This  is  a  digital  copy  of  a  book  that  was  preserved  for  generations  on  library  shelves  before  it  was  carefully  scanned  by  Google  as  part  of  a  project 
to  make  the  world's  books  discoverable  online. 

It  has  survived  long  enough  for  the  Copyright  to  expire  and  the  book  to  enter  the  public  domain.  A  public  domain  book  is  one  that  was  never  subject 
to  Copyright  or  whose  legal  Copyright  term  has  expired.  Whether  a  book  is  in  the  public  domain  may  vary  country  to  country.  Public  domain  books 
are  our  gateways  to  the  past,  representing  a  wealth  of  history,  culture  and  knowledge  that 's  often  difficult  to  discover. 

Marks,  notations  and  other  marginalia  present  in  the  original  volume  will  appear  in  this  file  -  a  reminder  of  this  book's  long  journey  from  the 
publisher  to  a  library  and  finally  to  you. 

Usage  guidelines 

Google  is  proud  to  partner  with  libraries  to  digitize  public  domain  materials  and  make  them  widely  accessible.  Public  domain  books  belong  to  the 
public  and  we  are  merely  their  custodians.  Nevertheless,  this  work  is  expensive,  so  in  order  to  keep  providing  this  resource,  we  have  taken  Steps  to 
prevent  abuse  by  commercial  parties,  including  placing  technical  restrictions  on  automated  querying. 

We  also  ask  that  you: 

+  Make  non-commercial  use  of  the  file s  We  designed  Google  Book  Search  for  use  by  individuals,  and  we  request  that  you  use  these  files  for 
personal,  non-commercial  purposes. 

+  Refrain  from  automated  querying  Do  not  send  automated  queries  of  any  sort  to  Google's  System:  If  you  are  conducting  research  on  machine 
translation,  optical  character  recognition  or  other  areas  where  access  to  a  large  amount  of  text  is  helpful,  please  contact  us.  We  encourage  the 
use  of  public  domain  materials  for  these  purposes  and  may  be  able  to  help. 

+  Maintain  attribution  The  Google  "watermark"  you  see  on  each  file  is  essential  for  informing  people  about  this  project  and  helping  them  find 
additional  materials  through  Google  Book  Search.  Please  do  not  remove  it. 

+  Keep  it  legal  Whatever  your  use,  remember  that  you  are  responsible  for  ensuring  that  what  you  are  doing  is  legal.  Do  not  assume  that  just 
because  we  believe  a  book  is  in  the  public  domain  for  users  in  the  United  States,  that  the  work  is  also  in  the  public  domain  for  users  in  other 
countries.  Whether  a  book  is  still  in  Copyright  varies  from  country  to  country,  and  we  can't  off  er  guidance  on  whether  any  specific  use  of 
any  specific  book  is  allowed.  Please  do  not  assume  that  a  book's  appearance  in  Google  Book  Search  means  it  can  be  used  in  any  manner 
any  where  in  the  world.  Copyright  infringement  liability  can  be  quite  severe. 

About  Google  Book  Search 

Google's  mission  is  to  organize  the  world's  Information  and  to  make  it  universally  accessible  and  useful.  Google  Book  Search  helps  readers 
discover  the  world's  books  white  helping  authors  and  publishers  reach  new  audiences.  You  can  search  through  the  füll  text  of  this  book  on  the  web 


at|http  :  //books  .  google  .  com/ 


über  dieses  Buch 

Dies  ist  ein  digitales  Exemplar  eines  Buches,  das  seit  Generationen  in  den  Regalen  der  Bibliotheken  aufbewahrt  wurde,  bevor  es  von  Google  im 
Rahmen  eines  Projekts,  mit  dem  die  Bücher  dieser  Welt  online  verfügbar  gemacht  werden  sollen,  sorgfältig  gescannt  wurde. 

Das  Buch  hat  das  Urheberrecht  überdauert  und  kann  nun  öffentlich  zugänglich  gemacht  werden.  Ein  öffentlich  zugängliches  Buch  ist  ein  Buch, 
das  niemals  Urheberrechten  unterlag  oder  bei  dem  die  Schutzfrist  des  Urheberrechts  abgelaufen  ist.  Ob  ein  Buch  öffentlich  zugänglich  ist,  kann 
von  Land  zu  Land  unterschiedlich  sein.  Öffentlich  zugängliche  Bücher  sind  unser  Tor  zur  Vergangenheit  und  stellen  ein  geschichtliches,  kulturelles 
und  wissenschaftliches  Vermögen  dar,  das  häufig  nur  schwierig  zu  entdecken  ist. 

Gebrauchsspuren,  Anmerkungen  und  andere  Randbemerkungen,  die  im  Originalband  enthalten  sind,  finden  sich  auch  in  dieser  Datei  -  eine  Erin- 
nerung an  die  lange  Reise,  die  das  Buch  vom  Verleger  zu  einer  Bibliothek  und  weiter  zu  Ihnen  hinter  sich  gebracht  hat. 

Nutzungsrichtlinien 

Google  ist  stolz,  mit  Bibliotheken  in  partnerschaftlicher  Zusammenarbeit  öffentlich  zugängliches  Material  zu  digitalisieren  und  einer  breiten  Masse 
zugänglich  zu  machen.  Öffentlich  zugängliche  Bücher  gehören  der  Öffentlichkeit,  und  wir  sind  nur  ihre  Hüter.  Nichtsdestotrotz  ist  diese 
Arbeit  kostspielig.  Um  diese  Ressource  weiterhin  zur  Verfügung  stellen  zu  können,  haben  wir  Schritte  unternommen,  um  den  Missbrauch  durch 
kommerzielle  Parteien  zu  verhindern.  Dazu  gehören  technische  Einschränkungen  für  automatisierte  Abfragen. 

Wir  bitten  Sie  um  Einhaltung  folgender  Richtlinien: 

+  Nutzung  der  Dateien  zu  nichtkommerziellen  Zwecken  Wir  haben  Google  Buchsuche  für  Endanwender  konzipiert  und  möchten,  dass  Sie  diese 
Dateien  nur  für  persönliche,  nichtkommerzielle  Zwecke  verwenden. 

+  Keine  automatisierten  Abfragen  Senden  Sie  keine  automatisierten  Abfragen  irgendwelcher  Art  an  das  Google-System.  Wenn  Sie  Recherchen 
über  maschinelle  Übersetzung,  optische  Zeichenerkennung  oder  andere  Bereiche  durchführen,  in  denen  der  Zugang  zu  Text  in  großen  Mengen 
nützlich  ist,  wenden  Sie  sich  bitte  an  uns.  Wir  fördern  die  Nutzung  des  öffentlich  zugänglichen  Materials  für  diese  Zwecke  und  können  Ihnen 
unter  Umständen  helfen. 

+  Beibehaltung  von  Google -Markenelementen  Das  "Wasserzeichen"  von  Google,  das  Sie  in  jeder  Datei  finden,  ist  wichtig  zur  Information  über 
dieses  Projekt  und  hilft  den  Anwendern  weiteres  Material  über  Google  Buchsuche  zu  finden.  Bitte  entfernen  Sie  das  Wasserzeichen  nicht. 

+  Bewegen  Sie  sich  innerhalb  der  Legalität  Unabhängig  von  Ihrem  Verwendungszweck  müssen  Sie  sich  Ihrer  Verantwortung  bewusst  sein, 
sicherzustellen,  dass  Ihre  Nutzung  legal  ist.  Gehen  Sie  nicht  davon  aus,  dass  ein  Buch,  das  nach  unserem  Dafürhalten  für  Nutzer  in  den  USA 
öffentlich  zugänglich  ist,  auch  für  Nutzer  in  anderen  Ländern  öffentlich  zugänglich  ist.  Ob  ein  Buch  noch  dem  Urheberrecht  unterliegt,  ist 
von  Land  zu  Land  verschieden.  Wir  können  keine  Beratung  leisten,  ob  eine  bestimmte  Nutzung  eines  bestimmten  Buches  gesetzlich  zulässig 
ist.  Gehen  Sie  nicht  davon  aus,  dass  das  Erscheinen  eines  Buchs  in  Google  Buchsuche  bedeutet,  dass  es  in  jeder  Form  und  überall  auf  der 
Welt  verwendet  werden  kann.  Eine  Urheberrechtsverletzung  kann  schwerwiegende  Folgen  haben. 

Über  Google  Buchsuche 

Das  Ziel  von  Google  besteht  darin,  die  weltweiten  Informationen  zu  organisieren  und  allgemein  nutzbar  und  zugänglich  zu  machen.  Google 
Buchsuche  hilft  Lesern  dabei,  die  Bücher  dieser  Welt  zu  entdecken,  und  unterstützt  Autoren  und  Verleger  dabei,  neue  Zielgruppen  zu  erreichen. 


Den  gesamten  Buchtext  können  Sie  im  Internet  unter  http  :  //books  .  google  .  com  durchsuchen. 


3  2044   1 


03  202  263 


.vä< 


ILVliV^VRD  ImKW  LiBltiUA' 


a 


A 


'/ 


eh 


ffj/f/ 


♦  >  /fff//f,i /ff .  hffr/fffrff 


.''^ 


^^m 


V 

•v'^-^ 


i^.^^sHf 


!. 


l- 


Juristische  MiethbOcherei 
Bnchhandlang  und  ABtiqnariat 

für  Rechts-  u.  Staatswissenachaft 
von 

Struppe  &  Wlnekler 

Berlin  W.IT. 

Doroth««ii8traBf«e  82 

genübpr  dem  Wintergarten). 


»^ 


li, 


LEHRBUCH 


DER 


DEUTSCHEN  RECHTSGESCHICHTE. 


VOH 

Dr.  kichaed  schköder, 

PROFESSOR  IN  HEIDELBERG. 


ÜRITTE,  WESENTT.ICH  UMGEARBEITETE  AUPU^^GE. 

MIT  EINER  ARBn^DÜNO  IM  TEXT  UND  FrNF  KARTEN. 


LEIPZIG, 

VERLAG  VON  VEIT  &  COMP. 

1898. 


/6 


i/k.c .  ^ct.  /s^  yf*ir 


Druck  von  Metzger  A  Witt  ig  in  Leiprig. 


Vorwort. 


Dem  Yerfaseer  dieses  Lehrbuches,  dem  die  Gunst  des  Publikums  es 
gestattet  hat,  schon  vier  Jahre  nach  dem  Erscheinen  der  zweiten  Auflage 
mit  einer  dritten  hervorzutreten,  hat  sich  je  länger  je  mehr  die  Wahrheit 
des  Goethe'schen  Spruches  eingeprägt: 

Seh*  ich  die  Werke  der  Meister  an, 
So  seh*  ieh  das,  was  sie  gethan. 
Seh'  ich  meine  eigenen  Siebensachen, 
So  seh'  ich,  was  ich  hätt'  sollen  machen. 

Daß  der  Verfasser  auch  diesmal  wieder  nach  besten  Kräften  bestrebt 
gewesen  ist,  diesem  Mangel  zu  begegnen  und  der  großen  Verbesserun gs- 
bedürftagkeit  seines  Werkes,  die  ihm  nur  zu  klar  geworden,  abzuhelfen, 
mag  die  neue  Auflage  bezeugen.  Nur  wenige  Abschnitte  sind  unver- 
ändert geblieben,  viele  Teile  haben  eine  vollständige  Umarbeitung  er- 
fahren. Am  meisten  verändert  sind  die  §§  6,  18,  19,  25,  26,  28,  29, 
31,  32,  34—36,  ^0— 43,  48—51,  53,  56,  57,  60—63,  67,  b^,  73,  78,  86, 
87,  92.  Die  zum  Teil  ausgezeichnete  Litteratur  der  letzten  Jahre  hat 
den  Verfasser  zu  gewissenhafter  Prüfung  und  vielfach  zur  Änderung 
früherer  Ansichten  veranlaßt  Um  so  mehr  glaubt  er  den  Anspruch  er- 
heben zu  dürfen,  daß,  wo  er  am  Alten  festhält,  dies  auf  objektiver  Über- 
zeugung von  der  Wahrheit  des  Behaupteten  und  der  Unzulänglichkeit 
der  Gegenausfuhrungen  beruht  Jede  Polemik  ist  unterblieben;  sie  gehört 
nicht  in  ein  Lehrbuch.  Die  seit  dem  Herbst  1897  erschienene  Litteratur 
konnte  nur  teilweise  noch  benutzt  oder  doch  angeführt  werden. 

Durch  die  außerordentliche  Erweiterung  der  Litteraturangaben  und 
vielfache  stoflFliche  Bereicherung  hat  der  Umfang  des  Buches,  obwohl  der 
Yerüasser  sich  überall  bemüht  hat,  in  der  Darstellung  zu  kürzen  und 
Entbehrliches  zu  streicheji,  abermals  um  33,  gegenüber  der  ersten  Auf- 
lage also  um  62  Seiten  zugenommen.  Der  Verfasser  ho£ft,  daß  darin 
eine  wirkliche  Bereicherung  erkannt  werden  wird.  Mehr  Berücksichtigung 
als  bisher  ist  namentlich  den  kirchlichen  und  den  agrarischen  Verhält- 
nissen zu  teil  geworden.  Die  Geschichte  der  Gerichtsverfassung  wurde 
durch  Erweiterung  des  §  86  bis  zur  Gegenwart  fortgeführt.  Besonderer 
Dank  gebührt  Herrn  Professor  Stammleb  in  Halle,  der  die  Beifügung 


IV  Vorwort 

seiner  Karte  über  die  Gerichtsorganisatioii  des  Deutschen  Reiches  bereit- 
willig gestattet,  hat. 

Beiche  Unterstützung  hat  die  Arbeit  des  Verfassers  durch  freundliche 
litterarische  Mitteilungen,  namentlich  auch  von  Sonderabdrücken,  erfahren. 
Seinen  Dank  glaubte  er  nicht  besser  ausdrücken  zu  können,  iils  durch 
sorgfaltigste  Berücksichtigung  des  Dargebotenen.  Vielen,  Bekannten  und 
unbekannten,  hat  der  Verfasser  auch  für  mündliche  und  briefliche  Be- 
richtigungen zu  danken,  in  erster  Beihe  seinen  Freunden  Zanoemeisteb, 
Brunneb  und  v.  Amiba. 

Zur  Erklärung  der  Abkürzungen  Ist  folgendes  zu  bemerken.  Brunneb^ 
Grundr.  bedeutet:  Bbünneb,  Geschichte  und  Quellen  des  deutschen  Bechts 
(vgl.  S.  3);  ZDä.\  Zeitschrift  für  deutsches  Altertum;  ZDR.i  Zeitschrift 
für  deutsches  Becht;  ZGO.\  Zeitschrift  für  die  Geschichte  des  Oberrheins; 
ZRG,'.  Zeitschrift  für  Bechtsgeschichte,  und  zwar  von  Band  14  an  (ohne 
Zusatz)  die  germanistische  Abteilung  der  neuen  Folge;  Kr,  FSchr.:  Kri- 
tische Vierteljahrsschrift  für  Rechtswissenschaft;  FDG.:  Forschungen  zur 
deutschen  Geschichte;  JV.  Archiv:  Neues  Archiv  der  Gesellschaft  für  ältere 
deutsche  Geschichtskunde;  K  Revue:  Nouvelle  Revue  de  droit  fran9ais  et 
etranger;  Mitteil.  d.  Ost  Inst. :  Mitteilungen  des  Instituts  für  österreichische 
Geschichtsforschung;  SM.:  Sitzungsberichte  der  phiL-hist  Klassen  der 
Akademien;  GGA,:  Göttingische  gelehrte  Anzeigen;  MG.:  Monumenta 
Germaniae. 

Heidelberg,  im  Juli  1898. 

Der  Verfasser. 
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§  I.   Die  Aufgabe  und  die  Perioden. 

Bkünker,  BG.  L  §§  1,  2,  5.  T.  Amira,  Grundriß*  1  iBP.;  Über  Zweck  und  Mittel 
der  germanischen  Bechtsgeschichte,  1876.  Sohx,  FränkiBcbea  Becht  und  rdmiscbes 
Eecht,  Prolegomena  zur  deutschen  RecbtQgeschichte,  1880  (ZKG.  14,  IfF.).  Roth,  Die 
Techtsgeschichtlichen  Forschungen  seit  Eichhorn  (ebd.  L).  Eichhorn,  Über  das 
geschichtliche  Studium  des  deutschen  Rechts  (Zeitschr.  f.  gesch.  RW.  L)* 

Innerhalb  des  indogermanischen  Sprachstammes  bilden  die  Germanen 
mit  den  Letto-Slawen,  Kelten,  Italikern,  Albanesen,  Griechen  und  Arme- 
niern eine  engere  Gruppe,  die  als  westaiische  der  ostarischen  oder  schlecht- 
hin arischen  Gruppe  (Indier  und  Eranier)  gegenübergestellt  wird.  Die 
Kultur-  und  Bechtszustande  dieser  Nationen  in  der  Zeit  vor  ihrer  Son- 
derung zu  erforschen  ist  die  Aufgabe  der  Tergleichenden  Sprachwissenschaft 
und  der  vergleichenden  Bechtswissenschaft^  Die  deutsche  Bechtsgeschichte 
beginnt  um  die  Mitte  des  ersten  Jahrhunderts  vor  unserer  Zeitrechnung, 
wo  durch  Cäsars  Eroberung  Galliens  die  antike  Kultoirwelt  bis  unmittelbar 
an  die  Grenze  Germaniens  vorgeschoben,  ein  Teil  der  Germanen  bereits 
in  die  Machtsphäre  Boms  hineingezogen  wurde.  Die  erste  Periode 
umfoßt  die  Urzeit  bis  zu  der  Gründung  der  germanischen  Beiche  auf 
römischem  Boden.  Sie  hat  es  nicht  bloß  mit  den  Südgermanen,  sondern 
auch  mit  den  Skandinaviern  oder  Nordgermanen  zu  thun,  deren  Rechts- 


^  Die  vergleichende  Rechtswissenschaft  gehört,  soweit  sie  sich  auf  das  indo- 
germanische Gebiet  bezieht,  in  den  Bereich  der  Rechtsgeschichte,  darüber  hinaus 
in  den  Bereich  der  Ethnologie  und  ethnologischen  Jurisprudenz.  Hauptorgan  in 
Deutschland  ist  die  seit  1878  erscheinende  „Zeitschrift  für  vergleichende  Rechts- 
wissenschaft^', herausgegeben  von  Bernhöft,  Cohn  und  Köhler,  auch  die  unten 
(8.  4)  angeführte  „Revue  de  droit  fran^ais  et  ^tranger^'  bewegt  sich  zum  Teil  auf 
demselben  Gebiete.  Unter  den  monographischen  Arbeiten  dieser  rüstig  aufistrebenden 
Wissenschaft  sind  namentlich  die  von  Bbrmhöft,  Daroun,  Darestb,  Delbrück, 
JoLLT,  Köhler,  Lavslrye,  Leist,  Maikb  und  Post  auch  für  die  germanische  Bechts- 
geschichte bedeutsam.  Vgl.  auch  0.  Sohrader,  Sprachvergleichung  u.  Urgeschichte', 
1890,  Schüler  v.  Liblot,  Abriß  der  europäischen  Staats-  u.  Bechtsgeschichte,  1874, 
und  gani  besonders  Leist,  Altarisches  ins  gentium,  1889;  Altarisches  ius  civile, 
1892 — 1896,  und  Jhsrikg,  Vorgeschichte  der  Europäer,  1894. 

R.  SCBB0DBB,  Donteche  Becht^eechlchte.    S.  Aafl.  1 
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aufzeichnuDgen  zwar  einer  erheblich  späteren  Zeit  und  vielfach  entwickel- 
teren Kulturstufe  angehören,  ndt  entsprechender  Vorsicht  aber  zu  den 
wichtigsten  Rückschlüssen  für  die  germanische  Urzeit  benutzt  werden 
können.  Die  zweite  Periode,  von  der  Gründung  bis  zur  Auflösung 
des  fränkischen  Reiches,  beschäftigt  sich  ausschließlich  mit  den  deutschen 
(westgermanischen)  und  denjenigen  ostgermanischen  Stämmen,  die  sich 
infolge  ihrer  geographischen  Lage  der  gleichen  Entwickelung  angeschlossen 
haben.  Das  Recht  und  der  Staat  der  Pranken  tritt  in  den  Vordergrund. 
Die  dritte  Periode,  von  der  Teilung  des  fränkischen  Reiches  bis  zum 
Ende  des  fünfzehnten  Jahrhunderts,  beschränkt  sich  auf  die  Verhältnisse 
des  deutschen  Reiches,  dessen  Rechtseinrichtungen  ein  immer  stärkeres 
Vordringen  des  fränkischen  Rechts  erkennen  lassen.  Die  rechtlichen  Zu- 
stände Frankreichs,  Englands  (seit  der  normannischen  Eroberung)  und 
wohl  auch  Spaniens  'beruhen  vorwiegend  auf  den  Grundlagen  des  frän- 
kischen Rechts.  Französische,  englische,  spanische  und  italienische  Rechts- 
geschichte sind  die  wichtigsten  Hilfsmittel  für  die  deutsche  Rechtsgeschichle 
des  Mittelalters.  'Die  vierte  Periode,  die  Neuzeit,  beginnt  mit  der  Ein- 
setzung des  Reichskammergerichts,  der  Beseitigung  des  Fehderechts  durch 
den  ewigen  Landfrieden,  den  mannigfachen  Reformbestrebungen  auf  dem 
Gebiete  der  Reichsverfassung.  Die  Rezeption  des  römischen  Rechts,  wie 
es  aus  der  italienisch-lombardischen  Jurisprudenz  und  der  kanonistischen. 
Doktrin  und  Praxis  hervorgeht,  führt  auf  allen  Gebieten  des  Rechts  zu 
neuen  Gestaltungen.  Die  Periode  schließt  mit  der  Errichtung  des  Deutschen 
Reiches,  der  Einsetzung  des  Reichsgerichts  und  den  auf  die  Herstellung 
der  Rechtseinheit  gerichteten  Gesetzen. 

Im  Gegensatze  zu  der  Methode  der  alten  Staats-  und  Rechtsgeschichte 
ist  die  politische  Geschichte  nur  so  weit  in  Betracht  zu  ziehen,  als  sie 
zur  Erklärung  der  Rechtsentwickelung  unentbehrlich  ist.  Dagegen  haben 
die  in  der  Rechtsgeschichte  oft  zvl  sehr  vernachlässigten  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  eine  größere  Berücksichtigung  zu  beanspruchen.  Die  Dar- 
stellung jeder  einzelnen  Periode  beginnt  mit  den  allgemeinen  politischen, 
gesellschaftlichen  und  wirtschaftlichen  Grundlagen,  dann  folgen  Verfassung 
und  Rechtsquellen.  In  den  drei  ersten  Perioden  schließt  sich  an  die 
letzteren  die  besondere  Darstellung  des  Privat-  und  Strafrechts  sowie  des 
Gerichtsverfahrens  an,  dagegen  fallt  dieselbe  in  der  vierten  Periode  weg, 
weil  nur  die  Umbildungen  der  rezipierten  fremden  Rechte,  aber  nicht 
diese  selbst  in  die  deutsche  Rechtsgeschichte  gehören. 

§  2.    Litteratur  und  Hilfsmittel. 

Die  besonderen  Quellen  nebst  der  einschlägigen  Litteratur  sind  je 
an  ihrer  Stelle  anzuführen,  hier  nur  was  eine  allgemeine  Bedeutung  hat. 
Eine  vortreffliche  Übersicht  enthält  Dahlmann-Waitz,  Quellenkunde  der 
deutschen  Geschichte,  6.  Aufl.  bearb.  von  Steindoeff,  1894.  Vgl.  auch 
Costa,  Bibliographie  der  deutsch.  RG.,  1858. 
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L  Lltteratiir  der  dentsehen  Beehtsgesehi^hte  (vgl.  v.  Amira*  70).  Über 
die  ältere  litteratar  vgl  §  87.  K.  F.  Eichhobk,  Deutsche  Staats-  u.  Kechts- 
geschichte^,  4  Bde,  1848-'44.  Brünneb,  Deutsche  Bechtsgeschichte,  L  1887.  II.  1892 
(vgl.  V.  Amira,  Gott  gel.  Anz.  1888  Nr.  2.  1896  Nr.  3.  Hertzberq,  Tidsskrift  for 
fietsridenskab  4,  385 ff.  5,  1  £  Sobröder,  Bist  Zeitschr.  65,  301  ff.  78,  198  ff. 
79,  224  ff.  Stutz,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  NF.  14,  173  ff.),  v.  Dambis,  Handbuch 
d.  deatscb.  Reichs-  u.  Staaten-Rechtsgeschichte,  4  Bde,  1859  —  63  (unyoliendet). 
ZopPL,  Deutsche  Staats-  u.  RG.*  1871—72.  Walter,  Deutsche  RG.«  1857.  Kürzere 
Lehrbücher;  Sieobl*,  1895.  Schulte«,  1893.  Phillips*,  1859.  —  Grundrisse:  Stenzbl 
1832,  Gbnolbr  1849  —  50  (unvollendet),  Frommbold  1894  (mit  Quellenauszügen). 
Vorzüglich:  y.  Amiba,  Grundriß  des  germanischen  Rechts S  1897  (der  Text  auch  in 
PiüLs  GnmdriB  der  germanischen  Philologie*  3,  51 — 222),  und  Bruitker,  Geschichte 
VL  Quellen  des  deutsch.  Rechts,  in  v.  Holtzenborff's  Encyklopftdie  der  RW.^  1890, 
S.  215-302. 

Gr.  Waitz,  Deutsche  Verfassungsgeschichte.  I^  (Die  Verfassung  des  deutschen 
Volkes  in  ältester  Zeit)  1880;  U*.  1882,  III«.  1883,  XV*.  1885  (Die  Verfassung  des 
frSnkischen  Reichs,  1.— 8.  Bd.);  V.— VIII.  (Die  deutsche  Reichsverfassung  von  der 
Mitte  des  9.  bis  zur  Mitte  des  12.  Jahrhunderts.  1.— 4.  Bd.)  1874—78,  V*  her.  v. 
Zetbsr,  1893,  VI*  her.  v.  Seeliqer,  1896.  Dazu:  Urkunden  zur  deutschen  Ver- 
fassungsgeschichte im  11.  u.  12.. Jahrhundert*,  1886.  Waitz,  Abhandlungen  zur 
deutschen  Verfassungs-  und  Rechtsgeschichte,  her.  von  Zeümer,  1896.  Brubher, 
Foncbungen  zur  Geschichte  des  deutschen  u.  französischen  Rechts,  1894.  J.  Ficker, 
UnteiBnchungen  zur  Rechtsgeschichte  (a.  u.  d.  T.:  Untersuchungen  zur  Erbenfolge 
der  ostgerman.  Rechte),  3  Bde,  1891  —  96  (vgl.  v.  Amira,  Gott.  gel.  Anz.  1892, 
^•269  ff.).  Gierke,  Das  deutsche  Genossenschaftsrecht,  3  Bde.,  1868—81.  v.'Betr- 
xixu-HoLLWEQ,  Der  germanisch -romanische  Givilprozeß  im  Mittelalter,  3  Bde, 
1868-74.  Goldschmidt,  Universalgeschichte  des  Handelsrechts^  1891  (a.  u.  d.  T.: 
Handbuch  des  HR.  I»). 

J.  Gbimm,  Deutsche  Rechtsaltertümer,  1828,  neue  Abdrücke  1854,  1881  (vgl. 
HofflYBB,  Berlin.  Jahrbücher  f.  wiss.  Kritik,  1880,  Nr.  65—70).  Noordbwier,  Neder- 
doitscbe  Regtsoudheden,  1853.  Zöpfl,  Altertümer  d.  deutschen  Reichs  und  Rechts, 
3  Bde,  1860 — 61.  OsehbrÜqgen,  Deutsche  Rechtsaltertümer  aus  der  Schweiz, 
1858—59  (größtenteils  in  den  „Studien"  wiederholt);  Studien  z.  deutsch,  u.  Schweiz. 
HO.,  1868;  Rechtsaltertümer  aus  Österreich.  Pantaidingen  (Wiener  SB.  41).  Bod- 
)U5]!,  Rheinganische  Altertümer,  2  Bde,  1819.  Spanobmberq,  Beiträge  z.  d.  teutschen 
Rechten  des  MA.,  1822;  Beiträge  z.  K.  d.  teutsch.  Rechtsaltertümer  u.  Rechts- 
quellen,  1824.  Grupen,  Deutsche  Altertümer  z.  Erläuter.  d.  sächs.  u.  schwäb.  Land- 
Q-  Lebnrechts,  1746;  Observationes  rerum  et  antiquitatum  Germ,  et  Rom.,  1763. 
PüPzxBORF,  Observationes  iuris  universi'  (mit  Appendix  variorum  statutorum  et 
iarium),  4  Bde,  1757 — 70.  Dreyer,  Sammlung  vennischter  Abhandlungen  z.  Er- 
länter.  d.  teutsch.  Rechte  u.  Altertümer,  3  Teile,  1754—63;  Zur  Erläuterung  d. 
teutsch.  Rechte  u.  s.  w.  angewandte  Nebenstunden,  1 768 ;  Beiträge  z.  Litteratur  u. 
Oeechichte  d.  teutsch.  Rechts,  1783.  Struben,  Nebenstunden,  6  Teile,  1789.  Wtoand, 
Wetzlar'schc  Beiträge,  3  Bde,  1840—51 ;  Denkwürdigkeiten  a.  d.  Archive  d.  Reichs- 
bmmergerichts,  1854;  Denkwürdige  Beiträge  f.  Gesch.  u.  Rechtsaltertümer,  1858 
I>ALWiOK  u.  Falck,  Eranien  z.  deutsch.  Privatrecht,  1825—28.  Gierke,  Untersuchungen 
t  deutsch.  Staats-  u.  Rechtsgeschichte,  seit  1878.  Dahn,  Bausteine,  6  Bde,  1879—84. 
^£iKB0LD,  Die  deutschen  Frauen  in  dem  Mittelalter^,  2  Bde,  1882.  Laboülaye, 
La  condition  civile  et  politique  des  femmes,  1842. 

J.  Grimm,  Von  der  Poesie  im  Recht  (Zeitschr.  f.  gesch.  RW.  2,  25—99). 
(tierke,  Der  Humor  im  deutschen  Recht  S  1886  (vgl.  Ltebreobt,  Zeitschr.  f.  deutsch. 
Pbil.  6, 137  ff.).  Retscher,  Beiträge  z.  K.  des  deutschen  Rechts,  1883.  Frensdorff, 
Recht  und  Rede  (Historische  Aufsätze  f.  WaiTz,  1886,  S.  433—490).  Köhler,  Ger- 
naaniache  Altertümer  im  Beovulf  (i.  d.  Germania  13,  129  ff.).  Vilmar,  Deutache 
Altertümer  im  Heliand*,  1862.    Lagehpusch,  Das  germanische  Recht  im  Heliand, 
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1894  (GiERKE,  Unters.  46).  R.  Schrödes,  Beiträge  z.  R.  des  deutschen  Bechts  aus 
deutschen  Dichtern,  ZDA.  13,  139  ff.;  Corpus  iuris  Germanici  po^ticum,  Zeitschr. 
f.  deutsche  Phil.  1,  257  ff.  2,  302  ff.;  Beiträge  z.  deutsch.  KG.  a.  d.  Dichtungen 
Konrad's  von  Würaburg,  ZRG.  7,  131  ff.  Dreyeb,  Abhandl.  v.  d.  Nutzen  des  Ge- 
dichts Reinke  de  Vos  in  Erklärung  der  teutsch.  Rechtsaltertümer  (Nebenstunden 
1 — 256).  BÖHLA.Ü,  Rechtsgeschichtliches  aus  Reineke  Fuchs  (Neue  Mitteil.  d.  thür.- 
sftchs.  Ver.  9,  2  S.  77  ff.).  Genqler,  Rechtsaltertümer  im  Nibelungenlied,  1861: 
Ein  Blick  a.  d.  Rechtsleben  Baiems  unter  Herzog  Otto  I.,  1880;  Über  Aeneas 
Sjlvius  in  seiner  Bedeutung  f.  d.  deutsche  RG.,  1860.  Haberltn,  Systemat  Be- 
arbeitung der  in  Meiehelbeck's  Hist.  Frising.  enthaltenen  Urkundensammlung,  1842. 
Franklin,  Die  freien  Herren  und  Grafen  von  Zimmern,  Beiträge  z.  RG.  nach  d. 
Zimmerischen  Chronik,  1884. 

Stobbb,  Geschichte  der  deutschen  Rechtsquellen,  2  Bde,  1860 — 64. 

Heusler,  Institutionen  d.  deutsch.  Privatrechts,  2  Bde,  1885 — 86.  Gierke, 
Deutsches  Privatrecht,  I.  1895.  Stobbe,  Handbuch  d.  deutsch.  Privatrechts,  5  Bde, 
1871—1885,  I".  u.  II'.  her.  v.  K.  Schulz  u.  H.  Lehmann,  1893,  1896—97.  Kraut, 
Grundriß  zu  Vorlesungen  über  d.  deutsche  Priv.R.',  bearb.  v.  Frensdorff,  1886. 
LoBRsCH  u.  Schröder,  Urkunden  zur  Geschichte  des  deutschen  Privatrechts  ^  1881. 
Altmann  u.  Bbrnheht,  Ausgewählte  Urkunden  zur  Erläuterung  der  Verfassungs- 
geschichte  Deutschlands  im  Mittelalter',  1895.  H.  0.  Lehmann,  Quellen  z.  deutsch. 
Reichs-  u.  Rechtsgeschichte,  1891. 

Zeitschriften:  für  geschichtliche  Rechtswissenschaft,  15  Bde,  1815—1850; 
für  deutsches  Recht,  20  Bde,  1839—1861;  für  Rechtsgeschichte,  seit  1881  (Neue 
Folge  .seit  Bd.  XIV,  1880,  a.  u.  d.  T.:  Zeitschrift  der  Savignystiftung  fftr  Rechts- 
geschichte, jeder  Band  eine  germanistische  und  eine  romanistische  Abteilung  um- 
fassend). Kritische  Überschau  der  deutschen  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft, 
6  Bde,  1853—59.  Kritische  Vierteljahrsschrift  für  Gesetzgebung  und  Rechtswissen- 
schaft, seit  1859.  Zeitschrift  für  schweizerisches  Recht,  seit  1852.  Revue  de  droit 
fran^ais  et  ^tranger,  4  Bde,  1844 — 47,  2.  Serie:  Revue  historique  de  droit  fran^ais 
et  ^tranger,  15  Bde,  1855—69,  3.  Serie:  Revue  de  l^gislation  ancienne  et  moderne 
fran^aise  et  ^trangöre,  6  Bde,  1870—77,  4.  Serie:  Nouvelle  Revue  historique  de 
droit  fran^ais  et  ^tranger,  seit  1877.  Historische  Zeitschrift,  her.  v.  Stbel,  seit 
1859.  Forschungen  z.  deutsch.  Geschichte,  26  Bde,  1862—86.  Deutsche  Zeitschr. 
f.  Gesch.- Wissenschaft,  seit  1889.  Hist  Jahrbuch  d.  Görres-Gesellschaft,  seit  1880. 
Zeitschr.  f.  d.  Gesch.  d  Oberrheins,  seit  1850,  N.  F.  seit  1886.  Westdeutsche 
Zeitschr.  f.  Gesch.  u.  Kunst,  seit  1882.  Hansische  G«schichtsbiätt«r,  seit  1871. 
Mitteilungen  d.  Instituts  f.  Österreich.  G^sch.- Forschung,  seit  1880. 

Rechtsgeschichte  einzelner  Territorien.  Darstellungen  der  Österrei- 
chischen Reichs-  und  Rechtsgeschichte:  v.  Lüschin,  Bachmann,  Webunbkt,  Huber, 
sämtlich  1895.  Ghabert,  Denkschriften  d.  Wiener  Akademie  III.  IV.  1852.  Schüler 
V.  LiBLOY,  Siebenbürg.  RG."  1867—68;  Materialien  zur  siebenb.  RG.  1861—62; 
Statuta  iurium  munic.  Saxonum  in  Transsilvania,  1853.  v.  Schwind  u.  Dopsch, 
Ausgewählte  Urkunden  zur  Verf.-Geschichte  der  deutsch-österreich.  Erblande  im 
Mittelalter,  1895.  Genoler,  Beiträge  zur  RG.  Bayerns,  4  Teile,  1889—94.  v.  Wyss, 
Abhandlungen  z.  Gesch.  d.  Schweiz,  öffentl.  Rechts,  1892.  Blümer,  Schweiz.  Demo- 
kratien, 2  Bde,  1848—59.  Bluntschu  (Zürich*,  1856).  Stettlee  (Bern,  1845).  Leüek- 
beboer  (Bern,  1873).  Segesser  (Luzem,  4  Bde,  1851—58).  Planta  (Rätien,  1872). 
Thttdichum  (Wetterau,  1867,  1874—1885).  Moser,  Osnabr.  Geschichte  (Sämtliche 
Werke  VI — VIII),  letzte  Ausgabe  von  Abeken,  1843.  Bonvalot,  Histoire  du  droit 
et  des  institutions  de  la  Lorraine  et  des  trois  ^vech^s  (873 — 1789),  1895.  Seibertz, 
(Westfalen,  4  Bde,  1860-75).  Falck  (Schlesw.-Holst.  Privatrecht  I— HI.  1825—38). 
Magnin  (Geschiedkundig  overzigt  van  de  besturen  in  Drenthe,  1838 — 50).  v.  Richt- 
BOKEN  (Untersuchungen  über  friesische  RG.,  3  Teile,  1880—86).  Hugo  de  Groot, 
Inleidiiig  tot  de  hollandsche  Rechtsgeleerdheid  (zuerst  1631,  neueste  Ausg.  1860). 
Fockcma-Andreae,   Bijdragen   tot   de   Nederlandsche  Rechtsgeschiedenis,    3  Bde, 
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1888—92.  J.  Tbltdio,  Schets  van  het  oud-friesche  privaatregt,  2  Bde,  1867—82: 
(Tbemls,  Jahig.  1868—69,  1871—74,  1876—80,  1882).  O.  Schmidt,  her.  v.  Noot- 
BBCK  (LiT-,  Esth-  und  Ctirland,  1895).  ^ 

II.  litteratwr  und  Quellen  Terwandter  Beehte. 

a)  Nordgermauifiches  Recht.  In  Verbindung  mit  den  südgermanischen 
Rechten  namentlich  bei  v.  Amira,  Qmndriß  (S.  8).  J.  Gbimm,  Deutsche  Recbts- 
mltertümer,  1828  (später  nnr  in  nenen  Abdrücken,  eine  neue  Ausgabe  steht  in  Ane- 
fiicht).  WiLDA,  Strafrecht  der  Germanen,  1812.  Rive,  Vormundschaft  im  Rechte 
der  Germanen,  1862  (vgl  K.  Maurbb,  Krit  VJSchr.  2,  76  E  4,  412  ff.).  Olive- 
CBOHA,  Gm  Makars  Giftorfttt  i  Bo^  1882  Im  übrigen  vgl.  K.  Mauber,  Udsigt 
OTcr  de  nordgermaniske  Retskilders  Historie,  1878;  Überblick  über  die  Geschichte 
der  nordgermanischen  Rechtsquellen,  in  ▼.  Holtzendobff'b  Encyklopftdie  der  RW.^ 
1890,  S.  351  ff.  J.  Grimm,  Litteratur  der  altnord.  Gesetze,  Zeitschr.  f.  gesch.  RW. 
3,  73  ff.  K.  Lehmakk,  Verzeichnis  der  Litteratur  der  nordgermanischen  RG.,  ZRG. 
20,  205  £  21,  165—178.  28,  246  f.  Mukch,  Det  norske  Folks  Historie,  6  Bde, 
1852—63  (die  2  ersten  Abschnitte  u.  d.  T.:  Die  nordisch -german.  Völker,  ihre 
ältesten  Heimatsitse,  Wanderzttge  u.  Zustände,  übersetzt  v.  Claussen,  1853).  Wein- 
hoLD,  Altnordisches  Leben,  1856.  Extser,  Nordmsendenes  private  Liv  i  Oldtiden 
(Efterladte  Skrifter  II.  1867);  Norges  Stats-  og  Retsforfatning  i  Middelalderen 
(ebd.);  Norges  Historie,  2  Bde,  1866—70.  Brandt,  Forelsesninger  over  den  norske 
Retshiatorie,  2  Bde,  1880-83  (vgl.  K.  Maürbr,  Krit.  VJSchr.  11,  410  ff.).  Aubert, 
Udaigt  over  de  norske  Loves  Historie,  1875.  v.  Amira,  Nordgermanisches  Obli- 
gationenrecht, 2  Bde,  1882 — 95.  K.  Lbhmank,  Der  Königsfriede  der  Nordgermanen, 
1886;  Abhandlungen  zur  germanischen,  insbesondere  nordischen  Rechtsgeschichte, 
1888.  K.  fiiAURER,  Island  von  seiner  ersten  Entdeckung  bis  zum  Untergange  des 
Freistaats,  1874;  Die  Quellenzeugnisse  über  das  erste  Landrecht  u.  die  Ordnung 
der  Bezirksyerfassung  des  isl.  Freistaates,  Abh.  d.  Münch,  Ak.  12,  3  ff.;  Die  Rechts- 
richtung d.  ält  isl.  Rechts,  Münchener  Festgabe,  1887,  S.  119  ff.  Finsek,  Om  de 
islandske  Love  i  Fristatstiden,  1873.  Stjerkhöök,  De  iure  Sveonum  et  Gothorum 
vetusto  llbri  duo,  1672.  Striki«iolm,  Svenska  Folkets  Historia,  5  Bde,  1834—54. 
Nordstrom,  Bidragtill  den  svenska  Samhällsförfattnings  Historia,  2  Bde,  1839—40. 
Xacmakh,  Svenska  Statsf5rfatningens  historiska  Utveckling,  zuletzt  1866 — 75; 
STerigeeStatsfSrfatningsrätt',  I.  1879.  Schlttbr,  Juridiska  Af  handlingar,  1836—79. 
Kopon  AüCHER,  Dansk  Lov-Historie,  2  Bde,  1769 — 76;  Samlede  juridiske  Skrifter, 
3  Bde,  1807 — 11.  Koldbrüp-Rosenvikoe,  Grundrids  af  den  danske  Retshistorie ^ 
1832  u.  1860  (bloßer  Neudruck);  deutsche  Übersetzung,  mit  Anmerkungen  be- 
gleitet, von  HoMEYBR,  1825.  Larsek,  Samlede  Skrifter,  4  Teile,  1857—61.  Stbmann, 
Den  danske  Retshistorie,  1871;  Geschichte  des  öffentl.  u.  Privatrechts  des  Herzog- 
tums Schleswig,  2  Bde,  1866.  Matzbk,  Forelsßsninger  over  den  danske  Retshistorie, 
5  Bde,  1893—96.  Dahlmauk,  Geschichte  von  Dänemark,  3  Bde,  1840—43.  —  Tidsskrift 
fbr  Retsvidenscab,  seit  1888.  Weitere  Litteraturangaben  bei  Amira',  70  f.  Zahl- 
reiche Abhandlungen  von  K.  Maurbb  in  den  Abhandlungen  und  Sitzungsberichten 
der  Münchener  Akademie,  Anzeigen  in  der  Kr.  VJSchr.  Vgl.  auch  Germanistische 
Abhandlungen,  Konrad  Maurer  dargebracht,  1893. 

Gesamtausgabe  der  norwegischen  Rechtsquellen:  Ketser,  Munch,  Stobm  u. 
Hekizbero,  Norges  gamle  Love,  5  Bde,  1846—95  (V.  2  enthält  ein  Glossar).  Dazu: 
Diplomatarium  Norvegicum,  12  Bde,  1848—88.  Vgl.  K.  Maurer,  Art  Gulathing 
und  Gulathingsldg,  bei  Ersgh  u.  Gruber,  Encyklopftdie  L  96,  377—418.  97,  1—74; 
Froeta/ingslög,  Abh.  d.  Münch.  Ak.  13,  3  S.  1  ff.  und  Historisk  Tidsskrift  II.  6. 
V.  Amiua,  i.  d.  Germania  32,  129  ff.  Für  Island:  Ausgabe  der  sg.  Grag&s  von 
FnrsEii  nach  dem  Codex  regius,  2  Bde,  1852—70;  nach  dem  Codex  Amamagnaeanus 
1879;  nach  den  übrigen  Handschriften  1883.  Vgl.  K.  Maurer,  Art  Graagaas,  bei 
Ebsch  u.  Grubeb,  a.  a.  0.  77,  1  ff.  und  Germania  15,  1  ff.  25,  232  ff.  Dazu:  Diplo- 
matarium Islandicum,  1857—76.    Gesamtausgabe  der  schwedischen  Rechtsquellen 
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bei  CoLLiN  n.  Schlyteb,  Corpus  iuris  Sueo-Gotorum  antiqui,  Id  Bde,  1827 — 77. 
Dazu:  Diplomatari  um  Suecanum«  6  Bde,  1829 — 78,  und  Svenskt  Diplomatarium, 
udg.  af  SiLVEBSTOLPE,  3  Bde,  1875 — 88.  Für  Dänemark:  Kolderüp-Rosenyinqe, 
Sämling  of  gamle  Danske  Love,  5  Bde,  1821 — 46;  Udvalg  af  gamle  Danske  Domme, 
4  Bde,  1842—48.  Secher,  Sämling  af  Eongens  Retterthings  Domme,  2  Bde,  1881—86. 
Die  vier  Provinzialrechte  (Sk&nske  Lov  nebst  Sunesens  Lex  Scaniae  provincialis, 
Sselandske  Loy  in  den  beiden  Waldemar  und  Erich  zugeschriebenen  Rechtsbüchem, 
Jydske  Lov)  in  vier  Bündchen  von  Thobsek  (1852 — 53),  das  zuletzt  genannte  außer- 
dem von  Petersen  (1850)  herausgegeben;  die  Stadtrechte:  Thorsen,  Die  dem 
jütischen  Low  verwandten  Stadtrechte,  1855.  Dazu:  Regesta  diplomatica  historiae 
Danicae,  1847,  1880—89.  —  Über  die  Sagas  als  rechtsgeschichtliche  Quellen  vgl. 
K.  Maurer,  Die  Huldarsaga,  Abh.  der  Münch.  Ak.  20,  225  ff. ;  Zwei  Rechtsfälle 
in  der  Eigla,  Münch.  S.-B.  1895,  S.  65  ff.;  Zwei  Rechts^le  a.  d.  Eyrbyggja,  ebd. 
1896,  S.  3  ff.    K.  Lehmann  u.  Schnorr  v.  Garolsfeld,  Die  Njalssage,  1883. 

b)  Französisches  und  belgisches  Recht  Monod,  Bibliographie  de  This- 
toire  de  la  France,  1888.  Brunner,  Überblick  über  die  (reschichte  der  französischen, 
normannischen  und  englischen  Rechtsquellen,  1890  (v.  Holtzendorff's  Encjklopädie 
der  Rechtswissenschaft^,  S.  305  ff.).  Zum  Teil  vortreffliche  Arbeiten  französischer 
Rechtshistoriker  in  der  „Revue  historique  de  droit''  (s.  S.  4),  der  „Biblioth^que  de 
röcole  des  chartes"  (seit  1889),  den  Sitzungsberichten  des  Institut  de  France  und 
der  verschiedenen  Akademien  und  wissenschaftlichen  Gesellschaften,  sowie  in  den 
Einleitungen  zu  den  einzelnen  Bänden  der  „CoUection  de  documents  in^dits  sur 
rhistoire  de  France".  —  Warnköniq  u.  Stein,  Französische  Staats-  und  Rechts- 
geschichte, S  Bde,  1846 — 48.  Schaffner,  Geschichte  der  Rechtsverfassung  Frank- 
reichs, 4  Bde,  1845—50.  Pardessus,  Memoire  sur  Torigine  du  droit  coutumier  en 
Fi'ance  (M^moires  de  l'Institut  10,  1834);  Essai  historique  sur  Torganisation  judi- 
ciaire  depuis  Hugues  Capet  ju8qu'4  Louis  XII,  1851.  Ginoulhiac,  Histoire  generale 
du  droit  fran9ai8,  1884.  Esmbin,  Gours  ^l^mentaire  d'histoire  du  droit  fran^ais-, 
1894.  Viollet,  Histoire  du  droit  civil  fran^ais,  1893;  Histoire  des  Institutions 
politiques  et  administratives  de  la  France,  I.  1890.  Gautibr,  Histoire  du  droit 
fran^ais*,  1884.  Fustel  de  Goulanoes,  Histoire  des  institutions  politiques  de  Tan- 
cienne  France,  1888 — 91 ;  Recherches  sur  quelques  problömes  d'histoire,  1885.  Minier, 
Pr^cis  historique  du  droit  fran^ais,  1854.  Guttat,  Histoire  du  droit  httn^ais,  1884. 
Glasson,  Histoire  du  droit  et  des  institutions  de  la  France,  6  Bde,  1888 — 94. 
Flach,  Origines  de  Tancienne  France,  2  Bde,  1886 — 93.  Luchaire,  Histoire  des  in- 
stitutions monarchiques  de  la  France  sous  les  premiers  Gapctiens,  2  Bde,  1883; 
Manuel  des  institutions  fran^aises,  Periode  des  Gapötiens,  1892.  Könioswarter, 
Sources  et  Monuments  du  droit  fran^ais,  1853.  Braune,  Introduction  a  Tctude 
historique  du  droit  coutumier  fran^ais,  1880;  Droit  coutumier  fran^ais,  1882—89. 
Beugnot,  Les  Olim  ou  Registre  des  arr^ts  rendus  par  la  coar  du  roi,  4  Bde,  1839 — 48. 
Seiunobos,  Le  regime  f^odal  en  Bourgogne,  1882.  Boutaeic,  Le  regime  feodal,  1875. 
Dg  Laqr^e,  Histoire  du  droit  dans  les  Pyren^es,  1867.  Rivi^re,  Histoire  des  in- 
stitutions de  TAuvergne,  2  Bde,  1874.  Bouthors,  Les  sources  du  droit  rural,  1865. 
Tardif,  Recueil  de  textes  pour  servir  4  Tenseignement  de  Thistoire  du  droit,  3  Bde, 
1883 — 85;  Histoire  des  sources  du  droit  fran^ais  au  moyen  age,  1890.  Doonon,  Les 
institutions  politiques  et  administratives  du  pajs  de  Languedoc  du  13.  si^cle, 
Toulouse,  o.  J.  Viollet,  Les  etablissements  de  S.  Louis,  3  Bde,  1881  —  83. 
Beauchbt,  Histoire  de  Torganisation  judiciaire  en  France,  1886.  Brunner,  Wort 
u.  Form  im  altfranz.  Prozeß  (S.-B.  d.  Wiener  Akad.  57);  Das  franz.  Inhaberpapier 
des  MA.,  Festschrift  für  Thöl,  1879. 

Warnkönio,  Flandrische  Staats-  u.  Rechtsgeschichte,  3  Bde,  1835 — 42.  Pouillet, 
Histoire  politique  nationale,  1882.  Britz,  Gode  de  l'ancien  droit  belgique,  1847. 
Defacqz,  Ancien  droit  de  la  Belgique,  2  Bde,  1846 — 73.  Vanberkindere,  Intro- 
duction k  rhistoire  des  institutions  de  la  Belgique  au  moyen  age,  1890. 

c)  Englisches  und  normannisches  Recht.  Brunner, Überblick 324 — 347; 
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Zur  Kechtsgeschicbte  det  römischen  und  germanischen  Urkunde  (1880)  149—208; 
Die  Entstehung  der  Schwurgerichte,  1872;  Das  anglonormannische  Erbfolgesjstem, 
1869  (vgl.  Maubbr,  Krit  VJSchr.  12,  306  ff.);  Die  Zulflssigkeit  der  Anwaltschaft 
im  franz.,  norm,  und  engl.  Recht  des  MA.  (Zeitschr.  f.  vergL.RW.  I.).  v.  Amira, 
Die  Anfänge  des  normannischen  Hechts  (Hist.  Zeitschr.  39,  241).  Kemble,  The 
Saxons  in  England',  1876;  deutsch  von  Brandis,  1858 — 54.  R.  Maürbb,  Über 
angelsächsische  Rechtsverhältnisse  (Krit.  Übersch.  1,  47,  405.  2,  30,  388.  8,  26). 
Phillips,  Geschichte  des  angelsächs.  Rechts,  3  825;  Englische  Reichs-  und  Rechts- 
geschichte, 2  Bde,  1827—28.  R.  Schmid,  Angelsächs.  Recht  (Hermbs,  krit  JB.  der 
Litteratur  31.  32);  Gesetze  der  Angelsachsen',  .1858,  antiquarisches  Glossar 
S.  521 — 680.  Adaks,  Looob,  Youno,  Laüghlin,  Essais  in  Anglosaxon  Law,  1876. 
WixBxuiANx,  Greschichte  der  Angelsachsen,  1883.  EIemblb,  Codex  dipiomaticus 
aevi  Saxonicl,  6  Bde,  1889 — 46.  Bibch,  Cartularium  Saxonicum,  2  Bde,  1885 — 87. 
TuoRPE,  Diplomatarium  Anglicum  aevi  Saxonici,  1865.  Glasson,  Histoire  du  droit 
et  des  institntions  de  TAngleterre,  6  Bde,  1882 — 83.  Pollock  and  Maitlakd,  History 
of  English  Law  before  Eduard  L,  2  Bde,  1895  (vgl.  Brünner,  ZRG.  30,  125  ff.); 
Pnblieations  of  the  Seiden  Society,  seit  1888  (vgl.  Bbünker,  ZRG.  27,  164  ff.). 
Maitland,  Select  Pleas  in  memorial  and  other  seignorial  courts,  I.  1889  (vgl. 
Brünner,  ZRG.  28,  184  ff.).  Stübbs,  Constitutional  history  of  England,  3  Bde, 
1874 — 78;  Select  charters  of  english  constitutional  history',  1874.  Reeves,  Histoiy 
of  the  English  Law,  5  Bde,  1814 — 29  (über  die  Bearbeitung  von  Finlason,  1869, 
vgL  Brunner,  Ejrit.  VJSchr.  13,  228  ff.).  Gneist,  Englische  Verfassungsgescbichte, 
1882;  Englisches  Verwaltungsrecht ',  1867;  Selfgovemment,  Kommunal  Verfassung 
u.  Verwaltungsgerichte  in  England',  1871.  Phillips,  Englische  Reichs-  u.  Rechts- 
geschichte, 2  Bde,  1828.  Henrici  de  Bracton,  De  legibus  et  consuetudinibus  Ang- 
liae  libri  quinque,  her.  v.  Travers  Twiss,  6  Bde,  1878  ff.;  Bractons  Note  Book, 
her.  v.  Maitland,  8  Bde,  1887  (vgl.  Bruunbb,  ZRG.  23,  240  ff.).  Biqelow,  Placita 
Anglo-Normannica,  1879;  History  of  procedure  in  England,  1880  (vgl.  Brünner, 
ZRG.  15,  202  ff.).  Tardif,  Coutumier  de  Normandie,  1881  (vgl.  Brl-nneb,  ebd. 
16,  226  f.).  Delisles,  Recueil  de  jugements  de  TEchiquier  de  Normandie,  1864. 
GutRiM,  Etüde  sur  la  procedure  criminelle  en  Angleterre  et  en  Ecosse,  1890. 

d)  Spanisches  Recht.  Montesa  t  Manrique,  Historia  de  la  legislacion  y 
recitationes  del  derecho  civil  de  Espana,  8  Bde,  1861 — 65.  Sehpere  y  Moreno, 
Historia  del  derecho  espanol,  1822—47.  y.  Braüchitsch,  Geschichte  des  span.  Rechts, 
1852.  HiNOJOSA,  Historia  general  del  derecho  espagnol,  I.  1887.  Oliver,  Historia  del 
derecho  en  Cataluna,  Mallorca  y  Valencia,  4  Bde,  1876—81.  F.  Wolf,  Ein  Beitrag 
zur  Rechtssymbolik  aus  spanischen  Quellen,  S.-B.  der  Wiener  Akad.  51.  Monu- 
menta  historica  Portugalliae,  I.  Leges  et  consuetudines,  1856 — 68.  Außerordentlich 
wertvolle  Untersuchungen  über  spanisches  Recht  bei  Ficker,  Über  nähere  Ver- 
wandtschaft zwischen  gotisch-spanischem  und  norwegisch-isländischem  Recht,  Mit- 
teiL  d.  oster.  Inst,  Erg.-Bd.  2,  456  ff.  (vgl.  K.  Maurer,  Krit  VJSchr.  31,  190  ff. 
V.  AxiRA,  Ldtteraturbl.  f.  germ.  u.  roman.  Philol.  1888,  Sp.  1  ff.). 

e)  Italienisches  Recht  Pertile,  Storia  del  diritto  italiano^  5  Bde,  seit 
1392.  La  Mantia,  Storia  della  legislazione  italiana,  I.  1884.  Ficker,  Forschungen 
zur  Reichs-  und  Rechtsgeschichte  Italiens,  4  Bde,  1868—74.  v.  Bethmank-Hollweo, 
Ursprung  der  lombardischen  Städtefreiheit,  1846.  Del  Jüdice,  Studi  di  storia  e 
diritto,  1889.  Hegel,  Geschichte  der  Städteverfassung  von  Italien,  2  Bde,  1847. 
Salviou,  Le  giurisdizioni  special!  nella  storia  del  diritto  italiano,  I.  1884;  Manuale 
di  storia  del  diritto  italiano  dalle  invasioni  germaniche  ai  nostri  giorni',  1892. 
Fr.  Schupfer,  Manuale  di  storia  del  diritto  italiano.  I.  Le  Fonti.  1895.  Köhler, 
Beiträge  zur  germanischen  Privatrechtsgeschichte,  1883 — 85.  Gaudenzi,  Sulla  pro- 
prieta  in  Italia,  1884.  Archivio  giuridicq,  seit  1868.  Studi  e  documenti  di  storia 
e  diritto,  1880—84.  Quellenwerke:  Mouumenta  historiae  patriae,  Turin;  Monu- 
menti  di  storia  patria  delle  provincie  Modenese,  1864 — 78;  Monumenti  istorici  perti- 
nenti  alle  provincie  della  Romagna,  Serie  I.  Statuti,  1869—77;   Monumenta  histo- 
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rica  ad  provincias  Pannensem  et  Placentinam  pertinetitia.  I.  Statuta,  1855—60; 
BoKAiKT,  Statut!  inediti  della  citta  di  Pisa,  8  Bde,  1854 — 57.  Muratori,  Anti* 
quitates  Italicae  medii  aevi,  6  Bde,  1788 — 42;  Diasertanoni  sopra  le  antichita  ita- 
liane,  8  Bde,  1751.  La  Maktia,  Storia  della  legislazione  di  Sicilia,  2  Bde, 
1866 — 74.  V.  BrÜkneck,  Siciliens  mittelalterliehe  Stadtrechte,  1881.  Mbbkbl,  Com- 
mentatio  qua  iuris  Siculi  sive  asaisamm  regum  Siciliae  fragmenta  proponuntur, 
1856.  Kohler,  Studien  aus  dem  Strafirecht,  II— V  (Das  Strafrecht  der  italienischen 
Statuten  vom  12.  bis  16.  Jh.),  1895—97. 

f)  KSmisches  Recht  im  Mittelalter,  v.  Savignt,  Geschichte  des  römi- 
schen Rechts  im  Mittelalter*,  7  Bde,  1834—51.  M.  Cokrat,  Geschichte  der  Quellen 
und  Litteiatur  des  römischen  Rechts  im  früheren  Mittelalter,  I.  1889—90. 

IIL  Hanpt-Quellenwerk.  Monumenta  Germaniae  historica,  seit  1826, 
begründet  vom  Freiherm  v.  Stein,  mit  Unterstützung  des  Deutschen  Bundes, 
jetzt  des  Deutschen  Reiches  und  Österreichs,  früher  unter  Leitung  von  Peetz,  jetzt 
unter  einer  eigenen  Centraldirektion.  Hauptabteilungen:  Scriptores  (fol.  und  4^), 
Auetores  antiquissimi  (4%  Leges  (fol.  und  4%  Diplomata  (fol.  und  4%  Deutsche 
Chroniken  (4%  Necrologia  (4»),  Antiquitates  (4<>),  Epistolae  (4<%  PoStae  latini  {4% 
Indices  1890.  Auf  Grund  der  Monumenta  erscheinen:  Scriptores  rerum  Germam- 
carum  in  usum  scholarum,  seit  1840,  und:  Die  Geschichtschreiber  der  deutschen 
Vorzeit  in  deutscher  Bearbeitung,  seit  1849.  Organ  der  Monumenta:  Archiv  (seit 
1876:  Neues  Archiv)  der  Gesellschaft  für  ältere  deutsche  Geschichtskunde,  seit  1824. 

IT.  Hüfswissenschafteii.  Deutsche  Zeitschrift  f.  Geschichtswissenschaft,  seit 
1889.    Zeitschrift  f.  Sozial-  u.  Wirtschaftsgeschichte,  seit  1893. 

V.  Inama-Sterneoo,  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte  (bis  zum  12.  Jahrhundert), 
2  Bde,  1879—91;  Über  die  Quellen  der  deutschen  Wirtschaftsgeschichte,  1877 
(Wiener  S.-B.  84);  Wirtschaft  fm  Paul's  Grundriß  der  germ.  Philologie*,  3,  1—50); 
Untersuchungen  über .  das  Hofsystem  im  Mittelalter,  1872 ;  Die  Ausbildung  der 
großen  Gmndherrschaften  in  Deutschland  während  der  ELarolingerzeit,  1878. 
Meitzek,  Siedelung  und  Agrarwesen  der  West-  u.  Ostgermanen,  der  Kelten,  Römer, 
Finnen  und  Slawen,  8  Bde  mit  Atlas,  1895  (vgl.  Stütz,  Gott  gel.  Anz.  1897, 
S.  515  ff.)-  Lampeecht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  im  Mittelalter,  8  Bde,  1885—86; 
Beiträge  zur  Geschichte  des  französischen  Wirtschaftslebens  im  11.  Jahrhundert, 
1878;  Die  wirtschafts-geschichtlichen  Studien  in  Deutschland  (Jahrbücher  f.  Natio- 
nalökonomie und  Statistik,  KF.  Bd.  6.  9.  11).  Hakssen,  Agrarhistorische  Abhand- 
lungen, 2  Bde,  1880.  Hakaüeb,  Les  constitutions  des  campagnes  de  TAlsace  au 
moyen-äge,  1864;  Les  paysans  de  TAlsace  au  moyen-äge,  1865;  Etudes  ^conomiques 
sur  TAlsace,  2  Bde,  1876—78.  Wolpp,  Beiträge  zur  siebenbürgisch-deutschen 
Agrargeschichte,  Hermannstadt  1885.  Ashley,  Englische  Wirtschaftsgeschichte, 
übers,  von  OppEmiETH,  2  Bde,  1896. 

Wattenbach,  Deutschlands  Geschichtsquellen  bis  zur  Mitte  des  18.  Jahrhun- 
derts ^  2  Bde,  1898 — 94.  Lorenz,  Deutschlands  Geschichtsquellen  seit  der  Mitte 
des  18.  Jahrhunderts",  2  Bde,  1886—87.  Potthast,  Bibliotheca  historica  medii 
aevi,  Wegweiser  durch  die  Geschichtswerke  des  deutschen  Mittelalters',  2  Bde, 
1895—96.  Bebsslau,  Handbuch  der  Urkundenlehre  für  Deutschland  und  Italien, 
L  1889. 

Östeeley,  Wegweiser  durch  die  Litteratur  der  Urkundensammlungen,  2  Bde, 
1885—86.  Wattenbach,  Das  Schriftwesen  des  Mittelalters',  1896.  Grotefend, 
Zeitrechnung  des  deutschen  Mittelalters  und  der  Neuzeit,  I.  1891.  Fleischhauer, 
Kalendei^ompendium  der  christlichen  Zeitrechnungsweise,  1884. 

Güdeke,  Grundriß  zur  Geschichte  der  deutschen  Dichtung",  6  Bde,  1884 — 96. 
Scherer,  Geschichte  der  deutschen  Litteratur*,  1891.  Kögel,  Geschichte  der 
deutschen  Litteratur  L  1894—97. 

Österlet,  Historisch -geographisches  Wörterbuch  des  deutschen  Mittelalters, 
1888.    Förstemann,  Altdeutsches  Namenbuch,   L  Personennamen,  1856,    II.  Orts- 
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namen',  1872.  v.  Sprümer,  Handatlas  f.  d.  Gesch.  des  MA.  u.  der  neueren  Zeit', 
bearb.  von  Mehke,  1880.  Dbotsbk  u.  Anbkee,  Historiseher  Atlas,  1886.  Wolff, 
Historischer  Atlas  1877. 

Du  Canoe,  Glossarium  mediae  et  infimae  latinitatis,  ed.  Henschel,  7  Bde, 
1840 — 50;  neueste  Ausgabe  von  Favre,  10  Bde,  1882—87.  Diefenbach,  Glossarium 
Latino-G^rmanicum  mediae  et  infimae  aetatis,  1857 ;  Vergleichendes  WB.  der  gotischen 
Sprache,  2  Bde,  1851.  Uhlenbeck,  Etymol.  WB.  der  gotischen  Sprache,  1896. 
Mdams,  Altnord.  Glossar,  1866.  Storm  og  Hsrtzbero,  Norges  gamle  Love,  V.  1895. 
Schltter,  Glossarium  ad  corpus  iuris  Sueo-Gotorum  antiqui  (Corp.  iur.  Sueo-Got. 
Xni,  1877).  Graff,  Althochd.  Sprachschate,  6  Bde,  1884—46.  Steikueter  u.  Sievers, 
Die  ahd.  Glossen,  3  Bde,  1879—95.  Benecke,  Müller  u.  Zarncke,  Mhd.  WB.,  3  Bde, 
1854—67.  Lexer,  Mhd  WB.,  3  Bde,  1869—78;  Mhd.  Taschen- WB>,  1891.  Schmeller, 
Baier.  WB.,  4  Bde,  1827—37,  2.  Aufl.  her.  v.  Frommann,  2  Bde,  1872—77.  Schiller 
u.  Lübben,  Mnd.  WB.,  6  Bde,  1875—81.  Haltaus,  Glossarium  Germanicum  medii 
aevi,  1758.  Brincoieier,  Glossarium  diplomaticum ,  2  Bde,  1850 — 55.  Grimm, 
Deutsch.  WB.,  seit  1854.  Heyne,  Deutsch.  WB.,  3  Bde,  1890—95.  Kluob,  Ety- 
molog. WB.  d.  deutsch.  Sprache  ^  1894.  v.  Richthofen,  Altfriesisch.  WB.,  1840. 
Doormxaat-Koolman,  WB.  d.  ostfriesisch.  Sprache,  1879  ff.  Verwus  en  Verdam, 
Middelnederlandsch  Wordenboek,  seit  1882.  Stallasrt,  Glossarium  van  verouderde 
rechtstermen«  L  1890.  Bosworth,  Anglo-Saxon  an  English  Dictionary,  1849.  Toller 
and  Bosworth,  Anglo-Saxon  Dictionary,  seit  1882.  R.  Sohmid,  Gesetze  der  Angel- 
sachsen', Glossar.  Wrioht,  Anglosaxon  an  old  english  vocabularies*,  by  Wülckbr, 
2  Bde,  1884.  Brückner,  Die  Sprache  der  Langobarden,  1895.  Diez,  Etymol.  WB. 
d.  roman.  Sprachen',  2  Bde,  1887.  Dupin  et  Laboulaye,  Glossaire  de  Tancien 
droit  firan^ais,  1846.  Raoueau  et  Laubiere,  Glossaire  du  droit  fran^ois,  neue  Aus- 
gabe von  Favre,  1882.  Raynouard,  Lexique  Roman,  6  Bde,  1838  ff.  La  Ournb 
deSainte-Palate,  Dictionnaire  historique  de  Tanc.  langage  fran^ois,  10  Bde,  1875 — 82. 
GoDEFROT,  Dictionnaire  de  Tancienne  langue  franQaise,  seit  1881.  Körtinq,  Latei- 
Disch-romanisches  WB.,  1890.'  Die  Herstellung  eines  umfassenden  Wörterbuches 
der  Siteren  deutschen  Rechtssprache  ist  seitens  der  Berliner  Akademie  der  Wissen- 
schaft in  Angriff  genommen. 

Paul,  Grundriß  der  germanischen  Philologie,  seit  1889,  zweite  Auflage  im 
Erscheinen.  Gröber,  Grundriß  der  romanischen  Philologie,  2  Bde,  1888—93. 
Zeitschr.  f.  deutsches  Altertum  (begr.  v.  Haupt),  seit  1841.  Germania  (begr.  v. 
Pfeiffer),  seit  1856.  Zeitschr.  f.  deutsche  Philologie  (begr.  v.  Zacher  u.  Höpfner), 
seit  1869.    Zeitschr.  f.  Volkskunde,  seit  1891. 

Eine  große  Bedeutung  für  die  Rechtsgeschichte  besitzt  die  „Rechtsarchäologie^S 
die  sich  teils  auf  alte  Abbildungen,  teils  auf  die  Erforschung  der  im  Rechtsleben 
angewendeten  Gebrauchsgegenst&nde  zu  stützen  hat.    Vgl.  v.  Amira,  Grundriß',  10  f. 


Erste  Periode. 
Die  germanische  Urzeit. 


Ga^esar,  Commentarii  de  hello  Galileo  (51  v.  Chr.)*  Tacitus,  Germania 
(98  n.  Chr.);  Hiatoriae,  Annales,  beide  unter  Trajan  (98—117  n.  Chr.). 

Waitz,  VG.  I '.  1880.  SoHM,  Die  fränkische  Reichs-  und  Gerichtsverfassung, 
1—8.  V.  Stbel,  Entstehung  des  deutschen  Königtums',  1881.  Erhardt,  Gott.  gel. 
Anz.  1882,  S.  1217—1261.  W.  Sickel,  Der  deutsche  Freistaat,  1879;  Zur  germa- 
nischen Verfassungsgeschichte  (Mitteil.  d.  österr.  Inst.,  Erg.-Bd.  1,  7  ff.)-  v.  Daniels, 
Handhuch  1,  12—41.  313—850.  Thudichtjm,  Der  altdeutsche  Staat,  1862.  Zacher, 
'Germanien  und  die  Germanen  (Ersch  u.  Gruber,  Encyklopädie  61).  y.  Bbthhank- 
HoLLWEo,  Die  Germanen  vor  der  Völkerwanderung,  1850.  Dahn,  Könige  der  Ger- 
manen, [.  1861;  Deutsche  Geschichte,  I.  1883;  Urgeschichte  der  germanischen  und 
romanischen  Völker  I.  1881  (dazu  Sickel,  Mitteil.  d.  österr.  Inst  2,  127  ff.);  Die 
Germanen  vor  der  Völkerwanderung  (Bausteine  1,  396 — 431);  Die  Landnot  der 
Germanen  (a.  d.  Breslauer  Festschrift  für  Windscheid,  1889).  Arnold,  Deutsche 
Urzeit,  1879  (Deutsche  Geschichte,  I.).  G.  Kaufmann,  Die  Germanen  der  Urzeit, 
1880  (Deutsche  Geschichte  his  auf  Karl  den  Großen  I.).  Lamprecht,  Deutsche 
Geschichte,  I^  1894.  Usinoer,  Anfänge  der  deutschen  Geschichte,  1875.  Genqler, 
Germanische  Rechtsdenkmäler,  1875.  Blandini,  La  monarchia  germanica  prima 
della  invasioni,  1888.  Baumstark,  Urdeutsche  Staatsaltertümer,  1873;  Ausfuhrliche 
Erläuterung  der  Germania  des  Tacitus,  2  Bde,  1875—81.  Kemble,  Die  Sachsen 
in  England,  ühers.  von  Brandes,  2  Bde,  1853—54.  K.  Maurer,  Oher  angelsäch- 
sische Rechtsverhältnisse,  Krit  Überschau  1,  47—120,  405—431.  2, 80—68,  388—440. 
3,  26—61.  Landau,  Die  Territorien,  1854.  Vandereindere,  Introduction  k  Thistoire 
des  institutions  de  la  Belgique  91—105.    Meitzen,  Siedelung  (S.  8)  1,  33  ff.  378  ff. 

Müllenhopf,  Deutsche  Altertumskunde,  I.  1870.  IL  1887.  III.  1895.  V.  1891. 
Mommsen,  Römische  Geschichte,  V.  1885;  Verzeichnis  der  römischen  Provinzen  um 
297,  mit  einem  Anhange  von  Müllenhofp,  1863  (Abh.  d.  Berl.  Ak.  1862).  Juno, 
Die  romanischen  Landschaften  des  römischen  Reiches,  1881. 
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Waitz  I'.  3—52.  Brünner,  RGr.  I.  §§  6,  7,  15.  Zeüss,  Die  Deutschen  und 
die  Nachbarstämme,  1837.  MttLLENHOPP,  Altertumskunde  II.  J.  Grimm,  Geschichte 
der  deutschen  Sprache',  1868.  Usinger,  Die  Anfange  der  deutschen  Geschichte, 
1875.  FöRSTEMANN,  Geschichtc  des  deutschen  Sprachstammes,  2  Bde,  1874 — 75. 
ScHRADER,  Sprachvergleichung  und  Urgeschichte',  347  —  615.  Weinhold,  Alt- 
nordisches Leben,  1856.  Kossinna,  Die  vorgeschichtliche  Ausbreitung  der  Ger- 
manen in  Deutschland  (Zeitschr.  f.  Volkskunde,  1896). 

Das  Volk  der  Germanen  zerfiel,  ebenso  wie  das  der  Kelten,  in  eine 
.£n*oße  Zahl  selbständiger  politischer  Gemeinwesen,  welche  die  Wissenschaft 
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«Is  ;^ Völkerschaften'^  zu  bezeichnen  pflegt;  die  römische  Benennung  war 
cwitasy  die  germanische  ,yYolk''  (got  piudoy  ahd..  thiot^  an.  piod  und  fylki)  \ 
Die  Völkerschaften  fährten,  ohne  dauernden  Zusammenhang  untereinander, 
jede  für  sich  ein  staatliches  Leben.  Die  sprachlichen  Verschiedenheiten 
•  ergeben  die  Sonderung  der  Nation  in  zwei  Gruppen,  die  man  nach  ihren 
ursprünglichen  Wohnsitzen  als  Ost-  und  Westgennanen  unterscheidet^. 
Zu  den  Ostgermanen  gehörten  außer  den  gotisch -vandalischen  Völkern 
östlich  der  Odemiederung  auch  die  Skandina?ier  oder  Nordgermanen 
(Dänen,  Norweger,  Schweden,  ursprünglich  auch  die  Heruler),  zu  den 
Westgermanen  die  Deutschen,  mit  Einschluß  der  Franken  und  Friesen, 
sowie  die  Langobarden  und  Angelsachsen  ^  Die  Westgermanen  gliederten 
sich  nach  Maßgabe  ihrer  Abstammung  in  die  Gruppen  der  Ingväonen, 
IstYäonen  und  Herminonen.  Eine  rechtliche  oder  politische  Bedeu- 
i^ung  besaßen  diese  Einteilungen  nicht  mehr,  doch  bestanden  immer  noch 
innerhalb  der  alten  Stamme  umfassendere  Eultusverbände,  welche  eine 
irrößere  oder  geringere  Zahl  verwandter  Völkerschaften  in  Gebet-  und 
Opferdienst  zu  gemeinsamer  Ehrung  des  Stammesgottes  vereinigten^.  Der 
bedeutendste  war  der  Tempelbund  der  herminonischen  Sueben,  dessen 
Mittelpunkt  das  Heiligtum  {alah)  des  Ziu-Irmin  im  Lande  der  Semnonen 
bildete.  Die  letzteren  nahmen  als  Ziuwaren  (Verteidiger  des  Ziu)  eine 
führende  Stellung  ein;  Tacitus  bezeichnet  sie  als  „caput  Sueborum",  und 
schließlich  blieb  der  ursprünglich  einem  ganzen  Völkerkreise  eigene  Name 
an  ihnen  haften;  die  Semnonen  sind  der  Kern  der  späteren  Schwaben 
oder  Alamannen^  Außer  den  Jahresfesten  des  Gottes,  bei  denen  alle 
Völkerschaften  des  Bundes  durch  Gesandte  vertreten  waren,  zeich- 
neten sich  die  Sueben  durch  gewisse  Eigentümlichkeiten  in  Tracht  und 
Dialekt  aus.     Bei  ihnen  mögen  schon  Keime  der  Lautverschiebung,  die 


*  Vgl.   MüLLENHOFP,    5,    287. 

*  Vgl.  ScHEBEB,  Zar  Geschichte  der  deutschen  Sprache,  1868,  97  ff.  164. 
ZimiEB,  Ostgermanisch  and  Westgermanisch,  ZDA.  19,  398.    Müllenhoff,  3, 198.  202. 

'  Die  Barganden  waren  Ostgermanen,  vgl.  Köoel,  ZDA.  87,  221  ff.  Neuer- 
dings hat  FiCKSB,  Über  nähere  Verwandtschaft  zwischen  gotisch-spanischem  und 
norwegisch -isländischem  Recht  (Mitteil.  d.  österr.  Inst.  12,  456  ff)  und  Unter- 
fluchongen  zur  Rechtsgeschichte,  die  Langobarden,  Warnen  und  Friesen  nach  Maß- 
gabe ihres  Rechts  für  die  ostgermanische  Gruppe  in  Anspruch  genommen,  doch 
steht  der  westgermanische  Charakter  dieser  Völker  nach  Sprache  und  Recht  sowie 
nach  den  Zeugnissen  der  Geschichtschreiber  so  fest,  daß  die  in  Fickeb's  an  sich 
höchst  bedeutenden  Untersachungen  angeführten  Gegengründe  daran  nicht  zu 
rütteln  vermögen.  Vgl.  K.  Maübeb,  Krit  VJSchr.  31,  192.  v.  Amiba,  Gott.  gel. 
Ana.  1892,  Nr.  7  und  Litter.-Bl.  f.  germ.  u.  rom.  Philol.  1888,  Sp.  1  ff.  Siehe 
auch  Anm.  6. 

^  VgL  Grennania  c.  9  über  die  Donausueben,  c.  40  über  den  Nerthusdienst 
der  Ingväonen,  c.  43  über  den  Kultverband  der  Lugier  (Vandalen),  Annal.  1,  c.  50  f. 
über  den  Tanfanadienst  istväonischer  Völker  im  Lande  der  Marsen.  Dahn,  Könige 
7,  1,  S.  2  ff.    SoBK,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  2  f.     Bbünneb,  RG.  1,  31  f. 

^  VgL  Germania  c.  39.  Baumann,  Schwaben  u.  Alamannen,  FDG.  16,  217  ff. 
KossnrxA,  Die  Sueben  im  Zusammenhang  der  ältesten  deutschen  Vöikerbewegungen, 
Westd.  Zeitschr.  9,  199  ff.  10,  104  ff. 
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im  Laote  des  6.  Jahrhunderts  den  Übergang  vom  Germanischen  zum  Alt- 
hochdeutschen bezeichnet,  Torhanden  gewesen  sein,  wenigstens  tritt  das 
Althochdeutsche  zuerst  bei  den  Alamannen,  alsbald  auch  bei  den  eben- 
falls suebischen  Baiem  und  Thüringern,  sowie  bd  den  Langobarden  her- 
vor^  Die  weitere  Ausbreitung  des  Hochdeutschen  über  einen  Teil  der 
Franken  hat,  im  Anschluß  an  die  geographische  Lage,  auf  reiner  Eultur- 
entwickelung  beruht,  wie  dies  noch  heute  bei  dem  Fortschreiten  des  Neu- 
hochdeutschen in  den  niederdeutschen  Gebieten  der  Fall  ist  Geschlossene 
Kreise  hoch-  oder  niederdeutsch  redender  Stamme  hat  es  nie  gegeben, 
für  die  Rechtsgeschichte  ist  diese  aus  sprachlichen  Motiven  hergenommene 
Einteilung  daher  nicht  von  der  Bedeutung,  die  man  ihr  zum  Teil  hat  bei- 
legen wollen^. 

Auf  dem  Festlande  ursprünglich  nur  in  der  norddeutschen  Tiefebene 
zwischen  Elbe  und  Oder  seßhaft,  hatten  die  Germanen  sich  schon  vor 
Augustus  ostwärts  bis  zur  Weichsel  und  über  diese  hinaus  bis  an  den 
Pregel  ausgedehnt.  Hier  berührten  sie  sich  mit  den  Eisten  (Aestii),  d.  h. 
den  von  den  Slawen  als  „Preußen'^  zusammengefaßten  Preußen,  Letten 
und  Littauem.  Die  Grenze  gegen  die  Slawen  (Venedae,  Veneti)  bildete 
die  obere  Weichsel.  Die  Ausdehnung  der  Germanen  nach  Süden  und 
Westen  erfolgte  auf  Kosten  der  Kelten.  Neue  Sitze  suchend  fand  Cäsar 
die  keltischen  Bojer  in  Gallien^  nachdem  sie  ihre  noch  heute  nach  ihnen 
benannte  frühere  Heimat  (Boiohaemum,  Baiahaim,  Baias)  vor  den  Marko- 
mannen hatten  räumen  müssen,  während  die  auf  beiden  IJfern  des  Nieder- 
rheins angesiedelten  Menapier  sich  allmählich  zum  Rückzuge  über  den 
Rhein  gedrängt  sahen.  TJm  den  Beginn  unserer  Zeitrechnung  war  schon 
das  ganze  linke  Rheinufer  von  Basel  bis  zur  Nordsee  von  einer  ge- 
schlossenen Reihe  germanischer  Völker  besetzt,  nur  im  Moselgebiete  von 
keltischen  Trevirem  durchbrochen.  Keltischer  Herkunft  ist  auch  der 
unserm  Volke  zuerst  von  den  Römern  beigelegte  Gesamtname  Germanen^. 


^  Die  Langobarden  zeigen  auf  dem  Gebiete  des  Rechts  und,  nach  den  Unter- 
suchungen von  Brückner  (S.  9),  auch  auf  dem  der  Sprache  eine  so  große  Ver- 
wandtschaft mit  den  Sachsen  und  Angelsachsen ,  also  ingväonischen  Völkern,  daß 
ihre  Einordnung  unter  die  Herminonen  die  größten  Bedenken  hat.  Andererseits 
werden  sie  von  Strabo  7,  1,  Ptolemaeus  2,  c.  11,  §§  9,  15  und  Tacitus  (Annal.  2,  45) 
den  suebischen  Völkern  zugezählt  Man  muß  annehmen,  daß  dies  auf  Grund  ihrer 
Beteiligung  an  dem  großen  Snebenbunde  des  Marobod  geschehen  ist,  während 
umgekehrt  die  Chatten  und  Cherusker,  deren  herminonische  Abkunft  Plinius  4,  99 
bezeugt,  die  aber  dem  Bunde  fem  geblieben  waren,  in  Gegensatz  sm  den  Sueben 
gestellt  wurden.  Überhaupt  dürfte  die  maßlose  Ausdehnung  des  Suebenbegriffas 
in  der  Germania  aus  einer  ungehörigen  Vermischung  politischer  und  ethnogra- 
phischer Beziehungen  zu  erklären  sein.  Der  frühzeitige  Übergang  der  Langobarden 
zum  Hochdeutschen  ist  dann  auf  den  jahrhundertelangen  Einfluß  der  suebischen 
Völker,  unter  denen  die  Langobarden  seit  ihrem  Abzüge  aus  der  norddeutschen 
Heimat  gelebt  hatten,  zurückzuführen. 

^  Vgl.  ZRG.  15,  20.     Braune,  Beitr.  z.  Gesch.  d.  deutsch.  Sprache  1,  2  f. 

«  Vgl.  MüLLENHOFF  2,  189  flF.  Waitz,  1,  125  ff.  Über  den  Namen  DetUsehe 
vgl.  8  38  Anm.  2. 
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Derselbe  bedeutet  entweder  „Nachbarn"  oder  „Schreier",  „Rufer  im  Streit", 
und  wurde  anfangs  den  länger  in  der  Kultur  zurückgebliebenen  keltischen 
Belgiern,  den  Vorfahren  der  Wallonen,  von  ihren  vorgeschritteneren  Lands- 
leuten beigelegt;  auch  die  Nervier  und  Trevirer  scheinen  ursprünglich  mit 
unter  diesen  Begriff  gefallen  zu  sein.  Je  weiter  auch  in  diesen  Gegenden 
die  Kultur  um  sich  griff,  desto  enger  wurde  der  Kreis  der  keltischen 
Völkerschaften,  die  man  unter  diesem  Namen  zusammenfaßte,  während 
man  sich  gewöhnte,  denselben  nunmehr  auf  ihre  Nachbarn  germanischen 
Stammes  anzuwenden.  Seit  Donütian  (80 — 90)  wurden  die  von  den  links« 
rheinischen  Germanen  eingenommenen  Gebiete,  die  bereits  seit  Augustus 
einen  zu  Gallien  gehörigen  Heeresbezirk  Germania  bildeten,  im  Gegen- 
satze zu  den  beiden  belgischen  Provinzen  als  die  Provinzen  Ober-  und 
Niedergermanien  (Germania  I.  und  IL)  zusammengefaßt.  Den  Römern  waren 
die  Einwohner  heerfolge-,  zum  Teil  auch  tributpflichtig,  im  übrigen  be- 
hielten sie  größtenteils  ihre  Verfassung  und  sonstigen  nationalen  Ein- 
richtungen. Die  Grenze  der  unabhängigen  Germanen  gegen  das  römische 
Beich  bildeten  im  allgemeinen  der  Rhein  und  die  Donau,  nur  die  Pro- 
vinzen Obergermanien  und  Vindelicien  (Rätia  IL)  gingen  darüber  hinaus 
bis  an  den  römischen  Limes,  der  in  mannigfachen  Biegungen  von  der 
Lahnmündung  bis  zur  Mündung  der  Altmühl  reichend  als  dauernder 
Grenzschutz  gegen  die  Germanen  dienen  solltet 

Schon  bei  ihrem  Eintritt  in  die  Geschichte  hatten  die  Germanen 
den  rohen  Zustand  bloßer  Jagd-  und  Fischervölker  längst  überwunden. 
Noch  zogen  sie  vielfach  nomadenartig  umher  und  ihre  vornehmste  Habe 
bestand  in  ihren  Heerden,  aber  sie  trieben  auch  regelmäßigen  Ackerbau, 
der  freilich  noch  durchaus  extensiv  war  und  sich  auf  die  Frühjahrs- 
b^tellung  beschränkte.  Die  Jahre  berechneten  sie  nach  Wintern,  die 
Tage  nach  Nächten  ^^  Städtisches  lieben  und  städtisches  Gewerbe  kannten 
sie  nicht  Der  Handel  war  ausschließlich  Tauschhandel,  nur  im  Grenz- 
verkehr mit  den  Römern  bedienten  sie  sich  des  Geldes,  namentlich 
römischer  Silberdenare  der  Republik  und  solcher  aus  der  Zeit  der  Anto- 
nine ^^  Im  inneren  Germanien  wurden  vorzugsweise  goldene  Ringe  und 
Spiralen  oder  Bange  (ahd.  pouc,  an.  baugr),  deren  Wert  man  nach  einem 
wohl  gelegentlich  des  Bemsteinhandels  vom  Schwarzen  Meer  eingewan- 
derten Pfunde  zu  etwa  350  gr  berechnete,  bei  den  Nordgermanen  aber 
Tuchstücke  {vadmat)  zu  Zahlungea  verwendet     Als  eigentlicher  Wert- 

'  Vgl.  das  im  Auftrage  der  Beichs-LimeskommisBion  herausgegebene  Werk 
Ton  Sabwby  u.  HETTsnsB.  Der  obergermanisch-rhätische  Limes  des  Römerreicbes, 
seit  1894,  und  das  seit  1893  erscheinende  Limesblatt. 

^^  Ebenso  bei  den  Galliern  (Bell.  GalLVI.  c.lS).  Indem  der  neue  Zeitabschnitt 
schon  mit  Sonnenuntergang  begann,  berechnete  sich  eine  Woche  von  sieben  Nächten 
(engL  sennight)  zu  acht  Tagen,  wie  noch  unser  heutiger  Sprachgebrauch  und  frz. 
huitnme  feathfilt;  zwei  Wochen  von  vierzehn  Nächten  (engl,  fortnight)  waren  gleich 
15  Tagen  {fn.  quinxaine,  quinxe  Jaurs).    Vgl.  Schbadeb,  a.  a.  0.  449  ff. 

"  Ygl.  SoBTBKSB,  Beiträge  zur  (>esch.  d.  Greld-  u.  Münzwesens  i.  Deutsch- 
htnd,  FDG.  1,  207  ff. 
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messer  dibüte  das  Vieh,  so  daß  faihu  geradezu  Geld  oder  Lohn  be- 
deutete. 

Den  Gebrauch  gewisser  Schriftzeichen  hatten  die  Germanen  wahr- 
scheinlich gleich  den  übrigen  westarischen  Nationen  schon  aus  der  asia- 
tischen Heimat  mitgebracht  ^^  Sie  verwendeten  die  Zeichen  ausschließ- 
lich zu  religiösen  Zwecken  und  zum  Losen,  wobei  dieselben  unter  dem 
Raunen  heiliger  Worte  (daher  „Runen")  in  Holztafelchen  eingeritzt  wurden^'. 
Das  regelmäßige  Verlosen  der  Äcker  mag  dazu  geiührt  haben,  daß  jeder 
Hausherr  ein  eigenes  Zeichen  als  Hausmarke  oder  Handgemal  erhielt, 
dessen  er  sich  auch  zur  Bezeichnung  seiner  Habe  bediente^*.  Die  frühe- 
stens seit  dem  2.  Jahrhundert  vorkommenden,  in  zusammenhängender 
Schrift  verwendeten  Schreiberunen  sind  wohl  nicht  auf  die  mythischen 
Runen  der  Urzeit,  sondern  auf  römische  Kultureinflusse  zurückzuführen. 

Das  ursprünglich  nur  adjektivisch,  erst  in  späterer  Zeit  auch  sub- 
stantivisch gebrauchte  Wort  Beckt  (got  raihts,  an.  reäry  ahd.  reht)  be- 
deutete zunächst  das  „Gerichtete^'  (Gerade),  also  das  subjektive  Recht, 
sodann  die  „Richtung",  das  objektive  Recht  ^^  Die  gelaufigste  Bezeich- 
nung für  das  letztere  war  bei  den  Nordgermanen  Ittff^^,  bei  den  West- 
germanen She  (ahd.  iwa,  as.  So,  Suj  ags.  ä,  cb,  cbw,  afrs.  d,  i),  d.  h.  Billig- 
keit (lat.  aequum)^^    Geschriebenes  Recht  gab  es  nicht,  alles  Recht  war 


*"  Vgl.  WiMMEB,  Die  Rnnenschrifik,  übers,  v.  Holthauben,  1887.  Sievebs, 
Runen,  in  Paul's  Grundriß  I.  W.  GtAimm,  Übw  altdeutsche  Eunen,  1821.  v.  Lilien- 
CBON  u.  MtfLLEKHOFF,  Zur  Runeulehre,  1852. 

*'  Die  gemeingermanische  Bezeichnung  für  diese  Schreibtafeln  war  bök,  daher 
««Buchstabe^*.  Ob  Zusammenhang  mit  „Buche",  ist  bestritten.  Dafür  Kluoe,  u.  d. 
Wort,  sowie  Gkimm,  DWB.  2,  466  f.  470.  Dagegen  Sebvers,  a.  a.  0.  Von  dem 
Einritzen  der  Buchstaben  erklärt  sich  altsächs.  ags.  toHtan  (engl,  to  torite^  altnord. 
rita)^  von  dem  Auflesen  derselben  ahd.  lesan.  Dagegen  ist  ahd.  sertban  ein  von 
scribere  gebildetes  Lehnwort,  das  gleichzeitig  mit  der  lateinischen  Schrift  seinen 
Einzug  gehalten  hat 

^^  Derartige  Marken  haben  sich  zum  Teil  bis  heute  im  Gebrauch  erhalten. 
Vgl.  HoMETEB,  Haus-  und  Hofmarken,  1870,  und  Berichte  der  Beriiner  Akademie 
1872,  S.  611—623;  Über  das  germanische  Losen  (ebd.  1853,  S.  747—774);  Die  Los- 
stäbchen (i.  d.  Sjmbolae  Bethmanno-Hollwegio  oblatae,  Berlin  1868). 

^^  Vgl.  Ahiba',  7;  Nordgerm.  Obligationenrecht  1,  55  ff.  Diefenbach,  WB. 
d.  got  Sprache  2,  161  f.  Kluoe,  Etymol.  WB.  u.  d.  W.  Geimm,  DWB.  8,  364  f. 
Entsprechend  gebildet  ist  mlat  directum,  drtctum,  ital.  diritto,  frz.  droit.  Sehr 
beliebt  war  im  Mittelalter  die  allitterierende  Formel  „Recht  und  Rede",  wobei 
Rede  (ahd.  reda,  redja)  =  ratio.  Vgl.  Fbensdobfp,  Recht  und  Rede  (Historische 
Aufsätze,  dem  Andenken  an  Waitz  gewidmet,  1886,  S.  433—490). 

'^  Das  Wort  war  auch  Angelsachsen,  Friesen  und  Franken  bekannt  Vgl, 
Bbunneb,  ZRG.  17,  237.  Fb^nsdobff,  Hansische  Gesch.-Blätter  8,  47.  65.  Auch 
bei  den  bdagines  der  Goten  (Jordanis  Getica  c.  11)  ist  vielleicht  an  dieselbe  Wurzel 
zu  denken. 

"  Vgl.  Kluoe,  Etym.  WB.*,  83.  Andere  Bezeichnungen  got  vitop  (ahd. 
wixxödy  as.  loitod),  nach  Amiba  „das  zu  Beobachtende'^  femer  das  aus  „Unbill" 
(mhd.  unbflde),  „billig''  (mhd.  bilHch)  und  „Weichbild''  zu  erschließende  ahd.  *bilida. 
Vgl.  Geimm,  DWB.  2,  18.  26.  28.  Schmelleb,  Bayer.  WB.»  1,  230  f.  Kluge,  a,  a. 
0.  399.     Amiba»,  7.    Das  engl,  bill  hängt  mit  mlat  biüa,  biletta  (libellus)  zusammen. 
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Gewohnheitsrecht",  das  teils  in  konkreten  XJrteilsprüchen  Ton  Fall  zu 
Fall,  teils  in  abstrakten  Urteilen  oder  Weistümern  und  in  Rechtssprich- 
wörtern zum  Ausdrucke  kam". 


§  4.    Die  staatliche  Gliederung  der  Völlcerscbaften. 

WaitzP.  201— 2S5.  Bbuknex,  RG.  §  16.  AiiMnu»,  71  ff.  v.  Sybel,  85—81. 
GiERKE,  GenoBsenschaftsrecht  1,  39 — 45.  I^udichum,  Gau-  u.  Markverfassung  1—36. 
Lakdau,  Territorien  186  ff.  Sickel,  Fi-eistaat  86  ff.;  Mitteil.  d.  öst  Inst.  1881,  S.  133. 
Gemeiner,  Verfassung  der  Centenen,  1855.  Erhardt,  Älteste  germanische  Staaten- 
bildung, 1879.  Dahn,  Deutsche  Geschichte  1,  183  ff.;  Könige  1,  5—16,  41.  Bäum- 
st abk,  Staatsaltertümer  330 — 854.  Arnold,  Deutsche  Urzeit  315—329.  Lamprbcht, 
Deutsche  Geschichte  1,  101  f.  122  ff.  Bbthi^amn-Hollweo,  Germ.-rom.  CivilprozeB 
1,  75  ff  82  f.  MuNOH,  Nordisch-germanische  Völker,  126  ff.  H.  Delbrück,  Der 
aigermanische  Gau  und  Staat,  Preufi.  Jahrbücher  81,  471  ff.  (1895).  Hildebrand, 
Recht  und  SiUe  auf  den  verschiedenen  wirtschaftlichen  Kulturstufen,  I.  1896. 
J.  Grimm,  Deutsche  Grenzaltertümer  (Kl.  Sehr.  2,  80  ff.   Berl.  SB.  1848,  S.  109  ff.). 

Bei  dauernd  angesiedelten  Völkern  pflegt  der  Boden,  den  sie  be- 
wohnen, die  Grundlage  ihrer  staatlichen  und  rechtlichen  Entwickelung 
abzugeben:  ihre  Verfassung  erscheint  als  Landesverfassung,  ihr  Recht 
als  Landrecht.  So  weit  war  die  Seßhaftigkeit  der  Germanen  noch  nicht 
gediehen.  Der  Einzelne  hatte  im  allgemeinen  noch  kein  Privateigentum 
an  Grund  und  Boden,  und  selbst  das  Volk  betrachtete  sich  nicht  als 
dauernd  mit  diesem  verbunden,  ihm  war  das  Land  nur  der  Schauplatz, 
auf  dem  seine  rechtliche  und  wirtschaftliche  Existenz  den  notwendigen 
Raum  fand,  aber  sein  Recht  war  Volksrecht,  und  die  staatliche  Gliederung 
schloß  sich  durchaus  an  die  des  Volkes  an  \  Da  nun  „Volk"  und  „Heer" 
gleichbedeutende  Begriffe  waren  ^,  so  mußte  die  staatliche  Gliederung  der- 


^'  Tacitus,  Germ.  c.  19:  plusque  ibi  honi  mores  valent  quam  alibi  bonae  leges. 

^*  Vgl.  HiLLEBRAND,  Dcutschc  Rechtssprichwörtcr,  1856.  Graf  u.  Dietherr, 
Deutsche  Rechtssprichwörter,     1864.    Schröder,  ZRG.  5,  28  ff. 

^  Nur  wenige  Völkerschaften  trugen  einen  ihrer  geographischen  Lage  ent- 
lehnten Namen,  z.  B.  die  Markomannen  (Grenzbewohner),  Triboker  (Hügelbewohner), 
Vangionen  (Bewohner  der  Ebene)  und  die  Mehrzahl  derjenigen  Völker,  deren 
Namen  mit  rarii  (Verteidiger,  Inhaber,  Besitzer)  zusammengesetzt  sind,  wie  die 
Angrivarier  (später  „Engem**)  von  den  Angern  der  Wesemiederung.  Vgl.  MCllen- 
HOFP,  ZDA.  9,  236;  Abh.  d.  Berl.  Ak.  1862,  S.  529. 

*  VgL  Kluge,  Etym.  WB.*  391.  Ahd.  Glossen  übersetzen  „cuneus**  teils 
mit  folch,  teils  mit  k^riganoxseafy  kleinere  Heeresteile  (cunei,  turbae  minores) 
dagegen  mit  ,»Trupp  {drupOj  thrupo),  das  sich  L.  Alam.  65  auch  für  „Heerde**  ver- 
wendet findet  VgL  Steinmeyer  u.  Sievers  1,  74  f.  2,  439.  758.  Grapf,  Althochd. 
Sprachschatz  5,  252.  Urkunden  bieten  für  „in  Baiern**:  in  exercitu  Baiowariorum, 
für  „in  Ostßden**:  in  eaxrciiu  Ästerliudi,  in  orientali  exercitu  j  für  „Gebrauch  des 
ostftliscben  Landes**:  ritus  Ostersahson  herescaph.  Vgl.  Meichelbeck,  Hist  Fris. 
L  2.  Nr.  629  (a.  843).  ZRG.  18,  38.  Waitz  1,  213.  Der  freie  Volksgenosse  hieß 
bei  den  Langobarden  hariman  (ctrimannus,  homo  exercitalis).  Vgl.  Gbimm,  RA. 
291  ff.  Watpz  1,  213.  Savigny,  Gesch.  d.  röm.  Rechts  im  MA.*,  1,  192—214. 
Du  Caxob,  Glossar,  s.  v.  herimanni.  Siehe  auch  Steinmeyer  u.  Sievers  1,  80. 
MoMMBEX  n.  KossiNNA,  ZDA.  35,  172  ff.  264. 
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jenigen  des  Heeres  entsprechen.     Das  Heer  aber  zerfiel  in  Tausend- 
schaften und  Hundertschaften. 

Die  untersten  Abteilungen  des  Heeres  bildeten  die  nach  Sippschaften 
geordneten  Geschlechter  [farojfera,  zig&.  nuEgd,  genealogia,  generaUoY^ 
zugleich  lokale  Verbände  ^  aus  denen  man  erkennt,  daß  die  örtliche  An- 
Siedlung  der  Germanen  geschlechterweise  vor  sich  gegangen  ist.  Die  ein- 
zelnen G^chlechter,  in  denen  man  sich  der  gemeinschaftlichen  Abstam- 
mung noch  bewußt  war,  ohne  die  Yerwandtschaftsbeziehungen  im  einzelnen 
noch  übersehen  zu  können,  wurden  auf  diese  Weise  zu  Ortsgemeinden*. 
Die  Germanen,  denen  das  Wohnen  in  ummauerten  Städten  unerträglich 
erschien  ^  hatten  sich,  nach  Gegenden  verschieden,  teils  in  Dorfern,  teils 
auf  Einzelhöfen  (an.  bol^  gardtj  mhd.  eincede)  niedergelassen.  In  un- 
richtiger Deutung  der  Worte  des  Tacitus  hat  man  früher  vielfech  die 
Einzelhofwirtschaft  für  das  eigentlich  germanische  System  gehalten  und 
die  Dorfanlagen  auf  eine  spätere  wirtschaftliche  Entwickelungsstufe  zurück- 
führen wollen.  In  den  Alpen,  dem  Schwarzwalde,  den  Vogesen  und  dem 
skandinavischen  Gebirgslande  sowie  in  der  niederrheinischen  Tiefebene 
überwiegen  heute  noch  die  Einzelhöfe,  die  zweifellos  bis  in  die  Urzeit 
zurückreichen,  während  die  geschlossenen  Ortschaften  hier  erst  später  ent- 
standen sind;  aber  hier  gab  teils  die  gebirgige  Natur  des  Landes,  teils 
die  Ansiedelungsweise  der  gallischen  Vorbesitzer  den  Anlaß,  von  der  sonst 
allgemein  üblichen  Ansiedelung  nach  Dorfschaften  abzusehend    Wo  das 


'  Tacitus  G^rm.  c.  7:  nee  cc^sus  nee  fortuita  eonglobatio  turmam  aut  cuneum 
fciHty  sed  famüiae  et  proptnquitates.  Vgl.  Waitz  1,  SOfi^  Bbuniösb,  RG.  1,  85. 
Dem  laugobardischen  Herzog  Gisulf  gestattete  König  Alboin,  die  zur  Besetzung 
von  Friaul  erforderlichen  Mannschaften  selbst  auszuwählen:  qtMs  ipse  eligere 
voliddsset  Langobardorum  faras,  h.  e,  generationes  vel  lineas  (Paulus  Diac,  Hist. 
Langob.  2,  c.  9).  Die  Freilassung  vor  dem  versammelten  Heere  erfolgte  nach  der 
ältesten  alamannischen  Rechtsaufiseichnung  (Pact.  Alam.  U.  c.  45)  ,»in  den  Sipp- 
schaften des  Heeres"  [in  heris  generationis). 

^  Vgl.  Bbukneb,  1,  84,  der  insbesondere  fara  in  italienischen  und  französischen 
Ortsnamen  nachweist.  Vgl.  L.  Alam.  81:  Si  quis  contentio  orta  fuerit  inter  duas 
genealogia^  de  iermino  terrae  eorum,  Formula  Patav.  5  (Zeümer,  Formulae  459): 
in  vico  et  genealogia.  Die  Grundbedeutung  von  fera,  fara  (faramanni)  war  nach 
KöQEL  ,,Ge8chlecht"  (urverwandt  mit  lat.  purere),  nach  Hexninq  dagegen,  der  von 
fara  ausgeht,  „Fahrtgenossenschaft^^  (Fahrtgenossen),  wie  Bell.  Gall.  VI.  22  gentibus 
cognaiionibtisque  kominum  qui  tma  caierunt   Vgl.  ZDA.  36,  316  ff.  37, 21 7  ff.  804  ff. 

*  Vgl.  Waitz  1,  82  f.  v.  Sybbl  42  ff.  Gdbbke  1,  14  ff.  K.  Maubbe,  Krit. 
Überschau  1,  61  f.  69  ff.  Auf  Zusammenhang  mit  Sippschaft  und  Geschlecht  deuten 
die  patronymischen  Ortsnamen  auf  -ing  und  -ingen.  Vgl.  Föbstemann,  Altd.  Namen- 
buch' 2,  905  ff.  Kemble,  Sachsen  in  England  1,  371  ff.  Als  Ortsgemeinden  scheinen 
die  Geschlechter  schon  in  den  Worten  Cäsars  gentibus  cognaiionibusque  hominum 
qui  una  eoierunt  (Bell.  Gall.  6,  c.  22)  verstanden  zu  sein. 

•  Vgl.  Tacitus  Germ.  c.  16.  Amm.  Marc.  16,  c.  2  §  12.  Nur  die  Ubier  hatten 
sich  schon  zur  Zeit  Vespafiians  an  städtisches  Leben  gewöhnt  (Tacitus  Hist.  4, 
c.  63  f.).  Über  stadtartige  Hauptorte  germanischer  civitates  unter  römischer  Ober- 
hoheit, die  rechtlich  bloße  Flecken  waren,  vgl.  Mommsen,  im  Hermes  19,  67  f. 

^  Vgl.  Vandebkikdebe  bei  Schböder,  Die  Franken  und  ihr  Recht  50  f.  Lam- 
precht,  Zeitschr.  d.  Bergischen  Gesch.- Ver.  16,   19 — 27.     Meitzen,  Siedelung  u. 
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Einzelhofsystem  obwaltete,  umfaßte  das  Geschlecht  wohl  als  Bauer- 
schaftsgemeinde  eine  gewisse  Anzahl  solcher  Einzelhöfa  Die  Begel 
bfldete  aber  dnrchans  die  Ansiedelung  nach  Dorfgemeinden,  nur  waren 
die  Dörfer  nicht  Haus  an  Haus  und  keineswegs  wie  die  wendischen  ring- 
fSrmigen  Dörfer  oder  Rundlinge  nach  einem  bestimmten  Bebauungsplane, 
sondern  weitläufig  längs  der  Straße  und  in  freier  Anschmiegung  an  die 
natürlichen  Bodenverhältnisse  angelegt,  so  daß  ein  schroffer  Gegensatz 
zwischen  Dorf-  und  Einzelho&ystem  überhaupt  nicht  bestand  ^  Die  Be- 
zachnung  ,^orf''  ist  gemeingermanisch,  in  ihrer  ursprünglichen  Bedeutung 
aber  nicht  sicher  festgestellt^.  Auf  die  Befestigung  mit  Zaun  und  Graben 
deutet  die  besonders  bei  den  Angelsachsen  gebrauchliche,  in  zahlreichen 
Ortsnamen  wiederkehrende  Bezeichnung  tön,  engl,  toton^^.  Ulfilas  über- 
setzt (Marc.  6,  56)  elg  xmfiag  J)  Tiölsig  ij  äygovg:  in  haimos  aippau  baurgs 
oj^au  in  veihsa  und  bestätigt  damit  die  auch  in  Deutschland  am  meisten 
verbreiteten  Bezeichnungen  ahd.  heim  (got.  haims,  altn.  heimr,  ags.  häm^ 
alts,  AAii)!^,  ahd.  bürg  (got  baurgs^  an.  borgY^  und  ahd.  vAh  (got  veüis^ 
ags.  engl  unV;,  inhd.  vAch^  mnd.  afrs.  vAK^^, 

Für  das  öffentliche  Becht  hatten  die  Geschlechter  und  Ortsgemeinden 
noch  keine  Bedeutung;  ihr  Wirkungskreis  beschränkte  sich  auf  wirtschaft- 
liehe und  flurpolizeiUche  Angelegenheiten.  Die  unterste  Gemeinde  des 
öffentlichen  Rechts  war  die  Hundertschaft  {centena,  ahd.  hundari,  htm- 


Agrarwesen  1,  518  £  2,  77  £F.    Über  Einzelhöfe  bei  den  Kelten  vgl.  Ebhabdt,  Gei^ 
maniache  Staatenbildung  33.    Msitzen  1,  224  f.  442. 

^  VgL  Tacitus  Germ.  c.  16.  Lamprecht,  Wirtschafteleben  1,  7  f.  Dahn,  Könige 
7;  1  S.  97.  MsiTZB«,  Boden  und  landwirtsch.  Verb,  des  preojß.  Staates  1,  345  f. 
Wirrz  1,  114  f.  Siehe  auch  die  übrigen  S.  8  angeführten  wirtschaftsgeschicht- 
liehen  Werke. 

•  Vgl.  Gboim^  DWB.  2, 1276  f.  Kluge*  75.  Schrader,  Sprachvergleichung  und 
Urgeschichte '  578.  Kern,  Glossen  der  Lex  Salica  119  ff.  und  bei  Hbssels,  Lex 
Sallca  474.  UlfilaB  gebraucht  faurp  [für  Acker  (Nehem.  5,  16).  Ahd.  Glossen 
übersetEen  „in  oppidis*'  mit  m  trophom,  ^^municipii''  mit  dorfea,  ,,predia^'  mit  thorpj 
..yoppido"  mit  ihorfy  „territoria,  loca^^  mit  dorf  (Steinmetxr  u.  Sieybrs  1,  312.  2,  182. 
148.  382.  598),  ags.  Glossen  „compitum"  mit  tmm,  prop  und  pingstow  (Wrioht, 
Angloeaxon  vocabularies  1',  15).  Die  Umstellung  des  r  begegnet  auch  in  zahl- 
reichen niederdeutschen  und  dänischen  Ortenamen  auf  -irup  und  -drup.  Über 
Zusammenhang  mit  „turba"  und  „Trupp'*  (Anm.  2)  vgl.  Köoel,  ZDA.  37,  222. 

^^  VgL  Anm.  9.    Förstekahn,  a.  a.  0.  1487. 

"  Grundbedeutung:  Haus,  Wohnsitz.  Vgl.  Grimm,  DWB.  4,  2  S.  855.  Kluoe*^ 
161.  Waitz,  Das  alte  Becht  37,  53  ff  Förstemann,  a.  a.  0.  701  ff.  Mit  heim  » 
Dorf  hangt  „Heimgarten''  (Markt)  zusammen.  Vgl.  Grimm,  a.  a.  0.  871.  Stein- 
mktbe  u.  Sievers  1,  809. 

"  Vgl.  Waitz  1,  116.  Förstemakk,  a.  a.  O.  359  ff.  Schröder,  Die  Franken 
und  ihr  Becht  50.  Grimm,  DWB.  2,  534.  Kluge '^  60.  Die  Bezeichnung  setzte 
immer  einen  befestigten  Ort  voraus. 

"  Vgl.  DisFENBACH,  WB.  d.  got  Sprache  1,  138.  Sohmeller,  Bayer.  WB.* 
2,  841.  FObstbmaev,  a.  a.  0.  1583  f.  Schröder,  Franken  50.  Steinmeyer  u.  Sieters 
2,  513.  Das  mit  lat.  vicus,  gr.  oucog  urverwandte  Wort  geht  nach  Schrader, 
&.  a.  O.  578,  auf  skr.  vi9,  d.  h.  Niederlsssung  auf  gemeinschaftlichen  Weideplätzen, 
^arSck.  Im  Nordgermanischen  begegnet  für  Dorf  auch  by^  byr,  bc&r. 
B.  SchrOdbb,  DentBehe  Bechtsgeschichte.    8.  Aufl.  2 
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tari,  ags.  hundred,  an.  herap)^*,  wahrscheinlich  eine  Schar  von  100  oder 
(nach  dem  Oroßhundert)  120  Kriegern,  die  aber,  da  sie  sich  ans  ganzen 
Sippschaftsverbänden  zusammensetzte,  nicht  genau  abgezählt,  sondern  nur 
nach  der  DurchschnittsziflFer  gebildet  werden  konnte^*.  Als  unentbehr- 
liche taktische  Einheiten  im  Heere  bewahrten  die  Hundertschaften  durch- 
aus den  Charakter  persönlicher  Verbände,  der  auch  dadurch  nicht 
beeinträchtigt  wurde,  daß  jede  Hundertschaft  zugleich  einen  besonderen 
Thingverband  mit  eigenem  Hundertschaftsgericht  bildete  *•.  Erst  in  der 
folgenden  Periode  gestalteten  sich  die  Hundertschaften,  soweit  sie  sich 
überhaupt  erhielten,  zu  territorial  abgegrenzten  Hundertschaftsbezirken 
um^^    Jede  Hundertschaft  hatte  ihren  eigenen  Anfuhrer,  dessen  zwar  die 


^*  Die  1.  Auflage  hielt  noch  mit  Waitz,  Sohm,  Lamprecht  u.  a.  m.  an  der 
Ansicht  fest,  daß  die  Hundertschaft  schon  in  der  germanischen  Urzeit  ein  mit  dem 
,,pagus"  gleichbedeutender  territorialer  Bezirk  gewesen  sei,  während  von  anderer 
Seite  der  gemeingermanische  Charakter  der  Hundertschaft  überhaupt  geleugnet  und 
die  Entstehung  der  letzteren  auf  die  fränkische  Verfassung  zurückgeführt  wurde. 
Erst  Brünneb,  BG.  1,  116  ff.,  hat  mit  zwingenden  Gründen  den  Nachweis  geführt, 
d&B  die  Wahrheit  in  der  Mitte  liegt,  die  Hundertschaft  zwar  in  die  germanische 
Urzeit  zurückreicht,  aber  als  rein  persönlicher  Verband,  der  erst  später  vielfach, 
aber  nicht  allgemein  den  Charakter  eines  territorialen  Sprengels  angenommen  hat. 
y.  Amira'  72  und  Vanderkindebe,  Introduction  98,  sind  dieser  Auffassung  bei- 
getreten. Auf  die  einzelnen  Lagerhaufen  zur  Zeit  der  Wanderung  führt  Mbitzen, 
Siedelung  1,  140  ff.,  die  Hundertschaften  zurück.  Bbthqb,  Die  altgermanische 
Hundertschaft  (Berliner  Festgabe  an  WEmnoLD,  1896,  S.  1  ff.),  kommt  wieder  auf 
die  Annahme  eines  Zusammenhanges  mit  den  „Hundert''  im  Vortreffen  der  ger- 
manischen Heere  (S.  87).  Delbrück,  a.  a.  0.,  läßt  die  Hundertschaften  mit  den 
Dorfschaften  zusammenfallen,  die  in  der  Urzeit  einen  weit  größeren  Umfang 
gehabt  hätten  und  erst  später  in  kleinere  Dörfer  aufgeteilt  worden  seien. 

"  Nach  Amira*  72  wäre  bei  »»Hundert"  überhaupt  nicht  an  eine  bestimmte 
Zahl,  sondern  nur  an  eine  als  „Menge"  aufgefaßte  Volksabteilung  zu  denken.  Nur 
die  erst  seit  Alfred  d.  Gr.  vorkommende  ags.  hundreä'  sei  auf  eine  Bodenfläche 
von  120  Hufen  begründet  worden. 

^*  Vgl.  §  8.  Auch  die  allerdings  aus  besonderer  Bildung  hervorgegangenen 
isländischen  Tempelverbände  (Godorde)  waren  zum  Teil  persönliche  Thingverbände 
ohne  festen  Sprengel.     Vgl.  Ahira'  103  f.     Maitreb,  Island  38  ff.  156  ff. 

^^  So  bei  Franken,  Schwaben  (wohl  erst  unter  fränkischer  Einwirkung),  Angel- 
sachsen, Dänen,  Schweden,  teilweise  auch  in  Norwegen,  aber  nicht  in  Island. 
Unbekannt  blieben  die  Hundertschaftsbezirke  bei  Westgoten,  Langobarden,  Baiem, 
Friesen,  Sachsen,  obwohl  die  letzteren  anscheinend  noch  zur  Zeit  Karls  des  Großen 
persönliche  Verbände  von  je  120  Familien  gekannt  haben.  Vgl.  Capitulatio  de 
partibus  Saxoniae  c.  15  (Boretiüs,  Oapitularia  1,  69).  Siehe  auch  Hist.  Zeitschr. 
65,  305.  An  sich  brachte  es  die  Zusammensetzung  der  Hundertschaften  aus  Ge- 
schlechtem mit  sich,  daß  die  Hundertschaft  mehrere  Ortsgemeinden  umfaßte;  aber 
so  lange  der  militärische  Charakter  der  Hundertschaft  aufrechterhalten  wurde, 
mußte  eine  gewisse  Durchschnittsziffer  festgehalten  werden,  so  daß  bei  der  großen 
Verschiedenheit  in  dem  Wachstume  der  einzelnen  Gemeinden  eine  dauernde  ört- 
liche Festlegung  ausgeschlossen  war.  Man  wird  dabei  an  die  heutigen  Wahlkreise 
erinnert,  bei  denen  ebenfalls  bestimmte  Normalzahlen  zu  Grunde  liegen  und,  um 
diesen  zu  entsprechen,  von  Zeit  zu  Zeit  neue  örtliche  Abgrenzungen  in  Aussicht 
genommen  sind.  Aus  den  angegebenen  Gründen  konnte  sich  auch  (entgegen  der 
Annahme   v.  Stbel's)   der   gentilicische  Charakter  der  germanischen   Verfusung 
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zeitgeDössischen  Quellen  nicht  gedenken,  der  aber  später  bei  den  ver- 
schiedensten Stämmen  so  übereinstimmend  bezeugt  ist,  daß  sich  der  Rück- 
schluß auf  die  germanische  Zeit  von  selbst  ergiebt^^ 

Als  übergeordnete  Heeresabteilongen  über  den  Hundertschaften  er- 
scheinen bei  den  Ostgermanen  (Ost-  und  Westgoten,  Yandalen  und  Nord- 
germanen) die  Tausendschaften ^^,  jede  unter  einem  besonderen  Tausend* 
fohrer  {mälenarms,  got  pugundifc^a).  Bei  den  Westgermanen  ist  die 
gleiche  Einrichtung  bezeugt  für  die  Sachsen*^  und  Schwaben'^,  besonders 
aber  durch  Gäsars  Bericht  über  die  Heeresverfassung  der  Sueben  mit 
hundert  Gauen,  von  denen  jeder  jeweils  1000  Mann  zur  Heerfahrt  zu 
stellen  hatte,  während  reichlich  ebenso  yiele  zu  friedlicher  Arbeit  daheim 
bleiben  konnten  ^^.  Man  erkennt  deutlich  den  Übergang  von  der  mili- 
tärischen zur  territorialen  Gliederung;  was  ursprünglich  die  Niederlassung 
einer  Tausendschaft  gewesen  war,  erschien  nach  Verdoppelung  der  Be- 
Tölkerungszahl  nur  noch  als  der  territorial  abgegrenzte  Gestellungsbezirk 
fior  eine  Tausendschaft '^  Durchaus  territorialen  Charakter  tragen  auch 
die  in  dem  angelsachsischen  Beovulfsliede  erwähnten  Tausendschaften  ^. 
Zur  Zeit  des  Tacitus  war  der  ursprüngliche  Zahlbegrifif,  der  sich  mit  der 
Taosendschaft  verbunden  hatte,  bei  den  Westgermanen  offenbar  schon  in 
Vergessenheit  geraten;  die  Truppen  jedes  einzelnen  Gaues  bildeten  zwar 


nicht  über  die  Ortsgemeinde  hinaas  erstrecken.  Bern  gentiUcisch  war  dagegen 
die  xadruga,  skupanie  und  Grofishupanie  der  Siaven.  Vgl.  Tusnbb,  Slavisches 
Familienrecht  1874. 

"  Bei  Westgoten,  Langobarden,  Baiem,  Alamannen  als  cenienarius,  eeniurio, 
emHnus,  bei  Ulfiias  als  hundafapSf  bei  den  Angelsachsen  als  hundredes  ealdor,  den 
Nordgermanen  als  kersir,  heradakonungr ,  heraSa  höfpingi.  Der  bei  mehreren 
Stimmen  bezeugte  Amtsname  huwno  reichte  bei  den  Westgermanen  vielleicht  in 
die  Uizeit  zarück. 

i>  Vgl.  Waitk  1,  281.  SioxEL,  Freistaat  90,  98;  Zur  germ.  VG.  19  f.;  Gott 
gel  Anz.  1880)  8.  166  f.  MOllkmhoff,  ZDA.  10,  552.  Dahn,  Könige  1,  158.  177. 
211.  4,  174  f.  6,  211.  Landau,  Territorien  222.  Lex  Wisigot  2,  1  c  26.  9,  2 
c  1,  3 — 5,  8,  9.  In  der  letzteren  wird  die  Tansendschaft  thiupJMdui,  der  Tausend- 
fShrer  ikiuphadus,  tiuphadu8  genannt  Vgl  Gbdim,  Gesch.  d.  dentscb.  Sprache' 
177;  RA.  754.    Debfenbach,  WB.  d.  got  Sprache  2,  685. 

^  Widnkindi  res  gestae  Sazonicae  1,  c.  9:  Saxanea  nichü  eunctaü  novem 
ä^oBi  cum  singuhs  miUbus  miliium  dsstinare  non  dubitant.  Die  Taosendführer 
eneheinen  hier  als  duees,  Widukind  schrieb  erst  im  10.  Jahrhundert,  hat  aber 
ans  alter  thüringisch-sftchsischer  Heldensage  geschöpft  Vgl.  Röpjub,  Widukind 
von  Konrei  35. 

'*  Ermoldus  Nigellus  8,  v.  261  (MG.  Scr.  2,  494):  Alba  Suevorum  veniunt 
trtms  flumina  Rheni  milia  centenü  accumtsiata  viris^  also  die  nach  Hundertschaften 
geordneten  Tausendschaften  der  Schwaben.    Vgl.  Waitz  1,  217.  281. 

**  Bell«  Gall.  4,  c.  1 :  Hi  eentwn  pagos  habere  dicuntur^  ex  quibtis  quotannis 
nngula  nUHa  armaiorum  beUandi  oausa  ex  finibus  educimt  reliqui,  qui  dornt  man' 
senmiy  se  atque  illos  tUunt.  hi  rursus  in  vieem  anno  poat  in  armis  sunt  iUi  domi 
nmanenL 

**  £6  beruht  auf  mißverständlicher  Auslegung,  wenn  einzelne  Schriftsteller 
den  Boebiflchen  Gau  zu  zwei  Tausendschaften  berechnen. 

•*  Beoynlf  ▼.  2196,  2995. 
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noch  einen  eigenen  Heereskörper,  aber  von  dem  Erfordernis  einer  tak- 
tischen Einheit,  an  der  man  bei  den  Hundertschaften  noch  festhielt, 
warde  völlig  abgesehen,  der  Gau  war  zu  einem  raumhch  abgegrenzten 
Bezirke  innerhalb  des  Staatsgebietes  {civitas)  geworden.  So  war  es  nur 
natürlich,  wenn  die  römischen  Schriftsteller,  im  Anschlüsse  an  die  ihnen 
geläufigen  gallischen  Einrichtungen'^,  für  diese  innerstaatlichen  Bezirke 
seit  Cäsar  durchweg  die  Bezeichnung  poffus  verwendeten '^  Das  ent- 
sprechende deutsche  Wort  war  „Gau'*  (got  ffatvi,  as.  afrs.  ffö,  ffä,  ahd. 
ffewi,  ffouwi),  das  aber  ohne  streng  technische  Bedeutung  für  die  ver- 
schiedenartigsten Bezirke  eines  Landes  gebraucht  werden  konnte  >^.  Ahn- 
liche Bezeichnungen,  aber  nur  in  zusammengesetzten  Ortsnamen  vor- 
kommend, waren  bant  (ahd.  panz),  aib  (ahd.  eibcL)  und  paroy  bar^^. 

Die  Zahl  der  Gaue,  aus  denen  sich  eine  Völkerschaft  zusammen- 
setzte, war  sehr  verschieden,  ebenso  die  Größe  der  Gaue  untereinander, 
wie  es  das  verschiedenartige  Wachstum  der  Bevölkerung  im  Laufe  der 
Zeit  mit  sich  brachte.  Jeder  Gau  hatte  seinen  eigenen  Fürsten  und  er- 
freute sich  bis  zu  einem  gewissen  Grade  eines  eigenen  staatlichen  Lebens**, 


^  Vgl;  LoKQNON,  Geographie  de  la  Gaule  au  VL  slMe,  1878,  S.  24  £  Hibsch- 
FELD,  Gallische  Studien ,  Wiener  SB.  108,  803  ff.  Moicmsen,  im  HermeB  16,  449  f. 
454 ff.  486  f.  19,  816  ff.  Braumann,  Die  Principes  der  Gallier  und  Germanen  (s. 
S.  27),  S.  13. 

**  Eine  gewisse  Unsicherheit  des  Ausdrucks  zeigt  sich  noch  bei  Cäsars  prin-' 
eipes  regionum  aique  pagorum  (Bell.  Gall.  6,  c.  28),  fthnlich  wie  bei  den  magistrahts 
aß  prmcipes  (ebd.  c.  22).    Die  griechische  Bezeichnung  war  q>vkov. 

«'  Vgl.  Grimm,  DWB.  4,  1,  Sp.  1518  f.  Klttoe*  129.  Waitz  1,  206.  Thu- 
DiCHüM  8  ff.    Amira'  72. 

««  Vgl.  Waitz  1,  207  f.  Brükner  2,  145.  Grimm,  RA.  496;  G^esch.  d.  deutech. 
Sprache'  412.  477.  Müllenhoff,  ZDA.  9,  243.  Diefenbach,  WB.  d.  got.  Sprache 
1;  299.     FöRSTEMANN,  a.  a.  0.  204  f. 

'^  Daß  besondere  Gau  Versammlungen  abgehalten  wurden,  ist  wenigstens  wahr- 
scheinlich. Sie  hatten  wohl  insbesondere  in  agrarischen  Angelegenheiten  mitzu- 
sprechen, auch  die  Wahl  der  Hundertschaftsführer  mag  ihnen  obgelegen  haben. 
Daß  die  germanischen  Gaue  ebenso  gut  wie  die  gallischen  berechtigt  waren,  auf 
eigene  Hand  Kriege  zu  führen,  läßt  sich  gegenüber  dem  Fehderechte  der  Sipp- 
schaften nicht  bezweifeln,  aber  mit  Unrecht  hat  man  behauptet,  daß  bei  einem 
von  der  Landesgemeinde  beschlossenen  Kriege  jeder  einzelne  Gau  das  Recht  der 
Neutralität  besessen  habe.  Vgl  Dahh,  Urgeschichte  1,  89.  Brxtnner,  RG.  1,  115. 
Als  Segest  mit  seinem  Gefolge  (clientes),  obwohl  eonsensu  gentis  in  bellum  iraeius, 
also  zur  Teilnahme  am  Kriege  verpflichtet,  sich  zu  den  Römern  hielt,  wurde  er 
von  seinen  Volksgenossen  als  Feind  behandelt  Vgl.  Tacitus,  Ann.  I.  c.  55,  57. 
Daß  sein  Gau  zu  ihm  gehalten  habe,  wird  nicht  gesagt;  jedenfalls  würde  derselbe 
sich  damit  ebenso  wie  sein  Fürst  des  Landesverrates  schuldig  gemacht  haben.  Noch 
weniger  kann  man  aus  AnnaL.  I.  c.  60  auf  eine  anfängliche  Neutralität  des  Gaues 
des  Inguiomer  schließen.  Nur  persönlich  mochte  dieser  anfangs  Bedenken  getragen 
haben,  ob  er  sich  der  Führung  seines  Neffen  Arminius  unterordnen  sollte;  als  er 
sich  später  bei  dem  Kriege  gegen  Marobod  in  negativem  Sinne  entschied,  mußte 
er  mit  seinem  Gefolge  in  das  Elend  gehen  (Annal.  II.  c.  45),  sein  Gau  stand  also 
jedenfalls  zu  dem  vom  Volke  erwählten  Herzoge.  Etwas  anderes  war  es,  wenn  • 
einzelne  Gaue  der  Cugemen  sich  von  der  römischen  Oberherrschaft  frei  machten 
und  dem  Civilis  anschlössen  (Histor.  4,  c.  26). 
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ohne  daß  man  darum  doch  berechtigt  wäre,  den  Völkerschaften  nur  einen 
bondesstaaüichen  Charakter  beizulegen'^. 

§  5.    Die  Landesgemelnde  und  das  Kttnigtum. 

Waitz  1",  294—370.  Beunksb,  RG.  1,  §§  17.  18.  v.  Amba«  79.  93  ff.;  Gott 
geL  Anz.  1888,  S.  49  ff.  Dahn,  Könige  I.  GnsKS,  GenossenBchaftsrecht  1,  SO  ff. 
48  ff.  SiCKSL,  Freistaat  32—71;  Zur  germ.  YG.  16  f.  29  ff.;  Gott.  geL  Anz.  1880, 
S.  178  ff.  Kauvmakk,  Deutsche  Geschichte  1,  138  ff  144  ff.  Mühch,  Nord.-genn. 
Völker  165  f.  195  f.  Baumbtabk,  StaatsaltertQmer  123—203.  354  ff  Sohm,  Beichs* 
Q.  Ger.-Verf.  4 — 8.  Lamfbbcht,  Deutsche  Geschichte  1,  145  ff  Witthann,  Das 
altgerm.  Königtum,  1854.  Köpke,  Anfänge  des  Königtums  bei  den  Goten,  1859. 
Gbhoc,  RA.  229—265.  Gaupp,  Ansiedelungen  100  ff.  K.  LnocANir,  Königsfriede 
der  Nordgermanen,  1886.  Ebhardt,  German.  Staatenbildung  64  ff.  L.  Mxtbb, 
Zeitschr.  £  d.  Phil.  4,  190  f. 

Ein  eigentümlicher  Gegensatz  in  der  Verfassung  der  Ost-  und  West- 
germanen bestand  darin,  daß  die  ersteren  gleich  bei  ihrem  Eintritt  in 
die  Geschichte  unter  Königen  standen,  während  die  Völkerschaften  der 
Westgermanen  in  Friedenszeiten  keiner  einheitlichen  Spitze,  weder  einem 
erblichen  Könige,  noch  einem  gewählten  LandesfQrsten  gehorchten.  Dieser 
G^ensatz  hatte  aber  nur  eine  untergeordnete  Bedeutung,  da  sich  einer- 
seits auch  bei  den  Westgermanen  das  Königtum  mehr  und  mehr  ein- 
bürgerte, um  dann  im  Laufe  der  Völkerwanderung  zur  überwiegenden 
Herrschaft  zu  gelangen,  während  andererseits  das  germanische  Königtum 
mehr  Ehren-  als  Hoheitsrechte  umfaßte,  so  daß  auch  in  den  Monarchien 
der  Schwerpunkt  der  Verfassung  in  der  Volksversammlung  lag. 

1.  Die  gemeingermanische  Bezeichnung  der  Volksversammlung 
war  Thing  (ahi  dmc,  langob.  Ainx,  an.  ping)\  Das  Völkerschaftsthing 
(an.  fylkisping)  war  die  von  den  Römern  als  concäium  bezeichnete  politische 
Versammlung  der  Landesgemeinde  ^     Versammlungen  mehrerer  Völker- 


^  Manche  lassen  die  Völkerschaften  überhaupt  erst  durch  den  Zusammen- 
sefaluB  ursprflnglich  selbständiger  Gaustaaten  entstanden  sein.  Aber  schon  die 
griechische  Bezeichnung  (Anm.  26)  läßt  darauf  schliefen,  daß  die  Völkerschaften 
meistens  als  organische  Gebilde  aus  erweiterten  Tausendscbaften  henrorgegangen 
sind  und  mit  diesen  ihre  ursprüngliche  Wurzel  in  den  Geschlechtem  gehabt  haben. 
Lostrennnngen  einzelner  Gaue  kamen  vor,  wie  das  Beispiel  der  Bataver  (Germ. 
c  29.  BList  4,  c.  12)  ergiebt,  aber  sie  erfolgte  entweder  im  Wege  der  Empörung, 
also  im  Bechtsbruche,  oder  auf  Grund  friedlicher  Vereinbarung.  Da  den  Völker- 
sehaften  feste  Örtliche  Mittelpunkte  fehlten  und  die  Landesgemeinde  nach  Gau- 
gemeinden organisiert  war,  so  konnten  derartige  Ablösungen  und  ebenso  der  An- 
schloß selbständiger  Gaue  an  eine  andere  Völkerschaft  mit  Leichtigkeit  vor  sich 
gehen.     Vgl.  Bbüniibb,  BG.  1,  182. 

»  VgL  Grimm,  BA.  600,  747;  DWB.  2,  1165.  Kluoe,  Etym.  WB.«  73. 
T.  Amika'  158.  Andere  Ausdrücke  für  Volks-  und  Gerichtsversammlungen  waren 
makal  und  mallus,  as.  afins.  warf,  ags.  gemdt,  speziell  für  die  Landesgemeinde 
tkiodotßdng,  tkioimaüi,  liodwarf,  Hodihing*  Vgl.  unten  §  8  N.  4.  Bbünneb,  BG. 
1,  128  f.  144.     Wattz  1,  340. 

*  Eine  in  jeder  Beziehung  zutreffende,  durch  alle  späteren  Nachrichten  be- 
stätigte   Schilderung   des  Landesthinges  verdanken  wir  Tacitus,  Germania  c  11: 
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Schäften  kamen  als  danemde  Einrichtangen  nur  mit  dem  Charakter  von 
Opferrersammlungen  vor;  erst  später,  nachdem  ans  der  Vereinignng  ?er- 
schiedener  Völkerschaften  die  großen  Stamme  hervorgegangen  sind,  er- 
scheinen die  Stammesversammlungen  als  lagtking  oder  Umdsthing.  Ob 
es  innerhalb  der  einzelnen  Gane  auch  besondere  Gauthinge  gegeben  hat, 
wird  uns  nicht  berichtet^  die  Wahrscheinlichkeit  spricht  aber  dafür.  Die 
zum  Thing  versammelte  Landesgemeinde  war  nichts  anderes  als  das  Volk 
in  Waffen,  das  Heer^  Bewaffnet  wie  zum  Kriege  trat  man  zusammen^; 
jeder  Heerespflichtige  war  zugleich  thingpflichtig;  die  Versammlung  stellte 
sich  nach  den  einzelnen  Heeresabteilungen  (Gauen,  Hundertschaften, 
Geschlechtem)  auf^  Die  Landesgemeinde  diente  zugleich  als  Heer-  und 
Waffenschau;  die  Musterung  der  zur  Waffen&higkeit  herangereiften  Jüng- 
linge galt  als  eine  ihrer  regelmäßigen  Aufgaben.  Aus  diesem  Grunde, 
sowie  wegen  der  Geschenke,  die  den  Königen  und  Fürsten  von  der 
Bevölkerung  bei  Gelegenheit  des  Thinges  dargebracht  wurden,  ist  an- 
zunehmen, daß  jährlich  zu  bestimmter  Zeit,  wahrscheinlich  im  Frühjahr, 
eine  ordentliche  Volksversammlung  (als  echtes  oder  ungebotenes  Thing) 
stattfand,  während  in  Fällen,  die  keinen  Aufschub  duldeten,  nach  Lage 
der  Sache  außerordentliche  oder  gebotene  Thinge  anberaumt  wurden.  Als 
Versammlungsort  diente  wohl  regelmäßig  die  vornehmste  Opferstätte  des 
Volkes  ^  Die  Berufung  der  Thingpflichtigen  erfolgte  unter  denselben 
Formen,  wie  bei  dem  Aufgebote  zum  Heere.  Die  Berufung  anzuordnen 
war  Sache  des  Fürstenrates.  Denn  alles,  was  im  Thing  verhandelt  werden 
sollte,  wurde  zuvor  in  dem  engeren  Kreise  der  versammelten  Fürsten  durch- 
beraten, minder  wichtiges  gleich  hier  erledigt;  auch  in  Monarchien  hat 
dieser  Fürstenrat,  in  welchem  der  König  dann  den  Vorsitz  führte,  nicht 


Z>0  minoribiu  rebus  principea  eonstdtant,  de  madoribus  otnnes,  iia  tarnen  ut  ea  $tio- 
que,  quorum  penes  plebem  arhitrium  est,  apud  prindpes  periractentur,  eoeunt,  nisi 
quid  fortuiium  et  subitum  incidity  certis  diebus,  cum  aui  incohaiur  Iwia  aut  im^ 

pletur:  nam  agendis  rebus  hoc  auspteatissimum  initium  credunt. tllf4d  ex 

libertate  Vitium,  quod  non  sirnul  neo  ut  iussi  conveniunt,  sed  et  alter  et  tertius  dies 
ounctatume  eoeuntium  absumitur.  ut  turba  placüit,  ccnsidunt  armati.  silentiuni 
per  sacerdotes,  quibus  tum  et  coercendi  ius  est,  imperatur.  mox  rex  vel  prineeps, 
prout  aeias  cudque,  prout  nobüitas,  praut  deeus  bellorum,  praut  facundia  est,  audi-- 
untur,  aueioritate  suadendi  magis  qtiom  iubendi  potestate.  si  displicuit  sententia^ 
fremitu  aspemcmtur;  sin  plaeuit,  frameas  eonoutiunt.  konoratissimum  assensus 
genus  est  armis  laudare, 

'  Vgl.  §  4,  Anm.  2.  Damit  war  die  von  manchen  Schriftstellern  in  Abrede 
gestellte  Thingpflicht  aller  Heerpflichtigen  von  selbst  gegeben. 

^  Die  den  Römern  unterworfenen  Germanen  rechneten  es  sich  selbst  zur 
Schmach,  daß  ihnen  nur  unbewaffiiete  Versammlungen  gestattet  waren.  Vgl. 
Tacitus,  Hist.  4,  c.  64.  Die  Gallier,  bei  denen  es  ursprünglich  wie  bei  den  Ger- 
manen gehalten  wurde  (Livins  21,  c.  20),  hielten  später  armata  coneilia  nur  ab, 
wenn  ein  Krieg  begonnen  werden  sollte.  Nur  in  diesem  Falle  war  jeder  Waffen- 
fähige thingpflichtig.    Vgl.  Bell.  Gall.  5,  c.  56. 

'  Vgl.  §  4  Anm.  3  in  heris  generationis. 

"  Vgl.  K.  Maübbb,  Bekehrung  des  norweg.  Stammes  2,  218  ff.  Siokel,  Zur 
gen».  VG.  17. 
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gefehlt  Zar  Thingzeit  wählte  man,  wena  es  anging,  die  heiligen  Tage 
des  YoU-  oder  Neumondes^.  Die  Dauer  des  Thinges  richtete  sich  nach 
den  Umständen,  doch  verstrichen  regelmäßig  mehrere  Tage,  bis  die  Yer- 
sammlong  sich  für  beschlußfähig  erklären  konnte.  Sobald  dies  geschehen 
war,  erfolgte  die  feierliche  Heguug^,  und  zwar  bei  den  Südgermanen 
durch  den  Priester,  während  bei  den  Nordgermanen  die  Könige  die 
prieaterlichen  Funktionen  ausübten.  Die  Hegeformel  lautete:  ,,Ich  gebiete 
Lust  und  verbiete  Unlust"®.  Durch  die  Hegung,  die  in  denselben 
Formen  wie  bei  der  Gerichtsversammlung  (§  8)  erfolgte,  wurde  die  Ver- 
sammlung gebannt  oder  geheiligt,  d.  h.  unter  den  Schutz  und  Frieden 
des  Gottes  Zm  (an.  2^r,  ags.  Itw)  gestellt,  der  als  Schwert-  und  Kriegs- 
gott zugleich  der  Gott  des  Heeres  wie  des  Thinges  war^^.  Jede  Störung 
des  Thingfriedens  {unbist)  war  demnach  eine  Beleidigung  der  Gottheit 
und  fiel  der  Bestrafung  durch  den  Priester  anheim.  Die  Leitung  der 
Verhandlungen  stand  in  Monarchien  dem  Könige,  in  Volksstaaten  wohl 
dem  Fürsten  des  Gaues,  in  dem  man  sich  versanmielte,  zu.  Den  Gegen« 
stand  der  Verhandlungen  bildeten  Wahlen  (Königswahl,  Herzogswahl, 
Fürstenwahl),  Hechtsangelegenheiten  von  politischer  Bedeutung,  Beschlüsse 
über  Krieg  und  Frieden;  wollte  ein  Fürst  auf  eigene  Hand  einen  Zug 
ins  Ausland  unternehmen,  so  bedurfte  er  der  Genehmigung  der  Ver- 
sammlung.   Wie  die  Wehrhaftmachung  der  jungen  Leute,  so  gehörte  auch 


^  Die  Westgoten  hielten  ihre  VolksverBammlnngen  noch  im  5.  Jahrhand ert 
SOI  Zeit  des  NeumondeB.  Vgl.  Dahn,  Könige  6,  554.  Auch  fiir  den  Aufmarsch 
des  Heeres  zum  Kampfe  hielten  die  Germanen  diese  Zeit  fiii*  die  geeignetste.  VgL 
Bell.  Gall.  1,  c.  50. 

"  Vgl.  BuBCHABD,  Die  Hegung  der  deutschen  Gerichte  im  Mittelalter  1  ff.  13. 
Auf  eine  der  bekannten  drei  Hegungsfragen  lassen  die  Worte  ut  furba  plaeuti 
(Germ.  c.  11)  schließen. 

'  Vgl.  MüLLEKHOFF,  Altertomskuude  5,  5.  86;  Zeitschr.  f.  deutsch.  Alt  9,  127. 
Bbuhjtbs,  RG.  1,  145.  BuRCHARD,  a.  a.  0.  155  ff.  Schiller  u.  Lübben,  Mittelnd. 
WB.  2,  751.  5,  63.  Lust  (as.  hlusty  ags.  klt/stf  an.  hljops)  in  diesem  Sinne  bedeutet 
G^hör  und  Schweigen.  Vgl.  noch  §  7  Anm.  19.  Über  die  Art,  wie  man  sich  die 
Thfitigkeit  der  Priester  bei  der  Hegung  wahrscheinlich  zu  denken  hat,  vgl.  Brünneb, 
BG.  1,  146  und  unten  §  8  N.  11. 

*^  Ober  die  neuerdings  in  England  aufgefundenen,  dem  Mara  Tkingst^  ge- 
weihten Votivsteine  tuihantischer  Krieger  aus  dem  cuneus  Frisiorum  vgl.  Archaeo- 
logia  Aeliana  10,  148  ff.;  Hübner,  Westdeutsche  Zeitschr.  3,  120.  287;  Scherbr, 
Beri.  SB.  25,  571  ff.;  Bruitneb,  ZRG.  18,  226  ff.;  Weinhold,  Zeitschr  f.  d.  PhlL 
21y  1  ff.;  Siebs,  ebd.  24,  438  f.  450  ff.  Der  Umstand,  daß  der  Kriegsgott  Ziu  (auch 
Irmixi,  Heru)  einen  besonderen  Beinamen  als  Gott  des  Thinges  führte,  klingt  in 
der  niederdeutschen  Bezeichnung  des  ihm  geweihten  Dienstages  als  „Dingsdach" 
noch  heute  nach.  Vgl.  Gbimm,  DWB.  2,  1120;  RA.  818.  Kluge*  72.  Während 
der  Gh)ttesfriede  des  Ziu  für  Bewaffnete  bestimmt  war,  schloß  der  Friede  der 
fibrigen  Götter  alle  Bewaffneten  vom  Zutritt  aus.  Vgl.  Tacitus,  Germ.  c.  40; 
Aimal.  L  c  50,  51;  K.  Maubbe  i.  d.  Germania  von  Ppeiffeb  u.  Bartsch  16,  831; 
Wkihbold,  Die  deutschen  Fried-  und  Freistätten  (Kieler  Universitätsprogramm 
Y.  1864)  S.  4.  VgL  auch  S.  38.  Die  Auffassung  des  Mars  Thingsus  als  Gott  des 
Thh^^&R  wird  in  Abrede  gestellt  von  Siebs,  Zeitschr.  f.  d.  Phil.  24,  433  f.  450  ff., 
dem  Ajoba'  157  beitritt 
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die  Yerleihung  des  Waffenrechts  an  Freigelassene  Yor  das  Landesthing; 
Freilassungen  zn  vollem  Rechte  konnten  nnr  hier  erfolgen.  Ordentliches 
Gericht  war  die  Landesgemeinde  wahrscheinlich  für  alle  todeswurdigen 
Verbrechen,  außerdem  konnte  sie,  in  Konkurrenz  mit  den  Hundertsohafts- 
gerichten,  auch  alle  anderen  Bechtshändel,  die  bei  ihr  anhängig  gemacht 
wurden,  kraft  ihres  Hoheitsrechtes  zu  ihrer  Entscheidung  ziehen.  Yen 
gesetzgeberischer  Thätigkeit  der  Landesgemeinde  läBt  sich  in  dieser 
Periode  füglich  noch  nicht  sprechen,  höchstens  kann  man  auf  das  von 
Cäsar  erwähnte  Weineinfuhrverbot  der  Sueben  (BelL  GalL  4,  a  2)  ver- 
weisen. Auch  die  bei  den  Nordgermanen  üblichen  Rechtsvorträge  der 
Gesetzsprecher  [Vögsaga,  uppsaga)  gehören  erst  der  späteren  Zeit  an.  An 
den  Verhandlungen  nahmen  außer  dem  Könige  und  den  Fürsten  nur 
die  Altesten  und  Weisesten  aus  dem  Volke,  ohne  daß  man  dabei  an  eine 
bestimmte  rechtliche  Abgrenzung  zu  denken  hätte,  teiP^  Die  Menge 
beteiligte  sich  nur  in  summarischer  Weise  durch  Ablehnung  oder  Zu- 
stimmung. Die  Ablehnung  äußerte  sich  durch  Murren,  die  Zustimmung 
(folgcy  voUbort)  durch  Schwingen  und  Zusammenschlagen  der  Waffen, 
zumal  der  Speere  oder  Schilde  (an.  väpnataky  langob.  gairet/dnxy*.  In 
feierlichster  Form  erfolgte  diese  Art  der  Zustimmung,  unter  dem  Aus- 
sprache feierlicher  Gelübde-  und  Verwünschungsformeln,  wenn  es  sich  für 
das  Volk  um  die  rechtsformliche  Übernahme  bindender  Verpflichtungen, 
z.  B.  den  Beginn  eines  Krieges  oder  einer  Schlacht,  um  Friedensschlüssse, 
Bündnisverträge,  Annahme  eines  neuen  Herrschers  u.  dgl.  handelte;  es 
war  ein  dem  promissorischen  Eide  auf  die  Waffen  ähnlicher,  wenn  auch 
begrifflich  von  ihm  verschiedener  Akt^^  Umgekehrt  scheint  es  ein  Akt 
feierlichster  Ablehnung  übernommener  Verpflichtungen,  insbesondere  der 
Lossagung  von  einem  Könige  oder  Herzog,  gewesen  zu  sein,  wenn  das 
Volk  die  Waffen  auf  den  Boden  warf  ^* 

2.  Zu  den  vornehmsten  Aufgaben  der  Landesgemeinde  gehörte  in 
Monarchien  die  Königswahl,  denn  auch  die  Könige  {reges)  wurden  gleich 
den  Beamten  gewählt;  aber  die  W^ahl  war  an  ein  bestimmtes  Geschlecht, 


^^  Vgl.  Bell.  Gall.  4,  c.  11:  prindpea  ac  senaius.  c.  13:  omnibus  prmdptbus 
maioribusque  natu  adhibitis.  Tadtus,  Hist  4,  c.  14:  primores  gentis  et  promptis- 
simoa  vulgi.    Vortrefflich  Siokel,  Freistaat  89  f. 

'*  Vgl.  8.  41.  GRimf,  BA.  770.  Scheöder,  Gairethinz,  ZRG.  20,  58  ff.  Bbuniter, 
RG.  1,  180  f.  Amüla*  155  f.  K.  Maurer,  Island  167  und  i.  d.  Germania  von 
Bartsch,  16,  820  ff,  sowie  die  daselbst  besprochenen  Arbeiten  von  GRuin>TVio, 
HsRTZBERo  und  Djxtrkloü.  Tacitos,  Hist.  4,  c.  15.  5,  c.  17.  Beifallsftußening  durch 
Zusammenschlagen  der  Waffen  war  auch  bei  den  Germanen  im  römischen  Heere 
(Ammian.  Marc.  16,  12  §  18)  üblich,  nicht  minder  bei  den  Reiten  (BelL  Gall.  7,  c.  21). 

*'  Vgl.  Ammian.  Marceil.  7,  12  §  21  von  den  Quaden:  eduetis  muoronib%Uy 
qttos  pro  numinibue  colunt,  iuravere  se  permansuros  in  fide.  Hierher  ist  auch  ra 
ziehen  Bell.  GalL  4,  c.  11  von  den  Ubiern:  quorum  si  prineipes  ae  aenaius  aibi 
iureitirando  fidem  feeisset.  Vgl.  Beovulf  v.  1097—1109.  Über  den  gemeingerma- 
nischen Gebrauch  des  Eides  auf  die  Waffen  vgl.  R.  Maurer,  a.  a.  O.  817  f.  und 
die  bei  diesem  angeführte  Schrift  von  Gruvdtvio.    Siehe  auch  §  7  Anm.  5. 

**  Vgl.  ZRG.  20,  58. 
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das  erste  oder  königliche  unter  den  Adelsgeschlechtern  des  Volkes,  ge- 
banden^^  Auf  diese  Abstammung  aus  einem  bestimmten  Geschlecht 
deutet  das  gemeingermanische  hunmg  (ags.  cynxng,  an.  kanunffr),  während 
got.  piudans  (an.  piodan^  ags.  peSden,  as.  thiodan)  den  König  als  das 
Oberhaupt  des  Volkes  (S.  11)  bezeichnet".  Der  neuerwählte  König  wurde 
?on  dem  Volke  auf  den  Schild  gehoben  und  auf  demselben  feierlich 
umhergetragen;  die  Übertragung  des  Herrscherrechtes  geschah  wohl  all- 
gemein unter  der  symbolischen  Überreichung  eines  Speeres  ^^  Speer, 
Heerfahne,  Schwert  und  Schild  haben  sich  das  ganze  Mittelalter  hindurch 
als  Wahrzeichen  der  königlichen  Gewalt  erhalten,  sie  deuten  an,  daß  der 
König  der  geborene  Heerführer  seines  Volkes  war,  während  dies  Amt  in 
den  Volksstaaten  einem  nur  für  die  Dauer  des  Krieges  erwählten  Herzoge 
übertragen  wurde  ^^  Als  Haupt  des  Heeres  war  der  König  auch  das 
Haupt  der  Landesgemeinde,  ohne  doch  in  den  vor  diese  gehörenden  An- 
gelegenheiten anders  als  durch  die  Kraft  der  Überredung  wirken  zu 
können.  Wesentlich  gehörte  zum  nordgermanischen  Königtume  auch  die 
priesterliche  Thätigkeit,  zumal  bei  Opferdienst  und  Erforschung  der  Zu- 
kunft^*; hier  dürften  Heerführertum  und  Oberpriestertum  ursprünglich 
geradezu  den  Inbegriff  der  königlichen  Gewalt  gebildet  haben,  während 
bei  den  Südgermanen  durch  das  Landespriestertum,  dem  die  Handhabung 
des  Bannes  in  Thing  und  Heer  anheimfiel,  eine  wesentliche  Schwächung 
des  Königtums  herbeigeführt  wurde*®.     Überhaupt  aber  hatte  der  alt- 

^  Germ,  c  7:  Reges  ex  nobihtafe,  duees  ex  viritäe  eumunt.  Vgl.  Beovulf  y. 
1851  f.  Bruhnkb,  BG.  1,  122.  Waitz  1,  320.  Auch  in  den  Volksstaaten  bezeich- 
nete man  das  yornehmste  Adelsgeschlecht  als  das  königliche  (S.  28).  Nach  y.  Amdul 
kielt  man  bei  der  Konigswahl  nnr  darum  an  solchen  Geschlechtem,  die  nach  dem 
Volksglanben  den  Göttern  entstammt  waren,  fest,  weil  man  in  ihrer  Abstammung 
eine  Bflrgschafit  dafür,  daß  sie  dem  Volke  Glück  bringen  würden,  zu  haben  glaubte. 
£ine  auch  nur  beschrftnkte  Erblichkeit  des  Königtums  stellt  er  in  Abrede. 

*•  VgL  Gbum,  BA.  229  f.;  DWB.  5,  1691  f.  Kluob»  208.  Brukker,  EG. 
1,  120  f.  MtnxBKHOFF,  Altertumskunde  5,  288  ff.  Kern,  Glossen  in  der  Lex 
Sslica  136. 

1^  Vgl.  Gaiwi,  BA.  168,  284  £,  771.  ZBG.  20,  58  f.  Bei  manchen  Stämmen 
war,  wie  es  scheint,  statt  der  Speerreichung  die  Berührung  des  yon  dem  Könige 
gehaltenen  Speeres  durch  die  Speere  der  Volksgenossen  üblich,  also  eine  Ver- 
pflichtung des  Volkes  durch  gairethinz,  an  deren  Stelle  sp&ter  der  Unterthaneneid 
getreten  ist. 

^^  Schilderhebung  fand  auch  bei  der  Herzogswahl  statt,  ygl.  Tacitus,  Eist 
4,  c.  15:  impo9iiusque  aetUo  more  gentis  et  sueUnentium  humeris  tfibraius  dkut  de- 
ügUur. 

*•  Vgl.  Tacitus,  Germ.  c.  10:  saeerdoe  tie  rex  vel  prineepe  civitatis  comiiantur 
hmnüusque  ae  fremitus  observant 

••  Vgl.  y.  Amira*  94.  Daß  infolge  dieses  Gegensatzes  das  nordgermanische 
Königtum  ein  erheblich  strafferes  war,  deutet  die  Notiz  des  Tacitus,  Germ.  c.  44, 
fiber  das  Königtum  der  Suionen  au.  Bei  den  Burgunden  des  4.  Jahrhunderts  stand 
der  Oberpriester  (sinistus)  in  größerem  Ansehen  als  der  König,  ygl.  Ammian.  Marc. 
28,  5  g  14:  Äpud  hos  generali  nomine  rex  adpeüatur  kendinos,  et  ritu  veteri  pote- 
itate  d^Msita  removetur,  si  sub  eo  foriuna  Htubaverii  belli  vel  segetum  copiam 
negaverit  terra^  ut  solent  Äegyptii  casus  eiustnodi  adsignare  reetoribus,  nam  sacerdos 
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germanische  König  ein  eigentliches  Machtgebot  nur  gegenüber  seinem 
Gefolge  (S.  34  f.),  dagegen  dem  Volke  gegenüber  war  seine  Gewalt  sehr 
beschrankt  ^^  In  seiner  Eigenschaft  als  geborener  Heerführer  und  Haupt 
der  Landesgemeinde  besaß  er  zwar  gewisse  Hoheitsrechte  ^  aber  doch 
wirkte  er,  wie  der  Herzog,  in  allem  exemplo  poäus  quam  imperio: 
er  hatte  die  Leitung,  aber  die  Beschlüsse  über  Krieg  und  Frieden,  über 
Beamtenwahlen  und  gerichtliche  Entscheidungen  lagen  in  der  Hand  des 
Volkes,  der  König  hatte  dabei  nur  nutzureden  und  mitzustimmen  wie 
andere  auch.  Die  ordentliche  Rechtspflege  war  Sache  der  yon  dem  Volke 
eingesetzten  Richter;  von  einer  königlichen  Gerichtsbarkeit,  die  später  so 
mächtig  in  die  ganze  Rechtsentwickelung  eingegriffen  hat,  war  noch  keine 
Rede,  auch  einen  vom  Könige  verliehenen  Frieden  gab  es  noch  nicht, 
der  allgemeine  wie  der  besondere  Frieden  war  Volks-  nicht  Königsfrieden; 
immerhin  aber  deutet  das  Recht  des  Königs  auf  die  Friedensgelder,  die 
in  den  Volksstaaten  an  das  Volk  fielen,  bereits  die  erste  Stufe  in  der 
Ausbildung  des  königlichen  Friedens  und  der  königlichen  Gerichtshoheit 
au.  Die  Vertretung  des  Staates  nach  außen  war  Sache  des  Königs,  aber 
doch  nicht  so,  daß  das  Volk  und  die  Fürsten  nicht  unter  Umstanden 
einen  maßgebenden  Einfluß  auf  seine  Entschließung,  gegebenenfalls  selbst 
gegen  seine  Entschließung,  auszuüben  vermocht  hätten '^  Der  gesamte 
Grund  und  Boden  galt  als  Volksland,  nicht  als  Königsland,  und  selbst 
bei  der  Verfügung  über  die  Kriegsbeute  hatte  nicht  der  König,  sondern 
die  Landesgemeinde  das  entscheidende  Wort  Andererseits  unterliegt  es 
kaum  einem  Zweifel,  daß  der  König  in  hervorragender  Weise  mit  Grund- 
besitz ausgestattet  war  und  an  der  regelmäßigen  Ackerverlosung  nicht 
teilnahm;  nicht  minder,  daß  ihm  vom  Kriegsgewinn  ein  erheblicher  Teil 
überwiesen  wurde,  während  die  von  seinen  Gefolgsmannen  gewonnene 
Beute  ausschließlich  ihm  anheimfiel  Bei  der  regelmäßigen  Landesver- 
sammlung hatte  jeder  dem  Könige  eine  Gabe  darzubringen,  die  nur  hin- 
sichtlich des  Gegenstandes  freiwillig,  aber  auch  hier  wohl  meistens  obser- 
vanzmäßig  festgestellt  war*'.  Endlich  genoß  die  Person  des  Königs 
einen  erhöhten  Rechtsschutz.  Daß  ein  ganzes  Volk  seinem  Könige  die 
Treue  aufsagte,  sei  es,  weil  er  seine  Macht  mißbrauchte,  sei  es,  weil  Un- 
glücksfalle, die  ihn  und  sein  Volk  trafen,  ihn  als  den  Göttern  verhaßt 
erscheinen  ließen,  ist  wiederholt,  namentlich  in  den  auf  romanischem 
Boden  gegründeten  Reichen,  vorgekommen. 

Die  Entstehung  des  Königtums  bei  den  ostgermanischen  Völkern 
entzieht  sich  historischer  Kunde.     Dagegen  vollzieht  sich  der  Übergang 

apud  Burgundios  omnium  maxtmus  voeatur  simstuSy  et  est  perpetuus,  obnoxius  dia^ 
eriminibus  nuUis  tU  reges.    Über  das  yandalische  Königshaus  vgl.  §  6  Anm.  16. 

*^  Tacitus,  Germ.  c.  7:  nee  regibtM  infintta  aut  libera  potestas\  c.  43:  OoUmes 
regnantur,  paulo  tarn  adductius  quam  eeterae  Germanorum  gentes,  nondum  tarnen 
supra  libertatem. 

"  Vgl.  SiCKEL,  Freistaat  183  f. 

*'  WaB  Tacitus  von  Abgaben  an  die  Fürsten  berichtet  (s.  §  6  Anm.  8),  muß 
auch  den  Königen  gegenüber  gegolten  haben. 
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zum  Königtum  bei  den  Markomannen,  Hermunduren,  Cheruskern  und 
anderen  westgermanischen  Yölkerschaften  fast  vor  unseren  Augen:  bald 
giebt  die  herzogliche  Gewalt  einem  im  Felde  und  in  der  Politik  bewährten 
Führer  das  Heft  in  die  Hand,  bald  ist  es  das  Verlangen  des  Yolkes, 
seme  staatliche  Selbständigkeit  oder,  wenn  eine  VOTeinigung  bisher  selb- 
ständiger Staaten  stattgefunden  hat,  die  nunmehrige  staatliche  Einheit 
durch  die  Einsetzung  eines  dem  adelichsten  Oeschlechte  entnommenen 
Königs  zum  deutlichsten  Ausdrucke  zu  bringen.  Zuweilen  haben  auch 
bloße  Heerkönige,  d.  h.  Führer  beutelustiger  Scharen,  wie  Ariovist, 
Radagais  nnd  die  nordischen  Seekönige,  oder  Söldnerführer,  wie  Odovaker, 
es  zu  dauernden  staatlichen  Gründungen  gebracht,  für  die  Ver&ssungs- 
geschichte,  zumal  des  germanischen  Königtums,  kommen  derartige  außer- 
ordentliche Erscheinungen  aber  nicht  weiter  in  Betracht 

Die  Könige  der  germanischen  Urzeit  sind  regelmäßig  Yölkerschafts- 
könige;  erst  nach  der  BUdung  der  größeren  Stämme  sind  dieselben  dem 
mit  ganz  anderer  Macht  ausgestatteten,  zum  Teil  auf  neuen  Grundlagen 
erwachsenen  Stammeskönigtume  erlegen. 

§  6.    Daa  Beamtentum  und  daa  Gefolge. 

Waitz  1»,  236—298.  Beunneb,  RG.  1,  §  17.  v.  Sybel  71  ft  80  ff.  109  ff. 
121  £  K.  MAUBm,  Ober  das  Wesen  des  ältesten  Adels,  1846,  S.  7  ff.  Bote,  Gesch. 
d.  Beneficialwesens  2  ff.  21.  Tbudichum,  ALtd.  Staat  1  ff.  38  f.  v.  Bbthhamn-Holl- 
wio,  Genn.-rom.  Civilprozeß  1,  88  ff.  Sickbl,  Freistaat  100  ff.;  Zur  germ.  Verf.- 
Gesch.  23  ff.;  Mitteil.  d.  Ost  Inst.  1881,  S.  128  ff.;  Gott  gel.  Anz.  1880,  S.  167  ff. 
Dahv,  Könige  1,  21  ff.  46  f.  67  ff.  Eehabdt,  Germ.  Staatenbildung  45  ff.  Beau- 
■Amr,  Die  principes  der  Gallier  nnd  Germanen,  Progr.  d.  Friedr.-Wilh.-Gymn.  in 
Berlin,  1883,  8.  89  ff.  Baumstaek,  Staatsaltertümer  286—329.  359  ff.  400  ff.  477  ff. 
KöPKB,  Anflüige  des  Königtums  bei  den  Groten  12  ff.  L.  Meyee,  Zeitschr.  f. 
deutsch.  Phil.  4,  191  f.  Schultze  ,  Prinzipat,  Comitat,  Nobilität  i.  d.  Germania 
c.  13;  Zeitschr.  f.  Gesch.- Wiss.  NF.  II.  1897  (konnte  nicht  mehr  berücksichtigt 
werden). 

Waitz  1*,  371—401.  Beunnee,  KG.  1,  137  ff.;  Zur  Geschichte  des  Gefolgs- 
wesens  (Forschungen  75  ff.  ZRG.  22,  210  ff.),  y.  Annta'  117  f.  Sebck,  Das  deutsche 
Gefolgswesen  auf  römischem  Boden,  ZRG.  30,  97  ff.  Daniels,  Handbuch  1,  337  ff. 
Roth,  Gesch.  d.  Beneficialwesens  11  ff.  v.  Stbel  231  ff.  Thüdichüm,  Altdeutsch. 
Staat  12  ff.  Dahn,  Könige  1,  74  ff.  Gieeks,  Genossenschaftsrecht  1,  98  ff.  De- 
loche, La  trustis  et  Tantrustion  royal,  1873.  K.  Maubee,  Über  angelsächs.  Eechts- 
verhftltnisse,  Krit  Überschau  2,  388  ff.  Kemble,  Sachsen  in  England  1,  131  ff. 
MüiiGH,  Nordisch-germ.  Völker  168  ff.  Sickel,  Zur  germ.  Verf.-Gesch.  46.  Landau, 
Territorien  244  ff.    Gaupp,  Ansiedelungen  140,  ff. 

1.  Die  Fürsten.  An  der  Spitze  jedes  Gaues  stand  ein  von  der 
Landesgemeinde  gewählter  princeps  [satrapa),  ahd.  as.  furistoy  d.  h.  der 
Vorderste,  der  Erste.  Im  allgemeineren  Sinne  galten  als  Fürsten,  ohne 
Rücksicht  auf  ein  Amt,  anch  solche  Männer,  die  durch  erlauchte  Ab- 
stammung eine  hervorragende  Stellung  im  Volke  einnahmen;  man  wird 
sie  am  besten  als  „Fürstengenossen^^  bezeichnen.  In  demselben  untech- 
nischen  Sinne  wurden  hervorragende  Adelsgeschlechter  auch  in   Volks- 
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Staaten  wohl  als  stirps  regia  bezeichnete  Ob  die  im  Mittelalter  yor- 
kommende  Bezeichnung  „Häuptlingen^  noch  in  die  Urzeit  zurückgeht,  ist 
mindestens  zweifelhafL  Verbreitet  dagegen  scheint  die  Bezeichnung  der 
Forsten  als  „Richter*'  {iudices)  gewesen  zu  sein*.  In  Torhistorischer  Zeit 
mag  der  Begriff  der  Gauföisten  mit  dem  der  Geschlechtsältesten  zu- 
sammengefallen sein;  an  die  Stelle  des  geborenen  Vorstehers  trat  dann 
wohl  zunächst  ein  gekorener  Tausendfuhrer  (S.  19)  und  mit  der  Um- 
wandlung der  Tausendschaft  zum  Gau  ein  von  der  allgemeinen  Landes- 
versammlung  gewählter  Gauförst^  Daß  die  Wahl  sich  thatsächlich  auf 
die  Mitglieder  der  adelichen  Geschlechter  beschränkte,  läßt  sich  nicht 
bezweifeln;  von  einem  rechtlichen  Ansprüche  derselben,  der  Mchtadeliche 
von  der  Wahl  ausgeschlossen  hätte,  ist  jedoch  in  den  Quellen  nichts  ent- 
halten*. Die  Wahl  war,  im  Gegensatze  zu  der  des  Herzogs,  keine  zeit- 
lich beschränkte,  sie  erfolgte  auf  Lebenszeit,  was  jedoch  nicht  ausschloß, 
daß  ein  Fürst  unter  Umständen  sein  Amt  niederlegte  oder  durch  Be- 
schluß der  Landesversammlung  desselben  entkleidet  wurde. 

Die  Thätigkeit  der  Fürsten  erstreckte  sich  teils  auf  den  ganzen 
Staat,  teils  auf  ihren  Gau.  In  ihrer  Gesamtheit  bildeten  die  Fürsten  des 
Landes,  vielleicht  mit  Einschluß  der  Fürstengenossen*,  einen  Fürstenrat, 
von  dessen  Aufgaben  in  allgemeinen  Landesangelegenheiten  bereits  die 
Hede  gewesen  ist^.  Teils  durch  den  sich  ihnen  hier  eröffnenden  Einfluß, 
teils  durch  das  militärische  Gewicht,  das  sie  als  Herren  eines  kriegerischen 
Gefolges  besaßen,  gelangten  die  Fürsten  unter  Umständen  zu  großer 
politischer  Bedeutung,  so  daß  sie  vom  Auslande  nicht  selten  mit  Ge- 
schenken und  Ehrenbezeugungen  umworben  wurden ^  Gegenüber  seinem 
Gau  hatte  der  Fürst  eine  dreifache  Aufgabe:  er  war  der  Anführer  der 

*  Vgl.  Tacitufl,  Annal.  11,  c.  16;  Hißt.  4,  c.  18.  Wenn  spätere  Quellen  von 
Gkiokönigen  (regales,  subregtUi)  reden,  so  ist  wohl  an  erblich  gewordene  Gaaftbrsten 
zu  denken. 

*  Ammian.  Marc  17,  12  §  21  von  den  Quaden:  nidiees  variü  populis  prae- 
sidentes.  Der  Gote  Athanarich  hat  ebenfalls  den  Richtertitel  geführt.  Vgl.  Dahk, 
FDG.  21,  225  flF.     Waitz,  ebd.  21,  227  Anm.  1. 

*  Germ.  c.  22:  de  asciscendis  principibi^  constUtant  c.  12:  eliguntur  in  iisdern 
conciliis  et  prtncipes,  qui  iura  per  pagos  tncosque  reddtmt. 

*  Während  von  einzelnen  Forschem  jeder  Zusammenhang  zwischen  Fürsten- 
amt und  Adel  geleugnet  wird,  läßt  andererseits  BsimNEB  den  erblichen  Charakter 
des  Amtes  zu  scharf  hervortreten,  so  daß  er  die  GaufÜrsten  geradezu  als  Ellein- 
könige  auffaßt,  die  sich  im  wesentlichen  nur  durch  den  geringeren  räumlichen 
Umfang  ihres  Gebietes  von  den  Volkskonigen  unterschieden  hätten;  je  nachdem  zu 
verschiedenen  Zeiten  das  Erbrecht  oder  die  Wahl  durch  die  Landesgemeinde  von 
vorwiegender  Bedeutung  gewesen  sei,  habe  das  eine  Mal  der  Charakter  des  König- 
tums, das  andere  Mal  der  Amtscharakter  das  Übergewicht  gehabt.  Vgl.  Eist 
Zeitschr.  65,  306. 

*  Vgl.  Delbbück  i.  d.  Preuß.  Jahrb.  81,  495  n. 

*  Vgl.  S.  22.  Über  den  mit  dem  Fürstenrate  nicht  zu  verwechselnden  „Senat'' 
der  Ubier  und  Friesen  vgl.  Bbaumakn,  a.  a.  0.  17  f.    Dahn,  Könige  1,  47. 

'  Vgl.  Tacitus,  Germ.  c.  5,  18,  15;  Annal.  1,  c.  55.  Bell.  Gall.  4,  c.  11,  13. 
Livius  40,  c.  57. 
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Oanmannschaft  im  Heere^  hatte  die  Leitung  der  agrarischen  Ganangelegen- 
heiten,  vor  allem  aber  war  er  der  ordentliohe  Bichter  der  zu  seinem  Gau 
gehörigen  Hundertschaften.  Von  seiner  priesterlichen  Stellung  wird  unten 
zu  reden  sein.  Eine  Besoldung  empfingen  die  Fürsten  nicht,  aber  die 
Oaugenossen  hatten  ihnen  bei  der  ordentlichen  Landesversanmilung  Ehren- 
geschenke darzubringend  Daß  die  Fürsten  einen  Anteil  an  den  gericht- 
lichen Strafgefallen  erhielten ,  laßt  sich  aus  den  spateren  Zuständen  ent- 
nehmen. Außerdem  waren  sie  wohl  häufig  mit  besonderen  Edelgütem 
ausgestattet;  wo  solche  nicht  bestanden,  wurden  sie  nach  Maßgabe  des 
höheren  Wergeides,  das  ihnen  unzweifelhaft  zukam,  bei  der  jährlichen 
Acker?erlosung  mit  einem  mehrfachen  Anteile  bedacht  Als  äußere  Aus- 
zeichnung trugen  die  Fürst.en  bei  manchen  Völkerschaften  einen  beson- 
deren Haarschmuck  ^. 

Die  rechtliche  Stellung  der  Fürsten  kann  in  den  Monarchien  keine 
andere  wie  in  den  Yolksstaaten  gewesen  sein,  auch  in  den  ersteren  waren 
die  Fürsten  Beamte  des  Volkes,  nicht  des  Königs.  Ihre  Befugnisse  im 
Fürstenrate  wie  in  der  Landesgemeinde  waren  hier  wie  dort  dieselben  ^^, 
nnr  den  Ehrenrechten  des  Königs  und  der  Führerstellung  desselben  im 
Heere  mußten  sie  sich  unterordnen. 

In  Friedenszeiten  hatten  die  republikanischen  Völkerschaften  keine 
einheitliche  Spitze  ^^;  da  man  eine  solche  aber  in  Kriegszeiten  nicht  ent- 
behren konnte,  so  wählte  das  Landesthing,  wenn  ein  Krieg  in  Aussicht 
war,  einen  für  die  Dauer  desselben  mit  der  obersten  Leitung  betrauten 
Herzog  (Am?,  ahd.  herizogo^  ags.  heretoffay*.  Die  Wahl  erfolgte  nach 
Maßgabe  der  kriegerischen  Tüchtigkeit^';  da  diese  aber  auch  bei  der 
Wahl  der  Fürsten  jedenfalls  stark  ins  Gewicht  fiel  und  der  Fürstenrat, 


^  Tacitiu,  Genn.  c.  15:  Mos  est  civitatibua,  tUiro  ne  viriUm  eonferre  prm~ 
^pibus  vel  armentorum  vel  frugumy  quod  pro  honore  aeceptum  etiam  necessttatibus 
«tbvmii. 

•  Vgl.  Tacitus,  Genn.  c.  88. 

"  VgL  Waitz  1,  850. 

"  Die  von  Waitz  und  früher  auch  von  Sioebl  vertretene  Ansicht,  daß  es  über 
den  GaofüiBten  einen  gewShlten  Landesfürsten  (jprmceps  eivitatia)  gegeben  habe, 
wird  durch  die  QueUen  widerlegt  Wo  Tacitus  von  prineeps  eivitatis  spricht,  ist 
einer  aus  der  Reihe  der  Fürsten  gemeint.  Die  später  an  der  Spitze  alter  Völker- 
Bchaftsgebiete  erscheinenden  langobardischen  Herzoge,  angelsächsischen  ealdormen 
und  nordischen  fyOcis  konüngar  oder  fylkar  beruhen  auf  späterer  Entwickelung 
und  sind  wohl  teilweise  ursprünglich  aus  dem  Herzogtum  hervorgegangene  Völker- 
aehaftskonige  gewesen. 

^*  Bell.  GraU.  6,  c.  23:  Gum  bellum  dvitaa  ctut  illatum  defendit  aut  inferty 
»KUfisiraius,  qui  ei  hello  prassmf,  ut  vitae  neoisque  habecmt  potestatem,  deüguniur. 
m  pace  nuUus  est  eorrnnunis  magistraitM ,  sed  prinoipes  regianum  atque  pagorum 
inter  suos  ius  dieunt  eontroversiaaque  minuunt  Vgl.  Wattz  1 ,  267  f.  Brunneb, 
R6.  1,  125.  135.  Thüdiohüx,  Altd.  Staat  56  f.  Sicksl,  Zur  germ.  V.-Gesch.  31. 
Dahx,  Könige  1,  22.  64  f.  Bei  den  Sueben  Cäsars  (Bell.  Gall.  1,  c.  37)  werden 
einmal  zwei  Brüder  nebeneinander  als  Herzoge  genannt  Über  die  Schilderhebung 
vg^  §  5,  Anm.  18. 

*'  VgL  §  5,  Anm.  15.    Grerm.  c»  30:  prcteponere  ekctos. 
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wie  bei  allem,  was  an  die  Yolksversammlang  kam,  das  Vorschlagsrecht 
übte,  so  ist  es  undenkbar,  daß  die  Wahl  zam  Herzog  jemals  auf  einen 
anderen  als  einen  Fürsten  gefallen  sein  sollte  ^^  Die  Stellang  des  Herzogs 
endigte  mit  dem  Friedensschluß.  Von  seinen  Machtbefugnissen  wird 
unten  (§  7)  die  Rede  sein. 

Bloße  Oaubeamte  waren  die  den  einzelnen  Hundertschaften  vor- 
gesetzten Centenarien,  die  jedenfalls  von  dem  Volke,  sei  es  im  Gau- 
oder im  Hundertschaftsthing,  gewählt  wurden.  Von  ihnen  wird  bei  der 
Darstellung  der  Heeresverfassung  (§  7)  und  der  Gerichtsverfassung  näher 
gehandelt  werden. 

Ein  berufsmäßiges  Friestertum  besaßen  die  Germanen,  im  Gegen- 
satze zu  den  Galliern,  nach  Cäsar  nicht ^^  Was  an  Opferdiensten  und 
sonstigen  religiösen  Handlungen  vorkam,  wurde  innerhalb  der  Familie 
und  des  Dorfes  von  dem  Hausvater  oder  Geschlechtsaltesten,  im  Gau  vom 
Fürsten,  im  Staate  vom  König  besorgt  ^^  Im  Norden  ist  dieser  Zustand 
unverändert  bestehen  geblieben;  es  gab  wohl  priesterliohe  Gehilfen  {ffodär\ 
deren  sich  die  Könige  und  Fürsten  bedienten,  das  Friestertum  als  solches 
aber  blieb  untrennbar  mit  dem  weltlichen  Amte  verbunden.  Durch  eigen- 
tümliche Verhältnisse  bei  der  Besiedelung  Islands  ist  diese  Verbindung 
auch  bei  der  ersten  Organisation  des  isländischen  Staates  grundlegend 
geworden,  indem  dieselbe  von  den  einzelnen  Tempelbezirken  ausging, 
innerhalb  deren  größtenteils  der  jedesmalige  Tempelbesitzer  als  godi  zur 
Häuptlingswürde  {godorä)  gelangte  ^^    Bei  den  Südgermanen  erhielt  sich 

*^  Bei  der  Wahl  übergangene  Fürsten  zogen  es  nnter  Umstfinden  vor,  das 
Vaterland  zu  verlassen.  Vgl.  Tacitus,  Annal.  2,  c.  45;  Eist  4,  c.  18.  Später  war, 
wenigstens  bei  den  Sachsen,  die  Herzogswahl  von  Rechts  wegen  auf  den  Kreis  der 
Fürsten  beschrfinkt  Vgl.  Beda,  Eist.  eccl.  5,  c.  10:  Non  enim  habent  regem  Odern 
antiqui  SaoßoneSf  sed  satrapas  pbirimos  suae  genti  praepositoa,  qm  ingruente  belU 
artimilo  mtttunt  aequaliter  sortes,  et  quemeumque  sors  ostenderit,  hune  tempore  beUi 
ducem  omnes  secuntur,  huic  obtemperant;  peracto  autem  helio  rurstnn  ttequoHs 
potentiae  fitmt  sairapae, 

^'  Bell.  Gall.  6,  c.  21:  Qermnm  miätum  ab  hoc  eonsuetudine  differtmt.  nam 
neque  druides  habent,  qui  rebus  divinis  pretesinty  neque  sacrifieiis  Student  Über  das 
germanische  Friestertum  vgl.  Waitz  1,  276  ff.  v.  Sybbl  lOt— 108.  BamniSR,  RG. 
1,  125  f.  SiOKSL,  Freistaat  72—85;  Zur  germ.  V.*Gesch.  48  ff.  v.  Amira*  94. 
BüRCHARD,  Eegung  der  deutschen  Gerichte  2  ff.  8.  Arnold,  Urzeit  335  ff.  Scberbr, 
Anzeiger  f.  deutsch.  Altertum  4,  100  ff.  K.  Maurer,  Zur  Urgeschichte  der  Goden- 
würde  (Zeitschr.  f.  d.  Phil.  4,  125  ff.).  Munch,  Nord.  germ.  Völker  200  ff.  Grimic, 
Mythologie*,  1,  72  ff.  8,  37  ff.  Dahn,  Könige  1,  80  ff.  Mook,  Mythologie,  in  Paulis 
Grundriß*  1,  1132.  Meter,  Grerm.  Mythologie  192.  Über  Eaustempel  vgl.  Stütz, 
Gesch.  d.  kirchl.  Benefizialwesens  1,  89  ff. 

**  Das  vandalische  (nahanarvalische)  Königshaus  der  Hasdingen  (Astingen) 
hatte  seinen  Namen  wahrscheinlich  von  seiner  priesterlichen  Haartracht  (aaeerdos 
muliebri  omatUy  Germ.  c.  43)  empfangen.  Vgl.  MOllenhoff,  ZDA.  10,  556  f.  12,  347. 
Über  die  Nordgermanen  Lehmann,  ZRG.  19,  196  f.  Daß  die  merowingischen  Könige 
auf  rinderbespannten  Wagen  zum  Mftrzfelde  fuhren,  weist  wohl  auf  ehemalige 
Priesterstellung  zurück.    Vgl.  Grimh,  RA.  262  f.;  Mythologie^  75.  554. 

^'  Vgl.  §  4  N.  16.  Maurer,  Island  88—49;  Die  Bekehrung  des  norwegischen 
Stammes  zum  Christentume  2,  209  ff.    y.  Amisa*  108  f. 
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die  Verbindung  der  geistlichen  und  weltlichen  Funktionen  nur  in  den 
Kreisen  des  Hauses,  des  Oeschlechts  und  des  Gaues.  Insbesondere  die 
GaofüTsten  waren  wohl  nach  wie  vor  zugleich  Priester  (got  gudja\ 
während  ihnen  die  Centenarien  als  Hüispriester  zur  Seite  gestanden  haben 
mögen*®.  Dagegen  bekleideten  die  weisen  Frauen,  wenn  auch  in  noch 
so  hohem  Ansehen  stehend,  keine  priesterliche  Stellung**.  Andererseits 
aber  scheint  der  Mangel  einer  einheitlichen  staatlichen  Spitze  in  den 
republikanischsn  Yölkersohaften,  sowie  das  Bedürfnis  einer  einheitlichen 
Vertretung  in  den  mehrere  Völkerschaften  umfassenden  Tempelverbänden, 
zuerst  zur  Einsetzung  berufsmäßiger  Priester  geführt  zu  haben,  die  dann 
auch  in  Monarchien,  wo  dies  Bedürfnis  zunächst  nicht  vorhanden  war, 
Eingang  fanden.  Die  ostgermanische  Benennung  des  Landespriesters 
{taeerdos  cwUatis)  ergiebt  sich  aus  got.  sinistay  burgundisch  sinistus,  d.  h. 
der  Älteste*^.  Über  seine  Einsetzung  erfahren  wir  nichts;  wahrscheinlich 
wurde  er  von  der  Landesgemeinde  aus  dem  Kreise  der  Fürsten,  und  zwar 
wohl  auf  Lebenszeit,  gewählt.  Wenn  er,  wie  wir  annehmen  dürfen,  Hilfs- 
priester zu  seiner  Unterstützung  hatte,  so  können  diese  ebenso  wie  die 
im  Norden  vorkommenden  doch  nur  einen  untergeordneten  Charakter, 
wie  Tempelhüter  und  Opferdiener,  gehabt  haben;  eine  öffentliche  Stellung 
kam  ihnen  nicht  zu.  Zu  den  Aufgaben  des  Landespriesters,  zum  Toil 
unter  Mitwirkung  des  Königs  oder  eines  der  Fürsten,  gehörten  vor  allem 
die  von  Staats  wegen  an  die  Götter  gestellten  Fragen,  also  namentlich 
Gottesurteile  und  Weissagung,  sowie  der  staatliche  Gebets-  und  Opfer- 
dienst; außerdem  fiel  die  feierliche  Hegung  des  Landesthmges  und  die 
Wahrung  des  Friedens  im  Thing  wie  im  Heere  unter  seine  Zuständig- 
keit *^    Insofern  war  er  ein  Hüter  des  Rechts  (Swart)*K 

2.  Das  Gefolge.  Zu  dem  Beamtenorganismus  des  altgermanischen 
Staates  kann  auch  das  „  Gefolge ''  (oder  die  „  Gefolgschaft  ^^  gerechnet 
werden,  obwohl  dasselbe  auf  einem  rein  persönlichen  Verhältnisse  zu  dem 


^  Vgl.  §  8  N.  12.  STBimiSTEB  nnd  Sixvebs,  Glossen  1,  88  f.,  wird  tribunus 
mit  eoHne  und  ampahiman  übersetzt  Da  iribmius  nur  eine  andere  Bezeich- 
nmig  fax  Centenar  nnd  Schultheiß  war  (§  19,  N.  80),  so  fährte  dieser  neben 
der  weltlichen  Benennung  auch  den  Namen  „Priestei^^  Andere  Glossen  über- 
setzen decamts  mit  tegangoty  iustificare  mit  gotten.  Graw,  Althochd.  Sprachschati 
4,  161.  153. 

*•  Vgl.  Weinhold,  Deutsche  Frauen*  1,  60 ff. 

^  Vgl.  §  5,  Anm.  20.  Drfekbach,  WB.  d.  got  Sprache  2,  212.  Wackebnaoel 
bei  Btkdiho,  G«m^.  d.  buig.-roman.  Königreichs  872.    Köqbl,  ZDA.  87,  280. 

■»  Tacitns,  Genn.  c  7  (s.  §  7  Anm.  17),  c.  10,  c.  11  (s.  §  5  Anm.  2,  19),  c.  89, 
e.  40,  c.  48.  Ober  die  Entstehungszeit  des  Landespriesteramtes  läßt  sich  nur  so 
viel  sagen,  daß  CSsar  es  noch  nicht  kennt,  w&hrend  Strabo  (f  60  n.  Chr.)  bereits 
einen  JSj&rtap  ieQwg  erwfthnt 

**  Dagegen  ist  die  zuerst  von  Eichthopek  (Untersuchungen  über  friesische 
BG.  2,  455  ff.)  aufgesteUte  Hypothese  von  dem  sakralen  Charakter  des  allgerma- 
nisehen  Rechts  und  seiner  ausschließlichen  Überlieferung  durch  die  Priester  als 
Gesetzsprecher  ab  abgethan  zu  betrachten.  Vgl.  Hbok,  Altfries.  Grer.-Verf.  50  ff. 
62  £     V.  AxDUL*  8;  Gdtt  gel.  Anz.  1888,  S.  1064  ff. 


32  Die  germaniflehe  Uneit 

Gefolgsherrn  beruhte.  Es  gehörte  mindestens  thatsachlich  zn  den  Vor- 
rechten der  Könige,  Herzoge  und  Fürsten,  sich  mit  einem  ritterlichen 
Gefolge  zu  umgeben,  das  ihnen  im  Kriege  als  Leibwache  und  Stab,  im 
Frieden  als  ständiges  Ehrengeleite  diente '^  Bis  in  das  achte  Jahrhundert 
bildete  das  Gefolge  einen  wesentlichen  Faktor  der  fränkischen  Beichs- 
Verfassung,  selbst  die  großenteils  aus  germanischen  Reitern  zusammen- 
gesetzte kaiserliche  Leibwache  in  Rom  und  Byzanz  (die  wahrscheinlich 
von  Caracalla  nach  germanischem  Muster  organisierten  proteetores)  war 
nichts  als  eine  den  römischen  Verhältnissen  angepaßte  germanische  G^ 
folgschaft;  seit  dem  5.  Jahrhundert  hatten  alle  höheren  Offiziere  im 
römischen  Heere  ihre  eigenen  Gefolgsmannen,  welche  comites  oder,  in 
Übereinstimmung  mit  einer  westgotischen  Bezeichnung,  buceUarü  genannt 
wurden  ^^  Die  deutsche  Dichtung  hat  die  Erinnerung  an  das  Gefolge, 
nachdem  es  längst  aus  dem  Leben  geschwunden  war,  noch  Jahrhunderte 
hindurch  bewahrt ^^  Während  die  römischen  Schriftsteller  das  Gefolge 
und  die  Gefolgsmannen  mit  comüatus  und  comites  (auch  elientes)  bezeichnen, 
ergiebt  sich  eine  gemeingermauische  Benennung  aus  altsal.  druht,  druct 
(ags.  dryhtj  an.  droit ^  ahd.  mhd.  trtdU),  d.  h.  Schar,  dem  got.  gadräukts 
(Krieger)  und  as.  drohän  (ags.  dryhterij  altfries.  drochteriy  an.  drSttinn,  ahd. 
tnihtin\  d.  h.  Herr,  entspricht  ^®.  Eine  westgermanische  Bezeichnung  war 
altfrk.  trustisy  as.  ffitröst,  für  den  einzelnen  Mann  antrustio,  as.  gitrösteo^^j 
eine  andere  sodann  gesinde,  d.  h.  Reise-  oder  Kriegsgefährte '^,  yereinzelt 


••  Tacitos,  Grerm.  c.  13. 

^  Vgl  besonders  Bbuknbb,  Gefolgswesen  84  ff.  und  Seeok,  a.  a.  O.,  ferner 
Hesmann,  Hausmeieramt  57  ff.  RosEMSTEiKy  Die  germanische  Leibwache  der  jolisch- 
claudiscben  Kaiser,  FDG.  24,  369  ff. 

*^  Besonders  Beovulf,  Heliand,  die  Nibelungen,  die  karolingische  und  britische 
Heldensage.     Vgl.  die  S.  3  f.  angeführte  Litteratur. 

^  Vgl.  Gbimm  bei  Mbbkel,  Lex  Salica  pg.  9.  Kern,  Glossen  der  Lex  Salica 
159  f.  DiEFENBACH,  WB.  d.  got.  Sprache  2,  641  ff.  Durch  euphonische  Einschiebung 
eines  s  dürfte  sich  (nach  Kahle)  eine  Nebenform  {drohst^  frühst)  erklilren,  die  in 
ahd.  gadrusci  j  mhd.  gedrosch,  gedrusehe,  getrüste  (=  inüit)  und  as.  dnuten 
(»  droht  in)  nachklingt  und  vielleicht  ftir  die  Matronae  Ändn^stehiae  niederrhei- 
nischer Votivsteine  des  2.  Jhs.  (Bonner  Jahrbücher  88,  206.  279)  die  Auffassung 
als  Gefolgschaftsgöttinnen  rechtfertigt  (Zangemeister).    Vgl.  Anm.  27. 

*7  Von  got.  an.  traust,  ahd.  mhd.  trdst.  Vgl.  Nibel.  (Lachmann)  v.  2266, 
Kluge '^  882.  Gbimm,  a.  a.  0.  pg.  6;  RA.  943.  Müllenhoff  bei  Waffe ,  Das  alte 
Recht  294.  Diefenbach  2,  677  f.  Während  die  Formel  trustem  et  fidelitatem  iurare 
(Form.  Marc.  1,  18)  das  Wort  im  allgemeinen  Sinne  (Schutz,  Vertrag,  Bündnis) 
gebraucht,  ist  die  in  fränkischen  Quellen  mehrfach  begegnende  Verwendung  des- 
selben Wortes  für  „Schar'*  wohl  aus  einer  Volksetymologie  eu  erklären,  welche 
die  in  Anm.  26  berührte  Nebenform  druhst  mit  irust  in  Verbindung  brachte 
(Kahle).  Beglaubigt  wird  diese  Annahme  durch  die  Varianten  andrustio  und  an- 
druseto  neben  antrustio  (Form.  Marc.  1,  18.    Zweites  salisches  Kapitulare  c.  8). 

*^  Ahd.  gesindi,  gisind,  langob.  gasmdio,  gctsindius^  ags.  gesiS:,  gesidoundman, 
Ableitung  von  ahd.  sifid,  ags.  sid  (Reise,  Heerfahrt).  Vgl.  Brünneb,  G^olgsweaen 
88  f.  Papst,  FDG.  2,512  ff.  Schmid,  Gesetze  der  Angelsachsen  599  f.  KLUoe^  187. 
Gbum,  DWB.  IV.  la,  4109  ff. 
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begegnet  ahd.  gefolgi^^  Nordgermanische  Bezeichnangen  waren  Atrrf  (Haus- 
genossenschaft)  und  v^erlagh  (Gesellsohaft),  für  die  Mannen  hirdmenn  and 
kuskarlar^. 

Das  Oefolgeyerhältnis  beruhte  auf  einem  freiwilligen  Dienstvertrage 
zwischen  Herrn  und  Mapn,  der  den  Herrn  zu  Schutz,  Unterhalt  und 
kriegerischer  Ausrüstung  des  Mannes  und  diesen  zu  völliger  persönlicher 
ffingabe  in  den  Dienst  des  Herrn  (aber  nur  inffenuäi  ordine,  nicht  zu 
knechtischen  Diensten)  verpflichtete'^  und  ein  der  Familie  nachgebildetes 
Treueverhältnis  zwischen  beiden  Teilen  begründete ''.  Zum  Eintritt  in  das 
Gefolge  war  nur  geeignet,  wer  das  Waffenrecht  besaß;  junge  Fürsten- 
genossen wurden  schon  bei  der  Wehrhaftmachung  aufgenommen,  andere 
erst,  nachdem  sie  sich  als  Heermänner  hervorgethan  hatten '^    Die  Ab« 


»  Gbimm,  DWB.  IV.  la,  2150. 

^  Vgl.  Amira*  57.  117.  Den  hüskarlar  entsprechen  die  ags.  heordtgeneätas 
(Herdgenoseen),  die  westgotischen  und  vandalischen  gardhigi  (von  gards  «  domns) 
imd  die  sächsiscfaen  hagustaldos  (die  am  Hofe  des  Herrn  Lebenden),  mit  denen  die 
frinkischen  austaldi  wohl  Eosammenfallen.  Vgl.  BaumnEB,  Gefolgswesen  76;  KG. 
1,  142  und  die  dort  Angeführten.    Über  die  gotischen  saianes  vgl.  §  25  N.  42. 

'^  Tacitns,  Germ.  e.  14:  ^iffunt  enim  princtpta  $ut  liberalitate  illum  beila- 
torem  equum^  iüam  crtientam  vieiricemque  frameam»  nam  epulae  et  quaniquam  in- 
compH,  hrgi  tarnen  apparatua  pro  stipendio  eedmit  Vgl.  Beovnlf  y.  2866  f.  2885  f. 
Über  die  Schutzpflicht  des  Herrn  vgl.  ebd.  v.  1481  f.  Der  Gefolgsmann  heißt 
Tiseb-  oder  Herdgenosse  (ags.  beodgenedt)  seines  Herrn,  conviva  regia;  der  Herr  ist 
der  Brotspender  (ags.  hläfard), 

**  Die  Mannen  hießen  die  degen  (d.  h.  Kinder)  ihres  Herrn,  dieser  dagegen 
d^  Alte  oder  sefiior  seiner  Mannen.  Vgl.  Heliand  v.  1188.  8184.  4962;  Beovulf 
T.  194.  408.  1809.  2710.  2811;  ebd.  v.  1645:  ealdar  pegna.  Über  as.  thegan,  ags. 
pegn,  fien,  verwandt  mit  tiKvoy,  vgl.  Gbimm,  DWB.  2,  895.  Kluge  ^  68.  Bbünkbb, 
(Tefblgswesen  78.  Schmid,  Gesetze  der  Angelsachsen  664  f.  Die  Verwendung  des 
Wortes  för  „Krieger*',  „Held"  ist  erst  eine  abgeleitete.  „Haudegen"  beruht  auf 
Volksetymologie,  Verwechselung  mit  dem  aus  ganz  anderer  Wurzel  entstandenen 
„Degen''  =  Stichwafife.  Auf  der  Nachbildung  der  Verwandtschaftsverhältnisse  be- 
ruht auch  die  Bezeichnung  der  (refolgsleute  als  mögen  (ags.  mcBgas,  mhd.  vndge 
unde  man)  oder  Vettern  (ags.  gädelingaSj  mhd.  gaten).  Vgl.  Gbimm,  DWB.  IV.  1  a, 
1494.  1496. 

^  Tacitus,  G«rm.  c.  13:  Arma  sitmere  non  ante  euiquam  maria  quam  dvitaa 
auffeeturum  prohaverit  tum  in  ipao  condlio  vel  principum  aliquia  vel  pater  vel 
propinqui  aeuto  frameaque  itwenem  omant  haee  apud  iUoa  toga^  hie  primua  tu- 
tentae  honoa;  ante  hoc  domua  para  videntuTy  mox  rei  publioae.  inaignia  tiobilitaa 
Qut  magfta  patrum  merita  prineipia  dignitatem  eOam  adoleacentulis  aaaignant: 
€€teri  robustioribua  ae  iam  pridem  probatia  aggregantur.  tiec  rvbor  eat  tnter  conntea 
aapici.  Die  viel  umstrittene  Stelle  hat  hauptsächlich  durch  die  falsche  Lesart 
dignationem  statt  dignitatem  Schwierigkeiten  gemacht,  die  gegen  die  richtige  Lesart 
der  beiden  besten  Handschriften  (Cod.  Vaticanus,  Cod.  Leidensis)  nach  Zamoemeisteb 
vielleicht  erst  durch  die  falsche  Konjekfur  eines  Humanisten  in  den  Text  ge- 
kommen ist.  Statt  ceteria  ist  nach  einer  von  Lipsiüs  aufgestellten,  von  Haüpt  und 
Zavoemsistbb  angenommenen  Konjektur  aus  sprachlichen  Gründen  unbedingt  eeteri 
zu  lesen.  Die  Stelle  ist  demnach  (mit  Zamobxeistbb)*  folgendermaßen  zu  erklären. 
Die  in  der  Landesgemeinde  wehrhaft  gemachte  junge  Mannschaft  (a  civttate  pro- 
bati)  zerfiel  in  zwei  wesentlich  verschiedene  Klassen.  Die  einfachen  Edelinge  und 
R.  ^cubOdeb,  Deutsche  Bechtsgeschichte.    3.  Aufl.  8 
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Schließung  des  Vertrages  geschah  durch  einen  Formalakt:  Waffenreichong 
seitens  des  Herrn,  Handreichung  nnd  eidliches  Treueversprechen  seitens 
des  Mannes ^1  Im  Kampfe  bildete  das  Gefolge,  das  übrigens  stet«  be- 
ritten war^^,  die  einzig  auf  den  Schutz  ihres  Herrn  bedachte  Leibwache, 
die  ohne  ihn  nicht  aus  dem  Felde  zurückk^ren  durfte '^  Was  das 
Oefolge  erbeutete,  gehörte  dem  Herrn,  der  dadurch  vornehmlich  die  Mittel 
gewann,  seinen  Mannen  Unterhalt  und  Geschenke  zu  gewähren'^.  Mit 
dem  idealen  Charakter  der  Gefolgschaft  hing  die  den  Germanen  sonst  so 
fremdartige  unbedingte  Unterordnung  unter  den  Willen  des  Herrn  zu- 
sammen. So  war  es  ausschließlich  seinem  Ermessen  überlassen,  den  Bang 
seiner  Mannen  zu  bestimmen;  er  konnte  den  einen  erhöhen,  den  andern 


die  Gemeinfreien  wurden  in  das  Heer  eingereiht,  wo  sie  ihren  Platz  an  der  Seite 
der  älteren,  zum  Teil  lange  vor  ihnen  wehrhaft  gemachten  Heermänner  (tarn  pridem 
probati)  fanden.  Dagegen  wurden  die  jungen  Edelinge  vornehmster  Abkunft  nicht 
eingestellt,  sie  zählten  nicht  zu  den  Heermännern,  sondern  hatten  den  Rang  der 
Fürsten.  Als  solche  konnten  sie  ihren  Platz  nur  in  dem  Gefolge  des  Königs  oder 
eines  Fürsten  einnehmen,  denn  einer  Gefolgschaft  anzugehören  war  für  niemand 
eine  Schande,  weder  für  die  jungen  Fnrstengenossen ,  noch  für  altbewährte  Heer- 
männer, die  beiden  Elemente,  aus  denen  sich  die  Gefolgschaften  zusammenzusetzen 
pflegten  (daher  im  Beovulf  die  Bezeichnung  des  Gefolges  als  „Tugend  und  Jugend", 
dugud  and  geogoS:^  oder  als  Gefolgsmänner  und  G-efolgsknaben,  dryktgunia,  drykt- 
bearn).  Von  den  zahlreichen,  größtenteils  auf  falschen  Lesarten  beruhenden  Aus- 
legungen seien  hier  angeführt:  Waitz  1,  283  ff.  Sohm,  Reichs-  u.  G-erichtsver- 
fassung  545  ff.  Schbreb,  Zeitschr.  f.  Österr.  Gymnasialwesen  1869,  S.  102  f.,  und 
Anz.  f.  deutsch.  Altertum  4,  85  ff.  Baumstark,  Staatsaltertfimer  563—626.  Kettubb, 
Zeitschr.  f.  d.  Phil.  18,  129  ff.  •  Sickbl,  Freistaat  108  n.  Erhardt,  Staatenbildung  60; 
Gott.  gel.  Anz.  1882,  S.  1222  f.  Brunner,  RG.  1,  139  n.  Ranke,  Weltgeschichte 
3,  2  S.  278  f.    WrassNBR,  Zeitschr.  f.  GW.  12,  312. 

"  Tacitus,  Germ.  c.  14:  praecipuum  sacramentivtn;  iUum  beüatorem  equum, 
illam  cruentam frameam.  Wer  bei  der  Wehrbaftmachung  in  der  Landes- 
gemeinde die  Waffen  nicht  aus  der  Hand  des  Vaters  oder  eines  Magen,  sondern 
aus  der  eines  Fürsten  empfing  (Anm.  33),  trat  damit  in  ein  gewisses  Kindschafts- 
verhältnis  zu  diesem  und  wurde  sein  Mann.  Vgl.  auch  Maurer  in  Bartsch  Ger- 
mania 16,  319  f.  und  die  dort  besprochene  Schrift  von  Grundtvio. 

"  Vgl.  Waitz  1,  408.  Müllbnhopf,  ZDA.  10,  553.  Prokop,  Bell.  Got  2,  c.  25. 
Auch  die  römischen  protectores  und  bucellarii  waren  Reiter. 

•*  Tacitus,  Germ.  c.  14:  Cum  ventum  in  aciem^  turpe  prtncipt  virtute  vinci, 
turpe  comitatui  viriutem  prindpis  non  adaequare.  tarn  vero  infame  in  omnem  vitam 
ac  probrosum,  superstitem  principi  suo  ex  acte  recessisse.  iüum  defendere,  tueri, 
8ua  qtwque  fortia  facta  glorios  eins  assignare  praeeipuum  sacramentum  est  prin- 
cipes  pro  victoria  pugnant,  cotnites  pro  principe.  Vgl.  Waitz  1,  376  n.  Heliand 
y.  3996  ff.  4675  ff.  Im  Beovulf  werden  die  Mannen  als  Handgesellen,  Achsel- 
genossen, Schildgef&hrten  ihres  Herrn  bezeichnet.  Den  Inguiomerus  begleitete 
seine  manus  clienHum  in  das  Elend.  Tacitus,  Annal.  2,  c.  45.  Vgl.  ebd.  1,  c.  57 
über  die  clienivum  7nanu8  des  Segestes. 

■^  Tacitus,  Germ.  c.  14:  Maieria  mtmificentiae  per  bella  et  raptus.  Vgl.  Beo- 
vulf V.  1484  f.  2150  f.  2986  ff.  Über  die  Bezeichnung  des  HeiTU  als  Schätzespender 
vgl.  Waitz  1,  346  n.  Die  Annahme  v.  Amira*s,  daß  nach  dem  Tode  eines  Grefolgs- 
mannes  die  Geschenke  des  Herrn,  zumal  das  Heergeräte,  an  diesen  zurückgefallen 
seien,  hat  große  Wahrscheinlichkeit  und  findet  in  entsprechenden  Gebräuchen  des 
Mittelalters  ihre  Bestätigung.    Vgl.  Beovulf  v.  452  f. 
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erniediigen'^.  Yerletzong  der  schuldigen  Trene  seitens  eines  Oefolgs- 
mannes  bewirkt-e,  daß  derselbe  der  öffentlichen  Rechtlosigkeit  verfiel'^. 

Eine  derartige  Unterordnung  freier,  großenteils  adelicher  Männer*® 
unter  einen,  wenn  auch  noch  so  angesehenen  Privatmann  wäre  nach  ger- 
manischer Auffassung  eine  Erniedrigung  der  Freiheit  gewesen.  Sie  war 
ohne  Nachteil**  nur  möglich,  wo  der  Herr  sich  in  hoher  Stellung  befand, 
so  daß  sein  Dienst,  wenn  auch  nur  mittelbar,  als  Staatsdienst  angesehen 
werden  konnte:  nur  Könige,  Herzoge,  Fürsten  und  FQrstengenossen  konnten 
Gefolgsherren  sein,  in  Monarchien  später  nur  noch  der  König. 

Das  Gefolge  war  eine  organische  Staatseinrichtung  für  Krieg  und 
Frieden.  Der  dem  Gefolgewesen  in  mancher  Richtung  ähnliche  Anschluß 
an  einen  Heerkönig  zu  Beutezügen  in  die  Fremde  hat  nichts  mit  dem- 
selben gemein**.  Aber  nur  der  Krieg  vermochte  ein  größeres  Gefolge 
zu  ernähren.  In  langen  Friedenszeiten  fand  deshalb  in  der  Regel  eine 
Minderung  des  Gefolges  statt*',  was  wohl  nur  im  beiderseitigen  Einver- 
ständnisse zu  geschehen  pflegte,  da  das  den  Herrn  und  seine  Mannen 
Terknüpfende  Band  einseitig  nur  aus  schwerwiegenden  Gründen  gelöst 
werden  konnte**.    Wer  bei  einem  ausländischen  Fürsten  in  Dienst  getreten 


"  Genn.  c.  13:  Oradus  quin  etiam  ipse  comitatus  habety  iudido  eius  quem 
uetantuTf  magnaque  et  eomitum  aemtUaiio,  quibus  primus  apud  prindpem  suum 
heu».  Vgl.  Beov.  1309.  2022  nnd  die  amici  ümctissimi  des  Alamannenkönigs 
Chnodomar  (Anm.  43).  Brükitbb,  RG.  1,  140,  Anm.  26.  Schon  in  germanischer 
Zeit  werden  größere  Gefolgschaften  ihren  Scharführer  {dröttseti,  truhts^^xe)  gehabt 
haben,  dessen  SteUung  später  in  der  des  „Meister  Hildebrand"  noch  nachklingt 
Vgl  auch  Seeck,  a.  a.  O.  113  f. 

••  Vgl.  Anm.  36. 

**  Vgl.  Anm.  33.  43.    Tacitus,  Annal.  2,  c.  11:  mulH  nohilium  circa. 

**  Gterm.  c.  18:  Nee  ruber  inter  eamites  aspici, 

"  Vgl.  §  7  Anm.  21. 

**  Tacitus,  Genn.  c  14:  Si  civitaa,  in  qua  orti  sunt,  longa  pace  et  otio  torpeat, 
plerique  nohilium  adolescentium  peUmt  ultro  eas  naOonea^  quae  tum  bellum  aliquod 
geruntf  quia  et  ingrata  genii  quies  et  facilius  inter  ancipitia  clareseunt  ifiagnumque 
comiiaiufn  non  nisi  vi  heUove  tueare.  Ober  die  verschiedenen  Auslegungen  vgl. 
Waiiz  1,  282  f.  Die  Zahl  der  Gefolgsmannen  war  je  nach  Ansehen,  Stellung  und 
Vermögen  des  Herrn  eine  sehr  verschiedene.  Im  Vergleiche  zu  der  Masse  des 
Heeres  war  sie  immer  nur  gering  und  zu  selbständigen  kriegerischen  Unter- 
nehmungen wenig  geeignet.  Vgl.  Prokop,  Bell.  Got  2,  c.  25.  Mit  dem  Alamannen- 
köuig  Chnodomar  wurden  in  der  Schlacht  bei  Straßburg  200  comites  und  3  amici 
wneiisnmi  gefangen,  nachdem  andere  schon  vorher  gefallen  waren.  Amm.  Marc 
IS,  e.  12  §  60.  Immerhin  begegnen  auch  Gefolgschaften  von  ungewöhnlicher  Stärke 
(TgL  Sbegk,  a.  a.  0.  109  n.). 

**  Wer  einen  eigenen  Herd  gründen  wollte,  mußte  den  Dienst  verlassen;  erst 
seit  dem  8.  Jahrhundert  gab  es  auch  vom  Herrn  abgeschichtete  Gefolgsleute.  Für 
jonge  Edelinge  hatte  der  Dienst  im  Gefolge  in  der  Regel  nur  die  Bedeutung  einer 
Schule,  sie  schiedeti  aus,  sobald  sie  reif  genug  waren,  um  selbstthätig  am  poli- 
tischen Leben  teilzunehmen.  Daß  auch  Beurlaubungen  zu  Sonderzwecken  statt- 
finden konnten,  zeigt  Beovulf  s  Fahrt  zu  König  Hrodgar,  an  der  noch  andere 
Mannen  des  Königs  Hygelac  teilnehmen.  Vgl.  auch  Beov.  v.  1827  ff.  Zu  Ent- 
lasBimgen  im  Disziplinarwege  muß  der  Herr  wohl  berechtigt  gewesen  sein. 

3* 
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war**,   konnte  unter  Umständen  durch   die  Verpflichtungen   gegen  sein 
Volk  zum  Austritt  genötigt  werden. 

§  7.    Die  Heeresverfassung. 

Waitz  1>,  281.  402—417.  Brünneb,  BG.  1,  §  19.  Sickel,  Freistaat  126  ff. 
Roth,  Gesch.  d.  Beneficialwesens  38  ff.  v.  Pbuckeb,  Das  deutsche  Kriegswesen  der 
Urzeiten,  8  Bde,  1860—64.  Baümstabk,  Staatsaltertumer  238  ff.  Munch,  Nordisch- 
german.  Völker  198  f.  Abnold,  Deutsche  Urzeit  251—806.  Dahn,  Deutsche  Ge- 
schichte 1,  223  ff.  Lampbecht,  Deutsche  Geschichte  1,  182  ff.  Weinhold,  Beiträge 
£.  d.  deutschen  Kriegsaltertamem,  BerL  SB.  29,  543  ff.    Müllbkhoff,  ZDA.  10,  550  ff. 

Die  germanische  Heeresverfassung  beruhte,  wie  wohl  bei  allen  Natur- 
völkern, auf  der  milizartig  organisierten  Wehrpflicht  aller  waff'enlähigen 
Männer  1.  Nicht  zum  Heere  gehörten  Unfreie  und  Hörige,  femer  Freie, 
die  durch  schmähliche  Handlungen  ihre  Ehre  verwirkt  hatten;  Weiber 
und  Kinder  begleiteten  das  Heer,  wenn  die  Heerfahrt  zugleich  Aus- 
wanderung bedeutete.  Die  Aufnahme  unter  die  Wehrpflichtigen  war 
Staatssache:  mochte  es  sich  um  den  Ausnahmefall  der  Wehrhaftmachung 
eines  Freigelassenen  oder  den  regelmäßig  wiederkehrenden  Fall  der 
Musterung  der  zu  den  Waff'en  herangereiften  männlichen  Jugend  handeln, 
immer  bedurfte  es  eines  Aufnahmebeschlusses  der  Landesgemeinde,  vor 
der  die  jungen  Krieger  die  *Waffenprobe  abzulegen  hatten,  um  sodann 
aus  der  Hand  ihres  Vaters  oder  Vormundes  oder  des  Fürsten  ihres  Gaues 
die  Waffe  zu  empfangen*.  Der  Wehrpflicht  wurde  genügt  durch  den 
Dienst  im  Gefolge,  im  Volksheer  oder  in  der  Schar  der  „Hundert". 
Dabei  waren  nicht,  wie  manche  angenommen  haben,  die  Unterschiede 
von  Alten  und  Jungen  oder  Grundbesitzern  und  Nichtgrundbesitzern 
maßgebend,  sondern  es  entschieden  einzig  individuelle  Neigungen  und 
Gaben.  W^er  Gefolgsmann  war,  empfing  die  ganze  kriegerische  Aus- 
rüstung und  den  Unterhalt  von  seinem  Herrn:  jeder  andere  mußte  seine 
Ausrüstung  selbst  beschaffien  und,  so  lange  das  Heer  nicht  in  Feindes 
Land  stand,  auch  für  seinen  Unterhalt  selbst  aufkommen.  Daraus  ergab 
sich  von  selbst,  daß  die  Art,  wie  er  seiner  Heerespflicht  genügte,  sich 
mehr  oder  weniger  nach  seiner  Vermögenslage  richtete.  Wer  kein  Pferd 
hatte,  konnte  nicht  zum  Reiterdienste  befohlen  werden. 

Die  Einberufung  des  Heeres  geschah  auf  Beschluß  der  Landesver- 
sammlung,  in  dringenden  Fällen  der  Landesverteidigung  wurde  durch 
Landgeschrei    oder  Feuerzeichen   unmittelbar  zu   den   Waff'en   gerufen*. 


**  Über  derartige  Dienste  vgl.  Germ.  c.  14  (Anm.  43),  Beovulf  v.  472, 
WalthariuB  y.  755  ff.  und  das  Nibelungenlied  über  die  Fremden  am  Hofe  des 
Königs  Etzel. 

^  Vgl.  §  4  Anm.  2.     Sickbl,  Freistaat  127  n. 

'  Vgl.  §  6  Anm.  88.  §  9  Anm.  6.  Das  spätere  Mittelalter  kannte  die  Wehr- 
haftmachung nur  noch  im  Ritterstande  und  bezeichnete  sie  als  ,,Schwertleite'^ 

■  Caesar,  Bell.  Gall.  4,  c.  19  von  den  Sueben:  nwre  stw  coneüio  habito  nuniios 
in  mmies  partes  dimisisae,  uti  de  oppidia  demigrarent,  Itberos,  uxares  atmque  onwf'a 
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Zum  Zusammentritt  des  Heeres  wählte  mau,  wie  beim  Thing,  womöglich 
die  Zeit  des  Voll-  oder  Neumondes,  die  für  alle  kriegerischen  Unter- 
nehmungen als  die  günstigste  betrachtet  wurdet  Das  versammelte  Heer 
wurde  nicht  selten  vor  Beginn  des  Kampfes  feierlich  durch  vdpnatak  oder 
Eid  auf  die  Waffen  verpflichtet*. 

Zahl  und  Zusanunensetzung  des  Heeres  wurde  wohl  vom  Landesthing 
nach  Maßgabe  des  Bedürfnisses  für  den  einzelnen  Fall  festgestellt  Nur 
bei  den  Chatten  und  den  Sueben  Gäsars  war  das  Heerwesen  fest  geordnete 

Das  Heer  war  nach  Gauen  (Tausendschaften),  Hundertschaften,  Ge- 
schlechtem, Sippschaften  gegliederte  Den  eigentlichen  Heereskörper 
bildete  das  Fußvolk.  Der  Aufstellung  der  Kolonnen  in  Form  eines  ab- 
g^umpften  Keils  entsprach  die  Bezeichnung  derselben  als  cuneus  oder 
Schweinskopf®.  Außer  dem  Fußvolke  stellte  jeder  Gau  für  das  Vortteffen 
eine  auserlesene  Schar,  die  sogenannten  „ Hundert '',  die  sich  aus  einer 
gewissen  Zahl  von  Rotten  zu  je  einem  Reiter  und  einem  demselben  zu- 
geteilten, besonders  gewandten  Fußsoldaten  zusammensetzte*. 


in  sihis  deponerent  atqite  anines,   qui  arnia  ferre  possenty   tmurn  in  locunt  coftr 

venirent ;  hie  Barnanorttm  adventum  ezspeetare  atque  ihi  decertare  eonstituisse, 

Heerfolgepfiichtigen  Staaten  wurde  das  Aufgebot  durch  den  führenden  Staat  mit- 
geteilt, vgl.  BeU.  Gall.  6,  c.  10.  Die  regelmäßige  Verkündigung  des  Heerbefehls 
erfolgte  im  Norden  durch  Umhersenden  des  Heerpfeils  oder  eines  an.  der  Spitze 
angebrannten  Stabes,  bei  den  Südgermanen  durch  Aufpflanzen  einer  Fahne  oder 
eines  sonstigen  Feldzeichens.  Vgl.  Gbimm,  RA.  151. 161  ff.  WEnraoLD,  a.  a.  0.  545  ff. 
Über  das  Land-  und  Zetergeschrei  (Gerüfte,  Gerficht),  das  auch  in  anderen  Fftilen 
gemeiner  Not  und  bei  der  Verfolgung  von  Verbrechern  als  Hilferuf  verwendet 
wurde,  reichhaltige  Zusammenstellungen  bei  Pbtebsek,  FDG.  6,  223—842.  Der 
landschaftlich  sehr  verschieden  lautende  Ruf  war  in  erster  Reihe  auf  Erzeugung 
eines  weithin  schallenden  Tones  berechnet,  daher  besonders  Kombinationen  mit  io, 
wie  feindioy  furios  tnordioy  wapenio,  ioheil,  iodute\  andere  Rufe  waren:  Jicil,  heil  ai^ 
xeieTy  tcdpen,  icäfen  (romanisch  cd  arma,  daher  Alarm,  Lfirm),  bei  den  Normannen 
kdro.  Vgl.  Gniini,  RA.  876  ff.  Diez,  Wß.  d.  rom.  Sprachen  I.  s.  v.  allarme,  IP  s.  v. 
haro,   Glassox,  Etüde  historique  sur  le  clameur  de  haro,  N.  Revue  6,  397  ff.  517  ff. 

*  Vgl.  §  5  Anm.  7. 

*  Vgl.  S.  24.  Amm.  Marc.  31,  c.  7  §  10  von  den  Goten:  sigtw  ad  artna 
eapMnda  ex  tUrctque  parte  per  lituos  dato,  barbari,  postquam  inter  eos  ex  fnore  iura^ 
tum  est,  tumulosos  locos  adpetere  temptaverunt.  Über  v4pnatak  vor  der  Schlacht 
bei  den  französischen  Normannen  vgl.  Maurer  i.  d.  Germania  16,  323. 

*  Bell.  GaU.  4,  c.  1.    Tacitus,  Germ,  c  31.    Vgl.  Hist.  Zeitschr.  46,  128  f. 
'  Vgl.  oben  S.  16.  18  f. 

*  Vgl.  Tacitus,  Germ.  c.  6.  Waitz  1,  409.  v.  Pbucker  2,  206  ff.  Scherer, 
BerL  SB.  25,  571  f.    Siehe  auch  oben  S.  15  n.  23  Anm.  10. 

*  Bell.  GralL  1,  c.  48.  Tacitus,  Germ.  c.  6.  Nachdem  die  Tausendschaffc  zum 
Gau  geworden  war,  konnte  auch  bei  dem  Vortreffen  keine  bestimmte  Zahl  fest- 
gehalten werden  (qtwd  primo  numerus  fuit,  iam  nom^n  et  hatior  est),  doch  ist 
kaum  zu  vermuten,  daß  es  damit  überhaupt  je  strenge  genommen  wurde  (die 
hundert*'  zu  50  oder  60  Rotten),  da  der  Bestand  an  Pferden  doch  bei  den  ver- 
schiedenen Völkerschaften  überaus  verschieden  war  (Germ.  c.  6.  30.  32).  Man  hat 
daher  „Hundert"  hier  wohl  in  allgemeinerem  Sinne  nur  für  „Menge"  zu  nehmen 
IV.  Amira'  72).  Der  von  manchen  angenommene  Zusammenhang  dieser  „Hundert" 
mit  der  Hundertschaft  ist  durchaus  zurückzuweisen. 
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Die  Führung  des  Heeres  war  Sache  des  Königs  oder  des  von  ihm 
ernannten  Anführers,  bei  republikanischen  Völkerschaften  Sache  des  von 
der  Landesgemeinde  erwählten  Herzogs  (S.  29).  Jede  Tausendschaft  stand 
unter  ihrem  Tausendführer  (S.  19),  dementsprechend  jedes  einzelne  Gau- 
volk unter  seinem  GaufQrsten  ^®.  Die  Hundertschaften  wurden  von  ihren 
Centenarien  befehligt  ^^,  die  Geschlechter  wohl  von  den  Geschlechts-  und 
Gemeindeältesten  ^l  Straffe  militärische  Unterordnung  war  aber,  abgesehen 
von  den  Gefolgsmannen,  ursprünglich  nur  bei  den  Chatten  bekannt,  die 
übrigen  Germanen  lernten  sie  erst  allmählich  von  den  Römern  ^^  Das 
versammelte  Heer  stand  gleich  der  Volksversammlung  in  dem  Frieden 
des  Gottes  Ziu  (S.  23),  dessen  heilige  Zeichen,  fahnenartig  an  Speerstangen 
befestigt,  das  Heer  begleiteten  und  die  persönliche  Anwesenheit  des  Gottes 
in  demselben  andeuteten  ".  Auf  diese  symbolische  Bedeutung  der  Fahnen  " 
bezog  sich  die  Bezeichnung  derselben  als  bandva  (signum),  woraus  durch 
Vermittelung  der  romanischen  Sprachen  unser  „Banner"  abgeleitet  ist^®. 
Darum  war  es  Sache  des  Priesters,  wie  im  Thing  so  auch  im  Heere  den 
Gottesfrieden  zu  überwachen'^;  nur  wo  der  König  oder  Herzog  zugleich 
Oberpriester  war,  lag  die  Wahrung  des  Friedens  in  seiner  Hand,  übte  er 
die  Strafgewalt  über  das  Heer^®.    Als  Strafen  im  Heere  werden  Todes- 


"  Vgl.  S.  28.  Über  die  Führerschaft  der  Fürsten  vgl.  Tacitus,  Annal.  1,  c.  55-, 
ferner  Eist.  4,  c.  12  von  den  Hilfstruppen  der  Bataver:  qiMs  vetere  tnstituto  nohi- 
lissimi  popuhrium  regebant, 

"  Vgl.  §  4  Anm..l8.  Daß  auch  die  Centenarien  vom  Volke  gewählt  worden, 
ist  aus  den  späteren  Verhältnissen  zu  entnehmen. 

^*  In  dem  Rechte  der  Westgoten  wird  die  unterste  Heeresabteilung  als 
„Zehntschaft''  unter  einem  deeanus  bezeichnet    Vgl.  §  6  N.  18.    Waitz  1,  483  ff. 

^'  Germ.  c.  7:  ^^  duoes  exemplo  poUus  quafn  imperio,  st  prompH,  si  con- 
spicutf  8%  ante  aciem  agcrntj  admiratione  praeaunt  c.  80  von  den  Chatten:  Multutn, 
ut  inter  Germanos,  rationis  ac  aollertiae:  praeponere  electos,  audire  praepositos, 
nasse  ardines,  —  —  —  quodque  rarUsimum  nee  nisi  Romanae  dtseiplinae  con- 
eessuTn,  plus  reponere  m  duce  quam  in  exerdtu.    Vgl.  Annal.  2,  c.  45. 

"  Germ.  c.  7  (Anm.  17);  Hist  4,  c.  22:  depromptae  silvis  lucisque  feraruni 
imaginesj  ut  eutque  genti  inire  proelium  mos  est  Vgl.  Waitz  1,  412  Anm.  2. 
Wbinhold,  a.  a.  0.  556.  Über  die  Gestalt  dieser  Zeichen  vgl.  Lindenschmit,  Handb. 
d.  deutsch.  Altertumskunde  1,  275  ff.  Von  dem  an  der  Stange  befestigten  Tuch- 
stück wurde  das  Zeichen  „Fahne"  (fano,  gundfano)  genannt.  Vgl.  Grimm,  DWB. 
8,  1241.     Meter  v.  Kkonau,  Anm.  488  zu  Ekkehards  Casus  St.  Galli  c.  38  (1877). 

"  Über  die  spätere  symbolische  Personifikation  des  Königs  durch  Fahnen 
und  andere  Zeichen  vgl.  meine  Abhandlung  über  Weichbild,  Histor.  Aufsätze  für 
Waitz  (Hannover  1886)  S.  806  ff.    Vgl.  auch  v.  Amira«  94. 

"  Vgl.  Grimm,  DWB.  1,  1115  ff.  Kluge*  28.  Diez,  WB.  d.  roman.  Sprachen 
I.  s.  V.  bando.  Du  Cange,  L  s.  y.bandum.  Nach  einer  von  Schsrer,  a.a.O.  581 
Anm.  1,  mitgeteilten  Bemerkung  von  Müllenhofp  ist  an.  vi  (Heiligtum,  Fahne) 
ebenfalls  auf  die  als  Feldzeichen  verwendeten  Symbole  der  Götter  zu  beziehen« 
Vgl.  §  8  N.  10. 

"  Germ.  c.  7:  Geterum  neque  animadvertere  fieque  vincire,  ne  verberare  quideni 
nisi  sacerdotibus  permissum,  non  quusi  in  poenam  nee  ducis  iussu^  sed  velut  deo 
imperantey  quem  adesse  bellantibus  credunf,  effigiesque  et  signa  quaedam  detraeta 
luds  in  proelium  ferunt. 

«  Vgl.  Bell.  Gall.  6,  c  23  (§  6  Anm.  12). 
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strafe,  Fesselung  und  körperliche  Züchtigung  erwähnt  Wer  ohne  aus- 
reichende Entschuldigung  dem  Aufgebot  zum  Heere  -keine  Folge  leistete 
oder  aus  dem  Heere  entwich,  wurde  je  nach  Lage  der  Sache  entweder 
wegen  Feigheit  zur  Strafe  des  Lebendigbegrabens  oder  wegen  Landesverrats 
zum  Strenge  verurteilt;  dem  letzteren  verfiel  auch,  wer  zum  Feinde  über- 
ging **.  Spione  wurden  dem  Feuertode  übergeben*^.  Rechtlos  wurde, 
wer  ohne  seinen  Schild  aus  dem  Kampfe  zurückkehrte  oder  als  Gefolgs- 
mann seinem  Herrn  die  Treue  brach. 

Auch  bei  den  Abenteurerzügen  der  Beerkönige,  die  an  sich  den  Staat 
nichts  angingen  und  die  allgemeine  Wehrpflicht  der  Bevölkerung  nicht 
berührten,  verfielen  diejenigen,  welche  dem  Rufe  des  Führers  gefolgt 
waren,  ihn  dann  aber  im  Stiche  gelassen  hatten,  der  öffentlichen  Recht- 
losigkeit, doch  fand  dies  wohl  nur  auf  solche  Unternehmungen,  die  von 
einem  Fürsten  des  Landes  unter  Zustimmung  der  Volksversammlung  aus- 
gegangen waren,  Anwendung  ^^ 

Das  germanische  Befestigungswesen  kannte,  in  auffallendem  Gegen- 
satze zu  dem  der  antiken  Welt,  keine  befestigten  Wohnplätze,  sondern 
außer  den  als  Landwehr  gegen  feindliche  Einbrüche  verwendeten  Grenz- 
wüstungen** nur  befestigte  Rückzugsplätze  {Ring wälle),  die  teils  als  be- 
festigte Lager  und  Ausfallplätze  der  militärischen  Verteidigung  dienten, 
teils  als  bloße  Bauerburgen  eine  Zufiuchtstätte  für  die  wehrlose  Bevöl- 
kerung und  ihre  Habe  bildeten*'. 


*'  Vgl.  §  12.  'Hohea  Alter  und  körperliche  Schwäche  befreiten  vom  Heer- 
dienst,  vgL  TacituB,  Germ.  c.  15.  Das  Entweichen  ans  dem  Heere  hieß  ahd.  herislh. 
Dem  entspricht  mnd.  dinkslete  für  das  eigenmächtige  Verlassen  des  Thinges.  Die 
gerichüiche  Hegeformel  des  Mittelalters  verbot  dingalete  unde  tmlust  (Ssp.  1.  59  §  2). 
VgL  §  5  Anm.  9. 

^  Bell.  Gall.  1,  c.  53  von  dem  durch  Cäsars  Sieg  befreiten  Procillos,  den 
Ariovist  al^  Spion  in  Ketten  hatte  werfen  lassen:  Is  se  praesente  de  se  ter  sortibus 
conmUtum  dieebat,  utrwn  igni  statim  necaretwr  an  in  aliud  tempus  reservaretur, 
sorHurn  beneficio  se  esse  incolumem, 

**  Bell.  Grall.  6,  c.  28:  Latroeinia  nuilam  habent  mfamiam,  quas  extra  fmes 

euiusque  civitatis  fiunt .     atgtte  ubi  quis  ex  principibus  in  concilio  dixit,   se 

dueem  fore,  qui  sequi  velint  profiteantur,  consurgunt  ii  qui  et  causam  et  homvnem 
probanty  sttumque  auocilium  poüicentur  atque  ab  multitudine  coUaudantur.  qui  ex 
kis  seeiUi  fwn  sunt,  in  dssertorwn  ac  proditorum  numero  ducuntur  omniumque  his 
rerum  postea  fides  derogatur.  Daß  derartige  Fahrten ,  von  denen  besonders  die 
Wikingerfahrten  der  nordischen  Seekönige  bekannt  sind,  auch  als  reine  Privat- 
nntemehmnngen  vorkommen  konnten,  ist  zweifellos,  der  einseitige  Rücktritt  von 
solchen  hat  aber  schwerlich  die  gleiche  infamierende  Wirkung  gehabt  Die  ältere 
Forschung  hat  diese  Abenteurerzüge  ungehörigerweise  mit  dem  Gefolgewesen  ver- 
mengt, auch  die  Entstehung  germanischer  Reiche  in  der  Völkerwanderung  hierauf 
zurückgeführt  Noch  im  12.  Jahrhundert  unternahm  ein  gewisser  Etheler  in  Hol- 
stein einen  ähnlichen  Zug.  Jeder,  der  sich  ihm  anschloß,  empfing  aus  seiner  Hand 
EoB  und  Rüstung.    Helmoldi  chron.  Slav.  1,  c.  67. 

**  Bell.  GalL  4,  c  3.  6,  c.  10,  28.  Velleius  Paterculus  2,  c.  120.  v.  Peückeb 
2,  348  f.  354  ff.  371  ff.  WArrz  1,  414.  Brunneb  1,  115.  Über  diesen  meistens 
als  neutrale  Zone  behandelten  Grenzgürtel  {marka)  vgl.  v.  Ahira'  77. 

^  Einen  formlichen  Festungsgürtel  von  der  Ems  bis  zur  Ocker,  der  auf  die 
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Waitz  1",  219.  356  ff.  Bkunkeb,  EG.  1,  §  20.  v.  Amiba«  152  ff.  v.  Sybkl 
113  ff.  SicxEL,  Freistaat  147  ff.;  Ziir  german.  VG.  32  ff.  Sohm,  Reichs-  u.  Gerichts- 
Verfassung  5  ff.  Gbimm,  RA.  745  ff.  Thxtdiohum,  Altdeutscher  Staat  32  f.  37  f.  48  ff. 
V.  Bbthmank-Hollweg,  Gknnanen  vor  der  Völkerwanderung  46  ff. ;  German.-roman. 
CivilprozeB  1,  102  ff.  Baumstark,  Staatsaltertttmer  477  fil  514  ff.  K.  Lbhuann,  Der 
Königsfriede  der  Nordgermanen  11  f.  109  f.  169.  Dahn,  Deutsche  Geschichte 
1,  200  ff.;  Könige  1,  75.  Lahprbcht,  Deutsche  Geschichte  1,  147  f.  Beaüdouin, 
La  participation  des  hommes  libres  au  jugement  dans  le  droit  Franc,  1888,  S.  5—16 
(N.  Revue  11,  454  ff.).  Pustel  de  Coulanoes,  Recherches  sur  quehjues  probl^mes 
d'histoire,  1885,  S.  361—371.  Hsbtzberg,  Grundtraßkkene  i  den  seldste  proces,  nd- 
givet  ved  Bbani>t,  1874,  S.  111—186.  Bubchabd,  Die  Hegung  der  deutschen  Ge- 
richte im  Mittelalter,  1893. 

Die  Yornebmste  Aufgabe  der  von  der  Landesgemeinde  zu  wählenden 
Fürsten  war  nach  den  übereinstiinmenden  Berichten  von  Cäsar  und 
Tacitas  die  Handhabung  der  Rechtspflege  in  ihrem  Gau^  In  welcher 
Art  sie  dieser  Aufgabe  gerecht  wurden,  läßt  sich  aus  den  Worten  des 
Taoitus  erschließen:  Eliguniur  in  iisdem  concilüs  et  principes  qui  iura  per 
pagos  vicosque  redduntj  centeni  singulis  ex  plebe  camites  consüium  simul 
et  auctoritas  ossuntK  Hiemach  hielt  der  Fürst  das  Gericht  nicht  an  einer 
einzigen,  für  den  ganzen  Gau  gemeinsamen  Thingstätte,  sondern  an  den 
für  die  verschiedenen  Gerichtsgemeinden  bestimmten  Thingstatten  inner- 
halb seines  Gaues,  die  er,  wie  später  der  Graf,  der  Reihe  nach  zu 
Zwecken  der  Rechtspflege  bereiste.  Die  Gerichtsgemeinden  fielen  mit  den 
militärischen  Hundertschaften  zusammen  (S.  18,  37),  sie  waren  also 
rein  persönliche  Verbände  und  noch  nicht  räumlich  festgelegt,  wenn  es 
ihnen  auch  an  einem  örtlichen  Mittelpunkte  für  die  Zwecke  ihrer  Ver- 
sammlungen nicht  gefehlt  haben  kann.  Denn  Gericht  hielten  die  Ger- 
manen immer  nur  unter  freiem  Himmel  an  uralt  heiliger  Stätte,  die 
Opferplatz  und  echte  Thingstätte  zugleich  war*. 

Die  germanischen  Bezeichnungen  far  „Gericht"  waren  dieselben  wie 
für  „Volksversammlung"  (S.  21),  also  vor  allem  thing  und  mahal  (d.  h. 


Sachsen  zurückzuführen  sein  dürfte,  hat  y.  Oppbbmank,  Atlas  yorgeschichtlicher 
Befestigungen  in  Niedersachsen  (1887—88),  nachgewiesen.  Vgl.  Krause,  Gott  gel. 
Anz.  1890,  S.  193  ff. 

^  Bell.  Gall.  6,  c.  28:  jyrincipea  regiomim  atque  pa^orum  tnter  »tws  itis  dicunt 
contropersiasqtie  minuiint  Mit  Unrecht  hat  man  dabei  an  verschiedene  Fürsten 
mit  verschiedenen  Wirkungskreisen  gedacht,  während  nur  ein  durch  die  Unsicher- 
heit des  Sprachgebrauches  begründetes  iv  .dut  övoip  vorliegt  Vgl.  §  18,  N.  26. 
AuBer  der  eigentlichen  Rechtsprechung  lag  dem  Fürsten  nach  Cäsars  Worten  auch 
das  Schlichten  von  Bechtshändeln,  die  Sühnevermittelung,  ob.     Vgl.  §  11,  N.  9. 

'  Germ.  c.  12.  Zum  vollen  Verständnis  dieser  vielumstrittenen  Stelle  ist  die 
Wissenschaft  erst  durch  Brünneb  gelangt 

'  Vgl  Grimm,  RA.  793  ff.  Besonders  Baum  und  Brunnen  pflegten  zur  Thing- 
stätte zu  gehören,  wie  schon  die  Götter  und  Nomen  unter  dem  Weltenbaume  am 
Urdarbrunnen  zu  Gericht  saßen.  Vgl.  Grimm,  RA.  797  f.;  Mythologie*  337.  664; 
Weistümer  7,  275.  v.  Richthofen,  Unters,  z.  firies.  RG.  2,  459  ff.  Joseph,  Kon- 
rads von  Würzburg  Klage  der  Kunst  2,  76. 
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Sprache)^;  dayon  in  der  Lex  Salica  gamallus  für  den  Gerichtsgenossen ^ 
nnd  maUoberg  fOr  die  Thingstatte,  für  die  ahd.  mahalstat,  ags.  medeUtede 
begegnet*. 

Das  Gericht  bestand  nach  Tacitus  aus  der  anter  dem  Vorsitze  des 
Ganforsten  versammelten  Hundertschaft  (S.  18),  es  war  demnach  ein  YoU- 
gericht,  zn  dem  jeder  Hundertschaftsmann  thingpflichtig  war^  Damit 
war  zugleich  gegeben,  daß  jeder  Thingmann  in  Waffen  erschien  und  die 
Versammlung  ihre  Zustimmung  in  derselben  Weise  wie  die  Landes- 
gemeinde durch  Zusammenschlagen  der  Waffen  {gatrethinx,  väpnatak)  zum 
Ausdrucke  brachte®.  Da  alle  germanischen  Gerichtsverhandlungen  öffent- 
lich waren,  so  konnten  sich  auch  nicht  thingpflichtige  Volksgenossen  als 
Zuhörer  einfinden.  Unfreien  und  Fremden  war  der  Zutritt  wohl  von 
jeher  verboten. 

Eröffnet  wurde  das  Gericht  in  denselben  Formen  feierlicher  Hegung 
wie  die  Landesgemeinde  (S.  23).  Uralt  waren  die  drei  Hegungs&agen: 
ob  es  die  rechte  Thingzeit  und  der  rechte  Ort  sei,  ob  das  Gericht  dem 
Rechte  gemäß  besetzt  oder  gehegt  sei,  und  ob  man  dem  Thing  Frieden 
gebieten  möge^.     Die  Hegung  erfolgte  durch  thatsachliche  Einfriedigung 


^  So  ahd.  nnd  as.,  daneben  abd.  7ndl  und  madaly  got.  mapi,  ags.  me^j  nuBdd, 
an.  mal,  in  der  fränkischen  Rechtsspracfae  mlat.  mallus;  die  Gmndfonn  ist  mapuL 
Der  sprachliche  Znsammenhang  dieser  Ausdrücke  ist  bestritten,  jedenfalls  aber 
gehen  aUe  direkt  oder  indirekt  auf  got.  mapfy'cm,  an.  mala,  ahd.  fnahaljan  (loqui) 
rarack.  Vgl.  Fbbnsdorff,  Recht  und  Rede  (s.  §  8,  N.  15)  S.  448  ff.  MOllehhoff, 
bei  Waitz,  Das  alte  Recht  289.  Gbium,  RA.  746.  Bbünneb  1, 128. 144.  Kluoe^  134. 
DiBrENBACH,  WB.  d.  got.  Sprache  2,  6  ff  Wackebnaqel,  bei  Bindino,  Gesch.  d. 
borg.  rom.  Königreichs  350  ff.  Für  „gehegtes  Thing"  begegnet  niederdeutsch  und 
mitteldeutsch  hegemal,  kemal,  hemusel.  Vgl.  Fbbnsdorff,  a.  a.  0.  446.  Brunneb 
1,  129,  N.  2.     Mit  mahal  gleichbedeutend  ahd.  sprdeha» 

^  VgL  MüLLEMHOFF,  a.  a.  0.  288.  Sohm  66  f.  Die  Lex  Ribuaria  38,  1  ver- 
wendet in  demselben  Sinne  amaUus-^  die  mittelalterliche  Rechtssprache  kennt  Mai- 
männer,  Malleute ,  Malgenoasen.  Vgl.  Fbensdobff,  a.  a.  0.  445.  Gbihm,  Weis- 
tumer  7,  314. 

*  Vgl.  noch  Haltaus,  Glossarium  1301.  ^rimh,  Weistümer  1,  314.  Föbste- 
MAHV,  Althochdeutsches  Namenbuch  2',  1043.  Eine  andere  Bezeichnung  für  den 
Gerichtsort  war  ahd.  xteh,  mnd.  Hey  tiggey  die  aber  nicht  mit  dem  Namen  des  Gottes 
(S.  23)  zusammengesteUt  werden  darf.  VgL  Stsinheteb  u.  Sievebs,  Ahd.  Glossen 
1  501.    Gbimm,  RA.  748.    Scbillbb  u.  Lübbeiv,  Mnd.  WB.  4,  541. 

'  TacituB  bezeichnet  die  zum  Gericht  versammelte  Hundertschaft  als  cmiteni 
eomiles,  fügt  aber,  um  sie  von  der  aristokratischen  Gefolgschaft  zu  unterscheiden, 
die  Worte  ex  plebe  hinzu.  Vor  Bbunneb  gehörten  diese  „centeni  comites"  zu  den 
donkelsten  nnd  am  meisten  bestrittenen  Erscheinungen  der  deutschen  Rechts- 
geschichte. 

"  Vgl.  S.  24.  Bbukkeb  1,  155  f.  v.  Amiba*  156.  Lehmakn,  ZRG.  18,  93  ff.  101. 
Auf  dänische  Einflüsse  ist  es  zurückzuführen,  wenn  die  angelsächsische  Hundred 
ancb  fc^pengetcBc  oder  wibpeniac  genannt  wurde.  Vgl.  Schmid,  Gesetze  der  Angel- 
Mcksen  672.  Gbimm,  RA.  771.  Maubeb,  i.  d.  Germania  von  Babtsch  16,  322  f. 
V.  Amiea*  72. 

*  Wohl  mit  Recht  hat  man  die  drei  Hegungsfragen  schon  in  dem  tres  cattsas 
Hemandare  der  Lex  Salica  Tit  44,  1  u.  46, 1  angedeutet  finden  wollen.    Vgl.  Zöpfl, 
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des  Thingplatzes  mit  Pfählen,  die  man  durch  Schnüre  verband  ^^.  Worden 
die  Hegnngsfragen  in  der  Landesgemeinde  wahrscheinlich  an  den  Priester 
gerichtet ^^,  so  darf  man'  vermuten,  daß  in  dem  Gerichte  der  Hundert- 
schaft der  Centenar  oder  Hunne  die  Stelle  des  Priesters  einnahm  ^^. 
Lauteten  sie  bejahend,  so  wurde  mit  derselben  Formel  wie  in  der  Landes- 
gemeinde (S.  23)  der  Thingfriede  ausgesprochen,  und  zwar  im  Namen  des 
Thinggottes  (Ziu  Thingsus),  velut  deo  imperavie,  indem  gleichzeitig  das 
Wahrzeichen  {bandvd)  des  Oottes  aufgerichtet  wurde  ^^  Vielleicht  stammen 
eben  daher  die  gemeingermanischen  Bezeichnungen  für  die  Verkündigung 
des  Thingfriedens,  „bannen '^  und  „Bann''  (im  Mittelalter  gewöhnlich 
„Bann  und  Frieden'')^*,  Ausdrücke,  die  später  in  erweiterter  Bedeutung 


Altertümer  1,  293  ff.  Bbunner  1,  146.  Grimm,  RA.  858.  Planck,  GrerichtBverfahren 
1,  130  ff.  HoMETEB,  Richtsteig  Landrechts  88  f.  383.  899.  484  ff.  Anderer  Meinung 
Waitz,  Das  alte  Recht  145.    R.  Schmidt,  Affatomie  26  ff.    Bubouabd,  a.  a.  0.  10  f. 

^^  Ebendaher  das  „Spannen"  oder  „Hegen''  des  Thinges.  Die  Schnüre  hießen 
an.  vebönd  („heilige  Bänder''),  vgl.  §  7  N.  16.  Als  Pfähle  wurden  mit  Vorliebe 
Haselstecken  verwendet,  daher  wohl  Lex  Ribuaria  67,  5  (69,  5)  in  circulo  et  hasla 
für:  in  ivdieio.  Vgl.  Brüknbr  1,  145.  Amira*  156  f.  Grimm,  RA.  809  ff.  Weik- 
HOLD,  Berl.  SB.  29,  552  ff. 

"  Nach  Brvnner's  ansprechender  Vermutung  haben  die  Priester  wohl  die 
Antwort  durch  das  Gottesurteil  des  Loses  oder  durch  Opfer  ermittelt  und  dann 
das  Friedegebot  selbst  verkündigt. 

"  Vgl.  S.  31.  Im  Mittelalter  war  es  vielfach  Brauch,  die  Hegungsfragen  an 
den  Unterrichter  (Schultheißen,  Centenar)  oder  den  aus  diesem  hervorgegangenen 
Fronboten  zu  richten.  Gegen  die  Bezeichnung  der  Antworten  als  „Fronurteile" 
(Brünkee  1,  146)  vgl.  BuRCHARD,  a.  a.  0.  7  n. 

"  Vgl.  §  7,  N.  14.  §  17,  N.  22.  Aufrichtung  einer  Fahne,  Aufhangen  eines 
Schildes  oder  Aufstecken  eines  Schwertes  als  Wahrzeichen  des  Thingfriedens  maß 
schon  in  der  germanischen  Zeit  allgemeiner  Brauch  gewesen  sein.  Vgl  Schröder 
bei  B^RiNOüiER,  Die  Rolande  Deutschlands  82  ff.  Grimm,  RA.  851  ff.  Amira'  185. 
SoHM,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  871.  Über  den' Stab  in  der  Hand  des  Richters 
vgl.  Grimm,  RA.  134  f.  761  f.    v.  Amira«  138. 

^*  Kluge'  28  und  Brunner  1,  147  gelangen,  indem  sie  „Bann"  (vorgerm. 
Wurzel  bha-)  mit  ^ao-xo),  q}ri(iL,  g}(avi^,  lat.  fari,  fanum  zusammenstellen,  zu  der 
Grundbedeutung  „nachdrückliche  feierliche  Rede",  was  durch  die  in  den  frän- 
kischen Volksrechten  vorkommende  Verwendung  von  sermo  und  verbuvt  für  bannus 
und  furban  (mhd.  fürbarm,  vorbann)  unterstützt  wird.  Aber  das  germanische  Wort 
ist  schon  früh  in  das  Mittellateinische  und  von  da  in  die  romanischen  Sprachen 
übergegangen,  wo  sich  neben  bannum  (bannus)  und  bannire  gleichwertig  bandus 
und  bandire  (vgl.  ital.  bandito)  findet,  wie  dän.  band  (neben  ban)  und  bände,  und 
in  den  Weistnmem  (Gruim  2,  95.  211.  234.  407.  4,  77.  5,  708.  6^  457)  band,  banden^ 
bendeuy  verbanden.  Daraus  ergiebt  sich  Gleichstellung  von  got  *banvjan  (Ulfilas 
£v.  Luc.  20,  37:  banvida)  und  bandvjan,  die  Grundbedeutung  war  demnach  wohl 
„ein  Zeichen  geben",  „bezeichnen".  Vgl.  Diez,  WB.  d.  roman.  Sprachen  L  s.  w. 
banda,  bando.  Diepenbach,  WB.  d.  got.  Sprache  1,  298  f.  Grimm,  DWB.  1,  1115. 
ScHMELLBR,  Bajcr.  WB.'  1,  243.  Da  im  germanischen  Rechte  alle  Willens- 
erklärungen „mit  Hand  und  Mund"  erfolgten,  d.  h.  mit  einer  die  Rede  begleitenden 
Handlung  verbunden  waren,  so  konnte  sich  die  abgeleitete  Bedeutung  „feierliche 
Rede"  mit  Leichtigkeit  bilden.  Ausgegangen  ist  der  germanische  Begriff  „Bann" 
und  „bannen"  jedenfalls  von  der  Verkündigung  des  Thingfriedens,  die  unter  Auf- 
richtung der  bandva  des  Thinggottes  erfolgte.    Durch  den  Bann  wurde  die  Ver- 


g  8.    Die  G^erichtBverfasBttDg.  43 

auf  alle  unter  Straüandrohiing  erlassenen  obrigkeitlichen  Befehle  0,6ebot 
und  Verbot*^,  ^^Zwing  nnd  Bann'<)  angewendet  wurden. 

In  der  Landesgemeinde  scheint  der  Bann  dem  Landespriester  zu- 
gestanden zu  haben  y  im  Gericht  dagegen  war  er  wohl  von  jeher  Sache 
des  Gaufürsten,  als  des  versitzenden  Richters,  da  diesem  allein  das  iura 
reddere  (Tacitus)  oder  ius  dicere  (Cäsar)  oblag.  Damit  ist  zugleich  die 
Wahrscheinlichkeit  gegeben,  daß  ihm  ebenso  bei  den  prozessualischen  Ver- 
handlungen die  Publikation  des  Urteils,  also  das  Bechtsgebot,  wo- 
durdi  das  Urteil  erst  vollstreckbar  wurde,  zustand".  Aber  auch  bei 
der  eigentlichen  Urteilfindung,  d.  h.  der  Feststellung  des  Urteilsinhaltes, 
muß  der  „rechtsprechende^^  Richter  der  germanischen  Zeit,  im  Gegen- 
satze zu  der  mittelalterlichen  Gerichtsverfassung,  beteiligt  gewesen  sein, 
und  zwar  neben  dem  Thingvolke,  dem  nur  die  Erteilung  von  coTuilium 
und  auctaritas  anheimfiel.  Das  Urteil  (ahd.  tuom.  as.  ags.  afrs.  ddm, 
got  d&ms^  an.  domr) "  bedurfte  zu  seiner  endgiltigen  Feststellung  der  von 
der  Gerichtsversammlung  erteilten  „auctoritas^^,  d.  h.  ihrer  Zustimmung 
(coüaudatio)  oder  „Folge"  (mhd.  mnd.  volffe,  auch  volbort,  vulborf)^^. 
Aber  der  Urteilsvorschlag  war  Sache  des  Fürsten,  und  zwar,  wie  Bbitnneb 
richtig  bemerkt  hat,  unter  Beirat  der  Thingleute,  von  denen  er  einzelne 
oder  mehrere  um  ihr  Urteil  fragen  mochte.  Hier  hat  die  spätere  Rechts- 
entwickelung in  verschiedener  Weise  eingesetzt  Bei  den  Langobarden 
ist  die  Gemeinde  ganz  in  den  Hintergrund  getreten,  sie  hat  dem  Ge- 
richte beizuwohnen,  aber  ihr  bloßes  Stillschweigen  genügt;  das  Urteil 
wird  ausschließlich  von  dem  Richter  oder  einem  Kollegium  mehrerer 
Richter  gefillt".  Dieselbe  Entwickelung  hat  sich  im  späteren  Mittel- 
alter bei  den  Schweden  vollzogen^®.    Umgekehrt  verlor  der  Richter  bei 


wunifilnng  unter  den  Schatz  des  Gottes  gestellt  und  darum  „geheiligt''.  Vgl. 
MüLLKNBOFF,  Altertomskunde  5,  5.  86. 

^'  Vgl.  A.  S.  ScHüLTZB,  Privatrecht  und  Prozeß  97.  106.  111  ff.  Brunmer 
1,  149.    Plahck,  €torichtByer£iüiren  1,  90.    Hometer,  Richtsteig  Landrechts  417. 

^«  Vgl.  DiBFENBACH,  a.  a.  0.  2,  648  f.  Kluge  ^  884.  v.  Aicira*  7.  Die  Grund- 
bedeutung ist  „Satzung'^  Dem  Deutschen  ist  der  „Tum''  nur  noch  in  Grestalt 
eines  Suffixes  bekannt  (vgl.  König-tum,  Fürsten-tum),  während  engl,  doamy  dlln. 
schwed.  dorn  die  alte  Bedeutung  behalten  hat.  Unser  „Urteil"  (ahd.  urteilt,  urteil, 
urteüda,  as.  urdüi,  afrs.  ordil,  urdel),  d.  h.  das  „Erteilte",  scheint  ursprünglich 
nur  das  Gottesurteil  bezeichnet  zu  haben,  wenigstens  hatte  das  wahrscheinlich  aus 
dem  Deutschen  entlehnte  ags.  ordäl  ausschließlich  diese  Bedeutung.  Vgl.  Schmid, 
Gesetze  der  Angelsachsen  689.  Eine  gotische  Bezeichnung  für  Urteil  und  Urteiler 
war  Statut. 

"  Vgl.  S.  41.  Grimm,  RA,  770.  864;  DWB.  8, 1871.  Haltaüs,  Glossarium  471. 
Plaxck,  Gerichtsverfahren  1,  262  ff.     Hombteb,  Bichtsteig  Landrechts  507. 

!•  Über  die  langobardische  imd  die  durchaus  römisch  gestaltete  Gerichtsver- 
fasflung  der  Ost-  und  Westgoten  und  Burgunden  vgl.  Brünker  1,  158. 
▼.  Amiba'  157.  SoHM,  ZBG.  14,  28  f.  Ficksr,  Forschungen  3,  181  ff.  Dahn,  Konige 
4,  141  £  6,  228  f.  Bethmahn-Hoilweg,  a.  a.  O.  1,  162  f.  195.  221  f.  282.  356  ff. 
Stbel  372  iL    81CKEL,  Westdeutsche  Zeitschrift  9,  230.  233.  287  f. 

^  In  dem  Gerichte  der  Landschaft  (landsßing)  hatte  der  Gesetzsprecher  oder 
Lagmann  (lagkmaper)  außer  der  richterlichen  Amtswaltung  und  dem  regelmäßigen 
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den  Franken  das  Recht  des  Urteilsvorschlages  an  einen  Ausschuß  yon 
sieben  ,,Ratsbürgen''  {rachmeburgü^  raginburgn)y  die  aber,  wie  es  scheint, 
Ton  ihm,  und  zwar  in  jeder  Tagung  besonders,  aus  der  Reihe  der  Thing- 
leute berufen  wurden*^. 

Bei  verschiedenen  Stämmen  ging  dem  Richter  jeder  maßgebende 
Einfluß  auf  die  materielle  Urteilfindung  verloren,  indem  die  Gemeinde 
den  XJrteilsvorschlag  von  einem  eigenen,  regelmäßig  durch  Yolkswahl  be- 
rufenen Beamten  empfing,  der  im  Norden  zugleich  als  Gesetzsprecher 
(Gesetzesmann,  Gesetzsprachmann)  thätig  war^K  Bei  den  Dänen  ist  es 
zur  Ausbildung  eines  Gesetzsprecheramtes  nicht  gekommen,  vielmehr  hatte 
die  gesamte  Gerichtsgemeinde  das  Urteil  zu  finden;  erst  seit  dem 
13.  Jahrhundert  gelangte  der  königliche  Vogt  zu  einer  Mitwirkung  bei 
der  Urteilfindung,  die  sich  später  zu  einem  ausschließlichen  Urteilerrecht 
erweiterte**. 

Gerichtsverhandlungen  fanden  immer  nur  bei  Tage  statt  *^  mit 
Sonnenuntergang  wurde  der  (regelmäßig  feierliche)  Schluß  (an.  fiinfflausn) 
verkündigt**.    Nur  Tage,  auf  die  ein  Vollmond  oder  Neumond  fiel,  er- 


RechtsYortrage  (laghsaga)  zanächst  nur  den  UrteUsvorschlag,  weicher  der  Folge  der 
Gerichtsversammlang  bedurfte;  erst  im  späteren  Mittelalter  wurde  er  zum  Einzel- 
urteiler.  v.  Amira,  Nordgerm.  Obligationenrecht  1,  5.  16  f.  278;  Gott.  gel.  Anz. 
1888,  S.  1065.  K.  Maurer,  Das  Alter  des  Gesetzsprecheramtes  in  Norwegen  (Pest- 
gabe für  Arndts)  S.  8 — 21  und  die  daselbst  angeführte  Litteratur.  Lehmann,  Der 
Königsfriede  der  Nordgermanen  10  ff.;  ZRG.  19,  198. 

•»  Über  den  Namen  vgl.  v.  Amira«  156.  Grimm,  KA.  293  f.  774  f.  Müllen- 
HOFF,  bei  Waitz,  Das  alte  Recht  291.  Köoel,  Zeitschr.  f.  deutsch.  Alt.  33,  18. 
Über  die  angelsächsischen  toitan  vgl.  Brunner  1,  152. 

"  Bezeugt  ist  der  Rech tsprecher  bei  Isländern  (lögsögm/ta-dr),  Norwegern 
{lögnmStr)^  Friesen  (äsega^  iudex,  sapiens,  legislntor),  Alamannen  und  Baiern 
{isagoy  esagare,  eteilo,  iudex),  wenigstens  angedeutet  bei  Sachsen  {eosago)  tmd 
Angelsachsen.  Vgl.  K.  Maurer,  Alter  des  Gesetzsprecheramtes,  1875;  Island 
211—220;  Kr.  VJSchr.  10,  374—881.  12,  75—89.  Hbrtzbkro,  a.  a.  0.  156—177. 
V.  RicHTHOFEN,  Untersuchungen  über  fries.  RG.  2,456—494;  Aitfriesisches  Wörter- 
buch 609  ff.  Heck,  Altfriesische  Gerichtsverfassung  47  ff.  Schröder,  Gesetz- 
Sprecheramt  und  Priestertum  bei  den  Grermanen,  ZRG.  17,  215  ff.  Lehmann,  Zur 
Frage  nach  dem  Ursprünge  des  Gesetzsprecheramtes,  ebd.  19,  193  ff.  Merkel» 
Der  Iudex  im  bairischen  Yolksrecht,  ebd.  1,  181  ff.  Bbselbr,  Der  Iudex  im  bai- 
rischen  Yolksrecht,  ebd.  9,  244  ff.  Brunner  1,  150—154.  v.  Amira'  155;  Kr. 
VJSchr.  NF.  18,  169 ff.:  Gott  gel.  Anz.  1883,  S.  1063 ff.  Waitz  1,  359 f.  2,  2, 
S.  148—158.  Sickel,  Mitteil.  d.  osterr.  Inst.  4, 121.  Weinhold,  Zeitschr.  f.  deutsch. 
Philol.  20,  7  ff.  —  In  Island  und  Norwegen  bildete  der  regelmäßige  Rechtsvortrag 
im  Thing  {tögsaga)  die  Hauptaufgabe  der  Gesetzsprecher;  ob  dieselben  auch  mit 
konkreten  Urtellsvorschlägen  befaßt  wurden,  ist  wenigstens  fQr  die  älteste  Zeit 
bestritten.    Über  Schweden  vgl.  Anm.  19. 

"  Vgl.  Lehmann,  Königsfriede  107  ff. 

*'  Daher  ahd.  iagadin/i  (mhd.  teidinc,  as.  dagathingi,  dagthingi),  ferner  mhd. 
tagedingen,  teidingen  (mnd.  dagedifigen)  und  teidinger  (d.  h.  Sachwalter,  gerichtlicher 
Verteidiger).     Vgl.  Grimm,  DWB.  11,  233  ff.    ELluge  s.  v.  verteidigen,    v.  Amira'  154. 

^  Gegenüber  dem  ausgebliebenen  Prozeßgegner  bestand  der  Ungehorsama- 
protest  der  im  Gericht  erschienenen  Partei  in  der  rechtsform  liehen  Feststellung 
des  Sonnenunterganges  (solis  eoUocatio,  soUniire,  solsadiufn,  an.  söisetr).    Vgl.  Grimm, 
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schienen  als  Thingzeit  geeignet**.  Ob  es  neben  den  ein-  für  allemal 
feststehenden  ,,echten  Thingen'^  schon  in  unserer  Periode  auch  nach  Be- 
dürfois  angesetzte  ^^ gebotene  Thinge''  gegeben  hat,  maß  dahingestellt 
bleiben*^.  Daß  ,,Notgerichte''  vorkommen  konnten,  wenn  es  sich  darum 
handelte,  einen  auf  handhafter  That  ergriffenen  Verbrecher  sofort  abzn- 
Qiteilen,  wird  sich  nicht  in  Abrede  stellen  lassen.  Die  Ladung  erfolgte 
in  diesem  Falle  durch  Landgeschrei '^,  während  die  Thingpflichtigen  zu 
den  ordentlichen  Gerichtsversammlungen  durch  Entsendung  eines  Stabes 
(an.  bodkefli)j  dessen  Weiterbeförderung  von  Haus  zu  Haus  eine  öffentliche 
Pflicht  jedes  Empfangers  war,  entboten  wurden*®. 

Neben  dem  Hundertschaftsgericht  hatte  auch  die  Landesgemeinde 
gerichtliche  Aufgaben  zu  erfüllen.  Tacitus  berichtet  darüber  (Germania 
c.  12):  licet  apud  cancilütm  accusare  quoque  et  discrimen  capitis  tötender e. 
Man  darf  annehmen,  daß  alle  todeswürdigen  Verbrechen  zur  ausschließ- 
sehließlichen  Zuständigkeit  der  Landesgemeinde  gehörten  ^^  Aber  als 
Träger  der  Gerichtshoheit  muß  das  versammelte  Volk  berechtigt  gewesen 
sein,  sich  auch  mit  geringeren  Sachen,  für  die  an  sich  das  Hundert- 
schaftsgericlit  zuständig  war,  zu  befassen,  sobald  von  dem  Verletzten  mit 
Umgehung  des  ordentlichen  Gerichts  die  Klage  vor  der  Landesgemeinde 
erhoben  wurde  *^. 

§  9.    Die  Sttnde. 

Waitz  1",  149-200.  BauNNEB,  KG.  1,  §  14.  v.  Amira*  79  ff.  136  f.  Grimm, 
RA  265  —  402.  Sickel,  Freistaat  12  ff.  Giebke,  GenossenschaftBrecht  1,  35  ff. 
GoHKüM,  Lehre  von  der  Ebenbürtigkeit  1,  8  ff.  Dahn,  Könige  1,  18  ff.  57  ff. 
AmoLD,  Deutsche  Geschichte  1,  330.  349  ff.  Baumstark,  Staatsaltertümer  204  ff. 
286  ff.  731  ff.  Maurer,  Krit.  Überschau  1,  405  ff.  2,  30  ff.  Leo,  Bectitudines 
singolaram  personarum  151  ff.  Muncb,  Nordisch-german.  Völker  141  ff.  Dahlmann, 
Geschichte  von  Dänemark  1,  161  ff.     KoLDERUP-BosENyiKQE  (Hometer),  GmndriB 


RA.  813  ff.  846  f.  Waitz,  Das  alte  Becht  159  f.  Unrichtig  H.  O.  Lehmaitk,  Bechts- 
schätz  32' ff. 

^  VgL  S.  23.  37.  Der  Dienstag  war  zwar  der  heilige  Tag  des  Thinggottes 
und  trog  nach  ihm  den  Namen  (§  5  N.  10),  daß  er  aber  mit  Vorliebe  als  Gerichts- 
tag gewählt  worden  sei,  findet  in  den  Quellen  keine  Bestätigung. 

^  Gegen  die  frühere  Annahme,  daß  die  beiden  Alaislagae  (Beda  und  Fimmi- 
leoa),  die  auf  Votivsteinen  (§  5  N.  10)  als  Hilfsgöttinnen  neben  Ziu  Thingsus  er- 
scheinen, Personifikationen  des  echten  Thinges  und  des  später  mit  diesem  verbun- 
denen Nachthinges  seien,  vgl.  Siers  und  Heck,  Zeitschr.  f.  deutsch.  Philol.  24,  484  ff. 

^  VgL  8.  36.  In  dem  ersten  salischen  Capitulare  c.  9  (Behrend,  Lex  Salica' 
S.  135)  begegnet  Blasen  des  Heerhoms.    Vgl.  Weinhold,  Berl.  SB.  29,  545. 

»»  VgL  Wewhold,  a.  a.  0.  548  f.    Grimm,  RA.  840. 

••  VgL  %  12.    Waitz  1,  357.    Brunner  1,  130.     v.  Amira«  153. 

^  Vgl.  SoHM  4 f.,  der  dem  Landesthing  aber  nur  diese  konkurrierende  Ge- 
richtsbarkeit zugesteht  und  alle  ordentliche  Gerichtsbarkeit  dem  Hundertschafts- 
gericht zuweist  Aber  da  die  Todesstrafe  als  ein  von  Staats  wegen  dargebrachtes 
Opfer  und  der  todeswttrdige  Verbrecher  als  ein  Feind  des  gesamten  Volkes  be- 
handelt wurde,  so  muß  die  Angabe  des  Tacitus,  daß  Kriminabachen  vor  das  „con- 
ciUum''  gehörten,  auf  richtiger  Beobachtung  beruht  haben. 
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der  dftn.  RG.  §§  14—16.  Weinhold,  Altnordisches  Leben  432—441.  Füstel  de 
CouLAKGES,  Recherches  snr  quelques  problömes  d^histoire  206  ff.  (Weitere  Littera- 
tarangaben  bei  den  Angeführten.) 

Das  Volk  zerfiel  in  vier  Geburtsstande:  Adeliche,  Freie,  Hörige  und 
Unfreie.  Der  Unfreie  oder  Knecht  {servtu,  got  shalks,  pius,  ahd.  scalc, 
manahaubit,  deo,  an.  firtkll)  stand  wie  eine  Sache  im  Eigentum  des  Herrn, 
der  beliebig,  nur  durch  die  Sitte  beschrankt,  über  ihn  schalten  konnte. 
Tötung  oder  Verletzung  eines  Knechtes  galt  dem  Herrn  gegenüber  als 
Sachvemichtung,  Sachbeschädigung;  für  Verschuldungen  desselben  haftete 
der  Herr  in  gleicher  Weise  wie  für  sein  Vieh;  unter  dem  allgemeinen 
Rechsschutze  stand  der  Knecht  nicht.  Begründet  wurde  die  Unfreiheit 
durch  Kriegsgefangenschaft,  Verknechtung  Fremder,  die  ohne  Geleit  ins 
Land  kamen,  freiwillige  Ergebung,  Verheiratung  mit  einer  unfreien 
Persona  Sie  übertrug  sich  als  Geburtsstand  auf  die  Nachkommen,  auch 
wenn  nur  der  eine  Eltemteil  dem  unfreien  Stande  angehörte*.  Die  Un- 
freien dienten  zum  Teil  als  Hausgesinde.  Andere  waren  Landsiedler  mit 
eigener  Wirtschaft,  indem  sie  vom  Herrn  gegen  bestimmte  Abgaben  und 
Herrendienste  (Fronden)  mit  einem  Grundstück  ausgestattet  wurden'; 
was  sie  erübrigten,  blieb  ihnen  überlassen,  konnte  aber  von  ihnen  nur 
innerhalb  der  Hofgenossenschaft  veräußert  werden  und  kehrte  nach  ihrem 
Tode  an  den  Herrn  zurück,  Ehen  unfreier  Leute  bedurften  der  Ge- 
nehmigung des  Herrn  und  konnten  von  ihm  jederzeit  wieder  getrennt 
werden.  Gehörten  die  Eltern  verschiedenen  Herren,  so  folgten  die  Kinder, 
mangels  einer  Vereinbarung,  nach  der  Mutter.  Den  angesiedelten  Eigen- 
leuten gegenüber  standen  die  neuerworbenen,  für  die  der  Herr  keinen 
Grundbesitz  zur  Verfügung  hatte;  sie  wurden  entweder  weiter  veräußert* 
oder  zu  Gesindediensten  auf  dem  Hermhofe  verwendet.  Die  Zahl  der 
Unfreien  war  im  Verhältnis  zu  den  Freien  nicht  bedeutend,  da  die  Aus- 
bildung großer  Skiavenwirtschaften  nach  römischer  Art  durch  die  ger- 
manische Agrarverfassung  von  selbst  ausgeschlossen  war^.  Nur  Könige 
und  Fürsten  besaßen  ausreichenden  Grund  und  Boden,  um  eine  größere 
Zahl  unfreier  Familien  ansiedeln  zu  können,  und  nur  ihnen  war  es  mög- 
lich, sich  eine  größere  Hausdienerschaft  und  für  Jagd  und  Fehde   ein 


^  Unbekannt  war  dem  germanischen  Rechte  die  exekutive  Schnldknechtschaft, 
nur  bei  Weigeldschulden  konnte  der  KlSger  den  ihm  vom  Gericht  wegen  Zahlung»- 
Unfähigkeit  übergebenen  Totschläger,  statt  Bache  an  ihm  zu  nehmen,  auch  als 
Knecht  behalten.    Vgl.  §  12.    v.  AmaA.,  Gott.  gel.  Anz.  1888,  S.  57. 

*  Selbstverständlich,  wenn  die  Ehe  einer  freien  Person  mit  einer  unfreien 
für  die  erstere  den  Eintritt  in  die  Unfreiheit  zur  Folge  hatte.  Soweit  es  freien 
Männern  möglich  war,  unbeschadet  ihrer  Freiheit  eine  un^ie  Frau  zu  nehmen, 
folgte  das  Kind  dem  Stande  der  Mutter. 

'  Tacitus,  Germ.  c.  25. 

*  Genn.  c.  24:  Servoa  condieionis  huius  per  commeroia  tradunt  Althoch- 
deutsche Glossen  unterscheiden  den  couf schale  von  dem  ingeburoy  incnsht  (vemaculus). 

'  Vgl.  Germ.  c.  15:  delegata  domus  et  penatium  et  agrorum  cura  feminis  $eni^ 
busque  et  infirmissimo  euique  ex  familia. 
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\)ewa&etes  Gresinde  zu  halten.  Dein  Staate  gegenüber  galt  der  Unfreie 
als  waffenunfahig,  weil  er  nur  mit  Genehmigung  seines  Herrn  bewaffnet 
eiscfaeinen  durfte;  an  Heer  und  Thing  hatte  er  keinen  Teil. 

Diese  Waffenunfahigkeit  konnte  nur  durch  Yermittelung  der  Landes- 
gemeinde gehoben  werden;  es  gab  eine  Freilassung  öffentlichen 
Rechts,  die  im  Landesthing  vor  sich  ging  und  sich  ganz  in  den  Formen 
der  Wehrhaftmachung  bewegt«  ^  Sie  machte  den  Freigelassenen  zum 
Yolkfireien  Heermann  und  löste  das  zwischen  ihm  und  seinem  Herrn  be- 
stehende Band  ToUstandig,  nur  ein  gewisses  familien-  und  erbrechtliches 
Verhältnis  blieb  bestehen.  Die  Freilassung  durch  Wehrhaftmachung 
reicht  in  die  germanische  Urzeit  zurück;  bei  den  Nordgermanen  erlangte 
jeder  Unfreie,  der,  bei  einem  allgemeinen  Landesaufgebot  durch  den  Heer- 
pfeil zu  den  Waffien  berufen,  einen  Feind  erlegt  hatte,  alsbald  die  Frei- 
heit ^  Freilassung  im  Thing,  verbunden  mit  der  ausdrücklichen  Auf- 
nahme in  die  Genossenschaft  der  freien  Leute  schlechthin  oder  in  ein 
einzelnes  freies  Geschlecht,  hat  sich  auch  fernerhin  im  Norden  im  Ge- 
brauche erhaltend 

Immerhin  kam  die  YoU&eilassung  nur  in  seltenen  Ausnahmefallen 
Tor,  wo  die  Not  oder  hervorragendes  Verdienst  den  Anlaß  gab;  zur  Zeit 
des  Tacitus  war  sie  vielleicht  überhaupt  noch  unbekannt.  Dieser  erwähnt 
nur  die  private  Freilassung®,  die  ein  Ausscheiden  aus  der  Klasse  der 
Unfreien  nicht  bewirkte  und  selbst  dem  Freilasser  gegenüber  nur  ein 
widerrufliches  Recht  begründete.  Den  Nordgermanen  war  diese  Art  der 
Freilassung  neben  der  Vollfreilassung  geläufig,  Spuren  derselben  zeigt 
auch  das  burgundische  Volksrecht  ^^,  während  bei  den  Westgermanen 
spater  die  Freigelassenen  der  geringeren  Ordnung  durchweg  die  Stellung 
von  Hörigen  oder  Halbfreien  einnahmen. 


•  Sie  bestand  in  der  Überreichung  eines  Gers  oder  einer  andern  Waffe  seitens 
des  Freilassers  nnd  ist  für  das  langobardische,  sächsische  und  angelsächsische 
Recht  bezeugt.  Vgl.  §  11  N.  8.  ZRG.  20,  54  f.  Freilassung  vor  der  Volksver- 
sammlung kannte  auch  das  altsalische  und  alamannische  Recht.  Vgl.  §  4  N.  3. 
SoHV,  Reichs-  und  Gerichtsverfassung  46  ff. 

^  Vgl.  Maurer,  Die  Freigelassenen  nach  altnorwegischem  Recht,  Münchener 
SB.  1878,  8.  24. 

^  VgL  Pafpbnbeim,  Launegild  und  Garethinz  40  ff.  v.  Ahira,  Nordgerman. 
Obligationenrecht  1,  264  f.  268.  314.  541.  2,  675  f.  In  Norwegen  bedurfte  es  keiner 
gerichtlichen  Freilassung,  die  Aufnahme  in  die  freie  Genossenschaft  erfolgte  durch 
Haltung  des  Freilassnngsbieres.  Vgl.  Maurer,  a.  a.  0.  21 — 87;  Island  144  ff. 

*  Gierm.  c  25:  Liberti  non  mtätum  supra  servos  sunt,  raro  aliquod  momen- 
tum  in  domo,  numquam  in  dvitate,  exceptis  dumtaxat  iis  gentilms  qttae  regnantur : 
ibi  enim  et  super  ingenuos  et  super  nohiles  ascendtmt;  apud  ceteros  impares  über- 
Hni  libertaHs  argumentum  sunt  Von  einer  Freilassung  durch  die  Hand  des  Königs, 
wie  das  spätere  Recht  sie  kannte,  weiß  Tacitus  noch  nichts,  nur  von  der  hohem 
sozialen  Stellung,  die  Freigelassenen  wie  Unfreien  durch  königliche  Begünstigung 
zn  teil  werden  konnte,  hatte  er  gehört 

'®  Lex  Burgnndionum  Tit  40. 
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Das  gemeingermanische  ßecht  hat  noch  keine  Hörigen  gekannt ^^ 
Dem  Rechte  der  Ostgermanen  sind  dieselben  fremd  geblieben".  Die 
Hörigkeit  kann  daher  nicht  im  Znsammenhange  mit  der  germanischen 
Freilassung  entstanden  sein,  sondern  höchstens  auf  diese  zurückgewirkt 
haben,  indem  sie  die  prekäre  Stellung  der  Freigelassenen  hob  und 
festigte.  Da  das  Hörigkeitsverhältnis  sich  nur  bei  den  Westgermanen 
findet,  so  wird  seine  Entstehung  in  den  völkerrechtlichen  Beziehungen 
zu  Kelten  und  Kömem  zu  suchen  sein,  ein  Produkt  des  abendländischen 
Kriegsrechts,  das  insofern  wohl  auf  römische  Wurzel,  den  Gegensatz  der 
deditio  bei  freiwilliger  Unterwerfung  des  Besiegten  und  der  Sklaverei  bei 
gewaltsamer  Unterwerfung  {occupatio  bellica)  zurückgeführt  werden  muß^'. 
Vieles  scheint  für  die  Vermutung  Bbünneb's  zu  sprechen,  daß  die  Ent- 
stehung des  römischen  Kolonates  und  des  Lätenverhältnisses  aus  der  Aus- 
nutzung der  Kömersiege  über  germanische  Völker  zu  erklären  ist,  indem 
die  in  das  römische  Staatsgebiet  Terpflanzt.en  Zwangskolonien  besiegter 
Germanen  nach  dem  Vorbilde  des  germanischen  Landsiedlerwesens  an- 
gelegt wurden".  Daraus  würde  sich  die  Bezeichnung  solcher  Kolonisten 
als  laeti  und  ihres  Grundbesitzes  als  offri  laetici  am  ungezwungensten 
erklären,  da  bei  Franken,  Friesen,  Sachsen  und  Angelsachsen,  vielleicht 
auch  den  Alamannen,  die  Hörigen  und  im  Hörigkeitsverhältnis  stehende 
Freigelassene  später  allgemein  letiy  litiy  lati,  lazzi  genannt  wurden  ^^,  ein 
Wort,  das,  wohl  mit  mansionarius  gleichbedeutend,  den  auf  fremdem 
Grund  und  Boden  Angesiedelten  bezeichnete  und  ursprünglich  eine  Be- 
nennung der  unfreien  Landsiedler  gewesen  sein  mochte  ^^  Die  lango- 
bardische,  vereinzelt  auch  in  baierischen  Urkunden  begegnende  Bezeich- 
nung des  Hörigen  war  aldio,  aldius^^;  daneben  begegnet  baierisch  bar- 
scalky  parscalk  und  alamannisch  das  sonst  nur  den  freien  Mann  bezeich- 


^^  Der  Ausdruck  „Hörigkeit*^  für  die  Mittelstufe  zwischen  Freiheit  und  Un- 
freiheit ist  in  der  Wissenschaft  so  eingebürgert,  daß  sich,  obwohl  er  nicht  ganz 
bezeichnend  ist,  seine  Beibehaltung  empfiehlt 

^'  Auch  die  Lex  Burgundionum  kennt  sie  nicht.  Der  litus  der  Lex  Romana 
Burgundionum  Tit.  46  ist  ein  römischer  Läte.    Vgl.  Brükneb;  ZBG.  18,  81  n. 

^'  Vgl.  Karlowa,  Römische  Rechtsgeschichte  1,  298  f.  Lampbecht,  Deutsche 
Geschichte  1,  166  f.  Man  vergleiche  die  bezeichnenden  Worte  des  Ariovist,  Bell. 
Gall.  1,  c.  86,  c.  44. 

^^  Vgl.  Bbunneb,  RG.  1,  33  ff.  Derselbe  behandelt  a.  a.  0.  35  f.  auch  die 
Gentilen,  die  eine  ähnliche  Stellung  wie  die  Läten  einnahmen.  Zu  vergleichen  ist 
auch  FüSTEL  DE  CoüLANOEs,  Rechcrches  1—186.  Eaklowa,  a.  a.  0.  1,  928.  Waitz 
1,  159  f.  Roth,  Geschichte  des  Beneficialwesens  48  ff.  ZRG.  15,  9  f.  Hist  Zeitschr. 
43,  32  f. 

>A  Das  thüringische  Volksrecht  erwähnt  nur  Freigelassene,  keine  Hörigen, 
doch  kommen  Liten  später  auch  in  Thüringen  urkundlich  vor.   Vgl.  ZRG.  20,  21. 

"  Vgl.  GanfM,  RA  305  ff.  Waitz  1,  154.  2,  1  S.  227.  Müllbkhopf  bei 
Waftz,  Das  alte  Recht  288.  Du  Canoe,  Glossarium  s.  v.  niafmonarii,  v.  Amiba*  86. 
Mit  ahd.  fnlaz  oder  handlaz,  ags.  frioleta,  für  Ithertus,  hat  la^ixtis  und  lehis  sprach- 
lich nichts  gemein. 

"  Vgl.  Gbimm,  RA.  309.  Waitz  1, 154.  2, 1  S.  239.  Grundbedeutung  „Mensch". 
Vgl.  Bbucknee,  bei  Paul  u.  Bbaune,  Beiträge  17,  573. 
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sende  baro^^.  Was  die  deütechen  Loten  mit  den  Läten  der  Römer 
gemein  hatten,  war  die  Gebundenheit  an  die  Scholle,  also  der  Mangel 
der  Freizügigkeit,  und  die  Verpflichtung  zu  gewissen  Leistungen  als  Ent- 
gelt für  den  ihnen  geliehenen  Orund  und  Boden.  Daß  auch  die  Leten  der 
Gennanen  auf  kriegerische  Unterwerfung  zurückgeführt  werden  müssen, 
zeigen  außer  den  dediticii  des  Ariovist  die  thüringischen  Laten  unter 
den  Sachsen^®  und  wohl  nicht  minder  die  aufTallend  zahlreichen  Laten 
am  Niederrhein,  die  vornehmlich  der  Unterwerfung  der  Ubier  durch  die 
libuarischen  Franken  ihre  Entstehung  verdanken  dürften.  Wo  der  sieg- 
reiche Staat  sich  nicht  mit  einem  Bundesverhältnis  oder  teilweiser  Land- 
abtretung und  einem  der  Gesamtheit  der  Besiegten  auferlegten  Tribute 
beugte  ^,  sondern  Abtretung  des  ganzen  Landes  verlangte,  war  die 
Hörigkeit  der  im  Besitze  belassenen  Bevölkerung  von  selbst  gegeben. 
Herr  der  Hörigen  war  dann  zunächst  die  Gesamtheit  des  siegreichen 
Volkes,  also  der  Staat,  später  der  Konig.  An  den  Staat  entrichteten  sie 
ihre  Abgaben  ^^,  und  der  Staat  ließ  sie  ebenso  wie  die  Freien,  wenn  auch 
zu  einem  geringeren  Verhältnis,  an  den  Ackerverlosungen  teilnehmen. 
Erst  im  Laufe  der  Zeit  und  jenseit  der  Grenzen  dieser  Periode,  mit  der 
Ausbildung  des  Privateigentums  an  Grund  und  Boden  und  der  Hinein- 
ziehong  der  Freigelassenen  minderen  Rechts  in  das  Hörigkeitsverhältnis, 
kann  die  Absplitterung  eingetreten  sein,  welche  zahlreiche  Hörige  in  die 
Hand  {muni)  einzelner  Grundherren  brachte,  während  bei  den  nur  dem 
Staate  Verpflichteten  der  ursprüngliche  Makel  ihrer  Stellung  in  Ver- 
gessenheit geriet  und  die  völlige  Gleichberechtigung  mit  den  Freien  an- 
gebahnt wurde". 

Über  die  rechtliche  Stellung  der  Hörigen  in  der  Urzeit  läßt  sich 
wenig  sagen.  An  Heer  xmd  Thing  hatten  sie  keinen  TeiP',  waren  aber 
des  Tollen  Bechtsschutzes  teilhaftig  und  konnten   ihr  Recht  als  Partei 

"  Vgl.  Waitz  2,  1  S.  239  f.     Vgl.  Anm.  29. 

^*  VgL  Widnkindi  res  gestae  Saxonicae  I.  o.  14:  reliquiaa  pulsae  geniis  tri- 
btäis  rondempnaverunt;  unde  usque  hodie  gens  Saxonum  triformi  getiere  ae  lege 
praeter  cofidiüonefn  servilem  dwiditur,  TranBl.  S.  Alexandri  c.  1.  Sep.  UI.  44  §  3. 
Bei  den  Angelsachsen  nahm  der  Wale  (tvealh)  zum  Teil  die  SteUuog  des  Leten 
ein.  Vgl.  ScHXiD,  Gesetze  d.  Angela.  678.  K.  Maübbb,  Kr.  Überschau  1,  419  ff. 
V.  AMmA*  87. 

«•  Vgl.  Bell.  Gall.  4,  c  3.    6,  c.  10. 

*^  Daraus  erklären  sich  wohl  manche  spätere  Abgaben,  wie  der  Schweinezins 
der  Thüringer  und  gewisse  bei  Baiem  und  Alamannen  vorkommende  Grundzinsen. 
VgL  Waftz  2,  2  8.  253.  258  ff. 

'*  So  wurden  die  in  der  vorigen  Anmerkung  erwähnten  Abgaben  im  frän- 
kischen Reiche  nicht  mehr  als  eine  Beeinträchtigung  der  Freiheit  angesehen.  Die 
Sachsen  traten  als  gleichberechtigte  Genossen  in  den  Verband  des  fränkischen 
Reiches  ein,  obwohl  Einhard  zum  Jahre  776  von  ihnen  berichtet:  Reddiderunt 
pairiam  per  vadium  omnea  maniima  eorum^  et  spopondenmt  se  esse  chrietiofwe,  et 
»üb  diHone  domini  GaroH  regis  et  Frwncorum  subdiderunt 

^  Bei  den  Sachsen  waren  die  Laten  später  zur  Teilnahme  an  der  Volksver- 
sammlung berechtigt 

B.  ScbbOdsb,  Deatfcbe  Bechtageochiehte.    8.  Aufl.  4 
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wohl  selbst  vor  Gehellt  wahrnehmen^.  Seit  der  Einfahrung  gesetzlicher 
BqB-  und  Wergeidtaxen  für  Verletzungen  und  Totschläge  wurden  sie 
regelmäßig  zu  der  halben  Taxe  der  Freien  angesetzt,  während  Unfreie 
nach  wie  vor  nach  ihrem  individuellen  Sachwerte  geschätzt  wurden.  Nach 
demselben  Verhältnisse  wurden  die  Hörigen  wohl  auch  bei  den  regel- 
mäßigen* Ackerverlosungen  berücksichtigt '^  Der  Gegensatz  zwischen 
Hörigen-  und  Freienbesitz  beruhte  also  nicht  auf  dem  Gegensatze  von 
Leiherecht  und  Eigentum ,  sondern  auf  der  geringeren  Größe  und  der 
Zinspflicht  des  Hörigenbesitzes.  Ehen  zwischen  Hörigen  und  Freien  galten 
wohl  schon  in  alter  Zeit  ebenso  wie  die  zwischen  Unfreien  und  Hörigen 
als  Mißheiraten,  bei  denen  die  Kinder  dem  Stande  der  Mutter  folgten. 

Der  Freie  {ingenuus,  as.  afrs.  friling)  oder  „Freihals"*®  wurde,  der 
Identität  von  Volk  und  Heer  entsprechend,  bald  als  Volkfreier,  bald  als 
Heermann  bezeichnet*^;  auch  die  Benennung  desselben  als  „EerP-  (ahd. 
knraly  an.  karl,  ags.  c<?or/)  scheint  gemeingermanisch  gewesen  zu  sein*®, 
während  baro  sich  nur  bei  einigen  westgermanischen  Stämmen  (Franken, 
Alamannen,  Langobarden)  findet  *^  Die  Freien  bildeten  die  große  Masse 
des  Volkes,  Becht  und  Gesetz  beruhten  in  erster  Reihe  auf  ihnen:  bei 
der  Ackerverlosung  galt  das  Freienlos  als  die  Einheit,  ebenso  das  Freien- 
wergeld  und  die  Freienbuße  bei  Tötung  und  Körperverletzung  und  der 
Muntschatz  der  freien  Jung&au  bei  der  Vermählung. 

tfber  den  Freien  stand  der  Adel*^.  Die  Entstehung  desselben  ist 
in  Dunkel  gehüllt,  doch  läßt  sich  nicht  bezweifeln,  daß  Königtum  und 
Fürstenamt  die  Grundlage  abgegeben  haben.  Die  Geschlechter  der  Könige 
und  Fürsten  bildeten  eben  den  Inbegriff  des  Adels,  und  wenn  einerseits 
das  Emporkommen  neufurstlicher,  also  neuer  Adelsgeschlechter  durch  die 
Berufung  eines  Nichtadelichen  zum  Fürstenamte  vielleicht  prinzipiell  nicht 


'^  Die  Vertretung  darcb  den  Muntherm  gehört  wohl  erst  der  späteren  Periode 
des  Hörigkeitsverhftltnisses  an.    Vgl.  Waitz  1,  156. 

"  Vgl.  §  10  Anm.  14. 

'*  Das  in  allen  germanischen  Sprachen  nachweisbare  Wort  bezeichnete  eben- 
sowohl den  Freien  wie  den  Zustand  der  Freiheit 

>7  Das  Wort  fukfree  in  den  langobardischen  Gesetzen,  dem  ags.  folcfred^ 
folcfry  entspricht,  ist  erst  durch  die  Ausgabe  von  Bluhms  restituiert.  Daneben  be- 
gegnet, durch  Verbindung  mit  „Freihals*',  ftäefreala  {fiäfreaUj  fulfreeU),  dem  sich 
altschwed.  folkfrc&U  zur  Seite  stellt.    Über  „Heermann'*  vgL  §  4  N.  2. 

"  Vgl.  Gmmm,  DWB.  5,  570  f.    Kluob*  192. 

^  Vgl.  Dnz,  WB.  d.  roman.  Sprachen  I.  s.  y.  harone.  Kluge  ^  29.  DuCanob, 
s.  v.  baro,  Müllekhoff  bei  Waitz,  Das  alte  Becht  279.  Obimh,  RA.  282  f.  310. 
Vgl.  S.  49. 

^  Außer  der  bereits  angegebenen  Litteratur  vgL  t.  Stbbl  125  ff.  v.  SAviGirry 
Beitrag  zur  Eechtggeschichte  des  Adels  (Abh.  d.  Berl.  Akad.  1836,  auch  L  d.  Klein. 
Schriften  IV),  S.  2—6.  Brandes,  Erster  Bericht  über  die  germanist  Gresellschaft 
21  ff.  K.  Mauber,  Das  Wesen  des  ftltesten  Adels  der  deutschen  Stämme  4  ff.  198  iL 
Tbüdichuh,  Der  altdeutsche  Staat  76  ff.  Gibrkb,  Genossenschaftsrecht  1,  36  f. 
V.  Bbthuamn-Hollweo,  Germ.-roman.  Civilprozeß  1,  85  ff.  Sicksl,  G^tt  gel  Ans. 
1880,  S.  171  ff.  Ebhaedt,  ebd.  1882,  S.  1246  ff.  Hstck,  N.  Heidelb.  Jahrb. 
5,  181  ff. 
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ausgeschlossen  war,  so  fehlte  denselben  doch  die  Hauptsache ^  die  histo- 
rische Tradition,  welche  die  alten  Adelsgeschlechter  als  den  Göttern  ent- 
sprossen betrachtete.  Eben  um  dieser  Tradition  willen  war  es  durchaus 
^e  Regel  y  Eonige  und  Fürsten  nur  aus  den  Reihen  des  Adels  zu 
wählen'^.  Die  römischen  Schriftsteller  bezeichnen  den  germanischen 
Adelichen  als  nobilis-,  die  altnordische  Benennung  war  jarl  (as.  erl,  ags. 
eorl)j  die  westgermanische  etheting  (ahd.  adaUnff),  von  adäl^  adaly  das 
Geschlecht,'  die  Herkunft,  und  auf  derselben  sprachlichen  Wurzel  wie  an. 
ödül,  ags.  idelj  afrs.  ilhel^  d.  i.  Erbgut,  beruhend '*.  Der  Adel  war  dem- 
nach ein  Geschlechtsadel,  ein  Geburtsstand.  Ehen  zwischen  Adelichen 
und  Freien  wurden  bei  den  Sachsen  als  Mißheiraten  behandelt;  wie  es 
bei  den  übrigen  Stammen  damit  gehalten  wurde,  ist  unbekannt'^.  An 
Buße  und  Wergeid  hatte  der  Adel  mindestens  die  doppelte  Taxe  dec 
Freien^,  in  derselben  Weise  hatte  er  wohl  auch  bei  der  jährlichen  Aoker- 
verlosung,  soweit  er  überhaupt  an  derselben  teilnahm,  ein  Mehrfaches  zu 
beanspruchen.  Innerhalb  des  Adels  gab  es  Abstufungen.  Die  Ange- 
hörigen der  vornehmsten  Adelsgeschlechter  hatten  fürstlichen  Rang,  doch 
konnten  auch  geringere  Gedchlechter  durch  hervorragende  Thaten,  welche 
sich  durch  Generationen  fortsetzten,  zu  gleicher  Würde  emporsteigen '^ 
Das  höchste  Adelsgeschlecht  war  das  königliche;  auch  bei  solchen  Völker- 
schaften, die  keinen  König  hatten,  pflegte  man  das  erste  Geschlecht  als 
das  königliche  zu  bezeichnen.  Besondere  yorrechte  außer  den  ange- 
gebenen besaß  der  Adel  nicht,  dagegen  gewährte  er  seinen  Angehörigen 
große  Vorzüge  in  sozialer  und  großen  Einfluß  in  politischer  Beziehung'^. 
Im  allgemeinen  war  die  Zahl  der  adelichen  Geschlechter  nur  gering  und 
wurde  durch  die  dem  Stande  eigene  Vorliebe  für  den  kriegerischen  Beruf 
stetig  vermindert.  Nur  bei  den  Sachsen  und  Friesen  hat  sich  ein  mit 
hervorragenden  Rechten  ausgestatteter  Adel  in  größerer  Zahl  erhalten. 

Durchaus  rechtlos  war  der  Fremde  (got.  gasts  =  lat.  hostis)  oder 
Ausländer  (ahd.  alüanti,  mhd.  eilende).  Nur  die  Gastfreundschaft,  vor- 
nelunlich,  wenn  auch  nicht  so  ausschließlich  wie  man  wohl  angenommen 
hat,  durch  den  Handelsverkehr  hervorgerufen  und  gefordert,  und  der 
internationale  politische  Verkehr  führte  dahin,  daß  auch  dem  Fremden 
unter  gewissen  Voraussetzungen  der  Friede  gewährt  wurde  *^ 


«1  Vgl.  Ami&a,  Gott  gel.  Anz.  188S,  1,  49  f. 

*•  Vgl.  ZRG.  20,  20.  K.  Maübd,  a.  a.  O.  199.  Kluoe»  ö,  Geimm,  DWB. 
1,  176  f.  3,  25.  28. 

•■  Vgl.  Watpz  1,  194  f. 

^  Vgl.  Waitz  1,  196  f.  Bei  den  Sachsen  betrag  das  AdeUweigeld  das 
SechsfiMhe  dee  Freienwergeldes.    Ähnlich  nnpränglich  bei  den  Angelsachsen. 

»  Siehe  §  6  Anm.  88. 

■•  VgL  Tacitos,  Genn.  c.  8. 11.  18. 18;  Annal.  1,  c.  56;  Hist  4,  c.  12,  c.  28,  c.  79. 

"  VgL  Tacitus,  Germ.  c.  21;  Agricola  c  28.  Plinius,  Nat  hist  2,  170. 
▼.  Aura  *  92.  GoLDSOHmsr,  Universalgeschichte  des  Handelsrechts  24  f.  84.  Sohbadsb, 
Spraehyergleichnng  n.  Urgeschichte'  505  f.;  Forsch,  z.  Handelsgeschichte  1,  9£P. 
Ihkbiho,  L  d.  Deutsch.  Bnndsohan  51,  857  ff. 
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Waitz  1 »,  97—148.  V.  Stbel  1—35.  Brükner,  RG.  1,  56  ff.  v.  AiiiRa«  119  ff. 
'(und  die  von  diesem  angefahrte  Litteratur).  Sigkel,  Freistaat  18  ff.;  Zur  genn. 
Yerfaasungsgeschichte  (s.  S.  10)  40  ff.  Gibbke,  Genossenschaftsrecht  1,  53  ff.  Thc- 
a>iCHüM,  Altd.  Staat  91  ff.,  y.  Bethmaiyn-Hollwgo,  Roman. -german.  Civilprozeß 
1,  78  ff.  Hanssen,  Ansichten  über  das  Agrarwesen  der  Vorzeit  (Agrarhistor.  Abb. 
1,  1 — 76);  Wechsel  der  Wohnsitze  und  Feldmarken  in  germanischer  Urzeit  (ebd. 

1,  77—98).  RosGHER,  Berichte  der  Sftchs.  Ges.  d.  Wiss.  1858  (auch  Ansichten  der 
YolkswirtBchaft,  186 1>  Ubnminos,  Über  die  agrar.  Verfassung  der  alten  Deutschen, 
1869.  Baumstark,  StaatsaltertQmer  840  ff.  953  ff.  Zachxr  bei  Ebscr  und  Gruber, 
Encyklopftdie  1,  61,  S.  358  ff:  Lamprecrt,  Zeitschr.  d.  Berg.  Gesch. -Vereins  16. 
Del  Giudige,  Studi  di  storia  e  diritto  (1889),  215  ff.  Meitzen,  Siedelung  u.  Agrar- 
wesen 1,  46  ff.  181  ff.  151  ff.;  Boden  u.  landw.  Verh.  des  preuß.  Staates  1,  343  ff.; 
Jahrb.  f.  Nationalökonomie  u.  Statistik  36,  31  ff.  Fustel  de  Goulanoes,  Recherches 
189  ff.  248—356.  Erhardt,  Gott  gel.  Anz.  1882,  S.  1220  ff.  y.  Iicama-Stbrnego, 
Deutsche  Wirtschaftsgeschichte  1,  6 ff.;  Untersuchungen  über  das  Hofsystem  im 
Mittelalter  22  ff.  v.  Maurer,  Einleitung  z.  Gesch.  d.  Mark-,  Hof-,  Dorf-  u.  Stadt- 
verfassung,  1854;  Geschichte  der  Marken  Verfassung  in  Deutschland,  1856;  Ge- 
schichte der  Dorfverfassung  in  Deutschland,  2  Bde*,  1865 — 66.  Devhak  W. Ross, 
The  early  historj  of  landholding  among  the  Germans,  1888  (vgl.  Daroun,  ZRG. 
19,  203  ff.).  Thuoighum,  Gau-  u.  Markverfassung  in  Deutschland,  1860.  Waqneb, 
Allg.  Volkswirtschaftslehre'  1,  690  ff.    Viollet,  Pr^cIs  de  l*hist.  du  droit  fran9ais 

2,  471  ff.  L.  Meter,  Zeitschr.  f.  deutsche  Philol.  5,  251  ff.  Wiedehanh,  FDG. 
4,  191  f.  Gaupp,  German.  Ansiedelungen  50  f.  Lakdau,  Territorien  64  ff.  Zimmerlb, 
Stammgutssjstem  1  ff.  De  Slobt,  Overzicht  van  den  landbouw  in  Duitschland  tot 
in  het  negende  eeuw  (Van  al's,  1871,  S.  840  ff.).  Much,  ZDA.  36,  97  ff.  Dabn, 
DG.  1,  162  ff.  Lamprbcht,  DG.  1,  136  ff.  Nitzsch,  Gesch.  d.  deutsch.  Volkes  l^ 
$4  ff.  Arnold,  Ansiedelungen  u.  Wanderungen  der  deutschen  Stamme,  1875.  Gierke, 
Genossenschaftsrecht  1,  202  ff.  609  ff.  675  ff.  2,  134  ff.  222  ff.;  Erbrecht  u.  Vicinen- 
recht  im  Edikt  Chilperichs,  ZRG.  12,  430.  Sohrödbr,  Die  Franken  u.  ihr  Recht, 
ebd.  15,  49  ff.;  Ausbreitung  d.  sal.  Franken,  FDG.  19,  144  ff.  Aohenbach,  Die 
Haubergsgenossenschaften  des  Siegerlandes,  1863.  Pollock,  Das  Recht  des  Grund- 
besitzes in  England,  übers,  v.  E.  Schuster  (1889)  26  ff.  253  ff.  Seebohm,  The  english 
village  Community,  1883  (übers,  von  Buksek:  Die  englische  Dorfgemeinde,  1885). 
Nassb,  Über  mittelalterliche  Feldgemeinschaft  und  die  Einhegungen  des  16.  Jhs. 
in  England,  1869  <vgl.  K.  Maurer,  Kr.  VJSchr.  12,  98  ff.).  Dahlkakn,  Geschichte 
von  Dänemark  1,  133  ff.  Kolderüp-Rosenvinge  (Hoheter),  Grundriß  d.  dfin.  RG. 
74  ff.  Olufsen,  Bidrag  til  oplysning  om  Danmarks  indvortes  forfatning  i  de  aeldre 
tider,  1821  (Inhaltsangabe  bei  Hanssen,  a.  a.  0.  1,  1  ff.).  Brandt,  Tingsretten, 
1876  (Feldgemeinschaft  in  Norwegen).  Gaudenzi,  Propriet4  in  Italia  28  ff.  —  Maine, 
Village-Communities  in  the  East  and  West,  1871.  Viollet,  Caract^re  coUectif  des 
premi^res  propri6t6s  immobiliSres,  Bibl.  de  T^cole  des  chartes  33,  455  ffl  Kohler, 
Kr.  VJSchn  23,  24  ff.  Hildebrand,  Recht  und  Sitte  auf  den  verschiedenen  wirt- 
schaftlichen Kulturstufen,  I.  1896.  De  Lavelete,  De  la  propri^tä  et  de  ses 
formes  primitives ^  1895  (deutsch:  Das  Ureigentum,  übers,  u.  vervollständigt  von 
Bücher,  1879).  BraumARDT,  Geschichte  des  Waldeigentums,  1872—75;  Die  Hau- 
bergswirtschaft  im  Kreise  Siegen,  1867.  Heusler,  Institutionen  des  deutschen 
Privatrechts  1,  §  56.  H.  Leo,  Rectitudines  singularum  personarum  105  ff.  v.  Mias- 
KowsKi,  Die  Verfassung  der  Land-,  Alpen-  und  Forstwirtschaft  der  deutsch. 
Schweiz,  1878;  Die  schweizerische  Allmend,  1879.  Haxtbaüsen,  Über  die  Agrar- 
verfassung  in  Norddeutschland,  1829.  Michelsen,  Von  der  bauerschaftlichen  Meent- 
verfassung  in  Dithmarschen ,  Zeitschr..  f.  deutsch.  Recht  7,  89  ff. 
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Unsere  Kenntnis  der  Agrarverhältnisse  der  germanischen  Urzeit 
beruht  teils  anf  den  Berichten  des  Cäsar  nnd  Tacitns,  teils  auf  Bftck- ' 
Schlüssen  aus  späteren  Zuständen  und  den  Ergebnissen  der  vergleichen- 
den Bechtswissenschaft  Von  den  drei  Stadien,  welche  die  Entwickelung 
des  Grunde^entums  bei  einem  Volke  erfahrungsgemäß  durchzumachen 
pflegt  (Gemeingut  und  Gemeingenuß,  Gemeingut  und  Privatgenuß,  Privat- 
gut und  Privatgenuß),  hat  das  zuletzt  genannte  seit  der  fränkischen  Zeit 
immer  mehr  den  Vorrang  eingenommen,  ohne  doch  bis  auf  die  Gegen- 
wart alle  Spuren  des  zweiten  Stadiums  verwischen  zu  können.  Noch 
heute  tritt  uns  in  den  Gehöferschaften  an  Mosel  und  Saar,  den  Haubergs- 
genossenschaften  des  Siegerlandes  und  den  Waldgenossenschaften  des 
Kreises  Wittgenstein  ein  deutliches  Bild  der  von  Cäsar  und  Tacitus  ge- 
schilderten altgermanischen  Feldgemeinschaft  entgegen. 

Wie  bei  anderen  Nationen  so  gab  es  auch  bei  den  Germanen  ur- 
sprünglich kein  Privateigentum  an  Grund  und  Boden,  sondern  alles  Land 
gehört«  dem  Staate,  es  war  Yolkland  und  wurde  den  Einzelnen  nur  von 
der  Gesamtheit  zur  Nutzung  überlassen,  tfber  die  Art,  wie  dies  geschah, 
liefert  Cäsar  zwei  Berichte,  den  einen  von  den  Sueben,  den  andern  von 
den  Germanen  überhaupt.  Die  ersteren  besaßen  noch  keine  dauernden 
Ansiedelungen,  sondern  verlegten  ihre  Wohnsitze  von  Jahr  zu  Jahr,  je 
nach  der  Lage  des  gerade  in  Anbau  genommenen  Landes  i.  Die  Be- 
stellung und  Nutzung  war  Angelegenheit  des  Geschlechts  oder  der  Ge- 
meinde, welche  als  solche  auch  für  den  Unterhalt  ihrer  zum  Heere  auf- 
gebotenen Mitglieder  zu  sorgen  hatte.  Abgesehen  von  diesem  mit  der 
suebischen  Heerverfassung  zusammenhängenden  Kommunismus^  w$ir  die 
AgrarverfiEtssung  der  übrigen  germanischen  Völker,  von  denen  Cäsar  Kunde 
besaß,  durchaus  ebenso  geordnet:  Agriculturae  non  Student,  mcdorque  pars 
eorum  victus  in  lacte,  caseo,  came  consistit  neque  quisquam  agri  modum 
ceriitm  aut  fines  höhet  proprios;  sed  magistratus  ac  principes  in  annos 
sinffulos  gentibus  cogmUianibusque  hominum,  qui  una  coierunt,  quantum  et 
quo  loco  Visum  est  agri  attribuunt  atque  anno  post  alio  transrre  cogunt 
(Bell.  Gall.  6,  c.  22).  Der  jährliche  Wechsel  der  Wohnsitze  und  der  gänz- 
liche Mangel  des  privaten  Grundeigentums  wird  hier  bestätigt,  aber  die 
den  Fürsten  als  Gauvorstehem  obliegenden  jährlichen  Ackerüberweisungen 
erfolgten  nach  Geschlechtern  und  Sippschaften  (gentibus  cognationibusque 


*  Bell.  QalL  4,  c.  1:  Et  centum  pagos  höhere  dicuntur^  ex  quibiis  quotamiis 
sinffula  milia  armatorum  heüandi  causa  ex  ßnibtis  edtieunt  reliqui,  gui  dornt  marir 
serunfj  se  atque  illos  ahmt,  hi  rurstis  in  vicem  anno  post  in  artnis  sunt,  iUi  do7ni 
remanent  sie  neque  agrieultura  nee  ratio  atqu^  usus  belli  intermittiUir,  sed  privaii 
ae  sqxtrati  agri  apud  eos  nihil  estj  neque  longius  anno  rematiere  uno  in  loeo  in- 
eoiendi  eausa  licet.  Über  germanische  Wanderungen,  bei  denen  die  abgebrochenen 
Häuser  auf  Karren  mitgef&hrt  wurden,  vgl.  Waftz  1,  106. 

*  Ein  Rest  desselben  war  der  von  Tacitus,  Germ.  c.  31,  erwähnte  Anspruch 
der  chattischen  Berufskrieger  auf  freies  Naturalquartier  bei  jedem  ihrer  Lands- 
leate.  *  Die  Worte  nullt  domus  aut  ager  aut  aliqua  eura  ergeben  für  alle  Übrigen 
Volksgenossen  Privatwirtschaft 
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hamnum)y  eine  Privatwirtschaft  der  einzelnen  Höfe  muß  also  schon  be- 
standen haben.  So  aufgefaßt  war  der  Unterschied  zwischen  den  Zustanden, 
wie  Cäsar  sie  schildert,  und  denen  zur  Zeit  des  Tacitus  nur  gerade  so 
weit  verschieden,  wie  der  dazwischen  liegende  Abstand  von  150  Jahren 
naturgem&ß  mit  sich  brachte.  Seit  Augustus  und  Tibehus  trennten  feste, 
seitdem  nur  noch  wenig  veränderte  Grenzen  das  römische  Beich  von  den 
Gebieten  der  freien  Germanen.  Ein  dauernder  GrenzMede  hatte  die 
Stetigkeit  der  Beziehungen  zu  Grund  und  Boden  gefördert,  der  unstete 
Wandertrieb,  dem  Cäsar  begegnete,  aufgehört  Die  Dorfanlagen  waren 
nicht  mehr  wie  Zeltlager,  die  man  abbricht  und  an  anderer  Stelle  wieder- 
aufbaut, sondern  auf  eine  seßhafte  Einwohnerschafb  berechnet;  jeder  hatte 
sein  eigenes  Haus  mit  dazu  gehörigem  Hofe,  einem  Keller  {iunff)  neben 
dem  Hause  zur  Auftiahme  der  Früchte,  bei  Winterkälte  auch  den  Be- 
wohnern als  Aufenthaltsort  dienend;  die  Häuser  meistens  einfach  aus 
Flechtwerk  und  Lehm,  hin  und  wieder  aber  schon  mit  einem  gewissen 
Luxus  gebaut,  alles  Zustände,  die  notwendig  auf  festen  Besitz,  auf  ein 
Eigentum  des  einzelnen  an  Haas  und  Hof  gedeutet  werden'. 

Von  dem  Ackerbau  berichtet  Tacitus:  „Die  Ackerfluren  werden  in 
einem  der  Zahl  der  Nachbarn  entsprechenden  Um&nge  von  der  Bauer- 
schaft abwechselnd  in  Gesamtbesitz  genommen;  sodann  verteilen  sie  die- 
selben unter  sich  nach  Verhältnis  ihrer  Würdigkeit.  Erleiphtert  wird  die 
Teilung  durch  die  Ausdehnung  der  Felder.  Das  Pflugland  tauschen  sie 
jährlich,  xmd  ein  Teil  der  Flur  bleibt  unbestellt.  Denn  sie  ringen  auch 
nicht  in  harter  Arbeit  mit  der  Fruchtbarkeit  und  Größe  von  Grund  und 
Boden,  so  daß  sie  Obstpflanzungen  anlegten  und  Wiesen  ausschieden  und 
Gärten  bewässerten:  nur  die  Saat  wird  vom  Boden  verlangt  Und  daher 
teilen  sie  auch  das  Jahr  selbst  nicht  in  so  viel  Jahreszeiten  ein  wie  wir: 
Winter,  Frühling  und  Sommer  sind  ihnen  bekannt  und  haben  ihre  Be- 
nennung, vom  Herbste  kennen  sie  weder  seinen  Namen  noch  seinen 
Segen«* 

Die  Wirtschaft  war  hiernach  noch  ganz  extensiv,  Obstkultur,  Garten- 
and  Wiesenbau  noch  unbekannt,  der  Eömerbau  auf  die  Sommersaat 
beschränkt,  das  Ackerfeld  noch  nicht  definitiv  von  Wald-  und  Weideland 
geschieden.  Aber  ein  Fortschritt  in  letzterer  Sichtung  hatte  sich  bereits 
vollzogen:  während  man  zu  Cäsars  Zeit  alljährlich  ein  neues  Stück  Wild- 
land in  Anbau  nahm,   dessen  Größe  nach  dem  Emtebedürfnisse  eines 


■  Vgl  Germania  c.  16,  c  46.    Pliniüs,  Natur,  hist.  19,  2.    Waetz  1,  42.  107  £. 

*  Grermania  c.  26:  Ägri  pro  monero  eultorum  ab  universis  in  nices  oocupan- 
iur,  quo8  mox  inter  se  secundum  dignaHonetn  partiuntur,  faeilitatem  pariiendi 
camporum  spaüa  praebent:  arva  per  amios  mutant,  et  superest  ager,  nee  enim  cum 
tibertate  et  amplitudme  soli  labore  cantendtmt,  ut  pomaria  conserant  et  prata  se- 
parent  et  hortos  rigeni;  sola  terrae  seges  imperatur.  unde  ammm  quoque  ipsum 
non  in  totidem  digerunt  species:  hiems  et  ver  et  aestas  intelieetum  ac  voeabula 
kabentj  aiutumni  perinde  nomen  ae  bona  ignoraniur.  Die  Übenetsung  schließt 
sich  im  wesentlichen  an  die  von  Hennikos,  a.  a.  O.  an. 
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Jahres  bemessen  wurde  (also  Waldweohselwirtschaft  und  wilde  Feldgras- 
Wirtschaft  rohester  Art),  waren  die  Ackerfluren  der  einzelnen  Gemeinden 
zur  Zeit  des  Tacitus  bereits  auf  einen  periodischen  Umtrieb  berechnet, 
so  daß  sich  der  jährliche  Wechsel  nicht  mehr  zwischen  Pflugland  und 
Wildnis,  sondern  zwischen  Pflugland  und  Dreeschland  vollzog.  Es  war 
demnach  schon  eine  Axt  geregelter  Feldgraswirtschaft  o^er  Egartenwirt- 
schaft  eingetreten  und  bedurfte  nur  noch  der  Einführung  der  Winter- 
saaten, um  von  diesem  Systeme,  das  sich  in  den  Gebirgsländem  teilweise 
bis  zur  Gegenwart  erhalten  hat,  zur  Dreifelderwirtschaft  zu  gelangen  ^ 
Wahrscheinlich  hat  sich  dieser  Übergang  zum  Teil  noch  in', der  ger- 
manischen Periode  vollzogen,  jedenfalls  aber  geraume  Zeit  vor  Karl  dem 
Großen,  dem  man  früher  die  Einführung  der  Dreifelderwirtschaft  zu- 
geschrieben hat^ 

Außer  dem  jährlichen  Wechsel  innerhalb  der  einzelnen  Ackerfluren 
Md  nun  aber  noch  ganz  in  alter  Weise  ein  Wechsel  der  Ackerfluren 
selbst  statt  {agri  pro  numero  euüarttm  ab  universis  in  vices  occttpantur), 
ein  Wechsel  zwischen  Ackerfeld  xmd  Wildnis,  wie  ihn  Cäsar  schildert, 
aber  nicht  mehr  von  Jahr  zu  Jahr  und  auf  das  Bedürfnis  nur  eines 
Jahres  berechnet,  sondern  in  längeren  Perioden,  deren  Dauer  Tacitus 
nicht  angiebt,  weil  sie  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  sehr  verschieden 
war.  Je  größer  die  Ackerflur  im  Verhältnisse  zu  der  Einwohnerzahl 
genommen  wurde,  oder  je  fruchtbarer  der  Boden  war,  desto  länger  kam 
man  damit  aus.  Hätte  man  die  Kunst  der  Düngung  besessen,  so  hätte 
es  eines  Wechsels  der  Felder  überhaupt  nicht  bedurft,  man  vfräre  eben 
mit  dem  Wechsel  in  der  Bestellung  ausgekommen.  Allein  der  wenig 
bearbeitete  Boden  {rtec  labare  cantenduni)  vermochte  eine  wiederholte  aus- 
reichende Ernte  nur  selten  zu  tragen,  selbst  wenn  ihm  einige  Buhejahre 
vergönnt  wurden.  Mit  dem  Boden  zu  geizen  hatte  man  bei  der  geringen 
Bevölkerungszahl  keinen  Anlaß;  die  Wechselwirtschaft  brachte  das  nötige 
Holz  zur  Feuerung,  zu  Bau-  und  Flechtwerk,  Zaunanlagen  u.  dgl.  m.,  das 
Abbrennen  der  Baumstümpfe  und  sonstigen  Waldreste  hob  die  Frucht- 
barkeit des  jungfräulichen  Bodens,  genug,  es  lagen  ausreichende  Gründe 
vor,  um  die  Wirtschaftsart  der  Väter  wenigstens  in  modifizierter  Form 
beizubehalten. 

In  unregielmäßigen  Perioden  wurden  also  neue  Ackerfluren  von  den 
Gemeinden  unter  den  Pflug  genommen,  während  die  alte  Flur  in  die 
Wildnis  zurückkehrte,  um  erst  nach  Jahren,  vielleicht  aber  auch  nie 
wieder  urbar  gemacht  zu  werden^.    Manche  haben  diesen  Wechsel  der 


^  Vgl.  besonders  Hanssen,  Zur  Geschichte  der  Feldsysteme  in  Deutschland 
(Agrarhistor.  Abh.  1,  123  £F.). 

•  Vgl.  Haitssek,  a.  a.  O.  152  ff.  Waitz  1,  121.  Die  Ältere  Schule  glaubte 
die  Dreifelderwirtschaft  schon  bei  Tacitus  zu  finden. 

'  So  erklftren  sich  vielleicht  die  sogenannten  Hochäcker  in  den  G-ebirgen 
(besonders  schdn  im  Rhöngebirge),  die  weit  über  die  G-renzen  des  heutigen  Kultur- 
landes hinaus  in  ihrer  Bodenformation  die  Spuren  ehemaliger  Ackerbestellung  be- 
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Felder  bestritten,  indem  sie  die  Worte  des  Taoitos  von  einer  erstmaligen 
Besitzergreifung  bei  der  Niederlassung  in  fremdem  Lande  verstehen. 
Aber  selbst  wenn  diese  Auslegang  den  Worten  des  Tadtus  keine  Gewalt 
anthäte  und  sprachlich  überhaupt  zu  rechtfertigen  wäre^  so  maßte  sie 
schon  ans  dem  Grunde  zurückgewiesen  werden,  weil  Tacitus,  der  nicht 
die  wechselnde  Geschichte  wandernder  Tölker,  sondern  die  geordneten 
Zustande  einer  fest  angesiedelten  Nation  schildern  wollte,  ohne  eine  Un- 
gereimtheit  zu  begehen  nicht  plötzlich  von  der  Gründung  neuer  ger- 
manischer Ansiedelungen  reden  konnte^.  Ob  die  jedesmalige  Besitznahme 
der  neuen  Ackerflur  durch  die  Gesamtheit  der  Bauern  schlechthin  Sache 
der  Dorfgemeinde  als  Markgenossenschaft  war,  oder  eine  Überweisung 
seitens  der  Gaugemeinde  vorausgehen  mußte,  wird  von  Tacitus  nicht  an- 
gegeben. Cäsars  Berichte  lassen  darüber  keinen  Zweifel,  daß  zu  seiner 
Zeit  die  Gaugemeinde  das  Subjekt  des  Wirtschaftsbetriebes,  die  von  ihrem 
Fürsten  als  Obermäxker  geleitete  Markgenossenschaft  war^^. 

Was  nicht  den  einzelnen  Gemeinden  zu  zeitweiliger  Ackemutzung 
überwiesen  wurde,  diente,  soweit  es  nicht  als  Tempelgut,  Malstatt, 
Grenzschutz,  ßingwall  oder  sonstwie  zu  öffentlichen  Zwecken  vorbehalten 
werden  mußte  ^^,  als  gemeine  Mark  oder  Almende  dem  gemeinen 
Nutzen  ^^ 


wahrt  haben,  nicht  selten  noch  ganze  Grewannlagen  mit  ihren  parallel  liegenden 
Ackerbeeten  ericennen  lassen.  Auch  in  Wäldern  begegnet  man  häufig  Spuren  ehe- 
maligen Ackerbaues,  die  aber  zum  Teil  von  sehr  viel  jüngeren  Einöden,  nament- 
lich aus  der  Zeit  des  80jährigen  Krieges,  herrühren. 

®  Die  Anhänger  dieser  Ansicht  sehen  sich,  um  die  Wechselwirtschaft  zu  be- 
seitigen, genötigt,  die  gut  beglaubigte  Lesart  in  vicea  oder  invieem  entweder  ein- 
fach zu  ignorieren  oder  durch  die  Konjectur  vicis  zu  ersetzen. 

*  Daß  occupare  nur  die  einmalige  dauernde  Besitznahme  bedeuten  könne,  ist 
eine  durch  nichts  gerechtfertigte  Behauptung.  Eine  althochdeutsche  Glosse  (Stbin- 
METEB  u.  SiEVBBs  1,  286)  üborsctzt  „occupaverunt"  mit  pifeangim.  Nun  bedeutet 
aber  btfane  (occupatio)  auch  die  durch  die  Pflugarbeit  entstandenen  Ackerbeete. 
Vgl.  SoHMBLLEB,  Bayer.  WB.»  1,  729. 

'^  Bell.  GalL  4,  c.  1  handelt  von  der  Kriegs-  und  Agrarverfassung  der  centnm 
pagi,  6,  c.  22  hebt  die  agrarischen  Au%aben  der  Graufursten  hervor.  Ob  dabei 
Staats-  oder  Gaueigentum  am  Yolklande  anzunehmen,  kann  völlig  dahingesteUt 
bleiben,  da  man  in  der  Urzeit  an  derartige  Probleme  nicht  dachte.  Daß  aber  das 
Volk  nicht  berechtigt  war,  einseitig  über  die  Mark  eines  Gaues  zu  verfügen,  er- 
giebt  sich  aus  einem  bekannten  Vorgange  bei  den  Vandalen,  der  sagenhaft  er^ 
scheint,  aber  der  damaligen  Rechtaauffaasung  jedenfalls  entsprochen  hat.  Vgl. 
Pbokop,  Bell.  Vandal.  1,  22.    Dahn,  Könige  der  Germanen  1,  224. 

^^  Über  Grenzschutz  und  Befestigungen  vgl.  S.  39,  über  Tempel  und  Tempel- 
güter GBiim,  Deutsche  Mythologie*,  1,  53—71.  3,  32flF.  K.  Maubeb,  Bekehrung 
des  norweg.  Stammes  2,  205  ff.  214  ff.  v.  Righthofbn,  Untersuchungen  über  fnes. 
RG.  2,  423  ff.  436  f.  439  ff.     Möge,  a.  a.  O.  (§  6  N.  15)  1128  ff. 

^'  Über  marka,  ahd.  marcha^  für  Grenzzeichen,  dann  Grenze,  Qrenzland,  ab- 
gegrenztes Gebiet,  vgl.  §  7,  N.  22.  Gbmm,  RA.  496;  DWB.  6,  1683.  Über  al- 
mmde,  an.  ahnenning,  cUmmningry  vgl.  RA.  497  f.  Sohmelleb,  Bayer.  WR*  1,  1613. 
Die  von  Meitzem  1,  162  ff.  angenommene  Unterscheidung  zwischen  Almende  und 
gemeiner  Mark  findet  in  den  Quellen  der  Urzeit  keinen  Anhalt. 
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Die  Art  der  Verteilung  der  den  Gemeinden  überwiesenen  und  von 
diesen  in  Besitz  genonunenen  Ackerfluren  läßt  sich  aus  den  späteren 
Zustanden  mit  ziemlicher  Sicherheit  feststellen.  Man  teilte  das  ganze 
Feld  nach  Maßgabe  der  Bodenverschiedenheit  in  eine  größere  oder 
geringere  Zahl  von  yerlosungsbezirken  (Gewannen)  in  der  Form  Ton 
Parallelogranmien,  die  nach  der  Zahl  der  Berechtigten  durch  Parallel- 
linien in  Teilstrecken  zerlegt  wurden.  Die  Verlosung  der  Teilstücke  er- 
folgte für  samtliche  Gewanne  zugleich,  so  daß  jeder  Losende  in  jedem  ein- 
zelnen Gewann  seinen  Anteil,  und  zwar  in  derselben  Reihenfolge  wie  in 
allen  übrigen  Gewannen,  erhielt.  Sein  Los  (sors)  bestand  also  aus  einer 
der  Zahl  der  Gewanne  entsprechenden  Zahl  von  Ackerbreiten,  die  je  nach 
Lage  der  Gewanne  über  die  ganze  Feldmark  zerstreut  waren  und  sich 
mit  den  Äckern  der  übrigen  Gemeindeglieder  (Nachbalm)  in  Gemenglage 
befanden.  Alle  unterlagen  der  von  der  Gemeinde  angeordneten  Bewirt- 
schafbungsart  (Feldgraswirtschaft)  und  dem  entsprechenden  Wechsel  des 
Pfluglandes  ^^  Neben  der  das  Ganze  beherrschenden  Feldgemeinschaft 
galt  Flurzwang  hinsichtlich  der  Benutzungsart.  Die  Verlosung  der  Teil* 
stücke  geschah  nach  dem  Stande  der  Beteiligten  {secundum  dignationem), 
indem  das  Freienlos  die  Einheit  bildete,  während  Hörige  wohl  nur  ein 
halbes  Los,  Adeliche  je  nach  der  Wertschätzung  ihres  Standes  eine  Mehr- 
heit von  Losen,  gewöhnlich  wohl  ein  doppeltes  Los,  erhielten^*.  Unfreie 
nahmen  an  der  Verlosung  nicht  t<eil;  was  sie  an  Grund  und  Boden  er- 
halten sollten,  mußte  ihnen  von  ihren  Herren  und  aus  deren  Mitteln 
überwiesen  werden.  Im  übrigen  bezog  sich  die  Ackerverlosung  nicht  auf 
die  Personen,  sondern  auf  die  Haushaltungen  ^^  Söhne,  die  noch  auf  der 
Hofwere  des  Vaters  lebten,  blieben  unberücksichtigt,  auch  wenn  sie  längst 
in  Thing  und  Heer  als  Vollgenossen  aufgenommen  waren;  der  Mark- 
genossenschaft gehörten  sie  erst  an,  wenn  sie  einen  eigenen  Hof  besaßen  ^^ 

"  Über  „Nachbarn^'  {vicdnt)  als  technische  Bezeichnung  der  einer  Gemeinde 
angehörigen  Bauern  vgl.  SobbOdbb,  Die  Franken  und  ihr  Recht  58.  Gierkb,  Erb- 
recht und  Vicinenrecht  436. 

^*  VgL  S.  50.  Dem  Kloster  Herford  wurden  im  Jahre  858  von  Ludwig 
dem  Deatscfaen  zwei  westfälische  Fronhöfe  geschenkt,  nee  non  et  mansos  30  per- 

tinentes   ad  loea  praenominata cum  famüiis  60,   quae   lingtta  earum    laxi 

dicufUur.  Wilmams,  Königsurkunden  I.  Also  60  Latenfamilien  auf  30  Hufen, 
d.  h.  jede  auf  einer  halben  Hufe.  Vgl.  Waitz  1,  198,  der  aber  erst  späteren  Ur- 
sprung dieser  Abstufungen  annimmt,  obwohl  er  1,  127  auf  den  Zusammenhang 
zwischen  Grrundbesitz  und  Wergeid  aufmerksam  macht. 

^  Dadurch  ist  wahrscheinlich  der  Gebrauch  der  Hausmarken  (auch  Hand- 
genud,  an.  bohfu»rke,  bämtBrke)  aufgekommen.  Vgl.  §  8  Anm.  14.  Homeyeb,  Über 
die  Heimat  nach  altdeutschem  Recht  (Abh.  d.  Berlin.  Akad.  1852)  85  ff.  In  manchen 
GrdiOferaohaften  hat  sich  die  Verlosung  nach  Höfen  in  durchaus  altertümlicher 
Form  erhalten.  Von  den  später  üblichen  Bezeichnungen  für  das  Einheitsmaß  des 
Grondbesitzes  sind  von  dem  Begriffe  ^^Wohnung^'  abgeleitet  rnansus  (von  mnnere,, 
wohnen,  Tgl.  mansio,  firz.  maison)  und  an.  hol  (mit  bü,  schwed.  dän.  bo,  Wohnung, 
znaammenhäagend).  Die  Erklärung  des  westgermanischen  Wortes  Hufe  (huoba, 
hdva)  ist  masicher;  mit  Hof  hängt  es  nicht  zusammen. 

^*  Die  Ansicht,  daB  nur  Grundbesitzer  politische  Bechte  ausgeübt  und  im 


58  ^'^^  germaniflche  Urzeit 

Die  Errichtung  neuer  Höfe  konnte  nur  mit  Genehmigung  der  Mark- 
genossenschaft erfolgen  y  war  aber  bei  dem  Überflusse  an  Boden  wohl 
immer  leicht  zu  erreichen  ^^;  anderenfalls  blieb  den  erwachsenen  Söhnen, 
die  in  der  Heimat  keinen  Hof  erwerben  konnten,  nur  die  Auswanderung 
übrig  18. 

Daß  die  Könige  und  Fürsten  an  den  Ackerverlosungen  teilgenommen 
haben  sollten,  ist  nicht  wahrscheinlich.  Für  diese  wird  es  von  jeher  ge- 
schlossene Edelgüter  gegeben  haben,  die  zunächst  als  Ausstattung  des 
Amtes  galten,  allmählich  aber  den  Charakter  erblichen  Greschlechtsbesitzes 
annahmen  1®. 

Wo  Bodenverhältnisse  oder  Ansiedelungsmethode  der  Yorbesitzer  die 
Niederlassung  in  Dorfschaften  verhinderten,  muß  mit  dem  Einzelhof- 
systeme schon  früh  das  Privateigentum  am  Ackerlande  zur  Anerkennung 
gelangt  sein.  Im  einzelnen  entzieht  sich  die  Entwickelung,  die  hier 
stattgefunden  hat,  jeder  genaueren  Einsicht;  daß  sich  aber  auch  hier  erst 
ein  gewisser  Übergang  vom  Gesamteigentum  zum  Privateigentum  voll- 
zogen hat,  zeigt  sich  an  dem  Wald-  und  Weidelande,  das  in  den  Bauer- 
schaftsgemeinden mit  Einzelhöfen  ebenso  wie  anderwärts  als  gemeine 
Mark  behandelt  wurde. 

§  II.    Das  Privatrechi 

Heusler,  Institutionen  des  deutschen  Privatrechts,  I.  11.  1885,  1886.  v.  Amiba' 
105—140  (nebst  Litt«raturangaben);  Nordgerm.  Obl.-R  I.  11.  1882 — 95.  Bruknbr, 
RG.  1,  §§  12,  13.  KsTSBB,  Norges  Stats-  og  BetsforfiEitning  i  Middelalderen  (1867) 
289—403.  Grimm,  RA.  408— 621.  Waitz  1",  47ff.  57  ff.  63  ff.  Arkold,  Urzeit  871  ff. 
Dahn,  Deutsche  Geschichte  1,  252—268.  Wackbrnaqel,  Familienrecht  und  Fami- 
lienleben der  Germanen  (Kleinere  Schriften  1,  1 — 84).  Toüno,  The  anglosazon 
family  law  (Essays  in  Anglosaxon  Law,  1876).  Baumstark,  Staatsaltertumer  537  ff. 
728  f.  900  ff.  FusTBL  de  Ooulanoes,  Eecherchcs  219— 247.  Ficeer,  Untersuchungen 
zur  Erbenfolge  der  ostgerm.  Rechte,  3  Bde,  1891—96.  Oohn,  Die  Symbolik  im 
german.  FamiUenrecht  (Schweizerische  Randschau,  1892).  Puktsoeabt,  Schuld  ver- 
trag und  Treugelöbnis  des  sSchsischen  Rechts  im  Mittelalter,  1896. 

Eine  YoUstandige  Übersicht  über  das  Privatrecht  der  germanischen 
Urzeit  läßt  sich  bei  der  Lückenhaftigkeit  der  gleichzeitigen  Qaellen  nur 
durch  mehr  oder  weniger  gewagte  Bückschlüsse  aus  den  Verhältnissen 


Heere  einen  besonderen  Körper  gebildet  hfttten,  ist  durch  nichts  beglaubigt,  durch 
Germ.  c.  13  positiv  widerlegt 

"  Nicht  selten  sind  auf  diese  Weise  neue  Tochterdörfer  entstanden. 

^^  Aus  dem  durch  Übervölkerung  entstandenen  Mangel  an  dem  erforderlichen 
Grund  und  Boden  erklären  sich  nicht  bloß  die  Unternehmungen  einzelner  Heei^ 
konige,  sondern  ganze  Völkerzüge,  zum  Teil  die  Völkerwanderung  selbst  Vgl. 
Dahn,  Die  Landnot  der  Germanen  (8.  9). 

^'  Vielleicht  erklärt  sich  der  angelsächsische  edely  der  friesische  Ühel,  da6 
altnordische  oSäi  auf  diese  Weise,  über  den  sprachlichen  Zusammenhang  vgl. 
S.  51.  Möglich  ist  aber  auch,  daß  alle  diese  Herrengüter  wie  die  fränkischen  Sal- 
guter  erst  der  späteren  königlichen  (xewalt  ihre  Entstehung  verdanken.  Der 
Bataverf&rst  Civilis  besaß  eigene  agros  mUasque  (Tacitus,  Hist  5,  c.  28). 
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der  folgenden  Periode  gewinnen.  An  dieser  Stelle  ist  daher,  um  Wieder- 
holongen  zu  yermeiden,  im  allgemeinen  auf  die  Darstellung  der  letzteren 
(§  35)  zu  Terweisen. 

Im  Gegensatze  zu  der  arischen  Zeit  unterschieden  die  Germanen 
zwischen  der  sachenrechtlichen  Herrschaft  über  Sklaven  und  körperliche 
Gegenstande  und  der  familienrechtlichen  Schutzgewalt,  der  „Munt''  (d.  h. 
^^Hand'^,  über  freie  Hausgenossen,  deren  Stellung  nur  noch  in  einzelnen 
Spuren  an  das  ehemalige  fast  sachenrechtliche  Verhältnis  erinnerte  K  Für 
den  Sacheigentümer  fehlte  es  an  einer  substantivischen  Bezeichnung,  nur 
für  den  Herrn  des  Sklaven  hatte  man  Ausdrücke  wie  frauja,  kSriroy  Mrro\ 
Der  Träger  der  Munt  hieß  muntwaU  (mlat  mundoaldtu),  muntporo  (davon 
später  momper\  faramunto,  von  dem  das  Wahrzeichen  seiner  Gewalt  bilden- 
den Ger  auch  girhabe^\  sein  Schutzbefohlener  hieß  mundling\  Als  Wahr- 
zeichen der  Herrschaft  über  Grundstücke  diente  den  Westgermanen  später 
der  Handschuh;  die  mit  dem  Handschuh  bekleidete  oder  „ge werte''  Hand 
[mcmus  vestäa)  bezeichnete  den  Besitzer  ^ 

Alle  Rechtsgeschäfte  vollzogen  sich  „mit  Hand  und  Mund",  indem 
die  erforderliche  symbolische  Handlung  durch  den  sie  begleitenden  Aus- 
spruch formelhafter  Worte  den  beabsichtigten  Rechtsinhalt  empfingt 
Während  bei  den  Sachsen  alle  Erklärungen  „mit  Finger  und  Zunge''  er- 
folgten, d.  h.  von  einer  eigentümlichen  Bewegung  der  Finger  der  rechten 
Hand  begleitet  wurden',  bestand  die  Handlung  bei  den  übrigen  West- 

*  Ober  ahd.  muni  (fem.  masc.)^  an«  as*  ags.  mund  (fem.)}  mlat.  mundiwn,  vgl. 
Gbooi,  RA.  447  f.  Hbüblbb,  1,  95  f.  Kraut,  VormancUchaft  1,  1  ff.  Diefenbach, 
WB.  d.  got  Sprache  2,  86  f.  Bkukner,  RG.  1,  71.  KLugB»  263.  Gegen  die  Auf- 
ftsBong  der  Munt  als  eines  reinen  Gewaltverhältnisses  (Heüsler  1,  lOS  ff.)  vgl. 
Waitz,  Ober  die  Bedeutung  des  mnndium  im  deutschen  Recht,  Berl.  SB.  1886, 
S.  375  £  (Abhandlungen  869  ff.). 

»  Vgl.  Grimm,  RA.  491;  DWB.  IV.  2,  1125. 

'  Vgl.  Grimm,  RA.  465  f.  Kraut,  a.  a.  0.  1,  2  f.  Haltaus,  Glossarium  664. 
1373  ff.    ScHMBLLER,  Bajer.  WB.«  1,  930. 

*  Vgl.  Grimm,  RA.  811. 

'  Vgl.  Heusler  1,  96  ff.  68.  72.  Amira'  138.  Statt  des  Handschuhes  (wanio) 
diente  auch  der  noch  nicht  entrfttselte  andelang  oder  wcmdelang,  den  man  mit  frz. 
gantdet  (Fechtbinde,  kleinerer  Handschuh)  in  Verbindung  gebracht  hat.  Vgl. 
MicHELBEV,  Ober  die  festnca  notata  (1856),  S.  27  f.  Grimm,  RA.  196  ff.  558;  DWB. 
1.  304.  Dtr  Cakoe,  Glossar,  s.  y.  andelangus.  Eine  andere  Erklärung,  die  aber 
ebenso  wenig  befriedigt  (von  mhd.  hendelinc)  versucht  Ehrismann  i.  d.  Germania 
37,  106. 

*  Daher  Handireue  geben,  fidem  dare,  fidem  faeere.  Vgl.  Cod.  dipl.  Langob., 
Bist  Patr.  Mon.  18,  1752,  Nr.  996  (856):  dare  trewaa. 

'  Die  Bilderhandschriften  des  Sachsenspiegeb  sseigen  bei  allen  Rechtshand- 
lungen den  Zeigefinger  der  rechten  Hand  gestreckt,  die  drei  folgenden  Finger 
gekrAmmt,  während  der  Daumen  bald  gekrümmt,  bald  gestreckt  erscheint  Da- 
gegen war  es  bei  Auflassungen  im  Holsteinischen  noch  bis  in  die  letzten  Jahr- 
zehnte fiblich,  daB  Verftufierer  und  Erwerber  die  rechte  Hand  mit  gekrümmtem 
Zeige-  und  Mittelfinger,  den  Daumen  unter  dem  vierten  und  fünften  Finger  ein- 
geklemmt, eihoben,  der  erstere  mit  abgewaadter,  der  Bewerber  mit  auf  sich  zu- 
gekehrter Hand^  also  die  alte  sftchsische  Auflassung  eurvaiis  ddgitis.    Vgl.  Taoo, 
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germanen  in  der  Übergabe  oder  dem  Zuwerfen  einer  Waffe,  zumal  des 
Geres.  Am  längsten  hat  sich  diese  Form  der  Gerreichung  bei  den  Lango- 
barden erhalten®,  im  übrigen  wurde  der  Ger  später  überall  durch  einen 
Stab  {festuca,  fustü)  oder  emen  kraftigen,  in  Knoten  geschossenen  Rohr- 
oder Strohhalm  {festuca  nodata,  stipula)  ersetzt  ^  so  daß  Stabreichung  und 
Halmwurf  (festucatio,  stipulation  werpitio)  als  gleichwertige  Formalakte  dem 
älteren  Gairethinx  zur  Seite  traten  ^^.  Bei  den  Nordgermanen  geschah 
das  „Stäben^'  {stafa)  teils  ebenfalls  durch  ein  Zuwerfen,  teils  wurde  der 
von  der  einen  Seite  entgegengestreckte  Ger  oder  Stab  von  der  Gegen- 
seite nur  mit  dem  Ger  oder  der  Hand  berührt,  eine  manu  firmatio 
(„Handfeste")  wie  bei  den  Urkundungsakten  der  späteren  Zeit  ^^     Viel- 


ZeitBchr.  d.  Ges.  f.  schlesw.-holet-lauenb.  Gesch.  12,  191  f.  Grimm,  RA.  128.  141. 
Haltaus,  a.  a.  0.  220.  459.  Puntschabt,  a.  a.  0.  342  ff.  Loebsch  u.  Schbödek, 
Urkunden  1*,  Nr.  88.  84.  Lappenbebq,  Hamb.  Urk.-B.  Nr.  118  f.  Heinemank,  Cod. 
dipl.  Anhalt  1,  Nr.  419.  2,  Nr.  75.  Schmidt,  ürk.-B.  d.  Höchst  Halberstadt  1, 
Nr.  159.  Ssp.  n.  4  §  1.  15  §  1.  Sachs.  Lehnr.  26  §  1.  Meißener  RB.  (sg.  ver- 
mehrter Ssp.)  1,  31.  In  derselben  Weise  hatten  schon  die  heidnischen  Sachsen 
Karl  dem  Großen  ihre  Unterwerfung  ausgesprochen.  Vgl.  Einhabdi  annal.  ad 
a.  776,  Annal.  Lauriss.  u.  Fuld.  ad  a.  777  (MG.  Scr.  1,  156.  158.  849).  Siehe  auch 
Karls  Capitulatio  de  part.  Saxoniae  c.  27  (Bobbtiüs  1,  70).  Ob  die  Handreichung 
im  sächsischen  Rechte  von  jeher  mit  dem  Strecken  des  Zeigefingers  gleichwertig 
gewesen  oder  erst  im  Mittelalter  neben  die  filtere  Form  getreten  ist,  mag  dahin- 
gestellt bleiben,  dagegen  hat  die  schnellende  Fingerbewegung  der  gekrümmten 
Finger  wohl  immer  nur  bei  Verzichterklärungen  Anwendung  gefunden.  Vgl. 
V.  Amiba*  188. 

^  Die  Langobarden  bezeichneten  diesen  Akt  mit  demselben  Worte  gairethinx^ 
das  sie  auch  für  das  Zusammenschlagen  der  Gere  im  Thing  (S.  24,  41)  verwen- 
deten. Vgl.  SoHBODEB,  Gairethinx,  ZRG.  20,  53  ff.  Man  sprach  von  gaireihmx 
facere  und  gairethinx  suscipere  (Bote  167.  171.  174),  indem  man  gairethinx  oder 
thinx  als  gleichbedeutend  mit  donatio,  und  thingare  =  donare  verwendete  (Both 
171  f.  176.  367.  375.     Liutpr.  54.  65.  73). 

^  Vgl.  Th^venin,  Contributions  k  Thistoire  du  droit  germanique  43  ff.  (Abdr. 
a.  d.  N.  Revue  3  und  4),  der  nur  darin  fehlt,  daß  er  in  jedem  bei  Bechtshand- 
lungen  vorkommenden  Stabe  die  Abwandlung  einer  Waffe  sieht  Siehe  auch 
Ehbenbeeo,  ZBG.  16,  231.  Kohleb,  Zeitschr.  f.  vergl.  BW.  5,  429  f.  Über  Ähn- 
liche Erscheinungen  bei  Bömem,  Kelten  und  Indem  Gbimm,  BA.  128  ff.;  Kohleb, 
a.  a.  0.  6,  200.  Heusleb  1,  76  ff.  und  Zeitschr.  f.  HB.  25,  418  ff.  sieht  in  der 
Festuca  urspränglich  ein  Bunenstäbchen  {festuca  notata\  also  die  älteste  Form  der 
G^schäftsurkunde.    Vgl.  dagegen  Hombtbb,  Haus-  und  Hofmaricen  233  ff. 

^®  Vgl.  Gbimm,  BA.  121^130.  133.  Noobdewibb,  Nederduitsche  regtsoudheden 
30  ff.  Du  Canob,  Glossarium  s.  v.  calamus,  festuca,  guerpire.  Haltaus,  a.  a.  O. 
782  f.  1712  ff.  1884  f.  Esmeik,  Etudes  sur  les  contrats  dans  le  tr^  ancien  droit 
fran^ais  (Abdr.  aus  der  Nouv.  Bevue  1880—83)  69  ff.  Eine  ahd.  Glosse  übersetzt 
stiptäatip  mit  halmumrf  (Stbikmeyeb  u.  Sibvebs  2,  142).  Da  die  Festuca  dem 
Gegner  vielfach  in  die  Bockfalten  oder  den  Schoß  (laisus)  geworfen  wurde,  so 
sprach  man  von  laesowerpire.  Vgl.  Müllemhoff  bei  Waitz,  Das  alte  Becht  287. 
Von  dem  „Schießen'^  des  Halms  bildete  man  mhd.  verschiexm  fUr  „aufgeben'% 
„verzichten'S 

^^  Vgl.  Amira,  Obl.-B.  1,  273  f.  514  f.  520  N.  5.  2,  319  ff.  Siehe  auch  die 
sg.  Leges  Edwardi  Conf.  c.  80  (Schmid,  Gesetze  der  Angelsachsen  508).     Über 
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fach  begnügte  man  sich  im  Norden  auch  mit  dem  einfachen  Handschlag 
{handsal)^*y  der  somit  nicht  als  eine  Abschwächung  des  eidlichen  Ver- 
sprechens anzusehen  ist.  Die  Bekräftigang  eines  Bechtsgeschaftes  durch 
Eid  hatte  die  Bedeutung  einer  Selbstverwünschung  far  den  Fall  des  Yer- 
tragsbruches,  war  also  ein  Zaubermittel  ^^ 

Landübertragungen  wurden,  einem  gemeinsamen  Brauche  der  indo- 
germanischen Völker  entsprechend ,  auf  dem  Grundstücke  selbst  durch 
Übergabe  einer  Handvoll  Erde  oder  einer  ganzen  Erdscholle  {herba,  chrene- 
endo,  Rasen  und  Zweig,  mit  torf  unde  twige)  vollzogen  ^^.  Dies  geschah 
üi  der  Begel  so,  daß  die  Erde,  und  zwar  bei  den  Westgermanen  unter 
Beifügung  eines  Handschuhes  als  Wahrzeichen  der  gewerten  Hand^',  dem 
Erwerber  in  den  Schoß  geworfen  wurde  ^^  Daher  bezeichnete  man  den 
Akt  als  Schoßwurf  (mlat  scotatio,  mnd.  achotinge,  vorschotinge,  an.  sketf- 
tingj  altschwed.  sluBtning).  An  denselben  schloß  sich  die  gemeinsame 
Begehung  der  Grenzen  (an.  umfcerpy^  und  die  feierliche  Besitzräumung 
{exitus)  seitens  des  Veraußerers^^.  So  lange  es  noch  kein  Privateigentum 
an  Grund  und  Boden  gab,  konnten  derartige  Investiturakte  nur  bei  Land- 
abtretungen von  Staatswegen  vorkommen,  mindestens  aber  seit  der  taci- 
teischen  Zeit  waren  auch  private  Immobiliarveraußerungen  möglich.  Die- 
selben galten  als  Familienangelegenheit,  da  Haus  und  Hof  im  Gesamt- 
eigentume  der  Hausgenossenschaft  standen  und  nur  mit  gesamter  Hand 


Geben  und  Nehmen  beweglicher  Sachen  mit  der  Schwert-  oder  Speerspitse  vgl. 
Gbixm,  R1.  Sehr.  2,  199  ff. 

»  Vgl.  Amira,  Obl.-R.  1,  290  ff.  2,  299.  305  ff.    Suneaons  Lex  Scaniae  c.  39, 140. 

>'  VgL  AiORA,  Obl.-R.  1,  690.  2,  304.  311.  Hxuslek  1,  78.  Kohlbr,  Shake- 
speare  61.  64.  Lönino,  Vertragsbrach  558  f.  Blübme,  Jahrb.  d.  gem.  deutsch. 
Hechts  8,  220 f.  Brunheb,  BG.  d.  Urk.  1,  157  f.;  Über  das  Alter  der  Lex  Alaman- 
nonim,  Berl.  SB.  1885,  S.  220  f.  y.  Liliencbok  u.  Müllemhoff,  Zur  Kunenlehre 
22.  62  f.  Tacitus,  Hist  4,  c.  15:  barbaro  ritu  et  patriis  exseeratiotiihus  tmi- 
rersos  adigit 

**  Vgl.  Plinius,  Natural,  hist.  22,  4:  Sunmmm  apud  antiquos  Signum  vietoriae 
erat,  herham  porrigere  tnctos,  hoc  est  terra  et  altrice  ipsa  kumo  et  humMoiw  etiam 
tedere,  quem  moreni  etiam  nufic  durare  apud  Oermcmos  scio, 

^  VgL  S.  59.  Indem  der  Empfänger  den  Handschuh  anzog,  hatte  er  die 
manus  cestita,  daher  Bezeichnung  des  Aktes  als  investitura^  gewere  (ahd.  gitcerij 
Ton  weryan,  got  vasfan,  d.  i.  vestire).  Vgl.  Gbihm,  RA.  152  f.  555  f.  Heusleb  2,  68. 
SoKK,  Zar  Geschichte  der  Auflassung  (Festgabe  für  Thöi^  Straßburg  1878)  S.  104  n. 
r.  Akira*  129.  188.    Du  Cakob  s.  y.  cbirothecae,  investitura. 

1«  VgL  Gbium,  RA.  110—117.  120.  Heusleb,  Institutionen  2,  67  f.  Sohm, 
a.  a.  O.  86  ff.  Bbunneb,  Zur  RG.  der  röm.  u.  germ.  Urkunde  264  f.  274.  276. 
T.  Amiba,  ObL-R.  1,  513.  K.  Lshhann,  ZRG.  18,  93  ff.  Beweb,  Sala  traditio  in- 
restititra  (1880)  40  f.  Du  Cakob  s.  v.  investitura.  ZRG.  20,  59  n.  Man  sehe  auch 
den  sagenhaften  Bericht  bei  Widukind,  res  gestae  Saxonicae  1,  c.  5. 

*'  Hkuslbb  2,  68;  Gewere  9.    S^obbe,  Auflassung  159.    v.  Auiba,  ObL-R.  1,  514. 
LEBiiAinr,  a.  a.  O.  108.  113. 

**  Vgl.  Bbunkbb,  a.  a.  0.  274.  Der  Stab,  den  der  besitzräumende  TotschllLger 
nach  L.  Sal.  58  in  der  Hand  trägt,  ist  nicht  mit  Th^venin  (a.  a.  O.  48  f.)  als 
Surrogat  des  Gers,  sondern  mit  Grucm  (RA.  134)  als  Wahrzeichen  der  Landflüchtig- 
keit aufsafasaen. 
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Yeraaßert  werden  konnten,  tfbertn^fungen  an  Ausmärker^  die  nicht  der- 
selben Gemeinde  angehörten,  unterlagen  dem  Widerspruche  jedes  einzelnen 
Markgenossen. 

Zwischen  dem  obligatorischen  Yeräußerungsgeschäfte  und  dem  ding- 
lichen tfbertragungsakte  wurde  nicht  unterschieden,  beide  Geschäfte 
bildeten  einen  einheitlichen ,  untrennbaren  Bechtsakt,  die  setla^K  Denn 
wie  alle  Naturvölker,  so  kannten  auch  die  Germanen  nur  Barvertrage^ 
aber  noch  keine  eine  persönliche  Haftung  begründenden  Schuldyertrage. 
Der  Rechtsschutz  beschrankte  sich  auf  die  Wahrung  des  Bestehenden. 
.  Leistung  und  Gegenleistung  mußten  Zug  um  Zug  erfolgen,  so  daß  ein 
sofortiger  gegenseitiger  Austausch  von  Werten  stattfand.  Es  gab  keine 
Klage  auf  Erfüllung,  keinen  Ersatzanspruch  wegen  Nichterfüllung  oder 
mangelhafter  Erfüllung*^.  Ein  zweites,  ebenfalls  allen  Naturvölkern  ge- 
läufiges Prinzip  des  germanischen  Tertragsrechtes  war  das  der  Entgelt- 
lichkeit, es  gab  keine  Liberalitaten.  Verträge  über  unentgeltliche  Lei- 
stungen waren  ungiltig;  jede  Leistung  erforderte  zu  ihrer  Rechtsbestandigkeit 
eine  Gegenleistung,  durch  die  sie  erkauft  wurde '^  Der  Normalvertrag 
des  germanischen  Rechts,  in  dessen  Rahmen  mehr  oder  weniger  alle 
anderen  Vertrage  zusammengefaßt  wurden,  war  demgemäß  der  Kauf  oder 
der  ihm  gleichwertige  Tausch**. 

Die  gemeingermanische  Bezeichnung  der  Verwandtschaft  in  ihrer 
Gesamtheit  war  „Sippe"  *^  Soweit  es  sich  lediglich  um  die  Beziehungen 
der  Blutsverwandtschaft  handelte,  konnte  der  Einzelne  gleichzeitig  den 
verschiedensten  Sippen  angehören,  die  Sippe  trug  einen  relativen,  rein 
individuellen  Charakter;  dagegen  konnte  man  nur  Mitglied  einer  einzigen 
Sippschaft  sein,  soweit  dieselbe  für  den  Geschlechts  verband  (genealogia^ 
fara)  in  Betracht  kam*^  Die  vergleichende  Rechtswissenschaft  hat  be- 
hauptet, alle  Völker  seien  von  dem  Standpunkte  des  Mutterrechts  aus- 
gegangen, welches  auf  Gemeinschaft  der  Weiber  beruhte  und  darum  nur 
durch   Weiber   vermittelte  Verwandtschaft  kannte  *^     Aber  die  Rechts- 


*•  Vgl.  got  saljan,  an.  selja,  ags.  seüan,  d.  i.  tradere.  Über  die  sprachliche 
Ableitung  Osthoff  bei  Paul  u.  Braüxe,  Beitr.  13,  457  f. 

'^  Vgl.  Hbuslxb  2,  280.  Franken,  Das  franz.  Pfandrecht  218.  EHBSNBRROy 
Kommendation  u.  Huldigung  91.  Der  Spiel  vertrag  (vgl.  Tacitus,  G-erm.  c.  24. 
V.  Amiba,  ObL-B.  1,  231  ff.  2,  249  ff.)  ist  ebenso  wie  die  Wette  noch  heute  reiner 
Barvertrag. 

«'  Vgl.  Ihbrino,  Zweck  im  Recht  1,  276  ff. 

**  Althochdeutsche  Glossen  (Stbinmeteb  u.  Sibvbrs  2,  180.  192.  280)  über> 
setzen  negotium,  merces,  foenus  gleichzeitig  mit  ekouf,  mercede  mit  mid  themo  eopa 
(ebd.  588),  gratis  mit  ungichouftax  (ebd.  273).  Vgl.  (^rihm,  RA.  601;  DWB.  5,  315. 
317.  325  f.  328  ff.    v.  AmRA,  Obl.-R.  1,  541  f.  2,  283  ff.  677.    Vgl.  Anm.  64. 

^  Got  8ibjay  an.  sif,  stft^  ahd.  sippa,  sibha.  Die  Bedeutung  „Frieden'*  scheint 
erst  eine  abgeleitete  gewesen  zu  sein. 

"*  Vgl.  S.  16.    PiCKEB,  Untersuchungen  1,  235  f. 

^  Vgl.  Baohofen,  Das  Mutterrecht,  1861.  Daxgün,  Mutterrecht  und  Raubehe, 
(GiSRKB,  Untersuchungen  16)  1888;  Mutterrecht  und  Vaterrecht,  1892.  Lampkbcbt» 
Deutsche  Geschichte  1,  79—121.    Kohlbb,  Shakespeare  vor  dem  Forum  der  Juris- 
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geschiohte  hat  nicht  mit  anthropologischen  Faktoren,  sondern  nur  mit 
quellenmäßig  bezeugten  Thatsachen  zu  rechnen,  und  diese  ergeben  die 
Yöllige  IJnbekanntschaft  der  arischen  Nationen  mit  dem  Mutterrecht  ^^ 
Der  Aufbau  der  arischen  Familie  war  rein  agnatisch,  die  Blutsfreunde 
Ton  mütterlicher  Seite  wurden '  nicht  als  Verwandte,  sondern  nur  als 
freunde  angesehen'^;  die  hausherrliche  Gewalt  stand  dem  Haupte  der 
väterlichen  Familie  (Großvater,  Vater,  Vaterbruder)  zu",  wahrend  Vater 
nnd  Bruder  der  Mutter,  überhaupt  die  mütterliche  Familie,  nur  ein  ge- 
wisses Schutzrecht  ausübte".  Erat  nach  ihrer  Trennung  haben  die  ein« 
zelnen  ansehen  Nationen  auch  der  mütterlichen  Sippe  eine  größere 
Berücksichtigung  zu  teil  werden  lassen,  was  dann  mehrfach  dahin  führte, 
gewissen  Gliedern  derselben,  zumal  dem  Mutterbruder,  vielmehr  eine, 
gewisse  gemütliche  Bevorzugung  einzuräumen'^.  Daß  insbesondere  die 
Gennanen  in  erster  Reihe  die  väterliche  Sippe  als  maßgebend  betrach- 
teten, ergiebt  sich  schon  aus  ihrer  Ethnogonie,  welche  die  drei  Stämme 
der  Ingväonen,  Istväonen  und  Herminonen  (S.  11)  auf  den  Mannus  und 
seine  drei  Söhne  zurückführte '^ 


pradenz  223  f.;  Das  Recht  als  Kultorerscheinnng  7—17;  Zeitschr.  f.  yergl  RW. 
S,  393  ff.  6,  407  ff. 

^  Vgl.  DelbbOck,  Die  indogennan.  Verwandtschaftsnamen,  Abh.  d.  sächs.  Ges. 
d.W.  11,  381  ff.  (1889)-,  Das  Mutterrecht  bei  den  Indogermanen,  Preuß.  Jahrbücher 
79,  14  ff.  ScHKADSB,  Sprachvergleichung  und  Urgeschichte'  (1880)  535.  542—550. 
571  f.  578.  V.  Bbadke,  Gott  gel.  Anz.  1890,  S.  908  ff.  Giebkb,  ZRG.  24,  237  f. 
Bbühkeb,  RG.  1,  80.  82.  Bbbntano,  Zeitschr.  f.  Soz.  u.  Wirtsch.-Gesch.  1,  105  ff. 
V.  Brlow,  Hist  Zeitschr.  71,  490  f.  Post,  im  Globus  65,  163.  Zimiceb,  ZRG., 
rom.  Abt  28,  209  ff  Stutz,  ZRG.  28,  175  ff  K.  Maübeb,  Krit.  VJSchr.  31,  197. 
Lost,  Altarisches  ius  gentium  587  ff.  Rosm ,  Begriff  der  Schwertmagen  50  f. 
Berkhöft,  Zur  Geschichte  des  europäischen  Fsunilienrechts,  Zeitschr.  f.  vergl.  RW. 
^  10  f.  9,  22.  85.  KoHLEB,  ebd.  7,  201.  Spuren  des  Mutterrechts  im  germanischen 
Rechte  werden  angenommen  von  y.  Amiba*  106.  115.  Fickxb,  a.  a.  0.  1,  76.  135. 
237  ff.    Heusleb  2,  272  ff.    Dabqun,  Mutterrecht  und  Yaterrecht  92.  94  ff. 

*^  YgL  Dblbbück  537.  Sohbadeb  545  f.  AUe  das  Schwägerschaftsverhältnis 
bezeichnenden  Ausdrücke,  wie  *8vSkuro  (soceTf  got  svaihra^  ahd.  atcehur),  *svekrü 
(socrug^  got.  svaihrOj  ahd.  stetgar)  und  *8ni*8a  (nurtis,  ahd.  snura)  bezogen  sich 
onprönglich  nur  auf  das  Verhältnis  der  Frau  zu  den  Verwandten  des  Mannes, 
veU   sie    in    seine    Familie,    nicht    er    in    ihre    eintrat      Vgl.    DELBsttCK  534  ff. 

SCBBADEB   542  ff. 

•»  Vgl.  Delbbück  473  ff.  488. 

••  Der  Vater  der  Mutter  hieß  *avO'S  (lat  avuSy  germ.  *avan)y  d.  h.  Gönner, 
Schätzer,  davon  abgeleitet  die  Bezeichnung  für  den  Mutterbruder  (avunciUuSy  lit. 
avymu,  altaUw.  «>»,  ahd.  dheim).  Vgl.  Dblbbück  477  ff.  482  f.  488.  490.  492  f. 
495  ff  500  ff.    Sohbadeb  539.  547.    Ostboff  a.  a.  O.  18,  447  ff. 

••  Vgl.  Sohbadeb  549  f.  Bbunebb,  RG.  1,  82.  Waitz  1,  67  ff.  Über  Bevor- 
zogung  des  Mutterbruders  vgl.  Tadtus,  Germ.  c.  20.  v.  Amiba'  106.  BatTKNEs, 
RG.  1,  82.    Dblbbück  586  iL    Sohbadeb  571. 

'*  Tadtus  Grerm.  c.  2.  Der  Name  „Mann^^  für  den  Stammvater  der  Mensch- 
heit würde  für  sich  nichts  entscheiden,  da  dies  Wort  ursprünglich  den  Menschen 
ohne  Rücksicht  auf  das  Geschlecht  bezeichnet  (Kluge^  247),  aber  Ingvaz,  Istvaz 
ond  Herminaz,  die  Häupter  der  drei  Stämme,  sind  männlich  gedacht    Über  das 
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Den  einzelnen  Verwandten  bezeichnete  bei  den  Germanen  der  mit 
„  Gatte  ^^  zusammenhängende  Aasdruck  ,,  Gattung  <<  (got  gadiUggs,  ahd. 
gatuUngYK  Ausschließlich  westgermanisch  war  „Mage"  (ahd.  mag,  ags. 
nußgY^.  Die  männlichen  Verwandten  aus  dem  Mannsstamme  nannte  man 
Ger-  oder  Schwertmagen,  die  weiblichen  Verwandten  und  die  männlichen 
Verwandten  von  der  Weiberseite  dagegen  Spindel-,  Spill-  oder  Kunkel- 
magen'**. Die  Sippe  zerfiel  in  den  engeren  Kreis  der  Hausgenossen 
(Eltern,  Kinder,  Geschwister)  und  den  weiteren  Kreis  der  Magsehaft^®. 
Indem  man  sich  die  Verwandtschaftsgliederung  nach  dem  Bilde  des 
menschlichen  Körpers  vorstellte,  wies  man  der  Hausgenossenschaft  ihren 
ungeteilten  Platz  im  Rumpfe  an  und  bezeichnete  sie  als  „Schoßt'  oder 
„Busen^'  [fadem ^  ags.  fddm)^^,  während  sich  für  die  Magschaft  die  Ab- 
stufung nach  „Knien''  oder  „Gliedern''  ergab.  Man  rechnete  dabei  ur- 
sprünglich, soweit  es  sich  nicht  um  Verwandte  der  geraden  Linie  handelte, 
wohl  nur  nach  Doppelknien  in  den  von  dem  gemeinsamen  Stammhause 
absteigenden  Linien,  so  daß  Geschwisterkinder  zum  ersten,  Nachgeschwister- 
kinder zum  zweiten,  deren  Kinder  zum  dritten  Knie  gezählt  wurden'^. 
So  gelangte  man  zu  dem  erst  neuerdings  in  seiner  Bedeutung  erkannten 
System  der  Vetterschaften,  nach  welchem  die  Angehörigen  der  auf- 
einander folgenden  Glieder  als  erste,  zweite,  dritte  Vettern  u.  s.  w.  unter- 
Vaterrecht  iu  den  Adelsgeschlechtem  vgl.  u.  a.  Tacitas  annal.  1,  c.  58,  60,  71. 
2,  c.  10.    11,  c.  16,  17. 

"  Vgl.  §  6  N.  32.     Gbimm,  DWB.  4,  la,  Sp.  1493  f. 

^^  Dagegen  bezog  sich  got.  megs  und  an.  tndg^-  auf  das  Schwägerschaftsver- 
hältnis.   Gemeingermanisch  war  got.  kuiii,  ahd.  cwini. 

«♦  Vgl.  ZRG.  17,  1  ff.  RosiN,  Begriff  der  Schwertmagen,  1877.  Grimm,  RA. 
163.171.  Weinhold,  Deutsche  Frauen*,  1, 177.  v.  Amiba,  Erbenfolge  78.  Wackeb- 
NAOEL,  Kleinere  Schriften  1,  22.  Die  Ausdrücke  „Spindel"  (fusus)  und  „Ger'' 
(lafieea)  wurden  ebensowohl  als  KoUektivbegriffe  zur  Bezeichnung  der  Spindel-  oder 
Germagen  wie  auch  zur  Bezeichnung  Einzelner  aus  diesen  Gruppen  verwendet 

**  Vgl.  FiCEEB,  Untersuchungen  1,  277—531.  v.  Amiba*  105 ff.;  Erbenfolge 
und  Verwaudtschaftsgliederung,  1874;  Gott  gel.  Anz.  1892,  S.  249  ff.  Bbunneb,  RG. 
1,  81  ff.;  Sippe  und  Wergeid,  ZRG.  16,  1—87.  Giebke,  G^nossenschaftsrecht  1, 14  ff. 
Gbimm,  RA.  467  ff.  Heusleb  2,  271  ff.  528  ff.  KQkigswabteb,  Histoire  de  Torgani- 
sation  de  la  famille  en  France,  1851,  S.  117  ff.  K.  Maubeb,  Die  Berechnung  der 
Verwandtschaft  nach  altnorweg.  R.,  Münch.  SB.  1877,  S.  285  ff.;  Island  822  ff. 
hauptsächlich  nach  Finsen,  Fremstilling  af  den  islandske  Familieret,  Annaler  for 
Nordisk  Oldkjndighed,  1849—1850).  Lampbecht,  Wirtschaftsleben  1,  21  ff.  v.  Sybel, 
Entstehung  des  Königtums*  37  ff.  Sohmid,  Gesetze  der  Angelsachsen  626  ff.  Youno, 
a.  a.  O.  123  ff.  127  ff.  Schüpfeb,  La  famiglia  presso  in  Longobardi,  Archivio  Giu> 
ridico  I.  1868.     Kayseb,  ZRG.  8,  471  ff.    Millbb,  ebd.  13,  79  ff. 

•«  Vgl.  Anm.  53.  Gbimm,  DWB.  3,  1230.  1233.  Vgl.  Ed.  Grimow.  5:  in  sinu  ari, 
falls  hier  nicht  eine  biblische  Redewendung  zu  Grunde  liegt  (Tamabsia,  ZRG.  81, 154). 

'^  So  erklärt  sich  die  noch  im  Sep.  I.  3  §  3  bezeugte  (hier  allerdings  nicht 
vom  Rumpfe,  sondern  von  Kopf  und  Hals  ausgehende)  Verwandtenzählung,  die 
hinter  der  vom  Stammvater  ausgehenden  kanonischen  Zählung  um  ein  Glied  zurück- 
bleibt Wo  diese  zurückbleibende  Zählung  fest  eingebürgert  war,  wurde  sie  selbst 
von  der  Kirche  zugelassen.  Vgl.  C.  35  q.  5  c.  2  (Alezander  II.).  Fickbb  1,  286  ff. 
311  f.  400  f. 
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schieden  wurden '^  Ob  die  später  überall  hervortretende  Beschränkung 
der  Magschaft  anf  eine  begrenzte  Anzahl  yon  Geschlechtsfolgen  schon 
dem  urgermanischen  Bechte  angehört,  ist  bei  der  Lage  der  Quellen  nicht 
mit  Sicherheit  zu  entscheiden. 

Von  der  außerordentlichen  Strenge ,  mit  welcher  die  Gewalt  des 
Haasherm  Cp^^  ^  ^^^  indogennanischen  Zeit  ausgestattet  gewesen  sein 
mnß,  haben  sich  in  den  germanischen  Rechten  manche,  zum  Teil  bis  in 
das  Mittelalter  verfolgbare  Spuren  erhalten '^  Die  Töchter  unterlagen, 
teilweise  noch  in  der  fränkischen  Zeit,  dem  unbedingten  Heiratszwange 
des  Vaters  ^^  In  Fällen  der  Not  konnte  man  Frau  und  Kinder  in  die 
Knechtschaft  verkaufen  ^l  Beide  waren  der  strengsten  Zucht*  und  Straf- 
gewalt des  Hausherrn  unterworfen,  dem  in  den  äußersten  Fällen  (z.  B. 
bei  grober  Unzucht^  Ehebruch  der  Frau,  Lebensnachstellung)  unter  Mit- 
wirfcong  der  Sippe  selbst  das  Recht  der  Verstoßung,  Verknechtung,  des 
Verkaufes,  der  Tötung  zukam ^^.  Unrichtig  ist  es  aber,  wenn  man  auch 
die  Befugnis,  neugeborene  Kinder  auszusetzen  oder  selbst  zu  töten,  als 
einen  Ausfloß  der  väterlichen  Gewalt  betrachtet  hat,  denn  dieselbe  Be- 
fugnis stand  auch  anderen  Personen,  namentlich  der  Mutter  und  Groß- 
mütter, zu^^.  Sie  endigte,  sobald  das  Kind  die  erste  Nahrung  zu  sich 
genommen  oder  Namen  und  Wasserweihe  empfangen  hatte,  und  beruhte 
daher  ausschließlich  auf  der  rohen  Autfassung,  daß  der  Neugeborene  bis 
zu  den  angegebenen  Momenten  ein  Fremdling  und  demnach  rechtlos  sei, 
aach  konnte  der  Vater  dieser  Rechtlosigkeit  ein  Ziel  setzen,  wenn  er  das 
Kind  auf  die  Arme  nahm  und  damit  seine  Aufnahme  in  den  „Busen^^ 
aD8sprach^^     Gerade  in  diesem   umstände  zeigte  sich,   daß  die  Munt 


'*  Vgl.  FiCKEB  1,  808—386.  398  ff.  Da  nur  auf  der  gleichen  Qnerlinie  ge- 
zählt ward«,  80  hatte  das  Vetterschaftssystem  für  die  auf  ungleichen  Querlinien 
stehenden  Verwandten  keinen  Platz:  Neffe  und  Oheim  wurden  zu  den  ersten  Vettern 
gerechnet,  indem  sich  ihre  Querlinie  nicht  nach  der  kürzeren,  sondern  nach  der 
liogeren  absteigenden  Linie  bestimmte.  Vgl.  Ficksb  1,  284  f.  332  ff.  345.  356.  358. 
Erst  später  räumte  man  ihnen  (gewissermaßen  als  Repräsentanten  ihres  Vaters) 
den  Vorrang  vor  den  Vettern,  und  dem  Neffen  wieder  den  Vorrang  vor  dem  Oheim 
ein.  Wo  man  diese  Behandlung  auch  auf  den  Sohn  des  Vetters  als  „zweiten 
Neffen*'  und  den  Vetter  des  Vaters  als  „zweiten  Oheim"  übertrug  und  die  entfern- 
teren Vetterschaften  entsprechend  differenzierte,  gelangte  man  zu  der  Parentelen- 
ordnoDg.    Vgl.  Fickeb,  1,  364.  366-372. 

^  Vgl.  S.  59.    Über  das  Folgende  namentlich  Bbünkeb,  £G.  1,  75  f. 

*^  Vgl.  meine  Geschichte  des  ehel.  Güterrechts  1,  7. 

*»  VgL  Tacitus,  Annal.  4,  72.  Grimm,  RA.  329.  461.  Richthopen,  Zur  Lex 
Saxonum  293  ff.  (Note).  Wackebkaojbl,  a.  a.  0. 12.  Dabqun,  Mutterrecht  und  Raub- 
ehe 49.  Kbaut,  Vormundschaft  1,  297  f.  Das  Notverkaufsrecht  war  noch  im 
Mittelalter  anerkannt. 

**  VgL  Tacitus,  Germ,  c  19.  Brief  des  Bonifatius  bei  Jaffj^,  Monum.  Mogun- 
tina  172.     Waitz  1,  58.    Kbaut,  a.  a.  0.  1,  42.  293  ff. 

**  Lex  Frisionum  Tit.  5  gestattet  nur  noch  der  Mutter  die  straflose  Tötung 
des  Nengeborenen.    VgL  Richtuofek,  MG.  Leg.  3,  663,  n.  68. 

**  VgL  Gbimm,  RA.  455  ff.  Hbusler  2,  431  f.  v.  Amiea*  114.  DABOuif, 
a.  a.  0.  49.  Richthofsn,  Untersuchungen  z.  firies.  RG.  2,  406  ff.  K.  Maubeb,  Über 
B.  ScHBÖDBB,  Deutsche  JBechtsgeechlchte.    3.  Aufl.  5 
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ihren  ursprüDglichen  sachenrechtlichen  Charakter  abgestreift  hatte  und 
eine  familienrechtliche  Gewalt  geworden  war*^  Ihre  vorwiegende  Be- 
deutung lag  nicht  mehr  in  der  Gewaltherrschaft,  sondern  in  Schutz  und 
Vertretung.  In  Fehde  und  Gericht  war  der  Hausherr  der  Vertreter  der 
Seinigen;  wie  er  für  sie  einzustehen  hatte,  so  machte  er,  wenn  sie  ver- 
letzt waren,  die  Bußforderungen  in  eigenem  Namen  geltend. 

Man  hat  die  Wehrhaftmachung  der  Söhne  (S.  22  f.,  38 1)  mehrfach 
für  einen  die  väterliche  Gewalt  aufhebenden  Emanzipationsakt  erklärt  ^^. 
Aber  indem  Tacitus  den  Akt  mit  der  Anlegung  der  toga  virilis  bei  den 
Römern  gleichstellt  (bei  den  Germanen  bestand  die  Ablegung  der  Kinder- 
tracht in  dem  Scheren  der  bis  dahin  unverkürzt  getragenen  Haare),  giebt 
er  zu  verstehen,  daß  er  die  Einräumung  der  politischen  Selbständigkeit 
und  nicht  die  Entlassung  aus  der  patria  potestas  im  Auge  hat^^  Die 
väterliche  Munt  wurde  nur  aufgehoben,  wenn  der  Sohn  aus  der  Haus- 
genossenschaft des  Vaters  ausschied  ^^,  sei  es  daß  er  einen  eigenen  Herd 
gründete  oder  sein  Heil  in  der  Fremde  versuchte,  wozu  er  nach  der 
Wehrhaftmachung  jedenfalls  auch  ohne  die  Zustimmung  des  Vaters  be- 
rechtigt war,  oder  daß  er  seitens  des  Vaters  einem  Dritten  in  Adoption 
gegeben  wurde,  wenn  auch  die  Formen  der  letzteren  häufig  nur  zu  dem 
Zwecke  angewendet  wurden,  um  (wie  bei  der  Aufnahme  in  die  Gefolg- 
schaft) ein  Treueverhältnis  herzustellen,  wie  es  zwischen  Vater  und  Sohn 
bestand**.  Die  Adoption  vollzog  sich  durch  Waffenreichung*^  und  den 
an  sich  dem  Vater  vor  behaltenen  Akt  der  capälaturiae,  d.  h.  das  erst- 
malige Scheren  der  Haare,  das,  soweit  es  nicht  mit  der  Waffenreichung 
verbunden  wurde,  regelmäßig  noch  eine  besondere  Adoptionsgabe  des 
Wahlvaters  an  den  Adoptierten  verlangte  ^^    Andere  Formen,  die  beson- 


die  Wasserweihe  des  germanischen  Heidentums,  Abh.  d.  Münch.  Akad.  15  (1880). 
MüLLEKHOFF,  Anzeiger  f.  deutsche  Altertum  1,  404  ff. 

*'^  Umgekehrt  sieht  Dabqun,  a.  a.  0.  49,  in  der  Aufhebung  des  Eandes  durch 
den  Vater  eine  Art  vermögensrechtlicher  Okkupation.  Diese  und  nicht  die  Bluts- 
verwandtschaft habe  das  Vaterschaftsverhfiltnis  begründet  Er  übersieht,  daß  es 
der  Aufhebung  überhaupt  nicht  mehr  bedurfte ,  wenn  das  Rind  bereits  Nahrung 
genommen  oder  Namen  und  Wasserweihe  empfangen  hatte. 

**  Vgl.  SoHM,  Reichs-  und  Gerichtsverfassuug  343.  554  f.  Youko,  a.  a.  O. 
155  f.  159  f.    EhrenberOj  Kommendation  und  Huldigung  54. 

*'  Vgl.  MAB<iUABDT,  Das  Privatleben  der  Römer*  1,  123—134.  Tacitus,  Germ, 
c.  18:  haee  apud  iUo8  toga,  hie  primus  iuv&ntae  honos;  ante  hoc  domus  pars  viden- 
tur,  mox  rei  publicae. 

^^  Vgl.  Bbunmeb,  RG.  1,  76  ff.  Aioba'  114.  Heusler  2,  435  f.  Stobbe,  Auf- 
hebung der  väterl.  Gewalt  1  ff.  (Beiträge  z.  Gesch.  d.  deutsch.  Rechts,  1865). 

*•  Vgl.  V.  Amiba«  117. 

^  Vgl.  Cassiodori  Variae  IV.  2  (MG.  Auct  antiqu.  12,  114).  Paulus  Diac., 
Hist  Lang.  1,  c.  15.  23.  24.  Gbimm,  RA.  163.  166.  464  n.  Sohh,  a.  a.  O.  546  N.  5. 
551  n.;  ZRG.  20,  56  f.  Bei  dem  fränkischen  adfatimus  war  die  festuca  an  die 
Stelle  des  Geres  getreten.  Vgl.  S.  60.  Th^venik,  Contributions  k  Thist  du  droit 
germ.  49  ff.    Kohleb,  Zeitschr.  f.  vergl.  RW.  5,  429  f. 

"  Vgl.  Stobbe,  a.  a.  0.  6—11.  Wilda,  Zeitschr.  f.  deutsch.  R  15,  258.  269. 
SoHM,  a.  a.  0.  344  f.  548  f.   551  n.     Ehbbnbebo,  a.  a.  0.  40  n.  51  ff.     Gbimm,   RA. 
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deis  die  Anfiiahme  in  den  engeren  Ereis  der  Hansgenossenschaft  (Schoß, 
Busen)  znm  Ausdrucke  brachten ,  waren  die  Schoß-  oder  Eniesetzung^' 
und  das  Umfangen  mit  den  Armen  (altfränk.  fathumjan,  mlat  adfaämusy^, 
auch  diese  wohl  regelmäßig  mit  einer  Adoptionsgabe  verbunden,  iäne 
Adoption  konnte  nur  yon  kinderlosen  Personen  (oder  mit  Zustimmung 
aller  Kinder)  Yorgenommen  werden^.  Ihre  Wirkungen  beschränkten  sich 
auf  die  Aufiiahme  in  die  Familie  und  die  daraus  erwachsenden  Konse- 
quenzen'^^  Auch  die  Legitimation  unehelicher  Kinder  wurde  durch  Adop- 
tion bewirkt;  die  stillschweigende  Legitimation  durch  nachfolgende  Ehe 
war  unbekannt  ^^ 

Die  Töchter  schieden  aus  der  yäterlichen  Munt  aus,  indem  der  Vater 
sie  einem  Manne  zur  Ehe  gab^^  Freilich  haben  auch  die  Germanen, 
wie  alle  anderen  Völker  in  ihren  ersten  Entwickelungsstadien,  der  durch 
Entführung  begründeten  sogenannten  Baubehe  nicht  jede  Anerkennung 
verweigert^.  Dem  Auslande  gegenüber  war,  wie  der  Baub  überhaupt, 
so  auch  der  Frauenraub  erlaubt  und  zur  Ehebegründung  vollkommen 
geeignet;  die  Entfuhrung  einer  Volksgenossin  hatte  diese  Wirkung  nur 
dann,  wenn  die  Entführte,  zwischen  ihre  Familie  und  den  Entführer  ge- 
stellt^ sich  freiwillig  dem  letzteren  zuwandte  ^^    Dagegen  können  wir  der 


146.  464.  BsüifHBB,  EG.  1,  77.  Eohlbb,  a.  a.  O.  481  f.  PotkaJ^bki,  Die  Ceremonie 
der  Haanchur  bei  den  Slaven  und  Gennanen,  Anzeiger  der  Ak.  d.  W.  in  Krakao, 
1896.     PaoL  Diac.,  Hist  Lang.  4,  c.  88.  8,  c.  58. 

»>  Vgl.  Grimm,  BA.  160.  488.  464  f.    Amira,  Zweck  nnd  Mittel  52  f. 

**  Vgl.  8.  64.  Amira*  109.  MüLusKHOFF  bei  Waitz,  Das  alte  Becht  277. 
Im  Heliand  begegnet  wiederholt  der  Plural  faS^möa  für  Arme  und  H&nde. 

M  VgL  Y.  Amira,  Zweck  und  Mittel  52  f. 

^  VgL  SoHM,  a.  a.  0.  546.  Daher  an.  (sttleiding  (Einleitung  in  das  Geschlecht). 
Vgl.  Wkroelano,  Tidskrift  for  Hetsvidenskab  8,  257  ff.  Brunker,  RG.  1,  98.  Eine 
wichtige  Bolle  bei  der  atüei^^mg  fiel  dem  dabei  veranstalteten  Gastmahl  zu.  Vgl. 
Gbimm,  KA.  155.  WiLDA,  a.  a.  0.  257.  Adoption  durch  Schatzgabe  und  Schmaus: 
Beovnlf  y.  2429  ff.  Es  gab  auch  der  Adoption  nachgebildete  künstliche  Geschwister- 
yerhftltnisee,  unter  denen  die  altnordische  fös^adralag  oder  Blutsbrüderschaft  (mit 
Eiden,  Blutsvermischung  und  feierlichem  Treten  unter  einen  Rasenstreifen)  die 
erste  Stelle  einnimmt  Vgl.  Pappenheim,  Die  altdänischen  Schutzgilden  21—48; 
Zeitachr.  f.  deutsche  Phil.  24,  157  ff.  BaiTimER,  RG.  l,  94.  Köhler,  Zeitschr.  f. 
vergL  RW.  5,  484 ff.  Amira'  109.  115  f.  K.  Maurer,  Zeitschr.  d.  Ver.  f.  Volks- 
kunde 3,  108  ff.  (zugleich  Bericht  über  Gudsmukdsson,  F6stbrcl&dralag,  1892).  Über 
die  angelobte  Brüderschaft  (affratatio)  in  westgermanischen  Rechten  vgl.  Amira, 
Gott  gel.  Anz.  1888, 1, 49.  Goldsohmidt,  Universalgesch.  d.  Handelsr.  184;  Zeitschr. 
t  REL  35,  844  ff 

**  VgL  Grimm,  RA.  468  f.    Wilda,  a.  a.  0.  257  ff.  269  ff.  279.    v.  Amira*  109. 

*'  Daher  „Brautgabe^'  (ahd.  prÜHgepa,  ags.  giftay  an.  gift,  gipt,  gipta).  Vgl. 
SrEDfiCETER  u.  SiEVERS  1,  292:  aponsaUa  pnUkeba  prutkepa. 

*«  Vgl.  Brumotbr,  RG.  1,  72  f.  v.  Amira*  111.  Heuslbr  2,  279  f.  Darouh, 
Mutterrecht  nnd  Ranbehe  78—140.  Kohler,  Zeitschr.  f.  vergl.  RW.  3,  342  ff. 
5,  334  ff;  Das  Recht  als  Kulturerscheinung  8  ff.  Schradsr,  a.  a.  0.  558  f.  Leist, 
Altarisches  ins  gentium  125  ff. 

■*  VgL  FiCKER,  Untersuchungen  1,  48.  Soweit  die  Familie  der  Entführten 
nicht  von  ihrem  Fehderechte  Gebrauch  machte,  war  sie  nur  zu  einem  Sühngelde 
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mehrfach  ausgesprochenen  Ansicht,  daß  die  normale  Form  der  yertrags- 
mäßigen  Ehe  erst  aus  den  Sühneverträgen  nach  Entfahrungen  entstanden 
und  die  Raubehe  die  Normalehe  des  Urrechts  gewesen  sei,  keineswegs 
beistimmen.  Die  Ehe  zwischen  Naehbarskindem,  mit  Wissen  und  Willen 
der  Familie  geschlossen,  muß  bei  jedem  nicht  rein  tierischen  Volke  den 
Ausgang  gebildet  haben.  Daneben  wurde  die  Entfuhrungsehe  mit  Fremden 
anerkannt,  mit  Einheimischen  geduldet®^. 

Die  vertragsmäßige  Ehe  beruhte,  wie  bei  allen  jugendlichen  Völkern, 
auf  einem  Brautkaufe^^  dem  die  regelmäßig  durch  einen  Fürsprecher 
des  Freiers  vorgenonmiene  Brautwerbung  voranging.  Abgeschlossen  wurde 
der  Ehevertrag  zwischen  dem  Bräutigam  und  dem  Vater  oder  der  ge- 
samten Sippe  der  Braut,  und  zwar  im  Kreise  (Hinge)  der  Blutsfreunde. 
Die  Einwilligung  der  Braut  wurde  nicht  gefordert,  da  diese  nicht  als 
Eontrahentin,  sondern  als  der  Gegenstand  des  Kaufes  betrachtet  wurde  ^^ 
Der  Bräutigam  zahlte  an  die  Sippe  der  Braut  den  vereinbarten  Kaufpreis 
[IVütumj  Meta,  MurUschatzy^j  wogegen  ihr  Vater  oder  der  sonstige  Ver- 


(Anm.  63)  berechtigt  In  dieser  Weise  wird  man  sich  auch  das  Verhältnis  des 
Arminias  zu  Segest  zu  denken  haben  (vgl.  Tacitus,  Annal.  1,  c.  55.  57.  58).  Heyck, 
N.  Ueidelb.  Jahrb.  5,  145  ff.,  der  eine  Ehe  zwischen  Armin  und  Thusnelda  über- 
haupt in  Abrede  stellt,  geht  von  unrichtigen  Voraussetzungen  aus. 

^^  Die  zum  Teil  bis  auf  den  heutigen  Tag  erhaltenen  Hochzeitsspiele,  welche 
mehr  oder  weniger  an  die  Vorstellung  eines  Fraueuraubes  anklingen,  insbesondere 
der  „Brautlauf*',  können  eine  Priorität  der  Kaubehe  nicht  beweisen. 

^^  Vgl.  meine  Geschichte  des  ehel.  Gutterrechts  1,  26  ff.  43  ff.  47  ff.  49  ff.  71. 
75.  76  ff.  2,  3,  8.  389;  De  dote  secundum  leges  gentium  Germauicarum  antiquissi- 
mas  (Berlin  1861)  33  ff.  Kraut,  Vormundschaft  1,  299  ff.  Friedbebo,  Recht  der 
Eheschließung  18  f.  Sohm,  Recht  der  Eheschließung  22  f.  Grimm,  RA.  420  ff. ' 
GiKOULHiAC,  Uist  du  regime  dotal  en  France  183  ff.  KöNiaswARTsa,  Hist  de  Tor- 
ganisation  de  la  famille  en  France  121  ff.;  Revue  de  l^gislation,  1849,  1,  145  ff. 
Labodlaye,  Recherches  sur  la  condition  civile  et  politique  des  femmes  112  ff. 
Weinhold,  Deutsche  Frauen  im  Mittelalter'  1,  320  ff.  Overvoorde,  Ontwikkeling 
van  den  rechtstoestand  der  vrouw  (Leidener  Inaug.  Abh.  1891)  31.  Finsbk,  Frem- 
stilling  af  den  islandske  Familieret,  Annaler  for  nordisk  Oldkyndighed  1849,  S.  225  ff. 
Beaucaet,  Formation  et  dissolution  du  mariage  dans  le  droit  islandais,  N.  Revue 
9,  65  ff.  K.  Maurer,  Zwei  Rechtsfälle  in  der  Eigla,  Münch.  SB.  1895,  S.  65  ff. 
Olivecrona,  Om  makars  giftorätt  i  bo^  (1882)  142  ff.  v.  Richthofek,  Zur  Lex 
Sazonum  288  ff.  Wackernaqel,  Kl.  Schriften  1,  6  f.  54  ff.  Younq,  a.  a.  0.  163  ff. 
Telting,  Schets  van  het  oud-friesche  privaatregt  (Abdr.  a.  d.  Themis  1869,  4.  Stück) 
24  ff.  Stobbe,  Privatrecht  4,  11  ff.  Heüsler,  2,  277  ff.  Bbunner,  RG.  1,  74  f.  9ü  f. 
V.  Amira^  111.  Schradeb,  a.  a.  0.  550  ff.  Darqun,  Mutterrecht  und  Raubehe 
24  ff.  96  f.  Kohler,  Recht  als  Kulturerscheinung  9  f.;  Zeitschr.  f.  vergl.  RW. 
3,  344  f.   5,  347  ff*.   6,  167. 

^'  Vgl.  S.  65.  Später  wurde  der  Kauf  zum  Teil  als  ein  Kauf  der  Munt  auf- 
gefaßt 

^  Auch  der  an.  mutidr  war  eine  Leistung  des  Bräutigams  an  den  Vormund  der 
Braut,  ist  also  wohl  ebenfalls  aus  dem  Brautkaufe  zu  erklären.  Die  später  in  den 
Gesetzen  genannten  festen  Beträge  des  Muntschatzes  waren  wohl  in  erster  Reihe 
auf  die  Sühne  nach  stattgehabter  Entführung,  also  auf  die  Muntbrüche,  berechnet. 
Nur  so  viel  ist  den  Vertretern  der  Lehre,  daß  der  Brautkauf  überhaupt  aus  der 
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treter  der  Sippe  die  Braut  in  feierlicher  Form,  regelmäßig  unter  Über- 
reichnng  eines  Speeres  oder  sonstigen  Wahrzeichens  der  Munt,  in  die 
Hand  des  Bräutigams  zu  übergeben,  sie  dem  Bräutigam,  wie  ein  jüngerer 
Sprachgebrauch  es  bezeichnete,  zu  ,,trauen<<  hatte.  Die  Trauung  wurde, 
da  der  Brautkauf  nicht  die  Bedeutung  eines  Sachenkaufes  besaß®*,  son- 
dern ein  familienrechtlicher  Akt  war,  als  eine  Hingabe  der  Braut  in 
Adoption  aufgefaßt  Neben  anderen  Adoptionsgebräuchen  ®^  begegnet  hier 
auch  die  Waffenreichujig  und  ganz  besonders  die  Adoptionsgabe®®,  aus 
der  die  später  in  allen  germanischen  Rechten  bezeugte  Morgengabe  her- 
Torgegangen  sein  durfte®^.  An  die  Trauung  knüpfte  sich  noch  die  feier- 
liche „Heiniführung^*  der  Braut  in  das  Haus  des  Bräutigams  zur  Voll- 
ziehung des  ehelichen  Beilagers,  durch  das  die  Ehe,  wie  sich  aus  späteren 
Quellen  und  den  Bestimmungen  des  kanonischen  Rechts  entnehmen  läßt. 


Sahne  bei  Raubehen  hervorgegangen  sei,  zuzugeben.  Über  die  sprachliche  Be- 
deutung des  Wortes  „Wittum**  vgl.  Schradeb,  a.  a.  0.  552.  554.    Kluge*  409. 

^  Er  war  ein  Kauf  nur  in  dem  S.  62  hervorgehobenen  allgemeinen  Sinne, 
wonach  jede  Gshe,  also  auch  die  „Brautgabe"  (Anm.  57),  ihre  Gegengabe  ver- 
langte.    Vgl.  V.  Aiiira'  111. 

^  Insbesondere  das  dem  Adoptionsgelage  (Anm.  55)  entsprechende  Hochzeits- 
mahl, Kniesetzung,  Umfangen  der  Braut  mit  einem  Mantel,  Tritt  des  Bräutigams 
auf  ihren  Fuß,  Einsteigen  derselben  in  einen  Schuh  u  dgl.  m.  Vgl.  Brünner,  KG. 
1,  75.  Grimm,  KA.  155.  160.  428.  481  f.  443.  Sohm,  a.  a.  0.  66.  Friedberq, 
a.  a.  O.  27flF.  Weinhold«  1,  372  f.  383.  v.  Amira,  Obl.-R.  1,  535.  537.  539.  Dem 
Scheren  der  Haare  bei  der  Adoption  entsprach  hier  das  Aufbinden  derselben 
seitens  der  Neuvermählten.    Vgl.  Weinhold*  1,  886  f.    Grimm,  RA.  443. 

••  Vgl.  Sohm,  Reichs-  u.  Gerichtsverf.  547  f.  551  n.  Die  nach  Tacitus  vom 
.  Manne  dai^ebrachte  tios  bestand  aus  Rindern  und  einer  kriegerischen  Ausrüstung, 
wie  sie  bei  der  Wehrhaftmachung  gegeben  wurde,  also  Waffenreichung  und  Adop- 
tionsgabe in  Verbindung.  Wenn  dann  weiter  auch  von  Waffen,  welche  die  Braut 
ihrerseits  dem  Bräutigam  überreicht  habe,  die  Rede  ist,  so  kann  es  sich  nur  um 
eine  mißverständliche  Auffassung  der  vom  Verlober  vorgenommenen  Speerreichung 
handeln.  Vgl.  Germania  c.  18:  Dotem  non  uasar  marito^  sed  uxoH  marUus  offert. 
intersunt  parentes  et  propinqui  ae  mtmera  probant,  munera  non  ad  ddicias  mulie- 
hres  quaesita  nee  quilms  nova  nupta  oamatur,  sed  boves  et  frenatum  equum  et 
seutum  cum  framea  gladioque,  in  kaec  munera  uxor  aceipifur,  atque  invicem  ipsa 
armorum  altqutd  viro  affert.  hoc  maximum  vinculum,  haec  arcana  sacra,  hos 
eoniugales  deos  arbitrantur.  ne  se  mulier  extra  mrtutum  cof/itationes  extraque 
beüorum  casus  putet,  ipsis  incipientis  matrimonii  auspiciis  admonetur,  venire  se 
lahorutn  perictUorumque  soeiam^  idem  in  paee^  idem  in  proelio  pa^suram  ausuramque. 
koe  tunefi  boves,  hoc  paratus  equus,  hoc  data  arma  denuntiant  sie  vivendum^  sie 
peretmdum;  aeeipere  se  qwie  liberis  inviolata  ae  digna  reddat,  quae  nurus  accipiant 
rursusque  ad  nepotes  referaniur. 

^^  Die  spätere  Morgengabe,  namentlich  bei  den  Westgoten,  zeigt  in  ihrer 
Zusammensetzung  eine  auffallende  Übereinstimmung  mit  der  taciteischen  dos,  so 
daiS  an  dem  ursprüDglichen  Zusammenhange  kaum  zu  zweifeln  ist  Vgl.  Ficker, 
Unters.  1,  43  f.,  und  meine  Gesch.  d.  ebel.  Güterr.  1,  106  ff.  Über  die  nordger- 
manische Morgengabe  vgl.  Lehmann,  Verlobung  u.  Hochzeit  n.  d.  nordgerm.  Rechten 
64 f.  OuvBCBONA/a.  a.  0.  148.  147 ff.  v.  Amira*  112;  Obl.-R.  1,  518 ff.  2,  649. 
GsDCK,  EA.  431. 
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eist  zur  rechüichen  Perfelrtion  gelangte  ^^  Alle  einzelnen  zu  der  Ehe- 
schließnng  gehörigen  Akte  bildeten  eine  juristische  Einheit,  ein  einziges« 
in  sich  abgeschlossenes  Bechtsgeschäft,  dessen  Auflösung  in  zwei  zeit- 
lich getrennte  Akte,  Verlobung  und  Trauung,  erst  der  folgenden  Periode 
anheimfiel  *•. 

Die  Ehemündigkeit  begann  mit  dem  vollendeten  zwanzigsten  Lebens- 
jahre^^. Auf  Standesgleichheit  wurde  gesehen,  ein  Ehehindemis  bildete 
Standesverschiedenheit  aber  nur  zwischen  Freien  und  Unfreien.  Ehen 
der  letzteren  untereinander  waren .  nur  Konkubinate  und  konnten  von 
den  Herren  wieder  getrennt  werden;  die  Kinder  aus  Sklavenehen  folgten 
nach  der  Mutter,  was  man  irrtümlich  als  einen  Best  germanischen 
Mutterrechts  aufgefaßt  hat  Die  Ehe  war  im  allgemeinen  durchaus  mono- 
gamisch; nur  in  den  höchsten  Lebenskreisen  kannte  man  eine  beschrankte 
Vielweiberei  ^^  Die  Wiederverheiratung  von  Witwen  wurde  nicht  be- 
günstigt, bei  manchen  Stämmen  war  sie  verboten  ^^ 

Nach  dem  Tode  des  Mannes  stand  die  Witwe  nebst  den  Kindern 
unter  der  Gesamtvormundschaft  seiner  Sippe,  gegen  deren  etwaige  Über- 
griffe ihre  eigene  Sippe,  in  erster  Reihe  ihr  Vater  und  Bruder,  ihr  und 
den  Kindern  Schutz  zu  gewähren  hatte  ^^  Die  Umbildung  der  G-esamt- 
vormundschaft  zu  einer  individuellen  Vormundschaft  des  nächsten  Schwert- 
ms^en,  unter  bloßer  Obervormundschaft  der  Sippe,  gehört  erst  der  fol- 
genden Periode  an^*.  Die  Altersvormundschaft  über  Knaben  endigte  bei 
den  meisten  Stänmien  wohl  mit  dem  vollendeten  12.  Lebensjahre,  bei 
anderen  vielleicht  erst  mit  der  Wehrhaftmachung,  die  zwar  von  dem 
Eintritt  der  individuellen  Reife  abhing,  im  allgemeinen  aber  nach  voll- 
endetem 15.  Lebensjahre  stattgefunden  zu  haben  scheint  ^^  Die  Töchter 
standen,  so  lange  sie  ledig  blieben,  unter  Geschlechts  Vormundschaft,  die 
man  dem  Rechte  der  Urzeit  ohne  Grund  abgesprochen  hat 

Da  die  Sippe  die  unbedingte  Aufrechterhaltung  des  Friedens  unter 
ihren   Angehörigen  verlangte^®,  so   war  es,  wenn  Feindschaft  zwischen 


^  SoHM,  Recht  der  EheschL  88  f.  96  ff.  Fbkdbebg,  a.  a.  0.  22  f.  Lehmann, 
a.  a.  0.  81  f.  85.  87  f.     Wbikhold*  1,  339  ff.    v.  Aidka,  Obl.-R.  1,  640.    2,  674. 

^'  Das  Gegenteil  hat  man  aus  Tacitus,  Annal.  1,  c.  55  gefolgert,  aber  Segeat 
hatte  die  Hand  seiner  Tochter,  bevor  sie  von  Armin  ehtfÜhrt  wurde,  dem  von  ihm 
erkorenen  Schwiegersohne  wohl  nur  erst  zugesagt,  während  eine  rechtsverbindliche 
Verlobung  nicht  stattgefunden  hatte. 

»0  Vgl.  Caesar,  BeU.  Gall.  6,  c.  21.    Germ.  c.  20. 

*'  Germania  c.  18.  Über  die  Fortdauer  der  Vielweiberei  im  ftränkischen 
Eonigshause  vgl.  Brunneb,  Die  uneheliche  Vaterschaft  in  den  älteren  germanischen 
Rechten,  ZRG.  30,  1  ff. 

^  Vgl  Germ.  c.  19.    Sohh,  Recht  der  Eheschi.  63  f.    Dabqün,  a.  a.  0. 142  f. 

w  Vgl.  S.  63. 

'*  Vgl.  Bbunnee,  RG.  1,  89  f.    v.  Amira»  107. 

^'  So  möchte  ich  die  von  Ficker,  Untersuchungen  1,  45,  aus  den  späteren 
Mündigkeitsterminen  von  12  und  15  Jahren  entnommene  Vermutung  modificieren. 
Vgl  unten  §  17  N.  35  und  Brunnbr,  RG.  1,  77  n.  78  n.  2,  «1. 

»•  Vgl.  Anm.  23. 
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denselben   ausbrach,  gestattet,    darch    einen    feierlichen  Akt  der  Ent- 
sippnng  sich  von  allen  Banden  der  Verwandtschaft  zu  lösen '^ 

Das  Erbrecht  beschränkte  sich,  so  langte  es  kein  Sondereigentum 
an  Grand  und  Boden  gab,  auf  die  fahrende  Habe.  Innerhalb  der  Haas- 
genossenschaft bestand  Tolle  Gütergemeinschaft,  so  daß  der  Tod  eines 
Mitgliedes  nur  ein  unentziehbares  Anwachsungsrecht  zu  Gunsten  der 
übrigen,  aber  kein  eigentliches  Erbrecht  begründete.  Als  erbberechtigte 
Mitglieder  der  Magsohaft  nennt  Tacitus  nur  Vater-  und  Mutterbruder, 
doch  ist  anzunehmen,  daß  die  Absohichtung  eines  Hauskindes  das  gegen- 
seitige Saccessionsrecht  zwischen  Ascendenten  und  Descendenten  nicht 
aufhob  und  auch  abgeschichtete  Geschwister  mit  ihren  Descendenten  erb- 
berechtigt waren.  Jedenfalls  gab  es  nur  ein  gesetzliches  Erbrecht,  letzt- 
willige Verfagungen  waren  unbekannt^®. 
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Bbühubb,  Grandr.  221  f.;  KG.  I.  §§  21.  22.  H.  §§  124—146;  Si^e  und  Wergeid, 
ZBG.  16,1—87;  Abspaltangen  der  Friedlosigkeit,  ebd.  24,  62  ff.;  Über  absichtslose 
Missethat  im  altdeutschen  Strafrechte,  Berl.  SB.  1890,  S.  815  ff.  y.  Amiba*  141  ff. 
(mit  reichen  Litteratarangaben);  Zweck  und  Mittel  der  german.  Bechtsgeschichte  46  ff. 
50.  57  ff.;  Das  altnorwegische  Yollstreckungs verfahren  1—168;  Nordgermanisches 
Obligationenrecht  I.  §§  18.  54-58.  92  £  IL  §§  11.  12.  43—47.  86.  87;  Tierstrafen 
mid  Tierprozesse,  Mitteil.  d.  öst.  Inst  12,  504  ff.  Wilda,  Strafrecht  der  Germanen, 
1842.  Gbimm,  RA.  622—744.  K.  Maubbb,  Kr.  Überschau  3,  26—61;  Kr.  VJSchr. 
16,  82  ff.  T.  Bab,  Geschichte  des  deutschen  Strafrechts  51  ff.  Köstlin,  Geschichte 
des  deutschen  Strafrechts,  her.  von  Gessleb,  1859,  S.  58  ff.  (größtenteils  schon 
ZDE.  12.  14).  Y.  WoBiNOEN,  Beiträge  zur  Geschichte  des  deutschen  Straftrechts, 
1836.  Gkib,  Lehrb.  d.  deutsch.  Strafirechts  1,  152  ff.  (1861).  Meteb,  Lehrb.  d. 
deutschen  Strafrechte*,  1888,  S.  78  ff.  Waitz  1»,  70—78.  195  ff.  418—442.  Sickel, 
Freistaat  148—155.  Dahn,  Deuteche  Geschichte  1,  227—289.  250 f.;  Fehdegang 
und  Rechtegang  (Bausteine  2,  76  ff.).  Thonissen,  Organisation  judiciaire,  le  droit 
p^nal  et  la  proc6dure  pönale  de  la  Loi  Salique,  1882,  S.  153—369.  LOfflbb,  Die 
Schuldformen  des  Strafrechte  (1895)  S.  32  ff.  y.  Rtchthofek,  Zur  Lex  Saxonum  184  ff. 
204—211.  218—230.  KoLDEEUP-RosENViNaB,  Grundriß  (Homeyeb)  §§  24  f.  65—70. 
Laughun,  i.  d.  Essays  in  anglosaxon  law  270  ff.  Schihd,  Gesetze  der  Angelsachsen*, 
Glossar.  K.  LsHMAinf,  Der  Königsfriede  der  Nordgermanen,  1886.  Kohleb,  Shake- 
speare vor  dem  Forum  der  Jurisprudenz  157—179,  Nachwort  17  ff.  Fbaüenstadt, 
Blutrache  und  Totechlagsühne  im  deutechen  Mittelalter,  1881.  Königswabtbb,  La 
yengeance  et  les  compositions,  Revue  de  16gislation  2,  117  ff.  Del  Giüdicb,  Studi 
di  storia  e  diritto,  1889,  S.  246—361.    v.  WIchteb,  Beiträge  z.  deutech.  Geschichte 


"  VgL  Bbuniteb,  BG.  1,  92;  ZRG.  16,  17.  42.    Tacitus,  Annal.  2,  c.  10. 

'*  Wir  sind  ausschließlich  auf  Germania  c.  20  angewiesen:  hsredes  tarnen  stio- 
eessorßsque  sui  cuique  liberi,  et  n/uilum  teatamenium.  st  liberi  non  sunt,  proximtis 
ffradus  in  possessione  fratres  patrui  ammetUi.  Daß  die  Muttermagen  nicht  aus- 
geschlossen waren,  ergiebt  sich  aus  der  Erwähnung  des  Oheims.  Andererseite 
spricht  die  Stelle  gegen  ein  Erbrecht  der  weiblichen  Verwandten.  Verfangenschaft 
der  Morgengabe  (dos)  zu  Gunsten  der  Kinder  ist  c.  18  (Anm.  66)  angedeutet.  Wie 
die  auf  ein  Vorrecht  des  ältesten  Sohnes  hinweisende  Nachricht  über  die  Tenk- 
terer  (Germ.  c.  32)  zu  verstehen,  ist  unklar.  Vgl.  Bbunner  1,  80  f.  v.  Amiba,  Erben - 
folge  219. 
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89  ff.  248  ff.;  Beilagen  zu  Vorlesungen  über  das  deutsche  Strafrecht  77  ff  Sieobl, 
Geschichte  des  deutschen  Gerichtsverfahrens  8 — 35.  Baumstark,  Staatsaltertümer 
421-477. 

Eine  Überaus  zutreffende,  durch  neuere  Forschungen  in  jeder  Be- 
ziehung bestätigte  Charakteristik  des  germanischen  Strafrechts  giebt  Tacitus 
in  der  Germania  c.  12:  Licet  apud  concilium  accusare  quoque  et  discrimen 
capitis  intendere.  distinctio  poenarum  ex  delicto,  proditores  et  transfugas 
arbaribus  sttspendunt,  ignavos  et  hnbeÜes  et  corpore  infames  caeno  ac  palude 
iniecta  insuper  crate  mergurä.  diversitas  supplicii  iüuc  respicit,  tamquam 
scelera  ostendi  oporteat,  dum  puniuntur,  flagitia  abscondi.  sed  et  leuioribus 
delictis  pro  modo  poena:  equorum  pecorumque  numero  convicti  mulctanttir. 
pars  mulctae  regi  vel  cioitati,  pars  ipsi  qui  vindicatur  vel  propinquis  erus 
exolvitur  ^. 

Die  Germanen  faßten  alle  eigentlichen  Missethaten  (got.  missadSds) 
unter  dem  Begriffe  des  Friedensbruches  (an.  fridbrot,  mhd.  vridebruch) 
zusammen.  Innerhalb  dieses  Begriffes  aber  unterschied  man  schwere 
Friedensbrüche  {scelera,  flagiäa),  die  einer  öffentlichen  Strafe  {suppli- 
cium,  ahd.  vAziy  an.  vite)  unterlagen  und,  wenigstens  soweit  eine  Ver- 
letzung des  gemeinen  Wesens  vorlag,  von  Amts  wegen  verfolgt  wurden*, 
und  gemeine  Friedensbrüche  {leviora  delicta),  die  zunächst  Privat- 
sache waren  und  die  öffentliche  Gewalt  nur  beschäftigten,  wenn  sie  von 
dem  Verletzten  oder  seiner  Sippe  mit  Klage  vor  Gericht  gebracht  wurden. 

Gemeingermaniscfa  bezeichnete  man  die  schweren  Friedensbrüche  mit 
firina  (got.  fairina,  an.  fim),  firintät,  firinwerk,  d.  h.  das  „Außerordent- 
liche", „Ungeheuere",  wie  noch  mnd.  ungehür  in  ähnlichem  Sinne  ver- 
wendet wird'.  Eine  ausschließlich  nordische  Bezeichnung  war  „Neidings- 
werk"  {nidingsverk),  dem  bei  den  Deutschen,  soweit  es  sich  um  heimliches 
Firinwerk  handelte,  meirUät,  meinwerk,  mein  und  mort  entsprach*.  Man 
rechnete  dahin  teils  solche  ünt baten,  die  eine  Beleidigung  der  Götter 
enthielten,  wie  Verletzung  des  Thing-,  Heer-  oder  Tempelfriedens*,  Haus- 
friedensbruch und  Gräberraub,  teils  gemeingefährliche  Handlungen,  wie 
Landesverrat,  Heerung®,  Brandstiftung  (aber  nur  an  Gebäuden),  schädliche 

*  Dazu  G«rm.  c.  21 :  Suscipere  tarn  tnimtcitiatt  seu  patris  seu  propinqvi  quam 
amicitias  necesse  est  nee  implacabiles  durant :  luitur  enim  etiam  komiddium  certo 
armentorum  ae  peoorum  numero,  recipitque  satisfactiofiem  universa  donius;  utiliter 
in  publioum,  quia  pericuhsiores  sunt  tmmtcitiae  tuxta  libertatem. 

•  Vgl.  WiLDA  214  ff.  SoHM,  Prozeß  der  Lex  Salica  129  n.  Für  afrafm  findet 
sich  got.  fraweitan  (unser  „verweisen^'),  ags.  witan,  an.  vita^  mhd.  utzen, 

»  Vgl.  V.  Amira«  144.     ScHiLLER-LüBBEN,  Mnd.  WB.  5,  45. 

*  Vgl.  V.  AiiiRA«  144.  Brunnbb,  RG.  2,  537.  Diepfenbach,  WB.  d.  got  Spr. 
2, 38  ff.  Grimm,  RA.  7,  623;  DWB.  4,  Ib,  Sp.  3170.  3217.  6, 1912. 1922.  Kluge»  254. 
ScHHELLER,  Bajcr.  WB.'  1,  1611.  Haltaüs,  Glossar  1335  f.  Heyne,  Heliand, 
Glossar  s.  y.  mdn  etc.  Steinmeter- Sievees,  Ahd.  Glossen  2,  602:  ftagitia  firintät 
meintät  Heliand  v.  2702  f.:  that  sie  frumu  f remidi u  ^  firina  farliÜn,  ^nin  endi 
mordwerk, 

»  Über  die  Sonderfrieden  vgl.  Brunner,  RG.  2,  580. 

•  Vgl.  ags.  here,  heretcdm,  afrs.  unriuchte  here,  langob.  arischüd,  aritreib,  ahd. 
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Zauberei,  endlich  alle  Missethaten,  die  von  besonderer  sittlicher  Verkommen- 
heit zeugten  (die  eigentlichen  ^^ Meintaten''),  wie  Brach  eines  gelobten 
Friedens,  widernatürliche  Unzucht  und  Akte  gemeiner  Feigheit,  nament- 
Entweichen  aus  dem  Heere  [hen$liz\  femer  Mord,  d.  h,  die  heimlich  voll- 
führte oder  nach  vollbrachter  That  verdeckte  oder  verleugnete  Tötung 
eines  Menschen^,  und  größeren  Diebstahl,  beide  im  Gegensatze  zu  offenem 
Totschlage  (ahd.  slahta^  manslahta,  wie,  an.  viff)  und  offenem  Raube,  die 
nur  als  gemeine  Friedensbruche  galten^. 

Die  rechtliche  Reaktion  gegen  jeden  Friedensbruch  war  die  Fehde, 
d.  h.  Feindschaft*.    Der  Friedensbrecher  wurde  zum  Feinde  [faidosus)^ 


heriraita  (L.  Bainw.  4,  §  23.  L.  Rib.  64),  an.  herskjöldrj  hema^r.  Vgl.  Maurbr, 
Kr.VJSchr.  5, 305  f.  Obenbrüooen,  Strafi«cht  d.  Langobarden  40.  53.  141.  Waitz 
1^  491  n.  ScHMip,  Gresetze  der  Angelsachsen  27  u.  Richthofen,  Altfries.  WB.  816. 
'  Vgl.  WiLDA  706  ff.  GwMii,  RA.  625.  Richthopbn,  Zur  Lex  Saxonum  220. 
Allfeld,  Entwickelang  des  Begriffes  Mord  bis  zur  Carolina  (1877)  S.  52  ff.  58  ff. 
Über  „mord"  in  dem  allgemeineren  Sinne  vgl.  Anm.  4  und  Grimm,  DWB.  6, 
2530.  2534. 

•  Vgl.  Gbimx,  RA.  634.  WiLDA  907  ff.  Pomponins  Mela,  Chorographia  3, 
c  3,  §  28.  Kaab  im  Auslände  galt  geradezu  als  rühmliche  That.  Vgl.  Bell.  Gall. 
6,  c  23.  Helmoldi  chronicon  Slav.  1,  c.  47.  Das  Ehrenrührige  des  Diebstahls  fand 
man  in  der  Heimlichkeit.  Got  ftubjo  (clam)  hängt  auch  sprachlich  mit  fitibs  (fiir) 
nnd  pitdbi  (an.  fyfiy  ahd.  diuba\  d.  i.  furtum,  res  fiirtiva,  zusammen.  Vgl.  Grimm, 
RA  635  ff.;  DWB.  2, 1085.  Wilda  860  ff.  Diepenbach,  a.  a.  0.  2,  705.  Kluqe»  71. 
Noch  das  Mittelalter  strafte  nächtlichen  Diebstahl  höher,  als  den  bei  Tage  ver- 
übten. Vgl.  Ssp.  n.  28  §  3.  39  §  1.  Unerlaubtes  Holzfällen  mit  der  lärmenden 
Axt  war  kein  Diebstahl,  denn  „Die  Axt  ist  ein  Melder  und  kein  Dieb^',  im  Gegen- 
satze zn  der  heimlich  arbeitenden  Säge.  Vgl.  Grimm,  RA.  47.  Graf  u.  Diethebr, 
RechtssprichvÖrter  363.  366.  In  den  fränkischen  Volksrechten  und  dem  alaman- 
nischen  Pactos  wird  Diebstahl  mit  taxaca,  texaca  bezeichnet,  von  ahd.  xascon 
(rapere)  und  daher  wohl  gleichmäßig  auf  „Raub"  anwendbar.  Vgl.  Grimm  in 
Uerkbl's  Lex  Salica  p.  8.  Kern  in  Hbssel^s  Lex  Salica,  Noten  §  21.  ZRG.  20,  18. 
Aach  ahd.  stelan  (mhd.  stein)  geht  möglicherweise  auf  ein  mit  (rif^^o)  (rauben) 
gleichbedeutendes  *sieran  zurück,  das  erst  infolge  der  häufigen  Zusammenstellung 
mit  helan  (celam)  das  1  statt  r  und  zugleich  den  Nebensinn  des  Heimlichen  an- 
nehmen konnte.  Vgl.  Osthoff  bei  Paul  u.  Braune,  Beiträge  13,  460.  Die  Grund- 
bedeutung von  „rauben^^  (got.  hirauban,  mlat  raubare)  war  rapere,  diripere,  davon 
ahd.  roub  (as.  röf^  ags.  reaf)  die  Beute,  namentlich  die  dem  Gegner  entrissene 
Kleidung,  dann  Kleider  schlechthin  (frz.  robe,  ital.  roba)^  überhaupt  bewegliches 
Gut  (mlat  rauba).  Daneben  schon  früh  die  heutige  Bedeutung  (rapina,  deprae- 
datio),  besonders  in  ahd.  walaroub  (ags.  tcalreäf),  hrioroub  (mhd.  r^roup\  Leichen- 
beraubung, as.  nddrdf,  gewaltsamer  Raub.  Vgl.  Brunn  er,  RG.  2,  647.  Grimm, 
DWB.  8,  210f.  218.  Dieffenbaoh  2,  164  f.  ühlenbeck  25.  117.  Kluoe»  295. 
De  Cakob,  Glossarium  s.  v.  ratib.  Diez,  WB.  d.  roman.  Spr.  I.  s.  v.  roba.  ZRG. 
20,  20.  Andere  Bezeichnungen  für  „Raub^*  waren  ahd.  7iäma  (an.  ndm\  die  Neh- 
mung, femer  8c4h  (mhd.  schdck,  afrs.  skäkj  frz.  ecfiec)  und  an.  rä?i  (auch  in  den 
englischen  Gesetzen  Wilhelm*s  des  Eroberers  3,  c.  12),  vgl.  ahd.  rahan  und  das 
rauba  biraknnen  des'  Hildebrandsliedes. 

•  Ed.  Roth.  45:  faida  hoc  est  mwueitia,  ahd.  ßhida,  mlat  faida.  Das  Wort 
war  allen  Westgennanen  bekannt.  Für  faidosus  begegnet  ahd.  gif  eh,  afrs.  fdch^ 
fätk,  fay^  ags.  fähy  /3,  gefä^  fähman,  altdän.  fegh.  Langob.  fegang  f agang  bedeutete 
wohl  Fehdegänger.    Vgl  Bbunnbr,  RG.  1,  172  n. 
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und  zwar  bei  gemeinen  Friedensbrücben  zum  Feinde  des  Verletzten  nnd 
seiner  Sippe ,  so  daß  sie  ibn  unsfestraft  angreifen,  schädigen,  unter  Um- 
ständen töten  konnten,  bei  schweren  Friedensbrücben  aber  znm  Feinde 
des  Volkes,  der  Götter,  des  Königs,  der  unbedingt  getötet  werden  sollte ^^ 
Darum  belegte  man  ihn  mit  dem  Namen  des  Wolfes  (got  wargsy  an. 
vargr,  mlat.  wargusY^^  denn  gleich  diesem  war  er  friedlos  und  dem  Tode 
geweiht^*.  Ulfilas  übersetzte  „zum  Tode  verurteilen"  mit  gawargjan 
daußauy  „Urteil"  und  „Verurteilung"  mit  warffißa^^.  Das  germanische 
Strafrecht  kannte  demnach  keine  andere  Verurteilung,  als  die  zur  Strafe 
des  „Wolfes",  die  Friedlosigkeit  muß  gleichbedeutend  mit  der 
Todesstrafe  gewesen  sein^^  Dabei  wurde  ein  Unterschied  gemacht, 
je  nachdem  man  des  Missethäters  gewaltig  war  oder  nicht.  Der  in  der 
Hand  des  Bichters  befindliche  überführte  Verbrecher  war  mit  seinem 
Leben  den  Oöttem  verfallen  und  dem  Opfertode  durch  Priesterhand  be- 
stimmt ^'^y  nur  durfte  die  Vollstreckung  nicht  erfolgen,  bevor  die  um  ihren 
Willen  befragte  Gottheit  erklärt  hatte,  daß  ihr  das  Opfer  genehm  sei^^ 
Lehnte  sie  es  ab,  so  hatte  der  Verurteilte  nur  die  sonstigen  Folgen  der 
Friedlosigkeit  zu  tragen,  die  Tötung  von  Amts  wegen  unterblieb^'.  Die 
rechtliche  Natur  des  auf  das  Opfer  bezüglichen  Gottesurteils  ist  bestritten. 
Wenn  sich  das  Gerichtsurteil  auf  die  Verhängung  der  Friedlosigkeit  be- 
schränkte,  so   hatte   erst  das  Gottesurteil   die  Bedeutung  der  StrafTest- 


*^  Vgl.  Anm.  29.  BBuvifEB,  RG.  1, 166;  Abspaltungen  63.  Iüaühbb,  Er.  Obei^ 
schau  3,  38.  Recht  von  Staveren  (Waitz,  Urkunden  Nr.  17  [9]):  inimious  regia, 
Verhandel.  d.  genootschap  pro  ezcol.  iure  patrio  7,  2,  Supplement  Nr.  571:  des 
gemeinen  landes  vijant 

"  Vgl.  Gbimm,  RA.  733.  Diefekbach,  a.  a.  0.  1,  231  f.  Bbunhbb,  RG.  1,  167  f.; 
Abspaltungen  63.  v.  Aura,  Nordgerm.  Obl.-R.  2,  116.  In  England  begegnet  auch 
undfes  heafod  {qui  caput  lupinum  gerif), 

^'  Daher  die  Formeln  fay  ende  ferdhes^  f&ik  and  freffielae  (Riohthofbn,  Altr 
fries.  WB.  724.  729),  figk  oe  frithloes  (Valdemars  SsBlandske  Lov  c.  87,  Ausg.  y. 
TaoBSBN  S.  61).  So  mag  auch  ahd.  feigi  (an.  feigr,  ags.  fage)y  d.  h.  moribundus, 
morti  designatus,  ebenfalls  aus  der  Bedeutung  faidoeue  beryorgegangen  sein. 

^'  Vgl.  Bbunkbb,  RG.  1,  172.  174.  v.  Amiba,  Zweck  u.  Mittel  47.  Zu  erinnern 
ist  an  as.  wargida  (Anm.  52),  gitoaragean  (peinigen),  tcaragireo  (Verbrecherbaum, 
Galgen). 

^*  Dies  ist  durch  die  neueren  Untersuchungen  Bbünnbb*s  erwiesen. 

"  Vgl.  V.  Amiba'  147;  Zweck  und  Mittel  57  f.  Bbünneb,  RG.  1,  175.  Maübbb, 
Kr.  VJSchr.  16,  86.  Gbimm,  Mythologie*  1,  35  ft  3,  25  f.  Richthofbk,  Zur  Lex 
Saxonum  204  ff.;  Untersuchungen  2,  375  f.  Über  Menschenopfer  im  Kriege  vgl. 
Weikhold,  Berl.  SB.  29,  557  ff.  564  ff. 

"  Vgl.  Ann.  21.  Alkuins  vita  Willibrordi  1,  c.  11  (Jafpä,  Bibl.  rer.  Germ. 
6,  48)  von  dem  Friesenkönig  Radbodo:  in  aaeerdoiem  Dei  vivi  auorum  iniurias 
deorum  uleied  cogitabat,  et  per  free  dies  eemper  tribus  vicibus  sortes  suo  more  mitter 

hat,  et  nutnquam  damnatorum  eore super  servum  Dei  vel  aliqtiem  ex  suis 

cadere  potuit;  nisi  unus  tantum  ex  soeiis  sorte  manstratus  etmartyrio  eoronatus  est 

"  Bbünksb,  RG.  1,  177.  2,  593  f.,  nimmt  wohl  mit  Recht  an,  daß  der  Ver- 
brecher in  diesem  Falle  dem  Tempel  des  (3k)ttes,  dem  er  sonst  geopfert  worden 
wäre,  verknechtet  wurde,  oder  daß  man  ihn  in  die  Knechtschaft  verkaufte  oder 
als  friedlosen  Mann  landfl&chtig  werden  ließ. 


§  12.    Das  Strafrecht  76 

setzong^^.  Aber  soweit  die  Quellen  sich  bestimmter  anssprechesy  scheint 
sich  das  Qottesorteil  nur  auf  die  Vollziehung  bezogen  zu  haben ,  so  daß 
man  es  als  die  älteste  Form  des  Begnadigungsrechtes  betrachten  mag^^ 
Das  Strafensystem  selbst  verfägte  über  eine  Reihe  verschiedener  Todes- 
strafen sakriden  Charakters,  die  den  verschiedenen  Arten  der  Verbrechen 
und  der  Persönlichkeit  des  Thäters  angepaßt  waren  ^  und  darum  wohl 
schon  in  ältester  Zeit,  vorbehaltlich  der  göttlichen  Bestätigung,  durch 
Gerichtsurteil  festgesetzt  wurden '^  Wir  halten  demnach  die  Todesstrafe 
für  die  normale  Strafe  der  Firinthaten  und  nicht  für  eine  bloße  Abspal- 
tang der  Friedlosigkeit,  wenn  auch  die  konkreten  Todesurteile  bei  ein- 
zelnen Stämmen  mit  ausdrücklicher  Friedloslegung  verbunden  gewesen 
sein  mögen''  und  hinsichtlich  ihrer  Bückwirkungen  auf  das  Vermögen 
des  Verurteilten  durchaus  der  Friedlosigkeit  gleichstanden''. 

War  das  Gericht  des  Missethäters  nicht  habhaft,  so  erging  statt  des 
Todesurteils  ein  allgemeiner,  an  die  Gesamtheit  der  Volksgenossen  ge- 
richteter Tötungsbefehl:  der  Thäter  verfiel  in  die  Friedlosigkeit,  bei 
den  Weetgermanen  auch  Acht  (d.  h.  Verfolgung)'^,  bei  den  Nordgermanen 


<*  So  BBüHmsB,  RG.  1,  175 f.;  Abspaltungen  72 fP.  Derselbe  beruft  sich  ins- 
besondere auf  die  Unbestimmtheit  der  meisten  den  Tod  androhenden  Satzungen, 
bei  denen  die  Festsetzung  einer  bestimmten  Todesart  dem  Könige  oder  Richter 
oder  einer  sonstigen  Gerichtsperson  überlassen  worden  sei»  was  sich  aber  auch  aus 
der  Abneigung  der  christlichen  Zeit  gegen  die  sakralen  Todesstrafen  erklären  läßt 

^*  Die  spätere  Strafomwandlung  im  Wege  der  Gnade  erscheint  als  ein  Nach- 
spiel deflsen,  was  in  der  Urzeit  mit  dem  von  der  Gottheit  abgelehnten  Verbrecher 
XU  geschehen  pflegte  (Anm.  17). 

^  So  war  auf  Tempelschftndung  die  Strafe  des  Ertränkens  gesetzt  (L.  Fris. 
add.  11.  Adami  Brem.  historia  Hammaburg.  2,  c.  60),  auf  Feigheit  und  schwere 
Unzucht  Versenken  in  einen  Sumpf,  auf  Zauberei  und  Spionage  der  Scheiterhaufen 
(ygl.  Anm.  21,  Capitulatio  de  part  Saxoniae  c.  6),  auf  Landesverrat  und  Diebstahl 
der  Weidenstrang  (aber  nur  für  Männer),  auf  Diebstahl  unter  Umständen  auch 
Steinigung  (Richthofbn,  Zur  Lex  Saxonum  223),  auf  Mord  BUckenbrechen  (so  im 
Nordeoi  und  später  noch  bei  den  Friesen). 

'^  Vgl.  V.  Amira,  Gott.  gel.  Anz.  1888  1,  52  f  Valerius  Procillus,  den  Ariovist 
wegen  Verdachtes  der  Spionage  in  Ketten  geworfen  hatte  (Bell.  (rall.  1,  47),  sagte 
nach  seiner  Befreiung. aus:  se  praesente  de  se  ier  sortibua  consultum^  utrum  igni 
»taÜfn  neearelur,  an  in  aliud  iempua  reservareiur ;  aortium  benefieio  se  esse  inco- 
bimem  (ebd.  1,  58).  Er  war  demnach  bereits  zum  Feuertode  (wegen  Spionage) 
verurteilt  und  das  Losurteil  bezog  sich  nur  auf  die  Vollstreckung.  Die  von 
BsüirirsB  angezogene  Bestimmung  der  L.  Franc.  Cham.  c.  48  besagt  nach  der  rich- 
tigen Erklärung  von  v.  Aura  (a.  a.  0.  54)  nichts  anderes,  als  daß  der  zum  siebenten 
Male  rflckf&llige  Dieb,  wenn  seine  Schuld  durch  Gottesurteil  (Kesselfang)  erwiesen 
ist,  unbedingt  hingerichtet,  im  Falle  eines  für  ihn  günstigen  Ausfalles  aber  auf 
den  bloßen  Verdacht  hin  zum  Tode,  jedoch  unter  Verstattung  der  Halslösung,  ver- 
urteflt  wird. 

**  Ober  eine  Erinnerung  daran  in  Ssp.  III.  54  §  4  vgl.  Brüknsb,  BG.  1,  174  n. 
2,  590. 

••  Vgl  Anm.-  80,  81. 

««  Ahd.  dhia,  mhd.  <»Ate.  Vgl.  Gbimm,  DWB.  1 ,  166.  Kluob  unter  „Acht". 
Yf^  ags.  aht,  geahUaj  ihtan  (persecutio,  persecutor,  persequi). 
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ütlegd  genannt.  Der  Friedlose  oder  Achter  (ahd.  dhUBre)  wurde  aus  der 
allgemeinen  Friedens-  und  Rechtsgenossenschaft  ausgestoßen,  daher  exUx 
(mhd.  Slös,  ecktelds,  recktelos,  an.  ütlagr^  ags.  ütloffh,  mnd.  uudag).  Er 
war  unheilig  (an.  ükeilagr)^  weil  ihm  der  Rechtsschutz  der  Person,  die 
Mannheiligkeit,  abging.  Ihn  zu  verwunden  oder  zu  töten  stand  jedem 
frei,  wenn  es  nur  offen  geschah  und  alsbald  zur  Anzeige  gebracht  wurde. 
Die  einzige  Zuflucht  des  Geächteten  war  die  Wildnis,  er  wurde  zum  Wald- 
ganger ^^.  Niemand  dürft«  ihn  unterstützen,  bei  sich  hausen  oder  hofen 
oder  ihm  Nahrung  reichen*®.  Wer  dem  zuwiderhandelte,  verfiel  in  Strafe, 
unter  Umstanden  selbst  in  die  Acht.  Der  Voraussetzung,  daß  jeder,  der 
des  friedlosen  Mannes  mächtig  würde,  das  Urteil  selbst  an  ihm  zu  voll- 
strecken habe,  entsprach  noch  im  Mittelalter  die  allgemeine  Pflicht,  dem 
öerüfte  zu  folgen*^.  Das  allgemeine  Rechtsbewußtsein  ließ  es  als  selbst- 
verständlich erscheinen,  daß  jeder  den  Feind  des  Volkes  auch  als  seinen 
persönlichen  Feind  behandelte.  Erst  in  späterer  Zeit  wurde  es  notwendig, 
wenigstens  den  Beamten  die  Verfolgung  und  den  Gerichtsinsassen  die 
Unterstützung  der  Beamten  zur  ausdrücklichen  Pflicht  zu  machen  oder 
einen  Preis  auf  den  Kopf  des  Verfolgten  zu  setzen*®.  Das  Band  der 
Sippe  wurde  durch  die  Friedlosigkeit  völlig  zerschnitten,  das  Weib  des 
Ächters  wurde  zur  Witwe,  seine  Kinder  wurden  Waisen.  Auch  sein  Ver- 
mögen war  friedlos*®.  Was  er  hatte,  wurde  teils  von  Amts  wegen  der 
Zerstörung  („Wüstung'^  preisgegeben  *°,  teils  eingezogen  oder  dem  Ver- 
letzten als  Entschädigung  überwiesen '^  Fernerer  Vermögenserwerb  war 
dem  Friedlosen  versagt,  er  war  ebenso  Vermögens-  wie  prozeßunfahig. 

^  Ags.  wetUdgenga,  in  sal frank iscben  Gesetzen  homo  qui  per  silvaa  vadii. 
Daher  an.  sköggangr  (Waldgang)  für  Acht.  Vgl.  Maurer,  Kr.  VJSchr.  16,  85. 
V.  Amira,  Zweck  und  Mittel  48;  Nordgerm.  Obl.-R.  2,  115  f.     Britnneb,  RG.  1,  167. 

••  Daher  ahd.  niexiban^  mnd.  meteban,  d.  h.  Speisebann.  Vgl.  v.  Amira*  146. 
Brünker.  Abspaltungen  71. 

•'  Vgl.  Brunner,  Abspaltungen  67. 

»*  Vgl.  Brünnkr,  RG.  1,  166;  Abspaltungen  63—68.  Wilda  282 f.  Maubbr, 
Kr.  Überschau  3,  38.    Loersch  u.  Schröder,  Urkunden  Nr.  295  (268). 

*•  Vgl.  V.  Amira'  146.  Brunnee,  RG.  1,  169.  Eine  Volksversammlung  der 
keltischen  Tre virer  ächtet  den  Cingetorix:  hostem  iudicai  bonaque  eins  pttblieat  (Bell. 
Gall.  5,  c.  56). 

•*  Gemeingermanisch  war  das  Niederbrennen  des  Hauses,  bei  Sachsen,  Friesen, 
Franken  und  Nordgermanen  zum  Teil  noch  im  Mittelalter  gebräuchlich.  Vgl. 
RicHTHOPEN,  Zur  Lex  Saxonum  806;  MG.  Leg.  5,  91,  Note  48.  Wilda  293.  Grimm, 
RA.  729  f.  Warneönig,  Flandr.  RG.  L,  Urk.  Nr.  12  i:f§  1.  2,  Nr.  18  §  8;  IL  2 
S.  169;  Urk.  Nr.  160  §  34,  Nr.  252.  253;  IIL  322  ff.  Brunner,  RG.  1,  169  f.;  Ab- 
spaltungen 68  f.  V.  Amira,  Tierstrafen  557.  Bennecke,  Zur  Geschichte  d.  deutsch. 
Strafprozesses  45  f.  Du  Canoe,  Glossarium  s.  y.  condemnare.  Über  den  gleichen 
Gebrauch  bei  den  Slawen  vgl.  Helmoldi  chron.  Slav.  1,  c.  82.  Niederbrennen  in 
Verbindung  mit  der  Todesstrafe  bezeugt  das  Recht  von  Staveren  v.  1108  (Watte, 
Urkunden*  Nr.  17).     Vgl.  auch  Richthofen,  Zur  L.  Sax.  221.     Grimm,  RA.  780. 

'^  Vgl.  Wilda  288  ff.  Brünner,  RG.  1,  168  f.;  Abspaltungen  69.  v.  Amira, 
Obl.-R.  1,  142;  2,  124.  129;  Vollstreckungs verfahren  106  ff.  Über  die  Einziehung 
(Fronung)  des  Vermögens  auf  Grund  eines  Todesurteils  vgl.  Brünnsr,  RG.  1,  174; 
2,  598  f.     Wilda  291.  520  f. 
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Prinzipiell  trat  die  Friedlosigkeit  schon  durch  die  That  selbst  ein; 
durchgeführt  wurde  dies  aber  nur  in  Fällen  der  Notorietät,  namentlich 
bei  haudhafter  That,  bei  welcher  über  die  thatsachlichen  Voraussetzungen 
kein  Streit  obwaltete,  nötigenfalls  aber  durch  die  auf  das  Grerufte  herbei- 
geeilteo  ^^Schreimannen'^  für  den  Beweis  gesorgt  werden  konnte.  Der  auf 
haDdhafter  That  ergriffene  Verbrecher  durfte  daher  als  friedloser  Mann 
ohne  weiteies  getötet  werden '^  Dagegen  bedurfte  es  bei  übernächtiger 
That  einer  gerichtlichen  Feststellung  der  Voraussetzungen  und  eben  des- 
halb einer  ausdrücklichen  Verhängung  der  liMedlosigkeit  durch  Gerichts- 
urteil^'.  Die  Achtung  wurde,  wie  alle  Rechtshandlungen  (S.  59),  mit 
Hand  und  Mund  Tollzogen.  Die  fränkische  ßecbtssprache  bezeichnete 
„ächten^  mit  extra  sermonem  regü  ponere^  faras  sermone  mitiere,  was,  da 
„Bede^  auch  in  dem  Sinne  von  „Recht''  gebraucht  wurde,  „aus  dem  Recht 
des  Königs  setzen^'  bedeutete  ^^  Daher  auch  die  von  ahd.  zala  (as.  ags. 
ial)  und  got  spül  (as.  ags.  spei),  d.  h.  Rede,  Sprache,  abgeleiteten  Ausdrücke 
ahd.  obarzala  (mnd.  overtal)  für  proscriptio  und  firzellan  (as.  farteUian) 
für  proscribere'^,  sowie  altlränldsch  aspellis  (expellü)  für  proscriptus'®. 
Ausdrücke,  welche  sämtlich  in  der  Bedeutung  „verreden^^,  „verrufen^', 
„übersagen''  zusammentreffen.  Die  symbolische  Handlung,  von  der  dieses 
Verreden  begleitet  wurde,  mag  schon  in  der  Urzeit  in  dem  Brechen  und 
Wegwerfen  emes  Stabes  bestanden  haben  ^^ 

Die  gesetzliche  Folge  aller  gemeinen  Friedensbrüche  war  die 
Fehde  des  Verletzten  und  seiner  Sippe  gegen  den  Thäter,  ohne  daß  es 
einer  Aufsagung  des  Friedens  bedurlte**.  im  Gegensatze  zu  der  Volks- 
teindschalt  trug  diese  i^'ehde  nur  einen  privaten  Charakter,  die  Fried- 
losigkeit des  Thäters  war  bloß  eine  relative  (einzig  gegenüber  dem  Ver- 
letzten und  seiner  Sippe),  auch  verlur  der  faidostis  weder  sein  Vermögen, 
noch  wurden  seine  Fanuüen  bände  aufgelöst  Niemand  war  behindert,  ihn 
gegen  seine  Vertolger  zu  unterstützen,  seine  Verwandten  wurden  sogar 
unmittelbar  in  Mitleidenschaft  gezogen,  indem  die  Fehde  sich  von  vom 
herein  auch  gegen  sie  richtete  ^^.  So  hatte  die  Fehde  die  Bedeutung 
einer   erlaubten  Rache   oder  Selbsthilfe   der  verletzten  Sippe   gegenüber 

'*  Vgl.  GROfx,  RA.  742  f.  Maubsb,  Kr.  VJSchr.  16,  90.  Bbümneb,  RG.  1, 
158.  169.  173  f.;  Abspaltungen  76.  L.  Fris.  add.  11  bezieht  sich  auf  einen  FaU 
handhafter  That, 

»»  Vgl.  Beühner,  RG.  1,  169.  2,  590. 

**  Vgl.  §  17.  Über  das  Folgende  vgl.  S-  14.  Fbensdorpf,  Recht  und  Rede  460  ff. 

»»  VgL  ÖCHiLLEB-LüBBKN,  Mnd.  WB.  8,  280. 

^  Lk  Sal.  14, 6,  ZuB.  5.  JÖrstes  sal.  Capitulare  c.  5  (Behbend,  Lex  Salica'  S.  182). 
Bbühhu,  RG.  1,  172.    Fbensdorpf,  a.  a.  0.  484. 

*'  Vgl.  8.  24.  Gbucic,  RA.  135  f.  Über  den  sächsischen  Brauch  mit  Fingern 
und  OEiit  Zungen  vgl.  S.  59.    Fbbnsdorff,  a.  a.  0.  472. 

**  VgL  Bbunksb,  RG.  1,  159.  Der  Misse  thäter  war  durch  die  That  selbst 
forf actus  ^ahd.  firtäny  as.  farduan),  d.  h.  verurteilt  Daher  wohl  auch  froäunno 
(Cartae  Senonicae  17,  Zsumbb,  Formulae  192).     Vgl.  Bbunneb,  KG.  1,  157. 

*^  VgL  BaumiEB,  KG.  1,  86  ff.  171  n.  Kein  Mage  des  Befehdeten  war  be- 
reehtigty  auf  eigene  Hand  seinen  Frieden  mit  dem  Gegner  zu  machen. 
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dem  Thiter  und  seiner  Sippa  Was  in  rechter  Fehde  geschah,  galt  als 
büß-  und  straflose  That^^,  während  die  zur  Abwehr  der  Fehde  verübten 
Thaten  der  Gegner  nur  neue  Schuld  zu  der  alten  häuften.  Vorausgesetzt 
wurde,  daß  die  Fehde  sich  innerhalb  der  Grenzen  einer  bloßen  Wieder- 
vergeltung hielt  und  in  offenkundiger  Weise  vollführt  wurde  *^  Der  Haus- 
friede mußte  dem  Befehdeten  gewahrt  bleiben*',  auch  die  allgemeinen 
Friedstatten  gewährten  ihm  eine  schützende  Freistatt,  während  der  Ge- 
ächtete, dem  niemand  Nahrung  reichen  durfte,  auch  hier  nur  vorüber- 
gehenden Schutz  fand*^ 

Beendigt  wurde  die  Fehde  durch  Sühnevertrag,  der  gerichtlich  oder 
außergerichtlich  abgeschlossen  werden  konnte.  In  beiden  Fällen  hatte 
sich  die  befehdete  Partei  durch  ein  in  Yiehhäuptern  festgesetztes  Sühne- 
geld den  Frieden  zu  erkaufen  und  empfing  dafür  seitens  des  bisherigen 
Gegners  ein  eidliches  Friedensversprechen  (afrs.  frethid^  ferMdj  an.  tryg^ 
dir\  das  die  Fehde  aufhob  und  darum  Uniehde  (ags.  unfcshde)  oder  Ur- 
fehde (ahd.  urvStie^  urvShede)  genannt  wurde*^  Bei  Totschlagsühnen  ging 
zuweilen  eine  mit  den  nächsten  Verwandten  des  Getöteten  abgeschlossene 
Yorsühne  voran,  wobei  diese  für  den  Friedenskuß  einen  gewissen  Betrag 
als  Voraus  empfingen  *^  Die  Höhe  des  Sühnegeldes  unterlag  der  freien 
Vereinbarung;  hatte  sich  der  Verletzte  aber  an  das  Gericht  gewendet,  so 
erfolgte  die  Festsetzung  wohl  stets  durch  Gerichtsurteil*®.    Der  Sprach- 


*^  Der  erschlagene  Feind  lag  sine  vindieta,  sme  composiiione,  was  in  den 
frftnkischen  Quellen  mit  ferbatudo,  furbathtdo,  forbatutua  bezeichnet  wird.  Vgl. 
BsumiEii,  RG.  1,  157.    2iEüM£B,  Formolae  192  n.  2. 

**  Vgl.  Bkunneb,  RG.  1,  160. 

*•  Vgl.  L.  Alam.  44  (45).  L.  Fris.  add.  1,1.  L.  Sax.  27.  Den  Friedlosen, 
dem  man  das  eigene  Haus  niederbrannte,  schützte  kein  Hausfrieden.  Vgl.  Pact 
Alam.  5,  c.  3. 

^  Vgl.  Weinhold,  Über  die  deutschen  Fried-  und  Freist&tten,  Kieler  Uni- 
versitätsprogramm,  1864.     Wilda  248  ff.  538.    Grimm,  RA.  888  fL 

**  Vgl.  Bbunneb,  RG.  1,  161.  Grimm,  RA.  53  907.  Wilda  229  ff.  Siegel, 
Gerichtsverfahren  25.  Lönino,  Vertragsbruch  132  ff.  Der  Befehdete  wurde  fehde- 
frei (ags.  unfäk),    Bruch  der  Urfehde  galt  als  Meinthat. 

*^  „Moet-'*  oder  „Mundsühne^*  im  Üftmischen,  „Halsfang''  im  angelsächsischen 
Recht,  gewöhnlich  ein  Zehntel  des  Wergeides.  Das  praefntum  in  L.  Sax.  14  ist 
möglicherweise  ebenso  aufzufassen.  Die  sinnstörenden  Worte  ntocla  dieitur  apud 
Saxones  120  solidi  beruhen  wohl  auf  einem  erst  später  in  den  Gesetzestext  ge- 
ratenen Glossem.     Vgl.  ZRG.  16,  6  f.  15  f.  62  f.    20,  28. 

*•  Wenn  auch  die  gesetzliche  Tarifierung  der  Bußen  und  Wergelder  erst 
der  späteren  Zeit  angehört,  so  mußten  sich  doch  allmählich  gewisse  feste  Gewohn- 
heiten bilden,  wie  die  Berücksichtigimg  des  Standes,  Alters,  Geschlechts  des  Ge- 
töteten oder  Verletzten.  Bei  Knechten  und  Sachen  bildete  der  Sachwert  die  Grund- 
lage. Im  Norden  überließ  man  zuweilen  dem  Kläger  die  Bestimmung  des  Sühne- 
geldes oder  ließ  den  Beklagten  beschwören,  daß  er  sich  bei  umgekehrter  Sachlage 
mit  einem  bestimmten  von  ihm  anzugebenden  Betrage  begnügt  haben  würde 
{jafnadareidr,  Gleichheitseid),  was,  vielleicht  durch  dänische  Einflüsse,  noch  im 
16.  Jahrh.  auf  der  Insel  Rügen  vorkam.  Vgl.  Rügian.  Landgebrauch  Tit  84. 
V.  Amira,  Vollstreckungsverfahren  64;  ObL-R.  1,  712.  2,  397.  Wilda  316.  Koldsrüp- 
RosKKViKOS  183  f.    KoHLRR,  Shakespeare  178  n.  5.    Als  die  altertümlichste  Form 


§  12.    Das  Stnfieclit.  79 

gebranch  anterschied  zwischen  dem  Wergeide  bei  ^Tötongen*^  and  der 
BnBe  {compoxiäp^  an.  ags.  Mty  ahd.  puoz,  ptwza)  bei  sonstigen  Yerletzongen. 
Einen  Teil  des  äühnegeldes  erhielt  der  Kläger,  den  anderen  das  Gericht. 
Von  dem  Wergeide  hatte  der  Thäter  den  größten  Teil,  gewöhnlich 
Zweidrittel,  persönlich  aafzabringen;  derselbe  wurde  bei  emigen  Stämmen 
als  ,,£rbsühne''  bezeichnet  und  der  engeren  Familie  des  Getöteten  über- 
wiesen, während  der  Best,  für  den  die  Sippe  des  Thäters  haftete,  den 
Magen  des  Getöteten  als  „Magsühne^  oder  „Yettemboße^'  zufiel^. 

Für  den  Kläger  bedeutete  die  Klaganstellung  den  Verzicht  auf  das 
Fehderecht  und  die  unbedingte  Unterwerfung  unter  das  Urteil  des  Ge- 
richts. Wenn  der  Beklagt«  der  Ladung  keine  Folge  leistete,  oder  die 
Antwort  weigerte,  oder  es  ablehnte,  in  rechtsformlicher  Weise  die  Er- 
füllung des  Urteils  zu  geloben,  so  wurde  er  als  Rechtsverweigerer  ge- 
ächtet: das  Gericht  verhängte  die  allgemeine  Friedlosigkeit  über  ihn,  die 
durch  die  Fronung  seines  Vermögens  zugleich  den  Zwecken  der  Urteils- 
YoUstreckung  diente.  Wenn  er  sich  dagegen  dem  gerichtlichen  Verfahren 
fugte  und  das  Urteilserfüllungsgelöbnis  ablegte,  so  konnte  er  auf  Grund 
des  letzteren  gepfändet  werden  und  yerfiel,  wenn  sein  Vermögen  auch 
mit  Hilfe  der  IfYeunde  nicht  ausreichte,  schütz-  und  rechtlos  der  Rache 
seines  Gegners,  der  ihn  nach  Belieben  töten,  yerstümmeln,  verknechten 
mochte  ^^  Durch  Zahlung  der  Buße  dagegen  kautte  der  Thäter  sich 
wieder  in  den  verwirkten  Frieden  ein^^.    Ebendarum  umfaßte  das  ganze 


des  Wergeides  erscheint  die  völlige  Bedecknng  des  Leichnams  mit  Gold,  wovon 
sich  in  der  „Königslösung''  d&nischer  Sagen  noch  eine  Spur  erhalten  hat.  Vgl. 
Gboqi,  RA.  670  £;  Kl.  Schriften  6, 144  ff.    K.  Maubsb,  Ztschr.  f.  Volkskunde  6,  92  ff. 

*^  Das  fSiist  bei  aUen  Westgermanen  bezeugte  Wort,  von  got  wair,  ahd,  wer, 
d.  L  vir,  «bgeleitet,  war  gleichbedeutend  mit  an.  manyald.  Wie  neben  ags.  toer- 
gild  auch  die  abgekürzte  Form  uer  vorkam,  so  stellte  sich  neben  ags.  leödgeld 
(von  leödy  ahd.  Hut,  iL  i.  popultis)  das  salische  leucUs,  leodis,  das  vereinzelt  auch 
bei  Chamaven,  Friesen  und  Thüringern  und  als  leuda  in  L.  Baiuw.  9,  8  begegnet 
Daneben  kannten  Alamannen,  Friesen,  Langobarden  und  Kibuarier  die  Bezeichnung 
widergM  (recompensatio).  Vgl.  Grimm,  KA.  650  ff.  v.  Amiba*  149  f.  Bbuknee,  R6. 
1,  86.  Mausbb,  Kr.  VJSchr.  5,  804.  Bluhme,  MG.  Leg.  4,  679  f.  Bayer,  Urk.-B. 
d.  mittebrh.  Terr.  1,  Nr.  187. 

*•  Vgl.  Bruhmbr,  Sippe  und  Wergeid  (S.  71) ;  RG.  1,  86  f.  v.  Amira,  Erbenfolge 
22  ff.  84  ff.  116  ff.  142  ff.  Wilda  372  ff.  Maurer,  Kr.  VJSchr.  8,  49.  Kohler,  Shake- 
speare 158  ff  Wattz  1*,  70  f.  74  ff.  Zur  Teilnahme  am  Wergeide  waren  nur  die 
männltchen  Verwandten  berufen,  weil  sie  allein  zur  Blutrache  beföhigt  waren. 

*•  Vgl.  L.  Sal.  58.  L.  Burg.  12,  3.  Bruiyner,  Sippe  und  Wergeid  87  ff. 
V.  Amira,  £rbenfolge  22  ff.;  Nordgerm.  Obl.-R.  2,  172  ff.  Sohm,  Prozeß  der  Lex 
Salica  175  ff.  Waitz,  Das  alte  Recht  176  f.  Wilda  891.  Grimm,  RA.  617.  668. 
V.  Bas,  a.  a.  0.  54.    KoHUUt,  Shakespeare  159.    Thonissen,  Organisation  225  ff. 

^  Ganz  unbegründet  ist  die  seinerzeit  von  Roooe  aufgestellte  Ansicht,  daß 
die  Friedlosigkeit  nur  über  den  ausgebliebenen  Beklagten  habe  verh&ngt  werden 
können,  der  im  Gericht  erschienene  dagegen  berechtigt  gewesen  sei,  unter  Ver- 
weigerung der  Buße  auf  Fortsetzung  der  Fehde  zu  bestehen.  Das  Recht,  durch 
Angebot  der  Buße  den  Verletzten  auch  wider  seinen  Willen  zum  Verzicht  auf  die 
Fehde  za  nötigen,  wurde  dem  Thftter  erst  unter  den  Karolingern  zugestanden. 
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Sühnegeld  zwei  yerschiedene  Leistungen,  nämlich  die  an  den  Kläger  fär 
den  Verzicht  auf  die  Fehde  zu  zahlende  eigentliche  Buße  {faidus,  faidoj 
d.  h.  Febdegeld,  Feindschaftsgeld)  ^^  und  das  dem  Träger  der  öffentlichen 
Gewalt  zustellende  Friedensgeld  {fredus,  fredaY^^  nach  seiner  ursprüng- 
lichen Bedeutung  wohl  eine  Gegenleistung  für  die  mit  der  gerichtlichen 
Friedewirkung  ausgesprochene  Aufhebung  der  Fehde  ^^ 

Als  eine  schon  dem  altgermanischen  Rechte  bekannte  Abspaltung 
der  Friedlosigkeit  ist  die  Becht-  und  Ehrlosigkeit  zu  betrachten,  die 
als  Folge  schimpflichen  Betragens  in  der  Schlacht  sowie  bei  Treulosig- 
keit eines  Gefolgsmannes  gegen  seinen  Herrn  von  Bechts  wegen  eintrat 
und  wohl  hauptsächlich  in  der  Ausschließung  vom  Thing  und  jeder 
Gefolgschaft  sowie  in  der  Unfähigkeit  zu  Zeugnis  und  Eideshelferschaft 
beruhte^*. 

Mit  allen  Naturvölkern  teilten  die  Germanen  die  Unfähigkeit,  hin- 
sichtlich der  Zurechnung  einer  rechtswidrigen  Handlung  zwischen  böser 
Absicht  (ahd.  fära^  dank,  ags.  gewecdd,  ai|.  vili)  und  bloßem  Ungefähr 
zu  unterscheiden.  Alles  Gewicht  ruhte  auf  der  vollbrachten  That,  mochte 
sie  gewollt  oder  nicht  gewollt  sein^*,  während  Versuch,  Anstiftung  und 
Beihilfe,  soweit  sie  kein  selbständiges  Delikt  enthielten,  straflos  waren  ^^ 


**  Vgl.  MüLLENHOPP  bei  Wattz,  Das  alte  Recht  282.  Sohm,  Reichs-  und  Ge- 
richtsverfassung 107  n. 

^'  Vgl.  MüLLENHOPP,  a.  a.  0.  283.  v.  Amisa'  149.  Schmid,  Gesetze  der  Angel- 
sachsen 585.  RiCHTHOPEN,  Altfries.  WB.  761  f.  Die  ursprüngliche  Form  muß 
frethus,  frithus  gewesen  sein.  Vgl.  ahd.  frido,  afrs.  frethOj  ags.  frtdesböt,  adän. 
fritkkcap.  Daneben  begegnet  ags.  wite,  d.  h.  Strafe  (S.  72)  und  adän.  lahslity  d.  h. 
liechtsbruch.  Über  das  Recht  der  öffentlichen  Gewalt  auf  das  Friedensgeld  vgl. 
S.  72.  Sybel,  Königtum*  115  ff.  Die  sächsischen  Gerichtsgemeinden  bezogen  von 
alters  her  ein  Friedensgeld  von  12  Sol.,  das  ihnen  durch  Karl's  Capitulace  Saxoni- 
cum  von  797  c.  4  ausdrücklich  bestätigt  wurde;  sie  bezogen  es  pro  districiione  ei 
pro  wargida-^  daneben  sollte  bei  missatischen  Urteilen  ein  gleich  hoher  Betrag  für 
den  Königsboten  erhoben  werden,  quia  müstis  regaiis  ex  huc  re  fatigatus  fuerit. 
Bei  Uofgerichtssachen  sollten  beide  Beträge  an  den  Fiskus  fallen. 

^  Vgl.  V.  Ahiba'  149.  Über  die  verschiedenen  Auffassungen  des  Friedens- 
geldes V.  Bau,  a.  a.  0.  Note  246.  Den  Zusammenhang  mit  Gerichtsbann  und  Fried- 
losigkeit läßt  das  Anm.  52  erwähnte  Capitulare  Saxonicum  durchblicken,  während 
die  Belohnung  für  die  Bemühung  des  Richters  hier  deutlich  als  eine  Neuerung 
erscheint  Auch  wäre  bei  einem  solchen  Motive  nicht  zu  verstehen,  warum  bei 
Ungefährsachen  kein  Friedensgeld  erhoben  wurde,  während  der  Grund  auf  der 
Hand  liegt,  sobald  man  erwägt,  daß  es  hier  keine  Fehde  beizulegen  galt  (vgl. 
S.  81).  Eine  direkte  Strafe  für  den  Friedensbruch  aber  kann  das  Friedensgeld 
nicht  gewesen  sein,  da  es  in  Wegfall  kam,  wenn  der  Verletzte  die  Fehde  wählte 
oder  diese  durch  außergerichtliche  Sühne  beigelegt  wurde. 

**  Vgl.  Waitz  1»,  348.  376.  413.  Wilda  304  n.  2.  Bell.  Gall.  6,  c.  23. 
Tacitus,  Germ.  c.  6,  c.  14.    Beovulf  2885  ff. 

**  Vgl.  Amira,  Obl.-R.  1,  373  ff.,  und  die  Rechtssprichwörter:  Selbe  tcete  selbe 
kabej  Wer  ScJtaden  thut  muss  Schaden  bessern.  Die  That  tötet  den  Manfiy  Le  faxt 
juge  t'homme  (Graf  u.  Dibthebr,  Rechtssprichw.  276.  292.  297  f.  Grxux,  RA.  34), 
Etcylk  brehi  ungewealdes,  bete  gewealdes  (Schmid,  Ges.  d.  Angels.  486J. 

^  Vgl.  WiLDA  598  fil    Brühkbb,  RG.  2,  567.  569.    Begünstigung  eines  Friedens- 
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Nnr  insoweit  wurde  dem  Willenswerk  (an.  viliaverk)  eine  andere  Behand- 
lung als  dem  bloßen  Ungefahrwerk  (an.  vapaverk,  afre.  unweldich  dede) 
zu  teil,  als.  das  erstere,  weil  in  feindlichem  Sinne  begangen  ^^^  als 
wirklicher  Friedensbruch  Friedlosigkeit  und  Fehde,  sowie  im  Falle  der 
geriehüichen  Beilegung  die  Verpflichtung  zu  Friedensgeld  herbeizuführen 
Termochte,  während  das  bloße  Ungefähr  (mhd.  &ne  gevcere)  nur  einen 
einfachen  Bußanspruch  ohne  Fehde  und  Friedensgeld  begründete^®  und 
einzig  im  Falle  der  Sechtsverweigerung  mit  der  Acht  bestraft  wurde. 
Doch  mußte  der  Thäter,  um  das  Ungefähr  geltend  zu  machen,  der  Klage 
durch  Selbstanzeige  zuYorkommen  und  sich,  soweit  es  erforderlich  war, 
durch  einen  Gefahrdeeid  (an.  vapaeidr)  reinigen*®;  nur  bei  Thaten  von 
Kindern  und  offenbaren  Wahnsinnigen  wurde  dayon  Abstand  genommen®^. 
Unterblieb  die  Selbstanzeige,  so  war  nachträgliche  Entschuldigung  im 
Wege  der  Einrede  ausgeschlossen.  Überhaupt  aber  wurde  die  Berufung 
auf  das  Ungefähr  nur  innerhalb  eines  eng  begrenzten  Kreises  bestinunter 
typischer  Fälle  zugelassen ®^  Bei  Unfällen,  die  durch  Tiere  oder  leblose 
Gegenstände  verursacht  waren,  sowie  bei  Übelthaten  von  Sklaven  ist  das 
üngeShr  zu  Gunsten  des  Eigentümers  erst  in  der  folgenden  Periode  zur 
Anerkennung  gelangt 

§  13.    Das  Gerichtsverfahren. 

BRtnniEB,  Grundr.  223;  KG.  1,  177  ff.  v.  Amira*  161  ff.;  Das  altnorweg.  VoU- 
streckTmgBverfiihren,  1874;  Obl.-R.  I.  §§  11.  15—23.  34.  85.  70.  IL  §§  11—13.  62; 
Gdtt  gel.  An2.  1885,  S.  161  ff.;  Zur  altfränkischen  Eideshilfe,  i.  d.  Germania  20,  58  ff. 
HsBzzBKBA,  Gmndtrsekkene  i  den  aaldste  norske  proces,  1874.  K.  LbhmanK)  Königsfriede 
der  Nordgexmanen  18  ff.  111  ff.  Sohm,  Prozeß  der  Lex  Salica,  1867;  Reichs-  u. 
Oerichtsverfassung  113  ff.  138  ff.  Thonissen,  Organisation  judiciaire  de  la  Loi  Salique 
401—543.    Pabdbssub,  Loi  Saliqae  597  ff.    Waitz  l^  442  ff.;  Das  alte  Recht  der 


breehers  nach  vollbrachter  That  war  Begünstigung  eines  ipso  iure  Friedlosen  und 
daher  als  selbständiges  Delikt  zu  strafen.    Vgl.  Baunnbb,  RG.  2,  575. 

''  Die  feindUcbe  Handlung  heißt  Ssp.  I.  55.  56  gae  dat  (gfthe  That).  Daför 
langob.  haistafiy  asto,  asto  anivu),  afirs.  kaester  hatidy  alazn.  hasteo,  haistera  handi, 
altbair.  haifliehen,  an.  heipiugri  kendi.  Vgl.  Wilda  560  f.  Oseksrüggek,  Strafr.  d. 
Langob.  32.  v.  Amuia'  142.  Grihm,  RA.  4;  DWB.  4,  2  Sp.  550.  Schmelleb,  Bayer. 
WB."  1,  1066.  RiCHTHOFB»,  Altfries.  WB.  797.  Merkel,  MG.  Leg.  8,  49,  n.  18. 
LiHimiK,  ebd.  5,  76.  169. 

^  Daher  altschwed.  ensdk  (Einsache),  die  Buße  enskyld  (Einschuld).  VgL 
L  Sal.  24,  5.  L.  Rib.  46.  70,  1.  Roth  75.  138.  326.  387.  Liutpr.  136.  L.  Sax. 
57.  59.    V.  AüiRiL,  Obl.-R.  1,  70.  370  f.;  Tierstrafen  584  f. 

**  Vgl.  WiLDA  594 ff.  BRumfER,  RG.  2,  546 f.;  Absichtslose  Missethat  824 ff. 
V.  AiasA,  Obl-R.  1 ,  379  f.  Der  regelmäßig  mit  Eideshelfem  geleistete  Gefährde- 
eid  war  eine  außerprozessuale  Handlung  wie  die  aus  ihr  hervorgegangene  Ver- 
Uarang  der  Seeschiffer,  die  erst  später  zu  einem  Zeugenbeweise  zu  ewigem  Ge- 
dächtnis geworden  ist    VgL  Beuitnbr,  a.  a.  0.  828.    Wagneb,  Seerecht  898  f. 

«•  Vgl.  WiLDA  640—648.     V.  Amira,  Obl.-R.  1;  375. 

**  Allgemein  nur  bei  Peuerverwahrlosung,  da  bei  der  Brandstiftung  die  bös- 
liche Absicht  unmittelbar  zum  Thatbestande  gehörte.  Vgl.  Brünkeb,  RG.  2,  654; 
Absichtslose  Missethat  823  f. 

K.  SoubOdbb,  I>eateche  Bechtsgeachichte.    8.  Aufl.  6 
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sal.  Fraoken  154—185.  Bbebemd,  Zum  Prozeß  der  Lex  Salica,  Festgaben  f.  Ueffter, 
Berlin  1878.  v.  Bethmann-Hollweo,  German.-roman.  Givilprozeß  I.  1868.  Sieobl, 
Greschichte  des  deutschen  Gerichtsverfahrens,  I.  1857.  Gaudbnzi,  L*antica  proce- 
dura gennaaioa  e  le  legis  actiones,  1884.  Dahn,  Fehdegang  u.  Rechtsgang,  Bau- 
steine 2, 116  £  BoGQSy  Gerichtswesen  der  Grermanen,  1820.  G.  L.  t.  Maubxb,  Gresch. 
d.  alt-genn.  Gerichtsverfahrens,  1824.  R.  Lönino,  Der  Reinigungseid  bei  Un- 
geridhtsklagen,  1880.  Gbimm,  RA.  839  ff.  EL  Maukeb,  Kr.  YJSchr.  16,  97—108. 
18,  82—77;  Das  Beweisverfahren  nach  deutsch.  R,  Kx.  Übersch.  5,  180  ff.  382  ff. 
Laüghlin,  The  anglosaxon  legal  procedure,  i.  d.  Essays  of  anglos.  Law  183-805. 
Pbbtilb,  Storia  del  diritto  italiano  YL  Zobn,  Beweisverfiihren  nach  langob.  Recht, 
1872.    CosACX,  Die  Eidhelfer  des  Beklagten  nach  ftltest  deutsch.  Recht,  1885. 

Über  das  gerichtliche  Verfahren  geben  die  Quellen  der  Urzeit  noch 
keinen  An&chlnß,  doch  läßt  sich  ans  den  späteren  Quellen,  namentlich 
durch  Yergleichung  des  der  früheren  Entwickelungsstufe  noch  sehr  nahe- 
stehenden Prozesses  der  Lex  Salica  mit  dem  der  nordgermanischen  Rechte, 
wenigstens  ein  annähernd  richtiges  Bild  gewinnen.  Wie  alle  Naturvölker, 
so  kannten  auch  die  Germanen  nur  den  Strafprozeß.  Auch  privatrecht- 
liche  Ansprüche  konnten  nur  in  der  Form  des  letzteren  verfolgt  werden, 
indem  der  Kläger  den  Beklagten  durch  eine  erfolglos  gebliebene  Auf- 
forderung, seine  Ansprüche  zu  befriedigen,  in  formales  Unrecht  versetzte, 
so  daß  derselbe,  wenn  er  verurteilt  wurde,  neben  der  ursprünglichen  Ver- 
pflichtung auch  eine  Buße  für  sein  Verharren  in  dem  Widerstände  gegen 
die  Rechtsordnung  zu  leisten  hattet 

Das  Gerichtsverfahren  beruhte  wie  bei  den  römischen  Legisaktionen 
auf  strengstem  Formalismus  und  weitgehender  Verhandlungsmaxime.  Der 
erstere  äußerte  sich  namentlich  darin,  daß  die  Parteien  alle  ihnen  ob- 
liegenden Prozeßhandlungen  persönlich  und  unter  genauester  Beobachtung 
bestimmter  Wortformen,  von  entsprechenden  symbolischen  Handlungen 
begleitet^  vorzunehmen  hatten;  der  geringste  Formverstoß  konnte  die 
Partei  zu  Falle  bringen,  das  war  die  „Gefahr^'  (mhd.  väre)  im  Rechts- 
gange ^  Der  einzelne  Prozeß  spielte  sich  wesentlich  wie  ein  Kampf  der 
Parteien  („Widersacher^^,  ahd.  widarsachoj  as.  ags.  aneUaca,  afränk.  ffosakjo, 
mhd.  sackwalteY  vor  den  Augen  des  Gerichts  ab.  Die  Prozeßleitung 
lag  weniger  in  der  Hand  des  Richters,  der  mehr  nur  das  negative  Recht 
des  Verbotes  und  der  Bestraiang  thingwidriger  Handlungen  besaß,  als 
in  der  Hand  der  betreibenden  Partei,  die  in  den  verschiedenen  Prozeß- 
stadien das  Recht  hatte,  den  Gegner  durch  ihr  Gebot  zu  der  entsprechen- 
den Prozeßhandlung  zu  zwingen.  Das  Gebot  war  ein  reiner  Formalakt, 
ohne  Rücksicht  auf  seine  materielle  Berechtigung,  zog  aber  bei  miß- 
bräuchlicher Anwendung  die  Verurteilung  des  Gebietenden  zu  einer  Geld- 
buße nach  sich. 


'  Vgl.  Ihebing,  Das  Schuldmoment  im  rom.  Priv.-R.  (Vermischte  Schxiften 
155  ff.).     Bbthmamn-Hollwbg  1,  24.  26  ff.  472. 

'  VgL  SiBGEi.,  Die  G^ahr  vor  Grericht  u.  im  Rechtsgange,  Wiener  SB.  1865. 

'  Die  Grundbedeutung  von  „  Sache  ^^  (ahd.  sacha,  got  aaJQÖj  an.  sök)  war 
^Kampf,  Streit,  Verfolgung.    Vgl.  y.  Amiba'  161 ;  Obl.-R.  1,  69  f.  2,  85  f.   Klüob^  309. 
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Das  erste  Gebot  des  Kl^ers  war  die  „Mahnui^''  {mannitio)  oder 
„ABsprache''  {admaUatio):  vor  zugezogenen  Zeageo  hatte  er  seiiieii  Wider- 
sacher in  dessen  Wohnung  zu  „mahnen"  (mlat.  mannire\  d-  h.  unter  An- 
gabe des  Gegenstandes  seiner  Beschuldigung  vor  Gericht  zu  laden  (an* 
stefna).  Versäumte  eine  der  Parteien  den  Tag,  ohne  sich  durdbi  einen 
Boten  wegen  ^echter  Not"  oder  „Ehaften"  {ninnis,  ahd.  surme)^  i  h.  ge- 
setzlicher Binderungsgründe,  zu  entschuldigen^,  so  wurde  sie  auf  Un- 
gehorsamsprotest des  Gegners  in  eine  Geldbuße  an  diesen  und  das  Gericht 
Ferfallt*.  Über  den  wiederholt  erfolglos  vorgeladenen  Beklagten  wurde 
die  Strafe  der  Rechtsverweigerung  verhängt 

Waren  die  Parteien  im  Gericht  erschienen,  so  trug  der  Kläger  seine 
Klage  (ahd.  chloffa,  ziht)  vor,  wobei  Haltung  und  Worte  strenge  vor- 
geschrieben waren.  Unter  feierlicher  Beteuerung  seines  Bechts,  wahrschein- 
lich durch  eine  Art  Geiahrdeeid  auf  den  in  seiner  Hand  befindlichen 
Speer  oder  Stab^,  gebot  er  dem  Beklagten  in  rechtsförmlicher  Weise,  sich 
zu  wehren  (ahd.  werjan^  an.  verjd)^  d.  h.  ihm  Wort  für  Wort  zu  ant- 
wortend Die  Beschuldigung  mußte  so  gefaßt  sein,  daß  der  „Antworter" 
nur  mit  einem  „ja"  oder  „nein"  erwidern  konnte;  ein  Zugeständnis  mit 
Einreden  oder  eine  bedingte  Ableugnung  gab  es  nicht  Yerweigenmg  der 
Antwort  galt  als  Bechtsverweigerung. 

Nach  der  Antwort  stellte  der  Kläger  in  feierlicher  Weise  die  Urteils- 
bitte ^.  War  der  Beklagte  geständig,  so  erfolgte  sofort  die  Yerurteilung. 
Leugnete  er,  so  kam  es  bei  den  Westgermanen  zu  einem  alternativen 
oder  bedingten  Endurteil,  bei  den  Nordgermanen  zunächst  nur  zu  einem 
BeweisurteiL  War  der  Angeschuldigte  ein-  Unfreier,  so  kam  wohl  schon 
in  ältester  Zeit  die  Tortur  zur  Anwendung.  Bei  dem  Verfahren  gegen 
Freie  bedurfte  es  eines  besonderen  Termins  zur  Beweisverhandlong.  Da 
aber  das  Gericht  keinen  direkten  Zwang  auf  die  Parteihandlungen  aus- 
übte^ sondern  mehr  oder  weniger  nur  den  Charakter  einer  Sühneinstanz 
hatte',  so  bedurfte  es  dafür  eines  besonderen  Urteilserfullungsvertrages, 


«  YgL  A.  Schmidt,  Echte  Not  (ISSS)  hfL  Qrwat,  RA.  847  ff.  MüLunraora 
bei  Waitz,  Das  alte  Becht  293. 

'  Über  den  UngehorsamsproteBt  vgl.  §  8  Anm.  24. 

^  Daher  ah<L  siapsakhi  und  bistabdn  für  accnsare,  rttogstab  für  aocusatio. 
Vgl.  BsmnrBB,  BG.  1,  139.    Fbbkbbobvf,  Recht  o.  Rede  459. 

'  Frfinkische  QneUen  yerwenden  für  diese  Au^orderong  das  noch  nicht  ge^ 
nagend  erklärte  Wort  tanganare,  das  sich  wahrscheinlich  ebenfalls  auf  ein  An- 
£ajB8en  der  Waffe  oder  des  Stabes,  sei  es  des  Klägers  oder  des  Beklagten,  bezog. 
YgL  BauHifEB,  RG.  1,  180;  Zeugen-  u.  Inquis. -Beweis  44.  Sohk,  Prozeß  143  ff.; 
Reiche  u.  Gerichtsverf.  139.  Sibgel,  a.  a.  0.  131  ff.  Gohn,  Jostizverweigerung  im 
altd.  R.  22—40.  Gazmm,  RA.  5.  Müllbkhoff  bei  Waitz,  a.  a.  0.  293.  Diez, 
WB,  II  c.  8.  y.  tangoner. 

"  Im  fränkischen  Recht  erfolgte  auch  die  Bitte  des  Klägers  an  die  Urteiler 
mit  tanffonttre  (Anm.  7). 

*  YgL  S.  78.  Althochdeutsche  Glossen  fibersetzen  iudex  mit  urieüo,  sönäri 
(monart)  und  sdneo,  ludicium  und  sententia  mit  sona  (suona),  deiudicat  mit  pisönit, 
Ffir  Gtoicht  begegnet  numsiuol  (y.  Ami&a'  151). 

6* 
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den  die  Parteien  in. feierlicher  Weise  durch  Handtrene  {fides  facta\  unter 
gegenseitiger  Bürgenstellung,  miteinander  abschlössen*®.  Weigerte  sich 
der  Kläger,  den  Vertrag  abzuschließen,  so  wurde  er  sachßllig;  Weigerung 
des  Beklagten  galt  als  Eechtsyerweigerung. 

Bei  dem  Beweisverfahren  handelte  es  sich  nicht  sowohl  um  die  in- 
dividuelle Überzeugung  des  Gerichts  von  der  materiellen  Wahrheit  einer 
Behauptung  oder  Aussage,  als  vielmehr  darum,  dem  Gegner  eine  juri- 
stische Gewißheit,  eine  formelle  Wahrheit  vorzufuhren.  Die  Beweisrolle 
war  durchaus  einseitig,  jeder  Gegenbeweis  ausgeschlossen.  Die  Beweis- 
verhandlung fand  bei  den  Westgermanen  vor  Gericht,  bei  den  Nord- 
germanen außergerichtlich  vor  den  Parteien  und  zugezogenen  Zeugen 
statt  Als  Beweismittel  dienten  Zeugen  und  Eid.  Konnte  der  Kläger 
seine  Behauptungen  mit  Zeugen  erhärten,  so  war  er  näher  zum  Beweise, 
falls  der  Beklagte  nicht  ebenfalls  Zeugen  benannt  hatte.  Zeugen,  die  aus 
Erfahrung  aussagten,  waren  nur  zulässig,  wo  es  sich  um  länger  dauernde 
Zustände  handelte,  wie  bei  Grenzstreitigkeiten  (Nachbarzeugnis)  und  Frei- 
heitsprozessen (Verwandtenzeugnis).  In  anderen  Fällen  bedurfte  es  be- 
sonderer TJrkundszeugen,  die  in  rechtsformlieher  Weise  zu  der  zu  be- 
kundenden Thatsache  zugezogen  oder,  bei  zufälliger  Anwesenheit»  angesichts 
derselben  ausdrücklich  zu  späterer  Beurkundung  aufgefordert  waren**. 
Die  Berufung  auf  zufällige  Augen-  oder  Ohrenzeugen  war  ausgeschlossen. 
Waren  keine  Zeugen  vorhanden,  so  kam  es  zum  Eide.  Hier  war  in  der 
Begel  der  Leugnende,  also  der  Beklagte,  näher  zum  Beweise,  in  den 
meisten  Fällen  hatte  er  den  Eid  zu  schwören.  Männer  leisteten  den- 
selben auf  die  Waflfen,  Frauen  auf  Brust  und  Zopf;  bei  den  Nordgermanen 
war  auch  Ablegung  des  Eides  auf  einen  Eidring  in  Gebrauch.  Nur  in 
geringeren  Angelegenheiten  genügte  der  Eineid  der  Partei,  in  der  Regel 
mußte  dieser  durch  einen  mit  gesamtem  Munde  abgelegten  Hilfseid  einer 
größeren  oder  geringeren  Zahl  von  Eideshelfem  [consacramentalesj  con- 
(utatores,  gieidon,  hamedn)  bekräftigt  werden.  Die  Zahl  der  Eideshelfer 
richtete  sich  nach  der  Bedeutung  des  Gegenstandes;  der  größte  Eid  er- 
forderte elf  oder  zwölt  Die  Eideshelfer  hatten  nicht  die  objektive  Wahr- 
heit, sondern  ihre  subjektive  Überzeugung  von  der  Reinheit  des  Haupt- 
eides (daß  derselbe  „rein. und  nicht  mein''  sei)  zu  beschwören.  Demnach 
konnten  nur  Personen,  welche  den  Schwörenden  genau  kannten,  zunächst 
seine  Verwandten,  sodann   Nachbarn   und  Genossen,  zur  Eideshilfe   zu- 


»0  Vgl.  oben  S.  59.  79. 

"  Vgl.  Grimm,  RA.  143  ffi  857  f.  v.  Amira,  Obl.-R.  2,  821  ff.  Wegen  der 
k^gatio  (an.  skirskoian)  wurden  die  Zeugen  (von  ,,Ziehen")  als  „testes  tracti^*  (bei 
den  Baiern  ,,per  aures  tracti*')  oder  „teetes  rogati"  bezeichnet  Die  afad.  Benennung 
war  urchundo,  daneben  begegnet  giurixo  (ags.  gevita,  an.  vtfnt)^  der  Wissende.  Um 
die  Urkundszeugen  zur  späteren  Abgabe  eines  Zeugnisses  ein-  fSbr  allemal  zu  ver- 
pflichten, muBte  die  Partei  ihnen  Urknndsgeld  zahlen  oder  einen  Weinkanf  leisten, 
da  eine  öfientlichrechtliche  Zeugnispfiicht  nicht  bestand,  eine  privatrechtliche  aber 
nur  durch  entgeltlichen  Vertrag  begründet  werden  konnte  (S.  62). 
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gelassen  werden.  Für  die  Verwandten  des  Schwörenden  war  es  Pflicht, 
der  Aufforderang  zur  Eideshilfe  Folge  zu  leisten^*.  Die  Vorladung  der 
Eideshelfer  wie  d^r  Zeugen  war  Sache  der  beweisfahrenden  Partei,  der 
hierzu  das  prozessualische  Recht  des  zwingenden  Gebotes  zustand  ^'.  Noto- 
risch ehrlose  Personen  wurden  weder  zum  Parteien-,  noch  zum  Hilfe-  oder 
Zeugeneide  zugelassen  ^^ 

Gewichtigere  Beweismittel  als  Zeugen  und  Eid  waren  später  bei  allen 
Germanen  die  Gottesurteile  {mdicium  dei^  ags.  ardäl)^K  Quellenmäßig 
bezeugt  ist  aus  der  Urzeit  nur  das  Gottesurteil  des  Loses  ^®,  das  aber, 
wie  es  scheint,  nicht  sowohl  der  Untscheidung  der  Schuldfrage,  als  viel- 
mehr der  Frage  der  Vollstreckung  diente  (S.  74).  Läßt  sich  nun  auch 
nicht  bezweifeln,  daß  ein  Teil  der  erst  später  hervortretenden  Formen 
des  Gottesurteils  ebenfalls  bis  in  die  germanische,  ja  arische  Zeit  zurück- 
reicht^^, so  darf  man  doch  vermuten,  daß  ihre  Funktion  in  der  ger- 
manischen Zeit  keine  andere  als  die  des  Losurteils  gewesen  ist,  die 
Germanen  also  Gottesurteile  nur  als  Orakel  und  nicht  als  gerichtliche 
Beweismittel  gekannt  haben  ^^.  Als  Orakel  {prctehidicium)  war  ihnen  ins- 
besondere auch  der  Zweikampf  bekannt ^^,  doch  scheint  der  gericht- 
liche Zweikampf,  der  seit  der  christlichen  Zeit  bei  den  Südgermanen 
unter  die  Gottesurteile  aufgenonunen  wurde '^,  in  anderem  Zosammen- 
hange  aufgekonmien  zu  sein^^    Wie  nach  uraltem  Brauche  zwei  feind- 


^'  Selbstveratflndlich  nicht  für  diejenigen,  welche  ans  persönlichen  oder  sach- 
lichen Gründen  Zweifel  in  die  Wahrhaftigkeit  des  Schwörenden  setzten.  Vgl. 
AUiTBEB,  Beweisverfähren  197  ff.  Sobm  ,  Beichs-  u.  Gerichtsverfassung  578  ff. 
V.  AiORA,  Znr  altfränkischen  Eideshilfe  59. 

"  VgL  L.  Sal.  49. 

^^  Vgl.  Caesar,  Bell.  Gall.  6,  c.  28;  omnkun  hia  temm  posiea  fides  derogatur, 

^^  VgL  Majeb,  Geschichte  der  Ordalien,  1795.  Wilda,  Ordalien  (bei  Ersob 
n.  Gbubeb,  Eneyklopädie,  m.  4,  453  ff.).  Phillips,  Ordalien  bei  den  Gkrmanen, 
1847.  Pfalz,  Die  germanischen  Ordalien,  1865.  Dahn,  Stadien  zur  Geschichte 
dergenn.  Gottesurteile  (Bausteine  2, 1—75).  M.  Maitbeb,  Beweisverfahren  213 — 233. 
Gbhoi,  BA.  908—987.  Waitz  1^  446  f.  Die  in  der  Litteratur  immer  noch  ge- 
brfinchliche,  dem  Angelsächsischen  entnommene  Bezeichnung  „Ordal"  (§  8,  n.  16) 
sollte  man  vermeiden.   Vgl.  Gbimm,  BA.  908;  DWB.  7, 1816.    Maübeb,  a.a.  0.  214. 

^*  Vgl.  S.  14.  WiLBA,  a.  a.  0.  454  f.  480.  Lilibnobon  u.  Müllbnhoff,  Zur 
Ronenlehre  (1852)  S.  38—42.  Hometbb,  Haus-  und  Hofmarken  (1870)  S.  215  ff; 
Ober  das  german.  Losen,  Monatsber.  d.  Berl.  Akad.  1858,  S.  747  ff.;  Die  Losstäb- 
ehen, i.  d.  Symbolae  Bethmanno-Hollwego  oblatae,  1868,  S.  69  ff. 

"  Vgl.  Kagi,  Alter  und  Herkunft  der  germ.  Gottesurteile  (Festschrift  f.  d. 
Versamml.  deutscher  Philologen  in  Zürich,  1887). 

^^  VgL  V.  Amiba*  168f.;  Gott  gel.  Anz.  1885,  S.  169  f.;  1888,  1,  55  f.  K.  Maubeb, 
Das  C^ttesurteil  im  altnord.  Kecht  (Germania  19,  139  ff.).  Wilda,  a.  a.  0.  480  £F. 
Anderer  Meinung  Bbükkeb,  RG.  1,  182  f.  Ein  Orakel  war  auch  das  sg.  Bahr- 
gericht    Vgl.  K.  IiEHiiAinr  i.  d.  Abhandlungen  für  Konrad  Maurer,  1893,  S.  28  ff. 

*»  VgL  Tacitus,  Germania  c.  10.    Greg.  Tur.,  Hist  Franc.  2,  2. 

^  Aus  dem  nordgermanischen  Bechte  verschwand  der  gerichtliche  Zweikampf, 
seit  die  Grottesurteile  Eingang  in  das  gerichtliche  Yerfeihren  gefunden  hatten. 

'^  Vgl.  Maübsb,  Beweisverfahren  222  ff.  v.  Ajoba*  167  f.;  VoUstreckungs- 
vetfiabren  290  ft;  Gott  gel.  Anz.  1888,  1,  54  f.    Wilda,  a.  a.  0.  478.    Waitz  1», 
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liehe  Heere  sich  vrohl  dahin  yertragen,  unter  Verzicht  anf  den  Massen- 
kampf die  Entscheidung  van  dem  Ausgange  eines  Zweikampfes  anserlesener 
Krieger  abhängig  zu  machen**,  so  konnte  »nch  der'  Geschlechterfehde 
dnrch  einen  nnter  den  Parteien  abgeschlossenen  Eampfvertrag  (ahd.  weha- 
dinc)^  ein  Ziel  gesetzt  werden.  Der  an  bestimmte  Regeln  gebundene 
Zweikampf  trat  also  an  die  Stelle  des  angeregelten  Yölker-  oder  Ge- 
schlechterkrieges. Jeder  der  beiden  Kämpfer  verpfändete  sich  dem  anderen 
für  den  Fall  des  Unterliegens  mit  Leib  und  Gut;  der  Sieger  konnte  seinen 
Gegner  straflos  töten  und  seine  Habe  sich  als  Beute  aneignen.  Der  ge- 
richtliche Zweikampf  bildete  zugleich  einen  Yollen  Ersatz  des  gericht- 
lichen YerfohrenS;  nicht,  wie  später,  einen  mehr  oder  weniger  zufalligen 
Teil  desselben,  er  brachte  den  Eechtsstreit  unmittelbar  zur  Entscheidung** 
Man  darf  annehmen,  daß  die  verletzte  Partei,  wenn  sie  sich  unter  Ver- 
zicht auf  Fehde  und  Bußklage  zu  kampflicher  Ansprache  vor  Gericht 
entschied,  den  Gegner  zur  Annahme  der  Forderung  zwingen  konnte;  Ab- 
lehnung des  kampflichen  Grußes  war  Rechtsverweigerung*^. 

Eine  eigentliche  Urteilsvollstreckung  kannte  das  germanische 
Recht  nur  bei  Todesstrafen,  und  auch  hier  erst  nach  Einholung  eines 
Gottesurteils  über  die  Frs^e,  ob  das  Opfer  den  Göttern  genehm  sei  (S.  74). 
Außerdem  läßt  sich  vermuten,  daß  Friedensgelder  und  an  das  Gericht 
verwirkte  Prozeßbußen  von  Amts  wegen  eingetrieben  wurden.  Was  dagegen 
eine  Partei  von  der  anderen  auf  Grund  des  UrteilserfuUungsversprechens 
zu  fordern  hatte,  berechtigte  nur  zur  Privatpfandung,  die  in  erster  Reihe 
Aufgabe  der  von  der  schuldigen  Partei  gestellten  Bürgen  (als  Einsteher) 
gewesen  sein  dürfte.  Über  das  Verfahren  bei  erfolgloser  Pfändung  sind 
wir  nur  teilweise  unterrichtet  *^  Die  wichtigste  Grundlage  für  die  Aus- 
bildung eines  eigentlichen  Vollstreckungsver£ahrens  hat  man  mit  Recht 
in  der  Friedlosigkeit  gefunden,  indem  die  Ächtung,  mochte  sie  als  Strafe 
eines  schweren  Friedensbruches  oder  als  prozessuales  Zwangsmittel  wegen 
Rechtsverweigerung  des  Beklagten  verhängt  sein,  das  Vermögen  des  Ge- 
ächteten mitumfaßte  und  dem  Zugriffe  des  Richters  wie  des  Klägers  preisgab  *^. 


445  £  Dahn,  Studien  57  f.;  Fehdegang  121  £  Unoeb,  Der  gerichü.  Zweikampf 
bei  d.  germ.  Völkern,  1847.  Anderer  Meinung  BBirvNEB^  RG.  1,  188.  Siegel,  Ge- 
richtsverfahren 204  f. 

•«  Vgl.  Gbimm,  RA.  928. 

«»  Vgl.  Siegel,  a.  a.  0.  217.    Sohmklleb,  Bayer.  WB.*  2,  880. 

•*  Die  Verwunderung  der  Germanen  darüber ,  daß  soKia  armis  decemi  bei 
den  Römern  iure  terminarentur  (Velleius  Paterc.,  Hist.  Rom.  2,  c.  118),  bezog  sich 
wohl  nicht  bloß  auf  das  Fehderecht,  sondern,  wie  v.  Ajora  annimmt,  auch  auf  den 
gerichtlichen  Zweikampf. 

"  Das  spfttere  Recht  gestattete  auch  dem  Beklagten,  Eid  und  Zeugen  des 
Elfigers  zu  schelten,  indem  er  sich  zum  Kampfe  erbot. 

^  Vgl.  S.  79.  Der  Überweisung  des  Schuldners  in  die  Grewalt  seines  Gegners 
wird  von  den  Quellen  nur  bei  der  Wergeldschuld  gedacht;  ob  sie  auch  bei  anderen 
Friedensbrüchen  vorkam,  erfahren  wir  nicht.  Über  die  exekutive  Schuldknecht- 
schaffc  geben  erst  die  Quellen  der  folgenden  Periode  AufBcbluß. 

"  Vgl.  S.  76,  79,  81. 
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Wnrde  ein  Yerbreoher  auf  handhafter  That  oder  nnmittelbar  auf  der 
Eucht  Yon  der  That  ergriffen ,  so  fand  statt  des  kontradiktorischen  ein 
rein  exekutives  Verfahren  statt.  Auf  das  von  dem  Verletzten  erhobene 
Gerüft*®  hatten  alle,  die  es  vernahmen,  die  Pflicht,  zu  seiner  Uuter- 
slützung  sowie  zur  Bezeugung  des  Geschehenen  herbeizueilen.  Der  Ver- 
brecher wurde,  nebst  den  körperlichen  Beweisen,  gebunden  vor  das  Gericht 
gefuhrt  und  auf  die  EQage  und  eidliche  Aussage  des  Verletzten  und  das 
Zeugnis  einer  genügenden  Zahl  von  „  Schreimannen  <'  sofort  verurteilt 
Erwehrte  der  Thäter  sich  der  Festnahme,  so  konnte  er,  als  ein  von  Rechts 
wegen  friedloser  Mann,  von  seinen  Ver&lgem  ungestraft  getötet  werden. 


**  VgL  S.  87  n.,  77.    Sohm,  Prozeß  185  n.  2.    Stbikicetbb  u.  SnvsBS,  Gloaaen 
2,  321  clamor:  gehruafH. 


Zweite  Periode. 
Die  fränkische  Zelt. 


Waitz  II*.  ni*.  IV*.  NiTzsoH,  Gesch.  d.  deutsch.  Volkes,  her.  v.  MatthXi  P. 
1892.  Abnold,  Deutsche  Geschichte  ü.  1881—83.  Dahn,  Deutsche  Geschichte  I. 
1883—87;  Urgeschichte  L— IV.  1881—89;  Konige  der  Germanen  L— V.  1861—70, 
VI*.  1885,  Vn.  1—3.  1894—95  (dazu  W.  Sickel,  Gott  gel.  Anz.  1896,  S.  269  ff. 
HiB,  ZUG.  31,  185  ff.),  Vin.  1.  1897.  Kaüfkakn,  Deutsche  Geschichtet,  ü. 
1880—81.  Lampbecht,  Deutsche  Geschichte  I*.  1894.  11.  1892;  Deutsches  Wirt- 
schaftsleben I.  1 — 60.  W.  ScHULTZE,  Deutsche  Geschichte  von  der  Urzeit  bis  zu 
den  Karolingern  U.  1896.  Mühlbaoher,  Deutsche  Geschichte  unter  den  Karolingern, 
1896.  V.  Inama-Stebnego,  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte  I.  1879.  Pbou,  La  Gaule 
m^rovingienne,  1897. 

Mon.  Germ.  Auct  antiqu.  I— Xm.  1877  —  1896;  Scriptores  (fol.)  I.  ü.  IV. 
Xin.— XV.  XX.;  Scriptor.  rer.  Merow.,  8  Bde,  1885—1896;  Scriptor.  rer.  Langob. 
et  Ital.,  1878;  Diplomata  imperii  (fol.),  1872.  Böhmeb  u.  MOhlbacheb,  Die  Regesten 
des  Kaiserreichs  unter  den  Karolingern,  I'.  1889.  Sickel,  Regesten  der  Urkunden 
der  ersten  Karolinger,  1867.    Gengleb,  German.  Rechtsdenkmfiler,  1875. 

Erstes  Kapitel. 
Die  Bildung  der  Stammesreiohe. 

Vgl  Tafel  I.  der  Beilage.  Müllenhoff,  Deutsche  Altertumskunde  II.  Abhold, 
Ansiedelungen  und  Wanderungen  deutscher  Stämme,  1875.  v.  Wietebsheim,  Ge- 
schichte der  Völkerwanderung*,  bearb.  von  Dahh,  2  Bde,  1881.  Platnpb,  Über 
die  Art  der  deutschen  Völkerzüge  z.  Z.  der  Wanderung,  FDG.  20,  165  ff.  v.  Beth- 
MANN-HoLLWEG,  Der  german.  roman.  Civilprozeß  im  Mittelalter  I.  1868.  v.  Daniels, 
Handbuch  I.  §§  16—62.  Waitz  2*,  1,  S.  1—79.  Gibbon,  History  of  the  dedine  and 
fall  of  the  roman  empireS  1860.  Lononon,  Geographie  de  la  G^ule  au  6.  siöcle, 
1878.  Gbimm,  Gesch.  d.  deutsch.  Sprache ^  1868.  Zeüss,  Die  Deutschen  u.  die 
Nachbarstftmme,  1837.    Binding,  Gesch.  d.  bürg,  roman.  Königreichs,  1868. 

§  14.    Die  Bildung  germanischer  Reiche. 

Die  ungeheuere  Völkerbewegung,  welche  wir  als  die  Völkerwanderung 
zu  bezeichnen  pflegen,  zerfallt  im  wesentlichen  in  vier  Phasen.  Sie 
beginnt  während  des  großen  Markomannenkrieges  in  der  zweiten  Hälfte 
des  2.  Jahrhunderts  mit  dem  Abzüge  der  gotisch -vandalischen  und  ver- 
schiedener suebischer  Völker  aus  dem  nordöstlichen  Germanien.     Diese 
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Wanderzüge  waren  woM  größtenteils  durch  Übervölkerang  veranlaßt  Nor 
die  jüngeren,  kräftigeren  Elemente  haben  daran  teilgenommen,  während 
die  übrigen  zurückblieben  und,  nachdem  sie  noch  eine  Weile  den  alten 
Zusammenhang  festgehalten  hatten,  allmählich  Yon  nachrückenden  Völkern 
dienstbar  gemacht  oder  aufgesogen  wurden.  Nur  allmählich  und  schritt- 
weise, in  friedlichem  Vorrücken,  wurde  das  entvölkerte  Gebiet  („Mau- 
rungaland'^  von  Letto-Slawen  in  Besitz  genommen,  die  schließlich  (zweite 
Hälfte  des  6.  Jahrhunderts)  alles  Land  bis  zur  Elbe  und  Saale  und  süd- 
lich bis  in  das  obere  Maingebiet  beherrschten^.  Durch  diese  geogra- 
phische Verschiebung  wurde  der  bisherige  Zusammenhang  der  Südger- 
manen mit  den  Nordgermanen  gelöst,  andererseits  eine  um  so  innigere 
Berührung  der  ersteren  mit  der  römischen  Eulturwelt  und  der  christ- 
lichen Kirche  angebahnt  Die  zweite  Phase  der  Völkerwanderung  beginnt 
mit  dem  Einfalle  der  Hunnen  (375),  indem  die  nach  Südosten  gewan- 
derten gotisch-vandalischen  Völker,  soweit  sie  nicht  in  Abhängigkeit  von 
den  Hunnen  geraten,  in  eine  gewisse  Verbindung  mit  dem  römischen 
Reiche  treten,  durch  die  ihnen  im  Laufe  des  5.  Jahrhunderts  die  Grün- 
dung eigener  Reiche  auf  römischem  Boden,  in  Gallien  und  Spanien,  er- 
möglicht wird.  Als  die  dritte  Phase  kann  man  die  mit  dem  Zusammen- 
bruche des  weströmischen  Reiches  in  Verbindung  stehende  Ausdehnung 
der  Franken  nach  Westen  und  Süden,  die  Übersiedelung  von  Angeln, 
Sachsen  und  Juten  nach  Britannien  und  die  Besetzung  der  dadurch  teil- 
weise entvölkerten  jütischen  Halbinsel  durch  Nordgermanen  (Dänen),  so- 
dann die  Gründung  des  ostgotischen  Reiches  in  Italien  bezeichnen.  Die 
letzte  Phase  bildet  die  an  den  Sturz  des  Ostgotenreiches  fast  unmittelbar 
anknüpfende  Gründung  des  Langobardenreiches  in  Italien. 

Auf  die  Verfassung  der  germanischen  Staaten  hat  der  gewaltige 
Kampf  ums  Dasein,  den  diese  Völkerzüge  naturgemäß  mit  sich  brachten, 
einen  doppelten  Einfluß  geübt  Die  volksstaatliche  Verfassung  war  den 
Ansprüchen  einer  solchen  Zeit  nicht  gewachsen;  überall,  mit  Ausnahme 
der  Sachsen,  die  von  der  Völkerwanderung  am  wenigsten  berührt  wurden, 
vollzog  sich  der  Übergang  von  der  Republik  zur  Monarchie  oder,  wo 
diese  schon  bestand,  der  Übergang  vom  altgermanischen  Volkskönigtum 
zu  einer  wahren  königlichen  Gewalt  Die  politischen  Scheinexistenzen 
der  Völkerschaftsstaaten  verschwanden,  um  größeren  staatlichen  Gebilden 
platz  zu  machen;  an  die  Stelle  der  Völkerschaften  traten  die  Stämme. 
Sind  dieselben  anfangs  auch  sehr  losen  Geföges  und  teilweise  nicht  ein- 
mal als  eigentüche  Völkerbündnisse  zu  erkennen,  so  zeigt  doch  der  ge- 
meinsame Stammesname  und  das  Verschwinden  der  Einzelnamen  sowie 
die  überall  zu  weiterer   Centralisation   fortschreitende  Entwicklung,  als 


*  Im  Gegensatze  zu  den  friedlichen  Vorgängen  im  Nordosten  stand  das  Vor- 
dringen der  Sfidslawen  unter  Führung  der  Bulgaren,  die  im  6.  Jh.  wiederholt 
kriegeriflche  Vorstöße  gegen  die  römischen  Provinzen  südlich  der  Donau  unter- 
nahmen. Die  yon  den  Langobarden  und  Gepiden  verlassenen  Gebiete  Pannoniens 
wuiden  auf  Anlaß  Alboins  von  Awaren  in  Bea\^  genommen. 
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deren  Hauptträger  das  Königtum  hervortritt,  daß  wir  es  nicht  mit  Yorüber- 
gehenden  Erscheinungen,  wie  in  den  Völkerbündnissen  der  Urzeit,  sondern 
mit  organischen  Bildungen  im  Leben  der  Völker  zu  thun  haben.  Im 
ganzen  sind  aus  der  Völkerwanderung  dreizehn  Stamme  hervorgegangen, 
von  denen  aber  der  ostgermanische  Stamm  der  Vandalen  für  die  deutsche 
Rechtsgeschichte  keine  Bedeutung  erlangt  hat.  Zum  Teil  treten  die 
Stämme  unter  neuen  Namen  (Alamannen,  Baiem,  Franken]  auf,  zum 
Teil  sind  es  alte  Völkerschaftsnamen,  die  sich  zu  Oesamtnamen  ganzer 
Stämme  erweitert  haben  (Burgunden,  Friesen,  Goten,  Langobarden,  Sachsen, 
Thüringer,  Vandalen).  Manche  andere  Völkerschaftsnamen  haben  sich 
zwar  erhalten,  sind  aber  zu  bloßen  Gaunamen  geworden.  Der  Sueben- 
oder Schwabenname  hat  eine  Reduktion  seiner  ursprünglichen  Bedeutung 
erfahren:  aus  der  großen  suebischen  Gruppe  sind  die  Stämme  der  Schwaben 
(Alamannen),  Baiem,  Thüringer  und  die  nach  der  iberischen  Halb- 
insel verschlagenen  Donausueben  hervorgegangen.  Wie  hier,  so  zeigt  sich 
bei  den  aus  der  gotisch-vandalischen  Gruppe  erwachsenen  Stämmen  der 
Burgunden,  Ost-  und  Westgoten  und  Vandalen  sowie  den  ingväonischen 
Friesen  und  den  istväonischen  Ribuariem,  daß  bei  der  Bildung  der  Stämme 
in  erster  Reihe  verwandtschaftliche  Beziehungen  mitgewirkt  haben.  Da- 
gegen sind  die  Sachsen  höchstwahrscheinlich  aus  einer  Verbindung  ing- 
väonischer  Völkerschaften  mit  istväonischen  Elementen  und  herminonischen 
Cheruskern  hervorgegangen,  die  ingväonischen  Langobarden  haben  sich 
durch  die  Einverleibung  der  besiegten  Gepiden  und  der  verschiedensten 
Völkersplitter  vergrößert,  und  den  Grundstock  der  salischen  Franken 
haben  herminonische  Chatten  (Soeben)  gebildet,  mit  denen  Völkerschaften 
istväonischer  Herkunft  eine  Verbindung  eingegan^^en  sind.  Man  erkennt, 
daß  auch  nachbarliche  Beziehungen  und  politische  Notwendigkeit  bei  der 
Bildung  der  Stämme  von  großem  Einflüsse  gewesen  sind. 

Die  Goten,  als  Gutones  oder  Gotones  von  Plinius  und  Tacitns  im 
Mündungsgebiete  der  Weichsel  genannt,  erscheinen  zum  Teil  schon  zu 
An&ng  des  8.  Jahrhunderts  an  der  unteren  Donau  und  dem  Schwarzen 
Meere,  und  zwar  im  Osten  die  Austrogothi  oder  Greitthungi,  im  Westen 
die  Wisigothi  oder  Thervhigi^  beide  bis  375  unter  dem  Königshause  der 
Amaler  vereinigt.  Während  die  Ostgoten  dann  unter  hunnische  Ober- 
hoheit gerieten  und  erst  nach  dem  Tode  Attilas  wieder  selbständig  wurden, 
bewahrten  die  in  das  römische  Thracien  übergetretenen  Westgoten  ihre 
Unabhängigkeit  Nachdem  sie  unter  ihrem  erwählten  Könige  Alarich 
die  Balkanhalbinsel  und  Italien  durchzogen  hatten,  setzten  sie  sich  im 
zweiten  Jahrzehnt  des  5.  Jahrhunderts  im  südlichen  Gallien  fest.  Den 
Mittelpunkt  ihres  unter  Eurich  (466—485)  auch  über  die  Provence  und 
den  größten  Teil  der  pyrenäischen  Halbinsel  ausgedehnten  Reiches  bildete 
Toulouse.  Nur  die  im  Anfange  des  5.  Jahrhunderts  mit  den  Vandalen 
über  die  Pyrenäen  gezogenen  Sueben  behaupteten  sich  noch  ein  Jahr- 
hundert lang  im  Nordwesten  der  Halbinsel  unter  eigenen  Königen.  Nach- 
dem in  der  ersten  Hälfte  des  6.  Jahrhunderts  die  gallischen  Besitzungen 
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der  Westgoten  bis  auf  die  Provinz  Septimanien  oder  Gotien  (Langnedoc) 
an  die  Franken  verloren  gegangen  waren  nnd  das  tolosanische  Seich 
damit  seinen  alten  Schwerpunkt  eingebüßt  hatte,  verlegte  Leovigild 
(572—586)  den  Mittelpunkt  des  Reiches  nach  Toledo.  Unter  seinem  Sohne 
Sekkared  I.  (586 — 601)  traten  die  Westgoten,  seit  Mitte  des  4.  Jahr- 
hunderts arianische  Christen,  zum  katholischen  Olanben  fiber,  wodurch 
ihre  Verschmelzung  mit  den  romischen  Provinzialen  angebahnt  wurde. 

Die  Ostgoten,  nach  dem  Tode  Attilas  im  Einverständnis  mit  den 
Bömem  in  Pannonien  und  Mösien  angesiedelt,  drangen  489  unter  Theo- 
derich dem  Großen  in  Italien  ein  und  gründeten,  nach  dem  Sturze  des 
Odovakar,  ein  großes  Reich,  das  außer  Italien  und  den  dalmatischen 
Küstenlanden  bald  auch  Ratien  und  Norieum  und  die  bisher  westgotische 
Provence  umfaßte.  Nach  dem  Tode  Theoderichs  (526)  gingen  die  außer- 
italtsehen  Besitzungen  verloren.  Im  Jahre  552  unterlag  das  Reich  den 
Heeren  Justinians,  nachdem  kaum  zwei  Jahrzente  vorher  das  von  den 
Yandalen  errichtete  afrikanische  Reich  dasselbe  Schicksal  gehabt  hatte. 

Die  Erbschaft  der  Ostgoten  wurde  568  von  den  Langobarden  an- 
getreten*. Ursprünglich  zwischen  Elbe  und  Aller  in  dem  noch  im  Mittel- 
alter nach  ihnen  benannten  Bardengau  gesessen,  hatien  die  Langobarden 
sieb  nach  dem  Abzüge  der  Semnonen  allmählich  nach  Südosten  gezogen 
und  gegen  580  die  von  den  Ostgoten  verlassenen  Gebiete  Fannoniens  in 
Besitz  genommen.  Unter  König  Alboin  bemächtigten  sie  sich  des  ganzen 
Italieos  mit  Ausnahme  des  Exarchats  von  Ravenna  und  der  Stadt  Rom. 
Als  ihr  Reich  774  von  Karl  dem  Großen  erobert  wurde,  hatte  dasselbe 
bereits  ein  so  festes  Gefnge  erhalten,  daß  es  dem  Frankenreiche  nicht 
einverleibt  wurde,  sondern  auch  unter  der  fränkischen  Herrschaft  seinen 
selbständigen  Charakter  als  regnum  Langobardonim  bewahrte. 

Das  von  den  keltischen  Bojem  verlassene  und  noch  heute  nach  ihnen 
benannte  Böhmen  (S.  12)  war  schon  zu  Anfang  des  1.  Jahrhunderts  von 
den  suebischen  Markomannen  besetzt  worden,  die  dasselbe  erst  im  Laufe 
des  5.  Jahrhunderts  wieder  geräumt  haben.  Die  Baiern  {Bahtwarti,  d.  h. 
Bewohner  von  Baias)  sind  wahrscheinlich  aus  einer  Verschmelzung  der 
Markomannen  mit  den  ebenfalls  von  den  Slawen  verdrängten  Quaden 
hervorgegangen'.  Eine  Zeit  lang  in  Abhängigkeit  von  den  Hunnen,  dann 
nach  Attilas  Tode  zur  Selbständigkeit  gelangt,  scheinen  sie  nach  dem 
Sturze  Odovakars  gegen  Ende  des  5.  Jahrhunderts  das  bis  dahin  von  den 
Rugiem  beherrschte  Norieum  eingenommen  zu  haben.  Seit  dem  Franken- 
könige Theodebert  L  (584 — 547)  gehörten  sie  zu  dem  fränkischen  Reiche. 

Den  Kern  des  inneren  Germaniens  bewohnten  zur  römischen  Zeit 
die  herminonischen  Düren  (Hermunduren),  von  denen  durch  die  patro- 
njmische  Endung  ing  der  Stammesname  der  Thüringer  (ahd.  Luringä) 


•  VgL  §  8,  Note  8  und  6. 

^  Vgl.  RiEZLra,  Geschichte  Baiems  1,  8  ff.     Der  Name  der  Baiem  wird  aq- 
£uig8  des  6.  Jahrhunderts  zuerst  genannt 
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entlehnt  ist  AoBer  ihnen  haben  namentlich  Teile  der  ingräonischen 
Angeln  und  Werinen  oder  Warnen  sowie  nordgermanische  Heruler  bei 
der  Bildung  des  Thüringerstammes  mitgewirkt  ^  Die  centrale  Lage  der 
Thüringer  bewirkte  es,  daß  sie,  ohne  selbst  an  der  Bewegung  der  Völker- 
wanderung teilzunehmen,  fortwährend  Gebietseinbuße  erlitten,  bis  sie, 
früher  von  der  mittleren  Elbe  fast  bis  an  die  Donau  reichend,  auf  das 
in  unserer  Tafel  I.  verzeichnete  Gebiet  zwischen  Harz,  Thüringer  Wald, 
Saale  und  Werra  eingeschränkt  wurden.  Durch  den  Franken  Theoderich  L 
wurden  die  Thüringer  dem  fränkischen  Beiche  einverleibt  (531). 

Im  Nordosten  der  Hermunduren,  an  der  mittleren  Elbe  und  Havel, 
saßen  im  1.  Jahrhundert  die  von  Tadtus  als  caput  Sueborum  bezeich- 
neten Senmonen,  in  denen  die  neuere  Forschung  den  ursprünglichen 
Eem  der  Schwaben  oder  Alamannen  erkannt  hat.  Unter  diesem  Namen 
sind  sie,  die  Grenzen  der  Hermunduren  durchbrechend,  in  der  zweiten 
Hälfte  des  2.  Jahrhunderts  in  das  Maingebiet  vorgedrungen,  wobei  ihnen 
ihre  früheren  nordöstlichen  Nachbarn  (an  Oder  und  Warte),  die  ostger- 
manischen Burgunden,  auf  dem  Fuße  gefolgt  sein  müssen.  Die  letz- 
teren haben  sich  dann  mainabwärts  gezogen  und  am  Mittelrhein  ein  aus- 
gedehntes Beich,  tnit  Worms  als  Mittelpunkt,  gegründet.  Nachdem 
dasselbe  den  Angriffen  Attilas  zum  Opfer  gefallen  war  (437),  wurde  dem 
y  Best  des  Volkes  von  den  Bömem  das  obere  Bhonegebiet,  die  sogenannte 
Sabaudia,  überwiesen  (443),  von  wo'  aus  sie  sich  allmählich  bis  an  die 
Provence  ausdehnten.  Im  Jahre  534  wurde  das  burgundische  Beich  dem 
Frankenreiche  einverleibt 

Die  Schwaben  oder  Alamannen,  die  vom  Main  aus  schon  gegen 
Ende  des  3.  Jahrhunderts  den  römischen  Limes  durchbrochen  und  das 
Dekumatenland  eingenommen  hatten,  drangen  im  Laufe  des  4.  Jahrhun- 
derts wiederholt  vom  Oberrhein  aus  in  Gallien  ein,  während  andere  Teile 
des  Stammes,  durch  die  in  der  Mainebene  angesiedelten  Burgunden  von 
den  übrigen  getrennt,  sich  in  der  Wetterau  und  dem  Bheingau  nieder- 
ließen. Von  den  zahlreichen  Völkerschaften,  die  der  Name  der  Schwaben 
oder  Alamannen  umfaßte,  lassen  sich  noch  verschiedene  aus  späteren  Gau- 
namen erkennen.  Im  Laufe  des  5.  Jahrhunderts,  zumal  nach  der  Über- 
siedelung der  Burgunden  in  das  Bhonegebiet,  drangen  die  Alamannen 
am  Oberrhein  bis  in  die  Alpen  und  Vogesen  vor,  auch  die  Gebiete  des 
Mittelrheins  und  unteren  Mains  wurden  von  ihnen  besetzt  und  Vorstöße 
in  die  Gebiete  der  Mosel,  der  Lahn  und  des  Niederrheins  vorgenommen. 
Die  dadurch  herbeigeführten  Konflikte  'mit  den  Franken  führten  zu  der 
entscheidenden  Schlacht  von  496,  in  deren  Gefolge  der  größte  Teil  des 
alamannischen  Landes  dem  fränkischen  Beiche  einverleibt  wurde  (nur  die 
Alpenländer  bewahrten  bis  zum  Tode  Theoderichs  des  Großen  ihre  Selb- 
ständigkeit unter  ostgotischem  Schutze),  außerdem  aber  auch  ein  bedeu- 


^  Über  die  thüringiBchen  Angeln  und  Warnen  v^L  Ann».  5  and  unten  §  8^ 
Nr.  10,  ZBG.  20,  21  f. 
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tendes  Yordiingen  des  fränkischen  Volkselementes  am  Main  and  Mittel- 
ihm,  infolge  einer  den  Besiegten  auferlegten  Landabtretung,  eintrat 

Die  Sachsen  zerfielen  in  yier  Abteilungen:  die  West&len,  Engem 
(die  Angrivarii  des  Taoitus),  Ostfalen  und  Nordalbingier.  Bei  den  letz- 
teren (den  späteren  Holsteinem  und  Dietmarsen)  begegnet  der  Yolksname 
schon  im  2.  Jahrhundert.  Die  Völkerschaften,  welche  den  Stamm  der 
Sachsen  begründet  haben,  gehörten  größtenteils  dem  ingyäonischen  Stamme 
an.  Einen  Hauptbestandteil  haben  wohl  Chauken,  Beudigner  und  Avionen 
gebildet  Die  Ostfiiden  sind  wahrscheinlich  auf  die  herminonischen  Che- 
rusker und  die  Fosen  zurückzufahren.  Im  6.  Jahrhundert  haben  die 
Sachsen  ihr  Gebiet  gegen  Südosten  auf  Kosten  der  Thüringer  erheblich 
erweitert;  der  Nordthüringgau  zwischen  Elbe  und  Harz  hat  die  Erinnerung 
hieran  bis  in  das  Mittelalter  bewahrt  Zwar  wurde  ein  Teil  des  eroberten 
Gebietes  hald  darauf  von  einer  vorgeschobenen  schwäbischen  Kolonie  in 
Besitz  genommen,  doch  sind  diese  sogenannten  Nordschwaben  des  säch- 
sischen Schwabengaues  (wohl  Überbleibsel  der  Semnonen  und  anderer  aus 
dem  Elbegebiete  nach  Süden  gewanderten  suebischen  Völkerschaften)  im 
wesentlichen  schon  früh  mit  den  Sachsen  yerschmolzen. 

Die  westlichen  Nachbarn  der  Sachsen  längs  der  Küste  waren  die 
Friesen,  in  ihrem  Kern  schon  dem  Tadtus  als  große  und  kleine  Friesen 
bekannt  Sie  bewohnten  das  Küstengebiet  von  der  Weser  bis  zur  Sink- 
fala  (Zwyn),  der  heutigen  Grenze  zwischen  Belgien  und  Holland.  An 
der  Völkerwanderung  haben  sie  nur  insofern  teilgenommen,  als  sie  die 
salischen  Franken  von  den  Mündungen  des  Bheins  und  der  Scheide  ab- 
gedrängt und  dadurch  wohl  zuerst  zu  der  Wanderung  nach  Toxandrien 
veranlaßt  haben.  Die  Friesen  zerfielen  in  die  Westfriesen  zwischen  Sink- 
fala  und  Fly,  die  Mittelüiesen  zwischen  Flj  und  Laubach  (Lauwerzee) 
und  die  OstMesen  zwischen  Laubach  und  Weser.  Die  Besiedelung  der 
schleswigschen  Westküste  durch  die  Friesen  ist  nicht  vor  dem  9.  Jahr- 
hundert bezeugt 

Die  Gründung  des  Beiches  der  Angelsachsen  ist  wesentlich  anders 
als  die  der  übrigen  Stammesreiche  erfolgt.  Außer  den  Sachsen  von 
Weser  und  Elbe  haben  sich  wohl  von  jeher  auch  ihre  nördlichen  Nach- 
barn, die  Angeln  in  Schleswig*  und  die  Juten,  an  den  Streifzügen 
beteiligt,  mit  denen  sächsische'' Seeräuber  seit  dem  3.  Jahrhundert  die  gal- 
lischen und  britischen  Küsten  heimsuchten.  Schon  im  Laufe  des  4.  Jahr- 
hunderts hatten  diese  Streifereien  zu  einer  sächsischen  Ansiedelung  an  der 
atlantischen  Küste  Galliens,  dem  sogenannten  litus  Saxonicum,  geführt. 
Um  die  Mitte  des  5.  Jahrhunderts  ließ  sich  die  erste  sächsische  Heer- 
schar in  Britannien,  und  zwar  anfangs  im  Einverständnis  mit  den  Ein- 
wohnern, nieder.    Indem  eine  Heerschar  nach  der  anderen  folgte,  wurde 

^  Wetlakd,  Die  Angeln  (Gottinger  Festgabe  für  Haussen,  1889).  H.  Möller, 
ZDA.  XL,  Anzeiger  129  ff.  Ebdmaioc,  Über  die  Heimat  u.  den  Namen  der  Angeln, 
1890—91  (Skrifter  utgifna  af  Homanistika  Yetenskapsamsfundet  i  Upsala,  I.). 
MüLUBHUorp,  Beovulf  (1889)  53—109. 
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allmählich  der  größte  Teil  des  Landes  bis  zum  Forth  von  den  Einwan- 
derern in  Besitz  genommen,  während  die  von  ihren  Einwohnern  ver- 
lassenen Teile  der  cimbri^hen  Halbinsel  von  Dänen  besetzt  worden.  Die 
Besiedelang  Britanniens  erfolgte  in  der  Weise,  daB  in  den  nördlichen 
Königreichen  Northumbrien,  Mercia  und  Ostangeln  die  anglische,  in  Kent, 
Ost-,  West-  und  Südsachsen  (Essex,  Wessex,  Sussex)  die  sächsische,  auf 
der  Insel  Wight  die  jütische  BevöUterung  überwog.  Während  zu  Anfang 
des  7.  Jahrhunderts  besonders  Northombrien  (unter  Aetheltrid)  und  Kent 
(unter  Aethelbert)  hervortraten,  nahmen  seit  dem  8.  Jahrhundert  Mercia 
und  Wessex  die  führende  Stellung  ein,  bis  im  Anfang  des  9.  Jahrhun- 
derts König  Egbert  von  Wessex  die  Oberherrlichkeit  über  die  sämtlichen 
Königreiche  erwarb  und  gegen  Ende  des  Jahrhunderts  Aelfred  der  OroBe 
von  Wessex,  nachdem  er  das  Land  von  der  Herrschaft  der  Dänen  befreit 
hatt-e,  den  angelsächsischea  Einheitsstaat  herstellte. 

§  tS.    Die  GrOndung  und  Ausbreitung  des  fränicischen  Reiches. 

ScHBöDEB,  Die  Franken  und  ihr  Recht  (Abdr.  a.  d.  ZBG.  15)  1—86  und  die 
'  daselbst  angefahrte  Litteratur.  Waitz  2',  1,  S.  20  ff.  v.  Sybel,  Königtom'  159  ff. 
Arnold,  Ansiedelungen  und  Wanderungen  147  ff.  Lampbecht,  FrSnkische  Wan- 
derungen und  Ansiedelungen,  Tomehmlich  im  Rheinland  (Zeitschrift  des  Aachener 
G-esehichtsvereins  4,  189  ff.);  Deutsches  Wirtschaftsleben  im  Mittelalter  1,  Iff. 
158  ff.  158.    Stbik,  Arch.  d.  hist  Ver.  f.  ünterfiranken  89,  1  ff. 

Die  vornehmsten  Träger  des  Namens  der  Franken,  der  seit  dem 
Anfange  des  3.  Jahrhunderts  erwähnt  wird,  sind  die  Chatten,  die  schon 
Taeitus  als  das  militärisch  und  politisch  Jdedeutsamste  Volk  unter  den 
Germanen  erkannt  hatte.  Ein  chattisches  G-auvolk,  dessen  Gebiet  den 
Hauptort  des  Volkes  (Mattium,  das  heutige  Hetze  zwischen  Kassel  und 
Fritzlar)  umschloß,  waren  die  Hessen  {Hassi)K  Das  Gebiet  der  Chatten 
umfeßte  im  1.  Jahrhundert  das  ganze  hessische  Land  von  der  Werra  bis 
zur  Rhön,  dem  Taunus  und  dem  Westerwalde;  mit  den  stammverwandten 
Mattiaken,  den  Bewohnern  des  Bheingaues,  reichten  sie  bis  an  den 
Rhein  und  unteren  Main.  Seit  der  ersten  Hälfte  des  5.  Jahrhunderts 
suchten  die  chattischen  Franken  sich  auch  im  Mosellande  festzusetzen, 
was  aber  erst  nach  dem  Tode  des  A6tius  j(455)  mit  dauerndem  Erfolge 
geschah.  Noch  entscheidender  waren  die  fränkischen  Bewegungen,  von 
denen  um  die  Mitte  des  4.  Jahrhunderts  Belgien  ergriffen  wurde,  indem 
die  schon  zu  Cäsars  Zeiten  auf  der  batavischen  Insel  und  in  dem  Mün- 
dungsdelta des  Bheines  angesiedelten  Bataven  und  Cannenefaten,  beide 
ebenfalls  chattischer  Herkunft',  durch  Friesen  und  andere  Nachbarn  ge- 
drängt, einen  Teil  ihrer  bisherigen  Sitze  aufgaben,  um  sich  in  Toxandrien 
(Brabant)  niederzulassen.  Da  um  dieselbe  Zeit  auch  die  sugambrischen 
Cugemen,  die  bis  dahin  zwischen  fihein  und  Maas,  in  der  Gegend  von 


*  Vgl.  Brauive,  i.  d.  Indogerm.  Forsch.  4,  341  ff. 

>  Tacitns,  Germania  c  29;  Histor.  4,  c.  12. 15.   Vgl  Caesar,  Bell.  GalL  4,  c  10. 


§  16.    Die  Gründnng  und  AuBbreitong  des  fränkischen  Reiches.  96 

Qeve  und  Xanteo,  gesessen  hatten,  auf  das  linke  Maasofer  übergetreten 
waren',  so  hat  man  die  von  Ammianus  Marcellinas  zum  Jahre  358  er- 
wähnten Francos^  eos  videlicet,  quos  consuetudo  Salios  appeUaoit,  ausos 
oUm  ia  Romano  solo  apud  Toxiandriam.  locum  habüacula  sibi  figere  prae^ 
Ucenier^  wohl  in  erster  Reihe  auf  das  Zusammentreten  jener  drei  Völker- 
Schäften,  der  Bataven,  Cannenefaten  und  Cugemen,  zurückzuführen.  Der 
Name  der  Salier  ist  vielleicht  aus  dem  keltisch -germanischen  scd  oder 
sakj  L  h.  Salzwasser,  zu  erklären^;  die  saUschen  Tranken  wären  dann 
die  i^Seefranken'^,  im  Gegensatze  zu  den  Ribuariem,  d.  h.  den  Uferfranken 
Tom  Ithein.  Kaiser  Julian  sah  sich  genötigt,  die  Salier  in  den  neuein- 
genommenen Sitzen  zu  bestätigen.  Ihre  südliche  Grenze  bildete  eine  Zeit 
lang  der  Kohlenwald  {Silva  Carbonaria)  im  Hennegau,  zwischen  Scheide 
und  Sambre',  von  wo  sie  um  die  Mitte  des  5.  Jahrhunderts  unter  König 
Chlogio  bis  zur  Somme  vordrangen.  Toumay  und  Gambray  an  der  Scheide 
wurden  zu  salischen  Königssitzen  ^ 

An  den  Ufern  des  Niederrheins  wurden  die  Kömer  während  des 
4.  Jahrhunderts  besonders  von  den  fränkischen  Yölkerschaften  der  Chat- 
tuarier  und  der  unterhalb  derselben  angesessenen  Chamaven  heimgesucht 
Nachdem  die  Chattuarier  auf  das  linke  Rheinufer  übergetreten  waren  ^, 
erschienen  in  den  von  ihnen  verlassenen  Sitzen  alsbald  die  Brukterer  und 
Ampsivarier,  denen  es  im  zweiten  oder  dritten  Jahrzehnt  des  5.  Jahr- 
hunderts gelang,  sich  dauernd  zwischen  Rhein  und  Maas  festzusetzen, 
während. die  Mosellande  noch  römisch  blieben,  um  erst  einige  Dezennien 
später  an  die  chattischen  Franken  verloren  zu  gehen.  Die  schon  unter 
Augnstus  auf  dem  linken  Rheinufer  angesiedelten  Ubier,  die  es  stets  mit 
den  Römern  gehalten  hatten,  wurden  von  den  eingedrungenen  Franken 
wohl  größtenteils  zu  Hörigen  gemacht  (S.  49)  und  sind  in  der  Folgezeit  mit 
den  Eroberern  verschmolzen.  Ihre  Hauptstadt,  Köln,  wurde  nunmehr  der 
Königssitz  des  fränkischen  Rheinuferstaates,  dessen  Bewohner  fortan  nicht 


'  Zwischen  360  und  S92  haben  sich  schon  die  früher  auf  dem  rechten  Rhein- 
ofer  in  der  Buhrgegend  angesiedelten  Chattuarier  in  dem  von  den  Cugernen  ge- 
räumten Lande,  das  nun  nach  jenen  Hattuariergau  (vgl.  unsere  Tafel  II.)  genannt 
wurde,  niedergelassen. 

*  Vgl.  FDG.  19, 170.  Histor.  Zeitschr.  43,  28  f.  Müllbnhoff,  Alt.-K.  2,  213  f. 
£ine  ahd.  Glosse  (Stedubtsb  u.  Sisyebs  2,  739)  übersetzt  maritima  mit  seliL  Der 
Name  des  östlich  der  Zuiderzee  belegenen  Gaues  Salon  oder  Salland,  von  dem 
der  Name  der  Salier  gewöhnlich  abgeleitet  wird,  ist  wohl  auf  dieselbe  Weise  zu 
erklfiren ;  die  Benennung  des  Gaues  und  des  Volkes  nach  der  Yasel  (Isaia)  schwebt 
in  der  Lofl,  so  lange  nicht  bewiesen  ist,  daß  die  Yssel  jemals  Sala  geheißen  hat 

*  Die  zwischen  411  und  413  abgefaßte  Notitia  dignitatum  (vgl.  Earlowa, 
Rom.  RG.  1,  992)  nennt  als  änÜerste  römische  Grenzstationen  gegen  Norden  Arras, 
Famais  (^bei  Valenciennes)  und  Tongern.  Der  letzte  römische  Bischof  von  Tongern 
war  Aravatius  (f  um  450). 

*  Über  das  vielbestrittene  Dispargum,  den  Sitz  des  Chlogio,  vgl.  Plath,  Die 
EönigspfaLzen  der  Merowinger  u.  Karolinger,  I.  1894. 

''  Ihr  Name  giebt  sie  als  einen  Zweig  der  Chatten  zu  erkennen.  Vgl.  Braünb, 
a.  a.  O.  349  f. 
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mehr  unter  den  früheren  Einzelnamen ,  sondern  unter  einem  neuen  Ge- 
samtnamen, als  Ribuarii,  erscheinen.  Nur  die  Chamaven,  die  ebenfalls 
zu  den  ribuarischen  Pranken  gehörten  und  nach  ribuarischem  Rechte 
lebten,  bildeten  auch  ferner  eine  Gruppe  für  sich;  sie  besaßen  ein  eigenes 
Gaurecht  und  das  von  ihnen  bewohnte  Gebiet,  das  nach  ihnen  Hamaland 
oder  Amoreland  genannt  ward,  wurde  von  dem  eigentlichen  Eibuarier- 
lande  unterschieden^. 

Die  Pranken  besaßen  bis  gegen  Ende  des  5.  Jahrhunderts  noch  keine 
staatliche  Einheit.  Nur  die  Bibuarier  hatten  es  zu  einem  einheitlichen 
Königtume  gebracht;  bei  den  Saliern  bestanden  mehrere  selbständige 
Königreiche  nebeneinander,  die  aber,  da  die  Herrscher  alle  dem  Hause 
der  Merowinger  angehörten^,  zum  Teil  aus  früheren  Erbteilungen  her- 
rühren mochten. 

Der  Merowinger  Childerich  (t  481)  war  König  eines  Bruchteils  des 
Balischen  Landes;  seine  Residenz  war  zu  Toumay;  der  Schwerpunkt  seiner 
Stellung  beruhte  in  Kriegsdiensten  als  Bundesgenosse  der  Römer.  Sein 
Sohn  Chlodovech(481 — 511)  dehnte  das  ihm  zugefallene  Reich  von  Toumay 
durch  den  Sieg  von  Soissons  (486)  über  das  Herrschaftsgebiet  des  Römers 
Syagrius  im  nördlichen  Gallien  aus,  so  daß  sein  Reich  sich  nunmehr  vom 
Kohlen walde  im  Norden  bis  zur  Loire  im  Süden  erstreckte  ^^  Um  die- 
selbe Zeit  scheinen  sich  ihm  die  chattischen  Pranken,  die  ihre  ursprung- 
liche Verwandtschaft  mit  den  Saliern  wohl  nie  ganz  außer  acht  gelassen 
hatten  —  daß  sie  auch  nach  demselben  Rechte  lebten,  ist  ein  starker 
Beweis  ihrer  ursprünglichen  Zusammengehörigkeit^^  — ,  angeschlossen  zu 
haben.  Durch  die  chattischen  Pranken  wurde  Chlodovech  mit  den  Thü- 
ringern und  Alamannen  in  Krieg  verwickelt;  die  ersteren  machte  er  schon 
490  tributpflichtig,  die  Alamannen  wurden  496,  endgiltig  aber  erst  nach 
501  dem  fränkischen  Reiche  einverleibt,  bis  auf  die  zunächst  durch  das 
Einschreiten  Theoderichs  des  Großen  vor  dem  gleichen  Schicksal  bewahrten 
Bewohner  der  Alpenlande  in  dem  oberen  Rätien.  Das  letzte  Jahrzehnt 
seiner  Regierung  füllte  Chlodovech  mit  der  Eroberung  der  westgotischen 
Besitzungen  zwischen  Loire  und  Garonne  (507)  und  der  Beseitigung  der 


8  Vgl.  unsere  Tafeln  I  und  U,  femer:  Die  Franken  und  ihr  Recht  2  f.  47  f.; 
Untersuchungen  zu  den  fränk.  Volksrechten,  Monatsschr.  f.  d.  Gesch.  Westdeutsch- 
lands 6,  492  ff.  Durch  den  S.  28,  Anm.  10,  erwähnten  Inschriftenfund  ist  fest- 
gestellt, daß  der  später  chamavische  Gau  Twent«  einem  früher  unbekannten  Volke 
der  Tuihanten  seinen  Namen  verdankt  hat 

^  Die  merowingische  Haussage,  die  das  Geschlecht  auf  die  Erzeugung  durch 
einen  Meergott  zurückführte,  entspricht  der  Deutung  des  salischen  VolksnamenB 
als  Seefranken. 

'^  Der  aremorikanische  Freistaat  an  der  atlantischen  Küste  (Bretagne)  wurde 
erst  nach  imd  nach  dem  Frankenreiche  einverleibt,  stand  aber  immer  nur  in  sehr 
loser  Verbindung  mit  demselben. 

"  Vgl.  die  Franken  und  ihr  Recht  43  f.  Für  die  Gaue  Arduenna,  CondruBtinsis 
und  Lomacensis  ist  noch  eine  Urkunde  von  890  bei  Martj^ne  und  Durand,  Amplis- 
sima  coUectio  2,  83,  zu  vergleichen. 
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übrigen  Mokischen  Könige  aus;  während  er  den  salischen  Königen  als 
Verwandter  ohne  weiteres  succedierte,  wurde  er  von  den  Bibuariem  durch 
Yolksbeschluß  zum  Könige  erhoben  ^^  Damit  war  die  Einheit  des  ge- 
samten Prankenreiches  hergestellt"  und  die  Verbindung  desselben  mit 
anderen  germanischen  wie  romanischen  Landern  in  folgenreichster  Weise 
angebahnt 

AufChlodovech  folgten  seine  Söhne  Theoderich  I.**  Chlodomer,  Childe- 
bert  I.  und  Chlothar  I.  Sie  teilten  das  Reich,  wußten  aber  gleichwohl 
die  Grenzen  desselben  noch  mehr  zu  erweitem;  581  wurde  Thüringen, 
534  Bargund  erobert,  dazu  kamen  die  westgotischen  Besitzungen  zwischen 
der  Garonne  und  den  Pyrenäen,  die  früher  westgotische,  seit  509  ost- 
gotische  Provence,  die  Alamannen  in  Batien  (536)  und  die  Baiern,  die 
letzteren  wohl  durch  freien  Anschluß.  Nachdem  die  drei  anderen  Linien 
ausgestorben  waren  (555),  vereinigte  Chlothar  I.  das  ganze  Beich  in  seiner 
Hand.  Nach  seinem  Tode  (561)  wurde  das  Beich  abermals  unter  vier 
Söhne  Charibert  (t  567),  Gunthram  (t  592),  Sigibert  (t  575)  und  Chil- 
perich  (t  584),  geteilt.  Die  beiden  ersteren  starben  ohne  Nachkommen, 
Sigibert  wurde  von  seinem  Sohne  Childebert  II.  (t  595),  dieser  von  Theo- 
debert  IL  (t  612)  und  Theoderich  IL  (t  613)  beerbt  Des  letzteren  Sohn 
Sigibert  U.  kam  613  durch  eine  Thronrevolution  der  austrasischen  Großen 
ums  Leben,  so  daß  das  ganze  Beich  in  der  Hand  Chlothars  II.  (584 — 629) 
abermals  vereinigt  wurde.  Chlothar  IL  nahm  623  seinen  Sohn  Dago- 
bert L  (t  639),  dieser  634  seinen  Sohn  Sigibert  III.  zum  Mitregenten, 
speziell  für  Austrasien,  an. 

Durch  die  Bürgerkriege  seit  dem  Tode  Chlothars  I.  war  die  Kraft 
des  Beiches  erschöpft,  durch  die  Thronrevolution  von  613  in  Austrasien 
die  königliche  Gewalt  zu  Gunsten  der  Landesaristokratie  auf  das  äußerste 
geschwächt  Schon  614  sah  Chlothar  n.  sich  genötigt,  der  gesamten 
Aristokratie  seines  Beiches  in  seinem  Pariser  Edikt  weitgehende  Zugeständ- 
nisse zu  machen,  unter  den  Nachfolgern  Dagoberts  I.  entwickelte  sich 
innerhalb  der  einzelnen  Beichsteile  das  Amtsherzogtum  in  einer  mit  der 
Beichsidee  nicht  mehr  vereinbaren  Weise  zu  einem  erblichen  Stammes- 
herzogtam,  während  die  königlichen  Bechte  mehr  und  mehr  in  die 
Hände  der  Aristokratie,  vor  allem  in  die  der  königlichen  Hausmeier 
von  Austrasien,  Neustrien  und  Burgund,  gerieten.  Gegen  das  Ende  des 
7.  Jahrhunderts  schien  das  fränkische  Beich  vor  seiner  Auflösung  zu 
stehen,  als  es  dem  durch  Erwerb  des  Herzogtums  der  austrasischen 
Franken  und  durch  wiederholte  Bekleidung  des  Hausmeieramtes  zur  Macht 
gelangten  ribuarischen  Hause  der  Arnulfinger  oder  Pippiniden  gelang,  die 


^  Die  Königswahl  erfolgte  unter  Waffengetose  (y4pnatak)  and  Erhebung  auf 
den  Schild.     Gregor.  Tor.,  Htet  Franc.  2,  c.  40.    Vgl.  S.  25. 

>*  Mit  Becht  konnte  daher  der  Epilog  der  Lex  Salica  Chlodovech  als  prtnms 
rez  FVancorum  bezeichnen. 

t«  Ihm  folgte  als  König  in  Austrasien  sein  kraftvoller  Sohn  Theodebert  I. 
(533 — 548),  diesem  sein  Sohn  Theodebald  (f  555). 

B.  8OHB0DBB,  Dratoch«  Bechtagetehlchte.    8.  Aufl.  7 
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höchste  Gewalt  im  Reiche  in  seiner  Hand  zu  yereinigen.  Pippin  der 
Mittlere  (von  Heristal),  Herzog  der  austrasischen  Franken^*,  erwarb  in- 
folge der  Schlacht  bei  Tertry  (687)  das  Haosmeiertam  für  das  ganze 
Reich  and  damit  thatsächlich  die  königliche  Gewalt  Die  von  ihm  und 
seinen  Nachfolgern  geführten  Titel  waren  maior  domus,  dux  et  princeps 
ßrancorum.  Dem  Könige  blieben  nur  die  formalen  Königsrechte  und  die 
königlichen  Ehren.  Nach  außen  erweiterte  Pippin  das  Reich  durch  die 
Unterwerfung  der  Westfriesen  (689),  dagegen  gelang  es  ihm  nicht,  die 
abgefallenen  Herzogtümer  wieder  unter  die  Reichsgewalt  zu  beugen.  Nach 
kurzem  Zwischenreiche  folgte  ihm  sein  Sohn  Karl  Martell  (717  —  740). 
Dieser  brachte  die  Herzöge  von  Aquitanien  und  Baiern  zur  Anerkennang 
seiner  Oberhoheit,  trat  den  Abfallgelüsten  anderer  Herzöge  mit  Erfolg 
entgegen,  trieb  die  nach  der  Eroberung  Spaniens  in  das  Frankenreich 
eingefallenen  Araber  dauernd  über  die  Pyrenäen  zurück,  vereinigte  das 
bis  dahin  westgotisch  verbliebene  Septimanien  oder  Gotien  (Languedoc) 
mit  dem  Fraukenreiche  und  unterwarf  endlich  auch  die  mittleren  Friesen 
(784),  nachdem  er  die  nach  Pippins  Tode  abgefallenen  Westfriesen  schon 
im  Beginn  seiner  Regierung  zurückgewonnen  hatte.  Bei  seinem  Tode 
teilte  Karl  wie  ein  Selbstherrscher  das  Reich  unter  seine  Söhne  Pippin 
und  Karlmann.  Nachdem  der  letztere  der  Herrschaft  entsagt  hatte  (747) 
und  durch  die  strenge  Niederwerfung  der  Abfallbestrebungen  in  den 
Herzogtümern  die  Kraft  und  Einheit  des  Reiches  in  einer  Weise,  wie 
sie  seit  dem  6.  Jahrhundert  nicht  bestanden  hatte,  hergestellt  worden  war, 
erfolgte  751  auf  dem  Reichstage  zu  Soissons  die  feierliche  Wahl  Pippins 
zum  Könige.  Der  letzte  merowingische  Scheinkönig  und  sein  Sohn 
wurden  in  ein  Kloster  geschickt  Für  den  an  sich  ungesetzlichen  Akt 
war  es  von  Bedeutung,  daß  Pippin  sich  der  päpstlichen  Zustimmung  zu 
demselben  versichert  hatte.  In  alttestamentlicher  Form  sprach  die  Kirche 
ihm  und  seinem  Geschlechte  durch  feierliche  Salbung  seitens  der  Bischöfe, 
die  später  durch  den  Papst  selbst  noch  einmal  wiederholt  wurde,  ihre 
Anerkennung  aus.  Nach  Pippins  Tode  (768)  wurde  das  Reich  unter 
seine  Söhne  Karl  und  Karlmann  geteilt;  nachdem  der  letztere  früh  ge- 
storben, kam  auch  sein  Anteil,  mit  Übergehung  seiner  unmündigen 
Söhne,  an  Karl  den  Großen.  Unter  Karl  wurde  durch  die  Beseitigung 
des  Herzogtums  Baiem,  als  des  einzigen  noch  übrig  gebliebenen  Stammes- 
herzogtumes,  die  Idee  des  Einheitsstaates  vollkommen  durchgeführt^  durch 
die  Unterwerfung  der  Ostfriesen  und  Sachsen  wurden  die  letzten  noch 
unabhängig  gebliebenen  rein  deutschen  Elemente  (außer  den  Angelsachsen) 
dem  fränkischen  Reiche  einverleibt.  In  einer  gewissen  Selbständigkeit 
wurde  das  774  eroberte  Reich  der  Langobarden  dem  Frankenreiche  ver- 
bunden; die  Herzogtümer  Spoleto  und  Benevent  blieben  vorerst  noch 
unabhängig  und   behielten  auch   nach  ihrer  Unterwerfung  ihre  eigenen 


^^  Pippin )  der  Sohn  des  Herzogs  Ansegisil,  war  väterlicherseits  Enkel  des 
Bischofs  Arnulf  von  Metz,  mütterlicherseits  Enkel  Pippins  des  Älteren  (von  Landen). 
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Herzoge.  Im  Osten  wurde  das  Land  der  Avaren  und  das  bis  dahin 
byzantinische  Istrien  erworben ,  vorübergehend  auch  Dalmatien  und 
Yenetien.  Jenseit  der  Pyrenäen  bis  zum  Ebro  wurde  den  Arabern  das 
Gebiet  abgerungen ,  aus  dem  Karl  die  spanische  Mark  errichtete.  Die 
Goten  in  Asturien  und  Gallicien,  die  sich  gegen  die  Herrschaft  der 
Araber  erhoben  und  einen  eigenen  König  über  sich  gesetzt  hatten,  ge- 
hörten nicht  eigentlich  zum  Eeiche  Karls,  erkannten  aber  eine  Ober- 
herrlichkeit desselben  an.  Außer  den  britischen  Inseln  und  den  arabischen 
Teilen  Spaniens  umfaßte  das  Seich  Karls  des  Großen  das  ganze  Gebiet 
des  ehemaligen  oetrömischen  Reiches,  in  den  deutschen  Landen  ging  es 
erheblich  über  die  Grenzen  des  letzteren  hinaus.  Es  war  daher  nur  eine 
äußere  Anerkennung  der  thatsächlichen  Verhältnisse,  daß  der  Papst  im 
Weihnachtsfeste  des  Jahres  800  dem  Frankenkönige  die  römische  Kaiser- 
krone aufs  Haupt  setzte  ^^  Für  die  deutsche  Bechtsgeschicht«  hat  dieser 
Vorgang  keine  größere  Bedeutung  gehabt.  Die  stärkere  Centralisation 
der  Beichsregierung  durch  die  Errichtung  des  Königsbotenamtes  6,11t 
schon  in  die  Zeit  vor  der  Kaiserkrönung,  und  die  Unternehmungen  Karls 
zur  Förderung  der  ßechtseinheit  im  Reiche  sind  nicht  die  Folge  seiner 
kaiserlichen  Stellung  gewesen.  Noch  bei  seinen  Lebzeiten  hat  Karl  auch 
seinem  Sohne  Ludwig,  wie  dieser  später  seinem  Sohne  Lothar,  die  Kaiser- 
krone selbst  au&  Haupt  gesetzt 

Die  Bedeutung  der  schwachen  Regierung  Ludwigs  des  Frommen 
(814 — 840)  lag  hauptsächlich  in  den  wiederholten  Versuchen,  eine  be- 
firiedigende  Reichsteilung  unter  seinen  Söhnen  herbeizuführen.  Erst  843 
kam  es  in  dem  Vertrage  zu  Verdun  zu  einer  endgültigen  Vereinbarung.- 
Grundgedanke  der  Teilung  war,  daß  zunächst  jeder  der  Brüder  behielt, 
was  er  bereits  besaß  (Lothar  I.  die  Kaiserwürde  und  das  Langobarden- 
reich, Ludwig  der  Deutsche  Baiem,  *  Karl  der  Kahle  Aquitanien),  das 
Übrige  dagegen  in  drei  möglichst  gleiche  Teile  zerlegt  wurde.  Der  Anteil 
Lothars  umfaßte,  außer  der  Provence,  Burgund  und  dem  Elsaß  im  Süden, 
den  friesischen  Landen  und  den  altsaUschen  Besitzungen  zwischen  Maas, 
Kohlenwald  und  Scheide  im  Norden,  die  fränkischen  Gaue  zwischen  Maas 
und  Rhein ^',  mit  Ausnahme  der  Gaue  von  Mainz,  Worms  und  Speier, 
die  zu  Ludwigs  Anteil  gehörten.  Im  übrigen  erhielt  Ludwig  alles  Land 
im  Osten,  Karl  alles  im  Westen  der  Gebiete  Lothars.  Ludwigs  Reich 
hatte  eine  ausschließlich  deutschredende  Bevölkerung,  in  dem  Reiche 
Karls  wurde,  von  Flandern  abgesehen,  französisch  gesprochen.  Die 
Trennung  der  deutschen  und  der  französischen  Nation  war  vollzogen.  Die 
durch  den  Vertrag  zu  Verdun  festgesetzten  Grenzen  sind  noch  im  Laufe 
des  9.  Jahrhunderts  durch  das  Aussterben  der  Linie  Lotbars  wesent- 
lich verändert  worden,  vorübergehend  hat  noch  einmal  eine  Vereinigung 

»•  Vgl.  W.  SicKEL,  Deutsche  Zcitachr.  f.  Geßch.-Wiss.  11,  301  ff.  12,  1,  S.  1  ff.; 
Gott  geL  Anz.  1897,  S.  838  ff. 

^'  Gregen  die  gewohnliche  Annahme,  daß  Lothar  auch  die  ribaarischen  Gaue 
da  rechten  Rheinafers  erhalten  habe,  vgl.  Eist  Zeitschr.  48,  51  n. 

1* 
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sämtlicher  fränkischen  Lande  in  einer  Hand  stattgefunden,  aber  die 
Grundlage  für  die  Aussonderang  des  deutschen  wie  des  französischen 
Beiches  aus  dem  Oesamtverbande  des  fränkischen  Reiches  ist  der  Yerduner 
Vertrag  geblieben.  Mit  dem  Jahre  843  endigt  die  Geschichte  des  frän- 
kischen Gesamtreiches;  die  Geschichte  des  deutschen  und  französischen 
Nationalstaates  beginnt 

§  16.    Die  Stellung  der  Römer  in  den  germanisclien  Relclien. 

Bbukner,  RG.  I.  §  11.  Y.  Sayiqnt,  Geschichte  des  römischen  Rechts  im 
Mittelalter  L  II.  VH.  17;  Zeitschr.  f.  g.  RW.  11,  210  ff.  Waitz  2»,  1,  S.  42  f. 
47  ff.  268  f.  885.  v.  Bbthmann-Hollweo,  Germ.-roman.  Civilprozeß  1,  121  ff.  139  ff. 
155.  181  ff.  185  f.  258  ff.  301  ff.  402  ff.  Eichhorn,  St.-  u.  RG.  1,  149  ff.  GaüPP,  Die 
germ.  Ansiedelungen  und  Landteilungen  in  den  Provinzen  des  röm.  Westreiches, 
1844.  Dahn,  Könige  der  Germanen  1,  237  ff.  2,  43.  3,  1  ff.  254  ff.  6,  52  ff.  70  ff. 
7,  1  S.  103—143.  V.  Stbel,  Entstehung  des  Königtums*  265  ff.  425  ff.  v.  Daniels, 
Handbuch  1,  352  ff.  Kaufmann,  FDG.  10,  355  ff.  Havbt,  Du  partage  des  terres  entre 
les  Romains  et  les  Barbares,  Revue  hist.  6,  86  ff.  Claude  Li^odzon  Le  Düc,  Le 
regime  de  Thospitalitd  chez  les  Burgundes,  N.  Revue  12,  232  ff.  Salellles,  De 
i'^tablissement  des  Burgundes  sur  les  domaines  des  Gallo-Romains,  Revue  Bour- 
gpiignonne  I.  1891.  Bindino,  Das  burg.-roman.  Königreich  13  ff.  297  ff.  Heobl, 
Geschichte  der  Städteverfassung  von  Italien  1,  101  ff.  352  ff.  Gaüdbnzi,  Sulla  pro- 
prietä  in  Italia  nella  prima  meta  del  medio  evo,  1884.  Schüpfeb,  Istituzione  poli- 
tiche  longobardiche  55  ff.  Pabdessüs,  Loi  Salique  507  ff.  Tahabsia,  Deir  ospi- 
talitÄ,  1897  (Rivista  Italiana  per  le  scienze  giuridiche  22).  Meitzen,  Siedelung  und 
Agrarwesen  1 ,  526  ff. 

Die  letzten  Jahrhunderte  des  römischen  Reiches  trugen  das  Gepräge 
einer  immer  zunehmenden  Germanisierung  l  Den  Hauptbestand  der  rö- 
mischen Heere  bildeten  germanische  Krieger,  wichtige  Heereseinrichtungen 
waren  germanischer  Herkunft^  die. Herrschergewalt  selbst  kam  mehr  und 
mehr  in  die  Hände  germanischer  Fürsten.  Die  Heruler,  Ost-  und  West- 
goten und  ßurgunden  drangen  nicht  als  Eroberer  ein,  sondern  wurden, 
zunächst  wenigstens,  im  Wege  friedlicher  Vereinbarung  als  Hilfstruppen 
und  Verbündete  innerhalb  der  Reichsgrenzen  angesiedelt  Diesen  An- 
fangen entsprach  die  weitere  Entwictelung.  Überall  behielten  die  römi- 
schen Provinzialen  ihre  persönliche  Freiheit  und  ihr  römisches  Civilrecht, 
das  sich  freilich,  zum  Teil  unter  dem  Einflüsse  germanischer  Bechts- 
gedanken,  allmählich  überall  zu  einem  eigentümlichen  Vulgarrecht  aus- 
gestaltete. Geschlossene  Gebietsabtretungen,  wie  Ariovist  von  den  Sequanem 
und  später  die  Vandalen  in  Afrika,  die  Angelsachsen  in  Britannien  ver- 
langt hatten*,  wurden  den  Römern  hier  nicht  zugemutet,  vielmehr  er- 
folgte  die   Niederlassung  der   als   „foederati   et  hospites<<  in  das   Land 


»  Vgl.  Brunnee,  RG.  1,  §  7. 

•  Bell.  Gall.  1,  c.  31.  Gaupp  55  f.  446—454.  541.  Dahn,  a.  a.  0.  1,  240  f. 
Bethicann-Hollweo  1,  132  f.  Derartige  Abtretungen  wurden  wohl  auch  den  Ala- 
inannen von  Chlodoyech  nach  501  und  den  Thüringern  von  den  Franken  und 
Sachsen  auferlegt    Vgl.  Waitz  2,  1,  S.  55  ff.    Gregor,  Hist  Franc.  5,  15. 
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gekommenen  Germanen  durchweg  nach  den  Grandsätzen  des  römischen 
Einqnartieningssystemsy  wie  dasselbe  dnrch  ein  Gesetz  der  Kaiser  Arcadius 
mid  Honorins  vom  Jahre  898  geordnet  war',  nur  daß  nicht  bloß,  wie 
dieses  Gesetz  verlangte,  das  Haus,  sondern  unter  Beseitigung  aller  Natural- 
yerpflegang  der  ganze  Grundbesitz  geteilt,  also  eine  vollständige  Ab- 
schichtung  der  germanischen  hospiies  durchgeführt  wurde.  Jeder  römische 
Grundbesitzer,  soweit  er  von  der  Einquartierung  betroffen  wurde  ^,  durfte 
eine  bestimmte  Quote  seines  Besitztums  zu  freiem  fiigentume  behalten; 
aus  dem  Übrigen  wurde  eine  größere  oder  geringere  Zahl  von  Landlosen 
[sartes)  gebildet,  die  den  einzelnen  Germanen  zu  Eigentum  überwiesen 
wurden*.  Das  Maß  der  Teilung  hielt  sich  bei  den  Herulem  und  Ost- 
goten ganz  in  den  Grenzen  des  Gesetzes,  indem  die  Römer  zwei  Drittel 
behielten  und  ein  Drittel  abtraten*.  Die  Westgoten  nahmen  von  vorn- 
herein zwei  Drittel  für  sich  in  Anspruch  und  ließen  den  Römern  nur 
ein  DritteF.  Bei  den  Burgunden  hatte  anfangs,  wahrscheinlich  im  An- 
schluß an  die  Bestimmung  des  Eaisergesetzes  in  betreff  der  inlustres 
viri,  Halbteilung  stattgefunden,  die  aber  unter  König  Gundobad  nach 
dem  Vorgange  der  Westgoten  dahin  erweitert  wurde,  daß  die  Römer  von 
ihrem  Pflnglande  noch  ein  Sechstel,  im  ganzen  also  Zweidrittel  abtreten 
mußten,  während  hinsichtlich  der  Hofstatten,  Gärten  und  des  Wald-  und 
Weidelandes    die    ursprüngliche  Halbteilung    beibehalten    wurde  ^.     Ein 


•  Cod.  Theodos.  VII.  8,  5  pr.:  In  qttalibet  vd  nos  ipai  urbe  fuerimus  vel  hü 
qm  nobis  miHUmt  commorenhir ,  omni  tarn  mensorum  quam  etiam  hospitum  ini- 
quitaU  sutnmota  duas  dominus  propriae  domus,  teriia  hospiti  deputata,  eatenus 
intrepidus  ao  seeurus  possideat  portionea,  ut  in  tres  domo  divisa  partes  primcmi 
eügendi  dominus  habeat  facultatem^  seeundam  fiospes,  quam  voluerit,  exequatur^ 
teriia  dofnino  relinquenda,  —  §  2.  Inlustribus  sane  viris  non  tertiam  partem  domus, 
sed  mediam  hospitaliiatis  graUa  deputari  deeemimus,  ea  dtmtaoMt  eondicione  ser- 
vaia,  ut  alter  ex  kis  quilibet  quive  maluerit  divisionem  arbitrii  aequitate  faciat, 
alter  elegendi  habert  optionem.  Die  Stelle  steht  auch  im  Corp.  ior.  civ.  (c.  2  C.  de. 
metatis  12,  40). 

*  Denn  die  Verpflichtung  zur  Landteilung  traf  die  Römer  nur  nach  Maßgabe 
des  Bedfirfiiisses.  Es  bUeben  genug  romische  ViUen  übrig,  die  keine  hospites  er- 
hielten und  darum  nicht  zu  teilen  brauchten.    Vgl.  Salbillbs,  a.  a.  0.  28  ff. 

*  Die  Landlose  müssen  durchschnittlich  von  gleicher  Größe  gewesen  sein. 
Bei  Grundbesitzstreitigkeiten  unter  Römern  hatte  der  römische  hospes  die  prozes- 
sualische Vertretung  seines  gesamten  früheren  Besitzes,  mit  Einschluß  des  Ab- 
getretenen (L.  Burg.  55),  auch  blieb  ihm  hinsichtlich  des  letzteren  und  ebenso  den 
von  ihm  ausgestatteten  Germanen  untereinander  das  Vorkaufsrecht  gewahrt 
(wenigstens  nach  L.  Burg.  84).  Daß  jeder  seinen  Anteil  zu  Eigentum  erwarb,  ist 
nicht  zu  bezweifeln.  Vgl.  Salsillbs,  a.  a.  O.  62  ff.  Die  Überweisung  der  Land- 
teile an  die  Einzelnen  geschah  wahrscheinlich  im  Wege  der  Verlosung.  Vornehme 
Germanen  erhielten  wohl  zum  Teil  mehrere  Lose  und  wurden  außerdem  mit  Königs- 
schenkungen bedacht    Vgl.  Anm.  8. 

•  Vgl.  Prokop,  Bell.  Got  1,  c.  1. 

'  L.  Wisig.  X.  1,  c.  8  (Reccessv.  X.  2,  c.  1).    Ed.  Eur.  c.  277. 

»  Vgl.  L.  Burg.  13.  31.  64.  67.  extrav.  21,  12.  L.  Rom.  Burg.  17,  4  f. 
Gundobad  nötigte  die  römischen  Grundbesitzer  außerdem  zur  Abtretung  eines 
Drittels  ihrer  Sklaven,  die  sie  bis  dahin  ganz  hatten  behalten  dürfen.    Wer  Königs- 
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anderes  YerMren  wurde  bei  der  Niederlassung  der  Langobarden  in 
Italien  beobachtet^  da  diese  als  Eroberer  ins  Land  gekommen  waren,  doch 
scheint  es,  als  hätten  sie  sich  schließlich  an  einer  Landteilang  zu  Dritteils- 
recht  genügen  lassen^. 

Während  das  Landteilungssystem  das  Durcheinanderwohnen  Ton 
Römern  und  Germanen  zum  Prinzip  erhob  und  die  Anlegung  geschlos- 
sener germanischer  Niederlassungen  verhinderte,  dadurch  aber  der  Ro- 
manisierung  aufs  beste  den  Boden  ebnete,  sind  die  Franken  ohne 
Landteilung  in  volksmäßiger  Geschlossenheit,  und  zwar  die  Salier  von 
Toxandrien  aus  durch  Flandern,  Brabant  und  Artois  bis  zur  Ganche  und 
die  chattischen  Franken  im  ganzen  Saargebiet  und  moselaufwärts  bis  an 
die  Militärstraßen  bei  Metz  vorgedrungen.  Wahrscheinlich  fanden  sie  hier 
überall  herrenloses  Land  in  ausreichendem  Maße  vor,  so  daß  sie  einer 
Auseinandersetzung  mit  den  Provinzialen  nicht  bedurften*®.  Einen  anderen 
Charakter  trug  die  Erweiterung  des  frankischen  Gebietes  unter  Ghlodo- 
vech,  indem  sie,  abgesehen  von  der  Zurückdrängung  der  Alamannen,  nicht 
sowohl  das  Werk  eines  neue  Sitze  erstrebenden  Volkes,  als  vielmehr  eine 
Eroberung  des  Königs  zur  Erweiterung  seiner  Herrschaft  war*^  Das 
Privateigentum  der  Provinzialen  blieb  unangetastet,  der  König  verfugte 
zu  Gunsten  seiner  Franken  nur  über  solche  Ländereien,  die  ihm  kraft 
öffentlichen  Rechtes  zufielen.  Auch  sonst  stellte  sich  Ghlodovech,  die  alte 
Tradition  der  Salier  festhaltend,  durchaus  freundlich  zu  den  Römern. 
Obwohl  er  Gallien  in  voller  Unabhängigkeit  kraft  des  Eroberungsrechtes 
erworben  hatte,  trug  er  doch  kein  Bedenken,  den  ihm  vom  Kaiser  Ana- 
stasius  verliehenen  Titel  eines  Konsuls  zu  fähren  und  Münzen  mit  dem 
Namen  des  römischen  Kaisers  prägen  zu  lassen.  Die  römischen  Provin- 
zialen galten  als  gleichberechtigte  ünterthanen  neben  den  Franken*' 
Die  öffentlichen  Ämter  waren  ihnen  ebenso  zugänglich  wie  diesen,  auch 
die  Heerespflicht  wurde  alsbald  nach  Ghlodovech  auf  sie  ausgedehnt, 
während  in  den  übrigen  germanischen  Reichen,  vielleicht  mit  Ausnahme 
des  westgotischen,  nur  die  Germanen  dem  Heere  angehörten.  Mischehen 
zwischen  Franken  und  Provinzialen  waren  zu  keiner  Zeit  gesetzlich  aus- 
geschlossen.   Der  Übertritt  der  Franken  zur  römischen  Kirche  begünstigte 


Bchenknngen  empfangen  hatte,  nahm  an  der  von  Gundobad  angeordneten  Auf- 
besserung nicht  teil,  auch  die  burgundischen  Nachzügler,  die  erst  hinterher  ins 
Land  kamen,  mußten  sich  mit  der  ELalbteilung  begnügen. 

•  Vgl.  Paul.  Diac,  Bist  Lang.  2,  c.  32.  8,  c.  16. 

i«"  Vg.  Wattz,  Das  alte  Recht  53  fP.  Sohbödbr,  Franken  und  ihr  Recht  23.  44; 
Ausbreitung  der  salischen  Franken,  FDG.  19,  139—172.  Vandebkindebe,  Les  ori- 
gines  de  la  population  flamande  1885—86.  Über  die  Besiedelung  des  Landes 
durch  neuen  Anbau  haben  Abmold,  Meitzen  und  Lamprecht  ausgezeichnete  Unter- 
suchungen angestellt. 

"  Vgl.  SoHM,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  35. 

''  Die  bisherige  Annahme,  daß  die  Römer  nur  das  halbe  Wergeid  der  freien 
Franken  besessen  hätten,  ist  jetzt  durch  die  glänzende  Ausführung  von  Brunneb, 
RG.  2,  614  n.  7,  beseitigt 
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die  Verschmelzung  der  beiden  Nationalitaten  nnd  bewahrte  das  Franken- 
reicl  Tor  dem  Zwiespalt,  der  die  übrigen  germano- romanischen  Beiche 
zersetzte.  Das  öffentliche  Recht  des  fränkischen  Reiches  war  durchaus 
einheitlich  und  beruhte  wesentlich  auf  germanischer  Grundlage,  wenn  auch 
im  einzelnen  viele  romische  Einrichtungen'*angenommen  wurden*'.  Auf 
dem  Gebiete  des  bürgerlichen  Rechts  vollzog  sich  im  Laufe  der  Zeit  eine 
eigentümliche  Verschmelzung  in  der  Weise,  daß  nördlich  der  Loire,  wo 
die  fränkischen  Elemente  überwogen,  das  römische  Recht  allmählich  ganz 
yeischwand  und  dem  salischen  platz  machte,  während  es  südlich  der 
Loire,  wenn  auch  nur  als  römisches  Vulgarrecht,  den  Vorrang  behauptete. 


Zweites  Kapitel. 
Die  Verfassung  des  fränkischen  Reiches. 

Waitz,  VG.  II».  III".  IV*.;  Das  alte  Recht  der  salischen  Franken,  1846. 
BsüKHEB,  b6.  1,  187—254.  2,  1—826.  Sohm,  Die  fränkische  Reichs-  und  Gerichts- 
«rerfassung,  1871.  v.  Sybel,  Entstehang  des  deutschen  Königtums*,  1881.  Koth, 
Geschichte  des  Beneficialwesens,  1850;  Feudalitflt  und  Unterthanen verband,  1863. 
W.  SiCEEL,    Die   Entstehung   der  fränkischen  Monarchie,  Westdeutsche  Zeitschr. 

4,  231  flF.;  Die  Reiche  der  Völkerwanderung,  ebd.  9,  217  ff.;  Die  Privatherrschaften 
im  fränkischen  Reiche,  ebd.  15,  111  ff.  16,  47  ff.;  Zum  Ursprung  des  mittelalter- 
lichen Staates,  Mitteil.  d.  österr.  Inst.,  Erg.-Bd.  2;  Die  merowingische  Volksver- 
sammlung, ebd.  Erg.-Bd.  2;  Beiträge  z.  deutschen  Verf.-Geschichte  des  Mittelalters, 
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7»,  224  ff.  GukssoN,  Histoire  da  droit  et  des  institutions  de  la  France,  11.  III. 
1888—89.  FasTEL  j>b  Goulaxobs,  Histoire  des  institutions  politiques  de  Tancienne 
France,  11*.  Llnvasion  germanique  et  la  fin  de  TEmpire,  her.  v.  C.  Jullian,  1891. 
m.  La  monarehie  franqne,  1888.  Viollet,  Histoire  des  institutions  politiques  et 
administratives  de  la  France,  I.  1890.  J.  Tabdif,  Etudes  sur  les  institutions  poli- 
tiques et  administratives  de  la  France,  I.  1881.  Flach,  Les  origines  de  Tancienne 
Fnnce,  I.  1886.  LEHirfiBou,  Histoire  des  institutions  M^rovingiennes,  1842;  Histoire 
des  institutions  Carolingiennes,  1843.  Vandbnkikdebe,  Introduction  k  Thistoire  des 
institutions  de  la  Belgique  au  moyen  äge,  1890.  Ajinold,  Deutsche  Geschichte 
2,  2.  Dahk,  Deutsche  Geschichte  2,  418—749;  Könige  7,  1.  2.  3.  W.  Schültze, 
Deutsche  Geschichte  2,  258 — 468.  MttHLBAOHSB,  Deutsche  Geschichte  unter  den 
Karolingern  260 — 318.  L.  v.  Maübbb,  Gesch.  der  Fronhöfe,  der  Bauernhöfe  und  der 
Hofverfassung,  I.  1862.  v.  BBTHMAim-HoLLWEO,  Der  germanisch-romanische  Civil- 
prozeß  L  §§  87  f.  48  f.  47  f.  52  ff.  60  f.  65  ff.  Thomissbn,  L*organisation  judiciaire, 
le  droit  p^al  et  la  proc^dore  pönale  de^  la  loi  salique*,  1882.  Pardessüs,  Loi 
Salique,  1843,  Dissertations  2—9.  —  Gaüpp,  Recht  und  Verfassung  der  alten  Sachsen, 
1837.  QurrziCAinr,  Die  älteste  Rechtsverfassung  der  Bai  waren,  1866.  Mebkel,  De 
repnblica  Alamannorum,  1849.  '  Schüpfbr,  Delle  istituzioni  politiche  longobardiche, 
1863.  Pbbtilb,  Storia  del  diritto  italiano  I.  Stübbs,  Constitutional  history  of  Eng- 
land L  cap.  4 — 8.  E.  VTikbblicann,  Geschichte  der  Angelsachsen  91—111.  Pollooic 
■ad  Mattlahp,  Hist  of  english  law  1,  1—40. 

•»  VgL  Bkuniibb.  RG.  2,  1-7. 
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UrkundenBaminlangen^:  bei  Dahlmanh-Waitz,  Quellenkunde*  329.  335. 
344.  348.  358.  354.  356.  365.  367.  433—442.  —  Br^quigny,  Diplomata  chartae  et 
inetrumenta  aetatls  Merovingicae ',  ed.  Pardessus,  2  Bde,  1841 — 49.  Diplomata 
regum  Francorum,  Mon.  Germ.  Dipl.  I.  1872  (mangelhaft).  Böhhee- Mühlbacher, 
Regesten  der  Karolinger',  1889  (a.  u.  d.  T.:  Regesta  imperii  L).  Th.  Sickel,  Re- 
gesten der  Urkunden  der  ersten  Karolinger  (751—840),  1867  (a.  u.  d.  T.:  Acta 
regum  KArolinorum  dige&ta  et  enarrata,  II.).  —  CoUection  des  doenments  in^dits 
sur  lliistoire  de  France,  seit  1835.  Documents  historiques  publi^s  par  la  soci^t^ 
de  r^cole  des  chartes,  I.  II.  1873—79.  M.  Th^ybnik,  CoUection  des  textes  pour 
servir  &  T^tude  et  &  Tenseignement  de  rhistoire,  1887. 

§  17.    Das  Königtum. 

Bbünnse,  RG.  2,  7—95.  v.  Amisa*  93  ff.  Sohm,  Reichs-  u.  Gerichtsverf.  9—37. 
Waitz  2»,  1,  S.  99—106.  136—216.  2,  S.  350—360.  3",  76  ff.  221—327;  Das  alte 
EUcht  201—214.  Y.  Sybel,  Entsteh,  d.  Königtums*  241—371.  Dahn,  Könige  7,  1, 
8.  25—68.  3,  8.  367—494;  DG.  2,  514  ff.  W.  SiCKEt,  Entstehung  der  fränkischen 
Monarchie  234—259.  317  ff.;  Gott.  gel.  Anz.  1889,  8.  937  ff.;  Beiträge  z.  deutsch. 
yerf.-Gesch.  des  Mittelalters,  Mitteil.  d.  öst  Inst,  Erg.-Bd.  3,  451  ff.  Glasson, 
a.  a.  0.  2,  243—297.  396  ff.  Pahlbeok,  Le  royaut^  et  le  droit  royal  francs,  1883. 
BETHifANV-HoLLWEa,  Gcrman.-roman.  Civilprozeß  1,  147  ff.  187  ff.  407  ff.  Gierke, 
Genossenschaftsrecht  1,  §§  6.  18.  Hegel,  Geschichte  der  StädtcYcrfassung  Yon 
Italien  1,  446  ff.  Büdinger,  Engl.  Verfassungsgeschichte  66  ff.  76  ff.  Köpkb,  An- 
fange des  Königtums  bei  den  Goten,  1859.  K.  Lehmann,  Der  Königsfriede  der 
Nordgermanen,  1886;  Die  Gastung  der  germ.  Könige,  Abhandlungen  1  ff.  Ejbtsbr, 
Norges  8tat8-  og  Retsforfatning  20—107. 

Nach  einer  alten  Überlieferung,  die  uns  der  Geschichtschreiber  der 
Franken  bewahrt  hat,  lebten  die  Salier,  lange  bevor  es  dem  großen 
Sprossen  des  Merowingerhauses  gelang,  den  ganzen  Stamm  unter  seiner 
Königsgewalt  zu  vereinigen,  nach  Gauen  und  Volklanden  unter  gelockten, 
aus  ihrem  adelichsten  Geschlecht  erwählten  Königen  ^  Die  Zustande 
waren  demnach  ähnlich  wie  bei  den  Norwegern,  bei  denen,  bis  zu  der 
Vereinigung  ihres  Landes  unter  Harald  Hirfagri  gegen  Ende  des  9.  Jahr- 
hunderts, Hundertschafts-  und  Volklandskönige  {Jicradskommgar,  fylkis- 
honungar)  sich  in  die  Herrschaft  teilten  ^  Bei  den  Quaden  scheint  es 
in  der  2.  Hälfte  des  4.  Jahrhunderts  unter  einem  gemeinsamen  Volks- 
könig teils  einzelne  Gaukönige,  teils  Gaurichter  {iudices)  im  Sinne  der 
alten  principes  gegeben  zu  haben'.  Auch  die  salischen  Gaukönige  lassen 
sich  wenigstens  bei  den  Batavern  bis  um  die  Mitte  des  4.  Jahrhunderts 
zuruckverfolgen;  während  die  den  Römern  von  diesem  Volke  gestellten 


*  Vgl.  die  Angaben  bei  Östeblsy,  Wegweiser  (8.  8). 

*  Gregor.  Tur.,  Hist  Franc.  2,  9  (MG.  Script,  rer.  Mer.  1,  77):  iuxta  pagos  vel 
dvitatea  regis  crinitos  super  se  creavisse  de  pritnu  et,  ut  ita  dicam,  nohüiore  stMrum 
familia.  Daß  vel  hier  für  et  steht,  ergiebt  eich  aus  dem  Sprachgebrauche  Gregors. 
Vgl.  MG.  a.  a.  0.  963.    Waitz,  1,  305  n.    Anderer  Meinung  v.  Sybel  160  ff. 

«  Vgl.  Madrek,  Island  20  ff.;  Krit.  VJS.  10,  370—374.  Lehkann,  Königsfnede 
168.  172  ff. 

*  Ammian.  Marc.  17,  12  §§  9.  21. 
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BuBdestrappen  nach  Tacitos  unter  einem  Herzog,  die  einzelnen  Kohorten 
nnter  einheimischen  Fürsten  standen^,  wurden  die  batavischen  Hilfs- 
trappen  Julians  357  in  der  Alamannenschlacht  von  Königen  angeführt'. 
Es  war  also  einem  oder  mehreren  der  adelichen  Geschlechter  gelungen, 
sich  in  den  erblichen  Besitz  der  Oauvorsteherschaft  zu  setzen,  aus  den 
gewählten  Gaufürsten  waren  erbliche  Gaukönige  geworden.  Derselbe  Prozeß 
hat  sich  bei  den  Saliern  wiederholt.  Das  den  Seetranken  durch  seine 
Haussage  wie  durch  seinen  Namen  auf  das  engste  yerbundene  Geschlecht 
der  Merowinger  hatte  alle  konkurrierenden  Geschlechter  beseitigt  und  in 
sämtlichen  Bezirken  des  Stammes  das  Gaukönigtum  an  sich  gebrachte 

War  das  Gaukönigtum  aus  einer  mehr  oder  weniger  naturgemäßen 
Entwickelung  hervorgegangen,  bei  welcher  die  bisherige  republikanische 
Verfassung  mit  dem  Landesthing  und  dem  Fürstenrate  an  der  Spitze  noch 
fortbestehen  mochte',  so  kann  das  Volklandskönigtum  der  Westgermanen 
nur  aus  einer  Verfassungsänderung  erklärt  werden.  Hier  wird  in  erster 
Reihe  das  in  der  Völkerwanderung  ständig  gewordene  Herzogsamt,  yielleicht 
durch  Verbindung  mit  dem  Landespriestertum  unterstützt^  als  maßgeben- 
der Faktor  eingetreten  sein.  War  der  Herzog,  der  früher  nur  für  die 
Dauer  eines  Krieges  gewählt  wurde  und  nach  Beendigung  desselben 
wieder  in  sein  Gaufürstenamt  zurücktrat,  infolge  fortwährender  Kriege  zu 
einer  lebenslänglichen  Stellung  an  der  Spitze  seines  Volkes  gelangt,  so 
mußte  es  ihm  leicht  sein,  diese  Stellung  dauernd  an  sein  Haus  zu  fesseln. 
Wie  aus  dem  Gaufürstentum  die  Gaukönige,  so  gingen  aus  dem  Volks- 
herzogtum die  Volklandskönige  hervor.  Wir  begegnen  solchen  Volklands- 
königen nicht  nur  bei  den  Franken^  und  Norwegern,  sondern  auch  bei 
den  Alamannen^,  auch  die  angelsachsischen  Ealdormen   und  die  lango- 


•  Anna].  2,  11:  Chariovalda  dux  Batavorum.  Bist  4,  2:  cohartibtss  quas 
vetere  msHtuto  nobiliasimi  popularium  regebant. 

^  Ammian.  Marc.  16,  12  §  45:  Batavi  venere  cum  regibus, 
^  Daß  Gregors  reges  criniti  Merowinger  waren,  ist  billig  nicht  zu  bezweifeln. 
Gregor  selbst  deutet  darauf  hin,  daB  die  von  ihm  erwähnten  Rleinkönige  erst  durch 
Chlodovech  beseitigt  seien  (Hist.  Fn^nc.  2,  9.  41. 42),  also  dessen  Verwandte  waren. 
'  Auch  die  sächsischen  Gaufärsten,  die  sairapae  des  Beda,  dürften  erbliche 
Gankönige  gewesen  sein.  Die  hervorragende  Stellung  des  sächsischen  Adels,  ins- 
besondere die  eigentümliche  Herrschaft  (tutela)  sächsischer  Herren  (domint)  über 
Freie  und  Liten,  scheint  so  ihre  einfachste  Erklärung  zu  finden.  Vgl.  Waitz  1,  258. 

3,  124.  132.  148  ff.,   und  die  daselbst  angeführte  Litteratur.    Aus  Nithard,  Hist 

4,  2,  eigiebt  sich  nur,  daß  Karl  den  sächsischen  Adel  auf  Kosten  der  Freien  und 
Liten  b^ünstigt  hatte,  nicht  aber,  wie  v.  Sybel  129  annimmt,  daß  er  überhaupt 
erst  die  bevorzugte  Stellung  desselben  geschaffen.  Gerade  die  L.  Sax.  62  erwähnten 
Adelichen  waren  wegen  ihres  Widerstandes  gegen  Karl  in  die  Verbannung  geführt, 
können  ihre  tutela  also  nicht  von  ihm  gehabt  haben. 

•  Vgl.  Waitz  1,  305  f.  Sulpicius  Alexander  (bei  Greg.  Tun,  Hist  Franc.  2,  9) 
bezeichnet  die  Führer  der  rechtsrheinischen  Franken  (Chatten  und  Ribuarier), 
Suimo  und  Maikomer,  einmal  als  dueesy  dann  als  regales  und  subregiilu 

•  Vgl.  Waitz  1,  303  f.  v.  Stbbl  152  ff.  Der  letztere  nimmt  hier  wie  bei  dep 
Franken  nur  Gktukönige  an. 
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bardischen  Herzoge  sind  ursprünglich  wohl  Gaukönige  gewesen  und  erst 
durch  das  Stammeskönigtum  zu  TJnterkönigen  herabgedrückt  worden. 

Die  Entstehung  des  Stammeskönigtums  ist,  wie  das  Beispiel  der 
Westgoten,  Langobarden  und  der  unter  Odovakar  vereinigten  Völker 
zeigt,  zunächst  auf  das  Ton  den  Völkern  selbst  empfundene  Bedürfiiis 
einer  vollen  staatlichen  Einigung  zurückzuführen.  Selbst  bei  den  salischen 
Franken,  bei  denen  die  persönliche  Thatkraft  des  Chlogio  und  seiner 
Nachfolger  den  Rahmen  eines  bloßen  Volklandskönigtumes  durchbrochen 
und  ein  einzelnes  herrschgewaltiges  Haus  zur  Vormacht  erhoben  hatte, 
konnte  das  Vorgehen  Chlodovechs  gegen  seine  Nebenkönige  nur  darum 
so  widerspruchslos  und  ohne  Kampf  erfolgen,  weil  die  Bevölkerung  selbst 
ihre  Interessen  dadurch  gefördert  sah.  Der  Anschluß  der  Bibuarier  wurde 
in  rechtsformlicher  Weise  von  der  Stanunesversammlung  beschlossen;  auch 
die  chattischen  Franken  müssen  sich  dem  Reiche  Chlodovechs  freiwillig 
angeschlossen  haben.  Anders  stand  es  in  Norwegen,  dessen  geschützte 
Lage  das  Bedürfnis  der  staatlichen  Einigung  weniger  fühlbar  machte. 
Hier  hat  seit  Anfang  des  9.  Jahrhunderts  das  aufistrebende  norwegische 
Großkönigtum  zu  heftigen  inneren  Gärungen  und  Kämpfen  geführt  und 
den  Hauptanstoß  zu  den  normannischen  Wikingerzügen  gegeben,  die  vor- 
zugsweise von  bisherigen  Kleinkönigen  unternommen  wurden,  um  neue 
Herrschaftsgebiete  an  Stelle  der  verlorenen  zu  erringen. 

Man  sieht,  das  germanische  Stammeskönigtum  ist  überall  aus  den- 
selben Grundlagen  erwachsen.  Wie  verschieden  im  einzelnen  die  dabei 
mitwirkenden  Elemente  gewesen  sind,  im  großen  und  ganzen  liegt  eine 
gleichmäßige  organische  Entwickelung  vor.  Ein  völliger  Bruch  mit  der 
Vergangenheit  hat  ebensowenig  stattgefunden,  wie  ein  völliger  staatlicher 
Neubau  oder  gar  ein  Eintritt  in  römische  Verhältnisse.  Daß  die  letz- 
teren ebenso  wie  die  monarchischen  Vorstellungen  der  katholischen  Kirche 
dem  Königtume,  zumal  dem  fränkischen,  vielfach  forderlich  gewesen  und 
eine  Menge  römisch -rechtlicher  Elemente  in  die  Verfassungen  der  auf 
römischem  Boden  errichteten  germanischen  Seiche  eingedrungen  sind, 
wird  kein  Verständiger  leugnen.  Aber  ein  prinzipieller  unterschied  zwischen 
dem  fränkischen  Königtume  Chlodovechs  und  dem  norwegischen  Haralds 
hat  nicht  bestanden.  Auch  das  fränkische  Reich  ist  seiner  Entstehung 
und  seinem  Inhalte  nach  ein  germanischer  Staat  gewesen  ^^ 

Das  zeigt  sich  schon  an  den  äußeren  Wahrzeichen  der  königlichen 
Gewalt.  Noch  in  der  Zeit  ihres  tiefsten  Verfalles  haben  die  Merowinger 
den  uralt  heidnischen  Gebrauch  der  Thingfahrt  auf  rinderbespanntem 
Wagen  festgehalten ".    Das  römische  Diadem  war  bei  ihnen  ebensowenig 


'^  Damit  ist  die  StelluDg  angedeatet,  die  ich  gegenüber  den  Wetken  von 
FusTEL  DE  CoüLANGES,  Tardif  Und  V.  Stbel,  trots  der  von  diesen,  namentlich  dem 
letzteren,  gebotenen  vielfachen  und  reichen  Belehrung,  einnehme.  Vgl.  Bauinnsi, 
R6.  2,  2  ff.  Wattz  2, 1,  S.  80  ff.;  Histor.  Zeitschr.  87,  45  ff.  Erhasdt,  Gott  gel. 
A.nz.  1882,  S.  1261— 1273. 

"  Vgl.  §  6  Anm.  16.    Waitz  2,  1,  S.  178. 
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in  Gebrauch  wie  die  Krone,  die  erst  Ton  den  Karolingern  eingeföhrt 
wurde  ^l  Das  eigentliche  Königszeichen  blieb  in  altgermanisoher  Weise 
der  Speer;  wie  bei  den  Langobarden,  so  wurde  auch  bei  den  Pranken 
das  Herrscherrecht  durch  Übergabe  eines  Speeres  übertragen".  Noch  im 
Jahre  1002  hat  König  Heinrich  II.  in  dieser  Weise  die  Huldigung  der 
Sachsen  empfangen".  Andere  Wahrzeichen  des  Königs  waren  die  Fahne 
und  der  Stab,  der,  nachdem  Karl  der  Große  einen  goldenen  Stab  (Scepter) 
hatte  anfertigen  lassen,  auch  neben  dem  Scepter  als  selbständiges  Königs- 
zeichen beibehalten  wurde  i*.  Seit  den  Karolingern  wurden  auch  Schwert 
und  Schild  zu  den  königlichen  Insignien  gerechnet".  Ebenso  muß  das 
Kreuz,  das  später  zu  den  deutschen  Beichsinsignien  gehörte i^,  schon  im 
fränkisehen  Eeiche  in  Gebrauch  gewesen  sein.  Das  Gewicht,  welches 
schon  unter  den  Merowingem  auf  Thronbesteigung  und  Thronerhebung 
gelegt  wurde,  läßt  auch  den  Hochsitz  des  Königs,  den  Königsstuhl,  als 
bedeutsames  Wahrzeichen  der  Krone  erkennen  ^^ 

Die  königlichen  Wahrzeichen  hatten  nicht  bloß  ihre  Bedeutung  bei 
der  Übernahme,  Übertragung  oder  Niederlegung  der  Herrschaft  ^^  sie  be- 
gleiteten den  König  auch  bei  der  Ausübung  seines  Amtes  *^,  vermochten 


"  VgL  Waitz  2,  1,  8.  174  f.  8,  249  flfl  Nur  ganz  vorübergehend,  als  der 
Kaiaer  ihm  den  Titel  eines  Honorarkonsals  (ex  conside)  verUehen  hatte,  soll  Chlo- 
dovedi  Diadem  und  Poipar  angelegt  haben.  Die  Bezeichnung  Chlodovechs  als 
proeonsul  in  dem  Prologe  der  Lex  Salica  beruht  auf  einem  Schreibfehler  für  prae- 
eeUu$.  VgL  Momvsen,  Neues  Archiv  15,  184.  Bbunitbb  2,  14.  W.  Sickbl,  Die 
Reiche  der  Völkerwanderung  253  n.;  Gott  gel.  Anz.  1892,  S.  185  ff. 

"  Vgl.  8.  25.    Waitz  2,  1,  8.  174.    Gwim,  RA.  163.    ZRG.  20,  58. 

^  Thietmar  von  Merseburg,  Ghron.  5,  9:  Bemhardus  igitwr  dux,  aeeepta  in 
manürns  saera  Umoea^  ex  parte  omnium  regni  euram  tili  fideliter  commiUU,  VgL 
Warz  6',  183.  Das  deutsche  Reich  rechnete  noch  im  12.  Jahrhundert  die  heilige 
Linze  zu  seinen  Königsinsignien.    VgL  Anm.  17.  19. 

»  VgL  Anm.  19.     Waitz  8,  249.  261  f.  258. 

"  VgL  Anm.  19.  22.    Wamz  8,  252. 

"  Nach  der  Chronik  des  Ekkehard  von  Aura,  zum  Jahre  1106,  übergab  Hein- 
rich IV^  ab  er  zu  Gunsten  Heinrichs  V.  auf  die  Krone  verzichtete,  diesem  die 
regaUa  vel  wiperialia  insignia^  crueem  ecilieet  et  laneeam,  »eeptrtim,  gkibum  atque 
eoronam.    VgL  MG.,  Const  imp.  1,  129. 

"  VgL  Bbühiibb  2,  17.  Waitz  2, 1,  8. 176.  3,  253.  Ganw,  RA.  242.  8iCKEt, 
Gott  geL  Anz.  1889, 8.  968  f.  Die  altgermanische  8childerhebung  (8. 25.  97  n.)  ist  seit 
der  2.  Hfilfte  des  6.  Jahrhunderts  verschwunden.  Alle  späteren  Erwähnungen  der 
ekvoHo  eines  Königs,  auch  bei  der  Wahl  Pippins,  beziehen  sich  auf  Thronerhebung. 
Vgl.  BauinnEa  2,  29  n.  und  8ickel,  a.  a.  0.  949,  gegen  Zbümbb,  ZRG.  22,  50  f. 

"  VgL  Anm.  17.  Waitz  3,  253.  Der  sterbende  Konig  Konrad  I.  übersandte 
die  Seichsinsignien  (eumptis  hie  insigniiSy  laneea  saera,  armiüis  aureis  cum  clamidej 
et  veterum  gladio  regum  ctc  diademate)  an  Heinrich  I.,  den  er  zu  seinem  Nach- 
folger designiert  hatte.  Widukind,  Res  gestae  8axonicae  1,  25.  Otto  dem  Großen 
wurden  bei  seiner  Krönung  die  regalia  insignia,  nämlich  gladius  cum  baiieo,  elamia 
cum  armilHs,  Imculus  cum  seeptrOy  diademaj  feierlich  übergeben.    VgL  ebd.  2,  1. 

^  Dafür  waren  besondere  Hofbeamte  (8peerträger,  Schwertträger,  Stabträger, 
armiger,  spatarius)  angestellt  VgL  Waitz  2,  2,  8.  74  f.  8,  505.  509.  Über  den 
langobardiachen  Speerträger  und  den  angelsächsischen  und  gotischen  signifer,  der 
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aber  selbst  den  abwesenden  König  zu  yertreten,  indem  sie  geradezu  als 
Leibzeichen  oder  Personifikationen  des  Königs  angesehen  warden.  So 
traten  sie  an  die  Stelle  der  altheidnischen  Banner,  die  in  Thing  und  Heer 
aufgerichtet  wurden,  um  die  Anwesenheit  der  Gottheit  und  die  Stellung 
der  Versammlung  unter  deren  Bann  anzudeuten  *^  Die  königlichen  In- 
signien  wurden  infolgedessen  zu  Wahrzeichen  des  Bannes,  den  der  König 
auf  eine  Stätte  gelegt  hatte,  sei  es,  um  derselben  einen  besonderen  Frieden 
zu  verleihen,  oder  die  Beschlagnahme  eines  Grundstücks  (Befronung)  zu 
vollziehen**  Die  Erteilung  königlicher  Vollmachten  geschah  unter  Über- 
reichung eines  geweihten  Stabes,  dem  als  unmittelbares  Leibzeichen,  wohl 
um  den  Empfanger  als  die  Hand  des  Königs  darzustellen,  ein  Handschuh 
hinzugefügt  zu  werden  pflegte**. 

Die  Thronfolge**  war  nach  den  Grundsätzen  des  „salischen  Gesetzes" 
durchaus  auf  den  Mannsstamm  beschränkt  und  bis  zur  Erhebung  Pippins 
streng  erblich  in  dem  götterentstammten  Hause  der  langgelockten  Mero- 
winger**,  nach  ihrer  Beseitigung  ebenso  unter  den  durch  Wahl  des 
Volkes  berufenen,  von  der  Kirche  geweihten  Karolingern.  In  der  Regel 
folgten  dem  Vater  die  Söhne,  die,  wie  auch  in  den  Beichen  der  Bur- 


dem  Könige  stete  mit  einer  Fahne  voranschritt,  vgl.  Gsimf,  RA.  241.  Dahn, 
Könige  6,  543. 

»»  Vgl.  S.  38.  42. 

'*  Vgl.  ScHBöneR,  Weichbild  (S.  38  n.)  S.  819  ff.,  bei  B^rikqüieb,  Rolande 
Deutschlands  30  ff.  und  in  der  Festschrift  für  Weinhold,  1896,  S.  121  ff.  Das 
Kreuz  als  Zeichen  des  Marktbannes  wie  als  Fronungssjuibol  kommt  ebensowohl 
in  Frankreich  wie  in  Deutschland  vor,  ist  aber  auch  dem  altnorwegischen  Rechte 
bekannt  gewesen  (vgl.  Kr.  VJSchr.  18,  41.  59).  Der  einfache  Stab  als  Wahrzeichen 
des  Bannes  war  wenig  gebräuchlich,  statt  seiner  diente  eine  Fahne  (pannoneeau 
du  roy)  oder  es  wurde  ein  Hut  oder  ein  ursprünglich  als  Kopf  binde  (got  vipjcC^ 
gedachter  Strohwisch  (mnd.  trip,  ahd.  trI/t»,  wiffa,  mhd.  totfe^  iotfel,  schoup,  altfrz. 
hrcmdon)  auf  den  Stock  gesteckt  Der  noch  heute  bestehende  Gebrauch  des  Stroh- 
wisches als  Bannzeichen  war  nicht  nur  in  Deutschland,  Frankreich  und  Italien, 
sondern  auch  im  Norden  verbreitet.  Vgl.  Grimm,  RA.  195.  941;  mein  Weichbild 
312  f.  321  f.  Festschrift  für  Weinhold  128.  Den  Schild  als  Zeichen  des  Gerichts- 
friedens  (§  8,  n.  13)  kannte  schon  die  Lex  Salica  Tit.  44.  46.  Vgl.  bei  B£rinouier, 
a.  a.  0.  33;  Festschrift  f.  Weinhold  125  f.  Sickrl,  Gott  gel.  Anz.  1892,  S.  144  f. 
1896,  S.  291;  Beitr.  z.  deutsch.  VG.  487.    Bürchard,  Hegung  der  Gerichte  243  f. 

••  Vgl.  Greg.  Tur.,  Bist  Franc.  7,  32.  Chanson  de  Roland  v.  247.  268.  320. 
331  ff.  Rolandslied  des  Pfaffen  Konrad  (hrsg.  v.  Bartsch)  v.  1417.  1430.  1434  £ 
Schröder,  Rolande  28  ff.  33;  Weichbild  307.  316.  319;  Festschrift  f.  Weinhold  125. 
Brunnbr,  RG.  2,  190.    V.  Amira'  138. 

•*  Vgl.  Brunner  2,  23  ff.  Dahn,  Könige  7,  3,  S.  418  ff.  446  ff.  v.  Amira, 
GK)tt  gel.  Anz.  1896,  S.  197  f.  H.  Schultze,  ZRG.  7,  323—392.  Hubrich,  Frän- 
kisches Wahl-  und  Erbkönigtum,  1889.  Sickel,  Gott  gel.  Anz.  1889,  S.  945  ff. 
956  ff.     V.  Pfluqk-Harttung,  ZRG.  21,  66  ff.    23,  203  f.   24,  177  ff.    v.  Sybel  344  ff. 

*'  Daß  Chlodovech  noch  selbst  an  die  göttliche  Abstammung  seines  Hauses 
glaubte,  ergiebt  seine  Bemerkung  über  den  Christengott:  nee  de  deorum  genere  esse 
probatur  (Greg.  Tur.,  Hist  Franc.  2,  29).  Über  die  Haartracht  der  Merowinger 
vgl.  Grimm,  RÄ.  239  f.  Waitz  2,  1,  S.  163  f.  Dahn  7,  3,  S.  483  ff.  Sie  erinnert 
an  die  Tracht  der  altchattisclicii  Berufskrieger  und  an  den  Gebrauch  des  Civilis 
während  des  batavischen  Krieges.     Vgl.  Tacitus,  Germ.  c.  81;  Hist  4,  61. 
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gunden  und  Thüringer,  Reich  and  Schatz  teilten.  Nur  wenn  ein  Teil- 
könig  starb  y  wurden  seine  Söhne  wiederholt  im  Interesse  der  Konsoli- 
dation des  Reiches  von  der  Succession  ausgeschlossen.  Denn  obwohl  jeder 
Teilkönig  selbständiger  Herrscher  in  seinem  Lande  und  über  seine  eigenen 
Unterthanen  war  (das  unter  den  Karolingern  geplante  Oberkönigtum  des 
zur  Kaiserwtbrde  Berufenen  ist  nicht  durchgedrungen),  blieb  der  Gedanke 
des  Gesamtreiches  doch  unangetastet  und  trat  namentlich  in  den  Titeln 
der  Könige,  wiederholt  auch  in  auswärtigen  Beziehungen  hervor  *^  Die 
Art  der  Teilung  wurde  nicht  selten  schon  von  dem  Vater  angeordnet 
Seit  dem  7.  Jahrhundert  kam  es  wiederholt,  namentlich  im  Interesse  der 
Austrasier,  vor,  daß  der  König  schon  bei  seinen  Lebzeiten  einen  Sohn 
über  einen  bestimmten  Landesteil  als  Mitregenten  einsetzte.  Waren  keine 
Söhne  vorhanden,  so  folgten  die  Brüder,  falls  sie  nicht  durch  einen  ent- 
fernteren Verwandten,  den  der  Verstorbene  adoptiert  hatte,  ausgeschlossen 
wurden. 

£ine  eigentliche  Königswahl  fand  unter  den  Merowingem  seit  Chlodo- 
Tech  nur  in  außerordentlichen  Fällen  statt  Seit  dem  7.  Jahrhundert 
gewannen  die  austrasischen  Großen,  später  die  arnulfingischen  Uausmeier 
einen  maßgebenden  Einfluß  auf  die  Thronbesetzung.  Seit  der  Wahl  Pippins 
trat  die  germanische  Auffassung,  Wahl  oder  Anerkennung  des  neuen  Königs 
durch  das  Volk  oder  die  Großen,  wieder  in  den  Vordergrund. 

Durchans  germanisch  war  die  von  den  Merowingem  prinzipiell  fest- 
gehaltene, wenn  auch  nicht  immer  thatsächlich  ausgeführte,  von  den 
Karolingern  nicht  mehr  beobachtete  Sitte  der  Umfahrt  des  neuen  Königs 
im  Reiche.  Ob  auch  der  Unterthaneneid,  den  die  Merowinger  in  Über- 
einstimmang  mit  den  ost-  und  westgotischen,  langobardischen  und  angel- 
sächsischen Königen  verlangten,  germanischer  Herkunft  oder  römischem 
Muster  nachgebildet  war,  ist  bestritten*^;  jedenfalls  war  die  Verbindung 
des  Eides  {fideUtas)  mit  der  Mannschaft  {leudesamio)  germanisch  und  der 
Huldigungsformel  lür  das  königliche  Dienstgefolge  entlehnt  *^  Unter  den 
Karolingern  fand  der  Unterthaneneid  erst  seit  789  Eingang'^.    Der  König 

••  Vgl.  Brühwer,  RG.  2,  25  f.  Dahk,  Könige  7,  3,  S.  473  ff.  W.  Sickel,  Gott 
g«l.  Anz.  1896,  S.  295  ff.  v.  Amira,  ebd.  S.  199.  Der  letztere  hebt  indes  mit 
Beebt  den  rein  theoretischen  Charakter  der  Reichseinheit  hervor. 

^  Vgl.  Anm.  66.  Brüvner  2,  58  ff.  Waitz  1,  835.  2,  1,  S.  205  ff.  3,  221  ff. 
290  ffl  Roth,  Beneficialwesen  108  ff.  386  ff.  Dahn,  Könige  7,  3,  S.  893  ff.  Sickel, 
Gdtt.  gel.  Anz.  1890,  S.  212  ffl    1897,  S.  885  f. 

**  y^.  BauHinR  2,  60.  62  (leudesamio  =  ahd.  ^liutsami).  Gibrkb,  Genossen- 
achaftorecht  1,  111. 

**  Ober  die  Datierong  der  Cap.  miss.  bei  Boretius  1,  66  vgl.  Brüvner  2,  59  n. 
Nach  c.  4  derselben  sollte  der  £id  allen  mündigen  and  männlichen  Unterthanen 
sowie  den  unfreien  Vaasallen  der  geistlichen  und  weltlichen  Großen  abgenommen 
werden.  Als  Zeit  der  Eidesmfindigkeit  wurde  der  salische  Mündigkeitstermin  des 
voUendeten  12.  Lebensjahres,  der  insoweit  reichsrechtliche  Geltung  erhielt,  fest- 
gestellt Seit  Ludwig  d.  Fr.  wurde  die  Forderung  des  Unterthaneneides  bis  zum 
Mißbrauche  wiederholt  Darfiber,  daß  der  Eid  nicht  dazu  diente,  in  vertragsmäßiger 
Weise    eine  Unterthanenpflicht   zu  begründen,   sondern  nur  eine  feierliche  An- 
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selbst  hatte  regelmäßig  keinen  Eid  abzulegen,  dagegen  wurde  den  Mero- 
wingem  in  der  Zeit  des  Verfalles  nicht  selten  seitens  der  Großen  vor  der 
Thronbesteigung  eine  Art  Kapitulation  abgenötigt. 

Krönung  und  Salbung  haben  die  Merowinger  nicht  gekannt  Die 
Salbung  ist  unter  Pippin,  die  Krönung  wohl  erst  mit  dem  Kaisertume 
Karls  des  Großen  eingeführt  worden.  Während  Karl  durch  den  Papst 
gekrönt  wurde,  hat  er  selbst  seinem  Sohne  Ludwig  und  später  dieser 
seinem  Sohne  Lothar  zu  Aachen  die  Krone  aufgesetzt  Eine  besondere 
Kaiserkrönung  hat  nach  Karl  nicht  mehr  stattgefunden.  Eine  staatsrecht- 
liche Bedeutung  kam  weder  der  Salbung  noch  der  Krönung  zu,  beide 
konnten  ohne  Nachteil  unterbleiben'^. 

Bei  ihren  Ehen  achteten  die  Merowinger  nicht  notwendig  auf  Eben- 
bürtigkeit, selbst  die  Polygamie  der  Könige  erregte  keinen  Anstoß  und 
wurde  von  der  Kirche  stillschweigend  geduldet;  erst  unter  den  Karolingern 
Terschwand  sie  vollständig,  während  der  von  den  Merowingem  noch  neben 
der  Polygamie  geübte  Gebrauch  königlicher  Kebsehen  fortdauerte '^  Für 
das  Thronfolgerecht  war  unter  den  Merowingem  die  Abstammung  vom 
Könige  ausreichend;  nicht  bloß  Söhne  königlicher  Kebsfrauen,  sondern 
selbst  Bastarde,  wenn  ihr  Erzeuger  sie  anerkannt  hatte,  standen  den  ehe- 
lichen Königssöhnen  gleich;  noch  unter  den  Karolingern  wurde  den  nicht 
in  echter  Ehe  erzeugten  Königssöhnen  wenigstens  ein  subsidiäres  Thron- 
folgerecht zugestanden '^  Der  Begriff  eines  unmündigen  Königs  war  für 
die  fränkische  Verfassung  nicht  vorhanden,  eine  Begierungsvormundschaft 
gab  es  denmach  nicht;  nur  thatsächlich  überließ  der  jugendliche  König 
seinem  nächsten  Verwandten  oder  der  Mutter  oder  einem  der  Großen 
des  Reiches,  unter  den  späteren  Merowingem  aber  dem  Hausmeier  die 
Fühmng  der  Geschäfte ''.  Die  persönliche  Übernahme  der  Begiemng 
pflegte  dann  mit  dem  Eintritt  der  Wehrhaftmachung  zu  erfolgen'^.  Erst 
Ludwig  der  Fromme  hat  für  seine  Enkel  eine  wahre  Begierungsvormund- 
schaft^ welche  nach  dem  für  die  Karolinger  als  Hausrecht  geltenden 
ribuarischen  Rechte  mit  dem  vollendeten  fünfeehnten  Lebensjahre  endigen 
sollte,  angeordnet'*. 


erkennnng  der  schon  an  sich  bestehenden  Pflicht  bedeutete,  vgL  Sicxel,  Entsteh, 
d.  frfink.  Monarchie  341.  Über  die  Annahme  (taka)  des  norwegischen  Königs  vgl. 
Lbhhamk,  Königsfriede  176  f. 

»»  Vgl.  Waitz  3,  266  ff. 

'^  Vgl.  die  S.  70  n.  angeführte  Abhandlung  von  Brumner,  dasu  H.  Sohülzb, 
ZRG.  7,  861  f.  368  f. 

*'  Vgl.  Brukner,  a.  a.  0.  4—12,  wo  auf  die  gleiche  Entwickelnng  in  Nor- 
wegen und  England  verwiesen  wird.   Siehe  auch  Sickel,  G^tt.  gel.  Anz.  1889,  S.  952. 

"  VgL  V.  Akira,  Gott  gel.  Anz.  1896,  S.  196  f.  Sickbl,  ebd.  1889,  S.  970  ff. 
Waitz  2,  1,  S.  171.  8,  281.  637.    H,  Schulze,  ZRG.  6,  391. 

*^  Vgl.  Brukkbr  2,  31  ff.  Kraut,  Vormundschaft  3,  118  f.  H.  Schulze,  ZRG. 
7,  366  £  SoHRüDBR,  Franken  und  ihr  Recht,  ZRG.  16,  41;  FDG.  19,  141  f. 
W.  SiCREL,  Gott  gel  Anz.  1889,  S.  965  ff.    Waitz  2,  1,  S.  172  f. 

''  Vgl.  Ordinatio  imperii  y.  817,  c.  16  (Boretius  1,  273). 
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Der  fränkische  Königstitel  lautete,  ohne  Bücksicht  anf  die  einzelnen 
LandestheUe,  rex  Francorvm  vir  mluster^^  Karl  d.  Gr.  nannte  sich  seit 
774  rex  Franeorum  et  Langobardarum,  seit  der  Kaiserkrönung  imperator 
Romanum  gvbemans  Imperium,  qui  et  per  misericardiam  Bei  rex  Fran- 
corum  et  lAjaigohcardammy  während  Ludwig  alle  besonderen  Bezeichnungen 
aufgab  und  nur  den  Titel  imperator  auffustus  führte '^ 

Einen  festen  örtlichen  Mittelpunkt  besaß  das  fränkische  Beich  nicht, 
wenn  auch  die  Merowinger  bis  zu  einem  gewissen  Grade  Paris,  Soissons, 
die  Austrasier  Bheims  und  Metz,  die  Karolinger  Aachen  als  Besidenzen 
behandelten.  Ihren  gewöhnlichen  Aufenthalt  nahmen  die  Könige  aus 
beiden  Dynastien  auf  ihren  verschiedenen,  über  das  Beich  zerstreuten 
Pfalzen  {ßtdatia),  an  denen  häufig  die  wichtigsten  Staatsakte  vollzogen 
wurden. 

Der  Inhalt  der  königlichen  Gewalt  war  nach  der  unter  Chlodovech 
aufgezeichneten  Lex  Salica  zwar  schon  ein  wesentlich  anderer  als  der  des 
altgermanischen  Königtums,  aber  doch  erheblich  geringer  als  nach  der 
Beichsgründung.  Die  Lex  Salica  steht  noch  auf  dem  Boden  des  frän- 
kischen Stammeskönigtums.  Die  erblichen  Gaukönige  sind  bereits  ge- 
fallen und  königliche  Gaubeamte  (Grafen,  Sakebarone)  an  ihre  Stelle 
getreten,  die  vollziehende  Gewalt,  auch  hinsichtlich  der  Gerichtsurteile, 
ist  königlich  geworden,  aber  der  Vorsitz  in  den  Gerichten  steht  noch 
den  vom  Volke  gewählten,  vom  Könige  unabhängigen  Thunginen  und 
Gentenarien  zu.  Die  alten  Volklandsthinge  sind  verschwunden,  aber  an 
ihre  SteUe  ist  die  Stammesversammlung  aller  salischen  Franken  getreten, 
an  deren  Mitwirkung  der  König  bei  der  Gesetzgebung  und  allen  wich- 
tigen politischen  Angelegenheiten,  zweifellos  auch  bei  der  Handhabung 
der  obersten  Bechtspfiege,  gebunden  ist  Durch  die  Beichsgründung  wird 
der  fränkische  Stammesstaat  zu  einer  bloßen  Provinz,  die  Stammesver- 
sammlung  verschwindet  Die  Beichsversammlung  ist  wesentlich  nur 
Heeresversammlung  oder  gar  bloßer  Hoftag,  aber  kein  maßgebender  Faktor 
der  Beichsregierung.  An  die  Stelle  der  früheren  Volksversammlung  ist 
der  König  getreten;  die  früher  von  dieser  allein  oder  in  Gemeinschaft 
mit  dem  Könige  ausgeübten  Bechte  sind  zu  königlichen  Machtbefugnissen 
geworden'®. 


**  Vgl  Th.  Siokbl,  Lehre  v.  d.  Urkunden  der  Karolinger  175  f.  218.  Mühl- 
BACHEB,  fixesten  1,  pg.  74.  Molinieb,  Rev.  bist  50,  278  ff.  Gegenüber  den  Aus- 
föhnuigen  Yon  Hatet  (Questions  mörovingiennes  I.)y  der  den  Merowingern  den 
Titel  y,Tir  inloster^'  abspricht,  vgL  Bbssslaü,  Neues  Archiv  12,  358  ff. 

•*  Andere  Beaseichnungen  waren  princeps  {furiato),  dominus  (frd,  herro\  erst 
in  karoUngischer  Zeit  auch  senior.  Den  Titel  patrieius  Romanorum  erhielt  Pippin 
754  vom  Papste.  Karl  d.  Gr.  führte  ihn  seit  774  bis  zum  £rwerbe  der  Kaiser- 
wurde.  VgL  Bbühnsb  2,  86  f.  Die  als  Zeichen  der  Demut  angenommene  Formel 
graHa  Dei  hat  zuerst  Karl  d.  Gr.  eingeführt  Vgl.  Th.  Sickbl,  Wiener  SB.  47, 188  f. 
W.  Sickbl,  Gdtt  gel  Anz.  1896,  S.  298  f.  1897,  S.  847  ff. 

^  Durch  die  Gründung  des  Beiches,  die  ein  Werk  des  fränkischen  Königs 
und  nicht  ein  Werk  des  Volkes  gewesen  war,  hatte  der  König  sich  sein  eigenes 
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Gegenüber  dem  Auslande  war  der  König  der  alleinige  Vertreter  des 
Staates.  Bündnisvertrage  und  Friedensschlüsse  gingen  allein  durch  seine 
Hand.  Organisation,  Aufgebot  und  Führung  des  Heeres  waren  ihm  über- 
lassen. War  aber  das  Heer  versammelt,  so  fühlte  es  sich  in  altgerma- 
nischer Weise  als  das  Volk;  es  bedurfte  der  Überredung  seitens  des 
Königs,  um  das  Heer  zum  Kriege  schlüssig  zu  machen  oder  zur  Heim- 
kehr von  einem  begonnenen  Kriege  zu  bewegen ;  wiederholt  hat  das  Heer 
den  König  wider  seinen  Willen  zu  Kriegszügen  genötigt;  bei  der  Ver- 
teilung der  Beute  sprach  das  Heer,  wenigstens  noch  zur  Zeit  Chlodovechs, 
das  entscheidende  Wort.  Dagegen  vermochte  der  König  gegenüber  dem 
einzelnen  Krieger  die  schärfste  Disziplin  zu  üben,  und  das  Becht  über 
Leben  und  Tod  wurde  hier  oft  in  erschreckender  Weise  gemiBbraucht 

Zur  Wahrung  der  Bechtsordnung  dienten  dem  Könige  die  Gerichts- 
hoheit und  das  Bannrecht  Während  die  Gerichtshoheit  noch  zur  Zeit 
der  Lex  Salica  zwischen  König  und  Volk  geteilt  war,  ist  sie  nach  der 
wohl  noch  unter  Chlodovech  selbst  erfolgten  Verdrängung  des  Volks- 
richters durch  den  Grafen  ganz  auf  den  König  übergegangen.  An  die 
Stelle  der  vom  Landesthing  ausgeübten  Gerichtsbarkeit  war  schon  zur 
Zeit  der  Lex  Salica  die  persönliche  Gerichtsbarkeit  des  Königs  getreten. 
Nur  vom  Könige  konnte  die  strenge  Friedlosigkeit  und  die  Todesstrafe 
über  freie  Franken  verhängt  werden.  Das  Gericht  des  Königs  war,  wie 
auch  bei  den  Angelsachsen,  Normannen  und  Nordgermanen,  ein  Billig- 
keitsgericht, das  im  Gegensatze  zu  den  ordentlichen  Gerichten  weder 
formell  noch  materiell  an  die  Strenge  des  Gesetzes  gebunden  war'^  Der 
Bechtsschutz  gegen  die  Gefahr  der  Willkür  bestand  darin,  daß  auch  die 
königliche  Gerichtsbarkeit  wenigstens  die  allgemeinen  Formen  des  Pro- 
zesses'zu  wahren  hatte  und  der  König  den  Spruch  nicht  einseitig,  son- 
dern unter  Mitwirkung  eines  XJrteilerkollegiums  fällte.  Im  übrigen  machte 
es  keinen  Unterschied,  ob  der  König  (oder  sein  Gewaltbote)  die  Gerichts- 
barkeit in  seinem  Hofgericht  oder  in  einem  der  ordentlichen  Gerichte 
ausübte.  Die  letzteren  unterlagen  der  Einwirkung  des  Königs  nur,  wenn 
er  selbst  oder  sein  Bevollmächtigter  den  Bichterstuhl  einnahm;  in  allen 
anderen  Fällen  waren  die  ordentlichen  Gerichte  durchaus  unabhängig  und 
hatten  nur  nach  Maßgabe  des  Volksrechts  zu  verfahren.  Einseitige  könig- 
liche Erlasse  und   Verordnungen   waren    für  sie   unverbindlich  *^     Der 


Volk  unterworfen.  Vgl.  Sohm  35  ff.  Dafi  ihm  die  Grewohnheit  der  römischen  Pro- 
vinzialen,  sich  einem  unnmBchränkten  Herrscher  zu  fugen,  sowie  die  kirchliche 
Vorstellung  von  der  Heiligkeit  des  Königtums  dabei  wesentlich  ku  statten  kam, 
ist  selbstverstftndlich,  einen  weitergehenden  oder  gar  grundlegenden  Einfluß  kann 
man  aber  den  römischen  Verhältnissen  nicht  zugestehen. 

••  Vgl.  Bbünneb,  RG.  2,  135 f.;  Forschungen  141.  v.  Amäa*  158  f.  Glasson 
2y  434.  3,  369.  Hincmar,  De  ordine  palatii  c.  21.  Form,  imper.  32  (Zeümeb  311): 
ibi  secimdum  aequitatis  et  recHtudinis  ordtnem  accipiant  sententiam, 

^^  Anderer  Meinung  Dahk,  Könige  7,  2,  S.  87  ff.  43.  87;  Deutsche  Geschichte 
1,  2,  S.  561  ff.  642  ff.  Siehe  dagegen  Hist  Zeitschr.  79,  236  f. 
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König  peTsönlich  hatte  in  Strafsachen  keinen  Richter  über  sich^^;  in  Fiskal- 
sachen unterlag  er  dem  gemeinen  Rechte,  doch  so,  daß  die  Entscheidung 
mit  Hilfe  des  Beklamationsrechtes  regelmäßig  an  das  Hofgericht  gezogen 
wnrde**. 

Das  wichtigste  Eönigsrecht  war  das  Bannrecht,  d.h.  die  Befugnis 
zum  Erlaß  administrativer  Strafgebote  *^.  Derartige  Gebote  oder  Verbote, 
die  man  als  auctoritcu,  praeceptum,  verbum  regü  bezeichnete,  konnten 
ebensowohl  als  Einzelverfügungen  Ton  Fall  zu  Fall  wie  als  allgemeine 
Verordnungen  von  vorübergehender  oder  dauernder  Bedeutung  erlassen 
werden.  Bbunneb  unterscheidet  demgemäß  den  Verordnungsbann  von 
dem  Verwaltungsbann  und  dem  IMedebann.  Den  Ausgangspunkt  für  die 
Entwickelung  des  Bannrechts  hat  der  Friedebann  in  Thing  und  Heer 
gebildet  ^^  Neben  der  gerichtlichen  Hegung,  als  einem  allgemeinen 
Friedegebote,  kannte  schon  das  altgermanische  Recht  besondere  Friede- 
wirkungen über  Sachen  und  Orte  (z.  B.  Friedstatten)  wie  über  Personen 
(z.B.  über  den  Beklagten  nach  geleisteter  Sühne).  Hieran  dürften,  zu- 
gleich gefordert  durch  das  Vorbild  der  römischen  und  ostgotischen  tiiäa, 
die  fränkischen  Schutzbänne  angeknüpft  haben,  durch  welche  Korporationen 
oder  einzelne  Personen  in  den  Königsschutz  {in  verbum  regis)  aufgenommen 
wurden**.  Die  Verleihung  erfolgte  in  der  Regel  durch  einen  Muntbrief, 
nachdem  ein  die  Unterwerfung  unter  die  Königsmunt  bezeichnender 
Formalakt  (Handreichung,  commendatio)  voraufgegangen  war.  Der  Königs- 
mündling  hatte  gewisse  Dienste  oder  Abgaben  zu  übernehmen,  wogegen 
er  für  sich  und  sein  Gut  den  erhöhten  Rechtsschutz  des  Königsbannes 
und  in  Prozessen  den  Vorzug  des  Reklamationsrechts,  unter  Umstanden 
auch  den  der  prozessualischen  Vertretung  genoß.  Unter  den  Merowingem 
war  besonders  die  Zahl  der  unter  Königsschutz  getretenen  Klöster  eine 
sehr  bedeutende. 


*»  Vgl  Ed.  Roth  2. 

**  Vgl.  BsüKNEB  2,  73;  EntstehuDg  der  Schwurgerichte  71  f.;  Zeugen  -u.  Inqu.- 
Beweta  58  ff.  y.  Bethmamn-Hollweo,  Civilprozeß  1,  469.  Lönino,  Kirchenrecht 
der  Merowinger  755  ff.  Die  in  der  ersten  Auflage  gebiUigte  Ansicht,  daß  es  auch 
in  Civilsachen  keinen  Rechtsweg  gegen  den  König,  sondern  nur  den  Petitionsweg, 
also  Anrufung  der  Gnade,  gegeben  habe  (Roth,  Beneficialwesen  222 ;  Feudalität  225. 
8oHK  26f.X  läßt  sich  nicht  aufrecht  erhalten.  Der  behauptete  Gegensatz  gegen 
das  langobardische  und  angelsächsische  Becht  hat  nicht  bestanden. 

«  Vgl.  BBüHinsB  1,  141.  278  ff.  880  f.  2,  34  ff.  Sohm  103—114.  138.  145.  171  f. 
Waitz  2,  1,  S.  210  ff.  2,  286  ff.  3,  315  ff.  6«,  563.  v.  Amiba«  150.  W.  Sickel,  Zur 
Greschichte  des  Bannes  (Marburger  Universitätsprogramm,  1886).  Fickeb,  Forschungen 
1,  63  ff.  BoTH,  Beneficialwesen  142  f.  Ehbenbero.  Commendation  und  Huldigung 
118  £    WiLDA,  Strafrecht  469  ff. 

**  Vgl.  S.  23.  88.  42. 

**  Vgl.  BBUNinzB  2,  37.  48  ff.  Waffz  2,  1,  330  ff.  3,  323  ff.  4,  236  ff.  Euren- 
BBBO,  Kommendation  und  Huldigung  68  ff.  Roth,  Feudalität  266  ff.  Heusleb,  In- 
stitutionen 1,  109  ff.  IjÖhino,  Rirchcurecht  der  Merowinger  386  ff.  Th.  Sickel, 
Wiener  SR  47,  271  ff.  Halban-Blumekstok,  Königsschntz  u.  Fehde,  ZRG.  30,  68  ff. 
Der  AuBdruck  „verbum  regia*'  bedeutet  den  „Bann**  in  dem  Sinne  des  durch  das 
Kdnigsgebot  begründeten  Fried^issostandeB.    Vgl.  Anm.  68. 

B.  8f3HBODBB,  Deulache  Beohtsgeschichto.    8.  Aufl.  3 
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Als  dingliche  Schutzbänne  erscheinen  die  Forst-  nnd  Immunitäts- 
bänne  and  die  Marktfrieden ^^  Dagegen  gehörten  der  Heerbann,  der 
Bnrgbann  und  der  zuerst  im  Königsgericht  entwickelte,  später  auch  in 
die  ordentlichen  Gerichte  eingedrungene  Gerichtsbann  sowie  die  mannig- 
faltigen polizeilichen  Gebote  und  Verbote  dem  Gebiete  des  Verwaltungs- 
bannes an. 

Ein  ausschließlich  königliches  Recht  war  die  Banngewalt  nicht,  da 
auch  die  Beamten  das  Becht  des  Gebots  und  Verbots  besaßen,  doch  war 
die  sachliche  Zuständigkeit  desselben  erheblich  enger  und  die  auf  den 
Ungehorsam  gesetzte  Strafe  eine  geringere.  Diese  Strafe,  in  abgeleiteter 
Bedeutung  ebenfalls  „Bann«  genannt*^,  war  stets  eine  Geldstrafe.  Der 
Eönigsbann,  anfangs  in  verschiedener  Höhe  angedroht,  muß  bei  den 
Ribuariern  schon  früh  auf  60  Solidi  fixiert  gewesen  sein*®.  Von  Bibuarien 
aus  ist  der  Königsbann  (bannus  dominicus)  von  60  Solidi  seit  Ende  des 
6.  Jahrhunderts  zu  einer  austrasischen,  später  zu  einer  allgemeinen  frän- 
kischen Reichseinrichtung  geworden *^  Höhere  Banne,  wenn  sie  aus- 
drücklich angedroht  wurden,  waren  nicht  angeschlossen,  aber  doch  nur 
auf  Grund  volksrechtlicher  Ermächtigung  zulässig'^. 

Die  königliche  Banngewalt,  sowohl  hinsichtlich  der  Verordnungen 
allgemeineren  Charakters  als  auch  in  betreff  der  Einzelbäune,  hatte  bei 
dem  Mangel  einer  gesetzlichen  Kompetenzabgrenzung  ihre  großen  Ge- 
fahren, und  Eingriffe  in  die  private  Rechtssphäre  waren  nicht  ausgeschlossen. 
Sie  wurden  als  Übergriffe  empfunden  und  stießen  vielfach,  namentlich  wo 
es  sich  um  die  Interessen  der  Kirche  handelte,  auf  lebhaften  Widerstand, 
aber  bei  dem  Mangel  an  wirklichen  Verfassungsgarantien  war  es  inuner 


^  Mit  Unrecht  bringt  Sohm,  Entsteh,  d.  Städtewesens  38  ff.,  den  Maiktfiieden 
in  Znsammenhang  mit  dem  königlichen  Burgfirieden  (S.  117).  Die  auf  den  Brach 
des  Marktfriedens  gesetzte  Strafe  des  Königsbannes  beweist,  dafi  es  sich  nicht 
am  den  volksrecbtlichen  Rönigsfrieden  handelte.  Sohm  giebt  selbst  zu,  dafi 
der  Marktfrieden  auf  Amts-  und  nicht  auf  Volksrecht  beruht  hat,  aber  er  trfibt 
sich  den  Blick  durch  die  Annahme,  dafi  das  Marktkreus  die  personliche  Anwesen- 
heit des  Königs  bedeutet  habe,  während  das  Kreoz  gleich  den  übrigen  Wahr- 
zeichen des  Marktrechts  nur  ein  Symbol  des  Königsbannes  war.  Vgl.  Anm.  22. 
V.  Amiba  '  75  f. 

^'  Bei  den  Norwegern  brefabrot  (Brief brach).   Vgl.  Lehmann,  Königsfriede  217. 

«  Vgl.  L.  Rib.  35,  3.  58,  12  f.  60,  3.  65,  1.  8.  73.  87.  Maybr,  Entsteh,  der 
Leit  Ribuaria  169. 

«  Vgl.  Decr.  Childeb.  IL  von  595,  c  9  (Bobbttos  1,  17).  Für  Hörige  belief 
sich  der  Königsbann  auf  30  SoL,  Unfreie  erhielten  Prügelstrafe. 

<^<>  Vgl.  Brunnbr  2,  36.  Dahn,  Könige  7,  3,  S.  28  f.  Bist.  Zeitschr.'  79,  236. 
Capitulare  Saxonicum  c.  9:  Iteni  placuit,  ut  quandoquidem  voluit  domnus  rex  propier 
pacetn  et  propter  faidavn  et  propter  maiores  causas  bnnnum  fortiorem  statu&re  una 
cum  eonsensu  Francorum  et  fidelium  Saxomim,  secundum  quod  ei  pkusuerif,  iuxta 
quod  causa  exigit  et  oportunitas  fuerif,  solidos  seacaginta  mulHplioare  m  dupkwn  et 
solidoa  eentum  sive  usque  ad  müle  componere  faciat,  qui  eins  mnndatum  tranegreeeus 
fuerit  Der  in  einer  Hofgerichtsurkunde  Childeberts  III.  von  695  (MG.  Dipl.  L 
Nr.  68,  S.  61)  erwähnte  Heerbann  von  600  Sol.  mafi  wohl  von  einer  Gesamtbuße, 
die  der  Herr  für  seine  Hintersassen  mit  zu  entrichten  hatte,  verstanden  werden* 
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mehr  eine  Macht-  als  eine  Rechtsfrage,  ob  das  Gebot  eines  tyrannischen 
Königs  oder  der  berechtigte  Widerstand  der  ünterthanen  die  Oberhand 
behalten  sollte  ^^  Nach  dem  Tode  Ghilperichs  wurden  seine  Gewaltmaß« 
regeln  von  König  Gnnthram  annulliert;  alle  durch  dieselben  Geschädigten 
sollten  inuHtia  intercedente  Ersatz  erhalten^'.  Man  erkennt,  daß  der 
König  nicht  das  Recht  hatte,  nach  Willkür  zu  verfahren,  sein  Bannrecht 
vielmehr  nur  soweit  anerkannt  war,  als  es  sich  innerhalb  des  gesetzlichen 
Rahmens  bewegte ^^  Ausdrücklich  festgestellt  wurde  diese  Beschrankung 
in  der  praeceptio  Chlothars  11/^  welche  ausgesprochenermaßen  bestimmt 
war,  den  gesetzlosen  Zustanden  der  letzten  Decennien  ein  Ende  zu  machen 
und  die  anäqui  iuris  norma  wiederherzustellen  (c.  1).  Dem  Gesetze  wider* 
sprechende  Erlasse  des  Königs  sollten  als  erschlichen  gelten  und  kassiert 
werden  ^^  rechtmäßige  königliche  Verfügungen  und  Privilegien  sollten 
nicht  willkürlich  zurückgenommen  werden  dürfen  ^^  Heiratszwang  durch 
königliches  Eh^ebot  sollte  nicht  gestattet  sein  (c.  7).  Das  Edikt  Ohio« 
thars  II.  Yon  614*^  bestätigte  diese  Festsetzungen  und  wahrte  (c.  16)  aus- 
drücklich nur  den  per  iustitia  erlassenen  Verordnungen  des  Königs  und 
seiner  Vorgänger  die  Rechtsgültigkeit.  Hiermit  im  Einklänge  bestimmte 
die  Lex  Ribuaria  65,  1:  Si  guis  legibus  in  utilitatem  regis  sive  in  hoste 
seu  in  reliquam  utilitatem  bannitus  fuerit,  et  fninime  (zdimpleverit,  si  egri- 
tudo  eum  nan  detenuerit,  60  solidos  muUetur.  Damit  war  die  Gültigkeit 
der  königlichen  Gebote  und  Verbote  von  zwei  Voraussetzungen,  utilitcLs 
publica  und  Gesetzmäßigkeit,  abhängig  gemacht.  Die  königlichen  Erlasse 
mußten  sich  demnach  auf  dem  Boden  der  allgemeinen  Recbtsanschauung 
und  des  Herkommens  halten,  namentlich  durfte  der  König  nicht«  gebieten, 
was  das  Volksrecht  (Gesetz  oder  Gewohnheitsrecht)  positiv  verbot,  und 
nichts  verbieten,  was  das  Volksrecht  zur  gesetzlichen  Pflicht  machte;    Das 


**  Chlotbar  I.  hatte  den  Kirchen  eine  Abgabe  auferlegt,  auf  den  Widerspruch 
des  BiscbofiB  yon  Tours  nahm  er  sein  Gebot  zurCkk  (Greg.  Tur.,  Hist  Franc.  4, 
c.  2).  Chilperich  ließ  von  den  Hintersassen  der  Kirche  von  Tours  den  Heerbann 
eintreiben,  obwohl  der  Bischof  dies  fQr  ungesetzlich  erklärte  (ebd.  5,  c.  %%).  In 
einem  ähnlichen  Falle  kam  der  gegen  den  Gewaltakt  protestierenden  Kirche  ein 
Wunder  zu  Hilfe  (ebd.  7,  c.  42).  Als  Chilperich  neue  Steuern  ausgeschrieben  hatte, 
entstand  ein  Aufrahr,  der  König  warf  denselben  zwar  nieder,  sah  sich  aber  schließ- 
lich doch  zur  Zurficknahme  seines  Gebots  veranlaßt  (ebd.  5,  c.  28.  34). 

*»  Greg.  Tur.,  Hist  Franc.  7,  c.  7. 

*•  Vgl.  BsuHHSB  2,  37.  Waitz  2,  1,  S.  211  f.  8,  816  f.  Dabn,  Könige  7,  8, 
a  28£  SiCKEL,  Entsteh,  d.  fränk.  Mon.  250  f.  889;  Gott  gel.  Anz.  1885,  S.  104  ff. 
SoHM,  Deutsch.  Litt -Zeitung  1884,  Sp.  58.  Ein  unbegrenztes  Bann-  urd'  Gesetz* 
gebungsrecht  nehmen  an  v.  Stbbl,  362  ff.,  Fahlbeck,  163  f.  167  ff.,  früher  auch 
Somi,  Reichs-  und  Gerichtsverf.  106  f. 

**  BoRBTius,  Capitularia  1,  18. 

^  Si  quis  attetoritatem  nostram  subreptiiie  contra  legem  elieuerit  fallendo 
prineipem^  non  valebii  (c.  5). 

^  üt  aueioritoHs  cum  iusHtia  et  lege  competenie  in  omnebus  maneant  stabiU 
firmiiate,  nee  subsequentibus  auctorüatibus  conlra  legem  eleciiia  vacuentur  (o.  9). 

*'  BOEBTIUS  1,  20  ff. 

8* 
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königliche  Bannrecht  war  daher  im  wesentlichen  ein  das  Yolksrecht  er«- 
gänzendes  Verordnungsrecht.  In  Verbindung  mit  der  Praxis  der  könig- 
lichen Gerichte  hat  die  Handhabung  des  Bannrechts  im  Laufe  der  Zeit 
ein  Amtsrecht  geschaflFen,  das,  in  ähnlicher  Weise,  wie  bei  den  Romern 
das  prätorische  Recht  gegenüber  dem  ius  civile,  das  Volksrecht  nach  den 
verschiedensten  Richtungen  hin  ergänzt,  abgeändert,  mit  der  Fortbildung 
der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnisse  und  mit  der  Veränderung 
der  Rechtsanschauungen  im  Einklänge  erhalten  hat^^  Die  Eintreibung 
der  Bannbrüche  konnte  im  Wege  der  Verwaltungsexekution  erfolgen.  Eine 
gerichtliche  Vollstreckung  war  nur  im  Königsgericht  möglich,  da  die 
ordentlichen  Gerichte  nur  nach  Volks-  und  nicht  nach  Amtsrecht  er- 
kannten*®. Sollte  eine  königliche  Verordnung  auch  für  die  ordentlichen 
Gerichte  verbindlich  sein,  so  bedurfte  es  ihrer  Aufnahme  in  das  Volks- 
recht Auf  diese  Weise  erklären  sich  u.  a.  die  „acht  Bänne^^  die  unter 
Karl  dem  Großen  in  die  Volksrechte  aufgenommen  wurden*®.  Für  den 
Regierungsnachfglger  waren  die  Gebote  des  Königs  nicht  notwendig  Ter- 
bindlich;  er  konnte  sie  stillschweigend  fortbestehen  lassen,  ausdrücklich 
bestätigen  oder  aufheben,  was  namentlich  nach  dem  Tode  Chilperichs, 
der  Recht  und  Gesetz  vielfach  mißachtet  hatte,  von  Bedeutung  wurde. 
Privilegien  und  Schenkungen  der  Könige  pflegte  man  sich  nach  jedem 
Regierungswechsel  neu  bestätigen  zu  lassen. 

Indem  die  Rechte/  der  alten  Landesgemeinde  im  wesentlichen  auf 
den  König  übergegangen  waren,  hatte  sich  der  alte  Volksfriede  in  den 
Königsfrieden  umgesetzt*^  Nur  vereinzelte  Spuren  lassen  den  Land- 
frieden noch  als  Volksfrieden  erscheinen*'.  Sonst  ist  die  Regel,  daß  alle 
Friedensgelder  dem  Könige  gebühren,  und  daß  Acht  und  Todesstrafe  nur 
von  ihm  verhängt  werden  können*'.     Daraus  hat  siöh  dann  das  Königs- 


^  Vgl.  unten  §  82.  Sobh  102—146.  166  ff.  Brünneb  1,  277  ff.;  Entstehung 
der  Schwurgerichte  60  f.  Far  das  nordische  Recht  vgl.  Lehm axk,  Königsfriede  88  ff. 
159 ff.  216 ff.  Holberg,  Dansk  Rigslovgivning  (1889),  nebst  der  Anzeige  von 
Pappenheiit,  Kr.  VJSchr.  82,  82  ff.  Unbegründet  ist  es,  wenn  Heusler,  Inst  1,  111, 
zwischen  einem  volksrechtlichen  verbum  regis  der  Merowinger  und  einem  amts» 
rechtlichen  bannus  regis  der  Karolingerzeit  unterscheidet 

"  Vgl.  Anm.  40.     Brühheb  2,  41. 

^  Vgl.  Bruhher  2,  40.  Waitz  S,  818  ff.  Sobh  110  f.  Die  acht  Bannfölie 
waren:  Heerbann,  Frevel  gegen  Kirchen,  Witwen,  Waisen  oder  verteidigungs- 
unfähige  Hilfsbedürftige,  Entführung,  Brandstiftung,  Heimsuche  (knrixhut,  fortia). 
Da  sieben  dieser  Bannfälle  schon  nach  Volksrecht  mit  Buße  und  FViedensgeld  be- 
straft wurden,  so  trat  der  Bann  an  die  Stelle  des  letzteren,  wodurch  die  Ver- 
schmelzung von  Bnnn  und  Priedensgeld  zu  dem  späteren  Gewette  angebahnt  wurde. 

«*  Vgl.  Brdhner  2,  42  ff.  WiLDA,  Strafrecht  258  ff.  Gierke,  Genossenschafts- 
recht  1,  109.  Lehmahh,  Königsfriede  8  ff.  86  ff.  99  ff.  129  ff.  157  ff.  205  ff.  285  ff. 
ScBHiD,  Ges.  d.  Angelsachsen  584.    Weihhold,  Fried-  und  Freistätten  (1864)  13.  18. 

^*  Solche  Spuren  weist  BRtTHHER  namentlich  bei  den  Sachsen  nach  (vgl.  §  1 2 
N.  52).  Bei  den  Baiem  und  Schwaben  findet  sich  in  der  Zeit  des  Stammesherzog- 
tums an  Stelle  des  Königsfriedens  der  Herzogsfrieden,  in  Churrätien  der  Bischofs- 
frieden. 

"  Vgl.  Seite  45.  77.    Sobm,  Reichs-  u.  Ger.-Verf.  98.  162.    Waitz  2, 2,  S.  185. 
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recht  der  Gnade,  d«  h.  des  Straferlasses  oder,  in  der  Regel,  der  Straf- 
Umwandlung,  entwickelt  Verschieden  davon  war  die  Entziehung  der  k5nig-> 
liehen  Gnade,  die  den  Abbruch  aller  persönlichen  Beziehungen  zum  Hofe 
und  den  Verlust  alles  dessen,  was  der  Ton  der  Ungnade  Betroffene  an 
Ämtern  oder  Gütern  vom  Konige  empfangen  hatte,  bedeutete**.  So  wurde 
das  Recht  der  Gnade  für  den  König  nach  verschiedenen  Richtungen  das 
Mittel  zur  Ergänzung  und  Fortbildung  des  Strafrechts,  während  er  zu-* 
gleich  in  seiner  Eigenschaft  als  Wahrer  des  Landfriedens  den  Kampf  gegen 
das  Fehderecht  aufnahm. 

Der  besondere  Friede,  unter  dem  die  Person  des  Königs  stand,  tmd 
der  jeden  Angriff  auf  diesen  als  todeswürdigen  Hochverrat  erscheinen 
ließ*',  gestaltete  sich  für  den  Ort,  an  dem  der  König  dauernd  oder 
vorübergehend  weilte,  zum  Burgfrieden**,  der  in  abgeschwächtem  MaBe 
den  königlichen  Pfalzen  auch  bei  Abwesenheit  des  Königs  zukam  *^,  und 
zum  Straßenirieden  für  alle,  die  sich  auf  dem  Wege  zum  Könige  be- 
fanden oder  von  dort  zurückkehrten  *^  Die  Übertragung  des  Thingfriedens 
auf  den  König  liegt  hier  auf  der  Hand.  Auch  darin  zeigt  sie  sich,  daß 
die  Gefolgsmannen  und  alle  unmittelbaren  Beamten  des  Königs,  wenn 
ihnen  nicht  ans  besonderen  Gründen  ein  noch  höherer  Schutz  zukam,  das 
dreifache  Wergeid  und  die  dreifache  Buße  ihres  Geburtsstandes  liatten*^. 

Die  sinnreiche  Vermutung  von  Fbbnbdorff,  Eecbt  und  Bede  476  ff.,  dafi  in  der 
Redensart  extra  sermonem  regis  ponere  das  Wort  sermo  nicht,  in  dem  Sinne  von 
terbum  regis  (S.  113),  mit  ^ySchuts'*  „Frieden",  sondern  mit  temellen  (S.  77)  zu- 
sammenhänge, wird  von  Bbümnxb  2,  42  durch  den  Hinweis  widerlegt,  dafi  alle  hier 
in  Betracht  kommenden  Qnellenstellen  eine  bestimmte  Beziehung  des  Wortes  auf 
den  König  im  Sinne  haben  und  deshalb  nur  ?on  dem  Königsfrieden  verstanden 
werden  können  (vielleicht  von  einer  bei  dem  Regierungsantritt  abzugebenden  all- 
gemeinen,  Schutzverheißung  des  Königs,  vgl.  Dabk,  Könige  7,  S,  S.  406). 

•«  Vgl.  Waftz  2,  1,  S.  197.  8,  826.  Bbunneb  2,  66.  Ein  Diplom  Dagoberts  I. 
von  635  (MG.  Dipl.  1,  Nr.  15)  droht  jedem,  der  den  Anordnungen  des  Königs  zu- 
widerhandeln werde:  nostram  offenaam  et  a  fisco  grave  damnun  ei^tineat.. 

*^  Römischer  Einflufi  mag  vorliegen,  wenn  die  Merowinger  jede  Verletzung 
der  dem  Könige  schuldigen  Treue  als  M^jestätsverbrechen  bestraften.  Die  Karo- 
linger ließen  bei  einfacher  Treulosigkeit  eine  arbiträre  Strafe,  in  der  Regel  Ver- 
mögenBeinziehnng  und  Benefizienveriust,  eintreten.  Übrigens  wurden  did  Treue- 
pflichten der  Unterthanen  unter  Karl  d.  Gr.  förmlich  katalogisiert.  Vgl.  Waitz 
2,  1,  S.  196.  8,  202  f.  307  ff.  814  ff.  Ebbbnbebo,  Kommendation  105  ff.  116  f.  119  f. 
BauinrKB  2,  63  ff. 

^  Vgl.  Wilda,  Strafrecht  258  ff.  Bbumneb  2,  45  ff.  Sobm,  Entsteh,  des 
deutschen  Stfidtewesens  84  ff.  Lebmabn,  Königsfriede  215.  Ed.  Roth.  36  —  88. 
Aethelbirht  c.  3,  Ine  c.  6,  Aelfred,  engl.  Gea.  c.  7.  Scbxid,  Qes.  d.  Ags.,  Anhang  12; 
Anh.  4  c.  15.  Entsprechend  der  herzogliche  Burg^ede  der  L.  Alam.  28  und  der 
bischöfliche  der  Gap.  Remedii  c.  8  (MG.  Leg.  5,  182).    Vgl.  Anm.  46.  67. 

^  VgL  die  angeführte  Litteratur,  femer  L.  Alam.  80  und  über  den  Burg- 
frieden des  Herzogs  ebd.  88,  L.  Baiuw.  2,  10—12,  L.  Fris.  17,  2. 

•^  Vgl  WiLDA,  a.  a.  0.  259  f.  L.  Sax.  37.  Aethelb.  c.  2.  Ed.  Roth.  17.  18. 
Entsprechend  der  Herzogsfriede  L.  Alam.  28. 

••  VgL  Wilda  261.  WArrz  2,  1,  8.  839.  843.  4,  325  f.  Bei  dem  Heerfiieden 
hat  man  es  mit  Volks-,  nicht  mit  Königsfrieden  zu  thun.  Vgl.  Sobm,  Reichs-  u. 
Ger,-Verf.  89  ff. 
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Ebenso  mußte  jeder,  der  sich  an  königlichem  Oute  vergriff,  die  dreifache 
(ursprünglich  nur  zweifache)  Buße  leisten  ^^. 

Die  Organisation  des  Reiches  nach  allen  Kichtungen  hin  war  aus- 
schließlich Sache  des  Königs.  Dabei  konnte  er  kraft  seines  Dispensations* 
rechtes  Aach  Belieben  Befreiungen  und  Privilegien  erteilen.  Alle  Beamten, 
ini;  wesentlichen  auch  die  der  Kirche,  wurden  von  ihm  ernannt  König- 
licher Auftrag  entschuldigte  schon  nach  der  Lex  Salica  das  Ausbleiben  im 
Gericht 

Von  hervorragender  Bedeutung  war  dio  Stellung  des  Königs  in  fiska- 
lischer und  ökonomischer  Beziehung,  wovon  später  (§§  26,  28)  zu  handeln 
ist:  Ein  Besteuerungsrecht  besaß  der  König  nicht,  selbst  das  zunächst 
aufrechteriialtene  römische  Steuersystem  gegenüber  den  Provinzialen  geriet 
bald  in  Verfall  Zwischen  Reichs-  und  königlichem  Privatgute  wurde  für 
gewöhnlich  nicht  unix^rschieden^^  Zwar  wurde,  bei  den  Franken  ebenso 
wie  bei  Angelsachsen,  Langobarden  und  Westgoten  in  der  Verwaltung  ein 
Unteiischied  zwischen  Krongütem  und  öffentlichen  Einnahmequellen  ge- 
macht, aber  die  Einnahmen  selbst,  soweit  sie  nicht  zur  Besoldung  der 
Beamten  gehörten,  flössen  sämtlich  in  den  königlichen  Schatz. 

Der  Hauptmangel  des  fränkischen  Königtums  beruhte  darin,  daß  die 
Art  der.  Beteiligung  des  Volkes  an  der  Regierung  nicht  geordnet  war  und 
es  an  einem  ausreichenden  Rechtsschutze  gegen  die  Krone  fehlte.  So 
ging  es  oft  tumultuarisch  zu,  und  alles  wurde  zur  Machtfrage  ^^  Während 
Chlodovech  und  seine  nächsten  Nachfolger  sich  noch  durchaus  als  ger- 
mäiiischc  Herrsober  aufführten,  trat  Chilperich  und  wahrscheinlich  in  ihren 
späteren  Jahren  auch  Brunichildis  alles  Recht  mit  Füßen.  Die  von  den 
austrasischen  Großen  au'^gegangene  Reaktion  gegen  die  dadurch  herbei- 
geführten gesetzlosen  Zustände  führte  zu  einer  feierlichen  Anerkennung 
und  Wiederherstellung  des  alten  Rechts  durch  Chlothar  IL  (S.  115),  zu- 
gleich aber  zu  einer  Reihe  von  Zugeständnissen,  deren  weitere  Entwickelung 
die  Krone  aller  Regierungsrechte  beraubte,  bis  das  Haus  der  Pippiniden 
einem  regenerierten  Königtume  den  Boden  schuft'. 


^®  Vgl.  Brunneb  2,  44.  Doppelte  Baße  bei  den  Langobarden,  vgl.  Osbn- 
BRÜGOEN,  Strafr.  d.  Langob.  10.  Neunfache  bei  den  Angelsachsen  (Aetbelb.  c.  4), 
dreifache  bei  alamannischem  Herzogsgat  (L.  Akm.  81.  34). 

^*  Vgl.  SoHM,  Reichs-  u.  Ger.- Verf.  27 — 34,  der  auf  den  Gegensatz  der  angel- 
sfichsischen  Verhältnisse  hinweist  Ganz  fremd  war  die  fiskalische  Idee  übrigens 
auch  den  Franken  nicht,  insofern  sie  Reich  und  Schatz  als  untrennbar  zusammen- 
gehörig betrachteten.  Wer  das  Reich  erhielt,  bekam  auch  den  Schatz.  Die  sonst 
zur  Mobiliarerbschaft  berechtigte  weibliche  Verwandtschaft  hatte  auf  den  Schatz 
keinen  Anspruch,  der  Schatz  war  Reichsgut.  Teilung  des  Reiches  bedeutete  zu- 
gleich eine  entsprechende  Teilung  des  Schatzes.  Vgl.  Siokel,  Grdtt  gel.  Auz.  1889, 
S.  952  ff.    Gregor,  Bist  Franc.  6,  c.  46. 

"  Vgl.  Anm.  51.    Gregor,  Rist.  Franc.  3,  11.  27.    4,  14,  49. 

^'  Das  Werk  von  FikULBBca,  so  dankenswert  in  einzelnen  Anregungen,  Jcrankt 
an  dem  Grundfehler,  daß  es  die  Gewaltthaten  eines  Chilperich  als  den  normalen 
Zustand  und  demgemäß  das  System  absoluter  Rechtlosigkeit  als  das  System  des 
fränkischen  Staatsrechts  betrachtet.     Die  ziemlich  geregelten  Zustände  unter  Ohio- 
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Waitz  2*,  1,  S.  884  ff.  8,  841  ff.  Bbuithisb,  RG.  2,  §  78.  v.  Ahiba«  71  ff. 
Dahn,  dg.  1,  2  S.  418  ff.;  Könige  7,  1  8.  72—108.  Arnold,  Deutsche  Geschichte 
2,  2  S.  175  ff.  SoHM,  Reichs-  u.  Gerichtsyerfassnng  181  ff.  Schröoeb,  ZRG.  17,  86  ff. 
BsAucHBT,  Hist  de  ToiglEuiisation  jadiciaire  tl  ff.  Thudiciiüm,  Gaa-  und  Markver- 
faseong,  1860.  Lononon,  Geographie  de  la  Gaule,  1878.  Gu^RAsn,  Essay  sur  le 
sjstöme  des  divisious  territoriales  de  Gaule,  1882.  .Glasson,  Hist  2,  381  ff.  Fubtel 
DB  CouLANQES,  Monarchie  franque  183  ff.  W.  Sickel,  Beiträge  z.  deutsch.  Verf.- 
Gesch.,  Mitt.  d.  öst  Inst,  Erg. -Bd.  3.  Lipp,  Das  fninkische  Grenzsystem  unter 
Karl  d.  Gr.,  1892  iGiERKB,  Unters.  41). 

Die  Seichsteilungen  in  der  fränkischen  Monarchie  fährten  dahin, 
daß  Austrasien,  Neustrien  and  Burgund,  neben  ihnen  wohl  auch  Aqoi- 
tanien  und  die  Provence,  unbeschadet  der  höheren  Heichseinheit  mehr 
oder  weniger  als  Reiche  für  sich  angesehen  wurden,  wodurch  sich  die  in 
dem  Vertrage  von  Yerdun  vollzogene  nationale  Scheidung  allmählich  vor- 
bereitete. Italien  war  von  vornherein  in  einer  Weise  mit  dem  Franken- 
reiche verbunden,  bei  der  ihm  bis  zu  einem  gewissen  Grade  der  Charakter 
eines  selbständigen  Reiches  gewahrt  blieb;  der  Titel  rex  Francojiim  et 
Langobardorum  brachte  zum  Ausdrucke,  daß  das  ehemalige  Langobarden- 
reich wenigstens  keine  Provinz  des  fränkischen  Reiches  geworden  war^ 

Bei  der  inneren  Gliederung,  des  Reiches  sind  die  Provinzen,  die  Gaue 
oder  Grafschaften,  die  Hundertschaften  und  die  Gemeinden  in  Betracht 
zu  ziehen.  Die  Provinzen  waren  der  Schauplatz  der  Stammesindividualität 
and  der  volksrechtlichen  Gesetzgebung;  die  Grafschaften  waren  die  eigent- 
lichen staatlichen  Verwaltungssprengel  in  politischer,  militärischer,  fiska- 
lischer, gerichtlicher  Beziehung;  die  Hundertschaften  waren  die  ordent- 
lichen Gerichtssprengel  und  bildeten  zugleich  die  Grundlage  einer  gewissen 
polizeilichen  Organisation  sowie  der  wirtschaftlichen  Organisation  der 
Markgenossenschaften;  die  Gemeinden  endlich  waren  ausschließlich  Schau- 
platz wirtschaftlicher  Interessen  und  genossenschaftlicher  Selbstregierung. 
Eine  gewisse  Zwischenstellung  zwischen  Provinzen  und  Gauen  nahmen 
die  militärischen  Herzogtümer  und  Markgrafschaften,  sowie  seit  Karl  dem 
Großen  die  Inspektionsbezirke  {mUsatica)  der  Königsboten  ein. 

1.  Die  Provinzen.  Das  fränkische  Reich  hat  niemals  den  Anspruch 
erhoben,  ein  die  Bewegung  seiner  einzelnen  Glieder  lahm  legender  abso- 
luter ESinheitsstaat  zu  sein.  Zwar  war  es  ein  Zeichen  des  ärgsten  Ver- 
falles, daß  bei  den  verschiedenen  im  Frankenreiche  vereinigten '  Stammen 
erbliche  vicekönigliche  Gewalten  emporkamen,  während  es  umgekehrt  als 
die  wichtigste  Leistung  der  Pippiniden  erschien,  daß  sie  durch  die  Zer- 


dovech  und  seinen  Nachfolgern  ignoriert  er  ebenso  wie  den  Beginn  einer  ver- 
fassongsm&fiigwn  Reaktion  nnter  Gnnthram.  Chlothar  II.  schafft  nach  Fahlbeck 
überhaupt  erst  einen  Rechtsstaat,  während  der  König  selbst  anerkennt,  daß  er  die 
alten  Bechtsnormen  wiederherstelle.  Vgl.  Waitz  S,  644  ff.  Sohm,  Deutsche  Litt- 
Zettung  1884,  Nr.  2.    Zeumbb,  Gatt.  gel.  Anz.  18S5,  S.  97  ff. 

*  Ober  die  Stellung  des  römischen  Gebietes  im  karolingischen  Kelche  vgl. 
BBcmrm  2,  88  ff. 


120  Die  frftnkiscbe  Zeit 

trümmerang  des  Stammesherzogtnms  die  gefährdete  Beichseinheit  wieder- 
herzustellen wußten;  aber  andererseits  brachte  das  Prinzip  der  persön- 
lichen Rechte  es  mit  sich,  daß  die  einzelnen  Stamme  als  Trager  und 
alleinige  Fortbildner  des  Volksrechts  angesehen  wurden.  Das  Volksrecht 
war  nicht  Sache  des  Reiches,  sondern  der  einzelnen  Provinzen;  Gesetz- 
geber auf  dem  Gebiete  des  Volksrechts  war  der  König  nicht  in  seiner 
Eigenschaft  als  Oberhaupt  des  Reiches,  sondern  als  Oberhaupt  der  ein- 
zelnen Provinz,  der  gesetzgebende  Faktor  neben  ihm  war  nicht  der 
Reichstag,  sondern  die  aaf  dem  Reichstage  erschienene  oder  in  ihrer 
Heimat  befragte  Provinzialbevölkerung,  der  einzelne  Stamm.  Denn  die 
Provinzen  des  fränkischen  Reiches  waren  eben  die  Stammesgebiete'. 
Dabei  bildeten  die  salischen  Franken  regelmäßig  zwei  verschiedene 
Gruppen,  indem  die  Provinz  Neustrien  (d.  h.  Neuwestland)  die  roma- 
nischen Gebiete  salischen  Rechts  nördlich  der  Loire  und  die  flämischen 
westlich  der  Scheide  und  des  Kohlenwaldes  umfaßte,  während  die  Lande 
zwischen  Scheide  und  Maas  zusammen  mit  den  chattischen  Franken  die 
Provinz  Austrasien  bildeten,  zu  der  auch  das  ribuarische  Land,  sonst 
wieder  eine  Provinz  für  sich,  gerechnet  wurde.  In  Gallien  erscheinen, 
außer  Neustrien,  Aquitanien  und  Burgund,  als  Provinzen:  Britannia  (die 
keltische  Bretagne),  Wasconia  (das  Land  der  Basken),  Septimania  oder 
Gotia,  Provincia,  Novempopulonia,  Cantabria,  in  karolingischer  Zeit  auch 
Hispania.  Ebenso  werden  das  Elsaß,  Churrätien,  Istrien  zuweilen  als  be- 
sondere Gebiete  genannt.  Die  Bezeichnungen  der  Provinzen  waren  nicht 
technisch,  neben  provincia  begegnet  ducatusj  regio^  auch  regnum, 

2.  Die  Gaue^  Bei  der  Bildung  der  deutschen  Stämme  haben  die 
in  denselben  vereinigten  Völkerschaften  ihre  frohere  staatliche  Selbständig- 
keit zum  Teil  erst  sehr  allmählich  verloren^.  Aber  auch  nachdem  dies 
geschehen  war,  blieb  das  Bewußtsein  der  früheren  Zusammengehörigkeit 
noch  bei  vielen  bestehen ,  so  daß  sich  zum  Teil  als  Gau  innerhalb  des 
neuen  Gesamtstaates,  aber  unter  dem  alten  Völkerschaftsnamen,  behaup- 
tete, was  vorher  ein  eigener  Staat  gewesen  war*.  Wo  der  Völkerschafts- 
verband weniger  widerstandsfähig  war,  sind  wohl  die  alten  Gaue,  aus 
denen  er  bestanden  hatte,  unverändert  in  die  neue  Verfassung  herüber- 
genommen worden,  namentlich  bei  den  nach  der  Himmelsrichtung  be- 


«  Vgl.  unsere  Tafel  I. 

'  Vgl.  Sprüner-Menkb,  Handatlas  Nr.  81—36.  Einen  Überblick  über  die 
Gaue  Ribuariens  und  der  benachbarten  Gebiete  giebt  unsere  Tafel  II.  Den  trfka- 
kischen  Gauen  entsprachen  bei  den  Langobarden  die  Herzogtümer,  bei  den  Angel- 
sachsen die  scire.    Über  letztere  vgl.  Maurer,  Krit.  Überschau  1,  81  ff. 

*  Völkerscliaftsstaaten  standen,  wie  es  scheint,  bei  den  Sachsen  noch  Karl 
dem  Großen  gegenüber.  Vgl.  Waitz  8,  11^2  f.  Die  Kleinkönigreiche  der  Ala- 
mannen  im  4.  Jahrhundert  können  ebenfalls  nur  als  Völkerschaften  au%e£aßt  werden. 

'  So  u.  a.  die  thüringischen  Gaue  Engilin  und  Werinofeld,  die  fränkischen 
Hessengau,  Hattuariergau,  Hamaland,  Batua,  der  Linzgau  der  alamannischen  Len- 
tienses. 
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I 
nannten  Gauen  mag  man  an  solche  Vorgänge  denken^.  Zuweilen  waren 
es  rein  landschaftliche  Verhältnisse,  auf  denen  die  Oaubildung  beruht 
hatte  ^,  oder  ein  von  seinen  früheren  Bewohnern  verlassenes  Völkerschafts, 
gebiet  blieb  auch  mit  den  neuen  Einwanderern  als  eigener  Gau  unter 
dem  alten  Namen  bestehen^.  Eine  eigentlich  technische  Bedeutung  hat 
das  Wort  „Gau"  nicht  besessen  •:  wie  es  zur  Bezeichnung  ganzer  Pro- 
vinzen verwendet  wurde,  so  bezeichnete  es  andererseits  nicht  selten  ganz 
kleine  Bezirke ,  selbst  einzelne  Dorfgemarkungen.  Denn  als  staatsrecht- 
lichen Begrifif  kannte  die  fränkische  Verfassung  nur  diejenigen  Gaue, 
welche  als  Grafschaften  {comitatus)  organisiert  waren.  In  den  früher 
romischen  Rhein-  und  Donaugegenden  vnirden  die  neuen  Gaunamen  viel- 
fach in  Anlehnung  an  ehemalige  römische  Städte  gebildet  ^^,  in  Gallien 
aber  knüpfte  die  fränkische  Gra&chaftseinteilung  einfach  an  die  von  der 
römischen  Verwaltungsorganisation  überlieferten  civitates  an,  die  gröBten- 
teils  von  alten  gallischen  Völkerschaften  herrührten  und  meistens  in  alt- 
gallischer  Weise  als  reine  Landgemeinden  fortbestanden  hatten,  nur  zum 
kleineren  Teil  zu  römischen  Stadtgemeinden,  aber  mit  dazu  gehörigem 
Territorium,  umgebildet  worden  waren". 

Indem  die  Grafschaftsverfassung,  welche  in  dem  ganzen  fränkischen 
Reiche  durchgeführt  wurde,  sich  teils  an  die  gallorömischen  civitates,  teils 
an  die  deutschen  Gaue  anlehnte,  ergab  sich  eine  außerordentliche  Ver- 
schiedenheit in  der  Größe  der  einzelnen  Grafschaften,  doch  begann  erst 
seit  dem  Ende  des  8.  Jahrhunderts,  zuerst  im  Westen  des  Reiches,  eine 
systematische  Verkleinerung  der  als  zu  groß  erkannten  Verwaltungs- 
distrikte.  Wenn  auf  solche  Weise  eine  Grafschaft  in  mehrere  zerlegt  wurde, 
pflegte  man  für  das  frühere  Gebiet  den  alten  Gaunamen  gleichwohl  bei- 
zubehalten und  es  als  pagus  tnaior  dem  neuen  Klein-  oder  üntergau 
{pagus  minor)  gegenüberzustellen«    Nicht  selten  wurden  ehemalige  Hun- 


•  Nord-  und  Sandgan  im  Elsaß;  Nord-,  Wester-,  Sundargau  und  Ostarrichi 
bei  den  Baiern;  Westergau  bei  den  Thüringern;  Oster-  und  We«tergau  bei  den 
Frieeen. 

'  Nach  Flüssen  benannt:  Rbeingau,  Maasgau,  Saargau,  Nahegau,  Maingau, 
Donaugan,  Thurgau,  Helmengau,  Leinegau,  Emsgau,  Stormam  (pagus  Sturmariorum). 
Nach  Grebirgen:  Anelgau,  Westerwald,  Hundesrucha,  Arduenna,  Eifla  u.  a.  m.  Nach 
Wfildem:  Waldsazi,  Holsatia,  Waltsati,  Rinhem. 

•  Vgl.  Bardengau,  Boroctra,  Hugmarki  (pagus  Chaucorum),  Thuente. 

•  Vgl.  S.  20.  Lateinisch  begegnet  pagus,  propinci^y  territorium,  terminus, 
minisierium,  fims, 

*®  VgL  Die  Gaunamen  auf  unserer  Tafel  II,  dazu  Wormsfeld,  Speiergau,  Metz- 
gau, Lobdengau  (Lupodunum),  Augesgau  (Augusta  Vindelicorum) ,  Augustgau 
(Augusta  Rauracorum).  Als  civtta^  bezeichnete  man  nur  den  Hauptort,  insbesondere 
den  Bischofssitz,  während  für  andere  feste  Plätze  des  Gaues  castrum  oder  eastdlum 
▼erwendet  wurde.  VgL  Dahn,  Könige  7,  1  S.  76.  Rietschbl,  Die  civitas  auf 
deutschem  Boden  bis  zum  Ausgange  der  Karolingerzeit,  1S94. 

>■  Vgl.  Wattz  2,  1  S.  106.  MoHUSEN,  Eom.  Geschichte  5,  78  ff.  Gu^babd 
12  £  46  f.  LoNOKON,  Geographie  1  ff.  188  ff.  196—242.  294-617;  Atlas  historique 
de  la  France,  texte  explicatiy  8  ff.  14—20.    Brambaoh,  Rhein.  Mus.  23,  302. 
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dertschaften  zn  solchen  Eleingauen  erhoben  und  f&hrten  dann  neben  dem 
neuen  Grafschaftsnamen  oft  genug  auch  den  alten  Hundertsohaftsnamen 
weiter^',  während  umgekehrt  bei  den  Sachsen  regelmäßig  mehrere  Gaue 
zu  einer  Grafschaft  zusanunengelegt  wurden,  so  daß  der  sachsische  go  die 
Stellung  der  fränkischen  Hundertschaft  einnahm  ^^ 

3.  Die  Hundertschaften.  Die  rein  persönlichen  Gerichtsrerbände 
der  Urzeit  hatten  sich  bei  den  Franken,  Alamannen,  Angelsachsen  und 
Nordgermanen  zu  territorial  abgegrenzten  Thingsprengeln  umgestaltet  ^^ 
die  bei  den  Franken  als  ceniena  (mhd.  zeni)^  bei  den  Alamannen  als 
hvntari  (ags.  hundred,  an.  her€td)  bezeichnet  wurden.  In  unbestimmterer 
Anwendung  begegnen  noch  marca,  finit,  poffus,  pagelltis.  Bei  den  Sachsen 
nahm,  wie  schon  erwähnt,  seit  Karl  d.  Gr.  der  alte  Volksgau  [go]  eine 
der  fränkischen  Hundertschaft  entsprechende  Stellung  ein. 

Die  militärischen  Aufgaben,  welche  der  alten  Hundertschaft  unter 
der  Führung  ihres  Centenars  obgelegen  hatten,  mögen  den  Anstoß  zu 
einer  eigentümlichen  Ausnutzung  der  fränkischen  Hundertschaften  im 
landespolizeilichen  Int-eresse  gegeben  haben.  Nach  einer  in  der  ersten 
Hälfte  des  6.  Jahrhunderts  zunächst  für  Neustrien  getroflfenen,  aber  jeden- 
falls alsbald  auch  auf  Austrasien  ausgedehnten  Einrichtung  hatten  die 
Gentenarien  die  besondere  Pflicht,  an  der  Spitze  ihrer  Centschar  {cetitena,. 
trustis)  allen  Dieben  und  Bäubem  nachzuspüren,  wobei  die  Verfolgung 
nötigenfalls  über  die  Grenzen  der  Hundertschaft  hinaus  fortgesetzt  werden 
konnte;  gelang  die  Festnahme,  so  erhielten  die  Verfolger  als  Prämie  die 
halbe  Diebstahlsbuße;  entkam  aber  der  Thäter,  so  mußte  die  gesamte 
Hundertschaft,  in  welcher  sich  der  Diebstahl  ereignet  oder  der  Verfolgte 
Aufnahme  gefunden  hatte,  dem  Bestohlenen  für  den  Ersatz  des  Entwen- 
deten aufkommen  ^^  Da  bei  diesen  Einrichtungen  nicht  bloß  die  alt- 
fränkischen Reiche  Chlothars  I.  und  Childeberts  IL,  sondern  auch  die 
rein  romanischen  Gebiete  Childeberts  I.  beteiligt  waren,  so  muß  es  sich 
dabei  um  einen  Versuch  gehandelt  haben,  die  fränkischen  Centenen  zu 
polizeilichen  Zwecken  auch  in  dem  romanischen  Neustrien  heimisch  zu 
machen  *®. 


»«  Vgl.  SoHM  201  ff.    ZRG.  17,  87  f.    Lonqnon,  Geographie  82  f. 

»»  Vgl.  S.  126  f. 

>*  Vgl.  S.  17  f.  37.  40.    Maurer.  Krit  Überach.  1,  73  ff. 

"  Vgl.  das  Landfriedensgesetz  Childeberts  I.  und  Chlothara  I.,  c.  9.  16.  17 
(HoRETius  1,  4  ff.).  Decretio  Cliildeberti  II.  von  595,  c.  11.  12  (ebd.  1,  17).  In 
äliulicher  Weise,  aber  ohne  jeden  historischen  Zusammenhang  mit  der  merowin- 
gischen  Ordnung,  wurde  die  Gesamtbärgschaft  im  10.  Jahrhundert  bei  der  angel- 
sächsischen hundred  durchgeführt  (vgl.  Scbmid,  Gesetze  der  Angelsachsen',  618), 
woraus  die  Geschichtsforachung  des  18.  Jahrhunderts  ungehöriger^-eise  auf  ein  alt- 
germanisches  System  der  Gesamtbürgschaft  geschlossen  hat. 

•«  Vgl.  Brunner  2,  147  f.;  ZRG.  24,  65  f.  Siokei.,  Beitrfige  522  ff.  Daum, 
Könige  7,  3  S.  73  f.  Über  frühere  Auffassungen  Watfz  1,  454  ff.  2,  1  S.  399.  405  f. 
SoHM  182  ff*.  Unhaltbar  ist  auch  die  Auffassung  von  Lahprrcht,  Wirtschafteleben 
1,  224 ff.;  Deutsche  Gesch.  1,  319. 
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Dauernde  Bedeutung  hat  dieser  Versuch  jedenfalls  nicht  gehabt  ^^ 
Erst  seit  dem  8.  Jahrhundert  wurden  auch  die  westfränkischen  Graf- 
schaften durchweg  in  bestimmte  TJnterbezirke  geteilt,  die  als  Amts- 
sprengel  der  gräflichen  Yikarien  vicariae  genannt  und  den  deutschen 
Hundertschaften  bald  yöUig  gleichgestellt  wurden  ^^  Nach  der  karo- 
lingischen  GerichtsTerfassung  umfaßte  die  Grafschaft  drei  bis  acht  solcher 
Unterbezirke,  die  nur  noch  dem  herkömmlichen  Sprachgebrauche  zu  Liebe 
in  Ticariae  und  centenae  unterschieden  wurden. 

4.  Die  Gemeinden.  Auf  dem  Gebiete  des  Gemeindewesens  wurde 
durch  den  Eintritt  der  Germanen  in  den  Bereich  der  römischen  Eultur- 
welt  eine  yollstandige  Umwälzung  angebahnt.  Zwar  hielt  die  fränkische 
Verfassung  daran  fedt,  daß  innerhalb  der  Hundertschaftsgemeinde  kein 
Platz  für  einzelne  Ortsgemeinden  sei  (auch  die  größten  Stadtgemeinden 
waren  nur  privatrechtliche  Korporationen),  aber  die  wirtschafblichen  und 
sozialen  Verhältnisse  wurden  derartig  umgestaltet,  daß  die  Rechtseinrich- 
tungen sich  dem  Einflüsse  dieser  Veränderungen  auf  die  Dauer  nicht  zu 
entziehen  ?ermochten.  Während  die  alte  Zeit  im  wesentlichen  nur  demo- 
kratische Bauernrepubliken  gekannt  hatte,  besaß  die  neue  Zeit  in  den 
Krongütern,  den  Latifundien  der  geistlichen  und  weltlichen  Grundherren 
und  den  auf  königlicher  Verleihung  beruhenden  Edelgutem  hofrechtliche 
Elemente,  denen  im  Laufe  der  Zeit  die  gemeine  Freiheit  mehr  und  mehr 
zum  Opfer  fallen  mußte,  andererseits  aber  in  den  Städten  und  Märkten 
Elemente,  welche  später  berufen  waren,  den  korporatiren  Bestrebungen 
und  der  gemeinen  Freiheit  eine  Verstärkung  zuzuführen.  Es  hat  sich 
eigentümlich  gefugt,  daß  diese  genossenschaftlichen  Eleme^ite  erst  durch 
die  ihnen  scheinbar  entgegengesetzten  hoirechtlichen  zu  yoUer  Entwicke- 
lung  gelangt  sind.  Von  den  hofrechtlichen  Elementen  ist  erst  später 
(§§  26 — 28)  zu  handeln;  auch  die  Verhältnisse  der  Landgemeinden  werden 
wir,  da  dieselben  nur  auf  wirtschaftlichem  Gebiet  in  Betracht  kommen, 
erst  bei  der  Darstellung  der  Grundeigentumsverhältnisse  (§  28)  besprechen. 
Hier  ist  nur  von  den  Städten  zu  reden. 

Über  die  Behandlung  der  römischen  Städte  seitens  der  germanischen 
Eroberer  ist  viel  gestritten  worden.  Eiohhobn  hat  einfach  ihre  Fort- 
dauer   behauptet  und   das  Städtewesen   des  Mittelalters  auf  sie  zurück- 


"  Vgl  SiCKEL,  Beiträge  531. 

«•  Vgl.  Beükkeb  2,  146  ff.  177.  Wattz  2,  1  S.  399  ff.  3,  395 f.  Dahn  7,  1 
S.  76.  89  {^  Die  vicariae  lehnten  sich  meistenteils  an  altgallische  Untergaue  an, 
welche  die  römische  Provinzialverfassong  aufrechterhalten  hatte  {condita,  ateisy 
ogeTj  fkiis,  tnmisterium).  Vgl.  Lokgnok,  Geographie  24  ff.  Gu^rard,  a.  a.  0. 
34  f.  48  ff.  SoBM  191  ff.  196  ff.  211  f.  Hibscufeld,  Gallische  Studien  35  ff.  Mommsen 
im  Hermes  16,  449  ff.  483  ff.  Schröoeb,  ZRG.  17,  87  ff.  A.  Weber,  Der  Centenar 
(1894)  S.  18  ff.  Deloche,  Cartulaire  de  JBeaulieu,  Introduction  pg.  160  ff.  Ober  ab- 
geleitete Bedeutungen,  welche  das  Wort  vicaria  im  französischen  Mittelalter  an- 
genommen hat  (iurisdictio,  iustitia),  vgl.  Lot,  La  vicaria  et  le  vicarius,  N.  Revue 
17,  281  ff. 
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bezogen ^^y  andere  haben  sie  ganz  untergehen,  zu  großen  Dörfern  degra- 
diert sein  lassen.  Die  Wahrheit  liegt  in  der  Mitte.  Daß  die  Germanen 
ihre  ursprüngliche  Abneigung  gegen  das  Wohnen  in  ummauerten  Städten 
auf  romischem  Provinzialboden  alsbald  aufgegeben  haben,  steht  fest:  in 
Köln  hatten  sich  sofort  nach  der  Eroberung  zahlreiche  Franken  nieder- 
gelassen und  heidnische  Altäre  errichtet,  die  ribuarischen  Könige  nahmen 
hier  ihren  Sitz 2®;  Avignon  und  Vienne  wurden  von  Burgunden  bewohnt 
und  als  Festungen  benutzt,  und  in  Bhodez  lebten  römische  Provinzialen 
und  Goten  nebeneinander^^.  Während  dabei  in  den  deutsch  gewordenen 
Landesteilen  die  römische  Munizipalverfassung  vollständig  über  den  Haufen 
geworfen  wurde,  ist  eine  gewisse  Fortdauer  munizipaler  Einrichtungen  in 
den  romanischen  Gebieten  nicht  zu  bezweifeln  ^^  Zwar  die  eigentliche  Muni- 
zipalgericbtsbarkeit  mußte  der  fränkischen  Gericbtsorganisation  weichen, 
aber  wenigstens  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  der  gesta  municipalia  und 
die  curia,  als  die  städtische  Behörde  zur  Führung  derselben,  blieb  be- 
stehen; auch  einer  Gerichtsbarkeit  städtischer  defensores  wird  in  den 
Quellen  öfter  gedacht,  zuweilen  als  ünterbeamten  des  Bischofs,  wie  über- 
haupt die  Bischöfe  in  den  gallischen  Städten  häufig  als  Oberhäupter  oder 
Schutzherren  derselben  auftraten.  Wahrscheinlich  wurde  der  römische 
Verwaltungsapparat  innerhalb  der  korporativen  Selbstverwaltung  der  gal- 
lischen Städte  vorübergehend  auch  unter  den  Franken  noch  beibehalten. 
In  allen  Beziehungen  des  öffentlichen  Rechts  waren  aber  die  Gaubeamten 
der  fränkischen  Verfassung  allein  maßgebend.  Daß  die  Grafen  vielfach 
ihren  Wohnsitz  in  den  Städten  nahmen,  diese  also  thatsächlich  zu  Mittel- 
punkten der  Grafschaftsverwaltung  und  Rechtspflege  wurden,  vermochte 
an  ihrer  rechtlichen  Stellung  nicht.s  zu  ändern.  Erst  mit  der  Exemtion 
vom  Gau  traten  die  Städte  in  den  Staatsorganismus  ein  und  wurden  zu 
Korporationen  des  öffentlichen  Rechts,  der  fränkischen  Periode  waren  aber 
derartige  Exemtionen  noch  nicht  bekannt,  wenn  auch  die  Keime  dazu 
in  dem  Immunitäts-  und  Marktwesen  (§§  26,  27)  bereits  vorlagen. 


^*  Vgl.  EiCBHORNy  Über  den  Ursprung  der  stfidtischen  Verfassnng  in  Dentsch- 
land,  Zeitschr.  f.  gesch.  RW.  2,  193  ff.  216  ff.;  Staats-  u.  Rechtsgeschiebte  1,  176  f. 
Neuerdings  hat  Küntze,  Die  deutschen  Stadtgründungen  und  Römerstfldte  und 
deutsche  Städte  im  Mittelalter,  1891,  die  Ansicht  Eichhornes  wieder  aufgenommen. 
Vgl.  dagegen  A.  Schulte,  Gott.  gel.  Anz.  1891,  S.  520  ff.    Rietschbl,  a.  a.  0.  91  ff. 

^  Über  die  Franken  in  Köln  vgl.  Salvianus,  De  gubematione  Dei  6,  §  39 
(MG.  Auct.  antiqu.  1,  74);  Epistolae  1  (ebd.  108).  Greg.  Tur.,  Hist  Franc  2,  c.  40; 
Vitae  patrum  6,  c.  2  (MG.  Scr.  rer.  Mer.  1,  103.  681). 

»^  Greg.  Tur.,  Hist.  Franc.  2,  c.  82  f.  c.  86. 

"  Vgl.  Waitz  2,  1,  S.  412  ff.  Saviont,  Gesch.  d.  röm.  Rechts  im  MitteUlter 
1,  811  ff.  Heoel,  Gesch.  d.  Stftdteverfassung  in  Italien  2,  345  ff.  Bsth¥ANn-Holl- 
WBO,  Civilprozeß  1,  416  ff.  Raynouasd,  Histoire  du  droit  municipal  en  France 
1,  304 — 851.  QuiCHEBAT,  De  Tenregistrement  des  contracts  k  la  curie,  Bibl.  de 
r^cole  des  chartes,  5.  serie  1,  440  ff.  Bbunkeb,  RG.  2,  197  ff.;  Rechtsgeschichte 
der  röm.  u.  germ.  Urkunde  1,  139 ff.;  ZRG.  18,  74 f.  Dahn,  Könige  7,  1  S.  98  ff. 
Rietschbl,  a.  a.  0.  92.    Sickel,  Beitr.  532  ff. 
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§  19.    Die  öfentlichen  Beamten. 

Vgl.  die  Litteratur  S.  119.  Bruhmeb,  BG.  2,  §§  69.  79-85;  Über  das  Alter 
der  Lex  Alamamiorain ,  Berl.  SB.  1885,  8.  168  ff.  Waitz  2*,  2  S.  1—57.  lOOff. 
117  ff.  131  ff.  865  ff.  3>,  864—415;  Das  alre  Reeht  184  ff.  Sohm,  EeicIiB-  and  Ge- 
richtsverfassung 13  ff.  55  f.  67—102.  146  ff.  218  ff.  455—525.  Dahn,  Könige  7,  2 
&  64  ff.;  DG.  1,  2  S.  589  ff.  v.  Bethmanh-Hollweo,  Germ.-rom.  Civilprozeß  1,  412  ff. 
422  ff.  431  ff.  V.  Daniet^,  Handbuch  1,  542  ff.  Glasson  2,  388  ff.  444  ff.  461  ff. 
3,  256  ff.  291  ff.  316  ff.  340  ff.  Viollet,  Hist  1,  293  ff.  BeAucHBT,  Histoire  de  Tor- 
ganisation  jndiciaire  en  France  (1886)  9  ff.  18  ff.  86  ff.  48  ff.  69  ff.  159—246.  293  ff. 
FusTBL  DC  CouLAHQES,  Becherches  408  ff.;  Monarchie  franque  196  ff.  Tbonissen, 
L'organisation  judiciaire  de  ia  Loi  Salique  50  ff.  Beaudouim,  La  participation  des 
hommes  libres  au  jngement  dans  le  droit  franc  (1888)  36  ff.  54  ff.  60  ff.  Gfrörer, 
Zur  Gesell,  deutscher  Volksrechte  1,  3  ff.  W.  Sickbl,  Gott  gel.  Anz.  1886  S.  559  f.; 
1888  S.  440  ff.;  1890  S.  572  ff.;  Mitt.  d.  dsterr.  Inst  4,  623 ff.;  Das  Wesen  des 
Yolksherzogtums,  Hist  Zeitschr.  52,  407  ff.;  Beitrfige  z.  deutsch.  Yerf.-Gesch.  d. 
MA.,  Mitt.  d.  osterr.  Inst .  Erg.-Bd.  3,  451—585.  Schböder,  Hist  Zeitschr.  78,  196  ff. 
H.  Lehmakk,  Der  Rechtsschutz  gegenüber  Eingriffen  von  Staatsbeamten  nach  alt- 
frftnk.  Recht,  1883.  G.  Cohn,  Die  Justizverweigemng  im  altdeutschen  Recht,  1876. 
A.  Pbrhice  bei  Ebsch  u.  Grübbr,  AUg.  Encykiopftdie,  1.  Sektion,  78,  132  ff.,  unter 
„Graf''.  RiEZLER,  Geschichte  Baiems  1,  120 ff.  Stalin,  Wirtemb.  Geschichte 
1,  169  ff.  WiTTMANM,  Abh.  d.  Manch.  Akad.  8,  1  S.  169—220.  Bornhae,  FDG. 
23,  167  ffl  Perroüd,  Origines  du  duch6  d'Aquitaine,  1882.  V.  Krause,  Geschichte 
des  Instituts  der  missi  dominici,  Mitt  d.  osterr.  Inst  11,  193—300.  Ficeer,  For- 
schungen 2,  118 ff.    A.  Weber,  Der  Centenar  nach  den  karol.  Capitularien,  1894. 

Der  Gliederang  des  Staates  entsprach  die  Gliederung  des  Beamten- 
tams.  Es  gab  keine  öffentlichen  Gemeindebeamten^  weil  die  Gemeinden 
keine  öffentlichen  Korporationen  waren.  Die  unterste  Stufe  unter  den 
öffentlichen  Beamten  nahmen  die  der  Hundertschaft  ein.  Die  Yer- 
fassung  der  Lex  Salica  kennt  außer  dem  königlichen  Gaubeamten,  dem 
Grafen,  den  durch  das  dreifache  Wergeid  ebenfalls  als  königlichen  Beamten 
erwiesenen  sacebaro  sowie  den  aus  Yolkswahl  hervorgegangenen  ihunginus 
{tkunzimu  =  thuncmu8\  neben  dem  ein  von  der  herrschenden  Meinung 
früher  irrtümlich  für  identisch  mit  ihm  gehaltener  centenarius  genannt 
wird^.  Der  Amtstitel  des  Sakebaro  wird  verschieden  gedeutet*.  Nach  der 
Lex  Salica  wurde  er  in  der  Regel  aus  der  Beihe  der  königlichen  Mini- 
sterialen (pueri  regis)  genommen  und  war  nur  ausnahmsweise  freien 
Standes.    Verwendet  wurden  die  Sakebaronen  zur  Eintreibung  fiskalischer 


1  Vgl.  Brühiibb,  RG.  2,  160  f.;  ZRG.  24,  206  f.  Sickbl,  Beiträge  81  ff.  Hist 
Zeitschr.  78,  196 ff.  Anderer  Meinung  v.  Amira,  Gott  gel.  Anz.  1896,  S.  200. 
Dark,  Könige  7,  2  S.  181.  134  ff. 

*  An  dem  Zusammenhange  mit  baro  (S.  50)  wird  man  doch  festhalten  müssen, 
so  daß  die  Ableitungen  von  heran  und  *barian  außer  Betracht  bleiben  können. 
GBOfii,  RA.  783,  und  Köobl  (Zeitschr.  f.  deutsch.  Alt  88,  13  ff.)  gehen  von  der 
weniger  verbürgten  Lesart  sagibaro  aus,  woraus  sich  Anknüpfung  an  den  gotischen 
9qfo  regis  ergiebt  Wahrscheinlich  liegt  ahd.  sahha  (as.  stikaj  an.  sök^  aschwed. 
«oi),  d.  h.  Streit,  Verfolgung,  Bußanspruch,  zu  Grunde.  Vgl.  Brunkbr,  RG.  2,  152  n. 
MOixBHHOFF  bei  Waitz,  Das  alte  Recht  292.  v.  Amiba,  Obl.-R.  1,  69  ff.  2,  85  ff. 
Gbimm,  DWB.  8,  1592.    Kluge,  WB.  unter  S(u^. 
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Gerichtsgefalle,  und  zwar  in  Konkurrenz  mit  den  Grafen;  zuweilen  waren 
in  demselben  Gericht  mehrere  Sakebaronen,  bis  zu  dreien,  nebeneinander 
in  Thätigkeit.  Es  ist  bestritten,  ob  sie  Hundertschafts-  oder  Gaubeamte 
waren.  Nach  Bkünnee's  ansprechender  Vermutung  waren  sie  weder  das 
eine  noch  das  andere,  sondern  gleich  den  burgundischeu  wittiscalci  als 
pueri  regü  qui  multam  per  payof  exigunt  außerordentliche  fiskalische  Kom- 
missare, die  historisch  der  Einsetzung  des  Grafenamtes  voraufgingen  und 
mit  der  kräftigeren  Entwickelung  des  letzteren  von  selbst  verschwanden' 
Der  Name  Thungin  oder  Thunkin  hängt  mit  thunchinium  (mhd.  dune, 
placitfim)  zusammen  und  ist  wohl  aus  got.  pungkjan  (dünken,  meinen)  zu  er- 
klären*. Der  Thungin  erscheint  als  der  auf  die  Rechtspflege  beschränkte 
Nachfolger  des  alten  Gaufürsten,  der  alles  Übrige,  selbst  das  Recht  der 
Urteilsvollstreckung,  an  den  Grafen  verloren  hatte.  Während  Thungin 
und  Sakebaro  schon  in  den  ältesten  Kapitularien  zur  Lex  Salica,  also 
spätestens  unter  Chlodovechs  Söhnen,  verschwunden  sind*,  hat  sich  der 
alte  Hundertschaftsvorsteher  {centenarius,  centurio,  hunno),  als  der  regel- 
mäßige Vertreter  des  Grafen  im  Niedergericht,  und  zwar  in  alter  Weise 
als  ein  vom  Thingvolk  gewählter  und  daher  vom  Grafen  im  wesentlichen 
unabhängiger  Beamter,  bis  in  die  Karolingerzeit  und  stellenweise  bis  tief 
in  das  Mittelalter  erhalten«.  Wir  finden  ihn  in  derselben  Stellung  bei 
den  Alamannen^,  während  ihm  bei  den  Sachsen,  bei  welchen  der  go  die 


"  Vgl.  Brunner,  RG.  2,  152  f.  Lex  Burg.  49,  4.  77.  Auch  der  Name  tcitti- 
skalk  (Strafknecht)  scheint  sachlich  dem  saeebaro  (Anm.  2)  zu  entsprechen. 

*  Vgl.  §  25,  Aum.  2.  v.  Amira*  73.  Brüknbr  2,  150.  Eine  andere  Erklft- 
rung  nimmt  den  „thungin^*  als  den  „Gediegenen'^  (as.  gitkungan^  ags.  gejßungen\ 
den  seine  Volksgenossen  an  Ansehen  Überragenden.  Vgl.  Müllenhoff  bei  Waitz, 
Das  alte  Recht  294.    Kögel  bei  Paul  u.  Braune,  Beiträge  16,  513. 

*  Nur  als  Eigenname  begegnet  Saeebaro  noch  in  einer  Urkunde  von  648 
(Cartuiaire  de  St.  Bertin  1,  Nr.  3.). 

*  Vgl.  Brünker  2,  175.  SoHM  243  f.  248  f.  Waitz  2,  2  S.  17.  3,  392.  Glasson 
3,  339.  SicKEL,  Beitr.  467  ff.  Cap.  miss.  v.  809,  1,  c.  22  (Borstjus  1,  151,  das 
Eingeklammerte  beruht  auf  Zusätzen  zweier  Handschriften):  Ut  (iudices).  viee- 
dofnint,  preposiH,  advociti,  {eentenariiy  scabinei)  boni  et  veraces  et  man^tieti  cum 
eontite  et  populo  eligentiir  (et  constituantur  ad  sua  ministeria  exereenda).  Ob  auch 
die  eleeti  centefiarii  des  Landfriedensgesetzes  Childeberts  I.  und  Chlothars  I.  hier 
anzuziehen  sind,  muß  bei  dem  besonderen  Zwecke  dieses  Gesetzes  (S.  1?2  n.)  dahin- 
gestellt bleiben,  ebenso  ob  die  Verordnungen  Karls  d.  Gr.  noch  ein  eigentliches 
Wahlrecht  oder,  wie  Sickel  annimmt,  nur  eine  Befragung  des  Volkes  im  Auge 
gehabt  haben.  Jedenfalls  hat  sich  das  Wahlrecht  der  Gerichtsgemeinden  zum  Teil 
bis  spät  in  das  Mittelalter  behauptet.  Vgl.  Grimm,  Weistümer  2,  364.  3,  410  f.  (mit 
5,  729).  415,  2.  419 f.  450.  458  f.  Thudichum,  Gau-  u.  Markverfassung  28.  50 f. 
Lamprecht,  Wirtschaftsleben  1,  173.     Sickel,  Beiträge  472. 

'  L.  Alam.  41,  1:  üt  eausas  ntUius  otuiire  praesumat,  nisi  qui  a  duce  per 
conventionetn  populi  iudex  conatitutus  sit,  ut  rausas  iudicet.  Eine  jüngere  Piand- 
schrift:  nisi  qui  est  a  eomite  constitutus.  Sickel,  Beiträge  507  ff.,  bezieht  diese  Be- 
stimmung nicht  auf  den  Hunnen,  sondern  auf  den  Rechtsprecher  (esago),  der  von 
diesem  zu  unterscheiden  sei.  In  der  Bezeichnung  des  Hunnen  als  scario  im  Voca- 
bul.  St  Gaiii  12u  erkennt  er  (511  n.)  wohl  mit  Recht  eine  Hindeutung  auf  die 
militärischen  Aufgaben  des  Centenars  an. 
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Funktionen  der  fränkischen  Hundertschaft  übernahm  (S.  122),  der  eben- 
Mls  von  der  Gerichtsgemeinde  gekorene  Gograf  {gogreve)  entspracht  Da 
sich  die  Stellang  des  Centenars  im  Laafe  der  Zeit  unter  dem  Einflnsse 
des  Grafenamtes  wesentlich  Tcrandert  hat,  so  ist  zunächst  von  dem  letz- 
teren zu  reden. 

Die  Ganregierung  war  bei  den  Franken  und  Goten  eine  unmittelbar 
königliche,  während  die  angelsächsischen  ealdormen  und  die  langobardischen 
duces  vicekönigliche  Gewalt  bekleideten  ^  Das  Organ  der  königlichen  Gau- 
regierung in  Austrasien  war  der  Graf  (^ra/&>)^^,  dem  in  den  romanischen 
Ijandesteilen  und  ebenso  bei  den  Goten  der  comes  entsprach '^  Dem 
Grafen  wurde  nicht  die  ganze  königliche  MachtfuUe  in  bloß  lokaler  Ab- 
grenzung übertragen,  sondern  er  übte  die  königliche  Gewalt  innerhalb 
bestimmter  verfassungsmäßiger  Beschränkungen,  die  er  nur  auf  Grund 
besonderer  königlicher  Ermächtigung  überschreiten  konnte.  Die  Amts- 
waltung  war  seine  Pflicht,  aber  nicht  sein  selbständiges  Recht,  und  dem 
Könige  stand  jederzeit  das  Recht  zu,  persönlich  oder  durch  besondere 
Bevollmächtigte  in  den  Verwaltungsbereich  des  Grafen  einzugreifen  und 
die  Amtsbefugnisse  des  letzteren  insoweit  niederzulegen.  Verletzungen  der 
Amtspflichten  seitens  der  Grafen  waren  mit  schweren  Strafen,  mehrfach 
selbst  mit  Todesstrafe  bedroht,  auch  Entziehung  der  königlichen  Gnade 
traf  wohl  den  Schuldigen.  Doch  zeigte  sich  in  der  Zeit  nach  Karl  d.  Gr. 
auf  diesem  wie  auf  anderen  Gebieten  die  Beamtenaristokratie  bald  mäch- 
tiger als  das  Königtum^*. 

Das  Grafenamt  scheint  militärischen  Ursprungs  gewesen  zu  ßein. 
Erbliche  Gaokönige  an  der  Spitze  der  einzelnen  Völkerschaften  waren  mit 
dem  Stammeskönigtum  unvereinbar;  aber  indem  sie  entfernt  wurden, 
bedurfte  es  besonderer  militärischer  Führer,  die  dem  König- Herzog  als 


^  Vgl.  Ssp.  1,  56  —  58.  SoHBÖDER,  Gericht8verfa8saDg  des  Sachsenspiegels, 
ZRG.  18,  63  f.    LniDNEB,  Veme  321.    Grimm,  Weist.  3,  271  n. 

'  Vgl.  SoBM  24  f.  Pabst,  Geschichte  des  langobardischen  Herzogtums,  FDG. 
2f  40ft£  WnTKBLMANK,  Gcschichte  der  Angelsachsen  99.  102.  Sohmid,  Gesetze 
der  Angelsachsen'  560. 

**  Von  den  zahlreichen  sprachlichen  Erklärungsversuchen  haben  nur  zwei 
Ansprach  auf  Berficksidhtigung.  Köobl,  ZDA.  33,  23  f.,  geht  von  der  selteneren 
Form  ga-rafio  und  ags.  ge-r^fa  aus  und  gewinnt  so  die  Bedeutung  „Zähler*^  „Zahl- 
meister", „Scharmeister'*  (von  ahd.  ruova,  got  *ga-r6hjd).  Dagegen  billigt  Kluge, 
WB.  u.  „6raf'%  diese  Erklärung  nur  für  das  angelsächsische  Wort,  während  er 
ahd.  grdvio  auf  got  *grißa  (von  gagrefUy  Gebot,  Befehl),  also  „Befehlshaber^^ 
zurückfährt  Die  Schwierigkeit  löst  sich,  wie  mein  Kollege  Braune  mir  fi-eund- 
lidiflt  mitteilt,  wenn  man  auch  angelsächsisch  ein  ursprüngliches  grefa  (wie  fries. 
gmo^  annimmt,  das,  als  man  es  nicht  mehr  verstand,  durch  yolksetymologie  in 
ge-^a  umgedeutet  wurde.    Vgl.  auch  v.  Amiba*  73. 

"  VgL  Bbukxib,  RG.  2,  168  f.  Sohm  23.  Dahk,  Könige  3,  180  f.  4,  157  ff. 
6,  334  £  Ober  den  yandalischen  comes  ebd.  1,  217,  über  den  burgnndischen 
BRHMAim-HoixwBO  1,  152  £ 

*•  VgL  BsüNKSB  2,  78  f.  171.  Waitz  2,  2  S.  33.  Cohn,  Justizverweigerung, 
1876.    H.  JjEBMAxv,  Bechtsschutz  55  ff.  ^3  S.  104  ff. 
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Abteilungskommandanten  zur  Seite  standen,  während  es  auf  dem  Gebiete 
der  Rechtspflege  vorerst  noch  bei  den  alten  Thunginen  sein  Bewenden 
behalten  konnte.  In  den  romanischen  Gebieten  knüpfte  man  an  die 
den  Titel  comes  führenden  Truppenbefehlshaber  an,  die  nun  aber  als 
Nachfolger  der  römischen  Provinzialstatthalter  zugleich  mit  der  höchsten 
Civilgewalt  innerhalb  ihrer  civitas  bekleidet  wurden. 

Römisch  war  auch  ihre  schriftliche  Bestallung  und  die  erst  seit  dem 
7.  Jahrhundert  beseitigte  beschrankte  Amtsdauer  ^^  während  die  altfrän- 
kischen Grafen  ohne  Patent  und  immer  auf  Lebenszeit  angestellt  wurden. 
Ansätze  zur  Ausbildung  einer  beschränkten  Erblichkeit  des  Amtes  treten 
erst  in  der  Zeit  nach  Karl  dem  Großen  unter  dem  Einflüsse  des  Lehns- 
wesens hervor^*. 

Die  Ernennung  der  Grafen  unterlag  dem  freien  Ermessen  des  Königs. 
Selbst  unfreie  Ministerialen  {pueri  regis)  konnte  er  einsetzen;  was  diesen 
an  Freiheit  abging,  wurde  durch  ihre  soziale  Stellung  ausgeglichen  ^^ 
Erst  durch  das  Edikt  Ghlothars  IL  von  614  erfuhr  das  königliche  Er- 
nennungsrecht eine  folgenreiche  Beschränkung  durch  die  Bestimmung, 
daB  fortan  nur  Grundbesitzer  desselben  Gaues  als  Grafen  eingesetzt 
werden  sollten  ^^  wodurch,  obgleich  die  Karolinger  sich  nicht  an  diese 
Beschränkung  gebunden  erachteten,  doch  die  Erblichkeit  und  Lehnbarkeit 
der  Grafenämter  vorbereitet  wurde. 

Die  Grafen  hatten  der  Gauverwaltung  in  allen  ihren  Beziehungen, 
in  gerichtlichen,  administrativen,  fiskalischen,  militärischen,  vorzustehen. 
Solange  die  Rechtspflege  in  den  Händen  des  Thunginus  lag,  beschränkte 
sich  die  gerichtliche  Thätigkeit  des  altfränkischen  Grafen  auf  die  Voll- 
streckung, erst  durch  die  Beseitigung  des  Thungins  wurde  der  Graf  auch 
mit  den  richterlichen  Funktionen  betraut  und  dadurch  dem  neufrän- 
kischen  comes  völlig  gleichgestellt^^.  In  administrativer  Beziehung  hand- 
habte der  Graf  die  Gaupolizei  und  ein  beschränktes  Bannrecht:  er  konnte 
die  Gaubewohner  zu  den  erforderlichen  öflFentlichen  Arbeiten  bei  Straßen-, 
Wege-,  Strombauten,  zu  Wachen  und  anderen  öffentlichen  Diensten  auf- 
bieten, und  ebenso  war  er  befugt,  zur  Wahrung  des  Landfriedens  das 
allgemeine  Landesaufgebot  zu  verkündigen^®.  Auch  die  Fürsorge  für 
kirchliche  Stiftungen  und  andere  königliche  Schutzbefohlene  sowie  die 
Handhabung  der  Fremdenpolizei  war  Aufgabe  des  Grafen.    In  fiskalischer 

**  Vgl.  Bbunnbr  2,  80  f.  Dahn,  Könige  7,  2  S.  72  f.  Sicksl,  Gott  gel.  Ans. 
1896,  S.  282. 

"  Vgl.  Bbunnbr  2,  82.  170. 

»  Vgl.  L.  Rib.  63,  2. 

*•  NuUus  iudex  de  aliis  provif t^its  aui  regionibtu  in  alia  loc<i  ordineiur:  ul, 
si  uliquid  viali  de  quihuslibet  eondicionibus  perpefraverit,  de  suis  propriis  rebus 
exinde  quod  7nale  obstolerit  iuxta  legis  ordine  debeat  res  taurare  (c.  12). 

"  Wenn  dem  comes  gleichwohl  noch  immer  ein  höherer  Bang  als  dem  grafio 
zugestanden  wurde,  so  beruhte  dies  auf  ihrer  verschiedenen  Stellang  gegen&ber 
ihren  Unterrichtem. 

"  Vgl.  Roth,  Gesch.  d.  Beneficialwesens  411  f. 
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Besiehung  hatte  er  alle  offezrtlich-rechtlichen  Eionahmen  za  überwachen 
tmd  selbst  oder  durch  seine  IJnterbeamten  für  die  Einziehung  derselben 
zu  sorgen.  Die  Krongutsverwaltang  gehörte  nicht  zu  den  Aufgaben  des 
Gntfen;  für  diese  hatte  jeder  Gau  einen  besondren  Rentbeamten,  der  bei 
den  Franken  domesüeus,  spater  at^or  dominictu^^y  bei  den  Westgoten 
cames  peUrimann,  den  Langobarden  pasUddius,  den  Angelsachsen  scirgerifa 
(engl,  sheriff)  genannt  wurde^'^. 

In  militärischer  Beziehung  hatte  der  Griaf,  ron  den  erwähnten  aufier- 
ordentUoben  Fall^  abgesehen,  kein  eigenes  Aufgebotsreoht,  sondern  nur 
die  Terköndigung  des  vom  König  erlassenen  Heerbannes.  Das  ganze 
Aufgebot  des  Gaues  stand  unter  seinem  Befehl.  Die  Eintreibung  der 
HeerbmnbuBen  kam  ihm  nur  auf  besondere  königliche  Anordnung  zu. 

Der  Graf  gehorte  ^sofaon  nach  der  Lex  Sslica  zu  der  durdi  das  drei* 
fiiche  Wergeid  ihres  Geburtsstandes  ausgezeicknetm  Beamtenaristokratie. 
Sein  Terfassunganäßiges  Secht  des  Gebotes  iind  Verbotes  stand  unter 
dem  Schutz  der  Tolksrechtlichen  Bannbufien.  Er  konnte  nicht,  wie  der 
König,  schlechthin  kraft  seines  Amtes  beliebige  Geldstrafen  auf  die  Nicbt- 
befolgung  seines  Gebotes  veriiängen,  sondern  die  Strafe  (das  Gewette) 
richtete  sich  nach  Stammearecht*^  DemgemäS  betrug  das  giufliche 
Gewette  bei  den  salischen  Franken  ebenso  wie  bei  den  Sachsen  15  Schil- 
linge. Nur  in  besonderen  Fällen  waren  dem  Grafen  auch  höhere  Straf* 
befehle  gestattet;  namentlich  wurde  unter  den  Karolingern  eine  Reihe 
von  AuanahmeiSUen  festgesetzt,  in  denen  der  Graf  die  gewöhnliche  Strafe 
des  KöBigsbannes  im  Betrage  von  60  Schillingen  verhangen  durfte,  eine 
Befugnis,  welche  Karl  den  sächsischen  Grafen  schon  durch  mn  erstes 
säehaiaehes  Kapitulare  ganz  allgemein  für  causae  matares  eingeräumt  hatte'*. 

Die  Einnahmen  des  Grafen  bestanden  in  einem  Drittel  der  Friedens* 
gelder  und  Bannbußen.  Seit  dem  8.  Jahrhundert  scheint  das  Grafenamt 
auch  regelmäl5ig  mit  einem  Beneficium  ausgestattet  gewesen  zu  sein". 
Die  später  hervortretenden  Abgaben  der  Gaubewohner  au   den  Grafen 


^«  Vgl.  SoHM  13  £  Waitz  2,  2  S.  45  ff.  Fahlbbok,  a.  a.  0.  317  £P.  Brünnbr 
2,  118.  123  f.    SiCKSL,  Beiträge  572  ff. 

^  Vgl.  SoBM  28  ffl  ScHUD,  Gesetze  der  Angelsacben  597  f.  WimcELMANN, 
a.  a.  O.  102.    Pabbt,  a.  a.  O.  442  ff. 

*'  Nach  SoHv  173  ffl  wftre  dae  Stammesrecht  des  Grafen  maßgebend  gewesen, 
ans  inneren  Gründen  kann  es  aber  wohl  nur  das  Stammesreeht  der  Einwohner, 
üao  die  lex  fori  in  diesem  Sinne  gewesen  sein.  Vgl.  Bnunneb,  BG.  1,  264.  2, 167. 
Dahh,  K5nige  7,  8  8.  11.    8icksi.,  Gott.  gel.  Anz.  1896,  S.  283. 

^  Capitnlatio  de  partibns  Sazoniae  e.  31:  Dedimus  poiestatem  eomitibus 
hanrntm  miUere  infra  suo  miniiiterio  de  faida  vel  mnioribue  eausis  in  soMdos  60; 
de  minoribue  vero  eausU  eofniÜB  bannum  in  solidoe  15  eonsiituimus.  Durch  dfu 
Capitnlare  Sazonicnm  von  797,  c.  9,  behielt  sich  Kari  für  dringende  FKlIe  eine 
weitere  geeetsliche  E^hOhmig  des  Grafenbannes  vor.  Im  Laufe  des  9.  Jahrhun- 
derts scheinen  auch  die  fränkischen  und  alamannischen  Grafen  allgemein  das 
Beelity  bei  KMgsbann  zu  gebieten,  erlangt  zu  haben.  Vgl.  Somr,  Reichs-  u.  Ge- 
riefatBver£uBsung  177  f. 

**  Beispiele  aus  der  Merowingerzeit  bei  Brünheb  1,  203  n. 
R.  SchbOobk,  Deutsche  Rechisgesclücbte.    3.  Aufl.  9 
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(der  „Grafensehatz^^  gehören  erdt  der  foIgeBden  Periode  an.  Bei  seitien 
Dienstreisen  innerhalb  des  Oaaes  hatte  der  Graf  freie  Herberge,  Be- 
köstigung und  ßefordemng  zu  beanspruchen. 

Durch  die  mannigfachen  Pflichten  der  Grafen,  zumal  in  Hof-  und 
Heerdienst,  wnrde  häufig  das  Bedürfnis  einer  Vertretung  hervorgerufen. 
Ordentliche  Generalvertreter,  wie  die  seit  Karl  d.  Gr.  (zuerst  774)  in 
Westfranken  und  Italien  yorkommenden  vicecomües  oder  vicedomini^  waren 
der  älteren  Zeit  noch  unbekannt^,  dagegen  hatten  die  westfränkischen 
Grafen  ihre  besonderen  .Unterbeamten,  die  vicaräy  die  von  ihnen  nach 
Willkür  ein-  und  abgesetzt  worden  )und  ein  Vertretungsrecht  nnr  insoweit 
übten,  als  es  nicht  ihrem  Vorgesetzten  beliebte,  persönlich  einzugreifen 
oder  sich  durch  Spezialbevollmäohtigte  {missi  comitis)  vertreten  zu  lassen  '^. 
Nut  in  den  kleinstea  Grafschaften  mochte  ein  vicarius  ausreichen;  in  der 
Regel  waren  ihrer  mehrere,  aber  unter  den  Merowingem  noch  ohne  feste 
Sprengel  Nachdem  seit  den,  ersten  Karolingern  eine  feste  Abgrenzung 
ihrer  Anutsbezirke  (vicariae)  erfolgt  war,  unterschieden  sie  sich  nur  noch 
wenig  von  den  Centenarien,  deneh  sie  bald  völlig  gleichgestellt  wurden. 
£8  Yolbog  sich  hier  dieselbe  Entwicklung  wie  bei  den  deutschen  Schult- 
heiBen,  mit  deren  Einsetzung  die  Grafen  zunächst  Ersatz  für  die  könig- 
lichen Sakebaronen  geschaffen  hatten.  Schon  der  Name  (ahd.  scuUheizo, 
langob.  sculdakis)  gab  den  „Schuldheischer^'  {cauddicusy  exactor  pubticus) 
zu  erkennen  ^^  In  erster  Beihe  war  der  Schultheiß  eben  mit  der  Ein- 
treibung der  öffentlichen  GefiUe  und  der  Urteilsvollstreckung  beauftragt» 
wahrend  die  westfiränkischen  Vikarien  ursprünglich  mit  der  Vollstreckung 
von  Todesurteilen  nichts  zu  thun  hatten,  für  die  in  den  romanischen 
Landesteilen  in  jeder  civitas  ein  eigener  Beamter,  der  Tribun,  eingesetzt 
war.  Dies  Amt  scheint  sich  aus  dem  des  römischen  Kerkermeisters 
{cammentariensis}  entwickelt  zu  haben,  für  den  der  römische  Offizierstitel 
(tribunus)  üblich  wurde,  seit  man  es  militärisch  organisiert  und  für  die 
Überwachung  der  Hinrichtungen  mit  dem  Kommando  über  eine  bewaff- 
nete   Polizeimannschafl    verbunden    hatte  *^     In   Austrasien   wurde  der 


^  Vgl.  SiCKBL,  Beitrftge  558  ff.;  Gott  Gel.  Anz.  1887,  S.  819;  1896,  S.  284. 
Böhm  513  ff.  Brunner  2,  173  f.  Waitz  3,  397  ff.  Dabn  7,  2  S.  112.  Glasson 
2,  469  ff.  Der  Vicecomes  wurde  gleich  den  gräflichen  Unterbeamten  von  dem 
(trafen  eingesetzt  und  war  durchaus  von  diesem  abhängig,  ihm  war  aber  kein  be- 
stimmter Wirkungskreis,  wie  den  Unterbeamten,  überwiesen,  sondern  er  konnte 
den  Grafen  überall,  wo  es  nötig  war,  gegebenenfalls  selbst  in  der  gesamten  Gau- 
regierung, mit  voller  gräflicher  Auktorität  vertreten.  Hin  und  wieder  hatte  ein 
Graf  auch  mehrere  Vicecomites;  ebenso  konnte  ein  Vicecomes  seinen  Herrn  in 
verschiedenen  Grafschaften,  welche  demselben  unterstanden,  vertreten. 

"  Vgl.  Brünnbr  2,  176  ff  Ponn.  Merkel.  51  (Zbumeb  269),  worüber  Waitz, 
FDG<  1,  589;  SoHH  248.  411.  Derartige  Spezialkommissare  waren  namentlich  auch 
die  Marktrichter. 

^  Althochdeutsche  Glossen  übersetzen  exactor  mit  sctddheixxoy  sculdsuahho. 
Vgl.  Stbinmbtbr  n.  Sievbrs  1,  278.  727. 

•'  Vgl.  besonders  W.  Sickel,  Beiti-äge  491  ff.    BfimiNEB  2,  180. 
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römiscbe  Titel  selten  und  dann  immer  nur  als  Bezeichnung  des  Schult- 
heißen angewendet '^ 

Im  übrigen  bestand  zwischen  dem  Schultheißen  nnd  dem  westfran- 
kischen  Vikar,  welche  beide  aus  dem  in  der  Amtsgewalt  des  Grafen  ent- 
haltenen Delegationsrechte  herTorgegangen  waren  und  einander  demgemäß 
prinzipiell  gleichstanden,  nur  der  thatsächlicbe  Unterschied,  daß  der  Vikar 
Yomehmlicb  zur  Vertretung  des  Orafen  im  Niedergericht  bestimmt  war, 
während  diese  in  Austrasien  den  Centenarien  zustand '^  Je  mehr  es  aber 
den  Grafen  gelang,  die  letzteren  von  sich  abhangig  zu  machen  und  Ein- 
fluß auf  ihre  Ein-  und  Absetzung  zu  gewinnen,  desto  mehr  rerwischte 
sich  der  Gegensatz  zwischen  Schultheißen,  Vikarien  und  Centenarien,  bis 
unter  den  Karolingern  eine  völlige  Verschmelzung  eintrat '^  Nur  wo 
sich  die  Wahl  des  Richters  durch  die  Gemeinde  erhielt,  blieb  der  alte 
Unterschied  bestehen,  bis  es  dem  Grafen  gelang,  den  Volksbeamten  zu 
völliger  Bedeutungslosigkeit  herabzudrücken  oder  ihn  vollständig  zu  ver- 
drängen'^  Wo  die  Hundertschaften  keinen  Eingang  gefunden  hatten, 
wie  in  Friesland  und  Italien,  fungierten  die  Schultheißen  gleich  den  west- 
fränkischen Vikarien  in  eigenen  Unterbezirken  (langob.  scukUma)  als  Ver- 
treter des  Grafen  oder  Herzogs,  zumal  in  der  Handhabung  der  niederen 
Gerichtsbarkeit  und  der  Urteilsvollstreckung'^. 

Wie  zwischen  der  Gau-  und  Lokalverwaltung,  so  bedurfte  es  bei 
der  Ausdehnung  des  fränkischen  Reiches  auch  gewisser  Zwischenglieder 


<"  Vgl.  Brunkeb  2,  181.  Waitz  2,  2  S.  7.  Sohm  238  ff.  Sickbl,  Beiträge  506  ff. 
In  der  karolingischen  Zeit  haben  auch  die  Vikarien  meistens  die  Aufgaben  der 
Tribunen  mit  übernommen. 

^  Vgl.  SicKXL,  BeitrSge  452.  Die  Gleichheit  der  Stellung  zeigt  sich  anch 
in  der  hfinfigen  Bezeichnung  des  SchnltheiBen  als  vioarius,  während  andererseits 
das  Mittelalter  das  Wort  „Schultheiß"  geradezu  als  Bezeichnung  eines  Stellver- 
treters im  Amte  verwendete.  Vgl.  ZRGr.  18,  48  n.  Oberhaupt  fand  der  Schultheißen- 
titel in  allgemeinerer  Bedeutung  auf  die  Vollzugsorgane  der  verschiedensten  höheren 
wie  niederen  Beamten  Anwendung.    Vgl.  Brunnsr  2,  184.    Sickbl,  Beitrl[ge  511  n. 

^  Die  Titel  vieariua,  trtbunua,  eentenarius,  scultheito  wurden  infolgedessen 
in  vielen  Gegenden  geradezu  als  gleichwertig  gebraucht,  was  Sohm  zu  der  auch 
in  unsere  erste  Auflage  übergegangenen  Auffassung  von  der  ursprünglichen  Einheit 
dieses  Amtes  verführt  hat  Vgl.  §  6,  n.  18.  ^  35,  n.  70.  Sohm  289.  Waitz  8,  896  f. 
SiGKSLy  Beiträge  518.  v.  Wtss,  Abhandlungen  288  f. ;  Rechtshistorische  Lesefirüchte  20 
(Abdruck  a.  d.  Turicensia,  1891).  Althochdeutsche  Glossen  übersetzen  eentwrio  mit 
htmnOj  andererseits  iribunali  mit  hunmlihh&ro.  Vgl.  Steikmbteb  u.  S^evebs  1,  90. 
2,  128. 

'^  Vgl.  Histor.  Zeitschr.  78,  205.  In  niederrheinischen  Weistümem  erscheint 
der  Hnnne  noch  als  Volksbeamter,  ist  aber  als  solcher  ganz  bedeutungslos  ge- 
worden. Den  Grografen  kennt  der  ursprüngliche  Text  des  Sachsenspiegels  nur  als 
Volksbeamten,  während  die  Zusätze  nur  noch  den  vom  Grafen  belehnten  Gografeu 
im  Auge  haben. 

**  Vgl.  Hbck,  Altfriesische  Gerichtsverfassung  86  ff.  Bbunkeb  2,  184.  Der 
baierische  Vikar  oder  Schultheiß,  seit  den  Karolingern  vielfach  auch  als  cente- 
narius  bezeichnet,  scheint  ein  kommissarischer  Beamter  des  Grafen  ohne  eigenen 
Amtsbezirk  gewesen  zu  sein.    Vgl.  Sickbl,  Beiträge  516  ff. 

9* 
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zwischen  Gau-  und  Centralverwaltang.  Deshalb  waren  in  der  mero- 
wingischen  Zeit  in  der  Regel  mehrere  Grafschaften  zu  einem  größeren 
Sprengel  unter  einem  Herzog  {dux)  vereinigt;  in  den  romanischen  Landes- 
teilen erscheint  statt  des  Hersogs  vielfach  ein  patridus^^.  Der  unter- 
schied beruhte  einzig  auf  der  rerschiedenen  historischen  Entwickelang; 
sachlich  hatten  beide  Ämter  dieselbe  Bedeutung,  wenn  auch  der  patricias 
im  Bange  dem  dux  vorging; '  Die  Sprengel,  welche  auch  als  Herzogtümer 
{ducatus)  bezeichnet  wurden,  waren  von  sehr  verschiedener  Größe  und 
nirgends  dauernd  festgelegt;  sie  umfaßten,  soweit  unsere  Nachrichten 
reichen,  zwei  bis  zwölf  Guue  und  schlössen  sich  mehr  oder  weniger  an 
die  vorhandenen  Stanunesgßbiete  oder  besondere  landschaftliche  Verbin* 
bin  düngen,  in  Gallien  wohl  auch  an  die  römische  Provinzialeinteilung 
an**.  Die  Aufgabe'  des  Herzogs  war  eine  doppelte**.  Soweit  ein  zu 
seinem  Amtsbezirke  gehöriger  Gau  dauernd  oder  vorübergehend  ohne 
Grafen  war,  hatte  er  die  graf liehen  Funktionen  daselbst  auszuüben;  die 
Einführung  eines  neuen  Grafen  muß  deshalb  ebenfalls  zu  seinen  Obliegen- 
heiten gehört  haben.  In  die  Gauverwaltung  der  Grafen  hatte  er  sich 
dagegen  nicht  einzumischen,  die  Grafen  waren  ihm  in  dieser  Beziehung 
nicht  untergeordnet,  er  nicht  ihr  Vorgesetzter.  Andererseits  gehörte  die 
Wahrung  des  Landfriedens  zu  den  Obliegenheiten  des  Herzogs,  und  in 
militärischer  Beziehung  hatte  er  den  Oberbefehl  über  sämtliche  Aufgebote 
seines  Sprengeis,  er  war  der  militärische  Vorgesetzte  der  dieselben  fahren- 
den Grafen.  Ebenso,  wenn  zur  Verteidigung  gegen  feindliche  Einfalle 
ein  Landesaufgebot  in  mehreren  Gauen  notwendig  wurde,  und  wohl  nicht 
minder,  wenn  es  sich  über  die  Grenzen  eines  einzelnen  Gaues  hinaus  um 
Abwendung  einer  gemeinen  Gefahr  oder  um  ööentliche  Arbeiten  im  ge- 
meinen Interesse  handelte.  Im  übrigen  stand  der  Herzog  dem  Grafen, 
dem  er  nur  im  Sänge  übergeordnet  war,  gleich.  Er  war  königlicher 
Beamter  wie  dieser  und  wurde  gleich  dem  comes  nach  freiem  Ermessen 
des  Königs  eingesetzt  und  abberufen  *^ 


**  Vgl.  WsTL,  Bemerkungen  über  das  fränkische  Patrizieramt,  ZRG.  30,  85  ff. 

•*  Vgl.  Brunnbe,  RG.  1,  364.  2,  47.  143.  Dahn,  Könige  7,  1  B.  72  f.  Wie 
die  Provence ,  so .  umfaßte  auch  das  Stammesgebiet  der  Ribuarier  zwei  Herzog- 
tümer, den  ducutus  Bibttariorum  und  den  dueatus  Chamavorum,  Da  die  Herzog- 
tümer nicht  zu  dem  notwendigen  Organismus  des  Reiches  gehörten,  so  gab  es 
stets  eine  Reihe  von  Gauen,  die  keinem  Herzog  unterstellt  waren. 

»*  Vgl.  SiOKEL,  Gott.  gel.  Anz.  1896,  8.  287. 

"•  Vgl.  Form.  Marculfi  1,  8  {Carla  de  ducaio  et  pafriciatu  et  comitatu)y  das 
Bestallungsformular  für  Herzogs-  und  Comesamt:  Ergo  dum  ei  fidem  ei  tUHiiatem 
tuam  videmur  habere  conpertamy  ideo  tibi  accionem  eomitiae,  dtusatus  aut  patrieiatus 
in  pago  Hlo,  quem  anteoessor  tuos  iUi  usquae  ntme  maus  est  egisse,  übt  ad  agen- 
dum  regendumque  commissemus,  iia  ut  semper  erga  reghnine  nostro  fideim  inUbata 
custodiaSy  ei  omnes  poptUus  ibidem  ecnnnianentes,  tum  Franeij  Rofnani,  Burgundio- 
nis  vel  reliquas  nationtSf  sab  tuo  regimine  et  gübematione  degani  et  modereniur^  ei 
eos  reeio  träumte  secfmdum  lege  ei  consuetndine  eorum  regas^  viduis  ei  pupüHs 
maofimus  defensar  appareas,  latraniim  et  malefactorum  scelera  a  ie  sererissimae 
repremaniur,  ut  populi  bene  viventes  stib  tuo  regirniiie  gaudentes  debeani  consisiere 
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Im  Laufe  des  7.  Jahrhunderts  führte  die  Schwäche  des  Reiches  mehr 
und  mehr  zur  Umhildung  des  Amtsherzogtums  in  ein  erbliches  Stammes- 
herzogtum'^  In  den  dentsohen  Landen  entstanden  die  Herz<^ümer 
der  Thüringer  (mit  Einschlnfi  der  frankischen  Mainlande),  Baiem,  Ala- 
mannen  und  der  anstrasisefaen  Franken;  ein  eigenes  Herzogtum  war  im 
Elsaß  zur  Ausbildung  gelangt.  Yan  den  westfränkischen  Herzogtümern 
waren  die  der  Aquitanier  und  6rit«n  die  wichtigsten.  Das  Stammes- 
herzogtum  hatte  den  Charakter  eines  Amtes  mit  einem  bestimmten  Amts* 
Sprengel  vollkommen  abgestreift  und  war  zu  einem  ünterkönigtum  über 
ein  ganzes  Volk  geworden.  Dem  Frankenkönig  blieb  nur  eine  mehr 
oder  weniger  anerkannte  Obeiiioheit,  das  Recht,  den  neuen  Herzog  zu 
bestatten,  ihm  Heeresfolge  au  gebiete,  eine  gewisse  oberste  Oerichtsbar- 
keit  und  der  Anspruch  auf  Unterordnung  des  Herzogs  unter  den  Reicfas- 
yerband  und  das  Reichsrecht^  Dagegen  war  der  König  in  keiner  Weise 
berechtigt,  in  die  Ijandesverwaltung  einzugreifen.  Der  Stammesherzog 
betrachtete  sich  nicht  wie  der  Amteherzog  oder  Graf  als  bloBes  Organ 
des  königlichen  Willens,  sondern  als  selbständigen  Herrscher  .über  seine 
eigenen  XTnterthanen»  Die  Beamten,  wahrscheinlich  sogar  die  Grafen, 
wurden  von  ihm  ein-  und  abgesetzt,  Konfiskationen,  Friedensgelder  u.  dgl. 
kamen  an  ihn,  nicht  ao  den  König,  er  war  der  Scbutzherr  der  Schutz- 
befohlenen seines  Landes,  ihm  stand  die  Gerichtshoheit  zu,  er  hielt  Hof- 
gericht und  erließ  mit  einem  eigen^i  Landtage  Landesgesetze.  Er  war 
der  Kriegsherr  seiner  Unterthanen,  unternahm  Kriegszüge  und  schloß 
Frieden  auf  eigene  Hand.  Die  Mi^estat  seiner  Person  stand  unter  einem 
höheren  Frieden,  der  sich  auch  der  herzoglichen  Umgebung  mitteilte. 

Nachdem  es  Karl  Martell,  Pippin  und  Karl  dem  Großen  gelungen 
war,  die  Stam^mesherzogtümer  nacheinander  zu  vernichten,  behielten  nur 
das  Herzogtum  Benevent  und  die  Besitzungen  des  römischen  Bischofs  in 
der  Romania  (Romagna),  femer  die  Ghurwalchen,  Briten  und  Basken 
eine  gewisse  Sonderstellung  innerhalb  des  Reiches'^. 

Das  Herzogsamt,  das  sich  als  die  vornehnaste  Grundlage  bei  der 
AusbilduBg  der  Stammesherzogtümer  erwiesen  hatte,  ließ  EatI  der  Große 
eingehen,  nur  an  den  Grenzen  des  Landes,  wo  den  Nachbarn  gegenüber 
ein  beständiges  Zosammenfassen  größerer  Streitkräfte  in  einer  Hand  un- 
entbehrlich war,  wurde  das  militärische  Herzogtum  neu  organisiert.    Der 


fmieH;  ei  qmeqtM  de  ipsa  aecüme  in  fitei  dieionibtss  aperatur,  per  vosmei  ipaos 
amns  sinfuHt  nostrU  cterariis  mferatur.  Ober  die  Beziehungen  des  Herzogs  «ir 
Domftneirrerw»ltaiig  vgl.  Bkuxksb  2,  120. 

*^  Ale  daa  älteste  Stammeskersogtam  im  frftnkischen  Reiche  maß  das  austra- 
aiaehe  betrachtet  werden,  das  mindestens  seit  Pippin  dem  Älteren  (f  639)  in  dem- 
aelben  Hawe  erfoüeh  geweeen  ist  Der  Zeit  nach  folgte  das  thüringische  Herzog- 
tss,  daa  641  zam  Absehlnfi  gelangte. 

■•  Vgl  Wait»  3,  862  ff.  Brüvker,  RG.  2,  87.  Von  Benevent  nnd  der  Romania 
abgesehen,  wnrde  ia  Italien  ebenso  wie  in  Sachsen  und  Friesland  die  fränkische 
GiafiiehaftaorgBDHation  darohgelSlirt,  so  dciB  die  früheren  langobardischen  Heraog^ 
tSmer  zu  Gra&chaften,  die  herzoglichen  Beamten  zu  gräflichen  Unterbeamten  wvrden. 
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Grenzherzog  oder  Markgraf  {dux  Umitis^  comes  marchaej  marchio, 
marchisusY^  erhielt  entweder  in  alter  Weise  mehrere  Orenzgra&chaften 
überwiesen,  so  daß  seine  Stellang  ganz  dem  früheren  Herzogsamte  ent- 
sprach, oder  eine  nicht  in  Gaue  eingeteilte  Mark,  d.  h.  ein  jenseit  der 
ursprünglichen  Beichsgrenze  auf  erobertem  Gebiete  gelegenes,  als  Eigen- 
tum des  Königs  betrachtetes  Vorland  mit  festen  Plätzen  und  straffer 
militärischer  Organisation.  Häufig  wurde  die  Mark  auch  mit  einigen 
Grenzgauen  verbunden. 

Als  neue  Mittelglieder  zwischen  der  Gentralgewalt  und  den  Grafen 
dienten  nach  Beseitigung  des  Herzogtums  die  Eönigsboten.  Die  frän- 
kischen Könige  hatten  Ton  jeher  den  Brauch  gehabt,  Angelegenheiten, 
die  sie  weder  persönlich,  noch  durch  die  ordentlichen  Beamten  erledigen 
konnten  oder  wollten,  durch  besondere  Bevollmächtigte  {mUsi)  besorgen 
zu  lassen.  Dieselben  hatten  stet«  einen  außerordentlichen  Charakter  und, 
je  nach  Anlaß  und  umfang  der  Vollmacht,  eine  sehr  verschiedene  Stellung. 
Unter  den  späteren  Merowingern  geriet  wie  der  persönliche  so  auch  der 
durch  solche  Boten  vermittelte  Verkehr  des  Monarchen  mit  seinem  Reiche 
ins  Stocken,  dagegen  benutzten  die  arnulfingischen  Hansmeier  die  von 
ihnen  ernannten  müsi  discurrentes,  um  gegenüber  den  königlichen  Beamten 
die  Gewalt  des  Hausmeiers  überall  im  Reiche  zur  Geltung  zu  bringen. 
Seit  der  Thronbesteigung  Pippins  wurden  diese  Boten  zu  einer  unent- 
behrlichen Institution  des  fränkischen  Königtums.  Neben  den  außer- 
ordentlichen führte  Karl  der  Große  als  eine  organische  Einrichtung  des 
fränkischen  Beamtentums  die  ordentlichen  Königsboten  ein,  und  zwar, 
wie  neuerdings  festgestellt  ist,  schon  in  seinen  ersten  Regierungsjahren 
und  nicht  erst  bei  der  Reorganisation  im  Jahre  802^^.  Als  Amtstit^l  der 
Königsboten  begegnet  nur  missus  (gelegentlich  nuntiw,  leffatus),  meistens 
mit  einem  Zusätze  wie  reffis,  dominicus,  regalis,  palaänus,  fiscalis.  Die 
deutsche  Bezeichnung  scheint  Konigsbote  gewesen  zu  sein. 

Karl  teilte  das  ganze  Reich  in  Inspektionsbezirke  {missaäcaj  lega- 
tioMs),  die  aber  im  Laufe  der  Zeit  vielfoch  verändert  wurden.  In  der 
Regel  wurden  für  jeden  Bezirk  mehrere  Königsboten,  gewöhnlich  zwei, 


»»  Vgl.  Waitz  3,  869  ff.  SoHM  479.  Brünner  2,  171  f.  Pernice,  Graf  143  f. 
Lipp,  Das  fränk.  Grenzsystem  unter  Karl  d.  Gr.,  1892  (Gierke,  Untersacbungen  41). 

*^  Für  die  Unterstützung ,  die  Karl  bei  dieser  Reorganisation  des  Königs- 
botenamtes  in  der  gelehrten  Tafelrunde  seines  Hofes  (in  welcher  er  selbst  den 
Namen  „David"  führte)  fand,  legt  folgender  Brief  Alknius  an  den  Erzbischof  Arno 
von  Salzburg  (v.  J.  801)  Zeugnis  ab:  Quod  vero  iua  bona  pro  multorum  scUiUe 
Providentia  suadendum  mihi  eensuit  duldssimo  meo  David  de  missorum  electione, 
qui  discurrere  iubentur  ad  iusHHaa  faciendas,  seias  certissime  et  hoc  me  setepius 
fedsse  et  suis  quoque  suadere  eonsiliariis;  sed  proh  dolor!  rari  invemuntur^  quo- 
rum  firmata  in  Dei  timore  mens  omnium  respuat  eupiditaiem  et  via  regia  inter 
personas  divitum  et  pauperum  miserin s  pergere  velit    Migne,  AIcuini  opera  1,  867. 

*^  So,  gegenüber  weniger  passenden  Übersetzungen,  zuerst  bei  Waitz.  Im 
Heliandy  v.  5195.  5211.  5232.  5559,  wird  der  Landpfleger  Pilatus  kSsures  bodo 
genannt 
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ZU  gemeinsamer  Amtswaltung  ernannt,  meistens  ein  weltlicher  und  ein 
geistlicher**.  Die  Ernennung  erfolgte  immer  nur  auf  ein  Jahr,  konnte 
aber  erneuert  werden,  was  bei  den  Königsboten  geistlichen  Standes  (ge- 
wöhnlich dem  Erzbischof  der  betreffenden  Provinz)  die  Reget  bildete. 
Die  Königsboten  hatten  den  allgemeinen  Auftrag,  die  Rechte  der  Central- 
gewalt  wahrzunehmen  {ad  iustitias  fticiendas),  erhielten  aber  vor  Antritt 
ihres  Amtes  ihre  besonderen  Instruktionen,  in  der  Regel  im  Anschluß 
an  die  Verhandlungen  des  Reichstags;  die  schriftlichen  Instruktionen 
pflegte  man  als  capitula  missarum  zu  bezeichnen  *^  Die  Königsboten 
waren  nicht  einfache  Überbringer  königlicher  Befehle,  sondern  BeroU- 
mächtigte  („Gewaltboten'')  des  Königs,  so  daß  sie  hlneichtlich  der  inneren 
Reichsverwaltung  durchaus  an  des  Königs  Stelle  standen  und  nur  diesem 
für  die  Innehaltung  ihrer  Auftrage  verantwortlich  waren**.  Sie  walteten 
ihres  Amtes  daher  nicht  nach  Yolksrecht,  wie  die  Herzoge  und  Grafen, 
sondern  nach  Amtsrecht;  sie  hatten  das  Recht  des  Königsbannes. 

Unmittelbar  nach  Antritt  ihres  Amtes,  nach  einer  Verordnung  Lud- 
wigs des  Frommen  im  Mai  (also  im  Anschluß  an  den  Reichstag),  hatten 
sie  einen  Landtag  abzuhalten,  zu  welchem  die  geistlichen  und  weltlichen 
Beamten  und  die  königlichen  Vassalien  des  ganzen  Sprengeis  entboten 
wurden;  wo  die  Ausdehnung  des  Sprengeis  es  notwendig  machte,  konnte 
die  Versammlung  auf  zwei  oder  drei  verschiedene  Orte  verteilt  werden, 
so  daß  statt  eines  allgemeinen  Landtages  mehrere  Sonderlandtage  statt- 
fanden *^  Auf  dem  Landtage  hatten  die  Königsboten  die  ihnen  auf- 
getragenen Mitteilungen  zu  machen,  die  für  ihre  Aufgaben  erforderlichen 
Anordnungen  zu  treffen,  Beschwerden  anzuhören  und,  wenn  es  anging, 
sofort  zu  erledigen.  Auch  Personen,  welche  nicht  geladen  waren,  konnten 
sich  einfinden,  um  ihre  Beschwerden  vorzubringen. 


*•  Der  frühere  Grebrauch ,  yomehmlich  königliche  Vassallen  zu  dem  Amte  zii 
verwenden,  wurde  seit  der  Reorganisation  von  802  aufgegeben,  indem  es  dem 
höheren  Glänze  des  Kaisertums  entsprach,,  nur  die  hdehsten  geistlichen  und  welt- 
lichen Würdenträger  zu  entsenden.    Vgl.  KLbaüse,  a.  a.  0.  217  ff. 

^  Vgl.  WArrz  8,  482  ff.;  Abhandl.  396  ff.  Bobetiüs,  Capitularien  im  Lango- 
bardenreiche  17. 

**  Vgl.  Brüknsr  2,  190.  Über  die  bis  Ende  des  9.  Jahrhunderts  im  Gebrauch 
gebliebenen  außerordentlichen  Königsboten,  welche  mit  den  ordentlichen  durchaus 
konkurrierten,  für  £in-  und  Absetzung  von  Grafen  und  Übertragung  von  Krön- 
gutem  aber  ausschließlich  zuständig  waren,  vgl.  Kbause,  a.  a.  0.  252  ff. 

**  Vgl.  Ludwigs  Commemoratio  missls  data  von  825  (Bobetiüs  1,  808)  und 
das  wahrscheinlich  826  erlassene  Legationis  capitulum  (309  f.).  In  dem  letzteren 
heißt  es:  lUtque  volumus,  ut  medio  niense  maio  conveniant  idem  misai,  tmtisquisque 
in  »ua  iegaiianey  cum  omnibua  epUcopia,  abbatibuSj  eomitiims  ac  vasais  noFtris, 
advociiHs  nostris  ae  vieedominis  abbatissarttm  necnon  et  eoruvi  qui  pröpter  aUquam 
in&vüabüßm  neeessitatem  ip9%  venire  non  posaunt  ad  locum  unum;  et  ai  necesae 
fuerü,  propter  opartumiatem  eonveniendi,  in  duobua  vel  iribua  lodSy  vel  maxime 
propter  pauperea  popult,  idem  conveniua  habeatur,  qui  omnibua  oongruat  Et  habeat 
unuaquisque  comea  vicarioa  et  eentenarioa  auoa  aeottm,  necnon  et  de  primia  aeahinia 
suis  tres  aut  quattttor. 
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Die  Thäligkeit  der  Eönigsboten  war  w(  einen  MofMit  in  jedem 
Vierteljahr  beschränkt,  so  daß  immer  zwei  Monate  Frist  bliebe,  um  dem 
Eonige  Bericht  erstatten  und  neue  Instruktionen  einholen  zu  können; 
auch  die  sonistige  amttiche  Stellung  der  Königsboten,  namentlich  der  geist- 
lichen, mochte  diese  Unterbrechungen  ihres  Dienstes  notwendig  machen. 
Während  jedes  der  vier  Amtsmonate  hatten  die  Königsboten  an  vier  ver- 
schiedenen Tbingstätten  Gericht  abzuhalten,  so  daß  während  eines  Jahres 
sechzehn  missatisohe  Gerichtssitzungen  stattfanden^^  Außerdem  hatten 
die  Königsboten  das  Land  zu  bereisen,  die  Kirchen  und  Klöster  au&u- 
soc^en,  die  Krongwter  und  die  öffentlichen  Kassen  zu  revidieren  und 
sich  Überali  von  den  Zustanden  des  Landes  und  seiner  Bewohner  zu 
untendchten^^  Um  möglichst  von  allen  vorhandenen  Mängeln  in  Rechts- 
pflege und  Verwaltung  Kenntnis  zu  erhalten,  verpflichteten  sie  besonders 
angesehene  Männer  als  Kügezeugen,  die  alle  ihnen  bekannt  gewordenen 
Ungehörigkeiten  anzuzeigen  hatten.  Die  Beamten  waren  zu  jeder  erforder- 
lichen Unterstützung  der  Königsboten,  die  Unterthanen  zu  jeder  von  ihnen 
verlangten  Auskunft  (kraft  königlichen  Inquisitionsrechtes)  verpflichtet. 

Die  Person  der  Königsboten  (auch  der  außerordentlichen)  war  für  die 
Zeit  ihrer  Amtswaltung  durch  dreifaches  Wergeid  und  dreifache  Buße 
geschützt.  Widerstand  gegen  ihre  Anordnungen  wurde  streng,  unter  Um- 
ständen selbst  mit  dem  Tode  bestraft.  Andererseits  trug  die  Krone  dafür 
Sorge,  daß  die  Königsboten  sich  unnützer  Plackereien  und  überflüssigen 
Umherreisens  enthielten. 

Der  Schwerpunkt  des  Königsbotenamtes  lag  in  seinem  streng  persön- 
lichen Charakter,  dem  jährlichen  Wechsel,  der  Femhaltufig  der  örtlichen 
Gewalten,  der  freien  Ernennung  durch  den  König.  Indem  Ludwig  der 
Fromme  die  letztere  an  die  Mitwirkung  des  Beichstages  band,  &nden  die 
hervorragendsten  Großen  der  einzelnen  Bezirke  die  Möglichkeit,  die  Wahl 
auf  ihre  Person  zu  lenken  und  sich  dauernd  im  Besitz  des  Amtes  zu 


^  Vgl.  Karis  Capitulare  de  institüs  fociendis  von  8tl  —  SIS,  c.  S  (Borbtiüb 
1,  177):  VolumtUy  et  pri^fer  iustiHas^  quae  usqae  modo  de  parte  condtuift  remtm- 
senmtj  quntuor  iawknti  menMus  in  anno  missi  nostri  lefattanes  suas  exereeant,  in 
Herne  ianuariOy  in  vemo  aprüiy  in  aestate  itäio,  in  avtumno  octobrio,  Cei&ris  9ero 
mensibiis  unuaquisque  eomitum  pheitum  suum  kabeat  et  itisHfias  fneiat  Missi 
antem  no^hri  quaier  in  uno  mense  et  in.  qtuUuor  loeis  habermt  pkteüa  Sita  cum  iUia 
eomitHmSf  qtmbue  eongruum  fueritt  ut  ad  cum  locum  poseint  conrenire.  Daß  die 
Königsboten  bei  ihrer  richterlichen  Th&tigkeit  an  die  ordentlichen  Grerichte  ge- 
bunden gewesen  wären  und  nar  in  diesen  (statt  des  Grafen)  den  Vorsitz  gehabt 
hätten,  ist  in  dorn  Kapittilar  nicht  gesagt,  jedenfalls  walteten  sie  der  Rechtspflege 
kraft  Auitsrechtes.  Übrigens  macht  Mühi^achbr,  Deutsche  Geschichte  unter  den 
Karolingern  275,  wohl  mit  Recht  darauf  aufmerksam,  daß  Karls  Vorschrift  über 
die  le  Gerichtstage  schwerlich  eine  dauernde  Einrichtung  bezweckt  hat. 

^^  Untaugliche  Unterbeamten  konnten  sie  absetzen  und  ebenso  scheint  ihnen 
ELarl  d.  Gr.,  dem  die  ausschließlich  den  Grafen  uberlassene  Organisation  des  Subal- 
temdienetes  bedenklich  erscheinen  mochte,  auch  die  Einsetcung  der  Gentenare, 
Vögte,  Schöffen  u.  s.  w.,  aber  nur  unter  Mitwirkung  der  Grafen  und  der  Gerichts- 
gemeinde, übertragen  zu  haben.     Vgl.  Sicksl,  Beitrüge  460.  465  ff. 
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behaupten.  Schon  825  bildeten  gegenüber  den  ansässigen,  standigen 
Königboten  («iw#t  mawreg^  m.  comtÜuH)  die  nnr  anf  ein  Jahr  ernannten 
(m.  d^ectiy  m.  diseurrenies)  die  Minderzahl,  um  allmählich  ganz  zu  ver- 
schwiaden^.  Das  far  die  Centralgewalt  geschafiene  Amt  hatte  sich  zn 
einem  neuen  Mittel  far  das  Emporkommen  territorialer  Gewalten  anf 
Kostoi  der  Reichseinfaeit  umgestaltet 


§  20.    Der  könlfliche  Hof. 

Bbdhmbb  2,  8§  71—74.  Waitz  2»,  2  8.  69  —  113.  3»  493  —  564.  Viollet, 
Bkitoiie  1,  228  ff.  Glisson ,  Histoire  2,  297  ff.  Füstel  db  ConLAvoBs,  Monarchie 
firanque  (1888)  135  ff.  Dahn,  Könige  7,  2  S.  187—248.  3,  S.  497  ff. ;  DG.  1,  2  S.  616  ff. 
Eichhorn  1^  178  ff.  G.  L.  y.  Maurer,  Geschichte  der  Frenhöfe  1,  189  ff.  Lam- 
PREGHT,  WirtBchaftsIeben  1,  802  ff.  Hincmaras,  De  ordine  palatii  (v.  J.  882),  verfaßt 
auf  GfTaikd  einer  verloren  gegangenen  Schrift  des  Abtes  Adalhard  von  Corbie,  her. 
TOD  y.  Kraübb,  1894,  und  Borettos-Kraüsb,  Gapitulairia  2,  517  ff.,  femer  von  Prou, 
i.  d.  Biblioth^tte  de  Föeole  des  haotes  Stades  58  (1885). 

Der  ausgeprägt  personliche  Charakter  des  fränkischen  Königtums 
braehte  es  mit  sich,  daß  die  Beamten  der  königlichen  Hofverwaltung 
TielfiMsh  auch  in  die  Reichsverwaltung  eingriffen.  Sie  nahmen  an  den 
Reichstagen  wie  an  den  Hofgerichtsverhandlungen  teil,  worden  zu  Mis- 
sionen im  In-  und  Auslande  verwendet,  und  wenn  es  auch  noch  keinen 
mgentliehen  Hofrat  gab,  so  war  es  doch  selbstverständlich,  daß  der  König 
sich  in  wichtigeren  Angelegenheiten  in  erster  Reihe  des  Beirates  seiner 
täglichen  Umgebung  bediente;  es  fehlte  auch  nicht  an  Hofbeamten,  die 
eigens  als  Berater  des  Königs  (consüiarn)  berufen  waren.  Die  höheren 
geistliehen  und  weltlichen  Amter  in  den  Provinzen  wurden  mit  Vorliebe 
ans  den  Reihen  des  Hofstaates  besetzt.  Der  merowingische  Hof,  vor- 
wiegend mit  römisdien  Provinzialen  und  mehr  oder  weniger  romanisierten 
Nenstriem  und  Burgundern  besetzt,  stand  noch  halb  auf  dem  Boden 
roBsischer  Kultur,  während  die  Karolinger  zumeist  von  Austrasiern  um- 
geben waren,  welche,  abgesehen  von  der  Hofgeistlichkeit,  weder  die  latei- 
nische Sprache  noch  die  Kunst  des  Schreibens  kannten  ^ 

Dieser  GFegensatz  wurde  von  besonderer  Bedeutung  für  die  könig- 
liche Kanzlei,  die  unter  den  Merowingern  ein  weltliches  Hofamt,  unter 
den    Karolingern   dagegen  ausschließlich   mit  Geistlichen   besetzt  war^ 


«"  Vgl.  Krause,  a.  a.  O.  222  ff.  238  ff.  Die  italienischen  und  weetfrftnkischen 
Bischöfe  erlangten  876  das  Zugeständnis  danemder  Vei^foindung  ihres  Amtes  mit 
der  miaflataacheB  Gewalt  i«  ihren  Diöasesen,  doch  hatte  dies,  da  das  karolingischc 
Königsbotenamt  sich  in  Weatfraaken  noch  im  9.  Jahrlmndert,  in  Italien  in  der 
ersten  HSlfte  des  10.  Jahrhnnderts  verlor,  nur  vorübeigehende  Bedeutung.  Vgl. 
Kraubb  245  ff.    FiCKBR,  Forschungen  2,  12.    Brunner,  RG.  2,  196  f. 

^  VgL  Bresslaü,  Urkundenlehre  1,  274.  276. 

*  Vgl  ebd.  1,  263 — 293.  Th.  8ickel,  Lehre  von  den  Urkunden  der  ersten 
KacoUiiger  72—103.  Bruitnrb,  RG.  2,  118  ff.  Waitz  2,  2  S.  79  ff.  3,  511—525. 
&EBU0sa,  Enkander  und  Reichskanzleien  6  f.  Mühlbagrsr,  Regesten  des  Kaiser- 
reicha  unter  den  Karolingern  1,  pg.  85  ff. 
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Dem  Kanzleivorstande  lag  die  Gesamtleitang  und  die  Einriditang  des 
Geschäftsganges,  wahrscheinlich  auch  die  Anstellung  des  unteren  Eanzlei- 
personals  ob;  seine  Hauptaufgabe  war  die  Beglaubigung  {recognUio)  der 
königlichen  Diplome  mit  seiner  Namensunterschrift  (unter  Beifügung  des 
seiner  Obhut  anvertrauten  großen  königlichen  Siegels),  wodurch  er  die 
Verantwortung  für  die  Übereinstimmung  der  Urkunde  mit  dem  Willen 
des  Königs  übernahm.  Unter  den  Merowingern  hatte  die  Kanzlei  nach 
dem  Muster  des  byzantinischen  Hofes  eine  kollegialische  Spitze  von  zwei 
bis  fünf  Referendarien,  von  denen  jeder  selbständig  zu  Rekognitionen 
ermächtigt  war^.  Seit  Pippin  trat  an  die  Stelle  der  Referendarien  ein 
einziger  Beamter,  ein  höherer  Geistlicher,  der  seit  Karl  dem  Großen  den 
Titel  Kanzler  führte.  Unter  ihm  standen  mehrere  Notare  mit  der 
Befugnis,  in  seiner  Vertretung  (m  vice^  ad  vicem  cancellarii)  Rekognitionen 
zu  erteilen*.  Die  mit  der  Anfertigung  der  Konzepte  und  Reinschriften 
betrauten  Schreiber*  wurden  in  den  königlichen  Urkunden  nie  mit  Namen 
genannt,  nur  unter  den  Merowingern  traten  zuweilen  Schreiber  in  Ver- 
tretung eines  Referendars  als  Rekognoscenten  auf.  Die  Kanzlei  hatte  dem 
Königshofe  überallhin  zu  folgen,  und  man  darf  annehmen,  daß  sie  immer 
einen  gewissen  Aktenbestand  mit  sich  führte,  während  anderes  wohl  in 
den  einzelnen  Pfalzarchiven  aufbewahrt  blieb.  Unter  Karl  dem  Großen 
wurde,  wahrscheinlich  in  Verbindung  mit  der  Hofbibliothek,  in  Aachen 
ein  eigenes  Reichsarchiv  eingerichtet,  dem  es  aber  an  jeder  Vollständig- 
keit und  festen  Ordnung  fehlte®. 

Für  ihre  Privatkorrespondenz  hatten  die  Könige  Privatsekretäre, 
welche  in  keinem  Zusammenhange  mit  der  Kanzlei  standen.  Dagegen 
wurden,  da  dem  malischen  Recht  der  Gerichtsschreiberdienst  unbekannt  war, 
die  Hofgerichtsurkunden  {placita)  unter  den  Merowingern  in  der  Kanzlei 
ausgefertigt,  aber  auf  das  Referat  {tesümoniatio)  des  Pfalzgrafen  (t:omes 
palatii\  der  den  Verhandlungen  des  Hofgerichts  als  lebendige  Urkunds- 
person beizuwohnen  hattet  Unter  den  Karolingern  wurde  (entsprechend 
dem  Gebrauche  des  ribuarischen  Rechts)  eine  eigene  Hofgerichtsschreiberei 


'  Vielleicht  nahm  einer  der  Referendarien  als  Siegelbewahrer  die  erste  Stelle 
ein,  während  die  übrigen  nur  zu  seiner  Unterstützung  dienten. 

*  Seit  Ludwig  dem  Frommen  scheinen  einzelne  Notare  eine  hervorragende 
Stellung  unter  ihren  Kollegen,  nach  Art  von  Vizekanzlern,  eingenommen  zu  haben. 

^  Die  spätere  Unterscheidung  zwischen  Diktatoren  und  bloßen  Abschreibern 
war  noch  unbekannt.  Über  die  Bezeichnung  der  Schreiber  als  eanceüarii  vgl. 
Bresslaü,  a.  a.  0.  1,  279  f. 

^  Vgl.  Bbesslau,  a.  a.  0.  1,  132  ff.  Der  früher  angenommene  Znsammenhang 
zwischen  Archiv  und  Hof  kapeile  hat  nicht  bestanden. 

^  Vgl.  Brünner,  RG.  1,  394  f.  2,  108  ff.;  Das  Gerichtszeugnis  und  die  frän- 
kische Königsurkunde  (Festgaben  für  Heffter,  Berlin  1878,  S.  166  ff.).  A.  Pernice, 
De  comitibns  palatii,  1S63.  Waitz  2,  2  S.  76  ff.  191  ff.  8,  510.  Th.  Sioebl,  a.  a.  0. 
361  ff  Bresslaü,  a.  a.  0.  1,  282  f.  W.  Sickel,  Gott  gel.  Anz.  1896,  S.  288.  Der 
testimoniatio  der  Pfalzgrafen  bedurfte  es  sogar,  wenn  ein  Referendar  der  Verhand- 
lung persönlich  beigewohnt  hatte  (vgl.  Bresslau  1 ,  265  f.);  sie  mußte  in  der  Ur- 
kunde ausdrücklich  hervorgehoben  werden. 
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mit  besonderem  Hofgerichts-  oder  Pfalzsiegel  und  eigenen  Notaren  ein- 
gerichtet and  dem  Pfalzgrafen  unterstellt  An  die  Stelle  der  testimoniatio 
des  Pfalzgrafen  und  der  Rekognition  eines  Beferendars  trat  infolgedessen 
die  Rekognition  des  Pfalzgrafen  oder  eines  ihn  vertretenden  (m  vice,  ad 
vicem)  Pfalznotars.  Alle  für  das  Hofgericht  bestimmten  Einlaufe  gingen 
seit  di^er  Veränderung  durch  die  Hände  des  Pfalzgrafen,  der  dem  Könige 
darüber  Vortrag  zu  halten,  in  minder  wichtigen  Sachen  selbst  den  6e- 
richtsTorsitz  an  Stelle  des  Königs  einzunehmen  hatte.  Wenn  zuweilen 
mehrere  Pfalzgrafen  nebeneinander  erwähnt  werden,  so  scheint  doch  immer 
nur  einer  das  eigentliche  Amt  bekleidet  zu  haben,  während  die  übrigen 
bloße  ünterpfalzgrafen  waren.  Italien  besaß  wohl  seit  dem  9.  Jahrhun- 
dert seinen  eigenen  Pfalzgrafen  ^.  Der  Pfalzgraf  war  stets  ein  Laie,  sein 
Schreiberpersonal  meistens  geistlichen  Standes. 

Das  Haupt  der  gesamten  in  der  Hofkapelle  vereinigten  Hofgeist- 
lichkeit und  insoweit  (aber  nicht  in  dienstlicher  Beziehung)  auch  Vor- 
gesetzter der  geistlichen  Kanzleibeamten  war  der  Hof-  oder  Erzkapellan 
[capeüanus  sacri  palatii,  archicapellanus,  apocrisiarius),  dem  seit  Ludwig 
dem  Frommen  auch  der  Vortrag  in  allen  auf  Geistliche  bezüglichen  Hof- 
gerichtssachen übertragen  wurde*.  Zu  seinem  Geschäftsbereiche  gehörte 
auch  die  mit  der  Hofkapelle  verbundene  gelehrte  Hofschule. 

Der  eigentliche  Hofdienst  verteilte  sich  in  allen  germanischen  Reichen 
auf  vier  große  Hofämter,  neben  denen  noch  einzelne  Ämter  von  geringerer 
Bedeutung,  wie  das  des  Küchenmeisters  {coquus),  Waffenträgers  {spatarius), 
Thürwärters  {scario,  ostiarius),  Quartiermeisters  {mansianarms),  bestanden. 
Höhere  Hofbeamte,  welche  keinem  bestimmten  Hofamt  zugeteilt  waren, 
scheinen  zum  Teil  den  Titel  comex  geführt  zu  haben  ^^.  An  der  Spitze 
jedes  der  großen  Hofimter  stand  ein  mit  der  Centralverwaltung  beauf- 
tragter Großwürdenträger,  dem  mit  demselben  Titel  ausgestattete  Unter- 
hofbeamte zur  Seite  stehen  konnten;  der  unmittelbare  persönliche  Dienst 
wurde  vorzugsweise  von  unfreien  Leibdienern  [ministeriales,  pueri  regis) 
versehen.  Die  Aufsicht  über  die  Kellereien  und  Weinberge  hatte  der 
Schenk  {pincerna,  btiticularms),  die  über  die  Marställe  der  Marschalk 
(d.  1l  Pferdeknecht)  oder  Stallgraf  {comes  stabuli),  dem  bei  Hofreisen 
und  Heerfahrten  die  Unterbringung  der  Pferde  und  die  Herbeischaffung 
des  Futters  {fodrum)  oblag".  Die  Verwaltung  des  Schatzes  und  des  be- 
weglichen Hausrates  am  Hofe  und  in  den  Pfalzen  sowie  die  Fürsorge 
für  die  Wohnräume  und  das  Bekleidungswesen  war  Sache  des  Schatz- 
meisters {thesaurarius),  seit  den  Karolingern  in  der  Regel  Kämmerer 
[cameraruUf  cuhicularius)  genannt '^ 


»  Vgl.  FiCKER,  Forschungen  1,  812  f. 
•  Vgl.  Waitz  4,  489. 
»  Vgl.  Brunneb,  RG.  2,  97. 

^>  Die  militftrische  Bedentang  des  Amtes  stieg,  je  mehr  der  Schwerpunkt  des 
Heeres  in  die  Reiterei  verlegt  wurde. 

"  Durch  sein  Amt  kam  der  Kämmerer  in  yielfache  Beziehungen  zu  der  Königin 
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Der  einflußreichste  unter  den  vier  Hofbeamten  war  der  Senesohalk 
oder  Truchseß,  den  schon  sein  Amtstitel  als  das  Haupt  des  gesamten 
Hofstaates  erkennen  ließ^'.  In  den  romanischen  Landesteilen  fahrte  er 
die  entsprechende  Bezeichnung  Majordomus^^  welche  eine  Zeit  lang  die 
übrigen  Titel  gänzlich  verdrängte.  Auch  an  den  Höfen  der  Großen, 
namentlich  der  Prinzen,  stand  regelmäßig  ein  Majordomus  als  guber- 
nator  oder  princeps  palatii  an  der  Spitze  der  Hofhaltung,  aber  die  her- 
vorragende Bedeutung  des  königlichen  Beamten  dieses  Namens  lag  in 
anderer  Richtung:  er  war  das  Haupt  der  tntstis  dominicoy  des  königlichen 
Dienstgefolges^^,  das  mit  Rücksicht  auf  die  dazu  gehörige  vornehme 
Jugend  und  im  Gegensatze  zu  der  gelehrten  Hofschule  (S.  139)  auch 
„Kriegsschule^^  (schola  miliHae)  genannt  wurde. 

Die  Mitglieder  der  königlichen  Trustis  führten  die  alten  Namen,  ins- 
besondere wurden  sie  als  antrustiones,  scholaresj  convwiie  regU  bezeichnet 
Ihre  Stellung  war  im  wesentlichen  die  alte.  Ihr  Eid  lautete  auf  (rustem 
et  fidelüatem^  d.  h.  Mannschaft  und  Treue  (Hulde).  Gleich  den  könig- 
lichen Beamten  hatten  sie  das  dreifache  Wergeid  ihres  Geburtsstandes, 
gehörten  also  zum  Dienstadel  Außer  dem  militärischen  Gefolge,  der 
eigentlichen  Trustis,  rechnete  man  zu  den  canvivae  regit  auch  solche  Per- 
sonen, die  nur  zu  höfischen  Diensten  verwendet  wurden  ^^,  übrigens  aber 
wohl  in  einem  ähnlichen  Dienstverhältnisse  wie  die  Antrustionen  und  mit 
diesen  unter  der  Disziplinargewalt  des  Majordomus  standen.  Im  all- 
gemeinen wurde  bis  zum  8.  Jahrhundert  noch  daran  festgehalten,  daß 
die  Gründung  eines  eigenen  Haushalts  seitens  eines  Gefolgsmannes  sein 
Ausscheiden  aus  der  Trustis  zur  Voraussetzung  hatte,  nur  vereinzelt  kamen 
auch  abgeschichtete  Gefolgsmannen,  die  aber  ebenfalls  unt«r  der  Diszi- 


und  dem  in  dem  „Frauenzimmer^^  {gynaeceum)  untergebrachten  weiblichen  Hof- 
gesinde. 

"  Über  seniskalk  -  Altknecht  vgl.  §  6,  N.  20.  Grimm,  RA.  302,  über  mhd. 
iruktsoze  (an.  drötisetif  altfries.  drttsta^  mnd.  droste)  »■  praeses  familiae  vgl.  S.  32. 
Gbimm,  DWB.  2,  1437  f. 

>^  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  71.  83  —  100.  397  ff.  Putz,  Geschichte  der  merow. 
Hausmeier,  1819.  Schöne,  Die  Amtsgewalt  der  fränkischen  Majores  domus,  1856. 
BoNNELL,  Die  Anftngc  des  karolingischen  Hauses,  1866.  Hermann,  Das  Hausmeier- 
amt,  1880  (Gierkb,  Untersuchungen  9).  Brunneb,  RG.  2,  104  ff.;  Die  Antrustionen 
und  der  Hausmeier,  ZRG.  21,  210  ff.  Eichhorn  1,  178  f.  Daniels,  Handbuch 
1,  487  ff.  SicKBL,  Gtött  gel.  Anz.  1890,  S.  232  f.  Fostel  de  Goulanobs,  Monarchie 
franque  166  ff.    Dahn  7,  2  S.  187  ff. 

"  Vgl.  S.  31  ff.  Waitz  1,  291  ff.  2,  1  S.  335  ff.  2,  2  S.  101  f.  Roth,  Benefizial- 
wesen  116  ff.;  Feudalität  256  ff.  K.  Maurer,  Über  das  Wesen  des  ältesten  Adels 
83  ff.  G,  L.  V.  Maurer,  Fronhöfe  1,  146  ff.  Delocub,  La  trustis  et  Tantrustion 
royal,  1873.  Ehbenberg,  Commendation  121  ff.  Thonissrn,  L*organisation  judiciaire 
110-  127.  Brünner,  RG.  2,  97  ff.;  Zur  Geschichte  dos  Gefolgswesens,  ZRG.  22,  210  ff. 
Dahn,  Könige  7,  1  8.  151  ff.  Über  das  Gefolge  bei  Angelsachsen  und  Langobarden 
vgl.  K.  Maurer,  Krit.  Überschau  2,  388  ff.  Scumid,  Gesetze  der  AngeUachsen  599  f. 
666  ff.     Pabst,  FDG.  2,  502  ff. 

*^  Dahin  gehörten  zur  Zeit  Chlodovechs  noch  alle  in  das  Gefolge  des  Kinigs 
au%enommenen  Römer.    Vgl.  Bbdknbb,  RG.  1,  303,  n.  47.    2,  99. 


g  20.    Der  königliche  Hof.  141 

plina^evalt  des  MajordomQs  standen,  tot^^  Es  war  naturlich,  daß  der 
Eiiifiiiß  des  letzteren  außerordentlich  zunahm,  als  es  seit  den  arnnl- 
fingischen  Haosmeiem  üblich  wurde,  auch  für  die  Abgeschichteten  regel- 
mäßig den  ganzen  Gefolgschaftsverband  aufrechtzuerhalten.  Während  die 
alte  Trustis  am  Hofe  des  Königs  seitdem  mehr  und  mehr  zusammen- 
schrumpfte und  die  königliche  Tafelrunde  schließlich  nur  noch  einen 
kleinen  Kreis,  den  die  karolingische  Heldensage  in  der  Gestalt  der  zwölf 
Pairs  Ton  Frankreich  verherrlicht  hat,  umfaßte,  erstreckt«  sich  die 
Macht  des  Majordomus  nun  auch  auf  die  in  den  Provinzen  angesessenen 
Yassallffli. 

Als  stellvertretendes  Haupt  der  Trustis  und  der  gesamten  Hofver- 
waltuug  war  der  Majordomus  der  von  selbst  gegebene  Beichsverwaser  bei 
Abwesenheit  des  Königs.  Da  jeder  der  drei  Beichsteile  (Austrasien,  Neu- 
Strien,  Burgund)  seinen  eigenen  Majordomus  hatte,  so  übte  jeder  von 
dieeen,  so  oft  der  König  nicht  gerade  in  seinem  Gebiete  hofhielt,  statt- 
halterliche Rechte  aus.  Als  Erzieher  der  königlichen  Prinzen,  die  wohl, 
wie  überhaupt  die  vornehme  Jugend  des  Reiches,  regelmäßig  der  Hof- 
kriegsschule  zur  Ausbildung  übergeben  wurden,  hatte  der  Majordomus 
bei  jedem  Thronwechsel  den  größten  Einfluß  auf  die  Ordnung  der  Thron- 
folge, gegebenenfalls  auch  auf  die  Regierung  selbst  (S.  110).  Noch  weiter 
gehoben  wurde  seine  Stellung  durch  die  Beseitigung  des  früheren  Hof- 
domestious,  wodurch  auch  die  Centralverwaltung  der  Krongüter  in  seine 
Hände  kam  ^®.  Für  die  Großen  des  Reiches  war  es  eine  Lebensfrage,  daß 
sie  das  Recht  erlangten,  den  Majordomus  selbst  zu  wählen.  Nachdem  es 
Pippin  von  Heristal  gelungen  war,  das  Hausmeieramt  in  allen  drei  Reichs- 
teilen zu  erwerben  und  dauernd  mit  seinem  Hause  zu  verbinden,  handelte 
es  sich  nicht  mehr  um  eine  bloße  Erweiterung  seiner  Amtsbefugnisse, 
sondern  um  die  Regeneration  des  Königtums  auf  der  Grundlage  eines 
erblichen  Yizekönigtums.  Nur  ein  Ausdruck  dieses  Regenerationsprozesses 
war  es,  wenn  der  Majordomus  seit  Pippin  von  Heristal  auch  den  stell- 
vertretenden Vorsitz  im  Königsgericht  in  Anspruch  nahm. 

Seit  dem  letzten  Drittel  des  7.  Jahrhunderts  erscheint  am  Königs- 
hofe wieder  ein  nur  mit  wirtschaftlichen  Aufgaben  betrauter  Beamter 
unter  dem  Titel  Seneschalk,  jetzt  aber  von  dem  zum  höchsten  Staats- 
beamten mit  vizeköniglicher  Gewalt  emporgestiegenen  Majordomus  durch- 
aus unterschieden  *•.  Während  der  letztere  nach  Pippins  Thronbesteigung 
ganz  verschwand,  erhielt  der  Seneschalk  einen  erweiterten  Geschäftskreis, 
indem  ihm  das  gesamte  Verpflegungswesen  des  Hofes  und  damit  die 
Centralverwaltung  der  zu  diesem  Zwecke  bestimmten  Erzeugnisse  der  Kron- 


*^  VgL  des  angeblichen  Fredegar  Chronicaram  lib.  8,  c.  58  (MG.  Script  rer. 
Meiow.  2»  109).    Bbukmeb  2,  100. 

<*  Vgl.  Bbükneb  2,  119.  122  f.  Sohm,  Reichs-  and  GeriehtsverfiBUBang  15. 
Waitz  2,  2  S.  48.  93  f.    SionL.  Beiträge  577  ff. 

*•  VgL  Wahs  2,  2  S.  71.  8,  498  ff.  Dahk,  Könige  7,  2  S.  195.  289,  behauptet 
die  völlige  Verschiedenheit  der  beiden  Ämter. 
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guter  übertragen  wurde.  Die  Beziehungen  zu  dem  Dienstgefolge  waren 
vollständig  gelöst,  dagegen  umfaßte  das  Amt  jetzt  auoh  den  Wirkungs- 
kreis des  früheren  Küchenmeisters ,  so  daß  die  Volksetymologie  althoch- 
deutscher Glossen  den  Titel  .,Truchseß"  mißverständlich  von  truht  („ciba*^ 
ableitete  und  truhts(B^e  mit  „dapifer'*  und  „infertor**  übersetzte*^. 


.  §  21.    Die  Kirche. 

E.  Ijöninq,  Geschichte  des  deutschen  KircheDrechts,  2  Bde,  1S78.  Stutz, 
Geschichte  des  kirchl.  Beneficialwesens  bis  auf  Alexander  III.,  I.  1,  1895  (vgl. 
HiKscHius,  ZRG.  30,  135  ff.);  Die  Eigenkirche  als  Element  des  mtttelalterl.  Kirchen- 
rechts, 1895.  VioLLET,  Histoire  1,  885  ff.  Pustel  de  Coulakgbs,  Monarchie  franque 
507  ff.  HiNscHiüs,  Kirchenrecht  2,  516  ff.  522  ff.  3,  539  ff.  699—722.  Rbttbero. 
Kirchengeschichte  Deutschlands,  2  Bde,  1846—48.  Fribdbich,  KG.  Deutschlands, 
2  Bde,  1867—69.  Uauck,  KG.  Deutschlands  I.  IL,  1887—90;  Bischofswahlen  unter 
den  Merowiugern,  1883.  Brunkbk,  RG.  2,  §  96.  Wbyl,  Das  fränkische  Staats- 
kirchenrecht z.  Z.  der  Merowinger,  1888  (Gibbke,  Untersuchungen  27).  Wattz 
2»,  2  S.  57  ff.  3*,  12  ff.  27  ff.  161  ff.  178  ff.  228  ff.  v.  Daniels,  Handbuch  1,  §§  129  ff. 
Hegel,  Über  die  Einführung  des  Christentums  bei  den  Germanen,  1856.  Abnold, 
Deutsche  Geschichte  2,  1  S.  158—243.  2,  248  ff.  Dahk,  Könige  7,  3  S.  215  ff.; 
DG.  1,  2  S.  720  ff.  Kaufmann,  Deutsche  Geschichte  2,  269  ff.  356  ff.  LObbll, 
Gregor  von  Tours  und  seine  Zeit',  253  ff.  v.  Richthofen,  Zur  Liex  Saxonum 
129—170;  Untersuchungen  Ober  fries.  RG.  2,  348  ff.  369  ff.  494  ff.  511  ff.  742  ff. 
W.  SicKBL,  Die  Verträge  der  Päpste  mit  den  Karolingern  n.  das  neue  Kaisertum, 
Deutsche  Zeitschr.  f.  GW.  11,  301  ff.  12,  1  ff.  Walahfridi  Strabonis  Hbellus  de 
ezordiis  et  incrementis  rerum  ecdesiasticarum,  MG.  Capitularia  2,  473  ff. 

In  Gallien  fanden  die  Franken  eine  vollkommen  ausgebildete  Kirchen- 
yerfassung  vor,  die  sich  bis  in  den  Anfang  des  7.  Jahrhunderts  als  rein 
römische  Einrichtung  erhielt;  der  Episkopat  wurde  ausschließlich  aus  der 
Reihe  der  vornehmen  Provinzialen,  meistens  mit  Angehörigen  alter  sena- 
torischer Geschlechter  besetzt  Seit  Dagobert  I.  trat  auch  die  deutsche 
Aristokratie  in  den  Episkopat  ein\  aber  der  niedere  Klerus  blieb  noch 
im  wesentlichen  römisch',  erst  seit  dem  8.  Jahrhundert  waren  beide  Natio- 
nalitaten gleichmäßig  im  Klerus  vertreten'. 

In  der  Regel  bildete  in  Gallien  jede  civitas  eine  eigene  Diözese 
unter  ihrem  Bischof.  Die  samtlichen  Bischöfe  einer  Provinz  standen 
unter  dem  Bischof  der  Frovinzialhauptstadt  als  Metropoliten.  Seit  dem 
Ende  des  7.  Jahrhunderts  geriet  der  Metropolitanverband  in  Verfall.    Im 

»«  Vgl.  Lexeb,  Mhd.  WB.  2,  1542. 

^  Die  ersten  deutschen  Bischöfe  waren  Arnulf  von  Metz  (612—627)  und  Kuni- 
bert von  Köln  (ungefähr  seit  620). 

*  Der  ursprüngliche  Text  der  Lex  Ribuaria  86,  5  —9  berechnet  die  Wergeld- 
sfttze  für  den  niederen  Klerus  noch  nach  dem  Wergeide  der  Römer,  die  für  Priester 
und  Bischöfe  bereits  nach  dem  der  Franken.    Vgl.  ZRG.  20,  26  f. 

'  Die  Volksrechte  des  8.  Jahrhunderts  berechnen  das  Wergeid  des  Klerus 
durchweg  nach  Maßgabe  der  heimischen  Wergeidsätze  oder  nach  dem  Geburts- 
stande. Vgl.  L.  Alam.  11—16.  L.  Baiuw.  1,  8—10.  L.  Rib.  36,  5—9  in  der  karo- 
lingischen  Fassung. 
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Rhein-  und  Moselgebiete  war  die  römische  Kirehenverfassang  seit  der 
zweiten  Hälfte  des  5.  Jahrhunderts  durch  den  Einbruch  der  Franken  und 
Alamannen  völlig  zertrümmert,  doch  sind  Köln,  Trier,  Tongern-Maastricht 
und    Mainz    schon    während   des   6.,    Speier,  Straßburg  und   Konstanz 
während   des   7.  Jahrhunderts  wieder  als  Sitze  Ton  Bischöfen   bezeugt. 
Die  christliche  Mission  im  inneren  Deutschland  hatte  im  allgemeinen  zu 
einer  der  römischen  geradezu   entgegengesetzten   kirchlichen  Verfassung 
geführt,   da  die   irisch-schottische  Kirche,   von  der  jene  Mission  haupt- 
sachlich ausging,  in  keinem  Zusammenhange  mit  Rom  stand  und  statt 
der   bischöflichen   Verfassung  das   Kirchenregiment    in    die   Hände  der 
Klöster  legte,  deren  Äbte  die  bischöflichen  Funktionen  ausübten.    Dagegen 
hielt  die  angelsächsische  Kirche,  welche  seit  dem  Ende  des  7.  Jahrhunderts 
die  deutsche  Mission  in  die  Hand  nahm,  streng  auf  Unterordnung  unter 
Rom   und    auf   Herstellung    der    bischöflichen   Ordnung.     Schon   unter 
Pippin  dem  Mittleren  wurde  durch  Willibrord  die  bischöfliche  Kirche  zu 
Utrecht  für  die  Westfriesen  errichtet;  die  Bischofsweihe  empfing  er  vom 
Papst     Größeres  hat  Bonifatius  (Winfried)  unter  Karl  Martell,  nament- 
lich abet  unter  Pippin  und   Karlmann  vollbracht.     Von  Rom  mit  der 
midsio  canonica   ausgestattet  und  nacheinander  zum  Bischof,  Erzbischof 
und  päpstlichen  Legaten   für 'das  Frankenreich   erhoben,   beständig  mit 
dem  Papste  in  Verbindung,  zugleich  mit  einem  Schutzbriefe  des  Major- 
domus  ausgerüstet  und  fortwährend  in  engster  Fühlung  und  im  Einver- 
ständnis mit  ihm  handelnd,  hat  Bonifatius  die  deutsche  Kirchenverfassung 
gegründet,  die  verfallene  westfrankische  wiederhergestellt.    Nachdem  er 
für  Baiem,  im  Anschluß  an  die  von  der  irischen  Mission  herrührenden 
r^erenden  Klöster,    die    bischöflichen    Kirchen   von   Freising,    Passau, 
Regensburg  und  Salzburg,  für  Ostfranken  und  Thüringen  die  von  Bura- 
burg  (Fritzlar),  Eichstatt  und  Würzburg  errichtet  hatte,  wurde  er  742 
unter  Karlmann  auf  der  ersten  deutschen  Synode,  die  zur  Herstellung 
der  kanonischen  Ordnung  bestimmt  war,  ausdrücklich  als  Erzbischof,  mit 
dem  Sitze  in  Mainz,  anerkannt*.    Unter  Karl  dem  Großen  wurde,  nach- 
dem  die   Bekehrung  der  Sachsen   und  Friesen  die  Errichtung  weiterer 
Bistümer  notwendig  gemacht  hatte,   der  Metropolitanverband  innerhalb 
der   deutschen   Kirche   vollendet,   indem   Köln,  Trier  und  Salzburg  als 
Metropolitansitze  zu  Mainz  hinzutraten.    Das  von  Ludwig  dem  Frommen 
errichtete  Erzbistum  Hamburg  war  nur  für  den  skandinavischen  Norden 
bestimmt.    Wie  unter  Karlmann  und  Pippin,  so  wurden  auch  unter  Karl 
dem  Oroßen  und  Ludwig  dem  Frommen  von  Reichs  wegen  umfassende 
kirchliche  Ordnungen  erlassend 


*  Vgl  KarlmamiB  Capitulare  von  742  (Boretiüs  1,  24),  ein  Jahr  später  auf 
dem  Reichstage  zu  Lestlnnes  bestätigt,  Capitulare  Liptinense  von  748  (ebd.  1,  26). 
Entsprechende  Beschldsse  für  Westfranken  unter  Pippin  auf  dem  Reichstage  zu 
SoisBons,  Capitulare  Suessionense  von  744  (ebd.  1,  28). 

*  Vgl.  Karls  Admonitio  generalis  von  789  (Boretiüs  1,  58  ff.),  Ludwigs  Capi- 
tulare eeclesiasticum  von  818—819  (ebd.  275  ff.)- 
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Die  gallischeii  Bischöfe  worden  nach  der  kanonischen  Ordnung  von 
Klerus  und  Volk,  unter  Mitwirkung  des  Metropoliten  und  der  übrigen 
Bischöfe,  gewählt  Die  fränkischen  Könige  nahmen  von  Anfang  an  ein 
Bestätigungsrecht  in  Anspruch,  das  bald  zum  Emennungsrecht  wurde. 
Selbst  das  Edikt  Ghlothars  U.  von  614,  das  im  Prinzip  das  bloße  Be- 
stätigungsrecht  wiederherstellte,  wahrte  doch  das  Becht  der  königlichen 
Ernennung,  insoweit  dieselbe  auf  eine  mit  den  kanonischen  Eigenschaften 
versehene  Persönlichkeit  fallen  wurde.  Ohne  jede  kanonische  Kücksicht 
wurde  das  Emennungsrecht  von  Karl  MarteU  ausgeübt,  der  die  kirch- 
lichen Pfründen  ebenso  wie  die  Kirchengüter  als  Vermögensgegenstände 
zur  Verfügung  der  Krone  behandelte.  Das  Ernennungsrecht  und  die  Yer« 
fügung  über  die  Kirchengüter  wurde  auch  von  seinen  Nachfolgern  fest- 
gehalten, wenngleich  die  Ausübung  mehr  im  Einverständnis  mit  der 
Kirche  erfolgte.  Erst  Ludwig  hat  das  Ernennungsrecht  im  Prinzip  (aber 
nicht  thaisächlich)  aufgegeben.  Die  Amtsentsetzung  konnte  über  einen 
Bischof  nur  durch  die  Synode  unter  Bestätigung  des  Königs  erfolgen  ^ 
Der  König  hatte  das  Begnadigungsrecht. 

Das  Wesen  der  Eigenkirchen  brachte  es  mit  sich,  daß  die  Vorsteher 
der  auf  königlichem  Grund  und  Boden  errichteten  Klöster  von  den 
Königen,  die  der  grundherrlichen  Klöster  von  den  Grundherren  ernannt 
wurden;  das  den  Klöstern  nicht  selten  ausdrücklich  zugestandene  Wahl- 
recht blieb  meistens  unbeachtet.  Alle  königlichen  Klöster  standen  unter 
dem  besonderen  Schutze  des  Königs.  Von  der  bischöflichen  Gewalt 
wurden  die  Klöster  vielfach  eximiert 

Neben  den  Diözesanbischöfen  gab  es  bis  auf  Pippin  auch  umher- 
reisende Bischöfe  ohne  Diözese,  die  später  versdiwanden.  Zur  Unter- 
stützung in  ihrer  geistlichen  Amtswaltung  waren  den  Bischöfen  Chor- 
bischöfe beigeordnet^  die  aber  seit  Mitte  d^  0.  Jahrhunderts  seitens  des 
Episkopats  heftig  bekämpft  und  infolgedessen  in  Westfranken  beseitigt 
wurden.  Für  die  Beaufsichtigung  der  Geistlichkeit  und  die  äußere  Ver- 
waltung stand  dem  Bischof  der  Archidiakon,  für  die  Vermögensverwaltung 
der  Vicedominus  zur  Seite.  Unter  den  Priestern  nahmen  die  Erzprieater 
[archipresbyteri)  an  den  Taufkirchen  die  erste  Stelle  ein.  Earohen  auf 
grundherrlichem  Gebiete  standen  als  Eigenkirchen  im  Eigentume  der 
Grundherren  und  wurden  von  diesen  besetzte  Unfreie  sollten  nach  ein«: 
Bestimmung  Ludwigs  nicht  zur  Priesterweihe  zugelassen  werden.  Der 
Eintritt  in  den  geistlichen  Stand  bedurfte,  weil  die  Geistlichen  der  all- 
gemeinen Heerpflicht  entzogen  waren,  der  Genehmigung  des  Königs  oder 
des  Grafen®. 

Die  frühere  Annahme,  daß  die  staatliche  Organisation  des  fränkischen 
Reiches  sich  an  die  kirchliche  Gliederung  angeschlossen  habe,  hat  sich 

^  Nor  einmal  ist  eine  einseitige  Amtsentsetsung  diuch  den  König  voigekommen. 
'  Über  das  Eigenkirchen wesen  vgl.  §  2S,  zu  Anm.  45 — 54. 
>  Vgl.  Waitz  2,  1  S.  197.  2,  200  n.    Form.  Marc  1, 19.    HmsoHms,  a.  a.  O. 
3,  176.    Wbyl,  a.  a.  0.  32  f.     W.  SICKB^  Westd.  Zeitsohr.  15,  166. 
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als  trögerisch  erwiesen*.  Nur  in  Gallien  fielen  die  Diözesen  in  der 
Kegel  mit  den  Grrafschaften  zusammen,  dagegen  bestand  keine  Überein- 
stimmung zwischen  den  Kirchenprovinzen  und  den  Herzogtomem,  ebenso- 
wenig zwischen  den  Ejrchspielen  und  Hundertschaften.  Die  Einteilung 
der  Diözesen  in  Archidiakonate  gehört  überhaupt  erst  der  späteren  Zeit 
an.  Noch  weniger  deckten  sich  kirchliche  und  staatliche  Bezirke  in  den 
deutsehen  Landesteilen.  Unter  den  Erzbistümern  war  das  von  Salzburg 
das  einzige,  das  sich  nicht  über  die  Gebiete  mehrerer  Stamme  erstreckte, 
selbst  die  Bistümer  griffen  zuweilen  in  verschiedene  Stammesgebiete 
über^^.  Für  die  deutschen  Gaue  und  Hundertschaften  bot  die  damalige 
Kirchenverfassung  überhaupt  keine  Analogie.  Später  haben  beide  zu- 
weilen als  Grundlage  für  die  Bildung  von  Archidiakonaten  und  Kirch- 
spielen gedient. 

Die  politische  Bedeutung  der  Kirche  war  für  das  firankische  Reich 
von  vornherein  eine  außerordentliche.  Die  Provinzialen  sahen  in  den 
Bischöfen  die  berufenen  Vertreter  ihrer  Nationalität,  ihrer  sozialen  Zu- 
stände und  höheren  Kultur.  Die  Gemeinschaft  der  Interessen  und  das 
durch  die  Synoden  geforderte  Zusammenhalten  legte  dem  vereinigten 
Episkopate  ein  Gewicht  bei,  dem  selbst  ein  Chilperich  nicht  zu  wider- 
stehen vermochte.  Daher  von  Anfang  an  das  Streben  der  fränkischen 
Herrscher,  das  wohlwollende  Entgegenkommen  des  katholischen  Klerus 
durch  Begünstigungen  und  Privilegien  zu  einem  dauernden  zu  machen, 
Einfluß  auf  die  Besetzung  der  kirchlichen  Stellen  zu  gewinnen,  die  Kirche 
möglichst  in  das  staatliche  Interesse  hineinzuziehen.  Die  Kirchen  wurden 
reich  mit  Gütern,  Markt-,  Münz-  und  Zollprivilegien,  Immunitätsgerecht- 
samen und  gerichtlichen  Befugnissen  ausgestattet.  Die  gallischen  National- 
konzilien wurden  mit  den  Eeichstagen  verbunden,  da  die  Könige  sich 
ebenso  zu  geistlicher  wie  weltlicher  Gesetzgebung  befugt  erachteten.  Die 
Bischöfe  gehörten  zu  den  Großen  des  Kelches,  bildeten  oft  die  unmittel- 
baren Berater  der  Krone,  selbst  die  Ernennung  oder  Beaufsichtigung  von 
Grafen  wurde  ihnen  gelegentlich  übertragen,  zuweilen  geradezu  weltliches 
Regiment  in  die  Hand  des  Bischofs  gelegt".  Das  Königsbotenamt  wurde 
in  der  Kegel  von  einem  geistlichen  und  einem  weltlichen  Großen  gemein- 
sam versehen.  Überhaupt  war  es  der  Gedanke  Karls  des  Großen,  unter 
dem  die  Idee  des  theokratischen  Staates  besonders  gepflegt  wurde,  daß 
Bischöfe  und  Grafen  Hand  in  Hand  gehen  und  sich  gegenseitig  unter- 
stützen seilten.  Die  königliche  Kanzlei  war  unter  den  Karolingern  durch- 
weg mit  Geistlichen  besetzt,  welche  mit  kirchlichen  Pfründen  besoldet 
wurden.     Die  Bischöfe  hatten  dem  Könige  gegenüber  die  Verpflichtung 


•  Vgl.  Waitz  3,  437  flF.  und  die  dort  angefahrte  Litteratur. 
^*  Utrecht  umfaßte  salische,  chamavische  und  friesische  Gaue,  Mimigardevort 
(MQnster)  und  Bremen  waren  beide  teils  sächsich,  teils  friesisch.    Dagegen  fiel  die 
Gh-enze  zwischen   den  Diözesen  Köln  und  Trier   mit   der  Grenze   der   Ribuarier 
g^en  die  chatdschen  Franken  zusammen. 

'^  So  vorübergehend  in  Istrien  und  Ghurrfttien. 
R.  SOBBOnEB,  Deatiehe  Beehtsgesohiohte.    3.  Aufl.  10 
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zur  Hoffahrt  und  zum  Gesandtschaftsdienst".  Ein  erhöhtes  Wergeid  gab 
der  Geistlichkeit  in  derselben  Weise  wie  den  königlichen  Beamten  einen 
höheren  Frieden.  Obwohl  die  Karolinger  streng  an  dem  Recht,  die 
Bischöfe  zu  ernennen,  festhielten  und  das  Beichskirchengut  fast  als 
Reichsgut  behandelten,  gelangte  der  Episkopat  doch  allmählich  zu  einer 
derartigen  Selbständigkeit,  daß  er  es  wiederholt  wagen  konnte,  in  den 
Wirren  unter  dem  schwachen  Regimente  Ludwigs  des  Frommen  das  ent- 
scheidende Wort  zu  sprechen^'. 

§  22.    Der  Reichstag. 

BKumiBB,  RG.  2,  §  76.  Waitz  2»,  2  8.  176  ff.  197  ff.  213  ff.  225  ff.  3«,  554  ff.; 
FDG.  13,  489  ff.  W.  SiCKEL,  Mitteil.  d.  öBterr.  Inat.,  Erg.-Bd.  1,  220  ff.  2,  295  ff.; 
Gott  gel.  Anz.  1890,  S.  214  ff.  v.  Daniels,  Handbuch  1,  578  ff.  Dahn,  Könige 
7,  3  S.  515  ff.;  DG.  1,  2  S.  563  ff.  Glasson,  Histoire  2,  319  ff.  Viollet,  Histoire 
1,  199  ff.  FusTEL  DB  CoüLANQES,  MonarcMe  franque  63  ff.  87  ff.  598  ff.  Prou, 
BibliothÄque  de  T^cole  des  hautes  Stades  58,  71  ff. 

Unter  allen  germanischen  Beichen  hat  das  der  Angelsachsen  der 
centralisierenden  Strömung  der  Zeit  am  wenigsten  nachgegeben.  Wie 
die  alten  Volklandskönige  als  ealdormen  unter  den  Königen  der  Hept- 
archie  fortdauerten,  so  behielten  auch  die  Volklandsthinge  als  foVkesmot 
oder  scirgemöt  gewisse  gerichtliche  Funktionen,  nachdem  sie  ihre  politische 
Bedeutung  an  die  Versammlung  der  Großen  des  Beiches  {witenagemöt) 
hatten  abgeben  müssen  ^.  In  den  drei  nordgermanischen  Beichen  standen 
über  den  Herads-  und  Volklandsthingen  als  Gerichts-  und  gesetzgebende 
Versammlungen  die  größeren  Thingverbände  der  Landschaften*;  eine 
Beichsversammlung,  vorzugsweise  für  rein  politische  Angelegenheiten,  gab 
es  nur  in  Dänemark  ^  Bei  den  Langobarden  haben  sich  die  Volklands- 
könige in  dem  Unterkönigtum  der  Herzoge  erhalten;  aber  an  die  Stelle 
der  Volklandsthinge  ist  die  Stammesversammlung  getreten,  während  es 
zu  besonderen  Landschaftsthingen  innerhalb  des  Beichsverbandes  nicht 
gekommen  ist. 

Über  die  fränkischen  Verhältnisse  bis  zu  Chlodovechs  Beichsgrün- 
dung  sind  wir  wenig  unterrichtet,  es  ist  aber  zu  vermuten,  daß,  solange 


*•  Vgl.  W.  SicKEL,  Gott  gel.  Anz.  1890,  S.  229. 
"  Vgl.  Waitz  4,  664  ff.  669  f. 


^  Vgl.  Winkelmann,  Gesch.  d.  Angelsachsen  102  ff.    Schmid,  Ges.  d.  Angels.  595 f. 

*  Bei  den  Norwegern  bestanden  seit  dem  9.  Jahrhundert  die  Landschaften 
Frostuthing  (Drontheim)  mit  acht,  Gulathing  und  EidsiQathing  (Uplönd)  mit  je  drei 
Volklanden;  dazu  kam  im  12.  Jahrhundert  als  vierte  Landschaft  das  Borgarthing. 
In  Schweden  umfaßten  die  Stämme  der  Sviar  und  Gautar  je  sechs  Landschaften. 
Dänemark  zerfiel  in  die  Landschaften  Jiltland,  Seeland  und  Schonen.  Vgl.  K.  Maurer 
bei  HoLTZENDORFF,  Eucyklopädic  ^  351  f.  365.  377.  E.  Lehkann,  Königsfriede  11. 
104  f.  108  f.  166  ff.  173.  178  f.  186.  v.  Amira,  Grundriß"  63  f.  74;  Nordgerm.  ObL-R. 
1,  17.    2,  25. 

•  Vgl.  V.  Ajora,  Grundriß*  54.    Lehmann,  a.  a.  0.  105. 
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Yolklandskönige  sich  behaupteten ,  auch  die  Yolklandsthinge  in  alter 
Weise  fortgedauert  haben.  "^  An  eine  Stammesversamnilung  aller  salischen 
Franken  ist  vor  der  vollen  staatlichen  Einigung  unter  Chlodovech  nicht 
zu  denken,  dagegen  ist  es  in  den  über  den  Bereich  eines  Yolklands- 
Staates  weit  hinausgehenden  Herrschaftsgebieten  Ghlogios,  Chilperichs  und 
CUodovechs  wahrscheinlich  von  vornherein  zu  der  Bildung  von  Landes- 
yeisammlungen  an  Stelle  der  Yolklandsthinge  gekommen.  Eine  solche 
Yersammlung  war  es  wohl,  die  486  nach  Beendigung  des  Krieges  gegen 
Siagrius  zu  Soissons  zur  Beschlußfassung  über  die  Kriegsbeute  und  ein 
Jahr  später  m  campo  Marcio  auf  Chlodovechs  Befehl  zur  Heeresmusterung 
zusammentrat^  Man  kann  diese  Yersammlung,  die  nach  der  Lex  Salica 
jedem  Anwesenden  den  erhöhten  Rechtsschutz  des  dreifachen  Wergeides 
gewährte,  in  der  die  Thunginen  gewählt  wurden  und  Freilassungen  vor- 
genommen werden  konnten^,  nicht  als  Stanmiesversammlung  bezeichnen, 
denn  sie  umfaßte  nur  einen  Teil  des  Stammes  und  später,  nachdem  Chlo- 
dovech sämtliche  Franken  unter  seiner  Herrschaft  vereinigt  hatte,  auch 
die  Angehörigen  anderer  Stämme  und  römische  Provinzialen.  Die  Ver- 
sammlung hatte  jetzt  in  erster  Beihe  keinen  nationalen,  sondern  einen 
territorialen  Charakter,  sie  war  die  Heeresversammlung  des  chlodovechischen 
Beiphes^  Aber  das  versammelte  Heer  war  auch  damals  noch  das  ver- 
sanunelte  Yolk,  und  da  das  Heer  nach  Provinzen  und  Gauen  aufgestellt 
wurde,  so  bestand  die  Heeresversammlung  thatsächlich  aus  einer  Reihe 


*  Der  Bischof  einer  durch  das  siegreiche  Heer  geplünderten  Kirche  rekla- 
mierte bei  dem  Könige  einen  kostbaren  Krag.  Chlodovech  forderte  den  Boten 
des  Bischofs  auf,  ihm  nach  Soissons  zu  folgen,  quia  ibi  cuncta  que  adquisiia  stmt 
fHvidenda  enmt\  wenn  ihm  der  Krag  durch  das  Los  zufallen  sollte  {cum  mihi  vaa 
iäud  8ors  dederif),  werde  er  ihn  dem  Bischöfe  zurückgehen.  Dehinc  adveniens 
Sexoneis,  cuneium  onus  praedae  in  medio  posituiUy  ait  rex:  „Rogo  vosj  o  fortissimi 

proeliatores,  ut  salHm  mihi  vcts  istud extra  partem  concidere  non  abnuatis." 

Nachdem  die  Versammlung  unter  dem  Widerspruche  eines  einzigen,  der  dem 
König  nur  seinen  Losanteil  zuerkennen  wollte  und  zum  Zeichen  der  Beschlagnahme 
seine  Waffe  an  den  Krug  legte,  den  Antrag  des  Königs  genehmigt  hatte,  gab 
dieser  den  Krug  an  den  Bischof  zurück.  Der  Widersprach  des  einzelnen  Mannes 
blieb  unberücksichtigt,  aber  er  blieb  auch  unbestraft,  da  der  Mann  nur  ein  ver- 
&s8ung8mäßiges  Recht,  obwohl  in  einer  den  König  beleidigenden  Weise,  ausgeübt 
hatte.  Dann  heifit  es  weiter  von  Chlodovech:  Trcmsacto  vero  anno  iussit  omnem 
cwn  armoruan  apparaiu  advenvre  falangam,  ostensuram  in  campo  Marcio  horufn 
armorum  nitorem.  Bei  der  Heeresmusterung  war  der  König-Herzog  nicht  wie  im 
Thing  der  primus  inter  pares,  sondern  höchster  Befehlshaber  mit  Gewalt  über 
Leben  und  Tod;  hier  rächte  er  den  ihm  im  Thing  widerfahrenen  Schimpf,  indem 
er  seinen  Beleidiger  wegen  angeblich  gebotswidriger  Bewaffiiung  eigenhändig 
niederschlug.  Gregor,  Hist.  Franc.  2,  27.  —  Von  einer  ribuarischen  Stammesver- 
sammlung  wurde  Chlodovechs  Erhebung  zum  Könige  der  Bibuarier  beschlossen. 
VgL  Gregor.  Tut.,  Hist  Franc.  2,  40. 

«  Vgl.  SoHM  38—50.  65  ff. 

*  In  diesem  Sinne  spricht  Chlodovech  in  seinem  Erlaß  an  die  Bischöfe  nach 
dem  westgotischen  Kriege  (Bobstiüs,  Capitularia  1,  1)  von  omnia  eocerdius  noster 
und  populua  noster. 

10* 
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Yon  Stammesyersammlungen,  wenn  auch  die  einzelnen  Aufgebote  in  den 
meisten  Fällen  keineswegs  YoUzahlig  waren. 

Die  allgemeine  Heeresversammlung  fand  schon  unter  Chlodovech  im 
März  statt  und  wurde  deshalb  als  das  Märzfeld  [Campus  MarHus)  be- 
zeichnet. Mögen  Erwägungen  militärischer  Zweckmäßigkeit  dabei  mit- 
gewirkt haben,  jedenfalls  beruhte  das  Märzfeld  auf  altgermanischem 
Brauche,  der  sich  auch  bei  den  Langobarden  erhalten  hatte  ^  und  an  die 
übliche  Zeit  der  alten  Yolklandsthinge  anknüpfen  mochte^.  Während 
Childebert  11.  das  Märzfeld  noch  in  den  letzten  Jahren  seiner  Regierung 
regelmäßig  abhielt^,  ist  es  in  Neustrien  und  Burgund  früh  außer  Gebrauch 
gekommen.  Dagegen  hielt  es  sich,  nach  Ausbildung  der  Stammesherzog- 
tümer, in  den  austrasischen  Landen  als  Stammesversammlung^^,  bis  es 
von  den  amulfingischen  Hausmeiem  wieder  für  das  ganze  Reich  ins 
Leben  gerufen  wurde".  Unter  Pippin,  der  die  Versammlung  auf  den 
Mai  verlegte,  erhielt  das  alte  Märzfeld  den  Namen  Maifeld  {Campus 
Madiusy  Mafftscampus),  den  es  auch  unter  Karl  dem  Großen  beibehielt, 
obwohl  dieser  die  Versanmilung  häufig  erst  zu  den  Sommermonaten 
berief^^  Unter  Ludwig  dem  Frommen  hörte,  obgleich  derselbe  zahl- 
reiche Reichsversammlungen  abhielt,  jede  Regelmäßigkeit  auf,  und  der 
alte  Name  kam  außer  Gebrauch. 

Außer  den  Heeresversammlungen  sind  die  Synoden  der  Bischöfe  von 
hervorrc^endem  Einfluß  auf  die  Ausbildung  des  fränkischen  Reichstags 
gewesen  ^^.  Die  Nationalkonzilien  des  fränkischen  Reiches  wurden  regel- 
mäßig durch  den  König  berufen^*.  Die  Anwesenheit  von  Laien  bei  den- 
selben kam  erst  im  Laufe  des  7.  Jahrhunderts  auf,  der  kirchliche  Cha- 
rakter der  Versammlungen  wurde  aber  dadurch  nicht  verändert,  indem 
der  König  und  die  mit  ihm  erschienenen  Großen  nur  Zuhörer  oder  Be- 
rater, aber  nicht  mitstimmende  Teilnehmer  waren;  die  Verhandlungen 
wurden  nicht  von  ihnen,  sondern  nur  von  den  Bischöfen  unterschrieben. 
Es  gab  keine  concilia  mixta  wie  bei  den  Westgoten.    Den  Vorsitz  hatte 

^  Die  Gesetze  Liutprands  und  seiner  Nachfolger  sind  sämtlich  vom  1.  März 
datiert.     Vgl.  Heqel,  Gesch.  d.  Städteverfassong  von  Italien  1,  449. 

^  Vgl.  S.  22.  Auch  die  Darbringung  der  Geschenke  an  den  König  auf  dem 
Märzfelde  entsprach  ganz  dem  alten  Brauche.     Vgl.  Waftz  2,  2  S.  245.  249.  3,  556. 

»  Vgl.  §  32,  Anm.  24. 

10  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  178-182.  226  ff.    Brunner,  RG.  2,  129. 

1»  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  227.    3,  558. 

"  Vgl.  Waitz  8,  561  f.  Die  Verlegung  auf  den  Mai  hat  zuerst  im  Jahre  755 
stattgefunden,  und  zwar  aus  militärischen  Gründen,  weil  der  vor  dem  1.  Mai  auf 
den  Feldern  und  Wiesen  herrschende  Futtermangel  die  Versammlung  größerer 
Reitermassen  unmöglich  machte.    Vgl.  Brünner,  ZRG.  21,  12  (Forschungen  50). 

*•  Vgl.  LöNiNO,  Kirchenrecht  der  Merowinger  130 — 156.  Dahn,  Könige  7,  3 
S.  319  ff.    Weyl,  Staatskirchenrecht  der  Merowinger  16  ff. 

"  Das  erste  war  das  von  Chlodovech  kurze  Zeit  vor  seinem  Tode  berufene 
Konzil  zu  Orleans  von  511.  Bis  gegen  Mitte  des  7.  Jahrhunderts  wurde  trotz  der 
Reichsteilungen  an  den  gemeinsamen  Konzilien  festgehalten,  später  gab  es  nur  noch 
solche  der  Teilreiche.    Vgl.  MG.  Leg.  Sectio  III.,  Concilia  I.  1883. 
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regelmäßig  einer  der  Metropoliten.  Die  Beschlüsse  bedurften  der  Ge- 
nehmigung des  Königs  ^^  Bei  der  einflußreichen  Stellung  der  Bischöfe 
im  fränkischen  Beich  wurden  ihre  Zusammenkünfte  seitens  der  Könige 
gern  benutzt,  um  mit  Zuziehung  der  weltlichen  Großen  wichtige  politische 
Angelegenheiten  zur  Beratung  zu  bringen.  Man  knüpfte  deshalb  diese 
Notabelnversammlungen,  die  in  Neustrien  seit  Mitte  des  6.  Jahrhunderts 
das  Märzfeld  ersetzten ,  in  der  Kegel  an  die  Landeskonzilien  an,  denen 
man  sie  vorangehen  oder  unmittelbar  folgen  ließ.  Unter  den  Karo- 
Ungern  wurde  es  üblich,  regelmäßig  eine  derartige  Versammlung  mit 
dem  Maifelde  zu  verbinden,  zur  Vorbereitung  der  hier  zu  verhandelnden 
Gegenstände  aber  eine  engere  Herbstversammlung,  zu  welcher  nur  ver- 
trautere Berater  aus  den  geistlichen  und  weltlichen  Großen  entboten 
wurden,  zu  berufen^*. 

Während  die  Herbstversammlung  nur  den  Charakter  eines  Staatsrates 
trug,  erschien  das  Maifeld  als  wirklicher  Keichstag  {generalis  conventusy 
coneiUumj  placitum,  st/nodus,  synodalis  convenius)  ^^,  der  einesteils  als  Heer- 
schau zu  dienen  pflegte,  anderenteils  zur  Erledigung  der  verschiedensten 
politischen  Angelegenheiten,  zu  Akten  der  Gesetzgebung  und  zu  hof- 
gerichtlichen Entscheidungen  benutzt  wurde.  Rein  kirchliche  Sachen  er- 
ledigten die  Bischöfe  unter  sich  als  KonziP^. 

Zu  einer  festen  Form  sind  die  Reichstagsverhältnisse  im  fränkischen 
Reiche  nicht  gelangt.  Der  Versammlungsort  war  unbestimmt,  in  der 
Regel  eine  der  königlichen  Pfalzen.  Ludwig  begünstigte  möglichst  die 
Abwechselung  zwischen  den  verschiedenen  Teilen  des  Reiches.  Nicht 
selten  wurde  die  Reichsversammlung  bei  Beginn  eines  Krieges,  zuweilen 
auch  erst  auf  der  Heer&hrt  selbst  abgehalten.  Eine  bestimmte  Reichs- 
standschaft gab  es  nicht.  Jeder  vom  König  berufene  Beamte  oder  Vassall 
hatte  die  Pflicht,  dem  Gebote  Folge  zu  leisten.  Zum  Maifeld  wurden 
r^elmäßig  alle  geistlichen  und  weltlichen  Großen  des  Reiches,  mit  Ein- 
schluß der  Kronvassallen,  entboten. 

Lag  der  Schwerpunkt  der  Volksversanunlungen  schon  in  der  ger- 
manischen Zeit  mehr  bei  den  Fürsten  und  Ältesten  als  bei  dem  Volke 
selbst,  so  traten  in  unserer  Periode  die  Großen  durchaus  in  den  Vorder- 
grund, namentlich  seit  die  Ausdehnung  des  Reiches  und  die  vielfache 
Inanspruchnahme  einzelner  Provinzen  durch  Grenzkriege  die  Berufung 
des  ganzen  Heeres  immer  schwieriger  machten.    In  Neustrien  galten  die 


*^  Zuweilen  dienten  KoncilbeschlüBse  als  Grundlage  fUr  den  Reichstag.  So 
entsprach  das  Edikt  Chlothars  II.  von  614  den  Beschlüssen  eines  voraufgegangenen 
Pariser  Konzils,  die,  aUerdings  mit  bedeutenden  Änderungen,  Aufnahme  in  das 
Gesetz  fanden. 

"  Vgl.  Hincmarus,  De  ordine  palatii  c.  29—36. 

^'  Andere  Bezeichniugen  waren  ahd.  spräßtha,  colloqutum.  Vgl.  Frensdorff, 
Becht  und  Bede  446  f. 

^  Auch  sonst  schied  sich  der  Reichstag  hei  seinen  Beratungen  in  der  Begel 
in  eine  geistliche  und  eine  weltliche  Kurie.    Vgl.  Hincmarus  c.  35. 
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Großen  während  der  Zeit,  wo  das  Märzfeld  außer  Übung  gekommen  war, 
geradezu  als  die  Vertreter  des  Volkes,  aber  auch  in  Austrasien  beschränkte 
sich  die  Mitwirkung  des  Heeres  darauf,  daß  demselben  besonders  wich- 
tige Beschlüsse,  wie  über  Königswahlen,  Reichsteilungen,  Krieg  und  Frieden 
und  Akte  volksrechtlicher  Gesetzgebung,  mitgeteilt  und  von  ihm  mit  alt- 
herkömmlichen Beifallsbezeugungen  zum  Zeichen  der  „Folge"  oder  „Voll- 
bort" entgegengenommen  wurden  ^^. 

Unter  den  Karolingern  wurden  alle  Vorlagen,  die  regelmäßig  vom 
König  ausgingen,  abgesehen  von  der  etwaigen  Vorbereitung  in  der  vor- 
aufgegangenen Herbstversammlung,  zunächst  von  dem  Könige  mit  einem 
Ausschuß  hervorragender  Mitglieder  des  Reichstages  durchberaten  und 
sodann,  wenn  sie  hier  nicht  gleich  erledigt  werden  konnten,  vor  die  Ge- 
samtheit der  Großen  gebracht. 

Regelmäßig  fand  eine  förmliche  Verabschiedung  des  Reichstages 
durch  den  König  statt.  Die  Beschlüsse  wurden  aufgezeichnet,  zuweilen 
auch  von  den  Anwesenden  unterschrieben.  Über  kirchliche  Angelegen- 
heiten wurden  in  der  Regel  besondere  Aktenstücke  ausgefertigt,  nicht 
selten  hat  man  aber  auch  alles  in  einer  Akte  verbunden.  Wegen  ihrer 
Einteilung  in  Kapitel  wurden  die  Aktenstücke  der  karolingischen  Reichs- 
tage capüula  oder  capitularia  genannt.  In  der  merowingischen  Zeit  fehlte 
es  an  einer  einheitlichen  Bezeichnung, 

Eine  bestimmte  Zuständigkeit  gab  es,  abgesehen  von  den  Fällen  der 
volksrechtlichen  Gesetzgebung,  für  den  Reichstag  nicht,  aber  es  war 
üblich,  daß  der  König  keine  wichtigeren  Beschlüsse  ohne  die  Großen 
faßte;  doch  hat  erst  Ludwig  der  Fromme  in  dieser  Beziehung  ein  aus- 
drückliches Versprechen  gegeben*^.  Soweit  der  König  sich  innerhalb 
seines  Bannrechts  hielt,  war  er  rechtlich  an  die  Beschlüsse  des  Reichs- 
tags nicht  gebunden,  derselbe  hatte  ihn  nur  zu  beraten,  seine  Beschlüsse 
waren  Gutachten  ohne  zwingende  Bedeutung.  Aber  nicht  leicht  mochte 
sich  der  König  mit  einer  entschiedenen  Mehrheit  der  Großen  in  Wider- 
spruch setzen.  Die  geringe  Gewöhnung  an  unbedingten  Gehorsam  und 
die  Neigung  zu  Abfall  und  Empörung  war  eine  nicht  zu  unterschätzende 
Gewähr  gegen  den  Mißbrauch  der  königlichen  Rechte. 

§  23.    Das  Heerwesen. 

Brunnbb,  RG.  2,  §  87;  Der  Reiterdienst  und  die  Anfänge  des  Lehnwesens,  ZRG. 
21,  1  ff.  (Forsch.  89  ff.).  Roth,  Beneficialwesen  169  ff.  302  ff.;  Feudalitfit  232  ff.  318  ff. 
Waitz  2»,  2  S.  205  ff.    4«,  581  ff.    v.  Sybel,  Königtum  396  ff.     Boretiüs,  Beiträge 


"  Vgl.  Waitz  3,  697  f.  Schröder,  Eist.  Zeitschr.  79,  230.  Die  feierliche 
Vollhortserteilung  durch  Zusammenschlagen  der  Waffen  (S.  24)  kam  nur  noch  in 
Ausnahmefftllen  vor  (vgl.  Ed.  Roth.  386).  Dafür  scheint  das  Erheben  der  Hftnde 
unter  Beifallsrufen  in  Gebrauch  gekommen  zu  sein.  Vgl.  Widukind,'  Res  gestae 
Saxonicae  1,  26.    2,  1. 

««  Vgl.  Waitz  3,  596. 
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sur  Capitularieakritik  71—169.  y.  Daniels,  Handbuch  1,  408  ff.  Baldamus,  Das 
Heerwesen  unter  den  spftteren  Karolingern ,  1879  (Gibrkb,  Untersuchungen  4). 
Kaufmann,  Deutsche  Geschichte  2,  212 ff  870 ff.  Dahn,  Könige  7,  2  8.  251  ff«; 
DG.  1,  2  S.  680  ff.  Abnold,  Deutsche  Geschichte  2,  2  S.  94  ff.  Gierks,  Genossen- 
schaffcBrecl't  1,  105  f.  W.  Sigkel,  Zur  Geschichte  des  Bannes  3  ff.;  Gott.  gel.  Anz. 
1890,  S.  'i:46  ff.  590  ff.  Pbenzbl,  Beitr.  z.  Gesch.  der  Kriegsverfassung  unter  den 
Karolingern  I.  1887.  Wiffebmann,  Der  Aufgebotsbrief  an  Abt  Fulrad,  Attendomer 
Progr.  1886.  Post,  Das  Fodrum,  Straßb.  1880.  Boütasio,  Institutions  militaires 
de  la  France,  1863.  Glasson,  Histoire  2,  892  ff.  496  ff.  Yiollet,  Histoire  1,  436  ff. 
FüSTEL  de  Coulanoes,  Monarchie  franque  288  ff. 

Die  Heerrerfassung  des  fränkischen  Reiches  unterscheidet  sich  von 
derjenigen  der  meisten  übrigen  germanischen  Staaten  auf  römischem 
Boden  dadurch,  daß  sie  schon  unter  Ghlodovechs  Söhnen  die  allgemeine 
Wehrpflicht  auch  auf  die  römischen  Frovinzialen  ausdehnte,  obwohl  diese 
durch  die  Söldnerwirtschaft  des  sinkenden  römischen  Reiches  dem  kriege- 
rischen Leben  fast  gänzlich  entfremdet  waren  ^  Die  Wehrpflicht  gestaltete 
sich  demnach  im  fränkischen  Reiche  schon  früh  zu  einer  allgemeinen 
staatlichen  ünterthanenpflicht*.  Nicht  der  Empfang  von  Krongütem,  wie 
früher  eine  jetzt  allgemein  aufgegebene  Ansicht  annahm,  auch  nicht  der 
Grundbesitz  des  einzelnen,  wie  von  Waitz  angenommen  wurde,  war  das 
verpflichtende  Moment,  sondern  die  ünterthanenpflicht  schlechthin  oder, 
nach  der  unter  Karl  dem  Großen  maßgebend  gewordenen  Auffassung,  der 
allgemeine  Kdelitätseid,  den  jeder  über  zwölf  Jahre  alte  Freie  ohne  Rück- 
sicht auf  Stand  und  Yermögen  dem  Könige  zu  leisten  hattet  In  dieser 
Beziehung  bestand  zwischen  der  Zeit  der  Merowinger  und  der  Karolinger 
kein  Unterschied;  auch  darin  nicht,  daß  Priester  und  Mönche,  obwohl  sie 
ebenfalls  den  TJnterthaneneid  zu  leisten  hatten*,  für  ihre  Person  von  der 
Wehrpflicht  befreit  waren  ^. 

Das  Aufgebot  zur  Heerfahrt  {bannitio  in  hostem)  war  ein  ausschließ- 
liches Kronrecht,  das  jedoch  in  der  Zeit  des  Verfalles  auch  von  den 
Stammesherzogen  ausgeübt  wurde.  Die  Verkündigung  des  Heerbannes 
erfolgte  unter  den  Merowingem  in  der  Regel  durch  die  ordentlichen 
Beamten,  unter  den   Karolingern  durch  Königsboten  oder  Königsbriefe. 


'  Daß  die  Heranziehung  der  Römer  zum  Kriegsdienst  nicht  schon  unter 
Chlodovech  selbst  erfolgt  ist,  hat  erst  Brunkeb,  RG.  1,  802,  bemerkt 

*  Hauptsachlich  nachgewiesen  von  Roth. 

■  Vgl.  S.  109.  BoBETiüB,  a.  a.  0.  109.  IST.  142.  Unfreie  und  Hörige  unter- 
lagen der  staatlichen  Wehrpflicht  nicht,  waren  aber  in  manchen  Gegenden  land- 
folgepflichtig,  auch  konnten  sie  ihren  zum  Heere  aufgebotenen  Herrn  als  Diener 
begleiten.    Vgl.  Siokbl,  Westd.  Zeitschr.  16,  49;  Gott.  gel.  Anz.  1896,  S.  289  ff. 

*  Vgl.  LÖNiNG,  G«sch.  d.  deutsch.  Kirchenrechts  2,  311. 

*  Vgl  ebd.  311  f.  Baldamus,  a.  a.  0.  16.  Wbyl,  Staatskirchenrecht  d.  Merow. 
39  £  Ebendaher  das  Erfordernis  königlicher  Genehmigung  für  den  Eintritt  in  den 
geistlichen  Stand.  Vgl.  §  21  n.  8.  Gap.  miss.  von  805,  U.  c.  15  (Bobetivs  1,  125). 
Watez  4,  692  f.  Die  Befreiung  fiel  fort,  wenn  ein  Geistlicher  rein  weltlichen 
Geschftften  oblag.  Bischöfe  und  Äbte  waren  als  Senioren  ihrer  Hintersassen  stets 
auch  persönlich  zum  Kriegsdienst  verpflichtet.  Vgl.  Waitz  4,  593  ff.  Bbvnnbb, 
RG.  2,  214  f. 
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Wer  dem  Aufgebot  ohne  echte  Not  keine  Folge  leistete,  verfiel  der  Strafe 
des  Königsbannes,  der  in  dieser  Beziehung  auch  „Heerbann"  genannt 
wurde®.  Entweichen  aus  dem  versammelten  Heere  (herisKz)  wurde  als 
todeswürdiger  Hochverrat  betrachtet,  und  dasselbe  galt  in  der  Regel  von 
der  Verweigerung  der  Landfolge  ^  Das  Aufgebot  zur  „Landfolge"  oder 
„Landwehr",  zur  Abwehr  feindlicher  Einfalle  oder  Unterdrückung  land- 
firiedensbrecherischer  Unternehmungen,  stand  gegebenenfalls  au«h  Her- 
zogen, Markgrafen  und  Grafen  zu®.  Zur  Folge  waren  hier  alle  Ein- 
wohner ohne  Ausnahme,  auch  die  von  der  Heerfahrt  befreiten  Geistlichen, 
verpflichtet  •. 

Die  von  den  Vorfahren  überkommene  Sitte,  alljährlich  im  Frühjahr 
eine  allgemeine  Heerschau  abzuhalten,  als  Märzfeld,  unter  Pippin  und 
Karl  dem  Großen  als  Maifeld,  wurde  schon  bei  anderer  Gelegenheit 
(S.  148)  berührt.  Selbstverständlich  war  der  König  auch  zu  anderen 
Zeiten  befugt,  das  Heer  zusammentreten  zu  lassen.  Erst  das  versammelte 
Heer  vermochte  in  altgermanischer  Weise,  auch  gegenüber  dem  mächtigsten 
Einzelwillen,  dem  Willen  der  Gesamtheit  Geltung  zu  verschaffen^®. 

Bei  der  Ausdehnung  des  Reiches  war  ein  Gesamtaufgebot  aller 
Waffenpflichtigen  kaum  jemals,  weder  zum  März-  oder  Maifeld  noch  in 
außerordentlichen  Fällen,  notwendig  oder  auch  nur  durchführbar.  Immer 
mußten  die  für  die  Wahrung  der  öffentlichen  Ordnung,  und  die  Be- 
stellung des  Bodens  unentbehrlichen  Kräfte  zurückgelassen  werden.  Auch 
sonst  richtete  sich  alles  nach  dem  Bedürfnis  der  Gesamtheit  und  der 
Lage  der  einzelnen  Provinzen.  Waren  einzelne  Teile  des  Reiches  in 
Grenzkriege  verwickelt  oder  von  solchen  bedroht,  so  konnten  ihre  Mann- 
schaften nicht  zu  Feldzügen  in  die  Ferne  verwendet  werden.  Die  bessere 
Marschbereitschaft  des  Heeres  erforderte  regelmäßig  eine  stärkere  Heran- 
ziehung der  dem  Kriegsschauplatze  zunächst  gelegenen  Landesteile, 
während  die  entfernteren  geschont  werden  konnten.  Oft  mußten  auch 
Mißwachs  oder  Verheerungen  durch  Feindes-  oder  Naturgewalt  den  Anlaß 
geben,  einzelne  Gegenden  in  der  Ausbeutung  ihrer  Wehrkraft  schonender 
zu  behandeln,  auch  konnte  die  Lage  des  Einzelnen  eine  besondere  Berück- 
sichtigung erheischen.  Über  alles  dieses  entschied,  wie  ehedem  das 
Landesthing,  so  jetzt  der  König.  Aus  der  Zeit  der  Karolinger  besitzen 
wir  eine  Reihe  von  Erlassen,  die  man  früher  für  organisatorische  Gesetze 
gehalten  und   als  die  Grundlage  einer  neuen  Ordnung  des  Heerwesens 

^  Vgl.  S.  114.  Waitz  2,  2  S.  280.  Der  Gebrauch,  das  versammelte  Heer 
selbst  als  „Heerbann*^  zu  bezeichnen,  kommt  nicht  vor  dem  13.  Jahrhundert  vor, 
doch  kennt  schon  die  Karolingerzeit  die  Bezeichnung  des  Heeres  als  liOsHs  bannittu. 
Vgl.  Waitz  4,  548.  Über  die  zweifelhafte  Bedeutung  der  sog.  scaf liegt  vgl.  ebd. 
4,  551.     SoHM  396. 

'  Vgl.  BruniwRjEG.  2,  215,     Waitz  3,  309.    4,  581  f. 

^  Das  Wort  lantweri  ist  schon  im  9.  Jahrhundert  in  dieser  Bedeutung  be- 
«eugt.    Vgl.  Waitz  4,  574.    Grimm,  DWB.  6,  150. 

'  Vgl.  Anm.  3.    Baldamüs,  a.  a.  0.  51  ff. 
"  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  206  f. 
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angesehen  hat;  durch  die  Untersachungen  von  Bobetius  ist  festgestellt, 
daß  wir  es  nur  mit  Einzelmaßregeln  für  gegebene  Fälle,  Mobilmachungs- 
plänen  für  bestimmte  Heerfahrten,  zu  thun  haben,  denen  jeder  prin- 
zipielle Charakter  abgeht,  wenn  sie  auch  gewisse  gemeinsame  Züge,  die 
sich  gewohnheitsrechtlich  ausgebildet  haben  mochten,  erkennen  lassen. 
Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  in  derselben  Weise  schon  die  Mero- 
winger  verfahren  sind.  Auch  in  der  Art,  wie  die  Wehrpflicht  der  Unter- 
thanen  ausgebeutet  wurde,  besteht  zwischen  der  Merowinger-  und  Karo- 
lingerzeit kein  prinzipieller  Unterschied,  nur  blieb  früher  die  Berück- 
sichtigung der  Einzelinteressen  wohl  in  höherem  Orade  der  Beurteilung 
der  lokalen  Behörden  überlassen,  während  die  Karolinger  diesen  nur  in 
beschränktem  Maße  das  Becht,  einzelne  Wehrpflichtige  für  unabkömmlich 
zu  erklären,  zugestanden  haben;  alles  Wesentliche  wurde  durch  könig- 
liche Verordnungen  festgesetzt,  deren  Durchführung  zwar  Sache  der 
Grafen  war,  aber  der  Aufsicht  der  Königsboten  unterlag. 

Schon  unter  den  Merowingern  ist  es  zuweilen  vorgekommen,  daß 
ein  einzelner  Haushalt  nur  einen  Mann  zu  stellen  brauchte,  so  daß  ein 
Familienmitglied  an  Stelle  des  anderen  ausziehen  konnte ^^  Einzelnen 
Kirchen  wurde  die  Gunst  zu  teil,  daß  ihre  bäuerlichen  Hintersassen  regel- 
mäßig daheim  gelassen  wurden;  wenn  dann  ein  späterer  König  auch  hier 
den  Heerbann  geltend  machte,  so  wurde  das  als  eine  Verletzung  alter 
Gewohnheiten  übel  empfunden". 

Unter  den  Karolingern  traf  der  König  seine  Bestimmungen,  sowohl 
hinsichtlich  der  Verteilung  der  Gestellungspflicht  wie  in  betreff  der  von 
dem  einzelnen  Wehrmann  zu  beschaffenden  Waffenrüstung  (da  der  Staat 
ktdne  Waffen  stellte),  regelmäßig  nach  dem  Maßstabe  des  Vermögens, 
wobei  in  den  austrasischen  Gegenden  mit  reiner  Naturalwirtschaft  aus- 
schließlich die  Grundbesitzverhältnisse  berücksichtigt  wurden",  während 
die  höhere  Kultur  Neustriens  und  namentlich  Italiens  es  ermöglichte, 
auch  die  Verhältnisse  des  beweglichen  Vermögens  in  Betracht  zu  ziehen. 
Unter  Ludwig  dem  Frommen,  vielleicht  schon  unter  Karl,  wurde  die 
Herstellung  von  Stammrollen  angeordnet,  in  denen  die  Wehrpflichtigen 
nach  Vermögensklassen  verzeichnet  wurden^*.  Bei  den  einzelnen  Auf- 
geboten wurde  in  der  Regel  eine  bestimmte  Vermögenseinheit  festgesetzt; 


"  Vgl  Watpz  2,  2  8.  212  Note,  der  hierin  den  Beweia  findet,  daß  die  Wehr- 
pflicht anf  dem  Grundbesitz  geruht  habe.    Vgl.  BsoNinEB  2,  203. 

"  Vgl.  §  17  Anm.  51. 

^*  Darauf  allein  stützen  sich  die  Ausführungen  von  Waitz,  durch  welche  der 
dingliche  Charakter  der  Wehrpflicht  erwiesen  werden  soll.  Übrigens  macht  Waitz, 
4,  584  n.,  selbst  darauf  aufinerksam,  daß  wenigstens  in  Italien  die  im  Hause  des 
Vaters  lebenden  Söhne  mit  ausziehen  mußten:  Quod  si  plures  fUioa  habuerit,  uH- 
Uore»  Ofnnea  perganiy  tantum  unus  remaneai  qui  muHltor  fuerit  Die  Bestimmung 
ist  zwar  ent  von  866,  aber  um  so  entscheidender,  als  das  alte  Prinzip  der  all- 
gemeinen persdnlichen  Wehrpflicht  je  Iftnger  je  mehr  durch  den  zunehmenden 
Feudalismus  beeinträchtigt  wurde.    Vgl.  Boretius-Ebause,  Capitularia  2,  95. 

>^  Vgl.  Waitz  4,  572  f.    Borbtius,  a.  a.  O.  127  f. 
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wer  diese  besaß,  hatte  personlich  mit  der  vorgeschriebenen  Ausrüstung 
zu  erscheinen,  während  alle  übrigen,  auf  Grundlage  jener  Vermögens- 
einheit zu  Gruppen  vereinigt,  je  einen  Mann  stellten,  der  von  seinen 
Genossen  durch  einen  bestimmten  Beitrag  (adiutarvum)  unterstützt  werden 
mußte.  Dabei  wurde  es  mehr  und  mehr  üblich,  daß  die  Grafen  und 
Senioren  ihrerseits  für  den  Stellvertreter  (oft  wohl  aus  der  Reihe  ihres 
unfreien  Kriegsgesindes)  sorgten  und  dafür  die  Beisteuer  für  eigene  Rech- 
nung erhoben  ^^  Brückenbau  sowie  Wache  und  Patrouillendienste  (wacta, 
warda)  wurden  als  gemeine  XJnterthanenlasten  behandelt,  für  welche  die 
in  den  Heerbannplänen  aufgestellten  Unterschiede  nicht  in  Betracht  kamen. 

Während  in  allem  bisherigen  eine  prinzipielle  "Übereinstimmung  des 
merowingischen  und  karolingischen  Heerwesens  hervortritt,  haben  sich  in 
anderer  Richtung  Gegensätze  von  entscheidender  Bedeutung  geltend 
gemacht.  Bis  gegen  die  Mitte  des  7.  Jahrhunderts  trug  das  Heer  einen 
durchaus  einheitlichen  und  staatlichen  Charakter.  Der  König  erließ  den 
Befehl  zum  Zusammentritt  des  Heeres  an  seine  Beamten,  die  denselben 
in  ihren  Bezirken  verkündigten,  an  der  Spitze  ihrer  Mannschaften  aus- 
zogen und  von  den  ohne  Entschuldigung  Ausgebliebenen  den  Heerbann 
eintrieben.  Unter  dem  von  seinem  Gefolge  {trustis  regis)  umgebenen 
Könige  oder  einem  von  ihm  ernannten  Oberfeldherm  standen  die  einzelnen 
Truppenteile  entsprechend  der  staatlichen  Gliederung  nach  Hundertschaften, 
Gauen  und  Herzogsbezirken  unter  ihren  Centenarien,  Grafen  und  Her- 
zogen, nur  die  Vorgesetzten  {decani)  der  dem  römischen  Heerwesen  ent- 
lehnten Zehntschaften  {coniubemia),  die  etwa  unseren  Korporalschaften  ent- 
sprechen mochten,  bekleideten  eine  ausschließlich  militärische  Stellung ^^ 
Das  Heer  selbst  bestand,  abgesehen  von  den  stets  berittenen  Antrustionen, 
fest  nur  aus  Fußtruppen,  die  ausschließlich  mit  Schwert,  Schild  und 
Streitaxt  [frandsca)  bewaflfhet  waren  und  in  altgermanischer  Weise  in  keil- 
förmigen Kolonnen  [cunei)  aufgestellt  wurden^'.  Größere  Reiterscharen 
kamen  nicht  mehr  vor,  auch  das  mit  Reitern  gemischte  Vortreflfen  der 
„Hundert"  (S.  37)  war  außer  Übung  gekommen^®. 

Erst  die  Kämpfe  mit  den  rossegewandten  Mauren  führten  zunächst 
bei  den  Westgoten  und  Aquitaniem,  seit  Karl  Martell  in  zunehmendem 
Maße  in  dem  ganzen  fränkischen  Heere,  wenn  auch  vorerst  mit  größerem 
Erfolge  nur  in  Westfranken,  zu  einer  veränderten  militärischen  Taktik, 
welche  den  Schwerpunkt  des  Heeres  in  die  Reiterei  verlegte.  Die  Um- 
wandlung des  Märzfeldes  in  ein  Maifeld  seit  755  (S.  148)  läßt  erkennen, 
daß  das  Frankenheer  schon  damals  eine  zahlreiche  Reiterei  umfaßte, 
welche  die  Abhaltung  der  regelmäßigen   Heerschau  in   der  futterarmen 

"  Vgl.  Beunnee,  RG.  2,  206  f. 

"  Vgl.  Waitz  1,  488  ff.  2,  2  S.  212.  Über  fränkische  und  baieiiache  Dekane 
vgl.  W.  SiCKEL,  Beitr.  z.  deutsch.  Verf.-Gesch.  (S.  103)  546  ff.,  über  baierische  Cen- 
tenarien im  Heere  ebd.  515. 

"  Vgl.  Prokop,  Bell.  Goticum  2,  c.  25. 

^»  Vgl.  BEmnrEB,  ZRG.  21,  2  ff.,  Forsch.  41  ff. 
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Zeit  des  März  nnthunlich  erscheinen  ließ.  Die  Veränderung  der  Heeres- 
verfaasung  hat  zur  Ausbildung  des  Lehnswesens  gefuhrt  und  kann  nur  im 
Zusammenhange  mit  diesem  zur  Darstellung  gebracht  werden.  Seinerseits 
führte  das  Lehnswesen  zu  einer  Durchbrechung  der  staatlichen  Ordnung 
im  Heere,  indem  die  einzelnen  Senioren  mit  ihren  Vassalien  besondere 
Heereskörper  bildeten,  denen  bald  auch  die  nichtritterlichen  Hintersassen 
der  Senioren  eingefügt  wurden.  Nur  wer  sein  eigener  Herr  war,  diente 
noch  unter  seinem  Grafen  unter  königlichem  Banner;  wer  von  einem 
Lehnsherrn  oder  Grundherrn  abhing,  folgte  diesem  ins  Feld,  er  hatte 
seinen  eigenen  Bannerherm  und  erschien  im  Heere  des  Königs  nur  als 
mittelbarer  Unterthan.  Der  König  erließ  das  Aufgebot  nicht  mehr  aus- 
schließlich an  seine  Beamt'Cn,  sondern  es  erging  gleichzeitig  an  die  Grafen, 
um  es  den  unmittelbaren  Unterthanen,  und  an  die  Senioren,  um  es  ihren 
Vassalien  und  Hintersassen  zu  verkündigen.  Die  Senioren  hafteten  für 
die  Strafe  des  Heerbannes,  wenn  ihre  Leute  sich  dem  Dienste  entzogen. 
Für  die  Gruppen  der  ärmeren  Heerpflichtigen  übernahmen  ihre  Senioren 
die  Beschaffung  der  Stellvertreter  und  erhoben  dafür  die  von  den  Wehr- 
pflichtigen zu  zahlende  Beisteuer. 
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Brumitbb,  RG.  2,  207  ff.  242  —  274;  Der  Reiterdienst  und  die  Anf&nge  dea 
Lehnsweseos  (Forschungen  39  ff.  ZRG.  21 ,  1  ffOi  Zur  Geschichte  des  Gefolgswesens 
(ZRG.  22,  210  ff.  Forschungen  75  ff.);  Landschenkungen  der  Merowinger  und  der 
Agilolfinger  (Berl.  SB.  52,  1173  ff.  Forschungen  1  ff.);  Mithio  und  sperantes,  i.  d. 
BerL  Jurist  Abh.  für  G.  Beseler,  1884.  Roth,  Geschichte  des  Beneficialwesens, 
1850;  Feudalitfit  und  Unterthanen  verband,  1863;  Die  Säkularisation  des  Kirchen- 
gates unter  den  Karolingern,  Münchener  histor.  Jahrbuch  1,  275 ff.  Waitz,  VG. 
2»,  1  S.  293  ff.  3*,  14  ff.  36  ff.  4«,  176  ff.  362  ff.  596 ff.  610.  637  f.;  Über  die  Anfänge 
der  Vassallität,  1856  (Abhandl.  z.  VG.  178  ff.  Abh.  d.  Gott.  Ges.  d.  W.  7);  Ab- 
handlungen z.  VG.  301  ff.  318  ff.  W.  SiCKEL,  Westd.  Zeitschr.  15,  153  ff.  Viollbt, 
Histoire  1,  419 ff.;  Hist  du  droit  civil  626 ff.  Glassok,  Histoire  2,  588 ff.  Füstel 
DB  GouLANOES,  Les  origiues  du  syst,  f^odal  (Hist.  des  inst  polit.  IV.  1890).  Flach, 
Les  origines  de  Tancienne  France  1,  83  ff.  117  ff.  2,  491  ff.  Esmein,  N.  Revue  1894, 
S.  523  ff.  Menzel,  Entstehung  des  Lehnswesens,  1890.  v.  Daniels,  Handbuch 
1,  499  ff.  511  ff.  GiEBSE,  Genossenschaftsrecht  1,  107  ff.  124  ff.  Abnold,  Deutsche 
Geschichte  2,  2  S.  112  ff.  Dahn,  Könige  7,  1  S.  206  ff;  Deutsche  Geschichte  1,  2 
S.  499  ffl  Kaupmaiw,  Deutsche  Geschichte  2,  215 ff.  262  ff.;  Entstehung  der  Vas- 
sallität, Jahrbucher  f.  Nat.-Ökon.  u.  Statistik  23,  105  ff.;  Die  Säkularisation  des 
Kirchengutes  durch  die  Söhne  Karl  Martells,  ebd.  22,  73  ff.  Laufbeoht,  Deutsche 
Geschichte  2,  97  ff.  102  ff.  Gabsonvet,  La  recommandation  et  les  b^n^fices  ä 
r^poque  franque,  N.  Revue  2,  443  ff.  Vakdebkikdebe  ,  Introduction  218  ff.  Dove, 
i  d.  Realencyklopädie  f.  Theologie  14,  41  f.  Hahn,  JBB.  d.  fränk.  Reichs  741—752, 
8.  178 ff.  Ölsneb,  JBB.  d.  üränk.  Reichs  unter  Pippin  1  ff.  478  ff.  Ribbeck,  Die 
ag.  Divisio  des  fränk.  Kirchenguts,  1883.  Ehbenbebo,  Commendation  und  Hul- 
digung nach  Mnk.  Recht,  1877  (vgl.  Sohm,  Jenaer  Litt-Zeitung  1879,  Nr.  22). 
Braudouih,  Etüde  sur  les  origines  du  regime  feodal  (Annales  de  TEnseignement 
SQp^rienr  de  Grenoble  1,  39  ff.  74  ff.).  Dippe,  Gefolgschaft  und  Huldigung  im  Reiche 
der  Merowinger,  1889.  Boütabic,  Origines  du  regime  feodal,  1875.  Deloobe^  La 
tnutis  etc.  sous  les  deuz  premi^res  races,  1873.  Pabdessüs,  Loi  Salique,  diss.  5. 
V.  AxiBA,  Grundriß'  117  f.  128.    Heusleb,  Institutionen  1,  130  f.    K.  Maubeb,  Krit. 
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Überschau  2,  888  ff.  Schmid,  Ges.  d.  Angelsachsen  664  ff.  Pabst,  FDG.  2,  502  ff. 
Kemble,  Die  Sachsen  in  England  (übers,  von  BBA2n>B8)  1,  131  ff.  SixvioLi,  Manuale 
di  storia  del  diritto  italiano  (1892)  198  ff.  Pasquale  dkl  Giudice,  Feudo,  origine 
e  introduzione  in  Italia,  1893. 

Das  Lehnswesen  beruhte  auf  einem  persönlichen  und  einem  ding- 
lichen Element.  Das  persönliche  war  die  Vassallitat,  ein  eigentumliches 
Dienst-  und  Treuverhältnis  des  Mannes  {homoy  fidelis,  vassus)  zu  seinem 
Herrn  {senior).  Das  dingliche  Element  lag  in  dem  Benefizialwesen,  der 
Hingabe  eines  Leihegutes  zu  lebenslänglicher  Nutzung.  Mit  der  Verbin- 
dung beider  Elemente  war  die  Entstehung  des  Lehnswesens  vollendet. 
Die  Geschichte  hat  beide  zunächst  getrennt  zu  behandeln. 

1.  Die  Vassallität.  Das  Wesen  der  Vassallität  auf  der  Höhe  ihrer 
Entwickeluhg  beruhte  auf  der  unter  Treueid  und  Handreichung  voll- 
zogenen Kommendation  des  Mannes  in  den  Schutz  und  Dienst  des  Herrn; 
nur  eines  freien  Mannes  würdige  Dienste  {ingenuüi  ordine)  hatte  der 
Mann  zu  leisten;  im  Vordergrunde  stand  die  Pflicht  zu  Reiterdienst  und 
Hoffahrt.  Die  aristokratische,  den  Bedürfnissen  nicht  mehr  genügende 
„Trustis"  räumte  der  den  verschiedensten  Lebensbedürfnissen  sich  an- 
passenden Vassallität  das  Feld.  Nicht  bezweifeln  läßt  sich,  daß  die 
Vassallität  erst  durch  das  Vorbild  der  germanischen  Gefolgschaft  zu  ihrer 
vollen  Entwickelung  gelangt  ist  und  insoweit  als  eine  Fortbildung  der- 
selben betrachtet  werden  muß,  aber  die  Ausgangspunkt«  sind  bei  beiden 
verschieden  gewesen^.  Die  (lefolgsehaft  war  germanischen  Ursprungs 
und  hatte  von  jeher  einen  vorwiegend  staatsrechtlichen  Charakter,  dagegen 
war  die  Vassallität  ursprünglich  ein  privatrechtliches  Institut,  dessen  Ent- 
stehung in  Qallien  zu  suchen  ist. 

Während  es  bei  den  Germanen  als  unvereinbar  mit  der  Freiheit  galt, 
sich  einem  anderen  Freien  dauernd  zu  Difensten  zu  verpflichten,  berichtete 
schon  Cäsar  von  den  gallischen  Rittern:  ut  quisque  est  genere  copiisque 
amplissimus  j  ita  plurimos  circum  se  ambactos  clientesque  habet\  Es  ist 
bekannt,  daß  dieses  Verhältnis  noch  im  5.  Jahrhundert  andauerte:  die 
gallische  Nation  zerfiel  in  zwei  Klassen  freier  Leute,  die  Großgrund- 
besitzer {potentes,  potentiores)  und  die  Schutzbefohlenen  {clierUes\  die  durch 
freiwillige  Ergebung  {se  commendare)  unter  die  Vogtei  {patrocimum)  der 
ersteren  gekommen  waren  ^    Dieselben  Personen  erscheinen  in  Urkunden 

^  Während  Waitz  die  selbständige  Entwickelang  der  Vassallitftt  vertritt  und 
die  Bedeutung  der  Trustis  für  dieselbe  verkennt,  legt  umgekehrt  Roth  zu  großes 
Gewicht  auf  die  letztere,  indem  er  die  VassaUitftt  ausschließlich  als  eine  jüngere 
Form  der  Trustis  betrachtet  Erst  Ehrekberg  hat  darauf  aufmerksam  gemacht, 
daß  die  ursprünglich  durchaus  selbstfindige  Vasallitfit  im  8.  Jahrhundert  durch  die 
Rezeption  des  Treueides  und  der  Handreichung  zu  einer  der  Trustis  entsprechenden 
Gestalt  gelangt  ist  und  die  letztere  dann  in  sich  aufgenommen  hat. 

'  BeU.  Call.  6,  c.  15.  Cfisar  deutet  an,  daß  die  Klienten  von  ihren  Herren 
als  kriegerisches  Dienstgefolge  verwendet  wurden.  Vgl.  ebd.  3,  c.  22  über  die 
soldurii.    Vgl.  Klvqe,  Etym,  WB.  unter  ÄmL 

'  Vgl.  Salvianus,  De  gubem.  Dei  5,  §§  88  f.  (MG.  Auct.  antiqu.  1,  62).  Flaoh, 
a.  a.  O.  1,  73  ff.    Braumanv,  Die  principes  der  GaUier  und  Germanen  (s.  S.  27)  27  fF. 
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des  6.  und  7.  Jahrhunderts  als  amiciy  stiscepti^  gcLsindi,  pares\  seit  dem 
8.  Jahrhundert  vorzugsweise  unter  dem  Namen  vassi  oder  vassalli^. 

Die  Wirkung  der  Schutzabhängigkeit  unter  Freien  war  eine  zwie- 
fache. Seinen  Schutzbefohlenen  gegenüber  war  der  Schutzherr  verpflichtet, 
alle  ihnen  widerfahrene  Unbill  zu  ahnden,  für  sie  zu  klagen,  ihren  Tot- 
schlag zu  rächen,  das  Wergeid  einzutreiben,  darum  hießen  sie  seine  spe- 
rantBs  oder  snscepti^]  andererseits  war  er  jedem  Dritten  für  die  Übel- 
thaten  seiner  Schutzbefohlenen  persönlich  verantwortlich,  wenn  er  es  nicht 
vorzog,  diese  behufe  ihrer  eigenen  Verantwortung  vor  Gericht  zu  stellen. 
Dieser  von  der  Lage  der  königlichen  Schutzbefohlenen  ^S.  113)  wesentlich 
verschiedene  Zustand  ist  durch  die  Gesetzgebung  Ghlothars  IL  und  den 
ältesten  Teil  des  ribuarischen  Volksrechtes  ausdrücklich  bestätigte  Aus 
dem  letzteren  ergiebt  sich  zugleich,  daß  die  gallische  Klientel  im  Laufe 
des  6.  Jahrhunderts  auch  in  Austrasien  Eingang  gefunden  hatte.  Das 
Dienstverhältnis  wurde  als  obsequium  bezeichnete  Als  ein  die  ganze  Per- 
sönlichkeit ergreifendes  Verhältnis  wurde  es,  im  Gegensatz  zu  dem  künd- 
baren Dienstvertrage,  immer  auf  längere  Zeit,  in  der  Regel  wohl  auf 
Lehenszeit  eingegangen.  Das  8.  Jahrhundert  kennt  nur  noch  die  Kom- 
mendation auf  Lebenszeit  e    Die  Dienste  der  Schutzbefohlenen  waren  der 


*  Vgl.  Roth,  Beneficialwesen  156  ff.  Waitz  2,  1  8.  252  —  262.  Brümnke, 
Mithio  4n.  6  f.;  RG.  2,  260  ff.  W.  Sickel,  Gott.  gel.  Anz.  1886,  8.  570  f.;  1887, 
8.  822  ff. 

*  Vgl.  Waitz  2,  1  8.  222  f.  4,  242.  Roth,  Beneficialwesen  867  f.  Thomissen, 
a.  a.  O.  148  ff.  Das  Wort  ist  gallischer  Herkunft  (vgl.  kjmr.  gwds,  gwasawl)  und 
schon  in  zahlreichen  Eigennamen  aus  Inschriften  der  römischen  Kaiserzeit  nach- 
zuweisen. Die  Grundbedeutung  („Insasse  einer  Wohnstätte",  d.  h.  bei  dem  Herrn 
oder  auf  dessen  Besitztum)  erinnert  an  mansionarius  (8.  48)  und  verschiedene 
germanische  Ausdrücke  für  die  Gefolgsmannen  (8.  83  n.).  Das  Wort  bezeichnete 
einen  Diener  (frz.  vcUet,  afrz.  vaslef),  dessen  8tellung  und  Herkunft  im  einzelnen 
eine  sehr  verschiedene  sein  konnte.  Die  mlat.  Bezeichnung  valvassor  (frz.  vivasseur) 
für  einen  geringeren  Vassallen  scheint  aus  vassaüus  vassorum  (Aftervassall)  ent- 
standen zu  sein.  Vgl.  Dibz,  Etym.  WB.  I.  unter  Vassallo,  und  besonders  Windisch, 
Vassus  und  Vassallus,  Ber.  d.  sächs.  Ges.  d.  W.  1892,  8.  157  ff. 

*  Vgl.  BBiminBR,  Mithio  7n.  8  ff. 

'  Vgl.  Edikt  von  614,  c.  15  (Boeetiüs  1,  22).  Lex  Ribuaria  31,  1.  2.  Die 
Streitfrage,  ob  das  hier  erwähnte  obsequium  als  ein  kündbares  Dienstverhältnis 
oder  ein  durch  Kommendation  auf  längere  Zeit,  wenn  auch  nicht  gerade  auf  Lebens- 
zeit, begründetes  8chutzverhältnis  aufzufassen  sei,  wird  durch  die  Titelüberschrift 
einer  Handschrift  der  älteren  Textklasse  {De  eis  ingenuis  kominibus,  qui  in  obsequio 
SB  eommendani)  zu  Gunsten  der  zweiten  Ansicht  entschieden.  Vgl.  Bbünnsr,  Mithio 
13  f.  Wattz  2,  1  8.254.  Heusleb,  Institutionen  1,  121.  126.  Kaufmann,  Ent- 
stehung 117  f.  Anderer  Meinung:  Roth,  Beneficialwesen  167;  Feudalität  314. 
Ehbxhbbbo,  a.  a.  O.  6ff. 

*  Vgl.  Anm.  7.  9.    Waitz  4,  272  n. 

*  Vgl.  Anm.  7.  Die  Mitte  des  8.  Jahrhunderts  abgefaßten  Formeln  von  Tours 
enthalten  ein  Kommendationsformular  (Form.  43,  Zeümbr  158,  Rozi^rb  Nr.  48),  das 
die  Fortdauer  der  alten  Klientelverhältnisse  deutlich  erkennen  läßt:  Domino  magnir 
fieo  iUo  ego  emm  4lle,  Dum  et  ommbus  habetur  peroognitum,  qualiter  ego  minime 
habeo,  unde  me  paseere  vel  vesüre  deheam,  ideo  petii  pietati  vesirae,  et  mihi  decrevit 
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verschiedensten  Art  Während  die  EoloQen  bäuerliche  Abgaben  und 
Dienste  leisteten,  andere  den  Schutzherrn  an  dem  Gewinn  eines  Hand- 
werkes oder  städtischen  Gewerbes  teilnehmen  ließen,  kommen  hier  nur  die- 
jenigen in  Betracht,  welche  ihrem  Herrn  als  kriegerisches  Gefolge  dienten. 
In  den  rechtlosen  Zeiten  des  sinkenden  Merowingerreiches  mußte  gerade 
diese  Klasse  für  die  Grundherren  geistlichen  wie  weltlichen  Standes  von 
hervorragender  Bedeutung  sein.  Je  zahlreicher  die  inneren  Fehden  unter 
den  Großen  wurden,  desto  mehr  mußten  diese  bedacht  sein,  sich  mit 
einem  starken  Kriegsgesinde  zu  umgeben;  wer  nicht  über  die  entsprechende 
Zahl  unfreier  Leute  gebot,  mußte  Freie  anwerben  und  darüber  hinaus 
sich  für  den  Notfall  auch  der  Kriegshilfe  der  hinteisäasigen  Bauern  ver- 
sichern. So  gewöhnte  man  sich  in  der  zweiten  Hälfte  des  7.  Jahrhunderts 
von  allen  Seiten  daran,  die  Großgrundbesitzer  als  Senioren  an  der  Spitze 
ihrer  Leute  ausziehen  zu  sehen  ^^.  Die  amulfingischen  Hausmeier  haben 
daran  nichts  geändert,  vielmehr  dem  Seniorate  der  Großgrundbesitzer 
Gelegenheit  zu  organischer  Ausgestaltung  gegeben. 

Die  Arabereinfälle  hatten  zu  der  Erkenntnis  geführt,  daß  man  sich 
der  Überwältigung  durch  ein  Reitervolk  mit  einem  fast  nur  aus  Fuß- 
truppen bestehenden  Heere  auf  die  Dauer  nicht  würde  erwehren  können  ". 
Die  einzige  berufsmäßige  Reiterei  des  fränkischen  Heeres  bestand  in  der 
königlichen  Trustis^*,  deren  Mitglieder  gegen  Ende  der  Merowingerzeit 
größtenteils  nicht  mehr  dauernd  am  Hofe,  sondern  abgeschichtet  auf  ihren 
Gütern  lebten  und  sich  nur  auf  besonderen  Befehl  zur  Hoffahrt  oder 
Heerfahrt  bei  Hofe  einstellten.  Da  jeder  nur  für  seine  Person  zum 
Reiterdienst  verpflichtet  war,  so  war  ihre  Zahl  zu  gering,  um  militärisch 
ins  Gewicht  zu  fallen.  Die  von  Karl  Martell  in  AngriflF  genommene, 
unter  seinen  Söhnen  durchgeführte  Reorganisation  des  fränkischen  Heeres 

voluntaSj  ut  me  in  vestrutn  mundoburduvi  iradere  vel  commendare  deberem;  quod 
ita  et  feci;  eo  videlicet  niodo,  ut  me  ta7n  de  victu  quam  et  de  vesHmento,  iuxta  quod 
vobis  servire  et  promereri  potuero,  adiuvare  vel  eonsolare  debeas,  et  dum  ego  in 
capud  advixerOj  ingenuili  ordine  tibi  servicium  vel  obsequium  inpendere  debeam  et 
de  vestra  potestaie  vel  niundoburdo  tempare  vitae  ?neae  potestatem  non  habeam  suh' 
trahendif  nisi  sub  vestra  potcstate  vel  defensiotie  diebus  vitae  meae  debeam  permanere, 
Unde  convenii,  ut,  si  unus  ex  nobis  de  has  oonvenenÜis  se  emutare  voluerit,  solidos 
iantos  pari  stw  conponaty  et  ipsa  convenentia  firma  permaneat  Unde  convenit,  ut 
duas  epistolas  uno  tenore  conseriptas  ex  hoc  inter  se  fctcere  vel  adßrmure  deberent; 
quod  ita  et  fecerunt.  Ehrenbebq,  a.  a.  0.  140,  macht  darauf  aufmerksam,  daß  die 
Formel  nur  Dienst-  und  Schutzverhältnis,  aber  keine  Treupflicht  erwähnt,  seine 
daraus  gezogenen  Folgerungen  sind  aber  unrichtig,  weil  er  die  Entstehung  der 
Formel  fast  um  200  Jahre  zu  früh  ansetzt. 

^^  Daß  dies  nicht  bloß  bei  Fehden,  sondern  auch  bei  eigentlichen  Heerfahrten 
der  Fall  war,  scheint  aus  einem  Diplom  Childeberts  III.  (S.  114  n.)  hervorzugehen, 
nach  welchem  unter  Theoderich  III.  ein  neustrischer  Großer,  der  sich  der  Teil- 
nahme an  einer  Heerfahrt  gegen  Austrasien  entzogen  hatte,  in  eine  Geldstrafe  von 
600  solidi  genommen  worden  war. 

"  Daß  das  Bedürfnis  nach  Reiterei  den  maßgebenden  Grund  für  den  Über- 
gang zum  Lehnswesen  abgegeben  hat,  ist  erst  von  Brukneb  festgestellt  worden. 

^'  Außer  dem  Könige  hatte  auch  die  Königin  Antrustionen. 
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ging  darauf  aus,  einerseits  die  Zahl  der  königlichen  Oefolgsmannen  zu 
vermehren,  andererseits  jedem  derselben  die  Stellung  einer  größeren  oder 
geringeren  Zahl  von  Ritterpferden  zur  Pflicht  zu  machen.  Zur  Besohafiung 
der  dazu  erforderlichen  Mittel  diente  eine  Zwangsanleihe  bei  der  durch 
den  Islam  schwer  bedrohten  Kirche^'.  Das  notwendige  Material  an  Mann- 
schaften gewann  man  durch  eine  Reform  des  Yassallitat,  indem  von  den 
bisher  nur  zu  privaten  Diensten  sehr  verschiedener  Art  verwendeten  Yassen 
nach  Maßgabe  des  Bedürfiiisses  solche,  die  sich  dazu  eigneten,  von  ihren 
Herren  rittermäßig  ausgerüstet  wurden,  um  unter  ihrer  Führung  an  den 
Reichsheerfahrten  teilzunehmen.  Damit  gewann  die  bisher  rein  private 
Stellung  der  rittermaßigen  Yassen  einen  staatsrechtlichen  Charakter,  der 
bald  auch  darin  zum  Ausdruck  gelangte,  daß  der  bisher  gemeinsame  Titel 
nassus,  vasscdius  nur  noch  auf  sie  Anwendung  fand,  während  ihre  in  der 
bisherigen  Stellung  verbliebenen  früheren  Standesgenossen  den  Anspruch 
auf  diesen  Titel  verloren.  Da  die  dienstliche  Thätigkeit  der  Yassen  sich 
kaum  noch  von  derjenigen  der  Antrustionen  unterschied  (denn  auch  die 
Yerpflichtung  zur  Hofifahrt  wurde  auf  sie  ausgedehnt),  so  erfolgte  auch 
der  Eintritt  in  die  Yassallität  nunmehr  unter  denselben  Formen:  durch 
Eommendation  mit  Treueid  und  Handreichung  seitens  des  Mannes  ^^, 
durch  Waffenreichung  oder  tTbergabe  eines  sonstigen  Investitursjmbols 
seitens  des  Herrn  ^^  Der  letztere  hatte  dem  Yassallen  die  ganze  ritter- 
mäßige Ausrüstung  und,  wenn  dieser  nicht  dauernd  am  Hofe  leben  sollte, 
statt  des  Lebensunterhaltes  ein  beneficium  zu  gewähren^*. 

Auch  von  den  zahlreichen  Yassen  des  Eönigshofes  wurden  viele  zum 
Reiterdienste  verwendet  und  gelangten  so  zu  völliger  Gleichstellung  mit 
den  Antrustionen,  denen  gegenüber  sie  bis  dahin  nur  ein  Königsgefolge 
zweiter  fQasse  dargestellt  hatten.  Indem  jeder  Unterschied  zwischen 
Eronvassallen  und  Antrustionen  verschwand,  geriet  der  besondere  Titel 
der  letzteren  bald  ganzlich  in  Yergessenheit.  Man  unterschied  unter  den 
Rittern  fernerhin  nur  noch  zwischen  Eronvassallen  und  Privatvassallen; 
soweit  die  letzteren  einen  Eronvassallen  zum  Herrn  hatten,  erschienen  sie 

^*  Als  „Zwangsanleihe**  wird  der  Angriff  auf  das  Kirchengnt  unter  Karl 
Martell  passend  von  Bbüknbb  bezeichnet 

**  Ygl.  Cap.  miss.  von  805,  TL.  c.  9  (Bobbtitjs  1,  124):  ut  nulli  altert  per  sacra- 
mentum  fidelitas  promittatur,  nisi  nohis  et  tmicuique  proprio  seniori  ad  nosiram 
tUüitaiem  et  stvi  senioris. 

"  Vgl.  S.  34.  66.  Statt  einer  Waffe  (Schwert,  Speer,  Fahne)  konnte  auch 
ein  Stab  als  Investitursymbol  verwendet  werden.  Vgl.  Waitz  8,  111  n.  Bischofs- 
stab bei  der  Investitur  von  Bischofen:  Himschiüs,  KR.  2,  529. 

*•  Über  Pferd  und  Waffen  als  Gabe  bei  der  Kommendation  vgl.  Bbukneb, 
RG.  2,  267;  Reiterdienst  25;  Landschenkungen  1189.  K.  Maurer,  Krit.  Übersch. 
2,  393.  Keicble,  Sachsen  in  England  1,  144.  2,  82  ff.  Die  Waffen-  oder  Stabreichung 
wird  von  Bbukmbr,  RG.  2,  272  f.,  als  Hingabe  einer  wadia  fQr  die  Gewährung  des 
Lebensunterhaltes  oder  des  versprochenen  Lehns  aufgefaßt  Für  die  fränkische 
Zeit  mag  dies  zutreffen,  aber  in  der  germanischen  Zeit,  die  den  Vertrag  mit  wadia 
in  außergerichtlicher  Anwendung  noch  nicht  kannte,  muß  der  Sinn  ein  anderer 
gewesen  sein. 
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als  des  Reiches  Aftervassallen^^.     Der  König  selbst  wurde  als  der  oberste 
Senior  (monseigneur)  betrachtet. 

2.  Das  Benefizialwesen^®.  Die  ältere  Ansicht,  nach  welcher  schon 
die  Landschenkungen  der  Merowinger  vassallitische  Pflichten  erzeugt  haben 
sollten,  ist  heute  allgemein  aufgegeben^®.  Die  Wehrpflicht  war  eine  all- 
gemeine Unterthanenpflicht,  für  die  Benefizienbesitzer  kam  nur  noch  in 
Betracht,  daß  das  Reich  von  ihnen  ebenso  wie  von  allen  größeren  AUodial- 
besitzem  Reiterdienste  verlangte.  Eben  um  die  Zahl  der  reiterdienstfähigen 
Grundbesitzer  zu  vermehren,  war  Karl  Martell  bald  nach  der  siebentägigen 
Schlacht  von  Poitiers  zu  einer  umfassenden  Einziehung  kirchlicher  Güter 
geschritten*®.  Ihn  unterstützte  dabei  ebenso  das  unmittelbare  Interesse  der 
Kirche  an  der  Abwehr  der  Ungläubigen,  wie  die  Aufl&ssung  der  Reichs- 
kirchen teils  als  Schutz-  teils  als  Eigenkirchen  des  Königs.  Unter  seinen 
Söhnen  Karlmann  und  Pippin  wurde  die  Angelegenheit,  unter  Mitwirkung 
des  Bonifatius,  in  der  Weise  gesetzlich  geregelt,  daß  ein  Theü  der  Güter 
zurückgegeben  wurde,  der  Rest  aber  dem  Könige  zur  Verfügung  blieb, 
um  zur  Unterstützung  der  Heerpflichtigen  Verleihungen  nach  den  Grund- 
sätzen der  kirchlichen  Prekarien  vorzunehmen;  die  vom  König  Beliehenen 
sollten  einen  Zins  an  die  Kirche,  welcher  das  betreffende  Besitztum  gehörte, 
entrichten;  der  Kirche  wurde  das  Heimfallsrecht  nach  dem  Tode  des  Beliehenen, 
dem  Könige  aber  das  Recht  anderweitiger  Verleihung  vorbehalten  *K.   Die 

*^  Während  die  Kronyassallen  und  ihre  Mannen  (als  Reichsaftervassallen)  zu 
dem  Reiche  in  vertragsm&ßigem  Verhältnis  standen,  beruhte  die  Heerbannpflicht 
der  reinen  Privatvassallen  nur  auf  staatsrechtlicher  Grundlage.  Das  Reich  ver- 
langte ihren  Dienst,  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  persönliche  Freiheit  oder  Un- 
freiheit, auf  Grund  der  allgemeinen  Unterthanenpflicht,  und  zwar  in  der  Form  des 
Eeiterdienstes,  weil  sie  ein  für  diesen  genügendes  Maß  an  Lehnsbesitz  hatten. 
Vertragsmäßig  verpflichtet  waren  sie  nur  gegen  ihren  Senior,  der  für  sie  so  und 
so  viele  Bauern  daheimlassen  und  zur  Heersteuer  heranziehen  konnte.  Daß  sie 
gleich  den  Aftervassallen  unter  der  Führung  ihres  Seniors  standen,  beruhte  auf 
der  allgemeinen  Einräumung  der  gräflichen  Rechte  in  militärischer  Beziehung  an 
die  Senioren.    Vgl.  Brünner  2,  268     Beaudoüin,  Etüde  17  ff. 

^^  Über  len  und  veixla  bei  den  Nordgermanen  vgl.  E.  Hertzbbrg  i.  d.  Grer- 
manist.  Abh.  f.  Maurer  (s.  S.  5)  283  ff.  K.  Lehicann,  ZDA.  39,  Anzeiger  S.  8  f. 
V.  Amira*  129. 

*•  Durch  das  Verdienst  von  Roth.  Auch  Waitz  hat  in  den  neuesten  Auf- 
lagen seine  frühere  gegenteilige  Ansicht  im  wesentlichen  nicht  mehr  vertreten. 

'°  Vgl.  Miracula  S.  Beuedicti  c.  14  (Mabillon,  Acta  Sanctorum  2,  372). 

**  Die  Regelung  erfolgte  in  verschiedener  Weise,  für  die  unter  Karlmann 
stehenden  austrasischen  Länder  743  auf  dem  Reichstage  (Märzfeld)  zu  Lestinnes 
(Liptinas,  heute  Estinnes),  für  Neustrien  unter  Pippin  auf  dem  zu  Soissons  744 
(BoRETius,  Capitularia  1,  28  c.  2.  29  c.  3).  Mühlbachbb,  Regesten  1,  Nr.  45.  53. 
Vgl.  Schreiben  des  Papstes  Zacharias  an  BonifEiz  von  745  und  751  (Jaff£,  Mon. 
Moguntina  150.  225).  Wauz  3,  36  ff.  Die  ausführliche  Bestimmung  des  Kapitulars 
von  Lestinnes  lautet:  Statuirmis  qttoque  ctim  consüio  servorum  Dei  et  populi  ehrt- 
stiantf  propter  inminentia  bella  et  perseciitiones  csterarum  gentium  quae  in  cireuitu 
nostro  sunt,  ut  sub  precario  et  censu  aliquam  partem  ecclesialis  peeuniae  in  adiu- 
torium  exercitus  nostri  cum  indulgentta  Dei  aliqucmto  tempore  retineamus  (dieser 
Ausdruck  wurde  gewählt,  weil  Karlmann  das  Jahr  vorher  versprochen  hatte,  alle 


§  24.    Die  Entstehung  des  Lehnswesens.  161 

Quellen  bezeichnen  diese  Maßregel  als  divisio^K  Sie  trug  die  Form  einer 
bloß  provisorischen  Maßregel^  ist  aber  im  weiteren  Verlaufe  thatsächlich 
zu  einer  endgültigen  geworden  und  wird  daher  von  der  Wissenschaft  mit 
fiecht  als  eine  Säkularisation  bezeichnet  ^^ 

Die  Landschenkungen  der  Merowinger  hatten  in  der  Kegel  Eigentum 
aaf  den  Beschenkten  übertragen,  vererbliches  und  veräußerliches  Eigentum 
freilich  nur  ausnahmsweise,  wenn  dies  ausdrucklich  hervorgehoben  wurde, 
sonst  nur  unveräußerliches  Eigentum,  oder  doch  mit  sehr  beschränkter  Yer- 
erblichkeit  Demgegenüber  konnten  Kirchengüter  gesetzlich  nur  zu  Nieß- 
brauch verliehen  werden^.  Derartige  Eirchenlehen  hießen  precariae 
(ursprünglich  das  Verleihungsgesuch,  während  die  Verleihungsurkunde 
praestaria  hieß);  seit  dem  8.  Jahrhundert  kam  daneben  die  Bezeichnung 
heneficium  in  Gebrauch,  ohne  daß  dabei  ein  prinzipieller  Unterschied  ob- 
gewaltet hätte".  Die  Inhaber  solcher  Benefizien  gehörten  nur  zum  Teil 
zu  den  bäuerlichen  Hintersassen,  selbst  Angehörige  der  höchsten  Kreise 
fanden  es  mit  ihrem  Stande  vereinbar,  kirchliche  Leihegüter  zu  empfangen. 
Bei  den  Maßregeln  Karlmanns  und  Pippins  wurde,  da  das  Eigentum  der 
einzelnen  kirchlichen  Institute  gewahrt  bleiben  sollte,  die  Verleihung  zu 
Prekarien-  oder  Benefizienrecht  festgehalten.  Dieselbe  erfolgte  seitdem 
entweder  auf  Anordnung  des  Königs  durch  Zustellung  eines  kirchlichen 
Leihebriefes,  oder  unmittelbar  durch  den  König  selbst**.  Der  Beliehene 
hatte  der  betreffenden  Kirche  den  seit  743  festgesetzten  Zins  von  1  Solidus 
Sflbers  für  die  Hufe  (häufig  jedoch  nur  einen  unbedeutenden  Kekognitions- 
zins),  außerdem  seit  einer  Bestimmung  Karls  des  Großen  von  779  einen 
doppelten  Zehnt  {nona  et  decima),  d.  h.  einen  zweiten  Zehnt  neben  dem 
übUchen  Kirchenzehnten,  zu  entrichten*^. 


fraudatas  pecunias  eeclesiarum  zorückzageben,  Boretius,  a.  a.  0.  25,  c.  1),  ea 
ecndiüone,  ut  annis  singiUis  de  unaquaque  casata  (nach  dem  Briefe  des  Papstes 
ab  unoquoque  coniugio  servomm)  solidus,  id  est  duodeeim  denarti,  ad  ecclesiam  vel 
ad  monastertum  reddatur;  eo  modo,  ut,  st  moriatur  ille,  cui  pecunia  commodata 
fuit,  ecclesia  cum  propria  pecunia  revestita  sit  et  Herum,  si  7ieeessitas  cogai,  ut 
princeps  iübeat,  preearium  renovetur  et  rescribatur  novurn.  et  omnino  ohservetur, 
ut  aecclesia  vel  monasierta  penuriam  et  paupertatem  non  patianttir,  qiiorum  pecunia 
in  preeario  praestita  sit;  sed  si  paupertas  cogat,  aecclesiae  et  domui  Dei  reddatur 
ifUegra  possessio. 

"  Vgl.  Waitz  3,  38.  4,  183. 

^  Keatitationen  sind  im  allgemeinen  nur  da  erfolgt,  wo  eine  einzelne  Kirche 
zu  ßchwer  belastet  worden  war.  Vgl.  Tardif.  Monuments  historiques  (1866)  S.  128 
(867).    GirtRARB,  Gart,  de  F^glise  de  Notre  Dame  de  Paris  1,  245. 

»*  Vgl.  Roth,  Peudalit&t  147  f. 

**  Vgl.  Waitz  2,  1  S.  293  ff.  4,  179  ff.  Für  die  Unterscheidung  Roth,  a.  a.  0. 
142  ff.  147  ff.  175  ff. 

*•  Vgl.  Waitz  4,  189  ff.  Roth,  Feud.  167.  Als  Vorbild  erscheinen  die  pre- 
eariae  verbo  regis  schon  im  7.  Jahrhundert,  vgl.  Mühlbacher,  Regesten  Nr.  74. 
BKinnrsit,  Reiterdienst  30. 

"  Vgl.  Waitz  4,  192  ff.  Roth,  Feud.  125  f.  Ragut,  Cart  de  St*  Vincent  de 
Macon  Nr.  57.  156. 

TL  Schröder,  Deatsctae  Becbtogeschichte.    3.  Anfl.  11 
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Die  YerleihuDg  kirchlicher  Güter  hat  alsbald  das  Vorbild  für  die 
Verleihungen  königlicher  Benefizien,  welche  seitdem  überwiegend  an  die 
Stelle  der  älteren  Übertragungsformen  traten,  gegeben.  Anch  die  Großen 
des  Reiches  nahmen  ihrerseits  wieder  Verleihungen  eigener  Güter  oder 
Afterverleihungen  empfangener  königlicher  oder  kirchlicher  Lehen  vor. 
Selbst  Zölle,  Forstrechte,  Fischereien  u.  dgl.  kamen  bereits  als  Gegenstände 
der  Verleihung  in  Gebrauch;  dagegen  ist  die  Verleihung  öffentlicher  Ämter 
eist  seit  der  zweiten  Hälfte  des  9.  Jahrhunderts  üblich  geworden '^ 

Das  Recht  des  Beliehenen  war  in  der  Regel  an  seine  und  des  Ver- 
leihers Lebensdauer  gebunden,  doch  wurde  beim  Herrenwechsel  (Herrenfall) 
meistens  die  Verleihung  durch  den  Nachfolger  erneuert,  und  dasselbe  geschah 
auch  beim  Mannsfalle  häufig  zu  Gunsten  des  Erben  des  Beliehenen'^. 

3.  Die  Verbindung  der  Vassallität  mit  dem  Benefizial- 
wesen.  Die  Einziehung  des  Eirchengutes  unter  Karl  Martell  hatte  schon 
denselben  Zweck,  wie  ausgesprochenermaßen  die  gesetzlich  sanktionierte 
Säkularisation  unter  seinen  Söhnen,  sie  sollte  in  adiutorium  exercitus 
dienen.  Die  Benefizien  kamen  ausschließlich  solchen  Personen  zu  gute,  die 
schon  als  Antrustionen  zum  Reiterdienst  verpflichtet  waren  oder  sich  zu 
sofortiger  vassallitischer  Kommendation  bereit  erklärten.  Es  ist  nicht  an- 
zunehmen, daß  Karl  seine  Gaben  verschwendet  haben  sollte,  wo  ihm  die 
Kommendation  verweigert  wurde.  Zweifellos  sind  auch  seine  Nachfolger, 
nachdem  sie  das  ganze  Verfahren  auf  gesetzlichen  Boden  übergeleitet 
hatten,  auf  demselben  Wege  vorgegangen.  Daß  jemand  ein  Benefizium 
vom  Könige  empfing,  bevor  er  sich  demselben  kommendiert  hatte,  wird 
immer  die  Ausnahme  gewesen  sein. 

Andererseits  gab  es  noch  unter  Karl  dem  Großen  Männer  des  könig- 
lichen Gefolges,  die  in  der  Weise  der  alten  Antrustionen  zu  der  Tafel- 
runde des  Königs  gehörten  und  gleich  den  belehoten  Kronvassallen  durch 
das  dreifache  Wergeid  ihres  Geburtsstandes  ausgezeichnet  waren;  aber  der 
Antrustionentitel  hat  sich  verloren,  sie  heißen  jetzt  vcissi  reffis,  wie  die 
belehnten  Senioren,  oder  homines  FrancP^.  Der  kerlingische  Sagenkreis 
und  der  Artusroman  drehen  sich  noch  nach  Jahrhunderten  um  die  Palatino 
Karls  und  die  Tafelrunde  des  Königs  Artus,  der  Verfasser  des  Heliand, 
ein  Zeitgenosse  Ludwigs  des  Frommen,  faßt  die  Jüngerschar  Jesu  als  das 
Kriegsgesinde  des  Himmelskönigs  auf  und  das  deutsche  Volksepos  ver- 
herrlicht die  Mannen  {mäffe  unde  man)  Dietrichs  von  Bern,  Günthers  von 
Worms  und  des  Hunnenkönigs  EtzeL  Noch  der  Dichter  des  Waltharius 
schildert  im  10.  Jahrhundert  die  Abneigung  des  in  servitio  regis  befind- 
lichen Mannes  gegen  die  Gründung  eines  eigenen  Herdes  und  Bewirt- 


•*  Das  Verfahren  bei  der  Eommendation  Tassilos  bezog  sich  wohl  nur  auf 
seine  Person,  nicht  auf  eine  Verleihung  des  Herzogtums  als  solchen. 

•»  Vgl.  Waitz  4,  221  iF.  Roth,  BW.  417  ff.;  Feud.  180  ff.  Bbukneb,  RG. 
2,  252  f.  255. 

^  Vgl.  Roth,  Feud.  218—223.    Brunner  2,  263  f. 
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sehaftung  eines  Lehens:  Ml  tarn  dulce  mihi,  quam  semper  inesse  fideli 
obseqvio  domini^K  Aber  diese  Auffassang  war  im  wesentlichen  schon  ein 
Jahrhundert  zuTor  aus  dem  Leben  verschwunden.  Bereits  die  alten 
Gefolgsmannen  pflegten  in  ihrem  Herrn  nicht  bloß  den  Brotspender  (ags. 
hldford),  sondern  ganz  besonders  auch  den  Gold&eund  {goldvine)  und 
Kleinodspender  {smcgifa)  zu  verehren.  Seit  es  üblich  geworden  war,  die 
Yassallen  mit  Benefizien  zu  belohnen,  richteten  auch  die  bis  dahin  noch 
nicht  abgeschichteten  königlichen  Gefolgsmannen,  welche  sich  in  nichts 
mehr  von  den  Yassallen  unterschieden,  ihr  ganzes  Streben  auf  den  Erwerb 
von  Lehen.  Seit  der  Mitte  des  9.  Jahrhunderts  war  diese  Entwickelung 
im  wesentlichen  zum  Abschluß  gekonunen.  Nicht,  daß  es  fernerhin  keine 
anderen  als  vassallitische  Benefizien  gegeben  hätte,  aber  die  unbelehnten 
Yassallen  waren  seitdem  verschwunden,  die  Investitur  war  zu  der  Eom- 
mendation  hinzugetreten,  sie  war,  wie  ehedem  die  Gabe,  ein  integrieren- 
der Teil  derselben  geworden  *^ 
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BsüNNEB,  KG.  2,  §§  77.  85.  88.  94;  Entsteh,  d.  Schwmgerichte  70 ff.;  Die 
Herkunft  der  Schöffen,  MitteiL  d.  österr.  Inst  8,  177  ff.  (Forschungen  248  ff.). 
SoHM,  Frankische  Beichs-  und  Gerichtsverfassung,  1871;  femer  bei  Wetzell,  Syst. 
d.  Civilprozesses»  348  ff.  Waitz  1»,  342  f.  2",  2  S.  135  ff.  4«,  S.  365  ff.;  Das  alte 
Recht  134  ff.  143  ff.  v.  Amiba«  157  ff.  Dahn,  Könige  7,  3  S.  82— 66;  DG.  1,  2 
8.  688  ff.  ScHBODBE,  Hist.  Zeitschr.  78,  196  ff.  v.  BETHMANN-HoLLWEa,  Germ.-roman. 
avilprozeß  1,  §  66.  2,  §§  75—77.  W.  Sickel,  Entstehung  des  Schöfiengerichts, 
ZRG.  19,  Iff.;  Gott.  gel.  Anz.  1890,  S.  577  ff.  Hebxamn,  Entwickelung  des  altd. 
Schöffengerichts,  1881  (Gierks,  Unters.  10).    v.  Saviokt,  Gesch.  d.  röm.  R.  im  MA.' 

1,  185  ff.  7,  5  ff.  Beaüohst,  Histoire  de  Torganisation  judiciaire  en  France,  1886. 
Beaudoüin,  Participation  des  hommes  lihres  au  jugement  daus  le  droit  franc  (auclf 
N.  Eevue  11,  450  ff.  557  ff.).  Pardessus,  Loi  Salique,  diss.  9.  Fustel  de  Coulanges, 
Becherches  372—528;  Monarchie  franque  304 — 406.  Glasson,  Histoire  3,  253—389. 
ViOLLBT,  Histoire  1,  307  ff.  Thokissek,  Organisation  judiciaire  45  ff.  372  ff.  Saleilles, 
Du  role  des  scabins  et  des  notables  dans  les  tribunaux  carolingiennes,  Reirue  hist. 
40,  286 ff.  MoNOD,  Les  moeurs  judiciaires  au  7.  siöcle,  ebd.  35,  Iff.  Esmein,  La 
chose  jug^e  dans  le  droit  de  la  monarchie  franque,  N.  Revue  11,  545  ff.  y.  Daniels, 
Handbach  1,  554  ff.  Thudichum,  Gau-  u.  Markverfassung  89  ff.  Schenk  zu  Schwetns- 
BSBa,  Zeitschr.  d.  Yer.  f.  hess.  G^sch.  NF.  5,  210  ff.    Arnold,  Deutsche  Geschichte 

2,  2  S.  210  ff.  V.  Stbbl,  Entstehung  des  Königtums  385  ff.  Th.  Sioxel,  Wiener 
SB.  47,  266  ff.  Hübner,  Gerichtsurkunden  der  fränk.  Zeit,  Beilage  der  ZRG.  25.  27. 
CoHN,  Justiz  Verweigerung,  1876.  H.  0.  Lehkann,  Der  Rechtsschutz  gegenüber  Ein- 
griffen von  Staatsbeamten  nach  altfränk.  Recht,  1883.  Pertile  6,  18  ff.  HEOEr, 
Städte  Verfassung  Italiens  2,  37  ff.  Unoer,  Die  altdeutsche  Gerichtsverfassung,  1842. 
G.  L.  Maurer,  Gesch.  d.  altgerm.  Gerichtsverfahrens,  1824.  Bürchard,  Hegung 
der  deutschen  Gerichte,  1893. 


"  Vgl.  Waltharius  v.  150—164. 

••  Wie  in  der  Verpflichtung  der  Vassallen  zur  Hoffahrt,  so  hat  sich  auch  in 
der  noch  im  Mittelalter  nachweisbaren  Strafe  des  Fastens,  welche  der  Herr  über 
seine  Mannen  verhängen  konnte,  eine  Erinnerung  an  die  alte  Lebensgemeinschaft 
erhalten.   Vgl.  Sobx,  i.  d.  Jenaer  Litt.-Zeitung  1879,  Nr.  22.    Brvnneb,  RG.  2,  267  n. 

11* 
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Die  Darstellung  der  fraukischen  Gerichtsverfassung  hat  von  den 
ordentlichen  Oerichten  auszugehen  und  sodann  das  Eönigsgericht  ins 
Auge  zu  fassen.  Die  kirchlichen  und  privaten  Gerichte  gehören  nicht  in 
den  Eahmen  der  Reichsverfassung,  können  aber  im  Interesse  einer  voll- 
standigen  Übersicht  hier  nicht  ausgeschlossen  bleiben.  Die  Verfassung 
der  ordentlichen  Gerichte  hat  drei  Entwickelungsstadien  durchgemacht,  wir 
unterscheiden  die  Zeit  der  Lex  Salica,  die  des  fränkischen  Reiches  bis  auf 
Karl  den  Großen  und  die  karolingische  Gerichtsverfassung. 

1.  Die  ordentlichen  Gerichte.  Das  Volksrecht  der  salischen 
Pranken  hatte  die  Grundzüge  der  germanischen  Gerichtsverfassung  (§  8) 
im  wesentlichen  festgehalten  K  Das  ordentliche  Gericht  war  das  Hundert- 
schaftsgericht. Der  regelmäßige  Richter  war  noch  der  vom  Volke  ge- 
wählte Thungin,  der  jährlich  acht-  bis  neunmal  (also  alle  40  Nächte)  in 
alter  Weise  in  einer  der  zu  seinem  Gau  gehörigen  Hundertschaften  an 
althergebrachter  Malstätte  {malloberg)  das  echte  Thing  {mallus  legitimus, 
m.  publicus),  jedesmal  mit  dreitägiger  Dauer,  abzuhalten  hatte*.  Außer- 
dem konnte  je  nach  Bedürfnis  unter  dem  Vorsitze  des  Thungins  oder 
des  zuständigen  Centenars  gebotenes  Thing,  wie  es  scheint  mit  aus- 
schließlicher Zuständigkeit  für  Akte  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  ab- 
gehalten werden^.  Beide  Gerichte  waren  Vollgerichte,  indem  alle  mün- 
digen Freien  der  Hundertschaft  thingpflichtig  waren*.  Das  Urteil  wurde 
von  einem  Ausschusse  von  sieben  Raginburgen  (S.  44)  vorgeschlagen, 
welche,  wie  es  scheint,  in  jeder  Tagung  neu  von  dem  Richter  (vielleicht 
unter  Mitwirkung  der  Parteien)  aus  der  versammelten  Gerichtsgemeinde 
ausgewählt  wurden.  Durch  die  Vollbort  des  Thingvolkes  wurde  der 
Urteilsvorschlag  der  Raginburgen  zum  Urteil  erhoben.  Die  Vollstreckung 
war  Sache  des  Grafen,  mit  dem,  soweit  es  sich  um  die  Eintreibung  fis- 
kalischer Gerichtsgefalle  handelte,  die  Sakebaronen  als  außerordentliche 
königliche  Kommissare  konkurrierten.  Der  Graf  als  Vollstreckungsbeamter 
hatte  jedem  echten  Thing  beizuwohnen. 

Noch  in  den  letzten  Regierungsjahren  Chlodovechs  muß  der  Vorsitz 
im  Gericht  vom  Thungin  auf  den  Grafen  übergegangen  sein^  Derselbe 
hatte  zwar  die  Aufsicht  über  die  Gefängnisse  und  die  Vollstreckung  der 
Urteile  behalten,  das  unmittelbare  Organ  für  die  Vollstreckung  der  Civil- 
und  Strafurteile  waren  aber  jetzt  die  Schultheißen,  die  als  Vollzugsbeamte 


1  Vgl.  S.  125  f. 

•  Vgl.  SoHM,  a.  a.  0.  68  f.  392  ff.  Brunner,  RG.  2,  150  f.  217  f.  Eine  Variante 
zur  Lex  Sal.  63  hat  für  mallas  auch  die  Bezeichnung  iunchtniumj  was  auf  mhd. 
dune  (placitnm)  hinweist  und  an  das  gleichbedeutende  ahd.  ahta  erinnert. 

»  Vgl.  SoHM  390  f.     Brünner  2,  151. 

^  Vgl.  SoHSf  69.  370  f.  Anderer  Meinung  hinsichtlich  des  gebotenen  Thinges 
SiCKEL,  Beitr.  z.  deutsch.  VG.  (S.  103)  486  f. 

^  Vgl.  SoHM  150  f.  Die  Änderung  findet  sich  schon  in  dem  ersten  Zusatz- 
kapitular  zui*  Lex  Salica. 
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jedem  Grafeugericht  beizuwohnen  hatten^;  in  den  romanischen  Landes- 
teilen lag  die  ürteilsvoUstreclning  den  Yikarien,  bei  Todesurteilen  den 
Tribunen  ob  (S.  130).  Regelmäßiger  Richter  im  gebotenen  Gericht  war 
der  Centenar,  in  den  romanischen  Gebieten  der  Vikar,  und  zwar  der 
erstere  kraft  eigenen  Rechts,  der  Vikar  nur  als  standiger  Vertreter  des 
Grafen,  der  den  Vorsitz  jederzeit  auch  selbst  einnehmen  konnte.  Im 
echten  Thing  ließ  der  Graf  sich  nur  durch  Spezialbevollmächtigte  {missi 
camitis)  und  in  dieser  Form  zuweilen  auch  durch  Schultheißen  oder  Vikare, 
aber  nicht  durch  einen  von  ihm  unabhängigen  Centenar  vertreten  ^  Das 
echte  Thing  war  Grafengericht,  das  gebotene  Thing  dagegen  Centenars- 
oder  Vikarsgericht. 

Die  Übernahme  des  Richteramtes  durch  den  Grafen  hatte  nicht  die 
Bildung  eines  eigenen  Grafschaftsgerichtes  zur  Folge.  Die  Rechtspflege 
bewegte  sich  nach  wie  vor  innerhalb  der  einzelnen  Hundert^haften,  es 
gab  auch  fernerhin  nur  Hundertschaftsgericht«  an  den  althergebrachten 
Thingstätten  und  in  der  alten  Zusammensetzung,  aber  die  Hundertschafts- 
gerichte  waren  für  die  ganze  Grafschaft  zuständig,  sämtliche  Hundert- 
schaftsgerichte in  idealer  Einheit  bildeten  das  Grafschaftsgericht  ^  Die 
altsalische  Echtethingfrist  von  40  Nächten  oder  (nach  etwas  anderer  Be- 
rechnung) von  sechs  Wochen  wurde  festgehalten®,  es  fand  also  auch  jetzt 
noch  8  bis  9  mal  jährlich  echtes  Thing  statt,  und  zwar  für  die  ganze 
Grafechaft;  die  Echtethinglast  verteilte  sich,  indem  der  Graf  von  einem 
Gericht  zum  anderen  reiste,  über  sämtliche  Hundertschaften  des  Gaues  ^^, 
so  daß,  da  der  Gau  durchschnittlich  vier  Hundertschaften  umfaßte,  in  der 
Regel  jährlich  zwei  Echtethinge  auf  die  einzelne  Hundertschaft  kamen  ^^ 
Das  gebotene  Thing  wurde  nach  Bedürfnis,  in  der  Regel  wohl  alle 
14  Nächte,  abgehaltene^.  Dasselbe  war  nicht  mehr  auf  Angelegenheiten 
der  fteiwilligen  Gerichtsbarkeit  beschränkt,  es  übte  auch  eine  gewisse 
Gerichtsbarkeit  in  geringeren  Streitsachen  und  diente  für  die  im  echten 
Thing  anhängigen  Prozesse  zur  Abhaltung  von  Zwischenterminen  e*.    Da 


*  VgL  SoHM  234  f.  257  f.  Die  physische  Vollziehung  der  Strafen,  namentlich 
der  Todesstrafen,  lag  anfreien  Schergen  (miliies,  aateüitesy  lictores)  im  Dienste  des 
Grafen  ob.   Die  fränkische  Gerichtsverfassung  als  solche  besaß  dafGf  keine  Beamten. 

'  Vgl.  SoBM  409.  413.  416  f.  510  f.  W.  Siokel,  Entsteh,  d.  Schöffengerichts  51; 
Beitr.  z.  deutsch.  VG.  512  f. 

*  A'gL  SoBX  829  ff.  Da  die  Gerichte  in  den  verschiedenen  JSundertschaften 
der  Grafschaft  eine  Einheit  bildeten,  so  konnte  dieselbe  Sache  nacheinander  an 
mehreren  Thingstätten  verhandelt  werden. 

»  Vgl.  SoHM  393  iL  430  f.     Waitz  2,  2  S.  140. 

*<>  Vgl.  SoHM  273  ff: 

"  Erstes  Kapitular  Karls  des  Großen  von  769—770,  c.  12  (Boretius  1,  46): 
üt  ad  maUum  venire  nemo  tardet,  primum  circa  aestatem,  secundo  circa  autwrmwn, 
ad  alia  vero  plaeiiay  ei  neceeeitae  fuerit  vel  denunciatio  regis  urgeat,  vocatue  venire 
nemo  tardet.    Vgl.  Sobm  397  f. 

*'  So  wenigstens  in  der  karolingischen  Zeit.     Vgl.  Sohk  437  f. 

»»  Vgl.  SoHM  413  f.  418.  427  ff.     Lex  Eibuaria  50,  1.    Form.  Andec.  31—33, 
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auch  das  gebotene  Thing  jeder  Hundertschaft  für  die  ganze  Grafschaft 
zuständig,  aber  nicht  an  die  echte  Thingstatte  gebunden  war,  so  konnte 
die  ganze  Last  des  gebotenen  Thinges  auf  eine  einzelne  Hundertschaft 
gewälzt  werden^*. 

Die  Urteile  wurden  ganz  wie  nach  der  Lex  Salica  von  sieben  sitzen- 
den Baginburgen  vorgeschlagen,  von  der  übrigen  Gerichtsgemeinde,  dem 
Umstand  {adstantes),  durch  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Vollbort 
bestätigt". 

Gerichtschreiber  waren  den  salischen  Franken  und  den  Alamannen 
unbekannt.  Wenn  sich  ein  fiichter  zu  gerichtlichen  Zwecken  einen 
Schreiber  hielt,  so  stand  dieser  gleich  dem  Büttel  in  seinem  Privatdienst, 
ein  amtliches  Organ  des  Gerichts  war  er  nicht.  Dagegen  kannte  das 
ribuarische  Recht  eigene  Gerichtsurkunden  {iucUcia),  welche  von  einem 
am  Gericht  angestellten  Schreiber,  unter  eigener  Verantwortlichkeit  für 
den  Inhalt)  geschrieben  und  im  Streitfall  von  ihm  und  den  unterschriebenen 
Zeugen  beeidigt  wurden.  Unter  Karl  dem  Großen  wurde  diese  Einrich- 
tung auch  auf  die  westfränkischen  und  alamannischen  Gerichte  aus- 
gedehnt^ die  Gerichtschreiber  wurden  zu  verfassungsmäßigen  Organen  der 
ordentlichen  Gerichte,  deren  Anwesenheit  zwar  nicht  zur  vollständigen 
Besetzung  des  Gerichts,  wohl  aber  zur  ordnungsmäßigen  Beurkundung 
der  Gerichtsverhandlungen  erforderlich  war^®. 

Die  grundlegenden  Gerichtsreformen  Karls  des  Großen  bezogen 
sich  teils  auf  die  bessere  Sicherung  der  Rechtspflege,  teils  auf  die  Ent- 
lastung der  Gerichtsgemeinden  und  den  Schutz  derselben  gegen  willkür- 
liche Bedrückungen  der  Grafen.    Dem  ersten  Zweck  diente  die  Einführung 


>*  Vgl.  SoHM  374  f. 

"  VgL  SoHM  373  f.  Waitz  2,  2  S.  166  f.  Über  die  Verwendung  des  Ragin- 
burgentitels  im  weiteren  Sinne  zur  Bezeichnung  solcher  Personen,  welche  die  zu 
einem  Baginburgen  erforderlichen  Eigenschaften  besaßen,  vgl.  Brunker  2,  220. 

"  Vgl.  Brunker,  RG.  2,  185  ff.;  Zur  RG.  der  Urkunde  235  ff.  244;  Gerichts- 
zeugnis und  fränk.  Königsurkunde  (Festgaben  für  Heffter,  1873)  144  ff.  Brssslaü, 
Urkundenbeweis  und  Urkundenschreiber  im  älteren  deutsch.  Recht,  FDG.  26,  1  ff.; 
Urkundenlehre  1,  444  ff.  480  ff.  BETHMAinr-HoLLWEO,  a.  a.  0.  2,  30  f.  Zeüheb, 
N.  A^rchiv  8,  475  f.  Sohm,  in  den  Noten  zur  L.  Rib.  59,  2—7;  66,  1;  88  (MG. 
Leg.  5),  entgegen  seiner  früheren  Auffassung,  Reichs-  und  Gerichts verf.  526  ff. 
SicKBL,  Beitr.  z.  deutsch.  Verf.-Gesch.  (s.  S.  125)  469  f.  Die  Gerichtschreiber 
{cancellarii,  notarii^  ammarmenses)  wurden  durch  die  Grafen,  spftter  durch  die 
Königsboten  (Cap.  miss.  von  803,  c.  3,  Boretiüs  1,  115)  ernannt.  Ihr  Amt  er- 
streckte sich  auf  die  ganze  Grafschaft,  auch  Verhandlungen  auswärtiger  Gerichte, 
welche  Grundstücke  aus  ihrem  Amtsbezirke  betrafen,  konnten  sie  beurkunden. 
£s  genügte,  wenn  die  Gerichtsurkunde  die  eigenhändige  firmatio  and  subscriptio 
des  Gerichtschreibers  trug.  Oft  begnügte  er  sich  mit  einer  an  Ort  und  Stelle 
aufgenommenen  kurzen  Notiz  („Imbreviatur'O»  meistens  auf  der  Rückseite  des  für 
die  Reinschrift  bestimmten  Pergamentes  („Dorsualschrift^'),  auf  Grund  deren  er 
später  die  Reinschrift  anfertigen  ließ.  Bei  den  Baiem,  Sachsen,  Thüringern  und 
Friesen  haben  die  ständigen  Gerichtschreiber  wohl  keinen  Eingang  gefunden; 
etwa  erforderliche  Schreiber  wurden  bei  den  Baiem  für  jede  Sitzung  besonders 
bestellt  {iussi).    Vgl.  Brünner,  Zur  RG.  d.  Urkunde  251  f. 
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fester  Schöffenkollegien  an  Stelle  der  bisher  nur  für  jede  einzelne  Sitzung 
gebildeten  Baginburgenausschüsse.  Die  Schöffen  {scabini)^^  wurden  von 
den  Grafen  oder  Eönigsboten  aus  den  angeseheneren  Thingpflichtigen, 
also  den  größeren  Grundbesitzern  oder  YassaUen,  und  zwar  unter  Mit- 
wirkung der  Gerichtsgemeinde,  ernannt  und  auf  ihr  Amt  {mimsterium) 
vereidigt^®.  Wenn  nicht  eine  Amtsentsetzung  notwendig  wurde,  beklei- 
deten sie  ihre  Stellung  auf  Lebenszeit  ^^  Die  Schöffen  waren  zunächst 
Hundertschaftsschöffen,  konnten  aber  im  Falle  des  Bedürfnisses  auch  in 
anderen  Gerichten  der  Grafschaft,  unter  Umstanden  selbst  in  auswärtigen 
Grafschaften  zugezogen  werden  ^^.  Die  zur  ordnungsmäßigen  Besetzung 
der  Gerichte  erforderliche  Zahl  von  sieben  Schöffen'^  brauchte  demnach 
nicht  in  jeder  Hundertschaft  vorhanden  zu  sein;  in  der  Begel  scheint 
die  Grafschaft  nur  zwölf  besessen  zu  haben  ^^ 

Die  allgemeine  Thingpflicht  wurde'  von  Karl  auf  die  echten  Thinge 
beschränkt;  zum  gebotenen  Thing  sollten  die  Grafen  und  Gentenarien 
fortan  nur  die  Schöffen  und  die  Parteien  sowie  die  geladenen  Zeugen 
bannen  ^^    Das  echte  Thing  blieb  Grafengericht  und  YoUgericht,  das  ge- 


'^  Über  die  Ableitung  des  Namens  (von  afränk.  scapan,  got  gaskapjan, 
schaffen)  vgl.  Grimm,  EA.  775  f.  Waitz  4,  389  ff.  v.  Amira«  163.  157.  Hkbmahn, 
Schöffengericht  163  ff.  Andere  Bezeichnungen  waren  iudtces,  auditorea,  turidici, 
legum  doctores,  legis  latores.  Vgl.  Wattz  4,  391.  Steikmeteb  u.  Sisvebs  1,  541. 
In  Westfranken  blieb  die  alte  Benennung  Baginburgen  fQr  die  Schöffen  noch  lange 
in  Gebrauch,  der  beste  Beweis  fdr  die  Entwickelung  der  letzteren  aus  den  ersteren. 
VgL  SoHM  383  ff. 

"  Vgl.  Cap.  miss.  von  809  c.  22  (§  19,  n.  6).  Cap.  miss.  Worm.  von  829  c.  2 
(Bobbtius-Kbaüsb  2,  15):  Uti  missi  noairij  ubicumque  maloa  seabinos  invemant, 
eieiantf  et  iotius  populi  consenau  in  locum  eorum  bonos  eligant  et  cwn  elecH 
fiterinty  iurare  faeianty  ut  seienter  iniuste  ittdieare  non  debeant.  Prinzipiell  unfähig 
waren  nur  rechtlose  Leute.    Vgl.  Sohm  354.  358  f.  376  ff. 

»»  VgL  Anm.  18.     Sohm  377  ff.     Waitz  4,  394. 

»  Vgl.  Sohm  443 ff.  WArrz  4,  395.  529  nimmt  an,  daß  die  Schöffen  Graf- 
schaftschöffen gewesen  seien.  In  Italien  gab  es  außer  den  Grafschaftschöffen 
auch  solche,  die  von  vornherein  für  das  ganze  Reich  bestimmt  waren;  sie  wurden 
anmittelbar  vom  König  ernannt  und  hießen  kaiserliche  oder  königliche  Schöffen, 
P£alz8chöffen.    Vgl.  Sohm  382  n.  447  f. 

**  VgL  Sohm  450  f.  Waffz  4,  397.  Capitulare  missorum  von  803,  c.  20 
(BoBMTius  1,  116):  Ut  malus  ad  pladtum  hanniaiur,  nisi  qui  causam  suam  quaerere 
aut  8%  alter  ei  quaerere  debet^  exceptis  seabin^  sepfem,  qui  ad  omnia  placita  prae- 
esse  debent. 

"  VgL  Sohm  452.     Bbvkmbb  2,  224. 

*^  Ludwigs  Capitulare  missorum  von  819,  c.  14  (Bobbtiub  1,  290):  De  placitis 
»iquidem^  quos  liberi  hommes  observare  debent  y  constitutio  genitoris  nostri  penitus 
tAservanda  atque  tenenda  esty  ut  videlieei  in  anno  iria  solumrnodo  generalia  placita 
observeni,  et  nuüua  eoa  amplius  placita  observare  compellaty  nisi  forte  quilü>et  aut 
aceusatua  fuerit  aut  alium  aect^saverit  aut  ad  tesHmonium  perhibendum  vocaius 
fuertt.  Ad  caetera  vero,  quae  centenarii  tenent,  non  aliu^  venire  iubeaiur,  nisi  qui 
aut  Htigat  aut  ütdicat  aut  testificatur.  Vgl.  Pippins  Capitulare  Italicum  v.  801 — 810, 
c  14  (Bobkhüs  1,  210).  Sohm  375.  398  ff.  Waitz  4,  383.  Die  Befugnis,  die 
Thingpflichtigen  außerhalb  des  echten  Thinges  zu  Versammlungen  zu  entbieten, 
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botene  Thing  {minus  placitum)  war  fortan  regelmäßig  Centenargericht  und 
Schöffengericht.  Im  echten  Thing  konnte  nur  der  Graf  oder  ein  Dele- 
gierter (missus)  des  Grafen  das  Richteramt  führen  ^^;  gegen  Ende  unserer 
Periode  kamen,  namentlich  in  Westfranken,  auch  schon  standige  Substi- 
tuten {vicedominij  vicecomites)  vor**.  Da  der  Graf  nur  der  Diener  des 
Königs  war,  so  konnte  dieser  jederzeit  persönlich  oder  durch  einen  Bevoll- 
mächtigten an  Stelle  des  Grafen  den  Vorsitz  übernehmen.  Dieselbe  Be- 
fugnis hatten  die  Eönigsboten. 

Die  sachliche  Zuständigkeit  des  Grafengerichts  als  echtes  Thing  (maüus 
leffitimus,  m,  publicuSj  placitum  leffitimum,  pL  publicum,  commune  placitum, 
concilium)  wurde  gegenüber  dem  Schöffengericht  als  dem  gebotenen  Thing 
genau  abgegrenzt.  Dem  ersteren  blieben  alle  Strafsachen,  welche  an  das 
Leben  gingen,  sowie  die  Prozesse  um  Freiheit  und  Eigen  vorbehalten; 
die  Zuständigkeit  des  Schöffengerichts  beschränkte  sitfh  auf  Prozesse  um 
Schuld  (d.  h.  Bußklagen  und  Klagen  aus  Schuldvertragen)  und  fahrende 
Habe,  als  die  minderwertigen  Vermögensobjekte,  sowie  auf  Zwischentermine 
in  Prozessen,  welche  vor  dem  Grafenthing  schwebten*®. 

Das  echte  Thing  fand  auch  nach  der  Gerichtsorganisation  Karls  des 
Großen  regelmäßig  alle  sechs  Wochen,  mit  Abwechselung  unter  den  ein- 
zelnen Hundertschaften,  statt  ^^  Hatten  die  Grafen  bis  dahin  das  Recht 
gehabt,  in  jeder  Hundertschaft  außer  den  zwei  echten  Thingen  noch 
gebotene  Vollgerichte  in  beliebiger  Zahl  anzuordnen,  so  wurden  nunmehr 
drei  Vollgerichte  in  jeder  Hundertschaft  als  Maximum  festgesetzt*®,  viel- 


war seitdem  ein  dem  Könige  und  den  Königsboten  vorbehaitenes  Recht  {denuii- 
ciatio  regis).    Vgl.  Sohm  287.  387. 

'«  Vgl.  Sohm  401  iF.  508—513.  Daß  der  Vikar  als  ständiger  Vorsitzender 
des  Schöffengerichts  doch  nur  der  regelmäßige  Vertreter  des  Grafen,  der  Graf  aber 
auch  hier  der  eigentliche  Träger  der  Gerichtsbarkeit  war,  ergiebt  sich  ans  Form. 
Merkel.  51.  Vgl.  Sohm  411  ff.  Durch  die  Anwesenheit  des  Grafen  wurde  die  Amts- 
gewalt des  Schultheißen  (Anm.  29)  niedergelegt.  Auf  diese  Weise  mögen  sich  die 
bei  Waitz  4,  371  erwähnten  Grafenthinge  mit  vierzehnnächtigen  Fristen  erklären. 
Vgl.  Sohm  404.    Sickel,  Beitr.  z.  deutsch.  VG.  475.  486. 

«*  Vgl.  S.  130.     Sohm  513—525.     WArrz  4,  400  ff. 

••  Capitulare  de  iustitiis  faciendis  von  811—813,  c.  4  (Boeetius  1,  178):  Ut 
nuUus  homo  in  pla<Hto  cejitenarii  neqtte  ad  mortem  neque  ad  libertatem  suam  amtt' 
tendam  aut  ad  res  reddefidas  tel  ^nancipia  itulicetur,  sed  isla  aut  in  praesentia 
comitis  vel  missorum  nostrorum  itidicenhir,  Aachener  Capitulare  missorum  von 
810,  1 ,  c.  3  (ebd.  153):  üt  ante  vtcarium  et  eente^iarium  de  proprietate  aut  liber- 
täte  iudicium  non  terminetur  aut  adquiratur,  ntsi  sernper  in  praesentia  missorum 
imperialium  aut  in  praesentia  comitum.  Capitulare  Italicum  von  801 — 810,  c.  14 
(ebd.  1,  210):  JJt  ante  vicarios  tmlla  criminalis  actio  diffiniatur^  nisi  tantum  le- 
viores  causas,  quoe  fädle  possunt  diiudicari;  et  nullus  in  eorum  iudicio  aliquis  in 
servif io  hatninem  conquirai,  sed  per  fidem  remittantur  usque  in  praesentiam  comitis. 
Vgl.  Sohm  419  ff.  426.  Waitz  4,  379  f.  Nissl,  Gerichtsstand  des  Clerus  143  ft 
177  ff.  182  ff. 

"  Vgl.  Sohm  275  ff.  432  f. 

'8  Vgl.  Anm.  23.  37.  Sohm  398  ff.  435.  Waitz  4,  868  f.  Hatte  eine  Graf- 
schaft vier  oder  mehr  Hundertschaften,  so  daß  in  den  letzteren  nicht  mehr  als 
zwei  echte  Thinge  abgehalten  werden  konnten,  so  blieb  dem  Grafen  unbenommen, 
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leicht  weil  es  damals  schon  manche  Grafschaften  mit  nar  drei  Hundert- 
schaften gab,  in  denen  sich  bei  Festhaltung  der  früheren  Zweizahl  die 
gesetzliche  Anzahl  Ton  8  bis  9  echten  Thingen  nicht  erreichen  ließ.  Die 
Thingpflicht  im  echten  Thing  erstreckte  sich  auf  den  Schultheißen,  der 
als  Urteilsvollstrecker  anwesend  sein  mußte  *•,  sowie  auf  alle  mündigen 
Freien,  welche  in  der  Hundertschaft  wohnten  oder  begütert  waren '^ 
Beichte  die  Zahl  der  Schöffen  nicht  aus,  so  war  der  Graf  berechtigt, 
Schöffen  aus  anderen  Gerichten  seiner  Grafschaft  zu  entbieten.  Wie 
früher  die  Baginburgen,  so  hatten  auch  die  Schöffen  nur  den  Urteils- 
vorschlag; zu  einer  Abstimmung  der  Gerichtsgemeinde  kam  es  aber  wohl 
nur,  wenn  einer  aus  derselben  ein  Gegenurteil  gefunden  hatte;  in  anderen 
Fällen  galt  die  widerspruchslose  Entgegennahme  des  Schöffenurteils  als 
stillschweigende  YoUbort'^  Im  gebotenen  Thing,  das  alle  14  Nächte, 
und  zwar  in  der  Regel  nur  in  dem  Hauptorte  der  Grafschaft,  als  bloßes 
Schöffengericht  zusammentrat'*,  lag  die  Urteilsprechung  ganz  in  den 
Händen  der  Schöffen.  Die  Thätigkeit  des  Richters  bestand  in  der  Leitung 
der  Verhandlungen,  der  Anordnung  der  Urteilsvollstreckung  und  der 
G^richtspolizei  zur  Wahrung  der  Thingpflicht  und  des  Thingfriedens '^ 
Eine  Einwirkung  auf  das  Urteil  stand  ihm  insofern  zu,  als  er  für  die 
Gesetzmäßigkeit  desselben  zu  sorgen,  demgemäß  also  das  Bechtsgebot  zu 
verweigern  hatte,  wenn  er  von  der  Bechtswidrigkeit  eines  Urteils  über- 
zeugt war'*. 

Außer  den  regelmäßigen  Gerichten  kannte  schon  die  Merowingerzeit 
in  Fällen,  wo  ein  Verbrecher  auf  handhafter  That  ergriffen  war,  das 
Notgericht  am  Orte  der  That'*.    Jeder  Thingpflichtige,  der  das  Gerüft 


noch  ein  drittes  Vollgericht  als  gebotenes  Thing  anzusetzen.  Vgl.  Brunner  2,  222. 
Jedes  £chtething  dauerte,  wie  schon  unter  den  Merowingem,  drei  Tage.  Vgl. 
SoBM  363  ff.  Das  dafür  später  eingeführte  Afterthing  war  der  karolingischen  Ge- 
richtsverfassung noch  unbekannt  Vgl.  Böhm  439  f.  Auch  zum  Echtething  mußten 
die  Thingpflichtigen  jedesmal  enthoten  werden  (daher  boithing),  da  nur  die  jähr- 
liche Z&hl  der  echten  Thinge  und  ungefjKhr  die  Zeit,  aher  nicht  der  einzelne  Tag 
feststand.     Vgl.  Sohm  368.     Waitz  4«  372. 

**  Vgl.  SoRM^  236.  406  f.  Die  Ämter  des  Schultheißen  oder  Vikars  und  des 
Centenars  waren  seit  der  Karolingerzeit  meistens  in  derselben  Hand  vereinigt. 

•«  Vgl.  Sohm  335  ff.  339.  343  f.  346  ff. 

•»  Vgl.  Sohm  380  f.  386.  Viollet,  a.  a.  O.  1,  309.  Sickel,  Gott  gel.  Anz. 
1896,  S.  290  f. 

■•  Vgl.  Sohm  437.  448  f.  Auch  das  Schöffengericht  jeder  einzelnen  Hundert- 
schaft war  für  die  ganze  Grafschaft  zuständig.    Vgl.  Sohm  446. 

^  Der  Wahrung  des  Thingfriedens  sollte  auch  das  Verbot  des  Waffentragens 
in  den  Gerichtsversammlimgen  dienen.  Vgl.  Sohm  106.  Waitz  4^  388.  437.  Die 
H5he  des  richterlichen  Bannes  war  verschieden.  Die  Königsboten  richteten  unter 
Kdnigsbann.    Über  den  Grafenbann  vgl.  S.  129. 

•*  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  162 f.  4,  402.  420 f.  Brunnkr  2,  225.  Sickel,  Gott. 
gel.  Anz.  1896,  S.  291. 

«  Vgl.  Decr.  ChUdeb.  IL  von  595,  c.  8  (Boretius  1,  17).  Form.  Turon.  20 
(EUm^RR,  Nr.  491).    Sohm  440  f. 
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schreien  hörte,  mußte  demselben  bei  Strafe  Folge  leisten ^•.  Der  Ver- 
brecher wurde  sofort  abgeurteilt  und  gerichtet.  Das  Verfahren  war  ein 
summarisches.  Bichter  war  der  Grraf  oder  statt  seiner  der  Centenar  (Vikar). 
Die  Wahl  eines  Notrichters,  wenn  beide  abwesend  waren,  scheint  erst 
später  aufgekommen  zu  sein. 

Die  Gerichtsreform  Karls  des  Großen  ist  wohl  im  wesentlichen  durch 
einen  einheitlichen  organisatorischen  Akt  erfolgt.  Das  Gesetz  selbst  ist 
leider  verloren  gegangen  ^^  Die  Zeit  der  Reform  läßt  sich  aber  mit  ziem- 
licher Sicherheit  bestimmen,  da  ein  um  769  abgefaßtes  Gesetz  Karls 
(Ä.nm.  11)  noch  an  den  alten  Zuständen  festhält,  während  in  zwei  vor 
775  entstandenen  Formelsammlungen  bereits  SchöflFen  erwähnt  werden^®. 
Die  Veränderung  scheint  demnach  zwischen  769  und  775  vor  sich  ge- 
gangen zu  sein'®. 

Die  fränkische  Gerichtsverfassung,  die  sich,  wie  gezeigt,  in  allmäh- 
licher Fortbildung  aus  der  salischen  Gerichtsverfassung  entwickelt  hatte, 
war,  wenn  auch  mit  gewissen  tTbergängen  und  kleinen  Abweichungen, 
für  die  römischen  Provinzialen  schon  früh  an  die  Stelle  der  römischen 
Einrichtungen  getreten  ^^.  Im  Laufe  der  Zeit  war  sie  auch  in  Südfrank- 
reich, unter  Verdrängung  der  burgundischen  und  gotischen  Gerichtsver- 
fassung mit  ihrem  selbsturteilenden  Richter,  zur  ausschließlichen  Herr- 
schaft gelangt  *^ 


*>  Lex.  Franc.  Cham.  37.  Vgl.  S.  38.  76.  87.  Decr.  Childeb.  II.  von  595,  c.  9 
(BoRETius  1,  17)  bestraft  den  Ungehorsam  gegen  den  Richter  bei  der  Festnahme 
oder  Verfolgung  eines  Missetbäters  mit  dem  Königsbann. 

^^  Der  Übergangszeit  gehört  ein  erst  dorch  Bobetius  (Capitalaria  1,  214,  c.  4) 
bekannt  gemachtes  Bruchstück  eines  Eapitulars  an,  das  die  Thingpflicht  in  den 
gebotenen  Gerichten  bereits  auf  die  „maiores  natu"  beschränkt:  Et  cenienarii 
generalem  placitum  frequenitus  nofi  habeant  propter  pauperes,  sed  cum  iüos,  super 
quos  claniant  inruste  patienteSj  et  cum  maioribus  natu  et  testifnoniis  necessariis 
frequenter  pla<yitum  teneant;  ut  hi  pauperes,  qui  nuUam  causam  ibidem  non  habeant, 
non  cogantur  in  placitum  venire,  nisi  bis  aut  ter  in  anno. 

"  Form.  Bignon.  7  (6).     Form.  Merkel.  32  (33).    Roziäre,  Nr.  460. 

•^  In  anderer  Anwendung  (für  loci  servatores)  erscheint  das  Wort  scabi»ms 
in  Italien,  wenn  nicht  eine  Entstellung  vorliegt,  schon  zur  Zeit  der  firänkischen 
Eroberungen.  Vgl.  Fickbr,  Forschungen  3 ,  207  f.  Vor  Karl  dem  Großen  finden 
sich  nirgends  Schöffen  erwfthnt.  Vgl.  Ficker,  a.  a.  O.  207  n.  Sayiokt,  a.  a.  O. 
7,  5  ff.  Waitz,  4,  389.  Die  erste  urkundliche  Erwähnung  begegnet  780  und  781. 
Vgl.  FiCKER  208  ff.     SoHM  388  ff.     Saviony  1,  239  n.    Waitz  4,  390. 

*<>  Vgl.  SoHM  155  ff.  229  f.  Waitz  2,  2  S.  143  f.  In  der  Bretagne  erhielten 
sich  während  der  Merowingerzeit  die  keltischen  Einrichtungen  (vgl.  Sohm  158,  n.  66), 
die  karolingischen  Einrichtungen  sind  dann  aber  auch  hier  eingeführt.  Vgl.  Waitz 
4.  404.  Schon  eine  Urkunde  von  797  (Cartulaire  de  Kedon  Nr.  191)  erwähnt  sechs 
Schöffen. 

**  Vgl.  Sohm,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  157;  Fränkisches  Recht  u.  römi- 
sches Recht  23  ff.  Nur  der  gotische  Gerichtsbüttel  {sagio,  sajo)  blieb  bestehen, 
während  das  fränkische  Recht  die  Bütteldienste  von  Dienern  des  Grafen,  die  außer- 
halb der  öffentlichen  Gerichtsverfassung  standen,  besorgen  ließ.  Vgl.  Anm.  7. 
Dahn,  Könige  3,  119.  180.  6,  136.  354.  Waitz  4,  410.  Sohm  536.  Bethmann- 
HoLLWEo,  a.  a.  0.  1,  195.  283.     Gaüdenzi,  Un  antica  compilazione  di  diritto  118  ff. 
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Bei  den  Sachsen  hat  Karl  sofort  nach  der  Eroberung  die  frän- 
kische Gra&chaftsverfassnng  eingeführt  und  den  Grafen  die  Verwaltung 
der  Gerichtsbarkeit  übertragen.  In  wichtigeren  Angelegenheiten  {causiie 
maiares)  durften  sie  bei  Konigsbann^  in  geringeren  bei  15  Schillingsbann 
gebieten**.  Von  der  Einrichtung  der  Gerichte  {secularia  placita,  con- 
veräus  et  placita  ptibUca,  placita  cammunia)  erfahren  wir  zunächst  nur, 
daß  dieselben  für  Edele,  Freie  und  Liten  gleichmäßig  zuständig  waren, 
daß  sie,  von  dringenden  Fällen  abgesehen,  nicht  an  Sonn-  oder  Feier- 
tagen abgehalten  werden  sollten,  und  daß  das  Urteil  Ton  der  Gerichts- 
gemeinde selbst  ausgesprochen  wurde  ^^  Es  scheint  demnach  im  8.  Jahr- 
hundert noch  keine  Schöffen  bei  den  Sachsen  gegeben  zu  haben.  Dagegen 
ergiebt  sich  aus  den  späteren  sächsischen  Einrichtungen  hinsichtlich  des 
echten  Thinges  die  völlige  Übereinstimmung  mit  der  fränkischen  Gerichts- 
Terfassung,  wobei  die  sächsischen  Goe  die  Stelle  der  fränkischen  Hundert- 
schaften einnahmen**.  Aber  während  bei  den  Franken  seit  den  Karo- 
lingern mit  wenigen  Ausnahmen  eine  Verschmelzung  des  Schultheißenamtes 
mit  dem  des  Centenars  eingetreten  war,  hatte  der  dem  fränkischen  Ceu- 
tenar  entsprechende  sächsische  Gograf  mit  der  Urteilsvollstreckung  nichts 
zu  thun  und  in  dem  echten  Thing  (Landgericht)  des  Grafen  war  daher 
för  ihn  kein  Platz.  Der  Gograf  wurde  von  der  Gerichtsgemeinde  des 
Goes  gewählt;  seine  Aufgabe  beschränkte  sich  auf  die  Abhaltung  des 
Niedergerichts  (Gothing)  als  gebotenes  Thing,  aber  als  Vollgericht  ohne 
Schöffen.  Der  ordentliche  Vollstreckungsbeamte  der  Grafschaft  war  der 
Fronbote,  über  diesem  aber  stand,  abgesehen  von  den  Westfalen,  noch 
ein  höherer  Beamter,  der  bei  den  Nordsachsen  Oberbote  (overbode),  bei 
den  Ostfalen  und  den  in  der  GerichtsTerfassung  mit  diesen  überein- 
stimmenden Thüringern  „Schultheiß'^  genannt  wurde.  Derselbe  hatte  den 
regelmäßigen  Beisitz  neben  dem  Grafen;  an  ihn  hatte  der  Graf  die 
Hegungsfragen  zu  richten  und  bei  Behinderung  des  Grafen  fiel  ihm  der 
stellvertretende  Vorsitz  zu.  Er  war  ein  vornehmer  Herr,  der  dem  Landes- 
adel angehören  mußte.  Ob  es  sich  bei  dieser  Abweichung  von  der  frän- 
kischen Ordnung  um  die  Einfügung  eines  altsächsischen  Amtes  in  die 
karolingische  Gerichtsorganisation  (man  könnte  an  den  Sosaffo,  S.  44, 
denken)  oder  um  eine  dem  Amte  des  vicecomes  verwandte  Neubildung 
handelte,  muß  dahingestellt  bleiben. 


Gbimm,  RA.  756.  Über  deo  saffio  »  Folger  vgl.  Köoel,  Zeitschr.  f.  deutsch.  Alt 
33,  18  ff.  Er  vergleicht  lat.  socius,  as.  segg  =  vir  (ursprünglich  Gefolgsmann,  wie 
noch  die  ags.  Formel  seegas  and  gestdas).  Ursprünglich  waren  die  Sagionen  eben 
Gefolgsmannen,  die  aber  seit  Theoderich  d.  Gr.  bei  den  Ostgoten  und  später  auch 
bei  den  Westgoten  mit  Vorliebe  als  Exekutivbeamte  verwendet  wurden.  Vgl. 
Zecxbb,  N.  Arch.  23,  87  f.  102. 

«  Vgl.  S.  129. 

'*'  Capitulare  Saxonicum  von  797,  c.  4.  8. 

*^  Vgl.  ScHBÖDBB,  Gerichtsverfassung  des  Sachsenspiegels,  ZRG.  18,  1  ff.;  Der 
ostfiELlische  Schultheiß  und  der  holsteinische  Overbode,  ebd.  20,  1  ff.  Eckert,  Der 
Fronbote  im  Mittelalter  nach  dem  Sachsenspiegel,  1897. 
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Auf  einem  anderen  Boden  bewegte  sich  die  Abweichung  der  frie- 
sischen Gerichtsverfassung**^.  Der  ordentliche  Gerichtssprengel  des  Grafen 
war  der  Gau,  der  zwar  seine  Unterbezirke  {bau,  bifang)  nach  Art  der  sach- 
sischen Goe  und  der  frankischen  Hundertschaften  (regehnäßig  vier)  hatte^ 
aber  einzig  mit  der  Bestimmung  als  Niedergerichtssprengel,  während  das 
Landgericht  des  Grafen  ausschließlich  Gaugericht  war.  Jeder  dieser  Unter- 
bezirke hatte  seinen  Schulzen,  Banner  oder  Fronen  (skeltata,  scheka,  ban, 
frana\  der  zugleich  Bichter  im  Niedergericht  und  Vollstreckungsbeamter 
im  Landgericht  war,  also  durchaus  dem  mit  dem  Centenar  verschmol- 
zenen karolingischen  Schultheißen  entsprach;  ihm  gebührte  gegebenenfalls 
auch  die  Vertretung  des  Grafen  im  Landgericht  Die  SchöflFenverfassung 
war  dem  friesischen  Kechte  fremd;  erst  im  13.  und  14.  Jahrhundert 
wurde  dieselbe  in  Nordholland  (im  Bijnland  sogar  erst  im  16.  Jahrhun- 
dert) eingeführt.  Die  Urteilsfindung  lag  ausschließlich  in  den'  Händen 
der  vom  Volke  gewählten  Asegen*®,  wenn  auch  anzunehmen  ist,  daß  diese 
zunächst  nur  den  Urteilsvorschlag  hatten,  welcher  noch  der  ausdrück- 
lichen oder  stillschweigenden  Vollbort  des  Thingvolkes  bedurft«  *^ 

Bei  den  Alamannen  und  Baiern  hatte  der  Rechtsprecher  {ßsagoy 
esagarej  iudex)  während  des  8.  und  im  Anfange  des  9.  Jahrhunderts  seine 
Stellung  im  wesentlichen,  allerdings  mit  Unterordnung  unter  den  Grafen, 
behauptet*®.  Der  alamannische  Rechtsprecher  erscheint  als  der  von  der 
Gerichtsgemeinde  erwählte  Centenar  oder  Hunne,  während  der  baierische 
iudex  ein  Gaubeamter  war.  Seit  dem  9.  Jahrhundert  hat  die  fränkische 
Gerichtsverfassung  bei  den  Alamannen  im  wesentlichen  den  Sieg  davon- 
getragen, während  es  bei  den  Baiem  auch  im  Mittelalter  im  allgemeinen 
nur  Grafschaftsgerichte  gab  und  statt  der  SchöfiFen  ein  wohl  vom  Richter 
in  jedem  einzelnen  Falle  ernannter  Ausschuß  den  Urteilsvorschlag  hatte  *^. 


**  Gegenüber  den  früheren  unrichtigen  Auffassungen  vgl.  Heck,  Die  altfrie- 
sische  Gerichtsyerfassung,  1894.  Dazu  His,  ZEG.  29,  217  ff.  Seebp-Gbatama,  Gott 
gel.  Anz.  1895,  S.  842  ff.  Fogkema-Andreae,  Museum  1895.  E.  Lehmann,  Kr.  VJSchr. 
38,  11  ff.  Die  älteren  Ansichten,  insbesondere  bei  v.  Bichthofen,  Altfries.  WB. 
609  ff.;  Untersuchungen  über  fries.  RG.  2,  456  ff.  Schböder,  ZRG.  17,  221  ff.  und 
in  den  früheren  Auflagen  dieses  Lehrbuches. 

*•  Vgl.  S.  44.  Im  Mittelalter  scheint  jeder  Schulzensprengel  drei  Asegen 
gehabt  zu  haben,  was  aber  ebenso  wie  die  Ausbildung  der  untersten  Gerichts- 
Sprengel,  durch  welche  die  Schulzengerichte  zu  Mittelgerichten  wurden,  erst  auf 
späterer  Entwickelung  beruhen  dürfte. 

*'  Der  Annahme  Heck's,  daß  die  Urteile  der  Asegen  der  Folge  der  Grerichts- 
gemeinde  überhaupt  nicht  bedurft  hätten,  kann  ich  nicht  beistimmen;  es  wird  aber 
genügt  haben,  wenn  kein  Widerspruch  erhoben  wurde. 

"  Vgl.  Schröder,  ZRG.  17,  224  ff.  Beseler,  ebd.  9,  244  ff.  Merkel,  ebd. 
1,  131  ff.  Waitz  2,  2  S.  148  —  158.  4,  407.  W.  Sickel,  Beitr.  z.  deutsch.  VG. 
507  ff.  514  f. 

♦»  Vgl.  Brunner  2,  219  f.  224.  Sohm,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  160.  366; 
Fränkisches  Recht  u.  röm.  Recht  17  f.  25.  Beseler,  ZRG.  9,  255  ff.  Waitz  4,  404  f. 
In  den  missatischen  Gerichten  wurde  auch  in  Baiem  das  Urteil  von  Schöffen  ge- 
sprochen. 
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2.  Das  Eönigsgericht^^  Der  frankische  König,  in  dessen  Person 
im  wesentlichen  die  Bedeutung  des  alten  Landesthinges  aufgegangen  war, 
ist  auch  als  Träger  der  Gerichtshoheit  an  die  Stelle  des  letzteren  getreten 
(S.  112)  und  übte  demgemäß  gleich  diesem  neben  und  über  den  ordent- 
lichen Gerichten  eine  außerordentliche  Gerichtsbarkeit  aus.  Dieselbe  war 
wie  alle  extraordinariae  cognitiones  eine  Gerichtsbarkeit  nach  Amtsrecht 
und  an  die  strengen  Vorschriften  des  Yolksrechts  nicht  gebunden;  man 
verfuhr  und  entschied  nach  den  Normen,  die  der  König  sich  selbst 
gegeben  hatte,  und  darüber  hinaus  nach  Recht  und  Billigkeit  ^^  Be- 
stimmte Thingstätten  bestanden  für  das  Königsgericht  nicht,  es  konnte 
an  jedem  Orte,  wo  der  König  sich  gerade  aufhielt,  abgehalten  werden 
(wir  wissen  von  solchen  Gerichten  auf  der  Heerfahrt  und  selbst  auf  der 
Jagd)''^,  aber  die  Regel  war  die  Abhaltung  am  Königshof,  in  einer  der 
Pfalzen  {palatia  reffis)^  unter  den  Merowingern  gewöhnlich  auf  den 
steinernen  Staffeln  (Terrassen)  an  den  Burgeingängen.  Das  Königsgericht 
war  daher  in  der  Regel  Hofgericht,  Pfalzgericht,  Staffelgericht ^^  Die 
Merowinger  pflegten  mit  Vorliebe  zu  Anfang  jedes  Monats,  immer  mit 
dreitägiger  Dauer,  die  Karolinger  allwöchentlich  Gericht  abzuhalten**. 

Als  Beisitzer  pflegte  der  König  in  erster  Reihe  Mitglieder  seines 
Hofes  beizuziehen,  er  hatte-  aber  auch  in  dieser  Beziehung  volle  Freiheit, 
oft  vmrde  der  ganze  Reichstag,  in  Fällen  von  politischer  Bedeutung  selbst 
das  versammelte  Heer  zur  Mitwirkung  aufgerufen**.  Die  einzige  Schranke 
bestand  wohl  darin,  daß  geringe  oder  verrufene  Personen  ausgeschlossen 
waren,  möglichst  auf  Standes-  und  Stammesgleichheit  zwischen  den 
Urteilem  und  dem  Angeklagten  gesehen  wurde  und,  dem  allgemeinen 
fränkischen  Brauche  entsprechend,  mindestens  sieben  TJrteiler  anwesend 
sein  mußten**.  Der  Majordomus  scheint  vor  der  arnulfingischen  Zeit 
dem  Hofgericht  ferngeblieben  zu  sein;  er  wird  erst  seit  697  regelmäßig 
unter  den  Beisitzern,  später  auch  wiederholt  als  Vorsitzender  an  Stelle 

^  Vgl  Bruxkbe,  RG.  2,  132  fF.  Waitz  2,  2  S.  183—198.  396  n.  1.  4,  473  ff. 
V.  Bethxann-Hollweo  1,  435  ff.  2,  18  f.  28  f.  A.  Pernige,  De  comitibus  palatiif 
1863.  Beauchet,  a.  a.  O.  47  ff.  327  ff.  Sohm  bei  Wetzell,  a.  a.  0.  343  ff.  v.  Axira, 
Grandrifi*  158  f.  Fioker,  Forschangen  3,  222  ff.  Barchewitz,  Das  Königsgericht 
z.  Z.  der  Merowinger  u.  Karolinger  (Rist  Stud.  V.  1882). 

•^  Dagegen  hatten  die  ordentlichen  Gerichte  nur  nach  Volkarecht  und  nicht 
nach  Billigkeit  zu  entscheiden.  Vgl.  Cap.  miss.  von  802,  c.  26  (Boretius  1,  96): 
Ut  iudiees  secundum  seriptam  legem  msie  iudicent^  7ion  secundum  arbitrium  suum, 

«•  Vgl.  Waitz  4,  491. 

»»  Vgl.  ZRG.  20,  24  f.    Waitz  2,  2  S.  194. 

"  Vgl.  Waitz  2,  2  8.  194  f.  4,  489  ff.  Gegen  Annahme  regelmäßiger  Ge- 
richtstage Dahn,  Könige  1,  3  S.  48  f. 

**  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  184.  4,  406  ff.  Seit  Karl  wurden  in  Fällen,  wo  es  be- 
sonders auf  Rechtskenntnis  ankam,  zahlreiche  Schöffen  zugezogen.  Vgl.  ebd.  493 
n.  4.  In  Italien  wurden  dazu  besonders  die  königlichen  oder  Pfalzschöffen  (vgl. 
Anm.  20)  verwendet  Untechnisch  wurden  auch  die  Beisitzer  des  Hofgerichts  als 
Schöffen  bezeichnet. 

"  Ober  die  Siebenzahl  vgl.  Grimm,  RA.  777.    Waitz  4,  397. 
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des  Königs  genannt  ^^  Ein  unentbehrliches  Mitglied  des  Hofgerichts  war 
der  Pfalzgraf  (S.  138),  dessen  Aufgabe  in  der  merowingischen  Zeit  in  dem 
testimoniare  bestand,  während  er  schon  unter  den  amulfingischen  Haus- 
meiem  Vorstand  einer  eigenen  Hofgerichtskanzlei  wurde*®.  Eine  weitere 
Yeranderung  in  der  Stellung  des  Pfalzgrafen  ergab  sich  aus  der  Be- 
seitigung des  Hausmeieramtes  seit  der  Krönung  Pippins,  indem  der  seit 
Karl  Martell  vom  Majordomus  ausgeübte  stellvertretende  Vorsitz  im  Hof- 
gericht auf  den  Plalzgrafen  überging*®.  Außerdem  war  derselbe,  wahr- 
scheinlich in  Anknüpfung  an  eine  schon  unter  den  Merowingem  herr- 
schende Übung,  der  ständige  Referent  des  Hofgerichts  ®*^,  zu  dessen  Ob- 
liegenheiten es  auch  gehörte,  den  Parteien  die  von  ihnen  bei  dem  Könige 
ausgewirkten  gerichtlichen  Mandate  {indiculi  regcdes)  auszuhändigen  ®^ 
Da  der  König  nur  noch  in  wichtigeren  Angelegenheiten  den  Vorsitz  über- 
nahm, die  regelmäßigen  Sitzungen  des  Hofgerichts  dagegen  dem  Pfalz- 
grafen überließ®^,  so  war  es  die  Aufgabe  des  letzteren,  an  den  alle  Ein- 
laufe zuerst  gelangten,  die  für  den  König  selbst  geeigneten  Sachen  aus 
den  übrigen  auszuscheiden ®^  Die  Annahme,  daß  der  König  die  an  das 
Hofgericht  gebrachten  Sachen  auch  aus  eigener  Machtvollkommenheit 
habe  erledigen  können,  ist  unhaltbar;  vorgekommen  ist  dies  nur  bei 
reinen  Verwaltungsangelegenheiten,  die  der  König  zuweilen  auf  einfachen 
Vortrag  des  Pfalzgrafen  sofort  entschied  oder  einem  Delegierten  [missus] 
zu  weiterer  Behandlung  überwies  ®^  Bei  Rechtssachen  wurde  ganz  wie 
in  den  ordentlichen  Gerichten  mit  Frage  und  Urteil  verfahren®*.  Das 
Hofgericht  war,  wenn  auch  nicht  in  seiner  rechtlichen  Basis,  so  doch  in 
der  thatsächlichen  Gestaltung  ein  wirkliches  Gericht  ®^ 


"  Vgl.  Zbumer,  Neues  Archiv  6,  29  AFI    10,  383  ff.    Waitz  2,  2  S.  191. 

*®  Vgl.  Zeüii££,  a.  a.  0.  6,  20.  Noch  das  letzte  von  einem  Merowinger  ab- 
gehaltene Königsgericht  von  726  (MG.  Dipl.  imp.  Nr.  94)  zeigt  den  Pfalzgrafen  ganz 
in  seiner  früheren  Stellung.  Die  Einführang  der  Hofgerichtskanzlei  beruhte  auf 
dem  Einflüsse  des  austraslschen  Gerichtschreiberwesens  (S.  166). 

*•  Vgl.  Dahn,  Könige  7,  2  S.  229.  Beispiel  eines  Pfalzgrafengerichtes  von 
791  bei  Sickel,  Gott.  gel.  Anz.  1887,  S.  819. 

•0  Vgl.  Pernice,  a.  a.  O.  31  ff.  34  f.    Waitz  4,  485  ff. 

®^  Vgl.  Brünxeb,  Entstehung  der  Schwurgerichte  76  f. 

•'  Vgl.  Waitz  4,  487.     Hincmarus,  De  ordine  palatii  c.  19. 

*•  Über  die  Angabe  Hinkmai*s,  daß  diese  Ausscheidung  hinsichtlich  der  geist- 
lichen Sachen  dem  Hofkapellan  {aprocn^iarma)  obgelegen  habe,  vgl.  S.  139. 
Pebnice  37  f.  Waitz  4,  489.  Daß  der  König  selbst  Partei  war,  stand  seinem 
richterlichen  Vorsitz  nicht  im  Wege.     Vgl.  MG.  Dipl.  imp.  Nr.  16. 

«*  Vgl.  Brüxner  2,  134.     Bethmann-Hollweg  1,  438.     Waitz  4,  484.  496. 

«»  Vgl.  Waitz  4,  498  ff.  498  f. 

^^  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  183,  der  insbesondere  gegen  Sohh  auf  Lex  Salica  46,  2 
aufmerksam  macht,  wo  das  Königsgericht  als  rnallus  ante  regem  {ante  teoda)  dem 
echten  Thing  als  legitimics  rnallus  publicus  ante  thunginum  entgegengesetzt  wird. 
In  den  Capitula  de  causis  diversis  c.  1  (Boretiüs  1,  135)  verweist  Kari  die  Grafen 
wegen  ihrer  richterlichen  Aufgaben  auf  das  Vorbild  des  Königsgerichtes. 
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Die  Zuständigkeit  des  Eönigsgerichtes  war  an  sich  unbeschränkt; 
der  König  konnte  alle  noch  nicht  durch  rechtskräftiges  Urteil  erledigten 
Streitsachen  zu  seiner  Entscheidung  ziehen®^,  alle  beliebigen  Akte  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  in  seiner  Gegenwart  vornehmen  lassen.  Zu 
den  Torbehaltenen  Sachen  des  Hofgerichts  gehörte  der  Ausspruch  der 
Beichsacht  über  den  Rechtsverweigerer®®,  der  Zweikampf  mit  der  Waffe, 
die  y erhängung  von  Todesurteilen  über  freie  Franken,  die  Freilassung 
durch  Schatzwurf,  unter  den  Karolingern  besonders  auch  die  Klage  wegen 
Heerflüchtigkeit,  Verweigerung  des  Unterthaneneides,  Nichtachtung  könig- 
licher Banngebote,  Amtsvergehen.  Prozesse  der  Großen  untereinander 
sollten  nach  Vorschrift  Karls  des  Großen  nur  im  Hofgericht  unter  dem 
persönlichen  Vorsitz  des  Königs  entschieden  werden,  doch  wurden  Civil- 
saohen  derselben  oft  auch  vor  den  ordentlichen  Gericht-en  verhandelt®^. 
Fiskalsachen  konnten  an  sich  auch  von  den  ordentlichen  Gerichten  ent- 
schieden werden,  die  Vorteile  des  Billigkeitsgerichtshofes  gaben  aber  den 
Vertretern  des  Fiskus  in  den  meisten  Fällen  Anlaß,  von  dem  in  solchen 
Fällen  erlaubten  Beklamationsrecht  Gebrauch  zu  machen  und  die  Sache 
noch  vor  dem  urteil  an  das  Königsgericht  zu  ziehen  ^^  Dasselbe  Rekla- 
mationsrecht stand  den  in  den  Königsschutz  aufgenommenen  Personen 
zu^^,  ebenso  fand  es  bei  Prozessen  um  königliche  Benefizien  Anwendung, 
welche  dieselben  Vorrechte  wie  die  unmittelbaren  Krongüter  genossen  ^^ 
Unter  den  Karolingern  führte  der  regelmäßige  Gebrauch  des  Reklama- 
tionsrechts bei  Prozessen  um  königliche  Güter  zu  einem  privilegierten 
Gerichtsstande  derselben  im  Königsgericht  ^'.  Im  übrigen  wurde  der  Be- 
lästigung des  Hofgerichts  mit  allen  möglichen  Rechtshändeln  seit  Pippin 
dadurch  ein  Ziel  gesetzt,  daß,  ohne  die  Freiheit  des  Königs  selbst  zu 
beschränken^  außer  den  hervorgehobenen  Fällen  die  Anrufung  seines  Ge- 


*^  Über  das  Verfahren  in  EvokatioDSsachen  vgL  Brünner  2,  137.  Die  Urteile 
die  Hofgerichts  selbst  unterlagen  keiner  unbedingten  Rechtskraft.  Eine  im  Hof- 
gericht bereits  abgeurteilte  Sache  konnte  wiederaufgenommen  und  wiederholt  hier 
entschieden  werden.    VgL  Gapitulare  Saxonicum  von  797,  c.  4. 

••  Vgl.  Lex  Salica  56,  2.  Sohm  98.  162.  Erst  unter  den  Karolingern  ist  die 
Grafenacht  (die  spätere  Verfestung)  neben  die  Beichsacht  getreten.  Soweit  die 
Acht  noch  den  Charakter  unmittelbarer  Strafe  hatte  (S.  73  ff.),  konnte  sie  auch 
nach  salischem  Recht  von  dem  ordentlichen  Richter  verhängt  werden.  So  dürften 
sich  die  Einwendungen  Frensdorff's  (Recht  u.  Rede  481  ff.)  gegen  Sohm  erledigen. 

••  BoRETius,  Capitnlaria  1,  175,  c.  2.    Waftz  4,  481  f. 

'*  Vgl.  Brunker,  Entstehung  der  Schwurgerichte  71  f.;  Zeugen- u.  Inquisition s- 
beweis  43  f.  58  ff. 

"  Vgl.  BamniRR,  Zeugen-  u,  Inqu.-Beweis  51  f.  55  ff.  Sohm  130  f.  166  f.  Waitz 
2,  2  S.  190.  Auch  in  dem  Prozeß  gegen  Injuriosus  (Greg.  Tur.,  Hist.  Franc.  7,  23) 
baben  wir  es  augenscheinlich  mit  einer  reclamatio  ad  regis  definitivam  sententiam 
zn  thun.  Die  Kläger  waren  Schutzjuden.  Das  auf  Beinigungseid  lautende  erste 
Urteil  hatte  wohl  noch  keine  Vollbort  erhalten.  Übrigens  hat  Brvnver,  a.  a.  0. 
55  f.,  nachgewiesen,  daß  auch  Reklamationen  nach  dem  Urteil  nicht  ausge- 
schlossen waren. 

^*  Vgl.  Brunner,  Zeugen-  und  Inquisitionsbeweis  78  f. 

»»  Vgl.  ebd.  59  ff. 
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lichtes  auf  die  Fälle  der  Rechtsverweigernng  und  Urteilschelte  beschrankt 
wurde  ^*. 

Königsgerichte  waren  auch  die  Gerichte  der  Königsboten,  die 
als  Delegierte  des  Königs  mit  dem  Becht  des  königlichen  Bannes  aus- 
gestattet und  kraft  der  ihnen  übertragenen  Gerichtsgewalt  nicht  an  den 
Formalismus  des  volksrechtlichen  Verfahrens  gebunden  waren  ^^.  Auch 
das  missatische  Gericht  war  demnach  ein  Billigkeitsgericht  Häufig  wurden 
die  Königsboten  seitens  des  Königs  in  Sachen,  welche  an  das  Hofgericht 
gekommen  waren,  mit  Inquisitionsmandaten,  nicht  selten  auch  mit  der 
Entscheidung  beauftragt^®. 

An  die  Organisation  des  Königsbotenamtes  wurde  von  Karl  dem 
Großen  eine  andere,  für  die  spätere  Yerfassungsentwickelung  bedeutend 
gewordene  Einrichtung  geknüpft,  indem  die  Königsboten  die  Grafen  ihres 
Sprengeis  anweisen  mußten,  sich  während  der  von  der  missatischen  Amts- 
waltung  freien  Monate  zu  gemeinsamen  Landfriedensgerichten  [com" 
munia  placita)  zu  vereinigen '^ 

Dem  königlichen  Hofgericht  durchaus  nachgebildet  waren  die  herzog- 
lichen Hofgerichte  zur  Zeit  des  Stammesherzogtums ^®. 

3.  Grundherrliche  und  Immunitäts-Gerichte^*.  Die  unbe- 
grenzte Strafgewalt  der  Leibherren  über  ihre  unfreien  Leute  dauerte  in 
alter  Weise  fort®^.  Ihre  einzige  Schranke  bildeten,  außer  kirchlichen  Vor- 
schriften welche  den  Mißbrauch  mit  Kirchenbußen  bedrohten,  das  eigene 
Interesse    der  Herren    und    die   gute  Sitte.     Verbrechen  unfreier  Hof- 


^*  Vgl.  Brunner,  a.  a.  0.  52  ff.  Kapitolar  Pippins  von  754—755,  c.  7  (Bobe- 
TIU8,  1,  32).  Cap.  miss.  von  803,  c.  4  (ebd.  115);  von  805,  2,  c.  8  (ebd.  123).  Capi- 
tuiare  Baiuuaricum  c.  7  (ebd.  159).    Gapitulare  Mantuanum  c.  2  (ebd.  190). 

"  Vgl.  S.  135.     SoHM  489  ff.     Waitz  4,  413  ff.     Bbünnkr,  RG.  2,  193  f. 

^*  Vgl.  Brunnbr,  Zeugen-  u.  Inquis.-Beweis  115  ff.     Waitz  4,  414  Anm.  4. 

'^  Vgl.  Capitulare  de  iustitiis  faciendis  von  811—813,  c.  12  (Boretiüs  1,  177). 
Waitz  4,  411  ff.  Sohm,  486,  macht  darauf  aufmerksam,  daß  derartige  Zusammen- 
künfte (im  Anschluß  an  die  Provinzialkonzilien)  schon  unter  den  Merowingem  vor- 
kamen.   Vgl.  Gregor.  Hist  Franc.  10,  8. 

'8  Vgl.  S.  133.     Waitz  2,  2  S.  369  f. 

^»  Vgl.  Brünner,  RG.  2,  275  ff.  298  ff.  308.  Waitz  2,  2  S.  168.  376  E 
4,  447  ff.  463.  L.  v.  Maurer,  Geschichte  der  Fronhöfe  1.  Th.  Sickbl,  Beitrüge 
zur  Diplomatik  5,  337  ff.  359  f.  (Wiener  SB.  49).  W.  Sickbl,  Zum  Ursprung  des 
mittelalterlichen  Staates,  Mitteil.  d.  österr.  Inst,  £rg.-Bd.  2,  6  ff.;  Westd.  Zeitschr. 
16,  58  ff.;  Gott.  gel.  Anz.  1886,  S.  564  ff.;  1887,  S.  819  ff.;  1896,  S.  294.  G.  Meyeb, 
Die  Gerichtsbarkeit  über  Unfreie  und  Hintersassen,  ZRG.  15,  83  ff.  16,  102  ff. 
BsAüGHET,  a.  a.  0.  74  ff.  418  ff.  Flach,  Origines  1,  114  ff.  Cohn,  Justizverwei- 
gerung 92  ff.  Bethmann-Hollweq  1,  441  f.  2,  39  ff.  54  f.  Dahn,  Könige  7,  1  S.  243  ff 
Sohm  bei  Wetzell,  a.  a.  0.  359  ff.  Pabdessüs,  Loi  Salique  583  ff.  Löninq,  G^ch. 
d.  deutsch.  Rirchenrechts  2,  781  ff.  Beaudouin,  Etüde  sur  les  origines  du  r^me 
feodal  (s.  S.  155)  39  ff.  56  ff.  v.  Wickede,  Die  Vogtei  in  den  geistl.  Stiftern  des 
frftnk.  Reiches,  Leipz.  Diss.  1886. 

'^  Vgl.  S.  46.  Jastbow,  Zur  strafrechtlichen  Stellung  der  Sklaven  bei  Deutschen 
und  Angelsachen,  1878  (Gieree,  Untersuchungen  2).    Beaudouin,  a.  a.  0.  25  ff. 
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'  genossen  gegeneinander  oder  gegen  den  Herrn  blieben  seitens  der  staat- 
lichen Gerichte  ungeahndet  ®^  Für  Delikte  seiner  Leute  ^egen  Dritte 
haftete  der  Herr  ursprünglich  unbedingt,  nur  allmählich  machte  sich  zu 
seinen  Gunsten  die  Berücksichtigung  des  verbrecherischen  Willens  geltend, 
so  daß  er  sich  durch  den  Nachweis  der  eigenen  Unschuld  freimachen 
konnte,  wenn  er  den  Angeschuldigten  an  das  Gericht  auslieferte^'.  Bei 
öffentlichen  Verbrechen  wurde  die  Auslieferung  unmittelbar  von  dem 
Herrn  verlangt,  während  er  in  anderen  Fällen  die  Wahl  hatte,  ob  er 
ausliefern  oder,  nach  eigener  außergerichtlicher  Untersuchung  des  Falles, 
die  Verantwortung  für  den  Angeschuldigten  übernehmen  wollte.  Rechts- 
verletzungen, welche  seinen  Eigenleuten  widerfahren  waren,  verfolgte  der 
Herr  wie  ein  ihm  selbst  widerfahrenes  Unrecht.  Streitigkeiten  seiner 
Leute  untereinander  schlichtete  er  nach  freiem  Ermessen;  formell  wie 
materiell  gab  es  auch  hier  keine  anderen  Schranken,  als  die  der  guten 
Sitte  und  seines  eigenen  Interesses.  Erst  dadurch,  daß  die  großen  Grund- 
herren über  ihre  Eigenleute  regelmäßig  nicht  selbst  zu  Gericht  saßen, 
sondern  in  erster  Reihe  ihre  Meier  {villici)  oder  Gutsv(')gte  damit  beauf- 
tragten, wurde  der  Grund  zur  Ausbildung  bestimmter  hofrechtlicher 
Normen  gelegt®'. 

Personen,  welche  sich  in  der  Munt  oder  dem  obsequium  eines  anderen 
befanden,  insbesondere  Hörige  sowie  freie  Vassen  und  Gasinden,  konnten 
bei  Rechtsverletzungen,  welche  ihnen  widerfuhren,  von  ihrem  Schutzherm 
durch  Klage  vor  Gericht  vertreten  werden.  Darauf  bezog  sich  die  Be- 
zeichnung der  Muntleute  als  sperantes  ihres  Schutzherrn.  Andererseits 
waren  Beschwerden  Dritter  über  sie  unbedingt  gegen  den  Schutzherm 
einzuklagen,  der,  ganz  wie  der  Leibherr  bei  seinen  Eigenleuten,  bei  öffent- 
lichen Verbrechen  schlechthin  zur  Auslieferung  des  Angeschuldigten  an 
das  Gericht  verpflichtet  war,  in  anderen  Fällen  zwischen  Auslieferung  und 
persönlicher  Verantwortung  die  Wahl  hatte.  Um  sich  entscheiden  zu 
können,  mußte  der  Herr  selbst  eine  Voruntersuchung  veranstalten,  die 
oft  genug  zu  außergerichtlicher  Erledigung  des  Streitfalles  im  Wege  des 
Vergleiches  geführt  haben  mag.  Kamen  dabei  ursprünglich  nur  solche 
Personen  in  Betracht,  die  sich  durch  ausdrückliche  Kommendation  in  den 
Schutz  des  Herrn  begeben  hatten  und  an  seinem  Hofe  lebten,  so  dehnte 
sich  die  grundherrliche  Schutzgewalt  in  der  Karolingerzeit  schlechthin 
aut  alle  freien  Hintersassen,  soweit  sie  Nebenhöfe  des  Haupthofes  be- 
wohnten, aus,  so  daß  auch  sie  nur  durch  Vermittelung  ihres  Grund- 
herrn vor  das  öffentliche  Gericht  gefordert  werden  durften.  Die  An- 
fange  für  die  Ausbildung  einer  grundherrrlichen .  Gerichtsbarkeit  waren 


•'  Vgl.  BoBBTius,  Capitttlaria  1,  181,  c.  7.  c.  9.  Nur  Tötung  des  Herrn  war 
in  einigen  Volksrechten  mit  öffentlicher  Strafe  bedroht. 

»«  Vgl.  S.  46.  Brunnbb,  RG.  2,  277  ff.  Lex  Salica  40.  I^x  Ribuaria  30. 
58,  20.  BoBETiüs,  Capitularia  1,  5,  c.  5.  6,  e.  11,  c.  12.  17,  c.  10,  c.  13.  23,  c.  22. 
181,  c.  7,  c.  9. 

^  Vgl.  Capitulare  de  villia  c.  29,  56,  57  (Bobbtiüs  1,  85.  88).  Bkunner  2,  279. 
R.  ScBBÖDBR,  Deutsche  Rechtsgeschichte.    8.  Aufl.  12 
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damit  gegeben,  zum  Abschluß  ist  sie  aber  erst  in  der  folgenden  Periode' 
gekommen®* 

Gegenüber  den  früher  sehr  geteilten  Meinungen  über  die  Gericlits- 
barkeit  in  den  Immunitäten  (§  27)  ergiebt  sich  aus  einigen  erst  neuer- 
dings festgestellten  Bestimmungen  des  Pariser  Edikts  von  614  die  volle 
Stetigkeit  der  Entwickelung  von  da  bis  in  die  Karolingerzeit®*.  Die  Thing- 
pflicht der  Hintersassen  im  echten  Thing  des  Grafen  bestand  noch  unter 
Karl  dem  Großen  zu  Recht  ®^  Die  Zuständigkeit  des  Grafengerichts  er- 
streckte sich  voll  und  ganz  auch  auf  die  Immunitatsleute,  nur  daß 
Ladungen  und  Urteilsvollstreckungen  im  Wege  der  Requisition  erfolgen 
mußten®^  und  bei  peinlichen  Klagen  gegen  dieselben  zunächst  die  herr- 
schaftliche Vermittelung  nachzusuchen  war®®.  In  Sachen  der  niederen 
Gerichtsbarkeit,  welche  nach  der  Gerichtsorganisation  Karls  des  Großen 
vor  das  Gericht  des  Vikars  oder  Centenars  gehörten,  hatten  die  Hinter- 
sassen nur  dann  Recht  zu  geben  und  zu  nehmen,  wenn  ihr  Gegner  außer- 

®*  Ein  altfränkisches  Wort  für  Antwort  und  Verantwortung  war  mithio, 
miUhiOy  später  mitio^  was  sich  aus  einer  volksetymologischen  Anlehnung  an  miti 
(Zumessung)  erklären  dürfte.  Dem  Vertretungsrecht  des  Schutzhcrm  bei  Klagen 
seiner  sperantes  entsprach  seine  Verantwortungspflicht  {jnithio  redebere)  gegenüber 
Dritten,  welche  gegen  die  Muntleute  zu  klagen  hatten  (vgl.  Anm.  91).  In  abge- 
leitetem Sinne  wurde  das  Wort  mithio  später  auch  auf  die  Gesamtheit  derjenigen, 
für  welche  der  Herr  die  Verantwortung  hatte,  und  sodann  weiter  auf  den  von 
diesen  bewohnten  räumlichen  Bereich  ausgedehnt.  Vgl.  Brükkeb,  Mithio  und  Spe- 
rantes (Juristische  Abhandlungen,  Festgabe  für  Beseler,  1885).  Auf  unrichtigen 
sprachlichen  Voraussetzungen  heruht  Hermann,  Noch  ein  Wort  über  Mithio,  1890. 

"  Für  Kriminalsachen  hestimmte  das  Edikt  (Borktius,  Capitularia  1,  20  ff.), 
daß,  si  komines  ecelesiarum  aui  potentum  de  causis  criminalibus  fiterint  accusati, 
die  herrschaftlichen  Beamten  {agentes)  auf  Requisition  der  öffentlichen  Beamten 
den  Angeschuldigten  im  öffentlichen  Gericht  {in  audtentia  publica  forte  domus 
ipsorum)  zur  Verantwortung  zu  stellen  hätten  {ad  iustitiam  reddenda  praesentare\ 
wofern  die  Sache  nicht  vorher  durch  sie  im  Wege  der  Sühne  beigelegt  sein  würde. 
Die  Grundherren  hatten  daher  nur  das  Recht  einer  Sühneinstanz;  war  der 
Sühne  versuch  erfolglos,  so  konnte  die  verletzte  Partei  alsbald  vor  dem  Grafen 
Klage  erheben  und  der  Grundherr  mußte  den  Angeschuldigten  an  das  Grafen- 
gericht ausliefern  oder  seine  Verantwortung  seihst  übernehmen.  Zwischen  Immu- 
nitätsherren und  Grundherren  ohne  Immunität  wurde  insoweit  nicht  unterschieden, 
dagegen  unterlagen  die  Schützlinge  der  ^tzteren  auch  in  Sachen  der  niederen 
Gerichtsbarkeit  der  Zuständigkeit  der  öffentlichen  Gerichte  {audientia\  während  den 
Immunitäten  der  Kirchen  oder  weltlichen  Großen  {potentum)  alle  Rechte  gewähr- 
leistet wurden,  die  ihnen  pro  pace  atque  disdplina  facienda  von  den  früheren 
Königen  eingeräumt  worden  waren  (c.  .14).  Da  der  Immunitätsherr  bei  Händeln 
seiner  Hintersassen  und  Schutzbefohlenen  mit  Personen  außerhalb  der  Immunitüt 
nur  einen  Mit  Vorsitz  neben  dem  iudex  publicus  im  öffentlichen  Gericht  {in  audientio 
publica)  zu  beanspruchen  hatte  (c.  5,  c.  7),  so  muß  sich  sein  Recht  des  Friedens- 
Bchutzes  und  der  Disziplinargewalt  auf  die  niedere  Gerichtsbarkeit  innerhalb  der 
Immunität,  also  bei  Streitigkeiten  der  Immunitätsleute  untereinander,  beschränkt  haben. 

*•  Vgl.  SoHM  346  ff. 

*^  Vgl.  BoRETius,  Capitularia  1,  48,  c.  9.  181,  c  5.  321,  c.  3,  Brümnsr,  ZRG. 
16,  224.     Waitz  4,  450.  454  f.  464.     Vgl.  Anm.  89. 

**  Vgl.  BoRETius  1,  196,  c.  5  (in  Verbindung  mit  c.  1).    Waitz  4,  451  f. 
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halb  der  Immunitat  stand®®.  In  allen  Fällen,  wo  ein  Hintersasse  als 
Partei  vor  dem  öfiFentliohen  Gericht  zu  thun  hatte,  erschien  er  im  Bei- 
stande des  Immunitatsbeamten®^.  Dagegen  gehörten  alle  der  niederen 
Gerichtsbarkeit  angehörigen  Streitsachen  zwischen  Immunitatsinsassen  vor 
das  Immunitatsgericht®^.  Das  Immunitatsgericht  war  ein  patrimoniales 
Niedergericht,  der  Immunitatsbeamte  {advocatus)  war  der  Centenar  des 
Patrimonialgerichts®*.  Sein  Gerichtssprengel  war  nicht  auf  eine  Hundert- 
schaft beschrankt,  er  konnte  sämtliche  Besitzungen  des  Immunitätsherm 
innerhalb  des  Gaues  umfassen,  nur  die  Grenzen  der  Grafschaft  durften 
nicht  überschritten  werden  •',  während  sich  die  Immunitätsgerichtsbarkeit 
der  Domänenamtmänner  (S.  195)  seit  Karl  dem  Großen  regelmäßig  über 
den  ganzen  Fiskus,  ohne  Rücksicht  auf  die  Grafschaftsgrenzen,  erstreckte. 
Schon  unter  Karl  dem  Großen  wurde  die  Zuständigkeit  der  Immu- 
nitätsgerichte vereinzelt  auf  alle  Klagen  gegen  Hintersassen,  soweit  der 
Fall  dem  Gebiete  der  niederen  Gerichtsbarkeit  angehörte,  ausgedehnt**. 
Zum  Teil  mögen  dabei  Verhältnisse  eingewirkt  haben,  wie  sie  sich  in 
einigen  westfränkischen  Gegenden  in  eigentümlicher  Umbildung  römischer 
Einrichtungen  erhalten  hatten,  auch  die  herrschaftliche  Sühneinstanz 
konnte  im  Laufe  der  Zeit  leicht  zu  einer  Erweiterung  der  Zuständigkeit 
der  Immunitätsgerichte  Anstoß  geben  ••. 

^'  Den  in  seinem  Eeiche  angesiedelten  Spaniern  bewilligte  Ludwig  durch 
die  CoDstitatio  de  Hispanis  von  815  (Bobbtius  1 ,  261)  eine  der  Immunität  nach- 
gebildete gerichtliche  Exemtion.  Vgl.  Waitz  4,  458.  In  maioribus  causis  sollte 
der  Spanier  vor  dem  Grafen  zu  Recht  stehen,  ebenso  undecunqtte  a  vieino  suo  aut 
eriminaliter  aut  ciriliter  fuerit  aceusatus  et  ad  pladtum  venire  iusaus.  Des  Schöfien- 
gerichts  wird  nicht  besonders  gedacht,  es  war  aber  in  dem  Angeführten  mit- 
begriffen. Nach  Lex  Ribuaria  58,  21  kam  bei  Streitigkeiten  der  haminea  regit 
und  eeelesiastiei  unter  sich  die  siebennächtige  Frist  des  Immunitätsgerichts,  bei 
Streitigkeiten  mit  Dritten  die  vierzehnnächtige  Gerichtsfrist  des  gebotenen  Thinges 
zur  Anwendung.  Auch  L.  Bib.  58,  19  weist  auf  den  öfiFentlichen  Gerichtsstand 
der  Hintersassen  hin. 

^  Vgl.  Wattz  4,  451.  Die  Assistenz  der  Immunitätsbeamten  war  wohl  eine 
Abechwächung  des  von  Chlothar  II.  bewiUigten  Mitvorsitzes  (Anm.  85). 

•'  Die  Lex  Ribuaria  bestimmte  über  die  tabularii  (58,  1):  non  aliyhi  quam 
ad  eeciesiamy  übt  relaxati  suntj  mallum  teneant.  Die  sonstigen  Bestimmungen  des  . 
Gesetzes  (vgl.  Anm.  89)  ergeben,  daß  es  sich  hier  nur  um  Bechtshändel  innerhalb 
der  Immunität  handelte.  Vgl.  ZRG.  20,  22  ff.  und  die  dort  angeführten  Arbeiten 
von  SoHM,  £.  LÖMiNO  und  Roth,  sodann  Anm.  85  und  Boretiüs  1,  32,  c.  7.  87,  c.  25. 
51,  c.  21.  192,  c.  7.  262,  c.  2,  c.  3.  Gregenüber  der  neuesten  Ausgabe  des  Edikts 
von  614  hat  auch  Sohm  seinen  früheren  Widerspruch  gegen  die  Annahme  eigent- 
licher Immunitätsgerichte  au%egeben.  Vgl.  Deutsche  Litt.-Zeitung  1882,  Sp.  793; 
Reichs-  und  Gerichtsverfassung  846  ff.  Bbunner,  Mithio  16  ff.  Letzterer  macht 
darauf  aufionerksam,  daß  auch  die  Verpflichtung  der  Immunitatsinsassen,  sich  vor 
dem  Immunitätsgericht  zu  verantworten,  mit  mithio  bezeichnet  wurde. 

»»  VgL  Waitz  4,  453.  467.  Gieeke,  Genossenschaftsrecht  1,  134.  Für  Märkte 
innerhalb  der  Immunitäten  gab  es  seit  dem  9.  Jahrhundert  auch  besondere  Markt- 
richter.    Vgl.  §  26,  Anm.  27. 

»•  Vgl.  ßOBETlUS  1,  23,  c.   19. 

^  Vgl.  Waitz  2,  2,  S.  377.    4,  451  f. 

•»Vgl.  Beukker  2,   201.  286  f.   300;    ZRG.   18,  73  ff.  (Forschungen  665  ff.): 

12* 
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Auf  den  königlichen  Gütern  kam  dann  ganz  besonders  das  Bekla- 
mationsrecht  in  Betracht.  Wie  das  letztere  in  manchen  Beziehungen  zu 
einem  privilegierten  Gerichtsstande  vor  dem  Eönigsgericht  geführt  hatte 
(S.  175),  so  konnte  sich  für  die  Angelegenheiten  der  Eronbauem  leicht 
im  Wege  königlicher  Delegation  ein  ordentlicher  Gerichtsstand  vor  den 
Krongutsverwaltem  entwickeln.  Bestimmte  Zeugnisse  haben  wir  darüber 
nicht  ^®.  Von  eigentlichen  Domänengerichten  statt  von  königlichen  Im- 
munitatsgerichten  zu  reden,  liegt  kein  Grund  vor. 

4.  Die  kirchliche  Gerichtsbarkeit®^  Die  im  römischen  Reiche 
nur  bedingt  anerkannte  Selbständigkeit  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  in 
innerkirchlichen  Angelegenheiten  (Yerwaltungssachen ,  Amtsvergehen  der 
Geistlichen,  Kirchenzucht  über  Geistliche  und  Laien)  blieb  unter  den 
frankischen  Königen  durchaus  unangetastet®^.  Ausgeübt  wurde  diese 
Gerichtsbarkeit  seitens  der  Bischöfe  vornehmlich  auf  den  jährlichen 
Visitationsreisen,  indem  sie  in  den  einzelnen  Pfarreien  vor  der  dazu  ent- 
botenen Gemeinde  den  Send  (synodus)  abhielten.  Die  Ausbildung  eigent- 
licher Sendgerichte  mit  Bügezeugen  und  einer  aktiven  Beteiligung  der 
Gemeinde  bei  der  Ermittellung  von  Vergehen  fallt  erst  in  die  folgende 
Periode.  Die  schon  von  König  Gunthram  angeordnete,  von  den  Karo- 
lingern seit  Karlmann  wiederholt  vorgeschriebene  Anwesenheit  des  Grafen 
oder  Schultheißen  im  Send  sollte  wohl  von  vornherein  nicht  bloß  der 
Unterstützung,  sondern  auch  der  Beaufsichtung  des  Bischofs  und  dem 
staatlichen  Interesse  an  der  Verfolgung  der  Verbrechen  dienen®*. 


W.  SicKEL,  Beitr.  z.  deutsch.  VG.  (S.  108)  534  ff.;  Gott  gel.  An«.  1886,  S.  557. 
1896,  S.  292;  WeBtd.  Zeitschr.  15,  122  f.  16,  58  f.  Beaüdouik,  Etüde  11  fL  Viollet, 
Histoire  1,  B14ff.  Fustel  de  Coülanoes,  Monarchie  franque  380  ff.  y.  BBTHMAirN- 
UoLLWEO,  Civilprozeß  3,  45.  108  ff.  In  Angers  war,  wie  Brunner  wahrscheinlich 
gemacht  hat,  die  früher  von  dem  st&dtischen  Defensor  ausgeübte  niedere  Gerichts- 
barkeit auf  einen  bischöflichen  Beamten  übergegangen  (vgl.  Form.  Andec.  10.  11. 
13  f.  16.  24.  28  ff.  47),  doch  wird  diese  Annahme  mit  beachtenswerten  Gründen 
von  Sickel  bestritten. 

^  Die  Bestimmungen  des  Gapitulare  de  villis  c  4,  c.  52  sind  nicht  klar. 

®'  Vgl.  NissL,  Der  Gerichtsstand  des  Klerus  im  fränkischen  ECeich,  1886. 
IIiNscHiüs,  Kirchenrecht  4,  849  ff.  5,  402  ff.;  Decretales  Pseudoisidorianae  pg.  222  sq. 
Brunner,  RG.  2,  314  ff.  319  ff.  Sohm,  Die  geistliche  Gerichtsbarkeit  im  fränkischen 
Reich,  Zeitschr.  f.  Kirchenrecht  9,  193  ff.;  Jenaer  Litter.-Zeitung  1879,  S.  171  f. 
E.  LöNiNO,  a.  a.  0.  2,  507  ff.  Waitz  2,  2  S.  168  f.  243  ff.  4,  489  ff.  Beauchbt, 
a.  a.  0.  87  ff.  354  ff.  W.  Sickel,  Gott  gel.  Anz.  1886,  S.  561  ff.  Dovb,  De  iuris- 
dictionis  ecclesiasticae  apud  Germanos  Gkdlosque  progressu,  1855;  Zeitschr.  f. 
Kirchenrecht  4, 16  ff.;  in  Herzoo's  Realencyklopfidie  f. Theologie u.  Kirche  14, 119  f.; 
in  Richter's  Lehrb.  d.  Kirchenrechts  ^  597  f.  771  ff.  Roth,  ZRG.  5,  6  f.  Wetzbll, 
Syst.  d.  Civilprozesscs*  334  ff.  Viollet,  Histoire  1,  389  ff.  Glasson,  Histoire  8,  662  S. 
Dahn,  Könige  7,  3  S.  270  ff. 

»«  Vgl.  LöNiNG,  a.  a.  O.  2,  505  f. 

^  Vgl.  BoRETiüs,  a.  a.  0.  1,  11.  25,  c.  6.  45,  c.  6.  74,  c.  6.  190,  c.  5.  326,  c  1. 
Die  Hilfe  des  weltlichen  Armes  hatte  schon  das  Edikt  Gunthrams  von  585  (Bore- 
Tiüs  1,  12)  versprochen:  Dütringat  legaUs  läiio  iudioum,  quos  non  carrigit  cano- 
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Die  wiederholten  Versuche  der  Kirche,  die  weltliche  Gerichtsbarkeit 
über  gewisse  Kreise  der  Laien  zu  erwerben,  hatten  nur  auf  dem  Gebiete 
der  Immunitaten  und  der  Freigelassenen  {tabularii)  einen  beschrankten 
Erfolg^®®.  Versuche  zu  einer  Ausdehnung  ihrer  Gerichtsbarkeit  in  objek- 
tiver Beziehung  hat  die  Kirche  vor  Mitte  des  9.  Jahrhunderts,  der  Zeit 
der  großen  Fälschungen  des  Pseudoisidor  und  Benedictus  Levita,  über- 
haupt nicht  gemacht*^*.  Für  jetzt  kam  nur  die  Gerichtsbarkeit  über 
Geistliche  in  Frage. 

Während  des  ersten  Jahrhunderts  der  fränkischen  Herrschaft  hatten 
die  Geistlichen,  im  Anschluß  an  das  romische  Recht,  sich  hinsichtlich 
des  Gerichtsstandes  in  nichts  von  den  Laien  unterschieden;  aber  schon 
in  der  zweiten  Hälfte  des  6.  Jahrhunderts  erhob  die  Kirche  mit  wachsen- 
der Energie  den  Anspruch,  daß  ein  Laie  nicht  über  einen  Geistlichen  zu 
Gericht  sitzen  dürfe.  Chlothar  IL  ging  auf  diese  zuletzt  von  dem  Pariser 
Konzil  von  614  formulierten  Ansprüche*^*  nur  teilweise  ein.  Sein  Edikt 
von  614  hat  das  Verhältnis  der  weltlichen  und  geistlichen  Gerichtsbarkeit 
in  einer  bis  Mitte  des  9.  Jahrhunderts  grundlegend  gebliebenen  Weise 
neu  geordnet  ^^^ 

In  peinlichen  Sachen,  d.  h.  bei  todeswürdigen  Verbrechen,  hielt  der 
König  die  weltliche  Gerichtsbarkeit  aufrecht.  Soweit  es  sich  um  An- 
klagen gegen  Bischöfe  handelte,  behielt  es  bei  dem  schon  bisher  üblich 
gewesenen  Verfahren  sein  Bewenden:  der  König  hatte  das  Recht  des 
StrafangriflFs  und  der  Voruntersuchung,  soweit  er  eine  solche  für  nötig 


niea  praedicatio  sacerdotum.  Das  Decr.  Childeb.  II.  von  595  (ebd.  1,  15,  c.  2)  be- 
drohte hartnäckigen  kirchlichen  Ungehorsam  mit  Verlust  der  königlichen  Gnade 
und  Entziehung  des  Vermögens  zu  Gunsten  der  Verwandten.  Entsprechende  karo- 
lingische  Bestimmungen  bei  Boretius  1,  74,  c.  6.  326,  c.  1.     Vgl.  Nissl,  a.  a.  O.  85. 

^^  Vgl.  S.  177  ff.  SoHM,  a,  a.  0.  222  f.;  ZRG.  5,  438  f.  Brtonbr,  RG.  2,  283  f. 
Schröder,  ZRG.  20,  24. 

»'>»  Vgl.  SoHM,  a.  a.  0.  231—247. 

**"  Das  Konzil  hatte  beschlossen:  Ut  nullus  iudicum  nequc  presbyfenivi  neque 
diaconwn  auf  elerteum  out  tuntores  ecelesiae  sine  scientia  pontificis  per  so  distringaf 
atU  eondemnare  presumaf  (MG.  Concilia  1,  187,  c.  6).  Bei  Strafe  des  Bannes  sollte 
also  jedem  weltlichen  Richter  verboten  sein,  von  sich  aus,  ohne  vorherige  Anzeige 
bei  dem  Bischof,  gegen  Geistliche  jeglichen  Grades  und  Muntleute  der  Kirche  einen 
prozessualischen  Zwtmg  auszuüben  oder  ein  Strafurteil  über  sie  zu  sprechen. 

*^  Die  Hauptbestimmung  des  Edikts  (c.  4)  lautet:  Ut  nullum  iudicum  dp 
quaühet  ordine  ctereeus  de  etTtlibus  öausis,  praeter  ertminale  negucin,  per  se  distrin- 
gere  aut  damnare  prctesumat,  rvisi  convineitur  wcmefestus,  excepto  preshytero  auf 
diaeono;  qui  eonvieH  fuertnt  de  erimine  capitali,  tuxta  cavones  distringantur  et 
cum  poniefidfms  examineniur.  Die  Worte  dtstringere  aut  damnare  praesumat 
stehen  fÖr  distringere  praesumat  aut  damnare  praesumat  Die  Bestimmung  besagt: 
«Kein  Richter  soll  Geistliche  jeglichen  Grades  in  weltlichen  Sachen  (Brunner, 
2,  329  n.  4),  mit  Ausnahme  der  peinlichen  Sachen,  selbstöndig  einem  prozessua- 
lischen Zwange  unterwerfen  oder  ein  Strafurteil  über  sie  fällen,  wenn  sie  nicht 
durch  handhafte  That{?)  überführt  sind,  ausgenommen  Priester  und  Diakonen.  Wer 
(von  diesen)  eines  Kapitalverbrechens  überführt  ist,  gegen  den  soll  nach  Maßgabe, 
der  Kanones  verfahren  und  seine  Schuld  von  den  Bischöfen  untersucht  werden.** 
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hielt;  sodann  berief  er  eine  Synode,  die  auf  die  Klage  des  Königs  im 
Depositionsverfahren  zu  entscheiden  hatte;  sprach  die  Synode  den  An- 
geschuldigten frei,  so  war  die  Sache  erledigt;  erkannte  sie  auf  Deposition, 
so  wurde  der  Angeklagte  dem  Königsgericht  zu  weltlicher  Aburteilung 
überwiesen'^*.  Der  übrige  Klerus  hatte  bis  dahin  in  Strafsachen  aus- 
schließlich vor  dem  weltlichen  Gericht  gestanden.  Aufrechterhalten  blieb 
dies  nur  für  die  ordines  minores  mit  Einschluß  der  Subdiakonen,  streitig  ob 
überhaupt  oder  nur  für  die  Fälle  der  handhaften  That  und  des  Geständ- 
nisses. Für  Priester  und  Diakonen  dagegen  wurde  das  Zugeständnis  ge- 
macht, daß  nach  beendigtem  Beweisverfahren  im  weltlichen  Gericht  zu- 
nächst nicht  weiter  gegen  sie  vorgegangen,  sondern  das  Ergebnis  des 
vor  dem  zuständigen  Bischof  gegen  sie  anzustrengenden  kirchlichen  Dis- 
ziplinarverfahrens abgewartet  werden  sollte.  Erst  nach  Beendigung  des 
letzteren  kam  es  zur  Fällung  des  Strafurteils  im  weltlichen  Gericht. 

Da  bei  Immobiliarprozessen  gegen  Geistliche  die  Zuständigkeit  der 
weltlichen  Gerichte  gewahrt  blieb  ^^^  und  dasselbe  auch  bei  Freiheits-, 
überhaupt  bei  Prozessen  um  den  Personenstand  der  Fall  war^^',  so  er- 
giebt  sich,  daß  Chlothar  II.  in  allem,  was  zur  Kompetenz  des  Grafen- 
gerichts gehörte,  die  Ansprüche  der  Kirche  zurückgewiesen  und  nur  durch 
die  Aufnahme  des  kirchlichen  Disziplinarverfahrens  in  den  Bahmen  des 
peinlichen  Prozesses  ein  Zugeständnis  gemacht  hat. 

Dagegen  wurde  die  niedere  Gerichtsbarkeit  {de  persona),  d.  h.  die 
Gerichtsbarkeit  bei  Klagen  um  Schuld  (Bußklagen  und  Vertragsklagen), 
über  Kleriker  jeglichen  Grades  schlechthin  dem  bischöflichen  Gericht  über- 
wiesen ^^^,  dem  die  karolingische  Gesetzgebung  das  Gericht  des  Metropoliten 
als  Berufungsinstanz  überordnete  ^^^  Dies  bischöfliche  Schuldgericht  war 
nicht,  wie  das  Disziplinargericht  über  Geistliche,  ein  kirchliches  Korpora- 
tionsgericht, sondern  ein  der  Verwaltung  des  Bischofs  übergebenes,  nach 
den  weltlichen  Gesetzen  zu  handhabendes  öffentliches  Gericht  ^^^,  dem  der 
Graf  oder  Schultheiß  als  vollziehendes  Organ  des  bischöflichen  Urteils 
beizuwohnen  hatte  ^^®.     Das  bischöfliche  Schuldgericht  stellte  sich  dem- 

^^  HiNscHiüs  hat  nachgewiesen,  daß  das  Edikt  von  614  weder  eine  Änderang 
in  der  Stellung  der  Bischöfe  noch  eine  Gleichstellung  der  Priester  und  Diakonen 
mit  den  Bischöfen  angeordnet  hat. 

'®*  Vgl.  Anm.  106,  112.  Über  die  Zuständigkeit  der  audientia  der  iudices 
publioi  bei  allen  res  ecclesiarum  et  sncerdotum  Edikt  v.  614  c.  14  (vgl.  Anm.  85). 

»0«  Vgl.  NissL  179  ff.  Die  Cap.  leg.  add.  von  818—819,  c.  10  (Boretius  1,  283) 
fassen  die  civilrechtliche  Zuständigkeit  des  Grafengerichts  mit  den  Worten  vel  de 
statu  koininis  vel  de  possessione  cuiusltbet  zusammen.  Die  Kompetenz  über  Geist- 
liche, auch  bei  Prozessen  von  Geistlichen  untereinander,  wird  besonders  hervor- 
gehoben.   Prozesse  de  possessione.  oder  de  rebus  waren  Immobiiiarprozesse. 

i07  Dies  hat  NissL  nachgewiesen,  dem  ich  nur  darin  nicht  beistimmen  kann, 
daß  Klagen  um  Schuld  lediglich  Bußklagen  gewesen  seien. 

"8  Vgl.  Boretius  1,  74,  c.  6. 

»^  Vgl.  NissL  226  ff.  229. 

"'»  Vgl.  Anm.  99.  Nissl  227  f.  Synodus  Francofurtensis  von  794,  c.  6  (Bore- 
tius 1,  74):  Statutum  est  a  domno  rege  et  sancla  synodo,  ut  episcopi  iustitias  faeümt 
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nach  dem  Hundertschaftsgericht  und  dem  Inmiunitatsgericht  gegenüber 
und  unterschied  sich  von  dem  letzteren  nur  dadurch,  daß  es  von  vorn- 
herein nicht  auf  die  Rechtshändel  innerhalb  der  Genossenschaft  beschränkt 
war,  sondern  auch  auf  Schuldklagen  der  Laien  gegen  Geistliche  Anwen- 
dung fand.  Der  staatliche  Charakter  des  bischöflichen  Schuldgerichts 
zeigte  sich  auch  darin,  daß  es  gleich  dem  Hundertschafts-  und  dem  Im- 
munitatsgericht  dem  Königsgericht  jederzeit  weichen  mußte  ^". 

Die  Einrichtungen  Chlothars  IL  sind  auch  in  der  karolingischen  Zeit 
dieselben  geblieben  und  haben  nur  darin  eine  Fortbildung  zu  Gunsteü 
der  klerikalen  Forderungen  erfahren,  daß  für  Immobiliarprozesse  unter 
Geistlichen  ein  dem  Gerichtsverfahren  voraufgehender  Sühneversuch  vor 
dem  Bischof  angeordnet  wurde"*  und  daß  man  den  Bischöfen  (in  Italien 
wohl  allen  Geistlichen)  als  Prozeßparteien  die  Vertretung  durch  den  Vogt 
der  Kirche  gestattete"'.  Die  Thingpflicht  war  für  die  Geistlichen  nicht 
verbindlich,  obwohl  dieselben,  wenn  sie  an  den  Gerichtsverhandlungen 
teilnahmen,  den  übrigen  Gerichtsgenossen  gleiohgeachtet  wurden"*.  Bei 
Prozessen  zwischen  Geistlichen  und  Laien  wurde  dem  Bischof  ein  Ehren- 
vorsitz neben  dem  Richter  eingeräumt  "^ 

in  suis  parroechiis.  si  non  oboedieftt  aligua  persona  episcopo  suo  de  abbaÜbus, 
presbiteris,  diaeonibus,  subdiaconibtis j  monachis  et  caeteris  clericis  vel  etiam  aliis 
in  eins  parrochia,  venient  ad  metropoHtanum  suwn,  et  tlle  diiudicct  cattsam  cum 
suffraganeis  suis,  comiies  quoque  nostri  reniant  ad  iudicium  episcoporum.  et  si 
aliquid  est,  quod  episcapus  metropolitanus  non  possit  corrigere  vel  pacißcare,  tunc 
tandetn  veniant  aeeusatores  cum  acctisatu  cum  litter is  m^.tropolitano ,  ut  sciamus 
ceritatem  rei. 

»^»  Vgl.  NissL  216  ff.  226.  230  ff.  Wie  die  unmittelbar  staatlichen  Gerichte, 
so  wurde  auch  das  biechöfliche  Schuldgericht  durch  die  Anwesenheit  des  Königs 
oder  des  Königsboten  niedergelegt.  Das  Königsgericht  war  sowohl  konkurrierendes 
Gericht  als  auch  Berufungsgericht 

**•  Vgl.  NissL  174.  Oapitnlare  Mantuanum  II.  von  787,  c.  1  (Boretius  1,  196): 
Vblutmcs  primo,  ut  neque  abbates  et  presbiteri  ne^ue  diaeoni  et  subdiaconi  neque 
quislibet  de  eleros  de  personis  suis  (d.  i.  de  causis  civilibus)  ad  publica  vel  secu- 
laria  iuditia  traantw  vel  distringantur ,  sed  a  suis  episcopis  adiudicati  ittstitias 
faeiant,  si  autem  de  possessionibus,  seu  aecclesiasticis  seu  propriis,  super  eos 
clam^r  ad  iudicem  venerit,  mittat  iudex  ela^nanteni  cum  misso  suo  ad  episcopum, 
ut  faciat  cum  per  advocatum  iusiitiam  recipere.  si  vero  talis  aliqua  contentio  inter 
eos  oria  fuerit,  que  per  se  pacificare  non  velint  aui  non  possint,  tun^  per  advocatum 
episfopi,  qualem  iusserii  ipse,  cattsa  ipsa  ante  comite  vel  iudice  veniat,  et  ibi  se- 
fundum  legem  finiatur,  anfeposito  (d.  i.  exeepto)  persona  clericorum,  sicut  dictum  est, 
Capitula  legibus  add.  von  818—819,  c.  10  (ebd.  283):  in  eecesiastids  autem  causis, 
Hin  de  una  parte  saeculare,  de  altera  vero  ecclesiasticum  negotium  est,  idem  modus 
(wie  unter  Laien)  observetur.  tUfi  vero  ex  utraque  parte  ecclesiasticum  fuerit,  re- 
ftares  earundem  ecelesiarum,  si  se  familiariier  pacificare  velinfj  licentiam  habeant; 
si  autem  de  huiuscemodi  paeifieatiotie  inter  eos  convenire  non  possit,  advocati  eorum 
in  mallo  publico  ad  praesentiam  comitis  veniant  et  ibi  legiti?nus  terminus  eorum 
conlentiofiibus  imponatur. 

•"  Vgl  Anm.  112.  Nissl  173.  Löning,  a.  a.  O.  553  f.  Sohm,  a.  a.  0.  226. 
Bbunnbb  2,  304. 

"*  Vgl.  Sohm,  a.  a.  0.  221  ff.;  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  340. 

»*  Vgl.  Nissl  175. 
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Brünner,  RG.  2,  §§  68.  90.  Waitz  2»,  2  S.  246—336.  4«,  3—175.  v.  Daniels, 
Handbuch  1,  526  ff.  Heusler,  Institutionen  1,  §  63.  v.  Inaxa-Sternegq  ,  Wirt- 
schaftsgeschichte 1,  150  ff*.  278  ff.  430  ff.  Fustbl  de  Goulakoes,  Monarchie  franque 
242  ff.  Viollet,  Histoire  1,  818  ff.  Glrsson,  Histoire  2,  358  ff.  480  ff.  v.  Stbel, 
Entstehung  des  Königtums'  408  ff.  Sohm,  Reichs-  u.  GerichtsverfEussnng  27  ff.  Roth, 
Beneficialwesen  86  ff.  Dahn,  Könige  7,  3  S.  76—181-,  DG.  1,  2  S.  687  ff.;  Zum 
n^erow.  Finanzrecht,  i.  d.  Germanist  Abh.  f.  K.  Maurer  (s.  S.  5)  335  ff.  G.  L. 
V.  Maurer,  Gesch.  d.  Fronhöfe  1,  121  ff.  212 f.  229 ff.  Falke,  Gesch.  d.  deutsch. 
Zollwesens,  1869.  Wetzel,  Das  Zollrecht  der  deutschen  Könige,  1893  (Gierke, 
Unters.  43).  Rietschel,  Markt  u.  Stadt,  1897.  £.  Mater,  Zoll,  Kaufmannschaft  u. 
Markt  zwischen  Rhein  und  Loire  (Münchener  Abhandlungen  f.  K.  Maurer,  1893, 
S.  377  ff.).  Th.  Sickel,  Wiener  SB.  49,  341  ff.  W.  Sickel,  Zur  Geschichte  des 
Bannes  (1886)  1  f.  16.  22  ff.  41  ff.  Vüitry,  Etudes  sur  le  r6gime  fiuancier  de  la 
France,  1878.  Puckert,  Die  sg.  notitia  de  servitio  monasteriorum ,  Vcrhandl.  d. 
Sachs.  Ges.  d.  Wiss.  1890,  S.  46ff.  Gu£rard,  Des  impositions  publiques  dans  la 
Gaule,  Bibl.  de  Tecole  des  chartes  1,  336  ff. 

Im  Gegensatze  zu  der  durchaus  germanisch  gestalteten  Gerichts- 
verfassung beruhte  das  Finanzwesen  des  fränkischen  Reiches  größtenteils 
auf  römischen  Einrichtungen.  Selbst  bei  der  Ausbildung  des  den  Franken 
eigentümlichen  Bodenregals,  nach  welchem  der  gesamte  Grund  und  Boden 
einem  idealen  Obereigentum  des  Königs  unterlag,  mag  teilweise  die  alt- 
römische Anschauung  von  dem  Eigentum  des  Staates  am  Provinzialboden 
mitgewirkt  haben. 

Römisch  war  vor  allem  das  MünzwesenK  Die  Merowinger  behielten, 
in  Übereinstimmung  mit  den  Langobarden  und  Westgoten,  den  römischen 
Goldsolid  US,  der  teils  in  ganzen,  teils  in  Drittelstücken  {tremissi,  trientes) 
ausgeprägt  wurde,  bei.  Das  Gewicht  des  Solidus  wurde  seit  der  zweiten 
Hälfte  des  6.  Jahrhunderts  bei  den  Franken,  Langobarden  und  Westgoten 
von  24  auf  21  Siliquen  verringert,  auch  wurden  nicht  mehr  72,  sondern 
84  Solidi  auf  das  Pfund  Goldes  (327  g)  ausgeprägt*.  Als  Scheidemünze  fährte 
Chlodovech  einen  Silberdenar  ein,  von  dem  40  auf  den  Solidus  gingen  ^ 
während  die  Franken  vor  ihm  gleich  den  meisten  übrigen  Germanen  den 

*  Vgl.  SoETBEEB,  Beitrüge  z.  Gesch.  d.  Geld-  u.  Mönzwesens  in  Deutschi., 
FDG.  1,  207  ff.  545  ff.  2,  265  ff.  4,  243  ff.  6,  3  ff.  Waitz,  Über  die  Münzverhftlt- 
iiisse  in  den  älteren  Rechtsbüchem  des  fränkischen  Reichs,  1861  (Abh.  z.  Verf.- 
u.  RG.  260  ff.;  Abh.  d.  Gott.  Ges.  d.  Wiss.  1861);  VG.  2,  2  S.  305  ff.  4,  77  ff. 
Gariel,  Les  moiinaies  royales  de  France  sous  la  race  Carolingienne,  2  Bde. 
1883—1884.  Müller,  Deutsche  Münzgcschichte  1,  1860.  Brunner,  KG.  1,  213  ff. 
2,  241  f.  V.  Inama-Sterneqq,  a.  a.  0.  185  ff.  450  ff.  Gu^rard,  Polyptique  de  Tabbr 
Irminon  de  St.  Germain  des  Pres,  1844,  1,  109  ff.  Eheberg,  Das  ältere  deutsche 
Münzwesen  u.  die  Hausgenossen  CStaats-  u.  socialwissensch.  Forechungen  2,  5),  1879. 

*  Der  Solidus  wog  hiernach  etwa  4,50  g,  später  3,90  g,  so  daß  er  an  Metall- 
wert ungefähr  unserer  Krone  entsprach  (unrichtig  Dahn,  Könige  7,  3  S.  139). 

"  Daß  diese  Denare  wirklich  geprägt  wurden,  ergiebt  sich  aus  zahlreichen 
Bestimmungen  der  Lex  Salica  und  verschiedenen  Münzfunden.  Die  entgegen- 
stehende Ansicht  von  Soetbeer,  4,  258,  hat  die  Lex  Salica  außer  Acht  gelassen. 
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schweren  römischen  Silberdenar  aus  der  Zeit  der  Antoniue,  die  Gallier 
diigegen  vorwiegend  eine  Kupfermünze  und  die  im  Laufe  der  Zeit  un- 
gemein verschlechterte  Silbersiliqua  verwendet  hatten*.  Die  Münzreform 
Chlodovechs  muß  alsbald  nach  486  vorgenommen  sein.  Ihren  gesetz- 
lichen Ausdruck  hat  sie  durch  die  Lex  Salica  erhalten. 

Im  Laufe  des  6.  Jahrhunderts  machte  sich  ein  fortschreitender  Gold- 
mangel geltend^  da  die  Subsidien  und  Tributzahlungen  fremder  Völker, 
welche  unter  der  kraftvollen  Herrschaft  der  ersten  Merowinger  das  Be- 
dürfnis ausreichend  gedeckt  hatten,  mit  dem  Verfall  des  Reiches  ins  Stocken 
gerieten,  so  daß  die  Goldauspragungen  immer  minderwertiger  wurden 
und  schließlich  ganz  eingestellt  werden  mußten.  Da  der  vorhandene 
Vorrat  an  Goldmünzen  durch  Ausfuhr,  Abnutzung  im  täglichen  Verkehr, 
Einschmelzungen  und,  infolge  politischer  Unsicherheit,  vielfach  auch  durch 
Vergraben  reißend  abnahm,  so  trat  in  der  zweiten  Hälfte  des  7.  Jahr- 
hunderts ein  allgemeiner  Rückschlag  zur  Naturalwirtschaft  ein,  In  den 
östlichen  Reichsteilen  hatte  sich  die  letztere  immer  behauptet.  Der  Gold- 
solidus  hatte  zwar  auch  hier  einen  beschränkten  Eingang  gefunden,  aber 
der  chlodovechische  Denar  scheint  in  Austrasien  im  wesentlichen  unbe- 
kannt geblieben  zu  sein  ^  Man  bediente  sich,  soweit  man  kleinere  Münze 
gebrauchte,  noch  des  altrömischen  Silberdenars,  der  infolge  seiner  immer 
größeren  Seltenheit  einen  seinen  Metallwert  weit  überst-eigenden  Kurs  er- 
langte, so  daß  man  12  Denarien  zu  einem  Solidus  berechnete®. 

In  Westfranken  wurde,  nachdem  die  Goldausmünzungen  aufgehört 
hatten,  die  seit  geraumer  Zeit  eingestellte  Silberausprägung  in  verstärktem 
Maße  wiederaufgenommen  und  so  der  Übergang  von  der  Gold-  zur  Silber- 
währung vorbereitet.  Dieser  Übergang  vollzog  sich,  wie  es  scheint,  ohne 
jedes  Eingreifen  einer  gesetzgeberischen  Thätigkeit,  indem  man,  im  An- 
schluß an  den  austrasischen  Münzfuß,  12  merowingische  Denare  zu  einem 
Solidus  Silbers  zusammenfaßte;  derselbe  wurde  nicht  geprägt,  sondern 
bildete  eine  bloße  Rechnungseinheit  im  Werte  von  etwa  einem  Drittel  des 
bisherigen  Goldsolidus.  Die  erste  indirekte  Anerkennung  erhielt  die  neue 
Münzordnung  durch  ein  Kapitulare  Karlmanns  von  743  und  eine  verloren 


*  SoETBEER  vermutet,  daß  diese  Silbersiliquen,  die  ihrem  Nennwerte  von 
V,4  Solidus  längst  nicht  mehr  entsprachen,  sondern  nur  etwa  V40  Solidus  wert  waren, 
als  Anknüpfung  für  die  chlodovechischen  Denare  gedient  haben. 

'  Bei  den  Baiern  und  Alamannen  hat  sich  der  Goldschilling  bis  Mitte  des 
8.  Jahrhunderts,  insbe8ondci*e  auch  in  dem  Münzsystem  der  Lex  Alamannorum 
und  Lex  Baiuwariorum  erhalten.  Nachdem  die  frftnkischen  Solidi  zu  selten  ge- 
worden waren,  half  man  sich  mit  byzantinischen  {mancosi),  die  auch  bei  den 
Avaren  sehr  verbreitet  waren. 

^  In  dem  Grabe  des  Königs  Childerich  zu  Toumay  haben  sich  an  Silber- 
mänzen  nur  solche  schweren  Denarien  vorgefunden,  ein  Hauptbeweis  dafür,  daß 
die  leichteren  Denarien  der  Lex  Salica  erat  von  Chlodovech  eingeführt  sind.  Bei 
den  Alamannen  und  Baiern  hatte  der  Goldschilling  12  snigae  oder  saicae,  worunter 
nur  die  schweren  Denarien  veratanden  werden  können.  Die  bairische  »aica  wurde 
ZQ  drei  fränkischen  Denarien,  der  GoldschiUing  also  zu  36  (spöter  zu  30  karo- 
lingischen)  Denarien  berechnet. 
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gegangene  Verordnung  Pippins,  nach  welcher  bei  allen  in  Geld  erfolgen- 
den Baß-  und  Friedensgeldzahlungen  der  Solidus  zu  12  Denarien  berechnet 
werden  solltet  Die  gesetzlichen  Werttarife  für  solche  Objekte,  welche  als 
allgemeines  Tauschmittel  zu  dienen  pflegten,  blieben  von  dieser  Verord- 
nung unberührt®.  Da  aber  die  Bußen  und  Strafgelder  bei  der  vorherr- 
schenden Naturalwirtschaft  nur  selten  in  Geld  entrichtet  wurden,  so  hatte 
die  Neuerung  Pippins  keineswegs  die  radikale  Bedeutung,  die  ihr  gewöhn- 
lich beigelegt  wird.  Übrigens  bezog  man  diese  Herabminderung  der  ge- 
setzlichen Taxen  unter  Karl  dem  Großen  nicht  mehr  auf  die  detonierten 
Bußsätze  der  Lex  Salica,  was  den  König  veranlaßte,  auch  hinsichtlich  der 
nach  diesem  Volksrecht  verwirkten  Friedensgelder  die  Zahlung  nach  der 
früheren  Währung  einzuschärfend  Erst  Ludwig  der  Fromme  sah  sich 
bewogen,  auch  für  die  Bußen  und  Friedensgelder  der  Lex  Salica  die 
Berechnung  nach  dem  neuen  Münzfuße  anzuordnen^®. 

Geprägt  wurden  unter  den  Karolingern  ausschließlich  Silberdenarien, 
und  zwar  seit  etwa  780,  nach  dem  bis  in  das  Mittelalter  beibehaltenen 
Münzfuße  Karls  des  Großen,  240  Denarien  (20  Solidi)  auf  das  karolingiscfae 
Pfundig 


^  Vgl.  §  24  n.  21.  Waitz  4',  80.  Bei  Zahlungen  in  Geld  bedeutete  dies 
eine  allgemeine  Herahsetzung  der  Taxen  auf  ungeföhr  ein  Drittel  des  früheren 
Betrages. 

^  Vgl.  y.  Inama-Sternego  195  ff.  512.  Charakteristisch  ist  besonders  ein  karo- 
lingischer  Zusatz  der  L.  Ribuar.  36,  wo  c.  11  die  Werttarife  für  den  Fall  einer 
Wergeldzalilung  in  den  verschiedensten  Vermögensgegenständen  spezialisiert  sind, 
während  c.  12  bestimmt:  Quod  si  cum  argento  sohere  contingeritj  pro  soluJo  12  dina- 
rios,  sicut  anüquiiu^  est  cofistitittum.  Ähnliche  Werttarife  finden  sich  L.  Saxon.  66 
und  Capitulare  Saxonicum  von  797,  c.  11  (Boretivs  1,  72),  in  dem  letzteren  mit 
dem  Zusatz :  In  argento  12  detiarios  solidum  faciant.  et  in  aliis  speeiebus  ad  i^tum 
pretium  (d.  h.  nach  dem  angegebenen  Tarif)  onmevi  aestimatUynem  cof?ipositionis 
simt.  Daß  die  Werttarife  unverändert  geblieben  sind,  zeigt  sich  am  besten  an  der 
Taxe  des  Rranichfalken,  der  nach  Pact  Alam.  3,  14,  Lex.  Baiuw.  21,  1  und  Lex 
Kib.  36,  11  gleichmäßig  zu  6  Schillingen  gerechnet  wurde. 

•  Capitulare  legibus  additum  von  803,  c.  9  (Bobetius  1,  114):  Oninia  dehita 
quae  ad  partem  regts  solvere  debenty  solidts  12  defiariorum  solvani,  excepto  freda 
quue  in  lege  Saliga  scripta  est;  illa  eodeyn  solido,  qtio  caeterae  compositiones  sotvi, 
debent  companatur, 

^^  Nur  bei  der  Verletzung  eines  Franken  durch  einen  Sachsen  oder  Friesen 
sollten  die  hohen  Bußsätze  des  salischen  Gesetzes  aufrecht  erhalten  bleiben,  wahr- 
scheinlich um  gegenüber  dem  hohen  Adelswergeld  ihrer  Volksrechte  eine  Aus- 
gleichung zu  bewirken.  Vgl.  Brunker  1,  216.  Capitula  legi  addita  von  816,  1,  c.  3 
(Boretiüs  1,  268):  üt  ornnis  solutio  adque  conpositiOf  que  lege  Salica  continettir,  in 
Franeia  per  12  defiariorum  solidoa  conponatur,  excepto  ubi  eonteniio  inier  Saxones 
et  Frisiones  eacorta  fuit:  ibi  volumusy  ut  40  denariorum  quantitatem  solidus  kabeat, 
quam  vel  Saxo  vel  Frisio  ad  partem  ßalici  Franei  cuni  eo  litigantis  sohere  debet. 
Schon  unter  Karl  hatte  das  Reimser  Konzil  von  818  die  Bitte  um  Wiederherstellung 
der  Anordnung  Pippins  ausgesprochen,  vgl.  WArrz  4*,  80  n.  1. 

^^  Pippin  hatte  die  Ausprägung  von  22  Solidi  (264  Den.)  auf  das  Pfund  au- 
geordnet, wovon  der  Münzmeister  1  Solidus  als  Schlagschatz  zurückbehalten  sollte 
(Boretiüs  1,  32,  c.  5).  Karl  führte  eine  erhebliche  Verbesserung  des  Münzfußes 
herbei,   indem    er   das   Normalpfund  auf  etwa  400  g  (die  Ansichten   schwanken 
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Die  Prägungen  erfolgten  nur  auf  private  Bestellung,  so  daß  die 
Münzstätten  zugleich  das  Geschäft  von  Wechselbanken  versahen.  Als 
Provision  wurde  ein  Schlagschatz  von  ungefähr  5^/o  erhoben.  Die  ersten 
Merowinger  bedienten  sich  noch  des  römischen  Gepräges,  seit  Theudebert  I. 
fingen  sie  an,  eigene  Stempel  zu  verwenden.  Unter  den  Merowingern 
wurde  zwar  an  der  Regalität  des  Münzwesens  prinzipiell  festgehalten, 
die  Silberausprägungen  des  7.  Jahrhunderts  sind  aber  vielfach  von  ein- 
zelnen Großen,  stellenweise  auch  wohl  von  den  Münzmeistern  selbst  aus- 
gegangen. Unter  den  Karolingern  wurde  das  Münzregal  streng  durch- 
geführt Verleihungen  des  Münzrechts,  aber  nur  unter  Anwendung  des 
königlichen  Gepräges  und  mit  Beobachtung  des  Reichsmünzfußes,  kamen 
zuerst  unter  Ludwig  dem  Frommen  vor,  doch  hatte  schon  Karl  dem 
Herzog  von  Benevent  und  dem  Papste  das  gleiche  Recht  zugestanden  ^2. 
Im  übrigen  bedeutete  die  Verleihung  einer  Münze  {morieta)  nur  die  Be- 
willigung einer  Münzstätte.  Die  Prägungen  erfolgten  durch  Münz- 
meister {monetarii),  Münzergenossenschaften  hat  es  in  dieser  Periode 
noch  nicht  gegeben.  Die  ungeheuere  Zahl  der  aus  den  Münzfunden  er- 
sichtlichen Münzstätten  ergiebt,  daß  die  Merowinger  keine  festen  Präge- 
orte gehabt  haben,  die  Münzer  vielmehr  im  Lande  umherzogen  und 
überall,  wo  gerade  ein  Bedürfnis  vorlag,  an  Märkten,  Gerichten,  Zoll- 
stÄtten,  ihre  Bank  aufschlugen.  Unter  den  Karolingern  wurde  die  Zahl 
der  Münzorte  durch  die  Einführung  fester  Münzstätten  und  das  Verbot 
der  Prägung  außerhalb  derselben  bedeutend  eingeschränkt;  neben  den 
regelmäßigen  Münzstätten,  die  unter  der  Aufsicht  des  Grafen  standen ^^, 
gab  es  noch  eine  Pfalzmünzstätte,  die  den  Hof  ständig  begleitete^*. 

In  den  ostrheinischen  Gebieten  kamen,  soweit  nicht  das  königliche 
Hoflager  dazu  Anlaß  gab,  im  allgemeinen  auch  jetzt  noch  keine  Münz- 
prägungen vor,  nur  zu  Regensburg  befand  sich  eine  öffentliche  Münz- 
stätte und  dem  Abt  von  Corvey  hatte  Ludwig  der  Fromme  die  Errichtung 
einer  solchen  gestattet  ^^  Die  deutsche  Bezeichnung  für  Solidus  war 
Schilling,  der  Denar  wurde  Schatz  oder  Pfennig  genannt^®.  Im  wesent- 
lichen behauptete  sich  in  Deutschland ,  die  reine  Naturalwirtschaft,  und 

zwischen  367  and  408  g)  erhöhte  und  die  Zahl  der  aus  demselben  zu  schlagenden 
Denarien  auf  240  herabsetzte.  Der  Denar  entsprach  also  ungefähr  einem  Gewicht 
von  30  <^,  der  Solidus  einem  solchen  von  S  J6  ßO  J^  Reichswährung. 

»«  Vgl.  Waitz  4*,  94  f.    Brunner  2,  242. 

*^  Vgl.  das  nur  bruchstückweise  erhaltene  Capitulare  de  moneta  (Borbtils 
1,  299). 

^*  Karl  hat  die  Absicht,  außerhalb  der  Pfalz  überhaupt  keine  Prägungen 
mehr  zuzulassen,  nicht  zur  Ausführung  gebracht  Das  Reich  Karls  II.  besaß  nach 
dem  für  das  Münzwesen  besonders  wichtigen  Edict.  Pistense  von  864  (Borbtius- 
Krause,  Gapitularia  2,  315),  außer  der  Pfalz  nur  noch  neun  öffentliche  Münzstätten. 

**  Vgl.  SoETBBEB,  a.  a.  0.  6,  25.  29  ff.  41.  53.  Th.  Sicsel,  .  Regesten  der 
Karolinger  181.  347.  Über  Münzen  aus  Regensburg  und  vielleicht  Eßlingen  vgl. 
Waitz  8,  327.  8. 

*'  Vgl.  Steinxeter  u.  Sie  VERS,  Glossen  2,  252:  aolidos,  seüHnga.  1,  112  f.: 
denariuSf  scax  edo  pfantific  {phetidieo,  pfenttnc),    715:  denario  diumo,  daga  pfmnimjp. 
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der  karolingische  MünzfuB,  der  auch  hier  uherall  zur  Einführung  gelangte 
und  die  älteren  Münzordnungen  verdrängte,  hatte  doch  vorwiegend  nur 
die  Bedeutung  eines  Rechnungsmünzfußes  ^^ 

Komischer  Herkunft  war  auch  das  gesamte  Zollwesen.  AuBer  den 
verschiedensten  Gebühren  für  die  Benutzung  öflFentlicher  Anlagen  (Wege- 
gelder, Strom-  und  Hafengelder,  Fähr-  und  Brückengelder,  Abgaben  für 
öffentliche  Maße  und  Gewichte  u.  dgL  m.)  gab  es  eine  zwiefache  Art  von 
Zöllen,  nämlich  Transitzölle^®,  welche  an  althergebrachten  oder  auf  könig- 
liche Anordnung  neuerrichteten  Zollstätten  von  allen  dieselben  passieren- 
den Warentransporten  (also  nur  von  Handelsgut,  nicht  von  reinem  Privat- 
gut) erhoben  wurden  und  regelmäßig  in  einem  Teil  der  Ware,  nur 
ausnahmsweise  in  Geld  bestanden,  und  sodann  die  Marktzölle,  welche  von 
allem  feilen  Kaufe  auf  den  Märkten,  also  von  allen  Marktabschlüssen, 
entrichtet  werden  mußten.  Zollverleihungen  und  Zollbefreiungen  zu 
Gunsten  von  Privaten  kamen  schon  unter  den  Merowingern  vor**.  Die 
vom  Zoll  befreiten  Transporte  hatten  besondere  Legitimationszeichen  zu 
ihrer  Ausweisung  bei  sich  zu  fuhren. 


*^  Eigentümlich  war  das  Münzwesen  der  Sachsen  und  Friesen,  die  noch 
längere  Zeit  an  dem  alten  Denar  (12  Denarien  auf  den  Goldsolidus)  festhielten.  Da 
derselbe  sich  an  Wert  nur  unwesentlich  von  dem  karoiingischen  Drittelsolidus  (tre- 
missis)  zu  4  neufränkischen  Denarien  unterschied,  so  bezeichneten  die  Friesen  den 
Tremissis  im  Gegensatze  zu  den  veteres  denarit  üIb  denarius  novae  monetär.  In 
Ostfriesland  und  bei  den  Sachsen  rechnete  man  2  solcher  Denarien  oder  Tremissen 
(in  Westfriesland  2*/«)  auf  den  Schilling,  der  demnach  nur  8  fränkische  Denarien 
(in  Westfriesland  10  Denarien)  wert  war.  Die  Mittelfriesen  hatten  den  karoiingischen 
Solidus  übernommen,  seit  Karl  dem  Großen  kam  derselbe  auch  bei  den  übrigen 
Friesen  und  den  Sachsen  in  Gebrauch,  nur  die  Wergeidtaxen  der  Lex  Saxonum 
wurden  dauernd  nach  dem  altsächsischen  Schilling  berechnet.  Vgl.  Brünner  1,  215  f. 
V.  RiCHTHOPEN,  Zur  Lex  Saxonum  29  ff.  Heck,  Altfriesische  Gerichtsverfassung 
268  ff.  Dem  friesischen  Denar,  d.  h.  der  Tremisse,  entsprach  der  angelsächsische 
Schilling,  der  in  Mercia  4  Denarien,  in  Wessex  5  Denarien  (wie  in  Westfriesland) 
ausmachte.  Vgl.  Schmid,  Gesetze  der  Angelsachsen  591  ff.  K.  Maurer,  Wesen  des 
ältesten  Adels  124  f.  Über  die  thüringischen  Münz  Verhältnisse  vgl.  v.  Rtcht- 
HOPEN  jun.,  MG.  Leg.  5,  122,  n.  26. 

"  Lat  transiturae,  trasttiraCy  tratisitoria,  ahd.  muta  (vgl.  got.  mMa),  Gleich- 
mäßig für  Transit-  und  Marktzölle  verwendete  man  telo?ieum,  toloneUm  und  das 
wohl  davon  abgeleitete  ahd.  xol,  as.  ags.  toi.    Vgl.  Kluge,  u.  Maut,  Zoll. 

^"  Von  Hüllmann  und  Lezardi^re  ist  die  neuerdings  von  Ribtschel,  a.  a.  O. 
20  ff.,  wiederaufgenommene  Ansicht  aufgestellt  worden,  daß  das  fränkische  Zoll- 
recht einen  grundherrlichen  Charakter  gehabt  und  auch  dem  König  nur  als  Grund 
herrn,  insbesondere  auch  als  Grundherrn  der  öffentlichen  Straßen,  zugestanden 
habe;  nur  allmählich  (nicht  vor  Karl  d.  Gr.)  sei  die  Umgestaltung  zum  Zollregal 
erfolgt.  Aber  was  man  dafür  angeführt  hat,  beweist  nichts.  Transit-  und  Markt- 
zölle waren  reine  Heiastangen  des  Handelsverkehrs  aus  fiskalischen  Rücksichten 
und  keineswegs,  wie  die  sonstigen  Gebühren,  eine  Gegenleistung  für  vom  Zoll- 
herrn hergestellte  oder  unterhaltene  Anlagen.  Wenn  bei  althergebrachten  privaten 
Zöllen  hin  und  wieder  jede  Bezugnahme  auf  eine  königliche  Verleihung  fehlt,  so 
findet  dies  in  der  Achtung,  welche  das  deutsche  Recht  der  unvordenklichen  Zeit 
entgegenbrachte,  seine  ausreichende  Erklärung.  Vgl.  Boretius,  Capitularia  1,  51, 
c.  18.    124  c.  IB.    132  c.  10.    284  c.  17.    294  c.  1. 
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Die  Märkte  waren  teils  Jahr-,  teils  Wocbenmärkte'^  Seit  der  Mitte 
des  9.  Jahrhunderts  war  es  anerkannter  Bechtssatz,  daß,  abgesehen  Ton 
dem  ungeregelten  Zusammenströmen  von  Handeltreibenden  bei  Kirchweih- 
festen und  ähnlichen  Gelegenheiten '\  Märkte  nur  an  solchen  Orten  ab- 
gehalten werden  durften,  an  denen  es  herkömmlich  oder  ausdrucklich 
vom  König  bewilligt  war.  Die  Ausbildung  des  Marktregals  ist  vornehm- 
lich auf  die  regelmäßige  Verbindung  mit  dem  Marktzoll  zurückzuführen, 
der  auf  grundherrlichen  Märkten  nicht  ohne  königliches  Privileg  erhoben 
werden  konnte '^  Unter  den  Karolingern  wurde  mit  der  Erteilung  einer 
Marktgerechtigkeit  regelmäßig  die  Bewilligung  einer  königlichen  Münz- 
stätte verbunden.  Auch  die  ersten  Spuren  der  späteren  Bannmeile  be- 
gegnen bereit«,  indem  die  Könige  kraft  ihrer  Banngewalt  für  die  Dauer 
des  Marktes  allen  sonstigen  Handelsverkehr  innerhalb  eines  gewissen  Um- 
kreises verboten  ^^  Daß  Märkte  nicht  ohne  besonderen  Marktfrieden  be- 
stehen können,  ist  zu  allen  Zeiten  und  bei  allen  Nationen  anerkannt 
gewesen^;  daß  derselbe  in  den  öffentlichen  Märkten  der  fränkischen 
Monarchie  nur  auf  dem  königlichen  Friedensbann  beruhen  konnte,  ver- 
steht sich  von  selbst,  wenn  auch  die  ausdruckliche  Hervorhebung  des 
Marktbannes  erst  in  späteren  Privilegien  begegnet '^  Zum  Zeichen  dessen 
pflegte  der  König  später  seinen  Handschuh  zu  übersenden,  der  auf  diese 
Weise  indirekt  zu  einem  Wahrzeichen  des  Marktrechts  und  Marktfriedens 
wurde.  Internationales  Wahrzeichen  des  Marktfriedens  war  namentlich 
der  Laubbusch;  bei  den  Germanen  kam  neben  'den  bereits  an  anderer 
Stelle  angeführten  Symbolen  besonders  das  Marktkreuz  in  Anwendung, 
das  während  der  Dauer  des  Marktes  aufgesteckt  zu  werden  pflegte  und 
regelmäßig  noch  einige  andere  Wahrzeichen  des  königlichen  Marktbannes 
zu  tragen  hatte  ^^  Die  Handhabung  der  öffentlichen  Gewalt,  zumal  der 
Marktpolizei,  war  Sache  der  Grafen  und  Schultheißen,  in  den  Immunitäten 


'^  Vgl.  besonders  Ribtschel,  a.  a.  0.  Huvelin,  Essai  bist  sur  le  droit  des 
march^  et  des  foires,  1897.  £.  Mayer,  a.  a.  0.  891  ff.  Batuobn,  Entstehung  der 
Märkte  in  Deutschland,  Straßb.  Diss.  1881.    Waitz  2>,  2  S.  802.  4',  52  ff.     Brunner 

2,   239  f.      V.  lyAMA-STERNSOO   1,  480  ff. 
"    Vgl.    RiETSCHBL   30. 

^*  Gut,  nur  durch  die  irrtümliche  Ansicht  über  die  Entstehung  des  Zollregals 
getrübt,  RiETSCHEL  9  ff.  26  ff. 

^  Vgl.  BoRETfUs,  Capitularia  1,  294  c.  1,  und  die  angebliche  Urkunde  Dago- 
berts von  629  fär  St.  Denis,  MG.  Dipl.  Merov.  141,  deren  Echtheit  zweifelhaft  ist, 
die  aber  jedenfalls  noch  in  die  merowingische  Zeit  zurückreicht.  Vgl.  Rirtschel 
10  f.  31  f. 

•*  Vgl.  V.  Amira'  75  f.  HüVELiN  838  ffl  357  f.  Goldschmidt,  Universalgesch. 
des  Handelsrechts  24  f.  Koehne,  Zeitschr.  f.  vergl.  RW.  11,  196  ff.  Wissmamn, 
Meine  zweite  Durchquerung  Afrikas  99. 

•»  Vgl.  RiBTSCHEL  195  ff. 

••  Vgl  S.  108.  HuYBUN  354  ff.  Keütoen,  Untersuchungen  über  den  Ur- 
sprung der  deutschen  Stadtyerftussung  71  ff.  Über  den  Schild  als  Marktzeicheu 
▼gl.  noch  K.  Lehmann,  Kaufßriede  und  Friedensschild  (Münchener  Abhandlungen 
für  K.  Maurer,  1893,  S.  47  ff.). 
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lag  sie  den  Immunitätsbeamten,  in  den  königlichen  Pfalzen  den  Pfalz- 
beamten ob.  Die  Natur  des  Marktverkehrs  brachte  es  mit  sich,  daß  die 
Märkte  regelmäßig  mit  einem  gebotenen  Gericht  (oder  Gastgericht)  ver- 
bunden wurden.  Unter  Karl  dem  Großen  wird  bereits  ein  besonderer 
Marktrichter,  in  dem  vorliegenden  Falle  ein  ünterrichter  des  Immunitäts- 
beamten, erwähnt  27. 

Außer  den  Zolleinrichtungen  hatten  die  Franken  in  Gallien  ein  aus- 
gebildetes Steuersystem  vorgefunden,  das  sie  zunächst  einfach  fortbestehen 
ließen.  Die  Versuche  Chilperichs,  dasselbe  zu  erweitem  und  auf  die  Ger- 
manen auszudehnen,  erwiesen  sich  als  undurchführbar,  wenn  sich  auch 
nicht  bezweifeln  läßt,  daß  römische  Besitzungen,  welche  in  die  Hände 
von  Germanen  übergingen,  dadurch  noch  nicht  von  der  Grundsteuer  befreit 
wurden*®.  Da  die  römischen  Steuerindiktionen  im  fränkischen  Reiche 
bald  fortfielen  und  ein  eigentliches  Besteuerungsrecht  seitens  der  Könige 
zwar  wiederholt  geltend  gemacht  wurde,  aber  nicht  durchgeführt  werden 
konnte,  so  nahmen  die  einmal  feststehenden  Steuerbetrage  mehr  und  mehr 
den  Charakter  einer  festen,  den  Grundbesitz  belastenden  Rente  an*®. 

Das  Mittelalter  kannte  eine  in  Frankreich  und  Belgien  sowie  den 
chattisch-frankischen  Gebieten  gleichmäßig  verbreitete  Abgabe,  die  als 
Laudrecht  {terragium,  tieraffe),  Ackergeld  [agrarium^  araticum,  garba^  ger- 
bagium),  Feldteil  {campipars,  champart,  teil,  siebente),  in  den  deutschen 
Gegenden  vornehmlich  als  medem  bezeichnet  wurde ®^.  Das  „Landrecht" 
bestand  in  dem  siebenten,  in  Frankreich  überwiegend  dem  fünften  Teile 
der  Feldfrüchte,  außerdem  in  Weidegeldem  {pascuaria)  und  einem 
Schweinezehnt  {dekem,  cellarinsis)  für  die  Mast.  Diese  Leistungen  werden 
schon  im  6.  Jahrhundert  erwähnt'*  und  sind  durch  eine  Verfügung 
Chlothars  IL,  welche  die  Ackergelder,  Weidegelder  und  Schweinezehnten 
von  allen  kirchlichen  Besitzungen  an  die  Kirche  abtrat,  speziell  für  die 
römischen  Teile   des  Reiches   bezeugt'*.     Hier   mochten   sich  Reste  des 

*'  In  ähnlicher  Weise  darf  man  annehmen,  daß  auch  auf  königlichen  Märkten 
bereits  Unterrichter  der  Grafen  oder  Centenarien  oder  der  Domänenbeamten  als 
Marktrichter  thätig  gewesen  sind.  Vgl.  Bbukner  2,  201.  240.  Sickel,  Beitr.  z. 
deutBch.  VG.  (S.  103)  457  f.  Rietschel,  a.  a.  0.  159.  Hüvelin  383  ff.  Sohm,  Ent- 
stehung des  deutschen  Städte wesens  53.  58.  60. 

»8  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  275  ff. 

"  Vgl.  WArrz  2,  2  S.  265  f.  271.     Roth,  Benefizialwesen  88  ff. 

•*  Vgl.  Schröder,  Die  Franken  und  ihr  Recht  65  ff.;  Untersuchungen  zu  d. 
fräuk.  Volksrechten,  Monatsschrift  f.  d.  Gesch.  Westdeutschlands  6,  485  ff.;  Die 
Ausbreitung  der  salischen  Franken,  FDG.  19,  151  ff.  Lampeecht,  VTirtschaftsleben 
1, 104  ff.  391  ff.  Über  die  Erklärung  des  Wortes  medeni  (Geschenk,  Kleinod)  vgl.  Aus- 
breitung der  sal.  Franken  164  n.  6.  Steikmetee  u.  Sieters,  Glossen  2,  746:  exenia, 
madmas.  Brünner,  2,  236,  bemerkt,  daß  die  siebenbüigischen  Sachsen  noch  heute 
„Medemländer**  kennen,  ein  Umstand,  der  auf  ihre  fränkische  Herkunft  deutet. 

•*  Vgl.  Gregor,  Liber  de  virtutibus  S.  Juliani,  c.  17.  Edikt  Chlothars  II.  von 
614,  c.  23  (BoRETiüs  1,  23).     Waftz  2,  2  S.  279  ff. 

'*  Praeceptio  Chlothars  II.  c.  11  (Boretius  1,  19):  Agraria^  p<i8cuarta  vel  ded- 
mas  porcoruyn  aeeelesiae  pro  fidei  nostrae  devoitone  concedemus,  ita  lU  aetor  aut 
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alten  Provinzialtributs  erhalten  haben,  das  bekanntlich  in  dem  Zehnten 
von  allem  Gesäeten,  dem  Fünften  von  allem  Gepflanzten  zu  bestehen 
pflegte ^^  Dann  hätte  man  anzunehmen,  daß  die  römische  Steuerreform 
sich  in  Gallien  vielfach  auf  die  Kopfsteuer  [capitatio)  beschränkt  und  die 
Grundsteuer  {iugatid)  nur  teilweise  durchgeführt  hätte,  so  daß  für  die 
zahlreich  vorhandenen  agri  vecügales  einfach  das  alte  Becht  bestehen 
blieb,  eine  Annahme  die  in  der  auch  sonst  hervortretenden  Verschieden- 
heit der  staatlichen  Organisation  der  gallischen  Provinzen  (S.  121)  eine 
Stütze  findet.  Ob  diese  Abgabe  dann  das  Vorbild  für  den  fränkischen 
Medem  geworden  ist,  muß  dahingestellt  bleiben.  Sicher  ist,  daß  der 
letztere  eine  dauernde  Belastung  aller  neu  in  Kultur  genommenen  Grund- 
stücke bildete,  insoweit  also  seinen  Bechtsgrund  in  dem  Bodenregal  des 
Königs  hatte.  Dagegen  ist  die  Auffassung  des  Medems  (der  sich  übrigens 
bis  in  das  8.  Jahrhundert  zurückverfolgen  läßt)  als  einer  allgemeinen 
Hufenabgabe  nicht  aufrechtzuerhalten'*.  Ganz  unsicher  ist  die  Herkunft 
und  Bedeutung  verschiedener,  in  anderen  Stitmmesgebieten  vorkommender 
Grundabgaben'*. 

Die  übliche  Annahme  von  der  unbedingten  Abneigung  der  Germanen 
gegen  öfientliche  Abgaben  ist  aus  der  Luft  gegrifiien,  nur  eigentliche  Be- 
steuerungen ließen  sie  sich  nicht  gefallen.  Selbst  die  vornehmste  Klasse 
der  Unterthanen',  die  königlichen  Vassallen,  fand  es  nicht  unter  ihrer 
Würde,  kirchliche  Benefizien  mit  der  Last  eines  doppelten  Zehnten  zu 
übernehmen  (S.  161).  Es  läßt  sich  vermuten,  daß  der  in  Westfranken 
übliche  „Fünfte"  dabei  als  Vorbild  gedient  hat.  Die  Verpflichtung  zum 
Kirchenzehnten  war  seit  Karl  dem  Großen  in  dem  größten  Teil  des  Beiches 
anerkannt,  sogar  die  königlichen  Güter  beanspruchten  keine  Zehntfreiheit'®. 
Dagegen  erschien  den  Germanen  die  Belastung  mit  einer  Kopfsteuer  als 
eine  Minderung  der  Freiheit  Die  römische  Kopfsteuer  wurde  zwar  bei- 
behalten, selbst  ihre  Ausdehnung  auf  die  Germanen  wiederholt,  wenn 
auch  vergeblich,  versucht,   aber  schon  unter  den  amulfingischen  Haus- 


deeimatur  in  rebus  eeolesiae  nulhis  accedat  Boretiüs  macht  mit  Recht  darauf  auf- 
merksam, daß  die  Praeceptio  zunächst  für  die  römischen  Provinzialen  berechnet 
gewesen  ist    Vgl.  Waitz  2,  2  S.  279  ff.   4,  125  f. 

^^  Vgl.  MoMifBBK,  Römische  Geschichte  2",  381.  Matthiass,  Die  römische 
Grundsteuer  und  das  Vectigalrecht  S.  8,  und  die  daselbst  angefahrte  litteratur. 

**  Vgl.  Bbunner  2,  237  f.,  der  auf  die  Unzulftssigkeit  der  Veräußerung  zins- 
pflichtiger Grundstücke  an  Kirchen  ohne  die  Zustimmung  des  Zinsherm,  gegenüber 
der  freien  Veräußerlichkeit  der  großen  Mehrzahl  der  Grundstücke,  hinweist 

'^  Dahin  gehorte  der  Schweinezins  der  Thüringer,  die  steora  oder  ostarstuofa 
der  Mainfranken,  die  stuofa  der  Alamannen.  Der  in  dem  Gebiete  der  chattischen 
Franken  mehrfach  erwähnte  Königsscheffel  (moäms  regis)  und  die  auch  hier  vor- 
kommende stuofa  scheinen  mit  dem  Medem  identisch  gewesen  zu  sein.  Vgl.  Waitz 
2,  2  S.  253  ff.  4,  111.  115  ff.  Schböder,  Franken  72  f.  Lakpbbcht,  a.  a.  0.  105. 
In  der  ostarstuofa  oder  steora  der  Mainfranken  vermutet  Bbuiynbb  2,  237  einen 
Rest  der  alten  Jahresabgabe  am  Landesthing. 

w  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  288.  4,  120  ffl  Bbunkeb  2,  249.  321.  Löning,  Gesch. 
d«  deutsch.  KR.  2,  676  ff.    Hauck,  Kirchengeschichte  Deutschlands  2,  202  f. 
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meiern  war  das  ganze  Steuersystem  als  solches  verschwunden  und  nur 
eine  erbliche  Belastung  gewisser  in  die  öffentlichen  Bücher  eingeschriebenen 
und  dadurch  in  ihren  Freiheitsrechten  geminderten  Familien  übrig  ge- 
blieben^^. Dagegen  haben  sich  die  schon  in  der  Urzeit  üblichen  Jahres- 
geschenke bei  Gelegenheit  der  Keichsversammlung  bis  in  die  Zeit  der 
Karolinger  erhalten'®.  Vielfach,  namentlich  auf  Seiten  der  Reichskirchen, 
waren  sie  zu  festen  Jahresabgaben  geworden  und  hatten  den  Charakter 
der  Freiwilligkeit  völlig  abgestreift. 

Weitere  Einnahmequellen  waren  die  Tribute  unterworfener  oder  Sub- 
sidien  und  Geschenke  verbündeter  oder  befreundeter  Staaten  '*,  die  Kriegs- 
beute**^ und  alles  im  eroberten  Lande  vorgefundene  Staatseigentum  *\  das 
Recht  des  Königs  auf  herrenlose  oder  erblose  Güter  *^,  Leistungen  der  in 
den  Königsschutz  aufgenommenen  Kirchen  und  Klöster*',  Konfiskationen**, 
ferner  Strafgelder  für  unberechtigte  Anfechtung  oder  Beeinträchtigung 
gewisser  subjektiver  Rechte  dritter  Personen,  namentlich  Konventional- 
stmfen,  welche  der  Vertragsbrüchige  häufig  ganz  oder  zum  Teil  an  den 
Fiskus  zu  entrichten  verpflichtet  wurde  *^. 

Von  den  Friedensgeldern  hatten  die  Grafen  zwei  Drittel  an  den 
König  abzuliefern,  ein  Drittel  durften  sie  für  sich  behalten*®.  Dies  Drittel 
bildete  einen  Teil  der  Besoldung  der  Grafen,  die  außerdem,  wie  alle 
übrigen  öffentlichen  Beamten,  schon  in  der  Merowingerzeit  regelmäßig 
mit  gewissen,  zu  der  Ausstattung  ihres  Amtes  gehörigen  Gütern  beliehen 
waren  *^.  Bußen,  welche  auf  Verletzung  der  Beamten  als  solcher  gesetzt 
waren,   z.  B.  bei   einer  als  unbegründet  zurückgewiesenen  Urteilschelte, 

"  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  272  ff.    4,  112  ff.     Roth,  Benefizialwesen  88  ff. 

"  Vgl.  Anm.  35  und  S.  22.  26.  29.  148  n.  8.  Waitz  2,  2  S.  248  f.  4,  107  ff. 
626.  Bruniier  2,  68  ff.  Der  letztere  macht  darauf  aufmerksam,  daß  auch  bei 
gewissen  Uoffestlichkeiteu  Geschenke  der  Unterthanen  erwartet  wurden. 

»«  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  250  ff.    4,  103  ff. 

*o  Vgl.  S.  147.  Waitz  2,  2  S.  294.  4,  102  f.  Brunner  2,  77.  Das  Recht 
des  Heeres  auf  einen  Teil  der  Beute  blieb  fortdauernd  bestehen,  doch  bestimmte 
der  König  die  Art  der  Verteilung. 

*»  Vgl.  Waitz  2,  1  S.  42.    2,  2  S.  317  f. 

*•  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  285.  4,  135  f.  Von  dem  Rechte  des  Königs  auf  erb- 
lose Güter  ist  der  Erbschaftszehnte  zu  unterscheiden,  der  als  Gebühr  erhoben  wurde, 
wenn  mangels  gütlicher  Einigung  der  Miterben  eine  obrigkeitliche  Erbteilung  not- 
wendig wurde.     Vgl.  Waitz  2,  2  S.  284.    4,  124. 

*^  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  249.  Auch  Schutzzinse  von  einzelnen  Personen,  z.  B. 
von  Schutzjuden.     Vgl.  Brunver  1,  277.    2,  49.  71. 

**  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  290  ff.    4,  137  f. 

*^  Über  die  Bedeutung  der  Strafklansein  in  Urkunden  vgl.  Löning,  Vertrags- 
bruch 75  ff.  534  ff.  Bluhmb,  Jahrb.  d.  gem.  deutsch.  Rechts  3,  207  ff.  Sjögren, 
Über  die  römische  Conventionalstrafe  n.  d.  Strafklauseln  der  fränk.  Urkunden» 
1896  (dazu  A.  Schultzb,  ZRG.  30,  176  ff.).  Brummer  2,  71;  ZRG.  18,  72  f.  Merkel, 
MG.  Leg.  3,  126  n.  8.  127  n.  11.  377  n.  10  f.  Dahk,  Könige  7,  3  S.  303.  L.  Alam. 
1,  2.  2,  2.     Borktius,  Capitularia  1,  114  c.  7.  215  c.  7. 

*«  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  35.  125.  285.  329.    4,  168  ff. 

*'  Vgl.  Waitz  2,  1  S.  315.    2  S.  35.  125.    4,  165  ff. 
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wahrscheinlich  auch  die  ihnes  gegenüber  verwirkten  Bannbußen,  kamen 
den  Beamten  unmittelbar  zu  gut«*®.  Mehrfach  war  es  üblich,  daß  den 
Grafen  seitens  der  Gaubewohner  oder  der  Marktbesucher  freiwillige  Ge- 
schenke (Beden)  dargebracht  wurden;  die  Könige  hatten  wiederholt  Ver- 
anlassung, mißbräuchlichen  Belastungen  dieser  Art  entgegenzutreten  *^ 

Bedeutende  Einnahmen  flössen  den  Königen  durch  die  Banngelder, 
namentlich  den  Heerbann,  zu'^^.  Kraft  des  Bodenregals  hatten  die  Könige 
das  unbeschränkte  Recht,  überall  im  Beiche  für  sich  oder  einzelne  Be- 
günstigte Wildbänne  (Bannwälder,  forestes  venatioräs^  und  Banngewässer, 
farestes  aquaticae,  f.  piscationis)  abzugrenzen,  die  dadurch  bei  Strafe  des 
Königsbannes  dem  Rechte  des  freien  Tierfanges  und  der  Verfügung  des 
Grundbesitzers  gleichmäßig  entzogen  (daher  forestare^  von  forü)  und  dem 
besonderen  Jagd-  oder  Fischereirechte  des  Königs  oder  des  von  diesem 
Privilegierten  vorbehalten  wurden  ^^  In  derselben  Weise  konnten  die 
Könige  über  das  Strand-  und  Grundruhrrecht  an  den  Küsten  und 
Stromufem  verfügen ^^.  Es  unterliegt  nicht  dem  mindesten  Zweifel,  daß 
sie  ebenso  berechtigt  waren,  Bergbau  und  Salzgewinnung  der  könig- 
lichen Gewalt  vorzubehalten;  wenn  wir  aus  dieser  Periode  noch  keine 
entscheidenden  Zeugnisse  dafür  besitzen,  so  folgt  daraus  höchstens,  daß 
die  Könige  bei  der  geringen  Entwickelung  der  Industrie  auf  diesem  Ge- 
biete es  noch  nicht  für  nötig  gehalten  haben,  von  ihrem  Rechte  um- 
fassenden Gebrauch  zu  machen*'. 

Größtenteils  auf  römische  Einrichtungen  (namentlich  das  römische 
Postwesen)  sind  die  unter  dem  Namen  servitium  regis  zusammengefaßten 
Naturalleistungen  der  Unterthanen  zurückzuführen  **.  Man  verstand  darunter 
die  Verpflichtung,  dem  Könige  nebst  seinem  Gefolge,  den  Mitgliedern  des 
königlichen  Hauses,  den  Königsboten  und  allen  solchen  Personen,  welche 
ihr  Recht  dazu  durch  einen  schriftlichen  Spezialbefehl  des  Königs  {trac- 

*«  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  329. 

*»  Vgl.  Waitz  4,  171  ff. 

^  Vgl.  S.  113  ff.  Waitz  2,  2  S.  286  ff.  4,  576  ff.  W.  Sickel,  Zur  Geschichte 
des  Bannes  3  ff. 

**  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  316.  4,  128  ff.  W.  Sickel,  a.  a.  0.  41  ff.  Schröder, 
Franken  80.  Heüsler,  Institutionen  1,  370  f.  Bei  den  Wildbännen  handelte  es 
eich  immer  nur  um  die  hohe  Jagd  und  den  edleren  Fischfang. 

*•  Vgl.  Waitz  4,  135. 

*•  Vgl.  Schröder,  a.  a.  0.  81.  Arndt,  Zur  Geschichte  und  Theorie  des  Berg- 
regals 56  ff.  181  f.  209—218.  Heuslsr,  a.  a.  0.  1,  869  f.  Brunner  2,  76.  Die 
vorherrschende  Ansicht  geht  dahin,  daß  das  Berg-  und  Salzregal  in  dieser  Periode 
noch  unbekannt  gewesen  und  erst  im  11.  Jahrhundert  aufgekommen  sei,  während 
die  Krone  im  11.  Jahrhundert  alles  daransetzen  mußte,  um  nur  ihren  bisherigen 
Besitzstand  zu  wahren,  an  eine  erfolgreiche  Anmaßung  neuer  Rechte  damals  also 
nicht  mehr  zu  denken  war.    Vgl.  Waitz  2,  2  S.  815  f.    4,  127  f.    8,  269  ff. 

**  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  295  ff.  4,  11  f.  Brunner  2,  228  ff.  Die  Leistungen 
wurden  zunächst  immer  nur  den  betreffenden  geistlichen  und  weltlichen  Beamten 
abgefordert,  welche  dafür  verantwortlich  waren,  die  Lasten  dann  aber  weiter  auf 
die  Unterthanen  zu  verteilen  hatten.  Die  Großgrundbesitzer  wälzten  die  oft  sehr 
erheblichen  Lasten,  so  gut  es  ging,  auf  ihre  Hintersassen  ab.  Vgl.  §  27^  Anm.  9. 
B.  SCHBÖDBB,  Peutaohe  RechtBgeachichte.    8.  Aufl.  13 
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tarta)  nachweisen  könnten,  Aufnahme  und  Unterhalt  {mansioneSf  paratae, 
pastus)  sowie  die  nötigen  Beförderungsmittel  (evecüo^  verediy  paraveredi, 
anffariae,  parangariae)  zur  Verfügung  zu  stellen  *^  Das  Heer  hatte  inner- 
halb des  Reiches  nur  die  jedem  Reisenden  zustehende  Befugnis,  Gras, 
Wasser  und  Holz  für  den  Bedarf  zu  entnehmen*®,  doch  scheint  die 
Fouragelieferung  {fodrum)  für  den  König  ursprünglich  den  Charakter  einer 
allgemeinen  Kriegslast  gehabt  zu  haben  ^^  Auch  Brücken-  und  Straßen- 
bauten sowie  Befestigungsarbeiten  {hurgwerk,  toacta,  warda)  galten  als 
allgemeine  Unterthanenlasten,  zunächst  als  solche  der  Anlieger  ^^ 

Bei  weitem  die  wichtigste  Finanzquelle  bildete  der  überaus  reiche 
Bestand  an  Krön  gutem  *^®,  die  teils  unmittelbar  für  den  Hof  bewirt- 
schaftet wurden,  teils  gegen  Abgaben  und  Dienste  yerliehen  waren.  Die 
Domänenverwaltung  hatte  bis  auf  Karl  den  Großen  ihren  Sitz  in  den 
einzelnen  Grafschaften;  sie  lag,  wenn  sie  nicht  im  einzelnen  Falle  dem 
Grafen  als  Nebenamt  übertragen  war,  in  den  Händen  eines  Domesticus, 
unter  dessen  Aufsicht  den  einzelnen  Domänenämtem  (/isci)  besondere 
Amtleute  {iudices)  vorstanden,  während  die  Oberaufsicht  in  den  Händen 
des  Hofdomesticus  (S.  129.  141)  lag.  Karl  der  Große  löste  die  Krongüter 
ganz  aus  dem  Grafschaftsverbande,  indem  er  von  der  Gaueinteilung  unab- 
hängige Domänenämter  {fisci)  bildete,  geschlossene  Güterkomplexe,  welche 
an  Rhein  und  Mosel  zum  Teil  noch  im  Mittelalter  eine  oder  mehrere 
Quadratmeilen  umfaßten.  Die  einzelnen  königlichen  Wirtschaftshöfe  wurden 
villae,  soweit  sie  aber  für  den  unmittelbaren  Gebrauch  des  Hofes  einge- 
richtet waren,  Pfalzen  {palaäa)  genannt  An  der  Spitze  jedes  Domänen- 
amtes stand  ein  Amtmann  {iudex,  müicus,  actar),  der  von  seinem  Fron- 
hofe {curtis  dominicä)  aus  die  unmittelbare  Bewirtschaftung  des  Pfalz- 
oder sonstigen  königlichen  Hauptgutes  leitete  und  die  Aufeicht  über  die 
zu  seinem  Amt  gehörigen  Nebenhöfe,  Benefizien  und  Zinsgüter  führte®^. 
Unter  ihm  bestanden  kleinere  Inspektionsbezirke  {ministeria)  unter  Meiern 
{maiores),  denen  als  besondere  Beamte  die  Förster  {forestarii)  und  Keller- 

^^  Über  den  germanischen  Ursprung  des  königlichen  Rechtes  auf  Gastung, 
das  auch  bei  den  Nordgermanen  und  Angelsachsen  anerkannt  war,  vgl.  K.  Leh- 
mann, Abhandlungen  z.  germ.  Rechtsgeschichte,  1S88,  S.  1—96.    v.  Amisa'  96.  100. 

w  Vgl.  Wafiz  2,  2  S.  299.    4,  539. 

"  Vgl.  Waitz  4,  15  f.  626. 

"  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  328.  4,  35  f.  Sickel,  Zur  Geschichte  des  Bannes  16  f. 
Gasneo,  Zum  deutschen  Straßenwesen  (1889)  32  ff.  Für  das  Recht,  Burgwerk  zu 
gebieten,  findet  sich  seit  dem  10.  Jahrhundert  die  Bezeichnung  burgban.  Vgl. 
RoDEHBERG,  Mittcil.  d.  Ost.  Inst  17,  161  ff. 

^^  Vgl.  Karls  spätestens  800  erlassenes  Capitulare  de  villis  (Bobetius  1,  82) 
und  die  Erläuterungen  desselben  von  Gu^&abd,  Explication  du  capitulaire  de  villis, 
1853,  und  Gareis,  i.  d.  Münchener  Abhandlungen  f.  K.  Maurer,  1893.  L.  v.  Maurbb, 
Geschichte  der  Fronhöfe  1,  121  ff.  212  f.  229  ff.  Ilwof,  Karl  der  Große  als  Volks- 
wirt, Zeitschr.  f.  d.  gesamte  Staats- Wiss.  47,  413  ff.  v.  Inama-Sterneqq,  a.  a.  0. 
1,  321  ff.  393  f.  Brunner  2,  72  ff.  Waitz  4,  141  ff.  Lampebcht,  Wirtschaftsleben 
1,  713  ff.  804  ff. 

^  Er  war  der  Nachfolger  des  Domesticus.    Vgl.  v.  Stbel,  Königtum  484  £ 
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meister  {ceUerarü)  beigeordnet  waren.  Die  Amtmänner  übten  die  gmnd- 
herrliehe  Gerichtsbarkeit  über  die  Fiskalinen  nnd  die  Immunitatsgerichte- 
barkeit  über  die  freie  und  hörige  Bevölkerung  des  Domänenamtes  aus 
(S.  178flF.).  Alle  eigenen  Wirtschaftserträge  sowie  die  Abgaben  von  den 
Zinsgütem,  die  Oerichtsgefalle  des  Domänengerichts  und  die  Einnahmen 
ans  Zöllen  und  sonstigen  GeMen  innerhalb  des  Amtes  wurden  auf  dem 
Haupthofe  gesammelt.  Die  Überschüsse  wurden,  soweit  sie  nicht  für  die 
Bedürfnisse  des  Hoflagers  an  eine  der  Pfalzen  abgeliefert  oder  für  Heeres- 
zwecke aufbewahrt  werden  mußten^  von  den  Haupthöfen  aus  nach  Vor- 
schrift  des  Königs  verkauft.  Die  Amtmänner  hatten  genau  spezialisierte 
Jahresrechnungen  zu  legen.  Revisionsbeamte  waren  die  Königsboten  ^^ 
Die  Centralstelle  für  die  Domänenverwaltung  bildeten  seit  den  Karolingern 
der  Seneschalky  Schenk  und  Marschalk,  jeder  innerhalb  seines  Geschäfts- 
kreises.  In  der  vorkarolingischen  Zeit  hatte  der  Hofdomesticus,  später 
der  Hausmeier  an  der  Spitze  gestanden.  Den  Grafen  war  seit  Karl  dem 
Großen  jede  Einwirkung  auf  die  Verwaltung  der  Krongüter  entzogen. 
Unter  den  Amtmännern  nahmen  diejenigen,  die  zugleich  einer  Pfalz  vor- 
standen, den  ersten  Rang  ein.  Solche  Pfalzen,  die  den  Königen  beson- 
ders häufig  als  Aufenthaltsort  dienten,  traten  naturgemäß  zu  den  in  ihrer 
Nähe  befindlichen  Domänenämtern  in  eine  engere  Beziehung,  sie  wurden 
zu  Stapel-  und  Marktplätzen  für  dieselben  und  mochten  sich  leicht  zu 
wahren  Mittelpunkten  des  wirtschaftlichen  Verkehrs  entwickeln.  Dagegen 
haben  die  Pfalzen  als  solche  die  Stellung  wirtschaftlicher  Oberhöfe  gegen- 
über den  Domänenämtem  nicht  besessen,  Vereinigungen  von  Domänen- 
ämtem  zu  Pfalzdistrikten  hat  es  nicht  gegeben. 

Der  Unterschied  zwischen  Staatsgut  und  Königsgut  war  dem  frän- 
kischen Reiche  unbekannt  ®^  Der  König  galt  schlechthin  als  das  Sul)- 
jekt  des  gesamten  staatlichen  Vermögens,  alle  Staatseinnahmen  galten  als 
Einnahmen  des  Königs,  wie  umgekehrt  die  Familiengüter  der  Arnulfinger 
seit  der  Krönung  Pippins  zu  den  Krongütern  gerechnet  wurden.  Eine 
Verwendung  der  Staatseinnahmen  zu  öfiFentlichen  Zwecken,  abgesehen  von 
den  als  Ausstattung  der  öffentlichen  Ämter  angesehenen  Gütern  und 
Geföllen,  fand  nicht  staat,  wenn  auch  die  Schenkungen  des  Königs  an 
Oberhäupter  fremder  Staaten,  an  Kirchen  und  Klöster  und  Personen, 
die  sich  um  das  gemeine  Wesen  verdient  gemacht  hatten,  thatsächlich 
für  den  Staat  geleistet  wurden.  Was  sonst  für  öffentliche  Zwecke, 
iiamentlich  Heereszwecke,  erforderlich  war,  bildete  eine  Naturallast  der 
Unterthanen.  Der  König  hatte  nur  für  die  Bedürfnisse  der  königlichen 
Familie  und  des  Hoflagers  aufzukommen.  Was  an  Geld  und  Kleinodien 
vereinnahmt  wurde,  floß  ohne  Unterschied  der  Herkunft  in  den  könig- 
lichen Schatz  {aerarium  publicum),  der  sich  seit  Karl  dem  Großen  ständig 

•*  Vgl.  B0RBTIU8  1,  172,  c.  19.  Die  Königsboten  erhielten  anch  die  Anweisung, 
f&r  die  Anfertigang  vollständiger  Inventare  der  Rrongüter  und  Benefizien  Sorge 
za  tragen.    Vgl.  Bobbtius  1,  177,  c.  7.    Solche  Inventare  ebd.  250  ff. 

*'  Vgl.  S.  118.    GiESKE,  Genossenschaftsrecht  2,  5G2ff. 
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in  der  Pfalz  zu  Aachen  befand  und  von  dem  Kämmerer  {themurarius)  ver- 
waltet wurde.  Auch  der  Schatz  stand  zu  freier  Verfügung  des  Königs, 
wiewohl  daran  festgehalten  wurde,  daß  nur  das  Staatsoberhaupt  als  solches 
ein  Recht  auf  denselben  habe^^. 


§  27.    Die  Immunitaten. 

Vgl.  S.  176  n.  79.  Beuiweb,  RG.  2,  287  ff.  802  ff.  Waitz  2»,  1  S.  416  ff. 
2  S.  336  ff.  380  ff.  4«,  287—323.  447  ff.  463  ff.  Löning,  Gesch.  d.  deutsch.  Kirchen- 
recbts  2,  724  ff.  y.  Bbthmann-Hollweg,  Germ.-roman.  Civilprozeß  1,  438  ff.  2,  32  ff. 
V.  Stbbl,  Entsteh,  d.  Königtums'  474  ff.  y.  Daniels,  Handbuch  1,  567  ff.  Abnold, 
Deutsche  Geschichte  2,  2  S.  197  ff.  Dahn,  Könige  7,  3  S.  537  ff.;  DG.  1,  2  S.  197  f. 
481  ff.  Glassok,  Histoire  3,  117  ff.  375  ff.  Viollet,  Histoire  1,  328  ff.  400  ff.  Fustel 
DE  CoüLAKGBs,  ^tudc  suF  l'immunit^  m^royingienne,  Eeyue  historique  22,  249  ff. 
23,  1  ff.  Prost,  L'immunit^  (N.  Reyue  6,  113  ff.  262  ff.).  Flach,  Origines  de  Tan- 
cienne  France  1,  91  ff.  Beauchet,  Histoire  de  i'organisation  judiciaire  418  ff. 
Th.  Sickel,  Wiener  SB.  47,  193  ff.  49,  311  ff.  W.  Sickel,  Gott.  gel.  Anz.  1890, 
S.  584  ff.  G.  L.  y.  Maüber,  Gesch.  d.  Fronhöfe  1,  282  ff.  Sohm  bei  Wetzell,  Syst. 
d.  Ciyilprozesses'  359  ff.  Gierkb,  Genossenschaftsrecht  1,  131  ff.  Heusler,  Ur- 
sprung der  deutsch.  Stadtverfassung  15  ff.  G.  Meter,  ZRG.  16,  104  ff.  Lauprecht, 
Wirtschaftsleben  1,  1015  ff.  1110  f.  SALyioLi,  Manuale  di  storia  del  diritto  italiano 
(1892)  204  ff. ;  Storia  deli*  immunitä,  delle  signorie  e  giustizie  delle  chiese  in  Italia, 
1880  (Atti  e  memorie  della  deput.  di  storia  patria  d.  proy.  moden.  e  parm.,  ser.  3, 
yol.  5.  6). 

Chlothar  II.  hatte  für  die  romanischen  Gebiete  seines  Reiches  fest- 
gesetzt, daß  die  auf  Kirchengütem  lastenden  Abgaben  an  Ackergeldern, 
Weidegeldern  und  Dehem  allgemein  der  Kirche  zustehen  sollten  (S.  190). 
Den  königlichen  Einnehmern  wurde  das  Betreten  kirchlicher  Güter  zur 
Eintreibung  derartiger  Gefölle  unbedingt  untersagt.  Dann  fugte  der  König 
hinzu:  Ecclesicte  vel  clericis  nuUam  requirant  agentes  publici  functionem, 
gut  avi  vel  genetoris  nostri  immunitatem  meruerunt.  Es  ergiebt  sich,  daß 
das,  was  hier  als  immunüas  bezeichnet  ist  (gewöhnlich  emumtas)^  von  dem 
voraufgegangenen  allgemeinen  Zugeständnis  unterschieden  wird:  Acker- 
gelder, Weidegelder  und  Dehem  sollen  auf  keinem  Kirchengute  von 
selten  des  Staates  erhoben  werden,  dagegen  wird  die  allgemeine  Ein- 
stellung der  Beamtenfunktionen  nur  denjenigen  Kirchen  gewährleistet,  die 
von  Chlothar  I.  oder  Chilperich  ein  Immunitätsprivileg  erhalten  habend 
Das  Edikt  von  614  (S.  178)  bezeugt,  daß  derartige  Privilegien  auch  an 
weltliche  Grundherren  {potentum  vel  cuicumque)  erteilt  waren  und  daß  die 
Immunitatsherren  durch  besondere  Immunitätsbeamte  {iudicesj  müsi),  die 
ebenso  wie  die  Grafen  demselben  Gau  angehören  mußten,  eine  gewisse 
Gerichtsbarkeit  ausübten^. 


••  Vgl.  §  17  Anm.  71.    Waitz  2,  2  S.  322. 

^  Die  in  früheren  Ausgaben  der  Praeceptio  enthaltene  Bezugnahme  auf  Pri- 
yilegien  des  Bruders  {aut  germani)  beruht  auf  einem  jüngeren  Zusatz,  womit  jeder 
Grund,  die  Praeceptio  dem  König  Chlothar  I.  zuzuschreiben,  weggefallen  ist 

*  Edikt  yon  614,  c.  19  (Bobetius  1,  23). 
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Das  Verhältnis  der  Immnnitaten  war  hiernach  schon  unter  Chlo- 
thar  IL  im  wesentlichen  ebenso  wie  unter  den  Karolingern  geregelt 
Ausgegangen  ist  der  Begriff  von  der  Immunität  des  Eönigsgutes,  er  be- 
deutete zunächst  nur  die  Freiheit  von  öffentlichen  Abgaben  und  Lasten 
und  war  insoweit  durchaus  römischer  Herkunft.  Für  die  mit  einem 
Immunitätsprivileg  ausgestatteten  Grundherren  kam  im  fränkischen  Reiche 
zu  der  negativen  Wirkung  der  Befreiung  die  positive  Berechtigung,  die 
vom  Staate  aufgegebenen  Leistungen  der  Bewohner  des  gefreiten  Ge- 
bietes nunmehr  für  sich  selbst  in  Anspruch  zu  nehmen.  Da  sich  dies 
auch  auf  die  Gerichtsgefälle  bezog,  so  war  zugleich  die  Ausbildung  einer 
eigenen  Immunitätsgerichtsbarkeit,  welche  in  den  grundherrlichen  Ge- 
richten Galliens  und  auf  den  Krongütem  (S.  178  ff.)  ihr  Vorbild  fand,  an- 
gebahnt Die  Ausschließung  aller  Dienstfanktionen  der  ordentlichen  öffent- 
lichen Beamten,  von  Ghlothar  IL  zuerst  ausgesprochen,  wahrscheinlich 
aber  schon  vorher  mit  der  Immunität  verbunden,  entsprach  der  von  der 
Grafengewalt  eximierten  Stellung  der  Krongüter  unter  dem  Domänen- 
amtmann ^ 

Ebendarum  hatte  der  Staat  ein  dringendes  Interesse  an  der  Ein- 
setzung besonderer  Immunitätsbeamten,  durch  deren  Vermittelung  er  die 
staatlichen  Rechte  in  der  Immunität  geltend  machen  konnte.  Den  Im- 
munitätsbeamten bezeichnete  man  früher  als  agensy  missus,  iudex  ^  unter 
den  Karolingern  als  Vogt  {advocatus,  vocatus,  vogatus,  defensor)^  zuweilen 
wegen  der  von  ihm  ausgeübten  niederen  Gerichtsbarkeit  auch  als  Schult- 
heiß (causidicus)  oder  Centenar*  Der  Vogt  war  der  Immunitätsrichter 
und  zugleich  Requisitionsbeamter  für  die  staatlichen  Gerichte  bei  Zu- 
stellungen und  Exekutionen  in  den  gefreiten  Gebieten;  eine  eigene  Voll- 
streckungsgewalt übte  er  nur  innerhalb  seines  Wirkungskreises  ^  In 
kirchlichen  Immunitäten  fiel  dem  Vogt  in  der  Regel  auch  die  prozes- 
sualische Vertretung  der  Immnnitätsgeistlichen  vor  den  öffentlichen  Ge- 
richten anheim.  Die  unter  Karl  dem  Großen  aufgehobene  Organisation 
der  Domänenverwaltung  nach  Gauen  ist  für  die  Immunitäten  vorbildlich 
geblieben:  über  mehrere  Gaue  erstreckte  Immunitätsherrschaften  maßten 
in  jeder  Grafschaft  einen  eigenen,  in  derselben  begüterten  Vogt  haben®. 
Stiftsvögte  sollten  nach  einer  Bestimmung  Karls  in  Gegenwart  des  Grafen 
und   unter  Mitwirkung  des  Volkes   eingesetzt  werden^,   falls  nicht  dem 


•  Den  öffentlichen  Beamten  wird  verboten:  das  Betreten  der  Freiung  zu  Amts- 
verrichtungen (introitus),  die  Eintreibung  fiskalischer  Gefölle  (exactio%  die  Ausübung 
amtlichen  Zwanges  gegen  Insassen  der  Immunitftt  {districtio),  Amtshandlungen 
auf  Grand  königlichen  Spezialbefehls  wurden  von  der  Exemtion  nicht  berührt. 
Vgl.  Bbünner  2,  298. 

*  Vgl.  Waitz  4,  468  f.  467.  Sohm,  Reichs-  u.  Gerichtsverf.  254  ff^  will  grund- 
herrliche Gentenarien  und  grundherrliche  Gerichtsvögte  unterscheiden. 

*  Vgl.  Edikt  von  614,  c.  20. 

•  Vgl.  Waitz  4,  465.  470.  Anderer  Meinung  W.  Siokel,  Gott  gel.  Anz.  1896, 
S.  287. 

^  Also  ähnlich  wie  die  Centenarien.    Vgl  Waitz  4,  468.    Einmal  wurde  die 
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Stift  ausdrücklich  das  freie  Ernennungsrecht  zugestanden  worden  war®. 
Die  Kumulation  einer  Stiftsvogtei  mit  dem  Grafen-  oder  Schultheißenamt 
war  unzulässig.  Weltliche  Immunitätsherren  bedurften  eines  Vogtes  nur, 
wenn  sie  die  Gerichtsbarkeit  nicht  selbst  verwalteten.  Immer  bezog  sich 
die  Stellung  des  Vogtes  nur  auf  die  gerichtlichen  Geschäfte;  für  die 
übrigen  Immunitatsangelegenheiten  hatten  die  Stifter  eigene  Beamte  {vice- 
damini,  praepositij  oeconomi),  meist  geistlichen  Standes,  denen  auch  die 
Gerichtsbarkeit  über  die  Grundholden  übertragen  werden  konnte. 

Das  Immunitätsprivileg  bezog  sich  auf  alle  fiskalischen  Ansprüche 
gegen  das  gefreite  Gebiet  und  seine  Bewohner,  mit  Einschluß  des  servi- 
tium  regis;  nur  dem  Könige  personlich  blieb  das  Recht  yorbehalten,  das 
ge&eite  Gebiet  zu  betreten  oder  durch  seine  missi  betreten  zu  lassen, 
und  so  blieb  auch  die  Verpflichtung  zur  Gewährung  von  Herberge  und 
Unterhalt  für  den  König  und  die  von  ihm  mit  einer  Tractoria  versehenen 
Personen  bestehen.  Aufrechterhalten  blieben  auch  die  allgemeine  Unter- 
thanenpflicht  des  Wachdienstes  und  Burgwerkes,  Brücken-  und  Straßen- 
baulast^  die  Heerbannpflicht  und  die  üblichen  Jahresgeschenke  an  den 
König®.  Von  Zöllen  befreite  das  Immunitätsrecht  nicht,  wenn  die  Zoll- 
statte außerhalb  des  ge&eiten  Gebietes  lag^^. 

Der  Immunitätsbann,  durch  den  die  Freiungen  gegen  Eingriffe 
Dritter,  namentlich  der  Beamten,  geschützt  waren,  hatte  seit  Karl  dem 
Großen  den  Charakter  eines  dinglichen  Schutzbannes  mit  lokalem  Sonder- 
frieden angenommen.  Die  Bannstrafe  betrug  bei  Verletzung  des  beson- 
deren Friedens,  den  die  Wohnplätze  und  Ansiedelungen  innerhalb  der 
Freiung  genossen,  600  Sol.  (zwei  Drittel  an  den  Immunitätsherm,  ein 
Drittel  an  den  Fiskus),  während  Verletzungen  der  Immunitätsrechte  auf 
der  Feldmark  wohl  nur  mit  dem  einfachen  Königsbann  bestraft  wurden ". 

Die  Immunitätsprivilegien  waren  zunächst  nur  für  das  Reichskirchen- 
gut, welches  ohnehin  vielfach  dem  Königsgute  gleichgestellt  wurde,  berechnet 
Immer  bezog  sich  das  Privileg  auf  sämtliche  Besitzungen  der  gefreiten 
Kirche,  auch  auf  ihren  zukünftigen  Erwerb;  doch  wurden  Übertragungen 
an  Kirchen,  welche  nur  den  Zweck  der  Befreiung  von  öfl^entlichen  Lasten 
verfolgten,  für  wirkungslos  erklärt  Weltliche  Freiungen  {potestates)  und 
Immunitatsprivilegien  für  Privatkirchen  kamen  ursprünglich  nur  vereinzelt 

Ernennung  auch  den  Königsboten  übertragen ;  zuweilen  erfolgte  sie  durch  den 
König  selbst. 

•  Vgl.  Waitz  4,  469. 

»  Vgl.  Waitz  4,  818  ff.  Th.  Sickel,  Wiener  SB.  49,  347.  856  ff.  363  ff.  Der 
Staat  hielt  sich  wegen  aller  dieser  Leistungen  ausschließlich  an  den  Immunitftts- 
herrn.  Indem  dieser  sich  durch  Überwälzung  der  Lasten  auf  seine  Hintersassen 
entschädigte,  entwickelte  sich  allmählich  ein  grundherrliches  Besteuerungssjstem. 
Brücken-  und  Wegebaupflichten  mußten  auch  von  den  Domänen  des  römischen 
Kaisers  geleistet  werden.     Vgl.  Brunnee  2,  295. 

"  ZoUstätten  innerhalb  des  gefreiten  Gebietes  waren  im  Zweifel  in  der  Im- 
munität mitbegriffen.     Vgl.  Th.  Sickel,  a.  a.  O.  355. 

"  Vgl.  Waitz  4,  803  f   MS  ff.     Tu.  Sickel,  a.  a.  O.  331  ff.     Bbunner  2,  296  f. 
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vor,  namenilich  in  Austrasien,  wo  es  wenig  weltliche  Grundherrschaften 
gab.  Erst  mit  der  Ausbildung  des  Benefizialwesens  wurde  die  Zahl  der 
weiflichen  Immunitäten  erheblich  vermehrt,  da  die  königlichen  Benefizien 
die  fiskalische  Immunitat  behielten  ^^ 
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Vgl.  8.  52.  Brukker,  RG.  1,  194  fF.  203  ff.  Waitz  2«,  1  S.  277  ff.;  Abhand- 
langen  91  ff.;  Über  die  altdeutsche  Hufe  (Abhandl.  £.  Verf.-  a.  KG.  128  ff.  Abb. 
d.  Gott  Ges.  d.  Wiss.  1854);  Das  alte  Becht  117  ff.  Hansskn,  Agrarhistor.  Ab- 
handlungen 1,  148  ff.  2,  179—252;  Gott  gel.  Anz.  1873,  S.  921  ff.  y.  iNAMA-STERNEoa, 
Wirtschaftsgeschichte  1,  92  ff.  207  ff.  278  ff.;  Hofsystem  im  Mittelalter  44  ff.;  Aus- 
bildung der  großen  Grundherrschaften,  Schhollbr's  Forsch.  1,  1  (1878);  Salland- 
stndien,  1889  (Festgabe  für  Haussen,  S.  73  ff.).  Meitzen,  Siedelung  u.  Agrarwesen 
1,  66-122.  128  ff.  168  ff.  415  ff.  453—498.  585—616.  W.  Sxckel,  Westd.  Zeitschr. 
15,  160  ff.;  Gott  gel.  Anz.  1886,  S.  484  f.  Lakprbcht,  Wirtschaftsleben  1,  7  ff.  43  ff 
103  ff.  331  ff.  385  ff'.;  Deutsche  Geschichte  2,  83  ff.  Landau,  Territorien  4  ff.  12  ff. 
32  ff.  52  ff.  Thüdichuii,  Gau-  u.  Markverfassung  154  ff.  Halban-Bldicsnstok,  Ent- 
stehung des  deutschen  Immobiliareigentums ,  I.  1894.  Heusleb,  Institutionen 
§§  56,  110.  GiEBKE,  Genossenschaitsrecht  1,  60  ff.;  Erbrecht  und  Vicinenrecht  im 
Edikt  Chilperichs,  ZRG.  12,  430 ff.  Schröder,  ZRG.  15,  49  ff.;  FDG.  19,  144 ff. 
Grimm,  ÄA.  492  ff.  Waoneb,  Allg.  Wirtschaftelehre*  1,  684  ff.  Arnold,  Deuteche 
Geschichte  2,  2  S.  19  ff.  Dahn,  Könige  7,  2  S.  1  ff.;  DG.  2,  474 ff.  489  ff.  Laveleye- 
Bücheb,  Ureigentum  74  ff.  Roth,  Geschichte  des  Beneficialwesens,  1850;  Feudalität 
und  Unterthanenverband,  1863.  G.  L.  v.  Maitrer,  Gesch.  d.  Fronhöfe  1,  112  ff, 
130  ff.  254  ff.  285  ff.  332  ff.  Denman  W.  Ross,  The  early  history  of  the  landholding 
among  the  Germans,  1883.  Füstel  de  Coulanges,  Recherches  295  ff.  319  ff.;  Hist 
des  instit  politiques  IV.,  L'alleu  et  le  domaine  raral  pendant  T^poque  m^ro- 
vlngienne,  1889.  Glasson,  Histoire  3,  59  ff.;  Les  communaux  et  le  domaine  rural 
k  röpoque  franqne,  1890.  Vanderkindebe  ,  Introduction  191  ff.  Jubainville,  Ori- 
gine  de  la  propri6t6  fonciöre  en  France,  N.  Revue  11,  241  ff.  Th^yenin,  Etudes 
sur  la  propri^t^  au  moyen  age,  Revue  historique  31,  241  ff.;  Les  communia,  i.  d. 
M^langes  Renier,  1886.  Flach,  Origines  de  Tancienne  France  2,  47  ff.  Pardbssüs, 
Lei  Salique,  diss.  8.  Guärabd,  Polyptique  de  Tabbd  Irminon  1,  475—502.  577—656. 
Schttffeb,  L'allodio,  Studi  sulla  proprietä  dei  secoli  barbarici,  1885;  Degli  ordini 
social!  e  del  possesso  fondiario  appo  i  Langobardi,  1861.  Viollet,  Caractöre  col- 
lectif  des  premi^res  propriet^s  immobiliöres,  1872.  A.  Schulten,  Die  römischen 
Grundherrschaften,  1896.    His,  Die  Domänen  der  römischen  Kaiserzeit,  1896. 

Die  verschiedenen  Grundsätze,  welche  von  den  Westgoten  und  Bur- 
gunden  einerseits  und  den  Franken  andererseits  bei  der  Niederlassung  in 
Gallien  beobachtet  wurden  (S.  100  ff.),  haben  in  ihren  Nachwirkungen  bis 
zur  französischen  Revolution  angedauert.  Südlich  der  Loire,  in  dem  spä- 
teren Gebiete  des  droit  ecrit,  hatten  zwar  die  römischen  Provinzialen  im 
allgemeinen  zwei  Drittel  ihres  Grundbesitzes  zur  Bildung  von  Landlosen 
für  die  gotischen  und  burgundischen  Heermannen  abtreten  müssen,  da 
aber  diese  Abtretung  nicht  von  Volk  zu  Volk,  sondern  von  Person  zu 


"  Vgl.  Waitz  2,  2  S.  276.  4,  294  ff.  Sickel,  Westd.  Zeitschr.  15,  129  f., 
macht  darauf  aufiaierk6am ,  daß  die  Immunitätsprivilegien  als  Realrecht  gedacht 
waren  und  daher  mit  dem  Gute  veräußert  werden  konnten. 
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Person  geschah,  so  trat  der  einzelne  Germane  durchaus  in  die  römischen 
Grundbesitzverhältnisse  ein,  die  deutsche  Hufen-  und  Markenordnung  fand 
hier  keine  Anwendung ^  Nördlich  der  Loire  dagegen,  in  den  Gebieten 
des  droit  coutumier,  behielten  die  Provinzialen  alles,  was  sie  hatten,  neben 
ihnen  aber,  in  ausgedehnten  Gebieten,  welche  von  ihren  bisherigen  Herren 
verlassen  waren  oder  bei  der  früheren  dünnen  Bevölkerung  überhaupt 
noch  keinen  Herrn  gehabt  hatten,  siedelten  sich  die  Franken  in  ge- 
schlossenen Massen  an  und  ihre  germanische  Art  übte  bald  einen  über- 
wältigenden Einfluß  auf  die  gesamten  Grundbesitzverhältnisse,  ja  auf  das 
Eecht  des  neustrischen  Landes  überhaupt.  Die  Ansiedelung  erfolgte  bei 
den  salischen  Franken  in  altgermanischer  Weise  nach  Dorfschaften*. 
Das  System  der  Einzelhöfe',  deren  jeder  von  seiner  Ackerflur  umgeben 
war,  während  Wald  und  Weide  Almende  blieb,  beschränkte  sich  auf  die 
niederrheinisch-westfalische  Tiefebene,  die  Alpen  und  die  oberdeutschen 
Gebirge.  Das  Volksrecht  der  salischen  Franken  läßt  schon  bedeutende 
Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der  Landwirtschaft  erkennen;  wir  erfahren 
von  Gemüse-  und  Flachsbau,  von  umzäunten  Feldern,  von  Wiesen  und 
Weinbergen*  Die  extensive  Feldgras-  und  Wald  Wechselwirtschaft  mit 
zeitweilig  wiederkehrenden  Ackerverlosungen  war  demnach  überwunden, 
das  Kulturland  von  dem  nur  für  Wald  und  Weide  geeigneten  Lande 
definitiv  geschieden  und  in  der  durch  die  letzte  Ackerverlosung  begrün- 
deten Gewannlage  dauernd  in  Privatbesitz  übergegangen,  nur  die  durch 
den  Flurzwang  begründete  Unterwerfung  des  einzelnen  Besitzers  unter 
das  von  der  Gesamtheit  befolgte  Wirtschaftssystem  war  geblieben. 

Die  hier  angedeutete,  früher  (S.  52  ff.)  näher  dargelegte  Entwickelung 
hat  sich  bei  den  deutschen  Stämmen  und  den  Angelsachsen^  in  völlig 
gleichmäßiger  Weise  vollzogen.  Sie  hat  ihre  Grundzüge  bis  Ende  des 
18.,  vielfach  bis  in  die  1.  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  bewahrt  und  ist 
in  manchen  Gegenden  so  stetig  geblieben,  daß  die  hier  beigedruckte, 
nach  einer  Vorlage  aus  der  1.  Hälfte  unseres  Jahrhunderts  entworfene 
Flurkarte  noch  ein  anschauliches  Bild  der  Flurverhältnisse  der  fränkischen 
Periode  zu  geben  vermag®. 

^  Vgl.  GiERKE,  GenossBDSchaftsrecht  1,  80.  Lamprecht,  Beiträge  z.  Gesch.  d. 
franz.  Wirtschaftslebens,  Schmoller*s  Forschungen  1,  8  S.  36  ff.  (1878). 

'  Vgl.  S.  16  f.  ScHEÖDER,  Franken  49  ff.  Waitz  2,  l  S.  90  f.  In  der  I^x 
Salica  bezeichnet  villa  bald  ein  einzelnes  Gehöft,  bald  ein  ganzes  Dorf. 

'  Vgl.  Meitzen,  Boden  und  landw.  Verh.  des  preuß.  Staates  1,  345  ff.  Lam- 
precht, Zeitschr.  d.  berg.  Gesch.-Ver.  16,  19  ff.  v.  Inama-Sternegg  ,  Hofsystem, 
1872;  Wirtschaftsgeschichte  1,  39  ff.  Roscher,  Nationalökonomie  des  Ackerbaues^ 
§  75.     L.  V.  Maurer,  Einleitung  10  ff.     v.  Richthofen,  Unters,  z.  fries.  RG.  3,  100. 

*  Vgl.  Waitz  2,  1  S.  91  ff.  Schröder,  Die  Ausbreitung  des  Weinbaues  in 
Gallien  (Monatsschr.  f.  Gesch.  Westdeutschlands  6,  502  ff.).  Mommser,  Römische 
Geschichte  5,  98  f.    Halban,  a.  a.  0.  231  ff. 

*  Vgl.  die  Werke  von  Pollock,  Nasse  und  Seebohm  (s.  S.  52),  ferner  Lodqe, 
The  anglo-saxon  land-law  (Essays  in  anglo-saxon  law  25—119).  Pollock  and 
Maitland,  History  of  engl,  law  2,  1  ff. 

*  Sie  entspricht  der  ursprünglichen  Einteilung  nur  insofern  nicht  mehr,   als 
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Hatte  man  sich  früher  mit  einer  extensiven  Wirtschaft  begnügt,  bei 
der  in  jedem  Jahre  nur  ein  kleiner  Teil  der  Ackerflur  unter  den  Pflug 
kam,  das  übrige  als  Weide  oder  Niederwald  diente,  so  kam  man  im 
Laufe  der  Zeit  mehr  und  mehr  dahin,  eine  ewige  Weide  auszuscheiden 
und  die  Ruhejahre  der  Wechseläcker  zu  verkürzen.  Die  durch  die  Römer 
vermittelte  Bekanntschaft  mit  den  Vorzügen  der  Winterfrucht  führte  von 
selbst  zu  der  Dreifelderwirtschaft,  die  mindestens  seit  dem  8.  Jahr- 
hundert das  vorherrschende  Wirtschaftssystem  geworden  und  bis  in  die 


TLURKARTE 

gnr  Veranschaulichunj^  derFelder-A  Gewann  ei  nteilun^. 


lJ>orfn£bst  Gärten, AfTurten      .  .^n,  -u  ^    «   ^  ,,^   -- 

1.  Hälfte  unseres  Jahrhunderts  geblieben  ist^  Die  ganze  Ackerflur  (JSsch) 
wurde  hiernach  in  drei  möglichst  gleiche  Felder  {Schiäffe,  Zelffen)  zerlegt, 
von  denen  immer  je  zwei  in  Saat  standen,  das  dritte  in  Brache  lag®. 
Der   Reihe  nach   wurde   also  jedes  Feld   ein  Jahr   als   Winterfeld  mit 

auch  die  ursprünglich  ungeteilt  gebliebenen  Ackerstücke,  welche  nicht  in  die 
Parallelogrammform  paßten  (die  „Geren"),  später  in  die  Teilung  hineingezogen  sind. 

'  Über  andere,  weniger  verbreitete  Wirtschaftssysteme  vgl.  Hamssen,  a.  a.  0. 
1,  171  ff.  Lamprecht y  a.  a.  O.  1,  545  f.  Siehe  auch  Rohrer ,  Geschichtliche  £nt- 
wickelung  der  Fruchtwechsel  Wirtschaft,  Jen.  Diss.  1889. 

*  Vgl.  Grimm,  DWB.  2,  282.  8,  1140.  Die  Grundbedeutung  von  „Zeige" 
(mnd.  Ol)  ist  Pflugland. 
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Weizen,  Spelt  oder  Roggen  und  ein  Jahr  als  Sommerfeld  mit  Hafer  oder 
Gerste  bestellt;  das  dritte  Jahr  diente  es  als  Brachfeld  zur  Gemeinde  weide. 
Das  Sommerfeld  wurde  einmal,  im  Frühjahr,  das  für  die  Wintersaat  be- 
stimmte Brachfeld  zweimal,  um  Johannis  und  im  Herbst,  gepflügt  Jedes 
Feld  umfaßte  je  nach  der  größeren  oder  geringeren  Bodenyerschiedenheit 
eine  entsprechende  Zahl  von  Gewannen,  die  möglichst  durch  Parallellinien 
in  Ackerstreifen  von  gleicher  Breite  (daher  selbst  „Breiten"  oder  „Gebreiten" 
genannt)  geteilt  waren;  nur  bei  zu  unregelmäßiger  Gestaltung  der  ein- 
zelnen Gewanne  überwog  die  Einteilung  derselben  nach  Flächenmaß  ^ 
In  der  Regel  besaß  also  jeder  Hof  in  jedem  Gewann  seine  Gebreite  oder 
Ackerfläche^®.  Die  Gesamtheit  der  zu  einem  Hufe  gehörigen  Äcker  bil- 
dete den  Inbegriff  einer  ift£/<?",  deren  nach  dem  durchschnittlichen  wirt- 
schaftlichen Bedürfnis  eines  Hofes  berechnete  Größe  meistens  gegen 
30  Tagwerk  betrugt*.  Unter  Tagwerk  {iumale,  iumalis),  Morgen j  Jochy 
Juchert  {iugerum\  Acker  verstand  man  kein  bestimmtes  Flächenmaß,  son- 
dern so  viel  Ackerland,  als  man  mit  einem  Pfluge  an  einem  Vormittage 
zu  bearbeiten  vermochte^',  so  daß  sich  für  die  Hufe  durchschnittlich  eine 
jährliche  Pflugarbeit  von  etwa  30  Tagen  (10  für  das  Sonmier-,  20  für 
das  Brachfeld)  ergab. 

Im  weiteren  Sinn  verstand  man  unter  Hufe  oder  mansus  alles,  was 
zu  einem  Hof  gehörte,  also  außer  dem  Ackerlande  die  regelmäßig  ein- 


•  Vgl.  S.  57.  MEiTzen  1,  90.  101  ff.  Haussen  1,  42  f.  156  f.  2,  1S7  ff  Waitz, 
Hufe  25  f.  Grmm,  DWB.  4,  la,  1858;  Weistümer  8,  114.  Schmeller,  Bayer. 
WB.*  2,  942  f.  Die  Einteilung  nach  Breiten  muß  sehr  weit  zurückreichen,  da 
schon  langobardische  Urkunden  hraida  für  „Acker"  verwenden.  Da  die  Gebreiten 
auch  mit  funünilus,  seil,  rSp,  reifa  bezeichnet  werden  (vgl.  Steinmeyeb  u.  Sievebs 
1,  148  f.),  so  hat  man  Ausmessung  mit  dem  Meßseil  anzunehmen.  Dazu  stimmt 
die  malbergische  Glosse  eserippas  in  L.  Sal.  27  §  25  (21),  der  ein  salisches  esckrep 
zu  Grunde  liegen  dürfte.  Vgl.  Kb&k  bei  Hbssels,  Lex  Salica  502.  Grimm  bei 
Merkel,  Lex  Salica  pg.  48  f. 

'^  War  ein  Gewann  für  die  erforderliche  Zahl  der  Teilstücke  zu  klein,  so 
mußte  ein  zweites  Gewann  aushelfen,  wobei  dann  ein  Ausfall  in  der  Güte  durch 
Zusatz  in  der  Fläche  beglichen  wurde.  Die  einem  angrenzenden  Gewann  vor- 
liegenden und  von  diesem  zur  Pflugwende  benutzten  Äcker  {Amoandäcker)  erhielten 
zur  Entschädigung  eine  größere  Breite.  Innerhalb  der  Gewanne  galt,  soweit  der 
Zugang  nicht  durch  Feldwege  vermittelt  wurde,  zur  Bestellnngs-  und  Erntezeit  eine 
gegenseitige  Überfahrtsgerechtigkeit  der  Nachbarn,  die  sich  in  manchen  Gegenden 
als  Tritt-  und  Trattrecht,  Samenweg,  Dungweg  oder  unter  anderen  Namen  bis  zur 
Gegenwart  erhalten  hat  Was  nicht  in  die  Gewanne  paßte  (die  der  bequemeren 
Verteilung  wegen  die  Form  regelmäßiger  Parallelogramme  hatten),  blieb  als  sg. 
„Ger"  (von  der  keilförmigen  Gestalt  der  Gerspitze)  unverteilt  liegen.  Vgl.  Lam- 
precht, a.  a.  0.  1,  839.    Grimm,  DWB.  4,  Ib,  2542 ff. 

"  Vgl.  S(hmeller,  Bayer.  WB.»  1,  1039.    Wah-z,  Hufe  10  f. 

"  Vgl.  Waitz,  Hufe  26  f  Seebohm-Bitnsek  263  f.  Lampuecht,  a.  a.  0.  1,  346. 
Eine  völlige  Gleichheit  war  nicht  möglich,  da  man  bei  schlechtem  Boden  notwen- 
digerweise mehr  gebrauchte,  als  bei  gutem.  So  kommen  auch  Hufen  von  20  und 
von  40  Tagwerken  vor.    Die  Königshufe  von  60  Tagwerken  ist  späteren  Ursprungs. 

"  Vgl.  Waitz,  Hufe  28  f.     Meitzen,  a.  a.  0.  1,  77. 
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gezäunte  Hofstätte  mit  Gebäuden,  Garten  and  einem  etwaigen  Erantlande^^ 
nnd  das  Nutzungsrecht  an  der  gemeinen  Mark^^  Der  Gesamtwert  einer 
Hufe  mit  allem  Zubehör  und  Inrentar  entsprach  dem  Wergeide  eines 
freien  Mannes  ^^  Hörige,  die  nur  ein  halbes  Freienwergeld  hatten,  werden 
in  der  Regel  auch  nur  eine  halbe  Hufe  besessen  haben  (S.  57).  Die  Zahl 
der  zu  einem  Dorfe  gehörigen  Hufen  war  sehr  verschieden,  scheint  sich 
aber  im  allgemeinen  zwischen  20  und  50  bewegt  zu  haben  ^^ 

Die  gemeine  Mark  oder  Almende  umfaßte  das  ungeteilt  geblie- 
bene Wald-  und  Weideland,  die  gemeinen  Gewässer  und  Brunnen,  Stein- 
brüche, Lehm-  und  Sandgruben  u.  dgl.  m.  ^®.  Zu  den  Nutzungsrechten 
gesellte  sich  das  im  Laufe  des  Mittelalters  so  bedeutungsvoll  gewordene 
Recht  des  Neubruches ^"j  d.  h.  die  Befugnis  der  Markgenossen,  durch 
Rodung  freies,  dem  Flurzwang  nicht  unterworfenes  Land  [hifang,  captura^ 
aprisio,  proprisio,  novale)  zu  Eigentum  zu  erwerben.  Schon  in  der  Karo- 
lingerzeit kamen  auf  diese  Weise  ganze  Bifanghufen  von  30  Morgen  zu- 
sammenhängender Fläche  zustande*®. 

Außer  dem  durch  Neubruch  gewonnenen  Lande  war  nach  den 
meisten  Volksrechten  auch  das  übrige  Kulturland  bereits  volles  Privat- 
eigentum, 80  daß  die  ursprüngliche  Regelmäßigkeit  der  Hufenordnung 
vielfach  durch  Veräußerungen  und  Erbteilungen  durchbrochen  wurde. 
Bei  der  Ausbildung  des  Privateigentums  an  Grund  und  Boden  haben 


**  Bezeichnungen  der  Hofstätte  nebst  Zubehör:  manstts,  curtis,  a/rea^  hovastaif 
ags.  u?or^,  tceordi,  as.  umr(ty  nd.  tcurth.  Wo  die  Gärten  fiir  Gemüse-  und  Flachs- 
bau nicht  ausreichten,  wurden  den  einzelnen  Höfen  Gerstücke  (Anm.  10)  über- 
wiesen,  die  regelmäßig  eingehegt  und  in  Norddeutschland  als  Wurten^  sonst  in 
der  Regel  als  Feldgärten  oder  Krautland,  in  der  Lex  Salica  als  campus  bezeichnet 
wurden.  Vgl.  Waitz,  Hufe  18.  Hanssbn,  a.  a.  O.  1,  160.  Lampbecht,  a.  a.  O. 
1,  13  n.  2.  403.  Die  malbergiscfae  Glosse  horto  pondo  und  orthohano  (Lex  Salica  27) 
für  Garten  und  Feldgarten  scheint  auf  ,,ELrautbeunde^^  und  „Krautbann"  hinzu- 
weisen.   Vgl.  Kern  bei  Hessels,  Lex  Salica  500. 

"  Bezeichnungen  für  dies  Nutzungsrecht  waren  scara,  legitima  commtmia 
(Brunker  1,  197  n.  14  f.),  im  Mittelalter  bei  den  Sachsen  auch  teere  und  echtwort, 
ursprünglich  Bezeichnungen  des  Hofes  [vesiitura,  area  legitima).  Vgl.  Waitz, 
Hufe  39. 

*«  Vgl.  Waitz  1,  127     2,  1  S.  278 ff.;  Hufe  41.     Brünner  1,  198  f. 

"  Waftz,  Hufe  51  f. 

*«  Vgl.  S.  56.  Waitz,  Hufe  34  ff.  Mühlen  und  Backöfen  kommen  teils  als 
herrschaftliche,  teils  als  markgenossenschaftliche  Anstalten  vor.  Vgl.  Viollet,  La 
communaut^  des  moulins  et  des  fours  au  moyen  age,  Revue  bist.  32,  80  ff.  Für 
die  Priorität  der  herrschaftlichen  Anlagen  Thävenin,  La  propri6t^  et  la  justice  des 
moulins  et  fours  (bei  Monod  et  Th^venin,  A  la  memoire  de  G.  Waitz,  Paris  188G). 
Siehe  auch  Stütz,  Geschichte  d.  kirchl.  Benef.- Wesens  1,  91  und  die  dort  An- 
geführten. 

*»  Vgl.  Beseler,  Der  Neubruch  (i.  d.  Symbolae  Bethmanno-Hollwegio  oblatae, 
Berolini  1868).  Landau,  a.  a,  0.  153  ff.  Das  Recht  des  Neubruches  erforderte 
ausdrückliehe  oder  stillschweigende  Genehmigung  der  Gemeinde,  wenn  auch  in 
dieser  Periode  bei  dem  Überfluß  an  Land  schwerlich  schon  Beschränkungen  statt- 
gefunden haben.    Vgl.  Gierke,  Genossenschaftsrecht  1,  68  f. 

^  Vgl.  Dronke,  Cod.  dipl.  Puld.  Nr.  352. 
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zum  Teil  die  römischen  Yerliältnisse  mitgewirkt;  anch  das  Eigentum  an 
den  Gebäuden,  die  als  Fahrnis  galten,  konnte  auf  die  Dauer  nicht  ohne 
Einfluß  auf  das  Eigentum  an  der  Hofstatte  bleiben  2^;  vor  allem  aber 
ist  der  beim  Pruchterwerb  zum  Teil  bis  zur  Gegenwart  festgehaltene 
Gedanke,  daß  das  Eigentum  der  Lohn  der  Arbeit  sei,  von  entscheiden- 
der Bedeutung  geworden**.  Gewisse  Reste  der  alten  Feldgemeinschaft 
haben  sich  gleichwohl  noch  bis  in  die  Gegenwart  erhalten.  Insbesondere 
ist  als  Nachwirkung  derselben  außer  dem  Flurzwange  und  der  Mark- 
und  Nachbarlosung  die  zuweilen  noch  nach  Jahrhunderten  wiederauf- 
genommene Neuverteilung  der  Ackerflur,  die  in  Dänemark  als  ßeebnings- 
verfahren  vollständig  organisiert  war,  zu  betrachten**,  ferner  die  lange 
festgehaltene  Bezeichnung  der  Hufe  als  Los  {sors,  ahd.  hlöz,  as,  hldty^ 
und  der  Rückfall  aller  durch  längere  Zeit  unbebaut  gebliebenen  Felder 
der  Dorfflur  an  die  Almende  *^  Die  Lex  Alamannorum  behandelt  den 
Streit  über  die  Flurgrenze  zweier  Dörfer  noch  als  Angelegenheit  der 
beiden  Gemeinden  {genealogiae\  der  Grenzprozeß  bewegt  sich  ausschließ- 
lich zwischen  diesen,  die  einzelnen  Interessenten  haben  keinen  Teil  daran**. 
Auch  c.  9  des  ersten  Kapitulars  zur  Lex  Salica,  wahrscheinlich  noch 
von  Chlodovech  selbst  herrührend,  sieht  die  Dorffeldmark  noch  als  ein 
ungeteiltes  Ganzes  an,  die  Grenzen  der  einzelnen  Ackerfelder  erscheinen 


**  Derselbe  Vorgang  hat  sich  im  14.  Jahrhundert  bei  der  Umwandlung  der 
städtischen  Hausleihe  in  rentenpflichtiges  Eigentum  vollzogen. 

"  Vgl.  L.  Baiuw.  17,  2:  Ego  haheo  iestes,  qui  hoc  sdunty  quod  lahores  de  isto 
agro  semper  ego  tuli,  nemine  coniradicenfe,  exaravi,  mundavij  possessi  usque  hodte, 

et  pater  mens  reliquid  mihi  in  possessione  sua. Quia  ego  hoc vidif 

quod  istiiis  hominis  prior  opera  fuit  in  isto  agro  quam  tua,  ei  labores  fruotuum 
tue  tttlit.  L.  Salica  9,  8,  Zusatz:  cuius  lahor  est  45,  2:  quod  ibi  lahoravit.  Für 
Campus  seminatus  verwendet  Ed.  Liutpr.  146  (148)  auch  labor.  Vgl.  Schböder, 
ZRG.  15,  58.  Das  Wort  alodis  galt  früher  für  ein  fränkisches  Lehnwort  aus  dem 
Keltischen  (vgl.  Müllenhopp  bei  Waitz,  Das  alte  Recht  278.  Diez,  WB.  d.  roman. 
Sprachen  I.  s.  v.  Allodio.  Waitz  2,  1  S.  287).  Für  die  deutsche  Abstammung 
{al'Odj  Ganzeigentum)  vgl.  Kluge,  Etym.  WB.'  S.  9.  Die  Lex  Salica  gebraucht 
das  Wort  noch  für  Eigentum  an  fahrender  Habe  (s.  Anm.  80).  Die  Grundbedeu- 
tung des  Wortes  „Erbe"  (ahd.  arbi)f  später  technisch  für  Grundeigentum,  ist 
„Vieh"  (nach  Sievers). 

••  Das  Reebningsverfahren  war  eine  prozessualische  Einrichtung,  die  in  jedem 
Einzelfall  eine  Klage  auf  Grenzregulierung  voraussetzte.  Vgl.  Haussen,  Agrarh. 
Abh.  1,54  ff.  2,  129  f.  234  ff.  Staatsbürg.-Magazin  6,  618  ff.  Beskler,  Neubruch  9. 
Eine  Neuverteilung  der  Äcker  in  einer  baierischen  Feldmark  im  Jahre  1247  auch 
bei  LoERscH  u.  Schröder,  Urkunden  Nr.  128  (104). 

**  Vgl.  Grimm.  RA.  534.  Landau,  a.  a.  0.  10  f.  Lamprecht,  a.  a.  0.  1,  332. 
Waitz  2,  1  S.  289;  Hufe  11.  FDG.  19,  146  n.  1  und  die  daselbst  angeführte  Lit 
teratur.     Dronke,  Trad.  Fuld.  102,  Nr.  112. 

"  Vgl.  Grimm,  RA.  82.  92  f.  525;   Weistümer  7,  317,  Nr.  3. 

"  L.  Alam.  81  (84).  Die  Bearbeitung  dieser  Stelle  in  der  L.  Baiuw.  12,  8 
stellt  sich  schon  ganz  auf  den  Standpunkt  des  privaten  Grenzstreites  zweier  Nach- 
barn {comtnarcani).  Über  alamannisches  Privateigentum  an  Grund  und  Boden  im 
7.  und  8.  Jahrhundert  Hanauer,  Paysans  de  TAlsace  840  ff. 
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nnr  als  Besitz-,  nicht  als  Eigentnmsgrenzen^^.  Überhaupt  erkennt  man, 
daß  das  salische  Beoht  bis  gegen  Ende  des  6.  Jahrhunderts  noch  stark 
Ton  dem  Gedanken  der  Feldgemeinschaft  beherrscht  wurde.  Immobiliar- 
prozesse  und  Immobiliarexekutionen  waren  der  Lex  Salica  noch  fremd, 
Bechtsgeschäfte  über  Liegenschaften  kamen  nur  unter  ganz  bestimmten 
Voraussetzungen  yor'^  Der  Niederlassung  eines  Fremden  oder  Aus- 
märkers  konnte  jeder  Markgenosse  binnen  Jahresfrist  widersprechen,  und 
zwar  nicht  bloß,  wenn  es  sich  um  die  Gründung  einer  neuen  Ansiedelung 
in  der  Almende  handelte,  sondern  auch  wenn  der  Fremde  sich  auf  einem 
bestehenden  Hofe  im  Dorfe  {super  aüerum)  niederlassen  wollte**.  Denn 
im  Gegensatz  zu  der  unbeschränkten  Erbfolge  in  das  Mobiliarvermögen  ^^ 
vererbte  sich  die  Hufe  nur  auf  die  Söhne;  waren  keine  Söhne  vorhanden, 
so  fiel  sie  an  die  Gemeinde  (vietni)  zurück;  erst  ein  Gesetz  Chilperichs 
dehnte  das  Successionsrecht  auch  auf  Töchter,  Brüder  und  Schwestern 
aus,  hielt  aber  für  den  Fall,  daß  solche  nicht  vorhanden  waren,  das 
Heimfallsrecht  der  Gemeinde  aufrecht'^  In  der  karolingischen  Zeit  war 
die  Feldgemeinschaft  dem  Frivateigentume  völlig  gewichen'*.  Die  Um- 
bildung scheint  vom  Erbrecht  ausgegangen  zu  sein,  das  noch  im  Laufe 
des  7.  Jahrhunderts  die  früheren  Beschränkungen  abgeworfen  hat'*. 

Das  Privateigentum  beschränkte  sich  auf  das  angebaute  oder  frisch 
gerodete  Land  als  den  Lohn  der  Arbeit  Das  der  Kultur  entzogene  Land 
war  nicht  Gegenstand  des  Privateigentums  geworden,  sondern  entweder 
überhaupt  herrenlos  oder  als  Almende  der  markgenossenschaftlichen 
Nutzung  unterworfen**.     Die  Wissenschaft  ist  darüber  einig,   daß  alles 


"  Behremd,  Lex  Salica»  135.  Vgl.  meine  Franken  58  f.  Waitz  2,  1  S.  393. 
Lamfbscht,  a.  a.  0.  1,  13  n.  3.  Anderer  Auffassung  Bbunner  1,  195,  der  die 
Stelle  aus  der  Nichteinhegnng  der  salischen  Sonderficker  erklären  möchte. 

''  Bei  dem  Verfahren  der  chrenecruda  und  beim  adfaHmus, 

••  Über  den  vielbestrittenen  Titel  45  De  migrantibus  vgl.  Anm.  89,  meine 
Franken  55  ff.  und  die  dort  angeführte  Litteratur.  Waitz  1,  134.  2.  1  S.  92. 
Lampbecht,  a.  a.  0.  1,  46.  W.  Sickel,  Westdeutsch.  Zeitschr.  4,  267;  Gott  gel. 
Anz.  1886,  434  ff.  Boss,  a.  a.  O.  50  f.  Thonissen,  Organisation  judiciaire  de  la  loi 
Salique  362.  540.  Füstbl  de  Coülanoes,  Etudes  sur  le  titre  de  migrantibus  (i.  d. 
Revue  g6n6rale  du  droit,  1886).  Tuudichtjm,  Gau-  und  Markverfassung  221  ff. 
Brunker  1,  195  f.     Halban,  a.  a.  0.  250  ff.  285. 

to  Ygi^  rpit.  59  De  alodis^  der  größtenteils  nur  von  der  Mobiliarerhfolge  handelt. 

'*  Edict.  Chilper.  c.  8.  Vgl.  meine  Franken  54.  Gierkr,  Genossenschafts- 
recht 1,  77  f.;  Erbrecht  und  Vicinenrecht  430  ff.  Waftz  1,  135.  2,  1  S.  394.  Lam- 
precht, a.  a.  O.  1,  43  ff.  Füstel  de  Coülanoes,  Recherches  301  f.  Thüdichum, 
Gau-  u.  Markverfassung  184  f.    Ross,  a.  a.  0.  48  f.  50  f. 

••  Vgl.  meine  Franken  54  f. 

**  Das  Dekret  Childeberts  II.  von  595,  c.  1  (Boretius  1,  15)  bestimmt  schon 
die  Einführung  des  Repräsentationsrechts  der  Enkel. 

•*  Die  Einfahrung  der  Hundertschaften  hat  vielfach,  unter  Verkleinerung  der 
großen  Marken,  zur  Ausbildung  von  Centmarkgenossenschaften  geführt.  Vgl. 
V.  iKAMA-STBRiiEaG,  Wirtschaftsgeschichte  1,  35  ff.  Thüdichum,  a.  a.  O.  127  ff. 
Laxprbcht,  a.  a.  0. 1,  255  ff.  Stüvb,  Landgemeinden  115  f.  Gibrke,  Genossenschafts- 
recht 1,  59  f. 
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herrenlose,  d.  h.  nicht  in  Privatbesitz  übergegangene  Land  nach  frän- 
kischem Beichsrecbt  dem  ausschließlichen  Aneignungsrecht  des  Königs 
unterlag  und  nur  mit  seiner  Bewilligung  in  Privathände  übergehen 
konnte '^  Dasselbe  galt  von  den  öfiFentlichen  Flüssen,  d.  h'.  den  Wasser- 
straßen, und  von  den  Land-  und  Heerstraßen  {mae  pttblicae),  d.  h.  den 
großen  Verkehrsadern  im  Gegensatz  zu  den  Gemeinde-  und  Feldwegen'* 
Aber  auch  die  Almenden  standen  im  Obereigentum  des  Königs,  der  auf 
Almendland  bezügliche  Niederlassungs-  und  Bodungsprivilegien  unabhängig 
von  der  Gemeinde  erteilen  konnte '^  Der  Unterschied  gegenüber  den 
hertrenlosen  Wildländereien,  als  der  Landesalmende,  bestand  nur  darin, 
daß  es  für  diese  unbedingt  einer  königlichen  Verleihung  bedurfte*®, 
während  die  Almende  dem  Nutzungs-  und  ßodungsrechte  der  Mark- 
genossen unterworfen  war,  denen  sie  nicht  entzogen  werden  durfte  und 
durch  deren  Beschluß  sie  fremden  Ansiedlern  auch  ohne  königliche  Be- 
willigung eröflftiet  werden  konnte'*.    Wir  bezeichnen  das  allgemeine  Ober- 


•*  Vgl.  meine  Pranken  64.  Brunneb  2,  75.  Waitz  2,  1  8.  808.  2,  2  S.  316. 
4,  135  f.  Roth»  Beneiizialwesen  69  if.  L.  v.  Maurer,  Einleitung  94  f.  108.  112  ff. 
Thudichttm,  Gau-  u.  Markverfassuug  188  f.  Arnold,  Ansiedelungen  557.  Bbseler, 
Neubruch  15  ff.  y.  Inama-Sternboo,*  a.  a.  0.  1,  94.  115.  211.  281  f.  Stobbe,  Deutsch. 
Privatr.  2,  §  91  (3.  Aufl.  g  122).  Lamprecht,  a.  a.  0. 1,  14.  51.  Die  Franken  haben 
besiegten  Völkern  wiederholt  die  Räumung  ganzer  Gebiete  auferlegt,  die  dann 
dem  König  anheimfielen  und  von  diesem  seinen  Franken  zur  Ansiedelung  über- 
wiesen wurden.  Vgl.  S.  98.  102.  v.  Inama  Sterkeqg,  a.  a.  0.  1,  23.  93.  209  f.  212. 
Arnold,  Ansiedelungen  210.     Waitz  3,  153  ff. 

■•  Vgl.  Urkunde  Ludwigs  d.  Fr.  von  816  (Mühlbacheb,  Regesten  Nr.  608)  von 
der  Seine:  siquidetn  ouiuscumque  potestatis  sint  HUora,  nostra  tarnen  est  regalis 
aqua.  Im  Jahre  939  verschenkten  die  Könige  Hugo  und  Lothar  ripas  Tieini 
uirasque  et  ripaitctim,  quod  inde  exierit.  FDG.  10,  307  f.  Das  Strom-  und  Straßen- 
regal des  Mittelalters  war  nur  eine  Konsequenz  des  fränkischen  Bodenregals.  Vgl. 
auch  Heusleb,  Institotionen  1,  368  ff.  Lampbecut,  Wirtschaftsleben  2, 236  ff.  Gaskeb, 
Zum  deutschen  Straßenwesen  40  ff. 

'^  Vgl.  Lex  Salica  14,  4  (Anm.  39);  meine  Franken  62  ff.;  Ausbreitung  der 
Franken,  FDG.  19, 147.  Viollet,  Pr6cis  historique  480.  W.  Sickel,  Westd.  Zeitschr. 
15,  162.  L.  V.  Maurer,  Einleitung  106.  Weitere  Beispiele:  Capitulare  Saxonicnm 
von  797,  c.  10  (Boretiuk  1,  72)  und  iNAUA-STEBNEoa.  Wirtschaftsgeschichte  1,  282  n.  4. 
Für  Südfrankreich  vgl.  die  Erlasse  von  812,  815,  816  zu  Gunsten  der  spanischen 
Kolonisten  (Boretius  1,  169.  262  c.  5.  263  f.). 

•*  Wer  herrenloses  Land  ohne  königliche  Bewilligung  rodete,  konnte  höch- 
stens ein  Erbzinsrecht  an  demselben  erwerben,  das  Eigentum  verblieb  dem  Könige. 
Vgl.  Brunner  1,  205. 

'•  Die  Behandlung  fremder  Ansiedler  in  den  Dörfern  war  verschieden,  je 
nachdem  dieselben  einen  Könifijsbrief  (prnereptutn  de  rege,  testavientum  regis)  auf- 
zuweisen hatten,  oder  nicht.  Ersterenfalls  bedurfte  es  keiner  Genehmigung  seitens 
der  Gemeinde;  jede  Beeinträchtigung  des  Ansiedlers  galt  als  Majestätsbeleidigung 
und  war  nach  L.  Sal.  14,  4  mit  lösbarer  Todesstrafe,  nach  L.  Rib.  60,*  3* 'mit  der 
Strafe  des  Köuigsbannes  bedroht.  War  aber  der  Fremde  nicht  durch  den  König 
zur  Niederlassung  ermächtigt,  so  bedurfte  es  eines  Aufnahmebeschlusses  seitens 
der  Gemeinde,  ohne  den  ihn  bei  Strafe  niemand  zur  Einwanderung  einladen  durfte 
(Zusatz  zu  L.  Sal.  45,  2);  jeder  Nachbar,  der  nicht  zugestimmt  hatte,  konnte  den 
Zuzügling  binnen  Jahresfrist  austreiben  (vgl.  S.  205). 
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eigentam  des  Königs,  um  es  von  dem  unmittelbaren  Eigentum  an  den 
in  seiner  Gewere  befindlichen  Krongütern  zu  unterscheiden*^  und  zugleich 
seine  spätere  Verflüchtigung  in  einzelne  Regalien  anzudeuten,  als  Boden - 
regal*^  Daß  die  Ausdehnung  desselben  durch  die  Eroberungen  Chlodo- 
vechs  wesentlich  gefordert  wurde,  laßt  sich  nicht  bezweifeln,  seine  Ent- 
stehung aber  erklärt  sich  aus  dem  Übergange  der  früher  vom  Landesthing 
ausgeübten  Yolksrechte  auf  den  König,  wodurch  der  alte  ager  publicus 
aus  Yolkland  in  Königsland  umgewandelt  wurde  *^  Die  Eroberung  Galliens 
war  ein  Werk  des  fränkischen  Königs;  mochte  die  Kriegsbeute  geteilt 
werden,  das  eroberte  Land,  soweit  es  nicht  Privateigentum  war,  fiel 
dem  König  anheim  und  aus  seiner  Hand  empfingen  die  Franken  den 
Grund  und  Boden,  auf  dem  sie  sich  niederließen,  sie  wohnten  nicht  mehr 
nach  altgermanischer  Weise  auf  Volkland,  sondern  auf  Konigsland*'.  In 
Gallien  selbst  hatte  sich  allem  Anscheine  nach  das  altrömische  Vektigal- 
recht  vielfach  erhalten  (S.  190  f.)  und  man  darf  daher  annehmen,  daß  auch 
die  römische  Auffassung  des  Ftovinzialbodens  als  Eigentum  des  Kelches 
noch  nicht  ganz  geschwunden  war. 

Das  Bodenregal  der  fränkischen  Könige  ist,  abgesehen  von  den 
herrenlosen  Landereien,  hauptsächlich  in  Rodungs-  und  Niederlassungs- 
privilegien, in  Almende-  und  Rottlandabgaben,  sodann  in  dem  Strom-, 
Straßen-  und  Strandregal  und  dem  Forstbanne,  später  auch  auf  dem  Ge- 
biete des  Bergbaues  und  der  Salzgewinnung  praktisch  geworden**.    Am 

*^  L.  Rib.  76  unterscheidet  silva  cammunis  (Almende)  und  Silva  regis. 

*»  Vgl.  meine  Franken  62  ff.  77  ff.  Lamprecht,  a.  a.  0.  1,  103  ff.  Siehe  auch 
Gneist,  Engl.  Verf.-Gesch.  95.  101  ff.  106  ff.  Stübbs,  Constitutional  history  of  Eng- 
land 1,  259  ff.  K.  M AUEER,  Kr.  VJSchr.  10,  268  f.  v.  Amira«  120.  L.  v.  Maurer, 
Einleitung  106. 128.  Lavelat-Bücher,  Ureigentum  265  f.  Warnkömio,  Franz.  Staats- 
u.  RG.  1,  202.  2,  345  f.  Pollock,  a.  a.  0.  10.  16  f.  Vgl.  Jütisch.  Lov  1,  53  über 
einen  Grenzstreit  zwischen  Nachbarn :  utcmi  of  tkcßt  cer  ahncennifigj  thoira  ä  ktmung 
jorth  ok  bonder  skogh  („ausgenommen  wenn  das  Almende  ist,  woran  der  König  die 
Erde  und  der  Bauer  den  Wald  hat"). 

"  Vgl.  S.  53.  Ulf.  152.  173.     Lamprbcht,  Jahrb.  f.  Nat-Ök.  NF.  9,  132. 

**  Vgl.  Eichhorn,  Staats-  u.  Rechtsgeschichte  1, 189.  Roth,  Benefizialwesen  74  f. 

**  Vgl.  S.  190  f.  193.  Der  Zusammenhang  des  Forstbannes  mit  dem  Boden- 
regal wird  von  Heüsler,  a.  a.  0.  1,  370 f.,  und  W.  Sickel,  Zur  Geschichte  des 
Bannes  45  ff.,  bezweifelt.  Daß  die  Jagd  in  den  Almendewäldern  und  die  Fischerei 
in  den  Almendegewässern  an  sich  zu  den  markgenossenschaftlichen  Nutzungen 
gehorte,  ist  nicht  zu  bestreiten,  aber  unbekümmert  hierum  konnte  der  König  für 
sich  oder  andere  ganze  Gaue  und  Gewässer  einforsten  und  dadurch  Jagd  und 
Fischerei,  soweit  er  sie  für  sich  oder  die  von  ihm  Begünstigten  vorbehalten  wollte, 
den  Markgenossen  entziehen.  Es  verhielt  sich  damit  genau  so  wie  mit  den 
Rodungsprivilegien.  Die  Beispiele,  daß  die  Zustimmung  der  Interessenten  eingeholt 
wurde,  gehören  erst  späteren  Jahrhunderten  an.  Brqnner,  2,  75,  beschränkt  das 
WUdbannrecht  des  Königs,  abgesehen  von  den  fiskalischen  Besitzungen,  auf  solche 
Waldungen,  in  denen  der  König  sich  das  Aneignungsrecht  beilegte,  die  Quellen 
stellen  aber  außer  Zweifel,  daß  es  ebenso  wie  das  Berg-  und  Salzregal  auch  auf 
Privatgüter  ausgedehnt  werden  konnte,  wenn  auch  thatsächlich  der  König  den 
großen  Grandherren  die  größte  Schonung  bewiesen  haben  dürfte.  Das  „Landrecht'' 
ist  nicht,  wie  wir  früher  angenommen  hatten,  eine  allgemeine  Hufenabgabe,  son- 
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längsten  vermochte  es  sich  zu  erhalten,  wo  es  keinen  Konflikt  mit  erb- 
rechtlichen Ansprüchen  gab;  dagegen  ist  es  im  Kampfe  mit  dem  Erb- 
recht schon  früh  unterlegen,  und  man  darf  zweifeln,  ob  es  in  den 
Gebieten  des  „droit  ecrit",  abgesehen  von  Flüssen,  Landstraßen  und  herren- 
losen Landereien,  überhaupt  durchgedrungen  ist. 

Auf  den  ersten  Blick  könnte  es  scheinen,  als  ob  auch  die  Stellung 
des  Königs  gegenüber  dem  Eirchengute^^  auf  dem  Bodenregal  beruht 
hätte,  und  die  früheren  Auflagen  dieses  Werkes  haben  dieser  Auffassung 
Ausdruck  gegeben.  Aber  neuere  Forschungen  haben  festgestellt,  daß  hier 
der  an  die  Haustempel  des  germanischen  Heidentums  anknüpfende  Ge- 
danke der  Eigenkirchen  den  Ausgangspunkt  der  Entwickelung  gebildet 
hat**.  Während  derselbe  bei  den  Westgoten  und  den  spanischen  Sueven 
nach  längerem  Widerstände  schließlich  der  römisch-kanonischen  Ordnung 
weichen  mußte,  hat  er  sich  bei  den  Langobarden  und  im  fränkischen  Reiche 
siegreich  behauptet  und  endlich  selbst  die  päpstliche  Anerkennung  ge- 
funden. Die  römische  Ordnung  betrachtete  das  gesamte  Kirchengut  einer 
Diözese,  soweit  nicht  einzelne  Kirchen  eigene  Kechtspersönlichkeit  erlangt 
hatten,  als  das  Eigentum  der  Kathedrale  und  überließ  die  Verwaltung 
desselben  Unterschieds-  und  bedingungslos  dem  Bischof.  Dagegen  bildete 
nach  der  germanischen  Auffassung  jede  einzelne  Kirche  mit  ihrer  ge- 
samten Ausstattung  {dos,  widern)  an  Grund  und  Boden  und  sonstigem 
Zubehör  einen  selbständigen  Yermögenskreis,  als  dessen  Kechtsubjekt  der 
Grundherr  galt,  auf  dessen  Besitztum  die  Kirche  errichtet  war.  Wie 
jeder  weltliche  Grundherr,  so  hatten  auch  die  Bischöfe  und  namentlich 
die  Klöster  ihre  Eigenkirchen,  vor  allem  aber  waren  alle  auf  fiskalischem 
Grund  und  Boden  errichteten  Kirchen  und  Klöster  Eigenkirchen  des 
Königs.  Die  Eigenkirchen  waren  vererbliches  und  veräußerliches  Eigen- 
tum des  Kirchherm,  sie  konnten  verliehen  und  verpfändet  werden,  konnten 
im  Miteigentum  mehrerer  oder  im  markgenossenschaftlichen  Eigentum 
von  Hundertschafts-  oder  anderen  Gemeinden  stehen  *^  Über  die  Ein- 
künfte ihrer  Kirchen  schalteten  die  Herren  nach  Willkür*®  und  ebenso 


dem  nur  eine  Abgabe  von  Neukai  turen  gewesen  und  auch  in  dieser  Beschränkung 
vielfach  nicht  erhoben  worden  (vgl.  S.  190 f.),  es  kann  daher  zum  Beweise  eines 
allgemeinen  Bodenregals  nicht  verwendet  werden,  wohl  aber  ist  es  ein  Zeugnis 
für  das  Bodenregal  an  herrenlosen  und  Almendgütern. 

*«  Vgl.  S.  144.  146.  159  ff.  Waitz  4,  153  ff.  183  ff.  212  ff.  Hinschius,  Kirchen- 
recht 2,  621  ff.  LöNiNO,  a.  a.  0.  2,  357.  874  f.  689  ff.  Sohm,  Jenaer  Litt-Zeitung 
1879,  S.  172.  Schröder,  Franken  82.  Lahprecht,  a.  a.  0.  1,  104  n.  2.  W.  Sickbl, 
Zur  Geschichte  des  Bannes  45.  Th.  Sickel,  Wien.  SB.  49,  315.  Hbüsler,  a.  a.  0. 
1,  315  ff. 

*^  Hierüber  wie  über  alles  Folgende  vgl.  Stütz,  Die  Eigenkirche  als  Element 
des  mittelalterlich-german.  Rirchenrechts,  1894;  Geschichte  des  kirchl.  Benefizial- 
wesens  I.  1,  1895  (dazu  Hinschius,  ZRG.  30,  135  ff.).  Über  die  Anerkennung  der 
Eigenkirchen  durch  Papst  Eugen  (826)  vgl.  a.  a.  0.  1,  259  f.  Über  grandherrliche 
Eigenkirchen  schon  Löning,  Gesch.  d.  deutsch.  KR.  2,  638  ff. 

*^  Vgl.  Stütz  1,  202  f. 

*'  Da  zu  den  Eigenkirchen  vielfach  auch  Tauf-  und  Pfarrkirchen  gehörten, 
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hing  die  geistliche  Bedienung  der  Kirche  ausschließlich  von  ihnen  ab.  War 
der  Grrundherr  selbst  geistlichen  Standes,  so  mochte  er  in  Person  seine 
Kirche  bedienen;  in  anderen  Fällen  stellte  er  nach  freiem  Belieben  einen 
Geistlichen  an,  meistens  aus  der  Beihe  seiner  Unfreien  oder  Hörigen^® 
und  oft  unter  den  emiedrigendsten  Bedingungen,  um  die  Ertragnisse  der 
Kirche  möglichst  für  sich  selbst  auszunutzen.  Erst  unter  Karl  d.  Gr. 
und  Ludwig  d.  Fr.  erlangte  die  Kirche  das  Zugeständnis,  daß  dem  Bischof 
ein  Aufsichtsrecht  eingeräumt  wurde,  vermöge  dessen  er  die  Errichtung 
ungenügend  dotierter  Kirchen  und  die  willkürliche  Schmälerung  des 
Kirchengutes  verhindern  konnte;  auch  wurde  den  Geistlichen  ein  gewisses 
Existenzminimum  gesichert,  ihre  Ein-  und  Absetzung  an  die  Mitwirkung 
des  Bischofs  gebunden  und  die  Anstellung  unfreier  Geistlichen  durch  die 
Ausschließung  Unfreier  von  der  Priesterordination  wesentlich  beschränkt  *°. 
Die  Ernennung  des  Geistlichen  blieb  auch  fernerhin  dem  Kirchherrn  über- 
lassen, da  aber  Priesterkirchen  seit  Ludwig  d.  Fr.  nur  noch  mit  Freien 
besetzt  werden  konnten  und  die  Bezüge  der  Geistlichen  nunmehr  gesetz- 
lich geregelt  waren,  so  bürgerte  sich  nach  dem  Vorbilde  des  weltlichen 
Rechts  mehr  und  mehr  die  Verleihung  der  Kirchen  zu  Benefizienrecht  ein*^ 
Auf  die  noch  aus  der  römischen  Zeit  herrührenden  Kirchen  hatte 
sich  der  Begriflf  der  Eigenkirchen  ursprünglich  nicht  erstreckt,  doch  waren 
infolge  der  Säkularisationen  seit  Karl  Martell  vielfach  auch  solche  Kirchen 
als  Benefizien  an  königliche  Vassallen  verliehen  worden,  was  von  selbst 
zu  ihrer  Gleichstellung  mit  den  verliehenen  Eigenkirchen  führte**.  Aber 
auch  bei  den  übrigen  bischöflichen  Kirchen  machte  sich  der  Einfluß  des 
Eigenkirchen  Wesens  wenigstens  insofern  geltend,  als  auch  bei  ihnen  die 
Dezentralisation  nach  Einzelkirchen  und  die  Verleihung  derselben  als 
Benefizien  zur  Durchführung  gelangt«;  der  Bischof  wurde  als  ihr  Grund- 
herr, die  einzelne  bischöfliche  Kirche  als  Eigenkirche  des  Bischofs  auf- 
gefaßt*'. Nur  bei  den  Kathedralkirchen  blieb  die  alte  Ordnung,  begün- 
stigt durch  das  klösterliche  Leben  der  Kapitel,  zunächst  noch  bestehen, 
bis  später  auch  bei  ihnen,  aber  in  anderer  Richtung,  die  Dezentralisation 
vollzogen  wurde.  Der  folgenden  Periode  blieb  es  vorbehalten,  den  Ge- 
danken der  Eigenkirche  auch  auf  die  Hochstifter  zu  übertragen.  Auf 
königlichem  Grund  und  Boden  errichtete  Klöster  (wie  Prüm,  Echternach, 


so  gelang  es  den  Grandherren  vielfach,  teils  gestützt  auf  das  Beispiel  des  Königs 
hinsichtlich  der  fiskalischen  Kirchen  (Cap.  de  villis  c.  6,  Boretius  1,  83),  teils 
unter  Benutzung  von  Immunitätsprivilegien,  das  Zehntrecht  an  ihre  Eigenkirchen 
zu  bringen  und  mindestens  das  für  die  Fabrik  bestimmte  Viertel  oder  Drittel  für 
sich  in  Beschlag  zu  nehmen.  Vgl.  Stütz  1,  240  ff.  257  f.  Cap.  eccl.  v.  818—19, 
c  12  (BoBETius  1,  277). 

*»  Vgl.  §  29,  Anm.  22. 

^  Vgl.  Stutz  1,  224  ff.  248  ff.    Boretiüs  1,  45  c.  9;  78  c.  54;  94  c.  15;  170  c.  1 ; 
178 f.;  182  c.  7;  203.     Cap.  eccl.  v.  818-19,  ebd.  1,  275  ff. 

"  Vgl.  Stutz,  Eigenkirche  29  ff 

*>  Vgl.  Stutz  1,  184  ff.  344  ff. 

"  Vgl.  ebd.  1,  296  ff. 
R.  SchrOdkk,  Deutsche  Rechtugeschlchte.    S.  Aufl.  14 
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Hersfeld)  galten  schon  in  der  fränkischen  Periode  als  Eigenkirchen  des 
Königs  und  standen  als  solche  unter  Eönigsmunt.  Aber  auch  zahlreiche 
andere  Klöster,  welche  unter  die  Eönigsmunt  getreten  waren,  ohne  Eigen- 
tum des  Königs  zu  sein,  empfanden  mehr  und  mehr  eine  dingliche  Aus- 
gestaltung der  königlichen  Schutzherrschaft)  und  wenn  diese  Entwicklung 
gegenüber  den  Hochstiftem  Yorerst  noch  Halt  machte,  so  hatten  die  seit 
Karl  Martell  Torgenommenen  Säkularisationen,  die  allgemeine  Schutzgewalt 
des  Königs  gegenüber  der  Kirche  und  die  Immunitätsprivilegien  doch 
allmählich  auch  hier  Anschauungen  zur  Geltung  gebracht,  welche  im 
Laufe  der  Zeit  zur  Ausbildung  eines  königlichen  Obereigentums  führten  ^^ 
Die  Grundbesitzverhältoisse  der  Angelsachsen  wurden  von  dem  Gegen- 
satze zwischen  Volklaud  {folcland)  und  Buchland  {böcland)  beherrscht. 
Ob  man  unter  dem  ersteren  noch  den  alten  Begriff  des  ager  publicus 
festgehalten  hat,  oder  ob,  wie  neuerdings  angenommen  wird,  das  nach 
Yolksrecht  erworbene  Grundeigentum  darunter  verstanden  wurde,  mag 
dahingestellt  bleiben;  jedenfalls  beruhte  das  dem  Volklande  gegenüber- 
gestellte Buchland  ausschließlich  auf  königlicher  Verleihung,  und  zwar 
durch  Überreichung  eines  Königsbriefes  {larulböc,  über  oriffinaUs,  Über 
anäquus),  der  auch  nähere  Bestimmungen  über  die  Art  des  Eigentums 
und  über  die  Vererbung  enthalten  konnte**.  Dem  entsprach  bei  den 
Franken  das  durch  praeceptum  oder  testamentum  regia  übertragene  Brief- 
land *^.  Dasselbe  beruhte  stets  auf  einer  besonderen  königlichen  Land- 
schenkung, also  einer  Spezialverfugung,  im  Gegensatz  zu  den  an  ganze 
Gemeinden  zur  Ansiedelung  eingeräumten  Dorffluren,  bei  welchen  der  ein- 
zelne Markgenosse  schon  aus  dem  Grunde  keine  Verbriefung  erhielt,  weil 
die  Niederlassung  der  Gemeinden  nach  den  Grundsätzen  der  Feldgemein- 
schaft zu  Gesamtrecht  erfolgte.  Ebendarum  bildeten  die  königlichen  Land- 
schenkungen als  Verleihungen  zu  Herrenrecht  einen  Gegensatz  zu  den 
Ansiedelungen  zu  Nachbarrecht  *^  Zwar  konnte  königliche  Ermächtigung 
dem  hämo  migrans  auch  die  Niederlassung  in  einer  Gemeinde  gewähren 
(S.  205  f.),  in  der  Regel  aber  handelte  es  sich  bei  Landschenkungen  der 
fränkischen  Könige  um  die  Übertragung  unmittelbarer  Krongüter  oder  um 


^  Vgl.  Stutz,  Eigenkirche  32  if.;  BenefizialweBen  1,  126  n.  70.  BbttnkeB| 
Recbtsgeschichte  2,  52  ff.    Th.  Sickel,  Wien.  SB.  47,  175  ff. 

^'  Vgl.  Brunner,  KG.  d.  Urkunde  151—208.  Lodob,  Essays  in  anglosax.  law 
91  ff.  100  ff.  Seebohm,  a.  a.  O.  (übers,  von  Buksen)  109  f.  Schmid,  Ges.  d.  Angels. 
538.  575  ff.  Kbmble,  Sachsen  (übers,  von  Brandes)  1,  237  ff.  R.  KCaüreb,  Kr. 
Überscb.  1, 107  ff.  Pollock  and  Mjlttland,  Hist  of  engl,  law  1,  38  f.  Vikooradoff. 
Folkland,  Engl.  Hist  Key.  8,  1  ff. 

"  Vgl-  Lamfrecht,  Wirtschaftsleben  1,  47.  Schröder,  Franken  79.  Sohm, 
Zur  Gesch.  d.  Auflassung  (Straßb.  Festg.  für  Tböl,  1879)  114  f.  116  n.  50;  Frank. 
Recht  u.  römisches  Recht  52.    Brunner,  Landschenkungen  22  n.  1. 

*'  Vgl.  Schröder,  Franken  52  f.  78  f.  Gierkb,  Erbrecht  u.  Vicinenrecht  436  ff. 
Auch  die  Lex  Burgund.  54,  1  unterschied  diejenigen,  welche  ihren  Grundbesitz 
durch  largitaa  des  Königs  erhalten  hatten,  von  den  auf  Grund  der  ho^ntalitas  auf 
ihrem  Landlose  Angesiedelten. 
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herrenloees  Wildland,  da«  dorch  den  Begünstigten  erst  urbar  gemacht 
werden  sollte,  eine  Aufgabe  welche  naturgemäß  nur  von  vermögenden, 
über  ausreichende  Arbeitskräfte  verfügenden  Personen  übernommen  werden 
konnte  ^^.  So  standen  von  vornherein  die  in  den  Dörfern  auf  ihrer  Hufe 
sitzenden  Bauern  {ffibüron)  oder  Nachbarn  {nahkipuri,  viciniy^,  mit  ihren 
genossenschaftlichen  Einrichtungen,  mit  Almende  und  Flurzwang  und  dem 
Heimfallsrecht  der  Gemeinde,  den  von  den  Gemeindeverbänden  eximierten 
Gutsherren  geistlichen  oder  weltlichen  Standes  gegenüber.  Der  bis  dahin 
nur  in  den  römischen  Landesteilen  bekannte  Unterschied  zwischen  Groß- 
und  Kleinbesitz  gewann  auf  dem  Wege  der  königlichen  Landschenkungen 
auch  in  Austrasien  zunehmende  Bedeutung.  Die  Großgrundbesitzer 
(potentesj  qui  per  diversa  possidenf)  unterschieden  sich  von  den  einfachen 
Hufenbesitzem  {minofiidi)  der  Dörfer®^  auch  darin,  daß  sie  nicht  wie  diese 
ihr  ganzes  Besitztum  selbst  bewirtschafteten,  sondern  neben  dem  Herrn« 
oder  Fronhofe  {mansus  indommiccUus)  mehr  oder  weniger  zahlreiche  Höfe 
besaßen,  welche  unfreien  oder  hörigen  Bauern  gegen  Abgaben  und  Fron- 
dienste zu  eigener  Wirtschaft  (als  mansi  serviles ,  mansi  liüUs)  verliehen 
wurden.  So  bildeten  sich  eigene  Hofgemeinden,  denen  nicht  selten  seitens 
der  Herren  auch  Wälder  und  Weiden  zu  markgenossenschaftlicher  Nutzung 
überwiesen  wurden.  Durch  die  zuerst  nur  von  den  geistlichen  Grund- 
herrschaften geübte  Praxis,  Teile  ihres  Grundbesitzes  auch  an  Freie  zu 
Prekarien*  und  Benefizienrecht  zu  verleihen '^  wurden  jene  Hofgemeinden 
mehr  und  mehr  auch  auf  freie  „Landsiedel"  oder  „Landsassen"'*,  deren 
Hufen  man  als  mansi  ingenuiles  zu  bezeichnen  pflegte,  ausgedehnt  So 
setzten  sich  die  herrschaftlichen  Güter  aus  dem  Hermhofe  und  den  in 
der  Gewere  von  freien,  hörige»  oder  unfreien  Hintersassen  befindlichen 
Höfen  {mansi  vestid)  zusammen  ®^ 

Eine  über  das  ganze  fränkische  Beich  verbreitete  Bezeichnung  des 
herrschaftlichen  Besitzes  war  „Salland"  {terra  salica),  von  dem  auf  dem- 


^'  Seit  Karl  dem  GroBen  hat  die  Krone  in  dieser  Richtung  auf  das  umfassendste 
für  den  Ausbau  des  Landes  Sorge  getragen. 

'^»  Vgl,  Gbimm,  DWB.  1,  1176  f.    7,  22  f.  57. 

^  Über  minoflidus  vgl.  meine  Franken  54  und  ZRG.  20,  18. 

"  Vgl.  S.  161.  Waitz  2,  1  S.  290  ff.  4,  176  ff.;  Entstehung  der  Vassallität 
37  f.  Brünnsb,  Ba.  1,  200  ff.  209  ff.  Roth,  Beneficialwesen  256.  433  ff.;  FeudaUtät 
128  ff.  184  ff.  LoNiwG,  a.  a.  0.  2,  705  ff.  v.  Ihama-Sterneqo,  Wirtschaftsgeschichte 
1,  121  ff.  T.  Maukek,  Fronhöfe  1,  360  ff.  Lamprecht,  Wirtschaftsleben  1,  891  ff. 
GuiRABD,  Polyptique  de  Tabb^  Irminon  1,  503—577.  Dahn,  Deutsche  Geschichte 
1,  2  S.  502  ff.  PsRTiLB,  Storia  del  dir.  ital.  4,  282  ff.  Gaüdenzi,  Sulla  proprietä 
m  Italia  44  ff. 

••  Vgl.  Stbikhbyer  u.  Sievers,  Glossen  1 ,  40  f. :  acola  qtd  alienam  terram  colit, 
lanisideleo  der  framade  erde  niuxxü.    Vgl.  ebd.  1,  812.   2,  609:  inquüimis  lantsaxo. 

••  Hufen,  welche  nicht  zum  Hermhofe  gehörten,  aber  aus  irgend  einem  Grunde 
mit  keinem  Kolonen  besetzt  waren  und  darum  vom  Herrnhofe  aus  bewirtschaftet 
werden  mußten,  hießen  mansi  absi.  Vgl.  Waitz,  Hufe  44.  v.  Inaua-Sterneog, 
a.  a.  O.  1,  129.  309.  Laxpreoht  1,  750,  wo  die  deutsche  Bezeichnung  für  „absus^^ 
pfiegelos  nachgewiesen  wird. 

14* 
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selben  befindlichen  Hermhanse  {salaj  salikusj  selihusY^  Die  Verwendung 
des  Wortes  scheint  anfangs  eine  verschiedene  gewesen  zu  sein.  In  den 
romanischen  Gegenden,  wo  die  römische  Latifundien  Wirtschaft  der  Auf- 
teilung des  Großgrundbesitzes  zwischen  den  Herren  und  ihren  2&nsleuten 
zum  Opfer  gefallen  war,  verstand  man  darunter  im  Gegensatz  zu  den 
bäuerlichen  Zinsgütern  die  herrschaftlichen  Fronhöfe  und  das  von  diesen 
aus  in  Eigenwirtschaft  des  Grundherrn  verwaltete  Land;  die  Benefizien 
der  Yassallen  wurden,  da  sie  herrschaftlichen  Zwecken  bestimmt  waren, 
den  Salgütern  gleichgeachtet®^.  In  den  deutschen  Reichsteilen  bildet-en 
die  Salguter,  zu  denen  außer  dem  Brief  lande  auch  die  in  einigen  Gegenden 
erhaltenen  altadelichen  Stammgüter  (afrs.  ithel,  ags.  idel)  gehörten®*,  ur- 
sprunglich den  Gegensatz  zu  den  nach  Nachbarrecht  angelegten  Bauer- 
hufen. Erst  als  das  System  der  romanischen  Zinsleihe  auch  in  Austrasien 
Boden  gewann,  fand  der  westfränkische  Begriff  des  Sallandes  auch  hier 
Eingang.  Mit  der  Ausbildung  des  vollen  Privateigentums  in  den  Dorf- 
gemeinden kamen  dann  im  Wege  der  Veräußerung  und  Auftragung  zu 
Zinsrecht  vielfach  auch  zu  Nachbarrecht  angelegte  Hufen  in  grundherr- 
lichen Besitz,  so  daß  nun  auch  in  freien  Bauerdörfern  Herrenhöfe  {mansi 
indominicati)  mit  dazu  gehörigem  Sallande  und  Landsiedelhöfe  {mansi  vestiti) 
nebeneinander  vorkamen  ®^ 

Das  an  dem  königlichen  Brieflande  begründete  Eigentum  war  ein 
beschränktes,  aber  diese  Beschränkungen  hatten  ihren  Grund  nicht  in 
dem  Bodenregal,  sondern  in  dem  Wesen  der  germanischen  Landschenkung 
überhaupt®®.    Hiernach   wurde,   wenn  nicht  ausdrücklich  Vererblichkeit 

"  Der  Begriff  der  Salguter  ist  überaus  bestritten.  Am  verkehrtesten  ist  die 
aus  dem  Yolksnamen  der  salischen  Franken  entnommene  Deutung.  Vgl.  Waitz 
2,  1  S.  284  f.;  Altdeutsehe  Hufe  48  ff.  Schröder,  Franken  58;  FDG.  19,  149. 
Gu^RARD,  Poljptique  de  Tabb^  Irminon  483  ff.  v.  Ikaua-Sternegq,  Wirtschafts- 
geschichte 1,  128  ff.;  Sallandstudien,  i.  d.  Festgabe  für  Hanssen,  1889.  Lamfrecht, 
Wirtschaft8geschicbt©<i,  39.  745  ff.  v.  Maurer,  Einleitung  16  f.;  Fronhöfe  1,  256. 
Brunner.  R6.  1,  212«  Neuerdings  hat  Sohm  1.  d.  Berichten  d.  sächs.  Ges.  d.  W. 
1894,  S.  164  ff.,  von  der  Lex  Salica  ausgehend,  die  ten*a  salica  für  das  nach  Volks- 
recht besessene  Land  erklärt  und  es  mit  dem  angelsächsischen  Volklande  ver- 
glichen. Aber  weitaus  das  meiste  in  den  Urkunden  bezeugte  Salland  war  Herren- 
land zu  Königsrecht,  stand  also  vielmehr  zu  dem  Besitze  nach  Volksrecht  im 
Gegensatze. 

"  Vgl.  Brdnner,  RG.  1,  209. 

ö«  Vgl.  S.  58.  Brunnbb,  Zur  RG.  d.  ürk.  153.  192.  v.  Amira,  Erbenfolge  90. 
v.  Richthopen,  Altfries.  WB.  720;  Untersuch,  über  fries.  RG.  2,  1041  ff. 

*'  Man  unterschied  demnach  Hofgemeinden,  gemischte  und  ftreie  Nachbar- 
gemeinden. 

^^  Über  den  wahren  Charakter  der  germanischen  Landschenkung,  namentlich 
der  prinzipiell  übereinstimmenden  Schenkungen  der  fränkischen  Könige  und  der 
bairiscben  Herzoge,  hat  erst  die  S.  155  angeführte  Untersuchung  von  Brunner 
Licht  verbreitet.  Meine  frühere  Ansicht  über  die  Fortdauer  des  Bodenregals  gegen- 
über dem  Brieflande  ist  dadurch  berichtigt.  Im  übrigen  sind  über  das  Folgende 
außer  Brunner  zu  vergleichen  Waitz,  2,  1  S.  809—329,  4,  205  ff.;  Vassallitat  71  ff. 
und  meine  Franken  78  ff.,  für  das  nordgermauische  Recht  Hbrtzberq,  i.  d.  Ger- 
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und  Veräaßerlichkeit  ausgemacht  war,  immer  nur  beschranktes  Eigen- 
tum übertragen,  welches  der  König  im  Falle  schweren  Undankes  oder, 
wenn  der  Beschenkte  es  nur  als  Ausstattung  eines  Amtes  erhalten  hatte, 
nach  Verlust  des  Amtes  wieder  zurücknehmen  konnte.  Veräußerungen 
waren  dem  Inhaber  nur  mit  Genehmigung  des  Königs  oder  durch  die 
Hand  des  Königs  gestattet*^.  Bei  dem  Tode  des  Schenkers  oder  des  Be- 
schenkten bedurfte  es  einer  Erneuerung  der  Schenkung.  Ein  Erbrecht 
stand  nur  den  männlichen  Abkömmlingen  zu^^;  waren  solche  nicht  vor- 
handen, so  trat,  im  Gegensatz  zu  dem  Heimfallsrechte  der  Gemeinden  bei 
den  Hufen  zu  Nachbarrecht  (S.  205),  der  Heimfall  an  den  König  ein^^ 
Seit  der  Entstehung  des  Benefizialwesens  wurden  diese  Landschenkungen 
der  Könige  seltener,  ohne  doch  ganz  außer  Übung  zu  kommen. 
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Bbühnbe  1,  224  ff.  V.  Amira»  78  ff.  Waitz  2»,  1  S.  217  —  277.  348-383. 
3«,  148  ff.  4«,  324—362;  Das  alte  Recht  97  ff.  Dahn,  Könige  7, 1  S.  143 ff.  243—297; 
DG.  1,  2  S.  441  ff.  W.  SicKEL,  Westd.  ZeitBchr.  16,  47  ff,  Arnold,  Deutsche  Ge- 
schichte 2,  2  8.  189  ff.  Boos,  Liten  und  Aldionen  nach  den  Volksrechten,  1874. 
V.  Dakibls,  Handbuch  §  140.  Fustel  de  Goülanoes,  Monarchie  franque  76  ff.; 
L'alleu  et  le  domaine  rural  273—360;  Recherches  206  ff.  Gaupp,  Recht  u.  Verf. 
der  alten  Sachsen  29  ff.  39.  99  ff.  218  ff.;  Das  alte  Gesetz  der  Thüringer  160  ff. 
Gpröreb,  Zar  Geschichte  deutscher  Volksrechte  im  MA.  2  (1866).  Girrke,  Ge- 
nossenschaftsrecht 1,  117  ff.  121  ff.  Glasson,  Histoire  2,  531  ff.  Göhrüm,  Die  Lehre 
V.  d.  Ebenbürtigkeit  1,  27—97.     Grimm,  RA.  265  ff.  300  ff.     GcfiRARD,  Polyptique 


manist  Abhandlungen  für  Konrad  Maurer  (1893)  283  ff.  K.  Lehmann,  ZDA.  89, 
Anzeiger  S.  9. 

••  Vgl.  Boretiüs-Krausb,  Capitularia  2,  270,  c.  12  (auch  Reoino,  De  synod. 
causis  1,  c.  381).  Verordnung  Ludwigs  des  Kindes  v.  J.  900  (Dronke,  Cod.  dipl. 
Fuld.  Nr.  647):  Precipimtis  et  regia  nostra  aueioritaie  decemimus,  ut  omnes  tradi- 
eiones  seu  commutattones  ?tib  presentibus  idoneis  testibus  fiavt  et  qttelibet  persona, 
8%ve  tradena  seu  accipiens,  sibi  legitiniam  facta t  conßrmationem  regiamque  perducai 
ad  noticiam,  ne  ea  quae  uirimqite  iradita  fuerint  irrita  fiant,  scd  in  poaterum 
firma  stabilttate  permaneant.  Die  Verordnung  bezog  sich  wohl  nur  auf  Briefland. 
Zuweilen  erteilte  der  König  seine  Genehmigung  schon  vorweg  in  der  Verleihungs- 
urkunde. Bei  Veräußerungen  vor  dem  Könige  genügte  seine  stillschweigende  Zu- 
stimmung. 

^»  Vgl.  L.  Burg.  1,  3.  L.  Sah  59,  5.  Brünneb,  a.  a.  0.  1188.  1196  f.  Schröder, 
Franken  54  f.  79.  Gierke,  Erbrecht  u.  Vicinenrecht  434  ff.  441  ff.  Lahprecht, 
a.  a.  O.  1,44  f.  Nachdem  Chilperich  die  Erbfolge  in  den  Besitz  zu  Nachbarrecht 
auf  die  erste  Seitenlinie  und  auch  auf  die  weibliche  Verwandtschaft  ausgedehnt 
hatte,  paßte  die  ursprüngliche  Bestimmung  der  Lex  Salica  über  die  Immobiliar- 
erbfolge  nur  noch  auf  das  Brief land,  weshalb  die  Handschriften  die  Worte  ds 
terra  umwandelten  in  de  terra  saliea.  Diese  Änderung  ist  zuerst  in  einem  ver- 
loren gegangenen  Texte  (Text  D  bei  Waitz,  Das  alte  Recht  11,  und  Sohm,  Reichs- 
n.  Gerichtsverf.  41)  aus  dem  Ende  des  6.  Jahrhunderts  vorgenommen  worden. 
Diese  Textfinderung.  die  später  der  Anlaß  geworden  ist,  von  einem  „salischen  Erb- 
folgerechf'  oder  „salischen  Gesetz"  in  diesem  Sinne  zu  reden,  muß  bald  nach  dem 
Edikt  des  Chilperich,  durch  das  sie  nötig  geworden  war,  stattgefunden  haben. 

^^  Vgl.  Schröder,  Franken  54. 
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de  Tabbö  Inninoii  1,  199 — 474.  Jastrow,  Über  das  Eigentum  an  und  von  Sklaven 
n.  d.  deutseben  Volksrecbten ,  FDG.  19,  626  ff.  v.  Inaua-Stbrnego  ,  Wirtschafts- 
gescbicbte  1,  58  ff.  225  ff.  Lampreoht,  Wirtschaftsleben  1,  51  ff.  1146  ff:  v.  Maurer, 
Fronhöfe  1,  5—112.  265  ff.  275  ff.  306  ff.  818  ff.  378  ff.  K.  Maurer,  Wesen  des 
filtesten  Adels,  1846.  £.  MaTSR,  Zur  Entstehung  der  Lex  Ribuariorum  131  ff. 
Naudet,  De  r^tat  des  personnes  en  France  sous  les  rois  de  la  premiire  race,  M^m. 
de  rinst.  de  France,  Acad^mie  des  inscr.  1827,  S.  401  ff.  Faedessus,  Loi  Salique, 
Diss.  4—7.  v.  Eichthopen,  Unters,  über  fries.  RG.  2,  1026  ff.  3,  53  ff.  Heck,  Alt- 
fries. Gerichtsverfassung  223—308.  Roth,  Feudalität,  Abschn.  4.  v.  Savigny,  Beitr. 
z.  RG.  des  Adels,  Abb.  d.  Berl.  Akad.  1836.  v.  Sybel,  Entsteh,  d.  Königtums* 
453  ff.  TnoinssEN,  Organisation  judiciaire  90  ff.  Yiollet,  Pr6cis  historique  218  ff. 
250  ff.  ZÖPPL,  Altertümer  2,  178  ff.  Kemble,  Die  Sachsen  in  England  (übers,  von 
Brandes)  1,  98  ff.  181  ff.  150  ff.  Leo,  Rectitudines  singularum  personarum  151  ff. 
ScHMm,  Ges.  d.  Angelsachsen  527.  543.  566  ff.  583.  664  ff.  673.  Pollock  and  Mait- 
LAND,  Hist.  of  engl,  law  1,  390—458.  K.  Maurer,  Krit.  Überschau  1,  405  ff.  2,  30  ff. 
423  ff.  Fockema-Andreae,  Bijdragen  tot  de  nederl.  rechtsgeschiedenis  3  (1892). 
Vanderkindere  ,  Les  tributaires  ou  serfs  d'6glise  en  Belgique,  Bulletin  de  TAcad. 
de  Belgique  84,  Nr.  8  (1897). 

Die  standischen  Verhältnisse  hatten  sich  unter  dem  Einfluß  der 
politischen  und  wirtschaftlichen  Wandelungen  erheblich  verändert  Der 
alte  Geschlechtsadel  vermochte  dem  fränkischen  Königtum  gegenüber  seine 
Eigenart  nicht  zu  behaupten,  er  verschmolz  mit  dem  neuen  Dienstadel, 
den  nicht  die  Geburt,  sondern  die  Ehre  des  Königsdienstes  über  die 
anderen  Klassen  erhob  ^.  Die  Franken  haben  schon  zur  Zeit  der  Lex 
Salica  außer  dem  königlichen  Geschlecht  der  Merowinger  keinen  Adel 
mehr  gekannt,  dagegen  tritt  derselbe  in  den  Volksrechten  der  übrigen 
Stämme  noch  deutlich  hervor.  Die  Edelinge  waren  durchweg,  namentlich 
bei  den  Sachsen,  durch  ein  höheres  Wergeid  und  eine  entsprechend 
höhere   Buße  vor  den  Freien   ausgezeichnet*.     Bei  den  Sachsen  liegen 


^  Das  Aufgehen  des  Uradels  in  den  königlichen  Dienstadel  hat  sieb  in  der- 
selben Weise  bei  den  Goten,  Angelsachsen  und  Norwegern  vollzogen.  Vgl.  K.  Mauber, 
Wesen  des  Adels  52  ff.  150  ff.;  Kr.  Übersch.  2,  423  ff.  Die  Annahme  von  Hbck, 
a.  a.  0.,  daß  unter  dem  nobilis  der  L.  Fris.  und  L.  Sax.,  dem  adaling  der  L.  Angl. 
et  Wer.  und  dem  homo  Francus  der  L.  Cham,  der  Gemeinfreie  (,,Geschlecfats- 
genosse"),  unter  dem  ingenuus,  liber  oder  friling  dieser  Gesetze  dagegen  der  sippen- 
lose  Freigelassene  zu  verstehen  sei,  ist  bei  unbefangener  Auslegung  unmöglich. 
Daß  die  liberi  der  L.  Fris.  keine  sippenlosen  Leute  waren,  ergiebt  sich  auch  aus 
den  Eideshelfem,  mit  denen  sie  ihre  Eide  zu  beschworen  hatten  (vgl.  Brukkeb, 
RG.  2,  380). 

'  Nach  altalamannischem  und  mittelfriesischem  Recht  hatte  der  Adeliche  das 
anderthalbfache  Freienwergeld,  das  doppelte  bei  den  Baiem,  Burgunden,  Ost-  und 
Westfriesen  und  Langobarden,  das  dreifache  bei  den  Thüringern.  Auch  bei  den 
Angelsachsen  galt  nach  dem  Rechte  von  Rent  (Hlothar  u.  Eadric  c.  1.  c.  3)  der 
eorl  dreimal  so  viel  wie  der  ceorly  während  die  Einschätzung  des  fegn  zum  sechs- 
fachen Werte  des  Gemeinfreien  einer  späteren  Rechtsbildung  angehört  und  für 
die  ursprüngliche  Stellung  des  angelsächsischen  Geburtsadels  nicht  als  Zeugnis 
dienen  kann  (vgl.  K.  Maurer,  Kr.  Ubersch.  2,  412).  Auch  die  sechsfachen  Buß- 
und  Wergeldtazen  des  sächsischen  Adels  beruhen  vielleicht  auf  einer  erst  unter 
Karl  dem  Großen  eingetretenen  Erhöhung  der  früheren  Sätze  (vgl.  Waftz  8,  149- 
4,  324 f.),   da  der  Adel,   nachdem  er  seinen  Frieden  mit  Karl  gemacht  und  das 
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unverkennbare  Spuren  einer  Ton  den  Edelingen  über  Freie  und  Liten 
ausgeübten  Herrschaft  vor,  die  zwar  in  den  Gesetzen  Karls  des  Großen 
schon  einen  patrimonialen  Charakter  trägt,  vor  der  Unterwerfung  des  Volkes 
aber  hoheitlicher  Natur  gewesen  sein  muß.  Man  erkennt  in  den  säch- 
sischen Edelingen  die  Angehörigen  der  alten,  im  Laufe  der  Zeit  zu  erb- 
licher Gewalt  gelangten  Fürstengeschlechter,  die  durch  Karl  den  Großen 
zwar  mediatisiert,  aber  doch  im  Besitze  gewisser  Herrscherrechte  belassen 
und  auch  sonst  vielfach  ausgezeichnet  wurden.  Auch  die  fünf  bairischen 
Adelsgeschlechter,  die  neben  dem  Herzogshause  der  Agilolfinger  bestanden 
und  zu  dem  halben  Wergeide  des  letzteren,  dem  doppelten  der  Freien, 
angesetzt  waren,  sind  offenbar  aus  alten  Herrschergeschlechtern  hervor- 
gegangen, die  durch  die  Bildung  des  bairischen  Stammesreiches  oder  erst 
durch  die  Unterordnung  desselben  unter  das  fräokische  Reich  mediatisiert 
sein  mochten  ^  Der  gallische  Geburtsadel  war  schon  in  der  römischen 
Zeit  in  den  Dienstadel  aufgegangen  ^  Bei  den  Alamannen  ist  von  dem 
noch  um  die  Zeit  Chlothars  II.  hervortretenden  Geburtsadel  etwa  zwei 
Jahrhunderte  später  keine  Spur  mehr  vorhanden  ^  Da  durch  den  jedem 
Stande,  selbst  den  Unfreien,  zugänglichen  Königsdienst  Wergeid  und 
Buße  des  Geburtsstandes  verdreifacht  wurdet  so  stand  der  freie  Franke, 
wenn  er  in  der  Trustis  oder  im  Hofdienst  angestellt  war  oder  ein  höheres 
Staatsamt  bekleidete,  mit  seinem  Wergeide  von  600  Solidi  weit  über  allen 
Edelingen  der  übrigen  Stämme,  selbst  das  hohe  Wergeid  des  sächsischen 
Adels  (1440  sächsische  Schillinge  oder  960  fränkische  Solidi)  konnte  sich 
mit  dem  seinigen  nicht  messen,  da  dieses  in  Silber-,  ersteres  aber,  Friesen 
und  Sachsen  gegenüber,  in  Goldschillingen  berechnet  wurde  (S.  188). 
Wollten  die  Edelinge  dem  Beamtenstande  nicht  nachstehen,  so  mußten 
sie  selbst  in  diesen  eintreten;  hier  aber  gab  nur  die  höhere  Amtsstellung 
und  nicht  die  höhere  Geburt  den  Vorzug. 

Der  Beamtenaristokratie,  zu  welcher  auch  die  Bischöfe  gehörten, 
stellte  sieh  die  Klasse  der  Großgrundbesitzer  zur  Seite.  Während  diese 
in  den  römischen  Provinzen  durch  ihre  Zahl  wie  ihren  Reichtum  von 
vornherein  außerordentlich  ins  Gewicht  fielen,  standen  in  den  deutschen 
Gebieten  den  bäuerlichen  Kleinbesitzern  zunächst  nur  die  Edelinge  mit 
ihren  adelichen  Stammgütern  gegenüber.  Aber  auch  hier  zeigte  sich  als- 
bald die  ausgleichende  Kraft  des  Königtums:  zwischen  den  Kleinbesitz 
zu  Nachbarrecht  und  das  Volkland  oder  Königsland  auf  der  einen   und 


GbriBtentum  angenommen  hatte,  des  Schatzes  gegen  die  eigenen  Volksgenossen 
bedurfte.    Vgl.  Capitula  de  part.  Sax.  c.  12.  c.  13.    Lex  Saxonum  c.  25.  c.  26. 

'  Vgl.  Mbrksl,  Die  Adelsgeschleebter  im  bair.  Volksrecht,  ZRG.  1 ,  255  ff. 
Waitz  2,  1  S.  871  f.    RiEZLER,  Gesch.  Baierns  1,  122  f. 

*  Vgl.  Waitz  2,  1  S.  368  f. 

'  Vgl.  Anm.  7.  Waitz  2,  1  S.  870  f.  Der  letztere  macht  darauf  aufmerksam, 
daß  sich  auch  der  burgundische  Adel  offenbar  schon  zur  Zeit  der  Lex  Burgun- 
dionum  in  dem  Übergange  vom  Geburtsadel  zur  Berufsaristokratie  befunden  hat 

•  Vgl.  8.  117.  129.  186.  140. 
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das  Adelsgut  auf  der  anderen  Seite  schob  sich  das  königliche  Briefland, 
zwischen  die  bäuerlichen  Kleinbesitzer  {minoflidij  minores)  und  den  Stammes- 
adel traten  die  neuen  Grundherren  als  Mittelfreie  {medtani,  medii,  medio- 
cresy.  Kein  Wunder,  daß  der  ausschließlich  auf  die  Verschiedenheit  des 
ursprünglichen  Erwerbes  gegründete  Gegensatz  zwischen  Briefland  und 
Adelsgut  in  Vergessenheit  geriet  und  innerhalb  des  Kreises  der  Groß- 
gnindbesitzer,  dem  seit  der  Entstehung  des  Lehnswesens  auch  die  könig- 
lichen Vassallen  angehörten,  zwischen  Adelichen  und  Nichtadelichen  nicht 
weiter  unterschieden  wurde.  Zwar  waren  die  Grundherren  als  solche  in 
der  Regel  nicht  durch  ein  höheres  Wergeid  ausgezeichnet®,  aber  zu  der 
hohen  sozialen  Stellung,  welche  sie  durch  ihren  Reichtum  und  die  Frei- 
heiten ihres  Besitzes  von  vornherein  einnahmen,  kamen  die  grundherr- 
lichen Rechte  gegenüber  ihren  Hintersassen  und  die  besondere  Stellung, 
die  ihnen  in  Heer  und  Gericht  eingeräumt  wurde,  so  daß  sie  zusammen 
mit  den  höheren  Beamten  die  erste  Klasse  der  Unterthanen  bildeten,  die 
man  zwar  nicht  eigentlich  als  Adel  bezeichnen  kann,  weil  die  Erblichkeit 
fehlte,  die  aber  als  Aristokratie  durchaus  an  Stelle  des  Adels  getreten 
war,  diesen  in  sich  aufgenommen  hatte  und  selbst  alle  Keime  zur  Erb- 
lichkeit und  somit  zu  einem  neuen  Geburtsadel  in  sich  trug. 

Man  bezeichnete  die  Mitglieder  des  ersten  Standes  mit  Vorliebe, 
wenn  auch  un technisch,  mit  dem  einfachen  Volksnamen,  zumal  als 
„Franken"®  oder  als  die  „Leute"  {leudesy^^  daneben  begegnen  andere 
Ausdrücke,  die  sie  als  die  Ersten  und  Angesehensten  des  Volkes  oder  als 
die  „Hochfreien"  kennzeichneten '^  Ihnen  gegenüber  hießen  dann  die 
unabhängig  gebliebenen  Grundeigentümer  bäuerlichen  Standes  schlechthm 
liberi,  ingenui,  honi  homines,  mit  Rücksicht  auf  ihren  geringeren  Besitz 
minojlidi,  minores,  pauperes,  mit  Rücksicht  auf  die  ihren  Grundbesitz  be- 


»  Vgl.  S.  211.  Schröder,  ZRG.  15,  54.  20,  18  f.  Beünner  1,  248  f.  Nach 
L.  Burg.  2,  2  betrug  das  Wergeid  des  Adelichen  [ppHnms  nobilis)  800  SoL,  das 
der  viediocres  (L.  Burg.  101  leudes)  200  Sol.  und  das  der  minores  150  Solidi.  In 
derselben  Abstufung  nennt  Pact.  Alam.  2,  36 — 40  den  primus  Äla?nannus  mit 
240  Sol.,  den  median fis  Alamamius  mit  200  Sol.  und  den  minoflidtts  mit  160  Sol., 
während  die  L.  Alam.  60  (68)  nur  noch  den  medium  mit  200  Sol.  und  den  liher 
mit  160  Sol.  kennt. 

^  Anders  nur  bei  den  Burgunden  und  Alamanuen  (Anm.  7). 

•  Daher  der  Sprachgebrauch  „frank**  =  „frei".  Klüqe,  WB.  u.  „frunk".  Vgl. 
auch  Waitz  2,  1  S.  272  f.  4,  325  f.  Ober  den  mit  dem  dreifachen  Wergeide  aus- 
gestatteten hof/u)  Francus  der  Lex  Chamavorum  vgl.  Sohm,  MG.  Leg.  5,  271  n.  2. 
Brummer  1,  252  n.  28. 

»0  Vgl.  Anm.  7.  S.  79  n.  Waitz  2,  1  S.  348  flF.  Eine  frühere  Ansicht,  welche 
leudes  als  technische  Bezeichnung  der  königlichen  Getreuen,  namentlich  der  Em- 
pfänger von  Königsgut,  auffaßte,  ist  durch  Rotu's  Ausführungen  beseitigt 

"  So  procereSy  primates,  prir/wres,  principes,  opiimcUes,  meUoreSy  magnaii, 
maioi-es  natu,  senioresy  potentes.  Vgl.  Waitz  2,  1  S.  363  f.  4,  326  ff.  Dagegen 
ist  nobilis  in  fränkischen  Quellen  der  Freie  oder  der  freie  Grundbesitzer.  Vgl. 
ebd.  4,  329  ff. 
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lastenden  Abgaben  bargildi^K  Mehr  und  mehr  aber  machte  sich  bemerk- 
lichy  daß  diese  freien  Grundbesitzer  nicht  mehr  die  unterste  Klasse  unter 
den  Freien  waren,  da  die  unter  grundherrliche  Gewalt  geratenen  freien 
Hintersassen  sozial  erheblich  tiefer  standen  und  sich  dem  Stande  der 
Hörigen  angenähert  hatten^'.  Die  freien  Grundbesitzer  des  Mittelstandes 
wurden  daher  diesen  gegenüber  auch  als  „Mittelfreie*'  {mediocres)  be- 
zeichnet^ während  die  hintersässigen  Bauern  und  Vogteileute  nunmehr 
als  „Minderfreie"  {minores)  erschienen^*. 

Die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Veränderungen  hatten  sonach  die 
Auflösung  des  Freienstandes  in  drei  Klassen  herbeigeführt  Während  die 
Klasse  der  Hochfreien  den  alten  Geburtsadel  mehr  und  mehr  absorbierte 
und  sich  darauf  vorbereitete,  ganz  an  dessen  Stelle  zu  treten,  waren  die 
Minderfreien,  deren  Zahl  sich  auf  Kosten  des  Mittelstandes  immer  mehr 
vergrößerte,  in  eine  persönliche  Abhängigkeit  geraten,  welche  den  Unter- 
schied gegen  die  in  ihrer  sozialen  Stellung  zum  Teil  bedeutend  gehobenen 
Klassen  der  unfreien  und  hörigen  Leute  fast  verschwinden  ließ. 

Die  Unfreien  gehörten  rechtlich  auch  jetzt  noch  ausschließlich  in 
die  Privatrechtssphäre  ihres  Herrn  und  nahmen  keinen  Teil  am  staat- 
lichen Leben  ^^,  aber  sie  genossen  bereits  einen  gewissen  strafrechtlichen 
Schutz  und  ihre  Tötung  wurde  fast  allgemein  nach  bestimmten  Ansätzen, 
welche  sich  mehr  und  mehr  dem  Begriffe  eines  wirklichen  Wergeides 
näherten,  und  nicht  mehr  nach  ihrem  individuellen  Sachwerte  gebüßt  ^^ 
Das  Dreifache  an  Buße  und  Wergeid  galt  für  die  Königs-  und  Kirchen- 
knecht'O  {servi  regis,  s.  fiscales,  s.  ecclesiae),  die  sich  insofern  desselben 
Privilegs  wie  die  königlichen  und  zum  Teil  auch  die  kirchlichen  Beamten 
erfreuten.  In  der  Karolingerzeit  wurden  sie  von  den  Hörigen  nicht  mehr 
unterschieden;  die  Unfreien  und  Hörigen  auf  den  Krongütern  bildeten 
seitdem  die  einheitliche  Klasse  der  Fiskalinen  ^^     Die  erste  Stellung  unter 


"  Vgl.  Waitz  4,  331  f.  Der  Name,  zuerst  in  einem  Kapitulare  Karls  d.  Gr. 
(BoBETiüs-KiiAUSB  1,  185,  c.  4),  war  auch  in  Italien  bekannt  (ebd.  825,  c.  3)  und 
ist  für  Westfranken  durch  das  £d.  Pistense  von  864,  c.  32  (ebd.  2,  824)  bezeugt. 
An  der  Identität  mit  den  im  Mittelalter  vorkommenden  Würzburger  Bargildeu, 
den  westfälischen  bergildi,  den  friesischen  berielda  und  den  Biergelden  des  Sachsen- 
spiegels läßt  sich  nicht  zweifeln.  Vgl.  Waitz  5*,  319  ff.  Richthofen,  Alfr.  WB.  626. 
Die  Bedeutung  des  Wortes  ist  noch  nicht  aufgeklärt,  doch  scheint  die  Pflicht  des 
KSnigszinses  darin  angedeutet.  Die  Erklärung  aus  einem  Bierzins  (Grimm,  RA. 
313  f.)  ist  ebenso  undurchführbar  wie  die  aus  einem  Urbarzins,  da  bar  —  urbar 
nicht  vorkommt.    Vgl.  übrigens  Anm.  29. 

^'  Gegen  die  Annahme  von  Roth,  daß  die  freien  Zinsleute  keine  Freizügig- 
keit besessen  hätten,  vgl.  Waitz  4,  336  n.  1. 

»*  Vgl.  Waitz  4,  331  n.  1.    332  n.  3.     Beunner  1,  253  f. 

"  Tötungsrecht  des  Herrn  Gregor  Tur.,  Hist.  Franc.  3,  15. 

*•  Vgl.  Jastrow,  Zur  strafrechtl.  Stellung  der  Sklaven  bei  Deutschen  und 
Angelsachsen,  1878  (Gierke,  Unters.  2).  In  den  älteren  Teilen  der  L.  Fris.  (1,  11. 
4,  1)  ist  noch  der  einzelne  Sachwert  maßgebend,  während  15,  4  dem  Knechte 
bereits  das  halbe  Litenwergeld  zugesteht. 

"  Vgl.  Waitz  2,  1  S.  22T  f.    4,  347  ff.     Brunnee  1,  237, 


218  I>ie  frÄnkische  Zeit. 

den  Königsknechten  nahmen  die  im  persönlichen  Dienst  des  Königs  be- 
findlichen pueri  regis  ein,  die  selbst  zur  Aufnahme  in  die  Trustis  und 
zu  höheren  Ämtern  gelangen  konnten^®.  Aber  auch  unter  den  sonstigen 
Unfreien  bildeten  die  Mitglieder  der  Hausdienerschaften  {passi,  ministe- 
riales,  pueri,  famuli),  welche  naturgemäß  nur  bei  reichen  Grundherren 
vorkamen,  eine  bevorzugte  Klasse^®.  Dieselben  wurden  großenteils  für 
den  persönlichen  Dienst  in  den  dem  Königshofe  nachgebildeten  vier  Hof- 
ämtem  (S.  139),  unter  der  VorsteherschaPb  eines  maior  oder  aeniskalk, 
ebenso  aber  auch  zur  Beaufsichtigung  einzelner  Wirtschaftszweige  (als 
Förster,  Meier  u.  dgl.)  oder  als  reisiges  Gesinde  zu  Botschaften,  Schutz- 
geleiten, auch  wohl  zu  Polizei-  und  Bütteldiensten  verwendet  Besonders 
wertvoll  waren  diese  Reisigen  für  ihren  Herrn  bei  seinen  Fehden,  auch  ließ 
sich  derselbe  wohl  auf  Heerfahrten  von  ihnen  begleiten**^.  Nach  der  Aus- 
bildung des  Lehnwesens  kamen  allmählich  auch  ritterliche  Ministerialen, 
die  für  ihre  Dienste  gleich  den  freien  Vassallen  mit  einem  Lehn  ausgestattet 
wurden,  in  Gebrauch.  Eine  andere  Klasse  unter  den  Unfreien  bildeten 
die  geschulten  Handwerker  {artifices),  Jäger,  Winzer  u.  a.  m.  Die  übrigen 
Unfreien  waren,  entsprechend  der  altgermanischen  Sitte  welche  auch  in 
den  römischen  Landesteilen  allgemeinen  Eingang  gefunden  und  die  Lati- 
fundien mit  ihren  ausgedehnten  Sklavenwirtschaften  gesprengt  hatte,  zum 
größten  Teil  gegen  Zins-  und  Dienstpflicht  auf  eigener  Scholle  angesiedelt^ 
nur  auf  den  königlichen  Gütern  wurde  eine  ausgedehntere  Herrenwirt- 
schaft mit  arbeitenden  Knechten  getrieben.  Die  angesiedelten  Knechte 
{servi  casati,  mansuarii)  fanden  anfangs  nur  auf  den  Herrengütem,  wo 
sie  mit  Fronland  ausgestattet  wurden,  oder  auf  Neubruchland  in  den 
Almenden  ihr  Unterkommen,  drangen  aber  später  mit  dem  grundherr- 
lichen Besitz  auch  in  die  Bauerdörfer  ein,  in  denen  sie  als  Inhaber  von 
mansi  serviles  ihren  Platz  neben  freien  und  hörigen  Hufnem  einnahmen. 
Ihre  Fronarbeit  beschrankte  sich  in  der  Regel  auf  bestinunte  Tage  in 
der  Woche,  die  übrige  Zeit  gehörte  ihnen,  so  daß  sie,  namentlich  wenn 
sie  ein  Handwerk  betrieben,  auch  in  der  Lage  waren,  eigenes  Vermögen 
zu  erwerben  *^ 

Häufig  traten  unfreie  Leute  in  den  geistlichen  Stand  und  wurden 
dann  von  ihren  Herren  zur  Bedienung  ihrer  Eigenkirchen  verwendet'*. 
Seit  Ludwig  d.  Fr.  war  ihnen  zwar  die  priesterliche  Ordination  ver- 
schlossen, aber  soweit  es  einer  solchen  nicht  bedurft«,  konnten  unfreie 
Kleriker  auch  fernerhin  an  den  Eigenkirchen  verwendet  werden '^ 

Während  die  mansuarii  als  glebae  adscripti  wie  unbewegliche  Sachen 


'^  Am  Hofe  des  Baiernherzogs  scheinen  ihnen  die  „Adelschalke''  entsprochen 
zu  haben.    Vgl.  Brunner  1,  236. 

"  Über  das  Folgende  Bbunner  1,  234  ff. 

*^  Bewaffnete  Reisige  Gregor.  Tur.,  a.  a.  O.  7,  46. 

"  Vgl.  GüÄRABD,  a.  a.  0.  804  ff. 

"  Vgl.  S.  209.     Stutz,  a.  a.  O.  1,  150  ff.  201.  224  n.  37. 

"  Vgl.  ebd.  248  ff.     Bobetius,  Capitularia  1,  276  c.  6. 
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behandelt  wurden  und  wie  die  Leibeigenen  des  Mittelalters  nur  mit  ihrem 
Grundstück  veräußert  werden  konnt-en,  galten  die  unangesiedelten  Hof- 
knechte {mancipitty  iuniores,  dLgs,peow)  als  bewegliche  Sachen  und  konnten 
als  solche  frei,  nur  nicht  außerhalb  der  Provinz  oder  außer  Landes,  ver- 
äußert werden  ^^  Diese  niedrigste  Klasse  der  Knechte,  die  wohl  vornehm- 
lich aus  Kriegsgefangenen  ergänzt  wurde  ^^,  kam  namentlich  auch  auf 
den  Höfen  unfreier  Bauern,  die  selbst  wieder  solche  Leute  in  ihrem  Ver- 
mögen besaßen,  vor. 

Eine  wesentliche  Änderung  gegenüber  der  vorigen  Periode  hatte  sich 
in  der  Stellung  der  Hörigen  vollzogen.  Die  alten  Staatshörigen  (S.  49) 
waren  verschwunden;  zum  Teil  waren  sie  durch  die  Einverleibung  in  das 
fränkische  Reich  zu  freien,  nur  königszinspflichtigen  Unterthanen  ge- 
worden; zum  Teil  mag  es  auch  den  Beamten  im  Laufe  der  Zeit  gelungen 
sein,  die  früher  dem  Staat  zustehende  Gewalt  über  die  Hörigen  für  sich 
zu  erwerben**,  wodurch  dieselbe,  namentlich  wenn  sie  weiter  auf  andere 
übertragen  wurde,  einen  privaten  Charakter  annehmen  mußte.  Auch  die 
in  den  römischen  Landesteilen  vorgefundenen  Kolonen  [tributarii)  verloren 
den  öfFentlichrechtlichen  Charakter  ihrer  Stellung,  indem  sie  mit  den 
deutschen  Hörigen  verschmolzen  *^  Den  bedeutendsten  Zuwachs  erhielt 
die  Klasse  der  Privathörigen  aber  durch  die  Umbildung  der  privaten 
Freilassung,  die  zwar  ihren  widerruflichen  Charakter  (8.  47)  verlor,  dem 
Freigelassenen  aber  nur  die  Eechte  eines  Hörigen  gewährte  2®. 

Die  Bezeichnung  der  Hörigen  war  nach  Gegenden  verschieden. 
„Aldien"  heißen  sie  wohl  nur  bei  den  Langobarden,  „Barschalke"  und 
„Barleute"  bei  den  Baiern  und  wohl  auch  den  Alamannen,  „Liten", 
„Leten",  „Laten",  „Lassen"  bei  Franken,  Priesen,  Sachsen  und  Thü- 
ringern *^  Alle  Hörigen  standen  unter  Volksrecht  und  hatten  in  der 
Regel  halbes  Wergeid  und  halbe  Buße  der  Freien.    Das  Verhältnis  zu 


•*  VgL  Seebohm,  Die  engl.  Dorfgemeinde  108.  Die  Immobilisierung  der  servi 
caaati  ist  zuerst  in  Westiranken  zur  Ausbildung  gelangt  und  bat  sieb  von  da  aus 
schrittweise  weiter  verbreitet.  Dem  sÄchsischen  und  thüringischen  Recht  war  sie 
noch  unbekannt.     Vgl.  Brünnbb  1,  234. 

"  Vgl.  Waitz  2,  1  S.  230.  Verfallene  Geiseln  als  Staatssklaven  §  35,  Anm.  25. 
Über  die  Schuldknechtschaft  vgl.  §  35,  Anm.  19—21. 

**  So  namentlich  wohl  bei  den  Sachsen,  bei  denen  die  den  Laten  zustehende 
Beteiligung  am  öffentlichen  Leben  vermuten  läßt,  daß  ihre  Abhängigkeit  ursprüng- 
lich nur  öffentlichrechtlicher  Natur  gewesen  ist  Darauf  deutet  auch  die  Über- 
lieferung bei  Widukind,  Res  gestae  Saxonicae  1,  c.  14. 

"  Vgl.  Waitz  2,  1  S.  239  ff.  Bbunneb  1,  240  f.  Sickbl,  Gott.  gel.  Anz.  1896 
S.  274  ff. 

^  Manche  Stämme,  wie  die  Burgunden  und  Thüringer,  haben  die  Hörigkeit 
wohl  erst  auf  diesem  Wege  kennen  gelernt  Die  Freilassung  zu  Litenrecht  scheint 
in  der  KaroHngerzeit  außer  Gebrauch  gekommen  zu  sein.     Vgl.  Waitz  4,  353. 

»  Vgl.  Bbunnbr  1,  238  ff.  v.  Amira«  86.  Waitz  2.  1  S.  237  ff.  4,  341  n. 
5,  289  f.  Kbxmbb,  Orig.  Nass.  2,  append.  pg.  2.  Psz,  Grattert  u.  Mayerhofsr, 
Drei  bayer.  Traditionsbücher  164  ff.  Übrigens  kommen  parlude  auch  in  einer 
niedersächsischen  Urkunde  von  1447  (Janicke,  Quedlinb.  Urk.-B.  1,  Nr.  389)  vor. 
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ihrem  Herrn  wurde,  wenigstens  bei  den  Langobarden,  als  Munt  aufgefaßt 
und  war  der  familienrechtlichen  Munt  nachgebildet,  trug  aber,  seiner  Ent- 
stehung gemäß,  mehr  den  Charakter  eines  GewaltTerhältnisses.  Alle 
Hörigen  waren  glebae  adscripti,  sie  besaßen  keine  Freizügigkeit,  konnten 
also  den  ihnen  überwiesenen  Hof  nicht  einseitig  aufgeben,  andererseits 
aber  auch  nicht  ohne  den  Hof  veräußert  werden  *^  Wer  zu  Hörigenrecht 
freigelassen  wurde,  was  an  sich  in  formloser  Weise  geschehen  konnte '\ 
mußte  von  seinem  Herrn  mit  einem  Zinsgute  {mansus  liülis)  ausgestattet 
werden'*.  Geistliche  hörigen  Standes  wurden  nicht  selten  bei  Eigen- 
kirchen ihrer  Herren  angestellt*' .  Die  Hörigen  konnten  Eigentum  er- 
werben, aber  nur  in  beschranktem  Maße  darüber  verfügen.  Sie  konnten 
auch  Knechte  in  ihrem  Vermögen  haben  und  selbst  Herren  von  anderen 
Hörigen  sein'*.  Ihre  Leistungen  an  den  Herrn  waren  feststehende  und 
der  Willkür  des  letzteren  entzogen'*;  bei  Freigelassenen  richteten  sie  sich 
in  erster  Linie  nach  den  seitens  des  Herrn  mit  der  Freilassung  verbun- 
denen Bedingungen  {Jieges  domini)^\  Regelmäßig  hatte  der  Lite  für 
seine  Person,  unabhängig  von  den  auf  dem  Gute  ruhenden  Verpflich- 
tungen, einen  Leibzins  {Utemonium)  an  den  Herrn  zu  entrichten  und 
gewisse  Frondienste  zu  leisten.  Bei  Heiratsbewilligungen,  deren  die  Liten 
wenigstens  zu  allen  Ehen  außerhalb  der  Hofgenossenschaft  bedurften'^, 
erhob  der  Herr  wohl  regelmäßig  eine  Abgabe;  heiratete  eine  Litin,  so 
mußte  der  Brautkauf  mit  dem  Herrn  abgeschlossen  werden'®.  Im  übrigen 
war  die  Stellung  der  Hörigen  bei  den  verschiedenen  Stämmen  eine  sehr 
verschiedene  und  es  würde  ein  vergeblicher  Versuch  sein,  ihre  Verhält- 
nisse auf  ein  ursprünglich  einheitliches  Prinzip  zurückzuführen'*.  Bei 
den  Sachsen  bildeten  die  Liten  einen  Teil  des  Volkes.  Sie  nahmen  an 
Heerpflicht,  Thingpflicht  und  den  übrigen  öSientlichen  Lasten  neben  den 
Edelingen  und  Freien  teil*®.  Die  friesischen  und  zweifellos  auch  die 
sächsischen  Liten  besaßen  das  Fehderecht *S  also  auch  das  Recht,  ihre 
Angelegenheiten    persönlich    vor   Gericht    zu    vertreten;    ihre   Unthaten 


»<>  Vgl.  Waitz  2,  1  S.  237. 

»»  Vgl.  Ed.  Roth.  224,  4.     Liutpr.  23. 

"  Vgl.  Waitz  2,  1  S.  236  f.  »»  Vgl.  Anm.  22. 

«*  Vgl.  L.  Fris.  11,  1.     Ed.  Roth.  235.  »»  Ed.  Grim.  1. 

»«  Ed.  Roth.  226.  "  Vgl.  L.  Sax.  65. 

*®  Vgl.  Liutpr.  126.  189.  L.  Sax.  65.  Die  freie  Frau  eines  Liten  kam  in- 
folge des  Brautkaufes  in  die  Munt  seines  Herrn  und  konnte  daher  zur  Eingehung 
einer  zweiten  Ehe  oder  zur  Rückkehr  in  die  Munt  ihrer  Familie  nur  durch  einen 
Rückkauf  der  Munt  gelangen.  Vgl.  Roth.  216.  Ganz  anders  war  die  Lage  der 
mit  einem  Römer  verheirateten  freien  Langobardin  (Ed.  Liutpr.  126),  woraus  sich 
die  Unrichtigkeit  der  Annahme  von  der  Identitftt  der  Römer  und  Aldien  im  Lango- 
bardenreiche ergiebt.     Vgl.  meine  Geschichte  d.  ehel.  Güterrechts  1,  20  f.  27  f. 

"  Darin  hauptsfichlich  beruht  der  Fehler  in  den  zu  sehr  auf  das  langobar- 
dische  Recht  gestützten  Ausführungen  Heusler's. 

*®  Vgl.  Capitulatio  de  part.  Sax.  c.  15.  c.  17.  Capitulare  Saxonicum  c.  5. 
Boos,  a.  a.  0.  30  f. 

**  L.  Fris.  2,  5.  8. 
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wurden  ausschließlich  von  ihnen  gebüßt  und  gingen  den  Herrn,  wofern 
dieser  sich  von  dem  Verdacht  der  Mitschuld  reinigte,  nichts  an**.  Bußen 
nnd  Wergelder,  welche  für  Verletzung  oder  Tötung  von  Lit.en  verwirkt 
wurden,  kamen  nur  zu  einem  Teil  an  den  Herrn,  das  übrige  erhielten 
die  Liten  selbst*'.  Dagegen  besaßen  die  langobardischen  Aldien,  deren 
Lage  überhaupt  eine  ungünstigere  war,  keine  Prozeßfähigkeit,  als  Kläger 
wie  als  Beklagte  mußten  sie  vom  Herrn  im  Gericht  vertreten  werden; 
dieser  war  für  die  von  ihnen  verwirkten  Bußen  persönlich  verantwortlich, 
und  was  für  Tötungen  und  Verletzungen  seiner  Aldien  an  Wergeldem 
und  Bußen  einging,  gehörte  ihm**.  Eine  Mittelstellung  nahmen  die 
fränkischen  Liten  ein.  Klagen  g^en  dieselben  gingen  zunächst  gegen 
den  Herrn,  der  sich  aber  durch  Gestellung  des  Liten  ganz  aus  der  Sache 
ziehen  und  dem  letzteren  die  alleinige  Verantwortung  überlassen  konnte  *^ 
Andererseits  gehörten  die  Liten  zu  den  sperantes  des  Herrn,  dem  es  auf 
Grund  seiner  Schutzpflicht  oblag,  ihre  Interessen  in  Fehde  und  Rechts- 
gang wahrzunehmen  und  die  gegen  sie  verwirkten  Bußen  und  Wergelder 
einzutreiben**.  Ob  der  Herr  bei  Streitigkeiten  seiner  liten  untereinander 
eine  eigene  Gerichtsbarkeit  auszuüben  hatte,  läßt  sich  nicht  feststellen; 
wo  er  die  Immunitat  besaß,  unterstanden  sie  als  Hintersassen  seiner  Im- 
munitätsgerichtsbarkeit (S.  178  f.). 

Der  Stand  der  Liten  konnte  außer  durch  Vererbung  und  formlose 
Freilassung  auch  durch  Verheiratung  einer  Freien  mit  einem  Liten  und 
durch  freiwillige  Ergebung  begründet  werden  *^  Andererseits  vermochte 
der  Lite  auch  durch  Loskauf  oder  durch  freien  Entschluß  des  Herrn  zu 
voller  Freilassung  zu  gelangen*®. 

Das  fränkische  Becht  hatte  hierfür  die  Form  der  Freilassung  durch 
Schatzwurf*®.  Dieselbe  wurde  wie  jede  Freilassung  zu  vollem  Recht 
nicht  durch  den  Herrn  selbst,  sondern  durch  eine  Zwischenperson  voll- 
zogen, welche  den  Liten  von  dem  Herrn  zu  treuer  Hand  empfing,  um 
die  Absonderung  des  Freizulassenden  aus  der  Hausherrschaft  (der  Were) 
des   bisherigen  Herrn  augenscheinlich  zu  machen.     Der  Freilassungsakt 


"  Vgl.  G.  Meybb,  ZRG.  15,  109. 

*»  Vgl.  L.  Fris.  1,  4.  7.  10.    15,  3. 

**  Vgl.  Ed.  Roth.  258.  Liutpr.  68.  G.  Meter,  a.  a.  0.  108  f.  Heüsler,  In- 
Btitutionen  1,  123  ff.  Es  war  nur  eine  persönliche  Gunst,  die  Liutprand  seinen 
Knechten  und  Aldien  erwies,  indem  er  den  Verwandten  eines  Getöteten  „zum 
Tiposte"  eitlen  Teil  des  Wergeides  abtrat.    Vgl.  Notitia  de  actoribus  regis  c.  3.  4. 

**  Vgl.  S.  177.  L.  Sal.  50.  L.  Chamav.  44.  Brukner,  Mithio  und  spe- 
rantes 12  f.    G.  Meyer,  a.  a.  0.  109. 

*•  Vgl  Brunmer,  a.  a.  0.  9  f. 

*'  Vgl.  Anm.  88.    L.  Fris.  11,  1. 

*'  L.  Fris.  11,  2.  Liutpr.  106.  140.  Vgl.  Winoqradoff,  Die  Freilassung  zu 
voller  Unabhängigkeit  in  den  deutschen  Volksrechteu.  FDG.  16,  599  ff.  Fournier, 
£8sai  sur  les  forroes  et  Ica  effets  de  Tafi^'anchissement  dans  le  droit  gallo- franc, 
1885  (vgl.  KöHNB,  ZRG.  20,  184  ff.). 

*•  Vgl.  Brümver,  Die  Freilassung  durch  Schatz wurf  (Uistor.  Aufsätze  für 
Waitz  55—72);  RG.  1,  246.    Dahn,  Könige  7,  1  S.  259  ff. 


222  IMe  fränkische  Zeit 

selbst  war  ein  Formalakt,  der  darin  bestand,  daß  der  Treuhänder  dem  Frei- 
zulassenden, wahrscheinlich  zum  Zeichen  des  Verzichts  auf  den  bisher  von 
ihm  gezahlten  Leibzins,  einen  Denar  oder  „Schatz''  aus  den  Fingern 
schnellte.  Der  Akt  mußte  in  Gegenwart  des  Königs  vorgenommen  werden; 
im  Laufe  der  Zeit  wurde  es  üblich,  den  Freizulassenden  dem  Könige 
selbst  zu  übergeben,  so  daß  dieser  als  Treuhänder  den  Freilassungsakt 
persönlich  vollzog.  Ursprünglich  wohl  nur  bei  Liten  gebräuchlich,  wurde 
die  Freilassung  durch  Schatzwurf  schon  früh  auch  bei  angesiedelten  Un- 
freien (gervi  casati),  nicht  aber  bei  den  unangesiedelten  Hof  knechten  {man- 
dpia)  üblich.  Dem  Mnkischen  Volksrecht  entsprungen,  hatte  die  Denar- 
freilassung doch  ihren  Schwerpunkt  in  der  Mitwirkung  des  Königs,  also 
im  Amtsrecht,  und  gelangte  infolgedessen  allmählich  zu  territorialer  Gel- 
tung im  ganzen  Reiche.  Der  durch  Schatzwurf  Freigelassene  {homo  dena- 
rialü,  denariaius)  erhielt  die  vollen  Rechte  eines  freien  Franken;  denn 
daß  er,  wenn  er  ohne  in  der  Freiheit  erzeugte  Kinder  starb,  durch  den 
König  beerbt  wurde,  war  nur  eine  Folge  der  durch  die  Freilassung  be- 
wirkten Zerschneidung  seiner  früheren  Verwandtschaftsbande.  Der  die 
Freilassung  bestätigende  Bann  des  Königs  hatte  ursprünglich  sogar  die 
Wirkung,  selbst  der  Freilassung  durch  einen  Unbefugten  unbedingte  Kraft 
zu  verleihen;  erst  ein  Gesetz  des  7.  Jahrhunderts  beschrankte  die  Folgen 
der  denariatio  auf  die  Fälle  rechtmäßiger  Freilassung*^. 

Manches  deutet  darauf  hin,  daß  der  König  bei  der  Freilassung  durch 
Schatzwurf  nur  an  die  Stelle  des  Landesthinges  getreten  war*^  Auch 
die  Alamannen  haben  eine  Freilassung  in  der  Volksversammlung  gekannt**. 
Bei  den  Angelsachsen  wurde  dieselbe  durch  Übergabe  des  Freizulassenden 
an  einen  Treuhänder  und  sodann  durch  feierliche  Waffenreichung  vor 
versammeltem  Gericht  vollzogen '^  Bei  den  Langobarden  mußte  der 
Unfreie  zunächst  durch  zwei  Hände  gehen,  was  jedesmal  per  gairthinxy 
also  durch  Waffenrühren  der  Thingversammlung,  zu  bestätigen  war;  erst 
der  dritte  Treuhänder  (also  die  vierte  Hand)  vollzog  die  Freilassung, 
indem  er  den  Mann  an  einen  Kreuzweg  führte  und  ihm  hier  unter 
Waffenreichung  erklärte:  de  quattuor  mos,  ubi  volueris  ambularej  liberam 
habeas  potestatem^K    Als  gleichwertig  mit  der  Freilassung  im  Thing  hatte 


»0  Vgl.  L.  Sal.  26.    L.  Rib.  57. 

^^  Vgl.  SoHM,  ReicbB-  und  Gerichtsverfassung  46  ff.  v.  Amiba  '  80.  Ober  die 
in  ihrer  eigentlichen  Bedeutung  noch  nicht  enträtselte  Freilassung  per  hantradam 
(L.  Cham.  11.  12)  vgl.  Sobm  573  ff.,  Hayet,  L^affranchissement  per  hantradam 
(N.  Revue  1,  657  ff.),  Brunneb  1,  247,  v.  Amira«  80.  165. 

"  Pact  Alam.  2,  45. 

*•  Leges  Wilhelm!  3,  15  (Schmid,  Ges.  d.  Ags.  856):  tradat  eum  viceeomiH 
per  manum  dextram  in  pleno  cotnitatu,  quietnm  illum  olamare  debet  a  iugo  aervi- 
iutis  suae  per  manumissionenif  ei  osiendat  ei  liberas  vias  et  portaa,  et  tradat  iüi 
libera  arma,  scilicet  lanceam  et  gladium;  deinde  liber  homo  effieitur, 

**  Ed.  Roth.  224,  1.  Die  Formel  war  offenhar  dieselbe  wie  bei  den  Angel- 
sachsen. Die  Waffenreichung  (ihingii  in  gaida  et  gisil)  yoUzog  sich  aber  wohl 
nicht,  wie  ich  früher  angenommen  habe,  durch  Übergabe  eines  Speeres  (gaire- 
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sich,  wie  bei  den  Franken,  auch  bei  den  Langobarden  eine  solche  durch 
Königsgebot  ausgebildet**,  die  unter  liutprand  eine  Verbindung  mit  der 
römischen  Freilassung  vor  dem  Altar  einging**.  Während  diese  beiden 
Freilassungsformen  die  volle  Freiheit  gewährten,  den  Freigelassenen  volk- 
frei [fxilcfree)  und  selbmündig  {anmnd)  machten*',  gab  es  eine  weniger 
vollkommene  Freilassung,  bei  welcher  der  Freigelassene  zwar  volkfrei,  also 
über  die  Stellung  eines  bloßen  Aldius  erhoben  wurde,  aber  doch  ein 
Schutzverhältnis  des  bisherigen  Herrn  bestehen  blieb  und  der  Freigelassene 
nicht  amund  wurde  *^. 

Eine  ähnliche  Zwischenstufe  zwischen  Freigelassenen  zu  Liten-  und 
zu  vollem  Freienrecht  kannten  auch  die  Franken  *^  So  die  komines 
regüj  d.  h.  die  ohne  Schatzwurf,  durch  bloßen  Freibrief  freigelassenen 
Königssklaven  und  die  von  ihren  früheren  Herren  bloß  durch  Freibrief 
freigelassenen  und  ausdrücklich  der  Munt  des  Königs  überwiesenen  Privat- 
sklaven. Denselben  standen  die  in  der  Kirche  vor  dem  Bischof  oder 
durch  den  Bischof  unter  Aufnahme  einer  von  ihm  aufgestellten  Urkunde 
{tabvla)  Freigelassenen  (tabularii),  nachdem  es  der  Kirche  schließlich  im 
7.  Jahrhundert  gelungen  war,  die  Munt  über  dieselben  ganz  allgemein 
bewilligt  zu  erhalten,  als  komines  ecclesiastici  zur  Seite ®^.  Die  Kirchen- 
und  Königsleute  waren  zu  Diensten  und  Abgaben  verpflichtet,  Kirchen- 
leute besonders  häufig  zu  einer  Abgabe  in  Wachs,  wovon  sie  auch  Wachs- 
zinsige  {cerarüj  cerocensualei)  genannt  wurden.  Ihre  materielle  Stellung 
entsprach  im  wesentlichen  derjenigen  der  Liten,  gleich  diesen  wurden  sie 
auf  einem  Hofe  angesiedelt  und  entbehrten  die  Freizügigkeit,  als  Munt- 
leute  des  Königs  oder  der  Kirche  genossen  sie  aber  einen  höheren  Rang 
und  waren  als  Hintersassen  derselben  der  Gerichtsbarkeit  ihrer  Schutz- 
herren unterworfen. 

Auch  die  in  formloser  Weise  durch  bloßen  Freibrief  ihres  Herrn 
Freigelassenen  {cartularii)  konnten  durch  diesen  Freibrief  nicht  nur  dem 
Schutze  des  Königs,  sondern  auch  dem  einer  beliebigen  Kirche  überwiesen 


thinz  in  diesem  Sinne),  sondern  durch  Zuwerfen  eines  Pfeiles,  entsprechend  einer 
Nachrieht  des  Paulus  Diac,  Hist.  Langob.  1, 13,  und  einem  altsfichsischen  Brauche, 
den  die  Heidelberger  Bilderhandschrift  des  Sachsenspiegels  anzudeuten  scheint 
Vgl.  ScHBÖDSB,  ZRG.  20,  54  ff.  y.  Amira*  80.  Kopp,  Bilder  o.  Schriften  der  Vor- 
zeit 1,  127  f. 

^  Die  Freilassung  m  pana  i.  e.  per  votum  regis,  VgL  Ed.  Roth.  224,  2. 
Ed.  Lia4>r.  140. 

^  lintpr.  9.  Später  war  die  Mitwirkung  des  Königs  nicht  mehr  notwendig, 
es  genügte  die  HerumfÜhrong  um  den  Altar  durch  den  Priester.  Vgl.  Liutpr. 
28.  55.  140.    Auch  Pact  Alam.  2,  45  kannte  die  Freilassung  vor  dem  Altar. 

"  Roth.  224.    Liutpr.  55.    Aistulf  11.  12. 

»•  Vgl.  Roth.  224,  8.  225. 

*•  Vgl.  Waitz  2, 1  S.  282  ff.  ZRG.  20, 23  f.  Sohm,  ZRG.  5,  482  ff.  E.  Maybb, 
Entsteh,  d.  Lex  Ribuaria  181  ff.  Lünino,  Gesch.  d.  deutsch.  Kirchenrechts  2,  228  ff. 
Roth,  Feudalität  288  ff.    G.  Mbteb,  ZRG.  15,  109  f. 

^  Wenn  nicht  der  Freilasser  ausdrücklich  einen  anderen  Schutzherm  be- 
nannt hatte. 
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und  dadurch  zu  Kirchenleuten  erhoben  werden.  Ohne  eine  derartige 
Überweisung  galten  die  cartulariij  da  die  Freilassung  durch  Freibrief  dem 
römischen  Vulgarrecht  angehörte,  als  freie  Römer  {homines  Somani). 

Unter  den  Karolingern  verschwanden  die  Unterschiede  innerhalb  der 
verschiedenen  Klassen  der  Hörigen  mehr  und  mehr. 

Über  die  Stellung  der  Römer  im  frankischen  Reiche  haben  wir 
bereits  früher  (S.  102)  gehandelt  Die  Juden  ^'^  nahmen  unter  den 
Franken,  im  Gegensatz  zum  Reiche  der  Westgoten,  eine  leidlich  günstige 
Stellung  ein,  da  sie  sich  durch  ihren  Handel  und  die  unter  ihnen  ver- 
breitete Arzeneiwissenschaft  vielfach  unentbehrlich  machten.  Sie  waren 
persönlich  frei  und  konnten  Grundbesitz  erwerben,  durften  aber  keine 
christlichen  Knechte  haben,  auch  war  ihnen  der  Zutritt  zu  öffentlichen 
Ämtern  verschlossen^*.  Unter  sich  lebten  sie  nach  jüdischem  Rechte; 
Christen  gegenüber  hatten  sie  nur  die  Befugnis,  sich  von  gerichtlichen 
Anschuldigungen  durch  einen  nach  jüdischem  Ritus  geschworenen  Eid  zu 
reinigen.  Ein  Volksrecht  besaßen  sie  nicht,  weder  das  römische  noch 
das  jüdische;  der  Rechtsschutz,  den  sie  genossen,  beruhte  ausschließlich 
auf  dem  ihnen  vom  Könige  gewährten  Schutze,  war  also  nur  ein  pre- 
kärer"^. Besondere  Privilegien  erhielten  die  ausdrücklich  in  den  Königs- 
schutz aufgenommenen  Juden  ^^  Ein  allgemeiner  Judenschutz  des  Königs 
im  Sinne  des  Mittelalters  war  dem  fränkischen  Reiche  noch  unbekannt 


Drittes  Kapitel. 
Die  Rechts  quellen, 

Stobbb,  Geschichte  der  deutschen  Rechtsquellen  I.  1860.  Genoler,  Ger- 
manische Rechtsdenkmäler,  1875.  Davoud-Oohloü,  Histoire  de  la  l^gislation  des 
anciens  Germains,  2  Bde,  1845.  ßRUimER,  RG.  1,  254  —  412.  y.  Amira*  61  fiF. 
V.  Daniels,  Handbuch  1,  107-318.  Waitz  2»,  1  S.  86  —  185.  3«,  599—630. 
V.  Stbel,  Königtum"  358  ff.  Gfrörer,  Zur  Geschichte  deutscher  Volksrechte 
1,  167  ff.  322  ff.  Dahn,  Könige  7,  2  S.  31  ff.;  Deutsche  Geschichte  1,  2  S.  548  ff. 
Glasson,  Histoire  2,  134—242.  Viollet,  Histoire  du  droit  civil  fran9aiB  95—134. 
Salvioli,  Manuale  di  storia  del  diritto  italiano  40  ff.  Ältere  Quellenausgaben  in 
den  Sammlungen  von  Sichard  (1530J,  Tiliüs  (1573),  Herold  (1557),  Likdbnbroo 
(1613),  Baluziüs  (1687),  Georgisch  (1738),  Bouquet  (1738),  Canciami  (1781—1792), 
Walter  (1824). 


•*  Vgl.  Stobbe,  Die  Juden  in  Deutschland  3  ff.  Waitz  4,  348  f.  Löniko, 
a.  a.  0.  51  ff.  Heubler,  a.  a.  0  1,  147  ff.  Brünner  1,  228.  275  ff.  2,  49.  Bore- 
Tiüs,  Capitularia  1,  Nr.  131.     Dahn,  Könige  7,  1  S.  306  ff.    8,  S.  20.  207  ff. 

"  Vgl.  Siceel,  Beiträge  (s.  S.  125)  463. 

•»  Vgl.  Heusler,  a.  a.  0.  151  f. 

•*  Vgl.  Form,  imperiales  30.  31.  37.  62  (Zeumer,  Formulae  309  f.  314  f.  325). 
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Bbünner,  RG.  1,  254  ff.  FiCKBR,  Untersuchungen  zur  Erbenfolge  der  ostger- 
maniflcben  Rechte  (S.  3).  v.  Ahira,  Gott  gel.  Anz.  1892,  S.  269  ff.  Hbusler,  In- 
stitutionen 1,  19  ff.  Gaüpp,  Das  alte  Gesetz  der  Thüringer  1—200.  Sohm,  Frän- 
kisches Recht  und  römisches  Recht,  ZRG.  14,  1  ff. 

Die  germanische  Auffassung  des  Rechts  war  mit  der  Ausbildung 
einer  eigentlichen  gesetzgebenden  Gewalt  unvereinbar.  Das  Recht  wurde 
nicht  gemacht,  sondern  nur  bezeugt  Es  fand  wie  ehedem  seinen  Aus- 
druck in  allgemeinen  Rechtssprich  Wörtern,  gerichtlichen  Entscheidungen, 
abstrakten  Urteilen  (Weistümem)  über  vorgelegte  Rechtsfragen,  im  Norden 
auch  in  geordneten  Rechtsvortragen  im  echten  Thing.  Ebendarum  war 
das  Recht,  auch  nachdem  die  einzelnen  Stamme  zu  dauernder  Ansässig- 
keit  gelangt  waren,  fortdauernd  Volksrecht,  nicht  Landesrecht,  es  be- 
ruhte in  der  Stammeszugehörigkeit,  trug  also  einen  persönlichen,  keinen 
territorialen  Charakter  ^  Die  Einheit  der  Rechtsbildung  lag  in  den 
Stammen,  die  meisten  Volksrechte  waren  Stammesrechte*,  doch  fehlte 
es  nicht  an  partikularrechtlichen  Erscheinungen  innerhalb  der  Stämme, 
wie  sie  u.  a.  bei  den  Sachsen,  Angelsachsen  und  Langobarden  bezeugt 
sind^  Am  deutlichsten  treten  diese  landschaftlichen  Eigentümlichkeiten 
in  solchen  Fällen  hervor,  wo  die  Aufzeichnung  eines  besonderen  Land- 
schaftsrechtes für  notwendig  erachtet  wurde.  So  enthielt  die  Lex  Frisio- 
num  ursprünglich  mittelfriesisches  Recht  und  vnirde  erst  später  durch 
Aufnahme  der  Abweichungen  des  ost-  und  westfriesischen  Rechts  erweitert. 
Die  Thüringer  haben  ein  eigentliches  Stammesgesetz  überhaupt  nicht 
besessen;  die  Lex  Thuringorum  enthielt  nur  das  Recht  der  thüringischen 
Angeln  und  Werinen.  Innerhalb  des  fränkischen  Stammes  hingen  die 
chattischen  Völker  so  eng  mit  den  Saliern  zusammen,  daß  das'salische 
Recht  beiden  gemeinsam  war,  während  sich  im  Bereiche  des  ribuarischen 
Rechts  die  Notwendigkeit  einer  besonderen  Rechtsaufzeichnung  für  die 
Landschaft  der  Chamaven  herausstellte.  Bei  den  drei  großen  nordischen 
Stämmen  hatte  das  Volksrecht  seinen  Sitz  überhaupt  in  den  einzelnen 
Landschaften* 


^  Zuweilen  sprechen  die  Quellen  schon  von  einer  lex  lociy  worunter  aber  nicht 
immer  ein  wirkliches  Lokalrecht,  sondern  unter  Umst&nden  vielmehr  das  ange- 
stammte Recht  der  Orts-  oder  Landesbewohner  verstanden  ist  Vgl.  Sohu,  Beichs- 
und  Gerichtsverfassung  76  ff.  134.    Waftz  3,  349.    Bbükneb  1,  256  n. 

*  Vgl.  Sohm,  a.  a.  0.  573  n.  15. 

*  Vgl.  Bethkann-Hollwbo,  Germ.-roman.  Civilprozeß  1,  454  f.  Bei  den  Angel- 
sachsen standen  sich  namentlich  die  kentische  und  westsächsische  Gruppe  gegen- 
über. Bei  den  Sachsen  nahmen  die  Westfalen,  bei  den  Langobarden  die  Bene- 
venter  eine  gewisse  Sonderstellung  ein.  Vgl.  Lex  Saz.  47.  48.  Widuk.  res  gestae 
Sax.  1,  c.  14. 

*  Vgl.  K.  Maurer  in  Holtzendobff's  Encyklopftdie  1^  851  ff.  v.  Axiba'  99  ff. 
Die  vier  norwegischen  Provinzialrechte  (Eidsi^athings- ,  Gulathings-,  Frostu- 
thinga-  und  BorgarthingslÖg)  besitzen  wir  in  Redaktionen  ans  dem  12.  und  13.  Jahr- 
hundert    Die  isl&ndischen  Rechtsquellen  gehen  zum  Teil  auf  die  um  930  ent- 

S.  SgbbCdsb,  DeatBche  Becbtsgeschlchte.    3.  Aufl.  15 
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Während  die  nordgermanischen  Yolksreohte  erst  in  einer  weit  über 
unsere  Periode  hinausliegenden  Zeit  zur  Aufzeichnung  gelangt  und  daher 
hier  nicht  weiter  in  Betracht  zu  ziehen  sind,  haben  die  anf  römischem 
Boden  angesiedelten  Stämme  sich  schon  früh  zur  Niederschrift  ihres 
Rechts  veranlaßt  gesehen.  Zum  Teil  hat  wohl  das  Vorbild  des  römischen 
Rechts  den  Anstoß  dazu  gegeben,  in  erster  Reihe  sind  aber  die  neuen 
politischen  und  sozialen  Verhältnisse  und  die  Beziehungen  zur  Kirche 
und  den  römischen  Provinzialen,  nicht  minder  das  Bedürfnis,  den  Aus- 
schreitungen des  Pehderechts  durch  Aufstellung  fester  Büß-  und  Wergeid- 
taxen möglichst  vorzubeugen,  maßgebend  gewesen.  Die  ersten  Volksrechts- 
redaktionen haben  gegen  Ende  des  5.  Jahrhunderts  stattgefunden;  den 
Schluß  bildete  die  umfassende  gesetzgeberische  Thätigkeit  Karls  des  Großen 
und  die  ergänzende  Gesetzgebung  Ludwigs  des  Frommen.  Unter  Karl 
hat  besonders  der  im  Oktober  802  zusammengetretene  Aachener  Reichs- 
tag teils  zur  Ergänzung  älterer  Volksrechte,  teils  zur  Redaktion  neuer 
Gesetze  für  die  noch  nicht  mit  geschriebenem  Rechte  versehenen  Reichs- 
teile gedient*. 

Die  Volksrechte,  im  Gegensatze  zu  den  leges  Romanae  auch  als  leges 
barbarorum  bezeichnet,  waren  regelmäßig  amtlichen  Ursprungs.  Sie  waren 
meistens  königliche  Gesetze,  wenn  auch  der  Schwerpunkt  in  der  das  Recht 
weisenden  Thätigkeit  des  Volkes  lag.  Die  nordischen  Landrechte  ent- 
halten zum  Teil  deutliche  Spuren  ihrer  Entstehung  aus  den  Rechtsvor- 
trägen [uppsaga,  lögsaga)  der  Gesetzsprecher.  Auch  die  westgermanischen 
Volksrechte  wurden  in  der  Regel  von  sapientes,  legülatores  j  iudices  ent- 
worfen, in  der  Volks-  oder  Gerichtsversanunlung  vorgetragen  und  durch 
Thingbeschluß  zum  Weistum  (iudicium)  erhoben.  Man  behandelte  sie  als 
Urteile  oder  Weistümer,  auch  wo  es  sich  thatsächlich  um  neue  Satzungen 

standene  Ulfljötslög  und  die  im  12.  Jahrhundert  entstandene  HaflidaskrÄ  zurück. 
Grägäs  ist  ein  erst  im  17.  Jahrhundert  durch  Verwechselung  mit  einem  verloren 
gegangenen  Gesetzbuche  des  Königs  Magnus  g6di  (11.  Jahrhundert)  aufgekommener 
Sammelname  für  mehrere,  wesentlich  verschiedene  Kompilationen,  größtenteils  erst 
aus  dem  18.  Jahrhundert;  gedruckt  sind  der  Codex  regius  (herg.  von  Finsen, 
Kopenhagen  1852 — 70,  2  Bde)  und  der  Codex  Amamagnaeanus  (herg.  von  Fiksbn 
1879,  von  der  arnamagnäanischen  Kommission  1888).  Schwedische  Provinzial- 
rechte  sind  West-  und  Ostgötalagen ,  Uplandslagen  und  Grotlandslagen  oder  Gut- 
lalagh  aus  dem  IS.,  Söder-  und  Westmannalagen,  Sm&lands*  und  Helsingelagen 
aus  dem  18.  oder  14.  Jahrhundert  Von  den  dänischen  Provinzialrechten  ist  das 
jütische  Lov  (Ausg.  von  Petebsbn,  1850)  ein  Gesetz  Valdemars  II.  von  1241, 
während  Skänelagen,  d.  h.  das  Landrecht  von  Schonen  (Sk&nske  lov,  herg.  von 
Thorsen,  1858),  und  die  beiden  Landrechte  von  Seeland  (SjasUandske  lov,  I.  und  U., 
herg.  von  Thorsen,  1852)  Privatarbeiten  des  18.  Jahrhunderts  sind. 

>  Vgl.  Brünneb  1,  289  f.  Einhardi  Vita  Karoli  c.  29  (MG.  Scr.  2,  458).  Von 
dem  Aachener  Reichstage  berichten  die  Lorscher  Annalen,  daß  Karl  eongregavü 
ducea,  comites  et  rdiquo  christicmo  populo  cum  legislatoribus  y  et  fecit  omnes  leges 
in  regno  suo  legi  et  tradi  unicuique  homini  legem  auam  et  emendare,  übicumque 
neeeese  fuitj  ei  emeruUUam  legem  scribere,  et  ut  iudices  per  scriptum  iudieassent  et 
munera  non  aecepissentj  sed  omnes  homines,  pauperes  et  diviies,  in  regno  suo  iusti- 
Uam  habuissent  (MG.  Scr.  1,  88). 
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handelte.  Immer  aber  erfolgte  die  volksrechtliche  Gesetzgebung  in  ge- 
meinsamer Mitwirkung  von  König  und  Volk.  Man  bezeichnete  das  in 
dieser  Weise  zur  Aufzeichnung  gelangte  Becht  als  pactum^  pactus,  gi- 
zumpht^,  auf  romanischem  Boden  nach  römischem  Vorbilde  auch  als 
edictum  oder  edictus^.  Auch  lex  oder  iwa  wurde  zur  Bezeichnung  des 
geschriebenen  Volksrechts  verwendet;  bei  der  Gegenüberstellung  mit 
pactus  bezeichnete  lex  oder  Swa  aber  das  ungeschriebene,  pacüu  das  ge- 
schriebene Becht®. 

Bei  den  Angelsachsen  und  Langobarden  setzte  sich  das  Volksreoht 
aus  einer  Beihe  von  Einzelgesetzen,  zum  Teil  großen  ümfangs,  zusammen, 
während  die  übrigen  Volksrechte  meistens  durch  einen  einheitlichen 
Gesetzgebungsakt  zur  Aufzeichnung  gelangten,  im  Laufe  der  Zeit  aber 
mehr  oder  weniger  durch  Zusätze  ergänzt  wurden.  Wiederholte  amtliche 
Neuredaktionen  haben  nur  bei  den  Westgoten  und  Alamannen  statt- 
gefunden. Die  zum  Teil  tiefgreifenden  Textänderungen  in  den  übrigen 
Volksrechten  kommen  wohl  ausschließlich  auf  Bechnung  der  Abschreiber, 
durch  welche  (vielfach  jedenfalls  auf  amtliche  Anweisung)  ebensowohl 
neuere  Satzungen  wie  glossenartige  Randbemerkungen  als  Zusätze  in  den 
Text  gelangten. 

Die  Volksrecht^  waren  nach  Inhalt  und  Charakter  außerordentlich 
verschieden.  Während  einige  fast  wie  eine  Kodifikation  erscheinen,  sind 
andere  höchst  fragmentarisch  gehalten.  Eine  innere  Verwandtschaft  be- 
steht zwischen  den  Volksrechten  der  Friesen,  Sachsen,  Angelsachsen  und 
Langobarden,  andererseits  zwischen  den  fränkischen  Volksrechten  unter 
sich  und  mit  dem  thüringischen  Bechte,  zwischen  dem  alamannischen 
und  bairischen  Becht.  Auf  Grund  äußerer  Benutzung  steht  das  Volks- 
recht der  Baiern  in  engem  Zusammenhange  mit  dem  der  Alamannen 
und  dem  älteren  Westgotenrecht,  während  das  ribuarische  Volksrecht  sich 
zum  Teil  als  eine  Bearbeitung  der  Lex  Salica,  das  friesische  als  eine 
solche  der  Lex  Alamannorum  herausstellt.  Der  Einfluß  des  römischen 
Eechts  war  nur  bei  den  Goten  von  hervorragender  Bedeutung  gewesen. 

Die  römischen  Provinzialen  behielten  überall  ihr  römisches  Privat- 
recht (d.  h.  römisches,  durch  germanische  Elemente  beeinflußtes  Vulgar- 
recht), das  für  sie  in  derselben  Weise,  wie  für  die  Germanen  ihr  Volks- 
recht, den  Charakter  eines  persönlichen  Rechtes  erhielte    Mehrfach  ließen 


*  Vgl.  Stbinmbyer  u.  Sievers  1,  286.  636.  645.  2,  263.  In  einer  Handschrift 
der  Lex  Chamavoram  wird  Swa  mit  gexunfü  glossiert. 

^  So  bei  Ost-  und  Westgoten,  Langobarden,  zum  Teil  auch  bei  den  Franken 
zur  Zeit  der  Merowinger. 

^  Vgl.  FDG.  19,  140.  SoHM,  a.  a.  0.  159.  Das  langobardische  cawarfida  ist 
„Gerichtsgebraucb".     Vgl.  Bbunnsr  1,  129  n. 

•  Vgl.  S.  100.  Wegen  des  römischen  Rechts  im  Langobardenreiche  vgl. 
(gegen  Hegel,  Geschichte  der  Stadteverfassung  von  Italien  1,  382  ff.)  Ed.  Liutpr. 
91.  127.  ScHBÖnsB,  Geschichte  des  ehel.  Güterrechts  1,  20  f.  Brunneb,  RG.  1,  370. 
Bethmann-Hollweg,  a.  a.  0.  1,  332  ff.     Schupfeb,  Istituzione  politiche  langobar- 
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die  gennanischen  Herrscher  für  ihre  römischen  Unterthanen   besondere 
Redaktionen  des  römischen  Rechts  {leges  Eomanae)  herstellen. 

Die  gleiche  Rücksicht  wie  den  römischen  Provinzialen  ließ  man 
wohl,  im  Gegensatze  zu  den  im  Lande  weilenden  Fremden,  auch  den  ger- 
manischen Bewohnern  einverleibter  Gebiete,  welche  dem  herrschenden 
Stamme  nicht  angehörten,  zu  teil  werden  ^^.  Jedenfalls  kam  im  Franken- 
reiche, das  die  verschiedensten  Stamme  gleichmäßig  umfaßte,  das  volle 
Prinzip  der  persönlichen  Rechte,  nach  welchem  jeder  Reichsange- 
hörige das  Recht  seines  Stammes  überall  im  Reiche  mit  sich  trug,  zur 
Anerkennung^^.  In  Italien  führte  dies  Prinzip,  das  mit  der  fränkischen 
Eroberung  auch  hier  sofort  Eingang  fand,  zu  der  später  auch  in  Burgund 
und  Septimanien  begegnenden  Einrichtung  der  professiones  iuris,  durch 
welche  jeder,  der  vor  Gericht  oder  vor  einem  Notar  zu  thun  hatte,  zuvor 


diche  1 56— 199.  M.  Comrat,  G^ch.  d.  QaeU.  u.  Liter,  d.  röm.  Rechts  1,  50  ff. 
Für  das  frftnkificbe  Reich  bestimmte  die  praeceptio  Chlothars  II.  c.  4  (Bobbtius 
1,  19):  Inter  Romanus  negutia  causarum  Romunis  legehus  praecepemus  terminari. 
Die  Kirche  als  juristische  Person  lebte  nach  römischem  Recht  (die  unter  dem 
Schatze  des  Frankenkönigs  stehenden  Kirchen  hatten  jedoch  fränkisches  Recht), 
während  sich  das- Recht  der  einzelnen  Kleriker  nach  ihrer  Nationalität  richtete. 
Vgl.  S.  142.  LöNiNQ,  Gesch.  d.  Kirchenrechts  2,  284  ff.  Eichhorn  1,  274  f.  Bbunnbr 
1,  269  f.  BoBETiüs  1,  192,  c  6.  212.  Lib.  Papiens.,  Pipp.  c.  6  nebst  ezpositio;  Karol. 
c.  142  nebst  expositio.  Allerdings  bestimmte  Lib.  Papiens.,  Ludov.  Pii  c.  53:  ut 
onmis  ordo  aecelesiarum  secundum  legem  Rotnanam  vivat,  aber  die  urkundlichen 
Professionen  italienischer  Kleriker  zeigen,  daß  diese  wohl  das  Recht  hatten, 
romisches  Recht  zu  profitieren,  es  aber  häufig  vorzogen,  ihr  angestammtes  Recht 
zu  behalten.    Zum  Teil  anderer  Meinung  Savigny,  Gesch.  d.  röm.  Rechts  im  MA.* 

1,  142  f.  146;  Bethuann-Hollweq  2,  77  ff. 

i<>  Vgl.  Dahn,  Könige  7,  1  S.  132  ff.    3  S.  1  ff.     Hist.  Zeitschr.  78,  194.    Waitz 

2,  1  S.  108  n.  Bethmamn-Hollwbo  1, 155  f  184.  831.  L.  Burg.  47,1.  £d.  Rothar.  367. 
Liutpr.  91.     Paul  Diac,  Hist.  Langobard.  3,  c.  6. 

^^  L.  Rib.  31,  §  8:  Hoc  autem  constituemus,  ui  infra  pago  Rtbuario  tarn  Franci^ 
BurgunduniiSy  Älamanni,  seu  de  quacumque  natione  oonmoraius  fueritj  in  iudicio 
interpellaius ,  sicut  lex  loci  contenity  ubi  natus  fuit,  sie  respondeat.  §  4:  Qiiod  st 
damnatus  fuerit,  secundum  legem  propriantf  non  secundum  Ribuariam,  damnum 
susteneat.  Form.  Marc.  1,  8  (§  19  n.  36).  Capitulare  missorum  bei  Boretius  1,  67, 
c.  5.  Vgl  Bbünner  1,  259  ff.  v.  Amira*  15.  y.  Daniels,  Handbuch  1,  109  ff. 
Wattz  2,  1  S.  108  ff.  3,  344  ff.  4,  403;  Das  alte  Recht  97  ff.  Saviokt,  Gesch.  d. 
röm.  Rechts  im  MA.'  1,  115  ff.  ErcHHORN  1,  §  43.  Pardessüs,  Loi  Salique.  diss.  2. 
Bethmank-Hollweg  1,  455  ff.  2,  72  ff.  Genqler,  a.  a.  0.  51  f.  Stobbe,  JB.  d.  gem. 
deutsch.  Rechts  6,  23  ff.  Gaupp,  Ansiedlungen  218  ff.  Lüpi,  Cod.  dipl.  Bergom. 
diss.  4,  pg.  213—232.  Muratori,  Antiqnitates  2,  diss.  22.  Padelletti,  Archivio 
stör.  ital.  3,  20.  431  ff.  Salyioli,  Atti  e  docum.  delle  deput  di  stör,  patria  mode- 
nesi  e  parmesi  8,  2  S.  889  ff.  Sohm,j  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  173  f.  Heuslee, 
Institutionen  1,  144  f.  Stoitpf,  J^tude  sur  le  principe  de  la  personnalit^  des  lois, 
Revue  Bourguignonne  4,  Nr.  2.  Streitig  ist,  ob  die  Franken  das  Prinzip  der  per- 
sönlichen Rechte  von  Anfang  an  auch  gegenüber  den  Angehörigen  des  herrschen- 
den Stammes  anerkannt  haben.  Nach  Brunner  wäre  dies,  auch  in  betreff  der 
römischen  Provinzialen,  erst  in  der  Zeit  nach  der  Lex  Salica  geschehen,  das  Recht 
der  unterworfenen  Bevölkerung  also  ursprünglich  nur  unter  Volksgenossen  zur 
Geltung  gekommen. 
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Ansbinft  über  sein  Stammesrecht  geben  mußte  ^^  Da  das  Prinzip  der 
persönlichen  Rechte  der  eigentümlichen  Zasammensetzung  des  fränkischen 
Reiches  seine  Entstehung  verdankte ,  so  kam  es  auch  nur  gegenüber 
Reichsangehörigen  zur  Anwendung.  Der  Fremde  war  an  sich  rechtlos; 
befand  er  sich  bei  einem  Gastfreunde,  so  schützte  ihn  das  Yolksrecht  des 
letzteren;  stellte  er  sich  unter  den  Königsschutz,  so  stand  er  unter  dem 
Schirm  des  königlichen  Amtsrechts ,  das  einen  territorialen,  keinen  per« 
sönlichen  oder  nationalen  Charakter  hatt«^'. 

Im  Gegensatze  zu  den  Volksrechten  und  der  mit  ihnen  zusammen- 
hängenden Gesetzgebung  hatten  die  Reichsgesetze  eine  territoriale  Gel- 
tung. Ihre  Quelle  war  nicht  die  Rechtsüberzeugang  des  Volkes,  sondern 
der  Herrscherwille  des  Königs,  ihre  Geltung  reichte  daher  nur  so  weit 
wie  die  Amtsgewalt  des  Königs,  sein  Nachfolger  konnte  sie  wieder  außer 
Kraft  setzen. 

Außer  den  Volksrechten,  den  leges  Romanae  und  den  Reichsgesetzen 
gehören  als  Erzeugnisse  der  Notariatswissenschaft  die  Formelsammlungen 
und  die  allgemeinen  Einrichtungen  des  Urkundenwesens  zu  den  Rechts- 
quellen unserer  Periode.  Dazu  gesellen  sich  die  Anfange  einer  juristischen 
Litteratur. 

Die  angelsächsischen  Rechtsquellen  und  Urkunden  sind  großenteils 
in  der  Volkssprache  verfaßt»  alle  übrigen  südgermanischen  Rechtsquellen 
dagegen  in  einem  außerordentlich  verderbt.en,  vielfach  mit  deutschen 
Wörtern  und  Glossen  durchsetzten  Vulgärlatein",  das  erst  in  den  Text- 
gestaltungen der  karolingischen  Renaissance  einem  reineren  Latein  Platz 
macht  Man  bezeichnet  diese  reformierten  Texte  aus  der  Zeit  Karls 
des  Großen,  die  zum  Teil  wohl  auf  persönliche  Anregung  des  Königs 
zurückgehen,  als  leges  emendatae.  Von  einigen  Rechtsquellen  liegen 
Bruchstücke  althochdeutscher  Übersetzungen  vor  (S.  231  f.  251  n.). 


"  Vgl.  SAvioinr  1,  145  ff.  7,  2.  Gaupp,  Ansiedlungen  241  ff.  Bethuann- 
HoLLWEO  2,  74  ff.  EiCHHORK  1,  276.  Brünneb,  RG.  1,  270  ff.  Dahk,  Könige  7,  8 
S.  17  ff. 

*•  Vgl.  Bbünmeb  1,  273  f.  Heüslee,  a.  a.  O.  1,  146.  Eichhorn  1,  268.  270. 
Saviont,  a.  a.  0.  1,  117  f.  120.  Der  letztere  geht  zu  weit,  wenn  er  annimmt,  daß 
die  Langobarden  auch  nach  ihrer  Unterwerfung  durch  Karl  im  Frankenreiche 
noch  als  Ausländer  behandelt  worden  seien.  Vgl.  Brunmer  1,  261  n.  Über  die 
Bedeutung  des  barbarus  qui  legem  Salicam  vivit  (L.  Salica  41)  vgl.  Sohm,  a.  a.  0. 
570  ff.  Über  den  langobardischen  waregang  (d.  i.  Seegänger,  vgl.  Brückner,  Sprache 
d.  Lang.  26)  Roth.  367.  Auch  der  wargerigus  der  Lex  Chamav.  9  ist  ein  im 
Königsdienst  befindlicher  Ausländer;  sein  Wergeid  ist  das  fränkische,  von  seinem 
heimischen  Recht  ist  keine  Rede.  Übrigens  läßt  sich  nicht  bezweifeln,  daß  im 
internationalen  Verkehr  unter  befreundeten  Staaten  die  Behandlung  der  beider- 
seitigen Staatsangehörigen  auf  dem  Fuße  der  Gleichberechtigung  vorgekommen 
sein  muß.  Vgl.  Griicm,  RA.  397.  Proeop,  Bell.  Got  1,  c.  13.  Über  das  jüdische 
Recht  vgl.  8.  224.     Waitz  3,  347.     Brunnee  1,  276  f.    Borbtius  1,  259,  c.  6. 

"  Vgl.  V.  Amira»  14. 
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§  31.    Die  Volksrechte  und  die  leges  Romanae. 

I.  Die  Lex  Salica^  Das  Volksrecht  der  salischen  Franken  be- 
herrschte das  ganze  Gebiet  dieses  Stammes  in  Frankreich,  Belgien  und 
dem  südlichen  Teil  der  Niederlande  und  gelangte  frühzeitig  auch  bei 
den  stammverwandten  chattischen  Franken  in  Hessen,  am  Mitt«lrbein  und 
in  den  Flußgebieten  der  Mosel,  der  Lahn  und  des  Mains  zur  Geltung. 
Über  die  Aufzeichnung  des  Gesetzes  sind  wir  durch  einen  um  die  Mitte 
des  6.  Jahrhunderts  beigefügten  Prolog  und  mehrere  kaum  jüngere 
Epiloge  unterrichtete  Der  Prolog  führt,  offenbar  auf  Grund  alter  Über- 
lieferung, die  Lex  Salica  auf  Weistümer  zurück,  die  noch  in  der  heid- 
nischen Zeit  durch  einen  Ausschuß  von  vier  Männern  an  drei  verschie- 
denen Malstatten  vor  der  Thingversammlung  vorgetragen  seien.  Später 
sei  eine  Revision  und  Ergänzung  durch  Chlodovech,  nachdem  er  das 
Christentum  angenommen  hatte,  und  sodann  durch  Childebert  und  Chlo- 
thar  erfolgt.  Die  Wortfassung  des  Prologs  läßt  es  streitig,  ob  die  Ein- 
setzung des  Viererausschusses  auf  einen  Beschluß  der  Stammesversamm- 
lung oder  durch  die  damals  die  Herrschaft  führenden  Kleinkönige  {rectores) 
erfolgt  sein  solP.  Der  eine  Epilog  bezeichnet  dagegen  den  primus  rex 
Francorum,  also  Chlodovech,  als  den  unmittelbaren  Urheber  des  Gesetzes. 
Hinsichtlich  der  späteren  ergänzenden  Gesetzgebung  Chlodovechs  und 
seiner  Söhne  Childebert  I.  und  Chlothar  L  stimmen  die  Epiloge  durchaus 
mit  den  Angaben  des  Prologs  überein* 

*  Diplomatisch  getreue  Ausgaben  von  Pabdessüs,  Loi  Salique,  1843  (8  Texte); 
HoLDEK,  1879—80  (8  Texte  in  6  Einzelausgaben);  Kessels,  1880  (synoptische  Aus- 
gabe von  11  Texten,  mit  sprachlichen  Erläuterungen  von  Kern);  Hub^,  1867 
(1  Text).  Kritische  Ausgaben :  Waitz,  Das  alte  Recht  der  salischen  Franken,  1846 
(mit  sprachlichen  Erläuterungen  von  Müllenhoff);  Merkel,  1850  ^mit  einer  \ot- 
rede  von  J.  Grimm);  Behrend',  1897;  Schulausgabe  von  Geffcken,  1898.  —  Über 
die  Lex  Salica  vgl.  Pardessus  und  Waitz  in  ihren  Ausgaben.  Behrekd,  ZRG. 
13,  Iff.;  Gott.  gel.  Anz.  1880,  Stück  43.  Brunneb  1,  292  ff.  v.  Amira»  15  f. 
Bethmann-Hollweg ,  Gcrman.-roman.  Civilprozeß  1,  445  ff.  v.  Daniels,  Handbuch 
1,  178  ff.  Gaudenzi,  La  legge  salica  e  gli  altri  diritti  germanici  7  ff.  Gemoler, 
Rechtsdenkmäler  39  ff.  Schröder,  Die  Franken  und  ihr  Recht  36  ff.  und  Unter- 
suchungen z.  d.  fränkischen  Volksrechten,  Monatsschrift  f.  d.  Gesch.  Westdeutsch- 
lands 6,  468  ff.  V.  Sybel,  Königtum  167  ff.  308  ff.  Dahn,  Könige  7,2  S.  50  ff. 
Thonissen,  Organisation  judiciaire  de  la  Loi  Salique  5  ff.  Waitz,  VG.  2,  1  S.  88  ff. 
119  ff.;  Abhandl.  413  ff.  Stobbe  1,  28  ff.  Viollet,  Histoire  du  droit  civil  95  ff. 
Faulbeck,  La  royaute  et  le  droit  royal  francs  250  ff.  Fustel  de  Coulanges, 
N.  Revue  11,  764  f.  Beaudouin,  Participation  des  hommes  libres  au  jugement  dans 
le  droit  franc  24  ff. 

'  Über  das  Alter  der  Prologe  und  Epiloge  vgl.  meine  Unters,  z.  d.  fränk. 
Volksrechten  471  ff.  Der  kürzere  Prolog  ist  in  Austrasien  entstanden  und  erheb- 
lich jünger  als  der  längere.  Über  einen  Schreibfehler  des  letzteren  vgl.  S.  107 
Aum.  12. 

^  Der  letzteren  Auffassung,  zuerst  aufgestellt  von  W.  Sickel,  Freistaat  176  n., 
haben  sich  Brukner,  v.  Amira  und  Dahn  angeschlossen. 

*  Jm  ersten  Epilog  ist  nach  einer  ansprechenden  Konjektur  von  Loerscii 
statt  des  unverständlichen  postmodo  wohl  post  rnoäicutn  zu  lesen. 
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Daß  die  Lex  Salica  znm  Teil  auf  älteren  Weistümern  beruhen  ma^, 
ist  zuzugeben,  jedenfalls  aber  ist  die  älteste  uns  erhaltene  Textgestalt  ein 
Werk  Chlodoveohs  aus  der  Zeit  nach  der  Eeichsgrundung  (486).  Gegen  eine 
Abfassung  Tor  ChlodoTech  spricht  die  erst  in  neuester  Zeit  nachgewiesene 
Benutzung  des  Edikts  des  westgotischen  Königs  Eurich  (S.  234),  die 
mebr&cb  hervortretende  Berücksichtigung  des  den  altsalischen  Gebieten 
unbekannten  Weinbaues'^,  die  regelmäßige  doppelte  Ansetzung  aller  Buß- 
beträge nach  Goldschillingen  und  den  erst  von  Ghlodovech  eingeführten 
Denarien  (S.  184),  vor  allem  der  das  ganze  Gesetz  beherrschende  Gedanke 
eines  einheitlichen  Königtums.  Andererseits  ergiebt  sich  aus  dem  noch 
nicht  zu  seiner  vollen  Entwickelung  gelangten  Inhalte  der  königlichen 
Gewalt  (S.  111),  aus  der  Stellung  der  Grafen  und  Thunginen  in  der 
Gerichtsverfassung  (S.  164)  und  der  noch  nicht  erfolgten  Einreihung 
der  römischen  Provinzialen  in  das  fränkische  Heer  (S.  151),  daß  die  Lex 
Saliea  nicht  später  als  unter  Ghlodovech  entstanden  sein  kann.  Nach  dem 
47.  Titel,  der  zwar  das  Land  zwischen  dem  Kohlenwalde  {Silva  Carbonaria) 
und  der  Loire  noch  als  das  Kernland  zu  betrachten  scheint,  aber  doch 
schon  fränkische  Gerichte  jenseit  dieser  beiden  Grenzen  kennt,  könnte 
die  Lex  Salica  erst  in  den  letzten  Regierungsjahren  Chlodovechs,  nach  der 
Eroberung  Aquitaniens  und  Beseitigung  der  übrigen  salischen  Könige, 
entstanden  sein,  vielleicht  gehört  aber  diese  Bestimmung  gleich  einigen 
anderen  Zusätzen,  die  sich  schon  in  dem  ältesten  uns  überlieferten  Texte 
finden,  erst  der  Revisionsgesetzgebung  Chlodovechs  oder  seiner  Söhne  an^ 

In  seiner  ältesten  Gestalt  ist  das  Gesetz  {lexj  pactus)  in  65  mit  be- 
sonderen Überschriften  versehene  Titel  eingeteilt.  Die  Sprache  ist  ein 
überaus  barbarisches,  vielfach  mit  deutschen  Wörtern  untermischtes 
Latein.  Besonders  beachtenswert  ist  die  sogenannte  malbergische  Glosse, 
durch  welche  mit  der  regelmäßigen  Einleitung  mall,  oder  malb.  die  in 
der  Sprache  des  Malbergs,  d.  h.  der  technischen  Gerichtssprache  der 
Salier,  gebrauchten  Ausdrücke  und  Formeln  teils  zur  Erklärung,  teils  zur 
Ergänzung  in  den  lateinischen  Text  eingefügt  sind^.    Eine  althochdeutsche 


^  Vgl  SchrOdeb,  Monatsschr.  f.  cL  Gesch.  Westdeatschl.  6,  502  fip. 

•  Über  derartige  Novellen  vgl.  Bbunwee  1,  295  f.  Die  Bestimmung  über  den 
reipus  (L.  Sal.  44)  ist  anscheinend  eine  chlodovechische  Neuerung  und  vielleicht 
einer  römischen  Satzung  nachgebildet.  Vgl.  §  85  n.  176.  Über  die  Auslegung  des 
Tit  47  vgl.  Brunnek  1,  297,  wodurch  meine  frühere  Auslegung  berichtigt  wird. 
Über  den  Ligeris  vgl.  FDG.  19,  171.  471  ff.' 

'  Vgl.  J.  Grimm,  Vorrede  zu  Merkel's  Lex  Salica,  und  die  Anmerkungen  von 
Kern  in  Hessel's  Ausgabe.  Kern,  Die  Glossen  in  der  Lex  Salica,  1869.  Sohm, 
Reichs-  und  Gerichtsverfassung  558  ff.  Köoel,  Geschichte  d.  deutsch.  Litteratur 
1,  2  S.  418  ff.  Über  die  Formstrenge  der  germanischen  Gerichtssprache  vgl.  auch 
v.  Amira,  Gott.  gel.  Anz.  1885,  S.  164  ff.  Die  altniederfränkischen  Worte  der  malb. 
Glosse  sind  von  den  Abschreibern  äußerst  entstellt;  die  Handschriftenklasse  der 
sogenannten  lex  emeifidata  hat  die  Glosse  ganz  weggelassen.  Eine  der  wenigen, 
auf  den  ersten  Blick  verständlichen  Glossen  findet  sich  in  Tit.  4  §  1:  Si  quis 
agnum  laetafUem  furaverit  et  ei  ftierit  adprobatutn,  Malb,  lammt,  lioc  est  7  dina- 
riu8  qui  faciunl  7nedw  trianlif  ctUpabtlis  mdwetur.    Vgl.  Anm.  9.    Nach.  v.  Amira*  21 
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Übersetzimg  des  Gesetzes  wurde  im  9.  Jahrhundert  in  Ostfranken  ange- 
fertigte Wiederholte  amtliche  Redaktionen  hat  die  Lex  Salica  nicht  er- 
fahren. Die  zahlreichen  Zusätze  und  Änderungen  späterer  Handschriften, 
die  neuen  Titelordnungen  mit  99  oder  70  Titeln  und  die  Sprachreinigungs- 
versuche  der  sogenannten  lex  emendata  kommen  lediglich  auf  Rechnung 
der  Abschreiber.  Dagegen  wurden  in  den  späteren  Regierungsjahren  Ghlo- 
dovechs,  sodann  unter  seinen  Söhnen  Ghildebert  I.  und  Chlothar  I.  und 
seinem  Enkel  Ghilperich  mehrere  Zusatzgesetze  zu  der  Lex  Salica  erlassend 
Weitere  Ergänzungen  enthalten  zwei  Kapitularien  Ludwigs  des  Frommen 
von  816  und  dessen  CapUula  legis  Saltcae  von  820  ^^ 

IL  Die  Lex  Ribuaria".  Das  Volksrecht  der  ribuarischen  Pranken 
trägt  der  Lex  Salica  gegenüber  nicht  den  Charakter  eines  einheitlichen 

ist  die  malb.  Glosse  als  ein  Niederschlag  der  Privatinterpretation  des  6.  Jahrhun- 
derts und  nicht  als  ursprünglicher  Bestandteil  des  amtlichen  Textes  anzusehen. 

^  Die  uns  erhaltenen  Bruchstücke  in  Mebkbl's  Ausgabe,  S.  109  ff.,  sowie  bei 
MüLLEMHOFF  u.  ScHEREB,  Denkniftler  deutscher  Poesie  und  Prosa',  1892,  Nr.  65. 
Nach  KöQEL,  a.  a.  0.  499  ff.,  kann  die  Obersetzung  nicht,  wie  man  früher  annahm, 
in  der  Moselgegend,  sondern  nur  in  der  Gegend  von  Würzburg  oder  Fulda  ent- 
standen  sein.  Vgl.  auch  v.  Auira'  22.  Über  die  Geltung  des  salischen  Rechts 
bei  den  Oetfranken  vgl.  Schröder,  Die  Franken  u.  ihr  Recht  43;  FDG.  19,  140  ff. 
•  Von  den  merowingischen  Kapitularien  zur  Lex  Salica  (L.  Sal.  66 — 105  bei 
Merkel;  Ausgabe  von  Boretius  als  Capitulare  I  bis  VI.  bei  Behrend*  S.  181  ff.) 
tragen  Cap.  I.  c.  1—4  und  Cap.  VI  (L.  Sal.  66— -68.  78—94)  noch  ganz  den  Cha^ 
rakter  der  Lex  Salica  (sie  haben  noch  die  malb.  Glosse  und  die  Wertangaben  nach 
Denarien  und  Soliden)  und  mögen  noch  unter  Chlodovcch  entstanden  sein.  Neu- 
strische Gesetze  aus  der  Zeit  der  Teilreiche  des  6.  Jahrhunderts  sind  Cap.  I. 
c.  5—8  (L.  Sal.  69  —  72)  und,  etwas  jünger,  das  Edikt  des  Ghilperich  (Cap.  V, 
L.  Sal.  77)  von  575—584,  beide,  besonders  das  erste,  von  römischem  und  west- 
gotischem Recht  beeinflußt  Vgl.  BBumvER,  Berl.  SB.  1894,  S.  568  ff.;  Mithio  und 
sperantes  22.  Über  Cap.  L  c  9—12,  Cap.  II.  und  IIL  (L.  Sal.  73—76.  101—105. 
95 — 100)  läßt  sich  keine  Vermutung  aufstellen.  Ober  den  schon  früh  als  eine  £i^ 
gänzung  der  Lex  Salica  betrachteten  Pactus  pro  tenore  pacis  (Cap.  IV.)  vgl.  §  82, 
Anm.  28. 

'^  Als  kleinere  Bruchstücke  salischen  Rechts  aus  späterer  Zeit,  wohl  aus- 
schließlich Privatarbeiten,  sind  die  Remissorien  (Behbbnd*  174  ff.  Geffcken  98. 
Hebbels  424),  die  liecapitulaHo  legis  Saltcae  (Behbekd'  178  ff.  Geffoken  102  ff. 
Hebbels  425  f.  Merkel  98)  und  einige  Glossen  (Merkel  101  ff.)  zu  nennen.  Von 
den  sg.  Extravaganten  (Behrerd*  163  ff.  Gbffcken  90  ff.  Hebbels  420  f.)  sind  die 
Extrav.  B.  der  Handschrift  von  Ivrea  (auch  bei  Merkel  99  f.)  um  die  Mitte  des 
9.  Jh.  in  Italien  entstanden.  Die  sg.  Remissorien,  chunnas  und  Septem  eatuas 
(Merkel  95  f.  Geffcken  99  ff.  Hebsels  424.  Behrend'  174),  sind  noch  aus  der 
merowingischen  Zeit*    Vgl.  Bbükneb  1,  803. 

*^  Krit  Ausgabe  von  Sohm,  MG.  Leg.  5,  185  ff.  (hiemach  Schulausgabe,  1883). 
Vgl.  SoHK,  Über  die  Entstehung  der  L.  Ribuaria,  ZRG.  5,  880  ff.  E.  Mayer,  Zur 
Entstehung  der  Lex  Ribuariorum,  1886.  Brünwer,  RG.  1,  303  ff.;  Kr.  VJSchr. 
29,  167  ff.  Schröder,  ZRG.  20,  22  ff.  Stobbb  1,  56  ff.  Genolbb,  Rechtsdenkmäler 
46  ff.  V.  Amiba«  16.  V.  Daniels,  Handbuch  1,  245  ff.  Waitz  2,  1  S.  113  ff. 
K.  Lehkank,  N.  Archiv  1885,  S.  414  ff.  Fickeb,  Mitteil.  d.  öst  Inst,  Erg.-Bd.  5, 
52  ff.,  vermutet  auf  Grund  der  späteren  Entwickelung  des  Erb-  und  Familienrechts, 
daß  die  Lex  Ribuaria  ihre  Heimat  in  Oberlothringen  gehabt  habe.    Da  aber  ander- 
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Gesetzes,  sondern  den  einer  amtlichen  Kompilation  verschiedener,  lose 
miteinander  verbundener  Bestandteile.  In  der  handschriftlich  vorliegen- 
den Form  kann  das  Oesetz  erst  unter  £arl  dem  Großen  zum  Abschluß 
gekommen  sein,  doch  bleibt  es  zweifelhaft,  ob  dies  im  Wege  einer  amt- 
lichen Nenredaktion  oder,  wie  bei  der  Lex  Salica,  bloß  durch  die  amt- 
lich beeinflußte  Thatigkeit  der  Abschreiber  geschehen  ist  Die  ältere 
handschriftliche  Form  enthält  keine  Abschnitte,  dagegen  ist  die  jüngere 
Handschriftenklasse  {lex  emendata)  in  91  Kapitel  eingeteilt;  man  pflegt 
jedoch  das  Gesetz  nach  der  von  früheren  Herausgebern  herrührenden, 
auch  in  der  neuesten  Ausgabe  beibehaltenen  Einteilung  in  89  Titel  zu 
citieren.  Den  ältesten  Teil  bilden  Tit  1 — 31,  ein  ursprünglich  selb- 
ständiges ribuarisches  Gesetz  aus  der  2.  Hälfte  des  6.  Jahrhunderts. 
Wenig  jünger,  jedenfalls  vor  595  entstanden,  ist  die  in  den  Titeln  32 
bis  64  enthaltene  Umarbeitung  der  Lex  Salica,  nur  Tit  36  ist  zum  Teil 
durch  Einfügungen  aus  der  Karolingerzeit  verändert  und  Tit.  57 — 60,  1 
sowie  Tit  61  und  62  ist  ein  Königsgesetz  eingeschoben,  das  wahrschein- 
lich Dagobert  L  seinen  Ursprung  verdankt  Aus  der  Zeit  des  letzteren 
sind  wohl  auch  die  in  den  Titeln  65 — 89  enthaltenen  Ergänzungen,  in 
denen  von  Tit  80  an  wieder  in  bemerkbarer  Weise  auf  die  Lex  Salica 
zurückgegriffen  wird. 

Ein  Zusatzgesetz  zu  der  Lex  Bibuaria  bildet  Karls  des  Großen  nova 
legis  consHtutio  quae  in  lege  Ribuaria  mittenda  est,  vom  Jahre  803  ^^ 

IIL  Die  Gesetze  der  Westgoten^'.  Die  bedeutendsten  west- 
gotisehen  Gesetzgeber  waren  Eurich  (466—485),  Leovigild  (572—586), 
Chindasuinth  (641—653)  und  Rekkessuinth  (653—672).  Das  westgotische 
Yolksrecht  gelangte  schon  vor  481  in  dem  Edikt  des  Eurich,  dessen 
Vater  Theoderich  I.  (t  451)  bereits  einzelne  Gesetze  erlassen  hatte",  zu 


weitig  feststeht,  daß  die  Oberlothringer  nach  salischem  Rechte  gelebt  haheti,  wäh- 
rend in  den  von  den  Quellen  als  ribuarisch  bezeichneten  Gebieten  nachweisbar 
auch  ribnariBches  Recht  gegolten  hat,  so  müssen  die  von  Ficker  hervorgehobenen 
Umstände  auf  spätere  Rulturentwickelung  und  Rechtsübertragung  zurückgeführt 
werden.  Vgl.  Schbödes,  Die  Franken  und  ihr  Recht  44  ff.;  Hist.  Zeitschr.  48 ^  52 ff.; 
Untersuchungen  z.  d.  fränk.  Volksrechten  495  f.  Siehe  auch  Urkunde  von  890  bei 
Mabt^e  et  Durand^  Ampi.  Collectio  2,  83. 

"  BoBETius,  Capitularia  1,  117. 

^'  Das  Ediktfragment  und  die  L.  Wisig.  des  Rekkessuinth  bei  Zeumer,  Leges 
Visigothorum  antiquiores,  1894.  Eine  kritische  Ausgabe  der  ganzen  Lex  Wisigoto- 
rum  von  Zbumeb  (MG.  Leg.  Sectio  L)  wird  demnächst  erscheinen.  Vgl.  Beunneb 
1,  320  ff.  V.  Amira*  18  f.  Dähk,  Westgot.  Studien,  1874.  Helfpeeioh,  Entstehung 
des  Westgotenrechts  y  1858.  Stobbe  1,  71  ff.  Gengler,  Rechtsdenkmäler  144  ff. 
V.  DijnELS,  Handbuch  1,  §  66.  Bethxakn-Hollweo,  German.-roman.  Civilprozeß 
1,  §  47.  Roth,  Entstehung  der  Lex  Baiuvariorum  20  ff.  de  P^tiomt,  Revue  hist. 
1,  209  ff.  Bluhhe,  Zur  Texteskritik  des  Westgotenrechts,  1872.  Waitz,  Abhand- 
lungen 891  ff  (Nachrichten  d.  Gott  Ges.  d.  Wiss.  1875).  Scbueltzer,  ZRG.  15,  128  ff. 
A.  SoBxiDT,  ebd.  29,  231  ff.    Garcia,  Lex  primitive  de  los  Visigodos,  Madrid  1861. 

^^  Vgl.  Ed.  Eur.  277.    Ap.  Sid.  epist  2,  1  (MG.  Auct.  antiqu.  8,  22). 
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ausführlicher  Anfzeichnong.  Dasselbe  war  in  fortlaufende  Kapitel  mit 
größeren  Titelrubriken  eingeteilt,  ist  aber  nur  sehr  fragmentarisch  (c.  276 
bis  312,  318—325,  327—336)  in  einer  Pariser  Palimpsesthandschrift  er- 
halten ^^.  Bei  der  Aufzeichnung  des  salischen,  burgundischen,  baierischen 
Volksrechts  und  des  Edikts  des  Bothari  hat  es  zum  Teil  als  Vorlage 
gedient  ^^  Eurichs  Nachfolger  Alarich  IL  erließ  für  seine  römischen 
Unterthanen  im  Jahre  506  die  ausführliche  Lex  Romana  Wisigoto- 
rum^^,  seit  dem  10.  Jahrhundert  gewöhnlich  Breviarium  Alaricianum 
genannt,  eine  lose  Kompilation  der  im  Lande  gangbaren  römischen  Bechts- 
quellen,  die  in  wörtlichen  Auszügen  (nur  die  Institutionen  des  Gaius  nach 
einer  älteren  kürzenden  Bearbeitung)  rein  äußerlich,  ohne  Verarbeitung 
und  System,  aneinandergereiht  wurden.  Durch  die  aus  der  römischen 
Interpretationslitteratur  des  5.  Jahrhunderts  den  einzelnen  Quellenstellen 
beigefügte  Interpretatio  gelangte  die  Lex  Romana  zu  größtem  Ansehen 
in  ganz  Westeuropa,  so  daß  sie,  auch  nachdem  sie  innerhalb  des  West- 
gotenreiches außer  Kraft  gesetzt  worden  war,  in  den  früher  west^otischen 
Teilen  des  fränkischen  Reiches  ihre  Geltung  behielt;  sie  wurde  außer- 
dem in  Burgund  und  der  Provence  rezipiert  und  erzeugte  noch  auf  Jahr- 
hunderte hinaus  eine  umfangreiche  Rechtslitteratur  von  Auszügen  {epitome) 
und  Glossen^®. 

Eine  für  lokale  Bedürfnisse  berechnete  Ergänzung  erfuhr  das  Edikt 
Eurichs  durch  eine  nur  in  einem  Bruchstück  von  14  Kapiteln  erhaltene 
Privatarbeit,  die  auch  die  Interpretatio,  das  Edikt  des  Ostgoten  Theoderich 
und  die  burgundische  Gesetzgebung  berücksichtigte.  Entstanden  ist  die- 
selbe wahrscheinlich  in  der  ursprünglich  westgotischen,  dann  vorüber- 
gehend burgundischen  und  von  510 — 536  ostgotischen  Provence,  jeden- 
falls aber  erst  nach  dem  Übergange  der  letzteren  auf  die  Franken  (536), 
wahrscheinlich  um  550^*. 


^^  Herausgegeben  von  Blühme,  1847.  Besser  Zbumer,  a.  a.  0.  1 — 19.  Über 
die  Bezeichnung  ,,Edikt"  vgl.  Anm.  19. 

»•  Vgl.  S.  231.  287.  239.  242.  Brukner  1;  300  f.  823.  325.  339.  ZEmfEK 
pg.  13  sq. 

^'  Ausg.  von  Hänel,  1849.  Neuerdings  aufgefundene  wichtige  Fragmente 
einer  Leoner  Palimpsesthandschrift  enthalten  die  Legis  Romanae  Wisigotoruro 
fragmenta^  Madrid  1896.  Über  ein  in  denselben  überliefertes  Gresetz  des  Königs 
Theudis  von  546  vgl.  Zeumer  N.  Archiv  23,  77  ff.  Im  übrigen  vgl.  Brunnbr  1, 358  ff. 
Dahn,  Westg.  Studien  4  ff.  Patetta,  El  breviario  alariciano  in  Italia,  Archivio 
ginridico  47  (1891).  Saviory,  Gesch.  d.  röm.  Rechts  im  MA.  2",  37  ff.  Conrat, 
Gesch.  d.  Quellen  u.  Liter,  d.  röm.  R.  1,  31  ff.  38.  41  ff.  47  f.  Kaelowa,  Römische 
Rechtsgeschichte  1,  976  ff.     Fittiho,  ZRG.  U,  222  ff.  325  ff.  432  ff. 

"  Vgl.  Conrat,  a.  a.  0.  218  ff. 

^'  Zuerst  entdeckt  und  mit  Kommentar  veröffentlicht  von  Gaüdenzi,  Un' 
antica  compilazione  di  diritto  romano  e  visigoto  con  alcuni  frammenti  deUe  leggi 
di  Eurico,  Bologna  1886.  Siehe  auch  Zeümer  317  ff.  und  ZRG.  20,  236  ff'.  Die 
Annahme,  daß  es  sich  um  ein  Bruchstück  des  Edikts  des  Eurich  handle,  lättt  sich 
nicht  aufrechterhalten.  Auch  der  Umstand,  daß  dies  Edikt  in  dem  gaudenzischen 
Fragmente  mehrfach  citiert  wird  (c.  7:  sicut  in  ediciufti  scriptum  est'^  c.  10:  seetm- 
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Das  inzwischen  durch  die  Novellengesetzgebung  späterer  Könige  ver- 
mehrte Edikt  erhielt  eine  neue  Redaktion  unter  Leovigild*^,  eine  dritte 
642  unter  Chindasuinth^^  dessen  zahlreiche  Novellen  den  Dualismus 
der  Goten  und  Körner  nicht  mehr  berücksichtigten,  sondern  als  territoriale 
Reichsgesetze  für  sämtliche  Unterthanen,  ohne  Unterschied  der  Natio- 
nalität^ erlassen  wurden.  Unter  seinem  Sohne  Rekkessuinth  wurde  das 
gesamte  Material  durch  zahlreiche  weitere  Gesetze  vermehrt  und  sodann 
nach  dem  Vorbilde  des  Codex  lustinianus  zu  einem  systematischen  Gesetz- 
buche in  zwölf  Büchern  (Liber  iudiciorum),  der  ältesten  Rezension  der 
Lex  Wisigotorum,  verarbeitet**.  Jedes  Buch  zerfiel  in  Titel,  die  Titel 
in  besonders  rubricierte  Kapitel  (aerae),  deren  Herübemahme  aus  der 
Ediktrezension  des  Leovigild  oder  der  Lex  Romana  durch  die  Überschrift 
antigua  angedeutet  wurde,  während  bei  den  Novellen  der  Könige  Rekka- 
red  L,  Sisebut,  Chindasuinth  und  Rekkessuinth  der  Name  des  jeweiligen 
Gesetzgebers  Erwähnung  fand*^  Die  Lex  Romana  Wisigotorum  setzte 
Rekkessuinth  außer  Krafb,  indem  er  bestimmte,  daß  fortan  alle  seine 
Unterthanen  nach  den  westgotischen  Gesetzen  leben  sollten**.  Die  Lex 
Wisigotorum  war  demnach  kein  Volksrecht,  sondern  eine  für  das  ganze 
Westgotenreich  bestimmte,  alle  bisherigen  Gesetze  aufhebende  Kodifikation. 
Eine  zweite  Redaktion  derselben  erfolgte  unter  König  Erwig  (682)*^ 
eine  dritte  wahrscheinlich  unter  König  Egika  (687 — 791).  Auf  die  letzte 
Redaktion  gründete  sich  die  seitdem  im  allgemeinen  Gebrauche  gebliebene 
Vulgata  der  Lex  Wisigotorum.  Dieselbe  erhielt  sich  nach  der  Erobe- 
rung des  Westgotenreiches  durch  die  Araber  in  der  nun  fränkisch  ge- 

dum  edicti  seriem)  spricht  dagegen.  Ein  weiteres  Fragment,  das  von  Gaudenzi 
(Nuovi  frammenti  deir  editto  in  Eurico,  Abdruck  a.  d.  Rivista  italiana  per  le 
scienze  gioridiche  VI.,  1S88)  mit  dem  zuerst  gefundenen  in  Verbindung  gebracht 
wird,  ist  die  sogenannte  Lex  legum,  eine  im  9.  oder  10.  Jahrhundert  im  Beneven- 
tanischen  entstandene  kurze  Kompilation  yon  bunt  zusammengewürfelten  Stücken 
aus  dem  Ed.  Theoderici,  der  Lex  Wisigotorum,  dem  römischen  und  langobardischen 
Rechte.  Vgl.  Brünner  1,  825.  Zeümer,  N.  Archiv  12,  389  ff.  Combat,  a.  a.  0. 
268  ff.  277  ff.;  ZRG.  28,  280  ff.  A.  Scftmidt,  ebd.  22,  223  ff.  24,  213  ff.  29,  235  ff. 
Patetta,  Sui  frammenti  di  diritto  germanico  della  collezione  Gaudenziana  (Archivio 
giuridico  58). 

*®  Isidor  von  Sevilla  (t  636)  berichtet  von  Eurich  (Hist.  de  reg.  Got.  c.  35): 
Sfub  hoc  rege  Ooti  legum  statuta  in  seriptis  habere  coepemnt;  nam  antea  tantum 
moribus  et  consuetudine  ienebantur ,  sodann  von  Leovigild  (c.  51):  In  legibus  quo- 
que  ea,  quae  ab  JSurico  ineondita  coiistituta  videbantur^  eorrexit,  plurimas  leges 
praetermissas  adieiens  plera^que  super fltsas  auferens.  Was  von  einem  späten  Inter- 
polator  des  Isidor  über  eine  umfassende  gesetzgeberische  Thätigkeit  Rekkareds  I. 
berichtet  wird  und  früher  den  Anlaß  gab,  diesem  die  Ediktsfragmente  zuzuschreiben, 
beruht  auf  Verwechselung  mit  Rekkessuinth.    Vgl.  Zeuher  pg.  11. 

»*  Vgl.  L.  Wis.  Recc.  2,  1,  c.  4. 

**  Erste  Ausgabe:  Zeuher,  a.  a.  0.  23  ff. 

"  Vgl.  Zeumer  pg.  14.  18. 

**  L.  Wisig.  2,  1,  c.  8.  c.  9.  In  den  früheren  Ausgaben  wurde  Rekkessuinths 
Bestimmung  fälschlich  dem  Chindasuinth  zugeschrieben. 

**  Vgl.  Gaudenzi,  Nuovi  frammenti  13. 
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wordenen  Provinz  Gotia  (Septimanien,  Languedoc)  sowie  bei  den  unter 
fränkischen  Schatz  getretenen  Besten  der  westgotischen  Bevölkerung '^ 
Mit  der  allmählichen  Rückeroberung  der  pyrenäischen  Halbinsel  erlangte 
auch  die  IjCx  Wisigotorum  zum  Teil  ihr  altes  Herrschaftsgebiet  wieder, 
so  daß  noch  im  13.  Jahrhundert  das  Bedürfnis  einer  amtlichen  spanischen 
Übersetzung  (Puero  de  CordovOy  Fuero  juzgo)  hervortrat*^. 

Nach  Inhalt  und  Form  nimmt  die  Lex  Wisigotorum  unter  allen 
Gesetzbüchern,  die  je  in  germanischen  Beichen  erlassen  worden,  die  unterste 
Stufe  ein;  sie  liefert  einen  bedauerlichen  Beleg  für  den  heruntergekommenen 
Zustand  des  Westgotenreiches  in  dem  letzten  halben  Jahrhundert  seines 
Bestehens.  Dem  Gebote,  daß  fortan  nur  noch  nach  diesem  Gesetzbuche 
gerichtet  werden  dürfe,  hat  sich  freilich  der  germanische  Volksgeist  nicht 
gefügt  In  den  spanischen  Gewohnheitsrechten  der  „Fueros"  hat  sich 
vielfach  den  römischen  Auffassungen  des  Gesetzbuches  gegenüber  alt- 
gotisches Recht  erhalten  ^^ 

IV.  Die  ostgotischen  Gesetze*®.  Theoderich  der  Große,  in  dessen 
Reiche  die  Goten  im  übrigen  nach  gotischem,  die  Römer  nach  römischem 
Rechte  lebten,  erließ,  wahrscheinlich  bald  nach  512,  ein  155  kurze 
Kapitel  umfassendes  Gesetz,  das  Edictum  Theoderici*^,  das  den  Zweck 
hatte,  wenigstens  für  die  Rechtsfälle  des  täglichen  Lebens  {illa  quae 
possunt  saepe  contingere)  eine  Rechtseinheit  zu  schafien,  und  daher  für 
Goten  und  Römer  gleiche  Verbindlichkeit  haben  sollte  [quae  barbari 
JRomanique  sequi  debeant  super  expressis  articulis).  Die  Bestimmungen 
des  Edikts  sind  größtenteils  römischen  Rechtsquellen  entlehnt,  namentlich 
auch  der  bereits  bei  der  Lex  Romana  Wisigotorum  erwähnten,  für  das 
römische  Vulgarrecht  so  bedeutenden  Interpretationslitteratur,   die   auch 


^*  Vgl.  LoBBSCH  u.  Schröder,  Urkunden'  Nr.  64.  90.  In  Aquitanien,  das 
schon  507  unter  fränkische  Herrschaft  gekommen,  war  das  Edikt  Eurichs  in  Gel- 
tung geblieben.    Vgl.  Brümner  1,  815. 

'^  Vgl.  FüERo  JtTZQo  en  latin  y  Castellano,  Madrid  1815. 

**  Vgl.  Picker,  Über  nähere  Verwandtschaft  des  got.-spanischen  u.  norweg.- 
isländ.  Rechts  (S.  11  n.);  Untersuchungen  zur  Erbenfolge  der  ostgerm.  Rechte  (S.  3). 
Wolf,  Ein  Beitrag  zur  Rechtssymbolik  aus  spanischen  Quellen,  Wiener  SB.  51 
(1865).  FiCKER  geht  bei  seinen  höchst  yerdienstvoUen  Arbeiten  über  die  spanischen 
Fueros  insofern  zu  weit,  als  er  ihren  gesamten  germanischeu  Inhalt  für  gotisch 
hält,  während  die  Fueros  unzweifelhaft  einer  starken  Beeinflussung  seitens  des 
fränkischen  Rechts  ausgesetzt  gewesen  sind.  Vgl.  v.  Ahira,  Grundriß'  IS  und  die 
S.  11  angeführten  Ausführungen  von  Maurer  und  v.  Ajora. 

"  Vgl.  Dahn,  Könige  4  (1866).  v.  Daniels,  Handbuch  1,  §  68.  Bruhner 
1,  865  fl.  Stobbe  1,  94  ff.  Schupfbr,  L'editto  di  Teoderico,  i.  d.  Reale  Accademia 
dei  Lincei,  8er.  IV a.,  3,  223  ff.  Karlowa,  a.  a.  0.  1,  948  ff.  v.  Bethmakn-Holl- 
weg,  German.  roman.  Civilprozeß  1,  §  54.  v.  Glöden,  Das  römische  Recht  im 
ostgotischen  Reiche,  1843.  Gaudenzi,  Die  Entstehungszeit  des  Edictum  Theoderici, 
ZRG.  20,  29 ff.;  Gli  editti  di  Teodorico  e  di  Atalarico,  1884.  Patetta,  Sull'anno 
della  promulgazione  delV  editto  di  Teodorico,  Atti  della  Accad.  delle  Sc.  di  Torino 
28  (1893).    A.  Schmidt,  ZRG.  29,  245  ff. 

■^  Ausg.  Bluume,  mg.  Leg.  5,  145  ff.     Padelletti,  Fontes  iur.  Ital.  1,  3  ff. 
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der  Lex  Bomana  Bargundionum  als  Quelle  gedient  hat  Für  die  durch 
das  Edikt  nicht  geregelten  Fälle  behielten  die  verschiedenen  Nationali- 
täten ihr  besonderes  Recht  Einzelne  Gesetze  Theoderichs  und  Athalarichs 
finden  sich  in  den  Variae  des  Kassiodor'*.  Nach  der  Vernichtung  des 
Ostgotenreiches  durch  Justinian  wurde  für  Italien  die  gesamte  ostgotische 
Gesetzgebung  zu  Gunsten  der  justinianischen  aufgehoben,  während  sie  in 
der  Provence  auch  unter  der  fränkischen  Herrschaft  in  Geltung  geblieben 
sein  muß**. 

V.  Die  burgundischen  Gesetze**.  Die  Lex  Burgundionum 
[Über  constUutionum)  ist  ein  Gesetzbuch  des  Königs  Gundobad  (473  bis 
516)  aus  dem  Ende  des  5.  Jahrhunderts,  zum  Teil  unter  Benutzung  von 
Gesetzen  seiner  Vorgänger  entstanden,  später,  ohne  eine  Neuredaktion, 
durch  Novellen  Gundobads  von  501 — 615  und  Sigismunds  von  516  und 
517  teils  abgeändert,  teils  vervollständigt  Der  ursprüngliche  Umfang 
läßt  sich  nicht  mehr  feststellen.  Außer  einem  von  81  Grafen  unterzeich- 
neten Einführungsgesetze  {prima  constUutio)  zeigen  die  Handschriften  einen 
festen  Kern  von  88  Titeln,  denen  aber  bereits  verschiedene  Novellen  ein- 
gefügt sind;  daran  schließen  sich  17  Extravs^nten.  Es  fehlt  nicht  an 
Spuren  des  römischen  Rechts,  obwohl  das  Gesetz  im  allgemeinen  durch- 
aas germanisches  Gepräge  hat  Wie  in  der  Lex  Salica,  so  tritt  auch  in 
der  Lex  Burgundionum  eine  Benutzung  des  Edikts  des  Königs  Eurich 
(S.  233  f.)  hervor.  Auch  nach  dem  Untergänge  des  burgundischen  Reiches 
blieb  die  hx  Gundobada  (eine  Bezeichnung,  die  auch  das  burgundische 
Gewohnheitsrecht  mitumfaßte)  als  persönliches  Recht  der  Burgunden 
[Gundbadinffi)  bis  über  das  9.  Jahrhundert  hinaus  in  Geltung. 

Seinen  römischen  ünterthanen,  denen  schon  von  den  früheren  Königen 
das  Fortleben  nach  römischem  Recht  gestattet  war,  hatte  König  Gundo- 
bad in  dem  Eingange  seines  nur  zum  Teil  für  sie  mit  bestimmten  Volks- 
rechts  (einige   Bestimmungen   galten   als  Reichsrecht,   bei  Streitigkeiten 


'^  Ausg.  von  MoMUSEN,  MG.  Auct.  antiqu.  12,  60.  66.  26S.  282. 

'*  Vgl.  S.  284.  Blühme,  a.  a.  0.  170  ff.  Die  Reste  des  ostgotiscben  Volkes 
behielten  gleichwohl  ihr  gotisches  Recht  bei.  Vgl.  Urkunde  des  GSoten  Stavila, 
civis  Brizianus  vivens  legem  Gothoram,  Hist.  Patriae  Monum.  13,  Nr.  38  (a.  769). 
Bkumneb  1,  271.    Hist  Zeitschr.  65,  816.  78,  194. 

'^  Statt  der  unzureichenden  Ausgabe  von  Blühme,  MG.  Leg.  8,  497  ff.,  jetzt 
kritische  Ausgabe  der  beiden  burgundischen  Gesetze  von  v.  Salis,  MG.  Leg.  Sectio  I., 
tom.  IL  1892.  Eine  gute  Ausgabe  der  Lex  Burgundionum  von  Bindiko,  i.  d.  Fontes 
rerum  Bemensium  1,  90  ff.  Die  Herstellung  eines  diplomatisch  getreuen  Abdruckes 
sämtlicher  Handschriften  der  L.  Burg,  hat  unternommen  Valentin-Smith,  La  Loi 
Gombette,  Lyon  1889—90.  Vgl.  v.  Salis  und  Blühme  in  ihren  Ausgaben.  Blühxe, 
Jahrbuch  des  gem.  deutsch.  Rechts  1,  71  ff.  2,  197  ff.  5,  207  ff.  Hubä,  Histoire 
de  la  loi  Bouxguignonne,  Revue  hist  de  droit  18,  209  ff.  Boretitts,  Hist.  Zeitschr. 
21,  1  ff.  Stobbe  1,  100—119.  Bbünner  1,  382  ff.  854  ff.  v.  Daniels,  Handbuch 
1,  154—178.  Taädip,  Hist.  des  sources  du  droit  fran^ais,  1890,  S.  124  ff.  169  ff. 
V.  Savioht,  a.  a.  0.  2*,  Iff.  7,  30  ff.  Ginoulhiac,  Revue  hist.  de  droit  2,  529  ff. 
Gautp,  Ansiedlungen  296  ff.    Kaslowa,  a.  a.  O.  1,  988  f. 
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zwischen  Kömern  und  Burgunden  sollte  aber  immer  die  Lex  Burgun- 
dionum  entscheiden)  ein  eigenes  Gesetzbuch  versprochen.  Es  ist  daher 
zu  vermuten;  daß  auch  die  nach  dem  Muster  der  Oundobada  yerfaßte  Lex 
Romana  Burgundionum  noch  Oundobad  ihre  Entstehung  verdankt 
Dieselbe  ist  aus  einigen  burgundischen  Gesetzen^  hauptsa<^hlich  aber  aus 
römischen  Quellen,  jedoch  in  selbständiger  Verarbeitung,  geschöpft,  ins- 
besondere wurde  die  römische  Int^rpretationslitteratur  hier  ebenso  wie  bei 
dem  westgotischen  Breviarium  und  dem  Edikt  Theoderichs  benutzt  Nach 
dem  Jahre  534  wurde  die  Lex  Romana  im  praktischen  Gebrauche  mehr 
und  mehr  durch  das  Breviarium  Alaricianum  verdrängt'*. 

VL  Die  langobardischen  Gesetze".  Den  ersten  Rang  unter 
den  Rechtsquellen  dieser  Periode  nehmen  die  der  Langobarden  ein.  Ab- 
gefaßt in  barbarischem  Vulgärlatein,  mit  zahlreichen  althochdeutschen 
Wörtern  untermischt,  lassen  sie  gleichwohl  durch  die  Vollständigkeit  ihres 
Inhalts,  juristische  Klarheit  und  humane  Gesinnung  eine  hohe  Kultur- 
stufe des  Volkes  erkennen  und  bilden  insofern  einen  erfreulichen  Gegen- 
satz zu  der  nicht  minder  vollständigen,  aber  von  geistiger  Versumpfung 
zeugenden  Lex  Wisigotorum.  Die  Aufzeichnung  des  Volksrechts  ist  aU- 
mählich,  im  Wege  königlicher  Gesetzgebung  unter  Mitwirkung  der  Stam- 
mesversammlung, vor  sich  gegangen**.  Im  Gegensatze  zu  einseitigen, 
nur  auf  die  einzelne  Regierungszeit  berechneten  königlichen  Verordnungen 
{notitiae,  capitula  in  brevi)  wurden  jene  leges  in  ein  eigenes  Gesetzbuch 
{über  edictus)  eingetragen  und  daher  in  ihrer  Gesamtheit  selbst  als 
edictum  oder  edictus  bezeichnet*^.    So  heißt  es  in  einer  Verordnung  des 

^  Durch  ein  Mißverständnis,  welches  die  von  Papinian  herrührende  letzte 
Stelle  des  Breviarium  für  den  Anfang  der  demselben  handschriftlich  vielfach  an- 
gehängten Lex  Romana  Burgundionum  hielt,  kam  die  sinnlose  Bezeichnung  Papianus 
für  die  letztere  auf. 

'^  Kritische  Ausgaben:  Baüdi  a  Vesmb  in  den  „Historiae  patriae  Monnmenta", 
Turin  1855;  Bluhxe,  MG.  Leg.  4,  1 — 206.  Schulausgaben  von  Neiqebauer,  1856 
(Nachdruck  nach  Baüdi  a  Vesxe),  Bluhme,  1869,  und  Padelletti,  Fontes  iuris  Ita- 
iici  I.  1887.  Vgl.  Merkel,  Geschichte  des  Langobardenrechts,  1850.  Stobbb  1,  119  ff. 
594  ff.  Bbünner  1,  368  ff.  387  ff.  v.  BbthxanmHollweo,  Germ,  roman.  Civilprozeß 
1,  321  ff.  V.  Amiba*  18.  V.  Daniels,  Handbuch  1,  148  ff.  Gbngler,  Rechtsdenk- 
mäler 158  ff.  V.  Saviony,  a.  a.  0.  2,  209  ff.  Blühhb,  Hist.  Zeitschr.  21,  410  ff. 
Litter.  Centralblatt  1869,  Sp.  1423  ff.  Bobetius,  Capitularien  im  Langobardenreich, 
1864.  Del  Giüdice,  Studi  di  storia  e  diritto  (1889),  S.  362  ff.  Pertile,  Storia  del 
diritto  italiano  1,  110  ff.  Tamassia,  Le  fonti  dell'  editto  di  Rotari,  1889;  Romisches 
u.  westgotisches  Recht  in  Grimowalds  and  Liutprands  Gesetzgebung,  ZRG.  31,  148  ff. 
Brückner,  Die  Sprache  der  Langobarden,  1895. 

■•  Das  Edikt  des  Rothari  wurde  in  rechtsformlicher  Weise  durch  Gairethinx 
angenommen.     Vgl.  S.  24. 

*^  Vgl.  Bluhmb,  1.  c.  praefatio  pg.  11.  Man  citiert  das  Edikt  unter  Angabe  des 
betreffenden  Königs  und  der  Rapitelzahl  seiner  Gesetzgebung,  z.  B.  Ed.  Rothari 
c.  110,  Ed.  Liutpr.  c.  112.  Die  Ausgabe  Bluhmb's  hat  die  Verordnungen  der  ein- 
zelneu Könige  ihren  für  das  Edikt  bestimmten  leges  hinzugefügt,  anstatt  Edikt 
und  notitiae  getrennt  zu  halten. 
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König«  ßatohis:  /«te,  qitae  mperius  scripta  tenentur,  in  edictum  scriban- 
tur,  et  ista  capitula  dua  de  subtus  in  breve  premdimus  statuere,  und  in 
Liutpiands  notitia  de  actoribus  von  733,  c.  3:  Hoc  autem  in  diebus  nostris 
et  in  tempore  regni  nostri  staiuimus,  quamvis  lex  nostra  non  sit;  post 
autem  nostrum  decessumj  gui  pro  tempore  princeps  fuerit,  faciat  sicut  ei 
Detu  inspiraverit  out  rectum  sicut  secundum  animam  suam  previderit^^. 

Die  Hauptbestandteile  des  Edikts  bilden  die  an  umfang  und  Bedeu- 
tung einander  gleichkommenden  Gesetze  der  Könige  Rothari  von  643 
und  Liutprand  von  713—735'®.  Die  kleineren  Gesetze  des  Edikts  sind 
von  Grimowald  (668),  Ratchis  (745—746)  und  Aistulf  (755).  Ein 
Gesetz  des  letzteren  von  750  war  ebenfalls  in  das  Edikt  eingetragen,  ist 
aber  später  wieder  aus  demselben  entfernt  worden. 

In  dem  schon  unter  den  Langobardenkönigen  fast  selbständigen,  774 
zu  voller  Unabhängigkeit  gelangten  Herzogtum  Benevent  bediente  man 
sich  einer  eigenen,  mehrfach  abweichenden  Rezension  des  Edikts ^^,  das 
nach  774  noch  durch  Gesetze  der  Herzoge  Aregis  (774—787)  und  Adel- 
chis  (866)  vermehrt  wurde  *l  Auch  eine  nur  in  Bruchstücken  erhaltene 
griechische  Übersetzung  des  Edikts  ist  wahrscheinlich  in  der  zweiten 
Hälfte  des  9.  Jahrhunderts  in  Benevent  entstanden  ^^  Eine  systematische 
Bearbeitung  des  Edikts,  die  zwischen  817  und  840  auf  Anlaß  des  Grafen 
Eberhard  von  Rätien  und  Friaul  entstandene  Concordia,  hat  die  bene- 
ventische  Ediktrezension  benutzt*^ 


Das  langobardische  Edikt  hat  sich  bis  in  das  13.  Jahrhundert  ah  Volksrecht 
der  langobardischen  Einwohner  Italiens  erhalten.  Auch  nach  der  Ausbildung  der 
einheitlichen  italienischen  Nationalität  und  dem  Siege  des  römischen  Rechts  (13.  Jahr- 


■•  Blühme,  1.  c.  S.  192,  S.  181.  Vgl.  ebd.  S.  183  die  einleitenden  Worte  zu 
einer  notitia  des  Ratchis. 

'*  Vor  Rothari  hatten  die  Langobarden  noch  kein  geschriebenes  Recht  Sein 
Gesetz,  das  Spuren  einer  freien  Benutzung  des  Edikts  Eurichs  zeigt  und  ebenso 
wie  die  Gesetze  seiner  Nachfolger  mehrfach  auch  aus  dem  Corpus  iuris  geschöpft 
hat,  bestand  ursprünglich  aus  886  Kapiteln,  nebst  einem  Vorwort;  später  sind  zwei 
weitere  Kapitel  und  eine  Bestimmung  über  den  Gebrauch  beglaubigter  Abschriften 
des  Edikts  hinzugekommen.  Liutprand  teilte  sein  Gesetz  in  fünfzehn,  mit  beson- 
deren Vorreden  versehene  volumina  ein,  weil  es  stückweise  auf  fünfzehn  verschie- 
denen Märzfeldem  beschlossen  wurde.  Heute  citiert  man  nach  153  fortlaufenden 
Kapiteln.  Die  Ausgabe  von  Baüdi  a  Vbsme  hat  irrtümlich  mehrere  noHtiae  als 
Kapitel  des  Edikts  aufgenommen  (c.  139.  140.  156—164). 

*^  Vgl.  RosiN,  Die  Formvorschriften  für  die  Veräußerungsgeschäfte  der  Frauen 
nach  langobardischem  Recht,  S.  8  ff.  Erst  dieser  Rezension  verdankt  Ed.  Liutpr. 
c.  29  die  Entstehung. 

^*  Ausgabe:  Blühmb  207 — 212.  Einzelne  Verordnungen  beneventischer  Herr- 
scher ebd.  218—225. 

"  Ausgabe:  Blühme  225—234  (vgl.  praefatio  pg.  43  sq.);  Zachabiae,  Frag- 
menta  versionis  Graecae  legum  Rotharis,  1835. 

^*  BxVHMB  285—289;  vgl.  praefatio  pg.  41  sq.    Rosin,  a.  a.  0.  10  f. 
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hundert)  hat  das  lan^i^obardische  Recht  durch  die  italienischen  Partikularrechte  und 
den  Einfluß  der  scholastischen  Jurisprudenz  auf  die  Auslegung  des  römischen 
Rechts  eine  hohe,  bis  auf  die  Gegenwart  fortwirkende  Bedeutung  bewahrt 

Die  Gesetze  der  fränkischen  und  deutschen  Könige  und  Kaiser  seit  dem 
Jahre  774  wurden,  soweit  sie  eine  Bedeutung  für  Italien  hatten**,  zu  Anfang  des 
11.  Jahrhunderts  in  einer  übrigens  wenig  zuverlässigen  Sammlung,  dem  sogenannten 
Gapitulare,  vereinigt  und  seitdem  in  dieser  Gestalt  in  den  Abschriften  regelmäßig 
mit  dem  Edikt  verbunden.  Zusätze  zu  dem  letzteren  hat  diese  Gesetzgebung  nicht 
ergeben.  Die  capthUa  generoMa  hatten  für  Italien  überhaupt  nur  eine  theoretische 
Bedeutung  und  die  capihUa  Italiea  waren  nicht  als  Yolksrecht  der  Langobarden, 
sondern  als  italienisches  Landesrecht,  ohne  Rücksicht  auf  die  Nationalität  der  Be- 
wohner, erlassen. 

An  der  Hand  des  Edikts  und  des  „Capitulare'^  entwickelte  sich  in  der  ersten 
Hälfte  des  11.  Jahrhunderts  in  verschiedenen  italienischen  Städten  ein  lebhaftes 
Rechtsstudium,  dessen  wichtigsten  Mittelpunkt  die  Rechtsschule  zu  Pavia 
bildete  *^  Hauptsächlich  aus  den  Arbeiten  dieser  Schule  ist  der  sogenannte  Liber 
Papiensis  hervorgegangen,  eine  chronologische  Sammlung  des  Edikts  und  des 
„Gapitulare*'  mit  Glossen  und  prozessualischen  Formeln,  zwischen  1019  und  1054 
zu  Pavia,  Verona  und  Rom,  und  zwar  ausschließlich  zu  Schulzwecken,  verfaßt *^ 
Dagegen  war  die  um  1070  zu  Pavia  oder  in  der  Markgrafschaft  Tuscien  entstan- 
dene ExposiUo  ein  für  die  Bedürfnisse  der  Praxis  berechneter  Gesetzeskommentar, 
dessen  uns  unbekannter  Verfasser  die  Mitglieder  der  Papienser  Rechtsschule  bereits 
als  antiqm  bezeichnete  *^  Im  Gegensatze  zu  den  scholastischen  Arbeiten  der  letz- 
teren, die  einen  sehr  ungleichen  Wert  haben,  ist  die  „Ezpositio''  ein  treffliches 
Werk,  das  namentlich  durch  die  Berücksichtigung  des  fränkischen  Rechts  und 
verständnisvolles  Eingehen  auf  die  justinianische  Gesetzgebung  hervorragt  Eine 
wertvolle  Arbeit  über  salisches  und  langobardisches  Recht,  zumal  das  Erbrecht, 
verglichen  mit  dem  römischen,  enthalten  die  Quaestiones  ac  monita  aus  dem  An- 
fang des  11.  Jahrhunderts  *^ 

Eine  wahrscheinlich  noch  gegen  Ende  des  11.  Jahrhunderts  entstandene  syste- 
matische Bearbeitung  des  Liber  Papiensis  in  drei  Büchern  ist  die  sogenannte  Lom- 
bar  da  {liber  Longobardaey  Itber  Lambardae)^^,  an  welche  sich  im  Laufe  des  12.  Jahr- 


^^  Über  das  Folgende  vgl.  Boretiüb,  Die  Capitularien  im  Langobardenreich, 
S.  18  ff.,  und  MG.  Leg.  4,  praefatio  pg.  46  sqq. 

^^  Vgl.  Merkel,  a.  a.  0.  18  ff.  26  ff.  Bobetiüs,  1.  c.  praefatio  pg.  98  sqq. 
FiCKEB,  Forschungen  zur  Reichs-  u.  Rechtsgeschichte  Italiens  3,  44  ff.  54  ff.  188  ff. 
Die  hervorragendsten  dieser  Rechtslehrer,  wohl  meistens  zugleich  Mitglieder 
(iudices)  des  kaiserlichen  Pfalzgerichts,  waren  Walcausus  (vgl.  Boebtius,  1.  c 
pg.  82  sqq.  Bbemeb,  Gott  gel.  Anz.  1891,  S.  735  ff.),  Bonusfilius,  Wilihelmus  und 
sein  Sohn  Ugo,  endlich  Lanfrancus  ^seit  1070  Erzbischof  von  Canterbury). 

*•  Herausgegeben  von  Bobetiüs,  a.  a.  0.  4,  290—585.  Vgl.  praefatio  pg.  75  sqq. 
Ein  Abdruck  bei  Padelletti,  Fontes  I.  Das  Papienser  Rechtsbuch  beruht 
großenteils  auf  Arbeiten  des  Walcausus,  der  früher  irrtümlich  als  dessen  Vei^ 
fasser  galt 

^'  Die  „Expositio'*  ist  von  Bobetiüs  an  den  einschlagenden  Stellen  seiner 
Ausgabe  des  Liber  Papiensis  mitabgedruckt  Vgl.  darüber  a.  a.  0.  praefatio 
pg.  84  sqq.  Verwandte  Arbeiten  sind  ab  „additiones^*  des  Liber  Papiensis  auf- 
genommen. 

"  Bei  Borettos,  a.  a,  0.  4,  590  ff.,  vgl.  praef.  pg.  91  sq.  Combat,  a.  a.  0. 
1,  274  ff 

^*  Vgl.  Bluhhe,  a.  a.  0.  4,  607—640;  praefatio  pg.  98  sqq.  Ebenda  S.  648 
bis  664  Glossen  und  einige  kleinere  Stücke  zum  langobardischen  Recht 
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hnnderts  eine  ausgiebige  Ldtterator  an  Glossen '^  Summen''  und  Kommentaren 
knflpfle.  An  der  Universität  Bologna  wurde  nicht  nur  in  anderen  Vorlesungen 
vielfach  auf  die  Lombarda  Bezug  genommen ,  sondern  es  wurden,  wie  es  scheint, 
auch  eigene  Vorlesungen  über  die  letztere  gehalten'*. 


Vn.  Die  Lex  Alamannorum'^'  ist  kein  Königs-,  sondern  ein  ala- 
manniscbes  Herzogsgesetz,  das  auf  Beschluß  der  Stammesyersammlung 
wahrscheinlich  von  Herzog  Lantfrid  L  (t  730)  während  der  Regierung  des 
Königs  Chlothar  IV.  (716—719)  erlassen  wurde".  Seine  98  (99)  Kapitel 
verteilen  sich  auf  drei  Gruppen:  c.  1 — 22  (23)  kirchliche  Bestimmungen, 
c.  23 — 43  (24 — 44)  De  cauns  gut  ad  duce  pertinent,  hauptsächlich  über 
die  Stellung  des  Herzogs,  c.  44 — 98  (45—99)  De  causis  qui  saepe  solent 
cantmgere  in  populo^\  Bestimmungen  verschiedenen  Inhalts.  Mehrfache 
Redaktionen  des  Gesetzes  haben  nicht  stattgefunden,  doch  sind  zwei  Text- 
rezensionen zu  unterscheiden,  von  denen  die  jüngere  (karolingische)  einzig 
aus  Änderungen  der  Abschreiber  hervorgegangen  ist  Hauptquelle  der 
Lex  Alamannorum  war  der  Pactus  Alamannorum,  ein  nur  in  fünf  Frag- 
menten erhaltenes  Gesetz  aus  dem  Ende  des  6.  oder  Anfang  des  7.  Jahr- 
hunderts^^, das  durch  zahlreiche,  der  fränkischen  Rechtssprache  entlehnte 
Ausdrucke  auf  einen  fränkischen  König  als  Gesetzgeber  schließen  läßt 


*^  Der  bekannteste  Sammler  der  Glossen  war  Garolns  de  Tocco  zu  Anfimg 
des  18.  Jahrhunderts. 

"'  Vgl.  Anbchütz,  Summa  legis  Langobardomm,  1S70. 

^'  Zwei  wahrscheinlich  von  Bologneser  Scholaren  angefertigte  Kollegienhefte, 
früher  fOr  Kommentare  zweier  italienischen  Rechtsgelehrten  gehalten,  bei  Ansohütz, 
Die  Lombardakommentare  des  Ariprand  und  Albertus,  1855.  Vgl.  Sibqel,  Die 
Lombardakonmientare  (Wiener  SB.  40).  K.  Lehmann,  Der  sg.  Kommentar  des  Ari- 
prandus  im  Berliner  Codex  (Juristische  Festgaben  fiir  Jhering,  1892). 

"*  Kritische  Ausgabe  von  K.  Lehmann,  MG.  Leg.  sect.  L,  tomus  5  (1888),  an 
SteUe  der  unzureichenden  früheren  Ausgabe  von  Mebkel,  MG.  Leg.  3,  1—182.  Vgl. 
Brumnbb,  EG.  1,  808  fiP.;  Berl.  SB.  8,  149  ff.  Lehmann,  Neues  Archiv  10,  469  ff. 
Stobbb  1,  142  ff.  SobsGdbb,  ZBG.  20,  17  ff.  Ds  BoziiouB,  Kevue  bist  de  droit 
1,  69  fL  Y.  Amiea'  16.  Merkel,  De  republica  Alamannorum,  1849.  Waitz,  Ab- 
handl.  482  ff  Milozewskt,  Über  die  Entstehung  u.  das  Alter  des  Pactus  u.  der 
Lex  Alamannorum,  Heidelb.  Inaug.-Diss.  1894. 

^  Der  Eingang  des  Gesetzes:  Convenit  enim  maioribtu  nato  populo  AUaman- 
norum  una  cum  duoi  eorum  Lanfrido  vel  dter&rtum  populo  adunato.  Vgl.  c.  37. 
c.  41,  2.  Die  Abfassungszeit  ergiebt  sich  weiter  aus  zwei  später  angefügten 
Prologen  und  der  wahrscheinlich  durch  das  Poenitentiale  des  Schotten  Cnmmean 
vermittelten  Benutzung  der  Bußsatzungen  des  Theodor  von  Canterbury  (668 — 690) 
in  c.  88. 

^^  Vielleicht  aus  dem  Edikt  Theoderichs  entlehnt.    Vgl.  S.  2S6. 

^  Der  Eingang  lautet:  Incipit  pactua  lex  Älamamiortun,  et  sie  eonvenit  Der 
Pactus  war  also  keine  Privatarbeit  (Lehmann),  sondern  ein  Gesetz,  was  durch  die 
befehlende  Fassung  sämtlicher  Bestimmungen  bestätigt  wird.  Die  Abfassungszeit 
eigiebt  sieh  aus  den  in  den  Text  eingestreuten  deutschen  Wörtern,  die  teils  noch 
auf  der  germanischen,  teils  schon  auf  der  althochdeutschen  Lautstufe  stehen. 
R.  SchrOdbb,  DeuUche  Rechtsgeschlchte.    8.  Aafl.  16 


242  Die  frftnkische  Zeit 

VIII.  Die  Lex  Baiuwariorum*^  ein  Gesetz  in  22  Titeln,  ist  wegen 
mancher  Verschiedenheiten  in  dem  Charakter  und  mehrfacher  Wider- 
sprüche in  den  Bestimmungen  einzelner  Partien  von  der  Kritik  vielfach 
für  eine  allmählich  entstandene  Kompilation  verschiedenalteriger  Bestand- 
teile erklärt  worden,  während  andere  den  einheitlichen  Charakter  des 
Gesetzes  vertreten*®.  In  der  That  sind  die  Verschiedenheiten  und  Wider- 
sprüche nicht  so  groß,  daß  sie  sich  nicht  auf  bloße  Mängel  in  der  Re- 
daktion zurückfahren  ließen,  zumal  wenn  man  annimmt,  daß  die  ver- 
schiedenen Gruppen  des  umfangreichen  Gesetzes,  wie  wahrscheinlich  auch 
bei  der  Lex  Alamannorum,  verschiedenen  Bearbeitern  überwiesen  waren. 
Nach  Form  und  Inhalt  hat  die  Lex  Alamannorum  Lantfrids  als  Muster 
gedient  Die  Benutzung  derselben  zieht  sich  durch  das  ganze  Gesetz, 
insbesondere  entspricht  Tit  I  {Capüula  quae  ad  clerum  pertinent  seu  ad 
ecclesiastica  iura)  der  ersten,  Tit.  II  {De  duce  et  eins  causis  quae  ad  eum 
pertinent)  der  zweiten,  das  übrige  der  dritten  Gruppe  des  alamannischen 
Gesetzes.  Außerdem  zeigt  sich  in  einer  Reihe  von  Titeln  eine  um- 
fassende Benutzung  des  Westgotenrechts,  und  zwar  auf  Grundlage  des 
Edikts  Eurichs.  Die  Eingangsworte  des  Gesetzes  {Hoc  decretum  apud 
regem  et  principibus  eins  et  apud  cuncto  populo  christiano  qui  mfra  regnam 
Mervungorum  cansistunt)  bezeichnen  es  als  ein  merowingisches  Königsgesetz, 
doch  ist  es  seinem  Inhalte  nach  wohl  als  ein  unter  Zustimmung  des 
Königs  (oder  vielmehr  des  Hausmeiers)  erlassenes  Herzogsgesetz  zu  be- 
trachten. Aus  der  Benutzung  des  alamannischen  Gesetzes  ergiebt  sich, 
daß  die  Abfassung  nicht  vor  dem  8.  Jahrhundert  stattgefunden  haben 
kann.  Das  Gesetz,  das  die  739  von  Bonifatius  eingeführte  bischöfliche 
Organisation  der  bairischen  Kirche  bereits  zur  Voraussetzung  hat,  wird 
in  den  Beschlüssen  der  Aschheimer  Synode  als  der  noch  vor  Herzog  Tassilo 
(749)  erlassene  Factus  bezeichnet;  da  aber  das  Gesetz  unter  einem  Könige 
zustande  gekommen  ist  und  der  Thron  von  739  bis  743  unbesetzt  war, 
so  muß  das  Gesetz  zwischen  743  und  748  unter  König  Childerich  III. 


"  Ausgabe  von  Mesxel,  MG.  Leg.  3,  1S3  ff.  Eine  neue  kritisclie  Ausgabe 
seitens  der  MG.  ist  in  Angriff  genommen.  In  verschiedenen  Handschriften  ist  mit 
der  Lex  Baiuwariorum  ein  Prolog  verbunden,  der  eine  Art  Gesetzgebungsgeschichte 
von  Moses  an  enthält  und  auch  über  die  Entstehung  des  bairischen,  alamannischen 
und  ribuarischen  Gesetzes  allerlei  zu  berichten  weiB.  Ober  die  völlige  Unglaub- 
würdigkeit  dieses  zum  Teil  aus  Schriften  des  heil.  Isidor  geschöpften  Machwerks 
vgl.  Brunnkb  1,  287  ff. 

^  Vgl.  Merkbl  in  seiner  Ausgabe  und  Archiv  d.  Ges.  f.  ältere  deutsche 
Geschichtskunde  11,  588  ff.  Riezles,  Geschichte  Baiems  1,  118  ff.;  FDGr.  16,  411  ff. 
Bote,  Ober  die  Entstehung  der  L^  Baiuvariorum  (Münchener  Inauguralabhand- 
lung,  1848);  Zur  Geschichte  des  bayr.  Volksrechts  (Münchener  Festschrift  für  Bayer, 
1869).  Stobbe  1,  153  ff.  Andererseits  Waitz,  VG.  2,  1  S.  116  f.;  Abhandlungen 
841  ff.  861  ff.  428  ff.  P^tiont,  Revue  hist  de  droit  2,  305  ff.  461  ff.  v.  Daniels, 
Handbuch  1,  207  ff.  Bbunneb  1,  818  ff.  Genqleb,  Beiträge  z.  RG.  Bayerns  1,  1  ffl 
41  ff.  V.  Amira*  16.  Ober  eine  bisher  übersehene  Entlehnung  aus  dem  Edikt  des 
Eurich  in  Lex  Baiaw.  7,  1—3  vgl.  Zeümsh,  N.  Arch.  28,  104  ff. 


§  31.    Die  Volksrechte.    8.  Lex  Bainwariorum.     9.  Lex  Raxonnm.        243 

und  Herzog  Odilo  von  Baiem  entstanden  sein^^.  £in  Zusatzgesetz  Tas* 
silos  IIL  bilden  die  auf  den  Landtagen  zu  Dingolfing  von  772  und  Neu- 
ching  von  775  erlassenen  sogenannten  Decreta  T.assilonis*^;  ein  Zu- 
satzgesetz Karls  des  Großen  sind  die  zwischen  801  und  813  erlassenen 
Capitula  ad  legem  Baiuwariorum*^ 

IX.  Die  Lex  Saxonum^^  ist  ein  einheitliches  Gesetz  in  66  Kapiteln, 
von  denen  aber  das  letzte  den  Charakter  einer  Privatnotiz  trägt  und  viel- 
leicht erst  später  dem  Gesetze  angehängt  ist**.  Der  Anfang  (c.  1—20) 
ist  den  ersten  16  Titeln  des  ribuarischen  Gesetzes  nachgebildet,  während 
c.  51 — 58  in  unverkennbarer,  zum  Teil  wörtlicher  Übereinstimmung  mit 
c.  5  des  Capitulare  legi  Bibuariae  additum  von  803  stehen.  Karl  der 
Große  hatte  die  Verhältnisse  der  Sachsen  in  der  ersten  Zeit  nach  ihrer 
Unterwerfung  (zwischen  780  und  790,  wahrscheinlich  782)  durch  die 
Capitulatio  de  partibus  Saxoniae  geregelt,  einen  einseitigen  Erlaß 
des  Siegers,  der  besonders  durch  strenge  Strafandrohungen  auf  die  Siche- 
rung seiner  Herrschaft  und  der  kirchlichen  Auktorität  bedacht  war®*. 
Nachdem  sich  die  Lage  der  Dinge  gefestigt  und  der  Gegensatz  zwischen 
Siegern  und  Besiegten  mehr  ausgeglichen  hatte,  erließ  Karl  auf  dem 
Aachener  Reichstage  des  Jahres  797,  simul  congregatis  Saxonibui  de  diver svf 
poffiSj  tarn  de  Westfalahis  et  Angariis  quam  et  de  Oostfalahis,  das  Capitu- 
lare Saxonicum,  das  durch  die  ausdrückliche  Zustimmung  der  betei- 
ligten Bevölkerung  den  Charakter  des  Volksrechts  (lex)  erhielt*^  Hätte 
es  sich  dabei  nur  um  ein  Zusatzgesetz  zu  der  Lex  Saxonum  gehandelt, 
so  müßte  der  vollständige  Mangel  jeder  Bezugnahme  auf  die  letztere  auf- 
fallen; was  man  in  diesem  Sinne  gedeutet  hat,  ist  irrig.    Wahrscheinlich 


»»  Vgl.  Bbükneb  1,  817. 

*^  In  der  Ausgabe  von  Mbbkel,  459  ß.  Die  BeschlüsBe  von  Neuching  (in 
IS  Kapiteln)  führen  die  Oberschrift  De  popuiaribus  legibus.  Bloßes  Amtsrecht  ent- 
halten die  Beschlüsse  der  Synode  von  Aschfaeim  von  758,  bei  Merkel  457  f. 

*^  Anßerdem  erließ  Karl  ein  für  Baiem  bestimmtes  Kapitulare  (Capitulare 
Baiuwaricum,  um  810),  das  aber  wohl  zu  den  Capitula  missorum  zu  rechnen  ist 
Beide  bei  Boketius,  Capitolaria  1,  157  f.    Merkel  477  f. 

*'  Ausgabe  von  y.  Riohtbofek,  MG.  Leg.  5,  1 — 102.  Vgl.  Merkel,  Lex  Saxo- 
num, 1858.  BoRETius,  Hist  Zeitschr.  22,  148  ff.  v.  Daniels,  Handbuch  l,  268  ff. 
Gaüpp,  Recht  und  Verfiusung  der  alten  Sachsen,  1837.  Genoler,  Rechtsdenkmäler 
107  ff.  Stobbe  1,  186  ff.  y.  Riohtbofek,  Zur  Lex  Saxonum,  1868.  Usingeb,  For- 
schungen zur  Lex  Saxonum,  1867.  Waitz  8,  156  f.  207  ff. ;  Abhandl.  565  ff. 
Brünber  1,  345  ff.  y.  Amira*  16  f.;  Gott  gel.  Anz.  1888,  S.  56;  Hist.  Zeitschr. 
40,  306  ff.    Db  Gebr  i.  d.  Nieuwe  Bijdragen  yoor  Rechtsgeleerdheit,  NR.  2. 

**  Vgl.  die  bloß  referierende  Form  des  c.  66  und  die  befehlende  Ausdrucks- 
weise  der  entsprechenden  Bestimmungen  in  L.  Rib.  36,  11  und  Cap.  Sax.  yon 
797  e.  11. 

*^  Abgedruckt  bei  v.  Riohtbofbn,  S.  84  ff.  Boretiüs,  Capitularia  1,  68.  Vgl. 
y.  Bifpbh,  Deutsche  Zeitschr.  f.  Gesch.- W.  1,  76  ff. 

^  y.  Bxchtbofbn,  S.  85  ff.  Boretiub  1,  71  f.  Ein  Bruchstück  eines  dritten 
sächsischen  Kapitulara  Karls  des  Großen  bei  Ansegis,  App.  2,  c.  84  u.  85  (Boretiüb, 
Capitularia  1,  160.  449).    Vgl.  y.  Richthofem,  Zur  Lex  Saxonum  11  f.  856. 

16* 
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ist  die  Lex  Saxonum  zwar  ebenfalls  ein  Gesetz  Karls  des  Großen ,  aber 
jünger  als  das  Eapitulare  von  797.  Man  darf  wohl  annehmen,  daß  sie 
dem  Aachener  Eeiohstage  von  802  ihre  Entstehung  verdankt ®*. 

X.  Die  Lex  Angliorum  et  Werinorum®^  in  61  kurzen  Kapiteln 
zeigt  unverkennbare  Einflüsse  der  fränkischen  Gesetzgebung  aus  der  Zeit 
Karls  des  Großen,  namentlich  Anlehnung  an  die  Lex  Bibuaria,  aber  auch 
an  die  Lex  Frisionum  und  Lex  Saxonum.  Inhaltlich  steht  sie  zwischen  dem 
frankischen  und  dem  sächsischen  und  langobardischen  Recht  Die  Über- 
schrift Lex  ÄTigUorum  et  Werinorum  hoc  est  Thurvngomm  zeigt,  daß  das 
Gesetz  kein  Volksrecht  der  Thüringer,  sondern  für  die  niederdeutschen 
Angeln  und  Werinen  oder  Warnen,  die  Bewohner  der  nordöstlichen  Teile 
des  Thüringerlandes,  bestimmt  war®^  Die  Abfassung  ist  wahrscheinlich 
802  auf  dem  Reichstage  zu  Aachen  erfolgt  •^ 

XI.  Die  Lex  Frisionum^®  ist  uns  nur  in  einem  älteren  Abdruck 
erhalten,  so  daß  die  Kritik  sich  fast  ausschließlich  auf  den  Inhalt  der 


^  Die  Eingangsworte  lauten:  In  CltrisH  nomine  incipit  legis  Saxonum  Über, 
Die  ganze  Aofidrucksweise  zeigt  den  Charakter  eines  Gesetzes,  der  Inhalt  erweist 
es  als  Königsgesetz.  Die  schon  an  sich  wenig  überzeugende  Beweisführung  v.  Richt- 
H0FEK*8,  dem  y.  Amira  zustimmt,  für  ein  höheres  Alter  der  Lex  (vom  Jahre  7S5) 
wird  hinfällig,  wenn  c.  66  eine  Privatnotiz  ist  In  der  Strafe  für  Brandstiftung 
(auch  bei  Gelegenheit  berechtigter  Fehde,  vgl.  Bbukvbr)  stimmt,  wie  y.  Bichthofen 
selbst  nachgewiesen,  nicht  das  Gapit.  Saxon.  c.  2,^  c.  S,  sondern  Lex  Saxonum  c.  88 
mit  dem  jüngeren  Recht  (Todesstrafe)  überein.  Für  die  Entstehung  auf  dem  Reichs- 
tage von  802  spricht  die  Verwandtschaft  mit  dem  ribuarischen  Kapitulare,  das 
demselben  Reichstage  seine  Entstehung  verdankte.  Erheblich  jünger,  aber  auch 
noch  dem  9.  Jh.  angehörig  sind  vier  Zus&tze  der  Spangenbergschen  Handschrift  in 
L.  Sax-  c.  21.  23.  36.  38.  Vgl.  v.  Richthopen,  Zur  Lex  Saxonum  1—7.  10.  18—18. 
356  f.    MG.  Leg.  5,  8  f. 

•^  Ausgabe  von  y.  Richthopen  Sohn,  MG.  Leg.  5,  103  ff.  Vgl.  y.  Riohthofek, 
Zur  Lex  Saxonum  394—418.  Gaupp,  Das  alte  Gesetz  der  Thüringer,  1834.  Stobbe 
1,  172  ff.  Bbukmeb  1,  849  ff.  Schbödbb,  ZRG.  20,  19  ff.  v.  Amira*  17;  Bist 
Zeitschr.  40,  810  ff. 

^  Dies  wird  durch  die  in  den  Text  eingestreuten  deutschen  Wörter  bestätigt, 
die  teils  Verwandtschaft  mit  den  benachbarten  fränkischen  und  sächsischen  Dia- 
lekten, teils  das  dem  Altthiiringischen  eigentümliche  Schwanken  zwischen  althoch- 
deutschen und  niederdeutschen  Formen  zeigen.  Der  Gau  der  Angeln  (JE^^m, 
Engleheim)  hat  ursprünglich  das  ganze  Unstrutgebiet  umfaßt,  der  Name  ist  später 
aber  nur  an  einem  Teile  haften  geblieben.  Das  ursprüngliche  Gebiet  der  Warnen 
oder  Werinen  {Werenofeld)  lag  östlich  von  dem  der  Angeln,  zwischen  Saale  und 
Elster,  und  wurde  später  von  Sorben  eingenommen;  der  alte  Name  ging  verloren, 
nur  Wer  Ines  (Wemsdorf  bei  Teuchem,  ein  zweites  Wernsdorf  zwischen  G^ra  und 
Zeitz)  hat  die  Erinnerung  an  denselben  bewahrt  Auf  die  grundlose  Ansicht,  daß 
die  ij&ii  Angliorum  et  Werinorum  in  Belgien,  den  Niederlanden  oder  Schleswig 
entstanden  sei,  ist  hier  nicht  weiter  einzugehen.  Über. einen  anderen  früher  ver- 
breiteten Irrtum  vgl.  Liebebmann,  ZRG.  28,  174. 

*^  Die  Bezeichnung  verschiedener  Bestimmungen  (c.  86.  49.  56)  als  Urteil  oder 
Weistum  entspricht  dem  auf  diesem  Reichstage  beobachteten  Verfahren. 

^^  Ausgaben  von  v.  Richthofek,  MG.  Leg.  3,  681—710.     Gaupp,  Lex  Frisio- 
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Qaelle  angewiesen  sieht ^^  Obwohl  das  ursprüngliche  Reohtsbnch^  «die 
eigentliche  Lex  Frisionum  und  die  später  hinzugefügte,  aus  Weistümern 
zweier  Rechtskundigen  zusammeogesetzte  Additio  sapientum^  nur  für  Mittel- 
friesland (zwischen  Fli  und  Laubach)  bestimmt  war,  scheint  der  Verfasser 
doch,  nach  dem  Dialekt  der  deutschen  Wörter  zu  schließen,  ein  West- 
friese gewesen  zu  sein.  Später  hat  in  Westfriesland  (zwischen  Fli  und 
Sinkfala)  eine  Bearbeitung  stattgefunden,  welche  die  abweichenden  Rechts- 
grundfiätze  der  Westfriesen  wie  der  zwischen  Laubach  und  Weser  sitzen- 
Ostfriesen  teils  durch  glossenartige  Einschiebungen,  teils  durch  ausfuhr^ 
liehe  Zusätze  zum  Ausdruck  brachte  ^^  Erst  nach  Abschluß  des  Werkes 
hat  ein  heidnischer  Ostfriese  eine  die  Bestrafung  des  Tempelraubes  be- 
treffende Notiz  (Add.  sap.  Tit  l\  De  honore  temphrum)  angefügt-,  deren 
referierende  Form  allein  schon  die  private  Herkunft  erkennen  läßt.  Sie 
bestätigt,  wie  v.  Amiba  bemerkt,  daß  die  Lex  Frisionum  und  die  Additio 
sapientum  noch  vor  der  völligen  Überwindung  des  Heidentums,  also  keines- 
falls später  als  im  9.  Jahrhundert  zum  Abschluß  gekommen  sind. 

Ein  Yolksrecht  im  Sinne  der  übrigen  Leges  haben  die  Friesen  nicht 
besessen.  Man  kann  sogar  zweifeln,  ob  die  rohe,  unverarbeitete  Kompi- 
lation so  verschiedener,  einander  vielfach  widersprechender  Bestandteile, 
die  sich  Lex  Frisionum  nennt,  überhaupt  amtlichen  Charakter  gehabt  hat 
oder  nicht  vielmehr  ein  bloßes  Rechtsbuch  rein  privater  Entstehung  ge- 
wesen ist  (v.  Amira).  Die  Wahrscheinlichkeit  spricht  aber  dafür,  in  ihr 
(mit  BnumncB)  eine  kompilatorische  Vorarbeit  zu  den  Zwecken  der  Gesetz- 
gebung zu  erblicken  ^^    Jedenfalls  hat  sie  wohl  als  Yolksrecht  gegolten. 


nom,  1832.  Vgl.  v.  Bichthofbn,  Zur  Lex  Saxonum  853  ff.  de  Gber,  ZRG.  8,  184  ff. 
Stobbb  1,  179  ff.  Waitz  3,  157  ff.  v.  Daihels,  Handbuch  1,  256—263.  Brunnbb 
1,  340  ff.  V.  Amiba*  17.  20 f.  Patetta,  La  Lex  Frisionum,  studii  sulla  sua  origine 
e  sulla  critica  del  testo,  i.  d.  Memorie  della  Reale  Accademia  delle  Scienze  di 
Torino,  ser.  11.,  tom.  XLIII.  1892  (mit  kritischem  Textabdruck). 

'^  Der  Originaldruck  bei  Herold,  Originum  ac  Germanicarum  antiquitatum 
libri  (Basileae  1557),  S.  131  £  Die  innere  Kritik  der  Quelle  ist  durch  die  ange- 
führten Schriften  und  Ausgaben  in  hohem  Grade,  am  meisten  durch  Bbunner,  ge- 
fordert worden.  Richthofen's  Ausgabe  ist  in  ihren  kritischen  Teilen  vielfach  ver- 
fehlt, in  ihren  sachlichen  und  sprachlichen  Erklärungen  aber  um  so  dankenswerter. 

»•  Solche  Zusätze  sind  L.  Fris.  Tit  3  §§  8—9,  Tit.  4  §  8,  Tit  9  §§  14—17, 
Tit  14  §§  3—7  und  Tit  16.  £nt  nach  Abschluß  dieser  Bearbeitung  kann  der 
auf  Ostfriesland  bezügliche  Tit  15  mit  seinem  eigentümlichen,  nach  Pfunden  und 
Unzen  rechnenden  Münzsjstem  eingefügt  sein.  Den  äußeren  Anlaß  für  seine  Ein- 
schiebung  hinter  Tit.  14  mag  die  am  Schlüsse  des  letzteren  befindliche  Berechnung 
von  60  Sol.  zu  3  Pfund  (vgl.  S.  186)  gegeben  haben. 

**  Die  volksrechtliche  Anerkennung  eines  subsidiären  Fehderechts  in  L.  Fris. 
Tit  2,  dessen  thatsächliche  Geltung  durch  den  Zusatz  des  Wlemar  am  Schlüsse 
dieses  Titels  bestätigt  wird,  kann  der  Annahme  eines  halbamtlichen  Charakters 
der  Arbeit  nicht  entgegengesetzt  werden,  da  die  karolingische  Politik,  obwohl  auf 
Beseitigung  des  Fehderechts  gerichtet,  doch  dem  ihr  widerstrebenden  Yolksrecht 
Bechnong  tragen  mußte.  Eher  könnte  man  sich  auf  den  heidnischen  Charakter 
des  Tit  5  berufen,  der  jedenfalls  die  königliche  Sanktion  nicht  eriialten  haben 
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da  l^arl  der  Große  sonst  für  eine  anderweitige  Aufzeichnung  desselben  Sorge 
getragen  haben  würde.  Auch  hat  der  Kompilator  überwiegend  aus  amt- 
lichen Materialien  geschöpft,  welche  den  karolingischen  Zustanden  in  der 
Mitte  und  zweiten  Hälfte  des  8.  Jahrhunderts  entsprechen^*,  auch  in  der 
Lex  Saxonum  und  dem  anglo-warnischen  Recht  manche  Anklänge  finden"^. 
Die  Absicht  des  Kompilators  war  offenbar  auf  eine  möglichst  vollständige 
Zusanmienstellung  der  Bußtaxen  in  systematischer  Ordnung  gerichtet 
Nur  die  Bestimmungen  über  das  Litenrecht  (Tit  6,  Tit  11)  und  über  das 
Losurteil  bei  Totschlägen  gelegentlich  eines  Aufruhrs  (Tit  14  §§  1.  2) 
passen  nicht  in  das  System  und  sind  vielleicht  erst  später,  jedenfalls  aber 
noch  vor  der  gesamtfriesischen  Bearbeitung,  eingeschoben  worden.  Den 
Anfang  machen  die  offenbar  volksrechtlichen  Wei^eldtaxen  des  Tit  1, 
denen  sich  in  Tit  22  die  ebenfalls  volksrechtlichen  Bußsatzungen  für 
Körperverletzungen  zur  Seite  stellen''®.  Der  umfangreiche  Tit  22  erscheint 
als  eine  freie. Bearbeitung  der  Lex  Alamannorum  c.  56 — 58.  An  dasselbe 
Volksrecht  (c.  25.  28.  29.  37.  38.  40.  48),  zum  Teil  auch  an  die  Lex 
Bibuaria  15  und  16,  schließen  sich  die  voraufgehenden  Titel  17 — 21  an. 
Dieselben  bilden  mit  Tit  7  eine  einheitliche  Gruppe,  welche  durch  Ver- 
neunfachung  der  Bußen  und  Friedensgelder  charakterisiert  wird'^  und 
nach  einer  Angabe  des  Tit.  7  {haec  eonstUuäo  ex  edicto  regis  processit) 
als  Bearbeitung  eines  Königsgesetzes,  und  zwar  aus  der  Zeit  zwischen  743 
und  751,  anzusehen  ist^®.  Alle  übrigen  Bestimmungen  der  Lex  Frisionum, 
soweit  sie  nicht  auf  jüngeren  Zusätzen  beruhen,  erkennt  man  als  Er- 
gänzungen der  drei  erwähnten  Gruppen  (Tit  1,  Tit  22,  Tit  7,  17 — 21), 
welche  als  Kern  der  Kompilation  anzusehen  sind. 

Die  Additio  sapientum  (so  jedenfalls  schon  in  der  handschrift- 
lichen Vorlage)  enthält  Weistümer  zweier  Rechtskundigen,  Wlemar  (nicht 
Wulemar)  und  Saxmund,  die  wohl  das  Amt  eines  Asega  (S.  44)  bekleideten. 
Ihre  Arbeiten  nehmen  sich  wie  amtliche  Gutachten  über  eine  Revision 
der  Lex  Frisionum,  namentlich  Tit  22.  aus.    Die  vielfachen  Abweichungen 

würde,  einem  eifrigen  Sammler  aber  immerhin,  auch  wenn  er  amtlichen  Auftrag 
hatte,  in  die  Feder  kommen  mochte. 

'*  Die  Wergeidsätze  sind  noch  nach  Goldschillingen  angegeben,  diese  werden 
aber  bereits  als  Silberschillinge  berechnet,  so  daß  das  Freien wergeld  nicht  53 Vs  Sol., 
sondern  3  x  53^/,  Sol.  =  160  Sol.  (also  ebensoviel  wie  in  den  übrigen  Rechtsgebieten 
des  fränkischen  Reiches)  beträgt  Dabei  gilt  der  Betrag  von  53 Vs  Sol.  immer  noch 
als  Wergeldsimplam  und  wird  bei  kasueller  Tötung  und  in  anderen  Fällen,  wo 
nur  dieser  Betrag  zu  entrichten  ist,  auch  noch  geradezu  als  Wergeld  bezeichnet 
Vgl.  S.  185.     Brunnes  1,  225.  342  n. 

^'  Über  die  auffallende  Übereinstimmung  der  L.  Fris.  17,  4  mit  L.  Angl.  et 
Wer.  57  und  L.  Rib.  64  vgl.  Brünner  1,  352  n. 

^"  Tit  22  §  79  nimmt  ausdrücklich  auf  ein  Weistum  bezug:  tta  de  coxa  et 
pede  iudicaium  est. 

"  Vgl.  Brunner  1,  344  n. 

'^  Als  Träger  der  Staatsgewalt  wird  ein  König  und  ein  dux  vorausgesetzt, 
was  nach  Brünner  nur  auf  Cbilderich  IIL  und  seinen  Hausmeier  (dux  et  princeps 
Francorum)  Earlmann  oder  Pippin  bezogen  werden  kann.     Vgl.  S.  242. 
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in  den  Baßsatzen,  wie  sie  in  der  Additio  gegenüber  der  Lex  und  bei 
Wlemar  gegenüber  Saxmund  vorkommen ,  mögen  sieb  teils  aus  der  Ver- 
schiedenheit der  Abfassungszeit,  teils  aus  lokalrechtlichen  Abweichungen 
erklaren;  zum  Teil  mag  es  sich  dabei  um  gesetzgeberische  Vorschläge 
handeln.  Auch  die  Additio  sapientum  zeigt  Tielfache  Benutzung  der  Lex 
Alamannorum,  und  zwar  in  der  jüngeren  Textklasse  (vgl.  Add.  Tit.  3^  4 
und  8  mit  L.  Alam.  B.  c.  66.  67.  86).  Die  allgemein  durchgejführte  Ver- 
dreifachung der  Bußsatze  ergiebt  die  Abfassung  nach  dem  Gesetze  Pippins 
über  die  allgemeine  Berechnung  der  Bußtaxen  nach  der  Silberwährung, 
während  andererseits  die  formelle  Beibehaltung  der  alten  Ansätze  ent- 
schieden noch  für  die  Zeit  Karls  des  Großen  spricht  Wahrscheinlich 
lieh  stand  die  Additio  sapientum  mit  den  durch  den  Aachener  Beichstag 
von  802  hervorgerufenen  gesetzgeberischen  Arbeiten,  wenn  auch  selbst 
nur  als  eine  Vorarbeit,  in  Verbindung.  Daß  ein*  Satz  des  Wlemar  in  die 
Lex  Frisionum  selbst  geraten  ist  (hinter  Tit.  2\  wurde  bereits  bemerkt 
Außerdem  besitzen  wir  ein  selbständiges  Weistum  mit  der  Überschrift 
Haec  iuditia  Wlemarus  dictavit,  das  von  Hebold  (a.  a.  0.  128)  irrtüm- 
lich als  ein  Anhang  zu  der  Lex  Angliorum  et  Werinorum  abgedruckt 
und  eist  in  den  Mon.  Germ,  an  die  richtige  Stelle  gebracht  ist 

XIL  Die  Lex  Francorum  Chamavorum^®  enthält  in  48  kurzen 
Kapiteln  Urteile  oder  Weistümer  einer  fränkischen  Gerichtsversammlung 
oder  eines  Ausschusses  von  Rechtskundigen  über  bestimmte,  zur  Beant- 
wortung vorgelegte  Fragepunkte,  das  Sonderrecht  der  in  dem  ducatus 
Hamaland  gesessenen  chamavischen  Franken  betrefiFend®®.  Die  letzteren 
gehörten  im  weiteren  Sinne  zu  den  Ribuariern  und  hatten  ribuarisches 
Recht,  aber  vielfach  verändert  durch  die  nachbarlichen  Einflüsse  der 
Sachsen  an  ihrer  Ost-  und  der  Friesen  an  ihrer  Nord-  und  Westgrenze 
sowie  der  am  Rhein  mit  ihnen  grenzenden  Salier.  Die  Überschrift  Noätia 
seu  commemoratio  de  illa  euua  qnae  se  ad  Amorem  habet  giebt  zu  erkennen ^ 
daß  wir  es  nicht  mit  einem  fertigen  Gesetze,  sondern  mit  dem  Bericht 
über  ein  zu  gesetzgeberischen  Zwecken  eingeholtes  Weistum  zu  thun 
haben®'.  Verfaßt  ist  der  Bericht  entweder  von  Königsboten  oder  von 
eben  den  Rechtskundigen,  welche  das  Weistum  erteilt  haben,  was  dem 
bei  den  Gesetzgebungsarbeiten  des  Aachener  Reichstags  von  802  beobachteten 


^*  Ausgabe  von  Sohm,  MG.  Leg.  5,  269  £P.  und  in  der  Schulausgabe  der  L. 
Rib.  und  L.  Franc.  Cham.,  1883.  Gaupp,  Lex  Francorum  Chamavorum,  1855. 
ZCiPFL,  Die  euua  Chamavorum,  1856.  Vgl.  Schröder,  Untersuchungen  zu  den  frän- 
kischen Volksrechten  492  ff.;  Die  Franken  und  ihr  Recht  47  f.  Froidevaüx,  ^tudes 
Bur  la  Lex  dicta  Francorum  Chamavorum,  Paris  1892.  BRUNNEa  1,  353.  Stobbe 
1,  200  ff:    V.  AiORA»  16. 

"•  Dieselben  bewohnten  hauptsächlich  die  niederländischen  Provinzen  Gelder- 
land und  Overijssel,  wahrscheinlich  auch  Drente  und  einen  Teil  von  Utrecht 

**  Vielleicht  ist  die  Überschrift  nur  ein  Zusatz  des  Abschreibers,  da  Gesetze 
auch  in  der  laxen  Form  eines  bloßen  Berichts  abgefaßt  werden  konnten.  Vgl. 
SsBLiGEB,  Die  Kapitularien  der  Karolinger  28. 
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Verfahren   durchaus  gemäß  wäre.     Auch  der  Inhalt  der  Quelle  spricht 
für  diese  Abfassungszeit 

XIII.  Die  Capitula  Bemedii^'  sind  ein  unter  dem  Bischof  Reme- 
dius  von  Chur  zwischen  800  und  806  für  die  romanischen  Bewohner 
Churrätiens  erlassenes,  zwölf  Bestimmungen  strafrechtlicher  Natur  enthal- 
tendes, halb  ho&echtliches  Gaugesetz.  Seit  der  Mitt-e  des  9.  Jahrhunderts 
stand  in  derselben  Gegend  ein  umfangreiches  Rechtsbuch,  die  sogenannte 
Lex  Bomana  Curiensis,  in  Gebrauch^^  Dieselbe  scheint  eine  Privat- 
arbeit gewesen  zu  sein,  welche  auf  Grund  der  Lex  Romana  Wisigotorum 
eine  Darstellung  des  römischen  Vulgarrechts,  und  zwar  ohne  Beschränkung 
auf  ein  bestimmtes  Gebiet,  bezweckte.  Einflüsse  des  deutschen,  namentlich 
des  fränkischen  Rechtes  sind  unverkennbar.  Die  Heimat  des  Recht>sbuches 
ist  bestritten;  die  meisten  Gründe,  auch  sprachlicher  Natur,  sprechen  für 
seine  Entstehung  in  Churrätien;  daß  dasselbe  handschriftlich  auch  in 
Istrien  und  der  Lombardei,  wo  andere  seine  Heimat  suchen,  in  Gebrauch 
gewesen  ist,  kann  bei  der  hervorragenden  Bedeutung  dieser  Quelle  des 
römischen  Vulgarrechts  nicht  dagegen  ins  Gewicht  fallen.  Bestritten  ist 
auch  die  Entstehungszeit,  die  von  Zeumeb  gegen  750,  von  den  meisten 
aber  erst  gegen  850  gesetzt  vrird®*. 

XIV.  Die  angelsächsischen  Gesetze^^  Bei  den  Angelsachsen 
ist  es  ebensowenig  wie  bei  den  Langobarden  zu  einer  einheitlichen  Re- 
daktion des  Volksrechts,  sondern  nur  zu  einer  Reihe  von  Einzelgesetzen 


"*  Neueste  Ausgabe  von  Zeumeb,  MG.  Leg.  5,  441  ff.,  und  G.  Hanel,  ebd.  5, 
180  ff.  Vgl.  Planta,  Das  alte  Rätien  309  ff.  (Textabdruck  449  ff.).  Stobbe  1,206  ff. 
Bbünneb  1,  364.    CoNBAT,  a.  a.  0.  1,  292.    W.  Sickel,  Westd.  Zeitschr.  16,  75  f. 

^  Kritische  Ausgabe  von  Zeumeb,  MG.  Leg.  5,  291  ff  Vgl.  Zeumeb,  ZRG.  22, 
Iff.  y.  Salis,  ebd.  19,  141  ff.  Waqmeb,  ebd.  17,  54 ff.  Bbunneb,  ebd.  17,  263 ff.; 
RG.  1,  361  ff.  ScHUPFEB,  La  legge  Romano  Udinese,  Atti  della  reale  Accad.  dei 
Lincei,  ser.  3»,  vol.  VIL  1881;  vol.  X,  1882,  ser.  4%  vol.  III,  1\  1888;  II  testa- 
mento  di  Tello  e  la  legge  Romano  Udinese,  ebd.  ser.  4',  vol.  VI.  r.  1889.  G.  HImel, 
Lex  Romana  Visigothorum  pg.  36  sqq.  (mit  Ausgabe,  S.  17  ff.,  als  „Epitome  S. 
GalU'O*  Planta,  a.  a.  0.  327  ff.  (mit  Ausgabe  S.  452  ff.).  SroBse  1,  203  ff.;  De  lege 
Romana  Utinensi,  1853.  Savignt,  a.  a.  0.  1,  426  ff.  7,  23  ff.  Conbat,  a.  a.  0.  1, 
285  ff.;  ZRG.  23,  239.  Pebtile,  Storia  1,  102  f.  Waitz  3,  627.  Hegel,  Gesch.  d. 
Städteverfassung  von  Italien  2 ,  104  ff.  v.  Bethmann-Hollweg,  Ursprung  der  lom- 
bard.  Städtefreiheit  28  ff.     v.  Amiba*  22. 

**  Wenn  das  von  Zeumeb  angezogene  Testament  des  Bischofs  Tello  von  766 
echt  sein  sollte,  so  würde  man  seiner  Annahme  beiistimmen  müssen,  nach  Schitpfbb 
ist  die  Echtheit  aber  zweifelhaft,  mindestens  ist  die  Urkunde  stark  interpoliert  und 
die  von  Zeumeb  angenommene  Bezugnahme  der  Cap.  Remedii  auf  die  Lex  Rom. 
zu  unsicher,  als  daß  daraus  allein  ein  Argument  gegen  die  für  Mitte  des  9.  Jahr- 
hunderts sprechenden  Gründe  entnommen  werden  könnte. 

^  Ausgabe:  Liebermanm,  Gesetze  der  Angelsachsen  I,  1898.  Pbice  and  Thobpb, 
Ancient  laws  and  Institutes  of  England,  1840.  R.  Schmidt,  Die  Gesetze  der  Angel- 
sachsen*, 1858.  Vgl.  Stobbe  1,  194  ff.  v.  Amiba*  19  f.  24  ff.  Liebbbmank,  ZRG. 
16,  127  ff.    18,  130  ff. 
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sehr  yeischiedenen  IJmfangs  gekommen.  Dieselben  zeichnen  sich  durch 
volkstümlichen  Charakter  und  ganz  besonders  durch  die  Abfassung  in  der 
Volkssprache  aus.  Aus  der  Zeit  der  Heptarchie  giebt  es  Gesetze  der 
Königreiche  Kent  und  Wessei.  Dem  ersteren  gehören  die  Oesetze  Ton 
iEihelberht  (601—604),  Hlödhaere  und  Eadric  (685—686)  und  Wihtrsed 
(696—696),  dem  Reiche  Wessex  diejenigen  von  Ine  (688—695)  an««. 


Unter  iElfred  dem  GroBen  (871—901),  der  sich  auch  um  die  Sammlong  der 
Gesetze  der  früheren  Könige  verdient  gemacht  hat.,  beginnt  die  einheitliche  Gesetz- 
gebang  für  das  ganze  Beich  der  Angelsachsen.  Auch  nach  ihm  haben  nicht  bloß 
Englands  Könige  aus  dem  angelsftchsischen  Geschlechte,  Eadweard  I.  (921—924), 
-^thel8tan(925— 940),  Eadmund(948— 946),  Eadgar(959— 975),  iEthelred  (978—1016), 
sondern  auch  Knut  von  Dänemark  (1016—1035)  und  Wilhelm  der  Eroberer  (1066 
bis  1087)  die  Gesetzgebung  in  demselben  Greiste  fortgeführt.  Die  Gesetze  Wilhelms 
sind  nur  in  lateinischer  und  altfranzösischer  Sprache  erhalten;  der  französische 
Text  ist  jedenfalls  Übersetzung.  Neben  den  yolksrechtlichen  finden  sich  vielfach 
auch  geistliche  Gesetze,  bei  denen  nur  die  Zustimmung  der  Bischöfe  erforderlich 
war^'.  Außerdem  gehört  dem  Gebiete  des  angelsächsischen  Rechts  eine  größere  Zahl 
von  Privatarbeiten,  teils  kleinere  Bechtsaufzeichnungen,  teils  umfassendere  Kom- 
pilationen, an.  Besonders  wertvoll  für  die  Geschichte  der  Stände  sind  die  Beeti- 
tudines  singuiarum  persanarum  aus  dem  10.  oder  11.  Jahrhundert  ^^  Aus  der 
ersten  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts  besitzen  wir  drei  Kompilationen  beziehungsweise 
Bearbeitungen  der  angelsächsischen  Gesetze,  sämtlich  in  lateinischer  Sprache,  die 
sogenannten  Instituta  (MuH  aliorumque  regum  Änglarum,^  den  Qtuidripartitua^ 
und  die  Constliatio  CnuH^^y  denen  sich  aus  dem  Anfange  des  13.  Jahrhunderts 
eine  mehrfach  mit  Fälschungen  durchsetzte  Kompilation  {Leges  Anglorum  Londo- 
niis  coUeetae)  anschließt^.  Die  sogenannten  Leges  Edtrardi  ConfessortSj  ein  größten- 
teils auf  eigener  Bekanntschaft  des  Verfassers  mit  dem  englischen  Rechte  seiner 
Zeit  beruhendes  Rechtsbuch,  sind  zwischen  1130  und  1154  entstanden  und  nicht 
lange  nach  ihrer  Entstehung  von  anderer  Hand  einer  Neubearbeitung  unterzogen 
worden  •■. 

§  32.    Die  fränkischen  Reiclisgesetze. 

Vgl.  S.  113  ff.,  149  f.,  229.  Kritische  Ausgabe:  Boretius  u.  Rrausb,  Capitu- 
laria  regnm  Francorum  I.  1883.  II.  1890—1893.  Register  von  WEBMraoHOPP,  1897 
(MG.  Leg.  Sectio  II.).  Durchaus  unzureichend  ist  die  Ausgabe  von  Pertz,  MG. 
Leg.  I.  II.  (1835).  Kritische  Ausgabe  der  fränkischen  Concilienschlüsse:  Maassen, 
Goncilia  aevi  Merovingici,  I.  1893  (MG.  Leg.  Sectio  III.).  —  Boretius,  Die  Capi- 
tularien  im  Langobardenreich,  1864;  Beiträge  zur  Kapitularicnkritik ,  1874;  Gott, 
gel  Anz.  1882  S.  65  ff.,  1884  S.  713  ff.  Besblbr,  Über  die  Gesetzeskraft  der  Ka- 
pitularien (Festgabe  für  Homeyer,  Berlin  1871).  Th^vbnin,  Lex  et  capitula  (M6- 
langes  de  F^cole  des  hautes  ^tudes,  1878).    Füstel  de  Coülanqes,  De  la  confection 


"  Wir  erfahren  außerdem  von  den  leider  verloren  gegangenen  anglischen  Ge- 
setzen des  Königs  Offa  von  Mercia  (788—796). 

»^  Vgl.  V.  Amira«  26  f.  Liebebmann,  ZRG.  16,  127  ff.  18,  198  ff.  K.  Maurer, 
Kr.VJSchr.  36,  338  ff.    Pollock  and  Maitland,  History  of  English  Law  1,  76  ff. 

^  ScHMiD,  a.  a.  0.  371  ff.    H.  Leo,  Rectitudines  etc.,  1842. 

•"  Her.  von  Lieberhakn,  i.  d.  Transactions  of  Royal  Histor.  Society,  1893. 

^  Vgl.  LiBBBBMAivK,  Quadripartltus,  1891. 

**  Her.  von  Lieberkank,  1893. 

••  Vgl.  Liebbrmakn,  Über  die  Leges  Anglorum  etc.,  1894. 

*'  VgL  Libbbbmanv,  Über  die  Leges  Edwardi  Confessoris,  1896. 
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dea  lois  au  temps  des  Carloviagiens  (Eevne  historique  8,  3  fi.)-  Seeliger,  Die  Ka- 
pitularien der  Karolinger,  1893.  Beüniteb  1,  277  ff.  374  ff.  2,39.  WattzS,  598ff.; 
Abhandlangen  396  ff.  (ebd.  403  ff.  ein  Zusatz  von  Zeuiier).  v.  Amiba  ,  Grundriß  * 
15.  17;  Gott.  gel.  Anz.  1888  S.  57  ff.,  1896  S.  193  ff.  Dahn,  Könige  7,  2  S.  31— 45. 
87.  3  S.  417.  529.  579;  Deutsche  Geschichte  1,  2  S.  645  f.  Sohm,  Reichs-  und 
Gerichtsverfassung  102  f.  134  ff.  Schröder,  Hist.  Zeitschr.  79,  226  ff.  Stobbe, 
1,  209  ff.  Th.  SicKEL,  Lehre  von  den  Urkunden  der  Karolinger  407  ff.  W.  Sickel, 
Die  merow.  Volksversammlung  23  ff.  (a.  d.  Mitteil.  d.  öst  Inst,  Erg.-Bd.  2);  Gott 
gel.  Anz.  1888  S.  436  f.,  1890  S.  234  ff.  E.  Löninq,  Gesch.  d.  deutschen  Kirchen- 
rechts 2,  17  ff.  V.  Daniels  1,  278  ff.  v.  Bethmann-Hollweo,  Germ.-roman  Civil- 
prozeß  1,  462f.  2,  57ff.  Genqleb,  Kechtsdenkmäler  53  ff.  Glassok,  Histoire  2, 199  ff. 
Viollet,  Pr^cis  1|  106  ff.  Platz,  Die  Kapitularien  der  Mnk.  Könige,  Pforzh. 
Progr.  1888. 

Die  technisch  allerdings  erst  seit  den  Karolingern  üblich  gewordene, 
ihrer  Einteilung  in  Kapitel  entnommene  Bezeichnung  der  fränkischen 
Reichsgesetze  war  Capitularia  oder  Capitula,  Man  unterschied  capitula 
legibus  addenda,  capitula  per  se  scribenda  und  capitula  vnüsorumK  Die 
letzteren  (s.  S.  135)  waren  keine  Gesetze,  sondern  Instruktionen  für  die 
Königsboten,  die  sich  jedoch  in  der  Regel  auch  auf  die  Publikation  und 
Ausfuhrung  neuer  Gesetze  bezogen.  Die  als  Zusatzgesetze  zu  einzelnen 
oder  sämtlichen  Yolksrechten  erlassenen  Bestimmungen  bezeichnete  man 
als  capitula  legibus  addenda.  Zu  diesen  gehören  aus  der  merowingischen 
Zeit  die  bereits  erwähnten  vier  Zusatzgesetze  zu  der  Lex  Salica  nebst 
dem  Edikt  des  Chilperich*  und  ursprünglich  wohl  auch  das  in  die  Lex 
Ribuaria  aufgenommene  Königsgesetz  aus  dem  7.  Jahrhundert  (S.  230), 
sodann  von  Karl  dem  Großen  die  drei  sächsischen  Kapitularien'  und 
die  Kapitularien  zur  Lex  Ribuaria  von  803  (S.  233)  und  zur  Lex  Baiu- 
wariorum  von  801 — 813*  von  Ludwig  dem  Frommen  die  Kapitularien 
zur  Lex  Salica  von  816^  und  820®.     Eine  Ergänzung  sämtlicher  Volks- 

*  Nur  darin  ist,  was  Seelioer  betont  (vgl.  auch  v.  Amira'  17),  die  frühere 
Kapitularienkritik  zu  weit  gegangen,  daß  sie  bei  jedem  einzelnen  Kapitulare  einen 
einheitlichen  Charakter  annahm.  £s  gab  zahlreiche  Kapitularien  gemischter  Natur, 
namentlich  wurden  den  Königsboten  häufig  in  Verbindung  mit  ihrer  Instruktion 
auch  Erlasse  allgemeinen  und  dauernden  Charakters  zur  Verkündigung  oder  prak- 
tischen Durchführung  übergeben ;  auch  volksrechtliche  Bestimmungen  konnten  ihnen 
auf  diese  Weise  mit  einem  Capitulare  missorum  verbunden  mitgegeben  werden, 
u.  a.  auch  zu  dem  Zwecke ,  für  dieselben  erst  in  einem  Gerichte  ihres  Sprengeis 
die  Vollbort  einzuholen.  Über  den  Unterschied  der  Kapitularien  gegenüber  den 
Diplomen  hinsichtlich  ihrer  äußeren  Form  vgl.  Seelioer,  a.  a.  0.  10  ff. 

*  Vgl.  S.  232.    Das  Edikt  auch  bei  Boretiüs  1,  Nr.  4. 

*  Vgl.  S.  243.  BoRETiTJs,  Beiträge  47  f.  Das  erste  Kapitulare  war  zwar  ein 
einseitiger  Erlaß  des  siegreichen  Königs,  wurde  aber  von  vornherein  in  dem  Sinne 
eines  Fundamentalgesetzes  veröffentlicht 

*  Vgl.  S.  242.     Boretiüs,  Beiträge  48. 

^  Boretiüs,  Capitularia  I.  Nr.  134.  135.  Die  erste  Nummer  enthält  das  de- 
finitive Gesetz,  während  die  zweite  anscheinend  nur  einen  provisorischen  Charakter 
oder  die  Bedeutung  eines  Entwurfes  gehabt  hat.  Auf  das  salische  Recht  weist  der 
ganze  Inhalt,  namentlich  der  gerichtliche  Zweikampf  mit  dem  Kampfstock,  hin. 
Vgl.  Boretiüs,  a.  a.  0.  1,  265.  267.  269;  Beiträge  44 ff. 

*  Boretiüs,  Capitularia  L  Nr.  142.  Vgl.  Anm.  16.  Boretiüs,  Beiträge  81  ff.  36. 
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rechte  bildete  das  früher  irrtümlich  nur  auf  die  Lex  Salica  bezogene 
Aachener  Capüulare  legibwt  addüum  von  803  ^y  ebenso  Ludwigs  des  Frommen 
Capüula  legibus  addenda  von  818 — 819^  und  die  Wormser  Capitula  pro 
lege  habenda  von  829  ^  Diese  Kapitularien  galten  als  Bestandteile  der 
legesy  denen  sie  hinzugefügt  wurden,  ihr  Inhalt  war  nicht  Reichs-  oder 
überhaupt  Territorialrecht ,  sondern  Yolksrecht  {Ux)j  also  persönliches 
Recht  der  betreffenden  Stammesgenossen. 

Mit  ganzer  Schärfe  wurde  der  Gegensatz  der  volksrechtlichen  und 
der  königlichen  Satzung  allerdings  erst  unter  den  Karolingern  ausge- 
sprochen und  auch  dann  keineswegs  mit  voller  Entschiedenheit  durch- 
geführt; aber  das  lag  einzig  an  der  UnToUkommenheit  der  Gesetzgebungs- 
technik und  der  vielfachen  Unklarheit  in  der  Abgrenzung  der  königlichen 
Machtbefugnisse  (S.  118).  Der  Gegensatz  selbst,  dem  neuerdings  mehrfach 
die  innere  B^^^ndung  abgesprochen  oder  auch  nur  die  rein  äußerliche 
Bedeutung  des  Gegensatzes  zwischen  stammesrechtlichen  und  territorialen 
Rechtsnormen  zugestanden  wird^®,  lag  in  dem  Wesen  der  germanischen 
Gerichtsverfassung  begründet  Wenn  einerseits  der  Graf  als  königlicher 
Richter  keinem  Urteil  das  Rechtsgebot  erteilen  durfte,  das  sich  auf  eine 
vom  König  nicht  anerkannte  Rechtssatzung  gründete  ",  so  fanden  anderer- 
seits die  aus  dem  Thingvolke  hervorgegangenen  Urteiler  kein  Urteil  und 
hatte  kein  von  ihnen  gefundenes  Urteil  Aussicht  auf  die  Vollbort  der 
Gerichtsgemeinde,  wenn  es  nicht  auf  dem  im  Volke  anerkannten  Recht 
beruhte;  nur  im  Hofgericht  des  Königs  und  bei  solchen  Landesgerichten, 
bei  welchen,  wie  in  Italien,  ein  königlicher  Beamter  als  selbsturteilender 
Richter  fungierte,  war  auch  bei  einseitigen  königlichen  Verordnungen  an 
ihre  Durchführung  im  Wege  der  Rechtsprechung  zu  denken  ^^  Im  übrigen 
war  der  König,  soweit  die  Rechtsprechung  versagte,  auf  administrative 
Zwangsmittel  beschränkte^.  Die  frühere  Annahme,  daß  die  Tolksrecht- 
lichen  Satzungen  der  Genehmigung  durch  eine  Stammesversammlung  be- 
durft hätten,  ist  aber  nicht  aufrecht  zu  erhalten,  da  das  Frankenreich 
derartige  Versammlungen  nur  in  der  Blütezeit  des  Stammesherzogtums 
gekannt  hat.  Offenbar  sah  man  es  als  genügend  an,  wenn  ein  Reichs- 
tagsbeschluß den  im  März-  oder  Maifelde  versammelten  Stammesgenossen 
verkündigt  wurde  und  ihre  ausdrückliche  oder  auch  nur  stillschweigende 


7  BoBBTius,  Capitularia  I.  Nr.  89.    Vgl.  Beiträge  40  f. 

^  BoBBTiüs,  Capitularia  I.  Nr.  189.  Vgl.  ebd.  1,  266;  Beiträge  86  ff.  40.  Ein 
Bruchstück  einer  althochdeutschen  Interlinearversion  des  G^etzes  (10.  Jahrhun- 
dert) bei  BouBTTOS  1,  878  ff.  Müllenhoff  u.  Schbbbb,  Denkmäler  Nr.  66.  Vgl. 
KöoBL,  Gesch.  d.  deutsch.  Litteratur  1,  2  S.  571. 

*  Bobbtius-Kbaüse,  Capitularia  2,  Nr.  193.    Vgl.  BoBsrnis,  Beiträge  41  f. 

^^  Über  die  gegenteiligen  Ansichten  von  v.  Amiba,  Besbleb,  Dahn,  Seeuoeb, 
V.  Steel  u.  a.  vgl.  Schbödbb,  Hist  Zeitschr.  79,  226  ff. 

"  Vgl.  BBUimEB  2,  225.  Waitz  2,  2  S.  162  f.  4,  402.  420  f.  Boebtius-Kbause. 
Capilaria  1,  96,  c.  26.  144,  c.  4.  145,  c.  2,  98,  c.  5. 

"  Vgl.  8.  258.     BBUNifBB  1,  875.  * 

"  Vgl.  Hist  Zeitschr.  79,  236  ff. 
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Vollbort  erhielt";  oder  wenn  wenigstens  die  Großen  des  betreffenden 
Stammes  in  ausreichender  Zahl  bei  der  Beschlußfassung  mitgewirkt  hatten 
und  bei  den  einheimischen  Gerichten  in  genügendem  Maße  die  Publika- 
tion erfolgt  war**;  oder  wenn,  was  wiederholt  vorgekommen  ist^  ein  von 
den  einheimischen  Gerichten  oder  von  einheimischen  Bechtskundigen  ein- 
geholtes Weistum  oder  Gutachten  von  dem  Könige  mit  oder  ohne  Zu- 
stimmung des  Reichstages  zum  Gesetz  erhoben  wurde". 

Während  diese  Art  der  Gesetzgebung  nur  Partikularrecht  oder  allge- 
meines Recht  in  der  Form  übereinstimmender  Partikularrechte  zu  schaflFen 
vermochte^  erzeugten  die  Capiiula  per  se  scrtbenda^  wenn  sie  nicht  aus- 
drücklich auf  ein  engeres  Gebiet  beschränkt  wurden*^,  gemeines  Recht 
für  das  gesamte  Reich.  Ihr  Inhalt  war  nicht  persönliches,  sondern  Lan- 
des-, d.  h.  territoriales  Recht,  sie  bewegten  sich  nicht  auf  dem  Boden  des 
Volksrechts,  sopdem  auf  dem  des  Königs-  oder  Amtsrechts.  Demgemäß 
wurde  hier  von  jeder  Mitwirkung  des  Volkes  abgesehen,  der  König  erließ 
seine  Reichsgesetze  einseitig  oder  unter  dem  Beirate  seiner  Großen*^,  und 
wie  sie  zustande  kamen,  so  konnten  sie  auch  wieder  abgeändert  und  auf- 
gehoben werden.  Während  die  Volksrechte  [leffes)  ihrer  Natur  nach  einen 
dauernden  Charakter  trugen,  hing  die  Dauer  der  Reichsgesetze  von  dem 
Willen  des  Gesetzgebers  oder  seiner  Nachfolger  ab*®.  Eine  scharfe  Kom- 
petenzabgrenzung zwischen  beiden  Arten  der  Gesetzgebung  bestand  nicht; 
im  allgemeinen  läßt  sich  aber  sagen,  daß  alles,  was  zur  Entscheidung  der 

^*  Auf  den  oft  angeführten  Aussprach  des  Ed.  Pistense  v.  864,  c.  6*  (Bobb- 
tius-Krause  2f  313):  Lex  consensu  poptäi  et  constitutione  regis  fit,  ist  allerdings 
kein  entscheidendes  Gewicht  zu  legen,  da  hier  eine  aus  Isidors  Etymologien  ent- 
lehnte Phrase  vorliegt.  Vgl.  M^langes  Havet,  1895,  S.  662.  678.  Sigkel,  Gott 
gel.  Anz.  1896  S.  281.    Dahn,  Könige  7,  2  S.  41. 

^^  So,  in  Bezug  auf  das  Gapitulare  legibus  additum*y.  808  (Anm.  7),  das  Cap. 
misB.  y.  803  c  19  (Boretius  1,  116):  üt  poptätM  interrogetur  de  capiUUis  quaein 
lege  noviter  addita  sunt;  et  postquam  omnes  consenserint ,  subscriptiones  suas  in 
ipsis  eapittUis  faciant.    Vgl.  Boretius  1,  115.     Seelioer,  47. 

^^  Die  Cap.  legi  Salicae  add.  v.  820  (Anm.  6)  waren  znächst,  wie  die  Lex 
Chamavorum  (S.  247),  ein  formloser  Bericht  über  ein  in  Abwesenheit  des  Kaisers 

erteiltes  Weistum  (ivdicatwm  est  ab  omnibus, iudicaverunt  omnes\  der  dann 

auf  einem  unbekannten  Reichstage  des  Jahres  820  unverändert  zum  Gesetz  erhoben 
wurde,  wegen  der  ihm  anhaftenden  Formlosigkeit  aber  auf  dem  Diedenhofener 
Reichstage  von  821  (Boretius  1,  Nr.  148,  c.  5)  noch  ausdrücklich  dahin  bestätigt 
wurde,  daß  er  fortan  nicht  als  ein  Kapitular,  sondern  vielmehr  als  Lex  bezeichnet 
und  beobachtet  werden  sollte:  Oeneraliter  omnes  admonemusy  ui  capiiula  que  prae' 
teriio  anno  legis  Salieas  per  omnium  consensum  addenda  esse  censuimus^  tarn  non 
ulterius  eapitula,  sed  tanium  lex  dicantur,  immo  pro  lege  teneantur.  Vgl. 
Beeuqer  22.  28.  54  ff.     Hist.  Zeitschr.  79,  228.  234. 

"  So  das  für  die  Gebiete  der  Lex  Salica,  Romana  atque  Oombatay  also  für 
Westfranken,  bestimmte  Aachener  Kapitulare  von  801 — 813  (Boretius  1,  Nr.  77). 
Vgl.  Boretius,  Beiträge  47. 

"  Vgl.  Hist  Zeitschr.  79,  226—232. 

>^  Vgl.  Boretius,  Beiträge  60  ff.  Das  ausdrücklich  als  Grundgesetz  des  Reiches 
erlassene  Edikt  Chlothars  II.  von  614  {ediotum  perpetuis  temporibus  valeturwn) 
machte  seiner  Natur  nach  eine  Ausnahme. 
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Yoltegerichte  gehörte,  dem  Yollsreolit  vorbehalten  war,  alles  übrige  da- 
gegen, insbesondere  alles,  was  die  Organisation  and  Verwaltung  des  ge- 
meinen Wesens  anging,  dem  konigliohen  Machtgebote  anheimfiel. 

Daß  die  Unterscheidung  zwischen  volksrechtlicher  Gesetzgebung  und 
königlichem  Yerordnungsrecht  keine  besondere  Eigentümlichkeit  der  frän- 
kischen Verfassung  war,  sondern  einer  verbreiteten  germanischen  Anschau- 
ung entsprach,  ergiebt  sich  aus  den  übereinstimmenden  Einrichtungen  in 
den  drei  nordischen  Reichen'^  und  bei  den  Langobarden  zur  Zeit  ihrer 
Selbständigkeit  (S.  288).  Die  Karolinger  allerdings  ließen  in  ihren  für 
Italien  bestimmten  Gesetzen  jenen  Unterschied  nicht  Raum  gewinnen:  die 
frankischen  Reichsgesetze  sollten,  wenigstens  prinzipiell,  auch  in  Italien 
Geltung  haben  und  die  nur  für  Italien  bestimmten  Territorialgesetze 
{Capäula  Italica)  wurden  ohne  Beschränkung  hinsichtlich  ihres  Inhalts 
einseitig  durch  den  König  erlassen  ^\  Einige  dieser  karolingischen  Gesetze 
wurden  ausdrücklich  als  capüula  pro  lege  tenenda  bezeichnet;  sie  sollten 
als  Zusatzgesetze  zu  den  leges  der  sämtlichen  in  Italien  vertretenen  Natio- 
nalitäten gelten,  waren  also  hinsichtlich  ihrer  Wirkung  ebenfalls  als  italie- 
nische Territorialgesetze  anzusehen  ^^. 

Die  fränkische  Reichsgesetzgebung  hat  schon  unter  Chlodovech  be- 
gonnen. Aus  der  Merowingerzeit  ist  besonders  das  Landfriedensgesetz 
{Pactus  pro  tenore  pacis)  Childeberts  I.  und  Chlothars  I.  von  511 — 558*^, 
die  Decretio  Childeberts  U.  von  591 — 595"  und  das  für  die  Verfassungs- 
entwickelung des  fränkischen  Reiches  grundlegend  gewordene  Edikt  Chlo- 
thars IL   von   614 '*   hervorzuheben.     Von    den    späteren   Merowingem 


^  Vgl.  K.  Lehmakk,  Königflfriede  der  Nordgermanen  11.  18.  36  ff.  82  ff.  108  f. 
159  ff.  169.  178.  185.  206  ff.  216  ff. 

'^  Vgl.  BoBETiuai  Beitrftge  48  f.  55;  Kapitularien  im  Langobardenreich  18  ff. 

'*  Vgl.  BoBBTiüB,  Beiträge  50  ff. ;  Kapitularien  im  Langobardenreich  23  ff.  Im 
einzelnen  gehören  hierher  Bobbtiüs,  Capitularia  1^  Nr.  91.  95.  96.  2,  Nr.  201. 
214.  215. 

^  BoBBTiüs,  Capitularia  1,  Nr.  3;  bei  Behbend,  Lex  Salica'  144  ff.  Hebsels, 
Lex  Salica  415  ff.  Vgl.  SoheödeE)  Franken  40;  Untersuchungen  z.  d.  fränk.  Voiks- 
rechten  478  ff.    Hist  Zeitschr.  79,  225.    BoBErros,  Beiträge  22  f. 

'*  BoRBTiUB,  Capitularia  1,  Nr.  7.  Das  Gesetz  enthält  die  auf  fünf  Märzfeldern 
(davon  je  eins  zu  Andernach,  Maestricht  und  Köln)  gefaßten  Beschlüsse  aus  den 
letzten  Regierungsjahren  Childeberts  IL  (f  595).  Über  die  falsche  Datierung  bei 
BoBETiüs  vgl.  Rbusch,  MG.  Scr.  rer.  Mer.  2,  577.  Sghbödeb,  Hist.  Zeitschr.  79, 
229  f.  Das  Gesetz  ist  bemerkenswert  durch  den  Umstand,  daß  es  eine  Keihe  in 
das  Gebiet  des  Volksrechts  gehöriger  Gegenstände  in  der  Form  eines  Reichsgesetzes 
mit  territorialer  Geltung  für  die  ribuarischen  und  salischen  Gebiete  Childeberts  11. 
zu  regeln  unternahm. 

^  BoBBTHTS  1,  Nr.  9.  NissL,  Zur  Geschichte  des  Chlotharischen  Edikts  von 
614,  MitteiL  d.  österr.  List,  Erg.-Bd.  8,  865  ff.  Das  Edikt  war  ein  Reichsgrund- 
gesetz, es  beruhte  auf  einer  Vereinbarung  des  Königs  mit  den  Großen  und  war 
dadurch  der  einseitigen  Abänderung  durch  den  König  entzogen.  Über  seinen  funda- 
mentalen Charakter  vgl.  u.  a.  S.  97.  115.  118.  128.  144.  149  n.  157.  178.  181  ff.  196. 
Über  Chlothars  U.  praeceptio  (Bobettos,  Nr.  8)  vgl.  S.  115.  190.  196.  Sohm,  Reichs- 
n.  Gerichtsverfassung  224.    Dahn,  Könige  7,  8  S.  534  ff.    Sghbödeb,  Hist.  Zeitschr. 
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besitzen  wir  keine  Reichsgesetze,  ron  den  arnnlfingischen  Hansmeiern  nur 
solche  über  kirchliche  Verhältnisse.  Zahlreicher  sind  die  Gesetze  Pippins 
ans  der  Zeit  nach  seiner  Krönung,  einen  großartigen  Umfang  aber  erhielt 
die  Reichsgesetzgebung  unter  Karl  dem  Großen  (zum  Teil  unt«r  Mit- 
wirkung seines  Sohnes  Pippin  als  König  von  Italien)  und  Ludwig  dem 
Frommen  (zum  Teil  unter  Mitwirkung  seines  Sohnes  Lothar). 

Dem  Mangel  einer  amtlichen  Gesetzsammlung  suchte  die  von  Abt 
Ansegis  von  Fontaneila  (St  Wandrille)  im  Jahre  827  hergestellte  Kapi- 
tulariensammlung  abzuhelfen*®.  Diesell3e  enthielt  in  vier  Büchern  und 
drei  appendices  die  geistlichen  Gesetze  Karls  (lib.  L  und  app.  L),  Lud- 
wigs und  Lothars  (üb.  U.),  die  weltlichen  Gesetze  Karls  (lib.  III.,  app.  IL), 
Ludwigs  und  Lothars  (lib.  IV.,  app.  III.).  Dem  ganzen  Werke  schickte 
er  eine  Vorrede  und  jeder  einzelnen  Abteilung  eine  kurze  Einleitung  vor- 
auf. Die  Reihenfolge  in  den  einzelnen  Büchern  war  chronologisch,  inner- 
halb jedes  Buches  aber  mit  durchlaufender  Kapitelzählung.  Die  Samm- 
lung war  weder  sehr  vollständig  (sie  enthielt  nur  29  Kapitularien  von 
789  bis  826),  noch  besonders  sorgfältig*^,  erfreute  sich  aber  gleichwohl 
eines  durch  zahlreiche  Abschriften  bezeugten  allgemeinen  Vertrauens*®, 
so  daß  Ludwig  der  Fromme  selbst  seit  829  die  älteren  Gesetze  nur  noch 
nach  Ansegis  citierte  und  der  Sammlung,  welche  von  Hause  aus  eine 
reine  Privatarbeit  gewesen  war,  auf  diese  Weise  einen  amtlichen  Charakter 
verlieh  **. 

Die  zwei  Dezennien  später  von  dem  angeblichen  Mainzer  Diakon  Bene- 
dikt (Benedictus  Levita)  unternommene  Vervollständigung  der  ansegisischen 
Sammlung  war  eine  mit  dem  pseudoisidorischen  Unternehmen  zusammen- 
hängende Fälschung*®.  Wegen  ihrer  ausschließlich  kirchlichen  Tendenzen 
ist  die  nähere  Erörterung  dem  Kirchenrecht  zu  überlassen. 

Von  den  italienischen  Kapitulariensammlungen  ist  schon  S.  240  die 
Rede  gewesen. 


79,  229  f.  Dem  Edikt  vom  18.  Okt  614  waren  die  eng  mit  demselben  zusammen- 
hängenden Beschlasse  des  Pariser  Konzils  vom  10.  Okt.  614  (MG.  Leg.  Sectio  UI., 
Ooncilia  1,  185  fF.)  vorhergegangen. 

*®  BoRETius,  Capitularia  1,  894 — 450.  Über  den  Verfasser  und  sein  Werk  vgl. 
daselbst  S.  382  ff.  Stobbe  1,  231  ff.  Patbtta,  SuU*  introdnzione  in  Italia  della 
collezione  d'Ansegiso,  Atti  dell*  Accademia  delle  Scienze  di  Torino  25  (1890).  Vgl. 
Hübneb,  ZEG.  29.  253  ff. 

•^  Anseg.  I.  c.  77—104  findet  sich  mitten  unter  Gesetzen  Karls  das  Capitulare 
ecdesiasticum  Ludwigs  von  818—819  (Boretitts  I.,  Nr.  138),  das  man  infolge  dessen 
lange  für  ein  Gesetz  Karls  gehalten  hatte. 

'*  Dem  Verfasser  der  Anm.  8  angeführten  Interlinearversion  hat  jedoch  nicht 
die  Sammlung  des  Ansegis,  sondern  das  Gesetz  selbst  als  Vorlage  gedient  Vgl. 
BoRETTus,  a.  a.  0.  1,  878. 

*•  Vgl.  Wormser  Kapitular  v.  829  (Boretiüs  -  Krause  2,  11  ff.). 

••  Ausgabe  MG.  Leg.  2,  2  S.  39—158.    Vgl.  Stobbe  1,  235  ff. 
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Beunkeb,  RG.  1,  892  ff. ;  Zur  Rechtsgeschicbte  der  römischen  und  germanischen 
Urkunde,  1880;  Die  frftnkisch-romanische  Urkunde  als  Wertpapier  (Forschungen 
524  ff.);  Carta  und  Notitia  (Abhandlungen  zu  Ehren  Th.  Mommsems,  Berlin,  1877); 
Das  Gerichtszeugnis  und  die  fränkische  Königsurkunde  (Festgaben  fUr  Heffteb, 
Berlin  1873);  Das  Registrum  Farfense  (Mitteil.  d.  österr.  Instit.  2,  3  ff.).  Th.  Sickel, 
Lehre  von  den  Urkunden  der  ersten  Karolinger  (a.  u.  d.  T.  Acta  regnm  et  impe- 
ratomm  Karolinorum  I.),  1867;  Beiträge  zur  Dipiomatik,  8  Hefte  (Wiener  SB. 
1861—1882).  Bbesslau,  Handbuch  der  Urkundenlehre  I.  1889;  Urkundenbeweis 
und  Urkundenschreiber  im  älteren  deutschen  Recht,  FDG.  26,  1  ff.  Redlich,  Über 
bair.  Traditionsbücher  und  Traditionen  (Mitteil.  d.  österr.  Instit.  5,  1  ff.).  Ficker, 
Beiträge  z.  Urkundenlehre,  2  Bde.,  1877—1878. 

Den  Gebrauch  der  Urkunden  wie  der  zur  Anfertigung  derselben  be- 
nutzten Formeln  oder  Formulare  haben  die  Oermanen  von  den  Römern 
überkommen.  In  Italien  erhielt  sich  im  Anschluß  an  das  römische 
Tabellionenwesen  ein  zünftiges  Notariat,  in  unserer  Periode  aber  noch 
ohne  öffentlichen  Glaubend  In  Gallien  und  Spanien  bildeten  sich  die 
gesta  munzcipalia  allmählich  zu  einer  Art  Notariat  um.  Dem  Franken- 
reiche war  alles  zünftige  Schreiberwesen  fremd.  Hier  war  neben  den 
Gerichtsschreibem  (S.  166)  vorwiegend  die  Geistlichkeit,  auch  hinsicht- 
lich der  Abfassung  von  Formeln,  thätig.  Die  Formeln  wurden  in  der 
Begel  auf  Grund  wirklicher  Urkunden,  die  Urkunden  aber,  und  zwar 
ebensowohl  im  Gebiete  des  öflfentlichen  wie  des  Privatrechts,  fast  immer 
an  der  Hand  bestimmter  Formulare  abgefaßt. 

Die  öffentliche  Urkunde  unterschied  sich  von  der  Privaturkunde  da- 
durch, daß  jene  keiner  Zeugen  bedurfte  und,  ihre  Echtheit  vorausgesetzt, 
hinsichtlich  ihres  Inhalts  unanfechtbar  war,  während  die  Privaturkunde 
ihren  Beweiswert  erst  durch  die  Zeugen,  die  ihren  Inhalt  zu  bekräftigen 
berufen  waren,  erhielt.  Während  diö  angelsächsische  Recht  nur  die  Privat- 
urkunde kannte,  hatte  im  fränkischen  Reiche  der  König,  und  nur  dieser, 
das  Recht,  öffentliche  Urkunden  auszustellen.  Die  Anfechtung  des  Inhaltes 
einer  echten  Königsurkunde  war  mit  Todesstrafe  bedroht*.  Die  eigent- 
lichen Königsurkunden  (praecepta,  diplomata),  vom  König  unterzeichnet, 
vom  Kanzler  oder  seinem  Vertreter  beglaubigt  und  besiegelt,  wurden 
unterschieden  von  den  Hofgerichtsurkunden  {placita),  die  weder  Unter- 
schrift noch  Handzeichen  des  Königs  trugen,  sondern  in  der  merowingischen 
Zeit  auf  das  mündliche  Referat  {testimomatio)  des  Pfalzgrafen  von  einem 
Mitgliede  der  Kanzlei,  in  der.karolingischen  von  dem  Pfalzgrafen  selbst 
oder  einem  seiner  Hofgerichtsschreiber  vollzogen  und  mit  dem  Pfalzsiegel 

*  Vgl.  FiGSEB,  Forschungen  2,  69  £F.  Bresslau,  Handbuch  1,  460  flF.  Seblioeb, 
Mitteil.  d.  österr.  Instit  11,  399  ff.  Öffentlichen  Glauben  besaßen  die  Urkunden  der 
kaiserlichen  und  päpstlichen  Notare  in  Italien  jedenfalls  seit  dem  12.  Jahrhundert^ 
vielleicht  schon  früher. 

*  Vgl.  Bbithkeb,  Zeugen-  a.  Inquisitionsbeweis  44  f.  Seeligeb,  a.  a.  0.  398. 
Bbesslau,  Handbuch  1,  483. 
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untersiegelt  wurden  ^  Dagegen  erhielten  die  königlichen  Briefe,  auch 
wenn  sie  wie  die  gerichtlichen  Mandate  des  Königs  {indiculi  reffales, 
mandata,  iussiones)  amtUchen  Inhalts  waren,  keine  Unterschrift  oder  Be- 
glaubigung*. 

Die  Hausmeier  übten  erst  seit  Pippin  und  Karhnann  das  Königsrecht 
der  öffentlichen  Urkunde  aus.  Dagegen  hatten  in  Italien  die  Herzogs- 
urkunden und  selbst  die  gewöhnlichen  Gerichtsurkunden,  sobald  die  An- 
fertigung auf  richterlichen  Urkundungsbefehl  erfolgte,  den  Charakter  der 
öffentlichen  Urkunden,  während  die  Gehchtsnrkunde  im  fränkischen  Beiche 
reine  Privaturkunde  war,  wenn  sie  nicht,  was  bei  jeder  anderen  Urkunde 
ebenfalls  geschehen  konnte,  durch  Anerkennung  im  Königsgericht  Auf- 
nahme in  eine  Hofgerichtsurkunde  gefanden  hatte. 

Die  Privaturkunde  war  entweder  bloße  Beweisnrkunde  {noätia,  breve, 
memoratorium),  oder  zugleich  Geschäftsurkunde  {carta,  testamentum,  epi- 
Stola  f  häufig  auch  nach  dem  Inhalte  des  Geschäfts  benannt,  wie  cessio, 
inffenuitasj  concambium).  Die  letztere,  welche  zugleich  Beweis-  und  Per- 
fektionsmittel war,  knüpfte  an  die  neurömische  Urkunde  an  und  wurde 
gleich  dieser  in  der  Begel  in  subjektiver  Form  abgefaßt.  Aussteller  war 
die  handelnde  Partei,  von  der  die  Urkunde  an  den  Destinatar  übergeben 
wurde.  Dies  Geben  und  Nehmen  war  wesentlich  und  wurde  durch  be- 
sondere Formeln  [data,  datum,  post  traditam)  bescheinigt*.  Sollte  die 
Urkunde  von  einem  Dritten  geschrieben  werden,  so  mußte  der  Aussteller 
diesen  in  formeller  Weise  dazu  auffordern  (ro^aftb);  bei  einigen  Stämmen, 
besonders  Franken  und  Alamannen,  war  eine  rechtsformliche  Übergabe 
des  Pergaments  an  den  Schreiber  üblich,  wobei  dieser  dasselbe  vom  Boden 
aufnahm*.  Die  Zeugen  mußten  rechtsförmlich  aufgefordert  werden^,  zu 
unterschreiben,  oder  doch  die  Hand  auf  die  Urkunde  zu  legen  {manu 
firmarej  —  daher  Ausdrücke  wie  „Firma",  „Manifest",  „Handfeste").  Auch 
für  den  Aussteller  war  die  firmatio  in  der  Regel  ausreichend,  während 
der  Schreiber  die  Urkunde  eigenhändig  zu  vollziehen  hatte.  Die  bloß  für 
den  zukünftigen  Beweis  bestimmte  rwtitia  war  eine  formlose  Niederschrift, 
welche  derjenige,  dem  die  Urkunde  dienen  sollte,  entweder  selbst  schrieb 


'  Vgl.  S.  138.  174.     SiOKEL,  Lehre  von  den  Urkunden  356—365. 

*  Vgl.  SiCKBL,  a.  a.  0.  394  ff.  Über  die  indictUi  regales,  die  man  mit  Recht 
den  Reskripten  der  römischen  Kaiser  zur  Seite  gestellt  hat,  vgl.  S.  174.  Bbuvneb, 
Entstehung  der  Schwurgerichte  76  ff.  99  ff.  Th.  Sickel,  a.  a.  0.  896.  W.  Sickbl, 
Grött.  gel.  Anz.  1896  S.  291  f.  Man  unterschied  indiculi  eonimumtorii ,  ind,  de 
iusHHa  facienda,  ind.  de  tuduno  evindieaio  und  ind.  inquisitianis.  Über  die 
Form  der  Kapitularien  vgl.  Seelioer,  Die  Kapitularien  der  Karolinger  10  ff. 

*  Daher  unser  y,Daium^^,  Die  Formel  ,, actum"  bezog  sieb  auf  die  bekundete 
Handlung,  die  zeitlich  und  örtlich  von  der  Aufnahme  der  Urkunde  getrennt  statt- 
finden konnte. 

^  Vgl.  BRüNMBa,  Rechtsgeschichte  der  Urkunde  104  ff.  271.  808  ff.  Zeümsb 
ZRGr.  17,  113  ff.  Daher  unser:  eine  Urkunde  „aufnehmen",  Protest  „erheben" 
Protest  „le vieren". 

'  Daher  testee  rogati.  Bei  den  Baiem  erfolgte  die  rogatio  testiam  durch  Ohr- 
znpfen  (testes  per  aures  tracti).    Vgl.  Gbimm,  RA.  144  f. 
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oder  von  einem  anderen  fOr  sich  schreiben  ließ.  Die  Form  war  in  der 
Regel  die  eines  Referats.  Unterschrift  oder  Handfestung  des  Ausstellers 
war  nicht  erforderlich.  Das  gewöhnliche  Gerichtsprotokoll  {notüia  huUcati) 
trug  nur  in  Italien  einen  besonderen  Charakter,  als  eine  von  dem  Gre- 
richtsnotar  ToUzogene  öffentliche  Urkunde.  Eine  besondere  Art  der  notitia 
iudicati  war  der  dem  römischen  Brauche  entlehnte  fränkische  appennis 
zur  Wahrung  des  Besitzstandes  im  Falle  eines  Urkundenverlustes®;  im 
praktischen  Gebrauche  wurde  der  appennis  später  durch  die  pancarta,  die 
in  einem  königlichen  Diplom  {praeceptum  regis)  enthaltene  Besitzbestatigung 
für  den  Verlierer,  verdrängt*. 

Eine  hervorragende  Quelle  der  Rechts-  und  Wirtschaftsgeschichte 
bilden  die  schon  von  Pippin  angeregten,  unter  Karl  in  großartigem  Maß- 
stabe durchgeführten  Aufnahmen  einer  allgemeinen  Güter-  und  Gerecht- 
samestatistik der  königlichen  und  kirchlichen  Besitzungen  und  der  könig- 
lichen Benefizien^^.  Die  Aufnahmen  erfolgten  im  Wege  kommissarischer 
Erhebung,  und  zwar  regelmäßig  für  die  ganzen  Grundherrschaften,  die 
fiskalischen  für  die  einzelnen  Domänenämter.  Die  Hauptquelle  waren  die 
Weisungen  der  Hintersassen,  deren  Verpflichtung  zur  Erteilung  solcher 
responsa  wiederholt  eingeschärft  wurde.  Die  auf  diese  Weise  hergestellten 
Urbarien  {polyptycha)  bilden  eine  besondere  Gruppe  unter  den  notitiae^^ 
Neben  den  Urbarien  oder  statt  derselben  legten  die  Grundherren  auch 
besondere  Sal-  oder  Traditionsbücher  an,  in  denen  die  Erwerbsurkunden 
abschriftlich  oder  in  Auszügen  zusammengestellt  wurden^*. 

§  34.    Die  Formelsammlungen  und  die  übrige  juristische  Litteratur. 

Kriüsche  Ausgabe  sSintlicher  einzelnen  Formelsammlungen,  mit  Ausnahme 
der  langobardischen,  von  Zkumeb,  MG.  Leg.  Sectio  V.  (auch  u.  d.  T.  Formulae  Mer«- 
yingici  et  Karolini  aevi),  1882— 1S86.  Kritische  Ausgabe  der  dem  fränkischen  Beiche 

^  Vgl.  Zeumbb,  Über  den  Ersatz  verlorener  Urkunden  im  fränkischen  Reiche, 
ZRG.  14,  89  ff.  SiCKEL,  Mitteil.  d.  österr.  Instit.  1,  2  S.  229  ff.  Bbesslau,  Handbuch 
1,  54  f.  Bei  den  Römern  bewegte  sich  das  Appennisverfahren  vor  defensor  und  curia, 
bei  den  Franken  hatte  es  einen  prozessualischen  Charakter. 

^  Vgl.  Zetmeb,  a.  a.  0.  110  ff.  Auch  die  Angelsachsen  kannten  derartige 
Bestitutionsdiplome  des  Königs,  womit  sie  bereits  ein  eigentliches  Amortisations- 
verfahren verbanden. 

"  Vgl.  BoRETius,  Capitularia  1,  136,  c.  4.  177,  c.  5—7.  250  ff.  Güärabd,  Polyp- 
tique  de  Tabb^  Irminon,  1844,  S.  16-— 33;  Polyptique  de  Tabbaye  de  Saint-Remi  de 
Reims,  1853.  Lougnon,  Polyptique  de  Tabbaye  de  St  Germain  des  Pres,  r^dig^  au 
temps  de  Tabb^.  Irminon,  I.  1886.  Gbmglsb,  Rechtsdenkmftler  67  f.  iHAKA-SrERNBeo, 
Über  die  Quellen  der  deutschen  Wirtschaftsgeschichte  (Wiener  SB.  84)  180  ff.;  Über 
Urbarien  u.  Urbarialaufzeichnungen  (Archival.  Zeitschr.  2,  26  ff.).  Lampbecbt,  Wirt^ 
schaftsieben  2,  657  ff. 

"  Vgl.  Lahpbecht,  a.  a.  0.  2,  659  f.  Vielfach  wurden  Regesten  der  Urkunden 
der  betreffenden  Grundherrschaft  mit  dem  Urbar  verbunden. 

^'  Unter  den  zahlreichen  Traditionsbüchem  dürfen  die  des  Erzstifts  Salzburg, 
weil  sie  von  Bischof  Arno  veranlaßt  sind,  ein  besonderes  Interesse  beanspruchen. 
Vgl.  Keikz,  Indiculus  Amonis  und  Breves  notitiae  Salzburgenses,  1869. 
B.  SchrOdbr,  D«atBeho  Beohtsgeichicbta.    8.  Aufl.  17 
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angehorigen  Formeln  in  systematischer  Anordnung:  de  Bozi^be,  Recneil  g^n^ral 
des  formules  usit^es  dans  Tempire  des  Francs,  '6  Bde,  1S69  — 1871.  —  Zeümer, 
N,  Archiv  6,  11  flf.  8,  475  ff.  601  ff.  10,  383  ff.  11,  313  ff.;  Gott  gel.  Anz.  1882, 
S.  1389  ff.  Schröder,  Über  die  Mnkischen  Formelsammlungen,  ZBG.  17,  75  ff.; 
N.  Heidelberger  Jahrbücher  2,  165  ff.  Krusoh,  Hist.  Zeitschr.  51.  512  ff.  Tardif, 
Biblioth^que  de  Tdcole  des  chartes  44,  852  ff.;  N.  Eevue  8,  657  ff.  9,  868  ff.  Stobbe, 
1,  241  ff.  Th.  SiCKEL,  Lehre  von  den  Urkunden  der  Karolinger  109  ff.  K.  Leh- 
mann, Krit  VJSchr.  29,  331  ff.  Brukner,  BG.  1,  401  ff.  v.  Amira*  20  ff.  Brbsb- 
LAü,  Handbuch  der  Urk.-Lehre  1,  608  ff.  Oonrat,  Gesch.  d.  Quellen  u.  Litteratur 
des  röm.  Bechts  im  &f  A.  1,  266.  298  ff.  Stoüpf,  De  formulis  secundum  legem  Bo- 
manam,  Paris  1890. 

Die  juristische  Litteratur  der  fränkischen  Zeit  bewegt  sich  Torzugs- 
weise  auf  dem  Gebiete  der  Formelsammlungen.  Neben  Urkundenformeln 
enthalten  dieselben  Tielfach  auch  Briefe,  Ton  denen  für  die  Bechtsgeschichte 
aber  nur  die  amtlichen  Schreiben  in  Betracht  kommen.  Es  giebt  frän- 
kische, alamannische,  bairische,  burgundische,  westgotische,  ostgotische, 
angelsächsische  und  langobardische  Formelsammlungen. 

Unter  den  westfränkischen  Formelsammlungen  salischen  oder  römi- 
schen Rechtes  sind  die  60  Formulae  Andecavenses  von  Angers  die 
ältesten  ^  wenn  auch  schwerlich,  wie  man  früher  annahm,  der  Zeit  Chil- 
deberts  I.,  sondern  wohl  erst  dem  7.  Jahrhundert  angehörend,  bis  auf 
die  drei  letzten  jedenfalls  vor  678  abgefaßt.  Um  700  sind  die  Formulae 
Marculfi  entstanden*,  in  zwei  Büchern  (I.  cartae  r egales,  öffentliches 
Recht  betrefifend,  IL  cartae  pagenses,  dem  Privatrecht  angehörig);  Ver- 
fasser war  ein  Mönch  Markulf  (wahrscheinlich  im  Kloster  Resbach,  Bistum 
Meaux),  der  sein  Werk  einem  Bischof  Landerich  (wahrscheinlich  seinem 
Diözesanbischof)  widmete.  Die  marknlfische  Sammlung  wurde  von  spä- 
teren Formelsammlern  mit  Vorliebe  benutzt,  erhielt  gegen  Ende  der  Mero- 
wingerzeit  ein  Supplement^  und  erfuhr  gegen  den  Schluß  des  8.  Jahr- 
hunderts eine  teilweise  Überarbeitung ^  Die  Formulae  Bituricenses 
von  Bourges*  gehören  zum  Teil  noch  der  Zeit  vor  721,  zum  Teil  aber 
erst  der  Zeit  Karls  des  Großen  an.  Die  jüngsten  Formeln  aus  der  Mero- 
wingerzeit  sind  die  Formulae  Turonenses  von  Tours  (früher  nach  dem 
ersten  Herausgeber  Formulae  Sirmondicae)®;  der  vielfach  römisch -recht- 
liche Inhalt  muß  größtenteils  der  Neigung  des  Verfassers,  mit  seiner  aus 
dem  westgotisohen  Breviar  geschöpften  Gelehrsamkeit  zu  prunken,  zuge- 
schrieben werden.  Die  Formulae  Arvernenses  von  Clermont-Ferrand', 
früher  in  das  6.  oder  gar  5.  Jahrhundert  gesetzt,  gehören  der  2.  Hälfte 
des  8.  Jahrhunderts  (nach  dem  Einfall  Pippins  in  Aquitanien,  760—761) 
an.  Aus  den  ersten  Regierungsjahren  EÜrls  des  Großen  (vor  775)  rühren 
die  Formulae  Senonenses  von  Sens  (früher  zum  Teil  als  Appendix  Mar- 
culfi bezeichnet)®  und  die  nach  den  ersten  Herausgebern  benannten  For- 

»  Zeümeb  1—25.  726.  •  Ebd.  32—106. 

'  Ebd.  107  ff.    Einzelne  weitere  Zosätze  ebd.  110  ff. 

*  Ebd.  113—127.  *  Ebd.  166—181.  •  Ebd.  128—165. 

'  Ebd.  26—31.  726.  •  Ebd.  182—226.  723  f. 
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mülae  Bignonianae^  and  Merkelianae^^,  doch  enthalten  alle  diese 
Sammlungen  znm  Teil  aach  jüngeres  Material  Die  einzige  in  dem  alt- 
salisohen  Lande  entstandene  Formelsammlung  (die  übrigen  sind  sämtlich 
ans  den  romanischen  Teilen  Westfrankens)  ist  die  des  Arno,  gewöhnlich 
nach  dem  ersten  Heransgeber  Fonnnlae  Lindenbrogianae  genannt^^ 
Die  Sammlung  ist  gegen  Ende  des  8.  Jahrhunderts  wahrschemlich  zu 
St  Amand  (Elnon)  an  der  Scarpe  entstanden,  steht  aber  zugleich  in 
eigentümlichen  Beziehungen  zu  Baiem.  Während  einerseits  bei  Anfertigung 
der  Formeln  mehrfach  bairische  Urkunden  als  Vorlage  gedient  haben, 
bietet  sich  andererseits  die  eigentümliche  Erscheinung,  daß  jene  Sammlung 
trotz  ihrem  ausgeprägt  salfränkischen  Charakter  seit  796  auch  in  Baiern 
stark  benutzt  worden  ist  Wir  besitzen  zwei  bairische  Kompilationen,  in 
denen  die  lindenbrogischen  Formeln,  um  drei  weitere  Formeln  desselben 
Charakters  vermehrt",  mit  den  überarbeiteten  Formeln  des  Markulf  ver- 
bunden sind.  Die  eine  dieser  Kompilationen,  welche  nur  in  geringen, 
erst  neuerdings  aufgefundenen  Bruchstücken  vorliegt,  hat  ehemals  dem 
Stift  St  Emmeram  zu  Begensburg  gehört  und  ist  deshalb  von  dem  Her- 
ausgeber unter  der  Bezeichnung  Formuhrum  cocUcis  8t  Emmerami  frag* 
menta  den  baiiischen  Formeln  eingereiht  worden^';  sie  gehört  aber  zu  den 
fränkischen  Formelsammlungen,  da  sie  nichts  Bairisches  enthält  und  auch 
die  neun  selbständigen  Bestandteile  des  ersten  Fragmentes  entschieden  auf 
westfränkische  Entstehung  schließen  lassen.  Die  zweite  Kompilation  ist 
mit  einem  Salzburger  Formelbuche  verbunden  und  zweifellos  in  Salzburg 
entstanden.  Zahlreiche  bairische  Urkunden  zeigen,  d«ß  die  lindenbrogischen 
Formeln,  wahrscheinlich  durch  Yermittelung  der  beiden  besprochenen 
Kompilationen,  in  Baiem  außerordentlich  benutzt  wurden.  Man  darf  an- 
nehmen, daß  Arno,  ursprünglich  Mönch  in  Freising,  dann  Abt  von 
St  Amand,  seit  785  außerdem  Bischof  und  später  Erzbischof  von  Salz- 
burg, die  lindenbrogische  Sammlung  veranlaßt  und  dazu  Material  aus  den 
Urkundenschätzen  der  Freisinger  und  Salzburger  Kirchen  nach  St  Amand 
geschafft  hat,  und  daß  ebenso  die  Einführung  jener  salfränkischen  For- 
meln in  den  Urkundenbrauch  Salzburgs  und  anderer  bairischen  Kirchen 
durch  ihn  vermittelt  worden  ist.  —  Eine  ursprünglich  sehr  umfangreiche, 
aber  nur  in  wenigen  Bruchstücken  erhaltene  Sammlung,  die  Formulae 
Pithoei^*,  scheint  ausschließlich  westfränkischen  Charakter  gehabt  zu 
haben;  während  einzelne  Bestandteile  dem  Sprachgebrauche  der  Formeln 
von  St.  Amand  entsprechen,  weisen  andere  auf  das  südliche  Frankreich  hin. 


*  Zeümer  227—238. 

»«»  Ebd.  239—268.  ZRG.  1, 194  ff.  Vgl.  Waitz,  Abhandl.  383  ff.  (FDG.  1,  535  ff.). 
Als  Anhang  zu  den  MERKEL^Bcben  Formeln  teilt  Zeuhbb  263  ff.  zwei  Pariser  For- 
meln mit 

"  ZsuMEB  265-282.    Vgl.  ZRG.  17,  94  ff. 

^*  Bei  Zeumer  282  f.  als  addiiamenta  1—3.    Siehe  auch  ebd.  466,  Nr.  15.  16. 

"  Zeumbe  461—468.    Vgl.  N.  Arch.  8,  601  ff. 

1«  Zbümbb  596  ff. 

17* 
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Die  jüngste  und  für  die  Yerfassangsgeschichte  bedeutsamste  frän- 
kische Formelsammlung  enthält  die  wahrscheinlich  zwischen  828  und  832 
unter  dem  Kanzler  Fridugis  entstandenen  Eanzleiformeln  Ludwigs 
4es  Frommen  {Farmulae  imperiales  e  curia  Ludovici  Äiy*. 

Die  alamannischen  Formeln^®,  die  dem  Ende  des  8.,  großenteils 
«ogar  erst  dem  Ende  des  9.  Jahrhunderts  angehören,  werden  durch  die 
St.  Oaller  IJrkundenschätze  an  Alter  und  Reichhaltigkeit  des  Inhalts 
weit  übertroffen  und  haben  daher  für  die  Wissenschaft  lange  nicht  die 
Bedeutung  der  fränkischen  Formeln.  Dem  Elsaß  gehören  die  Formeln 
•des  Klosters  Murbach,  die  vorzugsweise  Briefe  enthalten ^^,  und  drei 
Straßburger  Urkundenformeln  an*®.  Die  beiden  Formelbücher  des 
Klosters  Beichenau*^  zeigen  starke  Benutzung  des  Markulf;  eine  dritte 
Eeichenauer  Sammlung  enthält  nur  Briefe ^^  St.  Galler  Formeln  finden 
«ich  in  einer  sehr  verschiedene  Bestandteile  enthaltenden  Kompilation'*, 
•die  als  „Formelbuch  des  Bischöfe  Salomo  III.  von  Constanz"  bezeichnet 
7XL  werden  pflegt^  aber  nur  weil  ein  Teil  der  darin  enthaltenen  Briefe  an 
diesen  gerichtet  ist.  Dazu  kommen  einige  kürzere  Sammlungen,  deren  eine 
(um  900  entstanden)  früher  falschlich  dem  Iso  zugeschrieben  wurde''. 

In  Baiern  war  besonders  Erzbischof  Arno  von  Salzburg  für  die 
Forderung  des  Urkunden-  und  Formelwesens  thätig.  Ihm  ist  auch  das 
mit  der  oben  (S.  259)  besprochenen  salfränkischen  Kompilation  verbundene 
Salzburger  Formelbuch  zuzuschreiben*',  das  allerdings  nur  zwei  Ur- 
kundenformeln und  im  übrigen  ausschließlich  Briefmuster  enthält;  die 
Sammlung  ist  in  Salzburg  entstanden  und  hat  namentlich  den  Brief- 
wechsel Arnos,  besonders  mit  Alcuin^  und  die  Formeln  von  St  Amand 
als  Vorlage  benutzt.  Die  kleine  Sammlung  Passauer  Formeln  {Farmulae 
Patavienses)  gehört  der  Zeit  Ludwigs  des  Deutschen  an". 


"  Ebd.  285—327.  Vgl  Sickel,  a.  a.  0.  158  ff.  Eine  photo-lithographiBche 
Nachbildung  der  in  tironischen  Noten  geschriebenen  Handschrift  bei  Schmitz,  Monu- 
menta  tachygraphica  I.  1882.  Vgl.  Zeumer,  Gott.  gel.  Anz.  1882,  S.  1415  ff.  Früher 
wurden  diese  Formeln  nach  ihrem  ersten  Herausgeber  als  CARPEKTiEa'sche  Formeln 
bezeichnet  Zwei  bisher  unbekannte  Formeln  für  Kaiserurknnden  bei  Zeumer  827  f. 
als  additamenta. 

"  Vgl.  Zeumer,  N.  Archiv  8,  475  ff. 

"  Formulae  Morbacenses,  Zeumer  329—887. 

*'  Formulae  Argentinenses,  ebd.  337  f. 

*•  Formulae  Äugienses,  ebd.  339—364.  724  f. 

*^  FormtUae  epistolares  AugienseSj  ebd.  864  ff. 

^*  Zeumer  390—437.  Vgl.  Dümmler,  Das  Formelbuch  des  Bischofs  Salomo  HI., 
1857.  V.  Wyss  i.  d.  Mitteilungen  der  antiquar.  Gesellsch.  von  Zürich  7,  17  ff.  Die 
in  der  Kompilation  enthaltenen  Formeln  für  königliche  Diplome  sind  ein  doktri- 
näres, ganz  wertloses  Machwerk  aus  den  letzten  Jahren  Karls  III. 

**  Formfdae  Sangallenses  miscellaneae,  Zeumer  378  ff. 

**  Zeumer  438  ff.  Rockinoer,  Drei  Formelsammlungen  a.  d.  Zeit  der  Karo- 
linger 45  ff.    RozitRE,  Revue  hist.  de  droit  5,  35  ff. 

^*  Zeumer  456  ff.  Zuerst  als  Epistolae  Alatt  veröffentlicht  von  Rockingeb, 
a.  a.  0.  171  ff. 
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Eine  bargundische  Sammlung  entstand  gegen  Ende  des  8.  Jahr- 
hunderts in  dem  Kloster  Flavigny  {Formulae  Flaviniacentes)^^.  Dieselbe 
hat  ihr  Material  überwiegend  den  Formeln  der  Markulf,  dem  Supplement 
derselben  und  den  Formeln  von  Tours  entlehnt.  Eine  Überarbeitung  hat 
nur  bei  wenigen  stattgefunden.  Die  eigenen  Zuthaten  sind  gering.  Der 
Wert  der  Sammlung  ist  im  wesentlichen  nur  ein  litterarhistorischer. 

Die  westgotische  Formelsammlung  {Formulae  VisigoticaeY^  enthält 
46  Urkundenformeln  teils  römischen,  teils  westgotischen ,  größtenteils 
aber  gemischten,  für  beide  Nationen  gleichmäßig  anwendbaren  Inhalts. 
Die  Sammlung  wurde  zwischen  615  und  645,  wahrscheinlich  von  einem 
Notar  in  Cordova,  verfaßt  und  in  der  2.  Hälfte  des  7.  Jahrhunderts  noch 
durch  einige  Formeln  vermehrt'^  Ostgotische  Formeln  aus  der  Zeit 
Theoderichs  des  Großen  finden  sich  in  dem  6.  und  7.  Buche  der  Yariae 
des  Kassiodor^*. 

Aus  dem  Gebiete  des  angelsflohsischen  Rechts  besitzen  wir  einige 
Formeln  für  Eide,  Geltendmachung  von  Eigentumsansprüchen  u.  a.  m. 
Sie  gehören  erst  der  Zeit  seit  dem  10.  Jahrhundert  an,  tragen  aber  zum 
Teil  einen  sehr  altertümlichen  Charakter*®. 

Die  langobardisohen  Formeln  des  Cartularium  Langobardicum 
[liber  cartularHy^  sind  vor  1070  in  Pavia  oder  Bom  zusammengestellt 
Diese  25  Formeln,  die  neben  dem  langobardisohen  auch  das  salische, 
ribuarische,  alamannische,  bairische,  burgundische,  westgotische  und  ro- 
mische Becht  berücksichtigen,  waren  nicht  für  die  Abfiaussung  von  Ur- 
kunden, sondern  als  Muster  für  das  mündliche  Verfahren  bei  Akten  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  bestimmt.  In  derselben  Bichtung  bewegten 
sich  die  Prozeßformeln  des  Papienser  Bechtsbuches,  die  nicht  dazu  bestinmit 
waren,  als  Formulare  für  Gerichtsprotokolle  zu  dienen,  sondern  das  Ge- 
richtsverfahren selbst  veranschaulichen  sollten '^ 

Außer  den  vorstehend  besprochenen  Formelsanmilungen  sind  zahl- 
reiche Einzelformeln  überliefert,  die  in  der  neuesten  Ausgabe  als  For- 
mulae extravagantes,  in  zwei  Bücher  eingeteilt,  zusammengestellt  sind'*. 


»  Zeumeb  469  ff.    Vgl.  ZRG.  17,  86  f. 

^  Zeuveb  572  ff.  DE  'Rozik&Ef  Formales  Wisigothiques,  1854.  Biedbitweo, 
Commentatio  ad  formulas  Visigothicas,  Berlin  1856.  MoifiESA  t  Manbique,  Historia 
de  la  legislacion  2,  87  ff.    Über  die  Litteratur  vgl.  Zeuher  572. 

*^  Lehmank,  a.  a.  0.  336  yermutet  Benutzung  der  westgotischen  Formeln  in 
den  Formulae  Andecavenses. 

^  Ausgabe  von  MommseNi  MG.  Auct.  antiqu.  12,  172  ff. 

»•  ScBMiD,  Gesetze  der  Angelsachsen  405—409.  423.  Vgl.  ebd.  Vorrede  pg.  66  f. 

^  Ausgabe  von  Bobkrus,  MG.  Leg.  4,  595  ff.  Zwei  andere  Formeln  ebd. 
604  f.  Padelletti,  Fontes  iuris  Italici  I.  Über  die  Entstehung  des  Cartularium 
vgl.  BoBETius,  a.  a.  0.  praefatio  pg.  92  sq. 

**  Vgl.  S.  240.  Eine  glossierte  Prozeßformel  bei  Bobetius,  a.  a.  0.  602  f. 
Über  den  Gegensatz  zu  den  Urkundenformeln  Bbunneb  1,  8.  402. 

'«  Zeumeb,  Formulae  583—571.  725. 
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Eine  besondere  Gruppe  liturgischer  Formeln  für  Gottesurteile  bilden  die 
Ordines  iudioiorum  Dei**. 

Von  den  Formelsammlungen  abgesehen  beschrankte  sich  die  juri- 
stische Litteratur^  anfangs  auf  die  Thätigkeit  der  Abschreiber  und 
Sammler  von  Bechtsquellen,  indem  diese  vielfach  auf  eigene  Hand  Text- 
andernngen  und  Einschaltungen  vornahmen,  auf  die  Abfassung  von  Glossen, 
unter  denen  die  malbergisohe  Glosse  (S.  231)  weitaus  den  ersten  Rang 
einnimmt,  von  Remissorien  und  Auszügen;  selbst  kleinere  AuMtze  (wie 
die  churmas  und  Septem  caustu,  S.  232)  reichen  noch  in  die  Merowinger- 
zeit  zurück.  Dazu  kamen  im  8.  und  9.  Jahrhundert  die  Anfange  einer 
reohtsbücherlichen  litteratur,  zu  denen  wir  auch  die  Lex  Romana  Curiensis 
(S.  248)  und  einzelne  Teile  der  Lex  Frisionum  (S.  244  ff.)  zu  rechnen  haben, 
auch  schon  einzelne  selbständige  juristische  Abhandlungen,  wie  die  vor- 
treffliche Darstellung  der  Hofordnüng  Karls  des  Großen  von  seinem  Vetter 
Adalhard,  Abt  von  Corbie  und  Corvey  (t  826),  die  uns  auszugsweise  in 
Hinkmars  Schrift  „De  ordine  Falatii'^  überliefert  ist^^,  feroer  die  an  Ludwig 
den  Frommen  gerichtete  Schrift  des  Erzbischofs  Agobard  von  Lyon  gegen 
die  Lex  Burgundionum^^  und  das  zwischen  840  und  842  verfaßte  Buch 
der  Walahfrid  Strabo  über  Ursprung  und  Entwickelung  der  kirchlichen 
Einrichtungen  ^^  Von  den  hervorragenden  Leistungen  der  lombardischen 
Bechtsschule  und  der  juristischen  Litteratur  der  Angelsachsen,  obwohl  sie 
nicht  mehr  in  den  Rahmen  der  deutschen  Rechtsgeschiohte  gehören,  ist 
schon  an  anderer  Stelle  (S.  239  ff.  249)  die  Rede  gewesen. 


Viertes  Kapitel. 
Privatreoht,  Strafreoht  und  Oeriohtsverfahren. 

§  35.    Das  Privatrecht. 

Litteratur  S.  4.  58.  Bbunneb,  RG.  1,  217  ff.  230  ff.;  Grundriß  270  ff.;  Die 
Geburt  eines  lebenden  Kindes  u.  das  ebel.  Vermögensrecht,  ZBG.  29,  63^108; 
Die  uneheliche  Vaterschaft  in  den  älteren  germanischen  Rechten,  ebd.  30,  1—32; 
Forschungen  1  ff.  524  ff.  661  ff.  676  ff.  736  ff.  v.  Ahira,  Grundriß*  105—140. 
Eichhorn  1,  264—398.  Sakdhaas,  Germanistische  Abhandlungen,  1852.  Glisson, 
Histoire  3,  1—252;  Le  droit  de  succession  dans  les  lois  barbares,  N.  Rey.  9,  585  ff. 
ViOLLJBT,  Histoire  du  droit  civil  fran^ais  243  ff.    Thudichum,  Geschichte  d.  deutsch. 


"  Zeümxr,  a.  a.  0.  599  ff.     Schmid,  Gesetze  der  Angelsachsen  415  ff. 

•*  Diese  ans  Licht  gezogen  zu  haben  ist  besonders  v.  Amiha's  Verdienst 

"  Ausgabe:  Bobettos-Ebaüse,  Capitularia  2,  517  ff.  Schulausgabe  von  Kbaitss, 
1894.  Vgl.  Wattekbach,  Gesch.-Quellen*  1,  250  ff.  Über  Hinkmar  von  Reims 
(t  882)  vgl.  V.  NooRDEN,  Hinkmar,  1863. 

^  Agobardi  adversus  legem  Gundobadi  Über  in  den  Opera  Agobardi,  ed. 
BALVznrs  1,  113  ff.    Bibl.  patr.  Galland.  13,  429  ff.    Ein  Auszug  MG.  Leg.  3,  504. 

'^  Ausgabe:  Boretius-Kbausb,  Capitularia  2,  473  ff. 
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Privatrechtfi,  1894.  Hubsb,  System  u.  Geschichte  des  schweizer.  Privatrechts 
4f  210  fiP.  (1893).  FocKBHA- Andreas,  Bijdragen  tot  de  nederlandsche  rechtsgeschie- 
denis,  3  Bde,  1888—1892.  Pbätilb,  Storia  3.  4.  Salvioli,  Manuale  239  ff.  Vahdfb- 
KiKDERE,  Introduction  207  ff.  234  ff.  Dahn,  Westgotische  Stadien  58—140.'  Ficker, 
Untersuchungen  zur  Erbenfolge  der  ostgermanischen  Rechte,  3  Bde,  1891—1898. 
Pollook  and  MArrLAXD,  History  of  engl,  law  2,  1 — 445.  Laürxnce,  Anglosaxon 
landlaw  (Essays  in  Anglosaz.  law  55—119).  Kohler,  Beiträge  z.  germ.  Privat- 
rechtsgeschichte 1.  2.  (1883—85).  Waitz,  Das  alte  Recht  der  sal.  Franken  107  ff. 
117  ff.  Gaüpp,  Recht  u.  Verfassung  der  alten  Sachsen,  1837;  Das  alte  (xesetz  der 
Thüringer,  1834;  Lex  Francorum  Chamavorum,  1855.  Blandiki,  II  tempo  nel  diritto 
private  langobardo,  Riv.  ital.  per  le  sc.  ginrid.  11,  191  ff. 

I.  Rechtsnormen.  Die  Normen  des  Privatrechts  beruhten  ans* 
schließlich  auf  dem  geschriebenen  oder  ungeschriebenen  Yolksrecht  (lex, 
ewä).  Die  Gesetzgebung  auf  diesem  Grebiete  wurde  nicht  aufgefaßt  als 
die  verbindliche  Anordnung,  daß  etwas  fortan  Recht  sein  solle,  sondern 
als  die  von  dem  Volke  bezeugte  Anerkennung,  daß  dies  sein  Recht  seL 
Innerhalb  des  frankischen  Reiches  war  damit  von  selbst  das  Prinzip  der 
persönlichen  Rechte  (S.  228)  gegeben,  während  dasselbe  in  den  übrigen 
germanischen  Reichen  nur  dem  herrschenden  Stamme  und  den  römischen 
Provinzialen  zu  gute  kam.  Nach  dem  Prinzip  der  persönlichen  Rechte 
lebte  jeder,  im  allgemeinen  auch  der  Klerus,  nach  dem  Recht  seines 
Stammes.  Die  Eheschließung  erfolgte  nach  dem  Recht  des  Mannes,  das 
sich  auf  die  Frau  und  die  mit  ihr  erzeugten  Kinder  übertrugt  Die 
Witwe  konnte  unter  die  Munt  ihrer  Familie  und  damit  unter  das  ihr 
angeborene  Stammesrecht  zurückkehren'.  Hatte  der  Mann  die  Munt  über 
seine  Frau  nicht  erworben,  so  behielt  diese  ihr  angeborenes  Recht,  und 
die  Kinder  folgten  dem  Rechte  der  Mutter.  Rechtsgeschäfte  wurden  nach 
dem  Recht  des  Handelnden,  Veräußerungen  nach  dem  des  Veräußerers 
beurteilt.  Vindikation  und  Ersitzung  flüchtiger  Sklaven  richtete  sich  nach 
dem  Recht  des  Vindikanten,  Ersitzung  von  Grundstücken  nach  dem  des 
Besitzers.  Für  das  Erbrecht  war  das  Recht  des  Erblassers  maßgebend, 
doch  waren  den  Burgunden  Testamente  und  Schenkungen  nach  römischem 
Rechte  gestattet  Ebenso  hatte  der  Ribuarier  bei  Freilassungen  die  Wahl 
zwischen  den  Formen  seines  und  des  römischen  Rechts.  Wo  bloß  dis- 
positives Recht  in  Frage  kam,  waren  jedem  willkürliche  Abweichungen 
von  seinem  Stammesrecht  erlaubt^. 


^  Vgl.  SchbOdbb,  Gesch.  d.  ebel.  Güterrechts  1,  19  ff.  Ed.  Liutpr.  127.  Bei 
Verheiratung  einer  Langobardin  mit  einem  Römer  mußte  die  Munt  nach  lango- 
bardischem  Recht  abgelöst  werden,  auch  blieben  bei  ImmobiliarveräuBerungen  der 
Frau  die  Formvorschriften  des  iangobardiscben  Rechts  in  Greltung.  Vgl.  Rosin,  Ver- 
ftußerungsgeschftfte  der  Frauen  64  f.  67  f.  Mit  Rücksicht  hierauf  wurde  eine  solche 
Frau  dann  auch  wohl  ungeachtet  ihrer  Verheiratung  als  nach  langobardischem 
Rechte  lebend  bezeichnet,  woraus  Saviont  mit  Unrecht  den  Schluß  zieht,  daß  Ehe- 
frauen zwischen  ihrem  eigenen  Recht  und  dem  ihres  Mannes  hätten  wählen  können. 

*  Mehr  sollte  wohl  auch  die  Bestimmung  Lothars  für  Italien  von  822 — 823 
(BoBBTTOS  1,  819  c  16)  nicht  besagen. 

»  Ed.  Liutpr.  91. 
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IL  Bechts-  und  Handlungsfähigkeit  Eine  persönliche  Rechts- 
Ähigkeit  gab  es  nur  für  Freie,  nicht  für  Unfreie.  Die  Hörigen  besaßen 
Rechtsfähigkeit,  aber  gleich  den  unter  einer  Munt  stehenden  Freien  nur 
beschränkte  Handlungsßhigkeit.  Die  Rechts^higkeit  begann  nach  alt- 
germanischem  Recht  erst  mit  der  Namengebung  und  Wasser  weihe;  dem 
entsprechend  ließ  das  westgotische  Recht  die  Erbfähigkeit  eines  neu- 
geborenen Kindes  erst  mit  der  Taufe  eintreten,  während  dem  alaman- 
nischen  Rechte  der  Beweis  einer  gewissen  Lebensfähigkeit  nach  der  Geburt 
genügte*.  Idioten,  die  der  Volksglaube  als  untergeschobene  Zwergen- 
kinder (Wechselbälge)  betrachtete,  waren  rechtsunfähig  und  hatten  nur 
Anspruch  auf  Gewährung  des  Lebensunterhaltes  aus  ihrem  Vermögen*; 
ebenso,  nach  einer  singulären  Vorschrift  des  langobardischen  Rechts,  die 
Yom  Aussatze  Befallenen,  während  diese  nach  den  deutschen  Rechtsquellen 
nur  erbunfähig  wurden,  ihr  bisheriges  Vermögen  aber,  soweit  sie  sich  des- 
selben nicht  freiwillig  entäußerten,  behielten*. 

Hinsichtlich  der  Geschäftsßhigkeit  wurden  nicht  wie  im  römischen 
Rechte  vier,  sondern  nur  zwei  Lebensalter  unterschieden  ^  Den  noch  binnen 
oder  unter  ihren  Jahren  befindlichen  Geschäftsunfähigen  standen  die  zu 
ihren  Jahren  Gekommenen  (die  sich  gejährt  hatten)  gegenüber.  Die  Rechts- 
handlungen der  ersteren  waren  nicht  an  sich  ungültig,  konnten  aber  von 
ihnen  nach  Eintritt  der  Geschäftsfähigkeit  einseitig  widerrufen  werden®. 
Bei  den  meisten  germanischen  Stämmen  trat  die  Geschäftsföhigkeit  schon 
mit  dem  vollendeten  12.,  bei  den  Burgunden  und  Ribuariem  erst  mit  voll- 
endetem 15.  Jahre  ein*.    Bei  den  letzteren  hatte,  ähnlich  wie  später  nach 


*  Vgl.  S.  65.  Brunkeb,  RG.  1,  76;  Geburt  eines  leb.  Kindes  63  ff.  IVIeekel, 
MG.  Leg.  3,  35  n.  55.  Der  für  die  Namengebung  geltenden  neunnächtigen  Frist 
entsprechen  die  zehn  Tage  des  Westgotenrechts.  Vgl.  L.  Wis.  4,  2,  c.  17.  c.  18. 
Taufe  als  Voraussetzung  der  Rechtsföhigkeit  verlangte  der  Drenter  Eidstuhl  noch 
im  15.  Jh.  Vgl.  Verband,  d.  Grenootsch.  pro  ezcol.  iure  patr.  7,  2,  Snppl.  Nr.  94. 
Bbunner  macht  darauf  aufmerksam,  daß  das  Erfordernis  gewisser  Anzeichen  der 
Lebensfähigkeit,  wie  Annahme  der  ersten  Nahrung  im  Norden,  einstündige  Lebens- 
dauer und  Öfl&ien  der  Augen  (L.  Alam.  89)  erst  auf  jüngerer  Rechtsentwickelung 
beruhte.    Vgl.  auch  Grimm,  RA.  75.  410. 

'  Über  den  bekannten  Vers  Ssp.  1,  4:  Uppe  altviie  tmde  dverge  ne  irstirft 
weder  len  noch  erve,  vgl.  Zacher,  ZRG.  22,  55  ff. 

«  Vgl.  Ed.  Roth.  176.  Ssp.  1,  4.     Hartmanns  armer  Heinrich  v.  246  ff. 

'  Über  das  Folgende  vgl.  Heusler  1,  55  ff.  199  ff.  2,  489.  Kraut,  Vormund- 
schaft 1,  112  ff.  RivE,  Vormundschaft  1,  213  ff.  Grimm,  RA.  418  ff.  Schröder, 
Franken  41f.;  FDG.  19,  141  ff. 

^  L.  Burg.  87 :  Minorum  ctetati  ita  credidimus  conszUendttm^  ut  ante  lö  aetaüa 
annos  eis  nee  libertäre  nee  vendere  nee  donare  Uceat  JSt  ai  etrournvenH  per  infcm- 
Harn  fecermt,  mhtl  valebit;  ita  ut  quod  ante  15,  anwum  gestum  fuerif,  intra  alios 
15  annos,  si  veluerint,  retoeandi  habeant  potestatem.  Qttod  si  inira  expressum  tentpus 
non  r&vocaverint,  in  sita  firmitaie  permaneai.    Vgl.  Ed.  Liutpr.  58. 

*  Mit  12  Jahren  bei  den  salischen  und  chattischen  Franken  (vgl.  S.  109  n.), 
Friesen  (L.  Fria  add.  sap.  3,  70;  vgl.  Riohthofeh,  MG.  Leg.  3,  70,  n.  32),  Lango- 
barden (Ed.  Roth.  155),  Sachsen  (so  das  ganze  Mittelalter  hindurch),  Norwegern 
und  Isländern  (Maurer,  Zeitschr.  f.  deutsch.  Phil.  2,  443;  Rive,  a.  a.  0.  1,  51  ff.), 
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dem  Sachsenspiegel,  der  zu  seinen  Jahren  Gekommene  zonächst  noch  die 
Befugnis,  sich  in  gerichtlichen  Angelegenheiten  durch  einen  defensor  ver- 
treten zu  lassen  ^^.  Überhaupt  machte  sich  bei  einigen  Stammen  schon 
früh  das  Bedürfnis  einer  Hinausschiebung  desMündigkeitstermines  geltend  ^^ 

Ihre  volle  Bedeutung  hatten  die  Mündigkeitstermine  nur  für  freie 
Knaben,  deren  Vater  bereits  verstorben  war.  Sie  wurden,  sobald  sie  zu 
ihren  Jahren  gekommen  waren,  selbmündig^',  während  die  in  der  Munt 
ihres  Vaters  stehenden  Jünglinge  erst  durch  die  Absonderung  aus  der 
Were  zu  voller  Handlungsfähigkeit  gelangten  (S.  66).  Das  weibliche  Ge- 
schlecht blieb  nach  dem  älteren  Becht  zeitlebens  der  Munt  unterworfen, 
doch  erlitt  die  Geschlechtsvormundschaft  schon  in  dieser  Periode  vielfache 
Abschwächungen  und  Ausnahmen^'. 

Durchaus  rechtsunfahig  waren  unfreie  Leute  ^^.  Sie  galten  nach  wie 
vor  als  Sachen  im  Eigentum  ihres  Herrn,  und  zwar  die  angesiedelten 


Alamannen  (K.  Bbukneb,  i.  d.  Forsch,  z.  bayer.  Geschichte  6,  4),  wahrscheinlich 
auch  bei  den  Baiem.  Über  das  thüringische  Becht  läßt  sich  nichts  Grewisses  sagen. 
Die  Angelsachsen  verlangten  anfangs  nur  10,  später  12  Jahre  (Hlodhsere  u.  Eadric. 
c.  6.  Ine  c.  7,  2.  uEthelst  2,  1.  Cnut  2,  20.  21).  Lex  Wisigot  2,  4  c.  11.  4,  8 
c.  1,  c.  4  verlangte  14  oder  15  Jahre,  doch  scheint  10,  1,  c.  17  noch  ein  Best  eines 
älteren  Termins  von  12  Jahren  yorzaliegen.  Den  MQndigkeitstermin  von  15  Jahren 
hatten  die  Borgnnden  und  Rihnarier  (Anm.  8.  10),  vgl.  S.  110.  Über  die  Entstehung 
des  doppelten  Mündigkeitstermins  vgl.  S.  70. 

'^  L.  Bib.  81 :  Si  quis  homo  Bibuarius  defunctus  fuerit  vel  interfectus,  et  filium 
rdiquerity  usque  15,  anno  pleno  nee  causam  proseqtAatuVy  nee  in  iudieium  interpel-' 
latus  responsum  reddat;  15.  autem  anno  aut  ipsi  respondeat,  aut  defensorem  elegat, 
simUiter  et  fUia.   Vgl.  Ssp.  1. 42  §  1.    Qoaestiones  ac  monita  §  27  (MG.  Leg.  4,  598). 

^^  Die  Westfranken  nahmen  später  den  Termin  von  15,  zuletzt  von  21  Jahren 
an.  Vgl.  Hist.  Zeitschr.  48,  48.  Kraut,  a.  a.  0.  1,  188.  147.  Bei  den  Lango- 
barden führte  Ed.  Liutpr.  19  den  Termin  von  18  Jahren  ein;  bei  Norwegern  und 
Isländern  waren  seit  dem  zehnten  Jahrhundert  15  und  16  Jahre  erforderlich.  Bei 
den  Westgoten  trat  die  perfecta  aetas  erst  mit  20  Jahren  ein.  Vgl.  L.  Wis.  4,  2, 
c.  13.  3,  c.  3. 

1*  Vgl.  Anm.  18.  Bbunneb,  BG.  1,  77,  n.  46.  Quellen  z.  Gesch.  d.  Stadt  Köln 
3,  Nr.  849  (1291):  sui  iuris  effecte,  quod  vtUgariier  dieitur  selfmundig, 

^'  VgL  meine  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  2.  Die  klassische  Stelle  über  die  Ge- 
schlechtsvormundschaft ist  Ed.  Both.  204:  NtUH  mulieri  liberae  sub  regni  nostri 
ditionem  legis  Langobardorum  viventem  liceat  in  sui  potestatem  arbUrium^  id  est 
selpmtmdiaf  vivere,  nisi  semper  sub  potestatem  vironmt  aut  certe  regis  debeat  per- 
manere;  nee  aliquid  de  res  mobiles  aut  inmobiles  sine  voluntate  illius,  in  cuius 
mundium  fuerit,  habeat  potestatem  donandi  aut  alienandi.  Bei  den  Burgunden,  Ost- 
und  Westgoten,  Baiem  und  Angelsachsen  gab  es  nur  noch  eine  zum  Teil  sehr  ab- 
geschwächte GeschlechtBVormundschaft  für  Jungfrauen  und  Ehefrauen,  nicht  mehr 
für  Witwen.  Bei  den  Bibuariem  galt  der  Mündigkeitstermin  von  15  Jahren  auch 
für  Mädchen.  Vgl.  Anm.  10.  Neuerdings  hat,  einer  von  Fickeb  gegebenen  An- 
regung folgend,  Opbt,  Geschlechtsvormundschaft  in  den  fränkischen  Volksrechten 
(Mitteil.  d.  österr.  Instit  Erg.-Bd.  3)  die  Unbekanntschaft  der  Franken  mit  der 
Geschlechtsvormundschaft  behauptet.  Vgl.  dagegen  W.  Sicksl,  Gott  gel.  Anz.  1889 
S.  956.    HüBNBB,  Er.  VJSchr.  35,  38  ff.    Bbuniteb,  Berl.  SB.  1894  S.  1291  f.  1294. 

^^  Jastbow,  Eigentum  an  und  von  Sklaven  n.  d.  deutsch.  Volksrechten,  FDG. 
19,  626  ff. 
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Knechte  {mansuarü,  mcLssarii)  als  unbewegliche,  die  unangesiedelten  {man- 
cipia)  als  bewegliche  Sachen  (S.  218  f.).  Was  sie  besaßen,  wnrde  als  Herren- 
ganst,  als  ein  ihnen  vom  Herrn  zur  Verwaltung  und  Nutzung  überlassenes 
Pekulium  angesehen^*.  Geschäftsfähig  waren  sie  nur  innerhalb  des  ihnen 
vom  Herrn  eingeräumten  Wirkungskreises ".  Für  Delikte  seiner  Knechte 
haftete  der  Herr. 

Begründet  wurde  die  Knechtschaft  nicht  mehr  durch  kriegerische 
Unterwerfung,  wohl  aber  durch  Kriegsgefengenschaft,  durch  Abstammung 
von  einem  unfreien  Vater  oder  einer  unfreien  Mutter,  durch  Verheiratung 
mit  einem  Knechte,  unter  umständen  durch  Verknechtung  zur  Strafe  ^^ 
In  Notfallen  konnte  der  Hausherr  auch  noch  in  dieser  Periode  Frau  und 
Kinder  in  die  Knechtschaft  verkaufen^®.  Von  besonderer  Bedeutung  war 
die  durch  Gerichtsurteil  oder  freiwillige  Ergebung  des  zahlungsunfähigen 
Schuldners  herbeigeführte  Schuldknechtschaft  i*.  Dabei  hielten  die  Volks- 
rechte nur  noch  zum  Teil  an  der  Strenge  des  alten  B.echtes,  das  den 
völligen  Verlust  der  Freiheit  eintreten  ließ,  fest;  zum  Teil  nahmen  sie 
schon  den  besonders  von  der  Kirche  betonten,  durch  die  karolingische 
Gesetzgebung  allgemein  sanktionierten  und  auch  im  norwegischen  Recht 
bereits  vertretenen  Standpunkt  ein,  daß  die  Schuldknechtschaft  (auch  bei 
Bannschulden)  durch  Zahlung  der  Schuld  wieder  aufgehoben  werde,  also 
nicht  die  Aufhebung,  sondern  nur  eine  Verpfandung  der  Freiheit  bedeute  ^^ 
Noch  weiter  ging  das  bairische  Eecht,  das  die  Schuldknechtschaft  nur  bis 


»»  Vgl.  Ed.  Liutpr.  113.  Aiat  12.  L.  Wiaig.  5,  4,  c.  13.  c.  15.  c.  16.  Ed.  Eurici 
c.  291  f.    Stutz,  Gesch.  d.  kirchl.  Benef.-Wesens  1,  224  n.  37. 

*•  Vgl.  L.  Sal.  27,  §  26.  L.  Rib.  74.  Ed.  Roth.  238.  Liutpr.  58.  78  i.  f.  87. 
notitia  de  actoribos  c.  5.  Ed.  Eurici  c.  287.  L.  Wisig.  2,  5,  c.  6.  Ed.  Roth.  234: 
Servtu  massarius  licenÜam  habeat  de  pectUio  suo,  «' .  e.  bove,  vacca^  cavcülo,  stmul  et 
de  minuto  pecuHo,  in  socio  dare  aut  in  socio  recipere;  vindere  autem  non,  nisi  quod 
pro  uÜlitatem  casae  ipsius  est,  quaiinus  casa  profieiat  et  non  depereat. 

"  Vgl.  WiLDA,  Strafrecht  517  f.    Walter,  RG.  2,  81.    Ed.  Liutpr.  121. 

"  Vgl.  Brünkeb,  RG.  1,  75  f.    Vgl.  Anm.  21. 

*•  Vgl.  KoBN,  De  obnoxiatione  et  wadio  antiquissimi  iuris  G^rmanici,  1863. 
Köhler,  Shakespeare  vor  dem  Forum  der  Jurisprudenz  20  ff.  58  ff.  Maurer,  Schuld- 
knechtschaft nach  altnord.  Recht,  Münch.  SB.  1874  (vgl.  Brinz,  Kr.  VJSchr.  16,  588  ff.). 
V.  Meibom,  Pfandrecht  33  f.  Wilda,  Strafrecht  516  f.  Stobbe,  Zur  G^sch.  d.  deutsch. 
Vertragsrechts  179  f.  Waitz,  2,  1  8.  246  f.  4,  888  f.  520.  Heusler  1,  103.  Bruhhbr, 
2,  442  f.  477  ff.     W.  Sickel,  Westd.  Zeitschr.  15,  151. 

'^  Die  Langobarden  und  Westgoten  ließen  die  strenge  Schuldknechtschaft  nur 
noch  bei  Kompositionen  von  einer  bestimmten  Höhe  eintreten,  bei  geringeren  ge- 
stattete das  langobardische  Recht  seit  Liutprand  die  nachträgliche  Lösung,  wäh- 
rend das  westgotische  statt  der  Verknechtung  Prügelstrafe  eintreten  ließ.  Vgl. 
Ed.  Liutpr.  63.  121.  152.  L.  Wisig.  6, 4,  c.  2.  Capitulare  legi  Ribuar.  add.  von  803, 
c.  8:  Homo  ingenuusy  qui  multa  qiiaHbet  sohere  non  potuerit  et  fideiusaores 
non  habtterit,  liceat  ei  semetipsttm  in  toadium  et,  cui  debitor  est,  mitterey  usque 
dum  multa^  quam  debuit,  persolvat  Boretiüs,  Capitularia  1,  51,  c.  19.  114,  c.  8. 
160,  c.  3.  166,  c.  1.  281,  c.  2.  Von  den  fränkischen  Obnoxiationsformeln  vertreten 
Form.  Marc.  2, 28  (Zeuher  93)  und  Cartae  Senonicae  4  (ebd.  187)  noch  den  älteren. 
Form.  Andec.  18  und  Form.  Bign.  27  (ebd.  237)  bereits  den  jüngeren  Standpunkt 


§  85.    Das  Privatrecht    2.  Rechts-  und  Handlungsfthigkeit  267 

zur  Abarbeitung  der  Schuld  dauern  ließ,  das  PCandverhältnis  demnach  als 
eine  Art  Totsatzung  auffaßte  ^^.  Die  Quellen  wissen  auch  von  einer  teil- 
weisen Yerpföndung  der  Freiheit^  bei  welcher  der  Schuldner  sich  nur  für 
bestimmte  Wochentage  zu  Enechtesdiensten  Terpflichtete'^  Die  Ergebung 
in  Knechtschaft  {obnoxiatio),  die  aueh  durch  andere  Notlagen  veranlaßt 
sein  konnte^,  wurde  durch  einen  Ergebungsakt  Ton  selten  des  Knechts 
und  einen  Besitzergreifungsakt  von  Seiten  des  Herrn  vollzogen^.  Anders 
waren  die  Formen  bei  dem  VergeiselungsTertrage,  da  der  Geisel  zunächst 
nicht  in  die  Knechtschaft,  sondern  nur  in  die  Gewahrsam  {custodia)  des 
Empfangers  gegeben  wurde.  Erst  wenn  die  durch  den  Vergeiselungsver- 
trag  sichergestellten  Verpflichtungen  nicht  erfüllt  wurden,  verlor  der 
Geisel  seine  Freiheit;  auch  der  Geisel  war  Pfand  {wiuUum),  wie  nach  dem 
neueren  Rechte  der  Schuldknecht,  aber  nicht  Nutzpfand,  wie  dieser,  son- 
dern Verfallpfand**. 

Die  Knechtschaft  endigte  in  gewissen  Fällen  von  Rechts  wegen,  zur 
Strafe  für  den  Herrn,  in  allen  anderen  durch  Freilassung  (S.  221  f.).  Die 
Freilassung  ohne  ausdrückliche  Freizügig^eitsbewilligung  erhob  den  Knecht 
nur  in  den  Stand  der  Hörigen;  Freilassung  mit  Freizügigkeitserklärung 
machte  den  Knecht  wie  den  Hörigen  zum  Vollfreien.  Es  bestand  aber 
noch  ein  Unterschied,  der  sich  aus  der  verschiedenartigen  Stellung  des 
Freigelassenen  im  Falle  einer  Anfechtung  seiner  Freiheit  ergab.    Die  dem 


*^  L.  Bainw.  2,  1 :  si  vero  non  habet,  tpse  se  in  serviHo  deprtmat  et  per  ein- 
gtdoe  menses  vel  annoSf  quantum  htorare  qtdverit,  persolvat  eui  detiquitf  donee  debt- 
tum  Universum  restituat.  Ebd.  1,  10:  si  non  habet  tantum  peouniam,  se  ipsum 
et  uxorem  et  fUios  tradat  ad  ecclesiam  iüam  in  serviiioy  usque  dum  se  redimere 
possit    Siehe  auch  Ed.  Aregisi  c.  6. 

••  Vgl.  Form.  Andec.  38  (87).  Form.  Marc.  2,  27.  Oartae  Senonicae  8  (Zeümbb, 
186).    BoziiBs,  Nr.  871—873. 

^  Vgl.  Du  Cauqb,  Glossarium,  s.  ▼.  obnooriatio.  Form.  Visig.  82.  Andecav.  2. 
3.  19.  25.  Arvem.  5.  Turon.  10.  Roziire,  Nr.  44—46.  48—50.  L.  Baiuw.  7,  4. 
L.  Alam.  1,  1.  £d.  Eurici  c.  300.  Nach  L.  Wisig.  5,  4,  c.  10  sollte  die  freiwillig 
eingegangene  ELnechtschaft  stets  lösbar  sein. 

*^  Der  Knecht  beugte  den  Nacken  nnter  den  Arm  oder  GQrtel  des  Herrn, 
oder  unter  das  Glockenseil;  der  Herr  ergriff  ihn  bei  den  Haaren.  Vgl.  Form. 
Bignon.  27  (26)  und  Zsumbr,  Formulae  237,  n.  1.  Korn,  a.  a.  0.  15  f.  Gamif, 
RA.  147.  328.  Sohh,  Reichs-  und  Gerichtsverfassung  550,  n.  15.  Daß  es  sich 
dabei  nicht,  wie  bei  der  Adoption,  um  ein  Abschneiden,  sondern  um  ein  Er- 
greifen bei  den  Haaren  handelte,  ergiebt  sich  u.  a.  aus  Cod.  dipl.  Cavensis  1,  Nr.  106 
(894):  per  capillis  oapitis  sui  se  ipso  T.  conprendere  feoimus.  Bei  den  Franken 
war  es  später  üblich,  dafi  der  sich  Ergebende  vier  Denare  auf  seinen  Kopf  legte 
(vgL  BaüimBR,  Hist  Aufsätze  für  Waitz,  S.  65  f.),  womit  sich  die  indische  Sitte, 
einen  Strohhalm  auf  den  Kopf  zu  legen  (ygl.  Kohler,  Zeitschr.  f  yergl.  RW.  6, 
199  f.),  yergleichen  läßt.  Zeichen  der  Verknechtung  war  die  Anlegung  von  Fesseln. 
Vgl.  L.  Rib.  72,  1.  Tacitua  Germ,  c  24.  89.  Wattz  1,  423.  v.  Amira,  Voll- 
streckungsverfahren  841.  Über  Versuche  Karls  d.  Gr.,  die  Ergebung  Freier  in  Knecht- 
schaft oder  Hörigkeit  zu  beschränken,  ygl.  W.  Siokel,  Westd.  Zeitschr.  15,  166  f. 

•*  Vgl.  8.  287.  Greg.  Tur.,  Hist  Franc.  3,  15:  Multi  iune  fUii  smatorum  in  hoc 
chsidione  daii  sunt,  sed  orto  iterum  inter  reges  seandakim,  ad  servioium  publicum 
sunt  addieti;  et  quicumque  eos  ad  costodiendum  aeeepitf  servus  sibi  ex  his  feeit. 
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Freigeborenen  in  solchen  Fällen  zustehende  Berufung  auf  das  Zeugnis 
seiner  Verwandten  war  dem  Freigelassenen  naturgemäß  verschlossen.  Bei 
der  Freilassung  durch  Schatzwurf  genügte  der  königliche  Freilassungs- 
befehl und  der  auf  Grund  desselben  ausgestellte  Freibrief  des  Königs. 
Bei  der  langobardischen  Freilassung  per  gcarethinx  erhielt  der  Freigelassene 
dagegen  drei,  bei  der  chamavischen  per  hantradam  sogar  elf  Freilassung&- 
bürgen,  welche  das  Verwandtenzeugnis  des  Freigeborenen  vollkommen  er- 
setzten^^. In  allen  anderen  Fällen  bedurfte  der  Freigelassene  zu  seiner 
Verteidigung  wie  im  römischen  Recht  eines  assertor  libertatis,  wie  für 
seine  Person,  so  auch  für  seine  Nachkommen.  Dies  war  der  Grund  für 
das  erbliche  Schutzverhältnis  der  Freigelassenen  unter  dem  früheren  Herrn 
oder  demjenigen,  dessen  Schutze  dieser  sie  überwiesen  hatte,  worunter  im 
Zweifel  der  von  ihm  mit  der  Vornahme  der  Freilassung  beauftragte  Treu- 
händer verstanden  wurde  ^^  Nur  die  Stellung  dieser  volkfreien  Schutz- 
hörigen zu  ihrem  Herrn  wurde  als  reines  Muntverhältnis  aufgefaßt,  wäh- 
rend die  Freigelassenen  erster  Klasse  volkfrei  und  muntfrei,  die  Frei- 
gelassenen dritter  Klasse  aber  weder  volkfrei  noch  muntfrei,  sondern  nur 
halbfrei  wurden.  Nur  der  Herr  des  Schutzhörigen  wird  in  den  Quellen 
stets  als  Muntherr  {patronus,  defensor)  bezeichnet,  wogegen  die  der  Hörigen 
regelmäßig  domini  und  nur  ausnahmsweise  patroni  heißen'^.  Ss  ist  dem- 
nach nicht  zulässig,  das  Gewaltverhältnis,  unter  welchem  die  Hörigen 
sich  befanden,  mit  der  ihm  nur  teilweise  entsprechenden  familienrecht- 
lichen Munt  über  Freie  gleichzustellen  und  die  der  Hörigenstellung  eigen- 
tümlichen Normen  für  alte  Bestandteile  des  Muntrechts,  die  in  den  familien- 
rechtlichen Beziehungen  durch  allmähliche  Abschwächung  verloren  gegangen 
seien,  zu  erklären. 

Unter  den  Hörigen  nahmen  die  langobardischen  Aldien  die  tiefst« 
Stellung  ein,  indem  ihnen  gleich  den  Unfreien  jede  selbständige  Verfügung 
über  ihr  Vermögen  abging,  während  die  Hörigen  bei  den  übrigen  Stämmen 

••  Vgl.  S.  222.  Roth.  224.  L.  Cham.  10.  11.  L.  Friß.  11,  2.  ZRG.  20,  54. 
Brumneb,  RG.  1,  100.     Paffenheim,  Lannegild  and  Garethinx  87,  n.  2S. 

"  Vgl.  Beünnee,  RG.  1,  100.  LöKiNo,  Gesch.  d.  deutsch.  Kirchenr.  2,  281  ffi 
Mater,  EntstehoDg  der  Lex  Ribuariomm  142  ff.  ZRG.  20,  28  (wo  aber  Z.  6  und 
7  die  Worte  „das  Edikt  Chlothars"  und  ,,das  austrasische  Gesetz*^  durch  einen  Druck- 
fehler verwechselt  sind).  Um  seine  Freiheit  gegenüber  dem  Freilasser  und  seinen 
Erben  sicher  zu  stellen,  hatte  der  Freigelassene  nach  Ed.  Liutpr.  55  von  Zeit  zu 
Zeit  gerichtliche  Verwahrung  einzulegen.  Die  Muntleute  des  Königs  und  der  Kirchen 
waren  der  Domftnen-  oder  Immunitätsgerichtsbarkeit  unterworfen,  und  zwar  schon 
durch  ihre  Person,  nicht  erst,  wie  sonstige  Immunitätseinsassen^  durch  ihren  Wuhn- 
sitz.    Vgl.  S.' 177  ff.     ZRG.  20,  24.     L.  Rib.  58,  1. 

*^  L.  Fris.  9,  c.  9 — 18  unterscheidet  streng  zwischen  dem  tutor  der  Freien  und 
dem  dominus  der  Liten.  Ebenso  hat  der  sächsische  Lite  einen  dominus  (L.  Sax.  18. 
50),  die  freie  Frau  und  der  liber  sub  tutela  nobilis  cuiuslibet  einen  tutor  (ebd.  42.  48. 
45.  64).  Der  Schutzherr  der  volkft*eien  Muntleute  der  Langobarden  heißt  patronus 
(Roth.  224,  8.  225),  der  Herr  des  Aldius  meistens  dominus,  nur  zuweilen  patronus. 
Vgl.  Boos,  Liten  und  Aldionen  49  f.  Über  den  salischen  dominus  leU  vgl.  L.  Sal. 
26,  1.     Die  L.  Cham.  44  nennt  den  Herrn  des  Liten  senior. 
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Vertrags-  und  deliktsfahig  waren  und  über  ihr  bewegliches  Vermögen  frei 
verfügen  konnten '^  Im  Familien-  und  Erbrecht  scheinen  die  Hörigen 
innerhalb  des  Kreises  ihrer  unter  demselben  Herrn  stehenden  Genossen 
allgemein  den  Freien  gleichgestanden  zu  haben '^;  zu  Ehen  mit  üngenossen 
bedmrften  sie  der  Genehmigung  des  Herrn '^;  im  Erbrecht  wurden  die 
nicht  unter  demselben  Herrn  stehenden  Verwandten  jedenfalls  durch  den 
Herrn  ausgeschlossen.  Eine  eigentümliche  Beschränkung  des  Erbrechts 
bestand  auch  für  die  Freigelassenen  ersten  und  zweiten  Grades:  da  die 
Freilassung  für  sie  die  bisherigen  Verwandtschaftsbande  zerschnitten  hatte, 
so  stand  ihr  Nachlaß  und,  falls  sie  erschlagen  wurden,  ihr  Wergeid  nicht 
den  Verwandten,  sondern  dem  Schutzherm,  bei  den  höchsten  Freigelassenen 
also  dem  Könige  zu.  Bei  Franken  und  Angelsachsen  schloß  dies  herr- 
schaftliche Erbrecht  selbst  die  Kinder  aus'',  während  diese  nach  den 
übrigen  Rechten  vorgingen '^  Da  übrigens  das  königliche  Patronatserb- 
recht  nur  ein  subsidiäres  Erbrecht  gegen  den  als  verwandtenlos  geltenden 
Freigelassenen  selbst  war,  so  erstreckte  es  sich  nicht  mehr  auf  seine  in 
der  Freiheit  geborenen  Kinder,  die  vielmehr  nach  den  gewöhnlichen 
Grundsätzen  von  ihren  Ejndem  beerbt  wurden^. 


**  Das  VerSußerungsverbot  des  6.  salischen  Kapitalares ,  c.  8  (Behsend,  Lex 
Salica*  158)  bezieht  sich  hinsichtlich  des  libertus  wohl  nar  auf  anbewegliche  Sachen. 
Daß  die  sächsischen  Liten,  die  doch  am  freiesten  gestellt  waren,  über  Grundstücke 
nicht  verfügen  konnten,  ergiebt  sich  aus  der  Analogie  von  L.  Sax.  64.  Über  Schuld- 
vertrftge  (fides  facta)  von  Liten  vgl.  L.  Sal.  50,  1,  über  Bußexahlungen  derselben  8. 
saL  Kapitulare  c.  2  (Beheekd*,  144),  Pact  Child.  et  Chloth.  c.  8  (ebd.  147),  L.  Sax. 
36,  Capit  de  parL  Sax.  19.  20.  21,  Capit.  Sax.  8.  5,  L.  Fris.  1,  8—10.  2,  9.  8,  4, 
7,  2.  9,  2.  16,  über  Loskauf  mit  eigenen  Mitteln  L.  Fris.  11,  2.  L.  Buig.  57,  Ed. 
Roth.  216.  Der  friesische  Lite  konnte  Liten  in  seinem  Vermögen  haben  und  selbst 
mit  Freien  Verträge  abschließen,  wodurch  sich  ihm  diese  zu  Litenrecht  ergaben. 
Vgl.  L.  Fris.  11,  1. 

*^  Der  langobardische  Aldius  konnte  mundium  faeere  und  seiner  Fraa  eine 
Morgengabe  bestellen;  trat  sie  aber  nach  seinem  Tode  wieder  aus  der  Gewalt  des 
Herrn,  so  mußte  alles  für  sie  Au%ewendete  zurückgegeben  werden.  Both.  216. 
Liutpr.  126.  Wenn  schon  die  langobardischen  Aldien,  wie  aus  Roth.  216  hervorgeht, 
mindestens  einDescendentenerbrecht  besessen  haben,  so  können  die  deutschen  Hörigen 
nicht  schlechter  gestellt  gewesen  sein.  Unbedingtes  Herrenerbrecht  vermuten 
Bbuhneb,  R6.  1, 102,  Heusler  1, 140,  v.  Aiora,  Erbenfolge  143.  L.  Cham.  14  betrifft 
nar  die  Beerbang  eines  Freigelassenen.  Die  Verwandten  eines  erschlagenen  Liten 
erhielten  bei  den  Friesen  einen  Teil  des  Wergeides.    Vgl.  8.  221. 

'^  Das  Princip  ergiebt  sich  aus  Liutpr.  189  und  der  Ausnahmebestimmung  für 
die  Königsliten  (nicht  Litinnen)  in  L.  Sax.  65.  Vgl.  auch  L.  Fris.  9,  11—13. 
BsvmvBB,  RG.  1,  102. 

"  Vgl.  Bbunmbr,  RG.  1,  98.  244.  Zeumeb,  Beerbung  der  Freigelassenen  durch 
den  Fiskus  nach  firänk.  Recht,  FDG.  23,  189  ff.  Boretiüs,  Capitularia  1,  118,  c.  9. 
c.  10.  158,  c  4—6, 171,  c.  6.  L.  Cham.  12.  14.  Leg.  Wihtrsed.  8.  An  Verfügungen 
unter  Lebenden  oder  von  Todes  wegen  war  der  Freigelassene  durch  das  Patronats- 
erbrecht  nicht  behindert.     Vgl.  Roth.  225.    Form,  imperial.  38  (Zeumer  315  f.). 

••  Vgl.  Eloth.  224,  1,  8.  225.  Liutpr.  77.  L.  Wieig.  5,  7,  c.  13.  c.  14.  L.  Rib. 
57,  4.  58,  4.  61,  1.    L.  Alam.  17. 

•*  Vgl  Cap.  legi  Ribuar.  add.  v.  803,  c.  9  (Boretiüs  1,  118):  Homo  denarialü 
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ni.  Sachenrecht.  Auf  dem  Gebiete  des  Sachenrechts  hatte  sich 
dnrch  die  Ausbildung  des  Privateigentiuns  an  Grund  und  Boden  (§  28) 
eine  bedeutende  Yeranderung  vollzogen.  Während  die  wirtschaftliche  Be- 
deutung der  fahrenden  Habe  vornehmlich  darin  bestand,  daß  Habe  Geld, 
d.  h.  Tausch-  oder  Zahlungsmittel,  war,  lag  die  Bedeutung  des  Grund- 
besitzes nicht  in  dem  Veräußerungs-,  sondern  in  dem  Nutzungswerte. 
Die  bewegliche  Sache  kam  demgemäß  rechtlich  nach  ihrer  Substanz,  die 
unbewegliche  nach  der  Rente,  welche  sie  abwarf,  in  Betracht.  Die  Be- 
zeichnung für  bewegliche  Sachen  war  ahd.  haba  (mnd.  have^  mlat  aoere^ 
averium),  pecunia^^,  varanttcaz^^,  für  Grundbesitz  dagegen  terra y  resj 
possessio,  proprietas,  hereditaSf  ahd.  eigan,  arbij  erbi^^.  Die  überwiegende 
Bedeutung  des  unbeweglichen  Vermögens  trat  darin  hervor,  daß  die 
letztgenannten  Ausdrücke  das  auf  dem  Gute  befindliche  Wirtschaftsinventar 
mitumfaßten  ^^. 

Das  Mobiliarsachenrecht  stand  unter  dem  Banne  des  altgerma- 
nischen Prozeßrechts,  das  dem  Eigentümer  nur  einen  beschränkten  Bechts- 
schutz  durch  die  strafrechtliche  Verfolgung  des  Diebstahls  und  der  rechts- 
nfidrigen  Vorenthaltung  von  Sachen  gewährte  (S.  82).  Nur  in  den  Fällen 
dieblicher  oder  raublicher  Entwendung  konnte  der  Eigentümer  seine  Sache 
gegen  jeden  Dritten  verfolgen;  hatte  er  sie  freiwillig  aus  der  Hand  ge- 
geben, so  stand  ihm  einzig  gegen  den  Empfanger  wegen  arglistiger  Ver- 
weigerung der  Rückgabe  eine  Klage  zu;  gegen  den  Dritten,  an  den  die 
Sache  aus  der  Hand  des  letzteren,  mit  oder  ohne  dessen  Wissen,  ge- 
kommen war,  hatte  der  Eigentümer  keine  Klage '^ 

Dem  entsprechend  bewegte  sich  die  Verpfändung  oder  Wett- 
satzung beweglicher  Sachen  ausschließlich  auf  dem  Boden  des  Faust- 
pfandes,  die  Verpfandung  ohne  Besitzübergabe   war  unbekannt^^.     Das 


non  ante  haereditare  in  suam  agnationem  poterity  quam  tuque  ad  tereiam  genera^ 
eionem  proveniat 

*^  Vgl.  SoHH,  Prozeß  der  Lex  Salica  28  f.  Nissl,  Gerichtsstand  des  Klerus  184. 
Haltaüs,  Glossariam  s.  v.  habe.    Du  Gange,  Glossarium  s.  y.  averium,  haver. 

^  Stbinmetsb  u.  Sievebs  2,  185.  Vgl.  ebd.  1,  287  peeulium:  sttntarseax.  Die 
Grundbedeutung  von  Schatz  war  Viehj  Geld.  Vgl.  S.  187.  Grimh,  RA.  565;  DWB. 
8,  2274.  Vgl.  an.  lausaß  (loses  Vieh),  ags.  u.  altschwed.  orf,  yrfe  (vgl.  §  28,  n.  22). 
ScHMii).  Ges.  d.  Angels.  640.  Gbimh,  DWB.  8,  708  f.  Ober  ahd.  rmih  vgl.  §  12,  n.  8. 
Steikmetbb  u.  Sievebs  1,  647.  649. 

''  Vgl.  SoHH,  Reichs-  u.  Grerichtsverfassung  98.  Nissl,  a.  a.  O.  145  f.  Gaiiaf, 
RA.  492  ff.;  DWB.  3,  96.  709  f.  Steihmeyee  u.  Sievebs  1,  699:  hereditatibus :  eiganun, 
742:  possessiones :  eigan.  2,  4SI:  predia:  eigen.  2,  116  und  1,  148 f.:  possessionis: 
arpL    Untechnisch  2,  137  inmobiles:  unvaranta  scaxa.    Über  nlodis  vgl.  S.  204. ' 

"  Vgl.  NISS^  a.  a.  0.  146.  '»  Vgl.  Heuslbb  2,  6  f. 

"  Über  das  Folgende  vgl.  Heuslbb  2,  201  ff.  v.  Amiba,  Obl.-R.  1,  193  ff.  2, 
228  ff.  V.  Meibom,  Pfandrecht  248  ff.,  dessen  Darstellung  nur  durch  die  Einmischung 
der  wadia  als  Scheinpfand  beim  Schuldversprechen  beeinträchtigt  wird.  Die 
Quellen  gedenken  des  Faustpfandes  häufig.  Vgl.  L.  Sal.  40,  4.  50,  2.  Elarls  d. 
Gr.  Gap.  de  Judaeis,  c.  1  f.  (Bobehus  1,  258).  Capit  Ansegis.  1,  c.  88  (ebd.  407). 
c.  1  X.  de  pign.  et  aliis  cautionibus  (III.  21).  L.  Baiuw.  17,  c.  3  nebst  Mebkbl's 
Note  48  (MG.  Leg.  3,  327). 
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Ffond  blieb  Eigentam  des  Schuldners  ^^  und  mnßte  ihm,  wenn  er  recht- 
zeitig die  Lösung  anbot^  bei  Strafe  zurückgegeben  werden  ^^  Unterblieb 
die  Lösung,  so  verfiel  das  Pfand  dem  Gläubiger  zu  Eigentum,  das  Mobi- 
liarpfand war  regelmäßig  VerfaUpfand.  Der  Verfall  des  Pfandes  ersetzte 
die  dem  Schuldner  obliegende  Leistung,  die  Wettsatzung  bedeutete  be- 
dingte Zahlung  ^>.  Eine  Folge  des  ümstandes,  daß  nur  eine  Sach-,  aber 
keine  Personenhaftung  bestand,  war,  daß  bei  unverschuldetem  Untergange 
des  Pfandes  der  Schuldner  zwar  sein  Losungsrecht,  andererseits  aber  auch 
der  Gläubiger  sein  Befriedigungsobjekt  verlor  ^^.  Die  technische  Bezeich- 
nung des  gegebenen  O^gesetzten'O  Pf&i^des  war  Wette  (mlat  wadia,  wa- 
dmm)^y  im  Gegensatze  zu  pfanty  womit  ausschließlich  das  genommene 
Pfand  bezeichnet  wurde**. 

Während  die  volle  Herrschaft  über  eine  Sache,  die  Gewere  {vestUura), 
bei  beweglichen  Sachen  durch  die  körperliche  Gewahrsam  zum  Ausdruck 
kam,  bestand  die  Gewere  an  unbeweglichen  Sachen  in  der  Nutzung*^ 
Das  römische  Recht  erkannte  nur  das  Eigentum  als  Herrschaftsrecht  über 
die  Sache,  als  das  dingliche  Recht,  an,  der  Besitz  war  ihm  die  „that- 
sächliche  Existenz  des  Eigentums^',  die  „thatsächliche  Eonstatierung  der 
Eigentumsabsicht'^*^;  alle  übrigen  dinglichen  Rechte  waren  bloße  iura  in 
re  aliena  zu  Lasten  des  Eigentums,  die  Berechtigten  hatten  die  Sache 
nur  in  detentione,  nicht  in  possessione.  Dagegea  erschien  dem  deutschen 
Recht,  infolge  seiner  Auffassung  der  Gewere,  jedes  die  Nutzung  einer 
unbeweglichen  Sache  enthaltende  Recht  als  volles  Herrschaftsrecht  über 
dieselbe,  die  einzelnen  dinglichen  Nutzungsrechte  waren  ihm  gleichwertig 


^^  Für  den  von  einem  verpfändeten  Knecht  oder  Tier  angerichteten  Schaden 
haftete  nach  L.  Alam.  83,  2  und'  L.  Fris.  add.  aap.  8,  1  der  Eigentümer,  dagegen 
nach  Lintpr.  110  der  Gläubiger  wegen  mangelhafter  custodia, 

*•  Vgl.  L.  Wiaig.  5,  6,  c.  4. 

*^  Ausnahmsweise  konnte  die  Wettsatzung  auch  den  Charakter  eines  Straf- 
gedinges haben,  so  daß  die  Schuld  dnrch  den  Verfall  des  Pfandes  nicht  getilgt  wurde. 
Vgl.  L.  Bainwar,  16,  c.  10:  Qui  arras  dederit  pro  quaeumque  re,  pretium  cogatur 

mpierCf  quodplacuit  empiori,  et  st  non  acourrerit  ctd  diem  oonsiitutum ,  tune 

perdcU  arras ,  et  pretium  quod  debuit  impleat,  y.  Mkiboh  ,  Pfandrecht  2bl£L 
E.  Maurbb,  Kr.  VJSchr.  15,  245  f.    y.  Ahisa,  Obl.-B.  2,  2S4. 

**  Vgl.  Köhler,  a.  a.  0.  111  flf.  v.  Amika,  ObL-B.  1,  217.  2,  226;  Grund- 
riß« 182. 

*^  Vgl.  got.  vadi,  an.  vedy  ahd.  wetti,  frz.  gage,  it  gaggio,  yon  got  vidan  (binden). 
Ddbz,  WB.  d. rom.  Spr.  1,  s.  v.gaggio.  y. Amira,  Obl.-R.  1,  193.  2, 222.  Grimm,  RA.  601. 

*•  Vgl.  Meibom,  24  f.  Richthopbn,  MG.  Leg.  3,  694,  n.  59.  L.  Fris.  add. 
sap.  8,  2:  per  vim  stistulit  pignarts  nominey  quod  pant  dicunt  L.  Alam.  emend. 
74:  Si  qms  gregem  iumentorwn  adpignus  (in  fant)  iulerit  et  ineluserit  contra  legem. 
Das  Wort  ist  nicht,  wie  man  früher  annahm,  ein  dem  Französischen  entnommenes 
Lehnwort,  sondern  heimischen  Ursprungs.  Seine  Grundbedeutung  ist  ineludere, 
mnd.  schütten j  die  Viehpfändung.  Vgl.  Heck  und  Siebs  bei  Heck,  Altfries.  Ge- 
richtsyerfassung  461  f.  465  ff.  469  f. 

*^  Gegenüber  früheren  falschen  VorsteUungen  ygL  Hevsler,  Gewere,  1872; 
Institutionen  2,  20  ff.  189  ff. 

^^  Vgl.  Jhbrimo,  Beitr.  z.  Lehre  yom  Besitz  178.  195» 
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und  galten  ihm  nur  als  verschiedene  Spielarten  des  Eigentums.  Nicht 
die  verschiedene  juristische  Natur,  sondern  die  größere  oder  geringere 
Dauerbarkeit  begründete  die  Unterscheidung  zwischen  vererbliohem  Eigen- 
tum, lebenslänglichem  Eigentum  und  Leibzucht,  Lehnrecht  und  Leiherecht, 
ablösbarer  Satzung  und  vormundschaftlichem  Nutzungsrecht *•• 

Das  Privateigentum  an  Grund  und  Boden  hatte,  soweit  es  sich  um 
den  bäuerlichen  Besitz  handelte,  noch  nicht  alle  Spuren'  der  früheren 
Feldgemeinschaft  abgestreift.  Das  ursprünglich  jedem  Oemeindegliede 
zustehende  Abtriebsrecht  bei  der  Niederlassung  von  Ausmärkem  in  der 
Gemeinde  (S.  205)  hat  sich  in  der  abgeschwächten  Gestalt  der  sogenannten 
Nachbarlosung  in  manchen  Gegenden  das  ganze  Mittelalter  hindurch  er- 
halten. Privatrechtlich  erheblich  bedeutsamer  war  das  Beispruchsrecht 
(mnd.  bisprake,  d.  h.  Einspruch)  der  Erben,  d,  h.  das  Recht  der  Ver- 
wandten auf  ihre  Mitwirkung  bei  allen  Immobiliarveraußemngen^^.  Nur 
allmählich  gelang  es  der  Kirche,  die  Schenkungen  zum  Heil  der  Seele 
von  dieser  Beschränkung  zu  befreien '^  Bei  den  Sachsen  stand  das  Bei- 
spruchsrecht nicht  allen  Verwandten,  sondern  nur  dem  nächsten  Erben  zu, 
diesem  aber  immer,  auch  wenn  er  sich  in  keinem  Gemeinderverhältnis 
mit  dem  Veräußerer  befand;  das  Beispruchsrecht  hing  also  hier  an  der 
Erbeneigenschaft,  es  war  ein  unentziehbares  Erbenwarterecht,  ein  auch 
gegen  Verfügungen  unter  Lebenden  geschütztes,  bei  Notverkäufen  aber 

^^  Vgl.  Heusleb,  2,  18  ff.  Brünneb,  Landschenknngen  der  Merowinger  (Berl. 
SB.  1885,  S.  1195  f.  Porech.  29  f.  32). 

»0  Vgl.  S.  61.  Hbuslee  1,  227  ff.  236  ff.  2,  54  ff.-,  Gewere  43  ff.  v.  Amiäa, 
Grundriß*  122;  Erbenfolge  51  ff.  105  ff.  134  ff.  201.  212.  Pappekheih,  Launegild 
und  Garetbinx  58  ff  (Giebke,  Untersuchungen  14).  Fipper,  Das  Beispruchtsrecht 
nach  altsftchsischem  Becht  (ebd.  8).  8.  Adler,  Das  Erbenwartrecht  nach  den  älte- 
sten bairischen  Kecbtsquellen,  1891  (ebd.  37);  Eheliches  Güterrecht  und  Abschich- 
tungsrecht  n.  d.  ältesten  bair.  Rechtsquellen,  1898,  S.  5—40.  Stobbe,  Handbuch  2, 
§  87  (2»,  §  117).  E.  LöNiKo,  Kirchenrecht  d.  Merow.  681  ff.  Perhick,  Kr.  VJSchr. 
9,  6^  ff.  ZiMUERLE,  Stammgutssjstem  38  ff.  Tbudichum,  Gau-  und  Markverfassung 
192  ff.  VAN  Hasselt,  Wederspraaksrecht  der  erfgenamen  in  de  periode  der  volks- 
rechten, 1882.  Sandbaas,  a.  a.  0.  168  ff.  Beselbr,  Erbverträge  1,  48  ff.  Lewis, 
De  origine  facultatis  heredibus  in  iure  Germanico  coneessae  prohibendi  nHenationea 
rerum  immobilium,  Berl.  Diss.  1862;  Succession  des  Erben  in  die  Obligationen 
des  Erblassers  7  ff.  Ich  habe  früher  mit  den  zuletzt  Genannten  die  Ansicht  ver- 
treten, daß  jenes  Recht  der  Erben  ursprünglich  nur  bei  den  Sachsen  aneii^annt 
gewesen  sei,  allein  die  nordgermanischen  Rechte  und  Ludwigs  Cap.  legibus  add. 
von  818/9  (Anm.  51)  setzen  den  gemeingermanischen  Charakter  außer  Zweifel. 
Vgl.  Heüsler  1,  237.  Bbumner,  RG.  d.  Urkunde  290,  n.  1;  Mitteil.  d.  österr.  Inst 
2,  10  ff.    Für  das  langobardische  Recht  vgl.  II.  F.  3  §  l. 

^^  Allgemein  durch  Ludwigs  Gapitula  legibus  addita  von  818/9,  c.  6  (s.  unten 
S.  278).  Vgl.  L.  Alam.  c.  1  (anders  L.  Baiuw.  1,  1).  L.  Sax.  62  (Anm.  52)  gab 
auch  Traditionen  an  den  König  und  unter  gewissen  Voraussetzungen  Veräußerungen 
in  Notfällen  frei.  Über  das  nordgermanische  Recht  vgl.  Maurer,  Abh.  d.  Münch. 
Ak.  13,  2  S.  22lf.  232.  242  f.  288  f.  v.  Amira,  Obl.-R.  1,  573.2,  701.  Die  schein- 
bar für  YÖUige  Freigabe  aller  Immobiliarverätißerungen  sprechende  Bestimmung 
der  L.  Angl.  et  Wer.  54  ist  nicht  in  diesem  Sinne  zu  verstehen.  Vgl.  v.  Rioiir- 
HOFEK,  MG.  Leg.  5,  138,  n.  21  f.    Zimmerle,  a.  a.  O.  37  f.   v.  Amira,  Erbeiifolge  70. 
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ZU  einem  bloßen  Vorkaufsrecht  verflüchtigtes  Pflichtteilsrecht '^.  Dagegen 
beruhte  das  Beispruchsrecht  der  übrigen  Stammesrechte  auf  der  Ge- 
meinderschaft der  Hausgenossen,  denen,  so  lange  sie  noch  nicht  durch 
Abteilung  geschieden  waren,  als  „Ganerben*^  (cokeredes)  ein  Gesamtrecht 
an  dem  Grundbesitze  des  Hauses  zustand  *^  Der  Grundbesitz  war  nicht 
Privatgut  des  einzelnen,  sondern  Samtgut  des  Hauses.  Durch  eine  Ab- 
teilung unter  gegenseitigem  Verzicht  wurde  die  Gemeinderschaft  beseitigt, 
so  daß  jeder  Teilhaber  die  freie  Verfügung  über  seinen  Anteil  und  seinen 
gesamten  ferneren  Erwerb  erlangte**. 

Die  Eigentumsübertragung  an  Grundstücken  hat  sich  unter  einem 
eigentümlichen  Dualismus  des  germanischen  Rechts  und  des  römischen 
Vulgarrechts  entwickelt  ^^     Beide  betrachteten  das  Veräußeruugsgeschäft 


"  Vgl.  L.  Sax.  c  62:  Nidli  liceat  traditionem  hereditatis  suae  faeere  praeter 
ad  ecclesiam  vel  regt,  ut  keredem  suwn  exheredem  fadat,  nisi  forte  famis  necessi- 
tate  coactus,  ut  ab  illo,  qui  hoc  acceperit,  sustenteiur;  mancipia  liceat  Uli  dare  ac 
vendere.  c.  64:  Liher  komo,  qui  mb  tutela  nobilis  emuslibet  erat,  qui  iam  in  ea»- 
lium  miftsus  est,  si  hereditalem  suam  necessitate  coaetus  vendere  voluerity  off  erat 
eam  primo  proximo  suo;  si  ille  eam  emere  noluerit,  off  erat  tutori  suo,  vel  ei  qui 
tune  a  rege  super  ipsas  res  constitutus  est;  si  neo  ille  volueritj  vendet  eam  euieum- 
que  libuerit.    Vgl.  Eichthofen,  MG.  Leg.  5,  79  ff.  in  den  Noten. 

*'  Da«  Wort  geanervo  (Boretiüb,  Capitularia  1,  380)  ist  mit  der  die  Gesamt- 
heit andeutenden  Vorsilbe  ge-  aus  anerbe  (der  zu  einem  „Erbe"  Berechtigte)  ge- 
bildet. Vgl.  Heuslbb  1,  230.  Geimm,  RA..  482;  DWB.  4,  la,  1215  ff.  Auch 
Ssp.  1,  17,  §  1  steht  ganerven  in  dem  Sinne  von  „Miterben**  und  nicht  in  der  von 
HouEYEB  (Register  zum  Ssp.)  angenommenen  Bedeutung.  Das  Wort  kommt  auch 
hei  Markgenossenschaften  vor.  Vgl.  Lampbsght,  Wirtschaftsleben  1,  278.  Über  die 
Ausdehnung  des  Ganerbenrechts  auf  gewonnenes  Gut  vgl.  v.  Ahira,  Erbenfolge  107. 
Lacoublet,  Urk.-B.  z.  Gesch.  d.  Niederrh.  1,  Nr.  23.  Das  langobardische  Recht 
berücksichtigte  nur  das  Erbgut,  auf  das  gewonnene  Gut  hatten  die  Ganerben  kein 
Recht.  Vgl.  Roth.  167.  Nach  L.  Burg.  1  (Anm.  54)  beschränkte  sich  das  Gan- 
erbenrecht  auf  das  ursprüngliche  Landlos. 

^  Vgl.  L.  Alam.  85.  L.  Baiuw.  1,  1.  L.  Burg.  1,  1:  ut  patri  etiam,  antequam 
dividai,  de  eommtmi  facultate  et  de  labore  suo  cuüibet  donare  liceat,  ab s que  terra 
sortis  titulo  adquisita.  Vgl.  ebd.  24,  5.  51,  1  i.  Ein  praktisches  Beispiel  einer 
Erbteilung  mit  Verzicht  Form.  Marculf.  2,  14:  inter  se  visi  sunt  divisisse  vel  exe- 
quasse,  et  hoc  invicem  pars  parte  tradedisse  et  per  festuca  omnia  partilum  esse 
dixisse.  Über  die  Bezeichnung  des  durch  die  Teilung  ft*ei  gewordenen  Anteils  als 
svds'Scara  (propria  portio),  entsteht  in  swascara  und  watschar,  vgl.  Heüsleb  1,  241. 
V.  Amiba,  Grundriß*  122. 

"Vgl.  BBDimEB,  Grundr.  273  f.;  RG.  der  Urkunde  113  ff.  263  ff.  272  ff.; 
Zeitschr.  f.  HR.  22,  526  ff.  (Forsch.  608  ff.);  Carta  und  Notitia  (a.  d.  Commen- 
tationes  in  honorem  Mommseni,  1877)  9.  11  ff.;  Jenaer  Litteraturzeitung  1876,  S.  500. 
Heusleb  2,  66  ff.;  Gewere  1—49.  Sohm,  Zur  Geschichte  der  Auflassung  (Straßb. 
Festgabe  f.  Thöl,  1879);  Recht  der  Eheschließung  83  ff.;  Fränkisches  Recht  und 
romisches  Recht,  ZRG.  14,  15 f.  27  ff.;  MG.  Leg.  5,  248.  250.  Stobbb,  Auflassung 
des  deutschen  Rechts  (Jhebiko's  Jahrbücher  12,  137  ff.);  Handbuch  2  §  94  (2*  §  105). 
V.  Amiba,  Grundriß*  135 ff.;  Obl.-R.  1,512  ff.  554  f.  2,  624  ff  686 f.  K.  Lehmann, 
Die  altnordische  Auflassung,  ZRG.  18,  84  ff.  Beweb,  Sala  traditio  vestitura,  1880. 
Haiss,  Traditio  und  Investitura,  1876.  Von  der  älteren  Litteratur  vgl.  besonders 
Beseleb,  Erb  vertrage  1,  19  ff. 

B.  SorsOdbb,  Deutsehe  Becbtsgeechichte.    8.  Aofl.  18 
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und  den  dinglichen  Übertragungsakt  als  eine  einheitliche  Handlung, 
welche  in  der  römischen  Terminologie  als  tradiäOj  in  der  deutschen  als 
sola  bezeichnet  wurde  (S.  62).  Die  germanische  Säle  wurde  auf  dem 
Grundstück  selbst  vor  Zeugen  vollzogen  ^^:  der  Käufer  zahlte  hier  den 
Kaufpreis  und  empfing  die  Gewere,  indem  der  Verkäufer  ihm  als  Wahr- 
zeichen der  gewerten  Hand  Handschuh  oder  Andelang,  als  Wahrzeichen 
des  Objekts  eine  Erdscholle  oder,  wenn  es  sich  um  ein  Gebäude  handelte, 
den  Thürpfosten,  bei  Kirchen  das  Glockenseil  {siffnum)  oder  die  Altar- 
decke übergab;  daran  schloß  sich  gemeinsame  Grenzbegehung  und  die 
solenne  Besitzräumung  {exitus)  seitens  des  Veräußerers  an*^  Bei  den 
Sachsen  war  diese  Besitzräumung  nach  uralter  Stammessitte  mit  einer 
feierlichen  Verzichterklärung  „mit  Finger  und  Zunge"  {curvatis  digiHs) 
verbunden  (S.  59).  Die  volkstumliche  Bezeichnung  für  diese  Erklärung 
scheint  „Verlassung''  {farlätan)  gewesen  zu  sein,  im  Mittelalter  auch 
„Auflassung''  {uplaten,  subsi  uplät,  uplaänge\  ein  nur  dem  Nieder-  und 
Obersächsischen  bekannter  Ausdruck,  der  später  nach  dem  Vorgange  des 
Sachsenspiegels  in  der  deutschen  Rechtssprache  allgemeines  Bürgerrecht 
gewonnen  hat^^  Die  salischen  Franken  kannten  eine  Auflassung  durch 
Zuwerfen  einer  festuca  (Stab  oder  Halm)  .in  den  Rock  oder  Schoß  des 
Erwerbers*®.  Die  Quellen  bezeichnen  diese  Auflassung  „mit  Halm  und 
Mund"  als  exfestucatioy  toerpitio,  laesowerpitio  (im  Mittelalter  verschießen). 
Ob    dieselbe  gleich   der  sächsischen   Auflassung  den  realen   exitus   von 

«•  Vgl.  L.  Baiuw.  16,  2.  L.  Burg.  60,  2.  Die  L.  Rib.  60,  1  verlangte  3  bis 
12  Zeugen  und  ebenso  viele  Knaben,  die  zur  Erinnerung  Backenstreiche  erhielten 
und  wie  bei  den  Baiem  am  Ohre  gezupft  wurden. 

"^  Vgl.  S.  61.  LoERSCH  u.  Schröder,  Urkunden  Nr.  54.  Das  älteste  Beispiel 
einer  solchen  Säle  in  der  Lex  Salica,  Titel  58  De  ckreneoruda.  Vgl.  L.  Kib.  60,  1. 
Formeln  und  Urkunden  zeigen,  daß  der  Hergang  im  wesentlichen  bei  allen  Stämmen 
derselbe  gewesen  ist  Vgl.  die  Zusammenstellung  der  Investitursymbole  bei  du  Canoe, 
Glossarium  s.  v.  intestitura.  Der  Erdscholle  wurde  nicht  selten  das  zum  Aus- 
stechen derselben  benutzte  Messer  beigefügt.  In  den  Quellen  werden  die  Investi- 
tursymbole zuweilen  mit  wadium  bezeichnet,  wobei  dies  sonst  Pfand  bedeutende 
Wort  in  dem  Sinne  von  „Wahrzeichen*^  gebraucht  wird,  analog  der  Bezeichnung 
der  Zeugen  als  fideiussoresj  wegen  der  beweisrechtlichen  Garantie.  Vgl.  Bbükker, 
RG.  d.  Urkunde  111.     Sorm,  Auflassung  82,  n.  21. 

^  Während  die  obersächsischen  Handschriften  des  Sachsenspiegels  und  das 
Görlitzer  Landrecht  vpla/en  mit  üfläxen  wiedergeben  (Auct.  Vet  1,  91:  resignare), 
setzen  Deutschen-  und  Schwabenspiegel  dafür  ü f geben ^  was  auf  eine  Verschieden- 
heit des  nord-  und  süddeutschen  Sprachgebrauches  schließen  läßt. 

*•  Vgl.  Anm.  129.  Die  festuca  war  wohl  an  die  Stelle  des  Gers  getreten, 
das  Zuwerfen  derselben  eine  abgeschwächte  Form  der  Speerreichung.  Vgl.  S.  60. 
ZRG.  20,  57  f.  Bei  Du  Gange  ,  Glossar  s.  v.  inveatitura  und  s.  v.  festuca  Belege 
für  inv,  per  baculum,  per  fustem^  per  calamum,  per  Rgnum,  per  verUy  per  virgam, 
MiCHELSEN,  Festuca  notata  25,  denkt  bei  festuca  an  die  in  ein  Stäbchen  eingeritzte 
Hausmarke,  deren  Übeigabe  die  Eigentumsübertragung  bedeutet  habe,  die  Marke 
war  aber  ein  persönliches  Zeichen,  deren  Radizierung  als  Haus-  oder  Hofmarke 
erst  einer  späteren  Entwickelung  angehört.  Vgl.  L.  Fris.  14,  1,  Homeyer,  Haus- 
u.  Hofmarken  187  fT.  195  f.  Über  Halmreichung  bei  den  Norwegern  vgl.  v.  Axira, 
Obl.-R.  2,  631. 
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Torsherein  begleitet  hat,  oder  erst  später  neben  ihn  oder  ?ielmehr  an 
seine  Stelle  getreten  ist  {se  exitum  dicerej  se  absacitum  facerey^,  läßt  sich 
nicht  mit  Sicherheit  ermitteln  ^^  Ebensowenig,  ob  wir  die  später  außer- 
halb Sachsens  im  ganzen  Frankenreiche  gebräuchliche  Exfestukation  auf 
fränkischen  Einfluß  zurückzufahren  haben  ^^. 

Im  römischen  Vulgarrecht  hatte  sich  die  Übergabe  der  Yeräußerungs- 
urkunde  zum  Perfektionsmittel  für  den  obligatorischen  Vertrag  und  zu- 
gleich zum  Traditionsmittel  für  die  Sachtradition  ausgebildet,  Veräuße- 
rungsgeschäft und  Eigentumsübertragung  fielen  mit  der  traditio  cartae 
zusammen  ^^  Während  das  westgotische  und  langobardische  Recht  sich 
dem  anschlössen^^,  nahmen  die  Angelsachsen,  jedenfalls  unter  kirchlichem 
Einflüsse,  die  römische  Form  zwar  ebenfalls  an^  aber  mit  der  Abweichung, 
daß  die  Übertragung  des  Buchlandes  durch  Übergabe  des  königlichen 
Landbuches  (S.  210)  als  „Urbuch"  und  nur,  wenn  dies  verloren  gegangen 
und  die  Verrufung  desselben  in  der  Veräußerungsurkunde  ausgesprochen 
war,  durch  Begebung  der  letzteren  als  „Neubuch"  erfolgte  •*. 

Alle  übrigen  Stämme  haben,  soweit  wir  unterrichtet  sind,  die  römi- 
sche und  die  germanische  Form  der  Landübertragung  im  wesentlichen 
als  gleichwertig  behandelt^  indem  sie  es  mehr  oder  weniger  dem  Belieben 
der  Parteien  überließen,  ob  sie  die  Übertragung  an  Ort  und  Stelle  nach 
der  germanischen  Form,  oder  außerhalb  des  Grundstücks  durch  traditio 
cartae  vornehmen  wollten  •^.    Dabei  erfuhr  aber  die  fremdländische  Form 


^  Über  Bocire  (got.  sa^'ariy  ahd.  saxjan,  frz.  saisir^  vgl.  mlat.  saisina)  und 
abaacire  (absetzen)  vgl.  Diez,  WB.  d.  roman.  Sprachen  1,  s.  v.  sagire.  Bbünkeb, 
BG.  d.  Urkunde  284  f.    Sohm,  Auflassung  86.  89.    Lobbsch  u.  Sghbödbb,  Nr.  15.  50.  68. 

*^  Die  Lex  Salica  gedenkt  des  festucam  in  laisum  iaetare  nur  beim  adfatimus, 
wfthrend  bei  der  Übertragung  der  Hufe  eines  zahlungsunfl&higen  Wergeldschuldners 
auf  seine  Verwandten  bloß  das  Zuwerfen  der  Erde  und  die  reale  Besitzräumung  er- 
wfthnt  wird.  Bei  der  Genauigkeit  des  Tit.  58.  De  ehrenecntda  sollte  man  annehmen, 
daß  die  Exfestukation,  wenn  sie  stattgefunden  hätte,  hier  erwähnt  sein  müßte.  Die 
Erwähnung  des  laesowerpire  in  dem  ersten  Zusatzkapitulare  zur  Lex  Salica  c.  12 
scheint  sich  auf  den  Treuhänder  beim  adfatimus  zu  beziehen.  In  den  Immobiliar- 
prozessen  vor  dem  RÖnigsgericht  erfolgte  schon  im  7.  Jh.  die  Revestierung  des 
Klägers  durch  den  unterliegenden  Beklagten  im  Wege  der  Exfestukation. 

**  Die  Investitur  mit  Rasen  und  Zweig  und  ihre  Verbindung  mit  dem  Ver- 
äußerungsgeschäft  zu  dem  einheitlichen  Akte  der  Säle  war  gemeingermanisch. 
Damit  haben  die  Sachsen  schon  in  ältester  Zeit  die  Auflassung  mit  Finger  und 
Zunge  verbunden,  während  die  fränkische  Auflassung  mit  Hand  und  Mund  (durch 
Werfen  der  Festuca)  in  dieser  Anwendung  wahrscheinlich  jüngeren  Ursprungs  ist 

«•  Vgl.  Bbunnbb,  RG.  d.  Urk.  118  fF.     L.  Rom.  Cur.  2,  27. 

^  Vgl.  Bbükneb,  a.  a.  0.  180  ff.;  Forsch.  626.  Westgot  Fragment  (S.  234) 
e.  9  (15).  Lobbsch  u.  Schbödbb*,  Nr.  82.  64.  Übrigens  war  die  nationale  Form 
bei  Langobarden  und  Westgoten  vor  der  römischen  nur  in  den  Hintergrund  ge- 
treten, aber  wohl  nicht  völlig  verschwunden.  Vgl.  L.  Wisig.  5,  2,  c.  6.  Beükmeb, 
RG.  d.  Urk.  189.  296  n.;  Mitteil.  d.  österr.  Inst.  2,  13  f. 

**  Vgl.  Bbünneb,  a.  a.  0.  169  ff.    Lobbsch  u.  Schbödbb  Nr.  26. 

••  L.  Burg.  60,  2 :  Si  quis  post  haee  barbarus  vel  testari  vohierii  vd  donare^ 
out  Bomanam  consuetudinem  aut  barbaricam  esse  servandam,  si  mdt  aliquid  fir- 
fnüatis  habere  quod  gesserit:  id  est  ut  aut  seripturts  legitimis  quod  largiri  cuicum- 

18* 
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Überall  eine  eigentümliche  Umgestaltung  im  nationalen  Sinne,  indem 
man  die  tTbergabe  der  Veraußerongsurkunde  für  sich  allein  nicht  .als 
ausreichend  erachtete ,  wenn  nicht  die  volksrechtlichen  Investitursymbole, 
die  zu  dem  Zwecke  nötigenfolls  von  dem  Grundstück  herbeigeschafft 
werden  mußten,  gleichzeitig  mitübergeben  wurden*^.  Da  von  einer  realen 
Besitzräumung  hier  keine  Bede  sein  konnte,  so  trat  die  bereits  erwähnte 
Auflassung  als  Besitzraumungsvertrag  an  ihre  Stelle:  der  Yeraußerer 
erklärte  unter  Überreichung  der  Festuca  (bei  den  Sachsen  mit  erhobener 
Hand  und  gekrümmten  Fingern),  daß  er  zu  Gunsten  des  Erwerbers  auf 
die  Gewere  verzichte*®.    Die  Eigentumsübertragung  wurde  demnach  ent- 


que  voluerit  teneatur,  aut  certe  quinque  ingenuorum  iestimonio  quod  dimittere  volu- 
erit  vel  donare  robur  acciptat  et  in  eius,  cui  res  deputata  fuerity  iura  commigret, 
L.  Rib.  59,  1  (Anm.  67)  trifft  Bestimmangen  über  die  Übertragung  durch  testamen- 
tum  venditionis  und  60,  1  über  die  auf  dem  Grundstück  (locus  traditiofvis)  vor- 
genommene Übertragung  der  possessio,  wenn  der  Erwerber  iestamentum  (iccipere 
nofi  potuerit  Vgl.  auch  L.  Rib.  48  (Brunneb,  RG.  d.  ürk.  295  ff.).  L.  Baiw.  16,  2 
verfugt,  daß  bei  Immobiliarverkäufen,  occepto  pretio,  aut  per  eartam  aut  per  testes 
cmnprobeiur  firma  empHo,  Schenkungen  an  die  Kirche  erfolgten  nach  L.  Alam. 
1,  1  und  L.  Baiuw.  1,  1,  indem  der  Geber  die  Schenkungsurkunde  auf  den  Altar 
legte.  Rirchengüter  sollten  nach  L.  Alam.  c.  19  u.  20  nicht  ohne  earta  oder  epi- 
stula  in  andere  Hände  übergehen  können.  Vgl.  Brunner,  RG.  d.  Urk.  266.  299; 
Zeitschr.  f.  HR.  22,  535  ff.  (Forsch.  615  ff.).  Veräußerung  thüringischer  Güter  durch 
eartula  traditionis  bei  Wenck,  Hess.  Landesgeschichte  2,  Urk.-B.  Nr.  14,  S.  19. 
Bei  Tauschgeschäften  stellte  jeder  der  Kontrahenten  eine  Urkunde  aus,  die  er 
seinem  Vertragsgegner  übergab.  Vgl.  die  am  Schluß  der  Form  SangaU.  4  (Zeumbr  381) 
enthaltene  Anweisung:  Isiam  eartam  ille,  qui  loquitur  kaec,  dei  alii  habendamy  hoc 
est  EpitidSy  aliam  autem  eartam  similiter  Epitides  ex  sua  persona  faciat  et  donet 
Eunielo  kabendam,  Beispiele  bei  Rozi^re^  Recueil  Nr.  302 — 309.  814.  Lacohelet, 
Urk.-B.  z.  Gesch.  d.  Niederrh.  1,  Nr.  48.  55. 

*'  Vgl.  L.  Rib.  59,  1:  Si  quis  altert  aliquid  vinderit,  et  empior  testatnentum 
vindieionis  accipere  voluerit^  in  m^llo  hoe  facere  debet  (die  Lesart  voluerit  st.  d^>et 
beruht  auf  Dittographie),  precium  in  präsente  tradat^  et  rem  aceipiatf  et  iestamen- 
tum publici  conseribatur.  Die  Worte  testamentum  vindieionis  aecipere  deuten  die 
Begebung  der  carta  venditionis,  die  Worte  et  rem  accipiat  aber  die  Überreichung 
der  Investitursymbole  an.  Vgl.  Brunneb,  RG.  d.  Urk.  211  ff.  260  ff.  264.  276; 
Zeitschr.  f.  HR.  22,  537  ff.  (Forsch.  617  f.).  Heusler  2,  69  (anders  noch  Gewere  10  f.). 
SoHM,  MG.  Leg.  5,  248.  Über  die  symbolische  Investitur  vgl.  noch  Sohm,  Gresch. 
d.  Aufl.  92  ff.  Adelung,  Neues  Lehrgebäude  der  Diplomatik  (deutsche  Bearbeitung 
von  TousTAiN  et  Tassin,  Nouveau  traite  de  diplomatique)  6,  449  ff.  Eine  Schen- 
kung per  epistolam  donatiofiis,  wobei  ein  Rasenstück  auf  den  Altar  der  bedachten 
Kirche  gelegt  wird,  bei  de  Courson,  Cartulaire  de  Redon,  S.  7,  Nr.  7.  Bei  den 
Franken.  Alamannen,  Baiem,  Burgunden,  später  auch  im  gotischen  Septimanien, 
war  es  üblich,  das  mit  den  Investitnrsymbolen  und  dem  Schreibzeug  belastete 
Pergament  zunächst  auf  den  Boden  zu  legen,  von  dem  es  der  Veräußerer  als  Aus- 
steller der  Urkunde  zum  Zweck  der  Übergabe  an  den  Schreiber  aufnehmen  mußte 
(eartam  fevare).  Vgl.  Brünner,  RG.  d.  Urk.  104  ff.  263  f.  302  ff.  Zeumer,  ZRG. 
17,  113  ff.  MiCHELSEN,  Festuca  notata  20.  Grimm,  RA.  557  f.  Zöpfl,  Altert,  d. 
deutsch.  Rechts  2,  467  f.  Loersch  u.  Schröder  Nr.  74.  77.  82.  90.  Cartul.  Lang. 
Nr.  2.  8.  12.  13.  24.  Ein  Beispiel  aus  Ribuarien  bei  Lacomblet,  Urk.-B.  1, 
Nr.  29  (811). 

*»  Vgl.  SoHM,  Gesch.  d.  Aufl.  86.    Brunner,  RG.  d.  Urk.  274.    Die  festuca 
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weder  durch  reale  Investitur  auf  dem  Grundstück  (und  dann  bedurfte 
es  einer  Urkunde  nicht),  oder  außerhalb  des  Grundstücks,  aber  innerhalb 
der  Grafschaft  der  belegenen  Sache  und  vor  Zeugen,  durch  symbolische 
Investitur  mit  traditio  cartae,  Übergabe  der  Investitursymbole  und  Auf- 
lassutg  vollzogen  ^^  Gerichtlichkeit  verlangte  nur  das  ribuarische  Recht  ^^. 
Außerhalb  des  Grundstücks  genügte  weder  die  Übergabe  der  Investitur- 
symbole ohne  Urkunde  ^\  noch  die  traditio  cartae  ohne  die  Investitur- 
symbole. Die  bloße  traditio  cartae  hatte  keine  dingliche  höchstens,  eine 
beschrankte  obligatorische  Wirkung:  der  Aussteller  der  Urkunde  war, 
wenn  er  sich  in  rechtsförmlicher  Weise  verpflichtet  hatte,  für  seine  Person 
schuldig,  seinem  Vertragsgegner  auf  dem  Grundstück  selbst  durch  reale 
Investitur  das  Eigentum  zu  übertragen^',  aber  weder  Recht  noch  Pflicht 

wurde  häufig  mit  den  Investitursjrmbolen  zusammen  auf  die  Urkunde  gelegt  oder 
an  dieselbe  geheftet  und  mit  dieser  dem  Destinatar  überreicht  oder  zugeworfen. 
Vgl.  BamniES,  BG.  d.  Urk.  229  f.  804;  Zeitschr.  f.  HR.  22,  582  f.  Michelsen, 
a.  a.  0.  12  ff. 

^^  ^'gl.  Anm.  78.  79.  Schon  der  Umstand,  daß  die  Investitursjmbole  von 
dem  Grundstück  selbst  geholt  werden,  die  Zeugen  aber  möglichst  Nachbarn  oder 
doch  Stammesgenossen  des  Verftußerers  sein  mußten,  ließ  die  Vornahme  des  Aktes 
in  der  Fremde  unthunlich  erscheinen.  Vgl.  Bbunnek,  BG.  d.  Urk.  277  f.  Monatsschr. 
f.  Gesch.  Westdeutschlands  6,  494  f. 

^^  Siehe  Anm.  67.  Der  Grund  mag  in  der  dem  ribuarischen  Becht  eigentüm- 
lichen Einrichtung  der  Gerichtsschreiberei  (S.  166)  zu  suchen  sein,  da  es  sich  nicht 
um  eine  eigentliche  gerichtliche  Auflassung  in  prozessualischer  Form,  sondern  nur 
um  gerichtliche  Beurkundung  handelte.  Vgl.  Brünmer,  Zeitschr.  f.  HB.  22,  588  f. 
SoHM,  Gesch.  d.  Aufl.  92,  n.  20.  In  der  Karolingerzeit  war  die  Gerichtlichkeit 
auch  bei  den  Bibuariem  nicht  mehr  unbedingtes  Erfordernis.  Die  Werdener  Tra- 
dition surkunden  (Lacomblet,  Urk.-B.  1)  beziehen  sich  meistens  auf  außergericht- 
liche Akte,  nur  die  in  dem  Orte  Ad  Crucem  vorgenommenen  Traditionen  (Nr.  20. 
24.  82.  84.  35)  scheinen  in  dem  Gericht  eines  Schultheißen  {vicarius)  vollzogen  zu 
sein  (vgl.  Anm.  72). 

'*  Erst  eine  jüngere  Ent^^ickelung  gestattete  die  symbolische  Investitur  mit 
Hand  und  Mund,  ohne  Schrift,  wozu  der  seit  den  späteren  Karolingern  eingerissene 
Verfall  der  Bildung  den  Anlaß  gegeben  haben  mag.  Vgl.  Brümner,  BG.  d.  Urk. 
276.  805.  Die  von  diesem  angeführte  Urkunde  von  795  gehört  aber  nicht  hierher, 
da  sie  die  Auflassung  eines  Lehns  an  den  Herrn  (Bückgabe  des  als  Investitur- 
symbol  empfangenen  Schwertes  seitens  des  Mannes)  zum  Gegenstande  hat.  Das 
titeste  Beispiel  dürfte  eine  bairische  Notitia  von  819  bei  Mbichelbeck,  Hist.  Fris. 
1,  2  S.  207,  Nr.  890  (Tradition  durch  einen  auf  den  Altar  gelegten  Handschuh) 
enthalten. 

"  Vgl.  LoERSCH  u.  Schröder'  Nr.  89.  70.  Auch  die  Anm.  70  erwfthnten  Wer- 
dener Traditionen  gewähren  lehrreiche  Beispiele  einer  Trennung  der  traditio  cartae 
von  der  Investitur,  meistens  wohl  durch  den  Umstand  veranlaßt,  daß  der  Ver- 
ftußerer  sich  auswärts  befand  und  so  bald  nicht  in  der  Lage  war,  die  an  Ort  und 
Stelle  erforderlichen  Schritte  selbst  zu  thun.  Während  Nr.  80  (812)  und  40  (820) 
bloß  die  in  einer  anderen  Grafschaft  vorgenommene  traditio  cartae  erkennen  lassen, 
zeigen  Nr.  7  (796)  und  82  (816),  daß  der  Veräußerer  sich  in  solchen  Fällen  eines 
Stellvertreters  als  Salmann  bediente;  wahrscheinlich  erfolgte  die  traditio  cartae  zu- 
nächst an  diesen,  aber  in  Gegenwart  des  Bedachten,  dem  sie  dann  bei  der  In- 
vestitur durch  den  Salmann  übergeben  wurde.  Auf  diese  Weise  konnte  der  letztere 
auch  eine  symbolische  Investitur  außerhalb  des  Grundstücks  vollziehen,  wie  sie 


278  I>ie  fränkische  Zeit 

gingen  auf  die  Erben  über;  wenn  einer  der  beiden  Kontrahenten  vor 
der  Investitur  starb ,  so  konnte  der  Aussteller  von  dem  Erben  des  Em- 
pfangers oder  der  Erbe  des  Ausstellers  von  dem  Empfanger  selbst  die  Ur- 
kunde zurückfordern.  Dies  ist  die  Bedeutung  des  c.  6  in  Karls  Capitulare 
legibus  additum  von  808  (Bobettus  1,  113):  Qui  res  sucls  pro  anima 
sua  ad  casam  Bei  tradere  vobierit,  dornt  irctdiäonem  fadat  coram  testäms 
leyiämis''^ ;  et  quae  actenus  in  hoste  factae  sunt  traditiones,  de  quibus 
nulla  est  quesitio^  stabilis  permaneant^^  si  vero  aliquis  alii  res  suas  tra- 
diderit  et  in  koste  profectus  fuerit,  et  ille,  eui  res  traditae  sunt,  interim 
mortuus  fuerit:  qui  res  suas  tradidity  cum  reversus  fuerit,  adkibitis  testibus 
coram  quibus  traditio  facta  est,  res  suas  recipiat;  si  autem  et  ipse  mor^ 
tuus  fuerit,  heredes  eius  legitimi  res  suas  traditas  recipiant^^.  Erst  durch 
die  Capitula  legibus  addenda  von  818/9  c.  Q^^  wurde  die  Wirkung  der 
im  Auslande  vorgenommenen  traditio  (sala,  salunga)  zum  Heil  der  Seele 
auch  auf  die  Erben  erstreckt,  unter  der  Voraussetzung,  daB  sie  vor 
Zeugen,  wo  möglich  Landsleuten  oder  doch  Stammesgenossen  des  Yer- 
äußerers,  vollzogen  wurde  und  daß  der  Schenker  dem  Erwerber  Gewere- 
bürgen  {fideiussores  vestiturae,  burigun  thero  geuueri)  für  die  demnächstige 
reale  Investitur  bestellte  ^^.  Der  Erbe  des  Schenkers  sollte,  wenn  dieser 
vor  Erteilung  der  Investitur  starb,  an  die  traditio  gebunden  und  nicht 
zur  repetitio  de  praedictis  rebus  (Bückforderung  der  carta  und  etwaiger 
Investitursymbole)    berechtigt,   vielmehr  zur  Vollziehung  der  Investitur 


anscheinend  bei  der  angezogenen  Urkunde  von  816  vorliegt  (Objekt  ein  Wald  bei 
Ad  Crucem,  traditio  cartae  in  der  Werdener  ELirche  im  Ruhrgau,  Investitur  durch 
den  Salmann  vor  dem  Schultheißen  zu  Ad  Crucem,  Grau  Nivanheim).  Eine  von 
BBumfEB,  RG.  d.  Urk.  218  f.  805,  angeföhi-te  Doppelurkunde  von  840  enth&lt  eine 
earia  donatumis  und  über  die  Investitur  eine  noHiia  tradtiionis;  Investitur  vor 
dem  Altar  der  beschenkten  Kirche,  anscheinend  ohne  nochmalige  traditio  cartae. 
Notitiae  über  eine  reale  Investitur  im  Anschluß  an  eine  frühere  traditio  cartae  bei 
Zbumbb,  Formulae  188  Nr.  7.  8.    489  Nr.  2.    492  Nr.  6. 

^'  Also  auf  dem  Grundstück  selbst  oder  durch  symbolische  Investitur  inner- 
halb der  Grafschaft  der  belegenen  Sache. 

'^  Die  auf  der  Heerfahrt  vorgenommenen  Traditionen  (vgl.  Laoomblet,  a.  a.  0. 
Nr.  10)  sollten  also,  soweit  sie  noch  nicht  angefochten  waren,  aufrecht  erhalten 
bleiben,  für  die  Zukunft  aber  unzulässig  sein. 

''  Unter  res  suas  ist  die  carta  nebst  etwa  mitüberreichten  Investitursymbolen 
verstanden.    Vgl.  Anm.  67. 

'^  BoBETius  1,  282.  Die  entsprechenden  Ausdrücke  der  althochdeutschen 
Übersetzung  dieses  Kapitels  (vgl.  S.  251  n.)  sind  in  Klammem  beigefugt.  Die 
Neuerung  der  angezogenen  Bestimmung  bezog  sich  nach  der  Überschrift  nur 
auf  die  Vergabungen  pro  salute  animae  8ucte\  nur  der  erste  Satz  (Traditionen 
intra  comiiatum)  hat  auch  Veräußerungen  an  Verwandte  oder  dritte  Personen 
im  Auge. 

^^  Die  Urkunden  zeigen^  daß  die  Gewerebürgen  als  Salmänner  dienten,  denen 
die  Vollziehung  der  Investitur  in  Vertretung  des  VeräuBerers  oblag.  Vgl.  Anm.  72 
und  die  Doppelurkunde  bei  Meichelbece,  Hist  Fris.  1,  Nr.  869  von  820  (hinterher 
noch  persönliche  Investitur  durch  den  Schenker,  Nr,  370),  ferner  ebd.  Nr.  629  (848). 
SoHir,  Gesch.  d.  Aufl.  87  f.     Bbünner,  Forschungen  35,  n.  7. 
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verpflichtet  eein^^  Für  Traditionen  im  Inlande  behielt  es  bei  dem  bis- 
herigen Recht  sein  Bewenden  ^^  Dnrch  nnser  Gesetz  wurde  die  bei  Ver- 
äußerungen im  Inlande  noch  beibehaltene  einheitliche  Säle,  die  iil  alter 
Weise  Yeräußerungsgeschaft,  Eigentums-  und  Besitzübertragungsakt  zu- 
gleich war,  für  gewisse  Yeraußeruogen  außerhalb  des  Bezirks  der  be- 
legenen Sache  in  zwei  örtlich  und  zeitlich  getrennte  und  doch  untrenn- 
bar zusammenhängende  Rechtsakte,  die  Säle  {traditio)  und  die  Gewere 
[vestiiuraj  investiiura),  aufgelöst ^^.  Eigentum  und  Besitz  wurden  erst 
durch  die  Investitur  an  Ort  und  Stelle  übertragen,  aber  der  Investitur- 
akt als  solcher  war  keineswegs  der  Eigentumsübertragungsakt  selbst, 
sondern  nur  der  unentbehrliche  Schlußakt  desselben.  Die  Säle  war  kein 
den  Yeräußerer  gegenüber  dem  Erwerber  und  seinen  Erben  obligatorisch 
bmdender  Yeräußerungsvertrag,  sondern  ein  der  Einigung  des  bürgerlichen 
Gesetzbuches  entsprechender  dinglicher  Yertrag  und  als  solcher  ein 
formell  unentbehrlicher  Yorakt  der  Investitur.  Die  Erben  des  Yeräußerers 
waren  durch  die  Säle  gebunden,  während  sie  für  obligatorische  Yer- 
pflichtungen  des  Erblassers  nur  mit  der  fahrenden  Habe,  nicht  mit  den 
Liegenschaften  hafteten  ^\  Auch  der  Wortlaut  des  Gesetzes,  wenn  es  die 
Säle  als  verum  suarum  tradiäo  {sachunu  sineru  scdunga)  bezeichnet  und 
den  Erben  des  Yeräußerers  verbietet,  de  predictis  rebus  facere  repetitionem^ 
und  ebenso  die  Beibehaltung  des  sonst  den  ganzen  Eigentumsübertragungs- 
akt bezeichnenden  Ausdruckes  sala  oder  traditio  für  den  Yorakt,  giebt  zu 
erkennen,  daß  man  mit  der  Säle  die  Idee  der  relativen  Eigentumsüber- 
tragung gegenüber  dem  Yeräußerer  und  seinen  Erben  verband;  nur  die 
Wirksamkeit  derselben  gegenüber  Dritten  war  durch  die  Investitur  be- 
dingt, so  daß  im  Falle  einer  Yeräußerung  derselben  Sache  an  mehrere 
nicht  die  ältere  Säle,  sondern  die  ältere  Gewere  den  Yorzug  hatte  ®^ 


'*  Hierfür  sollte  der  Yeräußerer  per  se  fideiussümem  faeere,  also  Selbstbarg^ 
Schaft  (durch  festacatio)  leisten. 

''^  Si eo  tempore  inira  ipeum  eomitatum  fuerit,  in  quo  res  iüae  posHae 

sunt,  legiHmam  trctditUmem  faeere  studeat 

^  Ygl.  Bbünkbr,  RG.  d.  Urk.  278.  307.  Hbuslbb  2,  71  ff.  Sohm,  Gesch.  d. 
Auf  lassuDg  101  ff.,  faßt  umgekehrt  die  Yerbindung  von  Investitur  und  Säle  zu 
einem  Rechtsakt  als  ein  jüngeres  Entwickelnngsstadium  auf.  Eine  ganz  abweichende 
Erklärung  des  Kapitulares  bei  Löniko,  Gesch.  d.  deutsch.  Eirchenrechts  2,  754. 

^^  Selbst  die  Ganerben  (eoheredee)  des  Yeräußerers  sollten  nicht  widersprechen 
dürfen,  sondern  durch  den  Grafen  oder  Kdnigsboten  zur  Abteilung  mit  dem  Er- 
werber gezwungen  werden. 

•»  Ygl.  Brükner,  Jenaer  Litt-Zeitung  1876,  S.  500.  Hettblbr  2,  100  f.  Lönino, 
a.  a.  0.  662,  n.  2.  Sohm,  Auflassung  84.  98  f.,  der  seine  frühere  Ansicht  von  der 
weitergehenden  Wirkung  der  Sale  (Recht  d.  Eheschi.  86  f.,  Trauung  und  Verlobung 
144  f.)  aufgegeben  hat  Wenn  Sohm  noch  daran  festhält,  daß  nur  die  Sale  das 
Eigentumserwerbsgeschäft,  die  Investitur  dagegen  bloßer  Besitzerwerbsakt,  bloße 
Vollziehung  der  Sale  sei,  so  läßt  er  die  mit  der  Investitur  verbundene  Auflassung 
unberücksichtigt.  Wer  bloß  die  Gewere  übertragen  wollte,  ohne  sein  Recht  an  der 
Sache  aufzugeben,  bediente  sich  der  Investitur  ohne  Auflassung;  die  Aufgabe  des 
eigenen  Rechts  trat  erst  durch  die  Auflassung  ein.  Vgl.  Sohm,  Auflassung  1 14  ff. ; 
Heuslbb  2,  76  f. 
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Die  neuere  Säle  mit  nachfolgender  Gewere  war  ebenso  wie  die  ältere 
mit  der  Gewere  verbundene  Säle  eine  Übereignungsform  des  Volksrechts. 
Die  Übereignungsformen  des  Amtsrechts  waren  die  Auflassung  im  Schein- 
prozeß und  die  Zustellung  eines  Eönigsbriefes.  In  den  Immobiliarpro- 
zessen  des  Eönigsgerichts  .war  es  seit  Mitte  des  siebenten  Jahrhunderts 
üblich,  der  .unterliegenden  Partei  durch  Urteil  die  Kevestierung  des 
Gegners  durch  Exfestukation  aufzuerlegen,  ein  Verfahren  das  in  der 
Karolingerzeit  auch  in  den  volksrechtlichen  Prozeß  Eingang  gefunden  hat 
Es  lag  nahe,  dies  Verfahren  zur  Ausbildung  einer  Übereignung  im  Wege 
der  Scheinvindikation,  nach  Art  der  römischen  Injurecessio,  zu  benutzen®'. 
Allein  so  bedeutend  dies  für  die  mittelalterliche  Rechtsentwickeiung  ge- 
wesen ist,  so  sind  doch  in  unserer  Periode  nur  erst  die  Anfange  einer 
gerichtlichen  Auflassung  zum  Zwecke  der  Eigentumsübertragung  nach- 
weisbar. Bei  weitem  die  meisten  uns  überlieferten  Scheinvindikationen 
setzen  den  Eigentumserwerb  bereits  voraus  und  führen  daher  auch  zu 
keiner  Auflassung  des  Scheinbeklagten,  sondern  nur  zu  einer  FeststelluDg 
des  klagerischen  Eigentums  durch  Urteil;  der  Scheinprozeß  hatte  hier 
nur  den  Zweck,  dem  Erwerber  eine  unscheltbare  Königsurkunde  über  seinen 
bereits  außergerichtlich  vollzogenen  Eigentumserwerb  zu  verschaflFen®*. 

Die  zweite  amtsrechtliche  Form  der  Eigentumsübertragung,  durch 
Zustellung  eines  Königsbriefes  {praeceptum  s.  testamentum  regis),  bestand 
nur  für  den  König®*,  und  zwar  als  einzig  anerkannte  Form  königlicher 
Landübertragungen®®.  Investiturhaudlungen  konnten  dabei  vorkommen, 
aber   sie   dienten   nur  der  Gewere,   nicht  der   Eigentumsübertragung ®^ 

*'  Vgl.  Brünneb  274;  Gerichtszeugnis  und  fränkische  Königsurkunde  (Pest- 
gaben für  Hefftee,  Berlin  1878)  157  ff.;  RG.  der  Urkunde  275.  286  f.;  Zeitschr.  f. 
HB.  22,  527  f.  Sohm,  Recht  der  Eheschließung  83  ff.;  Gesch.  d.  Auflassung  90  ff.; 
Fränkisches  Recht  und  römisches  Recht  81.  Laband,  Kr.  VJSchr.  15,  410.  Bewer, 
Sala  Traditio  Vestitura  54  ff.  Bethmakk-Hollweo,  German.-roman.  Civilprozeß  1, 
498.     FiCKER,  Forsch,  z.  Reichs-  und  Rechtsgesch.  Italiens  1,  87  ff.  8,  872  ff. 

®*  Vgl.  Brünner,  RGr.  d.  Urkunde  292  ff.,  wo  nachgewiesen  wird,  daß  der  ein- 
zige bekannte  Scheinprozeß  mit  Auflassung  (MG.  Dipl.  imp.  1,  64,  Nr.  78;  Loersch  u. 
Schröder'  Nr.  28)  sich  auf  eine  lange  vorher  vollzogene  Vergabung  von  Todes  wegen 
bezieht,  die  Auflassung  also  nur  die  sofortige  Abtretung  des  der  Auflassenden  bis 
zu  ihrem  Tode  vorbehaltenen  Besitzes  zum  Gegenstande  hat.  Vgl.  auch  Heüslbr  2,  84. 

"  Vgl.  S.  210.  L.  Rib.  60,  8.  Beseler,  Erbverträge  1,  45.  Sohm,  Auflassung 
108,  n.  30;  Fränkisches  Recht  und  römisches  Recht  52.  Schröder,  Franken  62  ff. 
Brünner,  Zeitschr.  f  HR.  22,  586  f.  Loersch  u.  Schröder  Nr.  16  (18).  22.  80.  81 
(26).  Der  Baiemherzog  Tassilo  und,  bei  Lebzeiten  seines  Vaters,  auch  Ludwig 
der  Deutsche  bedienten  sich  der  einfachen  carta,  also  doch  wohl  der  volksrecht- 
lichen Form.  Vgl.  Meichelbeck,  Hist.  Fris.  1,  2,  Nr.  11.  22.  69.  Fontes  rer.  Austr. 
81,  3.     Urk.-B.  d.  Landes  ob  der  Enns  2,  Nr.  2.  Nr.  8. 

^  Vgl.  BRmrNER,  Zeugen-  und  Inquisitionsbeweis  60  f  (Forsch.  144).  Ludwig  I. 
erteilte  der  Würzburger  Kirche  887  ein  Diplom  über  einen  unter  Karl  dem  Großen 
voUzogenenTausch  Würzbui^er  und  fiskalischer  Güter,  quia  tano  interveniente 
incuria  auctoritas  imperialis  super  eosdem  commutationes  nullatenus  aceepta  fuerat. 
Eckhart,  Commentarii  de  rebus  Franciae  orientalis  2,  884,  Nr.  9. 

®^  Daher  zuweilen  Investitur  noch  vor  Erteilung  des  Königsbriefes.   Vgl.  MttHL- 
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Eine  Auflassung  fand  bei  Veränßerungen  des  Königs  nie  statt,  auch  wenn 
es  sich  ausdrücklich  um  die  Übertragung  vollen  vererblichen  und  ver- 
äußerlichen  Eigentums  handelte  ^^ 

Eine  allen  germanischen  Rechten  gemeinsame  Eigentümlichkeit  war 
die  Unterscheidung  des  durch  Schenkung  erworbenen  Eigentums 
von  dem  Erwerbe  aus  entgeltlichen  Geschäften®^.  Zwar  verlangte  auch 
die  Schenkung  (gemeingermahisch  Gabe,  geben)  ihren  Lohn,  sei  es  in  Ge- 
stalt einer  unmittelbaren  Gegengabe  ^^,  durch  welche  sie  sich  dem  Kauf 
zur  Seite  stellte,  oder  in  der  Weise  einer  dem  Beschenkten  gemachten 
Auflage,  durch  deren  Erfüllung  die  Gunst  nachträglich  verdient  werden 
mußte,  aber  der  Inhalt  des  durch  die  Schenkung  erworbenen  Eigentums, 
zumal  bei  der  Landgabe,  richtete  sich  wesentlich  nach  dem  Zweck 
und  dem  ausgesprochenen  Willen  des  Schenkers,  der  zwar  volles  vererb- 
liches und  veräußerliches  Eigentum  übertragen  konnte,  dies  dann  aber 
besonders  hervorheben  mußte.    Die  Landschenkungen  der  merowingischen 


BACHER,  Mitteil.  d.  österr.  Inst.  3,  308  fP.,  wonach  Loerscb  u.  Schbödbb,  Kr.  84  und 
35  zu  berichtigen.  Bei  herrenlosen  Lftndereien  kam  es  wiederholt  vor,  daß  sich 
jemand  auf  eigene  Hand  in  den  Besitz  setzte  nnd  erst  später  ein  praeceptum  regis 
erwirkte.  Vgl.  §  28,  n.  38.  Loebsch  u.  Schböder*,  Nr.  45  (36>  72.  Tr.  Sickbl, 
Regesten  der  Karolinger  61,  Nr.  159;  82,  Nr.  247. 

^  Vgl.  SoHM,  Anflassang  116,  n.  50.  Schröder,  Franken  79.  Bedenken 
könnte  es  erregen,  daß  die  Könige  seit  Ludwig  dem  Frommen  in  ihren  Schenkungs- 
hriefen  zuweilen  von  traditio  solemnis,  donatio  solemnis  oder  more  solemni  trans- 
ferre  reden.  Vgl.  Form,  imper.  2.  44.  46  (Zeumbr  289.  820.  822).  Roth,  Feudalitfit 
u.  Unterthanenverband  41.  Sickel,  a.  a.  0.,  Reg.  Ludov.  141.  294.  312.  323.  383. 
Aber  jener  Ausdruck  wurde  auch  bei  solchen  Landschenkungen,  bei  denen  dem 
Bedachten  kein  Veräußerungsrecht  eingeräumt  wurde,  gebraucht  (vgl.  Dronkb,  Cod. 
dipl.  Fuld.  Nr.  390),  kann  daher  nur  auf  die  feierliche  Form  des  königlichen  Di- 
ploms bezogen  werden. 

^  Über  das  Folgende  vgl.  Brükner,  Landschenkungen  der  Merowinger  und 
Agilolfinger  (Berl.  SB.  1885,  S.  1178  ff.,  und  mit  Zusätzen  vermehrt  Forsch.  1  ff.); 
Über  den  germanischen  Ursprung  des  droit  de  retour,  Forschungen  676  ff.  v.  Amira, 
ObL-R.  1,  286.  510  f.  2,  616.  619.  621.  Ficker,  Erbenfolge  2,  468  ff.  485  ff.  3, 
42  ff.  108  ff. 

^  Vgl.  S.  62  und  unten  Anm.  146.  147.  169.  170.  218.  281.  Roth.  175.  184. 
Liutpr.  43.  73.  Borbtius,  Capitularia  1,  188,  c.  8.  Westgot.  Fragment  (S.  234),  c. 
14.  Heüsler  1,  81.  Val  de  Lievre,  Launegild  16.  24.  48  ff.;  Revision  der  Laune- 
gildstheorie  ZRG.  17,  22.  80  ff.  Pappenheih,  Launegild  u.  Garethinx,  1882  (Gierke, 
Unters.  14),  S.  6  ff.  v.  Amira,  Obl.-R.  1,  348.  506  ff.  2,  344.  614  ff.  Schröder,  Gesch. 
d.  eheL  Güterrechts  1,  39.  Kohler,  Beiträge  2,  1  ff.  9.  J.  Grihh,  Schenken  u. 
Geben,  KL  Schriften  2,  174  f.  DtTmiLER,  FDG.  6,  120  f.  Errenbero,  Commendation 
n.  Huldigung  69.  Pertile,  Storia  4,  541  ff.  Tu£v6nin,  Contributions  65  n.  Der 
Gebrauch  derartiger  Gegengaben  wird  schon  von  Tacitus  angedeutet  (Germ.  c.  21 : 
et  poacendi  invioem  eadem  faeilitas)  und  durch  seine  oben  (S.  69  n.  66)  aus  miß- 
verständlicher Auffassung  erklärte  Bemerkung  atque  invicem  ipsa  armorum  aliquid 
viro  affert  bestätigt  Daß  die  Gegengabe  (lang,  latmegild^  as.  Idngeld,  aschwed. 
atergivay  mhd.  widergift^  iciderldn,  mlat.  tciderdonum,  retrodornrni,  ital.  guidardone, 
afiz.  gt^erredoriy  lat.  vidssitudo,  arrha)  dem  Geschenk  an  Wert  entsprach,  war  nicht 
unbedingt  erforderlich;  häufig  hatte  sie  nur  einen  geringen  Wert  und  dann  nur 
eine  formale  Bedeutung. 
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wie  der  burgandischen  Könige  und  der  bairischen  Herzoge  waren  im 
Zweifel  nur  in  der  absteigenden,  nicht  in  der  Seitenlinie,  die  fränkischen 
und  burgundischen  außerdem  nur  im  Mannsstamme  vererblich  und  unter- 
lagen im  übrigen  dem  Wiederkehrrecht  ^\  Wegen  Untreue  konnten  sie 
im  Verwaltungswege  zurückgenommen  werden^'.  Die  merowingischen 
Schenkungen  bedurften  nach  dem  Tode  des  Scbenkers  wie  des  Beschenkten 
ausdrücklicher  Bestätigung  seitens  des  Königs  und  bei  Veräußerungen 
war  die  Einwilligung  des  Königs,  in  Baiem  die  des  Herzogs  erforderlich  ••. 
Ausnahmsweise  kamen  schon  unter  den  Merowingem  Krongut^chenkungen 
zu  vollem  Eigentum  vor,  aber  erst  unter  den  Karolingern  bildeten  sie 
die  Regel,  nachdem  die  beschränktere  Landgabe  sich  dem  Benefizial« 
wesen  eingefügt  hatte  ^^ .  Gleichwohl  begegnen  noch  im  neunten  und 
zehnten  Jahrhundert  Schenkungen,  welche  das  Eigentum  nur  unter  der 
Bedingung  übertrugen,  daß  beim  Tode  oder  im  Fall  der  Treulosigkeit 
des  Empfangers  die  Zurücknahme  erfolgte  ^^;  auch  an  Beispielen  könig- 
licher Landschenkungen  zu  Eigentum,  aber  ohne  das  Recht  der  Ver- 
äußerung, fehlt  es  nicht  ^^    Der  Charakter  der  Landschenkung  war  daher 


»^  Vgl.  S.  212  f.  UDd  unten  Anm.  220.  222.  223.  287.  238.  246.  Daseelbe  Wieder- 
kehrrecht (droit  de  retour)  galt  in  Schweden,  femer  bei  der  HomungBabgabe  des 
friesischen,  norwegischen,  altfranzösischen  Rechts  (Brunner,  Forsch.  8  f.),  bei  Schen- 
kungen des  Gefolgsherm  an  seine  Mannen,  zumal  beim  Heergeräte  (S.  34  n. 
Brunmeb,  Landschenkungen  1189  f.),  bei  Wittum,  Morgengabe  und  anderen  Schen- 
kungen unter  Ehegatten  (Brünner,  Forsch.  9  f.  25.  729  ff.),  namentlich  aber  in  weitem 
Umfange  bei  Schenkungen  an  Descendenten  (zumal  Aussteuer),  zuweilen  auch  an 
Greschwister.  Für  Ascendentenschenkungen  hat  es  sich  im  französischen  Recht  in 
Geltung  erhalten  (Code  civ.  747).  Im  anglonormannischen  Hechte  sowie  in  Valen- 
ciennes  (HennegauJ  wurden  Landschenkungen  schon  bei  dem  Tode  des  Beschenkten 
rackföllig. 

»•  Vgl.  WArrz  2,  1   S.  317.  821  f.  329. 

<^'  Vgl.  Wättz  2,  1  S.  818.  829.  Zustimmung  des  Schenkers  bei  Veräußer- 
ungen wurde  auch  in  Norwegen  verlangt,  während  die  freie  Vererblichkeit  aner- 
kannt war. 

^  Brünner,  a.  a.  0.  1191.  1196.  Both,  Beneficialwesen  229;  Feudalität  40 £P. 
44  f.  63  f.  Auf  Formeln  wie  die  schon  unter  den  Merowingem  gebräuchliche 
qutequid  exinde  facere  vohteris,  liberam  in  omnibus  habeaa  potestatem  (vgl.  Brünnbr, 
a.  a.  0.  1192)  ist  kein  Gewicht  zu  legen;  eine  solche  wird  u.  a.  auch  in  einem 
Diplom  Ludwigs  I.  von  839  (Siokbl,  a.  a.  0.  Reg.  Ludov.  374;  Drokkb,  Cod.  dipl. 
Fuld.  Nr.  655)  gebraucht,  wo  es  sich  um  den  Tauscherwerb  eines  Grafen  <id  partem 
sui  comitatus  handelte,  also  von  VeräuBerungsfreiheit  keine  Bede  sein  konnte.  Vgl. 
Anm.  96.  Die  einst  sehr  lebhafte  Streitfrage  zwischen  Roth  und  Waitz,  von  denen 
der  erstere  für  die  Landschenkungen  der  Merowinger  durchweg  unbeschränkte 
Eigentumsübertragung  behauptete,  während  Waitz  ausschließlich  Übertragungen 
zu  beschränktem  Rechte  in  ihnen  sehen  wollte,  darf  heute  als  abgethan  gelten. 
Der  RoTH'schen  Auffassung  am  nächsten  steht  Dahn,  Könige  7,  1  S.  228  ff.,  der 
die  volle  Eigentumsübertragung  als  die  Regel  ansieht. 

^^  Roth,  Beneficialwesen  419;  Feudalität  49  f.  176.  188.  Ficxer,  Wien.  SB. 
1872,  S.  120  f.  Waitz  4,  205  f.  Brunner,  a.  a.  0.  1198  ff.,  weist  nach,  daß  das 
lebenslängliche  Eigentum  wirklich  als  Eigentum  und  nicht  als  Nießbrauch  auf- 
gefaßt wurde.    Vgl.  Heüsler  2,  17. 

•*  Vgl.  Diplom  Ludwigs  I.  von  819  für  Fulda  (Sickel,  Reg.  Lud.  141.    Dronks, 
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auch  in  der  Karolingerzeit  unverändert  geblieben,  nach  wie  vor  erhielt 
das  übertragene  Eigentum  seinen  Inhalt  lediglich  durch  den  Willen  des 
Schenkers.  Es  muß  daher  auch  im  Frankenreiche  ebenso  gut  wie  bei 
den  Angelsachsen  zulassig  gewesen  sein,  in  der  Schenkungsurkunde  neben 
der  ünverauBerlichkeit  eine  bestimmte  Successionsordnung  festzustellen, 
so  daß  das  Objekt  den  Charakter  eines  Familienfideikommisses  annahm  ^^ 
Leiheverhältnisse  an  Grund  und  Boden  waren  dem  deutschen  Privat- 
recht ursprünglich  unbekannt  Erst  durch  Herübemahme  und  Fortbildung 
römischer  und  kirchlicher  Einrichtungen  ist  die  für  die  wirtschaftlichen 
und  sozialen  Zustande  des  Mittelalters  so  entscheidend  gewordene  deutsche 
Landleihe  entstanden  ^^  Maßgebend  wurde  besonders  das  Precarium, 
nachdenl^  das  römische  Vulgarrecht  neben  der  unentgeltlichen  und  jederzeit 
widerruflichen  Form  desselben  ein  Precarium  auf  Zeit  und  gegen  Zins 
ausgebildet  hatte  ®^.  Das  schriftliche  Bittgesuch  (precaria),  mit  dem  der 
römische  Klient  um  ein  Precarium  einzukommen  pflegte,  war  zu  einem 
Revers  geworden,  durch  welchen  sich  der  Beliehene  zum  Empfange  des 
Gutes  und  zur  Übernahme  der  vereinbarten  Gegenleistungen  bekannte. 
Dieser  Revers,  dem  eine  Verleihungsurkunde  {praestaria)  des  Leiheherm 
zu  entsprechen  pflegte ^^^,  war  so  wesentlich,  daß  das  ganze  Rechtsver- 


Cod.  dipl.  Fuld.  Nr.  890),  wo  trotz  der  Klausel,  ut  quiequid  de  tpsia  rebtM dia- 

ponere  atque  ordinäre  vel  stahtere  vokterint,  libero  in  omnibua  perfruaniur  arbiiriOf 
ausdrücklich  jede  Veräußerung  durch  Tausch  oder  Verkauf,  sowie  die  Verleihung 
an  Weltliche  untersagt  wird. 

^^  Über  das  seit  dem  8.  Jh.  bezeugte  angelsächsische  Familienfideikommiß  vgl. 
Bbumnsb,  RG.  d.  Urkunde  190  ff.  Loebsch  u.  Schbödeb',  Nr.  66.  Daß  man  hei 
den  Franken  unter  Umständen  das  ganze  zur  Succession  herufene  Geschlecht  und 
nicht  den  einzelnen  Empfänger  als  bedacht  ansah,  ergiebt  sich  aus  einem  Diplom 
Karlmanns  von  770  (Mühlbacher,  Regesten  d.  Karol.  1,  52,  Nr.  123.  Sickel.  a.  a. 
0.  14,  Nr.  10),  worin  dieser  dem  Grafen  Hrodwin  eitisque  gamaldionibus  eine  von 
den  früheren  Königen  genealogiae  eomitis  gewährte  Schenkung  bestätigt. 

••  Über  das  Folgende  vgl.  Bbunnbb,  RG.  1,  199  ff.  209  ff.  Roth,  Benefizial- 
wesen  433  ff.;  Feudalität  125—174.  184  ff.  Waftz  2,  1  S.  291—305.  4,  176  ff.  198  ff. 
Dahn,  Könige  7,  1  S.  212 ff.  8,  316 ff.  Lönino,  Gesch.. d.  deutsch.  KR.  1,  705 ff. 
Hbuslbb  2,  168  ff.  V.  Inaha-Stebnegg,  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte  1,  123  ff. 
Pbbtile,  Storia  4,  282  ff.  Gaudenzi,  Sulla  propriet^  in  Italia  44  ff.  Gu6babd,  Polyp- 
tique  de  l'abbö  Inninon  1,  503—577.  Lampbecht,  Wirtschaftsleben  1,  891  ff.  v.  Wyss, 
Rechtshist  Lesefrüchte  11  ff.  (Abdr.  a.  d.  Turicensia,  1891). 

^  Die  oströmische  Emphyteuse  war  im  Abendlande  nie  heimisch  gewesen.  Die 
noch  im  7.  und  8.  Jahrhundert  an  kirchlichen  Grundstücken  bei  Angers  und  Tours 
vorkommende  eigentümliche  Erbpacht  mit  freiem  Veräußerungsrecht  des  Besitzers 
war  zwar  römischen  Ursprungs,  aber  von  der  Emphyteuse  verschieden.  Vgl.  Löning, 
a.  a.  0.  717  f.  Bbunveb,  RG.  1,  199  f.;  ZRG.  18,  69-88  (Forsch.  661  ff.).  Waitz 
2,  1  S.  291. 

**^  Vgl.  RoziÄBE,  Recueil  des  formules  Nr.  319—367.  Loebsch  u.  Schbödeb*, 
Nr.  8 — 11.  24.  27.  33.  Gelegentlich  wird  die  precaria  auch  als  securitas,  die  prae- 
staria als  commendaHtia  oder  selbst  als  precaria  bezeichnet.  Bei  dem  sonst  durch- 
aus entsprechenden  eontraotus  libellarius  des  langobardischen  Rechts,  gehörte  der 
Empfangsrevers  des  Beliehenen  zum  Wesen  des  Geschäfts. 
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hältnis  und  das  Leihegut  selbst  davon  den  Namen  precaria  führte  ^^^ 
Daneben  war,  schon  von  den  Römern  her,  die  Bezeichnung  des  Gutes 
als  beneficium  in  Gebrauch.  Die  Prekarie  umfaßte  alle  möglichen  Leihe- 
verhältnisse, auf  bestimmte  Zeit,  auf  Lebenszeit  ^°*,  auf  mehrere  Leiber, 
zu  erblichem  Becht,  zuweilen  auch  bloß  auf  Widerruf.  Bei  den  kirch- 
lichen Leihegütem  wurde  an  dem  römischen  Brauche  der  Erneuerung  von 
fünf  zu  fünf  Jahren  festgehalten.  Die  Verleihung  erfolgte  durch  In- 
vestitur, aber  ohne  Auflassung  ^^^  Das  Leihegut  war  regelmäßig  Zins- 
gut, der  Beliehene  hatte  Zins  (meistens  Naturalabgaben),  häufig  auch 
Frondienste  zu  leisten.  Versäumte  er  dies,  so  verlor  er  das  Gut;  eine 
Schuldklage  wegen  des  Rückstandes  hatte  der  Leiheherr  nicht  Erst  seit 
dem  achten  Jahrhundert  wurde  es  üblich,  im  Leihevertrage  abzumachen, 
daß  der  säumige  Zinsmann  sich  durch  Abgabe  eines  formellen  Schuld- 
versprechens (fides  facta)  den  Portbesitz  des  Leihegutes  sichern  könne  ^®*. 
Die  Prekarie,  das  gewöhnliche  Zinsgut,  bewegte  sich  durchaus  auf  dem 
Boden  bäuerlicher  Wirtschaft;  die  Leistungen  sollten  den  Zwecken  des 
Herrenhofes  {mansus  indominicatus)  dienen.  Die  Prekarie  des  freien  Zins- 
mannes war  daher  ebenso  gut  ein  mansus  vestitus  wie  der  Uof  des 
Hörigen  oder  des  Eigenmannes,  kein  selbständiges  Gut,  sondern  Zubehör 
des  Herrenhofes. 

Anders  bei  den  häufigen  Landschenkungen  mit  Vorbehalt  des  Nieß- 
brauches für  den  Schenker,  zuweilen  auch  auf  mehrere  Leiber  oder  für 
einen  von  dem  Schenker  bezeichneten  Dritten.  Das  Geschäft  trug  ganz 
die  Formen  des  Auftrages  zu  Leiherecht  {precaria  oblaia,  beneficium  obla^ 
tum):  Eigentumsübertragung  seitens  des  Schenkers,  sodann  Investitur  zu 
Leiherecht  seitens  des  Beschenkten,  zwischen  beiden  Akten  aber,  um  den 
Übergang  der  Gewere  auf  den  Beschenkten,  der  sie  durch  die  Leihe 
wieder  aufzugeben  hatte,  deutlich  erkennbar  zu  machen,  dreitägige  that- 
sächliche   Besitzausübung    {sessio    triduana)  seitens   desselben^®*.     Dabei 

*°^  Eine  deutBche  Bezeichnung  dafür  scheint  gafergaria  gewesen  zu  sein. 
Vgl.  Brüknbb,  RG.  1,  210. 

^^*  Daher  Erneuerung  im  MannsfaUe  (beim  Tode  des  Inhabers).  Dagegen  kam 
die  Erneuerung  im  Hermfalle  erst  bei  dem  ritterlichen  beneficium  in  Gebrauch. 

"•  Nach  Bbünner  nur  Ordnungsvorschrift  zur  Erhaltung  des  kirchlichen  Be- 
sitzstandes (ohne  einen  Gedanken  daran,  daß  die  Erneuerung  versagt  werden  könne), 
wahrscheinlich  auf  die  römische,  in  der  Regel  nur  für  ein  Lustrum  abgeschlossene 
Landpacht  zurückzuführen.  FünQährige  Erneuerung  zuweilen  auch  bei  Vergabungen 
von  Todes  wegen.  Vgl.  Brünnee,  RG.  d.  Urkunde  1,  268.  Roth,  Feudalitftt  170  f. 
LoERscH  u.  Schröder'  Nr.  8 — 10.  27.  49. 

><>*  Vgl.  SoHM,  Auflassung  114  f. 

106  Ygi  LoERSCH  u.  Schröder',  Nr.  11  (12).  83  (27).  Pakdbssus,  Diplomata 
2,  297,  Nr.  488  (713).  Beyer,  Mittelrhein.  Urk.-B.  1,  26,  Nr.  21  (767).  d^Achäby, 
Spicilegium'  3,  842  (850).  Mibaeüs,  Opera  diplomatica'  2,  935  (Suppl.  2,  c.  12). 
Form.  Turon.  addit.  3  u.  Form.  Bignon.  21.  22  (20.  21),  bei  Zeumer,  Formulae  160.  235  f. 
Roth,  FeudalitÄt  173. 

^"^  Vgl.  Roth,  Feudalität  156  ff.  Heusleb  2,  36  f.  117  ff.;  Gewere  470  ff. 
Beseleb,  Erbverträge  1,  71  f.  144  f.  164  ff.    Albbecht,  Gewere  194  ff.    Lahprecht  1, 
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wurde  kein  Unterschied  gemacht,  ob  die  Leihe  zinslos  oder  mit  Auf- 
erlegang eines  Zinses  (fast  immer  ein  bloßer  Anerkennungszins  von  ge- 
ringem Betrage)  erfolgte;  in  beiden  Fällen  fand  ausdrückliche  Besitz- 
einräumung an  den  Beschenkten  und  Bückgabe  des  Besitzes  an  den 
Schenker  statt,  und  die  Verschiedenheit  bestand  nur  darin,  daß  bei  zins- 
loser Leihe  eine  Entziehung  des  Gutes  bloß  wegen  Verschlechterung  ein- 
treten konnte,  bei  Auferlegung  eines  Zinses  dagegen  auch  wegen  unter- 
bliebener Zinszahlung.  Von  diesen  Vergabungen  mit  Vorbehalt  des  Nieß- 
brauches durchaus  zu  unterscheiden  waren  die  Vergabungen  von  Todes 
wegen  {donaüones  post  obitum)^  bei  welchen  eine  suspensiv  bedingte 
Eigentumsübertragung  stattfand,  der  Schenker  aber  für  sich,  unter  Um- 
ständen auch  für  mehrere  Leiber,  das  lebenslängliche  Eigentum  vor- 
behielt i«^ 

Hatten  schon  die  erwähnten  Vergabungen  von  Todes  wegen  meistens 
herrschaftliche  Güter,  nicht  selten  ganze  Gutskomplexe,  zum  Gegenstande, 
so  war  dies  bei  den  königlichen  Benefizien  von  vornherein  selbstver- 
ständlich, da  sie  dem  Vassallen  nicht  bloß  die  erforderlichen  Mittel  zur 
Erfüllung  der  übernommenen  Dienstpflicht,  sondern  auch  die  Möglichkeit 
gewähren  mußten,  sich  mit  den  Seinigen  ganz  der  Pflege  des  ritterlichen 
Lebensberufes  hinzugeben.  Der  Kriegsmann  von  Beruf,  wenn  er  nicht 
mehr  Tischgenosse  seines  Dienstherm  sein  sollte,  konnte  nur  als  Gutsherr, 
nicht  als  Landmann  seinen  Pflichten  genügen.  Weil  die  Eönigsleihe 
nichts  als  ein  in  Landnutzung  bestehender  Dienstsold  war,  so  wurde  für 
sie  und  die  aus  ihr  hervorgegangenen  Afterlehen  die  Bezeichnung  bene» 
fkium  technisch,  während  für  alle  übrigen  Leiheverhältnisse  in  alter  Weise 
beneficium  und  precaria  als  gleichwertige  Ausdrücke  in  Gebrauch  blieben  ^®®. 
Unter  den  Begriff  der  Eönigsleihe  fielen  außer  den  fiskalischen  Benefizien 
die  vom  König  verliehenen  Kirchengüter,  die  sich  von  jenen  im  wesent- 
lichen nur  dadurch  unterschieden,  daß  der  mit  Kirchengut  beliehene 
Vassall  bei  Verlust  des  Lehens  eine  besondere  Abgabe  an  die  Kirche,  der 
das  Eigentum  an  seinem  Lehen  zustand,  zahlen  mußte  ^^^ 


891  ff.  Bbuhnbr,  RG.  d.  Urkunde  1,  296.  Hübmer,  Donationes  post  obitum,  1888 
(GiEBKB,  Untersuchungen  26),  S.  76  ff. 

^^^  Vg].  HüBKBR,  a.  a.  0.  16—75.  Bruihveb,  Landschenkungen  1201.  Lönivo^ 
Kirchenrecht  der  Merowinger  751  ff.  Merkel,  ZRG.  2,  146  ff.  Stobbe,  ebd.  7, 
405  ff.  Es  lag  in  der  Natur  der  Vergabungen  von  Todes  wegen,  daß  sie  nur  durch 
traditio  cartae  (in  dem  S.  276  ff.  entwickelten  Sinne)  vollzogen  werden  konnten, 
indem  der  Schenker  seinen  maßgebenden  Willen  nur  durch  eine  Urkunde  zu 
diktieren  vermochte.  Die  häufigen  Wiederholungen  derartiger  Vergabungen  ge- 
schahen nur  zum  Zwecke  größerer  Sicherheit  des  Erwerbers  und  entsprachen  einem 
namentlich  bei  den  Baiem  auch  sonst  vielfach  beobachteten  Gebrauche.  Wirksam 
war  die  Vergabung  auch  ohne  Wiederholung  für  den  Schenker  wie  für  seine  Erben, 
wenn  diese  zugestimmt  oder  vorher  mit  Verzicht  abgeteilt  hatten. 

^^  Vgl.  Roth,  Feudalitftt  142  ff.  174,  der  nur  darin  irrt,  daß  er  auch  sonst  einen 
Gegensatz  zwischen  beneficium  und  precaria  annimmt.  Vgl.  Waitz  2,  1  S.  296  ff. 
4,  258.    Brünher,  RG.  1,  211  ff. 

»<»  Vgl.  S.  161.    Watfz  4,  198  ff.  280. 
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Das  Pfandrecht  an  unbeweglichen  Sachen  begegnet  in  Westfranken 
und  Italien  schon  im  siebenten  Jahrhundert,  später  auch  bei  den  Angel- 
sachsen, in  der  Form  einer  resolutiv  bedingten  Eigentumsübertragung  durch 
traditio  cartae  {cauthy^^.  Der  Yerpfander  hatte  das  Lösungsrecht,  das 
aber  zeitlich  beschränkt  werden  konnte.  Das  Geschäft  wurde  in  Italien 
auch  mit  dem  Namen  der  ihm  sachlich  ähnlichen  römischen  fiducia 
bezeichnet.  Nach  langobardischem  Becht  war  es  auch  möglich,  dem 
Gläubiger  durch  traditio  cartae  ein  Pfandrecht  in  der  Weise  zu  bestellen, 
daß  der  Verpfander  im  Besitze  blieb,  der  von  ihm  übergebenen  Urkunde 
aber  entweder  die  Pfandungsklausel  oder  die  Klausel,  daß  die  Urkunde 
eventuell  als  Verkaufsurkunde  gelten  solle,  einfugte  "^  Ein  anderes  Mittel 
des  langobardischen  Bechts,  eine  Sache  ohne  Besitzübertragung  zu  ver- 
pfänden, bestand  darin,  daß  der  Gläubiger  dem  Schuldner  das  Pfond  gegen 
einen  Zins  zurückgab"*. 

IV.  Die  Schuld  Verhältnisse"'.  Das  altgermanische  Becht  konnte 
noch  keine  obligatorischen  Vertrage,  welche  eine  persönliche  Haftung  be- 

»"  Vgl.  KoHLBR,  Pfandrechtliche  Forschungen  82  ff.  v.  Meibom,  Deutsch.  Pfiind- 
recht  270  ff.  Bruwnbb,  Zeitschr.  f.  HR.  22,  542  ff.  (Forsch.  620  ff.  627);  ZRG.  30, 
182;  RG.  d.  Urkunde  1,  195  ff.  Heüblbr  2,  134  ff.  Roth.  174.  Liutpr.  58.  Form. 
Andec.  22.  Form.  Turon.  app.  1  (Zeuher  163.  Rozi&re,  Nr.  377).  Für  das  Ala- 
mannische  vgl.  Loersch  u.  Schröder*  Nr.  63.  Kohler  86,  n.  1.  Cber  eine  lango- 
bardische  Urkunde  von  777,  in  der  außerdem  für  den  Fall  eines  Verkaufes  dem 
Gläubiger  das  Näherrecht  eingeräumt  wird,  y«:!.  Köhler,  a.  a.  0.  85.  Über  ent- 
sprechende fränkische  Urkunden  des  9.  Jahrhunderts  ebd.  90  f.,  über  eine  langobar- 
dische  Bruknbr,  a.  a.  0.  545.  Das  verfallene  Pfand  wurde  in  den  langobardischen 
Quellen  als  transacium  oder  fegang,  in  bretonischen  als  diseombitum  bezeichnet 
Vgl.  Bbünnbr,  Forsch.  33.  623  f.    Kohler  90.    Blühve,  MG.  Leg.  4,  670. 

^^'  Also  Eigentumsübertragung  unter  Suspensivbedingung.  Vgl.  Liutpr.  67 
(Schuldner  verliert  die  Disposition  über  das  Pfand).  Bruknbe,  Forsch.  561  f. 
621  f.     Hbüsleb  2,  145.    Wach,  Arrestprozeß  15 ff. 

""  Vgl.  Kohler,  a.  a.  0.  85  f. 

"'  Ober  den  Gegensatz  von  Schuld  und  Haftung  im  germanischen  Recht  vgl. 
besonders  v.  Amira,  Obl.-R.  1,  22—42.  2,  45—114:  Grundriß*  131  ff.  Püotschart, 
Schuldvertrag  und  Treugelöbnis  des  sächs.  Rechts  im  Mittelalter,  1896,  S.  73—287. 
Brinz,  Gott.  gel.  Anz.  1885,  S.  519  ff.  Sieoel,  Das  Versprechen  als  Verpflichtungs- 
grund  im  heutigen  Recht,  1873.  Im  übrigen  vgl.  Heuslbr  1,  79.  85  f.  2,  228  ff. 
250 ff.;  Gewere  21  f.  Stobbe,  Privatrecht  3,  62 f.  305 ff.;  Reurecht  und  Vertrags- 
abschluß, ZRG.  13,  217  ff.  SoHM,  Prozeß  der  Lex  Salica  18  ff.  164  ff;  Recht  der 
Eheschließung  34  ff.  Brünner,  RG.  2,  365  ff.;  Forsch.  591  ff.  629  ff.  (Zeitschr.  f.  HR. 
22,  510  ff.  552  ff.).  Franken,  Französ.  Pfandrecht  43  ff.  210  ff.  261  ff.  Val  de  LifivBB, 
Launegild  und  Wadia  96  ff.  Schröder,  Gairethinx,  ZRG.  20,  53  ff.  Wach,  Arrest- 
prozeß 4.  10 ff.  Horten,  Die  Personalezekution  in  Geschichte  u.  Dogma,  2  Bde, 
1893—96  (Exkurs:  Die  langob.  Schuldverpflichtung,  ebd.  2,  189  ff.).  Pbbtilb  4, 
445  ff.  NissL,  Gerichtsstand  des  Klerus  191  ff  R.  Lönino,  Vertragsbruch  §§2—8. 
Ehrenbbro,  ZRG.  16,  228  ff.  Siegel,  Gesch.  d.  deutsch.  Gerichtsverfahrens  35  ff. 
223.  EsMBiN,  £tudes  sur  les  contrats  dans  le  tr^  ancien  droit  fran^ais  69  ff.  Tb£- 
VENIN,  Contributions,  N.  Revue  1880,  S.  69  ff.  447  ff.  Glasson  2,  223—252.  Viollet, 
Pr^cis  historique  505  ff.  Wodon,  La  forme  et  la  garantie  dans  les  contrats  francs, 
1893.  EsTREiOHER,  Studycr  nad  historya  kontraktu  kupna  w  prawie  Niemickiem 
epoki  Frankonskiej,  1894.    Laüqhlin,  Essays  of  anglosaxon  law  189  ff. 
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gründet  hätten,  sondern  nur  Barvertrage,  bei  denen  die  Schnldigkeit  der 
Parteien  sich  darauf  beschränkte,  den  durch  ihre  Handlungen  begründeten 
Kechtszustand  anzuerkennen  und  sich  seinen  Eonsequenzen  zu  unter- 
werfen^^*. Eine  Haftung  für  zukünftige  Schuld  war  nur  zu  erreichen 
entweder  im  Wege  der  Wettsatzung  (S.  270),  die  als  bedingte  Zahlung 
galt,  also  reine  Sachhaftung,  oder  durch  Übergabe  eines  Geisels  als 
Personenpfand,  also  Personenhaftung  in  Form  der  Sachhaftung.  Denn 
auch  der  Geisel  galt  als  Wette"*,  er  war  ebenfalls  Verfallpfand,  indem 
er,  wenn  die  Auslösung  unterblieb,  in  Schuldknechtschaft  verfiel  und 
gänzlich  der  Willkür  des  Gläubigers,  der  ihn  verkaufen,  verstümmeln, 
töten  konnte,  preisgegeben  war"®.  Um  dieser  Gefahr  zu  entgehen, 
mußte  der  Geisel  bestrebt  sein,  den  Schuldner  zur  Erfüllung,  d.  h.  zu 
seiner  Auslösung,  anzuhalten  oder  sich  aus  eigenen  Mitteln  auszulösen. 
Standen  ihm  gegen  den  Schuldner  zunächst  nur  die  Mittel  moralischen 
Druckes  zu  Gebote,  so  wurden  ihm  im  Laufe  der  Zeit  auch  die  erforder- 
lichen rechtlichen  Zwangsmittel  an  die  Hand  gegeben,  während  anderer- 
seits die  in  der  Vergeiselung  liegende  bedingte  Verknechtung  sich  mehr 
und  mehr  zu  einer  vermögensrechtlichen  Haftung  für  den  Fall  der  Pflicht- 
versäumnis in  der  Anwendung  dieser  Zwangsmittel  umgestaltete.  So 
wurde  der  Geisel  (gleich  dem  römischen  obses,  praes,  vas)  zum  Bürgen 
(abd.  buriffoy^^,  der  nicht  wie  der  fideiussor  eine  accessorische  Verpflich- 
tung neben  dem  Schuldner,  sondern  als  Einsteher  die  ausschließliche 
Haftung  dafür  übernahm,  daß  er  den  von  jeder  direkten  Haftung  be- 
freiten Schuldner  zur  Leistung  an  den  Gläubiger  veranlassen  werde"®. 
Dem  Gläubiger  haftete  nach  wie  vor  nicht  der  Schuldner,  sondern  der 
Bürge,  aber  diesem  haftete  der  Schuldner  für  seine  Befreiung  und  ge- 
gebenenfalls für  den  Ersatz. 

Ganz  auf  diesem  Boden  bewegte  sich  das  burgundische  Recht,  das 
wie  es  scheint,  in  der  Hauptsache  auch  für  die  römischen  Provinzialen 


"*  Vgl.  S.  62.    Tacitos,  Germania  c.  24:  aleam exercent,  tanta  lucrandi 

perdendive  temeritate  uty  cum  onrnia  defeeerunt,  exiremo  ao  novissimo   ioetu   de 

Ubertate  ac  de  corpore  contendant  victus  voluntariam  »ervttutem  adity allegari 

se  ae  venire  paUtur.  ea  est  in  re  prava  pervicacia;  ipsi  fidem  vocant  Die  Gnind- 
bedeutong  des  gemeingermanischen  Treue  (got.  iriggwa,  an.  iru,  ahd.  iriwca,  as. 
ireuica,  ags.  iriow)  war  Vertrag,  Bund.    Vgl.  Kluqe  u.  d.  W. 

"»  Vgl.  S.  267.  V.  Amira  2,  179  f.  Capitulare  legib.  add.  v.  803,  c.  8  (Boretiüs, 
1,  114):  liber  qui  se  loeo  wadii  in  alterius  potestaiem  commiserif.  Über  „Geisel" 
vgl.  ScHBÖDEB,  Gairethinx  55.    Grimm,  DWB.  4,  la,  Sp.  2608  ff. 

"•  Vgl.  V.  Amira,  Obl.-R.  1,  691  f.  2,  176 ff.;  Grundriß«  133 f.  Grimm,  RA. 
619.    KoHLBB,  Shakespeare  60;  Nachwort  9  f.    Greg.  Tur.,  Hist.  Franc.  8,  15. 

"'  Über  das  gemeingermanische  borgen  und  bürgen  vgl.  Klüqe,  u.  d.  W.  Grimm, 
DWB.  2,  241  f.    V.  Amira,  Obl.-R,  1,  30.  693.  2,  45  ff. 

"•  Vgl.  jHBRiira,  Geist  des  röm.  Rechts*  3,  1,  pg.  11—25.  Über  den  sprach- 
lichen Zusammenhang  yon  vas  und  praes  (alter  Plural  prae-vides)  mit  got  vadt 
und  vidan  vgl.  Diefbnbaoh,  WB.  d.  got  Spr.  1,  140  ff.  Fick,  WB.  d.  indogerm. 
Spr.«  1,  767.    V.  Amira,  ObL-R.  1,  193,  n.  1. 
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Geltung  hatte"®.  Dem  Pfändungsverfahren  gegen  den  Schuldner  wie 
gegen  den  Bürgen  mußte  eine  dreimalige  Aufforderung  (odmoniHo)  des 
Schuldners  zur  Erfüllung  vorausgehen.  Diese  Aufforderung  war  in  der 
Begel  Sache  des  Gläubigers,  des  Bürgen  wohl  nur  dann,  wenn  dieser  den 
Gläubiger  schon  aus  eigenen  Mitteln  befriedigt  hatte.  War  die  Auf- 
forderung erfolglos,  so  konnte  der  Bürge  zur  Pfändung  schreiten.  Die 
Pfändung  vollzog  sich  außergerichtlich  vor  Zeugen;  sie  konnte  den  Be- 
trag der  Schuld  um  ein  Drittel  überschreiten.  Nach  der  Pfändung  hatte 
der  Schuldner  eine  dreimonatliche  Lösungsfrist,  nach  deren  Ablauf  das 
Pfand  verfiel  Reichten  die  Mittel  des  Schuldners  zur  Befriedigung  des 
Gläubigers  nicht  aus,  so  konnte  sich  der  Bürge  durch  Auslieferung  der 
Person  des  Schuldners  an  den  Gläubiger  von  jeder  weiteren  Haftung  be- 
freien. That  er  dies  nicht,  so  haftete  er  dem  Gläubiger  mit  seinem 
eigenen  Vermögen  för  den  AusfalP*^.  War  der  Bürge  durch  Verzug  des 
Schuldners  in  Schaden  gekommen,  so  hatte  dieser  ihm  dreifachen  Ersatz 
zu  leisten.  Die  Strafe  des  Neunfachen  (neben  dem  Fredus)  traf  den 
Schuldner,  welcher  ihm  durch  den  Bürgen,  oder  diesem  durch  den 
Gläubiger  abgepfändete  Sachen  rechtswidrigerweise  aus  der  Gewahrsam 
des  Gläubigers  entfernte.  Von  einer  Pfändung  des  Schuldners  durch  den 
Gläubiger  enthält  das  Gesetz  keine  Spur;  dem  Gläubiger  haftete  der 
Schuldner  nicht,  die  admonitio  des  Schuldners  durch  den  Gläubiger  hatte 
nur  eine  formelle,  keine  materielle  Bedeutung.  Dem  Bürgen  haftete  der 
Schuldner  für  die  Befreiung  von  der  Bürgschaftshaftung.  Dem  Gläubiger 
haftete  der  Bürge  für  Befriedigung  durch  den  Schuldner,  oder  aus  den 
gepfändeten  Mitteln  des  Schuldners,  oder  durch  Überantwortung  der  Person 
des  Schuldners. 

Bestätigt  wird  unsere  Auffassung  durch  Aussprüche  altdänischer  und 
altschwedischer  Eechtsquellen,  nach  denen  die  Haftung  des  Bürgen  eben- 
falls eine  prinzipale  und  nicht  eine  accessorische  war  ^^^,  sodann  durch  das 
langobardische  Recht.  Nach  dem  letzteren  wurde  der  Schuldner  durch 
Übergabe  der  Wadia  an  den  Gläubiger  bei  Geldbuße  verpflichtet,  dem- 
selben binnen  bestimmter  Frist  einen  ausreichenden  Bürgen  zu  stellen  ^*2; 

"•  L.  Burg.  19,  5—11  (in  §  10  ist  das  handschriftliche  debüort  durch  creditori 
zu  ersetzen).  82.  96.  extrav.  21,  8.  L.Rom.  Burg.  14,  8.  Sohm,  Prozeß  der  Lex 
Salica  21.  44  f.  223.     v.  Bethmann-Hollweg,  Germ.-roman.  Civilprozeß  1,  168. 

*'<^  Der  Erbe  des  Bürgen  haftete  nicht.  Vgl.  L.  Burg.  82,  2.  Angesichts  der 
Übereinstimmung  der  späteren  Rechtsquellen  muß  die  Nichterblichkeit  der  Bürg- 
schaft gemeingermanisch  gewesen  sein.    Vgl.  Esmein  89  f. 

"'  Vgl.  Paulsen,  Beitrag  zu  der  Lehre  von  der  Bürgschaft  aus  dem  nordischen 
Rechte,  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht  4,  122  ff.  v.  Amira,  Obl.-R.  1,  696  ff.  2,  840  ff. 
Saraüw,  Neues  staatsb.  Magazin  7,  552.  Während  schwedische  und  norwegische 
Quellen  nur  solidarische  Haftung  des  Bürgen  neben  dem  Schuldner  bezeugen,  be- 
stimmt Jüt.  Lov  2,  64:  Welcher  Mann  Bürgen  setxt,  der  ist  schuldig  für  die  That 
keinem  Manne  xu  antworteii,  außer  defn  allein,  der  sein  Bürge  wurde.  Dazu  2,  62: 
Wofür  ein  Mann  Bürge  ward^  das  soll  er  gelten. 

"»  Ed.  Liutpr.  36—38.  Lib.  Pap.  Roth.  360  (MG.  Leg.  4,  386,  ein  dem  Edikt 
fremder,  dem  langobai'dischen  Gewohnheitsrecht  entlehnter  Zusatz). 
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der  Bürge  hatte  das  Recht  und  nötigenfalls  die  Pflicht,  den  Schuldner 
nach  dreimaliger  Zahlnngsaufforderang  zu  pfänden ,  während  umgekehrt 
der  Gläubiger  bei  Verzug  des  Schuldners  das  Pfandungsrecht  gegen 
den  Bürgen  hatte  ^**.  Der  Schuldner  war  durch  die  Bürgenstellung  von 
jeder  Haftung  gegenüber  dem  Gläubiger  befreit,  der  letztere  verpflichtete 
sich  durch  die  Übergabe  der  von  dem  Schuldner  erhaltenen  Wadia 
an  den  Bürgen,  seine  BeMedigung  nur  bei  diesem  und  durch  diesen  zu 
suchen"*. 

Das  fränkische  Recht  hat  denselben  Standpunkt  wie  das  langobar- 
dische:  der  Bürge  haftete  dem  Gläubiger,  der  Schuldner  dem  Bürgen, 
und  zwar,  wenn  er  diesen  hatte  in  Schaden  kommen  lassen,  für  doppelten 
Ersatz"^,  während  das  langobardische  Recht,  in  Übereinstimmung  mit 
dem  burgundischen,  dreifachen  Ersatz  vorschrieb.  Zwar  konnte  der 
Gläubiger  auch  unmittelbar  gegen  den  Schuldner  das  Betreibungsverfahren 
(außergerichtliche  Pfändung  kannten  die  Franken  nicht)  anstrengen,  aber 
nur  unter  Verzicht  auf  die  Haftung  des  Bürgen;  durch  den  Zugriff  des 
Gläubigers  auf  den  Schuldner  wurde  der  Bürge  befreit "®.  Daß  die 
übrigen  Stammesrechte  ähnliche  Grundsätze  befolgt  haben,  ergiebt  sich 
aus  der  Lex  Romana  Curiensis  und  verschiedenen  Partikularrechten  des 
deutschen  Mittelalters  "^ 


^"  Pf&ndungsrecht  des  Bürgen  gegen  den  Schuldner:  Liutpr.  89.  40  (vgl. 
Wach,  Arrestprozeß  21  ff.  25);  des  Gläubigers  gegen  den  Bürgen:  Liutpr.  108.  109. 
126  (vgl.  Roth.  366.    Liutpr.  88.    Ratch.  8);  dreifache  Mahnung:  Roth.  245.  246. 

^'^  Die  Übernahme  der  Wadia  seitens  des  Bürgen  wurde  als  solvercj  reeipere, 
Hberare  bezeichnet;  die  durch  Hingabe  der  Wadia  an  den  Glttabiger  begründete 
Haftung  des  Schuldners  gegenüber  dem  Gl&ubiger  wurde  durch  die  Über- 
nahme der  Wadia  seitens  des  Bürgen  getilgt  Vgl.  Val  db  Liävbe,  a.  a.  0.  184  f. 
216  f.  EsMEiN  81.  86  n.  2.  87  f.  Bbunnee,  Forsch.  592.  Entscheidend  sind  die  in 
Italien  enstandenen  Extravaganten  der  Lex  Salica,  c.  6  (Bshrend^  167):  Postquam 
atUem  debitor  wadium  dederit^  liber  erit,  st  fideiuagor  moritur,  propter  wadium  quod 
emisit  in  debitore  [ereditore?\.  et  si  vivent  ambOj  quod  spopondit  qui,  wadium  dedit 
det.    et  si  domo  non  dat,  fideiusaor  quantum  spopondit  pro  neglectu  debitoris  det 

^*^  Vgl.  SoHM,  Prozeß  der  Lex  Salica  21  f.  58.  220  ff.  Esmbin  82.  Bbthmamn- 
HoLLWEQ  1,  558  ff.  SicKBL,  Bestrafung  des  Vertragsbruches  10.  Doppelten  Ersatz 
(L.  Cham.  16)  erhielt  der  Bürge  auch  nach  sächsischem  Recht  (Oapitulatio  de  part 
Sax.  27),  ebenso  nach  L.  Born.  Burg.  14,  8  seitens  der  Provinzialen.  Über  das  lango- 
bardische Recht  vgl.  Liutpr.  108  (doppelte  Pfändung  unter  Fortdauer  der  Schuld). 
Unter  debitor  ist  hier  wie  Liutpr.  109  der  Schuldner  in  seinem  Verhfiltnisse  zum 
Bürgen  verstanden. 

^'^  Bened.  Lev.  8,  c.  884  (MG.  Leg  2,  128):  Si  qtds  oontempto  fidmussore 
debitorem  suum  tenere  maluerity  fideiussor  vel  heres  eins  a  fideiussionis  vinculo  libe- 
ratur.  Vgl.  Esxxin  86  f.  Unmittelbaren  Zugriff  des  Gläubigers  auf  den  Schuldner 
zeigt  das  erste  Eapitulare  zur  Lex  Salica,  c.  10  (Bbhrbnd*  186)  und  wohl  auch 
L.  Sal.  50. 

"'  L.  Rom.  Cur.  22,  12:   Si  quis  homo  pro  qualeeumque  causa  fideiussorem 
acciperit,  si  se  ad  ipsum  fideiussorem  tenere  vulty  fide,  quod  fecit,  solvat.    et  quod 
ai  iÜum  fideiussorem  dimittere  vult,  ad  suum  debitorem  se  tenere  debei,  ut  suum 
debitum  ei  reddat    Vgl.  Stobbs,  Deutsches  Privatrecht  8,  808  n.  8. 
B.  SohbOdbr,  Deutsche  Becbtsgeschlchte.    8.  Aufl.  19 
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Der  Bürgschaftsvertrag  wurde  bei  Langobarden,  Franken  und  Baiem 
übereinstimmend  in  der  Form  der  Stabreichung  {festucatio)  geschlossen, 
die  eine  Fortbildung  der  germanischen  Speerreichung  {gairethinx)  gewesen 
zu  sein  scheint  (S.  60).  Indem  die  festuca  Ton  dem  Schuldner  an  den 
Gläubiger  und  von  diesem  weiter  an  den  Bürgen  übergeben  wurde"®, 
scheint  sie,  ähnlich  wie  bei  der  Trauung  und  Auflassung,  einen  gewissen 
Verzicht  auf  die  hausherrliche  Gewalt  des  Gebers  angedeutet  zu  haben, 
insofern  der  Bürge  durch  sie  ein  Pfandungsrecht  gegen  die  Person  und 
das  Vermögen  des  Schuldners  erhielt"^.  Ebendarum  betrachtete  man 
die  festuca  als  ein  Pfand  {wadia)^  den  Vertrag  aber  als  „Wettvertrag** 
{wadiatioy^^.  Eine  andere  Bezeichnung,  besonders  bei  den  Franken  ge- 
bräuchlich, war  fides  facta,  fidem  facere,  dem  späteren  „Handtreue 
geben*',  „Handtreue  thun"  entsprechend  "^ 

Der  Wettvertrag  ist  zuerst  bei  dem  gerichtlichen  Sühnevertrage  und 
Urteilserfüllungsversprechen  zur  Anerkennung  gelangt  und  hat  sich  erst 
allmählich  zu  einem  allgemein  anwendbaren  Formalvertrage  ausgebildet"*. 
Auf  rein  prozeßrechtlichem  Boden  bewegt  sich  das  nordgermanische  Eides- 


"^  Vgl.  SoHM,  Recht  der  Eheschi.  88  ff.  Bsunhbr,  Forsch.  592.  Val  de  LitvBB 
188  ff.  Heusles  2,  241  n.  7.  L.  Baiuw.  app.  4  (MG.  Leg.  8,  337):  cum  sinistra 
vero  porrigat  wadium  huic,  gut  de  tpaa  terra  eum  mallety  per  haee  verba:  ,fEcce 
tßodvum  tibi  do,  quod  tuam  terram  altert  non  do  legem  faciendi".  Tunc  iÜe  alter 
suscipiat  wadium^  et  dcmet  illud  vicessoribus  [st.  fideiussortbtts]  istius  ad  legem 
faciendi.  Bei  einer  Mehrheit  von  Schuldnern  oder  Bürgen  und  ebenso  bei  einer 
Mehrheit  von  Versprechungen  wurde  bald  nur  eine  Wette,  bald  eine  Mehrheit  von 
Wetten  gegeben.    Vgl.  Anm.  137.    Val  de  Li^vre  187  f. 

*»•  Vgl.  S.  69.  274  f.  Brunheb,  Forsch.  592,  n.  5.  L.  Rom.  Cur.  24,  2:  SU- 
ptdatio  ist,  si  inter  duos  homines  de  quaUcumque  rem  intendo  est,  posaunt  inter 
se  ipsa  causa  sine  scripta  et  sine  fideiussores  per  stipula  finire.  stipula,  hoc  est 
ut  unus  de  ipsos  levet  fesiucum  de  terra  et  ipaum  festuoum  in  terra  reiactet  et 
dicat:  „Per  isla  stiptda  orrme  ista  causa  dimitto^^.  et  sie  iüe  alter  prendat  illum 
ipsum  fistueum  et  eum  salvum  faciat;  et  Herum  Üle  alius  simüiter  faciat  si  hoc 
feeerint,  et  aliquis  de  illos  aut  de  heredes  eorum  ipsa  causa  removere  voluerit,  ipsum 
fisiueum  in  iudicio  coram  testes  presentetur.  Die  festuca  in  der  Hand  des  betrei- 
henden Gläubigers  oder  Bürgen  (L.  Sal.  50,  8)  war  nicht  die  von  dem  Schuldner 
herrührende,  sondern  sie  wurde  dem  Grafen  von  dem  Betreibenden,  der  ihm  mit 
seinem  Vermögen  für  die  Berechtigung  der  nachgesuchten  PfKndung  einstehen 
mußte,  überreicht:  ego  super  me  et  fu/rtwna  mea  ptmo,  quod  seeurus  mitte  in  für- 
tuna  sua  manum. 

*»  Vgl.  Anm.  137.  Val  de  LiiiVRE  119  ff.  268.  Wach,  Arrestprozeß  4,  n.  4. 
Du  Gange,  Glossar,  s.  v.  vadium.  Diez,  WB.  d.  rom.  Spr.  1,  s.  v.  ga^o.  Grimm, 
RA.  601.  Dem  mlat  wadiare  (durch  Wette  geloben,  versprechen)  entspricht  got. 
gavadjon,  ags.  weddian,  ahd.  mhd.  wetten,  vgl.  frz.  engager,  s'engager.^  Althoch- 
deutsche Glossen  übersetzen  promittentes  und  sponsionem  mit  vetti  (Steimmeybr  u. 
Sievers  2,  141). 

"*  Vgl.  Brünner,  RG.  d.  Urk.  222,  n.  9.  Esmein,  a.  a^  0.  73.  Haltaus, 
Glossar.  814.  Lexer,  Mhd.  WB.  2,  1520.  Schiller  u.  Lübben,  Mnd.  WB.  2,  201. 
V.  Amira,  Obl.-R.  1,  292  ff.  818.    2,  310. 

*"  Vgl.  S.  83  f.  86.  Heusler,  Inst  2,  230  ff.  Behbeud,  Prozeß  der  Lex  Salica 
(Festgaben  für  Heffter,  1878)  81  ff.    Val  de  Liävre  185  ff.  165—188. 
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angebet  mit  Holzstab  und  Bürgen  {jtrtB  ok  takaY^K  Der  Fortschritt  zu 
einem  direkten  Schuldvertrage  hat  sich  zuerst  bei  den  Franken,  später 
auch  bei  den  süddeutschen  Stanmien  und  Langobarden,  in  der  Weise 
vollzogeny  daß  der  BürgschaftsTertrag  durch  ein  Versprechen  unter  Selbst- 
bürgschaft ersetzt  wurde  ^^^  Die  unmittelbare  Anknüpfung  an  die 
ältere  Form  zeigt  sich  noch  in  dem  Edikt  des  Chilperich,  nach  welchem 
die  Wette  durch  drei  Hände  gehen  mußte,  aber  die  dritte  Hand  war 
nun  der  Gläubiger  selbst,  der  sie  behielt,  bis  der  Schuldner  sie  ein- 
löste ^'^    Die  festuca  war  zu  einem  Scheinpfande  geworden,  dessen  Hin- 


"«  Vgl.  V.  Amka,  Obl.-R.  1,  297  f.  Lehmamn,  Königsfriede  14.  Über  die  wei- 
tere Gestaltung  vgl.  S.  60. 

*»*  Vgl.  Heusleb  2,  242.  Stobbb,  Privatrecht  3,  306  f.  Beüiwer,  Forsch. 
598  f.  SouM,  Recht  der  Eheschi.  41  f. ;  Prozeß  der  Lex  Salica  220  ff.  Val  de  Li^vbb, 
Ky  a.  O.  186.  244  ff.  Frakkem,  Franzöe.  Pfandrecht  284  ff.  Esmein,  a.  a.  0.  83  f. 
MOlleb,  Zeitschr.  f.  deutsch.  R.  1,  841,  n.  1.  Cap.  leg.  add.  von  818,  c.  6  (Bobs* 
TIU8  1,  282):  fideiussores  vesHturae  donet  —  —  — ,  insuper  et  ipse  per  se  fidemius- 
eionem  faeiat  eiusdem  veatiiurae.  Loebsch  u.  Sobbödeb',  Nr.  180:  ad  hoc  faden- 
dum  dietus  Cüemafmwt  se  ipautn  eonsHiuit  prineipalem  et  fideiusaorem  diciaque 

Nesa  eonstituit fratrem  tntum  fideiusaorem  y  et  eorum  quemlibet  inaolidum. 

Zu  den  in  der  angeführten  Litteratur  citierten  italienischen  Urkunden  vgl.  Urk. 
von  1190  bei  Gaüdenzi,  Notizie  ed  estratti  di  manoscritti  e  documenti  (a.  d.  Atti 
e  Memorie  di  Storia  Patria  di  Romagna,  3.  ser.  TU.)  S.  25 :  Salemua  gttadiam  ipai 
B.  aorori  aue  dedit  et  fideiuaaarem  ei  poauit  aemet  ipaum  et  per  ipaam  guadiam 
ipae  Salemua  obligavit  ae,    Selbstbürgschaft  begegnet  auch  Jüt.  Lov  2,  104. 

^*^  Ed.  Chilp.  7 :  Similiter  convenit,  ut  quicumque  admaüatua  fuerit,  et  in  veri- 
tatem  teatimonia  non  kabt4erit  tmde  ae  aeducaty  et  neceaae  eat  ut  inium  [so  statt 
mitiumj  vgl.  Bbunnbb,  Mithio  u.  sperantes  24  f.]  fUiem  faeiant,  et  non  habuerit 
aimili  modo  qui  pro  eum  fidem  faeiat:  ut  ipse  in  ainextra  manu  fiatucam  teneat 
et  deoctera  manu  auferat.  Wenn  ein  Angeklagter  keine  Eideshelfer  zu  seiner  Rei- 
nigung hat  und,  zum  Kesselfange  verurteilt,  keinen*  Bürgen  findet,  so  legt  er  das 
Urteilserfulluugsversprechen  in  der  Form  der  Selbstbürgschaft  ab,  indem  er  die 
festuca  mit  der  linken  Hand  ergreift  und  sie  seinem  Gegner  mit  der  rechten  dar- 
reicht. Daß  auferre  hier  für  offerre  steht,  hat  Sohm,  Prozeß  der  Lex  Salica  81, 
nachgewiesen,  dagegen  ist  es  nicht  zulässig,  tenere  mit  ihm  (Recht  der  Eheschi.  42) 
in  dem  Sinne  von  reeipere  zu  nehmen.  Die  Wette  wurde  hingegeben,  um  dem 
Empfänger  eine  Macht  über  Person  und  Vermögen  des  Gebers  einzuräumen; 
Zurückgabe  der  Wette  hätte  den  Verzicht  auf  diese  Macht  bedeutet.  Daß  der 
Versprechende  die  Wette  zunächst  mit  der  Linken  zu  eigreifen  hatte,  entsprach 
der  Form  des  alten  Wettvertrages  (Anm.  128);  die  Neuerung  bestand  nur  darin, 
daß  die  Wette  bei  der  Selbstbürgschaft  erst  aus  der  linken  in  die  rechte  Hand 
wandern  und  mit  dieser  übergeben  werden  mußte.  Die  Übergabe  der  Wette  (por- 
rigere  Anm.  128,  offerre  L.  SaL  37)  erfolgte  häufig  in  der  Form  des  Zuwerfens 
(S.  60),  feaiucam  iaetante  (daher  mlat  werpire,  afrz.  guerpir^  vgl.  Du  Canob, 
Glossar,  s.  v.  guerpire),  wodurch  die  Wette  dem  Empfänger  gewissermaßen  in  den 
Falten  des  Gewandes  angeheftet  wurde  (daher  atipulam  affigere^  configere,  adneetere, 
aubneetere,  atipulatione  aubnixay  vgl.  Anm.  142.  Du  Camgb  s.  v.  stipula,  stipulatio). 
Dem  entsprach  altfrank,  adkramire  (afrz.  aramir)^  vgl.  got.  hramjan  (crucifigere), 
das  sich  also  auf  das  Hingeben  der  Wette  und  das  dadurch  abgelegte  Schuldver- 
sprechen bezog,  während  es  in  unserer  1.  Auflage  S.  57,  anknüpfend  an  Müllem- 
HOFF  (bei  Wafiz,  Das  alte  Recht  276  f.),  unrichtig  mit  an.  hremma  (ergreifen)  er- 
klftrt  wurde.  Vgl.  Diez,  WB.  d.  roman.  Spr.  2,  3  unter  aramir.  Du  Gange  s.  v. 
adramire.     Gbimm,  RA.  128.  844.     Sohm,   Prozeß  77  ff.     Bbunkeb,  RG.  2,  866  ff. 
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gäbe,  da  weder  eine  Bürgen-,  noch  eine  reelle  Pfandhaftung  bestand,  die 
unmittelbare  Haftung  des  Schuldners  begründete  ^'^  Von  diesem  Stand- 
punkte aus  gewöhnte  man  sich  bald,  statt  des  Stabes  auch  einen  Halm 
oder  Handschuh  oder  beliebige  andere  Gegenstände  als  Wette  zuzulassen  ^'^ 

Das  langobardische  Recht  hat,  im  Gegensatze  zu  den  Franken  und 
Süddeutschen,  die  Umbildung  des  Wettvertrages  zu  einem  direkten  Schuld- 
Tersprechen  erst  in  der  spät-karolingischen  Zeit  erreicht^'®.  Der  Grund 
für  dies  zähere  Festhalten  am  Hergebrachten  war  die  Rezeption  der 
römischen  Cautio  und  im  Anschlüsse  daran  die  Ausbildung  der  dispositiven 
Urkunde  {carta),  durch  deren  Begebung  der  Aussteller  dem  Empfanger 
gegenüber  ganz  wie  bei  der  Wadia  zur  Einlösung  verpflichtet  wurde  "•. 
Die  Franken,  Baiern  und  Alamannen  haben  diesen  Gebrauch  der  Carta 
im  Laufe  der  Zeit  ebenfalls  übernommen,  und  zwar  in  der  Art,  daß  in 
der  Regel  die  Urkunde  die  „Wette''  nur  begleitete  oder  mit  angehefteter 
Wette  übergeben  wurde  ^*®.  Die  Sachsen  haben  den  Wettvertrag  nicht 
gekannt,  das  Wort  wetien  bezog  sich  in  der  sächsischen  Rechtssprache 
^uf  die  Zahlung  des  Friedensgeldes  [wedde,  gewedde)\  das  rechtsförmliche 
Schuld  versprechen  hieß  bei  ihnen  gehven^  gehvede  (d.  i.  Gelübde)  und 
wurde  in  altherkömmlicher  Weise  „mit  Fingern  und  Zunge"  {curvatis 
digitis)  abgelegt ^*^ 

Durch   die  geschilderte  Aus-  und  Umbildung  des  Wettvertrages  war 


TnivEKiK,  a.  a.  0.  14  ff.  Sieqbl,  Gesch.  d.  deatsch.  Gerichtsverfahrens  44  ff.  Eine 
«ihd.  Glosse  zu  Ansegis  4,  c.  26  (Bobetiüs  1,  440)  übersetzt  adhramire  mit  $tab9n, 
offenbar  mit  Rücksicht  auf  die  festuca  iactata.  Daß  man  die  sinnliche  Bedeutung 
des  Wortes  im  8.  Jh.  nicht  mehr  verstand,  zeigen  Wortbildungen  wie  se  adhramire 
und  aliquem  adhramitum  habere.    Vgl.  Form.  Senon.  10  (Zeümeb  189). 

^^  Vgl.  Franken,  a.  a.  0.  214  ff.  281  ff.  Heüsleh  1,  79.  Zur  Feststellung 
ihrer  Identität  wurde  die  Wette  vielfach  mit  besonderen  Zeichen  versehen.  Vgl. 
MiCHELSEN,  Festuca  notata  14.   Bioelow,  Placita  Anglo-Normannica  71.  Heusler  1, 86. 

«7  Vgl.  S.  60.  Grimm,  RA.  154.  In  der  bekannten  schwäbischen  Trauungs- 
formel aus  dem  12.  Jh.  (s.  Anm.  171)  werden  sieben  Handschuhe  als  „Wette^^ 
gegeben.  Eine  Glosse  bei  Steimmeyer  u.  Sievers  1,  632  übersetzt  süpulaüo  mit 
wette  (vgl.  n.  130). 

"»  Vgl.  Brunner,  RG.  d.  Urk.  13.  Val  de  Liävre  258  ff.  Die  wadiatio  des 
Edikts  ist  noch  untrennbar  mit  der  Bürgschaft  verbunden.  Vgl.  ebd.  165—183.  226  f. 
ESMEIN  80. 

"»  Vgl.  Brxtnner,  Forsch.  629  f.;  RG.  d.  Urk.  16.  62  ff.  96  ff.  147  f.  Pranken, 
a.  a.  0.  241  ff.  EsMEiN,  a.  a.  0.  16  ff.  Stoüfp,  !&tudes  sur  la  formation  des  con- 
trats  par  T^criture  (1887)  36  ff.  Auf  die  durch  carta  eingegangenen  Verbindlich- 
keiten dürfte  sich  auch  die  rätselhafte  stantia  (Ed.  Ratchis  5)  beziehen.  Vgl.  da- 
gegen Heitsler  2,  239  f. 

"*>  Vgl.  Brunner,  RG.  d.  Urk.  211.  229.  244  ff.  260  ff.  Köhler,  Beiträge  1,  15, 
n.  1.  Form.  Andec.  22.  25.  38.  60.  Form.  Marc.  25  ff.  Loersch  u.  Schröder' 
Nr.  17.  18.  25. 

"*  Vgl.  8.  59.  Näheres  darüber  §  61.  Wenn  im  Mittelalter  hin  und  wieder 
auch  bei  Sachsen  Wettverträge  „mit  Hand  und  Halm*'  vorkommen,  so  handelt  es 
sich  um  importierten  Brauch,  der  im  Lande  selbst  nicht  heimisch  geworden  war. 
In  der  Capit.  de  part  Saz.  c.  32  (Boretius  1,  70)  liegt  unverkennbar  fränkische 
Kanzleisprache  vor. 
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das  altgermanische  Prinzip  der  Barverträge  über  den  Haufen  geworfen. 
Zuerst  war  es  unter  dem  Einflüsse  des  den  ürteilserfüllungsvertrag  be- 
herrschenden prozessualischen  Zwanges  zu  einer  persönlichen  Haftung 
des  Schuldners  gekommen,  während  ihm  vorher  nur  die  Gefahr  des  Ver- 
falles seines  Pfandes  oder  seines  Bürgen  gedroht  hatte.  Nunmehr  haftete 
der  Schuldner  als  Geber  der  Wette  dem  Gläubiger  als  Nehmer  für  Stellung 
des  Bürgen,  sodann  dem  Bürgen  fQr  Befriedigung  des  Gläubigers,  even- 
tuell für  doppelten  oder  dreifachen  Ersatz;  der  Bürge  haftete  dem  Gläu- 
biger für  Ausübung  der  mit  der  Wette  ihm  zu  treuer  Hand  übertragenen 
Gewalt  über  Person  und  Vermögen  des  Schuldners.  Neben  dem  pro- 
zessualischen Wettvertrage,  der  in  alter  Weise  fortbestehen  blieb,  ist  dann 
der  privatrechtliche  Wettvertrag  zur  Ausbildung  gelangt.  Den  Ausgang 
der  Entwickelung  hat  die  Emanzipation  des  Wettvertrages  von  der  Bürg- 
schaft gebildet,  indem  neben  dem  Bürgenwettvertrage  auch  die  Selbst- 
burgschafk  durch  Wette,  das  unmittelbare  Schuldversprechen  gegen  Schein- 
pfand, zur  Anerkennung  gelangte.  In  dieser  stufenweisen  Entwickelung 
nahm  der  Wettvertrag  eine  der  rumischen  Stipulation  entsprechende 
Stellung  ein  und  wurde  teilweise  sogar  mit  demselben  Namen  bezeichnet, 
wobei  die  vielfach  üblich  gewordene  Verwendung  eines  Halmes  [stipula) 
an  Stelle  des  Stabes  {festuca)  ebenso  sehr  ins  Gewicht  gefallen  ist  wie 
der  römische  Sprachgebrauch^**.  Gleich  der  römischen  Stipulation  an 
sich  nur  auf  einseitige  Verpflichtungen,  auf  diese  aber  ohne  Beschränkung 
anwendbar,  ließ  sich  der  Wettvertrag  mit  Leichtigkeit  auch  für  gegen- 
seitige Obligationen  nutzbar  machen,  indem  von  jeder  Seite  eine  Wette 
gegeben  und  genommen  wurde. 

Der  Wettvertrag  war  nicht  nur  der  Formalvertrag,  er  war  auch, 
wenn  man  von  der  im  inneren  Deutschland  wenig  verbreiteten  Schuld- 
urkunde {cautio)  absieht,  die  einzige  Form  des  deutschen  Schuldvertrages 
in  unserer  Periode.  Die  Annahme,  das  Prinzip  der  Barverträge  sei  durch 
die  Anerkennung  der  Real  vertrage  bereits  durchbrochen  gewesen,  indem 
der  Empfanger  der  Vorleistung  auch  ohne  Wettvertrag  die  Verpflichtung 


»«  Vgl.  Bbuhkkb,  RG.  d.  Urk.  222  f.  229.  Liutpr.  15.  L.  Rom.  Cur.  24, 
2:  SHpulaiio  est,  si  tnter  duos  homittes  de  qualecumque  rem  intencio  est,  possunt 
inter  se  ipaa  eatiea  sine  scripta  et  sine  fideitissores  per  stiptäa  fmire.  Stipula,  hoe 
est  ut  unus  de  ipsos  levet  festuemn  de  terra,  et  ipsum  festueum  in  terra  reiactet^ 
et  dieat:  „Per  ista  stipula  omne  ista  causa  dimitto";  et  sie  Hie  alter  prendat  illum 
ipsum  fistucum  et  eum  salvum  faciat.  Et  iterum  ille  alius  similiter  faeiat  St  hoc 
feeerint,  et  aMquis  de  illos  aut  de  heredes  eorum  ipsa  causa  removere  voluerit,  ipsum 
fistucum  in  iudieio  coram  testes  praesentetur.  Ämbo  duo,  qui  koc  eontendunt,  si 
hoc  fecerint,  ipsa  causa  removere  non  possunt.  Die  bei  der  römischen  cautio  als 
Ersatz  für  die  Verbalstipolation  üblich  gewordene  Klausel  stipulatione  interposita, 
durch  Vermittelung  rätischer  Urkunden  auch  in  den  fränkischen  Urkundenstil 
übergegangen,  wurde  mehr  und  mehr  durch  die  Klausel  sHpulaitGne  subnixa  ver- 
drangt, die  zunächst  so  viel  wie  ^^festuca  adhramita''  (Anm.  135)  bedeutete,  mehr 
und  mehr  aber  auf  die  Unterschrift  der  Urkunde  bezogen  wurde.  Vgl.  Brukner, 
BG.  d.  Urk.  223  ff.  Sbuffert,  ZRG.  15,  115  ff.  Schröder,  ebd.  17,  104;  Hist. 
Zeitschr.  48,  507.    Kohler,  Beitr.  1,  23,  n.  2. 
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zur  Gegenleistung  gehabt  habe  ^^%  findet  in  den  Quellen  noch  keine  Unter- 
stützung ^^^  Selbst  die  einseitige  Rückerstattungspflicht  bei  Leihe,  Pfand 
und  Hinterlegung  wurde  kaum  schon  als  eine  obligatorische  Pflicht  ver- 
standen; die  verweigerte  Rückgabe  galt  hier  und  in  verwandten  Fällen 
als  eine  strafbare  Vermögensvorenthaltung"*. 

Wenn  es  aber  keine  Realverträge,  sondern,  abgesehen  von  dem  Wett- 
vertrage, nur  Barverträge  gab,  so  ist  es  unzulässig,  dem  bereits  bei  der 
Schenkung  besprochenen  Lohngelde  [launegüd^  arr/ia)  schon  für  diese 
Periode  die  Bedeutung  eines  Hand-  oder  Drangeides,  eurch  dessen  An- 
nahme der  Empfanger  zur  Gegenleistung  verpflichtet  wurde,  beizulegen  "•. 


^*»  Vgl.  SoHM,  Eheschließung  24  ff.  Ebmbin,  a.  a.  0.  9  ff.  Thävenih,  a.  a.  0. 
64  ff.     Stobbe,  ZRG.  13,  240  f. 

144  Vgl.  ^issL)  Gerichtsstand  des  Klerus  189  fil  Heüsleb,  2,  253  f.  Bbhbbhd, 
Zeitschr.  f.  HR.  21,  590  f.  Als  reiner  Barvertrag  erscheint  der  Kauf  von  Grund- 
stücken L.  Rib.  59,  1.  60,  1  (vgl.  Anm.  66.  67),  ebenso  in  dem  von  Sohx,  a.  a.  0. 
26,  n.  9  zum  Beweise  des  Realvertrages  angeföhrten  Testamente  des  Grimo  v.  J. 
636  (Bbteb,  Mittekh.  Urk.-B.  1,  Nr.  6).  Das  Eaufobjekt  {quarta  portio  de  vülaF,) 
ist  dem  Käufer  bereits  übergeben,  was  Sohm  übersehen  hat;  von  dem  Kaufyreise 
sind  noch  600  Sol.  rückständig,  daher  ist  erst  ein  Anfang  mit  dem  Verkaufe  ge- 
macht {vendere  ceperam);  Verkäufer  bestimmt,  daB,  wenn  er  vor  der  Vollzahlung 
sterben  würde,  St  Martin  zu  Tours  entweder  die  rückständige  Kaufsumme  em- 
pfangen oder  das  Kaufobjekt  zurücknehmen  solle:  ipsos  600  solidos  aciorea  hasilico 
d,  Mariini  Tm-onis  reeipiaty  aut  certe  de  ipsa  villa,  hoc  est  quarta  portio j  omnia 
et  ex  ommbus  in  eorum  recipiant  potestatem.  Einen  Schritt  weiter  geht  schon  Ed. 
Eur.  296  (L.  Wis.  5,  4  c.  5),  indem  der  Verkäufer  nach  Übergabe  des  Kaufgegen- 
standes und  Empfang  einer  Teilzahlung  nur  eine  Klage  auf  Vollzahlung  nebst 
Verzugszinsen  haben  soll,  ein  Rücktrittsrecht  dagegen  nur  auf  Grund  besonderen 
Vorbehaltes.  Man  hat  sich  noch  auf  Ed.  Eur.  286  (L.  Wis.  5,  4  c.  3)  und  die 
daraus  entlehnte  Bestimmung  L.  Bai.  16,  2  berufen,  beide  Stellen  sind  aber  zu 
unklar  und  unbestimmt  und  ergeben  nur,  daß  die  Zahlung  des  Kaufpreises  für  den 
Abschluß  des  Kaufvertrages  notwendig,  aber  nicht,  daß  sie  aUein  schon  daftür 
genügend  war.  Die  Gültigkeit  eines  Tauschvertrages  über  Grundstücke  wurde  in 
einem  merowingischen  Hofgerichtsurteil  v.  J.  696  (Loebsch  u.  Schbödeb'  Nr.  22) 
von  der  gegenseitigen  traditio  cartae  abhängig  gemacht  (se  talis  epistulas  conmu- 
tadonfs  eannde  inter  se  fietsseni);  der  Tausch  war  also  ein  Barvertrag,  ohne 
beiderseitige  Erfüllung  gab  es  nur  eine  für  keinen  Teil  verbindliche  Vorabrede 
(quasi  conlocutione  et  convenenda). 

^^^  Vgl.  S.  82.  L.  Sal.  52.  L.  Rib.  52.  Heuslbb  2,  233.  Nissl,  a.  a.  0.  190  f. 
W.  SiCKEL,  Bestrafung  des  Vertragsbruches  8.  Auch  das  Darlehn  wurde  nicht  als 
Real  vertrag,  sondern  als  Barvertrag  aufgefaßt,  indem  der  Darlehnsempfänger  als 
Gegengabe  einen  Schuldschein  (cautio)  überreichte,  der  die  Bedeutung  eines  von 
ihm  einzulösenden  Pfandes  hatte.  Vgl.  Bbunneb,  Forschungen  524  ff.  528  ff.  538  ff. 
628  f.  (Zeitschr.  f.  HR  22,  64  ff.  68  ff.  80  ff  551  f.).  Loebsch  u.  Schbödbb'  Nr.  17. 
18.  Wie  wenig  man  bei  dem  Leihevertrage  an  ein  obligatorisches  Verhältnis  dachte, 
zeigen  unsere  Ausfuhrungen  S.  284.  Der  Leiheherr  mußte  dem  Zinsmann  das  Gut 
belassen,  solange  dieser  den  Zins  zahlte;  blieb  der  Zins  aus,  so  hatte  er  keine 
Klage  auf  Ei-fÜllung,  sondern  nur  das  Recht  der  Rückforderung  seiner  ohne  Ent- 
gelt gebliebenen  Gabe;  erst  eine  jüngere  Entwickelung  kannte  die  Abrede,  daß 
der  Zinsmann  das  Gut  auch  in  diesem  Falle  behalten  dürfe,  wenn  er  durch  Wett- 
vertrag die  Haftung  für  den  rückständigen  Zins  übernehme. 

^*^  Vgl.  SoHX,  a.  a.  0.  28  ff.    Esmbin,  a.  a.  0.  13  ff.  24  f.    Stobbb,  Reurecht 
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Die  Notwendigkeit  des  Lohngeldes  bemhte  auf  dem  Prinzip  der  Ent- 
geltlichkeit der  Vertrage;  blieb  das  Lohngeld  aus,  so  konnte  der  Gegner 
seine  Leistung  zurückfordern  und  war  an  sein  Wort  nicht  gebunden. 
Daher  kam  das  Lohngeld  auch  als  Gegengabe  f&r  Yerzichterklärungen 
aller  Art  vor"^,  und  so  konnte  bei  einer  bloßen  Vorabrede  (convenientia) 
über  einen  Kaufvertrag  der  Verkäufer  gegen  ein  Lohngeld  für  eine  ge- 
wisse Zeit  an  sein  Wort  gebunden  werden,  indem  er  bis  dahin  auf  sein 
anderweitiges  Veräußerungsrecht  verzichtete;  zahlte  dann  der  Käufer  den 
Preis,  80  hatte  der  Verkäufer  den  Kaufgegenstand  Zug  um  Zug  zu  über- 
geben und  von  da  an  für  die  Erfüllung  des  Vertrages  (Gewährleistung 
u.  s.  w.)  zu  haften;  blieb  dagegen  die  Zahlung  zu  der  vereinbarten  Zeit 
aus,  so  konnte  Verkäufer  durch  Bückgabe  des  Lohngeldes  das  freie  Ver- 
fügungsrecht  wiedergewinnen,  der  Vertrag  kam  nicht  zustande ^^®.  Hier 
hat  dann  die  spätere  Entwickelung  eingesetzt,  indem  sie  die  Bindung  an 
das  Wort  zu  einer  Haftung  aus  dem  Vertrage  umgestaltete. 

V.  Familienrecht  Die  Eheschließung "•  vollzog  sich  bei  einigen 
Stämmen  (Thüringern,  Sachsen,  Angelsachsen,  Friesen,  Burgunden,  Lango- 
barden unter  Bothari)  noch  ganz  in  der  altgermanischen  Form  des  Braut- 
kaufes, vielfach  muß  aber  die  Sitte  bestanden  haben,  daß  der  Vormund 
den  erhaltenen  Preis  der  Braut  ganz  oder  teilweise  in  die  Ehe  mitgab, 
wodurch  sich,  je  mehr  die  Geschlechtsvormundschaft  an  Intensität  ver- 
lor, die  Auffassung  bahnbrach,  daß  der  Vormund  das  Wittum  überhaupt 


und  Vertragsabschluß,  Z£G.  18,  221  ff.  248  ff.  Anderer  Meinung  namentlich 
Beübles,  1,  80  ff.  Die  einzigen  Quellenstellen,  auf  welche  man  sich  berufen  könnte 
(L.  Bai.  16,  10.  17,  8),  verstehen  unter  arrha  nicht  das  Lohngeld,  sondern  ein  Pfand 
(wadia),  was  einem  auch  sonst  vorkommenden  Gebrauche  entspricht.  Vgl.  Heüs- 
LBR  2,  254. 

'*'  Vgl.  SoHM,  a.  a.  0.  80  n.  Val  db  LilhniB,  Launegild  23.  Bbünneb,  For- 
schungen 624  n.  8  (Zeitschr.  f.  HB.  22,  546  n.). 

***  Vgl.  Ed.  Eur.  297  (L.  Wis.  5,  4  c.  4):  Qui  arraa  pro  quacumque  aeeeperit 
rßy  praeiium  cogatur  implere  quod  placmt  emptor  vero,  si  non  occurrit  ad  diem 
consHttUum,  arraa  taniummado  recipiat  quas  dedit,  et  res  definita  non  valeat  Vgl. 
Hbuslrr  1,  84  f.  2,  253  ff. 

^*^  Vgl.  S.  67  ff.  und  die  daselbst  Anm.  61  angeführte  Litteratur,  femer  Fickeb, 
Untersuchungen  3,  393  ff.  Bive,  Vormundschaft  1,  92  ff.  117  ff.  238  ff.  Habicht, 
Die  altdeutsche  Verlobung,  1879.  Bbunneb,  Grundriß  283;  Jenaer  Litt.-Zeitung 
1876,  S.  498  ff.  Waltbb,  BG.  §§  481—484.  Wilda,  Strafrecht  799  ff.  E.  Löning, 
G«sch.  d.  deutsch.  Kirchenrechts  2,  577  ff.  Königswabtbb,  i^tudes  historiques  sur 
le  droit  fran^ais,  Bevue  de  l^gislation  17,  394  ff.  Gaupp,  Becht  und  Verfassung 
der  alten  Sachsen  150  ff.  Schupfeb,  Archivio  giuridico  1,  114  ff.  Osenbbüqqen, 
Strafrecht  der  Langobarden  84  ff.  Pebtile,  Storia  8,  253  f.  258.  Schmid,  Gesetze 
der  Angelsachsen  561  f.  Dahn,  Westgot  Studien  114  ff.  London,  Quaestiones  de 
historia  iur.  familiae  in  lege  Visigothorum  (1875)  13  ff.  Lehmann,  Verlobung  und 
Hochzeit  nach  den  nordgermanischen  Bechten,  1882  (vgl.  ZBG.  19,  227  ff.),  v.  Amiba, 
ObL-B.  1,  533  ff;  2,  659  ff.;  Gott  gel.  Anz.  1882,  Nr.  51.  Gothein,  Beiträge  z. 
Gesch.  d.  Familie  im  alam.  u.  frftnk.  Becht,  1897.  Vandbbkindbbe,  La  condition 
de  la  femme  et  le  mariage  k  T^poque  m6rovingienne,  Publ.  de  TAc.  roy.  de  Bel- 
gique,  1888,  3,  15  S.  851  ff. 
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nicht  für  sich,  sondern  für  die  Braut  bedinge,  daß  es  dieser  zukomme, 
weil  sie  den  Willen  des  Bräutigams  zu  dem  ihrigen  machte  ^^^  So 
wurde  der  Kaufpreis,  ohne  zunächst  seine  juristische  Natur  zu  ändern 
und  seine  Notwendigkeit  für  jede  vollgültige  Ehe  zu  verlieren,  zu  einer 
von  dem  Vormunde  ausbedungenen  dos  des  Bräutigams  an  die  Braut  ^^^ 
Den  Übergang  erkennt  man  in  den  kasuistischen  Bestimmungen  der  Lex 
Burgundionum^**,  während  die  Rechte  der  Westgoten,  Salier,  Bibuarier, 
Alamannen,  Baiem  und  seit  Liutprand  auch  der  Langobarden  schon  dem 
jüngeren  Entwickelungsstadium  angehören.  Über  das  nordgermanische 
Recht  läßt  sich  nichts  Bestimmtes  behaupten,  da  in  den  Quellen  jede 
sichere  Spar  des  alten  Brautkaufes  verwischt  erscheint 

Der  Kaufpreis  hieß  Wittum  {widemy^^^  langobardisch  meta  oder 
Muntgeld  (Timtufzum)  ^'^,  friesisch  Muntschatz  {mundsket)^  lateinische  Be- 
zeichnungen waren  pretium  nuptiale,  pretium  emptionisj  dos.  Die  Höhe 
des  Betrages   beruhte  zum  Teil  auf  gesetzlicher  oder  gewohnheitsrecht>- 


^^  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  53.  71.    Sohm,  Eheschl.  33. 

^>i  Über  die  Notwendigkeit  dieser  dos  für  jede  vollkommene  Ehe  vgl.  Anm. 
238  f.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  58.  64  f.  72.  80  f.  Daß  die  Umwandlung  nicht 
schon  durch  die  Beseitigung  des  Heiratszwanges  herbeigeführt  worden  ist,  zeigt 
Both.  195,  Liutpr.  12.  120,  L.  Burg.  100;  dagegen  dürfte  die  donatio  ante  nuptias 
der  Römer,  die  im  spätrömischen  Rechte  regelmäßig  als  dos  bezeichnet  wurde  und 
eine  wesentliche  Voraussetzung  jeder  echten  Ehe  bildete,  auf  die  Umwandlung 
von  erheblichem  Einfluß  gewesen  sein.  Vgl.  Bhunihsr,  Die  fränk.-rom.  dos  (Berl. 
SB.  1894,  S.  552  flP.).  M.  Conrat,  ZRG.  rom.  Abt  28,  140.  Ficker  stellt  die  im 
Text  angedeutete  Umbildung  des  Kaufpreises  zum  Wittum  überhaupt  in  Abrede 
und  nimmt  an,  daß  es  von  vornherein  auch  solche  Stämme  gegeben  habe,  welche 
keinen  Brautkauf  kannten,  sondern  die  Eheschließung  als  einen  Selbstverkauf  der 
Braut  gegen  Entrichtung  des  Wittums  auffaßten.  In  diesem  Sinne  sei  insbesondere 
die  taciteische  und  die  fränkische  dos  zu  verstehen. 

^^'  Vater  oder  Brüder  der  Braut  erhielten  den  ganzen  Wittemon  und  es  blieb 
ihnen  überlassen,  ob  sie  der  Braut  etwas  abgeben  wollten,  während  jeder  entferntere 
Verwandte  an  die  Braut  und  die  Sippe  je  ein  Drittel  abtreten  mußte  (vgl.  Anm. 
200).  Witwen,  welche  sich  wieder  verheirateten,  bezogen,  da  sie  unter  keiner  Gre- 
sehlechtsvormundschafi:  standen,  den  zweiten  Wittemon  selbst  (52,  3),  mußten  den- 
selben aber  als  Entschädigung  för  den  Verlust  des  ersten  an  die  Erben  ihres  ersten 
Mannes  abtreten  (42,  2.  69,  1),  was  an  das  Recht  des  salischen  aehasitis  erinnert 
(Anm.  174).  Im  Falle  einer  dritten  Ehe  hatten  die  Erben  des  zweiten  Mannes 
keine  Entschädigung  zu  beanspruchen,  weil  der  zweite  Wittemon  weder  der  Witwe 
noch  ihren  Verwandten  zu  gute  gekommen  war  (69,  2).  Bei  kinderlosem  Tode 
einer  Ehefrau  hatte  ihr  Mann  (oder  sein  Erbe)  nach  älterem  Brauche  anscheinend 
das  Recht  gehabt,  den  von  ihm  gezahlten  Wittemon  zurückzufordern,  was  erst 
durch  Gundobad  aufgehoben  wurde  (14,  3)  und  von  Bruitneb,  Geburt  eines  leb. 
Kindes  104,  auf  geschlechterrechtliche  Auffieissung  der  Ehe  gedeutet  wird.  Vgl. 
Anm.  158.  196.  Unrichtig  ist  meine  frühere  Ausfuhrung,  (presch,  d.  ehel.  Güterrechts 
1,  44  f.  191.  L.  Burg.  44,  2  handelt  nicht  vom  Wittemon,  sondern  von  der  ge- 
setzlichen Unzuchtbuße. 

"•  Über  ahd.  uidemOy  toidem,  ags.  weotuma,  afrs.  witma,  tcetmay  bürg.  witHman, 
wittemon  vgl.  Wackernaoel  bei  Biitdino,  Burg.-roman.  Königreich  349. 

^^  Meta  von  miete  ^  I^kn.  Muntschatz  zahlen  hieß  mundium  faeere.  Vgl. 
Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  26  f.  41.     Sohm,  R.-  u.  Ger.-Verf.  90. 
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lieber  Feststellung  ^^^,  zum  Teil  and  nrsprünglich  wohl  allgemein  auf 
freier  Vereinbarung*".  Bei  Wiederverlieiratung  einer  Witwe  oder  Rück- 
kauf derselben  zum  Zweck  der  Bäckkehr  unter  ihre  angeborene  Munt 
berechneten  die  Sachsen  und  Burgunden  den  vollen,  die  Langobarden 
nur  den  halben  Betrag  des  von  dem  ersten  Manne  Entrichteten  ^^^. 

Das  Amt  des  Yerlobers  stand  dem  Vater,  Bruder  oder  nächsten  männ- 
lichen Schwertmagen  der  Braut,  also  überhaupt  ihrem  Geschlechtsvor- 
munde,  immer  aber  unter  einer  gewissen  Beteiligung  der  beiderseitigen 
Sippen,  zu.  Denn  der  eigentliche  Zweck  der  germanischen  Ehe  war  nicht 
die  Lebensgemeinschaft  der  Ehegatten,  sondern  die  Erzeugung  von  Kindern 
zur  Förderung  der  Sippe  **^®.  Bei  der  Wiederverheiratung  einer  Witwe  war, 
wenn  sie  noch  unter  Greschlechtsvormundschaft  stand,  der  nächste  Schwert- 
mage  des  ersten  Mannes,  unter  Mitwirkung  ihrer  Blutsfreunde,  der  Ver- 
lober; weigerte  er  sich,  so  traten  die  Verwandten  der  Frau  an  seine 
Stelle  ^^^  Solange  der  unter  dem  Einfluß  der  Kirche  mehr  und  mehr 
abgeschaffte  Heiratszwang  bestand,  war  die  Vermählung  noch  ein  form- 
licher Kaufvertrag  zwischen  dem  Verlober  und  dem  Bräutigam,  dessen 
Gegenstand  die  Braut  oder  vielmehr  die  Fülle  der  eheherrlichen  Rechte 
bildete.  Wo  dagegen  die  ausdrückliche  Zustimmung  der  Braut  verlangt 
wurde,  trat  diese  bis  zu  einem  gewissen  Grade  als  dritte  Kontrahentin  hinzu. 

Die  ursprüngliche  Verbindung  der  Verlobung  und  Trauung  zu  einem 
einzigen  Akte,  nach  dem  Vorbilde  des  Barkaufes,  bestand  nicht  mehr. 
Schon  das  Edikt  des  Rothari,  das  noch  den  vollen  Brautkauf  festhielt  ^®^, 
unterschied  die  spansalia  oder  fabula  firmata  von  den  nuptiae  {dies  tradi" 
twnis  nuptiarumf  traditio).  Die  zuverlässigste  Auskunft  über  die  Spaltung 
des  einheitlichen  Eheschließungsaktes  in  die  zwei  Akte  der  Verlobung 
(Vermählung)  und  Trauung  gewähren  die  langobardischen  Rechtsquellen, 


^^  Bei  den  Alaxnannen  40,  den  Burgnnden  15  and  50  (diese  f&r  den  Adel), 
den  Angelsachsen  50  und  60,  den  Ribuariern  50,  den  Saliern  62V«  (für  Liten  80), 
den  Sachsen  800  Sol.  Für  den  absolaten  Charakter  dieser  Ansätze,  da  es  sich  ebenso 
wie  beim  Wergeide  um  unschätzbare  Werte  gehandelt  habe,  Sohm,  ZRGr.  5,  420  f. ; 
Recht  der  Eheschi.  28.  Wahrscheinlich  hatten  sie  nur  eine  dispositive  Bedeutung, 
so  daß  jene  Beträge  nur  mangels  anderweitiger  Feststellung  eintraten;  die  Munt- 
brüche richtete  sich  immer  nach  dem  gesetzlichen  Wittum. 

»»•  Vgl.  Roth.  182.  191.  214.     Liutpr.  89.    L.  Wisig.  3,  1  c.  5. 

»"  Vgl.  Roth.  182.  183.   L.  Sax.  40.  43.    Betreffs  der  Burgunden  vgl.  Anm.  152. 

^^  Vgl  Brukner,  RG.  1,  90  f.;  Geburt  eines  lebenden  Kindes  102  ff.  Daher 
traten  die  vollen  vermögensrechtlichen  Wirkungen  der  Ehe  vielfach  erst  mit  der 
Geburt  eines  Kindes  (oder  nach  Ablauf  des  ersten  Ehejahres)  ein;  daher  vielfach 
die  Beschränkung  des  gewillkürten  Rechts  auf  die  kinderlose  Ehe,  während  die 
bekindete  Ehe  schlechthin  dem  Gesetze  unterlag  („Kinderzeugen  bricht  Ehestif- 
tung'').    Im  übrigen  vgl.  Anm.  152.  198.  196.  224.  225.  226.  238.  246.     S.  316. 

^^"  L.  Sax.  48.  Roth.  182.  Über  das  salische  Recht  vgl.  unten  zu  Anm.  175. 
Über  die  Begünstigung  der  zweiten  Ehe  einer  Witwe,  im  Gegensatze  zu  dem  Rechte 
der  Urzeit,  vgl  Bbukneb,  Berl.  SB.  1894  S.  1292  f.  Wolff,  Zur  Geschichte  d. 
Witwenehe  im  altdeutsch.  Recht,  Mitt.  d.  öst  Inst  17,  369  ff. 

»•«  Vgl.  (Jesch.  d.  eheL  Güterr.  1,  28  ff. 
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die  hier  um  so  wertvoller  sind/  als  sie  sich  gleichmäßig  auf  die  beiden 
Entwickelungsstadien  der  Meta  (als  pretium  puellae  und  als  dos)  be- 
ziehen ^*^  Zu  der  Verlobung  gehörte  zunächst  die  Vereinbarung  über 
die  Meta  und,  wenn  die  Braut  nicht  Tochter  oder  Schwester  des  Ver- 
lobers war,  die  (übrigens  formlose)  Erklärung  ihrer  Einwilligung^®*.  Die 
Hauptverhandlung  bezog  sich  auf  die  Zahlung  der  Meta  und  die  Trauung. 
Solange  die  Meta  noch  Kaufpreis  war,  wurde  sie  sofort  bei  der  Ver- 
lobung ganz  oder  abschlagweise  von  dem  Bräutigam  an  den  Verlober 
bezahlt^*';  später  wurde  sie  bei  der  Verlobung  nur  durch  Wettvertrag  ver- 
sprochen,  wobei  der  Bräutigam  für  die  Verschreibung  der  Meta  Bürgen 
stellte  ^®^  An  die  Zahlung  oder  Verwettung  der  Meta  schloß  sich  eine 
Scheintrauung  an,  indem  der  Verlober  die  Braut  in  altgermanischer  Art 
mit  Waffen,  Mantel  und  Handschuh  dem  Bräutigam  übergab,  sie  aber  so- 
fort in  derselben  Weise  von  ihm  zurückempfieng,  also  Scheintrauung  und 
Rücktrauung  ^®^  Darauf  ein  welchelseitiger  Wettvertrag,  indem  der  Ver- 
lober für  die  Trauung,  der  Bräutigam  für  die  Annahme  der  Braut  Bürgen 
setzte^®®.  Die  Verlobung  enthielt  demnach  alles,  was  zu  dem  Ehe- 
schließungsakte gehörte,  nur  daß  die  Barleistung  hinsichtlich  der  Trauung 


'*^  Außer  den  Bestimmangen  des  Edikts  ist  namentlich  zu  verweisen  auf  eine 
von  BRüNifEB  (Jen.  Litt-Zeit  a.  a.  0.  499)  besprochene  Urkunde  von  966  (Lobbsch 
u.  Schröder*,  Nr.  78),  auf  Formel  und  Expositio  zu  Lib.  Pap.  Bothari  182  (ebd. 
Nr.  94),  Formel  zu  Lib.  Pap.  Roth.  195  (MG.  Leg.  4,  841)  und  eine  Verlobungs- 
und  Trauungsformel  des  Cartul.  Lang.  16  (ebd.  599),  die  sich  zwar  auf  die  Wieder- 
verheiratung einer  salischen  Witwe  bezieht  (vgl.  Anm.  177),  aber  in  Italien  ent- 
standen ist  und  in  ihrem  hier  in  Betracht  kommenden  Inhalt  italienischen  Gebrftuchen 
entspricht.  Der  Einfluß  des  langobardischen  Rechts  auf  die  Angehörigen  anderer 
Nationen  zeigte  sich  auch  bei  den  Ehen  mit  Römerinnen.    Vgl.  MG.  Leg.  4,  650. 

*•*  Vgl.  Roth.  178-  190—192.  195.     Liutpr.  12.  120. 

IM  Daß  der  Bräutigam  vor  der  Trauung  Zahlung  leistete,  das  mundium  faeere 
also  die  Vorleistung  war,  folgt  aus  Roth.  179.  180.  182.  183.  215;  daß  mindestens 
eine  Abschlagzahlung  schon  bei  der  Verlobung  erfolgte,  aus  Roth.  178  (potestatem 

fuiheatpater  aut  fraier ,  distringere  fUfeiussoremj  quaünua  adinpleai  metam 

illam,  qitae  in  diae  sponsaltorum  promüit).    Vgl.  Sohm,  Eheschi.  27. 

^^*  Liutpr.  117.    Mit  der  Meta  zugleich  wurde  die  Morgengabe  versprochen. 

166  Ygi   Urkunde  von  966:  presens  per  haculum  ipse  P.  ipsa  füia  ««a  müti 

legitimam  uxorem  tradidit et  per  ipsum  eadem  baculum  ipsius  P,  reeom^ 

mandavi  ipaa  filia  stia  usqtte  in  dictum  eonetiiutum,  Lib.  Pap.  Roth.  182  Formel: 
Per  istam  spatam  et  isium  wantonem  aponso  tibi  M.  meam  filiam.  Et  aeeipe  tu 
eam  sponsario  nomine,  et  eommenda  eam  ei  usque  ad  terminum  talem,  Cartul. 
Langob.  16:  Tuno  gladius  cum  clamide  et  cirotheca  tenehitur  a  Seneca,  et  arator 
dieat:  ,jper  illum  gladium  et  clamidem  sponsa  Fabio  Semproniam  tuam  repariam, 
que  est  ex  genere  Francorum,"  Quod  cum  Seneca  firmaverit,  tune  orator  ad  Fabium 
aeeipientem  enndem  gladium  cum  clamide  dicat  et:  ,,o  FabiOy  tu  per  eumdem  gladium 
et  clamidem  eonmenda  eam  sibi,  donec  fuit  inter  te  et  illum  conventio*^. 

IM  Bürgen  des  Verlobers:  Roth.  190—192,  des  Bräutigams  ebd.  178.  lib.  Pap. 
Roth.  182,  exposito  §  1:  Ändredy  da  uadiam  Martino,  quod  filiam  tuam  ei  trades 
uxorem  et  eam  sub  mundio  cum  rebus  ad  eam  pertinentibus  mittes;  et  tu  da  wadiam, 
quod  tu  eam  acripies;  et  si  quis  nostrum  se  subtraxeritj  eomponat  pars  parti  fidem 
servanti  penam  auri  libras  100.    Ähnlich  Formel  zu  Roth.  195. 
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und  später  auch  hinsichtlich  der  Meta  gestandet  und  einstweilen  durch 
den  Formalvertrag  ersetzt  wurde.  Die  Trauung  bestand  aus  der  Über- 
gabe der  Braut  {traditio  per  manum  dexteram)  durch  den  Verlober  ^®^  und 
der  Annahme  derselben  [tollere^  accipere)  durch  den  Bräutigam  ^•®.  War 
die  Meta  nicht  schon  früher  yoU  eingezahlt  worden,  so  mußte  dies  jetzt, 
Yor  der  Trauung,  geschehen;  seit  die  Meta  zur  dos  geworden  war,  fand 
statt  der  Zahlung  die  Übergabe  der  Yerschreibung  {traditio  cartae)  an  die 
Braut  statt,  auch  erhielt  der  Verlober,  dem  Ent^eltlichkeitsprinzip  ent^ 
sprechend,  nunmehr  für  seine  Leistung  ein  besonderes  Lohngeld  {laune- 
ffäd,  arrha  j  mundhimy^^  und  ebenso  hatte  der  Bräutigam  den  bei  der 
Trauung  anwesenden  Freunden  der  Braut  als  Lohngeld  für  ihre  Mit- 
wirkung eine  Gabe  {exenium)  zu  überreichen  ^^^. 

Die  Aufschlüsse,  welche  die  langobardischen  Quellen  über  das  Wesen 
des  Eheschließungsakt^s  geben,  sind  um  so  wertroller,  als  das  dadurch 
gewonnene  Bild  in  allen  wesentlichen  Zügen  gemeingermanisch  gewesen 
sein  muß.  Dies  gilt  nicht  bloß  yon  dem  allen  Volksrechten  und  den 
nordischen  Bechten  bekannten  Dualismus  der  Verlobung  (ags.  betoeddungj 
an.  fcRstrdng,  firmcdioj  fabula  firmata)  und  Trauung  (ags.  aschwed.  gifta, 
an.  ffiptarord),  sondern  auch  von  Einzelheiten.  So  ist  die  Verwettung 
der  Verlobung  wenigstens  für  die  Südgermanen  durch  das  angelsächsische 
und  alamannische  Recht  bezeugt  ^^^  Dem  Launegild  für  die  Trauung  ent- 
sprach die  altschwedische  vingiaf  (Freundesgabe),  vielleicht  auch  die  alt- 
norwegische /tfÄtoryÜB/' (Verlöbnisgabe)  >^*,  femer  die  Gebühr  (arra,  arrha) 
von  1  Sol.  1  Den.,  die  der  salische  Bräutigam  an  den  Verlober  zu  ent- 
richten   hatte  ^^^     Handelte   es  sich   um   die   Wiederverheiratung  einer 


**'  Vgl.  Roth.  183.  Cart  Lang.  16:  eiposi  tradaniur  earhUe  donaUonia  et  dotis, 
vel  Scripte  ibi  legantuTy  et  post  Seneea  det  eoniugem  Semproniam  Fabio  et  Fabitu 
Semproniae  cartas,  Lib.  Pap.  Roth.  182,  expositio  §  1:  Antifacti  et  morgineaph 
earttde  lecie  aponse  a  sponso  iradantur.  Tune  pater,  gut  mundoaldus  est,  per  manum 
dexteram  tradet  eam  mariio, 

*•«  Vgl.  Roth.  178.  179.  182. 

*••  LoEssoH  u.  Schröder  '  Nr.  78:  arre  a  me  reeepi[t'\  pro  ipsa  filia  sua  soU- 
dvfm  aureum.  Nr.  94 :  tune  Martinus  pairi  mtäieris  launechil  exsolvat  Vgl.  Gesch. 
d.  ehel.  Grüterrechts  1,  38  ff.  Val  de  Lt^ybe,  Launegild  18  ff.  Sohm,  Recht  der 
Eheschließung  28  ff. 

"<»  Vgl.  Roth.  184.  (Vgl.  Anm.  173.)  Die  der  Braut  von  den  Freunden  über- 
reichten Gaben  erheischten  ein  besonderes  Launegild  des  Bräutigams. 

"»  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  49  ff.  iEthelberht  83.  Ine  31.  Alfred  18, 
1—3.  Poenitentiale  Theodori  2,  c.  12.  34  (Wassbbschleben,  Bußordnungen  216). 
Angelsächsische  Verlobung  (Schmid,  Ges.  d.  Angels.  391).  Die  schwäbische  Trau- 
ungsformel aus  dem  12.  Jh.  (am  besten  bei  Müllenhoff  u.  Schsreb^  Denkmäler, 
danach  auch  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  2,  1  S.  71)  knüpft  an  die  sieben  „Wetten^*  der 
Verlobung  die  Trauung,  bei  welcher  wie  bei  den  Langobarden  mit  der  Braut  auch 
Mantel,  Hut  und  Schwert  übergeben  werden.  Über  die  Waffenreichung  vgl.  S.  69. 
SoHK,  R.  d.  Eheschl.  65  ff.    Fbieobebo,  R.  d.  Eheschi.  26  f.    Gbimm,  RA.  431. 

"»  Vgl.  Lehmann,  a.  a.  0.  67  ff.  71  ff.  v.  Amira,  Obl.-R.  1,  509.  622  ff.  2,  848; 
G((tt  gel.  Anz.  1882,  S.  1609  f. 

*^*  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  55  f.    Bruel,  Recueil  des  chartes  de  Clunj 
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Witwe  y  SO  war  nach  salisohem  Recht  eine  zwiespältige  Gebühr  zu  ent- 
richten, eine  um  zwei  Solidi  erhöhte  Verlöbnisgebühr,  die  hier  reipus 
(Ringgeld)  genannt  wurde,  und  für  die  Erben  des  ersten  Mannes  eine 
Entschädigung  {ackasius)  in  10%  des  von  diesem  gegebenen  Wittums  {dos), 
das  der  Witwe  im  übrigen  ganz  oder  zum  größeren  Teil  in  die  zweite 
Ehe  folgte  ^^*.  Während  der  achasius  von  der  Witwe  entrichtet  werden 
mußte  und  dem  Erben  ihres  ersten  Mannes  (subsidiär  dem  Könige) 
zukam,  hatte  Ghlodovech  das  Yerloberrecht  und  damit  auch  das  Recht 
auf  den  reipus  auf  diejenigen  männlichen  Verwandten  beschränkt,  die 
nicht  Erben  des  Mannes  waren,  also  in  erster  Reihe  auf  seine  Verwandten 
von  der  Spindelseite,  weil  man  ihnen  eine  größere  Unparteilichkeit  bei 
der  Erteilung  der  Ehebewilligung  für  die  Witwe  zutrauen  durfte  ^^*. 
Subsidiär  trat  auch  hier  das  Recht  des  Königs  ein^^®.  Das  Recht  des 
reipus  und  achasius  kam  früh  außer  Übung  und  war  im  neunten  Jahr- 
hundert bereits  völlig  veraltet  ^^^ 

Über  die  rechtliche  Natur  der  Verlobung  und  Trauung  ^^®  hat  sich 
ein  ziemlich  unfruchtbarer  Streit  entsponnen,  bei  welchem  bald  die  Ver- 
lobung, bald  die  Trauung  nicht  zu  ihrem  vollen  Rechte  kommt  ^^^    AUer- 


1,  96  Nr.  S6  (um  904).  Eine  dem  laDgobardischen  ezenium  (S.  299)  entsprechende 
Gabe  an  die  Freunde  bei  Ficker,  a.  a.  0.  3,  399. 

"*  Vgl.  L.  Salica  44  und  die  erste  neustrische  Novelle  (Capit.  1,  c.  7  bei 
Bbhsend,  Lex  Salica*  S.  138).  Über  den  reipus  hat  erst  Bsunwer,  Zur  Lex  Salica 
tit  44  De  reipus,  BerL  SB.  1894,  S.  1289  £[1,  den  richtigen  Aufschluß  gegeben, 
über  den  achasius  schon  Rive,  Vormundschaft  1  y  279  f.  (vgl.  Anm.  152.  Sohh, 
Ebeschl.  64  n.  Bbunneb,  a.  a.  0.  1296).  Im  übrigen  vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr. 
1,  56  ff.  und  die  dort  angeführte  ältere  Litteratur.  v.  Amira,  Erbenfolge  30  ff. 
DABauN,  Mutterrecht  141  ff.  Weikhold,  Deutsche  Frauen'  2,  42;  ZDA.  7,  539  ff. 
HsusLEB  2,  307.  SoHM,  Eheschi.  63  f.  Lampbecht,  Wirtschaftsleben  1,  32  ff.  Fickbb, 
Erbenfolge  1,  511  f.  8,  361  f.  467.  525—538.  Del  Vecchio,  Seconde  nozze  (1885), 
S.  85  ff.  Glasson  3,  29.  Gk)TBEiN,  a.  a.  0.  (Anm.  149)  22  ff.  Wolff,  a.  a.  0. 
(Anm.  159)  371. 

"^  BbünneB;  a.  a.  0.  1294,  macht  auf  ein  in  der  L.  Rom.  Wis.  enthaltenes 
Gesetz  Valentinians  von  371  aufmerksam,  das  hier  als  Vorbild  gedient  haben  könnte. 

^^^  Darauf  verzichtete  Ed.  Chilp.  2.    Vgl.  Bbükneb,  a.  a.  0.  1290. 

^'^  Vgl.  Gap.  legi  Sal.  add.  y.  819  c.  8  (Bobetiüs  1,  293).  Die  wiederholt 
angezogene  Formel  des  Cartul.  Lang.  16  {Qitaliter  vidua  Salieha  despansehir)  ent- 
hält eine  rein  doktrinäre  Ausführung  der  L.  Sal.  44,  ohne  jede  dem  wirklichen 
Eechtsleben  entnommene  Grundlage.    Vgl.  Bbunnsb,  a.  a.  0.  1290  f. 

178  Daß  die  Trauung  erst  durch  die  Vollziehung  des  Beilagers  zum  vollen 
Abschluß  gelangte,  ja  daß  ursprünglich  wohl  unmittelbar  die  Übergabe  der  Braut 
in  das  Ehebett  erfolgen  mußte,  lernen  wir  erst  aus  den  nordischen  Bechten  und 
den  deutschen  Rechtsqaellen  des  Mittelalters,  sowie  aus  dem  kanonischen  Rechte. 
Vgl  S.  69  f.   ZRG.  19,  230.    Meübxb,  Zeitschr.  f.  Kircbenrecht  21,  232  ff. 

^'^  Zu  großes  Gewicht  auf  die  Verlobung  legt  insbesondere  Sohx,  Eheschl. 
75  ff.;  Trauung  u.  Verlobung  1  ff.  Andererseits  wird  die  Verlobung  gegenüber  der 
Trauung  unterschätzt  von  Friedbbrg,  Verlobung  und  Trauung  21,  und  Stobbe, 
Privatrecht  4,  16,  der  die  Verlobung  für  ein  pactum  de  contrahendo  erklärt.  Die 
richtige  Auffassung  bei  Bbunneb,  E.  Lüninq,  Heüsleb,  v.  Amiba,  G.  Meyeb  (Jen. 
Litt-Zeit  1876,  S.  501  f.),  neuerdings  auch  Sohm  i.  d.  Straßburger  Festgabe  für 
Thöl  84.  98  n. 
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dings  umfaßte  die  Verlobung,  wie  sie  bei  den  I>angobarden  erscheint, 
schon  alles  Wesentliche  des  Eheschließungsaktes,  aber  noch  durchaus  un- 
fertig, das  Wittum  gestundet,  die  Trauung  nur  als  Scheintrauung,  ihre 
Vollziehung  ebenfalls  aufgeschoben,  beides  durch  Wettbürgen  obligatorisch 
sichergestellt.  So  konnte  die  Verlobung  zunächst  nur  obligatorische  Wir- 
kung haben,  denn  den  Bürgen  konnte  man  nicht  zur  Heirat,  sondern 
nur  zu  Geldzahlungen  zwingen,  gegen  den  Wettschuldner  aber  gab  es 
keine  Klage.  Der  Vormund  war  dem  Bräutigam  zur  Vollziehung  der 
Trauung,  der  Bräutigam  dem  Vormunde  zur  Heimfuhmng  der  Braut, 
und  zwar  nach  langobardischem  und  westgotischem  Rechte  binnen  zwei 
Jahren,  verpflichtet"^.  Aber  wer  sich  ohne  gesetzlichen  Grund  dieser 
Pflicht  entzog,  wurde  dem  anderen  Teile  bloß  bußfaliig  wegen  Verlöbnis- 
bruches "^,  der  Vertrag  war  damit  aufgehoben,  eine  Klage  auf  Erfüllung 
gab  es  nicht.  Nur  die  Braat,  da  sie  nicht  eigentliche  Kontrahentin  war 
(abgesehen  von  dem  Ausnahmefalle  der  sich  selbst  verlobenden  Witwe), 
konnte  sich  nicht  einseitig  zurückziehen,  sie  war  dem  Bräutigam  Treue 
schuldig  und  wurde  nach  burgundischem,  langobardischem  und  west- 
gotischem Recht  (anders  bei  den  übrigen  Stämmen)  im  Falle  geschlech- 
lichen  Umganges  mit  Dritten  gleich  einer  Ehebrecherin  gestraft"*.  Wurde 
sie  mit  oder  ohne  ihren  Willen  durch  einen  Dritten  entführt  oder  vor- 
enthalten, so  hatte  der  Bräutigam  wie  der  Vormund  eine  Klage  gegen 
diesen;  war  der  Vormund  aber  im  Einverständnis  mit  dem  Dritten,  so 
war  der  Bräutigam  auf  die  Verfolgung  des  ersteren  wegen  Verlöbnis- 
bruches beschränkt.  Die  Verlobung  hatte  also  nur  eine  Wirkung  gegen- 
über den  beiden  Kontrahenten  und  der  Braut,  aber  nicht  gegen  Dritte. 
Gleichwohl  bedeutete  die  Verlobung  mehr  als  bloß  einen  obligato- 
rischen Akt  oder  die  bloße  causa  traditionis.  Die  Ehe  wurde  zwar  erst 
perfekt  durch  die  Trauung"^,  die  kein  bloßer  Vollzugsakt  (wie  das  Bei- 
lager), sondern  ein  solennes  Rechtsgeschäft  war,  aber  die  Trauung  wirkte 
nur  unter  der  Voraussetzung  der  vorhergegangenen  Verlobung.  Wo  eine 
geschlechtliche  Verbindung  ohne  Verlobung  bestand,  mußte  die  letztere, 
um  das  Verhältnis  zu  einer  wahren  Ehe  zu  gestalten,  nachgeholt  werden"^. 
Solange  dies  nicht  geschehen  war,  hatte  (abgesehen  von  der  dem  Ent- 
führer drohenden  Strafe  und  einer  etwaigen  Muntbrüche)  der  Vormund 
und,  wenn  die  Entführte  anderweitig  verlobt  war,  auch  der  Bräutigam 
das  Rückforderungsrecht.    Dem  Manne  stand,  auch  wenn  das  Paar  sich 


"•  Roth.  178.  Liutpr.  119.  L.  Wis.  3,  1  c.  4.  Vgl.  Greg.  Tur.,  Hist  Franc. 
3,  27.  6,  34.     Prokop,  Bell.  GU)t  4,  20. 

"»  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  12  ff.  R.  Lönino,  Vertragsbruch  142  ff.  In 
der  Regel  bestand  die  Buße  ftlr  den  Bräutigam  in  dem  Verluste  des  Wittums,  fiir 
den  Vormund  in  der  Rückerstattung  des  Wittums  mit  poena  dupli. 

1"  Vgl.  Roth.  179.     L.  Burg.  52,  3.     L.  Wis.  8,  1  c.  2. 

*••  Vgl.  Roth.  188  (De  iraditions  puellae  aut  mulieris):  aliter  sine  tradiiiofie 
nutta  rerum  dieimus  subHstere  firmitatem, 

»**  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Gttterr.  1,  8  f.     Roziäre,  Recueil  Nr.  130.  241  ff.  261. 
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ZU  dauernder  ehelicher  Verbindung  geeinigt  hatte,  die  Munt  weder  über 
seine  Genossin,  noch  über  die  mit  ihr  erzeugten  Kinder  zu,  sie  verblieb 
vielmehr  dem  Vormunde  der  Frau,  dem  sie  durch  keine  ohne  seine  Mitr 
Wirkung  eingegangene  Ehe  entzogen  werden  konnte  ^®^.  Gleichwohl 
wurden  derartige  Verbindungen,  wenn  sie  auf  eine  dauernde  Lebens- 
gemeinschaft gerichtet  waren,  nach  verschiedenen  Stammesrechten,  die 
darin  wohl  einen  Best  der  in  der  Urzeit  neben  der  Muntehe  anerkannten 
Baubehe  bewahrt  hatten,  nicht  als  ein  zeitweiliger  Konkubinat,  sondern 
als  eine  Kebs-  oder  Friedelehe  (span.  barragania)  behandelt,  welche  den 
Gatten  gegeneinander  dieselben  Pflichten  wie  bei  der  vollen  Ehe  aufer- 
legte, auch  im  Verhältnis  zu  Dritten,  mit  Ausnahme  des  Muntwalts  der 
Frau,  denselben  Schutz  wie  eine  wahre  Ehe  genoß  und  den  Kindern  ge- 
wisse erbrechtliche  und  verwandtschaftliche  Ansprüche  auch  gegen  den 
Vater  und  die  väterliche  Sippe  gewährte"®.  Die  Kebs-  oder  Friedelehe 
ist  als  die  unmittelbare  Vorgängerin  der  späteren  morganatischen  Ehe, 
bei  der  die  Frau  zwar  kein  Wittum,  aber  doch  eine  Morgengabe  (morga- 
natica)  erhielt,  zu  betrachten  ^®^ 

Eine  Kebsehe  war  es  insbesondere,  wenn  ein  Freier  sich  seine  Sklavin 
als  Gattin  beigesellte,  doch  konnte  dies  Verhältnis  von  seiner  Seite  jeder- 
zeit willkürlich  gelöst  werden "®.  Eine  freie  Frau  durfte  ein  solches  Ver- 
hältnis mit  ihrem  Eigenmanne  bei  Todesstrafe  nicht  eingehen,  dagegen 
war  es  freien  Personen  beider  Geschechter  gestattet,  eine  vollwirksame 
Ehe  mit  fremden  Unfreien  zu  schließen,  wenn  der  Herr  damit  einver- 
standen war.  Eine  solche  Ehe  hatte  für  den  freien  Teil  den  Übergang 
in  die  Unfreiheit  zur  Folge,  wenn  ihm  nicht,  was  bei  Ehen  mit  Fiska- 
linen und  Gotteshausleuten  die  Regel  bildete,  durch  Vertrag  {epüiola 
conctdcatoria)  die  Freiheit  zugesichert  wurde  "^  Seit  dem  7.  Jahrhundert 
wurde  bei  Ehen  mit  Fiskalinen  die  persönliche  Freiheit  des  anderen  Teils 
nicht  mehr  beeinträchtigt,  dagegen  folgten  die  Kinder  regelmäßig  der 


"»  Vgl.  Roth.  188.    Geach.  d.  ehel.  Güterr.  1,  10. 

^^  Vgl.  S.  70.  Darqün,  a.  a.  0.  23  ff.  Fickee,  Über  nähere  Verwandtachaft 
zwischen  gotisch -spanischem  und  norwegisch -isländischem  Recht  479  ff.;  Unter- 
sachongen  zur  Erbenfolge  3,  408  ff.  Bbünneb,  Die  uneheliche  Vaterschaft  in  den 
älteren  germanischen  Rechten,  ZRG.  30,  1  ff.  Rosin,  Form  Vorschriften  f.  d.  Ver- 
äußerungsgeschäfte  der  Frauen  nach  langob.  Recht  (Gierke,  Untersuchungen  8) 
S.  48  ff.  WiLDA,  Von  den  unechten  Kindern,  ZDR.  15.  287  ff.  K.  Maurer,  Von 
den  unecht  geborenen  Kindern,  Münch.  SB.  1883,  S.  3  ff.  Dahn,  Bausteine  6,  164  f. 
Weinhold,  Deutsche  Frauen  2*,  15  ff. 

"'  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  112.  2,  1  S.  82.  ÖO.  Ficker,  Forsch,  z.  RG. 
Italiens  4,  39,  Nr.  29  (976).  Lang,  Regesta  rer.  Boic.  4,  495  (1291).  Schheller, 
Bayer.  WB."  2,  616. 

188  Ygi^  Köbne,  Geschiechtsyerbindungen  der  Unfreien  (Gierke,  Unter- 
suchungen 22). 

189  pd].  einen  solchen  Fall  gewährte  L.  Alam.  17,  2  der  freien  Ehefrau  eines 
(rotteshausmannes  innerhalb  der  ersten  drei  Jahre  ihrer  Ehe  das  einseitige  Schei- 
dungsrecht, um  sich  der  Zumutung  unfreier  Dienste  zu  entziehen;  die  von  ihr  ge- 
borenen Kinder  blieben  unfrei.    Vgl.  (jh>THEiN,  a.  a.  0.  (Anm.  149)  12  f. 
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ärgeren  Hand.  Ehen  zwischen  Unfreien  waren,  wenn  der  Herr  sie  ge- 
nehmigt hatte,  wirkliche  Ehen,  konnten  aber  durch  Veräußerang  des  einen 
Ehegatten  seitens  des  Herrn  jederzeit  gelöst  werden. 

Bei  Heiraten  zwischen  Hörigen  und  Unfreien  galten  entsprechende 
Grundsatze,  im  wesentlichen  auch  zwischen  Freien  und  Hörigen.  Da- 
gegen bestand  ein  Ehehindemis  der  Standesverschiedenheit  zwischen  Freien 
und  Edelingen  im  allgemeinen  nicht,  nur  die  Sachsen,  bei  denen  der 
Adel  überhaupt  in  einer  sonst  unbekannten  Weise  über  dft  Freien  empor- 
ragte, machten  eine  Ausnahme  ^®^. 

Das  Ehehindemis  der  Verwandtschaft  und  das  nur  sehr  allmählich 
zur  Anerkennung  gelangte  der  Schwägerschaft  hat  sich  so  Torwiegend 
unter  dem  Einfluß  der  Kirche  ausgebildet,  daß  Ton  einer  näheren  Er- 
örterung hier  abgesehen  werden  kann^*^ 

Das  Recht  der  Ehescheidung^^'  hatte  einseitig  nur  der  Mann.  Er- 
laubt war  die  Yerstoßung  der  Frau  zwar  nur  aus  bestimmten  gesetzlichen 
Gründen  ^^',  aber  auch  die  unerlaubte  Scheidung  löste  das  Eheband,  wenn 
sie  auch  die  Sippe  der  Frau  zur  Fehde  berechtigte  oder  mit  Bußpflicht 
und  anderen  Termögensrechtlichen  Nachteilen  für  den  Mann  verbunden 
war.  Die  Frau  erhielt  erst  allmählich,  unter  dem  Einflüsse  des  römischen 
Rechts,  die  Befugnis,  sich  unter  ganz  bestimmten  Voraussetzungen  von 
dem  Manne  loszusagen.  Der  Normalfall  der  Ehescheidung  war  die 
Trennung  der  Ehegatten  durch  Übereinkunft.  Die  Wiederverheiratung 
Geschiedener  wurde  anfangs  von  der  Kirche  bekämpft;  spät-er  hat  diese 
den  Widerstand  gegen  das  weltliche  Recht  aufgegeben,  in  der  karolin- 
gischen  Zeit  ihn  aber  wieder  aufgenommen. 

Das    eheliche   Güterrecht^^^    beruhte  im   allgemeinen   auf  dem 


»~  Vgl.  Waitz  1»,  194. 

>**  Vgl.  LöNiNG,  G^8ch.  d.  deutsch.  Kirchenrechts  2,  546  &  549  ff.  Wbikhold, 
Dentsche  Frauen'  1,  859  ff.  Dasqük,  Mutterrecht  151  f.  Bbcvn£b,  Berl.  SB. 
1894,  S.  1296. 

^^*  Vgl.  LöNiNO  612  ff.  Weikhold,  2,  48  ff.  Heusles  2,  291  f.  G^eschichte  d. 
ehel.  Grfiterrechts  1,  174  ff  BRtrvNBB,  Geburt  eines  leb.  Kindes  105  ff.  Siehe  auch 
Anm.  189.  Von  Rechts  wegen  wurde  die  Ehe  durch  die  über  einen  Ehegatten 
yerhftngte  Friedlosigkeit  aufgelöst  (S.  76). 

^^  Daeu  gehörte,  wie  Gbhoc,  BA.  454,  und  Brunneb,  a.  a.  0.,  nachgewiesen 
haben,  auch  die  Unfruchtbarkeit  der  Frau.    Vgl.  Anm.  158. 

^^  Vgl  meine  Geschichte  d.  ehel.  Güterrechts  in  Deutschland,  1.  1868.  Die 
ältere  Litteratur  ist  daselbst  vollständig  angegeben.  Von  neueren  Arbeiten  sind 
namentlich  anzuführen:  Heuslbb  2,  292  ff.  Stobbe,  Privatrecht  4,  67  ff.  Youmq 
i.  d.  Essajs  in  anglosazon  law  172  ff.  Olivecroma,  Om  makars  giftorätt  i  bo^, 
1876  (französische  Bearbeitung  des  historischen  Teils  dieses  Werkes  u.  d.  T.:  Pr6cis 
historique  de  Torigine  et  du  d^veloppement  de  la  communaut6  des  biens  entre 
^poux,  Bevue  bist  de  droit  fr.  et  ^tx.  1865).  Sandhaas,  Fränkisches  eheL  Güterr. 
(1866),  45—122.  Huber,  Historische  Grundlage  des  ehel.  Güterr.  d.  Bemer  Hand- 
feste (Basel  1884)  S.  15  ff.;  Geschichte  d.  Schweiz.  Priv.-B.  849  ff.  Fockema- Andreas, 
a.  a.  0.  2,  43  ff.  Pertile,  Storia  3,  271  ff.  Dahn,  Westgot.  Studien  116  f.  123  ff. 
Weinhold,  a.  a.  0.  2,  28  ff.  Rihasson,  Essai  historique  sur  la  l^gislation  du  douaire 
dans  le  droit  germanique,  Bevue  de  l^gislation,  1870.    Adler,  Ehel.  Güterrecht  u. 
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System  der  Verwaltungsgemeinsohaft,  indem  der  Mann  das  Vermögen 
der  Frau  kraft  seiner  Munt  in  Besitz  nahm,  um  es  gemeinschaftlich  mit 
dem  seinigen  für  die  Zwecke  der  Ehe  zu  verwalten^®*.  Es  fand  weder 
eine  Verschmelzung  des  beiderseitigen  Vermögens  zu  einer  einheitlichen 
Masse  statt,  wie  bei  der  späteren  allgemeinen  Gütergemeinschaft,  noch 
eine  Aufsaugung  des  Frauengutes  durch  das  des  Mannes,  wie  in  der  alt- 
römischen Ehe  mit  manus,  vielmehr  blieb  die  ursprüngliche  Zuständigkeit 
der  Güter  geW&hrt  und  nach  Auflösung  der  Ehe  gingen  die  beiderseitigen 
Vermögensmassen  wieder  auseinander  ^^^  Nur  hatte  die  Frau  bei  einigen 
Stammen  eine  Quote  an  dem  Vermögen  des  Mannes  oder  doch  an  der 
ehelichen  Errungenschaft;  zu  beanspruchen,  während  andererseits  bei  den 
Langobarden  dem  Manne  ein  TJniTersalerbrecht  gegen  seine  Frau  zustand. 

Das  Vermögen  der  Frau  setzte  sich  aus  ihrem  Ehegute  und  dem, 
was  sie  von  dem  Manne  erhielt,  zusammen. 

Die  Aussteuer,  welche  der  Braut  von  ihrem  Vormunde  bei  der  Trauung 
mitgegeben  zu  werden  pflegte  *%  bestand  ursprünglich  nur  aus  Hausrats- 
gegenständen  und  der  fraulichen  Ausrüstung  an  Kleidung  und  Schmuck. 


AbschichtuDggrecht  n.  d.  ältesten  bairischen  Bechtsquellen,  189S.  Bbünneb,  Die 
fränkifich-roman.  dos,  Berl.  SB.  1894,  S.  545  &  Gothbin,  a.  a.  0.  (Anm.  149)  81  ff. 
FiCKEB,  Untersuchungen  3,  848.  847—880. 

"*  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  126.  L.  Burg.  100:  Quaecumque  mulier 
Burgundta  vel  Romcma  voluntaie  sua  ad  mariium  ambutaverit^  tubemus,  ut  maritus 
ipse  factütatem  ipsius  tmäteris,  sicui  in  ea  habet  pofestatem,  ita  et  de  amnea  res 
euas  habeat.  Die  Bezeichnung  „Verwaltungsgemeinschaft^^  bedeutet  die  objektive 
Gemeinschaft  der  Verwaltung,  nicht,  wie  die  Gegner  dieses  Ausdruckes  annehmen, 
subjektiv  gemeinschaftliche  Verwaltung.  Die  Gemeinschaft  der  Verwaltung  bildet 
einen  logischen  Gegensatz  zu  der  jedes  Sondergut  aufhebenden  Gremeinschaft  der 
Güter  oder  des  Vermögens. 

IM  Während  in  dieser  Beziehung  früher  allgemeine  Übereinstimmung  herrschte, 
hat  neuerdings  Hübeb  in  seiner  sonst  sehr  yerdienstroUen  Schrift  (Anm.  194)  eine 
völlig  abweichende  Auffassung  entwickelt,  der  sich  Hbübleb  anschließt  Hiemach 
soll  das  Vermögen  der  Frau  mit  Ausnahme  der  Gerade  in  das  ausschließlich  dem 
Manne  unterstellte  Hausvermögen  aufgegangen  und  insoweit  Eigentum  des  Mannes 
geworden  sein.  Schon  die  zugestandene  Ausnahme  enthält  die  Widerlegung,  denn 
da  das  eingebrachte  Vermögen  der  Frau,  so  lange  sie  noch  keinen  Grundbesitz 
haben  konnte,  regelmäßig  nur  aus  Geradesachen  bestand,  so  folgt  aus  der  ver- 
meintlichen Ausnahme,  daß  die  Frau  Eigentümerin  ihres  Vermögens  blieb.  Die 
positive  Begründung  stützt  sich  besonders  auf  Lex  Burg.  14,  4:  Simüiter  quod 
mulier  ad  maritum  veniens  erogaverit,  defuneto  sine  filiis  mariio  mulier  aut  parentes 
mulierie  non  requirant,  die  Stelle  handelt  aber  nicht  von  dem  Eingebrachten,  son- 
dern, da  erogare  aufwenden,  ausgeben  bedeutet,  von  dem  aus  dem  Vermögen  der 
Frau  in  der  Ehe  Aufgewendeten,  das  nach  einem  erst  durch  das  vorliegende  Gesetz 
aufgehobenen  älteren  Brauche  bei  kinderlosem  Tode  des  Mannes  von  den  Erben 
desselben  ersetzt  werden  mußte,  während  in  Zukunft  nur  das  noch  Vorhandene 
restituiert  werden  sollte.  Vgl.  Anm.  152.  Bbünkbb,  Greburt  eines  leb.  Kindes  104. 
Vgl.  L.  Alam.  54,  1  (Anm.;^247).  L.  Rib.  87,  8  (Anm.  258).  L.  Burg.  51,  8.  Eine 
direkte  Widerlegung  der  Hausvermögenstheorie  enthalten  L.  Burg.  14,  1.  74,  1 
(Anm.  211).  96  (Anm.  254). 

'•'  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  116  ff.  127.  144.  178.  175  f.  Fickbb,  a.  a.  0. 
8,  848  f. 
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Der  späteren  sächsischen  Bezeichnung  dieses  Yermögenskomplexes  mit  ge- 
rade entsprach  thüringisch  rhedo,  borgundisch  maWiereda^  vielleicht  aach 
ein  alamannisches  heredi^^^,  während  die  Langobarden  dafür  den  Aus- 
druck scherfa,  scerfa,  der  überhaupt  bewegliche  Sax5hen  bedeutete,  ver- 
wendeten^^*. Als  lateinische  Bezeichnung  begegnet  amamenta,  orn.  mu" 
Uebria,  orn.  matronalia.  Ob  die  aus  dem  Sachsenspiegel  bekannte  Be- 
handlung der  Gerade  als  wandelbarer  Yermögensinbegriff,  wobei  nur  auf 
die  Natur  der  einzelnen  Gegenstände,  nicht  aber  darauf  gesehen  wurde, 
was  die  Frau  mitgebracht  hatte,  noch  in  die  Zeit  der  Yolksrechte  zurück- 
reicht, muß  dahingestellt  bleiben.  Daß  der  Muntwalt  verpflichtet  war, 
der  Braut  überhaupt  eine  Gerade  mitzugeben,  dürfte  schon  aus  der  Not- 
wendigkeit der  „Gabe"  bei  allen-  Emanzipationsakten  (S.  66)  folgen.  Wie- 
viel er  geben  wollte,  lag  wohl,  soweit  die  Braut  nicht  schon  eigenes  Ver- 
mögen besaß,  in  seinem  Belieben,  nur  bei  den  Barganden  bestand  für 
den  Muntwalt,  wenn  er  nicht  Yater  oder  Bruder  der  Braut  war,  die  ge- 
setzliche Yerpflichtung,  ein  Drittel  des  vom  Bräutigam  empfangenen 
Wittums  auf  die  malahereda  zu  verwenden '^^.  Mit  dem  Charakter  einer 
im  wesentlichen  freiwilligen  Gabe  mag  es  zusammenhängen,  daß  die  Ge- 
rade nicht  als  Erbabfindung  behandelt^  sondern  der  Empfängerin  bei  der 
Beerbung  des  Muntwalts  als  Yoraus  belassen  wurde  *^^  Auch  das  ge- 
hörte zum  Wesen  der  Gerade,  daß  sie  der  Munt  des  Mannes  nicht  mit 
der  gleichen  Strenge  wie  das  übrige  Ehegut  unterworfen  sein  konnte*^*. 
Beim  Tode  der  Frau  vererbte  sich  die  Gerade  bei  mehreren  Stämmen 
mit  Ausschluß  der  Söhne  auf  die  Töchter  und,  wenn  diese  fehlten,  auf 
di^  nächste  weibliche  Verwandte  von  der  Spindelseite  *^^  während  umge- 

^^  L.  Angl.  et  Wer.  38 :  omamenta  muliebria  quod  rhedo  dicunt.  L.  Burg.  86 : 
De  malakereda,  L.  Alam.  54:  quidquid  de  sede  patemica  (Variante:  de  heredi 
patemioam)  secum  adtultt.  Grimm,  RA.  567  verweist  auf  rät  =  supeUex,  Wacker- 
nagel, Kl.  Schriften  3,  857.  362  (bei  Birdino,  Burg.-rom.  Königr.  351.  356),  auf  an. 
reida  Zurichtung  (ahd.  raita,  frftnk.  raida\  so  daß  malahereda  Vermählungszurüstung 
wftre.  Vgl.  Hildebrand  bei  Grimm,  DWB.  4,  1^,  Sp.  3554.  Homeyer,  Über  die 
Heimat,  Abh.  d.  Berl.  Akad.  1852,  S.  52  n.  v.  Martitz,  Ehel.  Güterr.  d.  Sachsen- 
spiegels 96. 

**»  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  117.  Lupo,  Cod.  dipl.  Berg.  1,  '529:  Äfobilibus 
vero  rebus  meiSj  h.  e.  seherpha  mea,  aurum  et  argentum,  simul  et  vestes  et  cavalli, 

^  Vgl.  Anm.  152.     L.  Burg.  66.  86,  2. 

*<>*  L.  Burg.  86,  1.  Zweites  sal.  Kapitular  c.  2  (Beerend*  S.  138).  L.  Rib. 
59,  9.     Form.'Wisig.  84.     Sohm,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  345. 

*^*  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  127.  Die  Königinnen  Radegundis  und 
Fredegundis  verfügten  einseitig  über  ihre  Kleider  und  Schmucksachen.  Vgl.  Ven. 
Fortun.,  Vita  S.  Radegundis  c.  13  (MG.  auct.  antiqu.  4,  2  S.  41).  Greg.  Tur.,  Hist. 
Franc.  6,  45. 

•»»  L.  Burg.  51,  3,  5.  14,  6.  L.  Angl.  et  Wer.  32  (Anm.  213).  Für  die  sftch- 
siche  Gerade  ist  das  Recht  des  Mittelalters  beweisend.  Daß  das  fränkische  Recht 
den  gleichen  Grundsätzen  folgte,  wird  durch  das  im  1.  Viertel  des  11.  Jh.  ab- 
gefaßte Hof-  und  Dienstrecht  des  Bischofs  Burchard  von  Worms  c.  10  bezeugt, 
ebenso,  wie  es  scheint,  durch  L.  Cham.  42.  Vgl.  Gaupp,  Lex  Chamavorum  S.  81  f. 
Die  entgegenstehende  Auslegung  von  v.  Amira,  Erbenfolge  44,  ist  unwahrscheinlich« 
R.  80BBÖDKR,  Deatsche  BechtageBChlchte.    9.  Aufl.  20 
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kehrt  die  Eriegsrüstung  (das  Heergewäte)  des  Mannes  den  Söhnen  oder 
dem  nächsten  Schwertmagen  vorbehalten  blieb '^^  Hinsichtlich  der  Betten 
mit  ihrem  Zubehör  scheint  bei  Alamannen,  Franken  und  Sachsen  eine  ge- 
wisse Oütergemeinschaft  bestanden  zu  haben  ^  so  daß  der  überlebende 
Ehegatte  das  fedenoat  entweder  ganz  oder  zur  Hälft«  behielt '^^. 

Bei  den  Langobarden  ging,  der  entwickelteren  Kulturstufe  Italiens 
entsprechend,  die  Aussteuer  schon  im  7.  Jahrhundert  erheblich  über  den 
Begriff  der  Gerade  hinaus.  Die  Aussteuer  {faderfioy^,  die  außer  der 
Oerade  auch  Geld  und  unbewegliche  Sachen  zum  Gegenstande  zu  haben 
pflegte,  galt  als  Erbabfindung  und  schloß  entweder  ganz  von  der  Erb- 
schaft aus  oder  wurde  auf  dieselbe  angerechnet;  beim  Tode  der  Frau 
folgte  sie  den  gewöhnlichen  Grundsätzen  des  Erbrechts  *®^  Denselben 
Charakter  trug  die  Aussteuer  nach  der  Lex  Wisigotorum*^®  und  urkund- 
liche Zeugnisse  der  karolingischen  Zeit  ergeben,  daß  auch  andere  Stämme 
sich  dieser  Entwickelung  auf  die  Dauer  nicht  haben  entziehen  können*^*. 

Nach  sämtlichen  Yolksrechten  gehörte  zu  dem  im  Eigentume  der 
Frau,  aber  in  Besitz  und  Verwaltung  des  Mannes  befindlichen  Ehegute 
außer  der  Aussteuer  auch  ihr  sonstiges  eingebrachtes  Vermögen  ^^^  und 
alles,  was  sie  während  der  Ehe  durch  Erbschaft  hinzuerwarb'^^  Im  all- 
gemeinen galt  dies  auch  von  Schenkungen  an  die  Frau,  nur  bei  den 
Langobarden  wurden  diese  Eigentum  des  Mannes,  weil  er  das  Launegild 


•0*  L.  Angl.  et  Wer.  31. 

tos  Vgl.  Pact  Alam.  3,  2.  Erstes  sal.  Kapitulare  c.  7.  8  (Beerend*  184), 
Ssp.  I.  22  §  4.  Brunneb,  a.  a.  O.  565  ff.  570.  Bei  den  Sachsen  hieß  der  Anteil 
des  Mannes  am  Federwat  „Heerpfühl". 

'^  Über  die  sprachliche  Bedeutung  von  faderfio  (Vatervieh,  Vatergut)  vgl. 
Gesch.    d.   ehel.  Güteir.   1,  118  n.     Diez,   WB.  d.  roman.  Sprachen  1,  s.  v.  fio. 

Brxtel,  Recueii  des  chartes  de  Cluny  1,  29  (881):  aecepimiis  precio in  argento 

vel  in  feos  compreciatos.  Nach  Wackernaoel  (ZDA.  2,  557  f.)  wäre  fio  und  feudum 
nicht  auf  feoh  (pecus),  sondern  auf  got.  thiuih  (Gut),  dem  ein  fränkisches  fiuf  ent- 
sprechen würde,  zurückzuführen.     Vgl.  Anm.  228  über  metfio, 

«0^  Vgl.  Roth.  181.  199.     Liutpr.  3.  102. 

««»  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  124.  Dahn,  Westg.  Stud.  124.  Über  das 
ältere  gotische  Recht  vgl.  Anm.  201  und  hinsichtlich  der  Ostgoten  Gesch.  d.  ehel. 
Güterr.  l,  128  f. 

^  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  120  n.  122  n.     Form.  Marc.  2,  10. 

'^^  L.  Alam.  54  (Anm.  198).  L.  Baiuw.  8,  14:  quicquid  iüa  de  rebus  paren- 
tarum  ibi  adduxit    15,  8:  si  habet  propricts  res,     15,  10:  eo  quod  proprium  habet, 

'"  Vgl.  Anm.  216.  Nach  L.  Burg.  74,  1  sollte  die  gesetzliche  Leibzacht  der 
Witwe  an  einem  Drittel  des  Nachlasses  ihres  Mannes  in  Zukunft  nur  noch  der 
armen  Witwe,  die  weder  von  ihren  Eltern  noch  von  ihrem  Manne  ausreichende 
Versorgung  erhalten  hatte,  zugestanden  werden:   Quapropter  iubemusj  ut  illa  tan- 

tum  vidua  hanc in  hereditates  mariti  accipiat  quaniitatem,  quae  patris  aut 

matris  non  hdbuerit  faeultatem,  aut  si  ei  tnaritus  suus  aliquam,  de  qtia  rivere 
possit^  successionis  suae  non  donaverit  quantitatem.  Die  Gleichstellung  der  Ver- 
sorgung aus  dem  elterlichen  Vermögen  mit  der  durch  den  verstorbenen  Mann 
schließt  die  Annahme  Hubbr's,  daß  unsere  Stelle  von  dem  £rbanfalle  im  Witwen- 
stande handle,  aus. 
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zahlte*".  Während  die  Gerade  vielfach  nur  auf  die  weiblichen  Ver- 
wandten der  Frau  vererbt  wurde,  konnte  die  noch  mit  sonstigem  Ehe- 
gute ausgestattete  Frau  auch  den  Söhnen  und  anderen  von  der  Gerade 
ausgeschlossenen  Verwandten  Vermögen  hinterlassen  ^^^  Dem  ül)erlebenden 
Manne  stand  nur  bei  den  Langobarden  ein  das  ganze  Vermögen  der  Frau 
ergreifendes,  selbst  die  Kinder  ausschließendes  Erbrecht  zu*^^  nach  den 
übrigen  Stammesrechten  konnte  er  nur  entweder  durch  ausdrückliche  Ver- 
fügung der  Frau*",  oder  durch  Beerbung  der  Kinder,  nachdem  diese  zu- 
vor Erben  der  Mutter  geworden  waren,  Eigentum  an  dem  Ehegute  der 
verstorbenen  Frau  erlangen*". 

Außer  dem  Ehegute  umfaßte  das  Vermögen  der  Frau  auch  gewisse 
regelmäßige  Zuwendungen  des  Mannes,  die  Morgengabe  und  das  Wittum, 
von  denen  aber  ursprünglich  nur  die  erstere  in  Betracht  kam,  da  das 
Wittum,  so  lange  die  Strenge  des  alten  Brautkaufes  aufrechterhalten 
blieb,  ausschließlich  dem  Vormunde  der  Braut  zufiel.  Wir  haben  oben 
die  Vermutung  ausgesprochen,  daß  die  altgermanische  Form  der  Morgen- 
gabe in  der  taciteischen  dos  zu  suchen  und  ihre  ursprüngliche  Bedeutung 


•*•  Vgl.  Anm.  170.  Unbefriedigend  die  Erklärung  von  Val  de  LifivBE,  ZRG. 
17,  36  f. 

•"  Vgl.  L.  Burg.  14,  1.  74,  1  (Anm.  211).  L.  Angl.  et  Wer.  32:  Mater  martens 
fUio  terram,  mandpia,  pecuniam  dimittat,  fUiae  vero  spolia  colli,  id  est  murenulas, 
nuscaSy  monilia,  tnaures,  vestea,  armiUaSy  vel  quidquid  ortiamenti  proprii  videbatur 
habuisse,  33:  Si  nee  filtum  nee  filiam  habuerit,  sororem  vero  halmerit,  sorori  pect*' 
niam  et  mcmeipuif  proximo  vero  paiemi  generis  ierram  relinquat  Die  Auffassung 
von  Heüsleb  2,  298  f.,  daß  die  erste  Hftlfte  des  c.  32  sieb  nicht  auf  den  von  der 
Mutter  als  Eigentümerin  hinterlassenen  Grundbesitz,  sondern  auf  den  durch  ihren 
Tod  beendigten  Beisitz  auf  dem  Besitztume  des  Mannes  beziehe,  wird  durch  c.  33 
widerlegt.  Die  Annahme,  daß  eine  Thüringerin  keinen  Grundbesitz  hätte  erwerben 
können,  ist  ungerechtfertigt,  da  dem  Erwerbe  durch  Kauf  oder  Schenkung  nichts 
im  Wege  stand  und  der  Erwerb  durch  Erbschaft  zwar  durch  die  ausgedehnte 
Bevorzugung  der  Schwertmagen  erschwert,  aber  keineswegs  ausgeschlossen  war. 

"*  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  167. 

•»»  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  189  n.  159  n.  Form.  Andec.  41  (40).  Form. 
Marc  2,  7.  17.  Form.  Merkel.  16.  Form.  Lindenbrog.  13  (Zeümer  275).  Form. 
Aug.,  coli.  B.  Nr.  4  (Zeumee  350).     L.  Rib.  48. 

*^*  Vgl.  Anm.  265.  L.  Alam.  89 :  Si  quis  muliery  qui  kereditatem  suam  pater- 
nieam  habet,  post  nuptum  et  prignans  peperit  puerum,  et  ipsa  in  ipsa  hora  mortua 
fuerit,  et  infam  vivue  remanserit  tantum  spatium,  vel  unius  horae,  ut  possit  aperire 
oculo»  et  videre  culmen  domus  et  qttatuor  parietes,  et  postea  defunctus  fuerit:  here- 
ditas  matema  ad  patrem  eius  perteneat.  Die  Stelle  spricht  ganz  deutlich  von  dem 
Tode  der  Mutter  in  der  Stunde  der  Geburt,  während  das  Kind  lebend  zurückbleibt 
{remanserit),  wenn  auch  vielleicht  nur  für  die  Dauer  einer  Stunde  (spatium  vel 
unius  horae).  Man  kann  die  Worte  daher,  ohne  ihnen  Gewalt  anzuthun,  nicht 
mit  HuBBB,  Hist.  Grundl.  27,  und  Bbünnsb,  Geburt  eines  leb.  Kindes  99,  dahin 
auslegen,  daß  der  Mann  die  Frau  auch  dann  beerbt  haben  müsse,  wenn  das 
Kind  vor  der  Mutter  mit  Tode  abgegangen  sei.  Dem  widerspricht  auch  Pact 
Alam.  8,  1  und  das  spätere  alamannische  Recht,  vgl.  Hubeb  28.  Ein  praktisches 
Beispiel  aus  dem  Gebiete  des  salischen  Rechts  GuiBABO,  Cartulaire  de  St.  Bertin 
Nr.  18  (704). 

20» 
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die  einer  Adoptionsgabe  gewesen  sei*^';  dann  wäre  sie,  dem  Entgeltlich- 
keitsprinzip  entsprechend,  als  das  Lohngeld  für  die  erste  Hingabe  der 
Frau  an  den  Mann  anzusehen,  was  dnrch  die  mittelalterliche  Auffassung 
bestätigt  wird'^^  Die  taciteische  dos  bestand  aus  Rindern,  Waffen  und 
einem  aufgezäumten  Rosse;  zeitgemäß  verändert  erkennen  wir  sie  in  der 
Morgengabe  wieder,  die  der  westgotische  Adel  nach  altem  Brauche  {ordhds 
ut  Getici  est  et  morgingeba  vetusä)  noch  im  Anfange  des  siebenten  Jahr- 
hunderts neben  einem  das  halbe  Vermögen  des  Bräutigams  umfassenden 
Wittum  {dos)  im  Ehevertrage  zu  versprechen  pflegte '^^.  Dieselbe  um- 
faßte zehn  Knechte  mit  ebenso  vielen  Pferden,  zehn  Mägde  mit  ebenso 
vielen  Mäulem  und  außerdem  Waffen  {arma).  Seit  ein  Gesetz  Ghinda- 
suinth's  von  644  das  Maximum  des  Wittums  auf  ein  Zehntel  von  dem 
Vermögen  des  Bräutigams  festgesetzt  hatte,  blieb  die  frühere  Morgen- 
gabe als  ein  dem  Adel  gestatteter  Zuschlag  zu  dem  gesetzlichen  Höchst- 
betrage des  Wittums  auch  ferner  in  Übung,  nur  daß  an  die  Stelle  der 
Waffen,  deren  Bedeutung  man  nicht  mehr  verstand,  andere  Gegenstände 
bis  zu  einem  bestimmten  Betrage  {in  omamentis  quantum  miUe  soUdorum 
valere  summam  constUerit)  traten**".  Seit  neben  Eigenleuten,  Pferden  und 
Mäulem  nicht  arma^  sondern  omameuta  gegeben  wurden,  war  die  Morgen- 
gabe zu  einer  reinen  Witwenversorgung  geworden,  und  da  sie  sich  in 
dieser  Beziehung  mit  dem  Wittum  begegnete,  so  verschmolz  sie,  soweit 
sie  aus  unbeweglichen  Sachen  bestand,  vollständig  mit  diesem  und  be- 
hauptete nur  als  Mobiliargabe  (die  camera  cerrada  der  Portugiesen)  eine 
gewisse  Selbständigkeit  **^ 


•"  Vgl.  S.  69.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  84  ff.  154  ff.  172  f.  175  f.  Über 
die  Auffassung  Ficker's  Adiii.  151. 

»"  Vgl.  Anm.  90.  v.  Amira,  Obl.-R.  1,  518.  2,  649.  Ficker,  Untersachungen 
8,  396.  Schröder,  Ehel.  Güterrecht  2,  1  S.  26.  38.  60  (unrichtig  ebd.  1,  110  f.> 
OsENBRüQOEN,  Rechtsgcschichtliche  Studien  70.  79.  82.  Huber,  Gesch.  d.  Schweiz. 
Privatrechts  880  f.     Foceema-Andreae,  Bijdragen  2,  143  f. 

•»»  Form.  Wisig.  20  (Zbümer  583).  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  107.  Das  Wort 
hat  gotisch  maurgingiba  oder  fnaürginagiba  gelautet ,  ist  also  in  der  Formel  im 
wesentlichen  richtig  wiedergegeben.     Vgl.  Kögel,  ZDA.  37,  225. 

**^  L.  Wisig.  8,  1  c.  5.  Im  praktischen  Leben  wurde  die  von  Chindasuinth 
gezogene  Grenze  später  nicht  mehr  beobachtet.  £ine  earhUa  doHs  von  887 
(Helfferich,  Entstehung  des  Westgotenrechts  255,  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  108) 
zählt  auf:  ein  Zehntel  vom  Vermögen  des  Mannes,  10  Knechte,  10  Mägde,  20  Pferde 
oder  Mäuler,  mehrere  Viehherden,  400  Sol.  in  omamento  ei  veatimento  und  30  Guts- 
höfe (viUae). 

**^  Vgl.  JoRDAo,  Le  morgengabe  portugais,  Bevue  hist.  de  droit  5,  114  ff. 
Über  das  westgotische  Wittum  (dosj  pretium\  das  seinen  ursprünglichen  Charakter 
als  Kaufpreis  noch  nicht  ganz  abgestreift  hatte,  vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr. 
1,  70  AT.  153  f.  172.  Das  Wittum  war  lebenslängliches  Eigentum  der  Frau  und  fiel, 
soweit  sie  nicht  unter  Lebenden  darüber  verfügt  hatte,  bei  ihrem  Tode  an  den 
Mann,  die  Kinder  oder  sonstigen  Erben  des  Mannes  zurück.  Vgl.  Anm.  91.  Seit 
Chindasuinth  durfte  die  Frau  bei  beerbter  Ehe  nur  noch  über  '/^  verfügen,  '/^  waren 
den  Kindern  verfangen. 
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Bei  den  meisten  südgermanischen  Stämmen  wurde  die  WafTengabe 
als  eine  wesentliche  Solennität  der  Eheschließung  festgehalten  (S.  298  f.), 
aber  nicht  mehr  mit  der  Morgengabe  in  Verbindung  gebracht;  die  alte 
einheitliche  Ehegabe  hatte  sich  in  zwei  Graben  aufgelöst:  die  der  Perfektion 
der  Ehe  dienende  WaflFen-  und  die  der  Versorgung  der  Frau  bestimmte 
Morgengabe.  Es  war  natürlich,  daß  die  letztere  sich  besonders  da,  wo 
die  Frau  kein  Wittum  erhielt,  also  in  der  Eebs-  oder  morganatischen 
Ehe  (S.  302)  und  bei  den  am  Brautkaufe  länger  festhaltenden  Stammen, 
zu  einer  materiell  bedeutenden  Zuwendung  gestalten  mußte,  deren  Ver-- 
einbarung  zu  einem  wesentlichen  Punkte  bei  den  Eheberedungen  wurde. 
Wenn  die  burgundische  morginegiba  {dos,  donatio  nuptialis)  bei  beerbter 
Ehe  den  Kindern,  deren  Vater  sie  gegeben  hatte,  verfangen  blieb,  bei 
unbeerbter  Ehe  aber  nach  dem  Tode  der  Frau  wenigstens  zur  Hälfte 
hinterfällig  wurde,  so  muß  es  sich  wohl  um  eine  bedeutende,  Tomehmlich 
das  Immobiliarvermögen  berührende  Gabe  gehandelt  haben  ^^^  Dasselbe  ist 
von  der  Morgengabe  {dos)  der  Lex  Saxonum  anzunehmen  ^^^.  Bei  kinder- 
loser Ehe  war  dieselbe  st«ts  hinterfällig;  sie  kehrte  zurück  an  den  Mann, 
wenn  die  Frau  vor  ihm  starb,  und  fiel  an  seine  Erben,  wenn  die  der 
Witwe  an  der  Morgengabe  zustehende  Leibzucht  durch  ihren  Tod  beendigt 
wurde***.  Bei. beerbter  Ehe  bestand  ein  für  die  Folgezeit  entscheidend 
gewordener  Gegensatz  zwischen  dem  westfälischen  Recht  und  dem  der 
übrigen  Sachsen.  Bei  den  letzteren  war  die  Morgengabe  den  Kindern 
verfangen  und  wurde  durch  Vorabsterben  sämtlicher  Kinder  Eigentum 
der  Frau  kraft  Erbrechts,  bei  den  Westfalen  dagegen  bewirkte  die  Geburt 
eines  Kindes  den  Untergang  der  Morgengabe,  statt  deren  die  Frau  den 
Anspruch  auf  die  Hälfte  der  ehelichen  Errungenschaft  erhielt***^.     Auch 

"•  Vgl.  Anm.  91.  L.  Burg.  24,  1.  2.  42,  2.  62,  2.  Gesch.  d.  ebel.  Güterr. 
],  104  f.  Wackerkaoel,  Kl.  Sehr.  3,  405  (bei  Bindino,  Burg.-rom.  Königreich  394). 
FiCKEB,  Untersuchungen  3,  364.  Über  römische  Einflüsse,  welche  bei  der  burgun- 
dischen  dos  mitgewirkt  haben  mögen,  vgl.  Brünner,  a.  a.  0.  562  f. 

•"  Vgl.  L.  Sax.  47  f.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  98  flp.  2,  3  S.  110  ff.  119  ff.  332  f. 
Gaupp,  Recht  u.  Verf.  d.  alt.  Sachsen  182  ff.  Über  die  Eigentümlichkeiten  des 
westfälischen  Rechts  vgl.  L.  Sax.  66.  Widukind,  Res  gestae  Saxonicae  1,  14.  Das 
Wesen  der  sächsischen  dos  ist  bestritten,  indem  sie  vielfach  für  das  Wittum,  die 
spätere  sächsische  Leibzucht,  gehalten  wird.  Vgl.  Brükner,  Forschungen  730  f. 
O.  Stern,  Der  geschichü.  Ursprung  der  sächs.  Leibzucht,  Berl.  Inaug.-Abh.,  1896. 
Grimm,  RA.  423.  Kraut,  Vormundschaft  1,  312.  v.  Martitz,  Ehel.  Güterrecht 
des  Sachsenspiegels  179.  -  Beseler,  £rbverträge  1,  207.  Stobbe,  Privatrecht  4,  69. 
Wenn  man  (entgegen  der  Annahme  von  Fickbr,  Anm.  151)  daran  festhalten  muß, 
daß  das  Wittum  (die  spätere  sächsische  Leibzucht)  aus  einer  Umbildung  des  alten 
Brautkaufes  hervorgegangen  ist,  so  kann  die  dos  der  Lex  Saxonum  nicht  identisch 
mit  dem  Wittum  sein,  da  das  Gesetz  durchaus  noch  an  den  alten  Formen  des 
Brautkaufes  festhält;  die  Annahme,  daß  der  Verlober  den  Kaufpreis  nicht  be- 
halten, sondern  der  Braut  als  dos  übergeben  habe,  ist  mit  dem  Wortlaute  des 
Gesetzes  unvereinbar.  War  aber  die  dos  nicht  Wittum,  so  kann  sie  nur  Morgen- 
gabe gewesen  sein.    Vgl.  Anm.  225  f.. 

•»•  Vgl.  Anm.  158. 

***  Ganz  ähnlich  das  mittlere  livländische  Ritterrecht  c.  54:  Heft  Ön  erst  ein 
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die  morgengifu  {dos)  der  ADgelsachsen  wax  vor  allem  eine  Witwenversor- 
gungy  die  in  der  Regel  auch  Grundstücke  zum  Gegenstande  hatte;  es 
scheint,  als  sei  dieselbe,  ähnlich  wie  bei  den  Westfalen,  nach  der  Geburt 
eines  Kindes  durch  einen  gesetzlichen  Anteil  (die  Hälfte)  nicht  bloß  an  der 
ehelichen  Errungenschaft,  sondern  überhaupt  an  dem  Vermögen  des 
Mannes  ersetzt  worden**®. 

Die  morgincap  der  Langobarden  hatte  eine  solche  Höhe  erreicht,  daß 
Liutprand  schon  717  den  vierten  Teil  des  Vermögens  des  Mannes  als 
•nicht  zu  überschreitenden  Höchstbetrag  festsetzte  **^  Das  Gesetz  wurde 
umgangen,  indem  man  die  inzwischen  ebenfalls  zu  einer  Zuwendung 
an  die  Frau  gewordene  Meta  um  so  viel  mehr  zu  erhöhen  pflegte,  bis 
Liutpr.  89  auch  hierfür  eine  Grenze  zog**®;  da  aber  auch  diese  Maß- 
regel durch  anderweitige  Schenkungen  des  Mannes  an  die  Frau  illu- 
sorisch gemacht  wurde,  so  untersagte  Liutpr.  103  endlich  alle  derartigen 
Schenkungen,  so  daß  nur  noch  Morgengabe  und  Meta,  beide  innerhalb 
der  gesetzlichen  Maximalgrenzen,  verstattet  blieben.  Bei  der  Entwicke- 
lung  konnte  es  nicht  ausbleiben,  daß  beide  demselben  Zwecke  dienenden 
Gaben  wie  bei  den  Westgoten  zu  einer  einheitlichen  Gabe  verschmolzen, 
die  man,  weil  sie,  wie  ehedem  die  Meta,  bei  der  Verlobung  vereinbart 


frouwe  ein  kindy  dat  se  betügen  möge  sülf  drüdde^  dat  id  de  veer  wende  beschriet, 
wenn  id  to  der  werlt  kumpt,  so  is  alle  morgengave  dod,  unde  se  besittet  eres  mannes 
dele  des  gudes  unde  betalet  sine  schult  unde  vördert  sine  schult  unde  schaffet  denste 
crem  heren  van  crem  gude.  Vgl.  Erdmann,  Güterr.  d.  Eheg.  n.  d.  Provinz.-Recht 
Liv-,  Esth-  und  Kurlands  172.  Weitere  Belege  aus  demselben  Rechtsgebiete, 
sowie  aus  den  Niederlanden  und  Schlesien  bei  Brunner,  Geburt  eines  leb.  Kindes 
77  f.,  der  mit  Recht  vermutet,  daß  hier  die  Spur  eines  uralten  Rechtssprichwortes 
vorliege,  wonach  die  Geburt  eines  Kindes  den  Tod  der  Morgengabe  bewirkte,  —  ein 
Grund  mehr  für  die  Gleichstellung  der  sächsischen  dos  mit  der  Morgengabe.  Die 
Annahme  von  Heusler  2,  345  AT.,  und  Brünner,  a.  a.  0,  100,  daß  die  westfälische  Er- 
rungenschaftsgemeinschaft in  jeder  Ehe,  auch  der  unbeerbten,  platzgegriffen  habe, 
der  kinderlosen  Frau  also  dos  und  Errungenschaftsanteil  zugekommen  sei,  ist  gegen- 
über der  weiteren  Entwickelung  des  westfälischen  Rechts  (Verwaltungsgemeinschaft 
bei  kinderloser.,  allgemeine  Gütergemeinschaft  bei  bekindeter  Ehe)  durchaus  un- 
wahrscheinlich und  erschwert  das  Verständnis  der  L.  Sax.  47  in  hohem  Grade, 
während  die  Stelle  bei  unserer  Auffassung  keine  Schwierigkeiten  bietet.  Vgl. 
Anm.  158. 

"•  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  94  ff:  Brunner,  a.  a.  O.  101  f.  Youno, 
a  a.  0.  173  ff.  In  Urkunden  wird  bei  Erwähnung  der  Morgengabe  häufig  aus- 
drücklich die  Kinderlosigkeit  hervorgehoben.  Lehrreich  ist  besonders  Thorpb, 
Dipl.  Angl.  S.  271  ff.  (v.  J.  988).  Eadric  ist  kinderlos,  mit  Hinterlassung  einer 
Witwe,  gestorben;  sein  Oheim  A.  wird  sein  Erbe  und  richtet  infolgedessen  nur 
ihre  Morgengabe  aus:  fa  gevde  A.  hire  hire  morgengife  (latein.  Text:  hoc  de  causa 
concessit  Ä.  Uli  viduae  donum  dotis  suae  iantum,  quod  ei  dederat  Eadricus,  quando 
eam  primum  accepit  uxorem).  Bei  beerbter  Ehe  wäre  die  Morgengabe  t^t  gewesen 
und  die  Witwe  hätte  dafür  das  halbe  Vermögen  erhalten.  Zu  beachten  ist  auch 
hier  die  Übersetzung  dos  für  die  Morgengabe. 

•"  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  84  ff.  Pertile  8,  276  ff.  Schüpfer,  Arch. 
giurid.  1,  127  ff. 

"^  Über  die  Meta  seit  Liutprand  vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  40  ff.  146. 
Über  die  Zusammensetzung  mit  fio  {inetßo)  ebd.  1,  27,  sowie  oben  Anm.  206. 
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wurde,  zuweilen  als  meta  oder  antef actum j  meistens  aber  nach  der  von 
der  Morgengabe  beibehaltenen  Übergabe  am  Morgen  nach  der  Brautnacht 
als  morffincap  bezeichnete.  Der  von  Liutprand  far  die  Morgengabe  fest- 
gesetzte Höchstbetrag  wurde  als  regelmäßiger  Betrag  dieser  vereinigten 
Gabe  üblich,  sie  belief  sich  durchweg  auf  den  vierten  Teil  des  gegen- 
wärtigen und  zukünftigen  Vermögens  des  Mannes  und  wurde  daher  ge- 
radezu Quarta  genannt.  Nur  bei  der  Wiederverheiratung  einer  Witwe 
erhielt  sich  im  Beneventischen,  in  Anknüpfung  an  die  nach  älterem  Recht 
in  solchem  Falle  zu  zahlende  halbe  Meta,  der  Gebrauch,  nur  eine  Octava, 
also  eine  halbe  Morgengabe,  zu  geben '^^.  Übrigens  stand  die  Bestellung 
der  Quarta  oder  Octava  in  Benevent  derartig  gewohnheitsrechtlich  fest, 
daß  die  Witwe  diese  selbst  dann  beanspruchen  konnte,  wenn  die  gesetz- 
lich verordnete  Verbriefung  unterblieben  war,  quoniam  iniguum  et  repre- 
hensibüem  videtur,  ut,  quod  omnes  de  suis  retinent  viris,  aliquantae  mulieres 
per  incuria  vel  aliqua  accidentia  ammittant*^^.  Aus  einem  gewohnheits- 
rechtlichen Niederschlage  der  Eheverträge  hatte  sich  eine  frauliche  Ge- 
rechtigkeit {iustitia)  gebildet,  kraft  deren  die  überlebende  Frau,  wenn 
keine  andere  schriftliche  Vereinbarung  vorlag,  als  gesetzliche  Miteigentümerin 
an  dem  Vermögen  des  Mannes  galt. 

Eine  ähnliche  Entwickelung,  die  hier  wie  in  allen  romanischen  Ge- 
bieten durch  das  Vorbild  der  römischen  donatio  ante  nuptias  in  dotem 
redacta  unterstützt  wurde  ^^*,  hat  bei  den  Franken  stattgefunden.  Diese 
kannten  das  Wittum  schon  zur  Zeit  des  Chlodovech  nicht  mehr  als 
Kaufpreis,  sondern  nur  als  eine  Gabe  des  Mannes  an  die  Frau  {dos,  tanodo, 
dotalitium,  sponsalitia  largitasy^^,  die  aber  den  ursprünglichen  Zusammen- 
hang so  weit  gewahrt  hatte,  daß  nur  die  Wittumsehe  als  wahre  Ehe  an- 
erkannt wurde *'^;  war  die  Vereinbarung  des  Wittums  unterblieben,  so 
galt  das  Verhältnis  als  bloße  Friedelehe  wenn  das  Versäumte  nicht  noch 
nachgeholt  wurde  *^*.    Auch  darin,  daß  bei  Verletzung  der  Munt  der  Be- 

•»»  Vgl.  S.  297.  Bluhme  in  Sybel's  Hist.  Zeitachr.  30,  396.  Rosin,  Ver- 
äoßerungsgeschäfte  der  Frauen  37.     Pertile,  a.  a.  0.  279. 

*»<>  Kapitular  des  Herzogs  Adelchis  c.  3,  MG.  Leg.  4,  211  (nach  866). 

"'  Vgl,  Anm.  151.  Brunner,  Frank. -roman.  Dos  549  fF.  Zwei  fiir  Neustrien 
erlassene  Novellen  zur  Lex  Salica  (Erstes  Kapitular  c.  7.  c.  8.  Ed.  Chilper.  4)  ent- 
halten gesetzgeberische  Versuche,  welche  eine  Teilung  der  dos  bei  Eingehung  einer 
zweiten  Ehe  vorschreiben,  sich  aber  offenbar  nicht  einzubürgern  vermocht  haben. 
Während  Ficker,  a.  a,  0.  3,  362  ff.,  für  diese  Versuche  eine  germanische  Grund- 
lage annimmt,  behaupten  Sandhaäs  70  f.  und  Brünner,  a.  a.  0.  563  ff.  571,  römisch- 
rechtliche Einflüsse,  teils  im  Wege  direkter  Entlehnung,  teils  indirekt  durch  Ver- 
mittelang westgotischer  Gresetze. 

"•  Ober  tanodo  vgl.  Brunner,  a.  a.  0.  547  ff.  Zeümer,  N.  Arch.  6,  33.  Ge- 
schichte d.  ehel.  Güterr.  1,  66. 

•"  Vgl;  Geschichte  d.  ehel.  Güterr.  1,  64  f.  81.  Sandhaas  47  ff.  Ficker,  a.a.  0. 
8,  348  ff.  Daß  es  sich  dabei  nicht  um  römischrechtliche  Einwirkungen  gehandelt 
hat,  wird  mit  Recht  von  Ficker,  a.  a.  O.  350  ff.,  hervorgehoben. 

*"  Vgl.  Anm.  151.  184.  Geschichte  des  ehel.  Güterr.  1,  65  n.  4  f.  Form. 
Marc.  2,  16.  Form.  Tur.  16.  Gart.  Senon.  app.  1  (Zeumer,  Formulae  208  f.).  Form. 
Merkel.  19  (21).    Form.  Lindenbr.  16. 
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trag  des  Wittums  als  Muntbrüche  zu  entrichten  war,  hatte  sieb  die  Er- 
innerung an  die  frühere  Bedeutung  des  Wittums  erhalten '^^  Der 
früher  bei  dem  Brautkaufe  übliche  Betrag  muß  derselbe  gewesen  sein, 
den  wir  noch  in  der  ersten  Hälfte  des  sechsten  Jahrhunderts  als  den 
regelmäßigen  Betrag  des  Wittums  finden,  bei  Saliern  62^3  Sol.  (für  Liten 
30  SoL),  bei  Bibuariem  50  Sol.,  in  Geld  oder  fahrender  Habe*'®.  An 
Stelle  des  Mobiliarwittums  kam  in  den  vermögenden  Kreisen  spätestens 
seit  dem  siebenten  Jahrhundert  die  in  zahlreichen  Formeln  und  Urkunden 
bezeugte  Inunobiliardos  in  Gebrauch.  Dieselbe  wurde  regelmäßig  durch 
traditio  cartae  (S.  275)  bestellt  und  daher  auch  als  dos  conscripta  be- 
zeichnet. Hatte  eine  Yerbriefung  nicht  stattgefunden,  so  konnte  die  den 
Mann  überlebende  Frau  nur  eine  Mobiliardos  in  dem  altherkömmlichen 
Betrage  beanspruchen.  Bei  der  Immobiliardos  wurde  der  Frau  bald  das 
Eigentum,  bald  nur  die  Leibzucht  verschrieben*'^;  volle  Wirkung  hatte 
die  Art  der  Verschreibung  aber  nur  bei  kinderloser  Ehe,  da  bei  beerbter 
Ehe  das  Ganerbenrecht  der  Kinder  (S.  272  f.)  in  den  Vordergrund  trat; 
das  nur  zur  Leibzucht  verschriebene  Wittumsgut  kehrte,  wenn  die  Frau 
während  der  Ehe  starb,  an  den  Mann  zurück,  war  aber  den  Kindern 
verfangen;  das  zu  Eigentum  verschriebene  Wittum  blieb  als  ein  den 
Kindern  verfangenes  Gut  in  der  Hand  der  überlebenden  Frau,  vererbte 
sich  aber,  wenn  die  Frau  vor  dem  Manne  starb,  sofort  auf  die  Kinder, 
so  daß  der  Mann  nur  Verwaltung  und  Nutzung  für  die  Dauer  seiner 
väterlichen  Munt  zu  beanspruchen  hatte*'®.  Die  Höhe  des  Wittums  unter- 
lag, im  Gegensatze  zu  der  älteren  Mobiliardos,  der  freien  Vereinbarung. 
Neben  unbeweglichen  Sachen  wurden  häufig  auch  Fahmisstücke  und  Kost- 
barkeiten versprochen.  Seit  dem  neunten  Jahrhundert  war  es  in  Frank- 
reich wie  bei  den  in  Italien  angesessenen  Franken  besonders  üblich,  der 
Frau  den  dritten  Teil  des  gesamten  gegenwärtigen  und  zukünftigen  Ver- 
mögens des  Mannes  als  dos  oder  dotatiäum  zu  Eigentum  oder  Leibzucht 


"*  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  16. 

•»«  Vgl.  ebd.  1,  63  ff.  Sohm,  ZRG.  5,  420  ff.  Sandhaas  51  f.  Fickeb,  a.  a.  0. 
d,  354  ff.  Den  Beweis  wegen  der  dos  hatte  die  Frau  nach  dem  zweiten  sal.  Kapi- 
tular  c.  4  (Behsend,  Lex  Salica'.S.  139)  im  StreitfuUe  durch  Zwölfereid  zu  er- 
bringen. Die  Bedeutung  der  gesetzlichen  Mobiliardos  war  hier  wie  bei  anderen 
Stämmen  keine  absolute,  sondern  nur  eine  dispositive,  anderweitige  Vereinbarungen 
waren  nicht  ausgeschlossen.  Andererseits  fand  die  gesetzliche  Dos  nur  in  solchen 
Ehen  Anwendung,  in  denen  die  Frau  durch  irgend  einen  Formalakt  dotiert  worden 
war,  da  die  Ehe  ohne  Dos  überhaupt  keine  rechtmäßige  £he  war.  Vgl.  Fickeb, 
a.  a.  0.  8,  854.    Beispiele  aus  dem  französischen  Mittelalter  ebd.  359. 

"^  L.  Rib.  37,  1 :  Si  quis  7nulterem  disponsaverit,  quidquid  ei  per  tabulafum 
seu  cartarum  instrumenta  conscripserit,  perpetualiter  inconfulsum  permaneat  Vgl. 
Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  149.  171.  Sakdhaas,  a.  a.  O.  58  ff.  Bbunkeb,  a.  a.  0. 
570  f.    Fickeb,  a.  a.  0.  360  f.  366  ff. 

•»9  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  147.  170  f.  Sohm,  a.  a.  0.  424.  Saudhaas, 
a.  a.  0.  62.  Heusleb  2,  311.  315.  Fickeb  3,  872  f.  375  ff.  Form.  Marc.  2,  9. 
Form.  Merkel.  22  (24).    Siehe  auch  Anm.  158. 
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auszumachen  *^^.  Die  lombardischen  Juristen  stellten  diese  salische  Tertia 
in  Parallele  mit  der  Quarta  des  lombardischen  Rechts**^  und  in  der  That 
laßt  sich  nachweisen,  daß  beide  aus  der  Verschmelzung  zweier  ursprüng- 
lich selbständigen  Gaben  entstanden  sind.  Bei  den  Franken  war  es  üb- 
lieh,  in  der  Wittumsverschreibung  außer  dem  in  Immobilien  bestehenden 
Wittum  {dos)  für  die  Frau  ein  Drittel  der  ehelichen  Errungenschaft  aus- 
zusetzen, so  daß  eine  yertragsmäßige  Errungenschaftsgemeinschaft  zu 
Schwert-  und  Spindelteil  (d.  h.  zu  "/j  für  den  Mann,  zu  7$  f^r  die  Frau) 
begründet  wurde  ^^^  Enthielt  die  WittumsTerschreibung  keine  derartige 
Bestimmung,  so  trat  keine  Errungenschaftsgemeinschaft  ein'^'.  War 
aber  eine  Verbriefung  des  Wittums  überhaupt  nicht  erfolgt,  also  keine 
Inunobiliardos  gegeben,  so  hatte  die  den  Mann  überlebende  Frau  außer 
ihrer  Mobiliardos,  die  sich  bei  den  ribuarischen  Franken  noch  gegen  Ende 
des  sechsten  Jahrhunderts  in  der  gesetzlichen  Höhe  von  50  Sol.  hielt,  von 
Bechts  wegen  ein  Drittel  der  ehelichen  Errungenschaft  zu  beanspruchen; 
was  sich  in  den  Eheverträgen  regelmäßig  zu  wiederholen  pflegte,  war 
demnach  allmählich  zu  einem  Bechtssatze  geworden,  der,  wenn  auch  zu- 


•••  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Gäterr.  1,  90.  Du  Canqe,  GlosBarium  s.  v.  tertia  5, 
terHaria  4.  Cartal.  Langob.  16  (MG.  Leg.  4,  599).  Bsuel,  Recueil  des  chartes  de 
Tabbaye  de  Cluny  1,  99,  Nr.  88  (905):  cedo  tun  tercia  poreione  de  bmnes  res  facul' 

tates  meas  quas  visus  sum  obere  aut  possidere  aut  inantea eonquirere  aut  la- 

barare  potuero,  tarn  in  Jjucdtmense  et  in  Viennense ,  et  aecundum  mea  lege 

SaHea  manibua  tibi  irado  perpetualiter  ad  abendum,  vendendum,  donandum,  seu 
lieeat  tibi  eommutandumy  ei  sieut  lex  mea  Salica  commemorat  faciendum.  Ebd.  885, 
Nr.  358  (928).  481,  Nr.  496  (939).  2,  293,  Nr.  1211  (966).  454,  Nr.  1392  (974).  470, 
Nr.  1412  (975).    Zuweilen  wurde  statt  des  Drittels  die  Hälfte  gegeben.    Vgl  ebd. 

1,  96,  Nr.  86  (904). 

•*«  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  89.    Cartul.  Langob.  1. 

•**  Bei  dem  Tode  des  Königs  Dagobert  wurde  seiner  Witwe,  die  doch  un- 
zweifelhaft eine  Wittumsverschreibung  erhalten  hatte,  der  dritte  Teil  der  ehelichen 
Errungenschaft  vorbehalten.    Vgl.  Fredegar.  chron.  4,  85  (M(J.  Scr.  rer.  Merov. 

2,  164.  422).  SICK£^  Gott  gel.  Anz.  1889,  S.  954  f.  •  Nach  einer  rhein-fränkischen 
Urkunde  von  815  (Wbnck,  Hess.  Landesgesch.  2,  Ürk.-B.  Nr.  15)  besteht  das  Ver- 
mögen einer  Frau  aus  ihrer  haereditas,  der  ihr  von  ihrem  Mann  zu  Leibzuchtsrecht 
bestellten  dos  und  der  ihr  zu  Eigentum  zustehenden  tertia  pars  elaboratus  nostri. 
Vgl.  ZUG.  15,  21  f.  Eine  geringe  Variation,  indem  statt  des  Anteils  an  der  Er- 
rungenschaft ein  Anteil  an  der  gesamten  Fahrhabe  des  Mannes  gewährt  wird,  in 
einer  südfranzösischen  Urkunde  von  833  (Bbüel,  a.  a.  0.  9,  Nr.  7):  guia  et  raeio 
postulat  et  oonsuetudo  exquirit,  ut  sponstts  sponsam  et  mariius  uxorem  dotare  debeat, 
ideo  cedo  tibi  atque  dono  per  hoc  dotalicium  aliquid  ex  rebus  meis,  que  sunt  site  in 

pago  Lugdunense, hoc  est  mansum  unum et  servum  M,  cum  uxore  sua, 

eedo  etiam  tibi  terciam  partem  ex  omnibus  rebus  meis  mobilibus,  quas  modo  kabeo 
vel  in  futuro  pariter  aequirere  poterimus,  und  zwar  alles  zu  Eigentum.  Vgl.  Gesch. 
d.  ehel.  Güterr.  1,  92.  Form.  Marc.  2,  17  {quod  in  tertia  mea  accepi).  Form.  Lin- 
denbrog.  18  (Zeumbr  275.    RozitsE  Nri  251). 

'*'  Dies  verkennt  Heusleb,  2,  317,  der  dadurch  zu  teilweise  unrichtigen  Er- 
gebnissen gekommen  ist.  Zwischen  Chilperich  und  Fredegundis  bestand  keine 
Errungenschaftsgemeinschaft  (vgl.  Greg.  Tur.,  Hist  Franc.  6,  45.  (resch.  d.  ehel. 
Güterr.  1,  181  n.),  die  Königin  war  Eigentümerin  der  von  ihrem  Gemahl  bestellten 
dos  und  betrachtete  auch  die  Früchte  derselben  als  ihre  proprietas. 
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nächst  nur  zu  Gunsten  der  überlebenden  Frau,  überall  platzgrifT,  wo  keine 
besondere  Vereinbarung  stattgefunden  hatte**'. 

Da  den  Franken  der  Errungenschaftsanteil  der  Frau  zunächst  nur 
als  vertragsmäßige  und  nicht  als  gesetzliche  Einrichtung  bekannt  gewesen 
war,  die  Zurückfährung  desselben  auf  das  Wittum  aber  ausgeschlossen 
bleiben  muß,  so  liegt  es  nahe,  die  Entstehung  desselben  in  der  Morgen- 
gabe zu  suchen,  die  auch  bei  Langobarden,  Westfalen  und  Angelsachsen 
die  Neigung  zu  einer  ähnlichen  Gestaltung  erkennen  läßt.  Dem  scheint 
nun  freilich  der  Umstand  entgegenzustehen,  daß  das  ribuarische  Tolks- 
recht  außer  dem  Errungenschaftsanteil  und  der  Immobiliar-  oder  Mobiliar- 
dos auch  noch  eine  ausschließlich  aus  beweglichen  Sachen  bestehende 
Morgengabe  kannte***,  doch  ist  diese  wohl  nur  als  ein  durch  die  Verbindung 
der  Morgengabe  mit  dem  Wittum  abgestoßener  Best  der  ursprünglichen 
Morgengabe  anzusehen  **^. 


**»  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Guterr.  2,2  S.  54  flp;  174.  229.  232.  L.  Rib.  37,  2 
(37,  1  siehe  Anm.  237):  Si  autem  per  series  scripturarum  ei  nihil  contullerit,  si 
mulier  vir  um  supervixerit,  50  solides  in  dude  reeipiat,  et  terciam  de  omne  re,  quod 
simul  conlabaraveritj  sibi  studeat  evindicare.  Für  das  salische  Eecht  vgl.  Bbuknkb, 
a.  a.  0.  571  ff.  und  die  nach  678  entstandene  Form.  Andec.  59  (58),  wo  der  freien- 
Frau  eines  Unfreien  seitens  der  Herrschaft  des  letzteren  außer  der  Aufrechter- 
haltung ihrer  Freiheit  zugesichert  wird:  peculiare,  quod  stante  eoniugio  laborore 
poluerit,  ipsa  feniena  tercia  parte  exinde  habeat  absque  nostra  repetteione  vel  eredum 
nostrontm.    Über  Cap.  missorum  y.  821,  c.  9  (Bobetiüs  1,  801)  vgl.  Heusler  2.  810  n. 

'^^  Die  Anm.  243  angeführte  Bestimmung  L.  Rib.  37,  2  fährt  fort:  et  quidquid 
ei  in  morgangaba  traditum  fuerity  similiter  faciat.  Statt  et  lesen  die  meisten  Hand- 
schriften der  A-  und  sämtliche  der  B-Klasse  vel.  Da  nun  auch  et  häufig  in  dis- 
junktivem Sinne  gebraucht  wird  und  vel  in  der  L.  Rib.  vielfach  in  dem  Sinne  von 
aut  steht,  so  stände  der  früher  (Gesch.  d.  ehel.  Güten*.  1,  94  n.)  von  mir  gegebeneu 
Erklärung  sprachlich  nichts  entgegen.  Ich  halte  es  aber  jetzt  mit  Rücksicht  auf 
die  ähnliche  Wendung  in  L.  Rib.  45  für  richtiger,  vel  hier  kopulativ  in  dem  Sinne 
von  „und  auch^^  zu  nehmen.  Wenn  ich  darin  mit  Sohm,  MG.  Leg.  5,  232  n.  79 
und  Heüsleb,  2,  313  übereinstimme,  so  kann  ich  doch  aus  den  im  Text  entwickelten 
Gründen  das  Errungenschaftsdrittel  der  Frau  weder  mit  Sohm  als  einen  Bestand- 
teil des  Wittums,  noch  mit  Heüsler  2,  310.  316,  Sandhaas,  a.  a.  0.  82  ff.,  Bbuioier, 
a.  a.  0.  570  und  anderen  für  eine  von  der  Morgengabe  und  dem  Wittum  unab- 
hängige frauliche  Gerechtigkeit  halten.  Über  die  Morgengabe  in  den  fränkischen 
Rechten  des  Mittelalters  vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  2,  2  S.  242  ff.  Höhlbaum, 
Das  Buch  Weinsberg  2,  96. 

•**  In  dem  Vertrage  der  Könige  Gunthram  und  Childebert  II.  von  587  (Greg. 
Tur.,  Hist.  Franc.  9,  20.  Boretius,  Capitularia  1,  Nr.  6)  über  den  Nachlaß  der 
von  ihrem  Gemahl  Chilpench  ermordeten  Gailesuintha  heißt  es:  De  dvitaHbus 
vero,  Ä.  e.  Burdegala,  LemovicaSy  Cadurcus,  Benarno  et  Begora^  quae  Gailesoindamy 
germanam  domnae  Brunichildis ,  tarn  in  dote  quam  in  morganegiba,  h,  e, 
maiutinale  donum,  in  Franeiam  venientem  certum  est  adquisisse,  quas  etiam  per 

iudicium Guntchramni  regis  vel  Francorum  supersiitibus  Chilperico  et  Sigi- 

berto  regibus  domna  BrunichUdis  noscitur  adquisisse.  Die  fünf  der  Gailesuintha 
durch  ihren  Gemahl  zu  Eigentum  übertragenen  Grafschaften  bildeten  teils  ihr 
Wittum,  teils  ihre  Morgengabe,  aber  im  einzelnen  wurde  nicht  weiter  unterschieden, 
beide  bildeten  eine  einheitliche  Brautgabe  (vgl.  Hedsleb  2,  306),  wie  die  dos  con- 
scripta  des  ribuarischen  Yolksrechts  und  die  dos  der  Fredegundis  (Anm.  242)  außer 
dem  Wittum  auch  das  vertragsmäßige  Surrogat  der  tertia  collaborationis  umfaßte, 
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Auch  bei  den  Baiern  scheint  später  eine  Yerschmelznng  der  Morgen- 
gäbe  {tusätia?)  mit  dem  Wittam  stattgefunden  za  haben,  da  die  in  dem 
Yolksrecht  wie  in  Urkunden  erwähnte,  regelmäßig  in  Grundstücken  be- 
stehende und  von  dem  Manne  urkundlich  verbriefte  dos  oder  dos  legitima 
im  Mittelalter  überwiegend  unter  der  Bezeichnung  ,,Morgengabe^'  begegnet, 
während  sie  durchaus  die  sonst  dem  Wittum  zukommenden  Funktionen 
erfüllte»« 

Die  Alamannen  kannten  das  Wittum  sowohl  als  Immobiliardos  wie 
in  der  älteren  Form  der  Mobiliardos,  bei  der  auch  der  ursprüngliche  Be- 
trag des  Kaufpreises  von  anscheinend  40  Sol.  noch  festgehalten  wurde  »^^ 
An  der  Immobiliardos  erhielt  die  Frau  in  der  Regel  nicht  das  Eigentum, 
sondern  nur  Leibzncht,  so  daß,  wenn  sie  Tor  dem  Manne  starb,  die 
Dos  an  diesen  zurückkehrte**®.  Außer  dem  Wittum  empfing  die  Frau 
Ton  ihrem  Manne  eine  Morgengabe,  welche  den  Betrag  tou  12  SoL  nicht 
übersteigen  durfte  und  ausschließlich  aus  fahrender  Habe  bestand;  wurde 
ihr  die  Morgengabe  bestritten,  so  konnte  sie  nach  einer  im  Mittelalter 
bei  den  Terschiedensten  Stammen  nachweisbaren  Sitte  ihr  Recht  durch 
Eineid  auf  Zopf  und  Brust  erhärten**®. 

Andere  Zuwendungen  als  das  Wittum  und  die  Morgengabe  sollte  die 
Frau  nach  einem  Gesetze  Liutprands  von  728  (S.  310)  von  ihrem  Manne 
nicht  erhalten  dürfen.    Sonst  waren  Schenkungen  unter  Ehegatten  durch- 

dieselbe  Erscheinung  wie  bei  der  westgotischen  Dos  zur  Zeit  des  Chindasuinth 
und  der  langobardischen  Meta  und  Morgengabe  seit  Liutprand.     Vgl.  S.  308.  310. 

^  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  69  f.  151  f.  2,  1  S.  92  f.  2,  248.  3,  340  ff. 
Mon.  Boica  28,  2  S.  24,  Nr.  27.  Die  Frau  erhielt  in  der  Regel  das  Eigentum,  das 
aber  bei  beerbter  Ehe  dem  Ganerbenrecht  der  Kinder  unterlag,  daher  diesen  ver- 
fangen war.  Verschieden  von  der  dos  dürfte  die  vielfach  in  einer  Quote  an  dem 
Vermögen  des  Mannes  bestellte  iustitia  gewesen  sein,  deren  Identität  mit  der 
Morgengabe  Adl^b,  a.  a.  0.  76—112,  wahrscheinlich  gemacht  hat.  Vgl.  BnoNNER, 
ZRG.  29,  230  f. 

"'  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  67  f.  149  f.  172.  L.  Alam.  54,  1:  Si  quis 
Über  mortuus  fuerit,  reliqmt  vxorem  sine  filios  aut  fiUas,  et  de  iUa  hereditaie  eodre 
voltterit,  nubere  sibt  alium  eoaequalem  sibi,  sequat  eam  dotis  legitima  et  [«  aut] 
quidqiiid  parentes  eins  legitime  plagitaverintj  et  quidqtiid  de  sede  patemica  seeum 
adtulitj  Ofunia  in  potestate  habeat  secu7n  auferendiy  quod  non  manducavtt  aut  non 
vindidit.  dotis  enim  legitima  40  [Var.  400^  300,  140]  solidis  consiat  aut  in  auro 
aut  in  argento  aut  mancipia,  aut  qualecumque  habet  ad  dandum.  Die  Witwe  er- 
hielt entweder  die  Mobiliardos  von  40  Sol.,  oder  was  ihr  von  den  Verwandten  als 
Immobiliardos  ausbedungen  war.  Wurde  ihr  die  letztere  von  den  Erben  des 
Mannes  bestritten,  so  konnte  sie  nach  L.  Alam.  54,  2  durch  Sechsereid  oder  ge- 
richtlichen Zweikampf  ihr  Recht  erweisen.     Vgl.  Sohm,  ZRG.  5,  423  f. 

•*•  Ausgenommen  wenn  die  Wittumsansprüche  der  Frau  von  den  Erben  des 
Mannes  zu  Unrecht  bestritten  wurden  (L.  Alam.  54,  2).  Eigentum  der  Frau  am 
Wittum  Parbessus,  Dipl.  2,  442  (714). 

"•  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  106.  L.  Alam.  54,  3.  Vgl.  die  sinnreiche 
Bemerkung  von  Gothein,  a.  a.  0.  34,  der  diese  Stelle  mit  Pact.  Alam.  3,  3  f.  in 
Verbindung  bringt,  indem  der  Eineid  der  Frau  {noslhait  =  nasttdn  s^ia  im)  nur 
für  den  gesetzlichen  Betrag  bis  zu  12  Sol.  gegolten  habe,  Mehrbeträge  darüber 
hinaus    aber    der    Mann    eidlich    habe    ableugnen    können.      Die    Bezeichnung 
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aus  erlaubt  ^^^,  nur  während  des  ersten  Ehejahres  sollten  sie  nach  einem 
Gesetze  Chindasuinths  von  644  (L.  Wis.  3,  1  c.  5)  unterbleiben. 

Während  der  Ehe  hatte  der  Mann  die  Verwaltung  und  Nutzung  des 
ganzen  beiderseitigen  Vermögens  ^'^^.  Ihm  stand  auch  die  Vertretung 
seiner  Frau  Tor  Gericht  zu**^.  Ob  das  im  Mittelalter  anerkannte  Ver- 
fugungsrecht  des  Mannes  über  das  bewegliche  Ehegut  schon  in  dieser 
Periode  bestand,  läßt  sich  nicht  mit  Sicherheit  feststellen ***.  Von  den 
Gläubigern  des  Mannes  konnte  das  Vermögen  der  Frau  nicht  in  An- 
spruch genommen  werden**^*:  Über  unbewegliche  Sachen  der  Frau,  mit 
Einschluß  derjenigen,  die  ihr  als  Wittum  oder  Morgengabe  eingeräumt 
waren,  konnte  der  Mann  nur  unter  ihrer  Mitwirkung  verfügen ^^ß.  Das 
langobardische  Recht  verlangte  hierzu  die  in  bestimmter  Form  vor  ihren 
Verwandten  oder  vor  Gericht  abgegebene  Erklärung  der  Frau,  daß  sie  aus 
freien  Stücken  ihre  Einwilligung  gegeben  habe*^^  Über  sein  Vermögen 
konnte  der  Mann  frei  verfügen,  soweit  er  seiner  Frau  keine  Bechte  an 
demselben  eingeräumt  hatte  *^^  Die  Quarta  und  Tertia  des  jüngeren 
langobardischen  und  fränkischen  Rechts  hatte  die  Wirkung,  daß  die  Frau 
als  Miteigentümerin  bei  jeder  Immobiliarveräußerung  des  Mannes  zuge- 
zogen werden  mußte**®.    Aber  schon  der  Errungenschaftsanteil,  den  die 

nasthait  komme  von  der  Nestel  oder  Spange ,  welche  das  Kleid  aaf  der  Brust 
zusammenhielt 

'*®  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  139  f.  Schenkungen  der  Frau  an  den  Mann  bei 
Gelegenheit  der  Eheschließung  scheint  L.  Burg.  14^  4  (Anm.  196)  anzudeuten. 

***  Soweit  nicht  der  Frau  ein  Anteil  an  seinem  Vermögen  oder  der  ehelichen 
Errungenschaft  eingeräumt  war.  Bei  den  Westfalen  gebührte  der  Frau  in  beerbter 
Ehe  stets  die  Hälfte  der  Errungenschaft  (S.  309).  Im  übrigen,  namentlich  über 
die  besonderen  Grundsätze  des  Westgotenrechts,  vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr. 
1,  135  ff. 

***  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  140  f.  Sandhaab,  a,  a.  0.  78.  Bbuel,  Recueil 
de  chartes  de  Cluny  1,  18  Nr.  15  (870).  Nur  das  Westgotenrecht  verlangte  Er- 
mächtigung des  Mannes  durch  die  Frau. 

S6S  Ygi  L  Rib.  37,3:  Qtiod  si  ex  his,  gut  conscripta  vel  tradita  sunt,  simul 
eonsuwpserit,  nihil  requirat    L.  Alam.  24, 1  (Anm.  247).    L.  Burg.  14, 4  (Anm.  196). 

>^  Nach  L.  Burg.  96  sollte,  wenn  für  eine  Schuld  des  Mannes  res  vxoris 
pigneratas  fuerini,  der  Bürge,  der  die  PfHndung  vollzogen  hatte  (vgl.  S.  288),  für 
diesen  Mißgriff  nicht  gestraft  werden,  der  Mann  aber  zur  Auslosung  der  gepfän- 
deten Sachen  und  zur  Rückgewähr  derselben  an  seine  Frau  verpflichtet  sein  («7a 
tarnen  ut  mariius,  cui  pro  debito  8tu>  res  uxoris,  quae  pigneratas  sunty  apud  fide- 
iussorem  suum  se  absolvat  et  res  nxoris,  quae  pigneratas  sunt,  restituat).  Über 
die  Nichthaftung  des  Frauengutes  für  Deliktschulden  des  Mannes  vgl.  Gresch.  d. 
eheL  Güterr.  1,  141  n.    Decr.  Tassil.  in  syn.  Dingolf.  c.  12  (MG.  Leg.  8,  461). 

**«  Gesch.   d.  ehel.  Güterr.  1,  129  ff.     Wartmakn,  Ürk.-B.  1,  Nr.  22.  25.  701. 

•*•  Liutpr.  22.  Pippins  capit.  Ital.  c.  11  (Boretius  1,  201).  Vgl.  Gesch^  d. 
ehel.  Güterr.  1,  132  ff.  Rosin,  Form  Vorschriften  (s.  Anm.  186).  Der  letztere  weist 
nach,  daß  Liutprands  Vorschrift  nur  für  verheiratete  Frauen  bestimmt  war  und 
daß  Liutpr.  29,  wodurch  sie  auf  Mädchen  und  Witwen  ausgedehnt  wurde,  ein  dem 
beneventischen  Gewohnheitsrecht  entnommener  Zusatz  eines  Abschreibers  aus  der 
Zeit  zwischen  774  und  832  ist. 

**^  Vgl.  u.  a.  elsässische  Urk.  von  745  bei  Pardessus,  Dipl.  2,  468. 

"*  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  134,  Nr.  35.    Bei  den  Langobarden  erfolgte  die 
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frankische  Frau  als  Morgengabe  zu  empfangen  pflegte  und  in  Ermangelung 
einer  dos  conscripta  von  Rechts  wegen  erhielt,  während  die  westfälische 
einen  solchen  in  jeder  beerbten  Ehe  zu  beanspruchen  hatte,  legte  dem 
Manne  die  Verpflichtung  auf,  auch  seinen  eigenen  Grundbesitz  nicht 
anders  als  mit  gesamter  Hand,  d.  h.  unter  Mitwirkung  der  Frau,  zu  ver- 
äuBem,  da  der  Errungenschaftsanspruch  in  erster  Reihe  durch  die  Er- 
trage des  Grundbesitzes  zu  befriedigen  war**®.  Die  Frau  konnte  ohne, 
die  Genehmigung  des  Mannes  unter  Lebenden  über  nichts  verfügen  *^^ 
Nach  Auflösung  der.  Ehe  hatte  die  überlebende  Frau  ursprünglich 
wohl  allgemein,  so  lange  sie  ledig  bUeb,  das  Recht  des  Beisitzes  ^^^  Bei 
den  Burgunden,  Westgoten  und  Baiem  wurde  ihr  för  die  Dauer  des 
Witwenstandes  als  Ersatz  des  Beisitzes  der  gesetzliche  Nießbrauch  an 
einem  bestimmten  Teile  des  Nachlasses  ihres  Mannes  eingeräumt  ^^^  Der 
überlebende  Mann  hatte  im  allgemeinen  wohl  keinen  Beisitz  zu  bean- 
spruchen, sondern  mußte,  soweit  er  nicht  kraft  väterlicher  Munt  im  Be- 
sitze blieb,  alsbald  nach  dem  Tode  der  Frau  die  Auseinandersetzung  mit 
ihren  Erben  vornehmen '^^.    Nach  dem  langobardischen  Rechte  war  der 


Mitwirkung  der  Frau  später  zum  Teil  in  denselben  Formen  wie  bei  der  Ver- 
äußerung ihrer  unmittelbaren  Vermögensobjekte,  ygl.  Rosiif,  a.  a.  0.  81  fi& 

^^  Vgl.  Rbaut,  Gott.  gel.  Anz.  1864,  S.  835  f.  Geach.  d.  ehel.  Güterr.  2,  2  S. 
176.  3,  S.  243  f.     Heublee  2,  314. 

^  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.-  1,  5.  130  ff.  Sandhaas,  a.  a.  O.  78.  Nach 
L.  Rib.  74  stand  die  Geschäftsföhigkeit  der  Ehefrauen  auf  derselben  Stufe  wie  die 
der  Unfreien  und  Unmündigen.  Zu  Verfügungen  von  Todes  wegen  bedurfte  es 
der  Zustin^mung  des  Mannes  nicht ,  wenn  seine  Rechte  dabei  unberührt  blieben. 
Vgl.  L.  Burg.  51,  3. 

*•>  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  143.  Heusleb,  2,  298.  326.  342  f.  L.  Alam. 
54,  1  (Anm.  247).    L.  Baiuw.  15,  8.    Erstes  sal.  Kapitulare  c.  7  (Bbhrbnd*,  S.  133) 

*^*  Die  burgundische  Witwe  hatte  bei  kinderloser,  später  auch  bei  be- 
erbter Ehe  den  Nießbrauch  an  einem  Drittel,  neben  mehr  als  einem  Kinde  nur 
an  einem  Viertel  (L.  Burg.  42.  62.  74).  Der  Anspruch  fiel  weg  bei  kinderloser 
Ehe,  wenn  die  Witwe  elterliches  Vermögen  oder  ausreichende  anderweitige  Ver- 
sorgung seitens  ihres  Mannes  erhalten  hatte  (Anm.  211);  bei  beerbter  Ehe,  solange 
die  Kinder  ihr  den  Beisitz  gewährten,  wozu  sie  nach  erlangter  Volljährigkeit 
nicht  mehr  verpflichtet  waren  (L.  Burg.  59.  74,  2).  Kinder  des  Mannes  aus  einer 
früheren  Ehe  waren  ihrer  Stiefinutter  zu  nichts  verpflichtet  (74,  3).  Das  Witwen- 
drittel wurde  als  Erbteil  behandelt  und  haftete  mit  für  die  Schulden  des  Erb- 
lassers (65).  Die  west gotische  Witwe  hatte  den  Nießbrauch  an  einem  Kindesteil 
(Ed.  Eur.  322.  L.  Wis.  4,  2  c.  14);  über  die  Größe  des  Anteils  bei  unbeerbter  Ehe 
ist  nichts  gesagt.  Das  b airische  Volksrecht,  das  sich  an  das  Westgotenrecht 
anschloß,  gewährte  bei  beerbter  Ehe  Nießbrauch  an  einem  Kindesteil  des  ganzen 
Nachlasses,  bei  unbeerbter  Ehe  an  der  Hälfte  des  Mobiiiarnachlasses  (pecunia), 
L.  Baiuw.  15,  7.  8.  10.  Im  Falle  der  Wiederverheiratung  ging  der  Nießbrauch, 
im  Gegensatze  zu  Wittum  und  Morgengabe,  nach  allen  hier  besprochenen  Rechten 
verloren,  ein  unverkennbarer  Beweis  für  seinen  ursprünglichen  Zusammenhang  mit 
dem  Beisitz. 

"*•  Vgl.  'S.  312.  Nach  dem  ersten  sal.  Kapitular  c.  8  scheint  es  allerdings, 
als  sei  bei  den  Saliern  auch  der  Mann  erst  im  Falle  der  Wiederverheiratung  zur 
Vermögensauseinandersetzung  verpflichtet  gewesen. 
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Mann  als  Muntwalt  Alleinerbe  der  Fran'^^  Im  übrigen  gab  es  außer 
dem  hier  ganz  römischen  Westgotenrechte  kein  gesetzliches  Ehegatten- 
erbrecht 2®*.  Dagegen  waren  Vergabungen  von  Todes  wegen,  in  der  Regel 
gegenseitige,  unter  Ehegatten  außerordentlich  häufig  2®*. 

Die  väterliche  Gewalt*®^  beruhte  auf  der  eheherrlichen  Munt 
über  die  Mutter.  Die  außer  der  Ehe  oder  in  einer  Ehe  ohne  Munt  er- 
zeugten Kinder  standen  nicht  in  der  Munt  des  Vaters,  sondern  in  der 
des  Muntwalts  ihrer  Mutter,  während  andererseits  die  Munt  des  Ehe- 
mannes auch  die  von  einem  Dritten  im  Ehebruche  mit  der  Frau  erzeugten 
Kinder  umfaßte  ^^^  Der  Inhalt  der  väterlichen  Gewalt  hatte  auch  in 
dieser  Periode  noch  manches  von  der  alten  Strenge  bewahrt:  in  be- 
stimmten Fallen  das  Becht  der  Tötung  oder  des  Verkaufes  in  die  Knecht- 
schaft^®®, das  Recht  des  Heiratszwanges  gegen  die  Töchter,  nur  hier  und 
da  zum  bloßen  Ehebewilligungs-  und  Verloberrecht  abgeschwächt 2^<>.  Den 
Kindern  blieb  ihr  Vermögen  gewahrt,  aber  der  Vater  hatte  die  Verwaltung 
und  Nutzung 271.  Einseitige  Verfügungen  über  das  Kindesgut  waren  weder 
dem  Vater  gestattet,  noch  dem  Kinde,  nachdem  es  volljährig  geworden 


'^  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  6  f.  167.  Da  das  Erbrecht  des  Mannes 
auf  seiner  Munt  beruhte,  so  kam  es  in  der  Ehe  ohne  Munt  (S.  302)  in  WegfaU. 

t65  ^ijj.  ^^Ych  Beerbung  der  Kinder,  nachdem  dieselben  Erben  des  erstver- 
storbenen  Ehegatten  geworden  waren,  konnte  der  überlebende  Ehegatte  dessen 
Vermögen  erwerben.  Vgl.  Anm.  216.  L.  A4am.  89.  L.  Burg.  24,  3.  53.  L.  Wis. 
4,  2  c.  18.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  166  n.  168  n.  Brünner,  Greburt  eines  leben- 
den Kindes  99  f.,  schließt  aus  L.  Baiuw.  15,  8  auf  ein  Ehegattenerbrecht  für  den 
Fall  der  fruchtbaren  Ehe,  falls  die  Kinder  vor  den  Eltern  gestorben  sind;  allein 
die  Stelle  hat  diesen  Fall  schwerlich  im  Auge,  sie  will  nur  sagen,  daß  die  Mutter; 
wenn  sie  ohne  Erben  des  zweiten  Bettes  stirbt,  von  den  Kindern  erster  Ehe  be- 
erbt wird. 

•«»  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  158  ff, 

••^  Vgl.  Heüsler,  2,  431  ff.  Kraut,  Vormundschaft  2,  586  ff.  Brunner,  Grund- 
riß 284.  V.  Amira,  Grundriß  *  114.  Fertile,  a.  a.  O.  3,  326  ff.  Yoüno  i.  d. 
Essays  in  anglosaxon  law  152  ff.  Stobbe,  Handbuch  4,  303  ff.  343  f.  387  ff.;  Beitr. 
z.  Gesch.  d.  deutsch.  Rechts  1  ff.  Grimm,  RA.  462.  Sohm,  Reichs-  u.  Gerichts- 
verfassung 342  ff.  KöNiGswARTER,  Histoirc  de  Torganisation  de  la  famille  en  France 
(1851),  138  ff.     Schupper,  Arch.  giurid.  1,  156  ff. 

•*»  Vgl.  S.  302.  L.  Alam.  50.  53.  Ed.  Liutpr.  126.  Heüsler,  2,  434.  Kraut  1, 
172  f.  291.     Daroun,  Mutterrecht  u.  Raubehe  30  ff. 

**»  Vgl.  Roth  221.  L.  Burg.  35,  2,  3.  L.  Wis.  3,  4  c.  5.  Verkauf  in  Not- 
fällen: Brunner,  RG.  1,  76.  Darqün,  a.  a.  0.  49.  L.  Rom.  Cur.  3,  3.  18,  10. 
Verkauf  zur  Strafe:  Roth.  221. 

"<>  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  7  n.  Löning,  Gesch.  d.  deutsch.  KR.  2,  581  n. 
L.  Burg.  100:  voluntate  sua,  L.  Wis.  3,  3  c.  11.  Das  ältere  Westgotenrecht  (8,  1 
c.  4.  3  c.  4)  verlangte  Zustimmung  der  Braut  nur  für  bestimmte  Fälle.  Chlothars  IL 
praeceptio  c.  7  (Boretius  1,  19)  will  bloß  den  königlichen  Heiratszwang  beseitigen. 
L.  Sax.  40  bezieht  sich  nur  auf  die  geringere  Strafbarkeit  des  mit  Zustimmung 
der  Entführten  vollzogenen  Frauenraubes.  Die  langobardische  Gesetzgebung  hob 
den  Heiratszwang  des  Muntwalts  im  allgemeinen  auf  (Liutpr.  120),  ließ  ihn  aber 
für  Vater  und  Bruder  bestehen  (Roth.  195.     Liutpr.  12.  119). 

•"  Vgl.  erstes  sal.  Kapitular  c.  8.    L.  Wis.  4,  2  c.  13  (Ed.  Eur.  321). 
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war,  solche  zum  Nachteile  des  Vaters*^*;  gemeinsame  Verfügungen  setzten 
Volljährigkeit  des  Kindes  voraus  ^^^.  Die  zu  dem  Hausvermögen  gehörigen 
Grundstücke  unterlagen  den  Beschränkungen  des  Ganerbenrechts  (S.  273), 
während  der  Vater  über  das  bewegliche  Hausgut  unter  Lebenden  freie 
Verfügung  hatt«  und  nur  bei  Schenkungen  und  in  der  Bevorzugung  ein- 
zelner Kinder  beschränkt  oder  an  einen  gewissen  Höchstbetrag  gebunden 
war*^*.  Die  gerichtliche  Vertretung  der  Kinder  hatte  der  Vater  in  der- 
selben Weise,  wie  der  Vormund  die  des  Mündels.  Für  die  von  ihnen 
verwirkten  Bußen  haftete  er  als  Selbstschuldner,  gegen  sie  verwirkte 
trieb  er  für  seine  Rechnung  ein*^^  Neben  dem  Vater  übte  die  Sippe 
eine  gewisse  Obervormundschaft  (S.  322),  die  teils  ergänzend  eingriff, 
teils  dem  Hauskinde  gegen  unberechtigte  Übergriffe  des  Vaters  Schutz 
gewährte. 

Aufgehoben  wurde  die  väterliche  Gewalt  durch  Hingabe  des  Kindes 
in  Adoption '^^  Dieselbe  war  zuweilen  bloße  Scheinadoption,  indeih  das 
Kind  nicht  in  das  Haus  des  Wahlvaters  eintrat,  sondern  zu  seinem  Vater 
zurückkehrte;  die  Annahme  an  Kindesstatt  diente  hier  als  Emanzipa- 
tion, indem  die  für  gewöhnlich  erforderliche  Absonderung  des  Vermögens 
vermieden  wurde  ^^^.  Sonst  endigte  die  väterliche  Gewalt  für  Töchter 
durch  Eingehung  einer  rechtmäßigen  Ehe*^®,  für  Söhne  durch  ihre  Ab- 


•»  Roth.  170.  L.  Rib.  74.  L.  Wis.  4,  2  c.  13.  L.  Rom.  Cur.  24,  8.  Erstes 
sal.  Kapitalar  c.  8.  Die  yei*fuguDgen  eines  volljährigen  Haaskindes  waren  nur  relativ 
ungültig,  indem  der  Vater  das  Veräußerte  zurückfordern  und  den  Gläubigem  die 
Leistung  verweigern  konnte.  Vgl.  Heuslbb  2,  444  ff.  L.  Wis.  4,  5  c.  5  gestattet 
dem  Haussohn  freie  Verfügung  über  Zweidrittel  seines  eigenen  Verdienstes. 

"*  Vgl.  Hbüsleb  2,  449.  Veräußerungen  in  Notfällen  konnten  nach  Liutpr. 
149  auch  mit  Zustimmung  minderjähriger  Kinder  vollzogen  werden. 

•'*  Vgl.  L.  Rib.  59,  9.  Das  salische  Recht  kannte  eine  solche  Beschränkung 
nicht  (vgl.  Anm.  284),  ebensowenig  später  das  burgundische  (vgl.  Anm.  54),  das 
dem  Vater  nur  untersagte,  bei  der  Verlobung  einer  Tochter  schlechthin  auf  die 
Zahlung  des  Wittums  zu  verzichten,  während  er  das  Erhaltene  nach  Belieben  zu 
ihrer  Aussteuer  verwenden  konnte  (L.  Burg.  86,  1.  2). 

•"  Vgl.  Heusleb  1,  123  ff.  2,  450. 

"•  Vgl.  S.  66.  Bbtokeb,  RG.  1,  77.  Stobbe,  Handb.  4,  375  f.  L.  Rom.  Cur. 
22,  5.  Adoption  durch  Speerreichung  auch  bei  Paul.  Diac,  Hist.  Langob.  1,  15, 
angedeutet 

*"  Vgl.  Bbükkeb,  Histor.  Aufsätze  zum  Andenken  an  Waitz,  61.  Wackeb- 
KAGEL,  Die  Lebensalter  56.  Stobbe,  Beiträge  7  ff.  Sohh,  Reichs-  u.  Ger. -Verf. 
842.  547.  L.  Rom.  Cur.  22,  6 :  Hoe  est  emandpatw,  si  pater  eorum  eos  per  manum 
dai  ad  alium  seniorem  et  eos  ei  eommendavertt,  aut  si  ad  ipsos  filios  tixores  de- 
derint,  ut  in  siui  ipsorum  potestatem  eos  vivere  dimiitat.    Vgl.  ebd.  23,  7.  24,  8. 

•'*  Unter  Germanen  nur  im  Falle  einer  Muntehe.  War  der  Mann  ein  Römer, 
80  mußte  er  die  Munt  des  Vaters  oder  sonstigen  Muntwalts  zwar  ablösen,  aber 
ohne  dieselbe  für  sich  zu  erwerben.  Hier  wirkte  die  Trauung  demnach  als  Emanzi- 
pation, während  sie  bei  der  Muntehe  der  Hingabe  in  Adoption  entsprach.  Vgl. 
Liutpr.  127.  Gesch  d.  ehel.  Güterr.  1,  20.  Der  Übergang  in  eine  getrennte  Haus- 
haltung war  bei  der  heiratenden  Tochter,  im  Gegensatz  zum  Sohne  (vgl.  L.  Wis. 
4,  2  c.  18),  nicht  notwendig;  der  Tochtermann  konnte  zum  Schwiegervater  auf  den 
Hof  ziehen,  ohne  seine  eheherrliche  Gewalt  dadurch  zu  verlieren.  Vgl.  Heusleb  2,441. 
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Schichtung  vom  Hause  des  Vaters,  also  Entlassung  aus  der  Were*'*. 
Daher  bildete  die  Herausgabe  des  Kindesgutes  *^^  oder  (wenn  es  an  einem 
solchen  fehlte  oder  dem  Vater  die  Leibzuoht  daran  eingeräumt  worden 
war)  die  Gewährung  einer  Aussteuer,  entsprechend  dem  was  die  heiratende 
Tochter  empfing,  mit  der  als  Lohngeld  verstandenen  Gegengabe  des  Kindes 
einen  wesentlichen  Bestandteil  des  Emanzipationsaktes  ^^^.  Teilung  des 
Hausvermögens  wurde  wohl  vielfach  damit  verbunden,  eine  rechtliche 
Verpflichtung  des  Vaters  bestand  aber  in  dieser  Beziehung  nicht,  er  konnte 
die  Teilung  auch  später  vornehmen  oder  die  Ganerbschaft  bis  zu  seinem 
Tode  fortbestehen  lassen  *®^  Der  Eintritt  der  Volljährigkeit  hob  die  väter- 
liche Gewalt  nicht  auf^®^,  es  scheint  aber,  daß  volljährige  Söhne,  wenn 
sie  eigentümliches  Vermögen  besaßen,  ihre  Entlassung  aus  derselben  be- 
anspruchen konnten*®*. 

Nach  dem  Tode  des  Vaters  war  die  Regel,  daß  sein  nächster  mün- 
diger Schwertmage,  in  erster  Reihe  der  älteste  Sohn,  die  Vormundschaft 
über  die  Witwe,  die  minderjährigen  Söhne  und  unverheirateten  Töchter 
übernahm  2®^    Die  Witwe  konnte  unter  gewissen  Voraussetzungen  wieder 


"»  Vgl.  S.  66.     Ed.  Eur.  321.    L.  Rom.  Cur.  22,  6  (Anm.  277).  23,  7.  24,  8. 

«8«  Vgl.  Heusleb  2,  438  f.     Ed.  Eur.  821. 

"»  Vgl.  Anm.  284.  S.  304  ff.  L.  Rom.  Cur.  23,  7  §  2.  Stobbe,  Beitr.  6. 
Über  das  Lohngeld  (Anm.  90)  vgl.  Form  Wisig.  34  (Zeümeb  590):  Oblatos  atUem 
a  ie  quinque  nummus  distraotionts  atque  mancipatumis  causa  me  suscepisse  agnoseo 

et  melioratum  autem  ie  gaudeo.    ünde  quicquid  ie habere  decrevif  totum  tibi 

per  hanc  mancipatumis  meae  cartulam  eonfirmo. 

***  Über  Teilung  des  Vaters  mit  den  Söhnen  vgl.  S.  273.  L.  Baiuw.  1,  1. 
L.  Burg.  1,  1  f.  24,  5.  51,  1.  75,  1  f.  78,  1.  Wo  die  Aussteuer  keine  Erbabfindung 
war  (vgl.  S.  305  f.  Sohm,  a.  a.  0.  345  u.),  ist  naturlich  an  eine  mit  der  Emanzi- 
pation verbundene  Teilung  nicht  zu  denken. 

'^*  Anders  Kbaut  2,  590  ff.  u.  hinsichtlich  der  Angelsachsen  Yoümg,  1.  c.  160  ff. 

•«♦  Vgl.  Sohm,  Reichs-  und  Ger.-Verf.  342.  547.  v.  Salis,  ZRG.  20,  164.  Erstes 
sal.  Eapitular  c  8  (Behbend ',  S.  134):  Si  tarnen  adhue  filii  parvoli  sunt^  usque 
ad  perfeotam  aetatem  res  uocores  anteriores  vel  dotis  causa  liceat  tudicarey  sie 
vero  ut  de  hos  nee  vendere  nee  donare  praesummat  Daß  damit  nicht  schlechthin 
der  Eintritt  der  Volljährigkeit  gemeint  ist,  zeigt  die  Gegenüberstellung  des  puer 
infra  duodecim  annos  und  des  puer  erinitus  in  L.  Sal.  24:  der  12  Jahre  alt  ge- 
wordene Knabe  ist  volljährig,  braucht  aber  damit  noch  nicht  die  capiUaturias 
(S.  66)  erhalten  zu  haben.  Verbindung  mit  der  Emanzipation  zeigt  das  zweite 
sal.  Kapitular  c.  2  [De  ehane  creudo]:  Si  quis  paier  aut  parentis,  quando  filiam 
suam  ad  marito  donat^  quantum  ei  in  nocie  illa  quamlibet  reni  donavit,  toto  extra 
partem  incontra  fratres  suos  vindicet  Simüiter  quando  filius  suus  ad  capülaiuriaa 
facit,  quicquid  ei  donato  fuerit,  extra  parte  hoc  teneat,  et  reliquas  res  equaU  ordine 
inter  se  dividant.  Karl  der  Kahle,  823  geboren,  empfing,  als  er  nach  dem  Recht 
seines  Hauses  volljährig  geworden  war  (838),  von  seinem  Vater  Ludwig  arma  et 
coronam  necnon  et  quandam  portionem  regni  und  wurde  darauf  in  den  ihm  über- 
wiesenen Teil  des  Reiches  zur  Übernahme  der  Regierung  entsendet  (Nithardi 
bist.  1,  6).  Also  Eintritt  der  Volljährigkeit,  Wehrhaftmachung,  Aussteuer  und 
Absonderung  vom  Hause  des  Vaters  in  unmittelbarer  Folge.  Vgl.  Sohm,  a.  a.  O. 
342  f.     Vgl.  übrigens  Ed.  Eur.  321  (L.  Wis.  4,  2  c.  13).     Form.  Wisig.  34. 

"*  Vgl.  Kbaut,  a.  a.  0.  1,  llOff.  166  ff.  286  ff.  2,  3  ff.  266  ff.    Rive,  Gesch. 


§  85.    Das  Privatrecht.     5.  Familienrecht  821 

unter  die  Munt  ihrer  Blutsverwandten  zurückkehren  *®®.  Bei  den  Bur- 
gunden  und  Goten,  die  eine  Gesehlechtevormundschaft  über  Witwen  nicht 
mehr  kannten,  hatte  die  Mutter  für  die  Dauer  ihres  Witwenstandes  eine 
gewisse  Gewalt  über  die  Kinder,  die  vielleicht  keine  eigentliche  Vormund- 
schaft war,  jedenfalls  aber  die  Yorsteherschaft  im  Hause  (kraft  Beisitz- 
rechtes),  sowie  das  Erziehungs-  und  Ehebewilligungsrecht  umfaßte  ^^^ 
Daß  dabei  römischrechtliche  Einflüsse  mitgewirkt  haben,  ist  zu  vermuten, 
aber  auch  bei  einigen  anderen  Stämmen  scheint  der  im  Beisitz  befind- 
lichen Mutter  die  Verwaltung  und  Nutzung  des  Hausvermögens  gebührt 
zu  haben  2®®,  so  daß  der  Vormund  hier  im  wesentlichen  auf  die  Vertretung 
nach  außen  beschränkt  war,  während  ihm  sonst  die  volle  Gewere  am 
Mündelgute,  also  eine  tutela  usufructuaria,  zustand '^^  Bei  Vergehen  des 
Mündels  ging  die  Klage  gegen  den  Vormund,  er  haftete  für  die  Buße, 
wenn  auch  zunächst  nur  mit  dem  Mündelgute  ^^^;  ebenso  galt  er  bei 
Vergehen  gegen  das  Mündel  als  der  Verletzte  und  hatte  daher  die  Buße 
einzutreiben  2^^;  war  er  selbst  der  Beschuldigte,  so  klagte  die  Sippe  oder, 
wenn  es  daran  fehlte,  ein  vom  Richter  berufener  Vormund  gegen  ihn. 
Dagegen  machte  sich  in  bürgerlichen  Sachen  der  Mangel  einer  prozessu- 
alischen Stellvertretung  geltend,  indem  der  Minderjährige  weder  für  sich, 
noch  durch  den  Vormund  als  seinen  Vertreter  klagen  oder  verklagt 
werden  konnte,  Prozesse  für  oder  gegen  ihn  daher  bis  zum  Eintritt  der 

d.  deutsch.  Vormondschaft  I.  (Die  Vormandschaft  im  Rechte  der  Germanen),  1862. 
Heusler  2,  480  ff  v.  Amira,  Grundriß*  107.  110.  Pbbtile,  a.  a.  0.  3,  347 ff. 
YoüKQ,  a.  a.  0.  180  ff.  Köniosw arter,  Organisation  de  la  familie  148  ff.  Estlander, 
Studier  i  äldre  svensk  formynderscapsrätt,  1897.  OsenbrCoqen,  Strafrecht  der 
Langobarden  80  ff.  Schröder,  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  Iff.  Heise  u.  Cropp, 
Jurist.  Abhandlungen  1,  291  ff.  Schüpfer,  a.  a.  0.  170  ff.  Blühme,  ZRG.  11,  375  ff. 
Dahn,  Westg.  Studien  128  ff.  Gaüpp,  Recht  und  Verf.  d.  alten  Sachsen  150  ff. 
Winkler,  Die  Geschlechtsvormundschaft  in  ihrer  geschieht!.  Entwickelung  (Züricher 
Dissertation,  1868)  24  ff.  Weinhold,  Deutsche  Frauen*  1,  193  ff.  2,  39  f.  Der  An- 
nahme von  FiCKEB,  a.  a.  0.  3,  401,  Verwandtschaft  zw.  got.-Bpanischem  u.  norw.- 
isl.  Recht  49  ff.  (Mitteil.  d.  öst  Inst  2,  503  ff.),  und  Opet,  Geschlechtsvormundschaft 
(ebd.  £rg.-Bd.  3,  1  ff.);  ^^  ^^  fränkische  Recht  keine  Geschlechtsvormundschaft 
gekannt  habe,  vermag  ich  nicht  beizutreten.  Vgl.  Anm.  13.  Wolff,  a.  a.  0. 
(Anm.  159)  374.  384  f. 

"»  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  3,  n.  12.  29.  48,  n.  8.  Rosin,  Verfiußerungs- 
geschftfte  der  Frauen  58  f. 

»*^  Vgl.  L.  Wis.  3,  1  C.6,  c.  7.  4,  2  c.  13.  3  c.3.  L.  Burg.  59.  74,  2.  85,  1. 
Prokop,  Bell.  Got.  1,  2.  Die  meisten  nehmen  wirkliche  Vormundschaft  der  Mutter 
an,  dagegen  Heüsler,  2,  433.  494,  und  unten  Anm.  298. 

^^  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  5n.  Heusler,  2,  298  f.  486.  HIberlin, 
Bearbeitung  der  in  Meichelbeck's  Hist.  Fris.  enthaltenen  Urknndensammlung,  225. 

289  Ygi  Kraut,  2,  55  ff.  Heusler,  2,  486.  L.  Burg.  85,  2:  prozimus  parens 
res  minorum  revoeare  debet  ea  eonditione,  ut,  qualiter  sua  facultas  proficity  sie  et 
res  minorum  eius  utilitati  proßciant.  *'°  Vgl.  Kraut,  1,  343  ff. 

*•'  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  4.  Kraut  1,  329  ff.  363  f.  Hatte  man 
dabei  früher  wohl  keinen  weiteren  Unterschied  gemacht,  so  wies  das  Recht  unserer 
Peripde  dem  Vormunde  nur  noch  die  Bußen  für  Verletzungen,  die  sein  vormund- 
schaftliches Recht  betrafen,  alle  anderen  aber  dem  Mündel  zu. 

B.  Schröder,  Deutsche  Rechtsgeschichte.    3.  Aufl.  21 
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Volljährigkeit  ruhen  mußten  2®*.  Demgegenüber  besaßen  großjährige  Per- 
sonen, welche  einer  Munt  unterworfen  waren  (S.  265),  im  Beistande  ihres 
Vormundes  die  volle  Prozeßfähigkeit***.  Derselbe  Unterschied  in  der  Be- 
handlung der  minderjährigen  und  großjährigen  Bevormundeten  zeigte 
sich  bei  den  Verfugungen  über  ihr  Vermögen.  Da  der  Vormund  nicht 
einseitig  darüber  verfügen  durfte,  so  vermochte  er  dies  auch  nicht  mit 
der  Zustimmung  seines  Mündels,  solange  dasselbe  minderjährig  war^®*; 
bevormundete  Großjährige  dagegen  waren  nur  relativ  (d.  h.  dem  Vormunde 
gegenüber)  geschäftsunfähig,  während  sie  unter  Mitwirkung  des  Vormundes 
die  volle  Verfügungsfähigkeit  besaßen  *®^  Über  die  Person  des  Mündels 
übte  der  Vormund  eine  gewisse  Strafgewalt,  doch  machte  sich  hier  wie 
in  anderen  Dingen  mehr  und  mehr  eine  Verminderung  der  vormund- 
schaftlichen Befugnisse  geltend  **^ 

Die  Vormundschaft  in  der  hier  geschilderten  Gestalt  ist  erst  aus 
einer  Umbildung  der  das  älteste  Recht  beherrschenden  Gesamtvormund- 
schaft der  Sippe  hervorgegangen,  indem  das  von  dieser  mit  der  Verwaltung 
betraute  Mitglied  allmählich  aus  einem  Organ  der  Familie  zum  geborenen 
Vormund  geworden  ist^®^  Die  Gesamtvormundschaft  findet  sich  noch 
bei  den  Angelsachsen,  bedeutende  Spuren  lassen  sich  auch  im  norwe- 
gischen und  dänischen  Recht  und  besonders  bei  den  salischen  Franken 
nachweisen,  bei  denen  die  verschiedenen  vormundschaftlichen  Funktionen 
teils  verschiedenen  Organen  überwiesen,  teils  der  Gesamtheit  der  Sippe 
vorbehalten  waren*®®.  Bei  den  übrigen  Stämmen  war  die  Gesamtvormund- 
schaft zu  einer  Obervormundschaft  zusammengeschrumpft,  kraft  deren 
die  Verwandten  nicht  nur  bei  besonders  wichtigen  Angelegenheiten,  wie 
Familiengerichten,  Eheschließungen,  Immobiliarveräußerungen,  dem  Vor- 


"*  Vgl.  Cap.  legi  Sal.  add.  v.  819  c.  5  (Bobetius,  1,  293).  L.  Rib.  81.  Kraut, 
1,  362  ff.  416.  Um  Mißbrauchen  vorzubeugen,  besümmten  die  Cap.  legibus  add. 
von  829  c.  4,  daß  bei  Eviktionsklagen  gegen  Unmündige  der  Vater  oder  Vormund 
die  Vertretung  übernehmen,  überhaupt  die  Suspension  des  Rechts  Verfahrens  gegen 
Unmündige  auf  Klagen  wegen  ihres  ererbten  elterlichen « Vermögens  beschränkt 
bleiben  solle.  Liutpr.  75  gestattete  Erhebung  einer  Klage  gegen  Minderjährige 
nach  einer  unter  Zuziehung  der  Sippe  vorgenommenen  causae  cognitio  des  Richters. 

«»•  Vgl.  KuAUT,  1,  368.  377.     RrvE,  1,  234. 

«»*  Vgl.  L.  Burg.  85,  2.  3.  L.  Wis.  4,  3  c.  3.  In  Notfällen  konnte  der  Richter 
dem  Minderjährigen  die  Erlaubnis  zur  Veräußerung  erteilen,  vgl.  Ed.  Liutpr.  149. 

•»*  Vgl.  Anm.  13.  256.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  5,  n.  26  ff.  Heusler  2,  510  f. 
Kraut,  2,  7  f. 

S96  jjm-  (jie  yQHj  Bruder  geübte  Vormundschaft  blieb  noch  länger  der  väter- 
lichen Gewalt  gleichgestellt.  Vgl.  Anm.  152.  270.  S.  305.  Roth.  195  ff.  Liutpr. 
12.  31.     L.  Burg.  66. 

^•^  Vgl.  S.  70.  Heüsler  2,  485.  Gierke,  Genossenschaftsrecht  1,  22.  v.  Aiöra, 
Grundriß«  107;  Erbenfolge  84.  207  f. 

*"  Ober  die  Franken  vgl.  S.  300.  Lamprecht,  Wirtschaftsleben  1,  32  ff. 
FicKER,  Mitteil.  d.  öst  Inst,  Erg.-Bd.  2,  503  ff.  Auch  der  vormundschaftliche 
Beisitz  der  Witwe  (S.  321)  ist  wohl  als  ein  Rest  früherer  Gesamtvormundschaft 
anzusehen. 
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munde  zur  Seite  traten '®®,  sondern  aach  dem  Mündel  einen  Schutz  gegen 
Übergriffe  des  Vormundes  gewährten,  unter  Umständen  sogar  die  Ab- 
setzung desselben  als  ,»Balmunt''  erzwingen  konnten'^.  Hatte  der  ge- 
borene Vormund  die  Übernahme  der  Vormundschaft  abgelehnt,  so  trat 
die  Sippe  statt  seiner  ergänzend  ein. 

Mit  der  zunehmenden  Lockerung  des  Sippeverbandes  trat  die  könig- 
liche OberTormundschaft  in  den  Vordergrund.  Witwen  und  Waisen  wurde 
allgemein  ein  höherer  Schutz,  auch  gegen  den  eigenen  Vormund,  ein- 
geräumt ^^\  fiimilienlosen  Personen  die  Aufnahme  in  die  Königsmunt  er- 
möglicht ^^^.  Auch  finden  sich  bereits  Ansätze,  solchen  SchutzbedOrftigen, 
welche  keinen  geborenen  Vormund  hatten,  einen  vom  Bichter  ernannten 
Vormund  zu  bestimmen'^',  immer  aber  hat  es  noch  zahlreiche  Schutz- 
bedürftige, Minderjährige  beider  Geschlechter  und  volljährige  Weiber,  ge- 
geben, um  welche  sich,  wenn  sie  keinen  geborenen  Vormund  hatten  und 
auch  bei  ihrer  Sippe  keinen  Schutz  fanden,  niemand  bekümmerte  ^^\ 
lYeilich  konnten  solche  Personen  weder  Veräußerungen  vornehmen,  noch 
Prozesse  führen;  aber  wenn  sie  in  die  Lage  kamen,  dies  thun  zu  müssen, 
so  stand  ihnen  der  Eintritt  in  die  Königsmunt  frei^^^. 

VI.  Erbrecht^^®.  Das  Erbrecht  war  nicht  mehr  so  ausschließlich 
gesetzliches  Erbrecht  wie  in  der  vorigen  Periode,  da  sich  neben  dem  der 


"•  Vgl.  Anm.  256.  Geach.  d.  ehel.  Güterr.  1,  3.  Kraut  1,  295  f.  Rosiw, 
a.  a.  0.  45.  58.  67  f.  Lamprbcht,  Wirtschaftsleben  1,  31  fiP.  Decr.  CompendieDse 
V.  757,  c.  6  (BoRETius  1,  38).    L.  Bui-g.  66.     Roth.  160.  161.     Liutpr.  75. 

^  Vgl.  L.  Sax.  43.  Roth.  182.  195  ff.  202.  Grlm.  6.  Liutpr.  120.  Kraut 
1,  39  f.  364.  397  ff.  Über  die  BezeichnuDg  des  nngetreuen  Vormundes  (ahd.  pal^ 
munf)  vgl.  Grimm,  RA.  466.  Kraut  1,  397  n.  Lexer,  Mhd.  WB.  1,  116.  v.  Richt- 
HOFEN,  Altfries.  WB.  617. 

"»  Vgl.  Kraut  1,  69.  77  ff.  Wattz  3,  319  f.  Heusler  1,  119.  Der  Königa- 
schatz fiber  Witwen  und  Waisen  fiel  unter  die  acht  Bannfalle  (S.  116). 

•«■   Vgl.  Waitz  2,  1  S.  330.  4,  236  f.;  Abhandlungen  378  f. 

^  Vgl.  Pippins  Capit  Ital.  v.  782—786,  c.  5  (Boretius  1,  192). 

»«*  Vgl.  Heusler  1,  119.  2,  484.  486  ff.  Derselbe  macht  darauf  aufmerksam, 
daß  auch  L.  Rib.  81  (Anm.  10)  und  die  Cap.  leg.  Sal.  add.  von  819  c.  5  sowie 
verschiedene  Bestimmungen  des  langobardischen  Edikts  in  erster  Reihe  unbevor- 
mundete  Schutzbedürftige  im  Auge  haben. 

«>*  Vgl.  Ed.  Roth.  204  (Anm.  13).    Heusler  1,  118.  2,  483  f.  508  f. 

*»•  VgL  S.  64  f.  71.  Heusler  2,  521  ff.  Stobbb,  Handbuch  5,  62  ff.  Ficker, 
Untersuchungen  1—3  (besonders  3,  518—564.  590  ff.).  Grimm,  RA.  466  ff.  Walter, 
DRG.  2,  229  ff.  Brukner,  Grundriß  286  ff.;  RG.  1,  79  f.  83  f.  Glasson,  Le  droit 
de  succession  dans  les  lois  barbares,  N.  Revue  9,  585  ff.  Königswarter,  Organi- 
sation de  la  famille  147  ff.  v.  Amira  ,  Grundriß  *  108  f. ;  Erbenfolge  und  Ver- 
wandtschaftsgliederung nach  den  alt-niederdeutschen  Rechten,  1874;  Gott  gel. 
Anz.  1892,  S.  249  ff.  Pertile,  a.  a.  0.  4,  3  ff.  Katser,  Das  Erbrecht  nach  den 
Edikten  der  langob.  Könige,  ZRG.  8,  466  ff.  Miltner,  Das  langob.  Erbrecht,  ebd. 
13,  58—104.  Cxccaouone,  II  diritto  successorio  nella  storia  del  diritto  italiano, 
Sa.  a.  d.  Digesto  Italiano,  1891.  Gieree,  Erbrecht  und  Vicinenrecht  im  Edikt 
Chilperichs,  ZRG.  12,  430  ff.  Pardessus,  Loi  Salique  691  ff.  Waitz,  Das  alte 
Recht  107  ff.    Lamprecht,  Wirtschaftsleben  1,  37  ff.    Rosik,  Commentatio  ad  titulum 

21* 
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Blutsfreunde  eine  durch  Adoption  vermittelte  vertragsmäßige  Erbfolge 
ausgebildet  hatte.  Das  gesetzliche  Erbrecht  hat  seinen  Ausgang  von  der 
unter  den  Hausgenossen  bestehenden  Yermögensgemeinschaft  genommen ^ 
deren  Träger  und  alleiniger  Vertreter  nach  außen  der  Hausvater  war. 
Der  Erbe  erwarb  nicht  ein  neues  Vermögen,  das  bis  dahin  dem  Erblasser 
gehört  hatte,  sondern  die  bisher  von  diesem  ausgeübte  Verfügung  und 
Vertretung  ging  auf  den  Erben  über*^^.  Wer  durch  Heirat  oder  Emanzi- 
pation aus  der  väterlichen  Hausgenossenschaft  geschieden  war,  galt  gegen- 
über den  in  der  Were  Verbliebenen  als  abgefunden'^®,  die  Tochter  auch 
dann,  wenn  sie  eine  Ehe  ohne  den  Willen  ihres  Muntwalts  eingegangen 
und  infolge  dessen  nicht  in  die  Munt  ihres  Ehemannes  übergetreten  war'^^. 
Kehrte  die  verheiratete  Tochter  durch  Rückkauf  {mundii  liberatio)  oder  in 
anderer  Weise  in  ihre  angeborene  Munt  zurück,  so  lebte  ihr  Kindeserb- 
recht wieder  auf,  sie  war  aber  koUationspflichtig'^^. 

Die  Ausbildung  des  Hauserbrechts  zu  einem  Erbrecht  der  Sippe  hat 
sich  im  allgemeinen  noch  vor  Aufzeichnung  der  Volksrechte  vollzogen. 
Der  ältere  Zustand  zeigt  sich  in  der  Lex  Frisionum,  die  nur  ein  Erb- 
recht der  engeren  Familie  kennt;  fehlte  es  an  dieser,  so  trat  Heimfall 
an  den  König  ein'^^;  das  friesische  Recht  des  Mittelalters  gesteht  zwar 
auch  den  Magen  ein  Erbrecht  zu,  die  Quellen  sprechen  hier  aber  von 
unwena  lawa  {inopinata  kereditas),  auch  muß  die  Erbschaft  durch  eine 
Abgabe  an  den  Asega,  wohl  eine  ursprünglich  fiskalische  Abgabe,  erkauft 
werden '^2.  Auch  das  salische  Recht  läßt  die  schrittweise  erfolgte  Ent- 
wickelung  des  Erbrechts  noch  erkennen'^*.    Während  die  übrigen  Volks- 

Leg.  Salicae  59  ,,De  alodis'^  1875.  Daroün,  Mutterrecht  und  Raubehe  60  ff. 
YouNG,  i.  d.  Essays  in  anglosaxon  law  127  ff.  Gaupp,  Recht  und  Verfassung  der 
alten  Sachsen  159  ff.;  Das  alte  Gesetz  der  Thüringer  839  ff.  Huber,  Geschichte  d. 
Schweiz.  Pr.-R.  541  ff.  Dahn,  Westgot  Studien  131  ff.  Weinhold,  Deutsche  Frauen* 
1,  209  ff.  Laboulate,  Condition  des  femmes  86  ff.  Eichhorn,  St.  u.  RG.  1,  371  ff. 
ZöPFL,  RG.  S*:?  112  ff.  Griesinqer  bei  Danz,  Handb.  d.  deutsch.  Pr.-R.  10,  1823. 
Thüdichum,  Gau-  u.  Markverf.  184  ff.  Opet,  Die  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber 
in  der  Zeit  der  Volksrechte  (Gierke,  Unters.  25).     Gothein,  a.  a,  0.  (Anm.  149)  13  ff. 

»07  Vgl.  Heuslbr  2,  528.     v.  Amira,  Erbenf.  186.  201. 

^  Vgl.  L.  Burg.  1,  2.     Roth.  181.     Liutpr.  4. 

^^  Vgl.  Liutpr.  5.  119.  L.  Angl.  et  Wer.  47.  L.  Wis.  3,  2  c.  8.  4  c.  7. 
L.  Burg.  12,  5.  Kraut,  Vormundschaft  1,  820 ff.  Weinhold,  Deutsche  Frauen* 
1,  307.  Lehmann,  Verlobung  u.  Hochzeit  27.  v.  Amira,  Erbenf.  70  f.  Wilda, 
Strafrecht  801. 

^'^  Vgl.  Roth.  195.  196.  199.  200.     Grim.  6.     Liutpr.  130. 

»^*  Vgl.  L.  Fris.  19,  2:  Si  quis  fratrem  suum  oeeiderit,  solvat  eum  proximo 
heredi:  sice  fdium  aut  filiam  habuen't,  aut  si  neuter  horum  fuerit,  solvat  patri  stto 
vel  7/iatri  suae,  vel  fratri,  vel  etlam  sorori  suae.  quod  si  nee  una  de  his  personis 
fuerit^  sohat  eum  ad  partem  regis, 

«»»  Vgl.  V.  Amira,  Erbenf.  166  ff. 

•*'  L.  Sal.  59,  §  1 :  Si  quis  moriuus  fuerit  et  filios  non  ditniserit,  si  mater 
sua  superfueritj  ipsa  in  hereditateni  succedat.  §  2.  Si  maier  non  fueritj  et  fratrem 
aut  sororem  dimiserif,  ipsi  in  hereditateni  succedani.  §  3.  Tunc  si  ipsi  nofi  fuerint, 
sorar  viairis  in  hereditatem  succedat.     §  4.  Et  inde  de  Ulis  gefierationihu^^  quieum- 
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rechte  zwischen  Mobiliar-  und  Immobiliarerbrecht  nur  insofern  unter- 
schieden, als  sie  bei  dem  letzteren  vorzugsweise  die  männliche  Verwandt- 
schaft berücksichtigten,  kannte  die  Lex  Salica  bloß  ein  Mobiliarerbrecht, 
der  Grundbesitz  ging  nur  auf  die  Söhne  über  und  unterlag,  wenn  es  an 
solchen  fehlte,  bei  Sal-  oder  Herrengütern  dem  Heimfallsrechte  des  Königs, 
bei  Bauergütem  dem  der  Gemeinde.  Nachdem  Chilperich  die  bäuerliche 
Erbfolge  auf  Töchter,  Brüder  und  Schwestern  ausgedehnt  hatte,  muß  es 
immerhin  noch  längere  Zeit  gedauert  haben,  bis  die  seit  dem  achten 
Jahrhundert  bezeugte  Unterwerfung  des  bäuerlichen  Besitzes  unter  das 
gemeine  Erbrecht  zur  Anerkennung  gelangte  ^^*.  Für  Salgüter  kam  zwar, 
wie  die  jüngeren  Textklassen  des  Volksrechts  ergeben,  die  Beschränkung 
auf  die  Descendentenerbfolge  noch  in  der  merowingischen  Zeit  außer 
Gebrauch,  aber  dem  weiblichen  Geschlecht  blieben  gleich  den  bur- 
gundischen  Erongutschenkungen  und  den  Edelgütern  der  Angelsachsen 
auch  die  Herrengüter  der  Salier  dauernd  verschlossen  ^^*^.  Den  übrigen 
Volksrechten  war  die  völlige  Ausschließung  des  weiblichen  Geschlechts 
von  der  Erbfolge  in  den  Grundbesitz  von  vornherein  unbekannt;  nur 
einen  relativen  Vorzug  der  Schwertseite  vor  der  Spindelseite  ließen  sie 
eintreten.  Am  weitesten  ging  das  thüringische  Recht  (L.  Angl.  et  Wer.  34), 
das  über  die  Immobiliarerbfolge  bestimmte:  Usque  ad  quintam  generationem 
paterrui  generatio  succedat  post  quintam  autem  filia  ex  toto^  sive  de  patris 
sioe  matris  parte,  in  hereditatem  succedat,  et  tunc  demum  hereditas  ad  fusum 
a  lancea  transeat  Ahnliche  Grundsätze  muß  das  alamannische  und 
friesische  Recht  befolgt  haben '^®,  während  die  Ribuarier  nur  bei  Stamm- 
gütem  gleiche  Strenge  beobachteten  *^^  Alle  anderen  Stämme  ließen  sich 
daran  genügen,  unter  gleich  nahen  Erben  dem  männlichen  Geschlechte, 
sei  es  überhaupt  oder  hinsichtlich  des  Grundbesitzes,  den  Vorzug  vor  dem 
weiblichen  zu  gewähren'^®.    Eine  Ausnahme  machte  die  der  weiblichen 

que  proximior  fuerit,  tue  in  hereditatem  succedat,  §  5.  De  terra  vero  nuila  in 
muliere  hereditas  pon  periinebit,  sed  ad  virilem  sexum,  qui  fratres  fuerint,  tota  terra 
perteneat.    Über  die  Auslegung  des  §  5  vgl.  Gieree,  ZRG.  12,  444.  574. 

•"  Vgl.  S.  205.  212  f.  Ed.  Chilper.  3:  ut  quicumque  vicinos  habetis  aut  filios 
aut  füias  posi  obitum  suum  superstitutus  fuerit,  quamdiu  filii  advixerint,  terra 
habeant  siout  et  lex  Salica  habet,  et  si  subito  filios  defuneli  fuerint,  filia  simili 
modo  aedpiant  terrae  ipsas,  sieut  et  filii ,  si  vivi  fnissent,  aut  habuissent.  et  si 
moritur,  frater  alter  superstituius  fuerit,  frater  terras  aedpiant ^  non  vicini.  et 
subito  frater  moriens  frater  non  derelinquerit  superstitem,  tunc  soror  ad  terra  ipsa 
aeeedat  poseidenda.  Der  Vater  wird  unter  den  Erben  nicht  erwähnt,  weil  der 
Gesetzgeber  ihn  bereits  als  verstorben  voraussetzt,  da  der  Erblasser  im  gewöhn- 
lichen Laufe  der  Dinge  nur  durch  die  Beerbung  seines  Vaters  zu  eigenem  Grund- 
besitz kommen  konnte. 

•"  Vgl.  S.  212  f.  282  f.  DEL  GiUDicE,  La  storia  di  una  fräse,  1893  (a.  d.  Ren- 
diconti  del  Ist  Lombardo,  ser.  2,  vol.  25.  26). 

'^*  Vgl.  Stobbb  5,  89  f.  v.  Ahiba,  Erbenf.  152.  Hübeb,  Histor.  Grundlage 
des  ehel.  Güterr.  29.  40. 

'"  L.  £ib.  56,  4.  Als  Stammgut  galt  der  bereits  auf  die  zweite  Generation 
vererbte  Besitz,  terra  aviatica. 

•*'  Aufgehoben  ist  der  Unterschied  der  Geschlechter  L.  Wis.  4,  2  c.  1.  c.  5. 
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Verwandtschaft  vorbehaltene  Gerade,  der  das  nur  im  Mannsstamme  ver- 
erbliche Heergewäte  gegenüberstand  (S.  306). 

Die  Hansgenossenschaft  des  ursprünglichen  Erbenkreises  war  auf  die 
in  derselben  Munt  vereinigten  Personen  beschränkt.  Sie  umfaßte  außer 
den  Kindern  insbesondere  die  unverheiratet  im  Hause  verbliebenen  oder 
als  Witwen  zurückgekehrten  weiblichen  Familienangehörigen,  Töchter 
und  Schwestern*^®,  sodann  die  Mutter*^,  hier  und  da  auch  die  Schwestern 
des  Vaters  oder  der  Mutter  **^  Wenn  die  Söhne  nach  ihrer  Verheiratung 
in  der  Were  des  Vaters  blieben,  so  erstreckte  sich  die  Hausgenossenschaft 
auch  auf  die  von  ihnen  begründete  Familie '^2.  Auch  nach  dem  Tode 
des  Vaters  wurde  die  Hausgemeinschaft  unter  den  Brüdern,  selbst  wenn 
sie  verheiratet  waren,  nicht  selten  fortgesetzt  **^  Man  erkennt  unschwer 
in  diesen  Ganerbenverhältnissen  den  Ausgangspunkt  für  die  Ausbildung 
eines  die  Grenzen  der  Familie  überschreitenden  Magener brechts,  das 
damit  zunächst  notwendig  auf  die  Schwertmagen  beschränkt  war,  da  die 
verheirateten  Töchter,  auch  wenn  ihr  Ehemann  den  Haushalt  des  Schwieger- 
vaters teilte,  nicht  unter  der  Munt  des  Vaters  standen  und  deshalb  mit 
ihren  Kindern  nicht  mehr  zu  der  engeren  Familie  gerechnet  wurden. 
Der  nächste  Schritt  zur  Ausbildung  eines  wahren  Erbrechts  bestand  darin, 
daß  man  das  Erfordernis  der  Hausgemeinschaft  aufgab  und  auch  die  aus 
der  Were  geschiedenen  Familienangehörigen  teils  unbedingt,  teils  wenig- 
stens subsidiär  zur  Erbschaft  gelangen  ließ*^*. 

'"  Die  erbrechtliche  Gleichstellung  der  unverheirateten  Schwestern  mit  den 
Töchtern  im  langobardischen  Recht  (Roth.  160.  Liutpr.  4.  145)  bezieht  sich  nur 
auf  die  nach  des  Vaters  Tode  in  die  Munt  der  Brüder  getretenen  Schwestern  (vgl. 
Liutpr.  3.  5).  Sie  entsprach  dem  erst  durch  Liutpr.  14  abgeänderten  Muntwalt- 
erbrechte  des  Bruders  (Roth.  187  f.  215).  Vgl.  (xesch.  d.  ehel.  (Jüterr.  1,  5  f. 
Miller,  a.  a.  0.  64  f. 

«0  Vgl.  L.  Sax.  42.  MG.  Leg.  4,  605,  add.  6.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  2  n. 
185  f.    Kraut,  a.  a.  0.  1,  187  f.     Grimm,  RA.  452. 

"*  Bei  den  salischen  Franken,  die  noch  in  gewissem  Grade  an  der  Gesamt- 
vormundschaft der  Sippe  (S.  322)  festhielten,  wurde  die  (unverheiratete)  Mutter- 
schwester noch  zur  engeren  Familie  gerechnet  (Anm.  313),  während  ihr  die  Vater- 
schwester erst  durch  L.  Rib.  56,  3  und  die  späteren  Texte  der  Lex  Salica  zur  Seite 
gestellt  wurde.  Bei  den  Langobarden  war  für  die  unverheiratete  Vaterschwester 
schlecht  gesorgt,  bis  Aist.  10  sie  im  wesentlichen  den  Schwestern  gleichstellte. 

•**  Vgl.  S.  319  n.  Brunner,  RG.  1,  78  n.  Grim.  5  gedenkt  des  in  sinu  avi 
verbliebenen  Enkels  von  einem  in  sinu  avi  gestorbenen  Sohne  (vgl.  jedoch  S.  64, 
Anm.  36j. 

»"  Ed.  Roth.  167.  Liutpr.  70.  Lothars  Capit.  Olonn.  von  825,  c.  6  (Boretiüs 
1,  330).  Cap.  legib.  add.  von  818,  c.  6.  c.  11  (ebd.  282  f.).  Mkicbelbeck,  Hist.  Fris. 
1,  2  S.  291,  Nr.  555  (831).  Brunner,  RG.  1,  78.  Weber,  Zur  Geschichte  der  Han- 
delsgesellschaften 45  ffl 

*"  So  hob  Liutprand  für  Töchter  unter  sich  und  fiir  Schwestern  unter  sich 
den  Unterschied  zwischen  ledigen  und  verheirateten  vollständig  auf  (Liutpr.  2.  3.  14), 
während  zur  Konkurrenz  mit  Töchtern  nur  unverheiratete  Schwestern  {aorores  in 
eapillo)  zugelassen  wurden  (Liutpr.  3.  4).  Den  Vortritt  des  Haussohnes  vor  dem 
emancipatus  hielt  noch  Lib.  Pap.  Roth.  153,  Glosse  §  1  (MG.  Leg.  4,  318)  aufrecht. 
Bei  den  Franken  unterlagen  die  aus  der  Were  geschiedenen  Söhne  und  Töchter 
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Die  natärliche  Folge  dieser  Ausgestaltang  des  deutschen  Erbrechts 
war  die  Sonderung  der  Erben  in  den  aus  der  Hausgemeinschaft  hervor- 
gegangenen engeren  Erbenkreis  und  den  weiteren  Kreis  der  zur  Erbschaft 
berufenen  Magen'**.  Der  engere  Erbenkreis  umfaßte  die  an  sich  gleich 
nahen  Verwandten  des  ersten  Gliedes,  im  allgemeinen  in  folgender  Ab- 
stufung: I.Söhne,  2. Töchter,  S.Vater,  4. Mutter,  5. Bruder,  6. Schwester '^^ 
Im  einzelnen  bestehen  manche  Dunkelheiten  und  Verschiedenheiten,  auf 
die   aber  kein   großes  Gewicht  zu  legen  ist'*^    Sehr  bestritten  ist  die 


bei  Ausübung  ihres  Erbrechts  nicht  einmal  einer  EoUationspflicht  Vgl.  zweites 
sal.  Eapitular  c.  2  (Anm.  284). 

*^  Das  Verdienst,  diese  Sonderung  mit  besonderer  Schärfe  hervorgehoben 
und  begründet  zu  haben,  gebührt  v:  Amiba  und  BauNNer  (Sippe  und  Wergeid  nach 
niederdeutschen  Rechten,  ZKG.  16,  1  ff.)-  I™  übrigen  ist  über  die  höchst  bestrittene 
Frage  der  altdeutschen  Erbfolgeordnung  außer  der  Anm.  306  angegebenen  Litteratur 
zu  vergleichen:  Siegel,  RG.'  387 ff.  471  ff.;  Die  germanische  Verwandtschafts- 
berechnung,  1853.  Wassebschleben,  Das  Prinzip  der  Successionsordnung,  1860; 
Die  germanische  YerwandtBchaftsberechnung  und  das  Prinzip  der  Erbenfolge,  1864; 
Das  Prinzip  der  Erbenfolge  nach  den  älteren  deutschen  und  verwandten  Rechten. 
1870.  Lewis,  Kr.  VJSchr.  9,  23  ff.  14, 1  ff.  17, 40Ö  ff.  Rive,  Jahrb.  d.  gem.  deutsch. 
R.  6, 197  ff.  Bluhmb,  Omnis  parentilla  (Bonner  Festgruß  f.  Homeyer,  1871,  S.  8  ff.). 
Pappenheih,  Launegild  und  Gairethinx  (Giebke,  Untersuchungen  14)  54  ff.  v.  Amiba, 
Gott.  gel.  Anz.  1884,  S.  38  ff.  Über  Parentelenordnung  im  anglonormannischen 
und  altfranzösischen  Recht  vgl.  Bbünneb,  Das  anglonormannische  Erbfolgesystem, 
1869.  KoHLEB,  Zur  Lehre  von  der  Parentelenordnung  (Gesammelte  Abhandlungen 
a.  d.  Civilrecht,  1883,  S.  341  ff.). 

"«  Vgl.  L.  Sal.  58.  59  (Anm.  313).  L.  Rib.  56.  Erstes  sal.  Kapit.  c.  7. 
L.  Alam.  57.  95.  L.  Fris.  19  (Anm.  311).  L.  Sax.  41  f.  44—46.  L.  Angl.  et  Wer. 
26—34.  L.  Burg.  14,  1.  2.  24,  3.  51,  2.  53.  75.  78.  Die  QuaesU'ones  ae  monita 
(vgl.  S.  240)  behandeln  §  4  die  Stteeessio  lege  Salica,  §  31  die  Succeasio  ex  lege 
Langobarda.  Außerdem  ist  von  hervorragendem  Werte  der  Glossen-  und  Formel- 
apparat nebst  der  Expositio  in  Lib.  Pap.  Roth.  153  (MG.  Leg.  4,  317  ff.),  sowie 
ein  Traetatua  de  ordine  suecessionis  ab  intesiato  secundum  ius  Langobardicum 
(MG.  Leg.  4,  605). 

*"  Bestritten  ist  namentlich  die  Erbenreihe  der  Lex  Salica  (Anm.  313).  Die 
älteste  Textform  nennt  als  Mobiliarerben  die  Kinder  (filii),  sodann  Mutter,  Bruder, 
Schwester  und  Mutterschwester,  als  einzige  Immobiliarerben  aber  die  Söhne,  wobei 
die  meisten  Ausleger  einen  Redaktionsfehler  annehmen  und  in  Übereinstimmung 
mit  den  jüngeren  Texten  und  L.  Rib.  56,  2.  3  den  Vater  und  die  Vaterschwester 
ergänzen.  Vgl.  L.  Angl.  et  Wer.  28.  29,  wo  ebenfalls  nur  Schwester  und  Mutter 
genannt,  Bruder  und  Vater  zu  ergänzen  sind.  Eine  ähnliche  Vernachlässigung  ist 
der  Mutter  im  langobardischen  Edikt  widerfahren.  Da  sie  hier  nirgends  ausdrück- 
lich als  Erbin  genannt  wird  (wohl  aber  in  Liutprands  Notiäa  de  actoribus  regis 
c.  3),  so  hat  eine  am  Buchstaben  haftende  Jurisprudenz  ihr  das  Erbrecht  ab- 
sprechen wollen  und  erst  im  11.  Jahrhundert  stand  das  mütterliche  Erbrecht  in 
der  lombardischen  Rechtsschule  fest  Die  Nichtberücksichtigung  der  Mutter  müßte 
im  langobardischen  Rechte  ganz  besonders  auffallen,  da  dieses  den  Schwestern 
den  Rang  neben  den  Töchtern,  später  selbst  der  Vaterschwester  den  Rang  neben 
der  Schwester  einräumte  (vgl.  Anm.  319.  32  t).  Eine  andere  Eigentümlichkeit  des 
langobardischen  Rechts,  die  es  mit  dem  westgotischen  und  den  nordgermanischen 
Rechten  teilte,  war  die  Erbberechtigung  der  Kebskinder  (filii  naturales).  Vgl. 
S.  802.  Eine  Eigenheit  des  burgundischen  Rechts  war  es,  daß  der  überlebende 
Eltemteil  an  dem  Nachlasse  des  Kindes  nur  Leibzucht  erhielt,  vgl.  L.  Burg.  24,  3. 
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Stellung  der  Enkel,  überhaupt  der  entfernteren  Descendenten.  Enkel  Ton 
vorverstorbenen  Kindern  wurden  im  allgemeinen  durch  die  lebenden 
Kinder  ausgeschlossen;  nur  bei  den  austrasischen  Franken  seit  Ghilde- 
bert  IL  und  in  beschränktem  Maße  bei  Westgoten,  Burgunden  und 
Langobarden  war  das  Eintrittsrecht  der  Enkel  zu  gesetzlicher  Anerkennung 
gelangt ^2®.  Es  fragt  sich  daher  nur,  ob  in  Ermangelung  von  Kindern 
zunächst  die  Enkel  zur  Succession  gelangten,  oder  ob  diese  von  dem 
engeren  Erbenkreise  ursprünglich  ganz  ausgeschlossen  gewesen  sind. 
Jedenfalls  müssen  die  in  der  Were  des  Großvaters  (in  sinu  avi)  geborenen 
Sohnessöhne,  da  sie  zu  der  Hausgenossenschaft;  gerechnet  wurden,  auch 
zu  dem  engeren  Erbenkreise  gehört  haben.  Indem  König  Grimowald  für 
diese  das  Repräsentationsrecht  einführte,, verlieh  er  ihnen  nicht  erst  das 
Erbrecht  des  Busens,  das  sie  an  sich  schon  besaßen,  sondern  erhöhte  es 
nur  zur  Konkurrenzfähigkeit  neben  den  Söhnen.  Derselbe  geschichtliche 
Entwickelungsgang  ist  aber  überall,  wo  das  Eintrittsrecht  eingeführt 
wurde,  anzunehmen:  dasselbe  hatt«  immer  ein  schon  bestehendes  Nach- 
kommenerbrecht zur  Voraussetzung,  und  es  heißt  die  Dinge  auf  den  Kopf 
stellen,  wenn  man  die  Ausbildung  des  Nachkommenerbrechtes  als  eine 
Konsequenz  des  Eintrittsrechtes  betrachtete^®.  Insbesondere  stand  das 
Nachkommenerbrecht  bei  den  Sachsen  und  salischen  Franken,  die  erst  in 
der  folgenden  Periode  zur  Annahme  des  Eintrittsrechtes  gelangt  sind, 
fest^'®.  Nachweisen  läßt  sich  dasselbe  weiter  bei  den  Langobarden 
und    Westgoten  ee^,    vermuten    bei    den    Burgunden    und    ribuarischen 

51,  2.  78  (nach  53,  1 — 3  statt  der  Leibzucht  der  Mutter  am  Ganzen  Halbteiluug 
mit  den  Schwertmagen  des  verstorbenen  Sohnes). 

8S8  Y^i  FiCKEB  2,  120.  128  f.  131.  136  01  L.  Burg.  75.  78  (nur  für  Sohnes- 
söhne  bei  Konkurrenz  mit  Töchtern).  Grim.  5  (nur  für  den  Sohnessohn  in  sinn 
avi).  Ed.  Eur.  327  (L.  Wis.  4,  2  c.  18).  Westg.  Fragment  1.  Decr.  Childeberti 
von  595,  c.  1  (Boretitjs  1,  15).  Da  dies  Gesetz  ein  austrasisches  Territorialgesetz 
war  und  für  die  Salier  in  Neustrien  keine  Bedeutung  hatte,  so  Isann  es  nicht  auf- 
fallen, daß  die  salischen  Franken  während  unserer  Periode  von  einem  Kepräsenta- 
tionsrecht  der  Enkel  noch  nichts  gewußt  haben.  Vgl.  Form.  Marc.  2,  10,  Tur.  22, 
Merkel.  24,  Lindenbr.  12  (Rozibre,  Nr.  131—134). 

'^  Vgl.  GiEHKE,  ZRG.  12,  445.     FiCKEE,  2,  324  f. 

880  Ygi  L  Sax.  46.  Für  die  salischen  Franken  vgl.  die  Lesart  des  heroldischen 
Textes  am  Schlüsse  der  L.  Sal.  59  (Behrend*  126.  Merkel,  Lex  Salica,  Novelle 
168)  und  vor  allem  Quaestiones  ac  monita  (Anm.  326)  §  4:  Si  hQmo  decesserit  et 
reliquertt  filium  et  filiamf  equaliter  suceedant  et  si  reliquerit  filium  et  filiavi  et 
nepotem,  filium  de  suo  fUio,  equaliter  suceedant  Mit  Unrecht  hat  man  diese  Worte, 
die  bereits  Bekanntschaft  mit  dem  Repräsentationsrecht  zeigen,  dahin  verstanden, 
daß  Enkel  allein  vor  den  Eltern  des  Erblassers  nicht  successionsberechtigt  gewesen 
seien  (vgl.  Heusleb,  2,  583.  v.  Amiha,  Erbenf.  37  ff.);  denn  aus  dem  Mehr,  welches 
die  Enkel  von  vorverstorbenen  Söhnen  gegenüber  den  lebenden  Kindern  kon- 
kurrenzfähig machte,  folgt  mit  Notwendigkeit  auch  das  Geringere,  ihr  Vorrecht 
vor  allen  den  Kindern  nachstehenden  Erben. 

"»  Vgl.  Ed.  Eur.  336  (L.  Wis.  4,  2  c.  2).  Westg.  Fragment  1.  Liutpr.  3: 
si  ipse  frater  neque  fiUus  neque  filias  reliquerit,  aut  si  habuerit  et  ante  cum  mortui 

aut  mortuae  fuerent  absque  filiis  filiabus,  tunc  sorores  eius suecedant 

Vgl.  Liutpr.  70.     Miller,  a.  a.  0.  59.     Giebke,  bei  Pappenhexm,  a.  a.  0.  78  ff. 
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Franken  ^5*,  und  auch  bei  den  übrigen  Stämmen  spricht  die  Wahrschein- 
lichkeit dafür,  daß  mit  der  Fortbildung  der  Hausgenossenschaft  zu  einem 
engeren  Erbenkreise  gleich  den  verheirateten  Kindern  auch  deren  Kinder 
zur  Berücksichtigung  gelangt  sind^^^. 

Die  gleiche  Entwickelung  muß  hinsichtlich  der  Geschwister  (zumal 
der  Brüder)  und  ihrer  Descendenten  stattgefunden  haben.  Lebten  die 
Brüder  in  ungeteilter  Gemeinschaft,  so  rückten,  wenn  einer  von  ihnen 
starb,  dessen  Kinder  oder  Enkel  an  seine  Stelle.  Seit  die  Gemeinderschaft 
des  Hauses  aufgehört  hatte  die  alleinige  Grundlage  des  Erbrechts  zu 
bilden,  war  es  von  selbst  gegeben,  daß  sich  die  Kinder  der  Geschwister 
als  die  nächsten  erbberechtigten  Magen  unmittelbar  an  den  engeren  Erben- 
kreis anschlössen  und  den  übrigen  Magen  vorgingen  ^H  Sie  und  ihre 
Descendenten  gehörten  noch  derselben  Generation  wie  der  Erblasser  an, 
dem  Knie  seiner  Eltern.  Die  ganze  Sippe  gestaltete  sich  zu  einem  orga- 
nischen Aufbau  von  engeren  und  weiteren  Familien,  die  man  nach  den 
einzelnen  aufeinander  folgenden  Häuptern  in  ihrer  jeweiligen  Gesamtheit 
als  „Generationen",  „Kniee",  „Glieder"  oder  „Parentelen"  zusammen- 
faßte *^^    Den  Beweis  für  einen  derartigen  Aufbau  der  Sippe  liefert  der 

"*  Vgl.  Anm.  328.     L.  Rib.  12,  2. 

"•  Vgl.  FiCKEB,  2,  315  ff.  358.  Daß  Auadrücke  wie  fUii  und  liberi  in  der 
Eechtssprache  unserer  Periode  auch  die  entfernteren  Descendenten  einschließen 
konnten,  ist  unbestritten.  Für  das  Descendentenerbrecht  bei  den  Baieni  spricht  L. 
Baiuw.  8,  20.  15,  10. 

*•*  Vgl.  erstes  sal.  Kapitular  c.  7 :  ai  pater  aui  mater  desunt^  fratfr  defuncii 
aut  eerte  nepttSf  fratris  senioris  filitis.    Liutpr.  7  (vgl.  Stutz,  ZRG.  28,  182). 

^'  Am  häufigsten  begegnet  „Knie''  igenu,  genuculumy  geniculuw,  ags.  cneöw^ 
enedris)  und  generatio,  bei  den  Sachsen  „Glied''  (Ssp.  I.  3,  3).  Vgl.  S.  64.  Heüsleb, 
2,  587.  V.  Amira,  Erbenf.  45.  68.  79  ff.  139.  Wurde  generatio  untechnisch  auch 
för  Sippe  oder  Magschaft  überhaupt  gebraucht  (L.  Sal.  59,  4.  L.  AngL  et  Wer. 
34,  wo  neben  dem  technischen  ad  quintam  generaUonem  untechnisch  paiema  gene- 
ratio) ^  so  war  dies  in  noch  höherem  Maße  bei  parentela  oder  parentiUa  der  Fall, 
worunter  meistens  die  Gesamtheit  der  parentes  (ags.  mceg^,  eynn,  as.  mägsnepi) 
verstanden  ist  (vgl.  u.  a.  Ahiba,  a.  a.  0.  20  ff.  74.  101.  113).  Neuerdings  hat  man  dem 
Worte  die  technische  Bedeutung  in  der  älteren  Rechtssprache  absprechen  wollen 
und  ist  dadurch  zu  gewaltsamen  Erklärungen  gekommen.  Vgl.  L.  Sal.  44,  9:  Et 
8%  nee  ipne  frater  fuerit,  qui  proximior  fuerit,  extra  superiores  nominatos  singiUatim 

dicHm^   secundum  parentilla  usque  ad  sextum  genuculum acctpiat. 

Wie  das  Wort  „Heerschild"  bald  rein  objektiv  die  Lehnsföhigkeit,  bald  subjektiv 
eine  bestimmte  Heerschildstufe  bezeichnet,  so  ist  hier  parentiUa  »  Verwandtschaft- 
Stufe.  Dem  stellt  sich  die  berühmte  Bestimmung  Roth.  153  (De  gradibus  cogna- 
iümum)  zur  Seite:  Omnis  parentilla  tisque  in  aeptimum  geniculum  nomer etur^ 
utparens  parenti  per  gradum  et  parentillam  heres  stiecedat;  sie  tamefiy  ut  ilie 
qui  8i40cedere  vuU  nominatim  unieuique  nomina  parentum  antecessorum  sitorum 
dicat  Das  kann  nur  heißen:  „Alle  Verwandtschaft  wird  (nur)  bis  zum  siebenten 
Knie  gezählt,  so  daß  ein  Verwandter  dem  andern  nach  Maßgabe  des  Grades  und 
der  Verwandtschaftsstufe  als  Erbe  folgt,  so  jedoch,  daß  der  Erbansprecher  für 
jeden  (d.  h.  für  sich  und  den  Erblasser)  die  Namen  seiner  Vorfahren  angibt'« 
Weiterhin  heißt  es  dann  noch  von  dem  speziellen  Fall  einer  gegen  das  fiskalische 
Erbrecht  gerichteten  Erbschaftsklage,  daß  der  Erbansprecher  dicat  per  ordmenty 
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Umstandy  daß  man  in  den  meisten,  nrspranglich  wohl  in  allen  Stammes- 
rechten den  engeren  Erbenkreis  oder  „Busen^'  in  die  Eniezahlung  nicht 
einbegrifF,  sondern  als  „binnen  Knies"  befindlich  ansah  (S.  64).  Für  die 
größere  oder  geringere  Nähe  der  Verwandtschaft  war  demnach  die  Aufein- 
anderfolge der  von  dem  Erblasser  aufsteigenden  Generationen  maßgebend. 
Auf  die  noch  der  ersten  Generation  angehörigen  Descendenten  der  Ge- 
schwister folgte  die  Generation  der  Großeltern,  dann  die  der  Urgroßeltern, 
und  so  weiter  bis  zu  der  allgemein  angenommenen  Grenze  des  fünften 
oder  sechsten  Enies  (je  nachdem  man  mit  den  Großeltern  oder  in  der  Art 
des  kanonischen  Rechtes  mit  den  Eltern  zu  zählen  begann)  in  der  auf- 
steigenden Linie'*®.  Da  aber  dieselbe  Verwandtschaftsgrenze  auch  für  die 
von  den  einzelnen  Knieen  nach  abwärts  gehenden  Seitenlinien  maßgebend 
war,  so  muß  innerhalb  der  letzteren  wieder  die  größere  Nähe  zu  dem 
gemeinschaftlichen  Stammvater  den  Vorzug  gegeben  haben.  Die  deutsche 
Erbfolgeordnung  beruhte  demnach  auf  dem  System  der  Parent^len-  oder 
Linealgradualordnung  '*^. 

qtiod  parentilla  nostra  sie  fuit,  et  tili  sie  nobis  fueruni  parerUes,  quomodo  nos  di- 
cimusj  d.  h.  „daß  die  Stufe  unserer  Verwandtschaft  die  und  die  gewesen  ist,  und 
die  und  die  unsere  Vorfahren  gewesen  sind,  wie  wir  angegeben  haben.^' 

"^*  Über  die  in  unserer  Periode  allgemein  hervortretende  Begrenzung  der 
Verwandtschaft  vgl.  S.  65.  Ficker  1 ,  277  f.  316.  398  flP.  474  ff.  2,  53  f.  Brlnneb, 
RG.  1,  217.  Heusler  2,  591  ff.  Das  kanonische  Recht,  das  statt  der  römischen 
die  germanische  Verwandtschaftsberechnung  angenommen  hatte  (die  Verwandt- 
schaf tskniee  bezeichnete  es  dabei  häufig  mit  grctdtis,  eine  Ausdrucks  weise  die  zum 
Teil  auch  in  die  germanischen  Rechtsquellen  eingedrungen  ist,  vgl.  Stobbe,  Handb. 
5,  66  £),  betrachtete  anfangs  die  sechste,  seit  Gregor  III.  aber  die  siebente  Gene- 
ration, diese  eingeschlossen,  als  die  Grenze  der  ehehindernden  Verwandtschaft. 
Vgl.  Gregor  an  Bonifatius  i.  J.  732:  Progeniem  vero  suam  quemqtte  uaque  ad 
septimam  observare  decemimus  generaHonem(J aff^^  Mon.  Mogunt.  93).  c.  1,  c.  7 
C.  XXXV.  qu.  2  u.  3.  Löning,  Gesch.  d.  deutsch.  KR.  2,  555  ffl  Dadui:ch  beein- 
flußt erscheint  die  Ausdehnung  der  Erbberechtigung  bis  zur  siebenten  Generation 
in  L.  Baiuw.  15,  10  {usque  ad  septimum  gradum)  und  5,  20  (posiert  sui  —  — 
usque  in  septimam  propinquitat^m),  sowie  bei  den  Sachsen  (Ssp.  1,  3  §§2.  3),  nur 
daß  diese,  da  sie  die  zurückbleibende  Magenzählung  hatten,  den  siebenten  Grad 
kanonischer  Komputation  als  das  sechste  Glied  bezeichneten.  Die  gemeingerma- 
uische  Verwandtschaftsgrenze  war  aber  nicht  die  siebente,  sondern  die  sechste 
oder  fünfte  Generation.  Vgl.  L.  Sal.  44,  9  (Anm.  335).  L.  Rib.  56,  3.  L.  Angl. 
et  Wer.  34.  Die  Verwandtschaft  umfaßte  also  die  Generationen  pater,  avus,  proa- 
vus,  abavus,  atavus,  tritavus,  während  das  kanonische,  bairische  und  sächsische 
Recht  auch  den  Vater  des  letzteren  noch  mitrechnete.  Die  Langobarden  zählten 
zwar  usque  in  septimum  genictäum  (Anm.  385),  rechneten  aber  dabei,  wie  sich 
aus  den  Schriften  der  lombardischen  Rechtsschule  ergibt  (vgl.  Anm.  387  und  MG. 
Leg.  4,  317)  auch  den  Erblasser  beziehentlich  den  Erbansprecher  mit,  so  daß 
sie  thatsächlich  ebenfalls  nicht  über  das  sechste  Knie  der  Salier  und  das  fünfte 
der  übrigen  Stämme  hinausgingen.  Vielleicht  ist  gerade  die  inkorrekte  Rechnungs- 
weise der  Langobarden  der  Anlaß  für  die  Ausdehnung  der  kirchlichen  Ehehinder- 
nisse auf  den  7.  Grad  geworden. 

••'  Ober  die  nicht  unwahrscheinliche  Entstehung  der  Parentelen Ordnung  aus 
einer  Modifikation  des  Vetterschaftsystems  vgl.  S.  65,  n.  88.  In  der  Theorie  wurde 
die  Parentelenordnung   zuerst  von  Majer,    Gemeinrechtliche  Erbfolgeordnung   in 
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Der  Unterschied  der  Geschlechter  (S.  825)  war  bei  den  Westgoten 
überhaupt,  bei  den  ribuarischen  Franken  wenigstens,  soweit  es  sich  nicht 
um  Stammgüter  handelte,  aufgehoben ^'^  Die  Langobarden  setzten  die 
Tochter  nur  gegen  den  Sohn  zurück,  gestanden  dagegen  der  Schwester 
gewisse  Vorzüge  vor  dem  Bruder  zu;  in  dem  weiteren  Erbenkreise  machten 
sie  keinen  Unterschied  mehr^'*.  Bei  den  übrigen  Stammen  wurde  der 
weitere  Erbenkreis  durchaus  von  dem  agnatischen  Prinzip  beherrscht,  so 
daß  die  Spindelmagen  entweder  gar  nicht  oder  doch  erst  bei  vollständigem 


sogenannte  Stammlehen  (Teutsche  Erbfolge,  1.  Fortsetzung,  1805)  S.  14  ff.,  und 
zwar  aus  rein  inneren  Gründen  der  sogenannten  Konsangninität,  aufgestellt  Seit 
Eichhorn  hatte  sie  die  allgemeine  Zustimmung  der  Rechtshistoriker  gefunden,  bis 
sie  von  Siegel,  Wassebschleben,  y.  Amira  und  Ficker  als  historisch  unbegründet 
bekämpft  wurde.  Zustimmung  fanden  die  Gegner  namentlich  bei  Gerber,  Bore- 
Tiüs,  E.  Maüber  (Kr.  VJSch.  11,  415 f.  12,  310),  Miller.  Hauptvertreter  der 
Parentelenordnung  sind  Brünner,  Gibrkb,  Heusler,  Hombter,  Rive,  Blubkb,  Beseler, 
HuBER,  Kohler,  Stobbe,  Lewis,  v.  Wtss  (Über  die  Intestaterbrechte  der  östlichen 
Schweiz,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht  4.  5).  Entscheidend  sind  namentlich  die  Nach- 
weise aus  deutschen  und  französischen  Quellen  des  Mittelalters,  zumal  aus  Kreisen 
denen  das  Lehnwesen  fremd  geblieben  ist,  so  daß  die  Annahme  von  Maurer  und 
V.  Amira,  daß  man  es  hier  mit  lehnrechtlichen  Gestaltungen  zu  thun  habe,  un- 
gerechtfertigt erscheint  Über  Parentelenordnung  in  friesischen,  flämuchen  und 
södhoUändischen  Rechten  vgl.  besonders  Ficker,  1,  360  ff.  449  f.  Die  Gegner  der 
Parentelenordnung  stützen  sich  hauptsächlich  auf  die  namentlich  in  den  langobar- 
dischen  Quellen  häufige  Bezeichnung  der  Kniee  mit  gradtis.  Die  proxf'mi  parenies 
per  gradus  (Liutpr.  17)  sollen  den  Beweis  liefern,  daß  man  unter  den  einzelnen 
Knieen  nicht  ganze  Generationen  oder  Linien,  sondern  nur  wie  im  römischen  Recht 
Verwandtschaftsgrade  verstanden  habe;  man  habe  die  Zahl  der  Grade  von  dem 
gemeinschaftlichen  Stammvater  bis  zum  Erblasser  einerseits  und  dem  Erben  anderer- 
seits in  Betracht  gezogen,  aber  nur  die  Grade  der  einen  Linie  gezählt.  Bei  un- 
gleichen Linien  soll  nach  Siegel  stets  die  längere  Linie,  nach  Wasserscb leben 
(der  außerdem  den  unbedingten  Vorzug  der  Ascendenten  vor  den  Seiten  verwandten 
behauptet)  die  Linie  des  Erbansprechers  gezählt  worden  sein,  während  v.  Amiba 
und  FiCKFR  für  diesen  Fall  ein  Zusammenzählen  beider  Linien,  also  im  wesent- 
lichen die  römische  Berechnungsweise  annehmen.  Die  Theorien  von  Siegel  und 
Wasserschlebbn  führen  unter  Umständen  zu  undenkbaren  Konsequenzen  und  haben 
ihre  Widerlegung  schon  bei  v.  Amira  49  ff.  und  Ficker  1 ,  407  gefunden.  Die 
einzige  Stelle,  auf  die  sich  Wasserschlebek  (Verwandtschaftsberechnung  8  f.)  mit 
einigem  Schein  berufen  konnte,  beruht  auf  einer  falschen  Konjektur  von  Boretiub 
(MG.  Leg.  4,  pg.  91,  n.  80)  zu  der  Formel  in  §  10  der  Expositio  Lib.  Pap.  Roth.  158 
(ebd.  4,  822  f.),  wo  zu  den  Worten  cuius  pronvus  matris  mee  fuit  das  Wort  avus 
zu  ergänzen  ist;  Boretius  setzt  dies  Wort  hinter  proavus,  während  es  davor 
gehört.  Richtig  gelesen  {cuius  avus  proavtM  matris  mee  fuit,  et  ideo  in  qutnto 
gradu  suecedere  debeo)  liefert  die  Stelle  vielmehr  einen  Beleg  für  die  Parentelen- 
ordnung (vgl.  Bluhme,  a.  a.  0.  17),  denn  beide  Erbprätendenten  gehören  der  Pa- 
rentel  des  Großvaters  an,  zu  dem  der  eine  im  sechsten,  der  andere  im  fünften 
Grade  langobardischer  Komputation  (d.  h.  im  fünften  resp.  vierten  Grade  kano- 
nischer Rechnung)  steht.  Die  Succession  erfolgt,  wie  das  Gesetz  (Anro.  385)  vor- 
schreibt, per  gradum  et  parenfillam.  Vereinzelte  Spuren  einer  Gradualordnung 
bei  Ficker  1,  411  ff.  421  f.  422  f.  424  ff.  Über  Parentelenordnung  im  indischen 
Erbrecht  vgl.  Kohler,  Zeitschr.  f.  vgl.  RW.  7,  201  f. 

»»•  Vgl.  L.  Wis.  4,  2  c.  1.  c.  9.     L.  Rib.  56. 

»'»  Vgl.  Anm.  319.     Roth.  154.  158  ff.  225.     Liutpr.  1  ff.  14.  145. 
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Ausfall  der  Schwertmagen  zur  Succession  gelangten,  während  der  engere 
Erbenkreis  bei  den  Saliern  überhaupt  keine,  bei  den  übrigen  Stammen 
nur  eine  relative  Zurücksetzung  des  weiblichen  Geschlechts  innerhalb  der 
einzelnen  Gruppen  kannte'*^. 

In  Ermangelung  erbberechtigter  Verwandten  trat  das  Heimfallrecht 
des  Fiskus  {curtis  regia)  ein^*^. 

Daß  es  für  den  Erben  keiner  Erbesan tretung  bedurfte,  sondern  der 
Satz  „Der  Tote  erbt  den  Lebendigen"  platzgriff,  ergiebt  sich  aus  den 
Quellen  der  folgenden  Periode,  nicht  minder,  daß  die  Erbteilung  erat 
nach  dem  „Dreißigsten"  erfolgte**^  und  bei  derselben  der  Grundsatz  „Der 
ältere  soll  teilen,  der  jüngere  kiesen"  beobachtet  wurde.  Über  den  Um- 
fang der  Schuldenhaftung  des  Erben  herrscht  Streit.  Daß  eine  solche 
überhaupt  bestand,  der  Erbe  sich  aber  durch  Abtretung  des  Nachlasses 
an  die  Gläubiger  von  jeder  persönlichen  Haftung  befreien  konnte,  ist 
zweifellos^**;  andererseits  enthält  aber  das  ribuarische  Recht***  schon  eine 
Bestimmung,  die  an  das  bekannte  Sprichwort  anklingt:  „Wer  einen 
Schilling  erbt,  soll  auch  ein  Pfund  bezahlen."  Daraus  auf  einen  per- 
sönlichen Eintritt  des  Erben  in  die  Schulden  des  Erblassers  zu  schließen, 
würde  dem  Charakter  des  deutschen  Schuldrechts  ebenso  sehr  wie  dem 
des  mittelalterlichen  Erbrechts,  nach  welchem  die  Schulden  des  Erblassers 
ausschließlich  aus  dem  Nachlasse  zu  zahlen  waren,  widersprechen**^.  Die 
Gläubiger  galten  aber  als  die  nächsten  Erben  und  der  gesetzliche  Erbe 
war  ihnen  ersatzpflichtig,  wenn  er  unterlassen  hatte,  durch  rechtzeitige 
Liquidation  für  ihre  Befriedigung  oder,  wo  es  nötig  war,  für  die  Aus- 
schüttung der  Masse  zu  sorgen  **^     Dem  Könige  als  Erben  kraft  Heim- 

"<»  Vgl.  Anm.  330.  L.  Sal.  59.  Cham.  42.  Angl.  et  Wer.  26—34.  Sax. 
41.  44.  Alam.  57.  91.  95.  Burg.  14,  1  f .  24,  3.  53,  1.  v.  Amira,  Erbenf.  16  f. 
91.  94  f.  217.    Huber,  Histor.  Grundlage  29.    Brunner,  Berl.  SB.  1894,  S.  1293  n.  4. 

"»  Vgl.  S.  192.  269.  L.  Sal.  44,  10.  60,  2.  62.  L.  Fris.  19,  2.  L.  Baiuw. 
15,  10.     Roth.  158  ff.  223  f.     Ldutpr.  18.  32.  34. 

"«  Vgl.  BoRETiüs,  Capitularia  1,  278  c.  21.  281,  c.  4. 

»"  L.  fiib.  79.  L.  Burg.  65,  1.  L.  Wis.  5,  1  c.  2.  2  c.  6.  6  c.  6.  7,  2  c.  19, 
5  c.  8.  Roth.  2.  365.  385.  Liutpr.  16.  18.  19.  114.  Cap.  Aregisi  10.  Form. 
Marc.  2,  25.    Das  Ganerbenrecht  beschränkte  die  Haftung  auf  die  fahrende  Habe. 

***  L.  Rib.  67,  1:  Si  quts  moriens  debitosv^  aut  testamenta  vel  venditionis 
seu  iradidonis  aliquid  fecerit,  si  filtos  aut  fUias  non  relinquerit  f  quicunque  de 
parentibus  suis  quanium  unus  solidv^  valet  in  hereditaiem  reciperit,  vel  eui  teere- 
gildum  eius,  si  interfectus  fuisset,  legitimi  otvenibat,  omnem  debitum  culpabiUs 
iudicelur  et  omnem  factum  eius  idoniare  studeat,  aut  culpam  incurreret.  Vgl. 
Stobbe,  Handbuch  5,  52  n.    Graf  u.  Diethebb.  Rechtssprichwörter  223,  Nr.  297,  298. 

***  Vgl.  Stobbe,  Jahrb.  d.  gem.  deutsch.  R.  5,  295  ff. ;  Handb.  5,  49  n.  Pernicb, 
Kr.  VJSchr.  9,  85  ff.  v.  Amira,  Zweck  u.  Mittel  51  f.  Heusleb,  2,  544  ff.  Pappen- 
heim, a.  a.  0.  69  ff.  Miller,  a.  a.  0.  42  ff.  Katser,  a.  a.  0.  487  f.  Anderer 
Meinung  Lewis,  Succession  des  Erben  in  die  Obligationen  des  Erblassers  178  ff. 

"•  Vgl.  ZRG.  5,  35.  Stobbe,  Handb.  5,  50 f.  L.  Burg.  65,  §1:  Si  qua 
mulier  vidua  ßlios  Habens  ^  si  et  iUa  et  filii  sui  eessionem  de  bonis  mariti  qui  de- 
functus  est  fecerintj  nulluni  ex  debito  ipsius  repetitionem  aut  calumniam  patiantur, 
§  2:    Si  certe  praesumpserint  hereditateniy  debitum  patemum  simul  solvant.    Liutpr. 
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fallrechtes  lag  nach  langobardischem  Rechte  keine  Liqaidationspflicht  ob, 
er  bezahlte  keine  Nachlaßschulden  (Roth.  223.  281),  doch  muß  dies  dnrch 
die  fränkische  Gesetzgebung,  die  den  Grafen  selbst  bei  der  Einziehung 
des  Vermögens  eines  Verbrechers  zur  Liquidation  verpflichtete,  abgeändert 
worden  sein^*^ 

Das  Erbrecht  des  engeren  Erbenkreises  war,  weil  ans  der  Gemein- 
schaft des  Hausvermögens  hervorgegangen,  ursprünglich  durchaus  unent- 
ziehbar  und  konnte  weder  durch  Verfügungen  von  Todes  wegen,  noch 
durch  Schenkungen  unter  Lebenden  beeinträchtigt  werden'*®.  Selbst  der 
feierliche  Austritt  aus  der  Familie,  die  „Entsippung",  scheint  in  der 
ältesten  Zeit  nur  das  Erbrecht  des  Ausgetretenen  gegen  seine  Verwandten, 
nicht  aber  das  der  letzteren  gegen  ihn  aufgehoben  zu  haben  ^*^  Dagegen 
erlangte  man  durch  Abteilung  mit  den  berechtigten  Familiengliedem  freie 
Verfügung  über  den  eigenen  Anteil**®,  hinsichtlich  des  Grundbesitzes 
freilich  nur,  wenn  die  Teilung  mit  einem  rechtsförmlichen  gegenseitigen 
Verzicht  (Auflassung)  verbunden  war.  Je  häufiger  solche  Abteilungen 
unter  Miterben  wurden  und  je  mehr  sich  das  Accrescenzrecht  der  Haus- 
genossenschaft zu  einem  eigentlichen  Erbrecht  umbildete,  desto  mehr 
verengerte  sich  der  Kreis  der  unbedingt  geschützten  Erben,  bis  schließlich 
nur  noch  die  Kinder  übrig  blieben,  und  selbst  diesen  wurde  gegen  Ver- 
fügungen zu  Gunsten  der  Enkel  von  vorverstorbenen  Kindern  im  achten 
Jahrhundert  kein  Schutz  mehr  gewährt '^^ 

57  bezieht  sich  nicht  auf  den  Erben,  sondern  auf  den  verheirateten,  in  der  Were 
des  Vaters  verbliebenen  Haussohn.  Vgl.  Pappenheim,  a.  a.  0.  70.  Eine  persönliche 
Ehrenschuld  für  die  Söhne,  welche  ihren  Vater  beerbt  haben,  setzt  Roth.  862  fest 
Eine  ähnliche  Ausnahmeregel  L.  Baiuw.  5,  20  und  L.  Rib.  12,  2. 

"^  Vgl.  Cap.  legi  addita  v.  816,  c.  5  (Boretiüs  1,  286).  Ansegisi  Cap.  4,  23 
(ebd.  1,  440).     Lib.  Pap.  Ludov.  Pii  16.     Lewis,  a.  a.  0.  181,  n.  8. 

"^  Über  das  Folgende  vgl.  S.  272  f.  und  die  dort  angeführte  Litteratur,  femer 
Adler,  Über  das  Erbenwarterecht  nach  den  ältesten  bairischen  Rechtsquellen  1891 
(GriERKS,  Untersuchungen  87);  Eheliches  Güterrecht  u.  Abschichtungsrecht  n.  d.  bai- 
rischen Rechtsquellen,  1898,  S.  5 ff.  Gierke,  Genossenschaftstheorie  412 ff.;  ZRG. 
12,  478  ff.  Bbunmer,  Das  Registrum  Farfense,  Mitteil.  d.  österr.  Inst.  2,  10  ff. 
v.  Wyss,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  19,  1  S.  70 f.  Eichhorn,  St.  u.  RG.  1,  331  ff. 
Miller,  a.  a.  0.  41.  48  ff.  55  f.  60.  68.  Hüber,  Histor.  Grundlage  16  ff.  E.  Maurer, 
Island  865  f.;  Über  den  Hauptzehnt  einiger  nordgerm.  Rechte  (Abh.  d.  München. 
Akad.  1874)  221  f.  242  f.  288  f.  Schupper,  Arch.  giuridico  1,  21  ff.  Lönino,  Gesch. 
d.  deutsch.  ER.  2,  681  ff.  Über  Gütergemeinschaft  zwischen  Vater  und  Eindern 
ist  noch  zu  vergleichen  Ficker,  2,  128  ff.  843  ff. 

^*»  Vgl.  S.  71.  Brunner,  RG.  1,  92.  Erst  die  jüngeren  Texte  der  Lex  Salica 
lassen  den  Ausgetretenen  durch  den  Fiskus  beerbt  werden.     Vgl.  v.  Amira,  Erbenf.  52. 

•*®  Nach  L.  Burg.  75,  1  und  78,  1  war  die  Abteilung  häufig  eine  bloße  Aus- 
weisung, bei  welcher  der  Vater  bis  zu  seinem  Tode  im  Besitze  blieb.  Im  lango- 
bardischen  Rechte  war,  vielleicht  unter  römisch-rechtlichem  Einfiuß,  die  Aufhebung 
des  geschützten  Erbenrechts  im  Falle  erheblicher  Undankbarkeit  vorgesehen,  auch 
war  in  Notfällen,  wenn  der  Erbe  trotz  geschehener  Aufforderung  die  Beihilfe  ver- 
weigei-te,  die  Übertragung  des  Vermögens  auf  Dritte,  um  von  diesen  den  Lebens- 
unterhalt zu  gewinnen,  gestattet.    Vgl.  Roth.  168  ff.  173.    Liutpr.  5.  119.    L.  Sax.  62 

•**  Vgl.  V.  Amira,  Erbenf.  53  f.     Roziäre,  Recueil  des  foimules  Nr.  131  ff. 
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Wer  keine  Erben  hatte,  konnte  sich  wohl  schon  in  alter  Zeit  mit 
Bewilligung  der  Landesgemeinde  oder  des  Königs,  als  der  Heimfalls- 
berechtigten,  einen  Erben  setzen.  Grelegentliche  Quellenzeugnisse  lassen 
darauf  schließen,  daß  das  auf  diese  Weise  ausgebildete  Erbschaftsgedinge 
Gemeingut  der  germanischen  Stamme  gewesen  ist.  In  greifbarer  Oestalt 
liegt  es  in  dem  fränkischen  adfatimus  und  dem  langobardischen  gaire- 
thiTuc  {thinx,  thingatio)  vor^^^  Das  Erbschaftsgedinge  war  eine  adoptio  in 
hereditatem  und  nur  demjenigen  gestattet,  der  keinen  warteberechtigten 
Erben  hatte;  durch  nachträgliche  Geburt  eines  solchen  wurde  das  Gedinge 
gebrochen^**.  Der  Gedingserbe  gehörte  zum  „Busen"  und  hatte  ein 
ebenso  unentziehbares  Erbrecht,  als  wenn  er  im  Busen  geboren  wäre. 
Am  reinsten  hat  sich  das  Verhältnis  im  Edikt  des  Rothari  erhalten,  nach 
welchem  sich  der  Gedingserbe  nach  dem  Tode  des  Erblassers  wie  ein 
geborener  Erbe  des  Nachlasses  unterwand  und  die  Schulden  übernahm '^^. 
Die  Form  des  Gedinges  war  die  der  altgermanischen  Wehrhaftmachung, 
wie  bei  Emanzipation  und  Adoption:  Übergabe  des  Speeres  seitens  des 
Erbla^ers  an  den  Gedingserben  durch  die  Hand  eines  Dritten,  der  Speer- 
bürge igiset)  genannt  wurde,  unter  Ausspruch  einer  altertümlichen  Formel, 
alles  öffentlich  vor  versammeltem  Gericht  ^^^.  Bedeutend  abgeschwächt 
nach  Form  und  Inhalt  war  die  Sache  bei  den  Franken  schon  zur  Zeit 
der  Lex  Salica.  Zwar  wurde  die  Auffassung  des  ganzen  Aktes  als  einer 
adoptio  in  hereditatem  traditionell  bis  in  das  neunte  Jahrhundert  fest- 
gehalten, aber  die  ideale  Seite  der  Erbeinsetzung  trat  gegenüber  der 
materiellen  Seite  der  Vermögenszuwendung  in  den  Hintergrund.  Der 
ursprünglich  einheitliche  Akt  hatte  sich  in  drei  Akte,  jeder  vor  drei  zu- 
gezogenen Zeugen,  aufgelöst.  Der  erste  Akt  spielte  sich  im  gebotenen 
Thing  zwischen  dem  Erblasser  und  dem  an  die  Stelle  des  alten  Speer- 

"»  Vgl.  L.  Sal.  46.  L.  Rib.  48.  49.  Cap.  ad.  leg.  Sal.  von  819,  c.  10  (Bore- 
TiuB  1,  293).  Cap.  ad.  leg.  Rib.  von  808,  c.  8  (ebd.  118).  RoziiitB,  Recueil  des 
formules  Nr.  115—118.  130—187.  216.  Ed.  Roth.  168-174.  Ausgezeichnet  wird 
die  ganze  Lehre  behandelt  bei  Heusler  2,  621  ff.  und  hinsichtlich  des  langobar- 
dischen Rechts  bei  Pappekheim,  a.  a.  O.  45  ff.,  auf  die  wegen  aller  Einzelheiten  zu 
verweisen  ist  Vgl.  femer  Beseler,  Erbverträge  1,  96  ff.  164  ff.  Waitz  ,  Das  alte 
Recht  147  ff.  Brünner,  Grundriß  287.  Stobbe,  Handb.  5,  170  ff.  Grimm,  RA.  121  f. 
Miller,  a.  a.  0.  90  ff.  Ratber,  a.  a.  0.  476  ff.  Schröder,  Hist.  Zeitschr.  78,  196  ff; 
Gesch.  d.  ebel.  Güterr.  1,  157  ff.  A.  Schultze,  Die  langob.  Treuhand  u.  die  Um- 
bildung zur  Testamentsvollstreckung  1895  (Gierke,  Unters.  49).  R.  Schmidt,  Die 
Affatomie  der  Lex  Salica,  1891.  Ficker,  a.  a.  0.  3,  383  ff.  Schürfer,  a.  a.  0. 
81,  507  ff.;  Thinx  e  affatomia,  1892  (Reale  Accademia  dei  Lincei,  Mem.  della  classe 
di  scienze  morali  etc.,  Ser.  4%  Vol.  9,  1.  1891).  Scherrer,  ZRG.  13,  274  ff.  Denmam 
Ross,  Earlj  history  of  the  landholding  69  ff.  Cohn,  Symbolik  11  f.  Kohler, 
Zeitschr.  f.  vergl.  RW.  5,  427  ff.  Pariset,  Dispositions  de  demiöre  volonte,  1891, 
S.  141  ff.     W.  SicKEL,  Gott.  gel.  Anz.  1889,  S.  959. 

'^'  Roth.  171.  Auf  entferntere  Erben  brauchte  keine  Rücksicht  genommen 
zu  werden,  doch  galt  ihre  völlige  Ausschließung  als  ein  Akt  der  Feindschaft, 
Roth.  360. 

•"  Vgl.  Roth.  173  f. 

»"  Vgl.  Schröder,  ZRG.  20,  56  f. 
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bürgen  getretenen  Salbürgen  oder  Salmann  ab;  statt  des  Speeres  wurde 
diesem  die  Festaca  überreicht,  unter  Bezeichnung  der  Person  des  Gedings- 
erben und  des  diesem  zugedachten  Vermögens;  denn  die  Lex  Salica  kannte 
bereite  die  Beschränkung  auf  einzelne  Vermögensmassen.  Der  zweite  Akt 
war  die  sessio  triduana  des  Salmannes  im  Hause  des  Erblassers,  um  jenem 
die  Gewere  zu  übertragen.  Der  dritte  Akt,  der  binnen  Jahresfrist  er- 
folgen mußte,  bestand  in  der  Übergabe  der  Festuca  seitens  des  Salmannes 
an  den  Gedingserben,  und  zwar  Tor  dem  Eönigsgericht  oder  im  echten 
Thing.  Die  folgende  Zeit  hat  dann  bei  den  Franken  wie  Langobarden 
eine  immer  zunehmende  Verflüchtigung  der  Form  und  des  derselben 
ursprünglich  zu  Grunde  liegenden  Rechtsgedankens  gebracht  Das  ganze 
Geschäft  nimmt  mehr  und  mehr  einen  sachenrechtlichen  Charakter  an, 
traditio  cartae  und  Auflassung  werden  wie  bei  Grundeigentumsüber- 
tragungen die  vorherrschende  Form,  und  der  alte  Speerbürge,  schon  in 
der  Lex  Salica  so  verändert,  wird  zu  dem  durch  dinglichen  Vertrag  be- 
Yollmächtigten  Salmann,  der  nach  dem  Tode  des  Erblassers  die  Über- 
trs^ng  an  den  Bedachten  zu  bewirken  hat;  das  Frbschaftsgedinge  ver- 
schmilzt mit  der  Vergabung  von  Todes  wegen  und  bewahrt  nur  so  viel 
von  seinem  ursprünglichen  Charakter,  daß  es  auch  die  Übertragung  eines 
ganzen  gegenwärtigen  und  zukünftigen  Vermögens,  namentlich  auch  in 
fahrender  Habe,  zum  Gegenstande  haben  kann^^^. 

§  -36.    Das  Strafrechi 

Vgl.  S.  71  ff.  Beunner,  RG.  2,  536  ff.;  Forschungen  444  ff.  482  ff.  487  ff.  Waitz 
2*,  858  ff.  4,  434  ff.  505  ff.  v.  Amira,  Grundriß»  148  ff.  Glasson,  Hiatoire  8,  528  ff. 
Thowissen,  Memoire  sur  les  peines  capitales  dans  la  l^gislation  m^royingienne,  1877. 
KösTLiN,  Gesch.  d.  deutsch.  Strafrechts  94  ff.  Pardessus,  Loi  Salique  651  ff.  Gau- 
DEKzi,  La  Legge  Salica  e  gli  altri  diritti  germanici  36  ff.  Pertile,  Storia  del  diritto 
italiano  5»,  1892.  Kohler,  Studien  aus  dem  Strafrecht,  IL— V.  1895 — 97.  Blandini, 
II  delitto  e  la  pena  nelle  leggi  langobarde,  1890.  Osenbrüoqen,  Das  Strafrecht 
der  Langobarden,  1863;  Das  alamannische  Strafreeht,  1860.  Dahn,  Westgotische 
Studien  141—242.  Pollock  and  Maitland,  Hist  of.  engl,  law  2,  446—555.  Lauqhlik, 
i.  d.  Essays  of  anglosaxon  law  262 — 283.  A.  B.  Schmidt,  Schadensersatz  in  den 
Volksrechten,  1  ff.;  Medizinisches  aus  deutschen  Eechtsquellen  (a.  d.  Festschrift 
f.  B.  Schmidt,  1896).  Löppler,  Die  Schuldformen  des  Strafrechts  I.  1895.  Schreuer, 
Behandlung  der  Verbrechenskonkurrenz  in  den  Volksrechten  1896  (Gibrke,  Unter- 
suchungen 50).  Bbwer,  Die  Totschlagsühne  in  der  Lex  Frisionum,  ZRG.  26,  95  ff. 
HiKSCHius,  Rirchenrecht  5,  1893.    Lünino,  Gesch.  d.  deutsch.  KR.  2,  448  ff. 

1.  Das  Strafensystem.  Die  sakralen  Todesstrafen  der  germanischen 
Urzeit  waren  mit  den  Anschauungen  der  christlichen  Kirche  unvereinbar. 
Das  nordgermanische  Recht  ließ  infolgedessen  die  gerichtliche  Todesstrafe 
überhaupt  fallen,  so  daß  die  unsühnbare  Friedlosigkeit,  d.  h.  das  der 
Gesamtheit   des   Volkes   zur  Vollstreckung   übertragene   Todesurteil   mit 

^  Vgl.  S.  278  f.  284  f.  Beseler,  a.  a.  O.  261—284.  Albrecht,  Gewere  231  ff. 
245  ff.  Stobbe,  ZRG.  7,  405  ff.  Eine  Glosse  der  Lex  Rib.  (MG.  Leg.  5,  277)  über- 
setzt noch  affaiimus  mit  adopHvus. 
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Unfriedensbann,  die  einzige  Strafe  für  Kapitalverbrechen  bliebt  Dem 
gegenüber  hielten  die  Sudgermanen  zunächst  an  dem  überlieferten  Strafen- 
systeme fest:  die  unsühnbare  Friedlosigkeit  trat  von  Rechts  wegen  bei 
handhafter  That  ein^,  dagegen  erst  anf  gerichtliche  Ächtung,  wenn  man 
des  Missethäters  nicht  habhaft  war;  über  den  dem  Gericht  überlieferten 
Verbrecher  wurde  direkt  die  Todesstrafe  verhängt.  Dabei  wurde  jedoch 
weder  in  den  Satzungen  noch  auch,  wie  anzunehmen  ist,  in  den  einzelnen 
Gerichtsurteilen  eine  bestimmte  Todesart  vorgeschrieben,  indem  dies  als 
eine  reine  Sache  des  Strafvollzuges  galt  und  daher  der  Bestimmung  des 
Richters  oder  des  Nachrichters  überlassen  blieb'.  Zuweilen  erfolgte  die 
Tötung  in  formlosester  Weise,  meistens  aber  durch  mehr  oder  weniger 
feierliche  Hinrichtung  mit  dem  Strange  („Weide")  oder  dem  Schwert; 
bei  Weibern  trat  an  die  Stelle  des  Galgens  in  der  Regel  der  Tod  durch 
Ertränken  oder  Ersticken.  Vereinzelt  bezeugt  sind  die  Strafe  des  Feuer- 
todes, Rädern,  Zerstückelung,  Zerreißen  oder  Totschleifen  durch  Pferde* 
Als  ein  Rest  der  Acht  erscheint  die  Tötung  durch  Steinigung,  indem  sie 
durch  das  Volk  selbst  vollzogen  wurde  ^  Zuweilen  wurde  die  Vollziehung 
der  Strafe  auch  dem  Verletzten  oder  seiner  Sippe  übertragen®. 

Die  lebhafteste  Gegnerschaft  fanden  die  Todesstrafen,  namentlich  in 
der  Merowingerzeit,  an  der  Kirche,  die  ihrer  Anwendung  zunächst  durch 
möglichste  Ausdehnung  des  Asylrechts  entgegenzutreten  bestrebt  war^, 
dann  aber  auch  die  Todesstrafe  überhaupt  bekämpfte®.  Zum  Teil  auf  kirch- 
lichen  Einfluß   zurückzuführen   sind   die   vielfachen   Abschwächungen 


^  Uiisühnbar  war  die  Friedlosigkeit,  weil  der  Geächtete  nur  mit  Zustimmung 
des  Gerichts  (oder  des  Königs)  und  des  Verletzten  wieder  in  den  Frieden  aufge- 
nommen werden  konnte,  also  kein  einseitiges  Recht,  sich  denselben  zu  erkaufen, 
besaß.  Mehrfach  begegnet  im  Norden  die  Milderung,  daß  dem  Geächteten  zunächst 
eine  gewisse  Zeit  zur  Flucht  gelassen  wurde.     Vgl.  Brünker,  RG.  2,  591. 

«  Vgl.  Anm.  13. 

■  Vgl.  Brunner  1,  175.  2,  474.  601.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  dürfte 
der  eigentümliche  mittelalterliche  Brauch  zu  erklären  sein,  wonach  der  Henker  bei 
Massenhinrichtungen  statt  der  Tötung  beliebig  jedem  zehnten  Manne  das  Leben 
schenken,  bezw.  ihn  verstümmeln  oder  ihm  die  Lösung  des  Halses  bewilligen 
konnte.  Vgl.  Ssp.  HL  56,  §  8.  Schwsp.  L.  126.  Meier  Helmbrecht  v.  1679  f. 
HoMEYER,  Stellung  des  Sachseusp.  zum  Schwabenspiegel  91.  Osenbrügqen,  Alam. 
Strafr.  192  f.  Schröder,  Zeitschr.  f.  deutsche  Phil.  2,  2  S.  303.  Zeitschr.  f.  deutsch. 
Alt.  4,  597. 

*  Vgl.  Brunner  2,  601  f.  *  Ebd.  2,  469  f  601. 

*  Vgl.  Anm.  93.    Ebd.  2,  472  f.  587.     V.  Amira«  149. 

^  Brunner  2,  610  ff.  Waitz  2,  2  S.  360.  4,  504.  Wilda  537  ff.  Lönino, 
Gesch.  d.  deutsch.  KR.  2,  536  ff.  Hinschiüs,  Kirchenrecht  4,  384  ff.  Weinhold, 
Fried-  und  Freistätten,  Kieler  Üniv.-Progr.  1864.  Huberti,  Studien  z.  RG.  der 
Gottes-  und  Landfrieden  1,  80  ff.  Der  merowingische  Staat  gestattete  Verbrechern, 
welche  den  Schutz  des  Asyls  erworben  hatten,  stets  die  Lösung  des  Halses,  wäh- 
rend die  karolingische  Gesetzgebung  für  bereits  verurteilte  Verbrecher  ein  Asyl- 
recht  nicht  mehr  anerkannte. 

*  Über  das  kirchliche  Strafrecht  vgl.  P.  Knoke,  Verwendung  weltlicher  Strafen 
im  kirchlichen  Strafrecht  der  vorgratianischen  Zeit,  Gott.  Diss.  1895. 
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der  Todesstrafe,  wie  sie  teils  unmittelbar  verhängt,  teils  im  Wege  der 
Strafomwandlung  (Gnade)  an  die  Stelle  der  Todesstrafe  gesetzt  worden; 
so  die  verschiedenen  Verstümmelnngsstrafen,  Verbannung  („Elend'O»  ^^' 
Sperrung  in  Klöster,  Verstrickung  (d.  h.  Anweisung  eines  bestimmten 
Aufenthaltsortes),  Einkerkerung,  Verknechtung^  Ganz  besonders  ist  es 
aber  kirchlichen  Einwirkungen  zuzuschreiben,  wenn  in  zunehmendem 
Maße  Todes-  oder  Verstümmelungsstrafen  durch  Geldstrafen  ersetzt  wurden, 
indem,  man  dem  Missethäter  die  Lösung  des  Halses  oder  der  Glieder 
durch  Zahlung  seines  eigenen  Wergeides  (zuweilen  eines  mehrfachen 
Wergeides)  oder  der  entsprechenden  Buße  gestattetet^.  Dabei  erscheint 
die  Geldstrafe  bald  als  das  Prinzipale,  so  daß  die  peinliche  Strafe  erst 
subsidiär  eintrat,  wenn  die  Geldzahlung  ausblieb,  oder  peinliche  Strafe 
und  Geldstrafe  wurden  alternativ  angedroht  ^^  Häufig  erfolgte  die  Um- 
wandlung von  Kapital-  in  Geldstrafen  im  Wege  der  Gnade  ^*. 

Der  vielfaltigen  Abschwächung  der  Todesstrafe  ging  eine  zunehmende 
Milderung  der  Friedlosigkeit  zur  Seite.  Ihre  volle  Strenge  behauptete 
dieselbe  für  manche  Fälle  der  handhaften  That^^     Dagegen  erfuhr 

»  Vgl.  BaaimEB  2,  479  f.  589.  593  f.  603  f.  Wilda  507  ff.  515  ff.  Waitz  2,  2 
S.  292.  360.  4,  511  f.  514  f.  519  f.  H.  0.  Lbhmakn,  Bechtsechutz  106  f.  Schreueb, 
a.  a.  0.  257—272. 

"  Vgl.  Wilda  103  f.  Brunneb  2,  479.  599.  604.  616.  Schbeueb,  a.  a.  0.  138  ff. 
178  ff.  K.  Maubeb,  Kr.  Übersch.  3,  51.  53.  56  f.  Osenbbügoek,  Strafr.  d.  Langob. 
15 ff.  156 f.  CoHK,  JuBtizverweigerung  63 f.  75.  Sohm,  ZRG.  5,  412;  Reicha-  u. 
Grer.-Verf.  62.  Ohne  Grund  unterscheiden  Obenbbüooen  und  Kohleb  zwischen 
wergeld  und  mdrigild  und  nehmen  toidrigild  für  eine  technische  Bezeichnung  des 
zur  Halslösung  gezahlten  Wergeides.    Vgl.  S.  79,  n.  47  und  Maübbb,  Kr.  VJSchr. 

5,  304.  Untechnisch  wird  die  Halslösung  in  den  Quellen  zuweilen  als  Friedens- 
geld bezeichnet  (vgl.  L.  Fris.  7,  Zusatz.  8,  Zusatz),  doch  wurde  das  Wergeid  des 
Thäters  nicht  selten  als  wirkliches  Friedensgeld  festgesetzt  (vgl.  L.  Fris.  8,  2—4. 
9,  14—17.  21,  Zusatz,  add.  sap.  8,  76.  9.  Brünwbb  2,  623.  Wilda  458.  Osen- 
bbüogbk  16),  ehenso  hin  und  wieder  als  Buße.  Vgl.  Bbunker  2,  616  f.  Osek- 
bbüoobn  16.  Eine  rhein-fränkische  Urkunde  des  10.  Jh.  (Bbyeb,  Urk.-B.  d.  mittelrh. 
Terr.  1,  Nr.  187)  enthält  die  Strafklauscl:  Si  quis  vero  contra  kuiua  eoneamii  cor- 
hUani  e  contrario  venire  voluerii  et  eam  destruere  temptavertt,  taltonem  suamj  id 
est  guiiregildum,  legibus  componat, 

"  Vgl.  L.  8al.  60,  5.  51,  2.  L.  Rih.  59,  3.  L.  Cham.  32.  L.  Baiuw.  2,  6. 
L.  Fris.  add.  sap.  1,  3.  Pact.  pr.  ten.  pac.  2.  Ed.  Koth.  268.  280.  Knuts  Gesetze 
2,  36.  Im  fränkischen  Recht  bildete  für  Unfreie  und  Hörige  die  Unablösbarkeit 
der  Strafe,  für  Freie  die  Ablösbarkeit  die  Regel,  die  nur  in  besonders  schweren 
F&llen  ausgeschlossen  war.  Bei  den  Langobarden  war  die  Unablösbarkeit  vor- 
herrschend.   Vgl.  Bbüiojbb  2,  599.  604. 

"  Auch  Richter  und  Schergen  konnten  unter  Umständen  die  Liösung  ge- 
statten.    Vgl.  Anm.  3.     Waitz  4,  503. 

"  Vgl.  Bbunner  2,  476.  481  ff.    L.  Burg.  27,  8.  29,  2.  68.    L.  Wis.  3,  4  c.  3f. 

6,  4  c.  2.  7,  2  c.  15f.  Roth.  32  f.  212.  280.  330.  L.  Rib.  77.  L.  Angl.  et  Wer.  39. 
L.  Fris.  5,  1.  L.  Sax.  32.  L.  Baiuw.  8,  1.  9,  5.  Syn.  Niuh.  3  (MG.  Leg.  3,  464). 
Chlothars  Ed.  v.  614  c.  22.  Bobetiüs,  Capit.  1,  217  c.  7.  Form.  Tur.  30  (vgl. 
Anm.  50).  Mit  der  Straflosigkeit  der  Tötung  bei  handhafter  That  war  die  Straf- 
losigkeit der  Notwehr  von  selbst  gegeben.  Vgl.  Titzb,  Notstandsrechte  (1897)  37  ff. 
Die  erlaubte  Tötung  bei  handhafter  That  wird  von  Löfpleb,  a.  a.  0.  27  f.,  nicht 

B.  8aBB4)DBB,  DeatMhe  Bechtogeschichte.    3.  Aufl.  22 
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die  vom  Gericht  au^esproohene  Acht  vielfache  Abschwäohangen  and  Ab- 
spaltangen,  aaf  deren  Grandlage  sich  im  Laafe  der  Zeit  ein  ganz  neaes 
Strafensystem  aaf  baate  ^\  Als  eine  Abschwächung  der  ansühnbaren  Acht 
erscheint  schon  in  der  Urzeit  die  über  den  Bechtsverweigerer  verhängte 
sahnbare  Acht,  bei  der  sich  der  Geachtete  darch  Zahlang  der  Baße 
wieder  in  den  Frieden  einkaafen  konnte.  Eine  bloß  provisorische  Acht 
war  der  Verbann,  der  das  Leben  des  Gebannten  nicht  preisgab,  sondern 
nar  einen  an  die  Gesamtheit  gerichteten  Fahndangsbefehl  and  das  Verbot 
jeglicher  Unterstützang  des  Verfolgten  enthielt".  Als  eine  erheblich 
weitergehende  Milderang  der  Acht  erscheint  die  mittelalterliche  Recht- 
losigkeit, von  der  sich  schon  in  anserer  Periode  Sparen  zeigen".  Die 
Bedeatung  einer  eventaellen  Acht  hatte  die  Strafe  der  Verbannung, 
indem  sie  die  anbefagte  Bückkehr  mit  Friedlosigkeit  bedrohte.  Die 
Preisgabe  des  Missethäters  an  den  Verletzten,  ans  der  sich  im  weiteren 
Verlaafe  die  Strafknecht^chaft  entwickelt  hat,  erscheint  ebenfalls  als  eine 
Abspaltang  der  Acht^^  Dasselbe  gilt  von  der  Vermögenseinziehang 
(Fronung)  za  Gunsten  des  Fiskus  oder  zum  Zwecke  der  Zwangsvollstreckung, 
sowie  von  der  Aberkennung  des  Vermögens  zu  Gunsten  der  Erben  des 
Verurteilten;  mit  der  Acht  war  die  Vermögenseinziehung  stets  verbunden, 
in  der  Begel  auch  mit  der  Todesstrafe,  soweit  das  Gesetz  nicht  dem 
Missethäter  die  Lösung  des  Halses  gestattete". 

Der  Umstand,  daß  nach  fränkischem  Beichsrecht  nur  der  König  die 
strenge  Friedlosigkeit  oder  die  Todesstrafe  über  Freie  verhängen  konnte, 
führte  zu  dem  System  der  arbiträren,  dem  Ermessen  des  Königs  an- 
heimgegebenen Strafen  ^^    Dazu   gesellte  sich  das  königliche  Becht  der 

als  die  Folge  einer  von  Rechts  wegen  eintretenden  Friedlosigkeit,  sondern  als  ein 
auch  bei  anderen  Völkern  bezeugtes  Zugeständnis  an  das  frische  BachegefQhl  des 
Verletzten  erklärt.  Aber  nur  die  Tötung  des  Übelthäters  durch  den  Verletzten 
kann  als  erlaubter  Fehdeakt  aufgefaßt  werden;  die  durch  das  Gerüft  yeranlaßte 
allgemeine  Jagd  nach  dem  Verbrecher  beruhte  dagegen  auf  dem  Gedanken,  datt 
der  Verfolgte  ein  Feind  des  Volkes,  ein  friedloser  Mann  sei.  Nur  das  ist  zuzu- 
geben, daß  die  Friedlosigkeit  des  Vermögens  wohl  immer  eine  formelle  Ächtung 
zur  Voraussetzung  hatte. 

^^  Über  das  Folgende  vgl.  Brünkeb,  Abspaltungen  (ZRG.  24, 62  ff.  Forschungen 
444  ff.);  RG.  1,  173.    2,  590  ff.     Wilda  296  ff.  519  ff. 

^^  Daher  mextban  (Speisebann).  Vgl.  Brunneb  2,  465.  592.  Sohm,  Reichs- 
u.  Ger.- Verf.  162.  Dem  Vorbann  entspricht  die  Verfestung  und  einfache  Acht  des 
Mittelalters.    Spuren  des  bürgerlichen  Todes  Cap.  Saz.  y.  797,  c.  10. 

'•  Vgl.  §  42,  n.  151  ff.  Beunnbb  2,  597  f.  Wilda  304.  522  f.  v.  Amiba,  Voll- 
streckungsverfahren 71  ff. 

"  Vgl.  S.  76.  Brünneb  2,  477  ff.  595;  Abspaltungen  92  ff.  K.  Maubbb, 
Schuldknechtschaft  (Münch.  SB.  1874,  S.  19  ff.). 

»»  Vgl.  S.  76.  Bbünnbb  2,  595.  Dahn,  Könige  7,  8  S.  132  ff.  Über  Todes- 
strafen ohne  Vermögenseinziehung  vgl.  Beukneb  2,  599.  Schbeueb,  a.  a.  0.  159. 
160.  194.  200.  Bei  Lösung  der  Acht  wurde  das  eingezogene  Vermögen  wohl  in 
der  Regel  zurückgegeben.    Vgl.  Schbruer  228,  n.  12.  229  f. 

"  Vgl.  S.  lief.  Zu  den  auf  diesem  Wege  eingeführten  Strafen  gehörte  die 
harmiscaraf  eine  Zusatzstrafe  zu  peinlichen  Strafen  wie  zu  einfachen  Bußen  oder 
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Strafamwandlang  im  Wege  der  Gnade  and  das  Recht  der  Gnaden- 
entziehang  (S.  117),  ?or  allem  aber  das  Bannrecht  (S.  113  fiT.),  so 
daß  der  König  in  aosgibigem  Maße  in  der  Lage  war,  das  bestehende 
Strafrecht  kraft  seiner  Amtsgewalt  zn  erganzen  und  fortzubilden. 

Eine  Hauptaufgabe  der  königlichen  Fürsorge  bildete  die  möglichste 
Beseitigung  der  Fehde '^  Im  allgemeinen  war  das  Fehderecht  zwar 
im  Laufe  der  Zeit  erheblich  beschränkt  worden,  es  fand,  abgesehen  Ton 
den  Fällen  handhafter  That,  nur  noch  bei  gewissen  Hauptfreveln  (wie 
Tötung,  Entführung,  Ehebruch,  vereinzelt  auch  Verwundungen  und  Dieb- 
stahl) Anwendung ^^  und  erstreckte  sich  nicht  mehr  auf  die  ganze  Sippe, 
sondern  nur  auf  den  Übelthäter  selbst,  allenfalls  noch  auf  seine  nächsten 
Angehörigen,  auch  fand  es  in  dem  Schutze  der  verschiedenen  Sonder- 
frieden, namentlich  des  Hausfriedens  und  des  kirchlichen  Asylrechts,  er- 
hebliche Schranken.  Aber  zu  yöliiger  Aufhebung  des  Fehderechts  war  es 
nur  bei  den  Westgoten  gekommen.  Die  langobardische  Gesetzgebung 
beschränkte  sich  darauf,  für  bestimmte  Fälle  die  Fehde  zu  Terbieten,  im 
übrigen  dem  Verletzten  durch  Erhöhung  der  Bußtaxen  und  dem  Gegner 
durch  Sicherung  der  ihm  zu  leistenden  Urfehde  die  Sühne  möglichst 
annehmbar  zu  machen'^.  Bei  den  Angelsachsen  wurde  die  Fehde  nur 
für  den  Fall,  daß  das  Wergeid  nicht  zu  erlangen  war,  zugelassen '^ 
Noch  kräftiger  gingen  die  Karolinger  gegen  die  in  ihrem  Reiche  bis 
dahin  noch  allgemein  zu  Recht  bestehende  Fehde  vor'^.  Volksrechtlich 
blieb  dieselbe  anerkannt,  aber  gewisse  Racheakte,  wie  Brandstiftuug  und 
Heimsuchung,  wurden  als  Ausschreitungen  der  Fehde  verboten'^  und  die 
Beamten  wurden  angewiesen,  die  Sühne  zu  vermitteln  und  denjenigen, 
der  die  Zahlung  des  Wergeides  oder  die  Annahme  der  Zahlung  verwei- 
gerte,  vor  den  König  zu  bringen,   der  sich  die  Bestrafung  der  Wider- 


Bannbrüchen,  die  anfangs  beliebiger  Art  sein  konnte,  im  Laufe  der  Zeit  aber  den 
Charakter  einer  Leibes-  und  Ehrenstrafe  erhielt.     Vgl.  BaüimBR  2,  48  f.  61  ff.  595  f. 

*»  Vgl.  8.  77.  Brünneb,  RG.  1,  156  ff.  2,  527  ff.  Thonissbn,  Organisation 
158—197.  WArrz  4,  507  ff.  Pabdessüs,  Loi  Saliqae  654  ff.  Sohx,  Reichs- n.  Grer.- 
Verf.  104  £  Siegel  ^  Qesch.  d.  Gerichtsverfahrens  8  ff.  Dahn,  Fehdegang  und 
Reehtsgang  der  Germanen  16  ff.  87  ff.  (Bausteine  2,  90  ff.  111  ff.),  v.  Richthofem, 
Zur  Lex  Sazonum  240  ff.  Del  Giudice,  La  Vendetta  nel  diritto  langobardico  (Studi 
246  £).  Salvioli,  La  responsabilitä  deU' erede  15  ff.  OsENBRüaGEN,  Strafrecht  der 
Langobarden  3  ff.  Lökikg,  Vertragsbruch  132  ff.  Hubebti,  a.a.O.  90  ff.  Kohleb, 
Shakespeare  yor  dem  Forum  der  Jurisprudenz  157  ff.  171;  Nachwort  zu  Shake- 
speare 17  f.  MoNOD,  Les  ayentures  de  Sichaire,  bei  Mokod  et  Th^vEKiN,  A  la 
memoire  de  G.  Waitz,  lä86.    Halbak,  Eönigsschutz  und  Fehde,  ZRG.  80,  63  ff. 

'^  Vgl.  Beuknee  1,  162.  Fehdesachen  wurden  neben  den  mit  peinlicher  Strafe 
bedrohten  Missethaten  zu  den  eausae  maiorea  gerechnet    Vgl.  Bbünneb  2,  589. 

^  Vgl.  Osenbbüggen,  a.  a.  0.  5  ff.     Roth.  45.  74.  148.    Liutpr.  42.  185. 

••  Vgl.  Maubbb,  Kr.  VJSchr.  8,  11  ff 

^  Ohne  quellenmäßige  Begründung  ist  die  Annahme,  daß  schon  die  Mero- 
winger  den  in  der  Fehde  begangenen  Totschlag  fUr  strafbar  erklärt  hätten.  Vgl. 
SoBM,  Reichs-  u.  Ger. -Verf.  104  f.  Bethmann-Hollweg,  Roman.-germ.  Civilprozeß 
1,  464  f.    SiCKSL,  Zeitschr.  f.  Gesch.  Westdeutschlands  4,  270  f.    Wilda  195. 

•*  Vgl.  L.  Sax.  88.     Cap.  Sax.  v.  797  c.  8. 

22* 
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strebenden  vorbehielt  ^•.  Auf  die  Dauer  freilich  vermochten  diese  Maß- 
regeln, deren  Durchfuhrung  eine  kraftvolle  Staatsgewalt  zur  Voraussetzung 
hatte,  der  Fehde  den  Boden  doch  nicht  zu  entziehen. 

Ein  erheblicher  Fortschritt  gegenüber  der  Urzeit  hatte  sich  auf  dem 
Gebiete  des  Kompositionensjstems  (S.  78  f.)  vollzogen,  indem  die  er- 
starkende Staatsgewalt  der  Fehde  in  erster  Reihe  durch  Auüstellung  er- 
schöpfender Bußtaxen,  bezw.  durch  Erhöhung  derselben  zu  begegnen 
suchte ^^  Auch  far  die  Friedensgelder,  die  in  unserer  Periode  durchaus 
den  Charakter  einer  Geldstrafe  tragen,  haben  die  meisten  Volksrechte 
bereits  eigene,  von  den  Bußsatzen  unabhängige  Taxen,  nur  die  Franken 
und  im  allgemeinen  auch  die  Langobarden  hielten,  in  Übereinstimmung 
mit  den  Nordgermanen,  an  dem  alten  Brauche  fest,  den  Fredus  als  einen 
Teil  der  Buße  zu  berechnen*®.  Die  Bußen  für  Tötungen  und  Körper- 
verletzungen richteten  sich  nach  dem  Stammesrecht  und  dem  Stande  des 
Getöteten  oder  Verletzten.  Personen  weiblichen  Geschlechts  genossen  bei 
den  Alamannen  und  Baiem  allgemein,  bei  den  Sachsen  nur,  solange  sie 
noch  nicht  geboren  hatten  {nondum  enixa)^  den  doppelten  Bechtsschutz; 
bei  Franken  und  Thüringern  galten  für  das  gebärföhige  Alter  die  drei- 


»*  Cap.  Harist.  v.  779  c.  22  (Boretiüs  1,  51).  Cap.  missor.  v.  802  c.  32  (ebd. 
1,  97).  Cap.  missor.  in  Theod.  viUa  v.  805  c.  5  (ebd.  1.  123).  Cap.  legib.  add. 
V.  819  c.  13  (ebd.  1,  284).  Cap.  Worm.  pro  lege  hab.  von  829  c.  8  febd.  2,  20). 
Dem  Ungehorsamen  wurde  Verbannung,  dem  die  Zahlung  weigernden  Totschlftger 
auch  Vermögenseinziehung*  angedroht  Bei  den  Sachsen  hatte  schon  die  Capitu- 
latio  de  partibus  Sazoniae  c.  31  (ebd.  1,  70)  den  Grafen  das  Becht  eingeräumt, 
bei  Königsbann  Frieden  zu  gebieten;  dagegen  kam  der  Wunsch  des  Königs,  seine 
eigenen  Friedensgebote  unter  einen  höheren  Bann  zu  stellen,  auf  dem  Gebiete  der 
volksrechtlichen  Gesetzgebung  nur  schrittweise  und  in  beschränktem  Maße  zur 
Geltung.     Vgl.  Schröder,  Hist.  Zeitschr.  79,  286. 

'^  Vgl.  Roth.  74:  ideo  maiorem  conpoatHonem  posuinms  quam  anÜqui  nosirf, 
ui  faidUif  quod  est  intmicitia,  post  accepta  suprascripta  eonposttione  postponatur, 
et  amplius  non  requtratur,  nee  dolus  teneatur,  sed  sit  sibt  causa  finita,  amicitia 
manentem.  Ein  geregeltes  Bußensystem  hat  sich  wohl  zuerst  innerhalb  der  Sippe 
ausgebildet,  da  der  Sippefrieden  die  Fehde  unter  den  Verwandten  ausschloß.  Vgl. 
Dahn,  Bausteine  2,  79  f.  Über  rein  pönale,  nicht  aus  dem  Fehderecht  hervorge- 
gangene Bußen  vgl.  Schreüer,  a.  a.  O.  190  ff. 

"  Vgl.  Brunner,  RG.  2,  621  f.  Sohm,  R.-  u.  Ger.-Verf.  107  f.  170.  Thonissen, 
Organisation  205  ff.  Wilda  438—469.  Schreueb,  a.  a.  0.  96  ff.  Der  letztere 
macht  indessen  S.  107  darauf  auiinerksam,  daß  keineswegs  alle  langobardischen 
Baßtaxen  in  der  angegebenen  Weise  aufzufassen  sind.  Die  salischen  Quellen  be- 
zeichnen ihre  Gesamtbußen  mehrfach  durch  die  Formel  inter  freto  et  faido  (vgl. 
L.  Sal.  35,  7).  Die  Strafklauseln  in  fränkischen  Formeln  und  Urkunden  setzen 
dem  entsprechend  regelmäßig  eine  einheitliche  Strafsumme  für  die  verletzte  Partei 
cum  socio  fisco  fest,  während  alamannische  und  bairische  Urkunden,  soweit  sie 
nicht  von  fränkischen  Formeln  beeinflußt  sind,  fast  immer  besondere  Beträge  fUr 
den  Fiskus  bestimmen.  Der  Fredus  betrug  bei  den  Franken  ein  Drittel,  bei  den 
Langobarden  die  Hälfte  der  Gesamtbuße  (L.  SaL  50,  4.  Rib.  89.  Cham.  4—6. 
Roth.  18.  18  f.  26.  186.  191.  376.  Liutpr.  31.  42.  68).  Die  Lex  Chamavorum  hält 
den  alten  Brauch  nur  bei  den  Wergeldern  fest,  bei  geringeren  Bußen  hat  sie  be- 
reits ein  festes  Friedensgeld  von  4  Solidi. 
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fachen  Ansätze.    Von  diesen  Ausnahmen  abgesehen ,  wurden  die  beiden 
Geschlechter  überall  auf  gleichem  Fuße  behandelt  *•. 

Das  Wergeid  betrug  nach  frankischem  Rechte  für  den  Gemeinfreien 
200  Solidi;  davon  erhielt  der  Fiskus  ein  Drittel  als  Fredus,  während  das 
eigentliche  Wergeid  von  ISSYs  Sol.  nach  der  Lex  Salica  zur  Hälfte  als 
Erbsühne  an  die  Familie  und  zur  Hälfte  als  Magsühne  an  die  Sippe  des 
Getöteten  kam'^  Bei  den  übrigen  im  fränkischen  Reiche  vereinigten 
Stämmen  betrug  das  Wergeid  160  Sei.,  wozu  bei  Alamannen,  Baiem 
und  Thüringern  noch  40  Sol.,  bei  den  Friesen  30  SoL,  den  Sachsen 
24  Sol.  als  Fredus  kamen  ^l  An  der  Unterscheidung  der  Erb-  und  Mag- 
sühne hielten  nur  die  Friesen,  Sachsen  und  Angelsachsen,  in  Überein- 
stimmung mit  den  Nordgermanen,  mit  Entschiedenheit  fest'^.  Bei  den 
übrigen  Stämmen,  mit  Einschluß  der  Ribuarier,  war  die  Wergeidschuld  zu 
einer  rein  persönlichen  Schuld  des  Thäters,  die  höchstens  von  den  Erben 
als  solchen  zu  übernehmen  war,  die  Wergeidforderung  zu  einer  Nachlaß- 
forderung des  Getöteten  geworden;  sie  stand  ausschließlich  dem  zur  Blut- 
rache berufenen  Erben,  subsidiär  aber  dem  Fiskus  zu^^    Das  Wergeid 

»  Vgl.  Geimm,  RA.  404  ff.  Bbunhbb,  RG.  2,  614  f.  Wilda,  424  f.  571  f.  Pact. 
Alam.  2,  89  f.  47  f.  5,  1.  L.  Alam.  45—48.  59,  2.  60,  2.  88.  L.  Baiuw.  4,  29.  L. 
Sax.  15.  L.  Sal.  24,  6.  41,  8.  L.  Rib.  12,  1.  L.  Angl.  et  Wer.  48.  Das  lango- 
bardieche  Recht  hatte  bei  schwereren«  einem  wehrlosen  Weibe  zugefügten  Unbilden 
eine  besondere  Zusatzboße  (in  der  Regel  900  Sol.).    Vgl.  Roth.  26.  200.  376.  878. 

^  Vgl.  S.  79.  Bbunner,  RG.  1,  218.  L.  Sal.  62.  Zweites  sal.  Eapitulare 
c.  8  (Behbbkd',  188).  Die  Haftung  der  Verwandten  des  Totschlfigers  für  die  Erb- 
sühne  war  nach  L.  Sal.  58  (vgl.  L.  Rib.  12,  2)  nur  eine  subsidiftre  und  trat  erst 
ein,  nachdem  der  Th&ter  ihnen  zuvor  alle  Rechte  an  seinem  Hofe  abgetreten  hatte. 
Vgl.  Brüknbr,  Sippe  und  Wergeid  31  ff.  37  ff.;  RG.  1,  219  f.  v.  Amira,  Erbenfolge 
22  ff.  27  f.  Lamprecht,  Wirtschaftsleben  1 ,  28  ff.  28.  E.  Mater,  Entsteh,  der  L. 
Ribuariorum  89  ff.  Bei  den  Provinzialen  kam,  da  das  römische  Recht  den  Sippe- 
verfoand  nicht  kannte,  die  Magsühne  in  Wegfall,  das  Wergeid  des  Römers  be- 
rechnete sich  demnach  auf  100  Sol.  (L.  Sal.  41,  6),  wovon  33 Vs  Sol.  auf  den  Fredus, 
66^8  auf  die  Erbsühne  kamen.    Vgl.  'Brükner,  RG.  2,  614. 

"*  Vgl.  Brunner,  RG.  1,  225 ff.  2,  614 ff.,  dessen  Ausführungen  von  Heck, 
Altfries.  Gerichtsverfassung  229  ff.  298  ff.  mit  imzureichenden  Gründen  bekämpft 
werden.  Die  Hauptstelle  ist  L.  Rib.  36,  1 — 4  (mit  den  karolingischen  Interpola- 
tionen seu  Fresionem  und  Saxonem,  vgL  Brunker  1,  804,  n.  5),  dazu  L.  Sal.  41,  1. 
L.  Cham.  4.  L.  AngL  et  Wer.  2.  45.  49  (vgl.  Brunner  1,  226,  n.  11).  L.  Alam. 
45.  60,  1.  L.  Baiuw.  4,  28.  Das  sächsische  Freienwergeld  beti'ug  240  kleine 
Schillinge  (S.  188,  n.  17),  also  160  Mnkische  Schillinge.  Vgl.  L.  Sax.  14.  16.  40.  66. 
Überdasfriesische  Wergeid  vgl.  S.  246n.,  Heck  270ff.,  über  das  angelsächsische 
SoHMii),  Gea,  d.  Angels.  675,  K.  Maurer,  Kr.  Übersch.  3,  48.  Das  Freienwergeld 
der  Burgunden  betrug  zur  Zeit  ihrer  Selbständigkeit  150  Sol.  (L.  Burg.  2,  2\ 
ebenso  viel  das  der  Langobarden  (das  aber  durch  den  Fredus  auf  300  Sol. 
verdoppelt  wurde,  Liutpr.  62)  und  der  Westgoten  (Dahn,  Westg.  Stud.  174. 
WiLDA  427  ff.).  Über  das  altnordische  Wergeid  vgl.  Güdmundson,  i.  d.  Germ. 
Abh.  f.  K.  Maurer  (s.  S.  5)  521  ff. 

»•  Vgl.  Bruiwbr,  RG.  1,  219  und  die  S.  79,  n.  48  angeführte  Litteratur.   L.  Fris. 

1,  1.  4.  7.  10.  15,  3.     L.  Sax.  18.  19. 

••  VgL  L.  Angl.  et  Wer.  31.    L.  Alam.  45.  60,  1.    L.  Baiuw.  4,  28.    L.  Burg. 

2,  7.     L.  Wis.  6,   1  c.  8.     Liutpr.  13.  20.     L.  Rib.   67  (§   35  n.  344).     Loersch  u. 
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des  Adels  belief  sich  auf  ein  Mehrfaches,  in  der  Kegel  das  Doppelte,  des 
Freienwergeldes  (S.  214).  Eönigsdienst  brachte  eine  Verdreifachung  des 
angeborenen  Wergeides  mit  sich,  anch  der  Eirchendienst  erhöhte  den 
Betrag  in  verschiedenen  Abstufungen**.  Bei  Tötung  unter  erschwerenden 
Umständen  fand  zuweilen  eine  Verdreifachung  oder  selbst  Vemeunfachung 
des  Wergeides  statt '^  namentlich  im  Falle  des  Mordes  (S.  73) '^  Hörige 
hatten  in  der  Regel  das  halbe  Freienwergeld*^.  Für  die  Tötung  von 
Unfreien  galt  zum  Teil  noch  die  alte  Auffassung  als  Sachvemichtung, 
einzelne  Volksrechte  ließen  aber  auch  dem  Unfreien  bereits  einen  festen 
Ansatz  als  Wergeid  zukommen'^. 

Den  Abstufungen  der  Wergeidsätze  entsprachen  im  allgemeinen  die 
zum  Teil  höchst  kasuistischen  Bußtaxen,  welche  sich,  namentlich  wo  keine 
Verletzungen  des  Vermögens,  sondern  solche  der  Person  vorlagen,  meist'Cns 
nach  dem  Stande  des  Verletzten  (daneben  zuweilen  auch  nach  dem  des 
tTbelthäters)  richteten'*.  Die  Buße  erhielt  der  Verletzte  oder  dessen 
Muntwalt,  und  zwar  der  letztere  stets  zu  eigenem  Becht,  soweit  es  sich 
um  eine  Verletzung  seiner  Muntrechte  handelte,  während  bei  Verletzungen 
des  Mündels  mehr  und  mehr  die  Neigung  hervortrat,  diesem  die  Bußen 


Scheödbr",  Nr.  82.  Wilda  397.  Bbunmek,  RG.  1,  219  E;  Sippe  u.  Weigeld  4.  46  f. 
Salvioli,  La  responsabilitä  delP  erede  19  ff.    Gtibrks,  Genossenschaftsrecht  1,  21. 

»*  Vgl.  S.  117.  125.  129.  136.  140.  146  f.  162.  214  f.  Löniho,  Gesch.  d.  deutch. 
KirchenrechtB  2,  272  f.  296  ff. 

"  Vgl.  L.  Sal.  42,  1.  2.  L.  Alam.  28.  L.  Fria.  7,  2.  17,  1—3.  20,  1.  Im 
langobardischen  Recht  fand  namentlich  das  dreifache  Wergeid  von  900  Sol.  (mit 
Einschloß  des  Fredus)  vielfache  Anwendung. 

^  Verdreifachung  bei  den  Franken  und  Langobarden,  Vemeunfachung  bei 
Alamannen,  Baiem,  Friesen  und  Sachsen.  Vgl.  L.  Sal.  41,  2,  4.  L.  Rib.  15. 
Roth.  14.  Pact  Alam.  2,  41.  L.  Alam.  48.  L.  Baiuw.  19,  3.  L.  Fris.  20,  2.  L. 
S&x.  19.    BoRBTius,  Capitularia  1,  257. 

•7  Vgl.  L.  Sal.  42,  4.  Cham.  5.  Angl.  et  Wer.  45.  Alam.  16.  Sax.  16.  Cap. 
leg.  Rib.  add.  y.  803,  c.  2  (Bobetius,  1,  117).  Bei  den  Ost-  und  Westfriesen  hatte 
der  Hörige  ebenfalls  die  Hftlfte,  bei  den  Mittelfriesen  Zweidrittel  des  Freienwer- 
geldes. Vgl.  L.  Fris.  1,4.  7.  10.  15,  3.  22,  90.  add.  sap.  8,  73.  Die  langobar 
dischen  AI  dien  hatten  nur  ein  Wergeid  von  60  Sol.  (Roth.  129.  876),  das  aus- 
schließlich ihrem  Herrn  zukam,  nur  bei  den  Königsaldien  räumte  Liutprand  (Notitia 
de  actoribus  c.  3  f.)  den  Verwandten  die  Hälfte  ein.  Das  Wergeid  des  bairischen 
frilax  betrug  40  Sol.  (L.  Baiuw.  5,  9).  Über  das  Wergeid  des  Romanus  possessor 
von  100  Sol.  vgl.  Anm.  30.  Der  Romanus  tributarius  und  Romanus  miles  hatte 
bei  den  Saliern  ursprünglich  nur  62Vs  Sol.  (L.  Sal.  41,  7),  bei  den  Ribuariem  sogar 
(ebenso  wie  der  Lite)  bloß  36  Sol.  (L.  Rib.  62),  wurde  aber  später  dem  Rom.  pos- 
sessor gleichgestellt  (vgl.  6.  sal.  Kapitulare  c.  1,  Beerend ',  S.  157). 

•»  Vgl.  Bbunneb,  RG.  1,  232.  Halbes  Wergeid  der  Hörigen  L.  Clham.  6. 
L.  Fris.  15,  4.  L.  Baiuw.  6,  12.  Kapitulare  von  808,  c.  2  (Borbtiüb  1,  189). 
Bei  den  Saliern  85  Sol.,  den  Ribuariem  36  Sol.  (L.  Sal.  10.  Rib.  8),  also  ohne  den 
Fredus  24  Sol.,  ebenso  viel  nach  L.  Sax.  17  (36  kleine  Schillinge),  dagegen  nur 
15  Sol.  nach  L.  Alam.  7.  Bei  den  Alamannen  wurde  für  bessere  Unfreie  beider 
Geschlechter  eine  Todschlagsbnße  von  40  Sol.  berechnet  Vgl.  Gothein,  Beiträge 
z.  Gesch.  d.  Familie  (S.  295  n.)  2  ff. 

»»  Vgl.  K.  Maukbe,  Kr.  VJSchr.  5,  307  ff.  (gegen  Osenbbügqbn,  Strafr.  d, 
Langob.  22). 
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zukommen  zu  lassen;  nur  bei  den  Montherren  öffentlichen  Rechts,  oder 
wenn  Vater  oder  Bmder  die  Mantträger  waren,  wurde  die  frühere  Strenge 
ganz  oder  zum  Teil  festgehalten^^. 

Bei  allen  Bußbeträgen  lassen  sich  trotz  der  größten  Mannigfaltigkeit 
gewisse  Grundprinzipien  erkennen,  indem  die  Ansätze  entweder  auf  Wer- 
geldsquoten,  oder  eine  Mehrheit  von  Wergeldem,  oder  auf  gewisse  Ein- 
heitsbetrage zurückzufuhren  sind  ^^  Das  älteste  System  war  unverkennbar 
das  Duodezimalsystem  mit  dem  Einheitssatze  von  12  Sol.  (oder  18  Sol. 
unter  Hinzurechnung  des  Fredus),  während  das  schon  in  der  Lex  Salica 
angenommene  Dezimalsystem  mit  dem  Einheitssatze  von  10  Sol.  (oder 
15  Sol.  mit  dem  Fredus)  im  Laufe  der  Zeit  zu  immer  größerer  Bedeutung 
gelangte  *^ 

Die  meisten  Bußen  trugen  gleichzeitig  den  Charakter  der  Privat- 
strafe und  des  Schadenersatzes,  nur  zuweilen  kam  es  vor,  daß  neben  der 
Buße  noch  ein  besonderer  Schadenersatz  zu  leisten  war^'.  Eine  den  drei 
fränkischen  Rechten  und  (wohl  durch  Entlehnung)  dem  thüringischen  Rechte 
eigentümliche  Nebenbuße  bei  Eigentumsverbrechen,  namentlich  Diebstahl 
und  Raub,  war  die  düatura  oder  wirdira  (auch  deUxtura,  ahd.  vnrdria), 
deren  sehr  bestrittene  Bedeutung  wahrscheinlich  die  einer  Yerzugsstrafe 
für  die  dem  Berechtigten  auferlegte  Entbehrung  war**. 

*<*  Vgl.  Keaut,  Vormundschaft  1,  881  ff.  Heuslbb,  Inst.  1,  124  f.  Rivb,  Vor- 
mundschaft 1,  204  f.  286  ff.  272.  Osbnbbüooek,  a.  a.  0.  114  ff.  Einen  Teil  des 
Wergeides  seines  Liten  hatte  der  Herr  nach  friesischem  (und  wohl  auch  nach  sftch- 
sischem)  Rechte  an  die  Verwandten  des  Getöteten  abzugeben.    Vgl.  auch  Anm.  87. 

^^  Reich  sind  die  Volksrechte  namentlich  an  Bußbestimmungen  zur  Wahrung 
der  weiblichen  Qeschlechtsehre  (vgl.  das  prelium  pudicitiae  8.  humüiaüonis  der 
kirchlichen  Bußbttcher,  bei  den  Langobarden  anagrip)  sowie  der  Muntrechte  über 
Weiber.  In  schwereren  Fällen  der  Verletzung  der  Geschlechtsvormundschaft,  wie 
Entführung  u.  dgl.,  wurde  eine  dem  gesetzlichen  Wittum  entsprechende  Munt- 
brüche, an  deren  Stelle  später  vielfach  das  Wergeid  des  Weibes  oder  des  Thäters 
trat,  erhoben.  Vgl.  Scheödeb,  Gesch.  d.  eheL  Güterrechts  1,  11  ff.  Sohm,  ZKG. 
5,  898.  V.  BicHTHOFBN,  Zur  Lex  Saxonum  285—805.  Als  dreifaches  Wergeid  er- 
klärt sich  die  Anm.  29  erwähnte  Hochbuße  von  900  Solidi. 

^'  Vgl.  Bbünhee,  Duodeclmalsystem  und  Decimalsystem  in  den  Bußzahlen 
der  fränk.  Volksrechte,  Berl.  SB.  1889,  S.  1089 ff.  (Forsch.  482  ff.);  RG.  2,  616  ff. 
Während  die  Bußen  sonst  regelmäßig  nur  in  Schillingen  angesetzt  sind,  berechnet 
die  Lex  Salica  dieselben  zugleich  nach  Denaren,  wobei  zum  Zwecke  der  Abrundung 
das  ursprüngliche  Bußensystem  vielfach  durchbrochen  wird.  So  ist  die  salische 
Buße  von  62  V«  Sol.  vielleicht  aus  einem  auf  2500  Den.  abgerundeten  halben  Wer- 
geide von  66'/,  Sol.  zu  erklären. 

*•  Vgl.  BRümrEE,  RG.  2,  618  f.;  Absichtslose  Missethat  829.  Sohbeueb,  a.  a. 
0.  26.    V.  Amira,  Grundr.*  150. 

^  Vgl.  Grimm,  bei  Merkel,  Lex  Salica,  Vorrede  pg.  85 ff.  Wilda  900 ff 
V.  RiCHTHOFBN  und  Sohm,  MG.  Leg.  5,  130,  n.  71.  274,  n.  25.  Gaüpp,  Lex  Franc. 
Cham.  77  ff.  Behrend,  Lex  Salica'  218.  Waitz,  Das  alte  Recht  197  ff.  Du  Caeoe, 
Glossar,  s.  v.  delatura.  Salvioli,  ResponsabiUtäk  80.  v.  Worivoen,  Beiträge  74  ff. 
KöSTLiN,  Gesch.  d.  deutsch.  Strafr.  111.  Vandeekindgre,  La  dilatura  dans  les  textes 
firancs  (M^moires  cour.  de  Tacad.  de  Belgique,  1888).  Tamassia,  La  delatura,  I.  1897 
(Arch.  giurid.  58).  II.  1898  (Atti  del  Ist  Vcneto  di  scienze  1897—98).    W.  Sickel, 
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Alle  Bußsachen  gehörten,  soweit  sie  nicht  Fehdesaohen  waren^  za  den 
causae  minaresj  während  peinliche  Sachen,  auch  wenn  Lösung  des  Halses 
oder  der  Glieder  erfolgte,  durch  Ausschließung  der  Fehde  ihren  Cha- 
rakter als  Kapitalverbrechen  nicht  verloren  *^  Bis  in  die  Urzeit  zurück- 
gehende Strafen  für  niedere  Frevel  unfreier  Personen,  erst  in  der  Karo- 
lingerzeit auch  über  die  unterste  Klasse  der  Freien,  stets  aber  in  ab- 
lösbarer Weise,  verhängt,  waren  die  Strafen  an  Haut  und  Haar, 
worunter  man  schimpfliches  Scheren  oder  Ausreißen  der  Haare,  regel- 
mäßig in  Verbindung  mit  Prügelstrafe,  zuweilen  auch  mit  Brandmarkung, 
verstand  *^ 

2.  Zurechnung  und  Zumessung.  In  betreff  der  Zurechnung 
war  der  unvollkommene  Standpunkt  des  altgermanischen  Rechts  noch  im 
wesentlichen  vorherrschend.  Noch  galt  im  allgemeinen  der  Satz  „Die 
That  tötet  den  Mann^'  und  nur  in  einzelnen  Kichtungen  läßt  sich  ein 
Fortschritt  erkennen*^  So  vor  allem  bei  der  Behandlung  des  üngefährs. 
Zum  Teil  wurden  die  zu  einer  strafbaren  Handlung  erforderlichen  That- 
bestände   genauer  abgegrenzt,   so  daß  der  Zufall  ausgeschlossen  blieb  ^^ 

Bestrafung  des  Vertragsbruches  11  ff.  Herhanit,  Mobiliarviudinkation  (Gierke, 
Unters.  20),  28  ff.  Schreueb,  a.  a.  0.  147  f.  Brünihbr,  RG.  2,  624  ff.  Der  letztere 
macht  darauf  aufmerksam,  daß  die  dilatura  auch  von  den  Erben  zu  entrichten  war, 
also  mehr  civil-  als  strafrechtlicher  Natur  gewesen  sein  mufi.  Man  könnte  sie  der 
gemeinrechtlichen  Litiscrescenz  vergleichen.  Eine  früher  verbreitete  Annahme,  daß 
die  dilatura  eine  Anzeigeprämie  nach  Art  des  ags.  meldfeoh  gewesen  sei,  ist 
unhaltbar. 

^'  Vgl  Anm.  21.     Brunner  2,  538  f. 

*^  Vgl.  Brunner  2,  605  ff.  Die  Strafe  an  Haut  und  Haar  fand  für  Unfreie 
namentlich  in  allen  Fällen  wo  Freie  eine  Bannbuße  verwirkten,  Anwendung. 

^^  Über  das  Folgende  vgl.  S.  80  f.  Brunner,  Absichtslose  Missethat,  Berl. 
SB.  1890,  S.  815  ff.  (Forsch.  487  ff.,  mit  Zusätzen);  RG.  2,  §§.  125  f.;  ZR6.  30, 
182.  134.  V.  Amira,  Grundriß*  141  ff.;  Obl.-B.  1,  391  ff.  2,  404 ff.;  Zweck  und 
Mittel  56;  Tierstrafen  und  Tierprozesse,  1891  (Mitteil.  d.  öst  Inst.  12,  545  ff.). 
Grimm,  RA.  664  ff.  Heusler,  Instit.  2,  262  ff.  Stobbe,  Privatr.  3,  377.  388.  402  ff. 
WiLDA,  544  ff.  578  ff.  640  ff.  652  ff.  v.  Bar,  Gesch.  d.  deutsch.  Strafr.  62  f.  K.  Maurer, 
Kr.  Übersch.  2,  31  ff.  Osenbrüooen,  Strafr.  d.  Langob.  8.  32  £  Gaupp,  Das  alte 
Gesetz  der  Thüringer  374  f.  892  ff.  410  ff.;  Recht  u.  Verfassung  der  alten  Sachsen 
198  ff.  V.  RiCHTHOFEN,  Zur  Lcx  Saxonum  241  ff.  Hälschnbr,  Syst  d.  preuß.  Strafr. 
2,  153  ff.  LöFFLER,  a.  a.  0.  82  ff.  Schmidt,  Schadensersatz  i.  d.  Volksrechten,  1885 
(GiERKE,  Unters.  18).  Jastrow,  Zur  strafrechtlichen  Stellung  der  Sklaven,  1878 
(ebd.  2).  Leseur,  Des  cons^quences  du  d^lit  de  Tesclave  dans  les  Leges  Barba- 
rorum et  les  Capitulaires,  N.  Revue  12,  576  ff.  657  ff.  G.  Meyer,  ZRG.  15,  85  ff. 
Dahn,  Westg.  Stud.  143  ff.  Kraut,  Vormundschaft  1,  341  f.  347  ff.  Frank,  Die 
kasuelle  Tötung  i.  d.  Volksrechten,  Berlin  1890.  Mater,  Entst.  d.  L.  Rib.  120  ff. 
Bbaudouin,  Recommandation  27  ff.  Jbering,  Verm.  Schriften  (1879)  155  ff.  Köhler, 
Shakespeare  161.  188.    v.  Meibom,  Pfandrecht  198  f.    Schreuer,  a.  a.  0.  202  ff.  221  ff. 

«  Betonung  der  Fahrlässigkeit:  L.  Burg.  18,  2.  41,  1.  2.  46,  4.  72.  Roth. 
304  f.  L.  Baiuw.  14,  1.  L.  Rib.  70,  2  ff.  L.  Sax.  55.  L.  Wis.  8,  3  c.  3.  4  c.  16  f. 
Vgl.  LöFFLER,  a.  a.  0.  40  f.  Strafbarkeit  nur  bei  Ableugnung  der  That:  Wilda  595. 
L..  Sal.  9,  §§  2  ff.  L.  Rib.  82,  1.  L.  Baiuw.  9,  10.  14,  5.  Die  Kapitalstrafe  des 
Meineides  (S.  353)  auf  wissentlichen  Meineid  beschränkt:  Wilda  982  f.  Brunner 
2,  547.     L.  Sax.  21  f. 


§  36.     Das  Strafrecht    2.  Zarechnung  and  Zumessung.  345 

während  sich  andererseits  der  Kreis  der  typischen  Fälle,  welche  dem 
Thäter  Berofang  auf  die  Abwesenheit  des  bösen  Willens  gestatteten,  er- 
weiterte^'. Die  Berufang  auf  das  Ungefähr  wurde  erleichtert,  indem  in 
zahlreichen  Fällen  Selbstanzeige  and  Verklarung  nicht  mehr  erforderlich 
waren,  sondern  der  Thäter  die  Klage  abwarten  und  dann  den  Reinigungs- 
eid leisten  konnte  *^  Die  Wirkung  der  Ungefihrwerke  wurde  mehr  und 
mehr  des  strafrechtlichen  Charakters  entkleidet,  die  Buße  herabgesetzt 
oder  auf  den  einfachen  Schadensersatz  beschränkt  ^^  Bei  Unfällen,  welche 
durch  Tiere  oder  leblose  Gegenstände  verursacht  waren,  wurde  zwar  im 
aUgemeinen  an  der  Verantwortlichkeit  des  Eigentümers  festgehalten^*, 
unter  Umständen  aber  die  Abwälzung  der  Haftung  auf  einen  Dritten 
oder  die  Berufang  auf  eigene  Schuld  des  Verletzten  gestattet^'.  Nach 
vielen  Rechten  bestand  eine  bloße  Sachhaftung,  so  daß  der  Eigentümer 
durch  Auslieferung  der  als  Ursache  des  Unfalles  angesehenen  Sache 
entweder  von  jeder  persönlichen  Haftung  befreit  wurde  ^*  oder  doch  An- 
rechnung ihres  Wertes  auf  die  ihm  obliegende  Ungeföhrbuße  verlangen 
konnte  ^^  Eine  jüngere  Entwickelung,  die  freilich  für  unsere  Periode 
nur  hinsichtlich  lebloser  Gegenstände  bezeugt  ist,  ließ  den  Eigentümer 
schon  dann  frei  ausgehen,  wenn  er  den  Urheber  des  Schadens,  ohne  ihn 
ausdrücklich  abzutreten,  preisgab  ^^ 

*•  Irrtam:  Roth.  248.  342.  348.  Unfreiwillige  Verwundung  oder  Tötung 
von  Tieren  oder  selbst  von  Menschen:  L.  Wis.  6,  5  c.  2f.  L.  Baiuw.  9,  10. 
L.  Angl.  et  Wer.  51.  Eoth.  887.  L.  Burg.  6,  2.  Notstand:  Roth.  824.  Tollwut: 
Roth.  324. 

*^  Vgl.  Bbuhnee  2,  546  fF.  555;  Absichtsl.  Missethat  826.  828.  v.  Amira*  142  f. 
Wegen  Tötung  eines  Bäubers  auf  handhafter  That  (Anm.  13)  wird  Form.  Tur. 
30,  31  zunftchst  eidliche  Verklarung,  später  gerichtlicher  Keinigungseid  abgelegt. 

"  Vgl.  L.  Burg.  4,  4.  46,  2.  49,  1.  73,  2.  L.  Rib.  46,  2.  L.  Fris.  add.  sap. 
3,  68flF.  L.  Wis.  8,  3  c.  6.  4  c.  23.  Roth.  147.  256.  328.  Grimow.  9.  Liutpr.  136. 
Bbunkes  2,  547  f.;  Absichtsl.  Missethat  829  f.     v.  Auira,  Obl.-R.  1,  370  f.  389. 

"  Vgl.  Pact.  Alam.  3,  17.  L.  Angl.  et  Wer.  52.  L.  Fris.  add.  sap.  8,  68  f. 
L.  Rib.  46,  1.     L.  Sax.  57.     Roth.  309  f.  325  f.  328.  331. 

»»  Vgl.  L.  Alam.  83.  L.  Baiuw.  9,  6.  L.  Fris.  add.  sap.  8.  10,  2.  L.  Rib. 
72,  4.  L.  Burg.  18,  2.  46,  2  f.  L.  Sax.  59.  60.  Knuts  engl.  Ges.  2,  75.  Roth. 
274.  307  f.  811.  322.  327.  Liutpr.  110.  136  f.  L.  Wis.  7,  2  c.  6.  8,  4  c.  23.  extrav.  6 
(Waltbe,  Corp.  iur.  Germ.  1,  669). 

»*  Vgl.  L.  Wis.  8,  4  c.  12,  c.  20.  L.  Burg.  18,  1.  Alfreds  engl.  Ges.  c.  13,  c.  24. 
Daß  auch  das  jüngere  ribuarische,  das  sächsische  und  bairische  Recht  die  gleichen 
Grundsätze  befolgten,  laßt  sich  aus  der  Behandlung  der  Sklavendelikte  entnehmen. 
Vgl.  Anm.  61.  Für  das  mittelalterliche  Recht  vgl.  Beerend,  Stendaler  Urteils- 
buch 77  ff.  Eine  anscheinend  erst  im  13.  Jh.  in  Frankreich  aufgekommene  und 
von  da  allmählich  über  ganz  Westeuropa  verbreitete  Neuerung  waren  die  öffent- 
lichen Strafen  für  Haustiere,  welche  einen  Schaden  angerichtet  hatten.  Die  Tier- 
prozesse und  geistlichen  Tierexkommunikationen  dagegen  sind  aus  Dämonen- 
bannnngen  hervorgegangen,  für  welche  sich  auch  im  germanischen  Heidentum 
Anknüpfungspunkte  finden.  Vgl.  v.  Amiea,  Tierstrafen  550  ff.  560  ff.  591  ff.  595  ff. 
Brunnes,  Forschungen  519. 

"  Vgl.  Anm.  62. 

*«  Vgl.  Brunner,  2,  556  ff.;  Absichtsl.  Missethat  836  f.  840.    Wenn  ein  Dritter 
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Sehr  viel  langsamer  als  bei  Tieren  und  leblosen  Gegenständen  ist 
die  Berufung  auf  das  Ungefähr  bei  Sklavendelikten  zur  Anerkennung 
gelangt.  Das  thüringische  Recht  ließ  den  Herrn  fär  Missethaten  seiner 
Knechte  in  alter  Weise  schlechthin  wie  für  seine  eigenen  haften  ^^^  auch 
das  Recht  der  Ostfriesen  verlangte  von  dem  Herrn,  neben  Auslieferung 
oder  Halslösung  für  den  Schuldigen,  die  volle  Buße^^  Ebenso  das  lango- 
bardische  Recht  ^*,  bis  Orimowald  c.  3  die  persönliche  Haftung  des  Herrn 
auf  den  Höchstbetrag  von  60  SoL  beschränkte,  der  sich  noch  um  20  SoL 
(als  den  Wert  des  Sklaven)  erhöhen  sollte,  wenn  der  Herr  den  Schuldigen 
nicht  auszuliefern  vermochte.  Denselben  Standpunkt  beschränkt  persön- 
licher Haftung  nahm  ein  Eapitulare  Karls  des  Großen  (Boketius  1,  143 
c.  1)  ein,  indem  die  Herren  für  Sklavendelikte  nie  mehr  als  das  Wergeid 
eines  freien  Mannes  büßen  sollten;  ob  in  einzelnen  Fällen  noch  darüber 
hinausgegangen  werden  dürfe,  wurde  der  Entscheidung  des  Königs- 
gerichts vorbehalten  ®^  In  den  meisten  Yolksrechten  wurden  dem  Herrn 
aber  die  Thaten  des  Knechtes,  soweit  sie  weder  mit  seinem  Wissen  noch 
auch  in  seinem  Gefolge  (Roth.  249)  begangen  worden  waren,  überhaupt 
nur  noch  als  TJngefahrsachen  angerechnet  Einzelne  Rechte  begnügten 
sich  mit  reiner  Sachhaftung,  so  daß  der  Herr  von  jeder  persönlichen 
Haftung  frei  wurde,  wenn  er  den  Knecht  auslieferte  oder  wenn  dieser 
ohne  sein  Zuthun  nach  vollbrachter  That  entfloh  und  der  Herr  ihn  nicht 
wieder  einzubringen  vermochte  *^^ 

Vielfach  blieb  in  üngefährsachen  eine  besondere  Ungefahrbuße,  auch 
wenn   der  Thäter  (Tier  oder  Sklave)  ausgeliefert  wurde,   als  persönliche 


eine  solche  Sache  (die  nach  altheidnischer  Auffassung  als  den  Göttern  verfallen 
galt)  wissentlich  an  sich  nahm,  so  hatte  er  die  verwirkte  Ungefahrbuße  zu  zahlen. 
Vgl.  L.  Rib.  70,  1. 

"  L.  Angl.  et  Wer.  58  f. 

w  L.  Pris.  1,  18,  Zusatz.     L.  Fris-  9,  17. 

^^  Vgl.  Roth.  254.  261.  370—873.  Die  Königssklaven  standen  bei  Mord  sowie 
bei  niederen  Bufisachen  den  Privatsklaven  durchaus  gleich;  dagegen  genügte  bei 
HochbuBsachen  die  Auslieferung  des  Schuldigen.  Bei  Giftmord  gestattete  schon 
Roth.  142  allgemein,  daß  der  Wert  des  ausgelieferten  Sklaven  auf  die  Buße  ange- 
rechnet wurde.  Bei  Missethaten  eines  entflohenen  Sklaven  haftete  der  Herr  immer 
nur  beschränkt,  unter  Umständen  gar  nicht.     Vgl.  Roth.  256.  274. 

^  Vgl.  Anm.  64.    Brünner,  Absichtsl.  Missethat  821.    Sohreuer,  a.  a.  0.  128  f. 

"  Vgl.  L.  Burg.  20,  If.  91.  92,  4.  94,  2.  L.  Wis.  6,  5  c.  10,  c.  20.  7,  2 
c.  3.  8,  4  c.  21.  L.  Sax.  51  ff.  Gap.  ad.  leg.  Rib.  v.  803,  c.  5  (Borethtb  1,  117). 
L.  Baiuw.  8,  9.  9,  6.  In  Totschlagsachen  gestattete  das  baierische  Recht  nur  die 
Anrechnung  von  20  Sol. ,  als  Wert  des  ausgelieferten  Sklaven ,  auf  die  verwirkte 
Wergeldschuld,  vgl.  Brünnbr  2,  552,  n.  4.  Eine  Befreiung  des  Herrn  von  persön- 
licher Haftung  trat  nicht  ein,  wenn  er  sich  bloß  des  angeschuldigten  Sklaven  ent- 
schlug, ohne  ihn  auszuliefern  oder  den  Nachweis  zu  führen,  daß  er  seiner  nicht 
habhaft  werden  könne.  Vgl.  Boretiüs  1,  117,  c.  5.  143,  c.  1.  Anders,  wenn  es  sich 
um  die  That  eines  Hörigen  oder  eines  Schuldknechts  handelte,  für  den  der  Herr 
nur  einzustehen  hatte,  wenn  er  ihn  der  gerichtlichen  Verfolgung  entzog.  Vgl. 
L.  Sax.  18.  Ine  74.    Bobbtius  1,  114  c.  8. 
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Pflicht  des  Herrn  bestehen,  häufig  aber  unter  Anrechnung  des  Wertes 
des  Ausgelieferten  ••. 

Für  die  ausgelieferten  Sklaven,  welche  ursprünglich  der  Privatrache 
des  Verletzten  verfielen,  hat  sich  alhnählich  ein  eigenes  Sklavenstraf- 
recht  mit  den  verschiedensten  Todes-  und  Yerstümmelungsstrafen,  in 
leichteren  Fällen  mit  Strafen  an  Haut  und  Haar,  ausgebildet ®^  Dabei 
war  die  Auslieferungspflicht  des  Herrn,  der  für  seine  Person  die  Gunst 
des  Ungefahrs  beanspruchte,  hier  wie  bei  Tierschäden  ursprünglich  eine 
unbedingte '^  nur  vereinzelt  wurde  dem  Herrn  das  Becht  der  Strafablösung 
durch  Geld  zugestanden®*. 

Die  kirchlichen  Bußordnungen  stehen  in  der  Behandlung  des  Un- 
gefahrs noch  ganz  unter  dem  Banne  der  volksrechtlichen  Auffassung*®, 
erst  im  9.  Jahrhundert  folgte  auch  die  Kirche  den  Fortschritten,  welche 
zuerst  durch  die  Billigkeitsjustiz  des  Eönigshofes  in  der  Unterscheidung 
absichtlicher  und  unabsichtlicher  Missethaten  erzielt  wurden  ®^ 

Der  Strafbarkeit  der  Ungefahrwerke  entsprach  ursprünglich  die  Straf- 
losigkeit des  Versuches,  der  Anstiftung  und  der  Beihilfe  {shd,  foUeist). 
Auch  auf  diesen  Gebieten  machte  sich  dann  der  Fortschritt  in  der  Auf- 
stellung typischer  Ausnahmefalle,  die  man  als  selbständige  Versuchs-, 
Anstiftungs-  und  Beihilfeverbrechen  bezeichnen  kann,  geltend  ®®.    Dagegen 


**  Bei  Tötungen  Zweidrittel  des  Wergeids  nach  L.  Fris.  1,  13  (West-  und 
Mittelfriesen),  das  halbe  Wergeid  nach  L.  Sal.  35,  5.  36.  L.  Rib.  46,  1.  Pact. 
Alam.  3,  16.  5,  11.  Nach  alamannischem  Becht  war  in  gewissen  FftUen  das  volle 
Wergeid  zu  zahlen,  das  bei  Tötung  durch  einen  Hund  aber  nur  unter  unerfüll- 
baren Bedingungen  gefordert  werden  konnte  (Pact.  Alam.  3,  16 — 18.  5,  11  f.).  Das 
jüngere  fränkische  Recht  ließ  sich  an  der  Auslieferung  des  Übelthäters  genügen, 
wofern  dieselbe  rechtzeitig  und  unter  Geffthrdeeid  erfolgte.  Vgl.  die  späteren  Texte 
der  L.  Salica  und  Bobetiüs  1,  8  c.  6.  9  c.  8.  17  c.  10.  117  c.  5. 

••  Vgl.  Bbunwer  2,  553  ff.     G.  Mbtbb  5,  95.    v.  Bab  68  £. 

^  Nach  Decr.  Childeberti  v.  595  c  10  (Bobetiüs  1,  17)  bei  Strafe  des  eigenen 
Wergeides. 

«»  L.  Burg.  92,  6.  103,  5.    L.  Fris.  3,  7.    L.  Sal.  12,  2.     Wilda  660,  n.  2. 

^  Vgl.  HlLscHNEB,  Preuß.  Strafr.  2,  155.  Bbuvnbb  2,  548.  Wassebsohlbbbn, 
Bußordnungen  391.  550. 

•^  Vgl.  S.  346.  Bbünneb  2,  136.  548  f.  Wilda  581  f.  Regino,  De  synodal, 
causis  2,  15 — 19. 

•»  Vgl.  Beunneb  2,  136.  548  f.  567  ff.  574  f.  Wilda,  598  ff.  625  ff.  Beweb, 
a.  a.  0.  106  ff.  Schbetjbb,  a.  a.  0.  81  ff.  Versuchsdelikte:  Lebensgefährduug  (L.  Sal. 
16,  1.  17,  If.  18.  28,2.  Baiuw.  4,  19  ff.  10,  4.  Roth.  10.  Liutpr.  138),  Vergiftung 
(L.  SaL  19,  2.  Rib.  83,  2.  Baiuw.  4,  22.  Roth.  139  f.  142),  Messer-  und  Schwertzücken 
(L.  Burg.  34.  Wis.  6, 4  c.  6.  Sax.  8.  Hloth.  u.  Eadi-ic  13.  Cap.  Rem.  3.  vgl.  L.  Alam.  64), 
Wassertauche  (L.  Sal.  41,  9.  Drittes  sal.  Kapit  c.  3,  Behbend*,  144.  L.  Baiuw. 
4,  17.  Fris.  22,  83.  add.  sap.  3,  41.  66.  L.  Sax.  9  f.  v.  Amiba,  Vollstreckungs- 
verfahren 27  f.),  Einsteigen  und  Einbruch  (L.  Sal.  11,  6.  27,  22.  Sechstes  sal. 
Kapit  18,  Behbend«,  159.  L.  Cham.  19  f.  Fris.  add.  1,  3.  Liutpr.  131.  Aethel- 
birht  27.  29),  Wegsperre  (L.  Sal.  17,  9.  31.  Rib.  80.  Pact  AI.  2,  50.  L.  AI.  58. 
L.  Fris.  add.  3  b.  Aethelred  6,  38.  Roth.  26  f.).  Weitere  Ergänzungen  erfolgten 
durch  das  königliche  Bannrecht  (Bbunneb  2,  39.  564).  —  Anstiftungsdelikte:  L.  Sal. 
10,  Zusatz  3,  Behbekd'  S.  20.    L.  Sal.  28,  1,  3.  55,  3,  Zusatz  der  lex  emendata. 
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wurde  die  Begünstigung  nach  der  That,  auch  abgesehen  von  der 
Unterstützung  friedloser  oder  im  Vorbann  befindlicher  Personen,  allgemein 
bestraft  *•  Bei  Verbrechen,  welche  von  Amts  wegen  zu  verfolgen  waren, 
wurde  selbst  die  außergerichtliche  Sühne  als  strafbare  Begünstigung  mf- 
gefaßt  7<>. 

Die  Frage  der  Verbrechenkonlcurrenz  mußte,  modernen  Straf- 
rechtsbegri£fen  gegenüber,  in  einem  Rechte,  welches  die  Hauptaufgabe  der 
Strafe  in  der  dem  Verletzten  zu  verschaffenden  Oenugthuung  und  das 
Wesen  der  verbrecherischen  Handlung  in  dem  rechtsverletzenden  Erfolge 
sah,  eine  wesentlich  andere  Gestalt  annehmen  ^^  Das  Satisfaktionsprinzip 
führte  dahin,  daß  ein  einzelner  verbrecherischer  Thatbestand,  durch  welchen 
mehrere  Personen  verletzt  worden  waren,  gleich  ebenso  vielen  selbstän- 
digen Delikten  behandelt  wurde  ^^.  Das  Erfolgsprinzip  andererseits  machte 
es  möglich,  daß  eine  Reihe  verbrecherischer  Handlungen,  wenn  der  Er- 
folg ein  einheitlicher  war,  als  ein  einheitliches  Verbrechen  erschien^'. 
Umgekehrt  wurde  häufig,  namentlich  bei  allen  Körperverletzungen  und 
Vermögensschäden,  der  Thatbestand  einer  einzigen  Missethat  in  so  viele 
Thatbestände  zerlegt,  als  rechtsverletzende  Erfolge  dadurch  entstanden 
waren  ^^  Nicht  selten  fknden  derartige  Spaltungen  des  Thatbestandes 
auch  bei  komplizierten  Verbrechen  (Heimsuchung,  Brandstiftung,  Einbruchs- 
diebstahl u.  dgl.  m.)  Anwendung,  namentlich  wenn  strafbare  Vermessen- 
heit oder  Bruch  eines  Sonderfriedens  dabei  in  Betracht  kam^^,  doch 
begegnet  ebenso  häufig  in  solchen  Fällen  die  Zusammenfassung  des 
Gesamtthatbestandes  zu  einem  einzigen  Delikt  ^^,  bei  welchem  die  Eompli- 


L.  Baiuw.  9,  6.  Wis.  7,  2  c.  6.  Roth.  166.  202.  Liutpr.  63.  72.  Wie  schwer 
die  Volksüberzengang  sich  zur  Anerkennnng  der  Strafbarkeit  der  Anstiftung  durch- 
zuringen hatte,  zeigt  L.  Fris.  2,  1—11.  —  Beihilfsdelikte:  L.  Sal.  13,  1.  28,  8. 
Erstes  sal.  Kapit  6,  Beerend  *  132.  Pact.  AI.  3,  24.  L.  Baiuw.  4,  26.  Burg.  47, 
1—3.     Wis.  6,  5  c.  12.     Roth.  307.     Aethelbirht  18.     Aelfred  19. 

•«  Vgl.  WiLDA  635  ff.  Bbunner  2,  575  ff.  Der  Hehler  ist  so  gut  wie  der 
Stehler:  L.  Sax.  36.  Roth.  282.  Wis.  7,  2  c.  7,  c.  9.  Baiuw.  9,  7,  15  (milder 
Decr.  Niuh.  7,  MG.  Leg.  3,  465). 

^ö  Vgl.  Brünnee  2,  578  f.  L.  Rib.  73,  1.  Cham.  30.  Baiuw.  9,  16.  Burg.  71. 
extrav.  21,  11.     Ine  36.     Borethts  1,  5  c.  3.  6  c.  13.  205  c.  7. 

^*  Die  Lehre  von  der  Deliktskonkurrenz  ist  erst  durch  die  vortreffliche  Unter- 
suchung von  ScHREUER  klargestellt  worden.     Vgl.  auch  Brunnbr  2,  541  ff. 

7*  Vgl.  SCHRBUER  87  ff. 

"  Vgl.  SCRBUER  76  ff.  86  f. 

'*   Vgl.  SOHREUER  2  ff.  27  ff. 

"  Vgl.  Diedenhofer  Kapitular  v.  805  c.  5  (Boretius  1,  123),  wo  wegen  der 
Tötung  des  Gegners,  nachdem  auf  Königsbefehl  die  Urfehde  beschworen  worden 
war,  neben  der  Totschlagsbuße  die  Zahlung  des  Königsbannes  und  Abhauen  der 
meineidigen  Hand  verhängt  wird.    Vgl.  Brünner  2,  542.     Schreuer  46 — 76.  264. 

'^  In  diesem  Sinne  bestimmte  Liutpr.  131,  daß  wegen  Einbruchdiebstahls  bei 
dem  Kommodatar  einer  fremden  Sache  nur  diesem  eine  Klage  zustehen,  dagegen 
die  Spaltung  in  eine  Diebstahlsklage  des  Eigentümers  und  eine  Klage  des  Kommo- 
datars  wegen  Hausfriedensbruches  vermieden  werden  solle:  non  posaumus  in  tmofn 
causam  dtMs  calomnias  inponere,  ideoque i//e,  qui  res  suas  comendavit,  recs-- 
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katiori  nur  in  einer  Straferhöhung  oder  einer  Zusatzstrafe  zur  Geltung 
kam^^.  Eine  besondere  Rolle  bei  der  Verbrechenskonkurrenz  fiel  der 
veischiedenen  Natur  der  Strafen  zu.  Bei  BuBsaohen  fand  regelmäßig  eine 
Kumulation  der  Bußen  statt;  unbeschrankt^  wenn  es  sich  um  Proportional- 
bußen handelte,  wie  sie  das  salische  und  zum  Teil  auch  das  ribuarische 
Eecht  (aber  nur  diese  beiden)  für  Vermögensverletzungen  aufgestellt  hatten; 
dagegen  vielfach  durch  eine  Maximalgrenze  beschränkt,  wenn  es  sich  um 
die  Häufung  von  Einzelbußen  handelte^®.  Bußen  und  Friedensgelder 
wurden  stets  kumuliert^®,  ebenso  Bußen  und  Banngelder,  während  Priedens- 
und  Banngelder  sich  gegenseitig  ausschlössen,  in  der  Art,  daß  regelmäßig 
der  höhere  Betrag  angesetzt  wurde  ^^.  Bußen  und  Leibesstrafen  schlössen 
bei  einheitlichen  Delikten  einander  aus,  dagegen  wurden  sie  bei  Ver- 
brechenkonkurrenz kumuliert  ^^  Acht  und  Todesstrafe  schloß  nach  den 
meisten  Stammesrechten  jede  andere  Strafe,  insbesondere  jede  Buße,  aud, 
nur  nach  ostgotischem,  kentischem,  nordgermanischem  und  altlangobardi- 
schen  Rechte  (vor  der  fränkischen  Herrschaft)  fand  Kumulation  statt®*. 
3.  Einzelne  Verbrechen.  Das  Verbrechen  des  Hoch-  und  Landes- 
verrats fiel,  der  veränderten  Staatsverfassung  entsprechend,  allgemein 
unter  den  Begriff  des  crimen  laesae  maiestatis  oder  des  Treubruches  (m- 


piai  608  ab  ipsoj  de  cuiua  easa  perterunt,  et  ipse,  de  cuius  eaaam  perierunt  aut 
ipsum  furtum  exivit,  querai  ad  ipsum  furonem  eanposttionem ,  et  ioüat  sicut  lex 
est,  et  ipse  für,  lieit  malefaetor  sit,  non  habeat  de  una  causa  duas  oahmntas.    Vgl. 

SCBBXÜBB  60. 

^'  So  namentlich  bei  der  Verletzung  eines  Sonderfriedens.  Als  höhere 
Sonderftieden  sind  hervorzuheben:  der  Friede  der  Königsburg  und  Königspfalz, 
Überhaupt  der  Königs-  und  der  ihm  nachgebildete  Herzogsfriede ,  der  Friede  der 
Kirchen,  Kirchhöfe,  Mühlen  und  Schmieden,  Thing-  und  Heerfriede,  Marktfriede, 
Straßenfriede,  Hausfriede,  dazu  der  gelobte  Friede  (Roth.  148.  Liutpr.  42).  Vgl. 
S.  117.  Bbunmer  2,  45.  574.  580  ff.  Wilda  233  ff.  v.  Amira«  144.  Weinhold, 
Fried-  und  Freistätten  (Anm.  7).  Osenbrüoqen,  Strafr.  d.  Langob.  9 ff.;  Haus- 
frieden, 1857.  £.  LöNiNG,  De  pace  domestica,  Bonn.  Diss.  1865.  Gaüpp,  Gesetz 
der  Thüringer  888  ff.  v.  Kichthofen,  Zur  L.  Sazonum  229  ff.  251  ff.  Stutz,  Gksch. 
d.  kirchl.  Benef.- Wesens  1,  91  f.  Wer  sich  an  Königs-,  Herzogs-  oder  Kirchengut 
yeigriff,  hatte  dreifache  Buße  zu  leisten,  wobei  aber  bei  Königsgut  der  Fredus 
wegfiel.    Vgl.  ScHREUEB  95. 

'^  Zuweilen  bestanden  Bauschtazen  für  ganze  Gruppen  gleichartiger  Ver- 
letzungen. Die  BußenhäufiiDg  trat  in  solchen  Fällen  nur  bei  ungleichartigen  Ver- 
letzungen ein. 

^®  Bei  idealer  Konkurrenz  wurde  der  Fredus,  soweit  er  nicht  in  einem  Bn£- 
anteil  bestand,  in  der  Kegel  nur  einfach,  bei  realer  stets  mehrfach  berechnet.    Vgl. 

SCHREUEB  116. 

•0  SCHRBÜBR    108  f.    121. 

"  ScHREUEB  264  ff.  Vgl.  Anm.  75. 

••  Vgl.  ScHREüBR  151—201.  224—254.  Wenn  das  Vermögen  des  Geächteten 
oder  Gerichteten  eingezogen  wurde,  so  hatte  der  König  nach  den  Rechten,  welche 
die  Kumulation  ausschlössen,  an  den  Verletzten  nur  solche  Zahlungen  zu  leisten, 
die  keine  pönale,  sondern  wirtschaftliche  Genugthuung  bezweckten,  wie  capitale, 
wiidira  und  Kurkosten.  Vgl.  ebd.  194.  204  f.  228.  Dieselbe  Stellung  nahmen  die 
Erben  des  Übelthäters  ein,  wenn  das  Vermögen  ihnen  zufiel. 
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fideUtcts)  gegen  den  König  ^'.  Dabei  sind  im  einzelnen  znm  Teil  römische 
Einflüsse  bemerkbar.  Unter  den  Begriff  der  Infidelitat  fiel  Landesverrat, 
Landesflucht  (unerlaubte  Auswanderung),  Heeresflucht  {kerislizy*,  ferner 
jeder  Angriff  oder  Anschlag  auf  das  Leben  des  Königs  oder  der  Seinigen  ^^ 
Beleidigung  des  Königs  (L.  Sal  14,  4.  Bib.  60,  6),  Begünstigung  von  Ge- 
ächteten, überhaupt  von  schweren  Verbrechern,  schwere  Amtspflichtver- 
letzung eines  Beamten  ^^  Die  regelmäßige  Strafe  der  Infidelitat  war  Tod 
und  Vermögenseinziehung,  geringere  Fälle  wurden  unter  den  Karolingern 
nach  königlichem  Ermessen  bestraft®^ 

Das  unterscheidende  Merkmal  zwischen  Mord  und  Totschlag  fand 
auch  die  firänkische  Zeit  noch  ausschließlich  in  der  Verbergung  des  Leich- 
nams, nur  das  langobardische  Becht  (Both.  14)  ließ  auch  den  Meuchel- 
mord {hamicidium  absconse  penetratum)  schon  unter  den  Begriff  des  Mordes 
fallen®^.  Während  der  Totschlag  mit  dem  einfachen  Wergeide  des  Ge- 
töteten gesühnt  wurde,  hatte  der  Mörder  das  drei-  oder  neunfache  Wer- 
geid, bei  den  Langobarden  die  Hochbuße  von  900  Sol.  zu  zahlen;  das 
nordgermanische  Becht  strafte  ihn  mit  unsühnbarer  Acht  Zu  einem 
Kapitalverbrechen  wurde  im  burgundischen  und  langobardischen  Becht 
sowie  in  der  fränkischen  Beichsgesetzgebung  auch  der  vermossenüiche  Tot- 
schlag (in  feindlicher  Absicht,  im  Gegensatze  zu  dem  durch  Zufall  oder 
durch  Anreizung  des  Gegners  veranlaßten)  erhoben®*.  Erhöhte  Strafbar- 
keit trat  außerdem  ein  bei  Verwandtenmord  und  bei  Tötung  unter  Ver- 
letzung eines  Sonderfriedens. 

Dem  Totschlage  (bei  den  Bibuariem  dem  Morde)  wurde  gleichgestellt 
die  Freiheitsberaubung  durch  widerrechtlichen  Verkauf  eines  Freien 


^  Vgl.  WiLDA  984  ff.  Bbunheb  2,  685  ff.  Osbmbbüoqeh,  Str.  d.  Lang.  52  £ 
EoTH,  Benefizialwesen  128  ff.  888  ff.  Waitz  2,  1  8.  195'f.  2,  291.  3,  307  ff.  v.  Bicht- 
HOFEN,  Zur  Lex  Saxonam  320  ff.  Dahk,  Studien  236  ff.  Ehbenbebo,  Kommendation 
115  ff.    V.  Amiba,  Vollßtr.  21  f. 

•*  Vgl.  L.  AI.  24.  Baiuw.  2,  1.  Wis.  2,  1  c.  7.  Eoth.  3  f.  7.  Aethelred  5,  28. 
Knut  2,  77.    Bobetiüs  1,  14.  128  c.  9.  129  c.  12.  166  c.  4.  205  c.  3.    Form.  Marc 

1,  82.    SiOKEL,  Gott.  gel.  Anz.  1889,  S.  962.    Both,  a.  a.  0.  134  ff. 

•*  Vgl.  L.  AI.  28.  Baiuw.  2,  1  f.  Sax.  24.  Wis.  2,  1  c.  7.  Roth.  1.  Aethel- 
red 5,  30.  6,  37.  Knut  2,  57.  Ein  Wergeid  hatte  der  fränkische  König  nicht, 
dagegen  hatte  der  angelsächsische  ein  solches,  ebenso  der  Alamannen-  und  Baiem- 
herzog.    Vgl.  Waitz,  Gott  gel.  Anz.  1869,  S.  124  ff. 

^  Vgl.  CoHK,  Justizverweigerung  5.  63  ff.  73  ff.  84  ff  130  f.  Lehmakm,  Rechts- 
schutz 104  ff.     SoHM,  Reichs-  u.  Ger.- Verf.  147.  415. 

»^  Vgl.  S.  357.  Bbükneb  2,  64  f.  Dahm,  Könige  7,  3  S.  132  f.  L.  Rib.  69,  1. 
Cap.  de  part.  Sax.  11.    L.  Baiuw.  2,  1.    Wis.  2,  1  c.  7.    Bobbtius  1,  97  c.  34.  284  c.  18. 

"  Vgl.  S.  73.  342.  Bbcnneb  2,  627  ff.  Wilda  706  ff.  v.  Bab  64  ff.  Obbh- 
bbüooen,  Str.  d.  Lang.  61  ff.  v.  Richthofen,  Zur  L.  Sax.  239.  248  ff.  v.  Amiba, 
Vollstr.  19  f.  L.  SaL  41,  2.  4.  Zweites  sal.  Kap.  c.  5,  Behbend*  139.  L.  Rib.  15. 
Fris.  20,  2.     Sax.  19.    Pact.  Alam.  2,  41.    L.  Alam.  48.    Baiuw.  19,  2  f. 

^  Vgl.  Wilda  563  f.    Bbunneb  2,  630  f.    Titzb,  Notstandsrechte  40.    L.  Burg. 

2,  1.  29,  1.  Liutpr.  20.  Decr.  Childeb.  von  595  c.  5  (Bobbtius  1,  16).  Cap.  leg. 
add.  von  818—819  c.  7  (ebd*  282).  Jede  vorsätzliche  Tötung  straft  mit  dem  Tode 
L.  Wis.  6,  5  c.  11  ff. 
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in  die  Sklaverei®^.  Gelang  es  dem  Thäter,  diesem  die  Freiheit  wiederzn- 
yerschaffen,  so  hatte  er  nur  eine  Buße  (in  der  Kegel  das  halbe,  bei  den 
Bibnariern  das  ganze  Wergeid)  zu  zahlen. 

Die  Unterschiede  zwischen  Raub  und  Diebstahl  haben  sich  in  der 
strafrechtlichen  Behandlung  mehr  und  mehr  verwischt,  wenn  auch  der 
Baub  im  allgemeinen  immer  noch  milder  angesehen  wurde  ^^  Bei  Dieb- 
stahl unterschied  man  streng  zwischen  großem  und  kleinem,  bei  ersterem 
wieder  zwischen  handhaftem  und  nichthandhaftem  Diebstahl.  Todesstrafe 
oder  Halslösung  stand  nach  manchen  Rechten  auf  gewaltsamen  Raub*^ 
allgemein  aber  auf  handhaften  großen  Diebstahl,  wo  der  Dieb  entweder 
auf  frischer  That  ergriffen  oder  nach  der  That  durch  Haussuchung  über- 
fährt worden  war^'.  Sonst  wurden  Raub  und  Diebstahl  (sowie  Unter- 
schlagung, d.  h.  diebliches  Behalten  ohne  den  Thatbestand  der  Weg- 
nahme) bei  den  Chamayen  und  allen  außerfränkischen  Stammen  mit  einer 
proportionalen  Buße  gesühnt,  die  im  allgemeinen  das  Zwei-,  Drei-  oder 


^  Vgl.  WiLOA  797  f.  OftENBBüooEK,  Str.  d.  Lang.  77.  v.  Richthofen,  Zur 
L.  Sax.  295.  Dahn,  Stadien  228.  L.  Sal.  39,  2.  Rib.  16.  Pact.  Alam.  3,  12. 
L.  Alam.  45  ff.  Baiuw.  9,  4.  16,  5.  Fris.  21.  Saz.  20.  Angl.  et  Wer.  40  f.  Liutpr.  4S. 
Ine  11.  £d.  Eurici  290.  L.  Wis.  7,  3  c.  3  ließ  die  Sippe  des  Verkauften  zwischen 
seinem  Wergeide  und  der  Auslieferung  des  Verkäufers  zur  Bache  wählen.  Nach 
ostfiriesischem  Recht  hatte  der  letztere  seinen  Hals  zu  lösen.  Über  erlaubte  Ver- 
käufe in  die  Knechtschaft  vgl.  S.  65.  318.    y.  Bichthofbk,  a.  a.  0.  293  f. 

"  Vgl.  S.  73.  Brümnbb  2,  637  ff.  Wilda  859  ff.  907  ff  Hälschwäb,  Preuß. 
Strafr.  8,  896  ff.  Osbxsbüoobn ,  Str.  d.  Lang.  118  ff.  151  ff.  Gbimm,  RA.  684  ff 
KösTUK,  Kr.  Übersch.  8,  149  ff  Sohm,  ZRG.  5,  411  ff.  Matbb,  Entst  d.  L.  Rib. 
116  ff.  y.  RiOBTHOFEN,  Zur  L.  Sax.  811  ff.  Tbonisbbn,  a.  a.  0.  310  ff.  Schmid,  Ges. 
d.  Angels.  554  ff.    y.  Ahiba,  VoUstr.  32.  162  ff. 

«*  Vgl.  L.  Fris.  8.  9,  14  ff.  add.  sap.  9.  Aethelred  3,  15.  Knut  2,  68.  Die 
firSnkischen  Reichsgesetze  tlber  latrones  und  latroctnium  machen  zwischen  Raub 
und  Diebstahl  keinen  Unterschied.  Vgl.  Regino,  De  sjn.  caus.  2,  275.  279.  An 
sich  gehorte  die  Anwendung  yon  Gewalt  oder  Drohungen  nicht  zum  notwendigen 
Thatbestande  des  Raubes.  Raub  war  die  offene,  Diebstahl  die  heimliche  Weg- 
nahme beweglicher  Sachen  aus  fremder  Gewahrsam.  Gewaltsamer  Raub  {noinäma, 
ndtnumft,  scächroub)  war  ein  ausgezeichneter  Raub,  ebenso  wie  der  Leichen-  oder 
Gräberraub  {r$roub,  tcaiaroub,  ags.  tocUreäf).     Vgl.  Schbeüeb  64  f. 

**  Die  Lex  Salica  und  das  sechste  sal.  E^pitular  c.  3  (Behbbnd*  157)  kennen 
nur  das  System  der  Diebstahlsbußen,  aber  schon  der  Pactus  pro  tenore  pacis  Ohio- 
thars  I.  und  Childeberts  I.  führte  die  Todesstrafe  ein.  Das  sächsische  und  bur- 
gundische  Recht  setzte  Todesstrafe  auf  jeden  Einbruchs-  und  jeden  großen  Dieb- 
stahl,  auch  wenn  er  nicht  handhaft  war,  das  sächsische  außerdem  auf  jeden  nächt- 
lichen Diebstahl  (ohne  Rücksicht  auf  den  Wert  des  Gestohlenen).  Vgl.  L.  Burg. 
4,  1.  29,  8.  47,  1.  extrav.  19,  2.  Rom.  Bui^.  4,  4.  Sax.  82—85.  Ssp.  II.  18  §  1. 
28  §  3.  Das  langobardiscbe  Becht  (Both.  253)  legte  dem  für  manifestus  neunfachen 
Ersatz  und  eine  Nebenbuße,  später  außerdem  2 — 8jähriges  Gefängnis  auf;  im 
Nichtzahlungsfalle  wurde  der  Dieb  dem  Bestohlenen  zur  Tötung  übergeben,  deren 
NichtyoUziehung  durch  Cap.  Ital.  yon  801  c.  4  (Bobetiüb  1,  205)  unter  Buße  ge- 
stellt wurde.  Die  karolingische  Gesetzgebung  ließ  Todesstrafe  erst  bei  wieder- 
holtem Bückfall  eintreten,  yorher  VersttUnmelungsstrafe.  Vgl.  Boretiüs  1,  49  c.  12. 
51  c.  28.  205  c.  4.  L.  Cham.  48.  Über  den  Bückfall  als  Strafverschärfimgs- 
gnmd  ygl.  Brunneb  2,  540.  681.  646  f.     Scbreuer  130  ff.  248. 
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Neuufache  des  entwendeten  Wertes  (meistens  diesen  miteingerechnet)  aus- 
machte, während  das  salische  und  zum  Teil  auch  das  ribuarische  Volk»- 
recht  ein  kasuistisch  ausgestaltetes  System  fester  Diebstahlsbußen  besaß  ^^ 
Neben  oder  mit  der  Buße  war  das  Friedensgeld ,  nach  fränkischem  und 
thüringischem  Recht  außerdem  die  wirdira  (S.  843)  zu  entrichten.  Soweit 
Diebstahl  und  Raub  als  Kapitalverbrechen  galten,  war  außergerichtliche 
Sühne  verboten,  auch  gab  es  bei  Franken  und  Angelsachsen  besondere 
Einrichtungen  für  die  Verfolgung  der  Thäter  und  Prämien  für  die  Ver- 
folger**. 

Heimsuchung  des  Landes  durch  bewaffnete  Banden  fiel  unter  den 
Begriff  der  Heerung®®.  J'ür  den  Begriff  der  Bande  {trustU,  manus  coU 
lecta,  contubernium,  ags.  hlöd)  reichte  schon  die  Vereinigung  von  fünf, 
sieben  oder  zehn  Gefährten  aus,  während  für  ein  „Heer**  eine  größere 
Zahl  (36  nach  Ine  13,  1)  erforderlich  war.  Abgesehen  von  der  höheren 
Strafbarkeit  der  in  Banden  vollführten  Missethaten  für  die  Thäter  selbst 
galt  die  Teilnahme  an  der  Bande  schon  für  sich  als  ein  Verbrechen,  das 
stufenweise  verschieden  bestraft  wurde.  Eine  Unterart  der  Heerung  war 
die  Heimsuchung,  aus  der  sich  allmählich  der  einfache  Hausfriedens- 
bruch als  eigenes  Verbrechen  herausbildete  ®^  Ein  Fall  der  Heimsuchung 
war  auch  der  sogenannte  Gewaltbrand  (afries.  waldbrond).  Im  übrigen 
galt  die  Brandstiftung*®,  in  verschiedenen  Rechten  aber  nur  die  heim- 
liche, nächtliche  Brandstiftung  ^„Mordbrand")  **  als  selbständiges  Ver- 
brechen und  wurde  im  Norden  mit  unsühnbarer  Acht,  bei  den  Sachsen 
und  Angelsachsen  mit  dem  Tode,  in  den  übrigen  Rechten  mit  einer  festen 
Buße  oder  mehrfacher  Schadensersatzpflicht  (nebst  wirdira  bei  Franken  und 
Thüringern)  bestraft.  Ergänzend  trat,  nachdem  Karl  der  Große  die  Brand- 
stiftung schlechthin  unter  die   acht  Bannfalle   aufgenommen  hatte,   die 


»»  Vgl.  ScHBEUEB,  a.  a.  0.  27—45. 

«*  Vgl.  S.  122.  BoRETius  1,  5  c.  3.  6  c.  13.  17  c.  8.  70  c.  24.  206  c.  4,  c  7. 
L.  Rib.  73,  1.  Baiuw.  9,  16.  Burg.  71.  Allgemeine  Anzeigepflicht  Cham.  30  f. 
Anzeigeprämie  (meldfeoh)  Schmii),  Ges.  d.  Angeis.  682. 

»•  Vgl.  S.  72.     WiLDA  612  ff.  915  ff.     Brunner  2,  570  ff. 

•'  Vgl.  Anm.  77.  Wilda  781  f.  952  ff.  Bbumneb  2,  651  ff.  Schbeubr,  a.  a.  0. 
46  ff.  61  ff  OsENBRÜQQEN,  Stx.  d.  Lang.  139  ff.  Gaupp,  Gesetz  der  Thüringer  888  ff. 
Die  Heimsuchung  gehörte  zu  den  acht  in  das  Volksrecht  aufgenommenen 
Bannföllen. 

»•  Vgl.  S.  72.  81  n.  Wilda  940  ff.  Bbüuner  2,  654  ff.  Osenbbüqobn,  Brand- 
stiftung, 1854;  Str.  d.  Lang.  154  f.  v.  Richthofen,  Zur  L.  Sax.  305  ff.  Gaupp, 
Ges.  d.  Thüringer  372  ff.     ScHMro,   Ges.  d.  Angels.  533.     v.  Amiba,  Vollstr.  20. 

SCHBBUEB   50  f. 

••  L.  Sal.  16,  1.  Rib.  17,  1.  Angl.  et  Wer.  43.  Alam.  76.  Baiuw^.  1,  6.  10,  1. 
Diese  Rechte  behandelten  die  offene  Brandstiftung  nur  als  bußwürdige  Sach- 
beschftdigung.  Anders  L.  Fris.  7.  Sax.  38.  Roth.  146.  149.  Schmid,  Ges.  d. 
Angels.  411.  Aethelstan  2,  6  c.  2.  ELnut  2,  64.  Andr.  Sunesons  Lex.  Scaniae 
prov.  61.  Über  die  Bezeichnung  mordbrand  (von  mord  =  meifi)  vgl.  S.  72.  SchwBp. 
Laßb.  174.  Jütisch  Lov  3,  66.  Eriks  Ssellandske  Lov  2,  15.  v.  Riohthofbm,  Alt- 
fries.  WB.  936. 
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Strafe  des  Eönigsbannes  ein,  von  der  namentlich  auch  die  bis  dahin  er- 
laubte Brandlegung  gegen  Friedlose  oder  in  Fehde  betroffen  wurde  ^^. 

Zauberei,  zu  der  man  auch  die  Giftmischerei  zählte,  wurde  in  Ter- 
schiedenen  Bechtsgebieten  von  Personen,  welche  dem  Zauberer  den  Tod  eines 
Menschen  zur  Last  legten,  im  Wege  der  Bache  oder  der  Volksjustiz  mit 
dem  Feuertode  geahndet,  was  die  Gesetzgebung  wiederholt  verbot  Vor 
dem  Gesetze  galten  Zauberer  nur  als  büß-  und  schadenersatzpflichtig,  bis 
kirchliche  Einflüsse  den  Staat  bestimmton,  der  Kirche  für  die  Ausrottung 
des  heidnischen  Unwesens  seine  Unterstützung  zu  versprechen,  jedoch  ohne 
der  Zauberei  den  Charakter  eines  eigentlichen  Kapitalverbrechens  bei- 
zulegen ^^K 

Auch  der  Meineid  wurde  erst  unter  kirchlichem  Einflüsse,  und  nur 
wenn  er  in  christlicher  Form  abgelegt  worden  war  (im  Gegensätze  zu  den 
altgermanischen  Eiden  auf  Waffen,  Eidring  u.  dgl.),  unter  öffentliche  Strafe 
gestellt  (meistens  Verlust  der  Schwurhand  mit  oder  ohne  Lösung),  während 
die  älteren  Volksrechte,  die  Strafe  von  der  mit  dem  Eide  verbundenen 
Selbstverfluchung  erwartend,  den  Meineid  nur  mit  einer  Geldbuße  be- 
legten ^o». 

Unzucht  weiblicher  Familienglieder  unterlag  in  alter  Weise  dem 
Familienstrafrecht,  während  der  dabei  beteiligte  Mann  bußfällig  wurde; 
eine  öffentliche  Strafe  trat  nur  bei  geschlechtlichen  Vergehungen  Freier 
mit  Unfreien  ein^^^  Ehebruch  konnte,  da  die  Kebsehe  erlaubt  war 
(S.  302),  nur  auf  Seiten  der  Ehefrau,  nicht  aber  auf  Seiten  des  Mannes 
vorkommen ^^^  Der  Ehebruch  galt  als  Fehdesache;  auf  handhafter  That 
Ertappte  konnten  straflos  getötet  werden  (Anm.  13).  Auf  Klage  des  Ehe- 
mannes konnte  der  Ehebrecher  in  eine  besondere  EhebruchbuBe  verßLUt 
werden;  manche  Rechte  verhängten  aber  Todesstrafe,   Halslösung,  Ver- 


»«>  Vgl.  8.  76.  Cap.  Sax.  von  797,  c.  1  u.  8  (Boäetius  1,  71  f).  v.  Richthopbn, 
Zar  L.  Sax.  305  f. 

"1  Vgl.  WiLDA  961  ff.  Beunkeb  2,  678  ff.  Osbmbbüqobn  ,  Str.  d.  Lang.  61. 
160  ff.  Dahk,  Stadien  284  f.  v.  Amiba,  Vollstr.  29.  Bobetiijs  1,  25  c.  5.  45  c.  7. 
58  c.  65.  69  c  23.  Eadw.  u.  Gathram  11  (Liebebmann  284).  Aethelred  6,  7.  Knat  2,  4. 
Liutpr.  85.     Gegen  die  Hezenverbrennong  Cap.  de  part.  Sax.  6.     Vgl.  Roth.  376. 

""  Vgl.  Anm.  48.  Wilda  978  ff.  Bbunneb  2,  389.  681  f.  v.  Richthofbn,  Zur 
L.  Sax.  236  ff.  Osenbbüogen,  a.  a.  0.  158.  Schiod,  Ges.  d.  Angela.  681.  Fbeünd, 
Lug  and  Trug  anter  den  Germanen,  1863.  L.  Barg.  8,  3.  80,  2.  Liutpr.  57.  63. 
144.  L.  Cham.  82.  Knut  2,  36.  Bobbtiüb  1,  49  c.  10.  98  c.  36.  124  c.  10.  139  c.  4. 
269  c.  1.  283  c.  10.  L.  Fris.  10  kombinierte  Hals-  und  Handlösung,  wfthrend  L. 
Sax.  21,  22  Todesstrafe  für  wissentlichen,  Handlösung  für  anwissentiüLchen  Meineid 
verhängte. 

"■  Vgl.  S.  65.    Wilda  809  ff.    Bbukneb  2,  658  ff.     OsenebOgoen,  a.  a.  0.  97  ff. 

"*  Vgl.  S.  301.  Wilda  821  ff.  Bbuiinbe  2,  662  ff.  Ossnebügoen,  a.  a.  0.  100  ff. 
SoHv,  Traaung  und  Verlobung  2  ff.  Bosenthai,  Bechtsfolgen  des  Ehebruches,  1880. 
BsimEOKE,  Die  strafrechtliche  Lehre  vom  Ehebruch,  1884.  Für  Bigamie  hatte 
das  weltliche  Kecht  keine  besonderen  Straf bestimmungen,  offenbar  weil  man  sie 
als  Ehebruch  behandelte.  Vgl.  Wilda  852  f.  Osenbbüqoen  104  f.  Dahn,  Stadien  282. 
TnomussEN,  a.  a.  0.  302.  ; 

B.  BcBBÖOER,  Denteehe  Rechtogeschichte.    8.  Aafl.  23 
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knechtong.  Die  Verfolgung  der  Blntsohande  galt  in  erster  Beibe  als 
Sache  der  Kirche,  die  öffentliche  Qewalt  schritt  in  der  Regel  erst  ein, 
wenn  die  Beteiligten  sich  der  vom  geistlichen  Richter  verlangten  Trennung 
nicht  fügten.  Die  Strafe  für  die  schwersten  Fälle  des  Incestes  war  der 
Tod,  in  anderen  Fällen  Vermögenseinziehung  und  Verbannung,  bei  Un- 
vermögenden Verknechtung  oder  Qefangnis.  Die  karolingischen  Oesetze 
überließen  die  Strafe  königlichem  Ermessen  ^^^ 

Notzucht  {nötnumft)  und  Frauenraub  wurden  in  den  Gesetzen 
meistens  unter  dem  Begriffe  des  raptus  zusammengefaßt  ^^^  Die  Notzucht, 
sowie  jeder  andere  Angriff  auf  die  weibliche  Gesohlechtsehre  waren  mit 
schweren  Bußen,  in  ausgezeichneten  Fällen  selbst  mit  der  Halslösung 
bedroht  ^^^  Frauenraub,  dem  die  mit  Zustimmung  der  Geraubten  erfolgte 
Entführung  durchaus  gleichgestellt  wurde,  erfuhr  anfangs,  unter  der  Nach- 
wirkung der  früheren  Anerkennung  der  Raubehe;(S.  67  f.),  eine  mildere 
Beurteilung,  indem  der  Entführer  eine  dem  gesetzlichen  Brautkaufe  ent- 
sprechende Muntbrüche  an  die  Sippe,  den  Muntwalt  oder  den  Bräutigam 
der  Entführten,  unter  Umständen  auch  noch  eine  besondere  Buße  an  die 
letztere,  zu  zahlen  hatte.  Die  Analogie  der  Freiheitsberaubung  (S.  350) 
ließ  zum  Teil  an  die  Stelle  der  Muntbrüche  das  Wergeid  der  Entführten 
treten.  Aber  schon  unter  den  Merowingem  fährte  der  Einfluß  des 
römischen  Rechts  dazu,  über  den  Frauenräuber  und  die  mit  ihrem  Willen 
Entführte  die  Todesstrafe  mit  Halslösung  zu  verhängen^®®.  Die  karolin- 
gische  Zeit  hielt  die  größere  Strenge  im  allgemeinen  nur  jfest,  wenn  es 
sich  um  gewaltsame  Entführung  oder  um  fremde  Ehefrauen  oder  Bräute 
handelte  ^°®.  Im  übrigen  wurde  die  Entführung,  soweit  nicht  höhere 
Strafen  bestimmt  waren,  als  einer  der  acht  BannföUe  mit  dem  Königs- 
banne bestraft"^. 


105  Vgl.  WiLDA  855  ff.  Bbunnbr  2,  664  ff.  Löninq,  Gesch.  d.  deutsch.  Kirchen- 
rechts 2,  550  ff.  L.  Burg.  36.  Fris.  add.  8,  78.  Wis.  3,  5  c.  1.  Knut  2,  51. 
BoRBTiUB  1,  15  c.  2.   23  c.  18.   97  c.  33. 

^^  Vgl.  S.  301.  318  n.  WiLDA  829—852.  Bbunner  2,  666  ff.  Osenbrüoqbn, 
a.  a.  0.  109  ff.  Gaupp,  Gesetz  d.  Thür.  879  ff.  v.  Richthopen,  Zur  L.  Sax.  285  ff 
Gbivm,  RA.  683  f.;  Zeitschr  f.  deutsch.  Recht  5,  1  ff.  Schbödeb,  Gesch.  d.  ehel. 
Güterr.  1,  11  ff.    Sohm,  ZRG.  5,  898.     Daboun,  Mutterrecht  und  Raubehe  111  ff. 

'^'  Vgl.  Anm.  41.  Das  mittelalterliche  Recht  setzte  allgemein  voraus,  daß 
die  Vergewaltigte  das  Gerüft  erhoben  habe.  Spuren  davon  aus  unserer  Periode 
bei  Bbunnbb  2,  667,  n.  11. 

»08  Vgl.  L.  Rib.  84.  Pact.  Alam.  5,  17.  L.  Angl.  et  Wer.  46.  Knut  2,  52. 
Erstes  sal.  Kap.  c.  6  (Behrend*  132).  Decr.  Childeb.  v.  595,  c.  4  (Borbtiüs  1,  16). 
Vgl.  Cod.  Theod.  IX.  24,  1.  2. 

^^  Vgl.  L.  Sax.  40.  48.  Fris.  add.  3 ,  76.  Cham.  47.  Cap.  leg.  add.  818 
c.  9  (BoRETius  1,  282).  Ebd.  c.  4  Entführung  einer  Witwe  vor  dem  Dreißigsten 
(vgl.  S.  332).  In  fränkischen  Formeln  (Form.  Marc.  2, 16.  Tur.  16.  Sal.  Lindenbr.  16) 
klingt  die  frühere  Strenge  noch  in  einer  formelhaften  Phrase  nach. 

"®  Vgl.  S.  116  n.    Cap.  Remedii  6.    Schretter,  a.  a.  0.  121. 
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§  37.    Das  Gerichtsverfahren. 

Vgl.  die  Litteratnr  S.  81  f.  BRTnmxB,  RG.  2, 827—527;  Entstehung  der  Schwur- 
gerichte (1872)  43—126.  897  ff.  488  ff.  458  ff.  469;  Zeugen-  und  InquisitionflbeweiB 
der  karoling.  Zeit  (Wiener  SB.  51.  Forsch.  88  ff.);  Wort  und  Form  im  altfran- 
zösischen Prozeß  (Wiener  SB.  57.  Forsch.  260  ff.);  Die  Zulftssigkeit  der  Anwalt- 
schaft im  franz.,  normann.  u.  engl.  Becht  des  Mittelalters  (Forsch.  389  ff.  Zeitschr. 
f.  yergl.  BW.  1,  321  ff.);  Das  Gerichtszeugnis  und  die  frftnkische  Rönigsurkunde 
(Festgaben  fOrHeffter,  1873).  v.  Amira'  161  ff.  y.BzTHMAim-HoLLWBO,  Germ.-roman. 
Oivilprozeß  1.  2.  Rogob,  Gerichtswesen  der  Germanen,  1820.  L.  v.  Maübbb,  Ge- 
schichte des  altgerman.  Gerichtsverfahrens ,  1824.  Glisson  ,  Histoire  3,  890 — 522. 
Dahn,  Könige  7,  3  S.  66  ff.;  Westgot.  Studien  243  ff  Ficksb,  Forschungen  z.  B.- 
u.  BG.  Italiens  1,  21—62.  Pkrtilb,  Storia  del  diritto  ital.  6,  205  ff.  Salyioli,  La 
giuridizioni  speciali  nella  storia  del  diritto  italiano  1,  1884.  Wach,  Der  italienische 
Arrestprozeß  1—33.  Yal  db  Li^vbb,  Launegild  u.  Wadia  184  ff.  160  ff.  196  ff. 
SoHM,  Beichs-  u.  Gerichtsyerfassung  113  ff.  123  ff.  140  ff.  355  ff.  581  ff.  Waffz  2,  2 
S.  170  ff.  362.  4,  409  f.  422  ff.  488.  484  f.  Pollock  and  Maitlakd,  Hist  of  engl, 
law  2,  556—670.  Cohh,  Justizverweigerung  im  altdeutschen  Becht,  1876.  H.  0. 
Lbhmakk,  Bechtsschutz  gegenüber  Eingriffen  von  Staatsbeamten  nach  altfränkischem 
Becht,  1888.  E.  Mater,  Zur  Entstehung  der  Lex  Bibuariorum  128  ff,  B.  Lönino, 
Beinigungseid  bei  Ungerichtsklagen,  1880;  Der  Vertragsbruch  u.  seine  Bechtsfolgen, 
1876.  £.  LöiOKO,  KB.  d.  Merowinger  496  ff.  755  ff.  Sacbsse,  Das  Beweisrerfahren, 
1855.  Fostbl  de  Coulanges,  Mon.  franque  406  ff.  Immerwahr,  Die  Verschweigung 
im  deutschen  Becht,  1895  (Gibrke,  Untersuchungen  48).  Labs,  Die  Anwaltschaft  im 
Zeitalter  der  Volksrechte  u.  Kapitularien,  1891  (ebd.  89).  Schreuer,  Verbrechens- 
konkurrenz 148  ff.  226  f.  (Note).  229—241.  255  ff.     Bbwer,  ZBG.  26,  116  ff. 

1.  Übersicht  Die  Fortbildung  des  in  seinen  Grandzügen  noch  in 
der  germanischen  Urzeit  zu  einem  gewissen  Abschluß  gekommenen  Ver- 
fahrens gehört  teils  dem  Volksrecht,  teils  der  Eönigsgesetzgebung  an, 
teils  ist  sie  durch  die  Handhabung  der  Rechtspflege  im  Eönigsgericht  vor 
sich  gegangen.  Dem  Volksrecht  ist  insbesondere  die  Ausbildung  des  Be- 
treibungsyerfahrens,  ferner  der  Klage  um  Gut  oder  fahrende  Habe  zuzu- 
schreiben. Eine  bürgerliche  Klage  zur  Wiedererlangung  einer  beweglichen 
Sache  gab  es  nicht,  das  Becht  kannte  nur  die  strafrechtliche  Verfolgung 
wegen  rechtswidriger  Vermögensvorenthaltung  oder  dieblicher  Entwendung, 
wobei  der  Kläger  neben  der  Bestrafung  des  Gegners  auch  die  Rückgabe 
oder  den  Ersatz  der  Sache  erreichen  konnte.  Auch  bei  dem  der  Lex 
Salica  noch  unbekannten,  dann  aber  in  sämtlichen  Volksrechten  gleich- 
mäßig ausgebildeten  Verfahren  in  Immobiliarsachen,  das  sich  durchaus 
in  den  Formen  des  ordentlichen  Prozesses  bewegte,  lag  der  Schwei-punkt 
in  der  vom  Kläger  gegen  den  Beklagten  erhobenen  Beschuldigung  des 
mala  ordine  tenere  oder  iniuste  invasüse. 

Die  bedeutendsten  Veränderungen  des  volksrechtlichen  Verfahrens  wurden 
durch  die  Eönigsgesetzgebung  herbeigeführt  Zwar  war  diese  nicht  dazu 
berufen,  hier  unmittelbar  einzugreifen,  aber  sie  vermochte  durch  Anweisung 
der  Beamten  Verbesserungen  zu  schaffen,  welche  zunächst  konkurrierend 
neben  die  volksrechtlichen  Einrichtungen  traten  und  sie  allmählich  ganz 
aus  der  Übung  verdrängten.    Diese  Verbesserungen  bezogen  sich  teils  auf 
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das  Verhandlungsprinzipy  teils  auf  das  Beweisrecfat  und  die  YoUstreckong. 
Während  das  alte  Verhandlungsprinzip  den  ProzeB  durchaus  als  einen 
sich  vor  den  Augen  des  Richters  abspielenden  Privatkampf  der  Parteien 
betrachtete,  führte  der  entwickeltere  Staatsgedanke  zu  der  Einsicht,  daß 
das  gemeine  Interesse  die  Verfolgung  auch  des  dem  einzelnen  widerfahre- 
nen Unrechts  verlange  und  dem  Staate  daher  die  Pflicht  obliege,  dem 
Verletzten  zu  seinem  Rechte  zu  helfen.  Neben  die  durch  Formalakt  des 
Klägers  vollzogene  manniHo,  und  diese  mehr  und  mehr  verdrängend,  trat 
infolgedessen  die  Ladung  durch  den  auf  Ansuchen  des  Klägers  erlassenen 
Befehl  des  Richters  {bannitio)  K  Dem  9.  Jahrhundert  war  nur  noch  diese 
bekannt;  man  sprach  wohl  noch  von  mannitio,  verstand  aber  darunter 
die  bannitio  ^  Auch  die  Ladung  des  Gewährsmannes,  der  Eideshelfer  und 
der  Zeugen  erfolgte  nun  durchweg  im  Wege  der  bannitio,  während  das 
volksrechtliche  Verfahren  eine  mannitio  nur  gegenüber  dem  Gewährsmann 
und  den  Geschäftszeugen,  aber  gegenüber  den  Eideshelfem  und  Gemeinde- 
zeugen überhaupt  keinen  Zwang  gekannt  hatte.  Gleich  der  Ladung  wurde 
auch  die  eigentliche  Prozeßleitung  Sache  des  Richters.  An  die  Stelle  der 
rechtsförmlichen  Aufforderung  der  prozeßführenden  Partei  trat  der  richter- 
liche Befehl  an  den  Beklagten  zur  Antwort,  an  die  beweispflichtige  Partei 
zur  Führung  des  Beweises,  an  die  TJrteiler  zur  Fällung  des  Urteils*. 

Andere  Reformen  bezogen  sich  auf  die  Beweismittel.  Beim  Eide 
wurde  dem  Gegner  des  Beweisführers  ein  Einfluß  auf  die  Auswahl  der 
Eideshelfer  eingeräumt*.  Um  die  Verantwortlichkeit  der  einzelnen 
Eideshelfer  zu  erhöhen,  hatten  diese  nicht  mehr,  wie  früher,  gleichzeitig 
(mit  gesamtem  Munde),  sondern  einer  nach  dem  andern  zu  schwörend 
Die  Zulassung  von  Zeugen  wurde  an  gewisse  Voraussetzungen  geknüpft, 
um  eine  Bürgschaft  für  ihre  Glaubwürdigkeit  zu  gewinnen:  Besitz  eines 
gewissen  Vermögens,  Grafschafts-  oder  Stammeszugehörigkeit,  Freiheit 
der  Person,  guter  Leumund.  Zur  Feststellung  dieser  Voraussetzungen  fand 
unt>er  Umständen  vor  der  Vereidigung  ein  eigenes  Legitimationsverfahren 
statt,  das  bei  den  Langobarden  als  coUaudatio  testium  eine  besondere  Or- 
ganisation  erhielt®,   während  Karl   der  Große  dem   Richter  zur  Pflicht 


•  Vgl.  SoHM,  R.-  und  Ger.-Verf.  114  ff.  Beunneb  2,  332  ff.  337  ff.  v.  Bethmakn- 
HoLLWEO  1,  66  f.  242.  377  f.  2,  111  ff.  Waitz  4«,  383  ff.  Von  geringem  Wert 
Opet,  Geschichte  der  Prozeßeinleitongsformen  1,  1891. 

•  Nach  den  Cap.  leg.  add.  v.  816  (Boretius  1,  268  c.  4.  270  c.  3)  und  v 
818/19,  c.  12  (ebd.  283)  fand  die  mannitio  nur  noch  bei  FreiheitB-  und  Immobiliar- 
prozessen,  in  allen  anderen  Fällen  ausschließlich  die  bannitio  Anwendung.  Die 
Rezeption  der  letzteren  war  yoUzogen,  seit  der  ausgebliebene  Beklagte  neben  der 
dem  Richter  zu  zahlenden  Bannbuße  auch  dem  Ungehorsamsverfahren  verfiel. 

•  Vgl.  SoHM  123  ff.  141.    V.  Bethmann-Hollweo  1,  67.  2,  108.  119.  126. 

«  Vgl.  K.  Maurer,  Beweisverfahren  198  ff.  206  f.  Siegel,  a.  a.  0.  185  n. 
Zorn,  a.  a.  0.  33.     Beunner  2,  383  f. 

•  Vgl.  Form.  Tur.  40.  Cap.  Olonn.  v.  825,  c.  8  (Boretius  1,  331).  Sieoel, 
231  n.     Brunner  2,  434. 

•  Vgl.  MG.  Leg.  4,  603. 
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machte,  die  einzelnen  Zeugen  nach  Feststellung  des  Zeugeneides,  aber  vor 
der  Ableistung  desselben,  einer  besonderen  Diskussion  zur  Feststellung 
ihrer  Glaubwürdigkeit  zu  unterziehend  Die  Auswahl  der  Zeugen  sollte 
in  Gegenwart  des  Gegners  geschehen,  der  eine  etwaige  Ablehnung  sofort 
begründen  mußte  ^.  Für  den  Fall  des  Gemeindezeugnisses  wurde  seit 
Ludwig  dem  Frommen  dem  Gegner  des  Beweisführers  die  Aufstellung  von 
Gegenzeugen  gestattet,  wobei,  wenn  beide  Zeugenreihen  einander  wider- 
sprachen, gerichtlicher  Zweikampf  zwischen  einem  der  Zeugen  und  einem 
Gegenzeugen  die  Wahrheit  entschied*. 

Die  wichtigste  Neuerung  auf  dem  Gebiete  des  Beweisrechts  war  die 
Einführung  des  Urkundenbeweises  ^^.  Der  Eönigsurkunde  gegenüber  war 
die  Behauptung,  daß  sie  Unwahres  enthalte,  bei  Todesstrafe  verboten ^^; 
der  Besitzer  einer  Eönigsurkunde  hatte  daher  einen  Widerspruch  des 
Gegners  nicht  zu  gewärtigen,  für  ihn  lieferte  die  Urkunde,  wenn  sie  echt 
war,  vollen  Beweis  ^^  Anders  die  Privaturkunde,  die,  sobald  sie  der  Gegner 
nach  Form  oder  Inhalt  bestritt,  als  Beweismittel  nicht  weiter  in  Betracht 
gezogen  wurde;  es  kam  vielmehr  zum  Beweise  über  den  Inhalt  der  Urkunde, 
den  entweder  der  Produzent  mit  Eideshelfem  oder  die  Urkundszengen,  nach 
ribuarischem,  neulangobardischem  und  alamannischem  Rechte  unter  Mit- 
wirkung des  Schreibers,  zu  beschwören  hatten^'.  Wenn  der  Gegner  des 
Beweisführers  sich  nicht  mit  der  einfachen  Ableugnung  begnügte,  sondern 
unter  Durchbohrung  der  Urkunde  Schreiber  und  Zeugen  der  Fälschung 
zieh,  so  kam  es  über  die  Berechtigung  dieser  peinlichen  Urkundenschelte 


'  Vgl.  BBimKEB  2,  487;  Schwurgerichte  67  f.  Boretiüs  1,  124,  c.  11.  148, 
c.  6.  210,  c.  12.  Bei  den  Westgoten  fand  eine  solche  Diskussion  noch  vor  der 
FeststeUnng  des  Eides  statt,  sie  hatte  demnach  die  Bedeutung  einer  eigentlichen 
auf  Erforschung  der  Wahrheit  gerichteten  Zeugenvernehmung. 

'  Vgl.  Diedenhofer  Cap.  miss.  v.  805  2,  c.  11  (Boretiüs  1, 124).  Nach  salischem 
Recht  mußte  der  Kläger  seine  Zeugen  gleich  mit  der  Klage  benennen  und  der 
Beklagte  sich  Aber  dieselben  schon  in  der  Klagebeantwortung  aussprechen.  Vgl. 
Bbunner,  Schwurgerichte  68  f. 

:•  Vgl.  BoRETros  1,  282,  10.  298,  12. 

^^  Vgl.  255  f.  Brunner  2,  420  flF.  441;  Schwurgerichte  64flF.;  EG.  d.  Urk. 
208  ff.;  Gerichtszeugnis  148  ff.  155 ff.  171  f.;  Carta  u.  Notitia  (i.  d.  Commentationes 
in  honorem  Mommseki,  1877)  4.  16  ff.  K.  Maurer,  a.  a.  O.  196.  y.  Bethxakk- 
Hollweg  1,  55  f.  246.  382  f.  887.  493  f.  553  ff.  2,  157  ff.  Zorn,  Beweisver&hren  51  ff. 
Bresslaü,  Uukundenlehre  1,  476  ff.;  FDG.  26,  1  ff.  Seeliger,  Mitt.  d.  österr.  Inst. 
11,  396  ff. 

"  Vgl.  S.  850.     L.  ßib.  60,  6. 

^*  Wenn  der  Gegner  ebenfaUs  eine  Königsurkunde  vorlegte,  suchte  man  ur- 
sprünglich den  Inhalt  beider  Urkunden  ausgleichend  zu  vereinigen  (L.  Rib.  60,  7), 
später  erhielt  die  ältere  Urkunde  den  Vorzug.    Vgl.  Bresslaü  1,  484  f. 

^*  Vgl.  L.  Rib.  58,  5.  59,  2.  L.  Sal.  eztrav.  B.  3  (Bbhrend*  166).  L.  Alam. 
2,  2.  Lib.  Pap.  Widonis  c.  6.  Daß  der  Beweiswert  der  Urkunde  nur  in  den 
Zeugen  lag,  wird  durch  das  Wort  urktmde,  das  nichts  anderes  als  „Zeuge^^  be- 
deutete, bestätigt.  Vgl.  Grimm,  RA.  858.  v.  Ricbthofen,  Altfries.  WB.  970  f. 
K.  Maurer,  a.  a.  0.  188. 
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ZU  einem  besonderen  Zwischenverfahren  des  Gegners  mit  dem  Schreiber  und 
den  Zeugen,  wobei  der  unterliegende  Teil  buBfallig  wurde  ^^ 

2.  Das  ordentliche  Verfahren.  Der  Formalismus  des  ordentlichen 
Verfahrens  blieb  im  wesentlichen  derselbe  wie  in  der  germanischen  Zeit. 
Die  Ladungsfristen  waren  bei  der  bannitio  dieselben  wie  bei  der  älteren 
mannitio,  nach  fränkischem  Rechte  sieben,  vierzehn  oder  vierzig  (bezw.  42) 
Nächte  ^^  Die  feierliche  Bekräftigung  der  Klage  erfolgte  statt  der  heid- 
nischen Formeln  (S.  83)  durch  einen  Gefahrdeeid  (fränkisch  „Widereid", 
angelsächsisch  „Voreid")".  Das  rechtsformliche  Antwortgebot  {tangano) 
des  Klägers  zwang  den  Beklagten,  dem  Klagevortrage  Wort  für  Wort  zu 
folgen.  Was  nicht  ausdrücklich  verneint  wurde,  galt  als  zugestanden. 
Hinsichtlich  der  einzelnen  Klagepunkte  gab  es  nur  die  Wahl  zwischen 
Zugeständnis  und  Ableugnung,  für  ein  „Ich  weiß  nicht"  oder  ein  bedingtes 
Zugeständnis  mit  Einreden  hatte  der  Ftozeß,  als  ein  Prozeß  „mit  Gefahr'^, 
weder  Baum  noch  Bedürfnis  ^^  Nur  in  bestimmten  Ausnahmefallen  konnte 
der  Beklagte  sich  dem  entziehen,  indem  er,  ohne  das  „tangano"  des  Klägers 
abzuwarten,  sich  sofort  auf  Urkunden  oder  Verjährung  oder  die  Prozeß- 
unföhigkeit  des  Klägers  oder  seine  persönliche  Unkenntnis  von  einer 
seinem  Knechte  zur  Last  gelegten  Missethat  berief  und  daraufhin  die 
Antwort  verweigerte*®.  Erst  seit  an  Stelle  des  „tangano"  der  richterliehe 
Antwortbefehl  üblich  wurde,  gestattete  man  dem  Beklagten  Einreden,  die 


"  Vgl.  L.  Rib.  58,  5.  59,  8  f.  L.  Sal.  exta^vag.  B.  4.  Bbuel,  Recueil  des 
chartes  de  Cluny  1,  18,  Nr.  15  (870).  Über  die  Sehriftvergleichung,  falls  der 
Schreiber  bereits  verstorben  war,  vgl.  L.  Rib.  59,  5.     Brunner  1,  423  n. 

^^  Vgl.  Brcnner  2,  335.  338.  Nach  L.  Alam.  36,  2  konnte  der  im  Thing  an- 
wesende Gegner  auch  hier  geladen  werden,  was  im  Mittelalter  allgemein  zulässig 
war.  Vgl  Brünnbr  2,  341.  Über  das  die  Ladong  ersetzende  Streitgedinge  (Ver- 
einbarung über  das  Erscheinen  vor  Gericht)  ebd.  340  f. 

^"  Vgl.  Brünner  2,  348  f.  v.  Ahira*  166.  Lönino,  Reinigungseid  302  £ 
Salviou,  lusiurandum  de  calumnia  (Festschrift  des  Circolo  giuridico  di  Palermo  für 
Bologna,  1888)  37  ff.  Der  Eid  wurde  meistens  vom  Kläger  allein,  unter  Umständen 
mit  Eideshelfem  geschworen.  Der  Eineid  wurde  vom  Gegner  häufig  erlassen, 
manche  Rechte  ließen  ihn  überhaupt  nur  auf  Verlangen  des  Gegners  eintreten. 
Er  fiel  weg,  wenn  der  Kläger  sich  auf  Augenschein,  Urkunden  oder  Zeugen  berief. 
"  Da  der  Kläger  dem  Beklagten  ausdrücklich  ein  rechtswidriges  Verhalten 
vorwerfen  mußte,  so  handelte  es  sich  immer  nur  um  Schuld  oder  Unschuld  und 
der  Beklagte  konnte  daher,  auch  wenn  er  die  von  dem  Kläger  behauptete  That- 
sache  zugab,  doch  mit  einer  einfachen  Negation  antworten  (z.  B.  „Ich  habe  den 
N.  nicht  in  feindlicher  Absicht  erschlagen",  „Ich  besitze  die  Sache  nicht  zu  Un- 
recht"), ohne  daß  es  eines  „Ja,  aber"  für  ihn  bedurfte. 

**  L.  Rib.  80,  1 :  Quod  si  quis  in  vudicio  pro  servo  mterpellatus  fuerit,  qtsod 
si  servos  tales  non  fuerit,  unde  dominus  eins  de  fiducia  seeurus  esse  possety  in  iu- 
dicio  respondeat  ad  interrogationis :  „Sta  tu",  et  liceat  ei  sine  tanganu  loquere,  et 
dicat:  „JEgo  ignoro,  utrum  servos  meos  culpabüis  an  innocens  ex  hoc  extederet; 
propterea  eum  seeundum  legem  Rihuariam  super  14  noctis  ad  igneum  repraesento". 
Vgl.  ebd.  59,  8.  Liutpr.  121.  L.  Burg.  20,  2.  L.  Fris.  1,  13.  MG.  Leg.  4,  571. 
SoHM,  ebd.  5,  221,  n.  37.     Bbunnbr  2,  346;  Gerichtszeugnis  146. 


§  87.    Das  Gerichtsverfahren.    2.  Ordentliches  Verfahren.  859 

als  ein  motiTierter  Widerspruch  gegen  den  Befehl  des  Richters  aufgefaßt 
wurden^*. 

Auf  Klage  und  Antwort,  Rede  und  Widerrede  erging  sofort  das 
Urteil,  anfangs  in  alter  Weise  auf  eine  unmittelbar  an  die  Urteiler  ge- 
richtete Aufforderung  des  Klägers  (mit  „tangano'^  später  auf  Urteilsfrage 
des  Richters,  nachdem  die  Partei  an  ihn  die  Urteilsbitte  gestellt  hatte*®. 
Das  Urteil  war  ein  Endurteil,  wenn  der  Beklagte  einfach  bekannt  oder 
eine  der  Parteien  durch  eine  vom  Gegner  anerkannte  Urkunde  ihr  Recht 
erwiesen  hatte '^  In  allen  anderen  Fällen  kam  es  bei  peinlichen  Sachen 
zunächst  zu  einem  Beweisurteil,  wo  aber  der  Kläger  eine  Leistung  des 
Beklagten  beanspruchte,  zu  einem  zweizüngigen  Urteil,  das  zugleich  Be- 
weis- und  bedingtes  Endurteil  war**.  Auf  das  Urteil  schlössen  die  Parteien 
in  der  Form  eines  gegenseitigen  Wettvertrages  den  UrteilserfQllungsvertrag^ 
der  gleichzeitig  auch  Streitgedinge  und  Beweisvertrag  sein  konnte*'.  Wer 
den  Vertrag  nicht  erfüllte,  indem  er  im  Termine  ausblieb  oder  den  über- 
nommenen Beweis  nicht  erbrachte,  wurde  sachfallig  {lectivus,  (activus)^*. 

Das  Urteil  entschied  die  Beweisrolle  und  stellte  das  Beweis- 
thema fest.  Bei  handhafter  That  war  der  Kläger  näher  zum  Beweise, 
den  er  mit  Eid  und  Eideshelfern  oder  den  auf  das  Gerüft  herbeigeeilten 
Sclireimannen  fahrte**.  Ebenso  hatte  der  Kläger  den  Vorzug  des  Beweises, 
wenn  er,  soweit  die  Sache  dazu  angethan  war,  die  Entscheidung  durch 
Gottesurteil  forderte*®.  Im  übrigen  war,  von  wenigen  Ausnahmefallen 
abgesehen*^,  der  Beklagte  näher  zum  Beweise.  Hatte  Kläger  seinen  An- 
spruch ohne  weitere  Begründung  und  Beweisantretung  vorgetragen  („schlichte 
Klage^<),  so  konnte  der  Beklagte  die  klägerische  Behauptung  einfach  ver- 

"  Vgl.  SoHM,  R.-  u.  Ger.-Verf.  141.     Beunner  2,  848;  Schwurgerichte  44  f. 

«*>  Vgl.  S.  83.     Bbunwee  2,  355.  362. 

*'  Vgl.  Bruitoer,  Schwurgerichte  64.    v.  BETHMANN-HoLLWEa  1,  496. 

*•  Vgl.  S.  88.  Brukijbr  2,  362.  Siegel,  a.  a.  0.  111.  152  flf.  v.  Bethmann- 
HoLLWBG  1,  515.  Erst  im  Laufe  der  Zeit  wurde  es  Üblich,  der  siegreichen  Partei 
über  den  Ausfall  des  Beweisverfahrens  ein  deklaratorisches  Urteil  auszufertigen, 
was,  an  sich  nicht  notwendig,  doch  für  den  späteren  Beweis  vorteilhaft  sein  konnte. 
Vgl.  Beunner  2,  368  f  369;  Zeug.-  u.  Inqu.-Bew.  40  f.  Sohm,  R.-  u.  Ger.-Verf. 
127,  n.  77.  526. 

•»  Vgl.  S.  79.  88.  290  f.  Val  de  Li^vre,  Launegild  137  ff.  Siegel,  a.  a.  0. 
219  £  Sohm,  Proz.  d.  L.  Sal.  163  ff.  v.  Bethhann-Hollweg  1,  515.  Heusler,  Inst 
2,  280  ff.  Brünner  2,  365  ff.;  Schwurgerichte  52;  Zeug.-  u.  Inqu.-Bew.  6.  38.  Tho- 
inssKK,  a.  a.  0.  462  ff.     Wodon,  Forme  et  garantie  dans  les  contrats  francs,  1898. 

**  Wahrscheinlich  hatte  der  Gegner  die  ihm  eingehändigte  wadia  (festuca) 
dem  Gericht  vorzuzeigen  und  dann  in  rechtsformlicher  Weise  wegzuwerfen.  Vgl. 
Brünkeb  2,  868 f.  Du  Gange,  Glossar,  s.  v.  abiectire.  L.  Sal.  eztrav.  B,  c.  6 
(Behrehd*  167)  ist  zu  lesen:  si  fwn,  pro  teetivo  conponat  etc. 

**  8.  87.   V.  Bbthuann-Hollweo  1,  511.    Brünner  2,  372.    Pact.  pr.  ten.  pac.  2. 

•*  Vgl.  Beunker  2,  371.  374  f.  Auf  diese  Weise  konnte  man  durch  Eides- 
oder Zeugenschelte  seinem  Gegner  auch  den  Beweis  mit  Eid  oder  Zeugen  verlegen. 

'^  Einen  solchen  Ausnahmefall  bildete  noch  im  Mittelalter  die  Klage  einer 
Witwe  auf  ihre  Morgengabe.  Vgl.  S.  815.  L.  AI.  54.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  1,  84. 
106.  2, 1  S.  29  f.  42.  50.  2,  250.  3,  834.  Im  übrigen  vgl.  Brunnbr  2,  375.  v.  Bethmann- 
Hollweo  2,  185  f.     L.  Alam.  62,  1.  65,  1.  67,  2. 
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neinen  und  diese  Ableugnung  durch  Beinigungseid  bestätigen  ^^  Dagegen 
mußte  er  der  ausdrücklich  begründeten  Klage  in  entsprechender  Weise  ant- 
worten und  bereit  sein,  seine  Oegenbehauptungen  durch  Zeugen  oder  Ur- 
kunden zu  beweisen;  war  dies  nicht  der  Fall,  so  ging  sein  Beweisvorrecht 
verloren  und  dem  Kläger  wurde  gestattet,  ihn  durch  Zeugen  oder  Ur- 
kunden zu  überführen  *^  Wenn  beide  Teile  sich  auf  Urkunden  bezogen, 
so  fand  ein  besonderes  Beweisvorrecht  nicht  statt.  Beide  Urkunden 
wurden  im  Gerichte  verlesen,  worauf  das  Urteil  entschied,  wer  das  bessere 
Recht  für  sich  habe^®. 

Der  Eid^^  wurde  nur  ausnahmsweise  als  Eineid,  in  der  Begel  mit 


^  VgL  Aethelred  2,  9  c.  3:  d  bid  andsae  swtdtere  ßonne  onsage  (immer  ist 
das  Ableugnen  stfirker  als  das  Behaupten).  L.  Burg.  45.  Both.  364.  Die  Straf- 
bestimmungen der  Yolksrechte  enthalten  häufig  die  Alternative  sohat  aut  turet, 
80  fast  regelmäßig  L.  Bib.,  L.  Fris.,  L.  Sax.,  L.  Angl.  et  Wer.,  Paet  Alam.,  häufig 
L.  Alam.,  vgl.  auch  L.  Bai.  1,  3,  5.  9,  2  f.  18,  6fP.  20.  L.  Cham.  46.  Daß  auch 
die  Lex  Salica  keine  prinzipiell  yerschiedenen  Grundsätze  befolgt  und  nur  in  der 
Zulassung  zufälliger  Überfuhrungszeugen  abweicht,  hat  Brukmer  2,  871  f.  394  f. 
nachgewiesen.  Die  formalistische  Natur  von  Klage  und  Antwort  brachte  es  mit 
sich,  daß  das  Beweisthema  nicht  auf  bloße  Thatfragen,  sondern  zugleich  auf  die 
von  dem  Kläger  behauptete  Bechtswidrigkeit  (nialo  ordvne,  iniusie)  gestellt  wurde; 
auch  die  Gründe,  auf  welche  der  Beklagte  die  Verneinung  seiner  Schuld  stützte, 
konnten  in  das  Beweisthema  aufgenommen  werden.  Vgl.  L.  Burg.  6,  6.  39,  3. 
52,  4.  L.  Rib.  73,  3.  Ed.  Chilp.  6  (BoRsnus  1,  8).  Gap.  ad.  leg.  Rib.  von  803, 
c.  6  (ebd.  117).    L.  Alam.  78,  6.    Roth.  229  f.  342. 

"  VgL  Brunher  2,  373;  Zeug.-  u.  Inqu.-Bew.  31.    L.  Alam.  42,  1:  quod  iam 

mcmifestvm  est  iribiM  vel  quattuor  testibtu, iuno potestatem  turandi 

non  habeat  L.  Bai.  1,  10:  si  contnctus  crimme  negare  non  possii,  2,  1:  ei  exinde 
probaius  negare  non  potest    9,  7:   In  hie  vero  causia  sacramenta  praesientur,  in 

quibus  nuJlam  probaüonem  dieeussio  iudieaniis  invenerit.    L.  Sal.  39,  2:    Si 

probatio  certa  non  futt,  sieut  pro  oeoiso  iuratore  donet.  Der  Gegensatz  zwischen 
probatio  und  msiurandum  begegnet  noch  bei  Obertus  de  Orto,  II.  F.  2  §  1 :  st  per 
quoelibet  idoneos  festes  aut  per  pttbltoum  instrumentum  probari  poterii,  aut  inopia 
probationum  res  deeidatur  per  iusiurandum. 

'^  Vgl.  LoERSCH  u.  Schröder'  Nr.  64.  Ober  den  Fall,  wo  sich  zwei  Königs- 
urkunden gegenüberstanden,  vgl.  Anm.  12.    Brüxner,  G^richtszeugnis  155. 

"  Vgl.  S.  84  f.  356.  Brunner  2,  377  flp.  427  ff.  Siegel  176  ff.  225  ff.  277  ff. 
V.  Bethuann-Hollweo  1,  28  ff.  169. 172.  379.  513.  2, 127  f.  130. 134  ff.  160  ff.  K.  Maurer, 
Beweisverfahren  196  ff.  289  ff.  R.  Löninq,  Reinigungseid,  1880.  Gemeiner,  Über 
Eideshilfe  u.  Eideshelfer,  1848.  Cosaoe,  Die  Eidhelfer  des  Beklagten,  1886.  Sohm, 
R.-  u.  Ger. -Verf.  575  ff.  Beaüdouin,  Remarques  sur  la  preuve  par  le  serment  du 
dSfendeur  dans  le  droit  franc,  Annales  de  TUniversitä  de  Grenoble  8.  Kolderüp- 
RosENYiNGE,  Disscrtationcs  de  usu  iuramenti  in  litibus  probandis  et  decidendis, 
iuxta  leges  Daniae  antiquas,  1815/17.  v.  Amira,  Grundriß*  164  ff.;  Zur  salfränkischen 
Eideshilfe,  Germania  20,  53  ff.  Grihh,  RA  859  ff.  892  ff.  Zorn,  a.  a.  0.  12—35. 
Thonissen,  a.  a.  0.  516  ff.  Pardessus,  Loi  Salique  624  ff.  Waitz  1,  443  f.  Ein 
eigentümliches  Überbieten  des  vom  Kläger  angetretenen  Widereides  durch  einen 
größeren  Eid  des  Beklagten  fand  nach  dem  2.  sal.  Kapitulare  c.  8  bei  Prozessen 
unter  königlichen  Antrustionen  statt  Das  ursprüngliche  Erfordernis,  daß  nur 
Verwandte  oder  nur  Verwandte  und  Nachbarn  des  Schwörenden  zur  Eidhilfe  ge- 
nommen werden  durften,  hatte  sich  in  einigen  Rechten  erhalten,  in  den  übrigen 
bildete  es  die  Regel.    Wo  die  nötige  Zahl  der  Verwandten  fehlte,  war  Ergänzung 
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Eüdeshelfem  geleistet,  deren  Zahl  sich  nach  dem  Gegenstände  richtete. 
Der  höchste  Eid  („YoUeid'^)  war  im  allgemeinen  der  Zwölfereid  (mit  oder 
ohne  Einreohnnng  des  Hauptmannes),  doch  wurde  unter  Umständen  auch 
das  Doppelte,  Drei-,  Vier-  oder  gar  Sechsfache  verlangt'*.  Geringere 
Eide  wurden  selbsiebent  oder  selbsechst,  selbviert  oder  selbdritt^  vereinzelt 
auch  wohl  mit  nur  einem  Helfer  geleistet  Der  Eid  wurde  der  schwören- 
den Partei  von  ihrem  Gegner,  später  vom  Kichter,  gestabt,  indem  der 
Stabende,  einen  Stab  in  der  Hand  haltend,  den  im  Urteil  formulierten 
Eid  Absatz  für  Absatz  vorsprach,  den  der  Schwörende  unter  Anrufung 
Gottes  ebenso  nachsprach '^  Der  letztere  hatte  dabei  nach  altgermanischer 
Sitte  die  Hand  an  den  Stab  oder  an  eine  Waffe  oder  sein  Kleid  oder  ran 
die  Hand  eines  Dritten,  bei  feierlichen  Eiden  aber  nach  christlicher  Sitte 
auf  die  Reliquien  eines  Heiligen  oder  den  Altar,  das  Evangelienbuch  oder 
ein  geweihtes  Kreuz  zu.  legen.  Frauen  schwuren  auf  Brust  (Nestel)  und 
Zopf  (S.  315).  Nach  der  Partei  schwuren  die  Eideshelfer,  ursprünglich 
mit  gesamtem  Munde,  später  jeder  für  sich.  Jeder  Formverstoß  bei  dem 
Eide  machte  den  Beweisführer  sach^lig.  So  lange  der  Eid  noch  nicht 
geleistet  war,  konnte  er  durch  den  Gegner  in  feierlicher  Form  verlegt 
werden.  Über  die  Berechtigung  der  Eidesschelte  wurde  in  der  Eegel 
durch  gerichtlichen  Zweikampf  entschieden. 

Der  Zeugenbeweis'*  des  volksrechtlichen  Verfahrens  beschränkte 
sich  in  alter  Weise  auf  Urkunds-  und  Gemeindezeugen.  Die  ersteren 
waren  entweder  Zeugen  über  rechtserhebliche  Thatsachen  oder  Geschäfts- 
zeugen; sie  mußten  in  formeller  Weise  zur  späteren  Beurkundung  auf- 
gefordert sein  und  wurden  dabei  durch  ein  Urkundsgeld  oder  eine  son- 
stige Gabe  (Imbiß,  Weinkauf)  zur  Ablegung  des  Zeugnisses  verpflichtet'*. 


ans  anderen  Personen  gestattet  Bei  Freiheitsprozessen  wnrden  bestimmte  Ver- 
wandte von  Vater-  und  Mutterseite  verlangt  (BaoifNEB  2,  381  f.). 

^*  Über  den  noch  Ssp.  1,  6  §  2  erwähnten  Eid  mit  72  Helfern  vgl.  BBUmraa 
2,  884  n.     Brief  Alkuins  an  Arno  bei  Mione,  Alcuini  opera  1,  324  f. 

"*  Daher  in  altfranzdsischen  und  anglonormannischen  Quellen  iuramentum 
frcustum,  im  Gegensatze  zu  dem  nicht  so  wörtlich  nachzusprechenden  schlichten 
Eide  (iuram.  planum,  non  fraeium,  ags.  mid  unforedan  ade),  der  insbesondere  den 
der  heimischen  Sprache  unkundigen  Fremden,  z.  B.  den  Normannen  in  England, 
gestattet  wurde.    Vgl.  BRtTNNSB,  ZRG.  30,  128. 

"  Vgl.  S.  84.  356.  Beunneb  2,  391  fF.  435  ff.;  Zeugen-  u.  Inqu.-Bew.  11  ff.; 
Schwurgerichte  50  f.  54  ff.  K.  Maureb,  a.  a.  0.  185  ff.  234  ff.  Siegel  127  ff.  194  ff. 
231  ff.  V.  Bethmakn-Hollweo  1,  33  f.  170.  381.  495  f.  505  f.  2,  139  ff.  Pabdessüs  621  ff. 
Thonissek,  a.  a.  0.  498  ff.    Zobn,  a.  a.  0.  43  ff.    Gbimm,  RA.  856  f.    v.  Amiba*  166. 

'^  Vgl.  S.  84  n.  S.  294  f.  Bei  der  allgemeinen  Verbreitung  des  Urkundsgeldes 
im  Mittelalter  erscheinen  die  gegen  das  Alter  desselben  erhobenen  Bedenken  (vgl. 
Bbunnbb  2,  892  n.)  als  unberechtigt,  wenn  auch  für  unsere  Periode  vielleicht  noch 
keine  erzwingbare  Haftung  der  Zeugen  angenommen  werden  kann.  Die  rogatio 
testium  und  die  Zahlung  des  Urkundsgeldes  bei  Zeugen  über  Thatsachen  war 
Sache  dessen,  der  sich  den  Beweis  sichern  wollte,  bei  Geschäftszeugen  dagegen 
lag  sie  seinem  Vertragsgegner  ob  (ebd.  393).  Wer  auf  gehörige  mannitio  der 
beweisf&hrenden  Partei  das  Zeugnis  verweigerte,  verfiel  jedenfalls  in  die  gewöhn- 
liche ProzeBbuße  (nach  fränkischem  Rechte  15  SoL).    Vgl.  L.  Sal.  49,  3.    L.  Rib.  50. 
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Für  Gremeindezengen  (bei  Grenzstreitigkeiten,  Besitzfragen  u.  dgl.)  bestand 
eine  Zengnispflicht  zunächst  nicht,  sie  wurde  erst  indirekt  begründet,  seit 
die  Ladung  durch  den  Bichter  üblich  geworden  war^.  Das  Oerichts- 
zeugnis  war  dem  volksgerichtlichen  Verfahren  noch  unbekannt;  die  Be- 
hauptung einer  Partei  über  gerichtliche  Vorgänge  mußte  ebenso  wie  jede 
andere  Behauptung  bewiesen  werden  '^.  Eie  Zahl  der  erforderlichen  Zeugen 
richtete  sich  nach  dem  Gegenstände'^.  Eine  Vernehmung  der  Zeugen 
fand  nicht  statt;  sie  hatten  einzig  die  durch  das  Urteil  zum  Beweisthema 
erhobene  Behauptung  des  Zeugenführers  Wort  für  Wort  zu  beschwören 
oder  den  Eid  abzulehnen'®.  Ihr  Eid  war  demgemäß  ein  assertorischer, 
kein  promissorischer  Eid.  Nach  fränkischem  Recht  schworen  die  Zeugen 
ursprünglich  wie  die  Eideshelfer  mit  gesamtem  Munde,  bei  den  Baiem 
nur  einer,  den  das  Los  bestimmte.  Nach  den  Zeugen  schwur  in  der 
Regel  auch  der  Zeugenführer.  Der  Gegner  konnte,  soweit  es  sich  nicht 
um  Geschäftszeugen  handelte,  die  Legitimation  des  Zeugen  bestreiten,  in- 
dem er  in  Abrede  stellte,  daß  er  die  gesetzlichen  Eigenschaften  besäße  ^^, 
oder  indem  er  seinen  Eid  schalt,  was  durch  gerichtlichen  Zweikampf  zwischen 
ihm  und  dem  gescholtenen  Zeugen  zu  erledigen  war. 

Zu  erheblich  größerer  Bedeutung  gegenüber  dem  Beweisverfahren 
der  Urzeit  waren  die  Gottesurteile  gelangt*^  Während  der  Ijango- 
bardenkönig  Liutprand  sich  skeptisch  verhielt  und  nur  dem  Volksvorurteil 


»•  Vgl.  SoHM,  Reichs-  u.  Ger.-Verf.  855  ff.  Das  salische  Recht  ließ  behaft 
der  Überfahrung  von  Verbrechern  auch  reine  Zufallszeugen  zu  Vgl.  Anm.'  28.  Als 
Eideshelfer,  nicht  als  Zeugen,  fungierten  die  Schreimannen  (bei  handhaffcer  That), 
wenn  sie  auch  gleich  Zufallszeugen  durch  ihre  zuffillige  Anwesenheit  bei  der  Er- 
hebung des  Gerüftes  designiert  wurden.  Vgl.  Brunner  2,  399.  Auch  die  in  Prei- 
heitsprozessen  zugezogenen  Verwandten  des  Beklagten  (Anm.  31,  S.  84)  waren 
Eideshelfer  und  keine  Zeugen. 

•^  Vgl.  S.  256.  Brunner,  Gerichtszeugnis  140  ff.  K.  Maurer,  a.  a.  0.  190  fL 
Dem  langobardischen  Rechte  war  das  Gerichtszeugnis  seit  dem  8.  Jh.  bekannt. 

»8  Vgl.  S.  274,  n.  56.     Brunnbr  2,  397;  Schwurgerichte  51. 

'*  Vgl.  Brunnrr  2,  398;  Schwurgerichte  54.  Bei  den  Langobarden  hatte  das 
stärkere  Hervortreten  der  richterlichen  Prozeßleitung  dahin  gefuhrt,  den  Zeugeneid 
nicht  schon  im  Urteil  zu  formulieren,  sondern  die  Zeugen  durch  den  Eichter  frei 
vernehmen  und  ihre  Aussage  dann  durch  assertorischen  £id  (ursprünglich  vielfach 
bloß  durch  Handschlag)  bekräftigen  zu  lassen.  An  den  Zeugeneid  schloß  sich  dann 
der  des  Zeugenfuhrers.  Vgl.  Brunner,  Zeug.-  u.  Inqu.-Bew.  14  f.  82  ff.;  Schwur- 
gerichte 55  ff.  ZoRn,  a.  a.  0.  44.  Zu  weit  geht  Sohm,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung 
136,  n.  101.  Über  das  dem  karolingischen  Inquisitionsverfahren  schon  sehr  nahe 
kommende  westgotische  Recht  vgl.  Brunner,  Zeug.-  u.  Inqu.-Bew.  84  ff.  v.  Bethhann- 
HoLLWEQ  1,  244  f.     Dahn,  Studien  275  f. 

*ö  Vgl.  8.  357.    Brunnbr  2,  396.  436;  Zeug.-  u.  Inqu.-Bew.  32. 

**  Vgl.  S.  85  und  die  dort  angeführte  Litteratur.  Brunner  1,  182.  2,  374  f. 
399  ff.  437  ff.  Patetta,  Le  ordalie,  1890.  v.  Ahira*  168  ff.  Hildenbrand,  Purgatio 
canonica  und  vulgaris,  1841.  Königswarter,  Revue  de  legisl.  3,  344  ff.  v.  Bethuann- 
HoLLWEG  1,  30  ff.  170  f.  380.  384.  507  f.  511  f.  2,  135.  164  ff.  Siegel,  a.a.O.  112. 
163  ff.  202  ff.  234  ff.  Pardessus,  Loi  Salique  632  f.  Thonissen,  a.  a.  0.  507  ff. 
LöNiNG,  Reinigungseid  50  ff.  75  ff.  Waitz  4,  428  ff.  Rettberg,  Kirchengeschichte 
Deutschlands  2,  749  ff.     Schmid,  Gesetze  der  Angelsachsen  639  f. 
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nachgab^',  schärfte  Karl  der  Große  ausdrücklich  ein,  daß  den  Gottes- 
urteilen Glauben  beigemessen  werden  solle  ^'.  Die  Kirche  bediente  sich 
der  Gottesurteile  auch  in  rein  kirchlichen  Dingen  und  bildete  eine  eigene 
Liturgie  für  dieselben  aus^^  Im  einzelnen  zeigt  sich  ein  eigentümliches 
Gemisch  altarischer  und  neuchristlicher  Einrichtungen.  Das  germanische 
Losurteil,  obwohl  in  ein  entschieden  kirchliches  Gewand  gekleidet,  trug 
doch  zu  viel  Heidnisches  an  sich  und  trat  daher  mehr  in  den  Hinter- 
grund ^^  Dagegen  stand  der  gerichtliche  Zweikampf  in  allgemeiner  An- 
erkennung, obwohl  die  Kirche  ihm  nicht  geneigt  war  und  ihn  in  ihrem 
Bereiche  zu  beseitigen  wußte**.  Während  die  Westgoten  ihn  zu  Pferde 
und  demnach  wohl  mit  dem  Speere  auskämpften,  stritt  man  bei  den 
übrigen  Stämmen  zu  Fuß  mit  dem  Schwert,  bei  den  salischen  Franken 
mit  dem  Kampfstock  ^^  Christlichen  Ursprungs  war  die  dem  Zweikampfe 
zeitweilig  für  unkriegerische  Personen  substituierte  Kreuzprobe,  das  einzige 
zweiseitige  Gottesurteil  außer  dem  Zweikampf,  übrigens  gleich  diesem  auch 
die  Vertretung  durch  andere  gestattend  ^^  Ein  einseitiges  Gottesurteil 
kirchlichen  Ursprungs  war  die  Abendmahlsprobe,  vielleicht  nur  eine  christ- 


^'  Lintpr.  118:  Ineerti  su/mua  de  iudieio  Dei^  etmultos  audivtmus  per  pugnam 
sine  iusiitia  caiLsam  sttam  perdere;  eed  propier  consuetudinem  gentis  nostrae  Longo- 
bardorum  legem  ipsam  vetare  non  poasumus, 

*^  Vgl.  BoRBTiüs  If  150,  20:  ütomnee  itiditium  Dei  eredant  ahsque  dubiiatione. 
Die  Gottesurteile  galten  im  allgemeinen  auch  fiir  Juden  (vgl.  Boretiub  1,  259,  6), 
mit  Ausnahme  der  königlichen  Schutzjuden  (Form.  imp.  30,  Zeümer  809). 

^  Die  für  die  Geschichte  der  Gottesurteile  sehr  wertvollen  liturgischen  For- 
meln unter  dem  Titel  Ordinea  iudtctorum  Dei  bei  Zeüxeb,  Formulae  599  fP.  Angel- 
sächsische bei  ScHMiD,  Ges.  d.  Ags.  414  ff. 

**  Vgl.  L.  Rib.  31,  5.    L.  Fris.  14,  1  f .     Pact.  pro  ten.  pac.  5  f.  8.  10  f. 

*•  Vgl.  Bischof  Agobard  an  Ludwig  d.  Fr.,  MG.  Leg.  3,  504. 

*'^  In  der  Lex  Salica  wird  der  gerichtliche  Zweikampf  nicht  erw&hnt,  doch 
darf  man  aus  diesem  Schweigen  kaum  den  Schluß  ziehen,  daß  er  auch  dem  un- 
geschriebenen Volksrecht  unbekannt  gewesen  sei;  nur  spielte  er  eine  geringere 
Rolle  als  in  den  übrigen  Volksrechten,  mit  denen  das  salische  Recht  erst  allmäh- 
lich durch  die  königliche  Gesetzgebung  in  Einklang  gebracht  wurde.  Hätten 
die  Könige  ihn  bei  den  Saliern  überhaupt  erst  eingeführt,  so  würden  sie  schwer- 
lich darauf  verfallen  sein,  den  Kampf  anders  als  mit  dem  Schwerte  ansfechten  zu 
lassen.  Gerade  der  Gebrauch  des  Kampfstockes  läßt  auf  die  volkstümliche  Her- 
kunft schüeßen.  Bestätigt  wird  diese  Vermutung  durch  die  Art,  wie  das  sechste 
sal.  Kapit  c.  15  (Beerend*  159)  und  Greg.  Tur.,  Hist  Franc.  7,  14.  10,  10  (hier 
Kampf  mit  dem  Schwerte  im  Königsgericht)  des  gerichtlichen  Zweikampfes  ge- 
denken. Vgl.  auch  Baist,  Der  gerichtliche  Zweikampf  nach  seinem  Ursprung  u. 
im  Rolandsliede,  Romanische  Forschungen  5,  1890.  Verschiedene  Volksrechte 
ließen  bereits  eine  Vertretung  durch  Lohnkämpfer  zu.  Vgl.  L.  Fris.  5,  1.  14,  7. 
Roth.  368.     Liutpr.  118.     L.  Baiuw.  9,  2.    12,  8.   18,  1  f. 

*•  Die  Gegner  hatten  sich  mit  kreuzweise  ausgestreckten  Armen  vor  ein  Kreuz 
zu  stellen;  wer  die  Arme  zuerst  sinken  ließ,  hatte  verloren.  Der  kirchliche  Ur- 
Sprung  wird  durch  BoRETitis  1,  41,  17  bestätigt.  In  das  volksgerichtliche  Verfahren 
wurde  die  Kreuzprobe  erst  durch  Cap.  ad  leg.  Rib.  von  803,  c.  4  und  legib.  add. 
von  816,  c.  1  (ebd.  117.  268)  aufgenommen,  wonach  bei  Eidesschelte  aut  cruce  aut 
scuio  ei  fuste  entschieden  werden  sollte.  Ludwig  d.  Fr.  erklärte  später  die  Kreuz- 
probe fUr  unangemessen  (ebd.  279,  27\  ohne  sie  doch  völlig  zu  beseitigen. 
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liehe  CTmbildang  der  auf  arische  Herkunft  hinweisenden  Probe  des  ge- 
weihten Bissens  ^^  Die  vorherrschende  Form  des  Gottesurteils  bei  den 
salischen  Franken  war  zur  Zeit  der  Lex  Salica  der  Eesselfang  {iudicium 
aquae  ferventis  s.  calidae,  calida,  caldaria^  aeneum,  meum,  hineum,  imunij 
ifffieum),  der  auch  den  Angelsachsen  {cedc)  und  Friesen  bekannt  war,  bei 
den  übrigen  Stammen  dagegen  eine  untergeordnete  Rolle  spielte  und 
vorwiegend  nur  für  Unfreie  in  Betracht  kam'^.  Ein  anderes,  ebenfalls 
einseitiges  Feüerurteil,  offenbar  arischer  Herkunft,  war  das  Tragen  glühen- 
den Eisens  oder  glühender  Eohle  und  das  Überschreiten  glühender  Pflug- 
scharen'^ 

Der  Beweisführar  hatte  regelmäßig,  bevor  erzum  Oottesurteil  schritt, 
die  Wahrheit  seiner  Behauptung  zu  beschwören,  das  Gottesurteil  war  daher 
im  allgemeinen  kein  selbständiges  Beweismittel,  sondern  diente  zur  Be- 
stärkung des  Eides '^  Demgemäß  kam  es  vor  allem  zur  Anwendung  im 
Falle  der  Eides*  oder  Zeugenschelte,  nachdem  der  zum  Schwur  bereit 
stehenden  Partei  oder  dem  Zeugen  durch  den  Gegner  oder  einen  Gegenzeugen 
die  Schwurhand  zurückgezogen  worden  war*',  femer  bei  der  peinlichen 
Urkundensohelte'^,  oder  wenn  eine  Partei  die  erforderliche  Zahl  der  Eides- 
helfer nicht  beizubringen  vermochte '^'^  oder  wegen  Unfreiheit  oder  Recht- 

*•  Vgl  Dahn,  a.  a,  0.  41.  46  f.  Kaeoi,  a,  a,  O.  54  f.  Arischer  Herkunft  war 
wohl  auch  die  Wasserprobe  {iudicium  aquae  frigidae\  worüber  Bbukneb  2,  410. 

*o  Vgl.  L.  Rib.  80, 1,  8.  81,  5.  L.  Cham.  48.  L.  Fria.  8,  6—9.  14, 3.  Liutpr.  50. 
L.  Wie.  6,  1,  3  (vgl.  Dahn,  Studien  285  f.).  Fickee,  Mitteil.  d.  öst  Inst.,  Erg.-Bd. 
2,  498.  Bbünnbb  2,  406  ff.  (besonders  zum  6.  sal.  Kap.  c.  4).  Bei  den  Saliern  war 
der  Kesselfang  anfangs  geradezu  das  normale  Grottesurteil.  YgL  L.  Sal.  14,  2, 
Zusatz;  16,  8,  Zusatz;  53.  56,  1.  Pact.  pro  tenore  pacis  c..4.  Ed.  Chilper.  6  (vgl. 
Anm.  55).  Nach  L.  Sal.  58  konnte  der  Kesselfang  seitens  des  Angeschuldigten 
mit  Geld  abgelost  werden,  worauf  es  zum  Unschuldseide  mit  Eideshelfem  kam. 
Durch  Karl  d.  Gr.  wurde  der  Kesselfang  für  Freie  im  allgemeinen  beseitigt,  indem 
gerichtlicher  Zweikampf  oder  Kreuzprobe,  anfiBmgs  nur  für  causae  minores,  später 
allgemein,  an  seine  Stelle  traten  (Bobbtitts  1,  49,  10.  268,  1.  288,  10).  Vgl.  v.  Aimu., 
i.  d.  Germania  20,  61  ff.  Über  den  Kessel&ng  bei  den  Angelsachsen  vgl.  Liebbb- 
MANN,  Berl.  SB.  1896,  S.  829  ff.  Das  nordische  Recht  hat  den  Kesselfang  erst 
durch  Olaf  den  Heiligen  (Anfang  des  11.  Jhs.)  aufgenommen.  Vgl.  MtJLLENHOFP, 
Alt-K.  5,  898  f.  Maübbb,  Zeitschr,  f.  deutsch.  Phil.  2,  448  und  i.  d.  Germania 
19,  144. 

"  Vgl.  BoBBTius  1,  118,  5.  259,  6.  L.  Angl.  et  Wer.  55.  Greg.  Tur.,  Hist. 
Franc.  2,  1;  De  gloria  confessorum  c.  14.     Fiokeb,  a.  a.  0.  494. 

^'  y.  Ahiba.,  Germ.  20,  63  f  macht  darauf  aufmerksam,  daß  erst  Ludwig  d.  Fr. 
den  Eid  aus  dem  Gottesurteil  entfernt  hat 

"  Vgl.  L.  Burg.  8,  2.  45.  80,  2  f.  L.  Rib.  67,  5.  L.  Sal.  extrav.  B.  c.  2  (Behbend« 
166).  Roth.  9.  202.  213.  865.  Grim.  7.  Liutpr.  11.  L.  Fris.  11,  8.  14,  5.  L.  Angl. 
et  Wer.  2.  39.  42  f  56.  L.  Sax.  63.  Pact.  AI.  2,  33.  L.  Alam.  54,  2.  86,  4, 
L.  Bai.  2,  1.  18,  8  f.  17,  2—6.  Bobbtius  1,  117,  4.  180,  8.  217,  8.  268,  1.  282,  10. 
Bbünneb  2,  378  f  434.  436;  Zeug.-  u.  Inqu.-Bew.  16.  27  f.;  Schwurgerichte  52.  57. 

**  Vgl.  S  357.  L.  Rib.  59,  4  f.  L.  Sal.  extrav.  B.  c.  4  (Behbbnd«  167). 
Bbunneb,  Gerichtszeugnis  144 f;  Carta  u.  Notitia  16  f.;  Schwurgerichte  64 f. 

^*  L.  Sal.  14,  2,  Zusatz;  16,  3,  Zusatz.  Ed.  Chilper.  6  (wo  nach  Bbunkeb, 
Mithio  und  sperantes  24  f. ,  ad  inium  statt  aut  initium  oder  ut  miüum  zu  lesen 
ist).     L.  Rib.  81,  5.    L.  Alam.  91.     Synod.  Francof  v.  794,  c.  9  (Bobetius  1,  75). 
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losigkeit  nicht  ohne  Gottesurteil  zum  Beinignngseide  zugelassen  werden 
konnte '^^  In  Meineidsprozessen  wurde  die  Eidesschelte  schon  mit  der 
Klage  erhoben,  hier  kam  es  daher  regelmäßig  zum  Gottesurteil  ^^  Das 
Verfahren  in  Meineidssachen  hat  dann  wohl  den  Anlaß  gegeben,  auch  in 
anderen  gesetzlich  mehr  oder  weniger  ausgezeichneten  Fällen  dem  Kläger 
unmittelbar  die  Herausforderung  zum  Gottesurteil,  namentlich  die  kampf- 
liche Ansprache,  zu  gestatten  ^^ 

Der  Gtebrauch  der  Folter**  war  den  Germanen  unbekannt  Nur 
Goten,  Burgunden,  Franken  und  Baiem  haben  sich  derselben,  zweifellos 
nach  römischem  Vorbilde,  gegen  Unfreie,  bedient.  Einzig  die  Westgoten 
verwendeten  die  Folter  auch  gegen  Freie  und  Edle,  ein  Übergriff  den 
sich  im  sechsten  Jahrhundert  gelegentlich  auch  fränkische  Könige  und 
Grafen  erlaubt  haben. 

Wollte  eine  Partei  sich  bei  dem  gefundenen  Urteil  nicht  beruhigen, 
so  mußte  sie  dasselbe  unter  Findung  eines  Gegenurteils  schelten  {blasphe- 
marey^.  Dasselbe  Kecht  stand  jedem  Thinggenossen  und  wohl  auch  dem 
Bichter  zu.  Die  Urteilschelte  ^^  war  keine  bloß  auf  die  materielle 
Ungerechtigkeit  des  Urteils  gegründete  und  Beformation  desselben  be- 
zweckende Berufung,  sondern  gleich  der  Eid-  und  Zeugen-  und  der  feier- 

^  Vgl.  L.  Kib.  30,  1.    Pact  pro  ten.  pac.  5  f.  8.  11.    Ed.  Chilp.  7.    L.  Fria. 

8,  6.  BoRETius  1,  58  c.  64.  148  c.  1.  281  c.  1.  In  solchen  Fällen  trat  das  Gottes- 
nrteii  nicht  selten  vor  den  Eid.    Vgl.  v.  Amira,  a.  a.  0.  SOflF. 

*'  Vgl.  6.  sal.  Kap.  c.  16  (Bbbrend*  159).  Bbükner,  Zeug.  u.  Inqu.-Bew.  16. 
28;  Schwurgerichte  58.  Die  Meineidsklage  war  stets  zugleich  Ersatzklage  hinsicht- 
lich des  durch  den  Meineid  verlorenen  Mheren  Prozesses. 

*8  Vgl.  Brunnbb  2,  874.  L.  Sal.  53.  L.  Rib.  57,  2.  L.  Cham.  46.  48.  L. 
Alam.  43.  81.  L.  Bai.  12,  8.  app.  4  (MG.  Leg.  3,  337).  L.  Fris.  3,  8.  L.  Angl. 
et  Wer.  55.  Roth.  198.  381.  Liutpr.  71.  118.  Adelchis  6.  Boretiüs  1,  5  c.  4. 
6  c.  10.  49  c.  10  f.  113  c.  5.  284  c.  15. 

*•  Vgl.  Brunuxr  2,  401.  403.  409.  413  f.  v.  Bethmann-Hollwbo  1,  170.  289  ff. 
285  f.  509.  512  f.  Dahn,  Studien  282  ff.  Nissl,  Gerichtst  d.  Klerus  110  f.  L.Wis. 
6,  1  c.  2—5.  L.  Burg.  7.  89,  1.  L.  SaL  40.  L.  Bai.  9,  19.  Daß  die  Pranken 
die  Prögelbank,  die  ihnen  statt  der  Folter  diente,  unter  Umständen  auch  für  Juden 
in  Anwendung  brachten,  ergiebt  sich  aus  der  Befreiung  der  königlichen  Schutz- 
juden, Form.  imp.  30  (Zeuhi»  309). 

^  Die  deutsche  Bezeichnung  (salfr.  lakina^  afrs.  lakinge)  von  ahd.  as.  lähan 
(afrs.  lakuLj  mnd.  laken),  d.  h.  vituperare,  prohibere.  Davon  via  lacina  für  Weg- 
veriegung  (§  36,  n.  68)  und  wohl  auch  lacina  für  Eidschelte  (L.  Rib.  71).  Vgl. 
Hermann,  Mobiliar  Vindikation  126.    Brünner  2,  356.    v.  Amira*  156. 

•*  Vgl.  Brünner  2,  355 ff.;  Zeug.-  u.  Inqu.-Bew.  52 ff.;  Schwurgerichte  46 f.; 
Wort  u.  Form  738  f.  v.  Amira«  156.  158.  v.  Bethmann-Hollweo  1, 164.  391  f.  2,  171. 
Siegel  148  ff.  Sohm,  Reichs-  u.  Ger.-Verf.  130.  Glasson,  Histoire  3,  426  f.  434. 
448  f.  Thonissen,  a.  a.  0.  74  f.  495  ff.  Waitz,  Das  alte  Recht  175.  Lehmann, 
Rechtsschutz  51  ff.  95  ff.  Skedl,  Dte  Nichtigkeitsbeschwerde  in  ihrer  geschichtl. 
EntWickelung,  1886,  S.  7  ff.  Esmbin,  La  chose  jug6e,  N.  Rev.  1887,  S.  545  ff. 
Beaüdouin,  La  participation  des  hommes  libres  au  jngement  48.  Dahn,  Studien 
254  f.  Gbbaübr,  Studien  z.  Gesch.  d.  Urteilschelte  auf  Grund  d.  altfranz.  Quellen, 
ZRG.  30,  33  ff.  L.  Sal.  57,  3  mit  Zusatz.  L.  Rib.  55.  L.  Alam.  41.  L.  Bai.  2,  17  f. 
L.  Wis.  2,  1  c.  19  f.  c.  23.     Westg.  Fragm.  4  (10).     L.  Burg.  90,  2;  prima  const. 

9.  11.     Roth.  25.     Liutpr.  28. 
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licheu  Urkundenschelte  eine  peinliche  Schelte,  indem  sie  gegen  die  Urteils- 
finder den  Vorwarf  der  Ungerechtigkeit  erhob.  Es  kam  daher  zwischen 
dem  Schelter  und  den  Gescholtenen  über  die  Berechtigung  oder  Nicht- 
berechtigung  der  erhobenen  Anschuldigung  zu  einem  Zwischenverfahren, 
an  welchem  die  eigentlichen  Prozeßparteien  als  solche  durchaus  unbe- 
teiligt waren.  Der  unterliegende  Teil  hatte  dem  obsiegenden  Gegner  Buße 
zu  zahlen.  Siegt«  der  Schelter,  so  wurde  das  gescholtene  Urte|l  zu  Gunsten 
des  von  jenem  gefundenen  Gegenurteils  hinfällig.  Die  Urteilschelte 
mußte  unmittelbar  auf  den  Urteil  verschlag,  bevor  noch  die  Yollbort  des 
Thingvolkes  erklärt  war,  erhoben  werden**.  Die  Entscheidung  erfolgte  an- 
fangs wohl,  wie  zum  Teil  im  Mittelalter,  in  gleicher  Weise  wie  bei  Eid-, 
Zeugen-  und  peinlicher  Urkundenschelte  durch  Gottesurteil,  zumal  durch 
gerichtlichen  Zweikampf;  die  Lex  Alamannorum  kannte  bereits  einen  wirk- 
lichen Kechtszug  an  ein  anderes  Gericht  {ab  alüs  iudicibus  inqumtum\ 
wahrscheinlich  das  herzogliche  Hofgericht,  während  die  karolingischen, 
westgotischen  und  langobardischen  Gesetze  dem  Eönigsgerichte,  also  einem 
an  die  Prozeßformen  und  Beweisregeln  des  Volksrechtes  nicht  gebundenen 
Billigkeitsgerichtshofe,  die  Entscheidung  vorbehielten  ^^ 

Die  Urteilsvollstreckung  geschah  überall,  wo  es  sich  um  eine 
dem  Beklagten  auferlegte  Leistung  handelte,  auf  Grund  des  Urteils- 
erfüllungsversprechens, nachdem  der  Beklagte  dem  letzteren  binnen  der 
gesetzlichen  Frist  nicht  nachgekommen  war®*  und  auch  einer  dreimaligen, 
in  rechtsformlicher  Weise  vor  Zeugen  erfolgten  Mahnung  keine  Folge  ge- 
leistet hatte  ®^  Am  ausgeprägtesten  hat  sich  der  altgermanische  Stand- 
punkt im  langobardischen  Recht  erhalteu,  das  die  Mahnung  und  Pfändung 
des  Schuldners  durchaus  dem  Bürgen,  die  Pfändung  des  säumigen  Bürgen 
aber  dem  Kläger  überließ  und  gerichtliche  Mitwirkung  nur  für  den  Fall 

*'  Nach  Karls  Diedenhofer  Gap.  miss.  von  805  (Boretiüs  1,  123  c.  8)  sollten 
diejenigen,  qui  neo  iudüium  seahinorum  adquiescere  nee  blasfemare  volunt,  nach 
der  antiqua  constietudo  in  Haft  genommen  werden,  bis  sie  eins  von  beidem  thon 
würden,  also  entweder  UrteilserfüUuugsgelöbnls  oder  Urteilschelte.  Vgl.  Bbünnbb, 
Zeug.-  u.  Inqu.-Bew.  55.  Die  neueste  Auslegung  von  Brxtnneb,  2,  861,  n.  43  ist 
mit  der  Bezugnahme  auf  die  antiqua  eonsuetudo  unvereinbar. 

*•  Vgl.  BoRBTiüs  1,  32  c.  7.  71  c.  4.  159  c.  7.     Liutpr.  28.     L.  Wis.  2,  1  c.  23. 

•*  Vgl.  Brunnbr  2,  442. 

"  Vgl.  Brünnbb  2,  445—460.  v.  Amira*  133.  170  flF.;  Vollstreckungsverfahren 
256  flF.  280;  Obl.-R.  1,109  ff.  234  ff.  2,  140  ff.  146  ff.  Siegel  35  ff.  245  ff.  v.  Beth- 
MANN-HoLLWEQ  1,  366  ff.  392  f.  473  ff.  515  ff.  2,  173  ff.  Sohm,  Reichs-  u.  Ger.-Verf. 
117  ff.  Glisson,  Histoire  3,  414  ff.  429.  450.  454  f.  Wilda,  Pfändungsrecht,  ZDR. 
1,  167  ff.  V.  Meibom,  Pfandrecht  89  ff.  190  ff.  Esmeik,  ^tudes  sur  les  contrats  90  fL 
154  ff.  Pebtile  4,  498  ff.  Osembrügoen,  Straftr.  d.  Lang.  142  ff.  Wach,  Italien. 
AiTestprozeß  1  —  33.  Gaudemzi  ,  Un'  antica  compilazione  di  diritto  romano  e  visi- 
goto  130  ff.  145  ff.  K.  Lehmann,  Königsfriede  18  ff.  113  ff.  Die  Ausdrücke  für 
Pfändung  sind  ohne  Ausnahme  von  Wörtern  gebildet,  die  ein  rapere,  diripere  be- 
zeichnen. So  afrk.  strudis  (vgl.  ags.  stmdunge,  mnd.  atroden^  mhd.  stn4ien\  aschw. 
utmuBta,  ncBnia,  an.  nam  (vgl.  ags.  näniy  d.  i.  pignus  captum).  Vgl.  Grimm,  RA. 
635.  866.  Lexer,  Mhd.  WB.  2, 1255.  Schilleb-Lübben,  Mnd.  WB.  4,  439.  v.  Amira, 
Obl.-R.  1,  113.  234.    ScHMiD,  Ges.  d.  Angels.  636.  658.     Über  pfant  vgl.  S.  271. 
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verlangte,  wenn  die  Pfändung  mangels  anderen  Vermögens  anf  sonst 
p&nd£reie  Oegenstände  ausgedehnt  werden  soUte^^  Auch  das  sachsische 
Volksrecht  muß  außergerichtliche  Pföndung  zugelassen  haben,  da  dieselbe 
in  Karls  Gapitulatio  de  partibus  Saxoniae  c.  25  bei  Strafe  des  Eönigs- 
bannes  verboten  wurde.  Das  ostgotische,  burgundische,  bairisohe  und 
angelsächsische  Becht  überließ  die  Betreibung  und  Vollstreckung  ebenfalls 
dem  Kläger  oder  dem  Wettbürgen  des  Beklagten,  verlangte  aber  für  die 
Pfändung  Genehmigung  des  Bichters^^  Dasselbe  dürfte  bei  den  Ala- 
mannen  und  Priesen  der  Fall  gewesen  sein,  da  Karl  der  Große  es  hier 
nicht  für  notwendig  hielt,  die  volksrechtlich  anerkannte  Privatpfändung 
zu  verbieten^®.  Allgemein  wurde  richterliche  Genehmigung  oder  un- 
mittelbar gerichtliche  Pfändung  gefordert,  wenn  dem  Schuldner  wider 
seinen  Willen  gesetzlich  von  der  Privatpfändung  ausgeschlossene  Gegen- 
stände (Vieh  oder  bestimmte  Vieharten,  zuweilen  auch  Sklaven)  abge- 
pfändet werden  sollten  *•.  Das  westgotische  Becht  kannte  nur  die  gericht- 
liche Pfändung  ^<>. 

Eine  Mittelstellung  nahm  das  salische  Becht  ein,  insofern  das  Be- 
treibungsverfahren sich  unter  einer  gewissen  Mitwirkung  des  Gerichtes 
vollzog,  die  Vollstreckung  aber  nach  Wahl  des  Klägers  eine  private  oder 
gerichtliche  sein  konnte  ^^    Nach  Ablauf  der  gesetzlichen  oder  vertrags- 

•«  Vgl.  S.  288  f.  Eoth.  245  f.  248.  251.  Liutpr.  15.  108.  Die  Annahme,  daß 
die  Langobarden  die  Privatpföndung  bei  jeder  Schuld  zugelassen  hätten  (Val  db 
Li^yitE  196  ff.  WiLDA,  a.  a.  0.  190.  Sohm,  Prozeß  53.  Löning,  Vertragsbruch 
88.  91.  V.  Bethmann-Hollweg  2,  830,  n.  8)  ist  wohl  zu  verwerfen.  Sie  fand  wahr- 
scheinlich nur  bei  dem  Wettvertrage  Anwendung  (Wach  1  ff.  Siegel  37  ff.  v.  Meibok 
190  ff.  OsBNBRüooEN  143.  Hettsleb,  lust.  2,  207.  241),  und  auch  bei  diesem  seit 
Liutpr.  15  nur,  wenn  derselbe  mindestens  vor  zwei  Zeugen  abgeschlossen  worden 
war.     Vgl.  S.  292.  377. 

"  Vgl.  S.  287.  Ed.  Theod.  128.  L.  Burg.  19,  1.  96.  extrav.  21,  8.  L.  Bai. 
13,  1  ff.    Ine  9.    Knut  2,  19.    Soum,  Prozeß  42  ff.    Wilda  184.    Bethmann-Hollweg, 

1,  168.  473.     SoHHio,  Ges.  d.  Angels.  642.     Meibom,  Pfandr.  194. 

**  Bei  den  Langobarden  wurde  dies  ohne  dauernden  Erfolg  durch  Pippins 
Cap.  Pap.  von  787,  c.  14  (Boretius  1,  200)  versucht  Vgl.  Pact.  Alam.  3,  7.  5,  4. 
L.  Alam.  83,  1.     L.  Fris.  add.  8,  2.     Brttknbk  2,  446  f. 

"  Vgl.  Roth.  249—252.  Liutpr.  109.  L.  Burg.  105.  Pact.  AI.  5,  4.  L.  AI. 
67,  1.  83.  L.  Bai.  13,  4  f.  Boretius  .1,  320  c.  2.  2,  134  c.  21.  Wilda  187  f. 
Bbunner  2,  449.     Wach,  a.  a.  0.  22.     Osenbrüggen,  a.  a.  0.  143  f. 

™  L.  Wis.  5,  6  c.  1.  Schon  das  Westg.  Fragm.  6  gestattete  nur  Pf&ndung 
durch  den  sctgio  des  Gerichts. 

"  Vgl.  L.  Sal.  50.  51.  Erstes  sal.  Kapitulare  c.  10.  Brunner  2,  447.  453  f. 
Ausschließlich  gerichtliche  Vollstreckung  nehmen  an  Behrend,  Prozeß  der  Lex 
Salica  68 ff.;  Parbesbus,  Loi  Salique  605 f;  Waitz,  Das  alte  Recht  179  ff.;  v.  Mei- 
bom, Pfandrecht  71  ff.  195 f.;  Wilda,  a.  a.  0.  182 f.;  Glasson  3,  390  ff.  414  ff.; 
unsere  1.  Auflage  S.  365.  Von  anderen  wird  die  Pföndung  durch  den  Grafen 
(L.  Sal.  50,  3)  auf  den  Fall  des  gerichtlichen  Urteilserfüllungsgelöbnisses  beschränkt, 
während  das  Betreibungsverfahren  bei  außergerichtlichen  Wettverträgen  auch  mit 
außergerichtlicher  Vollstreckung  verbunden  gewesen  sei.  Vgl.  Siegel  245  ff.  Sohm, 
Prozeß  30  ff.  163  ff.;  R.-  u.  Ger.-Vcrf.  80  ff.    v.  Bethmann-Hollweg  1,  473  ff.  515  ff. 

2,  90.  Thonissen  466  ff.  Löning,  Vertragsbruch  4  ff.  26  ff.  Cohn,  Justizver- 
weigerung 61  ff. 
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mäßigen  Zahlungsfrist  forderte  der  Kläger  seinen  Schuldner  in  dessen 
Wohnung  vor  Zeugen  und  mitgebrachten  Schätzungsleuten  in  rechtsfonn 
licher  Weise  zur  Leistung  nach  Maßgabe  des  Urteilserfüllungsversprechens 
auf.  Im  Falle  der  Weigerung  erhöhte  sich  die  Schuld  um  den  Betrag 
der  großen  Prozeßbuße  von  15  Sol.  und  der  Beklagte  wurde  durch  mannitio 
des  Klägers  vor  das  Gericht  des  Thunginus  (S.  164)  geladen.  Hier  er- 
wirkte der  Kläger,  wenn  Beklagter  keine  Einwendungen  erhob,  einen 
richterlichen  Arrestbefehl  ^*,  auf  Grund  dessen  er  an  den  Beklagten  ein  Gebot 
[testare)  erließ:  ut  nullt  altert  nee  solvat  nee  pignus  donet  solutionis,  nisi  ante 
Uli  impleai,  quod  ei  fdem  fecerat  Sodann  hatte  er  ihn  dreimal,  immer  je 
nach  einer  Woche,  in  seiner  Wohnung  vor  Zeugen  zu  mahnen.  Mit  jeder 
Mahnung  wuchs  die  Schuld  um  den  Betrag  der  kleinen  Prozeßbuße  von 
3  Sol.  Nach  der  dritten  Mahnung  galt  der  Schuldner  als  (activus  (S.  359) 
und  Kläger  konnte  nunmehr  zur  außergerichtlichen  Pfändung  schreiten '*, 
wenn  er  nicht  vorzog,  in  Gemäßheit  einer  schon  in  den  ältesten  Text  der 
Lex  Salica  eingeschobenen  Novelle  sich  in  feierlicher  Form  an  den  Grafen 
zu  wenden  und  diesen  zur  gerichtlichen  Pfändung  zu  veranlassen^*.  Die 
Vorteile,  welche  letztere  bot,  scheinen  schon  im  Laufe  des  sechsten  Jahr- 
hunderts die  außergerichtliche  Pfändung  sehr  in  den  Hintergrund  gedrängt 
zu  haben,  wenigstens  gedenkt  das  Edikt  Ghilperichs  c.  7  und  die  Lex 
Eibuaria  (32,  3.  51.  84)  nur  noch  der  Pfändung  durch  den  Grafen  oder 
iudex  fiscalis.  Vollends  verschwunden  sind  die  alten  Vollstreckungsformen 
nachdem  die  Urteilsvollstreckung  im  Wege  der  Fronung  in  das  volks- 
rechtliche Verfahren  aufgenommen  worden  war. 

Die  volksrechtliche  Pfändung  war  auf  die  fahrende  Habe  des  Schuldners 
beschränkt.  Sie  gewährte  dem  Gläubiger  zunächst  nur  ein  Pfandrecht, 
indem  Schuldner  für  eine  gewisse  Zeit  noch  das  Lösungsrecht  behielt; 
nur  die  gerichtliche  Pfändung  des  salischen  Rechts  bewirkte  sofortige 
Übereignung  an  Zahlungsstatt  ^^  Eine  Zwangsvollstreckung  in  das  un- 
bewegliche Vermögen  war  den  Volksrechten  mit  Ausnahme  des  langobar- 
dischen  unbekannt^®,  sie  ist  aus  dem  Amtsrecht  hervorgegangen  und 
verdankt  der  Vermögensbeschlagnahme  zur  Befriedigung  fiskalischer  An- 
spräche {missio  in  bannum^  vrönunffe),  also  einer  Abspaltung  der  Fried- 
losigkeit,  ihre  Entstehung  ^^    Als  gerichtliche  Zwangsvollstreckung  diente 


^'  Die  Formel  desselben  (nexti  eanihickio)  wird  verschieden  erklärt  Vgl. 
MüLLENHOFF  lind  J.  Grimh,  bei  Waitz,  Das  alte  Recht  289  f.,  und  Merkel,  Lex 
Salica  pg.  54  sq.    Kebk,  Glossen  11  ff.  und  bei  Hsssels,  Lex  Salica,  §  238. 

^*  So  noch  nach  1.  sal.  Kapitulare  c.  10.  Vgl.  Sohh,  Prozeß  31  ff.  Siegel  249. 
Bbunneb  2,  448,  n.  20. 

»*  Vgl.  L.  Sal.  50,  3—5.  51,  1  f .     Bbuhwbr  2,  453  f. 

"  Vgl.  Brunker  2,  450.  455.  457. 

'®  Vgl.  SoHM,  R-  u.  (Jer.-Verf.  lJ7f.  Brünner  2,  457.  Bethmann-Hollwbo 
1,  867.  518.    EsMBiN,  Stades  153. 

"  Vgl.  S.  86.  338.  Brunner  2, 457  ff.;  ZRG.  17,  240 (Forsch.  749).  24,  85.  Sohm, 
R.-  u.  Ger.-Verf.  118  ff.  Esicein,  foudes  157  ff.  v.  Meibom,  Pfandrecht  56.  76.  97  ff. 
Ficker,  Forschungen  1,  33  f.    Schröder,  Hist.  Zeitschr.  79,  237  f.    Hübner,  Immo- 


§  37.    Das  Gerichtsverfahren.    2.  Ordentliches  Verfahren.  369 

die  Fronung  ursprünglich  nur  dem  üngehorsamsverfahren.  Der  Über- 
gang zu  einem  regelmäßigen  Exekutionsmittel  hat  sich  znerst  im  Oebiete 
des  sachsischen  Rechts  für  den  Fall,  daß  der  Verurteilte  bereit  war,  das 
UrteilserfüUungsversprechen  abzulegen,  dies  aber  wegen  Mangels  an  Bürgen 
nicht  vermochte,  vollzogen '^  Die  Fronung  war  zunächst  eine  provisorische 
Beschlagnahme  des  gesamten  innerhalb  der  Ora&chaft  befindlichen  Ver- 
mögens, wobei  der  Schuldner  aus  dem  Besitze  gewiesen,  ihm  aber  binnen 
Jahr  und  Tag  die  Lösung  vorbehalten  wurde.  Das  Wahrzeichen  des  auf 
ein  Grundstück  gelegten  Bannes  war  ein  auf  demselben  aufgestecktes 
Kreuz  oder  ein  Handschuh  oder  Strohwisch  {wiffoy  mhd.  schouby^.  Unter- 
ließ Schuldner  die  Lösung,  so  trat  nach  Ablauf  der  Lösungsfrist  end- 
giltige  Konfiskation  ein;  zunächst  wurde  der  Gläubiger  aus  dem  Mobiliar- 
und,  soweit  dies  nicht  ausreichte,  aus  dem  Immobiliarvermögen  durch 
Übereignung  befriedigt;  was  übrig  blieb,  wurde  Eigentum  des  Königs  ^^. 
Reichte  das  pfandbare  Vermögen  des  Beklagten  nicht  aus,  so  verfiel 
er  ursprünglich  in  Friedlosigkeit;  als  ein  Rest  davon  erscheint  die  Preis- 
gabe des  bußpflichtigen,  zahlungsunfähigen  Missethäters  in  die  Hände  des 
Klägers®^,  an  deren  Stelle  im  Laufe  der  Zeit  mehr  und  mehr  die  exekutive 
Schuldhaft  bezw.  Schuldknechtschaft  getreten  ist®'. 

biUarprozeß  231  ff.  Von  der  missio  in  bannum  durchaus  verschieden  war  die  den 
Glftnbigem  wohl  nach  römischem  Vorbilde  gewährte  missio  in  bona  in  Liutpr.  57. 
Vgl.  V.  Bethmann-Hollweo  1,  393.     Sohm,  R-  u.  Ger.-Verf.  136. 

'*  Cap.  de  part  Sax.  27  (Boretius  1,  70):  Si  quis  hämo  fideiussorem  invenire 
tum  potuerit^  res  iUius  in  forbanno  mittantur,  usqtte  dum  fideiussorem  praesenteL 
Si  vero  supra  bannum  in  domum  suam  intrare  praesumpserit,  aut  solidos  decem  aut 
unum  bovem  pro  emendaüone  ipsius  banni  conponat,  et  insuper  unde  debitor  ex- 
sHHt  persolvat    Über  „Vorbann"  vgl.  8.  338.  371. 

"  Vgl.  ScHBÖDBB,  Weichbild  (Eist  Aufsätze  für  Wattz)  319.  321  f.;  Die 
Stellung  der  Rolandssäulen  i.  d.  Rechtsgeschichte  (bei  B^binguier,  Die  Rolande 
Deutschlands,  1890)  31  ff.   Brunneb  2,  459.    v.  Meibom,  a.a.O.  100.    v.  Amira«  171. 

^  Vgl.  Cap.  ad.  leg.  Rib.  v.  803,  c.  6  (Boretius  1,  118).  Cap.  legi  add.  von 
816  (ebd.  268  c.  5),  von  818/19  c.  11  (ebd.  283).  Cap.  Olonn.  v.  825,  c.  5  (ebd. 
330).  Die  Übereignung  gefronter  Grundstücke  an  den  Kläger  erforderte,  weil  sie 
durch  die  Konfiskation  Eigentum  des  Königs  geworden  .waren,  ein  praeceptnm  regis 
(S.  210).  Vgl.  Bbunneb  2.  74,  n.  41.  460.  Bei  rechtzeitiger  Lösung  durch  den 
Schuldner  erfolgte  die  Aufhebung  des  Bannes  durch  den  Richter  (foras  hcmnum 
mittere,)  Vgl.  Brunner  2,  459,  n.  18.  Fickeb,  a.  a.  0.  1,  33.  Lib.  Pap.  Ludov. 
Pii.  c.  16,  form.  (MG.  Leg.  4,  531):  Et  posi  comes  diciU  ^^per  istum  fustetn  et  isium 
wantum  toüo  omnes  res  eius  de  banno'^, 

"  Vgl.  S.  79.  L.  Sal.  58.  Ed.  Chilp.  8.  (Boretius  1,  10).  L.  Burg.  12,  3. 
Roth.  253.  Liutpr.  20.  Bbunner  2,  477  f.;  Abspaltungen  der  Friedlosigkeit  92  ff. 
Glasson  3,  420.    EsMBiN,  J^tudes  154  f. 

"•  Vgl.  S.  266.  L.  Burg.  19,  9.  L.  Bai.  1,  10.  2,  1.  9,  4,  19.  L.  Wis.  5,  6 
c.  5.  6,  4  c.  2.  7,  1  c.  5.  Liutpr.  63.  80.  121.  152.  Aist.  22.  Aregis.  6.  Ficker, 
Forschungen  4,  Nr.  18  (auch  Cod.  dipl.  Cav.  1,  Nr.  106).  Brunner  2,  479  f.;  Ab- 
spaltungen 94 f.  97.  BETHMANN-HoLLWEa  1,  247.  393.  518.  2,  176.  Waitz  2,  1  S. 
246.  4,  520.  Korn,  De  obnoxatione  et  wadio,  Breslau  1863.  Eshein,  a.  a.  0.  155  f. 
LöNiNO,  Verü-agsbruch  193  ff.  Grimm,  RA.  613  ff.  Wilda,  Strafr.  515  f.  v.  Amiba, 
Grundriß*  171;  Obl.-R.  1,  126  ff.  480.  2,  155  ff.;  Vollstr.  262  ff.  K.  Maubbb,  Schuld- 
R.  Sohbödbr,  Deutsche  Recbtsgeschlchte.    3.  Aufl.  24 
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3.  Das  Ungehorsamsverfahren ®^  War  der  Beklagte  trotz  ge- 
höriger Ladung  ausgeblieben,  ohne  sich  durch  einen  Boten  wegen  echter 
Not  zu  entschuldigen^*,  so  erhob  der  Kläger  den  Ungehorsamsprotest 
{sobadia),  an  dessen  Stelle  seit  Einführung  der  richterlichen  Ladung  wohl 
der  öffentliche  Aufruf  im  Gericht  getreten  ist®^  Der  Ausgebliebene  wurde 
in  die  ProzeBbuße  (bei  den  Franken  in  die  größere  von  16  Sol.)  verfUlt 
und  mußte  noch  zweimal,  nach  altsalischem  Rechte  drei-,  nach  ribuah- 
schem  sechsmal,  geladen  werden  ^^;  das  Verfahren  war  nach  jeder  Ladung 
das  gleiche.  Leistete  Beklagter  auch  der  letzten  Ladung  keine  Folge,  so 
verfiel  er  als  Bechtsverweigerer  dem  Ungehorsamsverfahren. 

Als  Rechtsverweigerer  galt  der  Beklagte  auch,  wenn  er  nach  dem 
Urteil  weder  erfüllte,  noch  das  UrteilserfüUungsversprechen  ablegte.  Auch 
hier  bedurfte  es  einer  mehrmaligen  (nach  salischem  Rechte  zweimaligen) 
rechtsformlichen  Aufforderung  mit  Fristsetzung  und  Ungehorsamsprotest  ^^ 

Das  Ungehorsamsverfahren  bestand  nach  der  Lex  Salica  noch  in  alt- 
germanischer Weise,  ohne  Unterscheidung  der  Sachen,  ausschließlich  in 
der  Ächtung.  Der  Rechtsverweigerer  wurde  vom  Klager  vor  das  Gericht 
des  Königs  manniert  und  von  diesem,  nachdem  auch  hier  sein  Ausbleiben 
durch  Ungehorsamsprotest  festgestellt  worden  war,  feierlich  in  die  Acht 
gethan  ^^.  Die  Verhängung  der  Acht  blieb  auch  weiterhin  ein  ausschließliches 
Recht  des  Königs ^^,  aber  sie  beschränkte  sich  auf  die  peinlichen  Sachen, 
die  mit  Tod  oder  Verstümmelung,  mit  oder  ohne  Lösungsbefugnis,  bestraft 

knecbtschaft  nach  altnord.  Rechte,  Münch.  SB.  1874.  Schmid,  Ges.  d.  Augeis.  657. 
KoHLEB,  Shakespeare  20  ff. 

*'  Vgl.  Brunneb  2,  461  ff.  Siegel  73  ff.  Bethmann-Hollweo  1,  518  ff.  2, 
176  ff.  SoHM,  Prozeß  155  ff.  180  ff.  200  ff.  216  ff.;  Geistl.  Gerichtsbarkeit,  Zeitechr. 
f.  KR.  9,  229;  R.-  u.  Ger.- Verf.  120,  n.  59.  Waitz  4,  516  ff.;  Das  alte  Recht 
183  f.  FicKER,  Forschungen  1,  29  ff.  Gaüoenzi,  a.  a.  0.  141  ff.  Schmidt,  Echte 
Not  152  f. 

8*  Vgl.  S.  83.  Schmidt,  a.  a.  0.  19  ff.  120  ff.  130.  Beunneä  2,  835 f.  Als 
echte  Not  galt  Königsdienst  und  Krankheit,  nach  fränkischem  Recht  auch  Feuer 
oder  Todesfall  im  Hause  des  Geladenen,  nach  westgotischem  Recht  auch  Abwesen- 
heit zur  Zeit  der  Ladung.  Vgl.  L.  Sal.  1,  4.  Erstes  sal.  Kapit  c.  1.  Westg. 
Fragm.  5.  Ober  die  sprachliche  Bedeutung  von  sunnts  {sonta,  esawliumy  afi-z. 
essoiney  essoigne,  an.  syn)  vgl.  Dibz,  WB.  1,  s.  v.  sogna.  Grimm,  RA.  847  f.;  KI. 
Schriften  5,  289  f.     Schmidt,  a.  a.  0.  8  ff.    Brünneb  2,  335,  n.  21. 

**  Vgl.  S.  44.  83.    Brunner  2,  336.  339. 

^  Nach  fränkischem  Recht  mit  Ladungsfristen  von  7,  14,  40  oder  42,  unter 
Umständen  auch  von  21  und  80  oder  84  Nächten.    Vgl  Brunner  2,  335.  337.  339. 

"  Vgl.  2.  sal  Kap.  c.  8.  L.  Sal.  56,  1:  Si  quis  ad  maÜum  venire  contemp- 
serit  aut  quod  ei  a  rachineburgiis  fuerit  iudicaium  adimplere  dietulerit,  n  nee  de 
eomposiüone  nee  ineo  nee  de  tUla  legem  fidem  facere  vohterit,  tune  ad  regis  prae- 
sentia  ipso  manire  debet 

^  Vgl.  S.  79.  L.  Sal.  56,  2.  Zweites  sal.  Kap.  c  8.  Wenn  der  Beklagte 
der  Ladung  vor  den  König  Folge  leistete,  so  hatte  das  Ungehorsamsverfiahren  keinen 
Fortgang.  Es  blieb  wohl  dem  Könige  überlassen,  ob  er  in  diesem  Falle  die 
Sache  zu  eigener  Entscheidung  nehmen  oder  an  das  zuständige  Gericht  zurück- 
verweisen wollte. 

8«  Vgl.  S.  112.  116.    Brunneb  2,  466. 
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wurden.  Die  Wirkung  der  Acht  bestand  in  voller  Friedlosigkeit  der 
Person  und  der  Konfiskation  ihres  Vermögens,  aber  sie  war  sühnbar,  in- 
dem es  dem  Geächteten  gestattet  war,  sich  durch  freiwillige  ünterwerlPung 
unter  die  Strafe  und  durch  volle  Befriedigung  des  Klägers  aus  der  Acht  zu 
ziehen®^.  Erst  die  karolingische  Zeit  kannte  eine  provisorische  Acht 
(„Vorbann'*),  welche  auch  von  den  Grafen  verkündigt  werden  konnte,  den 
davon  Betroffenen  aber  nicht  vollkommen'  friedlos  machte ®^  In  nicht- 
peinlichen Sachen,  wo  es  sich  nur  um  eine  dem  Beklagten  aufzuerlegende 
Leistung  handelte,  mit  Einschluß  der  Bußesachen,  ließ  das  fränkische 
Recht  seit  der  zweiten  Hälfte  des  sechsten  Jahrhunderts  auch  im  Unge- 
horsamsverfahren die  Verurteilung  und  daraufhin  gerichtliche  Pßndung 
zu,  aber  mit  der  Befugnis  des  Beklagten,  sich  der  Pfändung  zu  erwehren 
und  dadurch  die  Sache  zur  Entscheidung  an  das  Königsgericht  zu  ziehen  ^\ 
V  Die  karolingische  Gesetzgebung  fährte  dafür  die  Fronung  ein,  welche  in 
Anwendung  auf  das  Ungehorsamsverfahren  schon  im  achten  Jahrhundert 
zu  voller  Ausbildung  gelangte®'. 

Ein  Ungehorsamsverfahren  gegen  den  Beklagten,  der  sich  durch 
Streitgedinge  zum  Erscheinen  verpflichtet  hatte,  gab  es  nicht,  weil  sein 
Ausbleiben  in  diesem  Falle  ihn  sachfallig  machte  und  seine  Verurteilung 
zur  Folge  hatte®*  Versäumte  eine  Partei  die  durch  Urteilserfüllungs- 
vertrag festgesetzte  Beweisverhandlung,  so  wurde  der  ausgebliebene  Be- 
weisführer beweisfällig;  blieb  der  Gegner  aus,  so  galt  der  Beweis  als  ge- 
führt. Ein  Ungehorsamsverfahren  gegen  den  Kläger  gab  es  nicht;  sein 
Ausbleiben  hatte  nur  die  Wirkung,  daß  er,  wie  bei  ungesetzlicher  mannitio, 
in  die  Prozeßbuße  verfiel,  seine  Ladung  aber  hinföUig  wurde  ®^ 

4.  Das  Verfahren  bei  handhafter  That®*.  Wer  einen  Misse- 
thäter  auf  handhaft^er  That  ertappte  oder  verfolgte,  hatte  das  Geraft  zu 

^  Vgl.  S.  338.  Zweites  aal.  Kap.  c.  8:  iwtc  rex,  ad  qttem  manniius  est,  eum 
exira  sermonem  suum  pofiaty  tunc  ipse  eulpabilis  et  amnes  res  erunt  atias,  et  qui 
eum  paverit  aut  ho^pitaiem  eollegerit,  etiam  axor  sua  propi-ia,  solidos  15  culpabitis 
tudiceiidTf  donee  omniny  quae  ei  legibus  inptUentur,  cmiponat.  Aus  der  Analogie 
der  missio  in  bannum  und  des  mittelalterltchen  Bechtes  läßt  sich  vermuten,  daß 
die  Ijösang  aus  der  Acht  auf  die  Dauer  von  Jahr  und  Tag  beschränkt  war.  Vgl. 
Bbünnbb  2,  464. 

»'  Vgl.  S.  338.     Brunkbr  2,  465. 

•«  Vgl.  Ed.  Chilp.  c.  8  (Borbtius  1,  9.  Beerend,  Lex  Salica«  154,  c.  7). 
L.  Rib.  82,  3  f.  (Entscheidung  durch  gerichtlichen  Zweikampf  im  Königsgericht). 
Greg.  Tut.,  hist.  Franc.  4,  46.  Sohm,  Prozeß  198  ff.;  ZRG.  5,  408  f.;  R.-  u.  Ger.- 
Verf.  122,  n.  66.  Brunnbii  2,  466.  462;  Gerichtszeugnis  165.  Bbthmann-Hollwbg 
1,  521  f.    CoHN,  Justizverweigenmg  74. 

»*  Vgl  S.  369.  Das  Cap.  ad.  leg.  Rib.  6  (Bobbtiüs  1,  118)  ließ  die  Fronung 
schon  nach  der  vierten  Ladung  eintreten,  während  L.  Rib.  32,  3  im  ganzen  sieben 
Ladungen  voraussetzte.  Damit  war  die  volksrechtliche  Pföndung  zu  Gunsten  der 
missio  in  bannum  beseitigt 

»*  Vgl.  Brunnbr  2,  461.  •*  Vgl.  ebd.  2,  335. 

«»  Vgl.  S.  87.  Brüiwer  2,  481  ff.;  Abspaltungen  76  ff.  Siegel  78  ff.  Sohm, 
Prozeß   134  ff.     Thomissen,    a.    a.  0.  414  ff.     v.  Amira*  162.     Glassom   3,   496  ff. 

24* 
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schreien,  das  jeden,  der  es  hörte,  zur  Nacheile  verpflichtete.  Als  fried- 
loser Mann  konnte  der  Ergriffene  ursprünglich  auf  der  Stelle  bußelos  ge- 
tötet werden.  Für  bestimmte  Fälle  wurde  dies  auch  in  der  fränkischen 
Zeit  noch  gestattet®^,  im  allgemeinen  aber  war  die  Vorführung  des  ge- 
bundenen Missethät^rs  vor  den  Richter  zum  Zwecke  summarischer  Ab- 
urteilung, die  auch  in  einem  Notgerichte  geschehen  konnte,  vorgeschrieben. 
Es  bedurfte  weder  einer  Ladung,  noch  einer  förmlichen  Klage.  Die 
Überführung  erfolgte  durch  Eid  desjenigen,  der  die  Verhaftung  bewirkt 
hatte  (auch  wenn  er  nicht  der  Verletzte  war),  mit  einer  gewissen  Zahl 
der  Schreimannen  als  Eideshelfer  (Anm.  36).  War  der  Bichter  selbst 
bei  der  Festnahme  gewesen  oder  war  die  Sache  notorisch,  so  bedurfte 
es  keiner  Überführung.  Das  Urteil  lautete  stets,  ohne  Rücksicht  auf  die 
sonstige  Strafwürdigkeit  der  Missethat,  auf  den  Tod  mit  oder  ohne  Lösung 
des  Halses. 

5.  Das  Verfahren  mit  Anfang  (Dritthandverfahren)*®.  Wurde 
eine  Sache  dieblich  entwendet,  so  hatte,  unabhängig  von  der  Diebstahls- 
klage, der  Bestohlene  das  Recht  der  Spurfolge  {vestigU  minatio)  und  die 
Befugnis,  Hand  an  die  Sache  zu  legen  (ahd.  hantalön)^  wo  immer  er  sie 
fand**.    Als  Bestohlener  galt  derjenige,  aus  dessen  Gewahrsam  die  Sache 

K.  Mauser,  Beweisverfahren  83S.  Esmein,  Histoire  de  la  proc^dnre  criminelle  en 
France  (1882)  S.  49.  •'  Vgl.  S.  837,  n.  18. 

«  Vgl.  S.  270.    L.  Sal.  87.  48.    Erstes  sal.  Kap.  c.   1.    L.  Rib.  83.  47.  72. 

Roth.   231  f.    Lib.  Pap.  Roth.  281  f.    Ottonis  L  c.  7  (MG.  Leg.  4,  857  f.   578  f.). 

Hloth.  u.  Eadr.  7.  16.    Ine  25.  47.  53.  75.    Aethelstan  2,  9.    Aethelred  2,  8  f.    Knut 

2,   28  f.     Wilhelm    1,  21.    Brunneb    2,  495  flF.     v.  Amira,    Grundr.«  180;    Vollstr. 

208  ff.;  Ohl.-R.  1,  559.    Waitz,  Das  alte  Recht  156  ff.    Grimm,  RA.  588  ff.    Sohm, 

Prozeß  55  ff.   195;  B.-  u.  Ger.-Verf.  301  f.;  ZRG.  5,  449  f.    v.  Bethmann-Hollwbq 

1,   14  f.   40  ff.   234  f.  385  f.   479  ff.   2,   129  f.     Siegel  42  ff.   86  ff.  252  ff.     Thomssbn, 

Organisation  531  ff.    Gaüdenzi,  Antica  procedura  19  ff.    Lauqhlin,  Essays  in  anglos. 

law  205  ff.    Sgumid,  Ges.  d.  Angels.  526.  660  f.    Glasson  3,  396  ff.    London,  Die 

Anefangsklage,    1886.    Jobb^-Duyal,   J^tude   historique   sur   la   revendication  des 

meubles,  N.  Rev.   1880,  S.  463  ff.  585  ff.    Kuhns,    De  intertiatione ,  Berlin  1855. 

Hermann,  Grundelemente  d.  altgerman.  Mobiliarvindikation,  1886  (Gierke,  Unters. 

20).    Del  Vegghio,  Rivendicazione  dei  beul  mobili,  1878.    Nissl,  Gerichtsstand  des 

Klerus   187  f.    Zöpfl,  Die  euua  Chamavorum  73  ff.    Fockbma-Andreae,  Rechtsge- 

leerd  Magazijn  1888,  S.  507,  n.  1.    Löning,  Vertragsbruch  108  ff.    Dahn,  Studien 

92  f.  257  f.     Zorn,   Beweisverfahren  58  ff.     Kern,   Entwickelung   des  Grundsatzes 

Hand  muß  Hand  wahren,  Breslau  1881.    Budde,  De  vindicatione  rer.  mobil.  Genn., 

Bonn  1837,  S.  39  ff.    Frdin,  De  anfang  en  de  suchte  klage  umme  varende  have, 

1871.    Heüsler,  Beschr.  d.  Eigentumsverfolgung  bei  Fahrhabe  (Festschrift  fdr  Ho- 

meyer,  1871);  Gewere  487  ff.;  Instit.  2,  6  f.   209  ff.     Albrbcht,  Gewere  81  ff'.;   De 

probationibus  2,  4  ff.    Bruns,  Recht  des  Besitzes  285  ff*.  311  ff.    Laband,  Vermögens- 

rechtl.  Klagen  106  ff.    Delbrück,  Dingliche  Klage  312  ff.    Planck«   Das  deutsche 

Gerichtsverfahren  im  Mittelalter  1,  824  ff.     Homeybr,  Richtsteig  Landrechts  439  ff. 

Telting,  Themis  1872,  Nr.  4  (SA.  11  ff.).  1873  Nr.  2  (SA.  45  ff.).    Pranken,  Gesch. 

d.   franz.   Pfandrechts  270  ff.    Reyscher,  ZDR.  5,   198  ff.     Heise  u.  Cropp,  Jurist 

Abb.  2,  285  ff. 

^  Vgl.  Syn.  Niuh.  13  (MG.  Leg.  3,  467).   Grimm,  DWB.  4,  2,  Sp.  368.  Sohmeller, 
Bayer.  WB«  1,  1125. 
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entfernt  worden  war,  bei  der  Entwendung  einer  anvertrauten  Sache  also 
nicht  der  Eigentümer,  sondern  der  Vertrauensmann  als  ,, wahrende  Hand''' 
d.  h.  als  der  dem  Eigentümer  zur  WiederVerschaffung  oder  zum  Ersätze 
der  Sache  Verpflichtete^®^.  Die  Quellen  gedenken  unseres  Verfahrens  nur 
bei  dem  Diebstahl,  zweifellos  galt  aber  dasselbe  bei  Raub  (S.  351),  wahr- 
scheinlich auch  bei  Fundunterschlagung  ^®l  Als  regelmäßige  Gegenstände 
werden  nur  Sklaven  und  Vieh  angeführt,  offenbar  weil  bei  ihnen  die 
Identität  leicht  festzustellen  war;  leblose  Gegenstände  kamen  nur  in  Be- 
tracht, wenn  sie  mit  der  Marke  des  Eigentümers  gezeichnet  waren  ^^^ 
Zur  Verfolgung  der  Sache  stand  dem  Bestohlenen,  unterstützt  von  der 
Schar  {trustis)  der  auf  das  Gerüft  herbeigeeilten  Schreimannen,  das  Recht 
der  Haussuchung  [hüssuocha,  selisuochay  an.  rannsokn)  zu.  Sie  wurde 
in  altertümlichen,  offenbar  noch  alt-arischen  Formen  vollzogen  und  durfte 
von  dem  Hausherrn,  bei  Strafe  des  Diebstahls,  nicht  behindert  werden; 
blieb  sie  erfolglos,  so  hatte  der  Veranstalter  dem  Hausherrn  eine  Buße 
zu  zahlen*®'.  Wurde  die  Sache  auf  der  Spurfolge  binnen  drei  Tagen  ge- 
funden, so  war  der  Verfolger,  da  sein  Besitzverlust  und  die  Identität  der 
Sache  genügend  bescheinigt  war,  ohne  weiteres  berechtigt,  die  Sache 
wieder  an  sich  zu  nehmen,  doch  hatte  er  dem  bisherigen  Inhaber,  wenn 
von  diesem  eigene  Ansprüche  auf  die  Sache  erhoben  wurden,  zuvor  eine 
prozessualische  Kaution  zu  stellen,  indem  er  sich  ihm  durch  die  Hand  eines 
Wettbürgen  zur  rechtlichen  Vertretung  seines  Anspruches  verpflichtete*®*. 

100  Ygi  g  343  Q  ^^f  ^[qqq  Verpflichtung  bezog  sich  das  bekannte  Eechtssprich 
wort,  das  in  altfriesischer  Form  Hond  seel  hond  tcera  lautete.  Vgl.  v.  Richthofbn. 
Altfries.  WB.  1186.  Kraut,  Grundriß«  §  82,  Nr.  85.  39-41.  Telting,  Themis  1873, 
Nr.  2  (SA.  68  f.).  Mauber,  Kr.  VJSchr.  10,268.  v.Amira,  Obl.-R.  1,  655  f.  Stobbe^ 
Gesch.  d.  deutsch.  Vertragsrechts  217  f.  225.  227  f.  235  ff.  A.  B.  Schmidt,  Grund 
Sätze  über  den  Schadensersatz  in  den  Volksrechten  (Gibrke,  Unters.  18)  S.  24  ff. 
Hbusleb,  Inst.  2,  212  f.  268  ff.  Ed.  Eur.  280  (L.  Wis.  5,  5  c.  3).  L.  Bai.  15,  1- 
Liutpr.  131.  Eine  Ausnahme  zu  Gunsten  von  Kirchen,  in  welchen  fremde  Sachen 
aufbewahrt  wurden,  scheint  L.  Alam.  5  angedeutet  zu  sein. 

"»  Vgl.  L.  Rib.  75.  L.  Alam.  84.  L.  Bai.  2,  12.  L.  Fris.  add.  7.  Roth. 
260.  262.  848.    L.  Wis.  8,  5  c.  6.    Wilda,  Strafr.  918  f. 

"•  Vgl.  S.  14.  Bbuiwbb  2,  500.  HoMEYKB,  Haus-  u.  Hofinarken  8  f.  L.  Rib. 
72,  9. 

*••  Vgl.  Grimm,  RA.  639  ff.  Telting,  Themis  1873,  Nr.  2  (SA.  58  ff.).  Wilda, 
Strafr.  903  f.  v.  Amira,  VoUstr.  309;  Zweck  u.  Mittel  54.  Brünnbr  2,  496.  L.  Rib. 
47,  2  f.  Erstes  sal.  Kap.  c.  1.  Pact  Alam.  5,  3.  L.  Burg.  16,  1.  L.  Rom.  Burg. 
12,  1.    L.  Bai.  11,  2  ff.     Syn.  Niuh.  12  (MG.  Leg.  3,  466). 

"*  Vgl.  L.  Rib.  47,  1.  Erst  Brunner  2,  497,  n.  16,  hat  gezeigt,  wie  die  viel- 
bestrittenen Worte  der  L.  Sal.  87  res  suas  per  tercia  manu  agrwtnire  dehet  damit 
in  Einklang  zu  bringen  sind.  Vgl.  S.  291,  Anm.  135.  Man  nahm  an,  daß  dem 
Inhaber,  wenn  er  die  Sache  von  einem  Dritten  erworben  hatte,  mindestens  eine 
Fahrlässigkeit  zur  Last  falle.  Vgl.  L.  Wis.  7,  2  c.  8.  L.  Bai.  9,  13.  Liutpr.  79. 
Cap.  miss.  v.  803—813,  c.  3  (IB^retius  1,  157).  Hloth.  u.  Eadric.  16.  Ine  25. 
Älfr.  u.  Guthrum  4.  Eadweard  1,  1.  Äthelstan  2,  10,  12.  6,  10.  Eadgar  1,  4.  4, 
2  c.  6—11.  Äthelred  1,  3.  3,  5.  Eadmund  3,  5.  Knut  2,  23.  24,  3.  Wilhelm  1, 
45.  Ob  gegen  den  bisherigen  Inhaber  der  Sache  noch  die  Diebstahlsklago  zu  er- 
heben war,  richtete  sich  nach  den  Umständen. 
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Ein  besonderes  Rechtsverfahren  griff  erst  platz,  wenn  die  Sache  nach 
Aufgebung  der  Spurfolge  oder  nach  Ablauf  von  drei  Tagen  seit  ihrem 
Verluste  aufgefunden  wurde  und  der  Besitzer  auf  die  Aufforderung  des 
die  Hand  an  die  Sache  legenden  Bestohlenen,  sich  zu  verantworten,  seinen 
Erwerbsgrund  angegeben  hatte.  In  diesem  Falle  hatten  beide  Teile,  in- 
dem sie  die  linke  Hand  an  die  Sache  legten,  einen  Yoreid  zu  leisten, 
Kläger  dahin,  daß  er  sich  so  zu  der  Sache  ziehe,  wie  sie  aus  seiner  Ge- 
were  gekommen  sei,  und  Beklagter,  daß  er  sich  auf  seinen  rechten  Ge- 
währsmann ziehe  oder  die  Sache  in  der  behaupteten  Weise  erworben 
habe  ^^*.  Durch  Wettvertrag  verpflichtete  sich  sodann  der  Beklagte,  binnen 
bestimmter  Frist  seinen  Beweis  zu  führen,  der  Kläger,  die  Sache  zu  ver- 
folgen und  jenen  Beweis  anzunehmen**^®.  Von  der  Handanlegung  wurde 
das  Verfahren  als  „Anfang**,  von  der  darin  liegenden  Diebstahlsbeschuldigung 
gegen  einen  Dritten  (den  Gewährsmann  des  Besitzers)  als  „Dritthandver- 
fahren" {intertiatio)  bezeichnet*®^.  Handelte  es  sich  um  Stellung  des  Ge- 
währsmannes (fordro,  mlat  warens,  waranius,  afrs.  warendj  werand, 
mhd.  gewer)  ^  so  war  die  Frist  je  nach  der  Entfernung  desselben  vom 
Beschlagnahmeorte  eine  verschiedene  *<>^.  In  der  Regel  mußte  der  Gewährs- 
mann am  Gericht  des  Beklagten  gestellt  werden  *®®,  nur  bei  den  Lango- 
barden und  Sachsen,  anfangs,  wie  es  scheint,  auch  bei  den  Angelsachsen, 
hatte  der  Kläger  dem  Beklagten  zu  seinem  Vordermanne  zu  folgen"®. 


*o*  Vgl.  L.  Sal.  37.  L.  Rib.  33,  1.  Aethelst  2,  9.  VO.,  betr.  die  Dunseten, 
c.  8  (ScHMiD,  a.  a.  0.  362).  Angelsächs.  Eidesformeln  2  u.  3  (ebd.  404.  406).  Lib. 
Pap.  Roth.  232,  expos.  §§  5  u.  7  (MG.  Leg.  4,  358  f.).  Ottonis  I.  c.  7,  expos.  §§  1  f. 
(ebd.  4,  578  f.).     Syn.  Niuhing.  6  (ebd.  8,  465). 

»0«  Vgl.  L.  Burg.  83,  1.  Aethelr.  2,  8  pr.  9,  1.  Wilhelm  1,  21  pr.,  §  2.  Lib. 
Pap.  Roth.  231,  form.:  Da  wadiam  de  atictore.  Ober  den  Beweis  ursprünglichen 
Erwerbes  seitens  des  Besitzers  vgl.  2.  sal.  Kap.  c.  1.  Aethelstan  2,  9.  Aethelr. 
2,  9  c.  4.  Wilhelm  1,  21  c.  2.  Angels.  Eidesformel  8  (Schmid  406).  Lib.  Pap. 
Roth.  232,  expos.  §  6  (a.  a.  0.  4,  359). 

*<*'  Vgl.  Glosse  der  Lex  Ribuaria,  MG.  Leg.  5,  277:  anafangeda  itUerciavtt. 
Die  ursprüngliche  Bedeutung  von  „anfangen^'  (==  anfahen)  ist:  anfassen,  ergreifen. 
In  der  Wissenschaft  hat  man  sich  ohne  Grund  gewöhnt,  die  Klage  mit  „Anfiang^* 
dem  Sachsenspiegel  zu  Liebe  als  Anefang  zu  bezeichnen.  Angelsächsisch  entsprach 
atfön  und  beßn  (vgl.  Schmid,  Ges.  d.  Angels.  526).  Da  auch  einzelne  Nachlaß- 
grundstücke seitens  des  Erben  durch  Handanlegung  in  Anspruch  genommen  zu 
werden  pflegten,  so  wurde  hier  ebenfalls  von  Anfang  gesprochen.  Vgl.  Bebremd, 
Anefang  und  Erbengewere,  1885.  Die  Bezeichnung  intertiare  (afrz.  entercier%  in 
einer  alten  Glosse  mit  dritte  hanton  wiedergegeben  (Steinkbyer  u.  Sievers  2,  732), 
ist  nicht  mit  der  1.  Aufl.  349  auf  eine  Hinterlegung  des  Streitgegenstandes  bei 
einem  Dritten,  sondern  mit  Brunner  2,  498 f.  darauf  zu  beziehen,  daß  die  Klage 
nicht  sowohl  gegen  den  zeitweiligen  Besitzer,  als  vielmehr  gegen  dessen  erst  zu 
ermittelnden  äußersten  Vormann,  als  den  wahrscheinlichen  Dieb,  gerichtet  war. 
Über  das  rätselhafte  filtortus  vgl.  Brunner  2,  508. 

*^»  Vgl.  L.  Sal.  47,  1  f.     L.  Rib.  33,  1  f.     Äthelred  2,  8  c  1,  c.  3. 

»«»  Vgl.  L.  Sal.  47,  1  f.     L.  Rib.  33,  1.    Äthelred  2,  8  pr.,  c.  3. 

"°  Nach  Hloth.  u.  Eadr.  7.  16  war  der  Gewährsmann  vor  dem  Königsgericht 
zu  stellen.  Später  galt  dann  im  angelsächsischen  Rechte  die  Regel,  daß  die  drei 
ersten  Gewährsmänner  an  dem  Gerichte  des  Beklagten  erschienen,  allen  weiteren 
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Bekannte  sich  der  Vordermann  zn  der  Gewährsohaft,  so  hatte  er  dem 
bisherigen  Beklagten  gegen  Aushändigung  der  Sache  den  von  diesem 
empfangenen  Preis  zurückzugeben,  worauf  sich  die  Klage  ganz  in  der 
bisherigen  Weise  gegen  ihn  wandte  ^^^  Und  so  ging  der  Zug  mit  der 
Sache  weiter  Ton  einem  zum  anderen,  bis  man  den  Dieb  erreichte  oder 
zu  einem  Oewährsmanne  kam,  der  originären  Erwerb  nachwies  und  damit 
die  Zurückweisung  des  Klägers  herbeiführte  ^^K  Wenn  der  vom  Beklagten 
bezeichnete  Gewährsmann  oder  der  von  diesem  angerufene  weitere  Vor- 
mann^^'  sich  nicht  zu  der  Gewährschaft  bekannte,  so  kam  es  zwischen 
beiden  zu  einem  Zwischenverfahren,  das  ursprünglich  auch  durch  Zeugen, 
nach  jüngerem  Hechte  nur  durch  Gottesurteil  (Zweikampf  oder  Kreuz- 
probe) entschieden  werden  konnte"*.  Wenn  der  Beklagte  oder  sein  Ge- 
währsmann seinen  Yormann  nicht  zu  nennen  wußte  oder  derselbe  ausblieb, 
jener  aber  durch  Reinigungseid  seine  persönliche  Unschuld  zu  beweisen 
vermochte,  so  muBte  er  die  Sache  an  den  Kläger  zurückgeben,  war  aber 
Ton  der  Anschuldigung  des  Diebstahls  frei"^  Wurde  die  Behauptung 
des  Klägers,  daß  die  Sache  bei  ihm  gestohlen  worden  sei,  durch  den 
Beklagten  oder  seinen  Gewährsmann  widerlegt,  so  verfiel  der  Kläger  als 
falscher  Ankläger  in  eine  Buße,  nach  einigen  Rechten  sogar  in  die  Strafe 
des  Diebstahls  ^i*. 


Gewährsmännern  dagegen  gefolgt  werden  mußte,  bis  letzteres  von  Athelred  2,  9 
pr.  au%ehoben  wurde.  Über  die  Langobarden  vgl.  Roth.  281  und  Lib.  Pap.  Roth. 
282,  form.  (a.  a.  0.  4,  858),  über  die  Sachsen  Laband,  a.  a.  0.  126  f. 

"»  Vgl.  Anm.  127.  Lib.  Pap.  Roth.  281,  Glosse  (a.  a.  0.  857):  Si  actio  in  rem 
fuerit  etpossidens  auetorem  habuerity  non  eoDercetur  ea  aetio  contra  ienentem,  sed  pooius 

contra  auetorem; quia  Longobardtts  semper  dat  auetorem  et  numqjfiam 

stat  hco  auctoris,  at  Romanus  semper  stat  loeo  auctoris  et  numquam  auetorem  dat. 

"«  Vgl.  Lib.  Pap.  Roth.  282,  form.  (a.  a.  0  358).    L.  Bai.  16,  11,  U.    Ead- 

weard  1,  1  c.  1.    L.  Rib.  72,  1:  et  sie  per  ipsa  retorta semper  de 

manu  in  manu  ambtdare  debit,  usque  dum  ad  ea  manu  venit,  qui  eum  inlicito 
ordine  vindedit  vel  furaverit, 

'^'  Die  BeschiänkuDg  auf  eine  begrenzte  Zahl  von  Gewähramännem  (Brünner, 
2,  502  f.)  war  dem  fränkischen  Rechte  unbekannt  und  scheint  überhaupt  jüngeren 
Ursprungs  zu  sein.  Die  Gewährsmänner  konnten  alle  zu  demselben  Tage  geladen 
werden  (L.  Rib.  72,  1),  eine  Verpflichtung  des  Bekl^en  in  dieser  Richtimg  be- 
stand aber  nur  nach  L.  Sal.  47.  Vgl.  BsüimEB  1,  297.  2,  508  f.  HEBMAim,  a.  a. 
0.  61  n. 

"*  Vgl.  Cap.  ad.  leg.  Rib.  v.  803,  c.  7.  Lib.  Pap.  Roth.  282,  form.  (a.  a.  0. 
358).  LoEBSCH  u.  Schröder*  Nr.  98.  Brükiter  2,  506.  Wem  Bruch  an  seinem 
Gewährsmanne  wurde,  galt  als  der  Dieb.    VgL  L.  Kib.  38,  3.    Äthelr.  2,  9  c.  8. 

"»  VgL  L.  Sal.  47,  2.  L.  Rib.  88,  2,  4.  Ine  25,  1.  58.  Eadweard  1,  1  c.  2. 
Wilhelm  1,  21  c.  1.  Zweites  sal.  Kap.  c.  1.  Roth.  231.  232.  Nach  L.  Burg, 
extrav.  21,  9  und  Hloth.  u.  Eadr.  16  hatte  der  Beklagte,  nachdem  er  sich  von  dem 
Verdachte  des  Diebstahls  gereinigt  hatte,  vom  Kläger  Ersatz  des  ganzen,  nach 
L.  Wis.  7,  2  c.  8  und  L.  Bai.  9,  7  Ersatz  des  halben  von  ihm  für  die  Sache  ge- 
zahlten Preises  zu  beanspruchen.  Bei  über  See  gekommenen  Sachen  fand  nach 
L.  Wis.  11,  3  c.  1  gegen  den  redlichen  Käufer  keine  Verfolgung  statt  Vgl.  Dahn, 
a.  a.  0.  94  f. 

^^«  Diebstahlsbuße:    Athelred  2,  9  c.  1;  Roth.  242;  L.  Bai.  9,  18;  Syn.  Niuh. 
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Das  Drittbandverfahren,  das  sich  in  wesentlich  unveränderter  Gestalt 
das  ganze  Mittelalter  hindurch  erhalten  hat,  trug  einen  vorwiegend  exe- 
kntivischen  Charakter.  Das  Verfahren  zwischen  dem  Kläger  ^nnd  dem 
ersten  Beklagten  begann  mit  einem  Akte  der  Selbsthilfe  des  Klägers  und 
vollzog  sich  darchans  außergerichtlich,  nur  den  Beweis  seines  originären 
Erwerbes  und  den  Reinigungseid,  falls  der  Gewährsmann  nicht  aufisufinden 
war,  hatte  der  Beklagte  vor  Gericht  zu  erbringen.  Das  Verfahren  gegen 
den  Gewährsmann  war  zwar,  wenigstens  wo  dieser  am  Gerichte  des  Be- 
klagten gestellt  werden  mußte,  von  Anfang  an  ein  gerichtliches,  das 
Gericht  hatte  aber  nicht  über  den  Anspruch,  sondern  über  die  Berech- 
tigung der  in  dem  Anfang  liegenden  Selbsthilfe  zu  erkennen  ^*^  Nur 
das  Verfahren  zwischen  dem  Beklagten  und  seinem  die  Gtewährschaft 
weigernden  Vordermanne  kann  als  ein  eigentlich  kontradiktorisches  be- 
zeichnet werden.  Die  Dritthandklage  verjährte  nach  der  Decretio  Chil- 
deberts  von  595  c.  3  in  zehn,  gegen  Waisen  in  zwanzig  Jahren,  während 
andere  Klagen,  soweit  überhaupt  bei  ihnen  eine  Verjährung  zugelassen 
war,  der  römischen  30jährigen  Verjährung  unterlagen^". 

ß.  Das  Betreibungsverfahren^^^  Die  Fortbildung  des  Urteils- 
erfüllungsversprechens zu  einem  allgemein  anwendbaren  außergerichtlichen 
Wettvertrage  (S.  290)  führte  dahin,  die  im  gerichtlichen  Zwangsverfahren 
entwickelten  Grundsätze  auf  alle  liquiden  Forderungen  aus  Wettverträgen 
auszudehnen.  So  entwickelte  sich  das  Betreibungsverfahren,  das  mit  einer 
außergerichtlichen  rechtsförmlichen  Mahnung  {testare,  cantestare^  admonere, 
an.  krafa,  üibeizla)  des  Schuldners  zur  Befriedigung  seines  Gläubigers 
eingeleitet  wurde.  Die  dabei  erforderlichen  TJrkundszeugen  dienten  wohl, 
wenn  Zahlung  erfolgte,  zugleich  als  Schätzungsleute  für  die  an  Zahlungs- 
statt gegebenen  Gegenstände.  Leistete  Schuldner  nicht,  so  wurde  vom 
Gläubiger  der  Ungehorsamsprotest  erhoben.  Mahnung  und  Protest  waren 
regelmäßig  zweimal,  je  nach  einer  bestimmten  Frist,  zu  wiederholen. 
Durch  den  Ungehorsam  gegen  die  Mahnung  setzte  sich  der  Schuldner 
ins  Unrecht  und  wurde  bußfällig,  während  umgekehrt  der  betreibende 
Gläubiger  in  die  gleiche  Buße  verfiel,  wenn  seine  Mahnung  als  formell 

c.  11.  Poeua  dupli:  L.  Burg.  19,  2.  83,  2.  Nach  fränkischem  Recht  hatte  der 
zurückgewiesene  Dritthandkläger  15  SoL,  bei  eigenmächtiger  Wegnahme  der  Sache 
aber  30  Sol.  zu  büßen.  Vgl.  L.  Sal.  37.  61,  3.  Sechstes  sal.  Kap.  c  12  (Beerend  ' 
159).  Decr.  Childeberti  von  595  c.  3  (Boretius  1,  16).  L.  Rib.  47,  3.  Dagegen 
war  der  ELläger  wie  bei  der  Spurfolge  zu  eigenmächtiger  Besitznahme  berechtigt, 
wenn  der  Besitzer  auf  seinen  „Anfang'^  nicht  in  gehöriger  Weise  antwortete.  Vgl. 
L.  Sali  37.     L.  Burg.  83,  1.     L.  Rom.  Burg.  34,  1.     Brunner  2,  501. 

*"  Vgl.  Jherinq,  Geist  des  röm.  Rechts*  3,  1,  pg.  10. 

"*  Dreißigjährige  Verjährung  auch  Ed.  Eur.  277.  L.  Wis.  10,  2  c.  3  ff.  Liutpr. 
115.     L.  Burg.  79,  5.    Vgl.  Anm.  130.     v.  Bethmann-Hollweo  2,  103.  136. 

"•  Vgl.  S.  287  ff.  Brunner  2,  519  ff.  Sohm,  Prozeß  11  ff.  163  ff.  Beerend, 
Prozeß  d.  L.  Sal.  59  ff.  v.  Bethmann-Hollweo  1,  483  ff.  Glasson  3,  390  ff.  v.  Aimu, 
Vollstr.  230  ff.;  Obl.-R.  1,  65  ff.  2,  89  ff.  K.  Maurer,  Kr.  VJSchr.  16,  97  ff.  18, 
32  ff.    LöNiNo,  Vertragsbruch  §8  3.  4.  5.  9.    Skedl,  Mahnverfahren  3  ff. 
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oder  materiell  unberechtigt  zurückgewiesen  wurde  "^  Auf  die  letzte 
Mahnung  konnte  der  Gläubiger  nach  langobardischem  Rechte  sofort  zur 
Pfändung  schreiten,  während  er  nach  der  Lex  Salica  den  Schuldner  zu- 
nächst zur  Auswirkung  des  richterlichen  nexä  canthichio  vor  das  Gericht 
zu  laden  hatte  ^'^  Erhob  Schuldner  Widerspruch,  so  kam  es  über  die 
Berechtigung  oder  Nichtberechtigung  der  Mahnung  zur  Entscheidung  im 
Wege  des  ordentlichen  Verfahrens. 

Der  Umstand,  daß  bewegliche  Sachen,  soweit  sie  nicht  wie  bei  der 
Diebstahls-  und  Anfangsklage  als  individuell  erkennbare  Gegenstände  in 
Betracht  kamen,  nur  als  vertretbare  Gegenstände,  als  Geld,  behandelt 
wurden '^^  führte  schon  früh  dahin,  den  Forderungen  aus  Wettvertragen 
die  Bückforderung  geliehener  oder  sonstwie  anvertrauter  Sachen  von  dem 
Empftnger  gleichzustellen  und  auch  für  diese  das  Betreibungsverfahren 
zuzulassen,  so  daß  letzteres  bei  jedem  einseitigen,  liquiden  vermögensrecht- 
lichen Ansprüche  Anwendung  finden  konnte"'. 

Das  Betreibungsverfahren  hat  sich  das  ganze  Mittelalter  hindurch 
erhalten  und  später  die  Grundlage  für  unser  Mahnverfahren  abgegeben. 
Daß  es  in  den  Quellen  der  karolingischen  Zeit  nicht  erwähnt  wird,  ist 
wohl  nur  dem  Umstände  zuzuschreiben,  daß  es  gegenüber  dem  ordent- 
lichen Prozesse,  namentlich  seit  Ausbildung  des  FronungsverÜEihrens,  that- 
sächlich  mehr  in  den  Hintergrund  getreten  war"*. 

7.  Der  Immobiliarprozeß"*^.  Der  Prozeß  um  Liegenschaften  war 
der  Lex  Salica,  die  noch  mit  einem  Fuße  auf  dem  Boden  der  Feldgemein- 

"^  Das  ganze  Verfahren  drehte  sich  um  die  Baßpflicht,  die  Eintreibung  der 
Hauptforderung  war  das  Sekundäre.  Vgl.  v.  Bethmann-Hollwbo  1,  26  ff.  35.  472. 
NissL,  Gerichtsstand  des  Klerus  190  ff.  Jheriko,  Das  Schuldmoment  im  röm.  Privat- 
recht,  Vermischte  Schriften  (1879)  158—198.  230  ff.  239.  Dabgun,  Arch.  f.  öffentl. 
Recht  2,  546  ff.    Walter  Scott,  Antiquary  3,  c.  10. 

»"  Vgl.  Anm.  66.  72. 

»•«  Vgl.  S.  270.    V.  BETHMAÄN-HoLtwEG  1,  474.  2,  101.    NissL,  a.  a.  0.  187  ff. 

***  Schon  die  Lex  Salica  behandelt  das  Betreibnngsverfahren  bei  fuiea  facta, 
Austreibung  des  homo  migrans  und  Rückforderung  einer  res  praestita.  Vgl.  L.  Sal. 
45.  50,  1.  52.  L.  Rib.  52.  Das  altnordische  Recht  ließ  alles  vitafe  (gewußtes  Gut) 
als  Gegenstand  des  Betreibungsverfahrens  zu.  Über  die  das  laugobardische  Recht 
betreffende  Streitfrage  vgl.  Anm.  66. 

^^  Vgl.  V.  Bethhann-Hollweg  1,  478.  558  ff.  2,  111.  Das  laugobardische  Recht 
ließ  seit  Liutpr.  15  das  Betreibungsverfahren  aus  dem  V^ettvertrage  wohl  nur  noch 
zu,  wenn  derselbe  vor  Zeugen  geschlossen  worden  war. 

"*  Vgl.  R.  HtJBKBR,  Der  Immobiliarprozeß  der  fränkischen  Zeit,  181)3  (Giebke, 
Unters.  42,  vgl.  Stutz,  ZRG.  30,  148).  Brünner  2,  511  ff.;  Zur  RG.  d.  Urkunde 
266.  275.  292.  v.  Bethmann-Hollweo  1,  26.  53  ff.  236.  387  f.  488  ff.  2,  100  f.  131  ff. 
V.  Amira^  130.  NissL,  a.  a.  0.  145  ff.  Merkel,  Das  Firmare  des  bair.  Volksrechts, 
ZRG.  2,  101  ff.  Siegel,  Gerichtsverfahren  259  ff.;  Kr.  VJSchr.  5,  598  ff.  Heusler, 
Gewere  28  ff.  72  ff.  Pertile,  a.  a.  O.  4,  248  ff.  Lauohlin,  a.  a.  O.  227  ff.  L.  Rib. 
59.  60,  1—3.  67,  5.  Cap.  ad.  leg.  Sal.  v.  819  c.  9  (Boretius  1,  293).  L.  Burg.  7, 
2  f.  L.  Alam.  2,  1  f.  L.  Bai.  17,  1  f .  L.  Sax.  63.  Roth.  227  f.  Liutpr.  90.  116. 
L.  Wis.  8,  1  c.  2.  Form.  Andec.  28.  47  (46).  53  (52).  Form.  Tur.  39  ff.  (40  ff.). 
Senon.  rcc.  7  (Zeumee  214).    Bign.  13(12).    Merkel.  27.  29.  42  (28.  30.  43).    Augiens. 
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Schaft  stand,  unbekannt,  während  die  übrigen  Yolksrechte  seiner  bereits 
gedenken,  und  zwar  durchweg  in  der  Weise,  daß  nicht  das  dingliche  Recht 
des  Klägers,  sondern  der  dem  Beklagten  gemachte  Vorwurf  des  mcdo  ordme 
tenere  oder  iniuste  mvasisse  den  Schwerpunkt  des  Verfahrens  bildete.  Dem 
entsprach  es,  daß  die  unterliegende  Partei  ihrem  siegreichen  Gegner  buß- 
föllig  wurde.  Das  Verfahren  begann,  wenn  kein  Streitgedinge  der  Parteien 
es  einleitete,  mit  der  mannitio  des  Klägers,  die  sich  auf  diesem  Gebiete 
der  bannitio  gegenüber  noch  lange  erhalten  hat^'^  Das  Verfahren  be- 
wegte sich  durchaus  in  den  Formen  des  ordentlichen  Prozesses,  nur  daß 
der  Beklagte,  wenn  er  den  klägerischen  Anspruch  bestreiten  wollte,  sich 
nicht  auf  die  einfache  Verneinung  beschränken  durfte,  sondern  die  positive 
Behauptung  rechtmäßigen  Erwerbes  entgegensetzen  {rem  mndicare)  mußte. 
Berief  er  sich  auf  einen  Oewähismann,  so  hatte  er  diesen  zu  einem  späteren 
Termine  zu  stellen  und  ihm  das  Grundstück  zu  treues  Hand  zu  über- 
geben, worauf  der  Prozeß  sich  ausschließlich  zwischen  dem  Kläger  und 
dem  Gewährsmanne  abspielte ^'^  Konnte  der  Beklagte  beweisen,  daß  er 
das  Grundstück  geerbt  habe,  so  brauchte  er  in  der  Begel  keinen  Gewährs- 
mann seines  Erblassers  zu  stellen.  Eine  hervorragende  Rolle  bei  Inmio- 
biliarprozessen  spielte  der  Urkundenbeweis"®.  Der  Unterliegende,  Be- 
klagter oder  Kläger,  war  zu  einer  Auflassungshandlung  {per  wadium  reddere 
s.  reveBüre)  verbunden,  durch  die  er  zu  Gunsten  seines  Gegners  auf  das 
Grundstück  verzichtete  "^  Die  Immobiliarklage  unterlag  nach  verschiede- 
nen Stammesrechten  einer  30jährigen  Verjährung ^*^. 

8.  Das  Rügeverfahren ^'^     Der  Satz  „Wo  kein  Kläger  ist,   soll 


B.  40  (Zbümeb  362).  Loersch  u.  Schbödbb^  Nr.  22.  31.  47.  64.  67.  69.  95.  Zahl- 
reiche Beispiele  in  den  Formeln  des  Liber  Papiensis  und  den  Urkundensammlnngen. 

^*'  Nach  fränkischem,  langobardischem  und  nordgermanischem  Rechte  konnte 
auch  die  Immobiliarklage  durch  „Anfang"  (bei  den  Langobarden  durch  wiffatto, 
vgl.  S.  369)  eingeleitet  werden.  Vgl.  Bbünneb  2,  514.  Behbbmd,  Anevang  und 
Erbengewere,  1885.    v.  Amiba,  Grundriß«  130. 

"'  Nur  auf  diesem  Wege,  da  die  prozessuale  Stellvertretung  ausgeschlossen 
war,  konnten  dem  Erwerber  die  seinem  Gewährsmanne  zu  Gebote  stehenden  Be- 
weismittel zu  gute  kommen.  Vgl.  Anm.  111.  v.  SoHwnn>,  Gott.  gel.  Anz.  1894, 
S.  436  ff.    Hübneb,  a.  a.  0.  106  ff. 

'**  In  langobardischen  Urkunden  begegnet  die  Neuerung,  daß  die  Beweis- 
fälligkeit der  zum  Beweise  zugelassenen  Partei  noch  keine  Sachfälligkeit,  sondern 
zunächst  die  Zulassung  der  Gegenpartei  zum  Beweise  bewirkte.  Vgl.  Hübneb  195  ff. 
v.  Schwind,  a.  a.  0.  439. 

***  Anfangs  nur  vor  dem  Königsgericht  gebräuchlich,  dann  aber  auch  in  das 
volksrechtliche  Verfahren  aufgenommen.  Vgl.  S.  280.  Bbxtnnsb  2,  519;  RG.  d. 
Urkunde  275  n.  Sohm,  ZRG.  14,  81.  Hübneb,  a.  a.  0.  210  ff.  227  ff.  v.  Bbthmann- 
HoLLWEO,  1,  496.  2,  174  f.     Loeusch  u.  Schbödbb«  Nr.  22  f.  31.  50.  64.  67.  69. 

*»«  Vgl.  S.  376.  L.  Burg.  79,  2  f.  Bai.  12, 4.  Grim.  4.  Liutpr.  54.  105.  Lobbsch 
u.  Schb5dbb*  Nr.  64.  Mbichelbeck,  Hist  Fris.  1,  2  S.  350,  Nr.  702.  Form.  Tur. 
40  (41).     Hübneb  80  f.  150  ff.     v.  Bethkann-Hollwbg  1,  461.  2,  103.  136. 

"*  Vgl.  Bbunneb  2,  488 ff.;  Zeugen-  u.  Inqu.-Bew.  10,  n.  2;  Schwurgerichte 
459  ff.;  ZRG.  11,  317  f.  v.  Bbthmann-Hollweg  1,  468.  500.  510  f.  2,  97  f.  BEAüDomN, 
La  participation  des^  hommes  libres  au  jugement  252  ffl    Dovb,  Zeitschr.  f  KR. 
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kein  Bichter  sein'^^'*  machte,  abgesehen  von  den  Fällen  der  handhaften 
That  und  einzelnen  Ausnahmen  welche  eiue  fiskalische  Klage  zuließen,  ein 
Einschreiten  von  Amts  wegen  bei  Missethaten,  die  keinen  Kläger  fanden, 
im  allgemeinen  unmöglich.  Nur  bei  den  Franken  wurde  für  den  Fall 
eines  Totschlages  schon  durch  das  erste  salische  Kapitulare  c.  9  dem 
Grafen  die  Befugnis  eingeräumt,  die  Verdächtigen  von  Amts  wegen  zu 
laden:  y,de  homicidmm  istud  vos  admallo,  ut  in  mallo  proximo  veniatis  et 
vobis  de  lege  dicatur  quod  observare  debeatis^*.  Das  Gericht  legt«  ihnen 
auf,  binnen  40  Nächten  mit  einer  je  nach  dem  Stande  des  Hauptmannes 
bestimmten  Zahl  von  Helfern  einen  Beinigungseid  zu  schwören,  giwd  nee 
occidissent,  nee  sciant,  qui  occidissent  Wer  dem  nicht  nachkam,  war  den 
Verwandten  des  Getöteten  {persona  mortui  requirenti)  zur  Zahlung  des  Wer- 
geides verpflichtet.  Von  einer  öffentlichen  Bestrafung  war  keine  Rede. 
Dagegen  sollte  nach  der  Decretio  Childebeits  v.  595,  a  7 — 9,  der  Graf 
gegen  Diebe  und  Räuber  von  Amts  wegen  einschreiten  und,  wenn  sie 
durch  das  Zeugnis  von  fünf  bis  sieben  Biedermännern  überführt  wurden, 
die  Todesstrafe  über  sie  verhängen  ^'^  Ähnliche  Ansätze  zu  einer  amt- 
lichen Verfolgung  von  Verbrechern  begegnen  auch  im  burgundischen, 
westgotischen  und  langobardischen  Rechte^'*,  eine  bestimmte  Organi- 
sation hat  das  staatliche  Rügeverfahren  aber  erst  durch  die  karolingische 
Gesetzgebung,  und  zwar  im  wesentlichen  im  Anschluß  an  das  Königs- 
botenamt, erhalten.  Die  Königsboten,  in  Italien  auch  die  Grafen,  konnten, 
wo  die  Zunahme  bestimmter  Verbrechen  es  erforderlich  machte,  eine  größere 
Zahl  bestbeleumundeter  Männer  als  Rügegeschworene  eidlich  verpflichten, 
ihnen  auf  amtliche  Frage  {inquisitio)  anzuzeigen  (ahd.  mögen,  as.  wrögian)^ 
was  sie  von  solchen  Freveln  erfahren  hatten  "^  Es  war  allgemeine  ünter- 
thanenpflicht,  das  Amt  des  Rügegeschworenen  auf  sich  zu  nehmen  ^'^ 
Falsche  Rügen  wurden  als  Meineid  oder  Treubruch  von  Amts  wegen  ver- 
folgt, indem  dem  Rügezeugen  die  Reinigung  durch  Gottesurteil  auferlegt 
wurde  ^'^  Der  von  einem  Rügezeugen  zur  Anzeige  Gebrachte  hatte  sich 
je  nach  Lage  der  Sache  durch  Eineid  oder  mit  Eideshelfem,  Unfreie  oder 
Bescholtene  durch  Gottesurteil,  von  dem  Verdachte  zu  reinigen,  wenn  nicht 
auf  die  Bezichtigung  hin  der  durch  die  Missethat  Verletzte  als  Kläger  auf- 
trat und  seine  Überführung  im  Wege  des  ordentlichen  Prozesses  unternahm. 


4,  32  ff.;   Sende  u.  Sendgerichte,  Realencyklopftdie  f.  prot  Theologie  u.  Kirche' 
14,  119  iff.    HiNSCHius,  Kirchenrecht  5,  425  ff    Waitz  2,  2  S.  30  f.  3,  468.  4,  439  f. 
FusTEx^  DB  CouLANQEs,  Bechcrches  455  ff.    v.  Amira'  152. 
isa  Vgl,  GriiAF  u.  DiETHERB,  Rechtflsprichwörter  425. 

*•»  Vgl.    V.   BBTHMANN-HoLLWBa    1,    511.      SiEOBL,    DRG».    540. 

^^  Vgl.  V.  Bethmann-Hollwbo  1,  168.  289.  376. 

»•«  Vgl.  BoRETius  1,  192  c.  8.  208  c.  3,  c.  4.  2,  8.  86  c.  3.  188  c.  8.  272, 
c.  4.  274.  344  c.  3.  345  c.  7.  Lib.  Pap.  Loth.  81  (MG.  Leg.  4,  555).  Nicht 
auf  Rügezengen,  sondern  auf  die  Schöffen  bezieht  sich  Cap.  miss.  Worm.  v.  829, 
c.  3  (Bobetiub-Kraube  2,  15).    Vgl.  Brunnrb,  Zeug.-  u.  Inqu.-Bew.  22  ff. 

»••  Vgl.  Bobetius-Kraüsr,  Capitularia  1,  98  c.  39.  2,  86  c.  3. 

"^  Vgl.  ebd.  1,  208,  c.  4.    Beümnee  2,  320,  u.  28. 
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In  der  zweiten  Hälfte  des  9.  Jahrhunderts  wurde  das  Rugeverfahren 
nach  staatlichem  Muster  auch  bei  den  Yisitationsreisen  der  Bischöfe,  die 
zu  ihrer  UnterstützuDg  regelmäßig  von  den  zuständigen  Grafen  begleitet 
wurden,  eingeführt  und  damit  der  Grund  zu  den  mittelalterlichen  Send- 
gerichten gelegt. 

9.  Das  Verfahren  im  Eönigsgericht^'^  Die  Eigentümlichkeiten 
des  königsgerichtlichen  YerMrens,  das  sich  im  übrigen  durchaus  in  den 
Formen  des  ordentlichen  Prozesses  bewegte,  beruhten  teils  auf  den  für 
die  Grafengerichte  unmaßgeblichen  Normen  des  königlichen  Amtsrechtes, 
teils  auf  der  Eigenschaft  des  Königsgerichtes  als  Billigkeitsgerioht  Ein 
besonderer  Vorzug  des  Eönigsgerichts  war  schon  unter  den  Merowingem 
seine  Befugnis  zur  Erteilung  unanfechtbarer  Gerichtszeugnisse  in  Form 
der  Gerichtsurkunde  (placitum)  ^^®.  Sie  war  der  Grund  für  eine  bedeutende 
freiwillige  Gerichtsbarkeit,  zu  welcher  sich  die  Parteien  drängten,  um  be- 
weiskräftige Urkunden  über  ihre  Abmachungen  zu  erhalten. 

Das  Verfahren  vor  dem  Königsgerioht  setzte  eine  in  der  Regel  wohl 
schriftlich  anzubringende  Klage  oder  Beschwerde  {suggeBtio)  bei  dem 
Pfalzgrafen  oder  dem  Könige  selbst  voraus.  Die  Ladung  erfolgte,  wenn 
die  Parteien  kein  Streitgedinge  abgeschlossen  hatten,  durch  königlichen 
Spezialbefehl,  der  dem  Geladenen  mündlich  durch  den  zuständigen  Be- 
amten zugestellt  werden  konnte,  meistens  aber  in  der  Form  eines  indi" 
culus  commonitorius  ausgefertigt  wurde  ^^^.  Der  Beklagte  wurde  darin 
zunächst  aufgefordert,  den  Kläger  zu  befriedigen;  nur  wenn  er  den  An- 
spruch des  letzteren  bestreiten  wollte,  sollte  er  der  Ladung  zu  folgen 
verpflichtet  sein.  Während  die  Parteien  in  den  Gerichten  nach  Volks- 
recht stets  persönlich  erscheinen  mußten  und,  abgesehen  von  der  Ver- 
tretung einer  anwesenden  Partei  durch  den  Mund  eines  Fürsprechers 
(lang.  wanteporOj  ags.  wodbora,  ahd.  furisprecho,  arator,  causidicus),  ihre 
Vertretung  durch  einen  advocatus  nur  dem  Könige  und  solchen  Personen, 
denen  dies  Recht  durch  königliches  Privileg  dauernd  oder  für  den  einzelnen 
Fall  verliehen  war,  zugestanden  wurde,  konnte  die  prozessualische  Stell- 
vertretung im  königsgerichtlichen  Verfahren  jedem   gestattet  werden  ^^K 

"8  Brünneb  2,  137  f.  522  ff.;   Schwurgerichte  70  ff.    Glisson,  Hist  8,  466  ff. 

»'•  Vgl.  S.  255.  280.  362.  Bbunner,  Gerichtszeugnis  154—166. 169  ff.  R.  Hübnee, 
Gerich tsurkunden  der  fränkischen  Zeit  (Beilage  zu  ZRG.  25.  27). 

"°  Vgl.  S.  174.  256.  Brunneb  2,  137  f.;  Schwurgerichte  78  ff.  405.  Form. 
Marc.  1,  26—29.  Marc.  Karol.  18(Zeumeb  120).  Cartae  Senon.  18  (ebd.  193). 
Form,  extrav.  1,  3.  7  (Zeumeb  534.  537).     de  Bozi^be,  Formules  Nr.  431—438. 

"»  Vgl.  Bbünneb  2,  73.  304  ff.  349  ff.;  Wort  und  Form  im  altfranz.  Prozeß; 
Die  Zulässigkcit  der  Anwaltschaft  im  franz.,  normann.  u.  engl.  Recht  Lass,  Die 
Anwaltschaft  im  Zeitalter  der  Volksrechte  und  Kapitularien  1891  (Giebke,  Unter8.39). 
V.  BETHMANM-HoLLWEa  2,  107  ff.  FiCKEB,  Forschungcu  2,  23  ff.  v.  Axiba,  Obl.-B.  1, 
359  f.  2,  375.  Wolpf,  Zur  Geschichte  der  Stellvertretung  vor  Gericht  nach  nor- 
dischem Hechte y  Ztschr.  f.  vergl.  RW.  6,  1  ff."  Brückneb,  Sprache  der  Lango- 
barden 26  f.  Über  die  Ermöglichung  prozessualischer  Stellvertretung  durch  Order- 
und  Inhaberpapiere  vgl.  Bbunnbb,  Ztschr.  f.  HR.  28,  235  f.    (Forsch.  639  f.). 
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Die  wichtigste  Eigentümlichkeit  des  Eönigsgerichtes  bestand,  gegen- 
über der  Beschränkung  des  volksrechtlichen  Zeugenbeweises  auf  die  testes 
rogati,  in  der  Befugnis  des  Richters  zu  amtlicher  Ladung  und  Befragung 
von  Inquisitionszeugen ^^*.  Da  es  als  eine  allgemeine  Treapflicht  der 
Unterthanen  galt,  dem  Könige  zur  Ermittelung  der  Wahrheit  behilflich 
zu  sein  (S.  379),  so  konnten  kraft  königlichen  Bannrechtes  glaubhafte 
Männer  vorgeladen  werden,  die  der  Richter  zunächst  eidlich  (oder  unter 
Verweisung  auf  ihren  Unterthaneneid)  zur  Aussage  der  Wahrheit  ver- 
pflichtete und  sodann  über  bestimmte  ihnen  vorgelegte  Fragen  vernahm  ^^K 
Die  Voraussetzungen  für  die  Eigenschaften  der  Zeugen  waren  dieselben 
wie  nach  Volksrecht  Zeugenschelte  war  dem  Gegner  nicht  gestattet,  nur 
das  Gericht  konnte  verdächtige  Zeugen  zur  Beinigung  durch  Gottesurteil 
anhalten.  Ihre  Antwort  gaben  die  Zeugen  entweder  jeder  für  sich  oder, 
nach  vorheriger  Besprechung,  alle  mit  gesamtem  Munde.  Der  Inquisi- 
tionszeugenbeweis war  zweischneidig,  die  Aussage  konnte  auch  dem  Gegner 
dessen,  der  die  Ladung  des  Zeugen  veranlaßt  hatte,  zu  statten  kommen. 
Es  war  zulässig,  wiederholte  Zeugenvernehmungen,  auch  mit  anderen 
Zeugen,  vorzunehmen,  so  daß  eine  frühere  Aussage  durch  eine  spätere 
bekräftigt  oder  entkräftet  werden  konpte.  Von  den  Bügezeugen  unter- 
schieden sich  die  Inquisitionszeugen,  die  nur  in  Civilsachen  (namentlich 
bei  Grundbesitzstreitigkeiten  und  Freiheitsprozessen)  verwendet  wurden, 
dadurch,  daß  ihre  Aussage  wirklichen  Beweis  lieferte,  während  die  der 
Rügezeugen  nur  einen  die  Anklage  ersetzenden  Verdacht  begründete. 

Das  Inqmsitionsrecht  stand  dem  Könige  oder  seinem  Vertreter  im 
Hofgericht  jederzeit  zu,  es  wurde  aber  auch  von  den  missatischen  Ge- 
richten ausgeübt.  Es  begegnet  schon  gegen  Ende  der  Merowingerzeit, 
wurde  aber  unter  den  Karolingern  dahin  erweitert,  daß  es  auch  in  den 
Grafengerichten  zur  Anwendung  gebracht  werden  mußte,  sobald  eine  mit 
dem  Inquisitionsrecht  ausgestattete  Partei  dies  vom  Richter  verlangte. 
Als  Parteiprivileg  stand  das  Inquisitionsrecht  dem  Fiskus  und  den  könig- 
lichen Kirchen  und  Klöstern  sowie  den  königlichen  Benefizien  allgemein 
zu,  anderen  Personen  nur  auf  Grund  besonderer  Verleihung  oder  auf 
königliches  Mandat  im  Einzelfalle.  Das  Bestreben  der  Geistlichkeit  des 
9.  Jahrhunderts,  für  kirchlichen  Grundbesitz  das  Inquisitionsprivileg  ein- 
für allemal  zu  erlangen,  hatte  nur  einen  beschränkten  Erfolg,  indem  der 
König  die  Voraussetzung  80jährigen  kirchlichen  Besitzes  daran  knüpfte. 

Einer  eigentlichen  Rechtskraft  unterlagen  die  Urteile  des  Königs- 
gerichtes nicht.  Während  das  Cap.  legib.  add.  von  808,  c.  10  (Boketius 
1,  114)  das  causam  indicatam  repetere  in  inallo  in  den  ordentlichen  Ge- 
richten  mit  einer  Buße   von  15  Sol.   oder   ebenso  vielen  Stockschlägen 


^**  Vgl.  Brctnner  2,  524  fF.;  Zeugen-  u.  Inquisitionsbeweis;  Schwurgerichte 
85  ff.  SoHM,  R.-  u.  Ger.-Verf.  126  ff.  142.  167  f.  v.  Bethmann-Hollweg  2,  148  ff. 
Waitz  4,  425  ff. 

^^'  Der  Eid  war  demnadi  ein  promissorischer,  nicht  assertorisch  wie  der  volks- 
rechtliche Zeugeneid.    Vgl.  jedoch  Squm,  a.  a.  0.  142,  n.  120. 
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belegte,  gestattete  das  Capitulare  Saxonicum  von  797,  c.  4  (Bobbttos  1,  71) 
der  mit  einer  ürteUsohelte  zurückgewiesenen  Partei  ausdrücklich,  noch  auf 
eine  zweite,  vielleicht  sogar  eine  dritte  Entscheidung  des  Königsgerichtes, 
unter  der  Gefahr  einer  erhöhten  Buße  bei  wiederholter  Zurückweisung, 
anzutragen.  Diese  Bestimmung  als  eine  nur  auf  Sachsen  bezügliche  Aus- 
nahme aufzufassen  ^^,  verbietet  sich  schon  durch  den  Umstand,  daß  auch 
die  Urteile  des  Reichshofgerichts  im  Mittelalter  wiederholten  Revisionen 
ausgesetzt  werden  konnten"*. 


^**  So  Beunnbb  2,  522. 

***  Vgl.  §  49,  n.  45.  FicitEB,  Forschungen  1,  809  f.  Franklin,  Reichahofgericht 
2y  210  f.  Natürlich  kann  bei  königsgerichtUchen  Entscheidungen  weder  eine  Ur- 
teilschelte, noch  ein  geregeltes  Berufungsverfahren  bestanden  haben,  der  König 
war  aber  berechtigt,  eine  Sache  zu  wiederholter  Entscheidung  zu  bringen,  wenn 
ihm  gewichtige  Gründe  für  die  Ungerechtigkeit  eines  früheren  Urteils  vorgelegt 
wurden.  Ein  Beispiel  bietet  eine  Urkunde  des  Königs  Odo  von  892  (BibL  de 
r^cole  des  chartes  89,  197.  Hübneb,  Gerichtsurkunden  1,  Nr.  486),  nach  welcher 
ein  von  Kaiser  Karl  bereits  mit  seinen  Ansprüchen  zurückgewiesener  Kläger  ante 
presefnüam  fideltum  noatrorum  repetiit  Im  Königsgericht  {plaoitum  nostrum  apud 
Vernieriarn)  wird  der  Kläger  nach  Untersuchung  der  Sache  abermals  zurückgewiesen. 
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Erstes  Kapitel. 
Da43  deutsche  Reich  und  Land  und  seine  Bewohner. 

§  38.    Das  deutsche  Reich. 

H.  CoNBiNO,  De  finlbus  imperii  Germanici,  1654^  Usinoeb,  Das  deutsche  Staats- 
gebiet bis  Ende  des  11.  Jahrhunderts,  Hist  Zeitschr.  27.    Waitz  5*,  3  ff.  128  ff. 

Der  Vertrag  zu  Verdun  (S.  99)  hatte  nicht  die  völlige  Auflösung 
des  fränkischen  Seiches  bewirkt  So  lange  die  einzelnen  Reichsteile  von 
Angehörigen  des  karolingischen  Hauses  regiert  wurden,  galten  sie  als 
Glieder  desselben  Leibes.  Und  diese  ideale  Einheit  dauerte  selbst  fort, 
als,  nach  Beendigung  der  unter  Karl  III.  auf  kurze  Zeit  (884—887)  ein- 
getretenen Wiedervereinigung  samtlicher  Teile,  in  Westfranken,  Hoch- 
burgund,  Niederburgund  (Arelate)  und  Italien  Könige  emporgekommen 
waren,  die  dem  karolingischen  Hause  nicht  angehörten;  eine  gewisse  Ober- 
hoheit erkannten  dieselben  dem  ostfrankischen  Arnulf,  obwohl  er  nur  ein 
illegitimer  Sproß  des  alten  Königshauses  war,  immer  noch  zu.  Nachdem 
aber  auch  das  deutsche  Beich  sich  der  Herrschaft  der  Karolinger  ent- 
zogen hatte  (911),  war  von  einer  Suprematie,  welche  die  wieder  zur  Herr- 
schaft gelangten  westfrankischen  Karolinger  hätten  beanspruchen  können, 
keine  Bede  mehr.  Den  Namen  Ostfranhen,  Äustrasien^  Ostreich  behielt 
das  deutsche  Beich  noch  längere  Zeit,  bis  der  erstere  als  engere  Bezeich- 
nung an  den  fränkischen  Mainlanden,  der  letztere  an  der  bairischen  Ost- 
mark haften  blieb.  Auch  in  der  Bezeichnung  des  Beiches  als  regnum 
Francorum  und  in  dem  fränkischen  Bechte  des  deutschen  Königs  blieb 
noch  geraume  Zeit  die  Erinnerung  an  den  alten  Zusammenhang  gewahrt. 

Auf  alle  Fälle  hat  sich  die  Ausscheidung  des  französischen  und 
deutschen  Nationalstaates  aus  dem  die  verschiedensten  Nationalitäten  in 
gleichmäßiger  Berücksichtigung  umfassenden  Verbände  des  fränkischen 
Beiches  nicht  erst  887  oder  911,  sondern  843  vollzogen.  Schon  die  dem 
yerduner  Vertrage  vorangegangenen  Straßburger  Verhandlungen  ließen 
die  Verschiedenheit  der  Sprachen  als  die  Grundlage  der  politischen  Aus- 
einandersetzung erkennen,  indem  sich  die  Westfranken  Karls  II.  der  linffua 
Romana,  die  Ostfranken  Ludwigs  des  Deutschen  der  linffua  Theudisca  be- 
dienten ^  Was  sich  bis  dahin  nur  auf  die  Sprache  bezogen  hatte,  erhielt 
jetzt  eine  politisch-nationale  Bedeutung,  von  jetzt  an  gab  es  eine  deutsche 


*  Nithardi  histor.  lib.  3,  5. 
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Nation  üod  ein  dentsohes  Reicht  Vollendet  wurde  der  nationale  Schei- 
dungsprozeß durch  den  Vertrag  Yon  Meersen  (870),  der  die  provenzalisch- 
burgundischen  Bestandteile  des  lotharischen  Reiches  an  Westfranken 
brachte,  während  das  Elsaß,  das  nördliche  Burgund  und  Lothringen 
{Lotharn  regmim)  mit  dem  ostfrankischen  Reiche  vereinigt  wurden'.  Von 
deutschredenden  Gebieten  blieben  nur  die  stets  zu  Neustrien  gerechneten 
flandrischen  Lande  jenseit  der  Scheide  unter  westfrankischer  Herrschaft 

Nach  Norden  erstreckte  sich  das  deutsche  Reich  an&ngs  bis  zum 
Danewirk  an  der  Schlei,  seit  Konrad  II.  nur  bis  zur  Eider.  Da  aber  das 
Herzogtum  Schleswig  sich  von  1386  bis  1460  als  danisches  Lehen  im 
Besitze  der  Grafen  von  Holstein  aus  dem  Schauenburger  Hause  befand, 
so  bildete  sich  zwischen  beiden  Ländern  eine  staatsrechtliche  Gemein- 
schaft, die  auch  durch  den  Umstand,  daß  die  Landstände  nach  dem  Aus- 
sterben ihres  Herzogshauses  den  König  von  Dänemark  zu  ihrem  Herzog 
wählten  (1460),  nicht  aufgehoben  wurde,  da  die  staatliche  Vereinigung 
und  territoriale  Selbständigkeit  der  Herzogtumer  dabei  ausdrücklich  ge- 
wahrt blieb.  Die  benachbarten  wendischen  Lande  längs  der  Ostsee, 
Wagrien,  Meklenburg  und  Pommern,  waren  seit  Karl  dem  Großen  und 
Otto  dem  Großen  in  einer  gewissen  Abhängigkeit  von  dem  Reiche;  ihre 
Aufnahme  in  den  Reichsverband  selbst  geschah  infolge  der  Siege  Hein- 
richs des  Löwen  1170  durch  Friedrich  I.*.  Nach  kurzer  Unterbrechung 
durch  dänische  Herrschaft;  kehrten  diese  Länder  1225  dauernd  in  den 
Verband  des  deutschen  Reiches  zurück;  nur  das  Fürstentum  Rügen  blieb, 
auch  nachdem  es  1325  an  die  Herzoge  von  Pommern  gekommen  war, 
unter  dänischer  Lehnsherrlichkeit,  aus  der  es  erst  in  der  ersten  Hälfte 
des  15.  Jahrhunderts  endgiltig  ausschied.  Die  Ausdehnung  des  Reiches 
über  die  wendischen  Lande  zwischen  Elbe  und  Oder  war  vornehmlich  das 
Werk  der  Markgrafen  von  Brandenburg,  Lausitz  und  Meißen.  Die  Her- 
zoge von  Schlesien  standen  bis  Ende  des  13.  Jahrhunderts  als  principes 
Poloniae  außerhalb  des  Reiches;  unter  Rudolf  I.  als  Reichsfürsten  aner- 

'  Über  die  Bedeutung  der  lingua  theudisca  (von  got  tkiudisks,  ahd.  diutiao) 
als  lingua  vulgaris^  im  Gegensatze  zum  Latein,  vgl.  Grimm,  Deutsche  Grammatik 
1*,  18  f.;  Gesch.  d.  deutsch.  Sprache*  548.  Dove,  Münch.  SB.  1893,  S.  201  £ 
1895,  S.  223  ff.  Waitz  1*,  80.  5»,  8.  132  f.  Brünner,  RG.  1,  80.  In  einer  Ur- 
kunde des  9.  Jh.  bei  Perard,  Recueil  de  pi^ces  serv.  k  Thist.  de  Bourgogne  S.  26, 
wird  ein  evangeltum  theudiseum  erwähnt.  Die  Bezeichnung  regnum  Teutonieum 
(auch  regnum  Oermantae)  gewann  nur  in  der  Gelehrtensprache  des  11.  u.  12.  Jhs.  Ver- 
breitung.  Unter  den  Königen  aus  dem  sächsischen  Hanse  begegnet  regnum  Saxonum, 

'  Die  an  der  Maas  gelegenen  Gaue  Castricensis,  Mosomagensis  und  Dulcomensis 
wurden  in  dem  Meersener  Vertrage  dem  westfränkischen  Reiche  zugewiesen,  aber 
neun  Jahre  später  wieder  mit  dem  übrigen  Lothringen  vereinigt.  Vgl.  Menkbn  L 
d.  Erläuternden  Vorbemerkungen  zu  Spbükeb-Menxb's  Handatlas  z.  Gesch.  d.  Mittel- 
alters u.  der  neueren  Zeit,  S.  85  f. 

*  Vgl.  Mecklenb.  Urk.-B.  1,  85.  Die  Fürsten  von  Pommern  erhielten  1181 
den  Herzogstitel,  erscheinen  aber  erst  nach  dem  Aussterben  der  askanischen  Mark- 
grafen  von  Brandenburg  (1820),  welche  lehnsherrliche  Rechte  über  Pommern  aus- 
geübt hatten,  unter  den  deutschen  Reichsfürsten.  Vgl.  Ficker,  ReichsfÜrstenstand  218  £ 
R.  SohbOdbb,  I>eatoche  Bechtsgesehlehta.    8.  Aufl.  25 
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kannt,  wurden  sie  zwar  später  Vassallen  der  böhmischen  Krone,  blieben 
aber  als  solche  im  Reichsverbande  ^.  Böhmen  war  929  von  Heinrich  I. 
reiohslehnbar  gemacht  und  wurde  seitdem,  von  geringen  Unterbrechungen 
abge-sehen,  standig  zum  Reiche  gerechnet.  Seit  1028  gehörte  auch  Mähren 
zum  Reiche,  und  zwar  zunächst  als  ein  von  Böhmen  lehnbares  Herzog- 
tum, seit  1182  als  Markgrafschaft  und  reichsunmittelbares  Fürstentum, 
das  aber  in  dieser  Eigenschaft  mit  Böhmen  verbunden  blieb*.  Die  Aus- 
dehnung der  bairischen  Mark  (Ostmark)  über  das  Gebiet  unter  der  Enns 
bis  zum  Wiener  Walde  war  unter  Otto  IL  erfolgt,  unter  Heinrich  III. 
wurde  die  Grenze  bis  zur  Leitha  und  March  vorgeschoben.  Das  obere 
Gebiet  der  Sau,  Drau  und  Mur  umfaßten  die  im  10.  und  11.  Jahrhundert 
gebildeten  Marken  Krain  und  Steier. 

Ungarn  und  Polen  haben  zu  zelten  die  Lehnsherrlichkeit  des  deutschen 
Reiches  anerkennen  müssen,  zum  Reiche  selbst  aber  ebenso  wenig  wie  die 
Deutschordenslande  gehört  Auch  Italien,  dessen  Verbindung  mit  dem 
deutschen  Reiche  noch  von  Arnulf  festgehalten  und  unter  Otto  I.  wieder- 
hergestellt worden  war,  hat  doch  keinen  Bestand  des  Reiches  gebildet 
Das  Verhältnis  blieb  wie  unter  den  Karolingern:  der  deutsche  König  als 
solcher  hatte  auch  den  Anspruch  auf  die  lombardische  Krone,  die  Ver- 
bindung war  also  keine  bloße  Personalunion,  aber  im  übrigen  standen 
sich  die  beiden  Reiche  selbständig  gegenüber^.  Ähnlich  gestaltete  sich  die 
unter  Konrad  IL  hergestellte  Verbindung  des  deutschen  Reiches  mit  dem 
Königreich  Burgund,  doch  wurde  die  staatsrechtliche  Trennung  weniger 
streng  festgehalten,  namentlich  Hochburgund  (im  Gegensatze  zu  Arelate) 
in  der  Regel  als  Teil  des  deutschen  Reiches  behandelt®. 

Obwohl  die  große  Masse  der  Bevölkerung  des  deutschen  Reiches  der 
deutschen  Nationalität  angehörte,  war  doch  auch  ein  starker  Zusatz  anderer 
Nationalitäten  vorhanden.  In  Currätien  überwog  das  curwälsche,  in  Bur- 
gund das  provenzalische,  im  westlichen  Lothringen  das  französische  Ele- 
ment, der  ganze  Osten  war  slawisch.  Die  am  weitesten  vorgeschobenen 
Posten  des  Slawentums  waren  die  Wagrier  zwischen  Kiel  und  Lübeck, 
die  Sorben  an  der  thüringischen  Saale  und  die  Main-  und  Rednitzwenden 
des  oberen  Maingebietes®.  Daß  die  letzteren  im  Beginne  des  12.  Jahr- 
hunderts noch  nicht  vollständig  germanisiert  waren,  lassen  die  Beziehungen 

^  Vgl.  FicKER,  a.  a.  0.  218.  «  Vgl.  Pickeb,  a.  a.  0.  106  f. 

'  Ein  bahnbrechendes  Werk  über  die  italienische  Reichsverfassung  ist  Fickbr, 
Forschungen  zur  Reichs-  und  Rechtsgeschichte  Italiens,  4  Bde,  1868—74.  Vgl. 
SruMPF-BREincANO,  Ober  die  Grenze  des  deutschen  und  italienischen  Reiches  vom 
10.— 12.  Jh.,  FDG.  15,  159  ff.  Siehe  auch  ebd.  16,  574.  Picker,  a.  a.  0.  2,  507  ff. 
Waitz  5*,  150  ff.  6",  370.  Über  Sizilien  v.  Kapherr,  Zeitschr.  f.  Gesch.-W. 
96  ff.  331  ff. 

«  Vgl.  Waitz  5»,  118  f.  Ficker,  Reichsfurstenstand  184.  221  ff.  372.  G.  Hüpfbb, 
Das  Verhältnis  des  Königreichs  Burgund  zu  Kaiser  und  Reich,  1873.  Sternpeld, 
Das  Verhältnis  des  Arelats  zu  Kaiser  und  Reich,  1881. 

•  Vgl.  DovE,  Das  Sendrecht  der  Main-  u.  Rednitzwenden,  Zeitschr.  f.  Kirchen- 
recht  4,  157  ff.    Meitzen,  Siedelung  2,  401  ff. 
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der  Bamberger  Kirche  zu  den  wendischen  Missionsgebieten  erkennen.  Im 
Südosten  befand  sich  seit  dem  10.  Jahrhundert  das  deutsche,  namentlich 
bairische  Element  in  allmählichem  friedlichen  Fortschreiten,  ohne  das 
stärkere  slawische  Element  zu  verdrängen  ^^  Dagegen  vollzog  sich  im  nord- 
östlichen Deutschland  im  12.  und  13.  Jahrhundert  ein  umfassender  Ger- 
manisiemngsprozeß,  durch  den  die  slawische  Bevölkerung  bis  zur  Oder 
teils  verdrängt,  teils  völlig  aufgesogen  wurde;  im  Laufe  des  14.  Jahr- 
hunderts wiederholte  sich  dasselbe  in  Schlesien  und  den  preußischen  Ordens- 
landen, während  die  deutsche  Kolonisation  in  Ungarn  (Siebenbürgen,  Zips) 
und  Polen  (Bukowina)  schon  im  12.  und  13.  Jahrhundert  zum  Abschluß 
gekommen  war".  Bei  allen  diesen  Kolonisationen,  die  schon  von  Grat 
Adolf  IL  von  Holstein,  Heinrich  dem  Löwen  und  Albrecht  dem  Bären  in 
Angriff  genommen  und  dann  besonders  durch  den  Cisterzienser-  und  Prä- 
monstratenser-  sowie  den  deutschen  Orden  gefördert  worden  waren,  kamen 
außer  den  Einwanderern  aus  den  zunächst  gelegenen  niedersächsischen 
und  mitteldeutschen  Gebieten  besonders  zahllose  Scharen  westfälischer, 
friesischer  und  niederfränkisch-flämischer  Kolonisten  in  Betracht  Während 
sich  die  westfälischen  Kolonisten  vorzugsweise  dem  Küstengebiet  (Wagrien, 
Meklenburg,  Pommern)  zuwandten,  wurde  das  Binnenland,  zumal  in  den 
Marken,  der  Hauptschauplatz  der  flämischen  Kolonisation  ^^  Auch  in 
Böhmen  und  Mähren  fanden  zahlreiche  niedersächsische  und  niederlän- 
dische Einwanderer  eine  neue  Heimat". 

^®  Vgl.  v.  Kbones,  Die  deutsche  Besiedelung  der  östlichen  Alpenländer  (in 
KiBCHHOFF*s  Forschungen  z.  deutsch.  Landes-  u.  Volkskunde  8,  5.  1889).  Meitzen, 
Siedelung  2,  374  ff. 

"  Vgl.  F.  Maüber,  Die  Besitzergreifung  Siebenhürgens ,  1875.  Bobchobave, 
£8sai  historique  sur  les  Colonies  Beiges  en  Hongrie  et  en  Transjlvanie ,  Ouvrage 
couronn^  par  FAcad^mie  royale  de  Belgique,  1871.  Weinhold,  Verbreitung  u.  Her- 
kunft der  Deutschen  in  Schlesien  (in  Kibchhoff's  Forschungen  2,  3.  1887). 

"  Vgl.  BoECHORAVE,  Histoire  des  Colonies  Beiges  en  Allemagne,  1865.  v.  Wer- 
SBBX,  Über  die  niederl.  Kolonien  im  nördl.  Deutschland,  1815 — 1816.  Meitzen,  Aus- 
breitung der  Deutschen  in  Deutschland  und  ihre  Besiedelung  der  Slawengebiete, 
Jahrb.  f.  Nationalökonomie  17,  Iff.;  Boden  u.  landwirtsch.  Verhältnisse  d.  preuß. 
Staates  1,  303  ff.;  Siedelung  2,  419  ff.  475  ff.  Schröder,  Die  niederländischen  Kolo- 
nien in  Norddeutschland  z.  Z.  des  Mittelalters,  1880.  v.  d.  Ropp,  Deutsche  Kolonien 
im  12.  und  13.  Jh.,  Gießener  Rektoratsrede,  1886.  F.  Boll,  Meklenburgs  deutsche 
Kolonisation,  Jahrb.  f.  meklenb.  Gesch.  13,  57  ff.  Ernst,  Kolonisation  Meklenburgs 
im  12  u.  13.  Jh.  (Schirrmacher's  Beiträge  z.  Geschichte  Meklenburgs  2,  1875\ 
Hbinevann,  Albrecht  der  Bär  215  ff.  390  ff.  Michelsen,  Rechtsdenkmäler  aus  Thü- 
ringen 139  ff.  Rudolph,  Die  niederl.  Kolonien  der  Altmark  im  12.  Jh.,  1889.  E.  O. 
SoHiTLZE,  Niederländische  Siedelungen  in  den  Marschen  der  V^eser  und  Elbe,  Bresl. 
Inaug.-Abh.  1889,  und  Zeitschr.  d.  bist.  Ver.  f.  Nieders.  1889,  S.  1—104;  Die  Ko- 
lonisienxng  u.  G^rmanisierung  zwischen  Saale  u.  Elbe,  1896.  y.  Sommerfeld,  Gesch. 
d.  Germanisierung  des  Herzogtums  Pommern  (Schmoller's  Staats-  u.  sozialw.  Forsch. 
13,  5),  1896.  TzsOHOPPE  u.  Stenzel,  Urkundensammlung  z.  Gesch.  des  Ursprungs 
der  S^te  u.  s.  w.  in  Schlesien,  1832.  Usinger,  Deutsch-dänische  Geschichte  262  ff. 
Hauptquelle  für  die  Geschichte  der  Kolonisation:  Helmold,  Chronica  Slavorum 
(MG.  Scr.  21)  1,  c.  57,  c.  88. 

"  Vgl.  ToMAscHXK,  Deutsches  Recht  in  Österreich  80  ff. 
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§  39.    Die  staatliche  Gliederung  des  Reiches. 

Waitz  5',  85  fip.  158  ff.  v.  Dakiels,  Handbuch  4,  381—430.  Lüschin  v.  Eben- 
QBEUTH,  österreicb.  Reichsgesch.  82  ff.  Stein,  Die  Ostfranken  im  10.  Jahrhundert, 
FDG.  24,  121  ff.  Haück,  Kirchengeschichte  3,  3  ff.  Hasenöhrl,  Deutschlands  süd- 
ostl.  Marken  im  10.— 12.  Jh.,  Arch.  f.  österr.  Gesch.  82  (1895). 

Der  auf  die  Gentralisiemng  des  Reiches  gerichteten  Politik  Karls  des 
Großen  war  es  gelungen,  das  zwischen  Reichs-  und  Gauregierung  getretene 
Kleinkönigtum  der  Stammesherzoge  zu  beseitigen  und  den  Grafschaften 
ihre  frühere  reichsunmittelbare  Stellung  zurückzugeben.  Es  war  nur  eine 
weitere  Konsequenz  dieser  Politik,  wenn  seit  Karl  dem  Großen  zuerst  in 
Westfranken,  dann  auch  in  Austrasien  eine  immer  zunehmende  Teilung 
der  Grafschaften  eintrat,  so  daß  vielfach  auch  ehemalige  Hundertschaften 
zu  Grafschafben  erhoben  wurden.  Nur  an  den  Grenzen  des  Reiches  blieben 
größere  Gebietskomplexe  in  der  Hand  der  Markgrafen  vereinigt.  Solche 
Marken  haben  dann  unter  den  späteren  Karolingern  den  Ausgangspunkt 
far  die  Neubildung  der  Stammesherzogtümer  Sachsen,  Baiem  und 
Schwaben  (ohne  Elsaß  und  Curwalchen]  abgegeben.  Bei  dem  Franken- 
stamme, der  sich  seit  dem  Yerduner  Vertrage  auf  zwei  getrennte  Gebiete 
verteilte,  kam  es  zur  Ausbildung  zweier  Herzogtümer,  Lothringen  und 
Franken  (Rheinfranken  und  Ostfranken) ;  hier  waren  es  zwei  hervorragende 
Dynastengeschlechter,  denen  es  durch  ihre  Hausmacht,  unterstützt  durch 
das  Königsbotenamt,  gelang,  die  führende  Stellung  zu  erringen.  Bei  den 
Thüringern  und  Friesen  ist  es  nicht  wieder  zur  Ausbildung  eigener 
Stammesherzogtümer  gekommen  \ 

Demnach  zählte  das  deutsche  Reich  im  Beginne  seiner  Geschichte 
fünf  Provinzen,  an  deren  Spitze  wieder,  wie  in  der  Merowingerzeit,  Herzoge 
mit  viceköniglicher  Gewalt  gestellt  waren,  während  die  thüringischen  und 
friesischen  Grafschaften  sowie  die  drei  wendischen  Marken  (Nordmark, 
Ostmark  und  Lausitz,  thüringische  Mark  oder  Meißen),  anfangs  auch  Elsaß 
und  Curwalchen  welche  später  zum  Herzogtum  Schwaben  gehörten,  un- 
mittelbar unter  dem  Reiche  standen.  Eine  eigentümliche  Stellung  nahm 
das  Herzogtum  Böhmen  ein.  Der  Herzog  gehörte  zu  den  Fürsten  des 
Reiches  und  die  beiden  Landesbischöfe  (Prag  und  Olmütz),  welche  bis 
Ende  des  12.  Jahrhunderts  ihre  Investitur  vom  Reiche  empfingen,  wurden 
ebenfalls  zu  den  Reichsfürsten  gerechnet',  im  übrigen  aber  war  die  Organi- 
sation des  Landes  eine  durchaus  selbständige  und  es  ist  nicht  anzunehmen, 
daß  sich  die  Oberhoheit  des  Reiches  auch  auf  die  inneren  weltlichen 
Landesangelegenheiten  erstreckt  habe*. 


^  Der  ducatus  Turingie  in  einer  Urkunde  von  878  (FDG.  6, 128)  beruhte  nur 
auf  einem  herkömmlichen  Sprachgebrauche. 

•  Vgl.  Picker,  Reichsfdretenstand  1,  282  f. 

•  Vgl.  Palacky,  Geschichte  von  Böhmen  2, 1  S.  8—50,  der  jedoch  mit  Unrecht 
von  einer  Souveränität  Böhmens  spricht  Tomasohek,  Deutsches  Recht  in  Österreich 
4  ff.;  Recht  und  Verfassung  der  Markgrafschaft  Mähren  im  15.  Jahrhundert,  1868. 
H.  Peekice,  Verfassungsrechte  der  Lander  der  österr.-ung.  Monarchie,  1872. 
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Noch  unter  den  Ottonen  wurden  von  den  fünf  Stammesherzogtümem 
zwei  beseitigt,  ein  drittes  erheblich  verkleinert  Das  Herzogtum  tranken 
wurde  939  aufgehoben,  die  in  demselben  belegenen  Grafschaften  wurden 
reichsun mittelbar;  erst  im  späteren  Mittelalter,  als  eine  größere  Anzahl 
fränkischer  Grafschaften  in  der  Hand  des  Bischofs  yon  Würzburg  ver- 
einigt war,  sprach  man  wieder,  aber  nicht  in  dem  ursprunglichen  Sinne, 
von  einem  Herzogtum  üstfranken^  Das  Herzogtum  Lothringen  wurde  seit 
Otto  I.  in  die  Herzogtümer  Oberlothringen  (Nanzig,  Ducatus  Mosellanus), 
Niederlothringen  (Brabant,  Löwen)  und  das  rheinische  Lothringen  (Bibua- 
rien),  letzteres  unter  dem  Erzbischof  von  Köln,  geteilt*.  Von  Baiem 
wurde  976,  endgültig  995  oder  1002,  die  karenthanische  Mark  als  eigenes 
Herzogtum  Eämthen  abgezweigt.  Alle  diese  neuentstandenen  Herzogtümer 
stellten,  da  die  zu  ihnen  gehörigen  Grafschaften  herzoglich  blieben  und 
nicht  reichsunmittelbar  wurden,  eine  bedeutende  territoriale  Macht  dar, 
aber  die  auf  der  Geschlossenheit  des  Stammes  beruhende  naturwüchsige 
Kraft  und  die  aus  dem  Stammespartikularismus  hervorgehende  centrifugale 
Tendenz  der.  Stammesherzogtümer  ging  ihnen  ab. 

Das  Herzogtum  Sachsen  blieb  nach  der  Thronbesteigung  Heinrichs  L 
in  der  Hand  des  Königs-Herzogs  und  wurde  auch  weiterhin  nicht  wieder 
in  der  alten  Weise  hergestellt.  Dagegen  bildete  sich  das  Grenzherzogtum 
über  die  dänische  und  obotritische  Mark,  das  Hermann  Billung  von  Otto  I. 
empfing,  und  zwar,  wie  es  scheint,  verbunden  mit  einer  ähnlichen  unter- 
herzoglichen Stellung,  vrie  sie  anfangs  den  lothringischen  Teilherzogen  unter 
Brun  übertragen  worden  war,  allmählich  zu  einem  neuen  sächsischen 
Herzogtum  aus,  das  nach  dem  Ausstarben  des  billungischen  Hauses  durch 
Lothar  von  Supplingenburg,  Heinrich  den  Stolzen  und  Heinrich  den 
Löwen  nahezu  wieder  zu  der  Bedeutung  eines  wahren  Stammesherzogtums 
erhoben  wurde,  wenn  es  sich  auch  im  wesentlichen  auf  Westfalen,  Engem 
und  die  transalbingischen  Marken  beschränkte  und  in  Ostfalen  nicht  zur 
Anerkennung  gelangte®.  Nach  dem  Sturze  Heinrichs  des  Löwen  (1180) 
wurden  seine  herzoglichen  Eechte  über  Westfalen  als  „Herzogtum  West- 

*  Vgl.  Hbnneb,  Die  herzogl.  Gewalt  d.  Bischöfe  v.  Würzburg,  1874.  Bbbsslau, 
Die  Würzburger  Immunitäten  n.  d.  Herzogtum  Ostfranken,  FDG.  13,  87  ff.  v.  Zal- 
LiHGEB,  Das  würzb.  Herzogtum,  Mitteil.  d.  österr.  Inst  11,  528  ff.  £.  Mater,  Zeitschr. 
f.  Gesch.- Wiss.  NF.  1,  180  ff. 

^  Zunächst  hatte  Otto  I.  nur  die  Verwaltung  unter  zwei  Herzoge  verteilt,  die 
als  Unterherzoge  dem  Erzbischof  Brun  von  Köln  als  dem  eigentlichen  Herzog  zur 
Seite  gestellt  wurden.  Nach  dem  Tode  des  letzteren  (965)  blieb  Oberlothringen  als 
eigenes  Herzogtum  in  den  Händen  des  bisherigen  Unterherzogs,  während  Nieder- 
lothringen erst  976  anderweitig  verliehen  und  damit  die  Teilung  zu  einer  end- 
gültigen wurde.  Über  die  herzogliche  Gewalt,  welche  die  Kölner  Erzbischöfe  in 
dem  alten  Ribuarien  zu  behaupten  wußten,  vgl.  Fickeb,  Engelbert  der  Heilige 
62.  228  ff. 

*  Vgl.  Steindobff,  De  ducatus  qui  Billingorum  dicitur  in  Saxonia  origine  et 
progressu,  Berl.  Diss.,  1863.  Wintzer,  De  Billungorum  intra  Saxoniam  ducatu, 
Bonner  Diss.,  1869.  Weiland,  Das  sächsische  Herzogtum  unter  Lothar  und  Hein- 
rich dem  Löwen,  1866.    Fickeb,  Engelbert  228  ff. 
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falen"  auf  den  Erzbischof  von  Köln,  der  nunmehr  zwei  Herzogtümer  besaß, 
übertragen,  während  das  transalbingische  Herzogtum  in  abgeschwächter 
Gestalt,  als  rein  territoriales  Herzogtum,  an  Bernhard  Ton  Anhalt  ver- 
liehen wurde,  der  erst  später  den  Titel  „Herzog  von  Sachsen*'  annahmt 
Die  allodialen  Besitzungen  des  weifischen  Hauses  in  Ostfalen  und  Engem 
wurden  1235  zu  einem  eigenen  Herzogtum  Braunschweig  erhoben. 

Von  seinem  Herzogtum  Baiem  hatte  Heinrich  der  Löwe  schon  1156 
die  Ostmark  zur  Bildung  des  Herzogtums  Österreich  abtreten  müssen®. 
Nach  seiner  Ächtung  wurde  auch  die  steirische  Mark  nebst  dem  Traun- 
gau  von  Baiem  abgezweigt  und  zu  einem  selbständigen  Herzogtum  er- 
hoben®. Die  Bedeutung  des  so  verkleinerten  Herzogtums,  wie  es  1180 
auf  das  Haus  Witteisbach  überging  ^^,  war,  wie  bei  dem  Herzogtum  West- 
falen, immer  noch  erheblich  größer  als  die  eines  bloßen  territorialen  Her- 
zogtums, namentlich  da  dem  Herzog  eine  gewisse  Oberhoheit  über  die 
Bischöfe  verblieb,  obwohl  diese  schon  seit  Otto  I.  vom  Reiche  investiert 
wurden  und  als  Eeichsfürsten  galten  ^^;  aber  beide  Herzogtümer  waren 
auf  Bmchteile  der  Stammesgebiete  beschränkt  und  hatten  damit  den 
Charakter  als  Stammesherzogtümer  verloren. 

^  Vgl.  Weiland,  Constitutiones  1,  384;  Sachs.  Herzogtum  169  ff.  Schbffbb- 
BoiCHOBST,  Zur  Gesch.  d.  12.  u.  18.  Jbs.  (Berl.  Hist  Studien  8)  S.  197  ff.  Gbauert, 
Die  Herzogsgewalt  in  Westfalen  seit  dem  Sturze  Heinrichs  des  Löwen,  1877. 
Jansen,  Die  Herzogsgewalt  der  Erzbischöfe  von  Köln  in  Westfalen,  1895.  Fickee, 
a.  a.  0.  231  f. 

^  Der  früher  lebhaft  geführte  Streit  über  die  Echtheit  der  beiden  auf  die 
Errichtung  des  Herzogtums  Österreich  bezüglichen  Privilegien  ist  jetzt  allgemein 
zu  Gunsten  des  Privilegium  minus  entschieden,  während  das  Privilegium  malus  sich 
als  eine  um  1859  entstandene  Fälschung  erwiesen  hat.  Vgl.  v.  Schwind  u.  Dopsch, 
Ausgew.  Urkunden  z.  VG.  d.  deutsch-öst.  Erblande  (1895)  8.  10.  Weiland,  Con- 
stitutiones 1,  220.  683.  Fickeb,  Wiener  SB.  23,  489  ff.  Wattbnbach,  Die  öster- 
reichischen Freiheitsbriefe  (Arch.  f.  K.  österr.  Gesch. -Quellen  8).  Hubee,  Über  die 
Entstehungszeit  der  österr.  Freiheitsbriefe,  Wiener  SB.  34.  Bebchtold,  Die  Liandes- 
hoheit  Österreichs  nach  den  echten  und  unechten  Freiheitsbriefen,  1862.  Die  Ost- 
mark hatte  sich  schon  nach  976  in  einer  mehr  reichsunmittelbaren  Stellung  be- 
funden, war  aber  später  wieder  in  Lehnsabhängigkeit  von  dem  Baiemherzoge 
gekommen.  Vgl.  Luschin  von  Ebenobeuth,  Gerichtswesen  in  Österreich  11  f.  Die 
angeblich  mit  der  zum  Herzogtum  erhobenen  Mark  neu  verbundenen  drei  Graf- 
schaften beziehen  sich  auf  die  Grafenrechte  in  den  drei  Gerichtsbezirken,  aus 
denen  die  Ostmark  bestand.  Vgl.  §  49  N.  137.  Dopsch,  Mitteil.  d.  öst.  Inst  17, 
256  ff.  Stbnad,  Die  Geburt  des  Landes  ob  der  Enns  79  ff.  Hasenöhbl,  Arch.  f. 
öst  Gesch.  82,  436  ff. 

*  Österreich,  Steiermark,  Erain  und  die  Windische  Mark  verlieh  Rudolf  L 
1282  an  seine  beiden  Söhne;  1885  wurde  auch  Kämthen  und  später  ebenso  die 
Gra&chaft  Tirol  mit  den  habsburgisch-österreichischen  Besitzungen  verbunden. 
Vgl.  Festschrift  zur  600  jährigen  Gedenkfeier  der  Belehnung  des  Hauses  Habsburg 
mit  Österreich,  1882,  S.  36.    v.  Schwind  u.  Dopsch,  a.  a.  0.  132.  168.  169.  215. 

^^  Vgl.  Heigel  u.  Riezleb,  Das  Herzogtum  Baiem  zur  Zeit  Heinrichs  des 
Löwen  und  Ottos  I.  von  Witteisbach,  1867.  Riezleb,  Geschichte  Baiems  1,  728  ff. 
Genoleb,  Beiträge  z.  RG.  Baiems  1,  128  ff. 

^^  Gegen  die  Annahme,  daß  die  bairischen  Bischöfe  1180  von  der  Ober- 
hoheit des  Herzogs  eximiert  worden  seien,  vgl.  Heigel  u.  Riezleb,  a.  a.  O.  185  ff. 
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Das  Herzogtum  Schwaben  kam  seit  der  Thronbesteigung  der  Hohen- 
staufen  als  selbständiges  Herzogtum  nicht  mehr  in  Betracht,  da  sie  auch 
als  Könige  ihr  Herzogtum  in  der  Hand  behielten.  Mit  dem  Tode  Eon- 
radins  (1268)  war  auch  dies  letzte  Stammesherzogtum  erloschen  ^^ 

Die  auf  der  Gaueinteilung  beruhende  Orafschaftsverfassung  des  frän- 
kischen Reiches  erhielt  sich  ebensowohl  in  den  reichsunmittelbaren  Ge- 
bieten wie  in  den  Herzogtümern  bis  zum  zwölften  Jahrhundert  ^^^  nur 
daß  die  alten  Gaue  jetzt  regelmäßig  in  mehrere  Grafschaften  geteilt  waren 
und  sich  oft  zahlreiche  Grafschaften  in  einer  Hand  vereinigt  fanden.  Auf 
derartigen  Vereinigungen  beruhten  die  territorialen  Herzogtümer  sowie 
die  übrigen  größeren  Fürstentümer,  auch  die  Marken  waren  in  der  Begel 
mit  mehreren  Grafschaften  verbunden  ^^.  Die  kirchlichen  Einteilungen 
hatten  mit  der  staatlichen  Organisation  ebenso  wenig  wie  in  der  vorigen 
Periode  gemein  ^^  dagegen  gehörte  es  seit  den  Ottonen  zur  Politik  der 
Könige,  die  geistlichen  Fürsten  durch  Verleihungen  ganzer  Grafschaften 
in  ihr  Interesse  zu  ziehen. 

Die  Durchbrechung  der  alten  Gra&chaftsverfassung  erfolgte  zunächst 
von  den  Immunitäten  aus,  indem  es  den  Immunitätsherren  vielfach  gelang, 


"  Die  Herzoge  von  Zähringen  und  die  einer  Seitenlinie  derselben  entsprossenen 
Herzoge  von  Teck  führten  persönlich  den  Herzogstitel,  ohne  daß  demselben  ein 
Herzogtum  entsprochen  hätte.  Der  Titel  war  von  Graf  Berthold  I.  von  Zähringen 
(t  1090),  der  vorübergehend  Herzog  von  Eärnthen  gewesen  war,  auf  sein  Haus 
übergegangen.    Ähnlich  stand  es  mit  den  Herzogen  von  Eotenhurg. 

"  Vgl.  die  Gaukarten  Nr.  31 — 36,  bei  Sprunbb-Menke ,  Handatlas,  und  die 
dazu  gehörigen  Vorbemerkungen.  Lang,  Baiems  Gauen,  1830;  Baiems  alte  Graf- 
schaften, 1831.  Bacmann,  Die  Grafschaften  im  wirtemb ergischen  Schwaben,  1879. 
ScHsiCKSB,  Älteste  Grenzen  und  Gaue  im  Elsaß,  1884.  W.  Schültze,  Die  frän- 
kischen Gaugrafschaften  Rheinbaiems,  Kheinhessens,  Starkenburgs  u.  Würtembergs, 
1897.  PioT,  Les  pagi  de  la  Belgique  et  leurs  subdivisions  pendant  le  moyen-äge, 
M^m.  cour.  par  TAcad.  roy.  de  Belgique,  1874.  v.  d.  Bbrgh,  Handboek  der  middel- 
nederlandsche  geographie,  1872.  Lakdau,  Beschreibung  der  deutschen  Gaue,  1855—57. 
V.  Ledebub,  Die  fünf  münsterschen  Gaue  und  die  sieben  Seelande  Frieslands,  1836. 
V.  HoDENBEBA,  Die  Diöcese  Bremen  und  deren  Gaue  in  Sachsen  und  Friesland, 
1858—59.  V.  Websebe,  Beschreibung  der  Gaue  zwischen  Elbe,  Saale,  Unstrut, 
Weser  und  Werra,  1829.  Böttqeb,  Diöcesan-  und  Gaugrenzen  Norddeutschlands, 
1874 — 76.  V.  RiCBTHOFEN,  Untersuchungen  über  friesische  Rechtsgeschichte  2.  3. 
(1882—86).  WiNTBB,  Die  Grafschaften  im  Nordthüringgau,  Geschichtsblätter  f. 
Magdeburg  9,  281  ff.  394  ff.;  Die  Grafschaften  im  Schwabengau,  Mitteil.  d.  Ver. 
f.  anhält  Gesch.  1,  79  ff.;  Die  Grafschaften  im  Hassegau  und  Friesenfeld,  N. 
Mitteil.  a.  d.  Geb.  hist.  antiqu.  Forsch.  14,  268  ff.  Riohteb,  Untersuchungen  zur 
bist.  Geographie  des  Hochstifts  Salzburg,  Mitteil.  d.  österr.  Inst,  Erg.-Bd.  1,  590  ff. 
Thudicbum,  Rechtsgeschichte  der  Wetterau,  1.  (1867);  Zur  RG.  der  Wetterau  (Tü- 
binger Festschrift  für  Reyscheb)  1874;  Zur  RG.  der  Wetterau  (Tübinger  Festschrift 
für  G.  Beseleb),  1885. 

*^  So  gehörten  zur  Mark  Brandenburg  die  Grafschaften  Gardelegen-Dannen- 
berg,  Arneburg,  Grieben,  Hillersleben-Falkenstein,  Domburg,  Lüchow. 

"  Vgl.  S.  144  f.  V.  RiCHTHOPEN,  Untersuchungen  2,  1285  ff.  Zu  den  früheren 
Erzbistümern  Mainz,  Trier,  Köln,  Salzburg  und  Hamburg  (später  Bremen)  trat 
noch  Magdeburg  (968),  für  Burgund  BesanQon.  Das  973  errichtete  Bistum  Prag 
wurde  1344  zum  Erzbistum  erhoben. 
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in  ihren  gefreiten  Besitzungen  auch  die  hohe  Gerichtsbarkeit  und  damit 
die  Exemtion  von  den  Grafschaften  zu  erwerben".  Derselbe  Vorgang, 
der  hier  zur  Bildung  gmndherrlicher  Grafschaften  fährte,  vollzog  sich 
dann  auch  in  den  königlichen  Domänenämtem,  ans  denen  die  Reichs- 
vogteien  hervorgingen.  Eximierte  Stadtgrafschaften  legten  vielfach  den 
Grund  zur  Ausbildung  von  Stadtgemeinden  mit  korporativer  Verfassung. 
Vor  allem  aber  wurde  das  Lehnwesen  für  das  Schicksal  der  Grafschaften 
verhängnisvoll.  Die  Grafschaften  öffentlichen  Rechts  vermochten  sich  nur 
zu  erhalten,  so  lange  sie  als  Amtssprengel  erschienen,  denen  die  Grafen 
als  Beamte  vorgesetzt  wurden.  Mit  der  Ausbildung  der  Erblichkeit  der 
Lehen  ging  dieser  Charakter  der  Grafechaften  verloren,  sie  wurden  mehr 
und  mehr  als  Gegenstände  privater  Berechtigung  behandelt  und  durch 
willkürliche  Teilungen  und  Zusammenlegungen  bildeten  sich  Territorien, 
die  den  früheren  Grafschaften  nur  darin  glichen,  daß  sie  einem  mit  der 
gräflichen  Gerichtsbarkeit  ausgestatteten  Herrn  unterstellt  waren;  aber 
dieser  Herr  war  nicht  Beamter  für  einen  fest  abgerundeten  Amtssprengel, 
sondern  Landesherr  eines  sehr  verschiedenartig  und  willkürlich  gestalteten 
Territoriums.  Eine  besondere  Stellung  nahmen  im  späteren  Mittelalter 
diejenigen  Landschaften  und  Städte  ein,  denen  es  gelungen  war,  sich  von 
der  Unterordnung  unter  eine  gräfliche  Gewalt  ganz  zu  befreien  und  als 
freistaatliche  Gemeinwesen  unmittelbar  unter  das  Reich  zu  treten  ^^ 

^^  Die  bairischen  und  österreichischen  Herzoge  haben  sich  im  Besitze  der 
höchsten  Gerichtsbarkeit  auf  den  geistlichen  Grundherrschaften  behauptet,  so  dafi 
sich  hier  keine  grundherrlichen  Grafschaften  gebildet  haben.  Vgl.  Richter,  a.  a. 
0.  597  f.  609  ff. 

^'  Vgl.  GiEBKE,  Genossenschaftsrecht  1,  514 ff.  Ditmarschen  seit  der  1. 
Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  stand  zwar  in  einer  gewissen  losen  Unterordnung 
unter  den  Bremer  Erzbischof,  aber  doch  ohne  daß  derselbe  eine  landesherrliclie 
Gewalt  über  den  Freistaat  erworben  hätte.  Vgl.  Rive,  Über  den  Freistaat  Dit- 
marschen im  Mittelalter,  Freibur^er  Festschrift  für  Robert  v.  Mohl,  1871.  Waiiz, 
Schlesw.  Holst.  Geschichte  1,  93  ff.  368  ff.  Die  schweizerische  Eidgenossen- 
schaft, zunächst  nur,  vielleicht  während  des  Interregnums,  als  Landfriedens- 
bund  innerhalb  des  Reiches  begründet  und  1291  als  dauernder  Bund  erneuert, 
erlangte  1415  von  Kaiser  Sigmund  die  Verleihung  des  Blutbannes  und  damit  die 
Befreiung  von  der  Reichsvogtei.  Aus  der  Verbindung  mit  dem  Reiche  selbst  schied 
die  Schweiz  erst  in  der  folgenden  Periode  aus.  Vgl.  Blümer,  Staats-  und  Rechts- 
geschichte der  schweizer.  Demokratien  1,  210.  Hilty,  Die  Bundesverfassungen  der 
schweizer.  Eidgenossenschaft,  1891.  Öchsli,  Anfänge  der  Eidgenossenschaft,  1891. 
Kopp,  Gesch.  d.  eidgenössischen  Bünde,  1845 — 1882.  Diebauer,  Gesch.  d.  Schweiz. 
Eidgenossenschaft  1,  1887.  Bresslau,  Das  älteste  Bündnis  der  schweizer.  Urkantone. 
Die  friesischen  Landschaften  zwischen  Weser  und  Zuiderzee,  von  denen 
man  früher  annahm,  daß  sie  ebenfalls  eine  freistaatliche  Bundesverfassung  besessen 
hätten,  haben  es  über  vereinzelte  Versuche  mit  vorübergehendem  Erfolge  nicht 
hinausgebracht.  Der  erste  Upstallsbomer  Bund,  der,  wahrscheinlich  im  12.  Jh. 
errichtet,  bis  1231  dauerte,  war  ein  bloBes  Landfriedensbündnis ,  dagegen  hatte 
der  zweite  Upstallsbomer  Bund  (1323—1327)  und  der  von  Groningen  (1361—1422) 
weitergehende  politische  Ziele,  die  aber  nicht  erreicht  wurden.  Auch  die  Ver- 
suche der  ELaiser  Sigmund  und  Friedrich  UI.,  den  Friesen  eine  freistaatliche 
Stellung  zu  geben,  waren  erfolglos.  Vgl.  v.  Riohthofsn,  Untersuchungen  1,  112 
bis  172.  184  ff.  370—553.    2,  259  ff.  344  ff. 
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Eine  eigentümliohe  Rolle  fiel  bei  der  Gestaltung  der  Territorien  den 
dieselben  durchziehenden  großen  Heerstraßen  und  schiffbaren  Gewässern 
zu.  Da  sie  als  „des  Königs  Straßen''  dem  Reiche  vorbehalten  waren,  so 
galten  sie  gewissermaßen  als  exterritorial,  und  unabhängig  davon,  wem 
die  Flußufer  oder  das  Gelände  an  den  Seiten  der  Straße  gehörten,  konnte 
die  Strom-  und  Straßengerichtsbarkeit  und  die  aus  derselben  sich  ergebende 
Landeshoheit  Gegenstand  selbständiger  königlicher  Verleihung  sein**. 

§  40.    Das  Lehnwesen. 

HoMETER,  System  des  Lehnrechts  der  sächsischen  Bechtsbücher  (in:  Des 
Sachsenspiegels  2.  Teil,  Bd.  2,  8.  261—640).  Waitz,  VG.  6»,  1—138;  Abband- 
lungen  301  ff.  544 ff.  Fickbe,  Vom  Heerschilde,  1862.  Eichhork,  St.  u.  RG.  2, 
666  ff.;  Einleit.  i.  d.  dentsch.  Privatr.  §§  192—244.  351—363.  Stobbe,  Privatrecht 
§§  116—128.  (3.  Anfl.  §§  174—186),  §§  315—319.  Beseler,  Privatrecht*  692—784. 
Hedsler,  Institutionen  2,  158  ff.  Lampreoht,  Wirtschaftsleben  1,  875  ff.  1262  ff. 
1295  ff.  V.  Amira,  Grundr.M28f.  Kraut,  Grundriß  §§  197— 247.  Flach,  Origines 
de  Tancienne  France  2,  427  ff.  Seignobob,  Le  regime  feodal  en  Boorgogne,  1882. 
Secretan,  Essai  sur  la  f^odalit^  (M^m.  et  docum.  de  la  Suisse  rom.  16).  Blondel, 
Pr6d6ric  II.,  80  ff.  Ciccaglione,  La  feudalitA,  1890.  v.  Brükneck,  Zur  Geschichte 
des  Grundeigentums  in  Ost-  u.  Westpreußen,  2,  1  (1895). 

Das  Lehn wcsen  ist,  wie  seine  Entstehungsgeschichte  (S.  155  flF.)  lehrt, 
als  eine  Einrichtung  der  fränkischen  Heeres  Verfassung  aufgekommen  und 
auch  im  Mittelalter,  wo  mehr  und  mehr  das  ganze  Staatsleben  von  ihm 
durchdrungen  wurde,  hat  es  einen  vorwiegend  militärischen  Charakter 
behauptet.  Wir  erkennen  in  ihm  die  mittelalterliche  Form  des  Keichs- 
söldnertums.  Für  die  Beiterdienste,  die  das  Seich  direkt  oder  indirekt 
von  dem  Vassallen  beanspruchte,  gewährte  es  ihm,  den  Verhältnissen  der 
Naturalwirtschaft  entsprechend,  einen  Sold  in  Gestalt  direkter  oder  in- 
direkter Lehnsnutzung.    Bis  zum  12.  Jahrhundert  wurde  das  Lehn  noch 

"  Vgl.  Waitz  8,  802.  Ph.  K.  Fügqeb  von  Kibchheim,  Abh.  über  die  Grenzen 
der  dem  Kurthume  Mainz  über  den  Main  zustehenden  Oberherrschaft,  Mainzer 
Inaug.-Diss.  1785/86.  Stbuve,  Neu  eröffiietes  bist.  u.  polit  Archiv  1,  36.  Böhmer, 
Acta  imp.  sei.  Nr.  448.  Schröder,  Die  Landeshoheit  über  die  Trave,  N.  Heidel- 
berger Jahrb.  1.  (1891).     Friedrich's  I.    constitutio  de  regalibus  v.   1158:    RegaHa 

sunt vie  publice,  flumina  navigabilia  et  ex  quibus  fiunt  navigahüia,    Görlitz. 

Landrecht  Art.  34,  §  1 :  tegelich  vlixinde  tcaxxir  heixet  des  Hches  sträxe.  Friedrich  I. 
bewilligte  den  Lübeckern  im  Jahre  1188  die  Aufnahme  des  ganzen  Inundations- 
gebietes  der  Trave  in  das  Weichbild  der  Stadt  Lübeck:  ut  usque  ad  locum,  ad 
quem  in  inundatione  asoendit  fiufnus  qui  Travene  dicitur,  eadem  qua  et  intra  civi- 
tatem  fruantur  per  omnia  ittstida  et  libertnte  (Ürk.-B.  d.  St  Lübeck  1,  Nr.  7). 
Die  Stadt  Bremen  übte  im  14.  und  15.  Jahrhundert  die  Landeshoheit  auf  der 
ganzen  Weser  aus  und  erwirkte  noch  1541  eine  Bestätigung  derselben  durch  Karl  V. 
Unter  König  Adolf  wurde  1294  durch  Reichsweistnm  festgestellt:  Quod  si  instda 
nata  est  in  Rheno  vel  alio  flumine  in  comiiatu  alicuius  comitis,  qui  in  ipso  fiu- 
mine  recipit  telonia  et  eonductus,  kabetque  comitatum  ielonia  et  conductum  ab  im- 
perio  in  flumine  predicto,  eadem  instUa  potius  speetat  ad  imperium  et  ad  ipsum 
eomiteni,  quam  ad  alium  dominum,  cuius  districtus  protenditur  ad 
ripam  fluminis  prelibati  (MG.  T-rCg.  2,  460).    Siehe  auch  Weilakd  1,  328.  2, 401. 
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regelmäßig  als  beneficium  bezeichnet,  ein  Ausdruck  der  seit  dem  13.  Jahr- 
hundert durch  die  aus  Südfrankreich  stammende  und  seit  dem  11.  Jahr- 
hundert auch  in  Deutschland  bekannte  Bezeichnung  feudum  vollständig 
verdrangt  wurde  ^.  Die  Ausbildung  des  Lelinwesens  hat  mit  derjenigen 
des  militärischen  Reiterdienstes  fortdauernd  Schritt  gehalten.  Auf  Süd- 
frankreich und  Italien  sind  in  der  späteren  Earolingerzeit  Lothringen  und 
Burgund  in  der  Entwickelung  der  Feudalmiliz  gefolgt,  während  Deutsch- 
land noch  in  den  Schlachten  des  10.  und  11.  Jahrhunderts  neben  der 
Reiterei  ansehnliche  Scharen  des  Fußvolkes  kämpfen  sah.  Hier  fällt  die 
Blüte  des  Reiterdienstes  und  des  Lehnwesens,  unzweifelhaft  gefordert 
durch  die  Kreuzzüge,  erst  in  die  Hohenstaufenzeit.  Aber  so  weit  wie  in 
Frankreich,  wo  der  Satz  galt:  Nidle  terre  sans  sHgneuTy  ist  das  Feudal- 
wesen in  Deutschland  nie  in  das  Leben  eingedrungen.  Nie  hat  es  hier 
an  bedeutenden  allodialen  Besitzungen  gefehlt,  wenn  dieselben  auch  ge- 
legentlich, der  Lehnstheorie  zu  Liebe,  als  Sonnenlehen  aufgefaßt  wurden '. 
Auch  hielt  man  daran  fest,  daß  Lehen  an  Eigen  kein  rechtes  Lehen  sei', 
denn  das  Lehnrecht  war  so  recht  eigentlich  Reichslehnrecht  und  ein 
wahres  Lehen  konnte  nur  wieder  an  Lehen  begründet  werden,  so  daß 
der  König  immer  der  oberste  Lehnsherr  war.  Darum  konnte  ein  Lehen 
ohne  Mannschaft,  d.  h.  ohne  Yassallenverhältnis  und  Reichskriegsdienst, 
nicht  als  ein  rechtes  Lehen  angesehen  werden.  Nur  das  Ritterlehen 
(feudum  militare)  war  ein  solches,  und  nur  ein  Mann  von  Rittersart,  der 
mit  ritterlicher  Abstammung  (Ritterbürtigkeit)  ritterliches  Leben  verband, 
war  „vollkommen  an  Lehenrecht",  d.  h.  im  Besitze  der  vollen  Lehns- 
fähigkeit oder  des  „Heerschildes".  Ob  er  persönlich  den  Ritterschlag 
empfangen  hatte  oder  nicht,  machte  keinen  Unterschied;  auch  das  Knappen- 
lehen war  ein  rechtes  Lehen.  Die  unfreien  Ritter  aus  dem  Stande  der 
Dienstmannen  oder  Ministerialen  konnten  bis  um  die  Mitte  des  12.  Jahr- 
hunderts nur  Dienstlehen  von  ihren  Herren,  nicht  aber  rechte  Lehen  von 
Dritten  empfangen  (Änm.lO).  Erst  der  in  der  Zeit  Friedrichs  I.  beginnende 
massenhafte  Übertritt  von  Edeln  in  die  Ministerialität  hat  den  Stand  ge- 
Lehnshoben;  da  die  Übergetretenen  ihre  bisherigen  Lehen,  überhaupt  ihre 
i^higkeit  behielten,  so   konnte  man  auch  den  geborenen   Dienstmannen 

»  Vgl.  S.  306,  n.  206.  Waitz,  6»,  112  ff.  Homeyee  274  ff.  Du  Canqb,  Glossar. 
8.  V.  Cartulaire  de  Tabbaje  de  Conques,  S.  217,  Nr.  262  (916):  riee  henefidare 
nee  in  feo  donare.  Vereinzelt  begegnet  beneficium  noch  in  Urkunden  des 
18.  Jahrhunderts,  vgl.  (gegen  Hometeb  274)  Stobbe,  Bechtsquellen  1,  326.  Urk.-B. 
d.  Land,  ob  der  Enns  2,  Nr.  339  (1203).  349.  453  (1225):  benefieia  a  nobis  in 
feodo  kabentibfis. 

•  Vgl.  §  47,  n.  9.  Gbimm,  RA.  278  ff.  Über  den  AUodialbesitz  der  Weifen  vgl. 
Anm.  25,  den  der  Freien  von  Zimmern  Fbanklin,  Die  freien  Herren  und  Grafen  von 
Zimmern  18  ff.    Vgl.  auch  CHiNON,  !^tude  sur  Fhistoire  des  alleux  en  France,  1888. 

*  Vgl.  Hometeb  277.  287.  526  ff.  Die  Rechte  des  Mannes  waren  beim  Lehen 
an  Eigen  erheblich  geringer,  ihm  fehlte  das  Recht  der  Folge  und  der  Vererbung, 
auch  hatte  der  HeiT  jederzeit  das  Recht,  das  Lehen  gegen  ein  anderes  von  gleichem 
Werte  zu  vertauschen. 
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die  Anerkennung  ihrer  Lehnsfahigkeit  nicht  mehr  versagend  Unbedingt 
lehensnnföhig  waren  Geächtete  nnd  Personen,  welche  sich  im  Kirchenbanne 
befanden*.  Wer  den  Heerschild  nicht  besaß,  wie  Bürger,  Bauern,  Geist- 
liche, Frauen  und  Korporationen,  konnte  zwar  Lehen,  die  Tom  Beichs- 
kriegsdienste  frei  waren  (Burglehen,  Kirchenlehen,  Schulzenlehen,  Bauer- 
lehen u.  dgL),  mit  voller  Rechtswirkung  empfangen,  aber  bei  dem  Erwerbe 
eines  rechten  Lehens  bedurfte  er  eines  mitbelehnten  oder  ihn  zu  treuer 
Hand  vertretenden  Lehnstragers;  ohne  einen  solchen  hatte  die  Belehnung 
eines  Lehnsunfahigen  nur  eine  persönliche  Wirkung  für  diesen  Herrn 
und  diesen  Beliehenen,  sie  darbte  des  Bechtes  der  Folge  und  der  Ver- 
erbung ^  Eine  Ausnahme  bestand  für  die  geistlichen  Fürsten  (mit  Ein- 
schluß der  Reichsabtissinnen),  die  ungeachtet  ihres  Standes  oder  Geschlechts 
als  lehnsfahig  galten;  als  Vassallen  standen  sie  gleich  den  Laienfürsten 
unmittelbar  unter  dem  König,  als  Unterlehnsherren  hatten  sie  den  Vor- 
rang vor  den  weltlichen  Fürsten,  weil  diese  keinen  Anstand  nahmen,  auch 
Lehen  aus  der  Hand  geistlicher  Fürsten  zu  empfangen^. 

Je  mehr  sich  der  Kreis  der  Lehnsfahigen  nach  außen  hin  abschloß, 
desto  strenger  wurde  innerhalb  dieses  Kreises  die  Rangordnung  beachtet^ 
welche  den  einzelnen  Trägem  des  Heerschildes  zukam.  Es  gab  nicht  nur 
eine  Grenze,  über  welche  hinaus  ein  Mann  von  Rittersart  ein  Lehnsver- 
hältnis überhaupt  nicht  mehr  eingehen  konnte;  auch  unter  den  Lehns- 
fahigen selbst  bestanden  Klassenunterschiede,  welche  den  Einzelnen  ver- 


*  Vgl.  PiciLEE  176  ff.  221  f.  V.  Zallinqee,  Die  Schöffenbarfreien  265.  v.  FtfKTH, 
MiniBterialen  433  f. 

ö  Vgl.  Weiland  2,  404  (1225).  427  (1234).  442  (1237).  443  (1240). 

*  Vgl.  Anm.  9.  Weiland  2,  117.  Homeyer  309  f.  Passauer  Urk.  v.  1254  (Mon. 
Boica  29,  2,  S.  403):  quod  femine  successionem  ad  feodale  ins  non  habeant,  niai 
quanttim  ad  unam,  sive  stsam  vel  conferentis,  personam.  In  Italien  konnte  der  Herr 
seinem  lehnsunfahigen  Manne  das  Lehen  willkürlich  wieder  entziehen,  falls  er  es 
ihm  nicht  verkauft  hatte.  Vgl.  I.  F.  17.  Über  den  Lehnsträger  vgl.  zu  Anm.  39  f. 
Schwab.  Lehnr.  1  i.  f.  gesteht  auch  dem  lehnsunflKhigen  Manne  das  Recht  der 
Vererbung  zu.  Den  Bürgern  der  Reichsstädte  wurde  seit  dem  13.  Jahrhundert 
vielfach,  teils  durch  Privileg  teils  durch  gewohnheitrechtliche  Entwickelung,  die 
Lehnsf&higkeit  zugestanden,  wogegen  sich  aber  seit  dem  15.  Jahrhundert  eine  mehr 
oder  weniger  erfolgreiche  Opposition  des  Adels  erhob.  Vgl.  Frensdorff,  Die  Lehns- 
fähigkeit der  Bürger,  Nachr.  d.  Gott.  Ges.  d.  Wiss.  1894. 

'  Ober  die  aktive  Lehnsfähigkeit  der  Reichskirchen  und  die  Belehnung  welt- 
licher Fürsten  seitens  derselben  vgl.  Fickbr  87  ff.  Waitz  6  ^  107  ff.  Das  Ver- 
hältnis der  geistlichen  Fürsten  zum  Reiche  wurde  vor  Friedrich  I.  noch  nicht  als 
ein  rein  lehnrechtliches  aufgefaßt,  wenigstens  von  dem  der  LaienfUrsten,  trotz  der 
Gleichstellung  in  betreff  der  Mannschaft  (Anm.  17),  noch  durchaus  unterschieden. 
VgL  FicKEE  64  ff.  98  ff.  Die  Libri  Feudorum  gedenken  nur  der  aktiven  Lehns- 
fähigkeit  der  geistlichen  Fürsten.  Die  nicht-fürstlichen  Geistlichen  wurden  im  12. 
und  13.  Jh.  wiederholt  reichsgerichüich  für  lehnsunfähig  erklärt  (Franklin,  Sen- 
tentiae  curiae  regiae  Nr.  216.  217),  doch  kamen  schon  im  13.  Jh.  Ausnahmen  vor, 
dio  in  der  Folge  immer  häufiger  wurden.  Vgl.  Ficker  104  ff.  286  f.  Weiland  1,  388 
(1179).  Rbmuno,  Urk.-B.  z.  Gesch.  d.  Bischöfe  von  Speier  2,  Nr.  37  (1413).  Ein- 
zelnen  Reichsstädten  wurde  seit  dem  14.  Jh.  durch  königliches  Privileg  das  Recht 
des  Heerschildes  bewilligt     Vgl.  Böhmer- Ficker,  Acta  imperii  selecta  Nr.  795  (1840). 
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hinderten,  Ton  anderen  als  von  Höhergestellten  ein  Lehn  anzunehmen. 
Diese  Abstufungen,  in  erster  Beihe  nicht  lehnrechtlicher ,  sondern  mili- 
tärischer Natur,  hat  der  Verfasser  des  Sachsenspiegels  zuerst  in  ein  wissen- 
schaftliches System  gebracht,  das  zwar  manche  Unrichtigkeiten  und  Will- 
kürlichkeiten enthält,  im  großen  und  ganzen  aber  den  Verhältnissen  des 
12.  und  13.  Jahrhunderts  entspricht  ^ 

Ursprünglich  umfaßte  die  Ordnung  der  Heerschilde  in  Deutschland 
und  wohl  auch  in  Italien  nur  drei  Stufen:  den  König  {princeps),  die 
Fürsten  {capitanei)  und  die  freien  Herren  {regis  valvasores,  seit  12.  Jahr- 
hundert auch  capitanei  genannt).  Den  letzteren  folgten  in  Italien  schon 
im  11.  Jahrhundert  die  milites  oder  valvasores  minores  (später  valvcuores 
schlechthin),  denen  sich  im  12.  Jahrhundert  als  fünfte  Stufe  die  valvcuim 
(nunmehr  auch  valvasores  minores)  anschlössen  ^  In  Deutschland  trat 
die  Klasse  der  Dienstmannen  seit  Anfang  des  12.  Jahrhunderts  als  vierter 
Heerschild  hinzu  ^^,  während  sich  durch  die  unter  den  Dienstmannen 
stehenden  unfreien  Bitter  noch  eine  fünfte  Stufe  bildete,  so  daß  man,  da 
sich  der  Heerschild  der  Fürsten  durch  die  überragende  Stellung  der  geist- 
lichen Fürsten  spaltete,  zu  sechs  Heerschilden  kam^^.     Wer  von  einem 

»  Vgl.  Ssp.  1,  3  §  2.  Sachs.  Lehnr.  1.  Hombteb  289  ff.  Weiskb,  De  Septem 
clypeis  militaribus,  1829.  Grundlegend  das  oben  angeführte  Werk  von  Fickbb, 
das  nur  nach  den  Ergebnissen  der  neuesten  Untersuchungen  über  die  Schöffenbar- 
freien  einiger  Berichtigung  bedarf.  Zu  sehr  unterschätzt  wird  die  Theorie  des 
Sachsenspiegels  von  Waitz,  Abh.  544  ff.  Unrichtig  ist  nur,  abgesehen  yon  den 
Schöffenbarfreien,  die  der  Sieben-  oder  Sechszahl  zu  Liebe  konstruierte  Unsicher- 
heit hinsichtlich  der  untersten  Heerschildstufe.  Vgl  ZRG.  22,  61.  v.  Zalukoer, 
Ministeriales  u.  milites  43  ff. 

»  Vgl.  Anm.  66.  I.  F.  1  pr.  §  4.  7.  18.  IL  F.  10  pr.  §  1.  34  §  3.  Der  Brief 
des  Obertus  de  Orto  (Mitte  des  12.  Jh.)  sagt  von  der  fünften  Klasse  noch:  valva- 
sinif  id  est  valvasores  minores  — ,  qui  anüquo  quidem  usu  nuUam  feudi  eonsue- 
tudinem  habebant:  valvasore  enim  sino  fUio  mortno,  feudum,  quod  vcUvasino  dederctt, 
ad  eapitaneum  revertebatur.  Im  Mail&ndischen  wurde  zur  Zeit  des  Obertus  keine 
Grenze  mehr  beobachtet. 

>^  Unfreie  Vassallen  werden  schon  in  der  Earolingerzeit  erwähnt  Belehnung 
ohne  Mannschaft  findet  sich  bei  Ministerialen  des  11.  Jahrhunderts  wiederholt  be- 
zeugt, in  dieser  Form  konnten  sie  auch  von  fremden  Herren  Lehen  empfangen. 
Ministeriallehen  mit  Mannschaft  werden  nicht  vor  dem  12.  Jh.  erwähnt.  Vgl. 
Sbeliger  bei  Waitz  6^  60,  n.  4. 

"  Vgl.  Urkunde  von  1204  (Sohültes,  Direct.  2,  419),  besprochen  von  Poskrn- 
Kleit,  Zur  Gesch.  d.  Verf.  d.  Markgrafsch.  Meißen  14,  wo  5  weltliche  Heer- 
schilde in  Sachsen  genannt  werden:  1.  der  König  (Philipp),  2.  der  Markgraf,  3. 
Burggraf  von  Meißen,  4.  Bernhard  von  Trebicin,  5.  quidam  miles  Ekehardus. 
Wäre  ein  Geistlicher  an  zweiter  Stelle,  so  würde  das  sechs  Schilde  ergeben.  Die 
sechs  süddeutschen  Stufen  ergeben  sich,  wenn  man  den  König  hinzurechnet,  aus 
zwei  Urkunden  von  1169  (Schultes,  Directorium  diplomaticum  2,  Nr.  346)  und 
1206  (Urk.-B.  d.  Land,  ob  der  Enns  2,  Nr.  349):  1.  Erzbischof  von  Mainz  und 
Bischof  von  Passau,  2.  Pfalzgraf  von  Baiem  und  Herzog  von  Österreich,  3.  zwei 
Grafen  von  Beichlingen  und  der  Stiffcsvogt  von  Regensburg  (Hartwich  von  Lengen- 
bach), 4.  Heinrich  von  Heldmngen  und  der  Passauer  Dienstmann  Pillung  von 
Pemstein,  5.  quendam  militem  Amoldum  de  Weberstete  und  quendam  militem  Albs" 
ranem   Qneusen,  qui  eas  a  tarn  diclo  Pilhmgo  in  beneficio  susceperat     Da  sich 
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Heerschildgenossen  ein  Lehn  annahm,  zog  sich  eine  Erniedrigung  seines 
Schildes  zn,  deren  Folgen  sich  bis  auf  die  dritte  Generation  erstreckten  ^^ 
Demzufolge  besaßen  die  Inhaber  des  letzten  Heerschildes  nur  noch  passive, 
aber  keine  aktive  Lehnsfahigkeit,  sie  konnten  nur  Lehnsherren  anderer 
Bitter  werden  und  wurden  daher  als  ,,Einsohildige^<  bezeichnet  ^^  Seit 
dem  14.  Jahrhundert  geriet  die  Heerschildsordnung  in  Verfall,  indem  die 
staatliche,  mit  der  Yassallitat  zusammenhängende  Bedeutung  des  Lehn- 
wesens vor  der  materiellen  Seite,  dem  Vermögenswert,  in  den  Hinter- 
grund trat. 

Gegenstand  der  Verleihung  konnte  alles  sein,  was  einen  dauern- 
den Ertrag  gewährte,  insbesondere  Grundbesitz,  Zehnten,  Beuten  und 
andere  Gefalle,  Zölle  und  andere  Gerechtigkeiten,  Kirchen  und  Klöster, 
namentlich  auch  Amter.  Die  frühere  Unterscheidung  zwischen  dem  Amt 
und  dem  zur  Ausstattung  des  Amtes  bestimmten  Lehen  hatte  im  Laufe 
der  Zeit  aufgehört  ^^  Auch  das  vassallitische  Becht  am  Lehn  konnte 
weiterverliehen  werden,  soweit  nicht  die  Heerschildsordnung  oder  der 
öflFentlich-rechtliche  Charakter  des  Lohns  einer  Afterverleihung  im  Wege 
stand.  Höhere  Gerichtslehen  sollten  nicht  über  die  dritte  Hand  hinaus 
verliehen  werden,  d.  h.  nur  dem  Fürsten  war  eine  Afterverleihung  der 
Grafschaft  gestattet 

übrigens  die  freien  Herren  in  Süddeutschland  und  Westfalen  auf  zwei,  in  Loth- 
ringen sogar  auf  drei  Lehnrechtsstufen  verteilten  (vgl.  §42,  n.  3.  Fickeb,  130  f. 
185  ff.  154  ff.  ZDA.  2,  394,  Vers  49  ff.),  so  ergab  sich  für  diese  Gegenden  unter 
Umständen  eine  noch  größere  Erweiterung  der  Heerschildsordnung.  Nach  dem 
Rechtsb.  d.  Rupr.  v.  Freis.  2,  c.  26  hatte  der  Dienstmann  den  6.,  der  Ritter  den 
7.  Heerschild,  vgl.  auch  Ausgabe  von  Maubeb,  {)g.  15. 

^'  Die  Niederung  des  Heerschildes  beruhte  nicht  auf  dem  Lehn,  sondern  auf 
der  Vassallität  Darum  empfingen  die  Könige  Lehen  von  geistlichen  JBHirsten,  was 
schon  unter  den  Karolingern  gebräuchlich  war,  regelmäßig  ohne  Mannschaft.  Vgl. 
Anm.  17.    Fickeb  37  ff.     Waitz  6",  18. 

^*  Vgl.  Richtst  Lehnr.  28  §  4:  dat  he  also  side  en  man  teere  geworden^  dat 
he  sinen  herscilt  io  male  varforen  hedde:  aUe,  eft  he  dat  unt fangen  hedde  van  eneme 
ensoüdigen  manne,  v.  Zallinqeb,  Ministeriales  u.  milites  42  ff.  53  f.  Seifried  Helb- 
ling  (her.  v.  Kabajak,  ZDA.  1,  1  ff.)  4,  Vers  64  ff.  8,  Vers  282.  347.  577  ff. 

^*  Vgl.  Wattz  6',  31  f.  7,  5  f.  Homeybb  529  ff.  Bei  den  Reichskirchen  fanden 
die  lehnrechtlichen  Grundsätze  erst  Anwendung,  als  man  im  Laufe  des  Investitur- 
Streites  gelernt  hatte,  zwischen  der  Kirche  (fiindus  ecdesiae)  und  dem  geistlichen 
Amte  einerseits  und  den  Temporalien  der  Kirche  andererseits  zu  unterscheiden. 
VgL  Anm.  22.  V^ährend  Heinrich  V.  noch  1111  einen  Vergleich  acceptiert  hatte, 
durch  welchen  dem  Könige  nur  die  Investitur  mit  den  vom  Reiche  ausgegangenen 
Regalien  (eadem  regalia,  id  est  eitfitates,  dueatus,  marchias,  comitatus,  monelas,  te- 
Umeum,  mereatum,  advoeatias  regni,  iura  eenturicnum  et  curies,  quae  manifeste 
regni  erant,  cum  pertvnentiis  suis,  militiam  et  castra  regni)  vorbehalten  wurde 
(Wbiland  1,  138  f.  141),  hat  der  Kaiser,  nachdem  dieser  Vergleich  gescheitert  war, 
jene  Selbstbeschränkung  nicht  mehr  aufrechterhalten.  Das  Wormser  Konkordat 
von  1122  spricht  schlechthin  von  der  Verleihung  der  regalia,  und  Fickeb,  Über 
das  Eigentum  des  Reichs  am  Reichskirchengute,  Wiener  SB.  1872,  S.  109  ff.  hat 
den  Nachweis  geführt,  daß  alle  Besitzungen  und  Gerechtigkeiten  der  Reichskirchen, 
auch  wenn  sie  nicht  vom  Reiche  stammten,  als  reichslehnbar  galten. 
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Der  Akt  der  Belehnung  setzte  sich  ganz  in  alter  Weise  aus  dem 
die  Yassallitat  begründenden  Akte  der  Kommendation,  jetzt  Hulde  genannt^ 
und  der  das  dingliche  Becht  des  Mannes  am  Lehn  begründenden  Leihe 
oder  Investitur  zusammen  ^^  Bei  der  Hulde  war  der  Mann  {homo,  fideUs, 
mäes,  vassallus^  bis  zum  10.  Jahrhundert  noch  vassus)  der  Leistende  und 
der  Herr  {dominus,  seltener  senior)  der  Empfangende,  bei  der  Leihe  um- 
gekehrt. Zuweilen  kam  es  vor  daß,  wie  in  Italien,  die  Leihe  der  Hulde 
voranging,  in  Deutschland  bildete  aber  das  Umgekehrte  die  ßegel  Bis 
in  das  erste  Drittel  des  13.  Jahrhunderts  begegnete  es  sogar,  daß  die 
Hulde  ohne  eine  sofort  nachfolgende  Investitur,  bloß  in  Erwartung  spä- 
terer Belehnung,  geleistet  wurde  ^®,  aber  die  der  karolingischen  Periode 
noch  geläufige  selbständige  Eommendation  ohne  die  Absicht  eines  Lehns- 
verhältnisses war  dem  Mittelalter  unbekannt.  Die  Hulde  bestand  aus  dem 
Akte  der  Handreichung  {mannschaft,  homagium,  hominium,  hulde  thun), 
häufig  mit  einem  Kuß  verbunden,  und  dem  des  Eides  {fidelitasy  hulde 
schwören),  durch  den  der  Mann  versprach,  dem  Herrn  „treu,  hold  und 
gewärtig"  zu  sein  ^^  Die  früher  mit  der  Kommendation  verbundene  WaflFen- 
reichung  (S.  159)  hatte  ihre  ursprüngliche  Bedeutung  verloren  und  war 
eine  Verbindung  mit  der  Investitur  eingegangen,  die  Waffe  war  zum  In- 
vestitursymbol geworden.  Die  Leihe  trug  den  Charakter  einer  symbolischen 
Investitur  (S.  276  ff.),  die  mit  Hand  und  Mund,  d.  h.  durch  Übergabe 
eines  Investitursymbols  unter  gleichzeitiger  mündlicher  Willenserklärung 


"  Vgl.  HoMEYEE  319  ff.     Waitz  6«,  73  ff. 

"  Vgl.  Waitz  6*,  63  f.  Homeybr  273  f.  Sachs.  Lehnr.  9,  §  1.  Man  darf  den 
Vorgang  nicht  mit  dem  geliehenen  Gedinge  (vgl.  Anm.  37)  verwechseln. 

^'  Auch  die  geistlichen  Fürsten  hatten  dem  Könige  Treueid  und  Mannschaft 
zu  leisten.  Vgl.  Waftz  6»,  488.  7,  286  f.;  Abh.  548  f.  Hinschius,  Kirchenrecht 
2,  569  f.  Die  entgegenstehende  Ansicht  (Ficeeb,  59  ff.  Volkmab,  FDGr.  16,  459  ff.), 
daß  erst  Friedrich  I.  die  Mannschaft  für  die  geistlichen  Fürsten  eingeführt  habe, 
beruht  auf  einer  mißverständlichen  Auffassung  der  Narratio  de  electione  Lotharii 
c.  7  (Mon.  Germ.  Scr.  12,  511).  Hier  heißt  es  von  Lothar  III.,  daß  er  am  Tage 
nach  seiner  Wahl  (1125)  von  den  Bischöfen  und  Äbten  fidelitatem  non  indebitam 
de  Tnore  suscepitj  a  nullo  tarnen  spiriixdium,  tU  moris  eraty  hominium  vel  cteeepit 

vel  co'egit\  deinde  — regni  principes  fidelitatem  suam  (am  in  hominio  quam 

saeramento  regi  domino  firmaverunt  et,  debitum  regi  honorem  deferentes,  quae  regni 
fuerunt  a  rege  suseeperunt.  Nur  für  die  weltlichen  Fürsten  handelte  es  sich  um 
eine  Lehnsemeuerung.  Die  dem  Vorsteher  einer  Kirche  erteilte  Investitur  galt 
auf  dessen  Lebenszeit  und  bedurfte  einer  Erneuerung  im  Hermfalle  nicht.  Vgl. 
FiCKER,  Eigentum  am  Beichskirchengute  82.  Daran  hielt  Lothar  noch  fest,  ihm 
genügte  daher  der  einfache  Treueid  der  geistlichen  Fürsten,  während  diese  unter 
Friedrich  I.  auch  hinsichtlich  der  Lehnserneuerung  ganz  den  LaienfUrsten  gleich- 
gestellt wurden.  —  Während  übrigens  das  lombardische  Recht  alles  Gewicht  auf 
den  Treueid  (fidelitas)  legte  und  die  Mannschaft  nur  als  unwesentliche  Beigabe 
behandelte,  galt  in  Deutschland  ein  Lehn  ohne  Mannschaft  nicht  als  ein  rechtes 
Lehn.  Vgl.  Homeyeb  272  f.  Fickeb  56  ff.  Darum  begründete  die  Verleihung  des 
Königsbannes,  die  ohne  Mannschaft  erfolgte  (Ssp.  III.  64,  §  5),  kein  lehnrechtliches 
Verhältnis.  Wer  sich  von  einem  Heerschildgenossen  oder  Untergenossen  belehnen 
ließ,  konnte  die  Niederung  seines  Schildes  durch  Erlaß  der  Mannschaft  vermeiden. 
Vgl.  Fickeb  16  ff.  47. 
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seitens  des  Herrn,  vollzogen  wurde.  Die  Investitursymbole  waren  zum 
Teil  dieselben  wie  im  Landrecht  ^®,  Handschuh,  Hut,  Kappe,  Stab,  Zweig, 
vereinzelt  wohl  auch  ein  Bing,  ganz  besonders  aber  Schwert  oder  Speer  ^^ 
Bei  den  Fürstentümern  war  es  schon  früh  üblich  geworden,  als  Wahr- 
zeichen des  zu  übertragenden  königlichen  Hoheitsrechtes  eine  Fahne  an 
der  Speerstange  zu  befestigen;  so  wurde  die  Fahne  zum  ausschließlichen 
Investitursymbol  bei  der  Verleihung  der  weltliehen  Fürstentümer,  diese 
selbst  wurden  zu  „Fahnlehen"  2®.  Die  Einsetzung  der  geistlichen  Fürsten 
durch  den  König  vollzog  sich  in  der  nachkarolingischen  Zeit,  infolge  wei- 
terer Ausdehnung  des  Eigenkirchenwesens,  ohne  zwischen  Amt  und  Amts- 
ausstattung zu  unterscheiden,  durch  Überreichung  des  an  den  Hof  ge- 
brachten Hirtenstabes  {ferula,  virga  pastoralis)  des  früheren  Bischofs  oder 
Abtes,  seit  Heinrich  III.  bei  Bischöfen  durch  King  und  Stab^^  Nach- 
dem man  im  Laufe  des  kirchlichen  Investiturstreites  sich  dahin  geeinigt 
hatte,  zwischen  der  Ausstattung  der  Kirche  mit  weltlichen  Gütern  und 
Gerechtigkeiten  einerseits,  dem  Amte  und  dem  unmittelbaren  kirchlichen 
Vermögen  (den  heiligen  Sachen)  andererseits  zu  unterscheiden,  verstandigte 
man  sich  in  dem  Wormser  Konkordate  (1122)  dahin,  für  die  Verleihung 
der  sogenannten  Regalien  an  die  Stelle  der  kirchlichen  Symbole  das  welt- 
liche Symbol  des  Scepters  treten  zu  lassen**.  Da  dies  auch  nach  Ein- 
fügung der  geistlichen  Fürstentümer  in  das  Keichslehnwesen  beibehalten 
wurde,  so  stellte  man  den  weltlichen  Fahnlehen  die  geistlichen  Fürsten- 
tümer als  Scepterlehen  gegenüber*'. 

*^  Eine  große  Zahl  von  Investitursymbolen,  ohne  Unterscheidung  zwischen 
Land-  und  Lehnrecht,  bei  Du  Gange  s.  v.  invesHtura. 

*•  Vgl.  Obertus  de  Orto  in  II.  P.  2  pr.:  InvesHtura  proprie  quidem  dieiiur 
possessio  j  abusivo  autem  modo  dieiiur  invesHtura,  quan-do  ha^ta  aut  quodlibet  cor- 
poreum  porrigitur  a  doniino  feudi ,  se  investituram  facere  dirente. 

»0  Vgl.  HoMEYER  551.  Waitz  6^  74.  Du  Gange  ed.  Favre  4,  417  f.  Otto 
Frising.,  Gesta  Friderici  2,  c.  5 :  est  enim  eonsuetud.o  euriae,  ut  regna  per  gladium, 
provineiae  per  vexiUum  a  principe  tradantur  vel  recipiantur.  Waren  mehrere 
FQrstenlehen  vereinigt,  so  wurden  auch  mehrere  Fahnen  überreicht,  so  bei  Loth- 
ringen und  Böhmen  je  fünf,  bei  Baiem  his  zur  Abzweigung  Österreichs  sieben; 
auch  bei  dem  Übergange  des  Herzogtums  Österreich  auf  das  Haus  Habsburg  (1282) 
erfolgte  die  Belehnung  mit  mehreren  Fahnen  (sollempniter  cum  vexülis). 

■*  Vgl.  HiNSCHius,  System  des  Kirchenrechts  2,  536.  Waitz  7,  279  ff.  Ficker, 
Eigentum  am  Reichskirchengute  80  f.  Haüoe,  KG.  Deutschi.  3,  53  ff.  Ekkeharti 
casus  St.  Galli  (ed.  Meyer  von  Knonau,  1877)  c.  86.  130.  133.  Stütz,  Eigen- 
kirche 34  f. 

■*  Vgl.  Anm.  14.  Der  Gedanke  ist  zuerst  in  einer  kirchlichen  Streitschrift 
von  1112  (ScHUM,  Die  Politik  Papst  Paschais  II.  gegen  Heinrich  V.,  Jahrb.  d.  Aka- 
demie gemeinnütziger  Wissenschaften  zu  Erfurt  8,  275  f.)  ausgesprochen:  Sicut 
enim  in  ecelesia  pasioralis  pirga  est  necessaria,  quia  [qua?]  regiiur  et  ecclesiastica 
disiinguuntur  officia,  sie  in  domibus  regum  et  imperatorum  iUud  insigne  sceptrum, 
quod  est  imperialis  velregalis  virga,  quia  [qua?]  regiiur  pairia,  ducatus,  comitatus 
et  cetera  regalia  distribimntur  iura.  Si  ergo  dixerit,  quod  per  virgam  pontificalem 
et  anulum  stAa  tantum  regalia  velit  conferre,  aut  sceptrum,  regale  deserat  aut  per 
iüud  regalia  sua  conferat 

*•  Vgl.  HoMBTER  547  ff.    Ssp.  ni,  60,  §  1 :    Die  heiser  liet  alle  geisüik  vorsten 
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Der  Belehnung  bedurfte  es  auch,  wenn  ein  Wechsel  in  der  Person 
des  Herrn  (Hermfall)  oder  des  Mannes  (Manns-  oder  Lehnfall)  eingetreten 
war.  In  diesem  Falle  war  die  Belehnung  Lehnserneuerung.  Das 
Gesuch  („Muten",  „Sinnen")  um  Lehnsemeuerung  mußte  von  dem  zur 
„Folge  an  den  neuen  Herrn"  berechtigten  Vassallen  binnen  Jahr  und 
Tag  nach  dem  Hennfall,  von  dem  Erben  des  verstorbenen  Vassallen  binnen 
derselben  Frist  nach  dem  Lehnfall  persönlich  bei  dem  Herrn  gestellt 
werden**.  Wo  es  sich  nicht  um  eine  Lehnserneuerung,  sondern  um  Er- 
richtung eines  neuen  Lohns  handelte,  gründete  sich  die  Belehnung  auf 
einen  voraufgegangenen  Lehnsvertrag,  durch  welchen  sich  der  Herr  zur 
Belehnung  des  Mannes  verpflichtet  hatte.  Eine  besondere  Art  des  Lehns- 
vertrages war  der  Lehnsauftrag  {feudi  oblaäo),  die  Auflassung  eines  Gutes 
unter  der  Bedingung,  daß  der  Erwerber  es  dem  Yeräußerer  als  Lehn 
zurückgebe.  Die  von  dem  Sachsenspiegel  aufgestellte  Regel,  daß  in  solchem 
Falle  zwischen  Empfang  und  Rückgabe  eine  Frist  von  Jahr  und  Tag, 
während  deren  der  Herr  das  Gut  in  Händen  behielt,  verstreichen  müsse, 
war  eine  bloße  Vorsichtsmaßregel,  über  die  man  sich  meistens  hinweg- 
setzte'^.    Nur  daran   wurde  unbedingt  festgehalten,   daß  Hingabe  und 


len  mit  deme  sceptre,  alle  wertlike  vanlen  liet  he  mit  vanen.  Wenn  der  Bischof  za 
seinem  geistlichen  Fürstentum  noch  ein  weltliches  erwarb,  so  wurde  ihm  dies  mit 
der  Fahne  geliehen.    Vgl.  Schepper-Boichorst,  a.  a.  0.  206  f.    FDG.  24,  65. 

»*  Lehnsgesetz  Friedrichs  I.  von  1158  für  Italien  c.  4  (Weiland,  Const  1,  248): 
Si  quis  infeudatus  maior  14  annis  sua  ineuria  vel  negligentia  per  annum  et  diem 
steterity  quo  feudi  inveatituram  a  suo  domino  non  peiieritj  transacto  hoc  spatio 
feiLdum  amittai,  et  ad  dominum  redeat  Vgl.  Anm.  85.  109.  Hometeb  469  S. 
Weiland,  Const  2,  433.  466.  Kl.  Kaiserr.  3,  30.  IL  F.  40  pr.  Bei  der  bäuer- 
lichen Leihe  fand  die  Lehnsemeuerung  nur  im  Mannsfalle  statt,  ebenso  ur- 
sprünglich bei  den  Bistümern  und  Reichsabteien  (Anm.  17).  Bei  der  Mutung  hatte 
der  Mutende  das  bei  der  früheren  Belehnung  verwendete  Investitursymbol  zurück- 
zuliefem,  um  es  aufs  neue  zu  empfangen.  Aus  der  ursprünglichen  Sitte,  dem 
Vassallen  eine  vollständige  Waffenrüstung  zu  übergeben,  die  nach  seinem  Tode  an 
den  Herrn  zurückfiel  (vgl.  S.  34  n.  2ä2  n.)  erklärt  sich  die  zuweilen  für  die  Lehns- 
emeuerung seitens  des  Herrn  erhobene  Abgabe  in  Waffen  (hergewäte,  lentoare, 
laudemium,  relevium).  Vgl.  Anm.  65.  Haltaüs,  Glossar.  884.  1234  f.  Du  Canqe, 
Glossarium  s.  v.  lawlare,  relevare,  HoMEY£B475f.  Frensdorff,  Lehnsfäbigkeit 
der  Bürger  (s.  Note  6)  12  f. 

»*  Vgl.  S.  284.  Ssp.  I.  84,  §  2.  Hometeb  315  ff.  Österreichische  Urk.  v.  1284 
(Arch.  f.  österr.  Geschichtsqu.  6,  139).  Die  Frist  von  sechs  Wochen  und  drei 
Tagen  begegnet  Mon.  Zoll.  1,  113  (1313).  Das  kaiserliche  Diplom  von  1235  über 
die  Errichtung  des  Herzogtums  Braunschweig  (Weiland,  Const.  2,  263)  läßt  Hin- 
und  Rückgabe  Zug  um  Zug  vor  sich  gehen:  Otto  de  Luneburch  ■—  —  proprium 
castrum  suum  Luneburch,  quod  idiomute  Teuthonico  vomtur  eigen,  cum  mtUtis  aliis 

eastris  etc,  in  nostrom  proprietatem  et  dominnum  speeialiter  aesigncvit .    Noe 

autem predictum  castrum  de  L,  etc.,  quemadmodum  ex  eiuadem  Ottonis  asai- 

gnntione  in  proprietatem  accepitnuSj  in  presentia  prineipüm  in  Imperium  träne- 
Uäimus,  et  concessimus,  ut  per  imperium  infeodari  deberet.  Civit'tem  insuper  de 
Brunawich  —  —  —  similiter  in  eadem  curia  imperio  eoncessimui^ ,  proprietatem 
nobis  debitam  (der  Kaiser  hatte  Braunschweig  von  den  übrigen  Erben  des  wei- 
fischen Hauses  gekauft)  in  dominium  imperii  transferentes,  Preterea  Ottone  in 
ipsa  generaM  curia  in  manibus  nostris  comiexis  palmia  super  sancta  eruce  imperii. 
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Büokgabe  zwei  selbständige  Akte  waren,  welche  nicht  zu  einem  con- 
stitatum  possessorinm  verbunden  werden  konnten '^ 

Die  gemeinschaftliche  Belehnong  mehrerer  Personen  mit  demselben 
Gnte  war  dem  deutschen  Lehnrecht  ursprünglich  nur  als  Belehnung 
zur  gesamten  Hand  geläufig^^,  doch  hat  sich  daneben  schon  im  Mittel- 
alter auch  die  der  italienischen  coinvestitura  entsprechende  Mitbelehnung 
entwickelt,  bei  welcher  nach  Art  des  Miteigentums  jeder  für  sich  einen 
ideellen  Anteil  am  ungeteilten  Lehn  erhielt  ^^.  Die  Belehnung  zur  ge- 
samten Hand  setzte  voraus,  daß  die  Belehnten  („Ganerben^O  bei  der  Hulde 
ihre  vereinigten  Hände  in  die  des  Herrn  legten  und  bei  der  Investitur 
das  von  dem  Herrn  dargereichte  Symbol  gemeinsam  ergriflFen.  Auf  Ver- 
langen des  Herrn  waren  sie  verpflichtet,  ihm  einen  aus  ihrer  Mitte  zu 
bezeichnen,  an  den  er  sich  wegen  der  Lehndienste  halten  konnte '^  Besitz 
und  Genuß  am  Lehn  wurden  in  ungeteilter  Gemeinschaft  ausgeübt;  erst 
gegen  Ende  des  Mittelalters  kam  es  mehr  und  mehr  in  Gebrauch,  den 
einzelnen  Ganerben,  unbeschadet  der  Gemeinschaft  hinsichtlich  der  Sub- 
stanz, Teile  des  Lohns  zu  Sondernutzung  einzuräumen^^.  Verfügungen 
über  das  Lehn  oder  einzelne  Teile  desselben  konnten  nur  mit  gesamter 
Hand  geschehen '^  Starb  einer  der  Gemeiner  mit  Hinterlassung  lehns- 
fahiger  Kinder,  so  traten  diese  an  seine  Stelle"^;  hinterließ  er  keine 
Kinder,  so  trat  von  Rechts  wegen  Anwachsung  zu  Gunsten  der  übrigen 
Gemeiner  ein ''.  Die  Belehnung  zur  gesamten  Hand  darbte  des  Rechtes 
der  Folge:  im  Falle  eines  Herrenwechsels  war  der  neue  Herr  nicht  zur 
Lehnsemeuerung  in  der  bisherigen  Art  verpflichtet.  Nahmen  die  Ge- 
meiner eine  Realteilung  des  Lehns  vor,  wozu  sie  auch  ohne  den  Herrn 

que  ibidem  tenebatur,  prestante  fidei  turamenium,  nos  attendentes,  quam  pibra  ftde, 
sineera  et  prona  devoiione  se  totum  mandato  nostro  et  voluntaii  commisit  et  in 
proprietatem  nostram  concessit  proprie  proprium   eastrum  suum,  de  qtio  nemini 

tenebatur^  et  humüiaverit  se  modis  omnibus  eoram  nobis, cum  conailio, 

aasensu  et  assiateneia  prindpum  civitatem  Brunswieh  et  caatruni  Lunebureh  cum 
Omnibus  castris,  hominibus  et  pertineficiis  suis  univimua,  et  creavimus  vnde  duoaium, 
et  imperiali  auctoritate  dictum  —  —  Ottonem  ducem  et  principem  fadentes,  du- 
catum  ipsum  in  feodum  imperii  ei  concessimus,  ad  keredes  suos  fidios  et  fUias  here- 
ditarie  devolvendumy  et  cum  soüempniter  iuxta  consuetudinem  investivimus  per  veocilla. 

*•  Vgl.  HOMBYEB  318. 

^^  Vgl.  HoMBTER  327  f.  457  ff.    Düncker,  Gesamteigentam  80  ff. 

«*  Vgl.  HoMEYBB  464.     I.  F.  14,  8  2.    IL  P.  12  pr.  18. 

«•  Sachs.  Lehnr.  8,  §  2. 

^  Vgl.  HoMEYBB  466  f.  ScHBÖDEB,  Eigentümliche  Formen  des  Miteigentums 
(1896)  35  f.  Ein  derartiges  Verfahren  hieß  mutseharen  oder  ortem.  Vgl.  Anm.  73. 
Haltaüb,  Glossar  S.  1382. 

'^  Sftchs.  Lehnr.  32,  §  8:  Di  unle  si  en  gut  to  sarnene  hebbety  die  to  samene 
beient  sin,  ir  nen  ne  much  dne  den  anderen  nenen  deil  dar  af  lien  noch  taten,  dat 
Mt  den  a/ndsren  mede  vems'^  wende  des  die  man  nenen  deit  untvangen  ne  hevei,  des 
ne  mach  he  nenen  deil  lien  noch  taten.  Svat  ater  he  dar  af  liet  oder  let,  dat  ne 
mach  he  sehe  nickt  breken,  it  ne  breke  der  en  die  't  gut  mit  eme  gemene  kevet. 

"  Sachs.    Lehnr.  32,   §  2.     Die   eintretenden   Erben   bedurften   der   Lehns- 
emeuerung (vgl.  Dttmokbr,  a.  a.  0.  110  f.).  ^  Vgl.  Hombtsb  459  f. 
R.  SohrOdbb,  Deutsche  Rechtsgeschichte.    8.  Aufl.  26 
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berechtigt  waren,  so  warde  die  gesamte  Hand  aufgehoben  und  das  Lehn- 
recht  jedes  einzelnen  auf  seinen  Anteil  beschränkte^ 

Von  einem  Lehn  „mit  Gedinge"  oder  „mit  Unterschied" 
sprechen  die  Quellen,  wenn  entweder  die  Belehnung  nur  bedingt  erteilt 
oder  eine  Beschränkung  ihrer  Wirkungen  vereinbart  wurde.  Die  bedingte 
Belehnung  konnte  sich  auf  ein  zur  Zeit  noch  in  dem  Lehnsbesitze  eines 
Dritten  befindliches  Gut  beziehen:  war  dies  Gut  bestimmt  bezeichnet^  so 
lag  ein  „geliehenes"  oder  „benanntes  Gedinge"  vor;  handelte  es  sich 
schlechthin  um  dasjenige  von  mehreren  Lehen  desselben  Herrn,  das  diesem 
zuerst  ledig  werden  würde,  so  sprach  man  von  „unbenanntem  Gedinge" 
oder  „Anwartung"  [wardunge,  amoardingeY^,  In  beiden  Fällen  bedurfte 
es,  wenn  die  Bedingung  erfüllt  und  das  Lehn  frei  wurde,  keiner  neuen 
Belehnung'®.  Der  Gedingsmann  konnte  sich  selbst  in  den  Besitz  des 
Lehns  setzen,  nur  hatte  er  dem  Herrn  sofort  Anzeige  zu  machen  und 
sich  nötigenfalls  zum  Beweise  seines  Rechtes  zu  erbieten.  Der  Anwärter 
bedurfte  der  Einweisung  durch  den  Herrn.  Gedinge  wie  Anwartung  ge- 
währten nur  ein  höchst  persönliches  Becht,  es  gab  weder  eine  Folge  an  den 
neuen  Herrn  (selbst  nicht  im  Falle  einer  Veräußerung  seitens  des  Gedings- 
herm),  noch  eine  Vererbung  auf  die  Kinder  des  Gedingsmannes  oder  An- 
wärters'^  Das  Gedinge  setzte  außerdem  voraus,  daß  der  gegenwärtige 
Besitzer  des  Lehns  bis  zu  seinem  Tode  im  Besitze  blieb  und  ohne  Hinter- 
lassung lehnsfahiger  Erben  starb;  das  Gedinge  wurde  demnach  gebrochen, 
wenn  jener  den  Gediugsherm  oder  den  Gedingsmann  überlebte,  oder  das 
Lehn  verlor,  oder  successionsberechtigte  Erben  hinterließ'®;  eine  Ausnahme 
in  letzterer  Beziehung  machten  die  Gedinge,  welche  zugleich  auf  den  Tod 
des  Lehnserben  oder  auch  wohl  geradezu  auf  das  Aussterben  des  be- 
sitzenden Hauses  gestellt  waren.  Bestand  an  demselben  Lehn  ein  Ge- 
dinge und  eine  Anwartung,  so  ging  das  erstere,  auch  wenn  es  jünger 
war,  vor,  weil  das  von  der  Anwartung  vorausgesetzte  Ledigwerden  des 
Lehns  gar  nicht  eintrat,  das  Lehen  vielmehr  Yon  Rechts  wegen  unmittel- 
bar auf  den  Gedingsmann  überging. 


"  Sachs.  Lehnr.  32,  §  1.    Vgl.  Anm.  73. 

•*  Vgl.  HoMEYER  329  ff.  337  ff.     Heusler  2,  35  f. 

••  Anders,  wenn  nur  ein  bedingtes  Versprechen,  nach  dem  AnfaUe  zu  be- 
lehnen, vorlag  Beispiele  derartiger  Lehnsvertrftge  („Lehnsanwartschaft")  kommen 
schon  seit  dem  11.  Jahrhundert  vor.     Vgl.  Hometer  340  f. 

"'  Sachs.  Lehnr.  11,  §  1.  59,  §  3  führt  diese  Beschränkungen  auf  den  Mangel 
der  Gewere  (Anm.  60)  zurück«  Übrigens  kommen  im  15.  Jahrhundert  bereits  Ge- 
dinge mit  dem  Hechte  der  Folge  und  Vererbung  vor.  Vgl.  Hometer  332.  467. 
DüMCKER,  Gesamteigentum  102.  104.  106  ff.  Die  dem  geliehenen  Gedinge  ent- 
sprechende lombardische  Eventualbelehnung  war  schon  im  12.  Jh.  vererblich  und 
mit  dem  Rechte  der  Folge  verbunden,  doch  liegen  noch  Spuren  vor,  daß  auch 
hier  ursprünglich  dieselbe  Strenge  wie  im  altdeutschen  Lehnrecht  gegolten  hat 
Vgl,  I.  F.  3  pr.,  §  1.  9.  IL  F.  26,  §  2.  35.  Laspeyres,  Entst.  d.  Libri  feud.  161  f. 
Albrbcht,  Gewere  286  f. 

••  Vgl.  Anm.  67.    Hometer  333.    Böhmer,  Acta  imp.  sei.  Nr.  73  (1107). 
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Während  das  geliehene  Gedinge  und  die  A.nwartung  unter  einer  auf- 
schiebenden Bedingung  standen,  gewährte  die  Leihe  auf  Treue  ein  so- 
fortiges, aber  resolutir  bedingtes  Lehnrecht.  Wer  wegen  Lehnsunfahig- 
keit  oder  aus  anderen  Gründen  an  dem  eigenen  Empfange  eines  Lehns 
verhindert  war,  namentlich  Weiber,  Geistliche,  Korporationen,  konnte, 
wenn  nicht  die  Belehnung  zur  gesamten  Hand  gewählt  wurde,  statt  seiner 
einen  Lehnsträger  belehnen  lassen,  der  das  Lehn  zu  treuer  Hand  für 
ihn  empfing,  aber  zur  Rückgabe  verpflichtet  war,  sobald  das  Recht  des 
Vertretenen  endigte^*.  Durch  den  Lehnsträger  wurde  es  ermöglicht, 
auch  lehnsunfähigen  Personen  das  Recht  der  Folge  an  den  neuen  Herrn 
zu  gewähren.  Passend  bezeichnet  das  Sachs.  Lehnr.  56,  5  die  Stellung 
des  für  eine  Frau  bestellten  Lehnsträgers  dahin:  he  hevet  die  lemtnge  unde 
den  herschiltj  unde  sie  hevet  die  sehe  lenunge  unde  die  geioere.  Mit  dem 
Rechte  des  Vertretenen  hörte  das  Recht  des  Lehnsträgers,  wenn  er  nicht 
Mitbelehnung  zur  gesamten  Hand  empfangen  hatte,  von  selbst  auf*®. 

Ein  zeitlich  beschränktes  Lehn  war  auch  das  Pfandlehn,  bei  welchem 
sich  der  Herr  die  Einlösung  zu  einem  bestimmten  Betrage  vorbehalten 
hatte*\  Nach  Empfang  der  Einlösungssumme  hatte  der  Vassall  das 
Lehn  an  den  Herrn  zurückzugeben.  Zuweilen  kam  es  vor,  daß  die  Summe 
nicht  Eigentum  des  Empfangers  wurde,  sondern  von  ihm  in  Grund  und 


•»  Vgl.  HoMBYKR  344.  352  ff.  430.  Stobbb,  Privatrecht  §119,  n.  13.  22  ff. 
(3.  Aufl.  §  177,  n.  16,  26  ff.).  Albbecht,  Gewere  232—244.  Ebaut,  Vormundschaft 
3,  42  f.  68  ff. 

*«  Vgl.  Sachs.  Lehnr.  56,  §  2,  §  4.  75,  §  1. 

*^  Vgl.  HoMEYER  344  ff.  Hbüsleb  2,  130.  Kohlbb,  Pfandrecht!.  Forschungen 
97  f.  290  ff.  V.  Meibom,  Deutsch.  Pfandrecht  385  ff.  Buddb,  Zeitschr.  f.  deutsch. 
Recht  9,  437.  Als  Pfandlehn  wurde  bekanntlich  1415  die  Mark  Brandenburg  an 
den  Burggrafen  Friedrich  VL  von  Nürnberg  verliehen.    In  dem  Lehnsbriefe  des 

Kaisers  Sigmund   (Mon.  Zoll.  7,  Nr.  400)   heißt  es:    haben  wir dem  vorge* 

nanten  Fridrich  und  sinen  erben  die  vorgenante  marke  und  kurfursienium  miiaampt 

der  kure  und  erxcamermeisterampte  dorxu  gehörende gnedicleich  gegeben 

und  in  otsck  einen  rechten  und  waren  marggraven  doruber  gemacht j  geben  und 
machen  von  romischer  kungleicher  und  auch  unser  erblichen  machte,  die  wir  an  der 
vorgenannten  marke  gehebt  haben\  —  —  —  doch  mit  solichem  underscheid,  als 
hernach  begriffen  ist:  mit  namen,  ob  wir  oder  unser  erben  mannesgesleehte  oder^ 
ob  wir  die  nit  geumnnen^  —  —  —  her  Wenxlaw  kung  xu  Behem,  unser  lieber 
bruder,  oder  sein  erben  mannesgeschhfchte  die  vorgenante  marke  mitsampt  der  kure, 
erxeamermeisierampt  und  aller  ander  irer  xugchorunge  von  dem  itxgenanten  Fridrich 

oder  einen  erben  widerhaben  wollen^  dax  dann  wir dieselben  marke  etc. 

von  in  wider  kaufen  mögen  um  vierstund  hunderttausend  hungrischer  gülden  y  xu 

welieher  xeite  im  jare  u/ns das  fuget ,  solichs  widerkauf s  si  oiuih  uns  in 

allxeit  gestatten  und  gehorsam  sin  sollen,  öne  alles  verxichen  und  widersprechen. 
Vgl.  Altmann,  Urk.  Beiträge  (Mitteil.  d.  öst.  Inst.  18)  Nr.  10  (1424).  Sachs.  Lehnr. 
55,  §  1 :  Wirl  enen  manne  gut  gelegen  uppe  sine  trüwe,  dat  he  't  weder  uplate,  svenne 
it  sin  herre  lose  to  besceidener  tiei,  dat  gut  mach  die  herre  losen,  of  he  wel,  unde  mach 
it  taten.  Eine  Nebenform  des  Pfandlehns  war  es,  wenn  ein  Vassall  unter  dem  Vor^ 
behalt  der  Wieder  ein  lösung  sein  Lehn  dem  Herrn  im  Lehnsgericht  aufließ,  um  es 
dem  Gläubiger  in  Satzungsweise  zu  leihen.    Vgl.  Lobbsoh  u.  Schbödbr  Nr.  129  (106). 

26* 
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Boden  angelegt  werden  mußte,  um  ihm  als  rechtes  Lehn  zu  verbleiben^'. 
Eine  gemeinsame  Eigentümlichkeit  der  wiedergeblichen  Lehen  best^d 
darin,  daß  der  Ruckfall  des  Lehns  an  den  Herrn  nicht  von  Hechts  wegen, 
sondern  erst  infolge  einer  Rückauflassung  seitens  des  bisherigen  Inhabers 
eintrat  ^^  Man  hat  deshalb  die  Bedingtheit  der  Belehnung  selbst  in  Ab- 
rede gestellt  und  der  Rückgabepflicht  des  Inhabers  nur  eine  obligatorische 
Bedeutung  beigelegt;  unter  dem  Einflüsse  dieser  Auffassung  hat  der  Ver- 
fasser des  Sachsenspiegels  sogar  die  Zulässigkeit  eines  eigentlichen  Ffand- 
lehns  bestritten**.  Aus  dem  Verfahren  bei  Immobiliarvindikationen,  wo- 
nach der  beklagte  Nichteigentümer  zur  Auflassung  an  den  klagenden 
Eigentümer  verurteilt  wurde  (S.  280.  378),  ergiebt  sich  aber,  daß  man 
die  Rückauflassung  des  Lehns  nicht  obligatorisch  aufzufassen  braucht. 
Die  Verpflichtung  zur  Rückgabe  wurde  vor  dem  Lehnsgericht  eingegangen 
und  hatte  deshalb  lehnrechtliche  Wirkungen,  so  daß  der  Herr,  wenn  die 
Rückauflassung  des  auf  Treue  geliehenen  Gutes  verweigert  wurde,  wegen 
Treubruches  auf  Entziehung  des  Lehns  klagen  konnte  *^  Da  außerdem 
jene  Verpflichtung  bei  jeder  Lehnsemeuerung  wiederholt  wurde,  so  bestand 
sie  auch  gegenüber  den  Nachfolgern  des  Herrn  *^  Übrigens  scheint  das 
Erfordei-nis  der  Rückauflassung  wenigstens  bei  dem  Pfandlehn  im  Laufe 
des  Mittelalters  außer  Übung  gekommen  zu  sein. 

Da  die  Leihe  auf  Lebenszeit  durchaus  zum  Wesen  des  Lehns 
gehörte,  so  galt  das  auf  bestimmte  Zeit  oder  mit  einem  dies  incertus 
gegebene  Zeitlehn  nur  als  ein  lehnsähnliches  Verhältnis  *^  Dagegen  war 
die  Erblichkeit  der  Lehen  selbst  im  18.  Jahrhundert  noch  nicht  so  fest 
ausgebildet,  daß  man  das  auf  die  Lebenszeit  des  Empfangers  beschränkte 
Leibzuchts-  oder  Leibgedingslehn  nicht  zu  den  wirklichen  liehen  gerechnet 
hätte;  zwar  kam  dasselbe  fast  nur  bei  Lehnsunfahigen,  namentlich  Geist- 
lichen und  Weibern,  vor  und  fand  seine  Hauptanwendung  im  Gebiete 
des  ehelichen  Güterrechts  als  Leibzucht  oder  Wittum  für  die  Ehefrauen 


**  Vgl.  HoHBYER  344.    Kohler,  a.  a.  0.  293. 

**  Sfichs.  Lehnr.  55,  §  7:  Svat  aver  die  herre  manlike  liet,  dat  stat  an  des 
mannes  trüwCy  weder  he  't  IcUe  oder  ne  du  na  sime  gelovede,  die  fterre  ne  möge  ine 
des  ver tilgen  f  dai  he  't  binnen  ienrechte  gelovet  hebhe. 

**  Sachs.  Lehnr.  55,  §  8:  Svie  seget  gut  to  saitunge  gelegen,  die  seget  unrecht, 
wende  sattunge  ne  mach  nieman  lien.  Sal  man  gut  setten,  als  it  helfende  si^  dat 
mut  geschien  vor  des  landes  richtere,  so  dat  man  is  die  dingplichten  to  getüge  hebhe; 
sal  aver  knunge  geschien ,  die  sal  geschien  vor  des  herren  mannen,  an  den  man  is 
getüch  hebbe.  Gelegen  sattunge  dat  n*  is  weder  len  noch  sattunge.  Anctor  vetiu 
8,  22:  Omnis  concessio  ad  tempus  conditionaliter  est  reprobabüis,  propterea  deies' 
temur  haec  omnia.    Vgl.  jedoch  ebd.  3,  21. 

^^  Vgl.  Sachs.  Lehnr.  55,  §  1:  Deme  en  gut  alsüs  gelegen  wert  uppe  sine 
trüwCf  wel  he  sirve  trüwe  breken  unde  besahen,  dat  he's  ieht  taten  sole,  dar  mut  he 
tool  sine  unsctät  vore  dun,  man  ne  möge  ine  des  vertilgen,  dat  he't  binnen  Ienrechte 
gelovet  hebbe, 

^  Damit  erledigt  sich  der  Schlußsatz  im  Sachs.  Lehnr.  55,  §  7. 

♦^  VgL  HoMBTER  357  f.     Sachs.  Lehnr.  78,  §  1. 
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der  Lehnsmannen,  wurde  aber  mit  dem  Rechte  der  Folge  ausgestattet 
und  insoweit  den  rechten  Lehen  gleichgestellt*®. 

Die  Lehnspflichten  des  Yassallen  gegen  den  Herrn  umfaßten  Treue 
und  Ehrerbietung*^,  Lehnsdienst  und  Gerichtspfücht.  Das  Treuverhältnis 
zwischen  Herrn  und  Mann  war  ein  gegenseitiges  und  dem  unter  Ver- 
wandten nachgebildet;  für  den  Mann  bestanden  daneben  noch  besondere 
Treupflichten  auf  örund  des  Leiheverhältnisses,  namentlich  mußte  er 
sich  jedes  Versuches,  das  Lehn  dem  Herrn  zu  entfremden,  enthalten  und 
bei  der  Leihe  auf  Treue  die  rechtzeitige  Rückgabe  bewirken.  Der  Lehns- 
dienst umfaßte  bei  jedem  rechten  Lehen  Hoffahrt  und  Heerfahrt.  Die 
Fahrt  an  den  Hof,  sei  es  zu  Grerichtszwecken,  Beratung  des  Herrn  oder 
Teilnahme  an  Hoffestlichkeiten,  durfte  der  von  dem  Herrn  entbotene 
Mann  nicht  verweigern.  Von  der  Lehnsgerichtsbarkeit  wird  erst  später 
zu  reden  sein,  ebenso  von  der  Heerfahrt  und  der  bei  den  Burglehen  ihre 
Stelle  vertretenden  Burghut,  sowie  der  häufig  vorkommenden  Verpflichtung, 
eine  geliehene  Burg  dem  Herrn  offen  zu  halten*®.  Dienstfreie  Lehen 
kamen  später,  namentlich  bei  Kaullehen,  nicht  selten  vor*^ 

Auf  Grund  der  Belehnung  konnte  der  Mann  von  dem  Herrn  die 
Einweisung  in  den  Besitz  verlangen  und  sich,  wenn  diese  verweigert 
wurde,  selbst  des  Gutes  unterwinden;  Dritten  gegenüber  hatte  ihm  der 
Herr  bei  der  Gewinnung  oder  Verteidigung  des  Gutes  Beistand  oder 
Gewährschaft  zu  leisten;  im  Falle  des  Unterliegens  war  er  ihm  ersatz- 
pflichtig**.   Verfügungen  des  Herrn  über  das  Lehn  waren  erlaubt,  soweit 


"  Vgl.  HoMBYER  358 f.  363 IF.  367.  446  f.  Über  äußerlich  verwandte,  aber 
auf  einer  andern  juristischen  Unterlage  beruhende  Erscheinungen  ebd.  359  ff. 

*^  Vgl.  HoHETEB  372  ff.  Zu  der  dem  Manne  obliegenden  Ehrerbietung  gegen 
den  Herrn  gehörte  auch  das  Steigbügelhalten.    Vgl.  ebd.  382. 

^  Das  Burglehn  (feudum  castrense^  beneßcium  urbanum),  obwohl  es  gleich 
dem  rechten  Lehen  mit  Mannschaft  geliehen  wurde  und  mit  dem  Rechte  der  Folge 
and  Vererbung  verbunden  war,  hatte  doch,  da  es  keinen  Reichskriegsdienst  ver- 
langte, auf  Seiten  des  Beliehenen  (borger,  borgmaUj  castrensis,  casiellanus)  die 
Lehnsfähigkeit  nicht  zur  notwendigen  Voraussetzung,  wenn  auch  alle  Burgmannen, 
die  nicht  ihren  ständigen  Wohnsitz  auf  der  Burg  zu  nehmen,  sondern  nur  zu  be- 
stimmten Zeiten  oder  in  Notfällen  sich  zur  Burghut  einzufinden  hatten,  regelmäßig 
dem  Ritterstande  angehörten.  Dem  Stande  der  Edeln  pflegten  diejenigen  ent- 
nommen zu  werden,  die  den  Befehl  über  die  Burgmannschaft  erhielten  oder  die 
Burghut  als  Ganzes  übernahmen;  auch  kam  es  vor,  daß  freie  Herren  ein  gewöhn- 
liches Burglehn  empfingen,  aber  mit  der  Erlaubnis,  sich  im  Burgdienst  vertreten 
zu  lassen.  Die  aktive  Lehnsfähigkeit  stand  bei  Burglehen  jedem  zu,  der  eine  Burg 
besaß,  auch  Einschildigen  und  selbst  Heerschildlosen,  wie  Frauen  und  Geistlichen. 
Den  Gegenstand  des  Burglehns  bildete  eine  Wohnung  auf  oder  in  der  Nähe  der 
Burg,  nebst  einer  Rente  oder  sonstigen  Gefällen.  Durch  Verletzung  der  Burghut- 
pflicht oder  durch  eine  gegen  den  Willen  des  Herrn  vorgenommene  Afterverleihung 
wurde  das  Recht  des  Burgmannes  verwirkt.  Vgl.  Homeyer  552 — 562.  Lamprecht, 
Wirtschafteleben  1,  1312  f. 

**  Vgl.  Frewsdorpp,  Lehnsfähigkeit  der  Bürger  (Anm.  6)  30. 

"  Vgl.  HoHBTBR  395  ff.    Dritte,    die   ihr  Recht   von  demselben  Herrn   her- 
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das  Becht  des  Mannes  nicht  dadurch  beeinträchtigt  wurde,  z.  B.  Erteilung 
von  Gedinge  oder  An  Wartung*',  selbst  Übertragung  seiner  Herrschaft  auf 
andere,  soweit  diese  ohne  Benachteiligung  des  Mannes  möglich  war*^; 
dagegen  hatte  sich  der  Herr  jedes  EingriflFes  in  Besitz  und  Nutzung  des 
Mannes  am  Lehen  zu  enthalten.  Der  Mann  konnte  nur  über  die  Nutzungen 
des  Lehns  for  die  Dauer  seiner  Besitzzeit  einseitig  verfügen**;  jede  dar- 
über hinausreichende  Verfügung,  namentlich  jede  Verfügung  über  die 
Substanz,  bedurfte  der  Einwilligung  des  Herrn,  insbesondere  mußten  Ver- 
äußerungen oder  Verpfandungen  des  Lehns  vor  dem  Herrn  oder  durch 
die  Hand  des  Herrn  vollzogen  werden**.  Nar  Afterverleihungen  waren 
dem  Manne,  selbst  wenn  der  Heimfall  des  Lehns  dadurch  über  die  Dauer 
seines  eigenen  Rechtes  hinausgeschoben  wurde,  auch  ohne  die  Einwilligung 
des    Herrn    gestattet  *^     Die    successionsberechtigten    Descendenten    des 

leiteten ,  maßten  dem  früher  Belehnten  weichen,  sobald  keiner  von  beiden  Teilen 
im  Besitze  war;  dagegen  ging  der  auf  Grund  einer  späteren  Belehnung  in  den  Be- 
sitz Gesetzte  vor.    Vgl.  Auct.  vet  1,  29.    Homsyer  894. 

^^  In  Italien  wurde  hinsichtlich  des  Gedinges  keine  einheitliche  Praxis  beob- 
achtet.   Vgl.  L  F.  27,  §  1. 

^  Vgl.  HoMEYEE  386  ff.  Unverwehrt  blieb  es  dem  Manne,  auf  sein  Lehn  zu 
verzichten,  wenn  er  den  ihm  zugedachten  neuen  Herrn  nicht  annehmen  wollte. 
Der  Herr  durfte  nicht  an  Untergenossen  veräußern,  weil  dies  eine  Heerschilds- 
emiedrigung  des  Mannes  nach  sich  gezogen  hätte;  aus  demselben  Grunde  war  ihm 
der  Lehnsauftrag  an  einen  Heerschildgenossen,  sowie  der  an  einen  Obergenossen 
mit  Rückempfang  zu  Burglehnrecht  untersagt.  Auch  die  Verleihung  an  eine 
Zwischenperson  (obinfeudatio  per  dationem),  wodurch  das  bisher  unmittelbare  Lehn 
in  ein  Afterlehn  verwandelt  wurde,  bedurfte  der  Einwilligung  des  Mannes.  Bei 
einer  Teilveräußerung  brauchte  der  Mann  nur  den  Inhaber  des  größten  Teils  als 
seinen  Herrn  anzuerkennen.  In  Italien  galten  die  gleichen  Grundsätze  nur  im 
Mailändischen,  während  das  lombardische  Hecht  sonst  zur  Übertragung  der  Herr- 
schaft stets  die  Zustimmung  des  Mannes  verlangte.  Vgl.  I.  F.  22,  §  1.  11.  F.  9, 
§  2.  34,  §  2.  55,  §  2. 

**  Vgl.  Kl.  Kaiserr.  3,  23.  Vorausgesetzt,  daß  es  sich  nicht  um  Verfügungen 
handelte,  welche  ihn  zur  gehörigen  Erfüllung  seiner  Lehnspflichten  außer  Stande 
setzten.  In  Italien  galt  diese  Beschränkung  ursprünglich  nicht,  vielmehr  konnte 
der  Vassall,  vorbehaltlich  des  mit  der  Revokatorienklage  zu  verfolgenden  Heimfall- 
rechtes des  Herrn,  für  seine  und  seiner  successionsberechtigten  Descendenten  Be- 
sitzzeit über  das  halbe,  in  manchen  Gegenden  sogar  über  das  ganze  Lehn  auch 
ohne  Zustimmung  des  Herrn  verfügen.  Dem  letztem  stand  nur  der  Lehnsretrakt, 
d.  h.  das  Recht,  den  Dritterwerber  auszukaufen,  zu.  Erst  durch  Gesetz  Lothars  IIL 
von  1136  (Weiland,  Const.  1,  175),  dem  ein  Gesetz  Friedrichs  I.  von  1158 
(ebd.  1,  247)  rückwirkende  Kraft  verlieh,  wurde  die  Strenge  des  deutschen 
Rechtes  auch  in  Italien  eingeführt.  Vgl.  I.  F.  5  pr.  13  pr.  IL  F.  9  pr.,  §  1.  44  pr. 
Die  Übertragung  des  Lehns  auf  einen  successionsberechtigten  Verwandten  wurde 
von  dem  Veräußerungsverbote  nicht  betroffen.  Vgl.  IL  F.  3,  §  1.  Kl.  Kaiserr. 
3,  24.  26.  Über  veräußerliche  Lehen,  bei  denen  das  Recht  der  Veräußerung  durch 
Lehnsvertrag  gewährt  war,  vgl.  Kraut,  Grundriß  §  242. 

*•  Vgl.  HoHEYEB  425  ff.  Über  Verfügungen  zu  Gunsten  der  Ehefrau  ebd. 
359  ff.  Über  Verpfändung  des  Lehns  an  den  Herrn  ebd.  434.  Kohleb,  Pfandrechtl. 
Forschungen  284  ff. 

"  Vgl.  HoMBYER  431  f.  517  ff.  II.  F.  3,  §  1.  9  pr.  Durch  die  Afterleihe  wurde 
die  Dienstfähigkeit  des  Mannes  nicht  geschwächt,  da  ihm  die  Dienste  des  After- 
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Mannes  waren  an  Yerfugnngen  von  Todes  wegen,  überhaupt  an  Ver- 
fügungen für  die  Zukunft,  die  lediglich  den  Nachfolger,  nicht  aber  den 
Yerfugenden  selbst  trafen,  nicht  gebunden^®,  dagegen  mußten  sie  sich 
alle  sonstigen  Verfügungen  über  das  Lehn  unbedingt  gefallen  lassen  ^^ 
Im  Gegensätze  zu  dem  Successionsrechte  der  Seitenyerwandten  war  das  der 
Abkömmlinge,  so  lange  der  Besitzer  lebte,  ein  bloßes  Hoffhungsrecht  gleich 
dem  des  Gedingsmannes. 

Die  von  den  zunächst  beteiligten  Persönlichkeiten  unabhängige  Dauer 
des  Lehnsbandes  fand  ihren  Ausdruck  in  dem  Rechte  der  Folge  und 
der  Vererbung.  Beide  Rechte  kamen  in  Wegfall,  wenn  der  Mann  lehns- 
unMig  war  oder  der  Gewere  am  Lehn  darbte  *°.  War  der  Herr  gestorben 
oder  durch  Veräußerung  oder  Verlust  seines  Rechtes  beseitigt,  so  hatte 
der  Mann  seinem  Rechtsnachfolger,  gegebenenfalls  dem  Oberlehnsherm,  zu 
folgen®^.    Einen  neuen  Herrn,  der  nicht  Heerschildgenosse  des  vorigen 


lehnsmannes  zur  Verfügung  standen.  Kam  sein  eigenes  Hecht  in  Wegfall,  z.  B. 
durch  unbeerbten  Tod  oder  wegen  Verschuldung  (Anm.  109.  118),  so  hatte  der 
Herr  als  Oberlehnsheir  die  Wahl,  oh  er  durch  anderweitige  Verleihung  einen  neuen 
Unterherm  einschieben  oder  den  bisherigen  Afterlehnsmann  als  seinen  unmittel- 
baren Vassalien  annehmen  wollte.  Einschildigen  war  die  Afterleihe  unmöglich,  weil 
de  dem  Oberlehnsherm  die  Fortdauer  der  ritterlichen  Dienste  nicht  zu  gewähren 
vermochte.  Ans  demselben  Grunde  war  sie  bei  Burglehen  und  Bauermeisterlehen 
untersagt  Über  Beschränkungen  der  Afterverleihungen  seitens  geistlicher  Fürsten 
vgl.  FiOKSR,  Eigentum  am  Reichskirchengute  140  ff. 

*«  Vgl.  Säch.  Lehnr.  30,  §  1.  58,  §  2.  Ssp.  I.  52,  §  2.  Hombjeb  432.  436  ff. 
468.  Ebenso  I.  F.  8  pr.:  Si  quis  igitur  decesserit  fUiis  et  fUiahus  super stiÜbits^ 
suecedunt  iantum  fUii  aequaliter^  vel  nepotes  ex  fUio  loco  sui  patris,  ntäla  ordi- 
natione  defuncH  in  feudo  manente  vel  valente.    Vgl.  II.  F.  9,  §  1. 

■•  Vgl.  HoMEYEE  438.  Ssp.  I.  14,  §  2.  Schiedsspruch  von  1289  (Simok,  Ge- 
schichte des  Hauses  Isenburg  u.  Büdingen  3,  Nr.  55a):  dcts  ein  iglich  man , 

der  sin  lehen  in  sime  gewalt  kette, mag  woil  tun  mit  demselben  lehen  mit 

der  khenherren  hant  swas  er  ufil,  an  einer  binde  ding  und  an  aller  lüde;  die  Gegner 
wissen  darauf  nur  anzuführen:  das  er's  nicht  tv/n  mohte  xu  der  xdt,  wende  her  also 
ungewaltig  were  eins  libes  und  einer  sinne,  das  er  en  tpuste  übel  noch  gut,  als  er 
woü  besehende  wene,  er  stürbe  derselben  suhte,  das  er  da  nit  enterben  mohte  mit 
deheiner  saehe  rehte  sin  kint  eren  und  gudes,  des  er  xu  rehte  lehens  erbe  tcax.  Über 
die  übereinstimmende  Behandlung  der  Descendenten  im  lombardischen  Recht  vgl. 
SoBRÖDBB,  Die  rechtliche  Natur  der  Lehnsfolge  im  langob.  Lehnrecht,  ZRG.  5, 
285  ff.  Erst  gegen  Ende  des  Mittelalters  wurden  die  bei  Immobiliarverftußerungen 
geltenden  Grundsätze  des  Landrechts  mehrfach  auch  auf  Lehnsveräußerungen  über- 
tragen. Vgl.  HoHETEB  489.  ZGO.  13,  469:  lantrecht,  alts  herkomen  und  guet  ge- 
tponhait  sei  im  land  xue  Swaben,  was  lecken  sei,  datx  man  dhainen  erben  davon 
nit  enterben  noch  geweisen  muge. 

^  Vgl.  Anm.  6.  87.  Homeyeb  412  f.  440.  Sachs.  Lehnr.  11,  §  1.  59,  §  3. 
Auct  vet.  1,  83:  Bona  quae  non  habet  homo  in  possession/i  sua  et  quae  non  sunt 
sibi  demonstrata,  haec  non  kereditat  in  filium  nee  seqwiiur  ea  in  dominum  alium. 
VgL  auch  I.  F.  25,  §  1.  Besitzverlust  durch  Gewalt  schadete  dem  Manne  nichts, 
wenn  er  deswegen  klagbar  geworden  war. 

'^  Die  AUodialerben  kamen  in  der  Regel  nicht  in  Betracht,  weil  bei  Lehen 
an  Eigen  im  allgemeinen  kein  Recht  der  Folge  bestand.    Vgl.  Anm.  8. 
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war,  brauchte  der  Mann  sich  nicht  gefallen  zn  lassen  *^  Unter  mehreren 
Lehnserben  des  Herrn  hatte  er  nur  einem  zu  folgen,  den  in  Ermangelung 
einer  Einigung  der  Oberlehnsherr  bestimmte«'. 

Die  Erblichkeit  der  Lehen  «^  war  seit  dem  11.  Jahrhundert  zu  einem 
allgemein  anerkannten  Gewohnheitsrecht  geworden,  wenn  auch  noch  in 
der  ersten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  daran  festgehalten  wurde,  daß 
Beschränkung  auf  die  Lebenszeit  des  Beliehenen  mit  dem  Begriffe  eines 
rechten  Lehns  vereinbar  seL  Zunächst  ist  die  Erblichkeit  bei  den  nicht- 
forstlichen  Lehen  zur  Anerkennung  gelangt,  wobei  die  Politik  Eonrads  IL 
in  Deutschland  ebenso  entscheidend  wie  in  Italien  eingegriffen  haben 
dürfte «^  Bei  den  Fürstentümern  hat  der  schwankende  Zustand,  nach 
welchem  bald  der  Lehnsanspmch  bald  der  Amtscharakter  den  Ausschlag 
gab,  erheblich  länger  gedauert;  unbestritten  stand  hier  die  Erblichkeit 
erst  seit  Anfang  des  12.  Jahrhunderts  fest®^.  Außer  lehnsunfUiigen 
blieben  auch  solche  Personen,  die  wegen  körperlicher  Mängel  keine  Ritter- 
dienste zu  leisten  vermochten,  von  der  Lehnssuccessiou  ausgeschlossen «^ 
Die  Succession  beschränkte  sich,  wie  in  Italien,  auf  Abkönmilinge  aus 
dem  Mannsstamm,  umfaßte  aber  nicht,  wie  dort,  die  gesamte  lehnsMige 
Nachkommenschaft  des  ersten   Erwerbers«®,    sondern   nur  diejenige  des 

*'  Vgl.  ADxn.  54.     HoMETBS  444.  ^^  Vgl.  Hometbb  443. 

^  Vgl.  HoMEYEB  444 £P.  Waitz  6',  soff.  7,  9£P.  Heüslbr  2,  612 ff.  Stobbb 
§§  315—319.  H.  Schulze,  Erb-  und  Familienrecht  d.  deutsch.  Dynasten  d.  Mittel- 
altera  (1371)  33 ff.;  Becht  der  Erstgeburt  62 ff.  32 ff. 

"  Vgl.  Schulze,  Recht  der  Eret^burt  86.  Waitz  6,  83  f.  In  Italien  wurde 
für  die  3.  und  4.  Heerschildstufe  durch  Lehngesetz  Konrads  II.  von  1037  (Weilani), 
Const  1,  89)  eine  beschränkte  Erblichkeit  eingeführt:  cum  aliquis  miles  sive  de 
maioribus  sive  de  mifioribus  de  hoc  seculo  mtffraverit,  films  eius  beneficium  habeat. 
si  vero  filium  non  ßiabiierit,  et  abiatirum  ex  niasctUo  filio  reliquerit,  pari  modo  bene- 
ficium  habeat y  servato  usu  maiorum  valvassorum  in  dandis  equis  et  armis  suis 
senioribus.  si  forte  abiaticum  ex  filio  non  reliquerit,  et  fratrem  legittimum  ex  parte 
patris  kabueritj benefidum,  quod  patris  sui  fuitj  habeat. 

^  Vgl.  Schulze,  Becht  der  Erstgeburt  88  ff.,  der  wohl  mit  Becht  den  Zu- 
ständen unter  Heinrich  IV.  einen  mal^ebenden  Einfluß  beilegt  Laspetbes,  Ent- 
stehung der  Libri  feudorum  172  f.  176.  Nach  I.  F.  14  pr.  stand  die  Erblichkeit 
der  Fürstentümer  noch  nicht  fest,  während  die  übrigen  Teile  des  lombardischen 
Lehnrechtsbuches  sie  als  selbstverständlich  behandeln. 

•'  Ssp.  L  4.  Bichsteig  Lehnr.  28,  §  5.  I.  F.  6,  §  2.  II.  F.  36.  Das  Erfordernis 
voller  Bitterbürtigkeit  von  vier  Ahnen  wurde  in  der  2.  Hälfte  des  14.  Jh.  nicht 
mehr  aufrechterhalten,  es  genügte,  wenn  der  Vater  und  dessen  Vater  Bittersleate 
gewesen  waren.  Vgl.  Blchtst.  Lehnr.  28,  §  3:  So  vrage  de  a/ndere:  sint  din  broder 
dineme  vader  nicht  evenbordich  en  was,  wen  sin  moder  was  enes  bures  doehter,  eft 
du  med  eme  dorvest  detlen  dines  vader  erflen?  Dar  vrage  du  jegen:  sint  din  moder 
vri  was  unde  nemandes  eigen,  eft  se  di  an  dineme  herscilde  icht  siden  moehisy  eft 
se  wol  enes  bures  dochier  wereY  So  vifidme:  se  ne  mochte,  wan  de  herscilt  kumpt 
van  dem  vadere  U7ide  van  dem  eldervader.  Gehörte  der  Lehnserbe  einem  geringeren 
Heerschiide  ui,  so  konnten  zwar  nicht  seine  Miterben,  wohl  aber  der  Lehnsherr, 
der  Aftervassall  und  der  Gredingsmanu  ihm  die  Anerkennung  verweigern.  Vgl. 
Sachs.  Lehnr.  20,  §  3.    Bichtst.  Lehnr.  28,  §  4.    Hometes  448. 

^^  Schon  dajs  Gesetz  Konrads  U.  hob  ausdrücklich  hervor,  dafi  der  Bruder  nur 
in  ein  bereits  von  seinem  Vater  besessenes  Lehn  succedieren  könne.    Vgl.  I.  F. 
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letzten  Besitzers,  sie  war  demnach  ausschließlich  Descendent^nsuccession 
nnd  ließ  die  Ascendenten  und  Seitenverwandten,  selbst  die  Brüder,  nn- 
berücksichtigt*®. 

Da  der  Herr  rechtlich  nicht  verpflichtet  war,  das  Lehen  zu  teilen, 
so  konnte  unter  mehreren  Erben  immer  nur  einer  die  Lehnsemeuerung 
beanspruchen^®;  die  dabei  übergangenen  Linien  blieben  dauernd  Ton  der 
SuGcession  ausgeschlossen.  Wo  aber  auf  Grund  besonderer  Abmachung 
eine  Teilung  des  Lehns  unter  die  Miterben  stattfand,  bildete  jeder  Teil 
ein  Lehen  für  sich,  so  daß  eine  Konsolidation  im  Wege  der  Erbfolge  nicht 
wieder  eintreten  konnte  ^^  Durch  Erteilung  von  Gedingen  konnte  nur 
wenig  geholfen  werden,  da  das  Gedinge  zu  vielen  Gefahrdungen  ausgesetzt 
war.  Dagegen  gewährte  die  Belehnung  zur  gesamten  Hand  (S.  401)  ein 
passendes  Auskunftsmittel,  zu  dessen  Gewährung  der  Lehnsherr  um  so 
leichter  bewogen  werden  konnte,  als  er  der  Zersplitterung  der  Lehns- 
dienste durch  die  Bezeichnung  eines  der  Gesamthänder  als  Lehnsträger 
vorzubeugen  vermochte.    Was  anfangs  nur  eine  persönliche  Gunst  gewesen 

1,  §  1.  Dasselbe  geschah  in  der  nur  in  Auszügen  erhaltenen  sogenannten  Lex 
Quieumque  igiiur  (Weiland  1,  680  f.  I.  F.  19,  §  1)  nach  der  Ausdehnung  des  Erb- 
rechts auf  den  Sohn  des  Bruders  nnd  den  Vaterbruder,  und  auch  nachdem  im 
Laufe  des  12.  Jh.  schrittweise  die  Ausdehnung  auf  die  Agnaten  überhaupt  erfolgt 
war,  wurde  das  Erfordernis  des  betieficium  patemum  unbedingt  festgehalten.  Vgl. 
L  F.  14,  §  1:  per  investituram  patris  et  avi,  IL  F.  26,  §  18:  agnaU  qui  quarto 
gradu  Hmt,  dummodo  ad  eos  pertineat  II.  F.  81 :  admittuntur  qui  quarto  gradtu 
8unt  refnoit  ab   eo   qui  id  acquisivit,   et  etiam  usque  ad  infinitum^  dum  tarnen 

hoe  eonstet,  ab  eo  per  maseulos  deseendisae,    II.  F.  11:    agnati  ulteriores ,  si 

feudum  sit  patemum^  h.  e.  si  fuit  ülius  parentis,  qui  cius  fuit  agnationia  communis. 
Nur  durch  besondere  Abrede  konnte  das  Successionsrecht  auch  auf  Seitenverwandte 
des  ersten  Erwerbers  ausgedehnt  werden  (feudum  twvum  iure  antiqui  concessum). 
Vgl.  I.  F.  8,  8  3.  14,  §  2.  20.  II.  F.  16  pr.  18. 

•»  Vgl.  HoMEYBR  450  flP.     Reichsurteil  von   1299  (MG.  Leg.  2,  473):    ex  quo 

iaiis . —  decederet  sine  heredibus  descendenObus,  eom^nuni  iure ipsa  bona  que 

tenuit  ab  ecciesia  vacant  ipsi  ecclesie  ei  non  alii.  Die  Ausschließung  der  Seiten- 
yerwandten  bestand  noch  im  15.  Jh.  zu  Hecht  Vgl.  Dieck,  De  tempore  quo  ins 
feudale  Langobardomm  receptum  sit,  1848,  S.  36  f.  Als  Heinrich  VI.  versuchte, 
die  Fürsten  für  die  Bewilligung  der  Erblichkeit  der  Krone  in  seinem  Hause  zu 
gewinnen,  stellte  er  als  Kompensationsobjekt  die  Ausdehnung  der  Lehnssuccession 
auf  die  weiblichen  Linien  und  die  Agnaten  in  Aussicht.  Vgl.  Fickeb,  De  Henrici  VI. 
conatu  etc.,  1849,  S.  21.  29.  35.  öOflP.     Siehe  auch  Anm.  99. 

'^  Vgl.  HoMETER  455.  Bei  Fahnlehen  und  Gerichtslehen  beruhte  die  Unteil- 
barkeit auf  dem  Reichsrecht.  Vgl.  ebd.  536  f.  550.  Schulze,  Erb-  und  Familien- 
recht 41;  Erstgeburt  95  ff.  Dies  galt  auch  für  Italien,  wo  die  nichtfürstlichen 
Lehen  in  der  Kegel  geteilt  wurden.  Vgl.  Lehnsgesetz  Friedrichs  I.  von  1158 
(Weiland  1,  248)  Preterca  dueatus,  marchia,  eomitatus  de  caetero  non  dividatur. 
aliud  autem  feudum,  si  consortes  voluerintj  dividatur,  iia  ui  omnes,  qui  partem 
feudi  habent  iam  divisi  vel  dividendi,  fidelitatem  faciant.  Den  zu  Belehnenden 
unter  den  Miterben  bestimmte,  wenn  keine  besondere  Norm  vorlag,  in  Ermangelung 
einer  Einigung  der  Lehnsherr.  Bei  den  Fürstenlehen  entschied  ursprünglich  nicht 
selten  Wahl  des  Volkes  (ScHtrLzs,  Erstgeburt  122  ff.),  schon  früh  aber  wurde  die  Suc- 
cession  nach  Altersvorzug  die  allgemeine  Regel  (vgl.  ebd.  125—147,  Hoheter  482f.). 

»  Vgl.  Anm.  78.    Hometeb  464. 
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war,  die  von  jedem  Nachfolger  des  Herrn  aufs  neue  erbeten  werden  mußte, 
wurde  seit  dem  14.  Jahrhundert  zu  einer  rechtlichen  Pflicht,  so  daß  bei 
mehreren  Lehnserben  der  Herr  die  Belehnung  zur  gesamten  Hand  und 
der  Nachfolger  des  Herrn  die  entsprechende  Lehnsemeuerung  nicht  ver- 
weigern konnte^'.  Die  zu  gesamter  Hand  Beliehenen  waren  berechtigt, 
auch  ohne  Genehmigung  des  Herrn  das  Lehen  zu  teilen,  aber  nur  auf 
die  Gefahr  hin,  ihr  gegenseitiges  Anwachsungsrecht  einzubüßen,  da  die 
gesamte  Hand  durch  jede  Teilung,  wenn  sie  nicht  eine  bloß  auf  die 
Früchte  beschrankte  Mutschierung  war,  gebrochen  wurde  ^*.  Seit  dem 
14.  Jahrhundert  kam  aber  diese  Beschränkung  in  Wegfall,  die  Teilung 
des  Lehns  hob  das  auf  der  Gesamtbelehnung  beruhende  Anwachsungsrecht 
nicht  mehr  auf,  die  gesamte  Hand  wurde  ungeachtet  der  Teilung  als 
fortdauernd  angesehen  und  nur  daran  hielt  man,  wenigstens  bei  den  sach- 
sischen Fahnlehen,  fest,  daß  bei  jedem  Herrn-  wie  Mannsfalle  die  Lehns- 
erneuerung seitens  aller  Gesamthänder,  bei  Vermeidung  des  Ausschlusses, 
nachgesucht  werden  mußte  ^^  Noch  weiter  ging  man  schon  im  14.  Jahr- 
hundert in  Süddeutschland  und  bei  solchen  norddeutschen  Fahnlehen, 
die  auf  Lehnsauftrag  beruhten  (Herzogtum  Braunschweig)  oder  sich  in 
den  Händen  alteinheimischer  Herrscherhäuser  befanden  (Pommern,  Mek- 
lenburg)^^:  man  hielt  die  Belehnung  zur  gesamten  Hand  zur  Erhaltung 
des  agnatischen  Erbrechts  nicht  mehr  für  notwendig,  sondern  fingierte  die 
Fortdauer  derselben,  auch  wenn  die  einzelnen  Teilhaber  nur  für  ihren 
Teil  Belehnung  empfangen  hatten ^^  Endlich  kam  man  dahin,  die  Ge- 
samtbelehnung auch  da  zu  fingieren,  wo  auf  Grund  der  Individualsucces- 
sion  überhaupt  nur  Einer  belehnt  werden  durfte:  man  betrachtete  den  nur 
für  seine  Person  Belehnten  zugleich  als  Lehnsträger  für  seine  Miterben ''. 


"   Vgl.   HOMEYER   466. 

^'  Vgl.  HoMETER  460.  DuNCKER,  a.  a.  0.  109.  v.  Sicherer,  Gesamtbelehnung 
in  deutschen  Fürstentümern  (1865),  12  f.  Vgl.  Kl.  Kaiserr.  3,  12:  Ein  iglich  man 
der  sal  wissen,  der  gemein  lehen  hat  mit  andern  luten  oder  mit  einen  gehomen 
magen,  mutschart  er  si  mit  des  keisers  gebot,  wie  es  dan  kumt,  so  beliben  die  lehen 
hi  den  ganerben,  teilt  aber  er  sie  nach  des  keisers  rechte,  als  er  es  dem  lehen  hat 
gesatxi,  irstirbt  dan  die  ein  site,  sie  vellet  in  des  keisers  hant,  un  han  ex  die  virlom, 
von  den  es  geteilt  ist.  sint  in  des  riches  recht  stet  gescriben:  geteilt  lehen  sal  dem 
riehe  ersterben. 

'^  Vgl.  y.  Sicherer,  Die  Gesamtbelehnung  7  ff.  Ursprünglich  mußte  der 
Lehnsemeuerung  die  Auftragung  sämtlicher  Teile  an  den  Herrn  vorhergehen,  so 
daß  die  Gesamtbelehnung  mit  dem  ungeteilten  Lehen  erfolgte,  allein  schon  früh 
gewöhnte  man  sich,  hiervon  abzusehen,  und  ließ  die  Lehnsemeuerung  auch  bei 
Fortdauer  der  Teilung  zu. 

^*  VgL  V.  Sicherer,  a,  a.  0.  27  ff.  31  f.  34  f.  41.  ö5  ff.  60.  62  f.  In  Österreich 
galt  das  Erbrecht  der  Seitenlinien  schon  auf  Grund  des  Privilegium  minus  von 
1156,  vgl.  Berchtold,  Landeshoheit  Österreichs  41  ff. 

'•  Vgl.  Hombter  466  f.  DiTNCKSB,  a.  a.  0.  102  ff.  In  Italien  fand  bei  nicht- 
fürstlichen  Lehen  in  der  Regel  freie  Teilbarkeit  statt.  Das  agnatische  Successions- 
recht  wurde  weder  durch  Teilung,  noch  durch  die  ungeteilte  Überlassung  des 
Lehens  an  einen  Miterben  beeinträchtigt.    VgL  I.  F.  8,  §  1.  12.  IL  F.  50. 

'^  Vgl.  Hombter  465.     Düncker,   a.   a.  0.  110.     So  schon  Kl.  ELaiserrecht 


§  40.    Das  Lehnwesen.    Lehnsuccession.  411 

Somit  war  das  deutsche  Recht  noch  geraume  Zeit  vor  der  Bezeption  des 
lombardischen  Lehnrechts  zu  demselben  Entwickelungsstadium  wie  dieses 
gelangt^  wenn  auch  die  juristische  Grundlage  in  beiden  nicht  dieselbe 
(im  deutschen  Recht  die  wirkliche  oder  fingierte  Gesamtbelehnung,  im 
lombardischen  das  Miterbrecht  zu  gesamter  Hand)  gewesen  ist^^  Das 
Recht  des  ersten  Erwerbers  ging  mit  seinem  Tode  kraft  Erbrecht«  auf 
seine  Söhne  oder  Enkel  von  vorverstorbenen  Söhnen  über,  und  zwar  so, 
daß  jeder  Miterbe  ein  selbständiges,  ohne  seine  Zustimmung  nicht  mehr 
entziehbares  Recht  auf  das  ganze  Lehen  erhielt,  gleichviel  ob  dasselbe 
in  ungeteilter  Gemeinschaft  behalten  oder  ^  unter  die  einzelnen  Linien  ge- 
teilt oder  einem  der  Miterben,  etwa  dem  ältesten,  zu  alleinigem  Besitz 
überlassen  wurde.  In  derselben  Weise  vererbte  jeder  einzelne  Miterbe 
sein  Recht  auf  seine  Descendenten,  jeder  von  diesen  wieder  auf  die  seinigen 
u.  s.  w/®.  Wer  sein  Recht  bei  seinen  Lebzeiten  aufgegeben  oder  ver- 
wirkt hatte,  konnte  auf  seine  Abkömmlinge  nichts  übertragen,  da  diese 
ein  eigenes  Recht  erst  erlangten,  wenn  und  so  weit  sie  seine  Erben 
wurden  ^^  Die  Lehnssuccession  beruhte  demnach  in  absteigender  Linie 
durchweg  auf  Erbgang  (successio  mortis  causa),  während  gegenüber  den 
Seitenlinien  für  alle  Mitbeerbten  ein  sofortiges  Recht  bestand,  das  bei 
Aussterben  einer  Linie  für  die  ihr  zunächst  stehende  Seitenlinie  das  Recht 
der  Anwachsung  herbeiführte  ®^ 


3,  29:  Da  die  lute  sin,  die  gemein  lehen  han,  die  stälen  wissen,  dax  sie  die  eldeste 
hant  mag  enphahen  den  andern  allen  nach  des  heiser s  rechte,  dax  si  ex  gewert  sint. 
svnt  in  des  riches  recht  gescriben  stet:  dax  ungeteilt  gut  mag  ein  hant  mit  truwen 
von  dem  heiser  enphahen.  Vgl.  Rapr.  v.  Preising  2,  91:  Wo  geswistergeud  sind, 
ir  sein  xwai  oder  mer,  di  lehn  habere  das  in  ir  vater  lassn  hat,  enphaeht  der  eltist 
das  lehen,  das  sol  den  andern  ge^tcistergeudn  nicht  schaden,  si  haben  alle  di  recht 
an  dem  lehn,  die  der  eltist  brueder  hat, 

^^  Ober  das  Folgende  vgl.  Schbödeb,  Die  rechtliche  Natur  der  Lehnsfolge 
im  langobardiflchen  Lehnrecht,  ZRG.  5,  285  ff.,  in  dem  Hauptergebnis  mit  einer 
von  Matb,  Handbuch  d.  gem.  u.  bair.  Lehnrechts  179,  und  neuerdings  genauer 
von  Stobbe,  Privatr.  5, 327,  n.  31  angeführten  Äußerung  Albbbcht's  übereinstimmend. 

'*  Sachs.  Lehnr.  32,  §  2:  Di  wile  oh  sie't  gut  to  samene  hebbet,  stirft  ir  en, 
sin  hint  trit  in  des  vader  stat  unde  behalt  sin  gut  gemene  mit  den  vedderen^  als  it 
sin  vader  hadde,  L  F.  19,  §  1:  Si  quis  miles  mortuus  fuerit  sine  filio  masculo, 
et  nepotem  reliquerit,  in  beneficium  avi  inpatris  vicem  suceedat,  et  si  hie  deest, 
et  fratrem  reliquerit,  in  beneficium  patris  ipse  suceedat,  et  si  fUius  fratris 
mortuus  fuerit,  frater  patris  in  beneficium  avi  defuncti  (des  Großvaters  des 
Verstorbenen,  d.  h.  des  Vaters  des  Lehnfolgers)  suceedat, 

^  Daher  die  unbedingte  Gültigkeit  jeder  mit  Zustimmung  der  Mitbeerbten 
getroffenen  Verfügung.    Vgl.  II.  F.  39.    Sachs.  Lehnr.  82,  §  1,  g  8. 

^^  Mit  besonderer  Schärfe  ist  der  Gegensatz  des  Agnaten-  und  des  Descen- 
dentenrechtes  im  lombardischen  Lehnrecht  ausgeprägt  Der  Agnat  fordert  das 
Lehn  kraft  eigenen  Rechts.  Er  fordert  es  vom  Besitzer,  wenn  dieser  es  durch 
Quasifelonie  verwirkt  hat  (Anm.  110);  aus  dem  Nachlaß  des  Besitzers,  wenn  es 
ihm  durch  den  unbeerbten  Tod  desselben  ledig  geworden  ist,  gleichviel  wem  der 
Allodialnachlaß  zuftllt  (II.  F.  45.  51,  §  4);  vom  Herrn,  wenn  dieser  es  dem  frühem 
Besitzer  wegen  Felonie  entzogen  hat  und  das  Lehn  nun  durch  unbeerbten  Tod 
des  letzteren  oder  seiner  Descendenten  dem  Agnaten  ledig  geworden  ist  (Anm.  109): 
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Schon  früh  kamen  Abweichungen  von  den  allgemeinen  Grandsätzen 
des  Lehnerbrechts  infolge  besonderer  Vereinbarung  vor,  namentlich  bei 
aufgetragenen  Lehen  war  die  Stellung  der  Vassallen  häufig  eine  besonders 
begünstig|;e.  Beispiele  freier  Vererbung  des  Lehns  begegnen  schon  in 
Zeiten,  wo  die  Erblichkeit  von  Rechts  wegen  noch  eine  sehr  beschränkte 
war®*  Eine  große  Rolle  spielte  die  tTbertragung  der  Lehen  auf  die  Töchter 
der  Vassallen,  eine  Gunst,  welche  den  Lehnsherren  vielfach  das  Recht  ver- 
schaffte, den  Erbtöchtem  ihrer  Mannen  den  Gemahl  zu  bestimmen®*. 
Seit  dem  12.  Jahrhundert  begegnen  auch  schon  wirkliche  Weiberlehen, 
bei  denen  nach  dem  Ausstachen  des  Mannsstammes  der  tTbergang  auf 
die  nächste  weibliche  Linie,  innerhalb  dieser  aber  alsbald  wieder  mit  Be- 
vorzugung des  Mannsstammes,  einzutreten  pflegte®*. 

War  der  Lehnserbe  noch  unmündig,  so  blieben  die  Lehnsdienste,  in 
der  Regel  auch  die  LehnserDeuerung  oder  doch  die  Ableistung  der  Hulde, 
bis  zum  Eintritt  der  Mündigkeit  suspendiert®*.  Während  aber  in  Itaüen, 
obwohl  der  Herr  die  Lehnsdienste  des  Mannes  einstweilen  entbehrte,  die 
Nutzungen  des  Lehns  dem  unmündigen  Lehnserben  verblieben,  Verwal- 
tung und  rechtliche  Vertretung  des  Lehns  also  Sache  des  AUodialvor- 
mundes  waren,  kannte  das  deutsche  Lehnrecht  eine  eigene  Lehnsvor- 
mundschaft als  nießbräuchliche  Sondervormundschaft,  indem  für  die 
Lehen  von  verschiedenen  Herren  auch  verschiedene  Lehnsvormundschaften 

endlich  von  dem  Dritterwerber,  der  das  Lehn  ohne  Zustimmung  des  Agnaten  oder 
seines  Ascendenten  erlangt  hat,  und  zwar  entweder  sofort  mit  dem  Lehnsretrakt,  also 
gegen  Entschädigung,  oder  unentgeltlich  mit  der  Reyokatorienklage,  nachdem  durch 
Abgang  des  Veräußerers  und  seiner  lehnsfähigen  Descendenz  der  Anfall  an  den 
Agnaten  eingetreten  ist  (II.  F.  26,  §  14.  89  pr.  88.  I.  F.  8,  §  1).  Dagegen  bildet 
das  Lehn  für  Abkömmlinge  des  verstorbenen  Besitzers  nur  einen  Teil  der  Erb- 
schaft; sie  bekommen  nichts,  wenn  ihnen  nichts  hinterlassen  wird;  Lehen-  und 
Ailodiaierbschaft  bilden  eine  einheitliche  Masse,  zwischen  welcher  der  Erbe  nicht 
beliebig  auswählen  kann  (II.  F.  45.  51,  §  4);  nur  insofern  wird  unterschieden,  als 
das  Lehen  nicht  durch  letztwillige  Verfügung  entzogen  werden  darf,  also  Pflicht- 
teilscharakter hat,  und  nur  auf  die  lehnsfähigen,  nicht  aber  auf  aUe  zum  AUodial- 
nachlaß  berufenen  Abkömmlinge  übergeht 

"  Vgl.  Waitz  6*,  81  ff.  87.  HoMEYES  452.  Stobbe  5,  322.  Beechtold,  Landes- 
hoheit Österreichs  41  ff.    Oorkondenb.  van  Holland  en  Zeeland  2,  Nr.  86  (1262). 

"  Vgl.  Waitz  6»,  90.  92. 

"  Vgl.  HoMEYEB  452  f.  Waitz  7,  12.  Stobbe  5,  825  f.  H.  Schulze,  Erb- 
und  Familienrecht  35  ff.  Böhmer,  Acta  imperii  sei.  Nr.  885.  380.  838.  Weiber- 
lehen waren  das  Herzogtum  Österreich  auf  Grund  des  Privilegium  minus  von  1156 
(vgl.  Bebchtold,  a.  a.  0.  40  ff.)  und  das  Herzogtum  Braunschweig  auf  Grund  der 
Errichtungsurkunde  von  1235  (Anm.  25,  vgl.  Zachariä,  Successionsrecht  im  Ge- 
samthause Braunschweig-Lüneburg  19  ff.).  Vgl.  I.  F.  6,  §  1.  8,  §  2.  II.  F.  13. 
18.  30  pr. 

w  Vgl.  Kraut,  Vormundschaft  1,  121  f.  Sachs.  Lehnr.  26,  §§2.  5.  Lehns- 
gesetz V.  1158  §4  (Weiland  1,  248).  II.  F.  26,  §§  11.  12.  Da  die  Mündigkeit 
nach  sächsischem  Recht  mit  zwölf  Jahren  eintrat,  so  berechnete  der  Sachsenspiegel 
(Anm.  90)  die  MutungsMst  für  Unmündige,  unter  Einrechnung  der  gewöhnlichen 
Mutnngsfrist,  auf  13  Jahre  6  Wochen  und  3  Tage. 
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bestanden  und  die  Früchte  des  Lohns  {Angefälle)  mit  Einschluß  der 
Dienste  der  Aftervassallen  dem  Lehnsvormunde  zufielen  ®®.  Der  Ursprung 
dieses  Rechtes  lag  in  einem  durch  die  Ausbildung  der  Erblichkeit  nicht 
überwundenen  einstweiligen  HeimfaHsrechte^  das  dem  Herrn  für  4ie  Dauer 
der  Unmündigkeit  des  Lehnsfolgers  eine  Entschädigung  für  die  Entbeh- 
rung der  Lehnsdienste  gewährte  ^^.  Darum  stand  Lehnsvormundschaft 
und  Angeßlle  in  erster  Reihe  dem  Herrn  selbst  zu®®.  Nur  wenn  der 
Allodialyormund  des  Kindes  auch  ein  Lehnsmann  des  Herrn  war,  konnte 
er,  indem  der  Herr  ihm  oder  dem  Einde  das  Angefälle  einräumte,  zu- 
gleich die  Lehnsvormundschaft  übernehmen.  Wurde  eine  solche  Über- 
tragung ursprünglich  als  eine  persönliche  Gunst  des  Herrn  aufgefaßt,  so 
zeigen  die  außersächsischen  Lehnrechtsquellen  bereits  ein  weiter  fortge- 
schrittenes Stadium:  der  Vormund  hatte  das  Recht  und  die  Pflicht,  für 
seine  Mündel  zu  muten  und  die  Lehnsemeuerung  zu  empfangen,  mußte 
aber  auch  für  die  Lehnsdienste,  die  in  diesem  Falle  nicht  suspendiert 
wurden,  Sorge  tragen.  War  aber  der  Allodialvormund  nicht  Vassall  des 
Herrn,  so  konnte  letzterer  nach  Belieben  Angefalle  und  Lehnsvormund- 
schaft für  sich  behalten  oder  einem  seiner  Vassallen  einräumen. 

Wo  das  Recht  des  Herrn  auf  das  Angefalle  durch  besonderes  Pri- 
vileg oder  gewohnheitsrechtliche  Ent Wickelung  beseitigt  worden  war®®,  be- 
durfte es  eines  besondem  Lehnsvormundes  nur,  wenn  der  Allodialvor- 
mund nicht  Lehnsmann  war;  die  Bestellung  erfolgte  in  diesem  Falle 
Wühl  durch  die  Familie  des  Vassallen  unter  Mitwirkung  des  Herrn.  Mit 
dem  Eintritt  der  Mündigkeit  hörte  Angefälle  und  Lehnsvormundschaft 
von  selbst  auf,  der  junge  Mann  nahm  das  Lehen  sofort  selbst  in  Besitz 
und  Verwaltung,  nur  für  die  Vertretung  im  Lehnsgericht  pflegte  er  bis 
zum  Eintritt  seiner  Volljährigkeit  aus  der  Reihe  seiner  Mitvassallen  einen 
Treuhänder  zu  bestellen  ®®.    Seit  die  nießbräuchliche  Vormundschaft  außer 


••  Über  das  Folgende  vgL  Kbaut,  Vormundschaft  3,  l[ff.  Hometeb  478  flP. 
Waitz  6»,  93.     Stobbe  2,  §  119  (2«,  §  177).     Schulze,  a.  a.  0.  113  ff. 

^^  Vgl.  Kbaüt  3,  23  f.  HoHETBB  489.  Die  Befugnis  des  Herrn,  auch  das 
auf  dem  Lehn  vorhandene  Inventar  als  Angefälle  in  Anspruch  zu  nehmen,  ist 
wohl  so  zu  verstehen,  daß  der  Herr  befugt  war,  das  Gutsinventar  vorbehaltlich 
späterer  Restitution  für  die  Dauer  des  Angefälles  wirtschaftlich  auszunutzen.  Vgl. 
Kbaüt  8,  10  ff. 

»«  Vgl.  Krattt  3,  3  f.  HoMEYBR  486 f.  Sachs.  Lehnr.  26,  §2:  Di  herre  ü 
immer  des  kindes  vormünde  an  deme  gudCf  dat  it  kitid  von  ime  kevet,  die  wUe  he  it 
anevelle  unverlegen  hevet,  tmde  aal  dat  gelt  des  gudes  nemenj  tcente  it  hint  io  sinen 
jaren  kome.     Weiland,  Const  2,  393  c.  9. 

^  Den  steirischen  Ministerialen  wurde  schon  1186  bei  dem  Übergange  der 
Steiermark  auf  Herzog  Leopold  von  Österreich  die  Befreiung  vom  Angefälle 
gewährt  Vgl.  v.  Lüschin,  Beitr.  zur  Kunde  steiermärkischer  Gesch.-Quellen 
9,  125  ff. 

•*  Sachs.  Lehnr.  26,  §  1 ;  Kmdere  jartale  is  drittein  jar  unde  ses  wehen  ron 
ir  bort,  doch,  bedorven  sie's  dar  na,  of  sie  ieman  bedegedingen  tcel  um  ir  len,  die 
wile  sie  to  iren  dagen  nicht  gekomsn  sin,  dat  is  to  eneme  jare  unde  ivintich,  so 
muten  sie  wol  vormimden  nemen  enen  irs  herren  man,  die  sie  vorsta  to  lenrechte; 
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Übung  gekommen  war  und  auch  die  Lehnsvormundschafb  sich  auf  die 
Verwaltung  und  gerichtliche  Vertretung  des  Lehns  beschränkte ^  verband 
man  jene  Treuhänderstellung  mit  der  Lehnsvormundschaft,  indem  man 
diese  einfach  bis  zur  Volljährigkeit  des  Vassallen  fortdauern  ließ®^  War 
der  Vormund  nicht  Lehnsmann,  so  bedurfte  er,  um  in  dieser  Weise  auch 
die  Lehnsvormundschaft  übernehmen  zu  können,  der  Belehnung  zu  treuer 
Hand  seitens  des  Herrn,  so  daß  die  Lehnstragerschaft  an  die  Stelle  der 
Lehnsvormundschaft  trat®*. 

Dem  Angefallerecht  des  Lehnsherrn  bei  weltlichen  Lehen  entsprach 
das  Regalienrecht  (ms  regcdium^  tus  regaliae)  des  Königs  an  den  Er- 
trägen der  geistlichen  Fürstentümer  für  die  Dauer  der  Stuhlerledigung  ^^ 
Dasselbe  entstammt  einem  schon  in  der  Karolingerzeit  nachweisbaren  Ge- 
brauche bei  den  Eigenkirchen,  nach  welchem  der  Kirchherr  während  der 
Erledi^ng  der  geistlichen  Stelle  die  Bedienung  der  Kirche  durch  einen 
Vikar  besorgen  ließ,  die  Erträge  derselben  aber  far  sich  in  Ansprach 
nahm.  Durch  die  Ausdehnung  der  Eigenkirchenidee-  auf  die  Reichsabteien 
und  Bistümer  gestaltete  sich  dieser  Gebrauch  zum  Regalienrecht  ^^ 
Während  dasselbe  in  Frankreich  zuerst  unter  Ludwig  VIL  zweifellos  be- 
zeugt ist,  scheint  es  in  Deutschland  schon  seit  Heinrich  V.  vereinzelte 
Anwendung  gefunden  zu  haben  ®^,  so  daß  Friedrich  L,  unter  dem  es  rück- 


deme  solen  sie  die  teere  loven  mit  vingere  unde  mit  tungen,  to  behaldene  unde  io 
verliesene.    Vgl.  Kraut  3,  26  f. 

*^  Vgl.  HoMBTER  497  ff.  Kraut  8,  87  ff.  Diese  Entwickelung  ergiebt  sich 
schon  ans  einem  jüngeren  Zusätze  des  Sax^hsenspiegels  (Ssp.  I.  23,  ti)  2). 

**  Vgl.  Kraut  3,  42  f.  Albrecht,  Gewere  244.  Wer  nicht  Lehnsmann  des- 
selben Herrn  war,  konnte  das  Kind  nicht  im  Lehnsgericht  vertreten  und  darum 
nicht  Lehnsvormund  sein. 

**  Vgl.  FicKER,  Eigentum  des  Eeichs  am  Reichskirchengute  881  ff.  Scheffer- 
Boichorst,  Kaiser  Friedrichs  I.  letzter  Streit  mit  der  Kurie  189  ff.  Zöpfl,  Alter- 
tümer 2,  43  ff.  Bbrcbtold,  Entwickelung  der  Landeshoheit  65  ff.  128  ff.  Eichhorn, 
St-  u.  RG.  2,  518  f.  SuoENHEiM,  Staatsleben  des  Klerus  267  ff.  287  ff.  G.  J.  Phillips, 
Das  Regalienrecht  in  Frankreich,  1873.  Blondel,  Fn^d^ric  II.,  S.  242  ff.  Du  Gange, 
Glossarium  s.  v.  regnlia. 

•*  Vgl.  StuTz,  Eigenkirche  25  f.  35  f.  Geffcken,  Die  Krone  und  das  niedere 
deutsche  Kirchengut,  Jen.  Diss.  1890,  S.  12ff.  Phillips,  a.  a.  0.  17  ff.  Daß  bei 
der  Ausbildung  des  Regalienrechtes  lehnrechtliche  Anschauungen  mitgewirkt  haben, 
ist  wohl  nicht  zu  bezweifeln,  doch  sind  dieselben  nicht  von  der  entscheidenden 
Bedeutung  gewesen,  welche  ihr  in  den  früheren  Auflagen  dieses  Lehrbuches  bei- 
gelegt wurden. 

•*  Vgl.  FiCKER,  a.  a.  0.  884.  Scheffer-Boichorst,  a.  a.  0.  189.  Ussermann, 
Episcopatus  Bambergensis,  Cod.  prob.  pg.  65  (1115).  Lothar  III.  hatte  bei  seiner 
Kaiserkrönung  ein  Breve  Innocenz'  U.  ausgewirkt,  in  welchem  letzterer  erklärte: 
Interdicimus  au  fem,  ne  quisquam  eorum,  quos  in  TeuUmieo  regno  ad  pontifieatus 
honorem  vel  ahbatiae  regimpn  evoenri  contigerit,  regalia  usurpare  vel  invadere  audeat, 
nisi  eadem  priiss  a  tun  potestate  deposcat,  quod  ex  his,  quae  iure  drbet  tibij  ttjuie 
magnificentiae  faciat  (Jaff£,  Bibl.  rer.  Germ.  5,  522).  Ob  damit  eine  Anerkennung 
des  Regalienrechts  für  die  Zwischenzeit  bis  zur  Mutung  ausgesprochen  sein  sollte 
(VoLKM AR,  FDG.  26)  486  f.),  muß  dahingestellt  bleiben. 
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sichtslos  zur  Oeltnng  gebracht  wurde,  sich  bereits  darauf  berufen  konnte, 
daß  dies  ex  antiquo  iure  regum  et  imperatorum  atque  ex  cotidiana  con- 
suetudine  geschehe  ^^.  Eine  genauere  Abgrenzung  scheint  das  Regalien- 
recht im  Wege  des  Eompromisses  erfahren  zu  haben,  indem  seine  Dauer 
im  allgemeinen  auf  ein  Jahr  nach  dem  Eintritt  der  Stuhlerledigung  be- 
stimmt wurde,  was  einerseits  häufig  in  die  Besitzzeit  des  Nachfolgers  hin- 
übergreifen mußte,  andererseits  aber  einer  willkürlichen  Hinausschiebung 
-durch  Verzögerung  der  Investitur  des  Nachfolgers  vorbeugte  ®^  Eine 
wesentliche  Erweiterung  aber  erfuhr  das  Regalienrecht  in  den  späteren 
Regierungsjahren  Friedrichs  I.,  indem  dieser,  abermals  durch  Übertragung 
«Ines  bei  den  Eigenkirchen  enwickelten  Gebrauches,  außer  den  Yakanz- 
geldem  auch  den  ganzen  Mobiliamachlaß  der  geistlichen  Fürsten,  soweit 
«r  aus  ihrem  Lehnsbesitz  herrührte,  für  die  Krone  in  Anspruch  nahm. 
Das  auf  diese  Weise  begründete  sogenannte  Spolienrecht*®  wurde  sei- 
tens der  hohen  Geistlichkeit  als  eine  schwere  Bedrückung  empfunden. 
Nachdem  schon  Heinrich  VI.  bei  seinem  Versuche,  die  Fürsten  zur  An- 
erkennung der  Erblichkeit  der  Krone  zu  bewegen,  sich  zur  Aufgabe  des 
Spolienrechts  bereit  erklärt  hatte  ••,  wurde  Otto  IV.  seitens  der  Kurie 
schon  bei  seiner  Krönung  (1198)  zum  Verzicht,  und  zwar  unter  ausdrück- 
licher Mißbilligung  dieser  consuetudo  detestabilis  bewogen  ^^.  Später  haben 
dann  Philipp,  Otto  IV.  und  Friedrich  IL  wiederholt  in  ähnlicher  Weise 
nicht  bloß  auf  das  Spolien-,  sondern  auch  auf  das  Regalienrecht  verzichten 
müssen  ^^S   dauernd  durchgesetzt  wurde  aber  nur  die  Beseitigung   des 


••  Lacomblbt,  Ürk.-B.  z.  Gesch.  d.  Niedeirheins  1,  288,  Nr.  417  (1166). 

•'  Vgl.  Anm.  103  f.  Pickbr,  a.  a.  0.  388.  Phillips,  a.  a.  0.  19.  Scheppkr- 
BoicHOBST  191.  Auch  bei  heimgefallenen  Fahnlehen  bestand  eine  Wiederverleihongs- 
friat  von  Jahr  und  Tag,  vgl.  Ssp.  III.  60,  §  1. 

"  Vgl.  Stutz,  Eigenkirche  26  f.  86.  Gefpcken,  a.  a.  0.  13  f.  Waitz  8,  248  ff.; 
FDG.  13,  494  ff.  FiCKEB,  Eigent.  am  Reichskirchengut  387  ff.  Blondel,  a.  a.  0. 
244  ff.  ScHEPPEK-BoiCHORST,  a.  a.  0.  192  ff.  Weiland  i.  d.  Histor.  Aufsätzen  für 
Waitz  264  f.  Meibom,  Rerum  Germ.  3,  185  ff.  Zöppl,  Altertümer  2,  45  f.  Fribd- 
BBRO,  De  finium  inter  ecclesiam  et  civitatem  regundorum  iudicio  220  ff.  Eibenberg, 
Das  Spolienrecht,  Marb.  Diss.  1896.  E.  Mater,  Eirchenhoheitsrecht  des  Königs 
V.  Baiem  (1884),  S.  17  n.  Wilmans,  Kaiserurkunden  Nr.  81.  121.  132.  Über  die 
sprachliche  Bedeutung  der  Bezeichnung  ius  spolii  vgl.  S.  73,  n.  8.  Daß  das  Spo- 
lienrecht gegenüber  den  Beichskirchen  erst  von  Friedrich  I.  aufgebracht  worden  ist, 
hat  Otto  IV.  ausdrücklich  bezeugt  (s.  Anm.  100)  und  der  Verfasser  der  Vita  Hart- 
manni  Brixinensis  bestätigt  (vgl.  Ficker,  De  Henrici  VI.  conatu  57,  n.  1).  Die  Ur- 
kunde Friedrichs  I.  für  Köln  von  1166  (Lacomblet,  Urk.-B.  1,  Nr.  417)  bezieht 
sich  nur  auf  das  Regalienrecht  und  kennt  das  Spolienrecht  offenbar  noch  nicht. 
Deutlich  bezeugt  ist  letzteres  erst  seit  1183. 

••  Vgl.  Anm.  69.     Ficker,  De  Henrici  VI.  conatu  57  f. 

^^  Weiland,  Const.  2,  23.    Vgl.  ebd.  2,  25  f.    Lacomblet,  Urk.-B.  1,  392,  Nr.  562. 

*®*  Philipps  Versprechen  an  Innocenz  III.  von  1203  (Weiland,  Const  2,  9): 
Omnea  abusus,  quos  antecessores  nostri  in  ecclesiis  habuerunt,  utputa  mortuis  pre- 
laHa  bona  ip^orum  vel  eeclesiartmi  eorum  ctedpiebanty  perpetuo  relinquam.  Das 
Privileg  desselben  für  Bischof  Konrad  von  Begensburg  von  1205  (Mon.  Bo.  29,  1 
8.  517,  Nr.  578)  bezog  sich  nur  auf  das  Spolienrecht  und  bezeichnete  den  Nach- 
laß desselben  als  eine  rein   persönliche   C^unstbewilligung.     Die  Versprechungen 
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Spolienrechts  ^^^,  während  die  in  dem  Würzburger  Privileg  Friedrichs  II. 
von  1216  ausgesprochene  Aufhebung  des  Ilegalienrechts^^'  später  in  dem 
beschränkten  Sinne,  als  beziehe  sie  sich  nur  auf  die  Erträge  ans  den 
eigenen  Gutem  der  Earohe,  ausgelegt  wurde,  so  daß  an  den  vom  Reiche 
verliehenen  Hoheitsrechten  das  königliche  BegaUenrecht  auch  farner  ge- 
wahrt blieb  i<>*. 

Die  Auflösung  des  Lehnsbandes  und  die  Rückkehr  des  Lehns  an  den 
Herrn  trat  mit  dem  He  im  fall  ein,  indem  das  Lehn  durch  den  unbe- 
erbten Tod  des  Mannes,  wenn  weder  ein  Gedinge  noch  eine  Afterleihe 
bestand,  dem  Herrn  ledig  wurde.  Gänzliche  Aufgabe  des  Heerschildes 
seitens  des  Mannes  durch  Eintritt  in  den  geistlichen  Stand  wurde  dem 
Tode  gleichgeachtet ^®*.  Außerdem  hatte  der  Mann,  im  Gegensatze  zum 
Herrn,  jederzeit  das  einseitige  Kündigungsrecht;  er  übte  dasselbe  entweder 
so  aus,  daß  er  dem  Herrn,  unter  Rückgabe  des  empfangenen  Investitur- 
symbols, das  Gut  aufließ  {refutatw)  und  durch  Losung  des  dinglichen 
Verhältnisses  auch  das  persönliche  Band  aufhob  ^^^,  oder  so,  daß  er  dem 

OttOB  lY.  von  1209  (Weiland  2,  37)  und  Friedrichs  II.  von  1218  und  1219  (ebd. 
2,  58.  60.  78)  betrafen,  nach  einem  einheitlichen  vom  Papste  vorgelegten  Fonnnlar, 
die  Beseitigung  des  abusus  in  occupandis  bonis  decedentium  prelaiorum  aut  etiam 
ecdesiarum  vacaniium.    Vgl.  Anm.  103. 

^°*  Confoederatio  cum  principibus  ecclesiasticis  von  1220,  §  1  (Weiland  2,  89): 
Primo  promittentes  ^  quod  numquam  deinceps  in  morte  euiusquam  prineipis  ecck- 
siasiici  reliquiaa  [sucls  flseo  vendicabimus;  inhibenies  etiam,  fie  laieus  quisqtMfn 
cdiquo  pretextu  sibi  eas  vendicet,  sed  cedant  sttecessori,  si  antecessor  intestatus  de- 
cesserit;  cuius  testamentum^  si  quod  inde  feeeriiy  volumus  esse  rahun, 

"•  Weiland  2,  68:  Veterem  illam  eonsuetudinem  detestanteSy  quam  ante/^es- 
sores  nostri  Romanorum  imperatores  et  reges  in  eathedrales  exereuerunt  ecelesiaset 
abbatias  que  manu  regia  porriguntur^  quod  videlicet,  deeedentibus  episcopis  et  pre- 
laiis  earumy  nofi  tarn  reliquias  rerum  mobilium  eorundem  consueverant  occupare  ae 
convertere  in  usus  proprios  occupatas,  quam  etiam  redditus  et  proventus  per  tocius 
anni  primi  drculum  ita  prorsus  auferre,  ut  neo  solvi  possent  debita  deredentis  neo 
suceedenti  prelato  necessaria  ministrari,  eidem  oonsuetudini  sive  iuri,  vel  quoeumque 

voeabulo  cjcprimatury  rentmciamus  — /   iüud  eisdem  eeclesiis  perpetuo  iure 

donantes  et  nuctoritate  regia  statuenies,  ut,  e-oelesiarum  omnium  Ubertate  inUgra 
semper  in  omnibus  permanente,  res  ei  redditus  huiusmodi  in  solvenda  debita  dece- 
dentium prelatorum  et  in  alios  ecclesmrum  usus  per  manus  legitime  suoeedentium 
Obere  convertantur, 

*^  Hofgerichtsurteil  Friedrichs  IL  von  1238  (Weiland  2,  285):  cum  in  curia 
fwstra  dictante  sentencia  principum  et  de  speeiali  peüeione  conquerencium  sit  ob' 
tentumj  quod  theloneum,  moneia,  officium  seuUeti  et  iudicium  secutare  neenon  et 
consimilia,  que  principes  ecclesiasiici  reeipiunt  et  tenent  de  manu  imperiali  et  pre-- 
deeessorum  nostrorum,  sine  consensu  nosiro  infeodari  non  possini,  oumqtte  quüibet 
imperator  indicia  curia  perdpere  debet  integraliter  et  vacantibus  eeclesiis  omnia 
usque  ad  eoncordem  electionem  habere,  donec  elecius  ab  eo  regalia  reoipiat  etc.  Vgl. 
FicKEB,  a.  a.  0.  385  f.  Die  Dauer  des  Regalienrechtes  scheint  seit  Friedrich  IL, 
wenn  die  Wahl  des  Nachfolgers  rechtzeitig,  d«  h.  binnen  sechs  Wochen,  erfolgte, 
auf  die  Zeit  der  wirklichen  Sedisvakanz  beschränkt  geblieben  zu  sein.  Vgl.  Ssfi. 
III.  59,  §  2. 

>«*  Vgl.  HoMBYEB  504.  IL  F.  21.  26,  §  5. 

^^  Der  Herr  konnte  die  Rücknahme  des  Lehns  nur  verweigern,  wenn  ihm 
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Herrn  die  Treue  aufsagte  {entsagunge^  widersagunge),  wodurch  sein  ding- 
liches Becht  am  Lehen  Ton  selbst  beseitigt  und  die  Verpflichtung  zu  so- 
fortiger Eückgabe  begründet  wurde ^®^.  In  Fällen  einer  Felonie  ^*^®,  wohin 
außer  dem  Bruche  der  Lehnstreue  auch  die  Verweigerung  der  Lehns- 
dienste und  bösliche  Veräußerung  des  Lehns  oder  Versäumung  der 
Mntungs&ist  gerechnet  wurde,  konnte  der  Herr  dem  Manne  und  seinen 
Descendenten  das  Lehn  durch  Privationsklage  entziehen,  so  daß  dasselbe 
in  seiner  Hand  verblieb,  bis  die  nächste  Seitenlinie  zur  Succession  ge- 
langte ^^^.  Lag  nur  eine  Quasifelonie  vor,  d.  h.  eine  nicht  gegen  den 
Herrn  gerichtete  Handlung,  durch  die  der  Mann  recht-  oder  ehrlos  ge- 
worden oder  in  die  Acht  verfallen  war,  so  ging  das  Lehn  nach  dem  lom- 
bardischen Rechte  sofort  auf  die  Seitenlinie  über,  ohne  auch  nur  vorüber- 
gehend an  den  Herrn  zurückzukehren "®.  Das  deutsche  Lehnrecht  unter- 
schied zwischen  Felonie  und  Quasifelonie  nicht,  doch  trat  schon  Ende  des 
13.  Jahrhunderts  in  beiden  Fällen  eine  Wendung  zu  Gunsten  der  Erben 
des  Mannes  ein,  die  man  unter  den  Freveln  des  letzteren  nicht  wollte 
leiden  lassen  "^ 

Wie  der  Mann,  so  konnte  auch  der  Herr  sein  Kecht  durch  tfbelthat 
verwirken  ^".  Wenn  er  dem  Manne  das  Gut  entzog,  oder  ihm  hinsichtlich 
desselben  keine  Gewähr  leistete,  oder  dem  Manne  einseitig  das  Lehnsband 
aufkündigte,  oder  sich  eines  Treubruches  oder  einer  'Rechtsverweigerung 
gegen  ihn  schuldig  machte,  so  trat,  wenn  ein  Oberlehnsherr  vorhanden 
war,  der  bisherige  Afterlehnsmann  unmittelbar  mit  diesem  iu  Verbindung, 
der  schuldige  Unterlehnsherr  schied  gänzlich  aus^^'.  War  dagegen  der 
Schuldige  selbst  oberster  Lehnsherr,  so  behielt  der  Mann  das  Lehen 
frei  von  allen  Lehnspflichten  und  vererbte  es  in  gleicher  Weise  auf  seine 
Lehnserben,  dem  Herrn  aber  blieb  das  Recht  auf  den  Heimfall  gewahrt  ^^*. 
Ahnlich  war  die  Lage,  wenn  dem  Vassalien  trotz  rechtzeitiger  Mutung 

die  Bedingung,  es  einem  Dritten  zu  verleihen,  gestellt  wurde.  Verweigerte  er  die 
Rücknahme  ohne  Grund,  so  wurde  der  Mann  doch  von  allen  Lehnspflichten  ent- 
bunden. Vgl.  HoMEYBR  499  ff.  Im  Verhältnis  zu  den  Lehnsfolgern  stand  die  Bück- 
gabe an  den  Herrn  einer  Veräußerung  gleich. 

"'  Vgl.  HouETBB  502  f.    Goldene  Bulle  c.  13.    Fbanklin,  Sent.  cur.  reg.  Nr.  246. 

*°*  Über  die  Wortbedeutung  vgl.  Dnsz,  WB.  d.  roman.  Spr.  I.  s.  v.  feüo, 

^^  Vgl.  Anm.  24.  Homeyeb  473.  505  ff.  512  f.  Fbanklin,  Sent.  cur.  reg.  Nr.  20. 
222  —  225.  233.  Schrödeb,  ZRG.  5,  288.  I.  F.  5  pr.  21  pr.  22  pr.  IL  F.  22  pr. 
23  pr.  24.  26,  §  3.  MG.  Leg.  2,  43.  96.  103  c.  16.  113.  200.  War  ein  Äfterlehns- 
mann  vorhanden,  so  trat  dieser  unmittelbar  mit  dem  Oberlehnsherm  in  Verbin- 
dung. Vgl.  S.  407.  Über  die  Verwirkung  des  Successionsrechtes  durch  Felonie 
vgL  IL  F.  51,  §  1.  55,  g  3. 

"0  VgL  IL  F.  24,  §  11.   26,  §  18.   31.  37. 

^>^  Vgl.  Hombteb  510  f.  Fbanklin,  a.  a.  0.  Nr.  219;  Beichshofgericht  2,  365  ff. 
BöHMEB,  Acta  imperii  selecta  562.    Schwab.  Lehnr.  85  i.  f.  Kleines  Kaiserr.  3,  32. 

*"  Vgl.  HoMETEB  514  ff.  Dasselbe  galt,  wenn  der  Herr  seinen  Heerschild 
niederte  oder  das  Lehn  aus  einem  rechten  in  ein  Burglehn  umwandelte. 

»^*  Vgl.  Hombteb  517  ff.    Siehe  auch  Anm.  57. 

^^^  Vgl.  Hombteb  515  f.  Nach  dem  lombardischen  Lehnrecht  wurde  das  Ijehn 
Eigentum  des  Vassalien.    Vgl.  IL  F.  22,  §  1.  26,  §  24.  47. 

R.  ScbbOdbb,  Deutsche  Bechtsgeschichte.    8.  Aofl.  27 
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infolge  Weigenmg  oder  Abwesenheit  des  Herrn  die  Lehnsemenerung  nicht 
zn  teil  wurde;  er  behielt  in  diesem  Falle  das  Lehn  frei  von  Mannschaft, 
bis  der  Herr  das  Yersanmte  nachholte  ^^^ 

§  41.    Das  Grundeigentum. 

Vgl.  S.  52.  199.  BofiCHEB,  Nationalökonomik  des  Ackerbaues*,  §§  71—76.  79. 
S4  f.  102.  Waombr,  VülkswirtBchaftslehre  1,  §§  325—339.  Lakpbscht,  WirtBchafts- 
lebcn  1,  103  ff.  147  ff.  174  f.  255—531.  667—760.  996  ff.;  Entwickelung  des  rhei- 
nischen Bauernstandes  während  des  Mittelalters,  Westd.  Zeitschr.  6,  ISff.;  Das 
Schicksal  des  deutschen  Bauernstandes  bis  su  den  agrarischen  Unruhen  des  15.  u. 
16.  Jahrhunderts,- Preuß.  Jahrb.  56,  173  ff.  Heuslbr,  Institutionen  1,  §§56—59. 
2,  §§  110— 112.  GiERKB,  Genossenschaftsrecht  1,  162  ff:  202  ff.  581  ff.  2,  75  ff. 
134—287.  304  ff  320  ff.  MErrzEM,  Siedelung  u.  Agrarwesen  1,  49  ff  2,  30—77. 
823—367.  386  ff  411  ff.  436  ff.  484  ff.  569—647;  Boden  u.  landw.  Verh.  d.  preuß. 
Staates  1,  343  ff.;  Urkunden  schlesischer  Dorfer  (Cod.  dipl.  Silesiae  4),  1863;  Volks- 
hufe  u.  Königshufe,  1889;  Die  Flur  Thalheim,  Arch.  f.  siebenbürg.  Landeskunde  27. 
Y.  Inama-Stbbmboq,  WirtBchaftsgeschichte  2,  1  ff.  107  ff.  229  ff;  Hofsystem  68  ff.; 
Sallandstudien  (Festgabe  f.  6.  Haussen,  1889,  S.  73  ff.);  Interessante  Formen 
der  Fluryerfassung  in  Österreich  (Mitteil.  d.  anthrop.  (res.  in  Wien  26);  (rdtt  geL 
An2.  1887,  S.  313 ff.;  HandWB.  d.  Staatswiss.,  Suppl.  2,  849 ff.  Knapp,  Grund- 
herrschaft  u.  Rittergut,  1897;  Bauernbefreiung  u.  Ursprung  der  Landarbeiter  in  den 
filteren  Teilen  Preußens  (1887)  1,  1—87;  Hist  Zeitschr.  78,  39  ff.  Somxeb,  Ent- 
wickelung der  bäuerl.  Kechtsverhältnisse  in  Deutschland,  2  Bde,  1823—1830. 
V.  BuKi,  Abhandlung  von  denen  Baueigütem  in  Teutschland,  her.  v.  Eumdb,  1783. 
y.  Low,  Markgenossenschaften,  1829.  G.  L.  y.  Maurer,  Gesch.  d.  Fronhöfe,  der 
Bauernhöfe  u.  der  Hofyerfassung  in  Deutschland,  4  Bde,  1862/63.  Lakdaü,  Terri- 
torien 1—185;  Salgut,  1862.  Blohdel,  Fr^d^ric  U.,  355  ff.  Arnold,  Ansiedelungen 
u.  Wanderungen  deutscher  Stämme  241  ff.  439  ff  543  ff.  Dünceer,  Gesamteigentum 
152  ff.  Blüktschli,  Wirtschaftl.  Bechtsordnung  der  deutschen  Dörfer,  Kr.  Ober- 
schau 2,  291  ff.  Beseler,  Der  Neubruch  (Sjmbolae  Bethmanno-Hollwegio  oblatae, 
1868).  K.  Roth,  Gesch.  d.  Forst-  u.  Jagdwesens  in  Deutschland,  1879.  Schwapp  ach, 
Handbuch  der  Forst-  u.  Jagdgeschichte  Deutschlands,  2  Bde,  1886 — 88.  RenaüI), 
Die  Gemeindenutzungen,  insbes.  die  Realgemeinderechte,  ZDJEl.  9,  1  ff.  J.  Meyer, 
Die  drei  Zeigen,  Frauenfelder  Schulprogr.,  1880.  Mone,  Über  Almenden  yom  12. 
bis  16.  Jahrhundert,  ZGO.  1,  385  ff.;  Waldmarken  yom  13.  bis  16.  Jh.,  ebd.  8, 
129  ff.;  Über  die  Bauergüter  vom  13.  bis  16.  Jh.,  ebd.  5,  35  ff.  129  ff.  257  ff.  Gothbih, 
Die  Hofyerfassung  auf  dem  Schwarzwald,  ebd.  40.  257  ff.;  Die  Lage  des  Bauern- 
standes am  Ende  des  Mittelalters,  yomehmlich  in  Südwestdeutschland,  Westd. 
Zeitschr.  4,  1  ff  y.  Miaskowbki,  Die  schweizerische  Allmend,  1879.  y.  Wyss,  Die 
Schweiz.  Landgemeinden,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht  I.  (auch:  Abhandlungen  3—88); 
Rechtshistorische  Lesefrüchte  (a.  d.  Turicensis,  1891).  Heüslbr,  Rechtsyerh&ltnisse 
an  Gemeiuland  in  Unterwaiden,  ebd.  10,  44 ff.  Blttmer,  Staats-  u.  Rechtsgesch. 
der  schweizer.  Demokratien  1,  17  ff.  376  ff.  Hanauer,  Les  constitutions  des  cam- 
pagnes  de  TAlsace,  1864;  Les  paysans  de  TAlsace,  1865.  Hertzog,  Die  bftuerl. 
Verhältnisse  im  Elsaß,  1886.  Tille,  Die  bäuerliche  Wirtschaftsyerfassung  des 
Vintschgaues,  1895.  Wippermann,  Zur  Staats-  u.  RG.  der  Wetterau,  ZDR.  16,  1  ff. 
Thüdichüm,  Gau-  und  Markyerfassung,  1860  (dazu  Waitz,  Abhandl.  540 ff.);  RG. 
der  Wetterau  1,  47  ff.  162  ff.;  Gesch.  d.  freien  Gerichts  Kaichen  (1857),  S.  37  ff. 
Scharfe,  Das  Recht  in  der  Dreieich,  1868;  Das  Recht  in  der  hohen  Mark,  Arch. 
f.  Frankf.  Gesch.,  NF.  3,  255  ff.  Bodmann  Rheingauische  Altertümer  439—493. 
Heldmann,    Beiträge   z.  Gesch.    d.  ländl.  Rechtsyerhältnisse  i.  d.  Deutschordens« 

"»  Vgl.  HOMEYER  -476  f. 
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kommenden  Marburg  u.  Schiffenberg,  Marb.  Diss.  1894.  Febudbnsteik,  Gesch.  d. 
Waldeigentums  i.  d.  Grafsch.  Schanmburg,  Marburger  Diss.  1879.  Hbss,  Der  Frei- 
wald bei  Georgenthal,  Zeitschr.  d.  Yer.  f.  thOr.  Gesch.  10,  284 ff.  Löwe,  Die 
rechtl.  Stellung  d.  frftnk.  Bauern  im  Mittelalter,  Heidelb.  Diss.  1883.  Tbltino, 
Skets  van  het  oud-friesche  privaatregt,  i.  d.  Themis,  1874.  Noordewieb,  Neder- 
dnitsche  regtsoudheden,  209—287.  Plettb,  De  rechtstoestand  der  marken  in  Neder- 
land,  Leiden  1879.  LAYBiiBTS,  Essajs  sur  F^conomie  runde  de  la  Belgique',  1868. 
y.  RiCHTHOFBN,  Unters.  über  fries.  BG.  2,  1041  ff.  Wittioh,  Die  Grundherrschaft 
in  Nordwestdeutschland  (1896),  S.  271  ff.;  Entstehung  des  Meierrechts,  Zeitschr.  f. 
Social-  u.  Wirtsch.-Gesch.  2,  1  ff.  Stüve,  Wesen  u.  Verfassung  der  Liandgemeinden 
u.  des  ländl.  Grundbesitzes  in  Niedersachsen  u.  Westfalen,  1851.  Wiuand,  Pro- 
vinzialrechte  d.  Fürstentümer  Paderborn  n.  Coryej  2,  140  tF.  Nordhoff,  Hans, 
Hof,  Mark  u.  Gemeinde  Nordwestfalens  (Kirchhoff^s  Forschungen  4).  Herold,  Die 
lOOOjfthrige  Geschichte  des  Gemeinwesens  Herzfeld,  1886.  Bornhak,  Entstehung 
des  Rittergutsbesitzes  östlich  der  Elbe,  FDG.  26,  125  ff.  Riedel,  Die  Mark  Branden- 
burg i.  J.  1250,  2,  192  ff.  y.  Brünneck,  Zur  Gesch.  d.  Grundeigentums  in  Ost-  n. 
Westpreußen,  2  Bde,  1891—96.  Frörlich,  Gesch.  d.  Grandenzer  Kreises',  1885. 
Korn,  Geschichte  der  bäuerL  Rechtsyerh&ltnisse  in  der  Mark  Brandenburg,  ZRG. 
11,  1  ff.  FüCHs,  Zur  G^chichte  d.  gutsh.-bäuerl.  Verb,  in  der  Mark  Brandenburg, 
ebd.  25,  17  ff.;  Der  Untergang  des  Bauernstandes  u.  das  Aufkommen  der  Guts- 
herrschaften, 1888.  G.  A.  Schmidt,  Zur  Agrargeschichte  Lübecks  und  Ostholsteins, 
1887.  Wiese,  Nachrichten  yon  dem  Kirchspiel  Schönkirchen  (bei  Kiel),  1886. 
BiLGUBR,  Über  die  Entwickelung  der  ländlichen  Besitzyerhftltnisse  in  Mecklenburg, 
1885.  Brümher,  Das  Vermessuogsrecht,  Rostock.  Diss.  1892.  E.  O.  Schulze,  Die 
Kolonisierung  u.  Germanisierung  zwischen  Saale  und  Elbe,  1896.  Tzschoppe  u. 
Stenzel,  Urk.-Samml.  zur  Gesch.  des  Ursprungs  der  Städte  und  der  Verbreitung 
deutscher  Kolonisten  und  Rechte  in  Schlesien  und  der  Oberlausitz  (1882),  145  ff. 
Jacobi,  Forschungen  über  das  Agrarwesen  des  aitenburg.  Osterlandes,  Leipziger 
Illustr.  Zeitung  5,  2  S.  186  ff.  V.  Schhidt,  Beitr.  zur  Agrar.  und  Kolonisationsge- 
schichte d.  Deutschen  in  Südböhmen,  Mitteil.  d.  Ver.  f.  Gesch.  d.  Deutschen  in 
Böhmen  34.  35.  Lüschik  y.  Ebbkoreuth,  Österr.  Reichsgeschichte  58  ff.  Wolff, 
Beiträge  zur  siebenbürgisch-deutschen  Agrargeschichte,  Mühlbacher  Progr.  1885. 
y.  Enqelhardt,  Entstehung  der  Gutsherrschaft  in  Liyland  während  der  Ordenszeit, 
1897.    Rachpahl,  Zur  Gesch.  d.  Grundherrsch,  i.  Schlesien,  ZRG.  29,  108  ff. 

Die  Weiterentwickelung  der  Grundeigentumsverhältnisse  im  Mittel- 
alter drehte  sich  teils  am  das  Vordringen  des  grandherrlichen  Elementes 
gegenüber  dem  Banemstande,  der  seine  altgermanische  Freiheit  and  Un- 
abhängigkeit nicht  za  wahren  vermochte,  teils  am  den  darch  die  Bevöl- 
kernngszunahme  gebotenen  Aasbaa  in  der  Heimat,  teils  endlich  am  die 
Kolonisation  der  den  Slawen  abgewonnenen  Gebiete  im  Osten. 

In  den  Gebieten  des  Höfesystems  gingen  keine  erheblichen  Ver- 
änderangen  vor  sich,  nar  die  Almenden  hatten  hier  dasselbe  Schicksal 
wie  anderwärts.  An  bedeat^nderen  Verkehrsplätzen,  wie  am  Taafkirchen 
and  Klöster,  bildeten  sich  im  Laafe  der  Zeit  Weiler,  die  aach  wohl  za 
Dörfern,  Marktflecken,  Städten  anwachsen  and  den  Mheren  Gegensatz 
gegen  die  Gebiete  des  Dorfsystems  venninderten.  Wo  das  Dorfsystem 
vorherrschte,  warde  der  arsprüngliche  Gegensatz  zwischen  den  za  Nach- 
barrecht angelegten  Dorfflaren  and  den  Herrenhöfen  oder  Salgütem  schon 
früh  verwischt.  Einerseits  gelangten  vielfach  freie  Baaemhafen  im  Wege 
der  Veräaßerang,  namentlich  durch  Aaftrag  za  Zinsrecht,  in  die  Hände 
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geistlicher  oder  weltlicher  Herren,  andererseits  worden  die  Herrenhöfe 
mehr  nnd  mehr  zu  grandherrlichen  Dörfern,  indem  auch  hier  das  Hufen^ 
System  Eingang  fand  and  die  Mehrzahl  der  Hufen  gegen  Zins  und  Dienste 
verliehen  wurde.  So  gab  eö  neben  verhaltniBmäßig  wenigen  frei  geblie- 
benen Hauerdörfem  eine  große  Zahl  grundherrlicher  Dörfer,  in  denen, 
soweit  sie  aus  alten  Herrenhöfen  hervorgegangen  waren,  die  althörige  Be- 
völkerung weit  überwog,  während  die  Gutsunterthanen  in  den  aus  alten 
Bauergemeinden  hervorgegangenen  Dörfern  vorzugsweise  dem  Stande  der 
freien  Zins-  und  Vogteileute  entstammten.  Viele  Dörfer  waren  gemischten 
Charakters,  indem  grundherrliche  und  freie  Hufen  oder  grundherrliche 
Hufen  verschiedener  Herren  neben  einander  bestanden.  Wo  dies  der  Fall 
war,  bildeten  die  ünterthanen  jeder  Herrschaft  eine  besondere  Hofgenossen- 
schaft innerhalb  der  Gemeinde. 

Der  unmittelbar  vom  Fronhofe  aus  bewirtschaftete  herrschaftliche 
Besitz,  das  eigentliche  Sal-  oder  Fronland,  befand  sich  durchweg  in  Ge- 
menglage mit  dem  der  Bauern  und  war  gleich  diesem  dem  Flurzwange, 
in  der  Regel  nach  dem  System  der  Dreifelderwirtschaft,  unterworfen. 
Als  Einheitsmaß  hielt  man  im  allgemeinen  das  ganze  Mittelalter  hindurch 
an  der  Hufe  fest,  worunter  man  außer  Hof  und  Garten  und  dem  Nutzungs- 
recht an  der  Almende  das  in  Gewannlage  befindliche,  dem  Flurzwange 
unterliegende  Ackerland,  durchschnittlich  in  einem  Gesamtumfange  von 
dreißig  Morgen,  verstand.  Außerdem. hatte  jeder  Bauerhof  in  der  Begel 
einen  der  freien  Benutzung  des  Wirtes  überlassenen  Feldgarten,  in  Nord- 
und  Mitteldeutschland  „Wurt"  genannt,  der  gewöhnlich  in  der  Nähe  des 
Hofes  lag  und  besonders  eingezäunt  war,  während  die  Ackerfelder  der 
Einzelnen  offen  lagen  und  nur  in  ihrer  Gesamtheit  zum  Schatze  gegen 
Vieh  und  Wild  von  einem  Zaun  umgeben  waren  ^  Ein  besonderer  Zaun 
oder  Etter  umhegte  das  Dorf,  die  ganze  Dorfflur  aber  (in  Siebenbürgen 
„Hattert*^,  mit  Einschluß  der  Almende,  war  nach  außen  hin  durch  eine 
feste  Landwehr  (Landfrieden,  Landheeg,  Gebück,  Bannzaun),  mit  zahl- 
reichen Malbäumen  und  sonstigen  Grenzzeichen  und  mit  Fallthoren  an 
den  Durchlässen,  geschützt  und  abgegrenzt. 

Die  Fronländereien  umfaßten  regelmäßig  mehrere  Hufen;  ihr  Be- 
stand wurde  zuweilen  noch  durch  „pfleglose"  Zinshufen  {rnansi  absi),  die 
der  Herr  eingezogen  hatte,  vermehrt*.  Der  bäuerliche  Besitz  war  im 
Laufe  der  Zeit  sehr  mannigfaltig  geworden;  während  manche  Bauern  es 
zu  mehreren  Hufen  gebracht  hatten,  die  sie  nicht  selten  zu  sehr  ver- 
schiedenem Rechte  besaßen  ^,  gab  es  andererseits  neben  VoUhufnern  auch 
Halb-  und  Viertelhufher*.    Alle  diese  gehörten  noch  zu  den  gespannfihigen 


^  Vgl.  S.  203,  n.  14.  Durch  leichtere  Felcbäune  wurden  die  besteUten  Felder 
(Winter-  und  Sommerfeld)  gegen  die  Koppelweide  auf  dem  Brachfelde  geschütst. 

«  Vgl.  Lampkecht,  Wirtschaftsleben  1,  395.  750.  1100,  n.  4.  1101,  n.  2. 

'  Selbst  hörige  Bauern  konnten  neben  ihren  Zinshufen  Freihufen  zu  Eigen- 
tum erwerben. 

*  Für  den  Hufenteil  (Vs  oder  V4)  war  im  Allemannischen  die  Bezeichnung 
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Bauern  (als  Yollspäiiiier,  Halbspäsner  and  Einspänner)  and  nahmen  teil 
an  der  Oemeindeversammlang  (Baaersprache,  Baaergericht^  Hagensprache, 
Heimgericht),  welche  anter  ihrem  gekorenen  Vorsteher  oder  Heimbargen 
über  die  Angelegenheiten  der  Ackerflar,  namentlich  Anordnung  der  Be- 
stellung und  Ernte,  Brachweide,  Hurgrenzen,  Flurpolizei  u.  dgl.  m.,  zu 
beschließen  hattet  Dagegen  gehörten  die  nicht  in  der  Aokerflur  beteiligten 
bloßen  Hausbesitzer  (Häusler,  Büdner,  Köter),  obwohl  sie  an  den  Gemeinde- 
nutzungen teilnahmen,  nicht  zu  den  stimmberechtigten  Bauern,  auch 
wenn  sie  außer  ihren  Hausgärten  noch  etwaiges  Wurtland  und  insoweit 
selbst  eine  kleine  Ackemahrung  besaßen  ^ 

Während  die  Bauersprache  sich  auf  die  Besitzer  der  Ackerflur  des 
Dorfes  beschränkte,  hatte  die  Markgenossenschaft  eine  umfassendere  Be- 
deutung ^  Im  Gegensätze  zu  den  großen  Gesamtmarken  (Gau-  oder 
Hundertschaftsalmenden)  der  vorigen  Periode  kannte  das  spätere  Mittel- 
alter überwiegend  nur  noch  kleinere  Almenden,  die  einigen  Dörfern  oder 
auch  nur  einem  einzelnen  Dorfe  zugehörten.  Auch  in  den  Gebieten  des 
Höfesyst-ems  hat  eine  entsprechende  Entwickelung  zu  Gunsten  der  Bauer- 
schaftsgemeinden stattgefunden.  Die  den  grundherrlichen  Dörfern  seitens 
der  Herren  überwiesenen  Almenden  tragen  von  vornherein  einen  be- 
schränkteren Charakter.    Als  berechtigte  Markgenossen  galten  in  der  Kegel, 


Sekuppos  (schuopoxe),  für  den  Besitzer  Schupposser  gebräuchlich.  Vgl.  Lezbb,  Mhd. 
WB.  2,  824  f.  ScHMELLBB,  Bayer.  WB.  2%  853  (8,  305).  Waitz,  Hufe  32  (Ab- 
handl.  155  n.). 

*  Vgl.  Lampbecht  1,  304  ff.  313. 

*  Die  meisten  Häusler  stammten  von  freigelassenen  Hörigen,  welche  durch 
die  Freilassung  ihr  nur  in  der  Hofgenossenschaft  yererbliches  Zinsgut  verloren,  ihr 
Haus  aber,  das  häufig  (in  Niedersachsen  regelmäßig)  ihr  Eigentum  war,  behalten 
hatten.  Die  mit  Wartland  ausgestatteten  Häusler  wurden  später  in  Nord-  und 
Mitteldeutschland  als  „KotBaten*%  „Kossäten'^  oder  „Grärtner''  von  den  übrigen 
Häuslern  unterschieden.  Vgl.  Knapp,  Bauernbefreiung  1,  12  ff.  Meitzen  1,  78. 
Ursprünglich  bezeichnete  das  Wort  (ags.  coUmta)  schlechthin  den  Besitzer  eines 
geringeren  Hauses  (vgl.  Grimh,  DWB.  5,  274.  1882  f.  1888  f.  1898.  Schiller  u. 
LüBBBN,  Mittelnd.  WB.  2,  550  ff.  Haltaus,  Glossar  1125  f.),  hatte  also  einen  ähn- 
lichen Sinn  wie  minofledus  (S.  211)  gegenüber  dem  aalieus  aJs  Besitzer  eines  Herm- 
hauses (salä).  Die  nicht  spannfähigen  Häusler  werden  in  den  Quellen  auch  als 
Einläufige,  Etnlitxige,  Einsiedler,  ühgewerte  bezeichnet,  doch  sind  diese  Ausdrücke 
nicht  immer  technisch.  Vgl.  Thudichüm,  Gau-  und  Markverfassang  217.  Gbimm, 
Weistümer  7,  31 1,  s.  v.  Ledige  leute, 

^  Bezeichnungen  für  die  gemeine  Mark  waren  noch  besonders  ahnend  (oA 
mand,  almeifid,  almat,  almut,  almeij  ahni),  gemein  (gemeinde,  gemeinheit),  gereide, 
heinried,  heimgereide,  communitas.  Vgl.  GBum,  Weistümer  7,  315.  Die  Mark- 
genossen hießen:  Märker,  Miterben,  Ganerben,  Hohgenossen,  Qereidegenossen,  Erb' 
exen,  Einigsieute,  commarohiones ,  eonfines,  coheredes,  vioini.  Über  die  Formel 
wunne  und  weide  vgl.  Gbimm,  BA.  521;  Thüdichüm,  Gau-  und  Markverf.  180.  Nach 
Braune,  Beitr.  z.  G.  d.  D.  Spr.  14,  370,  n.  1  kommt  ahd.  winna  enti  weida  von 
got  ioinja,  an.  vin,  die  Weide,  wie  winnemändth  Weidemonat  Die  allitterierende 
Formel  wurde  beibehalten,  auch  nachdem  vnnne  aus  der  Sprache  verschwunden 
war;  durch  Volksetymologie  erhielt  das  nicht  mehr  verstandene  Wort  die  Form 
tpunne. 
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ohne  Unterschied  des  Standes  oder  Besitzes,  alle  mit  eigenem  Haushalt 
in  der  Mark  angesessenen  Personen,  soweit  sie  von  einem  Markgenossen 
abstammten  oder  durch  Gemeindebeschluß  Aufnahme  gefunden  hatten  ^ 
Die  Besitzverschiedenheiten  begründeten  nur  einen  Unterschied  in  dem 
Umfange  des  Nutzungsrechts,  das  Recht  selbst  war  ein  persönliches 
und  keineswegs  an  den  Grundbesitz  gebunden^;  erst  im  Laufe  der  Zeit 
wurden  die  Markerrechte  vielfach  zu  fest  fundierten,  an  bestimmten  Hof- 
stellen haftenden  Gerechtigkeiten^^,  andererseits  stellenweise  zu  selbstän- 
digen, frei  übertragbaren  Gerechtsamen,  deren  Inhaber  eine  partikuläre, 
von  der  Gemeinde  getrennte  Markgenossenschaft  bildeten  ^^ 

Oberstes  Verwaltungsorgan  und  Eorporationsgericht  war  die  zum 
Märkerding  (Markrecht,  Holzgericht,  Holting,  Heimding)  versammelte  Mark- 
genossenschaft. Hier  wurden  namentlich  die  Wahlen  der  Markbeamten 
vollzogen,  die  Marknutzungen  und  nach  Verhältnis  derselben  die  den 
Märkem  im  Interesse  der  Mark  aufzuerlegenden  Dienste  geregelt,  Straf- 
festsetzungen (Markeinungen)  für  alle  Markfrevel  getroffen  ^^  Der  höchste 
Markbeamte  war  der  Obermärker  (Waldbote,  Waldmeister,  Waldgraf, 
Holzgraf,  Markmeister,  Vogt,  Schirmer),  unter  ihm  standen  Untermark- 
meister, Förster,  Flurschützen;  in  größeren  Marken  gab  es  auch  einen 
besonderen  Ausschuß  des  Märkerdinges,  die  Markgeschworenen  ^^  Die 
Markbeamten  bezogen  erhöhte  Nutzungen  und  einen  Anteil  an  den 
Mnungen,  außerdem  gewisse  Naturalleistungen  der  Markgenossen,  die 
namentlich  Abgaben  an  den  Obermärker  zu  leisten  hatten.  Der  letztere 
wurde  stets  aus  der  Reihe  der  höchstbegüterten  Markgenossen  gewählt 
und  gehörte  fast  immer  dem  Stande  der  Ritter  an.  Den  in  der  Mark 
angesessenen  Grundherren  gelang  es  vielfach,  das  Obermärkeramt  dauernd 
an  sich  zu  bringen;  in  den  grundherrlichen  Marken  war  der  Grundherr 
ohnehin  als  Obereigentümer  der  geborene  Obermärker  ^^     Seit  Ausgang 

^  Stillschweigende  Aufnahme,  wenn  der  Zugezogene  Jahr  und  Tag  unange- 
fochten in  der  Gemeinde  gelebt  hatte.  Vgl.  S.  205.  Thudichum,  a.  a.  0.  221  flf. 
GiBRKB,  a.  a.  0.  1,  168  f.  593  f. 

•  Vgl.  Thudichum  209  ff.  242  ff.  247.  249  ff.  Lamprecht  1,  289  ff.  Den  Ein- 
wänden von  GiBRKE,  a.  a.  0.  1,  595,  n.  37,  ist  nur  so  viel  zuzugeben,  daß  die 
eigene  Haushaltung  nach  mittelalterlicher  Auffassung  den  Besitz  eines  Hauses  zur 
Voraussetzung  hatte,  also  in  der  That  nur  Hausbesitzer  aktive  Mitglieder  einer 
Markgenossenschaft  sein  konnten.  Wer  bloß  Grundbesitz,  aber  keine  Hanshaltung 
in  der  Mark  hatte,  war  nicht  markberechtigt,  konnte  aber  durch  seinen  mit  einer 
Haushaltung  ausgestatteten  Pächter  oder  Verwalter  vertreten  werden;  Juden  waren 
bloß  widerrufliche  Beisassen  ohne  Märkerrecht    Vgl.  Thudichum  228  f.  289  ff. 

»<»  Vgl.  GiEBKE,  a.  a.  0.  1,  601  ff.    Thudichum  287  ff. 

"  Vgl.  Lampbecht,  Wirtschaftsleben  1,  280.  290  ff.  Giebke,  a.  a.  0.  1,  604. 
Mauser,  Markenverfassung  61  f.    Arch.  f.  d.  Gesch.  Westf.  6,  2  S.  199  (1210). 

^'  Das  Mehrheitsprinzip  kam  in  den  Mfirkerdingen  nur  aUmfthlich  zur  Aner- 
kennung. Anfangs  konnte  binnen  Jahresfrist  jeder  Genosse  Widerspruch  geg^ 
die  Beschlüsse  einlegen.    Vgl.  Lamprecht  1,  810. 

"  Vgl.  Lamprecht  1,  818  ff.    Maurer,  Markenverfassung  280  ff. 

^«  Vgl.  Urteil  des  Reichshofgerichta  von  1214,  Urk.-B.  d.  Stadt  Straßburg  1, 
Nr.  160.    Franklin,  Sententiae  curiae  Nr.  64. 
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des  Mittelalters  nahmen  die  Landesherren  das  Obermärkeramt  überall  da, 
wo  es  nicht  in  festen  Händen  war,  als  ein  ihnen  zustehendes  Hoheitsrecht 
in  Ansprach  ^^,  unverkennbar  in  Anknüpfung  an  das  Bodenregal,  das, 
soweit  es  überhaupt  noch  bestand,  aus  einem  königlichen  Hoheitsrechte 
nun  zu  einem  Territorialrecht  umgestaltet  wurde  ^^  Einen  wesentlichen 
Einfluß  in  dieser  Richtung  dürften  die  königlichen  Wildbannprivilegien 
geübt  haben.  Solange  man  Holz  im  Überfluß  hatte,  wurde  nur  die  hohe 
Jagd  als  eine  der  Großen  würdige  Forstnutzung  angesehen ;  als  die  Holz- 
nutzung an  Bedeutung  gewann,  machten  die  Wildbannberechtigten  von 
ihrer  Befugnis  zur  Schließung  des  Waldes  auch  im  Interesse  der  Hoch- 
waldbestande Gebrauch  und  wurden  so  zu  wahren  Herren  des  Waldes  ^^ 
Aber  auch  die  eigentlichen  Obermärker  wußten  im  Laufe  der  Zeit  ihr 
Schutzrecht  über  die  Mark  mehr  und  mehr  zu  einem  Obereigentum  an 
derselben  auszugestalten^®,  was  für  den  wirtschaftlichen  Ausbau  der  Mark 
vielfach  von  entscheidender  Bedeutung  wurde. 

Solange  noch  reichlich  Land  vorhanden  war,  hatten  die  einzelnen 
Markgenossen  mehr  oder  weniger  unbeschrankt  das  Recht  des  Bifangs, 
d.  h.  der  Neurodung  in  der  Almende,  ausgeübt,  was  in  unserer  Periode 
im  allgemeinen  nur  noch  mit  markgenossenschaftlicher  Genehmigung  ge- 
stattet war^®;  nur  auf  Hammerwurfsweite  pflegte  dem  einzelnen  Mark- 
genossen eine  einmalige  Rodung  auch  ohne  besondere  Genehmigung  er- 
laubt zu  sein^ö.  Die  planmäßige  Anlegung  ganzer  Tochterdörfer  auf 
neugerodetem  Almendegut  von  Gemeinde  wegen  wurde  seltener'^  Dagegen 
war  es  vielfach  üblich,  einzelne  Teile  der  Almende  unentgeltlich  oder 
gegen  einen  Pachtzins  periodisch  an  die  Markgenossen  zur  Privatnutzung 
zu  überlassen ;  häufig  geschah  dies  mit  Wiesen,  die  dadurch  im  Laufe  der 
Zeit  leicht  in  Privateigentum  übergingen,  ebenso  mit  Weide-  oder  Nieder- 
waldbeständen, die  zu  vorübergehender  Ackemutzung  verlost  wurden.  In 
diesen  Vorgängen,  die  sich  namentlich  in  Süddeutschland,  der  Schweiz 
und  Siebenbürgen   zum   Teil  bis   auf  die   Gegenwart  erhalten  haben**. 


"  ReichßhofgerichtBurteU  v.  1291,  MG.  Leg.  2,  457.    Franklin,  a.  a.  0.  Nr.  65. 

"  Vgl.  Lamprecht,  a.  a.  0.  1,  108.  895.  517  f.  1275. 

1'  Vgl.  Lamprboht  1,  110  f.  469  ff.    Bbselkr,  Neubruch  21. 

»*  Vgl.  Lamprbcht  1,  277  f.  478  f.  695  S.  996.  Wo  mehrere  Ghnmdherren  in  der 
Mark  begütert  waren,  bUdeten  sich  zuweilen  ganerbechaftliche  Berechtigungen  an 
der  Obermftrkersehaft  und  den  mit  dieser  verbundenen  Nutzungsrechten  an  der 
Mark,  die  man  als  Markkondominate  oder  Edelmärkerschaften  bezeichnen  kann. 
Vgl.  Lampreoht  1,  278  f. 

^*  Vgl.  Maitrer,  Dorfverfassung  1,  292  f.;  Einleitung  157  ff.;  Markenverfassung 
168  ff.    Thudighüm,  a.  a.  0.  176  ff. 

*^  Vgl.  Maurer,  Dorfverfassung  1,  294  ff.    Grimh,  BA.  56  f.  64  f.  527. 

"  Vgl.  Maurer,  Einleitung  176  ff.;  Dorfverfassung  1,  22  ff.  162  ff.  Arnold  243  ff. 

'*  Vgl.  Bosoher,  a.  a.  0.  §  84.  Grixu,  Weistümer  7,  317.  Maurer,  Marken- 
ver^Eiasung  175  ff.;  Dorfverfassung  1,  804  ff.  v.  Miaskowski,  Almend  127  ff.  Gisrke, 
a.  a.  0.  2,  222  ff.  Msitzen,  Boden  und  landw.  Verh.  1,  846.  Wolff,  a.  a.  0.  17. 
19  f.  51  f.  Weiss,  Die  Hackwaldalmende  der  Stadt  Eberbach,  ZBG.  30,  77  ff.  Der- 
artige Felder  hießen  Loserde  oder  Losäcker,  Almend-  oder  Markfelder,  Almend- 
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wiederholte  sich  die  alte  feldgemeinschafUiche  Nutzung,  auf  der  das  alt- 
germanische Agrarwesen  beruht  hatte,  während  von  dem  letzteren  selbst 
außer  der  Gewannlage  und  dem  Flurzwange  nur  noch  vereinzelte  Beste 
übrig  geblieben  waren  ^^  Auf  jene  feldg^neinschaftliche  Almendenutzung 
sind  zum  Teil  wohl  auch  die  bis  auf  den  heutigen  Tag  erhalten  ge- 
bliebenen Bottbuschgemeinschaften  der  westfölischen  Haubergsgenossen- 
schaften  und  einige  moselländische  Gehöferschaften  zurückzufahren^, 
während  die  Mehrzahl  der  letzteren  nicht  der  genossenschaftlichen,  sondern 
der  grundherrlichen  Initiative  ihre  Entstehung  verdankt**.  Den  in  der 
Mark  angesessenen  Grundherren  war  es,  namentlich  wenn  sie  zu  der 
Stellung  eines  Obermärkers  gelangt  waren,  am  ersten  möglich,  ganze 
Bottländereien  in  der  Almende  für  sich  zu  erwerben.  So  entstanden  die 
sogenannten  Beunden  oder  Achten,  worunter  man  in  Westdeutschland 
herrschaftliche  Bifange  in  der  Almende  verstand,  welche  nicht  wie  die 
Fronländereien  mit  den  eigenen  Arbeitskräften  des  Hermhofes,  sondern 
im  Gesamtdienst  der  fronpflichtigen  Bauern  bestellt  wurden**.  Seit  dem 
Verfalle  der  gutsherrlichen  Eigenwirtschaft  (nachweislich  schon  im  12. 
Jahrhundert)  wurde   die  Verleihung  der  Beunden  an  die  gesamte  Hof- 


gärten, Pflanzländer,  Egfirten,  Wechselgüter,  Schiffelländereien,  Heimschnaete, 
Kaveln  oder  Eabelländer,  in  Westfalen  Vöhden.  Über  das  englische  lammes- 
land  vgl.  Pollock  (S.  52)  7.  49  f. 

^  Dahin  gehörte  das  Recht  der  Mark-  oder  Nachbarlosung  (vgl.  Grimm,  Weis- 
tümer  7,  329;  RA.  580  f.  Maubbr,  Dorfverfassung  1,  320  AT.  Thudichum,  a.  a.  0. 
205  ff.  GiEBKE,  a.  a.  0.  1,  66.  2,  200),  die  Befugnis  der  Gemeinde  oder  des  Ober- 
märkers, wüste  Äcker  oder  Hofstellen  wiedereinzuziehen  (vgl.  die  bei  Gsimh,  Weis- 
tümer  7,  817,  unter  III.  Zuwachs,  angefahrten  Stellen;  Gieske,  a.  a.  0.  1,  66; 
Thudichüm  183;  Maüseb,  Dorf  Verfassung  1,' 52),  das  gesetzliche  Heimfallsrecht  der 
Gemeinde  bei  unbeerbtem  Tode  (vgl.  Grihm,  Weistümer  7,  241.  Maürbr,  Dorf- 
verfassung 1,  324  £r.)  und  das  S.  204  erwähnte  Reebningsverfahren. 

^  Vgl.  S.  53.    Maurer,  Dorf  Verfassung  1,  305  f.    Lamfrecht  1,  457  f. 

"^  Lamfrecht  1,  451  ff.,  hat  nachgewiesen,  daß  die  meisten  Gehöferschaften 
nicht,  wie  man  seither  annahm,  Reste  der  alten  Feldgemeinschaft,  sondern  feld- 
gemeinschaftliche Neubildungen,  hervorgegangen  aus  grundhöriger  Beundebetriebs* 
gemeinschaft,  sind.  Von  der  bei  ihm  vollständig  angeführten  Litteratur  ist  be- 
sonders zu  bemerken:  Hanssbn,  Agrarhistorische  Abhandlungen  1,  99  ff.  2,  1  ff. 
und  die  preußische  Denkschrift  über  die  Verhältnisse  der  Gehöferschaftswaldungen 
im  Regierungsbezirk  Trier  (Haus  der  Abgeordneten,  13.  Legisl.-Periode,  3.  Session, 
1878—79,  Nr.  54),  femer  Meitzen,  Siedelung  2,  602 ff.;  Boden  und  landw.  Verh. 
1,  348  ff.  Über  die  Haubergsgenossenschaften  vgl.  die  Schriften  von  Achekbacr 
u.  Bernhardt  (S.  52)  und  Aktenstücke  des  preuß.  Hauses  der  Abgeordneten,  13.  Le- 
gisL-Periode,  3.  Session,  1878—79,  Nr.  39  u.  139,  femer  die  Haubergsordnungen 
für  den  Kreis  Siegen  v.  17.  März  1879  (Preuß.  Ge8.-Samml.  1879,  S.  228  ff.)  und 
für  den  Dillkreis  und  Oberwesterwaldkreis  v.  4.  Juni  1887  (ebd.  1887,  S.  289  ff.), 
sowie  Waldkulturgesetz  f.  d.  Kreis  Wittgenstein  v.  1.  Juni  1854  (ebd.  1854, 
S.  329  ff). 

>«  Vgl.  S.  203,  n.  14.  Lajcprecht  1,  759  ff.  Landau,  Salgut  42  ff.  Über  die 
sprachliche  Bedeutung  vgl.  Grimm,  DWB.  1,  165.  1747.  Sghmellee,  Bayer.  WB.  1, 
395  (287).  Leser,  Mhd.  WB.  1,  30.  289.  Im  allgemeinen  verstand  man  unter  Achten 
und  Beunden  überhaupt  eingefriedigtes  Rottland  in  der  Almende,  im  engeren  Sinne 
aber  nur  das  der  Grundherrschaften.     Vgl.  Maurer,  Dorfverfassung  1,  156  f. 
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genossenschaft  gegen  einen  Gesamtzins  üblich  und  damit  die  Umwand- 
lung der  bloßen  Betriebsgemeinschaft  zu  wahrer  Feldgemeinschaft  an- 
gebahnt *^ 

Bis  zum  zehnten  Jahrhundert  erfolgte  die  Besiedelang  des  Landes 
vorzugsweise  unter  der  Mitwirkung  der  Erone.  Königliche  Rodungsprivi- 
legien, seltener  f&r  Almenden  oder  unmittelbare  Eronwalder,  meistens  für 
den  noch  von  keiner  Axt  berührten  Urwald,  wurden  in  zunehmendem 
Maße  an  Kirchen  und  Klöster,  an  weltliche  Große  oder  auch  ganze 
Untemehmergenossenschaften  erteilt;  mehr  oder  weniger  eigenmächtiger 
Anbau  Einzelner  nach  Art  der  amerikanischen  Squatter  ging  daneben 
her.  Nachdem  die  Krone  die  ihr  zur  Verfügung  stehende  Landesalmende^^ 
im  wesentlichen  erschöpft  hatte,  traten  die  Großgrundbesitzer  als  Koloni- 
sationsuntemehmer  an  ihre  Stelle.  Das  Material  fanden  sie  teils  in  dem, 
was  sie  selbst  vom  Könige  erhalten  hatten,  teils  in  Wildbännen  die  der 
König  ihnen  verliehen,  teils  in  den  Almenden  der  unter  ihre  Obermärker- 
schaft  gestellten  Gemeinden.  Gewinnverheißend  waren  die  Kolonisationen 
teils  wegen  des  Bottzehnten  {novale),  der  zwar  zunächst  den  Kirchen  zu 
gute  kam,  bei  den  grundherrlichen  Eigenkirchen  aber  auch  dem  Grund- 
herrn einen  unmittelbaren  Vorteil  brachte  ^^,  teils  wegen  der  besonderen 
Rottabgabe,  zu  der  sich  das  alte  „Landrecht''  {ierragium)  umgestaltet 
und  auf  deren  Grundlage  sich  im  Laufe  der  Zeit  ein  entwickeltes  Teil- 
bausystem ausgebildet  hatte  ^. 

Die  Kolonistendörfer  beruhten,  im  Gegensatze  zu  der  altgermanischen 
Flurordnung  welche  die  Äcker  um  das  Dorf  herum  nach  Gewannen  über 
die  ganze  Feldmark  verteilte,  im  allgemeinen  auf  der  Geschlossenheit 
der  Hufe'^  Hier  und  da  überwogen  Besiedelungen  nach  dem  Höfe- 
system ^^,  die  Regel  bildete  aber  die  dorfartige  Anlage  der  Höfe  längs  der 
Dorfstraße,  während  die  einzelnen  Hufen  in  langgestreckter  Gestalt  reihen- 
weise nebeneinander  lagen;  das  dem  gemeinen  Nutzen  vorbehaltene  Land 
blieb  auch  hier  als  Almende  ungeteilt.  Jeder  Hof  lag  unmittelbar  bei 
der  zu  ihm  gehörenden  Hufe,  und  zwar  entweder  auf  derselben  oder  an 
ihrem  Ende,  je  nachdem  die  Dor&traße  sich  quer  durch  die  Ackerflur 
oder  an  einem  Ende  derselben  hinzog  ^^     Das  Einheitsmaß  bildete  bei 


^^  Besonders  lehrreich  sind  hier  die  Weistümer  von  Kenn  (Gbimm  6,  545  fF., 
vgl.  ebd.  2,  312)  und  Sandhofen  (ebd.  1,  459).  Vgl.  Schhödeb,  Franken  und  ihr 
Recht  65;  Ausbreitung  der  sal.  Franken,  FDG.  19,  151  fT.    Lamprecht  1,  455. 

*»  Vgl.  K.  Mauere,  Kr.  VJSchr.  12,  100.    Lampeecht  1,  469  ff 

••  VgL  §  28,  n.  48.    Lampeecht  1,  118  ff. 

^  VgL  S.  190  f.     Lampeecht  1,  104  ff.  112  f.  890  ff. 

'^  Nur  der  gemeindliche  Ausbau  in  der  Almende  erfolgte  regelmäßig  nach 
Gewannen.    Vgl.  Lampbsoht  1,  398. 

"  Vgl.  Lampbboht  1,  351  ff. 

^  Vgl.  Lampbecht  1,  148.  LAyDAu,  Territorien  20  ff.  Die  Anlage  nach 
Beihenhufen  gewährte  der  individuellen  Bewirtschaftung  freien  Spielraum  und  be- 
durfte nicht  des  Flurzwanges  wie  die  Hufenordnung  nach  Gewannen,  wenn  auch 
das  System  der  Dreifelderwirtschaft  thatsächlich  bei  den  Reihenhufen   ebenfalls 
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allen  Bodiuigen  auf  Königsland,  aoch  auf  solchem  das  froher  Eönigaland 
gewesen  war,  die  ^önigshofe^  {mansug  regalis\  die  ungefihr  das  Doppelte 
der  gemeinen  Hofe,  also  etwa  60  pommeische  Morgen,  nmfiiBte. 

Während  die  Krongüter,  auch  nachdem  ihr  Bestand  im  Laofe  des 
Mittelalters  bedeutend  eingeschrompft  war,  immer  noch  zusammenhän- 
gende Gebiete  Ton  ziemlicher  Ansdehnnng  nmMten,  befanden  sich  die 
gnmdherrlichen  Besitzungen  in  so  zerstreuter  Lage,  daß  an  centrale  Ver- 
waltungseinrichtungen nicht  zu  denken  war^.  An  der  Spitze  der  einzel- 
nen Verwaltungen  standen  die  den  Terschiedenen  Fronhöfen  Torgesetzten 
Meier  (vüUci),  deren  Verwaltungsbezirke  (Villikationen)  nie  weniger  als 
drei,  aber  selten  mehr  als  vierzig  Hufen  umfiißten.  Die  Meier  leiteten 
die  Bewirtschaftung  der  Fronländereien  und  Beunden,  yertraten  die  Grund- 
herren gegenüber  den  ünterthanen,  hatten  die  Ansicht  über  diese  zu 
führen  und  trieben  die  von  ihnen  zu  entrichtenden  2Snsen  und  Zehnten 
für  die  Grundherren  ein**.  Seit  dem  12.  Jahrhundert  trat  die  Eigen- 
wirtschaft der  Gro^undbesitzer,  auch  des  Fiskus,  mehr  und  mehr  in 
den  Hintergrund;  im  Laufe  des  13.  Jahrhundert  hörte  sie  vollständig  auf, 
selbst  auf  den  Niederlassungen  des  Cisterzienserordens,  dem  bis  dahin  der 
eigene  Wirtschaftsbetrieb  als  Ordenspflicht  gegolten  hatte '^  Das  Be- 
dürfnis, sich  mit  einem  ritterlichen  Dienstgefolge  auszurüsten,  führte  mehr 
und  mehr  zu  der  unfruchtbaren  Eapitalsanlage  in  Form  lehnrechtlicher 
Verleihung  an  Ministerialen,  während  andererseits  für  die  bäuerliche  Leihe 
freiere  Formen  (namentlich  die  Zeitpacht)  in  Gebranch  kamen. 

Schon  gegen  Ende  des  12.  Jahrhunderts  war  es  vielfach  üblich  ge- 
worden, die  Villikationen  zu  vermeiem,  d.  h.  die  Erträge  derselben  ganz 
oder  großenteils  dem  Meier  gegen  einen  festen  Pachtzins  zu  überlassen. 
Da  dies  Verhältnis  aber  vielfach  zu  Übergriffen  der  Meier  führte,  so  kam 
man,  seit  die  grundherrliche  Eigenwirtschaft  aufhörte,  mehr  und  mehr 
dahin,  nur  die  Haupthöfe  selbst  mit  den  dazu  gehörigen  Fronländereien 
an  die  Meier  zu  verpachten,  die  Hufen  der  Hörigen  dagegen  in  eigene 
Verwaltung  zu  nehmen  oder  sie  (bei  geistlichen  Grundherrsobaften)  den 
Vögten  zu  übertragen.  Je  weniger  sich  dieser  Versuch  bewährte,  desto 
mehr  kamen  die  Grundherren  dahin,  sich  durch  Freilassung  ihrer  Hörigen 
aller  Beziehungen  zu  diesen  zu  entledigen  und  die '  auf  solche  Weise  frei- 
gewordenen Zinshufen  nach  dem  Vorbilde  des  Haupthofes  zu  größeren 
Meierhöfen  von  durchschnittlich  zwei  bis  vier  Hufen  zu  vereinigen,  welche 

ziemlich  allgemein  beobachtet  wurde.  Ein  weiterer  Vorzug  vor  der  Gkwannlage 
bestand  in  der  Möglichkeit,  durch  Ansetzung  neuer  Hofe  und  Hufen  mit  der  Ver- 
mehrung der  Haushaltungen  schritt  zu  halten. 

»*  Vgl.  Lampbecht  1,  717.  738  ff. 

'^  Vgl.  die  vortrefflichen  Ausführungen  von  Lampbecht  1,  7S7ff. 

^  Über  diese  Umwälzung  der  wirtschaftlichen  Verfassung  vgL  Lampbecht, 
1,  862  ff.  Viel  Lehrreiches  auch  bei  Wintbb,  Die  Cisterzienser  des  nordöstlichen 
Deutschlands,  3  Bde,  1868—1871.  Vgl.  den  Eolonisationsvertrag  des  Cisterzienser* 
klosters  Bronnbach  von  1261  bei  Aschbach,  Gesch.  der  Grafen  von  Wertheim, 
Ürk.-B.  Nr.  28. 
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ebenfalls  an  sogenannte  Meier,  zum  Teil  ans  dem  Kreise  der  freigelassenen 
Hörigen,  in  Pacht  gegeben  wurden.  Dieser  Entwickelungsgang  hat  in 
Niedersachsen  schon  im  13.  Jahrhundert  begonnen  und  allmählich  im 
ganzen  nordwestlichen  Deutschland  zur  Auflösung  der  Villikationsyerfas- 
sung  geführt.  Inwiefern  die  Verhältnisse  Süddeutschlands  gleichen  Schritt 
gegangen  sind,  bedarf  noch  näherer  Untersuchung.  Die  Meier  waren 
regelmäßig  freie  Zeitpächter,  gelangten  aber  im  Laufe  der  Zeit  fast  über- 
all zu  einem  dauernden  Besitze,  der  mindestens  thatsachlich  auf  Erbpacht 
beruhte.  Was  sich  Ton  hörigen  Kleinbesitzern  (Hufnem  und  Halbhuftiem) 
neben  den  Meiern  erhielt,  wurde  mehr  und  mehr  ebenfalls  nach  den 
freieren  Grundsätzen  des  Meierrechts  behandelt»  so  daß  meistens  nur  Sterb- 
fall und  Bedemund  als  Reste  der  alten  Hörigkeit  zurückblieben.  Die 
durch  Freilassung  um  ihre  Hufe  gekommenen  ehemaligen  Hörigen  be- 
hielten ihr  Haus,  das  meistens  nicht  zur  Hufe  gehörte,  sondern  Eigentum 
des  Zinsmannes  war,  und  blieben,  soweit  sie  nicht  auswanderten,  als  freie 
Häusler  in  der  Gemeinde^''. 

Von  epochemachender  Bedeutung  für  die  Enwickelung  des  deutschen 
Wirtschaftslebens  auf  der  Höhe  des  Mittelalters  war  neben  dem  Städte- 
wesen ganz  besonders  die  Kolonisation  des  nordöstlichen  Deutschlands, 
die  um  die  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  begann,  sodann  das  ganze  13.  Jahr- 
hundert ausfüllte,  in  Schlesien  und  den  preußischen  Ordenslanden  auch 
noch  im  14.  Jahrhundert  weitere  Fortschritte  machte^®.  Das  dünnbe- 
Tölkerte  slawische  Land  war  überreich  an  herrenlosen,  jedes  Anbaues  ent- 
behrenden Sumpf-  und  Moordistrikten  und  Urwäldern  ®®.  Die  Verfügung 
darüber  stand  zunächst  kraft  des  Bodenregals  dem  Beiche  oder  dem 
deutschen  Orden,  sodann  den  Fürsten  auf  Grund  ihrer  Belehnung  und 
den  Ton  ihnen  oder  unmittelbar  vom  Beiche  oder  dem  Orden  aus- 
gestatteten geistlichen  und  weltlichen  Grundherren  zu.  Dem  alten  „Land- 
recht" entsprechend  wurde  für  den  Landesherm  von  allen  Neukulturen 
eine  besondere  Getreideabgabe  (Herzogskom,  Markrecht,  Marchmutte, 
Marchfutter)  erhoben  ^^  Die  Kolonisation  erfolgte  überall  nach  dem  Dorf- 
system mit  Beihenhufen*^,  die  als  Marsch-,  Moor-,  Hagen-,  Waldhufen, 
namentlich  aber  als  flämische  oder  fränkische  Hufen  bezeichnet  und  durch- 
weg mit  der  Königsrute,  also  als  Königshufen,  ausgemessen  wurden**. 


'^  Aafklärang  über  die  Entstehung  der  Meiergüter  haben  erst  die  ge- 
diegenen Untersuchungen  von  Wittxch  (S.  419)  gebracht  Über  die  Häusler  vgl. 
Anm.  6. 

**  Litteratur  S.  387,  n.  12  und  S.  419. 

••  Unter  anderem  beruht  der  dritte  Teil  der  Provinz  Schlesien  auf  Neukul- 
turen  deutscher  Kolonisten.    Vgl.  Mbitzbk,  Urkunden  schlesischer  Dörfer  28. 

^  Vgl.  meine  Niederlftnd.  Kolonien  40 f.;  Die  Franken  und  ihr  Recht  75. 
Waitz  8,  891  f. 

^^  Vgl.  Meitzbn,  Urkunden  SO.  71  ff.  80 ff.;  Boden  und  landwirtsch.  Verhält- 
nisse 1,  856  f.    Hanssbk,  Agrarhist  Abh.  2,  185. 

^'  In  Schlesien  wurde  das  volle  HufenmaB  nur  von  den  im  Waldgebirge  an- 
gelegten sogenannten  ,,frankischen"  Hufen  erreicht,  während  die  in  der  Ebene  an- 
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Das  angebaute  Land  gehörte  unter  der  slawischen  Herrschaft  teils 
zu  allodialen  Outshöfen  des  Adels,  teils  zu  Bauerdorfen,  welche  in  der  From 
von  Rechtecken  oder  ^herformig  als  sogenannte  Rundlinge  angelegt 
waren  und  ihren  Acker  in  einer  dem  deutschen  Gewannensystem  ent- 
sprechenden Weise  in  Oemenglage  hatten.  Die  Bauern  waren  ihrem 
Gutsherrn  zu  ungemessenen  Diensten  verpflichtet  und  ohne  ein  erbliches 
Recht  an  ihrer  Hufe,  die  ihnen  auch  bei  Ausbleiben  des  Zinses  oder  bei 
schlechter  Wirtschaft  ohne  weiteres  entzogen  werden  konnte*'.  Die 
größere  wirtschaftliche  Tüchtigkeit  der  Deutschen  yeranlaßte  auch  die 
slawischen  Grundherren  mehr  und  mehr,  in  eigenem  Interesse  nicht  nur 
ihre  Bauerdörfer,  sondern  auch  die  Mehrzahl  ihrer  Gutshöfe  nach  deutschem 
Recht  anzulegen  und  mit  deutschen  Kolonisten  zu  besetzen.  Die  Be- 
siedelung  erfolgte  hier  durchweg  im  Anschluß  an  die  Torgefundenen 
Dorfanlagen  nach  dem  Gewannensystem**.  Die  slawische  Hakenhufe 
wurde  größtenteils  durch  das  etwa  doppelt  so  große  Maß  der  deutschen 
Landhufe  (im  Gegensatze  zur  Königshufe)  verdrängt 

Die  Kolonisation  der  bebauten  wie  unbebauten  Gebiete  ging  in  der 
Regel  in  der  Weise  vor  sich,  daß  der  Landesherr  oder  Grundherr  die  zur 
Besiedelung  bestimmte  Fläche  nach  dem  in  den  altdeutschen  Landen  er- 
probten Muster  einem  Unternehmer  {locator)  zur  wirtschaftlichen  Ein- 
teilung und  demnächstigen  Besetzung  mit  Kolonisten  übergab  *^  Nur 
freie  Leute  wurden  als  Kolonisten  zugelassen.  Der  einzelne  Ansiedler 
erhielt  seine  Hufe  zu  vererblichem  und  veräußerlichem  Rechte  gegen  einen 
festen  Geldzins,  zu  dem  meistenteils  eine  bestimmt«  Naturalabgabe,  an 
Stelle  des  Zehnten,  hinzutrat;  die  ersten  Jahre,  während  der  Urbarmachung, 


gelegten  „flämischen"  Hufen  hier  einen  geringeren  Umfang  hatten.  Über  die 
Königshufe  vgl.  Laiidau,  Territorien  21  ffl  Laicpsecht  1,  348  ffl  Meitzbk,  Yolks- 
hufe  u.  Königshufe;  Landwirtsch.  Verhältnisse  1,  356  ff.;  Ausbreitung  der  Deutschen 
1  ff.    ScHBÖDBH,  NiederL  Kolonien  35. 

^  Vgl.  Urbar  des  Klosters  Amelunzbom  über  die  Hufen  in  Raderang  (Cod. 
dipl.  Brand.  1,  1  S.  457):  sunt  monasterii  et  curie,  etnon  villanorum,  nee  sunt  cuL 
areaa  curiarum  viüe  appropriaii,  sed  simpliciter  locaü  sectmdum  um  SlavtcaUy  ita 
sane:  cum  eiätores  viUe  non  satisfaeittfit  tnpactis  curie  nee  aufficiunty  tune  manai 
posstmt  auferri  ab  eis  lidte  et  locari  aliis  ctgricolts  pro  pactis  sive  hure  qwibu^ 
cumque,  qualibet  contradicHone  non  obstante.  Später  wurde  dies  Rechtsverhältnis 
als  lassitisches  Recht  bezeichnet  Übrigens  hatten  die  Bauern  von  Raderang  das 
Veräußerungsrecht,  sobald  sie  ihre  eigenen  Verbindlichkeiten  gegen  den  Fronhof 
erfüllt  hatten. 

^  Vgl.  Knapp,  Bauernbefreiung  1,  4  ff.  Meitzen,  Urkunden  29.  31  ff.  48  ff. 
105  ff.;  Boden  u.  landwirtsch.  Verhältnisse  1,  361  ff.  Cber  Gewannlage  und  Flur- 
zwang in  Siebenbürgen  siehe  Wolff,  a.  a.  0.  7f.  47  f. 

^  Lehrreiche  Beispiele  solcher  Lokationsverträge  des  13.  und  14.  Jahrhunderts 
bei  TzsoHOPPE  u.  Stemzel,  femer  bei  Meitzen,  Urkunden,  und  besonders  zahlreich 
in  dem  Cod.  dipl.  Pruss.  I.— V.  v.  Heinemann,  Albrecht  der  Bär  469  (1149).  Cod. 
dipl.  Anhalt.  1,  Nr.  454  (1159).  Cod.  dipl.  Sax.  12,  1,  Nr.  50  (1154).  53  (1160). 
Als  Muster  werden  namentlich  die  Verträge  der  Bremer  Erzbischöfe  wegen  der 
Marschkolonien  an  Weser  und  Elbe,  deren  Reigen  der  berühmte  Vertrag  von  1106 
(Brem.  Urk.-B.  1,  Nr.  27)  eröffiiete,  gedient  haben. 
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waren  zinsfrei.  Die  Eintreibung  der  Zinse  gehörte  zu  den  Obliegenheiten 
des  Schultheißen.  Für  die  Kirche  wurden  regelmäßig  einige  Freihufen 
ausgeworfen.  Ebenso  erhielt  der  Unternehmer  mehrere  Freihufen  zu  Eigen- 
tum oder  Lehen,  außerdem  für  sich  und  seine  Erben  das  Schultheißen- 
amt, in  der  Regel  noch  mit  Sohank-,  Schmiede-,  Backofen-  oder  anderen 
Gerechtigkeiten  Terbunden.  Als  Gegenleistung  hatte  der  Unternehmer 
zuweilen  einen  besonderen  Kaufpreis  zu  entrichten. 

Noch  bedarf  es  eines  Blickes  auf  die  dem  nordöstlichen  Deutschland 
eigentümUche  Gestaltung  des  ritterschafblichen  Großgrundbesitzes  ^^  Auf 
die  Schulzengüter  kann  die  Entstehung  desselben  nicht  zurückgeführt 
werden,  da  diese,  auch  wo  die  Hufen  zusammenlagen,  doch  zu  wenig 
umfangreich  und  die  Inhaber  nicht  mächtig  genug  waren,  als  daß  dieser 
Besitz  sich  im  Laufe  der  Zeit  zu  großen  Rittergütern  hätte  entwickeln 
können.  Eher  ließe  sich  an  AUodien  des  slawischen  Adels  denken,  allein 
dieser  fand  seine  Rechnung  besser  in  der  Anlegung  seiner  Güter  zu 
deutschem  Recht,  als  wenn  er  sie  im  Eigenbetrieb  behalten  hätte.  Seine 
Güter  Yerfielen  im  Laufe  der  Kolonisationsperiode  durchweg  der  Zersplit- 
terung, und  wenn  dabei  hin  und  wieder  größere  Stücke  dem  Herrn  vor- 
behalten blieben,  so  war  dies  doch  immer  die  Ausnahme*^.  Da  der  Be- 
sitz der  Kirchen  und  Klöster  denselben  Weg  gegangen  ist,  so  kann  der 
Großgrundbesitz  seinen  Ausgang  nur  von  den  landesherrlichen  Gütern 
genommen  haben.  Zwar  war  die  Abneigung  gegen  den  eigenen  Wirt- 
schaftsbetrieb auf  fiskalischer  Seite  nicht  geringer  als  bei  den  privaten 
Grundherren,  auch  die  Kammergüter  waren  großenteils  in  den  Händen 
von  Lehnschulzen  und  Erbpachten! ,  aber  das  Bedürfnis  der  Landesver- 
teidigung gegen  die  östlichen  und  nördlichen  Nachbarn  machte  es  in  den 
Marken  wie  in  Holstein,  Meklenburg,  Pommern,  Schlesien  und  Preußen 
notwendig,  einen  großen  Teil  der  Landesgüter  zu  militärischen  Zwecken 
zu  verwenden.  Die  dafür  bestimmten  Lehen  hatten  zunächst  nur  einen 
bescheidenen  Umfang,  sechs  Hufen  für  den  Ritter  und  vier  Hufen  für 
den  Knappen  bildeten. gewöhnlich  das  Maximxun.  Es  waren  daher  keine 
geschlossenen  Rittergüter,  die  hier  verliehen  wurden,  sondern  die  Acker 
in  der  Regel  in  Gemenglage  mit  denen  der  Bauern,  zuweilen  auch  mehrere 
Bitterlehen  in  Gemenglage  unter  einander,  namentlich  in  der  Nähe  der 
polnischen  Grenze,  wo  der  Adel  dicht  gedrängt  angesiedelt  wurde.  Die 
Vergrößerung  dieser  Lehen  durch  Aufkauf  angrenzender  Bauerhufen  war 
dadurch  erschwert,  daß  die  den  Lehngütem  zugestandene  Zins-  und  Bede- 
freiheit sich  auf  solchen  Erwerb  vielfach  nicht  miterstreckte.  Erst  als  es 
im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts  dem  Adel  gelungen  war,  seine  Freiheiten 
auch  in  dieser  Richtung  zur  Geltung  zu  bringen,  konnten  sich  zinsfreie 
Rittergüter  bis  zu  25  und  30  Hufen,  immer  aber  noch  in  Gemenglage, 
bilden.    Ein  anderer  Weg  zur  Erweiterung  des  ritterschaftlichen  Besitzes 

^  Vgl.  BoBNHAK,  a.  a.  0.  (S.  419).  Kobn,  a.  a.  0. 10  ff.  Riedbl,  Die  Mark  Branden- 
bnig  im  Jahre  1250,  2,  163  ff.    Meitzen,  Boden  1,  365  f.    Knapp,  a.  a.  0.  1,  31  ff. 
^^  Vgl.  Mbttzen,  Urkunden  43.    Tzschoppb  u.  Stbnzel,  Nr.  64  (1271). 
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bot  sich  dar,  seit  die  Fürsten  sich  durch  Finanznöte  mehr  and  mehr 
veranhißt  sahen,  die  ihnen  von  den  Schnlzen  und  Banem  zustehenden 
Abgaben,  Beden  und  Dienste,  oder  auch  die  Geriohtsfalle  und  andere 
Hoheitsrechte  über  dieselben  kauf-,  pfand-  oder  lehnweise  auf  ihre  Vas- 
salien zu  übertragen,  indem  die  Hitterlehen  dadurch  mit  Herrschafts- 
rechten ausgestattet  und  schließlich,  da  die  Anschauungen  des  Mittelalters 
hiermit  die  Idee  des  Obereigentums  verbanden,  zu  großen  Grundherr- 
schaften wurden. 

§  42.    Die  Stande. 

Vgl.  8.  213  f.  418  f.  EiCHHOBM,  St  u.  RG.  2,  §§  228.  837—350.  8,  §§  445—448. 
Walter,  EG.  §§212—229.  384—455.  Zöpfl,  RG.  §§  12—18.  30 f.;  Altertümer  d. 
deutsch.  Rechts  2,  127  —  287.  Waitz  b\  199  —  485.  v.  Ihama-Steenegg,  Wirt- 
schaftsgeschichte 2, 38  ff. ;  Stande  (HandWB.  d.  Staatswiss.,  Suppl.  2, 847  ff.),  v.  Amira, 
Grandriß*  83  f.  87  f.  90  ff.  Bruhmbe,  Gmndr.  245  f.  270  f.  Heubler  1,  182—190. 
Grimm,  RA.  226  ff.  Noordewibr,  Nederd.  Regtsoudheden  65  ff.  Warnkönio,  Flandr. 
RG.  3,  9—63.  113—150.  Teltikq,  Schets  van  het  oud-friesche  privaatregt,  i.  d. 
Themis  1868,  Stück  3.  v.  Richthofen,  Unters,  über  fries.  RG.  2,  1026—1128. 
8,  52—95.  Heck,  Altfries.  Gerichtsverfassung  289  ff.  Blümer,  St  n.  RG.  d.  Schweiz. 
Demokratien  1,  17—88.  888  ff.  v.  Wtss,  Beiträge  z.  Schweiz.  RG,  i.  d.  Zeitschr. 
f.  Schweiz.  Recht  17,  8  ff.  18,  19  ff.  (Abhandlangen  163  ff.).  Riezler,  Geschichte 
Baiems  1,  760  ff.  2,  186  ff.  8,  746  ff.  786  ff.  Genqler,  Blick  auf  das  Rechtsleben 
Baiems  4  ff.;  Beiträge  z.  RG.  Bayerns  1,  221  ff.  Hasenöhrl,  österreichisches  Landes- 
recht 60  ff.  Schaller,  Die  niederösterrcichischen  Stände  nach  ihren  Eigentams- 
verhältnissen,  Mitteil.  d.  österr.  Inst,  £rg.-Bd.  2,  421  ff.  Lampebcht,  Wirtschafts- 
leben 1,  778  ff.  810  ff.  858  ff.  879  ff.  1010  ff.  1189—1247.  Bodmakn,  Rheing.  Alter- 
tümer 249—387.  Franklik,  Die  freien  Herren  und  Grafen  von  Zimmern  15  ff. 
JloER,  Entstehung  u.  Ausbildung  der  sozialen  Stände  in  Tirol,  1881.  Riedel,  Die 
Mark  Brandenburg  im  Jahre  1250,  2,  24—39.  126—192.  272  ff.  —  HCllmann,  Ge- 
schichte des  Ursprungs  der  Stände  in  Deutschland*,  1830.  Gierke,  GenossenschafbB- 
recht  1,  155—206.  Göhrüv,  Geschichtl.  Darstellung  der  Lehre  von  der  Ebenbürtig- 
keit 1,  160—391.  Montag,  Geschichte  der  deutschen  Staatsbürger!.  Freiheit,  2  Bde, 
1812—1814.  Stobbe,  Die  Stände  des  Sachsenspiegels,  ZDR.  15,  311  ff.  Gaüpp, 
Miscellen  des  deutschen  Rechts  8—75.  Schröder,  Zur  Lehre  von  der  Ebenbürtig- 
keit nach  dem  Sachsenspiegel,  ZRG.  3, 461  ff.;  Zum  Ständerecht  des  Sachsenspiegels, 
ebd.  7,  147  ff.  V.  Martitz,  Qui  sint  ingenuitate  sibi  compares  iure  Speculi  Sax., 
Eönigsb.  Diss.  1861.  Samsok,  De  personarum  et  iudiciorum  ordine  ex  Spec.  Sax. 
cum  eo  qui  per  Guestphaliam  vigebat  comparato,  Berl.  Diss.  1866.  —  v.  Zallimqbr, 
Die  Schöffenbarfreien  des  Sachsenspiegels,  1887;  Ministeriales  und  milites,  1878; 
Die  ritterlichen  Klassen  im  steirisch.  Landrecht,  Mitteil.  d.  österr.  Inst  4,  898  ff. 
Siegel,  Die  rechtl.  Stellung  der  Dienstmannen  in  Österreich,  Wien.  SB.  102,  285  ff. 
(1883).  v.  Fürth,  Ministerialen,  1836.  Nitzsch,  Ministerialität  und  Bürgertum  im 
11.  u.  12.  Jh.,  1859  (dazu  Waitz,  Abhandlungen  505  ff.).  Focksma- Andre  ab,  Op- 
merkingen  over  de  Ministerialiteit  in  Nederland,  Versl.  en  Mededeel.  d.  Ak.  d. 
Wetensch.  in  Amsterdam,  12,  822  ff.  A.  Schulte,  Standesverhältnisse  der  Minne- 
sänger, ZDA.  89.  LuscHiN  V.  Ebengreüth,  öserreich.  Reichsgeschichte  76  ff.;  Die 
steirischen  Landhandfesten  (Beitr.  z.  K.  steiermärkischer  Geschichte  9).  Frbks- 
DORFP,  Das  Recht  der  Dienstmannen  von  Köln  (Mitteil.  d.  Stadtarchivs  von  Köln), 
1888.  Hegel,  Kölner  Chroniken  8,  Einleitung  pg.  7  ff.  Ennen,  Gesch.  d.  Stadt 
Köhi  1,  485  ff.  LöHBR,  Ritterschaft  und  Adel  im  späteren  Mittelalter,  Münch.  SB. 
1861,  1,  365  ff.  Roth  von  Schreckbnstein  ,  Ritterwürde  und  Ritterstand,  1886. 
v.  BoRCH,  Ritter   und   Dienstmannen  fürstlicher   und  gräflicher  Herkunft,   1881; 
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Zum  Wechsel  des  Freienstandes,  Anzeiger  f.  seh  weis.  Geschichte,  1887.  Lambbbt, 
Entwickelung  des  deutschen  Städtewesens  im  Mittelalter,  1865.  Wohlbbück,  i.  d. 
Mark.  Forsch.  3,  1  ff.  v.  Bblow,  Landstflnd.  VerfEUSsnng  in  Jülich  u.  Berg  1,  6  ff.; 
Ministerialen  (Hand-WB.  d.  Staatswiss.,  SuppL  2,  589  ff.).  —  Eindlinoeb,  Ge- 
schichte der  deutschen  Hörigkeit,  1818.  L.  v.  Maübsb,  Geschichte  der  Fronhöfe 
2,  1—118.  Bbsblbb,  Zur  Geschichte  des  deutschen  Stflnderechts,  Festschrift  für 
Sayiokt,  Berlin  1860.  Böhlau,  Über  Ursprung  und  Wesen  der  Leibeigenschaft  in 
Meklenburg,  ZBG.  10,  357  ff.  v.  Bat^NKSOK,  Leibeigenschaft  in  Ostpreußen,  ebd. 
21,  38  ff.;  Die  Leibeigenschaft  in  Pommern,  ebd.  22,  104 ff.  Eobh,  Gesch.  d. 
bäuerl.  Bechtsverhältnisse  in  der  Mark  Brandenburg,  ebd.  11,  1  ff.  EUkssen,  Auf- 
hebung der  Leibeigenschaft  in  Schleswig-Holstein,  1861.  Sügenhbih,  Geschichte 
der  Aufhebung  der  Leibeigensehaft  in  Europa,  1861.  Hakaüeb,  Les  paysans  de 
l'Alsace  au  moyen-fige,  1865.  Schulte,  JB.  f.  Schweiz.  Gesch.  1898,  S.  47  ff.  89  ff. 
Blondel,  i.  d.  R^forme  sociale  1891;  Fr^d^ric  IL,  117  ff.  v.  Riemsduk,  Versl.  en 
Mededeelingen  d.  holl.  Ak.  4,  1  S.  864  ff. 

1.  Der.  Herrenstand.  Die  Yersohiebang  der  standischen  Verhält- 
nisse, welche  in  der  vorigen  Periode  begonnen  hatte,  nahm  unter  dem 
Einflüsse  der  veränderten  Heereseinrichtung  ihren  weiteren  Fortgang.  Die 
karolingische  Zeit  hatte  den  alten  Oeburtsadel  als  solchen  beseitigt  und 
dafür  einen  besonderen  Beamtenadel  ausgebildet,  der  in  dem  Reichsfürsten- 
stande des  Mittelalters  seine  Fortsetzung  fand.  Neben  den  Fürsten 
standen  die  „Edeln"  (adalinffe^  nobiles,  magnates)  oder  „freien  Herren" 
{überi  barones,  auch  schlechthin  barones),  auch  „Edelfreie"  {adelvrte)  oder 
schlechthin  „Freie"  {liberi\  in  Schwaben  und  Italien,  später  auch  in 
Friesland  „Hauptleute"  oder  „Häuptlinge"  {kovetlinffe,  capitanei)  ge- 
nannte Zu  ihnen  gehörten  die  namentlich  bei  den  Sachsen  zahlreich 
erhaltenen  Reste  des  alten  Adels  und  die  weltlichen  Grundherren,  denen 
es  zur  Zeit  der  großen  Rodungen  größtenteils  gelungen  war,  mit  Hilfe 
der  ihnen  zu  Gebote  stehenden  Arbeitskräfte  ihren  Besitz  zu  vermehren. 
Durch  ihren  Grundbesitz  waren  sie  in  der  Lage,  auch  wenn  sie  in  kein 
Lehnverhältnis  getreten  waren,  ihrer  Heerfolgepflicht  in  rittermäßiger 
Weise  zu  genügen  2,  während  sie  andererseits  als  Schutz-  und  Vogteiherren 
ihrer  Hintersassen,  als  Obermärker,  Immunitäts-  und  Gerichtsherren  eine 
herrschende  Stellung  einnahmen,  die  sie  den  Fürsten  immer  näher  brachte. 
Den  Inhabern  allodialer  Grundherrschaften  standen  die  großen  Yassallen 
vollkommen  gleich,  aber  auch  die  kleineren  Yassallen,  deren  Lehnsbesitz 
sich  in  engeren  Grenzen  bewegte,  wurden  zum  Herrenstande  gerechnet, 
da  sie  sich  einerseits  durch  ihr  rittermäßiges  Leben  und  die  mit  diesem 


*  Über  eapitaneus  vgl.  S.  896.  Wattz  5*,  464.  v.  Richthofen^  Untersuchungen 
2,  1085  ff.  £ine  später  auch  auf  den  niederen  Bitteretand  ausgedehnte  Bezeich- 
nung war  homines  synodales^  sendbare  liuts,  semperHuiej  serHpervrte,  aemperbarones, 

'  Teilnahme  am  Beichslehenbande  betrachtet  Fickbb,  Heerschild  162 ff.,  als 
eine  wesentliche  Voraussetzung  des  mittelalterlichen  Herrenstandes.  Vgl.  dagegen 
GöHBUM,  Ebenbürtigkeit  212.  Franklin,  Freie  Herren  von  Zimmern  18.  Peter 
von  Andlo,  Lib.  de  Caesar,  monarchia  2,  12  (ZRG.  26,  197):  Sunt  autem  barones  in 
Alamanw'a  in  duplitd  differenda:  alii  quidem  dictmtur  simplieiter  barones,  aUi 
autem  semperbarones,  semperbaro  is  esse  fertwr^  qui  a  nullo  horum  feudum  habet, 
sed  alii  ab  ipso,  adeoque  liber  est,  ut  nuUi  ad  fidelitaiis  adstringatur  iuramentum. 
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verbundenen  Privilegien  von  den  nichtritterlichen  Freien  und  andererseits 
durch  ihre  Freiheit  von  den  unfreien  Bittern  des  Ministerialenstandes  schie- 
den'. Die  mit  keinem  Fürstenamte  ausgestatteten  Mitglieder  der  fürst- 
lichen Häuser  zählten  als  ,^ürstengenossen<'  zu  den  vornehmsten  unter 
den  Edeln,  vor  denen  sie  nur  gewisse  Ehren  Vorzüge  voraus  hatten  ^  Im 
übrigen  standen,  seit  der  Beichsforstenstand  die  nicht  gefürsteten  Grafen 
von  sich  ausgeschieden  hatte,  die  letzteren  an  der  Spitze  der  Edeln,  so  daß 
man  die  Mitglieder  des  ersten  Standes  formelhaft  als  die  vürsten  gr&ven 
unde  vrten  zusammenfaßte. 

Zu  einem  vollständigen  Geburtsadel  war  es  dabei  noch  nicht  ge- 
kommen, indem  die  edle  Abstammung  für  sich  allein  nicht  ausreichte; 
denn  wie  nur  derjenige  ein  Fürst  war,  der  Fürstenamt  bekleidete,  so 
bildete  der  Besitz  einer  adelichen  Grundherrschaft  die  unerläßliche  Voraus- 
setzung für  die  edelen  Geschlechter,  wenn  auch  nicht  für  jedes  einzelne 
Mitglied,  da  das  Ganerbenrecht  an  den  Stammgütem  der  adelichen  Häuser 
es  mit  sich  brachte,  daß  das  ungeteilte  Stammgut  auch  den  persönlich 
nicht  in  Besitz  und  Genuß  befindlichen  Familiengliedem  zugerechnet 
wurdet  Dies  war  aber  ein  besonderer  Vorzug  des  Allodialbesitzes  vor 
dem  Lehnsbesitz,  bis  das  System  der  Gesamtbelehnungen  auch  lehnbare 
Familienstammgüter  möglich  machte. 

In  Friesland,  wo  bis  zur  Höhe  des  Mittelalters  das  Heerwesen  noch 
ganz  auf  der  allgemeinen  Heerbannpflicht  aller  Freien  beruhte  und  das 
Bittertum  keinen  Eingang  gefunden  hatte,  gelangte,  abgesehen  von  den 
holländischen  Gebieten,  erst  im  14.  und  15.  Jahrhundert  der  Amtsadel 
der  hovetlinge,  namentlich   durch   den   Erwerb   erblicher  Schulzenämter, 


*  Vgl.  FiOKER,  Heerschild  141  £f.  149  f.,  und  für  Sachsen  y.  Zallinobb,  Schöffen- 
barfreie.  Die  von  dem  Schwabenspiegel  aufgestellte  Unterscheidung  zwischen 
Semperfreien  und  Mittelfreien  innerhalb  des  freien  Ritterstandes  hatte  nur  eine 
lehnrechtliche  Berechtigung,  insofern  es  in  Süd-  und  Westdeutschland  Edelherren 
gab,  welche  minderbegüterte  Standesgenossen  zu  Mannen  hatten  (vgl.  §40,  n.  11. 
FicKEB,  a.  a.  0.  145  ff.  152  ff.  207.  Zöpfl,  Altertümer  2,  223  ff.);  die  Übertragung 
auf  landrechtliche  Beziehungen  erklärt  sich  aus  dem  Bestreben  des  Verfassers,  ein 
Seitenstück  zu  den  Schöffenbarfreien  des  Ssp.  (S.  489  f.)  zu  finden. 

^  Vgl.  FicKSB,  Reichsfürstenstand  151  ff.  180.  205.  240  ff.;  Heerschild  126  f. 

^  Vgl.  HoMETEB,  Über  die  Heimat  nach  altdeutschem  Recht,  Abhandl.  d. 
BerL  Akad.  1852,  S.  17  —  104.  Waftz  5«,  449  f.;  Urkunden  zur  deutschen  Verf.- 
Geschichte,  1871,  S.  39  ff.  Wippebuakn,  El.  Schriften  Jurist,  u.  rechtshist  In- 
halts, I.  1873.  In  der  Gründungsgeschichte  des  Klosters  Baumburg  (Mon.  Boica 
2,  173  ff.)  heißt  es  von  einem  Grafen  Kuno:  cuitis  genuinus  et  cognationis  et  poste- 
rarum  eins  postmodum  communis  locus  usque  kodie  Uranthenhusen  nuncupatur. 
Andere  Bezeichnungen  des  Stammgutes  waren  praedium  libertatis,  prinoipalis 
fiatcUitmi  locus  und  hantgemäl  (eyrographum) ,  letzteres  wohl  wegen  der  mit  dem 
Stammgute  verbundenen  Hausmarke  des  Geschlechts,  an  deren  Stelle  später  das 
Wappen  trat.  Vgl.  Gengler,  a.  a.  0.  7  f.  27.  —  Eine  ähnliche  Entwickelung  wie 
bei  den  deutschen  £deln  hat  bei  den  norwegischen  höldar  stattgefunden,  die  sich 
erst  seit  Anfang  des  10.  Jahrhunderts  durch  ihre  Stammgutsberechtigung  (als 
ödcUsborinn)  über  den  gemeinfreien  Bauern  (böndi)  erhoben.  Vgl.  Anm.  63. 
K.  Maüeer,  Die  norwegischen  höldar,  Münch.  SB.  1889,  2,  169  ff. 
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zur  Anerkennung  ^  Die  Ethelinge  der  älteren  friesischen  Bechtsquellen 
waren  nicht»  wie  man  früher  angenommen  hat,  die  Nachkommen  des  alt- 
friesischen  YolksadelSy  sondern  voUfreie  Grundbesitzer,  die  sich  zwar  über 
die  unterste  Klasse  der  Gemeinfreien  erhoben,  aber  doch  durchaus  noch 
zu  den  Bauern  zahlten  ^ 

2.  Die  Dienstmannen  und  Bitter.  Neben  dem  freien  Bitter- 
stande hatte  sich  der  Stand  der  unfreien  Bitter,  der  Ministerialen  oder 
Dienstmannen,  ausgebildete  Wie  aus  jenem  der  hohe,  so  ist  aus  diesem 
der  niedere  Adel  hervorgegaagen.  Hatte  das  Wort  minister  oder  ministe- 
riaüs  in  der  frankischen  Zeit  nur  im  allgemeinen  die  höheren  Klassen 
der  unfreien  Leute  bezeichnet,  so  nahm  es  im  Laufe  der  Zeit  gleich  dem 
entsprechenden  dienstman  eine  ganz  bestimmte  Bedeutung  an^  Man 
verstand  darunter  nur  Dienstleute  des  Königs  und  der  Großen,  und  zwar 
solche,  die  unter  Befreiung  von  anderen  Dienstpflichten  und  Abgaben 
ausschließlich  im  Hofdienste  oder  als  Beisige  (^t  equitando  serviunt)  zu 
Boten-  und  Geleitediensten  {iänerarii,  scararii,  scaremanni)  oder  zu  Jagd 
und  Krieg,  gelegentlich  wohl  auch  als  höhere  Aufsichtsbeamte  (Förster,  Zöll- 
ner, Meier)  verwendet  wurden  ^^  Das  besondere  Vertrauen,  das  der  Herr 
solchen  Dienstmannen  schenken  mußte,  das  nähere  persönliche  Yerhältnis 
zum  Herrn,  das  sich  aus  dem  Hofdienste  und  den  kameradschaftlichen 
Beziehungen  im  Felde  von  selbst  ergab,  die  Waffenehre  und  der  beson- 
dere Wert,  der  dem  Beiterdienste  beigelegt  wurde,  alles  vereinigte  sich  dazu, 
jene  Klassen  weit  über  ihre  sonstigen  Genossen  im  Dienste,  die  Bauern, 
Handwerker,  Haus-  und  Feldarbeiter,  emporzuheben.  Zugleich  begegnete  das 
militärische  Interesse  des  Beiches  an  der  Ausbildung  möglichst  zahlreicher 
berufsmäßiger  Beitertruppen  dem  Interesse  der  Großen,  die  Mannschaften, 


•  Vgl.  S.  443  f.    Heck,  a.  a.  0.  140.  143  ff.  247  f.  259.  265.  296. 

'  Das  Verdienst,  dies  nachgewiesen  zu  haben,  gebührt  Heck,  a.  a.  0.,  dem 
nur  darin  nicht  zugestimmt  werden  kann,  daß  er  die  Ethelinge  (nobiles)  des  Mittel- 
alters mit  den  nobiles  der  Lex  Frisionam  gleichstellt  und  demgemäß  den  altfrie- 
sischen Volksadel  ableugnet  (vgl.  S.  214).  Die  von  ihm  behauptete  Gleichheit  des 
Wergeides  ist  doch  nur  durch  eine  Reihe  willkürlicher  Hypothesen  zu  erweisen« 
Offenbar  hatte  sich  der  friesische  Volksadel,  da  die  notwendige  Grundlage  des 
neuen  Adels,  das  Bittertum  und  ein  ausgebreites  Beamtentum,  im  Lande  fehlte, 
im  Laufe  der  Jahrhunderte  vollständig  verloren.    Vgl.  Anm.  63. 

^  Auf  den  Streit,  ob  die  Ministerialen  frei  oder  unfrei  gewesen  seien,  ist  in 
einem  ernsthaften  Buche  nicht  weiter  einzugehen.  Wer  trotz  der  Klarheit  der 
Lage  noch  zweifelt,  möge  Dsp.  61  und  Nibel.  (Ausg.  v.  Lampbecht)  Vers  574.  667. 
671.  764—773.  781  vergleichen. 

*  Andere  Bezeichnungen:  milites,  officiales,  familiäres.  domesHei,  famtüif 
eltentes,  servientes  u.  a.  m.    Vgl.  Waitz  5',  486  ff. 

^^  Vgl.  Ekkeh.  cas.  s.  Galli  c.  48  von  den  Elostermeiem:  maiores  hcorumy  de 
quibtM  scriptum  est,  quia  servi,  si  non  timent,  tument,  seuia  et  anna  polita  gestare 
incoeperani.  Im  10.  Jahrhundert  fiel  das  noch  auf  und  schien  ungehörig.  Bei 
manchen  Klöstern  waren  die  weltlichen  Beamtenstellen  ausschließlich  in  den  Händen 
von  Laienbrüdem  (Conversen)  und  Ministerialen.  Über  den  Botendienst  der  scararii 
vgl.  Lamprbcht  1,  810  f.,  über  Ministerialen  als  Wirtschaftsbeamte  ebd.  819  ff. 
S.  SchbOdbb,  Deutsche  Bechtsgeeohlchta.    8.  Aufl.  28 
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mit  denen  sie  dem  Reiche  heerfolgepflichtig  waren,  auf  eine  für  sie  mög- 
lichst Torteilhafte  Weise  zu  beschaffen.  Es  war  klar,  daß  freie  Yassallen 
ihrem  Lehnsherrn  tenrer  kommen  mußten,  als  Dienstmannen,  welche  er 
auch  in  eigenen  Angelegenheiten  verwenden  konnte.  Hatte  es  an&ngs 
im  Belieben  des  Herrn  gelegen,  welche  seiner  Leute  er  für  die  höheren 
Dienste  der  Ministerialen  verwenden  wollte,  so  lag  in  der  für  diese  Dienste 
erforderlichen  besonderen  Erziehung  und  Vorbildung  von  vornherein  der 
Keim  für  die  Entwickelung  der  Erblichkeit.  Seit  dem  11.  Jahrhun- 
dert bildeten  die  Ministerialen  einen  eigenen  Geburt>sstand,  der  bald,  trotz 
seiner  Unfreiheit,  den  Stadtbürgem  und  freien  Landbewohnern  den  Bang 
ablief  und  als  Ritterstand  unmittelbar  hinter  den  der  freien  Herren  trat. 
Wesentlich  gefordert  wurde  die  Stellung  der  Ministerialen  durch  das 
Interesse  der  Herren  an  ihrem  Bestände  und  durch  das  genossenschaft- 
liche Zusammenhalten  der  unter  demselben  Herrn  stehenden  Mannen. 
Durch  die  schon  im  11.  Jahrhundert  beginnenden  Aufzeichnungen  der 
Dienstrechte  wurden  die  Beziehungen  der  Ministerialen  zu  ihren  Herren 
rechtlich  festgestellt  und,  bei  aller  Verschiedenheit  im  einzelnen,  im 
großen  und  ganzen  übereinstimmend  geregelt. 

Die  Unfreiheit  der  Dienstmannen  äußerte  sich  hauptsächlich  in  ihrer 
persönlichen,  einseitig  unlösbaren  Dienstpflicht,  die  ihnen  nicht,  wie  den 
freien  Vassallen,  durch  besonderen  Vertrag,  sondern  schon  durch  ihre 
Geburt  oblag.  Der  Eid,  welchen  sie  zu  leisten  hatten,  diente  nicht  zur  Be- 
gründung, sondern  nur  zur  Bestärkung  ihrer  Pflicht.  Die  Dienste  waren 
teils  Hof-,  teils  Kriegsdienste.  Bei  Hofe  hatten  die  Frauen  des  Standes 
zu  gewissen  Zeiten  in  weiblichen  Arbeiten  höherer  Art,  namentlich  bei 
Anfertigung  der  Kleider,  Dienste  zu  leisten,  während  die  Männer  ur- 
sprünglich wohl  nach  freier  Bestimmung  des  Herrn,  später  meistens  schon 
durch  ihre  Geburt  einem  bestimmten  Hofamte  zugeteilt  wurden,  so  daß 
innerhalb  jedes  Hofamtes  alle,  die  demselben  angehörten,  abwechselnd 
ein  gewisse  Zeit  zu  dienen  hatten  ^^  Nur  ehrenvolle  Dienste  konnten 
verlangt  werden,  und  nur  solche  für  den  Herrn  und  seine  Familie,  nicht 
für  Untergebene.  Außer  den  vier  regelmäßigen  Hofamtern  (Marschall, 
Truchseß,  Kämmerer,  Schenk)  wurde  gewöhnlich  noch  ein  fünftes,  das 
aber  sehr  verschiedenen  Charakter  hatte,  von  den  Ministerialen  versehen, 
häufig  gab  es  auch  andere  Verwendung  im  Dienste  des  Herrn,  nament- 
lich als  Burggrafen,  Vögte,  Meier  u.  dgl.,  seit  ihrem  Eintritt  in  das 
öffentliche  Gerichtswesen  auch  als  Vicegrafen.  Zu  dem  Hofdienste  kam 
der  Gerichtsdienst  im  Dienstmannengericht.  Während  die  Hofdienste 
gemessene  waren,  richtete  sich  die  Kriegsdienstpflicht  der  Ministerialen, 
namentlich  bei  Verteidigungskriegen,  ganz  nach  dem  Bedürfhisse  des 
Herrn.  Der  Kriegsdienst  war  teils  Burghut,  teils  Heeresfolge.  Die  mit 
der  Burghut  betrauten  Ministerialen  (Burgmannen)  bildeten  häufig  eine 
besondere  Genossenschaft.    Der  Heeresdienst  war  als  Ritterdienst  zu  leisten, 

"  Vgl.  Sachs.  Lehnr.  63,  1.    Auct.  Vet.  1,  130. 
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aber  nicht  bloß,  wie  seitens  der  meisten  freien  Vassalien,  bei  der  Reichs- 
heerfahrt, sondern  auch  in  Privatfehden  des  Herrn:  der  Dienstmann  war 
stets  ein  Ledigmann  {Jiomo  ligiu8y\ 

Unentgeltliche  Dienste  hatte  der  Herr  nicht  zn  beanspmchen.  Die 
Ministerialen  erhielten  von  ihm  Kleidung,  Büstung,  am  Hofe  den  Standes- 
maßigen  Unterhalt,  auf  Heereszügen  auch  wohl  Löhnong,  vor  allem 
konnte  jeder  Ministerial,  der  ein  gewisses  Alter  erreicht  hatte,  Belohnung 
mit  einem  Beneficium  verlangen.  Indem  die  Ministerialen  auf  diese  Weise 
unter  den  Einfluß  des  Lehnwesens  kamen,  wurde  ihre  Annährung  an 
den  freien  Bitterstand  wesentlich  gefordert.  Die  mit  der  Ministerialität 
verbundenen  materiellen  Vorteile  waren  so  groß,  daß  Freie  es  mehr  and 
mehr  als  eine  Verbesserung  ansahen,  wenn  sie  sich  einem  Herrn  zu 
Ministerialenrecht  ergaben.  Seit  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  war  dies 
selbst  bei  vielen  Edeln  der  Fall,  deren  Übertritt  wesentlich  zur  Hebung 
des  Standes  beitragen  mußte.  Wurden  Eigenleute  oder  Hörige  zu  Ministe- 
rialen befördert,  was  nach  verschiedenen  Dienstrechten  nur  mit  Zustim- 
mung der  Dienstmannschaft,  seit  der  vollen  Ausbildung  des  Standes  zum 
Teil  nur  mit  königlicher  Genehmigung  geschehen  konnte^',  so  bedurfte 
es  einer  besonderen  Freilassung  zu  Ministerialenrecht,  obwohl  auch  die 
Dienstmannen  zur  familia  gehörten. 

Die  Dienstmannen  unterlagen  der  Disziplinargewalt  ihres  Herrn. 
Ihren  Gerichtstand  bei  Streitigkeiten  unter  einander  hatten  sie  ausschließ- 
lich in  dem  Dienstmannen-  oder  Hofgerichte  des  Herrn.  Bei  Streitigkeiten 
mit  Dritten  hatte  der  Herr  sie  vor  dem  öffentlichem  Gerichte  zu  ver- 
treten. Die  Dienstmannen  konnten  eigenes  Vermögen  erwerben  und  dar- 
über verfügen,  über  unbewegliche  Sachen  aber  nur  innerhalb  des  Kreises 
der  Genossen,  Dritten  gegenüber  nur  durch  die  Hand  des  Herrn  ^*  Inner- 
halb der  (renossenschaft  hatten  sie  ein  unbeschränktes  Erbrecht;  waren 
keine  Erben  aus  diesem  Kreise  vorhanden,  so  hatte  der  Herr  das  Heim- 
fallrecht ^^  Eine  dem  Sterbfalle  der  Eigenleute  entsprechende  Erbschafts- 
abgabe an  den  Herrn  bestand  für  die  Ministerialen  nur  hier  und  da. 
Das  Becht  des  Herrn  auf  die  Kriegsrüstung  [hergewiBte)  eines  ohne 
mannliche  Erben  verstorbenen  Mannes  bestand  vielfach  auch  freien  Vas- 
sallen  gegenüber  und  stützte  sich  auf  den  Umstand,  daß  die  Mannen  ihre 
Büstung  von  dem  Herrn  zu  empfangen  pflegten  ^^  Zu  ihrer  Verheira- 
tung innerhalb   der   Genossenschaft    bedurften    die   Ministerialen   keiner 


^*  Zuweilen  allerdings  mit  der  Beschrfinkong  auf  Verteidigungskriege,  oder 
80  daß  die  Dienstmannen  bei  einem  Angrifi&kriege  nur  dann  mitzuwirken  hatten, 
wenn  derselbe  von  ihnen  als  gerecht  anerkannt  worden  war.  Ober  die  Kriegs- 
dienste der  Bünisterialen  vgl.  Lamprbcht,  Wirtschaftsleben  1,  1808  ff.  1812  ff. 

>»  Vgl.  S.  443.    V.  Fürth,  a.  a.  0.  148.  162.    Kl.  Kaiserrecht  8,  6. 

"  Vgl.  Schwsp.  Laßb.  158. 

"  Vgl.  Ssp.  I.  38,  §  2.  III.  81,  §  2.     V.  FüBTH,  a.  a.  0.  857  ff. 

'•  Vgl.  S.  84  n.  282  n.  400  n.  408,  n.  65.  Dsp.  27.  Waitz  5«,  852  f. 
V.  Fürth  866  ff. 
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GenehmigüDg  des  Herrn,  ebensowenig  zu  Ehen  mit  freien  Frauen,  da 
solche  dem  Herrn  nur  Vorteil  bringen  konnten.  Dagegen  hatte  der  Herr 
das  Ehebewilligungsreohty  wenn  es  sich  um  Heiraten  mit  Ministerialen 
oder  Hörigen  eines  anderen  Herrn  handelte,  doch  waren  solche  Wechsel- 
heiraten unter  den  Dienstgenossenschaften  yerschiedener  Herren  yielfsMsh 
ein-  für  allemal  durch  Yertrage  der  Herren,  denen  es  dabei  namentUch 
auf  das  Eigentum  an  den  Kindern  ankam,  freigegeben.  Ministerialinnen 
bedurften  auch  bei  der  Verheiratung  mit  Freien  der  Genehmigung  des 
Herrn,  zuweilen  hatte  er  ihnen  gegenüber  auch  das  Becht  des  Ehegebotes. 
Seit  dem  12.  Jahrhundert  trat  das  Ehebewilligungsrecht  des  Herrn  mehr 
in  den  Hintergrund. 

Am  schärfsten  zeigte  sich  die  Unfreiheit  der  Dienstmannen  in  der 
Befugnis  der  Herren,  ihre  Herrschaft  auf  andere  zu  übertragen.  Zwar 
war  jede  derartige  Übertragung  an  die  Voraussetzung,  daß  die  Lage  des 
Mannes  dadurch  nicht  yerschlechtert  werde,  gebunden,  auch  durfte  der 
Mann  in  der  Begel  nicht  ohne  sein  Lehn  veräußert  werden,  aber  während 
ein  freier  Vassall,  dem  sein  neuer  Herr  nicht  genehm  war,  sich  durch 
Verzicht  auf  das  Lehn  sofort  frei  machen  konnte  ^^,  stand  dem  Ministe- 
rialen das  Becht,  sich  von  seinem  Herrn  einseitig  loszusagen,  nicht  zu« 
Nur  wenn  der  Herr  sich  grober  Pflichtverletzungen  gegen  den  Mann 
schuldig  machte,  z.  B.  ihm  seinen  Schutz  oder  den  schuldigen  Lohn  ver- 
weigerte oder  das  Lehn,  das  ihm  zukam,  vorenthielt,  konnte  der  Dienst- 
mann für  seine  Person  ihm  jeden  ferneren  Dienst  verweigern  und  fremde 
Dienste  aufsuchen,  aber  ohne  das  Band,  das  ihn  und  seine  Nachkommen 
an  den  Herrn  knüpfte,  dadurch  völlig  zu  zerschneiden^^.  Um  einem 
Ministerialen  die  Freiheit  zu  geben,  bedurfte  es  stets  einer  ausdrücklichen 
Freilassung  durch  den  Herrn.  Erwähnt  werden  solche  Freilassungen  nur 
in  Fällen,  wo  es  sich  um  die  Ehe  mit  Personen  aus  dem  Herrenstande 
oder  die  Nobilitierung  von  Kindern  aus  einer  solchen  Ehe  oder  die  Be- 
förderung eines  Ministerialen  zu  einem  nur  freien  Herren  zugänglichen 
Amte  handelte  ^^. 


^^  Vgl.  S.  406,  n.  54.  "  Vgl.  v.  Fürth  4^6  ff. 

"  Vgl.  Waitz  5«,  350.  Kraut,  Grandriß«  §  41,  Nr.  82-37.  v.  Fürth, 
a.  a.  0.  90  ff.  468—472.  Ficker,  Heerschild  151  f.  208.  Wurde  der  Dienstmann 
nar  einÜGUih  von  seinem  Herra  freigelassen,  ohne  daß  dieser  ihm  seinen  bisherigen 
Grundbesitz  beließ  oder  ihn  neu  mit  solchem  ausstattete,  so  erhielt  jener  nur  das 
Recht  der  besitzlosen  Freien,  er  trat  in  die  Klasse  der  freien  Landsassen  Über. 
Erhielt  er  Grundbesitz,  so  zählte  er  zu  den  freien  Grundbesitzern,  von  denen 
weiter  unten  zu  reden  sein  wird.  Die  Erhebung  in  den  Herrenstand  konnte  ihm 
nur  durch  den  König,  und  zwar  seit  dem  13.  Jahrhundert  nur  auf  Beschluß  des 
Reichshofgerichts  oder  des  Reichstags,  zu  teil  werden.  Vgl.  Kraut,  a.  a.  0. 
Nr.  84—37  und  v.  Fürth  90 ff.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  sind  die  neuerdings 
von  V.  Zallingbr,  Schöffenbarfreie  238  ff.  lebhaft  angegriffenen  Aussprüche  des 
Sachsenspiegels  (Ssp.  III.  80,  §  2.  81,  §  1)  zu  verstehen:  Lei  die  koning  oder  en  ander 
herre  sinen  dtnstman  oder  einen  egenen  man  vri^  die  behalt  vrier  lanteeten  recht, 
Togat  aver  die  scepenen  binnen  ener  grafseap,  die  koning  mut  tcol  des  rikes  dienst^ 
man  mit  ordelen  vri  taten  tmde  to  scepenen  dar  maken ,  he  sal  aver  des  rikes 
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Den  höchsten  Bang  unter  den  Ministerialen  hatten  die  Keichsdienst- 
mannen.  Zu  denselben  gehörten  nicht  bloß  die  Dienstmannen  des  Königs, 
sondern  auch  die  der  geistlichen  Fürsten,  die  als  Zabehör,  gewissermaßen 
als  eiserner  Bestand  des  Fürstentums  galten  und  daher  Ton  ihrem  Herrn 
nicht  anders  als  mit  Genehmigung  des  Königs  veräußert  werden  durften*^. 
Geringeren  Banges  waren  die  Dienstmannen  der  weltlichen  Fürsten'^, 
doch  hatten  die  Könige  einigen  Fürsten  das  Zugeständnis  gemacht,  daß 
ihre  Mannen  als  Beichsministerialen  gelten  sollten^'.  Die  nicht  gefürsteten 
Prälaten  nnd  die  freien  Herren,  deren  Hofhaltung  ohnehin  erheblich  ein- 
facher organisiert  war  und  die  vier  Hofamter  nicht  aufzuweisen  hatte, 
besaßen  keine  eigentlichen  Ministerialen*^,  wohl  aber  fanden  sich  auch 
in  ihren  Diensten  regelmäßig  eigene  Leute  von  Bittersart,  die  den  fürst- 
lichen Dienstmannen  an  Bang  nachstanden,  bei  denen  auch  die  persön- 
liche Unfreiheit  stärker  hervortrat,  die  aber  im  übrigen  noch  durchaus 
zu  den  Bittern  zählten  und  als  einschildige  Bitter  die  unterste  Stufe  in 
der  Heerschildsordnung  einnahmen  ^.  Solche  Bitter  kommen  dann  auch 
namentlich  in  Süd-  und  Westdeutschland  im  Eigentume  von  Dienst- 
mannen vor,  die  Quellen  bezeichnen  sie  im  Gegensatze  zu  diesen  schlecht- 
weg als  milites  oder  Ritter  ^^.    Später  erscheinen  sie  neben  den  Dienst- 


gi*de8  also  vele  io  egen  in  geven^  dat  sie  scepenen  dar  af  wesen  mögen,  ir  iewelkenie 
dri  hoven  oder  mer.  Unrichtig  ist  nur,  daß  der  Spiegier  die  Erhebong  in  den 
Stand  der  SchöfiPenbarfreien  und  nicht  die  in  den  Stand  der  Herren,  aus  dem  seine 
Schöffenbarfreien  eben  aasgetreten  waren,  vor  Augen  hat. 

'^  Vgl.  Schwsp.  Laßb.  15S.  808.    v.  Z^llinoeb,  Ministeriales  und  milites  57 

'^  Reichsdienstmannen  durften  nicht  ohne  ihre  Zustimmung  zu  solchen  degra- 
diert werden.  Vgl.  Schwsp.  Laßb.  158.  Der  Verfasser  des  Kl.  Eaiserrechts,  wahr- 
scheinlich selbst  ein  Keichsdienstmann ,  sachte  den  fürstlichen  Dienstmannen  all- 
gemein die  Eigenschaft  als  Ministerialen  abzustreiten.    Vgl.  El.  Eaisserr.  3,  6. 

"  Vgl.  Diplom  Friedrichs  II.  über  die  Errichtung  .des  Herzogtums  Braun- 
schweig (vgl.  S.  400,  n.  25)  von  den  Dienstmannen  Ottos:  ministeriales  suos  in 
ministeriales  imperii  assumentes,  eidem  concessimus  y  eosdem  ministeriales  iuribus 
iüis  uti,  quibus  imperii  ministeriales  uiuntur.  Auf  ähnliche  Weise  müssen  die 
bairischen  und  österreichischen  Ministerialen  die  Stellung  der  Beichsministerialen 
erlangt  haben,  doch  gab  es  in  Baiem  neben  den  Reichsdienstmannen  auch  solche, 
die  bloß  dem  Herzog  zugehörten.    Vgl.  v.  Zallinoer  58  ff.    Siegel,  a.  a.  0.  288  ff. 

*'  Vgl.  Schwsp.  Laßb.  70.  158.  308.  Dagegen  kommen  Dienstmannen  von 
Grafen  vor.  Vgl.  Siegel,  a.  a.  0.  237,  Über  ministeriales  seu  nobiles  homines 
proprii  der  Herren  von  Weinsberg  (1287)  vgl.  v.  Bosch,  Deutsches  Adelsblatt 
1895,  S.  263. 

**  Vgl.  S.  397.  Schwsp.  Laßb.  18:  ist  ein  eigenma/n  ritter  (nachdem  vorher 
von  den  dienstman  der  fursten  die  Rede  gewesen  ist).  Vgl.  ebd.  70:  git  ein  vrter 
herre  sitn  eigen  Hute  an  ein  fursten  ampt,  die  sint  nit  dienstman,  sie  sint  des 
fursten  eigen,  si  hant  dienstmanne  rekt  nit.  v.  Fürth  67.  v.  Zallikgeb,  Die 
ritterl.  Erlassen  des  steirischen  Landrechts  427  n. 

"  Vgl.  §  40,  n.  11.  Weiland,  Const.  1,  181.  Diese  Elasse  wurde  bereits  von 
V.  Fürth  68,  Ficker,  Heerschild  188  und  Hasbn5hrl,  a.  a.  0.  70  ff.  erkannt,  genauer 
festgestellt  wurden  ihre  Verhältnisse  aber  erst  durch  v.  Zallinobr,  Ministeriales 
nnd  milites.  Die  Ministerialen  hatten  Hof-  und  Eriegsdienste,  die  „Kitter"  dagegen 
im  wesentlichen  nur  die  letzteren,  namentlich  Besatzungsdienste,  zu  leisten. 
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mannen,  immer  aber  als  eine  geringere  Klasse,  auch  im  Dienste  der 
Fürsten;  in  Osterreich  und  Steiermark  wurden  diese  landesherrlichen  Bitter 
als  provmcüdes  Ausiriae  et  Süriaey  milües  terrae  Stiriaej  auch  als  Land' 
letUe   oder   Zandmänner^   vor   ihren   übrigen   Standesgenossen    besonders 


Im  Laufe  des  12.  und  13.  Jahrhunderts  fanden  die  merkwürdigsten 
Verschiebungen  innerhalb  des  gesamten  Bitterstandes  statt  In  Osterreich 
und  Steiermark  gelang  es  den  herzoglichen  Dienstmannen  (nur  diesen, 
nicht  denen  der  geistlichen  Fürsten)  in  der  2.  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts 
durch  straffes  Zusammenhalten  und  kluge  Benutzung  der  politischen  Lage 
nicht  nur  alle  Spuren  der  Unfreiheit  abzustreifen,  sondern  sich  sogar  zu 
dem  Stande  der  bis  dahin  im  Lande  wenig  zahlreichen  Edeln  emporzu- 
schwingen. Während  die  Ministerialen  so  aus  unfreien  Dienstmannen 
zu  edeln  „Dienstherren"  oder  „Landherren"  wurden**,  stiegen  zwar  die 
eigenen  Bitter  zu  dem  Bange,  den  anderwärts  die  Dienstmannen  ein- 
nahmen, empor,  allein  ihr  Streben  nach  einer  erheblichen  Aufbesserung 
ihrer  Lage  scheiterte  an  dem  Widerstände  der  Dienstherren,  welche  unbe- 
schadet der  sozialen  Stellung  ihrer  Bitter  streng  darauf  hielten,  daß  die 
persönliche  Unfreiheit,  namentlich  das  volle  militärische  Verfügungsrecht 
des  Herrn  über  seinen  Mann,  aufrecht  erhalten  wurde *^  Die  Bezeich- 
nung „Eigenmann"  wurde  gradezu  typisch  für  die  eigenen  Bitter,  im 
G^ensatze  zu  den  Bauern,  die  doch  nur  zu  gemessenen  Diensten  ver- 
pflichtet waren*®. 

Erheblich  anders  lagen  die  Verhältnisse  in  Norddeutschland,  wo  seit 
Mitte  des  12.  Jahrhunderts  gerade  umgekehrt  ein  massenhafter  Über- 
tritt von  Edeln  in  den  Stand  der  Ministerialen,  dessen  Lage  eben  dadurch 
bedeutend  gehoben  wurde,  stattfand.  Während  es  in  Süddeutschland, 
abgesehen  von  den  Grafen,  im  allgemeinen  nur  wenig  edele  Geschlechter 
gab,  waren  diese  in  Norddeutschland  überaus  zahlreich,  da  insbe- 
sondere die  militärischen  Bedürfnisse  der  Elbemarken  und  der  Grenzdienst 
gegen  die  Obotriten,  Wenden  und  Sorben  schon  zu  einer  Zeit,  wo  der 
Schwerpunkt  der  deutschen  Heere  im  aUgemeinen  noch  auf  den  Fußtruppen, 
also  der  Landesmiliz,  beruhte,  die  Ansiedlung  ganzer  Beiterscharen  zur 
Notwendigkeit  machte.  Es  kann  doch  kein  Zufall  gewesen  sein,  daß 
längs  der  Elbe,  von  Thüringen  bis  zum  östlichen  Holstein,  die  freien 
Herren  ebenso  dicht  neben  einander  saßen,  wie  später  die  märkischen  Bitter 
an  der  polnischen  Grenze**.    Kein  Wunder,  daß  hier  nur  wenige  Geschlech- 

**  So  wurden  sie  (aber  nur  in  der  Mehrzahl)  seit  dem  14.  Jh.  bezeichnet,  nur 
der  Einzelne  hieß  noch  „Dienstmann".  Vgl.  Siegel,  a.  a.  0.  238.  Auf  den  Heer- 
fahrten hatten  die  Dienstmannen  an  der  Spitze  ihrer  Ritter  schon  immer  gleich 
den  Edeln  die  Stellung  von  Bannerherren  eingenommen. 

''  Eine  anschauliche  Schilderung  dieser  Kämpfe  bei  dem  sogenannten  Seifried 
Helbling  (§  40,  n.  18)  4,  Vers  46  ff.  64  ff.  759  ff.  766  ff.  791  ff.  6,  161  ff.  8,  80  ff. 
142  ff.  347  ff.  392  ff.  472  ff.  577  ff.  894  ff.    15,  139  ff.  151  ff,  174  f.  191  ff. 

**  Vgl.  y.  Zallingeb,  Die  ritterlichen  Klassen  428  f. 

»  Vgl.  S.  429.    Siehe  auch  ZRG.  20,  15  f.    In  Österreich,  wo  die  militärische 
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ter  imstande  waren,  ihren  allodialen  Grundbesitz  so  zu  erweitem,  wie  es  das 
Standesbedürfnis  eines  adelichen  Hauses  verlangte.  Denn  die  ökononiische 
Lage  der  Grundherren  hatte  sich  im  12.  und  13.  Jahrhundert  überaus 
verschlechtert.  Die  Auswanderung  in  die  Städte  und  die  Übereibischen 
Koloniallander,  letztere  für  Sachsen  und  Thüringen  besonders  empfindlich, 
hatte  den  Bauernstand  gelichtet  und  die  Arbeitskräfte  seltener  gemacht^ 
Arbeitslöhne  und  Preise  waren  außerordentlich  gestiegen,  aber  die  Stei- 
gerung der  Bodenrente  kam  nur  den  Bauern  und  nicht  den  Grundherren 
zu  statten,  da  diese  längst  auf  jede  Eigenwirtschaft  verzichtet  und  die 
Zinse,  welche  sie  von  den  Bauern  bezogen,  mit  dem  Wachstum  der 
Bodenrente  nicht  Schritt  gehalten  hatten  ^^.  Der  thüringische,  ostfalische 
und  holsteinische  Adel  wurde  von  den  verschlechterten  wirtschaftlichen 
Verhältnissen  um  so  härter  betroffen,  als  er  nicht  nur  bei  seiner  großen 
Zahl  sich  von  vornherein  mit  geringem  Besitz  hatte  begnügen  müssen  ^\ 
sondern  sich  außerdem  noch  eine  überaus  starke  Konkurrenz  der  Dienst- 
mannen gefallen  lassen  mußte.  Wir  haben  schon  darauf  aufmerksam 
gemacht,  daß  ein  stattliches  Dienstgefolge  für  die  Herren  vorteilhafter 
war,  als  eine  entsprechende  Anzahl  freier  Yassallen.  Es  war  daher  nur 
natürlich,  wenn  die  Fürsten  die  ihnen  zu  Gebote  stehenden  Lehen  aus- 
schließlich für  ihre  Dienstmannen  verwendeten  und  zur  Belehnung  freier 
Leute  nicht  leicht  etwas  übrig  hatten  ^^  Den  Beichskirchen  war  es 
geradezu  verboten,  andere,  als  ihre  eigenen  Ministerialen,  zu  belehnen '^ 
So  blieb  für  diejenigen  Edeln,  welche  darauf  angewiesen  waren,  sich  um 
Lehen  zu  bewerben,  nichts  übrig,  als  die  Ergebung  in  die  Ministerialität'^ 
Diese  Bewegung  begann  um  die  Mitte  des  12.  Jahrhunderts,  nahm  aber 
bald  einen  solchen  Umfang  an,  daß  in  dem  ostfälischen  Sachsen  bis  zur 
Mitte  des  13.  Jahrhunderts  die  meisten  edelen  Geschlechter  den  Schritt 
vollzogen  hatten.  Dabei  wahrten  sich  aber  die  Übergetretenen  die  Er- 
innerung an  ihre  edelfreie  Abstammung,  den  Zusammenhang  mit  dem 
Stanmigute  ihres  Geschlechts '^  das  freie  Yerfügnngsrecht  über  ihr  Eigen 


Lage  die  gleiche  wie  in  den  Elbemarken  war,  hat  sich  das  Verhältnis  nur  dadurch 
anders  gestaltet,  daß  dem  Bedürfnis  von  vornherein  durch  die  eigenen  Bitter  ge- 
nügt wurde.  Siegel,  a.  a.  0.  242.  249  f.,  macht  darauf  aufmerksam,  daß  gegen 
Ende  des  13.  Jh.  die  Dienstmannen  mit  ihren  Bannern  von  Rittern  und  Knechten 
zwei  Drittel  der  ganzen  österreichischen  Streitmacht  stellten. 

»<>  Vgl.  Lampbecht,  Wirtschaftsleben  1,  862  ff.  1506  ff. 

"  Aus  Ssp.  II.  54,  §  2  und  III.  81,  §  1  (Anm.  19)  folgt,  daß  viele  der 
Standesgenossen  des  VerfEussers  nur  eben  drei  Hufen  Eigen  oder  Lehn  besaßen. 

•*  Man  denke  an  Walther  von  der  Vogelweide,  der  doch  dem  Stande  der  Edeln 
angehörte,  und  seinen  endlichen  Jubelruf:  Ich  hän  min  ISßien,  al  die  toerlt,  ich  hän 
min  lehen!  Vgl.  Lampsecht,  Wirtschaftsleben  1,  1168.  1169  f.  v.  Below,  Landst 
Verf.  14. 

•'  Vgl.  FicKEB,  Eigentümer  des  Reichskirchengutes  141.  Wattz  5',  371  ff. 
6^  103  f.    Böhmer,    Acta  imperii  selecta  78,  Nr.  85  (1185). 

**  Ältere  Beispiele  solcher  Ergebungen  u.  a.  Waitz  5^  872.  Über  derartige 
Vorgänge  in  Österreich  Lüschin  von  Ebbnqreüth,  Gerichtswesen  46. 

*^  Ssp.  I.  51,  §  4:    Svelk  acepenbare  vri  man  enen  sinen  genoi  io  kampe  an- 
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lind  vor  allem  ihren  Grerichtsstand  und  ihre  Sohöffenbarkeit  im  gräflichen 
Landgericht  Solange  den  geborenen  Dienstmannen  diese  Hechte  noch 
abgingen,  fohlten  sich  die  zu  ihnen  übergetretenen  Edeln  als  Über* 
genossen  und  so  darf  es  nicht  wundernehmen,  wenn  der  Verfasser  des 
Sachsenspiegels,  der  selbst  ein  aus  dem  Stande  der  freien  Herren  hervor- 
gegangener Dienstmann  war,  seiner  Neigung  zu  juristischen  Kombina- 
tionen nachgebend,  für  sich  und  seine  Genossen  einen  besonderen  Stand 
konstruierte,  für  den  er  die  nicht  unpassende  Bezeichnung  „Schöffenbar- 
freie"  erfand'^.  Diese  Schöffenbarfreien  des  Eike  von  Repgau,  in  denen 
man  früher  den  Kern  der  altfreien  Bevölkerung  oder  den  altfreien  Eitter- 
stand  zu  finden  meinte,  gehörten  demnach  thatsachUch  nur  einem  Über- 
gangsstadium an,  aber  ihre  Aufnahme  in  den  Stand  der  Ministerialen  hat 
alsbald  befreiend  auf  die  Stellung  der  letzteren  eingewirkt,  da  man  diesen 
auf  die  Dauer  doch  nicht  versagen  konnte,  was  die  zu  ihnen  übergetre- 
tenen Edeln  von  alters  her  besessen  und  sich  trotz  ihrer  Standesminderung 
bewahrt  hatten.  So  erwarben  die  Dienstmannen  seit  Mitte  des  12.  Jahr- 
hunderts allgemein  die  volle  passive  Lehnsfahigkeit^  so  daß  sie  auch  von 
anderen  als  ihrem  Herrn  Lehen  mit  Mannschaft  empfangen  konnten'^. 
Der  Gerichtstand  vor  dem  Grafengericht  und  damit  die  Befähigung  zum 
Schöffen-  und  selbst  zum  Grafenamte  wurde  den  Dienstmannen  seit  der 
Mitte  des  13.  Jahrhunderts  überall  zugestanden.  Damit  hatten  sie  auch 
die  Fähigkeit  zum  Erwerbe  von  landrechtlichem  Eigen  erlangt'®;  die  Be- 
rechtigung, über  solches  auch  ohne  den  Herrn  beliebig  zu  verfügen,  war 
nur  eine  weitere  Konsequenz  dieser  Entwickelung'*. 

Als  Bitterbürtige  wurden  die  Dienstmannen  und  selbst  die  eigenen 
Ritter  seit  dem  12.  Jahrhundert  mehr  und  mehr  zum  Adel  gerechnet*^. 
Wie  dies  zunächst  nur  in  Bezug  auf  ihre  soziale  Stellung  eine  Berech- 
tigung hatte,  so  auch  die  seit  der  2.  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts  zuweilen 


sprikt,  die  bedarf  to  wetene  sine  vier  anen  unde  sin  hantgemalj  unde  die  io  beno- 
tnenej  oder  jefie  weigeret  ime  kampes  mit  rechte.  III.  29,  §  1:  Die  man  mut  sik 
fcol  to  sime  hantgemale  mit  einem  eide  tien,  ai  ne  kebbe  he's  under  ime  nicht. 
Vgl.  Anm.  5. 

^  Es  ist  das  nicht  hoch  genug  zu  schätzende  Verdienst  v.  Riobthofen's 
(Untersuchungen  2,  1124  ff.)  und  ganz  besonders  y.  Zallinges'b  (in  seiner  Unter- 
suchung über  die  Schöffenbarfreien),  über  diesen  Gegenstand,  der  vorher  völlig  im 
dunkeln  lag,  aufgeklärt  zu  haben.  Die  ständischen  Verhältnisse  des  Mittelalters 
sind  erst  hierdurch  für  die  Wissenschaft  erschlossen.  Vgl.  ZRG.  22,  60  ff.  Übrigens 
werden  zu  den  Dienstmannen  übergetretene  Freie  auch  im  Schwsp.  LaBb.  69  (wo 
aber  hinter  dienstman  das  Wort  behaben  fehlt)  erwähnt 

*'  Vgl.  S.  896,  n.  10.  Die  Dienstmannenlehen  vom  Herrn  waren  keine  rechten. 
Lehen,  weil  sie  nach  Hofrecht  und  ohne  „Mannschaft**  geliehen  wurden.  Vgl  Ho- 
METEB,  System  des  Lehnrechts  272. 

*'  Voher  vermochten  sie  dies  nur  durch  die  Hand  eines  Salmannes.  Vgl. 
LoEBSCH  u.  ScHBöDER,  Urkunden  Nr.  107  (81).     v.  Fürth,  a.  a.  0.  282  f.  483  f. 

»•  Vgl.  V.  Fürth  288.  484  f. 

^  Vgl.  Fickeb,  Heerschild  148  f.    v.  Fürth  59  f.  75.  80. 
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Yorkommende  Bezeichnung  der  Dienstmannen  als  freie  Leute  ^K  Technisch 
wurden  auch  weiterhin  nur  die  Angehörigen  des  hohen  Adels  als  ,,Freie'' 
bezeichnet,  weil  man  sich  der  rechtlichen  Unfreiheit  der  Dienstmannen 
immer  noch  bewußt  blieb  ^'.  Im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts  aber  ist 
überall  die  letzte  Erinnerung  an  die  ursprüngliche  Unfreiheit  des  Standes 
verschwunden,  nur  bei  den  eigenen  Rittern  haben  sich  Spuren  derselben 
noch  bis  m  das  15.  Jahrhundert  fort^setzt.  Was  sich  von  besonderen 
Machtbefugnissen  der  Herren  gegenüber  ihren  Mannen  erhalten  hatte, 
wurde  nicht  mehr  auf  personliche  Abhängigkeit,  sondern  auf  eine  größere 
Strenge  des  lehnrechtlichen  Verhältnisses  zurückgeführt  ^^  Aus  belehnten 
Eigenleuten  hatte  sich  ein  freier  Lehnsadel  entwickelt. 

3.  Der  Ritterstand.  Die  Ritterschaft  hatte  sich,  im  Gegensatze 
zu  der  bäuerlichen  Bevölkerung  und  dem  erst  später  zu  besprechenden 
Bürgertume  der  Städte  (§  51),  zu  einer  einheitlichen  Gesellschaftsklasse 
mit  eigenen  Gesetzen  und  besonderen  Begriffen  von  Standesehre  und 
Berufspflichten  ausgebildet^^.  Die  Abschließung  dieser  Entwickelung  fallt 
in  die  Hohenstaufenzeit.  Die  Ritterschaft  umfaßte  zwei  landrechtlich  ge- 
schiedene Stände,  die  Edeln  und  die  Dienstmannen,  schon  in  einer  Ur- 
kunde Lothars  III.  von  1134  als  ardo  equestris  maiar  et  minor  aus- 
einandergehalten ^^  Eine  andere  Unterscheidung  innerhalb  der  Ritter- 
schaft machte  sich  seit  dem  13.  Jahrhundert  gelt-end,  nachdem  sich  in 
Anknüpfung  an  die  geistlichen  Ritterorden  die  Idee  eines  allgemeinen 
weltlichen  Ritterordens  von  internationalem  Charakter  verbreitet  hatte. 
Wenn  man  früher  jedes  Mitglied  der  Ritterschaft  als  Ritter  oder  miles 
bezeichnete,  so  unterschied  man  dieselben  jetzt  in  Ritter  {mäites,  Chevaliers) 


^^  Vgl.  V.  D.  Behob,  Oorkondenboek  van  Holland  en  Zeeland  1,  98,  Nr.  154. 
117,  Nr.  191.    V.  FüBTH  61. 

**  Vgl.  FicKEB,  Heerschild  142  f.  Ungemein  verbreitet  war  die  Formel:  gräven^ 
vrien,  dienestman.  Vgl.  u.  a.  Dietrichs  Flucht  (her.  v.  Martin)  Vers  239.  702  f. 
1846  f.  8008.  Ortnit  (her.  v.  Amblunq  u.  Janicke)  Vers  85:  fürsien,  grävefi^  fHen 
und  edele  dienstman.  Vgl.  Fürth  94.  Seifried  Helbling  8,  847  ff.  958  f.  Zeitschr. 
f.  deutsch.  Alt  13,  159. 

^*  So  die  Stellung  des  homo  ligius,  der  jedem  Aufgebote  seines  Herrn  Folge 
leisten  mußte  (vgl.  Hometer,  a.  a.  0.  377  ff.),  auch  wohl  die  in  der  Mark  Branden* 
bürg  und  später  in  Preußen  wiederholt  amtlich  betonte  Pflicht  des  einheimischen 
Adels  als  solchen,  sich  dem  Dienste  im  Offizierstande  des  Heeres  nicht  zu  entziehen. 

^  Vgl.  LüHER,  Ober  Ritterschaft  und  Adel  im  späteren  Mittelalter,  Münch. 
SB.  1861,  1,  365—416.  Roth  von  Scheecssnstein  ,  Die  Ritterwürde  und  der 
Ritterstand,  1886.  Baltzeb,  Zur  Gesch.  d.  deutsch.  Kriegswesens  4  ff.  Kopp, 
Über  den  Greburtsadel  (Bilder  und  Schriften  der  Vorzeit  1,  1—42).  Fittino,  Das 
castrensische  Peculium  508  ff.  Alw.  Schulz,  Das  höfische  Leben  zur  Zeit  der 
Minnesinger  1,  Kap.  2.  Wattz  5*,  452  ff.  Eichhorn,  St.-  u.  RG.  2,  147  ff.  548  f. 
3,  374  ff.  Walter,  DRG.  §§  218.  444  f.  Göhrum,  a.  a.  0.  l,  190  ff.  Der  von  Kopp, 
a.  a.  0.,  auszugsweise  mitgeteilte  „Ritterspiege?*  des  Johann  Rothe  a.  d.  Anfange 
des  15.  Jahrhunderts  jetzt  vollständig  bei  Bartsch,  Mitteldeutsche  Gedichte  (Bibl. 
d.  Stuttg.  litter.  Vereins  53,  98—201). 

^^  Böhmer,  Acta  imperii  selecta  74,  Nr.  80. 
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und  Knechte  {Knaben^  Knappen,  famuKj  puerij  servientes,  armigeri,  scutir 
feri,  frz.  escuyer^  engl,  squire),  im  -Gegensätze  zu  den  nichtritterbürtigen 
Ejiappen  auch  „Edelknechte'^  genannt  „Ritter^'  hieß  nur  noch,  wer  sich 
nach  abgelegtem  Bittergelübde  {professio)  in  den  Bitterorden  hatte  auf* 
nehmen  lassen;  nur  ein  solcher  durfte  die  ritterlichen  Insignien  (ver- 
goldete Sporen,  Seharlachmantel)  anlegen  und  das  Mher  den  Edeln  vor- 
behaltene  Prädikat  „Herr''  führen.  Der  Unterschied  zwischen  Bittem 
und  Knechten  war  ein  rein  sozialer,  rechtlich  standen  sie  sich  völlig 
gleich  ^^  Die  Aufnahme  in  den  Bitterorden  erfolgte  durch  den  Bitter- 
schlag,  den  im  Felde  jeder  Bitter  erteilen  konnte  ^^  Die  Ceremonie  war 
kirchlichen  Ursprungs,  sie  bedeutet«  einen  Akt  der  Demütigung,  wie  der 
Backenstreich  bei  der  Firmung.  Hatte  es  noch  im  13.  Jahrhundert  zum 
guten  Ton  gehört,  den  Stand  der  Knechte  nur  als  Übergang  zur  Bitter- 
würde zu  behandeln  ^^  so  begnügten  sich  seit  dem  14.  Jahrhundert  viele 
Bitterbürtige,  selbst  Fürsten  und  angesehene  Kriegsmänner,  zeitlebens  mit 
der  geringeren  Würde  oder  schoben  ihre  Promotion  doch  bis  in  ein 
höheres  Lebensalter  auf.  Während  sich  der  Bitterschlag  nur  auf  den 
Eintritt  in  den  Bitterorden  bezog,  hatte  die  altgermanische  Waffenreichung 
für  den  Eintritt  in  die  Bitterschaft  überhaupt  ihren  Platz  bewahrt*®. 
Sie  bestand  in  der  Überreichung  des  ritterlichen  Schwertgehänges  (Bitter- 
gurt, cingulum  militare),  des  eigentlichen  Wahrzeichens  der  Bitterschaft, 
und  hieß  darum  „Schwertleite";  durch  die  sofortige  Anlegung  der  ritter- 
lichen WafTen  (das  „Schwert  nehmen")  gab  der  junge  Mann  zu  erkennen, 
daß  er  den  ritterlichen  Beruf  erwählt  habe.  Yon  seltenen  Ausnahme- 
fallen abgesehen,  wurde  die  Schwertleite  stets  massenweise  vollzogen, 
regelmäßig  im  Anschluß  an  größere  Hofifestlichkeiten,  bei  denen  ein 
Turnier  den  jungen  Bittersleuten  sofort  Gelegenheit  zu  geben  pflegte, 
sich  in  dem  neuen  Berufe  zu  erproben. 

Die  Bitterschaft  beruhte  auf  einem  eigentümlichen  Gemisch  von 
Berufs-  und  Geburtsstand.  Nur  wer  die  Schwertleite  empfangen  und 
damit  die  ritterliche  Lebensweise  zu  seinem  Berufe  erkoren  hatte,  galt 
als  ein  Mann  von  Bittersart '^®.     Aber  erst  wenn  dieser  Beruf  auf  Kind 


^*  Eine  ganz  andere,  rein  militärische  Bedeutung  hatte  es,  wenn  man  gegen 
Ende  des  Mittelalters  diejenigen,  welche  ihrem  Lehnsherrn  ein  Ffthnlein  oder  eine 
Gleve,  d.  h.  ein  berittenes  Gefolge  von  mehreren  Knappen  und  einem  Buben,  zu- 
führten, als  „Ritter'^  (baceüarii,  frz.  baeheliers),  dagegen  die  einspännigen  Ritters- 
leute ohne  oder  nur  mit  einem  kleineren  Gefolge  als  „Knappen^^  oder  einfache 
„Edelleutc^^  bezeichnete.  Auf  diesem  Sprachgebrauche  beruhte  u.  a.  der  Unter- 
schied  der  Ritter-  und  Enappenlehen  in  der  Mark  Brandenburg.    Vgl.  S.  429. 

*'  Vgl.  Aeneas  Silvius,  Historia  rerum  Friderici  III.  (ed.  Boeclbb,  1685)  S.  81. 
ZRG.  15,  147  f. 

«  Vgl.  Seifr.  Helbl.  8,  657  ff. 

<»  Vgl.  Waitz  5«,  453.     LöHBB,  a.  a.  0.  888  ff: 

^  Hinterher  kam  es  weniger  darauf  an,  daß  die  kriegerische  Lebensweise 
fortgesetzt,  als  darauf,  daß  keine  mit  dem  Standesbegriff  unvereinbare  Beschäftigung, 
wie  Handwerk  oder  Kaufmannschaft,  betrieben  wurde.  Betrieb  der  Landwirtschaft 
war  gestattet.    Vgl.  Ritterspiegel,  Vers  2175—2220. 
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und  Eindeskind  übergegangen  war,  galt  die  Familie  als  ritterbärtig.  Um 
die  Lehnsfahigkeit,  die  Ebenbürtigkeit  zn  gerichtlichem  Zweikampfe  und 
zur  Teilnahme  an  den  Ritterspielen  oder  Turnieren^  die  Befähigung  zum 
Eintritt  in  einen  Bitterorden  oder  ein  adeliches  Stift  zu  besitzen,  genügte 
es  nicht,  daß  man  selbst  ein  Rittersmann  war,  man  mußte  auch  ritter- 
bürtig  („zum  Schilde  und  Wappen  geboren'%  d.  h.  Sohn  und  Enkel  von 
Rittersleuten  sein^^  Immerhin  war  dabei  noch  den  Söhnen  yon  Bürgern 
oder  Bauern  die  Möglichkeit  eröfhet,  wenn  auch  erst  in  der  dritten  Gene- 
ration, durch  Wahl  des  ritterlichen  Berufes  das  Aufrücken  ihrer  Familie 
in  den  Stand  der  Ritterbürtigen  zu  bewirken '^  Aber  ebendiese  Berufs- 
wahl wurde  Bauernsöhnen  schon  von  den  Hohenstaufen  verschlossen  oder 
doch  an  königliche  Genehmigung  gebunden**,  während  die  Söhne  von 
Bürgern  oder  gemeinen  Knappen  freie  Hand  behielten**  Den  Durch- 
gangspunkt bildete  regelmäßig  die  Ministerialität,  indem  Freie  sich  in 
dieselbe  ergaben,  Unfreie  zu  Ministerialenrecht  freigelassen  wurden;  nach 
der  Umbildung  der  Ministerialität  zu  einem  freien  Lehnsadel  war  der 
Erwerb  eines  Mannlehens  das  Mittel,  um  den  Nachkommen  den  Eintritt 
in  denselben  zu  verschaffen**.  Außerdem  übten  die  Könige  schon  im 
12.  Jahrhundert  das  Recht  aus,  auch  Nichtritterbürtigen  die  Schwertleite 
zu  erteilen  *^  Dazu  kam  seit  Karl  lY.  nach  französischem  Muster  die 
Erteilung  des  Briefadels,  d.  h.  die  Erhebung  in  den  Adelsstand  (selbst  in 
den  der  Edeln)  durch  königliches  Diplom,  ohne  Rücksicht  auf  ritterlichen 

"  Vgl.  Waitz  5*,  456  f.  HoMEYEB,  Syst  d.  Lehnr.  299  f.  Göhbum,  a.  a.  0. 
1,  190  fiT.  Schröder,  Ebenbürtigkeit  462.  W&hrend  eine  mildere  Richtung  sich  an 
dem  Stande  des  Vaters  und  Großvaters  genügen  ließ  (vgl.  Eichtst  Lehnr.  28  §  3, 
Statut  des  Baseler  Domkapitels  von  1837,  ZGO.  21,  309),  legten  andere  auch  Ge- 
wicht auf  die  Eitterbürtigkeit  der  Mutter  (vgl.  Gl.  z.  Ssp.  I.  5 ;  Statut  des  Halberst. 
Domkapitels  von  1401,  bei  Kraut,  Grundriß  §  37,  Nr.  3)  oder  verlangten  geradezu 
vier  ritterliche  Ahnen  (beide  Großeltempaare),  so  Kl.  Kaiserr.  3,  5  und  wohl  auch 
schon  der  Landfriede  von  1152,  c.  10  (Weiland,  Const.  1,  197;.  Wahrscheinlich 
ist  auch  Sachs.  Lehnr.  2,  §  1  und  21,  §  1  in  diesem  Sinne  zu  verstehen.  Vgl.  Ssp. 
I.  51,  §  4.  m.  29,  §  1.  U.  F.  10,  §  2.  Gegen  Ende  des  Mittelalters  wurden  die 
Gegensätze  zwischen  „Kittersarf'  und  „Bürgersart'^  wieder  erheblich  schärfer  be- 
tont, vielfach  erschienen  selbst  die  vier  Ahnen  nicht  mehr  genügend,  viele  geist- 
liche Stifter  und  die  Tumierregeln  forderten  acht,  selbst  sechzehn  Ahnen,  wodurch 
sich  der  Begriff  des  stift-  oder  tumiermftßigen  Adels  bildete.  Vgl.  u.  a.  Loersch 
und  Schröder,  Urkunden  Nr.  280  (258).  Frensdorff,  Lehnsf&higkeit  der  Bürger 
(s.  §  40,  n.  6)  53  f. 

"  Vgl.  Seifried  Helbl.  8,  Vers  180  ff.  241  ff.  257—272.  277  ff.  386  ff. 

^  Vgl.  Landfriede  von  1152,  c.  12  (IL  F.  27,  §  13),  Constitutio  contra  in- 
cendiarios  von  1186  c.  20  (Weilaio),  Const  1,  197.  451). 

"  Vgl.  Ritterspiegel  Vers  409—432.  713—724.  Frensdorff,  a.  a.  0.  37  f. 
Nur  P&ffensöhnen  war  der  Eitterstand  ebenso  wie  den  Bauern  verschlossen. 

w  Vgl.  Eichhorn  2,  566.  3,  875  f. 

*•  Vgl.  Otto  Fi-ising.,  gesta  Friderici  2,  18.  Göhrum,  a.  a.  O.  1,  190,  n.  10. 
Walthbr  §  218,  n.  14.  Ficksr,  Forsch,  z.  Reichs-  u.  Rechtsgesch.  Italiens  2,  103  ff. 
3,  430  f.  Die  Frage,  ob  die  Erhebung  darch  den  König  schon  die  Ritterbürtigkeit 
gewähre,  oder  ob  diese  erst  für  die  Enkel  eintrete,  wird  von  der  Glosse  zu  Ssp.  I. 
27  und  Sachs.  Lehnr.  2  in  letzterem  Sinne  entschieden.    Vgl.  Göhrtth  1,  375  f. 
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Lebensberuf  ^^  Auch  die  seit  Sigmund  aufgekommenen  Ordensverleihungen 
waren,  wenn  sie  einem  Nichtadelichen  zu  teil  wurden,  wohl  stets  mit  der 
Erhebung  in  den  Adel  verbunden  ^^  Endlich  gewährte  die  Promotion 
znm  doctor  legum  seitens  einer  mit  dem  Fromotionsrecht  ausgestatteten 
Juristenfakultat  die  persönliche  Oleichstellung  mit  dem  Adel^^  Damit 
war  der  Adel  zu  einem  reinen  Oeburtsstande  geworden,  der  von  der  realen 
Lebensstellung  unabhängig  war  und  weder  durch  eine  bestimmte  Berufs- 
wahl erworben,  noch  durch  unritterüches  Leben  verloren  werden  konnte •^. 

4.  Die  Oemeinfreien.  Der  ritterliche  Beruf  hatte  die  Orenze 
zwischen  Edeln  und  unfreien  Dienstmannen  verwischt,  die  letzteren  schließ- 
lich zu  Freiheit  und  Adel  erhoben,  andererseits  zwischen  ritterlichen  und 
nnritterlichen  Freien  eine  tiefe  Kluft  begründet  Eine  gewisse  Übergangs- 
zeit lassen  die  Urkunden  des  IL  und  12.  Jahrhunderts  in  den  Oegenden, 
wo  das  Schöffenamt  nicht  wie  in  Ostfalen  zu  einem  ausschließlichen 
Rechte  des  Herrenstandes  geworden  war,  erkennen.  Das  später  für  die 
Edeln  technisch  gewordene  Uberi  erscheint  hier  noch  zuweilen  als  aus- 
zeichnendes Prädikat  für  die  gemeinfreien  Schöffen,  die  dadurch  ebenso- 
wohl von  ihren  Amtsgenossen  aus  dem  Herrenstande  wie  von  den  noch 
nicht  zum  Schöffenamte  zugelassenen  Ministerialen  und  der  Oesamtheit 
der  freien  Dinggenossen  unterschieden  werden  ^^  Aber  auch  der  freie 
Bauer  wurde  noch  oft  genug  als  liber^  friman^  frt  gebür  bezeichnet  und 
selbst  nobilis  wurde  in  der  ersten  Hälfte  des  Mittelalters  keineswegs  tech- 
nisch für  den  Herrenstand,  sondern  vielfach  noch  in  alter  Weise  zur  Be- 
zeichnung der  gemeinen  Freiheit  und  des  freien  Orundbesitzes  verwendet®*. 
In  Ost-  und  Mittelfriesland,  wo  es,  im  Oegensatze  zu  dem  holländischen 
Westfriesland,   vor  Ende  des  14.  Jahrhunderts  keinen  Herrenstand  gab. 


^'  Vgl.  Eichhorn  3,  37S.    Windecke's  Leben  Sigmunds  c.  821  (her.  y.  HAasN). 

*•  Vgl.  LöHEB,  a.  a.  0.  409.  Über  den  Lindwarmorden  Sigmunds  vgl.  Win- 
decke's  Leben  Sigmunds  c.  136.    Siehe  auch  Urk.-B.  d.  St  Lübeck  5,  Nr.  S07. 

"  Vgl.  Eichhorn  3,  379.   Kraut,  Grundr.  §  37,  Nr.  1  ff.    Fittino,  a.  a.  0.  548. 

^  So  schon  Görlitzer  Landrecht  45,  3. 

*^  Vgl.  Schröder,  Gerichtsverfassung  des  Sachsenspiegels  (ZUG.  18,  39.  41  f. 
44).  FicKER,  Heerschild  167  f.  Unrichtig  war  es,  wenn  man  diese  gemeinfreien 
Schöffen  früher  mit  den  Schöffenbarfreien  des  Sachsenspiegels  gleichstellte.  Vgl. 
Lindner,  Veme  392  f. 

"  Vgl.  S.  216  n.  Waitz  5«,  317.  436  ff.  509  ff.  Heck,  a.  a.  0.  257  ff.  v.  Zalunor, 
Schöffenbarfreie  20  ff.  134,  n.  3.  257.  v.  Richthofbn,  Untersuchungen  3,  80  ff. 
LiNDNBR,  Veme  399.  Schröder  ^  Gerichtsverfiassung  36.  60  f.  Schwsp.  Laßb.  310. 
Im  Meier  Helmbrecht  (Vers  711.  743.  1727)  heißt  die  Mutter  des  Helden  /Htrfp, 
der  Vater  und  selbst  dessen  Knecht  friman.  Ein  mittelhochdeutsches  Sprichwort 
lautet:  Ein  frt  gebür  ist  herren  genoz  (Zinoerle,  Deutsche  Sprichwörter  im  Mittel- 
alter S.  17).  In  dem  „Armen  Heinrich^^  Hartmanns  von  der  Aue  sagt  der  Held, 
ein  freier  Herr  {und  wol  den  fürsten  gelichy  Vers  43),  von  der  Tochter  seines  Meiers : 
nu  ist  st  friy  als  ich  da  hin:  nü  rcet  mir  aller  min  sin,  daz  ich  st  xe  uibe  neme 
(Vers  1497  ff.);  ihr  Vater  ist  ein  frter  bümofiy  ein  gebtlre  (Vers  269.  276).  Der 
Schwabenspiegel  bezeichnet  die  freien  Bauern  einmal  als  Mittelfreie  (Laßb.  70b), 
ebenso  Dsp.  62.    Vgl.  Ficker,  Heerschild  148  f.    Zöpfl,  Altertümer  1,  217  fL 
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führten  die  freien  YoUbaneni,  als  der  erste  Stand  des  Landes,  den  Namen 


In  der  Hauptsache  zerfiel  die  freie  Landbevölkening  nichtritterlichen 
Standes  in  drei  Klassen:  die  im  Vollbesitz  ihrer  Freiheit  und  ihres  Eigens 
gebliebenen  Bauern,  die  Niohtgrondbesitzer  und  die  freien  Zinslente^«  Die 
erste  Klasse  unterschied  sich  von  den  Edeln  weder  durch  das  Maß  ihres 
Grundbesitzes,  denn  es  gab  Bauern  deren  Besitz  es  mit  dem  der  geringeren 
Edeln  reichlich  anfiiahm  (Anm.  31),  noch  durch  ihre  landwirtschaftliche 
Beschäftigung,  sondern  einzig  durch  ihre  unritterliche  Lebensweise,  wegen 
deren  sie  seit  der  veränderten  Heeresverfassung  für  die  Heerfahrt  nicht 
mehr  tauglich  erschien,  und  durch  die  ihren  Grundbesitz  im  Oegensatze 
zu  den  Freigütern  des  Adels  belastende  Schoß-  oder  Grafenschatzpflicht. 


^  Gregenfiber  den  allgemein  angenommenen  AusfÜhrnngen  von  v.  BicHTHorsN, 
die  sich  auf  die  anders  gearteten  Verhältnisse  in  den  holländischen  Landesteilen  nnd 
die  erst  seit  Ende  des  14.  Jahrhunderts  eingetretenen  Veränderungen  in  Ost-  und 
Mittelfriesland  stützten,  hatte  früher  nur  v.  Stbbl,  Königtum*  181,  die  friesischen 
Ethelinge,  die  auch  unter  dem  alten  Namen  der  Freihälse  (8.  50)  erscheinen  (ygl. 
y.  BiOHTHOFEN,  Altfrics.  WB.  765X  für  Gemeinfreie  erklärt  Die  Richtigkeit  dieser 
Auffassung  hat  Heck,  a.  a.  0.,  überseugend  nachgewiesen,  vgL  auch  SEsap-GaATAXA, 
Gott  gel.  Anz.  1895,  S.  SdOfiT.  Man  darf  wohl  annehmen,  daß  der  altfriesische 
Volksadel  im  Laufe  der  Jahrhunderte  einer  ähnlichen  demokratischen  Bewegung, 
wie  die  sächsische  Stellinga  um  842  (Waitz  3',  149),  cum  Opfer  gefallen  war. 
Nachdem  die  Bauern  in  Ost-  und  Mittelfriesland  Herren  über  den  Adel  geworden 
waren,  machten  sie  sich  im  13.  Jahrhundert  auch  an  das  holländische  Friesland, 
hier  aber  ohne  Erfolg.  Vgl.  v.  Riobthofhc,  Unters.  8,  SOfiT.  Daß  die  bäuerlichen 
Ethelinge  aber  nicht,  wie  Hbok  annimmt,  die  Masse  des  Volkes  bildeten,  sondern 
eine  von  dieser  streng  geschiedene  bäuerliche  Aristokratie  waren,  ergiebt  sich  aus 
ihrem  Namen,  der  sich  aus  einer  volksetymologischen  Bezugnahme  auf  ihre  Stamm- 
güter {fithet)  erklären  dürfte.  Vgl.  Siebs,  bei  Heck  227.  Daß  dies  Wort  (vgl.  an. 
6^t)  auch  bei  den  Friesen  nur  Erb-  oder  Stammgut  bedeutet  haben  kann  (vgl. 
Heck  209  £  216  f.  298  f.),  ist  nicht  zu  bezweifehi.  Nicht  die  Sippe  machte  den 
Etheling,  denn  auch  der  freigeborene  Landsasse  ohne  Grundbesitz  hatte  seine  Sippe, 
und  nicht  der  Besitz  einer  VoUhufe  von  80  Grasen  oder  Pfunden  Landes  war  für 
den  Etheling  ausreichend,  wenn  dieser  Besitz  Kaufgnt  und  nicht  altes  Familien- 
erbe war.  Die  friesischen  Ethelinge  entsprachen  demnach,  wie  schon  K.  Lehmamn 
(Kr.  VJSchr.  38,  12)  bemerkt  hat,  den  norwegischen  ödalsmenn  oder  höldar.  Vgl. 
Anm.  5.    K.  Maubeb,  Die  norwegischen  höldar  (Münch.  SB.  1889,  2)  190.  206  f. 

^  In  Friesland  standen  den  Ethelingen  die  Übrigen  Klassen  der  freien  Be- 
völkerung als  frilinge  gegenüber.  Vgl.  Siebs,  bei  Heck  228.  So  lange  eine  Ethellngs- 
familie  ihr  Stammgut  behauptete,  gehörten  auch  die  besitzlosen  Familienglieder 
zu  den  Standesgenossen,  wenn  auch  als  die  letzten  unter  diesen  (Heck  249 f.). 
Dagegen  war  ein  unedfknon  oder  friling,  wer  zwar  einen  Etheling  zum  Vater 
hatte,  aber  entweder  wegen  Abstammung  ans  einer  bloßen  Kebsehe  das  Recht  am 
väterlichen  Stammgut  entbehrte  (ebd.  244  ff.  252  f.  256  f )  oder  dasselbe  durch  ein 
Verbrechen  verwirkt  hatte  (ebd.  248).  Im  übrigen  gehörten  zu  den  Frilingen  alle 
Freigelassenen,  sowie  die  Kleinbesitzer,  die  Pächter  oder  „Heuennänner*'  (ebd.  266) 
und  die  freien  Einlieger  (toonir,  mon),  die  bei  anderen  Leuten  in  Lohn  und  Brot 
standen  (ebd.  251.  266).  Wenn  ein  FrUing  eine  Vollhufe  erwarb,  so  darf  man  wohl 
annehmen,  daß  (wie  bei  den  norwegischen  höldar)  seine  vollbürtigen  Nachkommen 
zu  den  Ethelingen  gerechnet  wurden,  sobald  das  Kau^t  zu  Stammgnt  geworden 
war  (also  wohl  in  der  dritten  Generation). 
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Eine  solche  Belastung,  obwohl  rein  öffentlichrechtlicher  Natur,  erschien 
einer  Zeit,  die  zwischen  Privat-  und  öffentlichem  Rechte  nicht  scharf  zu 
unterscheiden  vermochte,  als  eine  Minderung  der  Freiheit®*.  Wegen 
ihrer  Abgabenpflicht  wurden  die  freien  Bauern  in  Norddeutschland  auch 
Pfleghafte^^ ^  im  holländischen  Friesland  scoibaere  man  genannt*^  Die 
alte  Bezeichnung  als  Bargilden  {Bergeiden,  Biergelden)  erhielt  sich  in 
den  verschiedensten  Gegenden,  wurde  aber  schon  im  14.  Jahrhundert 
nicht  mehr  verstanden  ®®.  Eine  andere,  nur  in  Westfalen  bezeugte  Be- 
nennung {malman)  scheint  sich  auf  die  allgemeine  Dingpflicht  bezogen 
zu  haben,  im  Gegensatze  zu  den  Edeln,  die  allmählich  überall  zu  einem 
eximierten  Gerichtstande  gelangten*'. 


"*  Vgl.  V.  Zallingeb,  Schöffenbarfreie  11  ff.  258.  Sohm,  Fränkisches  Becht 
und  römisches  Recht  49  ff.  SchbOdeb,  G-erichtsverfassong  85  f.  v.  Bichthofen, 
Untersuchungen  8^  58  f.  88  f.  Lindkeb,  Veme  364  ff.  v.  Maübeb,  Fronhöfe  8,  361  ff. 
V.  Wtss,  Zeitschr.  f.  schw.  R.  18,  129  ff.  (Abhandlungen  278  ff.).  Eichhobh  2,  71  ff. 
455  ff.  Der  Ritterspiegel  unterscheidet  die  Güter  der  Bauern,  welche  nicht  frei 
sind  und  verzinst  werden  müssen  (Vers  413  f.),  die  st&dtischen  Besitzungen,  welche 
sich  städtischer  Freiheit  erfreuen,  aber  verschoßt  werden  (Vers  418 f.),  und  die 
Freigüter  der  Ritter  (Vers  426.  579  ff.).  In  Friesland  zahlten  alle  Grundstücke, 
auch  die  der  bäuerlichen  Ethelinge,  ihre  Haussteuer,  dagegen  war  der  westfriesische 
Adel  steuerfrei.    Vgl.  Anm.  67. 

••  Vgl.  Ssp.  I.  2,  §§  1,  8.  III.  45,  §§  4,  5.  Gl.  z.  Ssp.  I.  2,  §  8:  pleehhaflen 
sin,  di  in  dem  lande  eigen  hebhen^  dar  si  wat  sin  plicktig  af  to  gevene  oder  to  dunde. 
Daß  die  Pfleghaften  auch  in  Thüringen  bekannt  waren,  bezeugt  eine  Walkenrieder 
Urk.  von  1214,  Urk.-B.  d.  bist.  Ver.  f.  Niedersachsen  2,  Nr.  83  (vgl.  SchEÖDER,  Ge- 
richtsverfassung 52,  n.  2).  Die  Sachsenspiegelglosse  hat  das  Wort  an  einigen 
Stellen  auf  die  zinspflichtigen  Vogteileute  bezogen.  Vgl.  die  von  Hohbter  mit- 
geteilte altmärkische  Gl.  z.  Ssp.  III.  45,  §4.  Schiller  und  Lübben,  Mittelnd. 
WB.  8,  341. 

'^  Der  acotbaere  oder  bedesciUdige  huysman  stand  im  (regensatze  zu  den 
schoßfreien  Edeln,  die  auch  als  welgheboren  man  (wenn  auch  vielleicht  nicht  immer 
technisch)  bezeichnet  wurden.  Vgl.  v.  Richthofek,  Unters.  8,  53  ff.  62.  88.  Kennemar- 
landrecht  v.  1292  bei  v.  d.  Bebqh,  Oork.-B.  v.  Holland  en  Zeeland  2,  875  f. 

•*  Vgl.  S.  217.  Waitz  4«,  382  f.  5«,  319  f.  Henneb,  Herzogl.  Gewalt  der  Bischöfe 
von  Wirzburg  84  ff.  v.  Zallingeb,  Das  Würzb.  Herzogtum  (S.  889)  32  n.  £.  Mater, 
Herzogtum  d.  Bisch,  v.  Würzburg  (S.  389)  182  ff.  Bbesslau,  FDG.  13,  100  n. 
Teltino,  a.  a.  0.  8.  Likdmeb,  Veme  169.  Schbödbb,  Gerichtsverfassung  41  ff.  51. 
ZöPFL,  Altertümer  2,  159  ff.  Petz,  Gbaüebt  u.  Matebhofeb,  Drei  bayerische  Tra- 
ditionsbücher aus  dem  12.  Jh.,  166  ff.  Schon  die  „Biergelden'^  des  Sachsenspiegels 
dürften  auf  Volksetymologie  zurückzuführen  sein.  Während  aber  der  Sachsen- 
spiegel (III.  45,  §  4.  64,  §  8.  78,  §  1.  80,  §  1)  und  Gl.  z.  Ssp.  HI.  64,  §  8  {hier- 
gMen  dat  sin  plechaften,  di  egen  in  deme  lande  hebben,  dar  si  plege  af  dun)  Bier- 
gelden und  Pfleghafte  durchaus  als  identisch  behandeln,  zeigt  die  Glosse  zu  Ssp. 
I.  2,  §  4  und  ni.  45,  §  4,  daß  ihr  das  Verständnis  der  Sache  abhanden  gekommen 
ist.  Dasselbe  möchte  man  von  den  Bildern  zum  Sachsenspiegel  annehmen,  welche 
den  Biergelden  mit  einem  Bierkruge  ausstatten.  Auch  die  parocki  quos  bargildon 
dictmt  der  unechten  Würzburger  Immunitätsurkunde  von  974  (MG.  Dipl.  reg.  1,  618) 
dürften  auf  Volksetymologie  beruhen,  wenn  auch  gegen  die  sachliche  Erklärung  bei 
£.  Mayer,  a.  a.  0.  186  f.  nichts  zu  erinnern  ist 

®'  Vgl.  Waftz  5',  318.  Man  kann  dabei  an  die  späteren  „Stuhlfreien^'  in 
Westfalen  denken.    Vgl.  Lindner,  Veme  895  ff.    Die  von  dem  letzteren  in  dem- 
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Zu  der  Klasse  der  freien  Grundeigentümer  mässen  auch  die  von 
dem  Sachsenspiegel  nur  beiläufig  (III.  79,  §  1)  berührten  vogteifreien 
Erbzinsleute  gerechnet  werden,  wie  die  Besitzer  der  Wald-  und  Marsch- 
hufen in  den  altländischen  Gebieten  (S.  449),  die  Bauern  der  nach  der 
Loi  de  Beaumont  gefreiten  Orte  im  Westen  ^^,  die  erblichgewordenen 
Meier  des  nordwestlichen  Deutschlands  (S.  427)  und  die  große  Masse  der 
deutschen  Landbevölkerung  in  den  Kolonisationsgebieten  des  Ostens,  in  den 
eigentlichen  Kolonistendörfern  mit  ihren  flämischen  und  fränkischen  Hufen 
ebensowohl  wie  in  den  zu  deutschem  Recht  angelegten  früher  slawischen 
Dörfern ^^  Alle  diese  hatten  zwar  einen  Obereigentümer  über  sich,  waren 
aber  in  ihrem  vererblichen  und  veräußerlichen  Besitzrechte  so  selbständig 
gestellt,  daß  die  Theorie  zwischen  den  grafenschatzpflichtigen  Eigentümern 
und  diesen  erbzinspflichtigen  Grundbesitzern  keinen  erheblichen  Unter- 
schied machte,  obwohl  jene  in  einem  Staats-,  diese  in  einem  privatreoht- 
lichen  Verhältnisse  standen  ^^. 

Eine  verbreitete  Bezeichnung  für  die  freien  Zinsleute,  die  zugleich 
die  einfachen  Pächter  mitumfaßte,  war  Zandsiedel,  auch  Landsasse  oder 
Gast  {kospesy\    In    charakteristischer  Weise  weicht  der  Sachsenspiegel 


Beiben  Sinne  gedeuteten  ligii  (a.  a.  0.  381  ff.  896)  könnten  diese  Bezeichnung  daher 
erhalten  haben,  daß  sie  gleich  dem  homo  ligius  jedes  Rufes  gewftrtig  sein  mußten, 
wie  jener  zum  Kriege,  so  sie  zum  Ding,  doch  lassen  die  Quellenstellen  auch  zu, 
dabei  an  Ministerialen  zu  denken. 

^^  Vgl.  BoNVALOT,  Le  tiers  etat  d'apr^  la  charte  de  Beaumont,  1884  (dazu 
ZBG.  20,  119  ff.).  Die  Loi  de  Beaumont  (auch  Lex  BeüimonHs,  Bömer  Rechf) 
war  ein  Privileg  des  Erzbischofs  Wilhelm  von  Reims,  Grafen  von  Champagne, 
für  das  zu  einer  Stadt  erhobene  Dorf  Beaumont,  mit  dem  im  Laufe  des  Mittel- 
alters aber  500  Dörfer  und  Städte  in  den  Flußgebieten  der  Maas  und  Mosel, 
namentlich  in  den  Grafschaften  Bar,  Luxemburg,  Chinj,  Aspermont-Dun,  dem 
Bistum  Verdun  und  der  Champagne,  bewidmet  wurden.  Außer  der  genauen 
Regelung  der  den  Unterthanen  obliegenden  Leistungen  enthielt  das  Beaumontrecht 
auch  wichtige  Bestimmungen  aus  dem  Gebiete  kommunaler  Freiheit  und  Selbst- 
regierung. 

'^  Vgl.  S.  428  f.  Daß  die  märkischen  Bauern  als  Pfleghafte  angesehen  wurden, 
ergiebt  sich  aus  der  von  Hometek  mitgeteilten  Glosse  zu  Ssp.  III.  82,  §  1. 

''  Vgl.  Heüsleb,  Inst.  2,  170.  Später  (seit  dem  14.  Jh.)  gestaltete  sich  auch 
das  Verhältnis  der  grafenschatzpflichtigen  Freien  teilweise  zu  einem  privatrecht- 
lichen oder  doch  patrimonialen,  seit  die  Landesherren  anfingen,  ihre  Einnahmen 
von  einzelnen  Höfen  oder  ganzen  Dörfern  zu  veräußern,  zu  verpfönden  oder  als 
Lehn  wegzugeben.  Die  Leistung  des  Bauern  blieb  auch  so  eine  öffentlichrechtliche, 
aber  der  Bezugsberechtigte  gründete  seinen  Anspruch  auf  einen  privatrechtlichen 
Titel,  den  er  in  der  Regel  zu  einem  Obereigentum  und  zu  voller  Gutsherrlichkeit 
zu  erweitem  wußte.  Man  hat  dies  Verhältnis  „Vogtei^*  und  die  davon  Betroffenen 
„Vogtleute''  genannt,  doch  empfiehlt  es  sich,  diese  Bezeichnungen  möglichst  zu  ver- 
meiden, um  einer  Verwechselung  mit  der  älteren  (niederen)  Vogtei  und  den  eigent- 
lichen Vogtleuten  {homvnes  advocatidi)  vorzubeugen.    Vgl.  Heüsleb  1,  182  ff.   169. 

'•  Stkiniieteb  u.  Sibvbrs,  Glossen  1, 40  f. :  iantsidileo,  der  framada  erda  nmxxit. 
Vgl.  ebd.  1,  312.  2,  425.  609.  Haltaus,  Glossarium  1182  f.  Grimm,  DWB.  6,  180. 
186.  Lezer,  Mittelhd.  WB.  1,  1829.  Du  Gange,  Glossarium  s.  v.  hospes.  v.  Richt- 
HOFBN,  Altflies.  WB.  912.    Waitz  5*,  814.   Gaupp,  Ansiedlungen  und  Landteilungen 
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von  dieser  Terminologie  ab.  Ihm  ist  ^^Landsasse^  oder  ,,6ast^  der  Freie, 
der  weniger  als  eine  halbe  Hufe  oder  gar  kein  Eigen  im  Lande  besital^ 
also  entweder  eine  Ackerwirtschaft  als  bloßer  Pächter  oder  Meier  betreibt, 
oder  überhaupt  keine  selbständige  Ackemahrung  hat,  sondern  als  Häusler 
Krüger,  Handwerker  oder  freier  Arbeiter  seinem  Erwerbe  nachgeht^^ 
Dem  Landsassen  stellt  er  den  zu  dem  Oute  geborenen  Zinsmann  oder  Zins- 
gelten, also  den  Erbzinsmann,  gegenüber,  yersteht  aber  unter  dieser 
Klasse  nicht  die  freien  Erbzinsleute,  wie  sie  in  der  Mark  vorkamen, 
sondern  die  Liten  {lateludey^j  und  die  Glosse  bestätigt  diese  Auffassung: 
We  in  Sassen  tu  tinsgude  geboren  is,  dat  is  en  lote,  di  mach  des  gudes 
äne  sinis  herren  orlof  nicht  vortien^^. 

Während  die  Pfleghaften  und  Landsassen  bei  aller  Verschiedenheit 
ihrer  ökonomischen  und  sozialen  Lage  immer  noch  demselben  Stande  an- 
gehorten, dasselbe  Wergeid,  dieselbe  Buße  und  den  gleichen  Gerichts- 
stand hatten  ^^,  bildeten  sie  einen  entschiedenen  Gegensatz  zu  den  früheren 
freien  Hintersassen,  die  ihren  Gerichtsstand  vor  dem  öffentlichen  Gericht 
nicht  bewahrt  hatten,  sondern  vor  das  grundherrliche  Gericht  gehörten 
und  in  den  öffentlichen  Gerichten  durch  den  Vogtherrn  oder  seinen  Be- 
amten vertreten  wurden.  Diese  standen  als  Vogtleute  [homines  advocaticü) 
den  freien  Bauern  gegenüber^®,  namentlich  seit  dem  Autkommen  freierer 


579  f.  SchwBp.  Laßb.  70.  114.  Landsiedelleihe  nannte  man  besonders  die  Pacht 
auf  Lebenszeit.    Vgl.  Lamprecht,  Wirtschaftsleben  1,  959.    Abnold,  a  a.  0.  573  f. 

'^  Vgl.  Ssp.  I.  2,  §  4  nnd  III.  45,  §  6  mit  den  Glossen  dazu.  Sghilleb  a. 
LüBBEN,  Mittelnd.  WB.  2,  625.  Gaüpp,  a.  a.  0.  577  f.  Über  Kossäten  (cotarit), 
Gärtner,  Häusler  u.  s.  w.  vgl.  S.  414,  n.  6  und  Boblaü,  Leibeigenschaft  in  Mecklen- 
burg 878  f.  Über  die  Stellung  des  freien  Gesindes,  die  wir  fast  nur  aus  stadt- 
rechtlichen Quellen  kennen,  vgl.  Hebtz,  Die  Rechtsverhältnisse  des  freien  Gesindes 
nach  den  deutschen  Bechtsquellen  des  Mittelalters  (Gierke,  Untersuchungen  6). 
Lampbecht  1, 1157.  W.  Sickel,  Bestrafung  des  Vertragsbruches  96  ff.  Freigelassene, 
die  der  bisherige  Herr  nicht  mit  eigenem  Grundbesitz  ausgestattet  hatte,  gehörten 
nach  Ssp.  I.  16,  §  1  und  III.  80,  §  2  zu  den  freien  Landsassen.  Daß  nach  dem 
Ssp.  mindestens  der  Besitz  einer  halben  Hufe  eigenen  Landes  erforderlich  war, 
um  zu  den  Pileghaften  zu  gehören,  ergiebt  sich  aus  I.  84,  §  1.  III.  45,  §  5.  61,  §  3. 

'*  Vgl.  Sachs.  Lehnr.  73,  §§  1.  2,  wo  sich  gegenüberstehen  en  gut.  dar  die 
iinsgelden  to  geboren  sin,  und  en  vri  gut,  dar  nieman  tinsrecht  an  ne  hievet,  noch 
dar  to  geboren  is,  das  der  Eigentümer  enenie  gaste  bestadet  Des  grundherrlichen 
Gerichtes  für  Zinsgenossen  gedenkt  Sachs.  Lehnr.  68,  §  5.  Den  Unterschied  zwischen 
dem  kundbaren  Zinsmann,  d.  h.  dem  freien  Pächter  aus  dem  Stande  der  Land- 
sassen, und  dem  zu  dem  Gute  geborenen  Zinsmanne  zeigt  Ssp.  U.  59,  ^§  1.  2.  Am 
klarsten  wird  die  Auffassung  des  Rechtsbuches  durch  die  Standestafel  (Ssp.  III.  45), 
in  welcher  der  Verfasser,  indem  er  von  den  Dienstmannen  absichtlich  Abstand 
nimmt  (III.  42,  §  2),  von  den  Pfleghaften  und  Landsassen  sofort  zu  den  Laten 
übergeht,  eben  weil  die  Vogtleute  für  ihn  nichts  anderes  als  Laten  sind. 

'8  GL  z.  Ssp.  IL  59,  §  1.  I 

"  Vgl.  Ssp.  III.  45,  §§  4.  6.  ScBBÖDBB,  Gerichtsyerfassung  58  ff.  Andera 
bei  den  Friesen,  vgl.  Heck,  a.  a.  0.  262  ff. 

'•  Vgl.  V.  Wyss,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht  18,  19—184,  besonders  106 ff. 
125  ff.  178  ff.  (Abhandlungen  252  ff.  273  ff.  328  ff.).  Lampbecht,  Wirtschaftsleben 
1,  1150  ff.  1159  f.  1177.  1519  f. 
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Leihefonnen  (wie  Meiergüter,  Bauerlehen,  Erbpaoht,  Vitalpacht,  Zeitpaoht), 
welche  die  persönliche  Freiheit  des  Beliehenen  nicht  berührten,  Zinsen 
und  Dienste  ihm  nur  als  dingliche  Lasten  aufbürdeten,  keine  Yerandernng 
seines  persönlichen  Gerichtsstandes  herbeiführten  und  selbst  das  zwischen 
dem  Leiheherrn  und  dem  Beliehenen  bestehende  Verhältnis  den  öffent- 
lichen Gerichten,  mit  Ausschließung  des  gutsherrlichen  Baudinges,  an- 
heimstellten'^'. Ihren  Ausgang  haben  diese  freien  Leiheformen,  wie  in 
den  Städten  von  der  Hausleihe,  so  auf  dem  Lande  von  der  Leihe  zu 
Waldrecht  genommen;  wie  dort  der  Beliehene  das  Haus  erst  zu  bauen 
hatte,  so  mußte  die  verliehene  Waldhufe  erst  dem  Walde  abgewonnen 
werden,  in  beiden  Fällen  verdiente  der  Beliehene  den  verliehenen  Gegen- 
stand mehr  durch  seine  eigene  Arbeit  als  durch  das  ihm  übertragene 
Recht  des  Leiheherm,  der  letztere  mußte  sich  ebenso  um  ihn  bewerben, 
wie  er  um  die  Leihe,  er  erschien  fast  wie  der  Eigentümer  selbst  und 
konnte  nicht  wie  ein  abhängiger  Zinsmann  behandelt  werden  ®®.  Nicht 
anders  war  es  bei  den  Marschhufen  und  den  Leiheverhältnissen  nach 
flämischem,  kulmischem,  fränkischem  oder  deutschem  Becht  in  den  Eolo- 
nisationsgebieten  und  im  Westen  nach  dem  Rechte  von  Beaumont  Je  mehr 
die  grundherrliche  Eigenwirtschafb  zurückging,  desto  mehr  sahen  sich  die 
Gutsherren,  um  ihre  Felder  nicht  brach  liegen  zu  lassen,  zu  der  An- 
wendung jener  freieren  Leiheformen  genötigt  Die  Freien,  welche  in  ein 
solches  Verhältnis  neu  eintraten,  oder  die  Hörigen,  die  von  ihren  Herren 
freigelassen  wurden,  um  ihre  Meier  zu  werden,  betrachteten  die  ab- 
hängigen Erbzinsleute,  auch  wenn  sie  freier  Herkunft  waren,  nicht  mehr 
als  ihre  Genossen.  Das  13.  Jahrhundert  bezeichnete  den  Höhepunkt 
dieser  Entwickelung,  ihren  Abschluß  zeigt  ein  Reichsweistum  von  1282. 
An  das  Gericht  war  die  Frage  gestellt:  si  rustici  vel  rustice,  qui  liberi  dicunr 
tur,  cum  hominibus  advocatitns  vel  aliarum  superwrum  aut  inferiorum 
conditionum  contraxerintj  quam  conditionem  sequi  debeat  partus  ex  huius- 
modi  commixcione  suscepiusf  Das  Urteil  erging  dahin:  quod  partus  conn 
ditionem  semper  sequi  debeat  mliorem^^.  Damit  war  die  Scheidewand 
zwischen  den  freien  Bauern  (Pfleghaften  und  Landsassen)  einerseits  und 
den  Vogtleuten  andererseits  und  die  Zugehörigkeit  der  letzteren  zu  den 
Grundhörigen  reichsgesetzlich  festgestellt 

5.  Die  Grundhörigen,  in  den  Quellen  des  früheren  Mittelalters 
gewöhnlich  als  „Zinsleute''  {censuales)  zusammengefaßt^',  zerfielen  nach  dem 
Reichsweistum  von  1282  in  verschiedene  Gruppen  höheren  und  niederen 


"  Vgl.  Lamprecht  1,  137  f.  866  ff.  888  ff.  924  ff.  Waitz  5«,  815  f.  v.  Schwind, 
Zar  £ntsteh.-Ge8ch.  der  freien  Erbleihen  (Giehkb,  Unters.  85),  1891. 

w  Vgl.  Arnold,  Ansiedelungen  544  ff.  "  MG.  Leg,  2,  489. 

"  Vgl.  Anm.  75.  Über  die  ganze  Klasse  vgl.  Waitz  5*,  218—318.  Heuslbb 
1,  184  ff.  186  ff.  Lampbboht,  Wirtschaftsleben  1,992  f.  1177—1223.  Wittich,  Die 
Gmndherrschaft  in  Nordvestdeutschland  820  ff.  824  ff.  Fockema-Andbb2,  Bijdragen 
8,  24—100. 

R.  SohbOdxb,  Deutsche  BechtsgeBchiehte.    8.  Aufl.  29 
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Grades  ^^  Zu  den  ersteren  gehörten,  anßer  den  Yogtleuten,  in  den  wein- 
baatreibenden  Gegenden  auch  die  Weinbauern  ^^,  auf  den  beim  Beiche 
gebliebenen  oder  in  geistlichen  Besitz  gekommenen  Erongütem  die  Fis- 
kalinen®*, femer  die  Wachsrinsigen®*.  Zu  der  geringeren  Gruppe  darf 
man  die  alten  Hörigen  {LiteUj  Zaten,  Zeusen,  Äldien,  Barleute j  Bar-- 
schalkerC)  rechnen®^,  mit  denen  die  angesiedelten  Eigenleute  {servi  casatij 
mansuaril)  vollständig  verschmolzen  waren  ^^ 

Die  Grundhörigen  waren  durchweg  gutsherrliche  Hintersassen,  und 
zwar  derart  mit  ihrem  Gute  verbunden  (glebae  adscripti),  daß  es  weder 
ihnen  vom  Herrn  ohne  bestimmten  gesetzlichen  Grund  entzogen,  noch 
auch  von  ihnen  ohne  Genehmigung  des  Herrn  geräumt  werden  durfte  ^^ 
Sie  hatten  also  nicht  das  Becht  der  Freizügigkeit,  nur  zuweilen  wurde  es 
ihnen  unter  der  Bedingung  zugestanden,  daß  sie  dem  Herrn  ein  be- 
stimmtes Lösegeld  zahlten  und  für  die  gehörige  Besetzung  ihres  Hofes 
mit  einem  anderen  Manne  sorgten.  Einem  Heiratszwange  unterlagen  die 
Hörigen  im  späteren  Mittelalter  nicht  mehr,  dagegen  hatten  sie  dem 
Herrn  eine  Heiratsteuer  {beddemundj  bumede,  maritagium)  zu  entrichten, 
meistens  freilich  nur  die  Braut,  nach  manchen  Hofrechten  auch  nur  bei 
Verheiratung  mit  einer  nicht  zu  der  Hofgenossenschaft  gehörigen  Person*^. 
Derartige  XJngenossenehen,  wenn  sie  nicht  durch  Freizägigkeitsverträge 
(Baub-  und  Wechselveiträge)  der  Herren  ein-  für  allemal  erlaubt  worden 
waren ®^,  bedurften   der  ausdrücklichen  Genehmigung  des  Herrn,   deren 


w  Vgl.  Hbusleb  1,  178. 

w  Vgl.  Lampreoht,  a.  a.  0.  1,  903  ff  "  Vgl.  Waitz  b\  225  ff. 

"  Vgl.  Waitz  5«,  255  f.     Lampbecht  1,  1213  ff. 

^^  Der  Sachsenspiegel  und  die  Glosse  bezeichnen,  wie  wir  schon  bemerkten, 
die  ganze  Gruppe  der  Censualen  als  f,Laten".  Vgl.  Ssp.  I.  6,  §  2.  HI.  44,  §  8.  45,  §  7. 
Ob  die  vornehmlich  in  Baiem  vorkommenden  Barschalken  von  vornherein  zu  den 
Liten  gehört  haben  oder  aus  freien  Vogteileuten  später  zu  Hörigen  geworden  sind, 
ist  streitig.  Die  Zusammensetzung  mit  bar  dürfte  eher  für  die  zweite  Ansicht 
sprechen.  Vgl.  S.  219.  Waftz  2«,  1  S.  250.  5«,  289  f.  MG.  Dipl.  1,  Nr.  29.  126. 
170.  202.  203. 

^^  Daher  hatte  die  frühere  Unterscheidung  der  mansi  ingenuiles,  litiles,  ser- 
viles (S.  211)  ganz  aufgehört.  Freilassungen  zu  Litenrecht  kamen  in  der  Regel 
nicht  mehr  vor,  da  die  Ansiedelung  den  Leibeigenen  von  selbst  zum  Liten  machte. 
Vgl.  Waitz  5',  224.  Bei  den  Friesen  scheinen  Eigenleute  bald  durch  Freilassung, 
bald  durch  Ansiedelung  zu  Liten  geworden  zu  sein.  Vgl.  v.  Richthofem,  Unter- 
suchungen  2,  1090  f.  Telting,  a.  a.  0.,  Sonderabdruck  17  f.  Über  Freilassungen 
zum  Rechte  der  Wachszinsigen  bis  zum  13.  Jh.  vgl.  Laxpeecht  1,  1220  f. 

^^  Vgl.  S.  428  n.  448  und  unten  Anm.  102.  Urk.-B.  d.  histor.  Ver.  f.  Nieder- 
sachsen 2,  Nr.  399  (1268).    Lamprecht  1,  1189  ff. 

»0  Vgl.  Waftz  5*,  259  ff.  Heusler  1,  148.  Lampreoht  1,  1204.  Die  Heirats- 
steuer hing  mit  dem  alten  Muntschatze  (Wittum)  zusammen,  der  sich  ebenso  in 
dem  Lösegelde  der  Hörigen  erhalten  hatte.  Vgl.  S.  220.  Von  dem  Abkaufe  eines 
dem  Herrn  zustehenden  ins  primae  noctis  konnte  schon  darum  keine  Rede  sein, 
weil  ein  solches  dem  deutschen  Rechte  fremd  gewesen  ist  Vgl.  E.  ScHianT,  Das 
ius  primae  noctis,  1881.  OsenbrOqgek,  Studien  84  ff.  Weinhold,  Deutsche  Frauen  * 
1,  300  f.     (JiERKB,  Humor  im  Recht*  35  f.     Waitz  b\  263  f. 

**  Solche  Verträge  über  die  Zulassung  von  Wechselheiraten  unter  verschie* 
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Mangel  die  Ehe  zwar  nicht  ungültig  machte,  aber  die  Bestrafung  der 
ungehorsamen,  in  der  Regel  durch  Yermogenseinziehong  oder  Verlust  des 
Erbrechts,  nach  sich  zog.  Alle  Hörigen  hatten  dem  Herrn  Eopfzins  und 
Erbsohaftsteuer  zu  entrichten.  Schon  in  der  vorigen  Periode  hatt-e  der 
Herr  gegen  seine  Hörigen  im  allgemeinen  kein  eigentliches  Erbrecht 
mehr,  sondern  nur  ein  Heimfallsrecht  für  den  Fall,  daß  keine  der  Hof- 
genossenschaft angehörigen  Erben  vorhanden  waren  (S.  269).  In  der 
Hauptsache  war  dies  auch  der  Standpunkt  des  Mittelalters,  nur  vereinzelt 
hatte  das  grundherrUche  Heimfallsrecht  dem  des  Fiskus  Platz  gemacht. 
Aber  als  Best  eines  wirklichen  Erbrechts  war  die  Erbschaftsteuer  übrig 
geblieben.  Die  strengere  Form  derselben,  der  „Buteil^^,  hatte  noch  am 
meisten  von  dem  ursprünglichen  Charakter  bewahrt,  indem  der  Herr 
entweder  einen  Anteil  (die  Hälfte,  ein  Drittel,  zwei  Drittel)  des  ganzen 
Mobiliarnachlasses  ®^,  oder  doch  des  Viehbestandes,  nebst  dem  Heergewäte 
des  verstorbenen  Mannes  oder  der  Gerade  der  verstorbenen  Frau,  bean- 
spruchte; die  mildere  Form  war  die  des  „Falles"  (Sterbfall,  Todfall)  oder 
der  kurmede^  wobei  der  Herr  nur  das  beste  Stück  Vieh  (als  Besthaupt) 
und  das  beste  Kleid  (als  Gewandfall)  erhob®'.  Im  Laufe  der  Zeit  hatte 
diese  Abgabe  meistens  den  Charakter  eines  bloßen  Ehrschatzes  für  die 
Verleih ang  der  Hufe  an  den  Erben  angenommen,  wie  dergleichen  als 
„Handlühn",  „Empfängnis",  „Vorhure"  oder  „Weinkauf '  auch  bei  freien 
Leiheverhältnissen  üblich  war**.  Der  „Fall"  erschien  demnach  nur  noch 
als  eine  dingliche  Belastung,  wie  die  Zinsen  und  Frondienste,  welche  vom 
Gute  geleistet  wurden  und  freien  Bauern  ebenso  gut  wie  den  Grund- 
hörigen auferlegt  werden  konnten  ®^  Selbst  der  Kopfzins  wurde  zuweilen 
aus  einer  persönlichen  Last  in  eine  dingliche,  als  Rauch-  oder  Herdzins, 
umgewandelt  ••.  Diese  Radizierungen  wirkten  auf  die  Verhältnisse  der 
Grundhörigen  ebenso  befreiend,  wie  die  Stellung  unter  das  Lehnrecht 
auf  die  Ministerialen.  Selbst  die  einzige  Veräußerungsbeschränkung, 
der  die  durchaus  als  Herren  ihres  Vermögens  anerkannten  Grund- 
holden unterlagen,  das  Zustimmungsrecht  des  Herrn  bei  Immobiliarver- 
äußerungen,  machte  mehr  und  mehr  einem  bloßen  Vorkauferechte  platz 
oder  wurde  auch  wohl,  soweit  es  sich  nicht  um  grundherrliches  Leihe- 


denen  Hofgenossenschaften  (freier  xug,  unterxug,  genossami)  waren  namentlich  im 
Westen  und  Süden  verbreitet.  Manche  Gotteshäuser  gestatteten  ihren  Grundhörigen 
schlechthin  die  Verheiratung  mit  Hörigen  geistlicher  Fürsten,  woraus  sich  das  erst 
neuerdings  erklärte  Rechtssprichwort  herschreibt:  Wir  sollent  aiich  aller  [beschomen] 
fUrsten  genoss  sin  und  mögeni  toiben  und  mannen  y  on  eigenlüt,  wo  wir  wolknt 
Vgl.  Heüsler,  Inst  1,  144;  Der  Bauer  als  Fürstengenoß,  ZRG.  20,  235.  Lahprecht 
1,  1205  flf. 

••  Vgl.  Gl.  z.  Ssp.  m.  44,  §  3.     Waitz  b\  264  f.  273. 

»•  Vgl.  Heuslbb  1,  187  flF.    Lamprecht  1,  926.  1182  ff.     Waitz  5»,  266  ff. 

^  Vgl.  Lampbecht  l,  1187  f.    Waitz  5«,  306  ff. 

»*  Vgl.  Lampbbcbt  1,  778  ff.  816  f.  922  f.     Wattz  5«,  308  f. 

••  Vgl.  Lampbecht  1,  1180  f. 
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gut  handelte,  ganz  aufgehoben  ^^.  Unter  dem  Einflasse  der  erwähnten 
Baub-  und  Wechselvertrage  entwickelte  sich  vielfach  zwischen  den  be- 
teiligten Hofgenossenschaften  eine  wahre  Freizügigkeit,  bei  der  nur  vor- 
ausgesetzt wurde,  daß  der  Ankömmling  sich  bei  seinem  früheren  Herrn 
gehörig  abgemeldet  oder  doch  seinen  alten  Wohnsitz  in  offenkundiger 
Weise  verlassen  hatte  und  aus  seiner  früheren  Stellung  niemandem  mehr 
etwas  schuldig  war^^  In  allen  übrigen  Fällen  konnte  der  Entwichene 
von  seinem  „nachfolgenden  Herrn''  binnen  Jahr  und  Tag  zurückgefordert 
werden  ••. 

6.  Die  Leibeigenen.  Die  unterste  Stufe  der  Bevölkerung  nahmen 
die  Eigenen  oder  Mgenleute^  auch  servi  oder  Sklaven^^^,  d.  h.  die  nicht 
mit  Grund  und  Boden  ausgestatteten  Hausdiener,  die  ehemaligen  mancipia, 
ein  "^  Während  die  Gutsunterthänigkeit  der  Grundhörigen  auf  dem  ihnen 
vom  Herrn  verliehenen  Grundbesitze  beruhte  ^®*,  gehörten  jene  dem  Herrn  mit 
ihrer  Person  zu  eigen,  sie  waren  Leibeigene^^^,  Sie  standen  im  Eigentum 
des  Herrn,  konnten  aber  in  der  Regel  nur  wie  unbewegliche  Sachen  ver- 
äußert werden,  da  sie  einem  bestimmten  Fronhofe  als  Inventar  zugeteilt 
zu  sein  pflegten ^^^     Nur  wenige  hatten  Haus  und  Garten,  selbständige 

*'  Vgl.  Lampbecbt  1198  f.  und  die  Anm.  89  angeführte  Urkunde  v.  1268. 
Braunschweiger  Hofgerich tsweistum  von  1814,  SüDEin>ORF,  Urk.-B.  d.  Herzogt 
Braunschw.  1,  Nr.  286.  Ober  das  Eigentum  der  niedersftchsischen  Laten  am  Hause 
vgl  S.  421  n. 

»*  Vgl.  Lamprbcht  1,  1208  ff.    GaniM,  Weistümer  7,  248.  875. 

**  Vgl.  Lampbeght  1,  872.  1212.  G^rimh,  WeistOmer  7,  828.  Urk.-B.  d.  Stadt 
Lübeck  2,  Nr.  1020:  quaienus  LudolpJmm,  nostrum  Htonem,  ütbeaHs  presentari. 

^^  So  erst  von  den  kriegsgefangenen  Slawen.  Vgl.  Lezeb,  Mittelhd.  WB. 
2,  964.    DiEz,  WB.  d.  roman.  Spr.  1.  s.  v.  sohiavo. 

*•»  Vgl.  Waitz  5«,  204  ff.    Heusleb  1,  186.    Lampbecht  1,  1196.  1228  ff. 

10*  Das  frühere  Mittelalter  kannte  auch  Censualen,  die  keinen  Hof  hatten, 
sondern  nur  mit  ihrer  Person  abhftngig  waren  (Waitz  b\  288.  318),  seit  dem  13.  Jh. 
waren  diese  aber  durchweg  an  die  SchoUe  gebunden,  also  grundhörig,  und  wurden 
nicht  mehr  als  servi  bezeichnet.  Am  längsten  hat  sich  die  rein  persönliche  Unter- 
thftnigkeit  bei  den  Wachszinsigen  erhalten.    Vgl.  Lampbecht  1,  1214. 

^°*  Zuerst  in  einer  Urkunde  von  1289  (Böhheb,  Urk.-B.  von  Frankfurt  244) 
proprtus  de  eorpore,  deutsch  zuerst  im  14.  Jh.  eigen  voti  dem  übe,  dann  auch  bald 
Itpeigen  (zuerst  1888  bezeugt),  was  seit  dem  15.  und  16.  Jh.  die  alte  Bezeichnung 
eigen  völlig  verdrängt  Vgl.  Lbxeb,  Mittelhd.  WB.  1,  518.  1981  f.  Gbimm,  DWB. 
6,  592  f.  Haltaüb,  Glossarium  1289.  Lampbecht  1,  1228  n.  Beichsgesetz  von  1222 
(Weiland,  Const.  2,  398):  servi  per  stipitem  et  pa/rentelatn  ex  parte  matris  pro- 
venientem  sint  retinendi;  homines  advocaeiarum  autem  per  euriam,  cui  sunt  oen- 
stMles,  sunt  reiinendi. 

*<>*  Vgl.  Ssp.  L  20,  §  1.  52,  §  1.  Lampbecht  1,  1225.  Wattz  5*,  213.  Glebae 
adscriptus  war  der  Leibeigene  nicht,  da  er  selbst  kein  Recht  darauf  hatte,  bei  dem 
Hofe  zu  bleiben.  Veräußerungen  von  Eigenleuten  ohne  den  Fronhof  kamen  oft 
genug  vor,  ebenso  Veräußerungen  von  Höfen  ohne  die  dazu  gehörigen  Leute.  VgL 
Lampbecht  1,  1226  ff.  Es  empfiehlt  sich  daher  auch  nicht,  mit  dem  letzteren  die 
Leibeigenen  als  „Hof  hörige*'  (im  Gegensatze  zu  den  „Grundhörigen'')  zu  bezeichnen. 
Wo  die  Leibeigenen  als  unbewegliche  Sachen  behandelt  wurden,  bezog  sich  dies 
doch  nur  auf  das  Interesse  der  Erben  des  Herrn  an  der  möglichst  ungeschmälerten 
Erhaltung  des  Fronhofinventars. 
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Ackerwirtschaft  betrieben  sie  nicht  Sie  hatten  demgemäß  in  der  Begel 
auch  keinen  Zins  zu  zahlen,  sondern  nur  Dienste  zu  leisten,  und  zwar 
nicht  mit  Beschrankung  auf  bestimmte  Tage  (als  gemessene  Dienste),  wie 
die  Qrnndhörigen,  sondern  Tag  für  Tag  [serviäa  cotidiana\  weshalb  sie 
auch  die  Bezeichnung  Toffwerker  oder  Tagknechte  {dagescalcij  dagewardij 
tagewerker ^  nd.  dagewerchten,  servi  coüdiam)  führten  ^^^  Ihre  Dienste  be- 
zogen sich  teils  auf  das  Haus  (daher  camerUngi,  camerarii),  t<eils  auf -die 
Fronfelder,  während  die  herrschaftlichen  Beunden  vorwiegend  durch  Fron- 
dienste der  Grundhörigen  bestellt  wurden.  Für  die  Dienste  erhielten  sie 
ihren  Unterhalt  vom  Hofe  (daher  praebendarii,  provendarn,  siipendiarü). 
Eigenen  Vermögens  waren  sie  nicht  fähig;  was  sie  besaßen,  beruhte  auf 
Herrengunst  und  fiel,  wenn  sie  keine  zum  Hofe  gehörigen  Leibeserben 
hinterließen,  bei  ihrem  Tode  an  den  Herrn  zurück^®®.  Der  Herr  hatte 
eine  ausgedehnte  Disziplinargewalt  über  sie,  namentlich  das  Recht  der 
körperlichen  Züchtigung,  aber  nicht  der  Tötung  ^®^.  Strafrechtlich  standen 
die  Leibeigenen  unter  dem  Schutze  des  Landrechts  ^^®,  ihre  standesmäßige 
Buße  war  aber  gering  und  zum  Teil  nur  Spott,  ein  Wergeid  besaßen  sie 
nach  dem  Sachsenspiegel  nicht  ^^^  Gerichtlich  hatte  der  Herr  sie  zu 
vertreten  ^^^  Beendigt  wurde  die  Leibeigenschaft  durch  Ansiedelung  des 
Knechtes  oder  durch  Freilassung  zu  Grundhörigen-  oder  Landsassenrecht 
unter  Zustellung  eines  Freibriefes,  bis  zum  11.  Jahrhundert  blieb  auch 
die  Freilassung  durch  Schatzwurf  vor  dem  Könige  noch  in  Gebrauch^". 
Die  wohl  nie  sehr  zahlreich  gewesene  Klasse  des  unfreien  Haus-  und 
Hofgesindes  schmolz  im  Laufe  der  Zeit  immer  mehr  zusammen.  Nachdem 
die  Ministerialen  ausgeschieden  waren,  entwickelte  sich  an  manchen  Höfen 
abermals  eine  höhere  Hausdienerschaft,  welche  es  durch  genossenschaft- 
liches Zusammenhalten  ebenfalls  zu  erheblichen  Vorrechten  brachte  und 
sich  zu  einer  Art  niederer  Ministerialität  ausbildete^".  Viele  Leibeigene 
gelangten  zu  einem  gutsherrlichen  Amt  oder  kamen  als  Krüger,  kleine 
Ackerwirte,  Gärtner  oder  Handwerker  in  die  Lage  selbständiger  Gewerbe- 
treibenden, so  daß  sie  entweder  ganz  dienstfrei  wurden  oder  nur  noch 
gemessene  Dienste  zu  leisten  hatten,  dafür  aber  Leibzins  und  Erbsteuer 


^^^  Diese  waren  es  wohl  auch  vorzugsweise,  die  in  der  alten  Rechtssprache 
als  kaistaldif  hagastaldi  (mhd.  hagestalf)  bezeichnet  wurden.  Vgl.  Waitz  4, 342,  n.  2. 
5',  288.  Lampbecht  1,  1173,  n.  3.  1223  f.  Bbünneb  2,  267.  Über  eine  andere 
Bedeutung  des  Wortes  vgl.  S.  83  n. 

"•  Vgl.  Ssp.  ni.  32,  §  8.  Reichshofgerichtsurteil  v.  1231  (Weiland,  Const.  2, 422). 

"^  Vgl.  Dsp.  65.     Schwsp.  Laßb.  73  a. 

*<»  Vgl.  V.  Bab,  Gesch.  d.  deutsch.  Strafir.  95. 

*<*•  Vgl.  Ssp.  in.  45,  §§  8.  9.  Das  hier  ausgesetzte  ungeheure  Wergeid  war 
nur  als  Spott  gemeint     Vgl.  Gbdcm,  RA.  675  f.    Giebke,  Humor*  56. 

"0  Vgl.  Ssp.  II.  19,  §  2.    m.  32,  §  9.    Teltinq,  a.  a.  0.,  Sonderabdruck  10  ff. 

"*  Vgl.  Anm.  88.  Arch.  f.  K.  österr.  Gesch.  6, 182  (1273).  Teltinq,  a.  a.  0. 18. 
V.  RioBTHOFEN,  Untersuchungen  2,  1092.  Waitz  5',  247.  Es  gab  auch  eine  Frei- 
lassung zu  Dienstmannenrecht 

"•  Vgl.  Lampbecht  1,  820  ff.    Waitz  5«,  214  f.    Göhbum  1,  322  f. 
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nach  Art  der  Grundhörigen  übernehmen  mußten  ^^^  Endlich  fanden 
durch  den  Ausbau  der  Almenden  und  den  Rückgang  der  grundherrlichen 
Eigenwirtschaft  zahllose  Eigenleute  Oelegenheit,  von  ihrem  Herrn  einen 
Hof  zu  erwerben  und  damit  in  die  Klasse  der  Grundhörigen  emporzu- 
steigen oder  freie  Meier  zu  werden. 

Diesen  Abgängen  gegenüber  kann  der  Nachwuchs  nur  ein  geringer 
gewesen  sein.  Da  Ehen  nur  mit  Erlaubnis  des  Herrn  geschlossen  werden 
konnten,  vielen  auch  schon  durch  ihre  wirtschaftliche  Lage  die  Ein- 
gehung einer  Ehe  unmöglich  war,  so  mußte  der  eheliche  Nachwuchs  sich 
in  bescheidenen  Grenzen  halten  ^^^,  wenn  auch  durch  außereheliche  Nach- 
kommen, die  der  Mutter  folgten,  einiger  Ersatz  geschaffen  wurde.  Das 
alte  Kriegsrecht,  welches  den  Kriegsgefangenen  zum  Eigenen  machte,  kam 
nur  noch  gegenüber  nichtchristlichen  Völkern  in  Anwendung.  Was  vom 
Auslande  im  Wege  des  Sklavenhandels  nach  Deutschland  kam,  kann  nur  un- 
bedeutend gewesen  sein,  auch  Verkäufe  in  die  Knechtschaft  zur  Strafe 
kamen  nur  noch  sehr  vereinzelt  vor^^^  Schuldknechtschaft  gab  es  nicht 
mehr,  an  ihre  Stelle  war  teils  die  Schuldhaft,  teils  Überweisung  des 
Schuldners  an  den  Gläubiger  zur  Abarbeitung  der  Schuld  getreten  ^^^ 
Freiwillige  Ergebung  in  die  Leibeigenschaft  kam  vor,  aber  doch  wohl 
nur  bei  völlig  heruntergekommenen  Personen,  denen  es  nur  um  eine 
Brotstelle  zu  thun  war"^.  Unter  Umständen  begegnete  es,  daß  Grund- 
hörige, welche  ihre  Pflichten  gegen  den  Herrn  nicht  erfüllten,  zur  Strafe 
in  Leibeigenschaft  versetzt  wurden"®. 

In  den  Kolonisationsländem  des  nordöstlichen  Deutschlands  gab  es 
im  allgemeinen  weder  Hörige,  noch  Leibeigene"*.  Die  deutschen  Kolo- 
nisten waren  durchweg  Freie  und  die  Bedingungen  ihrer  Ansiedlung  der- 


**"  Vgl.  Lampbecht  1,  1225  f.,  der  nur  zu  sehr  verallgemeinert.  In  der  Anm.  108 
angeführten  Urkunde  von  1289  verspricht  ein  bereits  zu  dem  Amt  eines  Schulzen 
voigeschrittener  Leibeigener,  seine  Leibeigenschaft  auch  als  Frankfurter  Stadi- 
bürger fortdauernd  anzuerkennen  und  Besthaupt,  Eopfzins  et  omnia  aha  iura  et 
servicia  treu  zu  erfüllen. 

"^  Die  Bezeichnung  hagastalt  hat  schon  im  Mittelalter  die  Nebenbedeutung 
„Junggeselle"  angenommen.  Vgl.  Grimm,  DWB.  4,  2  S.  164.  Klugb,  Etym.  WB. 
u.  d.  W. 

^^^  Vgl.  Waitz  5*,  207.     Sklavenhandel  wurde  von  den  Juden  betrieben. 

iie  Ygi  Kork,  De  iure  creditoris  in  personam  debitoris,  qui  solvendo  non 
est,  secundum  ius  aevi  medii  Germanorum,  Bresl.  Habilitationsschrift,  ohne  Jahr. 
Köhler,  Shakespeare  22  f.  38  ff.  55;  Nachwort  zu  Shakespeare  10  f.  Stobbs,  Gesch. 
d.  Konkursprozesses  98  ff.    Loersch  u.  Schröder  Nr.  269  (250). 

^"  Der  Sachsenspiegel  (III.  82  §§  2,  8.  8.  42  §  8.  45  §  9)  unterscheidet  die 
„eingeborenen^^  Eigenen  und  die  sich  in  Eigenschaft  gegeben  haben.  Die  letzteren 
standen  in  derselben  Verachtung  wie  das  fahrende  Volk.    Sie  waren  bußelos. 

118  Ygi^  ggp^  iji  44^  §  3 .  Yq^  ^^  lateriy  die  sik  vertcarchten  an  inne  rechte, 
sini  komen  dagewerchten.    Waitz  5',  258  f. 

*^^  Ober  das  Folgende  sind  besonders  die  S.  419,  481  angeführten  Arbeiten  von 
BöHLAü,  V.  Brünhbck,  Fuchs,  Korn,  Hakssen  10  ff..  Rachfahl  und  Süqekhbim  850  ff. 
zu  vergleichien. 
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artige,  daß  ihre  persönliche  Freiheit  und  ihr  öffentlicher  Oerichtstand 
dadurch  nicht  berührt  wurden.  Auch  die  im  Lande  verbliebenen  Slawen 
lamen  in  kein  persönliches  Abhängigkeitsverhältnis,  nur  in  Pommern 
lassen  sich  Grondhörige  wendischen  Stammes  nachweisen,  auch  scheinen 
die  hier  und  da,  z.  B.  in  Schlesien  und  zwischen  Elbe  und  Saale,  er- 
wähnten Smurden  oder  Smarden  slawische  Hörige  gewesen  zu  sein  ^'^  In 
den  Deutschordenslanden  wurde  anfangs  selbst  die  Freiheit  der  Preußen 
und  Letten  geschont;  erst  als  sie  sich  des  Abfalls  von  ihren  neuen  Herren 
und  dem  christlichen  Glauben  schuldig  gemacht  hatten,  wurden  sie  einem 
milderen  Hörigkeitverhältnisse  unterworfen  ^^^ 

In  ganz  Deutschland  hatte  sich  im  12.  und  13.  Jahrhundert  die 
Lage  des  Bauernstandes  überaus  günstig  gestaltet  Während  die  Grund- 
herren durch  den  Aufwand,  der  ihnen  durch  ihre  Ministerialen  entstand, 
durch  ihr  Streben  nach  Landeshoheit  und  die  dadurch  bedingte  Ver- 
nachlässigung der  Eigenwirtschaft  größtenteils  verarmt  waren  und  den 
früher  jederzeit  nutzbaren  Hinterhalt  der  jetzt  durch  Rodungen  er- 
schöpften Almenden  und  Urwälder  verloren  hatten,  erfreuten  sich  die 
Bauern  überall  einer  behaglichen  Vermögenslage,  die  auch  den  Hörigen 
und  Leibeigenen  zu  vielfacher  Aufbesserung  ihrer  persönlichen  Stellung 
verhalf"*.  Der  im  Mittelalter  mehr  und  mehr  verbreitete,  die  Unter- 
schiede der  Geburtstände  erheblich  ausgleichende  Grundsatz,  daß  die 
Luft  das  Recht  gebe,  d.  h.  der  Stand  der  Person  sich  nach  dem  Rechte 
ihrer  Niederlassung  richte "',  hatte  sich  in  den  Städten  zu  dem  bekannten 
Grundsatze  „Luft  macht  frei''  ausgebildet,  kraft  dessen  alle,  die  Jahr  und 
Tag  ohne  gerichtliche  Ansprache  seitens  eines  nachfolgenden  Herrn  in 
einer  Stadt  gewohnt  hatten,  in  ihrer  Freiheit  nicht  mehr  angefochten 
werden  konnten.  Wenn  aber  Eigenleute  mit  Genehmigung  ihres  Herrn 
in  die  Stadt  zogen,  so  gelangten  sie  damit  in  eine  den  Hörigen  ent- 
sprechende Stellung,  die  ihnen  ermöglichte,  sich  später  aus  eigenen  Mitteln 
frei  zu  kaufen.  Nach  beiden  Richtungen  hin  wurde  die  Zahl  der  Land- 
bevölkerung durch  die  Anziehungskraft  der  Städte  sehr  gemindert,  und 
es  hätte  nicht  erst  der  massenhaften  Auswanderung  in  die  Kolonisations- 
gebiete bedurft,  um  den  Grundherren  im  eigenen  Interesse  die  Sorge  für 
Verbesserung  der  Lage  ihrer  Hintersassen  ans  Herz  zu  legen  "^  Auch 
die  Loi  de  Beaumont  war  nur  ein  Zeichen  ihrer  Zeit.  Das  18.  Jahr- 
hundert bezeichnet  den  Höhepunkt   der  freiheitlichen  Entwickelung   des 


^^  Vgl.  Y.  BsüNNECK,  Leibeigenschaft  in  Pommern  111  ff.  Waitz  5*,  219. 
TzsoBOPPE  u.  Stenzel,  Urknndensammliing  66.  Du  Canob,  s.  v.  smurdtis,  Haltaüb, 
Glosaar.  168S.    Vgl.  Sep.  UL  78,  g  B. 

i>^  Vgl  BRümYEOK,  Leibeigensch.  in  Ostpreußen  41  ff. 

"«  Vgl.  S.  426  f.  449.  Lampbecht,  Wirtschaftsleben  1,  862  ff.  924  ff.  972. 
1288  ff.  1511. 

"»  Vgl.  Waitz  5«,  813  f.    Lamprecht  1,  1154. 

^^  Ein  lehrreiches  Beispiel  gewährt  die  von  Bbseleb,  a.  a.  0.  (S.  481)  be- 
sprochene Soester  Urkunde. 
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Banemstandes  ^^^  Nicht  bloß  in  den  Eolonisationslanden,  sondern  vielfach 
auch  im  inneren  Deutschland  gab  es  nur  noch  freie  Leute,  Leibeigen- 
sehaft und  Hörigkeit  waren  überall  im  Schwinden  begriffen. 

Erst  im  15.  Jahrhundert  trat  ein  entschiedener  Bückschlag  ein^'^ 
Der  Ausbau  des  Landes,  die  Auswanderung  nach  dem  Osten  und  die 
Stadtegründungen  hatten  aufgehört,  die  ländlichen  Arbeitskräfte  sanken 
im  Preise.  Das  natürliche  Wachstum  der  Landbevölkerung  hatte  schon 
früher  zu  Hufenteilungen  genötigt,  die  bald  das  Maß  des  wirtschaftlich 
Erlaubten  überschritten.  Es  bildete  sich  ein  neues  ländliches  Proletariat, 
das  oft  genug  froh  war,  durch  Ergebung  in  Leibeigenschaft  oder  Hörig- 
keit  der  Sorge  um  das  tägliche  Brot  enthoben  zu  werden.  Besonders 
empfindlich  war  der  Gregensatz  gegen  die  Städte.  Brachte  hier  die  auf- 
keimende Geldwirtschaft  den  Einzelnen  zum  Wohlstande,  die  Gesamtheit 
zu  Bildung  und  politischer  Machtstellung,  so  war  die  Fortdauer  der 
Naturalwirtschaft  auf  dem  Lande  am  wenigsten  geeignet,  die  bedrängte 
Vermögenslage  der  Bevölkerung  zu  heben,  ihre  Kultur  zu  fördern.  Poli- 
tisch mundtot,  vom  Handwerk  durch  die  städtischen  Zünfte  fast  ausge- 
schlossen, durch  Zwangs-  und  Bannrechte  eingeengt,  erfuhr  das  Landvolk 
nicht  sowohl  den  Segen,  als  vielmehr  den  Druck  der  erstarkenden  Landes- 
hoheit Beden  und  andere  öffentliche  Lasten  wurden  vorzugsweise  auf 
die  in  den  Landständen  nicht  vertretenen  Bauern  gelegt  Dazu  kam  das 
System  der  Anweisungen,  d.  h.  der  Gebrauch  der  Landesherren,  sich  durch 
Verleihung,  Verkauf  und  Verpfandung  staatlicher  Gefalle  Geld  zu  ver- 
schaffen,  unbekünmiert  darum,  daß  auf  diese  Weise  zahllose  freie  Ge- 
meinden in  grundherrliche  Unterthänigkeit  gerieten  ^*^  Jagd  und  Fischerei 
wurden,  auch  soweit  sie  nicht  als  Begal  dem  Landesherrn  vorbehalten 
bUeben,  mehr  und  mehr  den  Bauern  entzogen  und  als  Reservatrecht  der 
Grundherren  behandelt  Besonders  ausgebeutet  wurde  hierfür  und  in 
anderen  Sichtungen  das  Obereigentum  an  den  Almenden,  das  die  Ober- 
märker  mit  zunehmendem  Erfolge  sich  anzumaßen  wußten,  so  daß  die 
Markhörigkeit  freier  Markgenossen  vielfach  in  eine  Art  Grundhörigkeit 
umgewandelt  wurde  ^*®.  Überall  wurden  die  Zügel  straffer  angezogen, 
Leibeigene  und  Hörige  gerieten  in  strengere  Abhängigkeit  und  die  Freien 
vermochten  ihre  Freiheit  inamer   weniger  zu  bewahren,   selbst  in  den 


ISS  Vgl.  die  Schilderungen  bftnerlichen  Lebens  im  Meier  Helmbrecht,  bei  Neid- 
hart von  Renenthal,  dem  angeblichen  Seifried  Helbling  u.  a.  m. 

^*«  Vgl.  Lampbecht,  Wirtschaftsleben  1,  1286  ff.  1512  und  die  S.  418  ange- 
fahrten Schriften  von  Lakpbecht  und  Gothbin  über  die  Lage  des  Bauernstandes. 

117  Ygi  g  430.  Die  mit  öffentlichen  Gerichten  beliehenen  Grundherren  er- 
weiterten nicht  selten  einfach  ihre  Fronhöfe  zu  Patrimonialgerichten,  wodurch  die 
hörigen  und  die  freien  Gerichtsleute  gleichgestellt  wurden.  Vgl.  Lampbecht  1, 1260  ff. 

"•  Vgl.  S.  422  f.  Lampbecht  1,  797  ff.  1010  ff.  1075  ff.  1158.  1519  f.  Berühmt 
sind  die  Verse  des  Freidank  (her.  y.  W.  Gbihm)  76,  5  ff:  Die  fürsten  twingefU 
mit  gewalt  vdt  steine  waa^  unde  icalt,  dar  Mto  wilt  unde  xam:  dem  lüfte  tatens 
gerne  alsam ;  der  muox.  tms  noch  gemeine  sin.  möhtens  uns  der  sunnen  schtn  ver^ 
bieten^  tpint  auch  tmde  regen^  mcm  müese  in  xins  mit  golde  wegen. 
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Eolonisationslanden  gewann  die  Hörigkeit,  vorher  bei  den  Eingewanderten 
Yöllig  unbekannt,  seit  der  2.  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  an  Boden. 
Überall  bereiteten  sich  Verhältnisse  vor,  die,  durch  andere  Umstände 
unterstützt,  im  Beginne  der  folgenden  Periode  die  allgemeine  Erhebung 
der  Bauern  gegen  ihre  Unterdrücker  hervorriefen. 

7.  Die  Ebenbürtigkeit  Die  Gliederung  der  Stände,  obwohl  nur 
noch  vereinzelt  nach  alter  Weise  in  bestimmten  Büß-  und  Wergeidtaxen 
hervortretend  ^^^,  hatte  eine  besondere  Bedeutung  für  alle  durch  Eben- 
bürtigkeit bedingten  Verhältnisse^'^.  Denn  das  Mittelalter  kannte  eine 
Reihe  von  rechtlichen  Beziehungen,  in  die  man  nur  mit  Standesgenossen 
oder  Tieferstehenden  (Untergenossen)  treten  konnte,  während  man  von 
den  Übergenossen  als  unebenbürtig  ausgeschlossen  wurde.  Soweit  solche 
Gegensätze  auf  dem  Gebiete  des  Lehnrechts  hervortraten,  wurde  ihrer 
schon  bei  der  Besprechung  der  Heerschilde  und  der  Ritterbürtigkeit 
(S.  396  f.  434)  gedacht.  Die  landrechtliche  Bedeutung  der  Ebenbürtigkeit 
bezog  sich  teils  auf  da^  Gerichtswesen,  teils  auf  das  Privatrecht  In 
peinlichen  Sachen  brauchte  sich  niemand  einen  Untergenossen  als  Richter 
oder  Urteiler,  Zeugen  oder  Eideshelfer  gefallen  zu  lassen.  Um  ein  Urteil 
schelten  zu  können,  mußte  man  Genosse  oder  Übergenosse  des  Urteils- 
finders sein.  Die  öffentliche  Pflicht,  einer  darum  nachsuchenden  Partei 
als  Fürsprecher  beizustehen,  galt  nicht  gegenüber  dem  Untergenossen; 
nur  einen  Ebenbürtigen  brauchte  man  sich  als  Fürsprecher  des  Prozeß- 
gegners gefallen  zu  lassen.  Das  Recht  des  gerichtlichen  Zweikampfes 
hatte  man  nur  gegen  Genossen  oder  Untergenossen;  den  kampflichen 
Gruß  eines  Höheren  durfte  man  nicht  zurückweisen,  obwohl  man  ihn 
selbst  nicht  herausfordern  konnte.  In  privatrechtlicher  Beziehung  galt 
das  Prinzip  der  Ebenbürtigkeit  auf  dem  Gebiete  des  Vormundschaftsrechts 
und  des  Erbrechts:  nur  der  Ebenbürtige,  d.  h.  der  Standesgenosse  oder 
Übergenosse,  konnte  geborener  Vormund  und  gesetzlicher  Erbe  sein,  der 
Untergenosse  hatte  kein  Recht 

Anders  stand  es  hinsichtlich  der  Ehe,  indem  diese  Gleichbürtigkeit 
beider  Ehegatten  verlangte,  also  nicht  bloß  den  Untergenossen  ausschloß  ^'^ 
Allerdings  bildete  die  Standesverschiedenheit  als  solche  kein  Ehehindemis 


*"  Vgl.  V.  RicHTHOFEN,  UnteTBucbungen  2,  1108  ff.  Heck,  a.  a.  0.  263  ff.  Der 
Sachsenspiegel  (III.  45)  giebt  den  Fürsten  und  Edeln  die  doppelte  Buße  der  Ge- 
meinfreien (30  ß  :  15  ß),  aber  nicht  ganz  das  doppelte  Wergeid  (18  ^  :  10  ^;  die 
Laten  haben  das  halbe  Wergeid  der  Edeln  (9  ^),  aber  eine  auffallend  hohe  Buße. 
Nach  dem  Landrecht  von  Seeland  v.  J.  1290  (v.  d.  Bbrqh,  Oork.-B.  v.  Holl.  en  Zee- 
land  2,  Nr.  747)  hatte  der  eddman  90  Ä  Wergeid,  der  onedel  man  nur  22Vt  Ä. 
Dasselbe  Verhftltnis  bestand  bei  der  Buße  (10  ß  :  2Vs  ß). 

'**  Vgl.  über  das  Folgende  die  S.  430  angeführten  Schriften  von  Qöhbdm, 
ScHBÖDER,  V.  Martitz,  fcmer  Heüsleb  1,  155  ff.  162  ff.     Siegel,  a.  a.  0.  279  ff. 

>>^  Vgl.  Schröder,  Ebenbürtigkeit  464  ff.  469;  ZRG.  7,  147,  n.  2.  Heubler, 
1,  157  f.  In  der  Ldtteratur  wird  die  Ebenbürtigkeit  in  der  Regel  als  Gleichbürtig- 
keit aufgefaßt,  was  eben  nur  für  die  Ehe  zutrifft. 
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mehr^'^,  aber  die  ToUen  Wirknngen  der  Ehe  traten  nur  unter  Standes- 
genossen ein;  war  einer  der  Ehegatten  geringeren  Standes  als  der  andere, 
so  war  die  Ehe  eine  Mißheirat  Bei  der  standesgleichen  Ehe  teilte  die 
Frau  for  die  Dauer  der  Ehe  unbedingt  das  Recht  des  Mannes^'';  nach 
Auflösung  der  Ehe  kehrte  sie  zu  ihrem  angeborenen  Hechte  zurück  ^'^; 
die  Kinder  erhielten  den  Stand  des  Vaters  ^'^  Bei  der  Mißheirat  wurde 
die  Frau  Standesgenossin  des  Mannes  nur,  wenn  sie  einen  üntergenossen 
genommen  hatte,  dessen  Stand  sie  for  die  Dauer  der  Ehe  teilte  ^^®;  da- 
gegen behielt  die  Frau,  wenn  der  Mann  ihr  tTbergenoß  war,  ihren  ge- 
ringeren Stand,  wurde  also  nicht  von  ihm  emporgezogen  "^  Wo  sich  die 
Leibeigenschaft  in  voller  Strenge  erhalten  hatte,  kam  es  hin  und  wieder 
noch  vor,  daß  der  freie  Mann,  der  eine  fremde  Eigene  heiratete,  dadurch 
selbst  der  Knechtschaft  verfiel  ^'^.  Die  in  einer  ungleichen  Ehe  erzeugten 
Kinder  folgten  regelmäßig  der  ärgeren  Hand^^^  Der  Sachsenspiegel 
drückte  dies  dahin  aus,  daß  das  Kind  bei  der  Ehe  zwischen  Freien  und 
Ministerialen  den  Stand  erhalte,  in  welchem  es  geboren  sei,  d.  h.  also 
der  Mutter  folge  ^^^.    Ob  damit  angedeutet  sein  sollte,  daß  das  nach  dem 


^«  Nur  der  Irrtum  des  einen  Ehegatten  über  den  geringeren  Stand  des 
anderen  kam,  wenn  es  sich  um  Freiheit  und  Unfreiheit  handelte,  als  trennendes 
Ehehindemis  in  Betracht  Vgl.  Schwsp.  Laßb.  819.  Loersch  u.  Schrödeb,  Ur- 
kunden Nr.  108  (82).  c.  4,  5  C.  XXIX.  qu.  2;  c.  2,  4  X.  de  coniugio  servorum  (4,  9). 

>»•  Vgl.  Ssp.  I.  45,  §  1.  III.  45,  §§  2.  8. 

^*^  Daß  dies  der  Fall  war,  wenn  die  Ehe  durch  den  Tod  des  Mannes  auf- 
gelöst wurde,  ist  im  Sachsenspiegel  klar  ausgesprochen  (vgl.  auch  I.  33).  Daß  es 
auch  im  Falle  einer  Ehescheidung  oder  Nichtigkeitserklärung  nicht  anders  gewesen 
sein  kann,  läßt  sich  nicht  bezweifeln.  Aus  Ssp.  III.  72.  73,  §  1  läßt  sich  aber 
weiter  entnehmen,  daß  die  Mutter,  wenn  sie  starb,  nicht  nach  dem  Rechte  des 
Mannes,  sondern  nach  Maßgabe  ihres  Geburtstandes  beerbt  wurde.  Vgl.  Schrödeb, 
a.  a.  0.  471,  n.  14.    Heubler  1,  159  n. 

185  Ygi^  ^g^  Rechtssprichwort:  Svar't  kint  is  vri  tmde  echt,  dar  behalt  it 
sines  vader  rechty  Ssp.  I.  16,  §  2.     Eine  Variation  desselben  III.  72. 

^^  Dsp.  59  (Schwsp.  Laßb.  67  b):  Ist  ein  man  seinem  ueibe  niht  ebenbüriich^ 
er  ist  doch  ir  vormimt  und  ir  vogt\  und  ist  si  vrei,  si  muo^  doch  sein  sein  genö^- 
T^inne,  als  si  an  sein  pette  gat,  und  getcinnent  si  chint,  deu  hörent  xe  der  ergem 
hant.  swenne  aver  der  man  stirhet,  so  ist  si  ledich  von  seinem  rechte  und  behaltet 
recht  nach  ir  gepuri;  und  nimt  si  man  darnach  der  vrei  ist  als  si,  so  gewinnent 
si  kint  als  si  selbe  ist  Vgl.  ebd.  325.  Gsixm,  Weietümer  4,  485,  §  18.  y.  Richt- 
BOFEN,  Unters.  2,  1093.    Telting,  a.  a.  0.  19.    Loebsch  u.  Schröder  Nr.  89  (63). 

1"  Vgl.  Schröder,  a.  a.  0.  471.    Kraut,  Grundriß  §  41,  Nr.  34—37. 

""  Vgl.  u.  a.  Weist,  des  Ober-Breisgau  von  1461,  §39  (Grimm,  WeistOmer 
8,  740).    GöHRUM,  a.  a.  0.  1,  313. 

^'<^  Vgl.  S.  449  und  Anm.  136,  145  f.,  148  ff.  Göhrum  1,  313  f.  321.  Grimm, 
Weist.  1,  155,  §15.  184.  354,  §  59.  735.  3,  18.  212  f.  4,  387.  485,  §  18.  493,  §55. 
Loersch  u.  Schröder  Nr.  108  (82).  Stadtrechtsb.  d.  Ruprecht  v.  Freising,  c.  104. 
c.  15  C.  XXXII.  qu.  4. 

**<>  Ssp.  I.  16,  §2.  Vgl.  Schröder,  a.  a.  0.  472  ff.  Heusler  1,  159.  Der 
Umstand,  daß  der  Beweis  der  freien  Geburt  durch  je  drei  Zeugen  von  Vater-  und 
Mutterseite  geführt  werden  mußte  (Ssp.  III.  32,  §  5),  spricht  dafdr,  daß  der  Stand, 
dem  die  Mutter  während  der  Ehe  angehört  hatte,  für  das  Kind  maßgebend  war. 
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Tode  des  Vaters  geborene  Kind  an  der  Bückkehr  der  übergenössischen 
Matter  zu  ihrem  Gebnrtsstande  teilnehme ,  mag  dahingestellt  bleiben, 
jedenfalls  gestattete  eine  friesische^  Bechtsquelle  des  14.  Jahrhunderts  einer 
solchen  Mutter,  unter  Beobachtung  gewisser  Förmlichkeiten,  auch  die 
während  der  Ehe  geborenen  Kinder  an  ihrem  Standeswechsel  teilnehmen 
zu  lassen  ^^^  Endlich  aber  machte  sich  vielfach  eine  Bechtsentwickelung 
in  der  Bichtung  geltend,  daß  die  mit  einem  Hörigen  oder  Unfreien  ver- 
heiratete Freie  überhaupt  in  ihrem  Geburtsstande  belassen,  der  Stand  der 
Kinder  aber  immer  nach  dem  der  Mutter  geregelt  wurde  ^**. 

Fürsten  und  Edle  bildeten  einen  einheitlichen,  durch  das  Eben- 
bürtigkeitsprinzip nicht  berührten  Oeburtsstand,  nur  in  prozessualischer 
Beziehung  genossen  die  ersteren  seit  der  2.  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts 
das  Privileg,  in  Sachen,  die  Leben,  Ehre  oder  Beichslehen  betrafen,  nur 
von  Ihresgleichen  abgeurteilt  zu  werden  ^*K  Zwischen  dem  Herrenstande 
und  den  Gemeinfreien  stand  die  Unebenbürtigkeit  der  letzteren  schon 
zur  Zeit  des  Sachsenspiegels  fest,  nur  in  betreff  der  Eheschließung 
galt  nach  Standesgleichheit  ^^^.  Erst  nachdfem  sich  in  der  2.  Hälfte  des 
13.  Jahrhunderts  auch  in  dieser  Beziehung  die  entscheidende  Wendung 
vollzogen  hatte,  war  die  heute  zu  Becht  bestehende  Abgeschlossenheit  des 
hohen  Adels  gegen  die  übrigen  Stande  vollendet***.  Daß  zwischen  Edeln 
und  Dienstmannen  ungeachtet  der   gemeinsamen  ritterlichen  und  lehn- 


was  thatsächlich  die  Folge  nach  der  firgeren  Hand  bedeutete.  Vgl.  Stadtr.  v.  Her- 
ford, Arch.  f.  Gesch.  Westfalens  2,  14—19.  22. 

^^^  Vgl.  V.  BiCHTHOFEK,  Frics.  EcchtsqueUen  589,  §  21 ;  Untersuchungen  2, 1098. 
Tbltino,  a.  a.  0.  19. 

">  Vgl.  ZöPFL,  Altertümer  2,  228—258.  Gkimii,  Weistümer  1,  648.  8,  65, 
§  27 f.  638.  675.  722,  §  11.  728.  735,  §  6.  4,  186.  348.  448,  §  26.  458,  §  22.  743, 
§  10.  5,  668,  §  6.  672,  §  11.  6,  724,  §  5.  Ürk.-B.  d.  Landes  ob  der  Enns  1,  877, 
Nr.  175.  879,  Nr.  179.  Reichsgesetz  von  1222  (Anm.  103).  S&chs.  Weichb.-Recht  3, 
§  8.  Der  Grund  dieser  Kechtsbildung  war  bald  Begünstigung  der  Freiheit,  bald 
der  Wunsch  des  Herrn  oder  der  Hofgenossenschaft,  die  hof  hörigen  Güter  nicht  an 
Personen  außerhalb  der  Genossenschaft  gelangen  zu  lassen. 

"»  Vgl.  Franklin,  Reichshofgericht  2,  184—157.  Über  lehnrechtliche  Ten- 
denzen, die  auf  eine  weitere  Scheidung  von  Fürsten  und  Edeln  gerichtet  waren, 
vgl.  ZDA.  18,  150  f.  155.    Zeitschr.  f.  deutsch.  Philologie  1,  268  f. 

"*  Vgl.  SoHEÖDEB,  a.  a.  0.  464.  468  f.  Heusler  1,  167  f.  Weinhold,  Deutsche 
Frauen'  1,  851  f.  Zu  Ssp.  I.  16,  §  2  (Anm.  135),  wo  allein  auf  die  Freiheit  der 
£ltem  Gewicht  gelegt  wird,  stimmt  der  „Arme  Heinrich''  Hartmanns  von  Aue  aus 
dem  Anfange  des  13.  Jh.,  vgl.  Anm.  62.  Über  die  früher  in  gleicher  Richtung 
gedeutete  Bezeichnimg  von  Bauern  als  Fürstengenossen  vgl.  Anm.  91. 

>**  Vgl.  Dsp.  62.  Schwsp.  Laßb.  70  b.  128  a.  Belege  aus  dem  15.  Jh.  bei 
Kraut,  Grundriß  §  41,  Nr.  80.  31.  Das  holländisch-friesische  Recht  bezeichnete 
die  aus  der  Ehe  eines  Edeln  mit  einer  Freien  entsprossenen  Rinder  als  Halbedele, 
die  zwar  hinter  den  wohlgeborenen  Edeln  zurückstanden,  aber  doch  noch  zum 
Adel  gerechnet  wurden;  die  Kinder  eines  halbedelen  Mannes  und  einer  unedelen 
Frau  gelten  als  Vierteledele.  Vollbürtiger  Adel  verlangte  wohl  vier  Ahnen.  Vgl. 
V.  RiCHTBOFEN,  Untcrs.  8,  54.  59  ff.  88.  Die  Ausfuhniugen  des  letzteren  über  die 
Ehen  der  bftuerlichen  Ethelinge  (2,  1098  ff.)  finden  ihre  Widerlegung  bei  Heck, 
a.  a.  0.  244f. 
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rechtlichen  Beziehangen  keine  Ebenbürtigkeit  bestand,  namentlich  bei 
Mischehen  die  Kinder  der  ärgeren  Hand  folgten,  wnrde,  um  widerstre- 
benden Richtongen  za  begegnen,  wiederholt  durch  reichsgerichtliche  Ent- 
scheidungen festgestellt^^.  Dasselbe  Verhältnis  bestand  ursprünglich  auch 
zwischen  Gemeinfreien  und  Dienstmannen.  Seit  ihrem  Eintritt  in  die 
öffentlichen  Gerichte  müssen  aber  die  letzteren  in  prozessualischer  Be- 
ziehung sofort  die  Ebenbürtigkeit  erlangt  haben,  ja  der  Mainzer  Land- 
friede Ton  1235  c.  11  zeigt  die  Bauern  hier  sogar  schon  als  ünterge- 
nossen  der  Dienstmannen.  Wie  es  mit  den  Mischehen  beider  Blassen 
gehalten  worden  ist,  läßt  sich  nicht  mit  Sicherheit  feststellen.  Daß  die 
Dienstmannen  noch  als  ärgere  Hand  hätten  angesehen  werden  können, 
nachdem  für  die  Ritterbürtigkeit  bereits  das  Erfordernis  der  vier  Ahnen 
feststand,  ist  undenkbar;  ebensowenig  aber  kann  in  landrechtlicher  Be- 
ziehung eine  Unebenbürtigkeit  der  Gemeinireien  angenommen  werden. 
Wahrscheinlich  galten  in  der  zweiten  Hälfte  des  Mittelalters  Ehen  zwischen 
dem  niederen  Bitterstande  und  dem  freien  Bürger-  und  Bauernstände  als 
gleiche  Ehen,  bei  denen  die  ^Kinder,  unbeschadet  der  Frage  der  Ritter- 
bürtigkeit, dem  Stande  des  Vaters  folgten  "^     Gegenüber  dem  Herren- 


^*^  Zuerst  auf  Antrag  des  Bischofs  von  Verden  dorch  Beichsweistom  Hein- 
richs VI.  V.  1190  (Weiland,  Const  1,  467).  Die  Mitwirkung  des  £rzbischo& 
Wichmann  von  Magdeburg  bei  diesem  Spruche,  und  daß  derselbe  durch  das  Streben 
der  Ministerialen,  die  Folge  nach  der  Mutter  durchzusetzen,  hervorgerufen  worden 
war,  ist  noch  dem  Verfasser  der  sächsischen  Weltchronik  (her.  v.  Weiland),  c  886, 
bekannt,  und  auch  Ssp.  III.  73,  §  2  findet  sich  eine  freilich  sehr  unbestimmte  Er- 
innerung daran.  Ein  zweites  Reichsweistum  von  1192  (ebd.  1,  501)  zeigt,  daß  das 
erste  noch  nicht  ganz  durchgedrungen  war,  es  bedurfte  selbst  eines  dritten,  von 
Otto  IV.  von  1209  (ebd.  2,  35),  welches  mit  voller  Schärfe  erklärte,  daß  die  in  der 
Ehe  eines  Reichsministerialen  mit  einer  Freien  erzeugten  Kinder  Ministerialen 
seien:  alias  enim  amnes  ministeriales  omntum  eeciesiarum  imperii  deperirent. 
Daß  ein  Anm.  108  angeführtes  Gesetz  von  1222,  welches  die  Nachfolge  nach  der 
Mutter  anordnete,  falls  es  sich  auch  auf  Ministerialen  bezog,  nur  in  dem  S.  458  er- 
erörterten Sinne  von  Ssp.  I.  16,  §  2  zu  verstehen  ist,  wird  von  der  Glosse  zu  der 
letzteren  Stelle  bestätigt:  Dit  ts  na  kuiserrechie ,  aver  de  Lantberdere  unde  toi 
Sassen  slan  na  den  snoderen  eUeren,  dit  recht  brachte  up  bischop  Wiekman  von 
Meidebtirg,  In  Österreich  wurde  einer  domina  Offemia  de  Potendorf  nata  de 
ministeriali  ierre,  quamvis  de  maire  libera  et  nobili,  in  einer  Urkunde  von  1267 
(Arch.  f.  Kunde  österr.  Gesch.-Qu.  27,  271,  Nr.  20)  als  commune  ius  in  Austria 
ab  a/ntiquis  temporibus  observatum  entgegengehalten:  quod,  cum  filii  seu  fUie  pro- 
gemti  de  stirpe  nobüium  et  liberorum  copulati  fuerini  ab'^ibus  non  paris  eondi- 

doniSf  sed  inferioris,  ut  puta  ministerialium ,  filii  seu  filie  progeniH  de  tor 

libus  coptäatisj  ut  puta  existentes  deterioris  condidonis^  edam  non  habent  nee  debent 
habere  ius  vel  acdonem  in  prediis  seu  proprietatibus  que  ab  antiquo  respidebant 
solummodo  homines  libere  condicionis,  h.  e,  quod  vulgo  vocatur  vreifaigen.  Vgl. 
noch  Kraut,  Grundriß  §  41,  Nr.  30—87.    Schüsteb,  ZRG.  16,  136  ft 

"'  Vgl.  Richtst  Lehnr.  28,  §  3  (S.  408,  n.  67).  Gl.  z.  Ssp.  I.  6,  §  1 :  Wo,  efi  ein 
ridder  neme  eines  buren  dochter  y  weren  die  hindere  erven  edder  nicht?  seghe  ja  tu 
landreehte^  aver  nicht  tu  Unrechte.  Nach  den  Rechten  des  Landes  Blankenberg  von 
1457  wurden  die  Kinder  von  blankenbergischen  Ministerialen  oder  Ministerialinnen, 
auch  wenn  sie  von  einem  freien  Vater  oder  einer  freien  Mutter  herrührten,  immer 
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Stande  blieb  der  niedere  Bitterstand  auch  femer  unebenbärtig,  wenn 
anch)  wenigstens  innerhalb  des  Grafenstandes,  die  Wirkangen  der  Un- 
ebenbürtigkeit  erst  bei  fortgesetzter  Mißheirat  in  der  dritten  Generation 
hervortraten  ^^^.  Zwischen  Gemeinfreien  oder  Dienstmannen  einerseits  und 
und  Grundhörigen  andererseits  konnten  nur  ungleiche  Ehen  stattfinden, 
bei  denen  die  Kinder  der  ärgeren  Hand  folgten  ^^^.  Dasselbe  Yerhältnis 
bestand  zwischen  Hörigen  und  Leibeigenen  ^^^. 

Alle  durch  Ebenbürtigkeit  bedingten  Verhältnisse  setzten  die  Zuge- 
hörigkeit zu  einem  bestimmten  Stande  voraus.  Es  gab  aber  Personen, 
die  nicht  „vollkommen  an  ihrem  Hechte'^  waren,  überhaupt  kein  „Eecht^^, 
d.  h.  keinen  Stand,  hatten^^^  Dies  waren  die  Bechtlosen,  die  ent- 
weder durch  Verbrechen  (tJngericht)  ihr  Recht  ein-  für  allemal  verwirkt 
hatten"*,  oder  durch  unehehche  Geburt  oder  unehrliches  Gewerbe  der 
Standesrechte  fär  ihre  Person  verlustig  gegangen  waren  ^^^  Außerdem 
gab  es  eine  vorübergehende,  auf  einen  einzelnen  Fall  beschränkte  Recht- 
losigkeit, in  die  man  verfiel,  wenn  man  sich  unbefugterweise  einen  höheren 
Stand  angemaßt  hatte  "^  Die  Rechtlosigkeit  bedeutete  nicht,  wie  die 
Echtlosigkeit  oder  Friedlosigkeit  der  Reichsächter,  den  Verlust  der  Mann- 
heiligkeit, die  Ausstoßung  aus  der  unter  dem  allgemeinen  Rechtsschutze 
stehenden  bürgerlichen  Gesellschaft,  sondern  nur  den  Verlust  aller  durch 
die  Zugehörigkeit  zu  einem  bestimmten  Stande  bedingten  Rechte.    Ob- 


wieder  Ministerialen.  Gbooi,  Weist.  S,  IS.  Über  die  ärgere  Hand  bei  Ehen  zwischen 
Dienstmannen  und  eigenen  Rittern  vgl.  Siboel,  a.  a.  0.  280. 

"«  Peter  v.  Andlo,  Lib.  de  Cesar.  mon.  2,  12  (ZRÖ.  26,  197):    Usi  autem 

Ahmannis  inveferahu  usus  et  lange  reiro  ohservata  consueiudo ,  ut  baro  copu- 

lando  sibi  milHaris  et  inferioris  generis  eoniugem  prolem  suam  inde  creatam  de- 
generet  atque  deharonixet  fUiique  de  cetera  barones  mmime  vocitentur.  Gomiies  vero 
per  eannubium  cum  simplieis  militaris  generis  femina  natos  filios  non  deeamitani, 
sed  8%  eorum  filii  itidem  in  militarium  genus  nubant,  extune  iUorum  demum  proles 
deeomitatur  militartumque  generis  ordini  deinceps  connumerahtr. 

"•  Vgl.  S.  449.  Stadtrechtsb.  d.  Ruprecht  v.  Freising,  c.  104:  Nimbt  ein 
Mnsäry  der  nur  ein  p fennig  geit  auf  ein  gotxkauSy  oder  tcem  er  in  geii,  ein  freie 
frauenj  so  xeucht  die  ring  hant  der  xinser  die  kint  nach  im.  Über  Ehen  der  Mini- 
sterialen mit  Zinsleuten  vgl.  Kl.  Eaiserr.  3,  5.  7.    Göhrum,  a.  a.  0.  1,  825  f. 

160  Ygi,  Anm.  91.  Hofrecht  des  Bischofs  Burchard  von  Worms,  c.  16:  lus 
erity  si  fisgilinus  homo  dagewaräam  accepii,  ut  filii  qui  inde  naseantur  secundum 
peiorem  manum  vivant  similiter,  si  dagewardus  fisgilinatn  tnulierem  aooepiL  Stadt- 
recht ▼.  Herford  (Anm.  140),  S.  14  f. 

^^1  Vgl.  S.  838.  BuDDB,  Über  Rechtlosigkeit,  Ehrlosigkeit  u.  Echtlosigkeit,  1842. 
BBinnui,  Von  nnehrlichen  Leuten,  1868.  Hillebband,  Über  die  gänzliche  und  teil- 
weise Entziehung  der  bürgerlichen  Ehre  n.  d.  deutschen  Rechtsbüchem  des  Mittel- 
altersy  1844.    Hälschmeb,  Preuß.  Strafrecht  3,  204  ff.    Kbaüt,  Grundriß  §  49. 

^^*  Die  Verurteilung  zum  Tode  oder  Verlust  der  Hand  hatte  Rechtlosigkeit 
auch  dann  zur  Folge,  wenn  die  Strafe  abgekauft  wurde.  Auch  der  Dieb  oder 
Räuber,  der  sich  außergerichtlich  mit  seinem  Gegner  ausgesöhnt  hatte  und  dessen 
überführt  wurde,  galt  als  rechtlos. 

IM  Als  unehrlich  galt  namentlich  das  Gewerbe  des  fahrenden  Volkes.  Die 
Unehrlichkeit  der  Lohnkämpfer  ging  auch  auf  ihre  Kinder  über. 

»**  Vgl.  Ssp.  I.  16,  §  1. 
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wohl  anter  dem  Schatze  des  Strafrechts  stehend,  hatte  der  Bechtlose 
doch  kein  Wergeid  und  keine  BaBe,  oder  nur  eine  zum  Hohn  aufgestellte 
Scheinbuße.  Obwohl  durchaus  fähig,  eine  rechtsgültige  Ehe  einzugehen, 
war  er  doch  nicht  in  der  Lage,  eine  ebenbürtige  Ehe  zu  schließen,  weil 
er  niemand  ebenbürtig  war..  Aus  demselben  Grunde  konnte  er  weder 
gesetzlicher  Erbe,  noch  gesetzlicher  Vormund  seiner  Verwandten  werden, 
konnte  niemand  zum  gerichtlichen  Zweikampfe  fordern,  war  unfähig  zum 
Richteramt  und  konnte  in  Strafsachen  gegen  keinen,  der  nicht  gleich 
ihm  rechtlos  war,  als  Urteiler,  Zeuge  oder  Fürsprecher  auftreten. 

8.  Die  Juden.  Die  rechtliche  Stellung  der  Juden  war  in  der  ersten 
Hälfte  des  Mittelalters  im  wesentlichen  dieselbe  wie  in  der  vorigen 
Periode"*.  Sie  bildeten  einen  wesentlichen  Bestandtioü  der  stadtischen 
Einwohnerschaft.  Der  Warenhandel,  namentlich  das  Levantegeschäft, 
ruhte  fast  ausschließlich  in  ihren  Händen  ^^^  Daß  sie  auch  Geldgeschäfte 
betrieben,  läßt  sich  nicht  bezweifeln,  jedenfalls  aber  war  dies  nur  in  be- 
schränktem Maße  der  Fall,  da  sich  in  erster  Beihe  die  Klöster  mit  Dar- 
lehnsgeschäften  befaßten.  Die  Juden  konnten  unter  denselben  Bedingungen 
wie  die  Christen  Grundbesitz  erwerben,  waren  denselben  Gerichten  wie 
diese  unterworfen  und  hatten  sich  in  manchen  Städten,  namentlich  Köln, 
der  christlichen  Bevölkerung  bereits  so  weit  angenähert,  daß  einzelne  von 
ihnen  selbst  in  den  Gemeindevertretungen  zu  angesehenen  Stellungen  ge- 
langten. Erst  das  12.  Jahrhundert,  namenthch  die  Judenverfolgung  von 
1146  und  1147,  brachte  einen  völligen  Umschwung.  Der  Grund  lag  nur 
zum  Teil  in  den  durch  die  Kreuzzüge  verschärften  nationalen  und  reli- 
giösen Gegensätzen.  Wichtiger  war  die  mit  dem  Au&chwunge  der  Städte 
verbundene  Eeaktion  des  deutschen  Handelsgewerbes  gegen  die  auf  diesem 
Gebiete  bis  dahin  bestehende  Alleinherrschaft  der  Juden.  Durch  die 
Konkurrenz  der  Kaufoiannsgilden  mehr  und  mehr,  wenn  auch  keineswegs 
so  vollständig  wie  gewöhnlich  angenommen  wird,  aus  dem  Warenhandel 
verdrängt"^,  warfen  sich  die  Juden  mit  verstärktem  Eifer  auf  die  Geld- 
geschäfte, die  seit  der  von  den  Glaniacensern  angebahnten  Beform  der 

"*  Vgl.  S.  224.  Stobbe,  Die  Juden  in  Deutschland,  1866.  Höniqeb,  Zur  Ge- 
schichte der  Juden  Deutschlands,  Zeitschr.  f.  Gesch.  d.  Judentums  1,  65  ff.  186  ff. 
GoLDscHMTDT,  Universalgeschichte  des  Handelsrechts  1,  107  ff.  Genqler,  Stadtrechst- 
altertümer  97  ff.  Giebkb,  Genossenschaftsrecht  1,  837  f.  Lamprbcht,  Wirtschafts- 
leben 1,  1449  ff.  Waftz  5',  419  ff.  Röscher,  Die  Juden  im  Mittelalter  (Ansichten 
der  Volkswirtschaft  2',  811  ff.).  Aboniüs,  Begesten  zur  Geschichte  der  Juden  im 
ft-ftnk.  u.  deutsch.  Reiche  bis  1273,  seit  1887.  Nübmno,  Die  Judengemeinden  des 
Mittelalters,  1896.  Rosenthal,  Zur  Geschichte  des  Eigentums  in  Wirzburg  17  ff. 
Ein  Regensburger  Judenprivileg  Friedrichs  I.,  mit  Bestätigung  Friedrichs  II.  von 
1216,  bei  ScHEFFER-BoicHORST,  Mitteil.  d.  österr.  Inst.  10,  459  ff. 

»«»  Vgl.  Stobbe,  a.  a.  0.  103.  200.  231. 

"^  Das  Regensburger  Privileg  Friedrichs  I.  genehmigt  noch,  uf  eis  liceat 
aurum  ei  argentum  et  quaelihet  genera  metaUorum  et  res  cuiuscunque  mereaiionis 
vendere  et  nntiquo  more  suo  comparnrCt  res  et  merees  suas  commutatumi  rerum  ex- 
hibere  et  utilitatibUtS  suis  modis  qutbus  eonsueverunt  providere. 
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geistlichen  Orden  den  Klöstern  verboten  waren.  Hatten  die  letzteren 
prinzipiell  nur  unentgeltliche  Darlehnsgeschäfte  betrieben  und  sich  bloß  in 
ihrer  Entartung  auch  wucherlichen  Unternehmungen  hingegeben,  so  wurde 
das  Geschäft  Ton  den  Juden,  da  für  sie  die  kanonischen  Zinsverbote  nicht 
maßgebend  waren,  von  vornherein  nur  gegen  Zinsen  betrieben.  Die  Ver- 
achtung, in  der  dies  Gewerbe  trotz  seiner  Unentbehrlichkeit  bei  den 
Christen  stand,  und  der  Druck,  den  die  maßlose  Ausbeutung  des  Wucher- 
privilegs, nur  wenig  gemildert  durch  die  Konkurrenz  der  christlichen 
Lombarden  und  Kawerzen^*®,  auf  die  kreditbedürftige  Bevölkerung  aus- 
übte, war  der  Hauptanlaß  für  den  Umschwung  der  öffentlichen  Meinung 
und  die  Verfolgungen  und  Bechtsverletzungen^  denen  sich  die  B^gierenden 
wie  die  Begierten  gegen  die  Juden  schuldig  gemacht  haben.  Ein  erst 
neuerdings  aufgefundenes  Privileg  Friedrichs  I.  von  1157  für  die  Wormser 
Juden,  in  der  Hauptsache  die  Bestätigung  eines  Privilegs  Heinrichs  IV., 
durch  Friedrich  IL  1236  zu  einem  Privileg  der  gesamten  deutschen  Juden- 
schaft erhoben,  gewährt  einen  authentischen  Einblick  in  die  allmählich 
eingetretenen  Veränderungen^**,  die  auch  in  den  Einträgen  verschiedener 
Stadtbücher,  namentlich  der  Kölner  Schreinsbücher,  hervortreten  ^^^ 

Der  Landfriede  Heinrichs  IV.  von  1103  sprach  zuerst  den  für  die 
rechtliche  Stellung  der  Juden  später  maßgebend  gewordenen  Satz  aus, 
daß  alle  Juden  im  Beiche  unter  dem  Frieden  des  Königs  ständen  ^^^ 
Vorher  hatten  wohl  in  alter  Weise  in  den  aus  der  Karolingerzeit  be- 
kannten Formen  einzelne  angesehene  Juden  königliche  Schutzbriefe  und 
Handelsprivilegien  ausgewirkt^**,  die  übrigen  aber  standen  einfach  unter 

^^  Die  „Lombarden"  waren  italienische  Geldwechsler,  die  sich  fast  in  allen 
größeren  Städten  Deutschlands  niedergelassen  hatten  und  durch  ihre  heimatlichen 
Oeschäftsverbindungen  für  die  modernen  Wechselgeschäfte  (cambia  cum  litteri») 
vorzüglich  geeignet  waren.  Daneben  betrieben  sie  das  noch  heute  nach  ihnen 
benannte  Lombardgeschäft  (Darlehn  gegen  Faustpfand).  Der  Zinswucher  war 
ihnen  vielfach  durch  persönliche  Privilegien  freigegeben,  wurde  aber  auch  uner- 
laubt von  ihnen  betrieben.  Ihre  Konkurrenten,  die  sogenannten  Eawerzen,  waren 
Sfidfranzosen,  die  nach  der  Stadt  Cahors  (Cadurcum)  anfangs  Cadurcim  benannt 
wurden. 

*"  Vgl.  Weiland,  Const  1,  226.  2,  274.  Altmann  u.  Bernhkim«  143.  144. 
153.  158.  164.  HöNiGER,  a.  a.  0.  1,  136  ff.  Bbesslau,  Diplomatische  Erläuterungen 
zu  den  Judenprivilegien  Heinrichs  IV.,  Zeitschr.  f.  Gesch.  d.  Judentums  1,  152  ff. 

^^  In  Köln  wurden  bezeichnenderweise  die  Immobiliarrechtsgeschäfte  der 
Juden  bis  zur  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  ungesondert  mit  denen  der  Christen  in 
den  Schreinskarten  verzeichnet,  während  später  ein  eigenes  Judenschreinsbuch  an- 
gelegt wurde.  Vgl.  Höniger,  Das  Judenschreinsbuch  der  Laurenzpfarre  zu  Köln 
(Quellen  zur  Geschichte  der  Juden  1,  1888). 

»i  Weiland  1,  125.  Stobbe  findet  die  Veranlassung  in  den  Judenverfolgungen 
bei  Beginn  des  ersten  Kreuzzuges,  Wattz,  5',  421  f.,  möchte  die  Entstehung  des 
allgemeinen  Judenschutzes  des  Königs  bis  in  die  Karolingerzeit  zurückverlegen. 

is>  Nur  in  diesem  Sinne  ist,  wie  Brssslaü  nachgewiesen  hat,  das  Speierer 
Privileg  Heinrichs  IV.  von  1090  zu  verstehen,  das  man  früher  teils  auf  die  gesamte 
Judenschaffc  von  Speier  bezog  (Stobbe  9  f.),  teils  sogar  für  ein  allgemeines  deutsches 
Judenprivileg  hielt  (vgl.  Bbselbr,  ZRG.  2,  874). 
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den  lokalen  Obrigkeiten.  In  dem  Sinne  jenes  Landfriedens  nahm  sich 
Eonrad  HI.  zur  Zeit  der  Judenverfolgung  von  1146  der  Bedrängten  an"'. 
Eine  eigentliche  Organisation  de«  Judenschutzes  scheint  aber  nicht  vor 
Friedrich  L  erfolgt  zu  sein,  dessen  Wormser  Judenprivileg  von  1157 
zuerst  den  Satz  aussprach,  daß  alle  Juden  ad  cameram  rwstram  atimeani] 
ihnen  war  also  schon  damals  für  die  Ihnen  gewährten  Privilegien  eine 
bestimmte  Abgabe  an  des  Königs  Kammer  auferlegt  Man  erkennt  die 
stufenweise  Verschlechterung  in  der  Stellung  der  Juden,  wenn  Friedrich  ü. 
sie  in  seinem  allgemeinen  Privileg  von  1236  schon  als  Kammerknechte 
{servi  camere  nostre)  bezeichnet,  Heinrich  VII.  aber  gar  von  camere  nostre 
serviSj  et  quorum  res  et  persone  ad  nos  et  Imperium  spectant  immediate, 
spricht  "^  Nach  den  hohenstaufischen  Privilegien  standen  die  einzelnen 
Judengemeinden  unter  einem  selbstgewählten,  aber  vom  König  ernannten 
Bischof,  dem  zugleich  die  Vertretung  der  Gemeinde  nach  außen  oblag  ^^^ 

Von  den  öffentlichen  Gerichten  wurden  die  Juden  eximiert;  ihren 
ordentlichen  Gerichtsstand  sollten  sie  vor  ihrem  Bischof  haben,  für  alle 
wichtigeren  Angelegenheiten  {si  de  magna  causa  inculpati  fuerini)  wurde 
ihnen  das  Evokationsrecht  an  den  König  bewilligt"*.  Für  ihr  beweg- 
liches und  unbewegliches  Vermögen  wurde  ihnen  Sicherheit  versprochen, 
über  Friedensbrüche  gegen  sie  eine  erhebliche,  an  den  König  zu  ent- 
richtende Geldstrafe  verhängt,  der  Geldwechsel  außerhalb  der  Münzstätten 
und  privilegierten  Wechselbänke  ihnen  freig^eben,  ihr  Warenhandel  mit 
wichtigen  Freiheiten  ausgestattet,  auch  von  verschiedenen  öffentlichen 
Lasten  ihnen  Befreiung  gewährt.  Sie  durften  heidnische  Sklaven  und 
freies  christliches  Gesinde  halten. 

Die  günstige  Stellung,  welche  den  Juden  auf  diese  Weise  eingeräumt 
worden  war,  blieb  nicht  lange  bestehen.  Wiederholte  Ausbrüche  des  reli- 
giösen Fanatismus  der  Menge,  namentlich  zur  Zeit  des  schwarzen  Todes, 
und  immer  wiederkehrende,  in  ihrem  sittlichen  Grunde  berechtigte,  aber 
Maß  und  Ziel  überschreitende  Reaktionen  der  durch  den  Wucher  der 
Juden  bedrückten  oder  zu  Grunde  gerichteten  Schuldner  machten  es  den 
Trägem  der  Staatsgewalt  vielfach  unmöglich,  den  versprochenen  Rechts- 
schutz zu  gewähren.  Auch  betrachtete  man  das  Privileg  des  Wuchers, 
weil  es  in  der  Auffassung  des  Mittelalters  den  guten  Sitten  widersprach, 
nur  als  auf  Widerruf  erteilt,  die  Könige  hielten  sich  daher  berechtigt, 
Forderungen  der  Juden  einfach  zu  kassieren,  und  zwar  nicht  bloß  in 
einzelnen   Fällen,  sondern  zuweilen  selbst  durch  ganz  allgemeine  Maß- 


168  Ygi   Qt^  Priflingensis,  gesta  Friderici  1,  87. 

>•*  BöHMBB,  Acta  imperii  451,  Nr.  644  (1812).  Vgl.  Aboniits,  Ztschr.  f.  G.  d. 
Judent  5,  269. 

"*  Vgl.  LoERSCH  u.  Schröder,  Urkunden  Nr.  158  (127). 

^^  Daß  dies  Hecht  nicht  bloß  auf  dem  Papier  stand,  zeigt  das  berühmte 
Beichsurteil  Friedrichs  IL  von  1286  über  die  gegen  die  Juden  erhobene  Anschul- 
digung des  ritualen  Kindermordes  (Weiland  2,  274).  Vgl.  Hönioer,  a.  a.  0.  1,  142  f. 
Stobbb  184.  281. 
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regeln.  Vor  allem  aber  fährte  die  feudalistische  Auffassnngsweise  des 
Mittelalters  dahin,  das  Jadenregal  gleich  anderen  Hoheitsrechten  nicht 
Ton  dem  Gesichtspunkte  staatlicher  Pflichten,  sondern  Ton  dem  einer 
Finanzqaelle  aufzufassen.  Verleihungen  des  Judenregals  über  ganze  Städte 
oder  Territorien  yraren  bald  an  der  Tagesordnung,  aber  selbst  die  einzelnen 
Juden  wurden  mit  Rücksicht  auf  ihre  Abgaben  an  des  Königs  Kammer 
als  Vermögensobjekte  behandelt  und  rerliehen.  Durch  derartige  Ver- 
leihungen kamen  die  von  den  königlichen  Privilegien  getroffenen  Einrich- 
tungen mehr  und  mehr  in  Verwirrung,  so  daß  sich  die  Lage  der  Juden 
in  den  einzelnen  Gebieten  höchst  verschieden  gestaltete,  vor  allem  aber 
wurde  ihre  persönliche  Freiheit^  die  sie  trotz  der  Bezeichnung  als  könig- 
liche Kammerknechte  behauptet  hatten,  vielfach  angetastet,  indem  ihnen 
das  Becht  der  Freizügigkeit  benommen  und  ein  JudenleibzoU  auferlegt 
wurde  ^•^ 


Zweites  Kapitel. 
Die  Verfassung'  des  deutschen  Beiches  und  seiner  Teile. 

§  43.    Der  König. 

Waitz  6«,  189  —  322.  Sieqel,  RG.»  206  ff.  Eichhoän  2,  §§  287  f.  Walter 
§§  251  ff.  ZÖPFL  §§  44—47.  V.  Amira,  Grundr.»  97  f.  Bbükneb,  Grundr.  256  f. 
KöPKE,  Widukind  von  Korvei  128—168.  Blondel,  fitude  Bur  Pr^d^ric  IL,  27  ff. 
Tribfel,  Das  Interregnum,  1892.  Reicpv,  Gesch.  d.  d.  Reiches  während  des  Inter- 
regnums, 1893.  KuPKS,  Das  Reichsvikariat  des  Pfalzgr.  b.  Rh.,  Hall.  Diss.  1891. 
M.  G.  ScHMrDT,  Die  staatsrechtl.  Anwendung  der  Goldenen  Bulle  bis  zum  Tode 
Sigmunds,  Hall.  Piss.  1894.  B.  Scholz,  Beiträge  z.  Gesch.  der  Hoheitsrechte  des 
deutschen  Königs  z.  Z.  der  ersten  Staufer  (Leipziger  Studien  2,  4.  1896).  Deyrient, 
Reichsverfassung  unter  d.  sftchs.  u.  sal.  Herrschern  (Richter^s  Annalen  3,  2,  Anh.). 

Der  Titel  des  Königs  im  zehnten  Jahrhundert  war  einfach  Bex  oder, 
wenn  er  zugleich  die  Kaiserwürde  bekleidete,  Imperator,  yereinzelt  unter 
Otto  L,  Heinrich  II.  und  III.  auch  rex  Lothariensium  et  Franciffenum, 
rex  Francorum  et  Langobardorum^,  Seit  Otto  IL,  regelmäßig  seit  der 
Kaiserkrönnng  Ottos  IIL,  wurde  Ramcmorum  imperator  augustus  geschrieben, 
während  der  noch  nicht  zum  Kaiser  gekrönte  deutsche  König  nach  wie 
vor  schlechtweg  Rex,  seit  Heinrich  IV.  und  V.,  um  sein  Anrecht  an  Rom 
anzudeuten,  Ramanorum  rex  genannt  wurde  ^  Beide  Titel,  in  deutscher 
Form  Römischer  heiser  und  Römischer  ehunig,  haben  sich  bis  zum  finde 
des  Mittelalters  erhalten,  zuweilen  unter  Beifügung  einer  Bezugnahme  auf 

"*  Vgl.  Stobbb,  a.  a.  0.  26.  41. 
*  Die  unter  Heinrich  IL  und  V.  vorkommende  Bezeichnung  rex  Teutonieorum, 
imperator  augustus  Romanorum  oder  imperator  Alamannorum  et  Romanorum  Bur- 
ffundionumque  aique  Provincialium  beruhte   nur   auf  der  Laune   eines   Kanzlei- 
beamten.   Bestimmte  GrQnde  muß  es  gehabt  haben,  als  Otto  I.  sich  966  (nur  in 
diesem  Jahre)  wiederholt  imperator  augustus  Romanorum  ac  Francorum  nannte. 
«  Vgl.  Waitz  6*,  146  f.    Pionm,  MitteiL  4  österr.  Inst  6,  225  ff. 
K.  SohbOdkr,  Deutsche  Rechtsgeecbiobte.    8.  Aufl.  80 
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den  Haasbesitz,  wie  unter  den  späteren  Staafem  Jerusalem  et  SicUie  rexy 
unter  Karl  IV.  und  Wenzel  kumg  zu  Bekeim,  unter  Sigismund  und 
Friedrich  III.  zu  Huugem^zu  Behem,  Balmacien,  Croacien  etc.  kunig. 

Die  y^Reichskleinodien'^y  d.  h.  die  Wahrzeichen  des  Königtums 
{insiffnia  regni,  regalia),  blieben  im  wesentlichen  dieselben  wie  in  der 
vorigen  Periode'.  Zu  Scepter,  Richterstab,  Schwert  und  Kreuz,  dem  Speer 
(mit  oder  ohne  Fahne)  und  der  goldenen  Krone  ^  waren  insbesondere  noch 
Purpurmantel,  Armspangen,  Siegelring,  Reichsapfel  und  Thron  getreten. 
Einen  besonderen  Aufbewahrungsort  für  die  Reichskleinodien  gab  es  an- 
fangs nicht,  der  König  pflegte  sie  bei  sich  zu  führen;  später  befanden 
sie  sich  an  festen  Orten,  eine  Zeit  lang  in  Hageoau,  dann  namentlich  in 
Nürnberg.  Das  Reichswappen  war  ein  Adler  ^  Der  Stab  diente  besonders 
bei  Gerichtsverhandlungen',  Vollmachten  erteilte  der  König  durch  Über- 
reichung von  Stab  oder  Handschuh  ^  Auch  sonst  diente  der  letztere 
ebenso  wie  der  auf  einen  Stab  gepflanzte  Hut  oder  Strohwisch  dazu,  die 
Anwesenheit  des  Königs  symbolisch  anzudeuten.  Der  Gebrauch,  in  dieser 
Weise  oder  durch  Fahne,  £jreuz  oder  Schwert  den  König,  seinen  Bann 
oder  Frieden  zu  versinnbildlichen,  dauerte  das  ganze  Mittelalter  hindurch 
fort  und  hat  sich  zum  Teil  bis  zur  Gegenwart  erhalten®. 

Das  Königtum  beruhte  auf  einer  eigentümlichen  Verbindung  von 
Erblichkeit  und  Wahl*.  Der  vollste  Ausdruck  reiner  Erblichkeit,  die  Reichs- 


»  Vgl.  S.  106  f.  Waitz  6«,  177.  214.  216  f.  249  f.  285  ff.  Weilakd,  Ck)n8t 
2,  52  c.  1.  Bock,  Die  Kleinodien  des  römischen  Reiches  deutscher  Nation,  1864. 
Frensdokff,  Zur  Geschichte  der  deutschen  Reichsinsignien ,  Nachr.  d.  Gott.  Ges 
d.  Wiss.  1897.  Gbimm,  DWB.  5,  1126.  Die  Gl.  zu  Ssp.  III.  60,  §  1  nennt  fünf 
kleinot,  so  "xum  reich  gehören:  die  Krone,  statt  des  Kreuzes  das  Banner  mit  dem 
Bilde  eines  Adlers  und  dem  Kreuzeszeichen,  die  Fahne  (rot  und  gelb),  den  Apfel 
und  das  Scepter. 

^  Von  dem  in  der  Krone  angebrachten  Edelstein  wurde  dieselbe  auch  „der 
Weise'^  genannt  Vgl.  Lexbr,  Mhd.  WB.  3,  746.  Die  eiserne  lombardische  Krone 
ist  nicht  vor  dem  13.  Jh.  bezeugt    Vgl.  Waitz  6 ',  223. 

»  Vgl.  Anm.  8.    Waitz  6«,  304.    Ritterspiegel  Vers  681  ff. 

•  Vgl.  Wattz  6*,  294  f.     Feanklin,  RHGer.  2,  95. 
'  Vgl.  S.  108.    Gbimm,  RA.  154. 

^  Vgl.  S.  107  f.  Die  eisernen  Hftnde,  die  in  den  Gerichten  auf  den  Tisch  ge- 
legt wurden,  waren  nur  eine  Variation  des  Handschuhes  und  bedeuteten  die  Hand 
des  Königs.  Das  Marktschwert  steht  in  Münster  in  Westfalen,  die  Marktfahne  bei 
Wochenmfirkten  in  suddeutschen  Städten  noch  heute  in  Gebrauch. 

•  Vgl.  Waftz  6«,  161  ff.  189  ff.;  Jordanus  v.  Osnabrück,  Abh.  d.  Gott  Ges. 
d.  W.  14,  19  ff.;  Abhandlungen  476  ff.  485  ff.;  FDG.  13,  199  ff.  Philups,  Die 
deutsche  Königswahl  b.  z.  gold.  Bulle  (Wien.  SB.  24,  365  ff.  26,  41  ff.,  auch  Verm. 
Schriften  3).  Lindner,  Die  deutschen  Königswahlen  n.  d.  Entstehung  d.  Kur- 
fürstentums, 1898;  Mitteil.  d.  öst  Inst  17,  537  ff.  Becksb,  Deutsche  Zeitschr.  f. 
Gesch.- W.  12,  297  ff.  Bresslaü,  Zur  Geschichte  der  deutsch.  Königswahlen  von 
Mitte  13.  bis  Mitte  14.  Jhs.,  ebd.  NF.  2,  122  ff.;  Deutsche  Litt.-Zeitung  1883,  Sp. 
1657  ff.  Chboust,  Hist  Zeitschr.  73,  318  ff.  v.  Daniels,  St-  u.  RG.  4,  431  ff. 
FicKSB,  Entstehungszeit  des  Sachsenspiegels  99 ff.;  Mitteil.  d.  österr.  Inst  3,  59 f. 
Gembinbb,  Auflösung  der  bisher.  Zweifel  über  die  KurfurstenwQrde,  1793.  Hadickb, 
Kurrecht  u.  Erzamt  der  Laienftirsten,  Progr.  v.  Schul-Pforte,  1872.    Habnack,  Das 
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teiluog,  hat  zuletzt  nnter  den  Söhnen  Ludwigs  des  Deutschen  Bestätigung 
gefunden;  seitdem  galt  die  Unteilbarkeit  des  Reiches  als  unantastbar.  Der 
Versuch  Heinrichs  VI.,  die  Erblichkeit  der  Krone  in  seinem  Hause  zu 
verfassungsmäßiger  Anerkennung  zu  bringen,  hat  keinen  Erfolg  gehabt  ^^. 
Selbst  ein  naher  Verwandter  des  hohenstaufischen  Hauses  bezeichnete  es 
bei  der  Wahl  Friedrichs  L,  weil  sie  mit  Übergehung  des  gleichnamigen 
Eönigssohnes  erfolgt  war,  als  eine  singularis  praerogaüva  des  Reiches,  non 
per  sanguinis  propaginem  descendere,  sed  per  principum  eleetionem  reges 
creare^K  Im  wesentlichen  gingen  bis  zur  Mitte  des  18.  Jahrhunderts 
WbM-  und  Erbrecht  Hand  in  Hand;  auf  das  sächsische  Königshaus  folgte 
das  ihm  in  der  weiblichen  Linie  nahe  verwandte  Haus  der  Salier,  ebenso 
diesem  nach  der  Unterbrechung  durch  Lothar  IIL  das  der  Staufer^^ 
Erst  dann  wurde  die  freie  Wahl,  bis  dahin  die  Ausnahme,  zur  Regel, 
aber  immer  wieder  mit  der  Neigung,  bei  demselben  Geschlechte  zu  be- 
harren, was  seit  Sigmund  zu  Gunsten  des  luxemburgisch-habsburgischen 
Hauses  dauernder  Grundsatz  wurde.  Die  Ottonen  sowie  die  salischen  und 
staufischen  Kaiser  wußten  regelmäßig  schon  bei  ihren  Lebzeiten  die  Zu- 
stimmung des  Wahlberechtigten  zur  Designation  und  Krönung  ihres 
Sohnes  zum  römischen  Könige  zu  erlangen^'* 

Für  die  Wahl  selbst  fehlte  es  bis  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  an 
festen  Regeln.  Der  Wahlort  sollte  nach  alter  Überlieferung  immer  auf 
fränkischer  Erde  liegen,  was  aber  bei  den  Designationen,  im  Gegensatze 


Kurförstenkollegium  b.  z.  Mitte  d.  14.  Jhs.,  1888;  Über  das  Alter  einiger  b.  d. 
Köoigswahl  beobachteten  Normen,  i.  d.  Hist.  Aufsätzen  z.  And.  an  Waitz,  367  ff. 
Habttünq,  FDG.  18,  129  ff.  Homeybr,  Stellung  des  Sap.  zum  Schwsp.  93  ff. 
Jastrow,  Mitteil.  a.  d.  bist.  Litt  18,  831  ff.;  Jahresbericht  d.  Gesch.-W.  2,  400  ff. 
KiBCBHÖFER,  Zur  Eutstchung  d.  Kurkollegiums,  1893.  Lamghans,  Die  Fabel  von 
der  Einsetz.  d.  Kurfürstenkollegiums,  Iglauer  Progr.  1875.  Maurbmbrbober,  Gesch. 
d.  deutsch.  Königswahlen,  1889.  E.  Meyer,  Mitteil.  a.  d.  bist  Litt  8,  129  ff. 
OHi^ENSCHLAOEtt,  N.  Erläuterungen  d.  Gold.  Bulle,  1766.  Qüiddr,  Entstehung  d. 
Knrfurstenkollegiums,  1884;  Uist  Zeitschr.  58,  127  ff.  Rospatt,  Die  deutsche 
Königswahl  bis  zur  G.  B.,  1819.  Schirrxachbr,  Entsteh,  d.  Kurfürstenkollegiums, 
1874.  M.  G.  Schmidt,  Staatsrecht!.  Anwendung  der  G.  B.  bis  zum  Tode  Sigmunds, 
Hall.  Diss.  1894.  Seeuger,  Mitteil.  d.  österr.  Inst  16, 44  ff.;  D.  Zeitschr.  f.  Gesch.- W. 
NF.  2,  1  ff.  Tannbrt,  Entwickelung  des  Vorstimmrechts  u.  die  Wahltheorie  des 
Ssp.,  1884;  Mitteil.  d.  österr.  Inst  5,  629  ff.  Weiland,  Die  deutschen  Königswahlen 
im  12.  18.  Jh.,  FDG.  20,  805  ff.  Wilmanns,  Reorganisation  d.  Kurf.-Kollegiums, 
1873.  WiNKBLMAMN,  Hist  Zeitschr.  32,  76  ff.  Blondel,  a.  a.  0.  28  ff.  Rodenberq, 
Wiederholte  deutsche  Königswahlen  im  18.  Jh.,  1889  (Gierke,  Unters.  28).  Weiz- 
bIckbr,  Rense  als  Wahlort,  Abh.  d.  Berl.  Ak.  1890. 

^®  Vgl.  S.  409,  n.  69.  415.  Über  spätere  fthnliche  Bestrebungen  Busson,  Die 
Idee  des  deutschen  Erbreichs  und  die  ersten  Habsburger,  1878. 

"  Otto  Frisingensis,  Gesta  Friderici  2,  1.  Lindmer,  a.  a.  0.  56.  Siehe  auch 
die  Bulle  „Venerabilem'*  von  Innocenz  III.  (c.  34  X.  de  electione  1,  6)  gegen  Ende. 

^'  Vgl  noch  Lindnee,  Mitteilungen  588. 

^*  Die  designaHo  kam  nur  bei  Kaisersöhnen  vor,  neben  einander  konnte  es 
also  nur  einen  Kaiser  und  einen  König,  aber  nicht  zwei  Könige  geben;  nur  unter 
Otto  I.  und  IL  bestanden  ausnahmsweise  zwei  Kaiser  neben  einander.  Vgl.  Böhmer, 
Regesten  Rudolfs  I.,  25.  Mftrz  1278. 

30* 
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zu  den  eigentlichen  Wahlen,  vielfach  nicht  beachtet  wurde.  Unter  den 
zahlreichen  Wahlorten  stand  anfangs  Mainz  im  Vordergründe,  seit  den 
Staofem  Frankfurt,  das  seit  1257  regelmäßiger  Wahlort  blieb  ^^  Die 
Einberufung  der  Wähler  erfolgte  bei  Designationen  wohl  immer  durch 
den  Kaiser  selbst,  bei  wirklichen  W^ahlen  dagegen  stets  durch  einige  der 
angesehensten  Fürsten,  unter  denen  sich,  von  seltenen  Ausnahmen  ab- 
gesehen, der  Erzbischof  von  Mainz  regelmäßig  befand,  wenn  auch  die 
Angabe  Ottos  von  Freising,  daß  er  geradezu  das  Vorrecht  der  Ein- 
berufung gehabt  habe,  in  den  thatsächlichen  Vorgangen  erst  nach  Mitte 
des  13.  Jahrhunderts  Bestätigung  findet  ^^  Dagegen  darf  man  wohl  an- 
nehmen, daß  ihm  von  jeher,  wenn  er  anwesend  war,  die  Leitung  der 
Wahlverhandlungen  zustand  ^^  Im  übrigen  gab  es  für  die  Vorverhand- 
lungen, in  denen  der  eigentliche  Schwerpunkt  der  Wahlen  lag,  keine 
bestimmte  Form.  Zur  Teilnahme  an  denselben  waren  alle  Beichsfürsten, 
auch  wenn  sie  nicht  persönlich  geladen  waren,  berechtigt;  noch  im  An- 
fange des  18.  Jahrhunderts  haben  wiederholt  selbst  solche  Grafen,  die  nicht 
mehr  zum  Beichsfürstenstande  zahlten,  mitgewirkt ^^.  Eine  bestimmte 
Beihenfolge  für  die  Abgabe  der  Stimmen  bestand  nicht,  auch  fanden 
eigentliche  Abstimmungen  bei  der  Königswahl  ebenso  wenig  wie  im  Beichs- 
tage  statt;  die  Stimmen  wurden  nicht  gezahlt,  sondern  gewogen,  so  daß 
die  mächtigsten  Fürsten  naturgemäß  den  Ausschlag  gaben.  Da  Mehr- 
heitsbeschlüsse nicht  gefaßt  wurden,  mußte  jeder  Beschluß  der  Wahlver- 
sammlung notwendig  den  Charakter  einer  Einigung  tragen,  indem  die 
Gegner,  sobald  sie  ihre  bevorstehende  Niederlage  erkannten,  sich  von 
der  Wahl  fernhielten  oder  zurückzogen  (unter  Umständen  freilich  nur, 
um  dann  ihrerseits  in  einer  gesonderten  Wahl  einen  Gegenkönig  aufzu- 
stellen). Bis  zum  Ausgange  des  salischen  Hauses  hielten  die  Geschicht- 
schreiber es  noch  für  notwendig,  der  Volibort  des  Volkes  zu  dem  ihm 
feierlich  verkündeten  Wahlergebnis  ausdrücklich  zu  gedenken:  dextris  in 
coelum  levatis  nomen  novi  regU  cum  clamore  valido  salutantes  frequentabant^^. 
An  die  Stelle  der  alten  Waffenrührung  war  der  Beifallsruf  unter  Empor- 
heben der  Hände  getreten  (S.  150),  aber  das  Ganze  war  nur  ein  feier- 
licher Begrüßungsakt  und  kein  Bechtsakt  und  schien  den  Jüngeren  über- 
haupt nicht  mehr  erwähnenswert.  Die  Wahl  selbst  lag  ausschließlich  in 
den  Händen  der  Fürsten,  seit  der  Doppel  wähl  von  1257  in  denen  der 
Kurfürsten.  Gleichzeitig  mit  dieser  Abschließung  des  Kurfürstenkollegiums 
vollzog  sich  eine  Neuerung,  die  sich  von  da  an  bis  zum  Jahre  1314  mit 
Sicherheit  verfolgen  läßt  und  wahrscheinlich  bis  zur  Goldenen  Bulle  beob- 
achtet worden  ist.  Sie  bestand  darin,  daß  die  Wähler,  nachdem  sie  sich 
in  geheimer  Abstimmung  für  eine  bestimmte  Persönlichkeit  entschieden 

"  Vgl.  LiNDNEK  63.  137.  209.    Habkack,  i.  d.  Hist  Aufs.  f.  Waite  869  f. 
"  Vgl.  Weiland,  Const  1,  165.     Otto  Fria.  gesta  Prid.  1,  16.     Likdäkb  65. 
138.  155  ff. 

»•  Waitz  6«,  198  f.    Lindner  71.  "  Lindneu  68  f.  97  ff.  105. 

"  Vgl.  Widukindi  res  gestac  Sax.  1, 26  (Wahl  Heinrichs  L).  2, 1  (Wahl  Ottos  I.). 
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hatten  {nominatio\  dnroh  einen  rechtsformlichen  Akt  (wohl  immer  durch 
besondere  Handfeste)  einen  aus  ihrer  Mitte  bevollmächtigten,  um  auctoris 
tote  ei  nomine  omnium  ehctorum  in  feierlicher  Wahlformel  den  Kurspruch 
zu  thun  und  damit  den  Bechtsakt  der  Wahl  {elecäo,  küre)  zu  vollziehen  ^^ 
Es  war  genau  dasselbe  Verfahren  der  electio  commumsj  das,  um  die  Wahl 
nach  außen  hin  als  eine  einstimmige  erscheinen  zu  lassen,  seit  dem 
13.  Jahrhundert  bei  den  Papst-  und  Bischofiswahlen  beobachtet  wurde. 
Hatte  man  schon  bei  den  Wahldekreten,  welche  über  die  deutschen  Königs- 
wählen  ausgefertigt  wurden,  sich  den  kirchlichen  Mustern  angeschlossen, 
so  kann  es  sich  hier,  gegenüber  der  Wahltheorie  d6s  Sachsenspiegels,  nur 
um  eine  bewußte  Entlehnung  kirchlicher  Gebrauche  gehandelt  haben, 
deren  Zweck  darin  gefunden  werden  muß,  daß  man  auf  diese  Weise  bei 
jeder  Königswahl  am  sichersten  auf  die  päpstliche  Anerkennung  glaubte 
rechnen  zu  können.  Durch  diesen  von  Bbesslau  geführten  Nachweis 
kommt  aber  die  Hauptstütze  für  die  von  Lindneb  aufgestellte,  auch  von 
uns  früher  angenommene  Wahltheorie,  welche  die  Übertragung  des  Kür- 
spruches auf  einen  einzigen  Wähler  (elector)  und  die  Beschränkung  der 
übrigen  auf  eine  bloße  Huldigung  durch  Handgelübde  (laudatio^  collau- 
datio)  als  das  Ursprüngliche  ansieht,  in  Wegfall,  da  diese  Theorie  mit 
den  Angaben  des  Sachsenspiegels  und  mit  verschiedenen  älteren  Quellen- 
aussprüchen  nur  schwer  vereinbar  ist^^.  Die  Kur  vollzog  sich  vielmehr 
von  alters  her  in  der  Weise,  daß  nach  Beendigung  der  Vorverhandlungen*^, 
deren  Ziel  das  dvrigere  omnium  vota  in  unum,  die  nomvnatio^  war,  ein 
Wähler  nach  dem  anderen  in  feierlichem  Kürspruche  {eligo  N.  in  domi- 
num et  regem  atque  rectorem  et  defensorem  patriae)  den  Gewählten  be- 
zeichnete. Der  Kürspruch  begründete  zugleich  die  Verpflichtung  jedes 
einzelnen  Wählers  und  wurde  deshalb  auch  als  laudarey  coüaudare  (ahd. 
gHopän,  mhd.  loben)  bezeichnet  *l 

Die  erste  Kurstimme  hatte  schon  im  11.  Jahrhundert  der  Erzbischof 
von  Mainz,  dem  sich  zuBächst  die  geistlichen,  sodann  die  Laienfürsten  an- 
schlössen. Dabei  bestand  ¥.on.  jeher  eine  gewisse  Reihenfolge,  die  sich 
nach  Stammesart  und  Bang  der  Wähler  richtete.  Unter  den  geistlichen 
Fürsten  traten  seit  dem  12.  Jahrhundert  die  Erzbischöfe  von  Köln  und 
Trier,  jedenfalls  wohl  wegen  ihrer  Beteiligung  an  der  Krönung,  in  den 
Vordergrund,  während   unter  den   Laien  die  Stammesherzoge   und   der 


'*  Vgl.  den  Künipmeh  von  1308  bei  Axtmakn  n.  Bebkbeiu*  37. 

'^  Gegen  die  Aufifiihrungen  von  Lindneb,  dessen  Werk  im  übrigen  seine 
grofien  Verdienste  behält,  vgl.  besonders  die  Note  9  angeführten  Schriften  von 
Bbbsslaü  und  Seeligeb. 

'^  Da  die  Vorverhandlungen  ganz  formlos  waren,  so  konnten  sich  auch  Per- 
sonen, die  nicht  wahlberechtigt  waren,  als  Vermittler  beteiligen. 

••  Vgl.  Waitz  6',  201.  Da  das  „loben"  in  diesem  Sinne  nicht  technisch  war, 
80  konnte  es  auch  von  der  nachträglichen  Huldigung  solcher  Fürsten,  die  an  der 
Wahl  nicht  teilgenommen  hatten,  gebraucht  werden.  In  der  feierlichen  Form  alt- 
germanischer Speerreichung  empfing  Heinrich  II.  die  Huldigung  des  Sachsen- 
benogs.    Vgl  Thietmars  Chron.  5,  9. 


470  Das  Mittelalter. 

Pfalzgraf  von  Lothringen  die  erste  Stelle  einnahmen.  Durch  den  Unter- 
gang des  Stammesherzogtams  und  die  Umwandlung  in  dem  Begriflfe  des 
Beichsfnrstenstandes,  die  eine  bedeutende  Verkleinerung  des  weltlichen 
Wahlkörpers  zur  Folge  hatte,  trat  eine  Verwirrung  ein,  die  sich  bei  der 
Doppelwahl  von  1198  in  schwerwiegender  Weise  bemerkbar  machte. 
Innocenz  lU.,  der  sich  zwischen  Philipp  und  Otto  entscheiden  sollte,  er- 
klärte sich  für  den  letzteren,  der  zwar  weniger  Stimmen  als  Philipp  er- 
halten habe,  aber  doch  ebenso  viele  oder  mehr  von  denen,  ad  quos  prm- 
cipaliter  spectat  electio  imperatoris*^.  Jedenfalls  hat  diese  Entscheidung 
den  Anstoß  dazu  gegeben,  daß  von  den  verschiedensten  Parteien  Wahl- 
theorien aufgestellt  wurden,  die  bei  der  Unhaltbarkeit  des  bisherigen 
Bechtszustandes  allmählich  zu  einer  praktischen  Beform  fuhren  mußten. 
Die  älteste  und  einflußreichste  unter  diesen  Wahltheorien .  hat  der  um 
1230  verfaßte  Sachsenspiegel  (lil,  57  §  2)  entwickelt:  In  des  heiseres  köre 
sal  die  erste  sin  die  bischop  von  Megenze,  die  andere  die  von  Trere^  die 
dridde  die  von  Kolne,  Under  den  leien  is  die  erste  an  ^me  köre  die  palenz- 
greve  von  ^me  Rine^  des  rikes  diuxte;  die  andere  die  hertoge  van  Sassen, 
die  mar  Schalk;  die  dridde  die  marcgreve  von  Brandeburchy  die  kemerere. 
Die  schenke  des  rikes,  die  koning  von  Behemen,  die  ne  kevet  nenen  kore^ 
umme  dai  he  nicht  düdesch  vlis,  Svnt  kiesen  des  rikes  vorsten  alle,  papen 
unde  leien.  Die  to  'me  ersten  an  'me  köre  genant  sin,  die  ne  solen  nicht 
kiesen  na  iren  mutwillen,  wenne  sven  die  vorsten  alle  to  koninge  irwelty 
den  solen  sie  aller  erst  bi  namen  kiesen. 

Der  Sachsenspiegel  behandelt  noch  die  sämtlichen  Fürsten  des  Reiches 
als  wähl-  und  kurberechtigt.  Nur  wer  aus  der  gemeinsamen  Wahl  als 
nominatus  hervorgeht,  darf  in  des  keiseres  köre  als  der  Gewählte  gelobt 
werden,  auch  das  kiesen,  d.  h.  die  Abgabe  des  Kürspruches,  steht  allen 
gleichmäßig  zu,  aber  sechs  bestimmte  Fürsten  haben  ihre  Kurstimme  an 
erster  Stelle  abzugeben,  sie  sind  die  Ersten  an  der  Kur,  und  sie  sind  zu- 
gleich die  berufenen  Boten,  die  nach  vollzogener  Kur  dem  Papste  das 
Wahlergebnis  zu  überbringen  und  zu  bezeugen  haben  ^^  Offenbar  kam 
es  dem  Verfasser,  nach  den  Erfahrungen  der  letzten  Dezennien,  in  erster 
Beihe  darauf  an,  daß  dem  Papste  ein  authentischer  Bericht  über  jede 
Königswahl  geliefert  würde.  Er  betrachtete  die  Wahlversammlung  als 
eine  Gerichtsversanmilung,  und  wie  diese  sechs  Urteiler  zum  Urteilsvor- 
schlage und  zur  Ablegung  des  Gerichtszeugnisses  gebrauchte'^,  so  st-ellte 
er  sechs  Vorwähler  auf,  die  zugleich  das  Wahlzeugnis  ablegen  sollten.  Bei 
der  Auswahl  der  hierfür  zu  bestimmenden  Fürsten  waren  die  Erzbischöfe 
von  Mainz,  Trier  und  Köln  schon  nach  der  bisherigen  Entwickelung  von 
selbst  gegeben,  während  es  hinsichtlich  der  Laienfürsten  anscheinend  einer 
schon  vorhandenen  Überlieferung'^  entsprach,  daß  sie  aus  der  Beihe  der 


"  Vgl.  Dekretale  Venerabilen],  c.  34  X.  de  electione  1, 6.  Weiland,  Const  2,  505. 
"  Vgl.  Auctor  vetuß  1,  12.  Sachs.  Lehnr.  4,  2. 

**  Vgl.  Auct  vet  2,  13.  Sachs.  Lehnr.  65,  9.   Ssp.  I.  8  §  1.  III.  28  §  2. 
^^  Vgl.  Weiland,  a.  a.  0.  323.    Waitz,  FDG.  13,  206  ff.    Lindnbs  168  f.  180  £ 


§  48.    Der  Kdnig.  471 

großen  Hofbeamten  genommen  wurden,  die  schon  durch  ihren  Dienst 
bei  dem  Krönungsmahle  berafen  waren,  amtliches  Zeugnis  für  die  Be- 
rechtigung des  Gekrönten  abzulegen ^^.  So  muß  es  gekommen  sein,  daß 
den  drei  rheinischen  Erzbischofen  der  Pfalzgraf  bei  Khein,  der  Herzog 
von  Sachsen  und  der  Markgraf  von  Brandenburg,  die  Trager  des  Truch- 
seß-,  Marschall-  und  Eämmereramtes,  als  die  „Ersten  an  der  Kur^'  aus 
dem  Laienelemente  gegenübergestellt  wurden.  Daß  der  Spiegier  gerade 
von  diesen  Erwägungen  ausgegangen  ist,  wird  durch  die  von  ihm  für 
notwendig  gehaltene  Begründung  hinsichtlich  der  Ausschließung  des 
Schenken  bewiesen.  Ob  die  Bemerkung  über  den  Böhmenkönig  den  that- 
sächlichen  Verhältnissen  entsprach,  oder  nur  als  Verwand  diente,  um 
politische  Grunde  zu  verdecken'®,  thut  hier  nichts  zur  Sache,  da  die  Theorie 
des  Sachsenspiegels  ebenso  wie  die  Gleichstellung  des  Laienelementes  mit 
dem  geistlichen  nur  sechs  Kronzeugen  verlangte,  einer  der  weltlichen^ 
Hofbeamten  also  unberücksichtigt  bleiben  mußte  ^^ 

Man  hat  die  Wahltheorie  des  Sachsenspiegels  mit  Recht  als  eine 
„litterarische  That'^  bezeichnet  Eine  Reihe  zeitgenössischer  Aufzeich- 
nungen, von  deren  Aufzählung  hier  abgesehen  werden  kann,  muß  auf  sie 
zurückgeführt  werden.  Auch  der  Dichter  Reinmar  von  Zweter  steht 
unter  einem  gewissen  Einflüsse  des  Sachsenspiegels,  aber  sein  Kurfürsten- 
spruch enthält  doch  zugleich  eine  gewisse  Polemik  gegen  Eike,  indem  er 
nach  den  drei  „Pfaffenförsten"  ausdrücklich  vier  Laienfürsten  nennt,  an 
ihrer  Spitze  den  Böhmen,  den  er  formlich  zur  Wahrung  seiner  Würde 
auffordert: 

her  künec  von  Beheim,  dran  sult  ir  gedenken, 
daz  man  luch  nent  des  rtckes  werden  schenken^^. 

Auch  die  Verwahrung  am  Schlüsse  {daz  sint  diu  wären  mcere)  zeigt  die 
polemische  Absicht.  Reinmar  hatte  jahrelang  an  Wenzels  Hofe  gelebt 
und  kannte  dessen  Beteiligung  an  den  Wahlverhandlungen  von  1237 
und  1239. 

Die  entscheidende  Wendung  trat  bei  der  Doppelwahl  von  1257  ein, 
bei  welcher  die  Erzbischöfe  von  Mainz  und  Köln  und  Pfalzgraf  Ludwig  IL 
(nebst  seinem  Bruder  Herzog  Heinrich  von  Baiem)  für  Richard  von 
Com  wall  stimmten,  dagegen  der  Erzbischof  von  Trier,  der  Herzog  von 
Sachsen  und  der  Markgraf  von  Brandenburg  für  Alfons  von  Kastilien, 


"  Vgl.  Anm.  45.  BRumYER,  Gracdr.  257.  Albert  von  Stade,  dem  der  Sachsen- 
spiegel unzweifelhaft  vorlag,  sehrieb  zum  Jahre  1240  (MG.  Scr.  16,  867):  Ex  prae- 
ütxatione  prineipum  et  eonsensu  eligunt  tmperatorem   Treverensis ,  Mogtmtivus  ei 

Cohntensis. Palaünus  eligitj  quia  dapifer  est,  dux  Savionae,  quia  mar- 

scalcus,  et  mnrgravius  de  Brandenburg^  quia  camerariue,  Rex  Boemioe,  qui  pin- 
eema  est,  non  eligitj  quia  Teutonieus  non  est, 

"  Vgl.  Weiland  305  ff.    Schuster,  Mitteil.  d.  osterr.  Instit  2,  892  ff. 

**  Auch  die  mystische  Spielerei  des  Spieglers  mit  der  auf  Sechs  beschrankten 
Siebenzahl  (ZRG.  22,  61)  mag  dabei  mitgespielt  haben. 

^  Spruch  240.  Vgl.  Rötbe,  Die  Gedichte  Reinmars  von  Zweter  184^  ff.  529. 
Etwas  abweichend  Lindnbb  170  f. 
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der  König  von  Böhmen  für  beide  naeh  einander  ^^  Der  Teilnahme  der 
übrigen  Fürsten  bei  den  YorTerhandlnngen  wird  ausdrücklich  gedacht, 
auch  hielt  die  Partei  Richards  es  für  nötig,  in  ihrem  Berichte  an  den 
Papst  herTorzuheben.  daß  sie  cum  praelaäs^  ducibus  et  aJiis  ibidem  prae- 
sentibus  deliberatione  habüa  und  de  ipsorum  communi  consilio  et  assensu 
zur  Wahl  geschritten  seien,  aber  als  die  allein  maßgebenden  Persönlich- 
keiten erschienen  die  genannten  Sieben,  und  auch  der  angezogene  Bericht 
forderte  den  Papst  ausdrücklich  auf,  quasdam  consuetudines  circa  electiotiem 
novi  regis  Romanorum  —  —  apud  principes  voeem  huiusmodi  in  elecOone 
habenies,  qui  sunt  Septem  numero,  pro  iure  servarL  Indem  Papst  ürban  lY. 
in  zwei  an  Alfons  und  Richard  gerichteten  Schreiben  (1263)  ohne  Wider- 
spruch über  die  Ausführungen  dieses  Berichts  referierte,  war  die  erste 
Phase  in  der  Entwickelung  des  Kurfürstenkollegiums  zum  Abschlüsse 
gelangt'^ .  Bestätigt  wird  dieselbe  durch  die  Statuen  der  sieben  Kur- 
fürsten an  der  Stirnmauer  des  älteren  Bathauses  zu  Aachen,  die  nach- 
weislich im  ersten  Jahrzehnt  der  Regierung  Richards,  zwischen  1257  und 
1266,  entstanden  sind^^  Eine  weitere  Bestätigung  liefert  eine  Ausfüh- 
rung Heinrichs  von  Segusia,  Kardinals  von  Ostia,  zu  der  Bulle  „Vene- 
rabilem''^^  Es  ergiebt  sich  mit  Sicherheit  aus  den  angegebcAen  Quellen, 
daß  die  herrschende  Meinung  sieben  Kurstimmen  annahm  und  eine  der- 
selben dem  König  von  Böhmen  zugestand«  Da  die  Partei  Richards  der 
böhmischen  Stimme  nicht  sicher  war,  so  ließ  sie  Heinrich  von  Baiem  an 
der  Wahl  teilnehmen,  würdigte  seine  Ansprüche  aber  keiner  Berücksich- 
tigung mehr,  als  die  böhmische  Stimme  nachträglich  gewonnen  war.  Der 
Vorgang  wiederholte  sich  1273  bei  der  Wahl  Rudolfs.  Böhmens  Gegner- 
schaft stand  fest,  und  so  erschien  die  Stimme  Heinrichs,  die  gegen  den 
böhmischen  Protest  zugelassen  wurde,  als  eine  erwünschte  Unterstützung. 
Diesmal  wandte  sich  Heinrich  nicht  nur  an  den  Papst  mit  der  Bitte  um 
Bestätigung**,  sondern  klagte  auch  bei  König  Rudolf  gegen  Ottokar  auf 
Anerkennung  der  bairischen  Kur.  Es  kam  aber  nur  zu  einer  hofgericht- 
lichen Beweisverhandlung  (15.  Mai  1275)  über  die  Besitzfrage  {questione 
super  quasipossessione  iuris  eligendi  Romanorum  regem),  wobei  Pfalzgraf 
Ludwig  aussagte,  daß  er  und  sein  Bruder  ratione  ducatus,  also  unabhängig 


"  Vgl.  LiNDinsB  147  ff.  208. 

"  Vgl.  RaTnaldus,  Annal.  ecd.  1268  §S  46—60.  Potthast,  Regesta  pontificum 
Romanorum,  Nr.  18684  f.    Lindmbb  153. 

"  Vgl.  LoEBflCH,  FDG.  18,  879.     Siehe  auch  Lindnäb  170.  173.  175  f. 

^  Lectura  sive  apparatus  domini  Hostiensis  super  quinque  libris  Decretalium, 
zu  c.  34  X.  de  electioaibus  1,6:  In  qua  ponitur  reoognitio  pape,  quod  ad  prin- 
cipes spectat  ekctio  regis  in  imperatorem  promovendi ;  iÜis  scüieet:  Mogun- 

iinOy  Goloniensif  Treverensi  archiepiscopis,  comiti  Rheni,  duci  SaxoniSt  marchioni 
Brandeburgensi,  et  septimus  est  dux  Bohemie,  qtii  modo  est  rex,  sed  iste  seeundum 
quosdam  non  est  necessarius,  nisi  quando  alii  diseordant,  nee  istud  ius  hahuit  ab 
antiquoy  sed  de  facto  hoc  hodie  ienet.  Da  Heinrich  1271  gestorben  ist,  so  kann 
seine  Äußerung  nur  auf  die  Wahl  von  1257  bezogen  werden. 

«  Vgl.  Habkaok,  a.  a.  0.  265. 


§  48.    Der  König.  473 

von  Ludwigs  Pfalzer  Stimme,  gemeinschaftlich  eine  der  sieben  Enr* 
stimmen  abgegeben  hätten,  was  der  König  als  wahr  bestätigte '^  Die 
bairische  Partei,  als  deren  litterarische  Vertreter  der  Schwabenspiegel  und 
das  Gedicht  Lohengrin  erscheinen,  nahm  hierauf  nicht  nur  die  siebente 
Kurstimme,  sondern  auch  das  Erzschenkenamt.  für  Baiem  in  Anspruch'^, 
aber  die  bairischen  Bestrebungen  hatten  keinen  dauernden  Erfolg.  Der 
König  von  Böhmen  befand  sich  zehn  Jahre  später  wieder  im  Vollbesitze 
seiner  Kurwürde  und  erhielt  1289/90  von  König  Rudolf  die  ausdrück- 
liche Anerkennung  seines  Erzschenkenamtes,  ohne  daß  der  bairischen  An- 
sprüche jemals  wieder  gedacht  worden  wäre'®. 

Ein  Übelstand  ergab  sich  aus  den  seit  dem  13.  Jahrhundert  bei 
den  weltlichen  Fürstentümern  einreißenden  Erbteilungen,  die  in  dem 
pfälzischen  und  sächsischen  Kurhause  auch  zu  einer  Teilung  der  Kur- 
stinmie  führten  und  dadurch  Anlaß  zu  Doppelwahlen  gaben '^  Die 
Goldene  Bulle  von  1356  setzte  daher  fest,  daß  die  Kurstimmen  untrenn- 
bar mit  den  Kurlanden  verbunden,  diese  aber  unteilbar  sein  und,  soweit 
es  sich  um  die  weltlichen  Kurfürsten  handelte,  nach  dem  Erstgeburts- 
recht im  Mannsstamme  vererbt  werden  sollten.  Im  Falle  der  Unmündig- 
keit eines  Kurfürsten  (unter  18  Jahren)  sollte  der  nächste  Agnat  als 
Begierungsvormund  stinunen.  Femer  bestimmte  die  Goldene  Balle  über 
die  Königswahl,  daß,  entsprechend  einem  Beschlüsse  des  Kurvereins  zu 
Rense  von  1338,  Stinmienmehrheit  bei  den  Wahlen  entscheide  ^^  Der 
Mainzer    sollte    die    Stimmen  abnehmen,    selbst  aber  zuletzt  stimmen. 


"*  Die  auf  dem  Beichstage  zu  Augsburg  ausgestellte  Hofgerichtsnrkunde  nach 
dem  Original  (aber  mit  zwei  nach  Harnack,  a.  a.  0.  262  zu  verbessernden  falschen 
Lesarten)  bei  Wittmann,  Monum.  Wittelsbac  1,  278  (Qu.  u.  Erörter.  z.  bayer.  u. 
deutsch.  Gesch.  5).  Über  die  Bedeutung  der  bairischen  Stimme  bei  den  Wahlen 
von  1257  und  1278  und  den  Sinn  der  Urkunde  von  1275  ist  außer  der  Anm.  9 
angeführten  allgemeinen  Litteratur  zu  vergleichen:  Scheffeb-Boichorst,  Zur  Ge- 
schichte d.  bair.  u.  pfälz.  Kur,  MQnch.  SB.  1884,  S.  462  ff.  Müffat,  Gesch.  d.  bair. 
u.  pfUz.  Kur,  Abh.  d.  Mnnch.  Ak.  1869,  S.  247  ff.  Bussok,  Doppelwahl  des  Jahres 
1257  (1866).  TANifXBT,  Beteiligung  des  Herzogs  Heinrich  von  Baiem  an  der  Wahl 
des  Jahres  1257  (1.  d.  Histor.  Unters,  für  A.  Schäfer,  886  ff.).  Lorenz,  Wien.  SB.  17, 
175  ff.  Bäbwald,  ebd.  21,  3  ff.  Riezlbr,  Geschichte  Baiems  2,  109.  189  f.  Frbmsdobff, 
Gott  gel.  Anz.  1862,  260  ff.    A.  Müller,  Gesch.  d.  bdhm.  Kur,  WQrzb.  Diss.  1891. 

'^  FiGKSR,  Ober  die  Entstehungszeit  des  Schwabenspiegels,  Wien.  SB.  77, 
828  ff.,  weist  nach,  daß  die  ältesten  Textformen  des  Schwabenspiegels  im  Landrecht 
und  Schw&b.  Lehnr.  8  noch  den  Böhmen,  Lehnrecht  41  dagegen  bereits  den  Baiem 
als  Kurfürsten  und  Schenken  nennen,  wfthrend  fast  alle  späteren  Texte  überall 
den  Baiem  haben.  Der  zu  Augsburg  entstHndene  Schwabenspiegel  war  demnach 
am  15.  Mai  1275  erst  zum  Teil  vollendet,  der  Abschluß  des  Werkes  ist  erst  später 
erfolgt.  Über  den  Lohengrin  vgl.  ZDA.  18,  156  f.  Übrigens  hat  erst  die  zweite 
Handschriftenklasse  des  Schwabenspiegels,  der  sich  der  Lohengrin  anschließt,  auch 
die  KurwQrde  der  Erzbischöfe  von  Köln  und  Trier  an  ihr  Erzkanzleramt  geknüpft. 
Vgl.  Zeitschr.  f.  deutsch.  Philol.  1,  274.    Seeliqbr,  Erzkanzler  46  ff. 

••  Vgl.  Harmack,  a.  a.  0.  60. 

~  Vgl.  Harwaok,  a.  a.  0.  67.  77  ff.  85  ff. 

^^  Vgl.  Haenack  62.  66  ff.  147.    Für  die  Genehmigung  königlicher  Verfügungen 
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Stimmabgabe  durch  besondere  Bevollmächtigte  blieb  gestattet,  tTbertragung 
der  Stimme  auf  einen  Mitwähler  war  ausgeschlossen.  Unvertreten  Aus- 
gebliebene wurden  nicht  gezählt,  wenn  wenigstens  vier  erschienen  oder 
vertreten  waren.  Sich  selbst  die  Stimme  zu  geben,  sollte  erlaubt  sein. 
Die  Wahl  sollte  binnen  vier  Monaten,  nachdem  die  Thronerledigung  be- 
kannt geworden,  stattfinden,  die  Einberufung  dazu  unter  Ansetzung  des 
Wahltermins  innerhalb  des  ersten  Monats  durch  den  Erzbischof  von  Mainz 
erfolgen;  mangels  einer  solchen  Einberufung  sollten  die  Wähler  sich  von 
selbst  einfinden.  Als  ständiger  Wahlort  wurde  die  Bartholomäuskirche 
in  Frankfurt  festgesetzt  Für  Hin-  und  Rückreise  wurde  den  Wählern 
und  ihren  Gesandten  Frieden  und  bestimmtes  Geleite  gewährt. 

Zum  vollen  Erwerbe  der  königlichen  Rechte  genügte  die  Wahl  allein 
nicht,  es  bedurfte  noch  der  Krönung,  die  durch  die  feierliche  Übergabe 
der  Reichsinsignien  den  Charakter  einer  formellen  Investitur  mit  dem 
Königtum  erhielt *^  Schon  im  10.  und  11.  Jahrhundert  erfolgten  die  Krö- 
nungen überwiegend  in  Aachen,  was  seit  Heinrich  III.  zur  festen,  nur  durch 
vereinzelte  Ausnahmen  unterbrochenen  Regel,  seit  der  Goldenen  Bulle 
aber  Gesetz  wurde**.  Die  Vollziehung  der  Krönung  galt  anfiings  als 
Sache  des  Erzbischofs  von  Mainz,  wurde  aber,  je  mehr  die  Krönung  in 
Aachen  zur  Regel  wurde,  besonderes  Vorrecht  des  Erzbischofs  von  Köln 
als  des  Diözesanbischofs,  später  unter  Mitwirkung  des  Erzbischofe  von 
Trier*'.  Am  Schlüsse  des  nach  feierlichem  Ritual  vollzogenen  Aktes  wurde 
der  König  durch  die  Bischöfe  zum  Thron  geführt**.  Durch  das  darauf 
folgende  Krönungsmahl  bethätigte  sich  der  König  zum  ersten  Male  als 
Wirt  des  Reiches,  während  die  Inhaber  der  Erzämter  die  Dienste  leisteten  *^ 

Mit  der  Krönung  in  Aachen  hatte  der  deutsche  König  zugleich  die 
königlichen  Rechte  in  Italien  und  Burgund,  nachdem  diese  Länder  mit 
dem  Reiche  in  Verbindung  gekommen  waren,  erworben.  Eine  besondere 
lombardische  Krönung,  die  schon  unter  Heinrich  11.  und  Konrad  IL 
stattgefunden  hatte,  kam  seit  Friedrich  I.  in  "Übung,  obwohl  auch  ferner 
daran  festgehalten  wurde,  daß  eine  rechtliche  Notwendigkeit  für  dieselbe 
nicht  vorlag*®,  vielmehr  der  deutöche  König  schon  als  solcher  berechtigt 


über  Reichsgüter  darch  die  Kurfürsten  stellte  schon  ein  Reichsweistum  von  1281 
(MG.  Leg.  2,  485)  dos  der  Reichsverfassung  früher  unbekannte  Mehrheitsprinzip  auf. 

*^  Ludwig  der  Deutsche  und  seine  Söhne  sowie  Arnulf  und  Heinrich  I.  haben 

sich  nicht  krönen  lassen,  wohl  aber  Ludwig  das  Kind  und  Konrad  I.    Seit  Otto  I. 

■  wurde  die  Krönung  feste  Regel,  bei  Doppelwahlen  galt  sie  mehr  oder  weniger  als 

ausschlaggebend,  bei  Heinrich  II.  hat  sie  sogar  den  Mangel  einer  allgemeinen  Wahl 

ersetzt.     Vgl.  Waitz  6*,  208  f.     Schuster,  Mitteil.  d.  österr.  Inst  4,  192  ff. 

«  Vgl.  GB.  c.  29.     Waitz  6»,  209  f.     Lindner  63.  187. 

"  Vgl.  LiNDNBR  63.  108,  n.  1.  137.  184.     Waitz  6»,  211  ff. 

**  Vgl.  Ssp.  III.  72,  5:j  1.  Ober  das  Krönungsritual  vgl.  MG.  Leg.  2,  884  ff. 
Waitz  6',  213  ff.;  Die  Formeln  der  deutschen  Königs-  u.  römischen  Kaiserkrönung 
vom  10.  bis  12.  Jahrhundert,  Abh.  d.  Gott.  Ges.  d.  Wiss.  1878.    ZRG.  15,  144 ff. 

**  Nach  altgermanischer  Auffassung  mußte  die  Teilnahme  am  Krönungs- 
mahle als  eine  ausdrückliche  Anerkennung  des  Königs  aufgefaßt  werden. 

*•  Vgl.  Waitz  6»,  219  ff. 


§  43.    Der  König.  475 

war^  sich  auch  als  römischen  König  zu  bezeichnen.  Anders  war  es  mit 
der  Kaiserwürde^  die  der  vom  Papst  zu  Kom  vollzogenen  Krönang  un- 
bedingt bedurfte  *^  Von  der  politischen  Bedeutung,  welche  die  durch 
Otto  I.  bewirkte  Verbindung  mit  dem  römischen  Kaisertum  für  Deutsch- 
land gehabt  hat,  ist  hier  nicht  zu  reden  ^^  Für  die  Rechtsgeschichte 
kommt  vor  allem  in  Betracht,  daß  die  in  der  Theorie  von  den  zwei 
Schwertern  gipfelnde  ungesunde  Verquickung  von  Staat  und  Kirche  dem 
Papste  Gelegenheit  gab,  sich  in  einer  für  beide  Teile  unheilvollen  Weise 
in  die  deutschen  Thronfolgefragen  zu  mischen.  Seit  dem  12.  Jahrhun- 
dert war  es  standiger  Brauch  geworden,  dem  Papste  nach  jeder  Königs- 
wahl amtliche  Anzeige  von  dem  Ergebnisse  zu  machen  ^^.  Bei  zwiespäl- 
tigen Wahlen  wurde  regelmäßig  der  Papst  von  beiden  Teilen  umworben, 
um  ihn  für  die  Kaiserkrönung  zu  gewinnen,  woraus  sich  von  selbst  eine 
namentlich  von  Innocenz  III.  und  Urban  IV.  geltend  gemachte  schieds- 
richterliche Stellung  entwickelte  *^  Die  Ansicht,  daß  der  Kaiser  sein 
weltliches  Schwert  vom  Papste  zu  Lehn  trage  und  dafür  Lehnseid  und 
Lehnspflicbt  schulde,  kam  auf  kurialistischer  Seile  im  Laufe  des  18.  Jahr- 
hunderts zu  immer  entschiedenerem  Ausdruck,  aber  erst  Bonifaoius  VIIL 
wagte  den  Anspruch  zu  erheben,  daß  der  Kurie  auch  bei  einfachen 
Wahlen  die  Prüfung  nicht  bloß  des  Wahlvorganges,  sondern  selbst  der 
persönlichen  Würdigkeit  des  Erwählten  zustehe.  Die  von  staatlicher  Seite 
gegen  diese  Übergriffe  erhobene  Reaktion,  die  in  den  Beschlüssen  des 
Kurvereins  von  Rense  von  1338  positiv  und  in  der  Goldenen  Bulle 
negativ  hervortrat *i,  hatte  kein  dauerndes  Ergebnis,  die  Verhältnisse  bei 


*'  Vgl.  ebd.  6»,  224  ff.  Schwaezbe,  Die  Ordines  der  Kaiaerkrönung,  FDG. 
22,  159  ff.    DiEMANDT,  Ceremoniell  der  KaiserkrÖDaDgen,  1S94. 

^^  Vgl.  FiCKEB,  Das  deutsche  Kaiserreich,  1861;  Deutsches  Königtum  und 
Kaisertum,  1862;  Forschungen  z.  Reichs-  n.  RG.  Italiens  1,  pg.  15  ff.  v.  Sybel, 
Die  deutsche  Nation  u.  das  Kaiserreich,  1861.  Waitz,  Abhandlungen  532  ff;  VG. 
6',  457  ff.    y.  Wydenbbück,  Die  deutsche  Nation  und  das  Kaiserreich,  1862. 

*^  Vgl.  MüTH,  Beurkundung  und  Publikation  der  deutschen  Königswahlen, 
1881.    ÄLTUAinTund  Bbemheih'  95.  101.  103.  114.  116.    Weiland  1,  191.  2,  8  ff.  23  f. 

^  Vgl.  die  Bulle  „Venerabilem"  (Anm.  23).  Waitz  6*,  228  ff.  Harnagk, 
a.  a.  0.  124  ff.  Dbüssen,  Die  päpstliche  Approbation  der  deutschen  Königswahl, 
1879.  Eegelmann,  Ansprüche  der  Pftpste  auf  Konfirmation  und  Approbation  bei 
den  deutschen  Königswahlen,  1886.  WeizsXcksb,  Urkunden  der  Approbation  König 
Ruprechts,  Abh.  d.  Berl.  Akad.  1888.  Dönitz,  Ursprung  und  Bedeutung  des  An- 
spruches der  Päpste  auf  Approbation  der  deutsch.  Königswahlen,  Hall.  Diss.  1891. 

'^  Die  unbedingte  Pflicht  des  Papstes,  dem  deutschen  Könige  die  Kaiserkrone 
zu  erteilen,  wird  schon  in  dem  Gedichte  Lohengrin  (her.  v.  KttcKEBT)  Vers  6549  ff. 
betont  Die  auf  dem  Frankfurter  Reichstage  von  1338  zum  Reichsgesetz  erhobene 
Erklflrung  des  Kurvereins  (über  die  Ursprünglichkeit  des  deutschen  Textes  Wei- 
LAKD,  Neues  Archiv  18,  329  ff.)  ging  dahin:  quod,  poatquam  aliquis  a  prtneipibus 
eleetortbua  imperii  vel  a  maiori  parte  numero  eorundem  princtpum  etiam  in  dis- 
eordia  pro  rege  Romanorum  est  elecitis,  non  indiget  nominatione,  approhatione,  con- 
firmationef  asseneu  vel  auctoritate  sedis  aposioUce  super  administratione  bonorum 
et  wrium  imperii  sive  tituh  regis  assumendisj  et  quod  super  hiis  merito  ialis  electus 
non  habet  recurrere  sedem  ad  eandem.    Die  Goldene  Bulle  gedenkt  des  Papstes 
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der  Wahl  Ruprechts  ermöglichten  es  der  Kurie  sogar,  ihre  Ansprüche 
noch  hoher  zu  steigern,  und  selbst  Sigmund  glaubte  der  papstlichen 
Approbation  nicht  entraten  zu  können  ^^ 

Bei  der  Krönung  legte  der  König  das  Gelübde  ab,  das  Recht  zu 
stärken  und  das  Unrecht  zu  kranken,  allezeit  ein  Mehrer  des  Reiches 
{semper  augugtus)  zu  sein  und  es  nicht  ärmer  zu  machen  ^^  Sein  Ver- 
sprechen bei  der  Kaiserkrönung  ging  Tomehmlich  dahin,  ein  Schirmer 
der  Kirche  und  des  wahren  Glaubens  zu  sein'^^  Einen  Eid  hatte  der 
König  in  beiden  Fällen  nicht  zu  leisten  ^^  Dagegen  fand  regelmäßig 
eine  allgemeine  Vereidigung,  wenn  auch  nicht  des  ganzen  Volkes,  so 
doch  aller  hervorragenden  Elemente  desselben  statt  ^^  Die  Reichsvassallen 
bedurften  einer  ausdrücklichen  I^ehnserneuerung  (S.  400). 

Nach  dem  Sachsenspiegel  (III.  54,  §  3)  konnte  an  sich  jeder  ehelich 
geborene  freie  Mann,  der  sich  im  Vollbesitze  der  bürgerlichen  und  kirch- 
lichen Rechte  befand  und  von  schweren  körperlichen  Gebrechen  frei  war, 
zum  Könige  gewählt  werden,  thatsachlich  fiel  aber  die  Wahl  &st  immer 
auf  Mitglieder  des  Reichsfürstenstandes,  nur  Wilhelm  von  Holland,  Rudolf  I., 
Adolf  und  Heinrich  VII.  gehörten  dem  einfachen  Grafenstande,  also  der 
höheren  Klaase  der  freien  Herren,  an*^  Das  Erfordernis,  daß  der  Ge- 
wählte sich  nicht  im  Kirchenbanne  befinden  dürfe  ^^,  gab  den  Päpsten 
Gelegenheit  zur  Ausbildung  eines  mittelbaren  Absetzungsrechtes  durch 
Bannung  des  Königs,  das  zwar  der  Reichsverfassung  selbst  fremd  blieb, 
aber  in  der  mittelalterlichen  Doktrin  zur  Anerkennung  gelangte  und  that- 
sachlich oft  genug  den  beabsichtigten  Erfolg  gehabt  hat^^    Die  Absetzung 


überhaupt  an  keiner  Stelle.  Vgl.  Fickbb,  Wien.  SB.  11,  673  ff.  Habnack,  a.  a.  0. 
119  f.  135  f.  154.  268. 

"  Vgl.  Weizsäcker,  a.  a.  0.  94  f.  104. 

"  Vgl.  Ssp.  IIL.54,  §2.     Schwap.  L.  122'.     Waitz  6»,  216.  474. 

**  Vgl.  Waitz  6»,  230  ff.  Schwarzer,  a.  a.  0.  179  ff.  Walter,  RG.  §252, 
n.  4.    Gl.  z.  Bftchs.  Lehnr.  4. 

"  Vgl.  Waitz  6»,  474  f. 

^  Vgl.  Waitz  6',  479  ff.  Über  Spuren  eines  allgemeinen  Unterthaneneides 
vgl.  Heck  und  Lindner,  Mitt.  d.  österr.  Inst.  17,  561  ff. 

^^  Vgl.  FicKER,  Wien.  SB.  77,  845  ff.  Die  Kasuistik  des  Schwabenspiegels 
(Schwsp.  L.  123)  über  die  zur  Wählbarkeit  erforderlichen  Eigenschaften  ist  auf  die 
Person  Budolfs  I.  zugeschnitten,  um  seine  Wahl  zu  rechtfertigen. 

^^  Um  Mißbräuchen  vorzubeugen,  schließt  der  Sachsenspiegel  nur  den  mit 
reckte  Gebannten  aus,  Schwsp.  L.  122  läßt  diese  Beschränkung  fallen. 

'*  Vgl.  Fbibdberq,  De  finium  inter  ecclesiam  et  civitatem  regundorum  iudicio 
86  f.  Dombier,  Die  Päpste  als  Richter  über  die  deutschen  Könige,  1897  (Gibrkb, 
Unters.  53.).  Der  Ssp.  III.  57,  §  1  (im  Gegensatze  zu  Schwsp.  L.  128)  war  auch 
hier  bemüht,  der  Willkür  Grenzen  zu  ziehen.  Budolf  I.  hat  von  dem  Privilegien 
Friedrichs  11.  nur  die  ante  latam  in  eum  papalis  excommunientionis  et  depositionis 
sententiam  erlassenen  bestätigt  Vgl.  Böhmer,  Reg.  Rudolfi  S.  54.  Nach  der  Ab- 
setzung Wenzels  hat  man  eine  amtliche  Unwahrheit  nicht  gescheut,  um  das  Ver- 
fahren als  von  der  Kurie  ausgegangen  darzustellen  und  so  zu  Gunsten  eines 
unmittelbaren  päpstlichen  Absetzungsrechtes  ein  Prl^udiz  zu  schaffen.  Vgl.  Wsiz- 
sIcKBR,  a.  a.  0.  72  f. 
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Adolfs  (1298)  und  Wenzels  (1400)  und  der  1456  gemachte  Versnch  einer 
Absetzung  lYiedriohs  III.  war  nichts  weiter  als  ein  revolationärer  Akt 
der  KurfQrsten  mit  erborgter  rechtlicher  Form.  Ob  die  Reichsverfassung, 
falls  die  Partei  Verhältnisse  bei  den  genannten  Vorgängen  andere  gewesen 
wären,  ein  wirkliches  Bechteverfahren  gegen  den  König  im  Sinne  der 
Rechtsbücher  zugelassen  haben  würde,  ist  bestrittene^. 

Wiederholte  Beispiele  zeigen,  daß  das  Reichshofgericbt  auch  über 
Klagen  gegen  den  König  unter  dem  Vorsitze  des  letzteren  urteilen  konnte^^ 
Dagegen  wurde  für  Klagen  des  Königs  gegen  einen  Reichsfürsten  die 
Gerichtsbarkeit  des  Pfalzgrafen  (als  stellvertretender  Vorsitzender  des  Reichs* 
hofgerichts)  durch  Reichsweistum  von  1274  ausdrücklich  festgestellt ^^  und 
auch  durch  den  Schwabenspiegel  (L.  124)  bezeugt  Die  Rechtsbücher 
gingen  noch  weiter,  indem  sie  dem  Fürstengericht  unter  Vorsitz  des  Pfalz- 
grafen auch  die  Entscheidung  über  Krone  und  Leben  des  Königs  zu- 
sprachen e^.  Es  ist  wohl  nicht  zu  bezweifeln,  daß  der  Verfasser  des  Sachsen- 
spiegels diesen  Satz  nicht  dem  Reichsrechte  seiner  Zeit  entnommen,  sondern 
aus  der  erwähnten  Vertretungsbefugnis  des  Pfalzgrafen  im  Hofgericht  und 
aus  seinem  Reichsvikariatsrechte  abgeleitet  hat;  dazu  kam,  daß  ihm  das 
Verhältnis  des  Reichsvikars  zum  Könige  in  demselben  Lichte  wie  das  des 
ostfalischen  Schultheisen  zum  Grafen  erschien,  er  sich  also  für  berechtigt 
halten  mochte,  auch  die  Gerichtsbarkeit  des  Schultheißen  über  den  Grafen 
in  entsprechenderweise  auf  Pfalzgrafen  und  König  zu  übertragen**.  Wie 
bei  seiner  Wahltheorie,  so  knüpfte  er  auch  bei  der  Pfalzgrafentheorie  an 
Rechtsanschauungen  seiner  Zeit  an,  sein  konstruktives  Talent  kam  dabei 
zu  neuen  Rechtssätzen,  aber  willkürlich  erfunden  hat  er  sie  nicht.  Auch 
die  Pfalzgrafentheorie  des  Sachsenspiegels  hat  einen  bedeutenden  Einfluß 
auf  die  fernere  Rechtsgestaltung  im  Reiche  ausgeübt.    Sieht  man  auch  von 


.  ^  Vgl.  Weizsäcker,  Der  Pfalzgraf  ala  Richter  über  den  König,  Abh.  d.  Gott. 
Ges.  d.  Wiss.  83  (1886).  Harmack,  FDG.  26,  146  £F.  Löher,  Das  Recli tsverfahren 
bei  Wenzels  Absetzung,  Münch.  Histor.  Jahrbuch  1865,  S.  S  ff.  Merkel,  Hallische 
Festschrift  für  Pernicb,  1861.  H.  Ehrenberg,  Der  deutsche  Reichstag  52  f.  73  ff. 
H.  ScHTTLZE,  De  iurisdictione  principum,  praesertim  comitis  palatini,  in  imperatorem 
exercita,  Jena  1847.  Während  die  beiden  zuerst  genannten  die  Angaben  der 
Rechtsbacher  fQr  doktrinäre  Erfindungen  halten,  erklärt  R.  Löniko,  Ztschr.  f.  d. 
ges.  Strafr.-Wiss.  7,  674 f.,  aus  gewichtigen  Bedenken  (vgl.  ZRG.  22,  59)  diese 
Frage  (im  Gegensatze  zu  der  Sachlage  im  14.  und  15.  Jahrhundert)  für  noch  nicht 
spruchreif.  Die  gegen  die  Rechtsbücher  vorgebrachten  Beweise  sind  nicht  ent- 
scheidend, währendes  andererseits  ebenso  an  positiven  Belegen  aus  dem  13.  Jahr- 
hundert, die  für  die  Rechtsbacher  sprächen,  vollkommen  fehlt. 

«*  Vgl.  Weiiani>,  Const  1,  887  f.  2,  70  f.  92.    Franklin,  Reichshofgericht  2,  101. 

•*  MG.  Leg.  2,  399.  Merkel,  a.  a.  0.  2.  Franklin,  a.  a.  O.  1,  166  ff.  2,  101. 
Übrigens  weist  der  letztere  (2,  174)  nach^  daß  es  dem  Könige  un verwehrt  blieb, 
sich  auch  durch  einen  anderen  Fürsten  vertreten  zu  lassen.  Der  Schwerpunkt 
des  Weistums  v.  1274  lag  also  in  dem  Verlangen  der  Vertretung,  nicht  in  der 
Person  des  Vertreters. 

••  Vgl.  Ssp.  I.  58,  §2.  III.  52,  §8.  54,  §4.  Schwsp.  L.  121«.  122»».  124. 
128.  130«.     Schwab.  Lehnr.  41".  147  i.  f. 

•♦  Vgl.  ZRG.  18,  48.  20,  2  ff. 
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den  nnmittelbar  aus  dem  Saehsenspiegel  geflossenen  Quellen  nnd  den 
weiteren  Ausführungen  des  Schwabenspiegels  ab,  so  dürfte  die  wunder- 
liche Bemerkung  über  die  schiedsrichterliche  Stellung  des  Pfalzgrafen  bei 
zwiespältigen  Königswahlen,  die  sich  in  dem  erwähnten  Briefe  Urbans  lY. 
von  1263  findet,  ebenso  auf  den  Sachsenspiegel  zurückzuführen  sein,  wie 
die  Berufung  der  Kurfürsten  auf  quaedam  consueiudo  bei  den  Absetzungs- 
bestrebungen gegenüber  Albrecht  I.  im  Jahre  1300®^  Gesetzliche  An- 
erkennung erhielt  das  ex  consuetudine  introductum  durch  c.  5  §  2  der 
Goldenen  Bulle  von  1356.  Daß  diese  das  Recht,  über  den  Konig  abzu- 
urteilen, nur  dem  unter  dem  Vorsitze  des  Pfalzgrafen  versammelten  Reichs- 
tage einräumte  und  damit  die  Zuständigkeit  eines  nach  Belieben  des 
Pfalzgrafen  zu  berufenden  Reichsvikariatsgerichts  ablehnte,  beruhte  sicher 
nicht  auf  besonderem  Kompromiß,  sondern  entsprach  der  biäierigen,  auch 
im  Schwabenspiegel  durchblickenden  Rechtsauffassung  ^^  Nur  die  Aus- 
schließung des  Kontumazialverfahrens  gegen  den  König  scheint  ein  von 
Karl  IV.  verlangtes  Zugeständnis  der  Fürsten  gewesen  zu  sein.  Daß  die 
Bestimmung  der  Goldenen  Bulle  noch  im  15.  Jahrhundert  in  Kraft  stand, 
wird  durch  eine  Urkunde  Friedrichs  III.  von  1442  für  die  Schweizer  Eid- 
genossen bezeugt  ®^ 

Die  Fortsetzung  des  fränkischen  Reiches  im  deutschen  wurde  tradi- 
tionell darin  festgehalten,  daß  der  König,  ohne  Rücksicht  auf  seine  Ab- 
stammung, als  Franke  galt  und  in  seinen  persönlichen  Rechtsverhältnissen 
nach  fränkischem  Rechte  beurteilt  wurde  ®^.  Damm  mußten  Königswahl 
und  Königskrönung  auf  fränkischem  Boden  erfolgen,  und  man  darf  ver- 
muten, daß  für  das  Absetzungsverfahren  dasselbe  galt  Das  fränkische 
Recht  mußte  namentlich  bei  der  Frage  des  Mündigkeitstermines  von  Be- 
deutung werden,  wenn  ein  Unmündiger  den  Thron  bestiegen  hatte:  der 
König  erreichte  die  Mündigkeit,  dem  ribuarischen  Rechte  entsprechend, 
mit  fünfzehn  Jahren  ®*.  Über  die  Regierungsvormundschaft  bestanden 
keine  festen  Regeln,  doch  traten  hier  in  erster  Reihe  die  Ansprüche  des 
nächsten  Schwertmagen  und  der  Königin-Mutter  hervor ^^. 

War  der  König  auf  längere  Zeit  an  der  Führung  der  Regierung  ver- 
hindert (namentlich  wenn  er  sich  zu  längerem  Aufenthalte  nach  Italien 
begab),  so  pflegte  er  einen  Statthalter  zu  ernennen.  Stand  dem  Kaiser 
ein  Sohn  als  römischer  König  zu  Seite,  so  war  dieser  der  von  selbst  ge- 
gebene Vertreter,  in  anderen  Fällen  hatte  der  König  frei  zu  bestimmen  ^^ 


^  Vgl.  S.  472.    Raynaldus,  a.  a.  0.  §  54.    Mebkel,  a.  a.  0.  5. 

^  Während  Weizsäcker  36  ff.  einen  Kompromiß  annimmt,  versteht  Lönino, 
a.  a.  0.)  unter  imperiaMs  curia  nicht  den  Reichstag,  sondern  das  am  Königsbofe 
versammelte  Reichsho^ericht,  doch  begegnet  diese  Bezeichnung  immer  nur  für  den 
vollen  Reichstag,  an  den  auch  Schwsp.  L.  122^  und  124  denkt 

«'  Vgl.  Franklin,  Reichshofgericht  2,  101  n. 

^  Vgl.  Ssp.  III.  54,  §  4.    V.  BoRCH,  Arch.  f.  Strafr.  1888,  S.  98  ff. 

«»  Vgl.  Waitz  6*,  275.    Kraut,  Vormundschaft  3,  115  f. 

^^^  Vgl.  Waitz  6*,  216  ff.    Kraut  3,  121  ff. 

"  Vgl.  Waitz  6»,  282  ff.    Kraut,  a.  a.  0.  127.    Ficker,  Wien.  SB.  77,  832  E 
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Die  Übertragung  der  Vollmacht  gesohah  vor  Tersammeltem  Reichstage  ^^ 
Von  Karl  IV.  erwirkte  der  Pfalzgraf  bei  Bhein  1375  for  sich  und  seine 
Nachfolger  die  Anerkennung  als  ReichsTerweser  in  den  Fällen  der  Rom- 
fahrt, und  als  König  Wenzel  1394  von  den  Böhmen  gefangen  und  da- 
durch verhindert  war,  selbst  Vorsorge  zu  treffen,  proklamierte  sich  der 
Pfalzgraf  selbst  als  Reichsverweser ^^  Das  Reichsvikariatsrecht  des 
Pfalzgrafen  bezog  sich  nur  auf  die  Zeit  der  wirklichen  Thronerledigung  ^^ 
Die  Entstehung  desselben  i3t  unklar ^^^^  ebenso  das  konkurrierende  Recht 
des  Herzogs  von  Sachsen,  das  sich  vielleicht  auf  den  Besitz  der  sach- 
sischen Pfalzgrafischaft  gründete  ^^  Durch  die  Goldene  Bulle  wurde,  einem 
schon  bestehenden  Brauche  entsprechend,  eine  räumliche  Abgrenzung  an- 
geordnet, indem  das  Reich  in  zwei  Vikariatsgebiete,  das  des  frankischen 
und  des  sächsischen  Rechts,  eingeteilt  und  das  eine  dem  Pfalzgrafen,  das 
andere  dem  Sachsen  überwiesen  wurde  ^^ 

Unter  den  Königspfalzen  nahmen  Aachen  und  Frankfurt,  jene  zu- 
gleich als  Krönungs-,  diese  als  Wahlort,  dauernd  die  erste  Stelle  ein^^ 
Außerdem  hielten  sich  die  letzten  Karolinger  mit  Vorliebe  in  Regensburg 
und  Forchl^eim  auf,  die  ersten  Könige  aus  dem  sächsischen  Hause  in 
Quedlinburg  und  Magdeburg;  weiterhin  traten  Ingelheim,  Trebur,  Nim- 
wegen,  Gelnhausen,  Speier,  namentlich  aber  Goslar,  Mainz,  Köln,  Nüm- 


Feamklin,  a.  a.  0.  2,  79  ff.  Im  12.  Jahrb ändert  betrachtete  man  den  Erzbischof 
von  Mainz,  im  13.  den  Pfalzgrafen  bei  Rhein  und  die  Herzoge  von  Sachsen  and 
Baiem  als  diejenigen,  die  unbeschadet  der  Entscheidung  des  Königs  vor  anderen 
Berücksichtigung  zu  beanspruchen  h&tten.  Vgl.  Jaff£,  Mon.  Corb.  190  f.  Schwsp. 
L.  125,  Lehnr.  41. 

'■  Vgl.  Schwsp.  L.  125.  BöHicBB,  Acta  imperii  Nr.  622.  Altmanw  u.  Bbbn- 
heih'  8S.  45. 

''  Vgl.  Böhmer,  Nr.  872.  Windeckes  Leben  Sigmunds,  c.  174  ff.  Janssen, 
Frankf.  Reichskorrespondenz  1,  Nr.  96  f.  Reichstagsakten  2,  389.  Altmann  u. 
Bernueim*  75. 

'^  Vgl.  Merkel,  a.  a.  0.  6  ff.  Harnace,  Kurfürstenkollegium  82.  138.  139. 
FiGKER,  a.  a.  0.  861.  Triebsl,  Interregnum  25  ff.  Küpke,  Das  Reichsvikariat  u. 
die  Stell,  d.  Pfalzgrafen,  Hall.  Diss.  1891.     Eichhorn,  St-  u.  RG.  3,  41  ff. 

'^  Die  ältesten  Zeugnisse  sind  Schwab.  Lehnr.  41 ',  147  und  Urkunden  von 
1254,  1266,  1267,  1276-1281.  Vgl.  Weiland,  Const.  1,  633.  Mon.  Zoller.  2,  Nr.  108. 
111.  Koch  u.  Wille,  Reg.  d.  Pfalzgr.  Nr.  803.  987.  Merkel,  a.  a.  0.  7.  Altmann 
u.  Bernheim'  27.    Die  frühere  Zeit  weiß  noch  nichts  davon.    Vgl.  Waitz  7,  177  f 

'*  Erste  unsichere  Spur  Schwab.  Lehnr.  41".  Vgl.  Ficker,  a.  a.  O.  882  ff. 
Triepel,  a.  a.  0.  27  f.    Harnack,  KurfurstenkoUegium  89. 

"  GB.  c.  5.  Eine  Urkunde  von  1325  sowie  Schwab.  Lehnr.  4V  läßt  ver- 
muten, daß  eine  derartige  Abgrenzung  schon  früher  bestanden  hat.  Vgl.  Merkel, 
a.  a.  0.  8.  Ficker,  a.  a.  0.  832  ff.  Triepel  28.  Über  den  Inhalt  des  Vikariats- 
rechtes  vgl.  GB.  c.  5  §  1.  Trisbel  38  ff.  Die  Reichsvikare  konnten  Vikariatshof- 
gerichte  abhalten  und  waren  zur  Fortführung  der  laufenden  Reichsgeschäfte  er- 
mächtigt Die  Präsentation  zu  kirchlichen  Pfründen  stand  ihnen  zu,  ebenso  die 
Verleihung  der  kleineren  Reichslehen,  nicht  die  der  Fahn-  und  Scepterleheu  Über 
die  Substanz  der  Reichsgüter  hatten  sie  keine  Verfugung. 

'*  Vgl.  Waitz  6  *,  305  ff.  Schsllhass,  Das  Königslager  vor  Aachen  und  Frank- 
furt in  seiner  rechtsgeschichtl.  Bedeutung,  Berl.  Diss.  1885. 
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beig  in  den  Yordergrand.  In  zahlreichen  Bischo&tadten  besaßen  die 
Könige  eigene  Pfalzen.  Seit  Wenzel,  namentlich  aber  seit  Friedrich  III., 
traten  die  tiber  das  Reich  zerstrenten  Pfalzen  zurück,  da  die  Könige  dem 
Aufenthalte  in  ihren  Erblanden  den  Vorzug  gaben  und  sich  nur  noch 
selten  im  Reiche  sehen  ließen. 

Zwischen  der  Herrschergewalt  des  Kaisers  und  des  Königs  wurde 
nicht  unterschieden.  Das  einzige  Vorrecht  des  Kaisers  bestand  darin, 
daß  er  einen  römischen  König  als  Gehilfen  und  gekrönten  Nachfolger 
neben  sich  haben  konnte,  was  dem  bloßen  Könige  wohl  versagt  war.  In 
der  Stellung  des  Königs  trat  gegenüber  dem  fränkischen  Reiche  das  per- 
sönliche Element  stark  in  den  Hintergrund,  indem  der  Übergang  von  der 
Erbmonaichie  zum  Wahlreiche  wenigstens  den  Vorteil  gehabt  hatte,  den 
Reichsgedanken  zu  entwickeln:  das  Reich  nahm  die  erste  Stelle  ein,  der 
König  war  nur  der  Vogt  des  Reiches^*. 

Anfangs  erstreckte  sich  die  königliche  Regierungsgewalt  auch  auf  die 
kirchlichen  Angelegenheiten,  selbst  den  römischen  Stuhl.  Erst  nachdem 
die  Emanzipation  der  Kirche  vollzogen  war,  seit  der  zweiten  Hälfte  des 
11.  Jahrhunderts,  kam  die  Lehre  von  den  zwei  Schwertern,  dem  geist- 
liehen und  weltlichen,  die  Gott  auf  Erden  gestiftet  habe,  auf^^  Der 
König  war  nur  noch  der  Schirmherr  der  Kirche,  der  er  seinen  weltlichen 
Arm  zu  leihen  hatte.  Wer  dem  Kirchenbanne  hartnäckigen  Widerstand 
entgegensetzte,  sollte  in  die  Reichsacht,  umgekehrt  aber  auch  der  Reichs- 
ächter  in  den  Kirchenbann  verfallen  ®^  Auch  anderen  Schutzbedürftigen, 
Witwen,  Waisen,  Fremden  gegenüber  wurde  an  dem  Gedanken  fest- 
gehalten, daß  der  König  ihr  allgemeiner  Schutzherr  sei.  Eine  Haupt- 
aufgabe des  Königs  war  die  Sorge  für  Recht  und  Gericht  und  für  den 
Landfrieden,  von  beiden  ist  an  anderer  Stelle  zu  handeln. 

Das  Recht  des  Königs,  bei  Strafe  des  Königsbannes  Gebote  und  Ver- 
bote zu  erlassen,  wurde  aufrechterhalten,  der  Betrag  der  Strafsumme  aber 
wesentlich  erhöht.  Im  übrigen  war  der  König  bei  jeder  Veränderung 
der  Rechtsordnung  und  allen  wichtigeren  Regierungshandlungen  mehr 
oder  weniger  an  die  Mitwirkung  der  Großen  gebunden. 

Die  Vertretung  des  Reiches  nach  außen  blieb  Sache  des  Königs^', 
thatsächlich  haben  aber  die  Großen  auch  hier  oft  entscheidend  auf  seine 
Entschlüsse  eingewirkt.  Die  kriegsherrlic&e  Stellung  des  Königs  blieb 
bestehen,   wurde  aber  durch  die  Umwandlung  des  Volksheeres  in  eine 

'»  Vgl.  Waitz  6»,  461  ff. 

^^  Vgl.  Waitz  6*,  478.  Fribdbbbo,  a.  a.  O.  20  f.  46  ff.  Bbrchtold,  Entwickel. 
d.  Landeshoheit  7  ff.  Ssp.  I.  1  nnd  die  von  Hometsb  dazu  angeführte  Litteratur. 
Reinmar  von  Zweter,  Strophe  213  f.     Dsp.  1.  Schwsp   Laßb.,  Vorrede  d. 

"  Vgl.  Ssp.  L  1.  m.  68,  §  1.  Schwsp.  Laßb.,  Vorrede  e,  f.  106\  246.  Wbilahb, 
Const  1,  449  c.  7  (1186).  2,  90  c.  7.  448  f.  Seifned  Heiblmg,  Gedichte  8,  961  ff. 
BöHMEB,  Acta  imperii  Nr.  281  (1209).  Frakkun,  Sent.  cur.  Nr.  21.  22.  79.  Walter, 
RG.  §  252,  n.  8,  9. 

'*  Vgl.  MicHABi.,  Die  Formen  des  unmittelbaren  Verkehrs  zwischen  den  deut- 
schen Kaisem  und  souveränen  Fürsten  vom  10.  bis  12.  Jahrhundert,  1888. 
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Fendalmiliz  wesentlich  lahm  gelegt.  Dasselbe  war  hinsichtlich  des  Beamten- 
tums der  Fally  das  ebenfalls  fast  durchweg  einen  feudalen  Charakter  er- 
halten hatte.  Als  Spitze  der  Lehnshierarchie  des  Reiches  war  der  König 
der  Inhaber  des  ersten  Heerschildes.  An  sich  war  es  damit  unvereinbar, 
daß  der  König  Lehnsmann  eines  anderen  hätte  sein  sollen,  den  Laien 
gegenüber  wurde  dies  auch  entschieden  festgehalten,  dagegen  suchten  die 
Könige  vielfach  bei  der  Kirche  gemachte  Zwangsanleihen  durch  die  lehn- 
rechtliche Form  zu  mildem,  sie  nahmen  Lehen  von  geistlichen  Fürsten 
an,  leisteten  aber  dafür  weder  Mannschaft  noch  eigentliche  Lehnsdienste  ^^ 
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Vgl  die  §43  n.  9  angefahrte  Litteratar.  Waftz  6*,  828  ff.  v.  Maurer,  Fron- 
höfe  2,  1.96  ff.  Walter,  RG.  §§254  f.  Fickbr,  Die  Keichsbofbeamten  der  stau- 
fiflchen  Periode,  Wien.  SB.  40,  447  ff.  Likdneb,  Kdiiigswahlen  181  ff.  v.  Fürth, 
Ministerialen  188  ff.  Köpke,  Widukind  von  Korvei  126  f.  Kircuhöfer,  Zur  Entst. 
d.  KurfÜrstenkollegiams  153  ff.     Deyrient,  bei  Richter,  Annalen  3,  2  S.  724  ff. 

Zn  den  vier  mit  Laien  besetzten  Hofamtern  des  Truchsessen,  Mar- 
schalls, Kämmerers  und  Schenken  (S.  139  f.)  traten  im  Laufe  des  Mittel- 
alters noch  vier  oder  fünf  weitere  Ämter:  unter  Philipp  das  von  dem 
Truchseßamte  abgezweigte  Amt  des  Küchenmeisters',  sodann  1285  das 
Amt  des  Hofrichters  (§  49,  n.  40),  seit  Heinrich  YU.  das  für  die  Aufsicht 
über  die  Haushaltung  bestimmte  Hofmeisteramt  {magüier  curiae),  das  seit 
Ruprecht  in  ein  Haushofmeisteramt  und  ein  mit  dem  Vorsitze  im  Hofrat 
bebautes  Obersthbfmeisteramt  geschieden  wurde  ^,  endlich  seit  Karl  IV. 
der  Hofpfalzgraf  {comes  sacri  palatii)^  ein  zunächst  nur  für  Italien  be- 
stimmter, dann  aber  auch  in  Deutschland  eingeführter  Beamter,  dessen 
Stellung  hier  zu  der  Vorbereitung  der  Rezeption  des  römischen  Rechts 
nicht  wenig  beigetragen  hat'.  Zu  den  in  seiner  Vollmacht  {comitiva)  ent- 
haltenen Amtsobliegenheiten  gehörte  die  Erteilung  königlicher  Gnadenakte 
(wie  Adels-  und  Wappenbriefe,  Titel  eines  poßta  laureatus),  femer  eine 
gewisse  freiwillige  Gerichtsbarkeit  (Vormundschafts-  und  Testamentssachen, 
Adoptionen,  Emanzipationen,  restitutio  famae,  legitimatio  per  rescr.  princ.) 
und  die  Ernennung  königlicher  Notare  ^ 

"  Vgl.  S.  897  n.    FicKBR,  Heerschild  87  ff. 

>  Vgl.  FiGKER  478.  488  ff.  Aach  Rnmolt  der  Küchenmeister  (Nibel.  Lachm. 
10.  720.  1405)  gebort  der  Zeit  Philipps  an.  Spflter  versahen  die  Reichsküchen- 
meister  den  Truchseßdienst,  doch  behielt  der  alte  Titel  seine  selbständige  Be- 
deutung, bis  1594  beide  Ämter  auch  rechtlich  wieder  vereinigt  wurden.  Vgl. 
Maurer,  a.  a.  O.  217  f. 

'  Vgl.  S.  488.  Sbbligbr,  Das  deutsche  Hofineisteramt  im  späteren  Mittel- 
alter, 1885. 

*  Vgl.  FiOKER,  Forschungen  2,  68—118.  Eichborn,  St-  u.  RG.  8,  887  f.  Jeokuk, 
Hofp&lz^afen  in  der  Schweiz,  Ztlrich.  Taschenbuch  18,  228  ff.  Pfbffikgbr,  Vitri- 
arius  illnstr.  3,  113  ff.  260.  Brbsslau,  Urk.-Lehre  1,  467.  470  f.  Ober  einen  Wappen- 
könig  und  obersten  Herold  des  Reiches  vgl.  Altuabn,  Mitteil.  d.  ost.  Inst  18,  8  f. 

*  Letztere  Befugnis  stammte  aus  dem  P£Edzgrafenamte,  nach  dessen  Unter- 
U.  SokbOdbb,  Deutsche  Beohtageschlohte.    &  AuA.  Sl 
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Der  tägliche  Dienst  in  den  älteren  Ämtern  war  Sache  der  Reichs- 
ministerialen (S.  437),  aber  auch  die  Vorsteher  gehörten  in  der  Regel 
ebenfalls  diesem  und  nur  ansnahmsweise  dem  der  freien  Herren  an.  Der 
Reichsmarschall,  Reichstrnchseß,  Reichskämmerer,  Reichsschenk  und  Reichs- 
küchenmeister wurden  anfangs  frei  vom  Könige  ernannt  und  verloren  ihre 
Stellung  beim  Thronwechsel,  wenn  der  Thronfolger  sie  nicht  freiwillig  in 
derselben  beließ;  seit  dem  13.  Jahrhundert  wurden  ihre  Ämter  als  erb- 
liche Reichslehen  bestellte  Ursprünglich  war  jedes  Amt  nur  einfach 
besetzt;  wo  mehrere  Träger  desselben  Titels  neben  einander  begegnen, 
handelt  es  sich  um  Nebenbeamte  oder  um  Hofbeamte  der  königlichen 
Erblande.  Erst  seit  dem  18.  Jahrhundert  begegnet  zuweilen  mehrfache 
Besetzung  eines  Hofamtes  ^ 

Die  vier  älteren  Hoßmter  wurden  bei  feierlichen  Oelegenheiten, 
namentlich  dem  Krönungsmahle,  nicht  von  den  gewöhnlichen  Hofbeamten, 
sondern  von  den  höchsten  weltlichen  Würdenträgem  des  Reiches  ver- 
sehen. Anfangs  war  dies  Sache  der  Stammesherzoge,  doch  ohne  daß  den 
einzelnen  schon  von  vornherein  bestimmte  Ämter  zugestanden  hätten. 
Aber  schon  seit  Otto  III.  erschien  der  Herzog  von  Sachsen  ständig  im 
Besitze  des  Marschallamtes,  während  der  Herzog  von  Schwaben  das 
Kämmercramt  bekleidete,  das  dann  unter  Konrad  III.  oder  Friedrich  I. 
Albrecht  dem  Bären  als  Entschädigung  für  den  Verzicht  auf  das  Herzog- 
tum Sachsen  eingeräumt  zu  sein  scheint  ^  Das  Schenkenamt  übte  der 
Herzog  von  Baiern,  der  es  aber  unter  Heinrich  V.  an  den  Böhmen  verlor®. 
Auf  das  Amt  des  Truchseß,  als  das  vornehmste  von  allen,  scheint  das 
jeweilige  Haupt  des  fränkischen  Stammes  einen  gewissen  Anspruch  ge- 
habt zu  haben,  unter  Otto  I.  bekleidete  es  der  Herzog  von  Franken, 
unter  Otto  HI.  der  Herzog  Konrad  von  Kämthen  (der  angesehenste  unter 

gange  sie  in  dem  Hause  des  letzten  Pfalzgrafen  mitsamt  dem  Pfalzgrafentitel 
(Pfalzgrafen  von  Lomelio)  bestehen  geblieben  war.  Später  wurde  in  den  Hfinden 
der  Vogte  von  Lacca  und  der  Grafen  von  Lavagna  beides  mit  der  miasatiscben 
Gewalt  verbunden.  Die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  der  Hofjpfalzgrafen  knüpfte  von 
vornherein  an  gewisse  Beste  des  ständig  gewordenen  Königsbotenamtes  an.  Vgl. 
übrigens  MG.  Dipl.  reg.  Otto  1,  Nr.  239.  —  Auch  die  Erteilung  kaiserlicher  üni- 
versitätsprivilegien  erfolgte  durch  den  Hofpfalzgrafen,  ursprünglich  aber  nur 
in  Italien,  während  die  deutschen  Universitäten  sich  bis  auf  Friedrich  III.  mit 
päpstlichen  Privilegien  begnügten.  Die  ältesten  kaiserlichen  Privilegien  für  deutsche 
Universitäten  sind  die  für  Freiburg  (1456),  Lüneburg  (1471)  und  Tübingen  (1484). 
Vgl.  Kaufmann,  Gesch.  d.  deutsch.  Universitäten  2,  12£F.;  Deutsche  Zeitschr.  f. 
GW.  1,  118  ff. 

^  Vgl.  FicKER  540  ff.  Über  Einkünfte  des  Erbmarschalls  vgl.  Altkann,  a.  a.  0. 20  f. 

•  Vgl.  FicKBR  521  ff.  Die  Erklärung  liegt  in  dem  Übergänge  zur  Erblichkeit, 
indem  der  erblich  Berechtigte  das  Amt  für  sich  in  Anspruch  nimmt,  während  der 
König  das  freie  Emennungsrecht  noch  nicht  ganz  aufgeben  will. 

'  Vgl.  GuNDLiNQ,  Erläuterung  der  Güldenen  Bulle  748  f.  Waitz  6%  33«; 
Abh.  502  (Gott.  gel.  Anz.  1859,  S.  666).  Wbiland,  KönigBwahlen  828,  denkt,  viel- 
leicht mit  noch  größerer  Wahrscheinlichkeit,  statt  einer  Übertragung  im  Jahre  1142 
an  eine  solche  bei  Gelegenheit  der  Rückgabe  Baiems  an  Heinrich  den  Löwen  (1156). 

»  Vgl  Waitz  6«,  384. 
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den  Fürsten  fränkischer  Herktinft),  später  beständig  der  Pfalzgraf  bei 
Rhein,  den  seine  auf  die  Aachener  Kaiserpfalz  begründete  Pfalzgra&chaft 
zum  Ersten  der  Franken  machte.  Auf  diese  Weise  wurde  die  seit  dem 
Anfange  des  13.  Jahrhunderts  feststehende  territoriale  Verbindung  der 
Erzämter  mit  der  Bheinpfalz,  Sachsen,  Brandenburg  und  Böhmen  Torbe- 
reitet,  nur  der  alte  Streit  zwischen  Böhmen  und  Baiem  führte  unter 
Rudolf  von  Habsburg  noch  einmal  einen  schwankenden  Zustand  herbei, 
der  1290  endgültig  zu  Gunsten  Böhmens  entschieden  wurdet  Das  Amt 
des  Schwertträgers,  das  früher  bei  jeder  Gelegenheit  besonders  vergeben 
wurde,  wurde  erst  im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  dauernd  mit  dem 
Marschallamte  verbunden  und  bildete  sogar  noch  im  14.  Jahrhundert  den 
Gegenstand  eines  Streites  zwischen  Sachsen  und  Brabant^^.  Indem  die 
Goldene  Bulle  das  Truchseßamt  dem  Pfalzgrafen  bei  Rhein,  das  Marschall- 
amt dem  Herzoge  von  Sachsen,  das  Kämmereramt  dem  Markgrafen  von 
Brandenburg  und  das  Schenkenamt  dem  Könige  von  Böhmen  zusprach, 
erteilte  sie  nur  einem  mehrhundertjährigen  Gewohnheitsrechte  die  gesetz- 
liche Anerkennung".  Die  Verwaltung  der  Erzämter  war  mit  gewissen 
Einkünften  verbunden^*,  im  übrigen  galten  sie  als  reine  Ehrenämter,  die 
aber  durch  die  aus  ihnen  erwachsene  kurfürstliche  Würde  (S.  471)  für 
ihre  Träger  von  der  höchsten  Wichtigkeit  waren. 

Eine  Einrichtung  von  hoher  politischer  Bedeutung  war  die  aus  der 
gesamten  Hofgeistlichkeit  bestehende  Kapelle,  die  aus  einer  Hofschule 
zu  einer  Schule  für  den  Dienst  in  der  Kanzlei  und  Diplomatie  erwachsen 
war^^  Aus  ihrer  Mitte  pflegten  die  Bischofstühle  des  Reiches  besetzt  zu 
werden,  in  engster  Verbindung  stand  die  Kapelle  aber  mit  der  Reichs- 
kanzlei", deren  Beamte  in  der  Regel  samtlich  der  Kapelle  angehörten. 


*  Vgl.  S.  478.  Der  Sachsenspiegel  (III.  57,  §  2)  bestritt  dem  Böhmen  nur 
das  Knrrecht,  das  Scbenkenamt  gestand  er  ihm  aber  ausdrücklich  zu.  Das  Gedicht 
Kndrun,  Vers  206.  1612  f.,  scheint  mit  dem  König  Horant  als  Schenken  auf  den 
erst  kura  yorher  (1198)  zur  KonigswQrde  gelangten  Böhmenherzog  anzuspielen. 
Vgl  Zeitschr.  f.  deutsche  Phil.  1,  259  f. 

»»  Vgl.  WArrz  6»,  385.  Kopp,  Bilder  u.  Sehr.  d.  Vorzeit  1,  109  f.  Schwsp. 
Laßb.  180*. 

"  Vgl.  GB.  c.  4,  §  5.  c.  22,  §  1.  c  27,  §§  1—8. 

*•  Im  Jahre  1355  bezeugte  der  Pfieilzgraf,  daß  die  von  den  Fürsten  bei  dem 
Empfange  ihrer  Reichslehen  gerittenen  Pferde  dem  Herzog  von  Sachsen  als  Erz- 
marschall zufielen  (vgl.  Har>iack,  Kurfürsten kollegium  251  j,  was  durch  GB.  c.  29, 
§  4  bestätigt  wurde. 

»  Vgl.  S.  139.    Waitz  6»,  337  ff.  7,  291. 

*^  Vgl.  S.  137  ff.  Sbeliobr,  Erzkanzler  und  Reichskanzleien,  1889;  Kanzlei- 
studien I.  IL  (Mitteil.  d.  österr.  Inst.  8,  1  ff.  11,  395  ff.);  bei  Waitz  6«,  345  ff. 
Bresslaü,  Urk.-L.  1,  800 ff.;  Die  Kanzlei  Konrads  IL,  1869.  Lorenz,  Reichs- 
kanzler und  Reichskanzlei  in  Deutschland,  Preuß.  Jahrb.  29,  474 ff.;  Drei  Bücher 
Geschichte  und  Politik  52  ff.  Th.  Sickel,  MG.  Dipl.  reg.  1,  1.  37  ff.  80  ff.  2,  1  ff. 
385*  ff.  Steinoorff,  Jahrb.  d.  deutsch.  Reiches  unter  Heinrich  III.,  1,  339  ff. 
Phiuppi,  Zur  Geschichte  der  Reichskanzlei  unter  den  letzten  Staufern,  1885.  Hbbz- 
bebo-FsInkel,  Gesch.  d.  deutsch.  Reichskanzlei  von  1246 — 1808,  Mitteil.  d.  öst 
Inst,  Erg.- Bd.  1,  254 ff.     Likdnbr,   Urkunden wesen  Karls  IV  und  seiner  Nach- 
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während  das  Hanpt  der  letzteren,  der  Erzkapellan  {archicapellanns),  seit 
854  zugleich  als. Erzkanzler  {archicancellarius)  mit  der  obersten  Leitung 
der  Kanzlei  betraut  war^*.  Seit  870  bekleidete  regelmäßig  einer  der 
höchsten  Geistlichen  des  Beiches  beide  Ämter,  anfangs  vorwiegend  der 
Erzbischof  von  Salzburg,  seit  Heinrich  I.  mit  geringen  Unterbrechungen 
der  von  Mainz.  Die  Verbindung  beider  Ämter  erhielt  sich  jedenfalls  bis 
^uf  Heinrich  IIL  Seit  1044  führte  der  Erzbischof  von  Mainz  nur  noch 
den  Titel  Erzkanzler,  während  das  Amt  des  Erzkapellans  vielleicht  wieder 
zu  einem  wirklichen  Hofamt  wurde  ^®.  Italien  erhielt  962  eine  eigene 
Kanzlei,  welcher  zunächst  verschiedene  italienische  Bischöfe  vorstanden, 
bis  1031  unter  Konrad  II.  der  Erzbischof  von  Köln  dauernd  in  den 
Besitz  des  Erzkanzleramtes  für  Italien  gelangte  ^^  Burgund  war  anfangs 
der  italienischen  Kanzlei  unterstellt,  es  erhielt  zwar  unter  Heinrich  UI.  einen 
eigenen  Kanzler,  unter  dem  Erzbischof  von  Besan9on,  später  Yienne,  als 
Erzkanzler,  aber  ohne  daß  es  dabei  zur  Bildung  einer  eigenen  burgan- 
dischen  Kanzlei  mit  besonderem  Kanzleipersonal  gekommen  wäre  ^®.  Erst 
im  letzten  Drittel  des  13.  Jahrhunderts,  als  das  deutsche  Reich  den  realen 
Zusammenhang  mit  dem  arelatischen  Königreiche  fast  ganz  verloren  hatte, 
denselben  aber  umsomehr  in  leeren  Titeln  festzuhalten  suchte,  kam  für 
den  Erzbischof  von  Trier,  zum  Teil  auf  Grund  seiner  Kurwürde,  zum 
Teil  wohl  in  Erinnerung  an  das  unter  Zwentibold  und  Otto  I.  von  ihm 
bekleidete  Erzkanzleramt  für  Lothringen,  der  Titel  eines  Erzkanzlers  per 
Galliam  et  regnum  Arelatense  auf,  der  in  der  Groldenen  Bulle  amtliche 
Anerkennung  erhielt  und  durch  die  Ausdehnung  des  Amtsbereiches  auf 
das  ganze  linke  Bheinufer  mit  Ausschluß  der  Mainzer  Kirchenprovinz 
wieder  einen  realen  Inhalt  empfingt*. 


folger  y  1882.  Ficker,  Beitrüge  zur  Urkundenlehre  2  (1878).  v.  Mallinckbot,  De 
archicancellariis  Bomani  imperii  ac  cancellariis  imperialis  aulae,  1641  und  öfter. 
HüBEB,  bei  BönuEB,  Regesten  Karls  IV.,  pg.  36  f. 

^^  Zum  Erwerbe  des  Amtes  bedurfte  es  einer  besonderen  Investitur  (vgl. 
S.  487),  die  mit  der  Investitur  in  das  Fürstentum  verbunden  werden  konnte. 
Auch  die  Keichskanzler  wurden  seit  den  Hohenstaufen  mit  ihrem  Amte  in- 
vestiert,  was  sich  aber  seit  dem  14.  Jh.  verlor,  v.  Amiba,  Mitteil.  d.  Ost.  Inst 
11,  521  ff.  Bresslaü,  a.  a.  0.  1,  366  ff.  383.  401.  987.  Bedenken  ftußert  Seeligeb 
bei  Waitz  6*,  358. 

"  Vgl.  Bbesslaü,  Urk.-Lehre  1,  327  ff.  Die  Erzkanzler  för  Italien  und  Bur- 
gund haben  den  Titel  eines  Erzkapellans  nie  geführt  Seeligeb,  bei  Waitz  6*, 
845  n.,  hält  es  für  zweifelhaft,  ob  die  Kapelle  ein  neues,  von  dem  Kanzler  unab- 
hängiges Haupt  erhalten  habe;  jedenfalls  blieb  sie  auch  ferner  mit  der  Kanzlei 
in  engster  Verbindung;  sie  war  die  Schule  für  diese  und  aus  ihren  Mitgliedern 
(eapeüani)  wurden  die  Notare  genommen. 

"  Vgl.  Seeliger,  Erzkanzler  23  f.     Waitz  6«,  866  ff. 

"  Vgl.  BöHMEB,  Acta  imperii  Nr.  102  (1157).  124  (1166).  Seeugbr  bei  Waitz 
6«,  371. 

»  Vgl.  S.  473,  n.  37.  GB.  c.  1,  §  12.  Waitz  6«,  362.  371.  Bbbssiaü,  Ürk.-L. 
1,  804  f.  307  ff.  383  ff.  Seeligeb,  Erzkanzler  14.  46  f.  55  f  229.  Hädicke,  Kurrecht 
u.  Erzamt  57  f.  Ricbel,  Übergang  des  arelat  Erzkanzleramtes  auf  Trier,  Hall. 
Diss.  1892.    Das  erste  Zeugnis  in  der  zweiten  Uandschriftenklasse  des  Schwaben- 
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Das  Erzkanzleramt  war  kein  administratives  Amt  wie  das  der  karo- 
lingischen  Kanzler,  sondern  ein  politisches.  Nur  bei  Haupt-  nnd  Staats- 
aktionen, wie  Reichs-  und  großen  Hoftagen  oder  wichtigen  internationalen 
Ansfertigungen  traten  die  Erzkanzler  persönlich  in  Thätigkeit,  während  die 
laufenden  Geschäfte  den  ordentlichen  Kanzleibeamten  in  Vertretung  des 
Erzkanzlers,  der  aber  stets  ausdrücklich  genannt  wurde,  oblagen. 

Ordentlicher  Vorsteher  der  Kanzlei  war  seit  Ludwig  dem  Deutschen  (868) 
der  vom  König  ernannte  Kanzler  {cancellarms,  notarius),  seit  Friedrich  I. 
gewöhnlich  als  „Hofkanzler''  {imperialis  s.  regalis  aulae  s.  curiae  can* 
ceUarius)  bezeichnet.  Je  mehr  sich  der  reichsstandische  Charakter  des 
Erzkanzleramtes  entwickelte,  desto  starker  mußte  diesem  gegenüber  der 
königliche  Charakter  der  Kanzlei  ins  Gewicht  fallen  ^^.  Sie  war  nur  die 
ausführende  Behörde,  die  sich  nicht  darum  zu  kümmern  brauchte,  ob  ein 
königlicher  Erlaß  der  verfassungsmäßigen  Zustimmung  des  Reichstags 
oder  der  Kurfürsten  bedurft  hätte  *^  Der  Hof-  oder  Reichskanzler  war 
regelmäßig  ein  hoher  Geistlicher,  meistens  ein  Propst,  nicht  selten  sogar 
ein  Bischof.  Als  Siegelbewahrer  und  ständiger  Begleiter  des  Königs  nahm 
er  thatsächlich  vielfach  die  Stellung  eines  leitenden  Ministers  ein.  An 
ihn  ergingen  die  königlichen  Beurknndungsbefehle,  er  hatte  die  Konzep- 
tion der  Urkunden  anzuordnen  und  zu  überwachen,  nach  Genehmigung 
des  Konzepts  die  Reinschrift  zu  verfügen  und  diese  mit  Rekognitions- 
vermerk  und  Siegel  zu  versehen  **.  Die  Konzeption  {dictatio)  der  Urkunden 
selbst,  mit  der  sich  der  Kanzler  nur  in  den  seltensten  Fällen  befaßte,  war 
Sache  der  Notare  {magistri^  notarii,  dictaiores,  seit  Karl  IV.  auch  stecre- 
tarii),  deren  regelmäßig  mehrere  in  der  Kanzlei  angestellt  waren.  Die 
Reinschriften  wurden  gewöhnlich  nicht  von  ihnen,  sondern  von  dem  unter- 
geordneten Kanzleipersonal  angefertigt.  Bei  Verhinderung  des  Kanzlers 
wurden  die  ihm  obliegenden  Arbeiten  seitens  eines  der  Notare  über- 
nommen, was  ursprünglich  unter  besonderer  Namhaftmachung  des  Ver- 
treters, seit  953  aber  einfach  unter  dem  Namen  des  Kanzlers,  ohne  An- 
deutung des  Vertretungsverhältnisses,  zu  geschehen  pflegte";  erst  seit  An- 


spiegels,  sodann  in  dem  Gedichte  Lohengrin  und  bei  dem  ungefähr  gleichzeitigen 
Geschichtschreiber  Martin  von  Troppau.     Der  erste  urkundliche  Beleg  von  1308. 

■®  Häufig  wurde  das  Kanzleipersonal  unverändert  von  dem  neuen  Herrscher 
übernommen,  andererseits  traten  zuweilen  die  bedeutendsten  Veränderungen  infolge 
des  Thronwechsels  ein.  Unter  Otto  I.  traten  gegen  seinen  Bruder  Brun  als  ELanzler 
die  Erzkanzler  völlig  in  den  Hintergrund;  dagegen  hatte  Lothar  III.  keinen  Kanzler, 
die  Erzkanzler  wurden  unter  ihm  durch  Ünterbeamte  der  Kanzlei  in  der  Reko- 
gnition  vertreten;  Ronrad  III.  stellte  den  normalen  Zustand  wieder  her.  Vgl.  Ficker 
2,  173  f.  GiESEBRECHT,  Gcsch.  d.  deutsch.  Kaiserzeit  4^,  50.  173.  Seeuoer,  Erz- 
kanzler 37  f.  42.     Bresslau,  Urk.-L.  1,  356  flF.  361. 

*'  Vgl.  jedoch  Windeckes  Leben  Sigmunds,  her.  v.  Altmann,  S.  134;  übers. 
V.  Hagen  S.  109. 

"  Vgl.  Ficker  2,  20  ff.  89  ff.  160. 

*»  Vgl.  SiCKEL,  a.  a.  0.  1,  84,  Ficker  2,  161  f.  175  ff.  Selbst  die  in  Ab- 
wesenheit des  Kanzlers  ausgefertigten  Urkunden  wurden  unter  seinem  Namen, 
mce  archicanceUariif  mit  dem  Rekognitionsvermerke  versehen.     Je  mehr  der  Re- 
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fang  des  12.  Jahrhunderts  kam  die  Nennung  des  vertretenden  Rekognos- 
centen  wieder  in  Gebrauch. 

Die  Zuständigkeit  der  verschiedenen  Kanzleien  hatte  sich  ursprunglich 
nach  dem  Gegenstande,  bei  rein  persönlichen  Angelegenheiten  nach  dem 
Empfanger  gerichtet;  seit  Heinrich  V.  galt  in  allen  Fällen  der  Aus- 
stellungsort als  maßgebend.  Aber  während  bis  dahin  jede  der  Kanzleien 
in  der  Regel  ihren  eigenen  Kanzler  gehabt  hatte,  ernannte  Heinrich  Y. 
für  die  deutsche  und  italienische  Kanzlei  einen  gemeinsamen  Vorstand, 
so  daß  es  seitdem  nur  noch  eine  einheitliche  Hofkanzlei  gab,  die  zwar 
drei  Erzkanzlern  unterstellt  war,  aber,  von  der  Zeit  Lothars  III.  abge- 
sehen, nur  einen  einzigen  Kanzler  an  ihrer  Spitze  hatte '^.  Dem  letzteren 
wurde  seit  Friedrich  I.  zu  seiner  Entlastung  ein  Protonotar  {protonotarius 
aulae  imperialis)  an  die  Seite  gestellt,  der  ihn  insbesondere  bei  längerer  Ver- 
hinderung, oder  wenn  die  Kanzlerstelle  unbesetzt  war,  zu  vertreten  hatte 
und  dann  wohl  auch  den  Titel  „Vizekanzler"  führte**.  Unter  den  Hohen- 
staufen  war  der  Kanzler  fast  bestandig  durch  politische  Geschäfte  und 
Missionen  in  Anspruch  genommen,  so  daß  der  Protonotar  die  thatsachliche 
I^itung  der  Kanzlei  erhielt,  was  erst  seit  Karl  IV.  dauernd  anders  wurde '^ 

Durch  die  Centralisation  der  Kanzlei  wurde  diese  dem  Einflüsse  der 
drei  Erzkanzler  völlig  entzogen,  sie  hatte,  abgesehen  von  der  leeren  Form 
der  Rekognitionsklausel,  in  welcher  das  vke  archicancellarii  unter  Be- 
nennung des  Erzkanzlers  fortgeführt  wurde,  den  reichsständischen  Cha- 
rakter ganz  abgestreift  und  war  zu  einer  reinen  Hofkanzlei  geworden. 
Das  nach  dem  Interregnum  hervortretende  Bestreben  der  Erzkanzler,  die 
Kanzlei  unter  ihre  Botmäßigkeit  zu  bringen,  hatte  erst  unter  Albrecht  I. 
und  Heinrich  VII.  Erfolg.     Der  letztere  bewilligte  dem  Erzbischof  von 


kognitionsverinerk  za  einer  bedeatungslosen  Form  herabsank,  um  so  wichtiger 
wurde  die  Untersiegeluug,  welche  nur  von  dem  Kanzler  selbst  oder  einem  Notar, 
dem  dieser  das  Siegel  anvertraut  hatte,  vorgenommen  werden  konnte.  Später 
suchte  man  für  die  bedeutungslos  gewordene  Rekognitionsklausel  einen  Ersatz  in 
der  Aushftndigungsklausel ,  in  welcher  sich  der  Kanzleibcam te,  der  die  Aushän- 
digung (das  „Datum^')  vollzog,  mit  Namen  zu  nennen  hatte.  Vgl.  Ficker  2,  281  ff. 
342  ff.    Seeugbb,  Erzkanzler  30  f. 

•*  Vgl.  Sbeugeb  19.  22.     Beesslaü,  Urk.-L.  1,  342.  353.  365. 

^^  Vgl.  Bbesslau  1 ,  369.  379.  401  ff.  Erwähnt  wird  ein  Protonotar  schon 
unter  Konrad  III.,  dauernde  Einrichtung  war  die  Stellung  aber  erst  seit  Friedrich  I. 
Der  Titel  „Vizekanzler"  begegnet  zuerst  unter  Rudolf  I.  und  seinen  beiden  Nach- 
folgern, häufiger  dann  im  15.  Jahrhundert.  Ober  Konrad  Schlick  als  Vizekanzler 
vgl  Schellhass,  Zeitschr.  f.  Gesch.- W.  4,  347.  5,  167.  Seit  Karl  IV.  und  Wenzel 
begegnen  mehrere  Protonotare  neben  einander  (Bresslau  1,  402.  Lindner,  a.  a.  0. 
18),  von  denen  wohl  nur  der  vornehmste  gelegentlich  zum  Vizekauzleramte  be- 
rufen wurde. 

••  Vgl.  Fickeb  2,  21.  188  ff.  231  ff.  406.  Da  in  der  Regel  bloß  die  Aushän- 
digungsvermerke den  Namen  des  Protonotars  trugen,  die  Rekognitionsvermerke 
aber  nur  bei  unbesetztem  Kanzleramt,  so  unterblieben  die  letzteren  seit  dem  13. 
Jahrhundert  fast  ganz  und  kamen  erst  wieder  in  Gebrauch,  nachdem  der  Kanzler 
die  Kanzleigeschäfte  wieder  selbst  in  die  Hand  genommen  hatte.  Vgl.  Likdnbb, 
a.  a.  0.  98  ff. 
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Mainz  geradezu  die  ErnennuDg  des  gesamten  höheren  Eanzleipersonals 
und  machte  den  beiden  anderen  Erzkanzlern  ähnliche  Zugestandnisse  für 
den  Fall,  daß  sich  der  Hof  innerhalb  ihres  Amtsbereiches  befinden  würde. 
Aber  diese  Zugeständnisse  waren  ohne  dauernde  Bedeutung,  die  Goldene 
Bulle  hat  sie  nicht  aufgenommen  und  die  Besetzung  der  Kanzlei  ist  von 
da  bis  auf  Friedrich  III.  ein  Recht  des  Königs  geblieben  *^  Das  Beispiel 
des  Kanzlers  Kaspar  Schlick  zeigt,  daß  unter  Sigmund  auch  Laien  zu 
der  Kanzlerwürde  gelangen  konnten*^. 

Auf  den  Beichstagen  kam  die  Beziehung  der  drei  Erzkanzler  zu  der 
Hofkanzlei  in  gewissen  symbolischen  Handlungen,  die  in  der  Goldenen 
Bulle  (c.  26,  2.  27,  8)  genau  geregelt  wurden,  zum  Ausdruck.  Bei  dem 
feierlidien  Eröffhungszuge  trug  der  Erzkanzler,  in  dessen  Amtsbereiche 
der  Beichstag  abgehalten  wurde,  an  einem  silbernen  Stabe  sämtliche  Siegel 
und  Stempel  des  Beiohes,  die  ihm  zu  dem  Zwecke  vorher  von  dem  Hof- 
kanzler übergeben  waren,  vor  dem  Könige  einher.  Bei  der  Tafel  wurden 
dieselben  Ton  den  drei  Erzkanzlem  mit  gesamter  Hand  feierlich  dem 
Könige  überreicht  und  ebenso  von  ihnen  aus  der  Hand  der  Königs 
zurückempfieingen.  Nach  der  Feier  nahm  der  Reichskanzler  alles  wieder 
in  seine  Verwahrung. 

Die  von  den  Karolingern  errichtete  Hofgerichtskanzlei  unter  dem 
Pfalzgrafen  war  mit  der  Veränderung,  die  sich  in  dem  Amte  des  letzteren 
vollzogen  hatte,  eingegangen.  Eine  neue  Hofgerichtskanzlei  mit  eigenem 
Siegel  wurde  im  Jahre  1285  errichtet,  beschränkte  aber  ihre  Thätigkeit 
auf  die  Fälle,  wo  der  Hofirichter  den  Vorsitz  führte,  während  alle  Ver- 
handlungen unter  dem  Vorsitze  des  Königs  nach  wie  vor  zur  Zuständig- 
keit der  Reichskanzlei  gehörten '^  An  der  Spitze  der  Hofgerichtskanzlei 
stand  ein  weltlicher  Beamter,  der  den  Titel  Hofgerichtschreiber  (notarms 
curiae,  iudicü protanotarius\  auch  Hofschreiber  oder  Kammerschreiber,  führte. 


'^  Vgl.  Lindneb,  a.  a.0.  14  f.  214.  SEELioBs59ff.  Bbbsslaü  1,  892ff.  Durch 
die  unter  Friedrich  III.  getroffene  Einrichtung  der  Sekretierung,  wonach  aUe  feier- 
lichen kaiserlichen  Diplome  neben  dem  hängenden  Siegel  noch  besonders  mit  dem 
geheimen  kaiserlichen  Handsekret  gesiegelt  werden  mußten,  wurde  bei  allen  wich- 
tigeren Sachen  ein  unmittelbares  persönliches  Eingreifen  des  Kaisers  erleichtert 
Vgl.  Sebliobb,  Mitteil.  8,  10. 

'•  Vgl.  Bbbsslau  1,  400.  Schlick  wurde  bei  seiner  Beförderung  vom  Vize- 
kanzler zum  Kanzler  in  den  Freiherren-,  später  in  den  Grafenstand  erhoben. 

*•  Vgl.  Hbrzbero-FbXnkel,  a.  a.  0.  290  f.  Lindnee,  a.  a.  0.  26.  Bbesslau, 
1,  408.  Seelioeb,  Mitteil.  8,  10.  Franklin,  Beichshofgericht  1,  72.  2,  89.  120  ff. 
197  ff.  276.  824  ff.  Windeckes  Leben  Sigmunds,  ed.  Altmann,  S.  196;  übers,  v. 
Uaqen,  8.  158.  In  Italien  bedienten  sich  die  Könige  in  allen  Angelegenheiten, 
auch  solchen  des  Hofgerichts,  gelegentlich  auch  der  gewöhnlichen  öffentlichen  No- 
tare (Königs-  oder  Pfalznotare),  von  denen  sie  unter  Umständen  auch  deutsche 
Sachen  beurkunden  ließen.  Heinrich  VII.  hatte  für  italienische  Sachen  eigene 
Hofschreiber  oder  Kammernotare,  nur  die  eigentlichen  Diplome  blieben  der  Reichs- 
kanzlei vorbehalten.  Unter  den  Hohenstaufen  bestand  ein  besonderes  Hofgerichts- 
uotariat.  Vgl.  Seeuoeb,  Mitteil.  11,  401  ff.  Bbbsslau  1,  371  ff.  Fickbb,  Forschungen 
3,  170  f. 
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Häufig  wird  der  Bäte  (cansüiarn)  des  Königs  gedacht,  unter  denen 
dann  wohl  wieder  einzelne  als  geheime  oder  heimliche  Räte  (secretarä,  a 
secretis)  bezeichnet  werden,  aber  bis  zum  14.  Jahrhundert  trägt  noch  alles 
einen  rein  persönlichen,  mehr  oder  weniger  zufälligen  Charakter'^.  Erst 
im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts  ist  es  zur  Bildung  eines  fest  organisierten 
unseren  Staatsministerien  einigermaßen  entsprechenden  Hofrates  gekommen, 
einer  ständigen  Begierungsbehörde  mit  yereidigten  Mitgliedern,  die  als 
besoldete  Bäte  von  den  unbesoldeten  im  außerordentlichen  Dienst  durch- 
aus unterschieden  wurden  ^^  Die  Miglieder  des  Ho&ates  hatten  dem 
Könige  über  alle  Einlaufe,  namentlich  Bittgesuche,  vorzutragen,  den 
König  bei  seinen  Entschließungen  zu  beraten,  viele  Angelegenheiten  auch 
in  seinem  Auftrage  zu  erledigen  und  die  dazu  erforderlichen  Urkunden 
auf  ihren  Vortrag  hin  von  der  Kanzlei  ausfertigen  zu  lassen '^ 

Vorsitzender  des  Hofrates  war  seit  Buprecht  der  Obersthoäneister 
(später  „Beichshofmeister^'),  der  den  abwesenden  König  auch  auf  Beichs- 
ta^en,  bei  Belehnungen  und  richterlichen  i'unktionen  vertreten  konnte'*. 
Solange  der  Hofrat  noch  den  Charakter  eines  bloßen  Beirates  des  Königs 
ohne  besondere  Organisation  besaß,  nahmen  die  Bischöfe,  die  sich  oft 
lange  am  Hofe  aufhielten,  die  erste  Stelle  in  demselben  ein,  zuweilen 
wurde  auch  einer  aus  ihrer  Mitte  amtlich  als  der  Vorsteher  des  Hofes, 
der  zugleich  der  gegebene  Stellvertreter  Aes  Königs  war,  bezeichnet. 
Während  des  11.  Jahrhunderts  hatte  dies  Vorsteheramt  einen  dauernden 
Charakter  angenommen;  für  den  Träger  desselben  (der  berühmteste  war 
Erzbischof  Adalbert  von  Bremen)  wurde  der  alte  Titel  maiordomus  oder 
vicedommus  verwendet  *^  Heinrich  V.  ließ  dies  Amt  wieder  eingehen. 
Seitdem  trat  der  Hofkanzler  an  die  Spitze,  bis  er  durch  den  Obersthof- 
meister, wenigstens  teilweise,  verdrängt  wurde. 

§  45.    Die  FQrsien  und  Reichsbeamien. 

FicKER,  Vom  Reichsfürstenstande  1,  1861  (dazu  Waitz,  Abhandl.  524  ff.  Gott 
gel.  Anz.  1862,  S.  101  ff.);  Vom  Heerecbilde  51—124.  196  ff.  Waitz  5*,  72  ff.  469  ff. 
7,1—182.255—298.  Blondbl,  Fr6d6ricII.,  88  ff.  v.  Amira,  Grundr.*  82.  Köpkb, 
Widukind  von  Korvei  108  ff.     Hometer,  System  des  Lehnrechts  547  ff. 

In  dem  Begriffe  des  ReichsfQrstenstandes  hat  isich  während  der  Re- 
gierung Friedrichs  I.  ein  Wandel  vollzogen,  der  uns  nötigt,  streng  zwischen 
älterem  und  neuerem  Reichsfurstenstande  zu  unterscheiden.    Man  kann 


^  Vgl.  Waitz  6*,  873  ff.  Friedrich  IL  hatte  1221  und  1237  für  seine  un- 
mündigen Söhne  Heinrich  und  Konrad  als  römische  Könige  eigene  Hofräte  ein- 
gesetzt, die  aber  mehr  den  Charakter  von  Vormundschaftsrftten  tragen.  Vgl.  Isaac- 
soHM,  De  consilio  regis  a  Friderico  U.  in  Germania  insütuto,  Berl.  Diss.  1874. 

**  Vgl.  Seeliqbb,  Hofmeisteramt  89  ff. 

**  Der  Berichterstatter  pflegte  auch  die  Urkunde  zu  entwerfen  und  der  Kanzlei 
nur  das  Formale  zu  überlassen.  Vgl.  Sbblioer,  a.  a.  0.  97  ff.  Fiokbr,  Beitr.  z. 
Ürk.-Iiehre  2,  15  ff.    Lwjjneb  104  ff. 

"  Vgl.  Seeligeb  57  ff.  64.  86.  110  ff.  »*  Vgl.  Wattz  6*,  881  ff. 
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den  älteren  als  ein  Erzeugnis  des  Beamtenstaates,  den  jüngeren  als  Er- 
zeugnis des  Lehnstaates  bezeichnen:  dort  entscheidet  die  Beamtenstellung 
hier  die  Stufe  innerhalb  der  Lehnshierarchie  oder  Heerschildsordnung. 

Der  ältere  Beichsfurstenstand  deckte  sich  im  wesentlichen  mit  dem 
Begriffe  des  karolingischen  Beamtenadels  (S.  215).  Von  den  Geistlichen 
zählten  zu  den  principes  imperii  sämmtliche  Bischöfe,  die  Reichsäbte  und 
Beichsäbtissinnen,  d.  h.  die  Vorstände  der  Reichskloster,  femer  die  Reichs- 
kanzler, wahrscheinlich  auch  der  Dompropst  von  Aachen,  sonst  aber  keine 
Propste^,  von  den  Laien  die  Herzoge,  Markgrafen,  Pfalzgrafen,  Grafen 
und  Burggrafen,  gleichviel  ob  sie  unmittelbar  unter  dem  Könige  standen 
oder  einem  andern  Fürsten  untergeordnet  waren.  Den  ersten  Rang  unter 
den  Fürsten  nahmen  die  Stammesherzoge  ein  (8.  388),  da  ihrer  Ober- 
hoheit nicht  nur  sämtliche  Grafen,  sondern  zum  Teil  auch  die  Bischöfe, 
Reichsabteien  und  Markgrafen  ihrer  Provinz  unterstellt  waren*.  Reichs- 
unmittelbar wie  sie  waren  nur  die  Pfalzgrafen  von  Lothringen  und  Sachsen, 
die  Markgrafen  der  drei  wendischen  Marken,  die  Grafen  der  keinem 
Stammesherzogtum  einverleibten  Gebiete  (Thüringen,  Friesland,  Cur- 
walchen),  der  Herzog  von  Böhmen  und  die  von  der  Unterordnung  unter 
eine  Herzogsgewalt  frei  gebliebenen  geistlichen  Fürsten  ^  Durch  die  aus 
dem  Zertrümmerungsprozeß  der  Stammesherzogtümer  hervorgegangenen 
Territorialherzogtümer  ^8.  889  f.)  wurde  die  Zahl  der  unmittelbaren  Reichs- 
fürsten vermehrt,  ohne  daß  die  Stellung  der  denselben  untergeordneten 
Grafen  dadurch  beeinträchtigt  worden  wäre;  man  war  daran  gewöhnt, 
die  Grafen,  auch  wenn  sie  einen  Herzog  über  sich  hatten,  nichtsdesto- 
weniger als  Fürsten  zu  betrachten.  Nicht  anders  stand  es  mit  den  zahl- 
reichen Grafschaften,  die  nach  einer  von  den  Ottonen  eingeleiteten  Reichs- 
politik an  Reichskirchen  übertragen  wurden.  Da  die  geistlichen  Fürsten 
wegen  Aes  mit  dem  Grafenamte  verbundenen  Blutbannes  desselben  nicht 
persönlich  walten  durften,  so  mußten  jene  Grafschaften  mit  eigenen  Grafen 
besetzt  werden,  die  gleichwohl  als  Reichsbeamte  und  demgemäß,  soweit 
sie  nicht  dem  Ministerialenstande  angehörten,  als  Reichsfürsten  galten^, 
da  der  ihnen  vorgesetzte  Bischof  selbst  nur  Reichsbeamter  und  Verwalter 
des  als  Eigentum  des  Reiches  angesehenen  Reichskirchengutes  war.  Ganz 
anders,  wenn  es  weltlichen  Fürsten  (Pfalzgrafen,  Markgrafen  oder  Grafen) 


»  Vgl.  FicKER,  Reichsf  70. 

•  Vgl.  S.  492.  Waitz  ö«,  69.  74  f.  7,  93.  131  f.  134  f.  Helmoldi  chronicon 
Slavornm  1,  69,  86.  2,  9.  Der  Herzog  von  Baiem  war  nicht  nur  Lehnsherr  des 
Markgrafen  der  Ostmark  (bis  1156),  sondern  wahrscheinlich  auch  des  Pfalzgrafen 
in  Baiem.    Vgl.  Fiokeb  84.    Waitz  7,  172. 

•  Vgl.  S.  888.  390.  In  Sachsen  waren  die  Grafen  von  Arnsberg,  Ravensberg, 
Winzenburg,  Nordheim,  Stade  und  Ballenstedt  reichsunmittelbar.    Vgl.  Ficker  86. 

•  Vgl.  Weiland,  Das  sächs.  Herzogtum  unter  Lothar  u.  Heinrich  d.  Löwen  42. 
Aber  nur  edle  Grafen  wurden  zu  den  Fürsten  gerechnet  Grafen  oder  Burggrafen 
auB  dem  Stande  der  Ministerialen  führten  den  Titel  in  der  Regel  nur  bei  ihren 
Dienstverrichtungen,  immerhin  ist  durch  sie  zuerst  der  Grafentitel  auch  in  den 
niederen  Adel  eingedrungen.    Vgl.  Ficker,  Reichsf.  79  f. 
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gelang,  eine  größere  Zahl  von  Grafechaften  in  ihrer  Hand  zn  vereinigen: 
hier  war  immer  der  Landesherr  der  einzige  Grat^  seine  Vassalien  konnten 
nur  den  Rang  von  Vicegrafen  bekleiden  and  daher  auf  Zugehörigkeit  zum 
Fürstenstaiide  keinen  Anspruch  machen,  auch  wenn  ihnen  die  Führung 
des  Grafentitels  zugestanden  wurdet 

Die  Anschauungen  mußten  sich  ändern,  seit  es  der  zielbewußten  Politik 
Friedrichs  I.  gelungen  war,  die  geistlichen  Fürsten  dem  Beichslehenverbande 
einzufügen.  Indem  diese  damit  den  Beichsbeamtencharakter  verloren 
und  zu  Yassallen  des  Reiches  wurden,  erschienen  ihre  Grafen  nur  noch 
als  Reichsaftervassallen  gleich  den  Vicegrafen  weltlicher  Fürsten  ^  Dieser 
Umstand  und  die  durch  den  Höhepunkt  des  Lehnwesens  bedingte  strengere 
Scheidung  der  verschiedenen  Heerschildstufen  (S.  896)  führte  nach  der 
Mitte  des  12.  Jahrhunderts  zunächst  zu  einem  eigentümlioben  Sehwanken 
in  dem  Begriffe  des  Reichsfürstenstandes.  Zorn  Abschlüsse  kam  die  neue 
Entwickelung  durch  den  Sturz  Heinrichs  des  Löwen,  durch  den  die  sämt- 
lichen bisher  dem  Herzog  unterstellten  sächsischen  und  verschiedene 
bairische  Fürsten  zu  reichsunmittelbarer  Stellung  gelangten.  Wie  man 
von  jeher  zwischen  landsässigen  und  königlichen  Klöstern  unterschieden 
hatte  und  nur  die  Vorstände  der  letzteren,  die  ihr  Scepterlehn  unmittel- 
bar aus  der  Hand  des  Königs  empfingen,  den  geistlichen  {"ürsten  bei- 
zählte, so  wurden  seit  1180  von  den  bisherigen  Laienfürsten  nur  noch 
diejenigen,  welche  ihr  Fürstentum  unmittelbar  vom  Reiche  zu  Lehn 
trugen,  als  Reichsfürsten  betrachtet  Der  Besitz  eines  Fahnlehns  aus  der 
Hand  des  Königs  war  das  Merkmal  des  weltlichen  Fürstenstandes  ge- 
worden ^  War  seine  Grundlage  bisher  eine  staatsrechtliche,  das  Grafen- 
amt, gewesen,  so  war  die  neue  eine  lehnrechtliche,  das  Fahnlehn,  und 
eine  territoriale,  das  ReichsfürstentunL  Indem  zugleich  der, Begriff  des 
letzteren  genauer  festgestellt  wurde  ^,  ergab  sich  gegenüber  den  früheren 
Zustanden  eine  außerordentliche  Verminderung  in  der  Zahl  der  weltlichen 
Fürsten.  Unmittelbar  nach  1180  gab  es  nur  sechzehn  weltliche  Reichs- 
fürstentümer: die  Herzogtümer  Baiern,  Schwaben,  Sachsen,  Lothringen, 
Brabant,  Kärnthen,  Böhmen,  Osterreich,  Steier,  die  Pfalzgrafschaft  bei 


•  Ober  diese  ueugräf liehen  Geschlechter,  die  teils  dem  Herren-,  teils  dem 
Ministerialenstande  angehörten,  vgl.  Fickeb,  Reichsf.  80  f.  86  f.  90  ff.  Weiland, 
a.  a.  0.  43  ff.  Riedel,  Mark  Brandenburg  2,  139  ff.  Schröder,  Gerichtsverfassung 
des  Sachsenspiegels  47  f.  Das  die  G-rafen  von  Sayn  und  Molbach,  obwohl  rhein- 
pfälzische Yassallen,  zu  den  Fürsten  gerechnet  wurden  (vgl.  Ficcer  84 f.),  mochte 
auf  einer  weniger  strengen  Auffassung  in  Lothringen,  gegenüber  Sachsen,  oder  auch 
darauf  beruhen,  daß  der  Pfalzgraf  bei  Rhein  in  Lothringen  einen  Rang  einnahm, 
wie  er  sonst  nur  den  Herzogen  zukam. 

•  Vgl.  Weilakd  42  f. 

'  Vgl.  Ssp.  III.  58.  Sachs.  Lehnr.  71,  §  21:  Vorste  het  dar  umtne  vorsie  des 
rikeSy  dat  sin  vanlen,  dar  he  vorste  van  toesen  wel,  nieman  vor  ime  univan  ne  sal, 
Sven  it  en  ander  vor  ime  untveit,  die'  t  ime  li^i^  so  n'is  he  die  vorderste  an  der 
lenunge  nicht;  dar  umtne  ne  mach  he  von  deme  lene  nen  vorste  toesen. 

•  Ssp.  III.  62,  §  2. 
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Bhein,  die  Pfalzgrafschaft  Saohgen,  die  Markgrafsohaften  Brandenburg, 
Meißen  und  Lausitz,  die  Landgrafiwlxaft  Thüringen  und  die  Grafschaft 
Anhalt**.  Der  Herzog  von  Burgund  und  der  Graf  von  Flandern,  die  dem 
französischen  Ffirstenstande  angehörten,  wurden  auch  in  ihren  deutschen 
Lehnsverbindungen,  obgleich  sie  hier  kein  Fürstentum  besaßen,  zu  den 
Beichsfursten  gerechnet ^^.  Bein  persönlich,  ohne  territoriale  Grundlage, 
war  die  reichsfürstliche  Stellung  des  Herzogs  Weif,  der  Herzoge  von 
Botenburg,  Zähringen,  Heran  und  der  Ffalzgrafen  von  Burgund,  doch 
waren  diese  Häuser  schon  vor  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  sämtlich  er- 
loschen ^\  Wie  hier  wegen  Mangels  eines  territorialen  Fürstentums,  so 
fand  auch  bei  dem  Aussterben  der  Staufer  (1268)  keine  Übertragung  ihrer 
reichsfurstlichen  Stellung  auf  ein  anderes  Haus  statt,  das  Herzogtum 
Schwaben  erlosch  mit  dem  Tode  Eonradins.  Sonst  galt  die  Begel,  daß 
der  König  ein  heimgefallenes  Fahnlehn  längstens  binnen  Jahr  und  Tag 
anderweitig  verleihen  mußte  ^^. 

Die  Erhebung  in  den  weltlichen  Beichsfürstenstand  konnte  seit  1180 
nur  durch  den  König  im  Wege  der  Belehnung  mit  einem  Fahnlehn  er- 
folgen ^^  Handelte  es  sich  da  zuweilen  um  ein  heimgefallenes  oder  dem 
bisherigen  Inhaber  entzogenes  Fahnlehn  ^^,  so  war  es  doch  weit  häufiger 
der  Fall,  daß  ein  dem  Beiche  gehöriges  oder  zu  Lehn  aufgetragenes  nicht- 
fürstliches Territorium  vom  König  mit  Genehmigung  der  Fürsten  zu 
einem  Beiehsfurstentum  erhoben  und  sodann  mit  der  Fahne  verliehen 
wurde  ^^  Dies  war  zuerst  der  Fall  bei  den  Markgrafschaften  Mähren 
(1182)  und  Namur  (1188),  den  Herzogtümern  Braunschweig  (1235)  und 
Breslau  (vor  1276),  der  Landgrafischaft  Hessen  (1292),  im  14.  Jahr- 
hundert bei  den  Herzogtümern  Pommern,  Jülich,  Geldern,  Meklenburg, 
Schlesien,  Luxemburg,  Berg,  der  Markgrafschaft  Pont  ä  Mousson  (Bar) 
und  der  später  zum  Herzogtum  erhobenen  Grafschaft  Savoyen,  femer  den 
Herzogtümern  Kleve  (1417),  Holstein  (1474),  Würtemberg  (1495).  Bein 
gewohnheiterechtlich,  ohne  besonderen  Erhebungsakt,  hat  sich  im  H.Jahr- 
hundert die  Aufnahme  der  Markgrafen  von  Baden,  Grafen  von  Henneberg 
und  Burggrafen  von  Nürnberg  in  den  Beichsfürstenstand  vollzogen^®. 

•  Vgl.  FiCKEB  234.  »<>  Vgl.  FiCKER  206.  228.  235. 

"  Vgl.  ebd.  187  f.  222.  234  f.  252. 

>»  Vgl.  Ssp.  III.  53,  §8.  60,  §  1.  Sachs.  Lehnr.  71,  §  8.  Schwsp.  Laßb.  121". 
Der  Grund  lag  darin,  daß  kein  Gericht  länger  als  Jahr  und  Tag  ohne  Richter 
bleiben  durfte.  Wohl  aus  demselben  Grunde  erklärt  sich  die  Auffassung,  daß  ein 
Interregnum  im  Beiche  binnen  Jahr  und  Tag  beendigt  sein  müsse.  Vgl.  Limdkeb, 
Rönigswahlen  155. 

^*  Vgl.  das  um  1200  verfaßte  Gedicht  Biterolf  und  Dietleib,  Vers  11549—11603 
(Deutsches  Heldenbuch  1,  169  f.).  Der  Graf  von  Holland  bot  dem  Kaiser  1191 
ohne  Erfolg  eine  bedeutende  Summe,  si  princeps  fieret.    V^l.  Fiocbb  112. 

^*  So  bei  der  Belehnung  der  Söhne  Rudolfs  I.  mit  Osterreich  und  Steier- 
mark (1282)  und  des  Grafen  Johann  von  Luxemburg  mit  Böhmen  (1810).  Vgl 
FlOKER  112  f. 

"  Vgl  FiCKEB  106  ff.  218  ff.  234  ff.  242. 

"  Vgl.  FiOKBB  194  f.  209  ff. 
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Durch  die  vielfachen  Erhebnngen  in  den  Reichsfarstenstand,  mehr 
noch  durch  die  seit  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  üblich  gewordeuen  Erb- 
teilungen in  den  Fürstenhäusern,  bei  denen  jeder  Teilinhaber  den  Cha- 
rakter als  Beichsfurst  bebalten  durfte  ^^,  wurde  das  seit  1180  bestehende 
Übergewicht  der  geistlichen  Fürsten  einigermaßen  vermindert,  wenigstens 
belief  sich  die  Zahl  der  Laienfürsten  im  14.  Jahrhundert  auf  38  bis  44, 
denen  allerdings  mehr  als  60  geistliche  Fürsten  gegenüberstanden^®. 

Die  Annahme,  daß  die  Veränderung  in  dem  Begriffe  des  Beichs- 
fürstenstandes  von  dem  Eintritte  der  geistlichen  Fürsten  in  den  Beichs- 
lehns verband  ihren  Ausgang  genommen  habe,  wird  durch  die  Stellung 
der  Bischöfe  bestätigt,  indem  schon  vor  1180  nur  diejenigen  Bischöfe, 
welche  die  Investitur  mit  den  Regalien  vom  Reiche  empfingen,  also  nur 
die  Träger  von  Scepterlehen,  zu  den  Reichsbischöfen  gezählt  wurden.  Die 
Bischöfe  von  Lübeck,  Schwerin  und  Ratzeburg  galten  als  Reichsfürsten 
erst,  nachdem  sie  durch  den  Sturz  Heinrichs  des  Löwen  reichsunmittelbar 
geworden  waren  ^*,  während  die  Bischöfe  von  Prag  und  Olmütz,  nachdem 
ihre  Investitur  seit  Ende  des  12.  Jahrhunderts  vom  Reiche  auf  den  König 
von  Böhmen  übergegangen  war,  nicht  mehr  zu  den  Reichsfürsten  zählten*^. 
Die  Bischöfe  von  Gurk,  Chiemsee,  Seckau  und  Lavant  waren,  wenn  sie 
auch  den  fürstlichen  Ehrentitel  führten,  gleichwohl  keine  Reichsfürsten, 
weil  sie  die  Investitur  mit  den  Regalien  von  dem  Erzbischof  von  Salz- 
burg empfingen;  der  Bischof  von  Kammin  nicht,  weil  er  unmittelbar 
unter  dem  Papste  stand  ^^  Im  übrigen  war  es  durchaus  die  Regel,  daß 
alle  Bischöfe  des  Reiches  nur  von  dem  Könige  mit  den  Regalien  belehnt 
wurden  und  demgemäß  als  Reichsfarsten  galten^'. 

Dasselbe  Kriterium,  Investitur  durch  das  Reich,  war  auch  für  die 
Reichsabteien  maßgebend  ^^  Während  die  königlichen  Abteien  älterer 
Gründung  im  allgemeinen  ihre  Stellung  als  Reichsfürstentümer  bewahrt 
hatten  und  seit  Beendigung  des  Investiturstreites  zu  Scepterlehen  geworden 
waren,  gehörten  die  hinsichtlich  der  Temporalien  unter  den  Papst  ge- 
stellten abbatiae  liberae  ebensowenig  wie  die  landsässigen  Klöster  zu  den 
Reichsfürstentümern.  Die  Pröpste  der  KoUegiatkirchen  wurden  nicht  zu 
den  Reichsfürsten  gerechnet,  auch  da  nicht,  wo  diese  Kirchen  sich  im 
Eigentums  des  Reiches  befanden  und  die  Pröpste  die  Investitur  vom 
König  empfingen  ^^.  Sie  standen  eben  nicht  wie  die  Reichsäbte  unter 
dem  Lehnrecht,  sie  waren  passiv  lehnsunfähig  und  ihre  Investitur  war  keine 


"  Vgl.  FicKER  262  ff. 

18  y^  FicKER  264.  372  ff.  Die  Zahl  war  an  sich  noch  erheblich  größer,  aber 
nur  etwa  60  machten  von  ihrer  fürstlichen  Stellang  thatsächlichen  Gebrauch. 

"  Vgl.  FiCKBR  274  ff. 

^^  Ebensowenig  wie  die  Bischöfe  von  Breslau  und  Lebus,  die  in  ähnlicher 
Lage  waren.     Vgl.  Fickeb  271  f.  280.  2S2  ff. 

"  Vgl.  Fickeb  271.  277  ff.  285  ff.  Gegen  Ende  des  Mittelalters  gehörte  der 
Kamminer  Bischof  allerdings  zu  den  Reichsfürsten. 

••  Vgl.  FicKER  99  ff.  270  ff.  *»  Vgl.  Fickeb  320  ff. 

•*  Vgl.  Fickeb  363  ff. 
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Belehnnng,  weil  sie  ohne  Mannschaft  erteilt  wurde '^  Nur  die  Propstei 
Berchtesgaden  gelangte  1386  zu  einer  Keichsbelehnung  und  galt  seitdem 
als  ReichsfQrstentum ,  während  die  1459  in  eine  Propstei  umgewandelte 
Beichsabtei  Elwangen  gleichwohl  im  Reichslehnsverbande  verblieb  und 
ihren  fürstlichen  Rang  behauptete '^ 

Der  Reichskanzler  wurde  seit  1180  als  solcher  nicht  mehr  zum 
Reichsfurstenstande  gerechnet,  weil  es  an  einem  Fahnlehn  für  ihn  fehlte '^ 
Die  reichsfürstliche  Stellung  des  Hochmeisters  des  deutschen  Ordens  und 
des  Deutschmeisters  gehört  erst  der  folgenden  Periode  an^^ 

Die  geistlichen  Fürsten  ersetzten  dem  Reiche  während  der  ersten 
zwei  Jahrhunderte  den  ihm  durch  das  Lehnwesen  mehr  oder  weniger 
entzogenen  weltlichen  Beamtenstand '^.  Die  Reichsabteien  wurden  von 
den  Königen  als  Eigenkirchen  des  Reiches  behandelt,  und  wenn  sich 
über  die  bischöflichen  Kirchen  wegen  der  gesamten  kirchlichen  Organi- 
sation nicht  in  gleicher  Weise  willkürlich  yerfügen  ließ,  so  haben  die 
Könige  doch  wiederholt  aus  eigener  Machtvollkommenheit  auch  in  ihre 
Organisation  eingegriffen,  neue  Bistümer  errichtet  und  bestehende  ein- 
gehen lassen  oder  verlegt,  die  bairischen  Bistümer  sowie  Lübeck,  Ratze- 
burg, Schwerin  und  Gurk  ihrer  reichsunmittelbaren  Stellung  entkleidet 
und  dem  Herzog  von  Baiem  und  Sachsen,  beziehungsweise  dem  Erzbischof 
von  Salzburg  untergeordnet'^.  Die  reiche  Ausstattung  der  Reichskirchen 
mit  Gütern  und  Hoheitsrechten,  seit  Otto  IIL  namentlich  mit  ganzen 
Grafechaften,  bedeutete  keine  Entfremdung  für  das  Reich,  weil  das  aus 
dem  Gedanken  der  Eigenkirche  hergeleitete  Eigentum  des  Reiches  an 
dem  gesamten  Reichskirchengute  bestehen  blieb  und  die  einer  Reichs- 
kirche übertragenen  Grafschaften  den  Amtscharakter  bewahrten,  den  sie 
als  Lehen  weltlicher  Fürsten  alsbald  hätten  verlieren  müssen.  Die  Be- 
setzung der  Bistümer  und  Reichsabteien  erfolgte  einzig  nach  dem  Willen 
des  Königs,  der  entweder  das  unmittelbare  Emennungsrecht  ausübte  oder, 
wo  das  Recht  freier  Bischöfe-  oder  Abtswahl  durch  königliches  Privileg 
bewilligt  war,  durch  entschiedene  Kundgebung  seines  Willens  die  Wahl 
zu  einer  bloßen  Form  herabdrückte 'l  Fast  immer  war  die  Hof  kapeile 
die  Pflanzschule,  der  die  geistlichen  Fürsten  entnommen  wurden  (S.  483). 
Die  Investitur  erfolgte,  ohne  Unterscheidung  zwischen  dem  geistlichen 
Amte  und  den  mit  der  Kirche  verbundenen  weltlichen  Gütern  und 
Hoheitsrechten,  durch  den  König  (in  Baiern  im  10.  Jahrhundert  durch 

"  Vgl.  S.  398  n.  FiCKBB  366.  Über  ihre  aktive  Lehnsfähigkeit  vgl.  Wm- 
LAHD,  Conßt  2,  117.  «•  Vgl.  FicKEB  867. 

"  Vgl.  FiCKKB  369.  "  Vgl  FiCKEB  369  K 

**  Vgl.  Hauok,  Die  Entstehung  der  bischöfl.  Fttistenmacht,  Leipz.  Progr. 
1891;  Kirchengeschichte  Deutschlands  3,  59  ff.  Waitz  7,  256  f.  Blondbl,  a.  a.  0. 
201  ff. 

••  Vgl.  Waitz  7,  286  f.  297  f.    Bbechtold,  Entw.  d.  Landeshoheit  88  ff. 

•»  Vgl.  Waitz  7,  265  ff.  Wo  an  einer  bischöflichen  Kirche  ein  Wahbrecht 
bestand,  wurde  dasselbe  von  den  Geistlichen  der  Kirche,  aber  unter  einer  gewissen 
Mitwirkung  des  Laienelementes,  ausgeübt. 
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den  Herzog,  in  Gurk  durch  den  Salzburger  Erzbisohof)  mit  Bing  und 
Stab  als  Investitursymbolen ,  oft  genug  nur  gegen  erhebliche  Gegen- 
leistungen,  die  dem  Kandidaten  auferlegt  wurden '^  Dem  Einsetzungsrechte 
entsprechend,  behaupteten  die  Könige  auch  das  Kecht  freier  Absetzung '^ 

Daß  die  Kirche,  sobald  sie  zum  Bewußtsein  ihrer  selbst  gekommen 
war,  sich  gegen  diese  Zustände  auflehnen  mußte,  war  selbstverständlich. 
Der  Kampf  Gregors  VIL,  soweit  er  sich  gegen  die  Simonie,  das  Er- 
nennungsrecht des  Königs  und  die  auf  das  geistliche  Amt  hindeutenden 
Investitursymbole  wandte,  war  gerechtfertigt,  aber  der  von  ihm  und  seinen 
Nachfolgern  erhobene  weitere  Anspruch,  daß  auch  die  weltlichen  Be- 
sitzungen und  Hoheitßrechte,  die  man  mit  den  Kirchen  nur  wegen  ihres 
staatlichen  Charakters  verbunden  hatte,  einfach  dem  geistlichen  Amte 
folgen  und  jedem  Einflüsse  der  Staatsgewalt  entzogen,  demgemäß  aber  alle 
Investituren  durch  Laien  unzulässig  sein  sollten,  war  ein  maßloser  Über- 
griff in  die  berechtigte  Machtsphäre  des  Staates.  Erst  durch  das  Wormser 
Konkordat  von  1122^*  kam  es  zu  einem  billigen  Ausgleiche,  der  beiden 
Teilen  gerecht  wurde,  für  das  Beich  aber  den  dauernden  Verlust  der 
unter  ganz  anderen  Voraussetzungen  von  den  Königen  ins  Werk  gesetzten 
Dotationen  der  Beichskirchen  zur  Folge  hatte '^^ 

Die  verkehrte  Vermischung  der  Temporalien  und  Spiritualien  des 
geistlichen  Amtes  wurde  durch  das  Konkordat  beseitigt.  Indem  der  Papst 
dem  Könige  für  das  ganze  Gebiet  des  Beiches  die  Investitur  der  geist- 
lichen Fürsten  mit  den  „Begalien",  d.  h.  den  zu  der  Kirche  gehörigen 
weltlichen  Besitzungen  und  Hoheitsrechten,  zugestand,  erkannte  er  an, 
daß  das  geistliche  Amt  als  solches  nur  die  Kirche  und  das  unmittelbare 
Kirchengut  zu  beanspruchen  habe.  Andererseits  erkannte  der  König  durch 
den  Verzicht  auf  die  Investitur  mit  Bing  und  Stab  an,  daß  ihm  über 
die  Spiritualien  des  Amtes,  sowie  über  die  Kirche  und  das  unmittelbare 
Kirchengut  keine  Verfügung  zustehe '^    Die  Investitur  mit  den  Begalien 


"  Vgl.  S.  399.    Waitz  7,  291  ff.    Hauck,  Kirchengeschichte  3,  53  ff. 

"  Vgl.  Waitz  7,  267  f.  297. 

"  Weiland,  Conet.  1,  159.  Bbesslau  u.  Th.  Siokel,  Mitteil.  d.  öst  Inst. 
6,  105  ff. 

'^  Vgl.  MG.  Libelli  de  lite  inter  regnum  et  sacerdotiam  saec  11  et  12.  con- 
Bcripti,  2  Bde  1890/92.  Waitz  8,  461  ff.  Hinschius,  Kircbenrecht  2,  551  ff.  Gisse- 
BRECHT,  Kaiserzeit  3^  941  ff.  958  ff.  1238  f.  4^  45  f.  65.  84  f.  436.  5,  12  f.  371  f. 
453.  501.  632  f.  636.  720.  Bebmiieim,  Lothar  III.  und  da«  Wormser  Konkordat, 
Straßb.  Diss.  1874;  Zur  Geschichte  des  Wormser  Konkordats,  1878;  Zur  Geschichte 
der  kirchl.  Wahlen,  FDG.  24,  361  ff.  Friedbero,  Die  narratio  de  electione  Lotharii, 
ebd.  8,  75  ff.  Volkmar,  ebd.  26,  435  ff.  Ribbeck,  Gerhoh  von  Reichersberg,,  ebd. 
24,  63  ff.  73  f.  78  f.  Witte,  Forschungen  z.  Gesch.  des  Wormser  Konkordats,  Gott 
Diss.  1877.  WoLFBAM,  Friedrich  I.  und  das  Wormser  Konkordat,  1883.  Halles, 
N.  Heidelb.  Jahrb.  2,  147  f.  Kümmer,  Die  Bischofswahlen  in  Deutschi.  1378—1418, 
1891.  Weiske,  ZDR.  1,  60  ff.  Blondel,  Fr^d6ric  IL,  288  ff.  Mirbt,  Die  Publi- 
cistik  im  Zeitalter  Gregors  VII.,  1894.  Willing,  Zur  Geschichte  des  Investitur- 
streites, 1896. 

■•  Von  der  königlichen  Machtvollkommenheit  wurde  außerdem  alles,  was  za 
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sollte  unter  dem  Symbole  des  Scepters  vor  sich  gehen  (S.  399),  ohne  Si- 
monie {ahsque  omni  exacüone\  aber  unter  Aufrechterhaltung  der  dem  In- 
vestierten gesetzlich  oder  herkömmlich  obliegenden  Leistungen  {et  quae 
ex  his  iure  tibi  debet,  faciai).  Der  König  verzichtete  auf  jedes  Er- 
nennungsrecht; die  Besetzung  der  Bistümer  und  Beichsabteien  sollte  aus- 
schließlich durch  canonica  electio  und  freie  kirchliche  Konsekration  er- 
folgen. Als  Wahlkörper  fungierten  die  Kapitel,  unter  Mitwirkung  der 
höheren  Geistlichkeit  der  Diözese  und  der  Stiftsministerialen,  während 
dem  niederen  Klerus  und  der  Bürgerschaft  der  Stadt  das  Recht  der 
Folge  (Akklamation)  zustand'^.  Die  Investitur  mit  den  Regalien  durfte 
dem  dazu  Berechtigten  nicht  verweigert  werden.  Im  einzelnen  wurde 
zwischen  dem  deutschem  Reiche  [Teutonicum  reffnum)  einerseits,  Italien  und 
Burgund  andererseits  {ex  aUis  partibus  imperii)  unterschieden.  In  den 
beiden  letztgenannten  Reichen  sollte  der  kirchlichen  Konsekration  binnen 
sechs  Monaten  die  Investitur  folgen ;  die  Legitimation  dem  Reiche  gegenüber 
war  also  durch  die  Konsekration  begründet,  eine  Prüfung  des  Wahlaktes 
stand  dem  Könige  nicht  zu.  Dagegen  sollte  innerhalb  des  deutschen 
Reiches  bei  allen  Wahlen  von  Bischöfen  oder  Reichsäbten  dem  Könige 
durch  rechtzeitige  Anzeige  von  der  bevorstehenden  Wahl  Gelegenheit 
gegeben  werden,  durch  persönliche  Anwesenheit  oder  Entsendung  von 
Stellvertretern  oder  durch  sonstige  Äußerung  seiner  Wünsche  auf  die 
Wahl  einzuwirken.  Bei  zwiespältigen  Wahlen  sollte  der  König  unter 
Mitwirkung  des  Metropoliten  und  der  Suflfraganbischöfe  der  betreflFenden 
Provinz  das  Recht  der  Entscheidung  ausüben '^  Immer  aber  sollte  auf 
die  Wahl  zunächst  die  Investitur  und  erst  nach  dieser  die  Konsekration 
folgen.  Die  Prüfung  der  Rechtmäßigkeit  der  Wahl  wurde  also  in 
Deutchland  als  Sache  des  die  Investitur  erteilenden  Königs,  in  Italien 
und  Burgund  als  Sache  der  die  Konsekration  erteilenden  kirchlichen  Be- 
hörde hingestellt '•.     Vor  der  Investitur  mit  den  Regalien  waren   alle 


dem  pftpstlichen  Stahle  selbst  gehörte  (quae  ad  Romanam  ccelesiam  pertinere  nos- 
euntur, possessiones  et  regcUia  8.  Petri),  ausgenommen. 

''  Vgl.  S.  469.  Nach  Gerhoh  von  Beichersberg  (Ribbbck,  a.  a.  0.  68)  bfttte 
die  Mitwirkung  der  Ministerialen  nur  die  Bedeutung  einer  VoUbort  und  Hul- 
digung gehabt  Das  Gedicht  Lohengrin  (Vers  8284  ff.)  läßt  die  Wahl  in  der  Weise 
vor  sich  gehen,  daß  ein  zum  Wahlkommissar  [des  keisers  pitel)  bestellter  Domherr 
dem  Kapitel  zunächst  die  Wünsche  der  Kaisers  vorträgt,  sodann  den  Dompropst, 
den  Dechanten  und  die  übrigen  Chorherren  der  Reihe  nach  auffordert,  ihre  kür 
zu  geben.  Darauf  berichtet  er  dem  vor  der  Thüre  wartenden  Kaiser  das  Wahl- 
ergebnis, es  folgt  die  Inthronisation  des  Grewählten  und  die  Huldigung  der  Dienst- 
mannen: Die  dieneeiman  im  sfvuoren  aÜe^  als  man  durch  reht  im  solde, 

^  Der  Wortlaut  des  Konkordates  läßt  zweifelhaft,  ob  die  Rischöfe  dabei  bloß 
beratende  oder  entscheidende  Stimme  haben  sollten. 

••  Die  der  Konsekration  vorangehende  Investitur  hatte  also  weder  die  ihr 
gewöhnlich  beigelegte  Bedeutung  eines  liberum  veto  gegen  mißliebige  Wahlen, 
noch  war  sie,  wie  Wolfram  will,  eine  Anerkennung  des  Obereigentums  des  Reiches 
an  dem  Beichskirchengute.  Die  letztere  lag  schon  in  der  Notwendigkeit  der  In- 
vestitui  ausgesprochen,  gleichviel  ob  diese  vor  oder  nach  der  Konsekration  stattfand. 
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Yerfagnngen  des  Erwählten  über  Eirchengüter,  auch  VerleihuDgen  nnd 
LehDseraeuerungen,  ungültig*^. 

Während  die  Kirche  die  Zugeständnisse  des  Königs  als  dauernde, 
jeden  Nachfolger  bindende  auffaßte,  suchte  sie  denen  des  Papstes  später 
wiederholt  den  Charakter  einer  bloB  persönlichen  Konnivenz  gegen  Hein- 
rich Y.  beizulegen.  Lothar  III.  hatte  Mühe,  bis  es  ihm  gelang,  die 
Bestätigung  des  Konkordates  auszuwirken  ^^  Unter  den  staufischen  Kaisern 
hat  die  Kirche  mehrfach  den  Versuch  gemacht,  sich  über  das  Konkordat, 
das  nicht  wieder  ausdrücklich  erneuert  wurde,  hinwegzusetzen  **,  wie  um- 
gekehrt Friedrich  I.  und  Heinrich  VI.  ihrerseits  mehrfach  in  die  frühere 
Willkür  gegenüber  den  geistlichen  Fürsten  zurückfielen.  Im  großen  und 
ganzen  hat  aber  das  Wormser  Konkordat  die  dauernde  Grundlage  für 
das  spätere  Mittelalter  abgegeben.  Von  der  Anwesenheit  des  Königs  bei 
den  Wahlen  und  einer  Entscheidung  desselben  bei  zwiespältigen  Wahlen 
ist  zwar  seit  Philipp  und  Otto  IV.  keine  Rede  mehr  gewesen,  die  Könige 
beschränkten  sich  darauf,  ihre  Kommissarien  an  den  Wahlort  zu  ent- 
senden und  durch  diese  den  Kapiteln  ihre  Wünsche  mitzuteilen,  über- 
ließen aber  die  Entscheidung  bei  Wahlstreitigkeiten  dem  Papste.  Nur 
daran,  daß  die  deutschen  Bischöfe  die  Investitur  vor  der  Konsekration  zu 
empfangen  hätten,  wurde  dauernd  festgehalten ^^  Die  durch  Friedrich  I. 
herbeigeführte  Einordnung  der  Stellung  der  geistlichen  Fürsten  in  den 
Rahmen  des  Reichslehnrechts  hatte  den  Zweck,  die  aus  dem  Investitur- 
streit noch  übrig  gebliebenen  Rechte  des  Reiches  in  dieser  Form  zu 
festigen  und  nach  Möglichkeit  zu  erweitem  ^^ 

Unter  den  weltlichen  Fürsten  nahmen  die  Stammesherzoge,  Mark- 
grafen, Pfalzgrafen  und  Landgrafen  eine  eigentümliche  Stellung  ein. 
Von  den  beiden  erstgenannten  wird  bei  der  Darstellung  der  Territorial- 
verfassung (§  50)  zu  reden  sein. 

Die  Herkunft  und  Bedeutung  der  deutschen  Pfalzgrafen **^  wird 
am  besten  verstanden,  wenn  man  die  italienischen  Einrichtungen  zur 
Vergleichung  heranzieht.  In  Italien  hatte  sich  das  karolingische  Pfalz- 
grafenamt bis  auf  Heiniich  II.  in  wenig  veränderter  Gestalt  erhalten**. 
Es  gab  immer  nur  einen  einzigen  Pfalzgrafen  für  Italien,  der  bei  An- 
wesenheit des  Königs  als  Gehilfe  desselben  im  Hofgericht,  namentlich  als 
stellvertretender  Richter  für  den  König,  in  Funktion  trat.    Seine  Stellung 


^^  Vgl.  Reichsurteil  v.  1223  (Wbiland,  Const.  2,  397.  Franklin,  Sententiae 
Nr.  110),  Ssp.  HI.  59,  §  1.  Otto  Fris.,  gesta  Frid.,  2,  28.  Fickbe,  Reichskirchen- 
gat  134. 

*^  Sie  erfolgte  1133.    Vgl.  Japf£,  BibUotheca  rerum  Germanicarum  5,  522. 

"  Vgl.  u.  a.  HiNSCHius,  a.  a.  0.  571. 

**  Vgl.  Ssp.  III.  59,  §  1.  HiNSCHius,  a.  a.  0.  576.  Rodbhbebo  i.  d.  Histor. 
Aufsätzen  zum  Andenken  an  Wappz  233. 

^  Vgl.  S.  395  n.  397  n.  398  n.  399.  Über  die  Regaliensperre  gegenüber  geist- 
lichen Fürsten  vgl.  S.  517.     Ribbeck,  FDG.  24,  77.  25,  560  f. 

"  Vgl.  Waitz  5«,  81.  7,  167  ff.    Ppapp,  Gesch.  des  Pfalzgrafenamtes,  1847. 

*«  Vgl.  Fickbe,  Forschungen  1,  312  ff. 
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war  wesentlich  dieselbe  geblieben,  namentlich  war  er  ausschließlich  Hof- 
beamter. Bei  Abwesenheit  des  Königs  ruhte  sein  Dienst;  was  von  Pfalz- 
grafengerichten bei  Abwesenheit  des  Königs  berichtet  wird,  ist  von  der 
graflichen  Gerichtsbarkeit  der  Ffalzgrafen,  die  regelmäßig  mit  Grafschaften 
belehnt  waren,  zu  verstehen  *^  Dagegen  übten  vom  10.  bis  zum  13.  Jahr- 
hundert die  ständigen  Königsboten,  die  wohl  in  Anknüpfung  an  das  in 
Verfall  geratene  Königsbotenamt  der  Karolinger  (S.  134  flF.)  von  Otto  I.  in 
Italien  eingeführt  worden  sind,  eine  legelmäßige  reichsgerichtliche  Thätig- 
keit  innerhalb  des  ihnen  überwiesenen  Sprengeis,  sie  waren  delegierte 
Bichter,  die  wie  die  alten  Königsboten  den  abwesenden  König  in  allen 
diesem  nicht  ausdrücklich  vorbehaltenen  Fällen  der  streitigen  wie  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  zu  vertreten  hatten*®.  In  den  Diplomen  der 
Ottonenzeit  wurde  ihre  Thätigkeit  als  eine  „gleichsam  p&lzgräfliche^'  be- 
zeichnet**. 

Auch  die  beiden  Kammerboten  {camerae  nunäi)  Erchanger  und 
Berchtold,  die  als  die  letzten  Reste  des  Königsbotenamtes  in  Deutschland 
unter  Konrad  I.  in  Schwaben  erscheinen,  begegnen  urkundlich  unter 
der  Bezeichnung  als  Pfalzgrafen '^^  Das  Amt  des  karolingischen  Pfalz- 
grafen hat  sich  in  Deutschland  nicht  erhalten;  der  Pfalzgraf  von  Metz 
war  wohl  ein  Burggraf  mit  dem  bloßen  Pfalzgrafentitel  ^^  während  die 
seit  Otto  I.  vorkommenden  vier  Pfalzgrafen  {comites  palatini)  von  Loth-^ 
ringen,  Sachsen,  Baiem  und  Schwaben,  die  übrigens  außerdem  mit  ver- 
schiedenen Grafschaften  belehnt  waren,  den  von  demselben  Kaiser  in 
Italien  eingeführten  standigen  Königsboten  entsprochen  zu  haben  scheinen. 
Das  Amt  wurde  wohl  als  ein  gewisses  Gegengewicht  gegen  das  Stammes- 
herzogtum errichtet  und  hatte  den  Zweck,  für  die  Wahrnehmung  der 
königlichen  Interessen  in  den  Herzogtümern,  namentlich  in  betreff  der 
Krongüter  und  der  Rechtspflege,  zu  sorgen.  Die  Pfalzgrafen  von  Schwaben 
(später  von  Tübingen)  haben  es  nie  zu  einer  hervorragenden  Stellang  ge- 
brachte^, ebensowenig  die  von  Baiern,  die  in  die  Abhängigkeit  vom  Herzoge 

^'  Vgl.  FiCKBB,  a.  a.  0.  BIS  f.  Auch  zu  Pavia  hat  es  kein  stftndiges  Pfabs- 
gericht  gegeben.  Die  zahlreichen  Zeugnisse  pfalzgräflicher  Gerichtsbarkeit  in 
Pavia  beziehen  sich  sämtlich  auf  Fälle,  wo  die  Könige  in  dieser  besonders  be- 
liebten Pfalz  Aufenthalt  genommen  hatten. 

«•  Vgl.  §  44,  n.  5.    FiCKER,  a.  a.  0.  2, 12  ff.   Die  ältesten  Beispiele  sind  von  962. 

^^  MG.  Dipl.  reg.  Otto  1,  Nr.  447  (967):  Mandamus  iibiy  qiMUentia,  si  inter 
hamines  in  eomitatu  MediolanenHs  aliqua  intentio  orta  fuerit  de  qtvÜmacumque 
eausis,  nqster  inde  missus  existas  ita  diffinihendum,  tamquam  si  ante  nostram  vel 
noeiri  camiHs  palcUii  presentiam  factum  fuisset.  Vgl.  ebd.  Nr.  239  (962).  248  (962> 
874  (969).  416  (972).     Weilakd,  Const  1,  98  (1040—48).    Fickeb  2,  816. 

«>  Ekkehard,  casus  St  GaDi  c.  11  f.  Waitz  7,  167,  n.  2,  3.  176.  MG.  Dipl. 
reg.  1,  Nr.  11  (912>  Dümhlkb,  Ostfränk.  Gesch.  8*,  578.  Im  wesentlichen .  hatte 
schon  Ludwig  der  Deutsche  das  Königsbotenamt  eingehen  lassen.  Vgl.  V.  Krause, 
Mitteil.  d.  österr.  Inst  11,  250  f. 

"  Vgl.  Waftz  7,  167  f 

"  VgL  L.  ScHMiD,  Pfelzgrafen  von  Tübingen,  1858.  C.  F.  StXijn,  Wirtem- 
berg.  Geschichte  2,  653.  P.  F.  Stalin,  Geschichte  WOrtembergs  1,  226  f.  4211: 
R.  SohrOdbb,  Deutsche  Recbtsgescbichte.    8.  Aufl.  32 


498  Das  Mittelalter. 

gerieten,  bis  sie  1180  selbst  das  Herzogtum  enfarben^';  seitdem  hatte 
Pfalzbaiern  (Regensbnrg)  überhaupt  keine  selbständige  Bedeutung  mehr, 
während  die  später  begegnenden  Pfalzgrafen  von  Eämthen,  Ortenburg 
und  Eraiburg  nur  den  Titel  führten  ^^.  Die  sächsische  Pfalzgrafschaft 
scheint  schon  früh  eine  Teilung  erfahren  zu  haben.  Während  der  terri- 
toriale Besitz  den  Namen  der  Pfalzgrafschaft  Sachsen  behielt  und  als 
selbständiges  Beichsfürstentum  1190  mit  der  Landgrafschaft  Thüringen, 
dann  samt  dieser  1247  mit  der  Markgrafschaft  Meißen  unter  den  Wet- 
tinem  und  endlich  1422,  nach  dem  Aussterben  des  Sachsen-Wittenber- 
gischen Hauses,  auch  mit  dem  Herzogtum  Sachsen  verbunden  wurde '^^, 
bestand  ein  pfalzgräfliches  Grericht,  wie  es  scheint,  zu  Magdeburg^,  das 
später  in  die  Hände  des  Erzbischofs  und  von  diesem  1269  mit  der  Burg- 
grafschaft von  Magdeburg  an  den  Herzog  von  Sachsen  kam;  der  letztere 
führte  seitdem  das  pfalzgräfliche  Wappen  und  wurde  1 856  auf  dem  Beichs- 
tage  zu  Metz  seitens  Karls  lY.  durch  die  sogenannte  sächsische  Goldene 
Bulle  ausdrücklich  als  Inhaber  der  Pfalzgrafschaft  Sachsen  anerkannt^^ 
Man  darf  vermuten,  daß  sich  das  Beichsvikariatsrecht  des  Herzogs  von 
Sachsen  (S.  479)  auf  diese  Pfalzgrafschaft  gründete,  während  die  terri- 
toriale Pfalzgrafschaft  nur  mit  den  gräflichen  Bechten  ausgestattet  war*^ 
Weitaus  den  ersten  Platz  unter  den  vier  Ffalzgrafen  nahm  der  von 
Lothringen  ein,  dessen  Amt  schon  durch  die  Anknüpfung  an  die  Kaiser- 
pfalz zu  Aachen  als  das  vornehmste  erscheinen  mußte '^^  Seine  außer- 
ordentlich häufige  urkundliche  Erwähnimg  unter  den  Begleitern  des  Königs, 
bis  über  die  Mitte  des  11.  Jahrhunderts  hinaus,  legt  die  Vermutung  nahe, 
daß  seine  Stellung  ursprünglich  einen  hofamtliohen  Charakter  getragen 
hat  und  wohl  als  eine  Fortsetzung  des  karolingischen  Pfalzgrafenamtes 
anzusehen  ist  Auch  nachdem  sich  die  Pfalzgrafschaft,  die  später  in  der 
Begel  als  die  rheinische  oder  Pfalzgrafschaft  bei  Bhein  bezeichnet  wurde, 
zu  einer  bedeutenden  territorialen  Macht  (namentlich  seit  1156)  entwickelt 
hatte  und  ihr  Mittelpunkt  von  dem  ursprünglichen  Amtssitze  Aachen  nach 


^  Vgl.  WiTTMAim,  Pfalzgrafen  von  Baiern,  1877.  Ribzleb,  Geschichte  Baiems 
1,  747  f.     Gbnoler,  Beiträge  l,  147  f. 

^  Vgl.  FiCKSB,  Beichsfiirstenstand  198  f. 

^^  Vgl.  Gbbvais,  Geschichte  der  Pfalzgrafen  von  Sachsen,  N.  Mitteil,  des  thür. 
Sachs.  Vereins  4 — 6. 

^  Vgl.  die  bereits  sagenhaft  gestalteten  Bemerkongen  des  Sachs.  Weichbild- 
rechts c.  12—15  (Rechtsb.  v.  d.  Gerichtsverfassang  c.  7—9).  Ein  in  der  1.  Auf- 
lage angeführtes  Privileg  Heinrichs  II.  von  1009  (Zeitschr.  f.  Archivk.  1,  159)  be- 
geht sich  wohl  auf  das  Königsgericht  {palaiinum  coUoquium)  und  nicht  auf  ein 
Pfalzgrafengericht.  Daß  übrigens  der  Pfalzgraf  nicht  bloß  dem  Pfalzgericht,  sondern 
auch  der  Rrongutsverwaltung  vorgesetzt  war,  wird  durch  eine  Urkunde  Heinrichs  11. 
von  1012  für  die  Merseburger  Kirche  (a.  a.  0.  161  f.)  bestätigt 

"  Vgl.  EiCHHORH,  St-u.  RG.  2,  369.  8,  70.  Histor.  Zeitschrift  87,  856.  Böhmer, 
Regesten  Karls  IV.,  her.  von  Hübbb,  1856,  27.  Dezember. 

**  Vgl.  Tribpel,  Interregnum  29. 

'*  Vgl.  Schmitz,  Geschichte  der  lothr.  Pfalzgrafen,  Bonn.  Diss.  1878.  Haübseb, 
Geschichte  der  rheinischen  Pfalz  1,  88  £  110  ff. 


§  45.    Die  Fürsten  und  Reichsbeamten.  499 

Heidelberg  verlegt  worden  war,  blieb  ihr  doch  der  Charakter  eines  her- 
Yorragenden  Reichsamtes  gewahrt  Wieviel  davon  anf  das  frühere  Hof- 
amt oder  die  missatische  Gewalt  der  Pfalzgrafen  zurückzufahren  ist  oder 
auf  späterer  Entwickelung,  namentlich  seit  dem  Interregnum,  beruht,  läßt 
sich  nicht  mehr  feststellen.  Am  frühesten  ist  das  Erztruchseßamt  des 
Pfalzgrafen  (S.  488)  bezeugt,  aus  dem  dann  vermutlich  seine  kurfürstliche 
Würde  hervorgegangen  ist.  Die  Stellung  des  Hofpfalzgrafen  im  könig- 
lichen Hofgericht,  verbunden  mit  der  delegierten  Oerichtsbarkeit  eines 
ständigen  Königsbot^n,  ließ  ihn  als  den  gegebenen  Richter  in  fiskalischen 
Prozessen,  später  selbst  als  den  verfassungsmäßigen  Richter  über  den 
König  und  Reichsvikariatsrichter  bei  Thronerledigung  erscheinen,  nur  die 
Konkurrenz  des  sächsischen  Pfalzgrafen  mag  ihm  hier  schon  früh  eine 
Grenze  gezogen  haben.  Vom  Reichsvikariatsgericht  zu  dem  vollen  Reichs- 
vikariate  war  nur  ein  Schritt.  Kein  Wunder,  daß  der  verfassungsmäßige 
Reichsvikar  dann  auch  bei  vorübergehender  Abwesenheit  oder  Verhin- 
derung des  Königs  in  erster  Reihe  die  Reichsverweserschafb  beanspruchte 
oder  dieselbe  doch  als  sein  natürliches  Recht  in  allen  Fällen,  wo  kein 
besonderer  Reichsverweser  bestellt  worden  war,  betrachtete^^'. 

Bestritten  ist  die  Bedeutung  der  Landgrafen  {comes  provinciatis, 
c.  pravinciaej  c.  regionariuSy  c.  regiomsj  c.  patriae  j  c.  prtncipaUs,  magnus 
comesY^,  Die  überwiegende  Ansicht  geht  mit  Waitz  dahin,  daß  es  kein 
eigentliches  Landgrafenamt  gegeben  hat,  der  Landgrafentitel  viehnehr 
eine  Auszeichnung  für  diejenigen  Grafen  gewesen  ist,  welche  trotz  der 
Auflösung  der  Gauverfasaung  im  wesentlichen  in  dem  Umfange  ihres 
alten  Amtsbezirkes  die  gräflichen  Befugnisse-,  zumal  die  hohe  Gerichts- 
barkeit, den  Wildbann  und  das  Geleitsrecht,  behauptet  hatten  und  inso- 
fern nicht  nur  zu  den  bloßen  Titulargrafen,  sondern  auch  zu  den  zahl- 
reichen Kleingrafen  im  Gegensatz  standen  ®^  Für  die  Mehrzahl  der  seit 
dem  18.  Jahrhundert  genannten  Landgrafen  mag  diese  Auffassung  richtig 
sein,  wohl  auch  für  die  schon  im  12.  Jahrhundert  vorkommenden  Land- 
grafen des  Ober-  und  Unterelsaß  (Sundgau  und  Nordgau),  des  Albgaues 
oder  von  Stühlingen  und  den  Landgrafen  Heinrich  von  Heiligenberg  im 
Linzgau,  aber  unrichtig  ist  sie  in  betreff  des  Landgrafen  von  Thüringen, 

^*  Vgl.  S.  479.  Ober  die  BeteiliguDg  des  PfiBdzgrafen  an  den  Wahlansschreiben 
znrEönigswahl  vgl. Schwsp.  L.  180.  Schepfrr-Boichobst,  ZurGeach.  d.  12. 13. Jh0.8S8ff. 

^  Vgl.  Waftz  7,  56  £f.  Schenk  zu  Schweinbbebg  ,  Beiträge  zar  Frage  der 
Landgra&chaft,  FDG.  16,  525  ff.  Frakck,  Die  Landgrafschaften  des  heil.  röm. 
Beiches,  1873.  Dobeneoker,  Ober  Ursprung  und  Bedeutung  der  thüringischen 
Landgrafschaft,  Zeitschr.  d.  Ver.  f.  thür.  Gesch.  15,  1891,  S.  299  ff.  A.  Schulte, 
Geschichte  der  Habsburger  in  den  ersten  drei  Jahrhunderten,  1887,  S.  40  f.  76  f. 
TüMBüLT,  Grafschaft  des  Albgaues,  ZGO.  46,  165  ff.;  Die  Grafschaft  des  Hegaus, 
Mitteil.  d.  ost  Inst  £rg.-Bd.  8,  619  ff.    Bernoülle,  Anz.  f.  Schweiz.  Gesch.  27,  817  ff. 

*^  Nur  Schenk  zu  Schweinsbebo  vertritt  die  im  Texte  für  Thüringen  ent- 
wickelte Auffiissung.  Nach  Fbakck  waren  die  Landgrafen  heruntergekommene 
Grafen,  denen  es  nur  in  einem  Teil  ihrer  Grafschaft  gelungen  war,  sich  zu  Landes- 
herren aufzuschwingen. 

82* 
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der  seit  1129  unter  diesem  Titel  und  schon  seit  dem  11.  Jährhundert 
wiederholt  unter  dem  eines  comes  de  Thuringia  vorkommt.  Anfangs  wurde 
der  Titel  bald  diesem  bald  jenem  thüringischen  Grafen  beigelegt,  unter 
Lothar  III.  erscheint  Graf  Hermann  von  Winzenburg  im  Besitze  der 
Landgrafschaft  {comitaius  Thuringiae)^  die  nach  seiner  Achtung  im 
Jahre  1130  auf  Graf  Ludwig  den  Jüngeren  übertragen  wurde  und,  ob- 
wohl Hermann  später  die  verlorenen  Lehen  in  der  Hauptsache  wieder- 
erhielt, in  Ludwigs  Familie  bis  zu  ihrem  Aussterben  im  Jahre  1247  ver- 
blieb ®*.  Dabei  steht  fest,  daß  die  Landgrafen  von  Thüringen  auch  außer- 
halb ihres  gräflichen  Territoriums  zu  Gericht  saßen  und  insofern  den 
übrigen  thüringischen  Grafen  vorgesetzt  waren.  Wahrscheinlich  hatte  der 
Umstand,  daß  es  in  Thüringen  kein  Herzogtum  gab,  die  Notwendigkeit 
herbeigeführt,  den  Vorsitz  in  den  Landfriedensgerichten  immer  einem 
besonders  angesehenen  Grafen  des  Landes  zu  übertragen,  der  dann  als 
„Graf  von  Thüringen"  erschien,  bis  die  dauernde  Verbindung  dieser  Ver- 
trauensstellung mit  einem  bestimmten  Hause  den  Begriff  der  Landgraf- 
schaft erzeugte  •'. 

Die  von  Karl  dem  Großen  für  die  Krongüter  eingeführte  Verwal- 
tungsorganisation (S.  194  f.)  befand  sich  in  vollem  Verfalle,  da  die  Guts- 
bestände der  Domänenämter  (fisci)  durch  Schenkungen,  Verpfandungen, 
Verleihungen  und  widerrechtliche  Entziehungen  so  geschmälert  waren,  daß 
ihre  Trümmer  den  früheren  Beamtenorganismus  nicht  mehr  ertrugen^*. 
Dazu  kam,  daß  seit  dem  12.  Jahrhundert  der  eigene  Wirtschaftsbetrieb 
fast  ganz  aufhörte,  wodurch  die  Beamten  vorwiegend  auf  Rechnungs-  und 
Einnehmergeschäfte  beschränkt,  die  eigentlichen  Wirtschaftsbeamten  aber 
überflüssig  wurden.  Die  den  Domänenämtern  von  Karl  dem  Großen  zur 
Aufsicht  und  zugleich  zur  Handhabung  der  niederen  Gerichtsbarkeit  vor- 
gesetzten Amtmänner  {ludtceii),  jetzt  meistens  „Schultheißen"  oder  „Vögte" 
genannt,  erhielten  sich  nur,  wo  sich  ihr  Amtssitz  zu  einer  Stadt  erweitert 
hatte,  während  auf  dem  Lande  ihre  Befugnisse  in  die  Hände  der  Meier 


^*  Während  die  Landgrafschaft  Thüringen  1247  auf  die  Markgrafen  von 
Meißen  (Haus  Wettin)  überging,  nahmen  die  Allodialerben  der  alten  Landgrafen 
für  die  ihnen  zugefallenen  hessischen  Landesteile  den  Titel  „Landgrafen  von  Hessen*' 
an.  Ober  die  Erhebung  derselben  zu  Reichsfürsten  (1292)  vgl.  Höhlbaüm,  Z.  Gesch. 
d.  Verleih,  der  Reichsfürstenwürde  an  Landgraf  Heinrich  von  Hessen,  Mitt.  d. 
oberhess.  Gesch.-Ver.  NF.  4,  49  ff. 

"  Vgl.  §  49,  n.  61  ff.  Schon  die  Nachricht  Thietmars  (Chron.  5,  5)  von  der 
Übertragung  der  Herzogsgewalt  in  Thüringen  auf  den  Markgrafen  Ekkehard  dürfte 
auf  die  Landfriedensgerichtsbarkeit  zu  beziehen  sein.  Die  über  ganz  Thüringen 
auBgedehnte,  an  die  Grenzen  ihres  Territoriums  keineswegs  gebundene  Gerichts- 
barkeit der  Landgrafen y  die  sich,  von  Hause  aus  auf  Landesfriedenssachen  be- 
schränkt, allmählich  auf  gewisse  bürgerliche  Sachen  ausgedehnt  hatte  (vgl  Waits 
7,  57  f.  LosBscH  u.  ScHBÖDBB,  Urk.*  Nr.  114),  ist  bekannt  und  läßt  sich  aus  einer 
Zusammenlegung  der  thüringischen  Gaue,  wie  Waitz  7,  60  und  Dobekeoksb  325 
wollen,  nicht  erklären. 

•*  Über  das  Folgende  vgl.  u.  a.  Lamprecht,  Wirtschaftsleben  1,  726  ff.  Maurer, 
Pronhöfe  2,  439  ff.    Lobbsch,  Ingelheimer  Oberhof,  pg.  73  f. 
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Übergingen,  welche  durch  die  allmähliche  Erweiterung  der  einzelnen  Höfe 
zu  Dörfern  aus  bloßen  Hofvorstehem  zu  Dorfschultheißen  mit  Cent- 
gerichtsbarkeit geworden  waren.  Die  Reichswälder  standen  unter  Förstern, 
denen  Forstmeister  oder  Forstgrafen  (meistens  vom  Reiche  mit  ihrem 
Amte  belehnt)  vorgesetzt  waren.  Die  Einsetzung  einer  höheren  Verwal- 
tungsinstanz nach  Art  der  karolingischen  Amtmänner  wurde  erst  wieder 
üblich,  als  die  Umbildung  der  Immunitäten  zu  grundherrlichen  Graf- 
schaften (S.  392)  aufkam.  Nun  wurde  überall,  wo  größere  Krongut- 
bestände in  der  Nähe  vereinigt  waren  oder  der  König  das  Recht  besaß, 
für  die  Besitzungen  einer  Kirche  den  Vogt  zu  ernennen,  zu  der  Einrich- 
tung von  Reichsvogteien  geschritten;  am  frühesten  in  Zürich,  wo  die 
Pfalzgüter  mit  den  ausgedehnten  Besitzungen  der  Reichsabtei  Fraumünster 
und  der  Reichspropstei  Oroßmünster  (St.  Felix  und  Regula)  schon  in  der 
zweiten  Hälfte  des  9.  Jahrhunderts  zu  einer  bedeutenden  Reichsvogtei 
vereinigt  wurden,  die  seit  dem  10.  Jahrhundert  auch  die  freien  Leute 
vom  Zürichberge  umfaßte®*.  Die  Reichsvögte  waren  mit  der  Oberverwal- 
tung der  Krongüter  und  Handhabung  der  gräflichen  Gerichtsbarkeit,  auf 
Reichsgütem  überhaupt  mit  der  Wahrnehmung  der  Grafschaftsrechte 
betraut.  Regelmäßig  wurden  den  Reichsvögten  Burgen  als  Amtssitze  an- 
gewiesen, von  denen  sie,  da  sie  zugleich  die  Kommandanturgeschäfte 
übernehmen  mußten,  auch  den  Burggrafen titel  führten ®^  In  der  Regel 
wurden  die  Reichsvögte  nur  auf  Widerruf  und  ohne  Verbindlichkeit  für 
den  Thronfolger  angestellt,  meistens  auch  nur  Reichsminist.erialen  berück- 
sichtigt', so  daß  der  Amtscharakter  gewahrt  blieb  *^  Die  Ausbildung  des 
Städtewesens  hatte  vielfach  die  Trennung  der  Reichsvogteien  in  Stadt- 
und  Landvogteien  zur  Folge®®.  Während  die  Reichsvogteien  in  den 
Städten  vielfach  verschwanden,  indem  die  Gemeinden  die  Vogtei  selbst 
erwarben,  nahmen  die  Reichslandvogteien  seit  dem  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts einen  neuen  Aufschwung®*.    Die  von  Rudolf  I.  ins  Werk  gesetzte, 

"  Vgl.  V.  Wyss,  Die  Reichsvogtei  Zürich,  Zeitschr.  f.  schw.  Recht  17,  SS. 
Die  Stiftevogtei  von  St.  Gallen  wurde  durch  Friedrich  I.  für  das  Reich  erworben 
und  hieB  seitdem  Reichsvogtei,  obgleich  sie  sich  nur  auf  stiftische  Güter  bezog. 
Vgl.  V.  Wyss,  a.  a.  0.  18,  168  (Abhandl.  318). 

••  Vgl.  Lamprkcht,  Wirtschaftsleben  1,  1357  ff.     Scholz,  a.  a.  0.  (S.  465)  62  ff. 

^^  Dem  Herrenstande  angehörige  Burggrafen  wurden  in  der  Regel  mit  dem 
Amte  belehnt.  Sie  gehörten  zu  dem  älteren  Reichsfürstenstande  (vgl.  Fickeb,  Reichs- 
fnrstenstand  82).  Seit  Mitte  des  13.  Jhs.  wurden  auch  die  Ministerialburggrafen 
vielfach  belehnt,  was  den  Verfall  des  Amtes  zur  Folge  hatte. 

*'  So  u.  a.  bei  der  Reichsvogtei  in  Zürich,  von  der  unter  Friedrich  II.  ver- 
schiedene, zum  Teil  spfiter  von  der  Stadt  erworbene  Landvogteien  abgezweigt 
wurden.  Die  Land  vogtei  Uri  befand  sich  vorübergehend  im  Besitze  des  G-rafen 
Rudolf  von  Habsburg,  spftter  wurde  sie  von  Beamten  verwaltet. 

^^  Vgl.  Teübch,  Die  Reichslandvogteien  in  Schwaben  und  Elsaß  zu  Anfang 
des  13.  Jahrhunderts,  Bonn.  Diss.  1880;  Zur  Geschichte  der  schwäb.  und  elsass. 
Landvogteien,  Kölner  Progr.  1890.  Becker,  ZGO.  49,  321  ff.  Küster,  Das  Reicha- 
gut  in  den  Jahren  1271—1313,  Leipz.  Diss.  1883,  S.  17  ff.  73  ff.  Böhmer,  Reichs- 
landvögte  in  der  Wetterau,  Arch.  f.  hess.  Gesch.  1,  337  ff.    Moshack,  Reichsland- 
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von  seinen  Nachfolgern  weiter  geforderte  Revindikation  der  seit  1245  ab- 
handen gekommenen  Reichsgüter  nnd  Beichslehen  ließ  eine  feste  Ord- 
nung der  Verwaltung  und  AuMcht  als  dringendstes  Bedürfiiis  erscheinen. 
So  kam  es,  namentlich  unter  Albrecht  L,  zu  der  Errichtung  der  großen 
Landvogteien  von  Ober-  und  Niederschwaben,  Ober-  und  Niederelsaß, 
Wetterau,  Nürnberg  und  Rothenburg  o.  d.  Tauber.  In  Norddeutschland, 
wo  der  Erongüterbestand  zu  gering  war,  sah  man  von  der  Bildung  eigener 
Landvogteien  ab,  indem  die  wenigen  hier  vorhandenen  Reichsgüter  der 
Aufsicht  und  Verwaltung  einzelner  Fürsten  anvertraut  wurden.  Den  Land- 
vögten {ludices  provinciales,  advocati  prov,)  wurden  nicht  nur  die  Reidis- 
güter  und  Einnahmen,  sondern  auch  die  Reichslehen  und  die  von  der 
Auflösung  der  Oauverfassung  übrig  gel)][iebenen  Trümmer  ehemaliger 
Grafschaften  unterstellt  Hier  walteten  sie  als  Orafen,  aber  nur  kraft 
ihrer  Bestallung  als  Reichsbeamte,  nicht  kraft  eigenen  Rechts.  Vielfach 
wurden  die  Landvögte  auch  zu  Landfriedenshauptleuten  ernannt,  doch 
scheint  dies,  entgegen  der  herrschenden  Ansicht,  zu  dem  Amte  der  Land- 
vögte nicht  notwendig  gehört  zu  haben '^.  Im  Laufe  des  15.  Jahrhun- 
derts lösten  sich  die  Landvogteien,  die  ihren  Boden  völlig  verloren  hatten, 
wieder  auf. 

§  46.    Der  Reichstag. 

Waitz  6*,  409  flF.  Giesebrecht  1*,  283.  2*,  69  f.  Guba,  Der  deutsche  Reichs- 
tag 911—1125,  Hist.  Studien  12,  1884.  Wacker,  Der  Reichstag  unter  den  Hohen- 
Btaufen,  ebd.  6,  1882.  H.  Ehsekberg,  Der  deutsche  Reichstag  1273—1378,  ebd. 
9,  1883.  Vahlen,  Der  deutsche  Reichstag  unter  König  Wenzel,  BerL  Diss.  1891. 
Wemdt,  Der  deutsche  Reichstag  unter  König  Sigmund  1410 — 1431  (G-ibrke,  Unter- 
suchungen 30,  1889).  W.  SiCKEL,  Zur  Geschichte  des  deutschen  Reichstages  im 
Zeitalter  des  Königtums,  Mitt.  d.  öst.  Inst,  Erg.-Bd.  1.  Fickrb,  FürstUche  WiUe- 
briefe  und  Mitbesiegelungen,  ebd.  8,  Iff.  Lauprecht,  Entstehung  der  WiUebriefe 
und  Revindikation  des  Reichsgutes  unter  Rudolf  I.,  FDG.  21,  1  ff.  Sbeliqeb,  Erz- 
kanzler und  Reichskanzleien  124  ff.  Blokdel,  Fr^d^ric  II.,  43  ff.  Weizsäcker  u. 
Kerler,  Deutsche  Reichstagsakten  (von  1376—1431),  10  Bde,  1867—97. 

Die  alte  Verbindung  des  Reichstages  mit  der  allgemeinen  Heeres- 
versammluDg  (S.  148)  war  mit  dem  Wesen  des  Lehnstaates  und  der 
Feudalmiliz  unvereinbar.  Nur  noch  zuweilen,  wenn  es  sich  um  Kriegs- 
züge handelte,  welche  die  Einsetzung  der  gesamten  Volkskraft  notwendig 
machteu,  hielten  die  Oeschichtschreiber  es  für  erwähnenswert,  daß  auch 
das  versammelte  Heer  seine  Zustimmung  ausgesprochen  habe.  Seit  Ende 
des  10.  Jahrhunderts  ist  davon  keine  Bede  mehr.  Der  Reichstag  des 
Mittelalters  ist  aus  der  Notabein  Versammlung  hervorgegangen,  die  schon 
unter  den  I^arolingern  den  eigentlichen  Schwerpunkt  des  Reichstages  ge- 


vogteien  in  der  Wetterau,  Jen.  Diss.  1888.  Eichhorn,  St-  u.  Rö.  2,  401.  P.  F. 
Stalik,  Gesch.  Württembergs  1,  720.  SoHBmL  zu  Schweiksbrro,  a.;;a.  O.  Wippbr- 
MAHK,  ZDR.  16,  68  f.    Meistbr,  Die  Hohenstaufen  im  Elsaß  (1890),  S.  103  £ 

'^  VgL  Wtkbkbn,  Die  Landfrieden  in  Deutschland  von  Rudolf  I.  bis  Hein- 
rich VII.,  Gott  Diss.  64  ff.    Tbüsch,  a.  a.  O.  29  f.  56  £ 
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bildet  hatte.  Von  den  gewöhnlichen  Hoftagen,  wie  sie  die  Könige  zu  den 
vier  hohen  Jahresfesten  oder  Hochzeiten  (Weihnachten.  Ostern,  FjBngsten, 
Marien  Oebort)  regelmäßig  nm  sich  versammelten  \  sind  die  eigentlichen 
Reichstage,  obwohl  auch  sie  zunächst  nur  der  erweiterte  königliche  Hof 
waren,  zu  unterscheiden.  Geschäfte  von  geringerer  Bedeutung  oder  bloß 
provinzieller  Natur  wurden  auch  auf  kleineren  Hoftagen  erledigt;  wo  es 
sich  aber  um  des  ganzen  Reiches  Nutz  und  Frommen  handelte,  erging 
die  Ladung  an  die  Gesamtheit  der  Fürsten  aus  allen  Teilen  des  Reiches. 
Darum  hieß  der  Reichstag  generalis  oder  umversalis  conventus,  generale 
coüoqwum  (mhd.  spräche),  später  colloquium  curiaUj  curia  generalisj  uni' 
versalisy  regalis^  sollemnis^.  Zuweilen  wurden  auch  die  italienischen  Fürsten 
zu  deutschen,  die  deutschen  zu  italienischen  Reichstagen  geladen,  um  dort 
über  Angelegenheiten  ihrer  Heimat  zu  verhandeln',  im  allgemeinen  hielt 
man  aber  an  der  Trennung  der  beiden  Reiche  auch  hinsichtlich  der  Reichs- 
tage fest^  Auch  die  Reichstage  wurden  mit  Vorliebe  an  die  großen  Jahres- 
feste angeknüpft,  doch  lag  hier  alles  im  Belieben  des  Königs. 

Ursprünglich  war  es  diesem  überhaupt  anheimgegeben,  ob  er  mit 
oder  ohne  Reichstag  regieren  wollte,  kraftvolle  Herrscher  haben  den  Reichs- 
tag seltener,  schwächere  ziemlich  regelmäßig  berufen.  Aber  schon  Hein- 
rich II.  erklärte  es  für  eine  Pflicht  des  Königs,  sich  des  Beirates  der 
Fürsten  zu  bedienen,  Heinrich  IV.  und  Heinrich  V.  gaben  ausdrückliche 
Versprechungen  in  dieser  Richtung  ab  und  seit  Lothar  III.  galt  es 
geradezu  als  ein  Verfassungssatz,  daß  allgemeine  Staatsangelegenheiten 
nicht  ohne  Mitwirkujig  des  Reichstages  erledigt  werden  konnten.  Nicht 
selten  kam  es  vor,  daß  Zeit  und  Ort  des  nächsten  Reichstages  durch 
Reichstagsbeschluß  festgestellt  wurden,  was  aber  für  den  König  nicht 
bindend  war.  Die  Berufung  blieb  immer  sein  freies  Recht,  nur  mußte 
er  sich,  solange  er  keinen  Reichstag  berief,  nach  dem  späteren  Reichs- 
recht aller  Regierungshandlungen,  die  der  Mitwirkung  desselben  bedurften, 
enthalten.  Es  konnte  vorkommen,  daß  der  König  einen  von  ihm  selbst 
anberaumten  Reichstag  im  Stiche  ließ,  was  allerdings  als  eine  schwere 
Kränkung  der  Fürsten  angesehen  wurde  und  zum  Ungehorsam  reiztet 

'  Es  galt  a)0  eine  selbstverständliche  Pflicht  aller  Fürsten  der  Provinz,  in 
welcher  der  Konig  gerade  Hof  hielt,  unaufgefordert  die  Feste  in  Gemeinschaft  mit 
dem  Könige  zu  begehen. 

*  Als  tntria  soUemnis  wurden  gelegentlich  auch  bloße  Hoftage,  wenn  sie  unter 
besonderen  Feierlichkeiten  stattfanden,  bezeichnet    Vgl.  Wackbr  S  f. 

'  Vgl.  den  bekannten  Ausspruch  Friedrichs  ü.:  cum  ibi  sit  Älemanie  curia, 
übt  persona  nostra  et  principes  imperii  nostri  oonsistuni  (Huillabd-Bs£holles, 
Historia  dipl.  Friderici  secundi  2,  630). 

*  Die  BechtBbficher  heben  hervor,  daß  die  Fürsten  nur  zum  Besuche  der 
Reichstage  innerhalb  des  Reiches  verpflichtet  seien.  Ssp.  III.  64,  §  1.  Schwsp. 
Laßb.  188.    Vgl.  dagegen  Wackeb  27  f. 

^  Über  wiederholtes  Ausbleiben  Heinrichs  lY.  vgl.  Güba  23  f.  Am  rücksichts- 
losesten war  Sigmund,  dessen  Unzuverlftssigkeit  das  Reich  auf  das  schwerste  ge- 
schädigt hat.  Vgl.  Windeckes  Leben  Sigmunds  (übers,  v.  Haosn)  c.  104.  140. 
220.  252. 
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Unter  Umstanden  sandte  der  an  persönlichem  Erscheinen  verhinderte  König 
einen  Bevollmächtigten,  der  statt  seiner  mit  dem  Reichstage  verhandeltet 

Für  die  Fürsten  galt  die  königliche  Einladung  als  Befehl;  unent- 
schuldigtes Ausbleiben  wurde  als  Bruch  der  Lehnspfiicht  (Hoffahrtpflicht) 
und  der  Treue  angesehen  und  zog  Verlust  der  Gnade  nach  sich,  falls 
der  König  nicht  eine  bestimmte  Geldstrafe  auf  den  Ungehorsam  gesetzt 
hattet  Unter  schwachen  Herrschern  hielt  es  oft  schwer,  einen  voll- 
standigen  Beichstag  zusammenzubringen  oder  die  Ausgebliebenen  zur  Ver- 
antwortung zu  ziehen^.  Immer  hatte  der  König  das  Becht  der  Befreiung; 
einzelne  Fürsten  erhielten  sogar  das  Privileg,  nur  bestimmte  Beichstage 
besuchen,  von  allen  übrigen  sich  fernhalten  zu  dürfen^.  Zuweilen  ent- 
schuldigten sich  die  Ausgebliebenen  wegen  fehlenden  Geleites  ^^  Wer 
sein  Ausbleiben  entschuldigt  hatte,  konnte  sich  im  späteren  Mittelalter 
durch  einen  bevollmächtigten  Boten  oder  einen  seiner  Mitstande  vertreten 
lassen.  Die  staufische  Zeit  kannte  eine  derartige  Vertretung  noch  nicht, 
sondern  behandelte  die  Ausgebliebenen  als  nicht  vorhanden. 

Die  Berufung  des  Reichstages  konnte  nur  durch  den  König  oder  den 
Beichsverweser  geschehen".  Die  Berufungsschreiben  enthielten  die  Mit- 
teilung von  Zeit,  Ort  und  Zweck  der  Versammlung.  Die  Angabe  der 
Rechtsbücher,  daß  zwischen  der  Berufung  und  dem  Gestellungstage  eine 
sechswöchentliche  Frist  liegen  müsse,  entsprach  dem  thatsächlichen  Ge- 
brauche, der  durchaus  unregelmäßig  war,  nicht  ^*.  Einladungen  ergingen 
in  dringenden  Fällen  an  die  weitesten  Kreise,  im  15.  Jahrhundert  auch 
an  die  Edeln  und  Ministerialen,  sowie  die  Reichsstädte".  Sonst  war  es 
Regel,  daß  nur  die  hervorragenderen  Fürsten  persönlich  berufen  wurden, 
andere  Personen  nur,  wenn  ihr  Erscheinen  besonders  erwünscht  war**. 
Dies  galt  namentlich  auch  von  den  Reichsstädten,  die  schon  in  der 
zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  wiederholt  zu  den  Verhandlungen 
über  den  Landfrieden,  seit  dem  14.  Jahrhundert  vielfach  auch  zu  anderen 
Reichstagsgeschäften  zugezogen  wurden,  aber  eine  anerkannte,  dem  guten 
Willen  des  Königs  und  der  Fürsten  entzogene  Reichsstandschaft,  wie  sie 


•  Vgl.  Windecke  c.  220. 

'  Vgl.  Waitz  €•,  481  f.  Wackee  20.  22  ff.  Sickel  22  f.  Pranklik,  Sent 
cur.  reg.  Nr.  SO  f.     Ssp.  III.  64,  §§  1.  2.     Schwsp.  Laßb.  138. 

B  So  wiederholt  bei  Windecke  c.  157.  199.  210.  252.  811.  818.  823. 

•  Vgl.  Waffz  6«,  432.     Wacker  18.  26. 
"  Vgl.  8.  506.    Windecke  c.  210. 

"  Ssp.  III.  64,  §  1  spricht  nur  von  den  mit  ardelen,  d.  h.  auf  Beschluß  eines 
Hof-  oder  Reichstages,  ergangenen  Berufungen,  doch  bedurfte  es  dessen  nicht,  der 
König  konnte  dieselben  auch  aus  eigener  Machtvollkommenheit  ergehen  lassen. 

*'  Ober  den  Gebrauch  zur  Zeit  des  Sachsenspiegels,  an  den  dieser  anknüpfen 
mochte,  vgl.  Wackeh  18. 

"  Vgl.  Windecke  c.  258.  322. 

**  Über  die  Berufung  von  Personen,  welche  die  Reichsstandschaft  nicht  be- 
saßen, aus  besonderem  königlichen  Vertrauen  vgl.  Sickel,  a.  a.  0.  18 ff.  Selbflt- 
verständlich  kamen  diese  nur  als  Berater  ohne  Stimmrecht  in  Betracht 
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in  Anspruch  nahmen,  während  des  Mittelalters  noch  nicht  besaßen  ^^ 
Da  die  Verhandlungen  der  Reichstage  in  der  Regel  öffentlich  waren,  so 
konnten  sich  auch  Vertreter  der  Städte  auf  denselben  einfinden,  eine 
aktive  Teilnahme  stand  ihnen  aber,  wenn  sie  nicht  besonders  geladen 
waren,  ebensowenig  wie  den  regelmäßig  anwesenden  Reichsministerialen 
zu.  Welche  Stellung  die  Mitglieder  des  Herrenstandes  (Grafen  und  Herren) 
in  dieser  Beziehung  eingenommen  haben,  bedarf  noch  genauerer  Unter- 
suchung. Daß  an  den  Verhandlungen  regelmäßig  auch  Edele  teilnahmen, 
dürfte  ebenso  zweifellos  sein,  wie  sich  andererseits  von  selbst  versteht, 
daß  diese  in  einer  Versammlung,  wo  die  Stimmen  nicht  gezählt,  sondern 
gewogen  wurden,  gegenüber  den  Fürsten  nie  eine  ausschlaggebende  Rolle 
gespielt  haben.  Im  wesentlichen  war  doch  der  Reichstag  eben  die  Ver- 
sammlung der  Reichsfürsten,  von  denen  auch  solche,  die  keine  Einladung 
erhalten  hatten  und  daher  nicht  zu  erscheinen  verpflichtet  waren,  jeder- 
zeit das  Recht  der  aktiven  Beteiligung  besaßen,  und  zwar  als  ein  persön- 
liches Recht,  da 'die  Verbindung  der  Reichsstandschaft  mit  bestimmten 
Territorien  dem  Mittelalter  noch  unbekannt  war. 

Die  Bestimmung  des  Ortes,  an  dem  sich  der  Reichstag  zu  ver- 
sammeln hatte,  war  dem  Belieben  des  Königs  anheimgegeben.  Selbst 
die  Anordnung  der  Goldenen  Bulle  (c.  28),  daß  jeder  neue  König  seinen 
ersten  Reichstag  zu  Nürnberg  halten  solle  (anknüpfend  an  das  Reichs- 
herkommen seit  Rudolf  I.),  war  nicht  unbedingt  verbindlich  ^\  In  Italien 
war  es  üblich,  daß  der  König,  sobald  er  gelegentlich  seiner  Romfahrt  mit 
dem  Heere  über  die  Berge  gekommen  war,  auf  den  ronkalischen  Feldern 
bei  Piacenza  einen  Reichstag  abhielt  ^^.  In  Deutschland  fanden  die  Reichs- 
tage ursprünglich  mit  Vorliebe  in  den  Bischofstädten,  später  regelmäßig 
in  den  Reichsstädten,  w^en  der  damit  für  den  König  verbundenen  finan- 
ziellen Vorteile,  statt.  Für  die  Unterbringung  der  Gäste  und  ihres  Ge- 
folges hatte  der  Reichsmarschall  und  der  Reichskämmerer  zu  sorgen.  Die 
Pflicht,  allen  die  erforderliche  Herberge  zu  gewähren,  lastete  auf  der 
Reichsstadt,  in  der  man  sich  versammelte,  fn  bischöflichen  Städten  in 
erster  Reihe  auf  dem  Fürsten,  dem  die  Stadt  gehörte'®.  Seinen  Unter- 
halt hatte  jeder  selbst  zu  bestreiten;  die  Fürsten  erhoben  dafür  besondere 
Steuern  von  ihren  Unterthanen.  Der  König  mit  seinem  Gefolge  erhielt 
den  Unterhalt  von  der  Stadt  oder  dem  Bischöfe*®. 

^'  Über  diese  vielbestrittene  Frage  vgl.  BBüLOKe,  Die  Entwickelung  der  Reichs- 
standschaft der  Städte,  1881.  Keüssek,  Die  politische  Stellung  der  Reichsstädte, 
mit  besonderer  Berücksichtigung  ihrer  Reichsstandschaft  unter  Friedrich  III.,  Bonn. 
Diss.  1885.  Ehbenbero,  a.  a.  0.  44  ff.  Gotheiv,  Der  gemeine  Pfennig  auf  dem 
Reichstage  von  Worms,  Bresl.  Diss.  1877.  Auf  den  italienischen  Reichstagen 
nahmen  die  lombardischen  Städte  eine  hervorragende  Stellung  ein. 

"  Vgl.  Windecke  c.  851  f.  860. 

"  Vgl.  Otto  Frisingensis,  Gesta  Friderici  2,  c.  12.    W^rrz  6*,  427. 

"  Dabei  gab  es  vielfache  Befreiungen  von  der  Einquartierungslast  auf  Grund 
königlicher  Privilegien. 

>•  Vgl.  WArrz  8,  227  ff.    Guba  86. 
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Für  das  Ceremoniell  bei  der  Eröfinung  der  Reichstage  enthielt  die 
Goldene  Bulle  von  1356  (c.  26 — 28)  bestimmte  Vorschriften.  Der  Friede 
während  der  Dauer  der  Versammlung^  sowie  auf  der  Keise  zu  und  von 
den  Reichstagen,  war  durch  erhebliche  Strafandrohungen  für  jeden  Fried- 
bruch geschützt  ^^.  Wo  es  erforderlich  war,  hatte  der  König  den  Gästen 
das  nötige  Geleite  zu  gewähren'^.  Den  Vorsitz  in  den  Versammlungen 
nahm  der  König  ein,  wenn  er  nicht  ausnahmsweise  einen  Stellvertreter 
beauftragt  hatte.  Der  König  pflegte  die  Verhandlungen  einzuleiten  und 
weiterhin  persönlich  in  dieselben  einzugreifen.  Die  Verhandlungen  be- 
wegten sich  überwiegend  in  den  gerichtlichen  Formen  von  Frage,  Urteil 
und  Folge.  Gesetzgeberische  Akte  kleidete  man  gern  in  die  Form  von 
Urteilen,  so  daß  sie  als  Weistümer  erschienen.  Zuweilen  trugen  die  Be- 
schlüsse des  Reichstages  auch  den  Charakter  von  Vertragen,  namentlich 
bei  den  Landfriedensgesetzen.  Die  in  der  folgenden  Periode  hervortretende 
Sonderung  der  Reichsstände  bei  den  Verhandlungen  und  Abstimmungen 
wax  dem  Mittelalter  noch  unbekannt'^.  Bei  den  Abstimmungen  galt  wohl 
erst  seit  Ende  des  13.  Jahrhunderts  das  Mehrheitsprinzip,  doch  wurden 
zunächst  nur  die  Stimmen  der  angesehensten  Fürsten  berücksichtigt  Waren 
sie  einig,  so  kam  es  auf  die  geringeren  Reichstagsmitglieder,  auch  wenn 
diese  an  Zahl  überwogen,  nicht  mehr  an. 

Die  Aufgaben  des  Reichstags  waren  überaus  mannigfaltig,  auch  nach- 
dem er  aufgehört  hatte,  ein  bloßer  Beirat  des  schließlich  nach  selbständigem 
Ermessen  entscheidenden  Königs  zu  sein.  Im  späteren  Mittelalter  war 
zwischen  dem,  was  der  Vollbort  des  Reichstages  bedurfte,  und  dem, 
was  ihm  bloß  zur  Begutachtung  oder  Bezeugung  oder  gerichtlichen  Be- 
stätigung vorgelegt  oder  um  der  höheren  Feierlichkeit  willen  im  Reichs- 
tage vorgenommen  wurde,  zu  unterscheiden.  Da  es  an  jeder  festen  ver- 
fassungsmäßigen Grenzlinie  fehlte  und  die  augenblicklichen  Machtver- 
hältnisse immer  in  ei'ster  Reihe  maßgebend  waren,  so  ist  das  eigentliche 
Reichsrecht  in  dieser  Beziehung  schwer  zu  ermitteln,  zumal  die  könig- 
lichen Diplome  die  erfolgte  Zustimmung  der  Fürsten  auch  da,  wo  es  sich 
nur  um  bloße  Begutachtung  handelte,  unterschiedlos  hervorzuheben  pflegen. 
Im  allgemeinen  ist  ein  wirkliches  Zustimmungsrecht  des  Reichstages  anzu- 
nehmen: bei  der  Reichsgesetzgebung,  der  Reichsheerfaht,  der  Romfahrt*', 
bei  Reichssteuern,  Veränderungen  in  dem  Bestände  der  Reichsfürsten- 
tümer** und  allen  bedeutenderen  Verträgen  mit  auswärtigen  Staaten  oder 
dem  Papste*^,  seit  1234  auch  bei  der  Errichtung  neuer  Zollstätten  (S.  523). 


«0  Ygi   Franklin,  Sent.  cur.  reg.  Nr.  34. 

"  Vgl.  Anm.  10.     Guba  24  f.     Wackee  30  f. 

*'  Anderer  MeiDung  Ehbenbebo  59. 

*•  Vgl.  Windecke  c.  266.  311. 

"*  Vgl.  Wacker  78  f.  Ehrbnbesq  83.  Franklin,  Sent  cur.  reg.  Nr.  58—61. 
Hierher  gehorte  namentlich  die  Erhebung  nichtfürBtlicher  Territorien  zu  Reichs- 
fürstentümem  (S.  491)  und  Errichtung  neuer  Reichskirchen. 

"  Vgl.  Waokeb  68  flF.     Siehe  jedoch  Windecke  c.  139.  158. 
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Die  Neuverleihung  heimgefellener  Reichslehen,  Erteilung  von  Privi- 
legien und  Verfügung  über  Beiohsgüter  gehörte  an  sich  in  den  eigenen 
Machtbereich  des  Königs,  da  dieser  aber  die  wohlerworbenen  Rechte 
Dritter  nicht  beeinträchtigen  durfte,  so  waren  derartige  königliche  Ver- 
fügungen unter  Umstanden  der  Anfechtung  ausgesetzt.  Dem  zu  entgehen, 
bedienten  sich  die  Könige  auch  hier  in  der  Regel  des  Reichstages,  indem 
sie  sich  durch  Reichstagsurteil  die  Berechtigung  zu  der  beabsichtigten 
Verfügung  erteilen  ließen;  ein  derartiges  Urteil  hatte,  wenn  nicht  sofort 
Widerspruch  erhoben  wurde,  allen  Anfechtungsberechtigten  gegenüber  die 
Wirkung  eines  Kontumazialurteils,  machte  also  die  Verfügung  unanfecht- 
bar. Im  übrigen  bedurften  solche  Verfügungen  der  Zustimmung  des 
Reichstages  zu  ihrer  Gültigkeit  nicht,  dieselbe  hatte  also  nur  eine  materi- 
elle, keine  formelle  Bedeutung  *^  Die  Zustimmung  der  Fürsten  wurde 
in  dem  Texte  der  königlichen  Diplome  seit  dem  12.  Jahrhundert  nur 
noch  summarisch  hervorgehoben,  die  einzelnen  Zustimmenden  wurden  aber 
in  der  Zeugenreihe  namhaft  gemacht.  Häufig  wurden  auch  besondere 
Verbriefungen  seitens  der  Zustimmenden  erteilt,  sei  es  in  Form  von 
Gesamtwillebriefen,  oder  durch  Ausstellung  einzelner  Willebriefe.  Auf 
diese  Weise  konnten  auch  solche  Fürsten,  die  dem  Reichstage  nicht  an- 
gewohnt hatten,  ihre  Zustimmung  aussprechen,  was  seit  dem  12.  Jahr- 
hundert, wo  allgemeine  Reichstage  nur  noch  selten  vorkamen,  von  be- 
sonderer Bedeutung  war.  In  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts 
kamen  diese  Willebriefe  der  einzelnen  Fürsten  wieder  außer  Gebrauch, 
dagegen  wurde  es  üblich,  die  Diplome  von  den  Zustimmenden  mitbesiegeln 
zu  lassen.  Dabei  traten  zunächst  die  drei  geistlichen  Kurfürsten  in  den 
Vordergrund,  bis  unter  Rudolf  I.  das  ausschließliche  Zustimmungsrecht 
der  sämtlichen  Kurfürsten,  und  zwar  als  altes  Gewohnheitsrecht,  reichs- 
gesetzlich anerkannt  wurde '^  Seitdem  bildete  die  Zustimmung  der  Kur- 
fürsten, mochte  sie  in  Willebriefen  oder  in  anderer  Form  erklärt  sein, 
eine  verfassungsmäßige  Voraussetzung  für  alle  derartigen  Verfügungen  des 
Königs,  während  von  einer  Mitwirkung  des  Reichstages  dabei  keine  Rede 
mehr  war*®. 

Nach  der  Goldenen  Bulle  von  1356  (c.  12)  sollten  die  Kurfürsten 
alljährlich  vier  Wochen  nach  Ostern  in  einer  jedesmal  von  dem  Könige 
zu  bezeichnenden  Reichsstadt  cid  tractandum  de  ipsius  imperii  orhisque 
Salute  zusammenkommen,  als  solche  qui  solide  bases  imperii  et  columpne 
immobiles,  quemadmodum  per  longinquas  ad  invicem  terramm  consistuni 
distanciaSy  ita  de  incumbentibus  regionum  sibi  cognitarum  defectibus  referre 
simul    et   conferre   noverunt  sanisque  providenHe   consiliis    non    ignoranty 


^  Vgl.  Wacker  78  f.  81.  Ehrbnbebo  71.  Schbffer-Boichobst,  Zeitschr.  f. 
Gesch.- W.  3,  327  f.  und  für  alles  Folgende  Fickbb,  Willebriefe.  Siehe  auch 
Frakklin,  Sent  cur.  reg.  Nr.  38  f.  43.  48.  56. 

*7  Vgl.  Beichsweistom  von  1281,  MG.  Leg.  2,  435.    Fravkun,  a.  a.  0.  Nr.  43. 

**  Daß  die  Willebriefe  formell  nicht  notwendig  waren,  weist  nach  Herzbero- 
FrInkbl,  bei  t.  Sybel  u.  Sioxel,  Kaiserorkunden  in  Abbildungen  8,  259  ff. 
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accomodis  talium  reformatiombus  sah/hriter  apem  dare.  Offenbar  han- 
delte es  sich  um  ein  von  den  Eurforsten  in  Erinnerung  an  den  Kur- 
verein  von  Bense  von  1338  verlangtes  Zugeständnis,  das  der  König  aber 
ausdrücklich  nur  auf  Widerruf  machte  {hac  nostra  ordinatiane  ad  nostmm 
et  ipsorum  dumtaxat  beneplacitum  duraiura).  Thatsächlich  ins  Leben  ge- 
treten sind  diese  regelmäßigen  Eurfürstentage  nicht,  nur  in  eigenen  An- 
gelegenheiten, zur  Bekräftigung  und  Erweiterung  der  Einung  von  1838, 
sind  die  Eurfursten  auch  fernerhin  noch  wiederholt  zusamm'engetreten'^ 
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Waitz  8,  95—215.  Eichhorn,  8t-  u.  RG.  §§  294.  487.  Hometbb,  System 
des  Lehnrechts  876  ff.  Scholz,  Beiträge  z.  Gesch.  d.  Hoheitsrechte  d.  deutschen 
Königs  z.  Z.  der  ersten  Staufer  94  ff.  Baltzeh,  Zur  Gesch.  d.  deutsch.  Kriegs- 
wesens von  den  letzten  Karolingern  bis  auf  Friedrich  IL,  Straßb.  Diss.  1877. 
Spannagel,  Zur  Geschichte  des  deutschen  Heerwesens  vom  10.  bis  12.  Jh.,  I^eipz. 
Diss.  1885.  RosENHAOEN,  Die  Reichsheerfahrt  von  Heinrich  VI.  bis  Rudolf  I.,  1885. 
Wbiland,  Die  Reichsheerfahrt  von  Heinrich  V.  bis  Heinrich  VI.  nach  ihrer  staats- 
rechtlichen Seite,  FDG.  7,  118  £fl  Lindt,  Beitrüge  zur  Geschichte  des  deutschen 
Kriegswesens  in  der  staufischen  Zeit,  Tüb.  Diss.  1881.  Köpke,  Widukind  von 
Korvei  101  ff.  v.  FtJBTH,  Ministerialen  215  ff.  Barthold,  Geschichte  d.  Kriegsver- 
fassung und  des  Kriegswesens  der  Deutschen  1,  1864.  Köhler,  Entwickelung  d. 
Kriegswesens  u.  d.  KriegfQhrung  in  der  Ritterzeit,  8  Bde,  1886—93.  Jahns,  Zur 
Geschichte  der  Kriegsverfassung  des  deutschen  Reiches,  Preuß.  Jahrbücher  39,  1  ff. 
Maurer,  Gesch.  d.  Fronhöfe  8,  390  ff.  Lamprecht,  Wirtschaftsleben  1,  1287—1320. 
Blondel,  Fr^d^ric  IL,  62  ff.    Moser,  Osnabr.  Geschichte  2, 169—222  (Sämtl.  Werke  6). 

Die  Heeresverfassung  des  deutschen  Reiches  im  Mittelalter  hat  drei 
Entwickelungsstufen  durchgemacht  Bis  zum  12.  Jahrhundert  hatte  der 
König  noch  das  unbeschränkte  Aufgebotsrecht;  er  bestimmte  in  alter  Weise 
die  Starke  der  Kontingente  \  Neben  den  ßeitertruppen  fanden  sich  noch, 
namentlich  im  Osten,  bedeutende  Massen  von  Fußtruppen;  das  Heer  trug 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  noch  den  Charakter  des  Volksheeres.  Auch 
die  eidliche  Verpflichtung,  welche  namentlich  unter  Heinrich  IV.  den 
einzelnen  Kriegern  auferlegt  wurde,  entsprach  uralter  germanischer  Sitte*. 

Seit  Heinrich  V.  hatte  der  König  das  Aufgebotsrecht  nur  noch  unter 
Mitwirkung  des  Reichstages,  mit  dessen  Zustimmung  die  Starke  des  Heeres, 
die  Verteilung  der  Kontingente,  Ort  und  Zeit  des  Zusammentrittes  fest- 
gestellt wurde'.     Das  Heer  bestand  nur  noch  aus  Reitern,  es  trug  den 

"  Vgl.  Eichhorn  3,  312  f.  Ficker,  Zur  Geschichte  des  Kurvereins  zu  Rense^ 
Wien.  SB.  11,  1853.  Über  das  Bopparder  Bündnis  von  1399  vgl  Reichstagsakten 
8,  Nr.  .41.  Über  den  vielfach  unverdient  aufgebauschten  Binger  Kurverein  von 
1424  ebd.  8,  Nr.  294  f.  Lindker,  Mitt.  d.  öst.  Inst.  13,  894  ff.  Heüer,  Zeitschr. 
f.  Gesch.-W,  8,  207  ff. 

•  Nur  nicht  mehr,  wie  früher  (S.  153  f.),  nach  Vermögenskategorien. 

•  Vgl.  S.  37.    Waitz  8,  99  f.    Eidliche  Verpflichtung  der  in  Schlachtordnung 
aufgestellten  Holsteiner  in  Helmoldi  chronicon  Slavorum  1,  68. 

•  Vgl.  Wacker,  Reichstag  63.  66 f.     Weiland  116.     Sachs.  Lehnr.  79,  §  2: 
mit  ordelen.    Auf  4,  §  1  darf  man  sich  nicht  beziehen,  da  hier  nicht  von  dem  Auf- 
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Charakter  einer  Feadalmiliz,  nur  in  Ost-  und  Mittel&iesland  erhielt  sich 
das  alte  Volksheer  auf  Grund  des  allgemeinen  Heerbannes  im  wesentlichen 
unverändert  bis  zum  14.  Jahrhunderte 

Im  15.  Jahrhundert  drang  das  Söldnerwesen  in  das  Heer  ein^ 
Neben  den  Reitern  gelangten  die  Landsknechte  zu  einer  hervorragenden 
Bedeutung.  Die  der  folgenden  Periode  angehörige  Umbildung  der  Heer- 
verfassung  bereitete  sich  vor. 

Das  Aufgebot  erging  nur  an  die  Reichsministerialen  und  Reichs- 
lehnsmannen persönlich.  Für  beide  Klassen  beruhte  die  Heerfolge  auf 
ihrer  persönlichen  Dienstpflicht.  Im  übrigen  wurden  nur  die  Fürsten 
aufgeboten;  die  ihnen  vorgeschriebenen  Kontingente  zu  stellen  war  ihre 
Sache ^.  Die  Verpflichtung  der  Fürsten  war  eine  staatsrechtliche,  sie  be- 
ruhte weder  auf  dem  Lehnsbande,  noch  dem  eidlichen  Versprechen,  das 
während  des  12.  Jahrhunderts  (später  seltener),  sobald  der  Reichstag  die 
Heerfahrt  beschlossen  hatte,  den  einzelnen  Kontingentherren  abgenommen 
zu  werden  pflegtet  Die  Verpflichtung  der  Fürsten  beruhte  auf  ihrer 
Stellung  als  Grafen.  Hatten  die  Grafen  Mher  nur  die  Aufgabe  gehabt, 
die  Wehrpflichtigen  der  Grafschaft,  soweit  dieselben  nicht  unter  Senioren 
standen,  aufzubieten,  so  hatte  das  karolingische  Stellvertretungssystem 
(S.  154)  allmählich  dahin  geführt,  daß  die  freien  Bauern  dem  Grafen 
eine  Beisteuer  zahlten,  wofür  er  es  übernahm,  die  militärische  Vertretung 
zn  beschaffen.  Je  mehr  das  Volksheer  dem  Ritterheere  wich,  desto  größer 
wurde  die  Zahl  der  grafenschatzpflichtigen  Freien,  welche  gegen  eine  feste 
Abgabe  an  den  Grafen  von  jeder  Teilnahme  an  der  Reichsheerfahrt 
entbunden  waren  ®.  Andererseits  haben  sich  solche  Freie,  denen  ihre  Ver- 
hältnisse die  Ableistung  des  vom  Könige  verlangten  Rossedienstes  aus 
eigenen  Mitteln  gestatteten,  durchaus  grafenschatzfrei  erhalten,  sie  galten 
daher  im  Gegensatze  zu  den  Pfleghaften  als  freie  Herren  und  wurden, 
da  die  Übung  des  Rossedienstes  sie  zu  Rittern  machte,  den  Edeln  bei- 
gezählt. Soweit  sie  nicht  als  große  Grundherren  Seniorenrechte  übten, 
nahmen  sie  in  alter  Weise  in  dem  Aufgebote  ihres  Grafen  oder  Reichs- 


gebote der  Fürsten,  sondern  ihrer  Mannen  die  Bede  ist,  vgl.  Anm.  16.  Üblich 
war  die  Zuziehung  der  Fürsten  zur  Beratung  einer  beabsichtigten  Reichsheerfahrt 
schon  im  10.  und  11.  Jahrhundert     Vgl.  Waitz  6*,  443.    8,  98. 

^  Die  althochdeutschen  Glossen  geben  ebensowohl  Belege  für  das  alte  Volks- 
heer wie  für  die  Feudalmiliz,  wenn  sie  falanx  mit  fendeo  multitudo  und  cuneus 
mit  folch  oder  keriganoxcaf  (Steinmbter  u.  Sibvebs  V  l^^*  ^t  ^^9*  "^^S),  dagegen 
aciem  mit  tcassi,  wassum  (ebd.  2,  592)  wiedergeben.  Ober  die  friesischen  Verhfllt- 
nisse  vgl.  Heck,  Altfries.  Gerichtsverfassung  247  f.  295  f. 

»  Vgl.  Scholz,  a.  a.  0.  47  f.  Der  ,,BitterBpiegel'<  (s.  §  42,  n.  44)  hält  es  Vers 
2221—2248  für  nötig,  die  Vorzüge  der  „Mannschaft"  vor  den  Söldnern  hervor- 
zuheben. 

*  Königliche  Aufgebotsschreiben  bei  Weilamd,  Oonst  1,  183.  170.  223.  273. 
276  ff.  311.  2,  446.     Altmamk  u.  Bernbeim'  170.  173. 

'  Es  war  charakteristisch,  daß  der  Eid  nicht  mehr  von  allen,  wie  noch  unter 
Heinrich  IV.,  sondern  nur  noch  von  den  Kontingentherren  verlangt  wurde. 

B  Vgl.  S.  445  f.     Maüber,  Fronhöfe  3,  395. 
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Vogtes  an  der  Heerfahrt  teil.  Durch  die  Vorteile^  welche  das  Lehnwesen 
bot,  mußten  diese  letzten  Reste  der  karolingischen  Heeresyerfassung  mehr 
und  mehr  verschwinden;  die  meisten  Edeln  zogen  es  vor,  sich  ihres  Allo- 
dialbesitzes  zu  entäußern  und  in  die  Reihen  der  mit  Lehen  bezahlten 
Soldritter  überzutreten.  Wie  bei  diesen  Edeln,  so  trug  auch  bei  den 
Städten  die  Wehrpflicht  noch  einen  staatsrechtlichen  Charakter,  nur  daß 
sie  als  Korporationen  aufgeboten  wurden  und  es  ihnen  anheimgegeben 
war,  die  ihnen  auferlegte  Mannschaft  herbeizuschaffen.  Die  Mannschaften 
der  Reichsstädte  standen  unter  den  Reichsvögten,  die  der  fürstlichen 
Städte  unter  ihrem  Fürsten. 

Über  das  Schicksal  der  ehemaligen  Senioren  sind  wir  wenig  unter- 
richtet. Die  große  Mehrzahl  derselben  muß  schon  in  der  karolingischen 
Zeit  in  Lehnsverhältnisse  getreten  sein;  wir  haben  sie  unter  den  Reichs* 
lehenbesitzern  und  den  Yassallen  der  Fürsten  zu  suchen.  Allein  ganz 
ausgegangen  sind  die  allodialen  Orundherren  nicht®.  Wir  wissen,  daß 
sie  unmittelbar  von  Reichs  wegen  aufgeboten  wurden  ^^,  also  mit  ihrem 
eigenen  Banner  im  Felde  erschienen.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß 
ihnen  ebenso  wie  den  Fürsten  und  Städten  ein  bestimmtes  Kontingent 
aufgegeben  wurde,  für  dessen  Beschaffung  sie  selbst  zu  sorgen  hatten. 

Daß  die  Heerfolgepfiicht  der  Fürsten  ebenso  wie  die  der  Senioren 
und  Städte  auf  staatsrechtlicher  Grundlage  beruhte,  ergiebt  sich  aus  der 
Behandlung  der  Dienstverweigerung.  Denn  während  der  Vassall,  der 
seinem  Herrn  den  Dienst  weigerte,  wegen  Felonie  mit  Entziehung  des 
Lehns  bestraft  wurde",  galt  der  Reichsfürst,  der  dem  Könige  die  Heer- 
folge versagte,  als  reus  maiestatis  und  verfiel  der  Acht  **.  Ob  der  König 
sich  im  einzelnen  Falle  eine  Ablösung  des  Dienstes  durch  Zahlung  einer 
Heersteuer  gefallen  lassen  wollte,  war  seinem  Ermessen  anheimgegeben, 
die  Fürsten  ihrerseits  hatten  kein  Recht  auf  die  Ablösung".  Anderer- 
seits konnte  der  König  jederzeit  Befreiungen  von  der  Heerfolge  erteilen. 
Einzelne  Reichsfürsten  besaßen  Privilegien,  kraft  deren  sie  ein-  far  alle- 
mal nur  an  bestimmten  Heerfahrten  teilzunehmen  brauchten  ^^   Die  An-t 


*  Vgl.  S.  481.  Die  friesischen  Häuptlinge  hielten  zum  Teil  noch  im 
16.  Jahrhundert  ihre  durch  keinen  Lehnsdienst  beeinflußte  Stellung  im  Heere  fest. 
Vgl.  V.  RiCHTHOFEN,  üntcrs.  2,  1040  E  1058  f. 

**  Vgl.  Spannagkl,  a.  a.  0.  18.  Weiland  186.  Maüreb,  Fronhöfe  3,  891. 
Auch  der  Schwabenspiegel  (Lehnr.  8)  kennt  Personen,  welche  keine  Lehen  vom 
Beiche  haben  und  doch  von  diesem  zur  Heerfahrt  entboten  werden. 

»»  Vgl.  S.  417.    Otto  Fris.  gesta  Frid.  2,  12.   H.  F.  24,  §  7.    Hombyer  506. 

^*  So  Erzbischof  Hartwich  von  Bremen  nach  Helmoldi  chron.  Slav.  1,  82» 
vielleicht  auch  Heinrich  der  Lowe  (vgl.  Weiland  175  flf.«  dagegen  Waitz  8,  146, 
GiESEBREOHT,  a.  a.  0.  5,  919,  Schafer,  Hist.  Zeitschr.  76,  885  ff.).  Über  die  wesent- 
lich stärkere  Heranziehung  der  geistlichen  Fürsten  zu  den  Rriegsleistungen  Ficixb, 
Wien.  SB.  1872,  S.  404  & 

>'  Vgl.  Scholz,  a.  a.  0.  41  f.  Dem  Könige  von  Böhmen  machte  Friedrieh  II. 
das  Zugestfindnis,  zwischen  Heerfolge  und  einer  bestimmten  Greldentschftdigung 
wählen  zu  dürfen. 

^*  Die  Marken  hatten  nur  nach  bestimmten  Richtungen  Heerfolge  zu  leisten, 
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gäbe  der  sog.  Constitatio  de  ezpeditione  Romana  und  der  Rechtsbücher, 
daß  zwischen  der  Zustellung  des  Aufgebotes  und  dem  Oestellungstermin 
eine  bestimmte  Frist  liegen  müsse,  entsprach  den  thatsächlichen  Verhält- 
nissen nicht 

Die  einzelnen  Eontingente  des  Beichsbeeres  trugen,  Yon  den  wenigen 
ritterlichen  AUodialbesitzern  und  den  Mannschaften  der  Städte  abgesehen, 
seit  dem  12.  Jahrhundert  wesentlich  den  Charakter  der  Feudalmiliz.  Dies 
zeigte  sich  schon  in  der  Festsetzung  der  einzelnen  Kontingente  nach 
Gleven  (Speeren,  Bitterpferden),  worunter  man  einen  Bitter  mit  Marsch- 
pferd und  Streitroß  und  zwei  bis  drei  leichtbewaffneten,  ebenfalls  berittenen 
Knechten  verstand  ^^  Jeder  Fürst  stellt«  die  ihm  objiegende  Mannschaft 
durch  Aufgebot  seiner  Yassallen  und  Ministerialen,  die  ihrerseits  wieder 
in  derselben  Weise  ihre  Mannen  aufzubieten  hatten^®.  Wieviel  Ritter- 
pferde von  jedem  verlangt  werden  konnten,  richtete  sich  nach  Lehnsver- 
trag oder  Herkommen.  Die  einschildigen  Bitter  (S.  397)  stellten  nur 
eins,  wobei  das  spätere  Mittelalter  je  nach  der  Oröße  des  den  Herrn  be- 
gleitenden Gefolges  zwischen  „Bittem"  und  „Knappen"  unterschied  (S.  442  n.). 
Wer  nicht  die  genügende  Anzahl  von  Mannen  in  seinem  Dienste  hatte, 
mußte  Soldritter  werben,  um  seiner  Pflicht  zu  genügen.  Wenn  ein  Lehns- 
mann mehrere  Herren  hatte,  so  brauchte  er  nur  dem,  der  ihn  zuerst 
aufgeboten  hatte,  zu  folgen,  indem  er  dem  anderen  zur  Entschädigung 
eine  Heersteuer  {hostenditium,  adohä)  zahlte  ^^  Dieselbe  Art  der  Ablösung 
stand  ihm  zu,  wenn  er  aus  anderen  Gründen  verhindert  war,  seine  Pflicht 
persönlich  zu  erfüllen  ^^.  Wer  ohne  Grund  den  Lehnsdienst  versäumte, 
verwirkte  sein  Lehn.  Nach  den  Bechtsbüchem  beanspruchten  die  Mannen, 
nur  innerhalb  der  Beichsgrenzen  oder  bei  der  Bomfahrt,  d.  h.  einer  Heer- 


da  ihre  eigentliche  Aufgabe  der  Grenzschutz  war.  Vgl.  Sftche.  Lehnr.  4,  §  1.  Auct 
Vet  1,  10.  Daraus  erklärt  sich  das  gleiche  Privileg  für  die  zum  Herzogtum  Öster- 
reich erhobene  bairische  Ostmark.  Vgl.  Privil.  minus  v.  1156  c.  7.  Berchtold, 
Landeshoheit  Österreichs  121  f.  Volle  Befreiung  bestand  für  die  Reichsabteien 
Werden,  Tegemsee  und  Niederaltaich,  spftter  auch  f&r  Benediktbeuem  und  Otto- 
beuem;  fQr  St  Maximin  und  Stablo  hatten  die  mit  Elostergütem  belehnten  Stifts- 
yögte  den  Dienst  zu  leisten.  Auch  Stj&dte  wurden  nicht  selten  gegen  eine  Heer- 
steuer von  der  Heerfolgepflicht  befreit,  so  daß  sie  nur  landwehrpflichtig  blieben. 

"  Vgl.  Baltzee,  a.  a.  0.  78  0;     Schiller  u.  Lübben,  Mnd.  WB.  2,  119  f. 

^^  Das  Aufgebot  der  Lehnsmannen  mußte  nach  Rücksprache  mit  den  Mannen 
im  Lehnshof  (senienüaliterj  mit  ordelen)  verkündigt  werden.  Vgl.  Anm.  S.  Auct. 
Vet  1,  §  9.    Sachs.  Lehnr.  4,  §  1.  79,  §  2. 

"  Sie  bestand  in  einem  bestimmten  Teile  der  Lehnsertrftge  eines  Jahres. 
Vgl.  Sachs.  Lehnr.  46,  §  2.    H.  F.  40,  §  2.    Homster  381. 

'^  Ein  Recht  darauf  hatten  belehnte  Frauen  (Sachs.  Lehnr.  84,  Schwftb.  Lehnr. 
63X  Geistliche,  die  nicht  Fürsten  waren  (Schwftb.  Lehnr.  68),  und  alle  zur  Rom- 
fahrt Entbotenen  (Sachs.  Lehnr.  4,  3).  In  anderen  Fällen  kam  es  auf  die  besondere 
Sachlage  an.  Der  Herr  seinerseits  hatte  ein  Recht  auf  Heersteuer  nur,  wenn  der 
zur  Heerfahrt  aufgebotene  Mann  nicht  Folge  leistete.  Ein  Wahlrecht  zwischen 
Heeriblge«  und  Heerstener  stand  dem  Herrn  an  sich  nur  gegenüber  seinen  Dienst- 
mannen, nicht  gegen  die  freien  Vassalien,  zu.    VgL  Baltzeb  48  f. 
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fahrt  „über  den  Berg**  nach  Italien,  verwendet  zu  werden^*,  jedenfalls 
wohl  ein  Ansprach,  dem  jede  reale  Grundlage  fehlte. 

Jeder  Vassall  hatte  sich  mit  seiner  Ausrüstung  und  für  die  ersten 
sechs  Wochen  mit  dem  nötigen  Proviant  zu  versehen.  Weiterhin  lag  die 
Unterhaltspflicht  den  Kontingentherren  ob.  Das  Futter  (fodrum)  wurde 
in  der  Kegel  im  Wege  der  Requisition  beschafft;  in  Italien  bestanden 
besondere  Futtermärkte.  Die  das  Heer  mit  einem  Ungeheuern  Troß  be- 
lastende Mitschleppung  des  Proviants  hörte  seit  Heinrich  IV.  auf.  Seit- 
dem wurden  Requisitionen  eingeführt;  in  den  rheinischen  Gegenden 
richtete  man  Proviantmärkte  ein.  Die  vom  Kriegsdienste  befreiten  Kirchen 
und  Klöster  waren  zu  Naturallieferungen  an  das  Heer  verpflichtet.  Wasser, 
Oras  (Heu)  und  Holz  mußten  dem  durchziehenden  Heere  unentgeltlich  zur 
Verfügung  gestellt  werden  *^  Einquartierungen  kamen  selten  vor,  die 
Unterbringung  der  Truppen  in  Lagern  bildete  die  Regel.  Seit  dem 
13.  Jahrhundert  wurde  es  üblich,  den  Fürsten  von  Reichs  wegen  eine 
Geldbeihilfe  zu  gewähren.  Auch  Geldunterstützungen  an  die  Vassalien 
und  Ministerialen  wurden  zu  einem  feststehenden  Gebrauche. 

Die  Ordnung  des  Heeres  nach  Stämmen  wurde  beibehalten.  Solange 
die  Stammesherzogtümer  bestanden,  hatte  jeder  Herzog  die  Führung  über 
sämtliche  Truppen  seines  Stammes.  Später  zerfiel  das  Heer  in  die  ein« 
zelnen  Kontingente,  deren  Herren  ein  eigenes,  von  dem  Reichsbanner 
verschiedenes  Banner  führten.  Ob  die  unter  den  Reichsvögten  stehenden 
Reichsdienstmannen,  Reichslehenbesitzer  und  reichsstädtischen  Kontingente 
noch  einem  Oberkommando  (etwa  des  Pfalzgrafen)  unterstanden,  läßt  sich 
nicht  ermitteln.  Der  Reichsmarschall  war  Quartiermeister  und  hatte  die 
Aufsicht  über  den  inneren  Dienst  des  Heeres. 

Die  Führung  des  Heeres  war  Sache  des  Königs  oder  des  von  diesem 
ernannten  Anführers.  Grenzkriege  wurden  in  der  Regel  unter  Führung 
eines  Markgrafen  oder  Herzogs  unternommen.  Über  das  versammelte 
Heer  hatte  der  König  freie  Verfügung,  er  konnte  es  nach  seinem  Er- 
messen bei  den  Fahnen  behalten  oder  entlassen'^;  er  war  in  den  ersten 
Jahrhunderten  selbst  berechtigt,  es  auch  gegen  einen  andern  Feind,  als 
gegen  den  es  ursprünglich  mit  Rat  der  Fürsten  bestimmt  worden  war, 
zu  führen,  doch  hörte  diese  Befugnis  selbstverständlich  auf,  seit  der  Reichs- 
tag das  Zustimmungsrecht  in  betreff  der  Reichsheerfahrt  erlangt  hatte**. 

Zur  unmittelbaren  Landesverteidigung,  auf  erhobenes  Landgeschrei, 
mußte  auch  fernerhin  jeder,  der  eine  Waffe  zu  fuhren  vermochte,  mit- 
wirken*'.   Die  Befreiung  von  der  Heerfahrt  bedeutete  keine  Befreiung 

«  Vgl.  HoMEYEE  379  f.  »0  Vgl.  Maurer,  Fronhöfe  3,  399  f. 

'*  Vgl.  Windeckes  Leben  SigmundB  c.  139.  Die  beBchränkenden  AusaprQche 
der  RechtsbQcher,  wonach  die  Mannen  überhaupt  nur  sechs  Wochen  zu  dienen 
brauchten  (vgl.  Homeyer  379),  können  nur  den  Sinn  gehabt  haben,  daß  über  diese 
Zeit  hinaus  besondere  Belohnungen  für  den  fortgesetzten  Dienst  erwartet  wurden. 

"  Vgl.  Waitz  8,  106  f.    Scholz,  a,  a.  0.  40. 

"  Vgl.  Waitz  8,  108  ff.  Lamprecht  1,  1292  f.  Ssp.  IL  71,  §§  3.  4,  Schwsp. 
Jjaßb.  253. 
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von  dieser  allgemeiiien  Unterthanenpflicht,  die  auf  das  engste  mit  der 
Pflicht  der  Gerichtsfolge  zusammenhing,  doch  lag  es  in  der  Natur  der 
Sache,  daß  die  Landfolge  nur  innerhalb  bestimmter  örtlicher  Grenzen 
und  nur  auf  beschrankte  Zeit  gefordert  werden  konnte.  Eine  festere 
Organisation  hat  die  Landfolge  oder  Landwehr  nur  in  der  schweizerischen 
Eidgenossenschaft  und  in  Ditmarschen  erhalten^. 

Für  das  Befestigungswesen  wurde  seit  Heinrich  I.  in  größerem  Maße 
Sorge  getragen,  die  Befestigung  größerer  Wohnplätze  überhaupt  erst  von 
diesem  eingeführt  ^^  Das  Recht,  von  Reichs  wegen  Burgen  anzulegen, 
stand  dem  König  ursprünglich  im  ganzen  Reiche,  später  nur  noch  auf 
Reichsboden  und  in  den  geistlichen  Fürstentümern,  seit  der  Confoederatio 
cum  princ.  ecc].  von  1220  aber  nur  noch  auf  Reichsboden  zu.  Die 
Verpflichtung  zu  dem  sogenannten  Burgwerk,  d.  h.  den  Arbeiten  bei  Bau 
und  Unterhaltung  der  Burgen,  galt  als  eine  Unterthanenpflicht  der  Um- 
wohner, die  dafür  in  unruhigen  Zeiten  Schutz  innerhalb  der  Befestigung 
fanden;  das  Recht,  Burgwerk  zu  gebieten,  wurde  als  burgban  bezeichnet. 
Die  Kommandanten  waren  in  der  Regel  belehnte  Burggrafen.  Die  Burg- 
hut konnte  der  König  ursprünglich  wohl  in  derselben  Weise  wie  die 
Heerfahrt  gebieten.  Später  versahen  den  Besatzungsdienst  Burgmannen, 
gewöhnlich  aus  dem  Stande  der  Ministerialen,  die  gegen  Empfang,  eines 
Burglehns  zu  dieser  Art  von  Diensten  verpflichtet  waren.  Wurden  ganze 
Burgen  verliehen,  so  konnte  sich  der  Lehnsherr  das  Offnungsrecht,  d.  h. 
das  Benutzungsrecht  im  Kriegsfalle,  vorbehalten. 

Eine  entscheidende  Veränderung  im  Reichskriegswesen  wurde  durch 
die  Hussitenkriege  herbeigeführt.  Schon  vorher  hatte  der  Sieg  der  schwei- 
zerischen Volkswehr  über  den  Herzog  von  Osterreich  in  der  Schlacht  bei 
Sempach  (1886)  und  so  manches  andere  Ereignis  das  Vertrauen  auf  die 
Feudalmiliz  erschüttert  Neben  den  Lehnsmannen  zählte  das  Reichsheer 
seit  Friedrich  I.  zahlreiche  Soldritter,  namentlich  aber  um  Sold  geworbene 
Schützen  {soUariiy  brabancumes,  sarumdi,  servieniesy^,  deren  Wert  nach 
Erfindung  des  Feuerrohrs  doppelt  in  die  Augen  fiBillen  mußte.  Dazu 
kam,  daß  es  seit  dem  13.  Jahrhundert  immer  mehr  üblich  geworden  war, 
die  Abneigung  der  Fürsten  und  ihrer  Vassallen  gegen  alle  Reichskriege 
durch  Geldbeisteuern  von  Reichs  wegen  zu  bekämpfen. 

Es  war  daher  nur  ein  weiterer  Schritt  auf  dem  schon  eingeschlagenen 
Wege,  wenn  der  Nürnberger  Reichstag  von  1422  von  einem  Aufgebote 
zur  Reichsheerfahrt  in  dem  bisherigen  Sinne  Abstand  zu  nehmen  beschloß 
und  dafür  eine  direkte  Vermögenssteuer  (den  hundertsten  Pfennig)  aus- 
schrieb,  welche   zur  Aufstellung  eines   Söldnerheeres  verwendet   werden 


**  Vgl.    auch    die    öeterreichische    Landesaafgebotaordnang    von    1426,    bei 
V.  SoBwiMD  u.  DopsGH,  Ausgewfthlte  Urkunden  828, 

•*  Vgl.  Maubbb,  Fronhöfe  2,  151—192.    Fbbt,  Schicksale  des  königl.  Haus- 
gats  285  ff.    RoDEMBBRO,  Mitteil.  d.  osterr.  Inst  17,  161  ff.    Lampbbcht  1,  1305  ff. 

'•  Vgl.  Spanhaqel,  a.  a.  0.  71ff.     Du  Canoe,  Glossarium  s.  v.  brahancwnes, 
BervienSj  solidaia, 

R.  SohbOokb»  Deutsche  Bechtsgeeohlchta.    8.  Aufl.  33 
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sollte;  für  diejenigen  Seichsstande,  die  den  gemeinen  Pfennig  ablehnten 
(namentlich  die  Städte),  wurde  znm  erstenmal  eine  gesetzliche  Heeres- 
matrikel als  Grundlage  für  die  Bestimmung  ihres  Kontingents  aufge- 
stellt ^^  Was  1422  nur  teilweise  zur  Ausführung  kam,  hatte  einen  ziem- 
lich allgemeinen  Erfolg  auf  dem  Frankfurter  BeichstAge  ?on  1427  und 
dem  die  Beschlüsse  desselben  ausführenden  Nürnberger  Tage  von  1429*^ 
Auch  diesmal  wurde  ein  gemeiner  Pfennig  ausgeschrieben,  dessen  Ertrag 
zur  Beschaffung  eines  Beichssöldnerheeres  diente.  Von  dem  gewöhnlichen 
Aufgebote  wurde  abgesehen,  nur  die  Kurfürsten  wurden  verpflichtet,  eine 
bestimmte  Zahl  von  Schützen  und  in  Gemeinschaft  mit  anderen  Fürsten 
und  Reichsstädten  Kanonen  und  anderes  Kriegsmaterial  zu  stellen,  auch 
den  übrigen  Beichsständen  wurde  empfohlen,  nach  Möglichkeit  für  Feuer- 
gewehre und  Schützen  zu  sorgen.  Für  das  Beichssöldnerheer  wurde  eine 
Reihe  von  Artikeln  aufgestellt,  die  sich  teils  auf  das  Dienstverhältnis, 
teils  auf  die  innere  Disziplin  bezogen  ^^  Den  im  Felde  Befindlichen 
wurde  von  Beichs  wegen  vollster  Friede  in  ihrer  Heimat  zugesichert. 
Jeder  Mann  sollte  auf  eigene  Kosten  und  in  eigener  Verpflegung  leben, 
nur  ein  mäßiger  Bedarf  von  Heu  oder  Stroh  durfte  unentgeltlich  ge- 
nommen werden,  im  übrigen  sollten  Requisitionen  von  Futter  und  Pro- 
viant nur  in  Notfallen  und  nur  gegen  eine  von  den  Hauptleuten  festzu- 
setzende Entschädigung  gestattet  sein.  Immer  sollten  je  zehn  Gewappnete 
unter  einem  Hauptmanne,  je  100  wieder  unter  einem  höheren  Hauptmanne 
stehen,  und  so  fort  bis  zu  den  beiden  vom  Könige  ernannten  obersten 
Hauptleuten.  Die  Mannschaft  sollte  in  der  Weise  zusammengesetzt  sein, 
daß  immer  auf  drei  Gewappnete  (Bitter)  ein  gerüsteter  Schütze  kam. 
Jeder  vierte  oder  fünfte  Gewappnete  sollte  von  Adel  sein.  Die  Hauptleute 
waren  zugleich  als  Unternehmer  gedacht,  indem  jeder,  der  neun  Gewapp- 
nete (und  drei  Schützen)  mitbrachte,  der  geborene  Hauptmann  derselben 
war  und  für  sie  den  Gesamtsold  nebst  einem  Untemehmergewinn  ausge- 
zahlt erhielt.  Die  Soldverhältnisse  wurden  gesetzlich  geregelt  Das  Löse- 
geld für  die  Gefangenen  sollte  den  auf  eigene  Kosten  und  Verpflegung 
ausgezogenen  Söldnern  persönlich,  bei  den  von  ihrem  Herrn  ausgerüsteten 
und  unterhaltenen  Mannen  dagegen  dem  Herrn  zufallen. 

Die  Reichstagsbeschlüsse  von  1422  und  1427/29  hatten  zunächst  nur 
eine  vorübergehende  Bedeutung.  Eine  prinzipielle  Veränderung  der  Heeres- 
verfassung haben  sie  weder  bezweckt,  noch  auch  zunächst  zur  Folge 
gehabt,  sie  sind  aber  bereits  von  den  Reformideen  des  16.  Jahrhunderts 
erfüllt  und  waren  deshalb  schon  hier  zu  erwähnen. 


'^  Vgl.  Windeckes  Leben  Sigmunds  c  157.    Althann  u.  Bernheih'  174. 

"  Vgl.  Windecke  c.  223.  224.  227.  288.  252.  255.  Altmann  u.  Bbbnheim*  177. 
Jede  Person  geistlichen  Standes  sollte  5^/o  Vermögenssteuer  zahlen,  aUe  übrigen 
Klassen  eine  Kopfsteuer  (der  Graf  25  fl.,  der  Freie  15  fl.,  der  lütter  5  fl.,  der 
Edelknecht  8  fl.,  der  Jude  1  fl.,  der  über  15  Jahre  alte  Christ  1  böhmischen 
Groschen,  bei  einem  Vermögen  von  mehr  als  200  fl.  aber  Vs — 1  A-)- 

*•  Windecke  c.  228. 
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Vgl.  S.  184.  Waitz  8,  216—414.  y.  Inama-Stebhbgo,  Wirtsch.-Gesch.  2,  829  ff. 
890 ff.  EiCHHOBN,  St-  u.  RG.  2,  401  ff.  Scholz,  Hoheitsrechte  (S.  456)  52-127. 
Blokdbl,  Fr^däric  II.,  66  ff.  Walteb,  EG.  §§  269—272.  Gibbxb,  GenoasenBchafts- 
recht  2,  569  ff.    Tbiefel,  Interregnum  87. 

Die  der  fränkischen  Periode  noch  anhaftende  Unfähigkeit  der  Unter- 
scheidung zwischen  dem  StaatsTermögen  und  dem  Pri?atgute  des  Staats- 
oberhauptes herrschte  zwar  auch  im  Mittelalter  noch  vor,  nach  manchen 
Richtungen  hin  sah  man  sich  aber  infolge  der  veränderten  Verfassung 
des  Reiches  und  seiner  Teile  bereits  zu  Unterscheidungen  veranlaßt.  Vor 
allem  bei  dem  Übergange  des  Reiches  auf  ein  neues  Königshaus  erkannte 
man  die  Notwendigkeit,  die  Hausgüter  des  letzten  Königs  von  dem,  was 
er  an  Reichsgütem  und  sonstigen  Einnahmequellen  des  Reiches  besessen 
hatte,  zu  trennend  Verfügungen  des  Königs  über  Reichsgut  erfolgten 
nach  einem  von  den  Königen  wiederholt  beobachteten  Brauche  meistens 
unter  der  Zustimmung  des  Reichstages  oder  der  Kurfürsten*,  während 
ihm  Verfügungen  über  sein  Hausgut  freistanden,  soweit  dieselben  nicht 
der  Mitwirkung  der  Erben  oder  der  Genehmigung  der  Landstände  unter- 
lagen. Durchaus  entsprechend  unterschied  man  bei  den  weltlichen  Für- 
sten ihren  Reichslehenbesitz  von  den  allodialen  Gütern  und  den  nicht 
vom  Reiche  herrührenden  Lehen. 

Anders  bei  den  geistlichen  Fürstentümern.  In  Anknüpfung  an  die 
fränkische  Eigenkirche  betrachtiete  die  kaiserliche  Partei  schlechthin  die 
Besitzungen  aller  Reichskirchen  als  Eigentum  des  Reiches,  aber  in  der 
praktischen  Durchführung  machte  sich  zwischen  Bistümern,  Reichsabteien 
und  dem  niederen  Reichskirchengute  ein  wesentlicher  Unterschied  geltend '. 
Über  die  bischöflichen  Kirchen  hatte  der  König  keine  Verfügung*,  wäh- 
rend er  Klöster  und  Propsteien  wie  unmittelbares  Reichsgut  veräußern, 
verpfänden,  verleihen  und  sich  die  bedeutendsten  Eingriffe  in  ihr  Ver- 
mögen erlauben,  namentlich  ihre  Güter  zur  Förderung  des  Reichskriegs- 


^  Vgl.  Anm.  65.  Waitz  8,  289  ff.  244.  254.  Reichflurteil  Lothars  III.  von 
1125  (Annal.  S.  Disib.  MG.  Scr.  17,  28)  über  die  Frage,  wem  die  eingezogenen 
Güter  der  Reichsächter  oder  die  gegen  Keichagüter  eingetauschten  Besitzungen 
gehörten:  potius  regiminis  subiacere  diüanty  quam  regia  proprietati.  Vgl.  Dipl. 
Friedrichs  II.  v.  1235  (§  40,  n.  25).  Die  Privaterben  des  Königs  hatten  die  Ver- 
pflichtung, außer  den  Keichsinsignien  (S.  466)  auch  die  Reichsarchivalien  auszu- 
liefern.    Vgl.  Seeliger,  Mitt.  d.  öst.  Inst.  11,  441. 

*  Vgl.  S.  507.  Waitz  8,  243.  Franklin,  Sententiae  curiae  regiae  Nr.  48. 
Lamprecht,  FDG.  21,  11  ff.  Die  Notwendigkeit  der  kurfürstlichen  Zustimmung 
stand  seit  £nde  des  13.  Jahrhunderts  fest. 

■  Vgl.  S.  208  ff.  399.  437.  492  f.  Ficker,  Das  Eigentum  am  Reichskirchen- 
gute, Wien.  SB.  1872,  S.  55 ff.  381  ff.  WArrz  7,  189 ff.  8,  244 f.;  Abhandl.  576 ff. 
H.  Geffcken,  Die  Krone  u.  d.  niedere  deutsche  Kirchengut  unter  Friedrich  11., 
Leipz.  Diss.  1890. 

*  Vgl.  Franklin,  a.  a.  0.  Nr.  58  f.    Waitz  7,  199  f.    Ficker,  a.  a.  0.  105. 
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dienstes  an  Laien  zu  Lehen  geben  konntet  Erst  unter  Friedrich  IL  kam 
aas  lehnrechtlichen  Gesichtspunkten  auch  hinsichtlich  der  Reiohsabteien 
der  Satz  zur  Geltung:  quod  nan  liceat  ulli  sticcessorum  nostrorum,  Borna' 
norum  regi  seu  inperatori,  principatum  aliquem  —  ah  inperio  aliquo  modo 
alienare,  sed  omnes  inperii  principatus  in  suo  iure  et  honore  älesos  ob^ 
servare^.  Seit  dem  Wormser  Konkordate  von  1122  unterschied  man  bei 
den  geistlichen  Fürstentümern  die  Kirche  samt  den  dazu  gehörigen  Spiri- 
tualien  von  den  ihr  zustehenden  weltlichen  Gütern  und  Rechten.  Während 
die  Übertragung  der  ersteren  zu  einem  kirchlichen  Intemum  wurde  ^, 
nahm  die  dem  Reiche  Torbehaltene  Investitur  mit  den  weltlichen  Gütern 
mehr  und  mehr  einen  lehnrechtlichen  Charakter  an.  Das  Recht  des 
Reiches  wurde  zu  einem  lehnsherrlichen  Obereigentum,  wobei  aber  daran 
festgehalten  wurde,  daß  schlechthin  aller  weltliche  Besitz  der  Kirchen, 
auch  wenn  er  nicht  vom  Reiche  herrührte,  als  reichslehnbar  zu  gelten 
habe®.    Vor  empfangener  Investitur  hatte  der  Erwählte  sich  jeder  Ver- 


»  Vgl.  Waitz  6»,  104.  106.  7,  189  ff.  8,  245.  Pickeb  88  f.  411  ff.  Seit  dem 
12.  Jh.  begegnen  derartige  Eingriffe  nicht  mehr,  dagegen  wurden  die  Äbte  in  zahl- 
reichen Fällen  genötigt,  auf  Befehl  des  Königs  ELirchengat  zu  Lehen  zu  geben, 
namentlich  auch  an  Laienförsten  oder  an  den  König  selbst.    Vgl.  Ficksr  414  f. 

•  Reichsurteil  von  1216  (Weiland,  Const.  2,  71).  Vgl.  Franklin  Nr.  60.  61. 
FicKEB  89  f.  Über  gewisse  Beschränkungen  des  älteren  Rechts  Waitz  7,  192  f. 
Scholz  68  ff. 

'  Dies  bezog  sich  jeden&lls  auch  auf  den  Kirchenzehnten  (§  28,  n.  48), 
den  schon  Karl  d.  Gr.  für  eine  allgemeine  Pflicht  erklärt  hatte  (Sjn.  Francof.  v. 
794,  c.  25.  Capit  de  part.  Sax.  c.  17.  Borbthts  1,  76.  69),  aber  ohne  damit  yoU- 
ständig  durchzudringen.  In  unserer  Periode  haben  die  Bischöfe  den  Zehnten 
überall  durchgesetzt,  auch  wo  er  bisher  nicht  anerkannt  oder  durch  eine  feste  Ab- 
gabe ersetzt  gewesen  war.  Nur  die  neubekehrten  Wenden  waren  nicht  daf&r  zu 
gewinnen.  Um  so  größer  war  das  Interesse  der  Kirche  an  der  deutschen  Koloni- 
sation, da  die  Kolonisten  sofort  zehntpflichtig  waren.  Überhaupt  spielte  der  von 
allem  neu  in  Anbau  genommen  Bn  Lande  zu  entrichtende  Rott-  oder  Neubruchzehnt 
eine  hervorragende  Rolle;  die  Bischöfe  wußten  denselben,  während  sie  den  gemeinen 
Zehnten  den  Taufkirchen  überließen,  seit  Ende  des  11.  Jhs.  fiir  sich  oder  die  von 
ihnen  damit  dotierten  Stifter  oder  Klöster  zu  behaupten.  Die  königlichen  Ein- 
nahmen  blieben  zehntfrei,  soweit  sie  nicht  durch  besonderes  Privileg  zehntpflichtig 
gemacht  wurden.  Die  zwischen  den  Bischöfen  und  Klöstern  entstandenen  Streitig- 
keiten um  den  Zehnten  wurden  teils  durch  Richterspruch,  teils  durch  gütliche  Ver- 
mittelung  der  Könige  in  der  verschiedensten  Weise  beglichen,  vielfach  in  der  Art, 
daß  die  Klöster  neben  der  Zehntfreiheit  ihrer  eigenen  Hofgüter  den  Zehnten  von 
den  Herrenhöfen  (Salxehnf)  erhielten.  Der  auf  den  karolingischen  Kirchenlehen 
lastende  zweite  Zehnt  (S.  161)  war  in  Abgang  gekommen.  Häufig  fanden  Ver- 
leihungen, Verpfändungen,  selbst  Veräußerungen  von  Kirchenzehnten  an  Laien 
seitens  der  Bischöfe  und  Klöster  statt;  außerdem  wurde  während  des  10.  und 
11.  Jhs.  seitens  der  Grundherren  der  Novalzehnt  in  den  Kolonisationsgebieten  für 
ihre  Kolonialkirchen  und  damit  indirekt  für  die  Grundherren  als  Eigentümer  der- 
selben in  Anspruch  genommen.  Der  von  Päpsten  und  Konzilien  gegen-  die  Laien- 
zehnten erhobene  Kampf  hatte  nur  einen  beschränkten  Erfolg  und  vermochte 
namentlich  die  verliehenen  Zehntrechte  nicht  zu  beeinträchtigen.  Vgl.  Waitz 
8,  347  ff.     Lauprecht,  Wirtschaftsleben  1,  113  ff.  608  ff. 

^  Vgl.  FiCEEB,  a.  a.  0.  139.     Scholz  84. 
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fagung,  selbst  der  Erteilung  yon  LetiDsemeaeningen,  zu  enthalten^.  Aber 
auch  nach  der  Investitur  bedurfte  er  zu  jeder  Veräußerung,  Verpfandung 
oder  Lehnserriohtung,  sowie  zur  Eingehung  von  Schulden,  die  auch  den 
Nachfolger  binden  sollten,  der  Genehmigung  des  Königs ^^.  In  Fällen 
der  Felonie  trat  bei  den  geistlichen  Fürsten  statt  der  Privation,  die  den 
weltlichen  Lehnsmann  und  seine  Descendenten  traf,  die  Begaliensperre 
ein,  die  den  ganzen  weltlichen  Besitz  der  Kirche,  ohne  Unterschied  der 
Erwerbstitel,  bis  zur  Begnadigung  des  Schuldigen  oder  bis  zur  Investitur 
seines  Nachfolgers  in  die  Hand  des  Königs  brachte  ^^. 

Diese  Verhältnisse  blieben  während  des  ganzen  Mittelalters  dieselben, 
nur  in  den  finanziellen  Leistungen  der  Beichskirchen  ließ  Friedrich  11. 
durch  Beseitigung  des  Spolien-  und  Beschränkung  des  Begalienrecbts  auf 
die  eigentlichen  Hoheitsrechte  eine  Herabminderung  eintreten  (S.  414  f.). 
Das  dem  Könige  ursprünglich  an  allen  Orten  des  Reiches,  wo  er  gerade 
Hof  hielt,  für  die  Dauer  seines  Aufenthaltes  zustehende  Becht,  die  ver- 
liehenen Hoheitsrechte  (Gericht,  Münze,  Zoll,  Geleitsrecht  u.  dgl.)  auf 
eigene  Rechnung  in  Verwaltung  zu  nehmen,  wurde  von  Friedrich  II.  auf 
die  eigentlichen  Reichstage,  und  zwar  für  die  Dauer  derselben  und  je 
eine  Woche  vor  Beginn  und  nach  dem  Schlüsse,  beschränkt". 


»  Vgl.  S.  495  f.  FiCKER  134.  Ssp.  III.  59,  §  1.  Otto  Fria.  gest.  Frid.  2,  28. 
Fkakklih  Nr.  110. 

^^.  Vgl.  FiCKER,  a.  a.  0.  137  ff.  Hauck,  Kirchengeschichte  3,  58.  Fsankun, 
a.a.O.  Nr.  98— 108.  111—113.  115.  116.  120.  Besonders  bemerkenswert  eine  Ent- 
scheidung Albrechts  I.  von  1300  (FDG.  12,  456.  Fickeb  188),  weil  sie  ausdrück- 
lich die  bona  aüodialta  miteinschließt.  Da  der  König  an  den  in  seinem  Schutze 
befindlichen  Cisterzienser-  und  Prämonstratenserklöstem  derartige  Rechte  nicht 
besaß,  so  können  diese  Rechte  ihren  Ausgang  nicht  von  der  Schirm  vogtei  des 
Königs  genommen  haben.    Vgl.  Fiokeb  144. 

"  Vgl.  FiCKER  390  ff.    Scholz  77  ff. 

"  Thatsächlich  hatte  es  sich,  da  der  König  an  den  weltlichen  Höfen  nie 
l&ngeren  Aufenthalt  zu  nehmen  pflegte,  immer  nur  um  die  bischöflichen  Städte 
und  unmittelbaren  Reichsstädte  gehandelt  Vgl.  Ssp.  III.  60,  §  2  (Schwsp.  L.  133): 
In  sveUce  stat  (des  rikes)  de  koning  kumt  hinnen  deme  rike,  dar  is  ime  ledich  monie 
unde  toln;  unde  m  svelke  lant  he  kumt,  dar  is  ime  ledich  dat  geriehte,  dat  he  tcol 
richten  mut  alle  die  klage,  die  vor  geriehte  nicht  he^unt,  noch  nicht  gelent  ne  sin. 
Der  in  Klammem  stehende  spätere  Zusatz  sollte  wohl  die  ausschließliche  Beziehung 
auf  die  Reichsstädte  feststellen.  Über  die  Verpflichtung  der  nicht  bischöflichen 
Städte  vgl.  FiCKER,  a.  a.  0.  396.  Die  Confoederatio  c.  princ.  eccl.  v.  1220,  c.  10, 
bestimmte:  ne  quis  officialium  nostrorum  in  civitatibus  eorundem  prindpum  iuris- 
dietionem  aliquam  sive  in  theloneis  sive  in  monetis  seu  in  aliis  offidis  quibuscum- 
que  sibi  vendieet,  nisi  per  octo  dies  ante  euriam  nostram  ibidem  publice  indictam, 
et  per  octo  dies  post  eam  finitam;  nee  etiam  per  eosdem  dies  in  aliquo  excedere 
presumant  iurisdictionem  prineipis  et  eonsuetudines  civitatis,  quotienscumque  autem 
ad  aliquim  eivitatum  eorum  accesscrimus  sine  nomine  publice  curie,  nichil  in  ea 
iuris  haheanty  sed  princeps  et  dominus  eius  plena  in  ea  gaudeat  potestate.  Vgl. 
Bercrtold,  Entstehung  der  Landeshoheit  149  ff.  Weiland,  i.  d.  Hist.  Aufs,  für 
Waitz  273  f.  FiCKER  394  ff.  v.  Zallinoer,  Mitt.  d.  österr.  Inst.  10,  228  f.,  Note. 
Siehe  auch  Reichsurteil  von  1238  (Weilakd,  Const.  2,  285):  Obtentum,  quod  thelo- 
neum,  moneta,  officium  sculteti  et  iudieium  seculare  necnon  et  consimiiia,  que  prin- 
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Dazu  kam  die  Verpflichtung  der  Bischöfe,  den  König  nicht  nar  bei 
den  Reichstagen,  sondern  überhaupt,  wann  und  so  oft  er  bei  ihnen  Hof 
halten  wollte,  in  ihren  Städten  aufzunehmen  ^^  Dafür  waren  sie  dann, 
abgesehen  Ton  der  Verpflichtung  zu  gelegentlicher  Darbringung  von  Ehren- 
geschenken, Yon  den  den  Reichsabteien  obliegenden  Jahresabgaben  in  Geld 
oder  Naturalien  befreit.  Diese  Abgaben,  die  zuweilen  nur  dann  zu  ent- 
richten waren,  wenn  der  König  sich  gerade  im  Lande  oder  in  einem 
bestimmten  Orte  aufhielt,  waren  von  yerschiedener  Höhe,  je  nach  der 
Leistungsfähigkeit  der  Verpflichteten,  die  höchsten  bis  zum  Betrage  von 
100  Pfd.  Silbers".  Für  die  Erteilung  der  Investitur  hatten  die  geist- 
lichen Fürsten  ohne  Ausnahme  eine  hohe  Abgabe  zu  zahlen,  auch  mußten 
sie  sich  jederzeit  auf  Befehl  des  Königs  zur  HofTahrt  und  zu  Gesandt- 
schaftsreisen auf  ihre  Kosten  bereit  halten".  Alle  am  Hofe  lebenden 
Kleriker,  namentlich  auch  Reichskanzler  und  Protonotar,  waren  mit 
Pfründen  von  Reichskirchen  ausgestattet,  insbesondere  in  der  Weise,  daß 
der  König  aus  jedem  Domkapitel  ein  Mitglied  für  den  standigen  Dienst 
am  Hofe  in  Anspruch  zu  nehmen  und  zu  dem  Zwecke  von  vornherein 
gewisse  Pfründen  selbst  zu  vergeben  pflegte^®.  Endlich  hatte  der  König 
in  dringenden  Fällen  das  Recht,  sämtliche  Reichskirchen  mit  einer  außer- 
ordentlichen Reichssteuer  (Bede)  zu  belegen,  die  nach  Verhältnis  der 
Leistungsfähigkeit  auf  die  einzelnen  Kirchen  verteilt  wurde  ^^  Zieht  man 
zu  allen  diesen  Lasten  {servitium  regüY^  noch  in  Betracht,  daß  die  Reichs- 
kirchen teils  unmittelbar,  teils  mittelbar  (durch  Verleihungen  ihrer  Güter) 
ungleich  stärker  als  die  weltlichen  Gewalten  zu  den  Kriegsleistungen  heran- 
gezogen wurden,  so  kann  man  sich  der  Einsicht  nicht  verschließen,  daß 
die  Ungeheuern  Vergabungen  der  Könige  an  Bistümer  und  Klöster  im 
allgemeinen  nicht  sowohl  Freigebigkeiten,  als  vielmehr  eine  möglichst 
nutzbringende   Anlage   von  Reichsgütem  in   der  Hand  der   kirchlichen 


cipes  ecckaiastid  recipiunt  et  tenent  de  manu  imperiali  et  predecessarutn  noatrorum, 
sine  consensu  noatro  infeodari  non  possin  t,  eumque  quilibet  imperator  indicta  curia 
percipere  debet  integraliter  et  vacanitbus  eeclesiis  omnia  usque  ad  coneordem  elee^ 
cionem  habere,  danec  eleetus  ab  eo  regalia  recipiat  Das  Urteil  bezieht  sich  gleich- 
zeitig auf  das  Regalienrecht  während  des  Reichstags  {indicta  curia)  und  bei  Stahl- 
erledigung. Magdeburg  hatte  1216  Befreiung  von  dem  ersteren  erhalten.  Vgl. 
Bebchtold  151.  Über  die  erheblich  weitergehenden  Rechte  des  Königs  in  Italien 
vgl.  Otto  Frising.,  Gesta  Frid.  2,  13. 

"  Vgl.  Waitz  8,  228  ff.  FicKBR,  Entstehungszeit  des  Schwabenspiegels  (Wien. 
SB.  1874)  816  ff. 

"  Vgl.  FiCKEE,  Reichskirchengut  403.     Waitz  8,  378  ff. 

"^  Vgl.  S.  494  f.  FioKBB,  a.  a.  0.  403.  Über  eine  Investiturabgabe  an  die 
Hofkapelle  vgl.  Weiland  2,  448  (1245J. 

16  Ygi,  FicKER  404.  Seit  dem  12.  Jahrhundert  gelangte  das  Recht  der  ersten 
Bitte  zur  Ausbildung,  kraft  dessen  der  König  bei  jedem  Stift  oder  Kloster  ftbr  die 
erste  nach  seiner  Krönung  erledigte  PfrUnde  einen  verbindlichen  Personalvorschlag 
machen  konnte.    Vgl.  Hinschius,  KR.  2,  639  ff.     Altmakk  u.  Bbrnhexm'  124. 

"  Vgl.  Fickeb  403.  408.     Waitz  8,  400  f. 

"  Vgl.  FiCEEB  397  ff.     Waitz  8,  227. 
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Beamten  bezweckten,  naohdem  die  Verleihungen  an  Weltliche  wegen  der 
durch  das  Lehnserbrecht  herbeigeführten  Gefahr  dauernder  Entfremdung 
bedenklich  geworden  waren  ^^ 

Bei  dem  niederen  Beichskirchengute,  das  insbesondere  verschiedene 
Propsteien  und  zahlreiche  Pfarr-  und  Tauf  kirchen  umfaßte  ^^,  hat  sich  der 
Eigenkirchengedanke  zum  Teil  bis  tief  in  das  Mittelalter  erhalten,  im 
allgemeinen  war  aber  der  von  Alexander  III.  gegen  die  Eigenkirchen 
erhobene  Kampf  dem  Heiche  gegenüber  wenigstens  insofern  siegreich,  als 
das  Beichseigentum  seit  dem  13.  Jahrhundert  mehr  und  mehr  den  Cha- 
rakter eines  grundherrlichen  Patronatsrechtes  annahm  ^^ 

Sehr  viel  bedeutender  für  das  wirtschaftliche  Leben  des  Reiches  gegen- 
über der  vorigen  Periode  war  das  Münzwesen".  Zwar  hat  sich  der 
Übergang  von  der  Natural-  zur  Geldwirtschaft  selbst  in  den  Städten  erst 
im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts  vollzogen  ^^,  aber  während  in  der  frän- 
kischen Zeit  fast  nur  im  Westen  des  Bheins  geprägt  wurde  (sonst  nur 
noch  in  Begensburg,  Corvey,  vielleicht  auch  Eßiingen),  kennen  wir  Würz- 
burger Münzen  schon  von  Ludwig  dem  Kinde,  außerdem  haben  die  späteren 
Kaiser  aus  dem  sächsischen  Hause  und  die  Stammesherzoge  an  verschie- 
denen Orten  des  Beiches  Münzstätten  besessen;  das  11.  Jahrhundert  zeigt 
einen  starken  Nachlaß,  das  13.  Jahrhundert  dagegen  schon  eine  Furcht 
vor  der  Konkurrenz  zu  vieler  Prägeanstalten**.  Der  Ertrag  der  könig- 
lichen Münzen,  mit  Ausnahme  derjenigen  am  Hofe  und  in  den  Pfalzen, 
gehörte  wohl  allgemein  zu  den  Amtseinkünften  der  Grafen  ^^  wodurch  die 
seit  dem  11.  Jahrhundert  beginnenden   Münzverleihungen   an   weltliche 


"  Vgl.  FiCKER  897  ff.,  der  mit  Recht  bemerkt,  daß  die  Vergabungen  seit 
Friedrich  II.  fast  ganz  aufgehört  haben,  weil  die  geistlichen  Fürsten  mit  wachsen- 
dem Erfolge  bestrebt  waren,  ihre  Lage  den  Grundsätzen  des  Reichslehnrechts  an- 
zupassen und  so  ihre  volle  Gleichstellung  mit  den  weltlichen  Fürsten  herbeizuführen. 

'°  Vgl.  Geffcken,  a.  a.  0.  17  ff.    Fickeb,  Reichsfürstenstand  863  ff. 

'*  Vgl.  HiNSCHius  2,  621  ff.  628  ff.  Geppcken  4  ff.  Daneben  behielt  die  Bo-one 
vielfach  die  Vogtei,  von  der  §  49  zu  reden  sein  wird.  Das  Regalien-  und  Spolien- 
recht an  dem  niederen  Reichskirchengute  wurde  von  der  Krone  behauptet,  von 
Friedrich  II.  aber  1223  auf  den  Deutschorden  übertragen.    Vgl.  Geffcken  12  ff. 

"  Vjgl.  S.  184  ff.  V.  Inama-Steeneqo,  Wirtsch.-Gesch.  2,  392  ff;  Die  Gold- 
währung im  deutschen  Reiche  während  des  Mittelalters,  Zeitschr.  f  Soc-  u.  Wirtsch.- 
Gesch.  8,  1  ff.  Waitz  8,  317  ff.  Ehebbbg,  Über  das  ältere  deutsche  Münzwesen  und 
die  Hausgenossen,  1879.  Bebchtold,  Entwickelung  der  Landeshoheit  97  ff.  Eichhorn 
2«  405  ff.  Daj^nbnbbbo,  Die  deutschen  Münzen  der  sächs.  u.  fränk.  Kaiserzeit, 
2  Bde,  1876—94.  Mome,  ZGO.  2,  886  ff.  3,  309  ff.  6,  257  ff.  11,  385  ff.  18,  175  ff. 
Hanauer,  ^tudes  dconomiques  sur  l'Alsace,  1.  Les  monnaies,  1876.  Arnold,  Verf.- 
Gesch.  d.  deutsch.  Freistädte  2,  248  ff.  Luschin  v.  Ebenobeuth,  Das  Münzwesen  in 
Österreich  zur  Zeit  Rudolfs  I.  (Festschrift  zur  600jährigen  Gedenkfeier  der  Be- 
lehnung des  Hauses  Habsburg,  1882).  Lahfbecht,  Wirtschaftsleben  2,  851—480. 
Kbuse,  Kölnische  Geldgeschichte  bis  1386,  Westd.  Zeitschr.,  Erg.-Heft  4. 

^'  Vgl.  Abnold,  Gesch.  d.  Eigentums  i.  d.  deutschen  Städten  206  ff.  Röscher, 
Grundlagen  der  Nationalökonomie'  §  117,  n.  10. 

"  Vgl.  Anm.  28.  34.  Ssp.  II.  26,  §  4.  5. 

"  Vgl.  Waitz  7,  28  ff.  8,  823. 
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Große,  neben  den  vorher  allein  übliclien  an  kirohliche  Stifter,  Torbereitet 
wurden.  Die  Stammesherzoge  übten  das  Münzrecht  aus,  ohne  daß,  wie 
es  scheint^  eine  besondere  Verleihung  stattgefanden  hatte.  Yerleihongen 
an  Städte  kamen  erst  seit  dem  18.  Jahrhundert  vor.  Die  Münzver- 
leihungen  hatten  schon  im  10.  Jahrhundert  eine  viel  weitergehende  Be- 
deutung als  früher,  sie  übertrugen  nicht  bloß  das  nutzbare  Becht  des 
Schlagschatzes,  sondern  das  Becht  der  selbständigen  Prägung  mit  eigenem 
Stempel,  seit  dem  12.  Jahrhundert  sogar  nach  eigenem  Münzfuße,  wobei 
Ton  Beichs  wegen  nur  darauf  gehalten  wurde,  wenigstens  den  schlimmsten 
Auswüchsen  und  willkürlichem  Abweichen  vom  Hergebrachten  entgegen- 
zutreten ^^  Denn  die  Oberaufsicht  über  das  Münzwesen  war  dem  Beiche 
verblieben,  auch  daran  wurde  festgehalten,  daß  prinzipiell  nur  der  König 
das  Münzrecht  besitze,  jeder  andere  nur  auf  Orund  königlicher  Ver- 
leihung, und  daß  die  Münzen  an  den  Beichstagsort'On  während  der  Dauer 
des  Beichstages,  diejenigen  der  geistlichen  Fürsten  auch  während  der 
Sedisvakanz,  dem  königlichen  Begalienrecht  unterworfen  seien '^  Aber 
schon  Friedrich  IL  mußte  den  fürstlichen  Münzherren  das  Zugeständnis 
machen,  daß  innerhalb  ihrer  Territerien  keine  neuen  Zoll-  oder  Münz- 
stätten ohne  ihre  Einwilligung  errichtet  werden  dürften'®,  so  daß  der 
König  nur  noch  in  den  unmittelbaren  Beichslanden  freie  Hand  behielt. 
Andererseits  räumte  die  Goldene  Bulle  von  1366  (c.  10,  §§1.  3)  den 
Kurfürsten  das  von  einzelnen  Fürsten  schon  vorher  ausgeübte  Becht  ein, 
in  ihren  Ländern  nach  Belieben  Münzstätten  anzulegen. 

Der  Münzfuß  folgte  bis  zum  12.  Jahrhundert  im  wesentlichen  dem 
karolingischen  Systeme.  Man  prägte  im  allgemeinen  nur  Silbermünzen 
oder  versilberte  Kupfermünzen'^,  neben  ganzen  Denarien  oder  Pfennigen 
auch  halbe  {Halblinke,  Heller,  oboli)  und  viertel  {Vierlinge ,  Vierdunge, 
fertones).  In  alter  Weise  wurden  240  Pfennige  oder  20  Schillinge  zu 
12  Pfennigen  (in  Baiern  8  Seh.  zu  30  Pfg.)  auf  das  Pfund  (talentum, 
pondus)  gerechnet.  Im  späteren  Mittelalter  gewann  das  seit  dem  11.  Jahr- 
hundert aus  England  eingeführte  Zweidrittelpfund,  die  kölnische  Mark, 
mehr  und  mehr  die  Vorherrschaft '^    Dieselbe  wurde  in  160  Pfg.,  später 

**  Schwsp.  L.  192*  klagt,  daß  die  Könige  hier  ihre  Pflicht  yersftamten.  Erst 
ein  Keichflorteil  Eudolfs  I.  von  1283  (MG.  Leg.  2,  443.  FBAinu.iK,  Sent  curiae 
Nr.  189)  bestimmt,  daß  quüibet  princeps  imperii  eeclesiastteus  vel  seeularis,  ab  ipso 
imperio  monetam  tenens  in  feodum,  ipsam  maneiam  potius  debet  cudere  vel  mtdi 
faciet  secundum  ius  et  consuehtdinem,  quibus  ab  antiquis  temporibus  de  iure  haß' 
tenus  est  gavisus,  quam  iuxta  vohmtaiem  consortium  qfd  vtägariter  huessgenox  ap- 
pellantur.    Vgl.  Lorenz,  Deutsche  Greschichte  2,  2  S.  362  f. 

"  Vgl.  FRAKKLnr  Nr.  187—190.  192—194.  Ehebebg  27  f.  Ssp.  IL  26  §  4. 
SchwBp.  L.  192  ^  364.  Gonst  gener.  y.  1234,  c.  9  (Weilakd,  const.  2,  429).  Maimeer 
Landfriede  von  1235,  c.  11  (Weilakd  2,  244). 

*•  Conf.  c.  princ.  ecd.  von  1220  c.  2  (Weiland  2,  89).  Stat  in  fav.  principum 
von  1231/82  c.  17  (ebd.  2,  212.  419).  Reichsurteile  von  1220  und  1223  (ebd.  92. 
397).     Ssp.  IL  26,  §  4. 

"  Vgl.  Ssp.  praef.  rythm.  250  ff.    Schwsp.  L.  192*. 

*^  Die  kölnische  Mark  zu  233,85  gr.  oder  16  Loth  ist  bis  1857  die  Grund- 
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in  12  Schilling  zu  je  12  Pfg.  ausgeprägt.  Goldmünzen  prägte  man  in 
der  ersten  Hälfte  des  Mittelalters  fast  gar  nicht,  später  meistens  im  An- 
schlüsse an  den  fiorentinisohen  Ooldgulden'^  In  den  Münzverleihungen 
war  das  Beoht  der  Goldprägung  nicht  enthalten.  Dasselbe  blieb  ein  aus- 
schließliches Recht  des  Königs  und  konnte  nur  durch  ausdr&ckliche  Ver- 
leihung auf  andere  übertragen  werden '^  Die  Kurfürsten  erhielten  das 
Recht  der  Goldprägung  allgemein  durch  die  Goldene  Bulle  (c.  10,  §§  1.  8), 
nachdem  es  vorher  nur  dem  Könige  von  Böhmen  zugestanden  hatte. 

Die  Münzherren  übten  das  Recht  des  Münzbannes  aus''.  Derselbe 
äußerte  sich  in  territorialer  Beziehung  darin,  daß  der  Gebrauch  auswär- 
tigen Geldes  unbedingt  untersagt  und  die  Umwechselung  desselben  sowie 
der  Verkauf  ungeprägter  Edelmetalle  nur  an  der  Münze  gestattet  wurde '^ 
Die  Münzstätten  wurden  dadurch  zu  privilegierten  Wechselbanken,  die 
nicht  nur  den  Zufluß  neuen  Prägematerials  sicherstellten,  sondern  auch 
durch  den  bei  jedem  Wechselgeschäft  erhobenen  Schlagschatz  eine  be- 
deutende Einnahme  gewährten.  Für  die  im  Besitze  mehrerer  Münzstätten 
befindlichen  Münzherren  war  diese  Einnahme  vielfach  der  Grund,  selbst 
innerhalb  ihres  Landes  den  einzelnen  Münzen  einen  begrenzten  Bann- 
bezirk zu  überweisen.  Dem  gleichen  Interesse  diente  der  Münzverruf, 
durch  den  ältere  Münzen  außer  Kurs  gesetzt  und  die  Inhaber  derselben 
an  die  Wechselbank  verwiesen  wurden '^  War  dies  ursprünglich  nur  bei 
einem  Wechsel  in  der  Person  des  Münzherrn  üblich  gewesen'',  so  wurde 
der  Münzverruf  allmählich  zu  einer  fiskalischen  Erpressungsmaßregel,  die 
sich  in  einzelnen  Territorien  von  Jahr  zu  Jahr  wiederholte. 

Nur  durch  das  Überwiegen  des  Tauschhandels  war  eine  derartige 
Handhabung  des  Münzbannes  ohne  vollständigen  Ruin  des  Landes  möglich. 
Unerträglich  wurde  sie  mit  der  fortschreitenden  Entwickelung  der  Geld- 
wirtschaft, zunächst  in  den  Städten.  Das  Reich,  dessen  Münzen  dem 
landesherrlichen  Münzbanne  nicht  uaterlagen  und  daher  überall,  soweit 
nicht  spezielle  Privilegien  entgegenstanden,  freien  Umlauf  hatten,  hätte 
durch  massenhafte  Ausprägungen  dem  Übel  einigermaßen  abhelfen  können. 
Da  aber  von  dieser  Seite  aus  Mangel  an  Mitteln  wie  an  Interesse  und 


läge  des  dentschen  Münzsystems  gewesen.  Da  man  unter  „Mark"  ein  halbes  Pfand 
za  verstehen  pflegte,  so  gelangte  man  von  der  kölnischen  Mark  aas  zu  einem  um 
ein  Drittel  erhöhten  Pfunde  yon  etwa  468  gr.  Dem  köhuschen  Pfennig  entsprach 
der  englische  Sterling,  von  dem  ebenfalls  160  auf  die  Mark  gingen. 

*'  Vgl.  Ehebsbg,  a.  a.  0.  44  f.  Die  Wertrelation  von  Silber  zu  Gold  war 
1 : 8,  später  1 :  10.  Der  Sachsenspiegel  (LH.  45,  §  1)  erwähnt  Goldpfennige,  die  das 
Gewicht  von  3  Pfg.  Silbers  and  einen  Wert  von  30  Pfg.  Silbers  hatten.  In  einer 
UriLunde  von  1144  (Wirtemb.  Urk.-B.  2,  32,  Nr.  320)  wird  der  Wert  eines  Gold- 
pfennigs zu  12  Würzburger  Pfennigen  angegeben. 

"*  Vgl.  Eheberg,  a.  a.  0.  44  f. 

'"  Über  das  Folgende  vgl.  Ehebebo,  a.  a.  0.  51—77. 

»*  Vgl.  Prakkun,  a.  a.  0.  Nr.  181.  182.  184.  186.    Weiland,  Const.  2,  397.  416. 

«*  Vgl.  Ssp.  II.  26,  g  6.    Schwsp.  L.  192  >». 

••  Vgl.  Ssp.  II.  26,  §  1.    Schwsp.  L.  192*. 
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Terstandnis  nichts  geschah,  so  blieben  die  Städte  auf  die  Selbsthilfe  an- 
gewiesen ^^  Znweilen  gelang  es  ihnen,  den  Munzherm  durch  Bewilligung 
einer  regelmäßigen  Abgabe  zum  Verzicht  auf  den  Münzvemif  zu  be- 
wegen; in  dieser  Weise  ist  das  ,,Münzgeld<'  der  schlesisohen  und  das 
„üngeld"  (eine  Schanksteuer)  der  österreichischen  Städte  entstanden  ^^ 
Vielfach  setzten  die  Städte  auch  durch,  daß  ihnen  ein  Mitaufsichtsrecht 
über  die  Handhabung  des  Münzwesens  eingeräumt  wurde,  namentlich 
aber  gelang  es  seit  dem  13.  Jahrhundert  vielen  Städten,  teils  durch 
königliche  Verleihung,  teils  durch  Verkauf  oder  Verpfandung  der  Münz- 
herren,  selbst  in  Besitz  des  Münzrechtes  zu  kommen.  In  ihrem  eigenen 
Interesse  mußten  sie  darauf  halten,  nur  gutes  Geld  zu  prägen  und  diesem 
ein  möglichst  großes  Umlaufsgebiet  zu  sichern.  Dazu  dienten  die  Mnnz- 
yereine,  an  denen  neben  den  Städten  mehr  und  mehr  auch  Fürsten  teil- 
nahmen; sie  begründeten  einheitliche  Münzsysteme  unter  Vereinsaufsicht 
und  mit  gleichem  ümlaufsrecht  für  alle  Vereinsmünzen.  Die  städtischen 
Münzen  standen  infolgedessen  schon  im  14.  Jahrhundert  in  solchem  An- 
sehen, daß  die  königlichen  Münzpriviiegien  wiederholt  auf  sie  als  Muster 
verwiesen^*  und  die  landesherrlichen  Münzen  nicht  selten  durch  städtische 
aus  dem  Verkehre  gedrängt  wurden. 

Die  Zolleinrichtungen  waren  im  wesentlichen  dieselben  wie  in 
der  vorigen  Periode*®.  Die  Zollverleihungen  nahmen  beständig  zu, 
namentlich  waren  die  Zollstätten  vielfach  mit  den  Grafschaften  verbunden, 
so  daß  die  Fürsten  mehr  und  mehr  anfingen,  die  Zölle  als  ihre  eigene 
Angelegenheit  zu  betrachten  und  nach  Belieben  selbst  Zollerhöhungen 
eintreten  zu  lassen*^,  was  erst  durch  den  Mainzer  Landfrieden  von  1235 
c.  7  verboten  wurde.  Nur  daran  wurde  festgehalten,  daß  die  Errichtung 
neuer  Zollstätten  nicht  anders  als  dilrch  das  Reich  erfolgen  dürfe**. 
Aber  auch  dem  Beiche  wurden  in  dieser  Beziehung  seit  dem  13.  Jahr- 

"  Vgl.  Ehebebq,  a.  a.  0.  80  ff. 

^^  Zuweilen  haben  auch  solche  Städte,  die  selbst  im  Besitze  des  Münzrechts 
waren,  eine  feste  Steuer  statt  der  ihnen  bis  dahin  aus  dem  Münzverrufe  zuge- 
flossenen Einnahmen  eintreten  lassen. 

w  Vgl.  Ehebkrg,  a.  a.  0.  95  f. 

*^  Vgl.  S.  184.  188.  Waitz  8,  292  ff.  Scholz  94  ff.  Zöllner,  Das  Zollregal 
der  deutschen  Könige  bis  1235,  1889.  Bbaunholtz,  Das  deutsche  ßeichszollwesen 
z.  Z.  der  Hohenstaufen  u.  des  Interregnums,  Berl.  Diss.  1890.  Sickel,  Zum  ftltesten 
deutschen  Zollstrafrecht,  Zeitschr.  f.  d.  gea.  Strafr.-W.  7,  505  ff.  Sommeblad,  Die 
Eheinzölle  im  Mittelalter,  1894.  Beseler,  ZRG.  2,  882  ff.  Lampreoht,  Wirtschafts- 
leben 2,  271  ff.  Festgehalten  wurde  bei  der  Zollpflichtigkeit  an  der  Beschrankung 
auf  Kaufmannsgüter.    Vgl.  Weiland,  Const.  1,  180  (1149).: 

*^  Vgl.  Waftz  8,  305  f.  Dagegen  stand  dem  mit  einer  königlichen  Zollstätte 
Beliehenenj[nicht  das  Recht  zu,  ihren  Ertragswert  durch  Erteilung  von  Zollbefrei- 
ungen dauernd  zu  schmälern.  Vgl.  Reichsurteil  von  1810  bei  Franklin,  Bent. 
Nr.  17. 

"  Weiland,  Const.  1,  225.  2,  35.  243,  c.  7.  471.  489.  Franklin,  Sent  191 
(1290).  Der  königliche  Charakter  der  Zollstfttten  trat  auch  in  dem  mehrfiich  üb- 
lichen Wahrzeichen  des  Zollkreuzes  hervor.  Vgl.  Schröder,  Weichbild,  (i.  d.  Hist. 
Aufsätzen  z.  And.  an  Waitz)  309. 
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hundert  enge  Schranken  gezogen.  Daß  wohlerworbene  Rechte  Dritter 
durch  die  Errichtung  neuer  Zolle  nicht  beeinträchtigt  werden  durften, 
verstand  sich  von  selbst;  auf  Grund  dieses  Satzes  mußte  Friedrich  II. 
sich  infolge  eines  Reichsurteils  von  1220  dazu  yerstehen,  gewisse  dem 
Grafen  von  Geldern  in  seinem  eigenen  liande  verliehene  Rheinzolle  auf 
Beschwerde  der  benachbarten  Fürsten  wiederaufzuheben  ^'.  Den  geist- 
lichen Fürsten  machte  die  Confoederatio  cum  principibus  ecclesiasticis  von 
1220  das  Zugeständnis;  daß  in  ihren  Territorien  ohne  ihre  Genehmigung 
von  Seiten  des  Reiches  keine  neuen  Zölle  errichtet  werden  dürften,  was 
gegenüber  den  weltlichen  Fürsten  schon  vorher  gewohnheitsrechtlich  fest- 
gestanden haben  muß^^  Außerdem  versprach  der  König,  die  in  den 
Händen  der  Fürsten  befindlichen  Zölle  aufrecht  zu  erhalten  und  keine 
Beeinträchtigung  oder  Verringerung  derselben  zu  gestatten.  Damit  war 
das  bisherige  Recht  des  Königs,  nach  Belieben  Zollbefreiungen  zu  erteilen, 
den  fürstlichen  Zollstätten  gegenüber  aufgehoben,  während  die  Errichtung 
neuer  Zollstätten  für  das  Reich  fortan  auf  die  Reichsstädte  und  Kron- 
güter beschränkt  und  selbst  hier  ein  Einspruch  der  Nachbarn  zu  be- 
sorgen war.  Endlich  wurde  1234,  und  zwar  mit  rückwirkender  Kraft 
bis  auf  die  Zeit  Friedrichs  I.,  die  Aufhebung  aller  ohne  Genehmigung 
der  Fürsten  errichteten  Zölle  angeordnet**. 

Gleich  der  Zollgerechtigkeit  konnte  auch  die  Marktgerechtigkeit 
nur  von  Reichs  wegen  verliehen  werden**  Wegen  ihres  Zusammenhanges 
mit  dem  Städtewesen  wird  von  den  Märkten  erst  später  näher  zu  reden 
sein.  Als  Finanzquelle  kamen  sie  wegen  des  Marktzolles,  der  Budengelder, 
der  während  des  Marktes  verwirkten  Bannbußen  und  der  Marktgerichts- 
gefalle  in  Betracht.  Gleich  den  Münzen  und  Zöllen  waren  auch  die 
Märkte  größtenteils  verliehen,  nur  wenige  befanden  sich  unmittelbar  in 
den  Händen  des  Reiches,  auch  den  Reichsstädten  gelang  es  seit  dem 
13.  Jahrhundert  allgemein,  diese  Gerechtigkeiten  für  eigene  Rechnung  zu 
erwerben.  Eine  Einnahmequelle  für  das  Reich  bildeten  sie  dann  nur 
noch  während  der  Reichstage  (S.  517).  Wie  bei  den  Zöllen,  so  wurde 
auch  bei  den  Marktprivilegien  streng  auf  wohlerworbene  Rechte  gehalten. 
Das  Statutum  in  favorem  principum  von  1231/32  c.  2  bestimmte  ausdrück- 
lich, daß  den  bestehenden  Märkten  keine  Beeinträchtigung  durch  Errich- 
tung von  Konkurrenzmärkten   geschehen   dürfe*'',   auch   sollten   die   be- 


*^  Vgl.  Weiland,  Const  2,  92.    Berchtold,  Entstehung  der  Landeshoheit  99. 

**  Vgl.  Berchtold  y  a.  a.  0.  98.  Hätte  es  sich  bei  der  Confoederatio  darum 
gehandelt,  den  geistlichen  Fürsten  ein  Recht  zu  gewähren,  das  den  weltlichen  noch 
abging,  so  würden  diese  sich  bei  Gelegenheit  des  Statutum  in  favorem  principum 
von  1231  dasselbe  ausgebeten  haben,  das  letztere  handelt  (c.  17)  aber  nur  von 
neuen  Münzen  und  nicht  von  neuen  ZöUen.  Ohnehin  ist  es  selbstverständlich,  daß 
die  königlichen  Machtbefugnisse  auf  dem  Beichskirchengute  längere  Dauer  gehabt 
haben,  als  in  den  weltlichen  Territorien. 

**  Vgl.  Const  gener.  v.  1234,  c.  9  (Weiland  2,  429). 

*•  Vgl.  S.  189.    V.  iHAMA-STEBNEao,  Wirtsch.-Gcsch.  2,  377. 

*^  Vgl.  Weiland,  Const  2,  214.     Schbödbb,  Weichbild  306. 
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stehenden  Landstraßen  nicht  willkürlich  verlegt  und  die  Reisenden  nicht 
zum  Einschlagen  anderer  Sichtungen  gezwangen  werden ,  nm  einzelnen 
Märkten  oder  Zollstatten  dadurch  einen  größeren  Verkehr  zuzuführen  ^^ 

Zu  den  Einnahmequellen  des  Reiches  gehörte  auch  das  Geleits- 
recht {ius  condvctus,  dueatus),  indem  die  unter  Geleite  Reisenden  für  den 
ihnen  ?om  Geleitsherrn  gewährten  Schutz,  der  auch  in  bewaffnetem  Ge- 
leite bestehen  konnte,  ein  besonderes  Geleitsgeld  zu  entrichten  hatten  ^^ 
Dem  König  stand  das  Geleitsreoht  im  ganzen  Reiche  zu,  auch  da^  wo  aaf 
Uerkommen  oder  Verleihung  beruhende  Geleitsrechte  mit  ihm  konkur- 
rierten'^^. Die  Herzoge  haben  das  Geleitsrecht,  wie  es  scheint,  von  jeher 
geübt ^^,  ebenso  wahrscheinlich  die  Markgrafen  und,  soweit  ihnen  die 
Wahrung  des  Landfriedens  anvertraut  war,  auch  die  Landgrafen.  Die 
Verleihungen  trugen  anfangs  nur  den  Charakter  einer  persönlichen  Be- 
günstigung. Im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  wurde  das  Geleitsrecht  zu 
einem  fürstlichen  Hoheitsrecht,  unbeschadet  der  Fortdauer  des  königlichen 
Rechtes. 

Das  Recht  des  Reiches  auf  erbloses  Gut,  das  sogenannte  Heimfalls- 
recht ^^  ging  im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  fast  allgemein  auf  die  terri- 
torialen Gewalten  über,  indem  es  zwar  theoretisch  als  ein  königliches 
Recht  festgehalten  wurde,  aber  doch  nur  als  ein  solches,  das  der  Richter, 
d.  h.  der  von  dem  Könige  mit  der  Gerichtsbarkeit  belehnte  Fürst,  für 
eigene  Rechnung  auszuüben  habe^^  Das  älteste  Beispiel  dieses  Über- 
ganges auf  die  Landesherren  gewährt  die  Freiburger  Stadtrechtsurkunde '^^ 

"  Stat  in  fav.  princ  v.  1281/32,  c.  3.  c.  4.  EeichBurteü  v.  1236  (Weilamd  2,  273). 

*^  Vgl.  Waitz  8,  815  ff.  Scholz  94.  E.  Mayer  a.  a.  0.  (S.  184)  388  f.  Uix- 
xÄNN,  KSnig  Sigmunds  Geleit  für  Hus  u.  das  Geleit  im  Mittelalter,  Lindners  Hall. 
Beitrfige  5,  1894. 

^  Vgl.  Weiland  1,  Nr.  239  §  9  (1173).  2,  Nr.  334  (1240).  Zu  Geleitsbehöiden 
waren  nach  dem  Mainzer  Landfrieden  y.  1235  §  7  die  ZöUner  bestimmt 

'^  Die  Urkunde  über  die  Errichtung  des  Herzogtums  Westfalen  y.  1180 
(Weiland  1,  Nr.  279)  hebt  das  Geleitsrecht  besonders  heryor. 

"  Vgl.  S.  192.  332.  Waitz  8,  247.  250  f.  v.  Inama-Stbrneog  2,  112.  Stobbe, 
Priyatr.  5,  §297.  Gbnoler,  Lehrb.  d.  deutsch.  Priyatrechts  1285  ff.  Siegel  ,  Erb- 
recht 203  ff.  ToKAsCHEK,  Heimfallsrecht  10  ff.  16  ff.  Hbtdbscann,  Elemente  der 
Joachim.  Erbrechtskonstitution  241  ff.  Der  bewegliche  Nachlaß  im  Lande  yer- 
storbener  Fremden,  die  keine  inländischen  Erben  hinterlassen  hatten,  wurde  als. 
erbloses  Gut  behandelt  (ygl.  Stumpf,  Acta  impeiii  Nr.  280,  y.  1025),  bis  Friedrich  11. 
für  sein  ganzes  Reich  die  Freigabe  derartiger  Erbschaften  anordnete.  Vgl.  Weiland^ 
Const  2,  Nr.  85,  §  9  (Auth.  Omnes  peregrini,  c.  10  C.  comm.  de  succ.  6,  59). 
Seitdem  blieb  nur  eine  Nachlaßsteuer,  gabella  hereditaria,  ius  albanagii  (Fremd- 
lingsrecht, droit  d*aubaine)  zu  entrichten,  soweit  dieselbe  nicht  durch  internationale 
Verträge  ausgeschlossen  wurde.  Der  Übergang  yom  Königs-  zum  Territorialrecht 
hat  sich  seit  dem  13.  Jh.  auch  auf  diesem  Gebiete  yollzogen. 

^  Charakteristisch  ist  namentlich  das  Meißner  Eechtsbuch  (sog.  Rechtsbuch 
nach  Distinktionen)  1,  5,  dist.  9.  20,  dist  2,  womit  die  Glosse  des  Sflchs.  Weich- 
bildrechts im  wesentlichen  übereinstimmt.  Vgl.  Tomaschek,  a.  a.  0.  13.  Ssp.  I. 
28.  III.  80,  §  1.     Dsp.  32.     Schwsp.  L.  30.  lbb\ 

^  Von  allem  erblosen  Gute  wird  ein  Drittel  für  die  Armen,  ein  Drittel  für 
Stadt-  und  Kirchenbauten  und  ein  Drittel  für  den  Herzog  bestimmt 
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Im  allgemeinen  föUt  die  TJmwandlnng  erst  in  das  13.  Jahrhundert  Die 
Magdeburg-Breslauer  Bechtsmitteilung  von  1261  und  das  Kleine  Kaiser- 
recht  {2f  96)  halten  noch  an  dem  königlichen  Heimfallsrechte  fest'^ 
Bestehen  blieb  das  letztere,  da  es  als  ein  Ausfloß  der  Gerichtsbarkeit 
behandelt  wurde,  gegenüber  den  Beichsfursten,  die  ihren  Gerichtstand 
vor  dem  Köaige  hatten  ^^  und  ferner  in  den  ReichsTOgteien,  namentlich 
den  Beichsstadten,  bis  es  diesen  gelang,  das  Recht  fdr  sich  selbst  zu 
erwerben.  In  Labeck  bestand  das  Konigsrecht  noch  nach  den  PriTilegien 
von  1188  und  1226  und  dem  ältesten  Stadtrechtsfragmente;  die  ältesten 
ToUstandigen  Stadtrechte  haben  Halbteilung  zwischen  König  und  Stadt, 
die  jüngste  Stadtrechtsform  endlich  kennt  nur  noch  ein  Recht  der  Stadt '^ 
In  einzelnen  Reichsstädten,  z.  B.  Frankfart,  hat  sich  das  Recht  des  Königs 
ungeschwächt  bis  zum  16.  Jahrhundert  erhalten^®.  Geltend  gemacht 
wurde  das  Heimfallsrecht  überall,  mochte  es  königlich,  landesherrlich  oder 
städtisch  sein,  in  der  Form  der  Fronung,  die  sich  nach  Jahr  und  Tag 
zu  einer  endgültigen  Vermögenseinziehung  gestaltete,  falls  nicht  den  Erb- 
berechtigten, wenn  sie  sich  wegen  echter  Not  Terschwiegen  halten,  Resti- 
tution bewilligt  wurde. 

Mit  dem  Heimfallsrechte  dürften  die  Ansprüche  des  Königs  auf  zwei 
Drittel  der  Gerichtsgefälle  gleichen  Schritt  gehalten  haben,  wenigstens 
findet  sich  kein  Qaellenbeleg  dafür,  daß  die  Grafen  sich  auch  noch  in 
dem  späteren  Mittelalter  mit  einem  Drittel  begnügt  und  das  übrige  an 
den  König  abgegeben  haben  ^^  Offenbar  verwalteten  die  Fürsten  die 
Gerichte  ausschließlich  für  eigene  Rechnung.  Wie  und  wann  sich  aber 
die  Umwandlung  vollzogen  hat,  entzieht  sich  unserer  Kenntnis. 

Eine  nicht  unbedeutende  Einnahmequelle  des  Königs  bildete  die  Strafe 
der  Vermögenseinziehung,  die  nicht  nur  als  Folge  der  Reichsacht 
eintrat,  sondern  auch  bei  manchen  Verbrechen,  namentlich  Majestätsver- 
brechen, unmittelbar  ausgesprochen  zu  werden  pflegte  ^^    Durch  Reichs- 


^  Vgl.  aach  Franklin,  a.  a.  0.  Nr.  57,  und  Friedrichs  I.  Constitatio  de  rega- 
libos  von  1158  (Weiland  1,  244). 

^  Dies  deaten  auch  die  im  übrigen  kaum  aus  dem  Leben  gegriffenen  An- 
gaben des  Sachsenspiegels  (I.  28.  III.  80,  §  1.  81  §  1)  an,  wonach  erbloses  Gut 
von  mehr  als  30  Hufen  dem  Könige,  jeder  geringere  Bestand  aber  dem  Landes- 
herm  heimfiel.    Vgl.  Eichhobn  2,  707  n. 

^'  Vgl.  Fbbnsdorpf,  Das  lübische  Recht  nach  seinen  ältesten  Formen  85.  48  f. 
Eichhobn,  Zeitschr.  f.  gesch.  KW.  18,  339  ff.  Hach,  Das  alte  lübische  Recht,  Cod. 
1,  «.  19,  Cod.  2,  c.  26.  40,  Cod.  8,  c.  132. 

'^  Vgl.  ToMASCHEK,  a.  a.  0.  21. 

^  Vgl.  S.  129.  192.  Nach  dem  Anm.  12  angeführten  Reichsurteil  von  1238 
wurden  die  GerichtsftUe  wohl  schon  unbedingt  zu  den  landesherrlichen  Einnahmen, 
die  der  Krone  nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen  ledig  wurden,  gerechnet 
Vgl.  V.  Zallinoeb,  Mitteil.  d.  Gsterr.  Inst.  10,  229  n. 

*^  Vgl.  Const.  de  regalibus  von  1158  (Weiland  1,  244).  Ssp.  I.  88,  §  2. 
Fbanklin,  Reichshofgericht  2,  370  ff.;  Sent.  cur.  reg.  Nr.  57.  Wattz  8, 252  ff.  v.  Inaha- 
Stbbnbqo  2,  118.  Vermögenseinziehung  bei  Landfriedensbruch,  so  daß  der  König 
das  Eigentum  erhält,  der  Graf  aber  damit  belehnt  wird:  MG.  Leg.  II.  102,  c.  1.  3. 
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urteil  wurde  festgestellt,  daß  Konfiskationen  dem  Reiche  und  nicht  dem 
Hausvermogen  des  Königs  zu  gute  kämen®^  Auch  die  Bannbußen, 
die  sich  im  Mittelalter  für  Fürsten  auf  100  Pfd.  (2000  ß),  für  Edle  und 
Dienstmannen  auf  10  Pfd.  (200  B)  zu  belaufen  pflegten,  lieferten  unter 
Umstanden  sehr  reiche  Erträge®*.  Noch  bedeutender  waren  die  Opfer, 
die  von  manchen  gebracht  wurden,  um  die  verlorene  Gnade  des  Königs 
wieder  zu  gewinnen. 

Die  Krongüter  waren  im  Laufe  der  Zeit  sehr  zusammengeschmolzen, 
warfen  aber  immerhin  noch  bedeutende  Erträge  ab^^  Solange  sie  in 
Eigenwirtschaft  gehalten  wurden,  dienten  ihre  Früchte  in  erster  Reihe 
zum  Unterhalte  des  Königshofes  und  wurden  daher,  soweit  thunlich,  auf 
den  Pfalzen  aufgespeichert.  Seit  dem  Interregnum  hörte  die  Eigenwirt- 
schaft gänzlich  auf,  an  ihre  Stelle  traten  die  verschiedensten  Formen  der 
Pacht  und  des  Leiherechts  ®^  Bei  dem  Wechsel  der  Dynastien  wurde 
sorgfaltig  darauf  gesehen,  daß  die  Krongüter  nicht  mit  den  Hausgütem 
des  früheren  Königshauses  vermischt  würden.  Untersuchungen  in  dieser 
Beziehung  wurden  besonders  von  Konrad  II.  in  Baiern  und  Heinrich  lY. 
in  Sachsen  vorgenommen,  als  allgemeine  Maßregeln  aber  unter  Lothar  III., 
Rudolf  L,  Adolf,  Albrecht  I.  und  Heinrich  VII.**.  Die  Revindikationen 
der  vier  letztgenannten  gaben  den  Anlaß,  die  Krongutsverwaltung  durch 
das  Mittel  der  Landvogteien  wieder  einigermaßen  zu  sichern  ®®.  Wahr- 
scheinlich wurde  zu  dem  Zwecke  auch  die  schon  von  Karl  dem  Großen 
vorgeschriebene  allgemeine  Inventarisation  der  Krongüter  von  neuem  ein- 
geschärft. Das  uns  in  einem  Bruchstücke  erhaltene  Nürnberger  Salbuch 
aus  dem  Ende  des  13.  Jahrhunderts  scheint  einer  solchen  Maßregel  seine 
Entstehung  zu  verdanken®''. 

Das  ausschließliche  Recht  des  Reiches  auf  herrenlose  Grund- 
stücke blieb  auch  im  Mittelalter  bestehen®^,  erlitt  aber  einen  doppelten 

•*  Vgl.  Anm.  1.    Waitz  8,  254,  n.  2.     Franklin,  Sent  cur.  reg.,  S.  29  n. 

"  Vgl.  Otto  Fris.  gesta  Friderici,  2,  28.  Ssp.  lU.  64,  §  2.  W.  Sickel,  Zur 
Geschichte  des  Bannes,  Marb.  Progr.  1886. 

"  Vgl.  S.  194.  500.  Waitz  8,  239  ff.  264  ff.  v.  iNAMA-StEBNEGO  2,  111  ff. 
140  ff.  Frey,  Schicksale  des  königlichen  Gutes  in  Deutschland  unter  den  letzten 
Staufern,  1881  (dazu  Weiland,  Gott.  gel.  Anz.  1881,  S.  1551  ff.).  Küster,  Das 
Reichsgut  in  den  Jahren  1273—1313,  Leipz.  Diss.  1883.  Lamprecht,  Wirtschafts- 
leben 1,  714  ff.  726  ff.  1857  ff.     v.  Maurer,  Fronhöfe  2,  132  ff.  436  ff. 

^  Vgl.  S.  426  f.  448  ff.    Küster,  a.  a.  O.  42. 

**  Vgl.  S.  515.  Waitz  8,  244.  388  f.  v.  Inama-Sterneqq  2,  112.  Lamprbcht, 
FDG.  21,  Iff.  Küster,  a.  a.  0.  13  ff'.  Die  Empörung,  welche  die  Revindikationen 
Heinrichs  IV.  bei  den  sächsischen  Bauern  hervorriefen,  ist  wohl  weniger  durch 
die  materiell  damit  verbundenen  Härten,  als  die  dem  Volke  ungewohnte  Anwendung 
des  Inquisitionsprinzips  (S.  381)  veranlaßt  worden.  Vgl.  Ullmann,  i.  d.  Hist.  Anfis. 
für  Waitz  119  ff.     Brünner,  RG.  2,  526. 

^  Vgl.  S.  501  f.  Über  die  königlichen  Burgen  als  neue  Mittelpunkte  der  könig- 
lichen Güter  Verwaltung  vgl.  Scholz  62  ff. 

^^  Herausgegeben  von  Küster,  a.  a.  0.  100  ff. 

«*  Vgl.  S.  205  ff.  Waitz  8,  256.  v.  Inama-Sternego  2,  115.  Scholz  85  f. 
Böhmer,  Acta  imperii  selecta  41  (1018).  654  (1318).   Franklin,  Sent.  Nr.  66  (1114. 1144). 
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Abbruch;  einmal  durch  den  von  der  Krone  teils  veranlaßten,  teils  still- 
schweigend geduldeten  Ausbau  in  der  Landesalmende,  wodurch  alle  für 
den  Ackerbau  geeigneten  Landstriche  in  Privateigentum  übergeführt 
wurden  (S.  425),  sodann  durch  die  Ausbildung  der  Landeshoheit,  indem 
die  Seichsforsten  sich  auch  hier  an  die  Stelle  des  Königs  zu  setzen  be- 
strebt waren  ^^.  Dies  zeigte  sich  namentlich  in  den  eroberten  slawischen 
Gebieten  im  Nord-  und  Südosten  des  Kelches.  Während  der  eroberte 
Grund  und  Boden  anfangs  durchaus  als  Eigentum  des  Reiches  behandelt^ 
also  dem  strengen  Bodenregal  unterworfen  wurde  ^^,  bildete  sich  schon 
Mh  die  Ansicht  aus,  daß  die  mit  den  markgräflichen  oder  gräflichen 
Bechten  über  jene  Gebiete  belehnten  Fürsten  damit  auch  das  Bodenregal 
in  ihren  Territorien  erworben  hätten.  Das  Bodenregal  war  aus  einem 
Reichsrechte  zu  einem  reichslehnbaren  Territorialrecht  geworden.  Das- 
selbe Schicksal  hatte  die  Abgabe,  die  der  Inhaber  des  Bodenregals  als 
Markrecht,  Marchfutter,  Markdienst,  Marchmutte  oder  Herzogskorn  von 
allen  Neukulturen  zu  erheben  berechtigt  war^^ 

Das  „Landrecht^^,  dem  diese  Abgabe  durchaus  entsprach,  hatte  in 
den  altländischen  Gebieten  seinen  ursprünglichen  Charakter  einer  öffentlich- 
rechtlichen  Leistung  schon  in  den  ersten  Jahrhunderten  des  Mittelalters 
verloren:  durch  massenhafte  Übertragung  auf  Kirchen  und  Klöster,  auch 
auf  weltliche  Herren,  war  es  zu  einer  grundherrlichen  Abgabe  geworden, 
und  diesen  Charakter  hatte  es  auch  in  den  verschiedenen  Formen  des 
Königszinses,  unter  denen  es  hier  und  da  als  eine  fiskalische  Leistung 
bestehen  geblieben  war,  annehmen  müssen  ^^.  Dasselbe  war  der  Fall 
bei  der  seit  dem  10.  Jahrhundert  bezeugten  allgemeinen  Haussteuer 
{huslatha,  huslotha,  huszin8\  welche  die  Friesen  an  den  König  zu  zahlen 
hatten^'.  Dieselbe  wurde  schon  948  teilweise  an  den  Bischof  von  Utrecht 
übertragen  und  gestaltete  sich  im  Laufe  der  Zeit  zu  einer  Abgabe  an 
den  Landesherrn,  so  daß  sie  mit  dem  Grafenschatze  oder  Schoß  verschmolz. 
Der  Versuch  Sigismunds,  das  Recht  der  Krone  an  dieser  Abgabe  wieder 
zur  Anerkennung  zu  bringen,  erwies  sich  ebenso  undurchführbar,  wie 
seinerzeit  ähnliche  Versuche  Heinrichs  IV.  in  Sachsen  und  Schwaben^*. 

Auch  gegenüber  den  Alm  enden  vermochte  sich  das  Bodenregal  des 
Reiches  nicht  zu  erhalten.  Es  wich  der  Obermärkerschaft,  welche  die 
Landesherren  auf  Grund  eines  territorialen  Bodenregals  (S.  423  f.)  in  An- 
spruch nahmen.  Ähnlich  war  es  mit  dem  Strandregal,  auf  Grund  dessen 
noch  zu  Anfang  des  12.  Jahrhunderts  Schiffbrüchige  dem  Reiche  mit 
Leib  und  Gut  verfielen,  soweit  man  nicht  durch  internationale  Verträge 

®*  Vgl.  Urkunde  des  Herzogs  Sigmund  von  Baiem  von  1472,  Mon.  Boica  9, 
293,  Nr.  163.  ^«  Vgl.  Waitz  8,  254  f.    v.  Inama-Steeneoq  2,  115  f. 

71  VgL  S.  427,     Waitz  8,  391  f. 

"  Vgl.  8.  190  f.  425.     Waftz  8,  886  f.  389  f.    Maurbb,  Fronhöfe  2,  356  ff. 

"  Vgl.  V.  RicHTHOPBN,  Unters.  2,  1053  ff.  3,  83  f.  Heck,  Altfries.  G^r.-Verf. 
291  f.  MG.  Dipl.  reg.  1,  181.  2,  418.  Andere  Bezeichnungen  waren  huisgdd,  hues- 
seaitvnge,  k^migssckielde,  konmkhure. 

7*  VgL  V.  RiCHTHOFEN  2,  1057.    Waitz  8,  387  ff. 
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Torsorge  getroffen  hatte  ^^  Seit  dem  13.  Jahrhundert  erscheinen  die 
Landesherren  und  Städte  als  die  eigentlichen  Strandherren ,  ihr  Recht 
erstreckte  sich  aber,  durch  zahlreiche  internationale  Vertrage  gemildert, 
nur  noch  auf  herrenloses  Strandungsgut  und  den  reklamierenden  Eigen- 
tümern gegenüber  auf  den  (für  den  Strandherm  oder  die  Arbeiter  zu  er- 
hebenden) Bergelohn  ^^  Das  Beich  beschrankte  sich  darauf,  weitergehende 
Ansprüche  der  Strandherren  oder  Strandbewohner  als  Mißbräuche  zu  ver- 
bieten  und  dem  Raube  gleichzustellen  ^^ 

Besser  hat  das  Reich  hinsichtlich  der  Ströme  seine  Rechte  zu  wahren 
gewußt  Während  das  römische  Recht,  entsprechend  dem  Klima  und  der 
geographischen  Gestaltung  Italiens,  das  öffentliche  Interesse  an  den  Flüssen 
in  ihrem  Wassergehalte  fand  und  daher  alle  flumina  perennia  dem  öffent- 
lichen Recht  unterstellte,  legte  das  deutsche  Recht  alles  Gewicht  auf  die 
Wasserstraßen:  öffentliche  Flüsse  waren  nur  die  schiffbaren  Gewässer, 
diese  aber  auch  mit  Einschluß  ihrer  noch  nicht  schiffbaren  Quellflüsse  ^^ 
Als  „des  Reiches  Straße'^  blieben  die  schiffbaren  Flüsse  nicht  bloß  der 
Privatrechtssphäre  entrückt,  sondern  wurden  auch  von  der  Territorial- 
bildung nur  so  weit  ergriffen,  als  eine  ausdrückliche  Verleihung,  sei  es 
der  Stromhoheit  überhaupt  oder  der  einzelnen  stromhoheitUchen  Rechte, 
seitens  des  Reiches  stattgefunden  hatte  ^^  Ohne  eine  solche  Verleihung 
endigte  die  landesherrliche  Gewalt  am  Ufer,  und  der  Strom  selbst,  bis  zu 
den  Grenzen  seines  gewöhnlichen  Inundationsgebiet^,  stand  ausschließlich 
dem  Reiche  zu,  das  darüber  unabhängig  von  der  territorialen  Zugehörig- 
keit der  Ufer  verfügte.  Selbständig  war  namentlich  die  Gerichtsbarkeit 
auf  dem  Strome®^,  ebenso  das  Geleits-  und  LeinpÜEtdrecht^S  die  Befugnis 


'*  Vgl.  Waitz  8,  275.     Weiland,  Const.  1,  41  (983).  2,  89  (1209).  94  (1220). 

"  Vgl.  u.  a.  Hansisches  Urk.-B.  1,  Nr.  1828  (1299).  2,  Nr.  668  (1840X  §  7. 
725  (1342).    V.  D.  Beroh,  Oorkondenb.  y.  Holl.  en  Zeeland  1,  Nr.  514. 

"  Vgl.  Friedrichs  II.  Const  Romana  von  1220,  c.  8  (Weilakd  2,  1Q9),  als 
Autbentica  Navigia  c.  18.  G.  de  furtis  6,  2.  Reichsweistum  y.  1255»  Weiland  2,  473. 
Peml.  HGO.  Karls  V.,  Art  218.  Privileg  Friedrichs  II.  für  Lübeck  von  1226 
(Urk.-B.  d.  Stadt  Lübeck  t,  Nr.  35). 

^^  Const  de  regalibus  von  1158  (EL.  F.  56):    BegaUa  sunt viae  pubh'eaey 

flumina  navigabüia  et  ex  quibus  fiunt  navigäbilia,  portus,  ripatica.  Vgl.  Waftz 
8,  298  ff.    V.  Inama-Stbrnegq  2,  366.     Scholz  91  ff. 

'•  Vgl.  S.  393.  Ssp.  IL  28,  §  4.  66,  §  1.  ürk.  Friedrichs  L  von  1165  (Wei- 
land 1,  323):  aqua  Rherii,  libera  et  regia  sirata.  Urk.  desselben  von  1157  (BGhmbb, 
Urk.-B.  von  Frankfurt  16)  von  dem  Leinpfade  am  Main:  per  ripam  fluminis,  que 
Pia  regia  esse  dinosciiur.  Görlitzer  Landr. '34,  §  1:  iegelieh  vlixinde  waxxir  heizet 
des  riches  straxe,    Reichsarteil  Lothars  III.  über  die  Saar  Waitz  8,  802  n. 

^  Auf  Grund  der  Verleihung  Friedrichs  I.  übten  die  Lübecker  auch  auf  der 
oberen  Trave  bei  Oldesloe,  obwohl  die  Ufer  holsteinisch  waren,  die  Stromgerichta- 
barkeit  aus.  Vgl.  Schrödeb,  Landeshoheit  über  die  Trave  (S.  393  n.),  S.  10  f.  18  fiF. 
Die  holsteinischen  Grafen  erkannten  das  Recht  der  Stadt  Lübeck  1247  (Urk.-B.  d. 
Stadt  Lübeck  1,  Nr.  124)  ausdrücklich  an:  omnia  que  per  aquarum  inundacianetn 
et  aUuvionem  consueverunt  oeeupari,  ad  wichbelede  civitatis  perpeiuis  temperihue 
annumerari  eoneedimus  et  asscribi. 

^^  Das  Anm.  84  besprochene  Reichsweistum  von  1294  behandelt  den  condueius 
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ZOT  Herstellung  und  Ausnutzung  yon  Hafen-,  Fähr-,  Brücken-,  Mühlen- 
anlagen und  sonstigen  Wasserbauten^',  das  dem  Strandrecht  entsprechende 
Grundruhrrecht  an  gestrandeten  Schiffen  und  ihrer  Ladung  ^^  Das  Strom- 
bett war  Eigentum  des  Reiches;  in  demselben  entstandene  Inseln  fielen 
dem  Reiche  oder  dem  mit  der  Stromhoheit  vom  Reiche  Beliehenen  zu^^ 
Oleich  den  schiffbaren  Gewässern  galten  auch  die  großen. Land-  und 
Heerstraßen  als  „des  Königs  Straßen'^^^  Von  der  Territorialbildung 
scheinen  sie  nicht  in  gleichem  Maße  wie  die  Ströme  eximiert  gewesen  zu 
sein,  doch  blieben  sie  der  willkürlichen  Verfügung  der  Landesherren  ent- 
zogen, auch  wurden  sie  wenigstens  in  die  territoriale  Zersplitterung,  der 
die  alte  Gauverfassung  seit  dem  13.  Jahrhundert  Terfiel,  nicht  so  ganz 
hineingerissen,  indem  die  gräfliche  Gerichtsbarkeit  sich  zum  Teil  als 
„Straßengericht^'  zu  erhalten  vermochte.  Veränderungen  sollten  mit  den 
alten  Königstraßen  nach  dem  Statutum  in  favorem  principum  von  1231/32 
§  4  und  dem  Mainzer  Landfrieden  von  1235  §  10  nur  mit  Zustimmung 
der  „transeuntes^',  d.  h.  der  von  der  Straße  berührten  Landesherren,  vor- 
genommen werden.  Bis  dahin  muß  also  der  König  das  Recht  zu  solchen 
Veränderungen  und  demgemäß  auch  zu  den  dadurch  gebotenen  Zwangs- 
enteignungen gehabt  haben.    Wahrscheinlich  übten  die  Pfalzgrafen,  dann 


«h  flumtne  als  ein  von  der  Landeshoheit  der  Uferherren  unabhängiges  Recht 
Lübeck  erhielt  das  Geleitsrecht  auf  der  Trave  durch  Privileg  Friedrichs  LI.  von 
1226.  Seit  Mitte  des  14.  Jh.  war  das  Leinpfadrecht  wohl  allgemein  landesherrlich. 
Vgl.  Lampbecht,  Wirtschaftsleben  2,  88.  291  f. 

^'  Friedrichs  L  Privileg  für  Lübeck  von  1188  hob  ausdrücklich  hervor,  daß 
auch  die  Travebrücke  in  die  iustida  et  libertas  der  Stadt  aufzimehmen  sei.  Auf 
verschiedene  Strombauten  im  Niederrhein  bezieht  sich  die  Urkunde  desselben  von 
1165  (Anm.  79).  Den  Kurfürsten  von  Brandenburg  erteilte  Kaiser  Friedrich  lU. 
1456  die  Erlaubnis:  daß  sie  in  allen  ihren  landen  xu  ihrer  und  der  land  notdurft 
auf  ihren  wassern ^  tco,  wie  und  wann  sie  wollen ,  miihlen  aufrichten,  bauen  und 
derer  nach  ihrem  gefallen  gebrauchen  und  genießen  sollen  und  mögen  (Pfeffinokb, 
Yitriarius  illustr.  3,  1467).  Vorher  hatten  sie  also  das  Mühlenregal  noch  nicht  be- 
sessen, es  hatte  dem  Reiche  zugestanden.  Ähnliche  Verleihungen  werden  in  den 
Beichsurteilen  bei  Franklin,  a.  a.  0.  Nr.  109  f.  vorausgesetzt  Andere  Bewillig- 
ungen von  Stromanlagen  bei  Pfeffinoeb,  a.  a.  0.  3,  1469  f.  Zerstörung  unerlaubter 
Strombauten  MG.  Dipl.  reg.  Otto  11.  Nr.  209  (979).  Über  Strombauten  in  der 
Trave  vgl.  Schbödeb,  a.  a.  0.  19. 

^  Den  Straßburgem  bewilligte  Friedrich  IL  1236  (Urk.-B.  d.  Stadt  Straßburg 
1,  Nr.  246)  Befreiung  yom  Grundruhrrecht  Die  Ausübung  des  letzteren  seitens 
der  üferherren  wurde  wiederholt  von  Reichs  wegen  verboten.  Vgl.  Franklin, 
Nr.  208  und  dazu  gehörige  Note.    Maubbb,  Einleitung  120  f. 

^  Vgl.  Sghbödbb,  a.  a.  0.  19.  Rheingauer  Landgerichtsentscheidung  von  1148 
über  die  Rheininseln,  Bodmann,  Rheing.  Altertümer  604.  Das  S.  398  n.  angeführte 
Reichs weistum  von  1294  billigte  die  insula  in  flumine  nata  nur  dem  zu,  der  die 
volle  Stromhoheit,  nämlich  Zollgerechtigkeit,  Geleitrecht  und  gräfliche  Gerichts- 
barkeit über  den  Strom,  vom  Reiche  zu  Lehen  trüge.  Der  Graf  des  Ufergelftndes 
als  solcher  hatte  keinen  Anspruch.  Ssp.  II.  56;  §2  hat  nur  Privatflüsse  {vliet^ 
im  Gegensatze  zu  stram)  im  Auge. 

**  Vgl.  Anm.  78.  Waitz  8,  816.  Scholz  91.  Haltaus,  Glossar.  1115.  1754. 
Gbimx,  DWB.  5,  1716.  Fbanklin,  Nr.  202  f.  Gasneb,  Zum  deutschen  Straßenwesen 
(1889)  44  ff.     Ssp.  n.  59,  §  3.  66,  §  1. 

R.  SohbOdbb,  Deatsche  Bechtsgwchichte.    S.  Aufl.  34 
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besonders  die  Reichslandvögte  eine  gewisse  Aufsicht  über  das  Eeichs- 
Straßenwesen  ans.  Die  Unterhaltung  der  Straßen  lag  in  erster  Reihe  den 
Zollberechtigten  ob®®. 

Das  Jagdrecht  hat  seinen  Ausgang  in  Deutschland  nicht  ?on  der 
Jagdberechtigung  der  Grundbesitzer,  sondern  von  dem  Bechte  des  freien 
Tierfanges  genommen.  Auch  die  Grundbesitzer  bedurften  eines  könig- 
lichen Wildbannprivilegs,  um  eine  ausschließliche  Jagdberechtigung  auf 
ihrem  Grund  und  Boden  zu  erlangen.  Außerhalb  der  königlichen  Bann- 
forsten galt  das  Recht  des  freien  Tierfanges,  dem  der  Grundbesitz  als 
solcher  nur  thatsächliche,  aber  nicht  rechtliche  Schranken  zu  setzen  ver- 
mochte®^. 'Die  aus  der  früheren  Zeit  herrührenden  großen  Bannforsten 
blieben  bestehen®®,  vielfach  wurden  Teile  derselben  verliehen  oder  ver- 
schenkt. Neueinforstungen  für  Rechnung  des  Reiches  sind  nicht  mehr 
bezeugt,  dagegen  wiederholten  sich  die  königlichen  Wildbannprivilegien 
für  die  verschiedenen  Großen  des  Reiches  ganz  in  der  alten  Weise  bis 
zum  11.  oder  12.  Jahrhundert®®.  Dabei  macht  sich  in  der  Form  eine 
allmähliche  Abschwächung  der  königlichen  Gewalt  bemerkbar.  Während 
Otto  I.  noch  ganz  frei  über  die  Grenzen  des  Wildbannes  verfügte,  ohne 
sich  auf  den  Reichsboden  und  den  Besitz  des  Privilegierten  zu  beschranken, 
selbst  ohne  gewohnheitsrechtlich  bestehende  Jagdberechtigungen  Dritter 
zu  schonen®^,  wurde  schon  in  einem  Diplom  Ottos  IL,  wo  ebenfalls  der- 
artige Verhältnisse  entgegenstehen  mochten,  ausdrücklich  hervorgehoben, 
daß  die  Verfügung  cum  populi  consensu  getroffen  sei,  und  ähnlich  heißt 
es  in  einem  Wildbannprivileg  Heinrichs  II.  von  1018:  „consensu  vid- 
noru7n"^\  Dagegen  wird  in  einer  Urkunde  Ottos  III.  von  992  der  von 
dem  Wildbann  eingeschlossene  Grundbesitz  eines  Dritten  ausdrücklich 
ausgenommen,  und  im  11.  Jahrhundert  werden  die  zustimmenden  Grund- 
besitzer regelmäßig  persönlich  hervorgehoben,  unter  Heinrich  IV.  sogar 
mit  der  ausdrücklichen  Bemerkung,  daß  das  Wildbannrecht  für  sie  mit 
gelten  sollte  ®^  Die  Abschwächung  des  Bodenregals  vollzieht  sich  schritt- 
weise vor  unseren  Augen:   anfangs   wie  in   der   Karolingerzeit  freiestes 


*»  Mainzer  Landfriede  v.  1235,  §  7.  »^  Vgl.  Ssp.  11.  61. 

"  Vgl.  Kraut,  Grundriß  §  87,  Nr.  9. 

*»  Vgl.  S.  198.  Waitz  8,  257  flF.  Lampbkcht,  Wirtschaftel.  1,  110.  Sickbl,  Zur 
Geschichte  des  Bannes  46  ff.  E.  Bote,  Geschichte  des  Forste  u.  Jagdwesens  in 
Deutschland  §§  49  ff.  Stobbb,  Privatrecht  2,  §  151  (3.  Aufl.  §  127).  Thudicbuii, 
Gau-  und  Markverfassung  806  f.  Die  jüngsten  Wildbannprivilegien  sind  wohl  von 
Heinrich  V.  von  1108  und  Lothar  III.  von  1182  (Kbaut,  Grundriß  §  86,  Nr.  80.  76), 
beide  aber  von  zweifelhafter  Echtheit. 

^  MG.  Dipl.  reg.  Otto  I.  Nr.  131  (951):  in  qua  prius  erat  eommums  omnium 
citfium  venaiio.  Ebd.  Nr.  62  (auch  Loebsch  u.  Scrbödeb*  Nr.  75)  erstreckt  sich 
der  Wildbann  über  den  ganzen  Güu  Drenthe,  ohne  dafi  der  Grundbesitzer  des 
Gaues  auch  nur  gedacht  würde. 

"  MG.  Dipl.  reg.  Otto  II.  Nr.  50.  Stumpf,  Acta  imperii  Nr.  267.  Keiner* 
Zustimmung  gedenken  Otto  II.  Nr.  89.  90.  221. 

"  Vgl  Kbaut,  Grundriß  §  86,  Nr.  62.  64.  65.  Thudichum,  a.  a.  0.  307. 
Dbonke,  Cod.  dipl.  Fuld.  Nr.  760  (1059). 
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Wildbannrecht  des  Königs,  dann  Befugnis  der  Interessenten  zu  summa- 
rischer,  später  zu  persönlicher  Zustimmongy  zunächst  nur  als  rein  for- 
melle Schranke  gedacht,  seit  Heinrich  lY.  aber  auch  materiell  ins  Gewicht 
fallend,  indem  die  in  die  Wildbanngrenzen  einbezogenen  Grundbesitzer 
und  Yogteiherren  nur  unter  der  Bedingung  der  Mitberechtigung  ihre  Zu- 
stimmung erteilten  ^^  Man  darf  wohl  annehmen,  daß  seit  dem  12.  und 
13.  Jahrhundert  so  ziemlich  alle  Grundbesitzer  aus  dem  Stande  der  Fürsten 
und  Herren  in  den  Besitz  des  Wild  bannrechtes  gekommen  waren  ^^  Das- 
selbe hatte  sich  demnach  ans  einem  hoheitlichen  zu  einem  grundherr- 
lichen Rechte  umgestaltet,  nahm  aber  mit  der  Ausbildung  der  Landes- 
hoheit alsbald  den  Charakter  eines  landesherrlichen  Hoheitsrechtes  an^'. 
Die  geringere  Jagd  wurde  den  Lehnsmannen,  also  der  Bitterschaft,  über- 
lassen, zum  Teil  erhielt  sich  auch  die  alte  Jagdfreiheit  als  Becht  der 
freien  Birsch  in  den  Markgenossenschaften  ®^ 

Mit  der  Entwickelung  des  Jagdrechts  hat  das  Fischereirecht  im 
allgemeinen  gleichen  Schritt  gehalten  ^^  Die  königlichen  Wildbannprivi- 
legien  bezogen  sich  regelmäßig  auf  Jagd  und  Fischerei  zusammen,  den 
Bannwäldern  entsprachen  die  Banngewässer.  Im  späteren  Mittelalter  galt 
die  Fischerei  in  den  öffentlichen  Flüssen,  soweit  nicht  anderweitig  seitens 
des  Beiches  darüber  verfügt  war,  im  Zweifel  allgemein  als  Regal  des  Strom- 
herrn®®. Bei  den.  Privatflüssen  machte  sich  der  Anspruch  der  Fürsten 
und  Grundherren  in  geringerem  Maße  wie  bei  der  Jagd  geltend,  so  daß 
den  Gemeindefischwassern  mit  freier  Berechtigung  der  Markgenossen  mehr 
Raum  gelassen  wurde®®.  Wie  bei  der  Jagd  in  der  Regel  zwischen  hoher 
und  niederer  Jagd  unterschieden  wurde,  so  trat  auch  bei  der  Fischerei 
vielfach  eine  verschiedene  rechtliche  Behandlung  je  nach  den  Objekten 
oder  der  Fangart  ein.  Die  Fischerei  in  geschlossenen  Gewässern  galt  als 
Gegenstand  privater  Berechtigungen*®®. 

*"  Unrichtig  Hbüsleb,  Institutionen  1,  S70,  dem  Siokbl,  a.  a.  0.,  beitritt. 

»*  Vgl.  Maurer,  Fronhöfe  8,  85  ff.  41  f.  Lampreoht,  Wirtschaftsleben  1,  470  ff. 
480.  494  ff.    Grimm,  Weistamer  7,  296. 

»»  Vgl.  S.  456,  n.  128.  Kraut,  Grundriß  §  86,  Nr.  68;  §  87,  Nr.  10  f.  15  f. 
Schwsp.  Lafib.  286.  288. 

^  Vgl.  Anm.  90.  Kraut,  a.  a.  0.  §  87,  Nr.  12—17.  Lampreoht  1,  485  f. 
Maurer,  Fronhöfe  1,  48  ff.;  Einleitung  152  ff.  Thudichum,  a.  a.  0.  809.  Stobbe, 
a.  a.  0.,  Note  11.    Grimm,  Weistümer  7,  817. 

»^  Vgl.  Waitz  8,  268.     Stobbe  2,  §  150  (128). 

••  Vgl.  Waitz  8,  268.  Constitutio  de  regalibus  von  1158  (IL  F.  56):  pisoa- 
tianum  redditus.  Die  durch  zahlreiche  Beispiele  zu  belegende  Berechtigung  des 
Königs,  über  die  Fischerei  in  den  öffentlichen  Gewässern  zu  yerfElgen,  war  eine 
natürliche  Folge  des  Stromregals.  Soweit  der  König  von  seinem  Bannrechte  keinen 
Gebrauch  machte,  konnten  sich  abweichende  Gewohnheiten,  namentlich  im  Sinne 
der  Fischereifreiheit,  erhalten.  Vgl.  Ssp.  II.  28,  §  4.  Schwsp.  Laßb.  197.  Kraut, 
Grundriß  §  91,  Nr.  5.    Hsusler,  Institutionen  1,  869. 

^  Vgl.  Grimm,  Weistümer  7,  244.  317.  Maurer,  Fronhöfe  8,  88  f.  Lampreoht, 
a.  a.  0.  1,  283.  486  f.    Tbudichum,  a.  a.  0.  312. 

^^^  Vgl.  Ssp.  II.  28,  §§  1.  2.  Schwsp.  Laßb.  196.  Lobrsch  u.  Schröder,  Ur- 
kunden Nr.  193  (170). 
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Das  königliche  Bannreoht  machte  sich  auch  in  der  Richtung 
geltend,  iß&  Mühlen  oder  andere  gewerbliche  Anlagen ,  wie  Brauereien 
oder  Backöfen,  für  einen  gewissen  Umkreis  (die  Bannmeile)  ein  jede  Kon- 
kuiTenz  ausschließendes  Recht  erhielten  ^^^  Eine  verwandte  Einrichtung 
war  der  Bannwein,  der  aber  immer  nur  für  bestimmte  Zeiten,  wie  Jahr- 
märkte und  Kirchweihfeste,  verordnet  wurde  ^^*.  Das  Statutum  in  fetvorem 
principum  von  1281/32  setzte  dem  Bannrechte  des  Königs  auf  dem  Ge- 
biete des  Gewerbewesens  bestimmte  Grenzen^***. 

Auf  derselben  Grundlage  wie  das  königliche  Wildbannrecht  beruhte 
das  Berg-  und  SalzregaP^^.  Wie  das  Wild  im  Walde  und  der  Rsch  im 
Wasser,  so  galten  auch  die  im  Schöße  der  Erde  verborgenen  mineralischen 
Schätze  an  sich  als  herrenlos,  sie  waren  nicht  der  Herrschaft  des  Grund- 
eigentümers unterworfen,  sondern  gehörten  nach  der  Yolksauffassung  den 
Erdgeistern,  denen  sie  mit  Gewalt  oder  List  abgewonnen  werden  mußten  ^^K 
Kraft  des  Bodenregals  hatte  der  König  das  Recht,  diese  Erdschätze  überall 
im  Reiche  für  sich  oder  andere  mit  dem  Banne  zu  belegen.  Die  könig- 
lichen Grubenfelder  entsprachen  den  Bannforsten  ^^^.  Das  älteste  Zeugnis 
ist  wohl  die  940  von  Otto  I.  bestätigte  Verleihung  des  Königshofes  Salz- 
burghof an  den  Erzbischof  von  Salzburg  durch  König  Ludwig  lY.  im 
Jahre  907 :  cum  curälibus  omnibusque  aedifidisy  eampisj  agris,  pratis,  pas^ 
cuis,  süvisj  IcunSy  aquis  aquarumque  decursüms,  venationibus,  molinis  atque 

piscationibus ,  cum  omnibus  censibus  in  salina  et  extra  salinam 

circa  fluvios  Sola  et  Salzaha  vocatos  in  auro  et  sale  ^^^     Mit  Bannwäldern, 


*<>»  Vgl.  Waitz  8,  275  ff.  "«  Vgl.  ebd.  278  f.    Grimm,  Weist.  7,  218. 

*°*  Stat  in  fav.  princ.  §  5:  /tj  civitatibus  nostris  novia  bannitum  miliare 
deponatur. 

104  Vgl.  S.  198  und  die  dort  angeführte  Litteratur,  namentlich  Arndt.  Femer 
AcHENBAOH,  Das  gemeine  deutsche  Bei^echt  1,  81  ff.  GrOter,  De  regali  metal- 
lorum  iure,  Bonner  Diss.  1867.  Virkich,  De  iuris  regalis  metallorum  origine  ac 
progressu,  Tüb.  Diss.  1871.  Böhlau,  De  regalium  notione  et  de  salinarum  iure 
regali,  Hall.  Habil.-Schrift,  1855.  Hüllmann,  Geschichte  des  Ursprungs  der  Re- 
galien in  Deutschland,  1806.  Karsten,  Ursprung  des  Beigregals  in  Deutschland, 
1844.  Sachsse,  ZDB.  10,  70  ff.  Weiske,  ebd.  12,  270  ff.  Stsinbeck,  ebd.  11,  254  ff. 
Zachariä,  ebd.  13,  319  ff.  Eommsr,  Zeitschr.  f.  Bergrecht  10,  376  ff.  Stobbs,  Privat- 
recht 2,  §§  141  f.  (3.  Aufl.  §§  128  f.).  Eichhorn,  St-u.  RG.  2,  412  ff.  Kraut,  Grund- 
riß §  94,  Nr.  1—12.  y.  Kooh-Sternfeld,  Die  deutschen  Salzwerke  im  Mittelalter, 
1836.  AfiiGNENTE,  La  proprietä  del  sottosuolo,  1888.  v.  Inaha-Sternbog,  Wirtsch.- 
Gesch.  2,  829  ff. ;  Zur  yerf.-Ge8ch.  der  deutsch.  Salinen  im  Mittelalter,  Wien.  SB. 
1885,  S.  569  ff.  SoHXOLLER,  Jahrbuch  1891,  S.  660  ff.  963  ff.  Grimm,  Weist.  7,  220. 
Scholz  87  ff.  Schröder,  Die  Erbsälzer  zu  Werl,  ZRG.  10,  258  ff.  Erxiscb,  Das 
Sachs.  Bergrecht  des  MA.,'  pg.  27  f.  Wutke,  Studien  über  £ntw.  d.  Be^^regals  in 
Schlesien,  1896.  Zivieb,  Zur  Theorie  des  Bergregals  in  Schlesien,  1897.  Neüburo, 
Goslars  Bergbau  (1892)  S.  8  ff.  Tomaschek,  Das  alte  Bergrecht  von  Iglau,  1896. 
Gothein.  Der  Bergbau  im  Schwarzwald,  ZGO.  41,  385  ff. 

"*  Vgl.  schon  Tacitus  annal.  13,  57. 

*°*  Vgl.  Achenbach,  a.  a.  0.  90  ff.     Siehe  auch  Anm.  107. 

^^'  MG.  Dipl.  reg.  Otto  I.  Nr.  32.  Zu  vergleichen  ist  eine  zweite  Schenkung 
Ottos  L  an  Salzburg  von  959  (ebd.  Nr.  202),  betreffend  Besitzungen  in  Grabenstädt, 
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Mühlen  und  Banngewässem  wurde  also  auch  der  Bergbann  für  Gold  und 
Salz,  und  zwar  für  das  ganze  Gebiet  zwischen  Saalach  und  Salzach,  das 
keineswegs  durchweg  fiskalisch  war,  auf  das  Stift  übertragend^®.  Daß 
neben  fiskalischen  Gruben  und  Salzwerken  urkundlich  auch  zahlreiche 
private  Betriebe  erwähnt  werden,  beweist  gegen  das  Bergregal  nichts,  da 
der  fiskalische  Betrieb  auch  später  gegen  den  privaten  sehr  zurücktrat. 
Die  Bedeutung  des  Bergregals  wurde  seitens  der  Könige  nicht  sowohl 
darin  gesucht,  daß  nur  sie,  als  vielmehr  darin,  daß  andere  nur  mit  ihrer 
Erlaubnis  und  gegen  die  ihnen  vom  Bergherm  auferlegten  Abgaben 
Bergbau  betreiben  durften.  Seit  Heinrich  IL  fließen  die  Quellen  für  die 
Anwendung  des  Bergregals  reichlicher,  im  12.  Jahrhundert  sind  sie  so 
zahlreich  und  entschieden,  daß  sie  keinem  Zweifel  über  die  Gemeingültig- 
keit des  Bergregals  Raum  lassen  ^^®.  Wenn  gleichwohl  auch  heute  noch 
die  vorherrschende  Meinung  dahin  geht,  daß  die  Könige  das  Bergregal 
erst  im  11.  und  12.  Jahrhundert  ertrotzt  oder  erschlichen  hätten,  so 
übersieht  sie,  daß  eine  Generation,  die  selbst  den  gerechtesten  Ansprüchen 
der  Könige  feindlich  entgegentrat  und  sie  mit  allen  Mitteln  abzuschütteln 
suchte,  sich  einer  derartigen  einseitigen  Machterweiterung  der  Krone  nicht 
stillschweigend  gefügt  haben  würde. 

In  Deutschland  erstreckte  sich  das  Bergregal  schon  im  Mittelalter  auf 
alle  Metalle,  genannt  werden  insbesondere  Gold,  Silber,  Zinn,  Kupfer,  Blei 
und  Eisen  "^.  Ebenso  waren  die  Salzquellen  von  Anfang  an  und  nicht 
erst  seit  der  Goldenen  Bulle  der  Regalität  unterworfen  "^  Die  zunächst 
nur  für  Italien  bestimmte  Constitutio  de  regalibus  von  1158  hebt  Silber- 


et  in  scUina  curtüia  cum  pateüis  paiellarumque  locis,  cum  foresto  ad  flumen  Truna 

et venationibus  f  aquis  aquarumqus  decursibus,  ptscationibus,  prout  ante 

regali  potestate  in  panno  erant. 

^^  Vgl.  Arndt  29  f.  Derselbe  macht  auf  Karls  Capitulare  de  yillis  c.  28,  62 
und  die  C^dinatio  imperii  von  817,  c.  12  (Bobetitts  1,  85.  89.  272)  aufmerksam, 
wonach  der  König  Silbergruben  besaß  und  Einkünfte  aus  Eisen-  und  Bleigruben  bezog. 

"•  Vgl.  Waitz  8,  270.  Verordnung  Heinrichs  VI.  von  1189  (Weiland,  Const 
1,  466):  Cum  omnis  argentifodina  ad  iura  pertineat  imperii  etinter  regalia  nostra 
Sit  computata,  nulli  venit  in  dubium,  quin  ea  que  nuper  in  episcopatu  Mindensi 
didtur  invenia  ad  nostram  totaliter  speetet  distributionem.  Über  den  Sachsen- 
spiegel, auf  den  sich  die  Gregner  der  Ursprünglichkeit  des  Bergregals  in  erster 
Beihe  berufen,  vgl.  Anm.  114.  118.  Durch  Reichsurteil  von  1158  wurde  dem  Kaiser 
das  Regal  an  den  Silbergruben  bei  Ems  zuerkannt  Vgl.  Achenbach,  a.  a.  0.  84. 
Arndt  194  f.  Bbybb,  Mittelrhein.  Urk.-B.  1,  678.  Vgl.  Stumpf,  Kaiserurkunden 
Nr.  3808. 

^*°  Vgl.  Kbaut  Nr.  2.  4.  5.  7.  In  den  preußischen  Ordenslanden  war  das  Eisen 
ausgenommen  (ebd.  Nr.  e).    Über  Waschgoldregal  ebd.  Nr.  5.    Akndt,  a.  a.  0.  187. 

»"  Vgl.  die  Salzburger  Urkunde  von  907  (S.  532)  und  die  Kulmer  Handfeste 
(Kraut  Nr.  e).  Arndt,  a.  a.  0.  122  f.  135  f.  143  ff.  155.  158.  166.  169.  181.  Der 
letztere  weist  160  ff.  gegen  meine  frühere  Ansicht  nach,  daß  auch  die  Erbsälzer  in 
Werl  nur  auf  Grund  königlicher  Verleihung  berechtigt  gewesen  sind.  Verleihung 
einer  königlichen  Salzquelle  im  Jahre  833  bei  Wilmanns,  Kaiserurkunden  1,  Nr.  14 
(MüHLBACHBR,  Rcgest.  d.  Kar.  894). 
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gruben  und  Salzquellen  hervor  ^^'.  Die  ersten  Kohlenbergwerke ,  die  im 
14.  Jahrhundert  im  Wurmrevier  bei  Aachen  vorkommen,  scheinen  von 
vornherein  dem  Regal  unterlegen  zu  haben  ^^^  Nach  den  Eechtsbüchem 
beschränkte  sich  das  Bergregal  auf  solche  Erze,  die  bergmännisch  ge- 
wonnen werden  mußten,  dagegen  gehörte  dem  Grundeigentümer  alles, 
was  zu  Tage  lag^^^  Die  finanzielle  Ausnutzung  des  Berg-  und  Salzregals 
beschränkte  sich  auf  die  Anlage  fiskalischer  Betriebe  auf  Beichsboden  und 
die  Abgaben  (urbar,  fronieil,  census),  die  allen  Privatbetrieben,  in  der  Begel 
in  Gestalt  eines  Berg-  oder  Salzzehnten,  zuweilen  aber  auch  als  dritte 
oder  halbe  Schicht,  auferlegt  wurden.  Jeder  private  Betrieb,  auch  der  des 
Grundeigentümers,  bedurfte  ausdrücklicher  königlicher  Verleihung  unter 
Zumessung  des  Grubenfeldes  "^ 

In  betreff  der  Frage,  ob  der  Grundbesitzer  auch  verpflichtet  sei,  sich 
fremde,  vom  Bergherm  bewilligte  Betriebe  unter  seinem  Grund  und  Boden 
gefallen  zu  lassen,  herrschte  eine  gewisse  Rechtsverschiedenheit.  Im  all- 
gemeinen galt  schon  im  Mittelalter  die  Trennung  des  Bergwerkseigentums 
vom  Grundeigentume,  der  Grundbesitzer  mußte  also  die  fremden  Betriebe, 
wenn  auch  regelmäßig  nur  gegen  Einräumung  eines  Anteils  an  der  Aus- 
beute, zulassen  ^^^,  höchstens  wurde  ihm  ein  Mutungsvorrecht  zugestanden  ^^^. 
Nur  für  Gold-  und  Silberbergbau  bestand,  sei  es  allgemein  oder  nur  für 
den  Bau  über  Tage  (nach  Art  der  Steinbrüche),  nach  dem  Löwenberger 
Goldrecht  und  dem  Sachsenspiegel  eine  Ausnahme,  indem  der  Grund- 
besitzer hier  nicht  genötigt  werden  konnte,  seinen  Grund  und  Boden 
anderen  zu  bergmännischer  Benutzung  einzuräumen  ^^^. 

"■  Const.  de  reg.  (IL  P.  56):  argen  tariae ,  ptscationum  redditus  et  scUi- 

ncM^m.   Über  argeniariae  vgl.  Du  Gange,  Glossar,  s.  v.    Achenbach,  a.  a.  0.  83  f. 

^^'  Vgl.  LoERscH,  Die  Hectitsverhältnisse  des  Kohlenbergbaues  im  Reich  Aachen 
(Sonderabdruck  a.  d.  Zeitschr.  f.  Bergrecht  13)  6.  Dagegen  ist  das  Kohlenregal 
in  Sachsen  zu  keiner  Anerkennung  gelangt  Das  sächsische  Recht  überlfißt  die 
Kohlengewinnung  noch  heute  dem  Grundeigentümer. 

'^^  Dies  ist  der  Sinn  des  vielumstrittenen  Ausspruches  Ssp.  I.  35,  §  1:  AI 
schat  under  der  erde  begraven  deper  den  ein  pluck  ga,  die  hört,  to  der  koningliken 
gßtcalt  Vgl.  ebd.  III.  66,  §  3.  Gegen  alle  Regeln  einer  gesunden  Interpretation 
hat  man  diese  Stelle  aus  dem  Zusammenhange  mit  §  2  (Anm.  118)  gerissen  und, 
trotz  der  Glosse,  auf  den  thesaurus  statt  auf  die  natürlichen  Schätze  des  Erd- 
bodens bezogen.    Vgl.  Anm.  122. 

"*  Vgl.  Urkunde  Friedrichs  IL  für  den  Erzbischof  von  Mainz  von  1219,  Gudkn, 
Cod.  dipl.  Magunt  1,  465,  Nr.  173.  Kraut  Nr.  2,  c,  3,  5,  6.  Moser,  Osnabr.  Ge- 
schichte, Dok.  Nr.  168  (1235).  Chmel,  Regesta  Ruperti  213,  Nr.  20  (1405).  Während 
die  SpezialVerleihung  die  Regel  bildete,  besaßen  die  Werler  Erbsälzer  eine  Distrikts- 
verleihung für  die  ganze  Stadtmark.  Vgl.  Anm.  119.  Arndt,  a.  a.  0.  164.  Über 
Leihepflicht  des  Bergherm  auf  Grund  der  Freierklärung  des  Bergbaues  vgl. 
Ermisch,  a.  a.  0.  pg.  27  ff.    Tomaschek,  a.  a.  0.  4.  7.     Grimk,  Weist  7,  220. 

'^^  Vgl.  Arndt,  a.  a.  0.  52.  55.  233.  Erihsch  pg.  35.  Die  Anm.  115  an- 
geführte Urkunde  von  1405  räumt  dem  Bergwerkseigentümer  das  Re^ht  ein,  gegen 
Entschädigung  die  Abtretung  der  erforderlichen  Flächen  für  Gebäude  über  Tage 
zu  verlangen. 

»"  Vgl.  Arndt  82. 

"•  Vgl  ebd.  80  f.  191  ff.    Ssp.  I.  35,  §  2:  Siher  ne  mut  ok  neman  hreken  up 
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Neben  den  Spezialverleibungen  für  bestimmte  Grubenfelder  oder  Salz- 
quellen und  den  auf  ein  größeres  Gebiet  erstreckten  Distriktsverleihungen 
für  bestimmte  Mineralien  ^^^  begegneten  schon  früh  Verleihungen  des 
ganzen  Begals  für  einzelne  Landesteile,  dann  für  ganze  Territorien  ^^^. 
Nachdem  die  Goldene  Bulle  von  1856  (c.  9,  §  1)  den  Kurfürsten  das 
Berg-  und  Salzregal  für  ihre  Eurlande  allgemein  eingeräumt  hatte,  gelang 
es  bis  zum  Ende  des  Mittelalters  wohl  sämtlichen  Reichsfürsten  ^'^^  das 
Begal  ebenfalls  vom  Beiche  zu  erwerben,  so  daß  der  König  sich  als  Berg- 
herr nur  auf  dem  unmittelbaren  Beichsboden  behauptete. 

Vereinzelt  wurde  dem  Beiche  oder  später  den  Landesherren  auch 
ein  Beeht  auf  gefundene  Schätze,  oder  einen  Anteil  daran,  eingeräumt, 
eine  allgemeine  Gewohnheit  bestand  in  dieser  Beziehung  aber  nicht  ^'^ 
Die  Bestimmungen  der  Constitutio  de  regalibus  und  des  Schwabenspiegels 
über  den  Schatzfnnd  stehen  unter  dem  Einflüsse  des  römischen  Bechts^*'. 

Bedeutende  Geldleistungen  bezog  der  König  aus  Italien  ^'^  Die 
slawischen  Völker  hatten  bis  zu  ihrer  Einverleibung  in  das  Beich  Tribut- 
zahlungen zu  leisten  ^^^  Die  Beichsfürsten  hatten  dem  Könige,  wenn 
er  in  ihrer  Provinz  Hof  hielt,  zu  den  Hoftagen  Ehrengeschenke  mitzu- 
bringen,  worin   man   einen   Best  der  altgermanischen  Jahrgeschenke 


enes  anderen  mannes  gude,  äne  des  tciüen,  des  de  etat  is;  gift  he's  aver  orlof^  de 
vogedie  is  sin  dar  over.  Die  Stelle  spricht  keineswegs,  wie  man  wohl  angenommen 
hat,  gegen  das  Bergregal,  sondern  schützt  nur  den  Grundeigentümer  für  einen . 
besondem  Fall  gegen  die  Anlage  fremder  Betriebe -auf  seinem  Grund  und  Boden. 
Handelte  es  sich  nur  um  steinbruchartigen  Abbau,  so  konnte  die  davon  untrenn- 
bare Beschädigung  der  Oberfläche  des  Grundstücks  den  Grund  für  diese  Beschrän- 
kung abgeben.  War  sie  auch  auf  bergmännischen  Abbau  berechnet',  so  mochte 
der  übermäßige  Andrang  von  allerlei  Gesindel,  das  nach  Edelmetallen  suchte,  die 
Abwehr  veranlaßt  haben.  Mit  der  Vogtei  ist  die  Vertretung  nach  außen,  nament- 
lich im  Gerichte,  gemeint  Versteht  man  übrigens  breken,  wie  das  wahrschein- 
lichste, nur  von  dem  Bau  über  Tage,  im  Gegensatze  zu  graven,  so  steht  §  2  cit. 
mit  §  1  (Anm.  1 14),  der  nur  das  graven  als  Regal  betrachtet,  im  besten  Einklänge. 

119  Yg]^  Anm.  115.  Die  Verleihung  des  Gold-  und  S^lzrechtes  an  die  Salz- 
burger Kirche  (S.  532)  war  wohl  als  eine  Verleihung  des  ganzen  Begals  gemeint, 
wobei  Gold  und  Salz  nur  ausdrücklich  hervorgehoben  wurden.  Eine  Distriktsver- 
leihung für  Silber  besaßen,  der  Bischof  von  Brizen  (vgl.  Böhmer,  Acta  imperii 
Nr.  226)  und  der  Graf  von  Nassau  (ebd.  Nr.  775). 

"0  Vgl.  Kraut  Nr.  2.  4—6.  Arndt  169.  199—205.  Aohenbach  85ff'.  Stumpf, 
Acta  imperii  519,  Nr.  364  (1170).  Böhmer,  Acta  imperii  selecta  Nr.  144  (1184). 
159  (1189).    Ermisch  pg.  16.  28. 

»»»  Vgl.  Grimm,  Weistümer  2,  783.  794. 

»"  Vgl.  Stobbe,  Privatrecht  2»,  641.  644.  Heusler,  Inst.  2,  194.  Waitz 
8,  275.  Auf  Ssp.  I.  35,  §  1  darf  man  sich  nicht  berufen  (vgl.  Anm.  114),  doch 
weist  Ssp.  IL  37,  §  3  bei  jeüem  Funde,  nicht  bloß  dem  thesaurus,  wenn  der  Eigen- 
tümer sich  nicht  rechtzeitig  meldet,  dem  Finder  ein  Drittel  und  dem  Richter. zwei 
Drittel  zu,  also  ein  landesherrliches  Fundregal,  das  vielleicht  auf  ein  früheres 
königliches  Becht  zurückschließen  läßt    Vgl.  Heck,  Altfries.  Gerichtsverf.  42. 

ISS  Vgl,  Schwsp.  Laßb.  347.  Const  de  regaUbus:  dimidium  thesauri  in  loco 
Caesaris  inventiy  non  data  opera^  vel  loco  religioso;  si  data  opera^  totum  ad  eum 
pertineat 

»"*  Vgl.  Waitz  8,  375  ff.      .  »«  Vgl.  ebd.  372  f. 
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erkennt  ^'^.  Dagegen  sind  die  umfassenden  Geldleistungen,  mit  denen  die 
meisten  Beichsabteien  und  Propsteien  unter  dem  Namen  sermtium  oder 
subsidmm  reff  zum  belastet  waren,  nur  zum  Teil  auf  jene  Jahrgeschenke 
und  die  alten  Naturalleistungen  des  serritium  regis  zurückzufahren,  in 
der  Hauptsache  aber  als  Abgaben  für  den  Eönigsschutz  und  vor  allem  als 
Rente  aus  dem  Eeichskirchengute  aufeufassen  ^^^  Investiturabgaben  von 
Reichslehen  waren  von  Rechts  wegen  nicht  zu  zahlen,  thatsachlich  mußten 
aber  gerade  hierfür  oft  bedeutende  Beträge  entrichtet  werden  "^  Von 
dem  Judenschatze,  dem  sich  im  späteren  Mittelalter  noch  ?erschiedene 
andere  Leistungen  der  Juden  zugesellten,  ist  schon  früher  die  Rede  ge- 
wesen (S.  465). 

Die  ersten  Anfange  der  späteren  Staatssteuern  finden  sich  in  den 
sogenannten  Beden  oder  Beten-  {petitiones,  precariae,  coUectae^  tallme, 
stiura,  ffeschof,  ffewerf),  die  zunächst  nicht  auf  Grund  eines  Rechts- 
anspruches gefordert,  sondern  mit  Rücksicht  auf  bestinmite  vorliegende 
Bedürfiiisse  erbeten  wurden,  wegen  der  Stellung  des  Bittenden  aber  in  der 
Regel  nicht  verweigert  werden  konnten  ^*K  Aufgekommen  sind  die  Beden 
zunächst  in  den  Immunitäten,  als  inmier  wiederkehrende  Unterstützungs- 
gesuche der  Stiftsvögte  an  die  Yogtleute,  die  anfangs  von  den  geistlichen 
Grundherren  lebhaft  bekämpft,  seit  dem  12.  und  13.  Jahrhundert  aber 
allgemein  in  rechtlich  bestimmten  Beträgen  anerkannt  wurden.  In  den 
Reichsvogteien  übten  die  Könige  das  Bederecht  aus.  Von  besonderer  Be- 
deutung waren  die  Beden,  welche  von  den  Städten,  und  zwar  als  Ge- 
meindelast, gefordert  wurden,  während  die  Landbeden  in  der  Regel  un- 
mittelbar von  den  einzelnen  Grundstücken  (mit  Ausnahme  der  stets 
bedefreien  Rittergüter)  zu  entrichten  waren.  Das  Recht  auf  die  städtische 
Bede  stand  dem  Stad therm  zu,  also  in  den  Reichsstädten,  deren  Steuer- 
pflicht seit  dem  13.  Jahrhundert  feststand,  dem  Könige;  in  den  Bischofs- 
städten, die  unter  einer  Reichsvogtei  standen,  bezog  in  der  Regel  der 
Bischof  den  einen,  der  König  (als  Yogtbede)  den  anderen  Teil,  es  kam  aber 
auch  vor,  daß  die  ganze  Bede  dem  Reiche  gezahlt  werden  mußte.  Im 
späteren  Mittelalter  hatten  einzelne  Städte  Freiheit  von  der  ordentlichen 
Bede  erlangt,  sie  wurden  vornehmlich-  deswegen  als  „freie  Städte"  be- 
zeichnet. Im  übrigen  haben  sich  die  ordentlichen  Beden  als  feste  Jahr- 
steuem  sämtlicher  Reichsstädte  in  wesentlich  unveränderter  Gestalt  (selbst 
in  den  Beträgen  immer  erst  nach  größeren  Zeitabschnitten  verändert)  bis 
tief  in  die  folgende  Periode,  zum  Teil  bis  zur  Auflösung  des  Reiches,  erhalten. 


»««  Vgl.  Waitz  8,  377  f.     Maubbr,  Fronhöfe  3,  408  f. 

»"  Vgl.  S.  113.  518.  Waitz  8,  378  flP.  Eichhorn  2,  409.    Maureb,  a.  a.  0.  3,402. 

"•  Vgl.  S.  495.  518.    Waitz  8,  378.  407  ff.     Gold.  Bulle  v.  1356,  c.  29. 

^^  Über  das  Folgende  vgl.  Zeuiosr,  Die  deutschen  Städtesteuem,  insbesondere 
die  städtischen  Reichssteuern  im  12.  und  13.  Jahrhundert  (Schmoller,  Staats-  und 
sozialw.  Forsch.  1,  2),  1878.  Waitz  8,  399  ff.  Küsteb,  a.  a.  0.  4b  £L  Maubsr, 
Fronhöfe  3,  405  ff.  Laxpbecht,  Wirtschaftsleben  1,  605  ff.  Schön,  Mitteil.  d.  österr. 
Inst  17,  234  ff.     Schwalm,  N.  Archiv  23,  517  ff. 
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Außer  den  ordentlichen  Beden  die  sich  seit  dem  18.  Jahrhundert 
überall  zu  festen  Jahrsteuem  gestaltet  hatten,  kamen  fortdauernd  noch 
außerordentliche  Steuern  Tor,  bei  denen  es  in  der  Natur  der  Sache  lag, 
daß  der  Fordernde  sein  Gesuch  begründen  und  sich  eine  gewisse  Prüfung 
desselben  seitens  der  Belasteten  gefallen  lassen  mußte.  König  Rudolf  I. 
sah  sich  1274,  nachdem  ihm  die  geistlichen  Fürsten  die  Aufnahme  in 
ihren  Städten  verweigert  hatten,  zur  Ausschreibung  einer  Hofsteuer  ge- 
nötigt, indem  er  die  samtlichen  Reichsstädte  zu  dem  infolge  jener  Weige- 
rung nach  Nürnberg  einberufenen  Reichstage  beitragen  Heß  ^^^.  Derartige 
allgemeine  Stadtesteuern,  bei  denen  wie  bei  allen  außerordentlichen  Beden 
auch  die  freien  Städte  herangezogen  wurden,  sind  dann  Yon  Rudolf  I. 
noch  mehrfach,  auch  unter  Heranziehung  der  bischöflichen  und  selbst 
einiger  laienfürstlichen  Städte,  zu  dem  jetzt  zum  erstenmal  hervorgehobenen 
Zwecke  pro  conservatione  imperü  (teils  zur  Fahrt  über  Berg,  teils  zu  Land- 
friedenszwecken)  eingefordert  worden  ^'^  zuletzt  und  mit  allgemeinstem 
Erfolge  1290,  nachdem  der  König  sich  mit  einem  allgemeinen  Städtetage, 
den  er  als  eine  Art  städtischen  Parlaments  nach  Nürnberg  einberufen, 
darüber  verständigt  hatte  ^^^.  Auch  unter  den  späteren  Königen  kommen 
noch  wiederholt  derartige  außerordentliche  allgemeine  Städtest-euern  vor. 

Außer  der  Verpflichtung  der  Städte  stand  es  reichsverfassungsmäßig 
fest,  daß  das  Reichskirchengut  in  Notfallen  seitens  des  Reiches  zu 
außerordentlichen  Beihilfen  genötigt  werden  könne  ^''.  Eine  allgemeine 
Reichssteuer,  zu  der  auch  die  Städte  herangezogen  wurden,  ist  schon 
unter  Heinrich  IV.  ausgeschrieben  worden^**,  dann  folgte  unter  Philipp 
die  auf  dem  Quedlinburger  Reichstage  von  1207  beschlossene  Reichssteuer 
far  das  gelobte  Land"*^,  während  kurz  darauf  Otto  IV.  auf  das  Gerücht, 
daß  er  mit  einer  allgemeinen  Reichssteuer  umgehe,  seine  einflußreichsten 
Anhänger  verlor^'®.  Erst  unter  Sigmund  kam  es,  unter  dem  Einflüsse 
des  Hussitenkrieges,  wiederholt  zu  einer  solchen  Reichssteuer,  die  anfangs 
als  gemeiner  Pfennig,  d.  h.  als  unmittelbare  Reichssteuer,  versucht,  später 
aber  nach  dem  Vorgange  der  Städtesteuern,  unter  Zugrundelegung  der 
Heermatrikel,  als  Matrikularsteuer  durchgeführt  wurde  "^  Zu  dauernden 
Reichssteuern  ist  es  im  Mittelalter  nicht  gekommen. 

Die  Lasten,  welche  der  König  aus  den  Reichseinkünften  zu  bestreiten 
hatte,  beschränkten  sich  auf  den  Unterhalt  des  Hofes  und  die  dem  Könige 
obliegenden  Geschenke.    Die  Reichskanzlei  erhielt  sich  durch  die  von  ihr 


"<»  Vgl.  S.  518.     Zeumeb,  a.  a.  0.  125  f.     Fickee,  Wien.  SB.  77,  816  flP. 
.  *»*  Vgl.  Zeumbr  127  ff.    Unter  den  von  Rudolf  I.  eingeführten  Städteateuem 
ist  die  des  30.  Pfennigs  zu  besonderer  Berühmtheit  gelangt. 

"•Vgl.  Zbümer  137  f.  »»•  Vgl.  S.  518.    Waitz  8,  402  f. 

»**  Vgl.  Zeumee  161. 

»"  Vgl.  Weiland  2,  16.    Zeumee  106  f.     Waltee,  DRG.  §  269,  n.  11. 

»«  Vgl.  Zeumee  106. 

*"  Vgl.  S.  513  f.  Zeumee  157.  Dbotsek,  Die  Reichskriegssteuer  von  1427, 
Ber.  d.  sächs.  Ges.  d.  Wiss.  7,  1855.  Bezold,  König  Sigmund  1,  90  ff.  2,  126  ff. 
145  ff. 
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erhobenen  Sportein  ^'^;  die  Eanzleibeamten  waren  teils  auf  diese,  teils  auf 
Geschenke  angewiesen;  ihren  Unterhalt  empfingen  sie  vom  Hofe,  die 
meisten  waren  außerdem  mit  kirchUchen  Pfründen  ausgestattet.  Für 
den  Unterhalt  des  Hofes  reichten  die  eigenen  Vorräte  der  königlichen 
Pfalzen  und  das  servitium  regis  (S.  193)  im  allgemeinen  aus.  Die  den 
Hauptinhalt  des  letzteren  bildende  Verpflichtung,  dem  königlichen  Hofe 
jederzeit  Unterkunft  und  Unterhalt  (Herberge  und  Atz  oder  Imbiß)  zu 
gewähren,  lastete  seit  dem  12.  Jahrhundert  nur  noch  auf  dem  Beichs- 
kirchengute  und  den  Reichsvogteien,  in  erster  Reihe  also  auf  den  geist- 
lichen Fürsten  und  den  Reichsstädten"*. 

Der  häufige  Wechsel  des  königlichen  Aufenthaltes  im  Reiche  diente 
dazu,  diese  Last  zu  verteilen.  Als  Rudolf  I.  sich  vorübergehend  durch 
die  Unbotmäßigkeit  der  geistlichen  Fürsten  auf  die  Reichsstädte  be- 
schränkt sah,  suchte  er  jenen  Zweck  der  Lastenverteilung  durch  Aus- 
schreiben der  schon  erwähnten  Hofsteuer  (S.  537)  zu  erreichen.  Weit 
drückender  als  der  Unterhalt  des  Hofes  waren  für  die  Reichsfinanzen  die 
dem  Könige  obliegenden  Geschenke,  namentlich  an  Kirchen  und  Klöster, 
die  Reichsfürsten  und  Reichsministerialen  (besonders  zur  Unterstützung 
bei  Reichsheerfahrten)  und  die  Kurie  (gelegentlich  der  Kaiserkrönung), 
wozu  dann  noch  Aufwendungen  für  Brücken-  und  Burgenbauten  u.  dgL 
hinzutraten.  £ine  geregelte  Finanzverwaltung  hätte  dem  immerhin  bei 
den  bedeutenden  Mitteln  des  Reiches  nachkommen  können,  aber  eine  Ein- 
nahmequelle nach  der  anderen  ging  auf  die  Fürsten  über,  um  diese  bei 
guter  Gesinnung  zu  erhalten,  und  was  übrig  blieb,  verfiel  dem  jedes 
Finanzwesen  zerrüttenden  Anweisungssjsteme.  In  allen  Finanzwirtschaften 
des  Mittelalters  waren  die  meisten  laufenden  Einnahmen  von  vornherein 
der  Befriedigung  bestimmter  Bedürfhisse  zugewiesen,  so  daß  kein  allge-. 
meiner  Staatshaushalt  bestand.  Man  lebte  von  der  Hand  in  den  Mund 
und  half  sich,  wo  es  fehlte,  mit  Vorschüssen,  wofür  dem  Darlehnsgeber 
bestimmte  Einnahmequellen  zu  seiner  Befriedigung  überwiesen  wurden. 
Man  bediente  sich  dabei  entweder  der  Satzung  oder  der  Rente,  in  beiden 
Fällen  gewöhnlich  zu  lO^o  ^^^  gegebenen  Vorschusses.  Die  Auslösung 
der  verpfändeten  oder  als  Rententräger  überwiesenen  Finanzquelle  er- 
folgte, wenn  sie  nicht  ganz  unterblieb,  in  der  Regel  mit  Hilfe  neuer  Vor- 
schüsse, für  die  abermals  Pfand  oder  Rente  erforderlich  wurden. 

§  49.    Die  Gerichtsverfassung. 

Vgl.  S.  163.  HüBMER,  Gerichteurkunden  (Beilage  zu  ZRG.  25.  27.)  Waitz 
8,  1—94.  V.  Amira,  Grundr.»  169  f.  Eichhorn  2,  §§  293.  302.  308.  3,  §§  419—422. 
Umqer,  Die  altdeutsche  Gerichtsverfassung,  1842.  Planck,  Das  deutsche  Gerichts- 
verfahren im  MA.  1,*  1—154.  Wetzell,  System  des  Civilprozesses',  368—892 
(großenteils  von  Sohx).     Hometer,   System    des  Lehnrechts  (Des  Sachsenspiegels 


"»  Vgl.  Bresslaü,  Urk.-Lehre  1,  412  ff. 

»••  Vgl.  Waitz  8,  227  f.    v.  Maurer,  Fronhöfe  3,  882  ff.    Pickbr,  Wien.  SB. 
77,  820  f. 
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2.  Teily  Bd.  2)  528 ff.;  Bichtsteig  Landrechts  412  ff.  Stobbe,  GTerichtsyerfassung 
des  Sachsenspiegels,  ZDR.  15,  82  ff.;  Grundsätze  der  deutschen  Rechtsqaellen 
über  den  Gerichtsstand,  Jahrb.  d.  gem.  R  1,  427  ff.  Schrödeii,  Gerichtsver- 
fassung des  Sachsenspiegels,  ZRG.  18,  1  ff.;  Der  ostfölische  Schultheiß  und  der 
holst  Overbode,  ebd.  20,  1  ff.  Eckeet,  Der  Pronbote,  1897.  Heck,  Altfriesische 
Gerichtsverfassung,  1894  (vgl.  Sbebp  Gbataua,  Gott.  gel.  Anz.  1895,  S.  842  ff 
His,  ZRG.  29,  217 ff.  Fockbica  Ain>BEAB,  im  Museum,  April  1895.  E.  Lehmann, 
Er.  yjSchr.  88,  11  ff.).  Bbünmeb,  Grundriß  258;  Das  gerichtliche  fixemtionsrecht 
der  Babenberger,  Wien.  SB.  47,  815  ff.  Lusohin  v.  Ebenobeüth,  Geschichte  des 
Gerichtswesens  in  Österreich,  1879;  Österreich.  Reichsgeschichte  192  ff.  Eggeb, 
Die  Entstehung  der  Gerichtsbezirke  Deutschtirols,  Mitt  d.  österr.  Inst  4.  Rosbn- 
THAL,  Geschichte  des  Gerichtswesens  und  der  Yerwaltungsorganisation  Baiems,  1889. 
EüHNS,  Geschichte  der  Gerichtsverfassung  u.  des  Prozesses  i.  d.  Mark  Brandenburg, 
2  Bde,  1865/67.  Fiokeb,  Forschungen  zur  Reichs-  und  Rechtsgeschichte  Italiens, 
4  Bde,  1868— 1874.  Blondel,  Fr6d6ric  IL,  51  ff.  Büechabd,  Die  Hegung  der 
deutschen  Gerichte  im  Mittelalter,  1898. 

Der  Sachsenspiegel  liefert  noch  durchaus  das  Bild  einer  monarchi- 
schen, in  ihren  Grundzügen  mit  der  karolingischen  übereinstimmenden 
Gerichtsverfassung.  Der  König  ist  der  gemeine  Richter  im  ganzen  Beiche, 
im  Grunde  hat  er  allein  über  Eigen,  Freiheit  und  Leben  zu  richten,  und 
nur  weil  er  selbst  nicht  allerorten  sein  kann,  hat  er  andere  nut  seiner 
Vertretung  betraut;  er  reist  richtend  im  Lande  umher  und  überall,  wo 
er  Hof  hält,  sind  die  Gerichte  ihm  ledig,  die  ordentlichen  Gerichtsgewalten  . 
für  die  Dauer  seiner  Anwesenheit  niedergelegte  Nur  in  den  Marken 
zeigt  sich  ein  strafferes  landesherrliches  Begiment,  das  der  Entwickelung 
der  Territorialgerichtsbarkeit  zu  gute  kommt.  Aber  die  Niedergerichte 
sind  überall  schon  aus  dem  Beichsverbande  geschieden  und  den  territorialen 
Gewalten  anheimgefallen.  In  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts 
gestaltet  sich  alles  anders.  Die  Beisen  des  Königs  zum  Zwecke  der 
Bechtspflege  haben  aufgehört,  seine  oberstrichterliche  Thätigkeit  erscheint 
bedeutend  eingeengt,  während  in  den  Territorien  höhere  Instanzgerichte 
entstehen;  die  meisten  Landgerichte  haben  den  Zusammenhang  mit  dem 
Eeiche  verloren,  die  in  demselben  verbliebenen  aber  eine  erhebliche  Er- 
weiterung ihrer  Zuständigkeit  erfahren.  Diese  Umwandlung  wird  erst 
bei  der  Territorialverfassung  zur  Darstellung  kommen.  Wir  beschränken 
uns  hier  auf  das  Gerichtswesen  des  Beiches. 

1.  Das  Beichshofgericht*.  Wo  der  König  persönlich  an  der 
Handhabung  der  Bechtspflege  teilnahm,  geschah  es  in  alter  Weise  ver- 
mittelst des  königlichen  Hofgerichts.  Die  Zuständigkeit  desselben  war 
eine  vierfache.    Gegenüber  den  ordentlichen  Geriqhten  übte  es  eine  kon- 

*  Vgl  Bsp.  m.  26,  §  1.  52,  §  2.  60,  §  2. 

*  Vgl.  Fbanklim,  Das  Reichshofgericht  im  Mittelalter,  2  Bde,  1867/69;  Sen-  • 
tentiae  curiae  regiae,  1870*.  R.  Scholz,  a.  a.  0.  (S.  456)  6  ff.  Beselbb,  ZRG.  2, 
391  ff.  YooEL,  Beiträge  z.  Gesch.  d.  Reichshofgerichts,  ebd.  15,  151  ff.  Toiiaschek, 
Die  höchste  Gerichtsbarkeit  des  deutschen  Königs  und  Reichs  im  15.  Jahrhun- 
dert (Wien.  SB.  49,  1865).  Baumakm,  Zur  Gesch.  des  Hofgerichts,  ZGO.  43, 
69  ff.  392.  Über  die  verschiedenen  Bezeichnungen  des  Reichshofgerichtes  vgl. 
Franklin  2,  62. 
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knrrierende  Gerichtsbarkeit  in  doppelter  Gestalt  ans.  Einmal  hatte  der 
König  das  Evokationsrecht  {ius  evocandi),  kraft  dessen  er  nach  Belieben 
jede  noch  nicht  rechtskräftig  erledigte  Sache  zn  seiner  Entscheidung 
ziehen  konntet  Sodann  war  es  nach  dem  Verfalle  des  Eönigsbotenamtes 
üblich  geworden,  daß  die  Könige  znm  Zwecke  der  Rechtspflege  im  Reiche 
nmherreisten.  Wo  sie  sich  aufhielten,  wurden  ihnen  die  ordentlichen 
Gerichte  ledig  und  das  Hofgericht  trat,  wie  ehedem  das  missatische  Ge- 
richt (S.  136.  176),  an  deren  Stelle,  alle  noch  nicht  anhängig  gemachten 
oder  rechtskräftig  entschiedenen  Klagen  konnten  beim  Könige  angebracht, 
alle  noch  nicht  abgeurteilten  Gefangenen  mußten  ihm  Torgeführt  werdend 
Dies  hörte  auf,  seit  die  Fürsten,  unter  dem  Wegfalle  der  königlichen 
Bannleihe,  die  volle  Gerichtshoheit  in  ihren  Territorien  erlangt  hatten ^ 
Die  Gerichtsreisen  des  Königs  kamen  infolgedessen  außer  Übung,  die 
zweite  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  wußte  nichts  mehr  davon  ^.  Die  un- 
mittelbare Gerichtsbarkeit  des  Reichshofgerichts  beschränkte  sich  seitdem 
auf  die  Reichstagsorte  für  die  Dauer  der  Versammlung.  Außerdem  wurde 
es  seit  Rudolf  I.  mehr  und  mehr  üblich,  Fürsten  und  Städten  das  privi" 
legium  de  non  evocando  zu  erteilen,  wodurch  das  königliche  Evokations- 
recht für  ihr  Gebiet  aufgehoben  wurde  ^.  Nachdem  zahlreiche  Einzel- 
privilegien vorhergegangen  waren,  erklärte  die  Goldene  Bulle  von  1356 
das  Privilegium  de  non  evocando  für  ein  gesetzliches  Recht  aller  Kur- 
fürsten®, und  im  Laufe  des  14.  und  15.  Jahrhunderts  erlangten  auch  die 
übrigen  Reichsfürsten,  die  meisten  Reichsstädte  und  zahlreiche  Stifter, 
Grafen  und  Herren  die  gleiche  Freiheit,  bis  endlich  1487  das  Evokations- 
recht des  Königs  überhaupt  beseitigt  wurde®. 

In  zweiter  Reihe  war  das  Reichshofgericht  seit  der  UmwandluDg  der 
Urteilschelte  (S.  365  f.)  in  eine  wahre  Berufung  zur  Berufungsinstanz  für 
alle  ordentlichen  Gerichte  geworden^®.  Auch  in  dieser  Richtung  geschah 
dem  Reichshofgericht  vielfach,  wenn  auch  in  geringerem  Maße,  Abbruch 


'  Vgl.  Franklin  2,  4.  Deutsche  Bezeichnung  für  evocare  war  üxheiseßienf 
urheischen.    Vgl.  ebd.  2,  10  n.    Loersch,  Ingelheimer  Oberhof  pg.  156. 

*  Vgl.  Ssp.  III.  33,  §§1-5.  60,  §§  2.  3.     Otto  Fris.,  gesta  Friderici  2,  13. 

*  Vgl.  v.  Zallinobr,  Mitteil.  d.  öst.  Inst.  10,  225  n. 

^  Vgl.  Ssp.  I.  34,  §  S  mit  Dsp.  39  und  Schwsp.  Laßb.  39. 

'  Vgl.  Franklin  2,  5  ff. 

8  Vgl.  GB.  c.  8,  §  1.  c.  11,  §§  1  ff.  5  f.  Nach  einem  Hofgerichtsurteil  Karls  IV. 
(Töpfer,  Ürk.-B.  z.  Geschichte  der  Vögte  von  Hunolstein  1,  Nr.  282)  müssen  die 
Kurfürsten  schon  1353  allgemein  im  Besitze  dieses  Rechtes  gewesen  sein. 

*  Vgl.  Franklin  2,  11.  74  ff.  Stobbe,  Beiträge  z.  Gesch.  d.  deutsch.  Rechts 
171  ff.    Rosbnthal,  a.  a.  0.  9  ff.  Über  die  Wirkungen  des  Privilegs  Franklin  2,  17  ff. 

"Vgl.  Ssp.  IL  12,  ?<§4.  8.  11  f.  Sachs.  Lehnr.  69,  §§5—8.  Schwsp. 
Laßb.  114.  116^  117'.  Schwab.  Lehnr.  18.  35.  55.  64.  Richtsteig  Landr.  49. 
Weiland,  Const  1,  478  (1191—1194).  Brünngr,  Exemt.  16.  Hometer,  System 
567  f.  625.  Franklin  2,  205  ff.  Auch  von  sich  aus  konnte  ein  niederes  Gericht, 
ohne  Berufung  einer  Partei,  den  Rechtszug  an  das  Hofgericht  beschließen.  Vgl. 
ebd.  2,  204  f. 
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darch  prioilegia  de  tum  appellando^K  Die  kurfürstlichen  Staaten  wurden 
durch  die  Goldene  Bulle  auch  von  den  Appellationen  an  das  Reichshof- 
gericht eximiert",  was  dann  wohl  Anlaß  zur  Errichtung  eigener  Ober- 
landesgerichte gegeben  hat 

Unberührt  von  den  pri?ilegia  de  non  evocando  und  de  non  appellando 
blieben  die  Fälle  der  Rechtsverweigerung.  Wo  der  ordentliche  Richter 
kein  Recht  gewähren  wollte  oder  konnte,  etwa  weil  er  des  Beklagten  nicht 
mächtig  war,  konnte  die  sich  beschwert  fühlende  Partei  inmier  das  Reichs- 
hofgericht anrufen  1*. 

Der  vierte  Zuständigkeitsgrund  für  das  Reichshofgericht  war  aus  dem 
ehemaligen  Reklamationsrechte  (S.  175)  hervorgegangen,  das  allmählich 
für  alle  Reichsunmittelbaren,  namentlich  Reichsfürsten,  Reichsministerialen 
und  Reichsstädte,  den  ordentlichen  persönlichen  Gerichtsstand  vor  dem 
Reichshofgericht  herbeigeführt  hatte  ^*.  Ferner  gehörten  Klagen  über 
Reichsgat  und  Reichsrechte  vor  das  Reichshofgericht,  selbst  wenn  sie 
gegen  landsässige  Personen  ans  einem  mit  Privilegium  de  non  evocando 
ausgestatteten  Territorium  oder  Stadtgebiete  gingen^*.  Ursprünglich 
konnte  auch  die  Reichsacht  nur  vom  Reichshofgericht  verhängt  werden^®; 
nachdem  aber  die  meisten  Landgerichte  territorialen  Charakter  ange- 
nommen hatten,  wurde  von  den  königlich  gebliebenen  Landgerichten 
auch  das  Recht  der  Ächtung  ausgeübt  Akte  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit wurden  häufig  vor  dem  Hofgerichte  vorgenonmien,  namentlich  um 
sie  durch  das  bestätigende  Hofgerichtsurteil  unanfechtbar  zu  machen  ^^ 

Die  Sitzungen  des  Reichshofgerichts  waren  öffentlich.  Im  übrigen 
stand,  im  Gegensatze  zu  der  fränkischen  Periode  (S.  173),  weder  Zeit 
noch  Ort  fest,  alles  hing  von  dem  jeweiligen  Aufenthaltsorte  und  dem 
Belieben  des  Königs  ab '®.  Die  Regel  war  zwar,  über  deutsche  Dinge  nicht 
anders  als  auf  deutschem  Boden  zu  verhandeln,  aber  nach  dem  Satze: 
cum  ibi  sit  Alemannie  curiaf  ubi  persona  nostra  et  principes  imperii  con^ 
nstunt^^,  sind  wiederholt  auch  in  Italien  Hofgerichtsentscheidungen  in 
deutschen  Angelegenheiten  ergangen,  nur  war  dazu  die  Besetzung  des 
Gerichts  mit  deutschen  Reichsangehörigen  erforderlich*^.    Im  eigentlichen 


*»  Vgl.  Franklin  2,  16.  "  Vgl.  GB.  c.  8,  §  2.  c.  11,  §§  3.  5. 

"  Vgl.  GB.  c.  11,  §  4.  Ssp.  L  34,  §  3.  II.  25,  §  2.  III.  87,  §§  3f.  Sachs. 
Lehnr.  49,  §  1.  68,  §  5.  Hometeb,  System  568.  Die  Fälle  der  Rechtsverweigerang 
wurden  in  den  königlichen  Befreiungen  in  der  Regel  ausdrücklich  ausgenommen. 
Vgl.  Franbxin  2,  15.  36  f.    Siehe  auch  die  angeführte  Urkunde  von  1353  (Anm.  8). 

"  Vgl.  Franklin  2,  12  f.  34  flp.   Ssp.  III.  55,  §  1.  Mainzer  Landfr.  v.  1235,  c.  28. 

»  Vgl.  Franklin  2,  36.  "  Vgl.  S.  175.     Ssp.  I.  71.  III.  34. 

^^  Vgl.  S.  507.  Franklin  2,  37  ff.  Ssp.  I.  34,  §  3.  Das  in  der  fränkischen 
Zeit  vielfach  maßgebende  Motiv,  eine  Königsurkunde  zu  gewinnen  (S.  380),  kam 
weniger  in  Betracht,  nachdem  auch  die  Landgerichtsurkunden  den  Charakter  öffent- 
licher Urkunden  erhalten  hatten.    Siehe  jedoch  auch  Franklin  2,  38. 

>^  Vgl.  Franklin  2,  83  ff.    Über  die  Gerichtszeit  ebd.  85  ff. 

*»  Vgl.  S.  503,  n.  3.    Franklin  2,  63  f. 

"  Vgl.  Franklin  2,  64.    Waitz  8,  14.    Otto  Fris.,  gesta  Frid.  2,  12. 
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Auslande  konnte  das  Beichshofgericht  nicht  abgehalten  werden  ^^  Für 
gewisse  Gegenstande  bestanden  weitergehende,  wenn  auch  mehr  thatsach- 
liche  als  rechtliche  Beschränkungen.  Verhängung  der  B^ichsacht  und 
gerichtliche  Zweikämpfe  sollten  im  allgemeinen  nur  in  der  Heimatprovinz 
des  Angeschuldigten  erfolgen,  Entscheidungen  über  gescholtene  Urteile  in 
der  Provinz  des  Untergerichts,  solche  über  Eigen  in  der  Provinz  der  be- 
legenen Sache  ^^.  Der  Grund  für  diese  Beschräukungen,  die  übrigens  nur 
bis  zum  13.  Jahrhundert  aufrecht  erhalten  wurden,  war  ein  rein  materieller, 
das  Bedürfnis  solcher  Urteiler  und  Zeugen,  welche  des  in  Betracht  kom- 
menden Stammesrechts  genügend  kundig  waren;  hatte  man  diese  zur  Stelle, 
so  konnte  das  Hofgericht  sein  Urteil  fällen,  wo  es  dem  Könige  beliebte  ^^ 

Das  Hofgericht  war  an  die  Person  des  Königs  gebunden,  es  ruhte 
daher,  wenn  der  König  sich  im  Auslande  befand,  und  löste  sich  auf,  wenn 
der  König  starb  oder  im  Wege  Bechtens  des  Beiches  entsetzt  wurde. 
Nur  der  zum  römischen  Könige  gekrönte  Kaisersohn  war  ebenfalls  be- 
rechtigt, das  Beichshofgericht  abzuhalten  ^^  Hatte  der  König  für  den  Fall 
seiner  Abwesenheit  einen  Beiohsverweser  bestellt,  so  war  dieser  in  der 
Begel  auch  befugt,  statt  des  Beichshofgerichts  ein  ebenso  zusammengesetztes, 
aber  von  ihm  gebildetes  und  an  seine  Person  gebundenes  Gericht  abzu- 
halten **.  Ebenso  lag  die  Sache  hinsichtlich  der  Beichsvikariats-Hofgerichte 
des  Pfalzgrafen  bei  Bhein  und  des  Kurfürsten  von  Sachsen  in  dem  Falle 
einer  Thronerledigung  *^ 

Wie  in  Beziehuug  auf  Ort  und  Zeit,  so  fehlte  dem  Beichshofgerichte 
auch  in  betreff  seiner  Zusammensetzung  jede  feste  Organisation,  das  Ge- 
richt wurde  in  jeder  Sitzung  neu  gebildet  und  hatte  erst,  nachdem  dies 
geschehen  war,  einen  selbständigen  Charakter  ^^.  Die  Urteiler  wählte  der 
König  (oder  sein  Stellvertreter)  frei  aus  den  Personen  seiner  Umgebung, 
mit  möglichster  Berücksichtigung  ihres  Standes  und  ihrer  Stammeszuge- 
hörigkeit ^^     In  causae  maiores,  d.h.  Sachen,   welche  Leib  und  Leben, 


"  Vgl  Franklin  2,  65. 

"  Vgl.  Sep.  IL  12,  §  4.  III.  26,  §  2.  33,  §§  3.  4.  Dsp.  106.  Schwsp.  Laßb. 
114.  296  f.  Franklin  1,  32.  93  f.  2,  66  ff.  Hoheyer,  Die  Heimat  nach  altdeutschem 
Recht  (Abb.  d.  Berl.  Ak.  1852)  67  f.  75  f.  Stobbb,  Gerichtastand  429.  432  f.  434  f. 
Schröder,  Herkunft  der  Fi*anken,  Hist.  Zeitschr.  43,  49.  Bei  Berufungen  in  Lehn- 
sachen  bat  eine  örtliche  Beschränkung  für  die  Entscheidungen  des  Reichshofge- 
richts nie  bestanden.    Vgl.  Franklin  2,  73  n. 

''  Vgl.  Böhm,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  326  n.  Waitz  8,  18  f.  Schröder, 
Herkunft  der  Franken  47.  K.  Schulz,  Urteil  des  Eönigsgerichts,  Zeitschr.  f.  thür. 
Gesch.  9,  42.  Die  Stadt  Cambray  wurde  1209  durch  ein  Augsburger  Reichshof- 
gerichtsurteil geächtet.    Vgl.  Böhmer,  Acta  imperii  Nr.  231. 

**  Vgl.  Franklin  2,  78  f.    Böhmer,  Acta  imperii  Nr.  293  (1227). 

"  Vgl.  Franklin  2,  80  ff.  Die  Anm.  61  erwähnte  Magdeburger  Versammlung 
könnte  auch  in  diesem  Sinne  aufgefaßt  werden,  da  die  Äbtissin  Mathilde  von  Qued- 
linburg  die  Reichsyerweserschaft  für  Kaiser  Otto  III.  führte. 

«•  Vgl.  S.  479.    Weiland,  Const.  2,  633  (1254).    Teibpel,  Interregnum  40.  42. 

"  Vgl.  Franklin  2,  88  f.  125  ff. 

'^  Bezeichnend  für  den  Gegensatz  zu  Italien,  wo  der  König  als  selbsturteüen- 
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Ehre  oder  Grundbesitz  angingen,  brauchte  sich  niemand  von  Unterge- 
nossen aburteilen  zu  lassen'^;  Beichsfursten  konnten  hier  seit  dem 
12.  Jahrhundert  ein  nur  mit  Fürsten  besetztes  Gericht  verlangen '^  Mit 
Rücksicht  auf  die  erforderliche  Rechtskenntnis  waren  vorzüglich  Stammes- 
genossen oder  Landsleute  des  Beklagten,  bei  Prozessen  um  Eigen  Ange- 
hörige der  Provinz,  in  welcher  dasselbe  gelegen  war,  zu  berufen'^  Im 
übrigen  genügte  der  Besitz  der  überhaupt  für  einen  Urteiler  erforderlichen 
Eigenschaften '^  Die  Zahl  der  Urteiler  mußte  sich  mindestens  auf  Sieben 
belaufen '',  häufig  war  sie  aber  eine  sehr  betrachtliche,  namentlich  wenn 
ein  ganzer  Reichstag  als  Hofgericht  in  Thätigkeit  gesetzt  wurde.  Eine 
Vereidigung  der  Urteiler  fand  nicht  statt,  sie  urteilten  auf  den  Eid, 
welchen  jeder  seinem  Herrn  geleistet  hatte '^.  Eine  Entschädigung  er- 
hielten die  Urteiler  nichts  erst  im  15.  Jahrhundert  sahen  sich  die  Könige, 
um  der  gänzlichen  Auflösung  des  Hofgerichts  vorzubeugen,  genötigt,  be- 
soldete Stellen  einzuführen '^ 

Richter  im  Hofgericht  war  der  König,  im  Reichsvikariatsgericht  der 
Reichs  Verweser.  War  der  König  Partei,  so  pflegte  er  sich  im  Vorsitze 
vertreten  zu  lassen'®.  In  Italien  behauptete  sich  bis  zum  11.  Jahrhundert 
der  Pfalzgraf  in  der  Stellung  des  ersten  Beisitzers  und  stellvertretenden 
Vorsitzenden  (S.  496);  in  Deutschland  liegt  keine  sichere  Spur  dafür  vor, 
doch  ist  es  möglich,  daß  der  Pfalzgraf  von  Lothringen  (der  spätere  Pfalz- 
graf bei  Rhein)  ursprünglich  dieselbe  Stellung  eingenommen  hat'^  Einen 
ständigen  Vertreter  des  Königs  in  allen  Sachen,  mit  Ausnahme  der  dem 
Könige  persönlich  vorbehaltenen  Verhängung  der  Reichsacht  ^^  und  der 

der  Richter  keines  Urteilerkolleg^ams  bedurfte,  ist  eine  Urkunde  von  1276  (Ficker 

8,  179):    quod  illud  diffiniat  Rudolphus rex sectmdum  quod  sibi  vide- 

bitur,  non  tarnen  secundum  consuetudinem  Älemaniae  quaerendum  a  singtUis  rircum- 
stantibus  f  ut  illorum  diffinitio  in  praedioHs  pro  sententia  habeatur,  sed  sua  voce 
proferat  sententiam  seeundv/m  suam  eonscientiam  bonorum  et  peritorum  eonsilto 
informrttam,  secundum  quod  sibi  videbitur  ad  deum  et  iustitiam  habendo  respeetum, 

"  Vgl.  S.  457.  Ssp.  II.  12,  §2.  III.  19.  Waitz  8,  19  f.  Franklin  2,  180. 
Fürstliche  Ministerialen  begegnen  nie  als  Urteiler  im  Reichshofgericht.  Vgl.  v.  Zal- 
LiKQER,  Mitt.  d.  Ost.  Inst  4,  409  n.     Waitz  8,  18. 

•*>  Vgl.  Franklin  2,  184—157,  der  mit  Recht  der  Ansicht  entgegentritt,  als 
habe  es  für  Fürsten  von  jeher  besondere  Fürstengerichte  gegeben. 

»»  Vgl.  S.  542.     Franklin  2,  129  f. 

"*  Ausgeschlossen  waren  Geächtete  und  Gebannte,  in  peinlichen  Sachen  alle 
Geistlichen. 

"  Vgl.  Franklin  2,  158.  •*  Vgl.  Franklin  2,  159  flF. 

•*  Vgl.  ebd.  2,  162.  Besondere  Pfalzschöffen  (Pfalzrichter,  Königsrichter, 
Hofrichter)  hat  es  nur  in  Italien  gegeben.    Vgl.  Ficker,  Forschungen  3,  1  ff. 

*•  Vgl.  S.  477.  Franklin  2,  101  ff.  Wolfdietrich  A.,  Vers  169  ff.  (Deutsch. 
Heldeub.  3,  100). 

*'  Vgl.  S.  499.  Der  dem  Pfalzgrafen  durch  Reichsweistum  von  1274  über- 
tragene Voroitz  in  Fällen,  wo  der  König  gegen  einen  Fürsten  zu  klagen  hatte 
(8.  477),  wurde  nicht  als  ein  ausschließliches  Recht  desselben  betrachtet,  der  König 
konnte  sich  auch  durch  andere  Fürsten  vertreten  lassen.  Vgl.  Franklin  1,  178  ff. 
2,  100  ff.;  Sent  Nr.  27  f. 

'^  Beos  non  prosoribei  nee  a  proseriptione  absähet;  heo  namque  auetoritati 
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causae  maiores  der  Fürsten  und  Fürstengenossen^^,  fährte  erst  der  Mainzer 
Landfriede  Friedrichs  11.  von  1235  ein*®.  Der  Keichshofrichter  {nuti- 
iiarius  curiae  regiae)  sollte  dem  Stande  der  freien  Herren  angehören  (oer 
Ubere  condüionis)  und  Tom  Könige  immer  mindestens  für  die  Daner  eines 
Jahres  ernannt  werden.  Entlassung  vor  der  Zeit  im  Falle  schlechter 
Führung  blieb  vorbehalten.  Der  Hofrichter  war  also  Beamter,  nicht 
Lehnsmann.  Er  hatte  einen  Amtseid  zu  leisten  und  erhielt  als  Besol- 
dung die  Ton  den  Beichsächtem  für  Lösung  aus  der  Acht  gezahlten 
Strafgelder  (den  sogenannten  Achtschatz),  soweit  es  sich  um  Fälle  han- 
delte, die  vor  ihm  selbst  abgeurteilt  wurden  *^  Außer  den  dem  Könige 
vorbehaltenen  Sachen  hatte  der  Hofrichter  über  alles,  was  an  den  Hof 
kam,  zu  richten,  mußte  aber  von  allen  wichtigeren  Anlegenheiten  {arduis 
causis)  dem  Könige  vor  Ansetzung  des  Termins  Anzeige  machen,  um 
diesem  Gelegenheit  zu  geben,  den  Vorsitz  nach  Umständen  selbst  zu 
übernehmen  oder  ihn  einem  außerordentlichen  Vertreter  zu  übertragen**. 
Der  Hofrichter  hatte,  soweit  ein  Bedürfnis  vorlag,  mit  Ausnahme  der 
Sonn-  und  Feiertage  tägliche  Sitzungen  abzuhalten.  Einen  festen  Amts- 
sitz hatte  er  nicht,  er  folgte  dem  Hofe  und  war  durchaus  an  die  Person 
des  Königs  gebunden.  Mit  dem  Tode  des  Königs  erlosch  seine  Vollmacht. 
Eine  Substitutionsbefugnis  wurde  dem  Hofrichter  erst  im  16.  Jahrhundert 
eingeräumt*^.  Innerhalb  seiner  Amtswaltung  war  der  Hofrichter  selb- 
ständig. Daß  seine  hofgerichtlichen  Entscheidungen  zu  wiederholter  Ver- 
handlung vor  dem  Könige  kommen  konnten**,  war  nichts  Eigentüm- 
liches, da  die  Hofgerichtsurteile  überhaupt  keine  Rechtskraft  besaßen  *^ 

nostre  exeellenoie  reservamus.  Vorher  ist  von  causae  macoimae  die  Bede,  womit 
offenbar  die  Achtfälle  gemeint  sind. 

*'  Vgl.  Franklin  2,  97  ff.  Sich  durch  einen  andern  Fürsten  für  den  einzelnen 
Fall  vertreten  zu  lassen,  war  dem  Könige  un verwehrt    Vgl.  Anm.  36.  37. 

^^  Mainz.  Landfr.  v.  1235,  c.  28.  Vgl.  Franklin  1,  66 ff.  2,  112  ff.;  De  iusti- 
tiariis  curiae  imperialis,  1860.  Nach  dem  Vorbilde  des  deutschen  Hofrichteramtes 
hat  Friedrich  II.  das  GroßhoQustitiariat  für  Sizilien  eingerichtet.  Vgl.  Fickbh, 
a.  a.  0.  1,  360. 

*^  Über  weitere  Bezüge  des  Hofrichters  vgl.  Franklin  2,  118  f. 

"  Vgl.  Franklin  2,  109.  **  Vgl.  ebd.  2,  113. 

^  Vgl.  ebd.  2,  117.  In  Achtsachen  blieb  das  Schlußurteil  dem  Könige  vor- 
behalten.   Vgl.  ZGO.  43,  72  f.    DopscH,  Entstehung  d.  öst.  Landr.  (1892)  S.  64. 

"  Vgl.  S.  381  f.  MG.  Dipl.  reg.  Otto  II.  Nr.  130  (976).  v.  d.  Berge,  Oorkon- 
denb.  v.  Holl.  en  Zeeland  1,  Nr.  273  (1220).  Böhmer,  Acta  imperii  Nr.  123  (um 
1165).  293  (1227).  FDG.  17,  354  (1289).  Mon.  Zoller.  5,  Nr.  373  (1396).  Magd. 
Fragen  1,  4  dist  4.  Der  Sachsenspiegel  kennt  eine  Berufung  gegen  Entschei- 
dungen des  Reichshofgerichts  nur  in  der  Form  des  Ziehens  an  die  vordere  Hand, 
d.  h.  des  gerichtlichen  Kampfes  von  Sieben  gegen  Sieben.  Vgl.  Bsp.  I.  18,  §  S. 
II.  12,  §  8.  Richtst  Landr.  50,  §  9.  Franklin  2,  280  ff.  Planck,  Gerichtsverfahren 
1,  270.  Im  Jahre  1374  hob  Karl  IV.  ein  zu  Gunsten  eines  ZOricher  Ritters  ei^an- 
genes  Hofgerichtsurteil  gegen  die  Stadt  Frankfurt  im  Wege  der  Gnade  auf.  Böbher, 
Urk.-B.  der  Reichsstadt  Frankfurt  738.  Hierher  ist  auch  zu  ziehen,  was  Jastrow, 
Zeitschr.  f.  G.-Wiss.  10,  71  ff.  über  die  Ächtung  Heinrichs  des  Stolzen  im  Jahre 
1138,  die  von  ihm  als  „sententia  nulla"  aufgefaßt  wird,  bemerkt  hat. 
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Gleichzeitig  mit  der  EinfQhnuig  des  EoMchteramtes  sorgte  der 
Maifizer  Landfriede  fOr  die  Nenorganisation  der  yoUig  in  Verfall  geratenen 
Hofgerichtskanzlei.  Während  die  Hofgerichtsnrknnden  früher  von  der 
Hofkanzlei  aasgefertigt  worden  waren,  erhielt  das  Hofgerioht  nunmehr 
einen  eigenen  Hofgerichtsschreiber  {notarius  curiae),  der  gleich  dem  Hof- 
richter (wegen  der  peinlichen  Sachen)  dem  Laienstande  angehören  maßte 
and  einen  ähnlichen  Amtseid  wie  dieser  zu  leisten  hatte.  Der  Hofgerichts- 
schreiber erhielt  insbesondere  die  Aufgabe,  die  Einlaufe  in  Empfang  zu 
nehmen  und  zu  verzeichnen,  sowie  Achtregister  und  XJrteilsbüeher  anzu- 
legen^. Zur  Beglaubigung  der  Gerichtsarkunden  wurde  ein  besonderes 
Hofgerichtssiegel  eingeführte^  Obwohl  der  Hofgerichtsschreiber,  um  seinen 
Aufgaben  gerecht  zu  werden,  notwendig  den  Sitzungen  beiwohnen  mußte, 
gehörte  er  doch  nicht  zur  ordnungsmäßigen  Besetzung  des  Gerichts.  Mit 
anderen  als  hofgerichtlichen  Geschäften  sollte  er  nicht  belastet  werden, 
doch  könnte  seine  vielfache  Bezeichnung  als  Eammerschreiber  oder  Pro- 
tonotar  darauf  hindeuten,  daß  er  gleichwohl  später  der  Hofkanzlei  ange- 
hörte, wenn  jene  Ausdrucke  sich  nicht  darauf  beziehen,  daß  der  Hof- 
gerichtsschreiber gelegentlich  die  Hilfe  der  Eanzleibeamten  in  Anspruch 
nahm.  Ob  das  im  15.  Jahrhundert  erwähnte  Amt  eines  „Nachschreibers'^ 
am  Beichshofgericht  je  ins  Leben  getreten,  ist  unbekannt,  ebenso  was  wir 
unter  den  magistri  cogmcionum  und  referendarüy  welche  unter  Karl  lY. 
und  Buprecht  beim  Hofgericht  erwähnt  werden,  zu  denken  haben  e®. 

Seit  dem  15.  Jahrhundert  begegnet  als  ständiger  Vertreter  der  fiska- 
lischen Interessen  ein  besonderer  Beamter,  der  später  den  Titel  Kammer- 
Prokurator-Fiskal  {procurator  fisccdis  camere  et  imperiaUs  fUci)  führte  und 
seit  Friedrich  III.  ganz  allgemein  die  Aufgabe  hatte,  jede  Übertretung 
königlicher  Gebote  oder  Verletzung  königlicher  Rechte  von  Amts  wegen 
als  Vertreter  des  Königs  zu  verfolgen  *•. 

Gingen  bei  Hofe  Klagen  ein,  welche  nach  Lage  der  Sache  weniger 
einer  kontradiktorischen  Verhandlung  als  einer  Untersuchung  an  Ort  und 
Stelle  bedurften,  so  konnte  der  König  von  einer  Verhandlung  im  Beichs- 
hofgericht absehen  und  die  Sache  einem  Delegierten  oder  kaiserlichen 
Kommissar  zur  Untersuchung  und  Entscheidung  übergeben«^.  Die  Par- 
teien wurden  von  der  Ernennung  des  Kommissars  in  Kenntnis  gesetzt 
und  zum  Gehorsam  gegen  seine  Ladungen  und  richterlichen  Anordnungen 
aufgefordert  Handelte  es  sich  um  causae  maiores,  so  durfte  der  Kom- 
missar kein  Untergenosse  des  Beklagten  sein.  Lagen  Gründe  vor,  wel^e 
den  Kommissar  der  Parteilichkeit  verdächtig  erscheinen  ließen,  so  konnten 
die  Parteien  ihn  ablehnen.  Zuweilen  wurden  mehrere  Konmiissare  als 
Gesamtdelegierte  ernannt  oder  Kollegialbehörden,  z.  B.  Stadträte,  delegiert, 
auch  hatte  der  Kommissar  unter  Umständen  die  Befugnis,  sich  Beisitzer 


^  Ober  die  Urteilabfieher  vgl.  Fbajtklin,  Sent  cur.  reg.,  Einleitung  pg.  6  ff. 
*»  Vgl.  Frakklih  2,  89. 

«  Vgl.  Frankun  2,  123  f.  .     *•  Vgl.  Fäanmjn  2,  176  ffi 

«0  Vgl.  FBAKiaw  2,  49—61. 
B.  SchbOobb,  Deutsche  Rechtogescfaiohte.    3.  Aufl.  35 
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ZU  wählen.  Von  der  Entscheidnng  des  Delegierten  konnte  Berufung  an 
den  König  eingelegt  werden  ^^  Der  Gebrauch  der  delegierten  Eönigs- 
richter  begegnet  urkundlich  seit  dem  12.  Jahrhundert  Anfangs  eine 
seltene  Ausnahme,  wurde  er  inmier  häufiger  und  bildete  unter  Fried- 
rich IIL  fast  die  Regel". 

Einen  anderen  Abbruch  erfuhr  die  Thätigkeit  des  Beichshofgerichts 
seit  der  rechtlosen  Zeit  nach  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  durch  den  zu- 
nehmenden Gebrauch  der  Parteien,  ihre  Streitigkeiten  durch  Schieds- 
spruch zu  erledigen.  Erheblich  wichtiger  als  die  Kompromisse  von  Fall 
zu  Fall  waren  die  sogenannten  Austräge  (mhd.  ujirac\  bei  denen  man 
sich  gegenseitig  Terpflichtet<e,  auch  die  zukünftigen  Streitfalle  einem  be- 
stimmten, durch  die  staatliche  Ordnung  nicht  berufenen  Gerichte  zur 
Entscheidung  anheimzugeben".  Wie  die  Kurfürsten  unter  sich  durch 
den  Kurverein  von  Bense  von  1338  einen  Austrag  anordneten,  der  durch 
spätere  Verträge  nur  immer  wieder  bestätigt  wurde,  so  sind  überhaupt 
die  zahllosen  Bündnisse  und  Einungen  der  verschiedensten  Stände,  welche 
der  zweiten  Hälfte  des  Mittelalters  ihr  eigentümliches  Gepräge  gegeben 
haben,  regelmäßig  mit  derartigen  Festsetzungen  verbunden.  Hatten  diese 
zunächst  nur  eine  Bedeutung  für  Streitfalle  unter  den  Genossen,  so 
konnten  durch  königliches  Privileg  doch  auch  Dritte  verpflichtet  werden, 
ihre  Klagen  gegen  jene  zunächst  bei  dem  Einungsgericht  anzubringen, 
wenn  es  ihnen  dann  auch  überlassen  blieb,  hinterher  noch  das  ordent- 
liche Gericht  anzugehen.  In  dieser  Weise  wurden  in  der  zweiten  Hälfte 
des  15.  Jahrhunderts  die  Austräge  der  Fürsten  und  Beichsstädte  zu  amtlich 
anerkannten  Instanzgerichten '^  unter  Albrecht  IL  und  Friedrich  ni. 
tauchten  wiederholt  Projekte  auf^  welche  die  Einsetzung  bestimmter  Aus- 
träge im  Wege  der  Reichsgesetzgebung  bezweckten,  um  auf  diese  Weise 
einen  gewissen  Ersatz  für  das  abgestorbene  Beichshofgericht  zu  gewinnen '^^ 

Das  letztere,  dessen  Wert  durchaus  von  der  Persönlichkeit  des  je- 
weiligen Königs  abhing,  hatte  unter  Herrschern  wie  Wenzel  und  Sigmund 
alles  Vertrauen  verloren.  Seit  Friedrich  HL,  der  sich  fast  nur  in  seinen 
österreichischen  Erblanden  aufhielt,  wurde  es  außerdem  immer  schwieriger, 
das  Hofgericht  in  angemessener  Weise  mit  Bittem  oder  gar  Fürsten  aus 
dem  Beiche  zu  besetzen.  Oft  zog  der  König  es  vor,  die  bei  ihm  ein- 
gegangenen Sachen  durch  Delegierte  oder  persönlich  unter  Zuziehung 
seiner  Bäte  zu  erledigen.  Die  Sitzungen  des  Beichshofgerichts  wurden 
immer  seltener  und  hörten  seit  1450  gänzlich  auf.  Dagegen  erhielt  die 
von  dem  Kaiser  persönlich  mit  Ho&neister  und  Bäten  ausgeübte  Gerichts- 


**  Vgl  Franklin  2,  68.    Wiqakd,  Wetal.  Beiträge  1,  388. 

"  Vgl.  Franklin  2,  60. 
•    ^  Vgl.  Franklin  2,  22  ff.  und  die  von  diesem  22  n.  1  angeführte  Litterator. 
Ober  das  Wort,  das  auch  auf  Einzelkompromisse  angewandt  werden  konnte,  vgL 
Grimm,  DWB.  1,  999  f.    Haltaus,  Glossarinm  85  f. 

^  Vgl.  Franklin  2,  18,  n.  2.  25. 

**  Vgl.  ebd.  1,  320.  371  f.    Neue  Sammlung  der  Beichsabschiede  1,  155.  199. 
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barkeit  allmählich  eine  bestimmtere  Organisation.  Ans  ihr  ist  das  könig- 
liche Eammergericht  herrorgegangen,  das  seit  1415,  anfangs  neben 
dem  Reichshofgericht,  später  ganz  an  Stelle  desselben  genannt  wird^^; 
eine  gesetzliche  Regelung,  abgesehen  von  einer  kurzen  Gerichtsordnung 
Yon  1471,  hat  es  nie  erfahren  ^^.  Wie  der  König  immer  als  die  höchste 
Quelle  alles  Rechts  angesehen  wurde,  so  stand  ihm  das  Recht  persön- 
licher Entscheidung  nicht  nur  zu,  wenn  er  als  Schiedsrichter  angerufen 
wurde *^,  sondern  auch  bei  Sachen,  welche  schlechthin  zu  richterlicher 
Entscheidung  an  ihn  gelangten.  Indem  er  derartige  Sachen,  wenn  er  sie 
keinem  Kommissar  übertragen  wollte  und  es  für  das  Reichshofgericht  an 
dem  erforderlichen  Personal  fehlte,  mit  den  Räten  seiner  Kammer  zu  be- 
handeln pflegte,  entstand  dafür  ganz  von  selbst  die  Bezeichnung  „Kammer- 
gericht". Den  Vorsitz  führte  der  König  oder  ein  von  ihm  für  den  ein- 
zelnen Fall  oder  dauernd  beauftragter  Stellvertreter,  gewöhnlich  der  Hof- 
meister. Auf  einige  Jahre  hatte  Bischof  Ulrich  von  Passau  und  seit  1470 
Erzbischof  Adolf  von  Mainz  gegen  eine  bestimmte  Pachtsumme  samt  der 
Verwaltung  der  Hofkanzlei  auch  die  des  Kammergerichts  übernommen^®. 
Die  Beisitzer  waren  Mitglieder  des  Hofrates,  mit  Vorliebe  Rechtsgelehrte, 
was  bei  den  Entscheidungen  eine  starke  Rücksichtnahme  auf  das  römische 
Recht  zur  Folge  hatte.  Die  Beisitzer  wurden  vereidigt.  Unentbehrlich 
war  der  Gerichtsschreiber,  obwohl  er  formell  auch  jetzt  noch  nicht  zur 
Besetzung  des  Gerichts  gerechnet  wurde,  Unterbeamte  dienten  als  Ge- 
richtsboten. Die  Zuständigkeit  des  Kanunergerichts  war  dieselbe  wie  die 
des  Reichshofgerichts,  ebenso  war  es  gleich  diesem  an  die  Person  und 
den  jeweiligen  Hof  des  Königs  gebunden.  In  den  späteren  Jahren 
Friedrichs  III.  ruhte  das  Kammergericht  fast  ganz.  Es  hatte  sich  kein 
größeres  Vertrauen  wie  das  frühere  Reichshofgericht  zu  erwerben  vermocht. 
Eine  tiefgreifende  Reform  war  unabweisliches  Bedürfnis. 

2.  Die  Landfriedensgerichte.  Eine  Mittelstellung  zwischen  dem 
das  ganze  Reich  umfassenden  Gerichte  des  Königs  und  den  auf  die  ein- 
zelnen Gaue  beschränkten  Landgerichten  der  Grafen  nahmen  in  der  karo- 
lingischen  Verfassung  die  Beamtentage  der  missatica  ein.  Solcher  Be- 
amtentage gab  es  zwei.  Der  eine  (S.  135)  wurde  von  den  Königsboten 
sofort  bei  Eröffnung  ihrer  amtlichen  Thätigkeit  berufen,  er  war  ein  Bot- 
ding mit  einem  bestimmten  Vorsitzenden  und  sollte  in  erster  Reihe  der 
allgemeinen  Rechtsordnung  dienen;  gerichtliche  Geschäfte  waren  nicht 
ausgeschlossen,  standen  aber  in  zweiter  Reihe.  Der  zweite  Beamtentag 
war  ein  Landfriedensgericht  ohne  bestimmten  Vorsitzenden,  eine  allgemeine 
Versammlung  der  Grafen  und  Bischöfe,  bei  welcher  die  Bestrafung  der 
Friedbrecher  die  Hauptaufgabe  bildete,  aber  auch  sonstige  Maßnahmen 


^  Vgl  Sebugbr,  HofiaaeiBteramt  113  ff.    Fraxkldx  1,  829  ff.;   Das  königliche 
Kammergericht  vor  dem  Jahre  1495,  1871. 

"  Neue  Sammlung  der  Reichsabschiede  1,  229.  249  ff. 

"  Vgl.  Fbahkuh  2,  41  ff.  »•  Vgl.  Franklin  1,  838. 
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zur  Wahrang  d^r  Beohtsordnang  ins  Auge  geMt  werden  konnten  "^  Der- 
artige Versammlungen,  die  man  als  Landfriedensgeriohte  bezeidinen  kann, 
lassen  sieh  durch  alle  Jahrhunderte  des  Mittelalters  verfolgen  ®^  Mit  der 
zur  Bekämpfung  der  Fehde  bestimmten  eigentlichen  LandMedensgesetz- 
gebung  des  Mittelalters  nahmen  sie  einen  bestimmteren  Charakter  an  und 
erhielten  eine  festere  Organisation  ^^  Allem  Ansch^e  nach  sind  ans  den 
karolingischen  Beamtentagen  die  Hof-  und  Landtage  der  Stammesherzoge 
hervorgegangen,  welche  zugleich  als  herzogliches  Gericht  dienten  und  mit 
der  den  Herzogen  besonders  anvertrauten  Wahrung  des  Landfriedens  (im 
älteren  wie  im  neueren  Sinne]  mehr  oder  weniger  eine  obergerichtliche 
Thätigkeit  gegenüber  den  Landgerichten  verbanden  "^     Das   Herzogtum 


*^  Vgl.  S.  176.  Karl  der  Große  faßte  den  Zweck  dahin  znaammen:  communia 
ploßiia  tanH  ad  latrones  distringendoa  quam  ad  eeteras  iuatitias  fadendas.  Wenn 
der  Kaiser  dabei  nur  von  Versammlungen  der  Grafen  spricht,  so  zeigen  die  sonstigen 
Nachrichten,  daß  aach  die  Bischöfe  regelmäßig  erschienen,  oft  sogar  eine  führende 
Stellung  bei  den  Versammlungen  einnahmen. 

«  Vgl.  Waitz  4,  411  ff.  7,  129.  Steindorfp,  De  duc.  BUl.  91  ff  Wbilakd, 
Sachs.  Herzog^m  65.  v.  Possrn-Klbtt,  Verfassung  der  Markgrafischaft  Meißen  26. 
ScHBÖDBB,  Gkrichtsverfassung  des  Sachsenspiegels  17.  21,  n.  8.  22  f.  Hdbebti,  ZBG. 
26,  156 ff.  Wabtmann«  Urk.-B.  von  St  Gallen  2,  Nr.  680  (890).  Dbonxe,  Trad. 
Fuld.  138  (1058):  convenk^s  fidelium  prineipum  de  paee  facienda  et  sedenda  UUro- 
num  iyrannide  et  raptorum  campensanda  seditione,  zu  Othalmeshusen  in  Ostfranken, 
anwesend  der  Abt  von  Fulda  und  verschiedene  Grafen  und  iudices.  Vor  der  Ver- 
sammlang  vollzieht  die  GrSfin  Albrat  eine  Auflassung  an  Fulda.  Beachtenswert 
auch  die  bei  Thietmar  v.  Mersebuig,  Chron.  4,  26,  erwähnte  Magdeburger  Fftrsten- 
Versammlung  im  Jahre  998,  in  welcher  über  die  Entführung  einer  Tochter  des 
Markgrafen  Ekkehard  verhandelt  wurde.    Vgl.  jedoch  Anm.  25. 

®*  Vgl.  die  §  58,  n.  1  u.  17,  und  §  55,  n.  4  ff.  angefahrte  Litteratur.  Giebke, 
Gknossenschaftsrecht  1,  501  ff. 

^  Vgl  Waitz  7,  125  ff.  8,  44  ff.  C.  F.  StIun,  Wirtemb.  Gesch.  2,  677. 
RosENTHÄL,  a.  a.  0.  109  ff.  Ribzler,  Bayer.  Gresch.  1,  780.  Hbigxi.  u.  RiRZT.igt, 
Herzogtum  Bayern  152  ff.  188.  190.  194.  197.  Wbilamd,  Sftchs.  Herzogtum  129  ff. 
174  ff  Lindneb,  Veme  849  f.  W.  Sickel,  Wesen  des  Volksherzog^ms ,  Hist. 
Zeitschr.  16,  438  f.  442  f.  459  (dieser  Schrift  ist  nur  vorzuwerfen,  daß  sie  die 
Stammesherzogtflmer  des  deutschen  Reiches  zu  sehr  mit  denen  der  merowingischen 
Zeit  identifiziert  und  mit  diesen  auf  dieselbe  Grundlage  zurückführt).  Auf  die 
Herzogsgewalt  des  ErzbischofB  von  Köln  in  Ribuarien  (S.  889)  ist  wohl  eine  unter 
seinem  Vorsitz  abgehaltene  Gerichtsverhandlung  bei  v.  n.  Beboh,  Oorkondenb.  v. 
Holl.  en  Zeeland  l,  Nr.  154  (vor  1177),  zu  beziehen;  dieselbe  spricht  dafür,  daß 
jene  Herzogsgewalt  nach  Westen  noch  über  die  altribuarischen  Grenzen  hinausgriff. 
Nach  der  Teilung  des  Herzogtums  Sachsen  im  Jahre  1180  bestanden  in  Westfiden 
keine  einheitlichen  Verhältnisse,  indem  der  Erzbischof  von  Köln  die  herzogliche 
Gewalt  nur  in  den  westfälischen  Teilen  seiner  Erzdiözese  und  in  der  Diözese  Pader- 
born erlangte,  die  Diözesen  Minden  und  Osnabrück  dagegen  zu  dem  den  An- 
haltinem  verliehenen  Herzogtum  Engem  gehörten  und  die  Bischöfe  von  MQnster 
in  ihrer  Diözese  selbst  herzogliche  Rechte  zu  behaupten  wußten.  Vgl.  GaAUERTy 
Herzogsgewalt  in  Westfalen  seit  dem  Sturze  Heinrichs  des  Löwen,  11  ff.  26  ff. 
LiMDNEB,  Veme  887  ff.  849  ff  852  f.  Aus  manchen  Spuren  läßt  sich  vermuten,  daß 
Heinrich  der  Löwe  f^r  die  sächsischen  Länder,  in  denen  er  die  herzog^che  Gewalt 
ausübte,  ein  herzogliches  Obergericht  begründet  hatte.  Aus  Westfialen  gab  es 
einen   Rechtszug  nach  der  Brücke  bei  Lauenburg  (vgl.   (tbaüebt,  a.  a.  0.  89  ff. 
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des  Bischofs  von  Würzbarg  bestand,  wie  erst  nenerdings  nachgewiesen 
ist,  in  der  allmählich  auch  aaf  Immobiliarsachen  nnd  Freiheitsprozesse 
ausgedehnten  Landfriedensgerichtsbarkeit  über  ganz  Ostfranken,  später 
wenigstens  über  die  ganze  Würzburger  Diözese,  auch  wo  diese  die  Grenzen 
des  bischöflichen  Territoriums  überschritt  ^^  Auch  die  Stellung  der  thü* 
ringischen  Landgrafen  erklärt  sich,  wie  schon  bemerkt  wurde,  einzig  aus 
ihrem  Vorsitze  in  den  thüringischen  Landfriedensgerichten  ^^ 

Die  seit  dem  13.  Jahrhundert  mehr  und  mehr  in  den  Vordergrund 
tretenden  Landfriedensbündnisse  ordneten  regelmäßig  für  die  Dauer  der 
Einung  die  Bildung  amtlicher  Landfriedenskommiseionen  mit  bestimmt 
abgegrenzten  Bezirken  an^'.  Die  Kommissionen  hatten  die  Aufgabe,  alle 
zur  Wahrung  des  Landfriedens  erforderlichen  Verwaltungsmaßregeln  an- 
zuordnen, die  Friedbrecher  abzuurteilen  und  ihre  Bestrafung  zu  bewirken. 
Soweit  es  sich  um  Reichskommissionen  bandelte,  standen  dieselben  als 
Landfiriedensgericht  durchaus  an  des  Königs  Statt.  Von  Reichs  wegen  gab 
es  yerschiedene  Landfriedensbezirke  (namentlich  Niederrhein,  Westfalen, 
Sachsen,  Thüringen,  Elsaß),  die  den  späteren  Reichskreisen  als  Vorbild 
gedient  haben.  An  der  Spitze  stand  in  der  Regel  ein  Landvogt  oder 
Landfriedenshauptmann  [advocatus  principaHs,  adv.  pravinciaiis,  iudex 
generalis),  neben  ihm  ein  Kollegium  von  fünf  bis  fünfzehn  Beisitzern 
{conservatores  pacis,  assessores  pacis,  iudices  paeis).  Der  meistens  Tom 
Könige  ernannte  Hauptmann  war  anfangs  regelmäßig  ein  Fürst,  seit  Ende 
des  13.  Jahrhunderts  wurden  aber  mit  Vorliebe  die  Reichslandvögte  (S.  502) 
zu  diesem  Amte  berufen.  Wo  der  Landfrieden  auf  der  Landesgesetzgebung 
oder  auf  territorialen  Landfriedenseinungen  beruhte,  wurden  ähnliche  Kom- 
missionen territorialen  Charakters  gebildet '^ 


LntDNEB,  Veme  842  f.  Laoomblet,  Urk.-B.  4,  803  n.),  während  die  Gebiete  des  bo- 
genannten  schwerinischen  Hechts  in  Pommern  und  Meklenbui^  in  oberster  Instanz 
ihr  Hecht  in  Siebeneichen  bei  Bükchen  in  Lauenbnrg  holten.  Der  Bechiszug  nach 
Siebeneichen  könnte  mit  den  ProvinziaUandtagen  Heinrichs  des  Löwen  f&r  die 
slawischen  G-renzmarken  zusammenhängen.  Vgl.  Wbilahd,  a.  a.  0. 164  f.  Hombte«, 
BichtBteig  Landr.  511.    Fabbioius,  Hans.  Ge8eh.-BL  22,  14  ff. 

^  Unsere  in  der  ersten  Auflage  S.  567  ausgesprochene  Vermutung  ist  durch 
die  treffliche  Untersuchung  von  y.  ZaLLiNGBx,  Das  würzburgische  Herzogtum,  Mitt. 
d.  öst  Inst.  11  (Sonderabdruck  8.  11  ff.  24  ff.  89)  bestätigt  worden.  Anderer  Mei- 
nung £.  Maybb,  Deutsche  Zeitschr.  f.  Gesch.-Wiss.  NF.  1,  217  ff. 

*^  Vgl.  S.  500.  Seit  dem  14.  Jahrhundert  stehen  die  Landgrafen  in  Thüringen 
nacht  mehr  an  der  Spitze  der  Landfriedensgerichte,  aber  der  Zusammenhang  ist 
doch  insoweit  gewahrt  geblieben,  als  das  alte  landgräfliche  Gericht  zu  Mittelhausen 
1816  und  1825  als  Landfriedensgericht  des  Grafen  Günther  von  Schwarzburg  wieder 
auftaucht  Vgl.  FDG.  16,  586  ff.  HEBaniT,  Urk.-B.  v.  Mühlhausen  S.  82  n.  Nr.  702. 
807.  ScHüLTis,  Directorinm  dipl.  2,  113  (1154).  Sohbnx  zü  Schweihsmero,  Arch.  d. 
Ver.  f.  heas.  Gesch.  18,  446.  540  f. 

^  VgL  Feahkuk,  BHG.  2, 25  ff  Gibrke,  G^ossenschaftsrecfat  1,  507  f.  Geaüebt, 
a.  a.  0.  180  ff.  Wtebcksn,  Die  Landfrieden  in  Deutschland  von  Rudolf  I.  bis 
Heinrich  VII.,  1886,  S.  26  ff. 

^^  Vgl.  Wtmbkbh,  a.  a.  0.  68ff.  80  f.  94.  99.    Kuhns,  a.  a.  O.  1,  258  ff.  2,  105  ff. 
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Von  größerer  Bedentnng  als  die  immer  nur  aaf  begrenzte  Zeit  ein- 
gesetzten Landfriedenskommissionen  sind  die  ans  dem  Gottesfirieden  hervor- 
gegangenen korporativen  Bildungen  geworden  ^^.  Der  erste  im  deutschen 
Beiche  verkündigte  Gottesfrieden  war  der  ftbr  die  Diözese  Lüttich  von 
1082,  ihm  schlössen  sich  die  far  die  Diözese  Köln  von  1083  und  far 
die  Diözese  Bamberg  von  1085  an®^.  Während  der  Lütücher  Gottes- 
frieden ein  Friedensgericht  ans  dem  Adel  und  Klerus,  unter  Vorsitz  des 
Bischofs,  ins  Auge  faßte,  erklärten  die  beiden  anderen  die  Durchführung 
ihrer  Bestinunung  ausdrücklich  für  eine  Aufgabe  des  Volkes  ^^  und  legten 
damit  den  Grund  zur  Ausbildung  von  Gemeindeorganen,  die  auf  dem 
Gebiete  des  Gerichtswesens  und  der  städtischen  Verfassung  die  größte 
Bedeutung  erlangt  haben. 

3.  Die  Landgerichte^^  Die  öffentliche  Gerichtsverfiissung  war 
bis  zum  Anfange  des  13.  Jahrhunderts  im  wesentlichen  überall  im  Reiche 
dieselbe.  Sie  beruhte  auf  den  karolingischen  Einrichtungen,  nur  die 
Schöffenverfassung  war  in  den  Gebieten  des  alamannischen  und  nament- 
lich des  bairischen  Rechts  nicht  überall  durchgedrungen  oder  frühzeitig 
wieder  außer  Übung  gekommen  (das  Urteil  wurde  hier  vielfach  von  einem 
in  jedem  Dinge  neu  gebildeten  Ausschusse  von  Beisitzern  oder  „Richtern" 
gefunden);  in  Sachsen  waren  Schöffen  wenigstens  bei  den  XJntergerichten 
(den  Gedingen)  nicht  heimisch  geworden. 

Die  Grafschaften,  obwohl  durch  zahlreiche  Exemtionen  auf  Grund 
königlicher  Immunitätsprivilegien  durchbrochen  ^^  und  unter  dem  Einflüsse 

^  Vgl.  S.  642.  NiTzscH,  Heinrich  IV.  und  der  Gottes-  und  Land£rieden, 
FDG.  21,  269  ß. 

"'  Weiland,  Const.  1,  602.  605.  Der  Bamberger  Gottesfrieden  wurde  frfiher 
für  einen  10S5  auf  einem  Mainzer  Konzil  im  Beiwesen  Heinrichs  IV.  beschlossenen 
Gottesfrieden  für  das  ganze  Beich  gehalten,  der  Text  des  letzteren  ist  aber  ver- 
loren gegangen. 

'•  Vgl.  Kölner  Gottesfr.  c.  15:  Non  mctgis  in  comitum  vel  iribunorum  vel 
pofentumy  quam  in  toüas  communiter  poptdi  poiestats  et  arbitrio  eonstcUnt,  ut  vin^ 
dictas  superius  dictatas  tfiokUoribus  sanctae  pads  inferant. 

'*  Außer  der  S.  588  f.  aufgeführten  Litteratur  vgl.  Thudiohuu,  Gau-  und  Mark- 
verfassung 1—112;  Bechtsgeschichte  der  Wetterau,  1867;  Zur  BG.  der  Wetterau, 
2  Teile,  1874—1885.  Wippermann,  Zur  Staats-  und  BG.  der  Wetterau,*  ZDB.  16. 
Landau,  Beschreibung  des  Gaues  Wettereiba,  1855;  Beschreibung  des  Hessengaues, 
1857.  BoDMANN,  Bheingauische  Altertümer  567  ff.  594—684.  Laxpbbcht,  Wirt- 
schaftsleben 1,  170—238.  Grupbn,  Observationes  (1768)  427  ff.  (Von  Centgerichten). 
BocKiNOEB,  Magister  Lorenz  Fries  zum  fränkisch- wirzburgischen  Bechts-  u.  Gerichts- 
wesen, Abb.  d.  Münch.  Ak.  11,  1871;  Ober  fränkisch- wirzburg.  Zentbücher,  Münch. 
SB.  1872,  141  ff.  Stüve,  Untersuchungen  über  die  Gogerichte  in  West&len  u. 
Niedersachsen,  1870.  J.  Merkel,  Das  Gericht  auf  dem  Leineberge,  Protokolle  des 
Vereins  f.  Gesch.  G6ttingens,  1895,  S.  88  ff.  Samson,  De  personarum  et  iudiciorum 
ordine  ex  Speculo  Saz.  cum  eo  qui  per  Guestphaliam  vigebat,  Berl.  Diss.  1866. 
V.  Wtss,  Beitr.  z.  Schweiz.  Bechtsgeschichte,  2  Teile  (Zeitschr.  f.  Schweiz.  B.  17,  8  ff. 
18,  19  ff.,  auch  i.  d.  Abh.  z.  G^sch.  d.  Schweiz,  offentl.  Bechts  168  ff.). 

**  Im  allgemeinen  hatte  der  König  bis  zum  18.  Jahrhundert  das  unbedingte 
Becht  zur  Erteilung  von  Exemtionen,  ohne  der  Zustimmung  der  davon  betroffenen 
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des  Lehnrechis  za  erblichen  Territorien  gestaltet,  hatten  doch  bis  zum 
13.  Jahrhundert  ihren  Amtscharakter  noch  nicht  verloren.  Derselbe  zeigte 
sich  einmal  in  der  unten  zu  besprechenden  Vorschrift,  daß  niemand  die 
grafliche  Gerichtsbarkeit  ausüben  durfte,  der  die  Befugnis  dazu  (den 
,,Eönigsbann^O  ^^^^  unmittelbar  vom  Könige  erworben  hatte.  Sodann 
in  dem  Verbote  einseitiger  Verfügungen  des  Inhabers  der  Gra&chaft  zum 
Nachteile  der  letzteren:  er  durfte  dieselbe  ohne  königliche  Genehmigung 
weder  teilen,  noch  durch  Exemtionen  schwächen  ^^  oder  durch  Verlegung 
der  Dingstatten  verändern  ^^,  sie  auch  nur  unter  bestimmten  Beschrän- 
kungen weiter  verleihen.  Jede  Grafschaft  mußte  mit  einem  eigenen  Grafen 
oder  Vicegrafen  besetzt  sein  und  durfte  nicht  über  Jahr  und  Tag  ledig 
bleiben  ^^  Die  Vereinigung  mehrerer  Grafschaften  in  derselben  Ebtnd 
war  ausgeschlossen ^^  Hatte  also  ein  Fürst  mehrere  Grafschaften,  so 
konnte  er  denselben  doch  nicht  sämtlich  in  Person  vorstehen,  sondern 
mußte  Vicegrafen  einsetzen,  wenn  nicht  mit  königlicher  Genehmigung  die 
Vereinigung  zu  einer  einzigen  Grafschaft  zu  erreichen  war^^ 

Jede  Gra&chaft  oder  jedes  Landgericht  besaß  mehrere  echte  Ding- 
stätten (Dingstühle,  Königsstühle,  Schrannen),  die  sich  in  den  fränkischen 
und  schwäbischen   Gebieten  auf   die   Hundertschaften    oder  Zenten,  in 


Inhaber  der  Grafschaft  zu  bedürfen.  Die  früheste  Wendung  zu  Gunsten  der  letz- 
teren enih&lt  das  Privilegium  minus  von  1156  für  Österreich,  an  das  sich  ein 
Privileg  für  den  Bischof  von  Würzburg  von  1168  anschloß.  Erst  der  Einfluß  des 
Lehnwesens  schützte  die  Grafen  allgemein  vor  derartigen  Benachteiligungen  durch 
den  Kdnig.  Ihre  Zustimmung  erteilten  sie  zunächst  in  lehnrechtiicher  Form  durch 
Auflassung  ihrer  gräflichen  Rechte  über  das  zur  Exemtion  bestimmte  Gebiet  an 
den  König.  Befand  sich  die  Grafschaft  in  Afterleihe,  so  mußte  die  Auflassung 
durch  aUe  beteiligten  Hände  gehen.  Später  wurde  es  üblich,  daß  der  Inhaber  der 
Grafischaffc  unter  Zustimmung  des  Königs  die  Exemtion  erteilte.  Vgl.  Bbukneb, 
Exemtionsrecht  3  ff.  17  ff.  81  ff.  50  f.  54  ff.  58  ff. 

'>  Vgl.  Ssp.  m.  53,  §3.  64,  §5.  Schwsp.  Laßb.  121^  Beichsurteile  von 
1174  (Weiland,  Const  1,  887),  1283  (MG.  Leg.  2,  442).  Hoheteb,  a.  a.  0.  586  f. 
SoHULZB,  Becht  der  Erstgeburt  108  ff  Schbödeb,  (jkrichtsverfassung  49.  Der 
Herzog  von  Österreich  übte  seit  Ende  des  12.  Jahrhunderts  das  Becht  aus,  auf 
eigene  Hand  Exemtionen  zu  erteilen,  wobei  die  königliche  Bestätigung  nur  aus- 
nahmsweise, und  dann  erst  nachträglich  eingeholt  wurde.  Was  anfangs  reine  An- 
maßung war,  wurde  durch  die  Übung  sanktioniert,  von  Friedrich  II.  später  aus- 
drücklich anerkannt.  Vgl.  Bbunheb,  a.  a.  0.  34  ff.  44  ff.  54  ff.  59  f.  Luschin  vom 
Ebbngbbuth,  a.  a.  0.  17.  Beispiele  aus  anderen  Territorien  bei  Schbödeb,  a.  a.  0. 
35  f.  Bremisches  Urk.-B.  1,  Nr.  86  (um  200).  Urk.-B.  d.  bist  Yer.  f.  Nieder- 
sachsen 2,  Nr.  310  (1255). 

^*  Vgl.  BöHMEB,  Acta  imperii  seL  Nr.  520  (1297). 

^^  Vgl.  Anm.  102.  §  45,  n.  12.  Sachs.  Lehnr.  71,  §  3.  Schwab.  Lehnr.  133. 
FicxJBE,  Entstehungszeit  des  Schwabenspiegels  132.    Hombtbb,  a.  a.  0.  539. 

'*  YgL  SohbOdbb,  a.  a.  0.  49. 

"  Seit  die  Ministerialen  die  allgemeine  Dingfthigkeit  erlangt  hatten  (S.  440. 
489),  wurden  die  Vicegrafen  vielfach  aus  ihren  Reihen  genommen.  Dabei  scheint 
es  nicht  selten  vorgekommen  zu  sein,  daß  einem  solchen  Ministerialgrafen  nur  die 
gräfliche  Gerichtsbarkeit  verliehen  wurde,  während  der  Landesherr  sich  die  übrigen 
Grafenrechte  vorbehielt.    Vgl  S.  569  f. 
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Sachsen  auf  die  G-oe,  d.  h.  die  kleinen,  von  Earl  dem  GroBen  zn  Graf- 
schaften vereinigten  altsäohsischen  Oaue  (S.  171),  verteilten.  Als  geringstes 
Maß  einer  sachsischen  Grafschaft  erscheinen  dreiGoe  mit  drei  Dingstatten  ^^ 
Auch  die  bairischen  Landgerichte,  obwohl  ihre  Bezirke  („Pflegen^  nicht 
in  XJntergerichtsbezirke  zerfielen,  hatten  regelmäßig  mehrere  Schrannen, 
die  auf  verschiedene  Orte  des  Gerichtssprengeis  verteilt  waren^^  Die 
Grafen  (Landrichter,  Pfleger)  bereisten  ihren  Amtsbezirk,  indem  sie  in 
alter  Weise  an  den  einzelnen  Dingstatten  desselben  in  der  Regel  dreimal 
jährlich  das  echte  Ding,  nach  Bedürfnis  unter  HinzufQgung  eines  After- 
dinges, abhielten  ^^.  Jedes  Gericht  war  für  die  ganze  Grafschaft  zuständig, 
auch  in  den  fränkischen  Landesteilen  war  es  nur  in  seiner  Form  Hun- 
dertschaft-, in  seiner  Kompetenz  Grafschaft-  oder  Landgericht  {iudictum 
provincictle  8.  eomiäale)^\ 

Die  Zuständigkeit  der  Landgerichte  erstreckte  sich  auf  alles  in  der 
Grafschaft  belegene  Eigen  ^',  femer  auf  Freiheitsprozesse  und  üngerichts- 
klagen  gegen  Personen,  die  in  der  Grafschaft  ansässig  waren  od^  Grund- 
besitz hatten,  mit  Ausnahme  der  Fürsten  und  Fürstengenossen,  die  ihren 
persönlichen  Gerichtsstand  vor  dem  Könige  hatten  (S.  541).  Die  Un- 
gerichtsklagen   beschränkten  sich   auf  die  innerhalb   der  Grafechaft  be- 


'*  Vgl.  ScHBÖDEB,  a.  a.  O.  8.  62.  Je  ffinf  Goe  bei  Adam.  Brem.,  geeta  Ham- 
mab.  eccl.  1,  18. 

^*  Vgl.  S.  172.  RosEirrHAL,  a.  a.  0.  49  ff.  93  f.  Das  bairische  Landgericht 
war  ordentliches  Hoch-  und  Niedergericht  fär  den  ganaen  Sprengel. 

•0  Vgl.  Waitz  8,  52 f.  Schröder,  a.  a.  0.  84.  43.  45  ff.;  Hist  Zeitschr. 
48,  448  ff.  Thudiohüm,  Gau-  und  Mark  Verfassung  62  ff.  82  ff.  107  ff.  Baümahit, 
Gaugrafschaften  im  wirtemb.  Schwaben  50.  53.  63.  120.  187.  Grimm,  RA.  887; 
WeistQmer  7,  267.  Ssp.  I.  2,  §  6.  Die  dreitSgige  Dauer  des  echten  Dinges,  die 
allmfthlich  auBer  Übung  kam,  ist  noch  mehrfach  bezeugt.  Vgl.  S.  556.  561.  Otnaatj 
Weistümer  1,  184  f.  4,  365,  6.  366,  3.  368,  2.  421.  5,  15.  17,  7.  Lüschik,  a.  a.  O.  54. 
LiNDKER,  Yeme  539.  Bezeichnungen  des  echten  Dinges  bei  Waitz  8,  47  f.  Grum, 
Weist  7,  260  ff.  „Leuteding''  (lutthing)  begegnet  in  Friesland,  Holstein  und  der 
Altmark  (Riohthofek,  Rechtsqu.  27. 40  f.  Kuhns,  a.  a.  0.  2, 95  f.  Schröder,  a.  a.  0. 45). 
Vgl.  S.  21  n.  Anklingend  die  Bezeichnung  des  Drenther  Eidstuhls  als  loUmg^ 
woneben  auch  die  tnjssheit  van  den  lande  begegnet  (Feith,  Ordelboek  1.  8.  14  f. 
40.  92).  Die  Bezeichnung  goding  kommt  in  Holstein  auch  für  das  Landgericht, 
sonst  in  Sachsen  nur  für  das  Niedergericht  vor. 

"^  Vgl.  SoHRÖDBR,  Gerichtsverfassung  3  f.  9.  12.  14.  28.  31.  40.  45.  Eine  lehr- 
reiche Urkunde  aus  dem  bairischen  Nordgau  bei  Ghmel,  Begesta  Ruperti  223:  der 
Pfleger  und  Landrichter  von  Auerbach  hielt  am  20.  Aug.  oder  10.  Sept.  1404  ein 
Landgericht  zu  Auerbach;  in  der  dort  verhandelten  Sache  wurde  am  8.  Okt  unter 
demselben  Richter  auf  dem  Landgericht  zu  Schnaitach  fortgefahren.  Vgl.  auch 
Petz,  Grauert  n.  Materhofbr,  Drei  baierische  Traditionsbticher  (1880)  pg.  12. 
Hftufig  wurden  von  den  mehreren  Dingstfttten  einer  Grafschaft  einzelne  besonders 
bevorzugt,  aber  Landgerichte  mit  nur  einer  Dingstatt  sind  erst  durch  den  Verfall 
der  mittelalterlichen  Gerichtsverfassung  aufgekommen. 

*•  Vgl.  Planck,  Gerichtsverfahren  1,  47  ff.  Stobbb,  Grundsätze  der  deutsch. 
Rechtsquellen  über  den  Gerichtsstand  484  ff.  Schröder,  a.  a.  0.  Sf.  83.  Auch 
Reichsfftrsten  hatten  ihr  Eigen  im  forum  rei  sitae  zu  vertreten.  Vgl.  Reichsurteil 
von  1226,  bei  Ficker,  Eigentum  am  Reichskirchengut  1B9. 
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gangenen  Verbrechen;  was  auswärts  begangen  war,  unterlag  der  Ver- 
folgung nur  im  Falle  der  Beichsacht^';  eine  Auslieferung  an  das  forum 
delicti  commissi  kannte  das  Mittelalter  nicht  ^.  Dagegen  stand  es  d«n 
Oerichten  immer  zu,  auf  handhafter  That  ertappte  Missethäter;  auch  wenn 
sie  Oerichtsfremde  waren,  festzunehmen  und  sofort  abzuurteilen,  entlaufene 
auch  in  benachbarte  Gerichte  zu  verfolgen  und  sie,  wenn  man  ihrer 
nicht  habhaft  wurde,  zu  Terfesten,  alles  aber  nur,  bevor  die  Sache  über- 
nächtig geworden  war^^.  Der  Graf  hatte  daher  bei  handhafter  That 
sofort  ein  Notgericht  abzuhalten^  zu  dem  dureh  Landgeschrei  geladen 
wurde  ®^  War  der  Graf  nicht  zur  Stelle,  so  konnten  die  versammelten 
Schreimannen  auch  einen  anwesenden  Unterrichter  zum  Notrichter  kiesen®^. 
Außer  dem  Falle  der  handhaften  That  war  das  Gericht  far  Gerichts- 
fremde nur  zuständig  wegen  einer  in  diesem  Gerichte  übernommenen 
Bürgschaft,  oder  für  den  Fall  einer  Rechtsverweigerung,  oder  wenn  der 
Fremde  seinerseits  in  anderer  Sache  bei  demselben  Gerichte  gekkigt  hatte  ^^ 

Der  Dingpflicht  am  Landgericht  unterlagen  mit  Ausnahme  der 
Fürsten  und  Fürstengenossen  alle  in  der  Hundertschaft  oder  im  Go,  in 
Baiern  alle  in  der  Pflege  angesessenen  oder  begüterten  Freien,  freie  Herren 
wie  G^meinfreie,  seit  Mitte  des  18.  Jahrhunderts,  zum  Teil  schon  früher, 
auch  die  Ministerialen  ®^  Die  Immunitätsleute  waren  vielfach  von  der 
öffentlichen  Dingpflicht  befreit  ^^.  Auf  Angehörige  anderer  Hundertschafben 
derselben  Grafschaft  erstreckte  sich  die  regelmäßige  Dingpflicht  nicht,  nur 
auf  besonderen  Befehl  des  Grafen  trat  die  ganze  Grafschaft  zu  einem 
Botding  zusammen  ^^ 

Die  Schöffen,  deren  Stellung  im  übrigen  durchaus  der  karolingischen 
Verfassung  entsprach,  gehörten  durchweg,  ohne  Unterschied  zwischen 
Edeln  und  Bauern,  dem  Stande  der  Freien  an.    Nur  in  Ostfalen  und 


"  Vgl.  Ssp.  in.  25,  §  3.    Planck  1,  74. 

^  Vgl.  Planck  1,  74.    v.  Mabtttz,  Internation.  Rechtshilfe  in  Strafsachen  271. 

•*  Vgl.  Ssp.  III.  25.  35.  71,  §  5.  III.  25,  §  2.  Planck  1,  74  f.  759  ff.  v.  Mar- 
TiTZ,  a.  a.  0.  148.    Stobbe,  a.  a.  0.  449  ff. 

^  Vgl.  Thudichitm,  Gau-  u.  Markverfassang^  71  ff. 

«'  Vgl.  S.  169  f.  Ssp.  I.  55,  §  2.  56  f.  71.  Schröder,  a.  a.  0.  66;  ZBG.  24,  244. 
Planck  1,  10.  Sohk,  Reichs-  n.  Gerichtsverfassung  440  f.  Guiix,  Weistümer 
S,  687. 

^  Vgl.  Ssp.  I.  60,  §  8.  III.  25,  §  2.  79,  §  3.  87,  §§  2—4.  Planck,  1,  72  f. 
76  f.  Stobbs,  a.  a.  0.  441.  443  ff.  447  f.  452  f.  Sohm,  a.  a.  0.  827.  O^enbrüggen, 
Stadien  zur  deutschen  u.  Schweiz.  RG.  19—68  (Gastgerichte).  Reichsarteil  von 
1218,  BöRKER,  Acta  imperii  Nr.  270. 

^  Vgl.  S.  440.  Planck,  a.  a.  0.  52  f.  v.  Zallinqbe,  Schöffenharfreie  20  ff.  256  ff. 
Schröder,  a.  a.  0.  51  ff.  Erhard,  Westf.  Urk.-B.  Nr.  198  (1126).  In  den  ostfftli- 
schen  Grafengerichten  spielten  die  Gemeinfreien  später  eine  so  passive  Rolle,  daß 
«s  zweifelhaft  ist,  ob  sie  hier  überhaupt  noch  dingpflichtig  waren. 

*^  Wo  die  Immunität  die  hohe  Gerichtsbarkeit  besaß,  verstand  sich  dies  von 
selbst,  aber  auch  niedere  Immunitäten  erwarben  häufig  Befreiung  von  dem  Besuche 
des  Landgerichts.    Vgl.  Brünnbb,  a.  a.  O.  27.  51.    Schröder  53,  n.  2. 

•»  Vgl.  S.  167  n.  Thudichttm,  a.  a.  0.  82  ff.  Schröder  46  f.  v.  Wyss,  a.  a. 
O.  2,  52.  116.  138  f.    BoBU,  Reichs-  u.  Gerichtsverfassung  488,  n.  128.    Planck, 
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wahrscheinlich  auch  in  Thüringen  nnd  Holstein  beschränkte  sich  die 
Schöffenbarkeit  auf  die  freien  Herren,  während  die  Gemeinfreien  (Pfleg- 
hafte wie  Landsassen]  von  derselben  ausgeschlossen  waren*'.  Dagegen 
wußten  sich  die  altfreien  Ministerialen  seit  dem  Anfänge  des  13.  Jahr- 
hunderts ungeachtet  ihrer  Standesemiedrigung  in  der  Schöffenbarkeit  zu 
behaupten,  was  nach  einigen  Jahrzehnten  yon  selbst  dahin  führte,  die 
Ministerialen  überhaupt  zum  Schöffenamte  zuzulassen^  sie  sind  seitdem 
geradezu  die  berufensten  Träger  dieses  Amtes  geworden  ^^  Begehnäßig 
war  die  Fähigkeit  zum  Schöffenamte  durch  Grundbesitz  bedingt;  die  Ver- 
bindung desselben  mit  bestimmten  Gütern  und  die  Erblichkeit  der  Schöffen- « 
Stühle  war  aber  in  dem  hier  in  Betracht  kommenden  Zeitabschnitte  noch 
wenig  ausgebildet  ^^  Die  zur  ordnungsmäßigen  Besetzung  des  Gerichts 
notwendige  Zahl  der  Schöffen  belief  sich  in  alter  Weise  auf  sieben,  viel- 
fach  bildeten  zwölf  oder  vierzehn  die  Begel.  Ob  die  Schöffen  zunächst 
für  eine  einzelne  Hundertschaft  ernannt  wurden  und  an  anderen  Ding- 
stühlen der  Grafschaft  nur  aushalfen,  oder  ob  sie  Ton  vornherein  Graf- 
schaftsschöffen waren,  läßt  sich  nicht  sicher  ermitteln.  Die  aktive  Betei- 
ligung der.  Gerichtsgemeinde  oder  des  Umstandes  beschränkte  sich  auf  das 
Secht  jedes  Einzelnen,  das  von  einem  Schöffen  vorgeschlagene  urteil, 
bevor  es  die  Vollbort  erlangt  hatte,  zu  schelten  und  ein  GFegenurteil  zu 
finden.  Das  nicht  gescholtene,  von  den  Schöffen  angenommene  urteil 
galt  auch  als  von  dem  Umstände  gebilligt;  ein  besonderer  Akt  der  VoU- 
borterteilung  fand  nicht  mehr  statt  ^^  Im  Gebiete  des  bairischen  Rechts 
lassen  sich  die  Schöffen  nur  bis  zur  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  verfolgen. 
Ihre  Stelle  nahmen  seitdem  die  Beisitzer  oder  „Yorsprecher  des  Rechtens^ 
ein,  die  von  dem  Richter  an  jedem  Dingtage  besonders  berufen  wurden, 
und  zwar  anscheinend  nicht  schlechthin  aus  der  Mitte  der  Gerichtsge- 
meinde, sondern  aus  einem  engeren  Kreise  von  Dinggenossen,  die  für 
eine  derartige  Thätigkeit  ein-  für  allemal  in  Eid  und  Pflicht  genommen 
waren  •".    In  Oberbaiern  beschränkte  sich  ihre  Aufgabe  seit  dem  Land- 

a.  a.  0.  54,  n.  10.  Likdneb,  Veme  588.  Die  entgegengesetzte  Ansicht  von  Waitz, 
8,  bby  die  auch  von  Zallikobb,  a.  a.  0.  237  n.  noch  nicht  ganz  überwunden  ist, 
beruht  auf  mißverständlicher  Auffassung  der  Botdinge  (vgl.  Schbödbb  84.  48.  46; 
Hist.  Zeitschr.  48,  448).  Daß  übrigens  Ladungen  zum  echten  Ding  auch  an  An- 
gehörige anderer  Hundertschaften  derselben  Grafschaft  ergehen  konnten,  wenn  ihre 
Anwesenheit  als  Parteien  oder  Zeugen  erforderlieh  war,  versteht  sich  von  selbst. 
Vgl.  SoHM,  a.  a.  0.  882,  n.  12. 

^*  Es  ist  ein  wesentliches  Verdienst  der  wiederholt  angeführten  Untersuchung 
V.  Zallinoeb's,  über  diesen  Umstand  aufgeklärt  zu  haben.  Über  Thüringen  vgl. 
meine  Gerichtsverfassung  52  n.    v.  Zallinqbb  222  n. 

•»  Vgl.  V.  Zallikgbb  268  f.    Waitz  8,  öö. 

*«  Gegenüber  Ssp.  III.  26,  §§  2.  8.  vgl.  v.  Zalukoeb  227  ff. 

*^  Inmierhin  mußte  die  Zustimmung  des  Umstands  durch  den  Richter  fßst- 
gesteUt  werden.    Vgl.  Waitz  8,  60  f. 

^  Vgl.  S.  172.  RoBEKTBAL,  a.  a.  0.  66  ff.  Ribzleb,  Gesch.  Baiems  1,  266  £ 
752  f.  2,  178;  FDG.  18,  526  f.  Lüschin  v.  Ebbnobbuth,  a.  a.  0.  185  ff  Bbühubb, 
Herkunft  der  Schöffen  185  (Forschungen  257).    Mbbkbl,  ZRG.  1»  146  ff.    Daß  da» 
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recht  von  1346  anf  solche  Fälle  ^  die  in  dem  Buche  nicht  yorgesehen 
waren,  während  im  übrigen  der  Richter  unmittelbar  ,,nach  des  Baches 
Sage''  den  Spmch  zu  fällen  hatte  nnd  die  Beisitzer  nur  um  des  Ding« 
Zeugnisses  willen  da  waren  ^^ 

Gegenüber  der  karolingischen  Verfassung,  die  das  Amt  des  Gerichts- 
vollziehers mit  dem  des  Unterrichters  verband,  war  es  ein  erheblicher 
Fortschritt,  daß  die  mittelalterlichen  Landgerichte  größtenteils  einen 
eigenen,  vom  Grafen  eingesetzten  Beamten  für  Botendienst  und  Urteil* 
Vollstreckung  (Scherge,  Fronbote,  Weibel,  Büttel,  budellus,  praeco)  be- 
saßen ^^.  Seine  Anwesenheit  gehörte  in  Sachsen  zur  ordnungsmäßigen 
Besetzung  des  Gerichts  ^^  Des  Niederrichters  bedurfte  es  im  Grafendinge 
nur,  wo  sich,  wie  in  der  Schweiz,  die  altfränkische  Verbindung  des  Fron- 
botenamtes mit  dem  des  Schultheißen  (S.  130  f.)  erhalten  hatte.  Bei  den 
Ostfalen,  Thüringern  und  Holsteinem  scheint  das  Amt  des  Fronboten 
erst  durch  Abzweigung  von  dem  Amte  des  Schultheißen  (praefectus,  over- 
bode)  entstanden  zu  sein.  Dieser  empfing  sein  Amt  vom  Grafen  zu 
Lehen.  Er  mußte  dem  einheimischen  hohen  Adel  angehören  und  scheint 
eben  als  Führer  der  Aristokratie  des  Landes  dem  Grafen  gegenüber  zu 
seiner  einflußreichen  Stellung  gelangt  zu  sein,  während  sein  xirsprüng- 
licher  Gerichtsdienst  in  der  Hauptsache  auf  den  Unterbeamten  überging. 
Er  war  der  unentbehrliche  Beisitzer  des  Grafen  im  echten  Ding  und 
hatte  ihm,  wie  anderwärts  wohl  der  Fronbote,  die  Eröffiiungsurteile  bei 
der  Dinghegung  zu  finden  ^^^.  Den  anwesenden  Grafen  konnte  er  im 
Vorsitze  vertreten.  Bei  Klagen  gegen  den  Grafen  selbst,  soweit  dieser 
nicht  seinen  Gerichtsstand  vor  dem  Eönigsgericht  hatte,  war  er  der  stell- 
vertretende Bichter.  Eine  eigene  (niedere)  Gerichtsbarkeit  besaß  er  nicht. 
Was  sich  davon  findet,  beruht  auf  späterer  Entwickelung. 

Gerichtsschreiber  gehörten  bis  zum  13.  Jahrhundert  nicht  notwendig 
zur  Besetzung  der  Landgerichte.  In  Baiem  machte  das  Landrecht  von 
1346  den  Geriohtsschreiber  obligatorisch  ^^^ 

Von  der  friesischen  Gerichtsverfassung  (S.  172)  galt  bisher  die 
Annahme,  daß  sie  von  der  des  ganzen  übrigen  Deutschlands  wesentlich 


Schöffenamt  im  18.  Jahrhandert  auch  m  Schwaben  nicht  mehr  als  allgemeine  Ein- 
richtung bestand,  zeigt  die  schon  oft  hervorgehobene  Unsicherheit  des  Ausdrucks 
im  Schwsp.  L.  145.  172.  190.  2S6*. 

*^  Vgl.  RosKMTHAL  74  ff.    BiBZLBE,  Gcsch.  Baiems  2,  544  f. 

"  Vgl.  Waitz  8,  79  f.  Plahck,  a.  a.  0.  94  ff.  Grimm,  RA  765  ff.  Eckbbt, 
a.  a.  O.  Haltaub,  Glossar.  205  f.  535  ff.  1612.  2050.  Schrödsb,  Gerichtsver&ssung 
51;  Schultheiß  8  n.  Bobekthal  79  ff.  Der  sächsische  Fronbote  war  kein  Diener 
des  Grafen,  sondern  ein  vom  Grafen  und  den  Schöffen  aus  der  Beihe  der  freien 
Bauern  erkorener  königlicher  Beamter  (Ssp.  III.  56,  §  1).  Zu  seinen  Amtsbezügen 
gehörte  auch  jede  zehnte  Halslösung  verurteilter  Verbrecher,  vgl.  §  86,  n.  3. 

^  Vgl.  SoHBÖDEB,  Gerichtsverfassung  51.  62.    Eckert,  Fronbote  85  ff. 
^^  Vgl.  S.  171.    SoHBÖDBB,  Gerichtsverfassung  29  f.;   Schultheiß  2f.  9  n.  18  f. 
BuBOBABD,  Die  Hegung  der  deutschen  Gerichte  im  Mittelalter  286  ff. 

"^  Vgl.   ROSEMTHAL  63. 
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Tersohieden  gewesen  sei,  seit  dem  13.  Jahrhundert  aber  selbst  eine  yöUige 
UmwaDdlong  erfahren  habe.  Durch  die  scharfisinnigen  Untersachungen 
Ton  Heck  hat  sich  ergeben ,  daß  weder  das  eine  noch  das  andere  der 
Fall  gewesen  ist.  Ordentlicher  Eichter  im  Landgericht,  dessen  Zuständig- 
keit sich  auf  peinliche  Sachen  beschrankte,  war  ursprünglich  der  Graf 
oder  ein  mit  dem  Eönigsbanne  belehnter  Vicegraf  ^^',  ordentlicher  Richter 
im  Schulzengericht,  das  auch  in  Immobiliarsachen  zu  entscheiden  hatte, 
der  vom  Grafen  eingesetzte  (nicht  belehnte)  Schulze,  der  durchaus  dem 
zum  Centenar  gewordenen  Schultheißen  des  fränkischen  Becht^s  ent- 
sprach ^^^.  Für  den  Yollstreckungs-  und  Botendienst  stand  ihm  ein  vom 
Grafen  ernannter  Unterbeamter,  der  „Banner^'  {bannere)  zur  Seite.  Da 
der  Gau  {landf  lond,  terra)  in  der  Begel  in  vier  den  fränkischen  Hundert- 
schaften entsprechende  „Banne''  {ban,  ban,  bifcmg,  ombeeht)  eingeteilt 
war^^^,  so  gehörten  zu  jedem  Landgericht  gewöhnlich  vier  Schulzen.  Ob 
das  Landgericht,  das  jährlich  dreimal  als  echtes  Ding  {afte  thxng\  jedes- 
mal mit  dreitägiger  Dauer,  zusanunentrat  ^^'^,  ein  YoUgericht  des  ganzen 
Gaues  war,  oder  von  Bann  zu  Bann  abgehalten  wurde,  ist  ungewiß ^^^. 
Die  Vertretung  des  meistens  abwesenden  Grafen  fiel  jedenfiEtUs  immer 
nur  einem  der  Schulzen  zu^^^  Das  Schulzengericht  war  kein  YoUgericht, 
sondern  wurde  wahrscheinlich  anfangs  von  zwölf  zu  jedem  Tage  besonders 
aufgebotenen   Dingzeugen   {kordngea   arkenen)   besucht,    an    deren   Stelle 


109  Vgl,  Schiedspruch  Friedriehs  I.  Über  die  Grafenrechte  im  Oster-  und 
WestergOy  v.  d.  Bxhgh,  Oork.-B.  v.  HolL  en  Zeel.  1,  93  (1165):  eltgent  sibi  comitem 
qui  tnces  eorum  gerat  in  praedicto  eamitatu,  qui  praeserUatus  ab  eis  domino  im- 
peratori  bannum  ei  potestatem  iudicandi  a  manu  domni  imperatoris  accipiatj  et 
iuramentum  praestahit    Der  Vicegraf  hieß  auch  haUvms^  baliu. 

^^'  Der  Lehnschnlze  gehörte  erst  der  späteren  Entwickelung  an.  Noch  in 
einem  Vergleiche  von  1204  (v.  d.  Bxboh,  a.  a.  0.  1,  121)  wird  das  Scholzenamt, 
im  Gegensatze  zu  den  feoda  der  inbeneficiati,  zu  den  offieia  gerechnet.  Als  Be- 
amter des  Grafen  bedurfte  der  Schulze  keiner  königlichen  Bannleihe,  im  Land- 
gericht dingte  er  bei  seines  Grafen  Hulden,  d.  h.  in  Ausübung  des  diesem  vei^ 
liehenen  Bannes.    Vgl.  v.  Bichthofen,  Rqu.  890,  §§  22—24.    Vgl.  Anm.  160. 

'^  Fuldaer  Urkunden  bezeichneten  den  friesischen  Bann  als  pagus,  kuntari 
oder  marcha.    Vgl.  Dronke,  Trad.  Fuld.  48,  6.  47,  80.  49,  107.    Heok  24. 

^^^  Vgl.  Heck  28  f.  y.  Bichthofen,  Rqu.  895,  §52.  v.  n.  Bebqh,  a.  a.  0. 
2,  374  f. 

^^  Die  größere  Wahrscheinlichkeit  spricht  fttr  die  Beschrflnkmig  anf  den 
Bann,  unbeschadet  der  Zuständigkeit  für  den  ganzen  Gau.  Vgl.  Heck  82.  Im 
westerlauwerschen  Friesland  wurden  die  drei  echten  Dinge  jedes  vierte  Jahr  in 
der  Weise  vereinigt,  daß  zunächst  jeder  Schulze  in  seinem  Bann  ein  doppeltes 
(secfastSgiges)  Ding  abhielt,  worauf  sich  nach  drei  weiteren  Ta^en  aUe  Schulzen 
mit  ihren  Dingleuten  unter  dem  Vorsitze  des  Grafen  zum  dritten  Ding,  mit  drei- 
tttgiger  Dauer,  versammelten.  Das  Ganze  hieß  Botding  {bodthing\  das  Schloßding 
auch  ßmelthing.  Die  Aufgabe  des  letzteren  war  die  Fällung  der  dem  Grafen 
persönlich  vorbehaltenen  Schlußsentenz  (tudidum  supremum,  vgl.  Anm.  158)  bei 
Achtungen  und  Todesurteilen.  Vgl.  v.  Richthofbn,  Rqu.  390  f,  §§  22—29.  Heck 
81  ft    Heck  u.  Siebs,  Zeitschr.  f.  deutsche  Phil.  24,  4d5  ff. 

'^^  Daher  das  Mhere  Mißverständnis,  daß  der  Gau  nur  einen  Schulzen  ge- 
habt habe. 
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später  die  ein-  far  allemal  angestellten  „Zwölfer''  oder  ,,Ge8ohworenen^ 
{tolva,  aWia^  ffhezworen)  traten ^^®.  Die  XJrteilsfindnng  lag  bei  beiden 
Gerichten  in  den  Händen  der  Asegen^^. 

Die  vermeintliche  Umwandlang  der  friesischen  Gerichtsyerfassung 
seit  dem  13.  Jahrhundert  bestand  in  der  Hauptsache  nur  in  einer  Yer- 
ändemng  der  Namen  ^^^.  Sachlich  bedeutsam  war  nur  das  gänzliche 
Ausscheiden  des  Grafen  aus  der  Rechtspflege  und  eine  zunehmende  Be- 
schränkung der  Zuständigkeit  der  Landgerichte  zu  Gunsten  der  Schulzen- 
gerichte; das  Landgericht  wurde  nach  wie  Tor  jährlich  dreimal,  aber  nicht 
mehr  durchweg  als  YoUgericht  und  immer  für  den  ganzen  Gau,  nicht 
Yon  Bann  zu  Bann  abgehalten;  einige  Schulzensprengel  sind  aber  zu 
selbständigen  Landgerichten  gekommen«  Die  Schulzen  sind  sämtlich  zu 
erblichen  Lehnschulzen  geworden  und  auf  diese  Weise  zur  Häuptlings- 
würde (S.  482)  gelangt^  sie  führen  jetzt  vorwiegend  den  Titel  „Sprecher'' 
oder  „Klagemann"  {oratoTj  edictor,  enuncmtor,  keikere,  kedy  grietmaHj 
ffretmany^K  Zuweilen  hat  sich  einer  von  ihnen  zum  Landesführer  {arator 
terrae)  erhoben,  so  daß  das  Richteramt  im  Landgericht  ihm  allein  zu- 
steht Die  Asegen  erscheinen  ebenfalls  unter  neuen  Namen  {cansuies, 
redjevafij  d.  h.  Rat-  oder  Spruchgeber,  eehera,  d.  h.  Rechtsherren  oder 
Rechtshörer),  was  damit  zusammenhängen  mag,  daß  sie  bei  der  Urteil- 
findung  nicht  mehr  auf  die  mehr  oder  weniger  objektive  Rechtsweisung 
beschränkt  waren,  sondern  ihr  Urteil  unter  voller  Würdigung  aller  Thai- 
umstände zu  fällen  hatten  ^^'.  Die  Zahl  der  Rechtsprecher  belief  sich 
nach  wie  vor  in  der  Regel  auf  zwölf,  je  drei  in  jedem  der  vier  Banne, 
so  daß  sie  mit  den  vier  Schulzen  oder  Grietmännem  zusammengerechnet 
als  die  sedecim  iudices  des  Landes  bezeichnet  werden  konnten.  Jeder 
Bann  hatte  drei  Unterbezirke  (Bauersohafton,  Kirchspiele),  von  denen 
jeder  seinen  Rechtsprecher  stellte,  zur  Zeit  der  Asegen  durch  Volkswahl, 
später  durch  Umgang  bei  den  Stammgütem  der  bäuerlichen  Edelinge 
(S.  443  f.).  Demnach  erschienen  im  Schulzengericht  durchschnittlich  drei, 
im  Landgericht  zwölf  Asegen  oder  Redjeven,  von  denen  aber  jeder  nur 
zum  Spruche  über  die  seinem  engeren  Bezirke  angehörigen  Sachen  zu 


^o»  Vgl.  Heck  82  f.  92  ff.  337  ff.  v.  d.  Bbboh,  a.  a.  0.  2,  875.  506.  Die  Zwölfer 
hatten  über  alle  gerichtlichen  Geschehnisse,  auch  Ladungen,  Pfändungen,  Besits- 
einweisungen,  Haussuchungen,  gerichtlichen  Augenschein,  Zeugnis  abzulegen,  selbst 
eine  Art  von  Gemeindezeugnis  lag  ihnen  ob.  £s  genügte  für  ihr  Zeugnis,  wenn 
sieben  gegen  fünf  aussagten.  Wahrscheinlich  hingen  sie  mit  den  fränkischen  In- 
quisitionszeugen und  den  hoUftndischen  xevenimg  oder  xeven  huren  zusammen. 
Vgl.  Sbbbp  Gjlatama,  a.  a.  0.  845f.;  Bijdrage  tot  de  rechteg.  v.  Drenthe  (1883), 
S.  246  f. 

»••  Vgl  Heck  47  ff.  111  ff. 

'^«  Nachgewiesen  von  Heck  123—223.  809->351  (besonders  333).  891  ff. 

^".V^.  Heck  138—191,  über  den  Landesführer  ebd.  146 ff. 

"'Vgl.  Heok  69.  76 ff.  79 f.  309 ff  894.  Ober  die  Übereinstimmung  der 
Asegen  mit  den  Redjeven  ebd.  192  ff.  322  ff.  833. 
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nrteilen  hatte  ^^^  Inwieweit  sein  urteil  einer  YoUbort  der  übrigen  Beeht- 
sprecher  nnd  des  Dingvolkes  und  der  Ausgabe  durch  den  Richter  be- 
durfte, ist  nicht  sicher  festzustellen  ^^^  Jedenfalls  trat  in  der  Folgezeit 
eine  größere  Neigung  zum  EoUegialsystem  hervor,  während  es  anderer- 
seits mehrfach  den  Bichtem  gelang,  die  Bedjeven  beiseite  zu  schieben. 
Im  holländischen  Friesland  wurden  die  Asegen  schon  Ende  des  13.  Jahr- 
hunderts durch  Schöffenkollegien  verdrängt,  nur  in  Binland  fristeten  sie, 
von  den  Obergerichten  ausgeschlossen,  noch  bis  zum  16.  Jahrhundert  ein 
kümmerliches  Dasein^". 

4.  Reichsvogteien  und  andere  hohe  Vogteien.  Die  Exemtion 
von  den  Grafengerichten  erfolgte  zuerst  in  .den  Erongutämtem  {fisci\  die 
bereits  in  der  karolingischen  Zeit  die  niedere  Gerichtsbarkeit  bei  Händeln 
der  Eronbauem  untereinander  besaßen  und  mit  Hilfe  des  Reklamations- 
rechtes schon  früh  die  volle  Exemtion  erlangten,  indem  der  Eönig  alle 
EeklamationsföUe  aus  den  Erongütem  an  delegierte  Richter  zu  verweisen 
pflegte  (S.  180).  Sobald  diese  Delegation  eine  ständige  wurde,  erhob  sich 
das  Domänenamt  zu  einer  domanialen  Grafschaft  oder  Reichsvogtei,  in 
welcher  ein  von  dem  Eönige  eingesetzter  Vogt  die  gräfliche  Gerichtsbar- 
keit, und  zwar  in  den  bei  den  Landgerichten  üblichen  Formen,  handhabte, 
während  die  niedere  Gerichtsbarkeit  entweder  in  den  Händen  des  Amt- 
mannes {iudex)  j  jetzt  regelmäßig  Schultheiß  genannt,  verblieb  oder  auf 
die  Meier  {pillici)  der  einzelnen  Gutshöfe,  als  Dorfschulzen,  überging^^^ 
Das  älteste  Beispiel  ist  die  seit  Ende  des  9.  Jahrhunderts  nachweisbare 
Reichsvogtei  Zürich,  die  außer  den  zur  Pfalz  gehörigen  Erongütem  die 
Besitzungen  der  unter  königlicher  Vogtei  stehenden  Reichsabtei  Frau- 
münster und  Propstei  GroBmünster  und  seit  dem  10.  Jahrhundert  auch 
die  freien  Leute  vom  Zürichberge  mitumfaßte.  Wie  hier,  so  sind  die 
Beichsvogteien  auch  später  vielfach  auf  einzelne  Absplisse  der  Grafischaften 
ausgedehnt  worden  ^^^  In  einzelnen  Beichsvogteien  kamen  die  Vögte 
später  zu  Gunsten  der  Organe  korporativer  Selbstverwaltung  in  Weg- 
falP^®,   während  in  anderen  die  Schultheißen   die  hohe  Gerichtsbarkeit 


^"  Vgl.  Heck  58  f.  91.  130.  816  ff.  Die  jangere  Zeit  kannte  ancb  eigene 
niederste  Gerichte  dieser  Unterbezirke  unter  dem  Re^jeya  als  Richter. 

"*  Vgl.  S.  172.    Heck  64.  83  ff.  91.  312  ff.  892  f. 

"«  Vgl.  Heck  113  ff. 

"•  Vgl.  8.  500.  V.  Wtss,  a.  a.  0.  1,  3  ff.  2,  167  ff.  Lamprecht,  WirtBchafte- 
leben  1,  180  ff.  727  ff.  Loersoh,  Ingelheimer  Oberhof  pg.  49  ff.  Der  letztere  macht 
pg.  182  ff.  wahrscheinlich,  daß  sich  in  dem  Ingelheimer  Verfahren  selbst  Beste  des 
alten  Beklamationsverfahrens  erhalten  haben. 

»"  Vgl.  EuLEB,  Von  Vogteien  u.  Dinghöfen  (Mitteil.  d.  Prankf.  Gesch.- Ver.  1). 
ScHABFF,  Die  Grafschaft  Bomheimerberg,  Arch.  d.  Frankf.  Qe8ch.-Ver.  5,  282  ff. 
Thüdichum,  Das  freie  Gericht  Kaichen,  1857.    Lampbecht,  Wirtschaftsleben  1, 188  ff. 

^'*  Namentlich  in  vielen  Städten  und  in  der  schweizerischen  Eidgenossen- 
schaft.   V.  Wtss,  Beitrüge  1,  56.  60.  64.  2,  93.  100  ff. 
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Übernahmen  und  in  der  niederen  durch  Dor&cholzen  ersetzt  wurden  ^^*. 
Die  Tögte  waren  fast  immer  Beamte;  Belehnungen  mit  der  Yogtei  kamen 
nur  vorübergehend  vor,  erst  gegen  Ende  des  Mittelalters  wurden  dieselben 
zur  Regel  y  wodurch  die  Beichsvogteien  den  Charakter  landesherrlicher 
Territorien  erhielten  ^*^.  Dagegen  ließen  die  Verpfandungen  der  Beichs- 
vogteien den  Beichscharakter  bestehen  ^'^  Während  in  der  ersten  Hälfte 
des  Mittelalters  die  Vögte  stets  dem  Herrenstande  angehörten  (oft  Grafen 
benachbarter  Grrafschaftien),  die  Schultheißen  dagegen  meistens  Ministe- 
rialen waren,  wurden  seit  dem  18.  Jahrhundert  fast  nur  noch  Ministe- 
rialen als  Vögte  angestellt,  ein&che  Landrichter  die  den  König  als  den 
eigentlichen  Vogt  zu  vertreten  hatten"^.  Die  Beichslandvögte  waren 
zuweilen  zugleich  königliche  Landrichter,  an  sich  gehörte  dies  aber  nicht 
zu  ihrem  Amte,  das  sich  in  gerichtlicher  Beziehung  auf  die  Einsetzung 
und  Überwachung  der  ihrer  Landvogtei  angehörigen  Gerichtsvögte  be- 
schränkte ^'^  Als  XJrteiler  traten  in  den  Beichsvogteien  die  Ministerialen 
in  den  Vordergrund,  manche  Vogteigerichte  wurden  zu  reinen  Bitter- 
gerichten ^^.  Von  besonderer  Bedeutung  wurden  die  hohen  Gerichte  der 
Beichsvogteien  als  Oberhöfe,  und  zwar  auch  für  solche  Niedergerichte, 
die  später  aus  dem  Verbände  mit  dem  Beiche  ausgeschieden  waren  "^ 

Nach  dem  Vorbilde  der  Beichsvogteien  haben  sich  die  hohen  Vogteien 
der  Lnmunitäten,  d.  h.  die  grundherrlichen  Grafschaften,  entwickelt ^'^ 
Die  Earolingerzeit  kannte  im  allgemeinen  nur  die  niedere  Vogtei,  d.  h. 
die  auf  die  niedere  Gerichtsbarkeit  beschränkte  Inununität  mit  einem  dem 
Centenar  entsprechenden  Vogt  (advocatus)^*^;  dieselbe  war  auch  im  Mittel- 
alter noch  von  großer  Bedeutung  ^*^.    Sie  gewährte  nur  die  Exemtion 


"•  So  in  dem  Ingelheimer  Reiche,  wo  früher  die  Vögte  von  Bolanden,  später 
die  ReichBamtmänner  von  Oppenheim  dem  hohen  G^ericht  vorgestanden  hatten. 

^  Vgl  V.  Wyw,  Beitrige  1,  57  ff.  2,  74.    Laxpuoht  1,  729. 

^'^  Das  Ingelheimer  Reich  befand  sich  seit  1875  als  Reichspfandschaft  dauernd 
im  Besitze  von  Karpfalz. 

^"  Vgl.  V.  Wyss,  a.  a.  0.  1,  31  f.  44.  50. 

^^  Vgl.  Teüsch,  Reichslandvogteien  56. 

^**  Besonders  in  Ingelheim.  Die  prineipes  de  fisco  in  Zürich  schon  im  10.  Jh. 
Vgl.  Wyss,  a.  a.  0.  1.  38.  80.  87. 

"»  Vgl.  LoBBscH,  a.  a.  O.  pg.  202  ff. 

^**  Vgl.  Waitz  7,  350  ff.  858  ff.  8,  68  ff.  69  f.  Heüsleb,  Stadtverfiassong  20. 
84  ff  44  ff.  108  f.  ZöPFL,  Altertümer  1,  12  f.  67  f.  291  f.  Maubeb,  Fronhöfe  4,  442  ff. 
y.  Wtss,  a.  a.  O.  2,  120  ff.  160  ff  Lampbecht  1,  186  f.  194.  1112  ff.  Blondel,  De 
advocatis  ecclesiasücis  in  rhenanis  praesertim  regionibus  a  9.  usque  ad  13.  saec. 
Pariser  Diss.  1892.  Sohügkimo,  Das  Gericht  des  westf.  Kirchenvogts,  Jen.  Diss.  1897. 

^^  Vgl.  S.  178  f.  197.  Die  Beschrftnkong  auf  Klagen  der  Hintersassen  gegen 
einander  verlor  sich  zum  Teil  schon  unter  den  späteren  Karolingern. 

>"  Vgl.  Lampbbcht  1,  1046  ff.  ZöPFL,  a.  a.  0.  1,  3  ff.  21  ff.  89  ff.  70  ff. 
G.  Mbyse,  ZRG.  16,  122  ff.  BEmnrBB,  Ezemtionsrecht  66ff.  Maubbe,  Fronhöfe 
8,  67  ff.  4,  84  ff.  897  ff.  428  ff.  444  ff.  458  ff.  Der  letztere  verwirrt  die  Sache  durch 
die  Annahme,  daß  jeder  Gmndhörr  schon  als  solcher,  ohne  königliche  Verleihung, 
die  Niedergerichtsbarkeit  gehabt  habe  und  daher  zwischen  grandherrlicher  Fron- 
hof-  oder  Hofmarkgerichtsbarkeit  und  der  von  dem  Träger  der  Gerichtshoheit  ver- 
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vom  Nieder-,  nicht  Tom  hohen  Gericht;  die  Yogtlente  blieben,  wenn  keine 
besonderen  Privilegien  entgegenstanden,  der  Dingpflioht  am  Landgericht 
unterworfen  (8.  553),  Verbrecher  mußten  an  das  Landgericht  aosgeiiefert 
werden  ^*®,  der  Rechtszug  yom  Vogtgericht  an  das  Landgericht  blieb  ge- 
wahrt. Aber  schon  im  neunten  Jahrhundert  kam  es  vor,  daß  einzelnen 
Reichskirchen  für  ihre  Besitzungen  auch  die  hohe  Gerichtsbarkeit  be- 
willigt wurde  ^'^.  Seit  den  Ottonen  war  dies  durchaus  die  R^eP'^ 
Später  haben  auch  Fropsteien  und  teilweise  auch  weltliche  Grundherren 
die  hohe  Vogtei  erlangt  ^''.  In  den  grundherrlichen  Grafschaften  bedurfte 
es  zweier  Beamten,  eines  für  die  graflichen,  eines  anderen  für  die  Schult- 
heißengerichtsbarkeit Trager.  der  gräflichen  Gerichtsbarkeit  und  der 
eigentlichen  Vogtrechte  war  der  Stiftsvogt,  der  regelmäßig  dem  Herren-, 
meistens  selbst  dem  Fürstenstande  angehörte,  da  das  Verbot  der  Kumu- 
lation mit  öffentlichen  Ämtern  (S.  198)  sich  nur  auf  die  niedere  Vogtei 
bezog,  es  auch  schon  früh  üblich  geworden  war,  die  Stiftsvögte  mit  der 
Vogtei  zu  belehnen,  wodurch  der  Amtscharakter  der  letzteren  in  den 
Hintergrund  trat^^^  Bei  der  oft  sehr  zerstreuten  Lage  der  Lnmunitats- 
güter  pflegten  die  Vögte,  deren  Aufgabe  sich  regelmäßig  auf  den  gesamten 
Güterbestand,  ohne  Beschränkung  auf  eine  einzelne  Grafschaft,  erstreckte, 
üntervögte  zu  ihrer  Vertretung  einzusetzen,  was  aber  von  den  Tmmuni- 
tätsherren  als  eine  Bedrückung  empfunden  und  auf  ihr  Andringen  von 
Reichs  wegen  untersagt  wurde  ^H  Die  Form,  in  welcher  die  Gerichtsbar- 
keit in  den  hohen  Vogteien  gehandhabt  wurde,  entsprach  ganz  derjenigen 
in  den  Grafschaften.  Das  hohe  Gericht  des  Vogtes  entsprach  dem  Land- 
gericht und  wurde  häufig  auch  als  solches  bezeichnet;  für  die  Nieder- 
gerichte innerhalb  der  Vogtei  galt  es  als  Oberhof. 

5.  Die  Gerichtsorganisation  in  den  Marken ^'^  kennen  wir  nur 
aus  Quellen,  die  bereits  einer  jüngeren,  seit  dem  13.  Jahrhundert  auch 

liehenen  niederen  Vogtei  zu  unterscheiden  sei.  In  Baiem  wurde  sAmtiichen  Land- 
ständen durch  den  Freiheitsbrief  von  1811  als  Preis  für  die  Bewilligung  einer  Bede 
die  niedere  Gerichtsbarkeit  auf  ihren  Gütern  zugestanden.  Lehen  waren  schon  als 
Reichs-  oder  landesherrliches  Gut  mit  der  Immunität  ausgestattet  Vgl.  Sibqel, 
Wiener  SB.  102,  267  ff. 

^"^  Nach  den  bairischen  Quellen  so,  wie  sie  mit  dem  Gürtel  um&ngen  waren 
(eingtUo  tenus)^  d.  h.  unter  Zurückbehaltung  ihrer  ganzen  Habe.    Vgl.  ZRG.  5,  41.  45. 

"«Vgl.  Wyss,  a.  a.  0.  1,  14.  21.  2,  149  ff.  v.  Wiomdb,  Die  Vogtei  in  den 
geistlichen  Stiftern  des  fränkischen  Reiches  (Leipz.  Diss.  1SS6X  48. 

^>i  Heüblbb  läßt  die  hohe  Vogtei  überhaupt  erst  von  den  Ottonen  einge- 
führt sein. 

"'  Vgl.  BRumnsB,  Exemtionsrecht  28.  Wtss,  a.  a.  O.  2,  170  ff.  LTTScnmr,  a. 
a.  0.  81.  146. 

»"  Vgl.  Waitz  7,  884  ff.  848  ff.    Lampbbcht  1,  1122  ff.    Vgl.  jedoch  S.  565. 

*•*  Vgl.  Waftz  7,  830  f.    Lampbeoht  1,  1125  f.    Prakklik,  Sent.  Nr.  124. 

"'  Außer  den  S.  589  angeführten  Werken  von  Lüschik,  Bbünker  und  Kümra 
vgl.  Wattz  7,  84  f.  98  f.  Riedel,  Die  Mark  Brandenburg  im  Jahre  1250,  2,  890  £ 
BoBNHAK,   Geschichte   des  preußischen   Verwaltungsrechts   1,  1884.     HliaonirBB, 


§  49.    Die  Gcrichtfiverfassung.     5.  Gerichte  in  den  Marken.  561 

in  den  übrigen  Territorien  hervortretenden  Entwickelungsstufe  angehören. 
Der  ursprüngliche  Zustand  läßt  sich  nur  im  Wege  der  Kombination  in 
den  Grundzügen  feststellen.  Charakteristisch  ist  vor  allem  die  territoriale 
Einheit  der  Marken,  im  Gegensatze  zu  den  übrigen  Fürstentümern,  die, 
soweit  sie  sich  nicht  ausnahmsweise  auf  eine  einzige  Grafschaft  beschränkten, 
als  Konglomerate  verschiedener  Grafschaften  und  Grafschaftsteile  er- 
schienen^^®. Während  die  übrigen  Fürsten  in  der  Regel  nur  Obergrafen 
waren,  unter  denen  einzelne  Grafen  kraft  eigenen  Rechts  und  königlicher 
Ermächtigung  die  Rechtspflege  in  den  verschiedenen  Grafschaften  ver- 
walteten, bildete  jede  Mark  ein  einheitliches  Gerichtsgebiet  unter  dem 
Markgrafen  als  Richter.  Die  hohe  Gerichtsbarkeit  übten  die  Markgrafen 
ursprünglich  persönlich  oder  durch  einen  jeweiligen  Vertreter  aus,  indem 
sie  die  verschiedenen  echten  Dingstätten  des  Landes  bereisten.  Die  bai- 
rische  Ostmark  hatte  drei  Dingstätten,  an  denen  abwechselnd  alle  sechs 
Wochen,  an  jeder  einzelnen  also  alle  achtzehn  Wochen  oder  jährlich  drei- 
mal, jedesmal  mit  dreitägiger  Dauer,  das  markgräfliche  oder  herzogliche 
Landtaiding  abgehalten  wurde  ^'^  Es  ist  unverkennbar,  daß  diese  Land- 
taidinge  oder  oberen  Landgerichte  nichts  anderes  als  die  alten  Grafen- 
gerichte der  Markgrafschaft  waren ^^^,  auch  darin  übereinstimmend,  daß 
sie  nur  von  den  Dingpflichtigen  der  jeweiligen  Dingstatt  besucht  wurden  "®, 
während  ihre  Zuständigkeit  die  ganze  Markgrafschaft  umfaßte  ^^^  Daß 
sie  den  Blutbann  über  die  geringeren  Klassen  an  die  niederen  Land- 
gerichte abgegeben  und  dafür  die  niedere  Gerichtsbarkeit  über  den  hohen 
Adel  eingetauscht  hatten,  beruhte  auf  bloßer  Fortbildung.  Als  Stell- 
vertreter des  Markgrafen  diente  anfangs  der  oberste  Landrichter,  ein  be- 
soldeter Beamter,  der  als  iudex  provincialis  tocius  Austriae  in  sämtlichen 
Landtaidingen  zum  stellvertretenden  Vorsitze  berufen  war,  bis  König 
Otakar  von  Böhmen  vier  obere  Landrichter  mit  besonderen  Sprengein 
einführte,  wobei  aber  alle  causae  maiores  des  hohen  Adels  dem  Könige 
vorbehalten  blieben  "^ 

Preußisches  Strafrecbt  1,  7  ff.  v.  Poskrn-Klett,  Zur  Geschichte  der  Verfassung 
der  Markgrafschaft  Meißen  im  13.  Jahrhundert  (Mitteil.  d.  deutsch.  Ges.  zu  Leipzig 
2,  1S63).  IsAAcsoHN,  Geschichte  des  preuß.  Beamtentums  1,  .192  ff.  Siegel,  Wien. 
SB.  102,  256  ff.  HasenChrl,  österr.  Landesrecht  165  ff.  Berchtold,  Landeshoheit 
Österreichs  156  ff.    Dopsch,  Arch.  f.  öst  Gesch.  79,  66  ff. 

*••  Vgl.  S.  399,  n.  20.  In  den  mit  einer  Mark  verbundeneu  Grafachaften 
(S.  391)  nahm  der  Markgraf  nur  Grafenstellung  ein.  Vgl.  Brunnkr,  Exemtions- 
recht  44.  49  f.  52.     Schröder,  Gerichtsverfassung  9—16.  25.     Ssp.  II.  12,  §  6. 

"'  Vgl.  S.  390,  n.  8.  Schon  eine  der  ersten  Hälfte  des  10.  Jahrhunderts  an- 
gehörende bairische  Zollrolle  (MG.  Leg.  3,  480)  läßt  die  Markgrafschaft  des  Arbo 
in  drei  eomitatus  zerfallen.  Vgl.  den  sogenannten  Seifried  Helbiing  2,  Vers  652  ff. 
756  ff.    Brünnbr,  a.  a.  0.  7.    Dopsoh,  Mitteil.  d.  österr.  Inst.  17,  307  ff. 

188  Ygi^  Brunnbr,  a.  a.  0.  7.  Luschin  v.  Ehenoreuth  47  f.  103  ff.  sieht  auch 
die  niederen  Landgerichte  als  Trümmer  ehemaliger  Grafengerichte  an. 

»89  Ygl.LüBCHiN  61  f.  Schöffenkollegien  waren  den  österreichischen  Gerichten 
unbekannt.     Vgl.  ebd.  60  f   135. 

"<>  Vgl.  Urkunde  von  1136  bei  Lüschin  48.  "»  Vgl.  ebd.  60  ff. 

R.  ScHRÖDKR,  Douteche  Kechtsgeschichte.    8.  Aufl.  36 
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In  den  Marken  Meißen  und  Brandenburg  waren  die  Yerhältnisse  im 
wesentlichen  ebenso  wie  in  Osterreich  gestaltet.  Man  erkennt  in  den 
von  den  Markgrafen  persönlich  abgehaltenen  Adelsgerichten  ebenso  wie  in 
Österreich  die  in  ihrer  Zuständigkeit  teils  erweiterten,  teils  verengerten 
ehemaligen  Grafendinge  ^**.  In  Meißen  wurden  diese  Gerichte  als  Land- 
dinge {placita  s.  iudicia  provindalia\  in  Brandenburg  als  Hofgerichte  be- 
zeichnet. Der  Markgraf  hielt  das  Gericht  wie  in  Österreich  alle  sechs 
Wochen  ab,  indem  er  die  einzelnen  Dingstätten  bereiste ^*^  In  Meißen 
werden  besonders  Schköhlen  und  Colmiz  oder  CoUm  als  markgräfliehe 
Dingstatten  genannt,  wahrscheinlich  gab  es  noch  eine  dritte,  so  daß  an 
jeder  dreimal  jährlich,  mit  einer  jedesmaligen  Frist  von  achtzehn  Wochen, 
gedingt  wurde.  Jede  Dingstatt  hatte  ihren  bestimmten  Sprengel;  die 
Dingpflicht  beschränkte  sich  auf  die  diesem  Sprengel  angehörigen  Mini- 
sterialen. Von  den  Dingstätten  und  Dingsprengeln  der  Mark  Branden- 
burg weiß  man  nichts  Bestimmtes,  zu  veributen  ist  aber,  daß  die  drei 
in  dem  Richtsteig  Landr.  (c.  50,  §§  2.  3)  genannten  altmärkischen  Ober- 
hüfe  (die  Klinke  bei  Brandenburg,  die  Krepe  in  der  Altmark  und  das 
Gericht  zur  Linde)  den  ursprunglichen  Dingstätten  entsprochen  haben  ^**. 
Im  12.  Jahrhundert  hielten  die  Markgrafen  das  Gericht  entweder  per- 
sönlich ab  oder  ließen  sich  durch  den  Burggrafen  des  betreflfenden  Ge- 
richtssprengels,  der  eine  ähnliche  Stellung  wie  der  ostfalische  Schultheiß 
(S.  555)  einnahm,  vertreten  ^*^  Nach  dem  Verfalle  des  Burggrafenamtes 
im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  begnügten  sich  die  Markgrafen  anfangs 
mit  der  Anordnung  einer  Vertretung  von  Fall  zu  Fall,  seit  dem  14.  Jahr- 
hundert wurden  aber  in  Meißen  wie  Brandenburg  bestimmte  General- 
substituten  der  Markgrafen  für  die  Zwecke  der  Rechtspflege  angestellt 
In  Brandenburg  führten  dieselben  den  Titel  „gemeine  Richter  des  Hofes 
zu  Brandenburg",  auch  „iudex  generalis  curiae"  oder  „capitaneus  Mar- 
chiae'*  ^*®.  Wie  sie  durchaus  den  obersten  Landrichtern  in  Österreich  ent^ 
sprachen,  so  fanden  auch  die  oben  erwähnten  Einrichtungen  Otakars  ihre 
Analogie  in  den  nach  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  eingerichteten  branden- 
l)urgischen  Distriktshofrichtern,   deren  Vertretungsbefugnis  sich-  wie   bei 


^^*  An  eine  Ableitung  aus  ehemaligen  Landfriedensgerichten ,  die  mau  sonst 
angenommen  bat,  ist  hier  nicht  zu  denken. 

»*>  Vgl.  Ssp.  III.  65,  §  1. 

»*♦  Vgl.  HoMEYER,  Richtsteig  Landrechts  S.  510  ff.  Riedel,  a.  a.  0.  2,  549  f. 
Kuhns  2,  534  ff. 

'"  Vgl.  Ssp.  III.  52,  §3.  Riedel,  a.  a.  0.  2,  130  ff.  427.  Kuhns  1,  99  ff. 
In  zwei  Landdingen  zu  Schköhlen  wird  der  Burggraf  von  Leißnig  als  seultetus 
provincialis  placiti  bezeichnet  (v.  Posern-Klett  ,  a.  a.  0.  48).  Unrecht  hat  der 
Sachsenspiegel  nur,  wenn  er  den  Burggrafen  als  ordentlichen  Richter  fiber  den 
Markgrafen  beziechnet,  während  dieser  als  Reichsfiirst  in  allen  Sachen  (nicht 
bloß,  wie  nach  der  Glosse,  in  StrafföUen)  seinen  Gerichtsstand  vor  dem  Keichshof- 
gericht  hatte. 

"«  Vgl.  Kuhns  1,  203  ff.  2,  262  ff.    Riedel  2,  427  ff.    v.  Posern  Klett  48.  112. 
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den  vier  österreichischen  Landrichtern  auf  die  causae  minores  (Schuld- 
saehen)  des  Adels  beschränkte  ^*^     . 

6.  Die  Bannleihe.  Den  wesentlichsten  Unterschied  zwischen  der 
Gerichtsverfassung  der  Herzogtümer  und  Marken  gegenüber  der  der  übrigen 
Territorien  fand  der  Sachsenspiegel  (III.  64,  §§  3—7)  darin,  daß  die 
Pfalzgrafen,  Landgrafen,  Grafen  und  Stiftsvögte  unter  Königsbann,  Her- 
zoge und  Markgrafen  dagegen,  insbesondere  die  letzteren,  ohne  Königs- 
banli  „bei  ihren  eigenen  Hulden"  dingten  ^*^  Der  Gegensatz  bezog  sich 
auf  die  verschiedene  Art  der  Gerichtsleihe,  je  nachdem  durch  diese  die 
Gerichtshoheit  selbst  oder  nur  das  Recht  der  Gerichtsverwaltung  über- 
tragen wurde.    Bis  zum  13.  Jahrhundert  gewährte  die  Belehnung  mit 

"'  Vgl.  Kuhns  1,  209  ff.  2,  280  ff. 

»*  Vgl.  Ssp.  I.  59,  §  1.  IL  12,  §  6.  in.  64,  ^5.  Waitz  7,  26  f.  39  f.  84  f. 
251  f.  340  ff.  V.  Zallinoeb,  Über  den  Königsbann,  Mitt  d.  ösL  Inat.  3,  539  ff.;  Zur 
Geschichte  des  Königsbannes ,  ebd.  10,  224  ff.;  Das  würzb.  Herzogtum,  ebd.  11, 
Sonderabdnick  28  ff.  Hombteb,  System  des  Leknrechts  540  ff.  K(}hns,  a.  a.  0.  1, 
42  ff.  Gaupp,  Stadtrechte  2,  208 f.;  Miscellen  122  ff.  Berchtold,  Landeshoheit 
Österreichs  159  ff.;  Entwickelung  der  Landeshoheit  151  ff.  Zöpfl,  Altertümer  1,  76  f. 
BoDMANN,  Bheing.  Altertümer  580  ff.  Brünner,  Grundr.  258;  Exemtionsrecht  11  ff. 
V.  Amira,  Grundr.*  98.  102.  Siegel,  RG.«  245.  264.  496.  528.  Lindner,  Veme  334  ff. 
Schröder,  Gerichtsverfassung  50.  Lüsohin  v.  Ebenorectth,  a.  a.  0.  13.  25.  Dahk, 
Germ.  Studien  (Bausteine  6)  183  ff.  Wibding,  Gott.  gel.  Anz.  1866,  2046  ff.  Haltaus, 
Glossar  94.  174.  1109  ff.  W.  Sickbl,  Zur  Geschichte  des  Bannes,  Marb.  Progr. 
1886.  Eine  wesentlich  verschiedene  Auffassung  des  Königsbannes  entwickelt 
G.  Meter,  Die  Verleihung  des  Königsbannes  und  das  Dingen  bei  markgi'äf lieber 
Huld,  1881,  der  das  „Dingen  unter  Königsbann"  auf  das  früher  königliche  Hecht, 
Gebote  und  Verbote  bei  einer  Strafe  (Grewette)  von  60  Schill,  zu  erlassen,  bezieht 
und  die  Angaben  des  Sachsenspiegels  mit  dem  bekannten  Zugeständnisse  Karls 
des  Großen  an  die  sächsischen  Grafen  (S.  129.  171)  in  Verbindung  bringt;  in  Süd- 
deutschland  'sei  diese  Art  des  Königsbannes  im  allgemeinen  unbekannt  gewesen, 
die  von  süddeutschen  Quellen  erwähnte  Bannleihe  daher  nicht  auf  den  Königs- 
bann, sondern  auf  den  Blutbann  zu  beziehen,  den  die  geistlichen  Fürsten  ihren 
belehnten  Richtern  nicht  selbst  zu  erteilen  vermochten  (vgl.  Anm.  160).  Aber  das 
Gewette  von  60  Schill,  war  schon  unter  den  Karolingern  mehr  und  mehr  zu  einem 
Gemeingute  der  Grafen  geworden  (vgl.  Sohm,  R.-  u.  GVerf.  175  ff.)  und  auch  in 
Suddeutschland  stark  verbreitet,  während  im  Mittelalter  in  Nord-  wie  Süddeutsch- 
land, zum  Teil  wohl  mit  Rücksicht  auf  die  Vermögenslage  der  Bevölkerung,  viel- 
fach abweichende,  namentlich  auch  geringere  Sätze  vorkommen.  Vgl.  Weiland, 
Const  1,  308  (1162),  Ssp.  IIL  64,  §3.  Schwsp.  L.  121».  138.  139.  158.  Gaüpp, 
Mise.  117  ff.  Brunner,  Exemtionsrecht  8  f.  Wenn  das  G« wette  in  Schlesien  und 
Preußen  dieselbe  Höhe  wie  in  den  Marken  (30  Schill.)  hatte,  so  wird  der  Grund 
hier  wie  dort  in  der  wirtschaftlichen  Lage  der  Kolonisationsbevölkerung  zu  suchen 
sein.  Daß  das  geringere  Gewette  mit  dem  Dingen  unter  Königsbann  durchaus 
vereinbar  war,  zeigt  sich  an  dem  Gewette  von  21  Schill,  bei  den  friesischen  Land- 
gerichten. Der  eigentliche  Königsbann  (ha/nnus  regius,  b.  imperialis),  der  auf  die 
Verletzung  königlicher  Gebote  gesetzt  war,  betrug  im  Mittelalter  100  Pfd.  für 
Fürsten,  10  Pfd.  für  die  übrigen  Stände,  unter  Umständen  noch  mehr.  Vgl.  S.  526. 
Schwsp.  L.  188.  Waitz  6«,  568  ff.  Ficker,  Forsch.  1,  62  ff.  76  ff.  Weiland,  Const. 
1,  808.  Der  herzogliche  Bann  betrug  nach  Ssp.  III.  64,  >^  3  für  Grafen  und  Herren 
10  Pfd.  (200  Schill.). 
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einem  Fahn-  oder  Scepterlehen  nur  das  Kecht  der  persönlichen  Gerichts- 
verwaltung in  Vertretung  des  Königs^**.  Bei  Anwesenheit  des  Königs 
wurden  ihm  alle  Gerichte  ledig  (S.  168.  539),  vermöge  des  ins  evocandi 
konnte  jede  Klage  mit  Umgehung  des  ordentlichen  Richters  sofort  an  den 
König  gebracht  werden  (S.  540),  Berufungen  gingen  von  den  Land- 
gerichten unmittelbar  an  das  Königsgericht  (S.  540),  die  Geriohtsorgani- 
sation  und  Erteilung  gerichtlicher  Exemtionen  (S.  550)  stand  ausschließ- 
lich und  nnbeschränkt  dem  Könige  zu.  Ein  Substitutionsrecht  besaßen 
die  Grafen,  wie  in  der  fränkischen  Zeit,  nur  zu  den  Zwecken  vorüber- 
gehender Vertretung  oder  in  Sachen  der  niederen  Gerichtsbarkeit,  die- 
eben  darum  als  territoriale  Angelegenheit  behandelt  wurde  ^*®.  Dagegen 
bedurfte  es  für  die  üntergrafen  der  Fürsten  und  die  Stiftsvögte  (S.  560) 
einer  besonderen  Bannleihe  durch  den  König  ^*^  Dieselbe  erforderte 
weder  Lehnseid,  noch  Mannschaft,  noch  Lehnsciiieuerung  im  Falle  eines 
Thronwechsels,  sondern  einen  in  die  Hand  des  Königs  zu  leistenden  Amts- 
eid "2.  Die  Bannleihe  war  die  königliche  Bestallung  für  alle  Träger  der 
gräflichen  Gerichtsbarkeit,  welche  dieselbe  nicht  unmittelbar,  sondern  erst 
in  dritter  Hand  von  dem  Reiche  empfingen;  die  Übertragung  von  Graf- 
schaften bis  in  die  vierte  Hand  kam  nur  in  seltenen  Ausnahmefällen 
vor^^^  Die  Bannleihe  durfte  nnr  versagt  werden,  wenn  dem  mit  dem 
Gerichte  Belehnten  die  gesetzlichen  Eigenschaften  fehlten;  er  mußte 
dem   Herren-,    seit  Mitte    des   12.  Jahrhunderts   wenigstens   dem  Mini- 


^*^  Wahrzeichen  der  königlichen  Gerichtsboheit  war  die  Gerichtsfahne.  Vgl. 
SchsOder,  Rolandsäulen  81  f.  Waitz  8,  492.  Loersch,  i.  d.  Bonner  Festgruß  an 
HoHEYSR  42.  64.  Halt  AUS,  Glossar  1109  f.  Über  andere  Gerichtswabrzeichen 
(Kreuz,  Schwert,  Strohwisch,  Hut,  Handschuh,  eiserne  Hand)  vgl.  Sohrödeb,  a.  a.  0. 
31flF.;  Weichbild  312.  819  f. 

150  Ygi  g  135^  stat,  in  fav.  princ.  7  f.:  Centumgravit  redpiant  eenias  a  do- 
mino  ierre  vel  ab  eo  qui  per  dominum  ürre  fuertt  infeodatua.  Item  loeum  eente 
nemo  mutahit  sine  consensu  dommi  ierre, 

"'  Vgl.  Anm.  102.  Weiland,  Const.  1,  181  (1149).  Von  dem  Rheingrafen 
sagt  ein  Urbar  ans  dem  Anfange  des  13.  Jh.  (Kremer,  Orig.  Nass.  2,  217,  Nr.  125): 

ah  imperio  habet  in  benefioio  bannum  in  Rinckowe  super  eometiam, item  ab 

archiepiseopo  Mogontino  habet  in  benefieio  eometiam  in  Rinchotoe.  Vgl.  eratea 
Straßb.  Stadtr.  c.  11  (Urk.-B.  d.  St.  Straßb.  1,  468).  Sachs.  Weichb.  11  (Magd. 
RB.  V.  d.  Gerichtsverfassung  c.  6).  Magd.^Bresl.  syst.  Sch.-B.  U.  2,  6.  Homster^ 
a.  a.  0.  542.  Eichhorn  2,  424  f.  Franklin,  BHGericht  2,  116,  n.  3.  v.  Zallikqsr,. 
Kdnigsbann  556.  560.  563;  Bannleibe  231,  n.  2.  Auf  das  Privileg  Friedrichs  IL 
von  1245  für  die  Grafisc.haffc  Haag  (Zallinger,  Königsb.  558  f.)  darf  man  sich  nicht 
berufen,  da  es  sich  in  demselben  nicht  um  eine  Bannleihe,  sondern  um  eine  Exemtion 
bei  Gelegenheit  der  Einziehung  der  früheren  Grafischaft  Wasserburg  handelte. 
Vgl.  Biezlbr,  Gesch.  Baiems  3,  972  f. 

»"  Vgl.  Anm.  102.    Homeyer,  a.  a.  0.  541  ff.    Lindner,  Veme  487  ff. 

""  Vgl.  S.  570.  Ssp.  m.  52,  §  3.  Sachs.  Lehnr.  71,  §  2.  Schwsp.  L.  114«. 
Schwftb.  Lehnr.  132.  Böhmer,  Acta  imp.  Nr.  122  (1152).  Hometer  534  f.  537  f. 
Brünner,  Exemtionsr.  49  ff.  Landau,  Hessengau  42.  Über  die  Bezeichnung  der 
Vicegrafschaft  als  Schultheißtum  (Ssp.  EL  52,  §  2)  vgl.  S.  181,  n.  29.  ScbbOdes, 
Gerichtsverf.  48  f.    Homeyer  539  f.     Eichhorn  2,  357  f. 
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sterialenstande   angehören   und   durfte   sich  nicht  in    Acht    oder    Bann 
befinden"*. 

In  den  Marken  und  Stammesherzogtümem  kamen  die  Beschrän- 
kungen^ welche  den  übrigen  Territorien  durch  die  Oerichtshoheit  des 
Königs  auferlegt  wurden,  teils  von  vornherein  in  Wegfall,  teils  wurden 
sie  infolge  kräftiger  Entwickelung  der  landesherrlichen  Gerichtsboheit 
schon  früh  ausgeschlossen.  Nur  die  Oberaufsicht  des  Reiches  über  die 
Handhabung  der  Rechtspflege  blieb  auch  hier  gewahrt  "^  Die  von  der 
Oerichtsverfassung  des  Reiches  gebotene  Einteilung  in  Grafschaften,  deren 
jede  ihren  eigenen  Grafen  oder  einen  von  diesem  belehnten,  vom  Reiche 
durch  die  Bannleihe  bestallten  Untergrafen  verlangte"®,  war  den  Marken 
von  Anfang  an  fremd.  Die  Marken  bildeten,  abgesehen  von  den  mit 
ihnen  verbundenen  Reichsgrafschaften,  für  die  es  durchaus  beim  alten 
blieb  "^,  geschlossene  Territorien,  die  zugleich  als  einheitliche  Gerichts- 
sprengel galten  (S.  561).  Ordentlicher  Richter  des  Landes  war  der  Mark- 
graf selbst,  der  die  einzelnen  Dingstätten  entweder  persönlich  bereiste 
oder  das  Gericht  in  seinem  Namen  durch  Stellvertreter  abhalten  ließ. 
Auch  nachdem  an  allen  nicht  der  unmittelbaren  landesherrlichen  Juris- 
diktion vorbehaltenen  Dingstätten  eigene  Landrichter  (Hofrichter,  Vögte) 
mit  bestimmt  abgegrenzten  Landgerichtssprengeln  (Vogteien)  Eingang  ge- 
funden hatten,  hielt  man  doch  daran  fest,  daß  diese  Beamten  nur  die 
Vertreter  des  Markgrafen  waren,  eine  der  königlichen  Bannleihe  bedürftige 
Übertragung  der  Gerichtsbarkeit  daher  nicht  vorlag  ^^^.  In  derselben 
Richtung  muß  sich  schon  früh  die  Entwickelung  in  den  Stammesherzog- 
tümern bewegt  haben:  Berechtigung  des  Herzogs,  in  allen  nicht  verliehenen 
Grafschaften  seines  Herzogtums  die  Gerichtsbarkeit  persönlich  oder  durch 
Stellvertreter  auszuüben,  Ersatz  des  Grafschaftssystems  durch  ein  System 
über  das  ganze  Land  ausgebreiteter  Landgerichtssprengel  (Pflegen,  Amter), 
an  deren  Spitze  landesherrliche  Beamte  (Landrichter,  Pfleger)  bei  des 
Herzogs  Hulden,  ohne  Königsbann,  der  Rechtspflege  oblagen^*®. 


IM  Vgl.  FiCKER,  ßeichsfiirstenstand  79  f.  Zallinqer,  Königsbann  569.  Weiland, 
Sache.  Herzogtum  109  f.  Ober  die  Ausschließung  der  Gebannten  vgl.  Conf.  c.  pr. 
eccL  c.  6. 

»w  Vgl.  Weiland,  Const.  2,  429.  Mainzer  Landfir.  v.  1235,  c.  4  (ebd.  2,  242). 
Mit  dem  Oberaufsichtsrechte  hing  es  zusammen,  daß  in  Fällen  der  Rechtsver- 
weigerung die  Berufung  an  das  Königsgericht  auch  gegenüber  den  privilegia  de 
non  appellando  gewahrt  blieb.    Vgl.  S.  541. 

**•  Vgl.  Anm.  75.    Ssp.  III.  58,  §  3 :    Man  ne  mut  ok  nen  gertehte  delen,  noch 

ganx  lien  noch  del,  de  dem  it  dar  gelegen  is, it  ne  ai  en  aunderlik  grafseap, 

die  in  en  vanlen  höre;  die  ne  mut  man  san  nicht  ledich  hebben, 

*"  Vgl.  Anm.  136.  160  i.  f.    Ssp.  IL  12,  §  6.    Bbunneb,  Exemtionsr.  44.  49  f.  52. 

158  Ygi  Bbünner,  a.  a.  0.  13  f.  60.  Nur  weil  der  Landrichter  einzig  der  Stell- 
vertreter seines  Herrn  war,  konnte  dieser  sich  das  „letzte  UrteiP'  vorbehalten.  Vgl. 
Anm.  106.  §  51,  n.  31.  Schbödeb,  Gerichtsverfassung  59;  Schultheiß,  ZRG.  20, 1  n.  13. 
V.  Posebn-Klbtt,  Verf.  d.  Mark^fsch.  Meißen  59  f.  Riedel,  a.  a.  0.  2,  421.  478  f. 
BoBNHAK,  a.  a.  0.  1,  32.  75.     Unrichtig  Kuhns,  a.  a.  0.  1,  150.  281  ff. 

**»  Vgl.  S.  601.  Rosenthal,  a.  a.  0. 50  ff.  322  ff.  Da  es  in  der  bairischen  Ostmark 
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Im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  gelang  es  allen  bedeutenderen  Fürsten, 
sich  nach  dem  Vorbilde  der  Herzoge  und  Markgrafen  in  den  Besitz  der 
Gerichtshoheit  zu  setzen,  so  daß  die  königliche  Bannleihe  auch  bei  ihren 
Landgerichten,  obwohl  für  dieselben  im  allgemeinen  noch  das  Prinzip 
der  Afterverleihung  festgehalten  und  von  der  Gerichtsverwaltung  durch 
Beamte  zunächst  abgesehen  wurde,  außer  Übung  kam  ^•®.  Auch  die  geist- 
lichen Fürsten  machten  keine  Ausnahme  *®\  obwohl  theoretisch  bis  auf 
Bonifacius  VIIL  daran  festgehalten  wurde,  daß  ein  geistlicher  Fürst  nicht 
nur  persönlich  an  keinem  Blutgerichte  teilnehmen  dürfe,  sondern  auch 
den  Blutbann  nicht  selbst  auf  einen  anderen  übertragen  könne"*. 

und  den  Herzogtümem  Baiern  und  Schwaben  ebenso  wenig  wie  in  Böhmen  and 
Mähren  eine  königliche  Bannleihe  gab,  so  ist  es  erklfirlich,  wenn  die  letztere  für 
Süddeutschland  nor  aus  geistlichen  Territorien  bezeugt  ist. 

'^  In  Süddeutschland  war  die  königliche  ßannleihe  nach  Dsp.  81  in  den  welt- 
lichen Füistentüraem  bereits  allgemein  abgekommen:  Dirre  dinge  bedarf  ein  lai 
nichts  der  gerichte  enphaket  von  dem  chunige,  der  leihet  tcol  den  pan  einem  seinem 
richter.  Vgl.  ebd.  107.  Schwsp.  L.  92.  115.  141.  Schwab.  Lehnr.  41  ^  Dagegen 
gab  es  in  Norddeutschland  nach  einer  zwischen  1230  und  1270  verfaßten  polnischen 
Kechtsquelle  (Volckmann,  Das  älteste  polnische  Rechtsdenkmal,  1869,  c.  1;  auch 
bei  Helcel,  Starodawne  prawa  polskiego,  IL  1870)  außer  den  Markgrafen  erst 
.^etliche  Fürsten*',  die  ihr  Gericht  nicht  mehr  von  obergewaU,  d.  h.  unter  Königs- 
bann, hegten:  icen  ir  (d.  h.  der  Polen)  gericht  von  dem  kaiser  in  di  uerU  nicht 
enkuntf  als  dutscher  vursten  unde  richter  tut,  xo  enhabin  xe  dex  keine  gewonheity 
dax  xe  ir  gerichte  hegin  von  Obergewalt ^  alz  dutsche  richter  pflegen  xu  tun,  wax 
abir  xe  gerichtin  adir  wax  vor  irt  bekant  icirt  adir  geloukint,  dax  hat  xo  getane 
ffiackt,  alxe  markgraven  unde  etlicher  dutsehen  vursten^  die  ir  ding  nicht 
enhegin  (erg.  von  Obergewalt),  wen  dax  gerichte  hat  aller  enden  in  ir  gewalt  ge- 
hegetes  dinges  macht.  Vgl.  Brumner,  Kr.  VJSchr.  12,  120.  Einen  Übergangszu- 
stand  zeigt  die  Stellung  des  friesischen  Schulzen  (Anm.  103).  In  einem  Lehen- 
register der  Markgrafen  von  Meißen  aus  dem  14.  Jh.  (v.  Posern-Kxbtt,  a.  a.  0. 
56  f.)  zeigt  sich  noch  deutlich  das  Bewußtsein,  daß  der  Landesherr  in  seinen  Marken 
Meißen  und  Landsberg  kraft  eigenen  Rechts,  dagegen  in  der  Landgrafschaft  lliü- 
ringen,  in  Pfalzsachsen  und  verschiedenen  Grafschaften  und  Herrschaften  nur 
kraft  eines  ihm  vom  Konige  verliehenen  Rechtes  den  Richtern  den  Bann  erteile: 
in  alleti  disseti  lehen  und  hersehaften  do  hat  der  her  den  ban  inne  xu  tehene  vom 
riehe,  dne  in  defi  marken. 

idi  Ygi,  y  Zallikgbr,  Königsbann  560~ff.;  Banuleihe  230  ff.  Bodmaxn,  a.  a.  0. 
582f.  Grimm,  Weistümer  6,  114,  §§  16.'l9.  Schreiben  Rudolfs  L  an  den  Erz- 
bischof von  Salzburg  von  1278  (Böhmer,  Acta  imp.  Nr.  420):   Ex  coneessione  tuorum 

regalium plenam  et  liberam  potestaiem  in  tuis  districtibus  et  territoriis  iudi- 

candi  more  maiorum  nostrorum  principum  in  causis  dvilibtss  et  crtmi- 
nalibus  accepisti.  cum  enim  unum  te  ex  sublimibus  principibus  Romani 
imperii  cognoscamuSy  dubitari  a  nemine  volumus,  quin  merum  impen'um  tuo  prin- 
cipatui  sit  annexum,  per  quod  habes  ius  animadvertendi  in  facinorosos  homines  et 
gladii  potestatem,  per  alium  tarnen,  prout  ordini  et  honori  tuo  congruit,  exhercendum, 

'•*  Vgl.  c.  3  ne  clerici  vel  monachi  in  VIto  HL  24.  Wie  sehr  man  sich 
schon  im  Anfange  des  12.  Jahrhunderts  Über  die  Verbote  des  kanonischen  Rechtes 
(c.  5.  9  X.  ne  clerici  III.  50)  hinwegsetzte,  zeigt  Waitz  8,  21  n.  Dsp.  81.  107, 
Schwsp.  L.  92.  115  und  Schwab.  Lehnr.  41  halten  noch  streng  an  dem  Verbote 
fest  und  fordern  im  Gegensatze  zu  den  Laienfürsten  für  alle  mit  dem  Blutbann 
ausgestatteten  Richter  der  Pfaffenfürsten  unbedingt  die  königliche  Bannleihe. 
V.  Zallikoer  vermutet  wohl  nicht  mit  Unrecht,  daß  das  Schreiben  Rudolfs  I.  von 
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7.  Königliche  Landgerichte.  Während  die  Landgerichte  inner- 
'  halb  der  Territorien  im  allgemeinen  dem  Prinzipe  des  Feudalstaates  znm 
Opfer  fielen  und  rein  territorialen  Charakter  annahmen,  hatten  sich  doch 
hier  und  da  königliche  Landgerichte  teils  als  unmittelbare  Reichsgerichte 
für  die  von  den  alten  Reichslandvogteien  übrig  gebliebenen  Reichsdörfer, 
teils  als  territoriale  Landgerichte,  die  aber  den  Zusammenhang  mit  dem 
Reiche  nicht  verloren  hatten,  behauptet.  Wenn  dies  vor  allem  in  West- 
falen der  Fall  war,  so  fehlten  diese  Gerichte  doch  auch  in  Süddeutsch- 
land nicht  ganz'®^  Abgesehen  von  solchen,  die  nur  einen  beschränkten 
Wirkungskreis  besaßen,  wie  die  Landgerichte  zu  Ingelheim,  Bornheimer 
Berg,  Kaichen  (Anm.  117),  Hirschberg,  Rotenburg  ob  der  Tauber,  Bam- 
berg u.  a.  m.,  kamen  besonders  in  Betracht:  das  aus  einem  Landfriedens- 
gericht hervorgegangene,  aber  schon  1168  auch  für  Immobiliar-  und 
Freiheitsprozesse  zuständige  königliche  Landgericht  des  Herzogtums  Franken 
(d.  h.  der  Diözese  Würzburg)  zu  Würzburg  ^®*,  das  aus  der  fränkischen 
Landvogtei  entstammte  königliche  Landgericht  zu  Nürnberg  (später  zu 
Onolzbach,  Ansbach),  mit  dem  die  Burggrafen  von  Nürnberg  belehnt 
waren,  das  die  Reste  der  Landvogtei  von  Oberschwaben  zusammenfassende 
Landgericht  auf  der  Leutkircher  Haide  und  der  freien  Birs^®^,  endlich 
das  in  gleicher  Weise  aus  der  Landvogtei  von  Niederschwaben  hervor- 
gegangene Landgericht  („auf  des  Kaisers  Hof",  daher  seit  Wenzel  „Hof- 
gericht**) zu  Rottweil  *^®.  Diese  Gerichte  galten  infolge  ihrer  Vereinzelung 
als  berechtigt,  innerhalb  engerer  oder  weiterer  Grenzen  auch  Rechtssachen 
aus  anderen  Gerichtsbezirken,  die  bei  ihnen  angebracht  wurden,  zu  ent- 
scheiden "^     Wurden   solche   von   dem   zuständigen   Richter   auf  Grund 

1278  (Anm.  161)  gerade  dazu  bestimmt  war,  die  Ausnahmestellung  der  hervorragen- 
deren Pfaffenf&rsten  gegenüber  dem  Schwabenspiegel  ausdrücklich  zu  bezeugen. 

16«  Vgl.  Pfeffinqer,  Vitr.  illustr.  4,  661  flF.  Roth,  Bayr.  Civilrecht  1*,  59  ff. 
VoQBL,  Ludwig  von  Eyb  über  das  kais.  Landger.  Nürnberg,  1867.  Riedel,  Gesch. 
d.  preuß.  Königshauses  1,  465  ff.;  Abh.  d.  Berl.  Ak.  1884,  S.  386  ff.  Kluckhohn, 
Ludwig  der  Reiche  59  ff.  Zöpfl,  Das  alte  Bamberger  Recht  89  ff.  Österreicheb, 
Denkwürdigk.  d.  fränk.  Gesch.  2,  54  ff.  Bensen,  Hist  Unters.  Über  Rotenburg, 
1837.  RosENTUAL,  a.  a.  0.  100  ff.  Riezleb,  Gesch.  Baierns  3,  689.  £.  Mayer, 
Deutsche  Zeitschr.  f.  G^sch.-Wiss.  NF.  1,  204  ff.  222  ff.  Ruckoaber,  Gesch.  d. 
Reichsstadt  Rottweil  2,  1  S.  3  ff.  (Wbqelin),  Gründl.  hist  Bericht  v.  d.  Reichsland- 
vogtei  in  Schwaben  wie  auch  dem  Landgericht  auf  Leutkircher  Haid  u.  i.  d.  Pirs, 
1755.  Baumann,  Die  Gaugrafschaften  im  wirt.  Schwaben  42.  48  f.  164  ff.  Pauly, 
Beschreibung  d.  Oberamts  Leutkirch  (Beschreibung  d.  Kgr.  Würtemberg  18,  1842) 
103  ff.  P.  Stalin,  Beschreibung  d.  OA.  Rottweil  (ebd.  56,  1875)  295  ff.  Walter, 
DRG.  §§  625  f. 

'^  Vgl.  S.  549.  Henker,  Herzogl.  Gewalt  d.  Bisch,  v.  Wirzburg,  137  ff. 
V.  Zallinoer,  Würzburger  Herzogtum,  SA.  23  ff.  40  ff.    E.  Mayer,  a,  a.  0.  204  ff. 

*^  Die  freie  Birs  (Birsch,  Pürsch)  war  ein  .freier  Jagdbezirk  im  Argengau, 
der  nach  dem  Verfalle  der  Landvogtei  mit  dem  Landgerichte  bei  Leutkirch  ver- 
einigt wurde.    Die  Dingstätten  waren  Leutkirch,  Ravensburg,  Wangen  und  Lindau. 

*^  Auch  bei  Rottweil  gab  es  eine  freie  Birsch  mit  einem  kaiserlichen  „Birsch- 
gericht".    Vgl.  Ruckoaber,  a.  a.  0.  122  ff. 

**^  Vgl.  Nürnberger  RA.  von  1438,  §  2  (Neue  Samml.  der  Reichsabschiede  l,  161). 
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eines  Privilegium  de  non  evocando  abgefordert '®®,  so  war  dies  doch  nur 
von  Wirkung,  wenn  dem  Kläger  binnen  bestimmter  Frist  sein  Recht 
gewährt  wurde;  anderenfalls  war  die  Zuständigkeit  des  kaiserlichen  Land- 
gerichts schon  aus  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  (S.  553)  wegen  Rechts- 
verweigerung begründet.  Die  kaiserlichen  Landgerichte  galten  ebenso  wie 
das  Reichshofgericht  als  berechtigt,  die  Acht  zu  verhängen  und  das  An- 
leiteverfahren (Immobiliarexekution)  eintreten  zu  lassen. 

8.  Die  Femgerichte^®®.  Von  ungleich  größerer  Bedeutung  als  die 
vereinzelten  kaiserlichen  Landgerichte  Süddeutschlands  sind  die  west- 
fälischen Frei-  oder  Femgerichte  gewesen.  Die  Gerichtsverfassung  West- 
falens beruhte  von  Hause  aus  auf  denselben  Grundlagen  wie  die  des  ost- 
fälischen  Landes,  nur  fehlte  ihr  das  in  diesem  vorherrschende  aristo- 
kratische Element  und  der  Führer  desselben,  der  Schultheiß  oder  Over- 
bode^^^.  Auch  in  Westfalen  unterschied  man  Grafen-  und  Gogerichte, 
die  letzteren  auch  hier  unter  Gografen,  welche  von  den  Gerichtsherren 
entweder  auf  Wahl  der  Gemeinde  eingesetzt  oder  mit  dem  Amte  belehnt 
wurden.  Aber  die  Grafengerichte  waren  nicht  wesentlich  Adelsgerichte, 
sondern  Freiengerichte,  da  neben  dem  Adel  und  den  hier  schon  früh  in 
die  öffentlichen  Gerichte  eingedrungenen  Ministerialen  die  freien  bäuer- 
lichen Grundbesitzer  ihren  vollen  Gerichtsstand  und  die  Schöffenbarkeit 
vor  dem  Grafengerichte  behauptet  hatten.  Daß  man  nur  aus  diesem 
Grunde,  wie  unter  gleichen  Voraussetzungen  auch  anderwärts  im  Reiche, 
von  Freigerichten,  Freigrafschaften  und  Freistühlen  sprach,  unterliegt 
keinem  Zweifel.  Die  westfälischen  Landrichter  waren  Freigrafen,  weil 
sie  im  wesentlichen  über  die  Gesamtheit  der  freien  Bevölkerung  zu 
Gericht  saßen,  während  die  ostfalischen  Grafen  in  der  Hauptsache  nur 
mit  dem  Adel  zu  thun  hatten.     Größere  Schwierigkeiten  macht  die  Be- 

i«9  Vgl.  Franklin,  Reichehofgericht  2,  TflF. 

*®^  Von  der  umfangreichen,  zum  Teil  freilich  jedes  wissenschaftlichen  Wertes 
baren  Litteratur  sind  als  beachtenswert  hervorzuheben:  Lindner,  Die  Veme,  1888; 
Der  angebliche  Ursprung  der  Vemegerichte  aus  der  Inquisition,  1890;  Veme  u. 
Inquisition,  Hall.  Progr.  1893;  Deutsche  Geschichte  unter  d.  Habsb.  u.  Luzemb. 

2,  378  0?.;  Die  Vemeprozesse  gegen  Herzog  Heinrich  von  Baiem,  Zeitschr.  f.  GW. 

3,  65  ff.  Wioand,  Das  Femgericht  Westphalens,  1825  (2.  Aufl.  1893).  v.  Wächter, 
Vehmgerichte  des  Mittelaltere  (Beiträge  z.  deutsch.  Geschichte  3—38.  113—244). 
Brode,  Freigrafschaft  und  Vehme,  Hall.  Diss.  1880;  Histor.  Aufsätze  zum  An- 
denken an  Waitz  377  ff.  Duncker,  Krit.  Besprechung  der  wichtigsten  Quellen  z. 
Gesch.  der  westf.  Femgerichte,  ZRG.  18,  116  ff.  Eichhorn  3,  171—223.  Walter, 
RG.  §§  627—633.  Schulte,  EG.  §§  116  f.  Frensdorpf,  Dortmunder  Statuten  und 
Urteile,  1882,  pg.  144  ff.  Philippi,  Das  westf.  Vemegericht,  1888.  Thüoiohuu,  Fem- 
gericht u.  Inquisition,  1889;  Hist  Zeitschr.  68,  1  ff.  Finke,  Hist.  Jahrbuch  11,  491  ff. 
Günther,  Zeitschr.  f.  Strafr.-Wiss.  11,  168  ff.  Bornhak,  Preuß.  Jahrb.  66,  108  ff. 
Brüns,  Beiträge  z.  d.  deutschen  Rechten  des  MA.,  1799,  S.  290  ff.  Crüdelius,  Von 
dem  Gerichtszwang  der  westf.  Freigerichte,  bei  (Anton),  Dipl.  Beiträge,  1777, 
S.  115  ff.  Bischoff,  Mitteil.  d.  hist.  \''er.  f.  Steiermark  21.  Rosbnthal,  a.  a.  O. 
24  ff.     Heinze,  N.  Heidelb.  JB.  3,  199  ff. 

"®  Vgl.  Schröder,  Gerichtsverfassung  51  ff. 
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Zeichnung  der  Gerichte  als  Femgerichte,  der  Schöffen  and  zuweilen  auch 
der  Dingleute  als  Femgenossen  {vemenöte).  Auf  die  verschiedenen  zum 
Teil  recht  abenteuerlichen  Deutungen  des  Wortes  ist  hier  nicht  einzu- 
gehen. Da  die  Freischöffen  schon  1227  unter  dem  Namen  „Femgenossen" 
erscheinen  ^^^,  so  muß  jede  Beziehung  des  Wortes  zu  den  späteren  Ge- 
staltungen der  Freigerichte,  z.  B.  der  heimlichen  Acht  (secretum  iudicium) 
oder  dem  Femschöffenbunde,  ausgeschlossen  bleiben.  In  den  verschie- 
densten Teilen  Norddeutschlands  begegnen  im  Mittelalter  LandMedens- 
gerichte,  die,  ohne  jeden  Zusammenhang  mit 'den  westfälischen  Gerichten, 
den  Namen  „Femgerichte"  führten  ^^*;  aber  gerade  in  Westfalen  begegnet 
das  Wort  in  Landfriedensbeziehungen  nie,  es  muß  vielmehr  technische 
Bezeichnung  der  Freigerichte  schon  zu  einer  Zeit  geworden  sein,  wo  diese 
noch  einfache  gräfliche  Landgerichte  waren.  Als  solche  waren  sie  die 
ordentlichen  Träger  der  hohen  Gerichtsbarkeit,  namentlich  der  peinlichen 
Gerichtsbarkeit  an  Hals  und  Hand.  Das  Wort  veme  ist  aber  seit  dem 
13.  Jahrhundert  in  dem  Sinne  von  „Strafe",  wie  vemer  in  dem  von 
„Scharfrichter",  bezeugt,  es  ist  daher  anzunehmen,  daß  man  in  Westfalen 
die  Grafendinge  eben  wegen  dessen,  was  ursprünglich  ihre  hervortretendste 
Aufgabe  bildete,  als  Straf-  oder  Femdinge  zu  bezeichnen  liebte.  Einmal 
eingebürgert,  wurde  diese  Bezeichnung '  auch  beibehalten,  als  die  Frei- 
gerichte den  Blutbann  über  die  geringeren  Klassen  an  die  Go-  oder  Ho- 
gerichte  abgegeben  hatten,  und  selbst  da  noch,  als  die  Konkurrenz  der 
Landfriedensgerichte  ihre  Strafgerichtsbarkeit  fast  ganz  lahm  legte  und 
sie  sich  in  der  Hauptsache  auf  Immobiliarprozesse  beschränkt  sahen.  Als 
die  weitere  Entwickelung  gerade  die  strafrichterliche  Thätigkeit  wieder  in 
den  Vordergrund  rückte,  kam  der  althergebrachte  Name  zu  neuen  Ehren 
und  gab  xlnlaß  im  neuen,  bisher  unbekannten  Wortbildungen  (wie  veme- 
briefe,  vemeiordge)  ^^^ 

Die  westfälischen  Freigrafschaften  umfaßten  ursprünglich  ebenso  wie 
alle  anderen  sächsischen  Grafschaften  mehrere,  auf  die  einzelnen  Goe 
verteilte  Dingstühle,  die  der  Graf  zu  bereisen  hatte  ^'*.  Eine  eigentüm- 
liche Erscheinung  war  es  aber,  daß  die  Grafen  sich  früher  als  anderswo 
durch  Mimsterialgrafen  vertreten  ließen,  denen  häufig  nur  ein  einziger 
Ding-  oder  Freistuhl  überwiesen  wurde.  Diese  Isolierung  der  Preistühle 
nahm  im  Laufe  der  Zeit  immer  mehr  zu,  so  daß  man  sich  gewöhnte,  die 
einzelnen  Freistühle  mit  der  zu  ihnen  gehörigen  Gerichtsbarkeit  als  selb- 
ständige Vermögensobjekte  zu  behandeln,  die  für  sich,  unabhängig  von 


"»  Vgl.  LiNDNBE,  a.  a.'  0.  309. 

"»  Vgl.  ebd.  312  ff.  Kühks,  Gerichteverfassung  der  Mark  Brandenburg  1,  256  ff. 
Darauf  bezieht  sich  die  Erklärung  von  Jostes  bei  Lindkbs,  a.  a.  0.  807  f. 

"«  Vgl.  Grimm,  DWB.  8,  1516  ff.;  bei  Wioand,  a.  a.  0.  307  ff.  Schiller- 
LüBBEN,  WB.  5,  232.  liBxxsL,  Mittelhd.  WB.  8,  62  f.  Pbensdorpf,  a.  a.  O.  pg. 
138  ff.  152. 

"*  Vgl.  LiKDNBB,  Veme  1—193.  Fbeksdobpp,  a.  a.  0.  150.  Schrödrb,  Ge- 
richtsverfassung 40  ff. 
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den  sonstigen  Grafschaftsrechten,  verliehen,  veräußert,  verpfändet  werden 
konnten  ^^^ 

Unter  „Freigrafschaft"  verstand  man  demnach  nicht  mehr  eine  Graf- 
schaft, sondern  den  Inbegriff  einer  größeren  oder  geringeren  Zahl  von 
Freistühlen,  selbst  ein  einzelner  Freistuhl  konnte  eine  Freigrafschafb  bilden. 
Der  Inhaber  einer  Freigrafschaft  hieß  Stuhlherr;  soweit  er  dem  Freigericht 
selbst  vorsaß,  war  er  zugleich  Freigraf;  ließ  er  sich  durch  einen  ange- 
stellten Unterrichter  vertreten,  so  wurde  dieser  als  Freigraf  bezeichnet ^'^ 
Während  der  Besitz  der  vollen  gräflichen  Gerichtsbarkeit  sonst  das  wesent- 
lichste Kriterium  des  Fürstentums  war,  ließen  sich  die  westfälischen 
Fürsten  an  der  Gogerichtsbarkeit  genügen.  Soweit  die  Fürsten  die  Frei- 
gerichte festgehalten  hatten,  waren  sie  zugleich  Stuhlherren ^^^,  aber  die 
meisten  Freistühle  befanden  sich  als  Lehen  in  vierter  oder  fünfter  Hand 
oder  waren,  obwohl  ursprüngliche  Bestandteile  der  Grafschaft,  also  eines 
Reichslehns,  zu  allodialem  Rechte  veräußert.  Die  zahlreichen  Stuhlherren 
geringeren  Standes  (meistens  Ministerialen)  waren  nicht  in  der  Lage,  sich 
selbst  zu  Landesherren  aufzuschwingen;  andererseits  fanden  sie  gegenüber 
der  beständigen  Gefahr  der  Eevindikation  ihrer  Freigrafschaften  seitens 
der  I^ürsten  und  Grafen  einen  Halt  nur  beim  Reiche.  Die  dem  Reichs- 
rechte widersprechende  Art,  wie  sie  ihre  Freistühle  erworben  hatten,  konnte 
nur  durch  die  königliche  Bannleihe  wieder  auf  gesetzlichen  Boden  gestellt 
werden.  Dies  war  der  Grund  dafür,  daß  in  Westfalen,  d,  h.  in  den  west- 
falisch-engerischen  Gebieten  zwischen  Rhein  und  Weser  i^®,  die  königliche 
Bannleihe  bestehen  blieb,  während  sie  in  den  übrigen  Teilen  des  Reiches 
seit  Ende  des  13.  Jahrhunderts  fast  ganz  außer  tTbung  kam.  Indem  die 
Stuhlrichter  regelmäßig  persönlich  dem  Könige  den  Richtereid  leisteten  und 
von  ihm  den  Bann  empfingen,  wodurch  sie  erst  zu  Freigrafen  wurden,, 
wahrten  sie  sich  den  Charakter  als  königliche  Freigrafen.  Was  ursprüng- 
lich nur  ein  Interesse  der  kleinen  Stuhlherren  gewesen  war,  mußte  auch 
der  Politik  derjenigen,  die  anfangs  nur  ihr  territoriales  Interesse  verfolgt 
hatten,  eine  andere  Richtung  geben,  nachdem  sich  herausgestellt  hatte,, 
welche  Vorteile  den  königlichen  Gerichten  aus  ihrer  reichsrechtlichen 
Stellung  erwuchsen.  So  bildete  gerade  das  15.  Jahrhundert  bei  sämtlichen 
westfälischen  Stuhlherren  den  Höhepunkt  der  kaiserlichen  Idee.  Dieselbe 
wurde  sogar  dadurch  nicht  beeinträchtigt,  daß  der  Erzbischof  von  Köln 
seit  Sigmund  zum  „Statthalter  der  heimlichen  Gerichte''  eingesetzt  wurde,, 
der  kraft  königlicher  Vollmacht  den  Königsbann  zu  verleihen,  den  Richter- 

^'^  Vgl.  Anm.  77.  Ähnlich  der  Stellung  der  friesischen  Landesfdhrer  nach 
der  Verdrängung  der  Grafen  aus  der  Rechtspflege.    Vgl.  8.  557. 

176  Wollte  der  Stuhlherr  selbst  den  Vorsitz  einnehmen,  so  mußte  der  von  ihn^ 
angestellte  Freigraf  ihm  jederzeit  weichen. 

^^^  Der  Erzbischof  von  Köln  besaß  elf  Gogra&chaften,  aber  zu  Anfang  de» 
14.  Jh.  nur  zwei  Freigrafschaften.    Vgl.  Lindneb  850.  354. 

"®  In  diesem  Sinne  wurde  der  Begriff  „Westfalen"  überall  aufgefaßt,  wo  es 
sich  um  die  westflllischen  Gerichte  handelte. 
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eid  abzunehmen  und  die  Oberaufsicht  über  die  Amtswaltung  der  sämt- 
lichen Freigrafen  zu  führen  berufen  war^^®. 

Daß  die  westfälischen  Freigerichte  aus  den  gräflichen  Landgerichten 
hervorgegangen  sind,  erkennt  man  namentlich  an  den  echten  Dingen,  die 
von  den  Freigrafen  ganz  in  alter  Weise,  wenn  auch  mit  einer  durch  die 
erweiterte  Gogerichtsbarkeit  vielfach  beschränkten  Zuständigkeit,  an  den 
einzelnen  Freistühlen  je  über  achtzehn  Wochen  abgehalten  wurden  ^®^ 
Daß  sie  sich  in  dieser  Weise  hatten  halten  können,  während  die  Grafen- 
gerichte sonst  überall  teils  den  fürstlichen  Hofgerichten,  teils  den  niederen 
Landgerichten  weichen  mußten,  erklärt  sich  aus  der  breiteren  Grundlage 
der  Freigerichte,  denen  durch  den  zahlreichen  freien  Bauernstand  des 
Landes  ein  vollzähliges  Dingvolk  und  ein  genügender  Ersatz  für  die 
Schöffenkollegien  gesichert  war,  während  es  anderwärts  den  zu  bloßen 
Adelsgerichten  gewordenen  oberen  Landgerichten  an  beiden  und  an  aus- 
reichender Beschäftigung  fehlte.  Daß  diese  Freigerichte  als  einzige  in 
Norddeutschland  noch  vorhandene  königliche  Landgerichte  ihre  Zustän- 
digkeit auch  auf  auswärtige  Sprengel  ausdehnten,  hatte  dieselben  Gründe 
wie  bei  den  entsprechenden  süddeutschen  Gerichten.  Auch  darin,  daß  es 
ihnen  gelang,  seit  dem  letzten  Viertel  des  14.  Jahrhunderts  und  im 
15.  Jahrhundert  anf  dem  Höhepunkt  ihrer  Entwickelung  auch  in  Süd- 
deutschland, der  Schweiz,  Böhmen  und  selbst  den  preußischen  Ordens- 
landen festen  Fuß  zu  fassen,  hatten  sie  wenigstens  prinzipiell  vor  Nürn- 
berg und  Eottweil,  die  ebenfalls  das  ganze  Reich  für  sich  in  Anspruch 
nahmen,  kaum  etwas  voraus.  Die  Eigentümlichkeit  der  westfälischen  Ge- 
richte beruhte  vielmehr  einzig  darin,  daß  sie  es  verstanden  hatten,  sich 
durch  eine  der  veränderten  Stellung  angepaßte  neue  Organisation  und 
gewisse  Besonderheiten  ihres  Verfahrens  erheblich  mehr  zur  Geltung  zu 
bringen.  Wie  und  wann  diese  Veränderungen  vor  sich  gegangen  sind, 
läßt  sich  nur  vermuten.  Die  Anfange  müssen  noch  in  die  zweite  Hälfte 
des  13.  Jahrhunderts  fallen.  Daß  der  Erzbischof  von  Köln  und  die  west- 
fälischen Bischöfe  dabei  einen  wesentlichen  Einfluß  gehabt  haben  und  die 
Einführung  des  Rügeverfahrens  und  des  Freischöffenbundes  unmittelbar 
auf  das  Vorbild  der  bischöflichen  Sendgerichte  zurückzuführen  ist,  läßt 
sich  nicht  bezweifeln.  Dagegen  scheint  es,  als  werde  den  Landfriedens- 
bestrebungen, namentlich  dem  Landfrieden  von  1371,  eine  zu  große  Be- 
deutung beigelegt.  Im  15.  Jahrhundert  haben  namentlich  die  Könige 
Ruprecht  und  Sigmund  und  Erzbischof  Dietrich  von  Köln,   sodann  die 

179  FQr  seine  eigenen  Freigrafen  hatte  der  Erzbischof  schon  1882  das  Recht 
der  Bannleihe  erworben.  Für  alle  westfälischen  Freigerichte,  auch  außerhalb  seines 
nar  die  Diözesen  Köln  und  Paderborn  umfassenden  Herzogtums,  erwarb  Erzbischof 
Dietrich  1422  für  seine  Person  das  Recht  der  Statthalterschaft,  das  dann  1475  von 
Friedrich  III.  dem  erzbischöflichen  Stuhle  als  solchem  zugestanden  wurde.  Vgl. 
LiNDNEE  416.  418  flf.  426  f.     Gbaübet,  Herzogsgewalt  in  Westfalen  (1877)  118  ff. 

180  Ygi  Lindner  538  ff.  Sogar  die  dreitägige  Dauer  des  echten  Dinges  (Anm. 
80.  105  f.)  kam  noch  vor. 
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Freigrafenkapitel,  die  der  Kölner  Erzbischof  auf  Grund  seiner  Statthalter- 
schaft zu  berufen  pflegte,  das  Ihrige  zur  Weiterbildung  beigetragen  "^ 

Außer  dem  echten  Ding  (in  Westfalen  mit  einem  auch  anderwärts 
bezeugten  Ausdrucke  „oflfenes"  oder  „offenbares"  Ding  genannt)^®*  und 
dem  Notgericht  auf  handhafte  That,  das  bei  der  Feme  eine  hervorragende 
Rolle  spielte  ^®^  kannten  die  westfälischen  Freigerichte  auch  ein  gebotenes 
Ding,  das  sogenannte  heimliche  oder  stille  Gericht  (iudicium  secretum, 
Stillegericht),  ein  Ausdruck  der  ursprunglich  wohl  mehr  den  Gegensatz 
gegen  das  offene  Gericht  als  die  erst  im  Laufe  der  Zeit  damit  verbundene 
Geheimhaltung  und  unbedingte  Ausschließung  der  Öffentlichkeit  bezeich- 
nete^®*. Während  das  offene  Ding  der  gewohnten  ordentlichen  Gerichts- 
barkeit in  der  Freigrafschaft  vorbehalten  blieb,  war  das  heimliche  Gericht 
ausschließlich  für  die  von  auswärts  kommenden  Sachen  bestimmt.  Die 
spätere  Zeit  bezeichnete  die  westfälischem  Femgerichte  schlechthin  als 
Still-  oder  heimliche  Gerichte.  Da  die  erste  Erwähnung  eines  iudicium 
secretum  oder  stilledink  schon  aus  dem  Ende  des  13.  Jahrhunderts  bezeugt 
ist^®^,  so  darf  man  wohl  annehmen,  daß  schon  damals  aus  der  Nachbar- 
schaft, zumal  dem  fränkischen  Teile  der  Kölner  Diözese,  einzelne  Rechts- 
sachen nach  Westfalen  gekommen  sind.  Zu  dieser  Annahme  stimmt  es, 
daß  schon  anfangs  des  14.  Jahrhunderts  auch  außerhalb  Westfalens,  und 
zwar  zunächst  in  Wesel,  Freischöffen  westfälischer  Gerichte  erwähnt 
werden^®*.  Jeder  ehelich  geborene,  im  Vollbesitze  seiner  Rechte  befind- 
liche gut  beleumundete  Freie  ^®^  konnte  nach  genügendem  Ausweis  über 

^^^  König  Ruprecht  berief  1408  "mehrere  Freigraf^n  nach  Heidelberg  und 
legte  ihnen  Fragen  über  die  Stellung  der  westfölischen  Gerichte  zu  Kaiser  und 
Reich  vor.  Das  über  die  Verhandlungen  aufgenommene  Protokoll,  die  sogenannten 
Rup rech tschen  Fragen  (Lindnes  212  fF.  Althann  u.  Bernhbim'  Nr.  108),  bildet  das 
ftlteste  amtliche  Aktenstück  über  die  Femgerichte.  Dann  folgen  die  auf  Anregung 
Sigmunds  von  Erzbischof  Dietrich  abgehaltenen  Freigrafenkapitel  zu  Soest  und 
Dortmund  von  1430  (Lindker  228  ff.)  und  zu  Arnsberg  von  1487  (,,Amsberger  Re- 
formation", vgl.  LiMDNER  230  ff.,  Ausgabe  bei  Usener,  Die  Frei-  und  heimlichen 
Gerichte  Westfalens,  1832,  Urk.  Nr.  7.  9).  Die  erste  reichsgesetzliche  Regelung, 
wenn  auch  nur  in  einzelnen  Punkten,  enthielt  die  sogen.  Frankfurter  Reformation 
Friedrichs  III.  in  dem  Frankfurter  RA.  von  1442,  §§  13--15  (N.  Samml  d.  Reichs- 
abschiede 1,  172  f.).  Weiter  liegen  einige  um  1470  gefaßte  Kapitelbeachlüsse  vor 
(Lindmer  298  f.).  Dem  15.  Jahrhundert  gehören  noch  verschiedene  Femrechtsbücher 
und  Femrechts  Weisungen  privaten  oder  doch  nichtamtlichen  Charakters  an. 

*•*  Vgl.  Lindner  540.     Grimu,  Weistümer  7,  261. 

"*  Vgl.  S.  553.  Mit  Unrecht  führt  Lindner  534  die  Entstehung  der  Fem- 
gerichte überhaupt  auf  das  Notgericht  zurück,  das  vielmehr  eine  uralte  Beigabe 
des  Grafen-,  später  auch  des  Zent-  und  Gogerichts  war. 

*»*  Vgl.  Grimm,  DWB.  4,  2,  873  ff.  Als  „heimlich"  konnte  man  das  gebotene 
Ding  auch  gegenüber  dem  mit  dem  Landgeschrei  eröffneten  Notgericht  bezeichnen. 
Die  Annahme  von  Lindner  540  ff.,  daß  es  bei  den  Freigerichten  auch  „offene"  oder 
„offenbare"  gebotene  Dinge  gegeben  habe,  und  zwar  ^r  Immobiliarrechtsgeschfifte, 
ist  mir  zweifelhaft,  da  jene  Bezeichnung  sonst  nur  für  das  echte  Ding  nachge- 
wiesen ist. 

>•*  Vgl.  Lindner  477  ff.  i"  Vgl.  Lindner  504. 

*•"  Ministerialen  wurden  als  Freie  gerechnet. 
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seine  Persönlichkeit  Freischöffe  werden.  Die  Aufnahme  erfolgte,  indem 
der  Aufzunehmende  durch  einen  Stuhlherrn  oder  Freigrafen  vor  dem  Frei- 
gerichte,  nach  Ableistung  des  Schöffeneides  und  gegen  Zahlung  eines  be- 
deutenden AufnahmegeldeSy  durch  Mitteilung  der  geheimen  Erkennungs- 
zeichen „wissend"  gemacht  wurde.  Auch  der  Kaiser  konnte  Freischöffen 
ernennen.  In  Westfalen  gehörte  im  15.  Jahrhundert  wohl  der  gesamte 
hohe  und  niedere  Adel  nebst  sämtlichen  Stadträten  dem  Freischöffenbunde 
an.  Im  ganzen  Reiche,  auch  in  der  Schweiz  und  Preußen,  waren  die 
angesehensten  Männer  bestrebt,  Freischöffen  zu  werden.  Kaiser  Sigmund 
und  Kurfürst  Friedrich  I.  von  Brandenburg  waren  wissend,  überhaupt 
zahlreiche  Fürsten,  auch  Bischöfe  und  viele  andere  Geistliche,  ungeachtet 
des  kirchlichen  Verbotes  der  Mitwirkung  bei  Bluturteilen.  Die  meisten 
Städte  sorgten  dafür,  einen  oder  mehrere  Wissende  unter  ihren  Bäten  zu 
besitzen.  Die  Verpflichtung  des  Freisehöffen  bezog  sich  auf  die  strengste 
Geheimhaltung  aller  Femsachen  (bei  Todesstrafe),  Beihilfe  zur  Hinrichtung 
Verurteilter,  Mitwirkung  zur  Bestellung  von  Ladungen,  Einbringung  jeder 
ihm  bekannt  gewordenen  Femwroge.  Diese  Rügepflicht  legte  insbesondere 
die  Pflicht  auf,  jedem,  der  darum  ersuchte,  als  Ankläger  im  Femgerichte 
beizustehen.  Dingpflichtig  waren  die  Freischöffen  nur  in  dem  Gerichte, 
bei  dem  sie  ihren  allgemeinen  Gerichtstand  hatten,  auswärtige  also  über- 
haupt nicht  Dagegen  waren  sie  berechtigt,  in  jedem  Gericht  zu  er- 
scheinen, da  die  Heimlichkeit  ihnen  gegenüber  nicht  bestand.  Die  An- 
ziehungskraft des  Freischöffentums  beruhte  in  dem  damit  verbundenen 
Einflüsse  sowie  den  prozessualischen  Vorteilen,  die  jedem  Freischöffen  als 
Angeklagtem  zustanden.  Zur  Besetzung  des  Stillgerichts  gehörten  der 
Freigraf,  der  Fronbote  (Freifrone)  und  mindestens  sieben  Freischöffen; 
zuweilen  waren  Hunderte  derselben  anwesend.  Es  war  üblich,  auch 
andere  Freigrafen,  in  wichtigeren  Fällen  in  großer  Zahl,  zuzuziehen.  Die- 
selben hatten  das  Recht  des  Mitvorsitzes  und  gaben  ihr  Urteil  noch  vor 
den  Freischöffen  ab.  Die  Verhandlungen  geschahen  mit  strengster  Aus- 
schließung der  Öffentlichkeit,  in  der  „heimlichen  Acht".  War  der  Kaiser 
oder  sein  Statthalter  anwesend,  so  stand  ihm  der  Vorsitz  zu. 

Auswärtige,  zur  Zuständigkeit  der  Femgerichte  gehörige  Sachen  hießen 
FemwTogen  (d.  h.  Femrügen).  Die  Femgerichte  befaßten  sich  nur  mit 
todeswürdigen  Verbrechen  und  kannten  nur  eine  einzige  Strafe,  die  des 
Todes  durch  den  Strang^®®.  Voraussetzung  jeder  Femwroge  war,  daß  das 
ordentliche  Gericht  das  Recht  verweigert  habe  oder  des  Angeklagten  nicht 
mächtig  sei.  Verfahren  wurde  nur  auf  Anklage;  die  Rügepflicht  der 
Freischöffen  nötigte  sie  gegebenenfalls  zur  Anklage  von  Amts  wegen.  Der 
Angeklagte  wurde  schriftlich  geladen.  Der  Kaiser  hatte  das  Recht,  jede 
anhängig  gemachte  Sache  abzufordern,  wenn  sich  der  Verklagte  recht- 
zeitig vor  ihm  zu  Recht  erbot.    Außerdem  konnte  der  erschienene  oder 

*^  Erat  in  ihrer  späteren  Entwickelung  erklärten  sie  sich  in  allen  Fällen 
einer  Rechtsverweigerung,  ohne  Bücksicht  auf  den  Gegenstand,  für  zuständig. 
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durch  einen  Bevollmächtigten  vertretene  Angeklagte  das  vreitere  gericht- 
liche Verfahren  durch  „Auftiahme"  abvrenden,  indem  er  unter  Bürgschaft 
mehrerer  FreischöflFen  versprach,  dem  Kläger  an  gehöriger  Stelle  zu  Recht 
zu  stehen.  Der  unentschuldigt  ausgebliebene  Verklagte  wurde  nach  wieder- 
holter Vorladung,  nachdem  Kläger  selbsiebent  die  Schuld  beschworen 
hatte,  verfemt,  d.  h.  unter  feierlicher  Formel  in  die  Oberacht  gethan. 

Während  das  regelmäßige  Verfahren  durchaus  an  die  westfälischen 
Berichte  gebunden  war  und  außerhalb  Westfalens  nicht  Platz  greifen 
konnte^®®,  vollzog  sich  das  Notgericht  am  Orte  der  That.  Zur  Besetzung 
desselben  genügten  drei  Freischöffen,  eines  Freigrafen  bedurfte  es  nicht. 
Auch  hier  wurde  nur  auf  Klage  oder  Rüge  eingeschritten.  Auf  das  Urteil 
folgte  sofort  die  Vollstreckung.  Bei  beidem  mitzuwirken,  war  Pflicht  aller 
gegenwärtigen  Freischöffen.  Der  Verfemte  wurde,  wenn  man  ihn  ergriff, 
als  ein  auf  handhafter  That  ertappter,  bereits  überführter  Verbrecher  be- 
handelt. Auch  hier  genügte  die  Anwesenheit  von  drei  Preischöffen,  um 
die  Hinrichtung  sofort  zu  vollziehen. 

Einen  Rechtszug  innerhalb  der  westfälischen  Gerichte  gab  es  nicht 
Berufung  gegen  die  Femgerichtsurteile  konnte  an  sich  nur  an  den  König 
eingelegt  werden  ^®®,  doch  entwickelten  sich  die  von  dem  Kölner  Erzbischof 
als  Statthalter  der  heimlichen  Gerichte  abgehaltenen  Preigrafenkapitel 
allmählich  zu  einem  Berufungsgerichte,  das  auf  Antrag  und  Kosten  der 
beschwerten  Partei  mit  einer  Besetzung  von  mindestens  sieben  Freigrafen 
und  21  Freischöffen  zusammentrat^®^.  Im  übrigen  dienten  die  Freigrafen- 
kapitel teils  zur  Beratung  gemeinsamer  Angelegenheiten,  teils  zur  Unter- 
stützung des  Statthalters  in  der  Ausübung  der  ihm  obliegenden  Diszi- 
plinargewalt, kraft  deren  er  Freigrafen  und  Freischöffen  selbst  abzusetzen 
berechtigt  war.  Dasselbe  Recht  stand  dem  Könige  zu.  Überhaupt  wurde 
daran  festgehalten,  daß  die  heimlichen  Gerichte  nur  Organe  des  Königs 
seien,  doch  zeigte  sich  schon  darin  eine  Überschreitung  ihrer  Grenzen, 
daß  sie  dem  Könige  das  Recht  der  Lösung  von  der  Verfemung  theoretisch, 
absprachen  und  ihm  nur  eine  Begnadigung  auf  Zeit,  allerdings  auf  die 
Dauer  von  100  Jahren,  zugestanden;  auch  darin,  daß  sie  selbst  Fürsten, 
nachdem  dieselben  zunächst  vor  dem  Reichshofgerichte  belangt  worden 
waren,  vor  ihre  Stähle  zogen,  während  sie  andererseits  in  G^mäßheit  der 
Reichsgesetze  ihre  Unzuständigkeit  über  Geistliche  und  Juden  aner- 
kannten ^•*.     Verblendet  durch  die  Erfolge,  die  sie  unter  Ruprecht  und 

*®®  Die  vielbestrittene  Bezeichnung  Westfalens  als  „rote  Erde"  kommt  vor 
1490  überhaupt  nicht  vor.     Vgl.  Lindner  464  f. 

^^^  Die  frühere  Annahme  eines  Rechtszuges  an  den  Dortmunder  Stuhl  als 
Oberfreistuhl  widerlegt  Frensdorfp  pg.  152  ff.  Der  Konig  hat  nur  das  Dortmunder 
Gericht  wiederholt  delegiert^  um  statt  seiner  zu  entscheiden. 

*•'  Vgl.  LtNDNER  421  ff.  Am  häufigsten  traten  die  Kapitel  zu  Arnsberg  zu- 
sammen, das  dadurch  den  Ruf  eines  Oberfemgerichts  erlangte.  Neben  den  außer- 
ordentlichen Kapiteln  fanden  regelmäßig  Jahreskapitel  statt,  die  zwar  als  allge- 
meine Kapitel  geplant,  meistens  aber  nur  spärlich  besucht  waren. 

»»*  Vgl.  Lindner  557  f. 
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Sigmund  mit  königlicher  Hilfe  erzielt  hatten,  suchten  die  westßilischen 
Oerichte  sich  unter  Friedrich  IIL,  der  es  verschmähte  Freischöffe  zu 
werden,  über  den  König  zu  stellen,  wagten  sogar,  diesen  selbst  vor  ihren 
Stuhl  zu  laden  und  ihm  im  Falle  de^  Ungehorsams  mit  der  Verfemung 
zu  drohen  ^®^  Durch  diese  und  andere  maßlose  Übergriffe  wurde  eine 
allgemeine  Reaktion,  namentlich  der  Landesherren  und  Städte,  herbei- 
geführt, die,  unterstützt  durch  zahlreiche  vom  Kaiser  erteilte  Exemtions- 
privilegien, die  Macht  der  Femgerichte  noch  vor  Ablauf  des  15.  Jahr- 
hunderts zu  Falle .  brachte. 

9.  Lehns-  und  Dienstgerichte ^®*.  Außer  den  bisher  allein  in 
Betracht  gezogenen  staatlichen  Gerichten  kannte  das  Mittelalter  für  ge- 
wisse besondere  Beziehungen  eine  Reihe  nichtstaatlicher  Gerichte.  Eine 
gewisse  Mittelstellung  nahm  das  Lehnsgericht  ein,  das  jeder  Herr,  der 
mehrere  Vassallen  hatte,  abhalten  konnte.  Die  Zuständigkeit  desselben 
beschränkte  sich  subjektiv  auf  Streitigkeiten  zwischen  Herrn  und  Mann 
oder  zwischen  Mann  und  Manil,  objektiv  auf  die  von  dem  Herrn  aus- 
gehenden Lehen  und  die  mit  diesen  zusammenhängenden  Verhältnisse; 
dazu  kam  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  in  Lehnssachen,  namentlich  der 
Investiturakt  selbst.  Wer  nicht  Vassall  war,  konnte  im  Lehnsgericht  nicht 
prozessieren,  doch  wußte  das  spätere  Lehnrecht  hier  durch  eine  bedingte 
Belehnung  (Provisionalbelehnung)  Rat  zu  schaffen.  Richter  im  Lehns- 
gericht war  der  Herr  oder,  wenn  er  Partei  war,  gewöhnlich  einer  seiner 
Mannen  an  seiner  Statt.  Urteiler  waren  die  Mannen,  soweit  sie  nicht  als 
Partei,  Fürsprecher  oder  Zeugen  auftraten.  Pflicht  des  Herrn  war  es,  seinen 
Plannen  „Lehnrecht  zu  thun",  d.  h.  Lehnsgericht  zu  gewähren  und  sich 
<lem  Spruche  desselben  zu  unterwerfen;  Pflicht  der  Mannen,  dem  Herrn 
„Lehnrechtes  zu  helfen",  d.  h.  sich  der  Mitwirkung  im  Lehnsgericht  nicht 
zu  entziehen  und  den  urteilen  gehorsam  zu  sein.  Berufungen  gingen  an 
das  Gericht  des  Oberlehnsherrn,  zuletzt  an  den  König,  der  auch  für  Lehen 
an  Eigen,  obwohl  sie  nicht  vom  Reiche  ausgingen,  die  höchste  Instanz 
büdetei»«. 

Verschieden  von  den  Lehnsgerichten  waren  die  Dienstgerichte,  welche 
die  Herren  als  Richter  mit  ihren  Ministerialen  als  Urteilern  abhielten  ^®<*. 
Als  Vertreter  des  Herrn  war  häufig  ein  Hofbeamter  oder  der  Vogt  thätig. 
Während  Streitigkeiten  der  Dienstmannen  mit  Dritten  vor  die  ordentlichen 

*•»  Vgl.  Lindner  439. 

IM  Vgl.  HoMEYEB,  System  des  Lehnrechts  562  ff.     Planck,  Gerichtsverfahren 

1,  15ff.  Waitz  4,462.  6*,97  f.  Brunneb,  RG.  2,  266.  Eichhorn  2,  448  f.  Fickbr, 
Forschungen  8,  324  ff.     Albrecht,   Gewere  290  ff.     Weiland,   Const.   1,  89  (1037). 

2,  393  (1222).  IL  F.  16.  20.  22.  v.  Fürth,  Ministerialen  393  ff.  Frensdorff,  Das 
Recht  der  Dienst  mannen  von  Köln  20. 

"»  Vgl.  Homeyeb  567.  Planck  1,  17.  Sachs.  Lehur.  69,  §  8.  Schwab. 
Lehnr.  128^  Über  Fürstenlehen  konnte  das  Reichshofgericht  nur  in  der  Besetzung 
iils  Fürstengericht  urteilen.     Vgl.  Sachs.  Lehnr.  71,  §  20.     Schwab.  Lehnr.  143. 

"«  Vgl.  Weiland,  Const.  1,  Nr.  127  (1149).  128  (1150). 
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Gerichte  gehörten,  wo  der  Herr  sie  zu  vertreten  hatte,  war  das  Dienst- 
gericht für  alle  Streitigkeiten  der  Dienstmannen  untereinander  oder 
mit  dem  Herrn  zustandig.  Seit  dem  Eintritte  der  Ministerialen  in  die 
Landgerichte  verloren  die  Dienstgerichte  ihren  ursprünglichen  Charakter 
und  verschmolzen  schließlich  ganz  mit  den  Lehns-  und  fürstlichen  Hof- 
gerichten. 

10.  Die  geistlichen  Gerichte  hatten  gegenüber  der  vorigen 
Periode  eine  erhebliche  Eompetenzerweiterung,  hauptsachlich  unter  dem 
Einflüsse  der  pseudoisidoriBchen  Dekretalen,  erfahren  ^^^  Klagen  gegen 
Geistliche,  auch  in  bürgerlichen  Sachen,  gehörten  ausschließlich  vor  das 
geistliche  Gericht^®®,  nur  Lehnssachen  und  teilweise  auch  Geldschulden 
blieben  dem  weltlichen  Richter  überlassen  ^^^  Streitigkeiten  um  Grund- 
besitz, der  sich  in  der  rechten  Gewere  einer  Kirche  befand,  wurde  dem 
geistlichen  Richter  überwiesen;  vor  Erlangung  der  rechten  Gewere  hatte 
demnach  das  weltliche  Gericht  der  belegenen  Sache  zu  entscheiden^^. 
Partikularrechtlich,  namentlich  in  Städten,  wurde  der  eximierte  Gerichts- 
stand der  Geistlichen  vielfach  nicht  anerkannt;  Geistliche,  welche  Waffen 
trugen  oder  die  Tonsur  abgelegt  hatten,  wurden  auch  reichsrechtlich  als 
Laien  behandelt  ^^^  Die  Gerichtsbarkeit  der  Kirche  über  Laien  beschrankte 
sich  nicht  mehr  auf  die  kirchlichen  Pflichten,  sondern  ergriff,  zum  Teil 
in  Konkurrenz  mit  den  weltlichen  Gerichten,  alle  Vergehen,  in  denen 
ein  Moment  der  Sünde  zu  finden  war,  namentlich  Ehebruch,  Bigamie, 
Unzucht,  Blutschande,  Ketzerei,  heidnischen  Aberglauben,  Blasphemie, 
Tötung  eines  Menschen  (auch  wenn  sie  nach  weltlichem  Rechte  erlaubt 
war),  Raub,  Diebstahl,  Betrug,  falsches  Zeugnis,  Meineid,  Wucher.  Schon 
diese  Fälle  griffen  tief  in  das  bürgerliche  Recht  ein,  ausdrücklich  zuge- 
standen wurde  der  Kirche  aber,  wenn  auch  ebenfalls  zum  Teil  nur  unter 
Konkurrenz  der  weltlichen  Gerichte,  die  Gerichtsbarkeit  in  Ehesachen, 
Testamentssachen  (Seelgeräten),   wucherlichen  Geschäften,   eidlich   einge- 

»"  Vgl.  HiNSCHius,  Kirchenrecht  ö,  285  ff.  304  ff.  328  ff.  377  ff.  409  ff.  425  ff. 
449  ff.  D.OYB,  De  iurisdictioDis  ecclesiasticae  progressu,  Berl.  Diss.  1855;  Unter- 
suchungen über  die  Sendgerichte,  ZDR.  19,  321  ff.;  Zeitschr.  f.  KR.  4,  28  ff.  157  ff. 
5,  Iff.;  Realencyklopädie  f.  Theol.  u.  Kirche*  14,  119 ff.;  bei  Richter,  Kirchen- 
recht*  597  f.  771  ff.  Fbiedbero,  De  finium  inter  ecclesiam  et  civitatem  regnn- 
dorum  iudicio,  Berl.  Diss.  1861,  S.  87  ff.;  Grenzen  zwischen  Staat  u.  Kirche  52  ff. 
Brunnbr,  RG.  2,  321  f.  493  f.  Eichhorn  §§  319—322.  Walter,  RG.  §§  643  f. 
Wetzell,  Civilprozeß"  387  ff.  Planck,  Gerichtsverfahren  1,  1  ff.  Kuhns,  a.  a.  O. 
1,  272  ff.  Heck,  a.  a.  0.  105  f.  348  f.  Lüscbin  v.  Ebengredth,  a.  a.  0.  258  ff. 
V.  RicHTHOFBN,  Untersuchungen  2,  730  ff.  939—1021.  1194  ff.  1257  ff.  1285  ff.  Kopp, 
Ausführl.  Nachrichten  v.  d.  Verfassung  der  geistl.  u.  Civilgerichte  in  Hessen-Cassel 
l,  118  ff.     Winter,  Zeitschr.  d.  Harzvereins  2,  78  ff.     Grimm,  Weistümer  7,  256.  857. 

»••  Vgl.  Weiland,  Const  2,  108  §  4  (Auth.  Statuimus  C.  de  episc  et  der.  I. 
3,  32).     Ebd.  2,  180.  430.     Bair.  Landfriede  von  1244,  §  25  (Mon.  Wittelsbac.  1,  82). 

iw  Vgl.  Dsp.  84.  c.  6  X.  de  foro  comp.  2,  2. 

»^  Vgl.  Franklin,  Sent  cur.  reg.  Nr.  87  f. 

»«»  Vgl.  Landfriede  Rudolfs  l.  von  1281,  §  48  (MG.  Leg.  2,  430).     Ssp.  III.  2. 


§  49.    Die  Gerichtsverfassung.     10.  Geistliche  Gerichte.  577 

gangenen  Yerpflichtangeiiy  Streitigkeiten  um  Zehnt,en  und  Kirchenpatro- 
nate,  endlich  in  Rechtsangelegenheiten  der  Witwen  und  Waisen  (personae 
miserabiles).  Weitergehende  Ansprüche  auf  kirchlicher  Seite  wurden  von 
weltlicher  Seite  als  ÜbergriflFe  zurückgewiesen  ^^.  Im  Falle  einer  Rechts- 
verweigerung auf  weltlicher  Seite  wurde  die  Zuständigkeit  des  geistlichen 
Gerichts  anerkannt,  ebenso  umgekehrt  die  des  weltlichen  Richters,  wenn 
vor  dem  geistlichen  kein  Recht  zu  erlangen  war.  Vielfach  wurden  auch 
Akte  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  selbst  Immobiliarrechtsgeschäfte,  vor 
dem  geistlichen  Gerichte  oder  dem  Pfarrer  vorgenommen,  t^ils  um  der 
kirchlichen  Beurkundung  willen,  teils  um  das  Geschäft  durch  die  Androhung 
des  Kirchenbannes  für  den  Bruch  desselben  sicherstellen  zu  lassen. 

£ine  erhebliche  Verbesserung  erfuhr  das  bischöfliche  Sendgericht 
(S.  180)  seit  der  zweiten  Hälfte  des  neunten  Jahrhunderts  durch  die  Über- 
nahme der  bis  dahin  nur  auf  staatlichem  Gebiete  (S.  379  f.)  eingeführten 
Rügegeschworenen  {festes  synodales^  iuratores  synodi),  gewöhnlich  sieben 
in  jedem  Kirchspiel,  die  aus  den  angesehensten,  durch  Alter  und  Wahr- 
haftigkeit hervorragenden  Gemeindegliedern  entnommen  (später  vielfoch 
von  der  Gemeinde  gewählt)  und  durch  einen  dem  Sendrichter  geleisteten 
Eid  verpflichtet  wurden,  alle  zur  Zuständigkeit  des  Sendes  gehörigen  kirch- 
lichen Vergehen,  die  zu  ihrer  Kenntnis  kamen,  zu  rügen.  Der  Rüge- 
zeuge wurde  als  Ankläger  behandelt.  Die  übrigen  Sendzeugen,  namentlich 
aber  die  den  Bischof  begleitenden  Geistlichen,  entwickelten  sich  allmählich 
zu  Sendschöfien,  die  dem  versitzenden  Sendrichter  das  Urteil  fanden, 
während  der  Bischof  ursprünglich  unter  Beirat  der  ihn  umgebenden  Geist- 
lichkeit selbst  das  Urteil  fällte.  Anfangs  waren  dem  Rügeverfahren  der 
Sendgerichte  auch  die  Geistlichen  unterworfen,  aber  schon  früh  erfolgte 
die  Beschränkung  auf  Vergehen  von  Laien.  Die  Bischöfe  hörten  schon 
imt^r  den  Kaisern  aus  dem  sächsischen  Hause  im  allgemeinen  auf,  ihre 
Diözesen  zum  Zwecke  des  Sendes  zu  bereisen,  indem  sie  die  Verwaltung 
desselben  in  ihrem  Namen  den  Archidiakonen  übertrugen  und  sich  nur 
den  Send,  oder  vielmehr  die  Sendeinnahmen,  in  den  Schaltjahren  vorbe- 
hielten. In  Friesland  hielten  die  Bischöfe  daran  fest,  die  Sendgerichte 
wahrend  der  Schaltjahre  persönlich  oder  durch  ihre  Chorbischöfe  (seit 
dem  13.  Jahrhundert  durch  ihre  Offizialen)  abzuhalten,  während  sie  sich 
in  der  übrigen  Zeit  durch  Delegierte,  die  als  solche  den  Titel  „Dekan" 
oder  „Propst"  führten,  vertreten  ließen.  In  den  friesischen  Teilen  der 
Diözese  Münster  bestand  die  eigentümliche  Einrichtung,  daß  diese  „Dekane" 
nicht  wie  anderwärts  Geistliche,  sondern  Laien  aus  dem  Stande  der  bäuer- 
lichen Ethelinge  waren,  welche  auf  Grund  ihrer  mit  dem  Patronate  der 
einzelnen  Taufkirchen  verbundenen  Stammgüter  ein  unentziehbares,  von 
den  Päpsten  widerstrebend  anerkanntes  Recht  auf  die  Sendgerichtsbarkeit 
besaßen.  Archidiakone  fehlten  in  Friesland  zum  Teil  überhaupt,  zum 
Teil  mußten  sie  sich  mit  der  bloßen  Aufsicht  über  die  Sendgerichte  be- 


»w  Vgl.  Ssp.  III.  87,  §  1. 
R.  SohrOdxb,  Deatsohe  Reohtsgeschiofate.    3.  Aufl.  37 


578  I^as  Mittelalter. 

gnügen.  Außerhalb  Frieslands  lag  die  Sendgerichtsbarkeit  überall  in  den 
Händer  der  Archidiakone;  sie  waren  seit  dem  11.  und  12.  Jahrhundert 
die  eigentlichen  Sendherren,  bis  ihnen  die  Bischöfe  seit  dem  13.  Jahr- 
hundert durch  ihre  Offizialen  {pfficiales  foranei)  eine  Konkurrenz  machten, 
die  im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts  das  Sendgerichtswesen  in  der  Haupt- 
sache zu  Fall  brachte.  Die  meisten  Diözesen  waren  seit  dem  11.  Jahr- 
hundert in  mehrere  Archidiakonate  eingeteilt,  deren  jedem  ein  Archi- 
diakon  (in  der  Regel  zugleich  Propst  an  der  Kathedrale  oder  einem 
KoUegiatstift  seines  Sprengeis)  als  Sendherr  vorstand.  Zur  Ergänzung, 
namentlich  hinsichtlich  der  Gerichtsbarkeit  über  die  Geistlichen,  dienten 
die  Landkapitel  der  Erzpriester  oder  Dekane,  denen  häufig  auch  die  Ab- 
haltung der  Sende  übertragen  wurde,  so  daß  sie  infolge  wiederholter  Dele- 
gationen nicht  selten  ebenfalls  zu  Sendherren  innerhalb  ihrer  Dekanie 
wurden.  Zilm  Teil  gelang  es  auch  einzelnen  Klöstern  oder  Stiftern,  in 
den  Besitz  der  Sendgerichtsbarkeit  zu  kommen. 

Die  Sendgerichte  wurden  an  jeder  Tauf  kirche  ein-  bis  dreimal  jährlich, 
nach  dem  Yorbilde  des  echten  Dinges,  abgehalten  und  dauerten  wie 
dieses  in  der  Regel  drei  Tage,  nach  Bedüriuis  noch  unter  Hinzufugung 
eines  Aftersendes  {secunda  synodus^  postsynodalia)]  sie  wurden  Ton  allen 
Eingepfarrten  kraft  gesetzlicher  Dingpflicht  besucht  Nur  der  Adel  be- 
hauptete den  persönlichen  Gerichtsstand  vor  dem  Bischof,  er  besuchte  statt 
der  Sendgerichte  der  Archidiakonen  oder  Dekane  die  Diözesansynoden,  an 
deren  Stelle  seit  dem  13.  Jahrhundert  ständige  bischöfliche  Gerichte 
traten 2^^  Andere  Exemtionen  bestanden  vielfach  für  Städte,  die  eigene 
Sendgerichte  erhielten. 

§  50.    Die  Territorien. 

Waitz  7, 302—872.  8, 415  ff.;  Abhandl.  552  ff.  Dbvbibnt  bei  Richtee,  Annalen 
8,2  S.  735  ff.  Eichhorn  2,416—468.  8,223—284.  v.  Daniels,  Handbuch  4,  493  ff. 
Brünner,  Ghrundr.  260  f.     v.  Amira,  Grondr.'  101  ff.    Lindnee,  Deutsche  Geschichte 

2,  119  ff.  Wbrunsky,  Geschichte  Karls  IV.,  2,  15  ff.  8,  1  ff.  123  ff.  Winkelmann, 
Kaiser  Friedrich  II.  1,  54  ff.  Blondel,  Pr6d6ric  IL  80  —  200.  214.  Weiland, 
Friedrichs  IL  Privileg  f.  d.  geistl.  Fürsten,  i.  d.  Hist.  Aufe.  z.  And.  an  Waitz  249  ff. 
ZÖPPL,    Altertümer    1,  70  ff.    2,  3  ff.     v.  Maurer,    Fronhöfe    2,  220—380.    446  ff. 

3,  47  ff.  409  ff.  K.  Maurer  bei  Bluntschli  u.  Brater,  Staatswörterbuch  6,  213  ff. 
Bebchtold,  Entwickelung  der  Landeshoheit  in  Deutschland,  1863;  Landeshoheit 
Österreichs,  1862.    Luschin  v.  Ebenqreuth,  Österreich.  Reichsgeschichte  44  ff.  147 

*•■  Von  dem  Besuche  der  Diözesansynoden  erhielten  die  Edeln  die  Bezeich- 
nung homines  synodcUes  oder  senipervrie  (d.  h.  sendbarfreiej.  Diese  Bezeichnung 
kommt  zuerst  in  der  Würzburger  Diözese  vor  und  scheint  von  da  aus  in  die 
Reichsgesetzgebung  (Stat.  i.  fav.  princ,  Landfrieden  von  1234  und  1235)  über- 
gegangen zu  sein.  Vgl.  v.  Zallinqer,  Mitteil.  d.  österr.  Inst  10,  217  ff.;  Ministe- 
riales und  milites  77  ff.  Eichhorn,  Abh.  d.  Beri.  Akad.  1838  (1840),  S.  861  ff. 
HiMSCHius,  a.  a.  0.  5,  433.  Seit  dem  13.  Jahrhundert  nahmen  auch  die  Ministe- 
rialen an  der  Exemtion  teil,  so  daß  nun  auch  sie  unter  dem  Namen  synodales  oder 
semperliute  mitbegriffen  waren.  Den  Übergang  zeigen  die  Schöffenbarfreien  des 
Ssp.  I.  2,  §  1.  Die  weiteren  Abstufungen  für  die  Pfleghaften  und  Landsassen  sind 
eine  Fiktion  des  Spieglers. 


§  50.     Die  Territorien.     1.  Entwickelung  der  Landeshoheit  579 

bis  212.  DopscH,  Bedeutung  Albrechts  I.  f.  die  Ausbildung  der  Landeshoheit  in 
Österreich,  1898;  Beiträge  z.  Gresch.  der  Finanzrerwaltung  Österreichs  im  18.  Jh., 
Mitteil.  d.  österr.  Inst.  14,  449  ff.  18,  288  ff.  v.  Sohwikd  u.  Dopsch,  Ausgewählte 
Urkunden  z.  yerf.-Geschichte  der  deutsch-österr.  Erblande  im  Mittelalter,  1895. 
Hause,  Die  geschichtlichen  Grundlagen  des  Monarchenrechts,  1894.  Stbnad,  Die 
Geburt  des  Landes  ob  der  Enns,  1886.  y.  Wbbtsohko,  Das  österreichische  Mar- 
fichallamt  im  Mittelalter,  1897.  Kbonbs,  Verfassung  u.  Verwaltung  der  Mark  und 
des  Herzogtums  Steier  bis  zur  Herrschaft  der  Habsburger,  1897.  Bichtbr,  Unter- 
suchungen z.  bist.  Geographie  d.  Hochstifte  Salzburg,  Mitt.  d.  öst  Inst,  Erg.-Bd. 

1,  590  ff.  HuBEB,  Die  Territorien  d.  Hochstiftes  Trient  u.  Brizen,  Arch.  f.  R. 
dsterr.  Gresch.  63.  Gumplowicz,  £;nleitung  in  das  (Österreich.)  Staatsrecht,  1889. 
ToMAsoHBK,  Recht  u.  Verfassung  d.  Markgrafschaft  Mähren,  1868.  A.  Schulte, 
Geschichte  der  Habsbui^r  in  den  ersten  drei  Jahrhunderten,  1887  (Mitt  d.  öst. 
Inst  7.  8).  BoBKHAK,  Gesch.  d.  preuß.  Verwaltungsrechts  1,  1884.  Altmann,  Aus- 
gewählte Urkunden  z.  brand.-preufi.  Verfassungs-  u.  Verwaltungsgeschichte,  1897. 
Waitz,  Schlesw.-Holsteins  Geschichte  1,  102  ff.  176  ff.  348  ff.  Laiipeecht,  Wirt- 
schaftsleben 1,  822  ff.  1024.  1136  ff.  1251—1481.  1520  ff.  Güst.  Müller,  Entw.  d. 
Landeshoheit  in  Geldern,  Marb.  Diss.  1889.  Hbchelmann,  Die  Landeshoheit  der 
Bischöfe  von  Mänster,  1868.  Loebsch,  De  ortu  et  incremento  superioritatis  terri- 
torialis  in  comitatu  Juliacensi,  Bonn.  Diss.  1862.  Bosenthal,  Gesch.  d.  Gerichts- 
wesens u.  d.  Verwaltungsorganisation  Baiems  1,  1889.    Bebzleb,  Greschichte  Baiems 

2,  171  ff.  507  ff.  3,  652  ff.  Baümann,  Gesch.  d.  Allgäus  1,  300  ff.  Hennbb,  Bischof 
Hermann  u.  d.  Landesherrlichkeit  im  Hochstift  Wirzburg,  1875.  0.  F.  StIlin, 
Wirtembeig.  Geschichte  2,  639  ff.  Stoüff,  Le  pouvoir  temporal  des  6vSques  de 
Bäle  et  le  regime  municipal,  1891.  Festeb,  Markgraf  Bernhard  I.  u.  die  Anfänge 
des  badischen  Territorialstaates,  1896.  Bbschorneb,  Das  sächs.  Amt  Freiberg  u. 
seine  Verwaltung  im  15.  Jh.,  1897.  Bonvalot,  Histoire  du  droit  et  des  institutions 
de  la  Lorraine  et  des  trois  ^vSchds,  1895.  Guyot,  La  Situation  des  campagnes 
en  Lorraine  1220—51  (M^m.  de  la  soc.  d'arch.  lorraine  45,  165  ff.).  Gebnet,  Verf.- 
Gesch.  d.  Bistums  Dorpat,  1897. 

1.  Entwickelung  der  Landeshoheit.  Unter  dem  Einflüsse  des 
Lehnwesens  waren  die  deutschen  Fürsten  ans  absetzbaren  Reichsbeamten 
zu  erblichen  „Landesherren"  (domini  terrae)  geworden  ^  Den  Inhalt  der 
landesherrlichen  Gewalt  bildeten  die  herzoglichen,  markgraf liehen  oder 
gräflichen  Befugnisse.  Soweit  diese  reichten,  hatte  die  unmittelbare  Staats- 
gewalt des  Königs  sich  in  eine  bloße  Lehnsherrlichkeit  yerwandelt,  das 
Beichsregiment  beschränkte  sich  in  den  Territorien  fortan  auf  diejenigen 
Hoheitsrechte,  die  nicht  zu  den  Amtsbefugnissen  der  Herzoge,  Markgrafen 
oder  Grafen  gehörten.  Lidem  die  Erone  allmählich  eine  Reihe  dieser 
Hoheitsrechte  zu  Gunsten  der  Fürsten  aufgab,  wurde  die  landesherrliche 
Gewalt  zur  Landeshoheit  erweitert.  Der  Abschluß  der  lehnrechtlichen 
Entwickelung,  auch  für  die  geistlichen  Fürsten,  lullt  in  die  zweite  Hälfte 
des  12.  Jahrhunderts;  für  die  Ausbildung  der  Landeshoheit  ist  das 
18.  Jahrhundert,  far  die  erhöhte  Territorialgewalt  der  Kurfürsten  das 
14.  Jahrhundert  entscheidend  geworden.    Die  Zahl  der  in  den  einzelnen 

^  Während  der  Sachsenspiegel  (I.  28,  II.  26  §  4,  III.  66  §  2,  79  g  1,  91  §  3) 
noch  durchweg  von  richtere  oder  des  landes  riehtere  spricht,  gewinnt  die  neue  Be- 
zeichnung clominus  terrae  j  laniherre,  landes  herre  im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts 
bald  allgemeine  Verbreitung.  Vgl.  Beichsurteil  von  1231,  Weiulnd,  Const.  2,  420. 
Dsp.  32'.     Schwsp.  L.  löö»-.     Lexkr,  WB.  1,  1822.  1824. 
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Händen  vereinigten  Hoheitsrechte  war  sehr  ungleichartig,  auch  brachte 
es  das  Wesen  des  Fendalstaates  mit  sich,  daß  nicht  nur  zahlreiche  Eon- 
dominatverhältnisse  vorkamen',  sondern  auch  in  einem  und  demselben 
Gebiete  die  von  der  Krone  aufgegebenen  Hoheitsrechte  in  verschiedenen 
Händen  sein  konnten.  Da  die  landesherrliche  Gewalt  im  allgemeinen 
ihren  Ausgang  von  dem  Keichsfürstentum,  also  dem  Grafenamte,  ge- 
nommen hatte,  so  wurde  in  solchen  Fällen  geteilter  Hoheitsrechte  meistens 
der  ^Inhaber  der  hohen  Gerichtsbarkeit  als  der  eigentliche  Landesherr 
angesehen  ^  Seit  dem  Verfalle  der  öffentlichen  Gerichtsverfassung  ge- 
langten neben  nichtgef&rsteten  Grafen  vielfach  auch  bloße  Grundherren 
weltlichen  wie  geistlichen  Standes  in  den  Besitz  der  hohen  Gerichtsbar- 
keit und  so  zu  einer  beschränkten  Landeshoheit  Der  Kampf  der  Fürsten 
g^en  diese  kleinen  Gewalten  und  deren  Überwindung  durch  die  Ein- 
führung des  landesfürstlichen  Beamtentums  hat  ein  wesentliches  Moment 
bei  der  Entwickelung  der  Landeshoheit  und  ihrer  späteren  Umbildung 
zu  einer  wahren  Staatsgewalt  abgegeben. 

Die  Landeshoheit  der  Reichsbeamten  hat  ihr  Vorbild  von  dem 
Stammesherzogtume  genommen  ^  Die  einst  vicekönigliche  Gewalt  der 
Herzoge  war  noch  dem  Sachsenspiegel  (IIL  53,  §  1)  nicht  ganz  aus  der 
Erinnerung  geschwunden,  obwohl  kein  selbständiges  Stammesherzogtum 
mehr  bestand  und  die  Könige  schon  lange  vorher  von  ihrer  Befugnis,  die 
herzogliche  Gewalt  durch  Erteilung  von  Exemtionen  zu  schwächen,  den 
ausgiebigsten  Gebrauch  gemacht  hatten  ^  Die  Hauptaufgabe  der  Herzoge 
war  die  Fürsorge  für  den  Landfrieden.  Darum  konnten  sie,  wie  ehedem 
die  Königsboten,  alle  geistlichen  und  weltlichen  Großen  ihrer  Provinz  zu 
Landtagen  entbieten,  die  sich  aus  Landfnedensversammlungen  zu  gesetz- 
gebenden Versammlungen  und  aus  LandMedensgerichten  zu  herzoglichen 


>  Vgl.  Wbiland  1,  422  (1184).  y.  d.  Bbkob,  Oork.B.  v.  Roll,  en  Zeeland 
1,  93  (1165).  121  (1204).  170  (1226). 

*  Vgl.  Strubem,  Nebenstunden  (1789)  4,  57  f.  und  den  dort  mitgeteilten  Aus- 
sprach des  Herzogs  von  Sacbsen-Lanenburg  (1S12):  Dar  dat  gud  io  landdinge  gingcj 
da  seholn  de  herm  over  hersehoppen.  Zu  den  wesentlichen  Merkmalen  der  Strom- 
hoheit  rechnete  ein  Reichsweistum  von  1294  außer  der  gräflichen  Gerichtsbarkeit 
noch  Zollregal  und  Geleitsrecht  auf  dem  Flusse  (S.  529  n.)-  Übrigens  that  es  der 
Landeshoheit  der  westfölischen  Fürsten  keinen  Eintrag,  daß  sie  die  Freigrafischaften 
zum  Teil  an  untergeordnete  Stuhlherren  verloren  hatten,  während  diese  ihrerseits 
dadurch  nicht  zu  Landesherren  wurden  (S.  570),  ebensowenig  schadete  es  den 
thüringischen  und  fränkischen  Fürsten  und  Grafen,  daß  ihre  (Gebiete  ganz  oder 
teilweise  einer  gewissen  höheren  Gerichtsbarkeit  des  Landgrafen  und  des  Bischofs 
von  Würzburg  unterlagen  (S.  548  f.  Brunneb,  a.  a.  0.  261).  Die  friesischen  Grafen 
blieben  Landesherren,  obwohl  sich  die  Gerichtsverfassung  völlig  zu  ihren  Un- 
gunsten umgestaltet  hatte  (S.  557). 

*  Vgl.  Waitz  7,  120—162.  Riezleb,  Gesch.  Baiems  1,  727  flF.  Hsiqel  u. 
RiBZLEit,  Das  Herzogtum  Baiem  z.  Z.  Heinrichs  d.  Löwen  145  £  Wsilahd,  Das 
Sachs.  Herzogtum  pg.  7f,  S.  111  ff.  Graübbt,  Herzogsgewalt  in  Westfalen,  1877. 
LiiroHKB,  Veme  349  ff.  C.  F.  Stalin,  Wirtemb.  Geschichte  2,  645.  W.  Sicxel,  Das 
Wesen  des  Volksherzogtums,  Hist.  Zeitschr.  52,  408.  489  f.    v.  Lüschik,  a.  a.  0.  44  fil 

*  Vgl.  Brünkbr,  Exemtionsrecht  der  Babenberger  28. 


§  50.    Die  Territorien.     1.  Entwickelung  der  Landeshoheit.  581 

Hofgerichten  entwickelten.  In  den  Bistümern  und  Abteien  nahmen  die 
Herzoge  die  Yogtei  als  ein  ihnen  von  selbst  zustehendes  Recht  in  Ansprach. 
Grafen  y  Schultheißen  und  Schöffen  standen  unter  ihrer  Aufisicht  und 
konnten  selbst  von  ihnen  abgesetzt  werden.  Die  Herzoge  hatten  an  sich 
nicht  die  Befugnis,  den  Bischöfen  und  Grafen  ihrer  Provinz  die  Investitur 
zu  erteilen®;  wohl  aber  hatten  die  Herzoge  regelmäßig  eine  Reihe  von 
Grafschaften  in  ihrer  Hand,  die  teils  eine  Ausstattung  des  herzoglichen 
Amtes,  teils  einen  Familienbesitz  des  herzoglichen  Hauses  bilden,  teils 
auf  neuem  Erwerbe  beruhen  mochten,  und  hier  geboten  sie  nicht  bloß 
als  Herzoge,  sondern  zugleich  als  Obergrafen,  von  denen  die  Grafen, 
ohne  einer  königlichen  BannleUie  zu  bedürfen  (S.  565),  zu  Lehn  gingen. 
Das  Münzregal  übten  die  Herzoge  anscheinend  ohne  eine  besondere  Über- 
tragung aus  (S.  520);  ebenso  verhielt  es  sich  mit  dem  Heimfallsrechte  an 
erblosen  Gütern,  wahrscheinlich  auch  mit  Marktrecht  und  Zoll.  Kraft 
des  Heimfallsrechtes  und  der  ihnen  zustehenden  Gerichtshoheit  konnten 
die  Herzoge  erledigte  Grafschaften  einziehen  und  nach  Belieben  über 
dieselben  verfügend  Bei  der  Reichsheerfahrt  stand  den  Herzogen  der 
Oberbefehl  über  die  Gesamtheit  ihrer  Provinzialen  zu.  Als  Hüter  des 
Landfriedens  besaßen  sie  das  Geleits-  und  unzweifelhaft  auch  das  Be- 
festigungsrecht, während  sie  andererseits  befugt  waren,  alle  ohne  ihre 
oder  des  Königs  Genehmigung  errichteten  Burgen  zu  brechen. 

Die  späteren  Territorialherzogtümer  waren  Konglomerate  verschie- 
dener Grafschaften  unter  einem  Obergrafen,  der  den  Herzogstitel  führte 
und  innerhalb  des  beschränkteren  Gebietes  im  wesentlichen  wohl  die 
alten  herzoglichen  Rechte  aasübte.  Eine  noch  kräftigere  Territorialgewalt 
handhabten  die  Markgrafen,  weil  ihre  Stellang  nicht  durch  belehnte 
XJntergrafen  beeinträchtigt,  vielmehr  die  ganze  Mark  durch  landesherr- 
liche Beamte  verwaltet  wurde  (S.  561  f.  565)  Dazu  kam,  daß  die  Könige 
in  den  Marken  wegen  ihrer  gefährdeten  Grenzlage  mit  der  Erteilung  von 
Exemtionsprivilegien  von  jeher  sparsamer  umgegangen  waren  als  in  den 
anderen  Territorien  ^  Den  Herzogen  und  Markgrafen  sind  die  übrigen 
Fürsten  in  dem  Erwerbe  der  Landeshoheit  alsbald  nachgefolgt,  später 
auch  viele  Inhaber  nichtgefursteter  Gra&chaften  oder  mit  Grafenrechten 
ausgestatteter  niederer  Herrschaften,  wobei  neben  dem  Grafenamte  oder 
doch  dem  Blutbanne  insbesondere  der  Besitz  von  Yogteien,  die  Ober- 
märkerschaft  und  großer  Grundbesitz  als  treibende  Faktoren  in  Betracht 
kamen. 

Die  Entwickelung  der  Landeshoheit  erfolgte  gleichzeitig  auf  einem 

^  Vgl.  Weilaio),  a.  a.  0.  7.  Daß  unter  Heinrich  L  den  Herzogen  von  Baiem 
und  Lothringen  und  später  in  den  wendischen  Marken  Heinrich  dem  Löwen  die 
Investitor  der  Bischöfe  eingerftumt  wurde  (Weiland,  Const  1,  206),  war  ein  be- 
sonderes Zugeständnis,  das  nicht  dauernd  aufrechterhalten  blieb. 

'  Vgl.  Weiland,  Herzogtum  99  f.  Ribzlbb,  a.  a.  0.  2,  18  (3,  973).  Dasselbe 
Recht  machte  1210  der  Herzog  von  Österreich  geltend  (Blonde l,  a.  a.  0.  126). 

'  Vgl.  Brunner,  a.  a.  0.  22. 
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doppelten  Wege,  dem  der  Emanzipation  nach  oben  und  der  Konzentration 
nach  unten.  Die  Emanzipation  nach  oben  wurde  für  diejenigen  Fürsten, 
die  bisher  unter  Stammesherzogen  gestanden  hatten,  erst  durch  die  Be- 
seitigung der  letzteren  ermöglicht:  was  den  Herzogen  von  Baiem,  West- 
falen und  Sachsen  (Engem)  nach  1180  außerhalb  ihrer  Territorien  noch 
an  herzoglicher  Gewalt  belassen  wurde,  war  zu  unbedeutend,  als  daß  es 
die  reichsfürstliche  Stellung  der  davon  betroffenen  Fürsten  hätte  beein- 
trächtigen können.  Die  Emanzipation  gegenüber  der  Krone  ging  Hand 
in  Hand  mit  der  Ausbildung  des  Lehnrechts;  sie  begann  für  die  geist- 
lichen Fürstentümer  erst  mit  ihrer  Einfügung  in  den  Rahmen  des  Reichs- 
lehnrechts unter  den  Hohenstaufen  ^  Der  Einfluß  des  Lehnrechts  be- 
seitigte das  Recht  des  Königs,  die  Fürstentümer  durch  einseitige  Erteilung 
von  Exemtionen  zu  schmälern  oder  durch  Unterwerfung  unter  einen 
anderen  Fürsten  zu  mediatisieren  ^^,  und  das  Fürstenamt  verwuchs  so 
sehr  mit  dem  Besitze  des  Landes,  daß  es  als  Zubehör  desselben,  als  eine 
dem  dominus  terrae  von  Rechts  wegen  zukommende  Immobiliargerechtig- 
keit  erschien,  während  sonst  das  Amt  seinem  Inhaber  die  Rechte  über 
die  Insassen  des  Landes  gegeben  hatte  ^^  Ob  der  Landesherr  das  Land 
als  Lehn  oder  zu  Eigentum  besaß,  kam  nicht  mehr  in  Betracht;  es  gab 
auch  allodiale  Grafechaften,  wie  es  von  jeher  allodiale  Immunitäten  ge- 
geben hatte.  Das  Fürstentum  verschmolz  mit  dem  Familienvermögen 
des  fürstlichen  Hauses  und  wurde  demselben  Erbrechte  wie  dieses  unter- 
worfen^^. Zwar  erhielt  sich  der  mit  dem  Amtscharakter  zusammen- 
hängende Grundsatz  der  Unteilbarkeit  der  Fürstentümer  und  Grafschaften 
noch  bis  Ende  des  13.  Jahrhunderts  (S.  409.  551),  aber  bei  den  Graf- 
schaften war  er  schon  längst  nicht  mehr  beobachtet  worden,  und  auch 
bei  den  Fürstentümern  hatte  er  in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts 
nur  noch  die  Bedeutung,  daß  es  zu  jeder  Erbteüung  der  Genehmigung 
des  Königs  bedurfte,  die  kaum  verweigert  wurde  ^l  Seit  dem  14.  Jahr- 
hundert stand  in  allen  fürstlichen  Häusern  fest,  daß  die  Fürstentümer  in 
derselben  Weise  wie  das  übrige  Vermögen  der  Erbteilung  unterlagen**. 
Von  Seiten  des  Reiches  wurde  kein  Widerstand  mehr  geleistet,  da  es  an 
der  Erhaltung  größerer  Partikularstaaten  kein  Interesse  hatte,  eher  eine 
Förderung  der  Reichspolitik  durch  die  Zerstückelung  der  Territorien  zu 
erhoffen  war.  Erst  die  Goldene  Bulle  von  1356  that  der  patrimonialen 
Entwickelung  der  Fürstentümer  Einhalt,  indem  sie  für  die  Kurfürsten- 
tümer das  Prinzip  der  Unteilbarkeit  und  der  Vererbung  nach  den  Grund- 
sätzen des  Erstgeburtsrechtes  aufstellte  *^  ein  Beispiel  das  auch  in  anderen 

ö  Vgl.  S.  395  n.  397  ff.  496.  516. 

*^  Vgl.  S.  406.  493.  515.    Berchtold,  Entwickelung  der  Landeshoheit  87  ff. 
1^  Vgl.  Weilamd,  a.  a.  0.  101.     Schulze,  Recht  der  Erstgeburt  80.  229. 
»'  Vgl.  Schulze,  a.  a.  0.  230  ff 
>»  Vgl.  Schulze,  a.  a.  0.  152  ff.  228  ff.  234. 
»♦  Vgl.  S.  410.    Schulze,  a.  a.  0.  233.  241—312. 
«  GB.  c.  7.  20.  25.    Vgl.  S.  473.    Schulze,  a,  a.  0. 313  ff.    Die  Bestimmungen 
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Füretentümern  Nachahmang  fand,  obwohl  der  in  der  Primogenitnrord- 
nnng  ausgedrückten  staatsrechtlichen  Auffassung  erst  in  der  folgenden 
Periode  allgemeiner  Rechnung  getragen  wurde". 

Der  Hauptwendepunkt  in  der  Ausbildung  der  Landeshoheit  fiel  unter 
die  Regierung  Friedrichs  IL  Begünstigungen  einzelner  Fürsten  hatten 
schon  unter  seinen  Vorgangem  wiederholt  stattgefunden,  entscheidende 
Zugeständnisse  an  die  Gesamtheit  aber  erst  unter  Friedrich  IL  und  seinem 
Sohne  Heinrich.  Neben  verschiedenen  Reichsweistümem  kommen  be- 
sonders in  Betracht  die  sog.  Confoederatio  cum  principibus  eccleriasticis 
von  1220,  durch  die  Friedrich  die  Zustimmung  der  geistlichen  Fürsten 
für  die  Wahl  Heinrichs  zum  römischen  Könige  erkaufte  ^^,  und  das  1231 
von  Heinrich  erlassene  Statutum  in  favorem  principum,  das  ihm  die  Gunst 
der  Fürsten  auf  Kosten  des  Kaisers  erwerben  sollte,  von  dem  letzteren 
aber  schon  1232  bestätigt  wurde*®.  Einen  weiteren  Schritt  in  der  Aus- 
bildung der  Landeshoheit  bezeichnete  die  Goldene  Bulle  von  1356,  indem 
sie  verschiedene  Freiheiten  der  böhmischen  Krone  auf  die  übrigen  Kur- 
fürsten ausdehnte  und  neue  hinzufügte.  Wie  sehr  der  durch  diese  Ge- 
setzgebung angefeuerte  Wetteifer  der  übrigen  Fürsten,  die  den  Kurfürsten 
gewährten  Begünstigungen  auch  f&r  sich  zu  gewinnen,  im  Laufe  der  Zeit 
von  Erfolg  gekrönt  war,  ergiebt  sich  aus  der  Fäkchung  des  Herzogs 
Rudolf  IV.  von  Österreich,  die  trotz  ihrer  Maßlosigkeit  schon  im  15.  Jahr- 
hundert für  echt  gehalten  und  1453  von  Kaiser  Friedrich  LEI.  bestätigt 
wurde,  indem  ihr  Inhalt  der  thatsächlichen  Entwickelung  nicht  mehr 
widersprach  ^®. 

der  GB.  über  die  Landeshoheit  der  Kurfürsten  beschränkten  ihre  Geltung  auf  die 
kurfürstlichen  Territorien  und  kamen  für  die  mit  denselben  erst  durch  spätere  Er- 
werbung vereinigten  Besitzungen  nicht  in  Betracht*    Vgl.  GB.  c.  10,  §  2. 

**  Vgl.  Schulze,  a.  a.  0.  317  ff.  Der  Fälscher  des  österreichischen  Privilegium 
malus  (Anro.  19)  säumte  nicht,  auch  für  Osterreich  die  Primogeniturordnung  auf- 
zustellen. Vgl.  Berchtold,  Landeshoheit  Österreichs  68  ff.  In  der  Mark  Branden- 
burg wurde  für  das  gesamte  Staatsgebiet  die  Unteilbarkeit  schon  durch  die  „dispo- 
sitio  Achillea''  des  Markgrafen  Albrecht  Achilles  von  1478  (Schulze,  Hausgesetze 
8,  67Sff.  Altmann  u.  Bsrnheim'  832)  eingeführt;  die  fränkischen  Lande  wurden 
zu  einer  Sekundo-  und  Tertiogenitur  des  markgräf liehen  Hauses  bestimmt.  Für 
die  ältere  Zeit  vgl.  Sigmunds  Urkunde  von  1417  bei  Altmann,  Mitteil.  d.  österr. 
Inst  18,  9  f. 

"  Bei  Weiland  2,  Nr.  78  als  „Privilegium  in  favorem  principum  ecclesiasti- 
coTom'^  Es  empfiehlt  sich,  die  in  der  Litteratur  einmal  eingebürgerte  frühere 
Bezeichnung  beizubehalten.  Abdruck  bei  Altmann  u.  Bebnbeim'  19.  Gegen  die 
neuerdings  von  Philippi,  Zur  Geschichte  der  deutschen  Reichskanzlei  106  ff.,  er- 
hobenen Angriffe  wird  die  Echtheit  siegreich  verteidigt  von  Weiland,  Hist.  Aufs, 
z.  And.  an  Waitz  249  ff.  Rudolf  I.  erteilte  der  Confoederatio  erst  nach  längerem 
Sträuben  und  nicht  ohne  eine  gewisse  Beschränkung  im  März  1275  seine  Bestä- 
tigung. Vgl.  MG.  Leg.  2,  401  f.  Fickeb,  Entstehungszeit  d.  Schwabenspiegels  85 
(Wien.  SB.  77,  827). 

*^  Bei  Weiland  2,  Nr.  171.  804  als  „Constitutio  in  favorem  principum".  Die 
den  Fürsten  durch  Friedrich  11.  eingeräumten  Hoheitsrechte  spiegeln  sich  wider 
in  einem  Erlaß  Heinrichs  (VIL)  von  1284  (Weiland  2,  Nr.  824). 

*•  Der  1156  von  Friedrich  I.  für  das  neuerrichtete  Herzogtum  Österi'eich  er- 
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In  der  allmählichen  Emanzipation  der  Territorien  vom  Reiche  spielte 
der  Verzicht  auf  das  Spolienrecht  und  die  Beschrankung  des  Begalien- 
rechts  gegenüber  den  geistlichen  Fürsten  (S.  414  f.)  und  die  Beseitigung 
des  Angefallerechts  gegenüber  den  weltlichen  (S.  413  f.)  eine  nicht 
unerhebliche  Rolle.  Noch  wichtiger  war  das  Verschwinden  der  könig- 
lichen Bannleihe  (S.  566)  und  die  Beschrankung  des  Ledigwerdens  der 
Regalien  bei  Anwesenheit  des  Königs  auf  die  Zeit  der  Reichstage  (S.  517). 
Innerhalb  der  Territorien  wurde  die  Ausübung  verschiedener  königlicher 
Hoheitsrechte  seit  den  Privilegien  Friedrichs  IL  an  die  Zustimmung  der 
Landesfürsten  gebunden:  so  die  Anlage  von  Reichsburgen,  die  Verlegung 
von  Landstraßen,  die  Errichtung  neuer  Märkte,  Münz-  oder  Zollstatten. 
Dazu  kam  die  zunehmende  Übertragung  nutzbarer  Hoheitsrechte  vom 
Reiche  auf  die  Fürsten. 

2.  Inhalt  der  Landeshoheit.  Den  eigentlichen  Kern  der  Landes- 
hoheit bildeten  die  alten  Grafenrechte,  insbesondere  die  hohe  Gerichts- 
barkeit, das  Recht  des  Gebotes  und  Verbotes  (Bannrecht)  in  gerichtlichen 
Angelegenheiten  und  Sachen  der  Landesverwaltung  und  Polizei  ^^,  das 
Recht  des  militärischen  Aufgebotes  bei  Reichsheerfahrten  (S.  509)  oder 
zur  Landfolge  *^,  das  Recht  auf  den  Schoß  oder  Grafenschatz  2*  und  die 
Befugnis  zur  Berufung  von  allgemeinen  Botdingen  innerhalb  der  Graf- 
schaft^^. Das  Befestigungsrecht^  das  außer  dem  Könige  früher  nur  den 
Herzogen  und  Markgrafen  zugestanden  hatte,  erlangten  die  Fürsten  durch 
die  Privilegien  lYiedrichs  II.**,  während  innerhalb  der  einzelnen  Terri- 

lassene  Freiheitsbrief  liegt  urkundlich*  in  zwei  sehr  verschiedenen  Texten,  einem 
längeren  (Privilegium  malus)  und  einem  kürzeren  (priv.  minus)  vor,  Ausg.:  Wei- 
land, Const.  1,  220.  683.  v.  Schwind  u.  Dopsch,  a.  a.  0.  8.  10.  368.  Altmahn  u. 
Bebnheim'  277.  325.  Das  Privilegium  maius  ist  eine  um  1359  entstandene  Fftl- 
schung  des  Herzogs  Rudolf  IV.,  der  echte  Freibeitsbrief  ist  das  Privilegium  minus. 
Vgl.  Wattekbach,  Arch.  f.  K.  österr.  Gesch.-Qu.  8,  77flF.  14,  Iff.  Picker,  Über 
die  Echtheit  des  österreichischen  Freiheitsbriefes,  Wien.  SB.  23.  Hubbr,  Ent- 
stehungszeit der  österr.  Freiheitsbriefe,  ebd.  34.  Bbrghtold,  Landeshoheit  Oster^ 
reichs,  1862  (daselbst  S.  15  ff.  eine  Übersicht  über  die  reiche  Litteratur).  Waitz, 
Gatt.  gel.  Anz.  1862,  S.  1532  ff.     v.  Lusghin,  a.  a.  0.  134. 

»°  Vgl.  S.  563.  Heck,  Altfries.  Gerichtsverf.  34  f.  W.  Sickel,  Zur  Geschichte 
des  Bannes,  Marb.  Progr.  1886.  Über  die  Errichtung  gewerblicher  Bannrechte 
vgl.  S.  532.  Weiland  2,  442  (1239).  Aus  dem  Hechte  des  Gebots  und  Verbots 
entwickelte  sich  hier  und  da  ein  Recht  des  Heiratszwanges  gegenüber  den  Unter- 
thanen.    Vgl.  v.  Bblow,  Landtagsakten  1,  154. 

"  Vgl.  S.  513.  Maubbb,  Fronhöfe  3,  457  ff.  Über  die  militärischen  Befug- 
nisse der  Markgrafen  Waitz  7,  87.  KOhns,  Gerichtsverfassung  d.  M.  Brand.  1,  25  f. 
V.  Wbbtschko,  a.  a.  0.  91  ff. 

"  Vgl.  S.  445  f.  509.  Waitz  8, 398.   Über  Landrecht  und  Markrecht  vgl.  S.  527. 

"  Vgl.  S.  167,  n.  23.     S.  553. 

«♦  Vgl.  S.  513.  Conf.  c.  pr.  eccl.  9.  Stat.  in  fav.  princ.  1.  Weiland  2,  421 
(1231).  Franklin,  Sent.  Nr.  156— 169.  MG.  Leg.  2, 423. 463.  Zwangsenteignungen 
zu  Befestigungszwecken  unterlagen  der  Entscheidung  des  Königs.  Vgl.  Reidis- 
urteil  von  1295,  MG.  Leg.  2,  463.  Franklin  Nr.  169.  In  den  Niederlanden  konnten 
^ Wangsenteignungen  zu  Kanalbauten  schon  Ende  des  13.  Jahrhunderts  vom  Landes- 
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torien  Befestigungen  nur  noch  mit  landesherrlicher  Genehmigung  er- 
richtet werden  durften".  Die  Verpflichtung  aller  nicht  gefreiten  Grund- 
besitzer,  zu  den  vom  Landesherrn  angeordneten  Burgbauten  durch  Fron- 
dienste oder  Geld  beizutragen,  bildete  fortan  eine  regelmäßige  Landes- 
last („Burgwerk'*).  Der  volle  Übergang  des  Straßenregals  auf  die  Fürsten 
hat  sich,  nachdem  die  Krone  die  Abänderung  der  Straßen  von  der  Zu- 
stimmung der  davon  betroffenen  Landesherren  abhängig  gemacht  hatte, 
im  Laufe  der  Zeit  von  selbst  vollzogen*®,  während  bei  dem  Stromregal 
bis  zum  15.  Jahrhundert  daran  festgehalten  wurde,  daß  es  einer  aus- 
drücklichen Verleihung  bedürfe  (S.  528).  Von  dem  Übergange  des 
Geleitsrechtes  {tus  canductus)  auf  die  Fürsten  ist  bereits  die  Rede  ge- 
wesen; durch  das  Statutum  L  fav.  princ.  c.  14  wurde  es  den  Fürsten 
innerhalb  ihrer  Territorien  allgemein  zuerkannt,  aber  nur  als  ein  ihnen 
persönlich  vom  Beiche  verliehenes  und  darum  nicht  weiter  übertragbares 
Becht'^  Erst  seit  Budolf  L  galt  es,  unbeschadet  des  im  ganzen  Reiche 
fortbestehenden  Geleitsrechtes  des  Königs,  schlechthin  als.  landesherrliches, 
frei  übertragbares  Regal  *^ 

herm  angeordnet  werden.  Vgl.  y.  d.  Bebqh,  a.  a.  0.  2,  Nr.  640.  682.  Ebd.  1, 
Nr.  179  (1199)  Bewilligung  des  Grafen  von  Holland  zur  Errichtung  einer  Burg, 
woraus  wohl  zu  schließen,  daß  derselbe  wegen  der  feindlichen  und  seeräuberischen 
Überf&Uen  besonders  ausgesetzten  Lage  seines  Landes  das  Befestigungsrecht  schon 
-damals  besaß. 

**  VgL  Ssp.  IIL  66,  §§2—4.  Schwsp.  L.  143.  Reichsurteile  von  1181,  1184, 
1279  u.  1294.  Weiland,  Const  1,  387.  422.  MG.  Leg.  2,  422.  461.  Dopsch,  Ent- 
stehung d.  österr.  Landrechtes,  Arch.  f.  österr.  Gesch.  79,  48  £P.  Hasknöhbl,  Österr. 
Landesrecht  43  ff.  v.  Luschik,  a.  a.  0.  200  f.  Die  Landesherren  erteilten  die  Er- 
laubnis regelmäßig  nur  gegen  Einräumung  des  Öffnungsrechtes  und  verlangten  bei 
allodialen  Burgen  außerdem  den  Lehnsauftrag.  Vgl.  Lamprecht,  Wirtschaftsleben 
1,  178.  1270  f.  1286.  Ohne  landesherrliche  Erlaubnis  waren  nur  leichte  Verschan- 
2ungen  und  Verzäunungen  gestattet.  In  der  Mark  Brandenburg  wurde  den  längs 
der  polnischen  Grenze  ansässigen,  mit  größerer  militärischer  Selbständigkeit  aus- 
gestatteten ritterlichen  Geschlechtern  erlaubt,  feste  Schlösser  anzulegen.  Als 
^^schloßgesessener^^  Adel  bildeten  sie  eine  bevorzugte  Klasse  vor  dem  Lehnsadel 
des  inneren  Landes,  der  sich  mit  leichteren  Burgen  begnügen  mußte. 

•«  Vgl.  S.  398.  529.  Reichsurteil  v.  1224,  Weiland  2,  401.  Lampbecht,  Wirt- 
schaftsleben 2,  237.    Gasner,  Zum  deutschen  Straßen wesen  61  ff. 

'^  Vgl.  S.  524.  581.  Lamfsbcht,  Wirtschaftsleben  2,  289  ff.  Osbnbbügoen, 
Studien  30.  Martin,  Kudrun  (1872),  pg.  34.  Mainzer  Landfr.  v.  1235,  c.  7.  9.  12. 
Franklin,  Observationes  ad  articulos  quosdam  constitutionis  pacis,  Berl.  Diss. 
1852,  S.  21  f. 

««  Vgl.  Landfp.  v.  1281,  §8  (MG.  Leg.  2,  428).  Gold.  Bulle  v.  1356,  c.  1, 
t^§  1— 14.  Das  Greleitsrecht  auf  öffentlichen  Flüssen  bedurfte  besonderer  Verleihung. 
Vgl.  S.  529  n.  Übrigens  gehörte  .es  keineswegs  zum  Wesen  des  Greleitsrechts,  daß 
jeder  Reisende  verpflichtet  war.  Geleite  zu  nehmen.  Wer  die  Gefahr  auf  sich 
nehmen  wollte,  konnte  das  Geleitgelt  sparen;  umgekehrt  hatte  der  Geleitgeber  dem 
unter  seinem  Geleite  Beschädigten  Ersatz  zu  leisten.  Vgl.  Ssp.  II.  27,  §  2.  Schwsp. 
L.  194.  Mainz.  Landfr.  v.  1235,  c.  7.  Freib.  Stadtr.  8.  Als  Wahrzeichen  des  ihm 
gewährten  Friedens  fQhrte  der  Geleitete  eine  Fahne  oder  ein  Ejreuz^  oder  einen 
grünen  Zweig,  wie  in  der  früheren  Zeit  einen  geweihten  Stab.  Vgl.  Schbödbr, 
Kolandssäulen  15.  21.  32.    Bbünnbb,  KG.  2,  190. 
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Mit  Märkten,  Zöllen  und  Münzen  waren  die  Grafen  so  vielfach  aus- 
gestattet, daß  sich  die  Ansicht  bilden  konnte,  dieselben  gehörten  ebenso 
wie  ein  gewisser  ßeichslehenbesitz  zu  der  notwendigen  Ausstattung  jedes 
Grafenamtes.  Neu  in  den  Zugestandnissen  Friedrichs  IL  war  nur,  da& 
dem  Könige  das  Recht  entzogen  wurde,  die  in  den  Händen  der  Fürsten 
befindlichen  Märkte,  Zölle  oder  Münzen  ohne  ihre  Zustimmung  durch  die 
Errichtung  neuer,  die  ihnen  Konkurrenz  machen  konnten,  oder  durch 
Erteilung  von  Zollbefreiungen  zu  beeinträchtigen*®.  Das  Zollregal  an 
sich,  namentlich  soweit  es  sich  um  die  Errichtung  neuer  Zollstätten  han- 
delte, verblieb  dem  Reiche,  während  das  Marktregal  sich  auf  gewohn- 
heitsrechtlichem Wege  allmählich  zu  einem  landesfürstlichen  Hoheitsrechte 
gestaltete  und  nur  in  den  nichtfürstlichen  Territorien  dem  Reiche  ver- 
blieb**^. Das  Münzregal  als  solches  blieb  dem  Reiche  gewahrt,  nur  die 
Kurfürsten  erlangten  durch  die  Goldene  Bulle  von  1356  für  den  Itereich 
ihrer  kurfürstlichen  Territorien  neben  dem  bisher  dem  Reiche  vorbehal- 
tenen Rechte  der  Goldprägung  auch  die  Befugnis  zur  Errichtung  neuer 
Münzstätten,  so  daß  das  Reich  nur  das  Oberaufsichtsrecht  behielt '^ 

Die  Münzprägungen  erfolgten  regelmäßig  nicht  unmittelbar  auf  Rech- 
nung der  Münzherren,  sondern  wurden  besonderen  Unternehmern  über- 
wiesen, welche  die  Beschaffung  des  Prägematerials,  die  Herstellung  und 
endlich  auch  den  Vertrieb  der  Münzen,  also  das  Wechselgeschäft,  auf 
eigene  Rechnung  ins  Werk  setzten,  mit  dem  Münzherrn  aber  in  regel- 
mäßiger Wiederkehr  wegen  der  Einnahmen  aus  dem  Schlagschatze,  sowie 
ihrer  Auslagen  und  Provisionen  Abrechnung  hielten '**.  Wo  die  Beschaffung 
des  erforderlichen  Silbers  durch  den  Bergbau  erleichtert  wurde  oder  ein 
geringerer  Handelsverkehr  nur  mäßige  Ansprüche  an  die  Münze  machte, 
finden  wir  durchweg  den  mit  der  technischen  Leitung  betrauten  „Münz- 
meister'^  zugleich  als  Münzunternehmer,  während  das  regelmäßig  von  ihm 
gedungene  Hilfspersonal  von  der  geschäftlichen  Beteiligung  ausgeschlossen 
war.  Dagegen  bestanden  überall,  wo  die  größere  Schwierigkeit  der  Silber- 
beschaffung oder  der  gesteigerte  Anspruch  eines  regeren  Verkehrs  die 
Kräfte  eines  Einzelnen  überstieg,  besondere  Münzergenossenschaften,  seit 
dem  13.  Jahrhundert  nach  dem  Münzhause  regelmäßig  als  „Hausgenossen- 


^  Vgl.  S.  520.  522  f.     Ssp.  II.  26,  §  4.  III.  66,  §  1.     Scliwsp.  L.  148. 

'*^  Vgl.  Mainz.  Landfr.  v.  1235,  c.  7  ff.  Franklin,  a.  a.  0.  12flF.;  Sent  curiae 
regia  Nr.  191  (1290).    Bbrchtold,  Landeshoheit  Österreichs  192. 

»»  Vgl.  GB.  c.  10,  §§  1.  3.  Mainz.  Landfr.  v.  1235,  c.  11.  Franklin,  Observa- 
tiones  19  f.  Nach  einem  Reichs weistum  Friedrichs  I.  (Weiland  1,  272)  scheinen 
die  Bischöfe  innerhalb  ihrer  Diözesen  mit  der  Aufsicht  über  das  Münzwesen  be- 
traut gewesen  zu  sein. 

'*  Über  das  MUnzwesen  vgl.  S.  519  ff.  und  die  dort  angeführte  Litteratnr,  l>e- 
sonders  Ehbbero,  a.  a.  0.  97—176,  und  Z60.  82,  444  ff.  mit  Litteraturangaben. 
Waitz  8,  3ft9ff.  Arnold,  Verf.-Ge8ch.  d.  deutsch.  Freistftdte  1,  269  ff.  Hanaitbr 
114  ff.  GiERKE,  Grenossenschaftsrecht  1,  188  ff.  y.  Luschin  47  ff.;  Österr.  Keichsg. 
203.     Maurer,  Städteverfassung  1,  297  ff. 
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Schäften"  bezeichnet^'.  An  der  Spitze  stand  auch  hier  der  mit  der  Auf- 
sicht und  Leitung  beauftragte  Münzmeister.  Die  Hausgenossenschaften 
sind  zweifellos  durch  die  korporative  Organisation  des  ursprünglichen 
Münzpersonals  entstanden;  da  dasselbe  an  den  königlichen  Münzen  aus 
Fiskalinen  bestand,  die  bei  einer  Verleihung  der  Münze  regelmäßig  mit- 
übertragen wurden,  so  haben  die  Hausgenossen  vermöge  der  Bedeutxmg 
ihrer  Stellung  an  dem  allgemeinen  Emporsteigen  der  Ministerialen  teil- 
genommen; im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  waren  sie  fast  überall  mit 
den  ratsherrlichen  Geschlechtern  verschmolzen'*.  Ernannt  wurden  die 
Münzmeister  und  Hausgenossen  in  der  Regel  durch  den  Münzherm,  oft 
aber  nur  auf  Grund  eines  Yorschlagsrechtes  der  Hausgenossen.  Das  Amt 
wurde  zu  Lehn  gegeben,  gegen  bedeutende  Aufhahmegelder  an  den  Münz- 
herm  und  die  Korporationskasse.  An  den  technischen  Präguugsarbeiten 
nahmen  die  Hausgenossen  meistens  nur  als  Leiter  oder  Aufseher  teil,  die 
mechanischen  Arbeiten  ließen  sie  von  gedungenen  Münzknechten  ver- 
richten. Zur  Beschaffung  des  Silbers  hatten  sie  das  Wechselmonopol  und 
ein  Vorkaufsrecht  bei  allen  Silberverkäufen**.  Die  Gerichtsbarkeit  in 
Münzangelegenheiten  oder,  wo  diese  den  ordentlichen  Gerichten  über- 
wiesen waren,  doch  die  Münzpolizei,  verbunden  mit  einer  gewissen  Auf- 
sicht über  das  Marktwesen,  Maße  und  Gewichte,  stand  dem  Münzmeister 
zu'^  Im  Laufe  des  14.  und  15.  Jahrhunderts  haben  die  Hausgenossen- 
schaften ihre  maßgebende  Stellung  im  Münzwesen  verloren,  teils  weil  sie 
in  den  Sturz  des  Geschlechterregimentes  in  den  Städten  mithineingerissen 
wurden,  teils  weil  die  zunehmende  Bedeutung  des  einheimischen  Silber- 
bergbaues die  Beschaffung  des  Prägematerials  erleichterte,  so  daß  die 
Münzherren,  zumal  die  münzberechtigten  Städte,  es  mehr  und  mehr  vor- 
zogen, die  Verwaltung  ihres  Münzwesens  in  eigene  Hand  zu  nehmen. 

Das  Berg-  und  Salzregal  (S.  532  ff.),  das  die  Goldene  Bulle  von  1356 
den  Kurfürsten  zugestand,  wurde  noch  im  Laufe  des  Mittelalters  infolge 
gewohnheitsrechtlicher  Entwickelung  Gemeingut  sämtlicher  Eeichsfürsten'^ 
In  einzelnen  Territorien  wurde  seit  dem  14.  Jahrhundert  das  Bergregal 

^'  So  in  Augsburg,  Bamberg,  Basel,  Erfurt,  Frankfurt,  Köln,  Öhringen,  Speier, 
Straßburg,  Weißenburg,  Wien,  Worms,  Würzburg. 

'*  In  Basel  gehörten  die  Hausgenossen  nicht  zu  den  Geschlechtem,  sondern 
zu  der  Groldschmiedezunft,  aus  der  sie  hier  hervorgegangen  waren. 

">  Vgl.  S.  521.    EsMisCH,  Sachs.  Bergrecht  pg.  87. 

M  Vgl.  Ssp.  II.  26,  §  6.  Schwsp.  L.  192^  Häufig  waren  auch  das  Eichamt 
und  die  Verwaltung  der  Stadtwage  mit  dem  Amte  des  Münzmeisters  verbunden. 
Die  niedere  Gerichtsbarkeit  über  die  Hausgenossen  wurde  von  der  Korporation 
selbst  unter  Vorsitz  des  Münzmeisters  ausgeübt 

*'  Rudolf  IV.  von  Österreich  hatte  dem  Privilegium  maius  (Anm.  19)  vor- 
sichtigerweise die  Meistbegünstigungsklausel  eingefügt,  wodurch  ihm  alles,  was 
den  Kurfürsten  bewilligt  wurde,  ebenMls  zu  gute  kam.  Das  Bergregal  scheinen 
die  Herzoge  von  Österreich  übrigens  schon  zu  Anfang  des  18.  Jahrhunderts,  wahr- 
scheinlich auf  Grund  einer  älteren  Verleihung,  besessen  zu  haben.  Vgl.  Berchtolo, 
Landeshoheit  Österreichs  192  f.  Über  das  Berg-  und  Salzregal  des  deutschen 
Ordens  in  Preußen  vgl.  v.  Brünkeck,  Grundeigentum  in  Ost*  und  Westpreußen  1,  16. 
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mit  einer  landesherrlichen  Freierklärung  des  Bergbaues  verbanden,  indem 
sich  der  Bergherr  verpflichtete,  schlechthin  jedem  Finder  oder  doch  jedem 
einem  bestimmten  Kreise  (z.  B,  der  Preiberger  oder  Amberger  Bürger- 
schaft) angehörigen  Finder  auf  vorschriftsmäßige  Mutung  die  Belehnang 
zu  erteilen*®. 

Von  dem  Übergange  der  Gerichtsgefalle  (S.  525),  des  Boden-  und 
Strandregals  (S.  526  f.),  des  Pundregals  (S.  535),  des  Wildbannrechtes 
(S.  530  f.)  und  des  Fremdlingsrechtes  (S.  524  n.)  ist  bereits  anderweitig 
die  Bede  gewesen.  Eine  bedeutende  Einnahmequelle  gewährte  den  Fürsten 
auch  das  Judenschutzrecht,  das  seit  dem  14.  Jahrhundert  durchweg  in 
ihre  Hände  gekommen  war*^  Die  Umbildung  des  königlichen  Heimfalls- 
rechtes an  erblosem  Gute  in  ein  landesfürstliches  Recht  (S.  524  f.)  hing 
wohl  mit  der  Anschauung  zusammen,  welche  das  Heimfiallsrecht  zu  den 
Gerichtsgefällen  rechnete,  die  im  13.  Jahrhundert  nicht  mehr  zwischen 
König  und  Grafen  geteilt  wurden,  sondern  ganz  den  letzteren  zufielen*^. 

Die  vom  Reiche  in  wesentlichen  Punkten  emanzipierte,  mit  den  be- 
deutendsten Hoheitsrechten  ausgestattete  landesherrliche  Stellung  der  Kur- 
fürsten wurde  von  der  Goldenen  Bulle  c.  24  zur  Würde  der  Majestät 
erhoben,  indem  Vergehen  gegen  die  Kurfürsten  als  Majestätsverbrechen 
geahndet  werden  sollten.  So  weit  ist  es  mit  der  Landeshoheit  der  übrigen 
Fürsten  im  Mittelalter  nicht  gekommen  ^^,  aber  auch  sie  war  bedeutend 
genug,  wenn  es  ihr  gelang,  sich  durch  kräftige  Konzentration  nach  unten 
zu  einer  wahren  Staatsgewalt  zu  entwickeln.  Es  handelte  sich  dabei  teils 
um  bessere  Abrundung  der  vielfach  durch  Exemtionen  und  fremdherr- 
liche Gebiete  durchbrochenen  Territorien,  teils  um  die  Überwindung  der 
feudalen  Mächte  im  eigenen  Lande.  In  ersterer  Beziehung  bildete  die 
Vogtei,  mochte  sie  wahre  Stiftsvogtei  oder  ursprünglich  nur  zum  Zwecke 
des  Schutzes  begründete  Schirm  vogtei  sein,  ein  häufig  benutztes  Mittel, 
um  kirchliche  Stifter  zur  Unterwerfung  unter  die  fürstliche  Gewalt  zu 
bringen,  und  die  dagegen  wiederholt  zu  Hilfe  gerufene  Reichsgewalt  ver- 
mochte diesem  an  sich  rechtswidrigen  Verfahren  keineswegs  allgemein  zu 
steuern.  Noch  durchgreifender  war  der  Erfolg,  den  die  Fürsten  den  ein- 
zelnen Markgenossenschaften  gegenüber  durch  die  Obermärkerschaft 
(S.  423  f.)  zu  erzielen  wußten.    Größere  Schwierigkeiten  standen  der  Ab- 

"  Vgl.  S.  534  n.  AcHENBACH,  Bergrecht  74  ff.  Arndt,  Bergregal  228  ff.  237. 
Erhisch,  a.  a.  0.  pg.  28  ff. 

^>  Vgl.  S.  464  f.  GB.  von  1356  c.  9.  Za  der  S.  462  n.  angeführten  Litteratar 
tritt  noch  hinzu  Liebe,  Die  rechtlichen  und  wirtschaftlichen  Zustftnde  der  Juden 
im  Erzstift  Trier,  Westd.  Zeitschr.  12,  311  ff.  Das  österreichische  priv.  malus 
(Anm.  19)  hob  neben  dem  Judenregal  das  Recht  des  Hersogs  auf  die  Zulassung 
von  ELawerzen  (S.  463),  also  seine  Befugnis  zur  Erteilung  des  Wucherprivil^gs  an 
christliche  Pfandleiher,  hervor.  Vgl.  Berchtold,  a.  a.  0.  185  ff.  v.  Luscbin,  Gesch. 
d.  Grerichtswesens  r)sterreichs  237  ff. 

*•  Vgl.  8.  525.     Ssp.  I.  62,  §  2.   IL  81,  §  2.  37,  §  8.  III.  32,  §  10.     Dsp.  87. 

*^  Das  österreichische  privil.  maius  wollte  auch  hier  nicht  nachstehen.  Vgl. 
Berchtold,  Landeshoheit  Österreichs  136  f. 
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rondung  durch  vertragsmäßige  Erwerbung  fremder  Gebietsteile  entgegen, 
da  Lehen  und  Lehnsteile  nur  durch  die  Hand  des  Lehnsherrn  veräußert 
werden  konnten  ^^  Nachdem  aber  die  Goldene  Bulle  den  Kurfürsten 
derartige  Erwerbungen  freigegeben  hatte,  war  auch  die  Politik  der  übrigen 
Fürsten  auf  die  Erlangung  der  gleichen  Befugnis  gerichtet  *^  Die  völlige 
Beseitigung  der  AuBenlehen,  d.  b.  der  unter  fremden  Lehnsherren  stehen- 
den Landesteile,  wurde  schwerlich  irgendwo  erreicht^. 

Eine  Lebensfrage  für  sämtliche  Territorien  bildete  die  Überwindung 
der  eigenen  Yassallen.  Solange  die  Fürsten  bloße  Obergrafen  waren, 
lagen  die  landesherrlichen  Rechte,  wenn  auch  in  abgeschwächter  Gestalt, 
in  den  Händen  der  von  ihnen  belehnten  Grafen;  solange  diese  nicht  zur 
Unterwerfung  gebracht  oder  ganz  beseitigt  waren,  konnte  das  fürstliche 
Territorium  nicht  als  eine  staatliche  Einheit  betrachtet  werden.  In  gün- 
stigerer Lage  waren  von  vornherein  nur  die  Stammesherzoge  und  die 
Markgrafen,  soweit  sie  ihre  Länder  nicht  durch  Yassallen,  sondern  durch 
Beamte  verwalteten  *^  Zwar  wurde  es  seit  dem  14.  Jahrhundert  in  den 
Marken  mehr  und  mehr  üblich,  die  Ämter  zu  Lehn  zu  geben,  der  Gefahr 
einer  Rückbildung  wurde  aber  dadurch  vorgebeugt,  daß  man  sich  hierbei 
auf  den  Landesadel  beschränkte,  der  ohne  Ausnahme  dem  Ministerialen- 
stande angehörte  und  sich  in  einer  persönlichen  Abhängigkeit  befand, 
welche  ihn  dem  Fürsten  gegenüber  nicht  so  widerstandsfähig  erscheinen 
ließ,  wie  es  bei  den  edelen  Geschlechtem  im  inneren  Reiche  der  Fall 
war.  Ein  entschiedener  Fortschritt  in  den  übrigen  Territorien  war  es 
sidion,  daß  man  bei  dem  Aussterben  altgräflicher  Häuser  mehr  und  mehr 
zur  Belehnung  von  Ministerialgrafen  (S.  440.  490  n.)  überging.  Seit  der 
zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  war  aber  das  Streben  überall  auf 
Beseitigung  der  Lehngrafen  gerichtet;  da  das  deutsche  Lehnrecht  nur 
ein  Descendentenerbrecht  kannte  (S.  409),  so  war  das  Ziel  im  14.  Jahr- 
hundert fast  überall  erreicht,  die  belehnten  Grafen  hatten  angestellten 
Landrichtern,  Vögten  oder  Amtmännern  den  Platz  geräumt  Wenn  sich 
daneben   feudale  oder  patrimoniale  Gewalten  erhielten,    so  vermochten 


«*  Vgl.  S.  406.  BeichBurteile  von  1174  (WsiLAifs  1,  337),  12S1,  1283  (MG. 
Leg.  2,  426.  442).  Exemtionen  erteilten  die  Fürsten  schon  seit  Friedrich  U.  aaf 
eigene  Hand  (8.  551). 

^*  GB.  e.  10,  §§  2.  3.  Berobtold,  Landeshoh.  Österreichs  97  ff.  Köln  hatte 
schon  1308  die  Genehmigung  sn  allem  möglichen  Landerwerbe  erhalten.  Vgl. 
Lacomblbt,  Urk.-B.  z.  Gksch.  d.  Niederrh.  8,  68.  Der  bisherige  Rechtszustand 
kurfürstlicher  Neuerwerbungen  sollte  Übrigens  unverftndert  bleiben,  die  Privilegien 
der  kurfürstlichen  Lande  wurden  also  nicht  auf  dieselben  ausgedehnt  Über  Ge- 
bietserwerbimgen  deutscher  Fürsten  durch  Erbverträge  vgl.  £.  LömKO,  Erbver- 
brüdeningen,  1867. 

^  Innerhalb  der  österreichischen  Grenzen  sollte  es  nach  dem  Priv.  malus 
keinen  anderen  Lehnsherrn  als  den  Herzog  geben. 

*^  Vgl.  S.  561  f.  565.  Auch  die  firiesischen  Schulzen  waren  ursprünglich  Be- 
amte, wurden  aber  sp&ter  zu  erblichen  Lehnschulzen  (Grietm&nner),  wodurch  die 
Grafen  allen  EinfluB  auf  das  Gerichtswesen  verloren.    Vgl.  S.  557. 
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diese,  auch  wo  sie,  wie  in  Brandenburg  seit  der  zweiten  Halft«  des  14.  Jahr- 
hunderts, zahlreich  vorhanden  waren,  der  Landesgewalt  doch  nur  geringen 
Abbruch  zu  thun,  da  sie  nicht  wie  die  Grafechaften  zu  Erystallisations- 
punkten  für  die  Ausbildung  einer  neuen  Landesherrschaft  geeignet  waren  *^. 

3.  Die  Organe  der  Centralverwaltung*^  Die  Organisation  der 
Hofimiter  an  den  fürstlichen  Höfen  war  derjenigen  des  Eönigshofes  nach- 
gebildet, auch  darin,  da6  es  entsprechend  den  Erzamt-em  des  Beiches 
später  in  den  Territorien  ebenfalls  Erbhof ämter  gab,  die  bloße  Ehren- 
ämter waren  und  nur  bei  besonders  feierlichen  Gelegenheiten  in  Funktion 
traten,  während  die  tagliche  Leitung  der  Dienste  in  den  Händen  von 
TJnterhofbeamten  lag.  Die  Erbämter  an  den  herzoglichen  und  bischöf- 
liehen  Höfen  waren  vielfach  an  Fürsten  verliehen,  sonst  waren  die  Träger 
der  Hofamter  Edle  oder  vornehmere  Ministerialen,  und  zwar  zum  Teil 
ebenfalls  auf  Grund  erblicher  Verleihung,  seit  dem  14.  Jahrhundert  aber 
mehr  und  mehr  unter  Wahrung  des  Amtscharakters.  Die  Dienste  selbst 
wurden  von  den  zu  den  einzelnen  Amtern  geborenen  Ministerialen  ver- 
sehen. Die  vier  alten  Hofbeamten,  Marschall,  Trucbsefi  oder  Küchen- 
meister, Kämmerer  oder  Kammermeister  (als  Leiter  des  Finanzwesens) 
und  Schenk,  fehlten  an  keinem  Fürstenhofe  ^^,  während  die  Höfe  der  ge- 
ringeren Landesherren  wesentlich  einfacher  bestellt  waren.  Das  Amt  des 
Marschalls  hatte  unter  dem  Einflüsse  der  veränderten  Heerverfassung  eine 
beträchtliche  Erweiterung  erfahren,  indem  der  Marschall  gewissermaßen 
Kriegsminister  und  zugleich  Haupt  des  Lehnsadels  geworden  war.  Ihm 
stand  in  der  Kegel  der  Vorsitz  in  den  Landtagen  zu,  auch  übte  er  zu- 
weilen die  Disziplinargerichtsbarkeit,  mit  der  sich  auch  eine  gewisse  Givil- 
gerichtsbarkeit  verbinden  konnte,  über  die  gesamte  Ritterschaft  aus*^ 
Später  führte  die  Doppelstellung  des  Marschalls  in  einigen  Ländern,  z.  B. 

*•  Über  derartige  Unterherrschaften  oder  „Herrlichkeiten"  vgl.  v.  Bklow, 
Landet.  Verf.  in  Jülich  u.  Berg  3,  183  ff.  F.  v.  Stbel,  Herrschaft  Grimbom-Neustadt, 
1880.     Kuhns,  Gerichtsverf.  d.  Mark  Er.  2,  124  ff.  819  ff. 

"  Vgl.  S.  481  ff.  Maurer,  Fronhöfe  2,  220  ff.  261—304.  340  ff.  362  ff.  BossK- 
THAL,  a.  a.  0.  286  ff.  Nitzsoh,  Ministerialitftt  und  BOrgertum  238  f.  v.  Fürth, 
Ministerialen  188—215.  231  ff.  Isaacsohn,  Geschichte  des  preußischen  Beamten- 
tums l,  4 — 28.  Bornhak,  a.  a.  0.  1,  57  ff.  169  f.  Lewinski,  Die  brandenburgiache 
Kanzlei  und  das  Urkundenwesen  1411—1470,  1893.  v.  Lüsohin,  a.  a.  0.  189  f. 
V.  Wretsohko,  a.  a.  0.  19  ff.  Mohr,  Die  Finanzyerwaltung  d.  Gra&ch.  Luzemborg 
(Staatsw.  Studien  4,  3.  1892).  Bibzler,  Geschichte  Bayerns  2,  171.  530.  3,  671  ff. 
Frbnsdorff,  Recht  der  Dienstmannen  von  Köln  16.  24.  63.  Lampbboht,  Wirtschafts- 
leben 1,  823.  1426  ff.     Waitz  7,  311  ff.    Weiland,  Const.  1,  182  f. 

*^  In  den  geistlichen  Ffirsteutfimem  war  das  Kämmereramt  ursprünglich 
regelmäßig  in  den  Händen  eines  Geistlichen.  Seit  der  staufischen  2^it  wurden 
die  vier  Ämter  durchweg  erblich  verliehen,  die  übrigen  Hof&mter  dagegen  durch 
mderruflich  angestellte  Beamte  verwaltet.  Vgl.  Franklin,  Sent  Nr.  129—137. 
Weiland  1,  424. 

49  Ygi^  y  Wretsohko,  a.  a.  0.  127  ff.  145  ff.  v.  Lüschim,  Gerichtswesen 
Österreichs  251  ff.     Rosentual,  a.  a.  0.  229  ff. 
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Osterreich,  zu  der  Trennung  des  Amtes  in  ein  Hofmarschall-  und  ein 
Landmarschallamt  ^^.  Als  Haupt  des  gesamten  Hofpersonals,  vielfach  zu- 
gleich als  oberster  Minister  und  Stellvertreter  des  Landesherm  in  der 
gesamten  Regierung,  erscheint  seit  dem  13.  Jahrhundert  der  Hofimeister, 
der  insoweit  Hof-  und  Landesbeamter  (Landhofmeister)  in  einer  Person 
war*^  Der  Kanzler  (Protonotar,  oberster  Schreiber)  gehörte  bis  zur 
zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  stets  dem  geistlichen  Stande  an;  im 
Rate  des  Fürsten  und  in  allen  Regierungsangelegenheiteu  stand  er  neben 
dem  Hofmeister  und  Marschall  in  erster  Reihe '^^  Außer  den  Genannten 
gab  es  noch  andere  höhere  Hofbeamte  von  mehr  oder  weniger  unbe- 
stimmter Stellung,  wie  den  Jägermeister,  den  Hof  kaplan,  ferner  die  „Hof- 
reiter*'  und  den  „Ministerial",  die  je  na<5h  Bedürfnis  zu  den  verschieden- 
sten Aufträgen  verwendet  wurden.  Der  „Hofrat"  oder  „heimliche  Rat" 
umfaßte  die  verschiedenen  Hof  beamten  und  wen  der  Fürst  sonst  seines 
Vertrauens  würdigte;  den  Charakter  eines  geschlossenen  Regierungskolle- 
giums (Kammer),  das  zugleich  neben  dem  fürstlichen  Hofgerichte  oder 
statt  desselben  als  Kammergericht  dienen  konnte,  haben  die  Hofräte  nicht 
vor  dem  15.  Jahrhundert  angenommen". 

4.  Die  Gerichtsverfassung".  Der  Übergang  der  vollen  Gerichts- 
hoheit auf  die  Fürsten  (S.  565  f.)  hatte  für  die  Gerichtsverfassung  in  den 
Territorien  eine  doppelte  Wirkung,  indem  er  in  den  oberen  Kreisen  einer 
mehr  staatlichen,  in  den  unteren  einer  feudalen  oder  patrimonialen  Ent- 
wickelung  zu   gute  kam.    Der  staatliche   Charakter   des  Gerichtswesens 


*°  Vgl.  V.  Wbbtschko  57  flF.  v.  Luschin,  Gerichtsw.  82  ff.  In  Holstein  nahm  der 
Overbode,  in  Ostfalen  der  Schultheiß  als  Bannerträger  (signifer)  und  Haupt  des 
Adels  bis  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  eine  SteUung  ein,  die  der  des  Marschalls  in 
mancher  Beziehung  entsprach,  er  war  aber  Landes-,  nicht  Hof  beamter.  Auch  bei 
den  Friesen  stiegen  einige  Grietmänner  zu  der  Stellung  von  Landesführem  empor. 
Vgl.  S.  555.  557. 

^^  Vgl.  Sbbligeb,  Hofmeisteramt  6  ff.  34—57.  Rosenthal,  a.  a.  0.  239  ff. 
Maubbb,  a.  a.  0.  2,  226.  230  ff.  265.  Lamphecht,  a.  a.  0.  1,  1435  ff.  In  Branden- 
burg wurde  das  Hofmeisteramt  unter  den  HohenzoUern  wieder  auf  die  reinen  Hof- 
angelegenheiten beschränkt,  während  es  unter  den  Witteisbachern  auch  in  allen 
Landesangelegenheiten  die  erste  Stelle  eingenommen  hatte.  Vgl.  Isaaosohn,  a.  a.  0. 
1,  7  f.  Besondere  Verhältnisse  brachten  es  mit  sich,  daß  in  Baiern  im  14.  und 
15.  Jahrhundert  wiederholt  ein  herzoglicher  Statthalter  mit  außerordentlicher  VoU- 
macht  („Hauptmann",  „Pfleger  in  Baiem*')  eingesetzt  wurde.    Vgl.  Bibzler  3,  670  f. 

»»  Vgl.  Maurer,  a.  a.  0.  1,  220  ff.  Riezler,  a.  a.  0.  2,  174.  532.  3,  678. 
Lamfrecht,  a.  a.  0.  1,  1432  ff.  1441  ff.  Isaacsohn,  a.  a.  0.  1,  16  f.  Rosenthal, 
a.  a.  0.  265  ff.  Lewinski,  Die  brandenb.  Kanzlei  u.  d.  Urkundenweeen  von  1411 
bis  1470,  Straßb.  1893.     Posse,  Lehre  v.  d.  Privatorkunden  167  f.  171  ff. 

"  Vgl.  S.  595.  V.  Maurer,  a.  a.  0.  2,  239  f.  Riezler  2,  174.  508  f  3,  675  f. 
BoRMHAK  1,  190.  Isaacsohn  1,  28  ff.  Kuhns,  Gerichtsverfassung  der  Mark  Branden- 
burg 1,  230  ff.  V.  Luschin,  Gerichtsw.  98  f.  v.  Wretschko  149  ff.  Lamprecht,  a. 
Ä.  0.  1,  1438  ff. 

**  Vgl.  §  49  und  die  S.  538  f.  und  550  angefahrte  Litteratur.  v.  Luschin,  Ost 
Keichsg.  192  ff.    v.  Wrbtschko  HO  ff. 
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wurde  gefordert,  seit  es  den  Fürsten  gestattet  war,  heimgefallene  Graf- 
schaften einzuziehen  und  die  Richterstühle,  statt  belehnter  üntergrafen, 
niit  Beamten  zu  besetzen,  so  daß  die  Fürsten  aus  bloßen  Obergrafen  zu 
unmittelbaren  Gerichtsherren  wurden,  also  allgemein  eine  Stellung  er- 
langten, wie  sie  früher  nur  den  Herzogen  und  Markgrafen  zugekommen 
war.  Indem  andererseits  die  reichsgesetzlichen  Beschränkungen  der  Teilung 
und  Aft^rrerleihung  der  Gerichte  in  Wegfall  kamen,  wirkten  in  den 
unteren  Kreisen  die  feudalen  Elemente  in  verstärktem  Maße  fort  und  die 
niederen  Gericht<e  verloren  vielfach  die  Verbindung  mit  dem  Staate  fast 
ganz.  Im  einzelnen  waren  die  Veränderungen,  denen  die  öffentliche  Ge- 
richtsver&ssung  seit  dem  13.  Jahrhundert  unterlag,  von  unübersehbarer 
Mannigfaltigkeit  Ihnen  zu  folgen  muß  der  partikularen  Rechtsgeschicbte 
überlassen  bleiben.  Hier  sind  nur  die  mehr  oder  weniger  überall  hervor- 
tretenden Grundzüge  hervorzuheben. 

Die  erste  Veränderung  betraf  die  ausschließlich  durch  sachliche  Zu- 
ständigkeit begründete  Unterscheidung  der  höheren  und  niederen  Gerichte, 
die  infolge  der  karolingischen  Einrichtungen  eine  wesentliche  Grundlage 
der  gesamten  Gerichtsverfassung  bildete.  Den  Land-  oder  Grafen- 
gerichten (iudicia  maiora)  standen  die  Niedergerichte  (iudicia  minora) 
als  die  ordentlichen  Gerichte  für  Klagen  um  Schuld,  mit  Einschluß  der 
Bußesachen  und  der  Klagen  um  fahrende  Habe,  gegenüber  ^^  Das  Nieder- 
gericht des  fränkischen  und  alamannischen  Rechtes  war  das  Zentgericht 
oder  die  Zent  {centa),  dem  bei  den  Sachsen  das  Goding  oder  Gogerichty 
bei  den  Friesen  das  Schulzengericht  entsprach.  Richter  war  der  Zent- 
graf  {centurio),  Hunne,  Schultheiß  oder  Schulze,  bei  den  Sachsen  der 
Gograf  {tribunuij^^.  Die  Ernennung  desselben  stand  ausschließlich  dem 
Landesfürsten  oder  einem  von  diesem  belehnten,  vom  Reiche  mit  dem 
Königsbanne  ausgestatteten  Untergrafen  zu^^.    Bis  zum  13.  Jahrhundert 


^  In  Friesland  war  das  Niedergericht  auch  in  Immobiliarsachen  suBtftndig. 

"  Vgl.  S.  171.  556  f.  564.  Wattz  8,  86  f.  Thudichum,  Gau-  u.  Markverfassong 
45  £F.  v.  Wyss,  Zeitochr.  f.  schw.  R.  18,  140  ff.  (Abhandl.  291  ff.).  Schröder,  Ger.- 
Verf.  54  ff 

"  Vgl.  Stat.  i.  fav.  pr.  7:  Ceniumgravii  recipiant  eentus  a  domino  terre  vel 
ab  eo,  qui  per  dominum  terre  fuerit  infeodatue,  v.  d.  Berqh,  Oork.-B.  v.  HoU.  en 
Zeel.  2,  876  (1292).  Innerhalb  der  Würzbarger  Diözese  wurde  dem  Bischof  von 
Würzburg  als  Inhaber  des  Landfriedensgerichtes  (S.  549)  unter  Umstoßung  eines 
entgegenstehenden  Reichsurteiles  von  1160  (Franklin  Nr.  74^)  durch  Privileg  von 
1168  (Altmann  u.  Berkhbiii'  279)  das  Recht  zugesprochen,  daß  innerhalb  seiner 
ganzen  Diözese,  also  auch  in  den  nicht  zu  seinem  Territorium  gehörigen  Graf- 
schaften, niemand  ohne  seine  Zustimmung  Zenten  einrichten  oder  Zentgrafen  ein- 
setzen dürfe  {centurias  faeiat  vel  eentgravios  conettiuat,  niet  concessiane  epieeapi 
ducis  IVirzeburgensis).  Vgl.  v.  Zallikobr,  Würzb.  Herzogtum  3  f.  38  ff.  Zuweilen 
begegnen  infolge  eines  Kondominatverhältnisses  (S.  580)  auch  wohl  zwei  Beamte 
nebeneinander,  von  denen  dann  wohl  der  eine,  weil  er  sich  aktiver  Amtshand- 
lungen zu  enthalten  und  mit  dem  bloßen  Mitvorsitze  zu  begnflgen  hat,  als  „schwel- 
gender'*  Richter  (Horcher,  Lusterer)  bezeichnet  wird.  Vgl.  Thudichum,  Qau-  u. 
Markverfassung  47.     Grimm,  Weistümer  7,  276. 


§  50.    Die  Territorien.    4.  CrerichtsverfassoDg.  593 

wurde  der  Mederrichter,  dessen  Emennnng  vielfach  noch  in  alter  Weise 
eine  Wahl  des  Dingvolkes  zur  Voraussetzung  hatte*®,  durchaus  als  Be- 
amter behandelt;  seitdem  aber  wurde  es  mehr  und  mehr  üblich,  das  Amt 
zu  Lehen  zu  geben '^.  Der  Niederrichter  war  nur  das  Organ  des  Grafen, 
wie  dieser  das  des  Königs;  wie  die  Anwesenheit  des  Königs  das  Gericht 
des  Grafen  niederlegte  (S.  539),  so  die  des  Grafen  das  des  Niederrichters  ^. 
Dem  Bechtszuge  von  dem  Grafendinge  an  den  König  entsprach  der  von 
dem  Niedergericht  an  den  Grafen:  das  Landgericht  war  das  Obergericht 
für  die  ihm  untergeordneten  Niedergerichte  ^^  Mit  dem  Reiche  standen 
die  letzteren  in  keinem  Zusammenhange,  sie  trugen  durchaus  einen  terri- 
torialen Charakter;  die  Organisation  der  Niedergerichte  war  ein  aus- 
schließliches Recht  des  Landesherm®*.  Das  Niedergericht  war  das  ge- 
botene Gericht  der  karolingischen  Verfassung  (S.  169),  wurde  aber  bei 
den  Sachsen  nicht  als  Schöffengericht,  sondern  als  Vollgericht  abgehalten, 
wobei  wohl  ein  durch  den  Richter  gebildeter  Ausschuß  aus  der  Mitte 
des  Dingvolkes  oder  ein  einzelner  dazu  aufgeforderter  Dingmann  das 
Urteil  fand»». 

In  den  grundherrlichen  Grafschaften,  d.  h.  den  in  den  Besitz  der 
hohen  Gerichtsbarkeit  gelangten  Lnmunitaten,  nahm  das  von  dem  Stifts- 
yogt  abgehaltene  Vogtding  die  Stellung  des  Landgerichts  ein,  während 
das  Niedergericht  („Zwing  und  Bann**)  durch  seinen  Untervogt,  meistens 
aber  in  voller  Unabhängigkeit  von  der  Vogtei  durch  die  Grundherren  in 
Person  oder  durch  ihre  Meier  (villici)  verwaltet  wurde.  Die  letzteren 
wurden  dadurch  zu  Hofschulzen  oder  Schultheißen  (centuriones,  tribuni) 
erhoben,  falls  die  GrundherrschafI;  es  nicht  vorzog,  für  die  gesamte  Ge- 
richtsverwaltung eigene  Hofschulzen  einzusetzen,  was  die  Degradation  der 
Meier  zu  bloßen  Wirtschaftsbeamten  bedeutete®*. 

Seit  dem  Anfange  des  13.  Jahrhunderts  vollzog  sich  fast  allgemein 
eine  höchst  bedeutsame  Veränderung  der  Gerichtsverfassung  in  der  Weise, 
daß  die  karolingische  Scheidung  der  Gerichte  nach  Sachen  einer  solchen 

^  Vgl.  S.  126.  131.  SoHBÖDBR,  Gerichtsverfassung  68  f.  Likdner,  Veme  321. 
Thudichüm,  Zur  RG.  d.  Wetterau  2,  10.  13.  Wippebmank,  Zur  St.-  u.  RG.  d.  Wettorau 
39.  43.     GaiMM,  Weistfimer  3,  659. 

^  Die  bairischen  Gesetze  von  Ranshofen  (MG.  Leg.  3,  484)  sprechen  bereits 
von  einem  beneficium  des  centurio.  Das  Stat  i.  fav.  pr.  (Anm.  90)  unterscheidet 
zwischen  eenUa  liberis  und  infeodaiis.  Der  Sachsenspiegel  (I.  56.  58,  §  1)  kennt 
belehnte  Gografen  erst  in  den  jüngeren  Zusätzen.    Vgl.  Schröder,  a.  a.  0.  63  f. 

*0  Vgl.   Ssp.  L   ÖS,  §  2.  "   Vgl.   SOHBÖDER  64. 

••  Vgl.  Anm.  57.  Stat.  i.  fav.  pr.  8:  Locum  cente  nemo  mutabit  sine  ean- 
sensu  domini  terre, 

»•  Vgl.  Schröder  57.  BiUwärder  Recht  c.  17  (Lafpenrero,  Stadt-,  Schiff-  u. 
Landrechte  Hamburgs  327). 

^  Vgl.  Waitz  7,  815  ff.  8,  70  f.  75  ff.  v.  Wyss,  Zeitschr.  f.  schw.  R.  17,' 40  f. 
Hettsler,  ürspr.  der  Stadtverfassung  132  ff.  v.  Maurer,  Fronhöfe  4,  85  ff.  104  ff. 
159  f.  Lamprecht,  Wirtschaftsleben  1,  734  ff.  1056  ff.  1126.  Zöppl,  Altertümer 
1,  15  ff.  A.  Schulte,  Gilg  Tschudi  (Abdr.  a.  d.  JB.  f.  Schweiz.  Gresch.  1893) 
98  f.  106  ff. 

R.  SCHRÖDSB,  Deutsche  Bechtogeschichte.    S.  Aufl.  3S 
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nach  Personen  wich.  Indem  sich  der  Adel  und  bald  auch  der  niedere 
Ritterstand  von  den  Niedergerichten  gänzlich  zurückzog,  gestalteten  sich 
die  Landgerichte  zu  reinen  Adel^erichten;  sie  wurden  zu  ordentlichen 
Gerichten  für  den  gesamten  Landesadel  sowie  für  die  höhere  Geistlichkeit 
und  die  Städte®*^.  Andererseits  erwarben  die  Niedergerichte  den  Blutbann 
über  die  gesamte  übrige  Bevölkerung,  mehr  und  mehr  auch  die  Gerichts- 
barkeit über  bäuerliches  Eigen  ^^.  Man  unterschied  daher  nur  noch  höhere 
und  niedere  Landgerichte,  deren  sachliche  Zuständigkeit  wesentlich  die- 
selbe war  und  deren  Unterscheidung  in  erster  Reihe  auf  den  verschiedenen 
Personenkreisen,  die  vor  ihnen  ihren  ordentlichen  Gerichtsstand  hatten, 
beruhte.  Die  höheren  Landgerichte  behielten  jedoch  den  Charakter  als 
Berufungsinstanz  für  die  niederen.  Zur  Zeit  des  Sachsenspiegels  war  diese 
Umbildung  in  der  Hauptsache  schon  vollzogen,  wir  erkennen  sie  ebenso 
in  der  Gerichtsverfassung  der  Marken  und  des  Herzogtums  Österreich  ^^ 
Ihren  allgemeinen  Charakter  bezeugt  die  reichsgesetzliche  Anerkennung 
der  Exemtion  des  Adels  (§  49,  n.  203)  von  den  Zentgerichten,  Statutum 
in  favorem  principum  c.  9:  Ad  centas  nemo  sinodaUs  vocetur. 

Unter  den  höheren  Landgerichten  vollzog  sich  bald  eine  Scheidung 
der  unter  der  persönlichen  Leitung  des  Landesherm  verbliebenen  von 
denen  ihrer  Beamten.  Da  die  letzteren  nur  im  Namen  des  Fürsten  ihres 
Amtes  walteten,  so  war  dasselbe  niedergelegt,  sobald  der  Fürst  persönlich 
anwesend  war  und  den  Vorsitz  übernehmen  wollte.  Je  seltener  aber  das 
Bereisen  des  Landes  durch  die  Fürsten  zu  den  Zwecken  der  Rechtspflege 
wurde,  desto  bedeutender  traten  diejenigen  Gerichte,  denen  die  Fürsten 
ihre  persönliche  Fürsorge  erhielten,  vor  den  übrigen  hervor.  Wahrend 
die  letzteren  meistens  entweder  ganz  abkamen  oder  nur  noch  in  langen 
Zwischenräumen,  zuweilen  in  mehrjährigem  Wechsel,  zu  bestimmten 
Zwecken  (so  zum  Zwecke  des  Weistums)  zusammentraten,  entwickelte 
sich  das  von  dem  Landesherm  persönlich  verwaltete  Landgericht,  indem 
es  von  seiner  bisherigen  echten  Dingstatt  an  den  Hof  gezogen  wurde,  zu 
einem  fürstlichen  Hofgerichte,  das  gleichzeitig  ordentliches  Gericht  für 
die  eximierten  Stände  und  Berufungsinstanz  für  alle  übrigen  Gerichte  des 
Landes  war®®.  Man  darf  annehmen,  daB  die  landesherrlichen  Hofgerichte, 

**  Vgl.  Schröder,  Grerichtsverfassung  53.  56.  65. 

^  Dabei  behielt  sich  der  Landesherr  als  Trftger  der  gräflichen  Gerichtsbarkeit 
zunächst  noch  das  Eecht  des  ^^letzten  Urteils'^  vor,  indem  das  vor  dem  niederen 
Richter  gefundene  Urteil  seines  Rechtsbefehls  bedurfte.  Vgl.  §  49,  n.  106.  n.  158. 
ScHBöDEB,  a.  a.  0.  59  ff.;  Der  ostfälische  Schultheiß  1  f.  13.  Riedel,  Mark  Branden- 
burg 2,  421.  478  f.     Kuhns,  a.  a.  0.  1,  202. 

"  Vgl.  S.  560  ff.  Schröder,  Gerichtsverfassung  59  ff.  65  ff.  Die  branden- 
burgischen Vogtdinge  waren  ursprünglich  nichts  anderes  wie  Grogeiichte  und  haben 
sich  in  derselben  Weise  wie  diese  zu  niederen  Landgerichten  fortgebildet.  Vgl. 
KttHNs,  a.  a.  0.  1,  144  f.  2,  21  ff.  v.  Luschin,  Grerichtsw.  134 ff.  Lua>NEa,  Veme 
821.  TauDiCHUM,  Gau-  u.  Markverfassung  54.  v.  Zallinger,  Würzburg.  Herzog- 
tum 34  f.     Schröder,  ZRG.  24,  244. 

•*  Vgl.  Schröder,  Gerichtsverfassung  54.    G.  Meyer,  Deutsches  Staatsrecht^ 
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soweit  sie  nicht,  wie  in  den  Stammesherzogtümern,  der  Landgrafschaft 
Thüringen  und  dem  Herzogtum  Würzbnrg,  ans  ehemaligen  Landfriedens- 
gerichten hervorgegangen  waren  *•,  sämtlich  auf  die  angegebene  Weise 
aus  Landgerichten,  die  an  den  Hof  gezogen  wurden,  entstanden  sind. 

Soweit  die  Fürsten  den  Vorsitz  im  Hofgerichte  nicht  selbst  einnahmen 
oder  sich  durch  einen  besonderen  Delegirten  vertreten  ließen^®,  wurden 
die  Hofgerichte  durch  standige  Hofrichter  (in  Baiem  die  Tiztume)  ver- 
waltet. Die  Verhandlungen  erfolgten  in  der  allgemeinen  Weise  mit  Frage 
und  Urteil,  meistens  aber,  unter  Beseitigung  der  Schöffenverfassung,  durch 
Urteilerkollegien  die  in  jeder  Tagung  besonders  durch  den  Richter  ge- 
bildet wurden.  Die  Mitglieder  derselben  mußten  dem  Adel,  mindestens 
dem  Ritterstande  angehören  ^^  Die  landgerichtliche  Dingpflicht  kam  bei 
den  Hofgerichten  in  Wegfall.  In  Angelegenheiten  von  allgemeinerer  Be- 
deutung wurden  die  Landtage  als  außerordentliches  Gericht  verwendet^*. 

In  den  durch  Appellationsprivilegien  gegenüber  den  Reichsgerichten 
abgeschlossenen  Territorien,  zumal  den  Kurfürstentümern,  bildete  sich  an 
Stelle  des  Rechtszuges  an  das  Reichshofgericht  mehrfach  ein  solcher  von 
dem  fürstlichen  Hofgericht  an  die  Person  des  Landesherm,  der  in  solchen 
Fällen  seinen  Hofrat  als  Urteilerkollegium  zuzuziehen  pflegte.  So  ent- 
standen, den  reichsgerichtlichen  Vorgängen  (S.  546  f.)  voUkonmien  parallel, 
auch  in  einzelnen  Territorien  neben  den  Hofgerichten,  die  einen  vor- 
wiegend ständischen  Charakter  trugen,  zum  Teil  auch  an  ihrer  Stelle 
oder  als  höchstes  Instanzgericht  über  ihnen,  fürstliche  Eammergerichte 
oder  Kanzleien,  in  denen  statt  des  Landesherrn  auch  wohl  der  Hofmeister 
den  Vorsitz  führte,  während  die  Räte  weniger  dem  Landesadel  als  viel- 
mehr dem  Stande  der  Rechtsgelehrten  entnommen  wurden^'. 

Nachdem  die  niederen  Landgerichte  (Zent-,  Go-  oder  Vogtei- 
gerichte, Hunddinge,  HunMuelgedinge),-  abgesehen  von  ihrer  Beschränkung 
auf  die  nichteximierte  Bevölkerung  und  den  ehemaligen  Niedergerichts- 
sprengel (Zent,  Go)  mit  einer  einzigen  Dingstatt,  ganz  an  die  Stelle  der 
früheren   Grafengerichte    getreten    waren    (daher    ihre   Bezeichnung    als 

S06;  Kr.  VJSchr.  32,  136  f.  Siegel,  RG.»  325.  Kuhns,  a.  a.  0.  1,  234  f.  v.  Below, 
G^tt.  gel.  Anz.  1890,  S.  318.  Über  die  Organißation  der  Hofgerichte  vgl.  noch 
V.  LuscHiN,  a.  a.  0.  66  ff.  Dopsch,  Entst.  d.  Ost.  Landr.  76  ff.  v.  Posbrk-Klett, 
a.  a.  O.  52  ff.  58  ff. 

*»  Vgl.  S.  547  ff.  Rosenthal,  a.  a.  0.  1,  108  ff.  Dem  Gerichte  des  Würz- 
burger Bischofs  wurde  schon  1168  neben  den  Landfriedenssachen  die  volle  Zu- 
ständigkeit in  allen  Sachen  der  hohen  Gerichtsbarkeit  für  die  ganze  Diözese  zu- 
erkannt; den  Grafschaftegerichten  verblieben  nur  die  nicht  den  Landfrieden  be- 
rOhrenden  Blutsachen.     Vgl.  v.  Zallikger,  a.  a.  0.  24  ff.  31. 

'«  Vgl.  ZRG.  13,  205. 

^'  Doctores  iuris  wurden  zum  Adel  gezählt.    Vgl.  S.  444. 

"  Vgl.  Gibrke,  Genossenschaftsrecht  1,  566.  Kuhns  1,  230.  v.Below,  a.  a.O.  316. 

^*  Vgl.  Kuhns,  a.  a.  0.  1,  231  ff.  v.  Luschtn,  Gerichtsw.  95  ff.  Rosenthal, 
a.  a.  0.  1,  134  ff.  G.  Meyer,  Kr.  VJSchr.  32,  138  f.  Stölzel,  Entwickelung  des 
gelehrten  Richtertums  1,  244  f.  247  ff.  399  ff.;  Brandenburg -Preußens  Rechtsver- 
waltung u.  Rechts  Verfassung  (1888)  1,  84  ff.     Bornhak,  a.  a.  0.  1,  190  f. 

38* 
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„Hochgerichte"),  bildeten  sich  unter  denselben  für  die  Handhabung  der 
niederen  Gerichtsbarkeit  alsbald  neue  Untergerichtsbezirke,  die  sich 
regelmäßig  auf  einzelne  Kirchspiele  oder  Dorfschaften  (mit  Einschluß 
etwaiger  Tochterdörfer)  erstreckten'*  Derselbe  Prozeß  vollzog  sich  in 
Baiem,  wo  die  ursprünglich  mit  der  gesamten  hohen  wie  niederen  Ge- 
richtsbarkeit befaßten  Landgerichte  die  niedere  Gerichtsbarkeit  an  Dorf- 
gerichte und  grundherrliche  Hofmarken  abgaben '^  An  der  Spitze  des 
Kirchspiel-,  Dorf-,  Zenderei-  oder  Hofmarkgerichtes  stand  der  Schulze 
(Dorf-  oder  Zentgraf,  Zender,  centenarius,  centurio,  Hunne,  Heimburge, 
Bauermeister),  häufig  in  alter  Weise  auf  Wahl  der  Gemeinde  von  dem 
Gerichtsherrn  eingesetzt,  ebenso  häufig  aber,  in  manchen  Gegenden  regel- 
mäßig (namentlich  im  Nordosten),  als  erblicher  Lehnschulze.  Vielfach 
erwarben  die  Dorfgerichte  auch  die  Gerichtsbarkeit  über  bäuerliches  Eigen, 
80  daß  die  Landgerichte  auf  die  peinliche  Gerichtsbarkeit  und  das  Weis- 
tum  beschränkt  blieben '^  Die  Gerichtsversammlungen  wurden  in  Land- 
wie- Dorfgerichten  teils  als  echte,  teils  als  gebotene  Dinge  abgehalten,  zu 
denen  in  Strafsachen  noch  die  Notgerichte  traten.  Die  gebotenen  Dinge 
der  Dorfgerichte  beschränkten  sich  vielfach  auf  Akte  der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit, zu  denen  auch  Auflassungen  von  Grundstücken  gehörten. 
Bei  beiden  Gerichten  urteilten  Schöffen  oder  für  das  einzelne  Ding  er- 
nannte Urteiler,  doch  kamen  auch  Gerichte  vor,  in  denen  das  gesamte 
Dingvolk  zu  urteilen  hatte.  Die  Bichter  der  Untergerichte  dienten  häufig 
zugleich  als  Schöffen  oder,  nach  dem  Vorgänge  der  fränkischen  dentena- 
rien,  als  Fronboten  im  Hochgericht '^ 

In  voller  Parallele  zu  der  hier  geschilderten  Entwickelung  standen 
die  hohen  und  niederen  Vogteien,  zumal  nachdem  die  ersteren  größten- 
teils durch  Abgabe  der  Immobiliarprozesse  an  den  Grundherrn  ebenfalls 
zu  reinen  Blutgerichten  geworden  waren.  Je  mehr  die  Landgerichte 
durch  Exemtionen  und  Teilungen  zerstückelt  wurden,  desto  mehr  näherten 


^*  Vgl.  Maüheb,  Dorfverfassung  2,  115  ff.  In  den  Mosellanden  wurden  die 
neuen  Untergerichte  wieder  als  Zenten  (Honschaften,  Zendereien)  bezeichnet  Vgl. 
Lamprecht,  Wirtschaftsleben  1,  172.  205.  224  ff.  244  ff.  ZRG.  24,  245.  Über  frie- 
sische Kirchspielgerichte  vgl.  S.  558  n. 

"  Vgl.  Rosenthal  1,  189  ff.  204  ff.  Riezleb,  a.  a.  0.  3,  701  ff.  v.  Below, 
Gott.  gel.  Anz.  1890,.  S.  320  f.  v.  Luschin,  Gerichtsw.  146.  In  Brandenburg  be- 
hielten die  Dorfgerichte  als  solche  ihre  ursprüngliche,  nur  noch  auf  die  freiwillige 
Gerichtsbarkeit  in  Immobiiiarsachen  ausgedehnte  Zuständigkeit  (S.  599),  so  daB  die 
ordentliche  Gerichtsbarkeit  über  die  nichteximierten  Klassen  schlechthin  den  Vogtei- 
gerichten verblieb.  Indem  es  aber  den  Grundherren  gelang,  die  Vogteigerichte- 
barkeit  für  sich  zu  erwerben,  wurde  es  mehr  und  mehr  üblich,  die  Ausübang  der- 
selben den  Schulzen  zu  übertragen,  so  daß  die  davon  berührten  Dorfgerichte  den 
Charakter  patrimonialer  Vogteigerichte  erhielten.  Vgl.  Bornhak,  a.  a.  O.  1,  9  ff.  19. 
32.  35  ff  119.  127. 

"  Vgl.  v.  Luschin  150.  Kuhns  1,  147  f.  161.  248.  Lamprecht  1,  172.  200. 
205.     ZRG.  24,  245. 

"  Vgl.  Lamprecht  1,  172.  205.  216  ff.  Thudichum,  Gau-  u.  Markverfassung  48. 
ZRG.  24,  245. 
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sie  sich  den  Hochgerichten  der  Vögte.  Der  unterschied  wurde  völlig 
verwischt;  seit  es  Gebrauch  geworden  war,  die  Landgerichte  nicht  mehr 
mit  Beamten  zu  besetzen,  sondern  im  Wege  der  Belehnung,  Verpfandung 
oder  Veräußerung  zu  übertragen  ^^  Sie  verloren  dadurch  ihren  staat- 
lichen Charakter  und  wurden  zu  patrimonialen  Landgerichten,  die  Ge- 
richtsbarkeit erschien  als  ein  Ausfluß  der  Grundherrlichkeit,  als  reine 
Vogtei,  die  von  den  Fürsten  im  allgemeinen  nur  auf  den  Eammergütern, 
wo  sie  selbst  die  Grundherren  waren,  festgehalten  wurde  ^^.  Die  bisherigen 
Landrichter  (Zentgrafen,  Gografen,  Hografen,  Vögte,  Schultheißen)  hörten 
damit  auf,  staatliche  Beamte  zu  sein  und  wurden  zu  grundherrlichen 
Beamten  oder  Lehnstragem  oder  wichen  dem  Grundherrn  selbst,  der  ent- 
weder die  Gerichtsleitung  persönlich  übernahm  oder,  was  gegen  Ende  des 
Mittelalters  sehr  häufig  war,  die  Rechtspflege  überhaupt  ruhen  ließ.  Noch 
früher  waren  die  Dorfgerichte  zu  grundherrlichen  Gerichten  geworden 
und  mit  der  niederen  Vogtei  verschmolzen,  teils  indem  die  niedere  Ge- 
richtsbarkeit, wie  in  den  bairischen  Hofmarken,  schlechthin  den  Grund- 
herren anf  ihren  Besitzungen  übertragen  wurde,  teils  indem  die  mit  der 
Gerichtsbarkeit  Belehnten  ihre  Gerichtsherrlichkeit  zu  voller  Grundherr- 
llchkeit  umzugestalten  wußten  ^^.  Nicht  selten  gelang  es  den  Nieder- 
gerichtsherren, für  ihre  Dorf-  oder  Hofmarkgerichte  auch  den  Blutbann 
zu  erworbenes  so  daß  dem  Landesherm  nur  noch  die  peinliche  Gerichts- 
barkeit auf  den  Straßen,  als  sogenanntes  „Straßengericht'',  verblieb  ^^  Da 
auch  die  Dorfgerichte  keine  unteilbare  Einheit  bildeten,  so  konnten  die 
verschiedenen  Gehöfte  eines  Dorfes  unter  ebenso  vielen  verschiedenen 
Gerichtsherren  stehen. 

Diesem  Wüste  gegenüber  wurde  nur  noch  durch  die  oberen  Landes- 
und Reichsgerichte  und  die  in  ihrer  alten  Verfassung  gebliebenen  könig- 
lichen Landgerichte  eine  gewisse  Einheit  und  Sicherung  der  Rechtspflege 
gewährleistet.  Aber  auch  manche  Territorialgerichte,  die  durch  die  Gunst 
besonderer  Verhältnisse  ihre  alte  Stellung  und  Verfassung  bewahrt  hatten, 
gelangten  zu  einer  erweiterten  Zuständigkeit,  indem  sie  unter  dem  Drange 
der  Umstände  vielfach  von  fremden  Gerichten  um  Rechtsbelehrungen 
angegangen  wurden,  woraus  sich  allmählich,  ohne  sonstige  amtliche  Be- 
ziehung, eine  wahre  Oberhofstellung  entwickelte®'. 


^«  Vgl.  V.  Wybs,  Zeitschr.  f.  schw.  R.  18,  176  ff.  (Abhandlungen  327  ff.). 

'»  Vgl.  Lamprecht  1,  1185  ff.  *»  Vgl.  v.  Maurer,  Fronhöfe  4,  84  ff. 

8*  Vgl.  Lamprecht  1,  214.  228.     Rosenthal  1,  194. 

®*  Vgl.  S.  393.  Schröder,  LandeBhoheit  über  die  Trave  8  f.  Die  Land-  und 
Heerstraßen  wurden  als  unter  ständigem  Geleite  des  Landesherm  stehend  ange- 
sehen, so  daß  der  Bruch  des  Straßenfriedens  seiner'  Gerichtsbarkeit  anheimfiel. 
Vgl.  £.  Mayeb,  ZoU,  Raufmannschaft  u.  Markt  388  f.  In  Österreich  gehörte  die 
Sicherheitspolizei  auf  den  Landstraßen  zu  den  Obliegenheiten  des  Marschalls.  Vgl. 
V.  Wbetschko,  a.  a.  0.  107. 

^  Über  die  fortdauernde  Gerichtsbarkeit  des  wttrzburgischen  „Landgerichts 
des  Herzogtums  Franken"  vgl.  v.  Zallinger,  a.  a.  0.  42  ff.  Rockixger,  Magister 
Lorenz  Fries  zum  fränkisch- wirzburg.  Rechts-  u.  Gerichtswesen,  Abh.  d.  Münch. 
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Neben  den  Gerichten  öffentlichen  Rechtes  bestand  in  den  Territorien 
eine  Reihe  von  Privatgerichten,  von  denen  hier  die  Lehnsgerichte,  die 
grundherrlichen  Hofgerichte,  die  Märkerdinge  und  die  Dorfgemeinde- 
gerichte hervorzuheben  sind.  Was  die  bereits  S.  575  besprochenen 
Lehnsgerichte  für  den  Bitterstand,  das  waren  die  grundherrlichen 
Hofgerichte  (Bau-  oder  Hubdinge,  Urbargerichte,  Hofsprachen)  für  die 
hintersässigen  Bauern  ^^  Nachdem  die  Grundherren  allgemein  die  niedere 
Gerichtsbarkeit  über  ihre  Hintersassen  erlangt  hatten,  fielen  auch  die 
Händel  der  Eigenleute  der  Gerichtsbarkeit  des  Vogtes  oder  Dorfschulzen 
anheim,  während  sie  in  peinlichen  Sachen  vor  die  hohe  Yogtei  oder  das 
öffentliche  Gericht  gehörten.  Dagegen  umfaßte  das  Hofgericht  des  Grund- 
herrn alle  die  hofhörigen  Güter  betreffenden  Streitigkeiten  unter  den 
Hofgenossen  oder  zwischen  diesen  und  dem  Herrn,  femer  Zinsversäumnis, 
schlechte  Wirtschaft,  Flurfrevel,  Investitur,  Auflassung  oder  Verpfandung 
von  Hofgütem,  Vereidigung  der  Hofgenossen,  Aufnahme  neuer  Hofgenossen, 
vormundschaftliche  Angelegenheiten  u.  dgL,  hinsichtlich  der  Leibeigenen 
und  Grundhörigen  außerdem  alles,  was  sich  auf  ihr  persönliches  Ab- 
hängigkeitsverhältnis zum  Herrn  bezog  (Verheiratung,  Erbrecht,  Buteü, 
Sterbfall,  Leibzins,  Frondienste,  Immobiliarveräußerungen,  Freilassungen 
u.  dgl.  m.).  Richter  war  der  Grundherr  selbst  oder  ein  Vertreter  des- 
selben, gewöhnlich  der  Meier  (villicus).  Urteiler  waren  die  Hofgenossen 
oder  aus  ihnen  entnommene  Schöffen.  Die  Hofgerichte  wurden  in  der 
Regel  zu  bestinunten  Zeiten,  als  echte  Dinge,  außerdem  nach  Bedür&iis 
als  gebotene  Dinge  abgehalten. 

In  Angelegenheiten  der  gemeinen  Mark  versammelten  sich  die  Mark- 
genossen jährlich  zu  bestimmten  Zeiten,  außerdem  nach  Bedürfnis  auf 
besonderes  Gebot,  zum  Märkerding^^  Dingpflichtig  waren  alle  Mark- 
genossen, dingberechtigt  auch  die  Grundherren,  deren  Hintersassen  zu 
den  Markgenossen  gehörten.  Richter  war  der  oberste  Märker  oder  sein 
Stellvertreter,  Urteiler  die  Gesamtheit  der  Markgenossen  oder  ein  Aus- 
schuß derselben  als  Markschöffenkollegium.  Die  Märkerdinge  waren  in- 
sofern heimliche  Gerichte,  als  allen  Nichtmarkgenossen  der  Zutritt  bei 
Strafe  versagt  war.  Die  Zuständigkeit  des  Märkerdinges  erstreckte  sich 
auf  alle  die  Almende  betreffenden  Händel  der  Markgenossen  und  auf  die 


Akad.  11  y  149  ff.  Über  ein  anderes  Gericht  vgl.  Kusch,  Das  Gaugericht  auf  der 
Müsinerwiese,  1870. 

"  Vgl.  V.  Maubeb,  Fronhöfe  4,  96  ff.  140  ff.  Lampeecht  1,  764  f.  993  ff.  1032  ff. 
GiERKS,  Genossenschaftsrecht  1,  168  f.  Heusleb,  Städte  Verfassung  135.  v.  Lübchin, 
Gerichtsw.  174  ff.  Thudichum,  Zur  Rechtsgeschichte  der  Wetteraa  1,  9.  2,  36. 
Wattz  8,  65.  73 f.  Grimm,  Weistümer  7,  270.  Wittich,  Entstehung  des  Meier- 
rechts, Zeitschr.  f.  Soc.  u.  Wirtsch. -Gesch.  2,  31  ff.;  Grundherrschaft  in  Nordwest- 
deutschland 294  f. 

**  Vgl.  S.  422.  V.  Maurer,  Gesch.  d.  Markverfassung  822—372.  Tbüdichüx, 
Gau-  u.  Markverfassung  135  flF.  Lamprecht  1,307.  313  f.  1079.  Giereb,  Genossen- 
schaftsrecht 1,  621  f.  Grimm,  Rechtsaltertümer  528  f.  770.  828.  841;  WeistOmer 
7,  318.     NooRDEWiER,  Nederduitsche  Regtsoudheden  223  f. 
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Harkfrevel,  zu  deren  Ragung  außer  den  Markbeamten  auch  die  einzelnen 
Markgenossen  verpflichtet  waren.  Die  Strafen  bestanden  teils  in  Yer- 
mögensbußen  (Markeinung),  teils  in  dem  Ausschlüsse  aus  der  Gemeinschaft 
(Verbot  der  Mark),  teils  in  Strafen  an  Leib  und  Leben,  die  mit  Oeld 
abgelöst  werden  konnten.  Das  Markerding  besaß  also  in  einer  bestimmten 
Elohtung  auch  das  Recht  des  Blutbannes.  Seine  Gerichtsbarkeit  be- 
schränkte sich  nicht  auf  den  Kreis  der  Markgenossen;  auch  Ausmärker 
konnten  wegen  Markfrevels  zur  Strafe  gezogen  werden.  Mit  der  Auftei- 
lung der  Marken  in  Sondermarken  gingen  die  gerichtlichen  Befugnisse 
der  Märkerdinge  häufig  auf  die  ordentlichen  Gerichte  über  oder  wurden 
mit  den  Baudingen  oder  Dorfgemeindegerichten  vereinigt®^. 

Eine  ähnliche  Aufgabe  wie  die  Märkerdinge  für  die  Almende  hatten 
die  Dorfgemeindegerichte  (Heimgereiden,  Bauersprachen),  die  in  erster 
Reihe  Feldrügegerichte  waren,  bei  dem  Vorhandensein  von  Dorfalmenden 
aber  zugleich  als  Märkerdinge  dienten ^^  Schon  früh,  wahrscheinlich 
unter  dem  Einflüsse  des  Gottesfriedens,  erhielten  diese  zunächst  auf  reine 
Eorporationsangelegenheiten  beschränkten  Gerichte  auch  eine  gewisse 
öffentlichrechtliche  Gerichtsbarkeit  über  Polizeivergehen  und  niedere  Frevel 
(falsches  Maß  und  Gewicht,  trockene  Schläge,  kleiner  Diebstahl),  später 
wurde  ihre  Zuständigkeit  vielfach  selbst  auf  Auflassungen  und  andere  Akte 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  ausgedehnte^.  Richter  war  der  Bauer- 
meister, Heimburge  oder  Dor&chulze.  Das  Urteil  fand  die  versammelte 
Gemeinde  oder  ein  Ausschuß  von»  DorfschöfFen.  Vielfach  trat  Verschmel- 
zung mit  Dorfcentgerichten  oder  grundherrUchen  Hofgerichten  ein. 

5.  Die  niedere  Verwaltungsorganisation®®.  Für  die  Entwicke- 
lung  der  Territorien  zu  wahren  Staatsgebilden  war  es  von  entscheidender 
Bedeutung,  daß  das  Verschwinden  der  königlichen  Bannleihe  und  die 
Aufhebung  des  Verbotes,  wonach  keine  Grafischaft  länger  als  Jahr  und 
Tag  un verliehen  bleiben  durfte,   die  Einziehung  und  Zerschlagung  der 

"  Vgl.  Lamprbcht  1,  SOeff.  1012. 

•^  Vgl.  V.  Maurer,  Dorf  Verfassung  2,  130  AT.  Lamprecht  1,  304  f.  v.  Bklow, 
Ursprung  der  Stadtverfassung  (1892)  74  f.  Seibbrtz,  Landes-  u.  RG.  Westfalens 
3,  888  f.     BoBNHAK,  a.  a.  0.  1,  9  ff.    Kl.  Kaiserrecht  2,  56. 

••  Vgl.  Weiland,  Const.  1,  591,  §  8.  Charakteristisch  ist  die  allmähliche 
Textgestaltung  im  Sachsenspiegel  (I.  18,  §  2.  68,  §  2.  II.  13,  §§  1.  2.  III.  86,  §  2). 
Vgl.  auch  BoBNHAK,  a.  a.  O,  1,  18  ff.    Kruse,  ZRG.  22,  204  ff. 

»»  Litteratur  S.  578  f.  und  Anm.  47.  Isaagbohn  1,  36  ff.  Bornhak  1,  23  ff.; 
Der  Einfluß  der  fremden  Rechte  auf  die  Gerichtsverfassung,  FDG.  26,  417  ff. 
Kuhns  1,  92  ff.  101  ff.  Lamprecht,  Wirtschaftsleben  1,  1287  ff.  1305  ff.  1357  ff. 
Körnicke,  Entstehung  und  Entwickelung  der  bergischen  Amtsverfassung,  Bonn. 
Diss.  1892.  Stölzel,  Entwickelung  des  gelehrten  Richtertums  1,  1872;  Branden- 
burg-Preußens Rechtsverwaltung  1,  146  ffl  Stintzino,  Zur  Geschichte  des  röm. 
Rechts  in  Deutschland,  Hist.  Zeitschr.  29,  408  ff.  Falck,  Schlesw.- holst.  Pr.-R. 
2,  267  ff.  3,  85  ff.  114  ff.  Stammler,  Recht  des  Breidenbacher  Grundes  (Gierke, 
Unters.  12)  7  f.  Fr.  v.  Sybel,  Chronik  der  Herrschaft  Gimbom-Neustadt,  1880, 
S.  11  f.  15  ff. 
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UntergrafschafteiL  und  ihren  Ersatz  dnrch  staatliche  Verwaltungssprengel 
ermöglichte.  An  die  Stelle  des  Feudalstaates  trat  der  Beamtenstaat^. 
Erleichtert  wnrde  dieser  Über^ng  durch  die  zahlreichen  Ministerialen,  da 
für  sie  die  Übernahme  von  Ämtern  nicht  bloß  im  Hofdienste,  sondern 
auch  in  allen  landesfürstlichen  Diensten  höherer  Art  eine  Pflicht  war^^ 

Bei  der  Landesorganisation,  wie  sie  sich  seit  dem  18.  und  14.  Jahr- 
hundert in  allen  größeren  Territorien  vollzog  und  bis  zum  16.,  in  ihren 
Grundzügen  sogar  bis  zum  18.  Jahrhundert  im  wesentlichen  unverändert 
erhielt,  macht  sich  ein  charakteristiscber  Gegensatz  zwischen  dem  Nord- 
osten und  dem  Westen  und  Süden  Deutschlands  bemerkbar.  In  den 
nordöstlichen  Territorien  hielt  man  in  althergebrachter  Weise  an  der 
Einheit  der  Rechtspflege  und  Verwaltung  fest;  die  Gerichtsbeamten  waren 
zugleich  Verwaltungs-,  Polizei-,  Finanz-  und  Militarbeamte,  und  die  Ver- 
waltungssprengel deckten  sich  durchaus  mit  den  Bezirken  der  niederen 
Landgerichte  (Vogteien,  Goe).  Wo  der  Landesherr  die  Vogtei  über  kirch- 
liche Stifter  besaß,  wurde  der  Vogteisprengel  ebenfalls  als  ein  staatlicher 
Verwaltungsbezirk  behandelt,  soweit  es  den  Stiftern  nicht  gelang,  derartigen 
Mediatisierungen  durch  den  Erwerb  von  Entvogtungsprivilegien  zu  begegnen. 

Erheblich  anders  war  die  Entwickelung  in  Westdeutschland, 
zumal  den  hessischen  und  rheinischen  Landen,  indem  hier  nicht  bloß  hin- 
sichtlich der  Beamten,  sondern  zunächst  auch  in  betreff  der  Amtssprengel 
durchaus  zwischen  Rechtspflege  und  Verwaltung  unterschieden  wurde. 
Ihren  Ausgang  hat  die  Organisation  der  «letzteren  von  den  landesherrlichen 
Burgen  (S.  513,  585)  genonmien.  Die  Burgvögte  [castellaniy  chastelcam) 
wurden  regelmäßig  aus  der  Reihe  der  ritterlichen  Burgmannen  {castreruesy 
castellani)  genommen,  die  sich  in  Eriegszeiten  (sonst  nur  auf  besonderen 
Befehl  des  Burgherrn)  zum  Besatzungsdienste  auf  der  Burg  einzustellen 
hatten.  Außerdem  waren  jeder  fürstlichen  Burg  gewisse  Ministerialen  zu 
ihrer  Verteidigung  im  freien  Felde  zugewiesen.  Der  Burgvogt  hatte 
seinen  ständigen  Wohnsitz  auf  der  Burg,  zu  deren  regelmäßiger  Besatzung 
außerdem  von  ihm  geworbene  und  besoldete  niedere  Burgleute  {burytere^ 
tiimknehte,  turrämte,  tumer,  porteruBre,  porzeruBre)  gehörten.  Der  Burg- 
vogt hatte  die  für  die  Burg  bestimmten  Burglehen,  die  zu  seiner  und 
der  Burgmannen  Besoldung  dienten,  zu  verwalten  oder  ihre  Verwaltung 
zu  beaufsichtigen,  auch  wurde  ihm  mehr  und  mehr  die  Verwaltung  oder 
Oberaufsicht  über  die  Lehen  der  Ministerialen  und  die  in  seinem  Bereiche 
belegenen  landesfürstlichen  Güter,  Forsten  und  nutzbaren  Regalien  über- 
tragen.   Je  weiter  sich  so  die  Burgbezirke  ausdehnten,  desto  niehr  traten 

^  FioKEB,  EntstehungBzeit  des  Sachseospiegels  180  f.,  vermutet,  daß  der  Be- 
ginn des  Umschlages  schon  in  dem  Stat  in  fav.  princ.  c.  6  (  Unusquisque  prineipum 
libertatiiyusy  iurisdtcttonibua,  comiiatibuSj  eentis,  sive  liberis  vel  infeodaiis,  utatur 
quiete  seeundum  terre  aue  consuetudineni  approbatam)  angedeutet  sei. 

"  Vgl.  S.  590.    V.  Bblow,  Landständ.  Verfassung  1,  16;  Gott  gel.  An«.  189 
S.  810  f.    Waitz  5«,  327.  362  ff.     Lamprecht,  Wirtschaftsleben  1,825.    Eosbnthaj  . 
a.  a.  0.  1,  591.     Dagegen  v.  Füeth,  Ministerialen  235. 
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die  militärischen  Aufgaben  des  Vogtes  zurück,  der  BurgYOgt  wurde  zum 
Amtmann  {officiatus^  offidalü^  droste,  hzndvoffei),  der  Burgbezirk  zum 
Amt  (in  Holstein  Landdrostei). 

Noch  mit  seiner  früheren  Stellung  hing  es  zusammen,  wenn  der 
Amtmann  in  Vertretung  des  Landesfürsten  den  Vorsitz  im  Burgmannen- 
gerichte einnahm,  innerhalb  seines  Amtes  das  Recht  des  Landesaufgebotes 
(Landfolge)  oder  des  „Glockenklanges"  ausübte  und  für  die  Wahrung  des 
Landfriedens  sorgte.  Dazu  trat  die  Verwaltung  der  Polizei  mit  dem 
Rechte  des  Gebotes  und  Verbotes  (Zwing  und  Bann)  und  die  Oberaufsicht 
über  alle  Angestellten  des  Amtes.  Richterliche  Befugnisse  hatte  der  Amt- 
mann von  Hause  aus  nicht,  da  aber  die  Gerichte  bei  Verhaftungen  und 
Urteilsvollstreckungen  seiner  Hand  bedurften,  so  kam  es  mehr  und  mehr 
dahin,  daß  die  verschiedenen  im  Amte  belegenen  Landgerichte,  unter 
Aufrechterhaltung  der  einzelnen  Dingstatten,  einem  gemeinschaftlichen 
Gerichtsbeamten  (Schultheiß,  Vogt,  Richter,  Dinger,  in  Holstein  Dingvogt) 
überwiesen  wurden,  der  als  Verwalter  der  Gerichtsgefälle  und  sonstigen 
öffentlichen  Einnahmen  zugleich  Unterbeamter  des  Amtmannes  war  und 
dessen  Aufsicht  unterstellt  wurde.  Die  Amtleute  selbst  haben  richterliche 
Stellung  erst  unter  dem  Einflüsse  der  Rezeption  der  fremden  Rechte 
erlangt,  doch  kam  es  vor,  daß  sie  in  Notgerichten,  hin  und  wieder  auch 
wohl  in  echten  Dingen  (Herrendingen)  den  Vorsitz  einnahmen®*. 

Die  Ausbildung  der  Amtsverfassung,  die  zuweilen  auch  von  befestigten 
„Freiheiten'^  (Märkten)  ihren  Ausgang  genommen  hat,  fallt  im  allgemeinen 
in  die  Zeit  von  der  Mitte  des  13.  bis  zur  Mitte  des  14.  Jahrhunderts. 
Wo  sie  einmal  zum  Abschlüsse  gelangt  war,  pflegte  auch  jede  größere 
Neuerwerbung  an  lehnbaren  oder  allodialen  Herrschaften,  Pfandschaften, 
Vogteien  oder  Trümmern  früherer  Grafschaften  dem  Territorialverbande 
ungeteilt  als  neues  Amt  eingefügt  zu  werden. 

In  ihren  Endergebnisseii  hatte  auch  die  Entwickelung  der  Amts- 
verfassung zu  einer  Übereinstimmung  der  Gerichts-  und  Verwaltungs- 
sprengel, von  denen  nur  die  exemten  Städte  ausgeschlossen  waren,  geführt. 
Der  Unterschied  gegenüber  dem  Nordosten  beschränkte  sich  also  darauf, 
daß  im  Westen  die  Rechtspflege  einem  besonderen  Gerichtsbeamten 
oblag,  dem  der  Amtmann  als  Verwaltungs-  und  Aufsichtsbeamter  über- 
geordnet war®^ 

•*  In  Baiern  bekleidete  der  Pfleger  nicht  selten  zugleich  das  Landrichteramt. 
In  dem  klevischen  Amte  Düffel  war  der  Amtmann  schon  im  15.  Jh.  zugleich 
Richter.  Vgl.  Schröder,  Amtsrecht  der  Düffel,  Annal.  des  bist.  Ver.  f.  d.  Niederrh. 
24,  158  ff. 

•'  Derselbe  Dualismus  bestand  in  den  bairischen  Landgerichten  (Pflegen), 
in  denen  der  Landrichter  auf  die  Gerichtsverwaltung  beschrankt  war,  während  der 
„Pfleger"  die  Stellung  des  Amtmannes  einnahm.  Vgl.  Rosenthal  1 ,  52  ff.  322  ff. 
RiEZLER,  a.  a.  0.  2,  175.  178  f.  529.  3,  683  f.  v.  Below,  Gott.  gel.  Anz.  1890, 
S.  819  f.  Man  darf  vielleicht  vermuten,  daß  in  Baiern  die  gleiche  Entwickelung  wie 
in  Westdeutschland  stattgefunden  hat,  daß  also  die  Pfleger  aus  Burgvögten  (vgl. 
KosENTHAL    324  ff.),   die  Landgerichte   aber   aus    einer   Zusammenlegung   niederer 
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Unter  dem  Amtmann  oder  Vogt  stand  überall  ein  besonderer  Rent- 
meister (Kästner,  Kellner,  Amtschreiber,  Landschreiber),  dem  die  Auf- 
sicht über  die  Domänen  und  nutzbringenden  Regalien  und  die  Verrechnung 
ihrer  Erträge  oblag.  Soweit  die  öffentlichrechtlichen  Gefidle  nicht  in  der 
Hand  des  richterlichen  Beamten  lagen,  wurden  auch  sie  von  dem  Bent- 
meister  vereinnahmt  Das  Amt  der  Zöllner  oder  Zollschreiber  wurde 
häufig  von  Pfarrern  oder  Schulmeistern  versehen.  Die  Meier  der  landes- 
herrlichen Fronhöfe  wurden,  je  mehr  die  Eigenwirtschaft  abkam  und  das 
System  der  Verpachtung  oder  Zinsleihe  überwiegend  wurde,  mehr  und  mehr 
zu  Pächtern  oder  zu  bloßen  Bechnungsbeamten^.  Unterbeamte  für  gericht- 
liche, administrative  und  fiskalische  Angelegenheiten  waren  die  Fronboten 
oder  Büttel  (Schergen,  Waibel,  Landreiter).  In  der  Mark  Brandenburg 
und  in  Baiem  hatte  jeder  Landreiter  oder  Scherge  seinen  eigenen  Bezirk 
(Beritt,  Sohergenamt).  Gerichtliche  Unterbeamte  waren  die  Dorfschulzen, 
die  zuweilen  zugleich  das  Büttelamt  versahen. 

Seit  dem  14.  Jahrhundert  wurden  vielfach  ganze  Ämter  oder  Vogteien 
veräußert  oder  in  Pfandschaft  gegeben  oder  ihre  Sprengel  durch  Exem- 
tionen zu  Gunsten  der  Grundherren  durchbrochen  ^^  In  bedenklichster 
Weise  geschah  dies  im  Nordosten,  wo  der  Großgrundbesitz  gegenüber  dem 
Westen  und  Süden  eine  besonders  hervorragende  Rolle  spielte.  In  der 
Mark  Brandenburg  kam  es  schließlich  dahin,  daß  die  landesherrliche  Ver- 
waltung nur  noch  auf  den  Domänen  bestand  und  an  Stelle  der  in  Auf- 
lösung geratenen  Vogteien  Burg-  oder  Schloßhauptmannschaften  unter 
Domänenamtmännern  eingerichtet  wurden. 

Zu  den  Zwecken  der  mittleren  Landesverwaltung  wurde  Bran- 
denburg seit  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  in  fünf  Landvogteien  (Altmark, 
Priegnitz,  Mittelmark,  Neumark,  Uckermark)  eingeteilt,  an  deren  Spitze 
als  Oberaufsichtsbeamter  je  ein  Landvogt  oder  Landeshauptmann  (capi- 
taneus)  gesetzt  war,  der  zugleich  der  bedeutendsten  Vogtei  seines  Be- 
zirkes als  Vogt  vorzustehen  pflegte  ®^    Eine  ähnliche  Mittelstellung  nah- 


Landgerichte  und  nicht  aus  Grafengerichten  hervorgegangen  sind.  Vgl.  S.  565. 
V.  Below,  a.  a.  0.  310,  n.  3. 

^  Vgl.  S.  426.  Lampbecbt,  Wirtschaftaleben  1,  762  ff.  873.  1407.  A.  Schulte, 
Gilg  Tschudi  (Jahrb.  f.  Schweiz.  Gesch.  1893)  97  ff.  Wittich,  Entstehung  des  Meier- 
rechts 2,  41  ff.  Für  verschiedene  Wirtschaftszweige  wurden  besondere  Auftichts- 
beamten  eingesetzt,  so  die  Windelboten  für  die  Weinlese,  die  Baumeister  für  die 
Alm  enden  und  Weinberge.    Vgl.  Lamp&eoht  1,  772. 

»*  Vgl.  Schröder,  ZRG.  24,  159  ff.     Isaacsohn  1,  43.  48  f.     Borhhak  1,  85  ff. 

^  Vgl.  Isaacsohn  1,  41  f.  93  ff.  125  ff.  Bornhak  1,  154  ff.  Kuhns  1,  158  ffi 
Die  Landvögte  kommen  zum  Teil  schon  im  14.  Jahrhundert  vor,  doch  war  das 
Bedürfnis  besonderer  Aufsichtsbeamten  über  den.  Vögten  weniger  dringend,  so 
lange  die  Markgrafen  das  Land  nicht  von  festen  Residenzen  aus  regierten,  sondern 
sich  abwechselnd  auf  ihren  über  das  Land  zerstreuten  Schlössern  aufhielten  und 
die  Regierung  in  alter  Weise,  indem  sie  das  Land  bereisten,  führten.  Vgl.  v.  Maxtrer, 
a.  a.  0.  2,  136  ff.  156  ff.  Das  Amt  der  Landeshauptleute  war  ursprünglich  ein 
Ehrenamt,  nur  Ersatz  ihrer  Auslagen  und  Schäden  wurde  ihnen  gegen  jährliche 
Rechnungslegung  gewährt.    Erst  im  Laufe  des  15.  Jahrhunderts  wurde  eine  feste 
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men  die  anfangs  nnr  in  den  geistlichen  Fürstentümern,  später  aber  in 
SüddeutsoUand  ziemlich  allgemein  eingeführten  Tiztome  {mcedominiy  oeco^ 
nomi)  ein.  Als  Stellvertreter  des  Landesfürsten,  namentlich  in  betreff 
der  Gerichts-  und  Finanzverwaltung,  waren  sie  ursprünglich  meistens  dem 
ganzen  Lande  vorgesetzt,  so  daß  sie  den  Hofmeister  beiseite  schoben; 
später  wurden  die  größeren  Territorien  wohl  auch  in  mehrere  Tiztums- 
ämter  oder  Statthaltereien  unter  je  einem  Yiztum  eingeteilt  ^^ 

6.   Landessteuern  und  Landstände^^.     Wir  haben   wiederholt 
von  einer  Abgabe  gesprochen,  die  als  „Schatz",  „Grafenschatz",  „Schoß", 


Besoldung  eingefiihrt.  Unter  den  Landeshauptleuten  standen  die  Heidereiter  (die 
spftteren  Oberförster)  mit  ihren  Holz-  oder  Heideknechten  (Förstern),  zeitweise  auch 
besondere  Jägermeister.  Vgl.  Isaacsohn  1,  182  fiP.  Zur  Begleitung  der  unter  mark- 
gräflichem Geleite  Reisenden  waren  den  Landeshauptleuten  Geleitemftnner  unter- 
geben. Vgl.  ebd.  151  ff.  Über  die  dem  Landmarschall  unterstellten  Viertelshaupt- 
leute in  Österreich  vgl.  v.  Wretschko,  a.  a.  0.  109  f. 

»^  Vgl.  Waftz  7,  312  ff.  Maurbb,  a.  a.  O.  2,  238  f.  Lampbbcht  1,  733  ff. 
824.  1435  f.  RiEZLBR,  a.  a.  O.  2,  172  f.  8,  679  ff.  Rosbnthal,  a.  a.  0.  275  ff.  In 
Baiem  hatte  jeder  Viztum  seit  dem  14.  Jb.  für  die  finanziellen  Geschäfte  einen 
Landschreiber  unter  sich^  dem  seit  dem  15.  Jh.  ein  Rentmeister  übergeordnet  wurde. 
Die  Stellung  des  letzteren  als  wichtigsten  Kontrollebeamten  des  ganzen  Bezirks, 
in  dem  er  jährliche  Visitationsreisen  (Umritte)  zu  unternehmen  hatte,  trat  bald  so 
in  den  Vordergrund,  daß  die  Viztumämter,  obwohl  der  Viztum  oberster  Beamter 
blieb,  die  Bezeichnug  „Rentmeisterämter*'  erhielten.    Vgl.  Rosbnthal  278.  288  ff. 

^^  Vgl.  Waitz  7,  809 ff.  8,  158 ff.  393 ff.;  Schlesw.-holst  Geschichte  1,  Ulf. 
353  ff.  EiCHHOBN  2,  455  ff.  466  ff.  3,  223  ff.  v.  Amiba,  Grundriß«,  85.  103.  Eigbh- 
BBOOT,  Über  die  Natur  der  Bedeabgaben,  1826.  Zeumbb,  Die  deutschen  Städte- 
steuem,  1878  (Schuollbb's  Forschungen  1,  2).  v.  Below,  Landtagsakten  von  Jülich- 
Berg  1400—1610,  I.  1895;  Die  landständische  Verfassung  in  Jülich  u.  Berg,  8  Bde, 
1885—1891  (Zeitschr.  d.  berg.-Gesch.- Vereins  21.  22.  26);  Gott.  gel.  Anz.  1890, 
S.  313  ff.;  Hist.  Zeitschr.  58,  196  ff.  63,  808  ff.;  Handwörterbuch  d.  Staatswissen- 
schaften, Art  Bede.  Ritteb,  Zur  Geschichte  deutscher  Finanzverwaltung  im  16.  Jh., 
Bonn.  Progr.  1884  (auch  Zeitschr.  d.  berg.  G.-Ver.  20).  Küsteb,  Reichsgut,  Leipz. 
Diss.  1883,  S.  45  ff.  Weis,  Die  ordentlichen  direkten  Staatssteuem  von  Kurtrier, 
Münst.  Diss.  1893.  Niepmakm,  Die  ordentlichen  direkten  Staatssteuem  in  Cleve 
und  Mark,  Münst.  Diss.  1891.  Metzen,  Die  ordentlichen  direkten  Staatssteuem  im 
Fürstbistum  Münster,  Münst.  Diss.  1895.  Falke,  Bete,  Zise  und  Ungeld  in  Sachsen, 
Mitteil.  d.  sächs.  Ver.  f.  Geschichtsdenkmäler  19  (1869).  Sbipfebt,  Beitr.  z.  G.  d. 
Steuerwesens  mit  bes.  Beziehung  auf  Baiem,  JB.  f.  Nat.-Ökonomie  21,  622  ff. 
Baasch,  Die  Steuern  im  Herzogtum  Baiem,  Marb.  Diss.  1888.  Hoffmamn,  Ge- 
schichte der  direkten  Steuern  in  Baiern,  Sohmolleb's  Forschungen  4,  5  (1883).  Lam- 
PBEOHT,  Wirtschaftsleben  1,  605  ff.  1027  ff.  1080  ff.  1096  ff.  1423  ff.  v.  Maubeb,  Fron- 
höfe 3,  405  ff.  Ribzleb,  Gesch.  Baiems  1,  375.  730  f.  2,  10  ff.  168.  180  f.  507  ff. 
3,  659  ff.  780  ff.  ÜNOBB,  Geschichte  d.  deutsch.  Landstände,  1844.  Wilda,  bei 
Weiskb,  Rechtslexikon  6,  791  ff.  K.  Maubeb,  bei  Blumtsghli  u.  Bbateb,  Staats- 
wörterbuch 6,  251  ff.  Gixbke,  Genossenschaftsrecht  1,  534  ff.  Heusleb,  Stadtver- 
fassung 163  ff.  V.  FttBTH,  Ministerialen  157  ff.  Roodmoeb,  bei  v.  Lebchenpbld,  Die 
altbairischen  landständischen  Freibriefe  (1853),  Einleitung.  Hegel,  Gesch.  d.  meck- 
lenb.  Landstände,  1856.  Falck,  Schlesw.-holst.  Priv.-R.  2,  204  ff.  218  ff.  Riedel, 
Mark  Brandenburg  2,  78  ff.  108  ff.  Bobnhak,  a.  a.  0.  1,  99  ff.  103  f.  218  ff.  Kuhns, 
a.  a.  O.  2,  334  ff.    Siegel,  Wien.  SB.  102.  251  ff.     v.  Luschin,  Die  Anfänge  der 
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„Pflege",  „Steuer",  „Königssteuer"  von  allen  gemeinfreien  Grundbesitzern 
entrichtet  wurde,  während  der  Herren-  und  Ritterstand  schatzfrei  war** 
Der  Ursprung  dieser  Abgabe  ist  wohl  in  einer  Heersteuer  zu  suchen,  die 
seit  der  Einführung  der  Lehnsmiliz  von  den  nichtritterlichen  Standen  für 
ihre  Befreiung  von  der  Beichsheerfahrt  entrichtet  wurde  ^^,  aber  schon 
früh  muß  die  Heersteuer  mit  Königszinsen  verschiedenster  Art  (S.  190  f. 
527.  536),  die  dann  landesherrlich  geworden  waren,  und  mit  anderen  Ab- 
gaben, die  von  Grafen  und  Vögten  in  den  verschiedensten  Bedürfnisfallen 
auf  Grund  ihrer  Gerichtsgewalt  gefordert  und  in  den  ersten  Stadien  noch 
als  freiwillige  Gaben  betrachtet  wurden,  zusammengeflossen  sein,  wodurch 
sich  neben  den  alten  Bezeichnungen,  und  diese  mehr  und  mehr  ver- 
drängend, die  Bede  [peädo^  precariay  eoUecta,  exactio)  einbürgerte ^^^ 
Es  weist  noch  auf  den  alten  Zusammenhang  hin,  daß  die  heerfahrtpflich- 
tigen Kreise  des  Adels  und  der  Ritterschaft  bedefrei  blieben^®*;  auch  der 
geistliche  Grundbesitz  wurde  als  privilegiert  behandelt,  außerdem  kamen 
zahlreiche  Einzelbefreiungen  vor.  Die  Bede  war  eine  in  Geld  entrichtete 
Grund-  und  Gebäudesteuer.  Für  die  Städte,  die  aber  in  geringerem  Maße 
herangezogen  wurden,  bildete  sie  stets  eine  Gemeindelast,  für  welche  die 
Gesamtheit  der  Bürger  aufzukommen  hatte;  auch  auf  dem  Lande  erfolgte 
die  Umlage  häuflg,   aber  keineswegs  regelmäßig  nach  Gemeinden.    Die 


Landstände,  Bist.  Zeitschr.  78,  427  flp.;  österr.  Reicbsgesch.  160—184.  208  ff.;  Die 
Bteirisch.  Land  handfesten,  Beitr.  zu  K.  steierm.  Gesch.-Qu.  9.  Fbiebs,  Herzog 
Albrecht  I.  u.  die  Dienstherren  von  Österreich,  Festschrift  der  Wiener  hißt.  Ver- 
eine, 1882.  y.  Wbetbchko,  a.  a.  0.  145  ff.  Bbudbb,  Studien  über  die  Finanzpolitik 
Herzog  Rudolfs  IV.  von  Österreich,  1896.  Jägeb,  Gesch.  d.  landständ.  Verf.  Tirols, 
1881/82.  JttBOBNs,  Die  Stände  im  Fürstentum  Lüneburg,  Zeitschr.  d.  hist.  Ver.  f. 
Niedersachsen  1889,  S.  105  ff.  Hebden,  Entwickelung  der  Ländstände  in  Braunschw.- 
Lüneb.,  Jen.  Diss.  1888.  Wohlwill,  Anfänge  der  landständ.  Verf.  im  Bistum 
Lüttich,  1867.  v.  Bbuenneck,  De  auctoritate,  qua  Prussiae  ordines  utebantur,  initio, 
Bonn.  Diss.  1865.  Bodmann,  Rheing.  Altertümer  493  ff.  Schuk,  Stellung  des 
Kapitels  etc.  zu  den  Wahlen  und  der  Verwaltungsthätigkeit  der  Magdeb.  Erz- 
bischöfe, i.  d.  Hist.  Aufsätzen  für  Waffz  889  ff.  Toilaschee,  Recht  u.  Verfassung 
d.  Markgrafschaft  Mähren  79  f.     Gengleb,  Beiträge  z.  RG.  Baiems  1,  157  ff. 

^  Vgl.  8.  445  f.  509.  584. 

*^  Der  Zusammenhang  der  landesherrlichen  Bede  mit  der  Heersteuer  ist  be- 
stritten (dafür  u.  a.  Eichhobn,  Waitz  und  Riezleb,  dagegen  namentlich  Zeüxeb 
und  V.  Below),  doch  spricht  der  ganze  Umbildungsprozeß  der  fränkisch-deutschen 
Heerverfassung  dafür.  Noch  das  Dienstm annenrecht  von  Ilzstadt  von  1256  §  5 
(Gbimm,  Weistümer  6,  113)  befreit  von  der  Heerfahrt  alle  die  ckunigsteura  zahlen- 
den Ministerialen. 

^^^  Statt  der  hochdeutschen  Form  (mhd.  h'ete)  hat  die  niederdeutsche  auch  in 
Stiddeutschland  überwiegend  das  Feld  behauptet  Über  die  Bezeichnung  tcUlia  vgl. 
DiEz,  WB.  d.  rom.  Sprachen  L  unter  taglia.  In  dem  kaiserlichen  Privileg  für 
Würzburg  von  1168  wird  die  Bede  iusHtia  genannt:  qtwd  eomites  de  liberis  hotni- 
nibus  qui  vulgo  hargildi  vocanttiry  in  eomitiia  habitanttbtMy  statuiam  iusticiam  ra- 
cipere  debent    Vgl.  v.  Zallinoeb,  Das  würzburgische  Herzogtum  5.  29. 

*"  Bedepflicbtiger  Grundbesitz,  der  in  das  Eigentum  privilegierter  Personen 
überging,  blieb  weiter  belastet,  doch  wurde  dies  seitens  der  Ritterschaft  vielfach 
mit  Erfolg  bestritten.    Vgl.  S.  429. 
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Bede  nahm  schon  früh  (12. — 13.  Jh.)  den  Charakter  einer  ein-  für  alle- 
mal feststehenden  Landessteuer  an,  die  ohne  besondere  Bewilligung  zu 
bestimmten  Zielen  (gewöhnlich  als  Frühjahr-  and  Herbstbede)  in  unver- 
änderlichen Betragen  eingefordert  wurde.  Sie  war  demnach  zu  einer 
öffontlichrechtlichen  Beallast  geworden,  die  in  manchen  Territorien  durch 
Veräußerungen,  Verleihungen,  Verpfandungen  ihren  staatlichen  Charakter 
ganz  einbüßte  und  zu  einer  privatrechtlichen  Grundrente  wurde. 

Neben  der  landesherrlichen  Bede  bestanden  für  die  schatzpflichtige 
Bevölkerung  noch  Naturalabgaben  und  Dienste  {servitium)  verschiedenster 
Art^^^  in  den  Städten  außerdem  vielfach  die  Accise  {ungelt),  eine  Ver- 
brauchssteuer, zumal  von  Lebensmitteln,  die  aber,  soweit  sie  von  Fremden 
erhoben  werden  sollte,  im  13.  Jahrhundert  noch  königlicher  Genehmigung 
bedurfte  1®* 

Der  landesherrlichen  Bede  nachgebildet  waren  die  Notbeden,  d.  h. 
außerordentliche  Landessteuern,  die  aus  besonderen  Anlässen  von 
den  Landesherren  gefordert  wurden  und  der  jedesmaligen  Bewilligung 
seitens  der  Landstande  bedurften  ^°*.  Nach  dem  Vorbilde  der  ordent- 
lichen Bede  waren  auch  sie  in  erster  Reihe  Grund-  und  Gebäudesteuem, 
welche  gemeindeweise  umgelegt  wurden  und  von  jeder  Gemeinde  in  dem 
ausgeschriebenen  Betrage  aufgebracht  werden  mußten.  Die  bei  der  ordent- 
lichen Bede  bestehenden  Befreiungen  kamen  hier  nicht  zur  Geltung,  doch 
wurde  die  Steuer  für  Privilegierte  in  der  Regel  in  Form  einer  Renten-, 
Gewinn-  oder  Gewerbesteuer  angesetzt 

Das  Recht,  die  Großen  ihrer  Provinz,  geistlichen  und  weltlichen 
Standes,  zu  Hof-  und  Landtagen  zu  entbieten,  übten  schon  die  Stammes- 
herzoge aus^^.  An  einen  Zusammenhang  mit  den  Landtagen  der  Stammes- 
herzoge des  fränkischen  Reiches  ist  dabei  nicht  zu  denken,  wohl  aber 
sind  jene  Landtage  teils  als  die  unmittelbare  Fortsetzung  der  von  den 
Eönigsboten  abgehaltenen  Beamtentage,  teils  als  Landfriedensversanmi- 
lungen  zu  betrachten.  Wie  diese  hatten  sie  die  Fürsorge  für  den  Land- 
frieden als  ihre  vornehmste  Aufgabe  anzusehen,  daran  knüpfte  sich  die 

"■  Vgl.  S.  538.  585.  V.  Bblow,  Landst.  Verfaasung  1,  27  f.;  Landtagaakten 
1, 152  ff.  Lampbbcbt  1, 1024  ff.  Hervorzuheben  sind:  Burgwerk,  Heerwagen,  Dienst- 
wagen, Herberge  und  Unterhalt  {aix)  für  den  Fürsten,  sein  Gefolge  und  die 
Landesbeamten. 

^^  Mainzer  Landfr.  y.  1235  §  8:  n«  domini  vel  civitates  pretexiu  fadendarum 
rmmieionum  vel  alia  quacumque  de  causa  teionea  vd  exaeüones  insUtuant  qi4e  vuUfO 
dicuntur  ungelt  in  homines  exira  posiios  vel  extraneos  vel  bona  eorum,  sei  dominus 
de  suo  vel  hominum  suorum  bonis  edificet.  Die  Accise  war  demnach  freigegeben, 
soweit  sie  sich  auf  Landes-,  beziehungsweise  Stadtangehörige  beschränkte.  Vgl. 
▼.  Bblow,  a.  a.  0.  1,  25.  59  f.  Über  das  Wort  ac<nsa  (mhd.  xise)  vgl.  Diez,  WB. 
d.  rom.  Spr.  2%  unter  assises,  über  mhd.  ungelt  Lbzbb,  WB.  2,  1845.  Haltaus, 
Glossar.  1933  f.    Schillbb  u.  Lübbbn,  WB.  5,  48. 

*°*  Die  von  diesen  bewilligten  Steuern  waren  auch  für  die  auf  dem  Landtage 
nicht  vertretenen  Kreise,  insbesondere  auch  für  Freibauern  und  für  die  Besitzungen 
auswärtiger  Grundherren  verbindlich.  Vgl.  Anm.  118.  v.  Below,  Landtagsakten  1,  56. 

><>•  Vgl.  S.  548.  580.     Graubrt,  a.  a.  0.  11  ff. 
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Ausübang  einer  gewissen  Gerichtsbarkeit,  die  sich  bald  zur  höchsten 
Gerichtsbarkeit  der  Provinz  erweiterte ,  die  Beschlußfassung  über  Geld- 
beiträge und  sonstige  Landesleistungen  zu  Landfriedenszwecken ,  endlich 
die  Thätigkeit  einer  gesetzgebenden  Versammlung,  anfangs  auf  Landfriedens- 
angelegenheiten beschränkt,  dann,  darüber  hinausgreifend,  die  Provinzial- 
gesetzgebung  überhaupt  umfassend.  Mit  der  Auflösung  der  Stammes- 
herzogtümer hörten  die  Provinziallandtage  im  alten  Sinne  auf,  sie  setzten 
sich  aber  in  beschränkterer  Weise  in  den  Territorialherzogtümem  fort, 
nur  daß  die  in  keiner  territorialen  Abhängigkeit  von  dem  Herzoge  stehen- 
den Großen  ausschieden  ^^^.  Hatten  früher  alle  geistlichen  und  weltlichen 
Fürsten,  Prälaten,  Grafen,  Edelherren  und  Ministerialen  den  Landtag  des 
Herzogs  besucht,  so  fanden  sich  jetzt  im  wesentlichen  nur  die  vier  letzt- 
genannten Kategorien  ein,  die  Fürsten  nur,  soweit  sie  innerhalb  des 
Herzogtums  noch  Städte  oder  Burgen  besaßen  ^^®. 

In  derselben  Weise  wie  in  den  Herzogtümern  gab  es  wohl  auch  in 
den  Marken  von  jeher  allgemeine  Botdinge  zu  Landfriedenszwecken,  die 
sich  dann  ebenso  zu  wahren  Landtagen  entwickelten,  während  in  den 
geistlichen  Fürstentümern  die  Kapitel  mit  der  übrigen  höheren  Geistlich- 
keit und  den  Stiftsministerialen  seit  dem  Wormser  Konkordat  das  Becht 
der  Fürstenwahl  ausübten  (S.  495),  ein  Recht  das  sich  im  Laufe  der 
Zeit  von  selbst  zu  einem  Mitwirkungsrechte  bei  Revindikationen  von  Stiffcs- 
gütern,  die  der  Vorgänger  veräußert  hatte,  und  schließlich  zu  einem  Zu- 
stimmungsrechte bei  derartigen  Veräußerungen  erweitem  mußte.  Daß 
dann  mit  der  Ausbildung  der  Landeshoheit  auch  die  übrigen  Fürsten  das 
Recht  in  Anspruch  nahmen,  die  Großen  ihres  Landes,  unabhängig  von 
der  etwaigen  Lehnspflicht,  zu  Landtagen  zu  entbieten,  war  nur  eine  Kon- 
sequenz der  gesamten  voraufgegangenen  Entwickelung,  die  einen  Über- 
gang der  früheren  herzoglichen  Rechte  auf  die  Reichsfürsten  bedeutete^®*. 
Häufig  dienten  derartige  Landtage,  vielleicht  in  Anknüpfung  an  die  Land- 
friedensgerichte, zugleich  als  außerordentliches  landesfürstliches  Gericht"®. 

Gegenüber  dem  Rechte  der  Fürsten,  die  ihren  Territorien  durch 
Wohnsitz  oder  herrschaftlichen  Grundbesitz  angehörende  höhere  Geistlich- 
keit (namentlich  die  Vorstände  der  Klöster  und  Kollegiatstifter)  samt  den 


»ö'  Vgl.  Kiezler,  Gesch.  Bayerns  2,  10  ff.  507. 

108  Ygi  Schwsp.  L.  139.  Die  Bischöfe  waren  nach  dem  Schwsp.,  der  offen- 
bar die  bairischen  Hof  tage  im  Auge  hatte,  nur  in  dem  Territoriam,  dem  ihre 
Residenz  angehörte,  hoffahrtpflichtig.  Aber  der  von  König  Rudolf  I.  erlassene 
bairische  Provinziallandfrieden  von  1281  läßt  yermuten,  daß  der  Baiemherzog  seine 
Landesbischöfe  schon  damals  nicht  mehr  zur  Teilnahme  an  den  Hoftagen  zu  zwingen 
vermochte.   Vgl.  £.  Mayeb,  Kirchenhoheitsrechte  des  Königs  von  Bayern,  1884,  S.  3. 

^^  Die  in  der  vorigen  Note  angeführte  Schwabenspiegelstelle  betrachtet  das 
Recht,  Hof  zu  gebieten,  noch  nicht  als  allen  Fürsten  gleichmäßig  zustehend.  Über 
die  besondere  Tendenz  des  Rechtsbuches  in  dieser  Beziehung  vgl.  Fickeb,  Wien. 
SB.  77,  854  ff. 

"0  Vgl.  S.  595.  Rosenthal,  Gresch.  d.  Gerichtswesens  Baiems  1,  116  n. 
V.  Below,  Landtagsakten  1,  124  ff.- 224  ff. 
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Grafen,  Edelherren  und  Ministerialen  zu  ihren  Landtagen  zu  entbieten, 
entwickelte  sich  allmählich,  ganz  wie  im  Reiche,  das  Becht  dieser  Stande, 
bei  allen  wichtigeren  Landesangelegenheiten  befragt  zu  werden,  sie  wurden 
zu  Landständen  ^^\  Wenn  es  sich  dabei  zunächst  nur  um  eine  beratende 
Stellung  handelte,  so  wurde  doch  in  einer  Beihe  von  Fällen,  namentlich 
bei  jeder  neuen  Belastung  des  Landes,  bei  Verfügungen  über  Teile  des 
Landes  oder  des  Landesvermögens,  bei  militärischen  Unternehmungen,  bei 
Akten  der  Landesgesetzgebung,  sowie  bei  Ehevertragen,  Successionsfragen 
u,  dgL  innerhalb  des  landesherrlichen  Hauses,  den  Ständen  wiederholt 
ein  wirkliches  Zustimmungsrecht  zugesprochen^^*. 

Ursprünglich  setzten  sich  die  Landtage  in  den  geistlichen  Territorien 
aus  der  höheren  Geistlichkeit,  den  Grafen,  Herren  und  Ministerialen ^^^, 
in  den  weltlichen  vielfach  nur  aus  den  drei  letztgenannten,  zusammen. 
Den  eigentlichen  Kern  bildete  immer  die  „Bitterschaft",  d.  h.  die  burg- 
sässige  Ministerialität,  und  zwar  auf  Grund  ihrer  Burgen,  während  die 
selbst  zu  kleinen  Landesherren  gewordenen  Edeln  („Eigenherren^,  später 
„Unterherren")  sich  möglichst  fernhielten"*.  Mit  der  vollen  Ausbildung 
des  Städtewesens  gelangten  auch  die  Städte  zur  Anerkennung  ihrer  Land- 
standschaft, während  die  Eeichsstädte  die  Beichsstandschaffc  noch  entbehren 
mußten"^.    Die  bäuerlichen    Gemeinden   waren,   von   vereinzelten   Aus- 

*"  Die  BezeichnÜDg  als  „Stände"  scheint  zuerst  in  den  Niederlanden  (staeien) 
aufgekommen  zu  sein  und  sich  von  da  aus  seit  Maximilian  I.  auch  im  Reiche  für 
die  Reichs-  und  Landstände  eingebürgert  zu  haben.  Vgl.  v.  Below,  a.  a.  0.  1,  14. 
Das  Reichsweistum  v.  1231  spricht  von  den  meliores  et  maiores  ierre,  Ssp.  III. 
91  §  3  von  dai  land.    Vgl.  Anm.  112. 

"•  Vgl.  V.  Fürth,  a.  a.  0.  162  ff.  Weiland,  Const.  2,  70,  391.  397.  412.  476. 
Reichsweistum  von  1231  (Weilakd  1,  420):  ut  vieque  principes  neque  alii  qtdlibet 
consütuitones  vel  nova  iura  faeere  posstni,  nisi  meUorum  et  maiorum  terre  con- 
aanstcs  primitus  haheatur.  Landfriede  Rudolfs  I.  von  1287,  §  44  (MG.  Leg.  2,  452): 
Staax  ouch  die  furste  oder  die  lantherren  in  imie  lande  mit  der  herren  rate  sexxent 
und  mfiehent  disem  lantfriden  xu  bexxerunge  und  xu  vestenungcj  dax  mugen  si  wol 
tun,  tmd  damitte  brechen  si  des  lantfridis  nikt.  Ssp.  TU.  91,  §  3:  Ee  ne  mut  ok 
nen  gebot  noch  herber ge^  noch  bede,  noch  denest,  noch  nen  recht  uppet  land  setten^ 
it  ne  wiUekore  dat  land.  Über  Successionsangelegenheiten  vgl.  Schulze,  Recht  der 
Erstgeburt  113  ff.  122  ff.  Nach  der  Gold.  Bulle  von  1356,  c.  7,  §  5  hatten  die 
böhmischen  Stände  von  alters  her  das  Recht,  bei  Aussterben  ihres  Herrscherhauses 
einen  neuen  Herrn  zu  wählen.  Über  das  gleiche  Recht  der  schleswig-holsteinischen 
Stände  Michelsen,  ZDR.  3,  84  ff.  Über  die  Zustimmung  der  Lehnsmannen  bei 
Heerfahrten  und  Fehden  vgl.  §  47,  n.  16.  v.  Below,  Landst.  Verf.  1,  19.  65; 
Landtagsakten  1,  97  f. 

"'  Die  eigenen  Ritter  erlangten  den  .Zutritt  nicht  vor  dem  14.  Jh.  Vgl. 
Y.  Zalukgeb,  Ministeriales  und  milites  64. 

"*  Vgl.  V.  Below,  Landtagsakten  1,  16  f. 

"*  Seit  dem  16.  Jh.  erscheinen  in  manchen  Territorien  nur  noch  die  hervor- 
ragenderen oder  „Hauptstädte'*  als  landtagsfSJbig,  während  die  übrigen  der  Land- 
Btandschaft  verlustig  gegangen  sind.  Vgl.  v.  Below,  a.  a.  0.  1,  19  f.  Die  Städte 
übten  ihre  Landstandschaft  regelmäßig  durch  Abgeordnete  aus,  welche  nach  der 
ihnen  erteilten  Instruktion  zu  stimmen  hatten.  Die  übrigen  Stände  erschienen 
in  Person. 
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nahmen  abgesehen,  von  der  Teilnahme  ausgeschlossen.  Im  14.  Jahrhundert 
war  die  Ausbildung  der  landstandisohen  Verfassung  überall  vollendet  ^^^ 

Gehoben  wurde  die  Macht  der  Stande  teils  durch  das  Einungswesen, 
teils  durch  die  häufigen  Streitigkeiten  um  den  Besitz  des  Landes,  bei 
welchen  den  Standen  die  Entscheidung  zufiel,  teils  durch  das  immer 
wiederkehrende  Geldbedürfhis  der  Landesherren.  Das  Einungswesen  war 
namentlich  von  der  größten  Bedeutung  für  Ritterschaft  und  Städte,  deren 
eidgenössische  Bünde  von  der  Reichsgesetzgebung  unter  den  Hohenstaufen 
ohne  Erfolg  bekämpft  wurden"'.  Indem  die  so  Verbundenen  in  allen 
ständischen  Fragen  zusammenhielten,  wußten  sie  die  Geldnot  der  Fürsten, 
zum  Teil  auch  politische  Wirren,  wie  sie  z.  B.  wahrend  der  zweiten  Hälfte 
des  13.  Jahrhunderts  in  Österreich  herrschten,  klug  zu  benutzen.  Die 
Kapitel  ließen  sich  in  den  Wahlkapitulationen  vielfach  ständische  Frei- 
heiten versprechen,  vor  allem  aber  wurde  jede  neue  Steuerbewilligung 
benutzt,  um  weitere  ständische  Freiheiten  zu  erwerben"®,  unter  denen 
die  vielfach  ausdrücklich  zugestandene  Befugnis  der  Stände,  von  dem  das 
Landesrecht  verletzenden  Herrn  ohne  weiteres  abzufallen  oder  gar  ihm 
mit  Gewalt  zu  widerstehen,  den  Gipfelpunkt  der  ständischen  Macht  be- 
zeichnete. 

In  einigen  Territorien,  z.  B.  in  der  Mark  Brandenburg,  gab  es  neben 
den  allgemeinen  Landtagen  auch  Provinziallandtage,  die  vornehmlich  zur 
Beratung  der  höheren  Provinzialbeamten  dienten"®. 

§  51.    Die  Städte. 

UuLiBZy  Neuere  Litter.  über  deutsch.  Stadtewesen,  Mitt  d«  öst  Inst.  15,  488  ff. 
676  ff.  16,  528  ff.  Arnold,  Verf.-Gesch.  d.  deutsch.  Freistädte,  2  Bde,  1854  (dazu 
Waitz,  Abh.  455ff.).  Barthold,  Gesch.  d.  deutsch.  Städte,  4  Bde,  1850—58. 
Y.  Below,  Entsteh,  der  deutsch.  Stadtverfassung,  Hist  Zeitschr.  58.  59;  Entsteh, 
d.  deutsch.  Stadtgemeinde,  1889;  Ursprung  der  deutsch.  Stadtverfassung,  1892; 
Die  landständische  Verfassung  in  Jülich  und  Berg  1,  83  ff.  8,  2  S.  68  ff.  107. 
110;  Die  stftdtische  Verwaltung  des  MA.,  Hist.  Zeitschr.  75,  896  ff.;  Zeitschr. 
f.  GW.  4,  112  ff.  5,  189  ff.;  Handwörterbuch  d.  Staats  Wissenschaften,  unter:  BQrger, 
Bürgerrecht,  Markgenossenschaft.  Besnheih,  Entstehung  des  deutschen  Stfidte- 
wesens,  Zeitschr.  f.  GW.  6,  257  ff.  Eichhorn  2,  76  ff.  468  ff.  8,  284  ff.;  Der 
Ursprung  der  städtischen  Verfassung  in  Deutschland,  Zeitschr.  f.  gesch.  RW. 
1,   147  ff.    2,  165  ff.      Gaüpp,    Deutsche    Stadtrechte    des    Mittelalters,    2   Bde, 

^^^  Zuweilen  verhandelten  die  verschiedenen  Kurien  der  Landtage  getrennt, 
so  daß  jede  Kurie  für  sich  ihre  Beschlüsse  faßte,  auch  wohl  Sonderlandtage  ein- 
zelner Kurien  zusammentraten.    Vgl.  v.  Below,  a.  a.  0.  1,  44  ff. 

»"  Vgl.  Weiland  2,  191  (1281). 

'^^  An  sich  konnten  die  Stände  Steuern  nur  für  sich  bewilligen,  eine  Ver- 
tretung des  übrigen  Volkes  stand  ihnen  nicht  zu.  Aber  wenn  die  Angesehensten 
im  Lande  das  Bedürfnis  anerkannt  und  sich  zur  Befriedigung  desselben  bereit- 
gestellt hatten,  so  durften  die  Geringeren  dem  Landesherm  dasselbe  nicht  yer- 
weigem.  Vgl.  Eichhorn  3 ,  245  f.  Daß  der  Herr  im  einzelnen  Falle  auch  die 
Bauern  zu  den  Beratungen  zuziehen  konnte,  wenn  er  es  für  nötig  hielt,  ist  sicher 
(ebd.  246  f.). 

"»  Vgl.  IsAACsoHN,  a.  a.  0.  110  ff. 
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1851/52;  Über  deutsche  Stfldtegründang,  StadtverfftBsang  und  Weichbild,  1824, 
HsoBL,  EntBtehuDg  d.  deutsch.  Stftdteweaens,  1898;  Geschichte  der  Städtever- 
fassung  von  Italien  2,  379 — 465;  Städte  und  Gilden  der  germanischen  Völker  im 
Mittelalter,  2  Bde,  1891;  Eist  Zeitschr.  24,  1  ff.  v.  Heihbmank,  Zur  Entsteh,  d. 
Städteverf.  in  It-alien,  1896.  Hellwiq,  Deutsches  Stftdtewesen  z.  Z.  der  Ottonen, 
1875.  Hbuslbb,  Ursprung  der  deutschen  Stadtverfassung ,  1872.  Hüvslik,  Essai 
bist  sur  le  droit  des  march6s  et  des  foires,  1897.  HOllmann,  Stftdtewesen  des 
Mittelalters,  4  Bde,  1826/29.  v.  Inama-Stbrkeqo,  Über  die  Anfänge  des  deutschen 
Städte  Wesens,  Zeitschr.  f.  Volkswirtschaft,  Socialpolitik  u.  Verwaltung  1,  521  ff.; 
Deutsche  Wirtschaftsgeschichte  2,  314  ff.  870  ff.  G.  Kaüvmamv,  Zur  Entstehung  des 
Stadtewesens,  MQnst.  Progr.  1891.  Ebctobn,  Untersuchungen  über  d.  Urspr.  d. 
deutsch.  Stadtverfassung,  1895  (dazu  des  Mabbz,  Deutsche  Litt.-Zeit.  1897,  Nr.  31). 
Lahbbbt,  Entwickel.  d.  deutsch.  Städte  Verfassungen  i.  MA.,  2  Bde,  1865.  Lam- 
pbecht,  Hist  Zeitschr.  67,  385  ff.  v.  Lancizolle,  Grundzüge  der  Geschichte  des 
deutschen  Städtewesens,  1829.  G.  L.  v.  Maubbb,  Geschichte  der  Städteverfassung 
in  Deutschland,  4  Bde,  1869/71.  Mokb,  Stadt  Verfassung  n.  Verwaltung,  ZGO. 
20,  1  ff.  NrrzscH,  Ministerialität  und  Bürgertum,  1859  (dazu  Waitz,  Abb.  505  ff.). 
PnusHNB,  Origine  des  constitutions  urbaines  au  Moyen-Age,  Rev.  bist  57,  1895. 
Rathgbn,  Entstehung  der  Märkte  in  Deutschland,  Straßb.  Diss.  1881.  Ribtscbbl, 
Markt  u.  Stadt  in  ihrem  rechtl.  Verhältnis,  1897;  Die  civitas  auf  deutsch.  Boden 
bis  z.  Ausg.  d.  Karol.-Zeit,  1894.  A.  Schulte,  Über  Reichenauer  Städtegründungen 
im  10.  11.  Jh.,  ZGO.  44,  187  ff.  (dazu  K.  Schaubb,  ebd.  45,  296  ff.  47,  626  ff. 
KüNTZEL,  ebd.  47,  373  ff.).  Sohm,  Die  Entstehung  des  deutschen  Städtewesens,  1890. 
Vaboes,  Entstehung  der  deutschen  Städte,  Zeitschr.  f.  deutsche  Kulturgeschichte 
1892,  S.  319  ff.;  Weichbildrecht  und  Burgrecht,  Zeitschr.  f.  GW.  6,  86  ff.;  Zur 
Entsteh,  d.  deutsch.  Stadtverfassung,  JB.  f.  Nat-Ökon.  u.  Statistik  61, 161  ff.  63,  801  ff. 
64,  481  ff.  67,  481  ff.;  Stadt-  u.  Marktrecht,  ebd.  58,  670  ff.  Wilda,  De  libertate 
Bomana,  qua  urbes  Germaniae  sunt  exomatae,  Hall.  Diss.  1831. 

Babon,  De  iudiciorum  constitutione  in  veteris  Saxoniae  urbibus,  Berl.  Diss. 
1855.  Bauhann,  Geschichte  des  Allgäus  1,  321  ff.  v.  Bbthi[aki7-Hollwbo,  Urspr. 
d.  lombard.  Städtefreiheit,  1846.  Blök,  Eene  hollandsche  stad  in  de  middeleeuwen, 
1888;  Geschiedenis  van  hat  nederl.  volk  1,  1892.  Bobnhak,  Geschichte  des  preuß. 
Verwaltungsrechts  1,  39  ff.  139  ff.  Falck,  Schleswig-holstein.  Privatrecht  1,  260  ff. 
FocK,  Rügensch-Pommersche  Geschichten  2,  1862.  Fögkbma  Andbba,  Over  het 
wesen  en  de  beteekenis  der  verleening  van  stadrechten  in  Nederland  (Handelingen 
en  Mededeel.  v.  d.  maatschappij  d.  nederL  letterkunde  te  Leiden  1890/91).  Gothein, 
Wirtschaftsgesch.  d.  Schwarzwaldes  1,  1892  (vgl.  Kbutgen,  Gott  gel.  Anz.  1893, 
S.  539  ff.).  Heck,  Altiries.  Gerichtsverfassung  106  ff.  368  ff.  Heil,  Die  Gründung 
der  norddeutschen  Kolonialstädte,  Wiesbad.  Progr.  1896.  Knieke,  Die  Einwan- 
derung in  den  westfälischen  Städten  bis  1400,  Münster  1893;  Gott.  gel.  Anz.  1893, 
S.  539  ff.  Koehne,  Ursprung  der  Stadtverfassung  in  Worms,  Speier  und  Mainz, 
1890.  Kbatz,  Die  Städte  d.  Prov.  Pommern,  1865.  Kuhns,  Ger.-Verf.  d.  Mark  Br. 
1,  175  ff.  2,  181  ff.  Lahpbecht,  Wirtschaftsleben  1,  1342  ff.  2,  256  ff.  481  ff.  Liese- 
OAXQ,  Niederrhein.  Städtewesen  im  MA.,  1897  (Gibbkb,  Unters.  52).  Lövinbon,  Bei- 
träge zur  Verfassungsgeschichte  d.  westfälischen  Reichsstiftsstädte,  1889.  Luschin 
V.  Ebenobeuth,  Ost.  Reichsgeschichte  240  ff.;  Gesch.  d.  Gerichtswesens  199  ff.  233  ff. 
E.  Mayeb,  Zoll,  Kaufmannschaft  und  Markt  zwischen  Rhein  u.  Loire  bis  in  das 
13.  Jh.  (Abhandlungen  zum  70.  Geburtstage  von  K.  Maubbb,  1893,  S.  377  ff.). 
Philippi,  Zur  Verf.-Gescb.  der  westf.  Bischofsstädte,  1894  (vgl.  K.  Schaübe,  Gott 
gel.  Anz.  1894,  S.  545  ff.).  Pbiebatsch,  Die  Hohenzollem  und  die  Städte  der  Mark 
im  15.  Jh.,  1892.  v.  Richthofen,  Untersuchungen  über  friesische  RG.  1,  157  ff. 
173  ff.  186  ff.  Riedel,  Mark  Brandenburg  2,  289  ff.  Riezleb,  Geschichte  Baiems 
1,  774  ff.  2,  196  ff.  Rosenthal,  Gesch.  d.  Ger.- Wesens  Baiems  1,  153  ff.  K.  Schaubb, 
Zur  Entstehung  der  Stadtverfassung  von  Worms,  Speier  und  Mainz,  BresL  Gymn.- 
Progr.  1892.  S.  Schwabz,  Die  Anfänge  des  Städtewesens  in  den  Elb-  und  Saale- 
R.  SohbOdbb,  DeutBche  Rechtsgeechlchte.    3.  Aufl.  39 
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gegenden,  Kieler  Diss.  1892.  Seibbbtz,  Landes-  und  Bechtsgeschichte  d.  Herzog- 
tums Westfalen  8,  162  £  Silbebschmidt,  Entstehung  des  deutsch.  Handelsgerichts, 
1894.  Stalik,  Wirtembergische  Geschichte  2,  661  ff.  Struyb,  Entstehung  der  Stfidte 
in  der  Mark  Brandenburg,  Steglitzer  Progr.  1891.  A.  Teltiko,  Het  oudfiriesche 
stadrecht,  1882.  Tschoppe  u.  Stenzel,  Urk.-Sammlung  zur  Geschichte  d.  Ursprungs 
der  Städte  in  Schlesien  u.  der  Oberlausitz,  1832,  S.  178—265.  Vamderkindibe, 
Notice  sur  Torigine  des  magistrats  communaux  et  sur  Torganisation  de  la  Marke 
dans  nos  contr^es.  Bull,  de  Tacadäinie  88  (1874),  286  ff.  Wautbbs,  Les  libert^ 
communales,  1878.  Wenzelbubqbb,  Geschichte  der  Niederlande  1, 148  ff.  Wbbxbtbe, 
Verfassung  der  Städte  im  Ordenslande  Preußen,  Zeitschr.  d.  westpr.  Gesch.- Ver.  13, 

1884.  WuTTKE,  Städtebuch  des  Landes  Posen,  1864.  Zimmebmank,  Versuch  einer 
histor.  Entwickelung  der  märkischen  Stadtverfassungen  1,  1887. 

V.  AmBA,  Grundr.*  76.  85  f.  108.  116.  Bbunmeb,  Grundr.  261  ff  Waitz  5«, 
898  ff.  7,  41  ff.  374  ff.  8,  77  ff.  282  ff.;  Jahrb.  d.  deutsch.  Beiches  unter  Heinrich  L" 

1885,  Exkurs  über  Städtegründungen.  Siegel,  BG.*  52  ff.  258  ff.  (tOldsohmipt, 
Universalgeschichte  des  Handelsrechts,  1891,  S.  104  ff.  (besonders  127  ff.).  Lindneb, 
Deutsche  Geschichte  2,  180  ff.  Devbibnt,  bei  Biohteb,  Annalen  8,  2  S.  747  ff. 
Scholz,  a.  a.  0.  (S.  465)  102  ff.  Blondel,  Fr^d^ric  II.,  281  ff.  Gibbke,  Genossen- 
schaftsrecht 1,  249  ff.  2,  573  ff. 

NiTzscH,  Die  niederdeutschen  Verkehrseinrichtungen  neben  der  alten  Kauf- 
gilde, ZBG.  28,  1  ff.  Planck,  Deutsches  Gerichtsverfahren  1,  21  ff.  Isaacsohn,  Ge- 
.  schichte  des  preuß.  Beamtentums  1,  175  ff.  196  ff.  Dopsch,  Wien.  SB.  79,  1  S.  80  ff. 
OsENBBüQGEN,  Die  Gastgcrichtc  (Studien  z.  deutsch,  u.  Schweiz.  Bechtsgeschichte 
19  ff.).  RoEHME,  Das  Hansgrafenamt,  1898  (Becension  von  EL  Schaube,  Gott  gel. 
Anz.  1898,  S.  664  ff.).  Eüntzel,  Verwaltung  d.  Maß-  u.  Gewichtswesen  in  Deutschi, 
im  MA.  1894  (Schmolleb's  Forschungen  18,  2).  Schmolleb,  Verwaltung  des  Maß- 
u.  Ge^chtswesens  im  MA.,  JB.  f.  Gesetzgeb.  17,  289  ff.  Hönioeb,  Jahrb.  f.  National- 
ökonomie u.  Statistik  42,  568  ff.  Liebe,  Die  kommunale  Bedeutung  der  Kirch- 
spiele in  den  deutschen  Städten,  Berl.  Diss.  1885.  Bote  von  Schbeckenstein,  Das 
Patriciat  in  den  deutschen  Städten,  1857.  Fbensdobff,  Lehnsfthigkeit  der  Bürger 
(S.  895  n.). 

Gengleb,  Codex  iuris  munioipalis  Germaniae  medii  aevi,  1868;  Deutsche 
Stadtrech tsaltertOmer,  1868.  Hegel,  Die  Chroniken  der  deutschen  Städte,  25  Bde, 
1862—1896.    Fbitz,  Deutsche  Stadtanlagen  (Progr.  d.  Straßb.  Lyceums,  1894). 

Die  kaum  übersehbare  Speziallitteratur  über  die  Verfassung  einzelner  Städte 
mag  hier  in  alphabetischer  Beihenfolge  nach  den  Städten  kurz  zusammengestellt 
werden.  Aachen:  Haagen,  1874.  —  Augsburg:  Fbensdobff,  Chroniken  der  deutschen 
Städte  4,  pg.  11  ff  Bebneb  (Gibbke,  Untersuchungen  5,  1879).  —  Bamberg:  Gengleb, 
Beitr.  z.  BG.  Bayerns  4,  155  ff.  —  Basel:  Heüblee,  1860.  Stouff,  1891.  Schön- 
bebo,  1879.  —  Berlin:  Sello,  Mark.  Forschungen  16,  1  ff.  17,  57  ff.  —  Bern: 
Waltheb,  1794.  Leüenbebgeb,  1873.  Geiseb,  1888.  Zbebledeb,  Handfeste,  1891. 
—  Bräunungen:  Tumbült  (Westd.  Zeitschr.  16).  —  Braunschweig:  DObbb',  1875. 
HInselmann,  Chroniken  d.  deutsch.  Städte  6,  pg.  18  ff.  Mack  (Giebee,  Unters. 
32,  1889).  Vaboes,  1890;  Zeitschr.  d.  Harzvereins  25,  101  ff.;  Zeitschr.  f.  Kultur- 
geschichte 1893,  S.  194  ff.  —  Bremen:  Donandt,  1880.  DOnzelmann,  Brem.  Jahrb. 
14,  27  ff.  Vabges,  Zeitschr.  d.  bist.  Ver.  f.  Niedersachs.  1893.  v.  Biffen,  2  Bde, 
1892—96.  —  Breslau:  Mabkgbaf  u.  Fbenzel,  Cod.  dipl.  Siles.  11,  1882.  —  öambraix 
Dieokheyeb,  Jen.  Diss.  1890;  Beinecke,  1896.  —  Dinant:  Pibenne,  1889.  —  Dortmund: 
Fbensdobff,  1882  (Hansische  Gesch.-Quellen  3).  —  Dresden:  0.  Bighteb,  1885/91.  — 
Elbing:  Töpfen,  1871/73.  —  Erfurt:  Lambbbt,  1868.  Kiechhoff,  1870;  N.  Mitteil, 
d.  thür.  Sachs.  Ver.  12,  53  ff.  Vollbaum,  1881.  Michblsbn,  Jenaer  Progr.  1855.  — 
Frankfurt  of.  M,:  Euleb,  1872;  Archiv  f.  Frankf.  Gesch.  8,  162  ff.;  Mitteil.  d.  Ver. 
f.  G.  z.  Frankf.  1,  277  ff.  Fichabd,  1819.  Bökeb-Büchneb,  1855.  Kbieok,  1871; 
Frankfurter  Bürgerzwiste  und  Zustände  im  Mittelalter,  1862;  Deutsches  Büigertum 
im  Mittelalter,  1868.    Bücheb,  Bevölkerung  von  Frankfurt  im  14.  u.  15.  Jh.,  1886.  — 
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Freibergi  Ebmisoh,  1889.  —  freiburg  i.  Br.x  H.  Maurxb,  ZGO.  40,  170  ff.  —  Omfi 
BoBBL,  1891.  —  Ooslar:  WoLVBnsOy  1885.  Weiland,  Hans.  Ge8ch.-Bl.  18,  8  ff.  14, 
11  ff.  GösoHVK,  QoBl.  Statuten,  1840.  Bodb,  Urk.-B.  (L  St.  Goslar,  seit  1898.  -^ 
Groningen:  S.  Gsataxa,  Bydragen  y.  yaderl.  geechiedenis  8,  6  S.  165  ff.  —  Haders- 
leben:  A.  Saoh,  1892.  — -  Halber  stadti  Vaxobs,  Zeitschr.  d.  Harz  Vereins  29,  81  ff. 
416  ff.  •—  HaMe:  v.  Voss,  Hall.  Diss.  1873.  —  Hamburg:  Lappenbbbq,  Hamburg. 
Bechtsaltertümer  (1845)  pg.  2  ff.  Koppmakk,  Kleine  Beitrflge  z.  Gesch.  d.  Stadt  H., 
1868.  Obst,  Berl.  Diss.  1890.  —  Hannover:  Frbnsdobff,  Hans.  Gescfa.-Bl.  11,  3  ff 
Ulrich,  Zeitschr.  d.  hist.  Ver.  f.  Niedere.  1886,  S.  105  ff.  —  Herford:  Iloen,  Zeitschr. 
f.  Vaterland.  Gesch.  (Westfalens)  49,  1  ff.  M.  Meter,  Mfinst.  Diss.  1898.  —  HildßS' 
heim:  Döbner,  Hans.  Gesch.-Bl.  9,  13  ff.  —  Höxter:  Wioand,  Denkwürdige  Beiträge 
(1858)  113  ff.  —  Iglau:  Tomabchek,  Deutsch.  Eecht  in  Österreich,  1859.  —  Koblenx: 
Bar,  Koblenzer  Mauerban  (1888)  2  ff.;  ZRG.  25,  1  ff.  —  Köln:  Ennen,  2  Bde,  1863 
bis  1865.  Hegel,  Chroniken  d.  deutsch.  Städte  12,  pg.  1  ff.  14,  pg.  1  ff.;  Hans. 
Ge8ch.-Bl.  7,  115  ff.  Höhiqbr,  Westdeutsch.  Zeitschr.  2.  Liesbgano,  Sonderge- 
meinden Kölns,  1885.  Kruse,  ZBG.  22,  152  ff.  Heniono,  Leipz.  Dies.  1891.  Busch, 
i.  d.  Festschr.  d.  21.  deutsch.  Jnristentages,  1891.  Lau,  Bonn.  Diss.  1891;  femer 
Westd.  Zeitschr.  14,  172  ff.  315  ff.  Bunqebs  (Leipz.  Studien  3,  1897).  Kkippiko, 
Stadtrechnungen  1,  1897.  Steht,  Akten^  2  Bde,  1893—95.  —  Kömgaberg:  Frommer, 
1891  (GiERKE,  Unters.  38).  —  Konstanx:  Beterle,  Batslisten,  1898;  Schriften  d. 
Ver.  f.  Gesch.  d.  Bodensees,  26.  —  Landshut:  Rosenthal,  Beitr.  z.  deutsch.  Stadt- 
Rechtsgeschichte  1,  1883.  —  Lübeck:  Frensoorpf,  1861.  Hoffmakn,  1889.  Pauli, 
Lüb.  Zustände  1,  1847.  Webrmann,  Hans.  Gesch.-Bl.  2,  93  ff.  13,  51  ff.  —  Magde- 
burg: Haoedorn,  1881—85  (Gesch.-Bl.  f.  Magdeburg  16.  17.  20).  G.  Stobbe  (ebd. 
32,  78  ff.)  Hopfmank  1,  1885.  Kr«hne,  Hall.  Diss.,  1880.  Wolter,  1890.  Stöokert, 
Zflllichauer  Progr.  1888;  Hist.  Zeitschr.  66,  193  ff.  Lieseqano,  Forsch,  z.  brand.  u. 
preuB.  Gesch.  3,  330  ff.  —  Mainx:  Hsobl,  Chroniken  d.  deutsch.  Städte  18,  2  S.  3  ff. 
Bockemheimeb,  1874.  Koebke,  1890.  Schaube,  1892.  Seidbnberqer,  Hist.  Jahr- 
buch 9,  1  ff.  Eckert,  Arch.  f.  hess.  Gesch.  NF.  2.  —  Merseburg:  v.  Medbm,  N. 
Mitteil.  d.  thür.  sächs.  Yer.  2,  889 ff.  —  Metx:  Klipffel,  1867.  Döring,  Beiträge 
(1886)  52  ff.  G.  Voigt,  Bisch.  Bertram  v.  Metz  (Straßb.  Diss.  1894.  Jahrb.  d. 
Ges.  f.  lothr.  Gesch.  4.  5)  S.  66—103.  --  Minden:  W.  Schröder,  Mind.  Progr. 
1890.  —  Mühlhausen  i,  Thür.i  Lambert,  1870.  Stephan,  1886.  —  Mülhausen  i. 
Eis.:  A.  Kaufmann  1894.  —  München:  Wehner,  1876.  —  Münster  i,  West  f.:  I'ibus, 
1882.  Geisberg,  Zeitschr.  f.  vaterl.  Gesch.  47,  1.  48,  1.  —  Naumburg:  Borkowsky, 
Naumb.  Progr.  1893.  Lepsius,  Gesch.  d.  Bischöfe  v.  Naumb.  1,  1846.  —  Neu- 
ruppin:  Liessgano,  Forsch,  z.  brand.  u.  preufi.  Gesch.  5,  1  ff.  ~  Nürnberg:  Hegel, 
Chroniken  d.  deutsch.  Städte  1,  pg.  13  ff.  Gengler,  Beiträge  z.  RG.  Bayerns  (S.  4) 
4,  30  ff.  —  Osnabrück:  Stüvb,  Mitteil.  d.  hist  Ver.  zu  Osnabrück  4,  321  ff.  Phiuppi, 
Hans.  Gesch.-Bl.  1889,  S.  155  ff.  —  Perleberg:  Lieseganq,  Forsch,  zu  br.  u.  pr. 
Gesch.  4,  399  ff.  —  Pforzheim:  Gothein,  1889  (Sohmoller's  Staats-  und  sozialw. 
Forsch.  9,  3).  —  Pirna:  R.  Hofmann,  N.  Arch.  f.  sächs.  Gesch.  9,  185  ff.  —  Radolf- 
xell:  Albert,  1896.  —  Eees:  Lieseoang,  Westd.  Zeitschr.,  Erg. -Heft  6,  1890.  — 
Begensburg:  Gfrörer,  Verh.  d.  hist.  Ver.  f.  Oberpfalz  u.  Regensburg  37.  Lanqoth, 
1866.  Gengler,  Beitr.  z.  RG.  Baiems  1,  214  ff.  —  Riga:  Bunge,  1878.  v.  Bul- 
MERiNCQ,  1894.  —  Rostock:  Koppmann,  1887.  —  Salxwedel:  Liesegang,  Forsch,  z.  br. 
u.  preufi.  Gesch.  3,  378  ff.  —  Siegburg:  Dornbusch,  Annal.  d.  hist.  Ver.  f.  d. 
Niederrh.  23,  60  ff.  —  Soest:  Ilgen,  Chroniken  d.  deutsch.  St  24.  —  Speier:  Rau, 
1844/45.  KoEHNE,  1890.  Schauer,  1892;  ZGO.  40,  445  ff.  Harstbr,  ebd.  38,  210  ff. 
42,  447  ff.;  Mitteil.  d.  bist.  Ver.  d.  Pfak  15,  111  ff.  —  Stendal:  Götze,  1873.  Liese- 
gang, Forsch,  z.  br.  u.  preuB.  Gesch.  3,  1  ff.  —  Stralsund:  Kruse,  1884.  —  Straß- 
bürg:  Hegel,  Chroniken  d.  deutsch.  Städte  8,  1  ff.  9,  951  ff.  Winter,  1878  (Gierke, 
Unters.  1.,  vgl.  Schröder,  ZRG.  19,  222  ff.).  Hörn,  1868.  Schmollbr,  1875  (Quellen 
u.  Forsch.  11).  Baltzer,  Straßb.  Studien  2,  53  ff.  Kruse  (Westd.  Zeitschr.  Erg.-Heft 
1,  1884).  —  Straubing:  Rosenthal,  Beitr.  z.  deutsch.  Stadt-RG.  2,  1883.  —  Trier: 
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80HOOP,  1884  (Westd.  Zeitschr.  Erg.-Heft  1).  ->  Überlingm:  Schafbb,  1893  (Gierkb, 
Unters.  44).  —  ühn:  Jaobb,  Schwab.  Städtewesen  des  Mittelalters,  1831.  —  Wer- 
nigerode: Varobs,  Zeitschr.  f.  deutsche  Kult.-6esch.  1896,  S.  100  ff.  160  ff.  —  Wesel: 
Bbikhold  (Gibrke,  Unters.  23).  —  Wien:  Tomasohbk,  1877.  Schubteb,  i.  d.  Ge- 
schichte d.  St.  Wien,  1897.  —  Worms:  Sohaubb,  1892;  ZGO.  42,  257  ff.  EoBHifB, 
1890;  Reformation  d.  Wormser  Stadtrechts,  1897.  Boos  1,  1897.  —  Würxburg: 
Gramich,  1882.  Brass,  1886.  Geholbr,  Beitr.  z.  BG.  Baiems  4,  59 ff.  —  Zürich: 
Y.  Wyss,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  B.  17,  3  ff.  65 f.;  Abhandlangen  839 ff. 

Der  Rechtsbegriff  der  Stadt  ist  erst  in  der  mittelhochdeatschen  Zeit, 
wo  die  heutige  Bezeichnung  (mhd.  mnd.  stat,  lat.  civiias,  urbs)  anfing 
technisch  zu  werden,  zum  Abschluß  gelangt.  Vor  dem  12.  Jahrhundert 
faßte  man,  im  Gegensatze  zu  den  Dörfern  und  offenen  Märkten  {fora), 
alle  befestigten  Plätze,  wie  die  ehemaligen  Bomerstädte,  ummauerte  Märkte, 
und  einfache  Burgen,  ohne  Unterschied  unter  Ausdrücken  wie  burff  (S.  17), 
dvitasy  urbs  zusammen  ^  Erst  seit  dem  12.  Jahrhundert  gehörte  die  Be- 
festigung mehr  und  mehr  zum  Wesen  der  Stadt,  wenn  auch  manche  Städte 
erst  im  13.,  einige  nicht  vor  dem  14.  Jahrhundert  zum  Besitz  einer  Stadt- 
mauer gekommen  sind'.  Die  Befestigung  bildet  seitdem  das  Unterschei- 
dungsmerkmal zwischen  Land  und  Stadt,  es  entsteht  das  Sprichwort: 
„Bürger  und  Bauer  scheidet  nichts  als  die  Mauer"'.  Unter  „Stadt"  ver- 
steht man  nunmehr  einen  mit  Marktrecht,  Immunität  und  politischer 
Selbstverwaltung  ausgestatteten  Ort,  der  sich,  abgesehen  von  dem  sehr 
verschieden  abgestuften  Umfange  der  Selbstverwaltung  und  der  Gestaltung 
ihrer  Organe,  von  den  offenen  Märkten  durch  die  Ummauerung  unter- 
scheidet*. 

Die  deutschen  Städte  sind  gleich  den  französischen  eine  Schöpfung 
des  Mittelalters,  dem  fränkischen  Staatsrecht  waren  Städte  im  Bechtssinne 
ebenso  unbekannt  wie  dem  altgermanischen,  ein  organischer  Zusammen- 
hang mit  dem  römischen  Städtewesen  hat  nicht  bestanden  ^  Von  den 
mit  Municipalrecht  ausgestatteten  römischen  civitates  und  den  Kastellen 
westlich  des  Rheins  und  südlich  der  Donau  ist  eine  nicht  unbedeutende 
Zahl  im  Besitze  ihrer  Mauern  geblieben;  zwölf  derselben,  die  sich  als 
Bischofsitze  behaupteten,  wurden  auch  beständig  mit  dem  alten  Namen 


*  Vgl.  R1ET8CHEL,  Markt  u.  Stadt  150;  Civitas  96  ff.  Hbqbl,  N.  Archiv  18, 
210—214;  Städte  u.  Gilden  2,  505  f. 

!»  Vgl.  RiETSCHBL,  Markt  u.  Stadt  58.  63.  149  ff.  Schulte  146.  156  f.  Waitz 
8,  191  ff.    Heqel,  Entsteh,  d.  Städtewesens  30. 

'  Vgl.  Fbemsdobff,  Lehnsfähigkeit  d.  Bürger  33  f. 

^  Die  von  Sohm  angenommene  Gleichstellung  des  Marktes  mit  der  Königs- 
burg  (S.  114  n.)  beruht  auf  Verwechslung  von  wichy  Genit.  wiehes,  mit  toic,  Genit 
wiges,  wovon  toichüs  (Festungsturm,  Blockhaus)  gebildet  ist.  Da  auch  die  Dörfer 
häufig  mit  Zaun  und  Graben  umgeben  waren  (S.  17),  so  ist  die  Unterscheidung 
von  Dorf  und  Stadt  nicht  in  der  Befestigung  überhaupt,  sondern  in  der  Um- 
mauerung zu  suchen. 

*  Vgl.  S.  123  f.  Hegel,  LateinUche  Wörter  u.  Begriffe,  N.  Arch.  18,  209  ff. 
RiBTSCHBL,  Civitas  91  f. 
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„civitas''  bezeichnet)  während  die  Benennungen  der  übrigen  außerordent- 
lich wechselten*.  Aber  nur  in  wirtschaftlicher  und  sozialer  Beziehung 
sind  diese  ehemaligen  Municipien  und  Kastelle  in  der  Frankenzeit  als 
Städte  zu  betrachten,  während  ihre  rechtliche  Stellung  sich  in  nichts  von 
der  der  Dörfer  unterschied.  Die  Ausbildung  ihrer  Stadtverfassung  muB 
auf  anderen  Grundlagen  erfolgt  sein,  ünstichhaltig  ist  auch  die  Ableitung 
der  Städteverfassung  aus  der  Fronhofverfassung  und  die  Auffassung  des 
Stadtrechts  als  eines  gemilderten  Hofrechts  ^,  denn  gerade  von  den  freien 
Elementen  der  städtischen  Einwohnerschaft,  im  Gegensatze  zu  den  Hof- 
genossenschaften, ist  die  Bildung  der  Stadtgemeinden  ausgegangen^;  wenn 
man  auch  den  Einfluß  nicht  unterschätzen  darf,  den  hofrechtliche  Hand- 
werkerrerbände  auf  die  städtischen  Zünfte  und  mit  Ministerialen  besetzte 
Ämter  auf  die  Entwickelung  •  des  städtischen  Beamtentums  geübt  haben. 
Auch  den  Ottonischen  Privilegien  und  dem  durch  sie  in  die  Städte  ein- 
geführten öffentlichen  Beamtentum  und  der  Schöffenverfassung  hat  man 
mit  Unrecht  entscheidendes  Gewicht  beigelegt^,  denn  die  Exemtion  vom 
Grafengericht  gehörte  nicht  zum  Wesen  der  Stadt  und  die  bloße  Exem- 
tion vom  Niedergericht  des  Schultheißen  oder  Gentenars  konnte  ein  Dorf 
noch  nicht  zur  Stadt  machen,  sonst  hätte  es  in  der  zweiten  Hälfte  des 
Mittelalters,  wo  die  meisten  Dorfgerichte  die  niedere  Gerichtsbarkeit  er- 
worben hatten  (S.  688  f.),  fast  nur  noch  Städte  gegeben.  Derselbe  Grund 
spricht  dagegen,  die  Burgen  als  den  Ausgangspunkt  des  Städte wesens  zu 
betrachtend*^.  Bei  weitem  die  meisten  Burgen  standen  außerhalb  des 
Stadtrechts,  und  zahlreiche  Orte,  die  erst  in  der  Höhe  des  Mittelalters  eine 
Mauer  erhielten,  hatten  schon  lange  vorher  städtisches  Wesen  entwickelt. 
Eine  andere  Ansicht  betrachtet  die  Städte  nicht  als  eine  Neubildung,  son- 
dern als  eine  bloße  Fortbildung  der  Dorfgemeinden  und  Markgenossen- 
schaften ".  Daß  die  korporative  Organisation  der  letzteren  bei  der  Aus- 
bildung der  Rateverfassung  in  vielen  Städten  einen  wesentlichen  Faktor 
abgegeben  hat,  ist  sehr  wahrscheinlich,  aber  die  politischen  Befugnisse 
der  Landgemeinden  waren  zu  spärlich  und  sind  wohl  auch  zu  spät  zur 
Anerkennung  gelangt,  als  daß  sie  schon  bei  der  Ausbildung  der  ältesten 
Stadtgemeindeverfassungen  hätten  ins  Gewicht  fallen  können  ^K    Im  Gegen- 


•  Vgl.  BiETSCHBL,  Civitas  20—58. 
^  So  besonders  Nitzsch. 

^  Besonders  energisch  ausgeführt  v.  Below  und  Bietschel. 

*  Hauptvertreter  dieser  Ansicht  Arnold  und  Heusler. 
"  Vgl.  Keütoen  38  ff.     Hegel,  Entstehung  27  ff. 

"  So  besonders  y.  Maurer  und  v.  Below,  ferner  Varges  und  in  einigen  Be- 
ziehungen auch  Keutgen. 

"  Vgl.  S.  599.  604.  Auf  die  Dorfgerichte  der  freien  Grafschaft  Kaichm 
und  der  Königsgrafschaft  des  Bomheimer  Berges  sowie  die  freien  Heimgereden 
der  Mosellande  kann  schon  darum  nicht  yerwiesen  werden,  weil  es  sich  hier  um 
späte,  erst  aus  der  Zertrümmerung  der  Grafschaftsverfassung  hervorgegangene  Neu- 
bildungen handelt.  Vgl.  Lamprecht,  Wirtschaftsleben  1,  188  ff.  Thudichüm,  Das 
freie  Gericht  Kaichen,  1857.    Scharff,  Die  Grafschaft  Bomheimer  Berg,  Arch.  d. 
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teil  darf  man  annehmen,  daß  die  entwickeltere  Selbstverwaltang,  wie  sie 
in  einzelnen  Landgemeinden  und  ganz  besonders  in  offenen  Markten  oder 
Marktflecken  („Freiheiten^)  bezeugt  ist,  teils  unmittelbar  von  stadtischem 
Wesen  ausgegangen  ist,  teils  die  Städte  zum  Vorbilde  genommen  hat^'. 

Alles  spricht  dafür,  daß  die  ältesten  Städte  in  erster  Beihe  als 
Handelsplätze  zu  einer  Stellung  im  öffentlichen  Rechte  gelangt  sind,  der 
Ausgangspunkt  for  die  Entwickelung  des  Stadtrechts  also  im  Marktrecht 
gesucht  werden  muß^^  In  den  ehemals  römischen  Städten,  soweit  sie 
Municipalrecht  erhalten  hatten,  finden  sich  die  Marktplätze  fast  allgemein 
innerhalb,  in  den  aus  Kastellen  hervorgegangenen  dagegen  in  der  Regel 
außerhalb  der  alten  Römermauem.  Die  ersteren  haben  deminach  das 
Marktrecht  von  vornherein  besessen,  während  die  übrigen  es  erst  nach 
der  Stadtgründung  auf  Wegen,  die  sich  nicht  mehr  ermitteln  lassen,  er- 
worben haben.  Dagegen  gehen  alle  Städte  des  inneren  Deutschlands,  bei 
denen  der  Anfang  sich  feststellen  läßt,  auf  ausdrückliche  Marktgründungen 
zurück**. 

Mit  dem  12.  Jahrhundert  beginnen  die  Städtegründungen,  auch  Er- 
hebungen von  Dörfern  zu  Städten**  und  Städtegründungen  „von  wilder 
Wurzel"  kommen  in  Gebrauch  ^^,  während  die  königlichen  Marktprivilegien 
sich  fast  nur  noch  auf  Jahrmärkte  beziehen,  die  eine  dauernde  Handels- 
niederlassung nicht  zur  notwendigen  Voraussetzung  haben  und  auch  mit  dem 
Wesen  eines  Dorfes  vereinbar  sind.  Dagegen  ist  die  Zeit  vor  dem  12.  Jahr- 
hundert die  eigentliche  Zeit  der  Marktgründungen.  Dieselben  erfolgten 
entweder  auf  fiskalischem  Boden  durch  den  König  selbst  oder  auf  grund- 
herrlichem Boden  durch  den  mit  einem  königlichen  Marktprivileg  aus- 
gestatteten geistlichen  oder  weltlichen  Grundherrn.  Marktverleihungen 
zu  Gunsten  freier  Gemeinden  sind  nie  vorgekommen,  es  gab  daher  keine 


Ver.  f.  Frankf.  Geschichte  5,  282  ff.  Euler,  Von  Yogteien  n.  Dinghöfen,  Mitteil, 
d.  Frankf.  Gesch.- Vereins  l,  1860. 

^'  Vgl.  S.  447,  n.  70.  Schulte  156  f.  Jacobs,  Das  Harsleber  Hechtsbuch, 
Zeitschr.  d.  Harzvereins  22,  255  ff. 

^*  Über  die  entscheidende  Bedeutung  des  Marktes  vgl.  schon  Wattz  7,  877  ff. 
407.  411.  V.  RiCHTHOFEN,  Altfrics.  WB.  925.  Riezler,  a.  a.  0.  1,  776.  Baumakm, 
a.  a.  0.  1,  821  ff.  Seit  unserer  ersten  Auflage  hat  die  Marktrechtstheorie  durch 
die  wichtigen  Beichenauer  Privilegien  für  Badolfzell  und  Aliensbach  und  die  an 
sie  anknüpfenden  Arbeiten  von  A.  Schulte,  Sohx,  und  Gtotheik  weitere  Bestätigung, 
wenn  auch  nicht  ohne  eine  gewisse  Übertreibung,  empfingen.  Eine  feste  Grund- 
lage in  vermittelnder  Richtung  haben  namentlich  die  vortrefflichen  Untersuchungen 
von  Rietschel  geschaffen.  Die  folgende  Übersicht  über  die  Entstehung  der  Markt- 
ansiedelungen konnte  sich  den  Ergebnissen  Rietschbl's  durchweg  anschließen. 

"  Nur  in  wenigen  Städten,  z.  B.  Würzburg,  scheint  sich  der  Marktverkehr 
ohne  besondere  Gründung,  rein  durch  die  Gunst  der  Verkehrsverhältnisse,  entwickelt 
zu  haben.     Vgl.  Rietschel,  Markt  n.  Stadt  106.  125. 

^^  Vgl.  Rietschel  144  ff.  Die  Erhebung  von  Allensbach  zum  Markte  erfolgte 
schon  1075,  das  der  Zeit  nach  nächste  Beispiel  bietet  erst  die  Stadt  Koesfeld  (1196). 

^^  Sie  sind  immer  selten  gewesen.  Ein  Beispiel  gewährt  Riga.  ^gL  Rner- 
SCHBL  128. 
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freies,  sondern  nnr  fiskalische  oder  grandherrliohe  Mäxkte.  Jeder  Markt 
hatte  also  seinen  Marktherm;  der  Boden,  auf  dem  der  Markt  errichtet 
wnrde,  war  ganz  oder  zum  gröBten  Teil  Eigentum  des  Marktherm.  Für 
alle  nengegründeten  Märkte  war  somit  die  Immunität  und  die  Exemtion 
von  den  öffentlichen  Niedergerichten,  nicht  selten  auch  den  Grafengerichten, 
von  selbst  gegeben.  Die  meisten  Marktprivilegien  bis  zum  12.  Jahrhun- 
dert trugen  einen  allgemeinen  Charakter  und  überließen  dem  Grundherrn 
die  Ausfährung,  so  daß  es  seinem  Ermessen  überlassen  blieb,  ob  er  sich 
auf  Jahrmärkte  beschränken,  oder  Wochenmärkte  oder  einen  täglichen 
Markt  einführen  wollte,  die  allein  die  Grundlage  für  eine  dauernde  Han- 
delsniederlassung, eine  wirkliche  Marktgründung,  zu  bilden  vermochten  ^^ 
KiETSOHEL  hat  nachgewiesen,  daß  der  zuerst  bei  Radolfzell  bemerkte 
Dualismus  zwischen  Markt-  und  Hofgemeinde  bei  den  Marktgründungen 
fast  ausnahmslos  beobachtet  worden  ist  Begelmäßig  wurden  die  Märkte 
weder  neu  angelegt  („von  wilder  Wurzel'^,  noch  in  schon  bestehende  Orte 
hineinverlegt,  sondern  als  selbständige  Ansiedelungen  an  einen  schon  vor- 
handenen Ort  (Dorf,  Burg  oder  Kloster)  angeschlossen,  der  dann  auch  den 
Namen  für  den  Markt  herzugeben  pflegte  ^^.  Die  Besiedelung  des  Marktes, 
der  eine  reine  koufstat  sein  sollte,  erfolgte  ausschließlich  durch  Heran- 
ziehung von  freien  Gewerbetreibenden  (Eaufleuten,  Juden,  Handwerkern), 
die  man  als  koufliute,  mercatores,  negotiatorea  zusammenfaßte*^.  Den 
neuen  Ansiedlem  wurden  auf  dem  für  den  Markt  bestimmten  Fronlande 
genau  ausgemessene  Baustellen  zugewiesen,  die  sie  zu  freier  Erbleihe,  in 
der  Regel  gegen  einen  geringen  Hauszins,  erhielten;  außerdem  bekamen 
sie  entweder  Mitgenuß  an  der  hofrechtlichen  Almende,  oder  es  wurde 
eine  besondere  Almende  für  sie  ausgesondert.  Von  einer  Zuweisung  von 
Ackerland  war  nirgends  die  Rede,  die  neue  Gemeinde  war  eine  ausschließ- 
liche Kaufmannsgemeinde  *^  Die  volkswirtschaftlichen  Bedenken  gegen 
die  Möglichkeit  derartiger  Gemeinden  werden  hinfallig  durch  die  nach- 
gewiesene regelmäßige  Anlehnung  an  eine  schon  vorhandene  hofrechtliche 
Gemeinde  mit  vorwiegend  landwirtschaftlicher  Beschäftigung.  In  wirt- 
schaftlicher Beziehung  hatte  man  es  nur  mit  zwei  verschiedenen  Stadt- 
bezirken zu  thun,  von  denen  jeder  seine  eigene  Gemeindeverfassung  hatte, 

»«  Vgl.  RiETSCHEL,  Markt  u.  Stadt  45  ff.  109. 

'»  Vgl.  ebd.  125  f. 

"  Vgl.  RiETSCHEL  54  ff.  64  f.  69.  98.  100  ff.  111.  114  f.  117.  121.  140  ff.  Be- 
sonders charakteristisch  ein  daselbst  S.  148  n.  4  angeführtes  Beispiel  einer  ver- 
unglückten Marktgründung  von  1299.  Vgl.  MG.  Dipl.  Otto  I.  Nr.  300  (965).  807 
(965).  Stumpf,  Acta  imperii  Nr.  58  (1040).  Freiburger  Stadtrecht  (1121/22)  §  7: 
Si  qua  disceptaüo  vel  questio  inter  burgenses  meos  orta  fuerit,  non  secundum  nieum 
arbitrium  vel  reciorts  eorum  disettcietur,  sed  pro  consueiudinario  et  legiiimo  iure 
omnium  mercatorum^  preciptte  autem  Öoloniensium ,  eocammcUntur  ütdieto.  Waitz 
5«,  894  ff.  402  f.  7,  377.  882.  891.  Gaüpp,  Stadtrechte  2,  6.  Gfröreb,  Regensburg 
49.  Hegel,  N.  Archiv  18,  218  ff.  v.  Below,  Ursprung  45.  Homeyeb,  Sachsen- 
spiegel 2,  2  S.  299.  Fbbnbdorff,  Lehusffthigkeit  der  Bürger  5  ff.  GRinif,  DWB. 
5,  838. 

»*  Vgl.  RiETSCHEL   162. 


616  I>A8  Mittelalter. 

bisy  zum  Teil  erst  nach  Jahrhanderten,  der  hofreohtUche  Bezirk  mit  dem 
Markt,  der  nunmehrigen  Altstadt,  als  Neustadt  vereinigt  wurde.  Auch 
sonst  kamen  im  Laufe  der  Zeit  vielfach  Einverleibungen  von  Dörfern  vor, 
die  naturgemäß  den  Charakter  der  Stadt  mehr  oder  weniger  beeinflußten. 
Auch  war  es  nicht  ausgeschlossen,  daß  Ministerialeb  und  Orundholden, 
die  aus  der  Immunitat  in  den  Markt  zogen,  dort  stadtisches  Grewerbe 
betrieben  und  in  Bezug  hierauf  dem  gleichen  Recht  und  dem  gleichen 
Gericht  wie  die  freien  Kaufleute  unterworfen  wurden,  während  sie  im 
übrigen  ihr  Dienst-  oder  Hofreoht  und  ihren  angeborenen  Gerichtsstand 
behielten**. 

Mit  dem  Marktrecht  war  regelmäßig  Zoll  und  Münze  und  schon  seit 
dem  10.  Jahrhundert  meistens  auch  die  königliche  Bannleihe  verbunden, 
so  daß  der  Marktherr  ganz  so,  wie  in  den  königlichen  Märkten  der  König, 
jeden  Markt-,  Zoll-  oder  Münzfrevel  mit  dem  Königsbanne  bestrafen 
konnte.  Bei  Jahrmärkten  kam  der  Marktbann  auch  den  auswärtigen 
Marktbesuchem  bei  der  Hin-  und  Rückreise  zu  gute,  für  sie  hatte  er  die 
Bedeutung  eines  persönlichen  Schutzbannes,  während  er  für  den  Marktort 
selbst  und  die  ihn  bewohnenden  Kaufleute  als  örtlicher  Schutzbann,  als 
wirklicher  Marktfrieden,  erschien*'*.  In  ummauerten  Städten  traf  derselbe 
mit  dem  Burgfrieden  zusammen**.  Als  Wahrzeichen  des  Marktfriedens 
diente  schon  in  der  fränkischen  Zeit  mit  Vorliebe  das  Marktkreuz,  mit 
oder   ohne   den  Königshandschuh,   häufig   auch  mit  einem  daran  ange- 


•*  Vgl.  Waitz  5*,  898  n.  Schulte  148  f.  Hietschel  207  f.  Zuweilen  war 
die  Veräußerung  von  Häusern  innerhalb  des  Marktes  nur  an  Kaufleute  gestattet. 
Vgl.  RiETSCHEL  115.  121.  In  Aliensbach,  Wusterwitz  und  Löbnitz  bestand  von 
vornherein  eine  gemischte  Gemeinde,  innerhalb  deren  aber  die  Kauf  leute  ihr  be- 
sonderes Recht  hatten.    Vgl.  Schulte  150  ff.    Rietschel  122  ff.  144  ff. 

"  Vgl.  S.  114.  MG.  Dipl.  Otto  I.  Nr.  807.  Otto  HI.  Nr.  9.  28.  55.  66.  142. 
806.  Wenn  Rietschel  195  ff.  die  dingliche  Natur  des  Marktfriedens  in  Abrede 
stellt  und  nur  einea  Personalfrieden  für  die  Marktbesucher,  allerdings  vielfach  mit 
einer  gewissen  örtlichen  Abgrenzung,  anerkennt,  so  läßt  er  den  Unterschied  zwischen 
Jahrmarkts-  und  allgemeinen  Marktprivilegien,  den  er  selbst  so  schön  entwickelt 
hat,  unberücksichtigt.  Wenn  der  Marktherr  einen  ständigen  Markt  gründete,  so 
kam  der  ihm  verliehene  Marktbann  notwendig  als  örtlicher  Schutzbann  zur  An- 
wendung, so  daß  es,  wenn  später  auch  Jahrmärkte  eingeführt  werden  sollten,  noch 
eines  neuen  Marktprivilegs  bedurfte.  Vgl.  Rietschel  47  f.  208.  Unmittelbare  Jahr- 
marktebänne  finden  sich  MG.  Dipl.  Otto  III.  Nr.  280.  867.  872.  399.  Stumpf, 
Acta  imperii  Nr.  78.  Wenn  die  königliche  Bannleihe  unterblieb,  so  stand  der 
Markt  zwar  auch  unter  einem  Marktfrieden,  aber  nur  nach  Maßgabe  des  geringeren 
Bannes  des  Marktherm.  Auswärtige  Marktbesucher  konnten  sich  in  solchem  Falle 
unter  sein  Geleite  stellen,  falls  er  das  Geleitsrecht  besaß. 

»*  Vgl.  MG.  Dipl.  Otto  I.  Nr.  300  (965),  Otto  II.  Nr.  214  (980).  Waitz  ö.  öf. 
Heusler,  Stadtverfassung  125 f.  Daß  Burgbann  und  Marktbann,  Burgfrieden  und 
Marktfriedeu  von  Hause  aus  verschieden  waren,  zeigt  das  Beispiel  von  Bremen, 
das  965  den  Marktbann  empfing,  aber  erst  erheblich  später  befestigt  wurde.  Für 
Gandersheim  wurde  umgekehrt  der  Burgbann  980,  der  Marktbann  990  erteilt. 
Entstehung  des  Stadtiriedens  aus  dem  Burgfrieden  wird  von  Keutqen  52  ff.  und 
Rietschel  216  ff.  angenommen. 
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brachten  entblößten  Schwerte**.  Derartige  Wahrzeichen  (auch  Markt- 
fahne,  Schild,  Hut,  Strohwisch)  worden  auch  bei  bloBen  Jahrmärkten  und 
Wochenmärkten  für  die  Dauer  des  Marktes  aufgepflanzt  und  stehen  in 
dieser  Beziehung  noch  heute  vielfach  in  Gebrauch;  in  den  ständigen 
Märkten  aber  warden  sie  dauernd ,  häufig  in  monumentaler  Form,  an- 
gebracht; so  wurde  das  Marktkreuz  zum  Stadtkreuz  und  in  den  Dörfern 
der  Loi  de  Beaumont  zum  Kreuze  ,,der  Freiheit'^,  d.  h.  der  ihnen  ver- 
liehenen städtischen  Freiheiten.  Seit  der  Wende  des  13.  und  14.  Jahr- 
hunderts sind  in  vielen  norddeutschen  Städten  an  die  Stelle  der  Kreuze 
als  Träger  der  Marktzeichen  die  Kolandsbilder  getreten.  Das  zum  Stadt- 
kreuz gewordene  Marktkreuz  würde  an  sich  schon  genügen,  um  die  Ent- 
stehung der  Städte  aus  den  Märkten  wahrscheinlich  zu  machen.  In  Ver- 
bindung mit  den  Feststellungen  Rietsohel's  liefert  es  für  die  große  Mehr- 
zahl der  Städte  des  inneren  Deutschlands  vollen  Beweis '^ 

In  den  ehemaligen  Bömerstädten,  wo  von  Anfang  an  die  freie  Be- 
völkerung der  verschiedensten  Berufszweige  nebeneinander  saß,  sind  die 
Ausgangspunkte  der  Entwickelung  selbstverständlich  andere  gewesen*^, 
daß  aber  das  Ergebnis  schon  im  10.  und  11.  Jahrhundert  dasselbe  wie 
bei  den  Märkten  gewesen  ist,  wird  durch  die  zahlreichen  Verweisungen 
neu  gegründeter  Städte  auf  die  Bechte  der  Kaufleute  von  Augsburg, 
Basel,  Köln,  Konstanz,  Eegensburg,  Worms,  oder  auch  derer  von  Dort- 
mund, Goslar,  Magdeburg,  vollkommen  bezeugt*®.  Den  Ausgang  werden 
auch  hier  die  Immunität  und  die  Verhältnisse  des  Marktes  gebildet  haben; 
nur  mag  der  Einfluß  der  Befestigung  und  des  Burgfriedens  hier  stärker 
hervorgetreten  sein.  Man  darf  wohl  annehmen,  daß  sich  die  römischen 
Grundbesitzer  aus  den  von  den  Germanen  eroberten  und  jedenfalls  arg 
verwüsteten  Städten  größtenteils  zurückgezogen  haben,  während  der  Zuzug 
der  dem  Städteleben  abgeneigten  Germanen  lange  auf  sich  warten  ließ. 
So  wurde  der  größte  Teil  des  städtischen  Grundbesitzes  als  herrenloses 
Gut  fiskalisch,  soweit  nicht  Bischöfe  und  Klöster  seitens  der  Krone  mit 
demselben  beschenkt  wurden.  In  den  zwölf  bischöflichen  civitates  (S.  612) 
haben  wir  uns  von  vornherein  den  Bischof  als  den  vorwiegenden  Stadt- 
herrn zu  denken.  Nur  auf  diese  Weise  erklart  es  sich,  daß  in  den  ehe- 
maligen Bömerstädten  ebenso  wie  in  den  Märkten  das  System  der  städtischen 


**  Hierüber  sowie  über  das  Folgende  vgl.  S.  lOS.  189.  466.  618  n.  Schbödbr, 
Weichbild  (Hist  Aufsätze  z.  And.  an  Waitz,  1886,  S.  306  ff.);  Die  Stellung  der 
Rolandssftulen  in  der  Bechtsgeschichte  (B^nquier,  Die  Bolande  Deutschlands,  1890, 
ß.  1—36);  Marktkreuz  u.  Kolandsbild  (Festschrift  f.  Weinhold,  1896,  S.  118  ff.). 
Die  zuletzt  angeführte  Schrift  ist  namentlich  gegen  die  unbegründeten  Einwen- 
dungen von  Sbllo  und  Uhlibz,  durch  die  auch  Ribtschel  212  ff.  222  ff.  sich  hat 
verwirren  lassen,  gerichtet. 

'•  Die  Einwendungen  von  Hegel,  Entstehung  134  n.,  beruhen  auf  einer  Unter- 
schätzung der  germanischen  Bechtssymbolik,  deren  Bedeutung  für  die  Rechtsge- 
schichte nicht  hoch  genug  angeschlagen  werden  kann. 

"  Vgl.  RlETSCHEL  140.   190  f. 

"  Vgl.  Waitz  5«,  396  n.  404  n.  7,  382. 
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Hausleihe  vorherrschte,  nur  vielleicht  mit  dem  Unterschiede,  daß  die 
Märkte  im  allgemeinen  nur  einen  einzigen  Grondherm  kannten,  während 
in  den  Bömerstädten,  zumal  den  bischöflichen,  häufig  verschiedene  Herren 
sich  in  den  Grundbesitz  teilten  und  neben  ihnen  wohl  auch  allodiale 
Kleinbesitzer  sich  behaupteten. 

Insbesondere  darin  stimmten  alte  wie  neue  Städte  überein,  daß  sie 
auf  Grund  der  dem  Stadtherm  zustehenden  Immunitätsreohte  von  den 
Niedergerichten  des  Landrechts  eximiert  waren  und,  sich  zugleich  von  den 
hofhörigen  Gemeinden  sondernd,  einen  eigenen  Stadtgerichtsbezirk,  eine 
Stadthundertschaft,  bildeten '^  Ihre  Zugehörigkeit  zum  Landgericht  des 
Grafen  oder  eines  Reichs-  oder  Stiftevogtes  wurde  dadurch  nicht  berührt, 
doch  kam  es  im  Laufe  des  Mittelalters  mehr  und  mehr  auf,  bedeutendere 
Städte  zu  Stadtgrafschaften,  in  denen  auch  über  das  Blut  gerichtet  wurde, 
zu  erheben.  Da  der  stadtische  Grundbesitz  überwiegend  Leihegut  war, 
so  ergab  es  sich  bei  den  aus  Marktgründungen  hervorgegangenen  Städten 
von  selbst,  daß  die  Zuständigkeit  des  Stadtgerichts  sich  nicht  auf  Klagen 
um  Schuld  und  fahrende  Habe  beschränkte,  sondern  auch  die  städtischen 
Immobiliarsachen  umfaßte,  während  diese  Kompetenzerweiterung  sich  in 
den  ehemaligen  Römerstädten  erst  im  Laufe  der  Zeit  vollzog'^.  Zur  Zeit 
der  Jahrmärkte  fand  regelmäßig  gebotenes  Ding  statt  und  hier  konnte  das 
Stadtgericht  auch  über  alle  auswärtigen  Marktbesucher  sowie  über  schwere 
Märktfrevel,  die  an  Hals  und  Hand  gingen,  entscheiden,  nur  blieb  dem 
Grafen  oder  sonstigen  Träger  der  hohen  Gerichtsbarkeit  das  letzte  Urteil 
und  die  Vollstreckung  vorbehalten '^ 

Die  Erteilung  von  Stadtrechtsprivilegien  blieb  bis  zum  13.  Jahrhundert 
ein  ausschließliches  Recht  des  Königs,  weil  Marktrecht,  Befestigungsrecht 
und  gerichtliche  Exemtionen  nur  von  ihm  erteilt  werden  konnten^*.  Nach- 
dem Friedrich  11.  den  Fürsten  das  Befestigungsrecht  bewilligt  und  gegen 
die  Errichtung  von  Konkurrenzmärkten  ihnen  ein  Widerspruchsrecht  ein- 
geräumt hatte,  fingen  dieselben  mehr  und  mehr  an,  unter  stillschweigen- 


'•  Vgl.  RisTscHEL  156  flf.  Reichsweistum  Friedrichs  II.  von  1218  (Wkiland 
2,  Nr.  61):  quod  si  forte  alicui  per  eirothecam  nostram  eontulertmtis  forum  annuale 
vel  septimanale  in  aliquo  loco,  quod  comes  aut  cUitis  iudex  aliquis  illius  provineie 
non  debeat  illic  habere  iurisdiccionem  vel  aliquam  potesiatem  puniendi  mahficia. 
Set  si  forte  latro  vel  für  aut  alius  maleficus  ad  mortem  fuerit  eondempnaius ,  eo- 
miti  sive  iudioi  provindali  de  loeo  illo  erit  presentandus  ad  sententie  in  eum  laie 
executianem.    Ssp.  III,  25  §  2. 

"^  Das  Radolfzeller  Privileg  von  1100  überwies  Prozesse  um  Weichbildgut 
von  vornherein  dem  iudicium  fori,  während  in  Köln  und  Straßburg  Immobiliar- 
sachen noch  im  12.  Jh.  vor  den  Burggrafen  oder  Stadtvogt  gehörten.  Vgl.  Sohm 
76.  Die  Schreinspraxis  der  Kölner  Kirchspielgerichte  war  kein  Ausfluß  einer 
Immobiliargerichtsbarkeit,  sondern  hatte  wie  bei  den  Dorfgerichten  ihre  Grund- 
lage im  Nachbarzeugnis.    Vgl.  S.  596.  599.    Sohm  93.    v.  Below,  Entstehung  39. 

*»  Vgl.  Anm.  29.  §  49,  n.  106,  n.  158.  Rietsohel  157,  n.  2.  205  ff.  Besondere 
Marktgerichte  hat  es  in  Deutschland  im  Gegensatze  zu  Frankreich  nicht  gegeben. 

"  Vgl.  S.  513.  523.  550.  564. 
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der  Dnldong  des  Reiches  anf  eigene  Hand  Stadtprivilegien  zu  erteilen  ^^ 
Nur  Nichtf&rsten  gegenüber  wurde  das  Begal  auch  fernerhin  aufrecht- 
erhalten". 

Freie  Städte,  die  ganz  ihre  eigenen  Herren  gewesen  wären,  gab  es 
ursprünglich  ebensowenig,  wie  früher  freie  Märkte.  Jede  Stadt  hatte 
ihren  Herrn,  je  nach  der  Zugehörigkeit  des  Bodens,  auf  dem  sie  stand. 
Wo  dieser  oder  die  Vogtei  darüber  dem  Beiche  gehörte  (S.  501),  war  die 
Stadt  eine  königliche  oder  Reichsstadt.  Die  ältesten  königlichen  Städte 
waren  die  aus  den  Eönigspfalzen  hervorgegangenen  Pfalzstädte.  In  Nord- 
deutschland, wo  der  Erongüterbestand  gering  war,  gab  es  nur  eine  kleine 
Zahl  (Aachen,  Dortmund,  Ooslar,  Nordhausen,  Mühlhausen  und,  seit  dem 
Sturze  Heinrichs  des  Löwen,  Lübeck),  während  Süddeutschland  von  vorn- 
herein zahlreiche  königliche  Städte  besaß,  die  durch  den  Heimfall  der 
zähringischen  und  staufischen  Lehen  im  13.  Jahrhundert  noch  bedeutend 
vermehrt  wurden.  Den  königlichen  Städten  standen  zunächst  die  Städte 
der  geistlichen  irrsten,  die  man  zusammenfassend  als  Bischofisstädte  zu 
bezeichnen  pflegt.  Ihr  Zusammenhang  mit  dem  Reiche  beruhte  teils  auf 
der  längeren  Fortdauer  der  königlichen  Bannleihe  in  den  geistlichen 
Fürstentümern,  teils  und  vornehmlich  auf  dem  nie  ganz  aufgegebenen 
Gedanken  des  Reichsobereigentums  am  Reichskirehengute'*.  Eine  dritte 
Klasse  bildeten  die  Territorialstädte  der  weltlichen  Fürsten,  später  auch 
diejenigen  Bischofsstädte,  bei  denen  es  (wie  z.  B.  bei  Würzburg)  dem 
Fürsten  gelungen  war,  seine  landesherrliche  Gewalt  zu  voller  Geltung  zu 
bringen  und  den  Zusammenhang  der  Stadt  mit  dem  Reiche  zu  lösen. 
Die  Städte  der  nichtfürstlichen  Landesherren  gehörten  ebenfalls  zu  den 
Territorialstädten.  Endlich  gab  es  auch  Mediatstädte  patrimonialen  Cha- 
rakters, bei  denen  die  Stadtherrschaft  oder  doch  die  Gerichtsherrlichkeit 
über  die  Stadt  einem  privaten  Grundherrn  zustand. 

Das  Organ  des  Stadtherm  für  das  Stadtregiment  war  der  dem  länd- 
lichen Schultheißen  (Centenar,  Gografen)  entsprechende  Ammann  oder 
Stadtschultheiß  ^®,  regelmäßig  ein  von  dem  Stadtherrn  aus  der  Reihe  seiner 
Ministerialen  ernannter  Beamter.  Wie  bei  dem  Centenar,  so  war  auch 
hier  die  Ernennung  häufig  an  eine  Wahl  der  Gemeinde  gebunden.  Zu- 
weilen wurde  das  Amt  zu  Lehen  oder  Pfand  gegeben.  Die  amtliche 
Stellung  des  Schultheißen  umfaßte  in  gerichtlicher,  administrativer,  finan- 
zieller und  militärischer  Richtung  dieselben  Aufgaben  wie  bei  dem  Schult- 


^  Vgl.  S.  586.  Bohwsp.  L.  143.  Bei  Stftdtegründungen  der  früheren  Zeit 
ist,  auch  wenn  der  königlichen  Genehmigung  nicht  gedacht  wird,  regelmäßig  an- 
zunehmen, daß  dieselbe  entweder  vorausgegangen  war  oder  nachgeholt  wurde.  Vgl. 
Waitz  7,  887  f. 

"  Vgl.  Böhmer,  Acta  imperii  sei.  Nr.  648  (1812).  721  (1328). 

»»  Vgl.  S.  515.  566.    Waitz,  Gott.  gel.  Anz.  1854,  S.  54  ff.    (Abh.  465  ff.). 

^  Nur  ausnahmsweise  „Vogt".  Der  Schultheiß  der  sächsischen  Städte  ent- 
sprach dem  Gografen,  nicht  dem  Schultheißen  des  Landrechts.  Nur  der  Goslarer 
Schultheiß  hatte  mehr  von  dem  letzteren,  während  der  Stadtschultheiß  hier  als  der 
„kleine  Vogt''  erscheint    Vgl.  Schbodbb.  Schultheiß  5  f.;   Gerichtsverfassung  57  f. 
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heißen  oder  Centenar  des  Landrechts.  In  den  meisten  Städten  hatte  der 
Schultheiß  ein  aus  den  besseren  Gemeindegliedem  gebildetes  Schöffen- 
koUeginm  zur  Seite;  wo  dies  nicht  der  Fall  war,  fond  entweder  die  ?er- 
sammelte  Gerichtsgemeinde  oder  ein  jedesmal  nengebildeter  Ausschuß  das 
Urteil.  Die  in  der  Stadt  bestehenden  Vogteien  wurden  von  dem  Stadt- 
gerichte nicht  berührt,  nur  die  dem  Stadtherm  selbst  gehörigen  Vogteien 
wurden  im  Laufe  des  Mittelalters  großenteils  mit  dem  öffentlichen  Stadt- 
gericht verschmolzen. 

Ihren  bisherigen  Landgerichtsverband  behielten  die  Städte  anfangs 
wohl  allgemein  bei,  wenn  es  auch  in  den  größeren  Königs-  und  Bischofs- 
städten immer  mehr  die  Regel  wurde,  daß  der  Oraf  oder  Reichsvogt  seinen 
Wohnsitz  in  der  Stadt  selbst  nahm,  was  sich  namentlich  in  den  Bischofs- 
städten von  selbst  machte^  seit  die  Politik  der  Ottonen  den  geistlichen 
Fürsten  ganze  Ora&chaften,  namentlich  aber  die  Orafenrechte  über  die 
von  ihnen  bewohnten  Städte,  zugewendet  hatte.  Die  Grafen,  welche  auf 
diese  Weise  ihren  Sitz  in  einer  Bischofsstadt  aufgeschlagen  hatten,  führten 
in  der  Regel  den  Titel  Burggrafen '^  Unter  dem  Burggrafen  (praefectus 
urbis)  verstand  man  ursprünglich  einen  Grafen,  der  zugleich  Burgvogt 
war  und  als  solcher  auch  die  Aufsicht  über  die  Thore  und  Festungswerke 
übte^®.  Wenn  später  auch  Burggrafen  vorkamen,  die  im  wesentlichen 
nur  Kommandantur-,  aber  keine  Grafengeschäfte  zu  versehen  hatten,  so 
handelte  es  sich  t^ils  um  bloße  Titel  ^^,  teils  um  eine  Entartung  oder 
Abschwächung    des    ursprünglichen    Amtes  ^^.      Eigentliche    Burggrafen 


■^  Der  Metzer  „Pfalzgraf"  war  Stiftsvogt  für  die  Hintersafisen  des  Bischofs. 
Einen  Burggrafen  hatte  die  Stadt  nicht.  Vgl.  Döring,  Metz  14  f.  17  f.  65  f.  Anderer 
Meinung  Waitz  7,  44. 

'^  Über  das  Burggrafenamt  vgl.  Waffz  7,  42  ff.  Arnold  1,  121  ff.  Hbusler, 
Stadtverfassung  52  ff.  NrrzscH  144  ff.  Zu  den  Geschäften  des  Burggrafen  gehörte 
auch  die  Baupolizei,  insofern  die  militärischen  Interessen  durch  Verbauen  der 
Straßen  und  Plätze  beeinträchtigt  werden  konnten.    Vgl.  Weiland,  Const.  1,  502. 

••  Vgl.  Maurer,  Städteverfassung  1,  472  f.  Heüsler,  a.  a.  0.  62  f.  Über  den 
Fall  einer  Titelanmaßung  vgl.  Weiland,  Const.  1,  184. 

*^  In  Augsburg  und  Straßburg  hatte  der  Burggraf  die  gräfliche  Gerichts- 
barkeit an  den  Vogt  verloren  und  war  seinerseits  im  wesentlichen  auf  die  Wahrung 
des  Burgfriedens,  die  Aufsicht  über  die  Festungswerke,  über  Handel  und  Wandel 
und  über  die  Zünfte  beschränkt;  wenn  er  in  Augsburg  auch  noch  eine  gewisse 
Gerichtsbarkeit,  wie  sie  auf  dem  Lande  den  Bauermeistem  zustand  (vgl.  S.  599), 
ausübte,  so  mag  dies  ebenfalls  mit  den  Rommandanturgeschäften  in  Verbindung 
gestanden  haben.  Vgl.  Hegel,  Straßburg  19.  Frensdorff,  Augsburg  20 f.  29  f. 
Hbusler,  a.  a.  0.  78.  75.  Schwsp.  L.  1.  174.  In  Nürnberg  blieb  dem  Burg- 
grafen, von  gewissen  Einnahmen  abgesehen^  nur  die  Aufsicht  über  die  wichtigsten 
Festungswerke  und  das  Recht,  einen  Mitvorsitzenden  des  Stadtgerichts  neben  dem 
Schultheißen  zu  ernennen.  Vgl.  Hegel,  Nürnberg  19.  Die  Burggrafen  in  den 
Marken  Brandenburg  und  Meißen  hatten  wohl  von  vornherein  nur  die  militärische 
Aufsicht  und  Leitung  ihres  Bezirks.  In  gerichtlicher  Beziehung  standen  sie  dem 
Markgrafen  zur  Seite,  den  sie  unter  Umständen  auch  vertreten  mochten,  aber  eine 
eigentliche  Richterstellung  bekleideten  sie  schwerlich.  Vgl.  S.  565.  Anderer 
Meinung  Kuhns,  Gerichtsverfassung  1,  94  ff.    Heüsler,  a.  a.  0.  78. 
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scheinen  nur  solche  Bischofisstadte  gehabt  zu  haben,  die  für  das  Reich 
zugleich  als  Festungen  von  Bedeutung  waren,  während  andere  einfach 
dem  bisherigen  Grafen  unterstellt  blieben  ^^  Von  den  königlichen  Städten 
standen  nur  Regensburg  und  Nürnberg,  vorübergehend  Goslar,  unter 
Burggrafen  ^^  in  allen  übrigen  wurde  die  gräfliche  Gerichtsbarkeit  durch 
königliche  Beamte  (Reichsvögte)  verwaltet,  während  die  Burggrafen 
(Fürsten  oder  freie  Herren)  ihre  Burggrafechafk  vom  Reiche  oder  dem 
Bischof  der  Stadt  zu  Lehn  trugen  *^ 

An  sich  hatte  die  Errichtung  einer  Burggrafschaft  keineswegs  die 
Bedeutung  einer  Exemtion  der  Stadt  vom  Gau.  Der  Burggraf  als  solcher 
war  nicht  notwendig  bloßer  Stadtgraf^^,  vielmehr  scheint  die  Burggraf- 
schaft sich  von  der  Grafschaft  überwiegend  nur  durch  die  Verbindung 
mit  der  Burgvogtei  unterschieden  zu  haben  *•.  Eigene  höhere  Stadtgerichte 
unter  einem  Burggrafen  oder  Vogt  erhielten  die  meisten  Reichs-  und 
Bischofsstädte  erst  nach  und  nach  im  Wege  der  Exemtion  von  der  Graf- 
schaft ^^  Als  allgemeine  Einrichtung  wurde  dieselbe  erst  1274  durch 
Rudolf  I.  für  die  königlichen  Städte  angeordnet,  aber  auch  da  noch  nicht 
mit  durchgreifendem  Erfolge  ^^.    Von  den  Landstädten  sind  vielfach  über- 


"  Vgl.  Hbusleb,  a.  a.  0.  60  f.  79.    Döbing,  Metz  65  f. 

**  Über  Goslar  vgl.  Waitz  7,  52.  Wolfstieo,  Goslar  42.  Regensburg 
hatte,  obwohl  Sitz  eines  Bischofs,  einen  königlichen  Burggrafen  und  war  Königs- 
stadt, wie  der  größte  Teil  der  Stadt  Reichsgut  war.  Der  Baiemherzog  hatte  nur 
herzogliche  Rechte,  bis  er  seitens  der  Beiches  mit  der  Burggra&chaft  belehnt  wurde. 
Die  bischöflichen  Vögte  hatten  nur  mit  den  Hintersassen  des  Bischofs  zu  thun,  die 
bis  Ende  des  Mittelalters  von  der  Btürgerschaft  getrennt  blieben.  Vgl.  Gfböbsb, 
Begensburg  14.  21  f.  30. 

**  Waitz  7,  49  ff.  Erst  als  in  Augsburg  und  Straßburg  Ministerialen 
als  Burggrafen  eingesetzt  wurden,  konnte  die  Beschränkung  ihres  Amtes  (Anm.  40) 
eintreten. 

^^  In  der  Litteratur  wird  dies  vielfach  angenommen.  Vgl.  Maubeb  1,  355  ff. 
Abnold  1|  123.  Hbusleb  55.  Der  in  westfälischen  und  niedersächsischen  Ur- 
kunden vorkommende  Wichgraf  (vgl.  Haltaüs,  Glossar  2112.  Maübeb  1,  110)  ent- 
sprach dem  Gografen  des  Landrechts  ^  war  also  Stadtschultheiß.  Vgl.  Bietschel^ 
Markt  u.  Stadt  161. 

^'  Über  Burggrafen  mit  voller  gräflicher  Landgerichtsbarkeit  vgl.  Waitz  7, 
42.  Heuslee  57  f.  Abnold  1,  122.  Maubeb  3,  423  ff.  Heqel,  Nürnberg  pg.  19. 
Gfeöbeb,  Begensburg  81  f.  51.    Kuhns,  a.  a.  0.  1,  178  ff.     Wolfstieo,  Goslar  24. 

*•  Vgl.  Waitz  7,  392  f.  v.  Wyss,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  B.  17,  50.  Stobbb, 
Jb.  d.  gem.  Bechts  1,  458  ff.  Wie  der  Burggraf  zuweilen  dem  Vogte  weichen 
mußte  (Anm.  40),  so  machte  er  oder  der  Beichsvogt  unter  Umständen  auch  wohl 
dem  Stadtschultheißen  platz,  der  dann  als  Beichsschnltheiß  die  gesamte  Gerichts- 
barkeit in  seiner  Hand  vereinigte.  So  1219  in  Frankfurt  a.  M.  (Eulbb^  Frankfurt 
12  f.)  und  Nürnberg  (Hegel,  Nürnberg  pg.  16  ff.).  Die  Vogtei  in  Augsburg 
und  Basel  kam  später  wieder  an  das  Beich  zurück.  Vgl.  Hbusleb  76  f.  81.  Fbens- 
noBFF,  Augsburg  pg.  26  f. 

^'  MG.  Leg.  2,  899:  Voienies,  diieetos  civea  nostros  Thuricensea  ac  omnea 
alicis  eivitates  nobis  et  imperio  adiinentea  hoc  gratie  prerogaHva  gattdere,  ut  niUlus 
extra  humsmodi  eivitates  super  quacunque  causa  in  tuäteium  evoceiur,  sed  si  quis 
contra  cives  dietorum  locarum  aliquid  habuerit  aetioniSf  cor  am  iudice  civitatis  ac- 
tione proposita  re^piat  quod  est  iustum.     Denselben  Grundsatz  wiederholte  das 
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hanpt  ÜBT  die  bedeutenderen  und  auch  diese  zum  Teil  erst  spät  zu  eigenen 
Stadtvögten  oder  Stadtrichtem  gekommen,  die  meisten  blieben  den  graf- 
lichen and  später  den  mit  dem  Blntbanne  adsgerüsteten  niederen  Land- 
gerichten (Zent-,  Go-,  Vogtgerichten)  untergeordnet*®.  Einen  völlig  ab- 
geschlossenen Qerichtsbezirk  bildeten  aber  auch  die  vom  Landgericht 
eximierten  Städte  noch  nicht,  solange  gewisse  privilegierte  Einwohner- 
klassen den  Gerichtsstand  vor  dem  forstlichen  Hofgericht  (8.  594)  be- 
hielten« Erst  mit  der  Exemtion  der  Stadt  vom  Hofgericht  wurden  auch 
diese,  teilweise  selbst  der  in  der  Stadt  angesiedelte  Adel,  dem  Stadtgericht 
unterworfen  *^  Der  Rechtszug  von  den  Stadtgerichten  an  die  Hofgerichte 
wurde  vielfach  durch  die  Einrichtung  der  Oberhöfe  beeinträchtigt^  ver- 
möge deren  die  Berufungen  ausschließlich  oder  doch  in  erster  Reihe  an 
bestimmte  auswärtige  Stadtgerichte  ergingen.  Als  Korporationen  hatten 
die  Reichsstädte  ihren  Gerichtsstand  vor  dem  Könige,  alle  übrigen  Städte, 
mit  Ausnahme  der  Mediatstädte,  vor  dem  Hofgerichte  des  Landesfürsten '^^ 

Durch  die  Exemtionen  hatten  die  Städte  zunächst  nur  als  Stadt- 
hnndertschaften,  beziehentlich  Stadtgrafschaften,  den  Charakter  besonderer 
staatlicher  Gerichts-  und  Verwaltungsbezirke  erhalten.  Zur  Ausbildung 
des  städtischen  Wesens  gehörte,  daß  diese  Exemtionen  mit  dem  korpora- 
tiven Elemente  der  Stadtgemeinde  in  Verbindung  gebracht  wurden. 

Viel  gestritten  hat  man  über  die  Zusanmiensetzung  der  städtischen 
Einwohnerschaft,  es  kommt  aber  nicht  darauf  an,  wer  in  der  Stadt 
wohnte,  sondern  wer  zu  den  Bürgern  {burgeruea)  gerechnet  wurde.  Wer 
seinen  Gerichtsstand  nicht  vor  dem  Stadtgericht  hatte,  war  nicht  Bürger. 
Darum  schieden  einerseits  die  Vogtleute  der  in  der  Stadt  befindlichen 
Immunitäten,  gleichviel  ob  diese  die  hohe  oder  nur  die  niedere  Vogtei 
besaßen,  unbedingt  aus  der  Bürgerschaft  aus'^^  andererseits  aber  ebenso 
die  Geistlichen  und  die  zu  der  fürstlichen  Hofhaltung  gehörigen  oder 
vom  Stadtherm  als  städtische  Beamte  (Burggrafen,  Vögte,  Schultheißen, 
Zöllner,  Münzmeister  u.  dgl.  m.)  verwendeten  Ministerialen.  Nur  solche 
Personen,  die  kaufmännisches  Gewerbe  in  der  Stadt  betrieben,  standen 
ohne  Rücksicht  auf  ihren  Geburtsstand  in  Handelssachen  vor  dem  Stadt- 
gerichte zu  Recht  (S.  616),  auf  diesem  Gebiete  bestand  also  eine  An- 
näherung, die  im  Laufe  der  Zeit  zu  einer  Verschmelzung  führen  konnte. 
Auch  die  „Hausgenossen"  gehörten  in  der  Regel  zu  den  Ministerialen 
und  darum  nicht  zur  Bürgerschaft,  außer  in  Handelssachen.    Die  Stadt- 


Kl.  Kaiserrecht  4,1,  das  darin  zugleich  ein  Privilegium  de  non  evocando  gegen- 
über dem  Reichshofgericht  (S.  510)  erbUckte. 

^'  Die  brandenburgischen  und  die  meisten  westfälischen  Stftdte  erhielten 
höhere  Stadtgerichte,  die  teils  den  Schultheißen  mitübergeben,  teils  besonderen 
Stadtvögten  anvertraut  wurden,  erst  im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts,  während  die 
Österreichischen  Stfldte  schon  früh  allgemeine  Exemtion  erlangt  haben  müssen. 
Vgl.  Kuhns,  a.  a.  0.  1,  175  ff.  184  ff.  2,  187  f.  Sello,  Mfirk.  Forsch.  16,  5  f.  14  f. 
V.  LuscHiM,  Gerichtswesen  in  Österreich  202  ff. 

*•  Vgl.  Kuhns,  a.  a.  0.  1,  196.  »«  Vgl.  S.  541.  594. 

'^  Vgl  Beichsweistum  von  1294,  §  4  (MG.  Leg.  2,  461).    Siehe  auch  Anm.  42. 
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rechtBurkunde  für  Freiburg  im  Breisgau  bestimmte  im  Einklänge  mit 
verschiedenen  anderen  Stadtreohten,  daß  Ministerialen  oder  Bitter  sich  nar 
mit  Zustimmung  der  Bürgerschaft  in  der  Stadt  niederlassen  dürften  ^^ 
Nur  städtische  Grundbesitzer  wurden  zu  den  Bürgern  gerechnet  ^^  Sie 
nahmen,  nachdem  auch  in  den  früheren  Maxkten  eine  gemischte  Be?öl- 
kerung  entstanden  war,  die  teils  stadtisches,  teils  ländliches  Gewerbe  be- 
trieb, in  der  allgemeinen  Gliederung  der  Stände  wesentlich  dieselbe  Stel- 
lung ein,  wie  die  Ffleghaften  des  Landrechts  (S.  446).  Die  „Gäste''  (S.  447), 
zu  denen  außer  den  Mietern  auch  das  freie  Gesinde  und  die  sogenannten 
Muntmannen  gehörten '^^y  zählten  nur  zu  den  Einwohnern,  nicht  zu  den 
Bürgern.  AUodiale  Grundbesitzer  gab  es  unter  den  Bürgern  freilich  nur 
ausnahmsweise  ^^  Im  allgemeinen  war  der  gesamte  Grund  und  Boden 
in  den  Städten  Eigentum  der  Stadtherren  und  der  städtischen  Stifter,  die 
einzelnen  Hausbesitzer  hatten  ihren  Baugrund  und  etwa  dazu  gehöriges 
Garten-  und  Ackerland  nebst  dem  Nutzungsrechte  an  der  Almende  nur 
zu  Zinsrecht  Aber  dieses  Zinsverhältnis,  weil  es  den  Zinser  als  den  Eigen- 
tümer des  auf  fremdem  Grund  und  Boden  errichteten  Hauses  (der  „Besse- 
rung'') auffaßte,  begründete  nicht,  wie  die  Zinsleihe  des  Landrechts,  eine 
persönliche  Abhängigkeit  des  Beliehenen,  die  zur  Yogtei  und  weiter  zur 
Hörigkeit  führte,  sondern  bewegte  sich,  wie  die  Leihe  zu  Wald-  und 
Marschrecht  und  die  Leihe  in  den  Kolonisationsgebieten,  ausschließlich 
auf  dinglichem  Boden,  ließ  das  persönliche  Verhältais  des  Beliehenen 
ganz  unberührt  und  verwandelte  sich  seit  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahr- 
hunderts schrittweise  überall  in  rentenpflichtiges  Eigentum '^^    Der  Zins, 


"  Vgl.  V.  Fürth,  Ministerialen  172  ff. 

^'  Darüber  ist  man  jetzt  in  der  Wissenschaft  einverstanden.  Vgl.  Freibuiger 
Stadtr.  41:  Qui  proprium,  non  obligatwn,  sed  liberum^  Valens  marckam  unam,  in 
civitate  habueritf  burgensis  est 

**  Vgl.  Hebtz,  Rechtsyerhftltnisse  des  freien  Gesindes  (Gieeke,  Unters.  6) 
Maüreb,  Städteverfassung  2,  235  ff. 

^'  In  manchen  StIUlten,  z.  B.  Braunschweig,  Dortmund,  Duisburg,  Naumburg, 
Badolfzell,  hatten  die  Stadtherren  auf  jeden  Zins  verzichtet  und  den  Bürgern  den 
Grund  und  Boden  gänzlich  abgetreten.  Vgl.  Waitz  7,  389.  Fbensdobff,  Dort* 
mund  16.  20.  Rietschel  131  f.  Der  meiste  allodiale  Grundbesitz  in  den  Städten 
kam  von  den  nach  und  nach  in  das  städtische  Weichbild  einverleibten  Dörfern. 
Die  große  Zahl  eingegangener  Dörfer  in  der  Nähe  der  Städte  ist  auf  derartige 
Vorgänge  zurückzuführen.  Die  Einwohner  zogen  in  die  Stadt,  behielten  aber 
ihren  Grundbesitz  und  ihre  Almende,  blieben  deshalb  auch  in  der  Stadt  noch 
Sondergemeinde. 

^  Vgl.  S.  448  f.  AsNOLD  Zur  Geschichte  des  Eigentums  in  den  deutschen 
Städten,  1861.  Bosekthal,  Zur  Geschichte  des  Eigentums  in  Wirzburg,  1878. 
Genqleb,  Stadtrechtsaltertümer  375  ff.  Gobbers,  Die  Erhleihe  im  mittelalterlichen 
Köln,  ZKG.  17,  130  ff.  Jaqeb,  Die  Bechtsverhältnisse  des  Grundbesitzes  in  Straß- 
burg, Straßb.  Diss.  1888.  Paitli,  Die  sogen.  Wieboldsrenten  des  lühischen  Rechts 
(Abb.  aus  dem  lübisch.  Rechte  4,  1865).  Naqbl,  Zur  Geschichte  des  Grundbesitzes 
und  des  Kredits  in  oberhessischen  Städten  (Jahresbericht  d.  oberhess.  Ver.  f.  Lokal- 
geschichte 3,  1883).  Heusleb,  Basel  169  ff.  S.  Mulleb,  Over  daustraliteit,  Bij- 
dragen   tot   de   geschiedenis   v.  h.  grondeigendom   i  de  middelald.   steden,    1890. 
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den  der  einzelne  Hansbeeitzer  zu  entrichten  hatte,  hieß  census,  pensh, 
canoHj  der  von  der  Baustelle  insbesondere  cennu  areaUsj  Wurtznu,  dann 
auch,  weil  er  nur  in  Städten  Yorkam,  Weichbüdrecht  oder  Burgrecht 
Neben  dem  Zins  waren  in  manchen  Städten  auch  gewisse  Dienste  zu 
leisten,  aus  denen  man  mit  Unrecht  auf  frühere  Hörigkeit  der  Besitzer 
hat  schließen  wollen '^^  Im  Gegenteil  hat  die  Freiheit  der  städtischen 
Hausleihe  auch  befreiend  auf  die  Lage  der  in  den  Städten  angesiedelten 
Hörigen  eingewirkt  und  eine  Verschmelzung  derselben  mit  der  freien 
Bürgerschaft  angebahnt.  Namentlich  konnten  Hörige  fremder  Herren 
durch  Erwerb  städtischen  Grundbesitzes  das  Bürgerrecht  erlangen;  ihre 
persönliche  Abhängigkeit  mußte  dadurch  von  vornherein  erheblich  ge- 
lockert werden,  da  sie  als  Bürger  der  Vogtei  ihres  Herrn  entzogen  und 
dem  Stadtgericht  unterworfen  wurden.  Ebendarum  mußte  der  Herr,  wenn 
er  keinen  Fronhof  in  der  Stadt  hatte,  dafür  Sorge  tragen,  daß  sein  B^ht 
an  dem  Manne  jährlich  von  neuem  festgestellt  wurde  ^®;  unterließ  er  dies, 
so  war  nach  Jahr  und  Tag  sein  Recht  erloschen,  es  kam  der  Satz  zur 
Geltung:  „Luft  macht  frei"**.  In  der  Stadt  selbst  vorhandene  Fronhöfe 
behielten  die  Gerichtsbarkeit  über  ihre  Vogtleute,  solange  diese  nicht  aus- 
drücklich freigegeben  wurden. 

Von  der  rein  privatrechtlichen  Pflicht  des  Wurtzinses  sind  die  öffent- 
lichrechtlichen Leistungen,  zu  denen  die  Bürger  gegen  den  Stadtherm 
verbunden  waren,  streng  zu  unterscheiden®^.  Es  handelte  sich  da  um 
dieselben  Leistungen,  die  auch  auf  dem  Lande  gefordert  wurden,  nament- 
lich Burgwerk  (insbesondere  Beiträge  zum  Mauerbau),  Herberge,  Land- 
folge, Heerwagen  und  andere  Leistungen  zu  den  Zwecken  der  Heer-  oder 
Hoffahrt;  in  den  Städten  kamen  dann  noch  gewisse  Marktabgaben,  z.  B. 
Wagegelder,  hinzu.  Ein  entschiedener  Gegensatz  zwischen  Stadt  und 
Land  bestand  hinsichtlich  des  Beichskriegsdienstes,  zum  Teil  auch  der 
Beden.  Die  bäuerliche  Bevölkerung  war  durch  die  Zahlung  des  Grafen- 
schatzes ein-  für  allemal  vom  Reichskriegsdienste  befreit-^  während  für  die 
Städte  als  Korporationen  (nicht  mehr  für  den  einzelnen  Mann)  der  alte 
Heerbann  unverändert  fortbestand  ®^  Der  Grund  lag  wohl  in  ihrer 
Festungseigenschaft,  die  eine  kriegsgeübte  Bürgerschaft  zur  notwendigen 


RiETsoHEL  131  bezeichnet  die  Märkte  und  Stadtgemeinden  treffend  als  „freie  Gre- 
meinden  auf  grundherrlichem  Boden". 

^^  Vgl.  Heusleb,  Institutionen  1,  852.  Hier  und  da  wurde  bei  Veräußerung 
von  Grundstücken  ein  Handlohn  (vorhure)  erhoben.  Von  Marktständen  und  Buden 
waren  Standgelder  zu  entrichten.    Vgl.  Ribtschel  137.  139. 

^^  Schon  die  vermehrte  Freiburger  Stadtrechtsurkunde  erwähnt  (§  30)  einen 
hurgensis  habens  proprium  dominum,  cuius  fateiur  esse  propritos, 

^^  Vgl.  S.  455.  Gengleb,  Stadtrechtsaltertümer  407  ff.  Der  Satz  ist  in  den 
Märkten  aufgekommen,  denen  er  als  Anreizungsmittel  för  die  Heranziehung  der 
erforderlichen  Ansiedler  diente.  Den  Römerstädten  war  er  ursprünglich  unbekannt 
Vgl.  Ribtschel  190  f. 

^  Vgl.  Waitz  8,  157  f. 

•»  Vgl.  S.  510.     Maubbb,  Städteverfassung  1,  482  ff. 
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Voraussetzung  hatte.  Da  aber  das  Interesse  des  stadtischen  Gewerbes 
ebenso  wie  das  Besatzungsbedürfnis  der  Festung  eine  längere  Abwesen- 
heit der  Bürger  nicht  ertrug,  so  wurde  den  Städten,  soweit  sie  nicht 
dauernde  Befreiungen  durch  besonderes  Privileg  erlangten,  bei  den  meisten 
Heerfahrten  die  Ablösung  des  Dienstes  durch  Zahlung  einer  Heersteuer 
anheimgegeben.  Wie  diese  Heersteuer,  so  galten  auch  die  regelmäßigen 
Jahresst^uern  und  die  außerordentlichen  Beden  immer  als  Gemeindelast, 
die  von  der  Korporation  aufgebracht  werden  mußte,  während  auf  dem 
Lande  vielfach  jedes  einzelne  Grundstück  unmittelbar  der  Steuer  unter- 
lag. Schon  daraus  ergab  sich  für  Stadtherren  wie  Bürger  die  auch  aus 
verschiedenen  anderen  Gründen  gebotene  Notwendigkeit,  der  Gemeinde 
eine  organische  Vertretung  zu  geben. 

Mit  dem  12.  Jahrhundert  beginnend,  gelangten  im  Laufe  des  13.  Jahr- 
hunderts sämtliche  Städte  in  den  Besitz  eines  solchen  Organs,  des 
Stadtrates  {consiliumy  consules)  mit  einem  oder  mehreren  Bürgermeistern 
[magistri  civium)  an  der  Spitze  ®2.  Erst  damit  war  die  Stadt  eine  öJBfent- 
liche  Korporation,  eine  Stadt  im  heutigen  Kechtssinne  geworden.  Stadt 
und  Stadtrat  erschienen  fortan  als  eine  notwendige  Verbindung,  die  in 
allen  neueren  Städteprivilegien  von  vornherein  berücksichtigt  wurde.  Die 
Frage,  wie  diese  Stadträte  entstanden  sind,  hat  man  in  der  Regel  zu 
einseitig  beantwortet;  sie  sind  ebensowenig  ausschließlich  auf  die  Schöffen- 
kollegien, wie  auf  Marktrecht,  Gilde,  Landgemeinde  oder  Stadtfriedens- 
einungen  zurückzuführen,  vielmehr  ist  es  wohl  bald  diese,  bald  jene  Ur- 
sache gewesen,  bald  haben  mehrere  zusammengewirkt,  nur  das  Ergebnis 
war  überall  das  gleiche®^.  Bei  den  Marktgründungen  bedurfte  es  von 
vornherein  für  die  bunt  zusammengewürfelten  ersten  Einwanderer,  aus 
denen  die  neue  Gemeinde  gebildet  wurde,  einer  gewissen  Organisation. 
Bei  der  Gründung  von  Freiburg  i.  Br.  treten  24  coniuratores  fori  in  den 
Vordergrund,  die  im  Namen  der  Gemeinde  den  Vertrag  mit  dem  Stadt- 
herm  abschließen  und  auch  weiterhin  die  Leitung  gewisser  Gemeindeange- 
legenheiten in  der  Hemd  behalten.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß 
die  24  consules  des  Stadtrodels,  die  schon  in  einem  in  der  zweiten  Hälfte 
des  12.  Jahrhunderts  entstandenen  Zusätze  des  Stadtrechts  (§  38)  genannt 
werden,  aus  ihnen  hervorgegangen  sind.  Im  allgemeinen  hat  aber,  wie 
das  Beispiel  von  Quedlinburg  und  Halberstadt  und  der  Rückschluß  aus 
der  später  allgemein  bezeugten  Zuständigkeit  des  Rates  bestätigt,  die  den 
Marktgemeinden  regelmäßig  zugestandene  Autonomie  in  Bezug  auf  Maß 

^'^  Über  Stadträte  aus  dem  12.  Jh.  vgl.  v.  Below,  Entstehung  100  £  Arnold, 
a.  a.  0.  1,  179.  v.  Richthopen,  a.  a.  0.  176.  Weiland,  Hans.  Geseh.-Bl.  1885, 
S.  26.  In  Straßbarg  ist  der  Kat  zwischen  1198  und  1201  entstanden.  Die  früheste 
ausdrückliche  Erwähnung  von  consules  in  dem  Privileg  für  Medebach  (1165.)  Der 
Titel  ist  erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts  aus  Italien  eingewandert. 
Vgl.  Heqel,  Über  die  Einführung  des  Konsultitels  in  den  deutschen  Städten,  Kieler 
Monatsschrift  1854. 

6'  Vgl.  Waitz  7,  415  f.;  Gott.  gel.  Anz.  1854,  S.  61  ff.  (Abh.  470  ftl).  Gierke, 
a.  a.  0.   1,  221.  250.  264  ff.     Kietschkl  163  ft'. 

U.  ScuKÖDUR,  Deutliche  Recbtegoschlcbte.    3.  Aufl.  40 
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und  Gewicht,  sowie  die  Lebensmittelpolizei  und  eine  gewisse  Polizeigerichts- 
barkeit im  Gebiete  des  Kleinhandels  die  Ausbilduug  des  Selbstverwaltungs- 
rechtes  der  Städte  und  die  Einsetzung  von  Gemeindeausschüssen,  aus 
denen  später  der  Stadtrat  erwachsen  ist,  angebahnt  Zeigt  sich  hier  wie 
in  der  kollegialen  Gestaltung  der  Stadtgemeindeverfassung  ein  entschie- 
dener Gegensatz  zu  den  Landgemeinden®*,  so  zeigt  sich  andererseits  in 
der  häufigen  Bezeichnung  der  Gemeindeversammlung  als  bürding  oder 
bürxnäl  eine  Annäherung  an  die  Dorf  Verfassung,  die  sich  von  selbst  er- 
giebt,  wenn  man  berücksichtigt,  daß  die  neue  Marktgemeinde  regelmäßig, 
sei  es  für  sich  oder  in  Verbindung  mit  der  benachbarten  Dorfgemeinde, 
eine  Markgenossenschaft  bildete.  Jedenfalls  ist  der  Bat  in  den  Märkten 
naturwüchsig  entstanden,  während  in  den  ehemaligen  Bömerstadten  die 
verschiedensten  Elemente,  Bevolutionen  und  Kompromisse  mitgewirkt 
haben ®^  In  manchen  Städten,  wo  SchöfifenkoUegien  bestanden,  haben 
diese  den  Ausgangspunkt  abgegeben,  sei  es,  daß  die  Schöffen  zugleich  die 
Funktionen  des  Rates  übernahmen,  wobei  dann  unter  Umständen  der 
erste  Schöffe  als  Schöffenmeister  die  Stellung  eines  Bürgermeisters  er- 
langen konnte*®,  oder  indem  das  Schöffenkollegium  für  die  städtischen 
Angelegenheiten  noch  durch  weitere  Mitglieder  verstärkt  wurde.  Zuweilen 
war  die  Bildung  des  Rates  wohl  auch  das  Ergebnis  eines  Kompromisses 
unter  den  verschiedenen  Elementen  der  Bürgerschaft,  namentlich  der 
Kaufmannsgilde  und  den  nicht  zu  derselben  gehörigen  vermögenderen 
Einsassen,  wie  Landwirten,  Weinbergs-,  Bergwerks-  oder  Hüttenbesitzern  ®^ 
Im  Westen  äußerte  sich  wiederholt  der  Einfluß  der  Gottesfirieden,  während 
die  in  Frankreich,  Flandern  und  Italien  ins  Leben  getretenen  städtischen 
Eidgenossenschaften  {communitates),  d.  h.  Stadtfriedenseinungen,  die  nach 
Art  der  Landfriedenseinungen  mit  der  Einsetzung  von  Ausschüssen  zur 


^  Bloße  Übertragung  eines  den  Ijandgemeinden  zuständigen  Rechtes  auf  die 
Stadtgemeinden  wurde  früher  von  v.  Below,  der  auf  die  hohe  Bedeutung  der  Sache 
zuerst  aufgemacht  hat,  behauptet,  während  die  Vertreter  der  Marktrechtstheoric, 
femer  Schmoller,  E.  Mayer,  Uhlirz  (a.  a.  0.  15,  495  ff.)?  Küntzel  u.  a.  m.,  die 
Verwaltung  und,  allenfalls  von  einigen  partikularrechtlichen  Ausnahmen  (Ssp.  II., 
13,  §  3)  abgesehen,  auch  die  Gerichtsbarkeit  in  Bezug  auf  MaB  und  Gewicht  für 
einen  Bestandteil  der  öffentlichen  Gewalt  erklären.  Neuerdings  hat  auch  v.  Below 
(Zeitschr.  f.  Social-  u.  Wirtsch.-Gesch.  3,  3,  S.  481  ff.)  dem  zugestimmt,  betont 
aber  dabei,  daß  thatsächlich  die  Verhältnisse  vielfach  anders  gelegen  und  die 
obrigkeitlichen  Gewalten  sich  um  die  seitens  der  Gemeinden  nach  Willkür  vor- 
genommenen Ordnungen  kaum  gekümmert  hätten.  Aber  wenn  man  das  auch  zu- 
giebt,  so  kann  doch  in  den  hofrechtlichen  Gemeinden  der  Grundherr  schon  wegen 
seines  Interesses  an  den  Zinsen  seiner  Grundholden  darauf  nicht  verzichtet  haben, 
es  war  also  ein  besonderes  Zugeständnis  an  die  Marktgemeinde  wenn  er  ihr  die 
Autonomie  auf  diesem  Gebiete  zugestand. 

»*  Vgl.   RiETSCHEL   165  f. 

^  So  in  Metz,  wo  erst  zwischen  1197  und  1207,  entgültig  seit  1220  ein 
eigener,  von  dem  Schöffenkollegium  verschiedener  Rat  von  13  Geschworenen  ge- 
bildet wurde.     Vgl.  Döring  80  f.  96  ff.     Voigt  74  ff.  90  ff. 

"  Vgl.  Weiij^nd,  a.  a.  0.  27  ff. 
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Wahrung  des  Friedens  yerbunden  waren  und  so  allmählich  zu  der  Bil- 
dung wahrer  Gemeindevertretungen  führten,  innerhalb  des  deutschen 
Reiches  sich  auf  die  Stadt  Cambrai  beschränkten*^®.  Die  ganze  Bewegung 
lag  seit  dem  13.  Jahrhundert  überhaupt  in  der  Luft,  sie  beschränkte  sich 
auch  keineswegs  auf  die  Städte,  sondern  führte  zuweilen  auch  auf  dem 
Lande  zu  entsprechenden  Gestaltungen.  Ebendarum  war  der  von  den 
Stadtherren  dagegen  erhobene  Widerstand,  obwohl  unterstützt  von  der 
städtefeindlichen  Politik  der  Staufer  und  einer  engherzigen  Reichsgesetz- 
gebung®®, machtlos  und  höchstens  hier  und  da  von  vorübergehenden  Er- 
folgen begleitet. 

Im  Gegensatze  zu  den  städtischen  Beamten,  die  der  Stadtherr,  wenn 
auch  zum  Teil  nur  auf  Wahl  der  Gemeinde,  zu  ernennen  hatte,  beruhte 
die  Stellung  des  Rates  und  der  Bürgermeister  ausschließlich  auf  der  Wahl, 
die  in  der  Regel  auf  beschränkte  Zeit,  meistens  ein  Jahr,  erfolgte.  Dabei 
machte  es  sich  allmählich  von  selbst,  daß  nur  die  vermögenderen  Klassen 
(Kaufleute,  Großgrundbesitzer,  in  die  Bürgerschaft  aufgenommene  Mini- 
sterialen) an  der  Wahl  teilnahmen  und  innerhalb  dieses  Kreises  wieder 
diejenigen,  die  das  Amt  bereits  früher  bekleidet  hatten,  sich  zu  einer  be- 
vorzugten Gruppe  entwickelten^®.  So  kam  es  überall  zur  Ausbildung 
einer  besonderen  Stadtaristokratie  der  ratsßhigen  Geschlechter,  die  sich 
namentlich  da,  wo  die  ursprüngliche  Wahl  einem  Selbstergänzungsrechte 
des  Rates  wich,  zu  schroffster  Abgeschlossenheit  entwickelte.  Im  ein- 
zelnen gab  es  vielfache  Verschiedenheiten^^,  auch  innerhalb  der  einzelnen 
Städte  kam  es  zu  wiederholten  Verschiebungen,  aber  das  Ergebnis  war 
überall  die  Trennung  der  Bürgerschaft  in  die  herrschenden  Geschlechter 
und  die  von  jedem  Einfluß  auf  das  Stadtregiment  ausgeschlossenen 
übrigen  Klassen.  Unter  den  letzteren  mußten  die  Handwerker  ihre  Zu- 
rücksetzung am  schwersten  empfinden.  Ihre  geschlossene  korporative 
Organisation,  ihre  Bedeutung  für  die  städtische  Wehrverfassung,  die 
Wohlhabenheit  und  künstlerische  Ausbildung,  zu  der  unter  dem  Schutze 
des  Zunftzwanges  viele  ihrer  Mitglieder  gelangt  waren,  alles  machte  sie 
zum  Kampfe  gegen  die  Alleinherrschaft  der  Geschlechter  ebenso  geneigt 
wie  befähigt  Das  14.  und  15.  Jahrhundert  brachte  überall  den  Zu- 
sammenstoß, wobei  die  Stadtherren  bald  mit  den  Geschlechtem,  bald  mit 
den  Zünften  im  Bunde  waren.  Das  Ergebnis  fiel  durchweg  zu  Gunsten 
der  von  den  Zünften  verlangten  Reformen  aus.  Im  einzelnen  sehr  ver- 
schieden, bewegten  sich  diese  Reformen  doch  im  allgemeinen  in  drei 
Richtungen.  Einmal  kam  es  darauf  an,  den  Zünften  einen  Anteil  an  dem 
alten  Rate  einzuräumen,  entweder  durch  rein  zunftmäßige  Organisation 

•«  Vgl.  Waitz  7,  396  ff.     Hegel,  Städte  u.  Gilden  2,  3—231.  510  f. 

»•  Vgl.  Franklin,  Sent  cur.  reg.  Nr.  142—149. 

»0  Vgl.  Kruse,  ZRG.  22,  152  ff. 

^*  In  friesischen  Städten  trat  die  Priesterschaft  teils  neben,  teils  in  dem  Rate 
in  auffallender  Weise  hervor,  was  wohl  auf  eine  mit  dem  Gottesfrieden  zusammen- 
hängende Organisation  zurückzufuhren  ist.     Vgl.  ZRG.  19,  233. 
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des  Rates,  die  auch  die  Patrizier  nur  zuließ,  wenn  sie  sich  der  Zunft- 
ordnung eingliederten,  oder  durch  Schaffung  weiterer  ßatsstellen,  deren 
Besetzung  den  Zünften  vorbehalten  wurde,  oder  in  der  Weise,  daß  man 
den  ganzen  Rat,  unter  Beseitigung  des  Selbstergänzungsrechtes,  auf  Wahl 
stellte  und  aktives  wie  passives  Wahlrecht  auf  die  Zünfte  ausdehnte. 
Neben  den  alten  oder  engeren  Rat  trat  in  der  Regel  noch  eine  auf 
breiterer  Grundlage  beruhende  Gemeindevertretung,  deren  Zuziehung  für 
bestimmte  Akte  vorgeschrieben  wurde,  als  neuer  oder  weiterer  Rat.  End- 
lich wurde  dem  alten  Rate  vielfach  die  Exekutivgewalt  ganz  abgenommen 
und  einem  engeren  Ausschusse,  den  man  wohl  nach  der  Zahl  seiner  Mit- 
glieder (Fünfer,  Zehner,  Eünfzehner  u.  dgl.)  bezeichnete,  übertragen,  so 
daß  sich  der  alte  Rat  in  ein  bloßes  städtisches  Oberhaus  verwandelte. 
Einen  demokratischen  Charakter  trugen  alle  diese  Veränderungen  nur 
insofern,  als  sie  den  Handwerksmeistern  eine  Beteiligung  an  der  Stadt- 
regierung gewährten;  dagegen  blieben  Gesellen,  Tagelöhner,  kleine  Acker- 
bürger und  Hörige  ebenso  wie  die  Juden  auch  ferner  von  jeder  Betei- 
ligung ausgeschlossen. 

Der  Rat  verwaltete  die  sämtlichen  Kommunalangelegenheiten,  soweit 
sie  nicht  an  Sondergemeinden  überlassen  waren,  ernannte  die  städtischen 
Beamten,  namentlich  den  Stadtschreiber  und  Büttel,  vertrat  die  Stadt 
nach  außen  und  führte  das  Stadtsiegel,  das  den  Städten  immer  erst  nach 
Einführung  der  Ratsverfassung  zukam.  Soweit  der  stadtherrliche  Beamte 
bis  dahin  mit  Kommunalangelegenheiten  befaßt  gewesen  war,  gingen 
seine  Kompetenzen  auf  den  Rat  über.  Der  Rat  übte  das  Recht  der 
Autonomie.  Eine  Hauptaufgabe  des  Rates  war  die  Aufbringung  der  Beden 
und  sonstigen  öffentlichen  Leistungen,  die  der  Stadt  auferlegt  wurden;  er 
erlangte  auf  diese  Weise  über  die  Einwohner  ein  Besteuerungsrecht,  das 
dann  auch  zu  rein  städtischen  Zwecken  nutzbar  gemacht  werden  konnte, 
dem  sich  aber  die  Kirchen  und  die  zu  ihnen  gehörige  Geistlichkeit  ge- 
wöhnlich zu  entziehen  wußten  ^^.  Neben  den  direkten  Steuern  bedienten 
sich  die  Städte  seit  dem  13.  Jahrhundert  allgemein  auch  des  Ungelts, 
d.  h.  der  Lebensmittelsteuer  oder  Accise^'.  Der  ganze  städtische  Haus- 
halt trug  gegenüber  dem  des  Reiches  und  der  Territorien  bereits  einen 
modern  staatlichen  Charakter,  wie  überhaupt  der  moderne  Begriff  des 
Staates  mit  seinen  öffentlichen  Rechten  und  Pflichten  zuerst  in  den 
Städten  zum  Ausdrucke  gekommen  ist^*.  Die  Aufnahme  neuer  Bürger 
erfolgte  durch  den  Rat,  sie  setzte  die  Ableistung  eines  Bürgereides  vor- 
aus. Ein  beliebtes,  von  der  Reichsgesetzgebung  drei  Jahrhunderte  hin- 
durch ohne  Erfolg  bekämpftes  Mittel,  die  Wehrkraft  der  Städte  zu  er- 

"  Vgl.  Weiland,  Const  1,  389.  Windeckes  Leben  Sigmunds  c.  327.  Abkold, 
a.  a.  0.  1,  269.  2,  430  ff.     Hegel,  Mainz  124  ff. 

^*  Vgl.  8.  605.     Arnold  1,  267  f.     Maurer  2,  858  f.  3,  365. 

''*  Die  staatliche  Fürsorge  für  das  öffentliche  Beste  tritt  wohl  am  frühesten 
in  dorn  städtischen  Straß(;nwos(Mi  hervor.  Vgl.  Gasner,  Zum  deutachen  Straßen- 
wesen 123  ff. 
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höhen,  war  die  Erteilung  des  Bürgerrechts  an  Auswärtige  (namentlich 
Ritter,  aber  auch  andere  Personen,  selbst  Klöster  und  ganze  Dorfgemeinden), 
die,  weil  sie  außerhalb  des  Weichbildes  saßen,  Ausbürger  oder  Pfahlbürger 
genannt  wurden  ^^. 

Das  stadtische  Kriegswesen  beruhte  durchaus  auf  der  allgemeinen 
Wehrpflicht  aller  Bürger.  Es  stand  unter  der  Leitung  des  Rates.  Die 
Angehörigen  der  Geschlechter  dienten  zu  Roß;  je  mehr  das  ritterliche 
Leben  von  ihnen  gepflegt  wurde,  desto  mehr  bildeten  sie  sich,  unterstützt 
von  den  vielfach  mit  ihnen  verschmolzenen  dienstmännischen  Elementen, 
zu  einem  Stadtadel  aus,  der  sich  dem  Ritterstande  gleichstellte.  Wo  die 
eigenen  Wehrkräfte  nicht  ausreichten,  half  man  sich  mit  Söldnern;  Ritter 
traten  häufig  dauernd  in  den  Sold  einer  Stadt  Den  Kern  der  städtischen 
Wafl'enmacht  bildeten  die  Zünfte,  deren  jede  unter  ihrem  Zunftmeister 
eine  besondere  Abteilung  mit  besonderer  Bewafi'nung  und  besonderen 
militärischen  Aufgaben  ausmachte.  Von  dem  Reiche  und  den  Stadtherren 
erwarben  die  Städte  vielfach  Befreiung  von  der  Heerfahrt,  so  daß  sich 
ihre  militärischen  Obliegenheiten  hauptsächlich  auf  die  Landfolge  und  den 
regelmäßigen  Wachdienst  beschränkten. 

Die  Beziehungen  des  Rates  zur  Rechtspflege  waren  nicht  überall 
dieselben.  Zuweilen  bildete  der  Rat  oder  ein  Teil  des  Rates  zugleich 
das  Schöfienkollegium,  oder  die  Schöff'en  wurden  von  ihm  gewählt.  Auch 
das  Amt  des  Richters  gelangte  im  Laufe  der  Zeit  in  vielen  Städten  in 
die  Hände  des  Rates,  der  dasselbe  dann  entweder  von  einem  der  Bürger- 
meister oder  einem  eigenen  Stadtrichter  verwalten  ließ.  Der  Stadtschreiber, 
obwohl  zunächst  für  die  Ratsverhandlungen  bestimmt,  pflegte  auch  als 
Gerichtsschreiber  zu  dienen.  Ebenso  waren  die  Büttel  Stadt-  und  Ge- 
richtsboten in  einer  Person.  Der  Übergang  des  Schultheißenamtes  oder 
selbst  der  Vogtei  oder  Burggrafschaft  auf  die  Stadt  vollzog  sich  entweder 
durch  unmittelbare  Übereinkunft  mit  dem  Stadtherrn  oder  durch  Vertrag 
mit  dem  von  diesem  belehnten  Inhaber  unter  Zustimmung  des  Lehns- 
herrn, so  daß  die  Stadt  zwar  die  Gerichtsherrlichkeit  erwarb,  dem  Herrn 
aber  das  lehnsherrliche  Obereigentum  gewahrt  blieb  ^^  Auch  wo  die 
Städte  den  Blutbann  nicht  an  sich  zu  bringen  wußten,  übte  der  Rat  doch 
häufig  die  Stadtfriedensgerichtsbarkeit  aus,  wodurch  das  Burggrafen-  oder 
Vogtgericht  vielfach  in  den  Hintergrund  geruckt  und  schließlich  ganz 
verdrängt  wurde  ^^    Die  Polizeigerichtsbarkeit,  zumal  in  Sachen  des  Klein- 


'*  Vgl.  Maurer,  Städteverfassung  2,  241  ff.  Über  eine  andere  Bedeutung  des 
Wortes  Pfahlbürger  (=  Vorstädter)  ebd.  75.  Reichsgesetzliche  Verbote  der  Aus- 
bürger Weiland,  Const.  1,  246.  2,  212.  244.  256.  419.  583.  591.  593.  MG.  Leg. 
2,  401.  433.  437.  449.  482.  576.  Gold.  Bulle  v.  1356,  c.  16.  N.  Samml.  d.  Reichs- 
abschiede 1,  39.  43  f.  95.  146.  160. 

^*  So  hatte  Berlin  1391  das  Schulzenamt  samt  oberstem  und  niederstem  (ie- 
richt  erworben,  mußte  es  aber  1442  zur  Strafe  für  seine  ünbotmäßigkeit  wieder 
an  den  Markgrafen  zurückgeben,  so  daß  der  Rat  nur  das  Recht  der  Schöffen  wähl 
und  diiB  Landfriedensgericht  behielt.     Vgl.  Sello,  Mark.  Forsch.  IG,  21  ff. 

"  Vgl.  u.  a.  ZRG.  19,  223  f. 
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handeis  (S.  626),   übte   der  Bat  stets  unabhängig  von  den  ordentlichen 
Gerichten. 

Unter  den  mannigfachen  Sondergemeinden  innerhalb  der  Städte 
haben,  teils  durch  ihre  eigene  Bedeutung,  teils  durch  ihren  hervorragen- 
den Einfluß  auf  die  städtische  Yerfassungsentwickelung,  von  alters  her 
die  Gilden  (Zünfte,  Innungen,  Bruderschaften,  confraternitates,  Ämter, 
officia)  die  erste  Stelle  eingenommen^®.  Inwieweit  dieselben  auf  altger- 
manische Opfergemeinden  und  damit  verbundene  Blutsbrüderschaften  oder 
auf  kirchliche  Einflüsse  zurückzuführen  sind,  ist  bestritten.  Die  Annahme, 
daß  es  in  manchen  Städten  anfangs  Gesamtgilden  gegeben  habe,  von  denen 
sich  die  Handwerkerzünfte  als  Vertreter  des  Kleingewerbes  erst  seit  dem 
13.  Jahrhundert  abgezweigt  haben,  beruht  auf  einer  Verwechselung  mit 
der  alten  Marktgemeinde  (S.  615).  Kaufmannsgilden  und  Handwerker- 
zünfte haben  vielmehr  von  Anfang  an  nebeneinander  bestanden.  Die 
letzteren  scheinen  sich  zunächst  innerhalb  der  in  den  Städten  befindlichen 
Fronhöfe  ausgebildet  zu  haben,  dann  tür  die  entsprechenden  Einungen 
zugezogener  freier  Handwerker  vorbildlich  geworden  und  schließlich  mit 


^8  Vgl.  Waitz  5*,  412  ff.  GiERKE,  Genossenschaftsrecht  1,  220  ff.  339  ff.  L. 
V.  Maurer,  a.  a.  0.  2,  321  ff.  v.  AmRA,  Grundr.*  116.  Arnold,  a.  a.  0.  1,  246  ff. 
Hegel,  Städte  u.  Gilden  (S.  609,  auch  Eist  Zeitschr.  70,  442  ff.;  vgl.  Giersb, 
Deutsche  Litt-Zeitung  1892,  S.  55  ff.  v.  Bblow,  Gott.  gel.  Anz.  1892,  S.  406  ff. 
Pappenbeim,  Kr.  VJSchr.  34,  172  ff.).  Wilda,  Das  Gildewesen  im  MA.,  1831. 
NiTzscH,  Ober  die  niederdeutschen  Genossenschaften,  Monatsber.  d.  Berl.  Ak.  1879, 
S.  4  ff.;  Über  niederd.  Kaufgilden,  ebd.  1880,  S.  370  ff.;  Die  niederd.  Kaufgilde, 
ZRG.  26,  1  ff. ;  Die  niederd.  Verkehrseinrichtungen  neben  der  Kaufgilde,  ebd.  28,  1  ff. 
W.  SicKEL,  Westd.  Zeitschr.  15,  168  ff.  Brentano,  Arbeitergilden  1,  16  ff.;  Arbeits- 
verhältnis (1877)  19  ff.  Hartwig,  Untersuchungen  über  die  Anfänge  des  Gilde- 
wesens, FDG.  1,  133  ff.  DoREN,  Untersuchungen  z.  G.  der  Kaufmannsgilden 
(Schmollers  Forschungen  12,  2.  1893).  Gross,  The  Gild  Merchant,  a  contribution 
to  british  municipal  history,  1890  (vgl.  Pappenheim,  Zeitschr.  f.  HR.  30,  276  ff. 
39,  642  ff.  Keutoen,  Gott  gel.  Anz.  1891,  S.  912  ff.).  Pappenheim,  Die  altdänischen 
Schutzgilden,  1885;  Ein  altnorwegisches  Schutzgildestatut,  1888;  Altnord.  Handels- 
gesellschaften, Zeitschr.  f  HR.  36,  85  ff.  Hasse,  Schleswiger  Stadtrecht  80  ff.  Eber- 
stadt, Magisterium  u.  Fratemitas,  in  Schmoller's  Forschungen  15,  2  (1897).  v.  Bblow, 
Entstehung  des  Handwerks,  Zeitschr.  f.  Social.-  u.  Wirtsch.- Gesch.  4.  5.  Liesegano, 
Die  Kauftnannsgilde  von  Stendal,  Forsch,  z.  br.  u.  preuß.  Gesch.  3,  1  ff.  Honig  er, 
Mitteilungen  a.  d.  Stadtarchiv  von  Köln  1,  49  ff.  Kruse,  Die  Kölner  Richerzeche, 
ZRG.  22,  152  ff.  Stieda,  Zur  Entstehung  des  deutsch.  Zunftwesens,  1876.  Zeitschr. 
f.  Gesch.  d.  Oberrheins  3,  150  ff.  15,  1  ff.  277  ff.  16,  151  ff.  327  ff.  17,  30  ff.  18,  12  ff. 
Neubxtrg,  Zunftgerichtsbarkeit  und  Zunft  Verfassung  vom  13.— 16.  Jh.,  1880.  Winzer, 
Die  deutschen  Bruderschaften  des  Mittelalters,  1859.  Böhmert,  Beiträge  z.  Gesch. 
d.  Zunftwesens,  1862.  Sohönberg,  Zur  wirtschaftl.  Bedeutung  des  deutsch.  Zunft- 
wesens im  Mittelalter,  1868.  Schmoller,  Zur  Geschichte  der  deutschen  Kleinge- 
werbe, 1870;  Straßburg  zur  Zeit  der  Zunftkämpfe  (Quellen  u.  Forschungen  11,  1875); 
Die  Straßburger  Tucher-  und  Weberzunft,  1879.  Frensdorfp,  Dortmund  pg.  52  ff. 
Ennen,  Köln  1,  531  ff.  Geering,  Handel  u.  Industrie  der  Stadt  Basel,  1886.  Eülek- 
BURG,  Das  Wiener  Zunftwesen  (Zeitschr.  f.  Soc-  u.  Wirtsch.-Gesch.  1,  264  ff.). 
Flemming,  Dresdner  Innungen  1,  1896.  v.  n.  Linden,  Les  gildes  marchandes  dans 
les  Pays-Bas  au  Möycn-äge  (Universitö  de  Gand:  ßecueil  des  Travaux  pubU^s  par 
la  Faculte  de  Philosophie  et  Lettres  15),   1896.    Stieda  u.  Mettig,  Schrägen  der 
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diesen  verschmolzen  za  sein^*,  während  die  Kaufmannsgilden  ans  der 
freien  Bürgerschaft  und  dem  eigentlichen  Kern  derselben  hervorgingen 
und  insofern  das  höhere  Alter  für  sich  beanspruchen  können.  Durch  die 
Reichsgesetzgebung  lebhaft  bekämpft  ®®,  sind  die  Gilden  gleichwohl  zu 
immer  kraftigerer  Entwickelung  gelangt,  zumal  unterstützt  durch  ihr 
Handelsmonopol,  beziehungsweise  den  Zunftzwang,  zu  dessen  Verleihung 
der  Stadtherr  durch  das  Recht  des  Marktbannes  befähigt  war®^  Später 
bedurften  neu  entstehende  Handwerkerzünfte  in  der  Regel  der  Geneh- 
migung des  Rates,  dem  die  Polizeiverwaltung  und  Verwaltungsgerichts- 
barkeit in  allen  Mai^kt-  und  Gewerbeangelegenheiten  zustand.  Der  Rat 
hatte  die  Aufsicht  über  die  Zünfte  und  die  Entscheidung  bei  Streitigkeiten 
derselben  untereinander;  vielfach  war  jeder  Zunft  ein  besonderes  Rats- 
mitglied übergeordnet ®2.  Im  übrigen  waren  die  Zünfte  unter  ihren  Zunft- 
oder Gildemeistern  {Altermännern,  Ammännern),  denen  häufig  noch  ein 
Ausschuß  zur  Seite  stand,  mit  einem  ausgedehnten  Selbstverwaltungsrechte 
und  eigenem  Korporationsgerichte  (Morgensprache]  ausgestattete  Sonder- 
gemeinden mit  einem  weitgehenden  Rechte  der  Autonomie.  Von  ihrer 
Stellung  in  der  städtischen  Wehrv^rfassung  und  ihren  Kälnpfen  mit  den 
Geschlechtern   um   die   Reform   der  Ratsverfassung  ist  bereits  die  Rede 


Von  anderen  Sondergemeinden  innerhalb  der  Städte  gedenken  wir 
besonders  der  Judenschaft  ®^  und  der  einzelnen  nach  und  nach  in  das 
Weichbild  der  Stadt  aufgenommenen  Landgemeinden,  die  sich  in  allen 
größeren  Städten  finden  und  zum  Teil  noch  lange  nach  der  Ausbildung 
der  städtischen  Gesamtgemeinde  in  einer  gewissen  Selbständigkeit  fort- 
gedauert haben®*. 

Gilden  u.  Ämter  der  Stadt  Riga,  1896.  Ovebvoobde  u.  Joostimq,  De  gilden  van 
Utrecht,  2  Bde,  1896—97.  Solmi,  Associazioni  in  Italia  avanti  le  origine  del 
comune,  1898. 

'•  Eine  anschauliche  Übersicht  über  die  Entwickelung  in  einer  einzelnen 
Stadt  giebt  Bär,  Zur  Geschichte  der  deutschen  Handwerksämter,  FDG.  24,  231  ff. 

8«^  Schon  der  ronkaliflche  Landfriede  von  1158  (Weiland  1,  246)  verbietet 
conventicula  et  omnes  conturationes  in  civitatibtis  et  extra ^  etiam  occasione  paren- 
telae,  tnter  dvitatem  et  dvitatem  et  inter  personam  et  personam,  sive  tnter  civiiatem 
et  personam.  Vgl.  GB.  von  1.S56,  c.  15.  Der  heftigste  Gegner  alles  städtischen 
Verbindungswesens  war  Friedrich  II.    Vgl.  Franklin,  Sent  cur.  reg.  Nr.  146—149. 

**  Vgl.  SoHM,  a.  a.  0.  87  f.  Auf  Grund  des  Marktbannes  konnte  der  Stadt- 
herr auch  Bannwein,  Brauereizwang  und  Stapelrechte  einföhren. 

^*  An  der  Spitze  der  Kaufmannsgilde  in  fürstlichen  Städten  stand  häufig  ein- 
vom  Liandesherm  ernannter  „Hansegraf".  Vgl.  Koehne,  Das  Hansgrafenamt,  1898. 
V.  Lüschin,  Ost.  Reichsgeschichte  233  ff.  Blok.  Handel.'  en  mededeelingen  v.  d. 
maatschappij  der  nederl.  letterk.  te  Liciden,  1895/96  S.  163  ff. 

*»  Vgl.  S.  462  ff.  Giebke,  a.  a.  0.  1,  337  f.  In  Köln  wurden  die  Juden  bis 
zum  12.  Jahrhundert  zur  Bürgerschaft,  später  nur  noch  zur  Schutzgenossenschaft 
gerechnet. 

^  Vgl.  Giebke  1,  333  ff.  Sohm  93  ff.  Rietschel  169  ff.  Diese  Sondergemeinden 
(Bauerschaften)  hatten  regelmäßig  ihre  eigenen  B&uermeister  (Ileimburgen,  Greven, 
Konstabel)  und  ihre  eigene  Bauersprache.    In  manchen  Städten  bildeten  sie  den 
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Von  den  königlichen  Städten  hatten  seit  Friedrich  IL  viele  durch 
Veräußerung  oder  Verpfändung  seitens  des  Reiches  ihre  Reichsunmittel- 
barkeit  verloren  und  waren  zu  Landstädten  geworden  ®^  Nachdem  sich 
die  Auffassung  entwickelt  hatte,  daß  dem  Könige  derartige  Verfügungen 
mit  Nichtachtung  der  den  Städten  erteilten  Privilegien  nicht  zuständen, 
sprach  man  nicht  mehjr  von  königlichen,  sondern  von  Reichsstädten ®^ 
Dieselben  hatten,  auch  wo  die  hohe  Gerichtsbarkeit  in  den  Händen  eines 
Reichsbeamten  geblieben  war,  im  Laufe  der  Zeit  sämtlich  eine  der  fürst- 
lichen Landshoheit  nahe  kommende  Selbständigkeit  erlangt.  Ihren  Ge- 
richtsstand als  Korporationen  hatten  sie  vor  dem  Könige.  Sie  erfreuten 
sich  seit  dei:  2.  Hälfte  des  1 3.  Jahrhunderts  einer  nur  durch  die  Reichs- 
gesetze beschränkten  Autonomie,  hatten  die  Verfügung  über  ihre  be- 
waffnete Macht  und  das  alleinige  Besatzungsrecht  in  ihren  Befestigungen, 
sie  besaßen  daher  auch  Bündnis-  und  Fehderecht,  femer  das  Heimfalls- 
recht (S.  524),  Juden-  und  Münzregal  (S.  465.  522),  Zölle,  Geleitsrecht 
und  andere  Hoheitsrechte.  Oft  herrschten  die  Reichsstädte  zugleich  über 
ausgedehnte  Landgebiete.  Durch  die  Vermittelung  von  Lehnsträgern 
konnten  sie  auch  Lehen  erwerben  ®^  Dem  Könige  schuldeten  die  Reichs- 
städte Huldigung,  Heerfahrt  und  Steuer  (S.  536  f.),  für  die  Dauer  seines 
Aufenthaltes  in  der  Stadt  wurden  ihm  alle  der  letzteren  gehörigen  Re- 
galien ledig®®,  ihm  und  seinem  Hofe  war  Herberge  und  Unterhalt  zu 
gewähren. 

Zu  den  Reichsstädten  zählten  seit  dem  14.  Jahrhundert  auch  ver- 
schiedene Bischofsstädte,  die  sich  vor  der  Unterwerfung  unter  die  Landes- 
hoheit des  Bischofs  zu  bewahren  vermocht  hatten  und  nur  in  einer  mehr 
oder  weniger  losen  Unterordnung  zu  demvselben  standen.  Dies  galt  na- 
mentlich von  Basel,  Straßburg,  Speier,  Worms,  Mainz,  Köln  und  Regens- 
burg (das  allerdings  mehr  eine  königliche  als  bischöfliche  Stadt  gewesen 
war),  ferner  Augsburg,  Konstanz  und  Magdeburg.  Mainz  büßte  seine 
reichsunmittelbare  Stellung  1462  wieder  ein  und  wurde  zu  einer  "bloßen 
Landstadt,  während  Bremen  ungefähr  um  dieselbe  Zeit  als  Reichsstadt 
anerkannt  wurde.    Die  Lage  einiger  anderen  Bischofsstädte  (Metz,  Toul, 

eigentlichen  Schauplatz  aller  Immobiliarrechtsgeschäfte  und  des  Schreinsbuchwesens. 
Vgl.  Anm.  30.  Die  Vorsteher  wurden  später  vielfach  zu  Ratsdienem  mit  vor- 
nehmlich polizeilichen  Aufgaben.  —  Nicht  selten  wurden  auch  mehrere  Weich- 
bilde zu  einer  einzigen  Stadt  vereinigt  (z.  B.  in  Braunschweig  und  Rostock),  auch 
zwei  Städte  nebeneinander,  die  erst  spät  zu  einer  Gesamtstadt  verbunden  wurden, 
•  waren  keine  Seltenheit  (vgl.  Berlin  und  Köln  an  der  Spree).  Die  Kirchspiclein- 
teilung*  innerhalb  größerer  StJLdte  beruhte  immer  erat  auf  späterer  Entwickelung. 

^^  Vgl.  Webminohopp,  Verpfändungen  der  mittel-  u.  niederrhein.  Reichs^tädti! 
im  13.  14.  Jh.,  1893  (Gikrke,  Unters.  45). 

^  Vgl.  Lorenz,  Unterschied  von  Reichsstädten  und  Landstädten,  Wien.  SB. 
89,  17  ff.     Frenödorpf,  Preuß.  JBB.  34,  215  if. 

*'  Vgl.  S.  403.  Albrecht,  Gewere  239.  255.  Homeyer,  System  des  Lehn- 
rechts  312. 

**  Vgl.  S.  517.  520.  Die  Beschränkung  auf  die  Zeit  der  Reichstage  war  nur 
ein  Zugeständnis  des  Königs  au  die  geistlichen  Fürsten,  nicht  ah  .die  Reichsstädte. 
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Verdun,  Osnabrück,  eine  Zeit  lang  auch  Trier)  war  unklar  oder  bestritten, 
die  übrigen  waren  zu  reinen  Landstädten  geworden.  Für  die  Mehrzahl 
der  später  zu  Reichsstädten  gewordenen  Bischofsstädte  kam  im  14.  Jahr- 
hundert die  Bezeichnung  „Freistädte''  (erst  später  „des  Reiches  freie 
Städte")  auf,  ein  Ausdruck  der  sich  ebensowohl  auf  ihre  Lösung  aus  der 
landesherrlichen  Vogtei,  wie  auf  ihre  Freiheit  von  gewissen  Reichspflich- 
ten (namentlich  Heerfahrt  und  Jahressteuer)  bezog®*.  Im  übrigen  war 
ihre  rechtliche  Lage  dieselbe  wie  die  der  eigentlichen  Reichsstädte. 

Die  Landstädte  standen  nicht  wie  die  Reichsstädte  unmittelbar  unter 
dem  Reiche,  sondern  unter  landesherrlicher  Gewalt.  Ihren  Gerichtsstand 
hatten  sie  vor  dem  fürstlichen  Hofgericht.  Seit  dem  14.  Jahrhundert 
waren  sie  fast  überall  im  Besitze  der  Landstandschaft.  Der  Umfang  der 
landesherrlichen  Gewalt  war  ihnen  gegenüber  ein  sehr  verschiedener. 
Manche  Städte,  wie  das  später  zur  Reichsstadt  gewordene  Hamburg  (von 
Hause  aus  eine  holsteinische  Landstadt)  und  die  meisten  Mitglieder  der 
Hanse  waren  nahezu  Freistädte,  so  daß  sie  in  dem  Fürsten  nur  einen 
Oberherrn,  dem  sie  huldigen,  das  Besatzungsrecht  einräumen  und  in  ge- 
wissen Beziehungen  Gehorsam  leisten  mußten,  in  dem  sie  aber  keinen 
regierenden  Landesherm  sahen,  während  andere  Städte  in  der  Hauptsache 
ganz  von  dem  landesherrlichen  Regimente  abhingen. 

Sehr  dürftig  sah  es  um  die  Selbständigkeit  der  grundherrlichen  Städte 
aus,  die  wenig  mehr  als  die  offenen  Marktflecken  zu  bedeuten  hatten. 
Auf  derselben  Stufe  standen  die  Patrimonialstädte,  die  durch  Übertragung 
der  stadtherrlichen  Gewalt  auf  einen  Grundherrn  mittelbar  geworden 
waren.  Landstandschaft  und  eximierter  Gerichtsstand  kamen  diesen  städti- 
schen Afterbildungen  nicht  zu. 

Unter  den  Städtebündnissen,  die  ganz  besonders  zur  Hebung  des 
Ansehens  der  Städte  beigetragen  und  ihre  Reichs-  oder  Landstandschaft 
angebahnt  haben,  war  der  große  rheinische  Städtebund  (1254 — 1256^ 
von  zu  kurzer  Dauer,  um  nachhaltig  wirken  zu  können  ®®.  Der  schwä- 
bische Städtebund  hatte  rein  politische  Zwecke,  Schutz  der  Reichsun- 
mittelbarkeit   der  Städte   gegen   die  landesherrliche  Gewalt  der  Fürsten, 

*•  Vgl.  S.  536.  Heüsler,  Stadtverfassung  238  flF.;*  Basel  310  ff.  Arnold, 
a.  a.O.  1,  pg.  8.  2,  416  ff.  IIeoel,  Mainz  142.  144;  Straßburg  6;  Köln  2,  pg.  117; 
AUg.  Monatöschrift  1854,  S.  155  ff.  Macreb,  Städteverfassung  3,  286  ff.  Zeumeh, 
Städtesteuern  139  ff. 

^  Hauptaufgabe  des  Bundes,  dem  auch  viele  Fürsten  und  Herren  angehörten, 
war  die  Durchführung  des  Mainzer  Reichlandfriedens  von  1235.  Die  Führung 
hatten  Mainz  und  Worms.  An  der  Spitze  stand  eine  Bundesversammlung,  die  zu- 
gleich als  Bundesschiedsgericht  diente.  Der  Bund  erhob  Bundessteuem.  Er  er- 
freute sich  der  besonderen  Begünstigung  des  Königs  Wilhelm,  nach  dessen  Tode 
er  sich  auflöste.  Vgl.  Weiland,  Const.  2,  Nr.  371.  375.  428—437.  Gierke,  a.  a.  0. 
1,  476  ff.  QüiDDE,  Studien  z.  Gesch.  d.  rhein.  Landfriedensbundes,  1885.  Hintze, 
Das  Königtum  Wilhelms  von  Holland,  1885.  Weizsäcker,  Der  Rheinische  Bund, 
1879.  BüssoN,  Zur  Geschichte  des  großen  Landfriedensbundes  deutscher  St&dte, 
1874.  Arnold,  a.  a.  0.  2,  66  ff.  Über  die  westfälischen  Städtebünde  vgl.  Mend- 
THAL.    Die  Städtebündc  und  Landfrieden  in  Westfalen  bis  1371,  Königsb.  Diss.  1879, 
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und  sein  unglücklicher  Ausgang  trug  mehr  zur  Verschlechterung  als  zur 
Hebung  der  Lage  der  Städte  bei®^  Anders  stand  es  um  die  Hanse**. 
Mit  diesem  Namen,  der  nichts  anderes  als  Bruderschaft  oder  Gilde  be- 
deutete®', wurde  zuerst  die  Gilde  der  deutschen  Kaufleute  auf  dem  Stahl- 
hofe zu  London  bezeichnet,  die  sieh,  aus  der  Verschmelzung  verschiedener 
landsmannschaftlichen  Hansen  deutscher  Eaufleute  in  England  hervor- 
gegangen, als  „Hanse  Alemanniens"  oder  „Gildhalle  der  Deutschen  in 
England"  auf  alle  Deutschen,  die  mit  England  Geschäfte  betrieben,  aus- 
dehnte®*. Ähnliche  Vereinigungen  des  deutschen  Kaufmanns  waren  das 
deutsche  Haus  in  Venedig®*,  das  deutsche  Kontor  in  Brügge ®®  und  die 
deutschen  Hansen  in  Wisby  auf  Gotland®^,  Schonen,  Bergen,  Riga  und 
Nowgorod®®.  Hauptzweck  dieser  Hansen  war  die  Beschaflfting  eines 
„Hauses"  für  die  Unterbringung  der  Menschen  und  Waren,  Aufrecht- 
erhältung des  Friedens  unter  den  Hansebrüdem,  Kechtsschutz,  Erwerb 
von  Handelsfreiheiten  u.  dgl.  m.  Die  Hansen  waren  Gilden,  mit  mehreren 
gewählten  Altermännern  an  der  Spitze,  welche  die  Vertretung  nach  außen 
und   die  Vermögensverwaltung   hatten.     Die   Gildeverwaltung,   aus  den 

*^  Nicht  zu  verwechBeln  mit  dem  1487  von  Kaiser  Friedrich  IH.  gestifteten 
schwäbischen  Bunde.    Vgl.  Vischee,  FDG.  2,  1  flF.  3,  1  ff. 

®*  Vgl.  Sartorius,  Geschichte  des  hanseatischen  Bundes,  3  Bde,  1802 — 1808. 
Lappenberg,  Urkundl.  Geschichte  des  Ursprungs  der  deutschen  Hanse,  1830.  Bar- 
thold, Geschichte  des  Ursprungs  der  deutsch.  Hansa,  1853  f.  Frensdorpf,  Die 
Hanse  zu  Ausgang  des  Mittelalters,  Hans.  Gesch.-Bl.  1893.  Wbhrmann,  ebd.  1892, 
S.  81  ff.    Schafer,  Die  Hansestädte  und  König  Waldemar,  1879.    Gierke,  a.  a.  O. 

1,  349  ff.  463  ff.  Eichhorn,  St.-  u.  RG.  2,  168  ff.  3,  294  ff.  Hansisches.  Urk.-B., 
4  Bde,  1876—96.  Eecesse  der  Hansetage  von  1256—1430,  her.  von  v.  Koppmann, 
8  Bde,  1870—1897.  Hanserecesse  von  1431—1476,  her.  von  v.  d.  Kopp,  7  Bde, 
1876  bis  1893.  Dieselben,  von  1477—1530,  her.  v.  Schapbr,  5  Bde,  1881—1894. 
Hansische  Geschichtsblätter,  seit  1871. 

»»  Vgl.  Anm.  82.  Grimm,  DWB.  4,  2  Sp.  462.    Schiller  und  LObbkn,  WB. 

2,  242. 

®*  Vgl.  Lappenberg,  Urkundl.  Geschichte  des  Hansischen  Stahlhofes  zu  London, 
1881.  Höhlbaum,  Hans.  Gesch.-Bl.  1875,  S.  21  ff.  Pauli,  ebd.  1872,  S.  15  ff.  In 
den  Jahren  1266  und  1267  gab  es  in  England  noch  eine  eigene  Hamburger,  Lü- 
becker, Kölner  Hanse  (Höhlbaum,  Hans.  Urk.-B.  1,  Nr.  633.  636),  seit  1308  ist  nur 
noch  von  der  deutschen  Hanse  (la  kaunsse  de  Älemaigne,  hansa  domus  mereatorum 
Alenuinnie)  die  Rede,  und  dieser  Zustand  wird  1320  als  ein  seit  Menschengedenken 
bestehender  bezeichnet  (ebd.  2,  Nr.  128.  147.  358),  die  Verschmelzung  hat  also 
zwischen  1267  und  1308  stattgefunden. 

*^  Vgl.  Thomas,  Capitolare  dei  visdomini  del  fontego  dei  Tedeschi  in  Venczia, 
1874.  Simonsfeld,  Fondaco  dei  Tedeschi,  2  Bde,  1887.  Heyd,  Hist  Zeitschr. 
32,  193  ff. 

**  Vgl.  Stein,  Genossenschaft  der  deutschen  Kaufleute  zu  Brügge,  1890. 
Koppmann,  Hans.  Gesch.-Bl.  1872,  S.  77  ff.  Ennen,  ebd.  1873,  S.  39  ff.  Hardukg, 
Hist.  Zeitschr.  28,  310  ff.  Schafer,  a.  a.  0.  65  ff.  Gierke,  a.  a.  0.  1,  356  ff.  Höhl- 
baum, Hans.  Urk.-B.  3,  344  ff. 

"  Vgl.  Schäfer,  a.  a.  0.  42  ff. 

*8  Vgl.  Frensdorff,  Das  statutarische  Rcclit  d.  deutsch.  Kaufleute  in  Now- 
gorod, 2  Teile,  1887  (Abh.  d.  Gott  Ges.  d.  Wiss.  33.  34.)    Hohlraum,  a.  a.  O. 

3,  357  ff. 


§  51.    Die  Städte.  635 

jeweils  ortsanwesenden  Hansebrüdem  gebildet,  übte  eine  weitgehende 
Autonomie.  Den  Altermännern  stand  in  Nowgorod  ein  Ausschuß  von 
Ratmännern  {ratgeven)  zur  Seite.  Streitigkeiten  unter  den  Brüdern  durf- 
ten bei  Strafe  nicht  an  das  ausländische  Gericht  gebracht  werden,  sie 
gehörten  vor  den  Hansevorstand  als  Gildegericht.  Demselben  stand  auch 
eine  ausgedehnte  Strafgewalt  über  die  Mitglieder,  unter  Umständen  das 
Recht  über  Leben  und  Tod  zu.  Eine  besonders  empfindliche  Strafe  war 
der  Hansebann  (w^  der  hense  leggen)^  der  außer  dem  Ausschluß  von  der 
Hanse  (buten  der  Buschen  rechte  wesen)  auch  eine  vollständige  Verkehrs- 
sperre gegenüber  allen  Hansebrüdern  zur  Folge  hatte®®.  Der  Rechtszug 
von  den  Entscheidungen  der  Hanse  zu  Nowgorod  ging  ursprünglich  naißh 
Wisby,  seit  Ende  des  13.  Jahrhunderts  aber  an  den  Rat  zu  Lübeck, 
später  alternativ  nach  Lübeck  oder  Wisby  ^^^.  Mitglieder  der  Hansen 
waren  nur  die  Kauf leute  aus  solchen  Städten,  deren  Kaufmannschaft  sich . 
ausdrücklich  oder  stillschweigend  angeschlossen  hatte  ^^^ 

Die  dadurch  unter  diesen  Städten  begründete  Interessengemeinschaft 
führte  schon  in  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  wiederholt  zu 
gemeinsamen  Schritten,  so  daß  in  Angelegenheiten  der  Hanse  ein  still- 
schweigendes Bündnis  bestand  ^^^.  Sobald  dasselbe  in  den  flandrischen 
Händeln  schärfer  hervortrat  (1356 — 1358),  übertrug  sich  auch  die  Be- 
zeichnung „Hanse^^  auf  dies  Bundesverhältnis,  so  daß  nunmehr  neben  der 
Hanse  des  deutschen  Kaufmanns  eine  Hanse  der  deutschen  Städte  be- 
stand ^^^  Eine  feste  Organisation  erhielt  der  Hansebund  durch  die  Greifs- 
walder  und  Kölner  Konföderation  von  1361  und  1367,  die  zunächst  beide 
nur  fü^  ein  einzelnes  kriegerisches  Unternehmen  geschlossen  waren,  dann 
aber  immer  wieder  erneuert  und  zuletzt  als  dauernde  Bünde  behandelt 
wurden  ^^*.  Der  Hansebund,  obwohl  seinem  Bestände  nach  überwiegend 
aus  bloßen  Landstädten  zusammengesetzt,  trat  nach  außen  als  selbstän- 
diges Rechtssubjekt,  auch  in  internationalen  Beziehungen,  auf,  führte 
Kriege  und  schloß  Verträge  mit  dem  Auslande,  verfügte  über  ein  Bundes- 
heer und  eine  Bundesflotte,  erwarb  ganze  Territorien  und  legte  Festungen 
an.  Ein  Schutz-  und  Trutzbündnis  war  er  an  sich  nicht;  Fehden  der 
einzelnen  Städte  mit  Dritten  gingen  den  Bund  nichts  an.  Die  Bundes- 
zwecke beschränkten  sich  im  wesentlichen  auf  das  Gebiet  des  Handels: 
Schutz  des  Handels,.  Freiheit  der  Handelsstraßen,  Abschließung  von  Han- 
delsverträgen, Gesetzgebung  in  Sachen  des  Handels  und  der  Schiffahrt. 
Herstellung  von  Einrichtungen  für  die  Zwecke  des  Handels  u.  dgl.  m. 
Streitigkeiten   unter   den   Bundesgliedern   unterlagen    der  schiedsrichter- 


w  Vgl.  HöHLBAüM,  Hana.  Urk.-B.  3,  Nr.  160  (1350). 
100  Vgl.  Frensdobpf,  a.  a.  0.  1,  26  ff.  2,  12. 
»"  Vgl.  Höhlbaum,  Hans.  Urk.-B.  2,  Nr.  358  (1320). 
^*»  Vgl.  Schäfer,  a.  a.  0.  71  ff.  77.  86  ff.  106  f.  Feensdoeff  1,  26  ff, 
»0«  Vgl  ScHÄFBE  248  ff.  Höhlbaum,  a.  a.  0.  3,  Nr.  354.  356  ff.  383.  385  f. 
389.  392  ff. 

•'*  Vgl.  ScHÄFEB  276.  280.  431  ff.  568.  Peensdoefp  2,  44  f. 
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liehen  Entscheidung?  des  Bundes,  ebenso  innere  Verfassungsstreitigkeiten 
in  einzelnen  Stfidten,  sobald  eine  Partei  den  Bund  anrief.  Bei  Streitig- 
keiten zwischen  einzelnen  Städten  und  ihren  Landesherren  pflegte  der 
Bund  die  Vermittlerrolle  zu  übernehmen.  Das  Haupt  der  Hanse  war  nnd 
blieb  Lübeck.  Den  eigentlichen  Kern  bildeten  die  unter  Lübeck  vereinigten 
wendischen  (d.  h.  meklenburgischen  und  pommerschen)  Städte.  Ursprüng- 
lich wurde  jede  niederdeutsche  Stadt,  die  darum  nachsuchte,  in  den  Bund 
aufgenommen.  Im  15.  Jahrhundert  unterschied  man  zwischen  aktiven 
Mitgliedern  und  bloßen  Schutzgenossen  der  Hanse.  Städte  der  Hanse, 
die  ihre  Bundespflichten  nicht  erfüllten,  verfielen  der  Strafe  des  Hanse- 
bannes und  der  damit  verbundenen  allgemeinen  Verkehrssperre.  Im 
übrigen  stand  den  Mitgliedern  jederzeit  der  Austritt  frei.  Während  die 
Hanse  in  dieser  Beziehung  den  Charakter  der  freien  Einung  bewahrt 
hatte,  zeigte  ihre  Verfassung  sonst  einen  bundesstaatlichen  Charakter. 
Die  Bundesgewalt  wurde  von  den  Stadtetagen,  Versammlungen  von  ab- 
geordneten Batsmitgliedern  der  einzelnen  Städte,  ausgeübt.  Die  Einladung 
erfolgte  durch  Lübeck.  Die  Beschlüsse  wurden  in  Rezessen  niedergelegt; 
sie  waren,  soweit  sie  sich  innerhalb  der  Bundeszuständigkeit  hielten,  auch 
für  die  ausgebliebenen  Städte  verbindlich.  Der  Städtetag  konnte  Kriegs- 
leistungen und  Bundesstouem  (gewöhnlich  das  sogenannte  Pfundgeld) 
ausschreiben;  ihm  stand  das  Recht  zu,  allgemeine  oder  besondere  Handels- 
sperren zu  verhängen,  deren  Beobachtung  für  jede  Stadt  als  Bundespflicht 
galt.  Innerhalb  des  Bundes  bestanden  wieder  Sonderbünde  mit  eigenen 
Angelegenheiten  und  eigenen  Städtetagen.  Nach  mehrfachem  Wechsel 
wurden  als  solche  die  vier  Quartiere,  das  wendische  unter  Lübeck,  das 
sächsische  unter  Braunschweig,  das  kölnische  unter  Köln,  das  preußisch- 
liefländische  unter  Danzig  als  Vorort,  anerkannt 
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Stobbe,  Oeödiichte  der  deutschen  ßechtsqiiellen  1,  266  ff.  Eichhorn  2,  188 
bis  339.  Waitz  6«,  511—556.  Siegel,  DRG.»  §ii  14—37.  v.  Amiba,  Oruiidr.« 
27  49.  Brunn  EU,  Grundr.  247 — 256.  Altmann  u.  Bernheim,  Ausgewählte  Urkunden 
zur  Erläuterung  der  Verfassungsgeschichto  Deutschlands  im  Mittelalter',  1895. 
H.  0.  Lehmann,  Quellen  zur  deutschen  Keichs-  u.  Rechtsgeschichte,  1891.  v.  Schwind 
u.  DopscH,  Ausgewählte  Urkunden  zur  Verf.-Geschichte  der  deutsch-ößterreichischeu 
Erblande,  1895. 

Während  des  10.  Jahrhunderts  erhielten  sich  die  Kapitularien  und 
Vülksrechte  noch  in  einer  gewissen  Geltung,  im  11.  Jahrhundert  aber 
gerieten  sie  vollständig  in  Vergessenheit.  Das  Mittelalter  hätte  nur  noch 
eine  unbestimmte  Erinnerung  an  die  grundlegende  gesetzgeberivsche  Thätig- 
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keit  Karls  des  Großen,  auf  den  die  Volksmeinung  alles  weltliche  Kecht 
ebenso  zurückführte,  wie  man  in  Constantin  dem  Großen  den  Begründer 
des  gesamten  kirchlichen  Rechtszustandes  sah^  Eine  ausdrückliche  Auf- 
hebung der  alten  Rechtsquellen  hat  nie  stattgefunden,  sie  kamen  von 
selbst  außer  Übung,  weil  staatliche  und  standische  Verhältnisse  und  die 
wirtschaftlichen  Lebensbedingungen  andere  geworden  waren.  Bis  zum 
11.  Jahrhundert  hatte  der  Adel  noch  darauf  gehalten,  daß  seine  Söhne 
sich  mit  den  Rechtssatzungen  der  Väter  bekannt  machten;  das  hörte 
nun  auf,  die  alten  Satzungen  hatten  keine  Geltung  mehr,  und  neue  gab 
es  noch  nichts  Anders  in  Italien,  wo  sich  die  professiones  iuris  bis  tief 
in  das  Mittelalter  in  Gebrauch  erhielten^;  für  diejenigen,  die  sich  zu 
einem  deutschen  Stammesrechte  bekannt  hatten,  behielten  daher  die  alten 
Volksrechte  immer  noch  eine  gewisse  Geltung,  die  lombardische  Rechts- 
schule beschäftigte  sich  noch  mit  ihnen,  wie  mit  den  Kapitularien*;  wenn 
in  Deutschland  einzelne  Volksrechte  noch  im  12.  und  13.  Jahrhundert 
abgeschrieben  wurden,  so  dürfte  dies  eher  auf  italienische  Beziehungen 
als  auf  vereinzelte  Anwendungsfalle  in  Deutschland  zu  deuten  sein^ 

Vom  10.  bis  12.  Jahrhundert  ruhte  die  Gesetzgebung  fast  ganz,  die 
Zeit  war  nicht  dazu  angethan  und  die  Neubildung  aller  rechtlichen  Be- 
ziehungen noch  zu  sehr  im  Fluß,  als  daß  eine  gesetzliche  Feststellung 
möglich  gewesen  wäre.  Es  war  die  Zeit  der  Alleinherrschaft  des  Gewohn- 
heitsrechtes, dessen  eigentliche  Träger  bis  zum  13.  Jahrhundert  die  Stämme 
blieben®.  Dabei  vollzog  sich  seit  der  2.  Hälfte  des  9.  Jahrhunderts  in 
Deutschland  wie  in  Frankreich  eine  allmähliche  Umwandlung  des  Prinzips 
der  persönlichen  Rechte  (S.  228.  263)  zu  Gunsten  des  Territorialprinzips, 


>  Vgl.  S.  644.  646.  652.  657.  661.  Stobbe  1,  356  ff.  Schröder,  Rolandsäulen 
26;  ZDA.  13, 157 ;  ZRG.  20,  28  f.  Massmann,  Kaiserchronik  3,  996  ff.,  und  Vers  14773  ff. 
Uhland,  Schriften  z.  Gesch.  der  Dichtung  2,  96  ff.  Spanoenberq,  Beiträge  zu  den 
teutschen  Rechten  232. 

*  Vgl.  Wipos  Tetralogus  von  1041  (MG.  Scr.  11,  251)  und  die  Klage  des 
Grafen  Udalrich  von  Ebersberg,  bei  Öpele,  Scriptores  rer.  Boic.  2,  14. 

'  Vgl.  S.  228.  Beispiele  für  Südtirol  bei  v.  LascHiN,  Ost.  Reichsg.  129. 
Gegen  die  Annahme  von  Gaupp,  Germ.  Ansiedlungen  257  ff.,  daß  die  Professionen 
auch  in  Deutschland  in  Gebrauch  gewesen  sein,  vgl.  K.  Schulz,  Urteil  des  Köuigs- 
gerichts  unter  Friedrich  I.,  Zeitschr.  f.  thür.  Gesch.  9,  155  ff. 

*  Vgl.  S.  239  f.  261. 

*  Anderer  Meinung  Stobbe  1,  267.  Die  Berufung  auf  Otto  Fris.,  Chronic. 
4,  32,  beweist  nichts,  Otto  hatte  offenbar  nicht  die  geringste  Vorstellung  von  der 
Lex  Salica,  und  wenn  er  angab,  daß  die  nobüissind  Francorum  qui  Salici  dicuntur 
noch  zu  seiner  Zeit  nach  derselben  lebten,  so  schwebte  ihm  wohl  nur  das  soge- 
nannte salische  Gesetz,  d.  h.  das  die  weibliche  Verwandtschaft  ausschließende  Erb- 
folgerecht des  fränkischen  Herrenstandes,  vor.  Vgl.  FDG.  19,  149.  Was  man 
sonst  noch  für  die  fortgesetzte  Geltung  der  alten  Leges  angeführt  hat  (Ausdrücke 
wie  lege  Alamannorurfiy  secundum  legem  Saxonum  u.  dgl.  m.),  kann  noch  weniger 
ins  Gewicht  fallen,  da  lex  hier  überall  das  ungeschriebene  Gewohnheitsrecht  und 
nicht  den  geschriebeneu,  längst  außer  Übung  gekommenen  paclus  bezeichnet. 

«  Vgl.  Waitz  5«,  159  ff.     llist.  Zeitschr.  34,  403  ff.     ZRG.  15,  43  ff. 
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wenn  auch  das  letztere  noch  keineswegs  znr  Alleinherrschaft  gelangtet 
Aber  man  gewöhnte  sich  daran,  das  Recht  des  überwiegenden  Teils  der 
Landesbewohner  als  das  Recht  des  Landes  aufzufassen  und  alle  Landes- 
kinder nach  demselben  zu  beurteilen,  so  daß  für  das  persönliche  Recht 
des  Einzelnen  nicht  das  Recht  seines  Geschlechts,  sondern  das  seiner 
Heimat  maßgebend  wurde;  das  Volksrecht  war  zum  Landrecht  geworden®. 
Anders  in  Italien,  wo  das  bunte  Gemisch  der  dort  zusammenströmenden 
Nationen  das  Prinzip  der  persönlichen  Rechte  bis  zum  13.  Jahrhundert 
in  alter  Weise  aufrecht  erhielt,  zum  Teil  auch  bei  den  deutschen  Herren- 
geschlechtem,  die  noch  im  13.  Jahrhundert  den  Stammsitz  ihres  Hauses 
(ihr  Handgemal)  als  ihre  Heimat  und  das  Recht  desselben  als  ihr  Stam- 
mesrecht betrachteten,  auch  wenn  sie  seit  Generationen  in  anderen  Ge- 
bieten ansässig  waren®.  Die  Einwanderer  in  den  Kolonisationsgebieten 
Norddeutschlands  brachten  ihr  angestammtes  Recht  mit,  es  verwandelte 
sich  aber,  sobald  sie  sich  dauernd  angesiedelt  hatten,  in  das  Ortsrecht 
ihrer  Niederlassung^®.  Den  Sieg  des  Territorialprinzips  bezeichnet«  es, 
wenn  seit  dem  13.  Jahrhundert  für  Grundstücke  nur  noch  das  Recht  der 
belegenen  Sache  in  Anwendung  kam^^  Die  Juden  behielten  für  ihre 
Beziehungen  untereinander,  in  gewissen  Fällen  auch  Christen  gegenüber, 
ihr  jüdisches  Recht  auf  Grund  der  mosaischen  Gesetze,  des  Talmud  und 
verschiedener  königlicher  Judenprivilegien**. 

Unter  den  deutschen  Stammesrechten  war  das  fränkische  von  über- 
wiegendem Einflüsse  ^^.  Wie  es  in  Frankreich  allmählich  die  sämtlichen 
„pays  de  droit  coutumier"  und  von  da  aus  mit  der  normannischen  Er- 
oberung England,  Neapel  und  Sizilien  in  Besitz  genommen  hatte,  so  drang 


^  Vgl.  Stobbe,  Jahrb.  d.  gem.  Rechta  6,  34  ff.  Homeyer,  Heimat  62  f.  (Abh. 
d.  Berl.  Ak.  1852,  S.  78  f.).  v.  Ricbthofbn,  Zur  Lex  Saxönum  16.  För  längere 
Dauer  des  alten  Pnnzips  (bis  13.  Jh.)  Gaupp,  Ansiedlungen  254  ff.;  ZDR.  19,  168  f. 
®  Vgl.  HoMEYEB,  a.  a.  0.  50  (Abh.  66).  Die  erste  Wendung  zeigt  sich  in 
Frankreich  in  dem  Ed.  Pistense  von  864  (Boretiüs-Krause,  Capitularia  2,  310  ff.), 
c.  13.  16.  20.  Vgl.  Waitz  3«,  349.  Gaupp,  Ansiedl.  238  ff.  Das  älteste  Zeugnis 
für  Deutschland  enthalten  die  S.  244,  n.  66  erwähnten  Zusätze  zur  Lex  Saxonum. 
»  Vgl.  Homeyer,  a.  a.  0.  50  ff.  64  (Abh.  66  ff.  80).    K.  Schulz,  a.  a.  0.  33  ff. 

"  Ausdrücke  wie  „deutsches  Recht",  „flämisches  Recht",  „fränkisches  Recht", 
in  Anwendung  auf  die  Städte  und  Dörfer  der  Kolonisationslande,  bezogen  sich  nur 
auf  die  Bedingungen,  unter  denen  die  Ansiedler  den  Grund  und  Boden  besaßen, 
nicht  auf  das  Recht  überhaupt 

"  Vgl.  Ssp.  L  30.  III.  33,  §  5.  Dsp.  33.  Schwsp.  Laßb.  33.  Oberbayer.  Archiv 
32,  2.  Mon.  Wittelsb.  1,  429.  Recht  der  belegenen  Sache  und  persönliches  Recht 
des  Eigentümers  in  Urkunden  bei  Loeesch  u.  Schröder,  Nr.  83.  100  (73). 

"  Vgl.  S.  462  ff.  Heusler.  Institutionen  1,  150  ff.  Stobbe,  Juden  in  Deutsch- 
land 105  ff.  119  ff.  125  ff.  142  ff.  149  ff.  160  f.  295  ff.;  Jahrbuch  6,  36  f. 

"  Vgl.  SoHM,  Fränkisches  Recht  und  römisches  Recht,  ZRG.  14.  Der  Ver- 
fasser geht  nur  darin  zu  weit,  daß  er  eine  vollständige  Überwältigung  der  nicht- 
fränkischen Stammesrechte  annimmt,  während  selbst  im  Süden  sehr  bedeutende 
Elemente  derselben  stehen  geblieben  sind,  und  daß  er  dem  westfiränkischen  (salischen) 
Rechte  alles  zuschreibt,  während  es  sich  thatsächlich  um  das  ribuarisch-karolingische 
Recht  handelte.     Vgl.  Heusler,  a.  a.  0.  1,  20  ff. 
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es  auch  in  Deutschland  siegreich  tot.  Die  Auffassung  des  deutschen 
Reiches  als  Fortsetzung  des  fränkischen  bewirkte,  daß  der  König  persön- 
lich fränkisches  Recht  hatte  und  Königswahl  und  Krönung  auf  fränkischem 
Boden,  also  auch  nach  fränkischem  Recht,  vorgenommen  wurden^*.  Wich- 
tiger war,  daß  fränkische  Gerichtsverfassung  und  fränkischer  Prozeß  in 
der  Hauptsache  im  ganzen  Reiche  durchgeführt  wurden  und  das  aus  dem 
fränkischen  Rechte  entsprungene  Lehnrecht  überall  ohne  wesentliche  parti- 
kularrechtliche Verschiedenheiten  zu  einheitlicher  Entwickelung  gelangte  ^^. 
In  den  ehemals  westfriesischen  Provinzen  Holland  und  Seeland  wurde 
friesische  Sprache  und  friesisches  Recht  durch  fränkische  Sprache  und 
fränkisches  Recht  verdrängt^®.  In  Thüringen  und  den  Kolonisations- 
gebieten des  nordöstlichen  Deutschlands  ließen  sich  zahlreiche  Franken, 
namentlich  Flämingen,  nieder,  und  das  von  ihnen  mitgebrachte  Recht 
ihrer  Heimat  übte,  zumal  im  Familienguter-  und  Erbrecht,  den  bedeu- 
tendsten Einfluß  auf  die  Rechtsbildung  jener  Gegenden  ^^  Flämischer 
Einfluß  reichte  noch  darüber  hinaus  bis  nach  Böhmen  und  Mähren  und 
in  das  innere  Österreich.  In  der  Hauptsache  haben  aber  die  sächsischen 
und  die  ihnen  angeschlossenen  thüringischen  Lande,  sowie  die  Ost-  und 
Mittelfriesen  dem  fränkischen  Rechte  erfolgreich  widerstanden,  während 
die  schon  zum  alten  Austrasien  gehörigen  schwäbischen  und  bairischen 
Gebiete,  obwohl  sich  die  letzteren  vielfach  selbständiger  verhielten,  dem 
fränkischen  Rechte  größeren  Spielraum  gewährten,  so  daß  sie  in  der  Gol- 
denen Bulle  von  1356  c.  5  zusammen  mit  den  fränkischen  Landen  als 
in  iure  Franconico  belegen  den  locis  ubi  Saxonica  iura  servantur  gegen- 
übergestellt werden  konnten^®.  Während  des  ganzen  Mittelalters,  abge- 
sehen von  der  Zeit  der  sächsischen  Kaiser,  hatte  Norddeutschland  nie  in 
so  enger  Verbindung  mit  dem  Reiche  gestanden,  wie  Süd-  und  West- 
deutschland^®. Thüringen,  ursprünglich  mehr  unter  fränkischem  Einfluß, 
folgte  später  ganz  dem  sächsischen  Herzogtum,  es  nahm  die  sächsische 
Gerichtsverfassung  an  und  rezipierte  den  Sachsenspiegel.  Dem  Einflüsse 
dieses  Rechtsbuches  ist  es  vornehmlich  zuzuschreiben,  daß  sich  das  säch- 
sische Recht  gegenüber  dem  fränkischen  behauptete;  die  süddeutschen 
Rechtsbucher,  die  sich  von  vornherein  nicht  auf  den  Boden  des  Stammes- 
rechts stellten,  hatten  eine  weit  geringere  Bedeutung.  In  den  Koloni- 
sationslanden wurde  die  Verbreitung  des  sächsischen  Rechts  durch  ost- 
und  westfälische  Einwanderung  befordert. 

Durch  die  Umwandlung  des  Volksrechts  in  Landrecht  verschwand 
der  alte  Gegensatz  zwischen  Amtsrecht  und  Volksrecht,  da  das  erstere 
von  jeher  Landrecht  gewesen  war  (S.  229.  252).     Statt  Amtsrecht  und 


"  Vgl.  S.  384.  467.  474.  478.    H.  Schulze,  ZRG.  7,  401  ff. 

»»  Vgl.  FicKEE,  FDG.  11,  316  f.    SoHM,  a.  a.  O.  26. 

"  Vgl.  Bbünneb,  ZRG.  16,  49  ff.  75  ff.  17,  237  ff. 

"  Vgl.  S.  669.  680.     Histor.  Zeitechr.  31,  304  ff.  310  f. 

»8  Vgl.  S.  479.    Roth,  ZRG.  1,  25 f.;  Feudalität  9.     IIeii8ler,  a.  a.  0.  1,  20. 

»ö  Vgl.  Wyneken,  Landfrieden  92  ff. 
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Yolksrecht  standen  einander  jetzt  Reichsgesetzgebung  und  landschaftliche 
Rechtsbildung  gegenüber.  Als  eine  Fortbildung  des  Landrechts,  der 
höheren  wirtschaftlichen  Entwickelung  entsprechend,  erscheint  das  Stadt- 
oder Weichbildrecht.  Während  Landgerichte  und  Stadtgerichte  die  Träger 
des  Land-  und  Stadtrechts  waren,  kamen  für  die  den  öflfentlichen  Ge- 
richten entzogenen  und  den  Fronhöfen,  Dienstmannen-  und  Lehengerichten 
vorbehaltenen  Sachen  das  Hofrecht,  Dienstrecht  und  Lehnrecht  als  Sonder- 
rechte zur  Ausbildung*®. 

Für  die  einheitliche  Gestaltung  des  Rechts  vermochte  die  Reichs- 
gesetzgebung nur  wenig,  das  Reichshofgericht  noch  weniger  zu  leisten. 
Durch  die  Entwickelung  der  stadtischen  Autonomie  wurde  die  Vereinzelung 
der  Rechte  weniger  befordert,  als  man  auf  den  ersten  Blick  vermuten  sollte. 
Die  wirtschaftlichen  Bedingungen  waren  in  den  Städten  überall  dieselben, 
sie  führten  eher  zu  größerer  Gleichmäßigkeit  ihrer  Rechtsentwickelung; 
außerdem  bestanden  meistens  ganze  Städtegruppen  mit  gemeinsamem 
Rechte  und  einem  gemeinschaftlichen  Oberhofe.  Bei  der  Bildung  dieser 
Gruppen  war  die  Gemeinschaft  des  Stammesrechts  vielfach  entscheidend. 
Gefahrlicher  als  das  Städtewesen  war  die  Territorialverfassung  für  die 
Rechtseinheit  des  Reiches.  Landesgesetze  und  Landesgewohnheiten  führten 
eine  immer  weitergehende  Zersplitterung  herbei.  Mit  der  Auflösung  der 
alten  Gerichtsverfassung  kam  es  dahin,  daß  jedes  Gericht  seine  besonderen 
Gewohnheiten  ausbildete.  Nur  der  Sachsenspiegel  that  der  übermäßigen 
Zerklüftung  einigermaßen  Einhalt.  Süddeutschland,  dem  es  an  einer 
gleichwertigen  Rechtsquelle  fehlte,  war  im  15.  Jahrhundert  reif  für  die 
im  Interesse  der  Einheit  zur  Notwendigkeit  gewordene  Aufnahme  des 
römischen  Rechts. 

Fremde  Einflüsse  machten  sich  bei  der  deutschen  Rechtsbildung  des 
Mittelalters  wenig  bemerkbar,  nur  Schleswig  stand  vorwiegend  unter  dem 
Einflüsse  des  dänischen  Rechts.  Wendisches,  polnisches  und  preußisches 
Recht  vermochten  sich  dem  deutschen  Rechte  gegenüber  nicht  zu  be- 
haupten. In  Böhmen  und  Mähren  erhielt  ?ich  das  tschechische  Recht  zum 
Teil  als  Landrecht,  in  den  Städten  wich  es  dem  deutschen  Stadtrecht 
Das  letztere  erstreckte  sich  bis  nach  Ungarn  (Ofen,  Preßburg),  Rußland 
(Nowgorod)  und  Gotland  (Wisbj).  Die  deutschen  Kolonien  im  Auslande 
behielten  durchweg  ihr  deutsches  Recht.  Selbst  das  ungarische  Landrechi 
nahm  vieles  aus  dem  deutschen,  und  zwar  dem  ihm  zunächst  liegenden 
])airischen  Rechte  auf,  wenn  auch  die  Nachricht  von  der  Einführung  des 
bairischen  Rechts  in  Ungarn  auf  Übertreibung  beruht ^\  Der  Einfluß 
des  römischen   Rechts   auf  das   deutsche,  tritt  erst  im   15.  Jahrhundert 


-°  Vgl.  Heusleu,  a.  a.  0.  1,  24 — 39,  der  namentlich  die  Auffassung  jeuer 
Sonderrechte  als  Standesrechte  widerlegt. 

*^  Vgl.  Steindorfp,  Jahrbüclier  des  deutschen  Reiches  unter  Heinrich  IIL,  1, 
211.  452  ft'.,  der  die  Nachricht  wohl  zu  wörtlich  nimmt. 
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herFor,  ältere  Sporen  berahten  auf  Phrase  oder  einem  bloßen  Prunken 
mit  Gelehrsamkeit,  dem  die  reale  Unterlage  fehlte**. 

Die  Sprache  der  Rechtsquellen  war  bis  zum  J3.  Jahrhundert  aus- 
schließlich lateinisch.  Die  erste  größere  Bechtsquelle  in  deutscher  Sprache 
war  der  Sachsenspiegel.  Die  Hofgerichtskanzlei  nahm  die  deutsche  Sprache 
erst  seit  Rudolf  I.  an. 

Die  Rechtsquellen  beruhten  teils  auf  Satzung,  teils  auf  Weisung, 
teils  auf  juristischer  Bearbeitung.  Die  vornehmsten  Erzeugnisse  der  letz- 
teren heißen  in  der  Wissenschaft  Rechtsbücher.  An  unsere  Darstellung 
des  gesetzten,  gewiesenen  oder  in  Rechtsbuchern  niedergelegten  Rechtes 
schließt  sich  wie  in  der  vorigen  Periode  eine  kurze  Übersicht  über  das  Ur- 
kundenwesen und  die  juristische  Litteratur  außerhalb  der  Rechtsbücher  an. 


§  53.    Die  Reichsgesetze. 

Wbilakd,  Constitutiones  et  acta  publica  imperatorum  et  regum,  2  Bde,  1893 
bis  1896  (MG.  Leg.  Sectio  4.).  Für  die  Zeit  von  1272  —  1313  Pbbtz,  MG.  Leg. 
2,  1837.  Vgl.  Stobbe  1,  459  ff.  Besbleb,  Die  deutschen  Kaiserurkunden  als  Rechts- 
quellen,  ZRG.  2,  367  ff.  Weizbäckeb,  Deutsche  Reichstagsakten  (von  1376—1431) 
seit  1867.  Für  die  späteren  Gesetze  vgl.  Neue  und  yoUständige  Sammlung  der 
Reichsabschiede  1,  1747.  Ein  unbrauchbares  Machwerk  ist  Goldast,  CoUectio  con- 
stitutionum  imperialium,  1613. 

Die  alte  volksrechtliche  Gesetzgebung  war  in  erster  Keihe  dem  Be- 
dürfnisse entsprungen,  durch  Aufstellung  fester  Büß-  und  Wergeidtaxen 
das  Fehdewesen,  wenn  auch  nicht  rechtlich  so  doch  thatsächlich,  einzu- 
schränken (S.  389  f.).  Schon  die  fränkische  Reichsgesetzgebung  ist  von 
Maßregeln  zum  Schutze  des  Landfriedens  (S.  253),  wenn  auch  in  anderem 
Sinne  als  die  des  Mittelalters,  ausgegangen.  Im  Mittelalter  hat  die  Land- 
friedensgesetzgebung^  den  Ausgangspunkt  für  die  deutsche  Reichs- 
wie  Landesgesetzgebung  gebildet;  sie  erscheint  als  der  eigentliche  Kern 
der  Gesetzgebung,  um  den  sich  allmählich,  immer  weitere  Materien  legen, 
die  in  mehr  oder  weniger  losem  Zusammenhange  mit  dem  Landfrieden 

'^  Vgl.  S.  8.    SohIffneb,  Das  rSmische  Recht  in  Deutschland  während  des 
12.  und  13.  Jahrhunderts,  1859.     Schum,  ZRG.  rom.  Abt.  24,  304  f. 

»  Vgl.  S.  547  ff.  Waitz  6«,  522  ff.  546  f. ;  Gott  gel.  Anz.  1859,  S.  761  ff.  H.  0. 
Lehkakk',  bei  £bsch  u.  Gbuber,  £nc jklopädie ,  Sekt  IL  41,  340  ff.  Wilda  in 
Weiske's  Rechtslezikon  6,  232  ff.'  Kluckbohn  bei  Bluktschli  u.  Bbateb,  Staats- 
wörterbuch 6,  282  ff.  GöcKB,  Anfänge  der  LandiriedensauMchtungen  in  Deutsch- 
land, 1875.  Eggbbt,  Studien  zur  Geschichte  der  Landfrieden,  1875.  HEBZBEsa- 
Fbäkkbl,  Die  ältesten  Land-  und  Gottesfrieden  in  Deutschland,  FDG.  23,  117  ff. 
KtfOH,  Die  Landfriedensbestrebungen  Friedrichs  L,  Marb.  Diss.  1887.  Giesebbecbt, 
Gesch.  d.  deutsch.  Eaiserzeit  2<^,  71  ff.  3^  610.  Brock,  Die  Entstehung  des  Fehde- 
rechts im  deutschen  Reiche  des  Mittelalters,  1887.  Wtnbken,  Landfrieden  in 
Deutschland  von  Rudolf  I.  bis  Heinrich  VIL,  Gott  Diss.  1886.  Scbwalm,  Land- 
frieden in  Deutschland  unter  Ludwig  d.  Baiern,  Gott  Diss.  1889.  Kellbteb,  Land- 
friedensbünde  zwischen  Maas  und  Rhein  im  14.  Jh.,  Münst  Diss.  1888.  v.  Zallinqeb, 
Kampf  um  den  Land£rieden  in  Deutschland ,  Mitt  d.  Ost  Inst.,  Erg.-Bd.  4,  443  ff. 
R.  Sghböobb,  Deutsche  Beehtsgeechlchte.    8.  Aufl.  41 
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stehen,  zum  Teil  eines  solchen  Znsammenhanges  ganz  ermangeln.  Unter 
Landfrieden  verstand  das  Mittelalter  den  Schutz  gegen  des  Mißbrauch  des 
Fehdewesens,  darüber  hinaus  aber  wurden  die  Landfriedensgesetze  über- 
haupt zu  Strafgesetzen,  in  ihrer  späteren  Entwickelung  zum  Teil  zu  förm- 
lichen Strafgesetzbüchern.  Das  alte  Bußen-  und  Wergeidsystem  war  im 
Absterben  begriffen;  die  Landfriedensgesetze  hatten  es  fast  nur  mit  der 
Aufstellung  öffentlicher  Strafen  für  alle  den  Landfrieden  gefährdenden 
Verbrechen  zu  thun.  Daran  reihten  sich  Bestimmungen  über  Land- 
friedensgerichte und  deren  Verfahren,  sowie  Vorbeugungsmaßregeln,  um 
den  Ausbruch  von  Streitigkeiten  und  Fehden  möglichst  zu  verhüten,  zu- 
weilen durch  ganzliches  Verbot,  meistens  nur  durch  Beschrankung  der 
Fehde,  namentlich  indem  bestimmte  Sachen  (Kirchen,  Kirchhöfe,  Wohn- 
häuser, Mühlen,  Ackergeräte  auf  dem  Felde,  des  Königs  Straße,  das 
Innere  der  Dörfer  und  Städte)  und  Personen  (Geistliche,  Weiber,  reisende 
Kaufleute,  Juden,  Feldarbeiter,  Jäger  und  Fischer  während  der  Ausübung 
ihres  Berufes,  u.  dgl.  m.)  gegen  jeden  gewaltsamen  Angriff,  auch  in  be- 
rechtigter Fehde,  gesetzlich  geschützt  wurden.  Darin  berührten  sich  die 
Landfrieden  mit  dem  Gottesfrieden  {pax  Bei,  treuga  Befjy  nur  daß  jene 
mit  zeitlicher  Beschränkung  aufgestellt  wurden,  während  der  Gottesfriede 
ewige  Geltung  beanspruchte*.  Aber  der  Gottesfriede  begnügte  sich  nicht 
mit  der  unbedingten  Befriedung  gewisser  Personen  und  Gegenstände, 
seine  Hauptbedeutung  lag  in  der  Einführung  bestimmter  Friedetage  (auch 
„gebundene  Tage'*),  an  denen  ein-  für  allemal  jeder  Waffengebrauch  (mit 
Ausnahme  eines  Reichskrieges  und  der  Verfolgung  handhafter  Verbrecher) 
und  jede  Gewaltthat  untersagt  wurdet  Der  Gottesfriede  war  eine  kirch- 
liche Einrichtung  französischen  Ursprungs,  zuerst  durch  Beschlüsse  fran- 
zösischer Synoden  (1037 — 1041)  verkündigt,  dann  auch  in  Burgund  ver- 
breitet Im  deutschen  Kelche  wurde  er  zuerst  in  der  Diözese  Lüttich 
(1082),  dann  1083  in  Köln  und  unter  Teilnahme  Heinrichs  IV  mit  der 
Bestimmung  für  das  ganze  Reich  1085  in  Mainz  verkündigt*.    Verbind- 


*  Vgl.  S.  550.  Elücehohn,  Geschichte  des  Gottesfriedens,  1S57.  Stbikdobff, 
Jahrbücher  des  deutschen  Reiches  unter  Heinrich  IIL,  1,  187  ff.  Nitzsch^  FDGr. 
21  y  269  ff.  HiNSGHiüs,  Eirchenrecht  5,  805  ff.  Hübbrti,  Studien  zur  EG-.  der  Gottes- 
frieden  und  Landfrieden,  1892;  Der  Gottesfriede  in  der  Kaiserchronik,  ZBG.  26, 
138  ff.  Wasserschlebek,  Zur  Geschichte  der  Gottesfrieden,  ebd.  25,  112  ff.  Wsi- 
LAyjy,  ebd.  27,  .152  ff.  Hebzberq-FrÄkkel,  Die  ältesten  Land-  und  Gottesfrieden 
in  Deutschland,  FDG.  28,  184  ff.  Ober  die  Bedeutung  des  Wortes  treuga  (von 
ahd.  iriutra,  fides,  foedus)  vgl.  Diez,  WB.  d.  roman.  Sprachen  1,  s.  v.  iregua.  Du 
Cakqb,  Glossar,  s.  v.  treva,  treugare,  treugartus.  Hubbrti,  a.  a.  0.  250  ff.  Ausgabe 
sämtlicher  Gottesfrieden  bei  Weiland  1,  596—617. 

'  Die  gebundene  Zeit  erstreckte  sich  nach  anföngtichen  Schwankungen  auf  alle 
Hauptfeste  und  gewisse  Festwochen,  außerdem  in  jeder  Woche  auf  die  Zeit  vom 
Mittwoch  (oder  Donnerstag)  Abend  bis  Montag  früh,  so  daß  nur  drei  (oder  vier) 
Tage  der  Woche  fOr  die  Fehde  frei  blieben. 

*  Die  Fragmente  des  Lütticher  Gottesfriedens,  der  von  Heinrich  IV.,  Heinrich  V. 
und  Friedrich  I.  bestätigt  wurde,  bei  Weiland  1,  608  n.  Der  Kölner  (jk>tte8friede 
ebd.  602,  Nr.  424,  und  ein  wahrscheinlich  zu  dem  Mainzer  Gottesfrieden  gehöriges 
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lichkeit  für  die  gesamte  Christenheit  erhielten  die  Bestimmungen  der 
treaga  Dei  durch  die  Festsetzungen  der  drei  ersten  Laterans jnoden  (1123, 
1139  und  1179)  und  ihre  Aufnahme  in  das  Corpus  iuris  canonici  (c.  1  X. 
de  treuga  et  paoe  1,  34). 

Auch  die  ersten  Landfrieden  gehören  der  Zeit  Heinrichs  lY.  an^ 
Den  Anfang  machten  nicht  die  Beichsgesetze,  sondern  provinzielle  Land- 
friedenseinungen  der  Gegner  des  Königs.  Erst  während  seines  letzten 
Jahrzehntes  hat  Heinrich  lY.  sich  mit  der  Landfriedensgesetzgebung  be- 
faßt Der  älteste  Beichslandfriede  ist  von  1103,  auf  die  Dauer  von  vier 
Jahren  errichtet,  aber  nur  in  Bruchstücken  erhaltend  Von  den  Land- 
frieden Heinrichs  Y.,  Lothars  in.  und  Konrads  III.  ist  wenig  erhalten. 
Yon  Friedrich  I.  besitzen  wir  drei,  die  bisherige  Gesetzgebung  erheblich 
erweiternde  und  nach  allen  Richtungen  ergänzende  Reichsland&ieden, 
einen  aus  den  ersten  Jahren  seiner  Regierung  (um  1152)^,  sodann  den 
ronkalischen  Landfrieden  von  1158  für  das  ganze  Herrschaftsgebiet  des 
Kaisers  mit  Einschluß  Italiens^,  endlich  den  hauptsächlich  gegen  die 
Brandstifter  gerichteten  Nämberger  Landfrieden  von  1186,  in  welchem 
der  König  sein  früheres  unbedingtes  Yerbot  der  Fehde  dahin  beschränkte, 
daß  nur  rechtzeitige  Widersagung  (mindestens  drei  Tage  vor  Eröffnung 
der  Feindseligkeiten)  vorgeschrieben  wurde®. 

Besonderes  Interesse  erregt  der  Weißenburger  Landfriede  Friedrichs  I. 
für  Rheinfranken,  von  1179,  teils  weil  er  die  Bestimmungen  des  Gottes- 


Brachstack  (iuramentum  paois  Dei)  608,  Nr.  426.  Der  fir&her  für  den  Mainzer  ge- 
haltene Text  eines  Gotteafriedens  von  1085  (605,  Nr.  425)  ist  ein  auf  dem  Kölner 
Gottesfrieden  beruhendes  Bamberger  Eirchengesetz. 

*  Über  die  Verhältnisse  unter  Heinrich  IL  und  III.  vgl.  Wattz  6*,  528  f. 
582  f.    Steiitooäpp,  a.  a.  0.  1,  448  fF.    Kluckhohn  78  f. 

^  Weiland  1,  125.  Altmakn  u.  Bebkheik'  207.  Bruchstück  eines  italienischen 
Landfriedens  Weiland  1,  117.  Eine  bemerkenswerte  Provinzialeinung  war  der 
elsftssische  Land£riede  aus  dem  Ende  des  11.  Jahrhunderts  (Weiland  1,  Nr.  429), 
der  bereits  den  ganzen  Gottes&ieden  aufgenommen  hat. 

^  Weiland  1,  194  (früher  als  Regensburger  Landfriede  von  1156  bezeichnet). 
Altmann  u.  Bebnheim*  209.  Mit  Unrecht  hat  man  diesen  Landfrieden  früher  auf 
Italien  bezogen,  vgl.  Waitz  6  *,  546  n.  Der  Landfiriede  verbietet  jede  Tötung  infra 
pacem  consiiiutam,  also  innerhalb  der  fiir  den  Landfrieden  bestimmten  Zeit,  deren 
Angabe  sich  aber  in  dem  Gesetze  nicht  findet.  Der  Form  nach  ist  der  Landfriede 
ein  einseitiger  Erlaß  des  Königs  (die  Bezeichnung  als  Kaiser  im  Eingange  beruht 
auf  späterer  Änderung)  an  die  Großen  des  Beiches.  Den  Inhalt  bilden  auch  Be- 
stimmungen über  Lehns-  und  Yogteisachen,  sowie  über  regelmäßige  Festsetzung 
der  Qetreidepreise  durch  die  Grafen.  Das  erste  Beispiel  einer  über  den  Land- 
frieden hinausgehenden  Beichsgesetzgebnng.  Vgl.  Küoh,  a.  a.  0.  12  ff.  25.  Wackeb, 
Reichstag  78. 

^  Weiland  1,  245  (ebd.  239  ein  wahrscheinlich  auf  dem  Reichstage  zu  Brizen 
beschlossener  Landfiriede  desselben  Jahres).  Vgl.  Gibs^brecht,  a.  a.  0.  5,  173  ff. 
Dtfs  Gesetz  verweist  jeden  Rechtsanspruch  auf  den  gerichtlichen  Weg,  verbietet 
also  die  Fehde.  Es  sucht  einen  ewigen  Landfrieden  {veram  et  perpetuam  pacem) 
zu  begründen,  faßt  aber  doch  nur  einen  beschränkten  Zeitraum  (Erneuerung  von 
fünf  zu  fünf  Jahren)  ins  Auge. 

»  Weiland  1,  449.    Vgl.  Küch,  a.  a.  0.  71. 
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friedens  aufgenommen  hat,  teils  weil  er  sich  als  eine  bloße  Emeuenmg 
eines,  alten  Friedens  Karls  des  Großen,  d.  h.  ans  unvordenklicher  Zeit, 
kundgiebt^^.  Eine  ähnliche  königliche  Erneuerung  eines  „alten  Friedens^' 
ist  Heinrichs  (VII.)  Frankfurter  Landfriede  für  Sachsen  von  1221  oder 
1223^^  und  sein  wahrscheinlich  1224  erlassener  Würzburger  Beichsland- 
friede  (sog.  Treuga  Heinrici)^*,  beide  die  Bestimmungen  des  Gottesfriedens 
enthaltend  und  durch  vielfache  Übereinstimmung  mit  dem  Sachsenspiegel 
bemerkenswert. 

Alle  früheren  Landfriedensgesetze  wurden  durch  den  Mainzer  Reichs- 
landfrieden Friedrichs  IL  von  1285  in  den  Hintergrund  gedrangt  ^^  Der- 
selbe erschien  zugleich  in  einer  amtlichen  deutschen  Übersetzung  und 
besaß  noch  um  1400  ein  solches  Ansehen,  daß  er  von  Nikolaus  Wurm 
glossiert  wurde  ^^;  die  Keichslandfrieden  Rudolfs  L,  Adolfs,  Albrechts  I. 
und  Heinrichs  VIL  waren  im  wesentlichen  bloße  Erneuerungen  des  Mainzer 
Gesetzes,  das  sie  nur  hier*  und.  da  abänderten  oder  ergänzten**.  Den- 
Inhalt  des  letzteren  bildete  außer  strafrechtlichen  Bestimmungen  der  ver- 
schiedensten Art  die  Einsetzung  eines  Reichshofrichters  und  eines  Hof- 
gerichtsschreibers, dazu  kamen  Vorschriften  über  Gerichts-,  Münz-,  Zoll- 
und  Verkehrswesen,  Geleitä-  und  Befestigungsrecht,  geistliche  Gerichtsbar- 
keit, Vogteirechte,  Verbot  der  Pfahlbürger  und  Muntmannen  in  den  Städten, 
Verbot  der  Privatpfandung,  auch  ausführliche  Bestimmungen  über  die 
Rechte  der  Väter  gegen  ungehorsame  Söhne,  in  Anknüpfung  ah  die  Em- 
pörung des  Königs  Heinrich  (VIL)  gegen  seinen  Vater.  Die  Bestim- 
mungen über  die  Fehde  standen  also  nicht  mehr  im  Vordergrunde. 

Der  Schwerpunkt  der  Fürsorge  für  den  Landfrieden  lag  seit  Rudolf  I. 
nicht  mehr  in  den  Reichs-,  sondern  in  den  Provinziallandfrieden,  bei  denen 
der  König  nur  noch  zuweilen  mitwirkte*®.  Seit  Ludwig  dem  Baiern 
hörte  die  Landfriedensgesetzgebung  in  der  Hauptsache  auf  und  die  freien 
oder  durch  den  König  vermittelten  Landfriedenseinungen  traten  an  ihre 
Stelle  ^^  Von  Reichslandfrieden  sind  nur  das  bedeutende  Gesetz  Albrechts  11. 


"  Weiland  1,  380.     Altmanm  ul  Bernheim*  212. 

**  Weiland  1,  394.  Zuerst  herausgegeben  und  besprochen  von  Kbühne,  N. 
MitteiL  d.  thür.-sächs.  Vereins  17,  220 ff.,  sodann  von  Weiland,  ZRG.  21,  88 ff. 
113  ff.    Vgl.  KüCH,  a.  a.  0.  65  ff. 

"  Weiland  2,  Nr.  280.  281.  284.  Vgl.  ZRG.  21,  100  ff.  116  ff.  202.  Ein 
zweiter  Keichslandfiriede  Heinrichs  (VII.)  von  1234  bei  Weiland  2,  Nr.  319. 

»•  Weiland  2,  Nr.  196.    Vgl.  S.  633  n. 

**  Der  deutsche  Text  Weiland  2,  Nr.  196',  mit  der  Glosse  bei  Böhlau,  Nove 
.  constitutiones  domini  Alberti,  d.  i.  der  Landfriede  von  1235  mit  der  Glosse  des 
Nie.  Wurm,  1858..  Der  Glossator  hatte  den  Mainzer  LandMeden  irrtümlich  fÖr 
ein  Gesetz  Albrechts  I.  gehalten. 

"  Vgl.  MG.  Leg.  2,  448.  456.  459.  481. 

^^  Zu  erwähnen  sind  die  Provinziallandfrieden  Rudolfs  I.  für  Österreich  von 
1276  (v.  Schwind  u.  Dopsch,  a.  a.  O.  106.  125),  für  Baiern,  Schwaben  und  Franken 
von  1281  (MG.  Leg.  2,  410.  430.  486;  der  daselbst  S.  427  abgedruckte  besser  Mon. 
Wittelsb.  1,  338). 

"  Vgl.  Vielau,  Beiträge  zur  Gesch.  der  Landfrieden  Karls  IV.,  Hall.  Diss. 
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von  1438,  sodann  die  sog.  Ii'Tankflirter  Beformation  von  1442  und  die  Land- 
frieden von  1467  und  1474,  samtlich  von  Friedrich  IIIi,  hervorzuheben^®. 

Eine  Eigentümlichkeit  aller  Landfriedensgesetze,  mochten  sie  die  Form 
eines  einseitigen  königlichen  Erlasses  oder  eines  formlichen  Beiohsgesetzes 
tragen,  bestand  darin,,  daß  sie  ebenso  wie  die  Landfriedenseinungen  nur 
für  diejenigen  verbindlich  waren,  die  sie  ausdrücklich  beschworen  hatten. 
Wer  den  Eid  verweigerte,  verfiel  allerdings  in  schwere  Strafe,  die  seit 
dem  13.  Jahrhundert  darin  bestand,  daß  ihm  selbst  der  Schutz  des  Land- 
friedens verweigert  wurde.  Die  Landfriedensgesetze  aber  waren  nur  leges 
imperfectae,  ihre  verbindliche  Kraft  erhielten  sie  erst  durch  die  eidliche 
Verpflichtung  jedes  einzelnen,  die  immer  nur  auf  bestimmte  Zeit  (ein  bis 
zehn  Jahre)  erfolgte,  selbst  wo  der  Gesetzgeber  dauernde  Geltung  seines 
Gesetzes  beabsichtigt  hatte.  Damit  hängt  der  vorwiegend  provinzielle 
Charakter  der  Landfrieden  zusammen;  selbst  die  Reichslandfrieden  wurden 
landschaftsweise  beschworen  und  verhielten  sich  in  hohem  Grade  rück- 
sichtsvoll gegen  das  Partikularrecht,  dem  gegenüber  sie  vielfagh  nur  eine 
ergänzende  Bedeutung  in  Anspruch  nahmen.  Man  erkennt  noch  die 
Nachwirkungen  des  früheren  Gegensatzes  von  Yolksrecht  und  Amtsr0cht: 
von  Beichs  wegen  konnte  der  König  bei  Strafe  befehlen,  daß  jedermann 
den  Eid  leiste,  aber  das  materielle  Recht  konnte  nur  landschaftsweise 
durch  den  Beitritt  der  Bevölkerung  abgeändert  werden^®. 

Anders  stand  es  bei  den  Materien  der  Gesetzgebung,  die  von  alters 
her  dem  Bereiche  des  königlichen  Amtsrechts  angehörten.  Hier  bewegten 
sich  die  Könige,  indem  sie  je  nach  der  Sachlage  die  Form  des  Privilegs 
oder  des  mit  Genehmigung  des  Reichstages  erlassenen  Reichsgesetzes  oder 
des  Reichsweistums  wählten,  durchaus  frei.  Dies  gilt  zunächst  von  den 
Yerfassungsgesetzen.  Ein  einseitiger  königlicher  Erlaß  war  die  ronkalische 
Constitutio  de  regalibus  Friedrichs  L  von  1158,  die  nicht,  wie  der 
gleichzeitige  Landfriede,  für  das  ganze  Reich,  sondern  ausschließlich  für 
Italien  bestimmt  war  und  erst  später  durch  Yermittelung  der  Libri  Feu- 
dorum  auch  in  Deutschland  zu  gesetzlicher  Geltung  gelangt  ist  2^.    In- 


1877.  F18CBEB,  Landfriedensverfassung  anter  Karl  IV.,  Gott.  Dias.  1884.  Micbelsen, 
Urkundl.  Beitrag  z.  Gesch.  d.  Landfrieden,  1863.  Mendthal,  Die  Städtebünde  a. 
Landfrieden  in  Westfalen,  Königsb.  Diss.  1879.  Weiobl,  Die  Landfriedensver- 
handlangen  anter  König  Sigmund,  Hall.  Diss.  1884.  Ein  lothringischer  Landfriede 
Karls  IV.  von  1354  Wien.  SB.  111,  1  S.  39,  der  wetteraoische  von  1871  bei 
Altmaitk  a.  BsaNHEEK*  232,  Wenzels  Egerer  Landfriede  von  1389  ebd.  234, 
Raprechts  fränkischer  Landfriede  von  1407  bei  Ghxel,  Begesta  Buperti  205  fiP. 
Ein  Landfriedensgesetz  Karls  IV.  war  der  westfälische  Landfriede  von  1371. 
Vgl.  LiNDNER,  Veme  442  ff.    MEin>THAL,  a.  a.  0.  50  ff.    Fischer,  a.  a.  0.  99  f. 

^*  Altmank  u,  Bbbnheim*  248.  N.  Samml.  d.  Beichsabschiede  1,  154.  164. 
170.  225.  261.  Ein  korzer  Landfriede  Ludwigs  des  Baiern. v.  1328  ebd.  43.  Der 
Landfriede  von  1438  sollte  die  Kreis  Verfassung  einfuhren,  das  Gerichtswesen  ver- 
bessern und  die  Fehde  dauernd  beseitigen. 

>«  Vgl.  Waitz  6*,  535.  546.  Sohm,  Jenaer  Litt.-Zeitung  1876,  S.  .466  f.  Hist. 
Zeitschr.  37,  351. 

"  Weilakd  1,  244.    Vgl.  Gibsebbkcht,  a.  a.  0.  5,  173  ff. 
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wiefern  der  Frankfurter  Reichstag  Ton  1220  bei  Friedriohs  IT.  sog.  Con- 
foederatio  cnm  principibns  ecclesiasticis  und  der  Speierer  Reichs- 
tag von  1275  bei  der  Bestätigung  derselben  durch  Rudolf  I.  mitgewirkt 
hat,  ist  aus  den  davon  überlieferten  Urkunden  (S.  583)  nicht  zu  ersehen. 
Das  Statutum  in  favorem  principum  kam  1231  auf  dem  Reichstage 
(in  generali  curia)  zu  Worms  (1231)  zustande  und  wurde  1282  auf  dem 
zu  Sibidatum  (Cividale)  von  Friedrich  IL  bestätigt*'.  Die  Beschlüsse  des 
Eurvereins  zu  Rense  wurden  auf  einem  Frankfurter  Reichstage  im 
August  1338  zum  Reichsgesetz  erhoben**.  Von  der  Goldenen  Bulle 
Karls  rV.  {Carolina^  von  dem  goldenen  Siegel  Aurea  Bulla)  waren  c.  1 — 23 
ein  Werk  des  Nürnberger  Reichstages  (10.  Jan.  1356),  während  der  Schluß 
(c.  24—31)  auf  dem  Reichstage  zu  Metz  (25.  Dez.  1356)  zustande  kam**. 
Die  firüher  verbreitete  Annahme,  daß  die  Bestimmungen  über  die  Ver- 
hältnisse der  Kurfürsten  mit  diesen  ohne  Mitwirkung  des  Reichstages  ver- 
einbart seien,  beruht  auf  Mißverständnis.  Überwiegend  waren  die  Be- 
stimmungen der  Goldenen  Bulle  bloße  gesetzliche  Sanktion  des  bestehenden 
Reichsherkommens.  Ihr  bedeutender  staatsrechtlicher  Inhalt  ist  bereits  bei 
der  Darstellung  der  Verfassung  zur  Sprache  gekommen.  Außerdem  enthielt 
die  Goldene  Bulle  einige  Bestimmungen  über  den  Landfrieden,  über  verbotene 
Verbindungen  u.  dgl.  m.   Die  Sprache  des  Gesetzes  ist  noch  die  lateinische*** 

Dem  Rechtsverhältnisse  zwischen  Staat  und  Kirche  gehörten  ver- 
schiedene Konkordate  mit  dem  Papste  an:  das  Wormser  oder  Calix- 
tinische  von  1122**,  das  Konstanz  er  von  1418*^,  das  sogenannte 
Fürstenkonkordat  von  1447  und  das  Wiener  Konkordat  von  1448*^ 

Von  den  das  italienische  Lehnrecht  betreffenden  Gesetzen  wird  erst 
unten  (§  57)  zu  reden  sein.  Die  sogenannte  Constitutio  de  expedi- 
tione  Romana,  die  sich'  selbst  für  ein  Gesetz  Karls  des  Großen  aus- 
giebt  und  früher  für  eine  immerhin  glaubwürdige  Privatarbeit  über  den 
Römerzug  galt,  ist  eine  im  Kloster  Reichenau  um  die  Mitte  des  12.  Jahr- 
hunderts entstandene,  im  späteren  Mittelalter  für  ein  wirkliches  Reichs- 

**  Abdruck  bei  Altmann  u.  Bernheu*  21, 

**  Vgl.  Lindner,  Deutsche  Geschichte  1,  443  ff.  Eichhorn,  Über  den  Kor- 
verein,  Abb.  d.  Berl.  Ak.  1S84,  S.  828  ff.  Fioksr,  Z.  Q.  d.  Kurvereins  zu  Rense, 
Wien.  SB.  11,  673  ff.  Eine  kritische  Teztausgabe  fehlt  noch.  AbdrQcke  n.  a.  bei 
FiCKER,  a.  a.  0.  703  ff.  Altmann  u.  Bernheim*  41 — 45.  Franklin,  Sent  cur.  reg. 
Nr.  1-8. 

»•  Die  relativ  beste  Ausgabe  bei  Altmann  u.  Bernheim'  47  ff.,  sodann  Harnacx, 
Kurfürstenkollegium  197  ff.  Vgl.  Harnack,  a.  a.  0.  140  ff.;  FDG.  24,  44öff.  25, 
583.  Lindner,  Deutsche  Geschichte  2,  48 ff.;  FDG.  25,  184 ff.;  Mitt  d.  QsL  Inst. 
5,  96  ff.  BussoN,  ebd.  2,  29  ff.  Stobbe  1,  471  f.  Werdnsky,  Geschichte  Kaiser 
Karls  lY.  3,  111  ff.  154  ff.  Über  die  praktische  Bedeutung  der  Goldenen  Bulle  vgl. 
M.  G.  Schmidt,  Die  staatsrechtl.  Anwendung  der  Goldenen  Bulle,  Hall.  Diss.  1894. 

**  Eine  vor  1365  entstandene  deutsche  Dbersetsung  bei  Altmann,  ZBG. 
31,  107  ff. 

«»  Vgl.  S.  899  494  f.    Weiland  1,  159.    Altmann  u.  Bebnhbim*  98. 

'^  H  Übler,  Constanzer  Beformation  164  ff. 

*'  N.  Samml.  d.  Reichsabschiede  1,  174—181.    Altmann  u.  Bsrnheim*  129. 
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gesetz  gehaltene  Fälschang  mit  dem  Zwecke ,  die  Rechte  und  Pflichten 
einer  au&assigen  Dienstmannschaft  in  scheinbar  authentischer  Weise  zu 
regeln  *®. 

Von  den  zahlreichen  königlichen  Privilegien  ist  noch  der  S.  463  f. 
erwähnten  für  die  Juden  zu  gedenken. 

Kürzere  Beichsgesetze  wurden  meistens  in  der  Form  von  Urteilen 
oder  Weistümern  des  Reichshofgerichts  erlassen ^^ 

Die  Publikation  der  Reichsgesetze  war  eine  sehr  mangelhafte. 
Vielfach  blieben  sie  ganz  unbekannt  Eine  Gesetzsammlung  in  der  Art 
der  Eapitulariensammlung  des  Ansegis  gab  es  nicht.  Die  staufischen 
Kaiser  ließen  verschiedene  ihrer  Gesetze  als  Authenticae  in  den  Codex 
Justinianeus  einreihen'^.  Die  Hofgerichtsweisttimer  sollten  nach  einer 
Bestimmung  des  Mainzer  Landfriedens  von  1235  in  ein  TTrteilsbuch  ein- 
getragen werden;  erhalten  ist  ein  solches  nicht 
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Stobbe  1,  286—446.  Stintzino,  G^ch.  d.  deatsefa.  RW.  1,  1  f.  7  ff.  Hometer, 
Die  deutschen  RechtsbQcher  des  Mittelalten  und  ihre  Handschriften,  1856;  Berl. 
SB.  1871,  S.  61  ff.  220  ff.  ZBG.  1,  240  ff.  2,  175  ff.  4,  178  ff.  8,  165  ff.  320.  15,  131  ff. 
Steffenhagen,  Deutsche  Rechtsqnellen  in  Preußen,  1875.  Spanqenbebg,  Beitrftge 
z.  d,  teutschen  Rechten  des  Mittelalters,  1822.  Gbupen,  Teutscbe  Altertümer  z. 
Erläuterung  des  säcbs.,  auch  Schwab.  Land-  u.  Lehnrechts,  1746.  Frensdosff,  Bei- 
trftge z.  Gksch.  u.  ErUär.  d.  deutsch.  Rechtsbücher,  Nachrichten  d.  Gott.  Ges.  d. 
W..  1894,  S.  1  ff. 

Während  sich  die  rechtswissenschaftliche  Arbeit  der  firankischen  Zeit, 
abgesehen  Ton  den  Erzeugnissen  der  lombardischen  Rechtsschule,  in  der 
Hauptsache  auf  die  Herstellung  von  Formelsammlungen  und  etwaige  Ver- 
änderungen beim  Abschreiben  der  Volksrechte  beschränkte,  waren  die 
Rechtsbücher  des  Mittelalters  \  in  Deutschland  wie  in  Frankreich,  mehr 
oder  weniger  systematisch  angelegte  Bearbeitungen  des  in  Gesetzen  und 
Gewohnheiten  vorliegenden  Rechtsstoffes.  Von  vornherein  durchaus  Privat- 
arbeiten, erwarben  sich  die  Rechtsbücher  doch  in  der  Regel  sehr  bald 
offizielles  Ansehen,  wurden  in  den  Gerichten  wie  in  der  Gesetzgebung 


*^  Weiland  1,  661.  Altmanv  u.  BEBinasix*  171.  Vgl.  Stobbe  1,  474.  Fickeb, 
Wien.  SB.  73,  173  ff.  Waitz,  FDG.  14,  31  ff.;  Abhandl.  551.  Schbfpbe-Boichobst, 
Zur  Gesch.  d.  12.  18.  Jhs.  1  ff.  (ZGO.  42,  173 ff.  vgl.  A.  Schulte,  ebd.  51,  353). 
Eine  eehte,  inhaltlich  sehr  wertvolle  Urkunde  Über,  die  Romfahrtpflicht  der  Vassallen 
des  Bischöfe  von  VerceUi  vom  Jahre  1154,  bestätigt  von  König  Heinrich  VI.,  bei 
Schbvfbr-Boioborst,  a.  a.  0.  20  ff. 

**  Vgl.  S.  506.  Eine  dankenswerte  Zusammenstellung  des  Erhaltenen  bei 
Fbabkuh,  Sententiae  curiae  regiae,  1870.  Ein  Beichsvikaiiatsweistum  von  1254 
Mon.  Wittelsb.  1,  132,  Nr.  56. 

"^  Vgl.  §48,  n.  52.  77.  Eine  Übersicht  bei  Kbüoeb,  Codex  Justinianeus 
(Corpus  iuris  civ.,  ed.  stereot  II.)  S.  510  ff. 

^  Die  Bezeichnung  „Rechtsbtlcher''  kommt  schon  im  13.  Jahrhundert  vor. 
VgL  Stobbe  1,  278  n.    Lbxbb,  WB.  2,  378. 
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vielfach  zu  Grande  gelegt  und  haben  zum  Teil  erheblich  zur  Fortbildung 
des  Rechts  beigetragen.  Die  Sprache  der  Bechtsbücher  war  deutsch;  sie 
gehören  zu  den  ältesten  und  umfangreichsten  Erzeugnissen  der  deutschen 
Prosa.  Nach  der  Aufgabe^  welche  die  Verfasser  sich  stellten,  hat  man 
Rechtsbücher  allgemeinen  Charakters  (für  das  Reich  oder  einen  ganzen 
Stamm  oder  doch  ein  größeres  Gebiet)  von  den  partikulären  Stadt-  und 
Landrechtsbüchem,  von  denen  erst  später  (§§  55.  66)  die  Rede  sein  wird, 
zu  unterscheiden.  Den  Hauptinhalt  der  Rechtsbücher  bildet  das  „Land- 
recht", worunter  außer  dem  Privat-  und  Strafrecht,  der  Gerichtsverfassung 
und  dem  Prozeß  auch  das  Staatsrecht  verstanden  wird.  Von  den  Sonder- 
rechten bleiben  Hof-  und  Dienstrecht  regelmäßig  unberücksichtigt,  wäh- 
rend das  Lehnrecht  überall  Gegenstand  besonderer  Darstellung  ist^ 
Einige  Rechtsbücher  behandeln  nur  den  Prozeß;  man  nennt  sie  Rechts- 
gangbücher oder  Richtsteige.  Das  Stadtrecht  wird  nur  von  einem  Teil 
der  Rechtsbücher  berücksichtigt. 

Das  älteste  und  vorzüglichste  Rechtsbuch,  der  Sachsenspiegel', 
zerfallt  in  ein  Land-  und  Lehnrechtsbuch.  Beide  waren  ursprünglich  in 
eine  fortlaufende  Reihe  von  Artikeln  eingeteilt,  seit  dem  14.  Jahrhundert 
ist  aber  bei  dem  Landrecht  die  von  dem  Glossator  Johann  von  Buch 
eingeführte  Einteilung  in  drei  Bücher  üblich  geworden*.  Dem  Rechts- 
buche voran  geht  eioe  gereimte  Vorrede  (praefatio  rhythmicd)^^  es  folgen 
zwei  prosaische  Vorreden  {proloffttSy  textus  prohgi)  und  eine  erst  später 
(aber  vor  1240)  nachgetragene  genealogische  Übersicht  über  den  säch- 
sischen Herrenstand,  die  sogenannte  Vorrede  Von  der  herren  geburt^.  Über 
die  Entstehung  des  Werkes  sind  wir  teils. durch  die  gereimte  Vorrede, 
teils  durch  den  gesamten  Inhalt  unterrichtete    Verfesser  war  Eike  von 


*  Die  Hof-  und  Dienstrechte  entzogen  sich,  im  Gegensatze  zu  dem  einheitlich 
gestalteten  Lehnrecht,  wegen  ihrer  partikularrechtlich  äußerst  verschieden  gearteten 
Entwickelung  jeder  zusammenfassenden  Darstellung.    Vgl.  Ssp.  III.  42,  §  2. 

'  Beste  Ausgabe:  Hoxbteb,  Des  Sachsenspiegels  1.  Teil  oder  das  sächsische 
Landrecht',  1861;  Des  Sachsenspiegels  2.  Teil,  Band  1,  1842.  Ausgabe  der  hollän- 
dischen Texte  von  de  Gebb,  De  Saksenspiegel  in  Nederland,  2  Bde,  1888.  Eine 
Schulausgabe  des  Landrechts  in  der  obersächsichen  Gestaltung  von  Weises  und 
HiLDEBBAKD.  Über  sonstige  Ausgaben  Stobbe  1,  290  ff.  Vgl.  Houeyeb,  Die  €re- 
nealogie  der  Handschriften  des  Sachsenspiegels,  Abh.  d.  Berl.  Akad.  1859,  S.  88  ff. 
ZRG.  8,  828  f.  7,  319  f.  9,  184.  476.  10,  809.  11,  44  ff.  267  ff.  821. 

*•  Man  citiert  das  Landrecht:  Ssp.  III.  45,  §  8,  das  Lehnrecht:  Sachs.  Lehnr. 
80,  §  4. 

^  Stobbe  1,  298  ff.  Fbommhold,  ZBG.  26,  125  ff.  ScHBanEB,  ebd.  14,  247. 
22,  52  ff.  26,  226.  Die  ursprüngliche  Vorrede  umfaßt  v.  97—280,  während  sich  v. 
1 — 96  als  eine  zweite,  erst  später  hinzugefügte  Vorrede,  streitig  ob  von  demselben 
Verfasser,  zu  erkennen  geben. 

^  Vgl.  Anm.  16.  v.  Zallingeb,  Schöffenbarfreie  180  ff  Winteb,  FDG.  14,  805  ff. 
18,  880  ff.  Hometeb,  Abh.  d.  Berl.  Akad.  1852,  S.  68  f.  Kopp,  Bilder  u.  Sehr.  d. 
Vorzeit  1,  133  f. 

'  Vgl.  HoMETEB,  a.  a.  0.  1,  1  ff.  2,  1  S.  45  ff.  Fickeb,  Über  die  Entstehungs* 
zeit  des  Sachsenspiegels  und  die  Ableitung  des  Schwabenspiegels  aus  dem  Deutschen- 
spiegel,  1859.    Fbensdobff,  Hans.  Gesch.-B].  6,  101  ff.    Stobbe  1,  296  ff. 
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Bepgau,  der  Sproß  eines  altedelen  Geschlechts,  dessen  Stammsitz  das' 
anhaltische  Dorf  Beppichau  im  Gau  Serimunt  (zwischen  Mulde,  Elbe  und 
Saale)  war^.  £r  hatte  sein  Werk  ursprünglich  lateinisch  yerfaßt,  dann 
nach  längerem  Strauben  auf  Bitten  des  Grafen  Hoyer  von  Falkenstein, 
StiftsYOgtes  Ton  Quedlinburg  (urkundlich  erwähnt  von  1211  bis  1246), 
ins  Deutsche  übersetzt.  Von  der  ersten  Fassung  ist  der  lehnrechtliche 
Teil  höchst  wahrscheinlich  in  dem  sogenannten  Auetor  vetus  de  beneficüsy 
wenn  auch  durch  einige  Zusätze  yermehrt,  erhalten®.  Der  „Auetor  Vetus" 
ist  in  lateinischen  Versen  (oder  gereimter  Prosa)  yer&ßt  und  wird  hand- 
schriftlich seit  dem  16.  Jahrhundert  in  drei  Bücher  eingeteilt,  die  wieder 
in  Paragraphen  zerfallen.  Der  Vergleich  mit  dem  Lehnrechtsbuche  des 
Sachsenspiegels  ergiebt,  daß  der  Verfasser  sich  nicht  mit  bloßer  Über- 
setzung begnügt,  sondern  eine  vollständige  Bearbeitung  geliefert  hat.  Die 
Sprache,  deren  er  sich  dabei  bediente,  war  die  niedersächsische,  doch  hat 
es  der  Zufall  gefügt,  daß  gerade  die  ältesten  uns  erhaltenen  Handschriften 
den  Text  in  hochdeutscher  (obersächsischer)  Übersetzung  geben  ^^'  Die 
gereimte  Vorrede  war  wohl  von  Anfang  an  mittelhochdeutsch  geschrieben. 
Hinsichtlich  der  Abfassungszeit  steht  zunächst  fest,  daß  das  Landrecht  vor 
dem  Lehnrecht  entstanden  ist^^  Die  Erwähnung  des  Königs  von  Böhmen 
(Ssp.  ni.  57,  §  2)  ergiebt,  daß  der  Sachsenspiegel  jedenfalls  nach  1198 
verfaßt  ist,  da  Böhmen  von  1173  bis  1198  keinen  König  hatte,  von  einer 
Abfassung  vor  1178  aber  keine  Bede  sein  kann.  Da  Eike,  der  urkund- 
lich von  1209  bis  1288  erwähnt  wird,  1215  noch  zu  dem  Stande  der 
freien  Herren  gehörte,  1218  aber  schon  in  die  Ministerialität  übergetreten 
war,  so  darf  man  bei  dem  besonderen  Interesse,  das  er  gerade  den  alt^ 
freien  Ministerialen,  seinen  Schöffenbarfreien,  von  Beginn  seines  Werkes 
an  gewidmet  hat,  mit  Sicherheit  behaupten,  daß  er  erst  nach  1215  an 
die  Arbeit  gegangen  ist  ^K  Stände  es  fest,  daß  Eike  den  sächsischen  Land- 
frieden in  der  uns  vorliegenden  Frankfurter  Gestalt  oder,  wie  man  früher 
als  feststehend  annahm,  den  Würzburger  Landfrieden  (Treuga  Heinrici) 
benutzt  hätte,  so  müßte  die  Abfassungszeit  nach  1221  oder  1228/24 
gesetzt  werden  (S.  644).    Nach  den  neuesten  Untersuchungen  ist  aber  an- 

^  Über  die  Personliehkeit  und  das  Geschlecht  Eikes  ist  noch  zu  vergleichen 
y.  Posbbm-Klbtt,  Zur  Geschichte  der  Markgrafschaft  Meißen  29  f.  108  f.  Weelamd, 
MG.,  Deuteche  Chroniken  2,  51  £F.  ZRG.  14,  247.  18,  12.  19,  192.  29,  214.  Die 
Varianten  des  Geschlechtsnamens  sind  zahkeich:  Bepgowe,  Bepgauwe,  Repegouwe, 
Bepechowe,  Repcfaowe,  Beppekowe,  Bepkow,  Bepichowe,  Bibecowe  u.  s.  w. 

^  Ausgabe:  Hombtbb,  a.  a.  O.  2,  2  S.  73ff.  Über  die  Geschichte  des  AV., 
ebd.  löflF".  26  ff.  61.  Eine  fast  wörtliche  deutsche  Übersetzung  des  AV.,  das  Gör- 
litzer Lehnrecht  (um  1800),  hat  Hometbb  unter  dem  Texte  abgedruckt 

*^  Vgl.  HoMBYBB,  a.  a.  0.  1,  14  ff.  Fben8i>ob»f,  Hans.  G.-Bl.  6,  110  ff.  Wiktbb, 
a.  a.  0.  14,  883  ff.  Loebsch,  ZBG.  11,  267  ff.,  hat  als  älteste  datierte  Handschrift 
eine  solche  in  kölnischer  Mundart  von  1295  nachgewiesen. 

"  Daß  Landrecht  und  Lehnrecht  von  demselben  Verfasser  herrühren,  unter- 
liegt bei  der  völligen  inhaltlichen  Übereinstimmung  nicht  dem  geringsten  Zweifel. 
Vgl.  HoxETSB,  a.  a.  0.  2,  1  S.  45  ff.    Stobbb  1,  321  ff. 

*•  Vgl.  S.  439  f.    V.  Zaluhobb,  a.  a.  0.  202  ff. 
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'zunehmen,  daß  Eike  ein  noch  unbekanntes,  den  beiden  Oesetzen  verwandtes 
Landfriedensgesetz  benutzt  hat^'.  Auch  die  Berufung  auf  die  Strafe  des 
Feuertodes  für  Ketzer  [(11.  13,  §  7),  die  für  die  Lombardei  erst  1224 
durch  Friedrich  IL  angeordnet  wurde,  ist  nicht  entscheidend,  da  dieselbe 
Strafe*  in  Deutschland  schon  lange  vorher  in  Gebrauch  war^*.  Anderer- 
seits muB  der  Sachsenspiegel  vor  dem  Mainzer  Reichstage  von  1235  voll- 
endet worden  sein,  da  er  den  auf  demselben  beschlossenen  Landfrieden 
(S.  644)  noch  nicht  kennt  und  bei  seiner  Aufzählung  der  sächsischen 
Fahnlehen  (IIL  62,  §  2)  das  auf  jenem  T?ige  errichtete  Herzogtum  Braun- 
schweig (S.  400)  übergeht.  Der  Sachsenspiegel  ist  demnach  zwischen  1215 
und  1235  entstanden^*.  Später  hat  der  Verfasser  sein  Werk  noch  mit 
Zusätzen  and  wohl  auch  mit  einer  zweiten  gereimten  Vorrede  ausge- 
stattet; dieser  neuen  Bearbeitung  gehört  wohl  auch  die  Vorrede  „Von  der 
herren  geburt"  an^*.  Später  hat  das  Werk  von  Unberufenen  noch  zahl- 
reiche Zusätze  und  vielfach  ungeschickte  Einschaltungen  erhalten,  die  um 
so  störender  sind,  als  sie  großenteils  bereits  einer  jüngeren  Bechtsbildung 
angehören  ^^. 

Der  Verfasser  gab  seinem  Werke  den  Titel  Spiffel  der  Saxen  (praef. 
rhythm.  178),  weil  er,  ohne  Berücksichtigung  partikularrechtlicher  Eigen- 
tümlichkeiten ^^,  das  gemeine  Sachsenrecht  darstellen  wollte,  doch  erreichte 


"  Vgl.  Weiland,  ZRG.  21,  99  f.  Feensdobfp,  Beiträge  1—85.  Der  letztere 
weist  nach,  daß  der  Ssp.  II.  66  bis  71  §  1  benutzte  und  in  selbständiger  Weise  be- 
arbeitete Landfiriede  dem  Frankfurter  wie  dem  Würzbui^er  Landfrieden  sehr  nahe 
gestanden,  aber  doch  Einzelnes  enthalten  hat,  was  teils  in  dem  einen,  teils  in  dem 
anderen  fehlt.  Außerdem  hat  von  Ssp.  II.  71  §  2  an  (die  den  Landfrieden  be- 
handelnden Bestimmungen  gehen  bis  Ssp.  UI.  8,  wozu  vielleicht  noch  m.  8  als 
Nachtrag  gehört)  eine  den  beiden  LandfHeden  fremde  Quelle,  die  dem  rheinfrän- 
kischen Landfrieden  von  1179  nahe  steht,  dem  Verfasser  vorgelegen.  Bei  II.  66 
§  2  scheint  £ike  auch  die  Ende  des  12.  Jh.  verfaßte  Summa  decretalinm  des  Ber- 
nardus  von  Pavia  (f  1218)  benutzt  zu  haben.    Vgl.  Fbensdorff,  a.  a.  0.  17. 

**  Weiland  2,  126.     Frensdorfp,  Hans.  Gesch.-Bl.  6,  104  flF". 

^^  Für  die  Entstehung  vor  1232  spricht  der  Umstand,  daß  der  Sachsenspiegel 
noch  überall  das  königliche  Regiment  voraussetzt  und  die  Landeshoheit  der  Fürsten 
nicht  zu  kennen  scheint  S.  517,  n.  12  ist  auf  einen  gewissen  Widerspruch  des 
Ssp.  mit  der  Conf.  c.  princ.  eccl.  hingewiesen,  doch  fftllt  derselbe  nicht  genug  ins 
Gewicht,  um  daraufhin  den  ersteren  vor  1220  zu  setzen.  Ein  Verwandter  Eikes, 
der  Verfasser  der  sächsischen  Weltchronik  (1231—1287),  ebenfialls  ein  Herr  von 
Bepgau,  aber  geistlichen  Standes,  hat  den  Sachsenspiegel  bereits  benutzt.  Vgl. 
Weiland,  a.  a.  O.  49 fP*.  Die  Vorrede  des  um  die  Mitte  des  18.  Jh.  abgefiißten 
Reinaert  enthält  auffallende  Anklänge  an  die  praef atio  rhjthmica.  Vgl.  ZRG. 
22,  52. 

'^  Die  darin  erwähnten  Herren  von  Amersleben  sind  1240,  die  von  Alten- 
hausen 1242  ausgestorben.  Sämtliche  in  der  Geschlechtstafel  genannten  Namen 
lassen  sich  bei  Zeitgenossen  Eikes  nachweisen. 

'^  Die  Zusätze  (bei  Hoicetsr  kursiv)  machen  etwa  ein  Achtel  des  Gesamt- 
inhaltes aus.  Wieviel  davon  noch  von  Eike  selbst  herrührt,  läßt  sich  nicht  fest- 
stellen. Die  in  die  alten  Ausgaben  nicht  regelmäßig  aufgenommenen  Zusätze  bei 
HoMBTEs,  Extravaganten  des  Sachsenspiegels,  Abh.  d.  Berl.  Akad.  1861,  S.  228  ff. 

>>  Vgl.  Ssp.  in.  64,  §  8.     Nur  auf  das   Partikularrecht  der  Nordschwaben 
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er  seinen  Zweck  nicht  ganz,  weil  er  das  Becht  seiner  ostfälischen  Heimat 
far  gemeines  Sachsenrecht  hielt  und  die  vielfachen  Abweichungen,  ins- 
besondere des  westfälischen  Bechts,  überging  ^^.  Ans  welchen  Werken 
er  seine  historischen  Notizen  geschöpft  hat,  ist  nicht  mit  Sicherheit  fest- 
zustellen. Das  im  Mittelalter  oft  benutzte  Werk  „Origines'^  des  Isidor 
von  Seyilla  muß  ihm  rorgelegen  haben,  wenn  er  auch  irrtümlich  ron 
dem  Kirchenvater  Origenes  spricht.  Das  romische  Becht  kannte  er  nur 
von  Hörensagen^.  Yon  Beichsgesetzen  hat  er  gewisse  Landfiriedens- 
gesetze  (S.  649  f.)  benutzt.  In  der  Hauptsache  aber  schöpfte  der  Verfassier 
aus  seiner  genauen  Kenntnis  des  lebenden  Bechts,  wobei  er  sich,  nach 
seiner  Angabe,  auf  das  von  den  Tätern  überlieferte  Gewohnheitsrecht  be- 
schrankte (praef.  rhythm.  36  f.  151  ff.).  Allein  diese  Angabe  hat  sich  der 
neueren  Kritik  gegenüber  nicht  ganz  bestätigt  In  dem  geistvollen  Ver- 
fasser steckten  Gegensätze,  die  er  nicht  zu  objektiver  Ausgleichung  zu 
bringen  wußte,  sein  Werk  trägt  in  mancher  Beziehung  einen  ausgeprägt 
subjektiven  Charakter.  Auf  der  einen  Seite  hatte  er  eine  unverkennbare 
Vorliebe  für  das  Alte,  auch  wenn  es  den  Bechtsanschauungen  seiner  Zeit 
nicht  mehr  entsprach'^,  andererseits  trieb  es  ihn  mehr  oder  weniger  un- 
bewußt, auch  solchen  Bechtsbildungen,  die  sich  noch  in  lebendigem  Flusse 
befanden  und  zu  keiner  abschließenden  Entwickelung  gelangt  waren,  einen 
endgültigen  juristischen  Ausdruck  zu  geben  und  so,  der  Zukunft  vor- 
greifend, manches  als  hergebrachtes  Becht  darzustellen,  was  sich  in  seinen 
Augen  einmal  so  entwickeln  mußte.  So  kam  er  zu  seiner  Heerschilds- 
ordnung (8.  396),  zu  den  Schöffenbarfreien  (S.  439  f.),  zur  Kurfürsten- 
theorie (S.  470),  zu  der  Gerichtsbarkeit  des  Pfalzgrafen  über  den  König 
(S.  477).  Mit  seinen  Schöffenbarfreien,  die  einem  bloßen  Durchgangs- 
stadium angehörten,  hat  er  offenbar  wenig  Anklang  gefunden,  dagegen 
haben  die  anderen  Theorien  mächtig  in  die  Bechtsentwickelung  einge- 
griffen, die  Gedanken  des  Spieglers  sind  Beichsrecht  geworden.  Er  war 
eben  ein  spekulatives  Talent  ersten  Banges,  und  so  hat  ihn  auch  die  aus 
Isidors  Schriften  überkommene  Vorliebe  für  eine  mystisch  angehauchte 
Zahlenspielerei '^,  namentlich  mit  der  Sieben-,  Drei-  und  Zweizahl,  wieder- 
holt zu  den  wagüchsten,  dem  bestehenden  Bechte  fremden  oder  gar  wider- 


(S.  98),  die  durch  die  wendische  Grenznachbarschaft  seiner  Heimat  hervorgerafenen 
Besonderheiten  nnd  die  märkischen  Verhältnisse  geht  der  Verfasser  wiederholt 
ein.  Die  letzteren  waren  ihm  ebensowohl  durch  seine  Bertthrungen  mit  dem  aska- 
nischen  F&rstenhause,  wie  durch  Beziehungen  zu  dem  Meißener  Hofe  geläufig. 
Vgl.  y.  Posbbn-Klett,  a.  a.  0.  29  f. 

^^  Gleichwohl  erstand  dem  Sachsenspiegel  im  15.  Jahrhundert  gerade  in  dem 
westfälischen  Verfasser  der  Informatio  ex  speculo  Saxonnm  ein  Voikämpfer 
gegen  die  abweichenden  Grundsätze,  die  in  Westfalen,  namentlich  bei  den  Fem- 
gerichten, beobachtet  wurden.    Vgl.  Hoxstbb,  Abh.  der  Berl.  Akad.  1856,  S.  629  ff. 

»  Vgl.  Ssp.  IL  63,  §  1  und  1.  1  §  3  D.  de  postulando  IH.  1. 

"  Vgl.  Ssp.  I.  4.  m.  45,  §§  8.  9.  62,  §  1.    Zaohbb,  ZRG.  22,  55  ff. 

**  tJber  eine  ähnliche  Erscheinung  in  den  Digesten  Justinians  vgl.  Hofkahn, 
ZRG.  11,  840.  12,  180. 
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strebenden  Konstruktionen  y6rfallrt^^  Diese  Schwächen  des  Sachsen- 
spiegels sind  erst  seit  den  letzten  zwei  Dezennien  aufgedeckt  worden.  Die 
ältere  Schule  behandelte  das  Bechtsbuch  ganz  kritiklos,  indem  sie  nicht 
nur  alle  Aussprüche  desselben  aufs  Wort  annahm,  sondern  auch,  gegen 
die  ägenen  Angaben  des  Verfassers,  als  2!eugnisse  eines  vermeintlichen 
gemeinen  deutschen  Rechtes  betrachtete.  Auf  die  frühere  Überschätzung 
ist  zum  Teil  eine  entschiedene  Unterschätzung  gefolgt^*.  Aber  der  ein- 
zige Vorwurf,  der  den  Verfasser  trifft,  ist  der  eines  genialen  Subjektivismus. 
Ihm  fehlte  nur  die  geistige  Disziplin,  wie  sie  dem  Juristen  einzig  durch 
das  römische  Recht  zu  teil  wird.  So  darf  sein  Werk  nur  mit  Kritik 
benutzt  werden,  dann  aber  wird  man  in  ihm  eine  Quelle  finden,  die 
kaum  überschätzt  werden  kann^^ 

Im  Mittelalter  erwarb  sich  der  Sachsenspiegel  bald  allgemeines  An- 
sehen. In  Norddeutschland  galt  das  Landrechtsbuch  schon  im  14.  Jahr- 
hundert für  ein  Privileg  Karls  des  Großen,  während  man  das  Lehnrecht 
für  ein  Gesetz  Friedrichs  I.  hielt.  Beide  wurden  in  allen  Gerichten  Nord- 
deutschlands als  Gesetz  rezipiert  ^^.  Schon  im  13.  Jahrhundert  wurden 
einzelne  Handschriften  des  Sachsenspiegels  mit  Bildern  illustriert.  Sehr 
bald  wurde  er  ins  Hochdeutsche,  noch  im  13.  Jahrhundert  ins  Lateinische 
übersetzt;  später  entstanden  für  den  Gebrauch  der  slawischen  Völker  noch 
zwei  weitere  lateinische  Übersetzungen  und  eine  polnische  ^^.  Im  zweiten 
Viertel  des  14.  Jahrhunderts  verfaßte  der  brandenburgische  Hofrichter 
Johann  von  Buch,  der  1805  in  Bologna  studiert  hatte,  eine  umfassende 
Glosse  zum  Landrecht  in  niederdeutscher  Sprache  ^^.    Die  von  ihm  ein- 

"»  Vgl.  ZRG.  22,  61  ff.  LöNWo,  Gesch.  d.  deutsch.  Kirchenrechts  2,  554  n. 
558.    Stobbe  1,  305  n.    Hombyeb,  Abh.  d.  BerL  Akad.  1856,  S.  631. 

*^  So  bei  y.  Zalunqeb,  a.  a.  0.  220 ff.,  infolge  seiner  verdienstvollen  Fest- 
stellungen hinsichtlich  der  Schöffenbarfreien  und  damit  zusammenhftngender  Aus- 
sprüche des  Sachsenspiegels.  Die  richtige  Mitte  habe  ich  zu  halten  gesucht  ZRG. 
22,  58  ff.  Dagegen  sucht  £.  Mater,  Kr.  YJSchr.  31,  149  ff.  den  Sachsenspiegel 
auch  gegen  die  meisten  ihm  gemachten  thatsftchlichen  Vorwürfe  in  Schutz  zu 
nehmen,  aber  wesentlich  ohne  neue  Gründe  beizubringen. 

'^  Vgl.  LiKDNEB,  Yeme  817;  Königswahlen  179  (gegen  Mattbbnbrbcheb). 
V.  Ahira,  Grundr.'  39  f. 

'*  Über  die  Bezeichnung  des  Sachsenspiegels  als  ,,Kaiserrecht"  vgl.  Stobbe 
1,  299. 

*'  Vgl.  HoMETBR,  Sachsenspiegel  1,  113  ff.  2,  1  S.  8Öf.  Stobbe  1,  387  ff. 
Abdrücke  besonders  Gbüpek,  a.  a.  0.  Spakoenberg,  a.  a.  0.  und  Beiträge  z.  Kunde 
d.  teutsch.  Rechtsaltertümer,  1824;  Kopp,  Bilder  u.  Schriften  der  Vorzeit,  1819; 
BüsoHiNo,  Der  Deutschen  Leben  im  Mittelalter,  1819.  Batt,  Babo,  Eitbnbenz, 
Mone  und  Weber,  Teutsche  Denkmäler,  1S20.  Lübbek,  Der  Sachsenspiegel  der 
Oldenburger  Handschrift,  1879. 

'^  Über  die  Verbreitung  des  Sachsenspiegels  im  südwestlichen  Rußland  vgl. 
Halban,  Zur  Gesch.  d.  deutsch.  Rechts  in.Podolien,  Wolhynien  und  der  Ukraine,  1896. 

'*  Vgl.  Brünnbb,  ZRG.  22,  251.  Über  die  Geschichte  der  Glosse  vgl.  Stobbe 
1,  374  ff.  Hometer,  a.  a.  0.  1,  32  ff.  42  ff.  112.  2,  1,  S.  71  ff.  343  ff.  Eine  kritische 
Ausgabe  der  Glosse  wird  vorbereitet  von  Steffenhaoek.  Vgl.  die  Berichte  des- 
selben in  den  Wiener  SB.  seit  1881. 
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gef&hrte  Einteilung  des  Landreohts  in  drei  Bücher  bat  man  seitdem  bei- 
behalten. Die  Tendenz  der  Glosse  ging  dahin,  die  Übereinstimmung  des 
Sachsenspiegels  mit  dem  römischen  und  kanonischen  Rechte  nachzuweisen. 
J&nger  und  von  geringerer  Selbständigkeit  ist  die  Glosse  zum  Lehnrecht, 
in  obersächsischer  Sprache,  ebenfalls  noch  dem  14.  Jahrhundert  ange- 
hörig; der  Verfasser  ist  unbekannt  Eine  Neubearbeitung  erfahr  die  ganze 
Sachsenspiegelglosse  gegen  1400  durch  den  ebenfalls  in  Bologna  ausge- 
bildeten Neuruppiner  Nikolaus  Wurm  oder  Vermis,  der  in  Diensten  des 
Herzogs  Ton  Liegnitz  und  der  Stadt  Görlitz  stand  und  auch  Verfasser  der 
Glosse  zu  dem  Mainzer  Landfrieden  von  1235  (S.  644)  und  einiger  Rechts- 
bücher (S.  659.  669)  war.  Weitere  Bearbeitungen  der  Glosse  erfolgten 
im  15.  Jahrhundert  durch  Brand  von  Tzerstedt  und  den  Leipziger  Pro- 
fessor Dietrich  von  Boxdorf'®. 

Der  Verfasser  des  Sachsenspiegels  zeigt  sich  überall  gut  kaiserlich. 
Einige  freimütige  Aussprüche  desselben  über  das  Verhältnis  zum  Papste 
bewogen  in  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  den  Augastinermönch 
Johann  Elenkok  zu  heftigen  Anklagen  bei  verschiedenen  Bischöfen  und 
zuletzt  bei  dem  Papste^  bis  er  i.  J.  1374  eine  Bulle  Gregors  XI.  aus- 
wirkte, durch  die  wenigstens  14  der  von  ihm  angegriffenen  Artikel  als 
ketzerisch  verdammt  wurden.  Daß  Fehlen  dieser  „articuli  reprobati"  in 
verschiedenen  Handschriften  zeigt,  daß  die  Bulle  einen  gewissen  Erfolg 
gehabt  hat'^ 

Der  Sachsenspiegel  genoß  auch  in  Süddeutschland  das  größte  An- 
sehen, obwohl  er  hier  zu  keiner  gesetzlichen  Auktorität  gelangte.  Er  wurde 
die  Grundlage  der  beiden  süddeutschen  Rechtsbücher,  des  Deutschen-  und 
des  Schwabenspiegels  ^^ 

Der  Deutschenspiegel,  oder,  wie  er  sich  selbst  nennt,  Spiegel  allr 
ttButzher  Usute,  ist  eine  zwischen  1235  und  1275  entstandene  Bearbeitung 
des  Sachsenspiegels  mit  der  Tendenz,  kein  Stammes-,  sondern  gesamt- 
deutsches Recht  darzustellen^^«  Soweit  den  Verfasser  nicht  diese  Tendenz 
zu  generalisierenden  und  darum  ziemlich  wertlosen  Aussprüchen  verführt 
hat,  entspricht  seine  Darstellung,  wo  er  selbständig  ist,  dem  schwäbischen 


»*»  Über  diesen  vgl.  Böhlau,  ZRG.  18,  514  ff. 

'^  Vgl.  HoMEtBB,  Johannes  Kienkok  wider  den  Sachsenspiegel,  Abb.  d.  Berl. 
Akad.  1855,  8.  877  ff.  Fraivklin,  Johannes  Kienkok,  Festschrift  für  Bülow,  1884. 
Frbnsdobff  i.  d.  Nachr.  der  Gott.  Ges.  d.  W.  1888,  S.  387  ff.  dk  Geer  i.  d.  Nieuwe 
Bijdragen  voor  Regtsgeleerdheid  en  Wetgeving,  NF.  8,  886  ff.  Böhlau,  ZBG.  13, 
529.  17,  118  ff.     Stefpbhhaqen,  ebd.  4,  202.     Stobbe  1,  872  f. 

'*  Vgl.  Ficker,  Über  einen  Spiegel  deutscher  Leute  und  dessen  Stellung  zum 
Sachsen-  u.  Schwabenspiegel,  1857  (Wien.  SB.  23);  Entstehnngszeit  des  Sachsen- 
spiegels (s.  Anm.  7).  Homeyeb,  Die  Stellung  des  Sachsenspiegels  zum  Schwaben- 
spiegel,  1858;   Monatsberichte  der  Berl.  Akad.   1857,  S.  622  ff.    Stobbe  1,  327. ff. 

"*  Ausgabe:  Ficker,  Spiegel  deutscher  Leute,  1859.  Abfassung  vor  dem 
Schwabenspiegel  (1275),  aber  nach  1235,  wegen  Benutzung  des  Mainzer  Landfriedens. 
Innerhalb  dieses  Zeitraums  ist  der  Deutschenspiegel  eher  in  die  zweite,  als  in  die 
erste  Hälfte  (wohl  um  1260)  zu  setzen. 
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Bechte^.  Yerschiedene  Beziehungen  zu  Augsburg  machen  die  Entstehung 
des  Werkes  in  dieser  Stadt  wahrscheinlich '^  Der  Verfasser  scheint  ein 
Geistlicher  gewesen  zu  sein.  Der  Ton  ihm  als  Vorli^e  benutzte  Sachsen- 
spiegel war  schon  durch  zahlreiche  Zusätze  vermehrt  Die  Arbeit  des 
Verfassers  beschrankte  sich  zunächst  auf  eine  möglichst  wörtliche  Über« 
Setzung  des  Sachsenspiegels,  Landrechts  wie  Lehnrechts,  in  das  Hoch- 
deutsche, wobei  ihm  einzelne  bemerkenswerte  Mißverständnisse  und  Aus- 
lassungen begegneten'®.  Diese  Übersetzung  hat  der  Ver&sser  sodann 
einer  Bearbeitung  unterzogen,  bei  der  ihm  außer  seiner  eigenen  Bechts- 
kenntnis  ein  sehr  buntes  Material  (die-  Bibel,  die  Historia  scholastica  des 
Petrus  Gomestor,  das  Dekret  Gratians  uqd  die  Dekretalen  Gregors  IX., 
die  gereimte  Kaiserchronik,  die  Lex  Alamannorum,  das  römische  Becht, 
der  Mainzer  Landfriede  von  1235,  das  Freiburger  Stadtrecht)  als  Quelle 
diente,  auch  zwei  Gedichte  des  Strickers  (aus  der  Zeit  zwischen  1225  und 
1250)  finden  sich  angeführt  Die  Einleitung  bildet  ein  Bruchstück  des 
Buches  der  Könige  alter  £he  (Anm.  39),  dann  folgen  die  praefatio  rhyth- 
mica  des  Sachsenspiegels  in  umgearbeiteter  Gestalt,  der  Prolog  und  der 
textus  prologi,  hierauf  Landrecht  und  Lehnrecht,  jedes  mit  besonderer 
Artikelreihe.  Der  Deutschenspiegel  ist  ein  Torso  geblieben,  die  Um- 
arbeitung reicht  nur  bis  Ssp.  IL  12,  §  13  (Dsp.  109),  der  Best  (Dsp. 
110—353  und  das  ganze  Lehnrecht)  ist  bloße  Übersetzung. 

Das  im  Deutschenspiegel  abgebrochene  Werk  hat  der  sogenannte 
Schwabenspiegel  zu  Ende  geführt'^    Der  Verfasser  hat  in  demselben 


.  ^  Entscheidend  für  den  schwftbischen  Charakter  sind  außer  Dsp.  32^  und 
106  (gegen  Ssp.  IL  12,  §4)  namentlich  die  Bestimmungen  über. die  Morgengabe. 
Vgl.  Dsp.  22.  68  und  meine  Gesch.  d.  eheL  Güterrechts  2,  1  S.  26  ff. 

'^  Das  Hauptgewicht  fiUlt  auf  die  Stellung  des  Burggrafen  (Dsp.  4)  und  die 
zum  Teil  wörtliche  Übereinstimmung  mit  dem  Augsburger  Stadtrecht  von  1276. 

'*  Aus  Ssp.  1.  25,  §  2  (en  ki/ni  hinnen  sinen  jaren)  machen  Dsp.  29^  und 
Schwsp.  L.  27  durch  Lesefehler:  ein  kini  dax  tmter  sieben  jam  ist  Vgl.  Waokee- 
KAOEL,  Lebensalter  48.  Aus  Ssp.  II.  28,  §  2  {visehet  he  in  diken)  macht  Dsp.  186: 
vischet  er  dike  in  dem  tvaxxer,  was  Schwsp.  L.  196  dahin  verbessert:  visohet  er  mi 
darme  dristunt  drinne.  Bei  der  Übersetzung  von  Ssp.  I.  34,  §  1  hat  Dsp.  39  das 
ihm  unverständliche  ene  toord  ausgelassen,  der  so  verstümmelte  Text  ist  unver- 
ändert in  Schwsp.  L.  89  übergegangen.  Über  absichtliche  Änderungen  in  Dsp. 
Lehnr.  2  u.  3.  vgl.  Fbensdokff,  Lehnsfähigkeit  der  Bürger  (§  40,  n.  6)  S.  9. 

'^  Eine  kritische  Ausgabe  des  Schwabenspiegels  wird  vorbereitet  Von  Hockingbr, 
der  darüber  in  den  Wiener  SB.  1873—1890  eingehend  berichtet  hat  Von  den 
bisherigen  Ausgaben  kommt  die  von  Lassbkrö  (1840)  der  ursprünglichen  Textform 
am  nächsten.  Einen  jüngeren  Text  in  philologischer  Bearbeitung  enthält  die  auf 
das  Landrecht  beschränkte  Ausgabe  von  Wacksbnaqbl  (1840).  Außer  der  Anm.  32 
angeführten  Litteratur  vgl.  Stobbe  1,  388  ff.  431  ff.  Bockikqeb,  Zur  näheren  Be- 
stimmung der  Zeit  der  Abfassung  des  sogenannten  Schwsp.,  Münch.  SB.  1867, 
S.  408 ff.;  Berthold  von  Regensburg  und  Baimund  von  Peniafort  im  sog.  Schwsp., 
Abb.  d.  Münch.  Akad.  13  (1877);  Der  Könige  Buch  und  der  sog.  Schwsp.,  ebd. 
17  (1883);  Über  die  Abfassung  des  kaiserlichen  Land-  und  Lehenrechts,  ebd.  18 
(1888)  S.  275  ff  561  ff.  Fickeb,  Entstehungszeit  des  Schwsp.,  Wien.  SB.  77  (1874); 
Zur  Genealogie  der  Handschriften  des  Schwabenspiegels,  ebd.  39  (1862).    Stbobl, 
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Geiste  und  mit  demselben  Quellenmateiial  wie  sein  Vorgänger  gearbeitet. 
Auf  den  Sachsenspiegel  haben  erst  jüngere  Handschriften  wieder  zurück- 
gegriffen, der  Verfasser  des  Schwabenspiegels  begnügte  sich  mit  der  ihm 
in  dem  Deutschenspiegel  Torliegenden  Bearbeitung  und  Übersetzung, 
wobei  die  Mißverstandnisse  und  Auslassungen  des  Deutschenspiegels  teils 
einfach  übemonunen,  teils  selbständig  yerbessert  wurden.  Bei  Dsp.  110 
nahm  der  Verfasser  die  Bearbeitung,  aber  in  veränderter  Beihenfolge, 
wieder  auf  und  führte  sie  bis  zum  Schlüsse  des  Lehnrechts  durch'®. 
Als  neue  Quellen  dienten  ihn!  namentlich  die  Fredigten  des  Berthold  von 
Begensburg  (t  1272),  der  seinerseits  wieder  den  Deutschenspiegel  benutzt 
hatte,  femer  Schriften  des  David  von  Augsbui^,  Isidor  Ton  Sevilla,  Fla- 
yius  Josephus,  Lex  Baiuwariorum,  die  Kapitulariensammlungen  des  Ansegis 
und  Benedikt,  das  romische  Becht  in  der  Darstellung  eines  glossierten 
Brachylogus  und  der  aus  der  Lex  Bomana  Wisigotorum  gezogenen  Summa 
Aegidiana,  endlich  in  größerem  Umfange  auch  die  Summa  de  poenitentia 
des  Baimund  von  Peniafort  (t  1275).  Die  Vorrede  ist  fast  ganz  aus 
Berthold  und  David  geschöpft.  Der  Verfasser  war  ein  Oeistlicher  von 
bedeutenden  Bechts-  und  Öeschichtskenntnissen.  Man  darf  vermuten, 
daß  eine  besondere  Bearbeitung  des  Buches  der  Könige  alter  und  neuer 
Ehe,  die  handschriftlich  mit  dem  Schwabenspiegel  verbunden  erscheint, 
ebenfalls  von  ihm  herrührt*®,  da  beide  Werke  denselben  Charakter  tragen 
und  wiederholt  aufeinander  bezugnehmen.  Das  Buch  der  Könige  in  der 
mit  dem  Schwabenspiegel  verbundenen  Gestalt  muß  zwischen  1257  und 
1274  entstanden  sein^^,  die  Vollendung  des  B^chtsbuches  fallt  wahr- 
scheinlich in  die  Jahre  1274 — 75  *^    In  den  Handschriften  wird  das  letz- 


Berthold  yon  Regensburg  und  der  Schwsp.,  ebd.  91  (187S).  Laband,  Beitrüge  zur 
Kunde  des  Schwsp.,  1861;  Die  Freiburger  Schwabenspiegelhandschrift,  ZEG.  3,  125. 
Mebxsl,  De  republica  Alamannorum,  1849.  v.  Axiba,  Grundr.'  41  f.  Haisbh,  Zur 
Genealogie  des  Schwsp.,  1876.  ZRG.  8,  838  £f.  5,  803  E  8,  818  f.  12,  817.  Frems- 
POBVF,  Gott  gel.  Anz.  1862,  S.  ^57  &  Über  eine  eigentümliche  Form  des  Rechts- 
buches  (Ausgabe:  Lihdubb,  Der  Codex  Altenberger,  1885)  vgl.  Lindnbb,  Der  Schwsp. 
bei  den  Siebenbttrger  Sachsen,  ZRG.  19,  88  £f.  RockAcoeb,  MOnch.  SB.  1894, 
1,  124  ff. 

"  Die  praef.  rhythm.  in  prosaischer  Bearbeitung  bildet  den  Schluß  des  Lehn- 
rechts. 

'^  Ausgabe  y.  Massmakn,  bei  y.  Daniels,  Land-  u.  Lehenrechtsbuch,  1863. 

*^  Nach  der  Doppelwahl  yon  1257,  weil  das  Werk  bereits  ein  abgeschlossenes 
Kurfürstenkollegium  kennt;  yor  1274,  weil  es  die  in  diesem  Jahre  ausdrücklich  für 
eine  Reichsstadt  erklärte  Stadt  Rotenburg  o.  d.  Tauber  als  Hauptstadt  des  Herzog- 
tums Franken  in  Anspruch  nimmt. 

*^  Ich  halte  die  yon  Ficxsa  (Anm.  87)  hierfür  yorgebrachten  Gründe  für 
überzeugend,  auch  gegenüber  den  neuesten  Ausführungen  Rockinger's.  Die  Haupt- 
gründe sind  Schwsp.  L.  130  über  die  Königswahl  (S.  473)  und  137*  über  die 
neuerdings  (1274)  erfolgte  Anerkennung  der  den  geistlichen  Fürsten  obliegenden 
Pflicht,  den  König  bei  sich  aufzunehmen  (S.  518).  Beachtung  verdient  auch,  daß 
Schwsp.  L.  Vorw.  f.  106.  138.  246  in  Übereinstimmung  mit  dem  Königebuche 
(RocKiNGBB,  a.  a.  0.  81.  87)  die  Reichsacht  schon  .binnen  6  Wochen  und.  einem 
Tage  auf  den  Bann  folgen  Iftßt,  sich  also  genau  an  die  Conf.  c.  princ.  ecd.  yon 
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tere  meistens  nur  als  „Land-"  oder  „Lehnreohtsbuch"  oder  „Kaiserreoht" 
bezeichnet,  in  den  ersten  Drucken  als  „Spiegel  kaiserlichen  und  gemeinen 
Landrechts".  Die  Bezeichnung  „Schwabenspiegel"  kam  erst  seit  dem 
17.  Jahrhundert  in  Oebrauch,  sie  beruhte  auf  der  Erkenntnis  des  vor- 
wiegend schwäbischen  Charakters  seines  Inhaltes  ^^  Da  dieser  aber  größten- 
teils aus  dem  Deutschenspiegel  herübergenon^men  war,  so  ist  neuerdings 
die  Frage  aufgeworfen  worden,  ob  die  frühere  Annahme  auch  gegenüber 
dem  selbständigen  Lihalte  des  Schwabenspiegels  aufrechtzuerhsdten  und 
hier  nicht  vielmehr  auf  fränkische  Herkunft,  sei  es  von  Bamberg  oder 
Würzburg,  zu  schließen  sei.  Die  dafür  angeführten  Gründe  sind  nicht 
überzeugend.  Der  Schwabenspiegel  enthält  auch  in  seinen  selbständigen 
Teilen  manches,  was  mit  einer  fränkischen  Entstehung  unvereinbar  ist 
und  mehr  oder  weniger  auf  Schwaben  hinweist*'.  Der  Verfasser  mag 
ein  Franke  oder  aus  den  an  Franken  grenzenden  Teilen  Schwabens  gebürtig 
gewesen  sein**,  geschrieben  aber  hat  er  in  Schwaben  und  wahrscheinlich 
in  Augsburg,  wo  er  die  Vorarbeiten  und  wohl  auch  das  litterarische 
Material  seines  Vorgängers  beisammen  hatte,  und  wo  vielleicht  sein  Werk 
schon  ein  Jahr  nach  seiner  Vollendung  (1276)  der  amtlichen  Stadtrechts- 
redaktion zu  Grunde  gelegt  wurde**. 


1220  anschließt,  während  Rudolf  I.  in  seiner  Bestätigung  vom  21.  März  1275  gerade 
diese  Bestimmung  ausdrücklich  ausnahm.  Vgl.  Weiland  i.  d.  Hist  Auft.  z.  And. 
an  WArrz  270.  Daß  das  Rönigebuch  vielleicht  schon  einige  Jahre  früher  vollendet 
wurde,  beweist  nichts  för  das  Rechtsbuch,  das  jedenfalls  eine  mehrjährige  Arbeit 
beansprucht  hat 

^'  Land-  und  Lehnrecht  zerfallen  jedes  in  Artikel.  Man  citiert  das  Land- 
recht (Ausgabe  von  Lassberg):  Schwsp.  L.  101,  das  Lehnrecht:  Schwab.  Lehnr.  159. 

^'  Daß  die  Semperfreien,  die  Rockinoer  im  Schwsp.  auffallen,  auch  in  Schwaben 
wohlbekannt  waren,  ergiebt  sich  u.  a.  aus  Dsp.  71*.  95.  298.  299  und  der  St.  Galler 
Handfeste  von  1272  bei  v.  Zallinqeb,  Ministeriales  und  milites  80.  Eher  schwäbisch 
als  fränkisch  erscheinen  die  Aussprüche  des  Schwsp.  über  die  SchÖfiFenverfaseung. 
Während  diese  in  Franken  ganz  streng  durchgeführt  war,  bestand  sie  in  Schwaben 
und  Baiem  im  13.  Jh.  in  vielen  Gerichten  nicht  mehr  (vgl.  S.  554  f.).  Dem  ent- 
spricht die  wiederholte,  in  Franken  unmögliche  hypothetische  Fassung  des  Schwsp. 
L.  145.  190.  286:  Swä  (oder:  in  stoeler  siaf)  ackephenden  smdj  ebenso  daß  er  (172) 
nur  von  zwölf  zur  Urteilfindung  auserwählten  Männern,  aber  nicht  von  SchöfPen 
spricht  und  an  anderer  Stelle  (156^)  die  Schöffen  des  Dsp.  349  durch  gebutd  er- 
setzt. Entschieden  schwäbisch  ist  femer  Schwsp.  L.  20.  201«.  Vgl.  meine  Gesch. 
d.  ehel.  Güterr.  2,  1  S.  30  ff.  82  ff.  87.  Über  schwäbische  Ausdrücke  in  den  Ver- 
wandtschaftsbezeichnungen (Schwsp.  3)  vgl.  FiOKEB,  Mitteil.  d.  österr.  Inst  11,  319  ff. 

**  Darauf  weist  das  von  Rockihgeb  hervorgehobene  Interesse  des  Könige- 
buches für  fränkische  Verhältnisse,  ebenso  die  Bezeichnung  des  Fronboten  mit 
geblutet  (Schwsp.  L.  1.  93.  126.  156).  Der  Ausdruck  ist  entschieden  fränkisch, 
gegenüber  dem  schwäbischen,  auch  in  Augsburg  üblichen  waibd  imd  dem  bairischen, 
auch  Dsp.  4  verwendeten  scherge.  Aber  biutd  und  gebiuiel  findet  sich  auch  in 
allen  dem  Fränkischen  zugewandten  Teilen  Schwabens.  Vgl.  Urk.-B.  von  Straßbnrg 
4,  2  S.  203.  Gbimm,  Weistümer  1,  385.  429.  668  f.  680.  685.  689.  698  f.  5,  431. 
508.  523.  6,  206. 

**  Vgl.  Meyeb,  Stadtbuch  von  Augsburg,  pg.  27  ff.  Derselbe  macht  S.  163  n. 
darauf  aufmerksam,  daß  Art.  83  des  Stadtrechts  in  seiner  Abweichung  vom  Dsp. 
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Den  Vergleich  mit  dem  Sachsenspiegel  hält  der  Schwabenspiegel 
nicht  aus.  Er  ist  stellenweise  weitschweifig,  unkritisch,  unklar.  Kann 
schon  der  Sachsenspiegel  nicht  überall  aufs  Wort  genommen  werden,  so 
bedarf  es  der  kritischen  Sonde  bei  der  Benutzung  des  Schwabenspiegels 
weit  mehr.  Gleichwohl  ist  der  letztere  eine  Rechtsquelle  von  großer 
Bedeutung,  namentlich  wo  es  sich  um  die  staatsrechtlichen  Oegensätze 
der  Zeiten  Friedrichs  IL  und  Rudolfs  I.  handelt  Während  der  Sachsen- 
spiegel überall  gut  kaiserlich  ist,  räumt  der  Schwabenspiegel  dem  Papste 
und  der  Kirche  die  erste  Stelle  ein.  Auch  der  Schwabenspiegel 'erwarb 
sich  bald  das  größte  Ansehen  und  weiteste  Verbreitung**  und  wurde  bei 
djer  Abfassung  anderer  Rechtsquellen  wie  bei  gerichtlichen  Entscheidungen 
vielfach  zu  Grunde  gelegt*^.  Im  Gegensatze  zum  Sachsenspiegel  zeigen 
die  überaus  zahlreichen  Handschriften  des  Schwabenspiegels  eine  im  Laufe 
der  Zeit  immer  zunehmende  Neigung  zur  Verkürzung  der  Vorlage.  Der 
Schwabenspiegel  wurde  ins  Lateinische,  Französische  und  zweimal  ins 
Böhmische  übersetzt.    Eine  Glosse  hat  er  nicht  erhalten. 

Ein  von  den  drei  Spiegeln  im  wesentlichen  unabhängiges  Rechtsbuch 
war  das  Kleine  Kaiserrecht*^  Der  Verfasser  wollte  das  Recht  der 
gesamten  Christenheit  darstellen  und  verfiel  daher  in  noch  höherem 
Grade  als  die  beiden  süddeutschen  Spiegel  der  Gefahr  der  Phrase  und 
unberechtigten  Verallgemeinerung.  Sein  positiver  Inhalt  *  ergiebt  frän- 
kische, insbesondere  hessische  Entstehung*®.  Das  Kleine  Kaiserrecht  würde 
demnach  auch  als  Frankenspiegel  bezeichnet  werden  können.  Den  Namen 
„Kaiserrecht"  oder  „Kaiser  Karls  Rechte  hat  der  Verfasser  seinem  Werke 
selbst  beigelegt^®.  Dasselbe  handelt  in  4  Büchern,  die  in  Kapitel  zer- 
fallen, von  dem  Gerichte,  „von  allen  Sachen"  (d.  h.  Privat-,  Straf-  und 
Staatsrecht),  „von  allen  Lehen"  (d.  h.  dem  Rechte  der  Reichs^ienstniannen) 

und  Schwsp.  ein  anmittelbares  Zurückgreifen  auf 'Ssp.  IL  28,  §2  erkennen  läßt. 
Früher  hat  man  zum  Teil  Benutzung  des  Augsburger  Stadlorechts  durch  den  Ver- 
fasser des  Schwsp.  angenommen,  was  aber  bei  der  erwiesenen  Priorität  des  letz- 
teren ausgeschlossen  ist.  Dagegen  bleibt  die  Möglichkeit,  daß  beide  eine  gemein- 
same dritte  Quelle  benutzt  haben.  Unabhängig  vom  Dsp.  weist  auch  Schwsp.  L. 
174  nach  Augsburg. 

**  Ober  den  Schwsp.  in  Österreich  vgl.  v.  Luschin,  Ost.  Reichsg.  133.  Unter 
Albrecht  I.  scheint  der  Schwsp.  sogar  reichsgesetzliche  Bestätigung  erhalten  zu 
haben.    Vgl.  Stobbb  1,  347.    Andererseits  vgl.  oben  §  49,  n.  162. 

*'  Vgl.  LoERSGH  u.  Schröder  Nr.  839  (298).  Stobbe  1,  431  f.  Rockinger, 
Mtinch.  SB.  1889,  S.  119  ff. 

«8  Ausgabe:  Endemann,  1846.  Vgl.  Stobbe  1,  437  ff.  v.  Gosen;  Das  Privat- 
recht nach  dem  Kl.  Kaiserrecht,  1866.  Rockinger,  Mtinch.  SB.  1874,  S.  417  ff. 
K.  Maurer,  Kr.  VJSchr.  9,  101  ff.  A.  Schmidt,  Mitteil.  d.  oberhess.  Gesch.-Ver. 
2,  133  ff.;  Gesch.  Grundlagen  des  bürg.  Rechts  im  Großherzogtum  Hessen  (Gießener 
Progr.  1893)  56  f. 

*•  Die  älteste,  leider  nur  bruchstückweise  erhaltene  Handschrift  (um  1350),  her. 
von  Edw.  Schröder,  ZRG.  30,  120  f.,  zeigt  oberfr^lnkischen ,  auf  das  nördlLthe 
Stromgebiet  des  Mains  verweisenden  Dialekt 

***  „Kleines  Kaiserrecht"  im  Gegensatze  zu  dem  umfangreicheren  Schwaben« 
Spiegel. 

B.  ScuBÖDBB,  Deutsche  Bechtegeschlchte.    8.  Aufl.  42 
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and  von  den  Beichsstädten.  Die  einzelnen  Bestimmungen  werden  als 
Gebote  des  Kaisers  bezeichnet  Der  Verfasser  hat  den  Schwabenspiegel, 
aber  in  sehr  freier  Weise,  'benutzt^^,  ebenso  das  Beichsgesetz  von  1274 
über  die  Exemtion  der  Beichsstadte  (S.  621),  vielleicht  auch  in  2,  8  ein 
Beichsweistam  von  1283^^.  Die  Abfassung  ist  demnach  frühestens  gegen 
den  Schluß  des  13.  Jahrhunderts,  wahrscheinlich  erst  in  der  ersten  Hälfte 
des  14.  Jahrhunderts  erfolgt  Die  starke  Betonung  des  Kaisertums  ge- 
stattet vielleicht  einen  Schluß  auf  die  Zeit. Heinrichs  VIL  Die  große 
Zahl  der  vorhandenen  Handschriften  zeugt  für  die  außerordentliche  Ver- 
breitung des  Bechtsbuches,  auch  in  Nord-  und  Süddeutschland.  In  den 
Gerichten  diente  das  Kl.  Kaiserrecht  ebenso  wie  Saclisen-  und  Schwaben- 
spiegel noch  im  15.  Jh.  unmittelbar  als  Quelle  für  die  Entscheidungen  ^^ 

In  gleicher  Weise  wie  daa  Kleine  Kaiserrecht  hat  auch  das  sog.  Budolfs- 
buch,  ein  von  einem  Geistlichen  -Herderich  verfaßtes  friesisches  Bechts- 
buch  aus  der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderte,  seine  Bestimmungen 
in  die  Form  kaiserlicher  Satzungen  gekleidet  ^^  Als  Gesetzgeber  erscheint 
hier  ein  keyser  Bodulphus,  mit  dem  aber  nicht,  wie  man  früher  annahm, 
B|}dolf  von  Habsburg,  sondern  Budolf  von  Schwaben,  der  Gegenkönig 
Heinrichs  lY.,  gemeint  ist    Der  Wert  des  Bechtsbuches  ist  gering. 

Unter  den  Bechtsbüchem  für  engere  Gebiete,  aber  ohne  Beschränkung 
auf  bestimmte  Territorien  oder  Städte,  sind  auf  Grund  des  Sachsenspiegels 
entstanden:  das  Görlitzer  Bechtsbuch  aus  dem  Anfange  des  14.  Jahr- 
hunderts^^, der  holländische  Sachsenspiegel^®  und  das  Meißener 
Bechtsbuch,  gewöhnlich  als  Beehtsbuch  nach  Distinktionen  oder  ver- 
mehrter Sachsenspiegel  bezeichnet  ^^     Eine  Bearbeitung  des  Schwaben- 


i^'  So  z.  B.  Schwsp.  L.  808  in  2,  55.  3,  6.  4,  8. 

"  Vgl.  MG.  Leg.  2,  444. 

^'  VgL  LoEssoH,  Ingelh.  Oberhof  85. 

^  Ausgabe:  Hsttema,  Oude  friesche  wetten  2,  156  ff.  v.  Richthofen,  Fries. 
Rechtsquellen  424  ff.  Vgl.  Heck,  Altfries.  GerichtsveriPassung  449  ff.,  der  die  früheren 
Ansichten  über  das  Rechtsbuch  (ygl.  y.  Riohthofen,  Untersuchungen  2,  326  f.  334  ff.) 
widerlegt  und  Entstehungszeit  wie  Verfasser  desselben  festgestellt  hat. 

^A  Ausgabe:  Hometer,  Des  Sachsenspiegels  2.  Teil,  Band  2.  Vgl.  Stobbe  1, 
367  f*  Das  Rechtsbuch  zerfällt  in  Land-  und  Lehnrecht.  Das  erstere  beruht  auf 
dem  Sachsenspiegel,  dem  sächsischen  Weichbildrecht  und  dem  Mi^deburg-Görlitzer 
Rechte  von  1304,  während  das  Lehnrecht  eine  selbständige  Bearbeitung  des  Auctor 
Vetus  ist  (Anm.  9). 

^^  Vgl.  Stobbe  1,  371.  Ausg.  von  J.  J.  Smits,  i.  d.  Nieuwe  Bijdragen  voor 
Regtsgeleerdheid  en  Wetgeving  22,  1872. 

^'  Obtloff,  Das  Rechtsbuch  nach  Distinktionen,  1836.  Vgl.  Stobbe  1,  411  ff. 
Der  unbekannte  Verfasser  dieses  in  der  2.  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  entstan* 
denen  Werkes,  das  in  Bücher,  Kapitel  und  Distinktionen  eingeteilt  ist,  wollte  eine 
Darstellung  des  Weichbildrechts  in  Vergleichung  mit  dem  Landrecht  geben.  Neben 
dem  Sachsenspiegel  hat  er  namentlich  das  Goslarer  Stadtrecht  benutzt  Dem  In- 
haUe  nach  zweifellos  in  der  Mark  Meißen  entstanden,  hat  das  Rechtsbuch  doch  in 
dem  ganzen  östlichen  Mitteldeutschland,  namentlich  Thüringen  und  Schlesien,,  starke 
Verbreitung  erlangt.  Seine  Bedeutung  für  Böhmen  erhellt  aus  der  Veranstaltung  einer 
böhmischen  Übersetzung.    Für  Eisenach  wurde  es  im  15.  Jh.  zu  einem  besonderen 
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spiegeis  war.  das  Land-  nnd  Stadtrechtsbucli  des  Ruprecht  Ton  Frei- 
sing aas  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts^^. 

Für  den  Gebrauch  in  der  Praxis,  besonders  die  Darstellung  des  Ver- 
fahrens, wurde  das  Sachsenspiegelrecht  zu  der  Blume  des  Sachsen- 
spiegels Ton  Nikolaus  Wurm  verarbeitet^^.  Beine  Bechtsgangbücher  auf 
Orund  des  Sachsenspiegels  waren  der  Richtsteig  Landrechts  des  Johann 
Ton  Bueh  aus  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts®^  und  der  um  einige 
Dezennien  jüngere  Richtsteig  Lehnrechts ®^,  sowie  einige  kleinere  Ar- 
beiten desselben  Charakters ^^  Daran  schließt  sich  eine  Reihe  von  Fem- 
rechtsbüchern  des  15.  Jahrhunderts,  teils  privaten,  teils  halbamtlichen 
Charakters,  in  denen  das  Verfahren  der  Femgerichte,  zum  Teil  in  An- 
lehnung an  den  Sachsenspiegel,  zur  Darstellung  kommt®'. 
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Stobbb  1,  552—76.  Rbaut,  Orundriß  d.  deutsch.  Privatr.*  §7.  v.  Bblow, 
Landti^sakten  von  Jülich-Berg  1,  1895.  Über  die  niederländischen  Rechtsqoellen 
vgl.  Fookema-Akdbba,  Overzicht  van  oadnederlandsche  recbtsbronnen,  1881.  Über 
Österreich  Lusohin  v.  Ebenobbitth,  Österr.  Reicbsgesckicbte  §§  21—24. 

Während  des  10.  Jahrhunderts  zeigte  die  Provinzialgesetzgebung  noch 
eine  gewisse  Begsamkeit  Aus  dem  Anfange  desselben  besitzen  wir  ein 
fränkisches  Sendrecht,  das  wahrscheinlich  für  die  Main-  und  Bednitz- 
wenden  der  Würzburger  Diözese  erlassen  wurde  und  besonderes  Interesse 
durch  die  Gegenüberstellung  der  Sclavi  und  yerwandter  Nationen  mit  den 

Eisenacber  Recbtsbuche  umgearbeitet  Früher  hielt  man  das  Meißener  Rechtsbuch 
irrtümlich  für  ein  schlesisches  Landrecbt,  eine  Bezeichnung,  auf  welche  höchstens 
das  Breslauer  Landreeht,  1S56  für  Stadt  und  Landschaft  Breslau  von  einer 
amtlichen  Kommission  auf  Grund  des  Sachsenspiegels  unter  Beifügung  von  18  selb- 
ständigen Kapiteln  verfaßt,  Anspruch  erheben  könnte.  Vgl.  Gaüfp,  Das  schlesische 
Landrecht  oder  Landrecht  des  Fürstentums  Breslau,  1828.  Stobbe  1,  869  f.  In 
Meklenburg  und  Pommern  wurde  das  unbedeutend  veränderte  sächsische  Landrecht 
als  „Schweriner  Kecht^'  bezeichnet.  VgL  Fabbioius,  Hans.  G«sch.-Bl.  22,  1  ff.  Ho- 
mbtbb,  Historiae  iuris  Pomeranici  capita  quaedam  (Berl.  Diss.  1821)  80  ff. 

^  L.  V.  Mau  BEB,  Da^  Stadt-  und  Landrechtsbuch  Ruprechts  von  Freising, 
1889.  Vgl.  Stobbe  1,  4ß5  ff  Andere  Rechtsbücher  auf  Grundlage  des  Schwaben- 
spiegels bei  Steffenhagen,  Rechtsquellen  118  ff.  und  Rockinqeb,  Münch.  SB.  1869, 
S.  161  ff. 

«•  Vgl.  S.  653.    Stobbb,  1,  418  f. 

•0  Vgl.  S.  652.  Hometeb,  Der  Richtsteig  Landrechts,  1857.  Stobbe  1,  890  & 
Das  Werk  ist  von  hervorragendem  Werte.    Die  Sprache  ist  niederdeutsch. 

•*  Ausgabe  von  Homeyee,  Des  Sachsenspiegels  2.  Teil,  Band  1,  369  ff.  Vgl. 
Stobbe  1,  396  f.     Die  ursprüngliche  Sprache  des  Reehtsbuches  war  niederdeutsch. 

*'  So  die  Cautela  und  Premis  des  Hermann  v/>n  Ösfeld  (Mitte  14.  Jhs.)i 
die  Weise  des  Lehnrechts  (Mitte  15.  Jhs.),  beide  herausgegeben  von  HoMEtER, 
Richtsteig  390  ff.;  Des  Sachsenspiegels  2.  Teil,  Bd.  1,  543  ff  Vgl.  Stobbe  1,  398. 
Stbffenhaobn,  ZRG.  4,  194  ff. 

«  Vgl.  Anm.  19  und  S.  572.  Lindneb,  Veme  247  ff.  Dünckeb,  ZRG.  18, 
116  ff.     Stobbe  1,  899  ff. 

42* 
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Franken,  gut  pacta  et  lege  Salica  ufuntur,  erregte  Während  wir  es  hier 
vielleicht  mit  einem  königlichen  Provinzialgesetze  zu  thun  haben',  sind 
die  dem  Ende  des  10.  Jahrhunderts  angehörenden  Ranshofer  Gesetze 
Erzeugnisse  der  bairischen  Landesgesetzgebung  Herzog  Heinrichs  II.' 

Mit  devi  Verfall  der  Stammesherzogtümer  hörte  diese  Art  der  Ge- 
setzgebung, auf.  An  ihre  Stelle  trat  die  Territorialgesetzgebung,  die  in 
derselben  Weise  wie  die  des  Reiches  ihren  Ausgang  von  der  Landfriedens- 
gesetzgebung genommen  und  diese  fortdauernd  als  ihren  eigentlichen 
Mittelpunkt  betrachtet  hat*.  Gerade  die  ältesten  uns  erhaltenen  Land- 
friedensgesetze beruhten  auf  territorialen  Einungen,  auch'  die  königlichen 
Landfrieden  hatten  vielfach  nur  provinzielle  Bedeutung  (S.  643  flF.)  und 
der  Landesgesetzgebung  wurde  die  Ergänzung  der  Reichslandfrieden  wieder- 
holt ausdrücklich  vorbehalten  ^,  seit  dem  1 4.  Jahrhundert  lag  der  Schwer- 
punkt des  Landfriedensrechts  überhaupt  in  der  Landesgesetzgebung.  Be- 
sonders beachtenswert  sind  die  Landfriedenseinungen  der  friesischen 
sieben  Seelande  (Ost-  und  Mittelfriesland),  die  wahrscheinlich  auf  Grund 
eines  von  Heinrich  IV.  verordneten  Gottesfriedens  einen  Landfriedensbund 
geschlossen  hatten,  dessen  Mittelpunkt  die  Versammlungen  zu  Upstalsbom 
bei  Aurich  bildeten®.  «Von  den  Satzungen  oder  Weistümern  dieses  Bundes 

.  1  Vgl.  DovE,  ZcitBchr.  f.  Kirchenrecht  4,  157  ff.;  ZDR.  19,  382  ff.  Merkel, 
der  MG.  I^g.  3,  486  f.  einen  nicht  ganz  korrekten  Abdruck  gab,  nahm  bairischen 
Ursprung  an.  Riezlgr,  FDG.  16,  397  ff.,  vermutet  Entstehung  in  der  Diözese 
Eicfastädt  und  bezieht  pactua  auf  die  Lex  Baiuwariorum.  Unzweifelhaft  ist  aber' 
paetus  auf  das  geschriebene,  lex  auf  das  angeschriebene  sa tische  Recht  zu  beziehen, 
was  ganz  auf  die  nach  salischem  Rechte  lebenden  Main£ranken  paBt.  Die  Er- 
wähnung des  dttx  spricht  für  die  Entstehung  vor  939. 

*  Vgl.  Waitz,  VG.  4S  439,  n.  6.    Ebenso  Riezler,  a.  a.  0. 

■  MG.  Leg.  3,  484.    Vgl.  Riezleb;  Geschichte  Baiems  1,  374. 

*  Vgl.  S.  641  f.  WbilXnd,  Const.  2,  566—616.  R<5ckinoeb,  Zur  äußeren  Ge- 
schichte der  älteren  bairischen  Landfrieden  (Abb.  der  Münch.  Ak.  .10,  2  S.  423  f.). 

»  Vgl.  u.  a.  Rudolfs  I.  Würzburger  Landfrieden  von  1287  (MG.  Leg.  2,  452j. 
Wyneken,  Landfrieden  15  f. 

*  Vgl.  V.  RicHTHOPEN,  Untersuchungen  l,  20—290.  J.  Telting,  Schets  van 
het  oud-friesche  privaatregt  (SA.  aus  der  Themis,  1867,  Stück  4)  3  ff.,  ferner  Themis 
1890,  S.  103  ff.  KücH,  Landfriedensbestrebungen  39  ff.  Heck,  Ursprung  der  ge- 
meinfriesischen Rechtsquellen  und  der  friesische  Gottesfrieden,  N.  Arch.  l7,  569  ff.; 
Altfties.  Gerichtsverft  7  ff.  Der  letztere  hat  das  Verdienst,  gegenüber  den  früheren, 
auch  von  uns  geteilten  Annahmen  ein  erheblich  höheres  Alter  der  Upstalsbomer 
Satzungen  und  ihren  Zusammenhang  mit  der  Gottesfriedensbewegung  des  11.  Jahr- 
hunderts nachgewiesen  zu  haben.  Während  man  den  ursprünglichen  Wortlaut 
früher  in  den  lateinischen  Texten  zu  finden  meinte  und  die  altfriesischen  Texte 
für  Übersetzungen  und  Bearbeitungen  hielt,  hat  neuerdings  Köoel,  Gesch.  d.  deutsch. 
Litteratur  1,  242  ff.  nachgewiesen,  daß  es  sich  damit  umgekehrt  verhält,  wenn  auch 
die  friesischen  Texte  zum  Teil  durch  Einschiebungen  und  Zusätze  vermehrt  er- 
scheinen. Ihre  von  Köoec  klargestellte  stabreimende  Form  läßt  darauf  schließen, 
daß  man  es  teilweise  mit  uralten  Rechtsvorträgen  zu  thun  hat,  die  in  mehr  oder 
weniger  ursprünglicher  Gestalt  in  die  Landfriedenssatzungen  Aufnahme  gefunden 
haben.  Die  Zurückfuhruug  der  Küren  auf  Karl  den  Großen  ist  aber  schwerlich 
mit  RöOEL  wörtlich  zu  nehmen,  sie  dürfte  vielmehr  auf  der  allgemeinen  Vorstellung 
des  deutschen  Mittelalters  von  der  gesetzgeberischen  Thätigkeit  Karls  hervorge- 
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gehören  die  siebzehn  „Küren"  {petitiones)^  und  die  nur  wenig  jüngeren 
vierundzwanzig  „Landrechte"  {constitutionesYy  beide  in  friesischen  Stab- 
reimen, zum  Teil  von  hoher  poetisclÄr  Schönheit,  abgefaßt  und  Karl  den 
Großen  als. den  Urheber  ihrer  Bestimmungen  bezeichnend,  noch  der  Zeit 
Heinrichs  IV.,.  wahrscheinlich  dem  Ende  des  11.*  Jahrhunderts  an*.  Er- 
heblich jünger  sind  die  ebenfalls  altfriesischen  „Überkuren"  {urkera,  ^.  h. 
neue  Satzungen),  die  in  der  vorliegenden  Gestalt  erst  unter  Friedrich  II. 
entstanden  sein  können,  in  ihrem  Hauptbestandteile  aber  noch  das  ur- 
sprüngliche üpstalsbomer  Bundesstatut  zu  enthalten  scheinen  und  inso- 
weit noch  in  die  Zeit  Heinrichs  IV.  zurückreichen  dürften^®.  Zu  nennen 
sind  femer  die  von  den  Westergoem  ausgegangenen  Leges  Upstals- 
bomicae  von  1823",  das  Groninger  Statut  von  1361"  und  der  Wanger- 
länder  Gottesfrieden  von  1312  ^^  —  Zahlreich  sind,  die  bairischen  Land- 
frieden, wir  besitzen  solche  von   1205,  1213,  1244,  1256,  1281,  1293, 


gangen  sein.  Vgl.  His,  ZRG.  29,  218.  Daß  die  friesischen  Satzungen  zum  Teil 
auf  Rechtsvortrftge  zurückgehen,  wird  auch  von  Heck,  Gerichtsv.  72  ff.  zugegeben. 

'  Lateinischer  Text:  v.  Richthofek,  Unters.  1,  33  ff.,  handschriftliche  Zusätze 
40  f.  Die  zum  Teil  durch  jüngere  Zusätze  vermehrten  altfriesischen  und  nieder- 
deutschen Texte:   v.  Richthofen,  Rechtsqu.  2  ff.,  die  Zusätze  28.  32  ff. 

^  Lateinisch:  Unters.  1,  42  ff.  Altfriesischer  und  niederdeutscher  T^xt:  Rechtsqu. 
40  ff.  An  die  24  Landrechte  schließen  sich,  vielleicht  noch  derselben  Zeit  ange- 
hörend, die  „Bußtaxen"  an  (Unters.  52  ff.    Rechtsqu.  82  ff.).* 

^  Dafür  beruft  sich  Heck  mit  Recht  auf  das  von  Heinrich  V.  erlassene  Stadt- 
recht von  Staveren  von  1108  (Waitz,  Urkunden^  Nr.  17),  in  welchem  dieser  den 
Bürgern  bestätigt  omne  tw«,  quod  a  Karolo  rege  determinatum  est  eis  et  institutum, 
et  ab  ipsius  loci  probaiissimis  est  deereium  et  inventum,  ei  quod  ah  oHis  sapien- 
Hbus  patrisqice  nosiri  fiddibus  est  coÜaudatum,  tarn  legale  tun  quam  morale.  Da 
Staveren  mit  dem  ganzen  Westergo  zu  dem  Üpstalsbomer  Bunde  gehörte,  so  läßt 
sich  die  Bezugnahme  auf  die  Satzungen  und  Weistümer  des  letzteren,  zumal  da 
sich  dieselben  ebenfalls  auf  Karl  den  Großen  berufen,  nicht  abweisen;  auch  die 
Deutung  auf  einen  Gottesfrieden  und  ein  Sendrecht,  die  Heinrich  IV.  für  die  Friesen 
erlassen  hatte,  ist  in  hohem  Grade  wahrscheinlich.  Unbedingt  für  dafl  Alter  der 
17  Küren  und  24  Landrechte  spricht  aber  ihre  wiederholte  Rücksichtnahme  auf 
die  verheerenden  Einfölle  der  heidnischen  Normannen,  die  nach  Ablauf  des  11. 
Jahrhunderts  undenkbar  erscheinen  muß.  Vgl.  K.  Maurer,  Die  Bekehrung  des 
norw.  Stammes  zum  Christentume  1,  386.  2,  272.  288.  487.  Adam.  Brem.  gesta 
Hammab.  4,  30.  Der  letzte  von  Adam  erwähnte  Wikingerzug  gegen  Deutschland 
fand  1047  statt  (a.  a.  0.  2,  74).  Daß  man  sich  nicht  mit  Richthofen,  Unters.  1,  87, 
auf  einen  vereinzelten  Fall,  wie  .die  Heimsuchung  Frieslands  durch  nordische  See- 
räuber im  Jahre  1306,  berufen  kann,  liegt  auf  der  Hand. 

^°  V.  RiOHTHOFEN,  Uutcrs.  1,  286 ff.;  Rechtsqu.  98 ff.  Da  die  eherechtlichen 
Bestimmungen  der  Küren  4  und  5  unmöglich  in  der  ursprünglichen  Landfriedensr 
einung  gestanden  haben  können,  so  sind  sie  als  jüngere  Zusätze  auszuscheiden, 
während  der  übrige  Bestand  in  seiner  ursprünglichen  Fassung  (Küre  1—3)  durch- 
aus den  Charakter  eines  Bundesstatutes  trägt  und  wegen  der  Bezugnahme  auf  die 
Wikingereinfj&lle  wohl  noch  in  die  Zeit  der  Gottesfriedensbestrebungen  unter  Hein- 
rich IV.  zu  setzen  ist. 

"  V.  RicHTHOPEN,  Unters.  1,  250 ff.;  Rechtsqu.  102 ff.  531  f. 

"  V.  RiOHTHOPEK,  Unters.  1,  291  ff.;  Rechtsqu.  109  f. 

"  Heck,  N.  Arch.  17,  597. 
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1300  und  1352^*.  österreichische  Landfrieden  wurden  erlassen  1254 
von  Herzog  Otakar  und^  1276  .(erneuert  1281)  von  Rudolf  I.,  der  letz- 
tere zugleich  für  Kämthen,  Steiermark,  Krain  und  die  Windische  Mark". 
Von  sonstigen  Territoriajlandfrieden  heben  wir  einen  thüringischen  von 
1338",  einen  Wetterauer  von  1337*'  und  einige  meklenbnrgische 
au»  dem  14.  Jahrhundert  hervor*®.  Das  Verfahren  war  überall  dasselbe 
wie  bei  den  Reichslandirieden;  auch  hier  bald  Gesetz,  bald  Einung,  dazu 
regelmäßig  die  Anordnung  allgemeiner  Beeidigung  des  Landfriedens  durch 
die  XJnterthanen. 

Von  anderen  Gegenstanden  der  Landasgesetzgebung  sind  namentlich 
Judenprivilegien,  Bergrechte  und  Landesfreiheiten  oder  Landhandfesten 
zu  erwähnen.  Die  letzteren,  besonders  zahlreich  in  Baiem,  verfolgten  nicht 
bloß  den  Zweck,  die  landständischen  Rechte  zu  heben  (S.  607  f.),  sondern 
auch  die  für  die  Dienstmannen  bestehenden  Freiheitsbeschränkungen  zu 
beseitigen  und  die  Umwandlung  dieses  Standes  in  einen  freien  Landes- 
adel herbeizuführen". 

Die  weitaus  bedeutendsten  territorialen  Rechtsquellen  waren  die  Land- 
rechte.  Soweit  sich  dieselben  auf  die  Aufzeichnung  des  Gewohnheits- 
rechts beschränkten,  bedurften  sie  der  landständischen  Genehmigung  nicht 
Auch  Landrechtsbücher  rein  privater  Entstehung  kamen  vor.  Viele  Land- 
rechte dagegen  waren  Werke  fürmlicher  Gesetzgebung,  bestimmt,  das  bis- 
herige Recht  nicht  nur  zu  verzeichnen,  sondern  zu  reformieren,  wobei 
die  ständische  Mitwirkung  nicht  entbehrt  werden  konnte.  Nur  ein  halb- 
amtlicher Bericht  über  das  bestehende  Recht  ist  die  kürzere  Fassung  des 
in   zwei  verschiedenen  Texten    überlieferten   österreichischen    Land- 

"  Weiland,  Const.  2,  Nr.  427.  438.  439.  Rockinqeb,  Denkmftler  d.  baier. 
Landesrechts  2,  1891;  Wittmann  und  Muppat,  Mon.  Wittelab.  (Qu.  z.  baier. 
u.  deutsch.  Gesch.  5.  6)  1,  7.  17.  77.  140.  2,  22.  IJO.  420.  Vgl.  Rockinobr,  Zur 
äuß.  Gesch.  d.  bair.  lÄudfr.  427  fF.  Zöppl,  Altertümer  2,  302  ff.  (Heidelb.  JBB. 
1858,  S.  481  ff.).  Wyneken,  a.  a.  O.  45  ff.  Der  Landfriede  von  1281  ist  ein  unter 
König  Rudolfs  I.  Auktorität  erlassener  bairischer  Provinziallandfriede,  von  dem 
der  in  den  MG.  Leg.  2,  427  ff.  irrtümlich  als  Beichslandfriede  von  1281  abgedruckte 
ein  Vorläufer  gewesen  zu  sein  scheint  Vgl.  Zöppl,  Altertümer  2,  303  ff.  Rockihoer, 
Denkm&ler  2,  24  f. 

"  Der  erstere  zuletzt  bei  Weiland  2,  Nr.  440,  der  Rudolfe  bei  v.  Schwind 
u.  DopsoH  Nr.  52.  63  und  MG.  Leg.  2,  410.  Über  die  Datierung  des  Otakarischen 
Landfriedens  vgl.  Dopsch,  Mitteil.  d.  öst.  Inst.  19,  160  ff.  Ein  Landfriede  von  1229 
für  das  Bistum  Brixen  bei  Weiland  2,  Nr.  426,  ein  Landfriede  von  1287  für 
Salzburg  bei  Rössleb,  Bedeut.  d.  Gesch.  d.  Rechts  in  österr.,  Ürk.-Beitr.  Nr.  2. 
Osterreichische  Landfrieden  des  15.  Jahrhunderts  verzeichnet  v.  Lüschin,  Reichsg.  137. 

*^  MiCHELSEN,  Urkundl.  Beitrag  z.  Gesch.  d.  Landfrieden  (1863)  23  ff. 

"  BöHMEB,  Urkb.  d.  Stadt  Prankfurt  543  ff. 

^»  Vgl.  R.  LöNiNQ,  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Strafrechtsw.  1,  571. 

^*  Dies  zeigt  sich  namentlich  in  Steiermark.  Vgl.  v.  Lüschin,  Die  steir.  Land- 
handfesten, Beitr.  z.  E.  steiermftrkischer  Geschichtsquellen  9,  119  ff.  v.  Scbwind 
u.  DopscH,  Nr.  36.  120.  157.  y.  Lebchenpeld,  Die  süitbaierischen  landständischen 
Freibriefe  mit  den  Landesfreiheitserkllimngen,  1853  (Einleitung  von  Rockinqer). 
V.  Below,  a.  a.  0.  1,  156  ff. 
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rechts*®,  die  wahrscheinlich  während  der  Okkupation  des  Landes  durch 
.  Kaiser  Friedrich  IL  (1236/37)  auf  Anlaß  der  Landherren  (d.  h.  des  hohen 
Landesadels),  und  zwar  unter  Benutzung  des  Mainzer  Landfriedens  Ton 
1235,  als  Vorlage  für  den  Kaiser  aufgezeichnet  wurde.  Dagegen,  trägt 
der  längere  Text  den  Charakter  einer  königlichen  Satzung,  und  zwar 
einer  Landesordnung,  die  wahrscheinlich  1266  durch  König  Otakar  von 
Böhmen  für  sein  Herzogtum  Österreich  erlassen,  aber  durch  den  Ijand- 
frieden  Rudolfs  I.  von  1276  wieder  aufgehoben  wurde.    . 

Die  kulmische  Handfeste  wurde  1233  von  dem  GroßmeUier 
Hermann  von  Salza  erlassen;  eine  Neuausfertigung  erfolgte  1251,  und 
zwar  in  der  ursprunglichen  lateinischen  Fassung  und  einer  anscheinend 
amtlichen  deutschen  Übersetzung*^.  Ein  hervorragendes  Werk  ist  das 
oberbairische  Landrecht  König  Ludwigs  des  Baiem  von  fä46,  dessen 
ältere  Fassung  von  1336  erst  neuerdings  bekannt  geworden  ist**.  Das- 
selbe enthält  überwiegend  Gewohnheitsrecht  und  schöpft  vielfach  aus  dem 
Schwabenspiegel  und  dem  Rechtsbuche  des  Ruprecht  von  Freising.  In 
Böhmen  entstand  unter  Karl  IV.  die  Maiestas  Carolina,  die  zwar  die 
landständische  Genehmigung  nicht  erhielt^  im  Laufe  des  15.  Jahrhunderts 
aber  gewohnheitsrechtlich  rezipiert  wurde  2'.  Wahrscheinlich  der  zweiten 
Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  gehört  das  steiermärkische  Landrecht 
(der  Landlauf  von  Stejr)  an**.  Das  Erzstift  Salzburg  erhielt  1328  eine 
Landesordnung  von  lErzbischof  Friedrich  III.**.  Eine  amtliche  Bearbeitung 
des  Sachsenspiegels  mit  einigen  bemerkenswerten  Zusätzen  war  das  für 


'°  Hasenöhrl,  österreichisches  Landesrecht,  1867.  v.  Schwikd  u.  Dopscb, 
Nr.  34.  50.  Meiller,  Archiv  f.  K.  österr.  Geschichtsqu.  10,  148  ff.  Altmann  u. 
Bernheim'  293.  Über  Entstehung  nnd  Bedeutung  der  beiden  Texte  vgl.  Dopsch, 
Arch.  f.  Ost  Gesch.  79,  1  ff.  Siegel,  Wien.  SB.  35,  109  ff!  55,  5  ff.  Rössler,  ebd. 
11,  549.  Meiller,  ebd.  21,  137  ff.  v.  Luschin  (Entstehungszeit  des  österr.  Landes- 
rechte, 1872.  Ost.  Reichsg.  135  f.)  h&lt  den  längeren  Text  für  einen  um  1298  von 
den  Landherren  ausgearbeiteten,  von  König  Albrecht  aber  nicht  genehmigten 
Gesetzentwurf. 

'1  Preußisches  Urk.-B.  1,  Nr.  1.  252.     Altmann  u.  Bernhbim'  131. 

*'  Ausgabe  von  Fretbero,  Samml.  histor.  Schriften  und  Urkunden  4,  383  ff. 
Heumann,  Opuscula  54  ff.  Vgl.  Rogkinger,  Zur  fiuBeren  Geschichte  von  König 
Ludwigs  oberbaierischem  Land-  und  Stadtrechte,  Oberbaier.  Arch.'  23,  216  ff.; 
Über  die  Handschrift  von  Kaiser  Ludwigs  altem  oberbaier.  Landrechte,  Münch.  SB. 
1873,  399 ff.;  Vorarbeiten  zur  Textausgabe,  1868;  Kr.  VJSchr.  17,  460ff.  v.  d. 
Ppordten,  Studien  zu  Kaiser  Ludwigs  Stadt- -und  Landiccht,  1875.  Ffeiffer's 
Germania  12,  71  ff.    Ribzler,  Geschichte  Baierns  2,  540. 

*"  Jireoek,  Codex  iuris  Bohemici  2,  2  S.  104  ff.  Vgl.  Werunsky,  ZRG.  22, 
64  ff.;  Geschichte  Karls  IV.,  3,  76  ff.  Bei  der  Abfassung  wurde  ein  wahrscheinlich 
gegen  die  Mitte  des  14.  Jh.  entstanden^  Kechtsgangbuch,  der  Ordo  iudicii  terrc 
Boemie  (Jibecbk  2,  2  S.  245  ff.),  benutzt  Dasselbe  war  eine  ursprünglich  in 
tschechischer  Sprache  verfaßte,  dann  lateinisch  bearbeitete  Privataufzeichnung.  Vgl. 
Werunsky,  Geschichte  3,  39  ff.;  ZRG.  23,  98  ff.  Ebenso  war  das  älteste  böhmische 
Rechtsbuch  in  tschechischer  Sprache,  die  Kniha Ro^mberska  (Rosenb erger  Buch), 
her.  von  Brandl,  1882,  eine  bloße  Privatarbeit 

**  Ausg.  von  -BiscHOPF,  1875.  "  Rössler,  a.  a.  0.  Nr.  1. 
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das  Fürstentum  Breslau  auf  Anlaß  des  Königs  Johann  von  Böhmen 
verfaßte  schlesische  Landrecht  von  1356**'.  Durch  Vertrag  des 
Bischofs  von  Würzburg  und  seines  Kapitels  mit  den  Grafen  iind  der 
Ritterschaft  des  Stiftes  wurde  1435  das  Würzburger  Landrecht  fest- 
gestellt*®. Ein  eigentümliches  Schicksal  hat  das  Drenther  Landrecht 
von  1412*^  gehabt.  Dasselbe  muß  später  mit  einer  wertvollen  südhollan- 
dischen  Bechtsquelle,  von  der  wir  weiter  nichts  wissen,  in  einer  Kompi- 
lation verbunden  worden  sein,  die  dann  in  die  Hände  eines  Süddeutschen 
geriet  und  .von  diesem  zu  dem  leider  nur  bruchstückweise  erhaltenen 
Rheingauer  Landrecht  verarbeitet  wurde*®.  Andere  niederländische 
Landrechte  waren:  das  von  Seeland,  von  1258  und  1290,  Kennemer- 
land  von  1292  und  Westfriesland  von  1299",  das  alte  Landrecht 
von  Stift  Tftorn,  angeblich  von  1295 '^^j  das  Landrecht  des  Stifts  Utrecht'^^ 
und  die  Keuren  von  Südholland'*.  Daran  reihen  sich  die  Landrechte 
der  einzelnen  friesischen  Landschaften,  vom  13.  bis  15.  Jahrhundert, 
sämtlich  in  altfriesischer  Sprache  und  von  hoher  Altertümlichkeif,  ebenso 
die  Gesetze  der  Nordfriesen  aus  dem  15.  Jahrhundert'*  und  das  dith- 
marsische  Landrecht  von  1447 '^  .  Von  anderen  Landrechten  sind  noch 
hervorzuheben  das  von  Saarbrücken,  angeblich  von  1321'®,  das  Ritter- 
und Landrecht  der  Grafschaft  Berg  aus  der  zweiten  Hälfte  des 
14.  Jahrhunderts'^,  das  Landrecht  von  Burg'®,  die  Landbücher  von 
Glarus'®,  Schwyz**^  und  Appenzell"  und  das  Lttndrecht  von  Wallis 


'^*  Siehe  S.  659.  In  Meklenburg  und  Pommern  ^bezeichnete  man  das  wohl 
nur  ganz  unbedeutend  veränderte  Bächsische  Landrecht  als  „Schweriner  Rech t^'. 
Vgl.  FABRicros,  Hans.  Gesch.-Bl.  22,  1  ff. 

*•  ScHEiDT,  Thesaurus  iur.  Franc.  2,  2  S.  329  ff. 

•'  S.  Gratama,  ITeutsche  Rechtsbronnen  1894.  v.  Richthofbn,  Fries.  Rechts- 
quellen 522  ff.  Maqnin,  Overzigt  van  de  besturen  in  Drenthe  2,  2  S.  229  ff.  Vgl. 
Rahder,  Eenige  aanteekeningen  op  het  landrecht  voor  Drenthe  van  1412,  Utr. 
Diss.  1879.     • 

■8  BoDMANN,  Rheing.  Altertümer  624  ff.  Grimm,  Weistümer  1,  539  ff.  Vgl. 
Brunnbr,  ZRG.  16,  87  ff.;  Deutsche  Litt-Zeitung  1894,  S.  405  f. 

*«  V.  D.  Berge,  Oorkondenb.  v.  Holl.  en  Zeel.  2,  19.  330.  345.  374.  505. 

'<»  Ausg.  von  Sivr6,  1871. 

'^  Müller,  De  middeleeuwsche  rechtsbronnen  der  stad  Utrecht  2,  409  ff. 

'*  Fruin,  De  oudste  rechten  der  stad  Dordrecht  en  van  het  baljuwschap  van 
Zuidholland  2,  225  ff.    Anderes  wird  bei  Fockbma  Andrea,  a.  a.  0.,  angeführt 

'' V.  RiCHTHOFEN,  Friesische  Rechtsquellen  113  ff.  Haan  H^ttema,  Oude 
fricsche  wetten,  2  Bde,  1846—1851.  Vgl.  J.  Tbltino,  a.  a.  0.  22  ff.  Heck,  Altfr. 
Ger.-V.  10  ff.  15  f. 

^  V.  RiCHTHOFEN,  a.  a.  0.  561  ff.  '^  Ausg.  von  Michelsen,  1842. 

^  Rbbmer,  Genealogische  Geschichte  des  alten  ardenn.  Geschlechtes,  Cod. 
dipl.  551  ff.     V.  D.  Nahmer,  Handbuch  d.  rhein.  Partik.  Rechte  2,  938  ff. 

'^  Lacomblet,  Archiv  1,  79  ff.  Vgl.  v.  Below,  Die  landständ.  Verfassung  in 
Jülich  u.  Berg  2,  1  ff.  34  ff. 

"  Neue  Mitteilungen  hist.  antiqu.  Forsch.  11,  159  ff. 

»»  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht  5,  130  ff.  6,  3  ff. 

*®  Ausg.  V.  KoTHiNo;  1850.  **  Ausg.  v.  Rusch,  1869. 
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(die  sag.  Artikel  von  Natera)  von  1446*^  Wir  reihen  noch  daran  das 
Recht  der  Sachsen  in  dem  Zips  in  Ungarn**,  ein  in  deutscher  Sprache 
and  deutschem  Sinne  abgefaßtes  polnisches  Rechtsdenkmal  aus  der 
zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts**  und  die  ebenfalls  in  deutscher 
Sprache  verfaßten  Jura  Prutenorum  aus  dem  14.  Jahrhundert**. 

Im  weiteren  Sinne  sind  auch  die  Sammlungen  landgerichtlicher  Ent- 
scheidungen als  Landrechtsquellen  anzusehen.  Wir  nennen  die  wertvollen 
Entscheidungen  des  Ingelheimer  Oberhofes  von  1375—90  und  1437 
bis  1466*«  und  die  des  Eidstuhls  von  Drenthe  von  1399—1518*^.  Zahl- 
reiche Entscheidungen  des  Rheingauer  Landgerichts  zu  Eltville  finden 
sich,  offenbar  aus  einer  älteren  Sammlung  herausgerissen,  zerstreut  in 
Bodmann's  rheingauischen  Altertümern. 
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Vgl.  S.  608  ß,  Stobbe  1,  482—551.  Gbnolsb,  Codex  iuris  municipalia  Germa- 
niae  medii  aevi,  1863;  Deutsche  Stadtrechte  des  Mittelalters,  1S52.  Kraut,  Grund- 
riß des  deutschen  Privatrechts*,  §  8.  Gaupp,  Deutsche  Stadtrechte  des  Mittelalters, 
2  Bde,  1851—52.  Bischoff,  Österreichische  Stadtrechte,  1857.  Lüschin  v.  Ebek- 
GBEUTH,  Ost  Reichsg.  138  f.  142.  144  f.  Hübbr,  Syst.  u.  Gesch.  d.  Ischweiz.  Priv.-R. 
4,  64  ff.  Fockexa-AndreX,  Overzigt  van  oudnederlandsche  rechtsbronnen ,  1881. 
Frensdorff,  N.  Archiv  2,  9  ff.  4,  43  ff.  5,  31  ff.  v.  Maurer,  Geschichte  der  Städte- 
verfaesung  4,  1—62.  Michelsek,  Rechtsdenkmale  aus  Thüringen,  1863.  Walch, 
Vermischte  BeitrSge  z.  d.  deutschen  Recht,  8  Bde,  1771—93.  Pdfekdorf,  Obser- 
vationes  iuris  (appendix),  4  Bde,  1757—70.  Tschoppe  u.  Stbnzel,  Urk.-Sammlung 
zur  Geschichte  des  Ursprungs  der  Stfidte  in  Schlesien  u.  d.  Oberlausitz,  1832. 
Oberrheinische  Stadtrechte,  her.  v.  d.  Badischen  Hist.  Kommission,  seit  1895.  Gierke, 
Badische  Stadtrechte  n.  Reformplftne  des  15.  Jh.,  ZGO.  4^,  129 ff.  Celakovskt, 
Codex  iuris  municipalis  regni  Bohemiae  1,  1886.  BOhlau,  Mecklenb.  Landrecht 
1,  64  ff.  A.  TSLTiiYG,  Het  oud-friesche  stadrecht,  1882;  De  friesche  stadrechten, 
1883.  Frensdorff,  Aus  belgischen  Stfldten  und  Stadtrechten,  Hansische  Gte- 
schichtsblfitter  8,  37  ff.  Bei  der  Ungeheuern  Fülle  des  Stoffes  mußte  in  der 
Anführung  der  einzelnen  Quellen  wie  der  Quellenausgaben  die  äußerste  Spar- 
samkeit beobachtet  werden.  Alles,  was  man  hiei*  vermißt,  wird  man  in  den  an- 
geführten Werken  finden. 


*^  Heüsler,  Rechtsquellen  des  Kantons  Wallis,  1890,  169  ff. 

*'  MicHNAY  u.  LicHNER,  Ofner  Stadtrecht,  Anhang. 

**  Ausg.  von  VoLCKMAMN,  1869.    Helcel,  Starodawne  prawa  polskiego  2,  1870. 

**  Ausg.  von  Labamp,  Königsb.  Programm,  1866. 

*^  LoERscH,  Der  Ingelheimer  Oberhof,  1885. 

"  Vgl.  Anm.  27.  Feith,  Ordelboek  van  den  Etstoel  van  Drenthe,  1870. 
Ergänzungen  dazu  von  S.  Gratama,  i.  d.  Verhandel.  ter  naspor.  v.  d.  wetten  onzes 
vaderlands  7,  2,  Suppl.  1  u.  2  (1886— 1890).  Ober  die  eigentümliche  Gerichtsver- 
fassung von  Drenthe  vgl.  Magnin,  Geschiedkundig  overzigt  van  de  besturen  in 
Drenthe  2,  1  S.  72  ff.  2,.  79  ff.  S.  Gratama,  Ben  bijdrage  tot  de  rechtsgeschiedenis 
van  Drenthe,  Groning.  Diss.  1883;  N.  Bydragen  van  Regtsgeleerdheid  20,  620  ff. 
Die  Urteile  des  Eidstuhls  von  1518  bis  1604  bei  Joosting,  Ordelen  van  den  etstoel 
van  Drenthe,  1893. 
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In  den  Märkten  und  Städten  hatte  sich  schon  früh  durch  die  Stellung 
unter  ein  eigenes  Gericht,  den  Marktverkehr,  die  autonomen  Befugnisse 
der  Gemeinde  und  die  besonderen  Freiheiten  der  Bürger  und  ihres  Grund- 
besitzes der  Begriff  eines  eigenen,  von  Land-  und  Hofrecht  vefrschiedenen 
„Marktrechts"  gebildet,  das  in  den  befestigten  Orten  auch  „Burgrecht" 
(ins  civile),  in  ganz  Norddeutschland  aber  seit  der  zweiten  Hälfte  des 
12.  Jahrhunderts  „Weichbild"  genannt  wurdet  In  übertragenem  Sinne 
wurde  das  Wort  auch  für  den  Ort  selbst  (in  diesem  Sinne  gewöhnlich 
nur  für  offene  Märkte)  und  den  Ortsbezirk  gebraucht,  wodurch  die  an 
sich  pleonastische  Form  „Weichbildrecht"  aufkam.  „Burgrecht"  und  „Weich- 
bild" wurde  sodann  mit  Vorliebe  zur  Bezeichnung  des  städtischen  Haus- 
leiherechts verwendet,  wodurch  in  weiterer  Übertragung  auch  für  die 
nach  diesem  Recht  besessenen  Grundstücke  und  die  auf  ihnen  lastenden 
Zinse  die  gleichen  Ausdrücke  in  Gebrauch  kamen. 

Die  ältesten  städtischen  Rechtsquellen  waren  die  den  Stadtherren 
erteilten  Immunitätsprivilegien,  sodann  seit  dem  1 1.  Jahrhundert  die  von 
den  Königen  oder  Stadtherren  ausgehenden  Markt-  und  Stadtprivilegien 
oder  Handfesten  für  das  Gemeinwesen  und  die  Bewohner,  sowie  Ent- 
scheidungen der  Könige  oder  Stadtherren  über  innere  Zwistigkeiten. 
Während  die  alteren  Städte,  deren  Recht  nur  allmählich  zur  Ausbildung 
gelangte,  oft  eine  ganze  Reihe  solcher  Handfesten  besaßen,  erhielten  die 
neu  errichteten  Städte  von  vornherein  mit  dem  Gründungsprivileg  ein 
ausführliches  Stadtrecht  oder  wurden  auf  das  Recht  einer  anderen  Stadt 
verwiesen,  die  dann  als  Mutterstadt  wieder  Rechtsmitteilungen  und,  wenn 
sie  sich  zum  Oberhofe  entwickelte,  auch  gerichtliche  Entscheidungen  an 
die  Tochterstadt  ergehen  ließ^.     In  manchen  bedeutenden  Mutterstädten 


*  Von  der  umfangreichen  Litteratur  über  „Weichbild"  heben  wir  nur  folgende 
Schriften  hervor,  in  denen  sich  das  Qnellenmaterial  aus  dem  12.  und  13.  Jh.  und 
die  weitere  Litteratur  ziemlich  vollständig  findet.  Rietscuel,  Markt  und  Stadt' 173  ff. 
Philippi,  Hans.  Gesch.-Bl.  1895,  S.  3  ff.  Keutgen,  Ursprung  der  Stadtverfaasung 
77  ff.  165  ff.  Sello,  Forsch,  z.  br.  und  preuß.  Gesch.  3,  81  ff.  Stobbe,  a.  a.  O. 
1,  483  ff.  Zu  den  Belegen  aus  Westfalen,  Niedersachsen  und  Thüringen  (vereinzelt 
Hessen)  ist  für  die  Niederlande  noch  hinzuzufügen  Noordewier,  Regdsoudheden 
210  n.  Overijsselsche  Stadt-,  Dijk-  en  Markeregden  1,  7  S.  1.  8.  5.  7.  10.  1,  9  S.  9. 
Die  in  unseren  früheren  Auflagen  und  in  anderen  Schriften  des  Verf.  vertretene 
Erklärung  mit  „Stadtbild^'  ist  gegenüber  den  ältesten  Qüellenbelegen  nicht  aufrecht 
zu  erhalten.  Dasselbe  gilt  von  den  zahlreichen  Erklärungen,  welche  von  den  ab- 
geleiteten Bedeutungen  (Stadt,  Stadtbezirk,  Stadtrechtsgut)  ausgehen.  Über  die 
allein  zulässige  sprachliche  Erklärung  vgl.  S.^  14,  n.  17.  Ein  neuer  Versuch,  den 
wir  ablehnen  müssen,  bei  Eickhoff,  Korresp.-Bl.  d.  Vcr.  f.  niederd.  Sprachforschung 
18,  38  f.  Da  Weichbild  „Ortsrecht"  bedeutete,  so  hätte  es  an  sich  auch  auf  Dorf- 
rechte angewendet  werden  können,  ein  ausgesprochen  eigentümliches  Ortsrecht 
hatten  aber  im  früheren  Mittelalter  nur  die  Städte  und  Märkte.  Vgl.  Rietschel, 
a.  a.  0.  184. 

*  Vgl.  A.  8.  Schultze,  Privatrecht  und  Prozeß  127  ff.  Daß  die  Bewidmung 
einer  Stadt  mit  dem  Rechte  einer  anderen  nicht  auch  die  Übertragung  der  beson- 
deren Privilegien  der  Mutterstadt  bedeutete,  wurde  in  einer  Urkunde  Ludwigs  des 
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besaß  man  nicht  einmal  eine  Aufzeichnung  des  eigenen  Rechts,  sondern 
begnügte  sich  mit  Abschriften  der  an  die  Tochterstädte  ergangenen  Weis- 
tümer.  Vielfach  kam  es  auch  in  den  Städten  zu  eigenen  Aufzeichnungen 
ihres  Gewohnheitsrechtes,  wozu  sich  seit  der  Ausbildung  der  städtischen 
Autonomie,  die  oft  den  Stadtherren  erst  mähsam  abgerungen  werden 
mußte,  die  städtischen  Küren  (Willkuren,  Einungen,  Statuten,  Schraen) 
gesellten^.  Der  Gegenstand  der  autonomen  Gesetzgebung  der  Städte  war, 
ihren  wechselnden  wirtschaftlichen  Beziehungen  entsprechend,  ungleich 
mannigfaltiger  als  in  den  Territorien.  Insbesondere  kam  der  weite  Be- 
griff der  Polizeiordnungen,  der  später  für  Beichs-  und  Landesgesetzgebung 
so  bedeutsam  wurde,  zuerst  in  den  Städten  zur  Ausbildung.  Neben  zahl- 
reichen Einzelstatuten  besaßen  viele  Städte  ausführliche  Stadt-  oder  Polizei- 
ordnungen, die  jährlich  an  bestimmter  Stelle  öffentlich  vorgelesen  zu 
werden  pflegten*. 

Das  gesamte  Material  städtischer  Rechtsquellen  pflegte  man  in  eigene 
Stadtbücher  einzutragen,  die  zugleich  für  die  Aufnahme  späterer  Statuten, 
Rechtsmitteilungen  und  Handfesten,  sowie  für  prigudizielle  stadtgericht- 
liche Entscheidungen,  häuflg  auch  für  Akte  freiwilliger  Gerichtsbarkeit 
offen  gehalten  wurden*.  Seit  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  begannen 
dann  die  amtlichen  Verarbeitungen  des  Stadtbuchinhaltes  und  des 
städtischen  Gewohnheitsrechtes  zu  ausführlichen  Stadtrecht^n,  die  man 
nicht  selten  vom  Könige  und  dem  Stadtherm  bestätigen,  von  den  Bürgern 
beeidigen  ließ.  Da  das  Stadtrecht  nichts  anderes  als  das  in  Gemäßheit 
der  fortgeschrittenen  wirtschaftlichen  Verhältnisse  fortgebildete  Landrecht 
war,  so  dienten  bei  der  Abfassung  auch  die  Landrechtsaufzeiohnungen 
und  die  Rechtsbücher  als  Quelle.  Vielfach  fanden  wiederholte  Neuredak- 
tionen statt,  bei  denen  die  inzwischen  ergangenen  Novellen  mit  verarbeitet 
wurden.  Neben  amtlichen  Stadtrechten  begegnen  Stadtrechtsbücher  pri- 
vaten Ursprungs,  die  oft  ebenso  wie  die  Rechtsbücher  bei  den  Gerichten 
zur  Rezeption  gelangten.  Auch  auswärtige  Stadtrechte,  selbst  wenn  sonst 
keine  Beziehungen  vorlagen,  wurden  zuweilen  rezipiert  Die  Sprache  der 
Stadtrechte  war  bis  gegen  die  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  fast  ausschließ- 
lich lateiioisch;  dann  trat  die  deutsche  Sprache  mehr  und  mehr  in  den 
Vordergrund,  bis  sie  im  14.  Jahrhundert  so  ziemlich  die  Alleinherrschaft 


Baiem  von  1S32  (Oberrhein.  Stadtrechte  1,  5  n.  Böhmer,  Ürk.-B.  v.  Frankfurt  517) 
ausdrücklich  hervorgehoben.  Über  noch  beschränktere  Übertragungen  vgl.  S.  676. 678. 
'  Über  skray  sehra,  schrägen  (ursprünglich  „Pergament")  vgl.  FRENSnoRTF, 
Das  statutar.  Recht  der  deutschen  Eaufleute  in  Nowgorod  1,  2iF.  (Abh.  d.  Gott. 
Ges.  d.  W.  88).  Das  Wort  wurde  besonders  im  Norden,  seltener  in  Deutschland 
verwendet 

*  Von  der  Bürgerversammlung  {fmersprake)^  in  der  die  Verlesungen  erfolgten, 
erhielten  diese  Stadtordnungen  selbst  den  Namen  „Bauersprachen".  Vgl.  Frens- 
DOBFF,  Dortmunder  Statuten  pg.  179. 

*  Über  Stadtbücher  vgl.  §  59,  n.  15.  Stobbe  1,  494  n.  Homeyer,  Stadtbücher 
des  MA.,  insbesondere  das  Stadtbuch  von  Quedlinburg,  Abh.  d.  Berl.  Akad.  1860. 
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erlangtet  Dies  war  auch  in  den  Städten  der  böhmischen  Krone  der 
Fally  in  denen  erst  seit  den  Hussitenkriegen  die  tschechische  Sprache 
starker  hervortrat.  In  den  polnischen  Städten  bediente  man  sich  vor- 
wiegend des  Lateinischen. 

Wie  unter  den  deutschen  Rechtsbüchem  der  Sachsenspiegel  hervor- 
ragte,  so'  nahm  unter  den  Stadtrechten  das  von  Magdeburg,  in  welchem 
die  stadtrechtliche  Umbildung  des  Sachsenspiegels  zum  reinsten  Ausdrucke 
gelangte,  weitaus  den  ersten  Bang  ein^  Die  eigenen  Rechtsaufzeichnungen 
für  Magdeburg  waren  gering,  sie  beschränkten  sich  auf  Privilegien  (von 
Bedeutung  namentlich  das  des  Erzbischofe  Wichmann  von  1188)  und.  ein- 
zelne Batsstatuten.  Um  so  bedeutender  waren  die  an  die  Tochterstädte 
ergangenei}  Rechtsmitteilungen  und  die  Oberho&entscheidungen  des  Magde- 
burger Schoffenstuhls.  Von  den  ersteren  sind  zu  nennen:  Bechtsmitteilung 
für  Herzog  Heinrich  L  von  Schlesien  (1201—1238),  für  Breslau  (1261 
und  1295),  Kulm  (lä38),  Schweidnitz  (1368)  und  Halle  (1364);  dazu  die 
Bechtsmitteilung  der  Magdeburger  Tochterstadt  Halle  für  Neumarkt  (1235). 
Privatarbeiten,  aus  deren  Verbindung  später  das  sogenannte  sächsische 
Weichbildrecht  hervorgegangen  ist,  waren  das  „Bechtsbuch  von  der 
Gerichtsverfassung"  (Mitte  des  13.  Jahrhunderts),  ursprünglich  Art  6 — 18 
der  Weichbild vulgata  umfassend,  dann  durch  Zusätze  aus  dem  Sachsen- 
spiegel und  verschiedenen  Magdeburger  Bechtsaufeeichnungen  vermehrt 
(Art.  1—5.  19—27.  28—41),  und  das  Magdeburger  „Schöfifenrecht",  das 
in  verschiedenen,  mehr  oder  weniger  selbständigen  Bezensionen  vorliegt, 
aber  auf  einer  in  einem  Breslauer  Godex  enthaltenen  gemeinsamen  Grund- 
lage (zum  Teil  dem  Mägdeburg-Breslauer  Bechte  von  1261  entnommen) 
beruht®.  Durch  Verarbeitung  des  Schöflfenrechtes  mit  dem  erweiterten 
Bechtsbuche  von  der  Gerichtsverfassung  entstand  die  Vulgata  des  säch- 
sischen Weichbildrechtes,  das  sich  bald  der  größten  Verbreitung  erfreute, 
mit  einer  Glosse  versehen  und  in  das  Polnische,  Böhmische  und  Latei- 
nische übersetzt  wurde  •.     Die  Weichbildglosse  erfuhr  eine  Überarbeitung 

•  Vgl.  Frbnsdobpp,  Hans.  Gesch.-Bl.  6,  116  ff.  Weit  länger  hat  sich  die 
lateinische  Sprache  in  manchen  Stadtbüchem  erhalten.    Vgl.  ebd.  132  ff. 

^  Vgl.  Laband,  Magdeburger  Rechtsqnellen ,  1869.  Franklin,  Magdeburger 
Weistümer  für  Breslau,  1856.  Böhlau,  Aus  der  Praxis  des  Magd.  Schoffenstuhls, 
ZRG..  9,  1  ff.  Bbhrend,  Die  Magdeburger  Fragen,  1865.  Laband,  Magdeburg-Bres. 
lauer  systematisches  Schöffenrecht,  186S.  v.  Mabtitz,  Eheliches  Güterrecht  des 
Ssp.  (1867)  11  ff.;  Die  Magdeburger  Fragen,  kritisch  beleuchtet,  ZRG.  11,  401  ff. 
Wassebschleben,  Sammlung  deutscher  RechtsqueUen ,  1860.  Stobbe,  Beitrage  zur 
Geschichte  des  deutschen  Rechts  (1865)  91— -159.  Fbanklin,  Magdeb.  Weistümer 
für  Breslau,  1856. 

8  Vgl.  Laband,  Rechtsquellen  32—69.  70—132;  ZRG.  11,  50.  Zu  den  Ver- 
arbeitungen des  Schöffenrechts  gehört  auch  das  sog.  Magdeb urg-GÖrlitzer  Recht 
von  1304.     Vgl.«  ebd.  133  ff. 

«  Vgl.  Stobbe  1,  403  ff.  Steppenhaqen,  ZRG.  12,  1  ff.  Bischofp,  Wien.  SB. 
50.  Die  gereimte  Vorrede  des  Weichbildrechts  ist  in  Wirklichkeit  ein  Epilog  aum 
Sachsenspiegel  und  rührt,  wie  Weiland,  N.  Arch.  1,  205  f.  wahrscheinlich  macht, 
wohl  von  dem  Verfasser  des  Rechtsbuches  von  der  Gerichtsverfassung  her,  der 
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durch  Nik.  Wurm,  der  außerdem  als  Vorarbeit  zu  seiner  Blume  des 
Sachsenspiegels  eine  „Blume  von  Magdeburg",  hauptsächlich  auf  Grund- 
lage des  Sachsenspiegels,  des  Weichbildrechtes,  des  Richtsteiges  und  des 
römisch-kanonischen  Rechtes,  und  zwar  in  der  Form  einer  Rechtsbelehrung 
von  Magdeburger  Schöfifen,  verfaßte^®. 

Mit  dem  Rechte  von  Magdeburg  waren  die  meisten  Städte  Ostfalens, 
der  Marken  Brandenburg  und  Meißen,  der  Lausitz,*  Schlesiens,  der  preu- 
ßischen Ordenslande  und  des  Königreichs  Polen  bewidmet  ^^  £s  galt 
außerdem  in  Stettin  (eine  Zeit  lang  auch  in  Stargard  in  Pommern)  'und 
verschiedenen  mährischen  Städten,  übte  einen  bedeutenden  Einfluß  auf  die 
böhmisch-mährischen  Stadtrechte  überhaupt  aus  und  bildete  die  Grund- 
lage des  im  Anfange  des  15.  Jahrhunderts  in  deutscher  Sprache  verfaßten 
Ofener  Rechtsbuches  ^**  Dabei  zeigt  sich  die  eigentümliche  Erscheinung, 
daß  das  magdeburgische  Familiengüterrecht  und  das  mit  diesem  zusammen- 
hängende Erbrecht  in  vielen  Städten  Magdeburger  Rechtes  ausgeschlossen 
blieb  ^*,  teils  weil  die  hauptsächlich  aus  Flandern  und  den  Niederlanden 
stammenden  Kolonisten  in  dieser  Beziehung  an  ihrem  angestammten 
Rechte  festhielten,  teils  wohl  auch  weil  die  flämisch-niederländische  Güter- 
gemeinschaft den  wirtschaftlichen  Verhältnissen  der  Städte  besser  als  das 
sachsisch -magdeburgische  Geraderecht  entsprach.  Beachtenswert  ist  der 
Anschluß  der  meißnischen  und  mehrerer  lausitzischen  und  schlesischen 
Stadtrechte  an  das  böhmisch-mährische  Dritteiisrecht, '  von  dem  auch  das 
Meißener  Recht«buch  beherrscht  wird^*.  Auf  demselben  Boden  steht  auch 
das  inhaltreiche,  gegen  1300  aufgezeichnete  Stadtrecht  von  Freiberg, 
einer  der  wenigen  nieißnischen  Städte  die  nicht  in  näherer  Beziehung 
zu  Magdeburg  standen  ^^ 

Mit  der  Ausbreitung  des  Magdeburger  Rechtes  war  zugleich  die 
Stellung  Magdeburgs  als  Oberhof  gegeben.  Fast  alle  mit  Magdeburger 
Recht  bewidmeten  Städte  gingen  in  Magdeburg  „zu  Haupte".  Dabei 
gab  es  wieder  eine  Reihe  von  Tochterstädten  Magdeburgs,  die  selbst  als 
angesehene  Oberhöfe  ein  engeres  Gebiet  beherrschten.  Die  hervorragendsten 
unter  diesen  Tochter- Oberhöfen  waren  die  SchöiFenstühle  zu  Breslau, 
Krakau^®,  Thorn,  Kulm,  Halle,  Leipzig,  Dresden,  Naumburg,  Branden- 
sein Werk  samt  jenem  Epilog  einem  von  Eike  von  Repgau  selbst  erworbenen 
Exemplare  des  Sachsenspiegels  anhängte.  Über  die  sog.  Weichbildchronik  vgl. 
ebd.  201  ff. 

»»  Ausg.  V.  BöHLAü,  1868.     Vgl  S.  653.  659. 

"  Ober  das  Magdeburger  Recht  (besonders  das  sächsische  Weichbildrecht) 
in  den  Städten  des  südwestlichen  Rußlands  vgl.  die  S.  652,  n.  28  angeführte  Schrift 
von  Halban. 

^*  Ausg.    V.    MiCHNAT   U.    LiCHNBR,    1845. 

*•  Vgl.  ScHRüDBB,  Gesch.  d.  ehel.  Güterrechts  2,  8  S.  53  ff.  61  ff.  80  ff.  135  ff. 
360.    V.  Martitz,  Ehel.  Güterrecht  49  f.  320  ff.    Roth,  Deutsch.  Privatr.  2,  188. 

"  Vgl.  S.  658.     Schröder,  Gesch.  d^  ehel.  Güterrechts  2,  3  S.  80  ff. 

"  Vgl.  Ermisch,  Das  Freiberger  Stadtrecht,  1889.  Nur  äußerst  selten  hat 
Freiborg  Rechtsbelehrungen  in  Magdeburg  oder  Leipzig  eingeholt 

"  Vgl.  BOBRZYNSKI,  ZRG.   12,  219  ff. 
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burg^',  Stendal^®,  Spandau,  Neumarkt,  Liegnitz,  Eatibor,  Schweidnitz, 
Olmütz,  Lemberg.  Vielfach  wurden  in  diesen  Städten  Sammlungen  von 
Magdeburger  Oberhofsentscheidungen  veranstaltet^^,  zum  Teil  unter  Tilgung 
aller  individuellen  Beziehungen,  so  daß  nur  der  prsyudizielle  Inhalt  be- 
stehen blieb.  Solche  Sammlungen  sind  namentlich  im  Laufe  des  14.  Jahr- 
hunderts in  Breslau  und  Erakau  entstanden'^.  Eine  systematische 
Sammlung  war  das  um  die  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  verfaßte  Magde- 
burg-Breslauer systematische  Schöflfenrecht*^  Indem  dieses  später  in 
Breslau  und  Preußen  eine  Beihe  von  Zusätzen,  zum  Teil  aus  dem 
Schwabenspiegel,  erhielt  und  die  Breslauer  Beziehungen  in  solche  auf 
Kulm  umgeändert  wurden,  entstand  der  sogenannte  „alte  Eulm^  Eben- 
falls preußischen  Ursprungs  waren  die  Magdeburger  Fragen  (zwischen 
1386  und  1400),  eine  systematische,  zum  Teil  doktrinäre  Verarbeitung 
des  in  den  älteren  Sammlungen  enthaltenen  Materials,  das  der  Ver£a8ser 
mehrfach  durch  selbsterfundene  Rechtsfalle  vermehrte '^  Die  Magdeburger 
Fragen  erhielten  die  weiteste  Verbreitung  und  wurden  handschriftlich 
viel&ch  dem  Sachsenspiegel  angehängt 

Nächst  dem  MagdeburgeL Bechte  stand  das  von  Lübeck  im  höchsten 
Ansehen.  Die  Stadt  war  um  1160  von  ihrem  Gründer,  Herzog  Heinrich 
dem  Löwen,  mit  Bücksicht  auf  die  westfälische  Herkunft;  der  Kolonisten 
in  und  um  Lübeck  mit  dem  Rechte  von  Soest  bewidmet  worden  *^  Be- 
stätigt und  zum  Teil  erheblich  erweitert  wurden  die  Freiheiten  der  Stadt 
durch  die  Privilegien  Friedrichs  I.  von  1188  und  Friedrichs  II.  von  1226. 
Die  älteste  Gestalt  des  lübischen  Stadtrechts '^  ist  in  einem  Fragmente 
von  1226—27  überliefert,  daran  schließt  sich  der  Text  einer  Breslauer 
Handschrift  aus  der  Zeit  von  1227—1243,  der  noch  eines  über  Lübeck 
stehenden  Oberhofes  (jedenfalls  Soest)   gedenkt     Andere  Texte   wurden 

^^  Vgl.  SellOj  Brandenburgische  Stadtrechtsquellen,  Mark.  Forsch.  18,  1  ff. 

"  Vgl.  Beerend,  Ein  Stendaler  ürteilsbuch,  1868. 

^^  Vgl.  Stobbe  1,  278  ff.  421  ff.  Magdeburger  Schöffensprache  für  Eisleben, 
herausgegeben  von  H.  Gsössleb. 

*°  Vier  Breslauer  Sammlungen  aus  einem  Cod.  Bregensis  bei  Böhme,  Diplom. 
Beiträge  2,  2  8.  90  ff.  Eine  Krakauer  Sammlung  und  eine  alphabetisch  geordnete 
Sammlung  einer  Leipziger  Handschrift  bei  Wassebschleben,  Sammlung  80— 120  u. 
Deutsche  Rechtsqu.  d.  MA.,  1892,  S.  1—144.  Schöffensprüche  einer  böhmischen 
Sammlung  ebd.  145  ff. 

^^  Ausgabe  von  Labakd,  1868. 

'*  Ausgabe  von  Behbend,  1865.  Vgl.  Anm.  7.  Außer  der  systematischen  Re- 
zension giebt  es  auch  eine  mit  alphabetischer  Ordnung  und  eine  aus  Eürakau  stam- 
tuende  ältere  unsystematische  Form. 

'^  Vgl.  NiTzsoH,  Übertragung  des  Soester  Rechts  auf  Lübeck,  Hans.  Oesch.- 
Bl.  10,  7  ff.  Amoldi  chron.  Slavorum  2,  21  (MG.  Scr.  21,  141).  Helmoldi  chron. 
Slav.  1,  57  (ebd.  56).  Die  Stiftungsurkunde  ist  verloren,  die  Thatsache  selbst 
steht  fest.  Das  angebliche  Privileg  Heinrichs  von  1168  ist  ein  Ratsstatut  aus  dem 
Ende  des  14.  Jahrhunderts.    Vgl.  Frensdokff,  Hans.  Gesch.-Bl.  6,  138  ff. 

**  Vgl.  Frknsdorpp,  Das  lübische  Recht  und  seine  ältesten  Formen,  1883. 
Kraut,  Grundriß  d.  deutsch.  Priv.-R.*  26  f.  Eine  kritische  Ausgabe  wird  von 
Frbnsdorff  vorbereitet 
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1243  ffir  Tondem,  1257  für  Eeval  und  1263  für  Danzig  ausgefertigt*«. 
Während  alle  diese  Texte  lateinisch  sind,  gehen  die  deutschen  Bezensionen 
auf  eine  zwischen  1268  und  1267  for  Elbing  ausgefertigte  Handschrift 
zurück.  Eine  die  inzwischen  ergangenen  Novellen  einreihende  Neuredaktion 
fand  1294  statt  G^gen  Ende  des  Mittelalters  wurde  das  Lübecker 
Stadtrecht  regelmäßig  mit  dem  Hamburger  von  1270  verbunden,  endlich 
mit  diesem  zu  einem  Ganzen  verarbeitet  Lübeck  war  Oberhof  für 
Tendern,  die  meisten  holsteinischen  Städte,  Rostock,  Wismar  und  zahl- 
reiche andere  meklenburgische  Städte*^,  für  die  pommerischen  Städte  mit 
Ausnahme  Stettins,  femer  für  Elbing,  Braunsberg,  Frauenburg,  Heia, 
Memel  (wo  es  im  späteren  Mittelalter  mit  dem  Magdeburg-Kulmischen 
Rechte  -vertauscht  wurde),  Eeval,  Narva  und  Wesenberg*^  Seit  1295 
wurde  Lübeck  an  Stelle  Wisbys  Oberhof  für  den  deutschen  Kaufmann 
in  Nowgorod,  auch  bildete  das  lübische  Recht  die  Hauptgrundlage  der 
zweiten  Nowgoroder  Skra  von  1296*®.  Ebenso  beruhte  das  Stadtrecht 
von  Ripen  von  1269  haup&ächlich  auf  dem  lübischen  Rechte,  obwohl 
die  Stadt  im  übrigen  dem  dänischen  Rechtskreise  angehörte'^. 

Das  Hamburger  Recht,  1270  auf  Grund  des  lübischen  Rechts  und 
des  Sachsenspiegels  in  deutscher  Sprache  verfaßt  (das  sog.  Ordelbok)  und 
1292  revidiert  (dem  Jahre  1292  gehörte  auch  das  Hamburger  Schiflfsrecht 
an),  galt  auch  in  Stade  und  einigen  kleineren  Nachbarstädten,  namentlich 
aber  in' Riga,  durch,  dessen  Yermittelung  es  in  sämtlichen  kur-,  liv- 
und  estländischen  Städten,  soweit  sie  nicht  nach  Lübeck  gehörten,-  zur 
Geltung  gelangte^®.    Eine  Oberhofethätigkeit  scheint  Hamburg  nicht  geübt 

^^  Danzig  lebte,  obwohl  es  sich  eine  Handschrift  des  lübischen  Rechtes 
kommen  ließ,  nach  Magdebuiger  Aecht 

*^  Vgl.  BöHLAu,  Meklenb.  Landrecht  1,  30  ff.  66  ff.  75.  78.  Besondere  Kreise 
bildeten  in  Meklenburg  die  mit  Schweriner  undParchimer  Recht  bewidmeten 
Städte.  Vgl.  Böhlau,  a.  a.  0.  1,  26,  32  ff.  65  f.  69;  ZRG.  9,  261  ff.  Crull,  JB. 
d.  Ver.  f.  mekl.  Gesch.  56,  77  ff.  Die^  Städte  des  Landes  gtargard  (Meklenb.-Strelitz), 
wo  märkisches  Recht  galt,  waren  teils  mit  dem  Rechte  von  Stendal,  teils  dem  von 
Brandenburg  bewidmet  und  gingen  in  Magdeburg  zu  Haupte.  Vgl.  Böhlau,  Mekl. 
Landr.  1,  70.    Über  „Schweriner  Recht''  in  anderem  Sinne  vgl.  S.  659,  n.  57. 

"  Vgl.  MiCHELSEN,  Der  Oberhof  zu  Lübeck,  1839.  Stbffenhaobn,  Deutsche 
Rechtsqueilen  in  Preußen  230  ff.    Urteile  für  Elbing  bei  Stob^e,  Beiträge  160  ff. 

**  Vgl.  S.  634  f.  Fbensdobff,  Statutarrecht  der  deutsch.  Kauf  1.  in  Nowgorod 
(Abh.  d.  Gott.  Ges.  d.  W.  33.  34).  Die  dritte  Skra  (um  1325)  beruhte  wesentlich 
auf  der  zweiten.  Aus  der  zweiten  Skra  schöpften  die'  umgearbeiteten  Statuten  von 
Riga  (Anfang  des  14.  Jh.). 

^^  Vgl.  Hasse,  Quellen  des  Ripener  Stadtrechts,  1883.  Pafpenueih,  Kr. 
VJSchr.  26,  579  ff.  Feeksdorfp,  Hans.  Gesch.-Bl.  12,  89  ff.,.macht  darauf  aufmerksam, 
daß  Ripen  das  lübische  Familiengüter-  und  Erbrecht  ausgeschlossen  hat,  was  sonst, 
im  Gegensatz  zu  den  Städten  des  magdeburgischen  Rechtes,  in  dem  Bereiche  des 
lübischen  Rechtes  nicht  vorkam.  Im  Gegenteil  wurde  das  lübische  Familiengüter- 
recht zuweilen  selbst  an  Orten,  wo  im  übrigen  kein  lübisches  Recht  galt,  rezipiert. 
Vgl.  a.  a.  0.  104.    Sghbödeb,  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  2,  3  S.  35. 

^°  Vgl.  Napiebsky,  Quellen  des  rigischen  Stadtrechte,  1876.  Bünoe,  Einleitung 
in  die  liv-,  est-  und  kurländische  RG.,  1849.  Fbensi>obff,  Hans.  Gesch.-Bl.  5,  177  tV. 
Die  älteste  Rigaer  Rechteaufzeichnung  erfolgte  zwischen  1227  und  1238  für  Reval^ 
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ZU  haben;  Gewisse  Bestimmungen  des  Hamburger  Rechtes  waren  auch 
in  das  Stadtrecht  von  Bremen  (von  1304  —  1305,  1428,  1.433),  das 
zugleich  in  Oldenburg  und  Verden  galt,  übergegangen'*.  Ein  ausfuhr- 
liches Stadtrecht  von  1401  besaß  Lüneburg,  mit  dessen  Recht  ver- 
schiedene Städte  in  der  Umgegend  bewidmet  waren.  Hildesheim  hatte 
ein  lateinisches  Stadtrecht  aus  der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrhundert« 
und  ein  176  Artikel  zählendes,  um  1300  entstandenes  deutsches  Stadt- 
recht'*. Das  Braunschweiger  Stadtrecht'',  das  auch  in  Olle,  Einbeck 
und  Duderstadt  Geltung  hatte,  wurde  zuerst.  1227  in  lateinischer  Fassung 
aufgezeichnet,  dagegen  ist  das  demselben  Jahre  zugeschriebene  deutsche 
sogenannte  ottonische  Stadtrecht  zwischen  1250  und  1279  zu  setzen'*; 
ein  ausführliches  Stadtrecht  kam  1401  zustande,  das  im  Laufe  des 
1 5.  Jahrhunderts  noch  durch  verschiedene  Zusätze  vermehrt  wurde.  Eine 
eigentümliche  Stellung  unter  den  ostfalischen  Städten  nahm  Goslar  ein'^, 
indem  es,  jedenfalls  infolge  der  fränkisch^- thüringischen  Abstammung 
seiner  bergmännischen  Bevölkerung,  ebenso  wie  die  meisten  übrigen  Harz- 
städte in  seinem  Familiengüterrecht  durchaus  fränkisch- thüringischen 
Charakter  zeigte '^  Das  Goslarer  Stadtrecht  (Ende  des  13.  oder  Anfang 
des  14.  Jahrhunderts)  galt  in  Wernigerode,  Halberstadt,  mittelbar  auch 
in  Aschersleben,  Osterwik  und  Groningen  und  zum  Teil  in  Quedlinburg. 
Besonders  charakteristisch  ist  es,  daß  Goslar  nicht  bloß  Oberhof  für 
Aschersleben  und  Halberstadt,  sondern  auch  für  AltrCnbürg  unci  Nord- 
hausen  war'^,  das  selbst  wieder  unter  den  thüringischen  Städten  die 
bedeutendste  Oberhofstellung   einnahm'®.     Neben  Nordhausen  kam   hier 


das  später  in  Lübeck  zu  Haupte  ging,  sodann  bald  nach  1279' (erneuert  1294)  för 
Ilapsal.  Wahrend  bis  dahin  nur  eine  innere  Verwandtschaft  mit  dem  Hamburger 
Rechte  hervortritt,  erfolgte  zwischen  1279  und  1285  die  vollständige  Rezeption  des 
letzteren.  Eine  Umarbeitung  des  Haraburg-Rigischen  Rechts,  zum  Teil  auf  Grund 
der  2.  Nowgoroder  Skra,  fand  im  Anfange  des  14.  Jh.  statt  (Anm.  28).  Eine  letzte 
Überarbeitung,  bei  der  auch  auf  das  Riga-Hapsaler  Recht  zurückgegangen  wurde 
(Mitte  des  14.  Jh.),  ward  früher  irrtümlich  dem  Jahre  1542  zugeschrieben. 

'*  Die  Privilegien  von  1111,  1252  und  1396  sind  Fälschungen  aus  der  1.  Hälfte 
des  15.  Jahrhunderts.     Vgl.  Likdner  und  v.  Bippek,  Brem.  Jahrbtich  18,  1886. 

"  Beide  bei  Döbneb,  Urk.-B.  d.  St  Hildesheim  1,  Nr.  209.  548.  Vgl.  Fbens- 
DpRFP,  Gott.  gel.  Anz.  1888,  S.  328  ff. 

"  Ausg.  von  Hänselmann,  ürk.-B.  d.  St.  Braunschweig  1,  1862.  VgL.FRRNs- 
DORFF,  Gott  gel.  Anz.  1862,  S.  785  ff.    Hansblmann,  Hans.  Gesch.-Bl.  1892,  S.  8  ff. 

**  Fbensdorff,  Hans.  Gesch.-Bl.  6,  117  ff.,  weist  nach,  daß  die  „Jura  Inda- 
ginis^'  nicht  bloß  dem  Weichbilde  Hagen,  sondern   der  ganzen  Stadt  angehörten. 

"  Vgl.  Göschen,  Goslarische  Statuten,  1840.  Ortloff,  Samml.  deutsch.  R-Qa. 
1,  pg.  23  ff.     HlNEL,  ZRG.  1,  274  f.    Kraut,  Grundriß«  S.  29. 

"  Vgl.  Hanel,  Die  ehel.  Gütergemeinschaft  in  Ostfalen,  ZRG.  1,  273  ff. 
SniRÖDER,  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  2,  3  S.  69  ff.  187  ff.  299. 

*^  Goslarer  Oberhofsentscheidungen  bei  Brüns,  Beiträge  z.  d.  deutsch.  Rechten 
178  ff.  FöRSTEMANN,  N.  Mittcil.  a.  d.  Geb.  bist  antiqu.  Forsch.  1,  3  S.  18  ff.  Holz- 
mann, Hercyiiisches  Archiv  1,  3  S.  441  ff.    Über  Altenburg  Gaupp,  Stadtr.  1,  205  ff. 

*«  Die  Stadtrechtsquellen  von  Nordhausen  bei  Förstehann,  Die  alten  Gesetze 
der  Stadt  Nordhausen,  1836;  Gresetzsammlungen  der  Stadt  Nordhausen  im  15.  und 
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besonders  £iseiiach  als  Oberhof  für  sämtliche  Städte  des  Landgrafen 
von  Thüringen  in  Betracht  *•. 

Unter  den  westfälischen  Städten  stehen  Soest  und  Dortmund  in 
erster  Reihe.  Das  Dortmunder  Stadtreoht*®  beruhte  auf  Privilegien 
Friedrichs  II.  von  1220  und  Ludwigs  des  Baiern  von  1332  und  1340. 
Die  älteste  Stadtrechtsaufzeichnung  entstand  bald  nach  1250,  und  zwar 
als  Rechtsmitteilung  für  die  Tochterstädte,  namentlich  Memel  (Neudort- 
mund), wo  aber  sehr  bald  das  lübische  Recht  eingeführt  wurde,  und 
Höxter.  Dem  ersten  lateinischen  Stadtrechte  wurden  in  der  ersten  Hälfte 
des  14.  Jahrhunderts  verschiedene  Novellen  in  deutscher  Sprache  an- 
gehängt, bis  das  große  Stadtbuch  angelegt  wurde,  in  das  während  des 
14.  und  15.  Jahrhunderts  alle  Statuten  ohne  bestimmte  Ordnung  ein- 
getragen wurden.  Das  in  der  ersten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  ent- 
standene Urteilsbuch  enthielt  Dortmunder  Oberhofentscheidungen  und 
Weistümer,  wohl  sämtlich  für  Wesel.  Dortmund  war  nicht  nur  Oberhof 
für  die  meisten  westfälischen  Städte  (Höxter,  Paderborn,  Minden,  Osna- 
brück, Lüdenscheid,  Schwerte,  Essen,  Dorsten),  sondern  auch  für  Wesel, 
das  selbst  wieder  Oberhof  für  verschiedene  kleinere  rheinfränkische  Städte 
war.  Das  Dortmunder  Familiengüterrecht  war  nicht  mehr  das  altwest- 
falische,  sondern  hatte  den  flämisch -niederfränkischen  Charakter  ange- 
nommen, worin  es  sich  mit  Hamburg  und  Riga,  die  unter  Dortmunder 
Einfluß  gestanden  zu  haben  scheinen,  bis  zu  einem  gewissen  Orade  auch 
mit  Bremen  berührte *\  Dagegen  hat  Soest,  dessen  Recht  durch  seine 
Übertragung  auf  Lübeck  zu  weltgeschichtlicher  Bedeutung  gelangte,  an 
dem  Grundjjfedanken  des  altwestfalischen  Familiengüterrechtes,  der  Unter- 
scheidung zwischen  beerbter  und  unbeerbter  Ehe,  streng  festgehalten**. 
Während  die  Oberhofstellung  der  Mutterstadt  dem  Haupte  der  Hanse 
gegenüber  schon  früh  in  Wegfall  kommen  mußte  (S.  670),  blieb  Soest 
Oberhof  zahlreicher   westfiilischer  Städte**,  unter  denen  Ruthen,  Atten- 

16.  Jh.,  1843  (Abdracke  a.  d.  N.  Mitteil.  3.  5—7).  Nordhftuser  Entscheidungen 
bei  FÖR8TEHANN,  N.  Mitteil.  1,  3  S.  13  ff.  Unter  den  Städten,  die  in  Nordhausen 
zu  Haupte  gingen,  ragt  Mühlhausen  durch  sein  um  1250  verfaßtes  wertvolles 
deutsches  Stadtrecht  (Herquet,  Urk.-B.  v.  Mtihlhausen  607  ff.)  hervor. 

^  Vgl.  Gkkqler,  Stadtr.  100  ff.  Gaupp,  Stadtr.  1,  195  ff.  Ortlopp,  Samml. 
deutscher  Rechtsquellen  1,  pg.  152  ff.  Von  den  Tochterstädten  Eisenachs  war 
Gotha  die  bedeutendste.  Vgl.  Ortloff,  a.  a.  0.  2,  319  ff.  Andere  thüringische 
Stadtrechte  bei  Michelsek  und  Walch  (S.  665).  Vgl.  auch  Kirchhop,  Erfurter 
Weistümer,  1870.  Grössler,  Das  Werder-  u.  Achtbuch ^der  Stadt  Eisleben,  Eisl. 
Progr.  1890.     Über  das  Eisenacher  Rechtsbuch  vgl.  §  54,  n.  57. 

*®  Ausg.  von  Frensdorff,  1882. 

"  Vgl.  Schröder,  Ehel.  Güterr.  2,  3  S.  303.  312  f.  Frensdorff,  a^  a.  Ö. 
pg.  174  f. 

"  Vgl.  Schröder,  a.  a.  0.  2,  3  S.  119ff. 

"  Soester  ßechtsbelehrungen  bei  Wioand,  Westföl.  Arch.  7,  1  S.  57  ff.    Das 

älteste  Soester  Stadtrecht  wurde  um  die  Mitte  des  12.  Jh.  (vor  dem  Privileg  der 

Stadt  Medebach  von  1165)  in  lateinischer  Sprache  aufgezeichnet  und  im  Laufe  des 

13.  Jahrhunderts  durch  Zusätze  vermehrt.    Eine  neue  Redaktion  entstand  Ende  des 
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dorn  und  Lippstadt  wieder  Oberhofstellung  in  engeren  Kreisen  ein- 
nahmen**. 

Eine  durchaus  selbständige  Gruppe  bildeten  die  im  13.  Jahrhundert 
auf  Grundlage  des  jütischen  Low  entstandenen  Stadtrechte  von  Schleswig, 
Flensburg,  Apenrade  und  Hadersleben*^,  die  übrigens  in  ihrem 
Familiengüterrecht  eine  gewisse  Verwandtschaft  mit  Hamburg  zeigen. 

Außerordentliche  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der  Quellenpublika- 
tionen sind  in  neuester  Zeit  seitens  der  Niederländer  gemacht  worden.  Es 
ist  dies  um  so  dankenswerter,  als  die  eigentümliche  Verbindung  salischer, 
chamavischer  und  friesischer  Elemente  den  holländischen  Rechtsquellen 
ein  besonderes  Interesse  verleiht  Dem  alten  Bataverlande  gehört  das 
Stadtrecht  von  Nimwegen  aus  dem  15.  Jahrhundert  an**.  Zahlreich 
sind  die  Stadtrechte  aus  dem  chamavischen  Gebiete  (Gelderland,  Overijssel, 
Drenthe)*^  An  diese  reiht  sich  das  Stadtbuch  von  Groningen  von  1425*®. 
Die  älteste  Stadtrechtsaufzeichnung  für  Friesland  ist  das  Privileg  Hein- 
richs V.  von  1108  für  Staveren*®.  Dem  15.  Jahrhundert  gehören  die 
vielfach  untereinander  verwandten  Stadtrechte  von  Franeker,  Bolsward, 
Sneek,  Leeuwarden  und  Staveren  an^*^.  Unter  den  westfriesischen 
Stadtrechten  ist  das  von  Medemblik  von  1289,  in  lateinischer  Sprache, 
das  älteste  ^^.    Ebenfalls  dem  friesischen  Gebiete  gehören  die  Stadtrechte 

13.  Jh.,  eine  niederdeutsche  Bearbeitung  (die  alte  Schrae)  aus  dem  14.  Jh.  wurde 
bis  zum  15.  Jh.  durch  Zusätze  vermehrt  Vgl.  Ilqen,  Deutsche  Städtechroniken 
24,  pg.  121  ff.  Daselbst  pg.  129  ff.  auch  eine  Ausgabe  der  beiden  lateinischen 
Stadtrechte. 

^  Wie  sich  Dortmunds  Oberhofstellung  auch  auf  rheinfränkische  Städte  er- 
streckte, so  griff  Soest  in  das  hessische  Gebiet  über,  indem  Siegen,  obwohl  eine 
Stadt  mit  hessischer  Bevölkerung,  Soester  Recht  hatte.  Vgl.  Achenbach,  De  veteri 
civium  Siegenensium  statuto,  Bonn.  Diss.  1855.  Inhaltlich  stimmte  das  Stadtrecht 
von  Münster  mit  dem  von  Soest  überein,  während-  Minden-,  das  in  Soest  zu 
Haupte  gegangen  sein  soll,  mit  Hannover,  Hildesheim,  Hameln  und  Münden  in 
betreff  des  ehelichen  Güterrechts  eine  eigene  Gruppe  bildete.  Vgl.  Döbnes,  Städte- 
privilegien Otto  des  Kindes,  18S2. 

**  Thorbbn,  Die  dem  jütischen  Low  verwandten  Stadtrechte,  1855.  Vgl.  Falck, 
Schlesw.-holst.  Privatrecht  1,  375  ff.  Hasse,  Das  schleswigsche'  Stadtrecht,  1880. 
A.  Sach,  Ursprung  der  Stadt  Hadersleben  u.  d.  Stadtrecht  v.  1295  (1892). 

**  Ausgabe  's  Gravenhage  1890. 

*^  Wir  heben  hervor:  Zutphen  (Ausg.  Pijnacker-Horduk,  1881),  bei  dem 
zahlreiche  Städte  Geldems  zu  Haupte  gingen,  ferner  die  Zutphen-Emmericher 
Rechtsmitteilungen  (ZRG.  10,  189  ff.  194  ff.  222  f.),  ZwoUc  (Ausg.  Dozy,  Groninger 
Diss.  1867.  A.  Teltiko,  Overijsselsche  stad-,  dijk-  en  markeregten  1,  12.  1897X 
Kampen  (ebd.  1,  1.  1875),  Goor  (ebd.  1,  8.  1888),  Hasselt  (ebd.  1,  4.  1888^ 
Vollenhove  (Fockema-Andbeä,  ebd.  1,  5,  6.  1885),  Ootmarsum,  Ommen  und 
Steenwijk  (A.  Teltino,  ebd.  1,  7,  8,  10.  1887—1891),  Harderwijk  (Berns,  1886), 
Arnh'feim  (Feith  u.  Boer,  Versl.  en  Mededeel.  1891),  Coevorden  (Gratama,  ebd.). 

*®  Ausg.  A.  Teltino,  1886.  Ein  jüngeres  Stadtbuch  von  1446  her.  v.  d. 
Gesellschaft  pro  excolendo  iure  patrio,  ohne  Jahreszahl. 

«  Waitz,  Urkunden  Nr.  9  (17).     Vgl.  §  55,  n.  9. 

»ö  A.  Teltino,  De  friesche  stAdrfechten,  1883.    Vgl.  ZRG.  19,  232  ff. 

^^  Pols,  West^esche  stadrechten,  2  Bde,  1885—88.  v.  d.  Berqh,  Oorkondenb. 
van  Holland  en  Zeeland  2,  289. 
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des  Eennemerlandos,  sowie  die  seeländischen  Stadtrechte  oder 
Eeuren,  sämtlich  noch  aus  dem  13.  Jahrhundert,  an^',  während  die 
beiden  Stadtrechte  von  Geertruidenberg  in  Nordbrabant  (1213  und 
1275)  salfränkisch  sind^^  Das  größte  Interesse  erregen  die  Stadtrechte 
aus  den  Provinzen  Utrecht  und  Südholland,  weil  sich  hier  in  bemerkens- 
werter Weise  salisches  und  friesisches  Becht  vermischt  hatten.  Eine  an- 
sehnliche Reihe  von  Rechtsbüchem  aus  dem  14.  und  15.  Jahrhundert 
besaß  die  Stadt  Utrecht:  den  Liber  albus,  Liber  hirsutus,  das  rote  Buch, 
die  Boese,  das  Schöffenbuch  (eine  Sammlung  von  Urteilen)  und  das 
Schöfifenrecht  von  1456**.  Aus  Südholland  ist  zunächst  das  wertvolle 
Bechtsbuch  von  Brielle  (van  den  Briel),  zu  Anfang  des  15.  Jahrhunderts 
von  dem  Stadtschreiber  Jan  Matthijssen  verfaßt,  hervorzuheben**,  femer 
die  verschiedenen  Bechtsaufeeichnungen  von  Leiden*®,  die  Stadtrechte 
von  Delft  (1246),  Gravenzande  (1246)  und  Schiedam  (1275)*^,  die 
beiden  letzteren  in  deutscher  Sprache.  Von  besonderem  Werte  ist  eine 
neuerdings  erschienene  Ausgabe  der  Dordrechter  Bechtsquellen,  welche 
außer  dem  „Keurboek"  von  1401  und  zahlreichen  Einzelstatuten  eine 
schätzenswerte  Sammlung  gerichtlicher  Entscheidungen  enthält*^. 

In  den  lothringischen  Gebieten  diente  das  Becht  von  Beaumont 
von  1182  (S.  447)  zahlreichen  Städten  als  Muster.  Von  einer  damit  zu- 
sanmienhängenden  Oberhofstellung  ist  nichts  bekannt.  Nach  Lothringen 
gehören  auch  die  ältesten  uns  überlieferten  Stadtrechtsquellen,  die  Aufr 
Zeichnungen  über  die  Bechte  der  Grafen  zu  Toul  (1069)  und  Dinant 
(vor  1070)*». 

Unter  den  rheinischen  Städten  zeichnete  sich  Aachen  durch  eine 
bedeutende  Oberhofthätigkeit,  die  sich  bis  tief  nach  Belgien  hinein  er- 
streckte, aus®^.  Oberhof  der  klevischen  Städte  war  Kleve,  das  sein  Becht 
selbst  von  Kaikar  empfangen  hatte ®\    Auf  das  Becht  der  Kölner  Kauf- 

^*  V.  D.  Beboh,  a.  a.  0.  1,  219.  816  und  2,  478  die  Rechte  von  Haarlem, 
Alkmaar  und  Beverwijk,  1,  150.  SlO.  160.  164.  245  Middelburg  (1217,  1254), 
Westkappel  (1223),  Dombnrg  (1223),  Zierikzee  (1248). 

"  V.  D.  Bbbgh  1,  138.  2,  123. 

**  Ausg.  V.  MüLLEB,  2  Bde,  1883.    Vgl.  Wassersohlbben,  Bechtsqu.  185  iF. 

**  Ausg.  V.  Fbuin  und  Pols,  1880. 

^  Blök,  Leidsche  rechtsbronnen,  1884.  HAHAKER,Keurboekenyan  Leiden.  1873. 

"  V.  D.  Beboh,  a.  a.  0.  1,  226.  280.  2,  125. 

*^  Ausg.  V.  Fbuin,  2  Bde,  1882.  Ein  Privileg  des  Königs  Wilhelm  von  1252 
bei  V.  n.  Bebgh  1,  292. 

"  Waitz,  Urkunden*  Nr.  8.  9. 

^^  Vgl.  LoERSOH,  Aachener  Kechtadenkmäler,  1871;  Über  den  Aachener  Schöffen- 
stuhl als  Oberhof,  bei  Haaoen,  Geschichte  Aachens  1,  347  ffl;  Ein  verschollenes 
Aachener  Stadtrechtsbuch,  Annal.  d.  bist  Ver.  f.  d.  Niederrh.  32,  109  ff.  Wassebsoii- 
LEBEK,  Bechtsquellen  160  ff. 

•*  Vgl.  ScHBÖDEB,  Mitteilungen  über  klevische  Rechtsquellen,  ZRGr.  9,  421  ff. 
10,  188  ff.;  Liber  sententiarnm  Cliviensis,  Bonn.  Progr.  1870.  Bluhme,  Schbödeb, 
LoEBSOH,  Drei  Abhandlungen  z.  Qt.  d.  deutsch.  Rechts  (1871)  19  ff.  Das  Stadtrecht 
von  ELleve  zeigt  eine  starke  Benutzung  der  Sachsenspiegelglosse.  Vgl.  Stepfen- 
BAGEK,  Wien.  SB.  129. 

48* 


676  £>a8  Mittelalter. 

leute  wurde,  wie  dies  auch  in  betreff  Magdeburgs,  Goslars  und  anderer 
Städte  geschah  (S.  615  n.  617),  im  12.  Jahrhundert  vielfach  in  Stadteprivi- 
legien,  namentlich  denen  der  Zähringer,  als  Muster  verwiesen,  und  man 
hat  deshalb  schon  im  Mittelalter  irrtümlicherweise  "angenommen,  daß  die 
zähringischen  Städte  mit  dem  Kölner  Stadtrechte  bewidmet  worden  seien; 
erst  neuere  Untersuchungen  haben  ergeben,  daß  dies  nicht  der  Fall  ge- 
wesen ist.  In  Wahrheit  hatte  das  Kölner  Recht  nur  eine  geringe  Ver- 
breitung und  auch  die  eigenen  Bechtsaufzeichnungen  standen  in  keinem 
Verhältnisse  zu  der  Bedeutung  der  Stadt  ®^.  Möglich,  daß  die  ausgedehnte 
Wirksamkeit  von  Aachen,  Kleve,  Dortmund,  rheinaufwärts  aber  die  Ober- 
höfe von  Ingelheim  und  Eltville  (S.  665)  und  besonders  der  Frankfurter 
Oberhof  einer  größeren  Entwickelung  auf  kölnischer  Seite  im  Wege  ge- 
standen haben  ^^.  Von  anderen  fränkischen  Stadtrechten  ist  noch  das 
von  Bamberg  zu  nennen,  das  1306  abgefaßt  und  um  die  Mitte  des 
14.  Jahrhunderts  durch  Zusätze  vermehrt  wurde®*.  Andere  Städte  scheinen 
mit  Bamberger  Recht  nicht  bewidmet  gewesen  zu  sein. 

Ungemein  reich  an  Rechtsquellen  war  Straßburg.  Das  älteste 
Stadtrecht  wurde  nach  1129,  das  zweite  um  1200,  das  dritte  zwischen 
1245  und  1260  aufgezeichnet.  Das  älteste  deutsche  Stadtrecht  entstand 
1270  und  wurde  dann  noch  bis  1282  erweitert;  das  zweite  war  eine  von 
1300 — 1322  reichende  Statut^nsammlung;  das  dritte  deutsche  Stadtrecht 
wurde  1322  verfaßt  und  1441  einer  Revision  unterworfen;  seine  Be- 
stimmungen sind  im  wesentlichen  bis  zum  Untergange  der  reichsstädtischen 
Freiheit  in  Geltung  geblieben  ®^  Trotz  der  reichen  Entwickelung  seines 
Stadtrechts  hat  Straßburg  auf  andere  Städte  keinen  unmittelbaren  Einfluß 
gehabt  Dasselbe  galt  von  Augsburg  und  Basel.  Das  Augsburger 
Stadtrecht  ging  auf  ein  Privileg  Heinrichs  IV.  von  1104,  das  1156  von 


^'  Vgl.  Stein,  Akten  z.  Gesch.  d.  Verfassung  u.  Verwaltung  d.  Stadt  Köln  im 
14.  u.  15.  Jh.,  2  Bde,  1893—95.  Der  angebliche  Kölner  Schied  von  1169  ist  eine  Fäl- 
schung von  1226,  ebenso  wie  das  Wormser  Privileg  von  1156  eine  Fälschung  aus 
der  Zeit  von  1198—1208.  Vgl.  Stumpf,  Wien.  SB.  32,  603  ff.  Köhiisches  Recht 
galt  in  Neuß,  Neußer  Eecht  wieder  in  Kees.  Über  das  Recht  dieser  Stadt  vgl. 
LiESEGANO,  Recht  u.  Verfassung  von  Rees,  Westd.  Zeitschr.,  Erg.-Heft  6,  1890. 

^^  Vgl.  I'homas,  Der  Oberhof  zu  Frankfurt,  her.  v.  £uler,  1841.  Das  daselbst 
S.  119—162  aufgestellte  Verzeichnis  nennt  290  mit  Frankfurter  Recht  bewidmete 
Orte.  Muß  man  davon  auch  manche  abziehen,  die  bloß  Marktrecht  nach  Frank- 
fui*ter  Muster  besaßen,  so  bleiben  immer  noch  gegen  200  übrig,  die  in  Frankfurt 
zu  Haupte  gingen.  Davon  waren  Eltville,  Friedberg,  Gelnhausen,  Heilbronn,  Oppen- 
heim, Wetzlar  und  Wimpfen  selbst  wieder  Oberhöfe  für  engere  Kreise.  Gegen 
die  Ansicht,  daß  hannoverisch  Münden  in  Friedberg  zu  Haupte  gegangen  sei,  vgL 
Euler,  Mitteii.  f.  Frankf.  Gesch.  7,  Nr.  6.  Auszüge  aus  einem  Frankfurter  Statuten- 
buche  bei  Eüler,  Das  1417  angelegte  Gesetzbuch  d.  Stadt  Frankfurt,  1855. 

**  Ausgabe  von  Zöppl,  1839. 

•*  Die  drei  ersten  Stadtrechte  herausgegeben  von  Wiegand,  Ürk.-B.  d.  St. 
Straßburg  1,  467  ff.  477  ff.  482  ff.,  die  drei  letzten  von  Schulte  und  Wolpram,  ebd. 
4,  2  S.  3  ff.  15  ff.  47  ff.  Zahlreiche  Rechtsaufzeichnungen  und  Weistümer  über 
Einzelheiten  ebd.  189  ff.     Vgl.  Rietschel,  D.  Zeitschr.  f.  Gesch.-W.   NF.  1,  24  ft^ 
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Friedrich  L  erneuert  worden  war,  zurück®*.  Die  Stadtrechtsredaktion  erfolgte 
zwischen  1276  und  1281  durch  eine  vom  Bäte  eingesetzte  Kommission, 
mit  ausdrücklicher  Genehmigung  Budolfs  L  Das  Stadtrecht  ist  in  deutscher 
Sprache  verfaßt  und  durch  Reichhaltigkeit  ausgezeichnet.  Vielfach  tritt 
Verwandtschaft  mit  dem  Schwabenspiegel  hervor,  die  vielleicht  auf  die  ge- 
meinsame Benutzung  einer  älteren  Augsburger  Bechtsaufzeichnung  zurück- 
zuführen ist  (vgl.  S.  654.  656).  Im  Laufe  der  Zeit  wurde  das  Stadtrecht 
durch'  zahlreiche,  an  den  verschiedensten  Stellen  eingeschobene  Novellen 
erweitert  Unter  den  Baseler  Stadtrechtsquellen *^  nimmt  das  deutsche 
Bischofs-  und  Dienstmannenrecht,  das  nach  1250,  vielleicht  zwischen  1260 
und  1262  auf  Anlaß  des  Koadjutors  Heinrich  von  Neuenburg,  aufgezeichnet 
wurde  *^,  die  erste  Stelle  ein.  Daran  schließt  sich  der  erste  Stadtfriede 
Budolfs  I.  von  1286,  der  zweite  von  1342 — 65  (der  sog.  Einungsbrief) 
und  die  umfangreiche  Gerichtsordnung  von  1457.  Dem  letzten  Viertel 
des  15.  Jahrhunderts  gehört  das  Stadtrecht  von  Luzern  an*^ 

Zu  den  ältesten  Stadtrechtsurkunden  gehört  das  Beichenauer  Privileg 
für  Aliensbach  (1075)  und  das  erst  vor  kurzem  aufgefundene  und  als- 
bald in  den  Mittelpunkt  der  Stadtrechtsforschungen  getretene  Privileg  des 
Abtes  Ulrich  für  das  Städtchen  Badolfzell  (UOO)^®. 

Nur  wenige  Jahrzehnte  jünger,  zugleich  aber  das  bedeutendste  Mutter- 
recht am  Oberrhein  war  das  Stadtrecht  von  Freiburg  im  Breisgau^^ 
Die  Stadt  wurd«  1120  von  Konrad  von  Zähringen  errichtet  und  erhielt 
von  diesem,  noch  bevor  er  als  Erbe  seines  Bruders  Berthold  III.  den 
Herzogstitel  erlangte  (1122),  ihr  erstes  Stadtrecht,  das  im  Laufe  des 
12:  Jahrhunderts  auf  Grund  von  Bürgerbeschlüssen  durch  eine  Beihe 
von  Zusätzen  vermehrt  wurde  ^*.    Auf  Grundlage  dieses  Stadtrechts  ent- 


•*  Ausg.  V.  Chr.  Meter,  1872.  Über  die  Privilegien  von  1104  und  1156  vgl. 
Stumpf,  Kaiserurkunden,  Kegest.  2968.  8747. 

^'  Bechtsquellen  von  Basel  1,  1856. 

•*  Ausg.  von  Wackbrnaqel,  1852,  und  Rechtsqu.  1,  6  ff. 

^®  Ausg.  von  Seoessee,  1855.  Von  selbständigen  schweizerischen  Stadtrechten 
sind  noch  anzuf&hren  der  Schaffhauser  Richtebrief  von  1291  (her.  v.  J.  Meyer, 
1857)  und  der  Züricher  Richtebrief  (14.  Jh.),  Helvet  Bibliothek  2,  1735. 

^^  Herausgegeben  und  erläutert  von  A.  Schulte,  Über  Reichenauer  Städte- 
gründungen, ZGO.  44,  137  ff.  Vgl.  K.  ScHAUBE  und  Küntzel,  ebd.  48,  296  ff.  47, 
626  ff.  373  ff.),  sodann  von  Albert,  Gesch.  d.  Stadt  Radolfzell,  1896,  S.  85  ff. 

'1  Vgl.  Gaüpp,  Stadtrechte  2,  1—19.  Waitz,  VG.  7,  405f.  Hegel,  Städte- 
verfassung Italiens  2,  407;  Kieler  Monatsschrift  1854,  S.  703  ff.;  ZGO.  50,  277  ff. 
H.  Maurer,  ebd.  40,  170 ff.  Die  Ergebnisse  des. letzteren,  denen  unsere  firüheren 
Auflagen  beigetreten  waren,  lassen  sich  gegenüber  den  Einwendungen  Hbqel's 
nicht  aufrecht  erhalten. 

'*  Ausgaben:  DOmo^,  Regesta  Badensia  122  ff.  Schreibeb,  Verfassungsurkunde 
d.  Stadt  Freiburg  i.  Br.,  1888.  Gaupp,  a.  a.  O.  2,  19  ff.  Der  Abdruck  von  Maurer, 
a.  a.  0.  193  ff.,  enthält  neben  mehrfachen  Verbesserungen  verschiedene  von  Hegel 
als  unberechtigt  erwiesene  Textänderungen.  Den  ursprünglichen  Bestand  bilden 
Art.  1 — 7  und  der  Schlußsatz.  Die  Art  8 — 17  haben  bei  der  Abfassung  der  Stadt- 
rechte von  Diessenhofen  und  Freiburg  im  Ochtlande  (1178)  bereits  vorgelegen. 
Wiederholungen  zeigen  sich  Art.  6  und  34,  Art.  17  und  24,  Art.  20  und  44. 
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stand  Ende  des  12.  oder  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  (jedenfalls  vor 
1218)  der  Freiburger  Stadtrodel,  der  irrtümlich  Herzog  Berthold  als  den 
Gründer  und  ersten  Gesetzgeber  der  Stadt  nennt  ^^.  Ein  deutsches  Stadt- 
recht, dessen  Grundlage  eine  1275  entstandene  Bearbeitung  des  Stadt- 
rodels bildete,  kam  1293  unter  Graf  Egon  von  Preiburg  zustande^*. 
Die  letzte  Stadtrechtsredaktion  erfolgte  1368  unter  den  Herzogen  Albrecht 
und  Leopold  von  Österreich  ^^  Auf  das  Freiburger  Stadtrecht  gingen 
direkt  oder  indirekt  die  meisten  oberrheinischen  und  schweizerischen  Stadt- 
rechte zurück^®.  Die  bedeutendsten  Tochterrechte,  die  ihrerseits  wieder 
Mutterrechte  für  ausgedehnte  Gebiete  wurden,  waren  die  Stadtrechte  von 
Bern^7^  Freiburg  im  Üchtlande  (1249)^»,  Murten'»  und  Colmar 
(1278,  1293)8^  Alle  diese  Städte  entwickelten  eine  bedeutende  Oberhof- 
Stellung.  In  Freiburg  i.  Br.  gingen  noch  nach  einer  Urkunde  von  1403 
über  30  Städte  und  Dörfer,  darunter  Waldshut,  Villingen,  Tübingen,  Über- 
lingen, OflFenburg,  zu  Haupte®^  Von  den  Entscheidungen  ist  bis  jetzt 
nichts  veröflFentlicht.  Die  vermeintliche  Bewidmung  Freiburgs  und  der 
meisten  Frei  burger  Tochterstädte  mit  dem  Rechte  von  Köln  (S.  675  f.)  hatte 
nur  die  allgemeine  Bedeutung,  daß  die  Rechte  und  Il'reiheiten  der  Kölner 
Kaufleute  als  Vorbild  für, die  Freiheiten  der  Freiburger  Kaufleute  gelten 
sollten". 

"  Ausgaben:  Schreibeb,  Urk.-B.  d.  St.  Freiburg  1,  3  ff.    Gaupp,  a.  a.  0.  2,  28  ff. 

'«  Schreiber,  Urk.-B.  1,  74  ff.  123  ff.    Gengler,  Stadtrechte  134  ff. 

^*  Schreiber,  a.  a.  0.  589  ff. 

^*  Ein  Reihe  solcher  Tochterrechte  Freiburgs  bei  Gaüpp,  a.  a.  0.  2,  38— -169. 
Bei  der  Aufzeichnung  der  Tochterrechte  hat  bald  das  erste  Freiburger  Stadtrecht, 
bald  der  Stadtrechtsrodel  als  Grundls^e  gedient  Vgl.  Hegel,  a.  a.  0.  50,  284  ff. 
Maurer,  a.  a.  0.  177  ff.  Hüber,*  Syst.  u.  Gesch.  d.  Schweiz.  Priv.-R.  4,  89  ff.  In  der 
Handfeste  für  Diessenhofen  von  1260  (Gengler,  Stadtrechte  79  ff.)  ist  auch  das 
ursprüngliche  Stadtrecht  von  1178  enthalten. 

^'  Mit  ausführlichen  Kommentar  herausgegeben  von  A.  Zrbrleder,  Festschrift 
f.  d.  Gründungsfeier  Berns,  1891.  Ferner:  Fontes  rerum  Bemensium  2,  Nr.  3. 
Zeerleder,  Urk.  z.  G.  d.  St.  Bern.  1,  182  ff.  König,  Beiträge  z.  bem.  RG.  (1860) 
4  ff.  Gaupp  2,  44  ff.  Ob  das  Privileg  von  1218  in  der  überlieferten  Form  als  echt 
zu  betrachten,  ist  bestritten;  jedenfalls  wurde  es  1274  von  Rudolf  I.  und  1365  von 
Karl  IV.  bestätigt.  Vgl.  noch  Hübbr,  Schw.  Priv.-R.  4,.  88  ff.  v.  Wattenwyl, 
Gesch.  d.  Stadt  u.  Landsch.  Bem  1,  Anhang  353  ff. 

."  Gaupp  2,  82  ff.  Font  rer.  Bem.  2,  Nr.  281.  Lehr,  La  Handfeste  de  Pri- 
bourg  dans  l'Uchtland,  1880.  Forel,  M^moires  de  la  Suisse  Romande  27.  Die 
Handfeste  von  1249  hat  den  Inhalt  des  zähringischen  Privilegs  von  1177  oder  1178 
jedenfalls  wesentlich  erweitert 

'»  Gaupp  2,  152  ff. 

^  Gengler,  Codex  617  ff.  Neben  dem  Freiburger  Stadtrecht  hatte  Golinar 
auch  das  ganz  selbständige  Breisacher  Stadtrecht  von  1275  (G;enoler,  308 f.), 
wenn  auch  in  geringerem  Maße,  benutzt,  im  übrigen  war  es  ebenso  wie  das  Stadt- 
recht von  Freiburg  im  Üchtlande  eine  selbständige  Arbeit.  Auf  Colmar  beruhte 
das  Stadtrecht  von  Schlettstadt,  auf  diesem  das  von  Neuenburg  im  Breisgau, 
beide  von  König  Adolf  1292  verliehen.    Vgl.  A.  Schulte,  ZGO.  40,  97  ff. 

*»  Vgl.  Kraut,  Grandr.«  §  8,  Nr.  11. 

^*  Vgl.  Huber,  Das  kölnische  Hecht  in  den  zähringischen  Städten,  1881.(a. 
d.  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  22). 
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Für  die  oberbairischen  Städte  ließ  König  Ludwig  im  Jahre  1347  sein 
Landrechtsbuch  von  1346  zu  einem  Stadtrechtsbuche  umarbeiten,  das 
sich  als  Münchener  Stadtrecht,  durch  verschiedene  Ratsstatuten  und 
Privilegien  vermehrt,  bis  zur  Gegenwart  in  Geltung  erhalten  hat®^  Außer 
dem  bairischen  Landrecht  hat  das  wahrscheinlich  1328  verfaßte  Frei- 
singer Stadtrechtsbuch  des  Ruprecht  von  Freising  (S.  659),  dem  außer 
lokalen  Statuten  und  Gewohnheitsrechten  besonders  der  Schwabenspiegel  zu 
Grunde  liegt,  als  Quelle  gedient  ^^  Von  niederbairischen  Stadtrechten  sind 
die  von  Landshut  und  Passau  hervorzuheben®*. 

Von  Tiroler  Stadtrechten  nennen  wir  das  von  Innsbruck  (1239)®', 
Meran«^,  Brixen  (1380),  Varn  und  Sterzing  (1417)»^  Das  einzige 
größere  Stadtrecht  der  Steiermark  war  das  von  Pettau  von  1376®*.  Die 
meisten  österreichischen  Stadtrechte  hatten  ihr  Mutterrecht  in  Wien***, 
doch  muß  dahingestellt  bleiben,  ob  die  beiden  wesentlich  übereinstimmen- 
den Stadtrechtsprivilegien  Leopolds  VI.  für  Enns  (1212)  und  Wien 
(1221)  auf  eine  ältere  Wiener  Quelle  (1198?)  zurückzuführen  sind,  oder 
ob  Enns  das  ursprüngliche  Mutterrecht  für  Wien  abgegeben  hat*^  Einen 
Freiheitsbrief  erhielt  Wien  1237  von  Kaiser  Friedrich  II.,  ein  erweitertes 
Stadtrechtsprivileg  1244  von  Herzog  Friedrich  II.  Beide  Privilegien,  der 
Freiheitsbrief  von  1237  und  das  Stadtrecht  von  1221/44,  wurden  durch 
die  beiden  Freiheitsbriefe  Rudolfs  I.  von  1278  in  erweiterter  Form  be- 
stätigt**; sie  bildeten  die  Grundlage  für  die  deutschen  Stadtrechfe 
Albrechts  L  (1296)  und  Albrechts  IL  (1340).  Im  Jahre  1320  erhielt 
die  Stadt  mit  der  vollen  Bestätigung  ihrer  Autonomie  die  Erlaubnis  zur 

*•  Ausg.  von  AuBR,  1840.  Vgl.  S.  663.  Über  ein  älteres  Münchener  Stadt- 
recht vgl.  Brekneb,  i.  d.  Germ.  Abb.  f.  K.  Maurer  (s.  S.  5)  185  fF. 

**  Ausg.  V.  L.  V.  Maurer,  1839.     Vgl.  Stobbe  1,  486. 

**  Ober  das  Landshuter  Privileg  von  1279  (Quell,  z.  bair.  u.  deutsch.  Gesch. 
5,  314  ff.)  Gaupp  1,  147  ff.)  vgl.  Franklin,  Beitr.  z.  Gesch.  d.  Rezeption  70  ff.  Aus- 
züge aus  den  Stadtbüchem  von  Lands  hu  t  und  Straubing  bei  Eosbnthal,  Bei- 
träge z.  deutsch.  Stadtrechtsgeschichte  1,  1883.  .  Oberbairische  Stadtrechte  bei 
Häutle,  i.  Arch.  d.  hist.  Ver.  f.  Oberbaiem  45,  162  ff.  Über  das  Stadtrecht  von 
Regensburg  vgL  Genoler,  Beitr.  z.  RG.  Baierns  3,  1892.  Das  Passaner  Stadt- 
recht (1299)  und  das  auf  diesem  beruhende  von  St  Polten  (1338)  bei  Winter,  B1. 
d.  Ver.  f.  Landesk.  Niederösterreichs,  NF.  17,  411  ff. 

««  V.  Schwind  u.  Dopsch  Nr.  37.     Gaupp  2,  253  ff. 

»'  ZDA.  6,  413  ff. 

^  Geschichtsfreund,  oder  Beitrfige  z.  tirol.  Geschichte  (1867)  197  ff.  237  ff.  821  ff. 

89  BiscHOFP,  Wien.  SB.  113,  2  S.  695  ff. 

^  Ausgabe  der  Wiener  Stadtrechtsquellen,  mit  ausführlicher  rechtsgeschicht- 
licher Einleitung,  von  Tokaschek,  Rechte  und  Freiheiten  der  Stadt  Wien,  1877—79. 

9^  Beide  Stadtrechte  bei  Gaupp  2,  206—251  (das  von  £nn8  bei  v.  Schwind 
u.  Dopsch  Nr.  26).  Benutzt  ist  bei  denselben  ein  Rechtsbrief  Leopolds  V.  von 
1192  für  die  Regensburger  Raufleute  in  Wien.  Vgl.  Tomasohek,  a.  a.  0.  Nr.  1. 
Die  Wiener  Privilegien  von  1237  und  1296  bei  v.  Schwind  u.  Dopsch  Nr.  35.  77. 

9*  Die  von  Lorenz,.  Wien.  SB.  46,  72  ff.  gegen  die  rudolfinischen  Freiheits- 
briefe erhobenen  Einwendungen  sind  von  Tokaschek  widerlegt.  Vgl.  noch  Redlich, 
MitteiL  d.  öst  Inst  12,  55  ff. 
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Anlegung  des  „Eisenbuches"  zwecks  der  Aufnahme  ihrer  autonomischen 
Satzungen.  Eine  vorwiegend  Privatrecht  und  Prozeß  berücksichtigende 
Privatarbeit,  die  sich  bald  des  größten  Ansehens  erfreute,  war  das  Wiener 
Stadtrechtsbuch,  eine  Arbeit  von  hervorragendem  Interesse,  wahr- 
scheinlich aus  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts**. 

Mit  dem  Kechte  von  Wien  war  auch  die  Stadt  W^iener-Neustadt 
bewidmet®*.  Die  Aufzeichnung  des  Stadtrechts,  welches  die  Form  eines 
Privilegs  eines  Herzogs  Leopold  trägt,  müßte,  da  sie  jedenfalls  nach  1251, 
also  nicht  mehr  unter  den  Babenbergem  stattgefunden  hat,  auf  Herzog 
Leopold  III.  (t  1386)  bezogen  werden,  was  aber  wegen  der  lateinischen 
Sprache  seine  Bedenken  hat  Es  ist  möglich,  daß  wir  es  mit  einer 
Privatarbeit  zu  thun  haben  und  die  Bezugnahme  auf  den  Herzog  eine 
Fälschung  ist.  Manches  spricht  für  tiie  Abfassung  zwischen  1251  und 
1278,  doch  fehlt  es  auch  nicht  an  Gründen  für  eine  spätere  Entstehung 
(erste  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts).  Ein  neues  Stadtrecht  erhielt  Neu- 
stadt 1443  Yon  König  Friedrich  IIL»«. 

Das  Wiener  Stadtrecht  hat  auch  den  böhmisch-mährischen  Stadt- 
rechten als  Quelle  gedient,  kam  aber  hier  nicht  zu  gleichmäßiger  Ent- 
wickelung,  da  die  deutsche  Bevölkerung  hier  außer  den  bairisch-öster- 
reichischen  auch  niedersächsische  und  flämische  Elemente  aufgenommen 
hatte,  so  daß  neben  dem  Wiener  Eecht  auch  das  Magdeburger  und 
ebenso  das  selbst  in  Osterreich  bemerkbare  flämische  Recht  seinen  Einfluß 
äußerte®^  Die  Stadt  Iglau®^  erhielt  ihr  erstes,  auf  Wien  gegründetes 
Stadtrecht  wahrscheinlich  1249  von  König  Wenzel  I.  und  Pfemysl  Ottokar, 
das  wohl  aber  nur  in  einem  vorläufig  bestätigten  Entwürfe  überliefert  ist. 
Nachdem  dasselbe  von  späteren  Königen  wiederholt  bestätigt  worden,  ge- 
langte eregen  Ende  des  13.  oder  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  ein  das  ältere 


•*  Ansg.  von  Schuster  (1873),  der  die  Entstehungszeit  aber  zu  früh  (1276 — 96) 
ansetzt.  Vgl.  Staek  und  Sandhaas,  Wien.  SB.  36,  86flf.  41,  868  ff.  Unter  den 
Quellen  des  Stadtrechtsbuches  war  auch  der  SchwabenspiegeU  Die  übliche  Be- 
zeichnung „Wiener  Weichbild"  oder  „Weichbildbuch"  ist  zu  vermeiden,  da  der 
Ausdruck  „Weichbild"  (S.  666)  in  Süddeutschland  unbekannt  war. 

•*  Ausg.  von  WiKTEB,  Arch.  f.  österr.  Gesch.-Qu.  60,  1880.  Vgl.  Tomaschek, 
Über  eine  in  Österreich  geschriebene  Sumipa  legum,  Wien.  SB.  105,  2  S.  241  ff. 
Derselbe  handelt  von  einem  kurzgefaßten  populären  Lehrbuche  der  Institutionen 
aus  der  Mitte  des  14.  Jh.,  das  für  das  städtische  Rechtsleben  bestimmt  ist,  das 
einheimische  Recht  gehörig  berücksichtigt  und  dabei  Benutzung  des  Wiener  Stadt- 
rechts von  1244  und  besondere  Kenntnis  des  Rechts  von  Wiener-Neustadt  zeigt. 
Dasselbe  wird  von  Tomasch ek  als  eine  der  Quellen  des  Wiener-Neustädter  Stadt- 
rechts angesehen,  da  letzteres  auch  manche  rein  doktrinäre  Sätze  angenommen  hat. 

•»  Ausg.  V.  Winter,  Urkundl.  Beiträge  zur  RG.  (1877)  96  ff. 

»«  Vgl.  S.  887.  668  f.  Gaupp  2,  256  ff.  Tomaschbk,  Deutsches  Recht  in  Öster- 
reich 80  ff. ;  Rechte  der  Stadt  Wien,  pg.  5.     Rössleb,  Rechtsdenkmäler  2,'  pg.  8  ff. 

*^  Vgl.  Tomaschee,  Deutsches  Recht  in  Österreich  im  13.  Jahrhundert,  1859; 
Der  Oberhof  Iglfliu  (13.— 16.  Jh.),  1868;  Das  alte  Bergrecht  von  Iglau  u.  seine 
bergrech tl.  Schöffensprüche,  1897.  Andere  Stadtrechte  bei  Gbunzel,  Deutsche 
Stadtrechte  Böhmens  und  Mährens,  Mitteil.  d.  Ver.  f.  G.  Böhmens  30,  128  ff. 
Strnai),  Listdr  kralovsköho  mista  PlznS  (UrL-B.  der  königl.  Stadt  Pilsen)  1,  1891. 
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Recht  erweiterndes  autonomes  Stadtrecht,  ebenfalls  in  lateinischer  Sprache, 
aber  zugleich  mit  (amtlicher?)  deutscher  Übersetzung  zur  Aufeeichnung. 
Dasselbe  erlangte  in  Mähren  und  Böhmen  die  größte  Verbreitung  und 
wurde  Grundlage  der  Stadtrechte  von  Prag,  Brunn  und  Schemnitz  in 
Ungarn.  Zugleich  war  Iglau  für  zahlreiche  böhmische  und  mährische 
Städte  der  Oberhof;  seine  wertvollen  Entscheidungen  sind  bis  zu  den 
Hussitenkriegen  in  lateinischer  oder  deutscher,  von  da  an  vorwiegend  in 
tschechischer  Sprache  abgefaßt  Mutterrecht  von  Prag^®  war  außer  dem 
Iglauer  ^auch  das  Nürnberger  Recht,  es  scheint  sogar,  als  sei  Prag  bis 
1387  in  Nürnberg  zu  Haupte  gegangen  ®®.  ^  Das  sog.  Altprager  Statutar- 
recht  von  1269  ist  eine  deutsche  Privatarbeit  aus  dem  Ende  des  13.  oder 
Anfange  des  14.  Jahrhunderts,  namentlich  auf  Grund  des  Iglauer  und 
Brünner  Rechts,  des  Sachsenspiegels  und  älterer  einheimischer  Rechts- 
satzungen ^®^.  Das  Prager  Rechtsbuch  ^**^,  ebenfalls  in  deutscher  Sprache, 
ist  eine  Bearbeitung  des  zweiten  Iglauer  Stadtrechts.  Auch  das  Statutar- 
recht^^'  hat  neben  zahlreichen  lateinischen  und  deutschen  Ratssatzungen 
aus  der  Zeit  von  1314—1418  verschiedene  Iglauer  Bestimmungen  auf- 
genommen. Die  Stadt  Brunn ^^*  erhielt  1243  ein  lateinisches  Stadtrecht 
(iura  originalia)  von  König  Wenzel  I.  Das  deutsche  Stadtrecht  wurde  zu 
Anfang  des  14.  Jahrhunderts  aufgezeichnet,  auf  Grund  des  älteren  Iglauer 
Stadtrechts,  dessen  Bestimmungen  in  der  Form  eigener  autonomer  Rats- 
satzungen aufgenommen  sind,  ein  Verfahren  das  wohl  auf  private  Ent- 
stehung schließen  läßt.  Um  die  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  verfaßte  der 
Stadtschreiber  Johannes  sein  Schöffenbuch,  eine  systematische  Samm- 
lung von  Brünner  Urteilen,  die  der  rechtskundige  Verfasser  mit  doktrinären 
Einleitungen  und  vielfach  aus  dem  römischen  Recht  entnommenen  Urteils- 
gründen  ausstattete.  Manche  der  vorgetragenen  Rechtsfalle  sind  nicht  aus 
dem  Leben  genommen,  sondern  von  dem  Verfasser  nach  Anleitung  der 
Digesten  konstruiert.  Neben  Rechtsfallen  begegnen  hin  und  wieder  auch 
Auszüge  aus  stadtischen  Privilegien  und  Statuten.  Die  Zuthateu  des 
Johannes  sind  überall  deutlich  erkennbar.  Sieht  man  von  diesen  ab,  so 
ißt  der  Inhalt  rein  deutschrechtlich,  es  war  daher  ein  Irrtum,  wenn  ältere 
Forscher  annahmen,  daß  man  in  Brunn  schon  im  14.  Jahrhundert  das 
römische  Recht  berücksichtigt  habe.  Die  Sprache  ist  durchweg  lateinisch. 
Das  SchöflFenbuch  zeigt  die  Brünner  Schöffen  ihrer  ausgedehnten  Oberhofs- 
thätigkeit  in  jeder  Beziehung  gewachsen;  ihre  Urteile  sind  von  einer  Klar- 
heit und  juristischen  Schärfe,  die  sie  stellenweise  als  würdige  Seitenstücke 
zu  den  Entscheidungen  der  römischen  Juristen  erscheinen  läßt 

^  Vgl.  RössLEB,  Rechtsdenkmäler  aus  Böhmen  und  Mfthren  1  (a.  u.  d.  T. 
Das  Altprager  Stadtrecht),  1845.  Tomaschek,  Deutsches  Recht  96  fF.  Cblakovsky, 
Cod.  iur.  munic.  Bohemiae  1,  1886. 

»•  Vgl.  KöPL,  Mitteil.  d.  öst  Inst.  8,  306  ff. 

^^  Ausg.  RössLEE,  Bedeutung  der  Gesch.  d.  R.  in  Österreich,  1847,  pg.  9  ff. 

"^  RössLEB,  Rechtsdenkmaler  1,  103  ff.  »<>•  Ebd.  llff. 

^^  RüssLEB,  Rechtsdenkmäler  2  (a.  u.  d.  T.  Die  Stadtrechte  von  Brunn),  1852. 
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§  57.    Die  Lehn-  und  Dienstrechte. 

Zu  den  ältesten  Bechtsquellen  des  deutschen  Mittelalters  gehören  die 
Dienstrechte,  d.  h.  die  Aufzeichnungen  des  Recht-es  der  Ministerialen  ^ 
Da  dieser  Stand  erst  im  Laufe  des  11.  Jahrhunderts  zu  voller  Entwicke- 
lung  gekommen  war,  so  bedurfte  es  dringend  einer  Feststellung  seiner 
rechtlichen  Beziehungen.  Das  Hofrecht  des  Bischofs  Burchard  von  Worms 
(1023 — 1025)*  behandelt  die  Ministerialen  noch  nicht  als  einen  eigenen 
Stand.  Sie  gehören  noch  schlechthin  zu  der  „familia  S.  Petri",  deren 
Rechtsverhältnisse  in  dem  Hofrechte  im  Anschluß  an  das  Herkommen 
umfassend  geregelt  werden.  Unter  den  eigentlichen  Dienstrechten,  obwohl 
sie  an  den  verschiedenen  Höfen  gesondert  festgestellt  wurden,  herrschte 
bei  aller  Verschiedenheit  im  einzelnen^  doch  vielfache  Übereinstimmung, 
die  sich  teils  aus  der  Benutzung  fremder  Dienstrechte  bei  der  ersten 
Aufzeichnung,  teils  aus  dem  umstände  erklärt,  daß  die  Dienstmannschaft 
geistlicher  Fürsten  nicht  selten  seitens  des  Königs  mit  dem  Rechte  eines 
anderen  Fürstenhofes  bewidmet  wurde*.  Das  älteste  eigentliche  Dienst- 
recht  war  das  von  Bamberg  aus  dem  11.  Jahrhunderte  Dem  St.  Maxi - 
miner  Dienstrecht  von  1135  ging  ein  Hof-  und  Dienstrecht  von  1056 
vorauf®.  Das  Kölner  Dienstrecht^  in  seiner  ältesten  Gestalt  rührt  wohl 
aus  den  Jahren  1154 — 76  her,  die  deutsche  Bearbeitung  aus  der  Mitte 
des  13.  Jahrhunderts;  eine  Ergänzung  bietet- die  lateinische  Aufzeichnung 
über  den  Kölner  Hofdienst  aus  der  ersten  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts. 
Das  Bischofs-  und  Dienstmannenrecht  von  Basel  wurde  bereits  bei  den 
Stadtrechten  erwähnt®. 

Das  Lehnrecht  bildete  in  den  Rechtsbüchem  und  einzelnen  Land- 
rechten (z.  B.  bairisches  Landrecht  von  1346,  Tit  16)  den  Gegenstand 
gesonderter  Darstellung  und  wurde  zum  Teil  auch  durch  besondere  Ge- 
setze geregelt.  Namentlich  geschah  dies  in  den  est-  und  livländischen 
Lehn-  oder  Ritterrechten  des  14.  und  15.  Jahrhunderts •.  Von  der 
größten  Bedeutung  wurde  aber  für  ganz  Deutschland  das  in  dem  letzten 
Drittel  des  1 2.  Jahrhunderts  zu  Bologna  entstandene  lombardische  Lehn- 

*  Vgl.  Stobbe  1,  577  ff.    Waitz,  VG.  5«,  341  f. 

^  Weiland,   Const.  1 ,   939  ff.    Ausgabe   mit  Rommentar   Genqler  (Erlaoger 
Festschr.  f.  Mittebmaier,  1859).    Vgl.  Arnold,  Gesch.  d.  deutsch.  Freistädte  1,  62  ff. 
"  Vgl.  Ssp.  III.  42,  §  2.  *  Vgl.  Böhmer,  Acta  imperii  Nr.  62. 

*  V.  Fürth,  Ministerialen  509. 

'  Beide  in  Beyers  Urk.-B.  d.  mittelrh.  Territorien  1,  401.  538  und  danach 
Grimm,  Weistümer  4,  788 — 43,  wo  die  Echtheit  mit  Unrecht  angezweifelt  ist. 

^  Frensdorff,  Das  Recht  der  Dienstmannen  von  Köln,  1888  (Mitteilungen  aus 
dem  Stadtarchiv  von  Köln  2). 

*  Weitere  Dienstrechte  bei  v.  Fürth,  Ministerialen  523  ff.  Vgl.  Kraut,  Grund- 
rißö  §9.  Frensdorff,  a.  a.  0.  23.  Ein  Dienstrecht  von  Ilzstadt  (1256)  Mon. 
ßoica  28,  2  S.  510  und  29,  2  S.  224,  sowie  bei  Grimm,  Weistümer  6,  112.  Ein 
Blankenbeimer  Dienstrecht  des  15.  Jh.  Ann.  d.  bist.  Ver.  f.  d.  Niederrh.  9, 
122  ff.     Über  die  Constitutio  de  expeditione  Romana  vgl.  S.  646. 

*  VgL  Stobbe  1,  578  f. 
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rechtsbuch,  die  Libri  Peudorum  (so  seit  dem  13.  und  14.  Jahrhundert, 
in  den  Handschriften  meistens  „Consuetudines  feudorum)'®. 

Die  Libri  Feudorum  sind  eine  allmählich  entstandene  private  Kom- 
pilation verschiedenartiger  italienischer  Lehnrechtsqxiellen,  deren  Mittel- 
punkt die  Lehnsgesetze  Konrads  IL,  Lothars  IIL  und  Friedrichs  L  bilden. 
Durch  die  Aufnahme  des  I^hnsgesetzes  von  1037  in  das  Papienser  Rechts- 
buch und  die  systematische  Lombarda*^  wurde  die  Rechtsschule  zu  Pavia 
veranlaßt,  auch  dieses  Gesetz  in  den  Kreis  ihrer  Arbeiten  zu  ziehen. 
Daraus  erklären  sich  Tit.  1 — 8  des  ersten  Buches,  die  Capitula  ügonis^* 
und  die  sog.  Lex  „Quicumque"*'.  Durch  Beifügung  verschiedener  Lehn- 
rechtsarbeiten,  die  auf  Mailand,  zum  Teil  auf  Piacenza  und  Cremona 
zurückgehen,  und  die  beiden  obertischen  Briefe  gelangte  die  Lehnrechts- 
kompilation bald  nach  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  zu  einem  ersten 
Abschlüsse  in  Gestalt  der  sog.  obertischen  Rezension,  so  benannt  nach 
dem  Mailänder  Konsul  Obertus  de  Orto,  der  neben  seinem  Landsmanne 
und  mehrfachen  Amtsgenossen  Gerardus  Niger  zu  den  bedeutendsten 
Feudisten  Italiens  zählte.  Die  beiden  Briefe  des  Obertus  an  seinen  eben- 
falb  als  juristischen  Schriftsteller  bekannten  Sohn  Anseimus  (IL  F.  1—5. 
7,  §  1—22.  23—24)  enthalten  eine  vollständige  Darstellung  des  Lehn* 
rechts,  namentlich  in  seiner  Mailänder  Gestaltung.  Sie  gehören  zu  den 
glänzendsten  Leistungen  der  juristischen  Litteratur  und  zeigen  den  Ver- 
fasser ebenso  vertraut  mit  dem  lombardischen  wie  dem  römischen  Rechte 
und  der  Praxis  des  Mailänder  Lehnhofes.  Die  Abfassungszeit  ergiebt  sich 
aus  der  vielfachen  Berücksichtigung  des  lotharischen  Lehnsgesetzes  von 
1136  und  der  Nichtberücksichtigung  der  ronkalischen  Gesetze  Friedrichs  I. 
von  1158^*.  Die  obertische  Rezension  der  Libri  Feudorum"  kennt  noch 
keine  Büchereinteilung  und  nur  wenige  Titelrubriken,  enthält  übrigens 

^®  Vgl.  K.  Lehmann,  Die  Entstehung  'der  Libri  Feudorum  (Rostocker  Festschrift 
für  BucHKA,  1891);  Die  Libri  Feudorum,  N.  Archiv  16,  389 ff.;  Das  langobardische 
Lehnrecht  (Handschriften,  Teztentwicklung,  ältester  Text  und  Vulgattezt  nebst  den 
capitulia  eztraordinaria),  1896.  Laspetses,  Entstehung  und  älteste  Bearbeitung 
der  Libri  Feudorum,  1880.  Dieck,  Literärgeschichte  des  langob.  Lehnrechts,  1828. 
Anschütz,  Krit  Überschau  f.  RW.  3,  310  ff.  PertiIje,  Storia  del  diritto  italiano 
2,  682  ff.    ScHUPFBR,  Manuale  di  storia  del  diritto  italiano'  447  ff. 

"  Vgl.  MG.  Leg.  4,  583.  635.    Das  Gesetz  selbst  Weiland,  Const  1,  89. 

^*  Ein  Aufsatz  des  Ugo  de  Gambolado,  ursprünglich  im  zweiten  Buche 
zwischen  den  beiden  Briefen  des  Obertus,  später  in  umschreibender  Bearbeitung 
L  F.  14—18. 

^'  Ein  angebliches  Gesetz  eines  Kaisers  Lothar,  in  Wahrheit  nur  eine  Summa 
über  das  Gesetz  Konrads  von  1037,  die  I.  F.  19—24  Aufnahme  gefunden  hat. 
Vgl.  Weiland,  Const  1,  680  f. 

**  Eine  Bearbeitung  der  obertischen  Briefe  in  dem  Liber  constitutionum  von 
Mailand  von  1216,  c.  27—30  (Hist  Patr.  Monum.  16,  988 ff.,  ferner  Ausgabe  von 
Berlan,  1869).  Vgl.  Lehmann,  Eine  neue  Rezension  des  Mailänder  Lehnrechts, 
i.  d.  Jurist  Festgaben  für  Ihering,  1892.  Wbthann,  Vergleichung  der  lehnr. 
Kapitel  des  Mail.  Stadtrechts  mit  dem  über  Feudorum,  Berlin  1887. 

^^  Ausgabe  von  K.  Lehmann,  Consuetudines  feudorum,  I.  Compilatio  an- 
tiqua,  1892. 
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neben  den  beiden  Briefen  des  Obertas  auch  schon  den  gesamten  Inhalt 
des  ersten  Buches  der  Vulgata  (I.  F.  1 — 28),  die  Capitula  Ugonis  (AnuL  12) 
noch  in  der  ursprünglichen  Form  zwischen  die  beiden  Briefe  des  Obertus 
eingeschoben.  Durch  allmähliche  Zusätze  (11.  F.  25—51),  bei  denen  die 
Gesetzgebung  Friedrichs  I.  in  den  Vordergrund  trat  und  außer  der  mai- 
ländischen  Praxis  auch  der  Liber  constitutionum  von  1216  benutzt  wurde, 
entstand  die  zweite,  sog.  ardizonische  Rezension,  die  der  Summa  Feudo- 
rum  des  Jacobus  de  Ardizone  (1234—1250)  als  Vorlage  gedient  hat. 
Dieselbe  hat  bereits  eine  vermehrte  Zahl  der  Titelnibriken  und  die  Ein- 
teilung in  zwei  Bücher,  von  denen  das  erste  im  wesentlichen  mit  dem 
der  Vulgata  übereinstimmt.  Durch  Vermehrung  der  Titelrubriken,  Ein- 
schiebung  von  II.  F.  6  und  7  pr.  und  almähliche  Anhängung  von  II.  F. 
52 — 58  (darunter  53 — 56  die  ronkalischen  Gesetze  Friedrichs  I.  von  1158) 
entstand,  frühestens  um  die  Mitte  des  13.  Jahrhunderts,  die  Vulgata,  nach 
dem  Glossator  Accursius  auch  als  accursische  Bezension  bezeichnet.  Die 
Handschriften  dieser  Textklasse  zeigen  die  Libri  Feudorum  meistens  in 
Verbindung  mit  dem  Corpus  iuris  civilis  ^^  Eine  von  Antonius  de  Prato- 
veteri  veranstaltete  Textrezension  in  sechs  Büchern  wurde  1466  von  Kuiser 
Friedrich  III.  amtlich  bestätigt  ^^  Infolge  seiner  Verbindung  mit  dem 
Corpus  iuris  in  den  Handschriften  und  der  Glosse  hat  das  lombardische 
Lehnrechtsbuch  alle  ferneren  Schicksale  des  Corpus  iuris  geteilt  und  ist 
später  mit  diesem  gemeinsam  in  Deutschland  rezipiert  worden. 

§  58.    Die  ländlichen  Rechtsquellen. 

Stobbe  1,  585  ff  2,  269  flF.  Schröder,  bei  Grimm,  Weißtümer  7,  887  ff.  Lam- 
PRECHT,  Wirtschaftsleben  2,  624  ff.  v.  Inama-Stbrkegg,  Quellen  der  deutsch.  Wirtscb.- 
Gescb.,  Wien.  SB.  84,  151  ff.  Hubbr,  Syst  u.  Gescb.  d.  scbweiz.  Pr.-R.  4,  52  ff.  Eine 
allgemeine  Sammlung:  J.  Grimm,  Weitümer,  7  Bde,  1840-— 1878.  Hardt,  Luxem- 
burger Weistümer,  1870.  Habets,  Limburgsche  Wijsdommen,  1891.  Wasbeesch- 
lebek,  Deutsche  Rechtsquellen  des  Mittelalters,  1892.  Harless,  Niederrhein.  Weis- 
tümer,  Arch.  f.  Gesch.  d.  Niederrheins  6.  7.  (1868—70).  Bübgkhabdt,  Hofrödel 
von  Dinghöfen  Baselischer  Gotteshäuser,  1860.  Rochuolz,  Aargauer  Weistümer, 
1876  (andere  von  Wblti,  Argovia  4,  veröffentlicht  und  danach  bei  Grimm  abge- 
druckt). Hanauer,  Les  constitutions  des  campagnes  de  l'Alsace,  1864  (andere  von 
demselben  gesammelte  elsässische  Weistümer  bei  Grimm  5).  i^ahlreiche  Weistümer 
in  der  ZGO.,  der  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Recht  und  den  Zeitschriften  der  historischen 
Vereine.  Eine  planmäßig  geordnete  Sammlung  der  österreichischen  WeistQmer  ist 
von  der  Wiener  Akademie  der  Wissenschaften,  eine  solche  der  rheinischen  Weis- 
tümer von  der  Gesellschaft  f.  rheinische  Geschichtskunde  unternommen.  Vgl. 
Österreichische  Weistümer,  7  Bde,  1870—86.     Verzeichnis  der  rheinischen  Weis- 

^^  Daher  die  Abdrücke  der  Vulgata  in  den  Ausgaben  des  Corpus  iuris.  Eine 
kritische  Ausgabe  mit  der  gegenübergestellten  obertischen  Rezension  bei  Lehmann, 
Das  langob.  Lehurecht  83 — 185. 

"  Vgl.  Gaüdenzi,  Notizie  ed  estratti  dei  manoscritti  e  docomenti,  1886,  S.  26  ff. 
In  der  Ausgabe  des  Cujacius  (1566)  ist  der  Text  der  Vulgata  auf  vier  Bücher  ver- 
teilt, während  die  Extravaganten  sich  daselbst  IV.  F.  73—109  und  Buch  V.  finden 
und  nach  dieser  Anordnung  auch  bisher  citiert  zu  werden  pflegten.  Jetzt  bei  Leh- 
mann, a.  a.  0.  186  ff. 
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tümer,  1883.    Materbofsh  u.  Glasschrödsb,  Weistümer  der  Rheinpfalz,  verzeichnet 
und  beschrieben,  Mitteil.  d.  hist.  Ver.  d.  Pfalz,  1892. 

Die  nordgermanische  Sitte  regelmäßiger  Bechtsvorträge  in  der  Landes- 
gemeinde  (S.  225)  war  bei  den  Südgermanen  wenig  verbreitet  (S.  660  n.).  Das 
königliche  Hofgericht  wie  die  Land-  und  Stadtgerichte  erteilten  nur  Einzel- 
weistümer  auf  besondere  Anfragen;  nur  die  Polizeiordnungen  in  den  Städten 
wurden  regelmäßig  zu  bestimmten  Zeiten  von  den  Rathäusern  öffentlich  ver- 
lesen. Dagegen  war  es  im  Mittelalter. auf  dem  Lande  (in  Dorf-  und  gutsherr- 
lichen Hofgerichten,  Märkerdingen  und  anderen  genossenschaftlichen  Ver- 
sammlungen) allgemein  üblich,  zu  bestimmten  Zeiten  im  Jahre  durch  die 
Ältesten  oder  Schöffen  das  Recht  weisen  zu  lassen.  Diese  Vorträge  hießen 
H^eistümer  oder  Öfjfnungen\  wo  sie  aufgeschrieben  waren,  kam  auch  die 
Bezeichnung  Rotel  oder  Rodel  (altfrz.  röle)  vor.  In  Süddeutschland  sprach 
man,  da  die  Weisungen  vornehmlich  in  den  echten  Dingen  der  Dorf- 
genossen erteilt  wurden,  Ton  Hhaftrechten,  Ehafttaidingen  oder  Pantaidinffen. 
In  regelmäßiger  Übung  haben  sich  diese  Weisungen  bis  zum  16.  Jahr- 
hundert erhalten;  von  da  an  verschwinden  sie  mehr,  doch  fehlt  es  nicht 
an  Weistümem,  die  noch  im  18.  Jahrhundert,  ja  selbst  im  Anfange  des 
19.  Jahrhunderts  zu  regelmäßigem  Vortrage  gelangten.  Dem  Inhalte  nach 
überwiegen  bei  weitem  die  Hofweistümer,  deren  Mittelpunkt  die  Darlegung 
des  gutsherrlich-bäuerlichen  Verhältnisses  bildet  Sehr  zahlreich  sind  so- 
dann die  Markenweistümer  der  Märkerdinge,  während  die  Weistümer  freier 
Dorfgemeinden  in  den  Hintergrund  treten.  Speziellen  Inhaltes  sind  die 
Send-,  Markt-,  Grenz-,  Zoll-,  Zeidler-,  Fähr-,  Mühlen-,  Pischereiweistümer, 
die  Weinberg  weistümer  („Bergrechte")  u.  dgl.  m.  Hin  und  wieder  hatte 
der  Brauch  der  Weisungen  auch  in  Städten  Eingang  gefunden.  Charak- 
teristisch ist  es,  daß  in  den  Kolonisationsgebieten  des  nordöstlichen  Deutsch- 
lands keine  Weistümer  vorkommen.  Die  Weistümer  entsprachen  eben 
uraltem  Herkommen,  aber  nicht  den  von  Grund  aus  neuen  Verhältnissen, 
die  hier  zur  Ausbildung  gelangten. 

Die  Entstehung  der  Weistümer  muß  in  dem  gutsherrlich-bäuerlichen 
Verhältnisse,  das  überall  als  der  eigentliche  Ausgangspunkt  erscheint,  ge- 
sucht werden.  Es  war  das  Inquisitionsrecht  des  Königs  und  der  geist- 
lichen Grundherren,  welches  die  ländliche  Bevölkerung  nötigte,  auf  die 
ihr  vorgelegten  Fragen  Auskunft  zu  erteilen  \  und,  unterstützt  durch  das 
eigene  Interesse  der  Bauern  wie  der  Vögte,  allmählich  überall  dahin  führte, 
diese  Auskünfte  zu  bestimmten  Zeiten  regelmäßig  zu  wiederholen.  Es  war 
natürlich,  daß  sich  dabei  bald  eine  typische  Form  für  diese  Weisungen 
bildete,  die  auch  beibehalten  wurde,  als  man  seit  dem  13.  und  14.  Jahr- 
hundert anfing,  die  Weistümer  niederzuschreiben  und  dann  nicht  mehr 


^  Vgl.  Lahpbecht,  a.  a.  0.  2,  659  f.  Derselbe  verweist  auf  ein  Diplom  Karls 
d.  Großen  für  Prüm  v.  775  (Mittelrhein.  Ürk.-B.  1,  Nr.  29),  in  welchem  die  Kloster- 
bauern angewiesen  werden,  der  Abtei  tarn  in  responsis  dando  quamque  et  reliquam 
legem  ac  constietudinem  ebenso  zu  dienen,  sieut  ceieri  ßscalini  habere  vtdeniur. 
Vgl.  S.  195,  n.  61.  257. 
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mündlich  vorzutragen,  sondern  öffentlich  zu  verlesen  und  von  der  Ge- 
meinde bestätigen  zu  lassen.  Der  typische  Charakter  zeigt  sich  nament- 
lich in  zahlreichen  von  urwüchsigem  Humor  diktierten  Aussprüchen*, 
nicht  minder  in  Sätzen  von  hoher  Altertümlicbkeit,  die  sich  oft  noch  in 
ganz  spät  aufgezeichneten  Weistümem  linden,  also  unverkennbar  auch 
dann  noch  wiederholt  wurden,  wenn  ihr  wahrer  Sinn  den  Mitlebenden 
bereits  unverständlich  geworden  war. 

Ihrem  ganzen  Wesen  nach  waren  die  Weistümer  nichts  anderes  als 
Bezeugungen  des  hergebrachten  Rechtes  nnd  eingewurzelter  wirtschaft- 
licher Gewohnheiten.  Neuerungen  waren  daher  im  allgemeinen  ausge- 
schlossen, doch  vermochten  auch  die  Weistümer  sich  nicht  ganz  den  Ein- 
flüssen des  Zeitgeistes  zu  entziehen.  Nicht  selten  wußten  die  Herren  den 
Bauern  dennoch  unliebsame  Neuerungen  aufzuzwingen,  oder  diese  den 
Herren  Zugeständnisse,  die  bis  dahin  unbekannt  oder  bestritten  gewesen 
waren,  abzutrotzen.  Manche  Weistümer  tragen  infolgedessen  geradezu 
den  Charakter  von  Verträgen. 

Von  den  regelmäßigen  Weistümem  zu  unterscheiden  sind  nicht  nur 
die  seit  dem  16.  Jahrhundert  in  Nachbildung  der  städtischen  Polizeiord- 
nungen aufkommenden  Dorf-,  Flur-,  Märkerordnungen  u.  dgl.,  sondern 
auch  die  zu  bestimmten  Zwecken  erteilten  Einzelweistümer  und  Schieds- 
sprüche, besonders  häufig  bei  der  Aufeeichnung  von  Urbarien,  ferner  bei 
Streitigkeiten  der  Klöster  mit  den  Vögten  oder  dem  Übergange  einer  Hof- 
genossenschaft an  eine  andere  Herrschaft  Nicht  selten  wurden  solche 
Einzelauskünfte  dauernd  in  das  Weistum  aufgenommen. 

§  59.    Die  Urkunden. 

Vgl.  S.  255  ff.  485  ff.  Bresslaü,  Handbuch  der  Urkundenlehre  1^  1889.  Posse, 
Die  Lehre  von  den  Privaturkunden,  1887.  Fickeb,  Beiträge  zur  Urkundenlehre, 
2  Bde,  1877  —  78.  v.  Büchwald,  Bischofs-  und  Fürstenurkunden  des  12.  und 
13.  Jh.,  1882.  LiNDNEH,  Urkundenwesen  Karls  IV.  und  seiner  Nachfolger,  1882. 
Schulte,  i.  d.  Urk.-B.  der  Stadt  Straßburg  8  (1884),  Einleitung.  Baumann,  i.  d. 
Qu.  d.  Schweiz.  Gesch.  3,  1  S.  174  ff.  Goldschmij)t,  Universalgeschichte  des  Handels- 
rechts 383  ff.  Planck,  Gerichtsverfahren  2,  193  ff.  Vgl.  auch  v.  Amiba,  Nordger- 
manisches Obligationenrecht  1,  298  ff.  2,  337  ff. 

Die  Unanfechtbarkeit  der  Königsurkunden  blieb  das  ganze  Mittel- 
alter hindurch  bestehen.  Aber  während  in  der  Merowingerzeit  der  Schwer- 
punkt ihrer  Beweiskraft  in  der  Namensunterschrift  des  Königs  beruhte 
nnd  das  Siegel  nur  als  Erkennungszeichen  diente,  gelangte  seit  den 
Karolingern  das  Siegel  nebst  dem  Rekognitionsvermerke  des  Kanzlers  zu 
immer  größerer  Bedeutung  und  wurde,  indem  die  königliche  Unterschrift 
zu  einem  bloßen  Monogramm  einschrumpfte  und  seit  dem  12.  Jahrhundert 
überhaupt  in  Wegfall  kam,  zum  eigentlichen  Beglaubigungsmittel.  Die 
Quellen  sprechen  seitdem  regelmäßig  von  „Brief  und  Siegel".     Die   für 

^  Vgl.  GiEBKE,  Der  Humor  im  deutschen  Recht',  1886. 
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dauernde  Dispositionen  bestimmten  Diplome  (seit  der  staufischen  Zeit 
gewöhnlich  Privilegien  genannt)  wurden  mit  dem  hängenden  Kanzleisiegel 
(die  Hofgerichtsurkunden  seit  1235  mit  einem  eigenen  Hofgerichtssiegel) 
versehen;  bei  den  bloß  zu  vorübergehenden  Verwaltungsakten  dienenden 
und  nicht  zu  Beweismitteln  bestimmten  königlichen  ,yMandaten^<  fand  das 
Siegel  erst  seit  dem  14.  Jahrhundert  Eingang,  indem  es  üblich  wurde, 
die  Mandate  mit  einem  Siegel  zu  verschließen  [Küerae  clausae)  oder  ihnen 
ein  Siegel  beizudrucken  {litterae  apertaej  L  patentes^  Patente). 

Ein  wichtiger  Unterschied  zwischen  der  Königsurkunde  und  der 
Privaturkunde,  die  Zeugenlosigkeit  der  ersteren  und  Zeugen  bedürftigkeit 
der  letzteren,  trat  seit  Heinrich  IV.  mehr  und  mehr  in  den  Hintergrund, 
indem  es  üblich  wurde,  die  Intervenienten,  auf  deren  Fürbitte  die  einzelne 
Königsurkunde  ausgestellt  wurde,  nicht  mehr  an  der  Spitze  des  Textes, 
sondern  als  Zeugen  am  Schlüsse  der  Urkunden  aufzuführen^.  Anfangs 
wurden  dieselben  wie  bei  Privaturkunden  als  reine  Handlungszeugen  an- 
gesehen und  erst  allmählich  brach  sich  die  Auffassung  Bahn,  daß  die  in 
dem  Königsbriefe  bezeugte  Thatsache  keines  weiteren  Beweises  bedürfe, 
von  den  Zeugen  also  nicht  der  Inhalt,  sondern  nur  entweder  der  Be- 
urkundungsbefehl oder  die  Besiegelung,  also  die  Echtheit  der  Urkunde, 
zu  bestätigen  sei. 

Die  Privaturkunde  war  bei  den  Sachsen,  Friesen  und  im  wesentlichen 
auch  bei  den  Thüringern  bis  zum  12.  Jahrhundert  noch  ohne  rechtliche 
Bedeutung;  auch  das  bairische  Urkunden wesen  war  seit  Ludwig  dem 
Deutschen  in  Verfall  geraten,  und  nicht  anders  war  es  seit  dem  10.  Jahr- 
hundert, nach  dem  Verschwinden  des  Gerichtsschreiberamtes,  in  Franken 
und  Schwaben.  Die  theoretische  Beschäftigung  mit  dem  Urkundenwesen 
hörte  auf,  die  carta  wurde  immer  formloser  und  wich  mehr  und  mehr 
der  notitia,  die  selbst  schließlich  zu  einem  unbeglaubigten,  jeder  Beweis- 
kraft entbehrenden  „Akt"  wurde,  der  einzig  das  Gedächtnis  an  einen  be- 
stimmten Vorgang  und  die  dabei  zugezogenen  Zeugen  aufrecht  zu  erhalten 
bestimmt  war. 

Die  Neubelebung  des  Urkundenwesens  ging  von  dem  Teilzettel  {carta 
partita,  c.  excisa,  c.  indentatay  Zerter,  Spalt-,  Span-,  Kerbzettel)  und  der 
Besiegelung  aus.  Bei  den  Angelsachsen  war  es  schon  im  9.  Jahrhundert 
üblich,  die  Urkunden  zweimal  hintereinander,  nur  durch  das  Chiro- 
graphum  getrennt,  auf  dasselbe  Blatt  zu  schreiben  und  dann  mittels  eines 
Querschnittes  durch  das  Chirographum  zu  teilen,  so  daß  die  beiden  an- 
einander gelegten  Stücke  (chirographa),  von  denen  jede  Partei  eins  er- 
hielt, die  Echtheit  des  Ganzen  erwiesen.  In  Deutschland  fand  diese  Sitte 
des  Chirographierens,  verbessert  durch  Einführung  des  gezackten  oder 
wellenförmigen  Schnittes,  seit  Ende  des  10.  Jahrhunderts  (zuerst  in  Loth- 
ringen) ebenfalls  Eingang  und  seit  dem   12.  Jahrhundert  weiteste  Ver- 


Vgl.  Bbbsslaü,  a.  a.  0.  798.  809  ff. 
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breitung*.  Dem  Nachteile,  daß  der  Gegner  seinen  Zettel  beseitigen  und 
damit  auch  die  Beweiskraft  des  anderen  Zettels  aufheben  konnte,  suchte 
man  zuweilen  durch  Hinterlegung  des  zweiten  Zettels  an  einer  öffent- 
lichen Aufbewahrungsstelle  oder  dadurch,  daß  jeder  seinen  Zettel  von  dem 
Gegner  besiegeln  ließ,  vorzubeugen.  Im  allgemeinen  aber  erkannte  man 
bald  in  Brief  und  Siegel  ein  so  viel  zuverlässigeres  Beweismittel,  daß  die 
Teilzettel  fast  ganz  außer  Übung  kamen  und  sich  nur  bei  Geschäften  des 
taglichen  Lebens  erhielten'. 

Der  Gebrauch  der  Siegel  ist  römischer  Herkunft,  aber  während  die 
ßömer  nur  den  Siegelverschluß,  zum  Schutze  der  Urkunden  gegen  Ver- 
fälschung, kannten,  verwendeten  die  Germanen  die  Siegel  im  Sinne  ihrer 
Hausmarke  (S.  14)  und  des  altnordischen  jartein  als  Erkennungszeichen 
für  die  persönliche  oder  amtliche  Stellung  des  Ausstellers*.  Indem  sich 
die  Besiegelung  der  Eönigsurkunden  allmählich  zu  einem  Beglaubigungs- 
akte für  die  Echtheit  ausbildete,  wirkte  dies  unwillkürlich  auf  die  Privat- 
urkunden zurück.  Die  höhere  Geistlichkeit  verwendete  ihre  Siegel  schon 
seit  dem  Ende  des  9.  Jahrhunderts  in  diesem  Sinne,  seit  dem  10.  Jahr- 
hundert folgten  die  weltlichen  Fürsten  ihrem  Beispiele,  bis  im  13.  Jahr- 
hundert die  Besiegelung  der  Urkunden  zu  einem  allgemeinen  Brauche 
wurde.  Ein  Privileg  der  Siegelmäßigkeit  gab  es  nicht,  vielmehr  war 
jeder,  der  ein  eigenes  Siegel  hatte,  berechtigt,  sich  desselben  in  eigenen 
Sachen  zu  bedienen*^.  Ein  Vorrecht  entwickelte  sich  nur  insofern,  als 
gewisse  Personen  das  Hecht  erlangten,  auch  fremde  Urkunden  mit  ihrem 
Siegel  zu  beglaubigen®,  zuerst  die  Bischöfe,  seit  dem  13.  Jahrhundert 
auch  weltliche  Fürsten  und  Herren,  namentlich  aber  die  Stadtbehörden 
und  die  höheren  weltlichen  und  geistlichen  Gerichte.  So  schon  der 
Deutschenspiegel:  Ist  daz  ein  lai  insigels  niht  enhat,  so  sol  man  im  der 
stat  insigel  geben,   ob  siz  hat,   oder  seines  rihters  insigel  oder  eines  gotes 


'  Vgl.  BREssrAu,  a.  a.  0.  502  ff.  Lobrsch  u.  Schröder*,  Nr.  278.  293.  Waren 
mehr  als  zwei  Kontrahenten,  so  wurde  die  Zahl  der  Teilzettel  entsprechend  ver- 
mehrt    Vgl.  ebd.  Nr.  287. 

'  Am  längsten  bei  der  Chartepartie  des  Seefrachtgeschäfts,  die  noch  heute 
den  Namen  trägt.  Bei  der  Ablehnung  der  ländlichen  Arbeiter  in  Norddeutschland 
dienen  noch  heute  vielfach  Kerbhölzer  als  Quittungsbücher.  Bei  Checkbüchem 
und  Lotterielosen   wird  der  wellenförmige   Ausschnitt  fast  allgemein    angewandt. 

*  Über  die  Besiegelung  der  Urkunden  vgl.  Bresslau  1,  510  ff.  Posse,  126  ff. 
A.  S.  ScHULTZE,  Zur  Lehre  vom  Urkundenbeweise,  1894  (Abdr.  a.  d.  Zeitschr.  f.  d. 
Privat-  u.  öffentl.  R.  22)  S.  33  ff.    Picker,  1,  91  ff.  2,  188  ff. 

*  Die  Frage,  inwiefern  gewisse  Personen  die  Ausschließlichkeit  ihres  Siegels 
beanspruchen  konnten,  bedarf  genauerer  Untersuchung.  Daß  alle,  die  eigenes 
Wappen  oder  eigene  Hausmarke  führten,  gegen  die  unbefugte  Führung  seitens 
Dritter  Einspruch  erheben  konnten,  ist  selbstverständlich.  Vgl.  F.  Hauptmann, 
Das  Wappenrecht  (1896)  248  ff.  Man  konnte  auch  sein  Siegel  unter  der  Verpflich- 
tung, es  selbst  nicht  mehr  zu  fuhren,  auf  andere  übertragen.  Vgl.  Posse,  a,  a.  0. 
131.     Hauptmann  263  ff. 

'  Der  Unterschied  des  kanonischen  Hechts  zwischen  authentischen  (glaub- 
haften) und  nicht  authentischen  Siegeln  war  in  Deutschland  unbekannt 
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hauses;  swelhes  er  hat,  so  ist  er  sicher^.  Nach  dem  Schwabenspiegel 
konnten  Papst^  König,  geistliche  und  weltliche  Fürsten  sowie  Kapitel  und 
Konvente  für  sich  wie  für  andere  siegeln,  freie  Herren  nur  für  sich  und 
ihre  Leute,  Städte  nur  in  stadtischen  Angelegenheiten  (wozu  aber  auch 
die  Privatangelegenheiten  der  Bürger  gerechnet  wurden),  Bichter  im  Be- 
reiche ihrer  gerichtlichen  Zuständigkeit,  alle  anderen  Personen  nur  in 
eigenen  Angelegenheiten  ^  In  manchen  Gegenden  erlangten  die  bischöf- 
lichen Offizialate  und  selbst  Dekane  das  Becht,  fremde  Urkunden  mit 
ihrem  Siegel  zu  beglaubigen^.  Zeugen  wurden  in  den  Urkunden  noch 
regelmäßig  benannt,  aber  ihre  Vernehmung  im  Prozeß  erfolgte  nicht 
mehr,  den  Beweis  lieferten  Brief  und  Siegel  allein,  es  bildete  sich  der 
Satz:  „Briefe  sind  besser,  denn  Zeugen"*^.  Gegen  die  Wahrheit  des  In- 
haltes  einer  als  echt  anerkannten  oder  erwiesenen  Urkunde  wurde  keine 
Einrede  mehr  gestattet,  auch  die  Übergabe  der  Urkunde  galt  als  voll- 
zogen, sobald  die  Besiegelung  erfolgt  war.  Die  eidliche  Ablengnung  des 
eigenen  Siegels  wurde  von  der  jüngeren.  Rechtsentwickelung  nicht  mehr 
zugelassen,  wenn  der  Gegner  die  Echtheit  desselben  durch  Siegelver- 
gleichung zu  erweisen  vermochte.  Wer  sein  Siegel  anerkannte,  aber 
leugnete,  dasselbe  an  die  Urkunde  gehängt  zu  haben,  hatte  nach  säch- 
sischem Rechte  seine  Ableugnung  selbdritt  zu  beschwören.  War  die  Be- 
siegelung durch  einen  dazu  befugten  Dritten  erfolgt,  so  genügte  Aner- 
kennung der  Echtheit  durch  den  Siegler,  eine  Ableugnung  des  Ausstellers 
kam  in  diesem  Falle  nicht  in  Frage. 

In  Italien  hatte,  vom  römischen  und  kanonischen  Rechte  begünstigt, 
das  Amt  der  öffentlichen  Notare  sich  nicht  nur  erhalten,  sondern  war 
durch  die  Anerkennung  des  öffentlichen  Glaubens  der  Notariatsurkunden 
sogar  zu  erheblich  größerer  Bedeutung  gelangt.  Seit  dem  14.  Jahrhundert 
verbreitete  sich  dasselbe  auch  nach  Deutschland,  doch  beschränkte  sich 
der  öffentliche  Glaube  der  unbesiegelten  Notariatsurkunden  zunächst  auf 
den  Verkehr  mit  den  geistlichen  Behörden.  Im  weltlichen  Verkehre  wurden 
dieselben  zwar  seit  dem  15.  Jahrhundert  häufig  angewendet,  Beweiskraft 
erlangten  sie  aber  erst  durch  die  Notariatsordnung  von  1512  ^^ 

Den  Kopialbüchem,  in  welchen  die  geistlichen  Grundherren  seit  dem 
9.  Jahrhundert  Abschriften  der  für  sie  ausgestellten  Urkunden  sammelten. 


'  Dsp.  36.    Vgl.  SchwBp.  L.  36\  «  Schwsp.  U  159.  . 

^  W&hrend  namentlich  in  Straßbarg  die  Freiwillige  Gerichtsbarkeit  des  bischöf- 
lichen Offizialates  zu  hoher  Bedentung  gelangte,  entwickelte  sich  in  Friesland  und 
Ditmarschen  eine  Freiwillige  Gerichtsbarkeit  der  Kirchspielpfarreien.  Vgl:  A.  Schulte, 
Urk-B.  d.  St  Straßburg  3,  pg.  17  ff. 
»0  Vgl.  Bbesslau  1,  545  ff. 

^^  Vgl.  S.  481.  Brbsslaxt  1,  491  ff.  500.'  Obstekley,  Das  deutsche  Notariat 
1,  1842.  Weissleb,  Das  Notariat  der  preußischen  Monarchie  (1896)  12  ff.  Be- 
sonders beliebt  waren  schon  im  15.  Jahrhundert  die  von  einem  Öffentlichen  Notar 
beglaubigten  Abschriften  („Vidimus'*),  wobei  aber  die  Prüfung  des  Originalsiegels 
nach  strengem  Bechte  als  Sache  des  Richters  galt  und  die  Beglaubigung  der  Ab- 
schrift durch  den  Notar  erst  auf  richterlichen  Befehl  erfolgte. 

B.  SohbOdbb,  Deutsche  RechtBgesthichte.    3.  Aufl.  44 
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standen  die  Registerbücher  gegenüber,  in  welchen  die  Aussteller  die  von 
ihnen  ausgegangenen  Urkunden  verzeichnen  ließen.  Derartige  Register- 
büoher  wurden  anfangs  nur  in  der  päpstlichen,  seit  Friedrich  11.  auch 
in  der  siziUanischen  Eanzlei  geführt;  seit  Ludwig  dem  Baiem  kamen  sie 
auch  bei  der  Reichskanzlei  und  den  größeren  Füistenhöfen  in  Gebrauch^'. 
Zu  besonderer  Bedeutung  gelangten  im  Laufe  der  Zeit  die  Traditions- 
büoher  der  großen  Grondherrschafben,  die  seit  dem  10.  Jahrhundert  mehr 
und  mehr  an  die  Stelle  der  Kopialbücher  traten,  im  späteren  Mittelalter 
aber  wieder  von  diesen  verdrängt  wurden^'.  Die  Traditionsbüeher  ent- 
hielten keine  Abschriften,  sondern  gleichzeitige,  protokollartige  Original- 
aufzeichnungen über  die  verschiedenen  Immobiliarerwerb^eschäfte  des 
Grundherrn.  Neben  den  Traditionsbüchem  wurden  bei  den  meisten  Grund- 
herrschaften Urbarien  oder  Salbücher  geführt,  die  anfangs  vorwiegend 
den  Charakter  grundherrlicher  Heberollen  hatten  und  auf  Grund  der  von 
den  Hintersassen  erteilten  allgemeinen  oder  speziellen  Weistümer  ange- 
fertigt, im  späteren  Mittelalter  aber  mit  den  Traditions-  oder  Eopial- 
büchem  in  Verbindung  gesetzt  und  zum  Teil  zu  vollständigen  grund- 
herrlichen Katastern  erweitert  wurden**. 

Nach  dem  Vorbilde  der  Traditionsbücher  sind  die  seit  dem  2.  Viertel 
des  12.  Jahrhunderts  aufkommenden,  seit  dem  18.  Jahrhundert  in  Nord- 
deutschland allgemein  verbreiteten,  in  Süddeutschland  weniger  zahlreichen 
Stadtbücher  (auch  Schreins-,  Schöffen-,  Erbe-,  Grund-,  Insatz-,  Währ- 
schafts-, Schuldbücher)  entstanden**.    Dieselben  kommen  zuerst  in  Köln, 

"  Vgl.  Brbsslau  1,  91  ff. 

^'  Vgl.  ebd.  85  ff.  Beduch,  Über  bairische  Traditionsbüeher  and  Traditionen, 
Mitteil.  d.  öst  Inst.  5,  1  ff. 

**  Vgl.  S.  257.  Lamprecht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  2,  59—128.  657  ff. 
3,  842  ff.  500  ff.  Von  den  zahlreichen  Veröffentlichungen  auf  diesem  Grebiete  nennen 
wir  nur  einige  der  jüngsten,  das  rote  Buch  von  Weimar,  her.  v.  0.  Fbakke,  1891, 
und  das  habsburgische  Urbar,  her.  v.  Maaq  (Quellen  der  Schweizer  Greschichte 
14,  1894). 

**  Vgl.  S.  667.  AuBEBT,  Grundbögernes  Historie  i  Norge,  Danmark  og  til- 
dels  Tjskland,  1892,  S.  18  ff.;  die  Deutschland  betreffenden  Teile,  übersetzt  und 
teilweise  bearbeitet  von  Doublieb,  ZRG.  27,  1 — 74.  Mecklenburg.  Urkundenbuch 
1  (1863),  Einleitung.  Bbssslaü  1,  551  ff.  Planck,  a.  a.  0.  2,  199  ff.  Stobbb, 
Privatrecht  1,  §67.  Kbaut-Fbbnsdobi^f ,  Grundriß*  §12.  Loebsch  u.  SchbÖdbb' 
S.  259.  Döbing,  Beiträge  z.  ältest.  Gesch.  d.  Bistums  Metz  86  ff.  £bmisch,  Die 
sächsischen  Stadtbüoher  des  Mittelalters,  N.  Arch.  f.  sächs.  Gesch.  10,  83  ff.  177  ff. 
Ausgaben:  Andernach  (Hömiqeb,  Ann.  d.  hist.  Ver.  f.  d.  Niederrh.  42);  Basel 
(Heusleb,  ZRG.  16,  143  ff.);  Berlin  (Claüswitz,  1883;  Pidicin,  Hist-dipl.  Beitr.  z. 
Gesch.  von  Berlin  1,  1837;  vgl.  Steffemhaoen,  Wien.  SB.  131.  Sello,  Mark.  Forsch. 
16.  17.);  BernbtMrg  (Pöbstemann,  1897);  Brandenburg  (Sello,  i.  d.  Mark.  Forsch.  18); 
Breslau  (Stobbe,  Zeitschr.  f.  G^sch.  Schlesiens  6—10.,  vgl.  ebd.  4,  Iff.  179 ff.); 
Falkenau  (Bietsch,  1895);  Freiemcalde  i,  P.  (Lemcee,  i.  d.  Bali  Studien  32);  Qarx 
auf  Rügen  (Rosek,  i.  d.  Quell,  z.  pomm.  Gresch.  1,  1885);  Gelnhausen  (Eulbr,  Zur 
KG.  der  Reichsstadt  G.,  Neujahrsbl.  d.  Frankf.  Gesch.-Ver.  1874);  Olatx,  (Gesch.- 
Qu.  d.  Grafschaft  Glatz  4,  1889);  Oörlii»  (Jecht,  Gymn.-Progr.  1891  und  Nied.- 
Lausitz.  Magazin  69.  70.);  Halle  (Hebtel,  2  Bde,  1882—87);  Hamburg  (Rbimabus, 
Zeitschr.  d.  Hamb.  Gesch.-Ver.  1,  329  ff.    Eoppmann,  Das  hamb.  Schuldbnoh,  1875); 
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dann  noch  im  12.  Jahrhundert  auch  in  Andernach  und  Metz  vor  und 
scheinen  sich  erst  von  Köln  aus  nach  anderen  Städten  verbreitet  zu  haben. 
Ursprünglich  begnügte  man  sich  mit  einzelnen  Zetteln  (Schreinskarten, 
rotuli)  die  aneinander  geheftet  wurden,  seit  dem  13.  Jahrhundert  er- 
folgten die  Eintragungen  protokollartig  (nur  ausnahmsweise  in  dispositiver 
Form,  zuweilen  unter  Beiheftung  der  von  den  Parteien  mitgebrachten 
Urkunden)  unmittelbar  in  das  Buch.  Wo  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit 
in  den  Händen  der  Geistlichkeit  lag,  wie  u.  a.  in  Straßburg,  kam  es  zu 
keinen  Stadtbüchem.  Im  Gegensatze  zu  den  Traditionsbüchem  beschränkten 
die  Stadtbücher  sich  nicht  auf  Immobiliargeschafte,  sondern  verzeichneten 
alle  vor  dem  Buche  verlautbarten  Bechtsgeschäfte,  wenn  auch  nicht  selten 
nach  Maßgabe  des  Inhaltes  verschiedene  Bücher  angelegt  wurden.  Mit 
der  Führung  des  Stadtbuches  war  entweder  das  Stadtgericht  als  solches 
oder  ein  Ausschuß  des  Schöffenkollegiums  betraut;  nicht  selten  gab  es 
für  die  einzelnen  Stadtteile  oder  Kirchspiele  besondere  Buchämter,  denen 
eigene  Schöffen  oder  Amtleute  vorstanden.  Die  buchführende  Behörde 
hatte  alle  vor  ihr  verlautbarten  Geschäfte  einzutragen  und  wurde  durch 
ein  Urkundsgeld  verpflichtet,  erforderlichenfalls  Zeugnis  darüber  abzu- 
legen. Bezog  sich  dies  Zeugnis  ursprünglich,  auf  die  Handlung  selbst,- 
80  daß  die  Eintragung  nur  die  Bedeutung  eines  zur  Unterstützung  des 
Gedächtnisses  bestimmten  „Aktes^^  hatte,  so  handelte  es  sich  seit  dem 
13.  Jahrhundert  nur  noch  um  die  Bezeugung  der  Eintragung,  bis  man 
endlich  dahin  kam^  von  dem  persönlichen  Zeugnis  überhaupt  abzusehen 
und  der  Eintragung  an  sich,  obwohl  sie  ohne  Siegel  erfolgte,  volle  Be- 
weiskraft einzuräumen.  Schon  im  15.  Jahrhundert  gelangte  man  stellen- 
weise dahin,  die  Eintragung  als  Perfektionsakt  aufzufassen,  während  sie 
ursprünglich  nur  Beweismittel  gewesen  war^^ 

Dem  Beispiele  der  Stadtgerichte  sind  die  Landgerichte  im  Mittelalter 
im  allgemeinen  nicht  gefolgt,  nur  in  den  Ländern  degr  böhmischen  Krone 
wurden  schon  im  13.  Jahrhundert  Landtafeln  {tabulae,  tschechisch  desky) 
geführt,  die  sich  zwar  nur  auf  Immobiliargeschäfte  bezogen,  im  übrigen 

Kiel  (LucHT,  1842?  Hasse,  1875;  Reutbr,  1893—1897);  JG&»  (Hönioeb,  Kölner 
Schreinsurkunden,  2  Bde,  1884—94.  HOkigeb  u.  Stben,  Das  Judenschreinsbuch 
der  Laorenzpfarre,  Qu.  z.  Gesch.  d.  Jadentiims  1,  1888);  Lübeck  (BBEmiEB,  Zeitschr. 
f.  lüb.  Gesch.  4,  222  fF.;  Pauli,  Abbandl.  a.  d.  lüb.  Hecht,  4  Bde,  1887  —  65; 
Lübeckische  Zustande,  3  Bde,  1847—78;  Urk.-B.  d.  Stadt  Lübeck;  Rehme,  Das 
Lübecker Oberstadtbuch,  1895);  0/mü/*(Bi8CHOFF,1877);  Quedltnburg{jAwcKEy\jTk.-B. 
d.  St  Quedlinburg  2,  229  ff.);  Eeval  (Abbusow  und  v.  Nottbeck,  Arch.  f.  Gesch. 
Liv-,  Esth-  u.  Kurlands,  3.  Folge,  8  Bde);  Btga  (Hildebband,  Schuldbuch,  1872; 
Napibbsky,  Erbebücher,  1888;  Libri  reddituum,  1881);  Rostock  (Beitr.  z.  G.  d. 
Stadt  R.  2,  2  S.  1  ff.);  Stralsund  (Fabricius,  1872.  Reuteb,  Lietz  u.  Wehnbb,  1896).; 
Zerbst  (Neubauer,  Mitteil.  d.  Ver.  f.  anh.  Gesch.  7).  ^  Weiter  vgl.  Bresslau  1,  551, 
n.  8.  Hometer,  Stadtbücher  des  Mittelalters  17  ff.  Ramda,  Zeitschr.  f.  Priy.-«  u.  öffentl. 
Hecht  6,  105  ffl  Wabsohaueb,  Stadtbücher  der  Provinz  Posen,  Zeitschr.  d.  hist 
Ges.  f.  Posen  11,  349  ff.  Pabrioius,  Manee,  Ptl  u.  Wehbmamk,  Stadtbücher 
Pommerns,  Balt.  Studien  46,  45  ff. 

•    >*  Vgl.  über  Lübeck  und  Bremen  Aubbbt,  a.  a.  O.  28.  36;  ZRG.  17,  6.  11. 

44* 
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aber  den  Stadtbüchem  durchaus  entsprachen.  Diese  böhmische  Einrich- 
tung fand  im  14.  Jahrhundert  auch  in  Polen  Eingang  und  hat  sich  im 
Laiufe  der  Zeit  über  ganz  Österreich  verbreitete^. 

Neben  der  Einführung  der  Besiegelung  sowie  der  Stadtbücher  und 
Landtafeln  ist  für  das  ürkundenwesen,  namentlich  im  Gebiete  des  Han- 
delsverkehrs, die  Ausbildung  der  Order-  und  Inhaberpapiere  von  epoche- 
machender Bedeutung  gewesen  e®.  Hervorgerufen  wurden  dieselben  teils 
durch  das  Bedürfnis  der  dem  germanischen  Bechte  unbekannten  prozes- 
sualischen Stellvertretung,  teils  durch  den  Wunsch,  die  Übertragung  einer 
Forderung  von  der  Mitwirkung  des  Schuldners  unabhängig  zu  machen. 
Die  fränkische  Zeit  kannte  die  Orderklausel  nur  für  das  Exekutionsstadium, 
die  sogenannte  Exaktionsklausel:  tibi  aut  cui  dederit  hone  cariam  ad  «xt- 
ffendum^^.  Nachdem  diese  in  Italien  zur  vollen  Orderklausel  ausgebildet 
war,  erschien  sie  in  deutschen  Urkunden  des  Mittelalters  in  der  Form: 
„oder  wer  diesen  Brief  mit  seinem  Willen  inne  hat'';  statt  des  später  von 
Italien  und  Frankreich  aus  verbreiteten  Indossamentes  diente  eine  be- 
sondere Übertragungsurkunde,  der  „Willebrief"*®.  Die  Inhaberklausel  ist 
langobardischen  Ursprunges;  sie  begegnet  in  Italien  schon  im  9.  Jahr- 
hundert als  alternative  Inhaberklausel  {tibi  aut  cui  hoc  scriptum  in  manu 
parueri()j  daneben  seit  dem  10.  Jahrhundert  auch  als  unmittelbare  In- 
haberklausel {ad  hominem  apud  quem  hoc  scriptum  in  manu  paruerit). 
In  Frankreich,  Deutschland  und  den  Niederlanden  waren  seit  dem  13. 
und  14.  Jahrhundert  beide  Formen  nebeneinander  verbreitet '^ 


§  60.    Die  FormelbQcher  und  die  sonstige  Reclitslitteratur. 

Die  wissenschaftliche  Pflege  des  Urkundenwesens  hatte  in  Deutsch- 
land, im  Gegensatze  zu  Italien,  vollständig  aufgehört  und  wurde  erst  im 
13.  Jahrhundert  von  neuem   aufgenommen*.    In  der  ersten  Hälfte  des 


^^  Vgl.  RaxdA;  Greschichtliche  Entwickelung  des  Instituts  der  öffentlichen 
Bücher  in  Österreich,  Zeitschr.  f.  d.  Privat-  u.  öffentl.  Recht  6,  81  ff.  (ebd.  82,  n.  3 
QueUen-  und  Litterahirangaben).  Czthlabz,  Zur  Geschichte  des  bücherlichen  Be- 
sitzes im  böhmisch-mährischen  Landrecht,  ebd.  10,  268  ff.  Leksztoki,  Die  ältesten 
polnischen  Grrodbücher,  2  Bde,  1887 — 89.  Über  die  Intabulierung  als  Perfektions- 
akt Czthlabz,  a.  a.  0.  272  f.  288. 

*'  Vgl.  GoLDscHMiDT,  a.  a.  0.  390  ff.  Bruitneb,  Beiträge  z.  Gesch.  d.  Wert- 
papiere, Zeitschr.  f.  Handelsrecht  22,  1—134.  505  ff.  23,  225  ff.  (Forschungen  524  fiL 
681  ff.);  Das  französische  Inhaberpapier,  1879;  in  Endbmannb  Handbuch  des  Handels- 
rechts 2,  186  ff.  196  f.  Heüsleb,  Institutionen  1,  212  ff.  Garbib,  Zeitschr.  f.  HR. 
21,  856  ff  Stobbe,  ebd.  11,  897  ff.;  Privatrecht  8,  §  179  (daselbst  Anm.  1  weitere 
Ldtteratorangaben). 

^*  Vgl.  LOBBSOfl  U.  SCHBÖDER,  Nr.   17.  82. 

»  Mann,  ZRG.  20,  116  ff.    Vgl.  Loebscb  u.  Scbbödeb,  Nr.  197.  224.  275. 

'^  Alternative  Inhaberklausehi  ebd.  Nr.  152.  159.  161.  294.  317.  Reine  In- 
haberklausel bei  Stobbb,  Zeitschr.  f.  KR.  11,  427. 

>  Vgl.  Bbbsslaü,  Urk.-Lehre  1,  688  ff.  640  ff.  Stobbe,  Rechtsquellen  1,  446  ff. 
2,  157  ff.    RocKiyasB,   Über  Formelbücher  vom  18.  bis  16.  Jh.,  1855;  Brie&teller 
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13.  Jahrhunderts  verfaßte  ein  Magdeburger  Geistlieher  eine  „Summa  pro- 
sarum  dictaminis^'^,  die  dem  Magister  Ludolf  von  Hildesheim  bei 
seiner  um  1250  entstandenen  „Summa  dictaminum''  als  wesentlichste 
Vorlage  diente'.  Es  spricht  für  das  Ansehen  des  letztgedachten  Werkes, 
daß  im  14.  Jahrhundert  ein  Kommentar  zu  demselben  [Notabilia  de  arte 
dictandi)  verfaßt  wurde  ^.  Die  bedeutendste  Leistung  der  deutschen  Nota- 
riatswissenschaft war  das  Baumgartenberger  Formelbuch  {Farmu- 
larius  de  modo  prosaruU),  von  einem  Mönche  des  Cisterzienserklosters 
Baumgartenberg  bei  Linz  zu  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  mit  Benutzung 
eines  in  der  Kanzlei  König  Rudolfs  L  entstandenen  Formelbuches  und 
der  Summa  des  Ludolf  verfaßte  Während  samtliche  hier  angeführten 
Werke  die  theoretische  Lehre  mit  einer  Mustersammlung  von  Formeln 
und  Urkunden  verbinden,  hält  sich  die  „Summa  de  arte  prosandi'^  des 
Züricher  Magisters  Konrad  von  Mure  (1275 — 76)  rein  theoretisch*. 
Bloße  Mustersammlungen  sind  die  Formeln  der  Reichskanzlei,  darunter 
die  noch  einer  kritischen  Ausgabe  harrende  Sammlung  des  Petrus  a  Yinea 
(erste  Hälfte,  des  13.  Jahrhunderts).  Aus  der  Kanzlei  Karls  lY.  stammen 
der  „CoUectarius  perpetuarum  formarum"  des  Johann  von  Gelnhausen^ 
und  die  „Summa  cancellariae^'  des  Vizekanzlers  Johann  von  Neumarkt, 
Bischöfe  von  Olmütz®.  Von  Kanzleiformeln  aus  der  Zeit  Rudolfs  L  und 
Albrechts  L  ist  die  „Summa  curiae  regis''  abgeleitet^.  Nach  dem 
Vorbilde  der  Reichskanzlei  legten  auch  die  fürstlichen  Kanzleien  Formel- 
bücher an^°.  Daß  auch  in  Land-  und  Stadtgerichten  sowie  in  bischöf- 
lichen Offizialaten  bei  Ausübung  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  Formulare 
angewendet  wurden,  läßt  sich  wenigstens  durch  einzelne  Beispiele  erweisen  ^^ 
Von  besonderem  Werte  für  die  Erkenntnis  des  mittelalterlichen  Pro- 
zesses und  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  sind  die  Gerichtsformeln 
(in  Holland  „Dingtaalen**),  in  denen  nach  Art  der  Formeln  des  Papienser 

u.  Fonnelbücher  des  11.  bis  14.  Jb.,  Quell,  u.  Erört  9.;  Über  die  ars  dictandi  u. 
die  Sammae  dictaminum  in  Italien,  Münch.  SB.  1861.  Hebzbero-Fbänkel,  bei 
y.  Sybel  u.  Sickel,  Eaiserurkunden  8,  229  £F.  Steffenhaoen,  ZRG.  4,  190  f.  Bar- 
WAXD,  Zur  Charakteristik  und  Kritik  mittelalterlicher  Formelbücher,  1858.  Oesteblet, 
Wegweiser  durch  die  Litteratur  der  Urkundensammlungen  1,  7  ff. 

•  Herausg.  v.  Rockinger,  Quellen  u.  Erörterungen  z.  bayr.  Gesch.  9,  203  ff. 
»  Ebd.  9,  349  ff.  *  Ebd.  9,  969  ff. 

•  Her.  V.  BIrwald,  i.  d.  Font.  rer.  Austr.  2.  Abt.  25,  1866.  Vgl.  Krbtzschmae, 
Formularbücher  aus  der  Kanzlei  Rudolfs  von  Habsburg,  1889.  Rockikoer,  a.  a.  0. 
9,  715  ff.    Redlich,  Mitt.  d.  öst.  Inst.  11,  330  ff. 

•  Vgl.  Rockinger,  a.  a.  0.  9,  405  ff. 

^  Her.  von  Hoffmann,  Sammlung  ungedruckter  Nachrichten  2,  1 — 292. 
^  Vgl.  LüLvis,  Summa  cancellariae  des  Johann  von  Neumarkt,  eine  hand- 
Bchriftl.  Untersuchung  über  die  Formularbücher  a.  d.  Kanzlei  Karls  IV.,  1891. 
»  Her.  von  Stobbe,  Arch.  f.  österr.  Gesch.  14,  307  ff. 

'^  Siehe  die  Anführungen  bei  Bbesslau,  a.  a.  0.  645,  n.  2.  Palacky,  Über 
Formelbücher,  1842—47  (Abh.  d.  k.  böhm.  Gesellsch.  d.  Wiss.  5.  Folge  2.  5.). 

"  Vgl.  Bischoff,  Steiermark.  Landrecht  176  ff.  Schulte,  Urk.-B.  d.  St  Straß- 
burg 3,  pg.  12.  32  ff. 
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Bechtsbnches  (S.  261)  das  Verfahren  dramatisch  dargestellt  wird^'.  Dahin 
gehört  auch  der  Frankfurter  bacnlus  indicii  (14.  Jahrhundert)  und  eine  mit 
zahlreichen  Urkundenbelegen  ausgestattete  Mainzer  Sammlung  aus  dem 
15.  Jahrhundert  ^^  In  den  Fastnachtspielen  des  15.  Jahrhunderts  zeigen 
sich  bereits  die  Anfönge  des  Prozeßdramas  ^^  Auch  sonst  wurden  in  der 
Dichtung  nicht  selten  prozessualische  Vorgänge  zur  DarsteUung  gebracht  ^^ 

Die  bedeutendsten  Erzeugnisse  der  juristischen  Litteratur  des  Mittel- 
alters waren  die  Bechtsbücher,  sowohl  diejenigen  allgemeinen  Charakters, 
wie  die  besonderen  Landrechts-,  Stadtrechts-  und  Lehnrechtsbücher.  Da 
sie,  ungeachtet  ihres  privaten  Ursprungs,  im  Wege  der  Rezeption  den 
Charakter  unmittelbarer  Rechtsquellen  erhalten  haben,  so  mußten  sie  samt 
den  dazu  gehörigen  Glossen  im  Zusammenhange  mit  jenen  besprochen 
werden.  Seit  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  wurde  der  Inhalt  der  Rechts- 
bücher und  Glossen  mehrfach  in  alphabetischen  Repertorien  (Re- 
nüssorien,  Schlüssel,  Abecedarien)  zusammengesteUt^^ 

An  die  Rechtsbücher  knüpften  die  Arbeiten  des  Eisenacher  Stadt* 
Schreibers  und  thüringischen  Chronisten  Johann  Rothe  (t  1434)  an, 
dem  wir  zwei  Eisenacher  Rechtsbücher  aus  dem  Ende  des  14.  Jahrhun- 
derts, ein  die  stadtischen  Verhältnisse  behandelndes  Lehrgedicht  Des  raus 
zuckt  und  das  schon  erwähnte  Gedicht  „RitterspiegeP'  verdanken  ^^  Einem 
ungenannten  Verfasser  des  15.  Jahrhunderts  gehört  eine  in  niederdeutscher 
Sprache  verfaßte  Streitschrift  über  die  Lehnsfahigkeit  der  Bürger  an^^ 


»2  Vgl.  BöHLAU,  Theoderich  von  Bocksdorffs  Gerichtafonneln,  ZRG.  1,  41501 
Die  Diugtaalen  von  Dordrecht  und  Südholland  bei  Fsuiir,  De  oudste  rechten  der 
8tad  Dordrecht  1,  357  ff.  2,  291  ff.  Vgl.  Brünker,  ZRG.  17,  237.  Muller,  Ver- 
slagen en  Mededeelingen,  1891.  Eine  Lehnrechtsdingtaal  (um  1550)  bei  Grataka, 
Drenthsche  Kechtsbronnen  174  ff.  Westfriesische  Dingtaalen  bei  Pols,  West- 
friesche  Stadrechten  1,  143 — 174.  Die  Neumünsterschen  Kirchspielgebr&uche  (Ausg. 
von  Seestern-Paüly,  1824,  S.  6—85)  enthalten  niederdeutsche  G-erichtsformeln,  die 
zwar  erst  in  späterer  Zeit  aufgezeichnet  sind,  inhaltlich  aber  wohl  noch  in  das 
Mittelalter  gehören.  Bheinische  Gerichtsformeln  ZKG.  10,  191  ff.  206  ff.  229  ff.  und 
HoHETER,  Richtsteig  327  ff.,  baierische  bei  Steffekhaqek,  Wien.  SB.  111,  1  S.  613  ff« 

1'  Tbokas,  Oberhof  Frankfurt  222  ff.  Hallein,  Mainzer  Civilrecht  u.  Ger.- 
Formeln,  1891. 

"  A.  Kbi.ler,  Fastnachtspiele  (Stuttg.  Litterar.  Ver.  Nr.  28  —  30.  46),  1853 
bis  1858. 

^^  So  der  Beinhard  Fuchs  in  der  flämischen  wie  in  der  niederdeutschen  Form 
(vgl.  S.  4),  der  Schwanritter  Konrads  von  Würzburg  (vgl.  Schröder,  ZDA.  13,  139  £), 
die  wohl  von  demselben  herrührende  „Klage  der  Kunst^'  (Ausg.  von  Joseph,  1885) 
und  die  „Mörin"  des  Hermann  von  Sachsenheim  (vgl.  Loersch,  i.  d.  Bonner  Ab- 
handlungen z.  Gesch.  d.  deutsch.  Rechts  für  Homejer,  1871). 

"  Vgl.  Stobbe  1,  443  f. 

"  Die  beiden  Bechtsbücher,  von  denen  das  zweite  früher  einem  späteren 
oberflächlichen  Bearbeiter,  Joh.  Purooldt,  zugeschrieben  wurde,  bei  Ortloff, 
Sammlung  deutscher  Rechtsquellen  1,  625  ff.  2,  17  ff.  Das  Lehrgedicht  bei  Vilmab, 
Von  der  stete  ampten,  Marburg.  Gymn.  Progr.  1835.  Vgl.  Bech  in  Pfeiffbb^s 
Germania  6,  52  ff.  59  ff.  273  ff.  7,  354  ff.    Über  den  Ritterspiegel  vgl.  S.  441,  n.  44. 

^"  Herausg.  u.  erl.  von  Fremsdorff,  Nachr.  d.  Gott.  Ges.  d.  W.  1894. 
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Die  wissenschaftliche  Arbeit  auf  staatsrechtlichem  Gebiete  lieferte 
weniger  positive  Darstellungen  als  doktrinäre  Erörterungen,  bei  denen  es 
sich  Tomehmlich  um  die  Auskämpfung  publicistischer  Streitfragen  zwischen 
Kaiser  und  Papst  handelte  ^^  Eine  umfangreiche  Litteratur  wurde  schon 
im  11.  und  12.  Jahrhundert  durch  den  Investiturstreit  hervorgerufen'^. 
Das  13.  Jahrhundert  lieferte  verschiedene  Denkschriften  über  das  Recht 
der  Königswahl '^  Unter  Rudolf  von  Habsburg  (um  1280)  entstand  die 
wertvolle  Schrift  des  Ganonicus  und  Domscholasters  Jordanus  von  Osna- 
brück .^De  prerogativa  Romani  imperii"'^  An  ihn  schließt  sich  zeitlich 
zunächst  der  um  1250  geborene  Abt  Engelbert  von  Admont  mit 
seinen  Schriften  „De  regimine  principum'^  und  ,,De  ortu  et  fine  Romani 
imperii"  an.  Ein  sehr  lebhafter  litterarischer  Kampf  bezeichnet  die  Re- 
gierungszeit Ludwigs  des  Baiem,  dem  in  seinem  Streite  mit  der  Kurie 
als  staatsrechtliche  Schriftsteller  namentlich  Lupoid  von  Bebenburg, 
Wilhelm  von  Occam  und  Marsilius  von  Padua  (Marsiglio  Mainar- 
dino)  zur  Seite  standen  *^  Eine  mögUohst  objektive  Darstellung  des 
Reichsrechtes,  den  ,,Libellus  de  Cesarea  monarchia",  verfaßte  um  1460 
der  Baseler  Professor  Peter  von  Andlau'^  Lm  übrigen  war  das 
15.  Jahrhundert  das  Zeitalter  der  Reichsreformbestrebungen,  von  denen 
in  anderem  Zusammenhange  (§  65)  zu  reden  sein  wird. 
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§  61.    Das  Privatrecht. 

Außer  der  S.  58  nnd  S.  262  f.  angeführten  Litieratar  vgl.  Pauli,  Abhand- 
lungen a.  d.  lübischen  Rechte,  4  Bde,  1887—65;  Lübeckische  Zustände,  3  Bde, 
1847 — 78.  Weisse,  Grundsätze  d.  deutsch.  Privatrechts  nach  dem  Sachsenspiegel, 
1826;  Bemerkungen  über  das  Brünner  SchöfFenbuch ,  ZDR.  14,  113  ff.  v.  Gosen, 
Das  Privatrecht  n.  d.  Kl.  Kaiserrecht,  1866  (dazu  K.  Maurbb,  Kr.  VJSchr.  9,  101  ff.). 
Hallbin,   Mainzer  Civilrecht  im  14.  15.  Jh.,   1891.     Göschen,   Gx)8larer  Statuten 

^*  Vgl.  Stobbe  1,  452  ff.  Rehh,  Gesch.  d.  Staatsrechtswissenscchaft  182  ff. 
Gierkb,  Genossenschaftsrecht  8,  §  11;  Johannes  Althusius  1  f.  50  ff.  Förster, 
Die  Staatslehre  des  MiUelalters,  AUg.  Monatsschr.  f.  W.  u.  Litt  1853,  S.  832  ff. 
922  ff.  Schröder,  Die  deutsche  Kaisersage,  1898.  Kampbrs,  Kaiserprophetien  u. 
Kaisersagen  im  Mittelalter  (Die  deutsche  Kaiseridee  in  Prophetie  u.  Sage),  1895. 

^  MG.  Libelli  de  lite  inter  regnum  et  sacerdotium  saec.  11.  12.  conscripti, 
3  Bde,  1890—97. 

■»  Vgl.  LraDNBR,  Königswahlen  153  ff.  175. 

"  WArrz,  Abb.  d.  Gott  Ges.  d.  W.  14,  1869. 

**  Vgl.  RiEZLBR,  Die  litterar.  Widersacher  der  Päpste  z.  Z.  Ludwigs  d.  Baiem^ 
1874;  Greschichte  Baiems  2,  561  ff.  Lindner,  Deutsche  Geschichte  unter  d.  Habsb. 
u.  Luxemb.  1,  353  ff. 

■*  Vgl.  HttBBiN,  Peter  von  Andlau,  1897  und  ZRG.  29,  41  ff.  31,  1  ff.  Aus- 
gabe von  demselben  ZRG.  25,  34  ff.  26,  163  ff. 
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128—290.  RÖ88LER,  Deutsehe  Rechtsdeukmäler  1,  Einl.  58  ff.  2,Eijil.  62  ff.;  Deutsches 
Kecht  in  Österreich  165  ff.  Hasenöhbl,  Österreich.  Landrecht  im  13.  14.  Jh.  100  ff. 
'Genqleb,  Ein  Blick  auf  das  Kechtsleben  Baiems,  1880.  Rosenthal  ,  Beiträge  z. 
deutsch.  Stadtrechtsgeschichte  1,  147  ff.  2,  297  ff.  Zöpfl,  Das  alte  Bamberger  Recht 
181  ff.  PRANKLIK,  Die  freien  Herren  von  Zimmern  15 — 94.  v.  Wyss,  Rechtshisto- 
rische Lesefrüchte  (SA.  a.  d.  Turicensia,  1891).  Zeebledeb^  Die  Bemer  Handfeste, 
1891.  J.  Teltikg,  Schets  van  hat  oud-firiesche  privaatregt,  2  Bde,  1867—82  (SA. 
a.  d.  Themis  1868—69,  1871—74,  1876—80,  1882).  Noordewieb,  Nederlandsche 
regdsoudheden  170—271.  —  v.  Duhn,  Deutsohrechtliche  Arbeiten,  1877.  Piatneb, 
Über  die  historische  Entwickelung  des  deutschen  Rechts,  1852—54.  Retscheb, 
Beiträge  z.  Kunde  d.  deutsch.  Rechts,  1833.  Sandhaas,  Germanistische  Abhand- 
lungen, 1852.  Stobbe,  Beiträge  z.  Gesch.  d.  deutsch.  Rechts,  1865;  Zur  Greschichte 
des  deutschen  Vertragsrechts,  1855.  Giebkb,  Genossenschaftsrecht  2,  24 — 405.  — 
Albbecht,  Die  Gewere  als  Grundlage  des  älteren  deutschen  Sachenrechts,  1828. 
HüBEB,  Die  Bedeutung  der  Gewere  im  deutschen  Sachenrecht,  1894.  L.  Rückbbt, 
Untersuchungen  über  das  Sachenrecht  der  Rechtsbücher,  zunächst  des  Sachsen- 
spiegels, 1860.  Fabbiciüs,  Das  älteste  Stralsundische  Stadtbuch  264  ff.  Napiebskt, 
Erbebücher  der  Stadt  Riga,  1888,  Einl.  44  ff.  57  ff.  Rehme,  Das  Lübecker  Ober» 
stadtbuch,  1895.  Aubebt,  Beiträge  z.  Gesch.  d.  deutschen  Grundbücher,  ZRG. 
27,  1  ff.  (vgl.  S.  690).  P.  PüNTscHABT,  Schuld Vertrag  u.  Treugelöbnis  des  sächa. 
Rechts  im  Mittelalter,  1896.  Laband,  Die  vermögensrechtl.  Klagen  n.  d.  sächs. 
Rechtsquellen  des  Mittelalters,  1869.  H.  Schulze,  Erb-  u.  Familienrecht  d.  deutschen 
Dynastien,  1871.  Kbaut,  Die  Vormundschaft  n.  d.  Grundsätzen  des  deutschen 
Rechts,  3  Bde,  1835—59.  Beseleb,  Die  Lehre  v.  d.  Erbverträgen,  3  Bde,  1835—40. 
Ovebvoobde,  De  ontwikkeling  van  den  rechtstoestand  der  vrouw  volgens  het  oud- 
germansche  en  ouduederlandsche  recht,  Leid.  Diss.  1891.  v.  Zallinqeb,  Wesen  u. 
Ursprung  des  Formalismus  im  altdeutschen  Privatrecht,  1898. 

L  Rechts-  und  Handlungsfähigkeit.  Für  den  Beginn  der  per- 
sönlichen Handlungsfähigkeit  haben  sich  die  ursprünglichen  Alterstennine 
zum  Teil  während  des  ganzen  Mittelalters  erhalten,  daneben  machte  sich 
aber  vielfach  .eine  Hinausschiebung  des  Mündigkeitstermins  geltend;  ver- 
breitet war  namentlich  der  Termin  von  18  Jahren,  den  die  Goldene  Bulle 
von  1356  (VII.  §  4)  auch  für  die  Kurfürsten  festsetzte^,  und  der  von 
2 1  Jahren,  den  das  westfränkische  Recht  (S.  265  n.)  einführte.  Eigentüm- 
lich, dem  altribuarischen  Rechte  entsprechend,  war  der  Standpunkt  des 
sächsischen  Rechts  (Ssp.  L  42),  das  die  sonst  gleichbedeutenden  Aus- 
drücke „binnen  seinen  Jahren^^  und  „binnen  seinen  Tagen''  auf  zwei 
verschiedene  Altersstufen  (unter  12  und  unter  21  Jahren)  bezog.  Bevor- 
mundete,, die  „zu  ihren  Jahren  gekommen",  aber  noch  „binnen  ihren 
Tagen"  waren,  pflegten  noch  freiwillig  unter  Vormundschaft  zu  bleiben, 
bis  sie  auch  „zu  ihren  Tagen  kamen",  d.  h.  das  21.  Lebensjahr  vollendet 
hatten.  Den  nichtsächsischen  Rechten  war  diese  Abstufung  unbekannt, 
obwohl  sie  eine  freiwillige  Verlängerung  der  Vormundschaft,  wo  ein  Be- 
dürfnis dafür  vorlag,  ebenfalls  zuließen*. 

*  Vgl.  Kbaut,  Vormundschaft  1,  135  f.  Erst  die  Goldene  Bulle  gab  für  den 
hohen  Adel  den  Anstoß  zur  Einführung  besonderer,  vom  Landrecht  abweichender 
Mündigkeitstermine.    Vgl.  Schulze,  a.  a.  0.  111. 

'  Vgl.  S.  413,  n.  90.  Heusler,  Institutionen  2,  489  ff.  Kraut,  Vormundsch. 
2,  144  ff.     FocKEMA- Andre AE,  Bijdragen  1,  5  ff. 
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Die  Beschränkung  der  Handlungsfähigkeit  des  weiblichen  Geschlechts 
trat  immer  mehr  in  den  Hintergrund.  Die  meisten  mittelalterlichen 
Rechte  hatten  die  Geschlechtsvormundschafk  entweder  ganz  aufgehoben 
oder  auf  eine  bloße  Beistandschaft  in  gerichtlichen  Angelegenheiten  zurück- 
geführt; das  Festhalten  an  der  strengen  Geschlechtsvormundschaft  bildete 
die  Ausnahme,  nur  die  eheherrliche  Vormundschaft  blieb  bestehend 

Eine  Stellvertretung  in  Rechtsgeschäften  war  dem  Mittelalter  im  all- 
gemeinen ebenso  unbekannt  wie  der  vorigen  Periode  ^  Ein  Auskunfts- 
mittel gewährten  die  Order-  und  Inhaberpapiere  (S.  692)  und  bei  Grund- 
stücksübertragungen die  Salmannen  und  l^euhänder,  die  im  Lehnrecht 
als  Lehnsträger  wiederkehrten  ^ 

In  betreff  der  juristischen  Personen  war  das  deutsche  Recht 
noch  zu  keiner  abschließenden  Entwickelung  gelangt  Bei  milden  Stif- 
tungen wurde  bald  der  Heilige,  bald  der  Stiftsvorsteher  als  das  Rechts- 
subjekt aufgefaßt  Sehr  bestritten  ist  das  Verhältnis  der  Körperschaften, 
namentlich  der  Gemeinden,  die  in  Deutschland  ebenso  wie  bei  den  Römern 
den  Ausgangspunkt  für  die  Entwickelung  des  Eörperschaf tsrechtes  gebildet 
habend  Während  die  einen  hier  ganz  wie  im  römischen  Rechte  eine 
juristische  Person  finden  und  die  Recht«  der  Gemeindeglieder  am  Ge- 
meindevermögen als  Rechte  an  fremden  Sachen  erklären,  geht  die  Ge- 
nossenschaftstheorie von  der  Annahme  einer  „realen  Gesamtperson''  mit 
körperschaftlichem  Gesamteigentum,  einer  auf  sozialrechtlichem  Gebiete 
erwachsenen  „Verbindung  von  Einheitsrecht  und  Vielheitsrecht",  aus.  Der 
Personifikationstheorie  ist  zuzugeben,  daß  die  mittelalterliche  Gemeinde  in 
ihren  Vermögensangelegenheiten  bereits  einen  Gesamtwillen,  dargestellt 
durch  die  Gemeindevertretung  oder  Mehrheitsbeschluß  der  Gemeindever- 
sammlung, kennt  und  sich  insoweit  über  das  von  dem  individuellen 
Recht  beherrschte  und  jeden  Mehrheitsbeschluß  ablehnende  reine  Gesamt- 
händerverhältnis  erhebt.  Aber  über  diese  Einheit  in  der  Verwaltung  ist 
die  Körperschaft  des  altdeutschen  Rechts  nicht  hinausgekonunen,  das 
Gemeindevermögen  galt  als  Gesamteigentum  der  G^meindeglieder,  und  für 
Schulden  der  Gesamtheit  konnte  jeder  Einzelne  haftbar  gemacht  werden. 

'  Vgl.  Heusler  2,  511  ff.    Kbaüt,  a.  a.  0.  2,  266  ffl    Fockbxa-Andbbae  1,  40  ff. 

*  Vgl.  §  68  n.  4.     Heuslee  1,  203  ff. 

^  Vgl.  8.  27S.  334  f.  408.  440  n.  Albbecht,  Gewere  281  ff.  Stobbe,  Über  die 
Salmannen,  ZRG.  7,  405  ff.  Bbsbleb,  Erbyertrftge  1,  261  ff.  Hbüblbb  1,  215  ff. 
TiAMMKB,  Das  Recht  der  treuen  Hand,  Würzb.  Diss.  1875.  HBUMAimy  De  salinannis 
(Oposcnla,  1747)  289  ff.    Loebsoh  u.  Schrödeb'  260. 

•  Vgl.  GiEBKE,  Priv.-R.  1,  660  ff.;  GenoBsen«chaftsrecht  1.  2.  Stobbe,  Priv.-R. 
1,  §  50.  Heusleb  1,  §§  50—61.  Bbseleb,  Volksrecht  u.  Juristenrecht  158  ff.  Sohm, 
Die  deutsche  Genossenschaft,  Leipz.  Festgabe  für  Windschbii),  1889  (vgl.  Heüsleb, 
Gott  gel.  Anz.  1889,  S.  320  ff.).  Laband,  Zeitschr.  f.  HE.  30,  483  ff.  Böhlau, 
Rechtssubjekt  und  Personenrolie  (Bostocker  Festschrift  für  Hohbteb,  1871)  24  f. 
60  ff.;  Fiskus,  landesherrliches  und  Landesvermdgen  in  Mecklenburg,  1877.  Loebsoh 
n.  Sghbödeb*  257  f.  Hauptvertreter  der  Gtenossenschaftstheorie  ist  Gibbke,  der 
Personifikationstheorie  Heüsleb;  wir  schließen  uns  der  vermittelnden  Auffassung 
SoHxs  an. 
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2.  Das  Sachenrecht.  Hinsichtlich  des  Mobiliarsachenrechtes 
behielt  es  während  des  ganzen  Mittelalters  bei  dem  Grundsätze  y^Hand 
maß  Hand  wahren'^  sein  Bewendend  Bewegliche  Sachen  unterlagen  der 
dinglichen  Verfolgung  gegen  Dritte  nur,  wenn  sie  ohne  den  Willen  des 
Eigentümers  aus  seiner  Gewahrsam  gekommen  waren®,  und  selbst  in 
diesem  Falle  hatte  der  redliche  Besitzer,  falls  er  Jude  war,  dem  Vindi- 
kanten  die  Sache  nur  gegen  Ersatz  dessen,  was  er  dafür  gegeben  oder 
darauf  geliehen  hatte,  herauszugebend  War  diese  schon  einzelnen  Volks- 
rechten bekannte  Begünstigung  des  redlichen  Erwerbers  im  Mittelalter 
zunächst  nur  als  ein  Judenprivileg  anerkannt,  so  wurde  sie  doch  yiel£BU)h 
erweitert,  indem  man  sie  auf  alle  auf  Märkten  von  einem  unbekannten 
Verkäufer  erworbenen  Waren  übertrugt®  oder  das  gleiche  Privileg  auch 
anderen  Gewerbetreibenden  einräumte  ^^  oder  selbst  dem  ganzen  Bechts- 
satze  gemeine  Geltung  beilegte  ^*.  Waren,  die  über  See  gekommen  waren, 
brauchte  der  redliche  Erwerber  nach  dem  Rechte  der  Seestädte  überhaupt 
nicht  herauszugeben  ^^  Was  dem  Eigentümer  in  ehrlichem  Kriege  oder 
ehrlicher  Fehde  abgenonimen  wurde,  unterlag  dem  Beuterechte  ^^ 


'  Vgl.  S.  270.  372 f.  377.  Ssp.  H.  60,  §  1.  Außer  der  §  37,  n.  98,  n.  lOO 
angeführten  Litteratur  vgl.  Goldschmidt,  Zeitschr.  f.  HR.  8,  246  S,  Hubeb,  a.  a.  0. 
744 ff.;  Bedeutung  der  Gewere  10 f.  60 f.  v,  Bar,  Beweißurteil  152 ff.  Planck, 
Gerichtsverfahren  1,  393  ff.  2,  417  ff.  Kraut,  Grundriß«  §82,  Nr.  34—36.  39  C 
LoERscH  u.  Schröder*  Nr.  240.  251.  321.  Gildbmeister,  Beitr.  z.  K.  d.  vaterl.  R. 
2,  159  ff.  Ausnahme  bei  Sachen  die  einem  Handwerker  zur  Ausbesserung  über- 
geben sind:  Kraut  Nr.  50.  53.  54;  bei  Veräußerungen  des  Gesindes:  Ssp.  UI.  6,  §  1. 

*  VgL  Ssp.  II.  36.  Laband,  a.  a.  0.  69—83.  Huber,  Bedeutung  der  Gewere 
12  ff.  LoERSCH  u.  Schröder'  Nr.  232.  326  f.  Kraut  Nr.  8—29.  36.  Albrecht, 
Gewere  81  ff.  Zöpfl,  RG.  §§109  f.  Eine  bei  dem  Vertrauensmanne  entwendete 
Sache  konnte,  wie  in  der  vorigen  Periode,  nur  von  diesem  verfolgt  werden  (vgL 
Meißener  RB.  4,  42,  Dist.  6),  doch  gewährte  Schwsp.  L.  230  dem  Eigentümer  die 
Klage  wenigstens  für  den  Fall,  daß  der  Vertrauensmann  bereits  verstorben  war. 

ö  Vgl.  §  37,  n.  115.  Ssp.  III.  7,  §  4.  Stadtb.  v.  Oppenheim  §  125  (Pranok, 
Gesch.  V.  Oppenh.).  Riedel,  Cod.  dipl.  Brand.  1.  Abt.  24,  32  (1341).  35  (1344). 
LoERSCH  u.  Schröder  Nr.  327.  Stobbe,  Juden  in  Deutschland  119  ff.  241  ff.;  Priv.-R. 
2  §  146,  n.  22  (3.  Aufl.  §  92,  n.  23).  v.  Meibom,  Pfandrecht  311  ff.  GtOldschmidt, 
Zeitschr.  f.  HR.  8,  226  ff. 

^ö  Vgl.  Stobbe,  Priv.-R.  §  146,  n.  20  (3.  Aufl.  §  92,  n.  21).  Heubler  2,  215. 
Laband,  a.  a.  0.  89.  Goldschmidt,  Zeitschr.  f.  HR.  8,  263.  Stadtrecht  von  Steen- 
wijk  (Overijsselsche  stad-,  dijk-  en  marke  regten,  I.  10,  1891)  S.  62.  Die  besondere 
Begünstigung  der  Marktkäufe  entsprach  einem  schon  im  11.  Jh.  bezeugten  kauf- 
männischen Gewohnheitsrecht.  Vgl.  Grimm,  RA.  610.  Ribtschel,  Markt  u.  Stadt  191. 

"  Vgl.  Privileg  für  einen  Lombarden,  v.  J.  1328  (Ennen,  Quellen  z.  Gesch. 
d.  Stadt  Köln  4,  129).  Für  die  von  Wirten  angenommenen  Pfänder  ihrer  GSste: 
Münch.  Stadtr.  110. 

1*  So  namentlich  in  den  Niederlanden  (Warnkönig,  Flandr.  RG.  2,  2,  Ürk.-B. 
89.  194.  224.  de  Sloet,  Oorkondenb.  Nr.  59ö)  und  der  Schweiz  (Luzemer  Stadtr. 
72).  Noch  über  das  Judenprivileg  hinaus  geht  der  Schutz  des  redilichen  Erwerbers 
nach  Bamberger  Stadtr.  76  f. 

*•  Vgl.  Hamb.  Stadtr.  v.  1270  7,  9.  Michelsen,  Oberhof  Lübeck  146.  Laband, 
a.  a.  O.  84.  89.    So  schon  nach  Westgotenrecht  (§  37,  n.  115), 

^*  Vgl.  Albrecbt,  Gewere  96.    Loersch  u.  Schröder'  Nr.  326.    Laband  76^ 
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Der  Eigentomserwerb  aa  solchen  Früchten,  zu  deren  Erzeugung 
es  einer  Bearbeitung  des  Bodens  bedurfte,  wurde  als  Lohn  der  Arbeit  aut- 
gefaßt: „Wer  säet,  der  mähet^'^'^.  Dies  kam  auch  dem  redlichen  Besitzer 
zu  statten,  während  der  unredliche  Besitzer  seine  Arbeit  verlor  ^^  Über- 
fallendes Obst  {anris)  gehörte  dem,  auf  dessen  Boden  es  fiel:  „Wer  den 
bösen  Tropfen  genießt,  soll  auch  den  guten  genießen^';  ebenso  hatte  der 
Nachbar  Anspruch  auf  die  sein  Grundstück  überragenden  Zweige,  falls 
der  Eigentümer  des  Baumes  sie  nicht  auf  sein  Verlangen  entfernte,  nach 
manchen  Rechtsquellen  auch  auf  das  an  denselben  hängende  Obst^^. 

Das  Pfandrecht  an  fahrender  Habe  bewegte  sich  zunächst  auf  dem- 
selben Boden  wie  in  der  vorigen  Periode".  Es  gab  nur  ein  Faustpfand- 
recht*®,  und  zwar  mit  ausschließlicher  Sachhaftung;  eine  persönliche  Haf- 
tung des  Schuldners  bestand  nicht,  der  Gläubiger  konnte  ihn  also  wegen 
etwaigen  Minderwertes  des  Pfandes  nicht  in  Anspruch  nehmen  ^^.  Ging 
das  Pfand  imter,  so  verlor  der  Gläubiger  seine  Forderung;  wurde  es  be- 
schädigt, so  gereichte  die  Wertsverminderung  ihm  zum  Nachteil.  Hatte 
er  den  Untergang  oder  die  Beschädigung  des  Pfandes  verschuldet,  so 
haftete  er  dem  Eigentümer  für  den  Ersatz  des  Betrages,  um  den  der 
Wert  des  Pfandes  die  Schuld  überstiegen  hatte  *^.  Der  Gläubiger  hatte 
in  der  Regel  das  Recht  der  Pfandnutzung,  doch  kamen  vielfache  Aus- 
nahmen vor^^.  War  die  Lösung  des  Pfandes  unterblieben,  so  verfiel  das- 
selbe nach  Ablauf  der  Frist  dem  Gläubiger  zu  Eigentum,  und  zwar  von 
Rechts  wegen,  wenn  der  Verfall  ausdrücklich  vereinbart  war,  anderenfalls 


"  Vgl.  Ssp.  II.  58,  §  2.  HI.  76,  §  4.  Saarbrücker  Landr.  1,  10  §§  5  f.  8,  1 
8  11.  LOEBSCH  u.  ScHEÖDER«  Nr.  283.  318.  Stobbk,  Priv.-R.  2,  §  152  (3.  Aufl.  §  130); 
Beitrftge  59  ff.  Heüsleb  2 ,  195  f.  Hübee  742.  Derselbe  Satz  beherrschte  auch 
das  lombardische  Lehnrecht  (U.  F.  28,  §  3). 

**  Vgl.  Gbaf  u.  Dibtherb,  Rechtssprichwörter  S.  75.    ZRG.  5,  44. 

^'  Vgl.  A.  B.  Schmidt,  Das  Recht  der  Überhangs  und  Überfalls  (Gierke,  Unter- 
suchungen 21,  1886).  ScHUSTEB,  Überhang  und  Überfall  im  deutsch,  u.  Österreich. 
Recht,  Allg.  österr.  Gerichtszeitung  1882,  Nr.  77—86.     Gbaf  u.  Diethebr  85. 

>«  Vgl.  S.  270  f.  V.  Meibom,  Pfandrecht  264  ff.  327  ff.  353  f.  366  ff.  410  ff.; 
JB.  d.  gem.  deutsch.  R.  4,  445  ff.  Stobbe,  Priv.-R.  2,  g  154  (3.  Aufl.  §  164); 
Juden  247;  Kr.  VJSchr.  9,  286  ff.;  Vertragsrecht  251  ff.  Heusler  2,  201  ff.  Planck, 
Gerichtsverfahren  2,  336  ff.  Albrbcht,  Gewere  130  ff.  Förster,  ZDR.  9,  101  ff. 
BuDDE,  ebd.  9,  411  ff.  Madai,  ebd.  8,  284  ff.  Kraut  §  102.  Huber  816  ff.  Pukt- 
sobart,  Schuldvertrag  u.  Treugelöbnis  232 — 279. 

»  Vgl.  Bair.  Landr.  17,  3  (c.  223).    v.  Meibom,  a.  a.  0.  317  f. 

^  Vgl.  PüNTscHART,  R.  a.  0.  235  ff.  251. 

**  Vgl.  PuNTSCHART  255.  Zufälliger  Untergang  befreite  den  Pfandgläubiger 
von  der  Ersatzpflicht,  wurde  aber  nach  einigen  Rechten  nur  beim  Tode  von 
„essenden  Pfändern'*  und  nicht  bei  dem  Verluste  von  Schrein-  oder  Kistenpfändem 
angenommen.  Ssp.  III.  5 ,  §§  4  f.  Schwsp.  L.  258.  Manche  Recht«  ließen  Be- 
rufung auf  den  Zufall  nur  dann  2U,  wenn  auch  eigene  Sachen  des  Schuldners  mit 
untergegangen  waren.    Vgl.  Stobbe,  Vertragsrecht  257. 

'*  Vgl.  Anm.  26.  Die  Ausnahmen  (vgl.  Schwsp.  L.  258 ^  Meibom,  a.  a.  0. 
328)  sind  teils  auf  den  Einflaß  der  kirchlichen  Zinsverbote,  teils  auf  das  Vorbild 
des  Distraktionspfandes  zurückzuführen. 
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erst  durch  richterliche  Übereilung,  nachdem  der  Gläubiger  das  Pfand 
dreimal  durch  das  Gericht  hatte  aufbieten  lassen. 

Seit  dem  13.  Jahrhundert  wurde  es  mehr  und  mehr  üblich,  mit  der 
Pfandbestellung  („Satzung'')  ein  formelles  Schuldversprechen  zu  verbinden, 
so  daß  das  Pfand  einen  accessorischen  Charakter  annahm  und  zum  Sicher- 
heitspfande  wurde*'.  Die  natürliche  Folge  dieser  Entwickelung  war  die 
Umbildung  vom  Verfall-  zum  Verkaufspfande.  Die  Verwertung  des 
Pfandes  erfolgte  durch  den  Gläubiger,  und  zwar  womöglich  durch  Ver- 
pfandung, nötigenfalls,  wenn  nicht  ausdrücklich  private  Verwertung  ver- 
abredet worden  war,  durch  Verkauf  auf  gerichtliche  Ermächtigung  nach 
dreimaligem  Aufgebote**.  Den  Mehrerlös  hatte  der  Gläubiger  dem  Schuld- 
ner herauszugeben;  für  den  Mindererlös  haftete  ihm  der  letztere  auf  Grund 
des  Treugelöbnisses  persönlich.  War  daher  das  Pfand  durch  Zufall  unter- 
gegangen oder  in  seinem  Werte  vermindert,  so  hatte  der  Schuldner  allein 
den  Schaden  zu  tragen**.  Ebendarum  wurde  von  selten  der  Kirche 
darauf  geachtet,  daß  der  Pfandgläubiger  sich  jeder  Pfandnutzung  enthalte; 
dieselbe  wurde  hier  als  wucherisch  angesehen,  während  man  das  ältere 
Verfallpfand  als  Verkauf  auf  Wiederkauf  auffaßte  und  darum  keinen  An- 
stoß an  der  Pfandnutzung  des  Gläubigers  nahm**. 

Der  einzige  Fall  der  Verpfandung  einer  beweglichen  Sache  ohne 
Besitzübertragung,  den  schon  das  frühere  Mittelalter  anerkannte,  war  der 
Bodmereivertrag  bei  Seeschiffen  *^  Nach  der  Ausbildung  der  Stadtrechts- 
satzung bei  unbeweglichen  Sachen  gestattete  man  auch,  daß  der  Gläubiger 


"   Vgl.   PUNTSCHABT,   a.   E.   0.   252  f. 

•*  Vgl.  Stobbe  2«,  691  f.  (2,  2»  S.  312).  v.  Meibom  388  ff.  Hamb.  Stadtr.  v. 
1270  1,  14.    KoHLEB,  Pfandrechtl.  Forschungen  6  ff.    Lobbsch  u.  Schbödeb'  Nr.  286. 

'^  Vgl.  Ssp.  ni.  5  §  5  (jüngerer  Zusatz):  ire  gelovede  ne  stünde  den  anders. 
Brem.  Stadtr.  y.  1303,  Ord.  3  (Ölbichs  1,  68).  Magdeb.  Fragen  1,  6  Dist  6  (Loebsoh 
u.  ScHBÖDEB*  Nr.  255).  Bair.  Landr.  17,  11  (c.  231).  Einen  Rest  der  älteren  Auf- 
fassung (reine  Sachhaffcung)  zeigt  noch  Hamb.  Stadtr.  v.  1270  1,  14,  im  Gegensätze 
zu  dem  von  1292  G.  10. 

"*  Vgl.  Lübecker  Streitschrift  gegen  Herzog  £rich  von  Sachsen,  von  1418 
(Urk.-B.  d.  Stadt  Lübeck  6,  78):  In  dudesscheme  nimpt  me  dai  toort  pant  twisrleU 
tcijs:  ene  unjs  so  ket  dat  en  pandy  dat  en  vor  ghelt  eneme  atideren  settet,  in  der 
mate:  wan  de  jenne  sin  ghelt  wü  wedder  hebbenj  dat  he  dat  esschen  moghe  unde  in 
deme  rechte  vorderen,  unde  eft  he  des  an  den  personen  nicht  vorderen  konCy  dat  he 
dat  an  deme  gttde  soken  rt%oghe\  unde  eft  he  dat  gud  vorghinghcy  dat  he  aUike  wol 
sin  ghelt  manen  mochte  van  den  personen;  ok  dat  deme  personen  dat  gud  wedder 
werde,  wan  he  den  schuldener  betalt-y  unde  tae  sulkes  pandes  nut  upboret,  de  dait 
dat  mit  wokere.  To  deme  anderen  male,  wat  gudes  ein  koft  umme  ene  summen 
gheldes,  unde  steit  die  (d.  h.  Gedeih)  und  vorderf  des  gudes,  unde  let  dem  vorkopere 
den  wedderkop  van  gnaden,  dat  het  ok  ein  pa/nd  ghemenliken  in  der  leien  tungen, 
wente  gelijker  ufijs,  alse  de  ghelt  borghet  uppe  gud  dat  gud  mach  wedderlosen  van 
reckte,  so  mach  desse  dat  verkofte  gud  wedderkopeti  van  gnaden  unde  losen,  darumme 
ghebruket  man  ghemeinliken  dat  wort  pand  to  suUcem  gude,  dat  ok  weddeschat  het 
unde  we  sulkes  gudes  nut  upboret,  dat  en  is  nen  woker, 

'^  Vgl.  ScHBÖDEB,  bei  Endemann,  Handb.  d.  HR.  4,  1  S.  245  f.  Lobbsch  u. 
Schbödbb'  Nr.  273.  Pauli,  Zustande  3,  94  ff.  166.  169  ff.  Goldsohxidt,  Universal- 
geschichte 345  ff.    Pappenheim,  Zeitschr.  f.  HR.  40,  378  ff 
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ihm  verpfändete  Sachen,  namentlich  Schiffe,  Warenlager  und  Hausrat, 
gegen  einen  Mietzins,  den  der  Schuldner  ühemahm,  in  der  Gewahrsam 
des  letzteren  beließ*®,  oder  daß  der  Schuldner  sich  verpflichtete,  die  ge- 
pföndeten  Gegenstände  nicht  von  der  Stelle  zu  entfernen,  so  daß  sie 
gewissermaßen  zu  gewillkürten  unbeweglichen  Sachen  wurden**.  Auch 
unter  Eintrag  in  die  Stadtbücher  wurden  derartige  Verpfandungen  voll- 
zogen^®. Die  im  späteren  Mittelalter  vorkommenden  Verpfandungen  eines 
ganzen  Vermögens,  die  freilich  nicht  selten  bloß  auf  juristischer  Phrase 
beruhen  mochten,  haben  erst  gegen  Ende  unserer  Periode,  offenbar  unter 
dem  Einflüsse  des  römischen  Rechts,  Wirkung  gegen  Dritte  erlangt*^ 
Vorher  können  sie  nur  die  Bedeutung  einer  Pföndungsklausel,  durch  die 
der  Gläubiger  zu  privater  Pfändung  ermächtigt  wurde,  gehabt  haben. 
Außer  dieser  dem  Mittelalter  sehr  geläufigen  Eonventionalpföndung  gab 
es  ein  Privatpfändungsrecht  des  Zinsherm  gegen  den  Zinsmann  (zuweilen 
auch  ein  solches  des  Rentengläubigers)  und  des  Grundbesitzers  gegen 
schädigende  Menschen  und  Tiere,  außerdem  ein  Pföndungsrecht  in  Not- 
fallen, wo  richterliche  Hilfe  entweder  unerreichbar  oder  (wie  bei  Spiel- 
schulden und  Verpflichtungen  von  Ehefrauen,  die  der  Mann  nicht  ge- 
nehmigt hatte)  gesetzlich  versagt  war^*. 

Das  Recht  der  Gewer e'^  bezog  sich  in  erster  Reihe  auf  unbewegliche 

"  Vgl.  hierüber  wie  über  das  Folgende  Pauli,  Abhandl.  a.  d.  lüb.  R.  4,  188  flp.; 
Lüb.  Zustände  3,  8  ff.  Stobbe  2*,  686  ff.  (2,  2'  S.  308).  v.  Meibom,  Pfandrecht 
412  ff.  442.  Schöne  Beispiele  für  die  Verpfandung  von  Schiffen  durch  Übernahme 
eines  Mietzinses:  Urk.-B.  d.  Stadt  Lübeck  6,  Nr.  388.  7,  Nr.  504.  521.  669.  701. 

»Vgl.  ZGO.  20,  341*(LoEBscH  u.  Schröder»  Nr.  206).  Pauli,  Abhandl. 
4,  138  f.;  Zustände  8,  115  f.  Loersoh  u.  Schröder"  Nr.  238  (217).  Das  Pfand- 
recht war  nur  wirksam,  so  lange  die  verpföndeten  Gegenstände  an  der  Stelle 
blieben;  wurden  sie  entfernt,  so  kam  es  in  Wegfall,  trat  aber  wieder  ins  Leben, 
wenn  sie  wieder  zurückgebracht  wurden. 

^  Vgl.  Loersoh  u.  Schröder»  Nr.  216.  Pabricius,  a.  a.  0.  271  f  Hamb. 
Stadtr.  V.  1270  1,  13.     Pauli,  Zustände  3,  116  ff. 

•*  Vgl.  LoERscH  u.  Schröder  Nr.  821  (280)  gegen  332  (292).  Siehe  noch  ebd.* 
Nr.  160.  181.  199.     Fabricius  81,  Nr.  121.  105,  Nr.  548. 

"  Vgl.  V,  Meibom,  a.  a.  0,  190  ff.  Wilda,  ZDR.  1,  167  ff.  NIgeli,  Das  german. 
Selbstpflbidungsrecht,  1876.  Samuelsohk,  Wirkungen  der  Privatpfändung,  1878. 
Kraut,  §  107.  Stobbe,  Priv.-R.  1,  §  70.  Heusler  2,  205  ff.  Lönino,  Vertragsbruch 
281  ff.  Plawck,  Gerichtsverfehren  2,  340 f.  Loersch  u.  Schröder"  Nr.  142.  191. 
235.  251.  292.  409.  Privatpfendung  wegen  Rechtsverweigerung:  Höhlbaum,  Hans. 
Ürk.-B.  1,  Nr.  23.  56.  PflUidung  durch  den  Pf  antner  beim  Spiel:  Schuster,  Spiel 
59.    Pftndung  von  Ehefrauen:  Schröder,  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  2,  3  S.  278. 

••  Vgl.  S.  271.  Heusler  2,  20—46;  Gewere,  1872.  Laband,  Vermögensrechtl. 
Klagen  158  ff.;  Kr.  VJSchr.  15,  878  ff.  Stobbe,  bei  Ersch  u.  Grubbr,  Encykl.  1.  Sekt. 
1,  65  8.  428—88;  Priv.-R.  2,  §§  72—74  (3.  Aufl.  §§  85—87).  Albrecht,  a.  a.  0. 
Bruns,  Recht  des  Besitzes  (1848)  306  ff.  Homeyer,  Sachsenspiegel  2,  2  S.  402  ff. 
Gaupp,  ZDR.  1,  86  ff.  Brackenhöpt,  ebd.  3,  1  ff.  5,  133  ff.  Delbrück,  ebd.  14,  207  ff.; 
Dingl.  KJage  36 ff.  Planck,  Gerichtsverfahren  1,  509  ff.  681  ff.  v.  Bar,  Beweis- 
urteil  168  ff.;  ZRG.  12,  110  ff.  Sakdhaas,  a.  a.  0.  81  ff.  Gerber,  Ges.  Jurist  Abh. 
872  ff.  CZeitschr.  f.  Civilr.  u.  Proz.  NE.  11).  Stein,  Untersuchungen  des  deutsch. 
Sachenrechts,    1857.    Rüokert,  Sachenrecht  69  ff.    Aoricola,  Gewere  zu  rechter 
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Sachen  und  solche  Gerechtigkeiten,  die  als  nnkörperliche  unbewegliche 
Sachen  angesehen  wurden.  Bewegliche  Sachen  folgten  der  Gewere  des 
Grundstückes,  auf  dem  sie  sich  befanden  ^^;  nur  wenn  sie  unter  beson- 
derer Gewahrsam  standen,  wurden  die  Grundsätze  von  der  Gewere  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  auf  diese  Gewahrsam  übertragen'*.  „Gewere**  be- 
deutete Besitz;  die  Gewere  an  einem  Grundstück  hatte,  wer  die  Nutzungen 
aus  demselben  zog,  es  „in  Nutz  und  in  Grelde**  hatte '^.  Die  mit  Bechts- 
wirkungen  ausgestattete  Gewere,  also  der  juristische  Besitz,  hieß  „rechte 
Gewere"  *',  im  Gegensatze  zu  der  „raubliohen"  Gewere,  die  erst^  nachdem 
der  entwerte  Besitzer  sich  verschwiegen  hatte,  also  nach  unangefochtener 
Fortsetzung  durch  Jahr  und  Tag,  zur  rechten  Gewere  (in  diesem  Sinne) 
wurde '^.  Besitz  ohne  Rücksicht  auf  einen  bestimmten  Titel  hieß  „habende**, 
„gemeine**  oder  „bloße**  Gewere.  Gründete  sich  der  Besitz  auf  einen 
Bechtstitel,  gleichviel  ob  rechtsbestandig  oder  anfechtbar,  so  war  „eigen- 
liche**  Gewere,  Gewere  „zu  rechter  Vormundschaft**,  Leibzuchts-,  Satzungs-, 
Lehns-  oder  Zinsgewere  vorhanden '•. 

yonnuncbchaffc  96  ff.  Kohlbk,  Pfandrechtl.  Forschungen  173  ff.  Sohm,  Zur  Gre- 
schichte  der  Auflassung  (Straßb.  Festgabe  f.  Tböl,  1879)  81  ff.  107  ff.  Wauxb, 
§§528—34.  Siegel*,  §144.  Bbtoneb,  Grundr.  272  f.  v.  Amira,  Gnmdr."  129  f. 
GiEBKB,  Genossenschaftsrecht  2^  137.  Ebaüt,  §§  67—69.  Lobbsch  u.  Scbbödsb*, 
8.  262  f.  TxLTiNG,  a.  a.  0.,  Themis  1872.  v.  Gosen,  a.  a.  0.  46  ff.  Hubbb,  Be- 
deutung der  Gewere;  G^sch.  d.  Schweiz.  Pr.-R.  232. 

^  Vgl  Albbecht,  a.  a.  0.  19  ff.  Hbüsleb,  Gewere  66.  281.  Hubee,  Bedeutung 
der  Gewere  40  f. 

*'  Vgl.  Heusleb,  Inst  2,  189  ff.  Die  durch  Gedinge  (z.  B.  Leihe  oder  Satzung) 
übertragene  Gewere  endigte  mit  dem  Gedinge  selbst.  Die  Bückfordenmg  der 
Sache  durch  den  Verleiher  oder  Pfandgeber  eifolgte  also  nicht  auf  Grund  des  G^ 
dinges  (durch  eine  Kontraktsklage),  sondern  auf  Grund  seiner  durch  das  Erlöschen 
des  Gedinges  wiederhergestellte  Geweret  Vgl.  Ssp.  I.  15  §  1.  III.  22  §  3.  Hübeb, 
Bedeutung  der  Gewere  10  f.  17. 

'^  Keine  Gewere  hatte  demnach  der  Eigentümer,  wenn  einem  anderen  (als 
Vormund,  Leibzüchter,  Satzungsnehmer)  die  ausschließliche  Nutzung  zustand. 

"^  Nicht  zu  verwechseln  mit  dem  S.  706  zu  besprechenden  Begriffs  einer 
rechten  Gewere. 

'^  Binnen  Jahr  und  Tag  konnte  der  raubliche  Besitzer  von  dem  Entwerten 
jederzeit  wieder  entsetzt  werden,  ihm  gegenüber  Wurde  die  Gewere  des  früheren 
Besitzers  als  fortbestehend  angesehen.  Vgl.  Ssp.  IL  44  §  1.  Schwsp.  L.  209.  KL 
Kaiserr.  2,  109  (mit  Verkürzung  der  Frist  auf  6  Wochen  und  3  Tage.)  Heusleb 
2,  37  f.  V.  GosEN,  a.  a.  0.  46  ff.  Wabnkönig,  Franz.  RG.  2,  308  ff.  Bbuns,  a.  a. 
0.  860  ff.  Einen  Nachtrag  zeigt  noch  Code  de  proc.  civ.  28.  Das  Dejektionsrecht 
fiel  weg,  wenn  die  Sache  vor  Ablauf  der  Frist  in  die  nicht  raubliche  Gewere  eines 
Dritten  gelangte. 

'"  Zinsgewere  hatte  auch  der  Pächter,  solange  das  Gedinge  dauerte  (Anm.  35). 
Vgl.  Augsb.  Stadtr.  128,  Zusatz  III.  v.  BaüimECK,  ZRG.  14,  151  f.  Ob  auch  der 
Mieter,  ist  bestritten,  da  derselbe  im  allgemeinen  nur  Gebrauch  und  keinen  Frucht- 
genuß hatte  (dafür  Hübeb,  Bedeutung  der  Gewere  24,  n.  51).  Die  Aussprüche  des 
Brünner  Sch.-B.  125.  284.  340  kommen  nicht  in  Betracht,  da  sie  zu  den  roma- 
nistischen  Ausführungen  des  Verfassers  (S.  681)  gehören.  Daß  die  Quellen  der 
Gewere  nur  beim  Pächter  gedenken,  könnte  sich  auch  aus  der  geringen  Bedeutung, 
welche  der  Miete  im  Mittelalter  zukam,  erklären.  Der  Satz  „Kauf  bricht  nicht 
Miete"  dürfte  für  eine  Gewere  des  Mieters  sprechen. 
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Die  Tornehmsten  Bechtswirkungen  der  Gewere  bestanden  in  der  aus- 
sohließlieben  Befagnis  des  Besitzers,  die  Sache  gerichtlich  zu  vertreten, 
und  dem  Schutze  gegen  eigenmächtige  Besitzentziehung  und  Besitzstörung  ^^. 
Da  die  Vertretung  im  Landgericht  immer  nur  Einem  zustehen  konnte, 
80  mußte  auch  die  Gewere  eine  einheitliche  sein  („ledigliche^^  Gewere), 
sie  konnte  nicht  gleichzeitig  verschiedenen  Personen  auf  Grund  verschieden- 
artiger Nutzung  und  verschiedener  Bechtstitel  zukommen  ^^  Diese  B^gel 
unterlag  aber  zwei  Ausnahmen.  Einmal,  wenn  neben  der  landgericht- 
lichen Vertretung  eine  solche  in  einem  anderen  Gericht  (z.  B.  Lehn-, 
Dienst-  oder  Hofgericht),  die  einer  anderen  Person  oblag,  in  Frage  kam, 
so  daß  die  landrechtliohe  Gewere  von  der  lehn-,  dienst-  oder  hofreoht- 
lichen  Gewere  unterschieden  werden  mußte**.  Die  zweite  Ausnahme  trat 
ein,  wenn  ein  Gesamtrecht  mehrerer  vorlag,  dem  selbstverständlich  auch 
eine  Gesamtgewere  entsprach,  und  ebenso  in  den  unten  zu  bespredienden 
Fällen  des  geteilten  Eigentums,  zumal  bei  der  freien  Zinsleihe  und  der  Haus- 
leihe, bei  denen  zwar  dem  Zinsmanne  die  ledigliche  Gewere  zustand,  aber 
doch  auch,  offenbar  unter  der  Annahme  einer  Nutzteilung,  eine  selbstän- 
dige, durch  den  Zinsgenuß  ausgedrückte  Gewere  des  Zinsherm  anerkannt 
wurde*'. 

Der  Besitzschutz  bestand,  neben  dem  Rechte  des  Besitzers  auf  die 
vorteilhaftere  Beklagtenrolle  bei  allen  Prozessen  um  das  Gut,  in  der 
Strafbarkeit  jeder  eigenmächtigen  Besitzentziehung  oder  Besitzstönmg  und 

^^  Zu  weit  geht  Hüber,  Bedeutung  der  Gewere,  wenn  er  die  Gewere  schlecht- 
hin für  die  Form  erklärt,  unter  der  allein  das  dingliche  Recht  verteidigt,  erobeH 
oder  übertragen  werde,  in  die  es  sich  kleide,  um  des  Rechtsverkehrs  teilhaftig  zu 
werden.  Welche  Bedeutung  hfttte  dann  das  Eigentum  noch  gehabt,  wenn  ein 
anderer  die  Nutzung  hatte  (Anm.  36)?  Die  Verfolgung  des  Rechts  gegen  Dritte, 
nach  Verlust  der  Gewere,  gründete  sich  nicht,  wie  Hübeb  annimmt,  auf  die  frühere 
Gewere,  und  nur  beim  Lehen  war  die  Gewere  eine  notwendige  Voraussetzung 
für  das  Recht  der  Vererbung,  well  das  Lehen  den  Sold  für  die  Ritterdienste 
bedeutete. 

*»  Vgl.  Heuslkb  2,  25  ff.    Stobbe,  Priv.-R.  2,  1«  S.  200  ff. 

^*  So  hatte  der  Vassall  zwar  die  ledigliche  Gewere  und  daher  auch  die  Ver- 
tretung des  Gutes  im  Landgericht  wie  im  Lchnsgericht  seines  Herrn  (vgl.  S.  405. 
Hombtbb,  Syst.  d.  Lehnr.  408  f.  ü.  F.  8  §  1),  aber  im  Lehnsgericht  des  Oberlehns- 
herm  hatte  der  ObervassaU  und  Unterlehnsherr  allein  die  Vertretung  und  die  Gewere, 
der  Unterlehnsmann  galt  nur  als  sein  Verwalter.  Vgl.  Sachs.  Lehnr.  7  §  3.  Auct.  Vet 
1, 26.  Ganz  entsprechend  war  das  Verhältnis,  wenn  ein  VassaU  sein  Lehen  ganz  oder 
zum  Teil  gegen  Zins  ausgethan  hatte.  Umgekehrt  stand  den  hörigen  Bauern  zwar 
die  hofrechtliche  Gewere  an  ihrem  Zinsgute  (S.  598)  und  den  Ministerialen,  so- 
lange sie  noch  keinen  Zutritt  zu  den  Landgerichten  hatten,  die  dienstrechtliche 
€rewere  zu  (S.  440.  575  f.),  aber  die  Vertretung  im  Landgericht  und  somit  die  land- 
rechtliche Gewere  war  Sache  des  Herrn. 

^'  Deutlich  ausgesprochen  bei  den  Vergabungen  mit  Vorbehalt  des  Nieß- 
brauches (S.  285).  Vgl.  Heusleb  2,  26 f.;  Gewere  52.  Dsp.  25.  Schwsp.  L.  22. 
Man  muß  aber  Hübeb,  Bedeutung  der  Gewere  28 ff.,  zugeben,  daß  der  ^nsherr 
auch  iu  anderen  FftUen  der  freien  Zinsleihe,  insbesondere  auch  b§i  Pacht  und 
Miete,  eine  eigene  Gewere  gehabt  haben  muß,  die  nur  gegenüber  derjenigen  des 
Zinsmannes  selbst  zurücktrat 
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der  bereits  erwähnten  Befugnis,  binnen  Jahresfrist  Gewalt  mit  Gewalt  zu 
erwidern.  Wenn  die  Parteirollen  streitig  waren,  so  konnte  zur  Regelung 
derselben  ein  Zwischenverfahren  possessorischen  Charakters  platzgreifen, 
das  sich  im  späteren  Mittelalter,  vieUeicht  unter  dem  Einflüsse  des  kano- 
nischen Rechte,  mehr  und  mehr  zu  ^inem  selbständigen  possessorischen 
Rechtsmittel,  unabhängig  von  der  Entscheidung  über  das  Recht  an  der 
Sache,  ausgestaltet  hat^. 

Der  Übergang  der  eigenlichen  Gewere  des  Erblassers  auf  den  Erben 
Tollzog  sich  von  Rechts  wegen  unmittelbar  durch  den  Erbfall,  indem  der 
Erbe,  auch  wenn  er  den  Besitz  thatsächlich  noch  nicht  angetreten  hatte, 
den  Besitz  des  Erblassers  einfach  fortsetzte  und  wegen  der  ihm  von  Dritten 
vorenthaltenen  Nachlaßgegenstände  die  possessorischen  Rechtsmittel  an- 
wenden konnte**.  Ebenfalls  tou  Rechts  wegen  erwarb  der  Vormund 
die  Gewere  an  allen  in  dem  Besitze  des  Bevormundeten  befindlichen 
Sachen.  Bei  Veräußerungen  ging  die  Gewere  des  Veräußerers  durch  die 
Auflassung  auf  den  Erwerber  über,  indem  der  Auflassende  bis  zu  der 
körperlichen  Besitzeinweisung  als  bloßer  SteDvertreter  des  Erwerbers  an- 
gesehen wurde*®.  Nur  wenn  sich  der  Veräußerer  den  Nießbrauch  vor- 
behielt, oder  wenn  es  sich  um  einen  bloßen  Auftrag  zu  Lehn-  oder  Zins- 
recht handelte,  bedurfte  es  der  körperlichen  Besitzübertragung  und  Besitz- 
rückgabe, und  zwar  nach  strengem  Recht  mit  einem  thatsächlichen 
Zwischenbesitze  des  Erwerbers  durch  Jahr  und  Tag  oder  doch  durch  drei 
Tage*^  Bei  der  Leihe  wurde  die  Gewere  des  Leihenden  auf  den  Be- 
liehenen  ursprünglich  nicht  schon  durch  die  Investitur,  sondern  erst  durch 
die  Besitzeinweisung  [beioisunge)  übertragen**.  Die  dem  Besitzer  einer 
Sache  gerichtlich  „verteilte"  Gewere  ging  kraft  Urteils  unmittelbar  auf 
seinen  Gegner,  dem  sie  zuerkannt  worden  war,  über*®. 


**  Vgl.  ScHEÖDEB,  ZDA.  13,  147.  161  £;  ZRG.  7,  132.  8,  163.  Piuhklik, 
Reichshofgericht  1,  47.  116.  125.  129.  160.  182.  Stobbe,  Priv.-R.  2,  20 £P.  (2.  1' 
S.  209  ff.).  Heüstjbb  2,  44  ff.  Laband,  Vermög.  Kl.  184  ff.  Hüber,  Gesch.  d.  Schweiz. 
Priv.-R.  232  n. 

^  Über  die  sehr  bestrittene  Frage  vgl.  Heüslbr  2,  39  ff.;  Gkwere  172  ff 
Stobbb,  Pr.-R.  5,  21  f.  Planck,  Ger.-Veif.  1,  531  f.  Laband,  Kr.  VJSchr.  15,  897  ff. 
Bkrrend,  Anefiong  n.  Erbengewere,  1885.  Cosack,  Besitz  des  Erben,  1877.  Somi, 
Auflassung  111,  n.  42.  Loebsgh  u.  Schböder  Nr.  264  (245).  Huber,  Bedeutung 
der  Gewere  32  f.  38  f.  Der  letztere  erklSrt  die  durch  Erbgang  oder  Auflassung 
begründete  Gewere  damit,  daß  man  der  wirklichen  Nutzung  die  thatsächliche  Mög- 
lichkeit, dieselbe  auszuüben,  gleichgestellt  habe. 

*•  Vgl.  SoHM,  a.  a.  0.  109.    Hubbb,  a.  a.  0.  33  ff. 

^7  Vgl.  8.  284.  335.  400.  Heusler  2,  36  f.  Im  Leben  wurden  diese  Fristen 
vielfach  nicht  beobachtet. 

^^  Vgl  Hometer,  Syst.  d.  Lehnrechts  895  ff.  Hüber,  a.  a.  0.  37  f.  Nach 
Albrbcht,  a.  a.  0.  284 ff.,  gab  die  Investitur  schon  die  Gkwere,  aber  erst  die 
spfttere  Bechtsentwickelung  gestattete  dem  Beliehenen  unter  Umstftnden,  sich  selbst 
in  Besitz  zu  setzen. 

^*  Die  Verteilung  war  an  die  Stelle  der  prozessualischen  Auflassung  (Anm.  54) 
getreten.    Vgl.  Heüsler  2,  37. 
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Die  regelmäßige  Form  der  Eigentamsübertragüng  an  Grundstücken 
war  die  Auflassung*^.  Nur  der  König  vollzog  Gutsübertragungen  aus- 
schließlich durch  Privileg  (praeceptum  regia)  *^  und  dasselbe  Recht  übten 
die  Fürsten  fakultativ  neben  der  Auflassung*^,  während  die  freien  Herren 
dem  allgemeinen  Rechte  unterworfen  waren  *^  Die  Auflassungen  er- 
folgten zuweilen  noch  in  YerbinduDg  mit  einer  symbolischen  Investitur 
durch  Rasen  und  Zweig,  mehr  und  mehr  aber  überwog  die  bei  der 
prozessualischen  Auflassung  von  jeher  übliche  reine  Yerzichtserklärung 
ohne  Investiturakt  *^.  Die  ehemalige  Sale  war  zu  einem  rein  obligato- 
rischen Yeräußerungsgeschäfte  {ffelübde,  gelovede,  dingen)  geworden,  das 
zwar  die  rechtliche  Voraussetzung  der  Auflassung  bildete,  ohne  diese  aber 
selbst  in  Verbindung  mit  körperlicher  Besitzüberweisung  kein  Eigentum 
zu  übertragen  vermochte**.  Die  Auflassung  erfolgte  fast  allgemein  mit 
Halm  und  Mund,  indem  der  von  dem  Auflassenden  dargereichte  Halm 
von  dem  Erwerber  oder  Salmann  ergriffen  wurde;  nur  bei  den  Sachsen 
überwog  auch  im  Mittelalter  die  Auflassung  mit  Hand  und  Mund,  bei 
welcher  der  Handbewegung  {curvatis  digitis)  des  Auflassenden  mit  einer 
entsprechenden  Handbewegung  von  der  anderen  Seite  begegnet  wurde  *^ 

Während  die  Auflassung  in  der  fränkischen  Periode  vor  Zeugen  und 
nur  bei  den  Ribuariem  notwendig  gerichtlich  erfolgte,  bildete  im  Mittel- 
alter die  gerichtliche  Auflassung  die  allgemeine  Regel  *^,  nur  in  Straß- 
burg und  wenigen  anderen  Städten  pflegten  die  Auflassungen,  um  Brief 
und  Siegel  darüber  zu  erhalten,  vor  den  bischöflichen  Offizialen,  in  Ost- 
friesland und  Ditmarschen  vor  den  Pfarrern  der  betreffenden  Kirchspiele 


^  Vgl.  S.  278  ff.  Außer  der  dort  (Anm.  55)  angeführten  Litteratur  vgl.  Hubeb, 
GkBch.  d.  Schweiz.  Pr.-R.  701  ff.  Sohm,  Frank.  R.  ru  röm.  R.  34—60,  Laband, 
Verm.  Kl.  285  ff.  292  ff.;  Kr.  VJSchr.  15,  408  ff  Albrecht,  Gewere  63  ff.  v.  Duhn, 
a.  a.  0.  10  ff.  Kraut,  Grundriß  §78.  Loersch  u.  Schröder*,  S.  262f.  Buelowius, 
Utrum  ad  dominium  rerum  immob.  transferendum  resignatione  solemni  in  iudicio 
opus  fherity  Königsb.  Diss.  1870.  Göschen,  Gosl.  Stat  183  ff.  Nafisrskt,  Erbe- 
bücher  der  Stadt  Riga,  pg.  7 — 70.  Fabricius,  a.  a.  0.  264.  Bischoff,  Olmütz. 
Stadtb.  86  ff.  RössLER,  Altprager  Stadtr.  pg.  61.  v.  Gosen,  a.  a.  0.  64  ff.  Brrik, 
Bestellung  der  dinglichen  Rechte  (1887)  8  ff.     Sandhaas,  a.  a.  0.  4  ff. 

"  Vgl.  S.  280.    MG.  Dipl.  reg.  Otto  H.  Nr.  280  (982). 
."  Vgl.  Sohm,  a.  a.  0.  52  f.    Stobbb,  Auflassung  170. 

»•  Vgl.  Schmidt,  Urk.-B.  d.  Höchst.  Halberst.  1,  Nr.  487  f. 

^  Vgl.  S.  274  f.  276.  280.  378.  Sohm,  Auflassung  116.  Über  das  Abkommen 
der  traditio  cartae  ygl.  S.  277,  n.  71. 

»*  Vgl.  Ssp.  I.  9,  §§  1.  5.  6.  LoBESCH  u.  Schröder»  Nr.  137.  255.  Der  Versuch 
Hbü8lbr*s  (2,  73),  der  alten  Sale  als  gave  (Übergabe  des  Handschuhes)  noch  eine 
gewisse  selbständige  Bedeutung,  unabhängig  von  dem  obligatorischen  „Gelübde" 
wie  von  der  Auflassung,  beizulegen,  dürfte  den  Quellen  kaum  entsprechen;  nur 
wo  man  genau  auf  die  Innehaltung  der  überlieferten  Formen  achtete,  wurde  die 
Übergabe  des  Handschuhes  noch  als  besonderer  Akt  behandelt 

■•  Vgl.  S.  274.  LoERscH  u.  Schröder«  Nr.  83.  84.  Meißener  RB.  1,  31  Dist 
1.  Cod.  dipl.  Anh.  1,  Nr.  411.  419.  2,  Nr.  75.     Bremisch.  Urk.-B.  1,  Nr.  512. 

*^  Vgl.  Sohm,  Frank.  R.  41  ff.    Heuslee  2,  81—108. 
B.  SCHBÖDBR,  Deatsche  Rechtsgescblchte.    S.  Aufl.  45 
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vollzogen  zu  werden*®.  Für  die  obligatorische  gerichtliche  Auflassung 
sprach  namentlich  das  Interesse  der  Grafen,  grafenschatzpflichüge  Grund- 
stücke (S.  604)  nicht  in  schoßfreie  Hände  gelangen  zu  lassen;  daher  viel- 
fach, die  Vorschrift,  daß  derartige  Grundstücke  nur  durch  die  Hand  des 
Grafen  oder,  was  dasselbe  sagte,  nur  vor  dem  Landgericht  veräußert 
werden  sollten,  was  man  dann  gewohnheitsrechtlich  auch  auf  andere  Grund- 
stücke ausgedehnt  haben  mag*^  Die  wesentlichsten  Vorzüge  der  gericht- 
lichen Auflassung  beruhten  in  der  Öffentlichkeit,  dem  Beweise  durch 
Gerichtszeugnis  und  Gerichtsurkunden,  zumal  bei  Eintragungen  in  Stadt- 
bücher oder  Landtafeln  (S.  690  f.),  ganz  besonders  aber  in  der  Sicher- 
stellung der  Auflassung  gegen  Anlfechtungen  Dritter.  Erreicht  wurde  die 
letztere  durch  ein  unmittelbar  an  die  Auflassung  angeschlossenes  prozes- 
sualisches Verfahren,  indem  der  Richter  die  Anwesenden  durch  dreimaliges 
Aufgebot  zu  sofortiger  Geltendmachung  ihrer  Einsprüche,  bei  Vermeidung 
der  Ausschließung,  aufforderte,  und  darauf  dem  Erwerber  hinsichtlich  des 
Gutes.  Friede  wirkte.  Dieser  Friedebann,  für  den  ein  Friedeschilling  er- 
hoben wurde,  hatte  die  Bedeutung  einer  Fronung,  d.  h.  einer  obrigkeit- 
lichen Beschlagnahme  {missio  in  bannum),  und  wirkte  daher  gegen  alle 
Abwesenden  als  Kontumazialurteil  in  der  Weise,  daß  sie  ohne  echte  Not 
nicht  länger  als  Jahr  und  Tag  mit  der  Geltendmachung  ihrer  Ansprüche 
säumen  durften.  Ließen  sie  die  Frist  verstreichen,  so  hatten  sie  sich 
verschwiegen,  die  durch  die  Auflassung  begründete  Gewere  des  Erwerbers 
war  zur  rechten  Gewere  geworden,  so  daß  derselbe  sich  auf  keine  An- 
fechtung mehr  einzulassen  brauchte*®.  Es  war  eine  partikularrechtliche 
Abschwächung,  wenn  das  sächsische  Recht  dem  Inhaber  der  rechten  Ge- 
were noch  einen  besonderen  Eid  über  seinen  Rechtstitel  auferlegte®^.    Die 

"  Vgl.  S.  689.  691.  Friedländek,  Ostfries.  Urk.-B.  1,  Nr.  177.  246.  313.  334. 
875.  392.  394.  Maa  darf  annehmen,  daß  die  Kirchspielauf  lassangen  regelmäßig, 
um  des  Nachbarzeugnisses  willen,  vor  versammelter  Gemeinde  erfolgten.  Auch 
die  J&ölnischen  Schreinsämter  scheinen,  obwohl  von  vornherein  eine  weltliche  Ge- 
meindebehörde, ihren  Ausgang  nicht  vom  Stadtgericht,  sondern  ebenfalls  von  Kirch- 
spielversammlungen genommen  zu  haben.  Vgl.  Kruse,  ZRG.  22,  204.  Über  Auf- 
lassungen im  Dorfgemeindegericht  vgl.  S.  596.  599.  618  n. 

^'  In  dem  Grafenschatze  sehen  namentlich  Sohm  und  Heüsleb  den  Grrond  für 
die  Einführung  der  gerichtlichen  Auflassung.  Vgl.  Seibbrtz,  Urk.-B.  1,  Nr.  177 
(1225).  397  (1282).  Allerdings  war  in  Sachsen  auch  für  den  Besitz  der  freien 
Herren  die  Gerichtlichkeit  vorgeschrieben.    Vgl.  S.  705. 

^  Das  Verdienst,  die  rechte  G-ewere  durch  die  Hinweisung  auf  die  Fronung 
(S.  369)  auf  ihre  wahre  Grundlage  zurückgeführt  zu  haben,  gebührt  Sohh,  a.  a.  0. 
37  ff.  53  ff.  Vgl.  Brünneb,  Forschungen  738  ff.  Heüsleb  2,  81  ff.  103  ff.  Hübeb, 
a.  a.  0.  712.  Imhebwahb,  Verschweigung  (s.  S.  355).  Fockema-Andbeae  ,  ZRG. 
27,  85  ff.  100  ff.  V.  DüHN,  a.  a.  0.  5  ff.  W.  Sickel,  Zur  Geschichte  des  Bannes 
(Marb.  Progr.  1886)  25  ff.  Loersch  u.  Schbödeb*  Nr.  133,  S.  263.  Tbltino,  a.  a. 
O.,  Themis  16,  78  ff.  35,  24  f.  Über  einen  wesentlich  anderen  Begriff  der  „rechten 
Gewere"  vgl.  S.  702. 

*^  Vgl.  Heüsleb  2,  107.  Gegen  die  Annahme  von  Fockema-Andbeae,  a.  a.  0. 
103  ff.,  daß  auch  das  niederländische  Recht  den  Eid  verlangt  habe,  weist  Bbumner, 
a.  a.  O.  740  ff.,  nach,  daß  es  sich  hier  um  den  "eidlichen  Beweis  der  rechten  Ge- 
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Frist  belief  sich  auf  ein  Jahr  seohs  Wochen  und  drei  Tage,  d.  h.  drei 
Echtedinge  und  drei  gebotene  Dinge**.  Wo  keine  Auflassung  stattgefunden 
hatte,  fand  die  alte  Verjährungsfrist  von  30  Jahren  (S.  378),  bei  den 
Sachsen  um  die  Frist  von  Jahr  und  Tag  verlängert,  Anwendung. 

Die  AuflassuDg  faud  nicht  nur  bei  Immobiliarveraußerungen,  sondern 
auch  bei  dem  Verzicht  auf  die  Lehns-,  Zins-,  Satzungs-  oder  Leibzuohts- 
gewere  seitens  des  Lehn-  oder  Zinsmannes,  Satzungsgläubigers  oder  Leib- 
züchters Anwendung,  gleichviel  ob  eine  Rückgabe  an  den  Eigentümer 
(Lehn-  oder  Zinsherm)  oder  Übertragung  auf  einen  Dritten  durch  die 
Hand  des  Eigentümers  bezweckt  wurde.  Dagegen  wurde  die  Auflassung 
durch  eine  bloße  Investiturhandlung  ersetzt,  wenn  es  sich  nur  um  die 
Einräumung  einer  abgeleiteten  Gewere  handelte,  bei  welcher  dem  Eigen- 
tümer der  „Anfall**,  d.  h.  das  vererbliohe  oder 'veräußerliche  Recht  auf 
den  Heimfall,  vorbehalten  wurde,  also  bei  Leibzucht,  Satzung,  Belehnung 
und  Leihe  zu  Zinsrecht®'.  Die  Bestellung  einer  Leibzucht  oder  Satzung 
mußte  zwar  überall,  wo  für  Eigentumsübertragungen  die  gerichtliche  Auf- 
lassung vorgeschrieben  war,  ebenfalls  vor  Gericht  erfolgen,  aber  ohne  den 
der  Auflassung  eigentümlichen  Verzicht,  durch  bloße  gerichtliche  Fertigung, 
der  dann  in  derselben  Weise  wie  bei  der  Auflassung  richterliches  Aufgebot 
und  richterlicher  Friedebann  folgte  ^^  Die  lehnrechtliche  Investitur  geschah 
in  den  besonderen  Formen  des  Lehnrechts  vor  dem  Lehnsgericht  (398  f, 
575),  vor  das  auch  die  Errichtung  von  Pfandlehen  und  Leibgedinge  an 
Lehen  gehörte ®^ .  .Die  Leihe  zu  Zinsrecht  wurde,  soweit  es  sich  um 
grundherrlichen  Besitz  handelte,  im  grundherrlichen  Hofgericht,  unter 
Anwendung  der  gewöhnlichen  Investitursymbole,  vollzogen *^     Bei  freien 

were  und  nicht,  wie  in  den  sächsischen  Quellen,  um  eine  Ergänzung  der  unbe- 
strittenen oder  erwiesenen  rechten  Gewere  durch  den  Eid  handelte. 

*^  Diese  Frist  ist,  wenn  auch  meistens  erst  in  jüngeren  Quellen,  in  den  ver- 
schiedensten Kechtsgebietcn  (ans  den  Niederlanden  vgl.  u.  a.  Bechtsbronnen  der 
stad  Harderwijk,  her.  v.  Bbrns,  1886,  S.  8)  so  gleichmäßig  bezeugt,  daß  die  Über- 
einstimmung nicht  auf  Zufall  beruhen  kann.  Wir  können  daher  der  Auslegung 
von  Fookbma-Andreae  ,  ZRGr.  27,  75  ff.,  daß  „Jahr  und  Tag'^  immer  nur  ein  Jahr 
und  einen  Tag  (nach  Analogie  der  8  Tage  für  eine  Woche,  15  Tage  für  zwei 
Wochen)  bedeutet  habe  und  die 'Verlängerung  auf  späteren  partikularrechtlichen 
Fortbildungen  beruhe,  nicht  beistimmen.  Wenn  die  älteren  Quellen  sich  durchweg 
mit  „Jahr*'  oder  „Jahr  und  Tag*'  begnügen,  so  erklärt  sich  dies  aus  dem  fest- 
stehenden Sprachgebrauche,  indem  jeder  wußte,  was  damit  gemeint  war.  Erst  als 
der  Sprachgebrauch  ins  Schwanken  geriet,  hielt  man  es  für  nötig,  die  sechs  Wochen 
und  drei  Tage  ausdrücklich  hervorzuheben.  Unsere  im  Text  gegebene  Auffassung 
wird  unterstützt  durch  das  Aachener  RB.  (Loersch,  Aach.  Rechtsdenkmäler  84  ff.) 
c.  21:  jair  ind  dach,  ind  dar  nae  dri  voichtgedinge,  c.  28:  toanne  datjair  ind  dach 
umb  is,  van  varender  haven  gelich  als  wale  van  erve,  nie  xo  dem  erve  gehotren 
na  jair  ind  dage  dri  voitgedinge. 

••  Vgl.  §  35,  n.  82.  Heuslbr  2,  76.  Pauli,  Abh.  4,  27  f.  Sohm,  Auflassung  114  f. 

"Vgl.  HsusLER  2,  125  f  Ulf  Als  Investitursymbol  diente  vielfach  der 
Handschuh,  den  Heusler  als  das  Symbol  der  Säle  betrachtet. 

"  Vgl.  S.  403  f     HoMEYBR,  Sachsenspiegel  2,  2  S.  345  f  363. 

•«  Vgl.  Heusler  2,  178. 

45* 
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Leüieverhaltiiisseii,  insbesondere  bei  Eolonistenhufen  und  der  stadtischen 
Hausleihe,  genügte  die  außergerichtliche  Überreichung  des  Leihebriefes*% 
erst  seit  dem  14.  Jahrhundert  erfolgten  die  stadtischen  Leihen  regel- 
mäßig vor  Gericht*®. 

Das  Beispruchsrecht  der  Erben  behauptete  sich  wahrend  des 
ganzen  Mittelalters  in  der  alten  Weise  *^,  nur  wurde  es  im  Laufe  der 
Zeit  zu  einer  bloßen  Erblosung  abgeschwächt^^  und  auch  in  den  Rechts- 
gebieten,  die  es  früher  auf  Eaufgut  ausgedehnt  hatten,  allmählich  auf 
.  die  Erbgüter  beschränkt.  Das  Sachsenrecht  gestand  es  nur  dem  nächsten 
Erben  zu,  die  Anfechtung  fiel  also  weg,  wenn  dieser  zugestimmt  oder 
sich  verschwiegen  hatte;  die  Zustinmiung  („Erbengelob'')  erfolgte  in  der 
Form  des  .Oelobens,  also  feierlich  mit  Finger  und  mit  Zunge,  und  er- 
forderte nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  (S.  294  f.)  eine  wenn  auch 
noch  so  geringe  Gegenleistung.  Während  das  Beispruchsrecht  der  Erben 
bei  den  Sachsen  einen  selbständigen  Charakter  als  dingliches  Anerben- 
recht hatte  und  durch  keine  Gemeinderschafk  bedingt  war,  beruhte  es 
bei  den  übrigen  Stänmien  auf  der  Ganerbschaft,  d.  h.  dem  Gesamteigen- 
tum am  Familiengute,  und  wurde  demgemäß  durch  Erbteilung  aufgehoben. 
Nach  manchen  Rechten  war  die  Teilung  aber  nur  dann  eine  das  Gan- 
erbenrecht aufhebende  Totteilung,  wenn  sie  „mit  Verzicht",  d.  h.  mit  gegen- 
seitiger Auflassung  der  ganerbschaftlichen  Ansprüche,  erfolgt  war; ,.  auch 
die  Zustimmung  zu  Veräußerungen  bedurfte  dementsprechend  der  Auf- 
lassungsform. Einer  Erbteilung  ohne  Verzicht  wurde  vielfach  nur  die 
Bedeutung  einer  Mutschierung  (S.  401)  beigelegt  ^K  Bei  dem  Herren- 
stande galt  diese  Auffassung  allgemein,  und  auch  der  Ritterstand  war  mehr 
und  mehr  bestrebt,  seinen  Stammgütern  den  ganerbschaftlichen  Charakter 
zu  wahren^'.  Andererseits  wurde  seit  dem  13.  Jahrhundert  in  einzelnen 
Stadtrechten  das  Beispruchsrecht  der  Erben  völlig  aufgehoben  ^^. 

"        '    \  ' 

"  Vgl.  Hbuslbe  2,  179  f.    Loe^oh  u.  Schröder«  Nr.   110.   185  f.   146.  279. 

*•  Vgl.  Arnold,  Zur  Gesch.  d.  Eigentums  272.  LoEkscH  u.  Schröder*  Nr. 
155.  165. 

^*  Vgl.  S.  272  f.  und  die  daselbst  angeführte  Litteratar.  Kraut  §  70.  Loersch 
U.Schröder'  S.  263.  Siegel,  Erbrecht  116  ff.  Göschen,  a.  a.  0.  195  ff.  Pavu,  Abh. 
1,  1837;  ZDR.  10,  325  ff.  v.  Gosen,  a.  a.  0.  171  ff.  Hasenöhrl,  a.  a.  0.  135 ff. 
SoHRÖRBR,  ZRG.  9,  410 ff.;  Gesch.  d.  ehel.  Gfiterr.  2,  2  S.  31  ff.  Schulze,  a.  a.  0. 
50  ff.  Gerber,  Meditationes  ad.  Ssp.  I.  52,  Erlangen,  1874.  Teltino,  a.  a.  0., 
Themis  16,  59  ff.  41,  4.  Stück,  1880.  Huber,  Gesch.  d.  schw.  Pr.-R.  288.  553. 
7^7  ff.  Über  die  Bedeutung  des  sächsischen  Erbenlaubes  vgl.  Püi^tschart,  a.  a.  0. 34  ff 

'*>  Nach  Ssp.  I.  52  §  1  hatte  der  Erbe  die  einfache  Vindikation  gegen  den 
Erwerber,  nach  jüngeren  Quellen  meistens  nur  noch  gegen  Ersatz  des  von  diesem 
gezahlten  Kaufpreises.  Die  Klage  des  Erben  wtirde  als  abschüten  nd.  beaekudden, 
spftter  auch  als  löstmge  bezeichnet 

"  So  in  Köln  (vgl.  Loersch  u.  Schröder»  Nr.  128  f.  127.  151),  Österreich, 
(vgl.  Hasemöhrl,  a.  a.  0.  142),  wohl  auch  Frankfurt  (Loersch  u.  Schröder'  Nr.  286). 

^^  Vgl.  Heusler  1,  231  ff.  Wipperhann,  Über  Ganerbschaften  (EJeine  Schriften 
rechtshistoriscben  Inhalts  1,  1873). 

^>  Vgl.  Iglauer  Stadtr.  §  10  (Tomaschbk  212).  Statut  der  Stadt  Metz  von 
1215—16  (Histoire  de  Metz,  Preuves  4,  1  S.  179).    Genter  Keure  von  1192  §19 
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Von  hervorragendem  Interesse  in  dem  mittelalterlichen  Rechte  Deutsch- 
lands und  Frankreichs  sind  die  verschiedenen  Gestaltungen  des  Miteigen- 
tums, zumal  an  unbeweglichen  Sachen,  die  sich  größtenteils  bis  zur 
Gegenwart  behauptet  habendi  Das  durchaus  vorwiegende  Miteigentum 
zur  gesamten  Hand,  dem  im  Gebiete  des  Lehnrechts  die  Gesamtbelehnung 
(8.  401.  409  fr.)  entsprach,  konnte,  wie  bereits  bemerkt,  nach  Art  der  lehn- 
rechtlichen  Mutschierang  durch  eine  dauernde  Nutz-  und  Gebrauchsteilung, 
aus  der  sich  in  den  Städten  das  sog.  Gelaß-,  Geschoß-  oder  Stockwerks- 
eigentum  entwickelt  hat,  seiner  Härten  und  Unbequemlichkeiten  entkleidet 
werden  ^^  Eine  andere  Art  gemeinschaftlichen  Eigentums  war  es,  wenn 
dem  Einen  der  Grund  und  Boden,  einem  Anderen  das  auf  demselben 
errichtete  Gebäude  gehörte  ^^  Im  Gebiete  des  Lehnrechts  und  der  bäuer- 
lichen Leihe  entstand  das  später  zum  Teil  auch  auf  die  Hausleihe  und 
das  Bechtsyerhältnis  bei  Stammgütem  und  Familienfideikommissen  über- 
tragene sog.  geteilte  Eigentum  mit  dem  Untereigentum  (dominium  utile) 
des  in  Nutz  und  in  Gelde,  also  in  der  lediglichen  Gewere,  befindlichen 
Lehns-  oder  Zinsmannes  und  dem  Obereigentum  (dominium  directum)  des 
Lohns-  oder  Zinsherrn,  der,  abgesehen  von  den  ihm  zustehenden  Abgaben 
und  Diensten,  im  wesentlichen  auf  die  Mitwirkung  bei  Veräußerungen 
und  anderen  Verfügungen  über  die  Substanz,  auf  das  Vorkaufs-  und  Heim- 
fallsrecht und  ein  gewisses  Privationsrecht  beschränkt  war^^  Neben  dem 
Miteigentum  zu  Bruchteilen,  das  dem  Mittelalter  auch  schon  bekannt 
war^®,  gab  es  auch  ein  Miteigentum  nach  Wertbeträgen,  in  der  Weise, 
daß  das  Grundstück  dem  Einen  bis  zu  einem  bestimmten  Geldbetrage, 
dem  Anderen  dagegen  mit  seinem  Mehrwerte,  der  „Überteuerung"  oder 
„Besserung^',  gehörte  ^^  Seine  Hauptanwendung  fand  dieses  Verhältnis  bei 
dem  Hauszins,  dem  Bentenkaufe  und  der  Stadtrechtssatzung,  sodann  bei 
den  Erbgütern  des  lübischen  Recht«,  indem  dasselbe  Grundstück  zu  einem 
bestimmten  Wertbetrage  dem  Erben  warterecht  unterliegendes  Erbgut  und 
mit  der  Überteuerung  freier  Eaufschatz,  oder  umgekehrt  mit  einem  be- 
stimmten Werte  Eaufschatz  imd  mit  der  Überteuerung  Erbgut  sein  konnte. 


(Wabnköniq,  Flandr.  RG.  2,  2  S.  16).  Ausschliefiuog  in  Notfällen:  Brünner  Schöffenb. 
868  (LoEBscH  u.  Schröder'  Nr.  242). 

^*  Vgl.  S.  271  f.  Schröder,  Über  eigentümliche  Formen  des  Miteigentums 
im  deutschen  und  französischen  Recht,  1896.  Stobbe,  Miteigentum  u.  gesamte 
Hand,  ZRG.  4,  207  ff.;  Priv.-R.  2,  §81  (2«,  §97). 

"  Vgl.  Anm.  71.    Schröder,  a.  a.  0.  24  ff. 

^«  Vgl.  S.  427.  449.  628.     Schröder  37  ff.  41  f. 

^'  Schröder  40  f.  Dunckbr,  Über  dominium  directum  und  utile,  ZRG.  2,  177  ff. 
HoMBTEB,  Syst.  d.  Lehnr.  888  ff.  898  f.  402  ff.  Stobbe,  Priv.-R.  2,  §80  (2*,  §96). 
Bbseleb,  Pr.-R.^  §81.  Arnold,  Gesch.  d.  Eigentums  i.  d.  deutsch.  Städten  141  ff. 
Kbatjt,  Grundriß*  §74.  Heusler,  Inst  2,  48  ff.  Hüber,  Gesch.  d.  Schweiz.  Pr.- 
R.  693  ff. 

'*  Vgl.  LoERSCH  u.  Schröder*  Nr.  39.  128.  150.  158.  195.  272.  Schröder, 
Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  2,  2  S.  84  ff.    Stobbb,  Miteigentum  221.  224  ff. 

'*  Vgl.  Schröder,  Miteigentum  10—22. 
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Für  die  Entwickelung  des  Pfandrechts  an  unbeweglichen  Sachen 
wurde  infolge  der  Verschiedenheit  der  wirtschaftlichen  Lage  der  Gegensatz 
von  Land  und  Stadt  entscheidend®^.  Man  kann  geradezu  die  landrecht- 
liche Satzung  derjenigen  des  Stadtrechts  gegenüberstellen,  obwohl  die 
erstere  gelegentlich  auch  in  Städten  vorkam  und  die  Stadtrechtssatzung 
auf  dem  Lande  wenigstens  gewisse  Analogien  fand.  Die  landrechtliche 
Satzung  beschränkte  das  Ausbeuterecht  des  Pfandgläubigers  auf  die  Pfand- 
nutzung, nur  ausnahmsweise  kam  seine  Befriedigung  durch  die  Substanz 
in  Betracht  (Verfall-  oder  Distraktionspfand).  Eine  persönliche  Haftung 
des  Schuldners  bestand  nur,  wenn  dieser  ein  besonderes  Treugelöbnis  ab- 
gelegt hatte.  Die  Satzung  bedurfte  meistens  der  gerichtlichen  Fertigung, 
aber  nicht  der  Auflassung.  Die  in  Deutschland  gebräuchlichste  Form 
war  das  einfache  Nutzpfand  {mort-ffoffe),  bei  welchem  nur  der  Schuldner, 
aber  nicht  der  Gläubiger  das  Eündigungsrecht  hatte.  Das  Eündigungs- 
recht  des  Schuldners,  weil  auf  seinem  Eigentume  beruhend,  war  ein  ver- 
erbliches und  yeräußerliches  Recht  Dasselbe  konnte  davon  abhängig  ge- 
macht werden,  daß  die  Einlösung  nur  aus  eigenen  Mitteln  des  Schuldners 
erfolgte;  es  konnte  auf  eine  bestimmte  Zeit  ausgeschlossen  oder  an  eine 
bestimmte  Frist  gebunden  werden,  nach  deren  Ablauf  das  Pfand  dem 
Gläubiger  zum  Zweck  seiner  Befriedigung  verfiel  oder  von  ihm  verkauft 
oder  verpfändet  werden  durfte®^.  Unter  Umständen  wurde  dem  Gläubiger 
überlassen,  dem  Schuldner  eine  derartige  Einlösungsfrist  zu  setzen,  so  daß 
also  ihm  das  Eündigungsrecht  zustand.  Wenn  das  Pfand  verfiel,  so  be- 
durfte es  einer  nachträglichen  Auflassung  von  selten  des  Schuldners. 
Wurde  die  Auflassung  von  vornherein  mit  der  Bestellung  der  Satzung 
verbunden,  so  lag  ein  Nutzpfand  in  der  Form. eines  Proprietätspfandes, 
ein  Verkauf  auf  Wiederkauf,  vor;  die  Eigentumsübertragung  hatte  einen 
provisorischen  Charakter,  sie  erfolgte  nur  zu  treuer  Hand,  mit  der  Ver- 
pflichtung des  Gläubigers  zur  Rückauflassung  nach  Tilgung  der  Schuld. 
Eine  zweite  Form  des  Verkaufes  auf  Wiederkauf,  bei  der  die  Auflassung 
unterblieb,  unterschied  sich  von  der  gewöhnlichen  Satzung  dadurch,  daß 
dem  Gläubiger,  unter  Vorbehalt  des  Einlösungsrechtes  des  Schuldners,  das 
Recht  der  Verpfandung  oder  Veräußerung  eingeräumt  wurde.    Eine  andere, 

^  Vgl.  S.  286  und  die  dort  angeführten  Werke  von  Kohlbr  und  v.  Meibom. 
Heusler  2,  128-153;  Zeitschr.  f.  HR.  25,  410 ff.  Stobbe  2,  106  f.  (2*,  §§  144 f.); 
Kr.  yjSchr.  9,  285  ff.  Frauken,  Das  französische  P&ndrecht  im  Mittelalter,  1879. 
SoHM,  Natur  u.  Geschichte  der  modernen  Hypothek,  Zeitschr.  f.  Privat-  u.  öffentl. 
E..  5,  1  ff.  Brikk,  Bestellung  der  dinglichen  Rechte  an  fremden  Immobilien  (1887) 
67  ff.  Weber,  Deutsches  Hjrpothekenrecht  (1887)  69  ff.  Huber,  Gesch.  d.  schw. 
Pr.-R.  785  ff.  PüNTßCHART,  a.  a.  0.  232—279.  v.  Madai,  ZDR.  8,  284  ff.  Bübde, 
ebd.  9,  411  ff.  Britnner,  Grundr.  276.  Albrscht,  Gewere  142  ff.  Tbltiko,  a.  a.  0., 
Themis  35  (1874),  Stück  4.  Göschen,  a.  a.  0.  240  ff.  Pauli,  Abh.  4,  129  ff:  Schröder, 
ZRG.  19,  200  ff.  Fabricius,  a.  a.  0.  269  ff.  Höpken,  i.  d.  Brem.  JB.  7,  68  ff. 
Platkbr,  Wiederkauf,  ZRG.  4,  123  ff.  Genolbr,  a.  a.  0.  20.  •  Kraut«  §  102. 
Loersch  u.  Schröder*,  S.  266  f. 

•*  Vgl.  L0ER8CH  u.  Schröder-  Nr.  236  (215). 
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namentlich  in  Frankreich  verbreitete  Form  der  Satzung  war  die  Tod- 
satzung (vif'ffoffe)  mit  Amortisation  der  Schuld  durch  die  Ertrage  des 
Pfandes,  so  daß  es  nach  einer  bestimmten  Zeit  ohne  Lösung  an  den 
Schuldner  zurückkehrte,  sich  also  selbst  auslöste.  Stand  die  Größe  der 
Erträge  in  keinem  Verhältnis  zu  dem  Kapital,  dessen  Nutzungswert  bei 
den  deutschen  Satzungsgeschäften  meistens  auf  107o  veranschlagt  wurde, 
80  kam  es  auch  vor,  daß  der  Gläubiger  die  Ertragsüberschüsse  an  den 
Schuldner  abführen  oder  dafür  einen  besonderen  Pachtzins  zahlen  mußte  ^'; 
in  Frankreich  war  es  unter  dem  Einflüsse  der  kirchlichen  Zinsverbote 
überhaupt  üblich,  dem  Gläubiger  in  allen  Fällen  des  mort-gage  einen 
Pachtzins  aufzuerlegen,  der  aber  häufig  nur  den  Charakter  eines  Aner- 
kennungszinses hatte.  War  das  Mißverhältnis  zwischen  Kapital  und  Pfand- 
ertrag zu  groß,  so  konnte  es  auch  vorkommen,  daß  der  Gläubiger  dem 
Schuldner  gegen  einen  von  diesem  zu  zahlenden  Pachtzins,  der  nach  dem 
Nutzungswerte  des  Kapitals  bemessen  wurde,  den  Besitz  überließ,  mit  dem 
Vorbehalte  der  Rücknahme  für  den  Fall  der  Zinssäumnis^^.  Diese  Form 
der  Satzung,  bei  welcher  der  Schuldner  die  Gewere  behielt,  dem  Gläubiger 
aber  einen  Zins  zu  zahlen  hatte,  kam  auch  in  den  Fällen  bloßer  Sicher- 
heitsbestellung (Kautionshypothek)  vor®*.  Das  spätere  Mittelalter  gestattete 
in  solchen  Fällen  vereinzelt  auch  Verpj^ndung  durch  bloße  Übergabe  einer 
Pfandverschreibung  ®^ 

Die  Stadtrechtssatzung  beruhte  auf  der  durch  die  wirtschaftliche  Lage 
der  Stadtbewohner  gebotenen  Notwendigkeit,  den  Schuldner  in  der  Gewere 
zu  belassen,  dem  Gläubiger  aber  die  eventuelle  Befriedigung  aus  der  Sub- 
stanz in  Aussicht  zu  stellen.  Dies  wurde  ermöglicht,  indem  man  die 
Grundsätze  des  Mobiliarpfandrechts  für  den  städtischen  Grundbesitz  frucht- 
bar machte.  Die  stadtrechtliche  Satzung  {obligaüon)  war  eine  Mobiliar- 
satzung („zu  Kistenpfandrecht").  Der  Schuldner  begab  sich  mit  dem 
Gläubiger  vor  Gericht,  erkannte  dort  seine  Schuld  an  und  bezeichnete 
das  Pfandobjekt.  Das  Gericht  sprach  den  Friedensbann  aus  und  veran- 
laßte  die  Eintragung  in  das  Stadtbuch.  Der  Friedensbann  wirkte  wie 
eine  Beschlagnahme,  das  Pfand  galt  als  gefront,  es  befand  sich  zu  Gunsten 
des  Gläubigers  unter  gerichtlichem  Arrest  (kummer,  besatz),  so  daß  der 
Schuldner  es  dem  Befriedigungsrechte  des  Gläubigers  nicht  mehr  entziehen 
konnte ®^  Der  Schuldner  blieb  zwar  im  Besitze,  verlor  aber  jede  Ver- 
fügung über  das  Pfand.  Mit  Eintritt  der  Fälligkeit  konnte  der  Gläu- 
biger sofort  die  gerichtliche  Zwangsvollstreckung  beantragen;  dieselbe  er- 
folgte nicht,  wie  sonst,  in  das  Mobiliarvermögen,  sondern  ausschließlich 

"  Vgl.  KoHLEE,  Pfandr.  Forsch.  103  ff.  164  f.  299.    Stobbe  2«,  301  (2,  2»  S.  125). 

^  Vgl.  Schröder  Annal.  d.  hist  Ver.  f.  d.  Niedcrrh.  24,  160  f.  Loersch  u. 
Schröder  Nr.  129  (106).  Kohler,  a.  a.  0.  234.  Stobbe  2«,  301  (2,  2»  S.  125).  Über- 
gabe an  einen  Dritten  zn  treuer  Hand  Loersch  u.  Schröder^  Nr.  119.    Kohler  300  f. 

^  Vgl.  Heüsler  2,    147.     Loersch  u.  Schröder  Nr.  222  (198).     ZGO.  9,  291. 

"  Vgl.  Anm.  89.     Bair.  Landr.  17,  2 

^  Vgl.  Brunmer,  RG.  d.  Urk.  194,  n.  4. 
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in  das  Pfand,  und  zwar  je  nach  den  verschiedenen  Grundsätzen  der  ge- 
richtlichen Pfändung  entweder  im  Wege  der  Pfandübereignung  oder  des 
Pfandverkaufes.  Noch  im  Laufe  des  Mittelalters  gelangte  man  dahin, 
dem  Schuldner,  unbeschadet  des  Pfandrechtes,  die  Veräußerung  und  ander- 
weitige Verpfandung  zu  gestatten,  indem  man  diese  Dispositionen  nor 
von  der  Überteuerung  oder  Besserung  (S.  709),  d.  h.  dem  Mehrwerte 
des  Pfandes  über  den  Betrag  der  ersten  Schuld,  gelten  ließ,  woraus  sich 
dann  von  selbst  ergab,  daß  der  Pfandgläubiger  sein  Becht  auch  gegen 
jeden  dritten  Erwerber  verfolgen  konnte,  unter  mehreren  Pfandgläubigem 
aber  die  Priorität  entschied®'.  Wurden  dieselben  sämtlich  in  das  Pfand 
eingewiesen,  so  entstand  unter  ihnen,  nach  Maßgabe  ihrer  Bangordnung, 
ein  Miteigentum  nach  Wertbetragen®®. 

Das  spätere  Mittelalter  gestattete  auch  eine  Verpfandung  von  Häusern 
durch  Übergabe  der  Hausbriefe,  d.  h.  Eigentumspapiere,  als  Faustpfand®*. 

Während  bei  der  landrechtlichen  Satzung  die  reine  Sachhaftung 
durchaus  die  Begel  und  die  Verbindung  mit  einem  Treugelöbnis  des 
Schuldners  eine  seltene  Ausnahme  war,  scheint  die  Stadtrechtssatzung  von 
vornherein  in  beiden  Formen,  bald  mit  bald  ohne  Treugelöbnis,  aufgetreten 
zu  sein,  so  daß  Hypothek  und  Grundschuld  gleichmäßig  geläufig  waren  •®. 

Die  Satzung  als  Strafgedinge,  bei  welcher  der  Verfall  des  Pfandes 
nicht  zur  Befriedigung  des  Gläubigers,  sondern  zur  Bestrafung  des  säumigen 
Schuldners  diente,  kam  im  Gebiete  des  mittelalterlichen  Immobiliarsachen- 
rechtes  nur  noch  ausnahmsweise  vor®^. 

Die  Beallasten,  kraft  deren  der  Berechtigte  befugt  war,  auf  dem 
belasteten  Grundstück  Abgaben  zu  erheben  oder  Dienstleistungen  zu  ge- 
bieten, wurden  nicht  als  Rechte  an  einer  fremden  Sache,  sondern  ent- 
weder als  bloße  Spielarten  des  Eigentums  oder  als  besondere  unkörper- 
liche, unbewegliche  Sachen  behandelt,  die  Gegenstand  der  Gewere  sowie 
des  Eigentums  und  anderer  dinglichen  Rechte  sein  konnten  ®^  Während 
die  Zehnten  und  das  „Landrecht"  ihre  Wurzel  in  öffentlich-rechtlichen 

"  Vgl.  Kohler  28  ff.  Stobbe  2,  §  107,  n.  9.  u.  11  (2,  2*  §  U5,  n.  11.  n.  18). 
Wabserschleben,  Bechtsquellen  284  c.  149.  y.  Meibom  302.  429.  456.  Nach  der 
Iglauer  Praxis  mußte  der  ältere  Pfandgläubiger  vor  dem  jüngeren  zurückstehen, 
wenn  er  bei  der  von  diesem  eröffneten  Pfandbetreibung  nicht  rechtzeitig  inter- 
venierte. Vgl.  ToMAScHBK,  Oberhof  Iglau  68,  Nr.  56.  Brunn  gewährte  ihm  in 
diesem  Falle  wenigstens  das  Vorkaufsrecht.    Vgl.  Schöffenb.  c.  335. 

^  Vgl.  S.  714.     Schröder,  Miteigentum  18  ff. 

"  Vgl.  Anm.  85.  Heüsler  2,  147.  Stobbe  2,  §  107,. n.  6  (2,  2»  §  145,  n.  8). 
BisoHOPF,  ZRG.  12,  87  ff.     Rotb,  ebd.  10,  854  ff.;  Bayer.  Civilrecht  2,  377  f. 

•0  Vgl.  Stobbe  2*,  312  f.  (2,  2»  S.  138).    v.  Meibom  424  ff. 

•1  Vgl.  V.  Meibom  248  ff.  Gengleb,  a.  a.  0.  20.  Töpfer,  Ürk.-B.  d.  Vögte 
von  Hunolstein  1,  Nr.  25.     Loersch  u.  Schröder  Nr.  146  (123). 

«^  Vgl.  S.  271  f.  Heüsler  1,  344  ff.  Kraut,  Grundr.  §§110—117.  Stobbe 
2,  §§  100—103  (137—140),  beide  mit  reichen  Litteraturangaben.  v.  Meibom,  JB. 
d.  gem.  E.  4,  442  ff.  v.  Schwind,  Die  Realiastenfrage ,  Jherinos  Jahrb.  33,  1  ff. 
Düncker,  Reallasten,  1837.  Albrecht,  Krit.  JBB.  f.  RW.  1839,  S.  309  ff.  Brink, 
Bestellung  der  dinglichen  Rechte  (1887)  15  ff.    Hüber,  Gesch.  d.  schw.  Pr.-R.  771  ff. 
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Beziehungen  hatten  ^^  und  die  Grundzinsen  und  Frondienste  wesentlich 
dem  gutsherrlioh-bäuerlichen  Verhältnisse  angehörten ^^^  sind  die  Renten 
(redditus  annui,  Oeld^  Gülten)  aus  den  städtischen  Besitzverhältnissen 
hervorgegangen  ^^  Der  stadtische  Grundbesitz  lag  durchweg  in  wenigen 
Händen.  Die  Hausbesitzer  waren  in  der  Regel  nicht  Eigentümer  ihrer 
Baustelle,  sondern  besaßen  dieselbe  nach  dem  Rechte  der  Hausleihe  gegen 
einen  Wurtzins  (Burgrecht,  Weichbild),  Dagegen  galten  die  Gebäude 
als  Eigentum  des  Beliehenen^^,  und  wie  dieser  das  ganze  Haus  im  Wege 
der  Auflassung  übertragen  konnte®^,  so  konnte  er.  auch  unkörperliche 
Teile  desselben  in  Gestalt  von  Renten,  die  auf  das  Haus  gelegt  wurden, 
von  demselben  abzweigen  und  in  andere  EULnde  bringen.  Der  Wurtzins 
erschien  dann  nur  als  der  erste  und  vor  den  übrigen  mannigfach  pri- 
vilegierte Zins®®.  Je  mehr  im  Laufe  des  14.  und  15.  Jahrhunderts  das 
Obereigentum  des  Leiheherm  verblich,  desto  mehr  nahm  der  erste  Zins 
den  Charakter  einer  wahren  Rente  an;  seit  es  üblich  wurde,  die  Haus- 
leihe nicht  niehr  durch  einfache  gerichtliche  Fertigung,  sondern  durch 
Auflassung  zu  begründen,  hatte  dieselbe  nur  noch  den  Charakter  einer 
Eigentumsübertragung  mit  Vorbehalt  einer  Rente®®.  Seitdem  unterschied 
man  zwischen  errichteten  (übernommenen,  verkauften)  und  vorbehaltenen 
Renten.  Die  ersteren  verfolgten  den  gleichen  wirtschaftlichen  Zweck 
nutzbarer  Eapitalsanlage  in  fremdem  Grund  und  Boden,  wie  die  land- 
rechtliche Satzung,  die  auf  Umwegen  selbst  zur  Errichtung  einer  Rente 
führen  konnte  (S.  711),  aber  während  die  Satzung  ohne  Auflassung,  durch 
bloße  gerichtliche  Fertigung  erfolgte,  beduifte  es  bei  der  Bestellung  wie 
bei   der  Übertragung  einer  Rente  der  Auflassung  ^^^,   bei  dem  Verzicht 

•»  Vgl.  S.  161.  190f.  209  n.  425.  516.  527. 

•*  Vgl.  S.  285.  420.  424.  426  f. 

^^  Vgl.  S.  623  f.,  666  und  die  dort  angeführte  Litteratur.  Heusleb  1 ,  354  ff. 
Stobbe  2,  §  104  (142);  ZDR.  19, 178  ff.  Kraut,  Grundr.  §  109.  L  jebscb  u.  Schröder*, 
S.  266.  Albrecht,  Gewere  157  ff.  Brink,  a.  a.  0.  80 ff.  Neümann,  Gesch.  d. 
Wuchers  212  ff.  Tbltiko,  a.  a.  0.,  Themis  35,  Stück  4.  Aüer,  Münchener  Stadtr. 
pg.  129  ff.  Fabricius,  a.  a.  0.  276  ff.  Höpkek,  a.  a.  0.  107  ff.  v.  Dühn,  a.  a.  0. 
107  ff.  Eüler,  RG.  von  Frankfurt  a.  M.  34;  Arch.  d.  Frankf.  Gesch. -Ver.  NF.  2, 
872  ff.  y.  Wtss,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  9.  Huber,  Gesch.  d.  schw.  Pr.-R.  780  ff', 
y.  Schwind,  a.  a.  0.  18  ff.  Lemfers,  Grundzüge  des  ältesten  Wikbiletrechts  des 
Oberstifts  Münster,  Coesf.  Progr.  1882/83.  Philippi,  Weichbild,  Hans.  Gesch.-Bl. 
1895,  S.  3  ff.  Rietsghel,  Markt  u.  Stadt  132  ff.  Keutqen,  Urspr.  d.  Stadtyerfassung 
119  ff.  Gotheim,  Wirtsch.-Gesch.  d.  Schwarzwaldes  1,  160  ff.  des  Marez,  £tude 
8ur  la  propri^t^  fonci^re  dans  les  villes  du  moyen-age,  1898. 

^  Indem  man  die  auf  fremdem  Grund  und  Boden  errichteten  Gebftude  als 
„Besserung'*  oder  „Überteuerung'*  des  Grundstücks  ansah,  wiederholte  sich  dieselbe 
Teilung  des  Grundeigentums  wie  bei  der  Unterscheidung  yon  Erbgut  und  Kaufgut 
and  der  Verpfändung  der  über  Hure  (S.  709.  712). 

*^  Anfangs  nur  durch  die  Hand  des  Leiheherru,  später  mit  einfacher  Zu- 
stimmung desselben,  in  der  letzten  Entwickelungsstufe  ganz  ohne  seine  Mitwirkung. 

^  Vgl.  Heubler  1,  355.    LoERSCH  u.  Schröder'  Nr.  260. 

••  Vgl.  LoERscH  u.  Schröder"  Nr.  169.  270. 

100  Xur  wenn,  wie  es  häufig  yorkam,    dem  Kentengläubiger  ein  Renteubrief 
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auf  eine  Rente  aber  der  Rückauflassiing  an  den  Eigentümer,  —  nntrüg- 
liehe  Zeichen  dafür,  daß  man  den  Bentenkauf  auf  selten  des  Bestellers 
als  eine  Immobiliarveraußerung  auffaßte,  durch  die  der  Bentengläubiger 
nach  Maßgabe  des  Eapitalswertes  der  Beute  zum  Miteigentümer  des 
Grundstückes  gemacht  wurde  ^^l  Für  rückstandige  Beuten  haftete  aus- 
schließlich das  Grundstück,  dies  aber  selbst  dann,  wenn  ein  Dritter,  ohne 
etwas  yon  den  Bückstanden  zu  wissen,  das  Grundstück  erworben  hatte: 
der  Gläubiger  folgte  dem  Gute  oder  der  Schleife  nach,  wie  das  Sprich- 
wort es  ausdrückte,  nachdem  die  Beute  auch  auf  dem  Lande  heimisch 
geworden  war^®*.  Die  Befriedigung  des  Bentenglaubigers  erfolgte  im 
Wege  der  gerichtlichen  Übereignung  des  Grundstückes,  das  als  sein  „Unter- 
pfand" angesehen  wurde  ^°*;  wurden  mehrere  Bentengläubiger  eingemesen^ 
so  entstand  dasselbe  Miteigentum  nach  Wertbeträgen,  wie  bei  der  Ein- 
weisung der  Pfandgläubiger  ^^.  Es  beruhte  auf  jüngerer  Entwickelung, 
wenn  dem  Gläubiger  das  Pfandungsrecht  auf  dem  Grundstücke  ein- 
geräumt oder  durch  weitere  Unterpfönder  noch  besondere  Sicherheit  ge- 
leistet wurde  ^®*. 

Zum  Wesen  der  Beute  gehörte  die  Unkündbarkeit,  sie  war  wesent- 
lich Ewiggeld  (census  perpetuus,  eisernes  Kapital).  Da  die  Beute  aber 
als  Eigentumsanteil  aufgefaßt  wurde,  so  fing  man  frühzeitig  an,  auch 
den  Verkauf  auf  Wiederkauf,  überhaupt  die  landrechtliche  Satzung  bei 
derselben  zuzulassen,  so  daß  sich  der  Bentenschuldner  die  Einlösung  aus- 
bedingen konnte ^^^.  Dies  führte  mehrfach  dahin,  dem  Bentenschuldner 
gesetzlich  das  Kündigungsrecht  vorzubehalten  ^®^  Auch  die  mit  dem 
Tode  des  Berechtigten  endigende  Leibrente  war  schon  dem  Mittelalter 
bekannt  i°» 

mit  Order-  oder  Inhaberklausel  übergeben  wurde,  genügte  zur  Weiterübertragnng 
die  entsprechende  Begebung  des  Bentenbriefes.  Vgl.  Stobbe,  Pr.-R.  2,  2*  S.  97. 
LoEBSCH  u.  Schbödeb"  Nr.  159.  224.  ZRG.  20,  116  ff.  ZDR.  5,  32  f.  Die  Annahme 
von  Heusler  1,  857,  daß  es  sich  hier  um  bloße  Legitimationspapiere  gehandelt 
habe,  ist  sicher  unrichtig. 

^^>  Vgl.  S.  709.  Schröder,  Miteigentum  16  ff.  Damit  erledigt  sich  auch  die 
bekannte  Streitfrage,  ob  der  Rentengläubiger  eine  Gewere  am  Gute  oder  nur  am 
Zins  gehabt  habe.  Er  hatte  die  Gewere  eines  Miteigentümers,  aber  nur  an  seinem 
durch  den  Wert  der  Rente  ausgedrückten  Anteil,  nicht  am  Ganzen. 

"•  Vgl.  ZRG.  5,  42  f.  9,  458  f.  Stobbe,  Pr.-R.  2*,  279  (2,  2»  S.  99  f.).  Labakd, 
Verm.  Kl.  326.     Loersch  u.  Schröder*  Nr.  292.  309. 

**•  Loersch  ,u.  Schröder*  Nr.  153.  158.  164.  169.  226.  Bloße  Einräumung 
des  Verpachtungsrechtes  ebd.  Nr.  168. 

^^  Vgl.  Anm.  88.    Loersch  u.  Schröder  Nr.  174  (150). 

"*  Vgl.  ebd.  Nr.  169  (143).  224  (200).  227  (203).  292. 

»«•  Vgl.  Loersch  u.  Schröder*  Nr.  129.  153.  159.  195.  205.  209.  224.  236. 
276.  299. 

»0^  Vgl.  ebd.  Nr.  234.  Stobbe  2*,  280  (2,  2»  S.  100  f.);  Beitrage  25  ff.  Nur 
ausnahmsweise  erhielt  auch  der  Gläubiger  ein  Kündigungsrecht  (Loebsch  u.  Schböder* 
Nr.  129.  159). 

*^  Vgl.  Stobbe,  Beiträge  25  ff.    Loersch  u.  Schröder  Nr.  189  (166). 
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3.  Schuldyerhältnisse^^®.  Auf  dem  Gebiete  der  Schuldverträge 
hat  sich  das  Prinzip  der  Entgeltlichkeit  vielfach  noch  lange  be- 
hauptet"^, auch  die  Vorliebe  für  Bar  vertrage  tritt  noch  im  Mittelalter 
entschieden  hervor  "^  Aber  mehr  und  mehr  machte  sich  bei  zweiseitigen 
Verträgen  die  Auffassung  geltend,  daß  die  Annahme  der  Vorleistung  zur 
Gegenleistung  verpflichtete.  So  kam  man  zur  Anerkennung  der  Real- 
verträge, auch  beim  Kaufe"',  selbst  für  den  Fall,  daß  die  Vorleistung 
eine  materiell  minderwertige,  nur  symbolische  Leistung  gewesen  war:  das 

^^  Vgl.  S.  286  fiF.  und  die  dort  (Anm.  113)  angeführte  Litteratar.  Heüsleb 
2,  244—267.  Stobbb,  Priv.-R.  8,  §§  164—202;  Zur  Geschichte  des  deutschen  Ver- 
tragsrechts,  1855.  Wittb,  Die  bindende  Kraft  des  Willens  im  altdeutschen  Obliga- 
tionenrecht, ZRG.  6,  488  ff.  HuBEB,  Gesch.  d.  Schweiz.  Pr.-R.  829  ff.  Kbaut, 
Grundriß"  §§  119.  121.  L.  Seupfebt,  Zur  Geschichte  der  obligatorischen  Verträge, 
1881.  Siegel,  RG.'  421  ff.;  Handschlag  und  Eid,  Wien.  SB.  1894;  Das  erzwungene 
Versprechen,  ebd.  1892.  Telting,  a.  a.  0.,  Themis  87—39.  R.  Löning,  Vertrags- 
bruch, 1876.  W.  Sickbl,  Bestrafung  des  Vertragsbruches,  1876.  Bebbend,  Zeitschr. 
f.  HR.  21,  583  ff.  Beseleb,  Erbverträge  2,  1  S.  30 ff.  Über  einzelne  Schuldver- 
hältnisse vgl.  Pauli,  Zustände  3,  1878.  Stobbb,  Vertragsrecht  209  ff.  Eohlbb,  An- 
nahme und  Annahmeverzug  (Jhebikos  JBB.  17.)  291  ff.  Gbimh,  RA.  606  ff.  Loebsch 
u.  ScHBÖDEB^,  S.  268 ff.  Conze,  Kauf  nach  hanseat  Quellen,  Bonn.  Diss.  1889. 
Nbuhann,  Geschichte  des  Wuchers,  1865;  Geschichte  des  Wechsels  im  Hansa- 
gebiete, 1863  (siehe  auch  Pauli,  Zustände  2,  98—179).  v.  Bbünkeck.  Zur  Geschichte 
der  Miete  und  Pacht,  ZRG.  14,  138  ff.  (siehe  auch  Lakfbecht,  Wirtschaftsleben 
1,  958  ff.  Abnold,  Gesch.  d.  Eigentums  192  f.  Aueb,  Münch.^tadtr.  pg.  70  ff.). 
IIahheb,  Die  Lehre  vom  Schadenersatz  n.  d.  Sachsenspiegel  (Giebke,  Unter- 
suchungen 19). 

"°  Vgl.  Loebsch  u.  Schbödeb  Nr.  107  (81),  Nach  Ssp.  L  6  §  2  haftete  der 
Erbe  für  nene  souÜ,  wände  der  ke  toederstadinge  untving,  also  für  keine  unentgelt- 
lichen Verbindlichkeiten  des  Erblassers. 

"*  So  selbst  beim  Kaufe.  Vgl.  Stobbe,  Vertragsrecht  277.  Conze,  a.  a.  0. 
51  f.  67  ff.  Der  Spiel  vertrag  galt  durchweg  als  Barvertrag  und  erzeugte  im 
allgemeinen  (Ausnahmen  bei  Wilda,  Spiel  146)  keine  klagbare  Haftung,  wenn 
auch  der  Gewinner  zu  sofortiger  Pföndung  berechtigt  war.  Vgl.  Ssp.  I.  6  §§  2.  12. 
HL  6  §  2.  Schwsp.  L.  259.  Magdeburg-Görlitzer  Recht  v.  1304,  Art  107.  Loebsch 
u.  Schbödeb  Nr.  341  (300).  Wilda,  Lehre  vom  Spiel,  ZDR.  2,  144  ff.  Schusteb, 
Das  Spiel  (1878)  16  ff.  40  f.  53  f.  56  f.  Bbuck,  Spiel  u.  Wette,  Greifsw.  Diss.  1868, 
S.  27  ff.  V.  Meibom,  Pfandrecht  221.  Das  Erfordernis  des  baren  Einsetzens  beim 
Spiel  führte  zu  dem  Gewerbe  des  phantner  (p fleger,  scholderer),  der  das  Spiel  leitete 
und  beaufsichtigte,  den  Spielenden  die  nötigen  Vorschüsse  machte  oder  als  Bürge 
für  sie  einstand,  dafür  aber  auch  das  Pfändungsrecht  hatte  und  für  sich  eine  Pro- 
vision (pkantrekf)  erheben  durfte.  Wegen  des  dabei  erzielten  Wuchers  wurde  das 
Geschäft  des  Pfantners  in  Niedersachsen  joden  genannt.  Vgl.  Schusteb,  a.  a.  0. 
58 ff.  M.  Haupt,  Erec  S.  339 ff.;  ZDA.  11,  53 ff.  Simplicissimus  2,  cap.  20  (Ausg. 
v.  Bobebtag  1,  159).  Auch  die  Wette  wurde  überwiegend  als  Barvertrag  be- 
handelt, indem  der  Wettbetrag  entweder  an  den  Gegner  entrichtet  oder  einem 
Dritten  zur  Aufbewahrung  übergeben  wurde.  Vgl.  Wilda,  Wetten,  ZDR.  8,  220  ff. 
Bbuck,  a.  a.  0.  47  f.  Über  den  Pfantner  bei  der  Wette  vgl.  Schusteb,  a.  a.  0.  58. 
Klagbarkeit  der  Wette,  Lübeck.  Stadtr.  4,  46  (Hach  S.  570).  Loebsch  u.  Schbödeb^ 
Nr.  303  (271).  340  (299).    Klaglosigkeit  ebd.  Nr.  284. 

"»  Vgl.  Hbuslee  2,  255.  257.  Stobbb,  Reuerecht  241  f.  Conze,  a.  a.  0.  26  ff. 
72  ff.  Über  die  Verbindung  eines  Real  Vertrages  mit  dem  Treugelöbnis  vgl.  Punt- 
schabt,  a.  a.  0.  477  f.  510  f. 
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Lohngeld  (S.  294  f.),  auch  in  der  Form  des  Gottespfennigs,  Weinkaufes 
oder  Leitkaufes,  wurde  zu  einem  die  Haftung  des  Schuldners  begründen- 
den Handgelde"'.  Im  übrigen  behauptete  der  alte  Formalvertrag 
{treuwa,  fides  facta)  das  Feld.  Bei  Pfandbestellung  begnügte  man  sich 
meistens  mit  der  bloßen  Sachhaftung,  bei  Bürgenstellung  mit  der  Haftung 
der  Bürgen"*.  Sollte  der  Schuldner  persönlich  haften,  so  mußte  er  dem 
Gläubiger"^  „geloben«  {loben),  Handtreue (Äa»i«rittu;tf)  „thun"  oder  „geben", 
d.  h.  ein  formelles  Treugelöbnis  {gelube,  gelübede,  gelovede^  vastmge)  ab- 
legen, durch  4as  er  sich  zum  Selbstbürgen  machte,  seine  Hand  und  seine 
Treue  verpfändete"*.  Das  Treugelöbnis  erfolgte  auch  im  Mittelalter  mit 
Hand  und  Mund,  bei  den  Sachsen  in  alter  Weise  mit  Finger  und  Zunge  "', 
bei  den  übrigen  Stammen  unter  Geben  und  Nehmen  der  Wette,  häu^ 
auch  statt  der  früheren  Formen  mit  Handschlag  oder  Eid"®.  Die  münd- 
liche Erklärung  bestand  in  bestimmt  bemessenen  Worten,  wahrscheinlich 
nach  Art  der  römischen  Stipulation  in  Frage  und  Antwort  Die  Angabe 
eines  materiellen  Schuldgrundes  war  für  die  Verbindlichkeit  des  Gelöb- 
nisses nicht  erforderlich  "^ 

Seit  Ende  des  13.  Jahrhunderts  machten  sich  hin  und  wieder,  be- 
günstigt durch  die  kanonistischen  Doktrinen,  Bestrebungen  bemerkbar, 
den  Formalismus  des  Gelübdes  zu  beseitigen  und  sich  an  formlosen 
Willenserklärungen  genügen  zu  lassen**^.  Durchgedrungen  sind  diese 
Bestrebungen  damals  noch  nicht,  aber  sie  haben  die  Theorie  der  form- 


**•  Vgl.  V.  Amiba,  Grundr.'  139.  Heusler  2,  255  ff.  Stobbe,  Vertragarecht 
50  ff.;  Reuerecht  226  f.  231  ff.  Siegel,  Versprechen  29  ff.  Huber,  Geach.  d.  Schweiz. 
Pr.-B.  338  f.  SoHv,  EheschL  29  f.  54.  Loersch  u.  Schröder  >  Nr.  268.340.  Conzb, 
a.  a.  0.  29  ff.  36  ff.  Grimm,  RA.  191  f.  Noordewier,  Regtsoudheden  52  f.  Dreter, 
De  differentia  iuris  Romani  et  Germanici  in  arrhis  emptionum,  1747.  Einen  älteren 
Standpunkt  vertritt  Ssp.  I.  9  §§  1— 3,  indem  eine  vom  Käufer  geleistete  Abschlags- 
zahlung (bekostegen,  sin  gut  dar  up  geven)  als  Lohngeld  zu  dem  vom  Verkäufer  ab- 
gelegten TreugeiÖbnis  hinzukommen  muß,  um  den  letzteren  haftbar  zu  machen. 

"*  Vgl.  S.  710.  712.     PuNTSCHRAT,  R.  a.  0.  174  f.. 438  f. 

"^  Die  Ausdrücke  geltare,  schuldefu^re,  schuldigcBre  konnten  ebensowohl  den 
Gläubiger  wie  den  Schuldner  bezeichnen.     Vgl.  Lexer,  Mhd.  WB.  1,  826.  2,  812. 

»«  Vgl.  S.  291.  PüNTSCHART  150  ff.  159.  164.  169  ff.  180  ff.  185.  197.  419  ff. 
428  ff.  493.     Loersch  u.  Schröder  Nr.  180  (157). 

"^  Vgl.  S.  292.  Grimm,  RA.  138.  141.  605.  Loersch  u.  Schröder"  Nr.  149. 
163.  Pqntschart  342  ff.  357  ff.  Für  die  sächsische  Sitte  sind  namentlich  die  Bilder 
zum  Sachsenspiegel  lehrreich.  Vgl.  Batt,  Babo  etc.,  Teutsche  Denkmäler  pg.  32, 
Tafel  15,  Nr.  7,  8.  16,  Nr.  12.  31,  Nr.  1.  Homeyer,  Anmerkungen  zu  Ssp.  HL  9 
§  1.  85  §  1. 

"8  Vgl.  PüNTSCHART  313  ff.  348.  351.  354  ff.  362.  Siegel,  Handschlag  u.  Eid,  1894. 

"«  Vgl.  Ssp.  m.  41,  §  4.  Richtst  Landr.  6.  41  §  1.  Magd.  Bresl.  syst  Sch.-R. 
IIL  2,  c.  133.    Siehe  auch  Loersch  u.  Schröder  Nr.  257  (238). 

»»0  Vgl.  Bremisches  Ürk.-B.  1,  Nr.  512  (1296),  Erklärung  der  Bürgen:  Bor- 
chardus  miles  —  —  una  nobiscum  se  verbis  veredicis  obligavil,  sed  fidem  non 
dedity  quia  dicebat,  &e  abiuraase,  quod  fide  data  promitterre  non  deberet. 
Die  frühere  Annahme,  daß  schon  die  Rechtsbücher  (Ssp.  I.  7.  Dsp.  15.  Schwsp.  L. 
11.  Kl.  Kaiserrecht  2,  39)  von  der  Formlosigkeit  des  Gelübdes  ausgegangen  seien, 
darf  heute  als  abgethan  gelten.    Vgl.  Hbusler  2,  245  f.    Puntschart  357—875. 
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losen  Verträge  wenigstens  vorbereitet.  Als  Bestärkangsmittel  diente  es^ 
wenn  dem  Gläubiger  die  Befugnis  eingeräumt  wurde,  den  wortbruchigen 
Gegner  durch  Schelmschimpfen  oder  Schandgemälde  öffentlich  zu  brand- 
marken ^'^  Ein  anderes  Bestärkungsmittel  war  das  aus  Frankreich  ein- 
gewanderte und  im  wesentlichen  nur  bei  dem  Sitterstande  gebräuchliche 
Einlager  {leisiunff,  obstoffium),  das  Versprechen  des  Schuldners,  im  Falle 
der  Säumnis  auf  Mahnung  des  Gläubigers  an  einem  bestinunten  Orte 
„einzureiten"  und  sich  daselbst  in  freiwillige  Personalhaft  zu  begeben"*. 
Die  Bürgschaft^*^  hatte  den  früheren  formellen  Zusammenhang 
mit  dem  Treugelöbnis  verloren.  Wie  der  Schuldner  ohne  Übernahme 
einer  persönlichen  Haftung  Pfand  oder  Bürgen  bestellen  konnte,  so 
stand  es  ihm  auch  frei,  mit  oder  ohne  Pfand-  oder  Bürgenstellung, 
sich  durch  Treugelöbnis  zum  Selbstbürgen  zu  machen.  In  allen  Fällen 
setzte  die  Haftung  des  Bürgen  voraus,  daß  der  Schuldner  im  Verzuge 
war^**;  ein  Anspruch  auf  vorherige  Ausklagung  des  Schuldners  stand 
ihm,  auch  wo  dieser  mithaftete,  nicht  zu.  Von  mehreren  Bürgen  haftete 
bei  einfacher  Mitbürgschaft  jeder  „nach  Markzahl",  während  die  Ver- 
bürgung zu  gesamter  Hand  solidarische  Haftung  begründete.  Hatte  der 
Bürge  geleistet,  so  stand  ihm  der  Rückgriff  gegen  den  Schuldner,  bei 
Gesamtbürgschaft  auch  gegen  seine  Mitbürger  (nach  Markzahl)  zu"*. 
Durch  die  Leistung  des  Schuldners  wurde  der  Bürge  befreit"*^,  dagegen 
durch  den  Tod  des  Schuldners  nur  bei  der  Prozeßbürgschaft  (cautio 
iudicio  sisti).  Auf  den  Erben  des  Bürgen  ging  die  Haftung  nur  über, 
wenn  der  letztere  nach  der  Elageanstellung  gestorben  war;  nur  vereinzelt 
vertreten  die  Quellen,  wahrscheinlich  unter  dem  Einflüsse  des  römischen 
Rechts,  die  Erblichkeit  der  Bürgschaft  schlechthin"®.  Eine  andere  Art 
der  Bürgschaft  entstand  durch  die  Einführung  des  Einlagers,  zu  dem 
sich  neben  dem  Schuldner  oder  unabhängig  von  diesem  auch  andere  Per- 
sonen verpflichten  konnten.  Die  Kosten  ihres  Einlagers  hatten  die  Bürgen 
selbst  zu  bestreiten,  aber  mit  Rückgriff  auf  den  Schuldner.    Wer  sich 


"*  Vgl.  Grimm,  RA.  612. 

»"  Vgl.  LoioNO,  a.  a.  0.  239  ff.  424  ff.  Stobbe,  Pr.-R.  3,  §  174  d.  2;  Ver- 
tragsrecht 178  ff.  Neumann,  Gesch.  d.  Wuchers  125  ff«  Fribdländeb,  Einlager,  1868. 
Gbimm,  RA.  620.  Kohleb,  Shakespeare  57  f.  Hübeb,  a.  a.  0.  877  ff.  Lb  Fobt, 
L'otage  conventionel,  Rev.  de  Ugisl.  1874.  Webminohofp,  Zur  RG.  des  Einlagers 
in  Südwestdeutschland,  ZGO.  52,  67  ff.  THttefEL,  Zeitschr.  f.  deutsche  Kult-Gesch. 
1896,  S.  58  ff.  PxiNTSCHABT,  a.  a.  0.  143  f.  Über  das  Einlager  [indmaning)  in 
Dänemark  vgl.  Petebsen,  i.  d.  Germanist  Abb.  f.  Maübeb  (s.  S.  5)  149  ff. 

"«  Vgl.  Stobbe,  Vertragsrecht  115 ff.;  Pr.-R.  3,  §  191.  Heusleb  2,  250ff.; 
Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  9,  68  ff.  Puntschabt,  a.  a.  0.  142  ff.  174  ff.  488  ff.  Platnbb, 
Bürgschaft,  1857.  v.  Gosbn,  a.  a.  0.  85  ff.  Kbaut,§142.  Lobbsoh  n.  Scheödäb*,  S.  270. 
»•*  Vgl.  Stobbe,  a.  a.  0.  130  ff.  171  ff.  Loebsch  u.  Schbödeb  Nr.  185  (162). 
197  (175).  241  (220).  Sicherung  des  Rückgriffes  durch  Pfand  ebd.  Nr.  181  (158). 
199  (177).  321  (280). 

^^  Zuweilen  auch,  noch  durch  direkten  Zugriff,  des  Glflubigers  auf  den 
Schuldner.    Vgl.  S.  289.    Stobbe,  Privatr.  3,  308  f.    Hubeb,  a.  a.  0.  888. 

»••  Vgl.  Anm.  225.    Stobbe,  Vertragsrecht  118.  182  ff.  169  f. 
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dem  Einlager  entzog,  wurde  als  Vermögensbürge  behandelt.  Häufig  wurde 
von  dem  Schuldner  oder  den  Bürgen  ausdrücklich  versprochen,  für  ver- 
storbene Bürgen  Ersatz  zu  schaffen.  Auf  die  Erben  ging  die  Einlager- 
pflicht nicht  über. 

Nicht  der  Perfektion,  aber  dem  Beweise  diente  die  Beurkundung  der 
Verträge  vor  Gericht  oder  dem  bischöflichen  Ofifizialat  oder  dem  Pfarrer, 
wo  sich  die  letzteren  mit  freiwilliger  Gerichtsbarkeit  be&ßten  (S.  689). 
Von  besonderer  Bedeutung  waren  die  Stadt-  und  Gerichtsbücher  (S.  690  £). 
In  den  Geschäften  des  täglichen  Verkehrs  bediente  man  sich  vielfach  der 
Teilzettel  oder  Zerter  (S.  687),  die  höchste  Bedeutung  für  das  gesamte 
Vertragsrecht  erlangten  aber  Brief  und  Siegel  (S.  688). 

Durch  die  Order-  und  Inhaberpapiere,  die  auf  dem  deutschrechtlichen 
Prinzip  der  Verträge  zu  Gunsten  Dritter  beruhten  und  den  wichtigsten 
Anwendungsfall  desselben  darstellten,  wurde  dem  Bedürfnis  der  gericht- 
lichen Stellvertretung,  die  noch  im  13.  Jahrhundert  nur  sehr  beschränkt 
anerkannt  war,  der  Boden  geebnet  und  zugleich  die  Übertragung  von 
Schuldforderungen  ohne  Mitwirkung  des  Schuldners  ermöglicht"^. 

Für  die  Ersatzpflicht  bei  widerrechtlicher  Beschädigung  kamen 
im  wesentlichen  dieselben  Gesichtspunkte  wie  bei  der  strafrechtlichen  Be- 
handlung des  TTngefahrs  in  Betracht  "^  Auch  für  die  zu&lligen  Folgen 
seiner  Thätigkeit  {von  unyelücke,  van  geschiht,  von  ungeschiht)  hatte  man 
einzustehen,  soweit  nicht  eigene  Schuld  des  Verletzten  im  Spiel  war;  erst 
gegen  Ende  des.  Mittelalters  machte  sich  die  Neigung  bemerklich,  die 
Haftung  bei  unberechenbaren  Beschädigungen  auszuschließen.  Auch  un- 
zurechnungsfähige Kinder  und  Geisteskranke  hatten  die  Folgen  ihrer 
Thaten  zu  tragen.  Für  seine  Eigenleute  oder  Haustiere  hatte  der  Herr 
aufzukommen,  wenn  er  nach  Kenntnisnahme  den  tTbelthäter  bei  sich 
behielt  oder  wieder  bei  sich  aufeiahm;  er  wurde  frei,  wenn  er  sich  des- 
selben entschlug,  was  in  der  Regel  eine  ausdrückliche  Verzichtserklärung 
verlangte.  Der  Verletzte  konnte  sich  für  seinen  Schaden  des  Übelthäters 
unterwinden.  Für  den  durch  wilde  Tiere  verursachten  Schaden  haftete 
der  Eigentümer  schlechthin.  Zuweilen  hatte  der  Eigentümer  auch  für 
leblose  Sachen  einzustehen,  so  für  einstürzende  Gebäude,  für  einen  Wagen, 
der  Personen  überfahren  hatte,  im  allgemeinen  aber  zeigte  sich  hier  die 
Einsicht,  daß  ein  Schadensersatz  nur  im  Falle  einer  Verwahrlosung  (war- 
löse,  wanhoede)  geltend  gemacht  werden  könne. 

^"  Vgl.  S.  692  und  die  dort  angefahrte  Litteratur.  Brunneb,  in  Endbhanns 
Handb.  d.  HR.  2,  160 ff.  Heüsler  1,  211  ff.  Stobbe  3,  §172;  Zeitschr.  f.  HR. 
19,  300  ff.  Beseler,  Erbverträge  2,  1  S.  71  ff.  Behbend,  i.  s.  Zeitschrift  7,  310  ff. 
532  ff.  Siegel,  Versprechen  1 42  ff.  Gareis,  Verträge  z.  G.  Dritter,  1873.  Panofsky, 
Verträge  z.  G.  Dritter,  Beri.  Diss.  1877.  Loersch  u.  Schröder«  Nr.  47.  58.  60.  77. 
Kraut,  Grundriß^  $}  127.  Hecht,  Beitr.  z.  Gesch.  d.  Inh.-Pap.  1869.  y.  PoscBiNaEE, 
Beitr.  z.  Gesch.  d  Inh.-Pap.  1875.  Küntze,  Lehre  von  den  Inh.-Pap.  1857;  Zeitschr. 
f.  HR.  2,  570  ff.  BiNDiKQ,  ebd.  10,  400  ff.  Dünckeb,  ZDR.  5,  30  ff.  Renaud,  ebd. 
•14,  315  ff. 

'*«  Vgl.  S.  344  ff.  748  und  die  daselbst  angeführte  Litteratur. 
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4.  Familienrecht.  Die  Formen  der  Eheschließung  blieben  bis 
zum  13.  Jahrhundert  im  wesentlichen  die  alten"®.  Die  Verlobung  be- 
wahrte nur  in  Friesland  und  Ditmarschen  noch  längere  Zeit  den  Cha- 
rakter des  Brautkaufes"®.  Die  Beziehung  des  Wittums  zu  der  RechtSr 
gültigkeit  der  Ehe  erhielt  sich  nicht  über  das  12.  Jahrhundert  hinaus  "^ 
Das  Wesen  der  Verlobung  beruhte  demnach  nur  noch  in  dem  gegen- 
seitigen Eheversprechen  durch  Treugelöbnis  in  der  alten  Form  des  Wett- 
yertrages,  später  mit  Eid  oder  Handschlag,  und  dem  dafür  gegebenen 
Lohngelde"*.  Der  Vater  oder  Vormund  der  Braut  trat  nur  noch  bei 
Unmündigkeit  der  letzteren  als  Verlober  auf,  in  anderen  Fällen  genügte 
seine  Zustimmung,  wofür  er  ein  Lohngeld  empfing.  Ebenso  erhielten  die 
Zeugen,  vor  denen  die  Verlobung  abgeschlossen  werden  mußte,  von  dem 
Bräutigam  „Ehrungen'^  für  ihre  Zeugenschaft  Die  Trauung  erfolgte  an- 
fangs noch  durch  den  geborenen,  seit  dem  13.  Jahrhundert  aber  durch 
einen  von  der  Braut  gekorenen  Vormund,  d.  h.  an  die  Stelle  der  vor- 
mundschafklichen  Trauung  war  rechtlich  die  Selbsttrauung  der  Braut 
getreten"'*.  Bei  dem  Gewichte,  das  der  Vollziehung  des  Beilagers  für 
die  Perfektion  der  Ehe  beigelegt  wurde"*,  war  es  kein  Wunder,  wenn 
seit  dem  13.  Jahrhundert  die  Kirche  nicht  nur  die  Laientrauung  bekämpfte 
und  ihren  Ersatz  durch  die  kirchliche  Trauung  verlangte"**,  sondern  auch 
die  Vollziehung  des  Beilagers  unter  Verlobten  als  Selbsttrauung  und  dem- 
nach als  gültigen  Eheschließungsakt  auffaßte. 

1»  Vgl.  S.  295flp:  SoHM,  Eheschließung  52  ff.  93  ff.  158  ff.;  Trauung  und  Ver- 
lobung 43  ff.  Fbibdbero^  Eheschließung  17  ff.  66  ff.  78  ff.;  Verlobung  und  Trauung 
9  ff.  V.  ScHEURL,  Eherecht  48  ff.  Hübbr,  a.  a.  0.  314  ff.  Telting,  a.  a.  0.,  Themis 
16,  Stück  4.  FooKEiiA- Andreas,  Bijdragen  1,  65  ff.  Heüsler  2,  286  ff.  Stobbe, 
Privatr.  4,  §211.  Kraut,  Grundriß«  §163.  v.  Wyss,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  R. 
20,  85  ff.  Meurer,  Zeitschr.  f.  Kirchenr.  21,  232  ff.  Hanauer,  Coutumes  matri- 
moniales au  moyen  age,  1893.    Ficker,  Unters,  z.  Erbenfolge  2,  289  n. 

^^  A'gl.  Schröder,  Ehel.  Gaterrecht  1,  49;  De  dote  (Berl.  Diss.  1861)  33  ff. 
Telting,  a.  a.  0.,  Themis  16,  431  ff.    v.  Riohthofek,  Zur  Lex  Saxonum  291. 

"»  Vgl.  Schröder,  Güterr.  1,  81.  2,  1  S.  71  f. 

^^'  Als  Lohngeld  oder  „Mahlschatz"  diente  besonders  der  Ehering.  In  der 
Regel  gab  nur  der  Bräutigam  Handgeld,  seit  dem  13.  Jahrhundert  wurde  jedoch 
der  Ringwechsel  üblich.  Vgl.  Kudrun,  Vers  1247  ff.  Kopp,  Bilder  und  Schriften 
der  Vorzeit  2,  10,  Tafel  (Bild  zu  Ssp.  I.  3).  Als  Weinkauf  diente  auch  das  von 
der  einen  Seite  angebotene,  von  der  anderen  angenommene  Hochzeitsmahl.  Vgl. 
Hartmanns  Erec  (her.  v.  Haupt)  Vers  6377  ff. 

»«»  Vgl.  SoHM,  Eheschließung  67  ff. 

^^*  Vgl.  S.  69  f.  Das  ehelige  Beilager  sollte  streng  genommen  öffentlich  voll- 
zogen werden  (vgl.  Kraut  >  §  163,  Nr.  42),  gehörte  also  mit  zu  den  Eheschließungs- 
formen. Vielfach  bildete  es  die  Voraussetzung  für  die  gemeinschaftlichen  Rechte 
der  Ehegatten,  wie  Ständesgenossenschaft  (Ssp.  III.  45  §  3)  und  Gütergemeinschaft 
(Grimm,  Weistümer  7,  233). 

185  Vorher  hatte  sie  sich  mit  der  Laientrauung  vor  der  Kirchthüre  begnügt, 
so  daß  sich  ein  Akt  religiöser  Weihe  in  der  Kirche  unmittelbar  anschließen  konnte. 
Zu  den  bekannten  Beispielen  der  Laientrauung  ist  noch  hinzuzufügen:  v.  d.  Bergh, 
Oorkondenb.  1,  Nr.  214  (1207).  v.  Richthopen,  Fries.  RQu.  420,  c.  1;  Unters,  über 
flies.  RG.  1,  227  f.  2,  1099  f. 
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Den  bedeutendsten  Veränderungen  ist  das  eheliche  Güterrecht 
während  des  Mittelalters  unterlegen  ^^®.  Neben  der  Verwaltungs-  und  der 
in  einzelnen  Volksrechten  schon  im  Keime  vorhandenen  Errungensehafts- 
gemeinschaft  gelangte  die  Mobiliar-  und  Errungenschaftsgemeinschaft 
(Fahmisgemeinschaft)  und  die  allgemeine  Gütergemeinschaft  zu  aus- 
gedehnter Anwendung. 

Die  Verwaltungsgemeinschaft  (Gütersoheidung)  hat  sich  mit 
geringen  Veränderungen  als  das  gesetzliche  System  des  im  Sachsenspiegel 
und  dem  Magdeburger  Stadtrecht  niedergelegten  ostfalischen  Rechts  er- 
halten. Die  ehelichen  Lasten  lagen  dem  Ehemanne  allein  ob.  Dafür 
nahm   er  das   ganze  Vermögen   der  Frau   von  Rechts   wegen  in   seine 

186  Yg]^    g    303  ff^     7^    ^ey   ^Jq,^   angeführten   Litteratur   ist   hinzuzufügen: 
Schröder,  Gesch.  d.   ehel.  Güterrechts  2,  1.— 8.  Abt.  1868—74;  ZRG.  10,  426  ff.; 
Kr.  VJ-Schr.  17,  76  ff.  26,  406  ff.;   Hiator.  Zeitschr.  31,  289  ff.;   Das  ehel.  Güter- 
recht in  Vergangenheit,  Gegenwart  und  Zukunft,  in  d.  Zeit-  u.  Streitfragen  59,  1875. 
Brükker,  Die  Geburt  eines  lebenden  Kindes  u.  das  ehel.  Vermögensrecht,  ZHG. 
29,  63  ff.     FiCKER,  Unters,  z.  Erbenfolge  2,  518  ff.  550  ff.  3,  24—76.  81  ff.  96—175. 
178  ff.  188.  245—270.342—380.    Stobbb,  Priv.-R.  4,  §§215.  218  ff.    Hbüsler  2,  316 
bis  430.  450—79.    Roth,  Syst  d.  deutsch.  Priv.-R.  2,  §§94.  101.  138;  Gütereinheit 
u.  Gütergemeinschaft,  JB.  d.  gem.  deutsch.  R.  3,  313 ff.;  Kr.  VJSchr.  10,  169 ff.; 
Zeitschr.  f.  vergl.  RW.  1,  39  ff.    Huber,  a.  a.  0.  367  ff'.  386  ff.     Genqler,  Lehrb. 
d.  deutsch.  Privatr.  2,  929—1162.     Kraut,  Grundriß*,  §§  164—72.  188—90;    Vor- 
mundschaft 2,  331—551.    LoERScH  u.  Schröder',  S.  270  ff.    Gerber,  Abhandlungen 
(1872)  311—72.    H.  Schulze,  a.  a.  0.  75—108.    Kohler,  Dispositionsnießbrauch  im 
ehel.  Güterrecht,  Jherinos   Jahrbücher  24,  191  ff    Agricola,  Gewere  zu  rechter 
Vormundschaft,    1869.     v.  Martitz,   Das   ehel.  Güterr.  d.  Sachsenspiegels,    1867. 
Hänel,  ZRG.  1,  273  ff.     Göschbk,   a.  a.  0.  259  ff.     Pauli,  Abh.  2.     0.  Stern,  Ur- 
sprung der  Sachs.  Leibzucht,  Berl.  Diss.  1896.     Cropp,  in  Heise  u.  Cropp,  Jurist. 
Abhandl.  2,  427  ff.    Goldfeld,  Hamburg,  eheliches  Güterrecht,  1888.   Post,  Samt- 
gut', 1879.    Berck,  Bremisch.  Güterrecht  d.  Ehegatten,   1832.    Teltinq,  a.  a.  0., 
Themis  32,  1871.    Fockema  AndreI,  Bijdragen  2,  43—173;  Gesamende  hand,  i.  d. 
Verslagen  en  Mededeelingen  der  Amsterd.  Akad.,  3.  Reeks,  4,  1887.    Pblinok,  Ge- 
schiedenis  van  het  huwelijksgoederenrecht  in  Drenthe,  Leidener  Diss.  1879.    Euler, 
Gütei^  u.  Erbr.  d.  Eheg.  in  Frankf.  a.  M.,   1841;   Mitteilungen  über  ehel.  Güter- 
recht, Arch.  f.  Frankf.  Gesch.  NF.  4,  1869;  Über  frftnk.  ehel.  Güterr.,  Mitteil.  d. 
Frankf.  Gesch.- Vereins  4,  378  ff.    Bikdino,  Haftung  der  Eheleute  für  Schulden  nach 
Frankf.  R.,  1871 ;  Zur  Verfangenschaft  d.  frank.  R.,  Kr.  VJSchr.  13,  875  ff.    Schwarz, 
Gütergemeinschaft  nach  fränk.  R.,   1858.    v.  Gosen,  a.  a.  0.  107  ff.    F.  v.  Wyss, 
Ehel.  Güterrecht  der  Schweiz  in  ihrer  rechtsg,  Entwicklung,  1896.    Gisrke,  Badische 
Stadtrechte  u.  Reformpläne  des  15.  Jh.,  ZGO.  39,  129 ff.    Franklin,  Freie  Herren 
von  Zimmern  28  ff.    Zebrleder,  a.  a.  0.  76  ff.    Ooonowski,  Österr.  Ehegüterr.  1, 
1880,    Hasenöhrl,  a.  a.  0.  100  ff.     Siegel,  Güterr.  d.  Eheg.  in  Salzburg,  Wien. 
SB.  1882,  S.  75ff.     Czyhlarz,   Zur  Gesch.  d.  ehel.  Güterrechts   im  böhm.-mähr. 
Landrecht,  1883.    Erdkann,  Güterr.  d.  Eheg.  in  Liv-,  Es^  und  Kurland,  1872. 
Schoeler,  Gonsens  der  Ehefrau  nach  livländ.  Landrecht,  Dorpat  Zeitschr.  f.  RW. 
5,  3  S.  43ff.    Stemann,  Güterrecht  d.  Eheg.  i.  Geb.  d.  jütisch»  Low,   1857.    Daß 
die  Veränderungen  auf  dem  Gebiete  des  ehelichen  Güterrechts  hauptsächlich  durch 
den  feststehenden  Brauch,   Eheverträge  bestimmten  Inhaltes  abzuschließen,   also 
durch  gewohnheitsrechtliche  Niederschläge  von  Eheverträgen,  herbeigeführt  Worden 
sind  (vgl.   S.  311.  313),  wird  von  Heitsler  2,  305   mit  Unrecht  bestritten.     Vgl. 
FiCKER,  a.  a.  0.  3,  36  ff. 
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„Gewere  zu  rechter  Vormundschaft".  Es  galt  der  Satz:  „Mann  und  Weib 
haben  kein  gezweiet  Qut  bei  ihrem  Leib".  Die  ursprüngliche  Zuständig- 
keit des  Vermögens  blieb  hinsichtlich  der  unbeweglichen  Sachen  streng 
gewahrt.  Das  unbewegliche  Ehegut  der  Frau  umfaßte  ihr  Eingebrachtes 
und  was  sie  während  der  Ehe  durch  Erbschaft,  Schenkung  oder  Tausch 
erwarb.  Aller  Erwerb  durch  Kauf  wurde  Eigentum  des  Mannes,  auch 
wenn  die  Mit'tel  von  der  Frau  herrührten.  Bei  der  fahrenden  Habe  be- 
wirkte die  Ehe  eine  Veränderung  der  Zuständigkeit,  indem  alles,  was 
seiner  Natur  nach  als  Gegenstand  eines  ländlichen  Brautschatzes  gelten 
konnte,  zu  der  Gerade  gehörte  und  als  Eigentum  der  Frau,  dagegen  alles 
übrige,  namentlich  das  bare  Geld,  als  Eigentum  des  Mannes  galt.  Man 
unterschied  daher,  ohne  Rücksicht  auf  die  Herkunft  der  einzelnen  Sachen, 
die  weibliche  Fahrnis  oder  Gerade  und  die  alle  Nichtgeradesachen  um- 
fassende männliche  Fahrnis.  Über  das  gesamte  bewegliche  Gut  und 
sein  unbewegliches  Vermögen  hatte  der  Mann  freie  Verfügung.  Über 
unbewegliches  Frauengut  konnte  nur  gemeinschaftlich  durch  die  Ehe« 
gatten  verfügt,  in  NotföUen  aber  die  mangelnde  Zustimmung  der  Frau 
gerichtlich  ergänzt  werden.  Für  die  Schulden  des  Mannes  haftete  nur 
sein  Vermögen.  Voreheliche  Schulden  der  Frau  hatte  er  aus  ihrem  Ver- 
mögen zu  bezahlen.  Während  der  Ehe  konnte  die  Frau  nur  unter  seiner 
Zustimmung  Bechtsgeschäfte  mit  Rechtswirkung  für  das  Ehegut  eingehen. 
Trieb  die  Frau  mit  seiner  Erlaubnis  ein  eigenes  Ervverbsgeschäft,  so  war 
sie  innerhalb  des  dazu  gehörigen  Rechtskreises  selbständig.  Kraft  der 
ihr  zustehenden  Schlüsselgewalt  konnte  die  Frau  Haushaltungsgeschäfte 
für  Rechnung  des  Mannes  ohne  seine  besondere  Genehmigung  abschließen. 
Mit  Auflösung  der  Ehe  trat  Güterzweiung  ein.  Von  der  Auskehrung  des 
unbeweglichen  Frauengutes  galt  die  Regel:  „Frauengut  soll  weder  wachsen 
noch  schwinden".  Für  Ausfälle  oder  Verschlechterungen  hatte  der  Mann 
oder  sein  Erbe  Ersatz  zu  leisten,  soweit  der  Ausfall  oder  die  Verschlech- 
terung nicht  auf  ^iner  Verfügung  der  Frau  beruhte  ^'^;  für  Verbesserungen 
hatte  der  Mann  oder  sein  Erbe  aus  dem  Frauengute  Ersatz  zu  bean- 
spruchen. Die  Gerade  wurde  erst  nach  Auflösung  der  Ehe  festgestellt; 
während  der  Ehe  galt  sie  als  wandelbarer  Vermögensinbegriff.  Wie  die 
von  dem  Manne  erworbenen  Geradesachen  sofort  in  das  Eigentum  der 
Frau  übergingen,  ohne  daß  er  Ersatz  dafür  bekam,  so  konnte  ihm  oder 
seinem  Erben  auch  das  Fehlen  einzelner  Geradestücke  nicht  in  Anrech- 
nung gebracht  werden"®.  Die  Gerade  hieß  Witwengerade,  wenn  der 
Mann,  dagegen  Niftelgerade,  wenn  die  Frau  gestorben  war.    Ein  Ehe- 


187  Wurden  in  der  Ehe  Güter  der  Frau  durch  die  Ehegatten  gemeinsam  ver- 
äußerty  80  wurde  der  Erlös  Eigentum  des  Mannes,  der  dafür  Ersatz  zu  leisten  hatte. 
Nur  unbewegliche  Sachen,  die  gegen  Frauengüter  eingetauscht  wurden,  galten  als 
Surrogat  und  wurden  Eigentum  der  Frau.  Der  Grund  der  Verschiedenheit  lag  in 
dem  Rechte  des  Mannes  auf  alle  nicht  zur  (gerade  gehörige  Fahrnis. 

>••  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  2,  3  S.  5.  7.  15. 
R.  SchrOdbr,  Deatsche  RechtageschlchCe.    S.  Aufl.  46 
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gattenerbrecht  war  dem  Sachsenspiegelrechte  unbekannt  ^'^  Den  unbeweg- 
lichen Nachlaß  des  verstorbenen  Ehegatten  erhielt  sein  nächster  Erbe. 
Dasselbe  galt  von  dem  Mobiliamachlasse  des  Mannes,  mit  Ausnahme  des 
Heergewätes,  das  der  nächste  Schwertmage  und  in  Ermangelung  eines 
solchen  der  Richter  kraft  fiskalischen  Seimfallsrechtes  erhielt  (Ssp.  L  28). 
In  derselben  Weise  bildete  die  Niftelgerade  den  Gegenstand  gesonderter 
Vererbung.  Sie  fiel  an  die  Töchter  oder  die  nächste  weibliche  Verwandte 
von  der  Spindelseite  (Niftel])  in  letzter  Beihe  an  den  Richter,  nur  Söhne 
im  Stande  der  Weltgeistlichen  wurden  den  Töchtern  hinsichtlich  des 
Geradeerbrechts  gleichgestellt^*^.  War  der  Mann  gestorben,  so  erhielt, seine 
Witwe  außer  ihrem  unbeweglichen  Vermögen  und  der  Gerade  die  Hälfte 
der  auf  dem  Hofe  vorhandenen  Speisevorräte  als  „Musteil^^  Außerdem 
hatte  sie  bis  zum  Dreißigsten,  bei  bekindeter  Ehe  sogar  für  die  Dauer 
ihres  Witwenstandes,  das  Recht  des  Beisitzes. 

Das  Geraderecht  wurde  in  den  Städten,  deren  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnissen es  wenig  entsprach,  seit  dem  14.  Jahrhundert  vielfach  abge- 
ändert. Manche  Städte  gingen  zur  Gütergemeinschaft  über,  andere  be- 
schränkten die  Gerade  auf  einen  bloßen  Voraus  nach  Art  des  Heergewätes 
und  übertrugen  im  übrigen  die  von  dem  unbeweglichen  Vermögen  gel- 
tenden Regeln,  aber  unter  Aufrechterhaltung  des  dem  Manne,  zustehenden 
Mobiliarveräußerungsrechtes,  auch  auf  die  fahrende  Habe**^. 

Mit  dem  ostfölischen  Rechte  stimmte  das  Landrecht  in  Holstein  und 
Engern  im  wesentlichen  überein,  während  die  Städte  sich  mehr  und  mehr 
der  westfälischen  Entwickelung  anschlössen.  Das  westfälische  Recht  hatte 
sich  von  dem  der  übrigen  Sachsen  schon  in  der  vorigen  Periode  (S.  309) 
dadurch  unterschieden,  daß  es  die  Verwaltungsgemeinschaft  nur  bei  kinder- 
loser, dagegen  bei  bekindeter  Ehe  Errungenschaftsgemeinschaft  eintreten 
ließ.  Die  Gruppe  des  Soest- Münsterer  Rechtes  und  das  auf  Soest  ge- 
gründete lübische  Recht  hielten  diese  Unterscheidung  während  des  ganzen 
Mittelalters  fest,  nur  daß  sie  die  Errungenschafts-  zu  allgemeiner  Güter- 
gemeinschaft erweiterten^**.  Die  bei  kinderloser  Ehe  geltende  Verwal- 
tungsgemeinschaft folgte  ursprünglich  den  gleichen  Grundsätzen  wie  nac^ 
ostfälischem  Rechte,  nur  wurde  allmählich,  größtenteils  unter  Beseitigung 
der  Gerade,  auch  bei  der  fahrenden  Habe  die  innerliche  Gütertrennung 
durchgeführt,   der  Mann  behielt  während  der  Ehe  die  freie  Verfügung 

^'^  Daher  sprach  man  später  im  Gebiete  des  gemeinen  Sachsenrechts  von 
statutarischen  £rbportionen,  wenn  die  Partikularrechte  ein*£faegattenerbrecht  an- 
ordneten. 

"0  Ssp.  I.  5  §§  2,  3.  27  §  1.  28.  III.  15  §  4.  76  §  2.  Vgl.  Riedel,  Codex  dipl. 
Bfand.  9,  359  (1346).  Beerend,  Stendaler  Urteilsbuch  72.  76.  Von  der  Niftelge- 
rade wurden  für  den  Mann  gewisse  für  ihn  unentbehrliche  Hausratsgegenstftnde- 
(„Heerpfuhl")  zurückbehalten  (Ssp.  III.  38  §  5),  was  der  auch  bei  anderen  Stämmen 
und  teilweise  schön  in  den  Volksrechten  bezeugten  Federwat  entspricht.  Vgl.  S.  306. 
WoLFF,  Witwenehe  (§  35,  n.  159)  385if. 

»*»  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  2,  3  S.  12  ff. 

***  Vgl.  Brunner,  Geburt  eines  leb.  Kipdes  71  ff. 
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Über  das  bewegliche  Fraaengut,  aber  gegenüber  seinen  Gläubigem  und 
bei  Auflösung  der  Ehe  wurde  dasselbe  ganz  wie  das  unbewegliche  be- 
handelt; eine  besondere  Eigentümlichkeit  der  westfalisch-lübischen  Yer- 
waltungsgemeinschaft  bestand  in  der  die  Hälfte  des  Nachlasses  umfassen- 
den statutarischen  Erbportion  des  überlebenden  Ehegatten  ^^'. 

Auch  das  friesische  Recht  unterschied  zwischen  kinderloser  und  be- 
erbter Ehe.  Während  bei  der  letzteren,  der  einige  Hechte  die  überjährige 
Ehe  gleichstellten,  Mobiliar-  und  Errungenschaftsgemeinschaft  statt&nd, 
lebten  kinderlose  Ehegatten  dauernd  oder  doch  während  des  ersten  Ehe- 
jahres in  reiner  Yerwaltungsgemeinschaft,  und  zwar  ohne  das  sächsische 
Geraderecht 

Endlich  hat  sich  die  Yerwaltungsgemeinschaft  in  der  Weise  des  ost- 
fölischen  Hechts,  aber  mit  statutarischer  Erbportion  („Eherecht'')  und  ohne 
Gerade,  in  einem  Teil  der  schweizerischen  Gebirgslande  erhalten  ^^^ 

Die  Mobiliar-  und  Errungenschaftsgemeinschaft  (Fahmis- 
gemeinschaft)  war  das  vorherrschende  System  des  fränkischen  Rechts,  das 
auch  in  Thüringen  und  den  sächsischen  Harzstädten  sowie  dem  größten 
Teile  Schwabens,  Baierns  und  Österreichs  Eingang  gefunden  hat.  Während 
hier  zwischen  kinderloser  und  bekindeter  Ehe  nicht  unterschieden  wurde, 
kannte  das  friesische  Recht  die  Mobiliar-  und  Errungenschaftsgemeinsohaft 
nur  bei  bekindeter  Ehe,  der  aber  einzelne  Rechte  die  überjährige  kinder- 
lose Ehe  gleichstellten^**.  Die  Verfügungsrechte  der  Frau  waren  die- 
selben wie  bei  der  Yerwaltungsgemeinschaft  Der  Mann  hatte  freie  Hand 
über  die  fahrende  Habe,  während  über  Liegenschaften,  auch  wenn  sie 
Sondergut  des  Mannes  waren,  nur  mit  gesamter  Hand  verfügt  werden 

>«'  Ygl.  G«8ch  d.  ehel.  Güterrechts  2,  8  S.  11.  22  ff.  In  Lflneburg  umfaßte 
die  statutarische  Portion  die  ganze  Fahrnis  und  das  ELaufeigen  des  verstorbenen 
Ehegatten,  außerdem  die  Leibzucht  an  seinen  Erbgutem.  Vgl.  a.  a.  0.  89.  250. 
Das  Stadtrecht  von  Brunn  und  das  Meißenei:  RB.  ließen  bei  kinderloser  Ehe 
VerwaltuDgs-,  bei  beerbter  Ehe  allgemeine  Gütergemeinschaft  eintreten.  Die  statu- 
tarische Portion  umfaßte  in  Brunn  den  ganzen  Nachlaß,  ebenso  im  Meißener  HB., 
faUs  der  Mann  der  überlebende  Teil  war*  für  die  Frau  nur  ein  Drittel.  Vgl. 
a.  a.  0.  816  f.    Brumveb,  a.  a.  0.  76  f.    Lobbsoh  u.  SchbOdeb  Nr.  247  (227). 

"*  Vgl.  Heuslee  2,  829  ff.  Hubee,  a.  a.  0.  392  ff.  445  ff.  v.  Wtss,  a.  a.  0. 
Meine  früheren  Ausführungen  (a.  a.  O.  2,  1  §  28)  entbehren  der  Bestimmtheit  und 
Klarheit 

^*^  Vgl.  Gesch.  des  ehel.  Güterr.  2,  8  S.  890  ff.  Beünkee,  a.  a.  0.  68  ff.  98 
FocKSHA  Andbeae,  a.  a.  0.  2,  54  ff.  Das  friesische  Recht  ist  zweifellos  von  den- 
selben Grundlagen  wie  das  angelsächsische  und  altwestfiUische  Recht  (S.  809  f.) 
ausgegangen.  Das  Landrecht  von  Drenthe  hatte  bei  kinderloser  Ehe  Mobiliar- 
und  Errungenschafts-,  bei  bekindeter  Ehe  allgemeine  Gütergemeinschaft  Vgl 
LoEEsOH  u.  Schbödee'  Nr.  298.  845.  Fockeka  Andbeae  2,  82  ff.  Bbunkeb  70.  Pbunck 
a.  a.  0.  58  ff.  80 ff.  In  Ditmarschen  galt  in  jeder  Ehe  Gemeinschaft  des  „Bau 
gutes*^  d.  h.  der  fahrenden  Habe  mit  Ausnähme  des  Heergewfttes  und  der  Gerade; 
wahrscheinlich  wurde  auch  die  Immobiliarerrungenschaft  zum  Baugute  gerechnet 
Das  ditmarsische  Recht  stand  unter  einem  gewissen  Einfluß  des  jütischen  Low, 
ging  aber  im  späteren  Mittelalter  zur  Verwaltungsgemeinschaft  Über.  Vgl.  Gesch. 
d.  ehel.  Güterr.  2,  3  S.  407  ff. 
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konnte  ^^^  Samtgutschalden  waren  alle  Schulden  des  Mannes  und  die- 
jenigen Schulden  der  Frau,  die  entweder  vor  der  Ehe,  oder  während  der 
Ehe  mit  Genehmigung  des  Mannes  oder  innerhalb  der  gesetzlichen  Zu- 
ständigkeit der  Frau  entstanden  waren.  Der  Mann  haftete  für  die  Samt- 
gutschulden persönlich,  während  die  Frau,  wenn  sie  den  Mann  überlebte, 
sich  durch  Verzicht  auf  das  Samtgut  von  der  weiteren  Haftung  für  die 
nicht  von  ihr  herrührenden  Schulden  befreien  konnte  ^*^. 

Bei  Auflösung  einer  kinderlosen  Ehe  wurde  das  Sondergut  des  ver- 
storbenen Ehegatten  hinterföllig,  das  Samtgut  aber  entweder  in  alt- 
fränkischer Weise  nach  Schwert-  und  Spindelteil  (S.  318)  oder  halb  und 
halb  geteilt.  Die .  meisten  Recht-e  gewährten  dem  überlebenden  Ehegatten 
die  gesetzliche  Leibzucht  an  den  Sondergütem  und  dem  Errungenschafts- 
anteil und  Yolles  Erbrecht  an  dem  Fahmisanteil  des  Verstorbenen.  Manche 
Rechte  gingen  noch  weiter,  indem  sie  auch  den  Errungenschaftsanteil 
des  letzteren  ganz  auf  den  überlebenden  Ehegatten  übergehen  ließen,  so 
daß  dieser  Eigentümer  des  ganzen  Samtgntes  wurde. 

Während,  das  friesische  Recht  nur  bei  beerbter  Ehe  den  angegebenen 
Prinzipien  folgte,  wurde  das  fränkisch -thüringisch -süddeutsche  System, 
von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen,  im  Falle  der  beerbten  Ehe  von  den 
Grundsätzen  des  Verfangenschaftsrechts  beherrscht ^^^.  Hiernach  zer«* 
fiel  das  Vermögen  der  Ehegatten,  ohne  Rücksicht  auf  seine  Herkunft^  in 
zwei  Massen,  die  freien  Güter  und  die  verfangenen  Güter.  Die  freien 
Güter  umfaßten  das  bewegliche  Vermögen  und  alles,  was  der  überlebende 
Ehegatte  nach  Auflösung  der  Ehe  erwarb;  dagegen  war  das  gesamte  un- 
bewegliche Vermögen,  das  die  Ehegatten  bis  zu  diesem  Augenblicke  be- 
sessen hatten,  Samtgut  wie  Sondergüter,  den  Kindern  verfangen.  Die 
freien  Güter  waren  volles  Eigentum  des  überlebenden  Ehegatten,  während 
ihm  an  den  verfangenen  Gütern  nur  lebenslängliches  Eigentum  oder  Leib- 
zucht mit  Rückfall  an  die  Kinder  zustand.  tJber  die  freien  Güter  ver- 
fugte der  überlebende  Ehegatte  unbeschränkt,  über  die  verfangenen  nur 
unter  Mitwirkung  der  Kinder,  die,  solange  er  ledig  blieb,  in  Notfallen 
gerichtlich  ergänzt  werden  konnte.  Im  Fälle  einer  Wiederverheirätung 
beschränkte  sich  das  Kindeserbrecht  des  ersten  Bettes  auf  die  verfangenen, 
das  des  zweiten  auf  die  freien  Güter.    Eben  darum  kann  die  Entstehung 

140  Vgl,  S.  316f.  Ob  bei  gemeiusamen  Verfugangen  der  Ehegatten  aueU  die 
Kinder  zugezogen  werden  maßten,  richtete  sich  nach  der  größeren  oder  geringeren 
Strenge  des  Erbenwarterechts.  Teilweise  hat  die  letztere  gerade  gegenüber  den 
G^samtverfügungen  der  Ehegatten  zuerst  nachgelassen,  indem  man  die  Interessen 
der  Kinder  durch  das  gemeinschaftliche  Handeln  der  Eltern  genügend  gesichert 
glaubte.    Vgl.  S.  708.    Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  2,  1  S.  127  ff.  2  S.  31  ff.  3  S.  283  f. 

^^7  Schlüssel-  oder  Mantelrecht  der  Witwe.  Vgl.  a.  a.  O.  2,  1  S.  231  f.  2 
S.  166  f.  3  S.  291.    FicKER,  a.  a.  0.  3,  548. 

^**  Ich  halte  gegenüber  der  Auffassung  von  Heüsles  und  Hübbb  an  den  Aus- 
führungen in  meiner  Geschichte  des  ehelichen  Güterrechts  fest.  Vgl.  Fickeb,  a.  a.'  O. 
2,  463  ff.  522.  529  f.  533  ff.  3,  128.  137  f.  140  f.  292.  294  f.  Heüslkb  2,  457  ff.  Hübke, 
a.  a.  0.  414 ff.;  Grundlage  d.  ehel.  Güterr.  der  Bemer  Handfeste,  1884. 
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des  Yerfangenschaftsrechts  nicht  auf  das  in  dem  Erbenwarterecht  aus- 
gedrückte Oesamteigentum  der  Pamilie  zurückgeführt  werden  ^^^,  um  so 
weniger,  als  sich  das  Yerfangenschaftsreclit  auch  in  solchen  Rechten  findet, 
die  das  Erbenwarterecht  nur  noch  in  abgeschwächter  Form  oder  über- 
haupt nicht  mehr  kannten.  Das  Verfangenschaftsrecht  ist  vielmehr  von 
solchen  Vergabungen  unter  Ehegatten  ausgegangen,  bei  denen,  nach  dem 
Vorgange  des  \yittumsvfertrages  (S.  312),  der  Rückfall  der  geschenkten 
Immobilien  an  die  Kinder  nicht  bloß  gegenüber  dem  Empfanger,  sondern 
auch  gegenüber  dem  Geber  vorbehalten  wurde**®.  Es  gestaltete  sich  zu 
einem  feststehenden  Gebrauche,  derartige  Vergabungen  gegenseitig  und 
mit  Ausdehnung  auf  das  ganze  beiderseitige  Vermögen  vorzunehmen,  bis 
es  zum  Gewohnheitsrecht  wurde,  die  gleichen  Rechtsfolgen  auch  ohne 
Ehevertrag  eintreten  zu  lassen,  sofern  nicht  durch  besonderen  Wittums- 
vertrag anders  verfügt  worden  war. 

Der  Hauptübelstand  des  Verfangenschaftsrechts  beruhte  in  der  un- 
'  gleichmäßigen  Behandlung  der  Kinder  erster  und  zweiter  Ehe.  Indem 
man  dem  nicht  selten  durch  freiwillige  Teilungsvertrage  zwischen  dem 
wiederheiratenden  Ehegatten  und  seinen  Vorkindern  vorzubeugen  suchte, 
wurde  das  gesetzliche  Teilrecht  angebahnt,  das  seit  der  zweiten  Hälfte 
des  13.  Jahrhunderts  in  zunehmendem  Maße  als  heilsame  Reform  des 
Verfangenschaftsrechts  erkannt  wurde.  Das  Teilrecht  nötigte  den  über- 
lebenden Ehegatten,  der  sich  wieder  verheiraten  wollte,  zu  einer  Aus- 
einandersetzung mit  den  Vorkindem,  denen  er  einen  Teil  der  freien  wie 
der  verfangenen  Güter,  gegen  Verzicht  auf  den  Rest,  sofort  herausgab. 
Die  Teilung  (nach  Sälften  oder  nach  Schwert-  und  Spindelteil,  zuweilen 
nach  Köpfen)  hatte  die  Wirkung  einer  Totteilung,  Die  Kinder  erhielten 
ihren  Anteil  zu  freiem  Eigentum,  verloren  dafür  aber  ihr  Kindeserbrecht 
an  dem  Anteil  des  parens  binubus,  der  ihn  als  freies,  den  Kindern 
zweiter  Ehe  vorbehaltenes  Gut  in  die  zweite  Ehe  übertrug. 

Ehen,  in  denen  sämtliche  Kinder  vor  den  Eltern  mit  Tode  abgegangen 
waren,  wurden  den  von  Anfang  an  kinderlosen  Ehen  gleichgestellt,  das 
Recht  der  Kinder  muß  demnach  ein  erbrechtliches,  erst  durch  den  Tod 
des  einen  Ehegatten  begründetes  gewesen  sein.  Anders  in  Thüringen, 
vereinzelt  auch  in  Süddeutschland,  wo  das  Vorabsterben  der  Kinder  all- 
gemeine Gütergemeinschaft  zwischen  den  Ehegatten  begründete,  also  schon 


**'  Das  Erbenwarterecht  an  dem  Grundbesitze  des  gemeinsamen  Eltemteils 
hätte  den  Kindern  ans  beiden  Ehen  gleichmäßig  zustehen  müssen.  Die  Beschränkung 
der  einen  auf  die  verfangenen  und  der  anderen  auf  die  später  erworbenen  Güter 
wäre  damit  unvereinbar. 

^^  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  2,  2  S.  92  fif.  Besonders  charakteristisch  ist  ein 
dem  11.  Jahrhundert  angehoriger  Bericht  in  dem  Stiftungsbriefe  von  St  Georgen 
im  Schwarzwalde,  c.  3  (ZGO.  9,  196).  Ein  ähnlicher  Entwickelungsgang  wie  bei 
der  Verfangenschaft  hat  im  altfranzösischen  Rechte  von  dem  ravestissement  par 
lettres  zu  der  Blutsanflassung  (ravestissement  de  sang)  geföhrt.  Vgl.  Brunkeb, 
Geburt  eines  Kindes  79  ff.    Fickxr,  a.  a.  O.  8,  100.  122  ff. 
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während  der  Ehe  ein  ganerbschaftliches  Verhältnis  zwischen  jedem  Ehe- 
gatten und  den  Kindern  bestanden  haben  mnß^^^ 

Das  System  der  allgemeinen  Oätergemeinschaft  ist  größtenteils 
anf  eine  Erweiterung  der  altfränkischen,  altwestfalischen  nnd  altfriesischen 
Ermngenschaftsgemeinschaft  zurückzufahren.  Während  das  von  Soest  aus- 
gehende westfälisch -labische  Recht  die  Unterscheidung  zwischen  kinder- 
loser und  beerbter  Ehe  festhielt  und  die  allgemeine  Gütergemeinschafb 
nur  eintreten  ließ,  wenn  und  solange  Kinder  vorhanden  waren  ^**,  hat  im 
aUgemeinen  der  .fränkische  Gesichtspunkt,  der  zwischen  beerbten  und  un- 
beerbten Ehen  keinen  Unterschied  machte,  den  Sieg  davongetragen.  In 
der  oberreinischen  Tiefebene  von  Basel  bis  Mainz  herrschte  mehrfach  die 
allgemeine  Gütergemeinschaft  mit  Teilung  nach  Schwert-  und  Spindelteil, 
deren  Herkunft  aus  der  altfränkischen  Errungenschaftsgemeinschaft  auf  der 
Hand  liegt"'.  In  Flandern,  den  Niederlanden  sowie  einigen  Teilen  des 
Niederrheins  (Grafschaft  Kleve)  und  Westfalens  (Dortmunder  Stadtrechts- 
gruppe) entwickelte  sich  ein  System  der  allgemeinen  Gütergemeinschaft^ 
welches  in  der  Gleichstellung  der  beerbten  und  unbeerbten  Ehe  altfrän- 
kische, in  der  Halbteilung  altfriesische  und  altwestfälische  Einflüsse  zu 
erkennen  giebt^**.  Dasselbe  wurde  auch  von  Hamburg  und  seinen 
Tochterstädten  sowie  von  Schleswig  und  Flensburg  angenommen  und  ge- 
langte durch  Vermittelung  der  niederländischen  Kolonien  zu  weitester 
Verbreitung  in  den  Weser-  und  Eibniederungen,  der  Mark  Brandenburg, 
Preußen,  Schlesien  und  der  Lausitz.  Zahlreiche  mit  Magdeburger  Becht 
bewidmete  Städte  nahmen  aus  wirtschaftlichen  Gründen  statt  des  säch- 
sischen Geraderechtes  das  niederländische  System  an.  Eine  Modifikation 
erfuhr  das  letztere  in  einigen  Gegenden  Westfalens,  welche  die  Halbteilung 
nur  bei  beerbter  Ehe  festhielten,  bei  kinderlosej  Ehe  aber  Alleinerbrecht 
des  überlebenden  Ehegatten  eintreten  ließen  ^^^  Die  meisten  engerischen 
Stadtrechte,  welche  die  allgemeine  Gütergemeinschaft  unter  teils  west- 
fälischen, teils  thüringischen  Einflüssen  ausbildeten,  hatten  ebenfalls  Allein- 
erbrecht bei  kinderloser  Ehe,  .bei  beerbter  dagegen  Halbteilung  für  den 


»"  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  2,  2  S.  90.  3,  S.  300  ff. 

"*  Vgl.  S.  722  und  a.  a.  0.  3,  305  ff.  Auch  in  Drenthe,  Lüneburg,  Goslar 
und  einigen  thüringischen  Städten,  femer  in  Brunn  und  dem  niederbairischen 
Landshut  trat  die  allgemeine  Gütergemeinschaft  erst  mit  der  Geburt  eines  Kindes 
ein,  doch  stellte  Landshut  der  bekindeten  Ehe  die  überjährige  gleich.  Vgl.  Anm. 
148.  145  und  a.  a.  0.  3,  301  f.  Brunner,  a.  a.  O.  73  ff.  89  ff.  92.  Ficker,  a.  a.  0. 
3,  26  f.  46.  97.  132  f. 

*w  Vgl.  a.  a.  0.  2,  1  S.  180.  189.  2  S.  56.  116.  123.  180.  Sandhaas,  a.  a.  O. 
178.    Kremsr,  Origines  Nass.,  Cod.  dipl.  294,  Nr.  159. 

»"  Vgl.  a.  a.  0.  2,  2  S.  61  ff.  113.  180.  3  8.  43  ff.  127  ff.  311  ff.  Warnkönig, 
Flandr.  RG.  2,  Urk.-B.  Nr.  34,  §  40;  Nr.  69,  §  11;  Nr.  222,  §  24.  In  Brabant  galt 
das  allgemeine  fränkische  System  der  Mobiliar-  und  Errungensehaflgemeinschaft 
(mit  Halbteilung)  und  Verfangenschaftsrecht. 

^^^  Vgl.  a.  a.  0.  2,  3  S.  37  f.  124  f.  Denselben  Standpunkt  nahmen  Braun- 
schweig  und  Salzwedel  ein.    Vgl.  ebd.  41  f.  126  f. 
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Vater,  Kopfteilung  für  die  Mütter  ^*^  In  den  Gebieten  des  sogenannten 
Dritteiisrechtes  (Böhmen,  Mähren,  Mark  Meißen,  zum  Teil  auch  Schlesien), 
wo  flämische,  bairische  und  tschechische  Elemente  zusammenflössen,  erhielt 
die  Witwe  stets  nur  ein  Drittel  des  Samtgutes,  während  der  Witwer  das 
Ganze  oder  zwei  Drittel  bekam  "^ 

In  allen  diesen  Gebieten  folgte  die  allgemeine  Gütergemeinschaft 
durchaus  den  noch  heute  bestehenden  Grundsätzen.  Das  Vermqgen 
befand  sich  im  Gesamteigentum  der  Ehegatten.  Dem  Manne  stand 
freie  Verfügung  über  die  fahrende  Habe  zu;  hinsichtlieh  des  unbeweg- 
lichen Vermögens  war  in  der  Regel  Verfugung  mit  gesamter  Hand  er- 
forderlich, nur  in  dem  Gebiete  des  Dritteiisrechts,  sowie  in  Hamburg, 
Bremen  und  der  Grafschaft  Eiere  hatte  der  Mann  auch  über  den  Grund- 
besitz freie  Verfügung.  Die  Verfügungsreohte  der  Frau  waren  in  der 
gewöhnlichen  Weise  beschränkt.  Alle  Schulden  des  Mannes,  sowie  vor- 
eheliche oder  während  der  Ehe  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  entstandene 
Schulden  der  Frau  waren  gemeinschaftlich.  Der  Mann  haftete  persönlich, 
die  Frau,  soweit  die  Schulden  nicht  von  ihr  herrührten,  nur  mit  dem 
Samtgute,  so  daß  sie  sidh  wie  bei  der  Mobiliar-  und  Errungenschafts- 
gemeinschaft durch  Verzicht  auf  das  Samtgut  von  fernerer  Haftung  frei 
machen  konnte  ^^^.  Bei  Auflösung  der  Ehe  erfolgte,  wenn  keine  Kinder 
Torhanden  waren ,  die  Vermögensteilung  sofort  oder  doch  nach  dem 
Dreißigsten;  sie  unterblieb  nur,  wo  Alleinerbrecht  des  überlebenden  Ehe- 
gatten galt  Bei  beerbter  Ehe  fand  regelmäßig  fortgesetzte  Gütergemein- 
schaft statte  nur  in  dem  Gebiete  des  Dritteiisrechts  war  der  überlebende 
Ehemann,  in  der  Kegel  der  alleinige  Erbe,  so  daß  die  Kinder  auf  ein 
mehr  oder  weniger  gesichertes  Erbrecht  gegen  den  Vater  beschränkt 
blieben.  Die  fortgesetzte  Gütergemeinschaft  wurde  im  Falle  der  Wieder- 
verheiratung  des  überlebenden  Ehegatten  durch  die  nach  manchen  Rechten 
auch  in  gewissen  anderen  Fällen  zulässige  Schichtung  beendigt;  war 
diese  unterblieben,  so  setzte  sich  die  Gütergemeinschaft  auch  in  zweiter 
Ehe  fort,  so  daß  nur  das  Eingebrachte  des  zweiten  Ehegatten  davon  befreit 
blieb.  Manche  Rechte  ließen  auch  in  einigen  anderen  Fällen  Schichtung 
eintreten. 

In  einzelnen  Gebieten  des  fränkisch-süddeutschen  Rechtes,  namentlich 
der  Freiburger  Stadtrecht«gruppe,  kam  eine  eigentümliche  Form  der  all- 
gemeinen Gütergemeinschaft  vor,  die  ihren  Ausgang  nicht  von  der  Er- 
rungenschaftsgemeinschaft, sondern  yon  der  Ausbildung  gegenseitigen 
Alleinerbrechts  der  Ehegatten  genommen   hat^^*.     Charakteristisch   war 

»*•  Vgl.  ebd.  38.  41.  125  f.  142.  Eüler,  Mitteil.  d.  Frankf.  Gesch.-Ver.  7,  Nr.  6. 
Bremen  Btimmte  bei  beerbter  Ehe  mit  den  übrigen  engerischen  Stadtrechten  überein ; 
bei  kinderloser  Ehe  hatte  es  ursprünglich  Halbteilung,  erst  spfiter  Alleinerbrecht. 
Vgl.  a.  a.  0.  46  ff.  132  f. 

'"  Vgl.  a.  a.  O.  2,  3  S.  80  ff.  137  ff.    Fbommhold,  ZRG.  26,  225  f. 

^'^  Vgl.  a.  a.  O.  2,  3  S.  284.  287  ff.  Genolsb,  Privatrecht  968.  Mittebmaies,. 
Privatrecht  2',  §  402,  n.  49. 

"«  Vgl.  a.  a.  O.  2,  1  S.  179  f.  182.  195  ff.  2,  75  ff.  91  ff.  101.  108  f.  146  ff.  178  f. 
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hier  das  Alleinerbrecht  bei  kinderloser,  Verfangenschaftsrecht  bei  beerbter 
Ehe.  Während  der  Ehe  hatte  iler  Mann  nach  dem  Stadtrechte  von  Frei- 
barg i.  Br.  und  den  meisten  Tochterrechten  die  unbeschrankte  Verfügung 
über  das  Samtgut,  mit  Einschluß  der  unbeweglichen  Sachen^®'*.  • 

Das  gesetzliche  eheliche  Güterrecht  hatte  im  allgemeinen  einen  dis- 
positiven Charakter,  indem  es  durch  Ehe  vertrage  {gedinge^  %ger<tte 
^teiding,  gemeckede,  hilichs  heredungen^  hrvüauf abriefe)  ausgeschlossen  oder 
ergänzt  werden  konnte:  „Gedinge  bricht  Landrecht" ^•^  Doch  galt  dieser 
Satz  vielfach  nur  für  die  kinderlose  Ehe,  während  bei  beerbter  Ehe  das 
gesetzliche  Recht  unbedingt  zur  Anwendung  kam:  „Einderzeugen  bricht 
Ehestiftung"  ^^^  Die  Abschließung  der  Eheverträge  erfolgte  gerichtlich 
oder  vor  Zeugen;  einzelne  jüngere  Rechte  ließen  sich  an  schriftlicher 
Abfassung  genügen;  soweit  es  sich  um  Liegenschaften  bandelte,  war  die 
gerichtliche  Form  meistens  unumgänglich.  Die  Abschließung  der  Ehe- 
verträge war  in  der  Regel  ebensowohl  nach  wie  vor  der  Eheschließung 
möglich.  Der  Inhalt  der  Eheverträge  war  außerordentlich  mannigfaltig; 
häufig  hatten  sie  zugleich  den  Charakter  von  Erbverträgeb. 

Die  einfachen  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  die  dem  Rechte  des 
Sachsenspiegels  zu  Grunde  lagen,  ließen  sich  noch  an  wenigen  vertrags- 
mäßigen Vereinbarungen  genügen.  Die  eine  bezog  sich. auf  die  wahr- 
scheinlich aus  dem  alten  Muntschatze  entstandene  Leibzucht^  welche 
wohl  in  jeder  Ehe  seitens  des  Mannes  für  seine  Frau  bestellt  wurde  ^•^ 
Ihren  regelmäßigen  Gegenstand  bildeten  Grundstücke,  später  auch  Kapi- 
talien, in  Satzungs-  oder  Rentenform  in  Grund  und  Boden  angelegt 
Außerdem  erhielt  die  Frau  in  alter  Weise  eine  Morgengabe ^®*.  Zur 
Sicherung  von  Frauengeldem,  die  durch  das  sächsische  Geraderecht  Eigen- 
tum des  Mannes  werden  mußten,  diente  die  Ursale,  d.  h.  gerichtliche 
Übertragung  von  Grundstücken  des  Mannes  zu  Händen  eines  Nebenvor- 
mundes der  Frau  zu  Eigentum  oder  Satzungsrecht  ^®^  Ein  anderes,  im 
Stadtrecht  entwickeltes  Mittel,  der  Frau  das  Eigentum  an  ihren  Geldern 
zu  sichern,  bestand  in  der  vertragsmäßigen  Errichtung  eines  Vorbehalt- 
gutes, das  aber,  um  wirksam  zu  sein,  nicht  in  die  Hände  d.es  Mannes 
kommen  dürft«,  sondern  wie  dieUrsale  einem  Treuhänder  für  dieiYau  über- 
geben werden  mußte"®.    Schenkungen  unter  Ehegatten  waren,  wie  bei 

»«ö  Vgl.  ebd.  2,  2  S.  13  ff.     Huber,  a.  a.  0.  6  ff. 

»•i  Vgl.  Graf  u.  Dietherr,  Rech tsBprich Wörter  24  f.  Mit  Unrecht  ist  der  dis- 
positive Charakter  des  Sachsenspiegels  von  einigen  Seiten  angezweifelt  worden. 
Vgl.  a.  a.  0.  2,  3  S.  329  ff. 

»"  Vgl.  a.  a.  0.  2,  1  S.  63.  138  ff.  155.  192.  20.3.  224.  2  S.  193.  214.  3  S.  235  f. 
331.  341  ff.  355.  386. 

»"  Vgl.  a.  a.  0.  2,  3  S.  349  ff. 

IM  Vgl.  ebd.  332  ff.  Im  Ritterstande  entwickelte  sich  seit  dem  13.  Jahrhundert 
eine  gesetzliche  Morgengabe,  die  der  Witwe  kraft  Erbrechts  zukam,  entweder  als 
Surrogat  für  die  ihr  nicht  gewährte  vertragsmäßige  Gabe  oder  als  gesetzlicher 
oder  gewohnheitsrechtlicher  Zuschlag  zu  dieser. 

"»  Vgl.  ebd.  356  ff.  "«  Vgl  a.  a.  0.  2,  2  S.  253.  3,  359  ff. 


§  61.    Das  Privatrecht.     4.  Familiehrecht  729 

allen  Stammen,  auch  bei  den  Sachsen  darchaos  zulässig,  wegen  des 
Geraderechtes  aber  nur  bei  unbeweglichen  Sachen  durchführbar  ^®^ 

Wie  bei  den  Sachsen^  so  hatte  sich  auch  bei  den  Schwaben  die  alte 
Morgengabe  selbständig  neben  dem  Muntschatze  (Wittum)  erhalten^®®, 
obwohl  sich  das  Wittum  allmählich  ganz  nach  dem  Vorbilde  des  fränkischen 
und  bairischen  Rechtes  umgestaltet«.  Das  fränkische  Wittum  {widern^  dos, 
dotalitium,  donatio  propter  nuptias,  duwarium^  6duwarium)  war  identisch 
mit  der  Morgengabe  {dos,  dotalitium)  des  bairisch-österreichischen  Rechtes, 
von  der  es  sich  nur  dadurch  unterschied,  daß  es  die  alte  Morgengabe 
nicht  völlig  in  sich  aufgenommen,  sondern  den  aus  beweglichen  Sachen 
bestehenden  Teil  derselben  abgestoßen  und  zu  einer  selbständigen  Gabe 
unter  dem  alten  Namen  gestaltet  hatte'®*. 

Die  Eigentümlichkeit  des  fränkisch-schwäbischen  Wittums-  und  des 
bairisch- österreichischen  Morgengabevertrages  bestand  darin,  daß  nicht 
bloß  der  Frau  gewisse  Grundstücke  oder  in  Grundstücken  angelegte 
Kapitalien  des  Mannes  als  Witwenversorgung  (zu  Leibzucht  oder  Eigen- 
tum) überwiesen,  sondern  zugleich  alle  Konsequenzen  des  gesetzlichen 
Güterstandes  der  allgemeinen  oder  partikulären  Gütergemeinschaft  sowie 
des  Verfangenschaftsrechtes  ausgeschlossen  wurden'^®.  In  der  Wittumsehe 
galt  weder  Gütergemeinschaft,  noch  gesamte  Hand  oder  Yerfangenschafts- 
recht,  sondern  reine  Yerwaltungsgemeinschaft.  Eben  darum  erwies  es  sich 
als  notwendig,  nicht  nur  der  überlebenden  Frau  an  dem  Wittum  oder 
der  Morgengabe,  sondern  auch  dem  überlebenden  Manne  an  der  Heim- 
steuer der  Vraxi  {Ehesteuer y  Heisteuer,  Heiratsteuer,  Heiratgut,  Hilichyeld, 
Haussteuer,  Zubringung,  Zugift,  Zugeid,  Brautschatz,  üzstiurunge,  dos, 
dotalitium,  marita^ium)  gewisse  Leibzuchtsrechte  oder  sonstige  erbrecht- 
liche Vorteile  zuzusichern.  Man  konnte  daher  von  einer  gegenseitigen 
Bewidmung  der  Ehegatten  reden,  und  so  kam  es,  daß  auch  die  Heim- 
steuer zuweilen  als  ein  dem  Manne  von  der  Frau  bestimmtes  „Wittum", 
in  bairisch -österreichischen  Quellen  ak  „Morgengabe",  umgekehrt  aber 
das  vom  Manne  bestellte  Wittum  als  „Heimsteuer"  oder  „Heiratsgut"  be- 
zeichnet wurde '^^    Dabei  lag  es  nahe,  die  Höhe  des  Wittums  nach  der- 


"^  Vgl.  a  a.  0.  2,  3  S.  848.  871  fF.  Schenkungen  beweglicher  Sachen  wurden 
erst  seit  Einführung  des  Vorbehaltsgutes  teilweise  möglich.  Über  Schenkungen 
unter  Ehegatten  nach  süddeutBchem  Bechte  vgl.  a.  a.  0.  2,  1  S.  137  ff. 

»w  Vgl.  a,  a.  0.  2,  1  S.  24  ff. 

"»  Vgl.  S.  314  f.  und  a.  a.  0.  2,  1  S.  37  ff.  48  ff.  59  ff.  71  ff.  93.  2  S.  214  ff. 
242  ff.  8  S.  354  ff. 

"<>  Vgl.  a.  a.  0.  2,  2  S.  227.  229  ff.  3  S.  341,  n.  42.  354  f.  Wie  strenge  darauf 
gehalten  wurde,  daß  die  Witwe  nichts  anderes  mitnahm,  als  was  ihr  der  Wittums- 
vertrag zuwies  y  ergiebt  sich  u.  a.  aus  einer  Erklärung  der  Witwe  des  Grafen 
Wilhelm  von  Holland  von  1345  (Willems,  Gestes  des  ducs  de  Brabant  1,  834,  Cod. 
dipl.  194).  Das  einfache  Leibgedinge  wurde  nur  als  vertragsmäßige  Ergänzung 
des  gesetzlichen  GUterstandes  behandelt.    Vgl.  a.  a.  0.  2,  1  S.  75.  2  S.  274. 

»"  Vgl.  a.  a.  0.  2,  1  S.  20.  65  f.  67  ff.  83  f.  88  ff.  2  S.  236.  239.  243.  260.  3 
S.  340  ff.    Trienter  Statuten  c.  60  (Arch.  f.  österr.  Gesch.  26,  135). 
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jenigen  der  Heimsteuer  zu  bemessen;  in  diesem  Falle  wurde  das  Wittum 
zur  WiiQilegxing  {aufftnentum  dotis)^^K  Sonst  verstand  man  unter 
„Widerlegung"  auch  die  für  die  Heimsteuerkapitalien  in  Satzungs-  oder 
Rentenform  seitens  des  Mannes  bestellte  Sicherheit  ^^'. 

Die  böhmisch -mährische  Morgengabe  hat  Ton  Schlesien  aus  auch 
ihren  Einfluß  auf  das  sachsische  Recht  ausgeübt  Auf  sie  ist  die  ge- 
lobte Morgengabe  der  sächsischen  Stadtrechte,  die  später  auch  in  das 
Landrecht  Eingang  fand,  zurückzuführen  ^^^  So  kam  es  auch  in  den 
Städten  magdeburgischen  Rechts,  die  das  flämische  Familiengüterrecht 
angenommen  hatten,  zu  gegenseitigen  Morgengabe  vertragen,  welche  die 
gesetzliche  Gütergemeinschaft  ausschlössen  ^^^  In  Braunschweig  und  der 
Mark  Brandenburg,  wo  die  gelobte  Morgengabe  keinen  Eingang  fand,  legte  ' 
man  später  dem  Leibzuchtsvertrage  die  gleiche  ausschließende  Wirkung 
bei^^^  In  Westfalen  gab  es  einen  Ehevertrag,  der  Unterschied,  differenäa 
oder  Wiederkehr  genannt  wurde  und  direkt  auf  die  Ausschließung  der 
gesetzlichen  Oütergemeinschaft  für  den  Fall  der  Kinderlosigkeit  gerichtet 
war;  auch  während  der  Ehe  konnte  die  Oütergemeinschaft  durch  Vertrag 
aufgehoben  werden  ^^^ 

Umgekehrt  kam  in  den  Gebieten  der  Verwaltungsgemeinschaft  nicht 
selten  die  vertragsmäßige  Errichtung  allgemeiner  Gütergemeinschaft  vor, 
in  Magdeburg  im  14.  Jahrhundert  so  häufig,  daß  eigene  statutarische 
Normen  dafür  erlassen  wurden  ^^®. 

Sehr  gewöhnlich  waren  auch  Vereinbarungen,  welche  die  Erweiterung 
oder  Beschränkung  der  Verfügungsrechte  der  Ehegatten,  zumal  des  Mannes, 
bezweckten.  Der  französischen  Entliegenschaftung  entsprach  es,  wenn  die 
Frau  ihren  Grundbesitz  ganz  oder  bis  zu  einem  bestimmten  Wertbetrage 
like  varende  oder  like  kopschatte  einbrachtet^®.  Umgekehrt  begegnet  in 
einem  westfälischen  Ehevertrage  die  Abrede  der  Verliegenschaftung:  dai 
all  aisulke  geredt  goed  sali  erfgoed  sin  ^®^  In  Ditmarschen  war  es  üblich, 
daß   die.  Frau  ihren    gesamten   Brautschatz,    Fahrendes  wie  liegendes, 


"»  Vgl.  a.  a,  0.  2,  1  S.  38  f.  65.  81  ff.  2  S.  286  f.  In  Wien  und  den  böhmisch- 
mährischen Stadt-  und  Landrechten  wurde  die  Morgengabe  (tschech.  veno)  regel- 
mäßig um  die  Hälfte  höher  als  die  Heimsteuer  festgesetzt.  Vgl.  Czyhlabz,  a.  a.  0. 40  ff. 

"3  Vgl.  a.  a.  0.  2,  1  S.  76  ff.  140.  2  S.  236.  Neben  „Widerlegung**  b^egnet 
auch  ursasse^  das  an  die  sächsische  Ursale  anklingt  Vgl.  Ürk.  v.  1305,  Z60. 
20,  313  f. 

^^^  Vgl.  a.  a.  0.  2,  3  S.  337—345.  Albrbcht,  in  Schneidbr's  Krit.  Jahrbüchern 
11,  830.  V.  Martitz,  a.  a.  0.  845  ff.  Aqricola  523  ff.  Laband,  Venu.  Klagen  305  ff. 
Beseleb,  Erbverträge  1,  157  ff. 

*^^  Vgl.  a.  a.  0.  2,  3  S.  340.  344  ff.  Ähnlich  in  Westfalen,  wo  die  Morgen- 
gäbe  teils  die  statutarische  Erbportion,  teils  die  allgemeine  Gütergemeinschaft 
ausschloß. 

"•  Vgl.  a.  a.  O.  2,  8  S.  353  f. 

»"  Ebd.  385  ff.  »'8  Vgl.  a.  a.  0.  2,  2  S.  258.  3  S.  380  ff. 

"«  Vgl.  a.  a.  O.  2,  2  S.  254.  3  S.  231.     Schröder,  Miteigentum  5  ff. 

**<*  Fahime,  G^chichte  des  Geschl.  von  Bocholtz,  Urk.-B.  Nr.  56. 
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dem   Manne   gegen   eine  Taxe  zn  Eigentiun  übertrug  (y^Belassung  auf 
Markzahl«)  "^ 

Die  Yäterliche  Gewalt  behauptete  sich  als  ein  Schutz-  und  Ge- 
waltverhältnis, obwohl  von  Tötung,  Verkauf  und  Heiratszwang  keine  Rede 
mehr  sein  konnte ^^^.  Daß  das  Erziehungsrecht  auch  erwachsenen  Kindern 
gegenüber  mit  dem  Züchtigungsrechte  ausgestattet  war,  wurde  selbst  in 
gerichtlichen  Entscheidungen  ausgesprochen  ^^^  Den  Bechtsgrund  der 
väterlichen  Gewalt  bildete  nicht  mehr  die  eheherrliche  Munt  über  die 
Mutter,  sondern  die  eheliche  Abstammung  vom  Yater^^l  Annahme  an 
Eindesstatt  kam  noch  vor,  aber  ohne  die  väterliche  Gewalt  zu  begründen  ^^^ 
Der  Vater  hatte  an  dem  Vermögen  der  Kinder  die  Verwaltung  und 
Nutzung,  war  aber  für  Schmälerungen  oder  Verschlechterungen,  die  nicht 
auf  Zufall  beruhten,  ersatzpflichtig,  wie  er  für  seine  Aufwendungen  Er- 
satz verlangen  konnte:  „Kindergut  ist  eisern  Gut'^^^^  Hauskinder,  die 
zu  ihren  Jahren  gekonmien  waren,  besaßen  die  volle  Handlungsfähigkeit, 
aber  keine  Verfügung  über  ihr  vom  Vater  verwaltetes  Vermögen  ^^^  Für 
unerlaubte  Handlungen  eines  Hauskindes  hatte  der  Vater,  auch  wenn  ihn 
selbst  keine  Schuld  traf,  nach  manchen  Rechten  einzustehen,  wenn  er 
dasselbe  trotz  Kenntnis  der  Sachlage  in  häuslicher  Gemeinschaft  behielt; 
die  meisten  Rechte  beschrankten  aber  seine  Haftung  auf  das  Kindesgut  ^^^ 
Die  gerichtliche  Vertretung  der  Kinder  stand  dem  Vater  zu.  Die  Auf- 
hebung der  väterlichen  Gewalt  durch  formliche  Emanzipation  kam  wohl 
nur  noch  selten  vor.  Der  regelmäßige  Eall  der  Aufhebung  war  Ver- 
heiratung der  Töchter,  Abschichtung  der  Söhne.  Der  Vater  hatte  dem 
aus  der  Were  scheidenden  Kinde  sein  Vermögen  herauszugeben  oder, 
wenn  solches  nicht  vorhanden  war,  eine  Aussteuer  zu  gewähren^®®.   VoU- 

»"  Vgl  a.  a.  O.  2,  3  S.  410.  417. 

^>>  Vgl.  S.  818  f.  Stobbe,  Beitrage  1  ff.  Hubbb,  a.  a.  O.  479  ff.  488  ff.  Riye, 
Vormundschaft  2,  1  S.  174  ff.  2  S.  149  ff.  Eichhorn,  §§  352.  871.  ZOpfl,  BG.  3, 
§92.  Telting,  a.  a.  0.,  Themis  32  (1871),  Stück  4.  Göschek,  a.  a.  O.  280  ffl 
Kraut,  Grundriß^  §§184.  186  f.  189.  v.  Gossn,  a.  a.  O.  98  ff.  Nor  Schwsp.  L. 
857  und  Geiler  von  Kaisereberg  (Grimii,  BA.  461  f.)  gedenken  noch  des  Verkaufes 
eines  Kindes  in  echter  Not  Geiler  hat  wohl  aus  dem  Schwabenspiegel,  dieser 
aber  kritiklos  aus  seinem  bunt  zusammengewürfelten  Quellenmaterial  geschöpft. 

^^  Vgl.  LoERScH  u.  Schröder  Nr.  341  (800).    Dagegen  Kl.  Kaiserr.  2,  6. 

»"  Vgl.  Kraut  2,  586  f. 

*"  Vgl.  Stobbe  4,  876  f.  Hubbr  480  ff.  Kraut,  Grundriß»  §  186,  Nr.  14—17. 
Taufpatenschaft  als  Adoption:  Loersch  u.  Schröder^,  Nr.  116.  Lisch,  Urk.-SammL 
d.  Geschlechto  v.  Maltzan  1,  Nr.  12.  14.  71. 

^  Vgl.  Graf  u.  Diethbrr  172.  Ssp.  I.  11.  Loersch  u.  Schröder  Nr.  330 
(290).  Zu  Verfügungen  über  Liegenschaften  war  der  Vater  nur  in  gerichtlich  an- 
erkannter echter  Not  berechtigt  Andere  Verfugungen  wurden  gültig,  wenn  die 
Kinder,  nachdem  sie  zu  ihren  Jahren  gekommen  waren,  Jahr  und  Tag  ohne  An- 
fechtung verstreichen  ließen.    Vgl.  Heusler  2,  437.  448. 

»"  Vgl  Loersch  u. Schröder  Nr. 341  (300).  KRAUT»§184,Nr.4f.  15.  §187,Nr.3f. 

^^  Vgl.  Hbüblsb  2,  450.    Hamker,  Schadensersatz  80  f. 

"<»  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  2,  1  S.  12  ff.  167  f.  2  S.  284.  Loebsoh  u. 
Schröder«  Nr.  154.  208.  285.  314.  324.  329.  331. 
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jährige  Söhne  konnten  die  Absonderung  vom  Vater  verlangen^*®.  Wurden 
die  Kinder  durch  die  Vermögensverwaltung  des  Vaters  gefährdet,  so 
konnte  diesem  auf  Veranlassung  der  Sippe  oder  des  Richters  die  väter- 
liche Gewalt  entzogen  werden  ^®^ 

Eine  Legitimation  unehelicher  Kinder  war  dem  Mittelalter  zu- 
nächst unbekannt  Erst  seit  dem  13.  Jahrhundert  kam  die  ursprüng- 
lich als  Annahme  an  Kindesstatt  gedachte  Legitimation  durch  nachfolgende 
Ehe  (Mantelkinder)  und,  nach  römischem  Vorbilde,  durch  königlichen 
oder  landesherrlichen  Erlaß  in  Übung,  die  letztere  aber  wohl  nur  mit 
der  Wirkung,  die  Rechtlosigkeit  zu  beseitigen^®*.  Denn  im  Gegensatze 
zu  der  älteren  Auffassung  (S.  302)  galten  im  Mittelalter  uneheliche  Kinder 
als  rechtlos  und  konnten  daher  weder  eine  Vormundschaft  bekleiden,  noch 
einen  Vormund  haben,  hatten  auch  im  allgemeinen  kein  gesetzliches  Erb- 
recht, weder  aktiv,  noch  passiv,  nach  sächsischem  Rechte  nicht  einmal 
gegen  die  Mutter  ^®^.  Gegen  ihren  Erzeuger  hatten  sie  einön  gewissen 
Anspruch  auf  Unterhalt^**, 

Auf  dem  Gebiete  des  Vormundschaftsrechtes^®*  hatte  die  Ge- 
schlechtsvormundschaft, abgesehen  vom  friesischen  Recht,  die  größte  Ver- 
änderung erfahren,  indem  sie  im  allgemeinen  zu  einer  Beistandschaft  in 
gerichtlichen  Angelegenheiten,  bei  Prozessen  wie  Akten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit,  zusammengeschrumpft  war.  Die  Altersvormundschaft 
wurde  von  dem  frühzeitigen  Mündigkeitstermine  des  altdeutschen  Rechtes 
nicht  mehr  in  gleichem  Maße  wie  ehedem  berührt,  indem  sie  entweder 
noch  über  den  Eintritt  der  Mündigkeit  hinaus  während  einer  gewissen 

*»°  Vgl.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  2,  1  S.  222.  2  S.  140  f.  8  S.  159.  Heusler  2,  440. 
HüBEB,  a.  a.  0.  488.  Loersch  u.  Schröder  Nr.  830  (290).  Wenn  Schwsp.  L.  61. 
186  das  Recht  auf  Absonderung  erst  mit  25  Jahren  eintreten  läßt,  so  hat  er  sich 
wohl  durch  das  römische  Recht  bestimmen  lassen,  was  schon  Dsp.  56  durchblickt. 

^»^  Vgl.  Kl.  Kaiserr.  2,  5.  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  2,  1  S.  186,  n.  64.  2  S.  140. 
8  S.  159.  Auch  die  Ehefrau  konnte  in  ähnlichen  Fällen  Aufhebung  der  Güter- 
gemeinschaft verlangen.    Vgl.  ebd.  2,  1  S.  149.    Lobesch  u.  Schröder'  Nr.  206.  346. 

»»*  Vgl.  Stobbe  4,  366  ff.  Eichhorn  §  449.  Kraut«  §  186  Nr.  1—8.  Huber, 
a.  a.  O.  480.  Loersch  u.  Schröder'  Nr.  182.  281.  329.  842.  v.  d.  Berqh,  Oor- 
kondenb.  1,  Nr.  895  (1248).    Böhmer,  Acta  imperii  Nr.  730  f. 

'»•Vgl.  S.  461.  BuDDE,  Rechtlosigkeit  48  f.  Brunnbb,  ünehel.  Vaterschaft, 
ZRG.  30,  26  f.  29.  Hin  und  wieder  kamen  mildere  Auffassungen  vor,  namentlich 
zu  Grünsten  anerkannter  Bastarde  des  Hen^enstandes.  Vgl.  Brunner,  a.  a.  0.  21  f. 
FiCKER,  a.  a.  0.  3,  386  ff. 

"*  Vgl.  Stobbe  4,  410  f.    Brunner,  a.  a.  0.  32. 

»«*  Vgl.  S.  320  ff.  696.  Eichhorn  §§  353.  372.  Huber,  a.  a.  0.  510  ff.  Walter, 
KG.  §§  513—16.  ZöPFL,  BG.  3,  §  93.  Kraut,.  Vormundschaft  1,  182  ff.  186  ff.  286  ff. 
393  ff.  2,  3  ff.  191  ff.  266  ff.;  Grundriß <^  §§  162.  191—195  a.  Heusler  2,  498  ff.  511  ff. 
Stobbe  4,  §§263—68.  274—76.  Rive,  Vormundschaft  2,  1  S.  18  ff.  69  ff.  167  ff.  2, 
S.  1  ff.  73  ff.  174  ff.  y.  Amira,  Kr.  VJSchr.  17,  421  ff.  Aoricola,  Gewere  zu  rechter 
Vormundschaft  77  ff.  v.  Martitz,  £hel.  Güterrecht  88  ff.  Planck,  Gerichtsver- 
fahren 1,  177  ff.  Winexer,  a.  a.  O.  54  ff.  Tblting,  a.  a.  0.,  Themis  32  (1871), 
Stück  4.  Göschen,  a.  a.  0.  244  ff.  v.  Gosbk,  a.  a.  0.  101  ff.  H.  Schulze,  a.  a.  O. 
109  ff.     Loersch  u.  Schröder"  S.  25«  f. 
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Zeit  fortgesetzt,  oder  doch  dem  zu  seinen  Jahren  gekommenen  Mündel 
die  Wahl  eines  Pflegers  oder  gerichtlichen  Vertreters  anheimgegeben 
wurde.  Inhaltlich  bewegte  sich  die  Altersvormundschaft  auf  demselben 
Boden  wie  die  über  Geisteskranke  und  Gebrechliche.  Eine  eigentliche 
Pflegschaft  für  Verschwender  uud  Verschollene  gab  es  noch  nicht.  Die 
prozessualischen  Vertretungsbefugnisse  des  Vormundes  waren  gegenüber 
der  Torigen  Periode  wesentlich  erweitert  Neben  der  alten  nießbrauch- 
lichen Vormundschaft,  die  in  dem  friesisch-holländischen  Rechte  fort- 
dauerte, auch  den  Sachsenspiegel  und  das  sächsische  Weichbildrecht  samt 
den  beiden  Glossen  noch  bßherrschte  and  im  fränkischen  Rechte  sich 
wenigstens  noch  in  einzelnen  Spuren  zeigte^*®,  trat  in  Süddeutschland 
die  bloß  fürsorgliche  Vormundschaft  mit  Abrechnungspflicht  in  den  Vorder- 
grund, um  allmählich  auch  Norddeutschland  zu  erobern.  Hand  in  Hand 
mit  dieser  jüngeren  Form  der  Vormundschaft  ging  die  weitere  Aus- 
bildung der  staatlichen  Obervormundschaffc,  durch  die  der  geborene  Vor- 
mund des  älteren  Rechts  und  die  Obervormundschaft  der  Sippe  in  den 
Hintergrund  gedrängt  wurde  ^®^  Neben  den  geborenen  Vormund  trat 
zunächst  der  vom  Vater  gekorene,  dann  der  yom  Richter  gesetzte  ^®^.  Es 
gehörte  zu  den  Aufgaben  des  Richters,  hilfebedürftigen  Personen,  die 
keinen  Vormund  hatten,  einen  solchen  zu  geben.  Die  Vormundschafts- 
führung stand  unter  der  Aufsicht  des  Richters,  der  den  Vormund  ge- 
gebenenfalls als  Balemund  absetzen  konnte.  Auch  Erteilung  der  venia 
aetatis  durch  den  König  kam  seit  dem  13.  Jahrhundert  vor^^^  Eigent- 
liche Vormundschaft  der  Mutter  über  ihre  Kinder  kam  noch  nicht  vor, 
dagegen  wurde  ihr  nicht  selten  die  persönliche  Fürsorge  übertragen,  so 
daß  der  Vormund  auf  die  Vermögensverwaltung  beschränkt  blieb. 

5.  Das  Erbrecht^^^  hatte  den  Zusammenhang  mit  der  alten  Haus- 
genossenschaft im  allgemeinen  verloren.     Die    im  Sachsenspiegel  noch 


1*0  Vgl  y.  Amiba,  a.  a.  0.  427.  Lothringische  Urkunde  v.  1207  bei  Beteb, 
Mittelrhein.  Ürk.-B.  2,  267. 

^*'  Vgl.  Reichsweistam  von  121 S  für  den  Herzog  yon  Brabant  (Weiland, 
Const  2y  Nr.  64):  quod  de  universis  bonis,  que  de  dueatu  stto  moveniur,  omnium 
heredum,  moriuis  parentihus,  de  iure  tutor  habeatur. 

»•»  Vgl.  BEBAUT,  Grundriß«  §  162,  Nr.  21  ff.  §  191,  Nr.  17  —  21.  34.  Der 
Vormund  mußte  dem  Mündel  ebenbürtig  sein.  Rechtlose  konnten  weder  Vormund 
werden,  noch  einen  Vormund  .haben.  •  Vgl.  Bqdde,  Rechtlosigkeit  83  ff. 

»••  Kraut,  Vormundschaft  2,  86  ff. 

^^  Vgl.  S.  64 f.  823  ff.  und  die  dort  angeführte  Litteratur,  namentlich  die  Arbeiten 
von  PiCKBB.  Stobbb,  Handb.  6,  §§  281.  288.  285—88.  290—91.  293.  299—301.  308. 
310.  818;  Beitr.  37  ff.  Huber,  a.  a.  0.  541  ff.  Eichhorn,  §§878—75.  454—56. 
ZÖPPL,  RG.  8,  §§117—21.  Kraut,  Grundriß«  §§146.  148.  155—61.  Loersch  u. 
Schröder'  S.  278  f.  Genqlbr,  Lehrb.  d.  deutsch.  Priy.-R.  1805  ff.  Siboel,  Das  deutsche 
Erbrecht  des  Mittelalters,  1853.  Fischer,  Versuch  über  die  Gesch.  d.  teutscfa.  Erb- 
folge, 2  Bde,  1778.  Tbltinq,  a.  a.  0.,  Themis  40  (1879),  41  (1880),  42  (1882).  Pauli, 
Erbrecht  der  Blutsfreunde  und  die  Testamente  (Abh.  3,  1841).  Göschen,  a.  a.  O. 
128  ff.    V.  GosKN,  a.  a.  0.  155  ff.    Franklin,  a.  a.  O.  57  ff.    Kothino,   Erbrechte 
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durchblickende  Unterscheidung  des  engeren  Erbenkreises  von  dem  weiteren 
der  „Sippe"  oder  der  „Magen"  wurde  von  den  jüngeren  Rechtsbüchem 
nicht  mehr  verstanden  ^^^  Das  Yerwandtschaftsbild  suchte  man  sich  in 
alter  Weise  an  den  Oliedem  des  menschlichen  Körpers  klar  zu  machen; 
der  Vergleich  der  Sippe  mit  dem  Baume  und  seinen  Asten  und  Zweigen 
(arbor  consanguinitatis)  wurde  erst  im  späteren  Mittelalter  aus  dem  kano- 
nischen Rechte  übernommen '^^  Die  Erbfolgeordnung,  die  von  den  Quellen 
als  selbstverständlich  vorausgesetzt  und  daher  nur  selten  ausdrücklich 
dargestellt  wurde,  war  im  allgemeinen  die  von  uns  schon  für  die  vorige 
Periode  angenommene  Parentelen-  oder  Linealgradualordnung^'.  Den 
ersten  Erbanspruch  hatte  der  Bnsen,  d.  h.  die  eheliche  Nachkommen- 
schaft des  Erblassers,  und  zwar  anfangs  nach  GFradesnähe,  so  daß  die 
Kinder  unbedingt  den  Vorzug  vor  den  Enkeln  {diechlem)  und  diese  vor 
den  Urenkeln  {urdiecktern)  hatten,  gleich  nahe  Abkömmlinge  aber  nach 


des  Kantons  Schwiz,  Zeitscbr.  f.  Schweiz.  R.  5.  Hasenöhrl,  a.  a.  0.  182  ff.  Zöpfl, 
Bamberger  Recht  210  ff.  v.  Sydow,  Darstellung  des  Erbrechts  n.  d.  Sachsenspiegel, 
1828.  ScBiLLiKG,  Lehn-  und  erbrechtl.  Satzungen  des  waldemar-erichschen  Rechts, 
X879.  H.  SoHüLZB,  a.  a.  O.  82  ff.  Laicpubcht,  Wirtschaftsleben  1,  628  ff.  Gaufp, 
Germ.  Abhandl.  62  ff.;  Miscellen  75  ff.  Albbbcht,  Gßwere  188—222;  Krit  Jahr- 
bücher f.  Rechtswissensch.  11,  821—58;  (Berliner)  Jahrbücher  f.  wiss.  ELritik  1880, 
Nr.  63  bis  65.  Besklbb,  Erbverträge,  3  Bde,  1835—40.  v.  Wtss,  Letztw.  Ver- 
fügungen n.  d.  Schweiz.  Rechten  der  A^heren  Zeit,  Zeitscbr.  f.  Schweiz.  R.  19,  68  ff. 
Eu^BB,  Beitrag  z.  Gesch.  d.  Testamente,  Arch.  f.  Frankf.  Gesch.  5,  1852.  Bbhbehd, 
Anevang  und  Erbengewere,  Bresl.  Festschr.  f.  Bbsbleb,  1885.  Kbox,  Oadneder- 
landsch  erfhuisrecht,  1878.  Cosack,  Besitz  des  Erben,  1877.  Rosik,  Begriff  der 
Schwertmagen,  1877.  Schbödeb,  Bezeichnungen  der  Spindelmagen  in  der  älteren 
deutschen  Rechtssprache,  ZRG.  17,  1  ff. 

*^»  Vgl.  Ssp.  I.  8  §  8  und  Dsp.  6  mit  Schwsp.  L.  3  a. 

*««  Vgl.  Stobbb  5,  64. 

^^  Zu  der  bereits  angeführten  J^tteratur  (§  85,  n.  825)  vgl.  noch  Fickbr, 
a.  a.  O.  2,  55  f.  804  ff.  887  ff.  616  ff.  Schanz,  Erbfolgeprinzip  des  Sachsenspiegels 
und  Magdeburger  Rechts,  1888,  der  die  unrichtige  Ansicht  vertritt  Die  Angaben 
des  Ssp.  I.  8  §  3  können  bei  unbefangener  Auffassung  nur  von  der  Parentelen- 
ordnung  verstanden  werden.  Vgl.  Hbüsleb  2,  594.  600  f.  Hübbb,  a.  a.  0.  548. 
HoMEYBB,  SteUung  des  Sachsenspiegels  zur  Parentelenordnung,  1860.  Stobbb,  Bei- 
träge 86  ff.  Stütz,  Verwandtschaftsbild  des  Sachsenspiegels  (Gxbbkb,  Untersuchungen 
34,  1890).  Sbblig,  Erbfolgeordnung  des  Schwabeuspiegels,  Kieler  Diss.  1890.  Nach 
dem  Landbuche  von  Nidwaiden  c.  157  (Zeitschr.  f.  Schweiz.  R.  6,  2  S.  157)  soll 
deijenige  Erbe  werden,  der  ain  fründsekaft  aUer  nöehst  gereoknen  m€ig  an  des  toten 
Xediten  vater,  d.  h.  der  von  dem  nächsten  Vater  (Vorfahren)  des  Erblassers  ab- 
stammt. Das  Saarbrücker  Landrecht  1,  4  (Kbbiibb,  Gresch.  d.  Grafen  v.  Saarbr. 
558)  bestimmt^  daß,  wenn  weder  Abkömmlinge,  noch  Vorfahren  oder  Geschwister 
vorhanden  sinci,  das  nachgelassen  erb  und  gut  gehet  und  folget  an  die  nsehste  erben 
in  der  rechten  ufsteigenden  lintetij  da  es  den  ersten  grad  xur  Seiten  absteigen  ßndet. 
Kaum  weniger  deutlich  das  Stadtbuch  von  Steenwijk  2,  81  (her.  v.  Tblting,  1891, 
S.  51),  die  Summa  legum  von  Wiener-Neustadt  CTomascebk,  Wien.  SB.  105,  2 
S.  291  f.).  und  das  schon  von  Hometbb  angezogene  Sprichwort:  Geen  good  kÜmt 
gaamcy  dem  man  die  bei  Gbaf  und  Dibtpbbb,  Rechtssprichwörter  198  mitgeteilten 
und  das  schweizerische  Sprichwort:  ain  erbscJiaft  soll  für  sich  gan  undnit  hinder 
sich  (FoFFA,  Das  bündnerische  Münsterthal  114;  Kbaut'  §  146,  Nr.  81)  anreihen  mag. 
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Kö|)fen  teilten;  nur  durch  Yorberufung  seitens  der  Großeltern  konnten 
die  Enkel  ,4^  die  Fußstapfen''  ihrer  yorabgestorbenen  Eltern  eingesetzt 
werden^  bis  durch  die  regelmäßige  Wiederkehr  derartiger  Abmachungen 
sich  schrittweise  ein  festes  Mntrittsrecht  der  Enkel  ausbildete,  das  durch 
den  Preiburger  Reichsabschied  von  1498  allgemein  angeordnet  wurde*?*. 
Auf  den  Busen  (die  Brusterben)  folgten  die  Eltern  (Schoßfall),  sodann  die 
Geschwister  und  deren  Nachkommen,  anfangs  auch  diese  nach  Grades- 
nähe,  bis  der  Wormser  Reichsabschied  von  1521  für  die  Kinder  vorab- 
gestorbener  Geschwister  das  Eintrittsreoht  einführte*^*.  Auf  die  elterliche 
Parentel  folgte  die  der  Großeltern,  und  zwar  ebenfalls  die  letzteren  vor 
ihren  Nachkommen '^^  Die  dem  germanischen  Rechte  eigentümlichen 
Grenzen  der  Sippe  in  auf-  und  absteigender  Linie  (S.  880)  wurden  zum 
Teil  auch  im  Mittelalter  noch  beobachtet,  verloren  aber  allmählich  ihre 
Bedeutung  *^^ 

Von  dieser  Erbfolgeordnung  gab  es  zahllose  Abweichungen,  teils  durch 
ganerbschaftliche  Verhältnisse,  teils  durch  Einwirkungen  des  ehelichen 
Güterrechts,  teils  durch  partikularrechtliche  Willkür  herbeigeführt.  Ins-' 
besondere  wurde  das  Erbrecht  der  Eltern  vielfach  auf  die  entfernteren 
Vorfahren  ausgedehnt,  andererseits  nicht  selten  die  Erbberechtigung  der 
G-esdhwister  neben  oder  vor  den  Eltern  anerkannt.  Eine  in  den  verschie- 
densten Rechtsgebieten  beobachtete  Eigentümlichkeit  war  das  Fallrecht  {ius 
recadentiae  s.  revalutianis),  welches  nach  dem  Grundsatze  patema  patemis] 
matema  matemis  eine  getrennte  Beerbung  eintreten  ließ,  indem  die  Ver- 
wandten von  väterlicher  Seite  entweder  das  von  dieser  herrührende  Ver- 
mögen oder  auch  die  Hälfte  des  ganzen  Nachlasses,  diejenigen  von  mütter- 
licher Seite  das  von  daher  gekommene  oder  die  andere  Hälfte  erbten*®®. 


>^  N.  SainmL  d.  Reichsabschiede  2,  46.  Vgl.  ZRG.  81,  179  f.  Weiland, 
Oonst.  2,  Nr.  342  (1251).  Loersch  u.  Schröder  Nr.  267  (248).  Fickeb,  a.  a.  0. 
2,  105  ff.  110  ff.  Der  letztere  macht  darauf  aufmerksam,  daß  das  Eintrittsrecht 
nicht  notwendig  mit  vdlliger  Durchführung  des  Stammesrecbts  (succeeeio  in  stirpes) 
verbunden  gewesen  sei,  man  vielmehr  bei  bloßer  Erbfolge  der  Enkel  unter  sich 
nicht  selten  die  filtere  Kopfteilung  beibehalten  habe.  Vgl.  Anm.  205.  Bei  den 
•  Sachsen  wurde  das  Eintrittsrecht  der  Enkel  im  Hofgericht  Ottos  I.  durch  das 
Gottesurteil  des  Zweikampfes  zur  Anerkennung  gebracht  (Widukind,  res  gestae  Sax. 
2,  10),  aber  noch  der  Ssp.  I.  5  §  1  gesteht  es  nur  den  Sohnes-  und  nicht  den 
Tochterkindem  zu  und  läßt  Enkel  unter  sich  nach  Köpfen  teilen  (I.  8  §  8).  Über 
die* Vorberufung  von  Enkeln  vgl.  Anm.  281. 

«>s  Xeffen  und  Nichten  des  Erblassers  unter  sich  erbten  nicht  nach  Stämmen, 
sondern  nach  Köpfen.  Vgl.  Speierer  RA.  von  1529  §  1.  Loersch  u.  Schröder 
Nr.  281  (209),  früher  von  mir  irrtümlich  auf  Stamm teilung  gedeutet.  Ficker,  a.  a.  O. 
2,  106.  156.    Anders  Saarbrücker  Landrecht  1,  4. 

•«*  Vgl.  Stadtr.  v.  Wesel  §  25.  Willkür  der  Sachsen  im  Zips  von  1870,  §  68 
'  (MicHNAY  u.  LiOBKER,  Ohier  Stadtrecht  281). 

*^'  Festgehalten  wird  die  Grenze  u.  a.  noch  Ssp.  L  3  §§  2.  8. 

«°*  Vgl.  Stobbe  5,  104  f.  Hbusleb  2,  527  f.  607.  Ficker,  a.  a.  0.  2,  98.  209  ff. 
408  ff.  425  ff.  448  ff.  477.  8,  17  ff.  80.  468  ff.  541  ff.  Frohvhold,  ZRG.  26,  220  ff. 
Saarbrücker  Landrecht  1,  4«  Nicht  zu  verwechseln  mit  dem  Fallrecht  ist  das 
S.  282  besprochene  Wiederkehrrecht  {droit  de  retour,  Code  civil  747),  d.  h. 
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Überaus  mannigfaltig  waren  die  Unterschiede  in  der  Erbberechtigting 
des  männlichen  und  weiblichen  Geschlechts,  der  Schwert-  und  Spindel- 
magen, der  voll-  und  halbbürtigen  Verwandtschaft  *^®. 

Gleich  nahe  Erben  teilten  in  der  Regel  nach  dem  Sprichwort:  „Der 
ältere  soll  teilen,  der  jüngere  kiesen"  (Kürrecht)  *^®,  doch  kam  auch  Teilung 
durch  das  Los,  zumal  bei  mehr  als  zwei  Miterben,  Tor;  bei  Grundstucken 
begegnete  zuweilen  das  Setzrecht,  kraft  dessen  ein  Mtterbe  dem  andern 
die  Wahl  zwischen  Übernahme  oder  Überlassung  des  Grundstückes  zu 
einem  von  dem  Setzenden  gemachten  Anschlage  anheimstellte '^K  Abge^ 
schichtete  Kinder,  soweit  sie  nicht  völlig  abgefunden  waren,  hatten  das 
bei  der  Absonderung  Empfangene  einzuwerfen '^^  Bei  Stammgütem  und 
Familienfideikommissen  galt  überwiegend  Individualsuccession  und  unge- 
teilte Vererbung  nach  dem  Altersvorzuge,  als  Primogenitur,  Majorat,  Mino- 
rat oder  Seniorat**^ 

Die  Erbschaft  und  ebenso  die  Gewere  am  Nachlasse  ging  von  Rechts 
wegen  durch  den  Tod  des  Erblassers  auf  den  Erben  üher:  „Der  Tote  erbt 
den  Lebendigen"***.  Gleichwohl  war  es  üblich  und  für  den  Erben  von 
Vorteil,  daß  dieser  ausdrücklich  Besitz  von  dem  Sterbe-  und  Erbhause 
ergriff  oder  sich  gerichtlich  in  den  Besitz  einweisen  ließ^^^  Hatte  der 
Verstorbene  einen  Ehegatten  hinterlassen,  so  brauchte  dieser  dem  Erben 
den  Besitz  erst  nach  dem  Dreißigsten  (nach  Ablauf  des  für  die  Toten- 
feier bestimmten  Sterbemonats)  zu  räumen,  das  Gesinde  blieb  ebenfalls 
bis  zum  Dreißigsten  in  seiner   bisherigen  Stellung  und   der  im   Besitz 

das  Recht  der  Eltern  auf  den  RückfEtil  dessen,  was  die  Kinder  von  ihnen  erhalten 
hatten,  bei  unbeerbtem  Tode  der  letzte;'^n,  was  selbstverständlich'  nnr  da  eitfe  Be- 
deutung hatte,  wo  das  Geschwistererbrecht  dem  Eltemerbrechte  vorging  oder  mit 
ihm  konkurrierte.  Vgl.  Dsp.  18  (in  der  Ausgabe  irrtümlich  mit  19  bezeichnet). 
Schwsp.  L.  14.   Brünner  Schöffenbuch  621. 

«w  Vgl.  Stobbe  5,  102.  106  f.  116  ff. 

*^^  Vgl.  Graf  u.  Dietherb  215.  Wackernaqel,  ZDA.  2,  542 ff.  Heuslbr 
2,  569.  Huber  677.  Das  Kürrecht  kam  schon  839  unter  den  Söhnen  Ludwigs 
des  Frommen  zur  Anwendung.  Vgl.  Nithai*di  histor.  1,7.  In  der  Keure  von 
Incourt  von  1226  (Willem,  Grestes  des  ducs  de  Brabant  1,  628)  erh&lt  der  Ältere 
das  Rürrecht,  während  der  JUngere  die  Teile  macht 

«"  Stobbe  5,  41.  «"  Ebd.  44  f. 

'^3  Ebd.  103  f.  LoBRSCH  u.  Schröder*  Nr.  110.  146.  175.  248  f.  Arch.  f.  Kunde 
Österreich.  Gesch.  1,  29.  ZGO.  9,  291.  Schulze,  Recht  der  Erstgebart  196 ff; 
Erb-  und  Familienrecht  54  ff.  Wippesmann,  Ganerbschaften  (Kleine  Schriften*  1, 
1873)  21  f.  Hoheyer,  Abh.  d.  Berl.  Akad.  1852,  S.  58  f.  S.  M^tsb,  Beiträge  z. 
Gesch.  d.  Familienfideikommisse,  Bonn.  Diss.  1878.  Gieree,  i.  d.  Handwörterbuch 
d.  Staatsw.  8,  413  ff. 

*i*  S.  704.  Heüsler  2,  560  ff.  Huber,  a.  a.  0.  669.  Stobbe  5,  21,  n.  2.  Graf 
u.  Dietherb  205.  Hillebrakd,  Rechtssprichwörter  ld4  ff.  Rbmaud,  Die  franz. 
Rechtsregel  Le  mort  saisit  le  vif,  Zeitschr.  f.  Rechtsw.  u.  Gesetzg.  d.  Ausl.  19.  20. 
Im  wesentlichen  den  gleichen  Sinn  hatte  wohl  das  Sprichwort:  Es  gehet  ein  Uhen- 
diger  aus  und  ein  lebendiger  in  (Grikm,  Weistümer  1,  618). 

^^^  Vgl.  Heusleb  2,  568  ff.  Stobbe  5,  23.  26  f.  Wurde  die  Erbeneigenschaft 
seitens  eines  Dritten  bestritten,  so  trat  nach  niederländischem  Recht  ein  eigentum- 
liches Verfahren  mit  anevang  ein.    Vgl.  Behrend,  Anevang  u.  Erbengewere,  1885. 
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befindliche  Erbe  brauchte  vor  dem  Dreißigsten  weder  den  Nachlaßgläubigern, 
noch  etwaigen  Erbschaftsprätendenten  und  Miterben  zu  antworten  *^^. 

Erbfolgeunfähig  waren  Rechtlose,  Aussätzige,  geborene  Krüppel  und 
Klostergeistliche,  relativ  unfähig  solche,  die  den  Tod  des  Erblassers  ver- 
schuldet hatten  oder,  ihm  unebenbürtig  waren  *^^ 

Erbloses  Gut  unterlag  dem  fiskalischen  Heimfallsrechte,  das  auch  bei 
den  einer  besonderen  Erbfolge  unterworfenen  Vermögensmassen  der  Ge- 
rade und  des  Heergewätes  platz  griff^^®.  Die  Einziehung  wirkte,  wie  bei 
Fronungen,  endgültig,  wenn  der  Berechtigte  ohne  echte  Not  Jahr  und 
Tag  verstreichen  ließ,  ohne  sich  zu  melden*^®. 

Sehr  bestritten  ist  das  Verhältnis  des  Erben  zu  den  Schulden  des 
Erblassers  *2^.  Schulden  aus  unerlaubten  Handlungen  waren  rein  persön- 
licher N^tur  und  erloschen  mit  dem  Tode  des  Schuldners;  nur  die  bereits 
durch  Urteil  oder  Sühne  festgesetzten  Forderungen  gingen  auch  gegen 
den  Erben  **^  Von  den  vertragsmäßigen  Verbindlichkeiten  waren  alle 
reinen  Liberalitäten  ebenfalls  ausschließlich  persönliche^*.  Dasselbe  galt 
von  Verträgen  über  unbewegliche  Sachen,  die  dem  Eirbenwarterecht  unter- 
lagen e^^,  femer  von  Spielschulden,  von  Verpflichtungen  aus  wucherischen 
Geschäften  (z.  B.  Zinsversprechen)  und  von  Bürgschaften,  deren  Erblich- 
keit erst  seit  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  vereinzelt  aner- 
kannt wurde  ***.    Alle  übrigen  Schulden  mußte  der  Erbe  als  solcher  über- 

•"  Vgl.  S.  882.  Stobbb  5,  23  f.  Hombyer,  Der  Dreißigste,  Abh.  d.  Berl. 
Akad.  1864,  S.  87  flF.  Siegel,  Der  Dreißigste,  Kr.  VJSchr.  7,  275  ff.  Grimm,  Weis- 
tQmer  7,  231.  Loersch  u.  Schröder'  Nr.  836.  .Heüslbr  2,  567  f.  Hüber  671.  In 
deir  Niederlasden  hatte  der  Dreißigste  die  Bedeutung  einer  Frist  für  die  Aus- 
schlagung der  Erbschaft 

""  Vgl.  S.  264.  457'.  461  f.  Stobbe  5,  14  f.  19.  146  ff.  Über  die  passive  Erb- 
unfiChigkeit   der  Rechtlosen  vgl.  Erhard,  Ürk.-B.  z.  G.  Westf.  l,  Nr.  117  (1080). 

■*8  Vgl.  S.  332.  524  f.  722.  Die  besondere  Vererbung  von  Gerade  und  Heer- 
gewSte  findet  sich  vereinzelt  auch  in  außersächsischen  Rechten. 

»»»  Vgl.  Stobbe  5,  25. 

"<>  Vgl.  S.  832  und  die  dort  angeführte  Litteratur.  Ssp.  I.  6  §  2.  IL  17  §  1. 
III.  10  §  2.  81  §  2.  Dsp.  9—12.  Schwsp.  L.  5.  7.  8.  178.  289.  Gaupp,  Mise.  75  ff. 
Huber,  a.  a.  0.  668  ff. 

"*  Vgl.  Planck,  Gerichtsverfahren  1,  406  ff.  Hammer,  Schadensersatz  78  f. 
Es  geht  zu  weit,  wenn  die  Nichthaftung  des  Erben  nach  Landrecht  auch  auf  die 
durch  Urteil  festgesetzte  Schuld  bezogen  wird.  Die  Bereicherungsklage  und  die 
Rückforderung  der  durch  ein  Delikt  des  Erblassers  in  den  Nachlaß  gekommenen 
Sachen  Dritter  ging  stets  gegen  den  Erben.     Siehe  auch  Göschen,  a.  a.  0.  149. 

'**  Vgl.  Anm.  110.  Der  Sachsenspiegel  druckt  sich  ungeschickt  aus,  indem 
zur  Begründung  der  Erbenhaftung  verlangt  wird,  daß  der  Erbe  tcederstadmge  em- 
pfangen habe.  "Mußte  doiih  der  Erbe  auch  den  Gesindelohn  bezahlen  (Ssp.  I.  22,  §  1. 
Lobrsch  u.  Schröder'  Nr.  328),  obwohl  die  Dienste  nicht  ihm,  sondern  dem  Erb- 
lasser geleistet  worden  waren. 

•»  Vgl.  Ssp.  I.  9,  .§  6.  in.  77,  §  1. 

***  Zuerst,  und  zwar  ersichtlich  unter  römischrechtlichem  Einflüsse,  Dsp.  11, 
Schwsp.  L.  7.  289.  Vgl.  S.  717.  Stobbe,  Handbuch  3,  309 f.;  Vertragsrecht  132ff. 
Genqler,  Lehrb.  760  ff.  Beseler,  Privatr.  1*,  524.  Albrecht,  Gewere,  Note  521. 
Daß  Ssp.  I.  6,  §  2  nicht  mit  Eichhorn  (Privatrecht  329)  auf  Erblichkeit  der  Bürg- 
in. SchrOdbr,  Deutsche  Bechtageschlchte.    8.  Aufl.  47 
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nehmen,  die  Erbfolge  war  eine  wirkliche  Universalsuccession^*^.  Dem  stand 
nicht  entgegen,  daß  der  Erbe  unter  dem  Einflüsse  des  Erbenwarterechts 
ursprünglich  nur  mit  der  fahrenden  Habe  haftete,  eine  Beschränkung  die 
schon  früh  fast  allgemein  aufgegeben  wurde**®,  oder  daß  er  nach  den 
jüngeren  Kechten  nicht  über  den  Bestand  des  Nachlasses  hinaus  in  An- 
spruch genommen  werden  konnte  **^  Die  Erbenhaftung  war  nur  eine 
Sachhaftung,  mit  dem  Rechte,  sich  durch  Abtretung  des  Nachlasses  an 
die  Gläubiger  zu  befreien**®.  Hatte  der  Erbe  den  Nachlaß  vorbehaltlos 
in  seinen  Besitz  genommen,  so  haftete  er  mit  seinem  ganzen  Vermögen**^. 
Als  Auskunftsmittel  diente  zuweilen,  wie  es  scheint,  die  gerichtliche  Ein- 
weisung des  Erben  in  den  Nachlaß  *'^  insofern  diese  mit  einem  Aufgebote 
der  Gläubiger  und  der  Ausschließung  derjenigen,  die  sich  nicht  recht- 
zeitig meldeten,  verbunden  war. 

Das  alte  Erbschaftsgedinge  (S.  334)  hatte  schon  in  der  vorigen 
Periode  einen  vorwiegend  sachenrechtlichen  Charakter  angenommen,  doch 
blieben  Vergabungen  eines  ganzen  Vermögens  oder  bestimmter  Vermögens- 
anteile fortwährend  in  Gebrauch  *^^  Vollzogen  wurden  diese  „Gemachte", 
„Geschäfte**  oder  „Gelübde"  im  Wege  gerichtlicher  Auflassung  mit  richter- 
licher Friedewirkung,  und  zwar  im  späteren  Mittelalter  mit  den  Rechts- 
folgen der  rechten  Gewere  (S.  706),  auch  wenn  der  Bedachte  thatsächlich 
den  Besitz  nicht  ergriffen  hatt«***.     Soweit  die  Erben  zugestimmt  oder 

Schaft  gedeutet  werden  darf,  ergiebt  sich  aus  der  Glosse ,  femer  aus  Magd.-Gör- 
litzer  Recht  v.  1261,  §52,  Meißener  RB.  S,  12  Dist.  I.  War  Bürge  erst  nach 
der  Klaganstellung,  oder  nachdem  er  sich  selbst  einen  Zahlungstermin  gesetzt  hatte, 
gestorben,  so  haftete  der  Erbe.    Meißener  RB.  8,  12  Dist.  4.    Göschbh,  a.  a.  0.  71. 

»"  Vgl.  Heüslbe  2,  538  ff. 

*••  Vgl.  Stobbe  5,  50;  Jahrb.  d.  gem.  R.  5,  303  ff.  Die  BeschrÄnkung  auf 
die  fahrende  Habe  (Ssp.  I.  6.  §2)  ist  Dsp.  9,  Schwsp.  L.  5  b.  289,  Kl.  Kaisen*. 
2,  49  und  Bair.  Landr.  95  bereits  weggefallen.  Lübeck  erstreckte  die  Haftung 
ebenfalls  auf  den  ganzen  Nachlaß,  ließ  aber  Erbgüter,  für  deren  Rechnung  Schulden 
bezahlt  worden  waren,  bis  zu  dem  Betrage  derselben  als  Kaufgüter  gelten.  Vgl.' 
S.  709.  ScHBÖDER,  Miteigentum  14.  Loebsch  u.  Schröder*  Nr.  205.  LiEnger  er- 
hielt sich  die  alte  Beschränkung  in  Frankreich  und  Belgien.    Vgl.  Heüslbb  2,  553. 

«"  Vgl.  Dsp.  12.  23.     Schwsp.  L.  8.  20.    Bair.  Landr.  98. 

»"  VgL  S.  724.  727.  Ehbenbebo,  Beschränkte  Haftung  14  ff.  Pauli,  Abh.  2, 
230  ff.  3,  148  ff.     Stobbe  5,  51.     Heüsleb  2,  570  ff. 

"»  Vgl.  Kl.  Kaiserr.  2,  49.  Ditmars.  Landr.  v.  1447,  §89.  Gbimm,  WeUt. 
2,  33.  41  f.  Rügian.  Landgebrauch  Tit.  70.  75.  Hillebband,  Rechtssprichwörter 
139  ff.     Graf  u.  Diethbrr  221  ff.  ZRG.  5,  85. 

280  Ygi^  LoERscH  u.  Schröder*  Nr.  259. 

'^^  Ein  besonders  geläufiger  Akt  dieser  Art  war  die  schon  in  der  fränkischen 
Zeit  bezeugte  Vorberufung  der  Enkel  oTurch  die  Großeltern,  um  ihnen  ein  Eintritts- 
recht an  Stelle  der  vorverstorbenen  Eltern  zu  verschaffen.  In  Tirol  vollzog  sich 
dieselbe  durch  Aufnahme  des  Enkels  als  Kind  über  dem  Grabe  des  Vaters  oder 
der  Mutter,  nötigenfalls  auch  vor  Gericht  Vgl.  S.  785.  Fickeb,  a.  a.  a.  0.  2,  112  ff. 
116  ff.  Loebsch  u.  Schröder  Nr.  212  (190).  Gesch.  d.  ehel.  Güterr.  2,  3  S.  150,  n.  16. 
Offenbar  eine  adoptio  in  hereditatem. 

*"  Vgl.  Heüsleb  2,  122  f.  630  ff.  Albbecht,  Gewere  188  ff.  v.  Mabtitz,  Ehel. 
Güterr.  245.    Laband,  Verm.  Klagen  315  ff.   Loebsch  u.  Schbödeb"  Nr.  324.  Ssp.  IL  .30. 
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trotz  ihrer  Anwesenheit  im  Oericht  geschwiegen  hatten,  war  ihr  Widersprach 
erloschen;  die  abwesenden  Erben  verschwiegen  sich  binnen  Jahr  und  Tag. 
Seit  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  wurden  diese  Geschäfte  in  der  Form 
des  Treugelobnisses  auch  bei  Geldsummen  und  einzelnen  Fahmisstücken  zu- 
gelassen, vorausgesetzt  daß  die  Erben  zustimmten  oder  durch  Urteil  aus« 
geschlossen  wurden  ^^^  In  Süddeutschland  kamen  auch  außergerichtliche 
Geschäfte  unter  Brief  und  Siegel  vor*'*  Von  der  sachenrechtlichen  Auf- 
fassung behielten  die  Geschäfte  die  Unwiderruflichkeit  und  den  Übergang 
auf  die  Erben  des  Bedachten,  wenn  dieser  den  Anfall  selbst  nicht  er- 
lebte'^*%  andererseits  zeigte  sich  die  erbrechtliche  Auffassung  darin,  daß 
der  Bedachte  den  Nachlaßgläubigem  nachstand '^^  auch  wurde  nicht  selten 
Widerruf  und  freie  Verfugung  unter  Lebenden  für  den  Vergabenden  aus- 
bedungen und  die  Bedingung,  daß  Bedachter  den  Anfall  erleben  müsse, 
gestellt *'^  So  befanden  sich  die  Geschäfte  in  voller,  aber  noch  unab- 
geschlossener Entwickelung  einerseits  zu  widerruflichen  letztwilligen  Verr 
fügungen,  andererseits  zu  wahren  Erbverträgen  *'^  Ihre  Hauptanwendung 
fanden  sie  in  Eheverträgen,  Erb  Verbrüderungen  und  Einkindschaftsver- 
trägen^'®. 

Neben  den  Anfangen  des  Erbeinsetzungsvertrages  begegnet  im  Mittel- 
alter auch  schon  der  Erbverzicht,  obschon  dieser  ebenfalls  sich  noch  vor- 
zugsweise auf  sachenrechtlichem  Gebiete  und  in  den  Formen  der  Auf- 
lassung bewegte*'*. 

Im  Gegensätze  zu  den  vertragsmäßigen  Geschäften  wurden  Ver- 
fügungen zum  Heil  der  Seele  (Seelgeräte)  unter  dem  Einflüsse  der  Kirche 
auch  als  einseitige  und,  soweit  sie  sich  in  billigen  Grenzen  hielten,  von 
der  Genehmigung  der  Erben  freie  Akte  zugelassen.  Gerichtlichkeit  war 
dabei  nicht  erforderlich,  es  genügte  die  Bekundung  vor  Zeugen'*^.    Eigent- 

^^  Sonst  galt  bei  der  Fahrhabe  Verbot  der  Vergabungen  auf  dem  Siechbette 
und  der  Satz  „Donner  et  reienir  ne  vaut*'.  Vgl.  Kl.  Kaiserr.  2,  86.  Hbusler 
2,  197  ff.  Die  erste  Ausnahme  im  Bereiche  des  sächsischen  Rechts  machte  die 
gelobte  Morgengabe  (S.  730).    Vgl.  Albbegbt,  Krit.  Jahrb.  11,  330.    Heüsleb  2,  633. 

*^  Vgl.  Dsp.  25.  Schwsp.  22.  KL  Kaiserr.  2,  37.  Bair.  Landr.  116.  Heusleb 
2,  124.  635  ff.    Albrbcht,  a.  a.  O.  11,  880. 

"*•  Vgl.  Heusler  2,  635.  639. 

«»*  Vgl.  Heusleb  635.  639.    Albreoht,  a.  a.  O.  11,  327. 

"•  Albbecht,  a.  a.  0.  11,  329.  831  f. 

^'^  Vgl.  Heusleb  2,  688  ff.  Festgehalten  wurde  daran,  daß  nur,  wer  noch  eine 
gewisse  Körperkraft  darzulegen  vermochte,  zu  derartigen  Verftigungen  berechtigt  war. 
Vgl.  Anm.  238.  Ssp.  I.  52  §  2.  Schwsp.  L.  52.  Behbbnd,  Stendaler  Urteilsbuch  84  ff. 
Gbihh,  BA.  96  f.  Albbecht,  Gewere  208.  Homeyeb,  Stellung  des  Sachsenspiegels 
64  f.  Heusleb  2,  197 ff.  Hubeb  609f.  Kbaut^  §  148,  Nr.  28ff.  Ein  hübsches  Beispiel 
bei  Höhlbaum,  Buch  Weinsberg  2,  86.    Anderer  Ansicht  Kl.  Kaiserr.  2,  36.  90. 

'2»«  Vgl.  Heusleb  1  284.  2,  476  f.  Lönino,  Erbverbrüderungen,  1867.  Lobbsoh 
u.  ScHBÖoEB*  Nr.  178.  "223.  225.  229.  Schbödeb,  Geschichte  d.  ehel.  Güterrechts  2,  2 
S.  266  ff.  3  S.  388.     FicKEB,  a.  a.  0.  8,  150  ff. 

*»•  Vgl.  Stobbe  5,  97  ff.  302  ff.  Heusleb  2,  570  ff.  Besbleb,  ErbvertrÄge  2,  2 
S.  215  ff.     LoEBSCH  u.  ScHRÖDEB«  Nr.  126.  154.  189.  211. 

«"  Heusleb  2,  642  ff. 
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liehe  Testamente,  wenn  aach  regelmäßig  ohne  Erbeneinsetzang,  begegneten 
während  des  ganzen  Mittelalters  unter  der  Oeistlichkeit,  welche  die  Be- 
fugnis dazu  dem  römischen  Recht  entlehnte,  in  der  Form  sich  aber  an 
die  deutschen  Gewohnheiten  anschloß  ^^^.  Die  Abfassung  geschah  bald 
mündlich  vor  Zeugen,  bald  zu  Protokoll  Tor  dem  Offizial,  bald  durch 
Privaturkunde,  häufig  wie  bei  den  Geschäften  durch  Yermittelung  eines 
Treuhänders,  der  an  die  Stelle  des  alten  Salmannes  getreten  war,  und 
aus  dem  sich  im  Laufe  des  Mittelalters  das  Institut  des  Testamentsvoll- 
streckers entwickelte^*.  Mit  den  Laientestementen  fand  sich  das  welt- 
liche ßeoht  im  allgemeinen  nur  unter  der  Voraussetzung  ab,  daß  die  für 
das  „Geschäft**  gebräuchlichen  Formen  beobachtet  wurden.  Auf  diesem 
Wege  entstanden  seit  dem  13.  Jahrhundert  neben  den  zweiseitigen  un- 
widerruflichen die  einseitigen  widerruflichen  Geschäfte,  die  vor  Gericht 
oder  Rat  oder  in  der  Wohnung  des  Testierenden  vor  einer  Gerichts-  oder 
Ratsdeputation  verlautbart  wurden  **^ 

§  62.    Das  Strafrecht. 

Vgl.  8.  71.  335.  Grimm,  RA.  622—744;  Weistümer  7,  224  ff.  248  f.  278  f.  365  ff. 
NooRDEwiBR,  Regtsoudheden  272—330.  Wabnkönio,  Flandr.  BG.  8,  1  S.  151—263. 
y.  Bau,  Gesch.  d.  deutsch.  Strafrechts  87  ff.  Köstun,  Gesch.  d.  deutsch.  Strafrechts 
114  ff.;  ZDR  12.  14.  15.;  Kr.  Übersch.  3,  149  ff.  334  ff.  Bbumhbr,  Grundr.  264  f.; 
Sippe  u.  Wergeid,  ZRG.  16.  Eichhorn  2,  §§  378  ff.  3,  §  459.  Waitz  6«,  546—616. 
HlLsoHNBR,  Gesch.  d.  brand.-preuß.  Strafrechts,  1855.  John,  Strafrecht  in  Nord- 
deutschland z.  Z.  der  Rechtsbücher,  1858.  H.  Metbe,  Lehrb.  d.  deutsch.  Stmfr.^ 
77  ff.  OsENBBüGQEN,  Alamanu.  Strafrecht,  1860;  Der  Hausfrieden,  1857;  Studien 
z.  deutsch,  u.  Schweiz.  Rechtsgeschichte,  1868;  Altdeutsches  u.  neudeutsches  Straf- 
recht, ZRG.  1,  373  ff.  Pfenninqeb,  Süafrecht  d.  Schweiz,  1890.  Zöpfl,  Das  alte 
Bamberger  Recht  als  Quelle  der  Carolina,  104 ff.;  RG.  §  130.  H.  Knapp,  Das  alte 
Nfimberger  Kriminalrecht,  1896.  Göschbn,  Goslar.  Statuten  291  —  365.  Caspar, 
Darstellung  des  strafrechtl.  Inhaltes  des  Schwsp.  u.  d.  Augsb.  Stadtrechts,  Berl. 
Diss.  J892.  BtWF,  Verbrechen  u.  Verbrecher  zu  Augsburg  im  14.  Jh.,  Zeitsdir.  d. 
hist.  Ver.  f.  Schwaben  u.  Neuburg  3  (1877),  160  ff.  Hasenöhbl,  Österreich.  Landes- 
recht 147  ff.  Abbog,  ZDR.  15. 16. 18.;  ZRG.  4.  5.  7.  v.  Wächter,  Beitrage  z.  deutsch. 
Geschichte,  1845;  Beilagen  z.  Vorles.  über  d.  deutsch.  Stra^cht,  1877.  Böhlau, 
Entwicklung  der  Strafrechtsidee  bis  1235  (Nove  constitutiones  domini  Alberti,  Bei- 
lage 6).  Franklin,  Freie  Herren  von  Zimmern  123  ff.  v.  Zallinoer,  Der  ELampf  um 
den  Landfrieden  in  Deutschland,  Mitteil.  d.  öst  Inst.,  Eig.  Bd.  4,  443  ff.  Fraiten- 
STADT,  Blutrache  u.  Totschlagsühne  im  deutschen  Mittelalter,  1881 ;  Breslauer  Straf- 
rechtspflege, Zeitschr.  f.  d.  ges.  Strafrech tsw.  10,  1  ff.  220  ff.  Tbltino,  i.  d.  Themis 
16,  Stück  1  (1869).  R.  Lönino,  Vertragsbruch,  1876.  W.  Sickel,  Bestrafung  des 
Vertragsbruches,  1876.  R.  Löning,  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Strafrechtsw.  5,  541  ff.  564  ff. 
7,  650  ff.     Cropf,  Über  den  Diebstahl  nach  älterem  Recht,  Kriminalist  Beitrftge  2. 

«"  Vgl.  Heüsler  2,  645  ff.  Weiland,  Const  1,  321  (1165).  335  (1173).  Moser, 
Osnabr.  Gesch.  2,  Docum.  Nr.  76  (1184). 

«*•  Vgl.  S.  334  f.  Heüsler  2,  648.  652  ff.  Stobbe  5,  260  ff.;  ZRG.  7,  421  ff. 
LoERSCH  u.  Schröder^'  Nr.  218.  258.  274.  300.    Weiland  1,  335  (1173). 

«"  Vgl.  Heüsler  2,  649  ff.  Loersch  u.  Schröder*  Nr.  167.  209.  218.  245. 
248  f.  258.  274.  323.  Auch  die  Testamentsvollstrecker  wurden  jetEt  einseitig  er- 
nannt, nicht  wie  bei  den  älteren  Geschäften  als  Kontrahenten  zugezogen. 


§  62.    Das  Strafrecht.  741 

Planck,  Waffenverbot  und  Reichsacht  im  Ssp.,  Münch.  SB.  1884,  1,  102  ff.  Frbns- 
DOBFF,  Recht  und  Rede,  Histor.  Aufeätze  z.  Andenken  an  Waitz  483  ff.;  Einleitung 
zu  Fbanckb,  Verfestungabuch  der  Stadt  Stralsund,  1875;  Beiträge  z.  Gesch.  u. 
Erkl.  d.  deutsch.  Rechtsbücher,  Nachr.  d.  Gott.  Ges.  d.  W.  1894,  S.  1  ff.  Büdde, 
Rechtlosigkeit,  Ehrlosigkeit  und  EchÜosigkeit,  1842.  Günther,  Hauptstadien  der 
gesch.  Entw.  d.  Verbrechens  der  Körperverletzung,  Erl.  Diss.  1884.  v.  Wallenbodt, 
Injurienklagen  auf  Abbitte,  Widerruf  und  Ehrenerklärung,  ZRG.  3,  288  ff.  Geffken, 
Der  germanische  Ehrbegriff,  Zeitschr.  f.  Gesch.-Wiss.  1897,  Monatsblatt  11/12. 
TrrzE,  Notstandsrecht  des  BGB.,  Leipz.  Diss.  1897,  S.  42  ff.  Robenthal,  Die  Rechts- 
folgen des  Ehebruches,  1880.  Bennecke,  Die  strafrechtliche  Lehre  vom  Ehebruch, 
1884.  Weinhold,  Über  die  deutschen  Fried-  und  Freistätten,  Kieler  Progr.  1864. 
SoHiBBUNGER,  Friedcnsbürgschaft,  1877.  v.  Fbeixann,  Das  Strafrecht  der  livländ. 
Ritterrechte,  1889.  Opet,  Die  Popularklage  der  Bemer  Handfeste,  Zeitschr.  f. 
Schweizer  Strafrecht  7.  Fbiese,  Strafrecht  des  Sachsenspiegels,  1898  (Giebke, 
Unters.  55). 

Die  durch  die  karolingische  Reichsgesetzgebung  angebahnte  Aus- 
bildung eines  öffentlichen  Strafrechts  hatte  unter  dem  Einflüsse  der  Land- 
friedensgesetze und  Landfriedenseinungen  erhebliche  Fortschritte  gemacht^. 
Zwar  galt  auch  im  Mittelalter  von  den  meisten  Straffallen  noch  der  alte 
Satz  „Wo  kein  Kläger  ist,  da  ist  kein  Richter**,  aber  das  Rügeverfahren 
von  Amts  wegen  hatte  doch  auch  in  dem  Gebiete  des  weltlichen  Recht« 
eine  ungleich  größere  Verbreitung  als  in  der  vorigen  Periode  gewonnen  *. 
Das  Wergeidsystem  hatte  nur  in  den  friesischen  und  niederländischen 
Rechten  seine  alte  Bedeutung  vollständig  bewahrt;  im  Sachsenspiegel  er- 
scheint es  bereits  wie  eine  halbe  Antiquität  und  der  Schwabenspiegel 
behandelt  es  als  eine  bloße  historische  Reminiscenz'.  Die  Bedeutung  des 
Wergeides  beschränkte  sich  im  wesentlichen  auf  die  Fälle  unabsichtlicher 
Tötung  und  Tötung  in  Notwehr,  aber  auch  in  diesen  Fällen  kam  es 
meistens  zu  freien  Sühneverhandlungen,  durch  welche  das  gesetzliche  Wer- 
geid endlich  ganz  beseitigt  wurde*.  Alle  anderen  Tötungen  unterlagen 
peinlicher  Strafe. 

Das  mittelalterliche  Strafrecht  war,  abgesehen  von  der  völligen  Preis- 
gebung der  Friedlosen  und  dem  Privileg  der  Geistlichen  auf  Umwandlung 
der  von  ihnen  verwirkten  peinlichen  Strafen  s,  für  alle  Stände  prinzipiell 
das  gleiche.    Der  frühere  Gegensatz  von  Freien  und  Unfreien  bestand  für 

>  Vgl.  S.  641  flf.  660  ff.    GiERKE,  Genossenschaftsrecht  1,  501  ff. 

«  Vgl.  S.  378  f.  571  ff.  577.  Ssp.  I.  2,  §  4.  III.  86,  §  1.  91,  §  1.  ßchwsp.  L. 
170  c.    Kennemenecht  v.  1292,  v.  d.  Bsboh,  Oork.-B.  2,  875. 

'  Vgl.  Ssp.  III.  45.  Schwsp.  L.  810.  Über  das  niederländische  und  friesische 
Wergeid  Noobdewieb,  a.  a.  0.  296  ff.  Bbunnee,  Sippe  u.  Wergeid  n.  d.  nieder- 
deutschen Hechten,  ZRG.  16,  1  ff.  v.  Amiba,  Erbenfolge  und  Verwandtschafts- 
gliederung 158  ff.  V.  RiSMSDijE,  Het  zevendeel  le^en  na  doodslag  in  Kennern er- 
land  en  Westfriesland,  Verslag.  en  Mededeel.  d.  (Amsterd.)  Akad.  v.  Wetenschappen 
4,  1  S.  341  ff.    Heck,  Altfries.  Ger.-Verf.  262-291. 

*  Vgl.  Weiske,  Abhandlungen  83  ff.  Die  hier  einschlagenden  Bestimmungen 
des  Ssp.  (IL  14,  §  1.  38.  40,  §  1.  65,  §  1)  kehren  zwar  größtenteils  im  Schwsp. 
wieder,  aber  unter  Beseitigung  aller  Bezugnahmen  auf  das  Wergeid. 

^  Statt  Todesstrafe  Absetzung,  statt  Verstümmelung  Suspension,  Fasten,  köi'per- 
liche  Zfichtigung.     Vgl.  Waftz  6',  554. 
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das  Strafrecht  nicht  mehr«.  Auch  Rechtlose,  obwohl  ohne  gesetzliches 
Wergeid,  genossen  den  Schutz  des  gemeinen  Strafrechts  ^ 

Die  Delikte  wurden  eingeteilt  in  üngerichte  (Halsgerichte,  hohe 
Wrogen),  die  an  Hals  oder  Hand  gingen,  und  die  an  Haut  und  Haar  oder 
nur  mit  Buße  und  Wette  bestraften  Frevel.  Als  dritte  Klasse  kann 
man  die  betrachten,  welche  keiner  bestimmten  Strafe  unterlagen,  aber 
den  Verlust  der  Gnade  des  K^önigs  oder  Landesherrn  nach  sich  zogen 
und  lediglich  nach  dessen  Ermessen  bestraft  wurden  ^ 

Die  Üngerichte  unterlagen  der  peinlichen  Strafe  des  Todes  oder  der 
Verstünunelung.  Die  Todesstrafe  wurde  in  der  Regel  durch  Enthauptung 
mit  dem  Schwert  oder  durch  den  Strang  vollzogen;  die  Enthauptung 
galt  als  die  ehrenvollere  oder  mildere  Strafe.  Andere  Todesstrafen  waren 
Verbrennen,  Lebendigbegraben,  Ertranken,  Rädern,  Vierteilen,  Pfählen. 
Die  regelmäßige  Verstümmelungsstrafe  bestand  in  dem  Abhauen  einer 
Hand  oder  eines  Daumens,  doch  kam  auch  Blendung,  Abschneiden  der 
Nase  oder  Ohren,  Ausreißen  der  Zunge  vor. 

Häufig  wurde  Vermögenseinziehung  mit  der  peinlichen  Strafe  ver- 
bunden oder  als  selbständige  Strafe  verhängt '.  Nur  allmählich  brach  sich 
dabei  die  Auffassung  Bahn,  daß  die  Erben  des  Übelthäters  zu  verschonen 
seien.  Demnach  behielten  diese  das  Recht,  binnen  Jahr  und  Tag  die 
Herausgabe  des  eingezogenen  Grundbesitzes  auf  Grund  ihres  Erbenwarte- 
rechts  zu  verlangen.  Wo  Gütergemeinschaft  unter  Ehegatten  bestand, 
wurde  der  Anteil  des  unschuldigen  Ehegatten  freigegeben.  Hin  und 
wieder  begegnet  auch  im  Mittelalter  noch  die  Strafe  des  Niederbrennens 
oder  Niederreißens  des  Hauses,  während  Abdecken  des  Daches  und  massen- 
haftes Durchlaufen  durch  das  Haus  nur  dem  Bereiche  der  Volksjustiz 
angehörten.  Vermögenseinziehung  und  Zerstörung  des  Hauses  standen 
vielfach  in  Zusammenhang  mit  der  Acht.  Die  letztere  war  wie  in  der 
vorigen  Periode  auch  jetzt  noch  in  erster  Reihe  nicht  Strafe,  sondern 
prozessualisches  Zwangsmittel,  namentlich  in  der  begrenzten  Gestalt  der 
von  einem  Richter  für  seinen  Bezirk  ausgesprochenen  Verfestung^^,  deren 
Erweiterung  zur  Reichsacht  erst  auf  Antrag  des  Richters  durch  das  Reichs- 
hofgericht auszusprechen  war.  Zunächst  enthielten  Acht  und  Verfestung 
nur  den  alten  Vorbann,  d.  h.  das  allgemeine  Verbot  der  Beherbergung 
oder  Unterstützung  des  Verfolgten,  und  zwar  bei  Vermeidung  der  Acht, 
aber  indirekt  konnte  beides  zur  Strafe  werden:  einmal  durch  den  Satz, 
daß  der  ergriffene  und  gewaltsam  vor  Gericht  gebrachte  Verfestete  oder 
Ächter  nach  seiner  Überführung  stets  der  Todesstrafe  verfiel",  namentlich 
aber  durch  die  Umwandlung  der  Acht  (nicht  schon  der  Verfestung)  in  die 

^  Nach  SchwBp.  L.  73  unterlag  auch  der  Herr,  der  seinen  Eigenmann  getötet 
hatte,  der  peinlichen  Strafe. 

'  Vgl.  Ssp.  III.  45,  §  11.  8  Vgl.  S.  839.     Waitz  6«,  579  ff. 

»  Vgl.  S.  525.    WEttAND,  Const  1,  Nr.  140  c.  2  f. 
»^  Vgl.  S.  338.    Frensdorpp,  Recht  u.  Rede  460.  470  f.  474. 
"  Vgl.  Ssp.  I.  66.  m.  63,  §  3. 
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Oberacht,  d.  h.  volle  Friedlosigkeit,  wenn  der  Geächtete  Jahr  und  Tag 
verstreichen  ließ,  ohne  sich  durch  freiwillige  Gestellung  aus  der  Acht  zu 
lösen ".  Ausnahmsweise  wurde  die  Acht  auch  unmitt^ltetr  als  Strafe  ver- 
hängt ^^,  so  namentlich  über  alle,  die  durch  Jahr  und  Tag  mit  dem  Eirchen- 
banne  belegt  waren  ^*.  Die  Strafe  der  Verbannung,  Landes-  oder  Stadtver- 
weisung stand  mit  der  Acht  oder  Verfestung  in  keinem  Zusammenhange, 
obwohl  man  die  Stadtverweisung  als  Verfestung  zu  bezeichnen  pflegt-e^^ 
Diese  Strafe  kam  ursprünglich  nur  in  StrafumwandlungsföUen  im  Wege 
der  Begnadigung  oder  Sühne  und  als  arbiträre  Strafe  bei  Verlust  der 
Gnade  vor.  Zu  einer  selbständigen  Strafe  wurde  sie  zuerst  in  den  Städten 
ausgebildet.  Auch  die  Geföngnisstrafe  stand  nur  als  Gnadenstrafe,  später 
vereinzelt  als  Strafe  für  Polizeidelikte  in  Gebrauch;  sonst  kannte  auch 
das  Mittelalter  die  Haft  nur  als  Untersuchungshaft  ^^ 

Die  Strafen  an  Haut  und  Haar  bestanden  in  Ausstäupung,  schimpf- 
lichem Scheren  der  Haare,  Brandmarkung,  Ohrenschlitzen  u.  dgl.  m« 
Dazn  traten  häufig  andere  beschimpfende  Strafen,  wie  Schupfen,  Pranger, 
Eselreiten,  Schwemmen,  Hunde-  und  Steinetragen  u.  a.  m.,  Strafen  die 
als  Verschärfungsmittel  auch  mit  peinlichen  Strafen  verbunden  werden 
konnten. 

Geldbußen  waren  stets  von  einer  an  den  Richter  zu  zahlenden  Wette, 
dem  alten  Friedensgelde,  begleitet.  Daneben  bestanden  zahlreiche  un- 
mittelbare Geldstrafen,  die  aus  den  alten  Bannbußen  entstanden  waren 
und  ebenfalls  als  Wette  bezeichnet  wurden. 

Jede  Verurteilung  zu  einer  peinlichen  Strafe  oder  einer  Strafe  an 
Haut  und  Haar  machte  den  Schuldigen,  auch  wenn  dieser  die  Strafe  ab- 
kaufte, rechtlos  und,  wenn  eine  ehrlose  Handlung  vorlag,  zugleich  ehrlos  ^^. 
Mit  der  Oberacht  war  die  Kecht-  und  Ehrlosigkeit  von  Eechts  wegen  ver- 
bunden. Von  den  Folgen  der  Rechtlosigkeit  ist  schon  anderweitig  (S.  461) 
die  Rede  gewesen.  Die  Ehrlosigkeit  machte  unfähig  zu  allen  Stellungen 
die  ein  besonderes  Vertrauen  erforderten,  wie  öffentliche  Ämter,  Vor- 
mundschaften, Lehnverhältnisse  u.  dgl.  m.^®     Ein  Ehrloser  hatte,  selbst 

**  Vgl.  Schulte,  ZRG.  26,  227.  Perthes,  De  pi*06criptione  et  banno  regio, 
Bonn.  DiBS.  1834.  Ssp.  I.  38,  §§  2.  3.  III.  34.  Dsp.  43.  Schwsp.  L.  45.  285.  Wei- 
LAKD  1,  Nr.  318,  10.  2,  Nr.  30.  196,  22-26.  291.  Das  frühere  Mittelalter  kannte 
die  Abstufung  von  Acht  und  Oberaeht  noch  nicht.    Vgl.  Waitz  6',  612  f. 

*'  Vgl.  S.  510.    Ssp.  IL  71,  §  2.  III.  60,  §  3.     Wbilamd  1,  Nr.  318,  1  f. 

»*  Vgl.  S.  480.  655,  n.  41.  Weilamd  1,  Nr.  318,  7.  2,  Nr.  73,  7.  291.  383, 
BöHifEB,  Acta  imperii  Nr.  231.    Franklin,  Reichshofgericht  2,  378  fP. 

"  Die  Ausgewiesenen  wurden  in  eigene  Verfestungsbücher  eingetragen. 

»•  Vgl.  Waitz  6«,  578  £P. 

"  Vgl.  BuDDB  56  ff.  91.  Göschen  347  ff.  355  ff.  363  f.  v.  Amira,  Grundriß« 
148  betrachtet  die  bei  Strafen  an  Hals  und  Hand  eintretende  Rechtlosigkeit  als 
einen  Nachklang  des  sakralen  Strafrechts,  welches  die  von  ihnen  getroffenen  Ver- 
brechen zu  „unehrlichen'^  stempelte.  Diebe  und  Räuber  wurden  nach  Ssp.  I.  88 
§  1  selbst  dann  rechtlos,  wenn  sie  einer  außergerichtlichen  Aussöhnung  mit  dem 
Bestohlenen  oder  Beraubten  überführt  wurden. 

"  Vgl.  BUDDE   102  ff. 
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wenn  er  eines  sonst  nur.  an  Haut  und  Haar  bestraften  geringen  Diebstahls 
schuldig  befunden  wurde,  die  peinliche  Strafe  zu  erleiden^*.  Eine  be- 
deutende Minderung  der  bürgerlichen  Rechtsfähigkeit  war  auch  mit  dem 
Kirchenbanne  verbunden;  Gebannte  galten  als  lehnsunfahig  und  durften 
weder  im  Eönigsgericht  noch  in  Land-  oder  Lehngerichten  als  Richter, 
Urteiler,  Zeugen,  Fürsprecher  oder  Kläger  auftreten  ^^. 

Ein  wesentlicher  Fortschritt  in  betreff  der  Schuldzumessung  tritt 
im  Sachsenspiegel  und  den  ihm  folgenden  norddeutschen  Rechten  her- 
vor, indem  sie  bei  deji  Ungerichten  durchaus  auf  den  verbrecherischen 
Willen  sehen  und  kulpose  Handlungen  keiner  peinlichen  Strafe  unter- 
werfen; der  Schwabenspiegel  stellt  die  Fahrlässigkeit  noch  dem  bösen 
Vorsatze  gleich,  schließt  aber  wenigstens  den  bloßen  Zufall  von  der  straf- 
rechtlichen Haftung  aus.  Dagegen  nehmen  die  meisten  übrigen  süd- 
deutschen Rechte  noch  den  alten  Standpunkt  ein,  indem  sie  nur  den 
Erfolg  der  Handlung  ins  Auge  fassen  und,  von  den  typischen  Fällen  des 
Ungefahrs  abgesehen,  selbst  den  Zufall  nicht  als  Entschuldigung  gelten 
lassen  2^  Durch  die  Landfriedensgesetzgebung  (S.  641.  660)  wurde  die 
öffentlichrechtliche  Auffassung  der  Verbrechen  wesentlich  gefördert,  indem 
dieselben  als  Auflehnungen  gegen  die  öffentliche  Rechtsordnung,  also  als 
Friedensbrüche,  erschienen..  Einen  besonderen  Begriff  verband  man  mit 
den  Landfriedensbrüchen,  worunter  alle  Fälle  unerlaubter  Fehde  ver- 
standen wurden.  Das  alte  Fehderecht  war  nur  noch  bei  Tötungen,  als 
eigentliche  Blutrache,  zugelassen  ^^.  Dagegen  hatte  sich  seit  dem  Mainzer 
Landfrieden  von  1235  ein  dem  älteren  Recht  in  dieser  Weise  unbekanntes 
subsidiäres  Fehderecht  ausgebildet,  welches  überall  zugelassen  wurde,  wo 
der  Kläger  im  Wege  der  ordentlichen  Rechtshilfe  nicht  zu  seinem  Rechte 
gekommen  war^^     Dieses  Fehderecht  stand  nur  Personen   zu,   die  das 


"  Vgl,  Göschen  309.  349. 

"  Vgl.  S.  565.    Weiland,  i.  d.  Hist.  Aufsätzen  für  Waitz  267  flF. 

»^  Vgl.  LöFPLER,  Schuldformen  des  Strafrechts  119  ff.   Göschen  296  f.  800.  302  f. 

*^  Vgl.  FrauenstXdt,  a.  a.  0.  Wodon,  Le  droit  de  vengeance  dans  le  comte 
de  Namur,  Ann.  do  la  fac.  de  Bruxelles  1,  119—196.  Allerdings  war  innerhalb 
des  Kitterstandes  durch  gewohnheitsrechtliche  Entwickelung  das  alte  Fehderecht 
wieder  allgemein  geworden  und  selbst  Friedrich  I.  hat  es  vergebens'  bekämpft, 
aber  seit  1234  wurde  es  unter  die  Strafe  des  Landfriedensbruches  gestellt.  Vgl. 
V.  Zallinoer,  a.  a.  0. 

^'  Daher  ist  es  unzulässig,  das  moderne  Duell  in  einen  historischen  Zu- 
sammenhang mit  der  Fehde  zu  bringen.  Aber  auch  der  von  Köhler,  Studien  aus 
dem  Strafrecht  2,  336  ff.,  angenommene  Zusammenhang  des  Duells  mit  dem  Gottes- 
urteil des  gerichtlichen  Zweikampfes  erklärt  die  historische  Entwickelung  noch 
nicht  ganz.  Wie  der  gerichtliche  Zweikampf  seinen  Ausgang  wahrscheinlich  von 
Kampfverträgen  genommen  hat,  bei  denen  in  der  Rechtsform  einer  Wette  um,  einen 
beiderseitigen  Einsatz  gekämpft  wurde  (S.  85  f.),  so  haben  sich  derartige  Kampf- 
verträge in  dem  rauflustigen  Mittelalter,  unabhängig  von  dem  gerichtlichen  Zwei- 
kampfe, fortdauernd  im  Gebrauche  erhalten  und  die  mittelalterliche  Dichtung  findet 
kein  Ende,  sie  uns  vor  Augen  zu  fuhren.  Von  zahllosen  Beispielen  mag  hier  nur 
auf  Nibel.  Vers  108  ff.  (Lachmann)  verwiesen  werden.  Als  eine  Zwischenbildung 
zwischen    diesen   gewillkürten  Kämpfen   und    dem   gerichtlichen  Zweikampfe  er- 
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Waffenrecbt  besaßen.  Es  durfte  nur  nach  förmlicher,  mindestens  drei 
Tage  vorher  erfolgter  Widersagung  in  Ausübung  gebracht  werden.  Gegen 
befriedete  Personen  oder  Sachen,  an  befriedeten  Orten  oder  innerhalb 
befriedeter  Tage  mußte  jede  Fehde  ruhen.  Der  Landfriedensbruch  ge- 
hörte zu  den  Ungerichten.  Ein  besonderer  Friedensbegrifif  entstand  in 
den  Burgen  und  Städten  und  wurde  von  da  aus  allmählich  auch  auf  das 
Innere  der  Dörfer  ausgedehnt,  indem  Gewaltthaten  gegen  Genossen  oder 
innerhalb  des  Burg-,  Stadt-  und  DoifMedens  als  Friedbrüche  mit  Todes- 
strafe belegt  wurden.  Dagegen  galt  der  Bruch  des  gelobten  Friedens 
oder  des  Handfriedens  nicht  als  selbständiges  Delikt,  wohl  aber  in  Ver- 
bindung mit  einem  anderen  Vergehen  als  erschwerender  Umstand.  Ähn- 
lich war  es  mit  dem  Verrate,  der  als  selbständiges  Ungericht  nur  dann 
galt,  wenn  er  gegen  da?  gemeine  Wesen  gerichtet  war,  in  privaten  Be- 
ziehungen aber  qualifizierend  wirkte,  wenn  der  Verbrecher  gerade  die 
Schutz-  oder  Sorglosigkeit  des  Verletzten  zur  Ausübung  seiner  That  be- 
nutzt hatte.  Zu  den  Ungerichten  gehörte  auch  Zauberei  und  Ketzerei**, 
femer  Raub,  Notzucht,  Brandstiftung,  Landzwang,  Hausfriedensbruch 
(Heimsuchung),  Münzfälschung,  Ehebruch  mit  der  Frau  eines  anderen, 
Bigamie,  widernatürliche  Unzucht  u.  dgl.  m.  Der  Unterschied  zwischen 
Mord  und  Tptschlag  wurde  nicht  mehr  in  der  Heimlichkeit  des  ersteren, 
sondern  in  der  dabei  zu  Tage  tretenden  verräterischen  oder  niedrigen 
Handlungsweise  gefunden  *^  Dagegen  gehörte  die  Heimlichkeit  nach  wie 
vor   zu   dem  Thatbestande   des   Diebstahls,   im  Gegensatze  zum  Baube. 

scheinen  nun  die  Austragskämpfe  (vgl.  §  63,  n.  26)  bei  Ehrenhändeln,  unter  gericbts- 
herrlicher  Friedewirkung  für  den  ELampfpIatz.  Dieselben  scheinen  in  Italien  auf- 
gekommen zu  sein,  wo  sie  schon  im  18.  und  14.  Jahrhundert  erwähnt  werden  (Köhler), 
und  haben  sich  wohl  von  da  aus  im  Laufe  des  späteren  Mittelalters  zunächst  über 
Frankreich  und  Spanien  ausgebreitet  Bei  Kauf  holden  waren  sie  auch  in  Deutsch- 
land schon  im  15.  Jahrhundert  bekannt,  zu  einer  Standessitte  haben  sie  sich 
hier  aber  erst  seit  dem  16.  Jahrhundert  gestaltet.  Das  in  deutschen  Rechten  als 
eine  Abart  des  Hausfriedensbruches  behandelte  „Herausfordern'^  oder  „Ausheischen*' 
war  kein  Mittel  fiir  den  Beleidigten,  seine  gekränkte  Ehre  wiederherzustellen, 
sondern  vielmehr  eine  Beleidigung  unter  besonders  erschwerenden  Umständen, 
kann  also  mit  dem  Duell  in  keinen  Zusammenhang  gebracht  werden.  Vgl.  v.  Below, 
Das  Duell  u.  d.  germ.  Ehrbegriff,  1896;  Zur  Entstehungsgeschichte  des  Duells, 
Münst.  Progr.  1896;  Das  Ausheischen,  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Strafr.-W.  16,  720fr.; 
Gott.  gel.  Anz.  1896,  S.  24—40;  Ursprung  des  Duells,  Deutsche  Zeitschr.  f.  Gesch.- 
W.  1897/98,  Monatsblatt  321  ff.  H.  Gsffckbh,  Der  germanische  Ehrbegriff,  ebd. 
1896/97,  Monatsbl.  821  ff.  Fbensdorfp,  Das  Ausheischen  nach  lüb.  Recht,  Hans. 
Gesch.  Bl.  1896,  S.  161  ff.     Osenbrüogem,  Alam.  Stra&echt  364. 

"*  Über  den  Feuertod  für  Ketzer  vgl.  S.  650.  Ficker,  Mitteil.  d.  österr.  Inst. 
1,  177  ff.  2,  470  ff.  WiNKSLMANN,  ebd.  9,  136  f.  Havbt,  Biblioth^que  de  Ncole  des 
chartes  40,  488  ff.  570  ff.  Außer  der  Ketzerei  gehörten  auch  noch  andere  delicta 
ecclesiastica,  wie  Schisma,  Apostasie  und  Simonie,  nachdem  sie  von  dem  geist- 
lichen Richter  abgeurteilt  waren,  zur  Strafvollstreckung  vor  das  weltliche  Forum. 

^^  Vgl.  V.  Bar  98  f.  Allfeld,  Entwickelung  des  Begriffes  Mord  bis  zur 
Carolina,  1877.  Der  Vorbedacht  {^orsaie^  vorsdze\  auf  den  wir  heute  das  Gewicht 
legen,  kam  nur  bei  Körperverletzungen,  Hausfriedensbruch  und  einigen  anderen 
Verbrechen  als  erschwerender  Umstand  in  Betracht.    Vgl.  John  67  ff. 
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Wahrer  Diebstahl  war  nur  der  bei  Nacht,  Diebstahl  bei  Tage  stand  dem 
Banbe  gleich.  Zu  dem  Begriffe  des  Diebstahls  gehörte  die  Entwendung, 
also  die  Entfernung  aus  der  Gewahrsam  der  Bestohlenen.  Peinlich  (mit 
dem  Strange)  wurde  nur  der  große  Diebstahl  bestraft,  geringer  Diebstahl 
nur  an  Haut  und  Haar,  es  sei  denn,  daß  der  Thäter  bereits  wegen 
früherer  Vergehen  ehrlos  geworden  war  (S.  745  f.).  Die  Höhe  des  entwen- 
deten  Wertes  als  Unterscheidungsmerkmal  für  großen  und  kleinen  Dieb- 
stahl war  verschieden  bemessen. 

Bei  der  Bestrafung  der  Körperverletzungen  *•  trat  gegenüber  der  weit- 
gehenden Kasuistik  der  vorigen  Periode  das  Bestreben  nach  Zusammen- 
fassung der  einzelnen  Fälle  zu  größeren  Gruppen  hervor.  Die  höhere 
Strafbarkeit  der  sichtbaren  Wunden  im  Gegensatze  zu  den  bedeckten  war 
bis  auf  geringe  Reste  verschwunden,  dagegen  fanden  bereits  gerichtliche 
Wundbesichtigungen  statt  Gegenüber  den  einfachen  Streichen  (Raufen), 
die  keine  Spur  hinterließen  und  nur  als  bußwürdige  Mißhandlungen 
galten,  standen  zunächst  die  „trockenen  Streiche^',  die  nur  Beulen  [pulislac) 
oder  blutunterlaufene  Stellen  {blawunde,  plewat)  hinterließen.  Dann  folgten 
die  blutenden  oder  fließenden  Wunden  {bltiotruns,  bluotregen),  bei  denen 
das  Blut  bis  zur  Erde  floß;  höher  in  Strafe  als  die  bloße  Hautverletzung 
[bluotruns  i.  e.  S.)  standen  die  Pleischwunden,  bei  denen  es  einer  gericht- 
lichen Messung  nach  Tiefe  und  Lange  bedurfte  {metevmnde,  mensurtzbile 
vulnus).  Unter  den  letzteren  traten  wieder  die  kampfwürdigen  oder  fried- 
brüchigen Wunden  besonders  hervor,  zu  denen  die  pogwunde  oder  bogende 
umnde  (bei  der  das  Blut  im  Bogen  spritzt),  die  des  Nähens  bedürftige 
geheftete  und  die  mit  Charpie  behandelt^  gemeißelte  Wunde,  ferner  die 
beinschrötige  (mit  Knochenverletzung)  und  die  lebensgefahrliche  Wunde 
[ferhtounde,  mortliche  tounde)  gerechnet  wurden.  Eine  Straferhöhung  trat 
überall  ein,  m-o  die  Verwundung  durch  gewaflhete  Hand  erfolgt  war.  Die 
höchste  Klasse  unter  den  Körperverletzungen  bildete  die  Gruppe  der 
Lähmungen  und  der  diesen  gleichgestellten  Verstummelungen  {lidiscarti). 

Die  Goldene  Bulle  (c.  24)  beschäftigte  sich  im  Anschluß  an  das 
crimen  laesae  maiestatis^^,  unter  sichtlichem  Einflüsse  des  römischen 
Rechts,  besonders  mit  den  auf  das  Leben  eines  Kurfürsten  abgesehenen 
Unternehmungen,  die  als  Majestätsverbrechen  behandelt  und  mit  Ent- 
hauptung und  Vermögenseinziehung  (fisco  nostro)  bestraft  werden  sollten. 
Schon  die  verbrecherische  Gesinnung,  auch  wenn  sie  keinen  Erfolg  gehabt 
hatte,  wurde  hier  bestraft,  Mitwisser  und  Helfer  sollten  der  gleichen 
Strafe  wie  der  Thäter  unterliegen,  seine  Söhne  völlig  erbunwürdig  und  von 
der  infamia  paterna  mitbetroffen,  demnach  auch  zu  Amtern  und  Eiden 
unfähig  sein,  die  Töchter  nur  den  Pflichtteil  erhalten.    Der  vor  der  Ent- 


*'  Vgl.  Schmidt,  Medizinisches  aus  deutschen  Rechtsquellen  (S.  385).  GtfNTHSR, 
Hauptstadien  der  gesch.  Entwickelung  d.  Verbr.  d.  Körperverletzung,  1884. 

''  Kaiser  Heinrich  UI.  bestimmte  die  Todesstrafe  f&r  alle  contemptores  suae 
praesentiae.    Vgl.  Weiland,  Const.  1,  102. 
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decküDg  verstorbene  Übelthäter  sollte  selbst  nach  dem  Tode  noch  be- 
straft werden. 

Derartige  Bestimmungen  lieferten  ein  würdiges  Vorbild  für  die  Ent- 
artung des  Strafrechts  in  den  Land-  und  Stadtrechtsquellen  des  späteren 
Mittelalters  *®.  Während  die  Grausamkeit  des  Strafensystems  immer  mehr 
verschärft  wurde,  dehnte  man  den  Begriff  der  todeswürdigen  Verbrechen 
ins  üngemessene  aus.  Verletzungen  des  vom  Richter  über  ein  Grund- 
stück gewirkten  Friedens  wurden,  während  sie  bloße  Bannbrüche  waren, 
als  Friedbrüche  aufgefaßt  *^  Dasselbe  galt  von  geringen  Gewaltthaten  an 
befriedeten  Orten  oder  gegen  befriedete  Personen  oder  Sachen  oder  zu  be- 
friedeten Zeiten,  auch  verborgenes  Messertragen,  Grenz-,  Mark-  und  Jagd- 
frevel, selbst  Übertretungen  polizeilicher  Gebote  wurden  zum  Teil  auf  das 
grausamste  an  Leib  und  Leben  gestraft.  Wer  ungeachtet  seiner  Ver- 
weisung am  Orte  betroffen  wurde,  verfiel  gleich  dem  eingebrachten  Ver- 
festeten dem  Tode,  ohne  Rücksicht  auf  die  Größe  seines  Vergehens'®. 
Fremde,  die  sich  einer  noch  so  geringen  Übelthat  schuldig  machten, 
wurden  als  außer  dem  Gesetze  stehend  behandelt. 

Unter  dem  Einflüsse  des  mosaischen  Rechts  kam  man  vielfach  zur 
Talion '^  Andererseits  verführte  die  aufdämmernde  Erkenntnis,  daß  der 
Richter  vor  allem  den  verbrecherischen  Willen  zu  berücksichtigen  habe'*, 
unter  Umständen  zu  argen  Ungerechtigkeiten,  indem  man  die  Strafe 
nicht  nach  der  That,  sondern  ausschließlich  nach  der  ihr  zu  Grunde 
liegenden  Gesinnung  bemaß'*.  Einen  allgemeinen  Begriff  des  strafbaren 
Versuches  gab  es  noch  nicht,  doch  wurden  einzelne  Fälle,  wie  Schwert- 
zücken, Messerwerfen,  Wegelagerung  u.  dgl.  m.,  als  selbständige  Verbrechen 
aufgefaßt.  Über  die  Strafbarkeit  der  Teilnahme  gelangte  man  trotz  ein- 
zelner Ansätze  noch  nicht  zu  festen  Begriffen'*. 

Ein  wesentliches  Korrektiv  für  die  Mängel  des  mittelalterlichen  Straf- 
rechts lag  in  dem  allerdings  vorwiegend  nur  den  vermögenderen  Klassen 

'^  Das  strenge  Strafensystem  des  Ssp.  U.  13  erscheint  noch  maßvoll  gegen 
Schwsp.  L.  174,  der  wieder  von  der  späteren  Entwickelang  weit  überholt  wurde. 

««  Vgl.  Ssp.  IIL  20,  §  3. 

»<>  Vgl.  Ssp.  III.  63,  §  3.  Planck,  Gerichtsverfahren  2,  300.  Auf  handhafter 
That  ertappte  Friedhrecher  konnten  in  alter  Weise  als  friedlose  Leute  ungestraft 
erschlagen  werden.    Vgl.  Ssp.  II.  69. 

"   Vgl.   OSEKBBÜQQEN,   StudiCU  150  ff.     V.  Bar    100  f.     HaSBNÖHRL   147.     LÖFPLEB, 

Schuldformen  127  ff. 

'«  Vgl.  S.  744.  LÖPPLER  133  ff.  Caspar,  a.  a.  0.  4  f.  42.  Der  oben  berührte 
Gegensatz  zwischen  Sachsen-  und  Schwabenspiegel  machte  sich  auch  in  der  ver- 
schiedenen Behandlung  des  Bürgen,  der  sich  zur  Gestellung  des  Beklagten  ver- 
pflichtet hatte  und  dem  nicht  nachgekommen  war,  geltend:  nach  Ssp.  III.  9  §§  1  f . 
bloße  Geldhaftung  des  Bürgen,  und  zwar  bei  peinlichen  Klagen  in  Höhe  seines 
Wergeides,  nach  Schwsp.  L.  265  dagegen  völlige  Gleichstellung  des  Bürgen  mit 
dem  Thäter  („Bürgen  soll  man  würgen^O-    Vgl.  Löpfler  130  f. 

"  Vgl.  Brünner  Schöffenb.  c.  539. 

**  Vgl.  ZöPFL  129  f.     Göschen  297. 
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zuganglichen  Strafumwandlungssysteme  der  Sühne  oder  Gnade'*.  Wenn 
Itläger  and  Richter  einverstanden  waren,  konnte  jede  Strafe  durch  eine 
mildere  ersetzt  werden.  In  der  Regel  handelte  es  sich  dabei  um  die 
Umwandlung  in  eine  Yermögensstrafe  (Lösung  der  Hand  oder  des  Halses), 
bei  welcher  der  Kläger  seine  Buße  und  der  Richter  seine  Wette  erhielt 
Daneben  gingen  in  der  Regel  noch  andere  Auflagen,  wie  feierliche  Ab- 
bitte, Pilgerfahrten  u.  dgl.  m.  Die  Sühne  wurde  von  beiden  Teilen  be- 
schworen (Urfehde).  Wo  das  Gericht  von  Amts  wegen  eingeschritten  war, 
übte  der  Richter  das  alleinige  Recht  der  Strafumwandlung  oder  des  Straf- 
erlasses im  Wege  der  Gnade  aus.  Vielfach  stand  auch  dem  Fronboten 
ein  beschränktes  Begnadigungsrecht  zu'®.  Wo  handhafte  That  vorlag, 
kam  es  nur  in  Ausnahmefallen  zur  Lösung  des  Halses,  dagegen  bildete 
diese  die  Regel,  wenn  der  Verbrecher  erst  später  ergriflfen  wurde  oder 
sich  freiwillig  stellte.  Besonders  förderlich  wirkten  in  dieser  Beziehung 
die  zahlreichen  Freistätten,  deren  Bedeutung  nicht  darin  lag,  daß  sie  dem 
Verfolgten  ein  dauerndes  Asyl  gewährten,  sondern  daß  ihm  Gelegenheit 
gegeben  wurde,  mit  seinen  Verfolgern  zu  verhandeln '^ 

Auf  dem  Gebiete  des  Ungefahrs  blieb  es  im  allgemeinen  bei  der 
UnvoUkommenheit  des  alten  Rechts'^,  nur  daß  die  Zahl  der  typischen 
Fälle,  welche  Berufung  auf  das  Ungefähr  zuließen,  beständig  wuchs,  nicht 
selten  auch  juristische  Spitzfindigkeit  und  reinste  Buchstabenjurisprudenz 
oder  der  Weg  der  Gnade  dazu  dienen  mußte,  den  unschuldigen  Thäter 
von  der  als  ungerecht  erkannten  Ungefährhaftung  zu  befreien '^ 

Eine  wichtige  Ergänzung  erfuhr  das  weltliche  Strafrecht  durch  das  der 
Kirche,  deren  Strafen  zum  Teil  mit  denen  des  weltlichen  Rechts  kumuliert 
^vurden,  zum  Teil  da  eintraten,  wo  das  letztere  Straflosigkeit  annahm,  zumal 
wo  es  an  einem  Kläger  fehlte.  Das  kirchliche  Strafrecht  hat  durch  die 
verständige  Berücksichtigung  der  subjektiven  Seite  der  Vergehen  sowie  durch 
geklärtere  Auffassung  von  Versuch  und  Teilnahme  die  in  der  peinlichen 
Halsgerichtsordnung  Karls  V.  vollzogene  Strafrechtsreform  vorbereitet. 

'^  Vgl.  JoHK  344  ff.  Halschneb  44  f.  Kohler,  Shakespeare  115.  Fbauenstadt, 
105  ff.    BöHMEB,  ZDA.  6,  21  ff.    Beerend,  Stendaler  Urteilsbuch  77  ff. 

**  Vgl.  §  36,  n.  3.  Stellenweise  blieb  auch  die  Bestimmung  der  Art,  wie 
die  Todesstrafe  zu  vollstrecken  sei,  noch  in  alter  Weise  dem  Nachrichter  über- 
lassen. Vgl.  Hetl,  Gerichtswesen  und  Ehehafttädigungen  des  Gerichtes  znm  Stein 
auf  dem  Ritten  (1891)  88. 

»^  Vgl.  Weinhold,  Fried-  und  Freistätten,  Kiel.  Progr.  1864.   Fbauenstädt  51  ff. 

"  Vgl.  S.  344  ff.  718.  John,  a.  a.  O.  5—41.  98  ff.  124  ff.  815  ff.  Hammer, 
Lehre  vom  Schadenersatze  n.  d.  Ssp.  u.  den  verwandten  Rechtsquellen,  1885  (Gibreb, 
Unters.  19).  Beispiele  von  Verklarungen,  die  im  Mittelalter  im  allgemeinen  nicht 
mehr  erforderlich  waren,  bei  Brunner,  Absichtlose  Missethat  827  f.  Schifisver- 
klarungen  bei  Paült,  Lüb.  Zustände  3,  92  ff. 

»»  Vgl.  Brunnbb,  a.  a.  0.  818  f.  Rechtsb.  v.  d.  Briel  (her.  v.  Fbuin  u.  Pols, 
1880)  211  f.  Sehr  lehrreich  der  Meistergesang  „Karls  Recht^^  von  1403,  ZDA.  14, 
525  ff.  Für  den  Fall,  daß  jemand  einvalteclichen  und  unwissende  eine  Buße  ver- 
wirkt hat,  bestimmt  Schwsp.  L.  359:  die  buoxxe  sufn  wir  niut  gar  nemen,  wan 
nach  gnaden.    Vgl.  Brünner,  a.  a.  0.  819. 
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Vgl.  S.  81.  855.    Brunner,  Grnndr.  265  fF.;  Wort  und  Form  im  altfranzösischeu 
Prozeß  (Wien.  SB.  1868;  Forschungen  260  ff.);  ZulOssigkeit  der  Anwaltschaft  im  franz., 
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K0H1.EB,  Zur  Geschichte  des  Rechts  in  Alemannien,  1888  (Beitrftge  zur  german. 
Privatrechts-Geschichte  3);  Lehrb.  d.  Konkursrechts  32  S.  A.  S.  Schültze,  Privat- 
recht u.  Prozeß  in  ihrer  Wechselbeziehung  1,  1883. 

Der  mittelalterliche  Prozeß  überließ  die  Prozeßleitang  ganz  dem 
Richter,  der  aber  nichts  aus  eigener  Entschließung  verfügen  konnte,  son- 
dern bei  allem  an  die  von  ihm  zu  erfragende  Entscheidung  der  Urteiler 
gebunden  war.  Alle  einzelnen  Stufen  des  Prozesses  vollzogen  sich  mit 
Frage  und  Urteil.  Die  Antrage  der  Parteien  in  Form  von  TJrteilsfragen, 
und  daher  selbst  „Urteile"  genannt,  wurden  an  den  Richter  gestellt  und 
durch  Frage  des  Richters  den  Urteilern  vorgelegt.  Der  Formalismus 
des  Rechtsganges  war  wo  möglich  gegen  früher  noch  verschärft  Der 
geringste  Formverstoß  brachte  die  Gefahr,  den  Prozeß  zu  verlieren.  Man 
bezeichnete  daher  den  Formalismus  selbst  als  „Gefehr"  {vare,  verborum 
insidia).  Den  niederländischen  Kolonisten  wurde  in  der  Regel  das  Pri- 
vileg erteilt,  sine  vara  schwören  oder  wohl  überhaupt  prozessieren  zu 
dürfend  Das  mag  den  ersten  Anstoß  gegeben  haben,  im  späteren  Mittel- 
alter die  Gefahr  im  Rechtsgange  überhaupt  zu  beseitigen. 

Solange  die  „Gefahr"  bestand,  fanden  die  Parteien  ein  Auskunfts- 
mittel in  der  Verwendung  von  Fürsprechern,  die  sie  für  sich  reden  ließen: 
Beging  der  Fürsprecher  einen  Fehler,  so  konnte  die  Partei  seiner  Erklä- 
rung die  Genehmigung  versagen  und  Restitution  (Erholung,  Wandelung) 
genießen.  Im  Königsgericht,  später  allgemein,  konnten  die  Parteien  sich 
außerdem  mit  Beratern  (Horchern,  Warnern)  umgeben  und  mit  diesen 
und  dem  Fürsprecher  zeitweise  zwecks  „G^präches"  abtreten*.  Die  Über- 
nahme des  Fürsprecheramtes  war  eine  öffentliche  Pflicht,  der  sich  kein 
von  dem  Richter  auf  Verlangen  einer  Partei  aufgeforderter  Dingpflichtiger 
entziehen  konnte^.  Der  Fürsprecher  war  nur  der  Mund  der  anwesenden 
Partei,  die  nach  jeder  von  ihm  abgegebenen^  Erklärung  um  ihre  Be- 
stätigung gefragt  wurde.  Eine  prozessualische  Vertretung  fand  nur  bei 
juristischen  Personen,  Unfreien  und  Hörigen  (durch  den  Herrn)  und  Be- 
vormundeten (durch  Vater,  Ehemann  oder  Vormund)  statt.  Es  war  schon 
ein  Fortschritt,  daß  volljährigen  Weibern,  Greisen  und  jungen  Männern, 
die  zwar  zu  ihren  Jahren  gekommen  waren,  sich  aber  noch  in  schutz- 
bedürftigem Alter  befanden  (S.  696),  gestattet  wurde,  sich  für  gericht- 
liche Geschäfte  einen  Vormund  zu  wählen.  Im  übrigen  gab  es  im  Mittel- 
alter ebensowenig  wie  in  der  vorigen  Periode  eine  Vertretung  durch  Be- 
vollmächtigte^ nur  das  Königsgericht  ließ  dieselbe  unter  Umständen  zu 
und  einige  Stadtrechte  schlössen  sich  der  hier  befolgten  Praxis  allmählich 
an,  während  die  Landrechte  ihre  ablehnende  Haltung  größtenteils  bis 
über  das  Mittelalter  hinaus  festhielten* 


*  Privileg  für  flämische  Kaufleute:  Weiland,  Conat  1,  335,  8. 

*  Vgl.  ZRG.  20,  118  f.     Nietzsche,  a.  a.  0.  63  ff. 

'  Vgl.  Merkel,  ZRG.  1,   152  ff.     Der  Fürsprecher  konnte  von  seiner  Partei 
einen  Lohn  beanspruchen.    Es  gab  auch  gewerbemäßige  Fürsprecher. 

*  Vgl.  Planck,  Gerichtsverfahren  1,   185  ff.    Franklin  2,  164  ff.    Loersch  u. 
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Während  in  der  fränkischen  Zeit  der  bürgerliche  Prozeß  noch  ganz 
in  den  Banden  des  Strafprozesses  lag,  unterschied  das  Mittelalter  bürger- 
liche, peinliche  und  gemischte  Klagen*.  Die  bürgerlichen  öagen  wurden 
ohne  Berücksichtigung  des  Rechtsgrundes,  lediglich  nach  der  Verschieden- 
heit  des  Klagebegehrens  und  der  Exekution,  in  Klagen  um  Schuld,  um 
Gut  und  um  Eigen  und  Erbe  eingeteilt. 

Klage  um  Schuld  war  jede  bürgerliche  Klage  auf  eine  Geldleistung, 
gleichviel  worauf  sich  der  Anspruch  stützte.  Die  schlichte  Klage  bestand 
in  dem  einfachen  Antrage  auf.  Verurteilung  des  Schuldners  zur  Zahlung, 
doch  konnte  der  Beklagte  eine  summarische  Angabe  des  Schuldgrundes 
verlangend  Der  Beklagte  mußte  entweder  den  klägerischen  Anspruch 
zugestehen  oder,  falls  er  sich  nicht  durch  prozeßhindemde  Einreden  der 
Antwort  erwehrte,  schwören,  daß  er  nichts  schuldig  sei.  Durch  diesen 
Unschuldseid  wurde  die  Klage  abgewiesen. 

Wenn  der  Kläger  sich  nicht  mit  der  schlichten  Klage  begnügte, 
sondern  seinen  Anspruch  durch  Anführung  bestimmter  Thatsachen,  die 
er  unter  Beweis  stellte,  begründete,  so  durfte  der  Gegner  sich  nicht  auf 
bloße  Ableugnung  beschränken,  sondern  hatte  positive  Thatsachen  zur 
Entkräftung  der  klägerischen  Behauptung  oder  Begründung  seiner  Ein- 
reden vorzubringen  und  Beweis  dafür  anzutreten.  .Auch  die  schlichte 
Klage  konnte  in  dieser  Weise  umgewandelt  werden,  indem  der  Kläger 
dem  Beklagten  den  Unschuldseid  durch  eine  motivierte  Widerrede  ver- 
legtet Das  Gericht  hatte  zu  prüfen,  von  welcher  der  behaupteten  That- 
sachen die  Entscheidung  abhing,  und  diese  im  Beweisurteil  als  thema 
probandum  aufzustellen.  Standen  sich  hier  Behauptung  und  Gegen- 
behauptung gegenüber,  so  wurde  der  Partei,  die  das  bessere  Beweismittel 
hatte,  der  Vorzug  gegeben,  sie  war  „näher  zum  Beweise"®.  Ausnahms- 
weiße stand  es  bei  gewissen  privilegierten  Klagen  dem  Kläger  zu,  seinen 
Anspruch  zu  beschwören:  so  dem  Wirte,  der  wegen  Garkost  klagte  und 
bewi^en  hatte,  daß  der  Beklagte  überhaupt  sein  Kostgänger  gewesen  sei, 
ferner  dem  Dienstboten  bei  der  Klage  auf  seinen  Lidlohn;  wenn  er  bewies, 
daß  er  sich  in  dem  Dienstverhältnisse  befunden  habe,  und  dem  Zinsherm 

Schröder*  Nr.  214.  Die  Vollmacht  mußte  ursprünglich  vor  Gericht  erteilt  werden, 
später  waren  auch  außergerichtliche  Vollmachten  unter  Brief  und  Siegel  zulässig. 
Die  Bevellmächti^ngsformel  lautete :  „zu  Gewinn  und  Verlust  und  zu  allen  Rechten**. 
Ein  Mittel,  die  Vertretung  auf  Umwegen  zu  ermöglichen,  gewährten  die  Inhaher- 
und  Orderpapiere  und  die  Rechtsgeschäfte  zu  treuer  Hand,  aus  denen  sich  die 
Verträge  zu  Gunsten  Dritter  entwickelt  haben. 

'  Einen  Rest  der  alten  Auffassung  mag  man  in  der  gleichmäßigen  Verwendung 
des  Wortes  vorderunge  für  alle  Arten  von  Klagen  erblicken.  '  Vgl.  Labakd  55  f. 

•  Vgl.  Laband  11  £ 

^  Vgl.  ebd.  41  f.  Zulässig  war  dies  nur,  bevor  der  Unschuldseid  angenommen 
und  die  Prozeßgewere  (Anm.  14)  geleistet  worden  war. 

^  Nach  dem  sächsischen  Landrecht  war  nur  das  Gerichtszeugnis  als  Beweis- 
mittel zugelassen,  während  die  Stadt-  und  jüngeren  Landrechte  auch  Urkunden 
und  außergerichtliche  Zeugen  zuließen,  dem  Gerichtszeugnis  aber  den  Vorzug  gaben. 
Vgl.  Ssp.  L  7.     Wkiland,  Const  1,  334.     Laband  43  ff      ' 
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oder  Vermieter  bei  der  Klage  auf  rückstandigen  Zins,  wenn  er  bewies, 
daß  der  Beklagte  das  Zinsgnt  von  ihm  besaßt 

Gewann  der  Kläger,  so  wurde  Beklagter  zur  Zahlung  verurteilt. 
Ein  Urteilserfüllungegelöbnis  war  dem  mittelalterlichen  Rechtsgange  im 
allgemeinen  nicht  mehr  geläufig.  Leistete  der  Verurteilte  nicht,  so  er- 
folgte die  Zwangsvollstreckung  zunächst  in  sein  bewegliches  Vermögen, 
indem  die  abgepfandeten  Gegenstande,  wenn  er  sie  nicht  binnen  gegebener 
Frist  auslöste,  verkauft  oder  dem  Schuldner  an  Zahlungsstatt  übereignet 
wurden.  Reichte  das  bewegliche  Vermögen  nicht  hin,  so  erfolgte  die 
Fronung  {anleite,  insatz)  des  Grundbesitzes  und  nach  Jahr  und  Tag  (nach 
manchen  Rechten  schon  nach  3x14  Nächten),  wenn  keine  Lösung  erfolgt 
war,  ebenfalls  Verkauf  oder  Übereignung.  Reichte  auch  das  nicht  hin, 
so  konnte  der  Kläger  die  Person  des  Schuldners  pfänden,  indem  er  ihn, 
unter  Vorbehalt  der  Lösung,  in  Schuldgefangenschaft  oder  Zwangsdienst 
nahm^^.  Eine  Buße  wurde  weder  dem  verurteilten  Beklagten,  noch  dem 
abgewiesenen  Kläger  auferlegt 

Bei  der  Klage  um  Gut,  d.  h.  auf  Herausgabe  einer  beweglichen 
Sache,  gleichgültig  aus  welchem  Rechtsgrunde,  gestaltete  sich  das  Ver- 
fahren durchaus  entsprechend.  Der  Kläger  konnte  sich  auch  hier  ohne 
jede  Begründung  seines  Anspruches  „zu  der  Sache  ziehen*^.  Der  Unter- 
schied zwischen  der  schlichten  Klage  um  Gut  und  um  Schuld  bestand 
nur  darin,  daß  sich  der  Unschuldseid  des  Beklagten  bei  der  ersteren 
auf  die  Ableugnung  des  Besitzes,  also  Ablehnung  seiner  Fassivlegitimation, 
beschränkte".  Gestand  er  den  Besitz  zu  oder  wurde  derselbe  durch 
den  Kläger  bewiesen,  so  hatte  dieser  auf  die  sein  Recht  bestreitende 
Antwort  des  Beklagten  seinen  Anspruch  zu  begründen,  worauf  sich  das 
weitere  Verfahren  durchaus  so  wie  bei  der  motivierten  Klage  um  Schuld 
gestaltete.  Die  ihm  zuerkannte  Sache  konnte  der  Kläger,  nötigenfells 
mit  Hilfe  des  Gerichts,  in  seinen  Besitz  nehmen.  Eine  Buße  wurde  auch 
bei  dieser  Klage  weder  über  den  verurteilten  Beklagten,  noch  über  den 
abgewiesenen  Kläger  verhängt. 

Hatte  der  Beklagte  den  Besitz  der  Sache  verioren,  so  verwandelte 
sich  der  Anspruch  des  Klägers  ohne  weiteres  in  eine  Schadensersatzklage, 
d.  h.  eine  Klage  um  Schuld. 

Die  Klage  um  Eigen  und  Erbe  bezog  sich  auf  alle  unbeweg- 
lichen Sachen,  Eigen  wie  Lehen.»  Handelte  es  sich  um  eine  Klage  gegen 
den  Veräußerer  auf  Vollziehung  der  Auflassung,  so  gestaltete  sich  das 
Verfahren  ähnlich  wie  bei  der  Klage  um  Schuld,  nur  mußte  der  Kläger 
auch  bei  der  schlichten  Klage  sofort  den  Rechtsgrund  angeben.    Während 


>  Vgl.  Laband  26  ff. 

^®  Vgl.  S.  454.  LoERscH  u.  Schröder'  Nr.  269.  Planck,  Geriehtsverfahren 
258  ff.     Stobbe,  Konkarsprozeß  55  f.  98  ff. 

^*  IJatte  Beklagter  die  Sache  nur  f&r  einen  Dritten  inne,  so  konnte  er  sich 
von  der  Antwort  befreiep,  indem  er  entweder  jenen  zur  Antwort  vorladen  ließ  oder 
ihm  in  Gegenwart  des  Klägers  die  Sache  zurückgab.    Vgl.  Laband  58. 
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der  Beklagte  die  schlichte  Klage  mit  seinem  Unschuldseide  zurückweisen 
konnte  bedurfte  es  gegenüber  einer  mit  Thatsachen  belegten  und  unter 
Beweis  gestellten  Klage  einer  ebenso  begründeten  Antwort,  worauf  das 
Beweisurteü  ganz  in  der  S.  751  geschilderten  Weise  erfolgte.  Gründete 
sich  der  Anspruch  gegen  den  Veraußerer  nicht  bloß  auf  das  Veräußerungs- 
geschäft, sondern  auf  die  von  ihm  bereits  Vollzogene  Auf  lassung,  so  trug 
das  Verfahren  auf  Grund  der  richterlichen  Priedewirkung  (S.  706)  einen 
rein  ezekutivischen  Charakter,  da  der  Veräußerer  nur  noch  als  Stellver- 
treter des  Klägers  die  Oewere  ausübte.  Bei  der  Klage  auf  Bückgabe 
eines  dem  Beklagten  seitens  des  IQägers  nur  zeitweilig  eingeräumten 
Grundstückes  mußte  sich  der  Beklagte  auch  einer  schlichten  Klage  gegen- 
über sofort  positiv  verteidigen,  widrigenfalls  dem  Kläger  gestattet  wurde, 
seinen  Klagegrund  mit  zwei  Zeugen  zu  beweisen.  Entsprechend  wurde 
bei  jeder  einfachen  Vindikation  verfahren,  wenn  der  Besitz  des  Beklagten 
feststand.  Auch  bei  der  schlichten  Klage  konnte  der  Kläger  verlangen, 
daß  der  Beklagte  sein  besseres  Besitzrecht  positiv  begründe,  worauf  letz- 
terer seine  Behauptungen  mit  sechs  oder  sieben  Zeugen  zu  beweisen 
hatte.  Anders,  wenn  Kläger  durch  den  Beweis  der  Entwerung  oder 
älteren  Oewere  dem  Gegner  den  Besitz  abgewann  und  so  das  Recht  er- 
langte, seinerseits  sein  besseres  Recht  mit  Zeugen  zu  beweisen  ^^.  Be- 
haupteten beide  Teile  gleiche  Gewere,  so  kam  es  im  allgemeinen  nicht 
darauf  an,  wer  den  besseren  Besitztitel  für  sich  anführte,  sondern  es  kam 
zum  Beweise  durch  Nachbarzeugnis,  wobei  die  Aussage'  der  Zeugenmehr- 
heit entschied.  War  auf  diesem  Wege  nichts  zu  ermitteln,  so  hatten 
beide  Teile  an  Ort  und  Stelle  ihr  Recht  an  dem  streitigen  Grundstücke 
zu  beschwören,  worauf  dasselbe^  wenn  nicht  eine  der  Parteien  gericht- 
lichen Zweikampf  forderte,  von  Gerichts  wegen  unter  die  Streitenden  ge- 
teilt wurde.  Privationsklagen  des  Lehn-  oder  Zinsherrn  waren  von  vorn- 
herein durch  Angabe  der  Verschuldung  zu  begründen.  Der  Beklagte 
hatte  das  Recht  des  Unschuldseides,  falls  ihm  derselbe  nicht  durch  Er- 
bieten des  Klägers  zum  Beweise  verlegt  wurde.  Enthielt  die  Antwort  des 
Beklagten  positive  Oegenbehauptungeii,  so  entschied  das  Beweisurteil  nach 
den  oben  dargelegten  Normen. 

Richtete  sich  die  Klage  gegen  die  Veräußerungsbefugnis  des  Gewährs- 
mannes des  Beklagten,  so  hatte  Kläger,  falls  der  Beklagte  seine  Aktiv- 
legitimation bestritt,  zunächst  diese  zu  beweisen.  Im  übrigen  hatte  sich 
der  Beklagte,  wenn  er  sich  nicht  durch  den  Nachweis  der  rechten  Gewere 
(S.  706)  freimachen  konnte,  auf  seinen  Gewährsmann  zu  ziehen  und  diesen 
an  dem   Gericht«  der  belegenen  Sache  zu  stellen.    Bekannte  sich   der 


'•  Vgl.  Mon.  Wittelsb.  1,  331  (1280):  ut  dominus  Heinricus  dux  per  dtws 
Ustes  probet,  quod  sibi  eompetat  probatio  iuris  de  ponte  in  liosenkeim,  que  per 
Septem  viros  idoneosy  qui  ex  21  electi  fuerint  et  assumpti,  fieri  debet  in  termino  ad 
hoc  speeialiter  deputato,  Wiluans,  Additamenta  zu  Erhard *s  Reg.  Westf.  2,  66, 
Nr.  78  (1191):  Eid  seplima  manu,  quod  eiusdem  maiisi  prior  fuit  in  possessione; 
deinde  iereia  manu,  quod  proprietas  iure  sue  pertineret  ecciesie. 

R.  SohbOdrb,  Deutsche  BecbtogeBchichte.    8.  Aufl.  43 
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Gewährsmann  zn  der  Gewährschaft,  so  kamen  in  betreff  des  nun  von  ihm 
übernommenen  Prozesses  die  gewöhnlichen  Grundsätze  zur  Anwendung. 
Erlitt  dagegen  der  Beklagte  Bruch  an  seinem  Gewähren,  so  gelangte  der 
Kläger  zum  Beweise,  wenn  nicht  der  Beklagte  die  klägerisohen  Behaup- 
tungen zugestand,  so  daß  er  sofort  zur  Herausgabe  verurteilt  werden  konnte. 

Erbschaftsklagen  auf '  bewegliche  oder  unbewegliche  Sachen  im 
Besitze  des  Beklagten  wurden  vielfach  mit  Handanlegung  {anvanc)  er- 
öffnete^, ohne  dadurch  ihren  bürgerlichen  Charakter  zu  verlieren.  Kläger 
hatte  seine  Erbenlegitimation,  falls  sie  bestritten  wurde,  darzulegen  und^ 
in  der  Kegel  mit  Zeugen,  zu  beschwören.  Machte  der  Beklagte  ein 
besseres  Erbrecht  geltend,  so  nahm  der  Prozeß  den  Charakter  eines  iu- 
dicium  duplex  an,  indem  auch  der  Beklagte  seine  Erbenlegitimation  zn 
führen  hatte,  worauf  d^  Gericht  entschied,  wer  besserer  Erbe  sei.  Er- 
hob der  Beklagte  positive  Einwendungen  gegen  das  Recht  des  Klägers, 
so  wurde  je  nach  Lage  der  Sache  dem  einen  oder  dem  anderen  die  Be- 
weisrolle zugeteilt.  Erhob  der  Beklagte  keine  Einwendungen,  so  konnte 
er  doch  vor  der  Herausgabe  Sicherstellung  gegen  die  etwaigen  Ansprüche 
des  wahren  Erben  verlangen;  bei  unbeweglichen  Sachen  war  dieselbe 
durch  Pfand'  oder  Bürgen  zu  leisten,  während  bei  fahrender  Habe  die 
eidliche  Kaution  der  gelobten  Gewere  genügte  e*.  Abgewiesen  wurde  die  Erb- 
schaftsklage, wenn  der  Beklagte  sich  auf  Verjährung  berufen  konnte  e*;  zur 
Zeit  abgewiesen,  wenn  die  Klage  vor  dem  Dreißigsten  angestellt  wurde  ^^ 

Peinliche  Klagen  waren  im  allgemeinen  alle  Strafklagen,  doch 
konnte  der  Kläger,  wo  es  sich  bloß  um  eine  Buße  handelte,  sich  anch 
der  bürgerlichen  Klage  bedienen,  um  im  Falle  einer  Abweisung  nicht 
selbst  einer  Buße  zu  verfallen.  In  der  fiegel  wurde  die  peinliche  Klage 
mit  Gerücht  begonnen.  War  der  Verbrecher  auf  handhafter  That  beschrien 
und  auf  der  That  oder  der  Flucht  von  der  That  in  Gegenwart  von  Schrei- 
mannen ergriffen,  so  fand  das  schon  für  die  ältere  Zeit  geschilderte  ab- 
gekürzte Verfahren  (S.  87.  371)  statt.    Die  Klage  mußte  mit  leiblicher  Be- 


"  Vgl.  S.  378,  n.  126.    S.  786,  n.  215. 

^*  Eine  solche  eidliche  Kaution  {gelovede  gewere)  konnte  der  Beklagte  in  aUen 
Fällen  verlangen,  wo  er  besorgen  durfte,  nach  der  Befriedigung  des  Klägers  noch 
von  dritten  Personen  in  Anspruch  genommen  zu  werden.  Außerdem  konnte  jeder 
peinlich  Beklagte  oder  kämpf  lieh  Gegrüßte  von  seinem  Gegner  in  gleicherweise 
das  Gelübde,  die  Sache  durchzuführen,  beanspruchen.  Wurde  die  Sache  dann 
nicht  durchgeführt  oder  der  Beklagte  ungeachtet  der  Gewere  noch  von  Dritten 
angesprochen,  so  hatte  sein  Gegner  für  Bruch  der  Gewere  Buße  und  Wette  zu 
bezahlen.  Die  Gewerebuße  bestand  nach  dem  Sachsenspiegel  (I.  63,  §  2.  II.  15. 
16,  i^  1.  III.  14,  §  2)  in  dem  Verluste  der  Schwurhand  oder  Lösung  derselben  mit 
einem  halben  Wergeide.  Nachdem  Kläger  ditf  Gewere  gelobt  hatte,  durfte  er 
seine  Klage  nicht  mehr  ändern.  Hatte  Kläger  keinen  Grundbesitz,  so  genügte 
eidliche  Kaution  nicht,  er  hatte  vielmehr  Sicherheit  durch  Pfand  oder  Bürgen  xa 
leisten  und  konnte,  wenn  er  dies  nicht  vermochte,  peraönlich  in  Sicherheit  ge- 
nommen werden. 

"  Vgl.  S.  378.  707.  737.  742. 

"  Vgl.  S.  736.     LoEBSCH  u.  Schröder«  Nr.  336. 
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weisang,  und  bevor  die  That  übernächtig  wurde,  angestellt  werden.  Hatte 
man  den  Thäter  zwar  mit  Gerücht  verfolgt,  aber  nicht  oder  doch  erst 
später  ergriffen,  so  konnte  der  Kläger  ihn  mit  kafnpf liebem  Große  an- 
sprechen. In  allen  anderen  Fällen  konnte  die  Klage  zwar  ebenfalls  mit 
Erhebung  des  Gerüchtes  begonnen,  werden,  der  Angeklagte  hatte  aber  das 
Recht,  sich  durch  Eid  mit  Eideshelfem  zu  reinigen.  Blieb  der  Ange- 
klagte auf  wiederholte  Ladung  aus,  so  wurde  er  verfestet  und  auf  Requi- 
sition des  Yerfestungsgerichts  durch  das  Königsgericht  in  die  Reichsacht 
gethan*'.  Wurde  der  Verfestete  ergriffen,  so  wurde  er  wie  ein  auf  hand- 
hafter That  ertappter  Verbrecher  behandelt^®. 

Zu  den  gemischten  Klagen  gehörte  namentlich  die  Klage  mit 
„Anfang",  die  zur  Rückforderung  entwendeter  beweglicher  Sachen  diente 
und  durchaus  denselben  Charakter  wie  in  der  vorigen  Periode  (S.  372  fif.) 
behalten  hatte".  Femer  zählten  dahin  die  Klagen  wegen  trockener  Schläge 
oder  Hautwunden  (S.  746),  unter  gewissen  Voraussetzungen  auch  wegen 
Bruches  eines  Versprechens,  sodann  die  Klage  gegen  denjenigen,  der  sich 
auf  fremdem  Acker  der  Pfändung  erwehrte.  Femer  nahm  die  peinliche 
Klage  den  Charakter  einer  gemischten  Klage  an,  wenn  sich  ergab,  daß 
die  That  unfreiwillig  oder  von  einem  Unzurechnungsfähigen  begangen  war. 
Das  gemeinsame  Merkmal  aller  gemischten  Klagen  bestand  darin,  daß  sie 
für  den  abgewiesenen  Kläger  ebenso  wie  für  den  vemrteilten  Beklagten 
die  Verföllung  in  Buße  und  Wette  und  für  den  Ungehorsamen  Verfestung 
oder  Acht  nach  sich  zogen. 

Auf  dem  Oebiete  des  Beweisrechts  hatten  das  Gerichtszeugnis  und 
der  Inquisitionszeugenbeweis  (S.  381)  allgemein  Eingang  gefunden.  Der 
letztere  kam  teils  als  bloßes  Nachbarzeugnis,  teils  in  weiterem  Umfange 
als  „Kundschaft"  oder  „Landfrage"  zur  Anwendung.  Eine  außerordent- 
liche Bedeutung  hatte  das  Gerichtszeugnis  erlangt,  das  entweder  als  amt- 
liches Dingzeugnis  des  Richters  und  der  Urteiler,  oder  als  bloßes  Ding- 
mannenzeugnis  vorkam,  indem  die  Partei  zur  Bekräftigung  ihrer  Aussage 
einige  Gerichtspersonen  als  Zeugen  zuzog  ^^    Das  friesische  Recht  kannte 


"  In  einer  von  Vogel,  ZRG.  15,  190 f.,  veröffentlichten  Auskunft  über  das 
Ungehorsam sverfabren  im  Königsgericht  wird  unterschieden  zwischen  „causa  perso- 
nalis"  und  ,,cau8a  realis".  Die  erstere  (die  peinliche  Klage)  führte  zur  Acht,  die 
zweite  (bürgerliche  Klage)  zar  Anleite.  Bei  der  Klage  um  Eigen  .und  Erhe  wurde 
häufig  nur  auf  das  Gut  und  alle,  die  dasselbe  vertreten  würden,  geklagt.  Vgl.  ebd. 
183.  187.  189.     LoERSCR  u.  Schröder'  Nr.  334. 

"  Vgl.  S.  742.  754.  Der  Verfestete  konnte,  soweit  die  Verfestung  reichte, 
weder  Klagen  erheben,  noch  sonst  vor  Gericht  auftreten. 

^^  Wie  nach  dem  sächsischen  und  langobardischen,  so  hatte  auch  nach  bai- 
rischem  Rechte  der  Kläger  dem  Beklagten  zu  seinem  Vordermanne  zu  folgen, 
während  der  letztere  nach  dem  Schwabenspiegel  von  dem  Beklagten  gestellt  werden 
mußte.  Vgl.  8.  374.  Ssp.  IL  36,  §  5.  Schwsp.  L.  317.  Zöppl,  Altertümer  2,  316  f. 
Laband  126  ff.     TjOebsch  u.  Schröder'  Nr.  232. 

^  Hauptvertreter  des  eigentlichen  Dingzeugnisses  war  der  Sachsenspiegel, 
während   der  Schwabenspiegel   nur  das   dem  record  des  normannischen   Rechtes 
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eigene  Dingzeagen,  die  als  amtliche  Zeugen  änoh  bei  gewissen  außer- 
gerichtlichen Akten  zugezogen  wurden  (S.  556  f.).  Die  Unscheltbarkeit 
des  Gerichtszeugnisses  war  ein  Hauptbeweggrund  für  die  Ausbildung  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  zumal  seit  der  Einführung  der  Stadtbücher, 
Landtafeln  und  Geriohtsbücher.  Das  sachsische  Landrecht  yerlangte  die 
Gerichtlichkeit  zwar  nur  bei  Immobiliarrechtsgeschäften  unbedingt,  ließ 
aber  auch  bei  anderen  Rechtsgeschäften  kein  anderes  Beweismittel  als  das 
Dingzeugnis  zu,  während  die  übrigen  Landrechte  und  die  sächsischen  Stadt- 
rechte auch  den  Beweis  durch  außergerichtliche  Zeugen  gestatteten.  Einen 
außerordentlichen  Fortschritt  machte  das  mittelalterliche  Beweisrecht  durch 
die  Erweiterung  des  Ürkundenbeweises*^  Der  in  der  vorigen  Periode 
noch  die  Ausnahme  bildende  Eineid  spielte  im  mittelalterlichen  Verfahren 
eine  bedeutende  Rolle.  Der  Eid  mit  Eideshelfem  erhielt  sich  im  all- 
gemeinen nur  im  Strafprozeß,  während  sich  die  Eideshelfer  bei  bürger- 
lichen Klagen  allmählich  ganz  zu  Zeugen,  die  aus  eigener  Wissenschaft 
aussagten,  umgestalteten.  Das  Beweismittel  des  gerichtlichen  Zweikampfes 
behauptete  sich,  trotz  allen  Angriffen  von  seiten  der  Kirche,  während 
des  ganzen  Mittelalters,  nur  in  den  Städten  wurde  es  allgemein  beseitigt, 
auch  wurde  die  „kampfliche  Ansprache''  nur  bei  „kampfwürdigen''  Un- 
gerichten  zugelassen.  Kampfunfähige  Personen  konnten  sich  eines  Kampf- 
Tormundes  bedienen.  Gegen  Rechtlose  kämpfte  man  nur  durch  Lohn- 
kämpfer. Die  einseitigen  Gottesurteile  des  wallenden  Kessels  und  glühenden 
Eisens  kamen  im  Mittelalter  nur  noch  in  beschränkter  Anwendung  vor  und 
verschwanden,  von  der  Kirche  lebhaft  bekämpft,  allmählich  fast  ganz'^ 

Die  Urteilschelte"  trug  in  materieller  Beziehung  schon  den  Cha- 
rakter einer  wahren  Berufung,  indem  sie  regelmäßig  zu  einer  materiellen 
Entscheidung  eines  höheren  Gerichtes  führte.  Formell  aber  bedeutete  sie 
immer  noch  einen  Vorwurf  des  Schelters  gegen  den  Urteüfinder  und 
spielte  sich  daher  nicht  zwischen  den  eigentlichen  Prozeßparteien,  sondern 
als  Zwischenprozeß  des  Schelters  gegen  den  Gescholtenen  ab;  der  letztere 
hatte,  wenn  die  Schelte  verworfen  wurde,  von  seinem  Gegner  eine  Buße 
zu  beanspruchen.  Die  Schelte  konnte  von  jedem  Anwesenden,  auch  wenn 
er  nicht  Partei  war,  erhoben  werden,  nur  Rechtlose,  auf  handhafber  That 
Ergriffene,  Geächtete  und  Verfestete  waren  ausgeschlossen.  Die  Schelte 
mußte  in  der  Regel  mit  der  Findung  eines  Gegenurteils  verbunden  und 


entsprechende  Dingmannenzengnis  kannte.  Vgl.  Brünnbr,  Gerichtszengnis  und 
Königsarkunde  (S.  355)  185  ff. 

«>  Vgl.  S.  686  ff.    A.  S.  ScHüLTZE,  Zur  Lehre  vom  UrkundenbeweUe  (1894)  83  ff. 

"  Vgl.  c.  1—8  X.  de  purg.  vulg.  V.  35;  c.  20  C.  II.  qu.  5.  Weilahd,  ConsL 
1,  515  (1195).  y.  KsiEs,  a.  a.  0.  80ff.  Planck,  Gerichtsy.  2,  144  ff.  In  den  Hexen- 
Prozessen  kamen  Gottesurteile  zum  Teil  noch  sehr  spftt  zur  Anwendung.  Ein  eigen- 
tiimliches,  bei  Immobiliarprozessen  yorkommendes  Gottesurteil  war  das  „WasBer- 
urteil"  des  Ssp.  III.  21  §  2. 

"  S.  865  f.  540.  574  f.  666.  Planck  1 ,  268  ff.  Bbnneckb  105  ff.  Neben  der 
Urfceilschelte  erhielten  sich  noch  einzelne  Spuren  des  alten  Reklamationsrechtes  als 
,)Au8heiachen  yor  allem  Urteil".    Vgl.  Anm.  25. 
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sofort  nach  dem  Urteils  vorschlage,  jedenfalls  noch  vor  der  Ausgabe  des 
Urteils  dorch  den  Richter,  eingelegt  werden^.  «Eist  in  dem  Rechtszuge 
an  die  stadtischen  Oberhöfe,  der  vielfach  auch  fär  andere  Gerichte  vor- 
bildlich wurde,  gestaltete  sich  die  Urteilschelte  zu  einer  wahren  Berufung, 
nur  daß  in  der  zweiten  Instanz  in  der  Regel  keine  Wiederholung  des 
kontradiktorischen  Verfahrens  stattfand,  sondern  die  Entscheidung  auf 
Grund  eines  schriftlichen  Berichtes  des  Untergerichtes  gefallt  wurde '^ 
Das  Recht  des  Sachsenspiegels  kannte  noch  eine  altertümliche  Berufung 
an  die  „vordere  Handys  ^^^  selbst  gegenüber  dem  königlichen  Hofgerichte 
zulässig  war  und  die  Entscheidung  durch  einen  gerichtlichen  Kampf  von 
Sieben  gegen  Sieben  herbeiführte '^ 

Das  schon  dem  älteren  Rechte  bekannte  Betreibungsverfahren  in 
Schuldsachen  (S.  376  f.)  wurde  in  den  Stadtrechten  des  Mittelalters  vielfach 
fortgebildet  Es  fand  namentlich  Anwendung,  wenn  ein  gerichtliches  Schuld- 
bekenntnis oder  eine  Schuldurkunde  mit  VoUstreckungskiausel  vorlag '^ 

Von  großer  Bedeutung  wurde  die  allmähliche  Ausbildung  des  Eon- 
kursprozesses in  den  Städten.  Anfangs  kannte  man  eine  Beschlag- 
nahme des  ganzen  Vermögens  nur  in  dem  Falle  der  „Vorflucbt^',  wenn 
der  Schuldner  sich  aus  dem  Staube  gemacht  hatte,  sodann  bei  über- 
schuldetem Nachlasse,  für  den  sich*  kein  Erbe  fand.  Erst  spät  gelangte 
man  dazu,  das  gleiche  Mittel  auch  gegenüber  dem  anwesenden  Schuldner 
anzuwenden.  Anfangs  hatte  die  Priorität  der  Beschlagnahnie  für  die  Rang- 
ordnung der  Gläubiger  entschieden,  allmählich  kam  man  aber  dahin,  die 
sämtlichen   Gläubiger  als  eine   Genossenschaft  zu  behandeln,   was  ihre 


•*  Vgl  Weiland,  Const  1,  478  (1191).  Planck,  a.  a.  0.  Ir  274  f.  Die  Ein- 
legung  der  UrteilBchelte  vor  der  VoUbort  war  nicht  unbedingt  vorgeschrieben, 
doch  hatte  der  Scheiter  es,  wenn  dieselbe  bereits  erteilt  war,  mit  so  viel  mehr 
Gegnern,  denen  er  im  Falle  seines  Unterliegens  Buße  zahlen  mußte,  zu  thun.  Nach 
Einlegung  der  Schelte  durfte  der  Richter  keine  VoUbort  mehr  einholen.  Über  die 
„Ausgabe"  des  Urteils,  d.  h.  die  rechtsverbindliche  Verkündigung  desselben  durch 
den  Richter,  vgl.  Planck  1,  301  ff. 

*^  Vgl.  Planck  1,  290  ff.  Michelsbn,  Oberh.  Lübeck  20  ff.  Tomaschek,  Oberh. 
Iglau  Nr.  282.  284.  Weiland,  Const.  1.  855,  §  7  (1173):  Si  quis  mercator  senserit 
86  gravari  contra  iustieiam  in  loco  mmori,  lioentiam  habeat  appeUationem  faciendi 
ad  tnaiorem  locum,  a  quo  minor  locus  iusticie  sue  leges  acceperat  Auch  von  sich 
aus  konnte  das  niedere  Gericht,  wenn  es  des  Rechts  nicht  weise  war,  eine  Ent- 
scheidung des  Oberhofes  einholen,  die  es  dann  statt  eines  eigenen  Urteils  verkün- 
digte. Ebenso  konnte  jede  Partei,  bevor  das  Urteil  gefüllt  war,  auf  ihre  Kosten 
die  Einholung  eines  Oberhofurteils  verlangen.  Im  Bereiche  des  Ingelheimer  Ober- 
hofes bezeichnete  man  dies  (wohl  ein  Rest  des  alten  Reklamationsrechtes,  vgl.  S. 
175.  558,  n.  116)  als  „Ausheischen  vor  allem  Urteil".  Die  Urteilschelte  war  hier 
nur  zulässig,  wenn  dies  im  Urteil  oder  von  der  Partei  bei  «Entgegennahme  des 
Urteils  durch  eine  Klausel  (mit  underdinge)  vorbehalten  worden  war.  Vgl.  Loebsch, 
a.  a.  O.  160  ff. 

>*  Vgl.  Ssp.  I.  18,  §  3.  Über  den  berühmten  Austragskampf  (vgl.  §  62,  n.  28) 
im  Hofgericht  des  Kaisers  Otto  I.  (Widukind  2,  10)  vgl.  Simson,  FDO.  25,  869  ff. 
Gaupp,  Germ.  Abb.  127.    Planck,  Münch.  SB.  1886,  S.  164  ff.    Waitz  6»,  519. 

"  Vgl  Skedl,  Mahnverfahren  7  ff. 
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Befriedigung  nach  markzal  0(^er  nach  advemxnte,  d.  h.  nach  Verhältnis, 
zur  Folge  hatte.  Schon  -gegen  Ende  des  13.  Jahrhunderts  kommen  hier 
und  da  auch  Zwangsvergleiche  vor,  zu  denen  die  Minderheit  der  Gläubiger 
durch  die  Mehrheit  (nach  Köpfen  und  Beträgen)  genötigt  werden  konnte  ^^. 
In  Strafisachen  trat  im  späteren  Mittelalter  die  Verpflichtung  des 
Gerichts,  sich  von  Amts  wegen  um  die  Verfolgung  der  Verbrecher  und 
die  Ermittelung  der  Wahrheit  zu  kümmern,  mehr  in  den  Vordergrund. 
War  die  „leibliche  Beweisung**  {schtn^  blickender  schin)  früher  nur  als 
gerichtlicher  Augenschein  vorgekommen  ^^  so  kam  nun  auch  die  Auf- 
nahme des  Augenscheins  an  Ort  und  Stelle  durch  Abgesandte  des  Ge- 
richts und  bei  unnatürlichen  Todesfallen  die  Veranstaltung  einer  gericht- 
lichen Totenschau  i^Fahrrecht)  in  Gebrauch'^.  Das  Rügeverfahren  (S.  378. 
577)  gelangte  in  den  kirchlichen  Sendgerichten  wie  in  den  westfälischen 
Femgerichten  (S.  573)  zu  besonderer  Entwickelung,  aber  auch  in  den 
echten  Dingen  und  in  den  Dorfgerichten  hatten  die  Dinggenossen  neben 
ihrer  Dingpflicht  auch  der  Bügepflicht  zu  genügen  ^^  Hier  und  da  kamen 
bereits  Ankläger  von  Amts  wegen  vor'^.  Vor  allem  aber  führte  das  Be- 
dürfnis, das  Gewohnheitsverbrechertum  der  Raubritter  und  der  stadtischen 
Gaunerwelt  zu  bekämpfen,  zu  vollständigen  Neubildungen  im  Gebiete  des 
Strafverfahrens  ^^  Man  faßte  derartige  Gewohnheitsverbrecher  unter  dem 
Begriff  der  „schädlichen  Leute''  {kamines  damnosi,  h.  nocivi)  zusammen. 
Während  man  sich  mit  dem  städtischen  Gaunertum  durch  regelmäßige 


*»  Vgl.  Meklenb.  Urk.-B.  4,  Nr.  2646.  Eohleb,  Konkursrecht  84  f.  Stobbb, 
a.  a.  O.  76  ff. 

^  Dahin  wird  vielfach  auch  das  Bakrrecht  (tom  sehine  gan)  gezählt,  das  auf 
dem  Glauben  beruht«,  daß  die  Wunden  eines  Erschlagenen  beim  Herantreten  des 
Totschlägers  frisch  tu  bluten  anfingen.  Dasselbe  war  anscheinend  ursprünglich 
kein  Kechtsinstitut,  sondern  nur  ein  allgemeines  Mittel,  dem  Verdacht  der  Thäter- 
schaft  ein  bestimmtes  Ziel  zu  geben,  und  hat  sich  von  da  aus  teils  in  der  Richtung 
der  leiblichen  Be Weisung,  teils  als  Gottesurteil,  teils  als  Inquisitionsmittel  weiter 
ausgestaltet.  Vgl.  K.  Lehmann,  Das  Bahrgericht  (Abhandlungen  zum  70.  Geburts- 
tage K.  y.  Maubeb's,    1893,  S.  23  ff.),   und  die  bei  diesem  angegebene  Litteratur. 

»<>  Vgl.  V.  Kbies  128  ff.  Bemnbcke  76  f.  Schbödeb,  N.  Heidelb.  Jahrb.  1,  10  ff. 
Petebsen,  FDG.  6,  264  ff.  Sühillbb  u.  Lübben,  Mittelnd.  WB.  5,  207.  Hach,  Das 
alte  lübische  Eecht  S.  144.  Urk.-B.  d.  Stadt  Lübeck  2,  Nr.  1099  (1347).  Das 
Fahrrecht  ist  wohl  aus  dem  Vorverfahren,  durch  das  man  zu  verhindern  suchte, 
daß  eine  handhafte  That  übernächtig  würde,  hervorgegangen.  Vgl.  E^bbt,  Fron- 
bote 43.  93  f. 

'^  Vgl.  Siegel,  Das  pflichtmäßige  Kügcn  auf  den  Jahrdingen,  Wien.  SB.  125 
(1891).  BEMNECKB24ff.  35  f.  Wabnkönio,  a.  a.  0.  3,  1  S.  832  ffl  Fogkbma  Andbeae, 
a.  a.  O.  81  ff. 

"  Vgl.  Bennecke  36.  FocKEMA  Amdbeae  71.  Beispiele  von  Popularklagen 
bei  Ofet,  Die  Popularklage  der  Bemer  Handfeste,  Zeitschr.  f.  Schweiz.  Strafirecht 
7,  1894. 

"  Über  das  Folgende  vgl.  besonders  v.  Zallinoeb,  Das  Verfahren  gegen  die 
landschädlichen  Leute  in  Süddcutschland,  1895  (dazu  v.  Below,  Gött  gel.  Anz. 
1897,  S.  7  ff.).  Siehe  auch  v.  Kbies  205  ff.  v.  Wächteb,  a.  a.  0.  269  ff  Wkiland, 
ZRG.  21,  107  ff. 
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An&teUung  von  Proskriptionslisten  und  zeitliche  Yerweisung  der  wegen 
Übeln  Leumundes  auf  dieselben  gesetzten  Personen  abzufinden  suchte, 
galt  es  zur  Wahrung  des  Landfriedens  vor  allem  dem  Kampfe  gegen  das 
'Unwesen  der  berufsmäßigen  Straßenrauber  ritterlichen  wie  unritterlichen 
Standes.  Das  Ziel  war  Tomehmlich,  diesen  Personen  das  Palladium  des 
Reinigungseides  zu  entziehen  und  durch  die  Aufhebung  des  Ebenbürtig- 
keitsprinzips für  die  IZeugen  in  Strafsachen  den  Schuldbeweis  zu  erleich- 
tem. Angebahnt  wurde  das  Verfahren  auf  bösen  Leumund  in  diesem 
Sinne  schon  durch  die  Treuga  Heinrici;  eine  feste  Regelung  erfolgte  zuerst 
durch  den  Mainzer  Landfrieden  von  1235.  Wenn  mit  einer  Klage  wegen 
Straßenraubes  oder  eines  ähnlichen  Verbrechens  die  Anschuldigung  ver- 
bunden wurde,  daß  der  Beklagte  als  Gewohnheitsverbrecher  bekannt  sei, 
so  konnte  das  Gericht,  wenn  die  Notorietät  in  ausreichender  Weise  durch 
Zeugen  bestätigt  wurde,  den  Angeschuldigten  „zu  einem  schädlichen  Manne 
sagen'^  Diese  Schädlichkündigung  erfolgte  in  einem  formlosen  Vor-  oder 
Zwischenverfahren,  ohne  Anhörung  und  selbst  ohne  Ladung  des  Ange- 
schuldigten. Erst  nach  der  Schädlichkündigung  wurde  derselbe  geladen, 
um  sich  wegen  der  ihm  in  der  Klage  vorgeworfenen  besonderen  Misse- 
that  zu  verantworten.  Dabei  unterlag  er  einer  erheblichen  Erschwerung 
des  Unschuldseides,  die  sich  selbst  im  Falle  seiner  Freisprechung  bei 
jeder  späteren,  wegen  eines  ähnlichen  Verbrechens  gegen  ihn  erhobenen 
Klage  wiederholte.  Blieb  der  Beklagte  aus,  so  wurde  er  sofort  geächtet, 
indem  die  Schädlichkündigung  jeden  besonderen  Schuldbeweis  ersetzte. 
Die  Schädlichkündigung  konnte  auch  über  Raubburgen  oder  sonst  ver- 
rufene Häuser  verhängt  werden;  sie  hatte  die  Wirkung,  daß  der  Burg- 
herr zur  Auslieferung  des  Beschuldigten  oder  zum  zehnfachen  Ersätze  des 
Schadens  verpflichtet  wurde;  war  er  abwesend,  so  erfolgte  Zerstörung  des 
Hauses  von  Amts  wegen. 

Noch  mehr  als  bei  der  Schädlichkündigung  trat  das  Offizialverfahren 
bei  der  Landfrage  (seit  Einführung  des  heimlichen  Verfahrens  auch  „stille 
Frage*'')  hervor.  Dieselbe  fand  seit  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhun- 
derts namentlich  in  Baiern  und  Osterreich  Eingang  und  bestand  darin, 
daß  der  Landesherr  kraft  seines  Inquisitionsrechtes  die  Bevölkerung  oder 
bestimmte  Kreise  derselben  zur  Anzeige  aller  als  gewohnheitsmäßige  Raub- 
ritter verrufenen  Personen  aufforderte,  also  reines  Rügeverfahren  von  Amts 
wegen,  ohne  voraufgegangene  Klage.  Um  die  gerügte  Person  zu  „über- 
sagen", genügte  die  eidliche  Erklärung  von  sieben  Anwesenden,  daß  die- 
selbe ihnen  als  schädlicher  Mann  „kund  und  gewissen"  sei  (daher  die 
ffewizzen,  gewizzende).  Das  Urteil  erfolgte  auf  die  Übersiebenung  hin, 
ohne  Anhören  des  Beschuldigten;  war  er  anwesend,  so  wurde  er  als  Land- 
friedensbrecher sofort  gerichtet;  der  Abwesende  galt  als  geächtet.  Auch 
dieses  Verfahren  konnte  auf  Raubhäuser  angewendet  werden.  —  Bei  noto- 
rischen Dieben  und  Straßenräubem  wurde  auch  die  sonst  auf  die  Fälle 
der  handhaften  That  beschränkte  sofortige  Verhaftung  zugelassen,  vielfach 
sogar  amtliche  Fahndung  durch  die  Polizeiorgane  angeordnet.    Wurde  der 
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Verhaftete  dem  Gericht  vorgeführt,  so  konnte  er  im  Wege  der  tJber- 
siebenung  (sei  es  durch  den  Verletzten  oder  dnroli  den  Richter)  als  schäd- 
licher Mann  überführt  und  sofort  verurteilt  werden. 

Die  seit  dem  14.  Jahrhundert  aus  den  romanischen  Ländern  ein- 
geführte Folter  diente  bei  handhafter  That  wie  bei  bösem  Leumund  viel- 
fach als  Ersatz  der  Übersiebenung,  namentlich  seit,  entgegen  dem  älteren 
Bechte,  nicht  bloß  das  gerichtliche  Geständnis,  sondern  auch  die  außer- 
gerichtlich (auf  peinliche  Frage)  erfolgte  urgikt  als  ausreichender  Beweis 
für  die  Verurteilung  angesehen  wurde.  Schließlich  kam  man  in  den  Städten 
dahin,  überhaupt  von  Geständnissen  und  formellen  Beweismitteln  abzu- 
sehen, wenn  die  Mehrheit  des  Bates  sich  durch  einen  formlosen  inquisi- 
torischen Schädlichkeitsbeweis  überzeugt  hatte,  daß  der  Angeschuldigte 
für  einen  schädlichen  Mann  zu  erachten  sei'^  Der  darüber  ausgestellte 
Leumundsbrief  bildete  eine  ausreichende  Grundlage  zur  Verurteilung  des- 
selben im  Hauptverfahren.  So  endigte  eine  von  Hause  aus  gesunde  und 
durch  die  Umstände  gebotene  Entwickelung  mit  einer  jedem  Bechtsgefühl 
hohnsprechenden  Entartung. 

•♦  Ähnlich  die  „stillen  Wahrheiten"  der  niedorl&ndischen  Gerichte.  Vgl. 
FoCKEMA  Andreas  85  ff. 


Vierte  Periode, 
Die  Neuzelt. 


Neue  und  vollstfindige  Sammlung  der  Reichsabschiede,  4  Teile,  1747  (hftufig 
angeführt  nach  dem  Verleger  Koch  oder  den  Herausgebern  Sbnckbnberg  u.  Schm ausb, 
ungehörigerweise  auch  unter  dem  Namen  von  Olenechlager).  Kluokhobm  u.  Wrede, 
Deutsche  Reichstagsakten,  jüngere  Reihe,  2  Bde,  1893—96. 

EiCHHORK,  St-  u.  RG.  4,  1844.  y.  Daniels,  Handbuch  2,  2  S.  281  ff.  8, 
S.  1—256.  520.  Ranke,  Deutsche  Geschichte  im  Zeitalter  der  Reformation,  6  Bde, 
1882;  Zur  deutschen  Geschichte,  vom  Religionsfrieden  bis  zum  30jährigen  Kriege', 
1874.  Janssen,  Geschichte  des  deutschen  Volkes  seit  dem  Ausgange  des  Mittel- 
alters, 6  Bde,  1879—88.  Lamprbcht,  Deutsche  Geschichte  5,  1894—1895.  Bach- 
MAKN,  Deutsche  Reichsgeschichte  unter  Friedrich  lU.  und  Max  I.,  2  Bde,  1884—94. 
V.  Kraus,  Deutsche  Geschichte  im 'Ausgange  des  Mittelalters,  im  Erscheinen. 
Ulmamn,  Kaiser  Maximilian  I.,  2  Bde,  1884—91.  Cornelius,  Ober  die  deutschen 
Einheitsbestrebungen  im  16.  Jh.,  1862.  Gothein,  Politische  und  religiöse  Volks- 
bewegungen vor -der  Reformation,  1878.  Baumq arten,  Geschichte  Karls  V.,  2  Bde, 
1885 — 88.  V.  Bezold,  Geschichte  der  deutschen  Reformation,  1890.  Eoelhaaf, 
Deutsche  Geschichte  im  16.  Jh.,  2  Bde,  1889—92.  Ritter,  Deutsche  Geschichte 
im  Zeitalter  der  Gegenreformation  und  des  30jährigen  Krieges,  2  Bde,  1889—95. 
A.  Schulte,  Markgraf  Ludwig  Wilhelm  von  Baden,  2  Bde,  1892.  Erdmannsdörffer, 
Deutsche  Geschichte  von  1648—1740,  2  Bde,  1892—93.  v.  Zwiedinbck-Südenhorst, 
Deutsche  Geschichte  im  Zeitraum  der  Gründung  des  preußischen  Königtums,  2  Bde, 
1890—94.  Koser,  König  Friedrich  d.  Gr.  1,  1893.  Oncken,  Zeitalter  Friedrichs 
d.  Großen,  2  Bde,  1880—82;  Zeitalter  der  Revolution,  des  Kaiserreichs  und  der  Be- 
freiungskriege, 2  Bde,  1884 — 87.  'Haussbr,  Deutsche  Geschichte  vom  Tode  Friedrichs 
des  Großen  bis  Eur  Gründung  des  deutschen  Bundes',  4  Bde,  1861 — 63.  Giebke, 
G^nossenschaftsrecht  l,  638  ff.  R.  Ehrenberg,  Zeitalter  der  Fugger,  Geldkapital 
und  Kreditverkehr  im  16.  Jh.  1,  1896. 

Pütter,  Historische  Entwickelung  der  heutigen  Staatsverfassung  des  deutschen 
Reichs',  3  Bide,  1798—99.  v.  Buchwald,  Gesellschaftsleben  im  endenden  Mittel- 
alter, 2  Bde,  1886—87.  Bremer,  Franz  von  Sickingens  Fehde  gegen  Trier  und  ein 
Gutachten  Cantiunculas,  1885. 

Berqhaus,  Deutschland  vor  hundert  Jahren,  2  Bde,  1859—60;  Deutschland 
vor  fünfzig  Jahren,  8  Bde,  1861—62.    Büschino,  Erdbeschreibung  ^  5—9  (1789—92). 

Perthes,  Das  deutsche  Staatsleben  vor  der  Revolution,  1845;  Politische  Zu- 
stände und  Personen  in  Deutschland  zur  Zeit  der  franz.  Herrschaft,  2  Bde,  1861—69. 

SoHMOLLER,  ZuT  Gcschichte  der  nationalökonomischen  Ansichten  in  Deutsch- 
land während  der  Reformationsperiode,  Zeitpchr.  f.  Staatswissensch.  16,  461  ff. 
Hahsbr,  Deutschland  nach  dem  30jährigen  Ejriege,  1862.  v.  iNAXA-STERNEaa,  Die 
Volkswirtschaft!.  Folgen  des  30jährigen  Krieges,  Hist  Taschenbuch  1864.  Gothein, 
Die  oberrheinischen  Liande  vor  u.  nach  dem  30jährigen  Kriege,  ZGO.  40,  Iff.*^ 
Ein  Colloquium  von  etlichen  Reichstagspunkten,  1893. 
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Erstes  Kapitel. 
Die  allgemeinen  Verhältnisse. 

§  64.    Das  Reichsgebiet 

U.  CoNRiNO,  De  finibas  imperii  Gennanici,  1654.  Sprünbr-MemkE|  HaüdaÜas, 
Blatt  43—47,  VorbemerkangeD  S.  17.  27.  30  ff.  v.  Lancizolle,  Übersicht  d.  deutsch. 
Reichsstandschafts-  und  Territorial  Verhältnisse ,  1880.  Ebdhamnsdöbffeb,  a.  a.  O. 
1,  28  ff.  404  ff.  654  ff.  658  ff.  A.  Schulte,  a.  a.  0.  1,  455  ff.  v.  Daniels,  Handbach 
4,  520  ff. 

Die  Schweizer  Eidgenossenschaft,  die  dem  Beichskammergerichte  die 
Anerkennung  verweigerte  und  sich  seit  1495  thatsachlich  nicht  mehr  als 
zum  Eeiche  gehörig  betrachtete,  schied  durch  den  westfälischen  Frieden 
auch  rechtlich  aus  dem  Reichsverbande  aus^  Frankreich  erwarb  durch 
deu  westßllischen  Frieden  die  schon  1552  in  Besitz  genommenen  Bis- 
tümer Metz,  Toni  und  Yerdun  nebst  der  Reichsstadt  Metz,  sodann  den 
habsbnrgischen  Besitz  im  Elsaß  und  die  Landvogtei  über  zehn  im  Elsaß 
belegene  Reichsstädte*.  Die  auf  Grund  gewaltsamer  Auslegung  an  diese 
Abtretungen  geknüpften  „Reunionen'^  Ludwigs  XIY.  brachten  das  ganze 
Elsaß  an  Frankreich,  das  sich  1681  ohne  jeden  Rechtstitel  auch  in  den 
Besitz  der  Reichsstadt  Straßburg  setzte  *und  durch  den  Ryswiker  Frieden 
von  1697  die  Anerkennung  seines  Raubes  erhielt®.  Die  Herzogtümer 
Bar  und  Lothringen  wurden  1735  an  Frankreich  abgetreten  und  gelangten 
1766  endgültig  in  dessen  Besitz^.  Der  gesamte  burgundische  Kreis  kam 
nach  dem  Tode  Karls  Y.  an  die  spanische  Linie  des  habsburgischen 
Hauses,  wodurch  seine  Yerbindung  mit  dem  Reiche  wesentlich  gelost 
wurde.  Durch  die  Losreißung  der  sieben  nördlichen  niederländischen 
Provinzen  von  Spanien  entstand  1581  die  Republik  der  Yereinigten  Nieder- 
lande (die  sog.  Generalstaaten),  die  sich  nicht  mehr  als  Teil  des  Reiches 
betrachteten  und  durch  den  westfälischen  Frieden  in  ihrer  internationalen 
Selbständigkeit  anerkannt  wurden,  während  die  spanischen  Niederlande 
nach  dem  Aussterben  der  spanischen  Linie  durch  den  Rastadter  Frieden 
(1714)  an  das  Haus  Österreich  zurückkehrten,  das  aber  auf  wichtige  Teile 
derselben  und  die  Freigrafschaft  zu  Gunsten  Frankreichs  verzichten  mußte. 
Schweden  erhielt  durch  den  westfälischen  Frieden  Yorpommem  und 
Rügen,  Wismar  und  die  Bistümer  Bremen  und  Yerden,  doch  schieden 
die  schwedischen  Abtretungen  nicht  aus  dem  Reichsverbande  aus,  da  die 


»  JPO.  Art.  6.    Vgl.  Ulmann,  a.  a.  0.  1,  649—803. 

»  JP.  Munster.  §§  73  f.  87. 

'  Fax  Ryswic.  Art  4.  16  f.  (N.  Samml.  4,  165.  167).  Die  Reichsstadt  MQl- 
hausen,  seit  1515  im  Bunde  mit  der  Eidgenossenschaft,  wurde  erst  1798  von  Frank- 
reich einverleibt. 

*  N.  Samml.  4,  420.  Ygl.  Fitte,  Das  staatsrechtl.  Yerhftltnis  des  Henogtoms 
Lothringen  zum  deutschen  Reich  seit  1542  (Beiträge  zur  Landes-  und  Yolkeskunde 
von  £lB.-Lothr.  14,  1891). 
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Krone  Schweden  sie  vom  Kaiser  als  Beichslehen  empfing  und  als  Beichs- 
stand  Sitz  und  Stimme  im  Reichstage  erhielte 

Die  französischen  Erwerbungen  waren  ausdrücklich  unter  Vorbehalt 
der  in  den  abgetretenen  Gebieten  bestehenden  Rechte  deutscher  Reichs- 
stande erfolgt,  doch  sahen  sich  die  letzteren,  soweit  sie  von  den  Reunionen 
verschont  blieben,  im  Laufe  der  Zeit  sämtlich  genötigt,  für  ihre  in  dem 
Machtbereiche  Frankreichs  belegenen  Besitzungen  die  Oberlehnsherrlich- 
keit  des  französischen  Königs  anzuerkennen,  wofür  ihnen  seitens  des 
letzteren  die  ungestörte  Ausübung  ihrer  Herrschaft  ausdrücklich  zugesichert 
wurde*.  Nachdem  die  französische  Revolutionsgesetzgebung  (1789 — 90), 
rücksichtslos  über  diese  Rechte  hinweggehend,  die  Einverleibung  der  frag- 
lichen Gebiete  in  Frankreich  dekretiert  hatte,  kam  es  1792  zu  dem 
Revolutionskriege,  dessen  kläglichen  Ausgang  der  Luneviller  Friede 
(9.  Februar  1801)  bildete.  Durch  denselben  wurde  das  gesamte  linke 
Rheinufer  an  Frankreich  abgetreten,  den  dadurch  benachteiligten  Dynastien 
aber  eine  Entschädigung  durch  die  Mediatisierung  nichterblicher  Territorien 
und  Städte  in  Aussicht  gestellt,  zu  deren  Ausführung  der  Reichstag  eine 
außerordentliche  Deputation  einsetzte.  Der  von  dieser  verfaßte  Entwurf 
oder  „Hauptschluß"  wurde  dem  Reichstage  am  23.  Dezember  1802  seitens 
des  Kaisers  zur  Beschlußfassung  unterbreitet  und  nach  einigen  Verände- 
rungen seitens  des  ersteren  am  24.  März  1803  zum  Reichsgutachten  er- 
hoben. Die  kaiserliche  Bestätigung  erfolgte  am  27.  April;  nur  gegen  die 
Beschlüsse  über  die  neue  Stimmenverteilung-  im  Beichstage  Jiatte  der 
Kaiser  sein  Veto  eingelegt.  Das  Gesetz  behielt  die  Bezeichnung  „Reichs- 
deputaüonshauptschluß^'  (RDHSchl.);  es  hat  die  dauernde  Grundlage  für 
die  weitere  Territorialgestaltung  innerhalb  des  Reiches  abgegeben. 

Die  wenigen  oberhoheitlichen  und  lehnsherrlichen  Rechte,  die  dem 
Kaiser  bis  dahin  noch  über  Italien  verblieben  waren,  wurden  durch 
Art.  11 — 13  des  Luneviller  Friedens  zu  Gunsten  der  von  Napoleon  er- 
richteten italienischen  Freistaaten  vollends  aufgehoben. 

Den  Ungeheuern  Gebietsverlusten  des  Reiches  im  Westen  standen 
gewisse  Gebietserweiterungen,  wenn  auch  nicht  des  Reiches,  so  doch  der 
beiden  bedeutendsten  Reichsstände  im  Osten  gegenüber.     Der  deutsche 


*  JPO.  Art.  10.  Durch  den  Stockholmer  Frieden  von  1720  wurde  Vor- 
pommern bis  zur  Peene  (sog.  Altvorpommem)  an  Preußen  abgetreten,  so  daß 
Schweden  hier  auf  Neuvorpommern  und  Rügen  beschränkt  blieb. 

•  Würtemberg  besaß  die  Grafschaften  Mömpelgard  und  Horbur^;  Pfalz-Zwei- 
brücken die  Grafschaften  Rappoltstein  und  Lützelstein  nebst  den  Ämtern  Bisch- 
weiler und  Sulz;  Hessen-Darmstadt  die  Grafschaft  Hanau-Lichtenberg  und  Herr- 
schaft Ochsenstein;  Baden  das  Amt  Beinheim  und  die  luxemburgische  Herrschaft 
Rodemachern;  Wied  die  Grafschaft  Kriechingen;  Nassau  einen  Teil  der  Grafschaft 
Saarwerden  und  die  Vogtei  Drülingen.'  Dazu  kamen  die  Grafschaft  Salm  mit  der 
Herrschaft  Diemeringen,  die  Abteien  Weißenburg  und  Münster,  die  Stifter  Murbach 
und  Romainmoutier,  die  Deutschordensballeien  Elsaß  und  Lothringen,  endlich  Be- 
sitzungen und  Gerechtsame  der  Bischöfe  von  Straßburg,  Speier  und  Basel.  Vgl. 
Die  alten  Territorien  des  Elsaß  nach  dem  Stande  von  1648,  Straßburg  1896. 
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Orden  hatte  in  den  mit  Polen  abgeschlossenen  Friedensvertaragen  Ton 
Thom  (1411)  und  Nessau  (1466)  nur  seine  altpreußischen  Eroberungen  im 
Osten  der  Weichsel,  und  auch  diese  nur  unter  Anerkennung  der  polnischen 
Lehnshoheity  zu  behaupten  vermocht,  während  das  ganze  übrige  Ordens- 
land (Culmer-,  Marienburger-  und  Ermland,  das  Danziger  Gebiet  und  alle 
Oebiete  links  der  Weichsel)  als  Polnisch-Preußen  in  unmittelbar  polnischen 
Besitz  gelangtet  Nachdem  der  Ordensmeister  Albrecht  von  Brandenburg 
sich  der  evangelischen  Lehre  angeschlossen  hatte,  verwandelte  er  den  bis- 
herigen Ordensstaat  mit  Zustimmung  seines  Lehnsherrn  und  der  meisten 
Ordensritter  in  ein  weltliches,  von  Polen  lehnrühriges  Herzogtum  Preußen 
(1525),  das  nach  dem  Aussterben  des  herzoglichen  Hauses  (1618)  kraft 
einer  1569  erfolgten  Mitbelehnung  auf  das  Kurhaus  Brandenburg  über- 
ging®. Durch  den  Wehlauer  Vertrag  von  1657,  bestätigt  durch  den 
Frieden  von  Oliva  (1660),  verzichtete  der  König  von  Polen  auf  seine 
Lehnsherflichkeit  und  erkannte  den  Kurfürsten  von  Brandenburg  als  un- 
umschränkten Herrn  des  souveränen  Herzogtums  Preußen  an.  Noch  in 
demselben  Jahre  ^erhielt  der  große  Kurfürst  die  Herrschaften  Lauenburg 
und  Bütow  von  Polen  zu  Lehn,  die  Starostei  Draheim  zu  Pfandrecht 
Auf  Grund  seines  souveränen  preußischen  Besitzes  nahm  Kurfürst  Fried- 
rich III.  den  Titel  „König  in  Preußen'^  an.  Die  Krönung  wurde  am 
18.  Januar  1701  zu  Königsberg  vollzogen®. 

Als  Teil  der  oranischen  Erbschaft  gelangte  1 707  die  6rafischaft  Neuen- 
bürg (Neuchätel)  samt  Herrschaft  Yalengin  in  preußischen  Besitz. 

Die  schlesischen  Herzogtümer,  die  mit  dem  Beiche  bis  dahin  nur 
nüttelbar  (als  Lehen  der  Krone  Böhmen)  verbunden  gewesen  und  später 
seitens  des  österreichischen  Hauses  gegenüber  den  preußischen  Erban- 
sprüchen als  heimgefallene  Lehen  behandelt  worden  waren,  wurden  nach 
dem  ersten  schlesischen  Kriege  durch  den  Berliner  Frieden  (1742)  bis 
auf  das  Fürstentum  Teschen  nebst  Troppau  (österreichisch  Schlesien)  mit 
Preußen  verbunden.  Ebenso  die  Grafschaft  Glatz.  Alle  lehnsherrlichen 
Rechte,  die  der  Krone  Böhmen  von  alters  her  an  diesen  und  einigen 
anderen  preußischen  Landesteilen  zugestanden  hatten,  wurden  durch  den- 
selben Vertrag  aufgehoben. 


^  Die  Aufnahme  des  Deutschordens  in  den  Reichsverband  (Augsburger  RA. 
von  1500,  N.  Samml.  2,  83,  vgl.  Ulmakn,  a.  a.  0.  2,  510  ff.)  hatte  eine  praktische 
Bedeutung  nur  für  die  innerhalb  der  alten  Reichsgrenzen  belegenen  Besitzungen 
des  Ordens.  Der  Orden  der  Schwertbrüder  in  Kur-,  Lief-  und  Estland,  seit  1513 
unter  einem  selbstge wählten  Heer-  oder  Herrenmeister,  löste  sich  1561,  von  Rußland 
bekriegt  und  vom  Reiche  im  Stiche  gelassen,  auf.  Rußland  behielt  das  eroberte 
Dorpat,  Estland  kam  an  Schweden,  die  Insel  Ösel  an  Dänemark,  Liefland  mit 
Riga  an  Polen,  Kurland  mit  Samogitien  nahm  der  letzte  Heermeister  als  erbliches 
Herzogtum  von  der  Krone  Polen  zu  Lehn.    Vgl.  Ritteb,  a.  a.  0.  1,  241  ff. 

^  Die  Besitzungen  des  Ordens  innerhalb  des  Reiches  wurden  dem  katholisch 
verbliebenen  Teile  der  Ordensritter  unter  einem  neuen  Oberhaupte,  dem  Hoch- 
und  Deutschmeister,  der  seinen  Sitz  zu  Mergentheim  aufschlug,  vorbehalten. 

9  y^l.  Erdha»kbi>örff£B,  a.  a.  0.  2,  119  ff. 
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Durch  die  erste  Teilung  Polens  (1772)  erwarb  Preußen  die  1411  und 
J466  an  Polen  verloren  gegangenen  preußischen  Ordenslande  (Westpreußen, 
Ermland,  Gulmerland,  Elbing)  und  den  Netzedistrikt  (Teile  der  Wojwod- 
schaften  Posen,  Onesen  und  Ino^raclaw).  Danzig  und  Thorn  blieben 
noch  bei  Polen.  Die  Lehnsherrlichkeit  der  polnischen  Erone  über  Lauen- 
burg und  Bütow,  ihr  Pfandlöserecht  an  der  Herrschaft  Draheim  und  das 
früher  Torbehaltene  eventuelle  Heimfallsrecht  an  dem  Herzogtnme  Preußen 
wurde  aufgehoben.  Der  König  nahm  nach  Ratifikation  der  Abtretungen 
durch  den  polnischen  Reichstag  statt  des  bisherigen  Titels  ,,Eönig  in 
Preußen"  den  Titel  „König  von  Preußen"  an.  Die  zweite  Teilung  Polens 
(1793)  brachte  die  Städte  Thorn  und  Danzig  sowie  den  größten  Teil  von 
Großpolen  in  preußischen  Besitz.  Die  so  erworbenen  Gebiete  erhielten 
den  Namen  „Südpreußen".  Die  dritte  polnische  Teilung  (1795—1797) 
fugte  Warschau  und  die  Gebiete  Neu-Ostpreußen  und  Neu-Schlesien  hinzu, 
doch  gingen  diese  Erwerbungen  samt  einem  Teile  von  Südpreußen  durch 
den  Tikiter  Frieden  (1807)  wieder  verloren. 

Osterreich  hatte  durch  die  erste  polnische  Teilung  ganz  Galizien  und 
Lodomerien  erworben,  sich  aber  von  der  zweiten  Teilung  femgehalten. 
Bei  der  dritten  Teilung  nahm  es  das  sog.  Neugalizien  bis  zum  Bug,  hat 
davon  aber  nur  das  Krakauer  Gebiet  behalten,  während  das  übrige  später 
an  Rußland  verloren  ging.  Das  Fürstentum  Bukowina  gelangte  1775  in 
österreichischen  Besitz. 

§  65.    Die  Reichsreform. 

ÜLMANN,  a.  a.  0.  1,  292—403.  2,  1  ff.  76  ff.  259  ff.  561  ff.  Höflee,  Über  die 
politische  Reformbewegang  in  Deutschland  im  15.  Jahrhundert  und  den  Anteil 
Baierns  an  derselben,  1S50.  Trbumanh,  Die  Monarchomachen ,  Darstellung  der 
revolutionären  Staatslehren  des  16.  Jahrhunderts,  1895. 

Das  elende  Begiment  eines  Sigmund  hatte  es  im  Reiche  jedem  klar 
gemacht,  daß  es  so  nicht  weiter  gehen  konnte.  Der  kraftige  Reform- 
anlanf  in  dem  Nürnberger  Landfrieden  Albrechts  IL  von  1438^,  der 
bereits  auf  der  Kreisverfassnng  beruhte,  eine  allseitige  Verbesserung  der 
Rechtspflege  anstrebte  und  die  Fehde  dauernd  zu  beseitigen  suchte,  hatte 
wegen  des  frühen  Todes  des  vielversprechenden  Königs  keinen  Erfolg. 
Von  einem  schwachen  und  indolenten  Herrscher  wie  Friedrich  IIL  war 
nichts  zu  hoffen.  Beformvorschlage  kamen  von  den  verschiedensten  Seiten, 
so  von  dem  späteren  Kardinal  Nicolaus  Cusanus  (von  Kues  an  der  Mosel) 
in  seiner  1433  vollendeten  Schrift  „De  concordantia  catholica"*,  von  Herzog 
Ludwig  dem  Beichen  von  Baiem  (t  1479)  durch  die  Feder  des  Dr.  Martin 
Meier'  und,  in  revolutionärer  Weise,  in  der  sogenannten  „Beformation  des 
Kaisers  Sigmund"  von  einem  angeblichen  Priester  Friedrich  von  Lantnau^ 

1  N.  Sammlung  1,  154  ff.  164  ff. 

"  Vgl.  Deutsche  Biographie  4,  655  ff.  (Prantl).    Siegel,  RG.'  119  f. 

*  Bei  HöPMR,  a.  a.  0.  87  ff. 

*  Herausgegeben  und  erläutert  von  Böhk  (1876),  der  den  Schwaben  Friedrich 
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Markgraf  Albrecht  Achilles  von  Brandenburg  erklärte  die  Beform  des 
Friedens,  des  Gerichts  und  Münzwesens  für  eine  Lebensfrage  des  Beiches. 
Die  ersten  Beformversnche  wurden  auf  den  Reichstagen  von  1486  und 
1487  gemacht,  brennend  wurde  die  Frage  aber  erst  nach  dem  Regierangs- 
wechsel (1493).  Die  Persönlichkeit  und  staatsmännische  Richtung  Maxi- 
milians L  bot  den  Ständen  keine  Gewähr  einer  Reform  von  oben  herab. 
Es  kam  darauf  an,  kühn  mit  der  von  der  geschichtlichen  Entwickelung 
beseitigten  Idee  des  monarchischen  Einheitsstaates  zu  brechen  und  sich 
auf  den  Boden  eines  aristokratischen  Bundesstaates  zu  stellen.  Die  Seele 
dieser  Bestrebungen,  welche  die  Verhandlungen  des  Wormser  Reichstages 
vom  26.  März  bis  7.  August  1495  erfüllten,  war  Berthold  von  Henneberg, 
Kurfürst  von  Mainz,  dem  mit  Ausnahme  der  Herzoge  von  Baiem  fost 
alle  Reichsstände  zur  Seite  traten,  während  der  König  sich  nur  wider- 
strebend um  der  ihm  notwendigen  Reichssteuern  willen  eine  Reform  nach 
der  andern  abdringen  ließ.  Was  auf  dem  Reichstage  zustande  kam,  war 
die  Einsetzung  des  Reichskammergerichts  und  das  Verbot  jeglicher  Fehde 
und  Eigenmacht  auf  ewige  Zeiten.  Wer  einen  Rechtsanspruch  zu  haben 
vermeinte,  sollte  denselben  fortan  bei  Strafe  der  Reichsacht  nur  im  Wege 
Rechtens  verfolgen*.  Der  Plan,  die  gesammte  unmittelbare  Reichsver- 
waltung dem  Könige  zu  entwinden  und  in  die  Hände  eines  ständischen 
Reichsrates  von  17  Mitgliedern,  von  denen  der  König  nur  den  Vor- 
sitzenden ernennen  sollte,  zu  legen,  mußte  wegen  Widerspruches  des 
Königs  aufgegeben  werden.  Statt  dieser  „Ordnung'^  beschränkte  man  sich 
auf  die  Festsetzung  einer  bloßen  „Handhabung^'  des  Landfriedens,  durch 
die  Bestimmung,  daß  der  gesamte  Reichstag  alljährlich  zu  Ostern  in 
Frankfurt  zusammentreten  solle,  um  in  Verbindung  mit  dem  Reichs- 
kammergericht die  Durchführung  des  Landfriedens  und  die  Verwendung 
der  bewilligten  Reichssteuem  zu  überwachen  und  für  die  Vollstreckung 
der  Kammergerichtsurteile  zu  sorgend  Diese  periodische  Reichsver- 
sammlung ist  nie  ins  Leben  getreten,  statt  ihrer  begnügte  sich  die 
schließliche  Reform  mit  der  Einrichtung  der  Kreisverfassung,  nach- 
dem sich  das  Reichsregiment  auf  die  Dauer  nicht  als  durchführbar  er- 
wiesen hatte. 


Reiser  für  den  Verfasser  hält  Vgl.  v.  Bezold,  Münch.  SB.  1884,  S.  586  ff.  Kobhnb, 
N.  Arch.  23,  689  ff.  Aus  dem  Anfange  des  16.  Jahrhunderts  besitzen  wir  eine 
leidenschaftliche  Reformschrift  eines  unbekannten  oberrheinischen  Verfassers,  der 
1488  geboren  war  Juristische  Bildung  empfangen  und  bereits  dem  Kaiser  Friedrich  III. 
wiederholte  Reformvorschläge  unterbreitet  hatte.  Ausgabe  und  Kommentar  von 
H.  Haupt,  Ein  oberrheinischer  Revolutionär  a.  d.  Zeitalter  Maximilians  I.,  Westd. 
Zeitschr.,  Erg.-Band  8,  1893.    Vgl.  Schröder,  Deutsche  Kaisersage  (1893)  26.  33. 

*  Wie  wenig  dieses  im  JPO.  Art  17,  S  7  wiederholte  Verbot  der  Fehde  that- 
sächlich,  bei  der  geringen  Fürsorge  für  Kecht  und  Gerechtigkeit,  durchzusetzen 
vermochte,  zeigt  u.  a.  Bremer,  Franz  von  Sickingens  Fehde  gegen  Trier  und  ein 
Gutachten  Cantiunculas  über  die  Rechtsansprüche  der  sickingischen  Erben,  1885. 
Vgl.  V.  Below,  Landtagsakten  von  Jülich-Berg  1,  113  ff. 

«  N.  Samml.  2,  11  f. 
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§  66.    Die  Rezeption  der  fremden  Reclite. 

Siegel,  RG.'  103  ff.  Stobbb,  Rechtsqu.  1,  609—655.  2,  1^142:  Kr.  VJSchr. 
11,  Iff.  (Bei  beiden  reiche  Litteraturangaben.)  Rbtscher,  ZDR.  9,  337  ff.  Las- 
PETBEs,  ebd.  6,  1  ff.  C.  A.  Schmidt,  Die  Rezeption  des  römischen  Rechts  in  Deutsch- 
land, 1868.  Arnold,  Studien  z.  deutsch.  Kulturgeschichte  (1882),  301  ff.  Modder- 
MANK,  Rezeption  des  romischen  Rechts,  a.  d.  Holländischen  übers,  u.  mit  Zusätzen 
verseh.  v.  K.  Schulz,  1875.  Franklin,  Beiträge  z.  Q.  d.  Rezeption  des  römischen 
Rechts,  1863.  v.  Duhn,  Deutschrechtliche  Arbeiten  (1877),  57  ff.  Stölzel,  Ent- 
wickelungdes  gelehrten  Richtertums  in  deutschen  Territorien,  2  Bde,  1872.  Stint- 
ziNO,  Kr.  VJSchr.  6,  557  ff.;  (beschichte  der  deutschen  RW.  1,  1880.;  Gesch.  d. 
populären  Litteratur  des  röm,-kanon.  Rechts  in  Deutschland,  1867;  Uh-ich  Zasius, 
1857;  Hugo  Donellus  in  Altdorf  (Erlanger  Festschr.  f.  v.  Wächter,  1869);  Zur  Ge- 
schichte des  römischen  Rechts  in  Deutschland,  Hist  Zeitschr.  29,  408  ff.  Böblau, 
Kr.  VJSchr.  23,  525  ff.  26,  1  ff.  Muther,  Zur  Gesch.  d.  röm. -kanonischen  Prozesses 
in  Deutschland,  1872  (Rostocker  Festschrift  für  v.  Wächter);  Römisches  u.  kanon. 
Recht  im  deutschen  Mittelalter,  1871;  Zur  Quellengeschichte  des  deutschen  Rechts, 
ZRG.  4,  380  ff.  9,  50  ff.;  Zur  Geschichte  der  Rechtswissenschaft  u.  der  Universitäten 
in  Deutschland  (Gesammelte  Aufsätze,  1876).  Kühthann,  Die  Romanisierung  des 
Civilprozesses  in  der  Stadt  Bremen  (Gierke,  Untersuchungen  86);  Die  Statuta 
reformata  und  der  Codex  glossatus,  97  ff.  Ott,  Beitr.  z.  Rezepüonsgeschichte  des 
röm.-kanon.  Prozesses  in  den  böhmischen  Ländern,  1897.  Hassenpflüo,  Die  erste 
Kammergerichtsordnung  Kurbrandenburgs,  1895.  Karlowa,  Über  die  Rezeption 
des  römischen  Rechts  in  Deutschland,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Kurpfalz 
(Heidelb.  Rekt-Rede  1878).  Laband,  Über  die  Bedeutung  der  Rezeption  des  röm. 
R.  für  das  deutsche  Staatsrecht  (Straßb.  Rekt-Rede,  1880).  Sohu,  Fränkisches 
Recht  und  römisches  Recht,  ZRG.  14,  70  ff.;  Die  deutsche  Rechtsentwickelung  und. 
die  Kodifikationsfrage,  Zeitschr.  f.  Priv.-  und  off.  Recht  1,  245  ff.  Reqelsbbroer, 
Pandekten  1 ,  3  ff.  Kaufmann,  Geschichte  der  deutschen  Universitäten  1 ,  75  ff. 
2,  478.  Stamhlbr,  Das  Recht  des  Breidenbachcr  Grundes  (Gierke,  Unters.  12). 
Kbusoh,  Eintritt  gelehrter  Räte  in  die  braunschw.  Staatsverwaltung,  Zeitschr.  d. 
hist.  Ver.  f.  Niedersachsen  91,  60  ff.  ELraut,  Grundriß»,  §  13.  v.  Savigny,  Gesch. 
d.  röm.  Rechts  im  Mittelalter  (S.  7).  Schaffner,  Das  römische  Recht  in  Deutsch- 
land während  des  12.  und  1^.  Jahrhunderts,  1859.  Schuh,  ZRG.,  rom.  Abt. 
24,  304 ff.  Laspetres,  ZRG.  6,  Iff.  Kohler,  Beiträge  z.  Gesch.  d.  röm.  R.  in 
Deutschi.,  1896. 

Die  Aufnahme  der  fremden  Rechte  in  den  deutschen  Gerichten  hat 
sich  ähnlich  wie  die  der  ßechtfibücher  im  Wege  gewohnheitsreohtlicher 
Entwickelung  vollzogen,  nur  ist  nicht  wie  dort  das  Volk,  sondern  aus- 
schließlich der  Juristenstand  Träger  dieser  Entwickelung  gewesen.  Die 
Wissenschaft  unterscheidet  die  theoretische  Rezeption,  d.  h.  die  allmähliche 
Ausbildung  der  Überzeugung,  daß  dem  römischen  Rechte  subsidiäre 
Geltung  zukomme,  und  die  praktische  Rezeption  oder  die  wirkliche  Durch- 
führung dieser  Überzeugung  im  praktischen  Rechtsleben.  Die  theoretische 
Rezeption  war  vornehmlich  staatsrechtlicher  Natur.  Sie  reicht  in  ihren 
Anfängen  bis  auf  die  Zeit  Ottos  III.  zurück,  unter  dem  sich  zuerst  die 
äpäter  zu  einem  festen  Dogma  gewordene  Auffassung  geltend  machte,  daß 
das  mittelalterliche  Kaisertum  eine  Fortsetzung  des  alten  römischen 
Reiches  sei.  Die  deutschen  Könige,  auch  solche,  die  wie  Rudolf  I.  die 
Eaiserwürde  nicht  erworben  hatten,  betrachteten  sich  als  Rechtsnachfolger 
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der  römischen  Imperatoren  und  tragen  kein  Bedenken,  sich  in  ihren 
italienischen  Händeln  und  hofgerichtlichen  Entscheidungen  auf  das  rö- 
mische Recht  zu  berufen.  Als  „Kaiserrecht''  oder  ^^der  Kaiser  geschriebenes 
Recht''  bezeichnete  die  Terminologie  des  Mittelalters  nicht  bloß  die  deut- 
schen Reichsgesetze  und  was  man,  wie  die  Rechtsböcher,  dafür  hielt, 
sondern  auch  das  Corpus  iuris  Justinians.  Friedrich  I.  ließ  zwei  seiner 
Gesetze  durch  die  Universität  Bologna  als  Authenticae  in  den  Codex  auf- 
nehmen \  dasselbe  geschah  seitens  Friedrichs  IL  in  betreff  seines  römischen 
Gesetzes  von  1220*  und  Heinrichs  VII.  hinsichtlich  seines  Ketzergesetzes 
von  1312  ^  Es  beruhte  auf  demselben  Gedanken ,  wenn  man  sich  in 
Italien  seit  dem  13.  Jahrhundert  daran  gewöhnte,  das  lombardische  Lehn- 
rechtsbuch wegen  der  darin  enthaltenen  Reichsgesetze  als  einen  Anhang 
der  justinianischen  Novellen  (decima  coUatio  Novellarum)  anzusehen,  und 
wenn  die  dazu  verfaßte  Glossa  ordinaria  des  Jacobus  Columbi  von  dem- 
selben Accursius,  der  die  Glosse  des  Corpus  iuris  zum  Abschlüsse  brachte, 
einer  Bearbeitung  unterzogen  wurde*.  Auch  ihm  war  das  Lehnrechts- 
buch ein  integrierender  Teil  des  Corpus  iuris,  die  Lehnrechtsglosse  ein 
Bestandteil  des  litterarischen  Apparates  zu  den  Rechtsbüchern  Justinians. 

Am  schärfsten  trat  die  romanisierende  Richtung  bei  Karl  IV.  hervor: 
er  gründete  die  Universiät  Prag,  sein  Entwurf  eines  böhmischen  Land- 
rechts (Maiestas  Carolina)  war  reich  an  römischrechtlichen  Ausdrücken 
und  Redewendungen,  in  der  Goldenen  Bulle  übertrug  er  die  römischen 
Bestimmungen  von  der  Majestätsbeleidigung  auf  die  Kurfürsten  (S.  746), 
das  überwiegend  für  römischrechtliche  Verfügungen  des  Herrschers  be- 
stimmte Amt  des  Hofpfalzgrafen  (S.  481)  wurde  unter  ihm  von  Italien 
nach  Deutschland  verpflanzt. 

Mit  der  Neigung  der  deutschen  Könige,  sich  auf  das  römische  Recht 
zu  stützen,  hing  ihr  lebhaftes  Interesse  für  die  Universitäten  zusammen  ^ 
War  früher  die  Hof  kapeile  die  eigentliche  Pflanzschule  für  die  Diplomatie 
gewesen  (S.  483),  so  ging  diese  Aufgabe  seit  der  Gründung  Bolognas  auf 
die  italienischen,  seit  dem  14.  Jahrhundert  in  zunehmendem  Maße  auch 
auf  die  deutschen  Universitäten  über^     Es  war  selbstverständlich,  daß 

*  Vgl.  S.  647.  Auch  der  Reichslandfriede  von  1186  (Weiland,  Const  1,  449  ff.) 
enthielt  die  Bestimmung:  Ut  aute/tn  haee  —  —  ordinatio  omni  tempore  rata  per- 
maneat  —  — ,  eam  legibus  praedeeessorum  nosirorum  imperatorum  atque  reffwn 
iussimtis  interseri,  doch  scheint  diese  Vei'fÜgung  keine  Folge  gehabt  bu  haben. 

«  Vgl.  §  48,  n.  52.  77. 

'  MG.  Leg.  2,  355  ff, :  Et  hanc  itaque  nostre  serenitatis  constUuiionem  in  cor- 
pore  iuris  svb  debita  rubriea  volumus  inseri  et  mandamus.  Auch  diese  Bestimmung 
ist  ohne  Folge  geblieben. 

*  Vgl.  S.  664.    Laspeyhes,  Entstehung  der  Libri  feudorum  326  ff.  359  ff.  396  ff. 

*  Vgl.  S.  482,  n.  4.  G.  Kaufhakn,  Geschichte  der  deutschen  Universitäten, 
2  Bde,  1888—1896;  Die  Universitfitaprivilegicn  der  Kaiser,  Zeitschr.  f.  Gesch.-W. 
1,  118  ff.    Paülsen,  Hist.  Zeitschr.  45. 

°  Vgl.  Friedländer  u.  Malagoul,  Acta  nationis  Germanicae  universitatis  Bo- 
noniensis,  1887.  Brumker,  ZRG.  9,  250  f.  Von  den  deutschen  UniTcrsitäten  des 
14.  Jh.  wurde  Prag  1347,  Wien  1365,  Heidelberg  1386,  Köln  1389  gegründet    Der 


§  66.    Die  bezeplion  der  fremden  Rechte.  769 

die  Rechtsgelehrten,  neben  der  Idee  des  Kaiserrechtes  auch  von  der  hu- 
manistischen Begeisterung  für  das  klassische  Altertum  erfüllt,  nach 
Kräften  für  das  römische  Becht^  das  ihnen  als  Idealrecht  erschien,  Propa- 
ganda zu  machen  suchten.  In  dieser  liüchtung  bewegte  sich,  ohne  das 
deutsche  Recht  materiell  anzutasten,  die  litterarische  Thätigkeit  derSachsen- 
spiegelglossatoren  Johann  von  Buch  (8.  652.  659),  Nikolaus  Wurm(S.  644. 
658.  659.  669),  Theoderich  von  Boxdorf  (8.  653.  694  n.)  und  des  Brünner 
Stadtschreibers  Johannes  (S.  681).  Die  Notare  brachten  ihre  Rechtsgelehr- 
samkeit in  unschuldigen  Phrasen  und  römischrechtlichen  Ausdrücken  zur 
Geltung.  Größeren  Einfluß  gewannen  die  civilistisch  geschulten  Kleriker, 
teils  durch  ihre  Thätigkeit  in .  den  tief  in  die  bürgerliche  Rechtssphäre 
eingreifenden  geistlichen  Gerichten,  teils  durch  ihre  Stellung  als  Yer«? 
trauenspersonen  der  Bevölkerung,  aus  der  sich  vielfach  geradezu  eine 
romanisierende  Beichtstuhljurisprudenz  entwickelte^. 

Alle  diese  Umstände  reichten  aber  nicht  hin,  um  die  praktische  Re- 
zeption durchzuführen  Erst  gegen  Mitte  des  15,  Jahrhunderts  war  die 
Zeit  dazu  reif  geworden,  als  die  Rechtsgelehrten  nicht  nur  in  der  Be- 
ratung des  Königs,  sondern  auch  an  den  Eürstenhöfen  zu  maßgebendem 
Einflüsse  gelangt  waren.  Wie  die  Könige  sich  der  Juristen  bedient  hatten, 
um  dem  Papst  und  den  italienischen  Städten,  dann  auch  den  deutschen 
Reichsständen  gegenüber  ihre  Kronrechte  zu  verteidigen,  so  war  das 
römische  Recht  mit  der  wachsenden  Landeshoheit  mehr  und  mehr  eine 
Waffe  geworden,  die  den  Fürsten  im  Kampfe  gegen  Feudal-  und  stän- 
disches Wesen  zur  Ausbildung  einer  wahren  "Staatsgewalt  dienen  sollte. 
In  der  rechtsgelehrten  Bnreaukratie  erkannten  sie  das  beste  Mittel  zur 
Bekämpfung  des  auf  seine  ständischen  Rechte  pochenden  Adels,  auch  die 
Städte,  zumal  die  Reichsstädte,  konnten  des  juristischen  Beirates  in  allen 
publizistischen  Fragen  nicht  mehr  entraten^  Die  Stadtschreiber  wurden 
mehr  und  mehr  dem  Stande  der  Rechtsgelehrten  entnommen,  sie  wurden 
zu  juristischen  Beigeordneten  der  Stadträte  (syndici).  Selbst  die  Ver- 
waltung der  Yogteien  und  Amter  gelangte  in  zunehmendem  Maße  in  die 
Hände  von  Juristen;  wo  man  den  adelichen  Amtmann  nicht  zu  ver- 
drängen wagte,  setzte  man  ihm  wohl  einen  rechtskundigen  Amtsschreiber 
oder  Kastner  zur  Seite,  der  ihm  ganz  allmählich  von  selbst  die  Geschäfte 
aus  der  Hand  nahm. 

Wq  solche  Männer  mit  der  Redaktion  von  Land-  und.  Stadtrechten 
oder  der  Aufzeichnung  der  Rechtsgebräuche  betraut  wurden,  wie  im 
15.  Jahrhundert  schon  vielfach  geschah,  da  wußten  sie  regelmäßig  ihre 


Unterricht  im  romiscben  Civilrecht  begann  in  Deutschland  erst  nach  Mitte  des 
15.  Jahrhunderts.  Vgl.  Stintzinq,  Gesch.  d.  RW.  1,  21  ff.  Karlowa,  a.  a.  0.  8  f. 
Stobbe  1,  630  f.  2,  9.  16  ff.  Thobbekb,  Geschichte  d.  Univ.  Heidelberg  1,  98  ff. 
^  Vgl.  Karlowa,  a.  a.  0.  7.  Stintzinq,  Gesch.  d.  populären  Litteratur  489  ff. 
^  Vgl.  Kohler  u.  Libsegang,  Das  römische  Recht  am  Niederrhein,  1896. 
Krusch,  Der  Eintritt  gelehrter  Räte  in  die  braunschweigische  Staatsverwaltung, 
Zeitschr.  d.  bist.  Ver.  f.  Niedersachsen  1891,  S.  60  ff. 

R,  SghbOdxr,  Deutsche  BecbtsgeMliiohte.    8.  Aufl.  49 
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römisohe  Überzeogang  auf  Kosten  des  nationalen  Rechtes  znr  Greltang 
zu  bringen.  Den  entscheidenden  Wendepunkt  aber  bildete  ihr  Eintritt  in 
die  unmittelbare  Bechtspflege.  Man  hat  früher  wohl  geglaubt,  daß  dies 
im  Reiohshofgericht  schon  unter  Ludwig  dem  Baiem  der  Fall  gewesen 
sei,  aber  der  in  diesem  Sinne  gedeutete  Erlaß  von  1342  hatte  nur  die 
Bedeutung,  das  Hofgericht  unter  Ausschließung  des  ungeschriebenen  Bechts 
auf*  die  Beicbsgesetze  und  andere  geschriebene  Bechtsnonnen  zu  be- 
schranken®, eine  Yorschrift  die  später  nicht  mehr  beachtet  wurde.  Thai- 
sächlich  hat  das  Beichshofgericht  während  seines  Bestehens  immer  nur 
nach  deutschem  Bechte  geurteilt,  und  dasselbe  war  bei  den  f&rstUchen 
Hofgerichten,  solange  sie  Adelsgerichte  waren,  der  Fall.  Dagegen  atmen 
41e  schiedsrichterlichen  Entscheidungen  des  Königs  odef  einzelner  Fürsten 
schon  im  Laufe  des  15.  Jahrhunderts  vielfach  romischrechtlichen  Gtm% 
weil  sie  von  rechtsgelehrten  Bäten  ausgearbeitet  wurden  ^  Besonders  war 
dies  bei«  den  Bechtssprüchen  des  königlichen  Kammergerichts  (S.  547) 
und  den  Entscheidungen  der  Fürsten,  welche  diese  persönlich  nach  Be- 
nehmung mit  ihren  Bäten  abgaben  (S.  595),  der  Fall. 

Dabei  war  es  von  entscheidender  Bedeutung,  das  das  römische  Becht 
s^t  dem  13.  Jahrhundert  in  Italien  wie  in  Deutschland  unter  dem  Einfluß 
der  Kommentatorenschule  eines  Bartolus  und  Baldus  wesentlich  nach  einer 
anderen  Methode  als  zur  Zeit  der  klassischen  Glossatorenschule  gelehrt 
wurde ^^  Die  letztere  stand,  wie  später  die  französische  Juristenschule 
unter  Gujacius  und  Donellus  und  neuerdings  unsere  historische  Bechts- 
schule  seit  Savigny,  auf  dem  Boden  reinster  Benaissance.  Sie  sucht«, 
unbekümmert  um  die  praktische  Anwendbarkeit,  das  römische  Becht  in 
seiner  antiken  Gestalt  zu  erforschen  und  zur  Darstellung  zu  bringen. 
Ebendarum  blieb  das  wiedergeborene  römische  Becht  in  dem  von  römischem 
Vulgarrecht,  langobardischem  und  kanonischem  Becht  beherrschten  Italien 
des  12.  Jahrhunderts  ein  totes  Becht,  das  nur  der  Wissenschaft,  aber 
nicht  dem  Leben  angehörte.  Jener  humanistischen  Methode  gegenüber 
stellten  sich  die  Kommentatoren  auf  einen  scholastischen  Standpunkt  ^^ 
Ihnen  kam  es  nicht  darauf  an,  das  römische  Becht  in  seiner  ursprüng- 
lichen Beinheit  zu  erfassen;  für  sie  existierte  es  nur  in  der  Umformung, 
die  es  teils  durch  die  kanonische  Gesetzgebung,  Doktrin  «nd  Praxis,  teils 
durch  das  Yulgarrecht  und  die  Einflüsse  des  lombardischen  Gewohnheits- 
rechtes und  .der  städtischen  Statuten  erhalten  hatte.  Das  Corpus  iuris 
canonici  erschien  ihneii  als  eine  verbesserte  Auflage  des  justinianischen 
Corpus  iuris  civilis. 


*  Vgl.  Franklin,  a.  a.  0.  109—186.  Es  war  derselbe  Gkdanke,  der  in  Ober- 
baiem  den  ^^nach  des  Buchs  Sage*'  urteilenden  Richter  einführte.    Vgl.  S.  555. 

*  Vgl.  Franklin,  a.  a.  0. 179  ff.;  Das  Kammergericht  von  1495,  S.  45  ff.  Stobbb, 
1,  623  f.  DiEOK,  De  tempore  quo  ius  feudale  Langobardorum  receptum  sit  (Hall. 
Progr.  1843)  18  ff.  27  f.  • 

"  Vgl.  SoHM,  Frank.  Recht  u.  röm.  Recht  74  f. 
"  Vgl.  Stobbe  2,  23  ff. 
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Das  römische  Sklaven-  und  Kolonatrecht  wurde  als  unpraktisch  ver- 
worfen. Auch  die  hauptsächlichste  Yertragsform  des  römischen  Rechts, 
die  Stipulation,  war  der  gemeinrechtlichen  Doktrin  unverständlich;  die 
germanischen  Formen  waren  ihr  zwar  geläufig,  aber  sie  ignorierte  den 
Unterschied  zwischen  Schuld  und  Haftung  und  stellte  sich  auf  den  von 
der  Kirche  bei  dem  Ehevertrage  von  jeher  vertretenen  Standipunkt,  daß 
die  Yertragsformen  nur  um  des  eventuellen  Beweises  willen  nötig  seien, 
der  Yertrag  selbst  aber  schon  durch  den  formlosen  Ausdruck  der  Willens- 
übereinstimmung, verbindlich  werde.  So  gelangte  sie  in  gleichmäßigem 
Gegensatze  gegen  römisches  und  deutsches  Recht  zu  der  Theorie  von  der 
Formlosigkeit  all^  Verträge^*.  Wo  sich  die  Übereignung  von  Grund- 
stücken durch  Übergabe  der  Veraußerungsurkunde  entwickelt  hatte,  be- 
wirkte jene  Theorie,  daß  man  nun  den  Eigentumsübergang  schlechthin 
durch  den  Veräußerungsvertrag  eintreten  ließ^'.  Mit  dem  germanischen 
Rechtssatze,  daß  der  Ehemann  kraft  eigenen  Rechts  das  gesamte  Ver- 
mögen der  Frau,  soweit  es  nicht  durch  Vertrag  vorbehalten  war,  in  seine 
Hand  zu  nehmen  habe,  fand  man  sich  zum  Teil  in  der  Weise  ab,  daß 
man  einen  das  ganze  Vermögen  der  Frau  umfassenden  Dotalvertrag  prä- 
sumierte: was  die  Frau  nicht  ausdrücklich  vorbehalten  hatte,  wurde  als 
Dos  angesehen.  Der  Unterschied  zwischen  römischem  Dotalrecht  und 
deutscher  Verwaltungsgemeinschaft  beschränkte  sich  dann  darauf,  daß  die 
Frau  nach  jenem  zu  einseitigen,  nach  deutschem  Rechte  nur  zu  vertrags- 
mäßigen Vorbehalten  berechtigt  war.  Die  dem  deutschen  Recht  unbe- 
kannte Universalsuccession  des  Erben  wurde  von  .der  gemeinrechtlichen 
Doktrin  aufrech tel'halten,  aber  sie  ließ,  unter  Verwerfung  des  Satzes 
„Nemo  pro  parte  testatus  pro  parte  intestatus  decedere  potest",  neben  der 
Erbfolge  auf  Grund  letztwilliger  Verfugung  die  gesetzliche  Erbfolge  er- 
gänzend eintreten.  In  Deutschland  gelangte  die  Doktrin,  wenn  auch  erst 
nach  mannigfachen  Kämpfen,  auch  zur  Anerkennung  der  Erbvertrage. 
Wie  in  den  angeführten,  so  kam  in»  auch  anderen  Richtungen  die  Lehre, 
des  römischen  Rechts  den  praktischen  Bechtsanschauungen  des  Mittelalters 
entgegen,  so  daß,  was  sie  brachte,  den  fremdartigen  Charakter  verlor. 

In  dieser  Beziehung  war  es  namentlich  von.  Wichtigkeit,*  daß  die 
romanistische  Doktrin  sich  in  der  Hauptsache  auf  das  römische  Civilrecht 
beschrankte,  sich  dagegen  auf  dem  Gebiete  des  oflFentlichen  Rechts,  obwohl 
zunächst  gerade  durch  die  staatsrechtlichen  Bedürfhisse  der  Könige  und 
Fürsten  zu  Ansehen  gelangt,  eine  verständige  Zurückhaltung  auferlegte. 
Auf  dem  Gebiete  der  Staatsverfassung  lagen  die  Verschiedenheiten  zwischen 
dem  antiken  Rom  und  dem  mittelalterlichen  Staate  so  auf  der  Hand, 
daß  von  einer  Anwendung  der  römischen  Grundsätze  auf  dife  äeutschen 
Verhältnisse   ernstlich  keine  Rede  sein  konnte;  die  Publizistik  begnügte 


"  Vgl.  S.  716.    L.  Seüffert,  Zur  Geschichte  der  obligatorischen  Verträge,  1881. 
''  Vgl.  S.  275.     In  Deutschland,  wo  Auflassung  und  Fertigung  im  Grund- 
buche  entgegenstanden,  fand  diese  Theorie  im  allgemeinen  keinen  Eingang. 

49* 


772  Die  Neaieit 

sich  damit,  die  Gewalt  des  princeps.  im  allgemeinen  ans  dem  romischen 
Rechte  zu  begründen.  Einen  größeren  Einfluß  übte  das  letztere  auf 
die  Fortbildung  des*  Strafrechts,  aber  auch  hier  gelangte  es  nur  zu  be- 
schrankter Bedeutung,  weil  ihm  die  umfassende  Oesetzgebung,  die  das 
Reich  hier  entwickelt  hatte  und  noch  femer  entwickelte,  gegenüberstand. 
Von  besonderer  Bedeutung  für  Deutschland  mußten  die  prozessualitehen 
Doktrinen  werden,  weil  bei  der  zerrütteten  Gerichtsyerfassung  und  dem 
heillosen  Gerichtsverfahren  hier  <lie  helfende  Hand  am*  meisten  not  that 
Die  italienische  Doktrin,  deren  befdeutendster  Vertreter  das  Speculum 
iudiciale  des  Durantis  (1271)  war,  gründete  sich  ganz  auf  den  kanonischen 
Prozeß,  wie  ihn  die  päpstliche  Gesetzgebung  und  der  Gerichtsgebrauch 
aus  dem  römischen  Verfahren  heraus,  jedoch  nicht  ohne  merkliche  Ein- 
wirkungen des  germanischen  Rechts,  für  die  geistlichen  Gerichte  ausge- 
bildet hatte.  Indem  die  Doktrin  der  Legisten  die  Grundsatze  dieses 
kanonischen  Prozesses  unter  Berücksichtigung  der  italienischen  Statuten 
mit  den  Elementen  des  justinianischen  Prozesses  verarbeitete,  entstand 
ein  dem  kanonischen  nahe  verwandter,  aber  doch  in  manchem  von  ihm 
verschiedener  römisch-kanonischer  Prozeß,  der  in  den  weltlichen  Gerichten 
Italiens  schon  im  18.  Jahrhundert  überall  zur  Herrschaft  gelangte  ^^ 

Die  entscheidende  Wendung  in  der  Rezeptionsgeschichte  vollzog  sich 
für  Deutschland  mit  der  Reichskammergerichtsordnung  von  1495  ^^  nach 
welcher  Richter  und  Beisitzer  schwören  mußten,  zu  richten  nach  des 
Reichs  gemainen  Rechten^  auch  nach  redlichen^  erbem  und  leidlichen  Ord" 
nunffen,  Statuten  und  Gewohnheiten  der  Furstenthumb,  Herrschaften  und 
Gericht,  die  für  sie  bracht  werden^^.  Die  16  Beisitzer  sollten  zur  einen 
Hälfte  der  Recht  gelert  und  gewirdigt,  zur  anderen  auf  das  geringest  aus 
der  Ritterschaft  geboren  sein,  nach  der  zweiten  RKGO.  von  1521  sollten 
aber  die  letzteren  womöglich  auch  der  Recht  gelehrt  sein,  so  fem  man 
die  haben  kan,  vor  andem^^.  Hinsichtlich  des  Verfahrens  wurde  1495 
jiur  vorgeschrieben,,  daß  es  jeder  Paftm  gestattet  sein  solle,  ihre  Sachen 
in  Schriften  für  zubringen.  Die  beiden  Prozeßordnungen  von  1500  und  1507 
schlössen  sich  bereits  vollständig  an  das  römisch-kanonische  Verfahren  an  ^^ 

^^  Vgl.  V.  Bethmank-Hollwbo  ,  Germ.-roman.  Civilprozeß  S,  1874.  Biekbb, 
Abb.  a.  d.  Geb.  der  RG.  67  *£  Kühtmann,  Die  Romanisierung  des  Civilprozesses 
in  Bremen,  1891  (Gierke,  Unters.  36).  Muther,  Zur  G^Bch.  d.  röm.-canon.  Pro- 
zessesi  Festschrift  für  v.  WXchteb,  1872. 

»  N.  Samml  2,  6  ff. 

*"  Hierin  wie  in  den  Vorschriften  für  die  Beisitzer  stimmte  schon  der  Eint- 
wurf  von  1487  mit  der  ersten  RKGO.  übdrein.  Vgl.  Stobbb  2,  191.  Bei  den 
Wormser  Verhandlungen  (1495)  weigerte  sich  der  Kaiser  anfangs,  altes  Herkommen 
und  Gewohnheiten  als  Rechtsnormen  zuzulassen,  er  verlangte  also  wie  der  Erlaß 
Ludwigs  des  Baiem  von  1342  geschriebenes  Recht   Vgl.  Ulmann,  a.  a.  O.  1,  862  f. 

"  N.  Samml.  2,  180.  Schon  der  Landfriede  Atbrechts  U.  von  1438  (ebd.  1, 
157)  versprach  Besetzung  des  königlichen  Obergerichts  mit  weisen y  verstendiffen, 
fürstchtigen  Riilem  und  Geletirtetiy  die  nach  gemeinen  Rechten  und  guter  Oeteokn- 
Mt  urteilen  sollten. 

"  X.  Samml.  2,  75  ff.  123  ff. 
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Mit  der  Einseteang  des  Beichskammergerichts  war  die  Rezeption 
gemeinrechtlich  entschieden.  In  der  Schweiz  und  Schleswig,  wo  die  Zu« 
standigkeit  desselben  ausgeschlossen  war,  hat  nur  eine  sehr  beschrankte 
Rezeption  stattgefunden  ^^  Die  Nachwirkung  der  RKGO.  von  1495 
äußerte  sich  alsbald  in  den  einzelnen  Territprien  durch  allgemeine  Re- 
organisation der  Obergerichte  auf  den  gleichen  Grundlagen,  während  in 
den  Städten  statt  des  Rechtszuges  an  die  Oberhöfe  die  Aktenversendung 
an  die  juristischen  Fakiiltäten  üblich  wurde  ^^.  Es  war  selbstverständlich, 
daß  diese  ebenso  wie  die  mit  Rechtsgelehrten  besetzten  oberen  Landes- 
gerichte sich  an  das  gemeine  Recht  hielten,  auch  wo  dies  nicht>  wie  viel- 
fach geschah,,  ausdrücklich  landesgesetzlich  vorgeschrieben  wurde ^^  Lang- 
samer vollzog  sich  die  Umwandlung  bei  den  Untergerichten,  aber  selbst 
da,  wo  sich  die  Schöffenverfassun^  noch  erhielt,  erschienen  die  ungelehrten 
Urteiler  gegenüber  dem  rechtskundigen  Richter  oder  Gerichtsschreiber 
mehr  oder  weniger  nur  noch  als  gewohnheitsmäßiges  Beiwerk  ohne  selb- 
ständige Bedeutung.  Die  Parteien  zogen  es,  statt  sich  an  das  Gericht  zu 
wenden,  vielfach  vor,  ihre  Händel  dem  rechtskundigen-  Beamten  zu  schieds- 
richterlicher Erledigung  vorzulegen,  ein  Verfahren,  durch  das  in  vielen 
Fällen  die  Verdrängung  des  Volksgerichtes  durch  einen  gelehrten  Einzel- 
richter angebahnt  wurde. 

Den  Gegenstand  der  Rezeption  bildete  auf  dem  Gebiete  des  Civil- 
rechts  das  Corpus  iuris  civilis  und  das  Corpus  iuris  canonici,  letzteres  als 
das  neuere  Gesetz  dem  ersteren  derogierend,  auf  dem  Gebiete  des  Lehn- 
rechts das  als  decima.  coUatio  Novellarum  mitrezipierte  lombardische  Lehn- 
rechtsbuch, auf  dem  Gebiete  des  Gerichtsverfahrens  der  Prozeß  des  Corpus 
iuris  canonici  und  der  italienischen  Doktrin.  Da  aber  die  Rezeption  erst 
durch  die  Vermittelung  der  Doktrin  erfolgt  war,  so  kamen  die  genannten 
Rechtsbücher  nur  in  der  Weise,  wie  die  römisch-kanonische  Doktrin  sie 
benutzt  und  ausgelegt  hatte,  zur  Anwendung,  also  mit  den  vielfaltigen 
Umdeutungen,  die  in  der  gemeinrechtlichen  Doktrin  stattgeftinden  hatten 
oder  im  Laufe  der  Entwickelung  noch  femer  stattfanden,  und  nur  in  der 
von  der  Doktrin  ausschließlich  benutzten  glossierten  Form.  Was  die 
Glossa  ordinaria,  die  sich  im  Gegensatze  zu. der  Glossatorenschule  des 
12.  Jahrhunderts  schon  ganz  auf  dem  scholastischen  Standpunkte  bewegte, 
beiseite  gelassen  hatte,  wurde  auch  von  der  Doktrin  als  nicht  vorhanden 
betrachtet,  so  daß  die  erst  im  16.  Jahrhundert  aufgefundenen,  der  Glosse 
unbekannt  gebliebenen  Gesetzesstellen  [leges  restUutae)  nicht  als  rezipiert 

»•  Vgl.  HuBEB,  Schweiz.  Privatrecht  4,  107  ff.  Palck,  Scblesw.-holBt.  Privat- 
recht  1,  180  ff. 

^  Vgl.  Stobbb.  2,  63  ff.  A.  S.  Schulze,  Privatrecht  und  Prozeß  20S  ff.  Roben- 
thal, Gresch.  d.  Gerichtswesens  Baiems  1,  74.  Bedeutend  war  auch  die  schieds- 
richteriiche  Thfttigkeit  der  Jnristenfakultäten.  In  dem  pfälzischen  Hofgericht  zu 
Heidelberg  und  dem  Leipziger  Schöffenstuhl  hatten  in  der  2.  Hälfte  des  15.  Jh. 
Mitglieder  der  Juristenfakultäten  Sitz  und  Stimme.  Vgl.  Karlowa,  a.  a.  O.  20. 
Distel,  Leipziger  Schöffenstuhl,  ZRG.  20,  95  ff. 

"  Vgl  Stobbb  2,  125  ff. 
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galten.  So  entstand  der  Satz:  Quicqutd  non  agnoscit  glossa^  rwü  agnoMcU 
curia  **. 

Mit  den  angegebenen  Beschränkungen  waren  aber  die  drei  Bechts- 
bücher  als  Ganzes,  als  leges  scriptae ,  aufgenommen ,  sie  hatten  die  volle 
Geltung  wirklicher  Beichsg^etze  erhalten,  bildeten  mit  den  Beichsgesetzen 
zusammen  „d^^  Beiches  gemeines  Becht".  Wie  die  Beichsgesetze  auf 
dem  Gebiete  des  materiellen  Bechts  nur  da,  wo  sie  dies  ausdrucklich  in 
Anspruch  nahmen,  prinzipale  Geltung  gegenüber  den  Partikularrechten 
besaßen  ^^,  im  übrigen  aber  sich  mit  subsidiärer  Geltxmg  begnügten,  so 
galt  auch  für  die  rezipierten  fremden  Bechte  der  Satz:  „Stadtrecht  bricht 
Landrecht,  Landrecht  bricht  gemein  Becht^''^  In  erster  Beihe  behaup- 
teten die  einheimischen  geschriebenen  und  ungeschriebenen  Bechte  das 
Feld,  die  letzteren  aber  nur,  soweit  sie  im  Gerichte  nachgewiesen  wurden. 
Demgemäß  hatte  das  römische  Becht  in  Norddeutschland,  wo  das  lübische 
und  magdeburgische  Stadtrecht  und  das  auf  Grundlage  des  Sachsenspie- 
gels erwachsene  gemeine  Sachsenrecht '^  einen  festen  Damm  bildeten,  von 
vornherein  eine  erheblich  geringere  Bedeutung,  als  in  den  staatlich  und 
partikularrechtlich  überaus  zerklüfteten  süddeutschen  Gebieten.  Materiell 
aber  machte  sich  bemerklich,  daß  das  deutsche  Becht  auf  dem  (rebiete 
des  Immobiliarsachenrechts  und  Familienrechts  am  meisten  ausgeprägte 
Normen  besaß.  Selbst  die  dürftigsten  Bechtsquellen  pflegten  in  diesen 
Beziehungen  einige  Bestimmungen  zu  Enthalten.  So  kam  es,  daß  das 
römische  Becht  hier  am  wenigsten  Boden  gewann.  Nur  das  unpraktische 
Yerfangenschafts-  und  Teilrecht  mußte  sich  mannigfache  Umbildungen  ge- 
fallen lassen,  die  eheliche  Errungenschaftsgemeinschaft  wurde  zum  Teil 
mißverstanden  und  auf  eine  bloße  Gemeinschaft  des  Zugewinnstes,  d.  h. 
der  Ersparnisse  für  den  Fall  der  Auflösung  der  Ehe,  beschränkt,  vereinzelt 
auch  die  allgemeine  Gütergemeinschaft  als  eine  bloße  Gütergemeinschaft 
von  Todes  wegen  (bei  bestehender  Ehe  Gütertrennung,  dagegen  bei  Auf- 
lösung der  Ehe  Berechtigung  des  überlebenden  Ehegatten,  unter  Ein- 
werfung seines  Vermögens  die  Hälfte  des  Samtgutes  zu  nehmen),  die 
fortgesetzte  Gütergemeinschaft  als  bloße  communio  incidens,  die  eheliche 
Yerwaltungsgemeinschaft  als   usus&uctus  maritalis    aufgefaßt,    aber   im 

^'  Vgl.  Landsberq,  Über  die  Entstehung  der  Regel  Qu.  n.  a.  gl.,  n.  a.  coria^ 
Bonner  Diss.  1880.     Savigny,  Syst.  d.  röm.  Rechts  1*,  66  ff. 

'^  So  in  den  bekannten  erbrechtlicfaen  Bestimmungen  (§  88,  n.  6). 

"*  Vgl.  Reichshofratsordnung  von  1654,  Tit  1,  §  15  (N.  Samml.  4,  Zugabe 
S.  50).  Lüneburger  Statut  v.  J.  1401  (Kraut,  Stadtrecht  von  Lüneburg,  S.  2):  toes 
me  in  dessen  boke  edder  in  den  Privilegien  nicht  en  vindy  dar  wület  de  rad  und 

borghere  in  allen  sahen sik  mer  richten  an  mene  sassesch  lantrecht,  unde 

wes  vic  dar  nicht  ane  vind,  dar  schul  me  sik  denne holden  an  daf  keiser- 

recht  Bair.  Landr.  von  1756,  1,  2  §  17:  so  soll  man  am  ersten  auf  die  wohl  her- 
gebrachte besondere  Freiheiten,  sodcmn  auf  jedes  Orts  löbliche  Oewohnheiten,  Satz- 
wid  Ordnungen,  hier  nächst  auf  die  General- Landes- Statuta  und  endUeh  auf  das 
gemeine  Hecht  seheti.  Vgl.  ebd.  §§  9 — 10.  Würtemberg.  Hofgerichtsordnung  von 
von  1514  (Reybcheb,  Samml.  d.  würt  Gesetse  4,  108,  Nr.  84. 

"  Vgl.  Anm.  24.     Stintziho,  Gesch.  d.  RW.  1,  547  ff. 
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-  großen  und  ganzen  hat  sich  das  deutsche  Fanülienrecht  überall  intakt 
erhalten.  Schwieriger  gestaltete  sich  die  Lage  auf  dem  Gebiete  des  Im- 
mobiliarsaohenrechts.  Das  deutsche  Grundbuchsystem  vermochte  sich  nur 
teilweise  zu  halten.  Mehr  und  mehr  drangen  die  römischrechtlichen  Auf- 
fassungen Ton  dem  Eigentumsübergange  durch  Tradition  und  die  un- 
brauchbaren Gründsätze  des  römischen  Uypothekenrechts  vor,  bis  sich 
infolge  der  furchtbaren  öeld-  und  Kreditkrisis  nach  dem  SOjährigen 
Kriege  ein  allgemeiner  Rückschlag  bemerkbar  machte.  Allmählich  kehrte 
man  im  Interesse  des  Realkredits  fast  überall  zu  den  in  einigen  bevor- 
zugten Teilen  Deutschlands  stehengebliebenen  Einrichtungen  des  Grund- 
buch- oder  wenigstens  des  Hypothekenbuchsystems  zurück.  Bahnbrechend 
haben  namentlich  die  preußische  Allgemeine  Hypothekenordnung  von 
1788,  das  Allgemeine  Landrecht  von  1794  und  die  österreichische  Gesetz- 
gebung gewirkt 

Starker  trat  das  römische  Recht  auf  dem  Gebiete  des  Mobiliarsachen- 
und  des  Erbrechts,  am  stärksten  auf  dem  des  Obligationenrechts,  das  im 
deutschen  Rechte  die  geringste  Entwickelung  erfahren  hatte,  hervor,  doch 
wurden  auch  hier  vielfache  nationale  Eigentüüilichkeiten  teils  durch  par- 
tikulare Rechtsquellen,  teils  durch  die  gemeinrechtliche  Doktrin  vor  dem 

.  Untergange,  bewahrt. 

Die  Rezeption  der  fremden  Rechte  hatte  zunächst  eine  segensreiche 
Wirkung.  Sie  gab  dem  deutschen  Privatrecht  und  dem  Gerichtsver- 
fahren ungefähr  zu  derselben  Zeit,  wo  sich  über  den  Dialekten  die  ge- 
meinsame neuhochdeutsche  Schriftsprache  erhob,  die  fehlende  einheitliche 
Grundlage,  die  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung  nie  hätte  erreicht  werden 
können.  Sie  brachte  die  deutsche  Rechtsentwickelung  in  die  engste 
Fühlung  mit  derjenigen  Italiens  und  Frankreichs.  Sie  diente  auch,  trotz 
der  Schwerfälligkeit  des  gemeinen  Prozesses,  gegenüber  den  bisherigen 
Zuständen  zur  Förderung  der  Rechtssicherheit.  Durch  das  geschulte  Be- 
amtentum, das  sie  zu  ihrer  Voraussetzung .  hatte,  diente  sie  der  Entwicke- 
lung des  modernen  Rechtsstaates  auf  Kosten  der  ständischen  und  feudalen 
Elemente.  Aber  auch  die  Kehrseite  fehlte  nicht.  Unter  den  gelehrten 
und  halbgelehrten  Juristen  waren  viele  von  völliger  Mißachtung  gegen 
das  heimische  Recht  erfüllt.  Gewohnheitsrecht«  suchten  sie  so  viel  wie 
möglich  beiseite  zu  schieben,  indem  sie  den  Beweis  erschwerten  oder  die 
Verjährungsgrundsätze  auf  dieselben  anwendeten.  Vielfach  mit  gesetz- 
geberischen Arbeiten,  namentlich  mit  Neuredaktionen  oder  Reformationen 
von  Land-  oder  Stadtrechten  betraut,  wußten  sie  das  vaterländische  Recht  zu 
Gunsten  des  römischen  zu  unterdrucken,  so  daß  aus  manchen  Partikular- 
rechten,  z.  B.  dem  würtembergischen  Landrecht,  das  deutsche  Becht  großen- 
teils entfernt  wurde.  Daß  es  gegenüber -derartigen  Versündigungen  an 
dem  nationalen  Geiste  nicht  an  lebhafter  Opposition  fehlte,  war  erklär- 

•  lich.     Dieselbe   ging  zum  Teil   von  den -Städten  aus",   auch  der  Adel 


"  Vgl.  Kbaüt,  Grundriß«  §  13,  Nr.  28.    ZEG.  4,  434.  14,  246. 
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brachte  vielfache  Beschwerden  vor'^,  namentlich  aber  drangen  die  Bauern, 
die  sich  durch  die  AufTassung  ihrer  ErbdnsTertiältnisse  als  römische 
Emphyteuse  oder  bloße  Zeitpacht  seitens  der  Juristen  bitter  benachteiligt 
fühlten,  in  ihren  Beschwerdeschriften  zur  Zeit  des  Bauernkrieges  auf  die 
Entfernung  aller  Doktoren  aus  den  Gerichten^®.  Erfolg  haben  diese  Be- 
strebungen nicht  gehabt.  Die  Geschichte  ist  über  sie  hinweggegangeq, 
und  ei*st  unser  Jahrhundert  sah  sich  vor  die  schwierige  Aufgabe  gestellt^ 
den  durch  die  Bez^tion  herbeigeführten  Dualismus  des  einheimischen 
und  fremden  Rechts,  unter  möglichster  Wahrung  des  durch  Halbwisser 
und  blinde  Fanatiker  vergeudeten  nationalen  Gutes,  im  Wege  einheitlicher 
Kodifikation  zu  überwinden. 

§  67.    Das  Lehnwesen  und  das  Grundeigentum. 

I.  Das  Lehnwesen\  Durch  die  Rezeption  hatte  das  lombardische 
I^hnrechtsbuch  die  Bedeutung  eines  gemeinen  subsidiären  Lehnrechts-  er- 
halten. Yor  ihm  behielten  die  einheimischen  Quellen,  wie  das  sächsische 
Lehnrecht,  das  bairische  Landrecht  von  1346  (Tit  16),  verschiedene  in 
dieser  Periode  zur  Ai]ifzeichnung  gelangte  partikuläre  Lehnsgesetze  (Lehns- 
mandate, Lehnsedikte)  und  die  Lehnsgebräuche  ihre  Geltung ^  Der  Unter- 
schied zwischen  dem  lombardischen  Lehnrecht  und  der  Entwickelungs- 
stufe,  die  das  deutsche  Lehnrecht  gegen  Ende  des  Mittelalters  erreicht 
hatte,  war  nicht  bedeutend.  Fortgebildet  wurde  das  Lehnrecht  vornehm- 
lich durch  die  Doktrin.  Das  dingliche  Rechtsverhältnis  am  Lehn  wurde 
seitens  der  letzteren  als  geteiltes  Eigentum  (S.  709),  dominium  directum 
(Obereigentum^  auf  selten  des  Herrn,  dominium  utile  (üntereigentum)  auf 
selten  des  Mannes,  aufgefaßt.  Das  Successionsrecht  erstrecjcte  sich  auf 
sämtliche  lehnsfähige,  dem  Mannsstamme  angehörige  Nachkommen  des 
ersten  Erwerbers.  Die  gemeinrechtliche  Successionsordnung  war  bestritten, 
indem  manche  für  die  Gradual-,  andere  für  die  Lineal-,  wieder  andere 
(seit  Hartmann  Pistoris)  für  die  dem  Geiste  des  lombardischen  Lehnrechts 
wie  den  Quellen  allein  entsprechende  Lineal-Gradual-Ordnung  eintraten'. 


"  Vgl.  Stobbb  2,  50.     Kbaüt,  a.  a.  O.  Nr.  23.  24.  26.  27. 
"^^  Vgl.   die  sogenannte  Reformation  des  Kaisers  Friedrich  III.  von  1523/25 
(s.  Schröder,  Deutsche  Kaisersage  34). 

>  Vgl.  S.  393.  Dernburq,  Preuß.  Privatrecht  1,  §§  365—372.  Roth,'  Bayer. 
Civilrecht  2,  §S199flP.;  Mecklenburg.  Lehnrecht,  1858.  K.  S.  Zachahiä,  Handb.  d. 
Sfichs.  Lelinrechts',  1823.  v.  Brünitece:,  Zur  Geschichte  .  des  sog.  Bfagdeburger 
Lehnrechts,  ZKG.  28,  53£fl;  Zur  Geschichte  d.  Grundeigentums  in  Ost-  cu  West- 
preußen 2,  2  (1896).    S.  Adler,  i.  d.  Österr.  Staats-WB.,  u.  Lehnweseh  (1896). 

•  Vgl.  LüNio,  Corpus  iuris  feudalis  Germanici,  3  Bde,  1727.  Unter  den 
jüngsten  Lehnsgesetzen  sind  zu  nennen:  das  kursächsische  von  1764,  das  alten- 
burgische  von  1795,  das  gothaische  von  1800,  das  badische  von  1807,  das  bairische 
von  1808  und  das  preußische  ALR.  L  Tit.  18,  §§  13—679,  letzteres  ohne  Aner 
kennung  der  Subsidiarität  des  lombardischen  Bechts. 

»  Vgl. -Eichhorn  4,  443  f.  Maßgebend  sind  L  F.  19,  §  1.  U.  P.  11  pr.  37  pr. 
50.    Über  den  Gegensatz  der  Succession  der  Agnaten  und  Descendenten  vgl.  S.  411. 


§  67.    Das  Lehnwesen  and  das  Grundeigentum.    1.  Lehnwesen.         777 

Mit  Ausnahme  der  Fürstentümer  waren  die  meisten  Lehen  Majorate,  so 
daß  unter  an  sieh  gleichberechtigten  Lehnserben  der  ältere  vorging.  Bei 
Weiberlehen  galt  die  weibliche  Linie  im  Zweifel  nur  als  subsidiär  be- 
rechtigt; sie  trat  erst  nach  dem  Au88ter1)en  des  Mannsstammes  ein  und 
hatte  diesem  zu  weichen,  sobald  das  Lehn  wieder  in  männlicÜe  Hände 
gekommen  war.  Der  Streit,  ob  das  Recht  der  Erbtochter  oder  der  Re- 
gredienterbin  vorgehe,  wurde  von  Wissenschaft  und  Praxis  gleichmäßig 
zu  Gunsten  der  ersteren  entschieden  ^  Bei  Veräußerungen  hatte  der 
nächste  Agnat  den  im  deutschen  Lehnrecht ,  unbekannten  Lehnsretrakt^ 
während  die  übrigen  Agnaten  auf  das  Revokationsrecht  beschränkt  waren, 
nachdem  der  Successionsfall  for  sie  eingetreten  war^  Die  Descendenten 
des  Veräußerers  hatten  weder  Retrakt  noch  Revokationsrecht,  sondern 
mußten  die  Handlungen  ihres  Vorfahren  anerkennen.  Gegenüber  dem 
Herrn  erhielt  sich,  im  Gegensatze  zu  der  größeren  Strenge  des  lom- 
bardischen Lehnrecbts,  im  allgemeinen  die  Regel,  daß  er  einem  lehns- 
fähigen  Erwerber  die  Belehnung  nicht  versagen  dürfet.  Durch  die  Doktrin 
wurde  die  Lehre  von  den  Lehnsschulden  ausgebildet^.  Ebenso  ver-* 
dankt  die  Eventualbelehnung  eines  adelichen  Hauses  für  den  Fall  des 
Anssterbens  des  besitzenden  Hauses  und  die  Lehnsanwartschaft  (Ver- 
sprechen späterer  Belehnung  für  den  gleichen  Fall)  der  Doktrin  ihre  Aus- 
bildung®. Eine  besondere  Lehnsvormundschaft  war  dem  gemeinen  Lehn- 
recht unbekannt  •. 

Das  Lehnsband  zwischen  dem  Reiche  und  den  Fürsten  hatte  mit  der 
Abschwächung  der  kaiserlichen  Gewalt  erheblich  von  seiner  früheren  Be- 
deutung verloren.  Belehnungen  und  Lehnsemeuerungen  erfolgten  nicht 
mehr  im  Lehnsgericht,  sondern  in  der  kaiserlichen  Kammer  und  nur 
ausnahmsweise  noch  mit  der  alten  Feierlichkeit.  In  der  Regel  entsandten 
die  Fürsten  Bevollmächtigte,  welche  in  ihrem  Namen  dem  Kaiser  Lehns- 
eid und  Mannschaft  leisteten  und  die  Belehnung  von  ihm  empfingen  ^^. 
Veräußerungen  von  Landesteilen  unter  den  Reichsständen  geschahen  nicht 
mehr  durch  die  Hand  des  Kaisers;  man  hielt  es  für  genügend,  wenn 
dieser  um  die  Belehnung  des  Erwerbers  ersucht  wurde,  was  oft  erst  nach 
Jahren  geschah.  Die  Verpflichtung  der  Fürsten  zur  Hoffahrt  verlor  sich 
von  selbst,  seit  die  Kaiser  aufgehört  hatten  das  Reich  zu  bereisen  und  in 


*  Vgl.  L  F.  6,  §  1.  8,  §  2.  IL  F.  13.  17  pr.  18.  30.  pr.  51,  §  3. 

»  Vgl.  meine  S.  411  n.  angeführte  Abhandlung.  I.  F.  8,  §  1.  IL  F.  9,  §  1.  26, 
§  13,  §  17.  31.  39  pr.  52,  §  2.  . 

•  Vgl.  Eichhorn  4,  440.  * 

'  Vgl.  GiKRKE,  «De  debitis  feudalibuä,    Berl.  Diss.  1860.    Weiske,    Abhand- 
lungen 139  ff.     Stobbb,   Privatrecht  2,  S  126  (3.  Aufl.  §  184). 

'  Vgl.  S.  402.    Für  die  deutsche  Territorialgeschichte  sind  Eventualbelehneng 
und  Lehnsanwartschaft  von  großer  Bedeutung  geworden. 

»  Vgl.  Art.  11  der  ständigen  Wahlkapitulation  (N.  Samml.  4,  240). 
^^  Fahne  und  Scepter  wurden  nicht  mehr  überreicht    Die  Belehnung  erfolgte 
unter  Darreichung  eines  Schwertes,  zum  Kusse  auf  den  Knauf. 
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den  verschiedenen  Teilen  desselben  Hof  zu  halten.  Seit  1663  hörte  selbst 
der  persönliche  Besuch  der  Beichstage  seitens  der  Fürsten  auf. 

Innerhalb  der  Temtorien  verlor  das  Lehnwesen  seinen  öfifentlich- 
rechtlichen  Charakter  seit  der  Einfuhrung  der  Söldnerbeere  und  des 
öffentlichen  Beamtentums.  Das  Lehnrecht  gehörte  seitdem  überwiegend 
nur  noch  dem  Privatrechte  an.  In  Kriegsfallen  wurde  den  Vassallen  regel- 
mäßig die  Wahl  gestellt,  ob  sie  persönlich  Heerfolge  leisten  oder  die  ent- 
sprechende Summe  von  Bitterpferdgeldem  (Heersteuer  nach  Maßgabe  der 
dein  Manne  obliegenden  Ritterpferde)  zahlen  wollten.  Mit  der  Entwöhnung 
der  Rittergutsbesitzer  vom  ritterlichen  Leben  verlor  sich  die  erste  Alter- 
native allmählich  ganz,  nur  die  Ritterpferdgelder  blieben.  Dabei  wurde 
,  gleichwohl  noch  vielfach  daran  festgehalten,  daß  nur  Adelichen  die  volle 
Lehnsfahigkeit  zukomme  oder  daß  ihnen  wenigstens  die  feuda  nobilia  (im 
Gegensatze  zu  feuda  ignobilia)  vorbehalten  seien". 

In  Preußen  erfolgte  im  Laufe  des  18.  Jahrhundert^^  die  AUodifikation 
sämmtlicher  Staatslehen  gegen  Umwandlung  der  unregelmäßigen  Ritter- 
pferdgelder in  einen  festen,  von  den  Rittergütern  übernommenen  Kanon; 
die  agnatischen  Rechte  wurden  aufrecht  erhalten  ^\  Nur  Vorpommern 
entzog-  sich  dieser  Reform.  In  Holstein  vollzog  sieb  die  AUodifikation 
um  dieselbe  Zeit  im  Wege  der  Verjährung^'.  In  dem  größten  Teile  West- 
preußens war  das  Lehnwesen  schon  im  15.  Jahrhundert  durch  die  pol- 
nische Gesetzgebung  aufgehoben  worden.  In  den  mit  Frankreich  ver- 
einigten Landesteilen  kam  der  Beschluß  der  französischen  Nationalver- 
sammlung vom  4.  August  1789  über  die  Aufhebung  des  regime  feodal 
zur  Geltung;  die  Gesetzgebung  des  Königreichs  Westfalen  und  des  Groß- 
herzogtums Berg  schloß  sich  dem  an.  In  Schwedisch-Pommern  erfolgte 
die  AUodifikation  1810 — 1811  im  Wege  der  Ablösung.  In  der  Rhein- 
bundsakte verzichteten  die  einzelnen  Staaten  gegenseitig  auf  ihre  Lehns- 
herrlichkeit'  über  Besitzungen  in  den  Gebieten  der  anderen,  wodurch 
innerhalb  des  Rheinbundes  alle  Außenlehen  (feuda  extra  curtem)  beseitigt 
wurden. 

Durch  die  Auflösung  des  Reiches  wurden  von  den  bisher  reichslehn- 
baren  Territorien  alle  zur  Souveränität  gelangten  ehemaligen  Reichs- 
fürstentümer  und  Reichsgra&chaften  allodial,  während  die  mediatisierten 
den  Charakter  von  lehnbaren  Standesherrsohaften  behielten  und  zu  Thron- 
lehen wurden.. 

Im  Laufe  unseres  Jahrhunderts  hat  die  Landesgesetzgebung  der  ein- 
zelnen deutschen  Staaten  das  Lehnwesen  größtenteils  beseitigt,  nur  in 
Mecklenburg  besteht  dasselbe  noch  vollständig  zu  Recht.  Aufrecht  er- 
halten sind  im  allgemeinen  die  Thronlehen  ^*    in  einigen  Staaten  auch 

"  Vgl.  Feensdorff,  Lehnsfahigkeit  der  Bürger  (§  40,  n.  6)  54  flf. 
*'  Altmann,  Ausgewählte  Urkunden  1,  96.  98. 
»'  Vgl.  Falck,  Schlesw.-holst.  Privatrecht  3,  347. 

"  In  Preußen  erhielt  der  Fftrst  von  Thum  und  Taxis  als  Entschädigung  für 
sein  Reichspostregal  die  Hen'schaft  Krotoschin  als  Thronlehn.    Dagegen  übernahm 
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gewisse  lehnbare  Hofamter  und  landesherrliche  Dotations-  oder  Gnadenlehen. 
Im  übrigen  sind  die  lehnsherrlichen  Rechte  fast  überall  aufgehoben  oder 
für  ablösbar  erklärt  worden.  Die  bisherigen  Vassalien  sind  Eigentümer  ge- 
worden. Die  agnatischen  Rechte  sind  zum  Teil  ebenfalls  aufgehoben,  zum 
Teil  für  ablösbar  erklärt,  zum  Teil  noch  aufrecht  erhalten.  In  Preußen 
und  verschiedenen  anderen  Staaten  ist  ihre  Ablösung  durch  Umwandlung 
der  Lehen  in  Familienfideikommisse  vor  sich  gegangen. 

IL  Das  Grundeigentum.  Die  Umgestaltung  der  Heeresverfassung 
hat  nicht  bloß  auf  das  Lehnswesen,  sondern  auch  auf  die  Grundeigentums- 
verhältnisse einen  maßgebenden  Einfluß  ausgeübt,  indem  die  Yassallen 
sich  aus  Kriegsmännem  mehr  und  mehr  in  Landwirte  verwandelten. 
Wesentlich  befördert  wurde  diese  Entwickelung  durch  Entstehung 
eines  gelehrten  Beamtentums,  das  den  ungelehrten  Adel  allmählich  ganz 
aus  den  firüher  ihm  allein  zukommenden  amtlichen  Stellungen  verdrängte. 
In  Böhmen  und  Mähren,  in  Osterreich  und  den  Ländern  östlich  der  Elbe, 
wo  schon  das  Mittelalter  den  Grund  zu  der  Ausbildung  großer  Grund- 
herrschaften gelegt  hatte  (S.  429),  verwandelte  sich  der  Ritter  schon  im 
16.  Jahrhundert  ganz  allgemein  in  einen  friedlichen  Rittergutsbesitzer. 
Allerdings  konnte  dies,  da  der  ritterschaftliche  Grundbesitz  im  allgemeinen 
zu  gering  war,  nur  durch  Ausdehnung  desselben  auf  Kosten  der  bäuer- 
lichen Bevölkerung  geschehen,  allein  die  Landesherren  hatten  im  Interesse 
der  staatlichen  Ordnung  ein  zu  lebhaftes  Bedürfnis,  den  rauf-  und  fehde- 
lustigen Adel  an  ein  ruhiges  Leben  zu  gewöhnen,  und  waren  außerdem 
zu  abhängig  von  den  Ständen,  die  ihnen  die  gewünschten  Steuern  be- 
willigen sollten,  als  daß  sie  jenen  Bestrebungen  etwas  in  den  Weg  hätten 
legen  dürfen.  Den  zahlreichen  Klagen  der  Bauern  über  Bedrückungen 
ihrer  Herren  mußten  die  fürstlichen  Hofgerichte  das  Gehör  verweigern, 
indem  sie  sie  mit  ihren  Beschwerden  an  die  grundherrlichen  Gerichte  ver- 
wiesen. Auch  drohte  dem  Bauern,  der  einen  Prozeß  gegen  seinen  Herrn 
verlor,  die  Gefahr,  als  unnützer  Querulant  noch  besonders  bestraft  zu 
werden. 

So  entwickelte  sich  im  östlichen  Deutschland  ein  dem  älteren 
Rechte  unbekanntes  gutsherrlich-bäuerliches  Verhältnis  ^^    Als  Freibauern 


Preußen  die  letzten  Bestände  der  fürstlichen  Post  durch  den  Vertrag  vom  16.  Februar 
1867  gegen  eine  Geldentschftdignng.  In  Baiem  wurden  durch  das  AblÖsungsgesetz 
vom  4.  Juni  1848  auch  die  lehnbaren  Standesherrschaften  für  ablösbar  erklärt, 
während  die  Hofömter  und  Dotationslehen  ausgenommen  blieben.  In  Österreich 
besteht  das  Lehnrecht  nur  noch  für  die  Landcserbämtcr  und  die  lehnbaren  Be- 
sitzungen des  Deutschen  Ordens. 

"  Außer  der  S.  418  f.  481  angeführten  Litteratur  vgl.  Schriften  d.  Ver.  f. 
Socialpolitik  22—24,  1883.  Hanssen,  Agrarhist  Abhandl.  1,388  ff.  2,  179  ff.  505  ff. 
G.  Fr.  Knapp,  Die  Landarbeiter  in  Knechtschaft  u.  Freiheit,  1891.  G.  Fr.  Knapp 
u.  Krrn,  Die  ländL  Verfassung  Niederschlesiens,  ScmioiJiER's  Jahrb.  19,  1.  Gross- 
MAKN,  Gutsh.-bäucrl.  Rechtsverhältnisse  i.  d.  Mark  Brand.,  1890  (Schmollbr*s  Forsch. 
9,  4).  Meitzbn,  Boden  u.  landw.  Verh.  1,  Kap.  11—14.  Lette  u.  Rönne,  Landes- 
kulturgesetzgebung d.  preuB.  Staates  1  (1853),  Einleitung.    STADSLiCAinf,  Pneußens 
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behanpteten  sich'  die  Lehn-  oder  Freischalzen,  namentlich  in  Schlesien, 
Pommern  und  Westfalen,  und  die  nach  kulmischem  Rechte  angesiedelten 
sogenannten  Eolmer  in  Preußen.  Die  letzteren  waren  teils  zins-  und 
dienstpflichtige  Kleinbauern,  teils  größere  Gutsbesitzer,  die  mit  Zins  und 
Diensten  oder  mit  Reiterdienstpflicht  und  einem  bloßen  Anerkennungszinse 
belastet  waren.  Die  kleineren  kulmischen  Güter  wurden  schon  gegen 
Ende  des  Mittelalters  als  Eigentum  der  Besitzer,  die  auf  ihnen  ruhenden 
Zinse  und  Dienste  als  Reallasten  aufgefaßt  Bei  den  großen  Gütern  voll- 
zog sich  die  gleiche  Entwicklung  unter  dem  Einflüsse  des  preußischen 
Landrechts  von  1620/1721. 

Überhaupt  hatten  die  Ansiedler  in  den  Kolonisationsländem  des 
nordöstlichen  Deutschlands  ihren  Grundbesitz  zu  einem  sehr  günstigen 
Erbzinsrecht  erhalten  (S.  428).  Dasselbe  gewährte  ihnen  gegen  einen  in 
der  Regel  geringen  Zins  ein  ausgedehntes,  yererbliches  und  veraußerliches 
Nutzungsrecht,  das  von  der  Theorie  ebenso  wie  das  der  Vassallen  am 
Lehn  als  üntereigentum  (dominium  utile)  aufgefaßt  wurde  (S.  709).  Zum 
Teil  blieb  dieses  günstige  Verhältnis,  das  seit  der  Rezeption  des  römischen 


Könige  in  ihrer  Thfttigkeit  f.  d.  Landeskoltar,  4  Bde,  1878—87.  v.  Bbükheck, 
Aufhebung  der  LeibeigeuBchaft  durch  Friedrich  d.  Gr.  u.  das  ALR.,  ZRG.  23,  24  £; 
Wald  und  See  in  den  Rittergütern  der  Mark  Brandenburg,  Jahrbucher  f.  Nai- 
Ökon.  u.  Statistik  70,  345  ff.  Padeebo,  Ländl.  Verhältnisse  d.  Prov.  Pommern,  1861. 
WiOAND,  Provinzialrechte  d.  Fürsteiit  Minden,  2  Bde,  1834.  Hauh,  Bauer  u.  Guts- 
herr in  Karsachseii,  Abh.  d.  Straßb.  staatsw.  Seminars  9,  1892.*  Ludwig,  Der 
badische  Bauer  im  18,  Jh.,  ebd.  16,  1896.  Hausmakk,  Grundentlastung  in  Bayern, 
ebd.  10,  1892.  L.  Ficc,  Bäuerl.  Erbfolge  im  rechtsrhein.  Bayern,  München,  volksw. 
Studien  8,  1895.  Allmbbs,  Unfreiheit  der  Friesen  zwischen  Weser  u.  Jahde,  ebd. 
1896.  GRttNBERQ,  Bauernbefreiung  u.  Aufl.  d.  gutsh.-bftuerl.  Verh.  in  Böhmen, 
Mähren  u.  Schlesien,  2  Bde,  1893 — 94;  Studien  z.  österr.  Agrargeschichte,  Sohkollsb*s 
Jahrb.  20,  1  S.  23  ff.  21,  1  S.  135  ff.  Redlich,  Leibeigensch.  u.  Bauernbefreiung  in 
Österreich,  Zeitschr.  f.  Soc-  u.  Wirtsch.-Gesch.  8,  258  ff.  Brektamo,  Anerbenrecht 
u.  Grundeigentum,  1895;  Beilage  z.  Allg.  Zeitung  1896,  Nr.  4—6.  y.  Bblow,  Zur 
Social-  u.  Wirtsch.-Geschichte  des  Niederrheins  im  16.  Jh.,  Münster.  Progr.  1896. 
Bbunnbr,  Der  .Leihezwang  i.  d.  deutschen  Agrargeschichte,  Berl.  Rekt-Rede  1897. 
v.  Imama-Sterneog,  Hand-WB.  d.  Staatsw.,  Suppl.  2,  861  ff.  Thkod.  Knapp,  Ober 
die  vier  Dörfer  der  Reichsstadt  Heilbronn,  Heilbr.  Progr.  1894;  Leibeigenschaft 
in  Deutschi,  seit  d.  Ausg.  d.  MA.,  Beilage  d.  Württemb.  Staatsanzeigers  1897 
S.  280  ff.,  1898  S.  13  ff.;  Bauernbefreiung  in  Ost-  u.  Westpreußen  1719—1808,  Neues 
Korrespondenzblatt  1897  S.  377  ff.;  Bemerkungen  über  siidwestdeutsche  Leibeigen- 
schaft, Württemb.  Vierte^  .-Hefte  1896  S.  371  ff;  Das  ritterschaftl.  Dorf  Hannsheim, 
ebd.  1896  S.  1  ff.;  Urkunden  z.  RG.  d.  deutsch.  Bauernstandes  im  15.— 19.  Jh.,  ebd. 
1895  S.  79  ff.  Ulmakn,  Kaiser  Maximilian  I.  2,  626  ff.  Erdkannsdörffer,  a.  a.  O. 
1,  103  ff.  GiERKE,  Genossenschaftsrecht  1,  658  ff.  Tbddichuh,  RG.  d.  Wetterau, 
.  1867;  Zur  RG.  der  Wetterau  1,  1874.  2,  1885;  Gau-  und  Markverfassung  277  ff, 
L.  V.  Maurer,  Geschichte  der  Markverfassung,  1856.  Stammler,  Das  Recht  des 
Breidenbacher  Grundes  14  ff.  (Gierke,  Unters.  12).  Grefe,  Hannovers  Recht,  2  Bde, 
1860 — 61.  ScHKAPPBR- Arndt,  Fünf  Dorfgemeinden  auf  dem  Taunus,  1883  (Sohmoller*s 
Staats-  u.  sozialwiss.  Forsch.  4,  2).  (v.  Kamptz)  Zusammenstellung  der  in  den 
ostrhein.  Teilen  dea  Reg.-Bg.  Koblenz  gelt. .  Provinzial-  u.  Partikularrechte,  1837. 
S.  Gratama,  Het  beklemrecht  in  zijne  geschiedkundige  ontwikkeling,  1895.  MGsbr, 
Patriot.  Phantasien  1,  326  ff;  3,  248—368.  4,  321  ff: 
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Rechts  vielfach,  zumal  wo  der  Zins  kein  hloBer  Anerkennungszins  war, 
als  römische  Erbpacht  behandelt  wurde,  bestehen,  nur  erwarben  die  Guts- 
herren das  Recht  des  Retrakts  und  die  Zinsleute  wurden  genötigt,  zu 
dem  Züis  noch  allerlei  Dienste  und  Leistungen  zu  übernehmen,  die  man 
als  eine  dem  Gute  auferlegte  Reallast  behandelte.  Auch  Handänderungs- 
gebühren (Ehrschatz,  Handlohn,  Weinkaiif,  Lehnware,  Gewinngeld,  lau- 
demium),  die  bei  Veräußerungen  entrichtet  werden  mußten,  fanden  nach 
dem  Vorbilde  anderer  Leiheverhältnisse  mehr  und  mehr  Eingang. 

Erheblich  schlechter  war  die  Lage  der  sogenannten  liassiten  oder 
Laßbauem^^.  Auch  sie  hatten  zwar  häufig  ein  erbliches  Recht  (das 
preußische  ALR.  spricht  hier  von  „erblichem  Kolturbau'^),  aber  ihr 
Nutzungsrecht  war  nur  ein  beschränktes,  das  Veräußerungsrecht  besaßen 
sie  nicht,  und  bei  der  Wahl  des  Hoferben  hatte  der  Herr  -mitzureden, 
so  daß  dem  Bauern  auch  keine  letztwillige  Verfügung  über  das  Gut  zu- 
stand. Für  die  gewährte  Nutzung  hatte  deir  Laßbauer  bedeutende  Dienste 
und  Abgaben  zu  leisten.  Oft  war  das  Recht  nicht  einmal  erblich,  sondern 
nur  lebenslänglich,  im  Laufe  der  Zeit  wurde  das  nichterbliche  Recht  selbst 
zu  widerruflicher  Herrengunst  herabgedrückt.  Das  lassitische  Recht  scheint 
zuerst  bei  Neu-  oder  Odländereien,  die  erst  in  dieser  Zeit  von  der  Herrschaft 
an  Bauern  ausgethan  wurden,  aufgekommen  zu  sein,  dann  aber  ist  es 
zweifellos  in  vielen  Fällen  auch  durch  rechtswidrige  Umgestaltung  des 
Erbzinsrechts,  durch  rohe  Gewalt  der  Gutsherren,  gegen  die  es. keinen 
Rechtsschutz  gab,  herbeigeführt  worden. 

Die  dritte,  durch  das  römische  Recht  besonders  beförderte  Art  der 
bäuerlichen  Leihe  war  die  Zeitpacht,  regelmäßig  auf  Grund  eines  schrift- 
lichen Vertrages  (während  bei  den  beiden  anderen  Leiheformen  das  Her- 
kommen maßgebend  war)  und  so  gestaltet,  daß  die  Hauptleistung  des 
Pächters  nicht  in  dem  Pachtzinse,  sondern  in  Diensten  bestand. . 

Selbständige  Gutsbezirke  gab  es  noch  nicht  Die  herrschaftlichen 
Äcker  lagen,  «soweit  es  sich  nicht  um  Dörfer  mit  Reihen hufen  handelte 
(S.  427),  in  Gemenglage  mit  denen  der  Bauern.  Die  größeren  Güter 
hatten  meistens  Vorwerke  (abgezweigte  Gutshöfe),  die  entweder  auf  dem 
Gemeindelande  als  geschlossene  Güter  angelegt  waren,  oder  sich  in  einer 
benachbarten  Gemeinde  in  Gewannlage  befanden.  Auf  den  adelichen 
Gütern  pflegte  in  Norddeutschland  der  Herr  selbst  seiner  Wirtschaft  vor- 
zustehen, während  Domänen,  Stadt-,  Stiftungs-,  Kloster-,  Universitäts-  und 
ähnliche  Korporationsgüter  regelmäßig  einen  Pächter  hatten.  Bewirt- 
schaftet wurde  das  Herrengut  ausschließlich  durch  die  Frondienste  (Schar- 
werke, Robote)  der  Bauern.  Dieselben  waren  teils  Hand-  und  Spann- 
dienste, teils  Baufronen,  Burgwerk  und  Forstdienste.  Je  mehr  sich  der 
Großbetrieb  der  Gutsherren   erweiterte,   desto  mehr  waren   sie  bestrebt. 


^*  Der  Sprachgebrauch  in  betreff  der  bäuerlichen  Verhältnisse  ist  ein  überaus 
schwankender  and  untechnischer.  Wir  schließen  uns  der  Bezeichnungsweiäe  von 
l^App  an.  • 
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die  Zinse  der  Bauern  in  Frondienste  umzuwandeln  und  die  Dienstpflicht  zu 
steigern.  Waren  auch  die  meisten  Fronen  gemessene  Dienste,  mit  Beschrän- 
kung auf  ein  bestimmtes  Feld,  bestimmte  Wochentage  oder  bestimmte 
Zeiten  im  Jahre,  so  überwogen  doch  in  manchen  Gegenden  die  unge- 
messenen Dienste,  die  mit  jeder  Vergrößerung  des  Gutes  erhöht  wurden» 
Auf  den  brandenburgisch-preußischen  Domänen  wurden  die  letzteren  be- 
seitigt; die  Pächter  durften  nur  solche  Dienste  fordern,  die  in  den  Ur- 
barien  verzeichnet  waren ;  aber  der  von  der  Regierung  gemachte  Versuch, 
auch  auf  den  adelichen  Gütern  feste  ürbarien  einzufahren,  erwies  sich  als 
unausführbar.  Für  den  Herrn  brachten  die  Frondienste  oft  die  erwünschte 
Gelegenheit,  einen  Bauer  wegen  Versäumung  seiner  Dienstpflichten  vom 
Gute  zu  entfernen. 

Der  Wunsch  der  Vergrößerung  und  besseren  Abrundung  der  Güter 
führte  zu  dem  Systeme  der  Bauemlegung,  d.  h.  der  Einziehung  von  Bauer- 
gutem,  die  man  entweder  dem  Besitzer  wegen  wirklicher  oder  voi^eblicher 
Verschlechterung  oder  Versäumung  der  Dienstpflicht  abnahm  (sog.  Rele- 
gation oder  Abmeierung),  oder  durch  Kündigung  bei  widerruflichen  Laß- 
gütern und  Nichtemeuerung  der  Pacht  bei  Zeitpachtgütem  in  die  eigene 
Hand  brachte.  Dazu  kam  das  vielfach  anerkannte  Recht  des  Aaskaufes, 
d.  h.  der  Zwangsenteignung  gegen  Entschädigung,  sobald  der  Herr  das 
Bauergut  zu  eigenen  Zwecken,  insbesondere  zur  Anlage  eines  neuen 
Schloßgutes,  gebrauchte,  und  die  Einziehung  verlassener  Stellen,  die  nach 
dem  30jährigen  Kriege  so  zahlreich  vorhanden  waren,  daß  die  Gutsherren, 
um  sich  die  notwendigen  Arbeitskräfte  zu  sichern,  vielfach  auf  die  Ein- 
ziehung verzichteten  und  die  Odländereien  mit  bisherigen  Büdnern  oder 
sonstigen  armen  Leuten,  denen  sie  die  Bedingungen  vorschreiben  konnten, 
besetzten.  In  Holstein,  dem  südlichen  Schleswig,  Mecklenburg  und 
Schwedisch-Pommem  wurde  das  System  der  Bauernlegung  bis  zu  voll- 
ständiger Abrundung  der  herrschaftlichen  Güter  durchgeführt.,  so  daß  die 
Bauergüter  hier  größtenteils  verschwanden  ^^  Dagegen  wurde  in  Preußen 
schon  tinter  Friedrich  Wilhelm  L  und  wiederholt  unter  Friedrich  dem 
Großen  für  alle  heim  gefallenen  oder  verlassenen  Bauergüter  der  Leihe- 
zwang eingeführt  und  den  Herren  die  Einziehung  untersagt  Diese  1816 
für  die  wüsten  Stellen  wiederaufgehobene  Maßregel,  die  übrigens  in  Ost- 
preußen nicht  zur  Durchführung  gelangt  war,  hatte  nur  den  polizeilichen 
Zweck,  dem.  Staate  einen  lebensfähigen  Bauernstand  zu  erhalten,  dag^en 
keineswegs  die  Bestimmung,  auch  den  einzelnen  Bauern  privatrechtlich  in 
seinem  Besitze  zu  schützen.  In  Österreich  wurde  dieselbe  Maßregel  von 
Joseph  IL  getroffen.  Noch  weiter  ging  die  preußische  Bauernschutz- 
gesetzgebung  gegenüber  den  Domänonbauem,  denen  unter  Friedrich  Wil- 


"  Weniger  gewaltsam  war  das  Verfahren  in  Nordschleswig,  wo  sich  die 
Herren  auf  die  Einziehung  wüster  Strecken  und  yertragsmäßigen  Erwerb  be- 
schränkten. In  der  2.  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  wurden  in  Schleswig-Holstein 
zahlreiche  neue  Bauerdörfer  durch  Parzellierung  von  Domänen  und  axleliehen  Gfttem 
geschaffen.    Vgl.  Hanssen,  Agrarh.  Abh.  2,  508. 
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heim  L  und  Eriedrich  dem  Großen  durohweg  erblioher  Besitz  eingeräumt 
wurde.  Die  dabei  aufrecht  erhaltenen  bäuerlichen  Leistungeu  wurden  seit 
1799  für  ablösbar  erklärt,  mit  der  Maßgabe,  daß  die  Ablösung  den  rollen 
Eigentumsübergang  auf  den  Bauern  nach  sich  zog.  Infolgedessen  war  das 
gutsherrlich-bäuerliche  Verhältnis  auf  den  preußischen  Domänen  schon 
vor  der  allgemeinen  Regulierungsgesetzgebung  in  angemessener  Weise 'be- 
seitigt 

Bis  zum  siebenjährigen  Kriege  wurde  die  Landwirtschaft  in  Nord- 
deutschland  noch  sehr  unvollkommen  betrieben.  Nur  die  zu  jedem  Hofe 
gehörigen  Gärten  und  Feldgärten  (Wurten)  und  die  nach  dem  Systeme 
der  Dreifelderwirtschaft  benutzten  Binnenländer  in  der  Nähe  des  Dorfes 
erfreuten  sich  größerer  Pflege,  während  die  längs  der  Flurgrenze  gelegenen 
sogenannten  Außenländer  wegen .  mangelnder  Düngung  nur  etwa  alle  sechs 
oder  neun  Jahre  zum  Boggenbau  benutzt  werden  konnten.  Ganz  ver- 
wahrlost waren  die  Gemeinde  weiden,  stellenweise  auch  die  Gemeinde- 
waldungen. Meistens  wurde  das  Gemeindeland  als  Eigentum  der  Herren, 
mit  bloßem  Nutzungsrechte  der  Bauern,  aufgefaßt 

Seit  1763  strebten  die  Gutsherren,  unter  dem  Einflüsse  der  ent- 
wickelteren Landwirtschaftswissenschaft,  aus  diesen  Zuständen  heraus- 
zukommen. Gemeinheitsteilung  (Teilung  des  Gemeindelandes  und  Auf- 
hebung des  Flurzwanges  und  der  mit  diesem  verbundenen  wechselseitigen 
Brach-  und  Stoppelweide)  und  Zusammenlegung  der  herrschaftlichen 
Äcker  wurde  das  von  allen  erstrebte  Ziel  das  in  Preußen  im  Wege  frei- 
willigen Austausches,  durch  Yermittelung  der  vom  Staate  für  die  ver- 
schiedenen Landesteile  eingesetzten  Auseinandersetzungsbehörden  (seit 
1769),  schon  im  18.  Jahrhundert  von  den  meisten  Großgrundbesitzern 
erreicht  wurde,  namentlich  seit  die  schlesische  Gemeinheitsteilungsordnung 
von  1771  und  ALR.  L  Tit  17,  §§  311  ff.  auf  begründeten  Antrag  Aus- 
einandersetzung  von  Amts  wegen  angeordnet  hatte.  Das  quantitative  Ver- 
hältnis des  herrschaftlichen  Besitzes  zu  dem  der  Bauern  war  in  den  ver- 
schiedenen Gemarkungen  ein  sehr  verschiedenes.  Die  Auseinandersetzung 
geschah,  da  die  Bauern  für  sich  durchweg  an  den  herkömmlichen  Ein- 
richtungen festhielten,  überall  in  der  Weise,*  daß  dej:  Gutsherr  in  einem 
der  drei  Felder  einen  zusammenhängenden  Besitz  erhielt  und  für  die 
dadurch  in  Anspruch  genommenen  bäuerlichen  Ackerparzellen  die  seinigen 
in  den  anderen  Feldern  in  Tausch  gab.  Nach  dem  Ausscheiden  des 
Gutes  wurde  die  bäuerliche  Feldmark  einer  neuen  Einteilung  in  drei 
Felder  unterzogen.  Auf  diese  Weise  sind  die  meisten  großen  geschlossenen 
Güter  in  Preußen,  zum  Teil  auch  in  dem  übrigen  nordöstlichen  Deutsch- 
land, entstandene^  Mit  der  Zusammenlegung  des  herrschaftlichen  Be- 
sitzes ging  vielfach  eine  Teilung  des  Gemeindelandes  Hand  in  Hand,  so 
daß  den  Bauern  ein  Teil  desselben  als  Almende  belassen,  das  übrige  freies 
Eigentum  des  Gutsherrn  wurde.    In  hohem  Grade  befördert  aber  wurde 


1»  Über  Schleswig-Holstein  vgl.  Mbitzen,  Siedelang  1,  56  f. 
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.die  Ausdehnang  der  großen  Güter  auf  Kosten  des  bäuerlichen  Besitzes 
in  den  ostliohen  Proviczen  des  preußischen  Staates  durch  das  zu  Unrecht 
Tielgepriesene  Landeskulturedikt  Ton  1811,  das  die  Ablösung  der  Fron- 
dienste durch  eine  Teilung  der  bauerlichen  Acker  zwischen  den  Bauern 
und  ihren  bisherigen  Herren  vor  sich  gehen  ließ.  Die  durch  die  Ab- 
lösung zu  freien  Eigentümern  gewordenen,  gleichzeitig,  aber  wirtschaftlich 
geschwächten  Bauern  sahen  sich  in  immer  zunehmendem  Maße  zum 
Veiikaufe  ihrer  Höfe  gedrängt,  die  teils  zur  Vergrößerung  bestehender 
Güter,  teils  durch  Vereinigung  mit  anderen  Höfen  zur  Neugründung  von 
Gütern  verwendet  wurden.  Als  das  Ablösungsgesetz  von  1850  statt  der 
Naturalteilung  die  in  anderen  deutschen  Staaten  bewährten  Ablösungs- 
renten einführte,  war  es  für  die  meisten  Bauern  zu  spät. 

Auch  in  Süd-  und  Westdeutschland  war  die  Lage  der  Bauern  im 
16.  Jahrhundert  erheblich  schlechter  als  in  den  früheren  Jahrhunderten, 
und  der  Ausgang  des  Bauernkrieges  konnte  nur  dazu  beitragen,  sie  noch 
weiter  zu  verschlechtern^^  Die  Almenden,  namentiich  Waldungen,  waren 
kraft  des  von  den  Landesherren  in  Anspruch  genommenen  Obermärker- 
rechts,  zum  Teil  auch  auf  Grund  des  Forstregals,  überwiegend  fiskalisch 
geworden  und  die  Bauern  hatten  nur  ein  als  Dienstbarkeit  aufgefaßtes 
Nutzungsrecht  behalten.  Aber  es  fehlte  nicht  an  Elementen,  welche  der 
Erhaltung  der  Bauergüter  zu  statten  kamen  und  eine  ungesunde  Aus- 
dehnung des  Großgrundbesitzes  verhinderten.  Wq  es  zur  Bildung  von 
Meiergütem  gekommen  war  (S.  426  f.),  hatten  die  Landesherren  von 
vornherein  das  größte  Interesse  daran,  so  wertvolle  Steuerobjekte  nicht 
in  die  Hände  der  privilegierten  Klassen  kommen  zu  lasisen.  Hier  machte 
sich  schon  irüh  der  staatliche  Leihezwang  geltend,  den  Grundherren 
wurde  eine  Erhöhung  der  auf  den  Meiergütem  ruhenden  Lasten  unter- 
sagt, der  Teilung  der  Güter  durch  Begünstigung  des  Anerbenrechts  von 
Staats  wegen  entgegengetreten.  Anderwärts  war  es  die  dem  Westen 
Deutschlands  eigentümliche  zerstreute  Lage  des  grundherrlichen  Besitzes, 
im  Gegensatze  zu  den  geschlossenen,  einem  einzigen  Herrn  unterstehen- 
den Dorfgemeinden  des  Ostens,  die  es  den  Grundherren  unmöglich  machte, 
die  Gesamtheit  oder  auch  ftnr  die  Mehrzahl  ihrer  bäuerlichen  Hinter- 
sassen zu  Frondiensten  auf  dem  Herrenlande  zu  verwenden.  Der  Über- 
gang zum  Großbetriebe  war .  den  Herren  schon  dadurch  unmöglich  ge- 
macht Dazu  kam,  daß  die  Landesherren  zum  Teil  lange  nicht  die 
Rücksicht  auf  den  landständischen  Adel  zu  nehmen  hatten,  wie  dies  in 
Norddeutsohland  der  Fall  war.  In  den  württembergischen  Ständen 
hielten  Städte  und  Bauern  *den  zu  etwaigen  Übergriffen  geneigten  Adel 
im  Zaum  und  in  Baiem  wurde  die  Macht  der  Stände  schon  im  16.  und 


^^  Vgl.  S.  456.  Sartorius,  Geschichte  des  Bauernkrieges,  1795.  Zihmebvaiin, 
Geschichte  des  Haaemkrieges',  2  Bde,  1856.  Lorenz  Fries,  Greflchichte  des  Bauern- 
krieges in  Ostfranken,  her.  y.  SchXffler  u.  Hemner,  1883.  M.  Crontual,  Würzburg 
iin  Bauernkriege,  her.  y.  Wieland,  1887.  Baumann,  Akten  z.  G.*  des  Bauernkrieges 
in  Oberschwaben,  1877. 
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17.  Jahrhundert  so  geschwächt,  daß  sie  dem  Landesherm  keine  Be- 
dingungen mehr  vorzuschreiben  vermochten.*  In  Baiem  kam  noch,  im 
schärfsten  Gegensatze  zum  östlichen  Deutschland,  dazu,  daß  die  adelichen 
Hofinarken  gegenüber  den  landesherrlichen  und  den  weitaus  überwiegen- 
den Bauerhöfen  geistlicher  Grundherren  nur  einen  ganz  geringen  Pro- 
zentsatz bildeten.  Der  Herzog  hatte  aber  ebensowenig  wie  die  Geist- 
lichkeit ein  Interesse  daran,  den  Bauern  das  Leben  'sauer  zu  machen 
oder  ihnen  gar  Gewalt  anzuthun.  Alle  diese  Umstände  haben  in  West» 
deutschland  die  für  den  Osten  so  verhängnisvoll  gewordene  Ausbildung 
der  großen  Güter  auf  Kosten  eines  für  das  Wohl  des  Landes  unentbehr- 
lichen Kleinbesitzes  verhindert. 

Durch  das  Dekret  der  französischen  Nationalversammlung  vom 
4.  August  1789  über  die  Aufhebung  des  regime  £§odal  wurden  in  allen 
mit  Frankreich  vereinigten  Landesteilen  die  Bauern,  soweit  sie  ein  erb- 
liches Becht  hatten,  in  Eigentümer  verwandelt  und  von  sämtlichen 
Lasten  befreit;  eine  Entschädigung  der  Herren  wurde '  erst  später  an» 
geordnet.  Im  Laufe  unseres  Jahrhunderts  ist  die  gutsherrUoh-bäuerliche 
Begulierung  fast  in  sämtlichen  deutschen  Staaten  in  der  Weise  erfolgt^ 
daß  die  Bauern  bei  erblichen  und  allen  dem  Leihezwange  unterliegenden 
nichterblichen  Stellen  gegen  Entschädigung  der  Herren  durch  Kapital 
oder  Beute  für  die  den  Bauern  bis  dahin  obliegenden  Leistungen  das 
volle  Eigentum  erworben  haben**.  Zur  Erleichterung  der  Ablösung 
wurden  vielfach  staatliche  Bentenbanken  gegründet,  die  gegen  Abtretung 
der  Ablösungsrente  das  Kapital  in  Gestalt  von  Bentenbriefen  vorschössen'^. 

Eine  zweite  Aufgabe  der  neueren  Landeskulturgesetzgebung  war  die 
Zusammenlegung  (Yerkoppelung)  der  Grundstücke  im  Wege  des  Zwangs- 
umtausches der  in  Streulage  befindlichen  Ackerparzellen,  womit  zugleich 
der  Flurzwang  und  die  gegenseitige  Brach*  und  Stoppelweide  beseitigt 
wurde''.  In  Schleswig-Holstein,  Lauenburg,  Nassau-Oranien  und  Nassau- 
Saarbrücken  wurden  die  Verkoppelungen  großenteils  schon  im  Laufe  des 

18.  Jahrhunderts  durchgeführt".  In  Preußen  wurde  das  Verkoppelungs- 
verfahren  in  mustergültiger  Weise  durch  die  Gemeinheitsteilungsordnung 


'^  Sorgfältige  ZnsammensteUungen  bei  Judbioh,  Die  Grundentlastung  in  Deutsoli- 
land,  1868.  Vgl.  die  angeführten  Werke  von  Knapp  und  Meitken.  Der  von  der 
preußischen  Landeskulturgesetzgebung  von  1811  bis  1850  begangene  Fehler  der 
Ablösung  durch  Naturalteilung  wurde  in  den  AblÖsnngsgesetzen  der  übrigen  deutschen 
Staaten  gltlcklich  vermieden. 

'^  Der  Überschuß  der  Beute  über  den  zur  Verzinsung  der  Bentenbriefe  nötigen 
Betrag  wurde  zur  Amortisation  der  Bentenschuld  bestimmt,  so  daß  der  Bauer  durch 
die  während  einer  bestimmten  Beihe  von  Jahren  fortgesetzte  Bentenzahlung  von 
selbst  befreit  wurde.  . 

■•  Vgl.  ScHENCK,  Einteilung  der  Felder  und  Zusammenlegung  der  Grund- 
stücke mit  besonderer  Bücksicht  auf  das  südwesü.  Deutschland,  1867.  Sculittb, 
Zusammenlegung  der  Grundstücke,  1886.  Vgl.  die  angeführten  Werke  von  Knapp 
und  Mbitzen. 

^  Vgl.  SoHENOK,  a.  a.  0.  28  ff.    Hakssbh,  Agrarhistor.  Abh.  2,  514  f. 
R.  SohbOdsb,  Deutach«  Bechtsgesohiehte.    8.  Ao^  50 
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Ton  1821  geregelt,  nachdem  schon  das  ALB.  L  17,  §§  311  fiEl  gewisse 
Onindzüge  aufgestellt  hatte  ^^.  Für  die  süd-  and  westdeutschen  Verhält- 
ijisse  ist  namentlich  das  nassauische  Eonsolidationsgesetz  von  1829  vor- 
bildlich  geworden.  Oegenwärtig  .  befinden  sich  die  meisten  deutschen 
Staaten  im  Besitze  einer  verstandigen  Yerkoppelungsgesetzgebung'^  Das 
Verfahren  geschieht  nur  auf  Antrag  eines  Teils  der  Interessenten  und 
wird  durch  die  staatlichen  Auseinandersetzungsbehörden  (in  Preußen 
Generalkommissionen)  durchgeführt.  Es  verfolgt  den  Zweck,  jedem  Be- 
teiligten statt  des  in  Streulage  befindlichen  Parzellenbesitzes  einen  möglichst 
abgerundeten  Besitz  zu  verschaffen.  Das  Verfahren  fuhrt  vielfach  zugleich 
zu  einer  Aufteilung  der  Gemeindeweiden,  während  die  Gemeindewälder 
in  der  Begel  ungeteilt  erhalten  bleiben. 

Weitere  Aufgaben  der  Landeskulturgesetzgebung  unseres  Jahrhunderts 
waren  die  Beseitigung  des  Jagdrechts  auf  fremdem  Grund  und  Boden  ^^, 
die  Aufhebung,  Ablösung  oder  Beschränkung  .kulturschädlicher  Dienstbar- 
keiten  (namentlich  der  Weidegerechtigkeiten),  Ablösung  der  Zehnten  und 
sonstigen  kirchlichen  Beallasten,  die  Waldschutzgesetzgebung,  das  Wasser- 
.recht,  insbesondere  die  Verhältnisse  der  Deich-,  Bewässerungs-  und  Ent- 
wässerungsgenossenschaften u.  dgl.  m. 

Die  früheren  Beschränkungen  des  Eigentumserwerb^  für  gewisse 
Klassen,  wonach  Nichtadeliche  in  der  Begel  keine  Bittergüter,  Adeliche 
keine  Banergüter  erwerben  durften,  wurden  schon  im  Beginn  des  19.  Jahr- 
hunderts allgemein  aufgehoben.  Ebenso  wurden  die  aus  firüherer  Zeit 
überlieferten  partikularrechtlichen  Beschränkungen  der  Teilbarkeit  der 
Grundstücke  größtenteils  beseitigt.  Dagegen  hat  sich  die  nur  dem  frän- 
kischen Bechte  unbekannt  gebliebene  ungeteilte  Vererbung  der  Bauer- 
guter (das  Anerbenrecht)  nach  den  Grundsätzen  des .  Minorates  oder 
Majorates  in  den  verschiedensten  Teilen  Deutschlands  erhalten'^.  Die 
neueren  Höferechte  oder  Landgüterordnungen  suchen  diese  Bichtung  zu 
befördern.  Auf  dem  Gebiete  des  Großgrundbesitzes  wurde,  im  Anschlüsse 
an  die  Ganerbschaften  des  Mittelalters,  die  ungeteilte  Vererbung  durch 
das  Institut  der  Famüienfideikommisse  aufrecht  erhalten,  das  sich,  obwohl 
durch  das  französische  Becht  und  die  Gesetzgebung  der  Jahre  1848  und 
1849  bekämpft,  durchaus  als  lebensfähig  und  für  die  Erhaltung  einer 
gesunden  Aristokratie  unentbehrlich  erwiesen  hat.    Ebenso  erscheint  die 


**  Dazu  später  Gesetz  vom  2.  April  1872  und  die  provinziellen  Verkoppelunga- 
gesetze  für  Hessen-Nassau  vom  18.  Mai  und  2.  Sept.  1867,  Schleswig-Holstein 
vom  17.  Aug.  1876,  Hannover  vom  17.  Juni  1888,  Hohenzollem  vom  28.  Mai.  1885, 
Rheinprovinz  vom  24.  Mai  1885  und  5.  April  1869,  Landesgesetz  für  Waldeck  und 
Pjrmont  vom  25.  Jan.  1869. 

''  In  Baiem  ist  das  unbrauchbare  Q-esetz  von  186 1  jetzt  ersetzt  durch  Flur- 
bereinigunsgesetz  vom  29.  Mai  188^. 

'*  Auf  dem  linken  Rheinufer  schon  durch  die  französische  Gesetzgebung,  im 
übrigen  größtenteils  erst  seit  1848. 

'^  Vgl.  V.  MiASKOwsKi,  Das  Erbrecht  und  die  Grundeigentumsverteilung  im 
Deutschen  Reiche,  1882—84  (iSchriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik  20.  25>. 
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durch  die  neaere  Gesetzgebung  zum  Teil  yerbotene  Erbpacht  als  ein  für 
die  Wiedergewinnung  eines  gesunden  Bauernstandes  unentbehrliches 
Institut,  das  in  neuester  Zeit  teils  in  der  alten  Form,  teils  in  der  des 
Bentengutes  die  Unterstützung  der  früher  vielfach  abgeneigten  Gesetz* 
gebung' wiedererlangt  hat. 

§  68.    Die  Stände  und  die  Konfessionen. 

Vgl.  Bbetbio,  Die  wirtschaftlich-sociale  Gliederung  der  Stande  zu  Beginn  der 
neueren  Zeit,  Sohhollbs's  Jahrbuch  21,  1  S.  1  £f. 

I.  Der  erste  unter  den  Standen^  war  der  hohe  Adel,  der  sich  in  alter 
Weise  aus  den  Fürsten  und  Herren  zusammensetzte.  Die  letzteren  hatten 
jetzt  größtenteils  den  Grafentitel  angenommen,  während  dieser  aus  dem 
Kreise  der  Fürsten  verschwunden  war^.  Man  sprach  deshalb  auch  von 
Beichsfürsten  und  Beichsgrafen.  Unter  den  ersteren  kam  die  Bezeichnung 
als  „Fürst'',  die  früher  nur  allgemeine  Standesbezeichnung  gewesen  war^ 
jetzt  auch  als  besonderer  Titel  neben  den  älteren  Fürstentiteln  in  Gebrauch  ^ 
Wesentliche  Voraxissetzung  für  die  Zugehörigkeit  zum  hohen  Adel  war 
die  Beichsstandpchaft  (§  72).  Dieselbe  kam  im  allgemeinen  nur  landes- 
herrlichen Häusern,  die  sich  im  Besitze  der  Landeshoheit  über,  ein  Terri- 
torium befanden,  zu.  Wer  nur  eine  Unterherrschaft  unter  fremder 
Landeshoheit  besaß,  konnte  nicht  zum  hohen  Adel  gehören,  doch  gab  es 
von  'alters  her  gewisse  Ausnahmen  för  solche  Herrengeschlechter,  die  sich 
(wie  die  Grafen  von  Stolberg)  jmgeachtet  des  Verlustes  ihrer  reichs- 
unmittelbaren Stellung  im  Besitze  der  Beichsstandschaft  erhalten  hatten. 
Die  Erhebung  in  ilen  hohen  Adel  stand  zwar  dem  Kaiser  zu,  aber  seit 
1654  nur  für  Personen,  die  ein  reichsunmittelbares  Territorium  besaßen 
oder  mit  einem  solchen  beliehen  wurden;  seit  der  Verbindung,  der  Beichs- 
standschaft mit  bestimmten  Territorien  war  der  Besitz  einer  nicht  mit 
Beichsstandschaft  verbundenen  reichsunmittelbaren  Herrschaft  nicht  mehr 
.genügend.  Ohne  den  Besitz  des  erforderlichen  Territoriums,  der  dem 
Beichstage  nachgewiesen  werden  mußte,  vermochte  der  kaiserliche  Akt 
nicht  die  Eigenschaften,  sondern  nur  die  Titel  des  hohen  Adels  zu  über- 
tragen^. Die  Auflösung  des  Beiches  und  Mediatisierung  zahlreicher  Beichs- 
fürsten und  Grafen  hat  den  Begriff  des  hohen  Adels  nicht  beeinflußt. 


^  Vgl.  EiOHHOBN,  §§  544.  545.  568.  Waltbb,  DBG.  §§  459—465.  GOhbüm, 
Ebenbürtigkeit  2,  1846.  Both  vok  Sobsrcxeksteixt,  Der  Freihermtitel  einst  und 
jetzt,  1868.  UufAim,  a.  a.  0.  2,  577  fF.  626  ff.  HVbbin,  Der  deutsche  Adel  im 
ersten  deutschen  Staatsrecht,  1898.    y.  LüscHnf,  Ost  Beichsgesch.  492  ff. 

*  Über  einzelne  Herrengeschlechter,  die  den  freiherrlichen  Titel  beibehielten, 
vgl.  Walter,  a.  a.  0.  2,  98. 

*  Vgl.  FicKSB,  Beichsf.  201. 

«  Vgl.  Augsb.  RA.  vpn  1548,  §  66  (N.  Samml.  2,  589).  Dar  JRA.  von  1654 
§  197  (ebd.  8,  678)  und  die  Wahlkapitulation  von  1687  verlangten  die  Zustimmung 
des  Reichstages.    Vgl.  EsDicAKNSBöavFBB,  a.  a.  0.  1,  161  f. 
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Den  mediatiäerten  Standesherren  wurde  die  Zugehörigkeit  zum  hohen 
Adel  und  die  Ebenbürtigkeit  mit  den  regierenden  Häusern  ausdrücklich 
gewährleistete  Seitdem  besteht  der  hohe  Adel  aus  den  regierenden  und 
den  mediatisierten  standesherrlichen  Häusern  ^  Eine  Erhebung  in  den 
hohen  Adel  ist  seit  der  Auflösung  des  Reiches  ausgeschlossen.  Die  Titel 
des  hohen  Adels  kann  nunmehr  jeder  Landesherr  verleihen. 

Die  Zugehörigkeit  zum  hohen  Adel  setzte  die  Abstammung  aus  einer 
ebenbürtigen  Ehe  voraus.  Eine  solche  bestand  im  allgemeinen  nur  zwischen 
Personen  des  hohen  Adels,  doch  machte  sich  seit  dem  16.  Jahrhundert 
vielfach  die  Ansicht  geltend,  daß  Männer  des  hohen  Adels  mit  Frauen 
aus  dem  niederen  Adel  eine  ebenbürtige  Ehe  eingehen  könnten.  Durch- 
gedrungen ist  diese  Auffassung  nur  bei  den  gräflichen  Häusern,  doch  hat 
sich  auch  in  einzelnen  Fürstenhäusern  eine  teilweise  entsprechende  Ob- 
servanz ausgebildet^,  während  sich  die  meisten  fürstlichen  Hausgesetze 
um  so  entschiedener  dagegen  verwahrt  haben. 

Innerhalb  des  niederen  Adels  vollzog  sich  durch  die  Ausbildung  der 
ßeichsritterschaft  die  Scheidung  in  den  Beichs-  und  LandesadeL  Die  Mit- 
glieder des  ersteren  (§  80)  übten  eine  beschränkte  landesherrliche  Gewalt 
auf  ihren  Besitzungen  und  hatten  als  Beichsunmittelbare  den  persönlichen 
Gerichtsstand  vor  den  höchsten  Beichsgerichten.  Sie  besaßen  das  Beoht 
der  Hausgesetzgebung,  die  jedoch  kaiserlicher  Bestätigung  bedurfte.  Als 
Korporation  wurden  sie  unmittelbar  zu  gewissen  Beichslasten  herangezogen 
und  hatten  den  Anspruch  auf  direkte  Mitteilung  aller  Beichsgesetze.*  Da 
sie  aber  keine  Beichsstandschaft  besaßen ,  so  zählten  sie  nur  zu  dem 
niederen  Adel,  obwohl  sie  sich  zum  Teil  durch  das  Verlangen  einer  be- 
stimmten reichsritterlichen  Ahnenzahl  bei  Eanonikaten,  Turnieren  und 
Stammgütem  von  dem  Landesadel  abzuschließen  suchten.  Nach  ihrer 
Mediatisierung  haben  die  reichsritterschaftlichen  Familien  gleichwohl  das 
Becht  der  Autonomie,  aber  nur  nach  Maßgabe  der  Landesgesetze,  be- 
halten^.   Seit  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  führten  die  Mitglieder  der 


»  Vgl.  DBA.  von  1815,  Art  14. 

*  Das  fürstliche  Haus  Hohenzollem  gilt  auf  Grund  besonderer  Abmachung 
als  Zweig  des  preußischen  Königshauses,  zählt  also  zu  den  regierenden  Hflusem. 
Die.  früheren  Herrscherhäuser  von  Hannover,  Kurhessen  und  Nassau  sind  hinsichtlich 
ihrer  Autonomie  den  regierenden  Häusern  gleichgestellt,  während  die  Hau^esetze 
des  mediatisierten  hohen  Adels  nur  den  Landes-,  aber  nicht  den  Beichsgesetzen 
vorgehen.    Vgl.  BGB.,  Einf.-Ges.  57.  58. 

'  Eine  sehr  bestrittene  Frage  ist  es,  ob  in  den  reichsgräflichen  Häusem  auch 
Frauen  aus  dem  einfachen  niederen  Adel,  ohne  gräflichen  oder  freiherrlichen  Titel, 
als  ebenbärtig  anzusehen  seien.  Der  Schiedsspruch  des  Königs  von  Sachsen  über 
den  Lippischen  Thronfolgestreit  hat  die  Frage  neuerdings  bejaht  Bei  reichs- 
fürstlichen Häusem  beschränkt  sich  die  observanzmäßige  Zulassung  des  niederen 
Adels  auf  die  gräflichen  Familien. 

>  Vgl.  DBA.  14.  BGB.,  Einf.-Ges.  58,  2.  Dem  ehemaligen  Beichsadel  sind 
hier  und  da  durch  Landesgesetz  auch  gewisse  Familien  des  landsässigen  Adels 
gleichgestellt  worden  (so  in  der  Rheinprovinz  dtttch  VO.  v.  21.  Jan.  1887). 
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Reichsritterschaft  sämtlich,  auch  ohne  besondere  Verleihung,  den  freiherr- 
lichen Titel. 

Durch  die  Umgestaltung  der  Heeresverfassung  und  die  Einfuhrung 
des  Briefadels  hatte  der  niedere  Adel,  zu  dem  jetzt  auch  der  Stadtadel 
gerechnet  wurde,  seinen  Charakter  als  Berufestand  verloren  und  war  zu 
einem  privilegierten  Geburtsstande  geworden,  wenn  er  auch  zum  Teil, 
namentlich  in  Sud-  und  Westdeutschland,  die  ritterliche  Lebensweise  noch 
bis  zum  17.  Jahrhundert  fortsetzte.  Unter  den  berittenen  Söldnern,  den 
sogenannten  Reisigen,  befanden  sich  viele  vom  Adel.  In  Preußen  galt 
der  Offizierdienst  im  Heere  als  eine  gesetzliche  Pflicht  des  Landadels. 
Der  persönliche  Adel  der  Doctores  iuris  kam  allmählich  außer  Übung^ 
aus  ihm  entwickelte  sich  aber  vielfach  die  Oleichstellung  des  höheren 
Beamtenstandes  mit  dem  Adel.  Beiden  wurde  der  eximierte  Gerichtsstand, 
zum  Teil  auch  die  Siegelmäßigkeit,  d.  h.  die  Oleichstellung  des  Privatsiegels 
mit  den  öffentlichen  Siegeln,  zugestanden.  Mit  dem  eximierten  Gerichts- 
stande hing  die  Exemtion  von  den  bloß  lokalen  Statutarrechten  in  An- 
sehung des  Familien-  und  Erbrechts  zusammen;  die  Eximierten  lebten 
in  dieser  Beziehung  ausschließlich  nach  Provinzial- oder  Landesrecht.  Das 
Recht,  den  Adel  zu  verleihen,  war  ein  kaiserliches  Reservatrecht,  mit 
welchem  nur  solche  Reichsstände,  die  zugleich  europäische  Mächte  waren, 
konkurrierten®.  Durch  Strafurteil  konnte  der  Verlust  des  Adels  aus- 
gesprochen werden.  Zu  den  Vorrechten  des  Adels  gehörte  das  Recht  auf 
ein  Familienwappen  und  die  passive  Lehnsföhigkeit^®.  Aus  der  letzteren 
entsprang  der  Satz,  daß  Rittergüter  ohne  besondere  landesherrliche  Ge- 
nehmigung nur  von  Adelichen  erworben  werden  durften;  die  Freigebung 
für  die  übrigen  Stände  ist  erst  durch  die  Gesetzgebung  des  19.  Jahr- 
hunderts erfolgt.  Ein  anderes,  in  manchen  Partikularrechten  hervor- 
tretendes Vorrecht  des  Adels  bezog  sich  auf  die  Fähigkeit  zu  Familien- 
fideikommissen.  Auch  wo  dieses  Vorrecht  nicht  anerkannt  war,  verlangten 
die  Stiftungsbriefe  nicht  selten  eine  bestimmte  Ahnenzahl,  die  vielfach 
auch  bei  Eanonikaten  und  Turnieren  verlangt  wurde,  so  daß  sich  der 
Begriff  des  stift-  oder  tumiermäßigen  Adels  von  acht  oder  gar  sechzehn 
Ahnen  bildete.  Abgesehen  von  derartigen  Beschränkungen  wurden  Ehen 
zwischen  Adelichen  und  Nichtadelichen  freien  Standes  allgemein  als  eben- 
bürtige Ehen  behandelt,  erst  im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  machte  sich 
in  Doktrin  und  Praxis  eine  Richtung  geltend,  welche  Ehen  eines 
adelichen  Mannes  mit  einer  „vilis  et  turpis  persona'^  als  ungebührlich  be- 
zeichnete und  der  Ehefrau  wie  den  aus  einer  solchen  Ehe  entsprossenen 


»  Vgl.  preuß.  ALR.  IL  Tit.  9,  §§  9—13,  Anh.  §  118.  Durch  besondetea  kaiser- 
liches Privileg  konnten  auch  andere  Reichsstfinde  das  Recht  der  AdeUyerleihong 
erlangen,  insbesondere  kam  es  mehrfach  vor,  daß  der  Kaiser  einzelne  Reichsstände 
zu  Hofpfalzgrafen*  mit  der  großen  Comitive.  emai^nte,  wodurch  sie  das  Recht  zur 
Verleihung  des  einfachen  (untitulierten)  Adels  erwarben.  Vgl.  Pötter,  Histor.  £nt- 
wickelung  8,  268. 

^^  Vgl.  Hauptmann,  Das  Wappenrecht,  1896. 
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Kindern  die  besonderen  Standesvorrechte  des  Vaters  versagte;  diese  Anf- 
&ssung  fand  hier  und  da  auch  Eingang  in  die  Gesetzgebung ,  nament- 
lich in  ein  preußisches  Edikt  v.  J.  1739  und  Ton  da  in  das  Allgemeine 
Landrecht,  nach  welchem  ein  Mann  von  Adel  mit  Frauen  aus  dem 
Bauern-  oder  geringeren  Bürgerstande  ohne  einen  auf  Bewilligung  seiner 
drei  nächsten  Verwandten  erteilten  gerichtlichen  Dispens  keine  Ehe  zur 
rechten  Hand  eingehen  konnte ,  eine  Bestimmung  die  erst  durch  Gesetz 
Tom  22.  Febr.  1865  aufgehoben  wurde". 

Abgesehen  von  der  hier  hervortretenden  Unterscheidung  zwischen 
höherem  und  niederem  Bürgerstande  hatte  der  letztere,  der  die  gesamte 
freie  Einwohnerschaft  der  Städte  umfaßte,  nichts  Eigentümliches. 

Die  Lage  der  bäuerlichen  Bevölkerung  hatte  sich  seit  den  letzten 
Jahrhunderten  des  Mittelalters  wesentlich  verschlechtert^*.  In  West- 
deutschland waren  zwar  durch  die  Einführung  der  Meiergüter  viele  ehe- 
mals hörige  Bauern  zu  persönlicher  Freiheit  und  behaglichem  Dasein  ge- 
langt, aber  ihr  Emporsteigen  erfolgte  auf  Kosten  der  Mehrzahl  ihrer 
früheren  Standesgenossen,  die  ihren  Grundbesitz  ganz  oder  größtenteils 
verloren  und  zu  kleinen  Büdnern  oder  besitzlosen  Leibeigenen  wurden. 
Im  allgemeinen  beschränkte  sich  die  Leibeigenschaft  auf  das  offene  Land, 
doch  wurden  durch  die  Reaktion  gegen  den  Bauernkrieg,  die  überhaupt 
die  Lage  der  Leibeigenen  verschlechterte,  mehrfach  auch  ganze  Stadt- 
gemeinden, die  es  mit  den  Bauern  gehalten  hatten,  der  Leibeigenschaft 
unterworfen  ^^  Hier  und  da  wurden  auch  Fremde  („herkommende  Leute^^ 
die  ohne  „nachfolgenden  Herrn'',  und  ohne  sich  dem  Schutze  eines  in- 
ländischen Grundherrn  zu  unterwerfen,  Jahr  und  Tag  im  Lande  gewohnt 
hatten,  seitens  des  Landesherm,  in  den  Ländern  fränkischen  Rechts  aber, 
auf  Grund  eines  angeblichen  Wildfangregals,  seitens  des  Pfialzgrafen  als 
Eigenleute  in  Anspruch  genommen  ^^.  Im  allgemeinen  war  die  Lage  der 
Leibeigenen  in  Westdeutschland  keine  drückende.  Zu  Frondiensten  waren 
sie  in  der  Begel  nur  auf  Grund  ihres  Besitzes,  aber  nicht  für  ihre  Person . 
verpflichtet.  In  Baiem,  wo  es  am  schlechtesten  stand,  hatten  sie  dem 
Herrn  allerdings  gewisse  Dienste,  auch  im  Hause,  zu  leisten  und  bedurften 
zum  Abzüge  sowie  zu  Heiraten  außerhalb  des  Landes  der  Genehmigung 
des  Herrn.  Sonst  beschränkten  sich  ihre  Leistungen  meistens  auf  ein 
jährliches  Leibhuhn  und' auf  den  Sterbfall  (Hauptrecht),  der  im  18.  Jahr- 
hundert nur  noch  als  ein  prozentualer  Zuschlag  zu  der  auch  von  Freien 
zu  entrichtendeu   Erbschaftssteuer   erschien.     Sie  konnten   eigenes  Ver- 


^'  Vgl.  GöHBUK,  a.  a.  0.  2,  174 ff.  198 ff.  Die  Bestimmang  des  ALR.  IL  1 
§§80  ff.  widersprach  den  Bestimmangen  der  preußischen  Verfassongsarkunde .  von 
1860,  was  aber  in  der  Praxis  des  preußischen  Obertribunals  verneint  wurde. 

"  Vgl.  die  litteraturangaben  S.  418  f.  431.  779  n.  Wüttkb,  Gesindeordnungen 
und  Gesindezwangdienst,  1894  (Schmollbr's  Forschungen  12,  4)k 

"  Vgl.  Oberrhein.  Stadtrechte  1,  170. 

^^  Vgl.  §  78,  n.  4.  Ober  die  westfälischen  Biesterfreien  vgl.  Moser,  Patriot. 
PhanUsien  8,  329  £P.;  Osnabr.  Gesch.  1,  75  ff. 
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mögen  haben  und  sich  von  der  Eigensohaft  loskaufen;  auch  die  Loskauf- 
gelder  hatten  meistens  ihre  festen  Taxen,  so  daß  auch  sie  nur  als  ein 
hesonderer  Zuschlag  zu  der  Nachsteuer,  welche  freie  Einwohner  beim 
Abzüge  zu  zahlen  hatten^  empfunden  wurden.  Da  die  Leibeigenen  nur 
an  die  Person  des  Herrn  gebunden  waren  und  nicht  zu  einem  Hofe  ge-- 
hörten,  so  besaßen  sie  vielfach  auch  das  Becht  der  Freizügigkeit,  wenn 
sie  nur  die  Bechte  des  „nachfolgenden  Herrn"  wahrten  und  ihre  Leib- 
hühner entrichteten.  Einer  Heiratserlaubnis  bedurften  sie  in  der  Begel 
nicht,  da  aber  die  Kinder  regelmäßig  der  Mutter  nächfolgten,  so  hatte 
der  Leibherr  bei  Ungenossenehen  seiner  Leute  eine  Ungenossenabgabe 
zu  beanspruchen.  Durch  die  Freizügigkeit  und  die  Heiratsfreiheit  kam 
«s  dahin,  daß  in  den  meisten  Dörfern  Leibeigene  der  Torschiedensten 
Herren  im  Gemisch  saßen,  während  alle  Dorfbewohner  demselben  Qe- 
richtsherrn  unterworfen  waren.  Die  Leibherren  suchten  diesem  Übel- 
stande nach  Kräften  durch  wechselseitigen  Austausch  zu  begegnen.  Denn 
die  Yeräußerung  ihrer  Leute  war  den  Leibherren  gestattet,  da  das  ganze 
Verhältnis  aber  nicht  mehr  als  ein  solches  persönlicher  Unfreiheit  auf- 
gefaßt wurde,  so  erschien  auch  die  Veräußerung  nicht  als  eine  Ver- 
Bußerung  der  Person,  sondern  nur  als  eine  Übertragung  der  besonderen 
Besteuerungsrechte,  welche  den  Herren  gegenüber  ihren  Leibeigenen  zu- 
standen. In  den  besonderen  Steuern  und  Steuerzuschlägen,  denen  die 
Leibeigenen  unterlagen,  bestand  schließlich  der  einzige  Unterschied  dieser 
Klasse  gegenüber  den  Freien. 

Den  umgekehrten  Weg  hat  die  Entwickelung  im  östlichen  Deutsch- 
land, und  zwar  ebensowohl  in  den  früheren  Kolonisationsgebieten  ost- 
wärts der  Elbe,  die  im  Mittelalter  nur  von  freien  Leuten  bewohnt  wurden 
(S.  454),  wie  in  Osterreich,  Böhmen,  Mahren  und  Schlesien  eingeschlagen. 
Während  sich  im  Westen  mehr  und  mehr  ein  Übergang  von  der  Knecht- 
schaft zur  Freiheit  vollzog,  hat  im  Osten  das  wirtschaftliche  Bedürfnis 
der  zum  Großbetriebe  übergegangenen  Grundherren  die  Nachkommen  der 
freien  Kolonisten  Schritt  für  Schritt  zu  einer  der  baierischen  Leibeigen- 
schaft ähnlichen,  dieselbe  an  Härte  vielfach  noch  übertreffenden  Erb- 
unterthänigkeit  oder  Hofhörigkeit  geführt.  Die  Ansätze  dazu  finden  sich 
bereits  im  16.  Jahrhundert,  aber  erst  die  durch  den  80jährigen  Krieg 
herbeigeführte  Entvölkerung  machte  es  für  den  Großgrundbesitz  zu  einer 
Lebensfrage,  sich  mit  allen  Mitteln,  erlaubten  wie  unerlaubten,  die  Er- 
haltung der  nötigen  Arbeitskräfte  zu  sichern.  Unterstützt  wurde  diese 
Entwickelung,  wenigstens  in  Meklenburg,  durch  die  ungehörige  Heran- 
ziehung der  römischrechtlichen  Bestimmungen  über  die  servi  und  in  den 
an  Polen  grenzenden  Landesteilen  durch  den  Einfluß  der  polnischen  Ge- 
setzgebung, die  im  16.  Jahrhundert  die  Leibeigenschaft  im  schroffsten 
Sinne  eingeführt  hatte.  Nur  vereinzelt  vermochten  sich  die  alten  Frei- 
bauern zu  erhalten.  Leibzins  und  Hauptrecht,  die  im  Westen  das  eigent- 
liche Merkzeichen  der  Leibeigenschaft  bildeten,  spielten  im  Osten  keine 
Bolle.    Hier  bestanden  die  Leistungen  der  Bauern  ausschließlich  in  Fron- 


792  Die  Neuzeit 

diensten,  oft  angemessenen,  die  man  an  die  Stelle  des  firüheren  Onind- 
Zinses  gesetzt  hatte.  tJm  dieser  Frondienste  willen  gestattete  man  dem 
Bauern  den  Abzug  nur  gegen  Stellang  eines  Ersatzmannes,  zaweilen 
maßten  selbst  mehrere  Ersatzmanner  zur  Auswahl  des  Herrn  gestellt 
werden.  Indem  allmählich  zu  den  Frondiensten  auch  der  Gesindezwangs- 
dienst  kam,  wurde  die  Beschränkung  der  Freizügigkeit  auch  auf  die 
.  Bauern,  denen  der  Herr  wegen  ünbotmäßigkeit  den  Hof  entzogen  hatte, 
und  auf  die  Kinder  der  Bauern  ausgedehnt.  Die  ersteren  mußten  als 
Gutstagelöhner  (Instleute,  Einlieger)  auf  dem  Hofe  bleiben,  wahrend 
die  Kinder  der  Bauern  in  der  Regel,  solange  sie  ledig  waren,  zum  Ge- 
sindedienst auf  dem  Hofe  verpflichtet  waren.  Der  Abzug  wurde  ihnen 
nur  gestattet,  wenn  sie  sich  mit  dem  Herrn  über  den  Loskauf  verständigt 
hatten  ^^  Die  Übernahme  eines  vom  Herrn  angebotenen  Hofes  durfte 
nicht  verweigert  werden.  Zur  Erlernung  eines  Handwerks  wie  zur  Ver- 
heiratung war  die  Genehmigung  des  Herrn  erforderlich.  Da  die  Folge 
nach  der  Mutter  im  Osten  unbekannt  war,  so  wurde  auch  den  Töchtern 
der  Bauern  die  Verheiratung  nach  auswärts  nur  gegen  Loskauf  gestattet 
Die  dem  Westen  besonders  charakteristischen  gemischten  Gemeinden  waren 
dem  Osten,  da  die  Freizügigkeit  fehlte,  durchaus  unbekannt  Alle  Dorf- 
bewohner gehörten  demselben  Herrn,  der  zugleich  ihr  Gerichtsherr  war. 
Sie  waren  Hofhörige  und  galten  als  Zubehör  des  Herrenhofes.  Vorüber- 
gehend wurde  von  den  Herren  selbst  ein  Eigentum  an  der  Person  und 
das  Recht  freier  Veräußerung  in  Anspruch  genommen.  Die  auf  die  Be- 
freiung des  Bauernstandes  gerichteten  Bestrebungen  der  preußischen  Könige 
Friedrich  Wilhelm  I.  und  Friedrich  des  Großen  hatten  in  Brandenburg 
und  Pommern  nur  geringen  Erfolg;  mehr  wurde  von  ihnen  in  Ost-  und 
Westpreußen,  wo  die  Verhältnisse  allerdings  besonders  im  argen  lagen, 
durchgesetzt  Für  den  ganzen  Staat  erfolgte  die  Befreiung  des  Bauernstandes 
durch  Edikt  vom  9.  Oktober  1807.  Gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts 
waren  Baden,  Hohenzollern-Hechingen  und  Isenburg  in  der  gleichen  Rich- 
tung vorgegangen,  in  Schleswig-Holstein  erfolgte  die  Befreiung  von  1797 
bis  1805.  Nachdem  die  französische  Revolutionsgesetzgebung  auch  auf 
diesem  Gebiete  in  heilsamer  Weise  vorangegangen  war,  folgte  Westfalen 
1807,  Baiem  1808,  Oldenburg  1811,  Würtemberg  1817,  Baden  (soweit 
die  Aufhebung  nicht  schon  1813  erfolgt  war),  Großherzogtum  Hessen  und 
Meklenburg  1820,  das  letztere  jedoch  nur  in  der  Weise,  daß  man  den 
Bauern  zwar  das  Recht  des  Abzuges,  aber  nicht  die  notwendige  Ergänzung 
desselben,  das  Recht,  sich  beliebig  im  Lande  niederzulassen,  gewährte,  ein 
Mangel  der  erst  durch  den  Eintritt  Meklenburgs  in  den  Norddeutschen 
Bund  beseitigt  wurde.  Unter  dem  Einflüsse  der  französischen  Julirevoluüon 
erfolgte  die  Bauernbefreiung  in  Hannover  und  Kurhessen  (1831),  Sachsen 
(1832),  wo  thatsächlich  die  meisten  Bauern  schon  lange  vorher  die  Freiheit 
erlangt  hatten,  und  HohenzoUem-Sigmaringen  (1833).   In  Osterreich  hatten 


Vgl.  ZeitBchr.  f.  deutsche  Knltargeschichte,  1S96,  S.  467  ff. 
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schon  die  humanen  Bestrebungen  Josephs  11.  in  der  Hauptsache  die  Be- 
freiung durchgeführt^  nur  die  Frondienstpflicht  blieb  bestehen  und  wurde 
erst  1848  aufgehoben. 

Mit  der  Durchführung  der  Bauernbefreiung  war  ein  Jahrhunderte  altes 
Unrecht  gesühnt  Die  Befreiung  erfolgte  durchweg  ohne  Entschädigung 
der  Herren,  dage^n  wurden  die  Leistungen,  zu  denen  die  Bauern  ver- 
pflichtet gewesen  waren,  auf  das  gutsherrlich-bäuerliche  Verhältnis  über- 
tragen, so  daß  sie  erst  mit  diesem  zur  Ablösung  gelangten.  Der  durch- 
schnittliche Geldwert  der  den  Gutsherrschaften  obliegenden  Gegenleistungen 
wurde  bei  der  Feststellung  der  Entschädigung  in  Abzug  gebracht 

II.  Der  ausschließlich  katholische  Charakter  des  Reiches  wurde  durch 
den  Beligionsfrieden  von  1555  zu  Gunsten  der  augsburgischen  Konfession 
im  Sinne  der  Parität  abgeändert  ^^  Die  volle  Parität  wurde  jedoch  nur 
in  den  freien  Reichsstädten  durchgeführt,  während  sie  im  übrigen  bloß 
den  Beichsständen  und  der  Beichsritterschaft,  aber  nicht  den  Unterthanen 
zu  gute  kam.  Die  Landesherren  erhielten  das  Becht  des  Beligionsbannes 
{iu8  reformandi),  kraft  dessen  sie  für  ihr  Gebiet  nach  ihrem  Ermessen 
beide  Eonfessionen  oder  nur  eine  derselben  zulassen  konnten;  den  An- 
hängern des  verbotenen  Bekenntnisses  mußte  freier  Abzug  mit  ihrem  Ver- 
mögen gestattet  werden.  Der  westiaUsche  Friede  dehnte  die  Parität  auch 
auf  die  Beformierten  als  augsburgische  Konfessionsverwandte  aus  und  be- 
schränkte die  fernere  Ausübung  des  Beligionsbannes  durch  die  Festsetzung 
des  Jahres  1624  als  Normaljahr,  so  daß  alle,  die  während  dieses  Jahres 
das  Becht  der  öffentlichen  oder  privaten  Ausübung  ihrer  Beligion  (publi- 
cum seü  privatum  suae  religionis  exercitium)  durch  ausdrückliches  Zu- 
geständnis oder  „longus  usus''  besessen  hatten,  dabei  erhalten  bleiben 
sollten,  während  gegenüber  den  durch  das  Normaljahr  nicht  Geschützten 
die  Landesherren  zwischen  Duldung  und  Ausweisung,  unbeschadet  des  Ver- 
mögens der  Ausgewiesenen,  wählen  konnten  ^^.  Die  Beichsstädte  wurden 
durch  den  westfälischen  Frieden  (Art.  5,  §  29)  hinsichtlich  des  Beligions- 
bannes den  übrigen  Beichsständen  und  der  Beichsritterschaft  gleichgestellt 
In  betreff  der  Besetzung  des  Beichskaminergerichts  und  der  höchsten 
Befehlshaberstellen  im  Heere  wurde  die  Parität  in  kleinlichster  Weise 
durchgeführt.  Bei  Abstimmungen  des  Beichstages  über  Angelegenheiten, 
welche  konfessionelle  Fragen  berührten,  wurde  itio  in  partes  zugelasseu. 

Die  deutsche  Bundesakte  von  1815  erklärte  den  Genuß  der  „bürger- 
lichen und  politischen  Bechte''  für  unabhängig  von  der  „Verschiedenheit 
der  christlichen  Beligionsparteien"  ^®.    Damit  war  das  Becht  des  Beligions- 


"  Augsb.  ReL-Pr.  §§  15—17.  20.  24.  26.  27  (N.  Samml.  8,  17  ff.).  Vgl.  Rittbb, 
a.  a.  0.  1,  79  ff.  Fttr  den  Fall,  daß  ein  geistlicher  Beichsstand  auf  Grund  einer 
Glaubensänderung  infolge  des  „geistlichen  Vorbehalts"  (§'78,  Anm.  10)  sein  Lehen 
verlieren  sollte,  wurde  den  evangelischen  Unterthanen  des  Stiftes  der  Schutz  ihres 
Bekenntnisses  zugesichert    Vgl.  §  78,  n.  10.  §  88,  n.  2. 

"  JPO.  Art.  5,  §§  1.  28.  30—37.  48.  Art  7,  §  1. 

"  DBA.  16. 
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bannes  aufgehoben,  dagegen  blieb  es  der  Landesgesetzgebung  überlassen, 
inwiefern  den  Andersgläubigen  auoh  die  öffentliche  Beligionsübong  zn  ge- 
statten sei.  Die  rechtliohe  Stellung  der  Dissidenten,  auf  die  sich  die  deutsche 
Bundesakte  nicht  bezog,  wurde  der  Landesgesetzgebung  anheimgestellt 

In  Ansehung  der  Juden  ^^  hielt  noch  die  Beichspolizeiordnung  Ton 
1577  daran  fest,  daß  nur  diejenigen,  denen  das  Reich  das  Regal  über- 
tragen habe,  Juden  aufiiehmen  dürften.  Das  WucherpriTÜeg  der  Juden 
wurde  an  den  reichsgesetzlichen  Höchstsatz  von  5%  gebunden;  das  Juden- 
Privileg,  kraft  dessen  sie  in  gutem  Olauben  erworbene  Sachen  nur  gegen 
Ersatz  herauszugeben  brauchten,  wurde  aufgehoben.  Den  Reichsst&nden 
blieb  vorbehalten,  andere  Bestünmungen  über  die  Juden  zu  treffen.  In 
Preußen  wurden  die  Juden  1787  vom  Leibzoll  befreit;  durch  Gesetz  vom 
11.  März  1812  erlangten  sie  die  bürgerliche  Gleichstellung  mit  den  Christen. 
Die  DBA.  Art.  16  beschränkte  sich  darauf,  die  den  Juden  von  den  ein- 
zelnen Bundesstaaten  eingeräumten  Rechte  zu  gewährleisten. 

Durch  die  Landesgesetzgebung  des  19.  Jahrhunderts  und,  wo  diese 
es  noch  hatte  fehlen  lassen,  durch  die  Gesetzgebung  des  Norddeutschen 
Bundes  wurde  die  volle  Gewissensfreiheit  für  alle  die  bürgerlichen  Pflichten 
nicht  beinträchtigenden  religiösen  Bekenntnisse  durchgeführt. 


Zweites  Kapitel. 
Die  Verfassung  des  Beiohes  und  seiner  Teile. 

Gerstlacheb,  Handbuch  der  teutschen  Reichsgesetze  in  systematischer  Ordnung, 
11  Bde,  1786—98.  J.  J.  Moser,  Teutsches  Staatsrecht,  50Bde,  1787—54;  Erläute- 
rung des  westfälischen  Friedens,  2  Bde,  1775—76.  Habeelim,  Handbuch  d.  deutsch. 
Staatsrechts',  8  Bde,  1797.  Pfeffikger,  Vitriarius  illustratus,  seu  institutiones  iuris 
publici  Romano-Germanici,  4  Bde,  1731.  Hippolithüs  a  Lapidb,  Dissertatio  de  . 
ratione  Status  in  imperio  nostro  Bomano-Germanico,  1640  (im  Auftrage  der  schwed. 
Regierung  von  B.  Ph.  von  OHEionTz  verbeißt,  vgl.  Goldschlag,  Beitrfige  zur  polit 
u.  Publizist  Thätigkeit  Hermann  Conrings,  G5tt.  Diss.  1884,  S.  18.  78  f.).  Ssyb- 
RDfüs  DE  MoNZAMBANo  (Sah.  Püfendorf),  Dc  statu  impcrü  Germanici,  1667  (deutsche 
Übersetzung  von  Bresslau,  1870;  vgl.  Drotsem,  Zur  Kritik  Pufendorfis,  AbhandL 
zur  neueren  Gesch.  1876;  FRANXUNy  Das  deutsche  Reich  nach  Monzambano,  1872; 
Jastrow,  Pufendorfs  Lehre  von  der  Monstrosit&t  der  Reichsverfassung,  1882). 
J.  S.  POttbr,  Geist  des  westfäl.  Friedens,  1795.  Mejer,  Einleitung  in  das  deutsche 
Staatsrecht',  1884.  Ritter,  Deutsche  Geschichte  1, 1 — 57.  EbbmakhsdOrffer,  Deutsche 
Geschichte  1,  48  ff.  188  ff. 

§  69.    Der  Kaiser. 

Karl  Y.  war  der  letzte  deutsche  König,  der  sich,  und  zwar  in  Bologna, 
nicht  in  Rom,   zum  Kaiser  krönen  ließ.     Seit  Ferdinand  I.  fährte  der 


"  Vgl.  RPO.  von  1577,  Tit  20,  §§  2.  6.  7.  Scherer',  Übersicht  der  Jnden- 
gesetzgebung  in  Österreich,  1895  (a.  d.  Osterr.  Staatswörterbuch  s.  v.).  C.  Th.  Weiss, 
Geschichte  und  rechtl.  Stellung  der  Juden  im  Fürstbistum  Strasburg,  Heidelb. 
Diss.  1894. 
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dentsche  König  als  solcher  den  Titel  „erwählter  römischer  Kaiser'^  {electus 
Somanarum  imperator  semper  augustus,  Oermaniae  rex),  wozu  der  von 
der  Hansmacht  entlehnte  weitere  Titel  hinzutrat  ^  Die  Wahl  erfolgte, 
abgesehen  von  den  Veränderungen  im  Eurfürstenkollegium,  bis  zur  Auf- 
lösung des  Beiches  nach  den  Vorschriften  der  Goldenen  Bulle.  Die  Kur- 
fürsten nahmen  an  der  Wahl  vielfach  nur  noch  durch  Gesandte  teil.  Auch 
die  Krönung  wurde  seit  Ferdinand  I.  regelmäßig  zu  Frankfurt  ToUzogen. 
Die  früheren  Beziehungen  des  Papstes  zu  den  Wahlvorgangen  waren  seit 
dem  Wegfalle  der  römischen  Krönung  von  selbst  beseitigt  Die  Wähler 
hielten  seit  Albreoht  IL  ohne  Unterbrechung  an  dem  habsburgischen 
Hanse  bis  zu  dessen  Aussterben  mit  Karl  VI.  (1740)  fest,  auch  Karl  VIL 
(1742—45)  verdankte  die  Wahl  nicht  seiner  Stellung  als  Kurfürst  von 
Baiem,  sondern  als  habsburgischer  Begredienterbe.  Nach  seinem  Tode 
fiel  die  Wahl  auf  den  Herzog  von  Lothringen,  Franz  I.  (1745—65),  als 
Gemahl  der  habsburgischen  Erbtochter  Maria  Theresia.  An  dem  loth- 
ringisch-habsburgischen  Hause  (Joseph  11. 1765—90,  Leopold  IL  1790—92, 
Franz  IL  1792-1806)  wurde  dann  bis  zur  Auflösung  des  Beiches  fest- 
gehalten. Als  Termin  der  Begierungsmündigkeit  wurde  seit  der  Wahl 
Josephs  I.  statt  des  früher  beobachteten  ribuarischen  Termins  das  voll- 
endete 18.  Lebensjahr  angesehen'.  Für  eine  Thätigkeit  der  Beichsvikarien, 
zu  der  auch  die  Besetzung  der  obersten  Beichsgerichte,  soweit  sie  dem 
Kaiser  zustand,  gehörte,  war  (abgesehen  von  dem  Interregnum  vom 
20.  Okt  1740  bis  24.  Jan.  1742)  nur  selten  Gelegenheit,  da  die  Kaiser 
fast  regelmäßig  schon  bei  ihren  Lebzeiten  die  Wahl  und  Krönung  des 
Sohnes  zum  „Bömischen  König''  durchzusetzen  wußten,  unmündige  Kaiser 
aber  in  dieser  Periode  nicht  vorkamen^.  Auch  die  seit  der  Wahlkapitu- 
lation von  1711  vorgesehene  Vertretung  in  sonstigen  Verhinderungsfällen 
ist  nicht  praktisch  geworden  ^  Das  pfalzische  Vikariatsrecht  war  s6it  dem 
westfälischen  Frieden  zwischen  Pfalz  und  Baiem  streitig,  bis  1752  durch 
Vergleich  die  abwechselnde  Ausübung  festgestellt  wurde*. 

Die  Bechte  des  Kaisers  waren  durch  die  neuere  Verfassungsent- 
wickelung, zumal  durch  die  Wahlkapitulationen,  auf  das  äußerste  ein- 
geschränkt Die  letzteren  legten  dem  Kaiser  die  Pflicht  der  Besidenz  im 
Beiche  auf;  allen  Beichsständen  und  ihren  Gesandten  sowie  den  Ange- 
hörigen der  Beichsritterschaffc  mußte  er  auf  Ansuchen  Audienz  gewähren ; 
die  Hofsprache  sollte  entweder  deutsch  oder  lateinisch  sein.  Die  meisten 
Becht«  übte  der  Kaiser  nur  noch  in  Gemeinschaft  mit  dem  Beichstage 
oder  den  Kurfürsten  aus.  Zu  den  ausschließlich  kaiserlichen  Bechten 
gehörte  die  Vertretung  des  Beiches  nach  außen  (abgesehen  von  Kriegs- 


'  Vgl.  Rundschreiben  Maximilians  I.  an  die  Beichsstftnde  vom  8.  Febraar  1508 
(Gbbstlacher  8,  379  f.). 

>  Vgl.  S.  478.    Kbadt,  Vormundschaft  8,  117  f. 

*  Vgl.  EiCHHOBN  4,  808,  Anm.  d. 

*  Vgl.  Käaut,  a.  a.  0.  3,  119.  126.  129  £• 

^  Vgl.  EiOHHOBN  4,  808,  Anm.  c.    Ebdkakksdöbffeb,  a.  a.  0.  1,  8 10  f. 
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erklärungen  and  Verträgen),  die  Berofang  des  Reichstages,  solange  der- 
selbe periodisch  zusammentrat,  die  Einbringung  von  InitiatiTantragen  bei 
demselben,  sowie  die  Ratifikation  and  Publikation  der  Beichsgesetze.  Das 
persönliche  Becht  des  Kaisers  auf  die  Ausübung  der  höchsten  Gerichts- 
barkeit wird  bei  der  Darstellung  des  Gerichtswesens  besprochen  werden. 
Bei  dem  Beichskammergericht  katte  der  Kaiser  gewisse  Stellen  zu  be- 
setzen. PriTilegia  de  non  appellando  gegen  die  Beiohsgerichte  konnten 
nur  von  ihm  erteilt  werden*.  Als  oberster  Lehnsherr  vollzog  der  Kaiser 
die  Verleihung  der  Beichslehen;  die  Wiederverleihung  heimgefallener 
Beichslehen  erforderte  die  Mitwirkung  der  Kurfürsten,  sobald  die  Lehen 
„etwas  merkliches  ertrugen".  Die  Investitur  der  Beichspröpste  war  Sache 
des  Kaisers.  Bei  manchen  Kirchenämtern  hatte  derselbe  auch  das  Becht 
der  ersten  Bittet  Zu  den  Beservatrechten,  die  der  Kaiser  auch  innerhalb 
der  Territorien  ausübte,  gehörte  die  Verleihung  von  Zoll-,  Stapel-  und 
Münzgerechtigkeiten,  die  aber  der  Mitwirkung  des  Kurfarstenkoll^nms 
bedurfte,  die  Ernennung  von  Notarien  mit  öffentlichem  Glauben  für  das 
ganze  Beich  (notarii  publici  imperii),  die  Verleihung  des  ins  doctorandi 
an  Universitäten  (§  44,  n.  4),  die  Erteilung  von  Titeln  und  Standes- 
erhöhungen (S.  787.  789).  Eine  Konkurrenz  zwischen  Kaiser  und  Landes- 
herren, soweit  diese  dem  Beichsfürstenstande  angehörten,  bestand  hinsichtlich 
des  Begnadigungsrechtes,  der  Gewährung  von  Legitimationen  und  Groß- 
jährigkeitserklärungen  und  der  Erteilung  von  Stadt-  und  Marktrechten  ^ 
Im  Anfang  unserer  Periode  wurde  noch  häufig  die  kaiserliche  Be- 
stätigung landesherrlicher  Gesetze  nachgesucht,  weil  diese  den  Vorteil 
hatte,  den  Beichsgerichten  gegenüber  die  Nichtverletzung  reichsgesetzlioher 
Bestimmungen  festzustellen^.  Seit  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhun- 
derts kamen  derartige  Bestätigungen  außer  Übung,  dagegen  wurde,  solange 
das  Beich  bestand,  an  der  Notwendigkeit  der  kaiserlichen  Bestätigung  für 
die  Hausgesetze  der  Beichsstände  und  Beichsrittersohaft  festgehalten. 

§  70.    Die  Reichshofbeamten'. 

Adleb,  Organisation  der  Centralverwaltung  unter  Maximilian  I.,  18S6.  Bosek- 
THAL,  Behördenorganisatiion  Ferdinands,  1887.  Ulhamn,  Maximilian  1,  804  ff. 
G.  M^iER,  Kr.  VJSchr.  29,  569  ff.  Lorenz,  Reichskanzler  und  Beichskanzlei  (Drei 
Bücher  Geschichte  und  Politik  52 ff.,  auch  Preuß.  Jahrh.  29,  474 ff.).  Sbeuqbb, 
Erzkanzler  und  Reichskanzleien,  1889,  S.  62  ff.  Lüschin  v.  Ebengreüth,  Ost.  Reichs- 
geschichte 268  ff. 

Dnrch  die  Beichsreform  wurden  ganze  Gruppen  von  reiohsstandischen 
Beamten,  wie  die  des  Beichskammergericl^ts,  die  Schatzmeister,  die  Beichs- 


^  Nach  dem  JRA.  yon  1654,  §  116  (N.  Samml.  4,  661)  sollte  der  Kaiser  neue 
Privilegien  dieser  Art  nur  in  den  dringendsten  Fällen  erteilen. 

'  Vgl.  §48,  n.  16.  König  Sigmund  übte  das  Recht  gegenüber  sämilicben 
Dom-  und  Kollegiatstiften  als  ein  althergebrachtes  Kronrecht  aus.  Vgl.  Urkunde 
Sigmunds  v.  1414,  N.  Arch.  28,  151. 

•  Über  letztere  Püttbb,  Auserles.  Rechtsfälle  2,  807. 

«  Vgl.  Eichbork  4,  292  ff. 
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generale^  neu  gesohaffen,  während  es  im  Reiche  dienstthnende  königliche 
Beamte  kaum  noch  gab.  Der  persönliche  Charakter  des  früheren  Begi- 
mentes  trat  nur  noch  bei  den  Hof beamten  hervor. 

Die  Erzamter  wurden  durch  den  westfälischen  Frieden  noch  um  ein 
Erzschatzmeisteramt  vermehrt^  das  der  Pfalzgraf  für  das  auf  Baiem  über* 
tragene  Erztruchseßamt  erhielt,  wahrend  es  nach  der  Vereinigung  Baiems 
und  der  Pfalz  an  den  Kurfürsten  von  Hannover  (bisher  firzbannerherr) 
kam.  Sie  waren  im  wesentlichen  bloße  Dignitäten  ohne  eine  reale  Be- 
deutung. Dasselbe  galt  im  allgemeinen  auch  von  den  Reichserbamtem, 
die  aber  mit  gewissen  Einnahmen  verbunden  waren  ^  Eine  hervorragende 
Bedeutung  hatte  nur  das  Erzkanzleramt  für  Deutschland,  das  durch  den 
Reichsdeputations-Hauptechluß  von  1803  von  Kur-Mainz  auf  das  neu- 
geschaffene Kur-Regensburg  übertragen  wurde.  Im  übrigen  traten  gegen- 
über den  Erbbeamten  die  persönlich  vom  Kaiser  ernannten  Hofbeamten, 
namentlich  der  Obersihofmeister,  Obeüstmarschall  und  Generalschatzmeistet, 
als  besondere  Vertrauenspersonen  in  den  Vordergrund '.  Als  Beamter  für 
die  Erteilung  kaiserlicher  Gnadenerweisungen,  namentlich  Adelsverleihungen 
'  und  die  Ernennung  öffentlicher  Notare,  erhielt  sich  der  von  Karl  IV.  ein- 
geführte Hofpfalzgraf  (S.  481),  und  zwar  in  der  Weise;  daß  der  Kaiser 
für  die  einzelnen  Territorien  besondere  Hofpfalzgrafen  ernannte  oder  den 
Landesherren  diese  Würde  erteilte. 

Hinsichtlich  der  Hofkanzlei  traten  unter  Friedrich  III.  die  alten  An- 
sprüche des  Erzkanzlers  auf  die  Beherrschung  derselben,  insbesondere  auf 
die  Ernennung  des  Vicekanzlers  (8.  486)  wieder  hervor.  In  den  letzten 
Regierung^ahren  Maximilians  I.  und  unter  KarlV.  besorgte  die  erblandische 
Hofkanzlei  unter  dem  vom  Kaiser  ernannten  Hofkanzler  in  einer  be- 
sonderen für  das.  Reich  bestimmten  Abteilung  unter  einem  eigenen  Sekretär 
auch  die  Reichsangelegenheiten  ^  Dagegen  bestand  unter  Friedrich  III. 
und  in  der  ersten  Zeit  Maximilians  L,  sodann  wieder  seit  der  Thron- 
besteigung Ferdinands  I.  strenge  Trennung  der  „römischen  Kanzlei^'  von 
der  ßrbländischen.  Die  erstere,  gewöhnlich  „Reichshof kanzlei'^  genannt, 
stand  unter  dem  vom  Erzkanzler  ernannten  Vicekanzler,  dem  später  noch 
der  Reichsreferendar  zur  Seite  trat  Weitere  Beamte  der  Kanzlei  waren 
die  Sekretarien,  der  Registrator,  dei"  Taxator,  die  Schreiber  und  Diener. 


^  Das  ErbmancKaUamt  hatten  die  Grafen  von  Pappenheim,  das  Erbschenken- 
amt (bis  1714)  die  Schenken  von  Ldmbarg,  seit  1714  die  Grafen  v<m  Althann,  das 
Erbtruchseßamt  die  Grafen  von  Waldborg,  das  Erbkftmmereramt  die  FQrsten  von 
HohenzoUem,  das  Erbscbatzmeisteramt  die  Grafen  von  Sinzendorf.  Über  die  Be- 
deutung des  Marschall'  und  Schenkenamtes  vgl.  Gerstlachbb  6,  784  ff. 

'  In  den  Wahlkapitulationen  mußten  die  Kaiser  yersprechen,  nur  Männer  von 
guter  Herkunft '  (womöglich  aus  dem  hohen  Adel)  und  nur  Deutsche  oder  solche 
AualftndeTy  die  Lehen  vom  Iteiche  hätten,  zu  HofS^tem  zu  berufen. 

'  Die  österreichischen  Erhlande  standen  zwar  nicht  unter  Karl  Y.,  sondern 
seinem  Bruder  Ferdinand,  da  dieser  aber  als  Statthalter  des  Reiches  den  Kaiser 
zu  vertreten  hatte,  so  wurden  die  erbländischen  Einrichtungen  durch  ihn  auch  für 
das  Beich  von  Bedeutung. 
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Später  wurden  sämtliche  Eanzleibeamten  Tom  Erzkanzler  ernannt,  die 
Kaiser  mußten  in  den  Wahlkapitnlationen  ausdrücklich  yersprechen,  sich 
dabei  jedes  Eingriffes  zu  enthalten.  Alle  Eanzleibeamten  hatten  dem 
Kaiser  und  dem  Erzkanzler  Treue  und  Gehorsam  zu  schwören.  Ihre  Be- 
soldung empfingen  sie  vom  Erzkanzler,  der  dafür  ein  Bauschquantum  vom 
Beiche  erhielt  Demgemäß  wurden  auch  die  Eanzleitaxen  von  dem  Erz- 
kanzler festgesetzt^. 

Die  Beichshofkanzlei  hatte  keinen  festen  Sitz,  sondern  befand  sich 
immer  am  Hofe  des  Kaisers.  An  sie  gingen  alle  Einlaufe  aus  dem  Beiche, 
die  nicht  ausdrücklich  an  die  Person  des  Kaisers  gerichtet  waren.  Der 
Yicekanzler  oder  der  ihn  vertretende  Beferendar  oder  Sekretär  hatte  dem 
Kaiser  oder  der  von  diesem  bezeichneten  Stelle  über  die  Einlaufe  zu  be- 
richten. Alle  Verfügungen  des  Kaisers  in  Beichsangelegenheiten  mußten 
von  der  Beichshofkanzlei  ausgefertigt,  beglaubigt  und  besiegelt  werden^ 
anderenfalls  waren  sie  null  und  nichtig.  Die  Kanzlei  war  d^ninach  die 
einzige  expedierende  Behörde  und  als  solche  dafür  verantwortlich,  daß  keine 
ungehörigen  Beurkundungen  erfolgten.  Die  Verantwortlichkeit  bestand  zu- 
nächst nur  dem  Kaiser  gegenüber,  doch  wird  man  die  Stellung  des  Erz-' 
kanzlers  zur  Kanzlei  dahin  auflassen  müssen,  daß  die  Kanzlei  auch  ihm 
und  durch  ihn  den  Beichsständen  für  die  Wahrung  der  reichsver&ssungs- 
mäßigen  Vorschriften  verantwortlich  war.  Da  zu  der  expedierenden  Thätig- 
keit  noch  der  mündliche  Vortrag  des  Vicekanzlers  über  alle  Einlaufe  hinzu- 
kam, so  war  sein  Amt  ein  sehr  einflußreiches,  aber  eine  leitende  Stellung^ 
und  selbständige  Entscheidung  kam  ihm  nicht  zu,  und  es  geht  zu  weit, 
wenn  man  ihn  geradezu  als  den  eigentlichen  Beichsminister  bezeichnet  hat^ . 

Dagegen  muß  der  1497/98  von  Maximilicm  L*  ins  Leben  gerufene 
„Hofrat''  in  seiner  ersten  Anlage  als  eine  Art  Beichsministerium  betrachtet 
werden.  Derselbe  führte  auch  die  Bezeichnung  „Hofregiment**  und  war 
bestimmt,  „für  alle  Händel,  Sachen  und  Geschäfte,  die  künftig  vom  beil. 
Beiche  deutscher  Nation,  gemeiner  Christenheit  oder  von  unsem  erblichen 
Fürstentümern  und  Landen  herfließen,  femer  für  Sachen,  welche  den  Hof 
und  dessen  Verwandte  betreffen".  Er  war  die  oberste  Justjiz-  und  Begie- 
rungsbehörde für  das  Beich  und  die  kaiserlichen  Erblande,  entzogen  war 
ihm  nur  die  Verwaltung  der  Finanzen,  für  welche  Maximilian  schon  1491 
einen  „Generalschatzmeister''  eingesetzt  hatte,  während  er  1498  auch 
hierfür  eine  kollegiale  £!entralbehörde,  die  „Hofkammer",  bestellte.  Die 
letztere  vereinigte  den  gesamten  Einnahme»  und  Ausgabedienst;  sie  bestand 
aus  fünf  Statthaltern,  von  denpn  einer  als  „Beichsschatzmeister"  für  die 
Beichsfinanzen  bestimmt  war.    Durch  die  Hofratsordnung  von  1497,  die 


^  Vgl.  Hofkanzleiordnong  MaximilianB  IL  yon  1570  nebet  den  einschlagen- 
den Bestimmungen  der  Wahlkapitiilationen  and  anderen  ErgSnznngen  bei  Grubt- 
LACHBB  5,  782—784.  Wichtige  Urkunden  über  die  Rechte  des  Enkanxlers  bei 
Sesuoeb,  jbl  a.  0.  218  ff. 

^  Vgl.  RosEKTHALy  a.  a.  0.  48  f. 
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Hofkammerordnnng  von  1498  nnd  die  gleichzeitige  Hofkanzleiordnnng* 
sncbte  der  Kaiser^  indem  er  die  Beamtenver&ssnng  seiner  Erblande  nach 
bnrgnndisch-niederlandischem  Muster  organisierte,  einen  festen  Rückhalt 
für  das  monarchische  Prinzip  gegenüber  den  aaf  eine  aristokratische  Re- 
publik hinzielenden  Reformbestrebungen  der  Reichsstfinde  zu  gewinnen. 
Durch  die  Einsetzung  des  Reichsregimentes  wurden  die  Pläne  des  Kaisers 
aber  vorerst  durchkreuzt,  Hofrat  und  Hof  kammer  gelangten  nicht  zu  der 
beabsichtigten  Entwickelang,  und  die  in  dem  Innsbrucker  Landtagsabschiede 
von  1518  in  Aussicht  genommene  Reorganisation  kam  wegen  des  bald 
darauf  erfolgten  Todes  des  Kaisers  nicht  zur  Ausführung.  Dagegen  nahm 
Ferdinand  die  von  seinem  Großvater  begonnenen  Reformen  mit  Erfolg 
wieder  auf,  und  durch  seine  Stellung  zum  Reiche  als  Statthalter  seines 
Bruders  kamen  dieselben,  wenigstens  teilweise,  auch  jenem  zu  gute.  Zwar 
die  wiederhergestellte  Hofkammer  beschränkte  sich  auf  die  erbländischen 
Finanzen,  aber  4er  durch  die  Ho&atsordnungen  von  1527,  1541  und  1550 
reorganisierte  Hofrat  wurde,  entsprechend  dem  französischen  conseil  und 
dem  continual  Council  Eduards  I.,  mehr  und  mehr  zu  einer  eigentlichen 
Reichsbehörde ^  Infolge  des  Passauer  Vertrages  von  1552,  der  gegen- 
über den  spanischen  und  sonstigen  nichtdeutschen  Raten  Karls  Y.  fest- 
setzte, daß  deutsche  Sachen  nur  mit  deutschen  Räten  behandelt  werden 
dürften®,  wurden  alle  erbländischen  Sachen  von  dem  Hofrate  abgezweigt 
und  dieser  zu  einem  Reichshofirate  umgestaltet  Wahrscheinlich  hat  sich 
diese  Umwandlung  nach  der  Thronbesteigung  Ferdinands  I.  (1558)  voll- 
zogen. In  der  RHRO.  von  1559  erscheint  zum  erstenmale  der  Reichs- 
vicekanzler als  Mitglied,  während  vorher  stets  der  vom  Kaiser  emannfe 
Hof  kanzler  genannt  wird.  Zusammensetzung  und  Mitgliederzahl  des  Hof- 
rats hat  häufig  gewechselt;  die  RHRO.  von  1654  setzte  die  Zahl  auf  18 
fest  An  der  Spitze  stand  ein  Präsident  (vorher  der  oberste  Hoimarschall), 
der  aber,  wenn  ein  Fürst  Mitglied  war,  diesem  den  Vorsitz  abtreten 
mußte.  Über  die  Einlaufe  hatte  zunächst  der  Ticekanzler  (vorher  der 
Hofkanzler)  zu  berichten.  Die  Mitglieder  waren  teils,  aus  dem  Reiche, 
teils  aus  den  deutschen  Erblanden,  die  letzteren  überwogen.  Sie  mußten 
teils  dem  Adel,  t^ils  dem  Doktorenstande  angehören.  Seit  dem  west- 
fälischen Frieden  mußte  eine  bestimmte  Zahl  der  Hofräte  evangelisch  sein. 
Soweit  der  Hofirat  die  persönlich  an  den  Kaiser  gebrachten  Rechts- 
händel zu  entscheiden  hatte,  wird  erst  später  (S.  814  f.)  von  ihm  zu  reden 
sein.  Ursprünglich  war  er  außerdem  das  oberste  RegiemngskoUegium, 
das  geringere  Sachen  durch  eigene  Mehrheitsbeschlüsse  erledigen-  konnte, 
in  wichtigeren  Angelegenheiten  aber  den  Staatsrat  des  Kaisers  bildete. 
In  dieser  Beziehung  that  ihm  aber  der  Qeheime  Rat  mehr  und  mehr 


*  Bei  Seblxobb,  a.  a.  0. 208.    Entwürfe  einer  Hofordnnog  von  1498  ebd.  192  ff. 
^  Vgl.  WiHTBR,  Der  Ordo  consilii  von  1550,  ein  Beitrag  zur  Geschichte  des 
Reichshofrates,  Archiv. f.  österr.  Gesch.  79,  101  ff.    . 
»  PasB.  Vertr.  §  14,  N.  Samml.  3,  6. 
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Abbruch.  Seit  1559  hatte  der  Reidishofrat  anßer  seineii  geriditlichen 
Aufgaben  nur  noch  die  Begutachtung  der  Reichslehensachen  und  kaiser- 
lichen Privilegien.  Zu  den  ersteren  wurde  auch  die  Bestätigung  der 
Hausgesetze  gerechnet.  Alle  Lehnsemeuerungen  von  Beiohslehen  und  die 
Tollmachten  der  zur  Entgegennahme  derselben  erschienenen  (Gesandten 
mußten  zuvor  von  dem  Beichshofrate  begutachtet  werden^  der  dafür,  un- 
abhängig von  den  der  Beichshofkanzlei  zufallenden  Eanzleitaxen,  hohe 
Gebühren  zur  Verteilung  unter  die  Mitglieder  erhob.  Die  Verleihung  der 
nichtfurstlichen  Reichslehen  geschah  im  Beichshofrate  selbst,  während  die 
Fürstentümer  vom  Thron  aus  verliehen  wurden. 

Einen  engeren  Kreis  von  „geheimen  Baten''  besaßen  schon  Friedrich  UI. 
und  Maximilian  L  Der  letztere  hatte  sich  in  dem  Innsbrucker  Landtags- 
abschiede von  1518  die  „eigenen  geheimen  großen  Sachen''  ausdrücklich 
zu  besonderer  Behandlung  .vorbehalten.  Als  ein  festes  Kollegium  erscheint 
der  „Geheime  Bat"  erst  seit  1527.  Er  nahm  die  Stellung  eines  Staats- 
rates mit  begutachtender  Stinmie  ein.  Anfangs  wohl  wesentlich  nur  mit 
auswärtigen  Angelegenheiten  befaßt,  zog  der  Geheime  Bat  mehr  und  mehr 
auch  die  früher  vor  den  Hofrat  gehörigen  Begierungsangelegenheiten  an 
sich,  bis  dieser  nur  die  Lehensachen  und  Privilegien  behielt  Vorsitzender 
war  der  Kaiser  oder  statt  seiner  der  oberste  Hofrneister.  Weitere  Mit- 
glieder waren  der  Vicekanzler,  dem  der  erste  Bericht  über  alle  Einlaufe 
oblag,  der  oberste  Hofmarschall,  der  böhmische  Kanzler,  die  Söhne  des 
Kaisers  und  wen  dieser  aus  persönlichem  Vertrauen  berufen  hatte.  Die 
geheimen  Bäte  hatten  unter  allen  Hof  beamten  den  ersten  Bang,  vor  den 
Hofräten.  Bis  zur  Hofratsordnung  von  1654  stand  ihnen  das  Becht  zu, 
den  Sitzungen  des  Beichshofrats  beizuwohnen. 

§  71.    Die  KurfDreten. 

Bis  zum  westfälischen  Frieden  blieb  der  Bestand  des  Kurfürsten- 
kollegiums derselbe,  wie  ihn  die  Goldene  Bulle  von  1356  in  bestimmter 
Reihenfolge  festgestellt  hatte:  Mainz,  Trier,  Köln,  Böhmen,  Pfalz,  Sachsen 
und  Brandenburg.  Die  sächsische  Kurwürde  ging  1547  von  der  (älteren) 
eniestinischen  auf  die  albertinische  Linie  über.  Die  pfalzische  Kurwürde 
samt  dem  Erztruchseßamte  wurde  nach  der  Ächtung  des  Ffalzgrafen 
Friedrich  V.  seitens  des  Kaisers  an  den  Herzog  von  Baiem  verliehen 
(1623),  was  der  westfälische  Friede  in  der  Weise  bestätigte,  daß  dem 
Pfalzgrafen  für  sich  und  seine  Nachkommen  das  eventuelle  Nachfolge- 
recht in  die  jetzt  bairische  Kur  im  Wege  der  Gesamtbelehnung  vor- 
behalten wurdet  Zugleich  wurde  für  das  pfalzische  Haus  eine  achte 
Kur  mit  dem  neuerrichteten  Erzschatzmeisteramte  errichtet  Eine  neunte 
Kur  mit  dem  Amte  eines  Beichs-Erz-Bannerherm  erhielt  Braunschweig- 
Lüneburg  (Hannover)  i.  J.  1708,  während  gleichzeitig  die  Wiedereinführung 


^  Vgl.  JPO.  4,  §§  3.  5.  9.    Ebpmakkbdöbffbb,  a.  a.  0.  1,  56.  59. 
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des  seit  Jahrhunderten  vom  Eurfürstenkollegiam  ferngebliebenen  König- 
reichs Böhmen  beschlossen  wurde*.  Die  neunte  Kurstimme  wurde  aber 
•schon  1778  wieder  beseitigt,  indem  der  Pfalzgraf  nach  dem  Aussterben 
des  bairischen  Hauses  (1777)  und  der  Vereinigung  Baiems  mit  Kurpfalz 
wieder  die  fanfte  Kurstimme  mit  dem  Erztruchseßamt  übernahm,  während 
die  achte  Stinune  mit  dem  Erzschatzmeisteramt  nunmehr  auf  Braun- 
schweig-Lüneburg  übergingt  Durch  den  RDHSchl.  von  1803  wurden 
die  Kurfürstentümer  Trier  und  Köln  aufgehoben  ^  an  Stelle  von  Mainz 
wurde  ein  neues  geistliches  Kurfürstentum  Begensburg  mit  der  Erzkanzler-* 
würde  errichtet;  außerdem  wurden  vier  neue  weltliche  Kurfürstentümer 
(Salzburg,  Baden,  Würtemberg,  Hessen-Kassel)  geschaffen. 

Aus  ihrem  Wählrechte  leiteten  die  Kurfürsten  seit  der  Wahl  Karls  V.' 
das  Recht  her,  jeden  Thronbewerber  zuvor  eine  von  ihnen  vorgelegte 
Wahlkapitulation  beschwören  zu  lassen,  die  den  Charakter  eines  mit  ihm 
abgeschlossenen  Vertrages  über  die  Führung  der  Reichsregierung  hatte*. 
Die  Verpflichtungen,  die  der  Kaiser  darin  übernehmen  mußte,  bezogen 
sich  teils  auf  das  ganze  Reich,  teils  auf  die  besonderen  Rechte  der  Kur-' 
fürsten.  Da  diese  sich  hinsichtlich  der  letzteren  durchaus  an  das  Her- 
gebrachte hielten  (Zustimmung  der  Kurfürsten  zu  Bündnissen  und  kriege- 
rischen Unternehmungen,  Erhebung  von  Steuern,  Erteilung  von  Münz-  und 
Zollprivilegien,  Veräußerung  von  Reichsgütem  und  ReichsgelBllen,  Wieder- 
verleihung heimgefallener  Lehen,  die  etwas  merkliches  ertrügen,  Aus- 
schreibung von  Reichstagen,  Zuziehung  der  Kurfürsten  zur  Beratung  in 
allen  wichtigen  Reichsangelegenheiten,  Berechtigung  der  Eurfürstentage, 
Anerkennung  der  Reichsvikariatsrechte)  und  sich  im  übrigen  darauf  be- 
schränkten, das  Interesse  der  Reichsstände  überhaupt  wahrzunehmen,  so 
wurde  ihnen  die  Feststellung  der  Wahlkapitulation  seitens  der  übrigen 
Reichsstände  nicht  bestritten,  obwohl  dieselbe  allmählich  .zu  einem  der 
wichtigsten  Reichsgrundgesetze  geworden  war.  Erst  durch  den  west- 
fälischen Frieden,  der  ohnehin  in  den  meisten  bisher  der  kurfürstlichen 
Bewilligung  unterworfenen  Fällen  die  Zustimmung  des  Reichstages  ver- 
langte, wurde  der  reichsgesetzliche  Erlaß  einer  ständigen  Wahlkapitulation 
in  Aussicht  genommen*.  Der  infolgedessen  aufgestellte  Entwurf  v.  J.  1711 
erlangte  zwar  keine  Gesetzeskraft,  da  die  Kurfürsten  nicht  darauf  ver- 
zichten wollten,  in  jedem  einzelnen  Wahlfalle  Zusätze  einzufügen,  hat  aber 
thatsächlich  die  Grundlage  aller  späteren  Wahlkapitulationen  gebildet^. 

»  Vgl.  N.  Samml.  4,  224  ff.  A.  Schulte,  a.  a.  0.  1,  161  ff.  286  ff.  Eedmaitos- 
dObffbr  2,  51  ff.  Die  Inveatitor  mit  dem  Rnrbute  hatte  der  Kaiser  schon  1692 
erteilt. 

'  Vorübergehend,  wegen  der  Ächtung  des  Baiem,  hatte  dieselbe  Verschiebung 
schon  von  1708  bis  1714  stattgefunden. 

*  Vgl.  EicHHOBN  4,  11  ff.  282  f.  517  f.  Stobbe,  Bechtsquellen  2,  188.  Pütteb, 
Hist.  Entwickelnng  1,  850  f.  2,  2.  32.  118  f.  372.  PFEFFDfOBB,  Vitriarius  iUustratus 
1,  884  ff. 

»  Vgl.  JPO.  Art.  8,  §  3. 

^  Die  Wahlkapitulation  des  Kaisers  Franz  I.  von  1745  N.  Samml.  4,  Zugabe 
B.  SohrOdxb,  Deutsche  BeohtsgMohlehte.    8.  Aufl.  5X 
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Vgl.  S.  502  £P.  EicHHOBN  8,  808  ff.  4,  284  £  v.  Dahisls,  Handbacb  4,  549  fi. 
Lancizollb,  Übersicht  der  deutschen  Reichsstaudschafts-  u.  Territorialverh&ltnisse, 
1880.  FicKEB,  Beicbsfurstenstaud  264  ff.  871  ff.  Moser,  Von  denen  teutscben  Reichs- 
stAnden,  1767.  FRiEUENSBiTBa,  Der  Reichstag  zu  Speier,  1887.  Domckb,  Die  Viril- 
Btimmen  im  ReicfasfÜrstenrat  von  1495  bis  1654  (Gierke,  Ulsters.  11),  1882.  Erd- 
XAMNBDÖRFFBE  1,  160 ff.  877  ff.;  Graf  von  Waldeck  (1869)  95 ff. 

Die  den  Kurfürsten  in  Anknüpfung  an  den  Kurverein  von  1338  schon 
in  der  Goldenen  Bulle  von  Reichs  wegen  zugestandene  und  in  den  Wahl- 
kapitulationen regelmäBig  bestätigte  Befugnis,  nach  eigenem  Ermessen  auch 
ohne  Beteiligung  des  Kaisers  oder  eines  kaiserlichen  Gesandten  Zusammen- 
künfte zu  halten  und  sich  zu  Kurvereinen  zu  verbinden^,  führte  dahin, 
daß  sie  auf  den  Reichstagen  ein  eigenes  für  sich  verhandelndes  Kollegium 
Greinen  sondern  Rat'^  bildeten,  was  durch  den  Speierer  Reichsabschied 
von  1544  ausdrücklich  als  altes  Herkommen  bestätigt  wurdet  Da  man 
nun  auch  auf  den  Landtagen  nicht  immer  gemeinsam,  sondern  auch  in 
getrennten  Kurien  der  verschiedenen  Landstände  zu  verhandeln  pflegte 
(S.  608  n),  so  machte  es  sich  auf  dem  Reichstage  seit  der  Rezeption  der 
Städte  von  selbst,  daß  derselbe  in  drei  Kollegien  zerfiel,  indem  die  den 
Reichsfürstenrat  bildenden  Fürsten,  Grafen  und  Herren  das  zweite,  die 
Städte  das  dritte  Kollegium  ausmachten. 

Im  Reichsfürstenrate  bestand  ursprünglich  keine  feste  Stimmordnung, 
da  die.  Stimmen  nicht  gezählt,  sondern  gewogen  wurden.  Das  Stimm- 
recht  haftete  nicht  an  den  einzelnen  Territorien,  sondern  trug  einen  rein 
persönlichen  Charakter.  Teilungen  innerhalb  eines  Hauses  vermehrten 
die  Stimmenzahl,  während  die  Stimmen  eingegangener  Linien  oder  ganzer 
Häuser  erloschen  und  nicht  auf  den  Erwerber  des  von  denselben  besessenen 
Landes  übergingen.  Dagegen  ergiebt  sich  aus  der  westfälischen  Friedens- 
urkunde von  1648,  daß  damals  bei  den  Reichstagsbeschlüssen  Stimmen- 
mehrheit entschied  und  die'Stimmen  von  den  einzelnen  Fürsten  nicht  als 
solchen,  sondern  für  ihre  Länder  abgegeben  wurden ^  Diese  Territori- 
alisierung der  Stimmen  führte  man  früher  auf  den  Augsburger  Reichs- 
tag von  1582  zurück,  der  für  alle  späteren  Reichstage  die  Norm  abgegeben 
habe*.  Es  hat  sich  aber  gezeigt,  daß  das  alte  System  des  persönlichen 
Stimmrechts  im  Falle  von  Erbteilungen  auch  noch  im  ersten  Viertel  des 
17.  Jahrhunderts  beobachtet  wurde,  während  umgekehrt  schon  vor  1582 
mehrfach  Stimmen  ausgegangener  Häuser  nicht  als  erloschen  behandelt 
wurden,  sondern  mit  dem  Territorium  auf  den  neuen  Erwerber  übergingen. 
Das  Territorialprinzip  wurde  zuerst  seitens  der  geistlichen  Fürsten  geltend 

2  ff.,  der  Entwurf  von  1711  ebd.  4,  288  ff.    Die  Wahlkapitulation  Karls  VI.  von 
17li  bei  Ppbpfinqeb,  Vitr.  UluBtr.  1,  appendix. 

^  Der  letzte  Kurverein  war  vom  Jahre  1558,  Gebstlaoheb  5,  blhß. 

*  Vgl.  Gebstlacheb  5,  508.    N.  Samml.  2,  500,  §  25. 

'  Vgl.  JPO.  Art  5,  §  62.     Art  10,  §§  9,  11.  Art  11,  §§  1,  4. 

*  So  die  Lehre  seit  Mobbb,  zuletzt  verteidigt  von  Fickeb,  a.  a.  O.  255  ff. 
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gemacht,  die  bei  der  Vereinigung  mehrerer  Stifter  in  derselben  Hand  ftti 
jedes  derselben  ihre  Stimme  abzugeben  pflegten.  Demgegenüber  hatten 
namentlich  die  CTangelischen  Reichsstände  das  Interesse,  dem  Erlöschen 
weltlicher  Stimmen  möglichst  vorzubengen,  zumal  das  frühere  Mittel,  die 
eigene  Stimmenzahl  durch  Erbteilnngen  zu  vermehren,  durch  die  zu- 
nehmende Einführung  der  Individualsuccession  immer  weniger  anwendbar 
wurde.  Das  Territoriälprinzip  mußte  deshalb  auch  den  weltlichen  Fürsten 
mehr  und  mehr  als  ihren  Interessen  entsprechender 'erscheinen.  Dazu 
kam  das  fiskalische  Interesse  des  Reiches,  daß  einmal  in  die  Anschlage 
aufgenommene  Territorien  nicht  durch  ihre  Vereinigung  mit  anderen  von 
der  Beitragspflicht  befreit  würden*.  Zu  einer  Notwendigkeit  wurde  die 
Festlegung  der  Stimmen,  als  es  sich  im  westfälischen  i^Meden  um  die 
Aufnahme  Schwedens  als  Reichsstand  und  die  Entschädigung  Branden- 
burgs für  die  Abtretung  Vorpommerns  handelte.  An  die  Aufstellung 
einer  gesetzlichen  Norm  für  die  altfürstlichen  Häuser  wurde  dabei  nicht 
gedacht.  Schon  seit  dem  16.  Jahrhundert  hatte  der  Reichstag  das  Recht 
in  Anspruch  genommen;  nicht  bloß  bei  der  Erhebung  neufürstlicher  Häuser 
durch  den  Kaiser,  sondern  auch  bei  Stimmteilungen  und  der  Fortführung 
erloschener  Stimmen  über  die  Zulassung  zu  beschließen  (S.  787).  Die 
dabei  regelmäßig  von  ihm  beobachtete  Praxis  führte  zu  einer  gewohnheits- 
rechtlichen Entwickelung,  welche  sich  schließlich  zu  einer  anerkannten 
Grundlage  der  Reichsverfassung  gestaltete. 

Das  früher  ganz  ungeregelte  Stimmrecht  der  Grafen  und  Herren  und 
der  nicht  gefürsteten  Prälaten  hatte  sich  allmählich  dahin  ausgebildet,  daß 
seit  1658  die  ersteren  vier  Euriatstimmen  hatten  (in  älterer  Zeit  nur  zwei, 
seit  1641  drei),  die  Prälaten  zwei  (vorher  nur  eine)^  Jede  Kuriatstimme, 
wegen  deren  innerhalb  der  betreffenden  Kurie  zuvor  gesondert  abgestimmt 
werden  mußte,  galt  so  viel  wie  eine  Fürstenstimme.  Übrigens  gab  es  auch 
Fürstenstimmen,  die  mehreren  Häusern  gemeinschaftlich  zustanden,  soge- 
nannte Kollektivstimmen. 

Vor  Beginn  des  französischen  Revolutionskrieges  bestand  der  Reichs- 
fürstenrat aus  100  Stimmen,  35  geistlichen  und  65  weltlichen.  Die  geist- 
lichen Stimmen^  gehörten  zwei  Erzbistümern  (Salzburg,  Besan9on),  dem 
Hoch-  und  Deutschmeister^,  22  Bistümern  (darunter  das  evangelische  Bis- 
tum Lübeck  und  das  alternierend  katholisch,  oder  evangelisch  besetzte 
Osnabrück),  7  Reichsabteien  und  Propsteien  (die  Stimme  der  Reichsabtei 


»  Vgl.  Regensburger  RA.  von  1576,  §  21  (N.  Samml.  3,  357). 

•  Vgl.  Pfbppinobb  2,  723  f.  4,  867. 

^  Ober  den  sogenannten  yjgeistlichen  Vorbehalt"  znm  Augsburger  Religions- 
frieden vgl.  §  78,  Anm.  10,  §  88,  Amn.  2.  Die  Weigerung  des  Kaisers  und  der 
katholischen  Reichsstftnde,  den  evangelischen  Stiftsadministratoren  die  Ausübung 
der  Reichsstandschaft  zu  gestatten,  war  eine  der  Hauptbeschwerden  der  Pro- 
testanten seit  Rudolf  11.  gewesen. 

*  Der  Deutschmeister  war  seit  der  Säkularisation  Preußens  (1526)  Reichsfürst 
geworden.  Er  galt  zugleich  als  Administrator  des  Hochmeistertums  und  führte 
daher  den  Titel  Hoch-  und  Deutschmeister.    Vgl  §  64,  n.  7,  8. 
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Prüm  stand  Eurtxier  za),  endlich  dem  Johannitermeister  für  Deutschland 
(seit  1546);  dazu  kamen  die  beiden  Euriatstimmen  der  schwäbischen 
und  rheinischen  Prälatenbank  (mit  22  und  18  Beteiligten),  auf  der  letzteren 
auch  die  Landkomthure  der  Deutschordensballefcn  Koblenz,  Elsaß  und 
Burgund  und  die  evangelischen  Stifter  (^andersheim,  Herford  und  Quedlin- 
burg. Unter  den  weltlichen  Stimmen  be&nden  sich  39  altfürstliche,  9 
von  säkularisierten  ehemals  geistlichen  Fürstentümern  und  13  neufürst- 
liche, erst  nach  dem  westßlischen  Frieden  mit  Reichstagsgenehmigung 
erhobene  Häuser.  Österreich  hatte  im  Fürstenrate  nur  drei  Stinunen. 
Von  den  weltlichen  Kurfürsten  besaß  Brandenburg  (Preußen)  acht  fürst- 
liche Stinmien,  Kurpfalz  (mit  Baiem)  und  Hannover  je  sechs,  Kursachsen 
nur  einen  Anteil  an  der  Henneberger  Stimme.  Von  den  übrigen  Fürsten 
hatten  Baden  und  Meklenburg-Schwerin  je  drei,  fünf  andere  je  zwei,  17 
je  eine  Stimme®;  dazu  kamen  fünf  Kollektivstinmien,  welche  sich  auf 
zwölf  Fürsten  verteilten,  und  die  vier  gräflichen  Kuriatstimmen  (das 
wetterauische  OrafenkoUegium  mit  27,  das  schwäbische  mit  26,  das  firän- 
kische  mit  16,  das  westfälische  mit  34  Beteiligten).  An  der  schwäbischen 
Grafenkurie  waren  auch  Kurpfalz  und  Osterreich,  an  der  westfälischen 
Preußen  und  Hannover  beteiligt  Die  geistlichen  Mitglieder  des  Beichs- 
ifürstenrates  und  Osterreich  saßen  auf  der  geistlichen,  alle  übrigen  auf  der 
weltlichen  Bank^®. 

Die  freien  und  Reichsstädte  erschienen  als  geschlossenes  KoU^um 
zuerst  auf  dem  Frankfurter  Reichstage  von  1489  ^\  Die  erste  amtliche 
Anerkennung  ihrer  Reichsstandschaft  erfolgte  durch  §  4  der  Regiments- 
ordnung von  1500",  die  volle  Gleichstellung  mit  den*  übrigen  Reichs- 
ständen erlangten  sie  aber  erst  durch  den  westfälischen  Frieden  (JPÖ. 
Art.  8,  §  4):  Tarn  in  universalilnis  quam  particularibus  diaetis  liberü  «n- 
perü  cimtatibus  non  minus  quam  caeteris  »tatibus  imperii  competat  vatum 
decisivum.  Das  Städtekollegium  zerfiel  in  eine  rheinische  und  eine  schwa- 
bische Städtebank,  die  erstere  zuletzt  aus  14,  die  letztere  aus  37  Mitgliedern 
bestehend.  Zu  der  rheinischen  Bank  gehörten  auch  Dortmund,  Hamburg, 
Lübeck,  Bremen,  Mühlhausen  i.  Thür.,  Nordhausen  und  Goslar.  Magde- 
burg, in  der  ersten  Hälfte  des  16.  Jahrhundert«  noch  auf  einigen  Reichs- 
tagen vertreten,  hat  seine  reichsunmittelbare  Stellung  später  verloren^'. 

Von  den  bedeutenden  Yeränderungen  in  der  Zusammensetzung  des 
Reichstags,  durch  den  RDHSchl.  von  1803  ist  schon  S.  763  die  Rede  ge- 


*  Darunter  daa  dem  Könige  von  Sardinien  gehörige  Hersogtam  Sayoyen,  das 
sich  aber  nie  bei  den  Verhandlungen  beteiligte.  Meklenburg-StreUtz  hatte  keine 
eigene  Stimme,  führte  aber  die  des  sftkularisierten  Bistums  Batzeburg.* 

^®  Österreich  hatte  seit  MaximiliaQ  L  den  Sitz  auf  der  geistlichen  Bank,  um 
den  Bangstreitigkeiten  mit  Baiem  aus  dem  Wege  zu  gehen. 

"  Vgl.  Ulhann,  Maximilian  1,  807. 

"  N.  SammL  1,  57  f. 

^'  Vgl.  Stockest,  Die  Reichsunmittelbarkeit  der  Altstadt  Magdeburg,  Hiator. 
Zeitschr.  66,  198  ff.    ErdmanksdObffer  1,  890  ff. 
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wesen.  Die  durch  denselben  vorgeschlagene  Neuverteilung  der  Stimmen 
im  ReichsfQrstenrate,  die  von  dem  Grundsätze  ausging^  daß  jeder  Reichs- 
stand die  Stimmen  der  ihm  zugefallenen  Entschädigungslande  fortführen 
sollte,  hat  die  kaiserliche  Genehmigung  nicht  erbalten  ^^. 

Die  Bestimmung  des  Wormser  BA.  von  1495,  daß  der  Reichstag 
sich  alljährlich  versammeln  sollte  (S.  766),  ist  nicht  ins  Leben  getreten. 
Umgekehrt  mußten  die  Kaiser  später  in  den  Wahlkapitulationen  ver- 
sprechen, die  Reichsstande  nicht  mit  Reichstagen  zu  belästigen,  was  that- 
sächlich  bedeutete,  daß  der  Kaiser  den  Reichstag  nur  noch  mit  Zustim- 
mung der  Kurfürsten  berufen  sollte.  Bis  zu  dem  am  17.  Mai  1654  ver- 
abschiedeten Regensburger  Reichstage  pflegte  der  Kaiser  und  ein  größerer 
Teil  der  Fürsten  sich  noch  persönlich  auf  den  Reichstagen  einzufinden. 
Das  Ceremoniell  war  das  alte,  nur  fanden,  abgesehen  von  der  Eröffhungs- 
und  Entlassungsfeier,  keine  gemeinschaftlichen  Sitzungen  mehr  statt.  Da 
nach  1654  kein  Reichstag  mehr  verabscbiiedet  wurde,  so  hat  der  Regens- 
burger  RA.  von  1654  die  Bezeichnung  „jüngster  Reichsabschied"  (JRA.) 
erhalten.  Der  nächstfolgende,  1663  zu  Regensburg  zusammengetretene 
Reichstag  wurde  nicht  wieder  entlassen,  der  Reichstag  verwandelte  sich 
seitdem  in  einen  ständigen  Gesandtenkongreß,  bei  welchem  der  Kaiser 
durch  einen  Frinzipalcommissarius,  der  dem  Fürstenstande  angehören 
mußte,  und  einen  rechtskundigen  Concommissarius  vertreten  wurde.  Das 
allgemeine  Direktorium  hatte  der  Erzkanzler.  Außerden  hatte  jedes  der 
drei '  Kollegien  sein  eigenes  Direktorium  (im  Kurfürstenkollegium  Kur- 
mainz, im  Reichsfürstenrate  abwechselnd  Salzburg  und  Osterreich,  im 
Städtekollegium  die  Stadt,  in  welcher  der  Reichstag  abgehalten  wurde); 
auch  die  vier  Grafenkurien  und  die  beiden  Prälatenbänke  hatten  je  ihr 
besonderes  Direktorium. 

Die  kaiserlichen  Vorlagen  gingen  durch  den  Vizekanzler  oder  indirekt 
durch  den  Frinzipalcommissarius  an  den  Erzkanzler,  der  sie  zunächst 
gleichzeitig  dem  Kurfürstenkollegium  und  dem  Reichsfürstenrate  mitteilte. 
Beide  Kollegien  verhandelten  gesondert,  setzten  sich  aber  miteinander  in 
Relation.  Kam  ein  übereinstimmender  Beschluß  der  beiden  ersten  Kol- 
legien {conclusum  duorum)  zustande,  so  ging  er  an  das  Dhrektorium  zurück, 
um  nunmehr  dem  Städtekollegium  vorgelegt  zu  werden,  das  bei  Nichts 
Übereinstimmung  der  beiden  ersten  Kollegien  gar  nicht  mit  der  Sache 
befaßt  wurde.  Wenn  die  Städte  die  Vorlage  ablehnten,  so  war  dieselbe 
damit  erledigt,  wenn  es  nicht  im  Wege  der  Relation  gelang,  die  beiden 
ersten  Kollegien  noch  nachträglich  für  die  von  den  Städten  gewünschten 
Änderungen  zu  gewinnen.  Traten  die  Städte  dagegen  dem  Beschlüsse 
der  Kurfürsten  und  Fürsten  bei,  so  lag  nunmehr  ein  „Reichsgutachten" 
vor,  das  durch  Vermittelung  des  Erzkanzlers  dem  Kaiser  zugestellt  wurde. 
Der  Kaiser  hatte  das  Recht  der  Sanktion;  er  konnte  nach  freier  Ent- 
scheidung das  Reichsgutachten  ablehnen  oder  seine  „Ratihabition"  erteilen. 


^^  Vgl.  Aboidi,  Der  Fürstenrat  nach  dem  Lune viller  Frieden,  1853. 
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Geschah  letzteres,  so  warde  das  Gesetz,  falls  nicht  eine  besondere  Publi- 
kation von  Reichs  wegen  beliebt  wurde  ^'^y  im  Beichsabschiede  {recessus 
imperii),  seit  1663  aber  als  „Reichsschluß"  {conclusum  imperü)  veröflFent- 
licht,  während  es  den  einzelnen  Reichsständen  überlassen  blieb,  für  die 
weitere  Publikation  und  die  Vollziehung  der  Reichsgesetze  gegenüber  ihren 
ünterthanen  selbst  Sorge  zu  tragen  ^•. 

Eine  förmliche  Abstimmung  fand  in  älterer  Zeit  nicht  statt,  weshalb 
man  die  gefaßten  Beschlüsse  nachträglich  noch  von  den  ausgebliebenen 
Reichsständen  durch  Unterschrift  genehmigen  zu  lassen  pflegte.  Seit  dem 
westßlischen  Frieden  dagegen  entschied  innerhalb  der  einzelnen  Kollegien 
Stimmenmehrheit^^,  während  jedes  der  drei  .Kollegien  als  Ganzes  eine 
entscheidende  Stimme  hätte.  Nur  in  Fragen,  welche  das  konfessionelle 
Interesse  berührten,  sollte  die  Überstimmung  der  einen  Konfession  durch 
die  andere  ausgeschlossen  sein;  es  fand  daher  itio  in  partes  statt,  indem 
sich  der  Reichstag  in  einen  katholischen  Teil  unter  dem  Direktorium  des  Erz- 
kanzlers {corpus  catholicorum)  und  einen  evangelischen  [corpus  evangeUcorum) 
unter  Kursachsen  schied  und  ein  übereinstimmendes  Votumi  der  beiden  Cor- 
pora oder  der  in  ihnen  vereinigten  sechs  Kollegien  notwendig  wurde  ^®. 

War  ein  Reichsstand  nicht  persönlich  erschienen,  sondern  durch  Be- 
vollmächtigte vertreten,  so  hatten  diese  nach  ihrer  Instruktion  zu  sünmien. 
Dasselbe  war,  seit  der  Reichstag  ein  ständiger  Gesandtenkongreß  geworden^ 
bei  sämtlichen  Mitgliedern  der  Fall,  so  daß  die  Abstimmungen  vielfiach 
wegen  mangelnder  Instruktionen  verschoben  werden  mußten.  Die  ohnehin 
äußerst  schwerfällige  Geschäftsordnung  wurde  dadurch  noch  unbrauchbarer« 
Eine  Hauptbeschäftigung  des  permanenten  Reichstages  wurden  die  Rang- 
streitigkeiten der  Gesandten. 

In  besonders  schwierigen  oder  der  Geheimhaltung  bedürftigen  An- 
gelegenheiten pflegte  der  Reichstag  besondere  Ausschüsse,  sogenannte 
außerordentliche  Reichsdeputationen,  mit  der  Vorbereitung  zu  beauftragen. 
Außerdem  bestand  seit  1548  eine  sogenannte  ordentliche  Reichsdeputation, 
d,  h.  ein  permanenter  Reiohstagsausschuß,  der  außer  dem  ganzen  Kur- 
fürstenkollegium Deputierte  der  beiden  anderen  Kollegien  umfaßte  und 
in  dringenden  Fällen,  wenn  die  Einberufung  des  Reichstages  selbst  nicht 
möglich  war  oder  dieser  nicht  länger  beisammen  bleiben  konnte,  zu  einem 
sogenannten  Reichsdeputationstage,  als.  einem  engeren  Reichstage,  berufen 
wurde  ^^    Seit  der  R'eichstag  selbst  permanent  geworden  war,  kam  die 

^^  Über  derartige  gesonderte  Publikationen,  neben  denen  in  den  Beichs- 
abschied  nur  eine  kurze  Erwähnung  aufgenommen  wurde,  vgl.  Gütsbbocs,  Ent- 
stehungsgeschichte der  Carolina  199  ff. 

^^  Eben  darum  mußten  der  auf  dem  Reichstage  nicht  vertretenen  Reich»- 
ritterschaft  (§  80)  die  Reichsgesetze  von  Reichs  wegen  besonders  mitgeteilt  werden. 

^^  Bestritten  bei  der  Bewilligung  von  Steuern.    Vgl.  S.  820. 

^^  Nur  in  diesem  Sinne  kann  die  „amicabilis  compositio"  des  JPO.  Art  5, 
§  52  verstanden  werden. 

^^  Vgl  PtfTTEB,  a.  a.  0.  2,  124  ff.  254.  259.  299.  8,  247.  EBDXAimsDÖBPFBR, 
1,  167.  352  ff. 
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ordentliche  Eeichsdepntation  in  Wegfall,  wenn  sie  auch  theoretisch  in  den 
Wahlkapitulatiönen  noch  festgehalten  wurde.  Für  sämtliche  Beichsdepu- 
tationen  verordnete  der  westfölische  Friede  die  gleichmäßige  Zusammen- 
setzung nach  den  beiden  Bekenntnissen  ^^ 

Über  die  Zuständigkeit  des  Beichstages  bestimmte  der  westfälische 
Friede  (JPO,  Art.  8,  §  2):  Gaudeant  sine  cantradictione  iure  suffragii  in 
Omnibus  delibercUionibus  super  negotiis  imperii,  praesertim  itbi  leges  ferendae 
vel  interpretandae,  bellum  decemendum,  tributa  indicenda,  delectus  aut  hospir- 
tationes  militum  instituendae,  ,nova  munimenta  intra  statuum  ditianes  ex- 
struenda  nomine  publico  veterave  firmanda  praesidiis,  nee  non  vhi  pax  aut 
foedera  facienda  aliave  eiusmodi  negotia  peragenda  fuerintj  nihil  horum  aut 
quicquam  simile  posthac  unquam  fiat  vel  admittaturj  nisi  de  comitiali  libero- 
que  omnium  imperii  statuum  suffragio  et  consensu. 

§  73.'   Die  Reichskreise  und  das  Reichsregiment. 

Lanqwesth  von  Simmebn,  Die  KreisverfaBSung  Maximilians  I.  u.  der  schwäbische 
Reichskreis  bis  1648,  1896.  v.  Ebaüs,  Das  Nürnberger  Reichsregiment,  1888. 
Wyneken,  Die  Regimentsordnung  von  1521,  FDG.  8,  568  ff.  Brückner,  Zur  Ge- 
schichte des  Reichstags  von  Worms,  die  Verhandlungen  tiber  das  Regiment,  1860. 
Moser,  Von  der  teutschen  Kreisverfassung,  1778.  Lancizollb,  a.  a.  O.  12 — 32. 
Bergbaus,  Deutschland  vor  100*  Jahren,  2*  Bde,  1859—60.  v.  Daniels,  Handbuch 
4,  556  ff. 

Im  Anschlösse  an  die  alten  Landvogteien  (S.  502)  und  Landfriedens- 
bezirke (S.  549)  hatte  schon  Albrecht  IL  die  Einteilung  des  Reiches  in 
Kreise  mit  einer  bestimmten  KreisTerfassang  unternommen  (S.  765).  Was 
infolge  seines  frühen  Todes  nicht  zur  Ausfuhrung  gekommen  war,  wurde 
durch  die  Beichsreformgesetzgebung  unter  Maximilian  L  wiederaufgenom- 
men und  unter  Karl  Y.  zum  Abschlüsse  gebracht  Die  fiegimentsordnung 
von  1500  teilte  das  Beich  in  sechs  Kreise  oder  Provinzen ,  ließ  aber  die 
kaiserlichen  Erb-  und  die  kurfürstlichen  Lande  noch  oneingekreist.  Die- 
selben wurden  1512  in  Gestalt  Ton  vier  neuen  Kreisen  hinzugefügt,  nur 
Böhmen  (mit  Mähren  und  Schlesien)  blieb  außerhalb  der  Kreisordnung. 
Durch  die  Wormser  Ordnung  von  1621  erfolgte  eine  bessere  Abrundung 
der  zehn  Kreise,  indem  jeder  der  vier  neuen  um  einige  Gebiete  der  sechs 
alten  Kreise  vergrößert  wurde.  Die  Kreiseinteilung  von  1521  hat  sich  im 
wesentlichen  bis  1803  erhaltend 


«0  JPO.  Art  5,  §  51;  Art.  8,  §  3.  JRA.  von  1654,  §§  191,  194. 
^  N.  Samml.  2, 58.  138. 211  ff.  Vgl.  unsere  E^rte,  Tafel  lU.  Zu  jedem  der  zehn 
Kreise  gehörte  eine  größere  oder  geringere  Zahl  von  Prftlaten,  Grafen  und  Herren, 
im  übrigen  war  die  ursprüngliche  Kreiseinteilung  folgende.  1.  Der  österreichische 
Kreis:  das  Erzherzogtum,  Innerösterreich  (Steiermark,  Kärnten,  Krain,  Friaul  mit 
Triest),  Oberösterreich  (Tirol),  Yorderösterreich  (die  Landgrafschaften  im  Elsaß  und 
Breisgau,  Vorarlberg,  schwäbisch  Österreich),  die  Hochstifter  Trient  und  Brizen, 
später  auch  Chur.  2.  Der  burgundische  Kreis :  Freigrafscbaft,  Luxemburg,  Nieder- 
lande. 3.  Der  kurrheinische  Kreis:  Kurmainz  (nebst  Eifurt  und  Eichsfeld), Kur- 
trier, Kurköln  (nebst  Herzogtum  Westfalen),  Kurpfalz,  Aremberg.    4.  Der  ober- 
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Uie  Kreise  hatten  ursprünglich  nnr  die  Bestimmung,  als  Wahlbezirke 
for  die  Besetzung  des  Beichsregiments  zu  dienen.  Die  1495  auf  dem 
Beiohstage  gescheiterte  Einsetzung  eines  Beichsrates  kam,  nachdem  der 
Druck  der  auswärtigen  Verhältnisse  den  Widerstand  Maximilians  gebrochen 
hatte,  auf  dem  Augsburger  Beichstage  i.  J.  1500  als  Ersatz  der  1495 
beschlossenen  jährlichen  Beichsversammlung  zustande'.  Zur  obersten 
Leitung  des  Beiches  wurde  ein  Beichsregiment  („Unseres  und  des  heiligen 
Beiches  Bat",  „Unser  und  des  Beiches  Begenten")  mit  dem  standigen  Sitze 
zu  Nürnberg  eingesetzt  Dasselbe  bestand  aus  einem  Kollegium  von 
20  Mitgliedern  unter  dem  Vorsitze  des  Kaisers  öder  eines  von  diesem  er- 
nannten Stellvertreters.  Von  den  sechs  Kurfürsten  (Böhmen  blieb  unbe- 
teiligt) sollte  immer  einer  mit  je  dreimonatlicher  Abwechselung  persönlich 
dem  Kollegium  angehören,  während  die  übrigen  durch  fünf  Deputierte  ver- 
treten wurden.  Fernere  Mitglieder  waren:  ein  geistlicher  Fürst  als  Depu- 
tierter der  sechs  bedeutendsten,  im  Gesetze  bezeichneten  geistlichen  Beichs- 
fürsten,  ein  in  derselben  Weise  deputierter  weltlicher.  Fürst,  ein  Deputierter 
der  sämtlichen  Grafen  und  Herren,  ein  Prälat  als  Deputierter  der  vier  be- 
deutendsten Prälaten,  zwei  Deputierte  von  acht  im  .Gesetze  aufgezählten 
Beichsstädten  und  sechs  Deputierte  der  sechs  Kreise,  endlich  zwei  Vertreter 
der  kaiserlichen  Erblande  (einer  für  Österreich,  einer  für  Burgund).  Ab- 
gesehen von  den  sechs  kurfürstlichen  Stellen  hatte  das  Beichsregiment  das 
Selbstergänzungsrecht,  jedoch  mit  Beschränkung  auf  den  Kreiö,  der  das  aus- 
gefallene Mitglied  deputiert  hatte.    Sämtliche  Mitglieder  mit  Ausnahme  der 


sächsische  Kreis:  Karsachsen ,  Kurbrandenbnrg,  die  Hochstifter  Meißen,  Merse- 
burg, Naamburg,  Brandenburg,  Havelberg,  Lebus,  die  thüringisch-sächsischen 
Herzogtümer,  Pommern,  Anhalt,  Schwarzburg,  ReuB.  5.  Der  fränkische  Kreis: 
Hochstifter  Bamberg,  Würzbarg  und  Eichstädt,  Barggrafschaft  Nürnberg  (Fürsten- 
tum Onolzbach  oder  Ansbach,  Fürstentum  Kulmbach  oder  Baireuth),  Hoch-  und 
Deutschmeister,  fünf  Städte  (darunter  Nürnberg^  6.  Der  bairische  ELreis:  Baiem, 
Erzstift  Salzburg,  die  Hochstifter  Passau,  Freising  und  Regensburg,  Propste! 
Berchtesgaden,  Fürstentum  Neuburg,  Landgrafschaft  Leuchtenberg,  freie  Stadt 
Regensburg.  -7.  Der  schwäbische  Kreis:  Hochstifter  Augsburg,  Konstanz  und 
Ohur  (später  zum  österreichischen  Kreise),  Abteien  Kempten,  St.  Gallen,  Reichenaa, 
Ellwangen,  Herzogtum  Würtemberg,  Markgrafschaft  Baden,  35  Städte  (darunter 
Augsburg).  8.  Der  oberrheinische  Kreis:  Hochstifter  Basel,  Besan^on,  Grenf, 
Lausanne,  Sitten,  Metz,  Toul,  Verdun,  Straßburg,  Speier,  Worms,  Fulda,  Herzog- 
tum Savoyen,  Lothringen,  Pfalz-Zweibrücken,  Nassau-Saarbrücken,  Nassan-Weil- 
burg,  Waldeck,  Landgrafschaft  Hessen,  24  Städte  (darunter  Basel,  Mülhausen, 
Sträburg,  Metz,  Toul,  Verdun,  Frankfurt,  Speier,  Worms,  Wetzlar).  9.  Der 
niederrheinisch-westfälische  Kreis:  Hochstifter  Paderborn,  Lüttich,  Utrecht, 
Münster,  Osnabrück,  Minden,  Verden,  Stifter  Essen,  Werden,  Echtemach,  Stablo, 
Comelimünster,  Herford,  Oorvey,  Herzogtümer  Jülich,  Cleve ,  Berg,  Mark,  Qeldem, 
Nassau-Diez,  Ostfriesland,  Oldenburg,  Pyrmont,  Lippe,  13  Städte  (darunter  Köhn, 
Aachen,  Dortmund).  10.  Der  niedersächsische  Kreis:  Erzstifter  Magdeburg 
und  Bremen,  Hochstifter  Hildesheim,  Halberstadt,  Lübeck,  Ratzebuig,  Schwerin, 
Herzogtümer  Braunschweig,  Sachsen-Lauenburg,  Meklenburg,  Holstein,  die  Städte 
Lübeck,  Hamburg,  Bremen,  Ooslar,  Mühlhausen,  Nordhausen. 

'  Vgl.  Regimentsordnung  und  Augsburger  RA.  von  1500,  N.Samml.  2,  56  ff.  68  ff. 
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Kurfarsten  und  Fürsten,  erhielten  eine  Besoldung  vom  Reiche.  Die  Reichs- 
regimentskanzlei stand  unter  dem  Erzkanzler.  Die  Ausfertigung  aller  Regi- 
mentserlasse geschah  mit  dem  Vermerk',, ad  mandatum  domini  regis  ii> 
consilio  imperii";  sie  bedurften  der  Gegenzeichnung  des  kurfürstlichen  Mit- 
gliedes. Alle  Beschlüsse  des  Reichsregiments  wurden  mit  Stimmenmehrheit 
gefaßt',  abwesende  Mitglieder  wuirden  nicht  gerechnet,  auch  die.  Ab  Wesen- 
heit des  Kaisers  oder  seines  Vertreters  war  kein  Hindernis. 

Die  Zuständigkeit  des  Reichsregimentes  erstreckte  sich  auf  alle  inneren 
und  äußeren  Angelegenheiten  des  Reiches,  die  sonst  dem  Kaiser  allein 
oder  mit  dem  Kurfürst^nkoUegium  oblagen.  Der  Kaiser  war  auf  den  Vor- 
sitz im  Reichsregiment  und  die  ihm  als  Reichsstand  zukommenden  Be- 
fugnisse beschränkt.  Die  Monarchie  war  beseitigt,  der  aristokratische 
Bundesstaat  durchgeführt.  Dem  Reiche  gegenüber  war  das  Reichsregiment 
Terpflichtet,  sich  in  besonders  wichtigen  Angelegenheiten  durch  die  Ein- 
berufung sämtlicher  Kurfürsten  (an  Stelle  ihrer  Deputierten)  und  'der 
übrigen  zur  Vertretung  im  ^ichsregimente  berufenen  Fürsten  zu  ver- 
stärken. Auch  dieses  verstärkte  Reichsregiment  faßte  seine  Beschlüsse  mit 
Stimmenmehrheit.  So  oft  es  erforderlich  war,  hatte  das  Regiment  einen 
Reichstag  zu  berufen;  alle  Reichsstände  waren  verpflichtet,  der  Berufung 
Folge  zu  leisten. 

Das  Reichsregiment  war' von  vornherein  nur  auf  die  Dauer  von  sechs 
Jahren  vereinbart  worden.  Aber  schon  1502  war  es  zu  unlöslichen  Kon- 
flikten mit  dem  Kaiser  gekommen.  Am  21.  März  1502  erklärte  Maximilian 
das  Reichsregiment  für  aufgelöst  und  forderte  dem  Erzkanzler  das  Regiments- 
siegel ab.  Der  1512  unternommene  Versuch  des  Kaisers,  auf  Grund  einer 
neuen  Ordnung  einen  kaiserlichen  Reichsausschuß  ins  Leben  zu  rufen, 
hatte  keinen  Erfolg*.  Die  Opposition  der  Kurfürsten  beschränkte  sich  auf 
die  Errichtung  eines  neuen  Kurvereins  mit  der  Abrede  jährlicher  kollegialer 
Zusammenkünfte;  später  setzten  sie  in  die  Wahlkapitulation  das  Versprechen, 
ein  Reichsregiment  wieder  aufzurichten.  Diesem  Versprechen  gemäß  ver- 
einbarte Karl  V.  mit  dem  Wormser  Reichstage  von  1521  ein  neues  Reichs- 
regiment^, ebenfalls  mit  dem  Sitze  in  Nürnberg  und  genau  nach  dem 
Muster  des  ersten,  nur  daß  der  Kaiser  als  solcher  ebenfalls  zwei  Mitglieder 
zu  deputieren  hatte,  *die  Gesamtzahl  also  auf  22  erhöht  wurdet  Zu  seinem 
Statthalter  im  Vorsitze  ernannte  Karl  seinen  Bruder  Ferdinand.  Die  Be- 
fugnisse des  Reichsregiments  wurden  genau  nach  der  Regimentsordnung 
von  1500  festgesetzt,  auch  hinsichtlich  des  Selbstergänzungsrechtes  und  des 
yerstärkten  Reichsregimentes,  nur  Verleihung  und  Entziehung  von  Reichs- 


'  Da  das  Reichsregiment  20,  das  verstärkte  Reichsregiment  30  Mitglieder 
zählte,  so  hatte,  der  Kaiser  oder  sein  Stellvertreter  im  Vorsitze  wohl  das  Recht  des 
Stichentscheides. 

*  Vgl.  Kölner  RA.  von  1512,  N.  Samml.  2,  147  f.    ülmann,  MaximiUan  1,  566  £ 

*  N.  Samml.  2,  172  ff. 

*  Das  System  der  vierteljährlichen  Abwechslang  wnrde  aach  auf  die  Fürsten, 
Prälaten  nnd  Städte  ausgedehnt 
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lehen  und  die  Abschlleßung  von  Bündnissen  behielt  sich  der  Kaiser  vor. 
Die  wichtigste  Beschränkung  war  die,  daß  das  Reichsregiment  nor  ein 
Statthaltefeirat  fOr  die  Dauer  dier  Abwesenheit  des  Kaisers  sein  sollte,  so 
daß  es  mit  der  Bückkehr  desselben  in  das  Reich  seine  Yolhnaoht  verlor. 
In  dieser  Gestalt  hat  sich  das  Beichsregiment  bis  1530,  wo  Ferdinand  zum 
römischen  Könige  gewählt  wurde  erhalten. 

Schon  durch  den  Trierer  BA.  von  1512  wurde  der  von  der  späteren 
Gesetzgebung,  namentlich  dem  Augsburger  BA.  von  1555,  weiter  ver- 
folgte Weg  betreten,  statt  des  als  unausführbar  erkannten  Versuches  einer 
rein  ständischen  Centralregierung  durch  das  Beichsregiment  die  Kreise 
zu  lebenskräftigen  Yerfassungskörpem  auf  ständischer  Grundlage  zu  ent- 
wickeln ^  Man  kehrte  damit  zu  dem  Gedanken  zurück,  der  schon  die 
Kreisverfassung  Albrechts  II.  von  1438  angeregt  hatte.  An  die  Spitze 
jedes  Kreises  sollte  ein  von  dem  Kreise  gewählter,  nötigenfalls  aber  vom 
Kaiöer  ernannter  Kreishauptmann  zur  Leitung  der  Kreisangelegenheiten 
gestellt  werden.  Thatsächlioh  führte  aber  die  Entwickelung  dahin,  daß 
regelmäßig  die  beiden  bedeutendsten  Fürsten  des  Kreises  die  Kreistage 
„ausschrieben^^  oder  „beschrieben^^  und  als  „ausschreibende  Fürsten'^  auch 
die  Leitung  der  Kreistage  übernahmen.  Wo  es  einem  derselben  gelang, 
die  Leitung  der  Kreistage  und  die  Kreiskanzlei  ganz  in  seine  Hand  zu 
bringen,  tnirde  für  ihn  die  Bezeichnung  „Kreisdirektor"  verwendet.  Der 
Kreishauptmann  (später  „Kreisoberst'^  wurde  infolgedessen  zu  einem  bloßen 
Kreisbeamten  für  die  militärische  Leitung  und  die  Handhabung  der 
Exekutivgewalt.  Seine  Anstellung  erfolgte  durch  die  Kreisstände,  aber 
auf  Widerruf.  Ihm  zur  Seite  standen  vier  oder  sechs  von  den  Kreis- 
ständen gewählte  Bäte  oder  Zugeordnete.  Zu  den  Kreisangelegenheiten 
gehörten  die  Wahlen  zum  Beichskammergericht,  vorübergehend  auch  die 
zum  Beichsregiment,  die  Verteilung  der  dem  Kreise  auferlegten  Beichs- 
.  anschlage  und  Truppenkontingente  auf  die  einzelnen  Kreisstände  und  die 
Sorge  far  die  Aufbringung  derselben,  Beschaffung  der  unmittelbaren 
Kreismilitärlasten^  Exekution  reichsgerichtlicher  Urteile  gegen  Kreisstände 
(subsidiär  auch  solcher  gegen  Landsassen),  Wahrung  des  Landfriedens, 
Kreispolizei,  Aufsicht  über  das  Münzwesen.  In  den  zu  voller  Weiterent- 
wickelung gelangten  Kreisen  wurde  die  Zuständigkeit  noch  sehr  viel  weiter 
ausgedehnt,  nur  Privatrecht  und  Prozeß  blieben  unberührt  Die  dem 
Kreise  angehörigen  Beichsstände  waren  zugleich  die  Kreisstände.  Die 
ausschreibenden  Fürsten  hatten  sie  in  den  Kreisangelegenheiten  zu  Kreis- 
tagen zu  berufen,  die  durchaus  den  Charakter  eines  verkleinerten  Beichs- 
tages  trugen®.     Die  Kreistage  setzten  nach  Bedürfnis  .Kreisdeputationen 

7  Vgl.  N.  Samml.  2,  138.  148.  280  ff.  449.  498  f.  8,  25-82. 

^  Die  getrennten  Kollegien  des  Reichstages  wiederholten  sich  hier  nicht. 
Jedes  kreisständische  Territorium  hatte  eine  volle  Stimme.  Vom  Kaiser  in  den  Stand 
der  Grafen  oder  Herren  erhobene  Grundbesitzer  konnten »  auch  wenn  sie  keine 
Beichsstandschaft  besaßen,  durch  Beschluß  des  Kreistages  die  Kreisstandschaft 
erhalten,  wenn  sie  bereit  waren,  die  Reichs-  und  ELreislasten  auf  ihre  Besitsungen 
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zur  Beatbeitung  besonderer  Angelegenheiten  ein.  Zuweilen  versammelten 
sich  einzelne  Bänke  zu  besonderen  Banktagen.  Ein  wirklich  kommunales 
Leben  yermochte  sich  nur  in  den  Kreisen,  in  denen  ausschließlich  kleine 
Staatsgebilde  vereinigt  waren,  zumal  dem  schwäbischen  und  fränkischen, 
zu  entfalten.  Während  diese  erst  durch  die  Zusammenfassung  zu  einem 
größeren  Organismus  für  staatliche  Zwecke  verwendbar  wurden,  hatte  die 
Ereisverfassung  in  der  Mehrzahl  der  Kreise  wenigstens  den  Vorteil,  den 
mächtigeren  Kreisständen  einen  gewissen  Einfluß  auf  die  kleinen  zu  ver- 
schaffen.  • 

§  74.    Die  Reichsgerichte. 

Vgl.  Eichhorn  8,  122.  4,  5  f.  266  ff.  294  ff.  873' ff.  574  ff.  Hasppbecht,  Staats- 
archiv des  Reichskammergerichts,  6  Bde,  1757 — 85.  Pfeffinoer,  Vitriarius  iUnstr. 
4y  499 — 705.  Malblank,  Anleitung  zur  Kenntnis  der  deutschen  Reichs-  u.  Pro- 
vinzial-Gerichts-  und  Kanzleiverfassung,  8  Bde,  1791.  Tbü2>iohi7m,  Das  vormalige 
Reichskammergericht  und  seine  Schicksale,  ZDR.  20,  148  ff.  Wetzell,  System  des 
Civilprozesses«;  870  ff.  Stölzel,  Ein  ältester  RKG.-Prozeß,  ZRG.  12,  257  ff.  Stobbb, 
Reichshofgericht  und  Reichskammergericht,  Leipz'.  Rekt.-Rede,  1878.  Franklin, 
Die  freien  Herren  von  Zimmern  112  ff.  Btbohaüs,  Deutschland  vor  50  Jahren 
2,  125 f.  142 ff.  Ulkann,  a.  a.  0.  1,  ^75ff:  882 ff.  2,  79 ff.  263  ff.  65a ff.  Ebd- 
MANNSDÖspER,  a.  a.  0.  1,  157  ff.  2,  84.  y.  Weboh,  Ein  Projekt  zur  Reform  der 
Reichsjustiz  aus  dem  16.  Jh.,  N.  Heidelb.  Jahrb.  8,  17  ff.  Stintzinq,  Gesch.  d.  RW. 
1,  478  ff.  W.  Endehann,  Von  dem  alten  Reichskammergericht,  Abdr.  a.  d.  Zeitschr. 
f.  deutsch.  Civ.-Proz.,  1898.  Wioand,  Denkwürdigkeiten  a.  (L  Archiv  des  Reichs- 
kammergerichts, 1854,  S.  52  ff. 

Das  1495  errichtete  Reicbskammergericht  hatte  von  dem  alten  kjuser- 
lichen  Kammergerichte  (S.  547)  zwar  den  Namen  entlehnt,  unterschied  sich 
aber  von  diesem  durch  den  festen  Sitz,  die  reichsgesetzliche  Grundlage  und 
die  größtenteils  den  Reichsständen  überlassene  Besetzung. 

Der  Sitz  des  Beichskammergerichts,  das  allerdings  aus  Mangel  an 
Mitteln  wiederholt  zu  gänzlichem  Stillstande  kam,  befand  sich  zunächst 
in  Frankfurt  a.  M.,  unterlag  dann  mehrfachem  Wechsel,  bis  er  1527  nach 
Speier  und  1693,  infolge  der  Pfalzverwüstung  durch  die  Franzosen,  nach 
Wetzlar  verlegt  wurde,  wo  das  Gericht  bis  zu  seiner  Auflösung  i..J, 
1806  bUeb. 

Die  erste  gesetzliche  Grundlage^  bildete  die  KKGO.  von  1495^,  die 
sich  großenteils  an  die  für  das  alte  kaiserliche  Kammergericht  i.  J.  1486/7 
entworfene  Ordnung  anschloß.  Nach  verschiedenen  Veränderungen^  kam  auf 
dem  Wormser  Reichstage  von  1521  die  zweite  RKGO.  zustande*,  auf  dem 
Augsburger  Reichst^e  von  1548  die  dritte,  die  mit  geringen  Ändenmgen 


zu   übernehmen.     Die  Kreisstände   des   schwäbischen  Kreises  verteilten  sich  auf 
fünf  Bänke,  jede  später  nnter  einem  besonderen  Bankdirektorinm.' 

^  Vgl.  Stobbb,  Eechlsqaellen  2,  192  ff.    Corpus  iuris  cameralis,  1717. 

•  N.  Samml.  2,  6  ff. 

«  Vgl.  ebd.  2,  43  ff.  67  ff.  113  ff.  119  ff.  123  ff.  166  ff. 

*  Ebd.  3,  179—194. 
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1655  von  neuem  publiziert  wurde*.  Eine  vierte  RKGO.  wurde  auf  Grund 
erheblicher,  i.  J.  1600  beschlossener  Veränderungen  i.  J.  1603  entworfen 
und  dem  nächsten  Reichstage  vorgelegt;  obwohl  die  politischen  Verhält- 
nisse den  Entwurf  von  1608  nicht  zum  Beichsgesetze  werden  ließen,  hat 
das  RKG.  selbst  ihn  als  maßgebende  Norm  behandelt®.  Weitere  Verände- 
rungen erfolgten  durch  den  westfälischen  Frieden  und  den  JRA.  von  1654^ 
An  der  Spitze  des  REG.  stand  der  vorzugsweise  mit  den  Verwaltungs- 
geschäften beikßte  EammerricKter,  dem  später  zwei,  schließlich  vier  Senat&- 
präsident^n  zur  Seite  traten.  Der  Kammerrichter  mußte  dem  hohen  Adel 
angehören  und  bekleidete  fürstlichen  Rang.  Der  Richter  und  die  Präsi- 
denten wurden  vom  Kaiser  ernannt  Die  Zahl  der  Beisitzer  oder  Assessoren 
betrug  ursprünglich  16,  später  22;  nach  dem  westfälischen  Frieden  sollten 
es  50  Beisitzer  sein,  thatsächlich  aber  stieg  die  Zahl  nicht  über  18,  erst 
unter  Joseph  IL  wurde  sie  auf  25  gebracht  Von  den  Beisitzern  hatte 
der  Kaiser  eine  gewisse  Zahl  für  sich,  eine  andere  für  seine  Erblande  zu 
präsentieren;  die  übrigen  wurden  teils  von  den  Kurfürsten,  teils  von  den 
sechs  alten  Kreisen  präsentiert  Die  Ernennung  erfolgte  nach  vorauf- 
gegangener Prüfung  durch  das  Gericht  selbst,  regelmäßig  auf  sechs  Jahre. 
Die  eine  Hälfte  der  Beisitzer  mußte  den  juristischen  Doktorgrad,  die  andere 
den  Adel  besitzen.  Seit  1521  mußten  auch  die  adelichen  Beisitzer  mög- 
lichst, seit  1555  unbedingt  aus  dem  Stande  der  Rechtsgelehrten  genommen 
werden;  graduiert  brauchten  sie  nicht  zu  sein.  Seit  dem  westfälischen 
Frieden  mußte  das  Gericht  Ymd  jeder  Senat  paritätisch  zusammengesetzt 
sein.  Kammerrichter  war  thatsächlich  immer  ein  Katholik,  bis  1721 
wiederholt  sogar  ein  geistlicher  Fürst  Alle  Mitglieder  des  Reichskammer- 
gerichts galten  als  reichsunmittelbar  und  konnten  nur  durch  Urteil  des 
Gerichts  oder  der  ReichsvisitÄtionsdeputation  abgesetzt  werden.  Die  Wahr- 
nehmung der  finanziellen  Interessen  des  Gerichtes,  sowie  Verfolgung  der 
Preßvergehen  und  Betreibung  der  fiskalichen  Prozesse,  war  Aufgabe  des 
Fiskalprokurätors,  dem  ein  Fiskaladvokat  zur  TJnterstüzung  und  Vertretung 
beigegeben  wurde.  Sämtliche  Vertreter  der  Parteien,  Prokuratoren  für 
die  persönliche  Vertretung  und  Advokaten  für  die  Schriftsätze,  wurden 
von  dem  Gerichte  selbst  (Piskalprokurator  und- Fiskalanwalt  auf  Vorschlag 
des  Kaisers)  angestellt,  zum  Teil  erst  nach  vorheriger  Prüfung,  und  waren 
der  Disziplinargewalt  des  Gerichtes  unterworfen.  Die  RKG.-Kanzlei  mit 
den  Unterabteilungen  Kanzlei  und  Leserei  stand  unter  dem  Erzkanzler; 
ihr  unmittelbares  Haupt  war  der  Kanzleiverwalter.  Die  Gerichtskasse 
verwaltete  ein  besonderer  Pfennigmeister.  Als  Gerichtsdiener  hatte  man 
einen  Kanzleidieuer,  zwei  Pedelle  und  24  Boten  (darunter  zwölf  reitende) 
unter  einem  Botenmeister. 


'  N.  Samml.  8,  48—186.  Über  die  in  der  Zwiscfaeiueit  (1521—48)  voigenom- 
menen  Änderungen  ebd.  2,  247  ff.  289  ff.  317  ff.  845  ff.  856  ff  408  ff. 

•  Vgl.  N.  Samml.  8,  472—498.  Der  Entwurf  von  1608  bei  Schkaübs,  Corp. 
iur.  publ.  (1770)  pg.  380  ff. 

'  JPO.  Art  5,  §§  53  f.    JRA.  §§  7  ff.    N.  Samml.  4,  588.  648  ff 
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Fax  den  Unterhalt  des  BEG.  sollten  in  erster  Beihe  seine  eigenen 
Einnahmen  dienen,  im  übrigen  versuchte  man  es  anfangs 'teils  mit  dem 
gemeinen  Pfennig,  teils  mit  außerordentlichen  Beitragen  des  E^aisers  und 
der  Beichflstande,  bis  1548  durch  eine  feste  Beichssteuer,  die  sogen. 
Eammerzieler,  die  unentbehrliche  finanzielle  Grundlage  gewonnen  und 
weiteren  Suspensionen  des  Gerichts,  wie  sie  bis  dahin  wiederholt  nötig 
geworden  waren,  vorgebeugt  wurde®.  Aber  auch  diese  Steuer  wurde  so 
lässig  bezahlt,  daß  der  gesetzliche  Personalbestand  aus  Mangcfl  an  Mitteln 
nie  aufrecht  erhalten  werden  konnte,  wodurch  eine  .unglaubliche  Ver- 
schleppung der  Prozesse  veranlaßt,  wurde. 

Das  BEG.  war  das  ordentliche  Gericht  für  Landfriedensbrüche,  eigen« 
mächtige  Pfändungen  und  Gefangennahmen®,  ferner  für  alle  fiskalischen 
Elagen,  auch  wegen  der  durch  Übertretung  kaiserlicher  Gebote  oder  der 
Beichsgesetze  verwirkten  Strafen  ^^,  sodann  für  Besitzstreitigkeiten  zwischen 
Beichsunmittelbaren  oder  den  Unterthanen  verschiedener  Herren  ^^  endlich 
für  alle  Elagen  gegen  Beichsunmittelbare^',  mit  Ausnahme  eigentlicher 
Eriminalklagen  und  der  Beichslehensachen,  so  daß  auch  die  Unterthanen 
gegen  ihren  Landesherm  wegen  Bechtsverletzung  im  Gebiete  des  öffent- 
lichen Bechts  beim  BEG.  klagen  konnten. 

Bei  Prozessen  unter  Fürsten  oder  Fürstengenossen  hatte  jedoch  in 
erster  Instanz  ein  vom  Gesetze  genau  geregelter  Austrag,  als  kaiserliche 
Eonmiission,  zu  entscheiden,  wogegen  jeder  Partei  die  Berufung  an  das 
BEG.  offen  stand''.  Für  Prozesse  unter  Grafen,  Prälaten  und  anderen 
Beichsunmittelbaren  wurde  das  Austragsverfahren  ei:st  1521  eingeführt^*. 
Bei  Elagen  nichtgefursteter  Personen  gegen  einen  Fürsten  hatte  zunächst 
ein  von  dem  letzteren 'aus  Mitgliedern  seines  Bates  zu  bildendes  Schieds- 
gericht (öeit  1521  auch  unter  Zuziehung  anderer  Mitglieder  und  unter 
Mitwirkung  des  Elägers  bei  der  Bildung  des  Gerichts)  zu  urteilen,  von 
dessen  Entscheidung  jede  Partei  Berufung  an  das  Beichskammergericht 
einlegen  konnte". 


^  Vgl.  Augsb.  RA.  von  1548,  §  80  (N.  Samml.  2,  533).  Die  Usuaimatrikel 
über  die  Verteilang  des  Anschlages  N.  Samml.  4,  Zugabe  100  ff.  Über  spätere 
Verfinderungen  des  ursprünglichen  Anschlages  ebd.  8,  225.  644.  4,  260.  346.  358  f. 
862.  371.  Über  Ffille  der  Anweisung  auf  den  gemeinen  Pfennig  ebd.  2,  25.  30. 
85  f.  43.  68,  über  Anschläge  auf  beschränkte  Zeit  2,  89.  103.  115.  171.  205  f.  246. 
435.  466.    Über  den  Namen  „Kammerzieler**  vgl.  Gmmm,  DWB.  5,  182. 

»  RKGO.  1555  II.,  Tit  9,  Tit  12—19,  Tit  22.  Hier  konkurrierte  das  RKG. 
mit  den  Landesgerichten,  doch  konnten  die  letzteren  nicht  auf  Reichsacht  erkennen. 

"  RKGO.  1555  IL,  Tit.  20. 

'*  RKGO.  1521  0.  82;  1555  IL,  Tit.  21. 

"  RKGO.  1495,  §  16.  1521  c.  22,  2. 

"  Vgl.  8.  546.  EiOHHOBH  3,  122.  4,  378  f.  RKGO.  1495,  §  28;  1555  H.,  Tit. 
2,  Tit  8  §  3. 

"  RKGO.  1521  c.  33,  15—18.  1555  11.,  Tit  8,  Tit  5. 

«  RKGO.  1495  §  80.  1521  c.  33,  1—14.  1555  IL,  Tit  4,  Tit  6,  Tit  8,  8  f. 
Über  einen  Fall  praktischer  Anwendung  vgl.  R.  Kbbn,  Die  Külsheimer  Fehde  1463, 
Heidelb.  Diss.  1897,  S.  41  ff. 
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Einen  weiteren  Grund  für  die  Zuständigkeit  des  RKG.  bildeten  die 
Fälle  der  Rechtsverweigerung  ^^  Endlich  war  dasselbe  in  bürgerlichen 
Sachen  oberstes  Appellationsgerioht  för  sämtliche  Landgerichte^^,  wahrend 
es  in  peinlichen  Sachen  auf  die  Nichtigkeitsbeschwerde  wegen  rechts- 
widriger Strafverhängung  beschrankt  blieb  ^^.  Mit  der  obennstanzlichen 
Stellung  war  zugleich  ein  gewisses  AuMchtsrecht  des  BEG.  über  die 
Landesgerichte  verbunden^®.  Wo  kaiserliche  privilegia  de  non  appellando 
erteilt  waren^  fiel  beides  weg,  nur  die  Zuständigkeit  bei  BechtSTerweigerung 
blieb  unberührt**^. 

Seit  1507  bestand  am  Reichstage  eine  eigene  Visitationsdeputation  für 
das  REG.,  an  welcher  der  Reihe  nach  sämtliche  Reichsstände  beteiligt 
wurden.  Dieselbe  entwickelte  sich  zugleich  zu  einer  Revisionsinstanz  über 
dem  REG.  (auch  mit  Zuständigkeit  far  Syndikatsklagen  gegen  das  letztere), 
und  zwar  seit  1555  mit  Suspensivwirkung  der  eingelegten  Revision.  Seit 
1588  kam  die  ordentliche  Visitationsdeputation  außer  Gebrauch,  die  dafmr 
von  Zeit  zu  Zeit  eingesetzten  außerordentlichen  Deputationen  konnten  aber 
nur  den  geringsten  Teil  der  eingelegten  Revisionen  erledigen,  so  daß  die 
meisten  mijt  dem  Rechtsmittel  der  Revision  angefochtenen  TJrteUe  des  REG. 
unvoUstreckbar  blieben,  bis  der  JRA.  von  1654,  §  124,  die  Suspensiv- 
wirkung der  Revisionen  wieder  aufhob.  Erst  1767  wurde  auf  Antrieb 
Josephs  n.  eine  neue  Visitationskommission  eingesetzt,  die  aber  nach 
seinem  Tode  wieder  in  Verfall  geriet 

Die  Vollstreckung  der  REG.-Urteile  gegen  Reichsunmittelbare  wurde 
dem  betreffenden  Ereise,  die  gegen  Landsässige  dagegen  der  Obrigkeit 
desselben  und  nur,  wenn  diese  versagte,  ebenfalls  dem  Ereise  befohlen  *^ 

Das  Recht  des  Eaisers  zu  personlicher  Entscheidung  der  an  ihn  ge- 
konmienen  Rechtssachen  wurde  durch  die  Einsetzung  des  REG.  nicht  be- 
einträchtigt. Er  übte  es  entweder  in  alter  Weise  mit  den  Reichsstanden, 
d.  h.  dem  Reichstage,  oder  in  der  des  alten  kaiserlichen  Eammergerichts 
mit  seinen  Räten,  d.  h.  dem  Reichshofrat".  Der  .letztere  entwickelte  sich 
seit  der  Ausbildung  des  Geheimen  Rates  aus  einem  Justiz-  und  Verwal- 
tungskollegium zu  einem  reinen  Justizkollegium,  das  als  oberstes  kaiser- 
liches Gericht  dem  REG.  Eonkurrenz  machte. 

Der  Reichshofrat  hatte  die  alleinige  Zuständigkeit  in  Reichslehen- 


»•  BEGO.  1495  §  16.  1521  c.  22,  2.  1656  IL,  Tit  1  §  2,  Tit  26. 

^'  RKGO.  1621  c.  24.  1655  ü.,  Tit  28.  Die  AppeUaüonssamme  wurde  im 
Laufe  der  Zeit  von  50  fl.  auf  400  fl.,  für  manche  Rechtsgebiete  noch  weiter  erhöht. 

"  KEGO.  1555  IL,  Tit.  28  §  5.  »  Vgl.  Eiohhowt  4,  876. 

«>  Vgl.  ebd.  4,  876. 

«»  Vgl.  RKGO.  1555  m,  Tit  48,  §§  6—10,  Tit  49.  Die  VoUstreckung  be- 
wegte sich  in  den  Formen  der  Acht  Rechtskräftig  gewordene  Urteile  der  Aos- 
tr8ge  bedurften  der  Bestätigung  durch  eins  der  höchsten  Reichsgerichte,  um  voll- 
streckbar zu  werden. 

"  Vgl.  S.  798  ff.  HERCHENHAHir,  Geschichte  des  kaiserl.  RHR.,  2  Bde,  1792. 
Berqhank,  Wien.  SB.  25,  187  ff. 
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Sachen  ^^  Kriminalklagen  gegen  Beichsonmittelbare  (mit  Ansnahme  der 
Landfriedensbrücfae),  Streitigkeiten  über  kaiserliche  Privilegien  und  andere 
auf  Grand  kaiserlicher  Reservatrechte  geübte  Akte*^,  endlich  über  ita- 
lienische Angelegenheiten^  da  Sie  in  Italien  bestehende  kaiserliche  „Pleni- 
potenz^'  nur  als  delegiertes  Gericht  galt,  von  dem  die  Berafung  an  die 
Person  des  Kaisers  erging^^  In  allem  übrigen  konkurrierte  der  Reichs- 
hofrat mit  dem  REG.^^  was  nach  langem  Widerstreben  der  Reichsstande 
durch  den  westfälischen  Frieden  in  der  Art  anerkannt  wurde,  daß  das 
zuerst  mit  einer  Sache  befaßte  Gericht  dieselbe  behalten  sollte*'. 

Da  der  Reichshofrat  nicht  bloß  Gericht,  sondern  -zugleich  juristischer 
Beirat  des  Kaisers  war  und  als  solcher  in  allen  Reicbslehen-  und  Gnaden- 
sachen sein  Gutachten  abzugeben  hatte,  so  lag  die  Gefahr  einer  persön- 
lichen Einmischung  des  Kaisers  in  die  gerichtlichen  Entscheidungen  nahe, 
zumal  der  Unterhalt  des  R^ichshofrats  Sache  des  Kaisers  war  und  sämt- 
liche Mitglieder  von  ihm  und  nur  für  die  Dauer  seiner  Regierungszeit  er- 
nannt wurden.  Nur  die  Stellung  der  Reichskanzlei  (S.  797  f.)  bot  eine 
gewisse  Gewähr  gegen  kaiserliche  Kabinetsjustiz.  Der  westfälische  Friede 
tr9,f  eine  Reihe  von  Maßregeln  im  Interesse  unparteiischer  Rechtspflege, 
vermochte  aber  doch  das  votum  ad  imperatorem,  durch  das  der  Reichs- 
hofrat dem  Kaiser  die  personliche  Entscheidung  überlassen  konnte,  nicht, 
gänzlich  zu  beseitigen*®.  Nach  den  Bestimmungen  des  westfälischen 
Friedens**  sollte  das  Verfahren  den  für  das  RKG.  bestehenden  Normen 
folgen,  die  Besetzung  mit  Präsidenten,  Vicepräsidenten  und  Räten  sollte 
fest  geordnet  und  jede  nicht  dazu  gehörige  Person,  namentlich  auch  jedes 
Mitglied  des  Geheimeu  Rats,  von  der  Teilnahme  an  der  Rechtsprechung 
ausgeschlossen  sein;  unter  den  Räten  sollte  sich  eine  bestimmte  Zahl 
Evangelischer  befinden.  Der  Reichshofrat  wurde  der  Visitation  des  Erz- 
kanzlers unterstellt.  Von  den  Urteilen  des  Reichshofrats  sollte  das  Rechts- 
mittel der  Revision  (mit  Suspensivwirkung)  bei  dem  Kaiser  eingelegt  werden 
können;  die  Entscheidung  über  die  Revision  sollte  ausschließlich  durch 
Räte,  die  bei  dem  angefochtenen  Urteil  nicht  beteiligt  gewesen  waren,  in 
wichtigen  Fällen  unter  Zuziehung  von  Kurfürsten  und  Fürsten,  aber  unter 
Aufrechterhaltung  des  konfessionellen  Gleichgewichts,  erfolgen.     Das  in 


**  Dieselben  hatte  der  Kaiser  schon  in  der  Beg.-Ordn.  von  1521,  §  7  (N.  Samml. 
2y  178)  seiner  persönlichen  Entscheidmig  vorbehalten.  Vgl.  RKGO.  1555  II,  Tit.  7. 
Streitig  war /ob  sich  das  Vorrecht  des  RHR.  auch  auf  geringere  Beichslehen  be- 
zöge.   Vgl.  PtfTTSB,  Öist.  Entwickelung  2,  111  f. 

'*  Daher  auch  alle  Prozesse  Über  Hausgesetze  von  Reichsunmittelbaren,  da 
diese  vom  Kaiser  begtfttigt  sein  mußten.  Übrigens  war  die  ausschließliche  Zu- 
ständigkeit des  RHR.  in  betreff  der  Reservatrechte  bestritten.  Vgl.  POtteb,  a.  a.  0. 
3,  167  f. 

•*  Vgl.  Eichhorn  4,  300. 

^  Dies  wurde  namentlich  in  Zeiten,  wo  das  RKG.  stillstand,  von  Bedeutung. 
Vgl.  Rosenthal,  BehSrdenorganisation  Ferdinands  25. 

•^  JPO.  Art  5,  §  56.  ' 

"  Vgl.  RosEHTHAL,  a.  a.  0.  22  ff.  »  Vgl.  JPO.  Art,  5,  §§  54—56. 
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Aussicht  genommene  Beichsgesetz  zur  Ordnung  des  Beiclishofrats  ist  nicht 
zustande  gekommen,  dagegen  trat  die  von  Ferdinand  III.  erlassene  BHBO. 
von  1654  in  Gebrauch '^ 

Die  Zuständigkeit  in  Achtprozessen  wurde  beiden  höchsten  Reichs- 
gerichten durch  die  standige  Wahlkapitulation,  Art. 20,  entzogen.  Sie 
sollten  nur  die  Instruktion  des  Prozesses  behalten  und  die  Akten  sodann 
an  den  Beichstag  einschicken.  Das  Urteil  sollte,  auf  das  Gutachten  einer 
aus  dßn  drei  Kollegien  unter  Wahrung  der  konfessionellen  Parität  besetzten 
Beichsdeputation,  von  dem  Kaiser  mit  dem  gesamten  Beichstage  gefiült 
werden.  Seit  der  Ächtung  des  Kurfürsten  von  Baiem  (1706)  ist  die 
Beichsacht  nur  noch  zweimal  (1708/9)  verhangt  worden '^ 

Durch  die  Einsetzung  des  BKG.  und  die  völlig  neue  B^elung  des 
Strafverfahrens  durch  die  PHGO.«  Karls  V.  verloren  die  westfälischen  Ge- 
richte den  letzten  Boden,  den  sie  noch  im  Beiche  hatten^'.  Als  Landes- 
gerichte ohne  größere  Bedeutung  haben  sie  sich  noch  längere  Zeit,  in 
gewissen  Besten  bis  in  das  gegenwärtige  Jahrhundert  erhalten.  Auch  die 
kaiserlichen  Landgerichte  in  Suddeutschland  waren  ganz  bedeutungslos 
geworden.  Zu  ihrer  von  dem  westfälischen  Frieden  angeregten  reichs- 
gesetzlichen Aufhebung  ist  es  nicht  mehr  gekommen. 

§  75.    Daa  Reichsheerwesen. 

JXbns,  Zur  Geschichte  der  EriegsverfassoDg  des  deutschen  Beiches,  Preoß. 
Jahrbücher  39,  1  ff.  113  ff.  443  ff.  A.  Schulte,  Markgraf  Ludwig  Wilhelm  von 
Baden  1, 40  ff.  155  ff.  256  f.  286.  335  ff.  848  f.  366  ff.  520  ff.    ErdmannsdOrffbb,  a.  a.  0. 

1,  656  ff.    Ululakn,  a.  a.  0.  2,  403  ff.    Festek,  Die  armierten  Stande  und  die  Reichs- 
kriegBverfäSsung  1681—97,  Straßb.  Diss.  1886.    POtteb,  Historische  £ntwickelung 

2,  283  ff.  293  ff.  3,  98  ff.    Eichhobn  3,  315  ff.  4,  300  ff.  546.    Schulzen,  Corpus  iuris 
militaris^  1693. 

Zn  der  Einrichtung  eines  stehenden  Heeres  hat  es  das  Reich  nie 
gebracht;  den  nach  dem  30jährigen  E[riege  wiederholt  gestellten  Antragen 
auf  Einfuhrung  eines  „miles  perpetuus"  wurde  keine  Folge  gegeben.  Erst 
angesichts  eines  bevorstehenden  oder  bereits  ausgebrochenen  Krieges  wurde 
das  von  Beichs  wegen  aufzustellende  Heer  zwischen  Kaiser  und  Reichs- 
tag vereinbart.  Unter  Maximilian  I.  hielt  man  noch  an  den  zuerst  im 
Hussitenkriege  (S.  513  f.)  gemachten  Versuchen  der  Aufetellung  eines  Reichs- 
söldnerheeres mit  Hilfe  einer  direkten  Reichsst^uer,  des  gemeinen  Pfennigs, 
fest^    Seit  Karl  V.  beobachtete  man  das  System  der  Anschläge  aufgrund 

^^  N.  Samml.  4,  Zugabe  44  ff. 

'^  Vgl.  Eichborn  4,  548 f.  H.  Meter,  Der  Plan  eines  evang;  Fürstenbundes 
im  7  jähr.  Kriege,  Bonn.  Diss.  1S93,  S.  69  f. 

*■  Vgl.  Eichhorn  3,  222.  Wiqand,  Wetzlarsche  Beiträge  1,  1  ff.;  Denkwürdig- 
keiten 103  ff.  Schon  die  vom  Wormser  Reichstage  von  1495  beschlossene  Befor> 
mation  (N.  Samml.  2,  18  f.)  trat  den  Freigerichten  mit  Entschiedenheit  entgegen. 
'  Vgl.  Ulmann,  Maximilian  1,  320  ff.  390  ff.  847  ff.  N.  Samml.  2,  14  ff.  Ein 
interessantes  Experiment  war  der  von  der  Regimentsordnung  von  1500»  §§24  ff. 
(ebd.  2,  60  f.)  vorgeschriebene  400.  Mann,  offenbar  eine  Art  Aushebung. 
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der  von  dem  Reichstage  zu  Worms  von  1521  beschlossenen  Matrikel, 
welche  die  Gesamtheeresstärke  auf  4000  Reiter  G,ßeisige«)  und  20  000  Puß- 
knechte  festsetzte  und  die  Verteilung  derselben  auf  die  Eontingente  der 
einzelnen  Reichsstände  ordnete'. 

Jeder  Reichsstand  hatte  die  ihm  auferlegte  Truppenzahl  zu  stellen, 
eine  Ablösung  in  Geld  war  nicht  gestattet  Wer  Vassallen  hatte,  stellte 
seine  Reiter  im  Laufe  des  16.  Jahrhunderts  in  der  Regel  noch  mit  Hilfe 
des  Lehnsaufgebotes;  später  wurde  den  Lehnsmannen  gewöhnlich  die  Wahl 
zwischen  Dienst  und  Zahlung  von  Ritterpferdgeldem  eingeräumt  Im 
übrigen  half  man  sich  mit  Söldnern.  Die  Vassallen  erhielten  Verpflegung, 
aber  keinen  Sold;  die  Söldner  hatten  ihre  Verpflegung  selbst  zu  bestreiten, 
doch  mußte  der  Kontingentherr  ihnen  den  nötigen  Proviant  gegen  Be- 
zahlung zur  Verfügung  stellen.  Jedes  Kontingent  war  demnach  von  einer 
eigenen  Proviantkolonne  begleitet,  so  daß  die  Schlagfertigkeit  des  Heeres 
durch  einen  Ungeheuern  Troß  beeinträchtigt  wurde.  Der  monatliche  Sold 
wurde  in  den  Wormser  Beschlüssen  auf  10  rhein.  Gulden  für  einen  Rei- 
sigen mit  Pferd  und  4  Gulden  für  einen  Fußknecht  festgesetzt.  Der  hier- 
nach für  das  einzelne  Kontingent  im  ganzen  erforderliche  Monatssold 
wurde,  in  Erinnerung  an  die  alten  Römerzüge,  ein  „Römermonat^'  ge- 
nannt Wie  die  von  der  Wormser  Matrikel  festgesetzte  Stärke  des  Ge- 
samtheeres und  der  einzelnen  Kontingente  bei  der  jedesmaligen  Verein- 
barung mit  dem  Reichstage  als  „Simplum^'  behandelt  wurde,  so  berechnete 
man  auch  die  den  einzelnen  Reichsständen  neben  der  Gestellung  ihres 
Kontingentes  aufzuerlegende  Kriegs-  oder  Matrikularsteuer  nach  den  Römer- 
monaten der  Wormser  Matrikel  ^  Diese  Steuer  floß  in  die  Reichsopera- 
tionskasse und  diente  teils  zur  BeschaSung  des  „Zeuges^'  oder  Artillerie- 
materials, teils  zur  Besoldung  der  Reichsgeneralität  und  der  vom  Reiche 
zu  stellenden  technischen  Truppen. 

Ein  Hauptfehler  des  Reichsheeres  bestand  darin,  daß  es  ohne  jede 
weitere  Organisation  ausschließlich  in  die  einzelnen,  nach  Anzahl,  Zu- 
sammensetzung und  Bewaffnung  überaus  verschiedenen  Kontihgente  zer- 
fiel, deren  Vereinigung  zu  größeren  taktischen  Körpern  erst  nach  dem 
Zusammentritt  des  Heeres  möglich  wurde.  In  dieser  Richtung  schuf  die 
sogenannte  Reichsdefensional Verfassung  von  1681  eine  wesentliche  Ver- 
besserung, indem  sie,  unter  gleichzeitiger  Erhöhung  des  Simplums  auf 
12  000  Reiter  und  28  000  Fußknechte,  die  Verteilung  der  Kontingente 
auf  die  Reichsstände  aufgab  und  dafür  die  Verteilung  auf  die  zehn  Kreise 


*  N.  Samml.  2,  208.  216  ff.  Böhmen  stellte  400  zu  Ko6  und  600  zu  Fuß,  die 
sechs  übrigen  Kurfürsten  sowie  Salzburg,  Baiern,  Würtemberg  und  Savoyen  je  60 
zu  Roß  und  277  zu  Fuß,  Osterreich  und  Bnrgund  je  120  und  600,  Jülich-Kleve- 
Berg  90  und  540;  von  den  Städten  stellten  die  größten  Kontingente  Nürnberg, 
Metz  (je  40  und  250)  und  Köln  (80  und  322).  Die  kleinsten  Kontingente  beliefen 
sich  auf  4  Fußknechte. 

'  Waren  z.  B.  zwei  Simpla  und  ein  Römermonat  bewilligt,  so  stellte  Nürnberg 
80  Reisige  und  500  Fußknechte  und  zahlte  eine  Steuer  von  1400  Gulden. 
B.  SchrOdbb,  Deutsche  Rechtsgeechicht«.    8.  Aufl.  52 
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nach  einem  bestimmten  Maßstabe  anordnetet  Den  Kreisen  blieb  die  Unter- 
verteilung auf  die  einzelnen  Kreisstande  (nach  der  Wormser  Matrikel)  und 
die  Vereinigung  der  von  diesen  gestellten  Kontingente  zu  Begimentem 
überlassen.  Ablösung  durch  Geld  (Reluition)  war  nicht  gestattet,  dagegen 
durften  die  nichtgerüsteten  Beichsstande  mit  ausreichend  gerüsteten  (ar- 
mierten) Mitstanden  Subsidienvertrage  abschließen.  Die  Erfüllung  der  den 
einzelnen  Ständen  obliegenden  Leistungen  konnte  im  Wege  der  Kreis- 
exekution erzwungen  werden.  Die  gesamte  Mannschaft  eines  Kreises  bil- 
dete ein  geschlossenes  Corps  unter  einer  eigenen  Kreisgeneralitat.  Außer- 
dem hatte  jeder  Kreis  einige  technische  Truppen  und  ein  gewisses  Artillerie- 
material zu  beschaffen.  Als  Kreiskriegsminister  fungierte  der  Kreisoberst 
Für  die  dem  Kreise  obliegenden  Ausgaben  wurde  eine  Kreisoperations- 
kasse gebildet^  so  daß  die  Stande  außer  der  Beichs-  noch  eine  Kreiskriegs- 
steuer zu  zahlen  hatten.  Für  beide  Arten  der  Kriegssteuer  blieben  die 
Bömermonate  der  Wormser  Matrikel  im  Gebrauch.  Die  Beschaffung  des 
Proviantes  blieb  Sache  der  einzelnen  Kontingentherren. 

Die  Mitglieder  der  Beichsritterschaft  waren  dem  Beiche  nicht  direkt 
kriegspflichtig.  Da  sie  sich  größtenteils  im  Lehnsbande  befanden,  so  dienten 
sie  entweder  in  den  betreffenden  Lehnsaufgeboten  oder  zahlten  Bitterpferd- 
gelder. Außerdem  war  es  von  alters  her  üblich,  daß  der  Kaiser  sie  in 
Kriegsfällen  zu  einer  freiwilligen  Beisteuer  aufforderte,  die  allmählich  zu 
«inem  observanzmäßigen  „subsidium  caritativum''  wurde. 

Über  die  Ernennung  der  Beichsgenerale  hatte  sich  der  Kaiser  mit 
dem  Beichstage  zu  verständigen.  Der  Beichsgeneralfeldmarschall  wurde  erst 
im  Kriegsfalle  ernannt,  die  übrigen  Generale  wenigstens  in  der  späteren 
Zeit  schon  im  Frieden  designiert.  Seit  dem  westfälischen  Frieden  mußte 
jede  Generalstelle  mit  einem  Katholiken  und  einem. Protestanten  besetzt 
sein.  Die  Aufsicht  über  die  Heerführung  stand  dem  von  den  Beichs- 
ständen  gewählten,  paritätisch  zusammengesetzten  Beichskriegsrate  zu. 

Für  die  innere  Disziplin  des  Heeres  und  die  rechtliche  Stellung  der 
Söldner  waren  die  bei  der  Musterung  von  den  Truppen  zu  beschwörenden 
Artikel,  der  „ArtikulsbrieP*  für  die  Fußknechte  und  die  „Beuterbestallung** 
für  die  Beisigen,  maßgebend^. 

Überaus  schwerfällig  und  hier  nicht  weiter  zu  erörtern  waren  die  dem 
Beiche  zu  Gebot«  stehenden  Mittel,  die  Beichsstande  und  ünterthanen 
durch  Dehortatorien,  Avocatorien  und  ExcitÄtorien  zur  Erfüllung  ihrer  Ver- 
pflichtungen anzuhalten.  Zur  Anordnung  von  Einquartierungen,  Muster- 
plätzen und  Durchzügen  war  nach  der  Wahlkapitulation  die  Einwilligung 
der  Beichsstande  erforderlich.  Die  Besidenzen  der  Beichsstande  und  der 
Sitz  des  Beichskammergerichts  waren  von  jeder  Quartierlast  befreit 

*  Vgl.  u.  a.  Gerstlachbb  6,  S58.  Die  größeren  Reichsst&ide,  welche  mit 
ihren  Territorien  verschiedenen  Kreisen  angehörten,  waren  genötigt,  ihre  Kontin- 
gente dementsprechend  zu  zerreißen. 

^  Beide  zuerst  aufgestellt  von  Maximilian  I.,  unter  Maximilian  II.  1570  einer 
Neuredaktion  unterworfen.    Vgl.  N.  Samml.  8,  321  ff. 
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Einige  Beiohsfestungen  waren  seitens  des  Kaisers  während  des 
30  jährigen  Krieges  angelegt.  Nach  dem  westfälischen  Frieden  durfte 
dies  nur  noch  mit  Beichstagsgenehmignng  geschehen.  Die  Wahlkapitn- 
lation  erklärte  das  Festangswesen  for  Landessache,  doch  war  das  Beich 
dnrch  französische  Abtretungen  in  den  Besitz  der  Festungen  Kehl  und 
Fhilippsburg  gekommen  ^ 

§  76.    Das  Reichslinanzwesen. 

Vgl.  GoTHEiNy  Ein  neu  nützlich-  und  lustigs  CoUoquium  von  etlichen  Reichs- 
tagspunkten, 1898. 

Die  früheren  unmittelbaren  Finanzquellen  waren  fast  sämtlich  versiegt 
oder  durch  Übertragung  oder  unvordenklichen  Besitz  auf  die  Beichsstände, 
zum  Teil  auch  auf  Privatpersonen  übergegangen^.  Erhalten  hatten  sich 
u.  a.  die  Jahressteuem  einzelner  Beichsstädte,  z.  B.  Frankfurt  a.  M.^,  und 
der  Opferpfennig  der  Juden  von  Worms  und  Mainz.  Die  Wiedereinlösung 
der  an  Beichsstände  gegebenen  Beichspfandschaften  wurde  durch  den  west- 
fälischen Frieden  an  die  Zustimmung  des  Beichstages  gebunden^.  Die 
Bestimmung  der  Wahlkapitulationen,  daß  einträgliche  heimgefallene  Beichs- 
lehen  im  Interesse  des  Beiches  eingezogen  werden  sollten,  hatte  thatsäch- 
lieh  nur  die  Bedeutung,  daß  Kurfürstentümer  nur  mit  Zustimmung  des 
Kurfürstenkollegiums,  alle  anderen  Beichslehen  nur  mit  Einwilligung  des 
Beichstages  wiederverliehen  werden  durften*. 

Die  einzige  stehende  Beichssteuer  bildeten  die  1548  als  Matrikular- 
Steuer  eingeführten  sogenannten  Kammerzieler  zum  Unterhalte  des  Beichs- 
kammergerichts  (S.  813).  Im  übrigen  kamen  nur  außerordentliche  Beichs- 
steuem,  namentlich  aus  Anlaß  von  Beichskriegen,  vor.  Die  ältere  Form 
war  der  gemeine  Pfennig,  der  als  direkte  Beichssteuer  von  landsässigen 
Personen  ebenso  wie  von  Beichsunmittelbaren  erhoben  wurde  und  in  der 
Begel  für  die  Yermögenderen  den  Charakter  einer  Kapital-  und  Benten- 
steuer,  für  die  übrigen  den  einer  Kopfsteuer  trug^.  Den  gemeinen  Pfennig 
hatten  auch  die  Geistlichkeit  und  die  Klöster  zu  zahlen.    Allmählich  wurde 

«  Vgl.  PÖTTBB,  a.  a.  0.  2,  290.  800. 
»  Vgl.  Eichhorn  4,  291  f. 

*  Vgl.  S.  587.  PüTTEB,  Histor.  Entwickel.  2,  211.  Zbümeb,  Städtesteuem  158. 
Lakg,  Histor.  Entwickel.  der  deutschen  Steuerverfassung  (1793)  157  f. 

^  Vgl.  JPO.  Art.  5,  §  26.  PüTTBB,  a.  a.  0.  2,  84.  Was  die  Kaiser  an  andere 
als  an  Reichsstände  yerpftndet  oder  verschrieben  hatten,  mußten  sie  in  den  Wahl- 
kapitulationen versprechen,  thunlichst  an  das  Beich  zurückzubringen. 

*  Vgl.  ständige  Wahlkapitulation  von  .1711,  Art.  11  (N.  Samml.  4,  241). 

^  Auf  dem  Wormser  Reichstage  von  1495  (N.  Samml.  2,  15)  wurde  der  ge- 
meine Pfennig  für  ein  Vermögen  von  500 — 1000  Gulden,  dem  eine  Rente  von  25 — 50 
Gulden  gleicbgeachtet  sein  sollte,  auf  0,1^1^  festgesetzt,  während  alle,  die  weniger 
als  500  Gulden  besaßen,  mit  einer  Kopfisteuer  von  ^Z,«  Gulden  belegt  wurden. 
Wer  mehr  als  1000  Gulden  besaß,  sollte  von  dem  Überschusse  nach  seiner  „An- 
dacht^%  d.  h.  seinem  EIrmessen,  geben.  Die  Kopfeteuer  sollte  für  jeden  mit  dem 
voUendeten  15.  Lebensjahre  beginnen,  was  man  auf  das  ribuarische  Recht  zurück- 
führen möchte,  wenn  nicht  in  dem  Trier-Kölnischen  RA.  von  1512  (ebd.  2,  138  f.) 
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der  gemeine  Pfennig  durch  den  dem  staatsrechtlichen  Charakter  des 
Reiches  mehr  entsprechenden  „Anschlages  eine  der  alten  Städtestener  nach- 
gebildete Reichsmatrikularstener  anf  Gmnd  der  Wormser  Matrikel  von 
1521,  verdrängte  Die  Beibehaltung  der  1521  erfolgten  Yeranlagong 
brachte,  da  die  seitdem  eingetretenen  Territorialveranderungen  unberück- 
sichtigt blieben,  yielfache  Ungerechtigkeiten  mit  sich.  Die  wiederholt  be- 
antragte NeuTeranlagung  kam  nicht  zustande.  Seit  dem  westfälischen 
Frieden  wurde  es  überhaupt  streitig,  ob  der  Reichstag  berechtigt  sei, 
Reichssteuern  mit  Stimmenmehrheit  zu  beschließend 

Zur  Yereinnahmung  der  Reichssteuem  wurden  jedesmal  besondere 
Legestatten  angeordnet  und  Reichsschatz-  oder  Reichspfennigmeister  ein- 
gesetzt Das  Reichskammergericht  hatte  einen  eigenen  Pfennigmeister  als 
Rendanten.  Die  Verausgabung  der  Gelder  stand  stellenweise  unter  strenger 
reich^tandischer  Eontrolle  ^  Die  von  Maximilian  I.  eingesetzte  Hofkammer 
ist  für  das  Reich  nur  von  vorübergehender  Bedeutung  gewesen. 

§  77.    Das  Reichspolizeiwesen. 

Vgl.  Eichhorn  4,  271  ff.  544  f.  EA.  von  Worms  1495,  §§36—44  (N.  Samml. 
2,  25  f.,  vgl.  ebd.  28  f.),  Lindau  1497,  §§  8-^28.  38—46  (ebd.  31  ff.),  Preiberg  1498, 
§§  38—51  (ebd.  46  ff.),  Augsburg  von  1500,  §§  22—34  (ebd.  77  ff.,  vgl.  54  ff.),  Trier 
und  Köln  1512,  Tit  4,  §§  1—20  (ebd.  141  ff.),  Nürnberg  1524,  §§  25—28  (ebd.  257  f.), 
Speier  1529,  §  9  (ebd.  294).  Die  erste  vollständige  Polizeiordnung  kam  1580  anf 
dem  Augsburger  Reichstage  zustande  (ebd.  332  ff.),  die  zweite  ebenda  1548  (ebd. 
587  ff.),  die  dritte  1577  zu  Frankfurt  (ebd.  8,  379  ff.).  Der  Landesgesetzgebung 
wurde  gestattet,  die  SPO.  zu  ermäßigen,  also  Ausnahmen  zu  machen,  dag^en 
wurde  verboten,  sie  landesgesetzlich  zu  vermehren. 

Eine  in  dem  mittelalterlichen  Staate  nur  den  Stadtverwaltungen  bekannte 
Aufgabe,  die  Fürsorge  für  das  allgemeine  Wohl,  wurde  nach  dem  Vorgänge 
verschiedener  dem  15.  Jahrhundert  angehörenden  „Landesordnungen"  seit 
dem  Wormser  Reichstage  von  1495  als  eins  der  wesentlichsten  Objekte  der 
Keichsgesetzgebung  angesehen.  Man  faßte  alles  dahin  Gehörige  unter  dem 
weiten  Begriffe  der  Polizeiordnung  zusammen  ^  und  verstand  darunter  nament- 
lich Vorschriften  über  Kleidertrachten  und  Gastereien,  Maßregeln  gegen 
die  Ausschreitungen  des  fahrenden  Volkes,  gegen  Unzucht,  Kuppelei,  Gottes- 
lästerung, überhaupt  Störung  des  kirchlichen  Friedens,  Wucher,  Mißbrauehe 
in  Handel  und  Wandel;  auch  Lehrlings-  und  Gesellenwesen,  Bücherzensur, 

der  Beginn  der  Steuerpflicht  auf  das-  vollendete  12.  Jahr  gesetzt  wäre.  Der  ge- 
meine Pfennig  wurde  ursprünglich  nicht  bloß  fQr  das  Reichsheer,  sondern  auch 
filr  den  Unterhalt  des  Reichskammergerichts  und  des  Reichsregimentes  (N.  Samml. 
2,  82)  hestimmt. 

"  Vgl.  Zbümeb,  Städtesteuern  153  ff.  Über  ältere  Anschläge  für  das  Reichs- 
kammergericht vgl.  §  74,  n.  8.  Die  Anschläge  wurden  eine  Zeitlang  neben  mili- 
tärischen Zwecken  auch  für  das  Reichsregiment  bestimmt.  Vgl.  N.  Samml.  2, 205. 246. 

^  Vgl.  §80,  n.  2.  P(!tter,  a.  a.  O.  78.  122.  Esdmamnsdörffbe,  Deutsche 
Gesch.  1,  164  ff.  172  ff. 

B  Vgl.  die  ständige  Wahlkapitulation  von  1711,  Art  5  (N.  Samml.  4,  236). 

^  Über  den  Sprachgehrauch  vgl.  Eichhorn  4,  272,  Anm.  a. 
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betrüglicher  Bankerutt,  Apotheken-  und  Vormnndschaftswesen  wurden  all- 
mählich in  den  Bereich  der  Polizeiordnungen  gezogen.  Eine  Hauptaufgabe 
derselben  bildete  aber  die  Regelung  des  Münzwesens'. 

Die  PragUDgen  von  Reichs  wegen  hatten  längst  aufgehört.  Jetzt 
handelte  es  sich  darum,  die  Münzherren  an  die  Beobachtung  eines  be- 
stimmten Münzfußes  zu  binden  und  ihre  Prägungen  unter  die  Aufsicht 
des  Reiches  zu  nehmen.  Zur  Ausübung  der  letzteren  bediente  man  sich 
der  Kreisverfassung.  Die  Reichskreise  wurden  angewiesen,  jährliche  Münz- 
probationstage  abzuhalten,  auch  wurden  besondere  Ereismünzstätten  ein- 
gerichtet, an  denen  die  nicht  im  Besitze  eigener  Bergwerke  befindlichen 
Reichsstände  unter  Aufsicht  besonderer  Ereisbeamten  ihre  Prägungen  yor- 
zunehmen  hatten. 

Nach  der  Münzordnung  Ton  1559^,  durch  welche  die  älteren  Münz- 
ordnungen aufgehoben  wurden^,  bildete  die  kölnische  Mark  (S.  520)  die 
Grundlage  für  alle  Gold-  und  Silbermünzen.  Aus  der  Mark  zu  14  Lot 
16  Gran  reinen  Silbers  und  1  Lot  2  Grän  Eupferzusatz  wurden  9Y,  Reichs- 
gulden (auch  Speziesgulden)  zu  60  utid  19  halbe  Reichsgulden  zu  30  Ereuzem 
geprägt.  An  Goldgulden  sollten  auf  die  Mark  zu  18  Earat  6  Gran 
72  Stück  ausgebracht  werden,  außerdem  wurde  die  mehrfach  übliche  Aus- 
prägung von  Dukaten,  67  Stück  auf  die  Mark  zu  23  Earat  8  Grän,  ge- 
stattet. Das  Wertverhältnis  von  Gold  zu  Silber  wurde  nur  im  Maximum 
festgesetzt,  indem  ein  Dukaten  höchstens  zu  104,  ein  Goldgulden  höchstens 
zu  75  Ereuzem  gerechnet  werden  sollte.  Die  Münzen  trugen  auf  der 
einen  Seite  das  Reichs-,  auf  der  andern  das  Landesmünzzeichen^  Andere 
als  die  im  Gesetze  aufgeführten  Münzen  durften  nicht  geprägt  werden, 
nur  Heller  und  Pfennige  blieben  Landessaohe.  Für  alle  Münzen  bestand 
innerhalb  des  ganzen  Reiches  Annahmezwang,  für  Scheidemünzen  aber  nur 
bis  zum  Betrage  von  25  Gulden.  Die  Ausfuhr  inländischer  Münzen  ins  Aus- 
land imd  die  Verwendung  ausländischer  Münzen  innerhalb  des  Reiches 
wurde  verboten.  Die  älteren  inländischen  Münzen  wurden  gesetzlich  tari- 
fiert  Verstöße  gegen  die  Reichsmünzordnung  wurden  mit  Suspension, 
unter  Umständen  selbst  mit  Entziehung  des  Münzrechts  bedroht 

Der  Augsburger  RA.  von  1566®  gestattete  für  den  Binnenverkehr 
der  einzelnen  Territorien  auch  „ihre  sonderbare  Landmünzen"  und  ver- 
langte nur,  daß  dieselben  auf  den  Gehalt  und  Wert  der  Reichsmünzen 
reguliert  und  geordnet  und  der  Aufsicht  der  Münzprobationstage  unterstellt 
wurden.  Damit  war  den  Münzeinungen,  zu  denen  die  Ereise  ohnehin 
neigten,  Raum  gegeben  ^    Die  folgenreichste  Münzeinung  war  die  1690  zu 

'  VgL  y.  Pratjn,  Gründl.  Nachricht  von  dem  Münzwesen,  1784.  Gbbstlaches, 
9,  1475—1697.    ZachäbiI,  Deutsches  Staats-  a.  Bundesrecht*  2,  372  ff. 

»  N.  Samml.  8,  186  ff. 

*  Vgl.  Goldmünzordnnng  von  1495,  ebd.  2,  27,  und  die  Reichsmünzordnnngen 
von  1524  und  1548/51  (2,  261  ff.  616  ff.  634  f.). 

^  So  schon  nach  der  Ordnung  von  1495.  ^  Gerstlacheb  9,  1489. 

'  Über  den  Münzverband  des  schwäbischen,  fränkischen  und  haierischen 
Kreises  vgl.  Lanowerth  y.  Sihxern,  a.  a.  0.  (S.  807)  293  ff. 
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Leipzig  zwischen  Kurbrandenburg,  Enrsachsen  und  Braunschweig  abge- 
schlossene^, durch  welche  der  sogenannte  Leipziger  Münzfuß  begründet 
wurde.  Derselbe  knüpfte  an  den  alten  1566  ausdrücklich  zugelassenen 
„Thaler"  (Reichs-  oder  Speziesthaler)  zu  68  Erz.,  Ton  dem  neun  auf  die 
Mark  feinen  Silbers  ausgebracht  wurden,  an  und  teilte  diesen  in  2  Gulden 
zu  je  60  Krz.;  die  Neugulden  beruhten  also  auf  dem  18  Gulden-Puße. 
Neben  den  Gulden  wurden  auch  Thaler  zu  90  Krz.,  12  auf  die  Mark  fein, 
geprägt.  Dieser  Münzfuß  wurde  1738  zum  Reichsmünzfuße  erklart*,  ge- 
langte aber  als  solcher  nicht  zur  Durchführung.  Dagegen  kam  es  1753 
zu  einer  Münzkonvention  zwischen  Osterreich  und  Baiem  auf  Grundlage 
des  20  Guldenfußes  (Eonyentionsmünzfuß),  während  Preußen  1764  den 
21  Guldenfiiß  (Graumannscher  Münzfuß)  einführte  ^^  Eine  Nebenart  des 
Eonventionsmünzfiißes  war  der  24  Guldenfaß,  der  erst  1838  durch  eine 
Münzkonvention  der  süd westdeutschen  Staaten  in  einen  24^2  Guldenfuß, 
den  sogenannten  rheinischen  Münzfuß,  umgewandelt  wurde". 

Eine  ebenfalls  unter  den  Begriff  der  Beichspolizei  fallende  Neuerung 
war  das  Postwesen  ^*.  Dasselbe  war  niederländischen  Ursprungs  und  zu- 
nächst nur  zur  Verbindung  der  burgundisch-habsburgischen  Länder  mit 
der  österreichischen  Hauptstadt  bestimmt.  Unter  der  Leitung  der  Herren 
Ton  Taxis,  die  anfangs  burgundische  Beamte  waren,  1595  aber  die  Be- 
stallung als  Beichsgeneralpostmeister  erhielten,  wurde  das  Postwesen  all- 
mählich auf  das  ganze  Reich  ausgedehnt.  Die  Eurfürsten  hatten  die  Post 
schon  1570  als  kaiserliches  Begal  anerkannt,  doch  wurde  dem  Eaiser  das 
ausschließliche  Recht  zur  Einrichtung  neuer  Posten  schon  im  17.  Jahr- 
hundert seitens  der  Reichsstände  bestritten.  Seit  1615  waren  die  Grafen 
von  Taxis  (seit  1754  Fürsten  von  Thum  und  Taxis)  erblich  mit  dem 
Reichsgeneralpostamt  als  Reichsregal  belehnt,  doch  kam  dasselbe  nur  teil- 
weise zur  Durchführung,  da  in  Osterreich,  Eurbrandenburg,  Enrsachsen 
und  einigen  anderen  Ländern  eigene  Landesposten  errichtet  wurden. 

^  Dieselbe  schloß  sich  an  den  1667  zwischen  Brandenburg  und  Sachsen  ver- 
einbarten Zinnaer  Münzfuß  an. 

^  Gebstlacher  9,  1511  £F. 

^°  Aus  der  12  lötigen  Mark  Silbers  wurden  14  Thaler  geprägt,  der  Thaler 
zerfiel  in  24  Groschen,  dieser  in  12  Pfennige.  Gleichzeitig  wurde  als  preußische 
Goldmünze  der  Friedrichsd'or  im  Werte  von  5  Thalem  Gold  eingeführt,  ohne  das 
Wertverhftltnis  desselben  zu  dem  Thaler  Silber  gesetzlich  festzustellen.  Gold-  und 
Silberwährung  bestanden  demnach  selbständig  nebeneinander,  die  eistere  nur  für 
solche  Fälle,  wo  die  Zahlung  vertragsmäßig  oder  gesetzlich  in  Golde  geleistet 
werden  mußte.  Wo  Silber  zu  leisten  war,  konnte  die  Annahme  von  Grold  nicht 
verlangt  werden.    Vgl.  Sobtbeer,  Deutsche  Münzverfassung  (1874)  1  f. 

"  Vgl  §  84,  n.  18. 

"  Vgl.  Eichhorn  4,  276  f.  Gerstlacher  9,  1697  ff.  POtter,  Vom  Reichs- 
postwesen, 1790.  EjLtfBBR,  Das  Postwesen  in  Deutschland,  1811.  Fleoler,  Zar  Ge- 
schichte der  Posten,  1858.  Harthann,  Entwickelungsgeschichte  der  Posten,  1867. 
Üher  die  Anfänge  eines  deutschen  Postwesens  im  15.  Jahrhundert  vgl.  BsTTOEir- 
HÄUSER,  Die  Mainz-Frankfurter  Marktschiffahrt,  1896. 
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Vgl.  S.  578  ff.  EiCHHOBW  8,  223—284.  4,  251  ff.  290  f.  816  ff.  549  ff.  v.  Daniels, 
Handbuch  4,  547  ff.  v.  Sbckendorfp,  Deutscher  Fürstenstaat,  1656.  Caesammus 
FcTEBSTENEBiüs  (G.  W.  Leibniz),  De  iure  suprematus  et  legationis  principum  Gkr- 
nianiae,  1677.  Pfeffingeb,  Vitriarius  illustratus  8,  1052—1520.4,  1—228.  Pütteb, 
Bist  EntWickelung  1,  824  ff.  2,  82  ff.  156  ff.  167  ff  3,  258  ff.  Moseb,  Von  der  Landes- 
hoheit in  Regierungssachen,  1772;  Von  der  deutschen  Reichsstände  Landen,  1769; 
Von  der  deutschen  Unterthanen  Rechten  und  Pflichten,  1744.  K.  S.  Zachabta, 
Geist  der  deutschen  Territorial  Verfassung,  1800.  v.  Roth,  Staatsrecht  deutscher 
Retchslande,  2  Bde,  1790—92.  Held,  Staat  und  Gesellschaft  2,  398  ff.  Walteb, 
DRG.  §  362—74.  642.  Zöppl,  DRG.*  2,  418  ff.  Schulte,  DRG.  §  102.  v.  Maubeb, 
Fronhofe  2,  242 ff.  Bbbqhaus,  Deutschland  vor  100  Jahren,  2  Bde,  1859-1860. 
Pebthes,  Das  deutsche  Staatsleben  vor  der  Revolution,  1845.  Haüsseb,  Deutsche 
Geschichte*  1,  91  ff.  Giebke,  Genossenschaftsrecht  1,  642  ff.  781  f.  801  ff.  839  f. 
2,  855  ff.  Ritteb,  Deutsche  Geschichte  1,  27  ff.  256  ff.  —  Schbötteb,  Abhandlungen 
aus  dem  österreichischen  Staatsrechte  1762  ff.  v.  Luschin,  österr.  Reichsgeschichte 
263  ff.  893—482  (vgl.  Sohbeueb,  Kr.  VJSchr.  8.  Folge  3,  177  ff.);  Geschichte  d. 
Gerichtsw.  in  Österreich  273  ff.  Adleb  ,  Organisation  der  Centralverwaltung  unter 
Maximilian  I.,  1886.  Rosenthal,  Behördenorganisation  Ferdinands  I.,  1887.  Seidleb, 
Studien  z.  Gesch.  u.  Dogmatik  d.  österr.  Staatsrechts  (1894)  70—188.  Tezkeb, 
Landesfurstl.  Verwaltungsrechtspflege  in  Österreich,  in  GBtfNHur's  Zeitschr.  24,  459  ff. 
Beiträge  z.  Geschichte  der  niederösterreich.  Statthalterei,  1897.  Wolf,  Die  Hof- 
kammer Leopolds  L,  Wien.  SB.  1858.  Neudeqqeb,  Geh.  Rats-  u.  Hofezpeditions- 
Reformation  in  Österreich  (1611 — 1615),  1898.  v.  Hock  u.  Biedebmann,  Der  österr. 
Staatsrat,  1868—79.  Hintzb,  Der  österr.  Staatsrat  im  16.  u.  17.  Jh.,  ZRG.  21,  137  ff. 
Beidtel,  Über  österr.  Zustände  1740—92,  Wien.  SB.  1851,  2,  707  ff.  806  ff.;  Ver- 
änderungen in  den  Feudal  Verhältnissen  der  österr.  Staaten,  ebd.  1852,  2,  925  ff. 
1853,  2, 486  ff.  v.  Domin-Petbüshevecz,  Neuere  österr.  Rechtsgeschichte,  1869.  Mrll, 
Lage  des  steirischen  Unterthanenstandes,  1896.  —  H.  Schulze,  Das  preu£.  Staats- 
recht ^  2  Bde,  1888—1890  (1,  225  n.  Litteraturangaben).  Bobnhak,  Gesch.  d.  preuß. 
VerwaJtungsrechts,  8  Bde,  1884 — 86.  Isaacsohn,  (resch.  d.  preuß.  Beamtentums, 
3  Bde,  1874—84.  £.  Lönino,  Gerichte  u.  Vewaltnngsbehörden  in  Brandenbuig- 
Preußen,  Verwaltungsarchiv  2,  217  ff.  437  ff.  3,  94  ff.  510  ff.  Schholleb  u.  Kbauske, 
Behördenorganisation  u.  allg.  Staatsverwaltung  Preußens  im  18.  Jh.,  L  1894. 
ScHMOLLEB,  Studicn  über  die  Wirtsch.- Politik  Preußens  1680—1786,  Jahrb.  f.  Ge- 
setzgeb.  i.  Deutsch.  Reiche  8.  10.  11;  Die  innere  Verwaltung  d.  preuß.  Staates  unter 
Friedrich  Wilhelm  I.,  Preuß.  Jahrb.  26;  Das  Städtewesen  unter  Friedrich  Wilhelm  L, 
Zeitschr.  f.  preuß.  Gesch.  8.  10 — 12.  Ebdmannsdöbffeb,  Graf  Waldeck  42  ff.  Koseb, 
Friedrich  d.  Gr.  1,  321—388.  394  ff.  PnaippsoN,  Gesch.  d.  preuß.  Staatswesens  vom 
Tode  Friedrichs  d.  Gr.  bis  1797,  2  Bde,  1880—82.  Zackbzewski,  Die  preuß.  Reformen 
der  ländlichen  Steuern  im  18.  Jh.  (Schmollbb's  Forschungen  7,  2. 1887).  W.  Schultze, 
Geschichte  d.  preuß.  Regieverwaltung  1766—1786  (ebd.  7,  3.  1888).  Altmann, 
Ausgewählte  Urkunden  z.  brand.-preuß.  Verfassnngs-  u.  Verwaltungsgeschichte  1, 
1897.  Bbeybig,  Geschichte  d.  brandenburg.  Finanzen  1640—1697,  1,  1895  (a.  u.  d.  T.: 
Urkunden  u.  Aktenstücke  z.  Gesch.  d.  inneren  Politik  des  Kurfürsten  Friedr.  Wilhelm 
von  Brandenburg).  Hobn,  Die  Verwaltung  Ostpreußens  seit  der  Säkularisation,  1890. 
Falck,  Schlesw.-Holst.  Privatrecht  2.  3  (1831—38).  Walteb,  Das  alte  Erzstifl;  n. 
d.  Reichsstadt  Köln,  1866.  Ritteb,  Zur  Geschichte  deutscher  Finanzverwaltung 
im  16.  Jh.,  Zeitschr.  d.  berg.  Gesch.- Vereins  20.  v.  Below  u.  Geich,  Quellen 
z.  Gesch.  d.  Behördenorganisation  in  Jülich-Berg  im  16.  Jh.,  ebd.  30,  8  ff. 
V.  Below,  Landtagsakten  von  Jülich  und  Berg  1,  1895;  Die  landständische  Ver- 
fassung in  Jülich  und  Berg  3,  1890—91;  Die  Neuorganisation  der  Verwaltung 
i.  d.  deutschen  Territorien  des  16.  Jh.,  Hist  Taschenbuch,  6.  Folge  6,  305  ff., 
Hand-WB.  d.  Staatswiss.,  Suppl.  2,  461  ff.    Schottmülleb,  Organisation  der  Central- 
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Verwaltung  in  EUeye-Mark  vor  1609  (Sohmollbb*b  Forschungen  14,  4.  1896).  Bach- 
fahl,  Organisation  der  Gesamtstaatsyerwaltnng  Schlesiens  vor  dem  SOjfthrigen 
Kriege  (ebd.  13,  1.  1894).  Spahn,  Ver^Eissungs-  u.  Wirtsch.-Grcsch.  d.  Herzogtums 
Pommern  1478—1625  (ebd.  14,  1.  1895).  v.  Bilow,  Geschichtl.  Entwickelung  d 
Abgabenverhftltnisse  in  Pommern,  1843.  —  Bosenthal,  G^chichte  d.  Gerichtswesens 
u.  d.  Yerwalt-Organisation  Baiems  409  ff.  Hoffmarn,  Geschichte  d.  direkt  Steuern 
in  Baiem,  Schmolleb's  Forschungen  4,  5  (1883).  v.  Fbetbebo,  Pragmat  Gesch.  i. 
baier.  Gesetzgebung  und  Staatsverwaltung  seit  Maximilian  I.,  4  Bde,  1886— S9. 
PözL,  Bayerisches  Verfassungsrecht^  (1870)  3  ff.  Nbudboger,  Beitrfige  z.  Gesch. 
der  Behördenorganisationen,  1887 — 90;  Gesch.  d.  bayer.  Archive,  1 — 4,  1881 — 82 
(Archival.  Zeitschr.  6.  7.  NF.  1.  2.  4).  5,  1896;  Die  Hof-  und  StaatspersonaletatB 
der  Witteisbacher,  Zeitschr.  d.  bist  Ver.  f.  Niederbaiem  26.  C.  F.  v.  StIi^in, 
Wirtemberg.  Geschichte  4,  710  ff.  Wuttke,  Einführung  der  Landaccise  in  Kur- 
sachsen, Heidelb.  Diss.  1890.  Böhlac,  Mecklenburgisches  Landrecht  1,  90 — 172; 
Fiskus,  landesherrliches  und  Landes-YermÖgen  in  Mecklenburg,  1877  (Rostocker 
Progr.  1875).  Bauhann,  Die  Territorien  des  Seekreises  1800  (Badische  Neujahrs- 
blätter  1894).  Fabbiciüs,  Erläuterungen  zum  geschichtl.  Atlas  der  Bheinprovins 
2,  1898.    Oppernann,  Das  sächsische  Amt  Wittenbeig  im  Anfang  des  16.  Jh.,  1897. 

1.  Übersicht  Der  noch  in  der  zweiten  Hälfte  des  Mittelalters  in 
den  LandTOgteien  zusammengefaßte  Besitz  des  Reiches  an  unmittelbaren 
Reichslanden  war  durch  Verleihung,  Verpfandung  oder  Verjährung  dahin- 
geschwunden. Der  Kaiser  übte  im  Reiche  nur  noch  oberherrliche  Rechte 
aus,  während  die  unmittelbare  Landesherrschaft  in  anderen  Händen  ruhte. 
Selbst  in  den  als  Trümmer  der  Landvogteien  übrig  gebliebenen  Reichs- 
dörfem  (§  80)  gab  es  kein  unmittelbares  kaiserliches  Regiment  mehr. 
Zu  der  Klasse  der  Reichsunmittelbaren  gehörten,  abgesehen  von  den  Reichs- 
beamten, jetzt  nur  noch  die  Herrschenden;  alle  übrigen  waren  landsässi^, 
d.  h.  einer  Landesherrschaft  unterworfen  uud  dem  Reiche  nicht  „ohne 
Mittel  unterthan^^  Den  Hauptbestandteil  des  Reiches  bildeten  die  reichs- 
ständischen Territorien,  deren  Inhaber  Sitz  und  Stimme  auf  dem  Reichs- 
tage hatten.  Dazu  kamen  die  reichsunmittelbaren  Herrschaften  ohne 
Reichsstandschaft  und  die  sogenannten  Rezeßherrschaften. 

Die  reichsständischen  Territorien  hatten  mit  Ausnahme  der  Reichs- 
städte und  der  zu  diesen  gehörigen  Landgebiete  ausschließlich  monarchische 
Verfassung.  Sie  zerfielen,  je  nach  ihrem  Stimmrecht  im  Reichstage,  in 
Kurfürstentümer,  Fürstentümer  und  nichtfürstliche  Territorien  der  Prälaten, 
Grafen  und  Herren.  Mit  Ausnahme  Böhmens  und  seiner  Nebenländer 
waren  sämtliche  Territorien  auf  die  zehn  Reichskreise  verteilt  und  in  der 
Reichsmatrikel  veranschlagt.  Sie  waren  die  ordentlichen  Teilnehmer  an  der 
Reichsregierung  und  den  Reichslasten.  In  entsprechender  Weise  nahmen 
sie  durch  die  Kreisstandschaft  an  der  Kreisregierung  und  den  Kreislasten 
teil.  Neben  einfachen  Territorien  gab  es  zusammengesetzte  unter  dem- 
selben Landesherm,  umgekehrt  auch  Territorien,  die  mehreren  Herren 
gemeinschaftlich  gehörten  (vgl.  S.  777).    Wo  die  Hoheitsrechte  über  ein 


^  Die  nicht  cur  Regierung  gelangten  ebenbürtigen  Familienglieder  der  landea- 
heirlichen  Häuser  galten  nicht  als  Unterthanen,  sondern  blieben  reichsonmittelbar. 
Vgl.  Schulze,  Erstgeburtsrecht  381. 
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Territorium  geteilt  waren,  galt  im  Zweifel  der  Inhaber  der  Gerichtsbarkeit 
als  der  eigentliche  Landesherr '.  Die  meisten  Territorien  waren  lehnbar, 
die  Forstentümer  Beichslehen,  die  nichtfurstlichen  Territorien  größtenteils 
Eeichsafterlehen,  einige  auch  Allode  oder  unmittelbare  Reichslehen.  Der 
frühere  formelle  Unterschied  zwischen  Scepter-  und  Fahnlehen  bestand  nicht 
mehr,  seit  die  Form  der  Belehnung  far  beide  die  gleiche  geworden  war^ 
Hinsichtlich  der  Entwickelung  der  landesherrlichen  Gewalt  standen  sich 
alle  reichsstandischen  Territorien  gleich,  der  frühere  Gegensatz  der  kurfürst- 
lichen, fürstlichen  und  gräflichen  Territorien  hatte  sich  verloren* 

Die  reichsunmittelbaren  Herrschaften  ohne  Reichsstandschaft*  gehörten 
größtenteils  der  Korporation  der  Eeichsritterschaft  (§  80)  an.  Außerdem 
gab  es  etwa  dreißig,  die  mit  reichsständischen  Territorien  verbunden  oder 
im  Besitze  von  reichsständischen  Nebenlinien  waren;  andere  gehörten  reichs- 
unmittelbaren Stiftern  oder  weltlichen  Herren,  die  ihre  Reichsstandschaft 
wieder  verloren  hatten  oder  überhaupt  nicht  dazu  gelangt  waren  ^  Alle 
diese  Herrschaften  befanden  sich  außerhalb  der  Kreise,  hatten  also  auch 
keine  Kreisstandschaft.  Ein  reichsmatrikularmäßiger  Anschlag  bestand 
nur  für  wenige  von  ihnen;  auch  zu  den  Kammerzielem  wurden  die  meisten 
nicht  herangezogen.  Rezeßherrschaften  waren  solche  Gebiete,  bei  denen 
der  ursprüngliche  Landesherr  seine  Landeshoheit  unter  Vorbehalt  be- 
stimmter Hoheitsrechte  und  Wahrung  seiner  persönlichen  Reichsunmittel- 
barkeit  an  einen  benachbarten  Fürsten  abgetreten  hattet 


'  Vgl.  S.  580.  EiCHHORK  4,  25S.  Die  Strafgerichtsbarkeit  allein  war  dafür 
nicht  ausreichend.  Vgl.  JPO.  5,  §44:  Sola  criminalis  turisdicttOy  centgerieht, 
solttmque  itia  gladii  et  retentionis,  patronatus,  filialitatis  neqtte  ooniunctim  nequs 
divisim  ws  reformandt  tribtmnt  Über  Eigen-  oder  Unterherren  innerhalb  der 
Territorien  vgl.  S.  590  n. 

'  Vgl.  S.  777  n.  Unter  Karl  V.  standen^noch  die  alten  Formen  in  Gebrauch. 
Vgl.  RA.  von  1521,  §  4  (N.  Samml.  2,  178). 

*  Vgl.  JPO.  8,  §§1.  2.  4.  Ein  eigentümliches  PrivUeg,  das  der  Pfalzgraf 
auf  Grund  eines  ihm  angeblich  Mher  verliehenen  Regals  in  sämtlichen  Ländern 
des  fränkischen  Rechts  beanspruchte  und  teilweise  auch  bis  zum  18.  Jahrhundert 
behauptete,  war  das  viel  umstrittene,  wahrscheinlich  aus  Frankreich  eingewanderte 
Wildfangrecht  {droit  d'aiibaine,  ius  aWanagii),  kraft  dessen  er  jeden  „her- 
kommenden Mann^'  ohne  „nachfolgenden  Herm'S  d.  h.  jeden  schutzlosen  Fremden, 
nachdem  derselbe  sich  Jahr  und  Tag  im  Lande  aufgehalten  hatte,  als  pfalzgräf- 
lichen Leibeigenen  in  Anspruch  nahm.  Der  Fremde  wurde  durch  einen  pfalz- 
gräflichen Büttel  aufgefordert,  den  Treueid  zu  leisten  und  sich  in  das  Leibsbede- 
register eintragen  zu  lassen.  Vgl.  8.  790.  K.  Bbunner,  Der  Fremde  im  germ. 
Rechtsstaate,  Zeitschr.  f.  vergl.  Rechts-  u.  Staatswissenschaft  2,  65  ff.;  Der  pfälzische 
Wildfangstreit,  1896.    ErdhaknsdObffeb,  a.  a.  0.  1,  378  ff. 

^  Auch  unter  den  reichsstandischen  Territorien  der  Grafenkurien  führten  ver- 
schiedene bloß  den  Titel  „Herrschaft*^  Vgl.  v.  Bobch,  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Staatsw. 
44,  883  ff. 

^  Vgl.  Bebohaus,  Deutschland  vor  hundert  Jahren  2,  205  ff. 

'  Eine  solche  teilweise  Mediatisierung  hatte  bei  der  stolbergischen  Grafschaft 
Wernigerode  gegenüber  Preußen  und  den  schöuburgischen  Herrschaften  gegenüber 
Sachsen  stattge^nden.    Vgl.  v.  Dakiels,  a.  a.  0.  4,  616. 
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Von  den  geistlichen  Territorien  und  Herrschaften  war  infolge  der 
Beformation  eine  große  Zahl  teils  geradezu  säkularisiert^,  teils  durch 
Glaubensanderong  der  Inhaber  in  weltliche  Hände  gekommen.  Die  darüber 
entstandenen  Streitigkeiten  würden  dorch  den  westfälischen  Frieden  auf 
Grund  des  Besitzstandes  vom  1.  Jan.  1624  entschieden  ^  Durch  den 
BDHSchl.  von  1803  wurden  sämtliche  geistliche  Gebiete  bis  auf  das  neu- 
geschaffene Kurfürstentum  Begensburg  und  den  Deutsch-  und  Johanniter- 
orden  der  Säkularisation  unterworfen^®. 

2.  Die  Hausgesetze.  In  den  weltlichen  Territorien  brach  sich  mehr 
und  mehr  die  staatsrechtliche  Auffassung  Bahn;  mit  dem  privatrechtlichen 
Systeme  der  Erbteilungen  wurde  gebrochen  und  die  Primogeniturordnung 
eingeführt ^^  Für  die  Kurfürstentümer  (aber  nicht  die  mit  ihnen  verbun- 
denen Nebenländer)  war  dies  schon  durch  die  Goldene  Bulle  von  1356, 
für  Würtemberg  durch  kaiserliches  Privileg,  gleichzeitig  mit  der  Erhebung 
der  Grafschaft  zum  Herzogtum  (1495),  geschehen.  Im  übrigen  erfolgte 
die  Änderung  überall  im  Wege  der  Hausgesetzgebung,  nachdem  sich  die 
Autonomie  der  regierenden  Häuser  gegenüber  dem  Widerstände  einer  ro- 
manisierenden  Jurisprudenz  mühsam  zu  allgemeiner  Anerkennung  durch- 
gerungen hatte  ^^.  Die  anfangs  für  notwendig,  später  nur  noch  für  zweck- 
mäßig erachtete  kaiserliche  Bestätigung  wurde  ausnahmelos  eingeholt^'. 
Die  Gesuche  gingen  an  den  Beichshofrat,  der  die  rechtliche  Zulässigkeit 
zu  begutachten  und  die  Interessen  der  ungeborenen  Familienglieder  wahr- 
zunehmen hatte.    Die  Entscheidung  über  eingelegte  Widersprüche  erfolgte 


*  Vgl.  DoYE,  i.  d.  Realencyklopädie  f.  prot  Theol.  u.  Kirche',  14,  47  f.  Ritteb, 
a.  &  0.  1,  82  f.  191  ff. 

^  Vgl.  S.  793  D.  JPO.  5,  §§  14  f.  21  f.  25  f.  Über  den  sogenannten  geistlichen 
Vorbehalt  des  Augsburger  Religionsfriedens  vgl.  §  88,  Anm.  2  und  Ritter,  a.  a.  0. 
1,  88  f,  191.  472.  Der  geistliche  Vorbehalt  und  eine  mit  demselben  verbundene 
kaiserliche  Deklaration  bestimmte,  daß  die  Inhaber  geistlicher  Lehen  im  Falle 
einer  Glanbensänderung  Amt  und  Lehen  verlieren,  die  evangelisch  gewordenen 
Unterthanen  aber  bei  ihrem  Bekenntnis  belassen  bleiben  sollten.  Die  Berechtigung 
der  Kapitel,  in  welchen  die  Protestanten  die  Mehrheit  hatten,  zur  Wahl  eines 
protestantischen  Fürsten,  der  dann  den  Titel  Stiftsadministrator  führte,  blieb  still- 
schweigend aufrechterhalten,  nur  die  Reichsstandschaft  dieser  Administratoren  war 
seit  Rudolf  II.  bestritten,  bis  sie  durch  den  westfälischen  Frieden  nach  Maßgabe 
des  Norma^ahres  1624  anerkannt  wurde. 

"  Vgl  S.  768.  804.     DovB,  a.  a.  O.  51  f.  54  f. 

"  Vgl.  S.  582  f.    Schulze,  Recht  der  Erstgeburt  344  ff. 

^'  Vgl.  H.  Schulze,  a.  a.  0.  358  ff.;  Hausgesetze  der  regierenden  Fürsten- 
häuser, 3  Bde,  1862—88;  bei  Stobbb,  Rechtsquellen  2,  498  ff.  Moser,  Familien- 
staatsrecht derer  teutschen  Reichsstände,  2  Bde,  1775.  Hefffbr,  Sonderrechte  der 
vormals  reichsständischen  Hänser  Deutschlands,  1871.  Besblsb,  Erb  vertrage  2,  2 
S.  17  ff.  GiEBKE,  Qenossenschaf tsrecht  1, 418  ff.  Mejbb,  Beselbb,  Giebkb,  L  d.  Zeitschr. 
f.  d.  Privat-  u.  öffentl.  Recht  5,  229  ff.  540  ff.  557  ff.  Wilda  in  Wbisxk's  Rechts- 
lezikon  1,  555  ff.    EL  Maübbb  bei  Blüntschli  u.  Bbatbb,  Staats- WB.  1,  611  ff 

*'  Die  Romanisten  verlangten  eine  lex  specialis  in  der  Fonn  eines  kaiser- 
lichen Privilegs.  Seit  Püttbr  u.  Moseb  galt  die  Einholung  der  kaiserlichen  Be- 
stätigung nur  noch  für  zweckmäßig,  aber  nicht  mehr  für  unentbehrlich. 
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durch  den  Kaiser  persönlich.  Die  heute  üblichen  Kodifikationen  der  Haus- 
gesetze waren  vor  1806  unbekannt,  man  begnügte  sich  mit  einzelnen  Dis- 
positionen in  Haus-,  Ehe-,  Erb  vertragen  oder  letztwilligen  Verfügungen. 
Hauptsächlich  handelte  es  sich  um  die  Regelung  der  Successionsordnung, 
Apanagen  und  Sekundogenituren  für  die  jüngeren  Linien  (in  den  katholi- 
schen Häusern  gewährten  die  Kanonikate  eine  erwünschte  Versorgung), 
Vormundschaft  über  die  unmündigen  Familienglieder  ^^,  Mißheiraten  (S.788), 
Wittum  und  Heimsteuer  für  die  Frauen  und  Töchter.  Von  besonderer  Be- 
deutung für  die  Territorialverhältnisse  waren  die  Erbverbrüderungen,  durch 
die  sich  die  vertragschließenden  Häuser  gegenseitig  für  den  Fall  des  Aus- 
sterbens zu  Erben  einsetzten  ^^  Soweit  die  Rechte  der  Agnaten  durch  ein 
Hausgesetz  berührt  wurden,  war  ihre  Zustimmung  erforderlich;  die  männ- 
lichen Descendenten  mußten  ebenfalls  gehört  werden,  wenn  auch  prin- 
zipielle Widersprüche  derselben  (z.  B.  gegen  das  Prinzip  des  Erstgeburts- 
rechts) unberücksichtigt  blieben.  Unmündigen  Familiengliedem  wurden 
seitens  des  Beichshofrates  oder  Beichskammergerichts  für  die  erforderlichen 
Verhandlungen  Spezialvormünder  gesetzt.  Der  Zustimmung  der  Landstände 
bedurfte  es  nur,  wo  diese  überhaupt  das  Mitwirkungsrecht  bei  wichtigeren 
Landesakt«n  besaßen;  aus  Zweckmäßigkeitsgründen  wurde  sie  nicht  selten 
auch  ohne  rechtliche  Verpflichtung  eingeholt 

Das  Becht  der  Erstgeburt,  das  sich  in  der  Begel  zugleich  auf  die 
Stammgüter  des  Hauses  („Hausfideikommiß'O  miterstreckte  und  nur  das 
freie  (SchatuU-) Vermögen  unberührt  ließ,  wurde  hausgesetzlich  zuerst  für 
die  gesamten  brandenburgischen  Länder  durch  das  Familienstatut  des  Kur- 
fürsten Albreoht  Achilles  (die  sogenannte  „Aohillea")  vom  22.  Februar 
1473  (vom  Kaiser  bestätigt  24.  Mai  d.  J.)  festgesetzt  ^^  Dieses  Familien- 
statut, dessen  Grundsätze  in  der  Folgezeit  (1598,  1603,  1664,  1688) 
wiederholt  bestätigt  wurden,  ist  die  Grundlage  der  mächtigen  Entwickelung 
des  brandenburgisch-preußischen  Staates  geworden.  Dem  brandenbur- 
gischen Beispiele  folgte  Sachsen  (albert  Linie)  1499,  Baiem  1578,  Oster- 
reich 1584  ^^  Die  zahlreichsten  Übergänge  zu  der  Primogeniturordnung 
vollzogen  sich  während  des  17.  Jahrhunderts  ^^  so  daß  für  das  18.  Jahr- 

"  Vgl.  Kraut,  Vormundschaft  3,  140flf. 

"  Vgl.  Beselbe,  Erbvertrfige  2,  2  S.  90flF.  E.  Löndto,  Erb  Verbrüderungen 
zwischen  Sachsen,  Hessen,  Brandenburg,  18&7. 

^*  Vgl.  §  50,  n.  16.  Die  fränkischen  Lande  (Markgrafschaft;  Ansbach  und  Mark- 
grafschaft Kulmbach  oder  Baireuth,  oder  „auf  dem  Gebirge'*)  soUten  eine  Sekundo> 
und  Tertiogenitur  bilden,  während  aUe  übrigen  Besitzungen  des  Hauses  unteilbar 
mit  der  Kurmark  verbunden  blieben.  Durch  Vertrag  mit  dem  unbeerbten  letzten 
Sprossen  der  fränkischen  Linie,  Markgraf  Christian  Friedrich  Karl  Alexander, 
wurden  beide  Fürstentümer  noch  bei  dessen  Lebzeiten  (1791)  mit  dem  preußischen 
Staate  vereinigt  Der  fränkische  rote  Adlerorden  wurde  infolgedessen  zum  zweiten 
preußischen  Hausorden  (nach  dem  schwarzen  Adlerorden)  erklärt. 

"  Weitere  Bestätigungen  erfolgten  1621,  1708  und  durch  die  pragmatische 
Sanktion  Karls  VI.  von  1718,  durch  die  der  Übergang  auf  die  weibliche  (loth- 
ringische) Linie  begründet  wurde. 

"  Darunter  Holstein  1608/1650,  Hessen-Darmstadt  1606,  Hessen-Kassel  1627, 
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hnndert  nur  noch  wenige  übrig  blieben^®.  Am  längsten  wurde  die  privat- 
rechtliche Erbteilung  in  Sachsen-Meiningen  festgehalten,  das  erst  1802 
dem  allgemeinen  Beispiele  folgte;  das  meiningische  Hausgesetz  ist  das 
letzte  gewesen,  das  der  Kaiser  zu  bestätigen  hatte. 

3.  Der  Inhalt  der  landesherrlichen  Gewalt  beschrankte  sich 
nicht  mehr  auf  einen  gewissen  Inbegriff  von  Lehen,  Hoheitsrechten  nnd 
Vogteirechten.  Was  die  Goldene  Bulle  von  1356  den  Kurfürsten  für  ihre 
kurfürstlichen  Lande  eingeräumt  hatte,  war  im  Laufe  der  2^t  teils  durch 
Verleihung,  teils  durch  unvordenklichen  Besitz  Gemeingut  sämtlicher 
Beichsstände  geworden;  nur  die  alten  Exemtionsprivilegien  gegenüber  dem 
Beichshofgerichte  wurden  mit  dem  Wegfall  des  letzteren  gegenstandslos, 
während  die  Kurfürsten  daran  festhielten,  daß  die  Bestimmungen  der 
Goldenen  Bulle  zu  ihren  Gunsten  auch  auf  die  neuen  Reichsgerichte  An- 
wendung finden  müßten.  Gegenüber  der  Kirche  hatten  die  Fürsten  mehr- 
fach schon  im  15.  Jahrhundert  ein  weitgehendes  Aufsichtsrecht  erlangt ^^. 
In  den  protestantischen  Ländern  ging  die  gesamte  bischöfliche  Jurisdiktion 
{ius  episcopale)  auf  die  Landesherren  über,  die  auf  Grund  derselben  das 
ganze  äußere  Kirchenregiment  über  die  evangelische  Landeskirche  in  die 
Hand  nahmen.  Die  Organe  für  das  landesherrliche  Kirchenregiment 
waren  die  Konsistorien  und  unter  diesen  die  Superintendenten  (Dekane). 
Nur  in  den  im  Anschluß  an  die  Beformation  Calvins  gebildeten  Gemein- 
den kam  die  auf  dem  Gemeindeprinzip  beruhende  Synodalverfassung  zur 
Geltung,  die  in  Kleve-Mark  auch  auf  die  Lutheraner  Anwendung  fand. 
Den  bedeutendsten  Machtzuwachs  erhielt  die  landesherrliche  Gewalt  durch 
dasBecht  des  Beligionsbannes  (S.  793)  und  durch  zahlreiche  Säkularisationen 
von  Klöstern  und  Stiftern.  Auch  in  den  katholischen  Landesteilen  hatte 
die  religiöse  Bewegung  eine  außerordentliche  Erstarkung  der  Staatsgewalt 
gegenüber  der  Kirche  herbeigeführt.  Noch  mehr  hatte  der  30jährige 
Krieg  zur  Hebung  der  landesherrlichen  Gewalt  beigetragen,  so  daß  es  sich 
im  westfälischen  Frieden  zunächst  nur  darum  bandelte,  den  hergebrachten 
Beohten  der  Beichsstände  ganz  allgemein  die  reichsgesetzliche  Bestätigung 
zu  verschaflFen.  Dieselbe  erfolgte  durch  JPG.  8,  §  1.  Eine  genauere 
Aufzählung  wurde  nur  in  betreff  der  Beichsstädte  {liberi  imperü  cwitates) 
beliebt,  indem  diesen  der  westfälische  Friede  die  volle  Gleichstellung  mit 
den  übrigen  Beichsständen  gewährleistete:  iisque  rata  et  intacta  maneant 
regalia,  vectigalia,  reditus  annui,  libertates^  privüegia  confiscandiy  coUectandi 
et  inde  dependentia  aliaque  iura  ab  imperatore  et  imperio  legitime  hnpetrala 


Baden  1615,  Braunschweig- Wolfenbüttel  1636,  Braunschweig-Lüneburg  16S0,  Olden- 
burg 1691,  Sachsen-Eisenach,  Sachsen-Gotha  und  Waldeck  1685.  In  Knrpfalz 
wurde  die  Primogenitur  im  Anschlüsse  an  die  Bestimmungen  des  westfälischen 
Friedens  stillschweigend  angenommen. 

"  Darunter  beide  Meklenburg  (1701),  Anhalt  (1702,  1727),  Sachsen-Weimar 
(1716/24),  Hildburghausen  (1703),  Koburg  (1746),  Nassau  (1761). 

'^  VgL  V.  Bbzold,  Geschichte  der  Reformation  88  f. 
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vel  lofiffo  usu  ante  hos  motus  obtenta  possessa  et  exercita,  cum  omnimoda 
iurisdicäane  intra  muros  et  in  territorio  (8,  §  4).  Insbesondere  wurde 
sämtlichen  Beichsständen  das  während  des  Krieges  schon  in  großem  Maß- 
stabe von  ihnen  geübte  Bündnisrecht  zugestanden  und  nur  der  Vorbehalt 
gemacht,  daß  die  Bündnisse  nicht  gegen  Kaiser  und  Beich  gerichtet  sein 
dürften  ^^  Ebenso  wurde  der  Beligionsbann  {ius  reformandi)  als  ein  alt- 
hergebrachtes, in  dem  ius  territorü  et  superioritatis  liegendes  Becht  aller 
Beichsstande  bestätigt  und  nur  in  seiner  Ausübung  durch  die  Gewähr- 
leistung des  konfessionellen  Besitzstandes  in  dem  Normaljahre  1624  be- 
schränkt**. Durch  die  Festsetzung  des  Normaljahres  wurde  das  seit  der 
Beformation  Ton  protestantischen  wie  katholischen  Beichsständen  geübte 
und  in  dem  Augsburger  Beligionsfrieden  bestätigte  Becht  der  Einziehung 
geistlicher  Güter  für  die  Zukunft  aufgehoben**.  Erst  nach  der  Auf- 
lösung des  Jesuitenordens  durch  Papst  Clemens  XIV.  (1773)  ergab  sich 
eine  neue  Gelegenheit  zu  Säkularisationen,  indem  die  Besitzungen  des 
aufgelösten  Ordens  seitens  der  Staatsregierungen  als  bona  vacantia  einge- 
zogen  wurden**.  Überhaupt  aber  machte  sich  in  der  staatsrechtlichen 
Theorie  des  18.  Jahrhunderts  die  Auffassung  geltend,  daß  die  Staatsge- 
walt kraft  ihres  dominium  eminens  zum  gemeinen  Besten  die  Auf hebung 
von  Stiftern  und  Klöstern  und  die  Einziehung  ihrer  Güter  anzuordnen  be- 
rechtigt sei.  Während  die  protestantischen  Fürsten  durch  den  westfälischen 
Frieden  verhindert  waren,  von  dieser  Theorie  praktischen  Gebrauch  zu 
machen,  fand  sie  in  den  katholischen  Ländern,  selbst  denen  geistlicher 
Fürsten,  nach  dem  Vorgange  Josephs  II.  und  des  Kurfürsten  von  Mainz 
die  ausgedehnteste  Anwendung**.  Auf  diese  Weise  wurde  die  allgemeine 
Säkularisation  des  BDHSchl.  von  1803  vorbereitet  *^  Der  letztere  be- 
schränkte sich  nicht  auf  die  Mediatisierung  der  geistlichen  Beichsstande 
(S.  826),  sondern  gab  schlechthin  „alle  Güter  der  fundierten  Kapitel,  Ab- 
teien und  Klöster"  im  ganzen  Beiche  „der  freien  und  vollen  Verfügung 
der  betreffenden  Landesförsten"  preis,  „sei  es  zur  Bestreitung  der  Kosten 
des  Gottesdienstes,  des  Unterrichts  und  anderer  Anstalten  zum  gemeinen 


**  JPO.  8,  §  2:  Cumprimis  vero  ius  faciendi  inter  se  et  cum  exteris  foedera 
pro  8ua  euiusque  conservatione  ac  securitate,  singtdis  statibus  perpetuo  liberum  esto, 
ita  tarnen,  ne  evusmodi  foedera  sint  contra  imperatorem  et  impervum  pacemque  eins 
publicam  vel  hanc  imprimis  transactionem^  fiantque  salvo  per  omnia  iwamento,  quo 
quisque  imperatori  et  imperio  obstricius  est. 

**  Vgl.  JPO.  5,  §  30:  cum  eiusmodi  statilms  immediatis  cum  iv/re  territorii  et 
superioritatis  ex  communi  per  iotum  imperivm  hactenus  t^itata  praxi  etiam  ius 
reformandi  exercitium  reliffiorns  competat  Über  die  Bedeutung  des  Religions- 
bannes  sowie  des  Normaljahres  vgl  ebd.  §§  30—37  und  oben  S.  793. 

"  Vgl.  Augsb.  RA.  von  1555,  §  19  (N.  Samml.  3,  18).  JPO.  5,  §§  31  f.  Dove, 
a.  a.  0.  43  ff.  56  f. 

"  Vgl.  Dove  48. 

"  Vgl.  ebd.  50.    HOblbb,  Eigentümer  des  Kirchenguts  49  ff. 

*®  Über  das  Folgende  vgl.  Dove,  a.  a.  O.  52  ff.  57.  59  f.  Bebqhaüs,  Deutsch- 
land vor  fünfzig  Jahren  1,  363  f. 
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Besten,  sei  es  zur  Erleichterung  ihrer  Finanzen'^ '^  Die  daraufhin  von 
den  meisten  Staatsregiemngen  ergriffenen  Maßnahmen  trafen  zwar  auch 
einige  protestantische  Stiftungen,  hauptsachlich  aber  die  katholische  Kirche, 
der  fast  ihr  ganzes  Vermögen  zu  Gunsten  staatlicher  Omnipotenz  entzogen 
wurde  ^^  £rst  der  Zeit  nach  den  Befreiungskriegen  war  es  vorbehalten, 
dieses  Unrecht  wieder  gut  zu  machen. 

Die  landesherrliche  Gewalt  hatte  sich  zu  einer  wahren  monarchischen 
Staatsgewalt  umgebildet.  Der  französische  Entwurf  der  westfälischen  Frie- 
densurkunde bezeichnete  sie  bereits  als  souvercdnitej  was  die  Urkunde  selbst 
mit  ins  territorii  et  superiaritatis  (Anm.  22)  wiedergab.  Eine  ältere  Be- 
zeichnung war  landesfürsüiche  Olrrigkeity  fär  die  nichtfurstlichen  Beichs- 
stande  Landes^  oder  hohe  Obrigkeit.  Die  Theorie  faßte  sie,  in  Anlehnung 
an  den  kirchlichen  Sprachgebrauch,  als  Jurisdiktion  auf,  worunter  außer 
der  Gerichtsbarkeit  auch  die  gesetzgebende  Gewalt  und  die  Vertretung 
der  Unterthanen  gegenüber  dem  Beiche  yerstanden  wurde.  Durch  das 
Bnndnisrecht  traten  die  deutschen  Staaten,  wie  ehedem  die  Hanse,  aus 
den  Bahnen  des  Beiches  heraus  und  wurden  zu  europäischen  Mächten 
mit  eigener  völkerrechtlicher  Persönlichkeit**. 

4.  Verhältnis  zum  Beiche'^.  Lagen  die  Sachen  hier  klar  und  ein- 
fach, so  waren  die  Beziehungen  der  Einzelstaaten  zu  dem  Beiche  um  so 
schwieriger  juristisch  zu  erfassen,  und  über  ihre  rechtliche  Natur  bestanden 
unter  den  Theoretikern  wie  den  einander  gegenüberstehenden  staatlichen 
Parteien  die  ?erschiedensten  Ansichten,  nachdem  es  bei  den  westfälischen 
Friedensverhandlungen  nicht  gelungen  war,  eine  die  verschiedenen  An- 
sprüche vermittelnde  Formel  zu  finden  *^  Die  kaiserliche  Partei  hielt  an 
der  historischen  Souveränität  des  Kaisers  fest  und  wollte  den  Beichsständen 
nur  die  ihnen  erweislich  gebührenden  Bechte  zugestehen,  so  daß  im  Zweifel 
die  Vermutung  für  den  Kaiser  platzgreifen  sollte.  Einen  praktischen  Er- 
folg hatte  diese  Auffassung  noch  im  16.  Jahrhundert  mit  dem  Postregal, 
während  wenig  später  auch  landesherrliche  Posten  ohne  oder  selbst  gegen 
den  Willen  des  Kaisers  in  Aufnahme  kamen  ^*  Den  entschiedensten  Gegen- 
satz gegen  die  kaiserliche  Theorie  bildet«  die  des  Hippolithus  a  Lapide 

'^  RDHSchl.  ^§  84—36.  Eine  Ausnahme  machte  §  42  zu  Gunsten  der  Frauen- 
klöster, die  nur  im  Einvernehmen  mit  dem  Diözesanbischof  aufgehoben  werden 
sollten. 

'^  Der  Vorbehalt,  daß  die  Domstifter,  soweit  sie  bestehen  blieben,  ausreichend 
dotiert  werden  müßten,  überließ  die  Hauptsache  dem  guten  Willen  des  Staates. 

"  Vgl.  PüTTEE,  a.  a.  O.  8,  274  f.  Nur  die  Frage,  ob  die  Reichsfursten 
gleich  den  Kurfürsten  auch  Gesandte  ersten  Ranges  bei  auswärtigen  Regierungen 
beglaubigen  könnten,  war  eine  Zeit  lang  streitig.  Vgl.  die  S.  828  angeführte  Schrift 
von  Lbibniz. 

'°  Vgl.  GiBRKB,  Genossenschaf tsrecht  8,  691  ff. 

'^  Vgl.  Ebdhaknsdörfpbr,  a.  a.  0.  1,  52  ff.  F.  Weber,  Hippolithus  a  Lapide, 
Hist.  Zeitschr.  29,  254  £  Stintzinq  u.  Lakdsbeeo,  Gesch.  d.  RW.  2,  32  ff.  Ein 
Hauptvertreter  der  kaiserlichen  Richtung  war  Dietrich  Reinking,  ebd.  3,  89  ff. 

"  Vgl.  S.  822.     Stephan,  Geschichte  der  preußischen  Post,  1859. 
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(y.  Chemnitz]  y  der  das  Beioh  für  eine  souveräne  Fürstenaristokratie  und 
die  Gesamtheit  der  Beichsstande  für  den  wahren  Träger  der  Staatsgewalt 
erklärte;  dem  Kaiser  war  nach  ihm  nur  eine  gewisse  Oberleitung  der  Gre- 
schäftsführung  und  die  Ausführung  der  Beichstagsbeschlüsse  übertragen, 
außerdem  waren  ihm  bestimmt«  unwesentliche  Beservatrechte  zu  alleiniger 
Ausübung  anheimgegeben.  Die  historische  Auffassung,  daß  man  es  mit 
einer  entarteten  Monarchie  zu  thun  habe,  deren  eigentliche  Lebenskräfte 
auf  die  einzelnen  Glieder  übergegangen  waren,  ohne  daß  eine  endgültige 
Abgrenzung  zwischen  ihnen  und  der  früheren  Gentralgewalt  stattgefunden 
hatte,  wurde  von  dem  Begründer  der  deutschen  Bechtsgeschichte,  Hebmann 
Conbing  (s.  §  87),  namentlich  aber  von  Samuel  Pufendobp  (Monzam- 
bano),  und  zwar  unter  Verzicht  auf  jede  Möglichkeit  einer  juristischen 
Konstruktion  {irreguläre  aliquod  corpus  et  monstro  simile)^  vertreten'*. 
Während  Piifbndobf  die  Auffassung  des  Beiches  als  beschränkte  Mon- 
archie ebenso  entschieden  wie  die  Idee  eines  Staatenbundes  {systema 
plurium  civitatum  foedere  nexarum)  zurückwies,  entging  ihm  wie  seinen 
Zeitgenossen  die  von  Ludolph  Hugo  (De  statu  regionum  Germaniae,  1661) 
ausgegangene  Hindeutung  auf  den  Bundesstaat^  weil  seiner  Zeit  die  bundes- 
staatliche Theorie  noch  zu  fremd  war,  um  sie  für  das  Verständnis  und 
die  korporative  Ausgestaltung  der  Beichsverfassung  fruchtbar  zu  machen'*. 
Die  Territorialgewalt  war  eine  wirkliche  Staatsgewalt,  ein  Imperium, 
wie  es  ehedem  dem  Kaiser  zugestanden  hatte.  Daher  der  Spruch:  „Jeder 
Herr  (Fürst)  ist  Kaiser  in  seinem  Lande",  „Quilibet  Status  tantum  potest 
in  suo  territorio,  quantum  Imperator  in  imperio"^^  Aber  dieses  Imperium 
war  ein  vom  Beiche  abgeleitetes,  lehnbares,  unter  Umständen  entziehbares; 
darin  lag  ein  wesentlicher  Unterschied  gegenüber  dem  Bundesstaate,  bei 
welchem  die  Staatsgewalt  der  Bundesglieder  das  ursprüngliche,  die  Gentral- 
gewalt das  übertragene  Element  bildet;  ein  zweiter,  verhängnisvollerer 
Unterschied  lag  darin,  daß  „dem  Zeitbewußtsein  der  Staatsgedanke  ganz 
allein  in  seiner  Verkörperung  als  Obrigkeit  faßlich  war",  man  nicht  „aus 
der  Beichsgemeinde  den  Staat  in  sich  selbst  zu  verlegen  vermochte",  daher 
„alles,  was  der  Beichsgenossenschaft  an  staatlicher  Bedeutimg  verloren 
ging,  ausschließlich  der  Landeshoheit  zuwachsen  mußte"  ^^  Im  übrigen 
war  das  Imperium  der  Beichsstande  in  derselben  Weise  der  Beichsgewalt 
untergeordnet,  wie  dies  in  Bundesstaaten  seitens  der  Bundesglieder  gegen- 
über der  Bundesgewalt  der  Fall  ist.     Die  Beichsstande  hatten  für  die 


**  Vgl.  S.  794.  SmvTziNa  u.  LAimsBERO  8,  19  flf.  Auch  Johann  LunIüs  ver- 
tritt die  Auffassung,  daß  der  Status  Imperii  aus  Monarchie  und  Aristokratie  gemischt 
sei.    Vgl.  ebd.  2,  211  flF. 

•*  Vgl.  Stintzikq  u.  Landsbebo  8,  40;  Noten  S.  20.  Eine  Vergleichung  der 
Beichsverfassung  mit  der  Bundesverfassung  der  Generalstaaten,  der  Schweiz  und 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  erst  bei  POtteb,  a.  a.  0.  2,  159  ff. 

'^  Vgl.  Graf  u.  Dibthebb,  Rechtssprichwörter  487.  492.  Anzeiger  f.  Kunde 
d.  deutsch.  Vorzeit,  1866,  S.  141. 

»•  Vgl.  GiEBKE,  a.  a,  0.  1,  839.  2,  881.  854. 
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Steneranschläge  des  Reiches  wie  der  Kreise  aüfznkonunen,  maßten  sich  im 
Falle  des  gemeinen  Pfennigs  selbst  eine  direkte  Bestenerong  von  Reichs 
wegen  gefoUen  lassen,  an  Reichskriegen  nnd  Reichsexekationen  hatten  sie 
teilzanehmen  nnd  darften  nicht  neatral  bleiben'^,  ihre  Bündnisverträge 
darften  nicht  gegen  Kaiser  und  Reich  oder  den  gemeinen  Frieden  gerichtet 
sein.  Sie  waren  zur  Beobacbtang  der  Reichsgesetze  verpflichtet  nnd  darften 
sich  landesgesetzlicbe  Abweichangen  nur  gestatten,  wo  die  Reichsgesetze 
sich  keine  absolute  Geltung  beilegten  ^^.  Die  höchsten  Reichsgerichte  waren 
obere  Berufungsinstanz  und  Aufsichtsbehörde  für  die  Landesgerichte.  In 
den  eximierten  Territorien  nahmen  sie  die  gleiche  Stellang  wenigstens  in 
Fällen  der  Rechtsverweigerung  ein.  In  allen  Territorien  mußte  für  einen 
geordneten  Instanzenzug,  in  den  eximierten  für  drei  Instanzgerichte  ge- 
sorgt werden.  Gegen  Mißbräuche  der  Gewalt  konnten  die  Unterthanen 
bei  den  Reichsgerichten  gegen  ihre  Landesherren  klagbar  werden,  während 
umgekehrt  die  letzteren  den  Schutz  des  Reiches  gegen  ungehorsame  Unter- 
thanen zu  beanspruchen  hatten**. 

Eine  weitere  Beschränkung  durch  das  Reich  ergab  sich  aus  den  Re- 
servatrechten, die  überall  im  Reiche  nur  durch  den  Kaiser  allein  oder 
unter  Zustimmung  der  Kurfürsten  ausgeübt  wurden  (S.  795  f.).  Dahin  ge- 
hörte u.  a.  die  Errichtung  neuer  und  Erhöhung  bestehender  Zölle,  die  nur 
von  Kurbrandenburg  auf  Grund  einer  Verleihung  Friedrichs  III.  als  landes- 
herrliches Recht  in  Anspruch  genommen  wurde  ^^.  Das  kaiserliche  Be- 
gnadigungsrecht beschrankte  sich  auf  die  von  den  Reichsgerichten  ver- 
hängten Strafen.  Für  kaiserliche  Gnadensachen,  Standeserhöhungen, 
Bestätigung  kaiserlicher  Notarien  u.  dgl  pflegten  die  Kaiser  in  den  ein- 
zelnen Territorien  besondere  Hofpfalzgrafen  einzusetzen,  wobei  die  Landes- 
herren in  der  Regel  mitzusprechen  hatten**;  zuweilen  worden  die  Landes- 
herren selbst  zu  Ho^falzgrafen  mit  der  comitiva  maior  ernannt,  so  daß 
sie,  wenn  auch  nur  im  Namen  des  Kaisers,  jene  Akte  auf  eigene  Hand 
vornehmen  konnten  (S.  797).  Zunft-,  Markt-  und  Stadtprivilegien  wurden 
als  ausschließliche  Landessache  behandelt,  während  bedeutendere  Meß- 
privilegien vom  Kaiser  ausgehen  mußten**.  Moratorien  zu  bewilligen,  war 
im  allgemeinen  Sache  der  Landesherren,  der  Kaiser  sollte  es  nur  nach 
eingeholten  Berichten  der  Landesobrigkeiten  thun**.    Bei  Begnadigungen, 


*'  Wie  wenig  dies  in  Wirklichkeit  beachtet  wurde,  zeigen  Basel  und  Campo 
Formio. 

^^  Aber  die  Reichsgesetze,  soweit  sie  nicht  besonders  von  Reichs  wegen  publi- 
ziert wurden,  galten  zunächst  nur  für  die  Reichsstände,  deren  Aufgabe  es  war, 
für  die  Publikation  und  den  Vollzug  innerhalb  ihrer  Gebiete  selbst  Sorge  zu  tragen. 
Vgl.  S.  806. 

»•  Vgl.  S.  818.     Stand.  Wahlkapitulation  Art.  15  (N.  Samml.  4,  248). 

«  Vgl.  RA.  von  1576,  §§  118-120  (N.  Samml.  3,  872).  Preuß.  ALR.  IL, 
Tit.  15,  Abschn.  8.     Püttbr,  a.  a.  0.  3,  264. 

*»  Vgl.  Pütter  2,  164.  3,  263.  Die  kaiserlichen  Notarien  mußten  sich  in 
manchen  Ländern  einer  besonderen  Landesprüfung  unterziehen. 

♦«  Vgl.  Pütter  3,  266.  "  Vgl.  JRA.  §  175.     Pütter  3,  269  ff. 
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Volljährigkeitserklärungen,  Erblichkeitserklärung  unehelicher  Kinder  kon- 
kurrierten die  Landesherren  mit  dem  Kaiser,  zuweilen  war  dies  auch 
bei  der  Verleihung  des  niederen  Adels  der  Fall**.  Auf  die  Erteilung  von 
Monopolen  muBte  der  Kaiser,  wenigstens  in  späterer  Zeit,  durch  die 
Wahlkapitulation  verzichten**;  landesherrliche  Patente  wurden  seit  Ende 
des  18.  Jahrhunderts  häufiger*^.  Der  Schutz  des  schriftstellerischen  Ur- 
heberrechtes durch  Bücherprivilegien  wurde  in  Deutschland  seit  Anfang 
des  16.  Jahrhunderts,  und  zwar  ebensowohl  durch  die  Kaiser  wie  die 
Landesherren,  geübt  *^,  doch  hatten  die  kaiserlichen  Privilegien  schließlich 
nur  noch  Bedeutung  für  den  Bücherhandel  auf  den  kaiserlichen  Messen, 
namentlich  in  Frankfurt,  während  der  regelmäßige  Schutz  nur  noch  durch 
landesherrliche  Privilegien  erworben  werden  konnte*®.  Im  allgemeinen 
sprach  sich  die  Theorie  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  dahin 
aus:  „Alles  dasjenige,  dessen  rechtliche  Wirkung  sich  nur  innerhalb  der 
Grenzen  eines  Landes  äußert,  ist  in  eines  jeden  Beichsstandes  Landeshoheit 
begriffen.  Alles,  was  seit  der  Zeit,  als  die  Landeshoheit  zu  ihrer  Voll- 
kommenheit gediehen,  erst  neu  in  Gang  gekommen  ist  oder  künftig  noch 
erdacht  werden  mag,  gehört  ohnehin  für  die  Landeshoheit.  Und  alle 
Rechte  der  Landeshoheit  sind  ausschließlich  zu  verstehen,  daß  sie  nur  ein 
jeder  Reichsstand  in  meinem  Lande  auszuüben  hat,  ohne  daß  der  Kaiser 
darin  vorgreifen  darf"*®. 

5.  Die  Landstände '^^.     Die  auf  die  Emanzipation  vom  Reiche  ge- 
richtete Politik  der  Reichsstände  verfolgte  zugleich  im  Inneren  die  Befreiung 


"  Vgl.  S.  768.  768.  PüTTER  3,  271.  Eichhorn  4,  291  f.  Daa  Preuß.  ALR. 
IL  Tit  9,  §§  2,  9,  10,  13,  14,  Anh.  §  113,  verbietet  den  Unterthanen,  sich  im  In- 
lande  einer  ihnen  von  „fremden  Staaten"  verliehenen  Standeserhöhung  ohne  landes- 
herrliche Erlaubnis  zu  bedienen.  An  eine  Ausschließung  der  kaiserlichen  Standes- 
erhöhüng  kann  dabei  aber  nicht  gedacht  sein. 

"  Vgl.  Ständige  Wahlkapitulation  Art.  7  (N.  Samml.  4,  237> 

*•  Vgl.  Klostermann,  Geistiges  Eigentum  2,  195. 

*'  Vgl.  Klosteruann,  a.  a.  0.  1,  42.  Güterbock,  Entstehungsgeschichte  der 
Carolina  203  ff.     Wigand,  Wetzlarsche  Beiträge  1,  22Tff. 

^8  Vgl.  N.  Samml.  4,  Zugabe  S.  114  ff.  Pütter,  a.  a.  O.  3,  272  f.  Einen 
gesetzlichen  Autorschutz  fUr  alle  Landesangehörigen  kennt  bereits  ALR.  If .  Tit  20, 
§§  1294  ff. 

^»  Vgl.  Pütter  3,  274.  Erdmannsdörpper  1,  57  f.  66  f.  73.  410  ff.  Ständige 
Wahlkapitulation  Art.  1  (N.  Samml.  4,  234).     Preuß.  ALR.  II.  13,  §§  1—15. 

^  Vgl.  S.  606  ff.  und  die  dort  angeführte  Litteratur.  Wilda  in  Weiskes 
Rechtslexikon  6,  791  ff.  Struv,  Diskurs  vom  Ursprung  der  Landstände,  1741. 
Haberlin,  Grundlinien  und  Geschichte  der  teutschen  Landstände  (in  Schlözer's 
Staatsanzeigen  67).  Struben,  Nebenstunden  2  (1769),  Abb.  10.  Lohkann,  Das 
Reichsgesetz  von  1654  über  die  Steuerpflichtigkeit  der  Landstände,  Bonner  Diss. 
1893.  V.  Below,  Zur  Entstehung  der  Rittergüter,  Jahrbücher  f.  Nat-Ökon.  u. 
Statistik  64,  526  ff.  837  ff.;  Hand-WB.  d.  Staats  Wissenschaften,  Suppl.  (1895)  S.  672  ff. 
Winter,  Die  märkischen  Stände  zur  Zeit  ihrer  höchsten  Blüte  1540—50,  Zeitschr. 
f.  preuß.  Gesch.  19.  20.  v.  Weech,  Die  badischen  Landtagsabschiede,  1877.  Gothein, 
Landstände  der  Kurpfalz,  ZGO.  42,  1  ff. 

R.  SoHRtoBB,  Deutsche  Rechtsgeschichte.    3.  Aufl.  53 
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der  landesfürstlichen  Obrigkeit  von  den  Landstanden.  Allerdings  war  die 
Stellung  der  letzteren  nicht  überall  die  gleiche.  Während  es  in  den  kleinsten 
Territoriea  und  Herrschaften  überhaupt  an  den  Elementen,  aus  denen  sich 
eine  landstandische  Verfassung  hätte  entwickeln  können,  fehlte,  war  in 
den  geistlichen  Staaten  durch  die  Wahlkapitulationen,  die  den  Kandidaten 
seitens  der  Kapitel  vorgelegt  zu  werden  pflegten,  die  Macht  der  Stande 
außerordentlich  gewachsen,  so  daß  an  ihre  erfolgreiche  Bekämpfung  nicht 
gedacht  werden  konnte.  Wenn  hier  die  Prälaten  den  wichtigsten  Bestand- 
teil der  Landstände  bildeten,  so  traten  dieselben  in  den  weltlichen,  nament- 
lich den  protestantischen  Staaten  vielfach  in  den  Hintergrund  oder  fehlten 
gänzlich.  Andererseits  fehlte  in  den  südweatdeutschen  Territorien  der  land- 
sässige  Adel,  da  der  niedere  Adel  hier  größtenteils  seine  Reichsunmittel- 
barkeit  bewahrt  hatte.    . 

Der  Kampf  der  Landesherren  gegen  die  Landstände  ging  nicht  aus 
den  Bestrebungen  fürstlicher  Willkürherrschaft  hervor,  er  entbrannte  viel- 
mehr in  den  zusammengesetzten  Territorien,  für  die  es  geradezu  ein  Lebens- 
bedürfnis war,  daß  die  Stände  der  einzelnen  Landesteile  verschwanden,  um 
im  Interesse  der  Staatseinheit  entweder  einem  gemeinsamen  Landtage  oder 
dem  absoluten  Regimente  des  Landesherrn  platz  zu  machen.  Ein  Wider- 
stand der  Bevölkerung  war  dabei  nicht  zu  besorgen,  da  die 'Stände  nur 
ihre  eigenen  Interessen,  aber  nicht  die  des  gesamten  Volkes,  am  wenigsten 
die  der  Bauern,  vertraten *^  Eine  gewisse  Stütze  fanden  die  gegen  die 
Stände  gerichteten  Bestrebungen  schon  in  der  ßeichsgesetzgebung,  indem 
die  den  einzelnen  Reichsständen  auferlegten  Reichs-  und  Kreislasten  un- 
bedingt beschafl't  werden  mußten  und  von  den  Landständen  nicht  verweigert 
werden  konnten  ^^.  Die  Reichsgesetze  bestimmten  dabei  ausdrücklich,  daß 
selbst  vertragsmäßige  Steuerbefreiungen  einzelner  Unterthanen  und  ganzer 
Korporationen  (Kapitel,  Klöster)  dem  gegenüber  unwirksam  sein  soflten. 
Säumnis  in  der  Entrichtung  der  Steuer  sollte  mit  Verdoppelung  des  Be- 
trages bestraft  werden  und  den  Landesherren  deswegen  gestattet  sein, 
gegen  die  ungehorsamen  Unterthanen  bei  einem  der  höchsten  Reichsge- 
richte zu  klagen.    Nur  wurde  verlangt,  daß  die  Steuern  gleichmäßig  um- 


'^  Auch  die  Städte  kamen  im  allgemeinen  schlecht  weg,  da  die  Ritterschaft 
unter  Beniüing  auf  die  Ritterdienste  möglichste  Steuerfreiheit  für  sich  beansprucht« 
und  sich  nur  dazu  herbeiließ,  ihre  Hinsersassen  (Bauern  und  Mediatstädte)  zur 
Landessteuer  heranzuziehen.  Vielfach  kam  es  zwischen  den  Städten  und  der 
Ritterschaft  zu  Prozessen  wegen  ungleicher  Besteuerung.  Vgl.  Eichhorn  4,  360, 
Note  m.  Nur  in  der  würterabergischen  Verfassung  (Tübinger  Vertrag  von  1514) 
überwog  das  städtische  und  das  bäuerliche  Element,  da  die  Reichsritterschaft  an 
den  Landtagen  nicht  teilnahm.  Vgl.  Erdmannsdörffer  1,  66.  Berohaüs,  Deutsch- 
land vor  100  Jahren  1,  250  ff.    Perthes,  Politische  Zustände  1,  433  ff. 

"  Vgl.  die  Reichsabschiede  von  1507  §  8  (N.  Samml.  2,  112),  1510  §  6  (133X 
1530  §  118  (324),  1542  §  53  (454),  1543  §§  24  f.  (487),  1544  §§  10  f.  (498),  1548  §  102 
(545),'  1566  §§42--45  (3,  220),  1576  §§  11—15  (355  f.),  1582  §  10—14  (401),  1594 
§§  11—15  (429),  1598  g§  11—15  (454),  1613  §§  7—9  (524),  1654  §  14  (645),  Reichs- 
schluß von  1719,  Art.  4  (4,  346). 
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gelegt  und  auch  die  Eammergüter  der  Landesherren  mit  herangezogen, 
die  Armen  aber  möglichst  verschont  würden '^^  Durch  Reichsschluß  von 
1670  wurde  festgesetzt,  daß  die  Reichsstande  auch  berechtigt  seien,  von 
ihren  Unterthanen  „zu  Reichs-,  Deputations-  und  Kreiskonvent^n  die 
nötigen  Legationskosten  zu  erheben"**.  Von  besonderer  Bedeutung  wurden 
aber  die  Bestimmungen  der  Reichsexekutionsordnung  von.  1555  über  die 
Kreishilfe  „zu  YoUnziehung  des  hievor  gesetzten  Friedstands,  Exekution 
und  Handhabung  des  Landfriedens,  zu  Erhaltung  gemeiner  Sicherheit  und 
Ruhe",  wonach  sijch  jeder  Kreisstand  in  standiger  Bereitschaft  halten  und 
für  genügende  Befestigungen  zum  Schutze  gegen  Überfalle  sorgen  sollte, 
auch  „daß  derwegen  eine  jede  Obrigkeit  Macht  haben  soll,  ihre  Unter- 
thanen, geistlich  und  weltlich,  sie  seien  exempt,  gefreiet  oder  nicht  gefreiet", 
bis  zum  Betrage  ihres,  reichsmatrikularmäßigen  Anschlages  „mit  Steuer  zu 
belegen"**.  In  weiterer  Ausführung  dieser  Bestimmung  setzte  der  JRA.  von 
1654  §  180  fest,  daß  die  Unterthanen  „zu  Besetz-  und  Erhaltung  der  einem 
oder  andern  Reichsstand  zugehörigen  nötigen  Yestungen,  Plätzen  und  Guami- 
sonen  ihren  Landesfürsten,  Herrschaften  und  Obern  mit  hilflichem  Beitrag 
gehorsamlich  an  Hand  zu  gehen  schuldig  seien"*®.  Ein  Reichsgutachten 
von  1670  wollte  diese  Bestimmung  dahin  ausgelegt  haben,  daß  die  Unter- 
thanen „nicht  allein  zur  Lands-Defensions- Verfassung,  sondern  auch  zu  Hand- 
hab- und  Erfüllung  der  gedachtem  Instrumente  Pacis  nicht  zuwiderlaufenden 
Bündnissen,  wie  auch  nicht  nur  zu  Erhalt-  und  Besetzungen  der  nötigen, 
sondern  indefinite  der  Vestungen,  Orte  und  Plätze,  auch  zu  Verpflegung 
der  Völker  und  andern  hierzu  gehörigen  Notwendigkeiten  ihren  Landsfürsten, 
Herrschaften  und  Oberen  die  jedesmal  erforderte  Mittel  und  folgentlich  alles, 
was  an  sie  und  so  oft  es  begehrt  wird,  gehorsam-  und  unweigerlich  darzu- 
geben schuldig  sein  und  daß  einige  Klage  der  Unterthanen  weder  bei  dem  . 
kaiserlichen  Reiohshofrat  noch  Cammergericht  hierwieder  nicht  angenommen 

[werden], auch  den  Landständen,  Landsassen  und  Unterthanen 

einige  privilegia  und  exemptiones nicht  zii  statten  kommen  sollen". 

Dieser  Versuch,  eine  reichsgesetzliche  Aufhebung  des  gesamten  Steuer- 
bewilligungsrechts der  Landstände  herbeizufuhren,  hatte  zwar  nicht  den 
gewünschten  Erfolg,  da  der  Kaiser  dem  Reichsgutachten  die  Genehmigung 
versagte,  es  wurde  aber  doch  erreicht,  daß  diejenigen  Reichsstände,  „so  ein 
mehrers,  als  in  vorangezogenem  Paragraph  begriffen,  gegen  Ihre  Unter- 
thanen und  Landsassen  rechtmäßig  hergebracht",  darin  reichsgesetzlich  be- 
stätigt und  die  Unterthanen  demgemäß  „dem  Herkommen  und  erheischen- 
der Notdurft  nach"  „zu  contribuiren"  angewiesen  wurden*^.  Mn  derartiges 
Herkommen  war  in  einer  Zeit,  wo  wiederholt  bewilligte  außerordentliche 


»8  Vgl.  Eichhorn  4,  306  f.  **  N.  Samml.  4,  80. 

"  RA.  von  1555,  §§  54.  82  (N.  Samml.  3,  24.  30). 

^  N.  Samml.  8,   674.    Vgl.  K.  Lohhann,  Das  Keichsgesetz  v.  1654  über  die 
Stenerpflichtigkeit  der  Landstände,  Bonn.  Diss.  1893. 

^^  Vgl.  kaiserliche  Resolution  vom  12.  Februar  1671  (N.  Samml.  4,  84).    Gerst* 
LACHER  7,  989.  993. 
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Steuern  schon  als  herkömmlich  behandelt  zu  werden  pflegten,  unschwer  zn 
erreichen.  In  Baiern  bestand  es  zu  militärischen  Zwecken  schon  vor  dem 
30jährigen  Kriege^®,  und  in  Brandenburg  wurde  es  in  derselben  Richtung 
durch-  den  großen  Kurfürsten  zur  Geltung  gebracht*®.  Nur  in  Sachsen, 
Braunschweig,  Hessen,  Würtemberg  und  Meklenburg  erhielten  sich  die 
Landstände  in  alter  Weise  (in  Meklenburg  gemeinsam  für  Schwerin  und 
Strelitz),  während  ihr  Einfluß  in  den  übrigen  Territorien  mehr  und  mehr 
abgeschwächt  wurde,  indem  die  landesherrliche  Gewalt  ihnen,  nur  noch  die 
als  hergebracht  erwiesenen  Rechte  zugestand.  In  Osterreich,  Preußen  und 
Baiem  wurden  dieLandstände  zm  völliger  Bedeutungslosigkeit  herabgedrückt'^, 
während  die  absolute  Monarchie  mit  unbeschränktem  Gesetzgebungs-  und 
.Besteuerungsrechte  des  Landesherm  durchgeführt  wurde. 

Der  Hauptgrund  für  diesen  Rückgang  der  landständischen  Verfassung 
lag  in  der  durch  den  westfälischen  Frieden  zugestandenen  internationalen 
Stellung  der  deutschen  Reichsstände.  Besaßen  diese  das  Bündnisrecht^  so 
war  es  selbstverständlich,  daß  ihnen  auch  das  Gesandtschaftsrecht  und  das 
Recht  über  Erieg  und  Frieden  zukam.  Hatte  das  Reich  ihnen  diese  Rechte 
gewährt,  so  wollten  sie  sich  dieselben  durch  ihre  eigenen  Stände  nicht  ver- 
kümmern lassen.  Die  Erträge  der  Eammergüter  und  der  mit  kriegfüh-. 
renden  Staaten  abgeschlossenen  Subsidienverträge  genügten  nicht  für  die 
Bedürfnisse  der  vielfach  nach  Yersailler  Muster  eingerichteten  Hofhaltungen, 
die  Gesandtschaftskosten  und  den  Sold  für  die  Truppen.  Landessteuern 
waren  unentbehrlich,  und  es  erschien  nicht  gerechtfertigt^  wenn  diese  vor- 
wiegend von  solchen  bewilligt  werden  mußten,  die  für  ihre  Person  nichts 
bezahlten  und  jede  Steuerbewilligung  nur  benutzten,  um  neue  Freiheiten 
für  sich  herauszuschlagen. 

6.  Das  Heerwesen®^  beruhte  fast  ausschließlich  auf  dem  Söldner- 
systeme. Man  unterschied  die  Reisigen  (zu  Roß)  und  die  Knechte  (I\iß- 
oder  Landsknechte).  Bei  der  Reiterei  sollte  sich  unter  je  zehn  oder 
zwanzig  Pferden  ein  rittermäßig  ausgerüsteter  „Kürisser^'  befinden..  Als 
Regel  wurde  betrachtet,  daß  immer  einige  adeliche  „Junker^'  mit  einer 
gewissen  Zahl  von  ihnen  geworbener  Reisigen,  für  die  sie  den  Sold  mit- 

*®  Vgl.  Erdiunnsdörffeb  1,  57.  • 

'^  In  Brandenburg  wslt  der.  Landtagsrezeß  von  1653  entscheidend/ der  gegen 
die  Konzession  einer  Verstärkung  der  gutsobrigkeitlichen  Rechte  des  Adels  die 
vom  Kurfürsten  geforderten  Steuern  auf  sechs  Jahre  bewilligte. 

°^  Gleichwohl  vermochten  im  Jahre  1813  die  ostpreußischen  Stände  von  sich 
aus  die  Reorganisation  des  Heeres  und  die  Wiedergeburt  des  Vaterlandes  vor- 
zubereiten (S.  857). 

•'  Vgl.  816  f.  Moser  ,  Landeshoheit  in  Militärsachen,  1773.  Barthold,  Geschichte 
der  Kriegsverfassung  2',  142  £P.  v.  Schrütter,  Die  brandenb.-prenß.  Heeresver- 
fassung unter  dem  Gr.  Kurfürsten,  Schmoller^s  Forschungen  11,  5  (1892).  Schwabtz, 
Organisation  u.  Verpflegung   der  preuß.  Landmilizen  im  7jährigen  Kriege,  ebd. 

7,  4.(1888).    Jany,  Lehndienst  u.  Landfolge,  Forschungen  z.  br.  n.  preuß.  Gesch. 

8,  2  S.  419  ff.  LoREMTZEN,  Die  schwedische  Armee  im  80jährigen  Kriege,  1894. 
Patel,  Organisation  d.  hess.  Heeres  unter  Philipp  d.  Großmütigen,  1897. 
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empfingen,  in  den  Dienst  traten ;  unter  keinem  Junker  stehende  „herren- 
lose Einspännige"  sollten  nur  ausnahmsweise  angeworben  werden.  Durch 
diese  Anknüpfung  an  das  Rittertum  wurde  der  Reiterei  ein  mehr  aristo- 
kratischer  und  lokaler  Charakter  gewahrt,  während  sich  die  Landsknechte 
aus  aller  Herren  Ländern  und  allen  Ständen  zusammenfanden;  doch  hielt 
man  darauf,  daß  jedes  Fähnlein  von  300  bis  400  Mann  niehrere  berittene 
Führer  der  Schützenzüge  hatte,  die  von  Adel  oder  erfahrene  Kriegsmänner 
waren.  Die  Anwerbung  wurde  regelmäßig  einem  „Obristen"  übertragen, 
dem  die  Hauptleute  der  8  bis  10  Fähnlein  seines  Regimentes,  bei  der 
Reiterei  die  Rittmeister,  als  Unterwerber  dienten®*.  Oberst,  Hauptleute 
und  Rittmeister  waren  nicht  bloß  Offiziere,  sondern  "zugleich  Unternehmer, 
die  geworbenen  Truppen  standen  nur  zu  ihnen  im  Vertragsverhältnis  und 
empfingen  von  ihnen  den  Sold.  Die  Errichtung  des  Regimentes  geschah 
mit  der  „Musterung^'  vor  den  Mustern ngskomtnissarien  des  Kriegsherrn. 
Die  Einzelnen  wurden  in  die  Musterrolle  eingetragen.  Mit  der  Verlesung 
des  Artikelbriefes  (S.  818)  und  der  Vereidigung  der  Truppen  auf  denselben 
wurde  die  Masterung  geschlossen.  Die  Generale  pflegte  der  Kriegsherr 
selbst  anzustellen^^,  die  übrigen  Offiziere  wurden  von  den  Obersten  oder 
Hauptleuten. ernannt,  die  Unteroffiziere  zum  Teil  von  den  „Knechten"  ge- 
wählt. Seine  kriegerische  Ausrüstung  und  seinen  Unterhalt  hatte  jeder 
Mann  selbst  zu  bestreiten;  Wohnung,  Feuerung  und  Lagerstroh  wurden  ihm 
gestellt  (das  sg.  Servis);  bei  der  Artillerie  stellte  der  Kriegsherr  auch  das 
gesamte  Artilleriematerial  („Zeug**)?  zu  dessen  Aufbewahrung  im  Frieden 
die  Zeughäuser  dienten.  Außer  dem  Solde,  der  durch  die  Hände  der 
Obersten  und  Hauptleute  ging,  erhielten  die  Truppen  Handgeld  und  für 
die  Zeit,  wo  man  ihrer  Dienste  nicht  bedurfte,  Wartegeld.  Außerdem 
pflegte  ihnen  ein  bestimmtes  Beuterecht  und  bei  Erstürmung  von  Festungen 
ein  Sturmsold  zugestanden  zu  werden.  Das  Gerichtswesen  war  korporativ 
geordnet,  jedes  Regiment  hatte  einen  Schultheißen,  dem  12  Gerichtsleute 
als  Urteiler  zur  Seite  standen.  Bei  „Malefizsachen"  wurden  die  Offiziere, 
Fähnriche  und  Feldwaibel  neben  den  Gerichtsleuten  zugezogen.  Ößent- 
licher  Ankläger  war  der  Profoß.  Bei  dem  sogenannten  Spießrecht  hatte 
das  versammelte  Regiment  als  Gerichtsgemeinde  das  Urteil  zu  fällen 
und  demnächst  auch  durch  Vorhalten  der  Spieße  beim  Gassenlaufen  zu 
vollstrecken. 

Durch  die  Einführung  der  stehenden  Heere  in  Österreich,  Branden- 
burg und  einigen  anderen  Territorien  wurde  seit  der  zweiten  Hälfte  des 
17.  Jahrhunderts  der  privatrechtliche  Charakter  des  Heerwesens  beseitigt 
und  das  letztere  auf  staatsrechtlicher  Grundlage  neu  aufgebaut    Die  Wer- 


•'  Das  Reiterregiment  hatte  4  Schwadronen,  jede  zu  250 — 800  Pferden  unter 
einem  Rittmeister;  je  50  Pferde  bildeten  eine  Rotte  unter  einem  Rottmeister. 

"^  Den  Generalen  konnte  aber  auch  die  Anwerbung  eines  ganzen  Heeres 
übertragen  werden.  Der  General,  der  ein  solches  Geschäft  übernahm,  war  seinem 
Kriegsherrn  nur  durch  seinen  Vertrag  (Kapitulation)  und  nur,  soweit  dieser  reichte, 
zu  Diensten  verpflichtet. 
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bungen  wurden  jetzt  von  den  Regierungen  unmittelbar  in  die  Hand  ge- 
nommen, die  Obersten,  Hauptleute  und  Rittmeister  hörten  auf  Spekulanten 
zu  sein  und  wurden  zu  Beamten.  Das  herren-  und  vaterlandlose  Söldner- 
tum  der  Truppen  verlor  sich,  da  dieselben  auch  im  Frieden  unter  mili- 
tärischer Zucht  zusammengehalten  wurden  und  eine  militärische  Tradition 
erhielten.  An  die  Stelle  der  Artikelbriefe,  die  rechtlich  doch  nur  Vertrags- 
urkunden gewesen  waren,  traten  die  vom  Staate  erlassenen  Eriegsartikel. 
Kleidung,  Bewaffnung,  Verpflegung  der  Truppen  wurde  Sache  des  Staates, 
die  Besoldung  nach  festen  Grundsätzen  geregelt.  Erst  jetzt  kam  die  Be- 
zeichnung „Soldaten"  auf.  Eine  Hauptsache  war  die  Fürsorge  für  eine 
regelmäßige  Ergänzung  des  Heeres. 

Das  alte  Recht  der  Landfolge  oder  „Reis'  und  Folge"  war  in  gesetz- 
licher Anerkennung  geblieben®*  aber  nur  selten  und  mit  geringem  Erfolge 
hatte  man  davon  Gebrauch  gemacht.  Nur  in  den  österreichischen  Grenz- 
provinzen gegen  die  Türkei  gab  es  organisierte  Landesaufgebote**.  In 
Preußen  versuchten  Friedrich  L  und  Friedrich  Wilhelm  I.,  geregelte  Land- 
milizen ins  Leben  zu  rufen;  auch  Friedrich  der  Große  hat  in  der  Not  des 
siebenjährigen  Krieges  seine  Zuflucht  zu  denselben  genommen**.  Militärisch 
spielten  die  Landmilizen  immer  eine  untergeordnete  Rolle,  aber  der  ihnen 
zu  Grunde  liegende  Gedanke  der  Wehrpflicht  als  einer  allgemeinen  Unter- 
thanenpflicht  wurde  von  entscheidender  Bedeutung.  In  Preußen  sprach, 
nach  manchen  Wandelungen  das  Kantonreglement  von  1733  zum  ersten- 
mal das  Prinzip  aus,  daß  jeder  ünterthan  der  Wehrpflicht  'unterliege. 
Jedem  Regiment  wurde  ein  besonderer  Aushebungsbezirk  (Kanton)  über- 
wiesen und  für  die  Wehrpflichtigen  jedes  Kantons  (Kantonisten)  wurden 
Stammrollen  angelegt,  wie  sie  seit  den  Tagen  Karls  des  Großen  (S.  153) 
nicht  mehr  vorgekommen  waren*'.  Zwar  blieb  noch  während  des  ganzen 
18.  Jahrhunderts  neben  der  inländischen  Konskription  die  ausländische 
Werbung  bestehen,  auch  enthielten  die  Kantonreglements  so  zahlreiche 
Ausnahmen,  daß  thatsächlich  sich  die  Kantonpflicht  auf  die  untersten 
Klassen  der  Bevölkerung  beschränkte,  während  die  übrigen  befreit  waren, 
aber  die  Rückkehr  zur   allgemeinen  Wehrpflicht  war  doch  damit   ange- 


»*  Vgl.  RA.  von  1555,  §  54  (N.  Samml.  3,  24). 

**  Vgl.  Luschin  v.  Ebenqbeüth,  a.  a.  0.  467  ff.  Über  sonstige  Versuche  in 
dieser  Richtung  vgl.  Lorentzen,  a.  a.  0.  6  f.  ZGO.  40,  366.  47,  382.  Lamp&ecut, 
Wirtschaftsleben  1,  1294.  Das  schwedische  Heer  unter  Gustav  Adolf  beruhte 
großenteils  bereits  auf  Aushebung. 

•*  Vgl.  SciiwARTz,  Organisation  und  Verpflegung  der  preußischen  Landmilizen 
im  siebenjähr.  Kriege  (Schmoller,  Staats-  u.  sozial w.  Forsch.  7>  4),  1888. 

*^  Vgl.  Altmann,  Ausgew.  Urk.  1,  166.  Eichhorn  4,  550  f.  Hibbentrof,  Ver- 
fassung des  preußischen  Kantonwesens,  1798.  M.  Lehmann,  Preußeu  und  die  all- 
gemeine Wehrpflicht  i.  J.  1809,  Hist.  Zeitschr.  61,  97  ff.;  Werbung,  Wehrpflicht 
und  Beurlaubung  im  Heere  Friedrich  Wilhelms  I.,  ebd.  67,  254  ff.  Koser,  a.  a.  O. 
1,  530  ff.  Schmoller,  Entstehung  des  preußischen  Heeres,  Deutsche  Rundschau 
12,  248  ff.  G.  Meyer,  Verwaltungsrecht*,  §198.  v.  Crousaz,  Organisation  des 
brandenb.-preuß.  Heeres',  1878. 
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bahnt®®,  und  wenigstens  dem  Adel  wurde  es  ungeachtet  seiner  Befreiung 
vom  „Enrollement"  schon  von  Friedrich  Wilhelm  I.  zur  unbedingten  Pflicht 
gemacht,  sich  dem  Dienste  im  Offizierkorps  nicht  ohne  zwingende  Gründe 
zu  entziehen  •*. 

7.  Das  Gerichtswesen^®.  Die  auf  allen  Gebieten  des  staatlichen 
Lebens  eingetretenen  Veränderungen  forderten  eine  völlige  Umgestaltung 
der  Behördenorganisation  in  den  Territorien.  Vor  allem  galt  dies  von  der 
Gerichtsverfassung,  Die  Rezeption  des  römischen  Eechts  und  die  Um- 
wandlung der  Volksgerichte  in  gelehrte  Gerichte  bedingten  sich  gegenseitig; 
die  erstere  trat  ins  Leben  durch  die  Errichtung  des  Reichskammergerichts 
mit  seinen  gelehrten  Beisitzern  und  machte  dann  ihrerseits  die  ent- 
sprechenden Gerichtsreformen  in  den  Territorien  notwendig.  Die  Thätigkeit 
der  Urteiler  verlor  ihre  rechterzeugende  Kraft  und  wurde  zu  einer  bloßen 
Anwendung  gegebener  Normen,  zur  juristischen  Kunst  ^\  Dabei  war  die 
Entwickelung  bei  den  Obergerichten  eine  andere  als  bei  den  Untergerichten. 
Die  ersteren  blieben  Kollegialgerichte,  indem  Rechtsgelehrte  in  das  Urteiler- 


*®  Das  alle  bisherigen  Instruktionen  zusammenfassende  Kantongesetz  Friedrich 
Wilhelms  IL  von  1792  bestimmte  bereits:  „Die  Verbindlichkeit,  den  Staat  zu  ver- 
teidigen, liegt  jedem  scbutzgenießenden  Unter than  auf,  wenn  ihm  nicht  besondere 
Ausnahmen  zur  Erhaltung  und  Beförderung  der  Wohlfahrt  desselben  zu  statten 
kommen."  Die  zahlreichen  Befreiungen  beruhten  auf  dem  Grundgedanken,  daß 
nur  solche  Personen,  die  dem  Staate  oder  dem  gemeinen  Wohle  durch  ihre  sonstige 
Stellung  nichts  zu  nützen  vermochten,  der  Kantonpflicht  unterliegen  sollten.  Die 
letztere  wurde  bedingt  durch  die  Geburt  in  einer  kantonpflichtigen  Familie  und 
konnte  durch  einseitige  Änderung  des  persönlichen  Berufes  nicht  beseitigt  werden. 
Vgl.  ALR  II.  10,  §  51.  Die  jährlichen  Kantonrevisionen  erstreckten  sich  auf  die 
Kantonpflichtigen  vom  16.  bis  zum  vollendeten  45.  Jahre.  Die  für  tauglich  Be- 
fundenen waren  persönlich  dienstpflichtig  und  konnten  sich  nicht  vertreten  lassen. 
Die  Dienstzeit  dauerte  20,  bei  Artillerie  und  Train  12  Jahre,  Kriegsjahre  doppelt 
gerechnet.  Gewisse  Landesteile  waren  teils  wegen  vermeintlich  mangelnder  mili- 
tärischer Eigenschaften,  teils  aus  Gründen  ihrer  Verkehrs  Verhältnisse  befreit.  Unab- 
hängig von  der  Kantonpflicht  bestand  die  Landmiliz.     Vgl.  ALR.  II.  10,  §  14. 

e»  Vgl.  ALR.  IL  9,  §  1. 

'°  Vgl.  die  S.  823  angeführte  Litteratur.  Stölzel,  Entwickelung  des  gelehrten 
Richtertums  in  deutschen  Territorien,  2  Bde,  1872;  Brandenburg-Preußens  Rechts- 
verwaltung u.  Rechtsverfassung,  2  Bde,  1888.  v.'Kamptz,  Jahrb.  f.  d.  preuß.  Gesetz- 
gebung 58.  59.  Stintzinq,  Zur  Geschichte  des  röm.  Rechts  in  Deutschland,  Histor. 
Zeitschr.  29,  40Sff.;  Gesch.  d.  RW.  1,  47  ff.  Bornhak,  Der  Einfluß  der  fremden 
Rechte  auf  die  Umgestaltung  der  deutschen  Gerichtsverfassung,  FDG.  26,  417  ff. 
Wetzell,  System  des  Civilprozesses",  385  ff.  A.  S.  Schültze,  Privatrecht  und 
Prozeß  193  ff.  Stobbe,  Rechtsquellen  1,  642  ff.  2,  63—110.  Grupen,  Observationes 
(1763),  409  ff.  Distel,  Beiträge  zur  älteren  Verfassungegeschichte  des  Leipziger 
Schöffenstuhls,  ZRG.  20,  89  ft*.  23,  63  ff.;  Beitrag  z.  Verf.-Gesch.  des  Hofgerichts 
zu  Wittenberg,  ebd.  25,  117  ff.  Holtze,  Geschichte  des  Kammergerichts  in  Branden- 
burg-Preußen (a.  u.  d.  Titel:  Beiti-ägo  zur  Brandenb.-Preußischen  Rechtsgeschichte), 
2  Bde,  1890 — 91.  Hassenpplug,  Die  erste  Kammergerichtsordnung  Kurbranden- 
burgs, 1895.  KosER,  a.  a.  0.  1,  321  ff.  Stammler,  Das  Recht  des  Breidenbacher 
Grundes  (Gierke,  Unters.  12,  1882). 

"  Vgl.  Stintzino,  a.  a.  O.  29,  413. 
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kollegium  aufgenommen  worden;  der  Richter  behielt  den  Vorsitz,  blieb  aber 
nicht  auf  die  Prozeßleitung  beschränkt,  sondern  nahm  auch  an  der  Urteil- 
findung  teil.  In  den  Untergerichten  starben  die  Urteilerkollegien  allmählich 
ab,  um  einem  rechtsgelehrten  Einzelrichter  zu  weichen.  Ein  wesentliches 
Mitglied  jedes  Gerichts  war  der  Gerichtsschreiber  (Aktuar). 

Die  Obergerichte  (Hof-  oder  Kammergerichte)  in  den  Territorien 
(S.  594)  folgten  durchaus  dem  Vorbilde  des  Reichskammergerichts.  Die 
verschiedenen  Hof-  oder  Kammergerichtsordnungen  stimmten  großenteils 
wörtlich  mit  der  RKGO.  überein.  Den  Vorsitz  behielt  nominell  der  Landes- 
herr, dessen  standiger  Vertreter  ein  adelicher  Hofrichter  oder  der  Hof- 
meister oder  Kanzler  war.  Die  Urteiler  wurden  teils  von  dem  Landesherrn, 
teils  von  den  Standen  ernannt  und  mußten  teils  dem  Adel,  teils  dem 
Gelehrtenstande  angehören.  In  den  zusammengesetzten  Territorien  wurden 
in  der  Regel  für  die  einzelnen  Provinzen  besondere  Obergerichte  gebildet. 
Die  letzteren  waren  die  ordentlichen  Gerichte  erster  Instanz  für  die  Exi- 
mierten  und  zugleich  die  Berufungsinstanz  für  die  niederen  Stadt-  und 
Landgerichte^*.  Wie  dem  Reichskammergericht  aus  dem  Reichshofrafr,  so 
erwuchs  den  Hofgerichten  aus  dem  Geheimen  Rat  (Hofrat,  Kauzlei, 
Kammer,  Regierung)  in  allen  größeren  Territorien  ein  nur  vom  Landes- 
herm  abhängiges  Konkurrenzgericht,  durch  welches  das  ständische  Gericht 
zum  Teil  ganz  beiseite  geschoben  wurde.  Anders  in  den  Territorien,  welche 
ein  Privilegium  denen  appellando  besaßen^'  und  infolgedessen,  zur  Wahrung 
der  drei  Instunzen,  genötigt  waren,  ein  eigenes  Landes-Oberappellationsgericht 
einzusetzen,  das  naturgemäß  fast  überall  aus  dem  Geheimen  Rate  hervor- 
ging ^*.  In  Österreich  versah  anfangs  der  Reichshofrat  diese  Funktion,  bis 
derselbe  auf  die  Reichssachen  beschränkt  und  für  die  erbländischen  Sachen 
ein  eigener  Hofrat  eingerichtet  wurde;  Böhmen  behielt  seinen  eigenen 
Hofrat  Dritte  Instanz  in  Kurbrandenburg  war  der  Geheime  Rat,  seit 
1658  eine  besondere  Abteilung  desselben  („Geheimer  Rat  zu  den  Verhören"), 
die  sich  bald  zu- einem  selbständigen  obersten  Gerichtshofe,  dem  „Geheimen 
Justizrat",  ausgestaltete;  für  die  nicht  zur  Kurmark  gehörigen  reichs- 
ländischen  Gebiete  wurde  1703  ein  eigenes  Oberappellationsgericht  („Tri- 
bunal") errichtet,  dem  in  gewissen  Beziehungen  auch  der  oberste  preußische 

^*  Zwei  Instanzen  waren  für  jedes  Territorium  reichsgesetzlich  vorgcschriebeD. 
Vgl.  R.-Dep.-Absch.  von  1600,  §  15  (N.  Samml.  3,  476). 

'•  Die  Kurfürstentümer  beanspruchten  ein  solche«  schon  auf  Grund  der 
Goldenen  Bulle,  nur  Kurköln  verzichtete  wegen  der  Kosten  eines  eigenen  Ober- 
appellationsgerichtes.  Außer  den  Kurfürstentümern  besaßen  das  Privileg  Österreich, 
Baiem,  Würtemberg  und  Schweden.  Vgl.  Eichhorn  4,  376,  Note  k.  Für  ihre 
nicht  zur  Kurmark  gehörigen  Besitzungen  erlangte  die  Krone  Preußen  ein  unbe- 
dingtes Privileg  erst  1746  und  1750,  während  die  früheren  Privilegien,  auch  das 
von  1702,  nur  bis  zu  bestimmten  Beträgen  der  Appellationssumme  gingen.  Vgl. 
Bornhak  1,  362.  2,  192. 

'*  Vgl.  JPO.  10,  §  12.  Braun  seh  weig-Lüneburg  errichtete  das  Tribunal  in 
Celle  unmittelbar  nach  dem  Erwerbe  der  Kurwürde,  die  das  Privileg  von  selbst 
mit  sich  brachte.     Vgl.  Eichhorn  4,  560. 
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Gerichtshof,  das  seit  1657  bestehende  Tribunal  in  Königsberg,  unter- 
geordnet wurde.  Der  Geheime  Justizrat  und  das  Tribunal  hatten  ihren 
Sitz  in  Berlin,  wurden  1748  zu  dem  „Tribunal"  als  (selbständiger  vierter 
Senat  des  Eammergerichts)  vereinigt  und  1774  durch  Ausdehnung  auf  die 
allein  noch  fehlenden  ostpreußischen  Sachen  zum  Obertribunal  für  die  ganze 
Monarchie  erhoben. 

Die  Berufungen  an  die  alten  Oberhöfe  kamen  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert in  Abnahme.  Teils  schritten  die  Landesherren  gegen  dieselben 
ein  ^'^y  teils  erwiesen  sie  sich  dem  neuen  Rechte  nicht  gewachsen  und  ver- 
loren das  Vertrauen.  Nur  wenige,  wie  Lübeck,  haben  ihr  Ansehen  noch 
im  17.  oder  selbst  bis  zum  1 8.  Jahrhundert  behauptet;  namentlich  solche, 
bei  denen  die  Schöflfeustühle  rechtzeitig  mit  Doktoren  besetzt  wurden,  er- 
hielten sich  nicht  nur,  sondern  wurden  vielfach  auch  von  anderen  Seiten 
um  Eechtsbelehrungen  angegangen^®.  Dasselbe  war  bei  einigen  Hof- 
gerichten, z.  B.  dem  von  Wittenberg,  der  Fall,  namentlich  aber  sind  die 
juristischen  Fakultäten,  besonders  begünstigt  durch  die  Halsgerich tß- 
ordnung  Karls  V.  (Art  219),  die  Erben  der  alten  Oberhöfe  geworden. 
Das  in  den  kleineren  deutschen  Staaten  erst  1879  beseitigte  Institut  der 
Aktenversendung  (auf  Antrag  einer  Partei  oder  selbständigen  Gerichts- 
beschluß) hatte  anfangs  nur  die  Bedeutung  eines  Gesuches  um  Rechts- 
belehrung; allmählich  aber  wurde  es  üblich,  daß  die  um  Belehrung  an- 
gegangene Fakultät  ihr  Gutachten  in  der  Form  eines  Urteils  abgab, 
welches  von  dem  nachsuchenden  Gericht  als  eigenes  Urteil,  wenn  auch 
mit  dem  Zusätze  „auf  eingeholtes  Erachten  auswärtiger  Rechtsgelehrten", 
unverändert  publiziert  wurde.  Die  Juristenfakultäten  wurden  auf  diese 
Weise  zu  Spruchkollegien,  die  den  Rechtsinhalt  des  Urteils  bindend  fest- 
stellten, während  das  Rechtsgebot  dem  nachsuchenden  Gerichte  verblieb  ^^ 

Erheblich  später  als  bei  den  Obergerichten  hat  sich  die  Umgestaltung 
bei  den  niederen  Land-  und  Stadtgerichten  vollzogen.  Am  frühesten  verlor 
die  Schöffen  Verfassung  ihre  Bedeutung  für  die  Civilrechtspflege,  während 
sie  sich  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts  zum  Teil  bis  in  das  18.,  bei 
Rügegerichten  bis  in  unser  Jahrhundert  erhalten  hat  Wo  ein  rechts- 
gelehrter Amtmann  oder  Stadtrichter  den  Vorsitz  im  Gericht  hatte,  war 
es  natürlich,  daß  er  sich  nicht  wie  der  altdeutsche  Richter  auf  die  bloße 
Leitung  der  Verhandlungen  beschränkte,  sondern  an  der  Urteilsfindung 
selbst  teilnahm  und  bald  der  allein  maßgebende  Faktor  bei  derselben 
wurde ^®.    Die  Schöffen  erschienen  neben  ihm  als  überflüssiges  Beiwerk, 


'*  Vgl.  Oberrhein.  Stadti-echte  1,  203.  Für  Kursachsen  wurde  1432  der  Rechts- 
zug  nach  Magdeburg  aufgehoben  und  dafür  der  nach  Leipzig  eingefürt. 

'*  Ganz  besonders  war  dies  bei  dem  berühmten  Leipziger  Schöffenstuhle  der 
Fall,  dem  schon  seit  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  einzelne  Mitglieder  der  Leipziger 
Juristenfakultät  angehörten.  Auch  die  Schöffenstühle  von  Halle,  Brandenburg, 
Stettin  und  Roburg  standen  lange  in  Ansehen. 

"  Vgl.  A.  S.  ScHULTZE,  a.  a.  0.  211. 

"  Vgl.  Stintzing,  a.  a.  0.  415  f.    Rosenthal,  a.  a.  0.  1,  74  ff. 
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dessen  man  sich  möglichst  bald  entledigte,  so  daß  der  Richter  als  selbst- 
urteilender Einzelrichter  übrig  blieb  und  das  Gericht  nur  noch  aus  Richter 
und  Schreiber  bestand.  Länger  erhielt  sich  die  alte  Verfassung,  wo  der 
Amtmann  nicht  landesherrlicher,  sondern  landstandischer  Beamter,  also 
ein  ohne  Rücksicht  auf  vorhandene  Rechtskenntnis  gewählter  Adelicher 
war,  oder  wo  der  Amtmann  bloßer  Verwaltungsbeamter  war  und  ein  un- 
gelehrter Schulze  oder  Dingvogt  den  Vorsitz  im  Gericht  führte.  In 
solcher  Lage  half  man  sich  mit  einem  rechtskundigen  Gerichtschreiber 
oder  mit  Aktenversendung  oder  einem  Amtsschreiber,  der  zugleich  die 
fiskalischen  Geschäfte  (als  Rentmeister,  Kastner)  und  die  Gerichtschreiberei 
besorgte,  oder  mit  gelehrten  Rechtskonsulenten,  auf  deren  Rat  das  Gericht 
in  Bedürfnisfallen  verwiesen  wurde.  Hier  kam  es,  namentlich  in  Civil- 
sachen,  mehr  und  mehr  in  Gebrauch,  auf  den  Schiedspruch  eines  Rechts- 
kundigen, zumal  des  Amtmannes,  zu  kompromittieren,  woraus  sich  in 
manchen  Gegenden  eine  regelrechte  Austragsinstanz  vor  dem  Amtmann 
entwickelte,  die  dann  ebenfalls  zum  Einzelrichtertum  hinüberfQhrte^®. 
Unterstützt  wurde  diese  Umwandlung  der  Gericht«  überall  durch  die 
bureaukratische  Richtung  des  landesherrlichen  Regimentes.  Auch  die 
Gutsobrigkeiten  mußten  sich  dem  unterwerfen;  wollten  sie  ihre  Gerichts- 
barkeit festhalten,  so  durften  sie  dieselbe  nicht  mehr  durch  ihre  Meier 
oder  Schulzen  verwalten  lassen,  sondern  mußten  rechtskundige  Gerichts- 
halter oder  Justitiarien  anstellen.  Die  Gerichtsbarkeit  schied  damit  aus 
dem  Zusammenhange  mit  der  allgemeinen  Gutsobrigkeit  aus  und  wurde 
zur  Patrimonialjustiz,  die  sich  mehr  und  mehr  zu  einem  bloßen  Patronat- 
rechte  gestaltete:  der  Gerichtsherr  hatte  den  Unterhalt  des  Gerichtes  zu 
tragen  und  dafür  die  Gerichtseinnahmen  zu  beziehen,  aber  hinsichtlich 
des  Justitiars  hatte  er  ein  bloßes  Präsentationsrecht,  die  Anstellung  er- 
folgte durch  den  Staat,  der  auch  durch  Anordnung  richterlicher  Prüfungen 
dafür  sorgte,  daß  keine  ungeeigneten  Personen  zu  dem  Amte  gelangten. 
In  der  Regel  entwickelte  sich  die  Sache  dahin,  daß  die  staatlichen  Stadt- 
oder Landrichter  (Amtmänner,  Justizamtmänner)  auch  zu  Justitiarien  der 
benachbarten  Gutsbezirke  ernannt  wurden. 

8.  Das  Finanzwesen  und  die  Verwaltungsorganisation.  Das 
Steuersystem  war  im  wesentlichen  das  alte.  Neben  der  alten  Bede,  die 
mehr  den  Charakter  einer  Reallast  angenommen  hatte,  waren  die  von 
den  Landständen  bewilligten  Steuern,  überwiegend  Grund-  und  Gebäude- 
steuern, zu  entrichten.  Adel  und  Geistlichkeit  waren  in  der  Regel  steuer- 
frei Das  Steuerbewilligungsrecht  der  Landstünde  hatte  in  sämtlichen 
Territorien  zu  einem  Dualismus  in  der  Finanzverwaltung  geführt,  indem 

^»  Vgl.  S.  773.  Stölzel,  Entw.  d.  gel.  Richtertums  1,  331  ff.  2,  117.  I^m- 
PEECHT,  Wirtschaftsleben  1,  1330  ff.  Stintzing,  a.  a.  O.  416  ff.  Stammler,- Recht 
des  Hreidenbacher  Grundes  7  f.  50  ff.  Der  von  Rosknthal,  a.  a.  0.  1,  139  f.  erhobene 
Widerspruch  faßt  nur  die  baierischen  Verhältnisse  ins  Auge,  denen  schon  im  Mittel- 
alter (S.  555)  die  selbsturteilenden  Richter  geläufig  waren. 
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die  in  erster  Reihe  zur  Bestreitung  der  landesherrlichen  und  Landes- 
Bedürfnisse  bestimmten  Erträge  der  Kammergüter  und  nutzbaren  Regalien 
zu  freier  Verfugung  des  Landesherm  blieben,  während  die  von  den 
Standen  bewilligten  Steuern  in  die  landständische  Kasse  (Landkasten) 
flössen  und  in  Einnahme  und  Ausgabe  unter  strenger  ständischer  Aufsicht, 
ursprünglich  sogar  mit  gänzlicher  Ausschließung  des  Landesherrn,  ge- 
halten wurden.  In  Brandenburg  wurde,  obwohl  es  hier  ebenso  wie  in 
Österreich  und  Baiem  gelungen  war,  das  landstandische  Steuerbewilligungs- 
recht zu  brechen®^,  die  getrennte  Verwaltung  noch  geraume  Zeit  bei- 
behalten; selbst  nach  der  Vereinigung  der  verwaltenden  Behörden  blieben 
wenigstens  die  Kassen  (Domänen-  und  Kriegskasse)  getrennt.  In  mate- 
rieller Beziehung  wurde  in  Preußen  der  Dualismus  des  fiskalischen  Ver- 
mögens durch  ein  Hausgesetz  Friedriöh  Wilhelms  I.  von  1713  beseitigt, 
welches  sämtliche  Domänen  für  Staatseigentum  erklärte  und  den  bis- 
herigen Unterschied  zwischen  Schatull-  und  gewöhnlichen  Domänengütern 
aufhob  ®^  Für  die  persönlichen  Bedürfnisse  des  Königs  wurde  dieseni 
eine  bestimmte- Summe  aus  den  Jahreserträgen  der  Domänen  ausgesetzt 
(die  sogenannte  Handgelderreichung),  aus  welcher  sich  später  der  Krön- ' 
fideikommißfonds  entwickelt  hat. 

Ein  wesentliches  Bedürfnis  der  Territorialverfassung  war  die  Organi- 
sation einer  staatlichen  Centralverwaltung.  Der  mittelalterliche  Staat  hatte 
nur  lokale  Verwaltungen  und  landesherrliche  Hofverwaltung  gekannt,  all- 
gemeine staatliche  Aufgaben  hatte  es  nicht  gegeben.  Dagegen  traten 
jetzt  die  großen  Ansprüche  der  Heeresverwaltung  an  den  Staat  heran,  die 
Gerichte  und  das  gesamte  Beamtentum  beruhten  auf  neuen  Grundlagen, 
es  bedurfte  der  regelmäßigen  Aufstellung  eines  Staatshaushaltes,  über- 
haupt einer  geregelten  Finanzverwaltung,  da  das  dem  Mittelalter  eigen- 
tümliche Anweisungssystem  außer  Gebrauch  gekommen  war;  dazu  kamen 


^^  Nach  Ablauf  der  letzten  von  den  Ständen  bewilligten  Kriegskontribution 
(1653)  verlangte  der  große  Kurfürst  die  dauernde  Bewilligung  einer  regelmäßigen 
Jahreskontribution  für  das  Heer.  Nachdem  er  dies  von  1662  an  durchgesetzt  hatte, 
war  von  einem  Steuerbewilligungsrecht  der  Stände  keine  Rede  mehr.  Die  Kon- 
tribution war  eine  ausschließlich  auf  dem  bäuerlichen  Besitze  lastende  Grund- 
steuer, während  in  den  Städten  die  seit  1667  eingeführte  Accise  erhoben  wurde. 
Die  Kitterschaft  war  kontributions&ei  (aber  nicht  ihre  Bauern),  trug  aber,  da  alle 
bürgerlichen  Gewerbe  in  den  Städten  konzentriert  wurden,  indirekt  durch  ihre 
Einkäufe  zu  der  Accise  bei.  Die  Accise  diente  gleich  der  Kontribution  und  den 
von  der  Ritterschaft  erhobenen  Ritterpferdsgeldem,  an  deren  Stelle  im  18.  Jahr- 
hundert der  Lehnskanon  trat,  ausschließlich  für  Heereszwecke,  ihr  Ertrag  floß  daher 
in  die  Kriegskasse.  Über  Accise  in  anderen  deutschen  Staaten  vgl.  Wuttke,  Ein- 
führung der  Landaccise  und  der  Generalkonsumtionsaccise  in  Kursachsen,  Heidelb. 
Diss.  1890. 

8»  Vgl.  BoBNHAK,  a.  a.  0.  2,  97.  ALR.  IL  14,  §§  11  ff.  Über  die  sonstige 
Behandlung  der  Kammergüter  vgl.  Reyscheb,  Rechte  des  Staates  an  den  Domänen, 
1863.  VoLLERT,  Entstehung  und  rechtliche  Natur  des  Kammervermögens,  1857. 
ZachariÄ,  Eigentumsrecht  am  deutschen  Kammergut,  1864;  Das  rechtliche  Ver- 
hältnis der  fürstlichen  Kammergüter,  1861. 
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die  kirchlichen  Verhältnisse,  Polizei-  und  Verkehrswesen,  die  staatliche 
Fürsorge  für  das  gemeine  Wohl  u.  dgl.  m. 

Nach  dem  Vorgange  der  burgundisch- niederländischen  Organisation 
sind  die  österreichischen  Einrichtungen  unter  Maximilian  I.  und  Ferdi- 
nand I.  für  ganz  Deutschland  vorbildlich  geworden®*;  in  Österreich  haben 
sich  dieselben  im  wesentlichen  bis  in  das  19.  Jahrhundert  hinein  erhalten, 
da  die  Reformversuche  unter  Maria  Theresia  und  Joseph  II.  nicht  zum 
Abschlüsse  gelangten.  Als  Centralbehörden  wurden  der  Hofrat  (für  Ver- 
waltung und  Bechtspflege)  und  die  Hofkammer  (für  die  Finanzen  und 
Jurisdiktion  in  Finanzsachen),  außerdem  1556  der  Hofkriegsrat  eingesetzt 
Die  Hofkanzlei  erhielt  eine  neue  Organisation.  Für  vertrauliche  Sachen 
wurde  der  Geheime  Kat  als  standige  KoUegialbehörjie  eingerichtet  Als 
Mittelbehörden  für  die  einzelnen  Länder  fungierten  die  Regierungen 
oder  Regimente  in  Justiz-  und  allgemeinen  Landesverwaltungssachen,  die 
Raitkammern  (auch  Schatzkammern,  EammerkoUegien)  in  Finanzsachen. 
Die  fiskalische  Vertretung  vor  Gericht  war  Sache  der  Kammerprokura- 
toren.  Die  lokalen  Behörden  behielten  in  Österreich  wie  .in  den  meisten 
übrigen  deutschen  Staaten  noch  ihre  mittelalterliche  Verfassung  und  wurden 
erst  im  18.  Jahrhundert  teilweise  reorganisiert.  Nur  in  Preußen  erfolgt« 
gleichzeitig  mit  der  Organisation  der  centralen  auch  die  der  lokalen 
Landesverwaltung. 

Die  brandenburgisch-preußische  Verwaltungsorganisation  beruhte  bis 
1806  auf  den  Einrichtungen  Friedrich  Wilhelms  I.®'.  Als  Centralbehörden 
errichtete  derselbe  drei  Ministerien,  deren  Geschäftsordnung  auf  dem 
strengsten  Kollegialsystem  beruhte;  alles  mußte  entweder  in  einem  Kol- 
legium von  Räten  unter  dem  Vorsitze  des  Ressortministers  oder  in  einer 
gemeinschaftlichen  Sitzung  der  Minister  selbst  erledigt  werden.  Die  aus- 
wärtigen und  Reichsangelegenheiten  sowie  Censur  und  Presse  wurden  dem 
Kabinetsministerium  überwiesen.  Während  dies  nur  einen  einzigen  Minister 
als  Chef  hatte,  bestand  das  Generaldirektorium  (für  Inneres  und  Finanzen) 
aus  fünf,  später  neun  Ministern,  die  gewisse  Angelegenheiten  (General- 
departement) gemeinschaftlich  behandelten,  im  übrigen  aber  einzelnen, 
nach  Sachen  oder  Provinzen  verteilten  Departements  vorstanden.    Schlesien 

<*'  Vgl.  S.  796  ff,  823  und  die  dort  angeführte  Litteratnr.  Huber,  Gesch.  d. 
österr.  Verwaltangsorganisation,  1884.  Seidleb,  Studien  z.  Gesch.  u.  Dogmatik  des 
österr.  Staatsrechtes,  1894,  S.  72  ff.  Beer,  Mitteil.  d.  österr.  Inst  15,  237  ff. 
M.  Mayer,  Quellen  zur  Behördengeschichte  Baiems,  1890.  Über  die  Geheimrats* 
kollegien  in  Baiern,  Kurpfalz,  Wurtemberg  und  Sachsen  vgl.  Rosbnthal,  a.  a.  0. 
1,  537  ff.;  Behördenorganisation  37  ff.,  auch  Lobe,  Die  oberste  Finanzkontrolle  des 
Königreichs  Sachsen,  bei  Scuanz,  Finanzarchiv  2,  2  (1885).  Erüsch,  Entwickel. 
d.  braunschw.  Centi*albehörden,  Zeitschr.  d.  hist.  Ver.  f.  Niedersachsen  1898,  S.  201  ff.; 
Der  Eintritt  gelehrter  Räte  in  die  braunschw.  Staatsverwaltung,  ebd.  1891,  S.  60  ff. 

^  Vgl.  die  S.  823  angeführte  Litteratur.  Mbinardus,  Protokolle  u.  Relationen 
des  brandenb.  Geheimen  Rates  a.  d.  Zeit  des  Kurf.  Friedr.  Wilh.,  (Publikationen 
aus  d.  preuß.  Staatsarchiven,  4  Bde,  1889—1896).  Erdmanmsdörffer,  Deutsche  Ge- 
schichte  2,  477  ff. 
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erhielt  einen  eigenen,  von  dem  Generaldirektorium  unabhängigen  Provin- 
zialminister.  Das  Generaldirektorium  beruhte  auf  der  Vereinigung  des 
von  dem  großen  Kurfürsten  errichteten  Generalkriegskommissariates  mit 
dem  Oberdomänendirektorium,  der  Hofkammer,  SchatuUverwaltung,  dem 
Generalpostmeisteramt  und  mehreren  anderen  höchsten  Behörden^.  Jedem 
Provinzialbezirke  stand  als  Organ  des  Generaldirektoriums  eine  Eriegs- 
und  Domänenkammer,  hervorgegangen  aus  einer  Verschmelzung  der 
früheren  Eriegskommissariate  und  Amtskammern,  und  als  Verwaltungs- 
gericht eine  Eammerjustizdeputation  vor.  Innerhalb  einiger  Provinzen 
bestanden  schon  seit  dem  16.  Jahrhundert  in  Anlehnung  an  die  alten 
Beritte  (S.  602)  und  andere  territoriale  Gliederungen  die  Ereise,  ursprüng- 
lich bloße  Wahlbezirke  für  die  Wahl  der  Landtagsausschüsse,  allmählich 
aber  zu  eigenen  ständischen  Eörpern  mit  Ereistagen  entwickelt.  An  der 
Spitze  derselben  standen  seit  dem'  17.  Jahrhundert  die  vom  Eurfürsten 
auf  Vorschlag  der  Ereisstände  ernannten  Landkommissare  oder  Ereis- 
direktoren;  da.  man  dieses  Amt  vielfach  mit  Vorliebe  den  für  den  Land- 
tagsausschuß gewählten  Ereisdeputierten  oder  „Landräten^^  übertrug,  so 
wurde  der  Titel  „Landrat"  mehr  und  mehr  zum  Amtstitel  des  Ereis- 
direktors.  Als  organische  Einrichtung  für  die  Landesverwaltung  wurde 
die  Ereiseinteilung  unter  dem  großen  Eurfürsten  in  mehreren  Provinzen 
durchgeführt,  im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  aber  auf  den  ganzen  Staat 
ausgedehnt.  Nach  der  Landesorganisation  Friedrich  Wilhelms  I.  waren 
die  Landräte  oder  Ereisdirektoren  mit  den  ihnen  zugeordneten  Ereisein- 
nehmern  und  Ausreitern  die  ausführenden  Organe  der  Eriegs-  und  Domänen- 
kammern innerhalb  der  einzelnen  Ereise;  zu  ihrer  Beratung  dienten  die 
Ereistage.  Die  Ereisverfassung  bezog  sich  nur  auf  das  Land;  die  Städte 
wurden  zu  eigenen  Inspektionsdepartements  vereinigt  und  den  Ejriegs- 
und  Steuerräten  als  Aufsichtsorganen  unterstellt.  Die  Ortspolizei  auf  dem 
Lande  blieb  in  den  Händen  der  königlichen  Domänenamtmänner  (jetzt 
regelmäßig  zugleich  Domänenpächter)  und  der  Gutsherrschaften,  als  deren 
Organe  die  Ortsschulzen  und  Dorfgerichte  fungierten. 

Das  dritte  Ministerium  in  der  Organisation  Friedrich  Wilhelms  L 
bildete  das  Justizdepartement  unter  dem  Großkanzler  und  mehreren  Mini- 
stem, denen  teils  gewisse  Provinzen,  teils  bestimmte  sachliche  Eessorts 
überwiesen  waren.  Die  oberste;i  Gerichtshöfe  waren  auf  die  Rechtspflege 
beschränkt,  während  die  Appellationsgerichte  (Provinziallandesjustizkollegien 
oder  Regierungen)  zugleich  die  Justizverwaltung  in  den  Provinzen  besorgten. 

Militärsachen  wurden  teils  von  dem  direkt  unter  dem  Eönige  stehenden 
Oberkriegskollegium,  teils  von  dem  Militärdepartement  des  Generaldirek- 
toriums behandelt.  Die  Eultussachen  waren  den  beiden  geistlichen  Depar- 
tements des  Justizdepartements  überwiesen.  Unter  denselben  stand  auch 
das  Oberkonsistorium  und  das  Oberschulkollegium,  denen  die  Provinzial- 

^  Seit  Friedrich  I.  hatte  als  oberste  Finanzbehörde  mit  genau  abgegrenzter 
Zuständigkeit  die  Geheime  Hofkammer  fungiert 
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konsistorien  und  Provinzialschulkollegien  untergeordnet  waren.  Verwal- 
tungsgerichte zweiter  und  dritter  Instanz  waren  das  OberrevisionstoUegium 
und  die  Oberrevisionsdeputation ;  beide  waren  dem  Generaldirektoriom 
und  Justizdepartement  gemeinsam  unterstellt.  Direkt  unter  dem  Könige 
standen  noch  die  Generalkontrolle  der  Finanzen,  die  Oberrechnungskammer 
und  das  Generalfiskalat,  das  die  Beobachtung  der  Gesetze  seitens  der 
Beamten  zu  beaufsichtigen  hatte. 

Der  1604  zuerst  als  Kollegium  organisierte,  1651  mit  einer  neuen 
Geschäftsordnung  versehene  Geheime  Rat  führte  seit  Friedrich  Wilhelm  I. 
den  Titel  Geheimer  Staatsrat  oder  Geheimes  Staatsministerium.  Er  be- 
stand aus  sämtlichen  Ministem,  hatte  aber  keinen  bestimmten  Geschafts- 
kreis  und  war  daher  ziemlich  bedeutungslos. 

§  79.    Die  Städte. 

Vgl.  S.  608  flf.  und  die  dort  angeführte  Litteratur.  Pütter,  Histor.  Entwicke- 
liing  2,  207  ff.  Moser,  Reichsstädtische  Regimentsverfassung,  1772.  Barthold,  Ge- 
schichte der  deutschen  Städte  4,  311  ff. '  Haüsser,  Deutsche  Geschichte  l',  123  ff. 
Bergbaus,  Deutschland  vor  hundert  Jahren  1,  203  ff.  280.  284  ff.  353  ff.  442  ff. 
2^  187  ff.  L.  V.  Maurer,  Gesch.  d.  Städteverfassung  4,  1871.  Erdmamnsdörffbr, 
a.  a.  0.  1,  81  ff.  178  ff.  381—404.  Ulmann,  a.  a.  0.  2,  600  ff.  Harster,  ZGO. 
34,  443  ff.  Gothein,  ehd.  4,  129  ff.  FOrstenwerth,  Verfassungsänderungen  i.  d.  obei^ 
deutschen  Reichsstädten  z.  Z.  Karls  V.,  Gott  Diss.  1893.  Luschin  v.  Ebengreuth, 
österr.  Reichsgeschichte  446  ff. 

Die  Reichsstädte,  seit  dem  Wegfall  der  früheren  Unterscheidung 
zwischen  freien  und  Beichsstädten  regelmäßig  „freie  Reichsstädte"  {liberi 
imperii  civitates)  genannt,  standen  den  übrigen  Reichsständen  jetzt  wesent- 
lich gleich.  Die  Reichsvogtei  hatten  die  meisten  abgelöst  oder  als  Reichs- 
pfandschaft erworben,  gegen  deren  Wiedereinlösung  seitens  des  Kaisers 
sie  durch  den  westfälischen  Frieden  (S.  819)  geschützt  wurden;  in  Schwein- 
furt und  Augsburg  gab  es  noch  Reichsvogte,  die  freilich  von  dem  Stadt- 
rate selbst  gewählt  wurden,  und  in  Aachen  und  Wetzlar,  bis  1715  auch 
in  Nordhausen,  hatten  sich  benachbarte  Fürsten  im  Besitze  der  Reichs- 
vogtei erhalten;  Köln  und  Worms  standen  in  einer  gewissen  Abhängig, 
keit  von  dem  Erz-  und  Hochstift  ^,  Friedberg  von  dem  dortigen  Burg- 
grafen, Goslar  vom  Herzog  von  Braunschweig,  Bremen  eine  Zeit  lang 
von  Schweden  ^  Der  Streit  zwischen  Hamburg  und  Dänemark -Holstein 
wurde  1618  durch  das  Reichskammergericht  zu  Gunsten  der  Stadt  ent- 
schieden. Ungeachtet  ihrer  teilweise  bestehenden  Abhängigkeit  wurden 
sämtliche  Reichsstädte  im  westfö.lischen  Frieden  hinsichtlich  der  Reichs- 
standschaft, der  Landeshoheit  über  ihr  Stadt-  und  Landgebiet  und  des 
Religionsbannes  den  übrigen  Reichsständen  völlig  gleichgestellte  In  samt- 
lichen Reichsstädten  hatte  der  Rat,  zum  Teil  auch  die  Bürgerschaft^  dem 

»  Vgl.  Köhne,  Reformation  des  Wormser  Stadtrechts,  1897,  S.  19  ff. 
^  Vgl.  Erdmannsdörppbr  1,  178  ff.  895  ff. 
•  Vgl.  S.  804.  829.  JPO.  5,  §  29.  8,  §  4. 
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Kaiser  den  Huldigungseid  zu  leisten.  Alle  Reichsstädte  hatten  die  Pflicht, 
Kaiser  und  Reichstag  auf  Verlangen  bei  sich  aufzunehmen.  Von  einem 
Ledigwerden  der  Regalien  zu  Gunsten  des  Kaisers  für  die  Dauer  des 
Reichstages  war  keine  Rede  mehr.  Hier  und  da  übte  der  Kaiser  noch 
gewisse  Regierungsrechte,  z.  B.  in  betreff  der  Frankfurter  Messe  (S.  833), 
aus.  Einige  Städte  verfügten  über  ein  eigenes  Territorium  (wie  Nürn- 
berg, Rotenburg,  Ulm,  Rottweil,  Frankfurt,  Aachen,  Dortmund,  Lübeck, 
Hamburg,  Bremen,  Mühlhausen),  während  andere  (wie  Regensburg,  Augs- 
burg, Köln,  Qoslar,  Nordhausen)  im  wesentlichen  auf  die  Stadtmark  be- 
schränkt waren.  Die  Verfassung  beruhte  überall  in  alter  Weise  auf  den 
Bürgermeistern  und  dem  Stadtrate,  war  aber  im  einzelnen  ungemein  ver- 
schieden gestaltet.  Dem  streng  patrizischen  Regimente  in  Nürnberg,  dem 
die  Verfassung  von  Augsburg,  Rotenburg  o.  d.  Tauber,  Heilbronn,  Lindau, 
Frankfurt,  Bremen,  Nordhausen,  Mühlhausen  zunächst  kam,  standen  andere 
mit  wesentlicji  demokratischer  Grundlage  und  einzelne  demokratische 
Oligarchien  gegenüber.  Auf  einer  gesunden  Vermittelung  der  Gegensätze 
beruhte  namentlich  die  Verfassung  von  Hamburg.  In  gerichtlicher  Be- 
ziehung bildete  der  Stadtrat  meistens  das  Appellationsgericht  für  das 
Stadtgericht.  Nur  das  mächtige  Nürnberg  besaß  ein  eigenes  Appellations- 
gericht und,  wie  Köln,  eine  eigene  Universität  (Altdorf).  Unter  den 
Bürgermeistern  und  Stadträten  fanden  sich  jetzt  regelmäßig  mehrere 
rechtskundige  Mitglieder.  Die  kleinsten  Reichsstädte  sorgten  wenigstens 
für  einen  rechtskundigen  Stadtschreiber,  der  zugleich  das  Amt  des  Syn- 
dikus oder  Beigeordneten  versah. 

Die  meisten  Reichsstädte  waren  seit  dem  30jährigen  Kriege  teils 
durch  Überschuldung,  teils  durch  innere  Streitigkeiten  und  solche  mit  be- 
nachbarten Reichsständen  sowie  kostspielige  kaiserliche  Kommissionen  zur 
Begleichung  derselben  in  die  tiefste  Zerrüttung  geraten  und  wurden  von 
vielen  Landstädten,  namentlich  den  fürstlichen  Residenzen,  an  materiellem 
Vermögen  weit  übertroffen.  Die  durch  den  RDHSchl.  von  1803  aus- 
gesprochene Mediatisierung  sämtlicher  Reichsstädte  bis  auf  sechs,  von 
denen  Augsburg  infolge  des  Preßburger  Friedens  von  1805  ebenfalls  seine 
Selbständigkeit  verlor,  brachte  nur  eine  zweihundertjährige  Entwickelung 
zu  dem  unausbleiblichen  Abschlüsse.  Übrig  blieben  nur  Lübeck,  Hamburg, 
Bremen,  Frankfurt  und  Nürnberg. 

Noch  weniger  als  die  Reichsstädte  vermochten  die  Landstädte  der 
aufstrebenden  Staatsgewalt  der  Landesherren  zu  widerstehend  Der  Hanse- 
bund stand  noch  im  16.  Jahrhundert  in  Ansehen,  er  wurde  gelegentlich 
noch  zu  Beisteuern  für  das  Reich  angegangen*  und  traf  in  den  Rezessen 
von  1591  und  1614  umfassende  seerechtliche  Bestimmungen,  die  sich  zum 

*  Vgl.  GiERKE,  Genossenschaftsrecht  1,  679  ff.  Struben,  Nebenstunden'l,  Abh.  5. 
Schulze,  Preußisches  Staatsrecht  1^  459  ff.  £.  Meier,  Reform  der  Verwaltungs- 
organisation unter  Stein  und  Hardenberg  70  ff. ' 

»  Vgl.  RA.  von  JL544,  §  33  und  1576  §  22,  1582  §  21,  1594  §  8  (N.  Samml. 
2,  501.  3,  357.  402.  421). 
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Teil  bis  zum  deutschen  Haudelsgesetzbuche  erhalten  haben  ^^  aber  eine 
Stadt  nach  der  andern  wurde  durch  ihren  Landesherm  zum  Austritt  ge- 
nötigt, und  der  Hansetag  von  1630  sah  nur  noch  die  drei  Städte  Lübeck. 
Hamburg  und  Bremen,  die  als  freie  Kelchs-  und  Hansestädte  den  Bund 
allein  aufrechterhielten  ^  Nur  wenige  Landstädte,  wie  Rostock,  Wismar, 
Stralsund  und  Greifswald,  vermochten  sich  gegenüber  der  Landesgewalt 
eine  größere  Selbständigkeit  zu  erhalten.  Alle  übrigen  kamen  na<}h  und 
nach  zu  Fall  und  wurden  sogar  in  ihren  berechtigten  Ansprüchen  auf  Selbst- 
verwaltung durch  ein  bureaukratisches  Bevormundungssystem  immer  mehr 
verkümmert.  In  geringerem  Maße  war  dies  in  denjenigen  Territorien  der 
Fall,  in  denen  die  Landstande  ihre  alte  Bedeutung  behaupteten,  weil  die 
Städte  durch  die  Landstandschaft  einigermaßen  für  sich  zu  sorgen  ver- 
mochten. Aber  wo  die  Landstande  zu  bloßen  Provinzial-  und'Ereisständen 
mit  beschränkter  Selbstverwaltung  herabgedrückt  wurden,  wie  in  Öster- 
reich, Preußen  und  Baiern,  sanken  die  Städte  zu  bloßen  staatlichen  Ver- 
waltungsbezirken herab®.  Die  städtische  Autonomie  verschwand  ganz  oder 
wurde  auf  geringe  Polizeisachen  beschränki  Das  Befestigungsrecht  verlor 
seine  Bedeutung  für  die  Städte,  weil  ihre  Mittel  nicht  gestatteten,  die 
neueren  Befestigungsarten  anzuwenden.  Einige  Städte  wurden  zu  Ijandes- 
festungen,  die  meisten  ließen  ihre  Werke  verfallen  oder  erhielten  sie  nur 
zu  steuerpolizeilichen  Zwecken.  Die  Stadträte  oder  Magistrate  wiirden 
zwar  meistens  noch  von  der  Bürgerschaft  oder  einer  Vertretung  derselben 
gewählt  oder  durch  Selbstergänzung  berufen,  bedurften  aber  obrigkeitlicher 
Bestätigung.  Ihre  Geschäftsführung  war  namentlich  in  Preußen  durch 
die  staatlichen  Aufsichtsorgane  so  beschränkt,  daß  sie  den  Charakter  von 
Gemeindeorganen  ganz  verloren  und  ausschließlich  als  indirekte  Staats- 
beamte erschienen.  Eine  Eigentümlichkeit  der  Stadtgemeinden  blieb  nur, 
abgesehen  von  ihren  etwaigen  ständischen  Befugnissen,  die  besondere  Art 
der  Besteuerung  (Accise),  das  Zunftwesen  und  die  Beschrankung  der  nieisten 
bürgerlichen  Gewerbe  auf  den  Betrieb  in  den  Städten. 

Der  Unterschied  zwischen  Land-  und  Mediatstädten  wurde  durch  das 
Herabsinken  der  städtischen  Freiheit  in  den  ersteren  erheblich  ausgeglichen*. 
Schließlich  beschränkte  er  sich  darauf,  daß  jene  als  Städte  landesherr- 
lichen, die  anderen  als  solche  gutsherrlichen  Patronates  galten^ 

§  80.    Die  Reichsritterschaft  und  die  Reichsdörfer. 

Vgl.  Pfepfinger,  Vitriarius  illustratus  3,  1134  ff.  4,  229  ff.  802  ff.  Roth  vok 
ScHRECKENSTEiN,  Geschichtc  der  Reichsritterachaft,  2  Bde,  1859—71.  Kebner, 
Staatsrecht  der  Reichsritterschaft,  1786—89.     Moser,  Vermischte  Nachrichten  von 

*  Pardessus,  Collection  de  lois  maritimes  2,  507  ff.  528  ff. 

»  Vgl.  Eichhorn  4,  277  ff.     Pötter,  a.  a.  0.  2,  195  f. 

^  Die  erste  preußische  Städteordnung  (ALR.  II.  Tit  8,  Abschn.  2)  kam 
gegenüber  den  zahllosen,  überaus  verschiedenen  Stadtrechten  wegen  ihrer  bloß 
subsidiären  Bedeutung  nur  wenig  zur  Geltung. 

»  Vgl.  ALR.  II.  8,  §§  166  ff. 
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reichsritterachaftlichen  Sachen,  1772;  Neueste  Geschichte  der  Reichsritterschaft, 
1775—76.  Pektueü,  Staatslebeu  83  ff.  Pütter,  Hist.  Entwickelung  1,  457.  3,  74  ff 
GiEBKE,  Genosseuschaftsrecht  1,  836.  Eichhorn  3,  321  ff.  4,  309  ff.  Schulte,  RG. 
§  104.  ZöPFL,  RG.  2,  §  72.  Bbrqhaus,  Deutschland  vor  hundert  Jahren  2,  226  ff. 
Häusser,  Deutsche  Geschichte  1^  114  ff.  Krduammsdökffer,  a.  a.  0.  1,  79  ff.  Ritter, 
a.  a.  0.  1,  13.  237  ff.  Weiss,  Die  Reichsritterschaft  beim  Ende  des  alten  Reiches, 
ZGO.  47,  289  ff. 

In  Süd-  und  Westdeutschland  hatte  sich  der  niedere  Adel  nebst  den 
nicht  zur  Keichsstandschaft  gelangten  freien  Herren  im  Laufe  des  15.  Jahr- 
hunderts zu  verschiedenen  Ritterbünden  vereinigt,  die  anter  dem  Schutze 
des  1487  errichteten  großen  schwäbischen  Bundes^  derartig  erstarkten, 
daß  ihre  Mitglieder  den  auf  Erweiterung  ihrer  Landeshoheit  bedachten 
Fürsten  und  Herren  erfolgreich  widerstanden  und  für  sich  und  ihre  Be- 
sitzungen die  volle  Reichsfreiheit  bewahrten.  Seit  1500  unterschied  man 
die  drei  „Ritterschaften"  zu  Schwaben,  Franken  und  am  Rhein.  Die- 
selben traten  1577  zu  einem  Gesamtbunde,  der  Reichsritterschaft  {libera 
et  immediata  irnperü  nobilifas),  zusammen,  der  sich  mit  seiner  1650  reor- 
ganisierten Verfassung  bis  1806  erhalten  hat.  Die  mehrfach  erstrebte 
und  vom  Kaiser  befürwortete  Reichsstandschaft  ist  der  Reichsritterschaft 
nicht  zu  teil  geworden,  auch  von  der  Kreisverfassung  blieb  sie  ausge- 
schlossen. Dagegen  wurde  die  unmittelbare  Stellung  der  Reichsritter- 
schaft von  Reichs  wegen  dadurch  anerkannt,  daß  ihr  die  Reichsgesetze 
besonders  mitgeteilt,  bei  Reichssteuerbewiiligungen  aber  regelmäßig  direkte 
Verhandlungen  mit  ihr  angeknüpft  wurden,  um  sie  ebenfalls  zu  einer 
Beisteuer  {subsidium  caritativum)  zu  veranlassen*.  Zur  Heerfolge  war  die 
Reichsritterschaft  an  sich  dem  Reiche  nicht  verpflichtet,  doch  wurde  in 
dringenden  Fällen  auch  hierüber  besonders  mit  ihr  verhandelt';  im  übrigen 
richtete  sich  alles  nach  den  Lehnsverhältnissen  der  einzelnen  Mitglieder. 
In  den  späteren  Wahlkapitulationen  mußten  die  Kaiser  die  Aufrecht- 
erhaltung der  reichsritterschaftlichen  Rechte  ausdrücklich  versprechen. 

Die  Reichsritterschaft  zerfiel  in  drei  Rittertreise  (Schwaben,  JYanken 
und  Rhein),  die  Kreise  wieder  in  Kantone  oder  Orte.  An  der  Spitze  des 
Kantons  stand  ein  Ritterhauptmann  mit  einigen  Ritterräten  und  einem 
Kantonsausschuß.  Jeder  Ritterkreis  hatte  seine  Kreisversammlung  und 
sein  Direktorium.  Die  Versammlungen  der  drei  Kreise  wurden  Korrespon- 
denztage genannt     Im  Direktorium  lösten  die  Kreise  einander  ab. 


1  GiERKK,  a.  a.  0.  1,  512  ff. 

«  Vgl.  S.  806  n.  818.  N.  Samml.  2,  24,  §i:^  8.  9.  19—28  (RA.  von  1495).  84, 
§  48.  488,  8  28.  501,  §  33.  3,  144,  §  53.  221 ,  §  49.  357,  §  23.  402,  §  22.  421,  §  8. 
558,  §  33.  4,  7.  68.  Die  Verhandlungen  über  das  Bubsidiam  caritativum  beruhten 
nicht,  wie  man  gewöhnlich  annimmt,  auf  der  von  Steuern  befreienden  Ritterdienst- 
pflicht,  sondern  auf  der  Anschauung,  daß  ein  Stcueranschiag  nur  solchen  auferlegt 
werden  könne,  die  ihn  bewilligt  hätten,  die  vom  Reichstage  beschlossene  Steuer 
also  nur  für  die  Reichsstände  und  ihre  durch  sie  vertretenen  Unterthanen  ver- 
bindlich sei.     Zu  den  Kammerzielern  trug  die  Reichsritterschaft  nicht  bei, 

»  Vgl.  RA.  von  1564,  §23  und  von  1566  (N.  Samml.  3,  206.  217).  Ebd. 
4,  5  (1664). 

B.  SCHBÜDRB,  Deutsche  Rechtsgeschichte.    Z.  Aufl.  54 


850  ^i®  Neuzeit 

Die  Mitglieder  wurden  mit  ihren  Besitzungen  in  eine  Matrikel  ein- 
getragen. Die  Besitzungen  mußten  eine  gewisse  Minimalgröße  haben  und 
durften  nicht  landsässig  sein;  dagegen  machte  es  keinen  Unterschied,  ob 
sie  Allode  oder  Lehen  waren.  Ein  Beichsritter  konnte  neben  seinen  un- 
mittelbaren Gütern  auch  landsässigen  Besitz  haben.  Durch  Verlust  des 
reiehsritterschaftlichen  Besitzes  ging  die  persönliche  Beichsfreiheit  an  sich 
nicht  verloren.  Ebenso  behielten  die  reichritterschaftlichen  Güter  ihren 
Charakter,  auch  wenn  sie  in  andere  Hände  übergingen*.  Die  Aufnahme 
neuer  Mitglieder  oder  Besitzungen  in  die  Matrikel  verlangte  einen  Mehr- 
heitsbeschluß der  betreffenden  Kantons-  und  Kreisversammlung  und  die 
Zustimmung  der  beiden  anderen  Kreise. 

*  Die  Reichsritterschaft  als  Korporation  besaß  das  Recht  der  Besteuerung 
und  der  Autonon^ie^  Dagegen  hatten  die  einzelnen  Mitglieder  ein  Be- 
steuerungsrecht nur,  soweit  es  sich  um  Reichs-  und  Korporationslasten 
handelte,  nicht  au  eigenen  Zwecken.  Das  Recht  der  Gesetzgebung  be- 
saßen sie  nicht,  wohl  aber  das  der  Hausgesetzgebung,  im  einzelnen  Falle 
unter  kaiserlicher  Bestätigung.  Ihr  wichtigstes  Recht  bildete  der  Religions- 
bann ^.  Die  meisten  besaßen' auch  die  hohe  Gerichtsbarkeit,  die  sie  jedoch 
in  der  Regel  jedesmal  neu  vom  Reiche  empfangen  mußten^.  Welche 
Hoheitsrechte  sie  außerdem  auf  ihren  Besitzungen  ausüben  durften,  richtete 
sich  nach  besonderer  kaiserlicher  Verleihung  oder  nachweisbarem  Her- 
kommen. Im  übrigen  hatte  die  beschränkte  Landeshoheit  nur  die  negative 
Bedeutung,  daß  alle  etwaigen  Hoheitsrechte,  die  einzelnen  Reichsständen 
auf  reiehsritterschaftlichen  Besitzungen  zustanden,  nur  als  öffentlichrecht- 
liche Dienstbarkeiten  und  nicht  als  Ausflüsse  landesherrlicher  Gewalt  galten. 
Die  Mitglieder  der  Reichsritterschaft  besaßen  für  sich  und  ihre  Güter  den 
privilegierten  Gerichtsstand  der  Reichsunmittelbaren.  Ihre  Austragsinstanz 
war  das  Kantonsdirektorium. 

Außer  der  Reichsritterschaft  gab  es  im  Reiche  noch  verschiedene  un- 
mittelbare adeliche  Ganerbschaften,  deren  Rechtsverhältnisse,  abgesehen  von 
dem  korporativen  Elemente- der  ersteren,  im  wesentlichen  dieselben  waren®. 
Endlich  waren  von  der  Auflösung  der  Reichslandvogteien  noch  einige 
Dörfer  übrig  geblieben,  die  keiner  landesherrlichen  Gewalt  unterworfen 
waren®.  Sie  hießen  „Reichsdörfer"  und  befanden  sich  im  Besitze  einer 
ausgedehnten  Selbstverwaltung,  zum  Teil  der  hohen  Gerichtsbarkeit  Die 
protestantischen  Reichsdörfer  hatten  eine  gewisse  Kirchenhoheit  Eine 
eigentliche  Landeshoheit  kam  ihnen  nicht  zu.  Durch  den  RDHSchl  von 
1803  wurden  sämtliche  Reichsdörfer  mediatisiert 


*  Bei  Veräußerungen  an  Fremde  hatte  die  Genossenschaft  das  Vorkaufsrecht 
^  Über  das  sog.  GeisUnger  Statut  vgl.  Reyscher,  ZDR.  6,  297  fF. 

*  Augsb.  Rel.-Priede  von  1555,  §  26  (N.  Samml.  3,  20).    JPO.  4,  §  17.  5,  §  28. 
^  Als  zweite  Instanz  dienten  im  Zweifel  die  kaiserlichen  Landgerichte. 

»  Vgl.  S.  825.    Bekghaus,  a.  a.  0.  2,  294  f. 

*  Vgl.  L.  V.  Maübbb,  Geschichte  der  Dorfverfassung  2,  864—412.    Bbrohaüs, 
a.  a.  0.  2,  296  ff. 


§  81.    Der  Niedergang  und  die  Aufiösung  des  Reiches.  851 

§  81.    Der  Niedergang  und  die  Auflösung  des  Reiches. 

Unter  Maximilian  I.  hatte  man  noch  einmal  den  Versuch  gemacht, 
den  unverkennbaren  Verfall  des  Reiches  durch  innere  Keformen  zu 
hemmen,  aber  die  einem  widerstrebenden  Kaiser  mit  Mühe  abgerungenen 
Beichsreformen  waren  ohne  dauernden  Erfolg  geblieben.  Indem  dann 
die  Kaiser  es  unternahmen,  die  kirchliche  Bewegung,  die  den  größten 
Teil  des  Beiches  ergriffen  hatte,  mit  Gewalt  zu  unterdrücken,  gaben  sie 
den  Anlaß  zu  den  verheerenden  Kämpfen  des  schmalkaldischen  und 
30jährigen  Krieges,  wo  Spanien,  Frankreich  und  Schweden  in  deutschen 
Dingen  den  Ausschlag  gaben  und  deutsche  Gebiete  die  Beute  des  Aus- 
landes wurden.  Aus  dem  westfälischen  Frieden  gingen  die  deutschen  Terri- 
torien im  wesentlichen  als  souveräne  Staaten  hervor,  deren  Unterordnung 
unter  das,  Beich  nur  geringe  Bedeutung  hatte. 

Der  Schwerpunkt  der  kaiserlichen  Erblande  lag  schon  seit  Sigmund 
außerhalb  des  Beiches  \  Dasselbe  war  jetzt  auch  bei  verschiedenen  anderen 
Beichsstanden  der  Fall.  Unter  der  Krone  Schweden  standen  Vorpommern 
und  Wismar,  bis  1719  auch  das  Herzogtum  Bremen  und  das  Fürstentum 
Verden,  die  dann  auf  Hannover  übergingen;  unt-er  dem  Könige  von 
Dänemark  das  Herzogtum  Holstein  (Holstein-Gottorp  von  1762  bis  1773 
unter  Bußland),  von  1675  bis  1773  auch  die  Grafechaften  Oldenburg 
und  Dielmenhorst;  unter  dem  Könige  von  England  seit  1713  das  Kur- 
fürstentum Hannover  (Braunschweig-Lüneburg),  samt  dem  Herzogtum 
Lauenburg  (seit  1689  braunschweigisch)  und  den  Fürstentümern  Bremen 
und  Verden;  unter  dem  Erbstatthalter  der  vereinigten  Niederlande  die 
fürstlichen  Lande  von  Nassau-Diez.  Der  brandenburgisch-preußische  Staat 
gründete  sein  souveränes  Königtum  auf  einen  nicht  zum  Beiche  gehörigen 
Landesteil.  Der  Kurfürst  von  Sachsen  war  von  1697  bis  1763  zugleich 
König  von  Polen. 

Der  westfälische  Friede  hatte  den  deutschen  Territorien  die  völker- 
rechtliche Persönlichkeit  nur  unter  Vorbehalt  der  Bechte  des  Beiches  be- 
willigt. Kriege  unter  den  deutschen  Staaten  blieben  untersagt  An  einem 
Beichskriege  hatten  sich  alle  zu  beteiligen.  Gleichwohl  stand  Baiem  in 
dem  spanischen  Erbfolgekriege  auf  französischer  Seite.  Das  Verbot  der 
Fehde  vermochte  weder  den  österreichischen  Erbfolgekrieg  noch  die  beiden 
schlesischen  Kriege  und  den  siebenjährigen  Krieg  zu  verhindern.  Von 
dem  französischen  Bevolutionskriege  zog  sich  Preußen  einseitig  1795  durch 
den  Frieden  von  Basel,  ebenso  1797  der  Kaiser  durch  den  Frieden  von 
Campo  Formio  zurück,  während  der  Beichskrieg,  an  dem  sich  Osterreich 
seit  1799  wieder  beteiligte,  erst  1801  durch  den  Luneviller  Frieden  be- 
endigt wurde.  Gegenüber  der  unheilbaren  Zerrüttung  des  Beiches  war 
von  preußischer  Seite  in  den  letzten  Begierungsjahren  Friedrichs  des  Großen 
zum   ersten   male  der  bemerkenswerte  Versuch  einer  reichsverfassungs- 

^  Die  böhmifiche  Krone  war  1526,  die  ungarische  1527  an  das  Hans  Österreich 
gekommen. 
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mäßigen  Verbindung  der  deutschen  Eeichsfürsten  ohne  den  Kaiser  ge- 
macht worden.  Der  Fürstenbund,  dem  die  Kurfürsten  von  Mainz,  Sachsen 
und  Hannover  und  zahlreiche  kleinere  Staaten  beitraten,  bezweckte  aus- 
schließlich die  Aufrechterhaltung  der  bestehenden  Reichsverfassung  gegen- 
über den  bestündigen  Übergriffen  Josephs  IL*.  Mit  dem  Anlasse,  der 
ihn  ins  Leben  gerufen  hatte,  kam  auch  der  Fürstenbund  nach  wenigen 
Jahren  seines  Bestehens  wieder  in  Wegfall.- 

Als  Napoleon  im  Mai  1803  auf  Anlaß  des  englischen  Krieges  Han- 
nover besetzte,  regte  sich  das  Reich  in  keiner  Weise;  dagegen  nahm  es 
sich  der  von  Baiern  und  einigen  anderen  Staaten  bedrängten  Reichsritt^r- 
schaft  noch  einmal  mit  einigem  Erfolge  an.  Nachdem  Napoleon  in 
Frankreich  das  erbliche  Kaisertum  proklamiert  hatte  (Mai  .1804),  geschah 
seitens  des  deutschen  Kaisers,  unbeschadet  der  Fortdauer  seiner  Stellung 
zum  Reiche,  dasselbe  hinsichtlich  seiner  österreichischen  Erblande>(14.  Aug. 
1804).  Der  Koalitionskrieg  von  1805  sah  Baiern,  Würtemberg  und  Baden 
bereits  auf  französischer  Seite  gegen  Österreich,  während  das  Reich  neutral 
blieb.  Der  Preßburger  Friede  (26.  Dez.  1805)  brachte  den  drei  Verbün- 
deten Napoleons  die  Anerkennung  der  vollen  Souveränität  und  aller 
daraus  fließenden  Rechte,  unbeschadet  ihrer  Zugehörigkeit  zu  der  „Con- 
federation  germanique",  und  reichen  Zuwachs  durch  österreichische  Ge- 
bietsabtretungen. Die  Reichsstadt  Augsburg  wurde  zu  Gunsten  Baiems, 
eine  Besitzung  des  Johanniterordens  zu  Gunsten  Würtembergs  mediati- 
siert,  das  Amt  des  Hoch-  und  Deutschmeisters  in  eine  österreichische 
Sekundogenitur  verwandelt.  Baiern  und  Würtembei^  wurden  zu  König- 
reichen erhoben.  Das  deutsche  Reich  wurde  bei  diesen  Abmachungen 
nicht  gefragt,  der  Kaiser  handelte  nur  als  österreichischer,  nicht  als 
deutscher  Kaiser.  Der  Reichstag  erhielt  erst  nach  Monaten  die  amtliche 
Anzeige  des  Geschehenen.  Der  erste  Gebrauch,  den  die  neuen  Souveräne 
von  ihrer  Selbstherrlichkeit  machten,  war  die  gewaltsame  Mediatisierung 
der  Reichsritterschaft  innerhalb  ihrer  Gebiete.  Im  März  1806  erhielt 
der  Reichstag  die  Anzeige,  daß  der  Prinz  Murat  auf  Anordnung  Napoleons 
als  Herzog  von  Kleve  und  Berg  in  die  Reihe  der  Reichsstönde  getreten 
sei.  Der  Kurerzkanzler  Dalberg  erhob  einseitig,  ohne  Kapitelswahl,  den 
Kardinal  Fesch  zu  seinem  Koadjutor,  mit  dem  Rechte  der  Nachfolge  als 
Erzkanzler  des  Reiches.  Am  1.  August  1806  sagten  sich  vierzehn  im 
Rheinbunde  unter  Napoleons  Protektorat  vereinigte  Fürsten  durch  Er- 
klärung an  den  Reichstag  „von  ihrer  bisherigen  Verbindung  mit  dem 
deutschen  Reichskörper"  los.  Eine  gleichzeitige  Erklärung  Napoleons  be- 
sagte, daß  er  das  Dasein  der  deutschen  Verfassung  nicht  mehr  anerkenne, 
sondern  nur  die  volle  und  absolute  Souveränität  eines  jeden  der  Pursten, 
deren  Staaten' das  heutige  Deutschland  bildeten.    Zehn  Tage  später  über- 

•  Vgl.  Ranke,  Die  deutschen  Mächte  und  der  Fürgtenbund  1780—90,  2  Bde, 
1880.  W.  A.  Schmidt,  Geschichte  der  preußisch-deutschen  Unionsbestrebungen  seit 
der  Zeit  Friedrichs  des  Großen,  1851.  H.  Mbyeb,  Der  Plan  eines  evang.  Fürsten- 
bundes  im  siebenjähr.  Kriege,  Bonner  Diss.  1893. 
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gab  der  kaiserliche  Gesandte  den  bei  dem  Reichstage  beglaubigten  Ge- 
sandten der  einzelnen  ßeichsstände  (nicht  dem  Reichstage  selbst)  eine 
vom  6.  Aug.  1806  datierte  Akte  des  Kaisers,  wodurch  dieser,  bei  der 
Unmöglichkeit,  seine  Pflichten  als  Reichsoberhaupt  femer  zu  erfüllen,  er- 
klärte: „daß  Wir  das  Band,  welches  Uns  bis  jetzt  an  den  Staatskörper 
des  deutschen  Reichs  gebunden  hat,  als  gelöst  ansehen,  daß  Wir  das  Reichs- 
oberhauptliche  Amt  und  Würde  durch  die  Vereinigung  der  confoderierten 
rheinischen  Stande  als  erloschen  und  Uns  dadurch  von  allen  übernommenen 
Pflichten  gegen  das  deutsche  Reich  losgezahlt  betrachten  und  die  von 
wegen  Desselben  bis  jetzt  getragene  Kaiserkrone  und  geführte  kaiserliche 
Regierung,  wie  hiermit  geschieht,  niederlegen."  Zugleich  entband  der 
Kaiser  alle  Reichsangehörigen,  namentlich  die  Mitglieder  der  höchsten 
Reichsgerichte  und  alle  übrigen  Reichsbeamten,  von  ihren  Verpflichtungen 
gegen  das  Reichsoberhaupt.  Seine  „sämtlichen  deutschen  Provinzen  und 
Reichsländer"  sagte  er  ebenfalls  von  allen  bisherigen  Verpflichtungen  los 
und  stellte  ihnen  „in  ihrer  Vereinigung  mit  dem  ganzen  österreichischen 
Staatskörper"  eine  neue  glückliche  Zukunft  in  Aussicht '. 

Ein  Reichstagsbeschluß  über  die  Auflösung  des  Reiches  ist  nicht 
mehr  gefaßt  worden,  aber  die  späteren  weltgeschichtlichen  Ereignisse 
haben  dem  von  Hause  aus  ungesetzlichen  Akte  nachträglich  die  still- 
schweigende Genehmigung  der  Mitlebenden  und  der  Nachwelt  zu  teil 
werden  lassen. 


Drittes  Kapitel. 

Von  der  Auflösung  bis  zur  Neubegründung  des 
Deutschen  Reiches. 

Mejer,  Einleitung  in  das  deutsche  Staatsrecht*  131—344.  G.  Metek,  Lehrb. 
d.  deutsch.  Staatsrechts^  (1895)  91—139.  II.  A.  Zachariä,  Deutsches  Staats-  und 
Bundesrecht*,  2  Bde,  1865—67.  H.  Schulze,  Einleitung  in  das  deutsche  Staats- 
recht, 1865;  Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechts  1,  1881.  Häusser,  Deutsche  Ge- 
schichte vom  Tode  Friedrichs  des  Großen  bis  zur  Gründung  des  deutschen  Bundes' 
2.  3.  4  (1862).  V.  Treitschke,  Deutsche  Geschichte  im  19.  Jh.",  4  Bde,  1889. 
y.  Zwiedimeck-Südenhorst,  Deutsche  Geschichte  von  der  Auflösung  des  alten  bis 
zur  Errichtung  des  neuen  Kaiserreiches  1,  1897.  Schültew,  Erläuterungen  zum 
geschichtl.  Atlas  der  Rheinprovinz  1,  1895. 
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Klüber,  Staatsrecht  des  Kheinischen  Bundes,  1808.  K.  S.  ZACHARrA,  Staats- 
recht der  Kheinischen  Bundesstaaten,  1810.  H.  A.  Zacharia.  a.  a.  0.  1,  149  ff. 
H.  Schulze,  Einleitung  281  ff.;  Lehrbuch  1,  81  ff.  Beck,  Zur  Verfassungsgeschichte 
des  Rheinbundes,  1890.  Häusser,  a.  a.  0.  2,  691  ff.  3,  222  ff.  498  ff.  Bergbaus, 
Deutschland  vor  50  Jahren  2,  178  ff.  Lancizolle,  Reichsstandschafts-  und  Terri- 
tx>rial Verhältnisse  94  ff.  Winkopp,  Der  Rheinische  Bund,  Zeitschrift,  23  Bde,  1807—13. 
Eichhorn  4,  599  ff.    Kleinschmtdt,  Geschichte  d.  Königr.  Westfalen,  1893. 

'  Die  drei  Erklärungen  vom  1.  und  6.  August  1806  bei  Bergbaus,  Deutschland 
vor  fünfzig  Jahren  2,  68—70. 
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Durch  die  Rheinbundsakte  vom  12.  Juli  1806  (,,Acte  de  la  Conföde- 
ration  du  Rhin**)  traten  sechzehn  deutsche  Staaten,  indem  sie  sich  gleich- 
zeitig Tom  Reiche  lossagten,  zu  einem  Staatenbunde  unter  dem  Namen 
^tats  confederes  du  Bhin  unter  Napoleon  als  Protecteur  de  la  Confede- 
ration  zusammen  \  Ursprüngliche  Mitglieder  waren  der  Eurerzbanzler 
von  Regensburg,  später  Großherzog  von  Frankfurt,  die  durch  den  Preß- 
burger  Frieden  von  1805  zu  Königen  erhobenen  Herzoge  von  Baiem 
und  Wurtemberg,  der  Kurfürst  (jetzt  Großherzog)  von  Baden,  der  Land- 
graf (jetzt  Großherzog)  von  Hessen -Darmstadt^  der  Herzog  von  Kleve- 
Berg  (jetzt  Großherzog  von  Berg),  die  Fürsten  von  Nassau-Üsingen  und 
N.-Weilburg,  HohenzoUern -Hechingen  und  H. -Sigmaringen,  Isenburg- 
Birstein,  Salm-Salm  und  S.-Kirburg,  der  Herzog  von  Aremberg,  der  Fürst 
von  Liechtenstein  und  der  Graf  (jetzt  Fürst)  von  der  Leyen.  Während 
die  gleichzeitig  von  Preußen  unternommene  Gründung  eines  nofddeutschen 
Bundes  durch  den  unglücklichen  Ausgang  des  Krieges  von  1806  —  7 
vereitelt  wurde',  traten  dem  Rheinbunde  nach  und  nach  die  samt- 
lichen im  Besitz  gebliebenen  deutschen  Regierungen  bei,  bis  auf  Österreich, 
das  durch  den  Tilsiter  Frieden  von  1807  verkleinerte  Preußen,  Schweden 
und  Holstein-Dänemark.  Die  bedeutendsten  unter  den  neuen  Mitgliedern 
waren  Kursachsen  (jetzt  Königreich),  das  neu  errichtete  Königreich  West- 
falen und  das  Kurfürstentum  Würzburg  (jetzt  Großherzogtum).  Der 
alleinige  Zweck  des  Rheinbundes  war  das  Schutz-  und  Trutzbündnis  mit 
Frankreich,  der  vorgeschützte  Zweck  die  Erhaltung  der  äußeren  und 
inneren  Sicherheit  Süddeutschlands,  Sämtliche  Mitglieder  wurden  als 
souveräne  Staaten  bezeichnet,  als  Souveränitätsrechte  die  Gesetzgebung, 
Gerichtsbarkeit,  hohe  PoMzei,  Militäraushebung  und  Besteuerung.  Organ 
des  Bundes  sollte  eine  zu  Frankfurt  tagende  Bundesversammlung  {Diete 
de  FrancforCjj  geteilt  in  ein  auch  die  Großherzogtümer  umfassendes  könig- 
liches und  ein  fürstliches  Kollegium,  sein,  unter  dem  Vorsitze  des  bis- 
herigen Reichserzkanzlers  als  Fürst-Primas  (Prince-Primat)  oder  seines  von 
dem  Kaiser-Protektor  zu  bezeichnenden  Nachfolgers.  Ins  Leben  getreten 
ist  die  Bundesversammlung  nicht,  auch  das  Grundgesetz  des  Bundes,  dessen 
Ausarbeitung  vorbehalten  wurde,  ist  nicht  zustande  gekommen. 

Dagegen  übte  der  Rheinbund  nach  zwei  anderen  Richtungen  eine 
für  die  spätere  Entwickelung  des  Reiches  höchst  folgenreiche  Wirkung 
aus.  Einmal  durch  die  Mediatisiejung  der  Reichsritterschaft,  des  Deutsch- 
ordens (1809)  und  des  Johanniterordens  sowie  sämtlicher,  nicht  in  den 
Rheinbund  aufgenommenen  Fürsten,  Grafen  und  Herren,  die  der  Sou- 
veränität der  Rheinbundstaaten  unterworfen  wurden  und  außer  ihren 
Kammergütern  und  guts-  und  lehnsherrlichen  Rechten  nur  gewisse  unter- 
geordnete Hoheitsrechte  behielten,  im  übrigen  aber  zu  privilegierten  Unter- 

^  Abdruck  nach  dem  Original :  Bindinq,  Deutsche  Staatsgrundgesetze  3,  1893. 

•  Vgl.  A.  W.  Schmidt,  Geschichte  der  preußisch- deutschen  UnionsbestrebungeD, 
1851;  Preußens  deutsche  Politik,  1867.  v.  Witzlebbn,  Die  Verhandlungen  über 
den  norddeutschen  Bund,  Arch.  f.  sächs.  Gesch.  6,  1868. 
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thanen  wurden.  Von  den  Reichsstädten  wurden  Nürnberg  und  Prank- 
furt, später  auch  die  drei  Hansestädte  ebenfalls  mediatisiert.  Durch 
gegenseitigen  Gebietsaustausch  wurden  die  Grenzen  der  Bundesstaaten 
gegeneinander  abgerundet.  Eine  weitere  Wirkung  bestand  in  der  voll- 
standigen  Neuorganisation  der  einzelnen  Rheinbundstaaten  kraft  der 
ihnen  eingeräumten  Souveränitätsrechte.  Während  Sachsen  und  Meklen- 
burg  die  alten  ständischen  Verhältnisse  fortbestehen  ließen  und  das  wurtem- 
bergische  Königtum,  unter  Aufhebung  der  wohlbewährten  Verfassung 
(§  78,  n.  51),  ein  System  reinster  Gewaltherrschaft  entwickelte,  kam  es 
in  den  meisten  übrigen  Rheinbundstaaten  mehr  oder  weniger  zu  einer 
Nachahmung  französischer  Einrichtungen  mit  ihren  guten,  aber  auch  ihren 
bedenklichen  Seiten.  Die  landstandisohen  Rechte  wurden  beseitigt  und 
teils  schlechthin  durch  ein  absolutes  Regiment,  teils  durch  einen  bloßen 
Scheinkonstitutionalismus  ersetzt  Nach  dem  Vorbilde  der  französischen 
Departementsverfassung  wurden  die  Staatsgebiete  ohne  Rücksicht  auf  die 
historische  Gliederung  nach  rein  geographischen  oder  mechanischen  Ge- 
sichtspunkten in  Bezirke  oder  Kreise  unter  Präfekten  oder  Generalkom- 
missaren eingeteilt.  Das  Lehnwesen  wurde  großenteils  aufgehoben,  die 
Befreiung  des  Bauernstandes  durchgeführt.  Von  den  Prinzipien  einer  eng 
begrenzten  Parität  auf  konfessionellem  Gebiete  schritt  man  zur  Aner- 
kennung der  Religionsfreiheit  fort,  aber  die  Kirchen  selbst  wurden  nur 
als  Staatsanstalten  behandelt.  Die  Trennung  von  Rechtspflege  und  Ver- 
waltung wurde  durchgeführt.  Die  Justizorganisation  erfolgte  vielfach  im 
Anschlüsse  an  die  der  ftanzosen,  Schwurgerichte  wurden  eingerichtet,  die 
Einführung  des  Code  angeordnet  oder  vorbereitet.  Der  staatsrechtliche 
Charakter  der  Wehrpflicht  kam  in  der  Konskription  zum  Ausdrucke;  indem 
aber  den  Vermögenderen  das  Recht  der  Stellvertretung  eingeräumt  und  den 
gebildeten  Klassen  Freiheit  von  der  Aushebung  gewährt  wurde,  blieb  man 
von  den  Prinzipien  der  allgemeinen  Wehrpflicht  noch  ebenso  weit  entfernt, 
wie  dies  in  Preußen  während  des  18.  Jahrhunderts  der  Fall  gewesen  war. 
Während  die  Rheinbundstaaten  sich  dem  Kaiser-Protektor  gegenüber 
in  dem  Zustande  vollkommenster  Rechtlosigkeit  befanden^,  ihren  ünter- 
thanen  gegenüber  aber  das  System  eines  aufgeklärten  Despotismus  nach 
napoleonischem  Muster  zur  Anwendung  brachten,  vollzog  der  preußische 
Staat  in  den  Jahren  der  tiefsten  Demütigung  seine  vollständige  Reor- 
ganisation von  innen  heraus,  ohne  fremdes  Vorbild.  Sie  bildete  die  Auf- 
gabe der  großen  Stein-Hardenbergischen  Gesetzgebung*.    Von  der  Bauem- 

*  Vgl.  die  von  Napoleon  befohlene  Ermordung  des  Herzogs  von  Enghicn  und 
des  Buchhändlers  Palm,  die  französischen  Einverleibungsdekrete  über  Gebietsteile 
von  Kheiubundrdrsten  oder  Rheiubundstoaten  (Oldenburg,  Aremberg,  beide  Salm). 

*  Vgl.  E.  Meier,  Die  Reform  der  Verwaltungsorganisation  unter  Stein  und 
Hardenberg,  1881.  IL  Schulze,  Preuß.  Staatsrecht  1 »,  84  flF.  234  ff.  2,  195  ff.  Häusser, 
a.  a.  0.  3,  128  ff.  488  ff.  Altmann,  Ausgewählte  Urkunden  zur  brand.-preuß.  Verf.- 
u.  Yerwaltungsgeschichte  2,  1897.  A.  8tern,  Abhandl.  und  Aktenstücke  z.  Gesch. 
d.  preuß.  Beformbestrebungen  1807—1815,  1885.  Über  ältere  Reformbestrebungen 
vgl.  HiNTZE,  Uist.  Zcitschr.  76,  413  ff. 
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befreiung  und  der  Landeskulturgesetzgebung  ist  bereits  die  Rede  gewesen 
(S.  784  ff.  792).  Die  vollste  Gewerbefreiheit  wurde  durch  das  Edikt  über 
die  Einführung  einer  allgemeinen  Gewerbesteuer,  vom  2.  November  1810, 
begründet.  Allgemeine  Religionsfreiheit  hatte  schon  das  ALR.  (II.  11, 
§§  1  ff.)  eingeführt;  die  bürgerliche  Gleichstellung  der  inländischen  Juden 
mit  den  Christen  wurde  durch  Edikt  vom  11.  März  1812  begründet.  Das 
völlig  verkümmerte  städtische  Gemeindewesen  wurde  durch  die  Städteord- 
nung vom  19.  November  1808  auf  den  Grundlagen  einer  gesunden  Selbst- 
verwaltung geregelt  Die  Centralverwaltung  wurde  durch  die  Verord- 
nung vom  24.  November  und  das  Publikanduin  vom  16.  Dezember  1808 
nebst  den  Verordnungen  vom  26.  Dezember  1808  und  27.  Okix)ber  1810 
einer  völligen  Umgestaltung  unterzogen.  An  die  Spitze  der  Verwaltung 
trat  ein  Kabinet  von  fünf  Staatsministern  (für  Inneres,  Finanzen,  aus- 
wärtige Angelegenheiten,  Krieg  und  Justiz),  dessen  Haupt,  der  Staats- 
kanzler, als  oberster  Rat  der  Krone  die  Oberaufsicht  über  die  gesamte 
Verwaltung  zu  führen  hatte;  das  Nebeneinanderbestehen  von  Fach-  und 
Provinzialministern  und  das  ungeeignete  Kollegialsystem  in  den  Ministerien 
wurde  zu  Gunsten  des  Bureausystems  beseitigt.  Nur  für  Sachen  der  Ge- 
setzgebung wurde  ein  Staatsrat  bestimmt,  der  außer  den  Staatsministem 
auch  alle  übrigen  hervorragenden  Kräfte  des  Staates  umfassen  sollte,  zu- 
nächst aber  noch  nicht  ins  Leben  trat.  Die  bisherigen  Kriegs-  und 
Domänenkammern,  deren  Geschäftskreis  auf  die  gesamte  Verwaltung  aus- 
gedehnt wurde,  erhielten  die  Bezeichnung  „Regierungen",  während  die  bisher 
mit  diesem  Namen  bezeichneten  Gerichte  zu  Oberlandesgerichten  wurden. 
Jede  Regierung  erhielt  einen  Präsidenten  und  als  Vorsteher  der  einzelnen 
Abteilungen  Direktoren.  Das  Kollegialsystem  wurde  bei  den  Regierungen 
beibehalten,  der  natürlichen  Schwerfälligkeit  desselben  aber  durch  Ver- 
teilung der  verschiedenen  Geschäftszweige  unter  ständige  Referenten  vor- 
gebeugt. Als  oberste  Provinzialbeamten  wurden  die  Oberpräsidenten  ein- 
gesetzt, nicht  als  Zwischeninstanz,  sondern  als  ständige  Aufsichtsorgane 
des  Kabinets  gegenüber  der  gesamten  Provinzialverwaltung.  Die  Gerichts- 
barkeit der  Kammerjustizdeputationen  ging  auf  die  Civilgerichte  über. 
Tiefgreifende  Reformen  auf  dem  Gebiete  des  Finanzwesens,  namentlich 
auf  die  Aufhebung  der  Exemtionen  und  Durchführung  einer  gerechten 
und  gleichmäßigen  Besteuerung  gerichtet,  wurden  durch  Edikt  vom 
27.  Oktober  1810  angebahnt,  kamen  aber  vorerst  nur  teilweise  zur  Aus- 
führung. Die  zur  Zeit  wichtigste  Reform  war  die  des  Heerwesens.  Wie 
Osterreich  sich  1808  durch  Errichtung  einer  allgemeinen  Landwehr  auf 
den  neuen  französischen  Krieg  vorbereitete^,  so  hatte  Schamhorst  1807 
und  1808  in  wiederholten  Denkschriften  die  Bildung  einer  Nationalmiliz 
oder  Landwehr  aus  den  von  der  Kantonpflicht  befreiten  Klassen  angeregt. 
Durchgesetzt  wurde  zunächst  nur  die  Abschaffung  der  Werbungen  im  Aus- 

^  Vgl.  UÄUS8RR,  a.  a.  0.  3,  258  f.    Eine  dauernde  Einrichtung  bezweckte  die 
österreichische  Maßregel  nicht. 
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lande,  Eröffnung  der  Offizierlaufbahn  für  alle  Stande,  Beseitigung  der  für 
die  ausländischen  Söldner  berechneten  entehrenden  Strafen  in  den  neu- 
revidierten Kriegsartikeln  und  Bildung  einer  Armeereserve  aus  Kanton- 
pflichtigen, die  nach  nur  mehrmonatlichem  Dienste  wieder  von  den  Fahnen 
entlassen  wurden  (sog.  Krümpersystem).  Erst  die  von  den  ostpreußischen 
Ständen  bei  Beginn  der  Erhebung  im  Februar  1818  beschlossene  Errich- 
tung der  ostpreußischen  Landwehr  und  des  Landsturms  brachte  die  Pläne 
Schamhorsts  zur  Verwirklichung  ^  Zu  derselben  Zeit  erging  eine  könig- 
liche Verordnung  (vom  9.  Februar  1813)^  die  für  die  Dauer  des  Krieges 
alle  Militärbefreiungen  aufhob  und  den  bisher  Eximierten  vom  vollendeten 
17.  bis  zum  24.  Lebensjahre  nur  das  Vorrecht  einräumte,  sich  bei  den  frei- 
willigen Jägern  oder  der  Artillerie  zu  stellen.  Am  17.  März  1813  folgte 
die  Verordnung  über  die  Organisation  der  Landwehr,  durch  welche  eben- 
falls für  den  bevorstehenden  Krieg  im  ganzen  Staate  die  Errichtung  der 
Landwehr  und  des  Landsturms  angeordnet  wurde.  Nachdem  diese  Ein- 
richtungen im  ersten  Kriegsjahre  die  Probe  bestanden  hatten,  wurden  sie 
durch  das  Gesetz  über  die  Verpflichtung  zum  Kriegsdienste  vom  3.  Sep- 
tember 1814  dauernd  eingeführt.  Für  alle  Landeskinder,  die  das  20.  Lebens- 
jahr vollendet  hatten,  wurde  die  Wehrpflicht  festgestellt.  Die  Organisation 
des  preußischen  Heeres  beruhte  auf  denselben  Grundlagen,  die  heute  für 
das  deutsche  Heer  maßgebend  sind. 

§  83.    Die  Verfassung  des  Deutschen  Bundes. 

H.  A.  Zachaäiä,  Staats-  und  ßundesrecht*  1,  172  ff.  2,  611  ff.  Zöpfl,  Grand- 
sätze  des  allgemeinen  und  deutschen  Staatsrechts*,  2  Bde,  1863.  Klüber,  Öffent- 
liches Recht  des  Deutschen  Bundes  und  der  Bundesstaaten*,  1841;  Quellensammlung 
zu  dem  öffentl.  Rechte  des  Deutsch.  Bundes',  1830—1833;  Wichtige  Urkunden 
für  den  Rechtszustand  d.  deutsch.  Nation,  1844.  H.  Schulze,  Lehrb.  d.  deutsch. 
Staatsrechts  1,  91  ff.  G.  Mbyeu,  Lehrb.  d.  deutsch.  Staatsrechts*  91  ff.  Held, 
System  des  Verfassungsrochts  1,  468  ff.  Aeoidi,  bei  Bluntschli  und  Brater,  Staats- 
wörterbuch 3,  1  ff.  Eichhorn,  Betrachtungen  über  die  Verfassung  des  Deutschen 
Bundes,  1833.  Ilse,  Gesch.  d.  deutsch.  Bundesversammlung,  3  Bde,  1860—62. 
Hausser,  Deutsche  Geschichte  4^,  671  ff.  v.  Meyer,  Corpus  iuris  confoederationis 
Germanicae",  fortges.  v.  Zöppl,  3  Bde,  1855—69.  v.  Lancizolle,  Übersicht  108  ff. 
W.  A.  Schmidt,  Geschichte  der  deutschen  Verfassungsfrage  während  der  Befreiungs- 
kriege und  des  Wiener  Kongresses  1812 — 1815,  her.  v.  Stern,  1890;  Der  Abschluß 
d.  deutsch.  Verf. -Werkes  a.  d.  Wiener  Congresse,  Zeitachr.  f.  GW.  3,  277  ff. 
Emminohaus,  Corp.  iur.  Germ.  acad.  2,  1856.  Diplomatisch  getreuer  Abdruck  der 
DBA.  u.  WSchl.-A.  bei  Bindino,  Deutsche  Staatsgrundgesetze  3,  1893. 

Schon  das  erste  Jahr  der  Befreiungskriege  hatte  die  Auflösung  des 
Rheinbundes  und  der  napoleonisohen  Territorialschöpfungen  (Königreich 
Westfalen,  Großherzogtümer  Berg  und  Frankfurt),  sowie  die  Wiederher- 
stellung von  Hannover,  Braunschweig,  Kurhessen,  Oldenburg,  Nassau- 
Oranien,  Frankfurt  und  den  drei  Hansestädten  gebracht.  Nachdem  Deutsch- 
land durch  den  ersten  Pariser  Frieden  (30.  Mai  1814)  von  Frankreich 

«  Vgl.  Hausser,  a.  a.  0.  4,  83  ff.  48  ff. 
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die  Gebietsgrenzen  vom  1.  Januar  1792  wiedererlangt  hatte,  die  durch 
den  zweiten  Pariser  Frieden  (20.  November  1815)  auf  die  Grenzen  von 
1790  ausgedehnt  wurden,  erfolgte  die  Gebietsregelung  zwischen  den 
deutschen  Staaten  durch  die  Wiener  Kongreßakte  vom  9.  Juni  1815. 
Die  durch  diese  und  den  Eezeß  der  Territorialkommission  vom  20.  Juli  1819 
begründeten  Verhältnisse  haben  sich  im  wesentlichen  bis  1866  erhalten. 
Abgesehen  von  den  erwähnten  Restitutionen  im  Jahre  1813,  denen  1815 
noch  die  der  Landgrafschaft  Hessen-Homburg  folgte,  wurden  die  Media- 
tisierungen  der  Rheinbundsakte  von  1806  und  die  napoleonischen  Media- 
tisierungen  von  Aremberg  und  beiden  Salm  aufrechterhalten,  die  Rhein- 
bundsfürsten Isenburg  und  von  der  Leyen  aber  erst  jetzt  ihrer  Souveränität 
entkleidet.  Das  Großherzogtum  Würzburg  wurde  beseitigt.  Schweden 
schied  aus  Deutschland  aus,  indem  Neu- Vorpommern  und  Rügen  mit 
Preußen  vereinigt  wurden;  Stadt  und  Herrschaft  Wismar  befanden  sich 
schon  seit  180B  in  meklenburgischem  Pfandbesitz^ 

Durch  die  auf  dem  Wiener  Kongresse  vereinbarte  Deutsche  Bundes- 
akte (DBA.)  vom  8.  Juni  1815,  deren  11  erste  Artikel  zugleich  einen 
Teil  der  Wiener  Kongreßakte  bildeten,  vereinigten  sich  „die  souveränen 
Fürsten  und  freien  Städte  Deutschlands'^  zur  „Erhaltung  der  äußeren 
und  inneren  Sicherheit  Deutschlands  und  der  Unabhängigkeit  und  Un- 
verletzbarkeit der  einzelnen  deutschen  Staaten"  zu  einem  „beständigen 
Bunde",  der  den  Namen  „der  Deutsche  Bund"  erhielt.  Mitglieder  des- 
selben waren  Österreich  und  Preußen  mit  ihren  früher  zum  deutschen 
Reiche  gehörigen  Besitzungen 2,  die  Königreiche  Baiem,  Sachsen,  Han- 
nover^ und  Würtemberg,  Großherzogtum  Baden,  Kurfürstentum  Hessen. 
Großherzogtum  Hessen,  Herzogtum  Holstein*,  Großherzogtum  Luxemburg*. 
Herzogtum  Braunschweig,  Großherzogtum  Meklenburg-Schwerin ,  Herzog- 
tum Nassau,  Großherzogtum  Sachsen-Weimar,  die  sächsischen  Herzogtümer 
Gotha,  Koburg,  Meiningen  und  Hildburghausen®,  Großherzogtümer  Meklen- 

^  Vgl.  B.  Schmidt,  Ansprüche  auswärtiger  Staaten  auf  deutsches  Reichsgebiet 
(1894)  40  ff.  Die  EinlÖsungsfrist  ist  neuerdings  durch  Vertrag  bis  zum  Jahr  2003 
verlängert. 

'  Die  Provinzen  Preußen  und  Posen  und  das  Fürstentum  Neuenbürg  blieben 
außerhalb  des  Bundes. 

*  Der  König  von  England  hatte  während  des  Wiener  Kongresses  für  seine 
deutschen  Lande  den  Titel  ,,König  von  Hannover"  angenommen.  Die  Verbindung 
Hannovers  mit  England  erlosch  1837. 

*  Daa  1816  mit  Dänemark  vereinigte  Herzogtum  Lauenburg  wurde  ebenfalls, 
aber  ohne  eigene  Stimme,  in  den  Bund  aufgenommen. 

^  Luxemburg  erhielt  der  König  der  Niederlande  als  Entschädigung  der  nassau- 
oranischen  Linie  für  die  Abtretung  der  Stammländer  an  Preußen.  Nachdem  die 
Losreißung  der  belgisclien  Provinzen  von  Holland  auch  die  westliche  Hälfte  von 
Luxemburg  mit  dem  neuen  Königreiche  Belgien  vereinigt  hatte,  überwies  der 
König  der  Niederlande  dem  Deutschen  Bunde  als  Ersatz  das  Herzogtum  Limburg 
(1839),  das  aber  als  Provinz  in  dem  holländischen  Staatsverbande  blieb  und  nicht 
mit  Luxemburg  verbunden  wurde. 

*  Dafür  nach  dem  Aussterben  von  S.-Gotha  (1825)  die  Herzogtümer  Koburg- 
Gotha,  Meiningen-Hildburghausen  und  Altenburg. 
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burg-Strelitz  und  Oldenburg,  Herzogtümer  Anhalt-Dessau,  -Bernburg  und 
-Köthen^,  Fürstentümer  Schwarzburg-Sondershausen  und  -Rudolstadt, 
HohenzoUern-Hechingen  und  -Sigmaringen  ^,  Liechtenstein,  Waldeck,  Reuß 
älterer  und  jüngerer  Linie,  Schaumburg-Lippe,  Lippe  und  die  freien  Städte 
Lübeck,  Frankfurt,  Bremen  und  Hamburg.  Durch  die  Aufnahme  von 
Hessen-Homburg  (1817)  wurde  die  Mitgliederzahl  auf  39  erhöht,  sank 
aber  im  Laufe  der  Zeit  durch  den  Abgang  verschiedener  Häuser  wieder 
auf  33  herab  ^ 

Der  Aufruf  von  Ealisch  vom  25.  März  1818  hatte  dem  deutschen 
Volke  die  Wiedergeburt  des  Reiches  in  Aussicht  gestellt,  nachdem  aber 
Baiem  und  Würtemberg  durch  die  Verträge  zu  Ried  und  Fulda  (8.  Okt., 
2.  Nov.  1813)  die  Wahrung  ihrer  vollen  Souveränität  zugesichert  erhalten 
hatten,  scheiterten  alle  auf  eine  bundesstaatliche  Organisation  gerichteten 
Versuche  vornehmlich  an  ihrem  Widerstände.  Der  Deutsche  Bund  trat 
als  bloßer  Staatenbund,  als  ein  „völkerrechtlicher  Verein  der  deutschen 
souveränen  Fürsten  und  freien  Städte",  ins  Leben.  Als  Subjekt  dieses 
Vereins  wurde  ausschließlich  die  in  der  Bundesversammlung  vertretene 
Gesamtheit  der  Bundesregierungen  hingestellt;  die  Versuche,  auch  dem 
Volke  eine  Beteiligung  an  der  Bundesvertretung  zu  verschaffen,  waren 
erfolglos,  selbst  die  in  der  Bundesakte  angeregte  Heranziehung  der  mediati- 
sierten  ehemaligen  Reichsstände  unterblieb.  Das  zweit«  Bundesgrundgesetz, 
die  Wiener  Schlußakte  (WSchl.-A.)  vom  15.  Mai  1820,  ging  in  der  aus- 
schließlichen Berücksichtigung  der  Regierungen  und  Ablehnung  aller  volks- 
tümlichen Elemente  noch  über  die  Bundesakte  hinaus^®. 

Das  verfassungsmäßige  Organ  des  Bundes  war  die  Bundesversamm- 
lung (gewöhnlich  „Bundestag"),  ein  dem  Regensburger  Reichstage  nach- 
gebildeter beständiger  Gesandtenkongreß  mit  dem  Sitze  zu  Frankfurt  am 
Main.  Die  Bundesversammlung  bestand  ausschließlich  aus  bevollmächtigten 
Gesandten  der  verschiedenen  Bundesstaaten,  Den  Vorsitz  hatte  der  Ge- 
sandte Österreichs  als  der  Präsidialmacht.  Die  Bundesversammlung  hatte 
das  Recht,  sich  bis  zu  der  Dauer  von  vier  Monaten  zu  vertagen.  Da  die 
Bundesverfassung  auf  der  Gleichberechtigung  aller  Bundesglieder  beruhte, 
so  bildete  die  Bundesversammlung  einen  einheitlichen  Körper  ohne  Ein- 
teilung in  Kollegien.  Alle  Verhandlungen  fanden  in  dem  sogenannten 
„engeren  Rate"  statt,  in  welchem  die  11  ersten  Bundesstaaten  je  eine 
Stimme  führten,  während  sich  die  übrigen  in  G  Gesamtstimmen  teilten  ^^ 

'  Die  aohaltischen  Länder  worden  nach  dem  Aussterben  der  Röthener  (1847) 
und  der  Bemburger  Linie  (186S)  unter  Dessau  vereinigt. 

^  Durch  Staats  vertrag  von  1849  wurden  beide  Hohenzollem  mit  Preußen 
vereinigt. 

^  Hessen-Homburg  starb  1866,  kurz  vor  der  Krisis  des  Bundes,  ans. 
***  Vgl.  Aeoidi,  Die  Schlußakte  der  Wiener  Ministerialkonferenzen,  1860  —  69. 
"  Braunschweig  und  Nassau  hatten  eine  Gesamtstimme,  ebenso  beide  Meklen- 
burg,  femer  Sachsen- Weimar  und  die  sächsischen  Herzogtümer,  sodann  Oldenburg, 
Anhalt  und  Schwarzburg,  die  fünfte  Gesamtstimme  gehörte  den  übrigen  Fürsten- 
tümern (Hessen-Homburg  erst  seit  1838),  die  sechste  den  vier  freien  Städten. 
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Über  Abfassung  und  Abänderung  von  Grundgesetzen  des  Bundes,  Be- 
schlüsse welche  die  Bundesakte  selbst  betrafen,  organische  Einrichtungen 
und  gemeinnützige  Anordnungen,  Aufnahme  neuer  Mitglieder,  femer  über 
Kriegserklärnngen  und  Friedensschlüsse  hatte  der  engere  Rat  nur  zn  ver- 
handeln, aber  nicht  abzustimmen.  Die  Abstimmung  über  solche  Gegen- 
stande mußte  im  „Plenum"  erfolgen,  in  welchem  Österreich  und  die  fünf 
Königreiche  je  4,  die  fünf  nächsten  Bundesstaaten  je  3,  die  drei  folgenden 
je  2  Stimmen,  alle  übrigen  je  eine  Stimme  hatten".  Im  engeren  Rate 
entschied  die  absolute  Stimmenmehrheit,  im  Plenum  Zweidrittelmehrheit 
Bei  Stimmengleicheit  gab  der  Vorsitzende  den  Ausschlag.  Einstimmigkeit 
war  bei  der  Annahme  oder  Abänderung  von  Grundgesetzen,  bei  Be- 
schlüssen über  organische  Bundeseinrichtungen,  Auiuahme  neuer  Mitglieder 
und  Religionsangelegenheiten  erforderlich;  handelte  es  sich  um  iura  sin- 
gulorum,  so  war  die  Zustimmung  der  Berechtigten  unumgänglich.  Ab- 
wesende konnten  ihre  Stimme  durch  den  Gesandten  eines  andern  Bundes- 
staates abgeben  oder  sich  das  Protokoll  binnen  einer  gewissen  Zeit  zu 
nachträglicher  Stimmabgabe  offen  halten  lassen,  widrigenfalls  die  nicht 
abgegebene  Stimme  als  bejahend  behandelt  wurde".  Jeder  Bevollmäch- 
tigte hatte  nach  Maßgabe  der  von  seiner  Regierung  erhaltenen  Anweisung 
zu  stimmen;  für  den  Bund  selbst  kam  aber  die  Stimme  so,  wie  sie  ab- 
gegeben worden,  in  Betracht.  Die  Verhandlungen  der  Bundesversammlung 
waren  geheim.  Nur  anfangs  wurden  die  Protokolle  auszugsweise  veröffent- 
licht**. Für  gewisse  Geschäfte  des  Bundes  waren  ständige  Bundestags- 
ausschüsse eingesetzt.  Wo  ein  Bedürfnis  vorlag,  konnten  außerordentliche 
Ausschüsse  bestellt  werden. 

Die  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  in  gesetzmäßiger  Weise  gefaßten 
Beschlüsse  der  Bundesversammlung  waren  für  die  sämtlichen  Bundes- 
regierungen unmittelbar  verpflichtend,  während  es  für  die  einzelnen 
Bundesstaaten  einer  besonderen  landesgesetzlichen  Publikation  bedurfte. 
In  den  konstitutionellen  Bundesstaaten  war  dazu  im  allgemeinen  die  Mit^ 
Wirkung  der  Landesvertretung  erforderlich,  die  aber  bei  allen  für  Bundes- 
zwecke beschlossenen  Leistungen  nur  formelle  Bedeutung  hatte,  da  die 


'•  Das  „Plenum"  war  keine  von  dem  engeren  Rate  verschiedene  Versammlung, 
sondern  bedeutete  nur  einen  besonderen  Abstimmungsmodus.  Die  Gesamtstimmen- 
zahl im  Plenum  betrug  69,  seit  der  Aufnahme  von  Hessen-Homburg  70,  zuletzt 
aber  nur  noch  64,  da  die  Stimmen  der  sechs  erloschenen  Bundesstaaten  nur  durch 
besonderen  Bundesbeschluß  auf  die  Kechtsnaclifoiger  hätten  übertragen  werden 
können,  was  nicht  geschehen  ist  Die  Stimmverteilung  im  Bundesplenum  ist  auf 
den  Bundesrat  des  Norddeutschen  Bundes  und  Deutschen  Reiches  übergegangen, 
nur  wurde  die  bairische  Stimmenzahl  auf  6,  die  preußische  unter  Hinzurechnung 
von  Hannover  (4),  Kurhessen  (3),  Holstein  (3),  Nassau  (2)  und  Frankfurt  (1)  auf 
17  erhöht. 

"  Vgl.  Geschäftsordnung  des  DB.  vom  14.  November  1816,  Art.  1. 

"  Vgl.  Protokolle  der  deutschen  Bundesversammlung,  1816—28.  Die  Ver- 
handlungen der  Bundesversammlungen,  1846—48.  v.  Meyer,  Kepertorium  z  d. 
Verhandlungen  der  deutsch.  BV.,  1822. 
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Mittel  nicht  verweigert  werden  durften.  Die  Verteilung  der  Bundes- 
leistuugen  auf  die  einzelnen  Staaten  erfolgte  bei  einmaligen  oder  außer- 
ordentlichen Auflagen  durch  besonderen  Bundesbeschluß.  Die  regel- 
mäßigen Beitrage  für  die  Bundesmatrikularkasse  richteten  sich  nach  der 
in  der  jedesmaligen  Bundesmatrikel  verzeichneten  Bevölkerungsziffer,  die 
für  die  Bundeskauzleikasse  nach  den  17  Stimmen  des  engeren  Bates. 

Als  völkerrechtliche  Persönlichkeit  hatte  der  Bund  das  Gesandten-, 
Kriegs-  und  Vertragsrecht.  Fremde  Mächte  hatten  zum  Teil  ständige 
Gesandten  bei  dem  Bunde  beglaubigt,  während  dieser  nur  in  außerordent- 
lichen Fällen  eigene  Gesandten  abordnete.  Das  Bundeskriegsrecht  hing 
mit  der  gegenseitigen  Gebietsgewährleistung  der  Bundesstaaten  zusammen. 
Die  letztere  setzte  voraus,  daß  keine  einzelne  Bundesregierung  durch 
rechtswidriges  Verhalten  gegen  das  Ausland  eine  Kriegsgefahr  hervorrufe. 
Lag  ein  solcher  Fall  vor,  so  hatte  der  Bund  auf  Beschwerde  des  Ver- 
letzten das  Recht,  die  davon  betroffene  Regierung  zur  Abstellung  des 
Beschwerdegrundes  aufzufordern,  nötigenfalls  zu  zwingen.  Bündnisver- 
träge mit  dem  Auslande  waren  jedem  Bundesgliede  unbenommen,  soweit 
die  Sicherheit  des  Bundes  und  der  einzelnen  Bundesstaaten  dadurch  nicht 
gefährdet  wurde.  Bei  Gefahrdung  des  Bundesgebietes  seitens  einer  aus- 
wärtigen Macht  konnte,  bei  unmittelbarer  Verletzung  desselben  mußte 
der  Bundeskrieg  erklärt  werden.  Derselbe  verpflichtete  alle  Bundesglieder 
zu  bundesgemäßer  Teilnahme  und  entzog  ihnen  bis  zum  Bundesfriedens- 
schlusse  das  Recht  der  einseitigen  Verhandlung  mit  dem  Feinde.  Alle 
Beschlüsse  der  Bundesversammlung  über  Krieg  und  Frieden  verlangten 
eine  Zweidrittelmehrheit  des  Plenums ^^  Zu  anderen  Zwecken,  als  der 
Verteidigung  des  Bundesgebietes,  konnte  die  Bundesversammlung  keinen 
Krieg  beschließen  ^®.  Auswärtige  Händel,  auch  wenn  einzelne  Bundesglieder 
daran  beteiligt  waren,  konnten  dem  Bunde  höchstens  Anlaß  zu  gütlicher 
Vermittelung  geben;  selbst  wenn  nicht  zum  Bunde  gehörige  Gebietsteile 
eines  Bundesstaates  feindlich  besetzt  wurden,  lag  an  sich  kein  Anlaß  zu 
einem  Bundeskriege  vor^^ 

Die  Kriegsverfassung  des  Bundes  beruhte  hauptsächlich  auf  den 
Bundesbeschlüssen  vom  9.  und  21.  Apr.  1821,  11.  Juni  1822  und  4.  Jan. 
1855.  Das  Bundesheer  bestand  aus  sieben  von  Österreich  (3),  Preußen 
(3)  und  Baiern  (1)  gestellten  ungemischten  und  drei  gemischten  Armee- 
Gorps  nebst  einer  Reserve-Infanteriedivision  aus  den  nach  Maßgabe  der 
Bundesmatrikel  gestellten  Kontingenten  der  übrigen  Bundesstaaten.  Das 
Bundesheer  als  solches  bestand  erst  im  Falle  des  Bundeskrieges,  doch 
war  auch  im  Frieden  eine  gewisse  Präsenzstärke  vorgeschrieben,  über 
deren  Aufrechterhaltung  der  Bund  zu  wachen  hatte.  Bei  den  gemischten 
Armeecorps  und  der  Reserve-Infanteriedivision  konnten  Bundesinspektionen 


»*  Vgl.  WSchl..A.  12.  40.  49.  "  Vgl.  WSchl.-A.  35.  89. 

^^  Vgl.  ebd.  87.  43.  46.  47.  Vorläufige  Verteidigungsmaßregeln  und  bewaffnete 
Neutralität  konnten  allen  ausländischen  Verwickelungen  gegenüber  vom  engereu 
Bäte  beschlossen  werden.    Vgl  WSchl.-A.  88.  45. 
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abgehalten  werden.  Die  Heeresverfassung  der  einzelnen  Bandesstaaten 
beruhte  jetzt  allgemein  auf  dem  Aushebungssystem  mit  Zulassung  der 
Stellvertretung;  die  gebildeten  Klassen  unterlagen  der  Aushebung  nur 
für  den  Kriegsfall.  Die  allgemeine  Wehrpflicht  bestand  nur  in  Preußen 
(S.  857).  Das  Bundesheer  trat  zusammen,  sobald  der  Bundestag  die 
Mobilmachung  beschlossen  hatte.  Die  Bundesversammlung  hatte  sodann 
den  Oberfeldherrn  und  den  Generallieutenant  des  Bundes  zu  wählen  und 
in  Pflicht  zu  nehmen.  Die  übrigen  Befehlshaberstellen  wurden  von  den 
Kontingentherren  besetzt  Aus  den  matrikularmäßigen  Beiträgen  der 
Bundesstaaten  wurde  eine  Bundeskriegskasse  gebildet  Die  beste  Seite 
der  Bundeskriegsverfassung  bildete  das  Festungswesen.  Die  Bundes- 
festungen Mainz,  Luxemburg  und  Landau,  zu  denen  später  noch  Ulm 
und  Rastatt  kamen,  standen,  unbeschadet  ihrer  sonstigen  staatlichen  Be- 
ziehungen, in  militärischen  Angelegenheiten  ausschließlich  unter  der 
Bundesversammlung.  Die  Besatzungs-  und  Kommandanturverhältnisse 
waren  durch  Bundesbeschlüsse  geregelt  Die  Festungswerke  waren  Eigen- 
tum des  Bundes.  Als  technischer  Beirat  in  allen  Heeresangelegenheiten 
stand  dem  Bunde  eine  Bundesmilitärkommission  zur  Seite. 

Selbsthilfe  und  Krieg  von  Bundesstaaten  untereinander  waren  ver- 
boten. Nachdem  die  Einsetzung  eines  Bundesgerichts  an  dem  Wider- 
spruche der  Mittelstaaten  gescheitert  war,  begnügte  man  sich  für  die 
Streitigkeiten  zwischen  einzelnen  Bundesstaaten  mit  der  Anordnung  eines 
bundesgesetzlich  geregelten  Austragsverfahrens^®.  Die  einzelnen  Begie- 
rungen  wurden  verpflichtet,  ihre  gegenseitigen  Streitigkeiten  bei  der 
Bundesversammlung  anzubringen,  damit  diese  zunächst  durch  einen  Aus- 
schuß die  gütliche  Vermittelung  versuche,  bei  Erfolglosigkeit  derselben 
aber  den  obersten  Gerichtshof  eines  von  den  Parteien  zu  wählenden  un- 
beteiligten Bundesstaates  als  „Austrägalinstanz"  mit  der  Entscheidung  „im 
Namen  und  anstatt  der  Bundesversammlung^'  beauftrage.  Die  Übernahme 
eines  solchen  Auftrages  und  der  Gehorsam  gegen  die  Entscheidung  des 
Austragsgerichtes  galt  als  Bundespflicht  Dasselbe  war  der  Fall,  wenn 
der  Streit  unter  Gewährleistung  des  Bundes,  mit  Umgehung  der  Aus- 
trägalinstanz,  einem  Kompromißgericht  oder  einem  älteren  Familien-  oder 
Vertragsaustrage  zum  Schiedspruche  übergeben  war.  Vorbeugende  Maß- 
regeln und  ein  beschleunigtes  Verfahren  fanden  Anwendung,  wenn  Thätlich- 
keiten  zwischen  Bundesgliedem  stattgefunden  hatten  oder  zu  besorgen 
waren  oder  eine  Besitzstörung  vorlag  ^^     Ein  Austragsverfahren   konnte 


"  Vgl.  DBA.  11.  WSchl.-A.  18—24.  Austrägalordnung  vom  16.  Juni  1817 
und  3.  August  1820.  v.  Leonhasdt,  Austrägalverfahren  des  Deutschen  Bundes, 
1838—45.     ZöPFL,  Archiv  f.  civil.  Praxis  27,  388  S, 

^^  Bei  Besitzstörungen  sollte  ein  bei  der  Sache  unbeteiligtes  Bundesglied  in 
der  Nähe  des  zu  schützenden  Gebietes  die  Thatsache  des  jüngsten  Befutzstandes 
und  die  angezeigte  Störung  desselben  durch  seinen  obersten  Gerichtshof  summarisch 
untersuchen  und  darüber  einen  rechtlichen  Bescheid  abfassen  lassen,  dessen  Be- 
folgung für  die  verurteilte  Partei  Bundespflicht   war.     Vgl.  WSchl.-A.  20.     Die 
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auch  bei  Privatforderungen  gegen  mehrere  Bundesregierungen  eintreten, 
wenn  es  unter  diesen  streitig  war,  wer  zu  leisten  habe*®. 

Im  Falle ,  einer  Widersetzlichkeit  der  Unterthanen  gegen  ihre  Re- 
gierung, sowie  bei  offenem  Aufruhr  oder  gefahrlichen  Bewegungen  in 
mehreren  Bundesstaaten,  sollte  der  Bund  auf  Ansuchen  der  beteiligten 
Regierung,  unter  Umstanden  selbst  ungerufen,  zur  Herstellung  der  Ord- 
nung einschreiten  *^  Dagegen  wurden  Streitigkeiten  zwischen  den  Landes- 
herren und  ihren  Ständen  ausdrücklich  Ton  der  Zuständigkeit  des  Bundes 
ausgeschlossen  2^  In  der  Fürsorge  für  den  Rechtsschutz  der  Unterthanen 
beschränkte  sich  die  Bundesverfassung  auf  die  Bestimmung,  daß  in  jedem 
Bundesstaate  von  einer  gewissen  Größe  ein  oberstes  Gericht  dritter  In- 
stanz bestehen  müsse,  während  sich  die  kleineren  Staaten  über  die  Er- 
richtung gemeinsamer  oberster  Gerichte,  an  denen  dann  auch  die  Akten- 
versendung (S.  841)  zugelassen  werden  sollte,  zu  verständigen  hatten*^. 
Bei  Beschwerden  über  verweigerte  oder  gehemmte  Rechtspflege  sollte  der 
Bund  die  schuldige  Regierung  zur  Gewährung  der  Rechtshilfe  nötigen**. 

Um  die  einzelnen  Bundesregierungen  zur  Erfüllung  ihrer  Bundes- 
pflichten, zum  Gehorsam  gegen  die  Bundesbeschlüsse  und  die  unter  der 
Auktorität  oder  Gewähr  des  Bundes  ergangenen  Austrags-Urteile  oder 
Schiedsprüche,  sowie  zur  Aufrechterhaltung  der  vom  Bunde  vermittelten 
Vergleiche  anzuhalten^  stand  der  Bundesversammlung  nach  Erschöpfung 
aller  anderen  bundesverfassungsmäßigen  Mittel  das  Zwangsmittel  der 
Bundesexekution  zu  Verfügung  *^  Bei  Widersetzlichkeit  oder  aufrühre- 
rischen Bewegungen  der  Unterthanen  konnte  auch  eine  Exekution  gegen 
die  letzteren  erfolgen,  die  aber  auf  Verlangen  der  beteiligten  Regierung 
wieder  eingestellt  werden  mußte  *^ 

§  84.  Die  Reformbestrebungen  im  Bunde  und  den  Bundesstaaten  bis  1848. 

H.  Schulze,  Lehrb.  d.  deutsch.  Staatsrechts  1,  107  ff.;  Preußisches  Staatsrecht* 
1,  96  ff.  Zaouabiä,  Staats-  und  Bundesrecht  1^  190  ff.  G.  Meyeb,  Deutsch.  Staats- 
recht* 140  ff.  V.  Treitschke,  Preußische  Jahrbücher  29,  313ff.  409  ff,  30,  397  ff. 
479  ff.  648  ff.  V.  Kaltenborn,  Geschichte  der  deutsch,  ßundesverhältnisse  und 
Einheitsbestrebungen  von  1806 — 1856,  2  Bde,  1857.  v.  Stbel,  Begründung  des 
Deutschen  Reiches  1,  1889. 

Der  Deutsche  Bund  vermochte  dem  deutschen  Volke  nach  den  von 
diesem  in  den  Befreiungskriegen  gebrachten  Ungeheuern  Opfern  keine 
Befriedigung  zu  gewähren.    Nach  außen  hin  erwies  er  sich  als  kraftlos', 


vorbeugenden  Maßregeln  gegen  eine  etwaige  Selbsthilfe  sollten  seitens  des  Bundes 
vor  allem  in  der  Sorge  für  Aufrechterhaltung  des  Besitzstandes  bestehen.  Vgl.  ebd.  19. 

«•  WSchl.-A.  80.  "  Ebd.  26-28. 

"  WSchL-A.  61.  ««  DBA.  12.  »*  WSchl.-A.  29. 

»*  WSchl.-A.  81—84.     Exekutionsordnung  vom  3.  August  1820. 

»•  WSchl.-A.  32. 

*  So  bei  der  Luxemburger  Angelegenheit  Vgl.  §  83,  n.  5.  ZACHARii,  a.  a.  0. 
1»,  193  f. 
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während  er  sich  nach  innen,  zumal  seit  den  sogenannten  demagogischen 
Umtrieben,  mehr  und  mehr  zu  einer  allen  volkstümlichen  Begangen 
feindlichen,  die  höchsten  Güter  der  Nation  in  gehässigster  Weise  verfol- 
genden Polizeimacht  verwandelte*.  Während  die  Bundesakte  von  1815 
und  die  ersten  Verhandlungen  der  am  5.  Nov.  1816  eröfiheten  Bundes- 
versammlung noch  von  nationalem  Geiste  erfüllt  waren  und  eine  gewisse 
Fürsorge  für  die  Interessen  und  Bedürfnisse  der  Nation  zu  erkennen 
gaben  ^,  griff  schon  nach  wenigen  Jahren  die  entgegengesetzte  Auffassung 
platz.  Die  unantastbare  Souveränität  und  Gleichheit  der  in  dem  Bunde 
vereinigten  Staaten  und  Scheinstaaten  machte,  bei  der  erforderlichen  Ein- 
stimmigkeit, von  vornherein  jede  verfassungsmäßige  Bundesreform  und 
jede  organische  Einrichtung  oder  gemeinnützige  Maßregel  des  Bundes  so 
gut  wie  unmöglich.  Berücksichtigt  wurde  diese  Unantastbarkeit  der  Einzel- 
staaten nur,  wo  es  sich  darum  handelte,  nationale  Fortschritte  zu  ver- 
hindern. Wo  dagegen  die  letzteren  von  einer  Bundesregierung  begünstigt 
wurden,  betrachtete  sich  die  Bundesversammlung  als  den  wahren  Souverän, 
indem  sie  sich  die  offenbarsten  Eingriffe  in  die  Selbständigkeit  der  Einzel- 
staaten erlaubte.  Das  Volk  galt  als  die  zum  Gehorsam  verpflichtete  Masse, 
als  bloßes  Objekt  für  die  Regierenden.  Die  Lehrfreiheit  der  Universitäten 
wurde  beschnitten,  die  Spruchthätigkeit  der  Juristenfakultäten  in  Straf- 
sachen aufgehoben,  die  Preßfreiheit,  soweit  sie  landesgesetzlich  anerkannt 
war,  mußte  der  Censur  weichen,  die  Versammlungsfreiheit  wurde  beseitigt, 
die  Redefreiheit  der  Landtage  auf  das  äußerste  herabgedrückt ^  Die  Be- 
kämpfung und  möglichste  Beseitigung  aller  konstitutionellen  Verfassungen 
galt  als  eine  der  wesentlichsten  Aufgaben  der  Bundesversammlung ^  Man 
konstruierte  deshalb  in  willkürlichster  Weise  ein  sogenanntes  monarchisches 


'  Den  Anfang  machten  die  berüchtigten  Karlsbader  und  Wiener  Konferenzen 
von  1819,  deren  Ergebnis  die  in  verfassungswidriger  Weise  von  der  Bundesver- 
sammlung angenommenen  Karlsbader  Beschlüsse  von  1819  und  die  WSchl.-A.  von 
1820  waren.  Vgl.  Aegidf,  Aus  dem  Jahre  1819,  1861.  Später  folgten,  nach  den 
durch  die  Julirevolution  hervorgerufenen  Bewegungen,  die  Wiener  Konferenzen 
von  1834.  Die  Ausnahmegesetze  von  1819,  die  Gentraluntersuchuugskommiseion 
zu  Mainz,  die  Demagogenverfolgungen  und  andere  Maßregeln  lassen  die  ehemalige 
deutsche  Bundesverfassung  als  eine  der  unnützesten  und  schädlichsten  Einrichtungen 
der  deutschen  Geschichte  erkennen. 

'  Förderung  der  Religionsfreiheit  (DBA.  16),  Freigabe  des  Grundeigentums- 
erwerbes für  alle  Deutschen,  Auswanderungsfreiheit  für  alle,  die  nicht  durch  ihre 
Wehrpflicht  gebunden  waren,  Aufhebung  von  Abschoß  und  Nachsteuer  (ins  de- 
tractus,  gabella  emigrationis)  unter  den  deutschen  Bundesstaaten  (18),  Verleihung 
landständischer  Verfassungen  (13),  Gewährung  gesetzlicher  Privilegien  für  die  media- 
tisierten  Reichsständc  und  die  Reichsritterschaft  (14.  17). 

*  Hiermit  beschäftigten  sich  namentlich  die  sogenannten  Ausnahmegesetze  vom 
10.  April  1819,  die  erst  durch  die  Bundesbeschlüsse  vom  8.  März  und  2.  April  1848 
wiederaufgehoben  wurden,  und  die  Bundesbeschlüsse  vom  28.  Juni  und  5.  Juli  1832, 
sowie  das  Schlußprotokoll  der  Wiener  Ministerialkonferenzen   vom  12.  Juni  1834. 

^  Diesem  Zwecke  diente  schon,  wenn  auch  in  verschämter  Weise,  die  Aus- 
legung der  DBA.  12  in  WSchL-A.  54—58. 
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Prinzip  unveräußerlicher  Souveranitätärechte^  und  suchte  die  einzelnen 
Bundesregierungen,  soweit  sie  eine  konstitutionelle  Verfassung  eingeführt 
hatten,  zu  Verfassungsbrüchen  oder  mindestens  Verfassungsrevisionen  im 
Sinne  jenes  Prinzipes  zu  nötigen^.  Selbst  die  Magistrate  der  &eien  Städte 
wurden  mit  deip  monarchischen  Prinzipe  beglückt^.  Für  die  Beschwerden 
der  Unterthanen  und  Stände  über  Kechtsverletzungen  seitens  der  Hegie- 
renden  ^war  die  Bundesversammlung  taub.  Für  die  Beförderung  des 
Handels  und  Verkehrs  geschah  von  Bundes  wegen  nichts.  Die  einzigen 
Lichtseiten  in  der  Thätigkeit  des  letzteren  waren  die  Beschlüsse  über  die 
Monumenta  Germaniae  histoxica  und  die  in  ihrer  Art  epochemachenden 
Bundesbeschlüsse  vom  6.  September  1832,  2.  April  und  5.  November  1835; 
9.  November  1837,  22.  April  1841  und  19.  Juni  1845  über  den  Schutz 
des  geistigen  Eigentums  ^ 

Erfreulicher  als  auf  dem  Gebiete  des  Deutschen  Bundes  waren  die 
Verhältnisse  in  den  Kinzelstaaten  ^^.  Von  den  durch  die  Befreiungskriege 
zurückgewonnenen  Gebieten  deutscher  Bundesstaaten  wurde  in  denen 
des  linken  Bheinufers  die  bisherige  französische  Gesetzgebung  aufrecht- 
erhalten, dasselbe  geschah  zum  Teil  in  den  rechtsrheinischen  Gebieten 
der  preußischen  Kheinprovinz.  Im  übrigen  iiand  überall  die  Aufhebung 
der  franzöisischen  Gesetze  im  W^e  der  Landesgesetzgebung  statt  Während 
dies  im  allgemeinen  mit  schonender  Hand  und  unter  Aulrechterhaltung 
manches  Guten,  das  dem  Zwischenreiche  der  Fremden  zu  verdanken  war, 
geschah,  wurde  in  Hannover  und  Kurhessen  eine  vollständige,  die  fran- 
zösisch-westfälische Zwischenherrschaft  aus  der  Geschichte  ausstreichende 
Reaktion  unternommen  und  mit  der  größten  Härte  ohne  Schonung  wohl- 
erworbener Bechte  durchgeführt  ^^ 

Eine  dringende  Aufgabe  sämtlicher  Bundesstaaten  mit  katholischer 
Bevölkerung  war  die  durch  BDHSchl.  62  in  Aussicht  gestellte  Neuregelung 
der  katholischen  Kirchenverfassung  (S.  829).  Dieselbe  erfolgte  durch  Kon- 
kordate mit  dem  päpstlichen  Stuhle,  deren  Inhalt  durch  die  vom  Papste 
erlassenen  und  von  den  Landesregierungen  unter  Wahrung  der  staatlichen 
Hoheitsrechte  und  der  Gleichberechtigung  der  anerkannten  Konfessionen 
publizierten  Cirkumskriptionsbullen  zum  Gesetze  erhoben  würde  ^. 


«  WSchL-A.  57. 

'  Hauptaufgabe  der  Beschlüsse  vom  28.  Juni  1832  und  des  Wiener  Schluß- 
Protokolls  vom  12.  Juni  1834. 

»  WSchl.-A.  62. 

'  Vgl,  ß.  833.  EIlostebuann,  Das  geistige  Eigentum  1,  (1867)  51  ff.  Schon 
DBA.  19  hatte  eine  Nachdrucksgesetzgebung  in  Aussicht  gestellt.  Eine  wichtige 
Ergänzung  der  angeführten  Bundesgesetzgebung  bildeten  die  Bundesbeschlüsse  vom 
6.  November  1856  und  12.  März  1857. 

^**  Vgl.  Alt>ia»»,  Aubgewähltc  Urkunden  (§  82,  n.  4). 

"  Vgl.  Häusseb,  a.  a.  O.  4,  460  ffi 

^'^  Die  nach  ihren  Eingängen  benannten  Bullen  waren:  für  Baieru  Dei  ae  do- 
mini  iwstri  J,  Chr.  (1818/21),  für  Preußen  De  salute  animarum  (1821),  für  Hannover 
hnpensa  Bomanoru/m  pontificum  (1824),  für  die  oberrheinische  Kircheuprovinz  Pro- 
U.  ScuKÖDKE,  Deutaclie  KechtHgeachichie.    U.  Aufl.  55 
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Die  bei  der  Bundesverfassung  zurückgewiesene  Beteiligung  des  Volkes 
an  der  Regierung  sollte  nach  DBA.  13  wenigstens  innerhalb  der  ein- 
zelnen Landesverfassungen  platzgreifen.  Die  Bestimmung:  ,,In  allen 
Bundesstaaten  wird  eine  landstandische  Verfassung  stattfinden^',  die  in 
erster  Reihe  eine  wahre  Volksvertretung  im  Auge  hatte,  wurde  aber  durch 
WSchL-A.  55  in  dem  Sinne  ausgelegt,  daß  der  Landesherr  nach  seiner 
Wahl  entweder  eine  altstandische  oder  eine  Repräsentativverfassung  ein- 
fuhren könne.  Die  den  Standen  einzuräumenden  Rechte  wurden  außer- 
dem durch  das  sogenannte  monarchische  Prinzip  auf  das  äußerste  be- 
grenzt ^'  und  die  Bundesgewähr  für  die  Landesverfassungen  (WSchL-A. 
56.  60)  thatsächlich  nur  zum  Schutze  altständischer  Verfassungen  aus- 
geübt^*. Repräsentativ  Verfassungen  kamen,  teils  im  Wege  der  Verein- 
barung mit  den  alten  Ständen,  teils  durch  einseitigen  landesherrlichen 
Erlaß,  zunächst  nur-in  Sachsen-Weimar  (1U16),  Hildbnrghausen  (1818), 
Meiningen  (1824),  Baiem  und  Baden  (1818),  Würtemberg  (1819)  und 
Hessen-Darmstadt  (1820)  zustande.  In  den  vier  letztgenannten  Staaten 
hatte  die  Rheinbundszeit  mit  der  Vergangenheit  so  völlig  gebrochen,  daß 
es,  namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  zahlreichen  neuerworbenen  Gebiete, 
vollständiger  staatsrechtlicher  Kodifikationen  bedurfte.  Die  zum  Teil  an 
die  „Charte  constitutionelle"  Ludwigs  XVllL  von  1814  anknüpfenden  Ver- 
fassungsurkunden dieser  Staaten  entsprachen  den  Anforderungen  der  Zeit 
so  gut,  daß  sie  alle  folgenden  Stürme  überdauert  und  sich  im  wesent- 
lichen bis  zur  Gegenwart  erhalten  haben.  Einen  neuen  Anstoß  für  die 
konstitutionelle  Entwickelung  Deutschlands  gab  die  französische  Julirevo- 
lution.  Repräsentativ  Verfassungen  erhielten  1831  Kurhessen,  Sachsen- 
Altenburg  und  das  Königreich  Sachsen,  das  bis  dahin  streng  an  den  alt- 
standischen  Einrichtungen  festgehalten  hatte,  1832  Braunschweig,  1833 
Hannover.  Die  hannoversche  Verfassung  wurde,  nachdem  die  Verbindung 
des  Landes  mit  England  durch  den  Tod  Wilhelms  III.  gelöst  worden 
war  (1837),  von  Ernst  August  unter  dem  nichtigen  Vorwande,  daß  er 
als  Agnat  seine  Zustimmung  nicht  erteilt  habe,  umgestoßen  und  1840 
durch  eine  neue,  mit  einer  ungesetzlichen  Ständeversammlung  vereinbarte 
Verfassung  ersetzt 

Die  altständische  Verfassung  bestand  jetzt  nur  noch  in  beiden  Meklen- 
burg,  Holstein -Lauenburg,  Oldenburg  und  den  kleinsten  Bundesstaaten. 
Österreich  beharrte  in  einem  verknöcherten  Absolutismus,  der  sämtliche 

vieUt  solersque  (1821)  und  Äd  dominim  gregis  ciistodiam  (1827).  In  Baiern  wurden 
die  Ergebnisse  des  Konkordates  vom  5.  Juni  1817  mit  einigen  durch  die  staats- 
rechtlichen Verhältnisse  gebotenen  Abänderungen  durch  das  als  2.  Beilage  der 
Verfassungsurkunde  von  1818  erlassene  Religionsedikt  landesgesetzlich  eingeführt, 
so  daß  die  Bulle  gesetzliche  Geltung  nur  erlangte,  soweit  sie  nicht  der  Landes- 
verfassung widersprach. 

'•  Vgl.  S.  864.     WSchl.-A.  57—59. 

^*  Die  altständische  Verfassung  Braunschweigs  wurde  vom  Bunde  gegen  den 
Absolutismus  des  Herzogs  geschützt  (1830),  während  der  hannoversche  Verfassungs- 
bruch und  die  Vertreibung  der  sieben  Göttinger  Professoren  (1837)  ungeahndet  blieb. 
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habsbnrgische  Länder  zusammenfaßte  und  den  deutschen  Charakter  des 
Kaiserstaates  infolgedessen  stark  in  den  Hintergrund  treten  ließ;  in  ein- 
zelnen Provinzen  bestanden  Provinziallandtage  mit  ganz  untergeordneten 
Befugnissen;  wesentliche  Reformen  erfolgten  nur  in  der  Organisation  der 
Centralbehörden  ^^  In  Preußen  wurde  noch  1820  das  Versprechen  einer 
„reichsstandischen  Verfassung"  seitens  des  Königs  wiederholt,  aber  es  kam 
nur  zu  der  Einrichtung  von  Provinzialstanden  (1823 — 24)  auf  vorwiegend 
altstandischer  Grundlage  und  mit  sehr  beschränkter  Zuständigkeit  Im 
übrigen  wurde  in  landesväterlicher  Fürsorge  mit  einem  streng  gewissen- 
haften Beamtentum  an  dem  Ausbau  des  Staates  auf  Grundlage  der  Stein- 
Hardenbergischen  Reformen  gearbeitet.  Die  Heeres-,  Civil-  und  Finanz- 
verwaltung wurde  weiter  vervollkommnet.  Seit  1829  wurde  die  regelmäßige 
Veröffentlichung  des  Staatshaushalts  eingeführt.  Die  konstitutionelle  Ent- 
wickelung  kam  erst  unter  Friedrich  Wilhelm  IV.  mehr  in  Bewegung. 
Den  Anfang  machten  die  vereinigten  standischen  Ausschüsse  (1842),  denen 
1847  der  vereinigte  preußische  Landtag,  eine  in  Herrenkurie  und  Stände- 
kurie geteilte  Vereinigung  der  acht  Provinziallandtage,  folgte.  Den  von 
dem  vereinigten  Landtage  gestellten  Anträgen  auf  Einführung  einer  Re- 
präsentativverfassung wurde  keine  Folge  gegeben. 

Einer  der  wichtigsten  preußischen  Staatsakte  war  das  Gesetz  vom 
26.  Mai  1818  über  den  Zoll  und  die  Gebrauchssteuer  von  ausländischen 
Waren  und  den  Verkehr  zwischen  den  Provinzen  des  Staates.  Durch  das- 
selbe wurden  sämtliche  Binnenzölle  aufgehoben  und  die  Zollgrenzen  an 
die  Landesgrenzen  verlegt.  Die  von  preußischem  Gebiete  eingeschlossenen 
Enklaven  der  übrigen  deutschen  Staaten  wurden  nach  und  nach  durch 
besondere  Verträge  mit  dem  preußischen  Zollgebiete  vereinigt;  dasselbe 
geschah  seitens  der  drei  anhaltischen  Herzogtümer,  der  Fürstentümer 
Waldeck-Pyrmont  und  Lippe  und  des  Großherzogtums  Luxemburg,  das 
in  diesem  Verhältnisse  bis  zur  Gegenwart  geblieben  ist^®.  Nachdem  eine 
Reihe  von  Einzel  vertragen  vorausgegangen  war,  traten  in  den  Verträgen 
vom  22.  und  30.  März  1833  Preußen,  beide  Hessen,  Baiem,  Würtem- 
berg  und  Sachsen  zu  dem  „Zoll-  und  Handelsverein"  zusammen,  der  zu- 
gleich die  Anschlußstaaten  des  preußischen  Zollgebietes  mitumfaßte.  Noch 
in  demselben  Jahre  trat  der  thüringische  Zollverein,  dem  Preußen  und 
Kurhessen  ebenfalls  mit  einigen  Ijandesteilen  angehörten,  dem  „Gesamt- 
Zoll-  und  Handelsverein"  bei'^.  Im  Jahre  1835  folgten  Baden  und 
Nassau,  1836  Frankfurt  a.  M.,  1841  Lippe  und  Braunschweig,  das  bisher 

**  Vgl.  LußCHiN  v.  Ebekoeeuth,  Ößterr.  Reichsgeschichte  558  ff. 

'^  Der  Anschloß  erfolgte  zuerst  1842,  zunftchst  auf  6,  später  auf  je  12  Jahre. 
Die  letzte  Erneuerung  (1865)  wurde  durch  §  14  des  Staatsvertrages  vom  11.  Juni 
1872  über  die  Übernahme  der  Luxemburger  Eisenbahnen  in  die  Verwaltung  des 
Deutschen  Reiches  in  der  Weise  unkündbar  gemacht,  daß  der  Zollanschluß  be- 
stehen bleibt,  solange  das  Reich  die  Eisenbahnverwaltung  behält. 

"  Vgl.  Aeoidi,  Aus  der  Vorgeschichte  des  Zollvereins,  1865.  Weber,  Der 
deutsche  Zollverein,  1869.  Nebeniüs,  Der  deutsche  Zollverein,  1835.  Die  recht- 
liche Unterlage  des  Zollvereins  bildet  DBA.  11  und  WSchl.-A.  6. 

55* 
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dem  1834 — 36  errichteten  „Steuerverein'*  angehört  hatte,  während  Han- 
nover, Oldenburg  und  Schaumburg-Lippe  den  Steuerverein  fortsetzten,  bis 
dieser  auf  Grund  der  Verträge  vom  7.  Septbr.  1851  und  1.  März  1852 
ebenfalls  mit  dem  Zollverein  verbunden  wurde  (1854).  Schließlich  um- 
faßte der  Zollverein  ganz  Deutschland  mit  Ausnahme  von  Osterreich, 
Liechtenstein,  Holstein  -  Lauenburg,  beiden  Meklenburg  und  den  drei 
Hansestädten.  Der  Zollverein  war  ein  völkerrechtlicher  Verein,  der  immer 
nur  auf  bestimmte  Zeit  (12  Jahre)  abgeschlossen,  aber  regelmäßig,  wenn 
auch  zuweilen  erst  nach^ schweren  Krisen,  wieder  erneuert  wurde.  Sein 
Organ  war  die  jährlich  an  einem  vorher  vereinbarten  Orte  zusammen- 
tretende Zollkonferenz,  aus  Bevollmächtigten  der  Vereinsstaaten  bestehend; 
ein  Majoritätsprinzip  bestand  für  dieselbe  nicht,  die  Beschlüsse  mußten 
einstimmig  gefaßt  werden.  Preußen  vertrat  zugleich  seine  Zollanschlüsse, 
hatte  aber  im  übrigen  kein  Vorrecht,  wenn  ihm  auch  thatsächUch  auf 
diesem  Gebiete  der  materiellen  Interessen  die  Führerschaft  nicht  entgehen 
konnte.  Der  Zollverein  bildete  ein  einheitliches  Verkehrsgebiet  mit  ge- 
meinsamem Zoll-  und  Handelssystem,  einheitlichem  Zollgesetz  und  Zoll- 
tarif, einheitlicher  Zollordnung.  Auch  über  gleichmaßige  Besteuerung 
innerer  Erzeugnisse  wurde  eine  Reihe  von  Vereinbarungen,  z.  B.  über 
die  dem  ganzen  Zollverein  gemeinsame  Rübenzuckersteuer,  getroffen.  Ge- 
meinsame Grundsätze  wurden  hinsichtlich  des  Münz-  und  Gewichtssjstems 
aufgestellt.  Während  die  Münzkonvention  von  1838  noch  die  kölnische 
Mark  zu  Grunde  legte  ^®,  ging  der  Münzverein  von  1857,  dem  auch  Oster- 
reich und  Liechtenstein  beitraten,  bereite  von  dem  als  Gewichtseinheit' 
angenommenen  ZoUpfjinde  von  500  Gramm  aus^^  Noch  auf  einem  zweiten 
Gebiete  hat  der  Zollverein  für  ganz  Deutschland  eine  gewaltige  Förderung 
gebracht^  indem  Preußen  am  31.  August  1847  auf  Beschluß  der  Zoll- 
vereinskonferenz die  sämtlichen  deutschen  Bundesregierungen  zur  Be- 
schickung der  Leipziger  Wechselkonferenz  einlud.  Das  Ergebnis  derselben 
war  der  am  9.  Dezember  1847  vollendete  Entwurf  der  Allgemeinen 
Deutschen  Wechselordnung. 
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Zachabiä,  Staate-  und  Bundesrecht  1 ',  200  ff.  Sohülze,  Deutsches  Staatsrecht 
1, 128  ff.  G.  Meyer,  DeutBches  Staatsrecht^  143  ff.  KLttPFSL,  Geschichte  der  deutschen 
Einheitshestrebungen,  2  Bde,  1872—78.  Weil,  Quellen  u.  Aktenstücke  z.  deutschen 
Verfassüngsgeschichte,  1850.  Roth  u.  Merk,  Quellensammlung  des  deutschen  öffent- 
lichen Bechts  seit  1848,  2  Bde,  1850—52.  Vogel,  Studien  zur  Gei»chichte  des 
Frankfurter  Parlaments,  1881.    Bikdino,  Der  Versuch  der  Reichsgründung  durch 

^^  Vgl.  S.  821  f.  Die  süddeutschen  Staaten  gingen  yon  dem  24  Gulden-Fuße 
zum  24 Vs  Guldenfuße  über,  so  daß  der  14  Thalerfuß  und  der  refoimierte  rheinische 
Münzfuß  in  dem  Thaler  (=  l^U  fl.)  und  dem  2  Thalerstück  (=  SVi  fl.)  eine  beiden 
Systemen  angepaßte  Münze  erhielten. 

^^  Aus  dem  Pfunde  feinen  Silbers  wurden  30  Thaler  oder  45  fl.  Österreichisch 
oder  527t  fl.  rheinisch  geprägt.  Vereinsmünze  wurde  der  dem  früheren  Thaler 
gleichwertige  Vereinsthaler  zu  iVa  fl-  österr.  und  1'/«  fl.  rheinisch. 
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die  Paulskirche,  1892.  v.  Stbel,  Begründung  des  Deutschen  Reiches  1.—5.  — 
Getreuer  Abdruck  der  Beichsverfassung  von  1849  und  der  Erfurter  Entwürfe  bei 
BiNDiNG,  Staatsgruudgesetze  2,  1893. 

Die  ungeheuere  Bewegung,  die  das  deutsche  Volk  nach  der  fran- 
zösischen Februarrevolution  durchzuckte,  war  in  erster  Reihe  gegen  den 
deutschen  Bundestag  und  auf  eine  angemessene  Beteiligung  der  Nation 
an  der  Regierung  des  Bundes  und  der  Einzelstaaten,  daneben  auf  innere 
Reformen  (Rede-  und  Preßfreiheit,  Versammlungsfreiheit,  Beseitigung  der 
Patrimonialgerichte,  Aufhebung  des  Jagdrechts  auf  fremdem  Grund  und 
Boden  u.  dgl.  m.)  gerichtet.  Die  Bundesversammlung  überstürzte  sich 
seit  dem  März  1848  in  patriotischen  Beschlüssen,  die  zum  Teil  ohne  die 
erforderlichen  Instruktionen  der  Regierungen  gefaßt  wurden.  Die  früheren 
freiheitsfeindlichen  Bundesbeschlüsse  und  Ausnahmegesetze  wiirden  auf- 
gehoben, die  früher  als  hochverräterisch  betrachteten  Reichsfarben  als 
Bundesfarbeh  und  der  Reichsadler  als  Bundeswappen  angenomnien,  die 
Revisionsbedürftigkeit  der  Bundesverfassung  und  die  Notwendigkeit  einer 
Nationalvertretung  ausgesprochen.  Während  auf  Einladung  der  Bundes- 
versammlung ein  Ausschuß  von  17  Männern  des  allgemeinen  Vertrauens 
(nach  den  17  Stimmen  des  engeren  Rates)  den  Entwurf  eines  deutschen 
Reichsgrundgesetzes  ausarbeitete,  dessen  Grundgedanken  vollständig  in 
die  heutige  Reichsverfassung  übergegangen  sind\  erwuchs  den  Reform- 
bestrebungen der  Bundesversammlung  eine  volkstümliche  Konkurrenz  in 
dem  sog.  Vorparlament,  einer  aus  freiem  Antriebe  zu  Frankfurt  zusammen- 
getretenen Notabeinversammlung,  zu  der  sich  zahlreiche  in  Staats-  oder 
Gemeindevertretungen  hervorragende  Männer  eingefunden  hatten.  Ob- 
schon  dieser  Versammlung  jede  amtliche  Auktorität  fehlte,  erhielt  das  Vor- 
parlament und  der  von  demselben  eingesetzte  Fünfzigerausschuß  bei  der 
Ratlosigkeit  der  Bundesversammlung  gleichwohl  einen  großen  Einfluß 
auf  das  Reformwerk.  Bei  den  auf  Bundesbeschluß  vom  30.  März  1848 
von  sämtlichen  Bundesregierungen  angeordneten  Wahlen  einer  National- 
vertretung zur  Vereinbarung  einer  Reichsverfassung  wurden  die  von  dem 
Vorparlament  entworfenen  Grundzüge  eines  Wahlgesetzes  maßgebend*. 
Am  18.  Mai  1848  trat  die  „deutsche  konstituierende  Nationalversammlung" 
in  der  Paulskirche  zu  Frankfurt  zusammen.  Nachdem  diese  zunächst 
ein  Gesetz  über  die  provisorische  Centralgewalt  beschlossen  und  daraufhin 
den  Erzherzog  Johann  von  Österreich  zum  Reichsverweser  gewählt  hatte, 
übertrug  die  Bundesversammlung  am  12.  Juli  1848  „namens  der  deutschen 
Regierungen"  die  Ausübung  ihrer  verfassungsmäßigen  Befugnisse  und  Ver- 
pflichtungen an  die  provisorische  Centralgewalt  und  legte  dieselben  feier- 
lich in  die  Hände  des  Reichsverwesers,  indem  sie  erklärte,  daß  sie  „ihre 

^  Verfasser  des  Entwurfes,  dem  zunächst  keine  weitere  Folge  gegeben  wurde, 
war  Dahlmanh. 

'  Bei  den  Wahlen  beteiligten  sich  auch  die  Provinzen  Ost-  und  Westp/eußen 
und  ein  Teil  von  Posen,  deren  Aufnahme  in  den  Deutschen  Bund  durch  Bundes- 
beschlüsse vom  11.  und  22.  April  und  2.  Mai  erfolgt  war. 
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bisherige  Thätigkeit  als  beendet^^  ansehe.  Damit  war  die  bisherige  Bundes-. 
Verfassung  rechtlich  aufgehoben  und  die  Vollendung  des  Reformwerkes 
der  provisorischen  Centralgewalt  und  der  Nationalversammlung  übertragen. 
Eine  Verständigung  mit  den  Einzelregierungen  war  rechtlich  nicht  mehr 
erforderlich,  wohl  aber  durch  die  Staatsklugheit  geboten.  Das  Reformwerk 
scheiterte,  weil  die  Nationalversammlung  in  Überschätzung  ihrer  Macht 
von  einer  solchen  Verständigung  glaubte  absehen  zu  können.  Am 
26.  Nov.  1848  wurde  der  von  der  Nationalversanunlung  als  Reichsgesetz 
angenommene  Entwurf  der  Leipziger  Wechselkonferenz,  die  „Allgemeine 
Deutsche  Wechselordnung"  (S.  868)  im  Reichsgesetzblatte  publiziert;  ebenso 
am  27.  Dez.  die  als  Teil  der  Reichsverfassung  beschlossenen  „Grundrechte 
des  deutscheü  Volkes"  und  am  12.  April  1849  das  Reichswahlgesetz.  Die 
am  27.  März  1849  beschlossene  „Verfassung  des  deutschen  Reiches"  er- 
hielt die  Unterschrift  des  Reichsverwesers  nicht;  sie  wurde  ohne  diese 
als  „beschlossen  und  verkündigt"  von  der  „deutschen  verfassunggebenden 
Nationalversammlung"  durch  das  Bureau  derselben  unter  dem  28.  März 
1849  im  Reichsgesetzblatte  bekannt  gemacht 

•  Nach  der  „Verfassung  des  deutschen  Reiches"  sollte  das  bisherige 
Bundesgebiet  einen  konstitutionellen  Bundesstaat  bilden,  mit  einem  erb- 
liehen  „Kaiser  der  Deutschen"  und  verantwortlichen  Reichsministem, 
sowie  einem  aus  Staaten-  und  Volkshaus  bestehenden  Reichstage,  das 
erstere  zui-  einen  Hälfte  aus  Vertretern  der  Regierungen,  zur  anderen 
aus  Abgeordneten  der  Einzellandtage  zusammengesetzt,  das  Volkshaus  aus 
unmittelbaren,  geheimen  Volkswahlen  hervorgehend.  Die  am  28.  Mäjrz 
von  der  Nationalversammlung  vollzogene  Kaiserwahl  fiel  auf  Friedrich 
Wilhelm  IV.  von  Preußen,  der  die  Wahl  am  3.  April  bedingt,  am  28.  April 
endgültig  ablehnte,  weil  die  Nationalversammlung  die  von  dem  Könige 
gestellte  Bedingung  der  freien  Zustimmung  der  Einzelstaaten  zu  der 
Reichsverfassung  verwarf.  Es  folgte  die  Abberufung  der  preußischen  Ab- 
geordneten zur  Nationalversammlung  von  seiten  der  preußischen  Regie- 
rung, deren  Beispiele  die  meisten  übrigen  Regierungen  folgten.  Damit 
war  das  Reformwerk  der  Jahre.  1848 — 49  gescheitert  Die  konstituierende 
Nationalversammlung  löste  sich  auf.  Die  ohnmächtigen  Versuche  des  in 
Frankfurt  verbliebenen,  dann  nach  Stuttgart  übergesiedelten  Restes  der 
Versammlung  (des  „Rumpfparlamentes")  zur  Aufrichtung  der  Volkssouve- 
ränität und  der  Republik  gehören  nicht  in  die  Rechtsgeschichte.  Die 
ehemalige  Bundesverfassung  war  seit  dem  12.  Juli  1848  aufgehoben  und 
das  Gesetz  über  die  provisorische  Centralgewalt  vom  28.  Juni  1848  bot 
in  dem  nun  eingetretenen  Falle  keine  Handhabe,  um  dem  gesetzlich  un- 
auflösbaren Bunde  wieder  eine  verfassungsmäßige  Organisation  zu  geben. 
Der  Vertragsweg  war  das  einzige  Auskunftsmittel,  das  sogleich  von  der 
preußischen  Regierung  ergriffen  wurde. 

Das  am  26.  Mai  1849  von  Preußen,  Hannover  und  Sachsen  abge- 
schlossene Dreikunigsbündnis  bezweckte,  unbeschadet  der  Fortdauer  des 
noch  genauer  zu  regelnden  Bundesverhältnisses  mit  Österreich,  die  Er- 
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richtung  eines  die  übrigen  deutschen  Staaten  umfassenden  Bundesstaates 
unter  dem  Namen  „Deutsches  Reich".  Der  gleichzeitig  vereinbarte  Ver- 
fassungsentwurf schloß  sich  auf  das  engste  an  den  Frankfurter  Entwurf 
an,  beseitigte  aber  die  Übertreibungen  des  parlamentarischen  Systems, 
trug  der  Selbständigkeit  der  Einzelstaaten  größere  Rechnung,  ersetzte 
den  Titel  „Kaiser  der  Deutschen"  durch  „Reichsvorstand"  und  stellte  dem 
Reichsvorstande,  dessen  Würde  mit  der  Krone  von  Preußen  verbunden 
wurde,  für  Akte  der  Gesetzgebung  ein  PürstenkoUegium  zur  Seite.  Dem 
Dreikönigsbündnisse  traten  sämtliche  Bundesregierungen  bis  auf  Baiern, 
Würtemberg,  Holstein,  Luxemburg,  Liechtenstein,  Hessen-Homburg  und 
Frankfurt  bei,  während  Österreich  gegen  den  Versuch  eines  engeren 
Bundes  überhaupt  Verwahrung  einlegte.  Nachdem  Hannover  und  Sachsen 
sich  wieder  von  dem  Bündnisse  losgesagt  hatten,  wurde  der  Verfassungs- 
entwurf durch  eine  Zusatzakte  dahin  geändert,  daß  der  Bund  den  Namen 
„Deutsche  Union"  erhalten  sollte.  Der  am  20.  März  1849  zu  Erfurt  er- 
öffnete Reichstag  nahm  die  Verfassung  unverändert  an.  Aber  die  preußische 
Regierung  hatte  nicht  die  Kraft  und  bald  buch  nicht  mehr  den  Willen, 
dem  um  sich  greifenden  Abfall  der  Verbündeten,  zu  steuern.  Die  Deutsche 
Union  blieb  ein  totgeborenes  Kind.  Die  Erfurter  Verfassung  ist  nie  ins 
Leben  getreten.  Ebensowenig  hatte  der  von  dem  Vierkönigsbündnisse 
aufgestellte  Münchener  Gegenentwurf  einen  Erfolg. 

Österreich  und  Preußen  hatten  sich  nach  der  Auflösung  der  National- 
versammlung, da  die  von  Preußen  nicht  mehr  anerkannte  provisorische 
Centralgewalt  des  Reichsverwesers  nur  noch  ein  schattenhaftes  Dasein 
führte,  über  eine  gemeinsam  zu  übernehmende  provisorische  Bundesleitung 
verständigt,  aber  noch  bevor  dies^  ins  Leben  trat,  berief  Österreich  als 
Präsidialmacht  auf  den  10.  Mai  1850  eine  außerordentliche  Bundesplenar- 
versammlung  nach  Frankfurt  Obwohl  nur  acht,  später  elf  Regierungen, 
darunter  die  noch  mit  Deutschland  im  Kriege  befindliche  dänische,  ver- 
treten waren,  erklärte  sich  die  Versammlung  für  beschlußfähig  und  ver- 
fügte, nachdem  sie  sich  am  2.  September  auch  als  engerer  Rat  konstituiert 
hatte,  sofort  die  Bundesexekution  gegen  das  schleswig-holsteinische  und 
das  kurhessische  Volk,  die  für  ihr  Festhalten  an  Recht  und  Verfassung 
von  dem  Bunde  gezüchtigt  werden  sollten.  Nachdem  Preußen  sich  in 
dem  Olmützer  Vertrage  vom  29.  Nov.  1850  unterworfen  hatte  und  die 
zur  Vereinbarung  einer  Bundesreform  eröffneten  Dresdener  Konferenzen 
ergebnislos  geblieben  waren,  wurde  die  Bundesversammlung  im  Mai  1851 
wieder  von  sämtlichen  deutschen  Regierungen  anerkannt  Der  Bundes- 
tag hatte  in  den  Jahren  der  Prüfung  nichts  gelernt  und  nichts  vergessen. 
Die  schmachvollste  Reaktion  im  Bunde  wie  in  den  Einzelstaaten  nahm 
ihren  Anfang.  In  den  Jahren  der  Bewegung  hatten  sämtliche  Staaten, 
die  noch  keine  Reprä^entativverfassung  besaßen,  eine  solche  erhalten;  in 
anderen  waren  die  bestehenden  Verfassungen  zum  Teil  neugestaltet  worden. 
Die  Verfassungsgesetze  waren  größtenteils  im  Wege  der  Vereinbarung  zu- 
stande gekommen,  der  geringere  Teil  beruhte  auf  einseitigem  Regierungs- 
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erlaß.  Überall  hatte  ein  erfreulicher  Fortschritt  stattgefanden.  Die  Patri- 
monialgerichte  waren  größtenteils  beseitigt,  die  Gerichtsverfassungen 
überhaupt  in  einer  den  modernen  Anschauungen  entsprechenden  Weise 
reformiert,  Strafrecht  und  Prozeß  in  derselben  Richtung  umgestaltet.^  Reli- 
gions-,  Gewerbe-,  Preß-  und  Versammlungsfreiheit  durchgeföhrt,  die  ver- 
schiedene Berechtigung  der  Standesklassen  aufgehoben,  das  Jagdrecht  auf 
fremdem  Grund  und  Boden  beseitigt  u.  dgl.  m.  An  Auswüchsen  der 
Volksfreiheit  und  des  parlamentarischen  Systems  fehlte  es  freilich  nicht, 
und  eine  auf  diese  beschrankte  Revision  würde  sich  den  Dank  der  Nation 
erworben  haben.  Das  genügte  aber  der  Bundesversammlung  und  vielen 
Einzelregierungen  nicht.  In  Österreich,  Holstein,  Sachsen,  Würtemberg 
und  beiden  Meklenburg  wurden  die  neuen  Verfasstingen  auf  Bundes- 
beschluß wieder  aufgehoben  und  die  früheren  Zustände  hergestellt.  Am 
schroflFsten  waren  die  Verfassungsbrüche  in  Hannover  und  Eurhessen, 
beide  vom  Bundestage  gutgeheißen  und  unter  seinen  Schutz  genommen. 
Das  „monarchische  Prinzip"  der  Wiener  Ministerialkonferenz  kam  wieder 
zu  Ehren  und  wurde  seitens  der  Bundesversammlung  in  willkürlichster 
Weise  benutzt,  um  die  Einzelregierungen  zu  mehr  oder  minder  gewalt- 
samen Verfassungsrevisionen  *  zu  veranlassen  oder  darin  zu  bestärken*. 

Erst  der  Eintritt  der  Regentschaft  des  Prinzen  von  Preußen  (1858) 
führte  einen  Umschlag  herbei.  Seit  Preußen,  von  männlicher  Hand 
regiert,  sich  wieder  in  verfassungsmäßigen  Bahnen  bewegte  und  einem  ge- 
mäßigten Fortschritte  huldigte,  hatte  die  Reaktion  auch  in  der  Bundes- 
versammlung allen  Boden  verloren.  Die  Bundesreform  trat  wieder  in 
den  Vordergrund.  Ein  von  der  sächsischen  Regierung  aufgestellter  Ent- 
wurf hatte  keine  weiteren  Folgen.  Ein  anderer,  1862  von  neun  Mittel- 
staaten in  einer  Konferenz  zu  Würzburg  vereinbarter  Entwurf,  welcher 
der  Bundesversammlung  für  gewisse  Akte  der  Gesetzgebung  eine  aus  Ab- 
geordneten der  Landesvertretungen  gebildete  Delegiertenversammlung  zur 
Seite  stellen  wollte,  wurde  vom  Bundestage  abgelehnt.  Ein  neues  Projekt 
einer  sehr  komplizierten  Bundesverfassung  wurde  1863  von  Österreich 
einem  auf  seine  Einladung  in  Frankfurt  zusammengetretenen  Fürsfentage 
vorgelegt,  dasselbe  scheiterte  aber  an  dem  Widerspruche  des  Königs  von 
Preußen,  der  jede  Beteiligung  an  den  Verhandlungen  ablehnte,  wenn 
nicht  eine  wahre  Nationalvertretung  auf  Grund  allgemeiner  Wahlen  und 
die  volle  Gleichstellung  beider  Großmächte  in  betreflF  des  Präsidiums  in 
Aussicht  genommen  würden;  außerdem  verlangte  Preußen  für  jede  der 
beiden  Großmächte  ein  Veto  gegen  alle  nicht  den  unmittelbaren  Schutz 
des  Bundesgebietes  betreflfenden  Bundeskriege. 

Der  Gegensatz  der  beiden  Großmächte  trat  noch  einmal  in  den 
Hintergrund  infolge  des  von  beiden  gemeinsam  unternommenen  deutsch- 

'  Die  einzige  verdienstvolle  Leistung  der  Bundesversammlung  aas  dieser  Zeit 
war  der  auf  Antrag  Baiems  gefaßte  Bundesbeschluß  vom  18.  Dez.  1856,  durch 
den  die  Bundesstaaten  zur  Beschickung  der  Nürnberger  Kommission  behufe  Aus- 
arbeitung eines  Allgemeinen  Deutschen  Handelsgesetzbuches  eingeladen   wurden. 
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dänischen  Krieges*,  aber  der  den  Krieg  beendigende  Wiener  Friede 
(30.  Okt  1864),  in  welchem  Danemark  die  Herzogtümer  Schleswig,  Holstein 
und  tauenburg  zur  Verfügung  der  beiden  Verbündeten  abtrat,  brachte 
neuen  Zündstoff.  Zwar  wurde  die  lauenburgische  Frage  durch  den  Gasteiner 
Vertrag  (14.  Aug.  1865)  endgültig  beigelegt,  indem  Österreich  gegen  eine 
Geldentschädigung  seine  Ansprüche  an  Preußen  abtrat,  aber  im  übrigen 
kam  es  nur  zu  einem  bedenklichen  Provisorium,  da  Preußen  die  alleinige 
Verwaltung  in  Schleswig,  Österreich  die  in  Holstein  übernahm,  die  Hoheits- 
rechte über  beide  aber  bis  zu  einer  definitiven  Entscheidung  über  das 
Schicksal  der  Herzogtümer  gemeinsam  blieben.  Nachdem  Österreich  ein- 
seitig diese  Entscheidung  in  die  Hände  des  Bundestages  gelegt  und  die 
holsteinischen  Stände  einberufen  hatte,  sah  Preußen  in  dieser  Handlungs- 
weise eine  Kündigung  des  Gasteiner  Vertrages  und  rückte  zur  Wahrung 
seines  Mitbesitzes  wieder  in  Holstein  ein.  Österreich  wich  einer  Begegnng 
aus,  beantragte  aber  bei  der  Bundesversammlung  die  Mobilmachung  gegen 
Preußen.  Das  Bundesrecht  bot  dafür  keine  Handhabe,  nur  die  Einleitung 
eines  Austrägalverfahrens  wegen  Besitzstörung  (S.  862)  würde  der  Bundes- 
verfassung entsprochen  haben.  Indem  der  österreichische  Antrag  am  H.Juni 
1866  zum  Bundesbeschluß  erhoben  wurde,  machte  sich  die  Bundesver- 
sammlung eines  Verfassungsbruches  schuldig,  der  für  Preußen  der  Aiilaß 
wurde,  noch  an  demselben  Tage  seinen  Austritt  aus  dem  Bunde  zu  er- 
klären. Ihm  folgten  die  meisten  norddeutschen  Staaten.  Die  ausgetretenen 
bisherigen  Bundesglieder  vereinigten  sich  zu  einem  Schutz-  und  Trutz- 
bündnis und  zur  Errichtung  eines  norddeutschen  Bundesstaates  in  An- 
lehnung an  die  von  Preußen  kurz*  vor  seinem  Austritt  in  der  Bundes- 
versammlung vorgelegten  „Grundzüge  einer  Bundesreform".  Der  Verlauf  des 
Krieges  entschied  zu  Gunsten  des  neuen  Bundesstaates.  In  dem  Nikols- 
burger  Präliminarvertrage  vom  26.  Juli  und  dem  Prager  Frieden  vom 
23.  Aug.  1866  erkannte  Österreich  die  Auflösung  des  Deutschen  Bundes  an, 
trat  seine  Ansprüche  auf  Schleswig-Holstein  an,  Preußen  ab  und  erklärte 
seine  Einwilligung  zu  der  Errichtung  eines  Norddeutschen  Bundes  unter 
preußischer  Führung,   sowie   zu   der  Herstellung  einer  „nationalen  Ver- 


*  In  Dänemark  hatte  nach  dem  Tode  Friedrichs  VII.  (15.  Nov.  1863)  auf 
Grund  des  Londoner  Vertrages  vom  8.  Mai  1852  und  des  dänischen  Thronfolge- 
gesetzes vom  31.  Juli  1853  Christian  IX.  den  Thron  bestiegen,  während  die  Suc- 
cession  in  Schleswig-Holstein,  wo  die  Stände  die  Änderung  des  Thronfolgegesetzes 
nicht  genehmigt  hatten,  verfassungsmäßig  dem  Hause  Augustenburg  zustand.  Da 
aber  das  Haupt  des  letzteren,  Herzog  Christian,  dem  Londoner  Vertrage  zuge- 
stimmt hatte,  so  war  damit  nach  lehnrechtlichen  Grundsätzen  für  Ihn  und  seine 
Nachkommen  das  Successionsrecht  beseitigt  (S.  411).  Es  war  daher  gerechtfertigt, 
wenn  Österreich  und  Preußen,  zumal  selbst  durch  den  Londoner  Vertrag  gebunden, 
Christian  IX.  auch  als  Herzog  von  Schleswig-Holstein  anerkannten  und  nur  ver- 
langten, daß  die  seit  dem  15.  Jahrhundert  gewährleistete  verfassungsmäßige  Ver- 
bindung beider  Herzogtümer  (S.  386)  anfirechterhalten  und  die  Einverleibung 
Schleswigs  in  Dänemark  rückgängig  gemacht  werde.  Erst  als  dies  verweigert 
wurde,  schritten  sie  zum  Kriege. 
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bindung"  desselben  mit  den  süddeutschen  Staaten.  Nachdem  die  Ver- 
bündeten des  Kaiserstaates  in  Einzelverträgen  ebenfalls  zugestimmt  hatten, 
war  die  Bahn  für  die  Neugestaltung  des  Deutschen  Beiches  geebnet. 
Am  24.  Aug.  1866  löste  sich  der  Rest  der  zuletzt  nach  Augsburg  über- 
gesiedelten Bundesversammlung  auf. 
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Laband,  Staatsrecht  des  Deutschen  Reiches  1^  3—51  (188S).  H.  Schulzk, 
Lehrbuch  des  deutschen  Staatsrechtes  1,  146—176  (1881).  6.  Meyer,  Deutsch. 
Staatsrecht^  151  ff.  Mejeb,  Einleitung  in  das  deutsche  Staatsrecht',  1884.  HIxel, 
Studien  zum  deutschen  Staatsrechte,  2  Bde,  1873/80.  Thüdichum,  Verfassungsrecbt 
des  NorddeuUchen  Bundes  und  des  Deutschen  ZoUvereins,  1870.  Bindinq,  Gründung 
des  Norddeutschen  Bundes,  1889.  v.  Sybbl,  Begründung  des  Deutschen  Reiches 
5.  6.  7.  (1889—94). 

Durch  Bündnisvertrag  vom  19./21.  Aug.  1866  hatten  sich  achtzehn 
norddeutsche  Staaten,  denen  noch  Hessen-Darmstadt  (mit  seinen  nördlich 
des  Maines  belegenen  Gebietsteilen),  Reuß  ä.  L.,  Sachsen-Meiningen  und 
das  Königreich  Sachsen  in  ihren  mit  Preußen  abgeschlossenen  Friedens- 
verträgen vom  3.  und  16.  Sept,  8.  und  21.  Okt  1866  beitraten,  zu  einem 
Schutz-  und  Trutzbündnis  unter  preußischer  Führung  und  weiter  zur 
Umwandlung  desselben  in  ein  verfassungsmäßiges  Bundesverhältnis  auf 
Grundlage  der  preußischen  „Grundzüge  einer  Bundesreform"  (10.  Juni 
1866)  vereinigt.  Der  Entwurf  der  Bundesverfassung  sollte  durch  Bevoll- 
mächtigte der  verbündeten  Regierungen  ausgearbeitet  und  dann  einem 
auf  Grund  des  Reichswahlgesetzes  vom  12.  April  1849  (S.  870)  zu  wählen- 
den Parlamente  „zur  Beratung  und  Vereinbarung**  vorgelegt  werden. 
Soweit  die  Verfassung  der  einzelnen  Staaten  es  erforderte,  wurde  von 
diesen  die  ständische  Genehmigung  des  abgeschlossenen  Bündnisvertrages 
eingeholt.  Die  Wahl  des  konstituierenden  Reichstages  erfolgte  am  12.  Febr. 
1867,  teils  auf  Grund  einzelstaatlicher  Ausführungsverordnungen  zu  dem 
Beichswahlgesetze,  teils  (nach  dem  Vorgange  Preußens)  auf  Grund  beson- 
derer Landeswahlgesetze,  in  denen  die  landesgesetzliche  Zustimmung  zu 
dem  vereinbarten  Verfassungswerke  vorbehalten  bliebt  Eine  nach  Berlin 
einberufene  Konferenz  von  Bevollmächtigten  der  verbündeten  Regierungen 
hatte  ihren  auf  Grund  einer  preußischen  Vorlage  ausgearbeiteten  Entwurf 
einer  Bundesverfassung  am  7.  Febr.  1867  zum  Abschlüsse  gebracht  und 
die  preußische  Regierung  mit  der  Vorlage  und  Vertretung  desselben  bei 
dem  Reichstage  beauftragt.  Der  am  24.  Febr.  eröfi&iete  Reichstag  erteilte 
bereits  am  16.  April  mit  überwältigender  Mehrheit  seine  Zustimmung, 
und  nachdem  die  von  ihm  beschlossenen  Abänderungen  des  Entwurfes 
die  einmütige  Genehmigung  der  Regierungen  gefunden  hatten,  wurde  dem 

^  Da  der  Inhalt  der  Bundesverfassung  von  den  Regierungen  lediglich  mit 
dem  konstituierenden  Reichstage  zu  vereinbaren  war,  so  konnte  sich  jener  Vor- 
behalt, wie  namentlich  Bindino  hervorhebt,  nur  auf  die  Rechtskraft  der  neuen 
Verfassung  gegenüber  den  Einzelverfassungen  beziehen. 
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Reichstage  am  17.  April  1867  durch  König  Wilhelm  im  Namen  der  Ver- 
bündeten feierlich  verkündet,  daß  die  Regierungen  die  Bundesverfassung 
in  dieser  Gestalt  nach  Maßgabe  der  in  den  einzelnen  Ländern  bestehenden 
Verfassungen  zur  gesetzlichen  Geltung  bringen  würden.  Eine  formelle 
Publikation  von  Bundes  wegen  erfolgte  nicht,  da  es  dafür  noch  an  den 
verfassungsmäßigen  Organen  fehlte.  Dagegen  fand  in  samtlichen  Bundes- 
staaten, nachdem  die  Durchbrechung  der  einzelnen  Landesverfassungen 
durch  die  Bundesverfassung  überall  die  erforderliche  standische  Geneh- 
migung erhalten  hatte,  eine  landesgesetzlichc  Verkündigung  statt 2.  Die 
Bundesverfassung  trat  am  1.  Juli  1867  in  Kraft.  Unter  Gegenzeichnung 
des  am  14.  Juli  zum  „Bundeskanzler  des  Norddeutschen  Bundes^'  ernannten 
Grafen  von  Bismarck-Schönhausen  verkündigte  König  Wilhelm  L  durch 
Publikandum  vom  26.  Juli,  daß  die  in  ihrem  vollen  Wortlaute  mitgeteilte 
„Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes*'  von  den  verbündeten  Regierungen 
„mit  dem  zu  diesem  Zwecke  berufenen  Reichstage  vereinbart**  und  in  dem 
ganzen  Umfange  des  Norddeutschen  Bundesgebietes  unter  dem  25.  Juni 
verkündet  worden  und  am  1.  Juli  in  Kraft  getreten  sei,  sowie  daß  der 
König  die  ihm  „durch  die  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  über- 
tragenen Rechte,  Befugnisse  und  Pflichten"  für  sich  und  seine  Nachfolger 
in  der  Krone  Preußen  übernehmet 

Der  „Norddeutsche  Bund"  umfaßte,  außer  dem  durch  Einverleibung 
von  Hannover,  Kurhessen,  Nassau,  Frankfurt  und  Schleswig-Holstein  und 
kleinere  baierische  und  hessische  Abtretungen  vergrößerten  Königreich 
Preußen,  die  samtlichen  nördlich  der  Mainlinie  belegenen  deutschen  Staaten*, 
mit  Ausnahme  der  holländischen  Provinz  Limburg  und  des  souverän  ge- 
wordenen Großherzogtums  Luxemburg  ^  Der  Norddeutsche  Bund  war 
ein  Bundesstaat,  dessen  Regierung  in  die  Hände  des  mit  der  Krone 
Preußen  verbundenen  Bundespräsidiums  und  des  aus  den  Vertretern  der 

*  Über  die  rechliche  Bedeutung  dieser  Verkündigmigen,  die  in  der  Zeit  vom 
21.  bis  27.  Juni  (nicht,  wie  das  Publikandum  angiebt,  am  25.  Juni)  erfolgten,  vgl. 
Anm.  1.  Für  den  Norddeutschen  Bund  selbst  war  die  Bundesverfassung  von  vorn- 
herein Bundesgesetz,  also  gemeines  Recht,  nicht  bloß  übereinstimmendes  Landes- 
recht der  Einzelstaaten. 

'  Nr.  1  des  Bundesgesetzblattes. 

^  Nämlich  Königreich  Sachsen,  die  Großherzogtümer  Sachsen- Weimar,  Olden- 
burg, Mcklcnburg-Schwerin  und  Strelitz,  die  Herzogtümer  Braunschweig,  Anhalt, 
Sachsen-Mciningen,  Altenburg  und  Koburg-Gotha,  die  Fürstentümer  Schwarzburg- 
Rudolstadt  und  Sondershausen,  Waldeck,  beide  Reuß,  Schaumburg-Lippe  und  Lippe 
(Detmold),  die  freien  und  Hansestädte  Lübeck,  Hamburg,  Bremen  und  die  rechts- 
mainischen  Teile  des  Großherzogtums  Hessen,  während  Baiem  auch  mit  seinen 
nördlich  des  Maines  gelegenen  Grebietsteilen  außerhalb  des  Bundes  blieb.  Ober 
das  Verhältnis  der  Oberlausitz  zu  Österreich  und  der  Stadt  Wismar  zu  Schweden 
(S.  S58)  vgl.  Be.  Schmidt,  Ansprüche  auswärtiger  Staaten  auf  gegenwärtiges  deutsches 
Reichsgebiet,  1894. 

^  Luxemburg  wurde  durch  den  Londoner  Vertrag  von  1867  unter  der  Garantie 
der  europäischen  Großmächte  für  neutral  erklärt,  nachdem  Preußen  auf  sein  Be- 
satenngsrecht  in  der  Bundesfestung  Luxemburg  verzichtet  hatte. 
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Bundesregierungen  gebildeten  Bundesrates  gelegt  war®.  Die  Bundesgesetz- 
gebung wurde  durch  den  Bundesrat  und  den  aus  allgemeinen,  direkten 
Wahlen  mit  geheimer  Abstimmung  hervorgehenden  Reichstag  ausgeübt; 
die  Übereinstimmung  der  Mehrheitsbeschlüsse  beider  Versammlungen  war 
zu  einem  Bundesgesetze  erforderlich  und  ausreichend^,  nur  bei  Gesetz- 
Vorschlägen  über  das  Militarwesen  und  die  Kriegsmarine  sollte  im  Bundes- 
rate die  Stimme  des  Präsidiums,  also  Preußens,  den  Ausschlag  geben, 
wenn  sie  sich  für  die  Aufrechterhaltung  der  bestehenden  Einrichtungen 
aussprechen  würde.  Die  Ausfertigung  und  Verkündigung  der  Bnndes- 
gesetze  und  die  Überwachung  ihrer  Ausführung  stand  dem  Präsidium  zu. 
Das  Organ  des  Präsidiums  war  der  von  diesem  ernannte  verantwortliche 
Bundeskanzler. 

Der  weitere  Ausbau  der  Bundesverfassung  erfolgte  durch  verschiedene 
Bundessteuergesetze  (Tabak-,  Brauroalz-,  Branntweinsteuer  1868,  Wechsel- 
stempelsteuer 1869)  und  das  Wahlgesetz  vom  31.  Mai  1869,  das  für  die 
Reiehstagswahlen  an  die  Stelle  des  Reichswahlgesetzes  von  1849  trat,  so- 
dann durch  die  Einsetzung  des  Bundesoberhandelsgerichts  zu  Leipzig 
(12.  Juni  1869)®.  Die  Feststellung  des  Verhältnisses  zu  den  süddeutschen 
Staaten  war  nach  Art.  79  der  Bundesverfassung  besonderen,  dem  Reichs- 
tage zur  Genehmigung  vorzulegenden  Verträgen  vorbehalten,  während  ihr 
Eintritt  oder  der  Eintritt  eines  derselben  in  den  Bund  auf  den  Vorsehlag 
des  Bundespräsidiums  im  Wege  der  Bundesgesetzgebung  erfolgen  solltet 
Schon  gleichzeitig  mit  den  zwischen  Preußen  und  den  süddeutschen  Staaten 
abgeschlossenen  Friedensverträgen  (13.,  17.  und  22.  Aug.,  3.  Sept  1866) 
war  es  zu  der  Abschließung  von  Schutz-  und  Trutzbündnissen  mit  gegen- 
seitiger Gebietsgewähr  und  der  Einräumung  des  Oberbefehls '  über  die 
gesamte  süddeutsche  Kriegsmacht  an  den  König  von  Preußen  für  den 
Fall   eines  Krieges   gekommen.     Die   süddeutschen   Staaten   hatten   sich 

•  Das  StimmenverhÄltnis  im  Bundesrate  wurde  nach  den  Vorschriften  für  das 
Plenum  des  ehemaligen  Bundestages  geregelt,  indem  Preußen  unter  Hinzurechnung 
der  Stimmen  von  Hannover  (4),  Kurhessen  (3),  Holstein  (3),  Nassau  (2)  und  Frank- 
furt (1)  auf  17  Stimmen  kam;  das  Großherzogtum  Hessen  erhielt  nur  eine  Stimme. 
Die  Gesamtzahl  der  Stimmen  belief  sich  auf  43.    Vgl.  §  83,  n.  12. 

^  Verfassungsänderungen  bedurften  im  Bundesrate  einer  Zweidrittelmehrheit 

*  Dem  Bundesoberhandelsgerichte  wurden  später  noch  verschiedene  andere 
reichsgesetzlich  geregelte  Gegenstände  überwiesen.  Im  übrigen  begnügte  sich  die 
Bundesgesetzgebung  hinsichtlich  des  Gerichtswesens  mit  dem  Gesetze  über  die  Ge- 
währung der  Rechtshilfe  vom  21.  Juni  1869.  Die  Einheitlichkeit  des  Postwesens 
wurde  dadurch  erreicht,  daß  die  1866  noch  in  zehn  norddeutschen  Staaten  erhaltene 
Thum-  und  Taxis*sche  Post  am  1.  Jan.  1868  auf  Grund  eines  Ablösungsvertrages 
von  der  Bundespostverwaltung  übernommen  wurde.    Vgl.  v.  Stbbl,  a.  a.  0.  6,  82  ff. 

"  In  Art.  4  des  Prager  Friedens  von  1866  hatte  der  Kaiser  von  Österreich 
sich  damit  einverstanden  erklärt,  daß  die  südlich  der  Mainlinie  gelegenen  deutschen 
Staaten  „in  einen  Verein  zusammentreten,  dessen  nationale  Verbindung  mit  dem 
Norddeutschen  Bunde  der  näheren  Verständigung  zwischen  beiden  vorbehalten 
bleibt  und  der  eine  internationale  unabhängige  Existenz  haben  wird''.  Da  der  süd- 
deutsche Bund  nicht  zustande  kam,  so  war  diese  Abmachung  gegenstandslos.  * 
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daraufhin  gegenseitig  zu  einer  der  preußischen  Wehr  Verfassung  entsprechen- 
den Ueeresorganisation  innerhalb  ihrer  Staaten  verpflichtet  und  für  die 
ehemaligen  Bundesfestungen  (Ulm,  Rastatt,  Landau,  Mainz)  eine  gemein- 
schaftliche Festungskommission  eingesetzt  Dazu  kam  der  zunächst  für 
die  Dauer  von  zehn  Jahren  abgeschlossene  Zollvereinsvertrag  vom  8.  Juli 
1867,  der  den  früher  auf  rein  volkerrechtlicher  Grundlage  beruhenden 
deutschen  Zollverein  (S.  867  f.)  in  bundesstaatlicher  Richtung  umgestaltete, 
indem  der  Reichstag  des  Korddeutschen  Bundes  durch  den  Hinzutritt 
süddeutscher  Abgeordneten  zum  deutschen  „Zollparlamente'',  der  Bundes- 
rat durch  Hinzutritt  der  süddeutschen  Regierungsvertreter  zum  „Bundes- 
rate des  Zollvereins^'  erweitert  und  der  K^one  Preußen  das  Präsidium 
eingeräumt  wurde  ^^. 

Die  Umbildung  des  Norddeutschen  Bundes  zum  „Deutschen  Reiche'' 
vollzog  sich  infolge  des  deutsch-französischen  Krieges  am  1.  Januar  1871 
durch  den  Eintritt  der  vier  süddeutschen  Staaten  in  den  Bund  kraft  der 
Versailler  Verträge,  die  der  Norddeutsche  Bund  am  15.  November  1870 
mit  Baden  und  Hessen  und  am  23.  November  mit  Baiern  abgeschlossen 
hatte,  und  des  entsprechenden  Berliner  Vertrages  vom  25.  November  1870 
mit  Würtemberg.  Die  verfassungsmäßige  Genehmigung  dieser  Verträge 
(mit  der  durch  dieselben  bedingten  Abänderung  der  Bundesverfassung) 
erfolgte  im  Norddeutschen  Bunde  im  Wege  der  Bundes-,  in  den  süd- 
deutschen Staaten  im  Wege  der  Landesgesetzgebung,  und  zwar  in  Baiern 
erst  am  21.  Januar  1871,  in  den  übrigen  Staaten  noch  im  Laufe  des 
Jahres  1870  ^^  Das  Deutsche  Reich  war  demnach  keine  Neugründung, 
sondern  in  allen  Rechten  und  Verbindlichkeiten  die  Fortsetzung  des  Nord- 
deutschen Bundes,  dessen  Gesetze  mit  wenigen  Ausnahmen  den  Charakter 
von  Reichsgesetzen  erhielten  ^^  Am  18.  Jan.  1871  nahm  König  Wilhelm  L 
auf  den  im  Namen  der  deutschen  Bundesfürsten  und  freien  Städte  ge- 
stellten Antrag  des  Königs  von  Baiern  für  sich  und  seine  Nachfolger  in 
der  Krone  Preußen  und  dem  Präsidium  des  Deutschen  Reiches  den  Titel 
„Deutscher  Kaiser"  an.  Die  notwendig  gewordene  Neuredaktion  der  Ver- 
fassung des  Deutschen  Reiches  erfolgte  im  Wege  der  Bundesgesetzgebung 
und  wurde  am  16.  Apr.  1871  publiziert  ^^ 


^°  Im  Zollbundesrate  erhielten,  entsprechend  dem  Plenum  der  ehemaligen 
Bundesversammlung,  Würtemberg  vier,  Baden  und  Hessen  je  drei  Stimmen;  Baiern 
wurde  von  vier  auf  sechs  Stimmen  erhöht  Die  Verkündigung  der  Vereinsgesetze 
sollte  in  den  süddeutschen  Staaten  „in  den  daselbst  geltenden  Formen*^,  also  nicht 
durch  das  Präsidium,  erfolgen.  '  Als  preußischer  Zollanschluß  blieb  auch  das  Groß- 
herzogtum Luxemburg  innerhalb  des  Zollvereiusgebietes,  ohne  an  der  Zollvereins- 
verfassung aktiv  teilzunehmen.     Vgl.  §  84,  n.  16.     Laband,  a.  a.  0.  2^,  899  f. 

*^  Vgl.  Bundesgesetzblatt  des  Norddeutschen  Bundes  1870,  S.  627  —  662. 
Reichsgesetzblatt  1871,  S.  9—26. 

^'  Art  2  des  baierischen  Vertrages  enthält  ausdrücklich  die  Bestimmung:  „Die 
Verfassung  des  Deutschen  Bundes  ist  die  des  bisherigen  Norddeutschen  Bundes, 
jedoch  mit  folgenden  Abänderungen". 

»»  Vgl.  Reichsgesetzblatt  1871,  S.  63  ff. 
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Durch  Keichsgesetz  vom  9.  Juni  1871  wurde  das  durch  den  Frank- 
furter Frieden  vom  10.  Mai  1871  abgetretene  Gebiet  von  Elsaß-Loth- 
ringen in  den  Reichsverband  aufgenommen,-  unter  gleichzeitiger  Organi- 
sation als  Reichsland  und  mit  der  Bestimmung,  daß  die  Reichsverfassang 
daselbst  mit  dem  1.  Jan.  1873  in  Kraft  zu  treten  habe.  Die  durch 
Vertrag  vom  1.  Juli  1890  von  England  abgetretene  Insel  Helgoland  wurde 
dem  Deutschen  Reiche,  unter  Überweisung  an  iss  Königreich  Preußen, 
durch  das  Reichsgesetz  vom  15.-  Dez.  1890  einverleibt.  Die  seit  1884 
erworbenen  Schutzgebiete  sind  Nebenländer  unter  der  Schutzgewalt  und 
Gesetzgebung  des  Deutschen  Reiches,  bilden  aber  keinen  Bestandteil  des 
Reichsgebietes  *^  • 

Die  überaus  verworrenen  Zustände  auf  dem  Gebiete  der  Gerichts- 
verfassung^^ wurden,  mit  Rechtskraft  vom  1.  Okt.  1879,  durch  das  Ge- 
richtsverfassungsgesetz vom  27.  Jan.  1877  neu  geregelt'*.  Eine  gewisse 
Einheitlichkeit  bestand  nur  auf  Grund  der  durch  DBA.  12  gewährleistet-en 
drei  Instanzen.  Die  Oberlandesgerichte  (Appellationsgerichte,  in  Hannover 
die  großen  Senate  der  Obergerichte)  und  die  obersten  Gerichtshöfe^^ 
waren  durchweg  als  Kollegialgerichte  organisiert.  Teilweise  fungierten 
auf  Grund  noch  bestehender  Exemtionen  die  Oberlaudesgerichte  zugleich 
als  Gerichte  erster  Instanz  für  gewisse  privilegierte  Klassen  ^®.  Die  Reichs- 
gesetzgebung hat  diese  Exemtionen  aufgehoben  und  nur  für  die  landes- 


**  Vgl.  Reichsgesetz  v.  17.  April  1886,  betr.  die  Rechtsverhältnisse  der  deutschen 
Schutzgebiete,  in  neuer  Passung  v.  19.  März  1888  (RGBL  1888,  S.  75  ff). 

*'  Vgl.  Entwurf  des  Ger.-Verf.-Gesetzes,  Drucksachen  des  Reichstages,  2.  Leg.- 
Periode,  2.  Sess.  1874,  Nr.  4.  Fecht,  Gerichtsverfassungen  der  deutschen  Staaten, 
2  Bde,  1868.  L.  Haupp,  Gerichtsverfassung  der  deutschen. Staaten,  1856.  Während 
in  beiden  Meklenburg  und  in  beiden  Lippe  im  wesentlichen  alles  beim  alten  ge- 
blieben war,  hätte  sich  in  den  übrigen  deutschen  Staaten  die  Neuorganisation 
teils  durch  die  französische  Gesetzgebung,  teils,  nach  1848,  im  Wege  der  eigenen 
Landesgesetzgebung  vollzogen.  Für  Preußen,  mit  Ausschluß  des  Gebietes  des 
französischen  Rechts  (Appellationsgerichtshof  Köln),  vgl.  VO.  v.  2.  Jan.  1849  nebst 
Ges.  V.  26.  April  1851;  für  Hohenzollem  Ges.  v.  30.  April  1851;  für  Schleswig- 
Holstein,  Kurhessen,  Nassau  VOO.  v.  26.  Juni  1867;  für  Hannover  Ger.-Verf.-Ges. 
V.  1850  und  1859;  für  Baiern  Ger.-Org.-Gesetz  v.  1848  und  Ger.-Verf.-Ges.  v.  1861; 
für  Würtemberg  Ger.-Verf.-Ges.  v.  1868;  für  Baden  Ger.-Verf.-Ges.  v.  19.  Mai  1864. 

"  Vgl.  die  als  Taf.  V  beigefügte  Übersichtskarte  nach  Stammler.  Gleichzeitig 
mit  dem  Ger.-Verf.-Gesetz  traten  in  Kraft  die  Civilprozeßordnung  v.  30.  Jan.  1877, 
die  Strafprozeßordnung  v.  1.  Febr.  1877,  die  Konkursordnimg  v.  10.  Febr.  1877 
und  die  Rechtsanwaltsordnung  v.  1.  Juli  1878.  Einige  Abänderungen  des  Ger.- 
Verf.-Ges.  sind  durch  Reichsgesetz  v.  17.  Mai  1898  (RGBl.  1898,  S.  252  ff.)  erfolgt 

"  In  Preußen  bestanden  früher  zwei  oberste  Gerichtshöfe,  das  Obertribunal 
und  für  das  Gebiet  des  französischen  Rechts  der  rheinische  Revisions-  und  Kafl- 
sationshof,  der  1852  mit  dem  Obertribunal  vereinigt  wiu-de.  Dasselbe  geschah 
1874  mit  dem  1867  für  die  neuerworbenen  Landesteile  errichteten  Oberappella- 
tionsgericht 

^^  Ganz  unberührt  hatte  sich  der  eximierte  Gerichtsstand  nur  in  beiden 
Meklenburg  und  beiden  Lippe  erhalten.  In  den  übrigen  deutschen  Staaten  be- 
standen zum  Teil  Exemtionen  zu  Gunsten  der  Standesherren,  auf  Grund  der 
DBA.  14. 
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herrlichen  Familien  und  das  fürstliche  HauB  Hohenzollem  den  privile- 
gierten Gerichtsstand  nach  Maßgabe  der  Hausgesetze,  für  die  Standesherren 
dagegen  nur  in  Strafsachen  das  Recht  der  Austrage  nach  Maßgabe  der 
Landesgesetze  aufrechterhalten.  Das  in  einzelnen  Staaten  noch  in  Übung 
gebliebene  Rechtsmittel  der  Aktenversendung  wurde  aufgehoben.  Als 
oberster  Gerichtshof  für  das  gesamte  Reich  wurde  das  Reichsgericht,  mit 
dem  Sitze  zu  Leipzig,  das  zugleich  an  die  Stelle  des  früheren  Reichs- 
oberhandelsgerichts trat,  errichtet^®. 

Sehr  verschieden  gestaltet  waren  die  Gerichte  erster  Instanz  für 
bürgerliche  Sachen.'  Währen^  einige  Staaten  an  der  alten  Verfassung 
mit  Einzelrichter  und  Gerichtschreiber  festhielten,  andere  in  prinziploser 
Weise  bald  Einzelrichter,  bald  Kollegialgerichte  entscheiden  ließen,  hatte 
sich  in  den  meisten  deutschen  Staaten  eine  Sonderung  in  der  Art  voll- 
zogen, daß  alle  geringeren  Sachen  durch  Einzelrichter,  die  übrigen  durch 
Kollegialgerichte  entschieden  wurden.  In  Preußen  geschah  dies  in  der 
Weise,  daß  in  den  einzelnen  landratlichen  Kreisen  Kreisgerichte  und  in 
den  größeren  Städten  Stadtgerichte  mit  kollegialer  Verfassung  bestanden, 
die  geringeren  Sachen  aber  einzelnen  Kreisrichtern  als  delegierten  Richtern 
des  Kollegiums,  dem  sie  angehörten,  überwiesen  wurden*®.  Eine  Berufung 
an  das  delegierende  Kollegium  gab  es  nicht.  Im  Gebiete  des  französiscHen 
Rechts,  sowie  in  Baden,  Baiem,  Oldenburg,  Braunschweig  und  den  1866 
von  Preußen  neu  erworbenen  Landesteilen  war  das  Gericht  des  Einzel- 
richters (Amtsgericht,  Friedensgericht,  in  Baiern  Land-  und  Stadtgericht) 
von  dem  Kollegialgericht  (Landgericht,  Bezirksgericht,  Kreisgericht),  das 
dem  französischen  Arrondissementsgericht  entsprach,  vollständig  getrennt 
und  dem  letzteren  zugleich  die  Berufungsinstanz  gegenüber  den  Ent- 
scheidungen des  ersteren  übertragen.  Das  R^ichsgesetz  hat  diese  an  die 
karolingische  Gerichtsordnung  anklingende  Organisation  auf  seine  Amts- 
und Landgerichte  übertragen.  An  die  Stelle  der  früheren  Handelsgericht« 
sind  bei  den  Landgerichten,  soweit  ein  Bedürfnis  vorliegt,  unt«r  Bei- 
ziehung kauftnännischer  Handelsrichter  gebildete  Kammern  für  Handels- 
sachen getreten. 

In  Strafsachen  erster  Instanz  hielten  beide  Meklenburg  und  beide  Lippe 
noch  ganz  an  den  alten  Einrichtungen  und  dem  Inquisitionsverfahren  fest 
In  allen  übrigen  Staaten  hatte  man  sich,  der  Einteilung  der  Delikte  ent- 
sprechend, an  die  Dreiordnung  der  französischen  Gerichtsverfassung  an- 
geschlossen. Demgemäß  entschieden  über  Übertretungen  die  oben  erwähnten 
Einzelrichter,  über  Vergehen  die  erwähnten  Kollegialgerichte,  über  Ver- 
brechen aber  Schwurgerichte.  In  einigen  Staaten  war  man  in  der  Zu- 
ziehung des  Laienelementes  noch  weiter  gegangen,  für  Übertretungen 
bestanden  mehrfach  SchöflFengerichte;  in  Würtemberg  hatten  in  allen  drei 

*•  Baiern  hat  bis  auf  weiteres  von  der  bedingten  Erlaubnis,  für  ein  begrenztes 
Gebiet  einen  eigenen  obersten  Landesgerichtsliof  zu  halten,  Gebrauch  gemacht 

^^  In  manchen  Stftdten,  die  kein  Kreisgericht  besaßen,  hatten  derartige  Dele- 
gierte (Kreisgerichtsdeputationen)  einen  stftndigen  Sitz. 
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Ordnungen  der  Gerichte  und  teilweise  selbst  in  bürgerlichen  Sachen  Laien- 
richter mitzuwirken.  Das  ßeichsgesetz  nahm  die  Schölfengerichte  und  die 
Schwurgerichte  auf,  beließ  es  dagegen  in  der  zweiten  Ordnung  bei  den 
kollegialischen  Stratlcanunern  der  Landgerichte. 

Die  Gerichtsverfassung  des  Beiches  kennt  nur  staatliche  Gerichte. 
Die  Patrimonialgerichte  in  beiden  Meklenburg  und  beiden  Lippe  wurden 
aufgehoben  y  ebenso  die  hier  und  da  noch  erhalten  gebliebenen  standes- 
herrlichen- Gerichte.  Den  in  einigen  Staaten  noch  anerkannten  geistlichen 
Ehegerichten  der  bischöflichen  wie  protestantischen  Konsistorien  wurde 
jeder  Eingriff  in  die  bürgerliche  Kechtssphäre  entzogen.  Als  Sonder- 
gerichte blieben  nur  die  Bheinschiffahrts-  und  Eibzollgerichte,  die  in  einigen 
Staaten  bestehenden  agrarischen  und  Gemeinde-Gerichte,  die  Gewerbegerichte, 
die  Forst-,  Jb'eld-  und  Polizeirügegerichte  und  die  Yerwaltungsgerichte  be- 
stehen. Die  notwendige  Beform  des  Militärstrafverfahrens  und  der  Militär- 
Gerichtsverfassung  durch  ein  bereits  vom  Beichstage  genehmigtes  Beichs- 
gesetz  steht  unmittelbar  in  Aussicht  *  * 


Viertes  Kapitel 
Die  Rechtsquellen. 

Stobbe,  Geschichte  der  deutschen  Rechtsquelien  2,  1864.  Stimtseinq  u.  Lakds- 
BERG,  Uesch.  d.  deutsch.  Kechts Wissenschaft,  3  Bde,  1880—1809.  Koth,  System 
des  deutschen  Piivatrechts  1,  1880.  Ksaut,  Grundriß"  §§  13—18.  A.  B.  Schmidt, 
Geschichtl.  Grundlagen  des  bUrgerl.  Rechts  im  Großherz.  Hessen,  Gieß.  Progr.  1893. 

§  87.    Die  Juristische  Litteratur. 

Stobbe  2,  40  ff.  143—182.  414—26.  SniiTziNa,  Geschichte  der  popul&reu 
Litteratur  des  römisch-kanonischen  Kechts  in  Deutschland,  1867;  Ulrich  Zaaius, 
1857.  BöuLAU,  Kr.VJSchr.  23,  525ff.  26,.lff.  Mütheb,  ZRG.  8,  99 ff.  Brukxbk, 
RG.  1,  14  ff.  V.  Amira,  Grundriß*  2  ff.  Siegel,  RG.'  1  ff.  108  ff.  128  ff.  145  ff. 
LuscuiK  V.  Ebenqreutu,  Österr.  Reichsgeschichte  364  £  Reum,  Gresch.  d.  Staats- 
rechtswissenschaft (1896)  231  ff.  Giebks,  G^uossenschaftsrecht  3,  §12;  Johannes 
Aithusius,  1880. 

Nach  der  Rezeption  der  fremden  Bechte  war  es  die  nächste  Aufgabe 
der  Wissenschaft,  dieselben  dem  Volke  zugänglich  und  verständlich  zu 
machen.  Dies  geschah  zum  Teil  durch  deutsche  Rechtsbücher,  in  denen, 
wie  schon  in  der  Glosse  zum  Sachsenspiegel  und  Sachs.  Weichbilde,  neb^n 
den  benutzten  einheimischen  Quellen  auch  römisches  und  kanonisches 
Recht  herangezogen  wurde.  Zu  nennen  sind  hier  *  die  Bearbeitungen  des 
Sachsenspiegels  von  Melchior  Kling  (1542),  die  Erbrechtsregeln  und 
die   Schriften    des   Lorenz    Fries    über    würzburgisches    Gerichtswesen, 

*  Erwähuung  verdient  auch  die  „Summa  der  rechte  weg  gnant'^,  vgl. 
BöHUku,  ZRG.  8,  165  ff.  325.    STiNTZuta  u.  Landsbeeq  1,  12. 
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namentlich  sein  Zentbach^  Ein  wertvolles,  überwiegend  rein  deutschreclit- 
liches  Werk  aus  der  ersten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  ist  das  Rügische 
Landrecht  oder  der  Wendisch-Rügianische  Landgebrauch  des 
Bfatthaeus  Nonnann  ^  Mechanische  Zusammenstellungen  der  Abweichungen 
des  heimischen  Rechts  von  dem  römischen  enthielten  die  sogenannten 
Differentiae,  während  Werke  aus  der  2.  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts, 
wie  der  üsum  modernus  pandectarum  von  Stryk  und  Schilter's  Praxis 
iuris  Romam  in  foro  Germanico  das  deutsche  Recht  in  systematischem 
Zusammenhange  mit  dem  römischen  behandelten  ^  Den  Notarien  dienten 
verschiedene  Formelbücher  oder  Rhetoriken. 

Das  römische  Recht  suchte  man  teils  durch  deutsche  Übersetzungen, 
teils  durch  populäre  Darstellungen  zugänglich  zu  machen.  Die  älteste 
und  ausführlichste  Darstellung  des  römischen  Rechts  in  deutscher  Sprache 
ist.  der  in  der  ersten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  wahrscheinlich  in 
Schwäbischhall  verfaßte  „Elagspiegel'',  später  „Richterlich  ElagspiegeP' 
genannt.  Das  Werk  behandelt  das  bürgerliche  Recht,  Strafrecht  und 
Strafverfahren.  Der  Verfasser  ist  unbekannt  Irrtümlich  wurde  später 
Sebastian  Brant  für  den  Verfasser  gehalten,  weil  der  Klagspiegel  seit  der 
6.  Auflage  (1516)  von  ihm,  und  zwar  als  zweiter  Teil  des  Laienspiegels, 
herausgegeben  wurdet  Der  Laienspiegel  (1509)  war  ein  Werk  des 
Ulrich  Tenngier,  Landvogt  zu  H^chstedt,  früher  Stadtschreiber  zu  Nörd- 
Ungen^.  Er  schöpfte  neben  dem  römischen  und  kanonischen  Rechte  auch 
aus  dem  unmittelbaren  Rechtsleben.  Außer  gemeinrechtlichen  Quellen 
benutzte  der  Verfasser  die  italienische  Jurisprudenz,  besonders  das  Speculum 
des  Durantis,  femer  die  Magdeburger  Fragen,  den  Schwabenspiegel,  den 
Klagspiegel  und  andere  populäre  Werke,  die  Bamberger  Halsgerichts- 
ordnung und  die  wichtigsten  Reichsgesetze  seiner  Zeit  Der  Laienspiegel 
sollte  den  bei  der  Rechtspflege  beteiligten  Laien  als  Handbuch  dienen. 
Er  umfaßte  Privatrecht,  Strafrecht  und  Prozeß;  man  hat  ihn  nicht  niit 
unrecht  als  eine  „Realencyklopädie  des  gesamten  weltlichen  Rechtes'^ 
bezeichnet.  Er  verdrängte  alslräJd  die  gesamte  übrige  Litteratur  dieser 
Richtung^,  nur  der  ihm  von  Seb.  Brant  als  Anhang  angefügte  Klagspiegel 
vermochte  sich  neben  ihm  zu  halten.    Beider  Ansehen  verschwand  erst^  als 

*  Vgl.  RoosiNOEs,  Magister  Lorenz  Fries,  Abb.  d.  Münch.  Ak.  11, 149  £;  Über 
fräukisch-wirzb.  Zentbücher,  Münch.  SB.  1872. 

'  Ausgaben:  Frommhold,  1896  (vgl.  ZRG.  29, 1  ff.).  Gadbbüsob,  1777.  Dretbb, 
Monnmenta  anecdota  1,  1760.  Vgl.  Hometeb,  Historiae  iuris  Pomeraoici  capita 
qnaedam,  Berl.  Diss.  1821. 

^  Vgl.  STnrrzora  o.  LAin>sBEBa  8,  54  ff.  64  £ 

»  VgL  SrarKiNO,  Popul.  Litter.  387  ff.  451  ff.;  Gesch.  d.  EW.  1,  43.  93. 

•  Vgl.  SrraTziHO,  a.  a.  0.  411  ff. 

'  Hervorzuheben  sind  noch  die  Schriften  von  Ferne  der  und  Gobier  (Mitte 
des  16.  Jh.).  Das  ,,Statutenbach"  des  letzteren  ist  eine  bloße  Kompilation  aus 
seinen  sonstigen  Schriften  und  den  Werken  Pemeders.  Vgl.  Stiiitziko,  Gesch.  d. 
BW.  1,  573  ff.  582  ff.  Besondere  Berücksichtigung  der  Partikularrecfate  zeichnet 
die  Werke  von  Meurer  aus. 

&.  SohbOdbb,  Beutfohe  Beeht^EMehlchte.    Z.  Aufl.  58 
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der  Laienstand  gänzlich  aus  den  Gerichten  geschieden  war.  Aus  der 
Praxis  des  Reichskammergerichts  gingen  die  „Practicae  obseryaüones''  des 
Andreas  Gaill  (1578)  hervor,  ein  Werk  das  sich  bis  tief  in  das  18.  Jahr- 
hundert des  größten  Ansehens  erfreute,  zahllose  Auflagen  und  selbst  eine 
Übersetzung  ins  Deutsche  erlebte®.  Die  von  den  Italienern- überkommene 
Neigung,  den  Prozeß  in  dramatischer  Form,  als  Prozeß  des  Teufels  gegen 
Christus  oder  Maria,  zu  behandeln,  begegnet  schon  bei  Tenngier®.  Be- 
merkenswert in  dieser  Richtung  sind  die  Schriften  des  bekannten  ältesten 
deutschen  Dramatikers  Jacob  Ayrer  (t  1605)^®  und  die  schon  S.  694 
erwähnten  Fastnachtspiele. 

An  den,  deutschen  Universitäten  wurden  bis  Mitte  des  15.  Jahr- 
hunderts ausschließlich  kanonisches  Recht  und  lombardisches  Lehnrecht 
gelehrt.  Die  einheimische  Gesetzgebung  wurde  nur  beim  Strafrecht  be- 
rücksichtigt. Als  Schriftsteller  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts  ragten 
seit  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  Berlich  (1586—1638)  und  Benedict 
Carpzov  (1595 — 1666)  hervor**.  Der  erste  Lehrstuhl  für  Naturrecht 
wurde  1661  in  Heidelberg  errichtet  und  mit  Samuel  Püfendorf  besetzt*^. 
An  derselben  Universität  war  schon  1604  angeregt  worden,  die  Professur 
des  ins  canonicum  durch  eine  solche  des  ins  Germanicum  antiquum  zu 
ersetzen,  der  Vorschlag  wurde  aber  von  der  Fakultät  abgelehnt  Ausgaben 
der  Volksrechte  und  Kapitularien  wurden  bereits  im  16.  und  17.  Jahr- 
hundert von  Sichard,  Herold  und  Lindenbrog  veranstaltet,  dieselben  ver- 
folgten aber  noch  ausschließlich  antiquarische  Zwecke.  Unter  den  deutschen 
Publizisten  der  ersten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  ragt  besonders  Jo- 
hannes Althusius  (1557 — 1638)  hervor.  Einer  seiner  heftigsten  Gegner 
war  der  Begründer  einer  wissenschaftlichen  deutschen  Rechtsgeschichte. 
Hermann  Conring  zu  Helmstedt  (1606 — 1681),  dem  wir  außer  seinem 
bahnbrechenden  Werke  De  origine  iuris  Germanici  (1643)  und  der  staats- 
rechtlichen Schrift  De  Germanarum  imperio  Romano  noch  verschiedene 
andere  Arbeiten  über  deutsche  Verfassungsgeschichte  und  Staatsrecht  ver- 
danken ^^  Ein  für  seine  Zeit  musterhaftes,  auch  heute  noch  sehr  wert- 
volles Werk  war  die  zuerst  1631  erschienene  „Inleiding  tot  de  hollandsche 
rechtsgeleerdheit"  des  großen  Völkerrechtslehrers  HiigodeGroot**.  Die 
auf  Conring  fußende  jechtsgeschichtliche  Forschung  bewegte  sich  im 
übrigen  zunächst  auf  dem  Gebiete  des  Staatsrechts.     Außer  den   schon 


^  Vgl.  BüBOKHABD,  Andreas  Gaill,  WüTzb.  Hekt-Bede  18S7.  Stintzimo,  Gesch. 
d.  RW.  1,  495  ff.  • 

»  Vgl  Srorrzmo,  Pop.  Litter.  259  ff. 

'ö  Vgl.  ebd.  278. 

"  Vgl.  STiMTziNa  u.  Landsbbeg,  Gesch.  d.  RW.  1,  736;  2,  5  ff.  55  ff. 

"  Vgl.  S.  881.  STnrrziKQ  u.  Lakdbbbq  3,  11  ff.,  Noten  S.  7  ff.  Bresslau, 
Deutsche  Biographie  26,  701  ff.  Varbentrapp,  Briefe  von  Pufendorf,  Hist  Zeitschr. 
70,  1  ff.  198  ff.    Tbbitschke,  Preuß.  Jahrbücher  35.  36. 

*'  Vgl.  S.  831.  Stobbg,  Hermann  Conring  1870.  Stintzinq  u.  Landsbebq  2,  3  ff 
165  ff.     Bbesslaü,  Deutsche  Biographie  7,  446  ff. 

'^  Neueste  Ausgabe  von  Fockema  Akdbbä,  1895. 
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S.  794  und  830  f.  genannten  Schriftstellern  *sind'  hier  namentlich  ßhez, 
Schweder,  Textor,  Pfelfinger,  Lünig,  Sagittarius,  Obrecht  und  Datt^^,  ferner 
Gundlingi»,  J.  J.  Moaer^^  Häberlin^«-,  J.  S.  Pütter i%  v.  Ludewig*^ 
Schmauß^^,  sämtlich  dem  18.  Jahrhundert  oder  dem  Ende  des  17.  Jahr- 
hunderts angehörig,  hervorzuheben.  Für  die  Wissenschaft  des  deutschen 
Privatrechts  wirkten  namentlich  Schilter  und  Thomasius  (1655 — 1728)". 
Uer  letztere  hat  schon  vor  1705  an  der  Universität  Halle  und  sein  Schüler 
Beyer  seit  1707  an  der  Universität  Wittenberg  die  ersten  Vorlesungen 
über  deutsches  Privatrecht  gehalten  ^^.  Um  dieselbe  Zeit  erhielten  ver- 
schiedene Universitäten  eigene  Lehrstuhle  für  Partikularrechte.  Der  wisseur 
schaftlichen  Pflege  des  deutschen  Privatrechts  widmeten  sich  besonders 
Heinecciüs,  Selchow  und,  schon  in  das  19.  Jahrhundert  hüiüberreichend, 
Runde  und  Danz^^  der  Geschichte  des  Privatrechts  namentlich  JBrunn- 
quell^^  Auf  vorwiegend  antiquarischem  Gebiete  bewegten  sich  die  Arbeiten 
von  Estor,  H.  Chr.  v.  Senckenberg,  Olenschlager,  Grupen^  Strube,  Pr.  Es» 
V.  Pufendorf,  Drejer*^  Als  wirkliche  Rechtshistoriker  bewährten  sich 
Masco V,  Justus  Moser,  Reitemeier  und  Chr.  G.  Biener^^  Sie  sind  als  die 
Vorgänger  der  historischen  Rechtsschule  zu  betrachten,  durch  die  erst  eine 
wahrhaft  wissenschaftliche  Methode  begründet  wurde*®.  Was  v.  Savignj 
auf  dem  Gebiete  des  römischen  Rechts,  das  waren  auf  dem  des  deutschen 
Recht«  vor  allem  K.  F.  Eichhorn*^  und  Jacob  .Grimm*^ 


§  88.    Die  Reichsgesetze. 

Vgl.  §  72.  Stobbb  2,  183—205.  Ausgabe:  Neue  Sammlung  (S.  737).  Syste- 
matisch: Gebstlacher,  Handbuch  der  teutschen  Reichsgesetze,  11  Bde,  1786—1794. 
Auszüge  bei  Ekminohaus,  Corp.  iur.  Germ,  academicum,  2  Bde,  1844—1856.  Lehjkakn, 
Quellen  zur  deutschen  Reichs-  und  Rechtsgeschichte,  1891. 

Seit  Maximilian  I.  hatte  die  Beichsgesetzgebung  einen  außerordent^ 
liehen  Aufschwung  genommen,  der  trotz  der  Unterbrechung  durch  die 

^^  Über  diese  vgl.  SmrrziNQ  u.  Landsbero  3,  40 — 48,  Noten  S.  21 — 28. 

"  Ebd.  3,  122  ff,  Noten  S.  72  ff. 

''  Ebd.  3,  315  ff.,  Noten  S.  212  ff.    H.  Schulze,  J.  J«  Moser,  1869. 

'^  Ebd.  3,  430,  Noten  S.  276. 

1«  Ebd.  3,  381,  Noten  S.  217  f.    Frensborff,  D.  Biographie  26,  749  ff. 

^  Ebd.  3,  117  ff.,  Noten  S.  68  ff.  "  Ebd.  3,  125  ff.,  Noten  S.  74  ff. 

««  Ebd.  3,  55  ff.  71  ff.,  Noten  S.  32  ff.  45  ff. 

»  Vgl.  ebd.  3,  90.  137  ff.,  Noten  S.  55.  88. 

^*  Ebd.  3,  179  ff.  356.  451.  453,  Noten  S.  122  ff.  226.  288  f. 

««  Ebd.  3,  177,  Noten  S.  120. 

•«  Ebd.  3,  240—263.  269  f.,  Noten  S.  157—177.  183  ff. 

"  Ebd.  3,  128  f.  496.  498.  501,  Noten  S.  76.  316  f. 

2^  Das  Programm  der  bist  jßechtsschule  Zeitschr.  f.  gesch.  RW.  1,  1  ff.  124  ff. 

»•  Vgl.  Fbbhsdorpf,  Göttinger  Festrede,  1881.  Schulte,  K.  F.  Eichhorn,  1884. 
LoERscH,  Briefe  von  Eichhorn,  1881. 

^  Vgl.  Hübnbe,  Jacob  Grimm  u.  das  deutsche  Recht,  1895.  Scherxr,  Jacob 
Grimm*  (1885)  254  ff. 
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Beligionskriege  bis  zum  Jahre  1654  anhielt  Der  standig  gewordene 
Reichstag  hat  nichts  Erhebliches  mehr  geleistet  Während  die  Reichs- 
reformgesetze meistens  nur  vorübergehende  Bedeutung  behielten ,  kann 
man  den  ewigen  Landfrieden  von  1495^  und  den  Augsburger  Religions- 
&ieden  von  1555,  der  sich  zugleich  als  „gemeine  Constitution  aufgerich- 
teten Landfriedens'^  bezeichnetet  gewissermaßen  als  Reichsgrundgesetze 
betrachten.  Ein  wahres  Reichsgrundgesetz  war  aber  das  westfälische 
Friedensinstrument,  das  sich  selbst  als  solches  bezeichnete  und  die  Auf- 
nahme seiner  Bestimmungen  in  den  nächsten  Reichsabschied  und  die 
Wahlkapitulation  vorschrieb:  Sit  haec  transacüo  perpeiua  lex  et  pragmaäea 
imperii  sanctio,  imposterum  aeque  eic  aliae  lepes  et  eoiuütutiones  funda- 
mentales imperüf  naminatim  proximo  imperii  recessui  ipsique  capitttlatünd 
caesareae  inserenda,  obligana  non  minus  absentes  quam  praesentes,  eccle- 
sicLsücos  aeque  ac  politicos,  sive  Status  imperii  sint  sive  nan\  Bestätigt 
wurde  diese  Bestimmung  durch  den  JRA.  von  1654,  der  die  Friedend- 
urkunden von  Osnabrück  und  Münster  seinem  Texte  einfügte  und  sie 
feierlich  vor  ein  gegebenes  Fundamentalgesetz  des  heil.  Reichs  und  immer- 
währende Richtschnur  und  ewige  norma  iudicandi  erklärtet  Auch  die 
Wahlkapitulation,  obwohl  nach  der  Art  ihres  Zustandekommens  überhaupt 
kein  Reichsgesetz  (S.  801),  hatte  that^ächlich  die  Bedeutung  eines  Beichs- 
grundgesetzes.     . 

Sehr  umfassend  war  die  Reichsgesetzgebung  über  Verfassung  und 
Verfahren  des  .Reichskammergerichts  (S.  811  ft),  Münzwesen  (S.  821  f.), 
Kreisverfassung  (S.  765.  807  f.)  und  Heerwesen  (S.  816  f.),  obwohl  es  zu 
einer  dauernden  Regelung  des  letzteren  nicht  kommen  wollte.  Die  Reichs- 
polizeiordiiungen  (S.  820)  zogen  auch  einige  privatrechtliche  Verhältnisse 
in  ihren  Bereich,  und  dasselbe  war  bei  der  Notariatsordnung  von  1512 
der  Fall^  Im  übrigen  beschränkte  sich  die  Reichsgesetzgebung  auf 
privatrechtlichem  Gebiete  auf  einige  Bestimmungen  über  die  gesetzliche 
Erbfolgeordnung,  und  zwar  hier  in  einer  jede  partikularrechtliche  Ab- 
weichung ausschließenden  Form^,   während  der  Landesgesetzgebung  bei 


>  Altmanw  u.  Bbbmheui*  254.     N.  Samml.  2,  8  ff. 

*  Der  BeligioDflftietlen  bildet  einen  Teil  des  Augsb.  RA.  von  1555,  §§  7—80. 
(N.  Samml.  3,  16  ff.  Sonderausgabe  von  Branbi,  1896).  Den  sog.  geistlichen  „ Vor- 
behalt'^ des  §  18  hatte  König  Ferdinand  I.  dem  Religionsfrieden  beigefilgt,  und 
zwar  kraft  einer  ihm  von  den  Reichsständen  erteilten  VoUmacht,  wenn  auch  unter 
ausdrücklicher  Verwahrung  der  evangelischen  wie  der  katholischen  Stftnde  gegen 
die  Annahme  ihrer  Einwilligung  in  die  von  ihnen  bekämpften  Bestimmungen  und 
deshalb  mit  dem  Zusätze,  daß  eine  Einigung  der  Stände  in  diesem  Punkte  nicht 
zu  erzielen  gewesen  sei. 

«  JPO.  18,  8  2.    JPMunster.  §  112.    N.  Samml.  3,  602.  619. 

*  JRA.  §§  4—6,  N.  Samml.  3,  642. 

>  N.  Samml.  2,  151  ff.  Art  1  handelt  von  Testamenten,  Art  3  von  Prozeß> 
vollmachten.  Das  Vormundschaftsrecht  behandeln  RPO.  von  1548,  Art  31,  und 
von  1577,  Art  32,  und  RA.  von  1570  (N.  Samml.  2,  602.  3,  317  f.  894). 

*  Freiburger  RA.  von  1498,  §  37  (N.  Samml.  2,  46)  über  das  Repräsentations- 
recht der  Enkel;    Wormser  RA.  von  1521,  §  18—20  (ebd.  2,  206)  über  das  der 
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anderen  das  materielle  Recht  betreffenden  Reichsgesetzen  freier  Spielraum 
gelassen  zu  werden  pflegtet  Civilproeessualische  Bestimmungen,  nament- 
lich die  Abkürzung  des  Verfahrens  bezweckend,  wurden  in  den  auch  sonst 
sehr  inhaltreichen  JRA.  ?on  1654  aufgenommen®; 

Weitaus  das  bedeutendste  Reichsgesetz  war  die  sogenannte  Carolina 
(CCC,  d.  h.  Constitutio  Carolina  Criminalis),  die  peinliche  Halsgerichts- 
ordnung (PHGO.)  Karls  V-  von  1532».  Wie  auf  dem  Gebiete  des  Pro- 
zesses, so  hatte  auch  auf  dem  des  Stra&echts  die  Rezeption  des  römischen 
Rechts  lediglich  die  Bedeutung  einer  Rezeption  der  italienischen  Juris- 
prudenz gehabt,  nachdem  diese  schon  geraume  Zeit  vorher  die  volle  Herr- 
schaft über  die  italienische  Praxis  erlangt  hatte;  in  Deutschland  wurden 
ihre  Erzeugnisse  selbst  von  Schwarzenberg  als  die  keüerlichen  recht  be- 
zeichnet Die  italienischen  Juristen,  von  denen  für  Deutschland  besonders 
Gandinus,  Angelus  Aretinus  und  Bartolus  in  Betracht  kamen,  entnahmen 
aus  dem  römischen  Rechte  die  Hervorhebung  des  im  deutschen  Strairecht 
zu  wenig  berücksichtigten  Schuldmomentes,  die  Unterscheidung  zwischen 
dolus. und  culpa,  die  Lehre  von  der  Notwehr  und  dem  Versuch^ ^*^.  Sie 
betonten  das  öffentliche  Prinzip  des  Strafrechts  und  verlangten  Unab- 
hängigkeit der  Bestrafung  von  dem  Willen  des  Verletzten.  Im  übrigen 
beließen  sie  es  bei  der  germanischen  Einteilung  der  Delikte  und  dem 
germanischen  Strafensysteme.  Neben  dem  römischen  Rechte  betrachteten 
sie  die  Statutarrechte  und  die  consuetudo  generalis  als  vollgültige  Rechts- 
quellen und  nahmen  nichts  aus  den  römischen  Satzungen  auf,  was  dem 
Rechtsbewußtsein  ihrer  Zeit  widersprach.  In  Deutschland  wurde  die  ita- 
lienische Strafrechtsdoktrin  hauptsachlich  durch  den  Klägspiegel  populär 
gemacht,  weiter  ging  sie  über  in  die  Wormser  Reformation  voii  1499  und 
die  beiden  Halsgerichtsordnungen  Maximilians  I.  für  Tirol  (1499)  und 
Radolfzell  (1506)  ^^  Hauptsächlich  auf  dieseu  Quellen  beruhte  die  von 
Johann  von  Schwarzenberg^^  verfaßte  Halsgerichtsordnung  des  Bischofs 

Kinder  verotorbener  Geachwister;  Speierer  RA.  von  1529,  §  81  (ebd.  2,  299)  über 
die  succeasio  in  capita  für  die  Kinder  der  Geschwister  unter  sich.  Vgl.  S.  785. 
&roBBE  2,  208  f.  ZRG.  81,  179  f. 

^  Vgl.  S.  774.  882.  886  f.     Stobbb  2,  186. 

«  JRA..  §§  34—103.  107  (N.  Samml.  3,  647—60).  Diese  Bestimmungen  sollten 
auch  bei  den  Landesgerichten  zur  Anwendung  kommen,  während  durch  §  137  der 
Wunsch  ausgesprochen  wurde,  daß  auch  das  reichskammergerichtliche  Verfahren 
möglichst  bei  den  Landeagerichten  eingeführt  werde. 

*  Die  peinliche  G^erichtsordnung  Karls  V.  nebst  der  Bamberger  und  Branden- 
burger HGO.,  her.  v.  Zöffl,  1842;  synoptische  Ausgabe  der  Texte  von  demselben 
1876.  Vgl.  GüTEBBOCK,  Entstehungsgeschichte  der  Karolina^  1876.  Halbchnkr, 
Preuß.  Strafrecht  1,  78  ff.  y.  Bab,  Geschichte  d.  deutsch.  Strafrechts  §§40-45. 
Stobbb  2,  241  ff.    Stimtzinq,  G^esch.  d.  RW.  1,  621  ff. 

^^  Vgl.  KoHLBB,  Das  Strafrecht  der  italien.  Statuten  v.  12.  bis  16.  Jh.,  Stadien 
a.  d.  Strafrecht  2,  1895—1897. 

^^  Vgl.  Wahlbbbq,  Die  mazimilianischen  Ilalsgerichtsordnungen,  in  Haimbbl^s 
Viertclj.-Schrift  4,  131  ff. 

'*  Schwar2enberg(146d— 1528)gehörte  einem  alten  fr&nkischenRitteigeschlechte 
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Georg  von  Bamberg,  die  sog.  Bambergensis,  von  1507,  die  gleichzeitig 
ebensowohl  den  Charakter  eines  Gesetzbaches  wie  den  eines  von  Amts 
wegen  zusammengestellten  Lehrbuches  des  italienischen  Stra&echts  trag^'. 
Vermöge  ihres  inneren  Wertes,  durch  den  sie  ihre  Vorganger  weit  über- 
ragte, wurde  die  Bambergensis  bald  auch  in  verschiedenen  Gerichten 
außerhalb  des  Bamberger  Gebietes  rezipiert,  sie  fand  Eingang  in  den 
Laienspiegel  und  wurde  der  brandenburgisch-frankischen  HGO.  von  1516 
zu  Grunde  gelegt.  Auch  der  auf  Beschluß  des  Wormser  Reichstages  von 
1521  noch  in  demselben  Jahre  verfaßte  erste  Entwurf  der  Carolina  be- 
ruhte durchaus  auf  der  Bambergensis,  daneben  auf  dem  „Correctorium  in 
der  Bamberg.  HGO.^',  einer  Sammlung  bambergischer  Entscheidungen  und 
Verordnungen  von  1507 — 1515.  Erst  nach  zwei  weiteren  Entwürfen  (Nürn- 
berg 1523,  Speyer  1529)  wurde  der  dem  Augsburger  Reichstage  von  1530 
vorgelegte  vierte  Entwurf  auf  dem  Regensburger  Reichstage  von  1532  end- 
lich angenommen  ^\  Die  lange  Verzögerung  der  gesetzgeberischen  Arbeit 
wurde  durch  den  einer  einheitlichen  Strafgesetzgebung  widerstrebenden 
Partikujarismus  der  Reichsstände  veranlaßt,  bis  der  Kaiser  sich  entschloß, 
dem  Gesetze  die  sog.  salvatorische  Klausel  beizufügen,  wonach  den  aUen 
wohlhergebrachten  und  billichen  gebreuchen  nichts  benommen  sein,  das 
Gesetz  also,  soweit  es  nicht  im  einzelnen  absolute  Bestimmungen  enthielt 
(Art.  218),  gegenüber  den  bestehenden  Partikularrechten  nur  subsidiäre 
Geltung  haben  sollte  ^^  Aber  in  «dieser  Eigenschaft  trat  die  Carolina  in 
die  Stelle  des  bisherigen  gemeinen  Rechtes,  sie  war  die  erste  und  einzige 
von  Reichs  wegen  ergangene  Kodifikation  und  hat  das  deutsche  Strafrecht 
und  den  Strafprozeß  jahrhundertelang  beherrscht  ^^  Die  Carolina  war 
eine  vielfach  verbesserte  Bearbeitung  der  Bambergensis  und  gleich  dieser 
und  den  älteren  Vorarbeiten  zunächst  eine  Strafprozeßordnung,  in  welche 
die  Bestimmungen  über  das  materielle  Strafrecht  (Art.  104—180)  an  ge- 
legener Stelle  eingeschoben  wurden. 

§  89.    Die  Landesgesetzgebung  bis  zum  18.  Jahrliundert 

Stobbs  2,  206  ff.  237  ff.  256—278.    Stintzino,  Gesch.  d.  RW.  1,  537  ff.  551  £ 
LüBOHiN  y.  Ebenobeuth,  österr.  Reicbsgeschichte  345 — 364.  374  ff.    Maurembrecheb, 


an.  Er  war  bambergischer  Hofmeister  und  als  solcher  Vorsitzender  des  förstlichen 
Hofgerichts.  Vgl.  Hebbmank,  Johann  von  Schwarzenberg,  1841.  Seitz,  Das  Bam- 
berger  Hofgerichtsbach  mit  den  Urteilen  Schwarzenbergs,  3RG.  2,  435  ff. 

*'  Vgl.  BBimNENHBisTEB,  Quelle  der  Bambergensis,  1879.    Stihtziho  1,  608  ff. 

*^  Über  die  Publikation  vgl.  Gütbbbock  ,  a.  a.  O.  206  ff.  Kurfürst  Albrecht 
von  Mainz,  der  ein  besonderes  Interesse  für  das  G^esetz  zeigte  und  von  dem  die 
ganze  Anregung  ausgegangen  sein  dürfte,  hatte  für  seine  Lande  schon  seit  1527 
in  seinen  Stadtordnungen  und  änderen  Erlassen  die  Einführung  der  HGrO.  nach 
dem  Wormser  Entwürfe  von  1521  angeordnet.  Vgl.  ZBG.  31, 181  f.  Oberrheinische 
Stadtrechte  1,  179  f.  202. 

*'  Daß  auch  spätere  Landesgesetze  der  CGC.  vorgehen  sollten,  entsprach  jeden- 
falls nicht  der  Absicht    Vgl.  Gtü'tebbock  197. 

i>  Über  ihre  Einführung  in  Polen  vgl.  Dabgün,  ZRG.  28,  168  & 


§  89.    Die  Landesgesetzgebung  bis  zum  18.  Jahrhundert.  887 

Bheinpreußische  Laiidrechte,  2  Bde,  1830—1831.  Siegel,  BG^  141  ff.  (gute  litteratnr- 
angaben).  Kleinfblleb,  Deutsche  Partikulargesetzgebung  über  Civilprozeß  (Mün- 
chener Festgabe  f.  Planck,  1887).  A.  B.  Schmidt,  Die  geschichtlichen  Grund- 
lagen des  bürgerlichen  Rechts  im  Großherzogtum  Hessen,  Gießener  Univ.  Pro- 
gramm, 1893.  MoTLOCH,  i.  d.  Österreich.  St.-WB.  unter:  Landesordnungen  u.  Land- 
handfesten. 

Die  Rezeption  der  fremden  Rechte  und  die  Aiwbildung  der  Landes- 
hoheit zu  einer  wahren  Staatsgewalt  gab  im  16.  Jahrhundert  den  Anlaß 
zu  einer  außerordentlich  lebhaften '  Landesgesetzgebung^  die  überall ^  wo 
die  Reichsgesetzgebung  keine  absoluten  Bestimmungen  traf,  den  Vortritt 
vor  der  letzteren  hattet  Es  handelte  sich  hauptsächlich  darum,  den  bei 
der  Rechtspflege  beteiligten  Laien  gewissermaßen  durch  amtliche  Lehr- 
bücher die  für  sie  unentbehrlichen  Kenntnisse  zu  übermitteln,  anderer- 
seits aber  auch  das  einheimische  Recht  vor  den  Übergriffen  der  gelehrten 
Juristen  zu  schützen,  die  einzig  das  geschriebene  Recht  als  eigentliche 
Rechtsnorm  behandelten  und  das  Gewohnheitsrecht  nur  berücksichtigten, 
wenn  es  von  der  sich  darauf  berufenden  Partei  nachgewiesen  wurde. 
Dazu  kam,  daß  die  Rechtsanschauungen  unter  dem  Einflüsse  der  Rezeption 
vielfach  andere  geworden  waren  und  eina  Revision  der  bestehenden  Ord- 
nungen verlangten,  die  zahllosen  Kontroversen  unter  den  Rechtsgelehrten 
nur  im  Wege  der  Gesetzgebung  abzuschneiden  waren  und  der  lieu  auf- 
gekommene Begrifi"  der  „Polizei"  ein  bis  dahin  unbekanntes  Gebiet  staat- 
licher und  gesetzgeberischer  Fürsorge  aufgeschlossen  hatte.  Während  es 
in  manchen  Ländern  nur  zu  Einzelgesetzen  oder  einer  dürftigen  Auf- 
zeichnung einzelner  Gewohnheitsrechte  kam,  wurde  in  anderen  eine  ge- 
wissenhafte Thätigkeit  in  der  Abfassung  ausführlicher  Landrechte  oder 
Landrechtsreformationen  entwickelt.  Vielfach  wurden  dabei  fremde  Land- 
oder Stadtrechte  zu  Grunde  gelegt  oder  ohne  Änderung  einfach  über- 
nommen. Immer  beschränkte  man  sich  auf  die  wichtigsten  Gegenstände, 
eine  erschöpfende  Behandlung  wurde  nicht  beabsichtigt;  subsidiär  hatte 
sich  der  Richter  an  das  gemeine  Recht,  bei  einheimischen  Rechtsinstituten 
an  das  Gewohnheitsrecht  zu  halten,  soweit  das  letztere  nicht,  wie  in 
manchen  Landrechten  geschah,  ausdrücklich  ausgeschlossen  wurde.  Den 
Hauptinhalt  bildeten  Gerichtsordnungen  (Gerichtsverfassung  und  Civil- 
prozeß) und  Privatrecht;  weniger  geschah  seit  1532  für  Strafrecht  und 
Stra^rozeß,  wo  durch  die  Carolina  ausreichend  gesorgt  war. 

In  manchen  Territorien  handhabte  der  Landesherr  das  Recht  der 
Gesetzgebung  durchaus  einseitig,  ohne  Mitwirkung  der  Stande,  in  anderen 
wenigstens  bei  solchen  Gesetzen,  die  dem  Lande  keine  Lasten  auferlegten; 
andererseits  gab  es  Territorien,  in  denen  nichts  ohpe  die  Stände  geschehen 
durfte.  Zuweilen  zogen  sich  diese  bei  der  Abfassung  von  Landrechten 
freiwillig,  unter  Berufung  auf  ihre  mangelnde  Rechtskenntnis,  von  der 
Mitwirkung  zurück,  was  regelmäßig  dahin  führt^e,  daß  die  mit  der  Ab- 
fassung betrauten   Juristen   der   Arbeit    ein   römischrechtliches   Gepräge 


Vgl.  S.  884  f.    Eichhorn  4,  292  fif.     Pfetfikoeb,  Vitr.  illustr.  8,  1149. 
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gaben  und  das  dentsohe  Becht  großenteils  verdrängten.  Bei  der  Abfassung 
des  würtembergischen  Landrechts  (1555)  wnrde  das  aasgezeichnete  ger- 
manistische Material,  das  man  durch  Anfragen  bei  den  Gerichten  zu- 
sammengebracht hatte,  als  unbrauchbarer  Wust  beiseite  geschoben  und 
keiner  Berücksichtigung  gewürdigte  Höchst  mangelhaft  waren  die  Ein- 
richtungen für  die  Publikation  der  Gesetze.  9ian  begnügte  sich  mit  dem 
Druck  oder  der  Verlesung  yon  den  Kanzeln,  in  Bathäusem  oder  auf  den 
Märkten.  Zuweilen  wurde,  wie  am  Schlüsse  des  Solmser  Landrechts,  nach 
dem  Vorbilde  der  Weistümer  jährliche  Verlesung  in  den  Gerichten  vor- 
geschrieben. 

Im  16.  Jahrhundert  überwogen  die  Landrechte  und  Landesordnungen, 
die  letzteren  in  der  Begel  mehr  polizeilichen  Inhaltes  und  an  die  Beichs- 
polizeiordnungen  anknüpfend  oder  deren  Bestimmungen  wiederholend 
Daneben  ergingen  zahlreiche  Einzelgesetze  über  die  verschiedensten  Gegen- 
stände. Das  17.  Jahrhundert  und  die  erste  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts 
waren  an  größeren  gesetzgeberischen  Erzeugnissen  arm,  dagegen  über- 
wucherte, wenn  auch  ohne  jeden  fruchtbaren  Gedanken,  die  Einzelgesetz- 
gebung. Innerhalb  der  Territorien  wurde  aach  seitens  einzelner  Gerichts- 
herren eine  gewisse  Gesetzgebung  in  Au&tellung  von  Gerichtsordnungen, 
Dorfordnungen  u.  dgl.  ausgeübt.  Unter  den  Einzelgesetzen  treten  nament- 
lich Gerichtsordnungen^,  Halsgerichtsordnungen  (S.  885f.),  Lehnsmandate 
(-Edikte,  -Konstitutionen),  Wechselordnungen,  Deichrechte,  Bergrechte  und 
in  den  protestantischen  Ländern  Kirchenordnungen  hervor.  Eine  Kodi- 
fikation des  Verfassungsrechtes  war  der  Tübinger  Vertrag  von  1514  für 
Würtemberg  (§  78,  n.  51)  und  die  bairische  Landesfreiheitserklärung 
von  1553. 

Von  der  großen  Zahl  der  Landrechte  sind  hier  nur  die  wichtigsten 
anzuführend  Durch  ihren  rein  deutschrechtlichen  Charakter  zeichnen 
sich  aus  die  Landrechte  von  Jülich  (1537),  Kedingen,  Hadeln  (1583),  das 
Wurster  Landrecht  (1611),  das  Bremische  Bitterrecht  (1577),  die  Neu- 
münsterschen  Kirchspiels-  und  Bordesholmer  Amtsgebräuche  ^.  Im  übrigen 
heben  wir  hervor:  die  bairische  Landrechtsreformation  von  1518  und 
das  Landrecht  von  1616,  beide  noch  an  den  Grundlagen  des  Landrechts 
von  1346  festhaltend;  die  gut  deutschen  Tiroler  Landesordnungen  von 
1526,  1532  und  1573®;  das  Solmser  Landrecht  (Gerichts-  und  Land- 
ordnung der  Grafschaft  Solms),  1571  von  dem  Frankfurter  Syndikus 
Ficbard  verfaßt,  Gesetz-  und  amtliches  Lehrbuch  zugleich,  wegen  seiner 

*  Mitteilungen  aus  den  Materialien  bei  Fischer,  Versuch  über  die  Geschichte 
der  teutschen  Erbfolge  2,  1778.  Retsohbr,  Samml.  altwürtembergiscber  Statutar- 
rechte,  1834.     Benutzt  sind  sie  bei  Wächter,  Würt  Privatrecht 

'  Darunter  von  besonderer  Bedeutung  die  sächsischen  Prozeßordnungen.  VgL 
Stobbe  2,  262  ff. 

*  Eine  erschöpfende  Übersicht  bei  Stobbe  2,  386— 4 IB. 
^  Herausgegeben  von  Seestebn-Pault,  1824. 

*  Zu  behaupten  vermochte  sich  das  rein  deutsche  Recht  in  Tirol  gleichwohl 
nicht    Vgl.  V.  LusoHiN  358  f.  882  ff. 
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Tüchtigkeit  auch  in  vielen  anderen  fränkischen  Gebieten  als  Gesetz  an- 
genomman^;  das  Würtemberger  Landrecht  von  1555  (revidiert  1567, 
zuletzt  1610),  hauptsächlich  von  dem  Tübinger  Professor  Sichard,  dem 
Herausgeber  verschiedener  Yolksrechte,  verfaßt,  aber  durchaus  romani- 
sierend,  das  deutsche  Recht  nur  wenig  berücksichtigend,  übrigens  vielfach 
bei  anderen  Landrechten,  z.  B.  dem  Kurpfälzer  von  1582/1610,  als  Vor- 
lage benutzt^;  die  badische  Erbrechts-  und  Yormundschaftsordnung  von 
1511  von  Ulrich  Zasius,  fast  ganz  römisch^;,  die  ausführliche  badische 
Landesordnung  und  die  aus  dem  würtembergischen  und  pfälzischen  Bechte 
geschöpften  Landrechte  von  Baden-Baden  (1588)  und  Baden-Durlach 
(1654);  die  Landgerichtsordnung  des  Herzogtums  Franken  (Würzburger 
Landrecht)  von  1570  (revidiert  1580  und  1618);  die  kurkölnische  Re- 
formation (1538)  und  das  Landrecht  (Rechtsordnung)  von  1663,  samt  Er- 
läuterungen von  1767;  das  Landrecht  von  Jülich-Berg  (1555/64),  über- 
wiegendrömisch; das  ostfriesische  Landrecht  von  1515,  das  ditmarsische 
von  1567;  das  Landrecht  des  Herzogtums  (Königreichs)  Preußen  von 
1620,  revidiert  1684  und  1721  (dazu  das  preußische  Seerecht  von  1727); 
die  brandenburgische  Erbrechtskonstitution  Joachims  L,  die  sog.  Joachi- 
mica,  von  1527^®;  die  erneuerten  Landesordnungen  von  Böhmen  und 
Mähren  von  1627/28".  Von  hervorragender  Bedeutung  für  die  Fort- 
bildung des  auf  dem  Sachsenspiegel  beruhenden  „gemeinen  Sachsenrechts^' 
waren  die  in  ganz  Norddeutschland  zu  großem  Ansehen  gelangten  säch- 
sischen Konstitutionen  des  Kurfürsten  August  von  1572  und  die 
Decisiones  electorales  Saxonicae  von  1661".  Die  jüngsten  der  hier. zu 
erwähnenden  Landrechte  waren  das  Bamberger  (1769),  das  Mainzer  (1755), 
sowie  das  auf  dem  kölnischen  Landrecht  beruhende  Trierer  (1668/1714), 
das  gleich  dem  Mainzer  alle  Statutar-  und.  Gewohnheitsrechte  für  auf- 
gehoben erklärte. 

§  90.    Die  Stadtrechte'. 

Der  Unterschied  zwischen  Reichs-  und  Landstädten  machte  sich  auf 
dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  ganz  besonders  bemerklich.  Während  die 
ersteren  zu  voller  Landeshoheit  gelangten  und  das  Recht  der  Gesetz- 
gebung in  derselben  Weise  wie  die  Landesherren  besaßen,  wurde  die 
Autonomie   der  Landstädte  durch  die  Staatsgewalt  mehr  und  mehr  be- 

^  Vgl.  FüGHS,  Zar  Geschichte  der  Solmser  Gerichts-  und  Landordnung,  ZRG, 
8,  270  ff.     A.  B.  Schmidt,  a.  a.  0.  72  ff.     Stuttzing,  Gesch.  d.  RW.  1,  586  ff. 

»  Vgl.  Stihtzwo,  Gesch.  d.  RW.  1,  543  ff. 

'  Vgl.  Stobbb  2,  890  f.  Ober  Zasius  vgl.  SnnTziMO,  Ulr.  Zasius,  1857;  Gesch. 
d.  RW.  1,  155  ff.  Über  das  von  Zasius  verfaßte  Familienstatut  der  Herren  von 
Rappoltstein  Bbsmbb,  ZRG.  31,  170  ff. 

^^  Vgl.  Heydbmann,  Elemente  der  Joachimischen  Konstitution,  1841. 

"  Vgl.  V.  LusoHiN  357  ff.  386  f. 

^'  Vgl.  Mutheb,  Beitr.  z.  Gesch.  d.  sächs.  Konstitutionen  u.  des  Sachsen- 
spiegels, ZRG.  4,  168  ff.    Stintzimo,  Gesch.  d.  RW.  1,  551  ff. 

^  Vgl.  Stobbb  2,  224  ff.  279  ff. 
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schränkt  und  durch  die  Landesgesetzgebung  verdrängt  IS  ur  wo  es  zu 
keinen  umfassenden  Landrechtsaufzeichnungen  kam,  wurde  den  Städten 
eine  freiere  Bewegung  gelassen,  viele  brachten  es  mit  landesherrlicher 
Genehmigung  zu  amtlichen  Aufzeichnungen  ihrer  Gewohnheitsrechte,  Braun- 
schweig (1532),  Lüneburg  (1577—83)  und  Rostock  (1597)  sogar  zu  um- 
fangreichen Stadtrechtsreformationen. 

Im  allgemeinen  bewegte  sich  die  stadtische  Gesetzgebung  in  den- 
selben Eichtungen  wie  die-  der  Territorien.  Der  Begriff  der  Reformationen, 
worunter  man  gänzliche  Umarbeitungen  älterer  Rechtsquellen  oder  voll- 
ständige Neuredaktionen  verstand,  kam,  wahrscheinlich  aus  Italien  ein- 
geführt, zuerst  in  den  Städten  zur  Anwendung*.  Das  ältest«,  noch  fast 
ganz  deutschrechtliche  Stadtrecht  dieser  Zeit  sind  die  Kölner  Statuten  von 
1437,  denen  später  (1570)  noch  eine  Prozeßordnung  beigefugt  wurde*. 
Die  bedeutendste  unter  allen,  zugleich  das  älteste  gedruckte  Stadtrecht, 
war  die  Nürnberger  Reformation  von  1479/84  (rev.  1503,  1522,  neu- 
bearbeitet 1564),  die  erste  vollständige  Verarbeitung  des  gemeinen  und 
einheimischen  Rechts  auf  dem  Gebiete  des  Privatrechts  und  Prozesses*, 
während  die  zum  Teil  auf  der  Nürnberger  von  1484  beruhende  Wormser 
Reformation  von  1499  mehr  den  Charakter  eines  amtlichen  Lehrbuches 
des  gemeinen  Rechts,  und  zwar  mit  geringer  deutschrechtlicher  Beimischung, 
hatte*.  Wenig  rücksichtsvoll  gegen  das  ältere  Recht  erwies  sich  das 
Frankfurter  Stadtrecht  von  1509,  das  auch  in  Wetzlar  rezipiert  wurde; 
da  dasselbe  wenig  genügte,  so  wurde  Fichard  mit  der  Abfassung  eines 
neuen  Stadtrechts  betraut,  das  1578  zustande  kam  (rev.  1611)  und  nament- 
lich das  Solmser  Landrecht  sowie  die  Nürnberger  und  Wormser  Refor- 
mation als  Quelle  benutztet  Das  Stadtrecht  von  Freiburg  i.  Breisg. 
von  1520  war  ein  Werk  des  Ulrich  Zasius,  verhielt  sich  aber  gegenüber 
dem  heimischen  Rechte  erheblich  rücksichtsvoller  als  die  von  demselben 
verfaßte  badische  Erbrechts-  und  Vormundschaftsordnung  ^.  Ausschließlich 
deutschrechtlich  und  nur  eine  Neuredaktion  der  älteren  Statuten  war  das 
Lübecker  Stadtrecht  von  1586,  das  auch  in  den  meisten  mit  lübischem 
Rechte  bewidmeten  Städten  angenommen  wurde.  Das  Hamburger  Stadt- 
recht von  1497,  zu  dem  der  Bürgermeister  Langenbeck  einen  Kommentar 
schrieb,  schloß  sich  noch  ganz  an  das  alte  Hamburger  Recht  an;  eine 
Verarbeitung  desselben  und  der  späteren  Stadtrechtsnovellen  oder  „Rezesse*', 
unter  Benutzung  verschiedener  anderen  Quellen,  namentlich  der  Nürn- 
berger Reformation,  ist  das  noch  heute  geltende  Stadtrecht  von  1603/5. 

"  Vgl.  KöHNE,  Die  Refonnation  des  Wormflcr  Stadtrechts,  1897,  S  51  ff. 
'  Als  Reformation  wurden  die  Kölner  Statuten  erst  seit  1622  bezeichnet.    VgL 
KöBNE,  a.  a.  0.  52. 

*  Vor  der  Neubearbeitung  von  1564  hatte  man  ein  Gutachten  des  berQhmten 
Eusisheimer  Kanzlers  Caiitiuncula  eingeholt.  Vgl.  Bbbmeb,  Cantiunculas  Gutachten 
über  das  Nürnberger  Stadtrecht,  ZRG.  28,  123  ff. 

*  VgL  Stintzing,  Gesch.  d.  RW.  1,  541  f.    Köhne,  a.  a.  0.  62  f.  66. 

*  Vgl.  Stintzihq,  a.  a.  0.  1,  546.  596  ff. 

'  Vgl.  Stuttzino,  a.  a.  0.  1,  169;  Zasius  157  ff. 
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Stobbb  2,  426  ff.  SiSQEL,  RG*.  158  ff.  Schröder,  Rechtskarte  Deutschlands 
(Pbtermanh,  Geogr.  Mitteilungen,  1870>    Vgl.  unsere  Tafel  IV. 

Die  peinliche  HGO.  Karls  V.  war  die  erste  wirkliche  Kodifikation, 
durch  die  auf  dem  Gebiete  des  Strafrechts  und  Strafprozesses  der  Dualis- 
mus des  einheimischen  und  des  fremden  Rechts  überwunden  wurde.  Sie 
hatte  zwei  Jahrhunderte  ausgereicht,  aber  mit  den  Anschauungen  das 
18.  Jahrhunderts  war  sie  unvereinbar.  Ihr  grausames  Strafsystem  war 
unzeitgemäß  geworden,  seit  man  den  Zweck  der  Strafe  nicht  mehr  in  der 
Abschreckung,  sondern  in  der  sühnenden  Gerechtigkeit  erkannte.  Man 
verlangte  eine  größere  Abstufung  der  Strafbarkeit,  AbschalBFang  der  Tortur  ^ 
Auf  dem  Gebiete  des  Civilprozesses  und  des  Privatrechtes  fehlte  es  noch 
an  jeder  Kodifikation,  obwohl  der  Gedanke  derselben  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert die  Geister  beschäftigte*. 

Die  Kodifikationsarbeiten  begannen  zuerst  in  Preußen,  unmittelbar 
nach  dem  Regierungsantritt  Friedrichs  des  Großen,  der  selbst  die  Grund- 
züge  für  dieselben  entwarf.  Aber  zunächst  kam  es  nur  zu  dem  wenig 
brauchbaren,  von  Cocceji  verfaßten  Projekt  des  Corporis  iuris  Fridericiani 
(1749 — 51)';  erst  im  letzten  Jahrzehnt  der  Regierung  Friedrichs  wurden 
die  Arbeiten  unter  dem  Minister  von  Carmer  wieder  aufgenommen.  Für 
jetzt  erlangte  Baiern  den  Vorsprung.  Unter  Kurfürst  Maximilian  III. 
wurden  drei  umfangreiche  Gesetzbücher,  deren  Verfasser  und  Kommen- 
tator der  Vizekanzler  von  Kreittmayr  war,  zustande  gebracht*.  Wirkliche 
Kodifikationen  waren  der  Codex  iuris  Bavarici  criminalis  (Strafrecht  und 
Strafprozeß)  von  1751  und  der  Codex  iuris  Bavarici  iudiciarii  (Civilprozeß) 
von  1753,  während  das  kurbaierische  Landrecht  (Codex  Maximilianeus 
Bavaricus  civilis)  von  1756  noch  an  der  Subsidiarität  des  gemeinen  Rechts 
festhielt. 

In  Preußen*  kam  es  unter  Friedrich  dem  Großen  nur  zu  einer 
Civilprozeßordnung  (dem  ersten  Buche  des  „Corpus  iuris  Fridericiani'*) 
von  1781  und  der  Allgemeinen  Hypothekenordnung  von  1783.  Die  erstere 
wurde  schon  nach  wenigen  Jahren,  unbeschadet  ihres  eigentümlichen,  die 
Verhandlungsmaxime  verdrängenden  Inquisitionsprinzipes,  einer  Revision 
unterzogen.  So  entstand  die  allgemeine  Gerichtsordnung  von  1793,  nebst 
Anhang  von  1815.  Den  Strafprozeß  regelte  die  Kriminalordnung  von 
1805.    Für  die  Kodifikation  des  gesammten  materiellen  Rechts  wurde  von 

*  In  Preußen  abgeschafft  1740  durch  Friedrich  d.  Gr. 

'  Vgl.  Barok,  Franz  Hotmanns  Antitribonian,  ein  Beitrag  zu  den  Kodifikations- 
bestrebungen  vom  16.  bis  18.  Jh.,  Bemer  Festschrift  für  Bologna,  1888.  Mollat, 
Zur  Würdigung  Leibnizens,  ZRG.  20,  71  ff.  Hartmamn,  Leibniz  als  Jurist  und 
Rechtsphilösoph  31  ff.    Stintzino  u.  Landsbero  3,  28  ff.,  Noten  S.  0  ff. 

*  Vgl.  ^iKTziKQ  u.  LAifPSBERG  3,  215  ff.,  Notcn  S.  138  ff. 

*  Vgl.  ebd.  3,  223  ff.,  Noten  S.  142  ff. 

^  Vgl.  ebd.  3,  465  ff.,  Noten  S.  297  ff.    Stölzel,  C.  G.  Svarez,  1886. 
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Friedrich  dem  Großen  eine  Gesetzkommission  eingesetzt,  deren  Seele  der 
Rat  Suarez  war*.  Der  Entwurf  wurde  1784 — 88  Teroffentlicht  und  der 
Kritik  übergeben.  Die  Publikation  erfolgte  durch  Patent  vom  20.  März 
1791  (Druck  1792)  unter  dem  Titel  ^^Allgemeines  Gesetzbuch  für  die 
Preußischen  Staaten'^  Das  Gesetzbuch  wurde  aber  noch  Tor  Eintritt  der 
Rechtskraft  wieder  zurückgezogen,  um  erst  nach  einer  oberflächlichen  Re- 
vision 1794  unter  dem  Titel  ^^Allgemeines  Landrecht  für  die  preußischen 
Staaten^^  von  neuem,  und  zwar  für  das  ganze  damalige  Staatsgebiet  mit 
Ausschluß  des  Fürstentums  Neuenburg  und  Yalengin,  publiziert  zu  werden. 
Mit  Rücksicht  auf  die  Gebietsveranderungen  des  RDHSchl.  erfolgte  1803 
eine  abermalige  Publikation,  bei  welcher  die  inzwischen  ergangenen  No- 
vellen als  Anhangsparagraphen  an  den  entsprechenden  Stellen  eingefügt 
wurden.  Nach  den  Befreiungskriegen  wurde  das  ALR.  auch  in  die  neu- 
erworbenen  Gebiete  eingeführt;  nur  Neuvorpommem  und  Rügen  sowie 
der  rechtsrheinische  Teil  des  Regierungsbezirks  Koblenz  (Bezirk  des  Justiz- 
senats  Ehren  breitstein)  behielten  gemeines,  das  gesamte  linke  Rheinufer 
und  ein  Theil  des  rechten  Rheinufers  der  Rheinprovinz  französisches  Recht 
In  den  durch  die  französischen  Kriege  von  Preußen  abgetrennten  Gebieten 
der  bairischen  Markgrafschaften  Ansbach  und  Baireuth,  des  hannoverschen 
Ostfirieslands,  der  niederen  Grafschaft  Lingen  und  des  Eichsfeldes,  sowie 
in  einem  Teile  von  Sachsen- Weimar  wurde  das  ALR.  aufrechterhalten. 
Das  ALR.  zeriallt  in  zwei  Teile,  die  Teile  in  Titel,  die  Titel  in  Paragraphen. 
Die  Hauptbestandteile  bilden  das  Privatrecht  (Teil  I.  und  Teil  IL  Tit  1—6), 
Kirchenrecht  (Teil  IL  Tit.  11)  und  Strafrecht  (Teil  IL  Tit.  20).  Die  Titel 
7—10  des  IL  Teils  behandeln  das  Standerecht:  Bauernstand  (Tit  7), 
Bürgerstand  (Tit.  8),  Adel  (Tit.  9),  Beamtenschaft  (Tit  10).  Bei  dem 
Bauernstande  werden  auch  die  Dorfgemeinden,  bei  dem  Bürgerstande  die 
Städte  (§§  86—178),  Zünfte  und  Gewerbe  (§§  179—474),  Handelsrecht 
(§§  475—712.  1250—1388.  2452—64),  Wechselrecht  (§§  713—1249), 
Seerecht  (§§  1389—1933.  2359—2451)  und  Versicherungsrecht  (§§  1934 
bis  2358)  abgehandelt  Teil  IL  Tit  12—19  enthält  Bestimmungen  aus 
dem  Gebiete  des  Staats-  und  Verwaltungsrechts,  mit  Einschluß  der  Regalien 
und  des  völlig  bureaukratisch  aufgefaßten  Vormundschaftsrechtes  (Tit  18). 
Das  ALR.  trat  an  die  Stelle  der  sämtlichen  Quellen  des  gemeinen  Rechts 
und  gemeinen  Sachsenrechts  und  nahm  daher  für  sich  nur  subsidiäre 
Geltung  hinter  den  Statuten  und  Provinzialrechten,  deren  Kodifikation 
ebenfalls  ins  Auge  gefaßt  wurde,  in  Anspruch^;  dem  Gewohnheitsrechte 
wurde   subsidiäre  Geltung  hinter   dem  ALR.   zugebilligt     Alle   übrigen 

*  Dieselbe  wurde  zu  einer  ständigen  Behörde,  die  dem  Könige  Aufllegungs- 
und  Ergänzungsvorschlfige  zu  machen  hatte,  da  den  Bichtem  untersagt  wiirdei 
Dunkelheiten  oder  Lücken  des  Gesetzbuches  selbst  auszulegen  oder  zu  erginzen. 

^  Die  das  Familien-  und  Intestaterbrecht  erhaltenden  Titel  1—3  des  IL  Teib 
wurden  anfangs  suspendiert,  doch  wurde  diese  Maßregel  spftter  nur  noch  in  der 
Mark  Brandenburg,  einigen  pommcrischen  Kreisen  und  dem  ehemaligen  Uersogtum 
Westfalen  aufrecht  erhalten. 
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Privatrechtskodifikationen  haben  Prinzipalgeltaiig  und  lassen  das  Gewohn- 
heitsrecht nur  da  zu,  wo  das  Gesetz  ausdrücklich  darauf  verweist. 

In  Österreich^  beschrankten  sich  die  Eodifikationsarbeiten  auf  Straf- 
und  P/ivatrecht  Sie  begannen  unter  Maria  Theresia  und  führten  auf 
dem  Gebiete  des  Priyatrechts  zu  dem  Entwürfe  eines  Codex  Theresianus, 
der  aber  die  Genehmigung  der  Kaiserin  nicht  erhielte  Eine  neue,  auch 
das  materielle  Strafrecht  umfassende  Halsgerichtsordnung  (Constitutio  crimi- 
nalis  Theresiana)  trat  1769  ins  Leben.  Vom  Privatrecht  gelangte  1786 
unter  Joseph  II.  der  das  Familienrecht  enthaltende  erste  Teil  des  There- 
sianischen Codex  als  „Josephinisches  Gesetzbuch'^  zur  Publikation,  aber 
erst  1811  konnte  das  vollständige  „Allgemeine  bürgerliche  Gesetzbuch 
für  das  Kaisertum  Osterreich''  verkündigt  werden.  Die  allgemeine  Gerichts- 
ordnung wurde  1781,  das  Strafgesetzbuch  1787,  eine  neue  Prozeßordnung 
1788  veröffentlicht  Das  bürgerliche  Gesetzbuch  umfaßt  in  drei  Teilen, 
die  wieder  in  Hauptstücke  zerfallen,  1502  durchgezählte  Paragraphen. 
Das  System  ist  ähnlich  wie  in  den  privatrechtlichen  Teilen  des  ALR. 
Form  und  Ausdrucksweise  des  österreichischen  BGB.  sind  gefalliger,  weil 
die  Verfasser  die  Anweisung  erhalten  hatten,  sich  auf  die  Prinzipien  zu 
beschränken  und  auf  keine  Kasuistik  einzulassen,  während  Friedrich  der 
Große  womöglich  für  jedejn  Fall  eine  besondere  Bestimmung  haben  wollte. 
Die  übergroße  Kasuistik  ist  der  Hauptfehler  des  ACR,  das  im  übrigen 
sich  durch  Klarheit  der  Ausdrucksweise,  gesunde  Auffassung  und  Gründlich- 
keit vorteilhaft  von  allen  anderen  Kodifikationen  unterscheidet  Beide 
Gesetzbücher  enthalten  neben  dem  unmittelbar  übernommenen  heimischen 
Rechte,  das  immerhin  gegenüber  dem  römischen  stark  in  den  Hintergrund 
tritt,  viel  unbewußt  hineingetragenes,  indem  die  Bedaktoren  vielfach  von 
dem  römischen  Rechte  nur  darum  abwichen,  weil  sie  unter  dem  Einflüsse 
der  Naturrechtsschule  etwas  anderes  für  ein  Gebot  der  Vernunft  oder  der 
Natur  der  Sache  hielten,  während  sie  sich  thatsächlich  in  deutschen  Rechts- 
anschauungen bewegten. 

Mehr  deutsches  Recht  als  das  ALR  und  das  österreichische  BGB. 
enthält  das  1804  als  „Code  civil  des  Fran9ais^  veröffentlichte,  dann  nach 
dem  Staatsstreiche  revidierte  und  1807  als  Code  Napoleon  von  neuem 
publizierte  französische  Civilgesetzbuch,  bei  dessen  Abfassung  das  in  Nord- 
&ankreich  herrschende,  rein  germanische  droit  coutumier  vielfach  aus- 
schlaggebend wurde*^  Weitere  französische  Kodifikationen  waren  der 
Code  de  pxocödure  civile  von  1806,  Code  de  commerce  von  1807,  Code 
d'instruction  criminelle  von  1808  und  Code  p4nal  von  1810.  In  Baden 
wurde  das  französische  Civilgesetzbuch,  in  amtlicher  deutscher  Bearbeitung 


*  Vgl.  SrnmiKO  u.  Landsbkbq  3,  519  ff. ,  Noten  S.  822  ff.  v.  Lüscun,  Ost 
Reichsg.  511  ff.    v.  Domih-Pbtbüshevecz,  Neuere  Österreich.  RG.,  1869. 

*  Ausgabe  u.  Kommentar:  Habras  v.  Habrabowset,  5  Bde,  1883 — 86.  Vgl. 
Saxl,  Eine  alte  Quelle  des  allgemeinen  bürgerl.  Gesetzbuches,  Gbünhut's  Zeitschr. 
24,  425  ff: 

»•  Vgl.  ZÖPFL,  ZDR.  5,  110  ff. 
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und  mit  wesentlichen  Zusätzen,  durch  die  Edikte  ?om  3.  Febr.  und 
22.  Dez.  1809  als  Badisches  Landrecht,  mit  einem  Anhange  y,Von  den 
Handelsgesetzen'^  (Code  de  commerce),  publiziert.  Die  französischen  Gesetz- 
bücher erhielten  in  Deutschland  während  der  napoleonischen  Zeit  .eine 
weite  Verbreitung.  Infolge  der  ßestauraüon  wurde  ihr  Geltungsgebiet  in 
der  aus  unserer  Tafel  IV  ersichtlichen  Weise  eingeschränkt 

Im  Laufe  unseres  Jahrhunderts  erhielten  verschiedene  schweizerische 
Kantone  eigene  Privatrechtskodifikationen,  unter  denen  das  ?on  Bluntschli 
verfaßte  privatrechtliche  Gesetzbuch  des  Kantons  Zürich  (1853 — 56)  die 
erste  Ktelle  einnimmt  Das  BGB.  für  das  Königreich  Sachsen  wurde 
1863  erlassen.  Die  in  Hessen -Darmstadt  und  Baiem  verfaßten  Entwürfe 
und  die  späteren  preußischen  Kodifikationsarbeiten  haben  keinen  Erfolg 
gehabt  Über  die  Frage  einer  allgemeinen  Kodifikation  für  Deutschland 
bestand  eine  Zeit  lang  lebhafter  Streit  zwischen  Savigny  und  Thibaut, 
den  beiden  Häuptern  der  historischen  und  der  philosophischen  Bechts- 
schule^^  Durch  den  Zollverein  kam  die  Allgemeine  Deutsche  Wechsel- 
ordnung (S.  868),  durch  den  Bundestag  das  Allgemeine  Deutsche  Handels- 
gesetzbuch (S.  872)  zustande.  Die  in  den  letzten  Jahren  des  Deutschen 
Bundes  hervorgetretenen  Bestrebungen  für  ein  allgemeines  deutsches  Obli- 
gationenrecht und  eine  allgemeine  deutsche  Civilprozeßordnung  haben  vor- 
trefi'iiche  Yorarbeiteti  zu  Tage  gefördert;  zu  einer  Gesetzgebung  ist  es 
nicht  gekommen,  weil  Preußen  es  ablehnte,  sich  ohne  eine  Beform  der 
Bundesverfassung  auf  eine  gemeinsame  Gesetzgebung  einzulassen. 

Unter  den  Strafrechtskodifikationen  unseres  Jahrhunderts  ragten  die 
beiden  baierischen  Strafgesetzbücher  von  1813  (verfaßt  von  Feuerbach) 
und  1861,  das  preußische  von  1850,  das  österreichische  von  1852/53 
hervor.  Untef  den  Civilprozeßordnungen  nahmen  die  von  Baiem  (1869) 
und  Hannover  (1850)  den  ersten  Bang  ein.  Während  diese  sich  wesent- 
lich an  das  französische  Yerfahren  anschlössen,  begnügte  man  sich  in 
Preußen  mit  einer  Verbesserung  der  AGO.  von  1793  durch  die  Verord- 
nungen vom  1.  Juni  1833  und  21.  Juli  1846;  die  Gerichtsverfassung 
wurde  durch  Verordnung  vom  2.  Januar  1849  völlig  umgestaltet  Die 
Verordnung  vom  3.  Januar  1849  (nebst  Gesetz  vom  3.  Mai  1852)  brachte 
endlich  auch  für  Preußen  die  Reform  des  Strafprozesses  mit  öffentlichem 
und  mündlichem  Verfahren,  und  Geschworenengerichten,  in  Anlehnung 
an  das  seit  der  napoleonischen  Zeit  von  den  süddeutschen  Staaten  an- 
genommene firanzösische  Verfahren. 

"  Vgl.  Siegel,  RG*.  158  ff.  v.  Savigny,  Vom  Berufe  unserer  Zeit  zur  Gr^setz- 
gebung,  18;L4;  Zeitschr.  f.  gesch.  Rechtswissenschaft  1 ,  378  ff.  Achim  v.  Ajutim, 
ZRG.  26,  228  ff.  Thibaut,  Über  die  Notwendigkeit  eines  allgemeinen  bürgerlichen 
RechU  für  Deutschland,  1814.  Zöpfl,  ZDR.  4,  91  ff.  B^kkjbb,  Ober  den  Streit  der 
hist  u.  philos.  Rechtsschule,  Ueidelb.  Rektoratsrede,  1886.  Biemer,  Abh.  a.  d. 
Gebiete  der  RG.  (1848)  3  ff.  Rudorff,  Savignjr,  ZRG.  2,  1  ff.  v.  Bethxamk  Holl- 
WEQ,  Erinnerung  an  Saviomt,  ebd.  6,  42  ff.  Übersicht  über  die  1879  gehaltenok 
Gedächtnisreden  auf  Saviqmy  bei  Bbinz,  Rr.VJSchr.  21,  473  ff  22,  161  ff.  Vgl. 
LiAiinsBSRG,  D.  Biographie  30,  425  ff. 
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§  92.    Bundes-  und  Reichsgesetze  seit  1867. 

Das  durch  Art  2  der  Verfassung  des  Norddeutschen  Bundes  für  die 
Verkündigung  der  Bundesgesetze  bestimmte  ^^Bundesgesetzblatt  des  Nord- 
deutschen Bundes^', .  eingeführt  durch  die  Pr^idiaherordnung  Tom  26.  Juli 
1867*,  behielt  auch  nach  der  Aufnahme  von  Würtemberg,  Baden  und 
Hessen  zunächst  noch  die  alte  Bezeichnung  bei  und  nahm  erst,  nachdem 
der  Beitritt  Baierns  die  Zustimmung  des  baierischen  Landtages  erhalten 
hatte,  mit  der  am  27.  Jan.  1871  ausgegebenen  Nr.  4  den  Titel  ,,Bundes- 
gesetzblatt  des  Deutschen  Bundes'^,  nach  eingetretener  Rechtskraft  der 
Verfassung  des  Deutschen  Reiches  vom  16.  April  1871  aber  mit  Nr.  19 
den  Titel  „Reichsgesetzblatt"  an. 

Von  den  bedeutenderen  Gesetzen  des  Norddeutschen  Bundes^  sind 
außer  den  bereits  S.  876  genannten  hervorzuheben:  das  Gesetz  vom  5.  Juni 

1869  über  die  Einführung  der  deutschen  Wechselordnung  und  des  deutschen 
Handelsgesetzbuches  als  Bundesgesetze,  nebst  den  dasselbe  t«ils  ergänzenden, 
teils  abändernden  Gesetzen,  dem  Genossenschaftsgesetze  v.  4.  Juli  1868 
(dafür  später  Gesetz  vom  1.  Mai  1889  nebst  Gesetz  v.  12.  Aug.  1896) 
und  dem  Gesetze  über  Aktien-  und  AktienkommanditgeseUschaften  v.  1 1  Juni 

1870  (dafür  später  Gesetz  v.  18.  Juli  1884),  femer  das  Gesetz  über  das 
Postwesen  v.  2.  Nov.  1867  (dafür  später  Gesetz  vom  28.  Okt  1871),- die 
Gewerbeordnung  vom  21.  Juni  1869  (später,  nach  mannigfachen  Abände- 
rungen, in  neuer  Redaktion  vom  1.  Juni  1883  publiziert)^  das  Strafgesetz- 
buch vom  81.  Mai  1870  (in  neuer  Redaktion  als  Strafgesetzbuch  für  das 
Deutsche  Reich  vom  15.  Mai  1871,  beziehungsweise  26.  Febr.  1876). 
Das  Bundesgesetz  über  das  Urheberrecht,  v.  11.  Juni  1870,  erfuhr  später 
eine  umfassende  Ergänzung  durch  die  Reichs^esetze  vom  9.,  10.  und 
11.  Jan.  1876,  die  Patentgesetze  vom  25.  Mai  1877  und  7.  April  1891, 
das  Markenschutzgesetz  vom  30.  Nov.  1874  und  die  Gesetze  v.  1.  Juni 
1891  über  den  Schutz  von  Gebrauchsmustern  und  v.  12.  Mai  1894  über 
den  Schutz  der  Waarenbezeichnungen. 

Von  den  Gesetzen  des  Deutschen  Reiches  sind  die  am  1.  Oktober  1879 
ins  Leben  getretenen  Reichsjustizgesetze  (Gerichtsverfassungsgesetz  vom 
27.  Januar,  (Zivilprozeßordnung  vom  30.  Januar,  Strafprozeßordnung  vom 
1.  Februar,  Konkursordnung  vom  10.  Februar  1877)  für  die  deutsche 
Rechtsgeschichte  von  besonderer  Bedeutung. 

In  dem  Gebiete  des  bürgerlichen  Rechtes  war  die  Bundes-  und  Reichs- 
gesetzgebung ursprünglich  auf  das  Obligationenrecht  beschränkt  Nach- 
dem die  Zuständigkeit  derselben  durch  Reichsgesetz  vom  20.  Dezember  1873 
auf  das  gesamte  bürgerliche  Recht  ausgedehnt  worden  war,  berief  dei 
Bundesrat  eine  Kommission  zur  Ausarbeitung  des  Entwurfes  eines  bürger- 

}  Bundes-Gesetzblatt  1868,  S.  24. 

'  Auf  dem  Gebiete  des  Privatrecbts  unterlag  der  Bundesgesetzgebung  nur 
das  Obligationenrecht,  Handels-  und  Wechselrecbt  und  der  Schatz  des  geistigen 
Eigentums. 
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liehen  Gesetzbaches,  nachdem  Plan  und  Methode  der  Arbeit  durch  gut- 
achtliche Vorschlage  einer  besonderen  Yorkommission  festgestellt  worden 
waren.  Die  aus  elf  Juristen  zusammengesetzte  Kommission  trat  am 
17.  Sept  1874  in  Berlin  zusammen,  aber  erst  1888  konnte  der  von  ihr 
verfaßte  Entwurf,  nicht  ohne  in  den  weitesten  Kreisen  durch  Form  und 
Inhalt  vielfache  Enttäuschung  zu  bereiten,  veröffentlicht  werden.  Zum 
Zwecke  der  zweiten  Lesung  wurde  eine  neue,  wesentlich  vergrößerte  Kom- 
mission berufen,  die  ihre  Beratungen  am  1.  April  1891  begann.  Der 
von  ihr  ausgearbeitete  Entwurf  zweiter  Lesung  konnte  schon  1895  dem 
Bundesrate  und  nach  einigen  yon  diesem  vorgenommenen  Änderungen 
1896  dem  Reichstage  vorgelegt  werden.  Nachdem  auch  der  Seichstag 
dem  Gesetze  mit  nur  geringen  Änderungen  zugestimmt  hatte,  erfolgte  die 
Publikation  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  unter  dem  18.  August  1896 
(RGBl.  S.  195  —  650)'.  Die  dadurch  notwendig  gewordene  Revision  des 
Handelsgesetzbuches  gelangte  schon  am  10.  Mai  1897  durch  die  Publi- 
kation des  neuen  Handelsgesetzbuches  zum  Abschluß,  während  das  Gesetz 
über  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  und  die  Revisionen  des  Gerichtsver- 
fassungsgesetzes, der  Civilprozeß-  und  Konkursordnung  unter  dem  1 7.  Mai  1 898 
publiziert  wurden*  und  die  Abfassung  der  erforderlichen  Landeseinführungs- 
gesetze überall  im  Werke  ist.  Mit  dem  1.  Januar  1900,  an  welchem  die 
gesamte  neue  Gesetzgebung  in  Kraft  tritt,  wird  eine  neue  Periode  für  die 
deutsche  Rechtsgeschichte  beginnen. 


'  Dazu  die  Grandbuchordnung  und  das  Gesetz  über  die  Zwangsversteigerung 
und  Zwangsverwaltung  v.  24.  März  1S97. 

*  Der  dem  Reichskanzler  gleichzeitig  durch  Gesetz  erteilten  Ermächtigang, 
die  Texte  der  Justizgesetze  in  der  abgeänderten  Form  bekannt  zu  machen,  ?nirde 
durch  Bekanntmachung  vom  20.  Mai  189S  (RGBl.  1898,  Nr.  25)  entsprochen. 
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aerariom  pablicom  195. 

iSthelberht  249. 

JSthelred  249. 

iEthelstan  249. 

«ttleiding  67  n. 

affiratatio  67  n. 

Afterding  169  n.  552. 

Afcerlehn,  -VasBall  157  n.  160.  162.  285. 
405  n.  406.  408  n.  417.  551.  564.  566. 
570.  703  n.  825. 

Aftersend  578. 

agens  197. 

ager  123  n. 

ager  vecti^is  191.  publicus  207. 

Agnaten,  Band  68.  Bechte  411.  776  n. 
777  ff.  827.    agnatisches  Prinzip  331. 

Agobard  262. 

agramire  373  n. 

agrarium  190. 

Agrarwesen  s.  Grundeigentum. 

Ahnenzahl  (397).  408  n.  440  n.  448.  459 n. 
460.  783  f.  788  f. 

ahta  164  n. 

fthtsere  76. 

aib,  eiba  20. 

aicis  123  n. 

Aistulf  239. 

Akt  (Urkundungs-)  687.  691. 

Aktenversendung  773.  841.  863.  879. 

alah  11. 

Alaisiagae  45  n. 

Alamannen  11  f.  90.  92.  96  f.  102.  118  n. 
172.  185  n.  21*5  f.  241. 

Alarich  n.  234. 

Alarm  87  n. 

Albertus  241  n. 

Albrecht  II.  644.  765.  772  n.  807.    . 

Aldien  (vgl.  Hörige,  Lassen)  48.  219  ff. 
268  f.  342  n.  450. 

Allensbach  614  n.  677. 

AUodien  394.  429.  432.  510.  570.  582.  825. 

Allodifikation  778. 

Almende  56.  58.  200.  203  ff.  420.  425. 
615.  623.  783  f.  Gau-,  HundertschafiB-, 
Dorf-  421.  Landes-  206.  grundherr- 
liche 205  n.  211.  422.  Nutzung  422  f. 
Aufteilung  205  n.  421.  783.  786.  Aus- 
bau 423.  A.-Gärten  424  n.  Obereigen- 
tum des  Königs  206. 

alodis  204  n. 

Altermänner  631.  634  f. 

Althusius  882. 

altvile  264  n. 

amallus  41  n. 

ambactus  156. 

amici  157.  *     . 

Ammann  631. 

ammanuensis  166  n. 

Amortisation  257. 

Ampsiyarier  95. 

Amt  (vgl.  Lehen),  Ausstattung  192.  195. 
213^     Kumulation  198. 


Amt  (Verwaltungssprengel)  565.  601  f. 

Amtmann  194  f.  558.  601  f.  769.  841  f. 
Domftnnen-  602.  845. 

Amtsgericht  879. 

Amtsrecht  112.  114  n.  115.  185.  136  n. 
173.  176.  222.  229.  251  f.  280.  339  £ 
355  f.  378  n.  380.  644. 

Amtsschreiber  602.  769.  842. 

Amtsvergehen  127.  175.  850. 

amund  223. 

anagrip  343  n. 

andelang  59  n.  274. 

Andrustehiae  (matronae)  32  n. 

Aneiffnungsrecht  des  Königs  198.  206  ff. 

Anerbe  273  n. 

Anerbenrecht  784.  786. 

Anerkennung,  gerichtliche  256. 

Anerkennungszms  161.  285.  711.  781. 

Anfall  707. 

Anfang,  Verfahren  mit  848  n.  372  E.  377. 
755.  bei  Erbschaften  374  n.  736  n.  754. 
bei  Grundstücken  378  n. 

angariae  194. 

angefftlle  413.  584. 

A^eln  92  f.  244. 

Angelsachsen,  angels.  Recht  41  n.  43  n. 
49  n.  51  n.  93  f.  100.  105.  113  n.  118. 
122.  127.  146.  188  n.  194  n.  200.210. 
214  n.  222.  225.  227.  229.  248  f.  255. 
257  n.  261.  265  n.  275.  283.  310.  850  n. 
364.  687.  723  n. 

Angrivarier  15  n. 

Anleite  568.  752.  755  n. 

auris  699. 

Ansbach  567.  827  n.  892. 

Anschlag  s.  Matrikel. 

Ansegis  254.  655. 

Anselmns  de  Orto  683. 

Ansiedlung  der  Germanen  100  ff.  199  £. 
der  Franken  102. 200.  206  n.  207.  der 
Freigelassenen  220.  223.  der  Leib- 
eigenen 21*8.  454.  Gründung  neuer  A. 
58.  210.  615.  fremde  Ansiedler  206  n. 
vgl.  Niederlassung. 

Ansprache,  kampfliche  365.  755. 

Anstiftung  80.  347.      • 

antef actum  311. 

Antiqua,  westg.  235.     . 

antrustio  32.  140  f.  154.  159.  162.  360  u. 

Antwort  751  ff.  Gebot  856.  358.  Weige- 
rung 358  f.  751. 

anvertraute  Sachen  270.  378.  377.  698  n. 

Anwachsung  71.  833.  401.  410  f. 

Anwandftcker  202  n. 

Anweisunessjstem  588.  848. 

Anzeigepfiicht,  allgemeine  352  n. 

Apenrade  674. 

apocrisiarius  189.  174  n. 

Apostasie  745  n. 

Appellation  s.  Berufung.  A.-Grencht  878. 
A.-Summe  814  n.  840. 

appennis  257. 
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Approbation,  pftpstUche  475  f.  (795). 

aprisio  20S. 

Aquitanien  (96  f.).  98  f. 

araticum  190. 

arbi  204  n.  270. 

arbor  consangainitatis  784. 

archicancellarius  484. 

archicapellanus  189.  484. 

Archidiakon  144  f.  577  f. 

archipresbyter  144. 

Archiv  188. 

Ardizone,  Jacobus  de  684. 

areä  legitima  203  n. 

ArCiHs  239 

Arelate  384.  484. 

Aremorica  96  n. 

ärgere  Hand  46.  808.  449.  458.  460  f. 

Arier,  arisches  Recht  1.  59.  61.  68.  65. 

85.  364.  373. 
arimannus  15  n. 
Arioviet  100. 
Ariprand  241  n. 
arischild,  aritraib  72  n. 
armierte  Stände  818. 
armiger  107  n.  442. 
Arno,  Erzbißchof  257  n.  259  f. 
Arnsberg,  Oberfemgericht  574  n.    Refor- 
-  mation  572  n. 
Arnulf  von  Metz  98  n. 
Amulfinger  97. 

Arrest  711.  vgl.  Haft,  Kummer, 
arrha  281  n.  295  n.  299. 
artifices  218. 

Artikelbrief  514.  818.  837. 
Aschheim  242.' 248  n. 
asega  44.  172.  246.  824.  557  f. 
aspellis  77. 

assertor  libertatis  268. 
assessor  pacis  549. 
asto  animo  81  n. 
Athalarich  237. 
attha^57. 
Atz  194.  198.  505.  588.  605  n.  632.  vgl. 

Herberge, 
auctoritas  48. 
Auetor  vetus  649. 
Aufgebot  700.  738.    Vgl.  Heer. 
Auflassung  (60  n.).    61  f.    274  ff.    279  n. 

280  f.   284.   290.   833.   885.  548  n.  596. 

599.  704  ff.  707  f.  710.718.  738  f.  752. 

prozessualische  277  n.  280.  378.  704  n. 

705.    lehnrechtliche  403  f.  416.  551  n. 
•  gerichtliche  277.  705.    Kirchspiel-  705; 

vor  dem  Offizial  705.    keine  bei  König 

und  Fürsten  280.  705. 
Aufnahme,  einer  Urkunde  256.  im  Fem- 
gericht 574. 
Auftrag  zu  Lehn-   oder  Zinsrecht  212". 

284  f.  400.  419.  704. 
Augenschein  358  n.  557  n.  758. 
augmentum  dotis  730. 
Augsburg  620  n.    621  n.   682.  654.   656. 


676.  847.  852.     Religionsfrieden  793. 

826  n.  884. 
Ausbau  des  Landes  423  ff. 
Ausbürger  629. 
Ausgabe  des  Urt*eils  757. 
Aushfindigungsklausel  486  n. 
Aushebung  816  n.  838.  855. 
Ausheischen  745  n.  757  n. 
Ausland,  ausländische  Angelegenheiten 

23.  26.  28.  35.  39  n.  48  f.  51.  67  f.  78  n. 

112.   188.   185.   192.   195.   229  n.    480. 

506.  527.  635.  795.  828.  830.  844.  856. 

861.  vgl.  Fremde. 
Auslieferung  von  Missethfitem  157.  177  f. 

346  f.  351  n.  553.  560.    A.  des  Schuld- 
ners 288. 
Ausmärker  62.  205.  272.  422.  599. 
Ausuahmegesetze  des  Deutsch.  Bundes 

864  n.  869. 
Ausreiter  845. 
Aussätzige  264.  737. 
AuBenlehn  589.  778. 
Aussteuer  282  n.    304  ff.  729.  731.     der 

Söhne  820. 
austaldi  33  n. 
Austrag  546.  818.  814  n.  842.  850.  862  i 

873.  879. 
Austragskampf  745  n.  757  n. 
Austrasien  97  f.  119.  120.  127.  133  n.  141. 

148.  157.  185.  377. 
Authenticae  524  n.  528  n.  647.  768. 
Autonomie  (vgl.  Hausgesetze)  628.  631  f. 

635.  640.  667.  788.  826  f.  848.  850.  889. 
Avaren  89  n.  99. 
avere,  averium  270. 
Ajrer,  Jakob  882. 

bacellarius,  bachelier  442  n. 

Backofen  203  n.  429.  582. 

baculus  iudicii  694. 

Baden,  Kurfürstentum  801.  Großherzog- 
tum 854.  Eintritt  in  den  Nordd.  Bund 
B77.  895.  Rechtsquellen  878  n.  889. 
Bad.  Landrecht  894. 

Bahrrecht  85  n.  758. 

Baiem  12.  90  f.  97  f.  121  n.  172.  185  n. 
215.  242  f.  259  f.  888.  890.  392  n.  487  n. 
471  ff.  482.  489  n.  497.  550.  552.  554  f. 
560  n.  591  n.  596.  601  n.  602.  603  n. 
606  n.  779  n.  785.  790.  795.  800.  886. 
843.  848.  854.  878  n.  im  Zollbundes- 
rate 877  u.  Eintritt  in  den  Nordd. 
Bund  877.  895.  Landrechte  554  f.  663. 
679.  888.  891.     Stadtrechtobuch    679. 

Baldus  770. 

baiemund  323.  733. 

Bamberg,  Landgericht  567.  Dienstrecht' 
682.  Stadtrecht  676.  .  Halsgerichts- 
ordnung 886.  Landrecht  889.    . 

band,  bandus,  banden,  bandire  42  n. 

Bande  352. 

Bänke,  Banktage  der  Kreistage  811. 
57» 
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Bann  (Gerichtsbezirk)  172.  556  f. 

Bann  (vgl.  Friede,  Königsbann)  23.  42  f. 

108.    höherer    114.  129.  480.  niederer 

114. 129. 169n.  des  Grafen  od  er  Richters 

48.  114.   129.   171.  Friede-B.   42.  113. 

Immnnitäts-B.  114.  198.  Verordnungs-, 

Verwaltungs-,  Schutz-B.  114.  189.  616. 

Markt-B.    616.     Vermögens- B.    368  f. 

Rirchen-B.  181  n.  395.  476.  480.  543n. 

565.  577.  656  n.  744. 
Bannbußen  114. 116. 129.  193.  198.  844  n. 

349.  356  n.  480.  526.  748.  813. 
Banner,  B.-Herr  38.  108.  155.  438  n.  512. 

591  n. 
Banner,  ünterrichter  172.  Gerichtsbote 

556. 
Bannf&lle  116.  323  n.  352.  354. 
bannitio  151.  169.  356.  858.  378. 
Bannleihe   398  n.  (539).   551.   556.  564  f. 

570.  571  n.  581.  584.599.616.619.850. 
Bannmeile  189.  532. 
Bannrecht  113  ff.  150. 153. 175  f.  189.  222. 

339.  340  n.  347  n.  381.  480.  532.  584. 
Bannrechte  (Backofen,  Mühle,  Bannwein) 

532.  631  n. 
Bannwahrzeichen  108.  189.  616  f. 
Bannwald,  Bannwasser  193.  530  f. 
Bannzaun  420. 
•  baut  20. 
bar  20. 

bargilden,  biergelden  217.  446.  604  n. 
barleute  219.  450. 
baro  49  f.  431. 
barragania  302. 
barschalk  48.  1319.  450. 
Bartolus  770.  885. 
Barvertrag  62.  287.  293  f.  715. 
Basel  621  n.  632.  Dienstrecht  682.  Städte 

recht  677. 
Bastard  732  n.  vgl.  Kind. 
Bataver  94  f.  104  f. 
Bauding  449.  598  f. 
Bauerding,  Qauermal  599.  626. 
Bauermeister  596.  599.  631  n. ' 
Bauern   (vgl.  Frondienst,    gatsh.-bftuerl. 

Verhältnis,  Leihe,  Zins)  211.  216.443. 

455  ff.  509.  571.  604.  608.   776.  790  ff. 

834.  slawische  428.  B.-Krieg  790.  B.- 

Befreiung  792  f.  855  f.    B.-Lehen  449. 

B.-Legung  781  ff.  Auskauf  782. 
Bauerschaft  17.  631  n. 
Bauersprache  421.  599.  631  n.  667  n. 
Baugut  723  n. 

Baumgartenberger  Formelbuch  693.- 
Beamte,  Beamtenstaat  27  ff.    215.    433  f. 

489.    502.    544.    558.    580  f.   589.  769. 

775.  778.  789.  Beamtenadel  215  f.  489. 
Beamtentage  547. 
Beaumont,  loi  de  447.  455.  675. 
beddcmund  427.  450. 
Bede  193.  429  f.  536  f.  604  f.  624  f.  628.  842. 
Befestigung  (vgl.  Burg,  Festung)  39.  56. 


513.  581.  584  f.  612  £  617  f.  620  f  807. 
835.  848.  862. 

BegOnstigung  81.  348. 

Beigeordneter  847. 

Beihilfe  80.  347.  746. 

Beilager  69.  719.      ' 

beinschrötige  Wunde  746. 

Beisitz  im  Gericht  171.  174.  178n.  179  n. 
183.  554.  der  Witwe  307  n.  317.  321. 
322  n.  722. 

Beispruchsrecht  derErben272f.  333.  708 f. 
724 n.  725.  737  ff.  742.  der  Nachbarn  62. 

Beistand,  gerichtlicher  179. 

bekostegen  716  n. 

belagines  14  n. 

Benedictns  Levita  181.  254. 

beneficium,  Benefizialwesen  (vgl.  feudum, 
Lehn)  156.  159  ff.  175.  195  n.  199.  209. 
211.  213.  257.  282.  284  f.  380.  394. 
b.  paternum  409  n.     urbanum  405  n. 

Benevent  98.  133.  187.  225  n.  239.  311. 
316  n. 

Berg,  Ritter-  u.  Landrecht  von  664. 

Bergbann  193.  532. 

•Bergbaufreiheit  588. 

Bergelohn  528. 

bergildi,  berielda  217  n. 

Bergrechte  662. 888.  Weinbergordnungen 
685. 

Bergregal  193.  207.  532  ff  587  f. 

Bergwerksabgaben  533  f. 

Berg^erkseigentum  534. 

Bergzehnt  534. 

Beritt  602.  845. 

Berlich  882. 

Bern,  Stadtrecht  678. 

Berthold  von  Regensburg  655.  von  Henne- 
berg (Mainz)  766. 

Berufung,  Berufungsgericht  (vgl.  Obei^ 
gericht,  Rechtszug,  Revision,  ürteil- 
schelte)  182.  183  n.  540  f.  546.  565  n. 
593  ff.  756  f.  813  f.  832.  841.  87t  f. 

Besatz  711. 

Besatzungsrecht  632  f.  875  n. 

Beschlagnahme  (vgl.  Arrest,  Fronung) 
147  n. 

Bescholtenheit  379. 

beschudden  708  n. 

Besitz,  vgl.  Gewere.  B.-Räumung,  B.- 
Räumungsvertrag  61.  274.  276.  drei- 
tägiger B.  284.  704.  B.-Storung  862. 
B.-Einweisung  704. 

Besserung  709.  711.  713  n. 

Bestärkung  von  Verträgen  717. 

Besteuerungsrecht  der  Fürsten  835  f.  der 
Reichsritterschaft  850.  der  Grundherren 
198  n.  850.  des  Zollvereins  868.  VgL 
Bede,  Landstände,  Steuern. 

Besthaupt  451. 

Betreibungsverfahren  289. 355.  376  ff.  7  57. 

Betrug  576. 

Beunde  424  f.  453. 
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Beate  26.  34.  86.  112.  147.  192.  698.  887. 
Bewaffiiung  36.    158  f.    1^9.    512.  887  f. 

vgl.  Wwen. 
beweddoBg  299. 
Beweis,    Antretung    358  n.    860.    751  f. 

Fälligkeit   871.     leibliche   Beweisang 

(vgl.  AugeDSchein)  754  f.  758.    Mittel 

84  ff.  356  f.  860  ff.  755  f.  näher  znm  B. 

859.  751.  Rolle  359  f.  Thema  859.  360  n. 

Ürkunden-B.    252  f.    357  ff.    878.    689. 

751  n.  Urteil  83.  359.  751  f.  Verfahren 

84  ff.  182.  812  n.  359  ff  755  f.   Vertrag 

88.  359. 
Beyer  883. 
Biener  883. 

biergelden  8.  bargilden. 
Biesterfreie  790  n. 
bifang  56  n.  172.  203.  423  f.  556. 
Bigamie  576.  745. 
bilida,  billig  14  n. 
bill,  billa,  biletta  14  n. 
Billigkeitsgericht  112.  173.  176.  347.  380. 
Birs,  Birsch,  freie  530  n.  531.  Landgericht 

auf  der  B.  567. 
Bischof  (vgl.  Fürst,  Investitur)  135.  137n. 

142  ff.  148.  151  n.  208  f.  215.  223.  380. 

489  f.  492  ff.  547.     Stellung   zu    Graf 

und  Herzog  145.  389  f.  493  £  581.  606. 

Einsetzung  144. 146  f.  493  f.  Wahl  144. 

469.  493  ff.   Investitur  399.  494  f.  581; 

Münzaufsicht    586  n.    Gerichtsbarkeit 

ISO  ff.  576  f.    Gerichtsstand  181.     Ab- 
setzung   144.    494.    Chor-B.  144.  577. 

Juden-B.  464. 
Bischofstödte  121  n.  124.  505.  518.  619  ff. 

632  f. 
Bistümer,  Organisation  142  f.  145. 
blasphematio  365. 
Blasphemie  576. 
blawunde  746. 
Blume    des    Sachsenspiegels    659;    von 

Magdeburg  669. 
Blutbann  (vgl.  peinl.  Gerichtsbarkeit)  489. 

568  n.  566.  599.  629. 
Blutbrüderschaft  67  n.  680. 
Blutrache  (vgl.  Fehde)  46  n.  79  n.  157. 744. 
Blutruns  746. 
Blutsauflassung  725  n. 
Blutschande  354.  576. 
Bodenregal  26.  184.  191.  193.  207  f.  212. 

423.  427.  527.  582.  588. 
Bodmerei  700. 
bogende  Wunde  746. 
Böhmen  und  Mähren  12.  91.  886  ff.  491  f. 

510  n.  521.  566  n.  583.  607  n.  640.  649. 

658  n.  663.  668  f.  680  f.  691.  764.  800  f. 

807.  824.  840.  851  n.     Erzschenk  und 

Kurfürst  471.  483. 
bök  14  n. 

bol,  bolmserke  16.  57  n. 
Bologna  241. 
b6m8erke  57  n. 


Bömer  Becht  447  n. 

hon  172.  556. 

böndi  482  n. 

Bonifaz  143. 160.  242.    Bonifaz  VIII.  475. 

Bonusfilius  240  n. 

beer  17  n. 

Bordesholmer  Amtsgebräuche  888. 

Boi^arthing  146  n.  225  n. 

Bomheimer  Berg  558  n.  567.  613  n. 

Botding  135  f.   167  n.  169  n.  547.  554  n. 

556  n.  584.  606. 
Bozdorf  653.  694  n. 
boAkefli  45. 
brabanciones  513. 
braida  202  n. 
Brand  von  Tzerstedt  653. 
Brandenburg,  Mark  388.  891.  442  n.  489. 

562  f.  583  n.  589  f.  591  n.  594  n.  596  n. 

602.    608.    669.    764.    827.   832.  836  f. 

840.  843.     Erzkämmerer   u.   Kurfürst 

403  n.   471.   488.   800.     Oberhof  669  f. 
branden  108  n. 
Brandstiftung  72.  81  n.  116  n.  244  n.  339. 

348.  352  f.  643.  745.  erlaubte  76  n.  858. 
Branntweinsteuer  876. 
Brant,  Sebastian  881. 
Brauereigerechtigkeit  532.  631  n.  .Brau- 

Steuer  876. 
Braunschweig   400  n.  410.  412  n.  437  n. 

491.  636.  650.  800.  Stadtrecht  672.  890. 
Braut,  Geschenke  299  n.  B.-Kauf  67  n. 

220.  295  ff.  809  n.  354.   719.  B.-Gabe 

67  n.    B.-Lauf  68  n.    B.-Schatz  729. 
br^fabrot  114  n. 
Breisach,  Stadtrecht  678  n. 
breite  57.  202. 
Bremen  393  n.  682.  855.    Stadtrecht  672. 

Bitterrecht  888. 
Brennkultur  55. 

^Breslau,  Oberhof  669.  Magdeburger  Becht 
*     in  B.  668. 
breve  256. 
Breviarium  Alaricianum  234.    vgl.  Lex 

Romana  Wisigotorum. 
Brief  und  Siegel  686.  689.  718.  739. 
Brief  land  210.  212  f.  216. 
Brixen,  Stadtrecht  679. 
Brielle,  Rechtsbuch  675. 
Brückenbau  154.  194.  198.  Brückengeld 

188. 
Bruder  als  Vormund  70.  296  n.  297.  320. 
Bruderschaft,  Brüderschaft  67  n.  617. 
Brukterer  95.  121  n. 
Brunn,  Stadtrecht  681. 
brutlaufbrief  728. 
bucellarius  32.  34  n. 
Buch  der  Könige  alter  Ehe  654  f. 
Buch,  Johann  von  652  f.  659. 
Buchland  210.  275. 
Buchstab  14  n. 
budellus  555. 
Büdner  421.  782. 
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Bukowina  765. 

Bolle,  j^Venerabilem'*  470 n.  Gircamscrip- 

tionsbullen  865. 
bnmede  450. 

Bundesakte,  Deutsche  858. 
BundesexekutioD  863.  871. 
Bundesfestnngen  862.  875  n.  877. 
Bundesgesetzblatt  875.  895. 
Bundesgesetze  des  Nordd.  Bundes  876  f. 

895.  Erhebung  zu  Reichsgesetsen  877. 
Bundeskanzler  875  f. 
Bundeskriege  des  Deutschen  Bundes  861. 

872. 
Bundesoberhandelsgericht  876. 
Bundespräsidium  859.  871.  875  f. 
Bundesrat  860  n.  876  f.    Zoll-B.  877. 
Bundesstaat  21.  831.  870. 
Bundessteuem  des  Nordd.  Bundes  876. 
Bunde8versammlung(Bundestag),deutsche 

859  f.  869.  871  f.  873  f.  Ausschasse  860. 

Plenum   860.  876  n.    877  n.      Engerer 

Bat  860.  —  B.  des  Bheinbundes  854. 
Bündnisrecht  632  ff.  828  f.  832.  886.  861. 
Bureaasjstem  856. 
Burg   (vgl.    Befestigung)    17.  39.   526  n. 

585  n.   807.   612.    landesherrl.  B.  600. 

Amtssitz  501.  600  f.     Zerstörung  759. 

Öffnungsrecht  405.  —  B.-Bann,  B.-Frie- 

den   114.  117.  194  n.   518.   636.  620 n. 

745.  —  B.-Graf  501.  513.  562.  620f.  622. 

629.    von  Nürnberg  491.  —  B.-Haupt- 

mannschaft  602.  —  B.-Hut  434.  437  n. 

513.  —  B.-Lehen  405.  407  n.  513.  600. 

—  B.-Mannen  434.  513.  600  f.  —  B.- 
Becht  624.  666.  718.  —  B.-Sfissige  607. 

—  B.-Vogt  600  f.   620  f.  —  B.-Werk 
194.  198.  513.  585.  605  n.  624.  781. 

Büige,  Bürgschaft  84.  86.  122.  287  ff. 
292  n.  293.298.301.  316  n.  366  f.  553. 
715  n.  716  f.  737.  747  n.  ^ 

Bürger  405  n.  622  f.  höherer  und  nie- 
derer B.-Stand  790.  Lehnsf&higkeit 
895  n. 

bürgerlicher  Tod  888  n. 

Bürgerliches  Gesetzbuch  f.  d.  Deutsche 
Beich  895  f.,  Österreich  893,  Sachsen 

894; 

Bürgermeister  625  f.  629.  847. 
Burgund,  Burgunden,  bürg.  Recht  11  n. 

25  n.  43  n.  48  n.  90.  92.  97.  100  f.  108  f. 

119  f.  126  f.  141.  170.  199.  214  ff.  226. 

284.   237  f.   268.   287  f.   384.   386.  394. 

474.  491.  495  f.  844.  Burg.  Kreis  762. 

807  n. 
Busen  64.  67.  330.  334.  734. 
Buße,  Bußtaxen  50  f.  67  n.  68  n.  79  f.  81. 

182.   186.   214  f.   217.   219.   226.  246  f. 

303.  819.  321.  340.  343.  352.  878.  375. 

453.    457.    462.    642.    742.    743.    752. 

754  f.  756.  doppelte  B.  118.  dreifache 

117  f.  215.  217.  349  u.  neunfache  118  n. 

246. 


Prozeß-B.  82  £  86.  B.-Klagen,  B.- 
Sachen 168.  182.  844.  Bußenhfinfmig 
349 

buteil  451.  598. 

buticularius  189. 

Büttel  tvgl.  Fronbote,  Gerichtsbote)  165n. 
166.  170n.  218.  565.  602.  628.  629. 
656  n. 

by,  byr  17  n. 

Caldaria  364. 

Camera  cerrada  308. 

camerarius  139.  458. 

camerlingus  453. 

campipars  190. 

Campus  208  n.    martius,  madins  147  f. 

cancellarius  138.  166  n.  485. 

Cannenefaten  94  f. 

canon  624. 

Cantabria  120. 

capellanus  139.  484. 

capillaturiae  66. 

capitale  849  n. 

capitaneus  396.  431.  602.    Marchiae  562. 

capitatio  191. 

capitula,  capitularia  150.  250  ff.  in  brevi 

238.  per  se  scrib.  252.  leg.  add.  250  fL 

253.     missorum   185.  243  n.  250.     Ita- 

lica  240.  253.    Sazon.  129  n.  243.  247. 

ad  leg.  Sal.  232.  250.  252  n.  311  n.  Rib. 

233.  243.  244  n.  250.  Baiuw.  248.  250. 

de  villis  194  n.  Liptiuense  143  n.  160. 

capitula  Remedii  248.     Ugonis  688  £ 

Capitulare  (italienische  Sammlung)  240. 
captura  203. 

Carbonaria  silva  95  £  231. 
Carmer,  von  891. 
Carolina  646.  885  £ 
Carpzov  882. 
carta  256.  292.  levata  256.  276  n.  excisa, 

indentata,  partita  687.  vgl.  traditio, 
cartularium  Langobardicum  261.   SOOn. 
cartularius  223  f. 
castellanus,  castrensis  405  n.  600. 
eastellum,  castrum  121  n. 
causae  maiores,  minores  129.  171.  179  n. 

389  n.  344.  542  £  545.  563.  personales, 

reales  755  n.  civiles  181  n. 
causidicus  130.  197.  380. 
Cautela  und  Premis  659  n. 
cautio  286.  292  £  294  n. 
cawarfida  227  n. 
ce4c  364. 
cellerarius  195. 
cellarinsis  190. 
censuales  449.  452  n. 
census  584.   arealis  612.  perpetuoa  714. 
centa  592.  594. 
centena   17.    122.     Vgl.    Hundertachaft, 

Zent 
centenariuB,  centurio  18  f.  20  n.    31.   38. 

42.  111.  122.  125  ff.  130£  136  n.  154n. 
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164  f.  167  f.    169  n.   170.    171  f.    178  f. 

190  n.  197.  592  f.  599.  Vgl.  Schaltheiß, 
ceorl  50.  214  n. 
cerarii,  cerocensuales  223. 
Chamaven  96.  132  n.  225.  247. 
champart  190. 
Charibert  97. 
chartepartie  687.  . 
Chatten,  chattische  Franken  12n.  87  f.  90. 

94  ff.  102.    106.   120.   145  n.  .225.  280. 
Ghattuarier  95. 
Chauken  98.  121  n. 
Cherusker  12  n.  27.  93. 
Childebert  97.   122.  230.  282.  258.  De- 

cretio  Childeberti  II.   122.  253. 
Childerich   I.    96.    Childerich  III.    242. 

246  D. 
Chilperich    97.    115.    Edikt  205.    218  n. 

232  n.  250.  291. 
Chindasuinth  288.  285.. 
chirographa  687. 
Chlodomer  97. 
Chlodovech    96.    102.  105  ff.    112.  146  f. 

185.  280  ff. 
Chlbgio  95.  106. 
Chlothar  I.    97.    115  n.    122.    230.    232. 

253.  Chi.  IL   97.   Edikt  97.   115.   118. 

128.  144.   149  n.  157.   178.  181  ff.  196. 

252  n.  253.    praeceptio   115.   190.  196. 

253  n. 
Chorbischof  144.  577. 
chrenecmda  61.  205  n.  274  n.  275  n. 
chnnnas  232  n.  262. 

Chorrätien  116  n.  138.  248.  888.  489. 
cingulum  militare  442. 
Cisterzienser  426.  517  n. 
Civi]prozeßordnuDg  885.  888  n.  891.  893  f. 

895  f. 
ciyitas  11.  20.  121  n.  142.  612  f.  617. 
clientes  20  n.  32.  156.  433  n. 
Clnuiacenser  462. 
Cocceji  891. 

Code  NapoUon  855.  898. 
Codex  iuris  Bavarici  891.  Maximilianeus 

civ.  891.    Theresianus  893. 
coheredes  273.    279n.  421  n. 
coinvestitura  401. 
collaudatio  43.  469.  testium  856. 
ooUecta  536.  604. 
colloquium  149  n.  curiale,  generale  503. 

Salatinnm  498  n. 
mar,  Stadtrecht  678. 

Columbi  768. 

comes  127  f.  130.  marcae  183.  palatii, 
palatinns  138.  498.  sacri  palatii  481. 
Stabuli  139.  magnus,  patriae,  princi- 
palis,  proTincialis,  regionarins  499. 
centeni  comites  ezplebe  41  n.  Gefolgs- 
mann 32. 

comitatus  32.  121. 

comitiva  481.  789  n.  882. 

commarcani,  commarchiones  204  n.  421  n. 


commendatitia  288  n. 

commentariensis  130. 

communia  legitima  208  n. 

communitas  421  n.  626. 

compositio  79. 

concilium  21.  148.  168. 

concluBum  duorum  805.  imperii  806. 

Concommissarius  805. 

Concordia  289. 
>  condita  123  n. 

confines  421  n. 

Confoederatio  c.  pr.  ecci.  416  n.  518. 
517  n.  520.  528.  588.  646.  655  n. 

confratemitas  680. 

coniuratores  84.  —  c.  fori  625. 

conlocucio  294  n. 

connubium  102. 

Conring,  Herrn.  881.  882. 

consacramentales  84. 

conservator  pacis  549. 

consilium  43.  625.  consiliarii  488. 

Constantin  d.  Gr.  637. 

constitutio  de  regalibus  531.  533.  585. 
645.  de  exp.  Rom.  511.  646.  Theresiana 
898. 

consules  557.  625. 

contubernium  154.  852. 

convenientia  294  n.  295. 

conventus  generalis,  universalis  149.  503. 
synodalis  149. 

convivae  regis  33  n.  140.  162. 

Corpus  cath.  et  evang.  806. 

Corpus  iuris  civilis  684.  768.  778.  cano- 
nici 770.  773.    Fridericiani  891. 

Correctorium,  Bamberg.  886. 

cotarii  448  n. 

coting  81  n. 

coufschalk  46  n. 

cubicularius  139. 

Cugemen  94  f. 

Cujacius  770. 

cuneus  14  n.  23  n.  87.  154. 

cunni  64  n. 

curia  generalis,  imperialis,  regalis,  sollem- 
uis,  universalis  478  n.  503. 

curtis  203  n.  dominica,  regia  194.   882. 

curvatis  digitis  59  n.  274.  292.  705.  716. 

Cusanus,  Nie.  765. 

dagedingen  44  n. 

dagescalci,  dagewardi  453.  461  n. 

Dagobert  97.  238. 

Dalmatien  99. 

Dänemark,  Dänen  (vgl.  Nordgermanen) 

6.    11.    41  n.  44.    89.    94.   146.    226  n. 

288.  640.  717  n.   851.  872  f. 
Danzig  636. 
dapifer  142. 
Darlehen  294  n. 
data,  datum  256.  486  n. 
David  von  Augsburg  655. 
decanus  vgl.  Dekan. 
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Decisionea  elect  Saxonicae  889. 

Decreta  Tassilonis  243. 

Decretio  Childeberti  IL  258. 

deditio,  dediticii  48  f. 

defensor  124.  180  n.  197.  265.  268. 

Degen  33  n. 

Dehem  190.  196*. 

Dekan,  decanuB  38  n.- 154.  577.  828. 

Delegation,  ricbterliche  174.  180.  497. 
545  f.  574  n.  577.  595.  879. 

Deliktschulden  316  n.  718.  787. 

Denar  184  ff.  187.  denarialis,  denariatus 
222.  Freilassung  durch  den  D.  221  f. 

denunciatio  regis  168  n. 

deo  46. 

depositio  clerici  181. 

Descendenten,  s.  Abkömmlinge. 

designatio  467  f. 

Deutsch  384  f.     Hoch-  u.  Nieder-D.  12. 

Deutsche  Sprache  229.  281  f.  241.  244n. 
245.  249.  251  n.  641. 

Deutschenspiegel  658  f. 

Deutscher  Bund  (vgl.  Bundestag,  Ma- 
trikel) 858  ff.  D.B.-Akte  858.  B.-lSlassen 
861  f.  B.-Leistungen  860f.  B.-MilitÄr- 
kommission  862.  Wiederherstellung 
871.  Reformyersuche  871  ff.  Auflösung 
874.  —  D.  B.  von  1871:   895. 

Deutscher  Kaiser  870.  877. 

Deutsches  Haus  in  Venedig  634.  Kontor 
in  Brügge  621. 

Deutsches  Recht  (Leiherecht)   428.  449. 

Deutsches  Reich,  Umfang  385  f.  762  ff. 
878.  Bezeichnung  384  f.  Ausscheiden 
aus  dem  fränkischen  99  f.  884.  Auf- 
lösung 778.  053.  Verfassungsentwurf 
(1848/49)  869f.  Wiedererrichtung(1871) 
871. 

Deutsche  Union  (1849)  871. 

Deutschmeister,  Deutschorden  386.  427. 
493.  519  n.  533  n.  587  n.  763  f.  779  n. 
803  f.  826.  852.  854. 

Dezimalsystem  343. 

Diadem  106  f. 

Diakon  182. 

dictatio,  dictatores  485. 

Diebstahl  73-.  75  n.  122.  348.  351  f.  372  ff. 
379.  461  n.  576.  743  n.  746.  großer  u. 
kleiner  351.  592.  746.  handhafter  351  f. 
nächtlicher  351  f.  746.  Einbruchs-D. 
348.  351  n.  D.-BuJBe  122.  352.  375  n. 
Klage  348  n.  372  f.  377. 

diechter  734. 

Dienste  der  '  Gefolgsmannen  33.  der 
Vassen  156.  158.  der  Schutzhörigen 
157  f.  i223.  Vgl.  Frondienst,  Lehn- 
dienst. 

Diensteericht  434  f.  575.  703.    . 

Dienstherren  438. 

Dienstmann  438  n.  Vgl.  Ministerialen. 

Dienstrecht  434.  640.  648.  682. 

Dienstwagen  605  n.. 


differentia  730.  881. 

dilatura  343. 

Dinant,  Stadtrecht  675. 

Ding  (thing)  21.  gebotenes  22.  45.  164  01 

167  ff.  170  n.  171.  179  n.  190.  572.  598. 

596.  598.  618.   707.  vgl.  echtes  Ding, 

Gericht.     D.-Frieden   41  f.    117.    169. 

D.-Fristen  165.  179  n.  707.  D.-HMrung 

23.  31.  39  n.  41  f.  118.  171.  D.-Hörer 

693  f.     D.-Pfiicht    22.  41.     164.     166. 

167  ff.  170  n.  178.  183.  220.  553.  556. 

560  ff.    573.    578.    595.    598.     D.-Statt 

40.    164.    169.    173.    552.     556.    561  f. 

567  n.  569  f.    595.     D.-Stnhl  551.  569. 

D.-Verbände  18.     D.-Vogt  601.    832. 

D.-Zeit    23.    41.      44  f.     164  f.     168  f. 

D.-Zeugnis,       D.-Mannenzeugnis  362. 

380.  470.  555  f.  706.  755  f. 
dingen  705. 
Dinger  601. 
dingliche  Rechte'  272. 
Dingolfing  243. 
dingslete  39  n. 
dingtaalen  693  f. 
diplomata  250  n.  255. 
directum,  diritto  14  n. 
discombitum  286  n. 
Dispensationen  s.  König. 
Dissidenten  794. 
districtio  181  n.   197  n. 
Distriktshofrichter  562. 
Distriktsverleihung  534  f. 
Ditmarschen    392  n.    513.    689  n.    723  n. 

Landrecht  664.  889. 
diuba  73  n. 
divisio  161. 
doctor  iuris,   legum  444.  789.   799.  812. 

Vgl.  Rechtsgelehrte. 
Doktrin,     ital.,     römisch-kanonist.    770. 

772  ff.  881.  885. 
döm,  döms,  d6mr  43. 
Domänen     (vgl.     fiscus.    Kammerguter, 

Krongüter)    558.    602.    843.     D.-Amt, 

-Amtmann  179f.  190  n.  194  f.  197.257. 

500  f.  602.   D.-Gericht  180.  D.-Direk- 

torium  (preuß.)  845.  D.-Kasse  (preoß.) 

843.     D.-Kammer  845. 
domesticus  129.  141.  194  f.  433  n. 
dominium  directum,  d.  utile  s.  Ober-  o. 

Untereigentum, 
dominus  119  n.  398.  terrae  579  n. 
Domkapitel  209.  495.  607.  789.  826  n. 
Dompropst  489.  578. 
Domstifter  796  n. 
donatio  pr.  nuptias  309.  729.  post  obitom 

285. 
Donellus  770. 
Dordrecht  675. 
Dorf  (vgl.  Nachbar)  16  f.  grundherrliches 

211  f.    420  f.    gemischtes    420.     nach 

deutschem  Recht  428.  nach  slawischem 

Recht  428.      D.  und  Stadt   612—616. 
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623  n.     D.-Anlage    53  f.    428.     612  n. 

D.-Oentgericht599.D.-Flur,  Einhegung 

420.    D.-Frieden   745.     D.-Gemeinde- 

gericht   421.    599.    706  n.    D.-Qericht 

596  f.    599.    618.   618  n.    D.-6raf  596. 

D.-6ründang   58  n.     428.    D.-Schulze 

501.  558.  598  f.  602.  D.-Ordnuog  686. 

D.-Syetem  17.  200.  419.  427. 
Dortmund  678.  Oberfemgericht  574  n. 
dos    68  n.   71  n.  296.   800.    807  ff.   312  ff. 

729.  d.  ecclesiae  208. 
dotalitium  811.  812.  729. 
Dotalrecht  771. 
Draufgabe  716  n. 
Dreifelderwirtschaft  55.  201.  420.  425  xl 

783 
Dreißigste,  der  882.  854n.  722.  736.  754, 
Drenthe  723n.  Landrecht664.  Urteile665. 
Dresden  669. 
drictum  14  n. 
Dritteiisrecht  669.  727. 
Dritthand  verfahren  374. 
drochtin,  drohtin  82. 
droit  14n.  d'aubaine  524.  825  n.  coutumier 

200.  688.  898.  ^crit  199.  208.  de  retour 

281  n.  282  n.  735  n. 
Drost  140  n.  601. 

dr6tt  (drucht,  druht,  dryht),  dr6ttinn  32. 
dröttsete  35  n.  140  n. 
drupo  15  n. 
drusten  32  n. 

dryhtbeam,  dryhtguma  34  n. 
dryhten  82. 

Duell  744  n.  vgl.  Zweikampf. 
Duldung,  religiöse  793. 
dune  126.  164  n. 
Dungweg  202  n. 
Duodezimalsystem  843. 
Duplik  859. 
Durantis  772.  881. 
duwarium  729. 
dux  (vgl.  Herzog)  limitis  134.  —  d.  et 

prineeps  Francorum  98.  246  n. 

Eadgar,  Eadmund,  Eadric,  Eadweard  249. 
ealdorman  29  n.  105.  127.  146. 
Ebenbiirtigkeit   70.  110.   173.  302.  449. 

457  ff.  542  f.  545.  738n.  737.  759.  780f. 
echtes   Ding    22.  45.   164  f.  167  ff.   171. 

178.  225  f.  280.  (247.)  552.  556.   561  f. 

571.  572.   596.   598.  601.  707.     Dauer 

164.  169  n.  552  n.  556.  571  n.  (578). 
echte  Not  83.  118.  370.  706. 
echtlos  76.  461. 
echtwort  203  n. 
Edele,  Edelince  38  f.  171.  214  f.  303.  842. 

405  n.  431  f.  488.   509  f.     Übertritt  in 

Ministerialität  435.  438.    Edelgut  28. 

58.  212.  325.   vgl.  Adel,  Herrenstand, 

ethel,  etheling. 
Edelknecht  442. 
Edelmärkerschaft  423  n. 


edictor  557. 

Edikt,  edictum,  edictus  227.  firiesisches 
246.  langobardisches  280.  238  f.  west- 
gotisches 288  f.  ostgotisches  234.  285  n. 
236.  241  n.  Pariser  97.  115;  118.  128. 
144.  149  n.  157.  178.  181  ff.  196  ff.  258. 
Vgl  Chilperich. 

^duwarium  729. 

eehera  557. 

Egarten  55.  424  n. 

^ersete  728. 

^ka  235. 

Ehaften  83. 

Ehaftrechte,  Ehaffctaidinge  685. 

Ehe,  6wa  (Recht)  14. 

Ehe  67  f.  kinderlose  tmd  beerbte  296  f. 
303  n.  804  n.  807  n.  809  f.  812.  818  n. 
722  ff.  725  f.  übenfthrige  297  n.  723. 
Ungenossen-E.  (vgl.  Mißheirat)  46.  50f. 
70.  220  f.  266.  269.  302.  449  f.  791. 
Munt-E.  263.  301  f.  311.  317  f.  819  n. 
324.  Kebs-E.70. 110.  309.  311.  Baub-E. 
67  £  301.  morganatische  302.  309. 
zweite  E.  70.  220  n.  803.  311.  317  n. 
724  f.  727.  E.  unfreier  Leute  46.  266. 
E.-Bewilligung  67  f.  220.  269.  318.  321. 
485  f  450.  790  ff.  K-Bruch  65.  801. 
313.  339.  353.  576.  745.  E.-Prau, 
Schulden  701.  721.  724.  Schlüssel- 
gewalt 721.  Veräußerungen  263  n. 
316  f.  721  ff.  E.-Gut  304  f.  306.  720  f. 
771.  E.-Hindemis  70.  (102.)  303.  330  n. 
E.-Mann,  Rechte  65.  266.  316  f.  720 
bis  725.  727  f.  730.  750.  E.- Mündig- 
keit 70.  E.-Prozeß  576.  E.-Ring719n. 
E.-Scheidung302n.  303.  E.-Schließung 
67  ff.  263.  295  ff.  301.  719  f.  E.-Steuer 
729.  K-Vertrag  811.  313  f.  720  n.  725. 
728  ff.  E.-Zwang  65.  115.  296  n.  298. 
318  n.  412.  486.  450.  584  n.  731. 

Ehegatten,  Erbrecht  804.  307.  311.  817  f. 
721  ff.  727  f.  730  n.  Güterrecht  303ff. 
720  ff.  771.  774  f.  Standesgenossen- 
schaft 221.  458.  719  n. 

Eherecht  723. 

Ehre,  Ehrlose  86.  39  n.  80.  85.  417. 
543.   748f. 

Ehrschatz  451.  781. 

Ehrung  719. 

eiba  20. 

Eichamt  587  n. 

Eichhorn,  E.  F.  888. 

Eid  61.  Form  24.  84.  110.  858.  361  f. 
Amts-E.  167.  543  f.  547.  564.  570.  573. 
577.  Bürger-E.  628.  667.  Ein-E.  84. 
315.  858  n.  860.  756.  Gefährde-E.  (vgL 
Gewere,  proz.)  81.  88.  358.  Heeres-£. 
24. 87.  508.  Huldigungs-E.  847.  Juden- 
E.  224.  Ministerialen- E.  434.  Un- 
schulds-,  Reinigungs-E.  175  n.  345  n. 
860.  364  n.  365.  875  f.  379  f.  751  ff.  759. 
Treu-E.   151.  156.  159.    Unterthanen- 
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E.  109.  151.  175.  476.  598.  825n.  Über- 
führungs-E.  859.  Voll-E.  861.  Wider- 
E.,  Vor-E.  858.  360  n.  Zeugen-E.  857. 
381.  E.  bei  rechter  Gewere  706.  bei 
Qotte8arteil364f.  eidlichesVersprechen 
24.  34.  67  n.  78.  577  f.  716.  719.  E.-Ring 
84.  K-Scbelte  86  d.  359  n.  361.  363  n. 
364.  365  D.     K-StabuDg  361. 

Eideshelfer  81  n.  84  f.  214  n.  291  d.  312n. 
356.  358  D.  359.  361.  362  n.  364.  372. 
457.  574.  755  f. 

Eidfli^a^ing  146  n.  225  d. 

Eigen  and  Erbe  270.  Prozesse  um  E. 
168.  Erwerb  von  landrechtlichem  £. 
440.     Vgl.  AUod. 

eigene  Leute  (vgl.  Leibeigene,  Unfreie) 
452.  598.     Ritter  437  f. 

Eigenherren,  Eigenherrschaft  590  n.  607. 
825  n. 

Eigenkirche  399.  414  f.  493.  515.  519. 

Eigenmacht  288.  703  f.  Vgl.  Pfändung, 
Fehde. 

Eigentempel  30  n.  208. 

Eigentum  54.  58  f.  203  f.  272.  lebens- 
längliches 34  n.  161.  213.  272.  282. 
285.  308  n.  724.  geteiltes  703.  709. 
776.  780.  entziehbares  213.  282.  E.- 
Erwerb durch  Arbeit  204.  699.  durch 
Übertragung  (vgl.  Auflassung)  61  f. 
273  ff.  durch  Urkunde  275  ff.  281. 
705.  771.  durch  Rechnung  691  f.  durch 
VerÄußerungs vertrag  771.  Sonder- E. 
an  Gebäuden  204.  421  n.  427.  449.  623. 
709.  713.  an  Wäldern  207  n.  Vgl. 
geistiges  £.,  Miteigentum. 

Eigenwirtschaft  des  Königs,  der  Grund- 
herren 218.  424.  426.  429.  439.  454  f. 
500.  526.  779.  781.  784. 

Eike  von  Repgau  440.  648  ff.  654  n.  668  n. 

Einbruch,  Einsteigen  347  n.  351  n. 

Einigsieute  421  n. 

Einkindschaft  739. 

Einlager  717. 

Einläufige,  Einlitzige,  Einsiedler  421  n. 

Einlieger  792. 

einoede  16. 

Einquartierung  101. 

Einreden  358  f.  751. 

Einschildige  397.  405  n.  406  n.  437.511. 

Eintrittsrecht  der  Abkömmlinge  205  n. 
328.  784  f.  738  n. 

Einung  667.     E.  der  Landstände  607. 

Einwerfung  bei  Erbschaften  324.  327  n. 
736 

Einzeihöfe  16.  58.  200. 

£inzelricht«r  773.  840.  842.  879. 

Eisen,  glühendes  364.  756. 

Eisenacb  658  n.  673. 

eisernes  Kapital  714. 

electio  communis  469. 

elector  469. 

Elend  51.  337. 


elevatio  regis  107  n. 

61ds  76. 

Elsaß  121  n.  385.  388.  499.762.  K-Loth- 
ringen  878. 

Eltvifie,  Oberhof  665.  676  n. 

Emanzipation 66. 265.  819f.  824.  326.78l£ 

Empfängnis  451. 

Emphyteuse  288  n.  776. 

emunitas  196. 

Engelbert  von  Admont  695. 

engerer  Rat  des  Bundestages  859  f. 

Engem  15  n.  93.  243.  548  n. 

England,  englisches  Recht  2.  6  f.  249. 
361  n.  424  n.    Vgl.  Angelsachsen. 

Enkel  s.  Eintrittsrecht 

Enns,  Stadtrecht  679. 

enrollement  839. 

ensak,  enskyld  81  n. 

Entführung  67  f.  116  n.  301.  310  n.  339. 
354. 

Entgeltlichkeit  der  Verträge  62.  69  n. 
84  n.  281.  295.  308.  361.  708.  715  f. 

Enthauptung  336.  742.  746. 

entsagunge  417. 

Entsippung  71.  833. 

Entvogtung  600. 

entwendete  Sachen  270.  855.  372  fL  698. 

eorl  51.  214  n. 

Epiloge  der  L.  Salica  230. 

epistola  256.  conculcatoria  302.  Alati  260  n. 

epitome  234. 

Erbämter  482.  590.  779  n.  797. 

Erbe  (hereditas)  204  n.  270. 

Erbebücher  690. 

Erbenlaub  272.  708  f. 

Erbenwarterecht  s.  Beispruchsrecht 

Erbezen  421  n. 

Erbgut  51.  58.  .273  n.  445  n.  708.  713  n. 
738  n. 

Erblosung  708. 

Erbpacht  283  n.  429.  448.  781.  787. 

Erbrecht  71.  205.  208.  213.  240.  307. 
323  ff.  639.  669.  671  n.  733  ff.  771.  775. 
bei  Schenkungen  281  f.  Fürstenamt 
und  Fürstentum  128.  582.  bei  Leben 
407  f.  776  f.  bei  Briefland  212  f.  bei 
Gerade  und  Heereewäte  307.  721  £ 
bei  Verfangenschaft  724  f.  bei  Ver- 
mögenseinziehung 742.  E.  aus  letstem 
Willen  71.    E.  der  Hörigen  269.  451. 

,  Freigelassenen  222.  269.  Ministerialen 
435.  Unentziehbarkeit333f.  Erbfolge- 
ordnung 64  f.  71.  327  ff.  734  f.  776.  884. 
Fähigkeit  71  n.  264.  457.  462.  732.  787. 
Erwerb  der  Erbschaft  332.  704.  736. 
738.  Erbteilung  192  n.  273.  279  n.  332. 
582.  708.  736.  Schuldenhaftong  278  f. 
288  n.  317  n.  332  ff.  349  n.  717.  737  ft 
Erbenkreise  64  f.  325  ff.  332  f.  734. 
Erbschaftsgedinge,  Erbenadoption  324. 
334  f.  738  f.  Erbabfindang  305  £ 
salisches  Gesetz  213  n.  (282). 
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Erbschaftssteuer  451.  453.  790.   £.-Zehnt 

192  n. 
Erbsahne  79.  841. 
Erbtochter  777. 
Erbunterthänigkeit  791. 
ErbverbrüderuDg  689  n.  789.  827. 
Erbvertrag  728.  789.  771. 
Erbverzicht  739. 
Erbzinsleute,   Erbzinsrecht  (vgl.  Leihe, 

Zins)  447  f.  776.  780. 
Erfurter  Keichstag  (Union)  871. 
Ergebung  in  Unfreiheit  oder  Hörigkeit 

46.     221.     267.     269  n.    454.    456.    in 

Ministerialitftt  435.  438. 
Erhebung    in    den    Herrenstand   436  n. 

Vgl.  Adel. 
Erholung  750. 
erl  51. 

erobertes  Land  184.  192.  206  n.  207.  527. 
Errungenschaftsgemeinschaft    804.    809. 

310  n.  313.  316  f.  723  f.  726.  774. 
Ersitzung  263.    Vgl.  rechte  Gewere,  Ver- 
jährung, 
erste  Bitte  518  n.  796. 
Erstgeburtsrecht  409  n.  582  f.  827  f. 
Ersticken,  als  Strafe  75  n.  837. 
Ertränken  75  n.  387.  722. 
Erwig  235. 

Erzämter  482  f.  797.  800. 
Erzbannerherr  797.  800. 
Erzbischof,  Erzbistum    142  fip.   145.    149. 

182.  391  n. 
Erzkanzler  471.  473  n.  484  ff.  797  f.  801. 

805.    809.    815.    854.    für  Italien    und 

Burgund  484. 
Erzkämmerer  471.  482  f. 
Erzkapellan  139.  484. 
Erzmarschall  471.  482  f. 
Erzpriester  144.  578. 
Erzschatzmeister  797.  800  f. 
Erzschenk  471.  473.  482  f. 
Erztruchseß  471.  499.  797.  800  f. 
csago,  eosago  44  n.  126  n.  171  f. 
Esch  201.  202  n. 
escrippas  202  n. 
escuyer  442. 
Estland  671.  682. 
gteiding  728. 

^thel  51.  58.  212.  215  f.  445  n. 
etheling  51.  friesische  ethelinge  438.  445. 

446  n.  459  n.  557.  577. 
Etter  423. 

Eurich,  Edikt  281.  233  f.  287.  239  n.  242. 
evectio  194. 

Eventualbelehnung  402  n.  777. 
Evokationsrecht  175n.  464.  540f.  564.568. 
gwa  14.  227.  247.  263. 
ßwart  31. 
Ewiggeld  714. 
exactio  197  n.  604. 
exactor  130. 
Ezaktionsklausel  692. 


Ezekutionsordnung,  Reichs-  835.  Bundes- 
863  n. 

Exemtion,  gerichtliche  (vgl.  Gerichts- 
stand, Lnmunität,  Vogtei)  179  n.  197. 
464.  540  f.  550  f.  559.  564.  575.  578  n. 
580  ff.  589  n.  594  f.  596.  602.  613.  615. 
618.  828.  840.  856.  878  f. 

ezenium  299.  800  n. 

exercitalis  15  n. 

exercitns  15  n. 

exfestucatio  274.  280. 

ezitus  61.  274  f. 

exlex  76. 

expellis  77. 

expositio  240. 

Extravaganten  der  Lex  Salica  282  n.  der 
Libri  Feudorum  684  n.  des  Sachsen- 
spiegels 650  n. 

Fabrik,  Kirchen-  209  n. 

fabula  firmata  297.  299. 

fadem,  fädm  64.  67. 

faderfio  306. 

fsestning  299. 

Fahne  37  n.  38.  107  f.  466.  563  n.  585  n. 

617.  777  n. 
Fahnlehen  399.  409  n.  490  f.  650.  825. 
Fähnlein  442  n. 
fahrende  Habe  61  n.  168.  204.  270.  698  ff. 

Leute  461  n. 
Fährgelder  188. 
Fahrlässigkeit  (vgl.  Absicht,  Ungefähr) 

844  n.  718.  744.  885. 
Fahrrecht  758. 
Fahmisgemeinschaft  723. 
faida,  faidns,  faidosus  73.  77.  80. 
faihu  14. 
Fall  451. 
Fallrecht  735. 
falsches  Zeugnis  576. 
familia  435.    familiäres  433  n. 
Familienfideikommiß  288.  736.  778.  786. 

789. 
Familienstrafrecht  353. 
&muli  218.  483  n.  442. 
fara  16.  62.    f.-manni  16  n. 
fära  80. 

Fastnachtspiele  694.  882. 
federwat  306.  722. 
fegang  73  n.  286  n. 
Fehde,  Fehderecht  66.  67  n.  73.  77.  79n. 

81.    86.    117.    220.    226.   244  n.   245  n. 

303.   839.  853.   548.   632.  642  ff.  744  f. 

765. 
Fehdesachen  129  n.  889.  844.  353. 
Feiertage  171. 
Feigheit  39.  73.  75  n. 
Feind,  Feindschaft  45  n.  73  f.  76.  80. 
Feld,  Winter-,  Sommer-,  Brach-  201  £ 

F.-Ghirten  208  n.  420.    F.-Gtemeingchaft 

53  ff   204  f.  210-   272.  377.  423  f.     F.- 
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QraswirtBchaft  55.  200.  F. -Rüge- 
gericht 599. 

Felonie  411  n.  '417.  510.  517. 

Femgericht  568  ff.  651  n.  758.  816. 

Femrechtsbücher,  Femrechtsweisangen 
572  n.  659. 

Femschöffenbond  569. 

Femwroge  573. 

feoh  306  n. 

fera  16. 

ferbatudo  78  n. 

Ferdinand  I.  844. 

ferhwnnde  746. 

Fertiffung,  gerichtliche  707.  710.  713. 

Fesselung  39. 

festargiflßf  299. 

festuca,  festucatio  60.  66  n.  274  ff.  290  ff. 
293.  335.  359  n. 

Festungen,  Bandes-  862.  875  n.  877. 
Reichs-F.  819.   Vgl.  Befestigung,  Burg. 

Feudalverfassung  (vgl.  Lehnstaat,  Lehn- 
wesen) 128  f.  509  f.  513.  556  n.  778. 
817  f. 

feudum  306  n.  394.  castrense  405  n.  irre- 
guläre (394 f.)  440 n.  militare  394. 
novum  iure  ant.  concessum  409  n. 
patemum  408.  extra  curtem  778.  no- 
bile, ignobile  778. 

Feuertod  39.  75  n.  336.  353.  650.  742. 
745  n. 

Feuerzeichen  36. 

Fichard  888.  890. 

fideiussor  274  n.  278. 

fidelis  156.  398. 

fidelitas  109.  140.  398. 

fidem  facere,  fides  facta  59  n.  84.  284. 
290.  377  n.  716. 

filii  naturales  327  n. 

filtortus  374  n. 

filnelding  556  n. 

Finanzwesen  116.  118.  126.  128  ff.  136. 
139.  141.  184  ff.  537  f.  602.  819  f.  842  f. 
856.  867  f. 

Finger  und  Zunge  59.  77  n.  274.  275  n. 
276.  292.  414  n.  608.  716. 

finis  121  n.  121  n.  122.  123  n. 

firma,  firmatio  166  n.  256.  299. 

firina,  ürintat  72. 

firzellau  77. 

Fischerei  193.  207.  456.  531. 

Fiskaladvokat,  F.-Prokurator  812. 

Fiskalinen  195.  217.  302.  450. 

Fiskalsachen  175.  812. 

Fiskus  80  n.  113.  118.  179.  194  f.  207. 
380.  558.  587. 

Flandern,  flämisches  Recht,  flämische 
Kolonien  120.  385.  387.  449.  491.  638 1 
669.  673.  680.  726  f. 

Flensburg  674. 

Flurbereinigung  s.  Zusammenlegung. 

Flurordnung,  Flurpolizei  421.  422.  425. 
428. 


Fiurzwang   57.    200  f.    203  f.    211.    420. 

425  n.  783.  785. 
Flosse,  Privat-  und  öffentliche  206.  529  n. 

531.    Vgl.  Strom, 
fodrum  139.  194.  512. 
Folge  am  I^ehn  395.  401  f.  405.  407.    im 

lliing  und  Bericht  24.  43.  150.  506. 

Vgl.  Vollbort 
folkesmöt  146. 
foUeist  347. 

Folter  83.  865.  760.  891. 
foramunto  59. 
forbatutus  78  n. 
fordro  374. 

forestare,  forestis  193. 
forestarius  194. 
forfeustus  77  n. 

Formalakt  34.  59  £  82.  290.  356.  716. 
Formlosigkeit  der  Rechtsgeschäfte  716. 

771. 
Formulae,  Formelbücher  229.  240.  255. 

363  n.  692  f.   881.     alamannische  260. 

Alati    260  n.      angelsächsische     261. 

8t  Amandi  259  f.    Andecav.  258.  261  n. 

Arvernenses  258.    Argentinenses  260. 

Augienses  260.  bairische  260.  Bignon. 

259.  Bituric.  258.  burgundische  261. 
elsassische  260.  St  Emmeram.  259. 
extravagantes  261.  Flaviniae  261. 
imperiales  260.  Isonis  260.  langob. 
240.  261.  Lindenbrog.  259.  liturgische 
262.  Marculfl  258  ff  Marc  soppL 
258.  261.  Merkel.  259.  Morbac.  260. 
ostgotische  261.  pagenses  258.  Paris. 
259  n.  Pataviens.  260.  Pithoei  259. 
regides  258.  Salzburger  259  f.  Salicae 
258  ff.   Salomos  IIL  260.   Sangallenses 

260.  Senonenses  258.  Sirmond.  258. 
Turon.  258.  261.  Wisigoticae  261. 
Gerichtsformeln  693  f. 

Forst  193.    Vgl.  Wildbann. 

Förster  194.  218.  422.     Ober-  603  n. 

fortia  116  n. 

forum  612. 

fostbrcedralag  67  n. 

Frage  und  Urteil  43.  174.  359.  506.  543  n. 

595.  750.  stille  Fr.  759.  peinliche  Fr. 

760. 
frana  172. 
Franken  12.  44.  90.  92  f.  94  ff.  102.  206. 

215.  467.  Bezeichnung  des  Adels  162. 

214  n.    216.    -Reich    96  ff.   Herzogtum 

388  f.  fränkisches  Recht  2.  170  ff.  227. 

228  n.    236  n.    240  f.    244.    247  f.   449. 

478.  638  f. 
Frankfurt  468.  474.  479.  621  n.  795.  811. 

819.    847.    854  f.    857.    869.     Oberhof 

676.     Reformation     572  n.     645.    890. 

Fürstentag  872. 
Fränkische  Landgerichtsordnung  889. 
Frankreich,    firanzös.    Recht   2.  6.   99  f. 

137  n.  265  n.    282  n.  361  n.  394.  638  £ 
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702  n.    711.    717.    725  n.     730.    785  n. 

762  f.   778.   785.   792.  825  n.  856.  857. 

866  f.  879  f.  892  ff. 
Frauen,  weise  Bl.  -Raub  67  f.  dl8n.  354. 
frauja  59. 
fraweitan  72  n. 
'ireda,  fredus  80.  343. 
Freibauern  605  n.  779.  791. 
Freiberg  i.  Sachs.  669. 
Freibrief  223  f.  268.  453. 
Freiburg  i.  Br.  625.  654.  677  f.  890.  F. 

im  Ocbti.  678. 
Freie  5ü  f.  57.  59.  214  f.  428.  441.  444  ff. 

457  ff.  571.  Bezeichnung  für  den  Adel 

481.  441. 
freie  Herren  (vgl.  Ade),  Edelinge, Herren- 
stand) 396.    405  n.    437.    444  n.   509  f. 

544.  553  f.    559.    564.    649.    688.  705. 

70fen.  787  n. 
Freierkiärung  des  Bergbaues  534  n.  588. 
Freifrone  573. 
Freigerichte  568. 
Freigraf,  Freigrafschaft  568.  570.  578  f. 

580  n.  Freigrafenkapitel  572.  574. 
Freigrafschaft  (Franchecomt^)  762. 
Freihals  50.  445  n. 
Freiheit    (vgl.   Unfreie,   Verknechtung), 

Entziehung  65.  266  f.  850  f  F.-Prozeß 

84.  168.  182.  267  f.  856  n.  361  n.  862  n. 

381'.  458  n.  552.    F.-Strafe  337.  351  n. 

743.     F.-Minderung  191  f. 
Freiheit(Markt)601.614.  Kreuz  der  F.  617. 
Freihufe  429. 
Freilassung  24.  36.  47  ff.  147.  175.  219ff. 

263.    267  f.    421.n.    426  f.  435  f.  448  n. 

449.  453.  598.  790  ff.  Gerichtsstand  der 

Freigelassenen  179  n.    181.    Erbrecht 

269.    Vgl.  Hörige. 
Freischöffen  571  ff. 
Freischulze  780. 
freistaatliche  Gebiete  392.  . 
Freistftdte  633. 

Freistatt  78.  113.  336.  339.  748. 
Freistuhl  568.  570. 
Freizügigkeit  49.    217.    220.    228.    267. 

450  ff.  465.  791  f.  864  n. 
Fremde,  Fremdlingsrecht  41.  46.  51.  62. 

65.    128.    205.    229.  361  n.  524  n.  553. 

588.  790.  825  n. 
Frevel,  niedere  599.  742.  879. 
Friedberg  (Hessen)  676  n.  846. 
Friedelehe  s.  Kebsehe. 
Friedebann  80.  113.  189.  616.  706  f.  711. 

738.  745  n.  747.  753. 
Frieden,  Burg-   117  n.    349  n.   616.   745. 

Ding-F.23.  42f.72.348f.  Dorf-F.  745. 

Gottes-F.  23  n.  31.38.42.642    HausF. 

72.   78.   339.   349  n.   352.     Heer-F.  38. 

72. 117  n.  5i4..  Herzogs-F.  117  n.  349  n. 

Kirchen-F.  849  n.    Königs-F.  26.  117. 

849  n.       Markt-F.     189.     849  n.     616. 

Mühlen-F.    849  n.    Beichstags-F.   506. 


Schmiede-F.  849  n.  Sippe-F.  62  n.  70. 
Sonder-F.  72  n.  118.  889.  348  f.  350  f. 
616.  745.  Stadt-F.  745.  Straßen-F. 
849  n.  Tempel-F.  72.  Volks-F.  26. 
F.  der  Königsw&hler  474.  gelobter 
Fr.  (Hand-F.)  78.  78.  849  n.  745.  ge- 
botener 118.  340  n.  befriedete  Personen 
und  Sachen  113.  642.  745.   Tage  642. 

Friedensbruch  72  ff.  77  ff.  81.  464.  Vgl. 
Landfriedensbruch. 

Friedensgeld  26.  29.  80  f.  86.  116  n.  129. 
138.  (164).  186.  192.  887  n.  840  f.  849. 
352.  743. 

Friedensgericht  879. 

Friedeschilling  706. 

Friedetage  642. 

Friedewirken  vgl.  Friedebann. 

Friedloöigkeit  78  ff.  76  ff.  79.  81.  87.  112. 
803  n.  335  ff.  348.  350.  352.  369.  870  f. 
461.  74t.  des  Vermögens  75  f.  Ab- 
spaltungen 837  f.  368  f.  Vgl.  Acht, 
Todesstrafe. 

Friedrich  I.,  Gesetze  406  n.  643  f.  688  f. 
768.  Friedr.  11.,  Authenticae  768.  Pri- 
vilegien 463.  583  f.  Friedr.  1.  von 
Preußen  764.  838.  Friedr.  d.  Gr.  891  f. 
F.  Wilhelm,  der  große  Kurfürst  764. 
836.  F.  Wilhelm  I.  von  Preußsen  838. 
848  ff.  F.  Wilhem  IV.  von  Preußen  870. 

Friedstatt  78.  118. 

Fries,  Lorenz  880. 

Friesen,  Friesland,  fries.  Recht  11  n.  51. 
90.  93.  98.  121  n.  181.  172.  186  n. 
188  n.  214  f  220.  244  ff.  432.  444  ff. 
459.  509.  527.  577.  580  n.  689.  660  f. 
664.  675.  689  n.  728  f.  Gerichtsverfas- 
sung 555  ff. 

frihals  50.  445  n. 

frilaz  48  n.  342  n. 

friling  50.  214  n.  445  n. 

friol^ta  48  n. 

fro  Hin. 

frodanno  77  n. 

Fronbote  (vgl.  Büttel,  Gerichtsbote)  42  n. 
171.  555.  573.  602. 

Frondienste  46.  211.  218.  220.  424^428. 
453.  598.  713...781  f.  784.  790  ff. 

Frone  172. 

Fronfeld  420.  424  ff.  458.  615. 

Fronhof  194.  211  f.  420.  452.  559  n.  593. 
598.  624.  630. 

fronteil  534. 

Fronung  75  f.  79.  108.  838.  368  f.  871. 
525.  706.  711.  787.  752. 

Fron'urteile  42  n. 

Frostuthing  146  n.  225  n. 

Fruchterwerb  204.  699.  überhangende 
Früchte  699. 

Fuero  236.  de  (üordova,  F.  juzgo  286. 

fulcfreals,  fulcfree  50  n.  223. 

Fünfte,  der  190  f. 

Fundregal  585.  588. 
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funicnlns  202  n. 

furban  42  n. 

fiiriBto  26.  111  n. 

Fürsprecher  68.  880.  457.  462.  750. 

Fürst  21  ff.  27  ff.  30  f.  32.  34  n.  35.  88. 
40  ff.  46.  50  f.  53.  56.  58.  104.  215. 
396.  431.  457  n.  488  ff.  504.  525.  538. 
688  f.  705.  Gerichtsstand  175.  541  ff. 
546.  552  f.  818.  Gerichtohoheit  563  ff. 
570.  Fürstenrat  22.  28  f.  ältere  und 
jüngere  Reichsfürsten  488  ff.  501  n.  — 
geistliche  Fürsten  395  ff.  400  n.  407  n. 
414  f.  489  ff.  492ft:  496 n.  510n.  515ff. 
537  f.  563f.  566.  590n.  606.  619  f.  689. 
793  n.  826  n.  829.  834.  Investitur 
397  n.  398  n.  399.  495.  516.  Unter- 
stellung unter  das  Lehnrecht  395.  398  ff. 
492.  496.  516.  519  n.  826  n.  Lehns- 
herren des  Königs  481.  der  Laien- 
fürsten 395 f.  —  Heerfahrtpflicht  der  F. 
509  ff. 

Fürstenbund  852. 

Fürstengenossen  27  f.  33  f.  51.  482.  544. 
552  f.  813.  824  n. 

Fürstenkollegium  871. 

Fürstenkonkordat  646. 

Fürstentümer,  Erblichkeit  408. 

Fürst  Primas  854. 

Fußvolk  154.  394.  Vgl.  Knechte,  Lands- 
knechte. 

fusus  64  n. 

fylki,  fylkiskonungar,  fylkis  {^ing  11.  21. 
29  n.  104. 

Gabe  281.  bei  Kommendation  34.  168. 
bei  Verträgen  62.  69  n.  84  n.  bei  Adop- 
tion und  Eheschließung  66.  69.  305- 
320. 

gabella  hereditaria  524  n.  emigrationis 
864  n. 

gädelingas,  gaten  33  n.  64. 

gadrusci  32  n. 

gafergeria  284  n. 

^age  271  n. 

gäbe  That  81  n. 

ffaida  et  gisil  222  n. 

Gaill,  Andr.  882. 

gairethinx  24.  41.  60.  222.  238  n.  268. 
290.  334 

Gallien,  Gallier  1.  12.  16.  20.  22  n.  121, 
123  n.    145.  156.  170n.   190.  199.  255. 

gamaldio  283  n. 

samallas  41. 

Gandinus  885. 

Ganerben,  Ganerbschaften  278.  279  n. 
283 n.  326.  410n.  421  n.  428  n.  432.  708. 
726.  786.  850.  Teilung  mit  und  ohne 
Verzicht.  708.  G.-Recht  278.  279  n. 
312.  319  f. 

garba  190. 

ffardingi  33  n. 

Gärtner  421  n. 


gardr  16. 

gasindi  82.  157.  177. 

^istaldius  129. 

Gast,  Gastfreundschaft  51.  229.447  f.  623. 
G.-Gericht  553  n. 

Ghuateiner  Vertrag  873. 

Gastung  (vgl.  Atz)  194. 

Gatte,  Gattung  33  n.  64. 

Gau  (vgl.  Grafschaft,  Go)   19  f.  37.  56. 
120  ff.  134.  145.  154.  164.  172.  G.-Ding 
20  n.   22.    G.-Fürst   20.  27  £  105.  G.-  ' 
Gemeinde  56.  G.-Konige  28  n.   104  £t 
111.  Teilung  der  Gaue  121.  888. 

Gebäude,  Eigentum  204.  421  n.  427.  449. 
623.  709.  718.  fahrende  Habe  204.  6.- 
Stenem  527.  604  f.  842. 

gebotenes  Ding  s.  Ding. 

Gebot  a  Verbot  (vgl.  Bann)  48. 114. 584. 
601.  prozesBusJisches  Gebot  82  f.  85. 

gebreite  202. 

Gebück  420. 

gebundene  Tage  642. 

Gedeih  und  Verderb  700  n.  (727). 

Gedinge  728. 

gedrosch,  gedrusche  82  n. 

Gefahr  im  Prozeß  82.  358.  861.  750. 

(jkfährdeeid  s.  Eid. 

Gefährdung  847  n. 

GefiElngnis  s.  Freiheitstrafe. 

Gefolge,  Gefolgschaft  (vgl.  Trustis)  20n. 
26.  31  ff.  36.  89.  80.  117.  140.  154. 
156.  162  f.  171  n.  282  n. 

geheftete  Wunde  746. 

Geheimer  Bat  591.  799  f.  815.  840.  844. 
846.  Geh.  Justizrat  840.  Geh.  Staatsrat 
846. 

G^höferschaft  53.  57  n.  424. 

Geisel  219  n.  267.  287.  384. 

Geislinger  Statut  850  n. 

Geisteskranke  81.  718.  783. 

(jkistliche  (vgl.  Fürsten,  Klerus)  142  £ 
151  n.  152.  209.  228  n.  4l4f.  573. 
622.  722.  740.  741.  höhere  594. 
niedere  142. 182.  Befriedung  642.  Wer- 
geid 142  n.  146.  342.  als  Urteiler  543  n. 
GerichfBtand  181  ff.  576  ff.  als  Land- 
stände 606  f.  Stellung  im  Lehnreeht 
395  ff.  898  n.  399.  403.  405  n.  422.  496. 
511  n.  826  n.  Kloster-G.  737.  Unfreie, 
H5rige  alsG.  209.  218.  220.  Absetxang 
182.  Steuerfreiheit  604. 628.  842.  Qieg^ 
688  f.  G.  als  Schreiber  255. 

geistliche  Gerichte  178  n.  180  ff.  576  ff. 
745  n.  769.  772. 

geistlicher  Vorbehalt  798  n.  803  n.  826  n. 

Gelage  (vgl  Opfer)  67  n.  69  n.  474. 

Qeid  13.  270.  718.  G.-Wirtschaft  519. 
G.-(^hMchäfte  462  ff. 

Geleite  474.  499.  524.  528.  529  n.  580  f. 
585.  597  n.  G.<Männer  524  n.  608  n. 

Gehlhausen,  Oberhof  676  n. 

geltaere  715  n. 
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Gelübde  (gelovede)  292. 469.  705.716.788. 

Gemächt  728.  788  ff. 

Gemeinde  16  f.  58.  56.  119.  128.  208. 
205.  421.  550.  697.  G.-Wege  206.  G.- 
Weide 202.  Vgl.  Landgemeinde,  Mark- 
genossenschan,  Stadt. 

gemeiner  Pfennig  518.  537.  818.  816. 
819. 

gemeines  Recht  252.  774.  Vgl.  gem. 
Sachsenrecht 

Gemeinheitsteilnng  788.  785. 

gemeißelte  Wunde  746. 

Gemenglage  57.  202.  420.  424.  429  f. 
781. 

gemot  21  n. 

genealogia  16.  62.  204.  288  n. 

generatio  16.  829. 

Generaldepartement,  prenß.  844. 

Generaldirektorium,  preuß.  844  ff. 

Generalfiskal  846. 

Generalkoromission,  preuß.  786. 

genossami  451  n. 

Genossenschaftsgesetz  895. 

Gentilen  48  n. 

Gepiden  90. 

Ger  s.  Speer. 

Ger  (Ackerstack)  201  n.  202  n.  208  n. 

Gerade  304  n.  805  ff.  826.  451.  669.  721  ff. 
726.  728.  787.  Witwen-  und  Niftel-G. 
722. 

Gerardus  Niger  688. 

gerbagiom  190. 

gerefa  127  n. 

gereide  421  n. 

^erhabe  59. 

Gericht  vgl.  Ding,  Dienst-,  Dorf-,  Fem-, 
Go-,  Grafen-,  Hals-,  Hof-,  Hundert- 
schafts-, Immunitäts-,  Königs-,  Kriegs-, 
Land-,  Landfriedens-,  Lehns-G.,Mftrker- 
ding,  Markt-,  Nieder-,  Not-,  Ober-, 
Reichs-,  Reichskammer-,  Send-,  Still- 
G.,  Beichshofrat,  Zuständigkeit.  —  bur- 
sundisches,  gotisches  G.  43  n.  laneo- 
bardisches,  schwedisches  48.  dänisches 
44.  Mesisches  172.  555  ff.  sächsisches 
171.  558  ff.  westfälisches  568  ff  schwä- 
bisches 172.  550.  bairisches  172.  550. 
552.  554.  596.  missatisches  80  n.  186. 
172  n.  176.  markgräfliches  560  ff.  565. 
G.  des  Landesthinges  24.  45.  178. 
des  Reichstages  507.  548.  814.  816. 
des  Landtages  606.  oberstes  Landes- 
G.  595.  840  f.  868.  niederstes  G. 
172  n.  558  n.  599.  620  n.  626.  agra- 
risches 880.  bischöfliches  182  ff.  Feld- 
rüge-G.  599.  880.  Forstrüge-G.  880. 
Gast-G.  190.  geistliches  178  n.  180  ff. 
576  ff.  745  n.  880.  gelehrtes  889  f.  Ge- 
meinde-G.  599.  880.  Gewerbe-G.  681. 
880.  grundherrliches  (vgl.  Patrimonial- 
G.)  176  f.  197.448.596lPolisei-Bage- 
G.  880.    ruhendes   597.  *  staadesherr- 


liches  880.  Verwaltungs-G.  845  f.  880. 

Afterverleihung  eines  G.    551.    569  f. 

592.    597.    Teilung    409  n.    551.    592. 

Verpfändung,  Veräußerung  569  f.  597. 

Ledigwerden  130.   165.  168.  188.  517. 
Gkrichtsbann  80  n.  1 14.  Vgl.  Bann,  Bann- 
leihe. 
Gerichtsbarkeit,   Abstufung    168.    hohe 

24.  26.  168. 181  f.  501.  552.  558  f.  561. 

580.    594.    825.    850.    879.     peinliche 

24.  45.  168.  178.  181.  542  f.  552  f.  561. 

566.  584.  594.  596  ff.  618.  814  f.  825  n. 

Immobiliar-G.  182  f.     549.     552.    556. 

594.     596.     618.      niedere     181.     165. 

168.    178  f.    182.    197.  500.  558  f.  561. 

564.  596.    598.    879.    niederste  172  n. 

558  n.    599.    620  n.    626.     einheitliche 

594.     596.     kirchliche     180  ff.     576  f. 

880.    freiwillige    164  f.  175.  261.    277. 

280.  380.  481.  541.  575.  577.  596.  599. 

618  n.  682  n.    689  ff.    698.    705  ff.  711. 

718.    788  ff.    756.    G.  in  Mfinzsachen 

587.     über  Hofbeamte  etc.  590. 
G^richtsbote     (vgl.    Büttel,    Fronbote, 

Scheige,    Schultheiß)  547.    555  f.  555. 

Begnadigungs-   u.   Strafumwandlnngs- 

recht  386  n.  837  n.  555  n.  748. 
Gerichtsbücher  (vgl.  Landtafeln,  Stadt- 
bücher, Schreinsbücher)  718.  756.  ■ 
Gerichtsfolge  518. 
Gerichtsformeln  693. 
Gerichtsgefälle  26.    29.    126.    180.    133. 

164.  192.  195.  197.  525. 
Gerichtshalter  842. 

Geri«htshoheit  26.  45. 112.  539.  568.  565  ff. 
Gerichtsieihe  (vgl.  Bannleihe)  409  n.  551* 
.   556.  570.  597.  850. 
Gerichtsordnungen  887  f.  891. 
Gerichtsreform  772  f.  889  ff.   855  f.  872. 

878  ff. 
Gerichtsschreiber  138.    166.  174  n.    255. 

257.  277  n.  647.  555.  840.  842.  879. 
Gerichtssiegel  689. 
Gerichtsstand  der  Hintersassen  50.  177  ff. 

616.   privilegierter    175.    179  n.  180  ff. 

552  n.  594.  789.  840.  850.  878  f.     Vgl. 

Exemtion,  Fürsten,  Geistliche,  König, 

Reichsstädte,  Städte. 
Gerichtsurkunde  166.  255  ff.  277  n.  541  n. 

706. 
Gerichtsverfahren  81  ff.  261.  855  ff.  704. 

749  ff.  772  f.    Vgl.  Civilprozeß,  Prozeß, 

Stra^rozeß. 
Gerichtsverfassung    40  ff.    538  ff.    591  ff. 

811  ff.  83"9ff.  855  f.  872.  878  ff. 
Gerichtszeugnis  s.  Dingzeugnis. 
G^rmagen  64. 
Germanen,  Name  12  f.  älteste  Sitze  und 

Zustände  12.    Ober-   und   Niederger- 
manien 13. 
Germania  (Tacitos)  c.  7:    16.  31.  38;  c. 

11:   21  ff.  41  f.;  c  12:   18.  40.  43.  45. 
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72 ff.;  cl3:  32 ff.  85.  66;  cl4:  84ff.; 
c.  16:  16;  c.  18:  69f.  71  n.;  c.  20: 
71;  c.  21:  72n.  281  n.;  c.  24:  287  n.; 
c.  25:  47;  c.  26:  54 ff.;  c.  81:  53 n. 

Gerücht(Geriift)37D.76f.  87.  169.  354  n. 
359.  371  ff.  553.  754  f.  Vgl.  Land- 
geschrei. 

Gesamtbürgschaft  122  n.  717. 

Gesamtdienste,  Geaamtzinse  424  f.  604  f. 
625. 

GeBamthandverhftltQiflse  61.  283  n.  401. 
409 f.  432.  697.  709.  717. 

Gesandtschaften  146.  518.  835  f.  861. 

Geschäft  728.  738  ff. 

Geschäftsfähigkeit  264  ff.  317  n.  319  n. 
320  ff.  407  n.  696  f.  739  n. 

geschiht  718. 

Geschlecht  16  f.  18  n.  21  n.  22.  37  f.  53. 
62.  mftnnl.  u.  weibl.  71  n.  75  n.  79  n. 
118n.  282.  325.  331.  340f.  343  n.  354. 
736.  G.- Vormundschaft  70.  265.  295  ff. 
320  f.  323  f.  697.  G.-Ältester  28.  30. 
38.  geschlechterrechtliche  Auffassung 
der  £he  296  f.  803  n.  städtische  Ge- 
schlechter 587.  627  f. 

Geschoßeigentum  709. 

geschoz,  gewerf  536. 

Geschworene  (vgl.  Schwurgericht)  557. 

Gesetz,  Greset^ebung  (vgl.  Bundes-, 
Landes-,  Reichs-G.)  24.  Ulf.  115  f. 
120.  145.  149  f.  225  ff.  247  n.  250  ff. 
grundherrl.  G.  (850).  888.  Hanse-G. 
635.  geistliche  249.  254.  G.-Kommis- 
sion  in  PreuBen  892. 

Gesetzsprecher  24.  41.  171  f.  226.  »56  f. 

Gesinde  32.  46  f.  448.  453.  623.  698  n. 
736.  737  n.  751.  790.  792. 

Gespräche  750. 

gesta  municipalia  255. 

Geständnis  83.  358.  751  f.  760. 

geträste  32  n. 

Gewährsmann  (Gewere),  Ge währschaft 
374  f.  378.  406.  753  f.  755  n. 

Gewalt  351  n.  G.-Brand  352.  väter- 
liche 65  ff.  hausherrliche  63.  65.  Vgl. 
Munt 

Gewandfall  451. 

Grcwann,  Gewannsystem  57.  202.  428. 
Vgl.  Gemenglage. 

gewedde  292. 

Gewerbe  630  f.  unehrliches  461.  G.-Ge- 
rechtigkeiten  429.  G.-Steuer  605.  G.- 
Preiheit  848.  856.  G.-Ordnung  895. 
G.-Gericht  631.  880.     Vgl.  Zunft. 

Gewere  (Besitz)  59.  61  n.  271  f  276  ff. 
701  ff.  712.  753.  zu  rechter  Vormund- 
schaft 702.  704.  landrechtlichjö,  hof- 
rechtliche, dienstrechtliche  703.  eigen- 
liche  702.  raubliche  702.  habende, 
gemeine,  bloße  702.  rechte  576.  702. 
706.  788.  753.  an  bewegl.  Sachen  702. 
ledigliche  703.  gemeinschaftliche  703. 


714  n.  Leibzucht-G.  702.  707.  G.  de» 
Mieters  oder  Pächters  702  n.  Lehn-G. 
402  n.  405.  407.  702.  703  n.  707.  Zins- 
G.  702.  707.  714  n.  Satzung-G.  702. 
707.  7 10  f.  Erwerb  der  G.  274.  276  ffi 
284.  704  f.  736.  Schutz  703  f.  Verlast 
702  n.  704. 

Gewere,  Prozeß- (gelobte  G.)  751  n.  764. 
Vgl.  Gefährdeeid. 

GewerebQrge  278. 

CrewerebuBe  754  n. 

gewerte  Hand  59.  61. 

gewette  116n. 

Gewicht  13.  184.  186.  520.  587.  599. 
626.  868. 

Gewinngeld  781. 

Gewinnsteuer  605. 

gewizzen,  gewizzende  759. 

Gewohnheitsrecht  15.  311.  408.  531  n. 
637.  698.  720  n.  725.  767.  772  n.  774  f. 
835.  887. 

Gewohnheitsverbrecher  758  ff. 

gezunfti  227  n. 

gieidon  84. 

ffift,  gifta,  giptarord  67  n.  299. 

Giftmischerei  347  n.  353. 

Gilde  625.  630  £  634  f.  Gericht,  Ver- 
sammlung 631.  635.  Gesamt-G.  630. 
Kaufmanns-G.  626.  630  f.  G.- Meister 
631.    Vgl.  Hanse,  Zunft 

gipt,  gipta  67  n. 

gitröst,  gitrösteo  32. 

gizumpht  227. 

glebae  adscripti  49.  218  ffl  450. 452  n.  VgL 
Hörige,  Unfreie. 

Gleve  442  n.  511. 

Glieder,  Verwandtschafts-  64.  329. 

Glockenklang,  Becht  des  601. 

Glossen  227.  232  n.  234.  240  f.  245.  262. 
Malbergische  231.  232  n.  262.  des 
Corp.  iur.  civ.  770.  773  f.  der  Libri 
Feud.  684.  768.  des  Sachsenspie^ls 
652  £  des  Sachs.  Weichb.-Recht8  668  £ 
des  Mainzer  Landfriedens  644. 

Gnade  75.  113  n.  117.  144.  337  ff.  544  n. 
574.  743.  748.  796.  832.  Entziehung 
der  G.  117.  127.  181  n.  389.  526.  742; 
743.  G.-Sachen  481.  796.  815.  V^ 
Halslösung,  Straf  um  wandelung. 

Go  (vgl.  Gau)  122.  171  f  552.  595.  G.- 
Ding 171.  550.  552.  568  ff.  '571.  592. 
594  n.  595.  597.  G.-Graf  121.  181  n. 
171.  568.  592.  594  £  597.  619.  621  n. 

Gobier  880  n. 

Gode  30. 

Godord  18.  30.     . 

Goldmünzen,  Goldwährung  184 fiL  215. 
246  n.  521.  586. 

Goldene  Bulle  468.  478.  478.  483  £ 
506  £  520.  523.  535.540.  582  f.  586  bis 
589.  607  n.  629.  646.  746.  768.  795.  802. 
826.  828.  840  n. 
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Görlitzer  Lehnrecht  649  n.  Bechtsbuch  658. 

GoBlar  621.  658  n.  672.  846. 

Goten  43  n.  89  ff.  127.  170.  214  n. 

GotlandsWen  220  n. 

G<>tter,  Beleidigung  der  72.  74  n. 

Gottesfrieden  23  n.  38.  42.  550.  626.  642  ff: 
660  f. 

Gotteshftuflleute  vgl.  Hörige,  Unfreie, 
homines  ecclesiastici. 

Gottespfennig  716. 

Gottesurteil  81.  48  n.  74  f.  85  f.  262. 
361  ff.  379-  381.  735  n.  744  n.  756  f. 
758  n.  liturgische  Formeki  262. 

Grftberraub  72.  351  n. 

Grade,  Verwandtschafts-  331  n.  Gradual- 
ordnung  734  f.  776. 

Graf  Ulf.  124—182.  136  n.  153  ff.  509. 
Bedeutung  des  Wortes  127  n.  Ein-  u. 
Absetzung  128.  132  f.  135  n.  145. 
Lehn-G.  128.  Fürst  489  f.  nicht  ge- 
fiirstete  G.  482.  468.  490.  SteUung 
zum  Herzog  132  f.  581.  zur  Krongutr 
Verwaltung  194  f.  zum  geistlichen  Ge- 
richt 180.  182.  Vollstreckungsbeamter 
128.    164.    368.     Richter    128.    164  ff. 

170  ff.  251.  551  ff.  556.  594.  618.  ohne 
die  höhere  Gerichtsbarkeit  551  n.  557. 
570.  580  n.  589  n.  legt  das  Gericht  des 
Unterrichters  nieder  130.  165.  168  n. 
593.  militärische  Aufgaben  128.  152. 
154.  509;  polizeiliche  189.  Bann  128  f. 
171.  840  n.  563  n.  Vorbann  371. 
Verantwortlichkeit  127.  509  Gerichts- 
stand 175.  541  ff.  555  ff.  Einkünfte, 
Lehen  129.  192  f.  519.  524  f.  Erblich- 
keit 128.  Unter-,  Vice-G.  130.  168. 
171.  489  f.  551.  564  f.  581.  592.  Mini- 
sterial-G.  434.  440.  551  n.  569.  Ver- 
treter des  G.  130  f.  165.  168.  171  f. 
190.  555  f.  564  f.  569  f.  Titular-G. 
490.  787.  Grafenversammlung  176.  547. 
Grafen  u.  Herren  505.  808.  G.-Rechte 
als  Kern  der  Landeshoheit  580.  584. 

Grafengericht  (vgl.  Landgericht)  165  ff. 

171  f.  178  f.  182.  251.  440.  562.  592  ff. 
613.  Niederlegung  bei  Anwesenheit 
des  Königs  168.  593. 

Grafenkurien  im  Reichstage  803  ff. 

Grafenschatz  (vgl.  Bede)  130.  154.  193. 
445.  509.  527.  584.  603.  706. 

Grafenstand  461. 

Grafschaft  119.  121.  123.  165.  168  n.  169. 
179.  unteilbar  551.  565  n.  582.  After- 
leihe 897.  551.  564.  566.  Verkleinerung 
121.  388.  391.  erledigte  132.  551.  581. 
599.  Verbindung  mehrerer  182.  490. 
551.  581.  mit  einer  Mark  134.  391. 
561  n.  565.  in  Händen  geistl.  Fürsten 
489.  493.  Verhältnis  zum  Bistum  145. 
Exemtionen  von  der  G.  197.  550  f. 
staatlicher  Charakter  551.  allodiale  G. 
582.  grundherrliche  392.  Domanial-G. 


392.  Stadt-G.  392.  friesische  Graf- 
schaften 172.  VerfaU  der  G.-Verfas- 
sung  391  f.  566.  599  f. 

Grigas  226  n. 

gras  (Landmaß)  445  n 

Gregor  VIL  494. 

Grenze,  Begehung  61.  274.  Frevel  747. 
Regelung  204  n.  Schutz  39.  56.  Strei- 
tigkeiten  84.  204.  362.    Zeichen  420. 

Greuthungi  90. 

greve  681  n. 

gietman  557. 
rimm,  Jacob  883. 

Grimowald  239. 

Groningen  661.  674. 

Groot,  HuffO  de  882. 

Groß-Hof-Justiziariat  544  n. 

Großkanzler  845. 

Grundbesitz,  Bedeutung  für  Wehrpflicht 
und  politische  Rechte  36.  57  n.  Groß- 
G.  (vgl.  Grundherrlichkeit)  284  f.  429 1 

Grundbücher  690ff.  775. 

Grunddienstbarkeiten  786. 

Grundeigentum  (vgl.  Feldgemeinschaft, 
Flurzwang,  Gemenglage)  52—58.  t99ff. 
privates  54.  58.  203  ff.  272.  Erwerb, 
Übertragung  61  f.  273  ff.  786.  789. 
864  n.  städtisches  623  f.  713. 

Grundherrlichkeit  49.  155  f.  158.  177. 
188  f.  198.  211.  215  f.  422.  426.  430ff. 
447  n.  510.  597  f.  602.  Erwerb  landes- 
herrlicher Rechte  580  ff.  grundherr- 
liches (bricht  176  f.  195.  198.  448. 
791.  grundherrliche  Dörfer  211  f.  419. 
421.  791;  Almenden  211.422;  Märkte 
u.  Städte  614  f.  617  f. 

Grundrechte  des  deutschen  Volkes  870. 

Grundruhrrecht  193.  529. 

Grundsteuer  190  f.  604  f.  843  n.  842. 

Grundzins  49  n.  160  f. 

Grupen  883. 

gudja  31. 

guerpir  291  n. 

Gula][>ing  146  n.  225  n. 

Gülte  713. 

Gundling  883. 

Gundobad,  Gundobada  101.  237  f. 

Gunthram  97.  115.  119  n. 

Gürtel,  mit  dem  G.  umfemgen  560  n. 

Gütergemeinschaft  71.  309  f.  812  f.  669. 
719*  n.  722  f.  725  ff.  742.  fortgesetzte 
727.  774.  vertragsmäßige  730.  von 
Todes  wegen  774.  Aufhebung,  Aus- 
schließung '^29  f.  732  n. 

Gutlalagh  226  n. 

Gutsbezirke,  Entstehung  211.  781  ff. 

Gutsentziehung  284  f.  428.  782. 

Gutsherrlich-bäuerliches  Verhältnis  685  f. 
713.  779  ff.  Regulierung  784  f. 

Haare  packen,  abschneiden  66.  267  n.  748. 
Habe  270. 
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H&berlin  888. 

Hadeln,  Landrecht  888. 

Hadersleben  674. 

haester  hand  81  n. 

Hafenzölle  i88. 

Haflidascra  226  n. 

Haftung  und  Schuld  771.   H.  für  Rinder, 

Knechte,  Tiere  46.  81.  177.  266.  271  n. 

319.  845  f.  358.  718.  731.     für  leblose 

Sachen  81.  345  f.    persönliche  H.  62. 

286  ff.    293.    716.    724.    727.  738.     be- 

schrftnkte  346.  Sach-H.  271.  287.  346. 

699.    700  n.    712.   714.    716.  724.  727. 

738. 
hagastald,    haistald,    hagiistaldos    33  n. 

453  n.  454  n. 
Ha^ensprache  421. 
,  haifUchen  81  n. 
haistan,  haistera  handi  81  n. 
Halbbauem  420  f. 
Halbedele  459  n. 
Halbfreie  s.  Hörige. 
Halbhafner,  Halbspänner  420  f. 
Halle  669. 
Halm,  H.  und  Mund,  H.-Wurf  60.  274  f. 

292  f.  705. 
Hals  und  Hand,  Strafen  an  461  n.  742. 
Halsfang  78  n. 
Halsgericht    742.    H.-Ordnungen    885  f. 

888.  898.     Karls  V.    841.    885  f.    891. 

Bamberger  885  f   Maximilians  I.,  Ra- 

dolfzeller,  Tiroler  885. 
Halslösung    (vgl.    Lösung)    75  n.    206  n. 

336  n.  461  n.  555  n.  748. 
Hamäland  96.  (132  n).  247. 
Hamburg    633.    846  ff.    855.     Stadtrecht 

671  f.  890. 
hamedii  84.  * 
Hammirwurf  423. 
Hand,  Hand    und    Mund   42  n.    59.    77. 

276.  398.    705.  716.    Erheben  der  H. 

150  n.    468.      Handreichung   34.    113. 

156.  159.    Handschli^  60  n.  61.  362n.. 

716.    719.     H.  und   Halm  292  n.    H.- 
Gelübde 469.  H.-Treue  59  n.  84.  290. 

716.     eiserne  H.  466  n.  563  n.  H.  muß 

H.  wahren  270.  373.  (377).  698.    Ab- 
hauen der  H.  als  Strafe    348  n.    353. 

461. n.  742.  754  n.    Lösung  der  H.  748. 

H.-Änderung  781. 
Handel  51.  442  n.  462.  464.  H.-Monopol 

680.     H.-Gericht   879.     H.-Recht  892. 

H.-Gesetzbuch  872  n.  894  ff. 
Handfeste  60.  256  f.  469.  662  f.  666.. 
Handgeld  s.  Lohngeld. 
Handgelderreichung  843. 
Handgemal  14.   57  n.   432  n.   440  n.  638. 
handhafte  That  45.   77.   87.  169.  181  n. 

336  f.  345  n.  353.  359.  371  f.  553.  572. 

574.' 725  f.  747  n.  756.  758  n.  759  f. 
handlaz  48  n. 
Handlohn  (vgl.  Ehrschatz)  451.  624  n. 


handsal  61. 

Handschuh  61.  159.  189.  274.  277  n.  292. 

298.  369.   399.   466.  564  n.  616.  705  n. 

707  n. 
Handsekret,  königliches  487  n. 
Handwerk,  Handwerker  (vgL  G^ewerbe, 

Zunft)  218.  442  n.  613.  615.  627.  69dn. 

H.-Ämter  680. 
Hängen,  als  Strafe  (vgl.  Galgen ,  Hals 

39.  75  n.  336.  573.  742. 
Hannover  797.  800  f.  851.  857  f.  866.  868. 

870  f.  875. 
Hanse  634.    H.-Bund  635  f.  847  f.    Bann 

635  f.     Bezesse    636.    847.     H.-Tage, 

Quartiere,  Schutzgenossen  636.  Steuern 

636.  847.  freie  Reichs-  u.  Hansestädte 

848.  855.  857.  875  n.    H.-Graf  631  n. 
hantalön  372. 
hantrada  222  n.  268. 
Hardenberg,  Graf  855. 
hariman  s.  Heermann, 
harizhut  116  n. 
harmiscara  338  n. 
haro  37  n. 
hasla  42  n. 
hasteo  81  n. 

Hauberggenossenschaft  53.  424. 
Hauptleute  (im  Heere)  514.  837  f. 
HSuptlinffe  28.  431  f.  557. 
Hauptrecht  790  f. 
Hauptmann  (Statthalter)  591  n. 
Haus  und  Hof,  Eigentum  an  54.  57.  VgL 

Gebäude. 
Hausbriefe  712. 
Hausdienerschaft  218. 
Hausfideikommiß  827. 
Hausfrieden  72.  78.  339.  352.  745. 
Hausgemeinderschaft  (vgl.  Ganerben)  61. 

64.  66.  71.  273.  320.  324  f.  828  f.  333. 

733. 
Hausgenossen  (Münzer)  520  n.  586  f.  622. 
Hausgesetze  (vgl.  Autonomie)  788.  796. 

800.  815  n.  826  f.  850. 
Haushalt,  eigener  57.  319  n.  422. 
Hausleihe  204  n.    448.    615.    618.  623  f. 

666.  703.  708  f.  713. 
Häusler  421.  427.  448. 
Hausleute  438. 

Hausmarke  14.  57  n.  274  n.  432n.  68Sn. 
Hausmeier  97  f.    109  f.    134.    140  f.   148. 

173  f.  195.  256. 
Haussteuer  729. 
Haussuchung  373. 

Haut  und  Haar,  Strafen  an  347.  743. 
Heberolle  690. 
Heer    15.  22.  352.    H.-Verfassunjr  36  ff. 

102.  128  f.    132  ff.    151  ff.    893  f  431  f. 
'    508  ff.    629.    789  f.    810.   816  f.    835  ff. 

856  f.    861  f.    877.     Aufgebot    36.    47. 

112.  129.   151  f.    154  f.   158.  584.     mit 

ständischer  Genehmigung   435  n.  508. 

511  n.    607  n.     H.-Bann    114  f.    116  n. 


Wort-  und  Sachregister. 


915 


151  f.  154  f.  158  n.  198.  H. -Flucht  39. 

}52.  175.  850.  H.-Fahrt  20 n.  152f. 

405.  508  ff.  538.  581.  624.  629.  682  f. 

778.   849.    LeiBtungeu   für   die   H.-F. 

194.  512.  514.     H.-Wagen  194.  605  n. 

624.    R-Führer  25  f.  29f.38.  111.  132. 

154.   512.   818.  862.   876.     Gliederung 

des  H.  16  ff.    37.    154  f.    512  f.       H.- 

Pfiicht  86.    39 n.    47.    49.    115n.   144. 

151  ff.  154  f.  198.  220.  482.     H.-Schau 

J47ff.  152.      Strafen  im  H.  38f.  152. 

H.-Frieden  88. 
Heerdzins  451. 
Heergewäte  84  n.  282  n.  306.  326.  485. 

451.  722. 
Heerhom  45  n. 

Heerkonige  28.  27.  35.  39.  58  n. 
Heermann  15  n.  34  n.  47.  50. 
Heerpfeil  37  n.  47. 
HeerpfÜhl  s.  federwat. 
Heerschild,  H.-Ordnung  72  n.  (159).  394  ff. 

398  u.  406  n.  408  n.  417  n.   432  n.  437. 

443.  490.     Aufgabe  des  H.  416. 
Heersteuer  (vgl.  Grafenschatz,  Ritterpferd- 
geld) 154  f.  160  n.  510  f.  604.  625.  778. 
Heerunff  72.  352. 
hegemal,  heimael  41  n. 
Hegung,  Ding-  23  f.  81.  39  n.  41  f.  171. 

555. 
Hehlerei  (vgl.  helan)  848  n. 
Heideknecht,  Heidereiter  603  n. 
Heidentum  11.  14.  30f.  51.  61.  72  f.  74. 

106.  108.  245.  353.  358.  363. 
heil,  heil  al  87  n. 
Heilbronn,  Oberhof  676  n. 
heim  17. 

Heimburge  421.  596.  599.  631  n. 
heimding  422. 
Heimfallsrecht  192.  204  f.  211.  213.222. 

269.  324  f.  332  ff.  424  n.  435.  451.  524  f. 

581.  588.  (532.  709.  722.  787.  Vgl.Lehen. 
Heimfuhrung  der  Braut  .69.  301.' 
Heimgericht  4^1. 
Hei'mgereide  421  n.  599.  613  n. 
Heimliches  Gericht  572.  598. 
Heimlichkeit  bei  Missethaten    72  f.    76. 

78.  350.  351  n.  352. 
heimschnaete  424  n. 
Heimsteuer  729. 
Heimsuchung  (vgl.  Hausfrieden)   116  n. 

339.  348.  352.  745. 
Heineccius  883. 

Heinrich  IV.  463.    642  f.    660.      H.  VI. 
409  n.     415.     H.   VII.     768.     H.    der 
Löwe  389.  490.  548  n. 
heiptugri  hendi  81  n. 
Heiratgut  729. 
Heiratsteuer  220.  450.  729. 
Heiratszwang  65.  115. 
Heisteuer  729. 
helan,  heln,  hehlen  72  n. 
Helgoland  878. 


Helsingelagen  226  n. 

Henker  s.  Gerichtsbote. 

heordgenedtas  33  n. 

Herausforderung  745  n. 

herad  18.  122.  h.-J'ing  146.     h.-konungr 

19  n.  104. 
Herberge   (vgl.    Quartierlast)    180.    194. 

198.  505.  518.  538.   605  n.  607  n.  624. 

632.  655  n.  847. 
here,  heriraita  72  n.  73  n. 
heredi  305. 
hereditas  27P. 
herescaph  15  n. 
herireita  73  n. 
hßriro,  hörro  59.  Hin. 
herisliz  39  n.  73.  152.  350. 
herkommender  Mann  790.  825  n. 
Herminonen  11  f.  63.  90  f.  93. 
Hermunduren  27.  91  f. 
hemadr  73  n. 
Herold,  B.  Job.  882. 
Herrending  601. 
Herrenfall  162.  284  n.  400. 
Herrengunst  266.  453.  781. 
herrenloses  Gut  (vgl.  Heimfallsrecht)  102. 

192.  205  ff.  211.  281  n.  526.  617. 
Herrenstand  (vgl.  Adel,  Edelinge,  Freie 

Herren)  214  ff.   431  f.  437  ff.  459.  555. 

578.  604.  638.    außerhalb  des  Lehns- 
bandes 437. 
Herrlichkeit  590  n. 

Herrschaften,  reichsunmittelbare  825. 
hersir  19  n. 
herskjöldr  73  n. 
Herulör  11.  92.  100  f. 
Herzog,  Herzogtum    20  n.    23.    25.    29  f. 

32.  35.    38.    105  f.    576.     Amts-H.  97. 

132  ff.  152. 154.  Stammes-H.  97  f.  116  n. 

118  n.  120.    133..  151.    176.  241  f.  251. 

282.  350  n.  388  ff.   482.  489.  497.  520. 

524.    548.    563  ff.    580  f.  582.  «589.  595. 

605.  Territorial-H.    389  ff.    489.    580. 

606.  Grenz-H.  134.  H.-Bann  563  n. 
H.-Frieden  138.  349  n.  langobard. 
H.  29  n.  120  n.  127.  146.  256. 

Herzogskort  427.  527. 

Hessen  94,     Landgrafen  500  n.      Groß- 
herzogtum H.  875  n.  877. 

Heuermann  445  n.  446  n. 

Hildesheim,  Stadtrecht  672. 

Hilichberedung,  Hilichgeld  728  f. 

Hinkmar  v.  Reims  262. 

Hintersassen  155.  177  ff.  216  f.  221.  448. 
460.    Vgl.  Vogtleute,  Zinsleutp. 

Hippolithus  a  Lapide  830. 

Hirschberg,  Landgericht  56t. 

hirit,  hirdmenn  33. 

hläford  33  n.  163. 

Hlodhsere  249. 

hloÄ  852. 

hlust,  hlyst,  hijods  23  n. 

Hochäcker  55  n. 
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Hochbuße,  langob.  350. 

Hochgericht  596. 

Hoch-  und  Deutschmeister  808.  852. 

Hochverrat  117.  152.  349. 

Hoehzeitsmahi  719  d. 

HofiUnter  107  n.  137  ff.  218.  434.  437. 
471.  481  ff.  590f.  779.  797  ff.  VgLErz- 
ämter. 

Hofdienst  215.  433  f. 

Hofdomesticus  141.  194  f. 

HöfesjBtem  16.  58.  200.  419.  421.  425. 

Hoffahrt  146. 156.  158  f.  163  n.  405.  503f. 
518.  624.  777. 

Hofgeistlichkeit  137.  139. 

HofgenoBsenschaft  46.  420.  435  f.  452. 

Hofgericht,  königliches  (vgl.  Königsge- 
richt, ßeichs-H.)  138  f.  141.  herzog- 
liches 133.  176.  580  f.  fdrstliches  594  f. 
622.  633.  773.  840  f.  gutsherrliches 
(vgl.  Bauding,  Fronhof)  598  f.  703.  707. 

Hofgerichtskanzlei,  Hofgerichtsschreiber 
138  f.  174.  255.  487.  545. 

Hofgerichtsnotare  139.  487  n. 

Hofgerichtssiegel  139.  255.  545. 

Hof  hörige  452.  791. 

Hofkammer  798  f.  820.  844.  845  n. 

Hofkanzlei  (vgl.  Kanzlei,  l^ichskanzlei) 
844.     H.- Ordnung  798. 

Hofkanzler  (vgl.  Kanzler,  Beichskanzler) 
799. 

Hofkapelle,  Hof kapellan  139. 174n.  483f. 
493.  518  n.  591. 

Hofkriegsrat  844. 

Hofmark,  H.-Gericht  559  n.  596  f.  785. 

Hofmarschall  s.  Marschall. 

Hofmeister  481.  546  f.  591.  595.  603. 
840.  886  n.  Haus-H.  481.  Reichs-H. 
488.     Oberst-H.  481.  488.  797.  800. 

Hofordnung  799  n. 

Hofpfalzgraf  481.  789  n.  797.  832. 

Hofrat  137.  481.  488.  546  f.  591.  595. 
798  f.  840.  844. 

Hofrecht  177.  248.   613.  615  f.  640.  648. 

Hofregiment  798. 

Hofreiter  591. 

Hofrichter  481.  487.  562.  565.  595.  840. 
886  n. 

Hofschenk  137. 

Hofschreiber  487. 

Hofschule  139  f. 

Hofschulze  593.  Vgl.  Dorfschulze,  Schult- 
heiß. 

Hofsprache  598. 

Hofsteuer  587  f. 

Hoftage  133.  503.  548.  605  f. 

Hogericht,  Hograf  569.  597. 

höldr  432  n.  445  n. 

Holländische  Rechte  664.  674  f. 

Holstein  385.  851.  858.  866.  871.  873. 
875. 

Holtiog,  Holzgericht,  Holzgraf  422. 

homagium,  hominium  398. 


homo  156.  898.  bonus  h.  216.  h.  dena- 
rialis  222.  ecclesiasticus  179  n.  223. 
Francus  214  n.  216  n.  ligius  435.  441  n. 
447  n.  migrans  205  f.  210.  377  n.  regiiis 
179  n.  223.  Romanus  224.  sjDodalis 
431  n. 

Honschaft  596  n. 

Horcher  592  n.  750. 

Hörige  (vgl.  Aldien,  Bauern,  Laten,  Un- 
freie, Vogtleute,  Zinsleute)  47  ff.  57. 
151  n.  177.  (191  f.)  203.  211.  217.  21901 
224.  264.  267  ff.  420.  426  f  449  ff.  453  f. 

790  ff.  in  Städten  613.  616.  622.  624. 
628.  790.  C^istliche  209.  220.  Ehen 
220.  269.  790  ff.  Rechtsfähigkeit  220  f. 
264.  269.  Buße,  Wergeid  219.  269. 
Prozeßfähigkeit  220  f.  Strafrecht  337  n. 
Fehderecht  220.  Ergebung  in  Hörig- 
keit 221.  267  n.  269  n.  FreiLassnng 
221  f.    421  n.    426.  449.     Loskauf  221. 

791  f. 
Homungsgabe  282  n. 
hospes  100  f  447. 
hospitalitas  101  f.  210  n. 
hostenditium  511. 
hostis  bannitus  152  iL 
Hotmann,  Franz  891  n. 
hovastat  203  n. 
Hubding  598. 
huesscattinge  527  n. 

Hufe  57  n.  161.  202  f.  420.  445  n.  Arten 

202  n.   425  ff.     VgL  Flurordnung,   Ge- 

wannlage. 
Hugo,  Ludolf  831. 
huisgeld  527  n. 
Hulde  140.  398  f.  401. 
Huldigung  469  n.  495  n.  632. 
Hummelgeding  595. 
hundafatns  19  n. 
Hundding  595. 

Hundert,  die,  im  Heere  18  n.  86  f.  154. 
Hundertschaft  17  ff.    22.    37.    40  f.    119. 

121  ff.  125.  131.  145.  154.  164ff.  lesf. 

171.  179.  205  n.   208.   551  ff.  556.  592. 

594 f.     H.-Gericht   40 ff.    164 f.    168. 

178.  179  n.    183.    592.     Vgl.    centena- 

rius,  Go. 
hundred  18.  41  n.  122« 
Hunne,  hunno  19  n.  31  n.  126. 131  n.  172. 

592.  596.    Vgl.  centenarius. 
huntari  122. 
hüskarlar  33. 

huslatha,  -lotha,  -zins  527. 
Hut,  als  Wahrzeichon  108  n.  299  n.  399. 

466.  563  n.  617. 
Hypotheken,  Bücher  775.    H.-Ordnung 

775.  891. 

lactivus,  iectivus  359.  368. 
jafriadareidr  78  n. 

Jagd  193.  207.  423.  456.  580  f.  747.  872. 
Jägermeister  591.  603  n. 
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Jahr  18.    EinteUung  54.    binnen  seinen 

J.  264  f.  696.     J.  und  Tag  (206).  369. 

371  n.    400.    412  n.    422  n.    452.    491. 

525.  551.    599.    702.  704.  706  f.  781  n. 

737.  748.  752.  790.  825  n. 
Jahrgeschenke   an   König  oder  Fürsten 

22.    26.   29.    148  n.    191  n.    192.    198. 

535. 
jarl  51. 
jartein  688. 
Idioten  264. 

Iglau,  Oberhof,  Stadtrecht  680. 
Immobiliargeschflfte  59.  61  f.   205.  435. 

468  n.    577.     596.    599.    682  n.    691  f. 

756.  775. 
Immobiliarprozeß  182  f.  205.  275  n.  280. 

355.  377  f.  381.  542  f.  552.  576.  703. 
Immunität  114.    178  n.    189.   196  ff.  391. 

550.    553.    559.   612.   616.   618.    Bann 

113.    198.      Beamte    179.     190.    197. 

Gericht  178  f.  183.  195.  197.  210.  221. 

223.  268  n.     Vgl.  Vogtei. 
indiculi  regales  174.  256.    communitorii 

256  n.    880.    inquisitionis,    de   iadicio 

evindicato,  de  iustitia  ^Bicienda  256  n. 
Indogermanen  s.  Arier. 
Indossament  692. 
Ine  249. 
ineum  364. 
infidelitas  349. 

Informatio  ex  spec.  Saz.  651  n. 
Ingelheim  559  n.  567.  665.  757  n. 
ing,  ingen,  als  patronym.   Endung  16  n. 
ingeburo  46  n. 
ingenuus  50.  214  n.  216. 
Inp&onen  11  f.  63.  90.  92  f. 
Inhabeipapier  697.  714  n.  718.  751  n. 
iniuste  invadere  855.  378. 
inkneht  46  n. 

Innsbruck,  Stadtrecht  679. 
Innung  (vgl.  Gilde,  Zunft)  680. 
in  pans  223  n. 
Inquisition    186.  176.    379.     L -PrivÜMf 

381.  685.  L-Verfahren  759  f.  891.  Vgl. 

Zeugen. 
Insatz  752.    I.-Bücher  690. 
Inseln  529. 

insidia  verborum  750. 
Inspektionsdepartement  845. 
Instanzenzug  (vgl.  Berufung,  Bechtszug) 

840  f.  GewährleiBtung  832.  840  n.  863. 
Instleute  792. 
Instrumentum   pacis   Osnabr.    (IPO.)   et 

Munster.    (IPM.)  884. 
internationale  Beziehungen  s.  Ausland. 
Interpretatio,  römische,  westgotische  234. 

286.  238. 
Interregnum  479.  795. 
intertiatio  374. 

Intervenient,  bei  Eönigsurkunden  687. 
introitus  197  n. 
Investitur,  investitura    61  n.    163.    278  f. 


284.  398  ff.  416.  516  f.  575.  704.  707  f. 
reale  277  ff.  symbolische  277  f.  705. 
Abgaben  518.  536.  Symbole  159.  274. 
276  ff.  399  ff.  707.  —  I.  des  Königs 
474.  des  Reichskanzlers  484  n.  der 
Kurfürsten  801  n.  der  geistlichen  Fürsten 
492—496.    der  Pröpste  796. 

Joch,  Juchert,  iugernm  202. 

iodute  37  n. 

Johann  von  Buch  648.  652.  659.  von 
Gelnhausen  693.  von  Neumarkt  693. 
Johannes,  Stadtschreiber  in  Brunn  681. 

Johanniterorden  826.  854. 

Jordanus  von  Osnabrück  695. 

Joseph  n.  893.  Josephin.  Gesetzbuch  898. 

Irmin  11.  23  n. 

Irrtum  345  n. 

Isidor  von  Sevilla  651.  655. 

Island  5.  30.  44  n.  225  n.  264  n.  265  n. 

Istrien  99. 

Istväonen  11.  63.  90. 

Italien,  Italien.  Recht  2.  7.  102.  119.  131. 
137  n.  139.  153.  167  n.  170  n.  173n. 
183.  228.  239  f.  253.  255  ff.  268  n.  286. 
384.  386.  474.  481.  484.  487  n.  495  ff. 
503.  535.  541.  542  n.  543.  688.  745  n. 
763.815.  §40  passim.  Vgl.  Doktrin, 
Langobarden,  Läbri  Feudorum,  Römer. 

itio  in  partes  806. 

Juden  175  n.  224.  229  n.  363  n.  365  n. 
422  n.  454  n.  462  ff.  536.  588.  615.  628. 
631.  638.  642.  715  n.  794.  819.  856. 
Gerichtsstand  463.  464.  574.  Privi- 
legien 463  f.  662.  698.  794!  J.-Regal, 
J.-Schatz  463  f  Leibzoll  465.  794.  J.- 
Gemeinde,  Bischof  464.  jüdisches 
Recht  224.  638. 

iudex  28.  44  n.  172.'  196.  226.  240  n.  500. 
558.  fisci  194.  pacis  549.  provincialis 
502.  561.    generalis  549.  562. 

iudicium  166.  226.  Dei  85.  aquae  fer- 
ventis  364.  aquae  frigidae  364  n.  pro- 
vinciale  552.  562.  secretum  572.  iudi- 
cia  Wlemari  247. 

iugatio  191. 

Jiilich,  Landrecht  888. 

Jüngster  Reichsabschied  (JRA.)  805.  884f. 

iuniores  219. 

Jura  Prutenorum  665. 

inramentum  fractum,  planum  361  n. 

iuratores  synodi  577. 

iurisdictio  123  n.  830. 

juristische  Personen  697.  j.  Litteratur 
229.  232  n.  234.  240  f.  245.  248  f.  262. 

iumalis  202. 

ins  albanagii  524  n.  825  n.  civile  666. 
Conductus  524.  detractus  864  n.  primae 
noctis  450  n.  recadentiae,  revolutionis 
735.  reformandi  793.  828.  regalium 
414.  spolii  73  n.  415.  territorii  et 
superioritatis  830.    episcopale  828. 

iussiones  256. 
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ioBtitia  128  n.  311.  315.  604  n. 

Jastizdepartement  845. 

Justiziarien  842.  iustitiarius  curiae  544. 

JustizkollegiaDi  845. 

Juten  89.  93  f.  Jütiscbes  Low  226  n.  674. 

Eabellfinder  424  n. 

Kabinet,  K.-Ministeriam  844.  856. 

Kaichen,  freies  Gericht  558  n.  567.  613  n. 

Kaiser,  Eömiflcher  (vgl.  König)  99.  109  ff. 
465.  467.  475.  480.  768.  Krönung  111. 
475  f.  588.  794.  Niederlegong  der  Krone 
853.  Residenz-  u.  Audienzpflicht  795. 
*  Ratihabition  der  Reichsgesetze  796. 
805.  Reservatrechte  796.  Ernennungs- 
rechte für  die  Reichsgerichte  796. 
812.  K.  der  Deutschen  870  f.  Deut- 
scher K.  877.  K.  von  Österreich, 
von  Frankreich  852. 

Kaiserrecht  652  n.  616.  768.  Kleines  K. 
437  n.  657. 

Kaikar,  Stadtrecht  675. 

Kammer  464.  591.  777.  840. 
.Kammerbote  497. 

Kämmerer  139.  196.  434.  481  ff.  505.  590. 
797  n.    Kammermeister  590. 

Kammergericht,  königliches  547.  591. 
770.  811.  füratliches  595.  840  f.  Vgl. 
Reichs-K. 

Kammergüter  597.  600.  835.  843. 

Kammerjustizdeputation  845.  856. 

Kammerknechte  464. 

Kammerkollegium  844. 

Kammemotar  487  n. 

Kammerprokurator  545.  844. 

Kammerrichter  812. 

Kammerschreiber  487.  545. 

Kammerzieler  813.  81^.  825.  849  n. 

Kampfvertrag  86.  774  n. 

kampfwürdige  Wunde  746.  k.  Unge- 
richt  756. 

kanonisches  Recht  64  n.  69.  181  n.  300  n. 
330  n.  463.  (563  n.)  566.  573.  653  ff. 
669.  699  n.  700.  704.  711.  716.  719. 
734.  739  f.  770.  772.  881. 

Kantonreglement,  Kantonisten  838.  857. 

Kanzlei    (vgl  Hof-K.,   Reichs-K.)  137  f. 

.  145.  840.  Hofgerichts-K.  138  f.  174. 
487.  545.  K.  des  Reichskanmieige- 
richts  812.  K.  als  oberstes  Landes- 
gericht 595.  840.  K.-Formeln  260.  693. 
K.-Taxen  798. 

Kanzler  138.  255.  591.  840.  Vgl.  Erz-, 
Hof-,  Reichs-K. 

Kapitalsteuer  819. 

Kapitalverbrechen  344.  Vgl.  Ungericht, 
Firinwerk. 

Kapitularien  636.  882.  Vgl.  capitula, 
capitularia. 

Kapitulation  837  n.     Vgl.  Wahl-K. 

karsvl,  karl  50. 

Karl  d.  Gr.  98  ff.   110  f.  226.  229.  243  f. 


246.  254.  sagenhafter  Gesetzgeber  637. 
644.  646.  652.  657.  661.  seine  Gerichts- 

.  Verfassung  166.  170.  178.  550.  592  ffl 
879.  Karl  Martell  98.  154.  158. 
160.  Karl  d.  Kahle  99.  Karl  d.  Dicke 
884.  Karl  IV.  646.  768.    Karl  V.  885. 

Karlmann  98.  161. 

Karlsbader  Beschlösse  864  n. 

K&mthen  389. 

Karolinger  97  ff.  110.  384. 

Kastner  602.  769. 

Kauf  62.  69  n.  281.  294  n.  295.  715. 
feiler  K.  626.  eine  Frau  kaufen  69  n. 
719.  K.-Gut,  K.-Schatz  445  n.  708  f. 
780.  738  n. 

Kaufleute  für  Bürger  615.  617.  622. 

Kau&nannsgilde  462.  626.  680. 

Kawerzen  468.  588  n. 

Kebsehe  70.  110.  302.  445  n. 

ked  557. 

Kedinger  Landrecht  888. 

Keller,  Kellner,  cellerarius  195.  602. 

Kelten  1. 12.  16.  20.  22  n. 

Kennemerland  675. 

Kent  94.  225  n.  249.  Vgl.  Angelsachsen. 

Kerbholz,  Kerbzettel  687. 

Kerl  50. 

Kesselfang  75  n.  291  n.  364.  756. 

kethere  557. 

Ketzerei  576.  650.  745. 

Kind  folgt  dem  Vater  458.  der  Mutter 
46.  56.  70.  452  n.  458  f.  460  n.  791  f. 
der  ärgern  Hand  449.  459.  460  f. 
Kebs-K.  327  n.  uneheliches  67.  110. 
461.  572.  732.  Aufiiahme  des  K.  65f. 
(738  n.)  Annahme  an  K.  statt  vgL 
Adoption.  Tötung  des  K.  65.  318.  731. 
Verkauf65. 266.  267  n.  318.  731.  kinder- 
lose Ehe  (vgl.  Ehe)  296  f.  303  n.  304  n. 
307  n.  309  f  818  n.  722.  rechtswidrige 
Handlungen  eines  K.  81.  718. 

Kirche  112  n.  115  n.  116  n.  142  ff.  148  ff. 

180.  196  ff.  226  n.  228  n.  283  ff.  373  n. 
381.  429.  711.  748.  756.  Organisation 
142  f.  144  f.  242.  391.  Reorganisation 
der  kath.  K.  865.  K.  und  Staat  144 1 
159  f.  180.  475  ff.  480.  492  ff.  515  ff. 
793  f.  795.  828  f.  K.  unter  Königs- 
schutz 113.  144.  160.   192.  210.  226  n. 

!  K.-Friede  642.  Steuerfreiheit  190. 196  f. 
628.  Gerichtsbarkeit  180  ff.  268  n. 
576  ff.  880.  Einfluß  auf  das  Strafrecht 
176.  335  f.  (347.)  353  f.  745  n.  748. 
Dom-K.  208  f.  Tauf-,  Pferr-K.  144. 
208  n.  Eigen-K.  144.  160.  198.  208  ft 
218.  (274.)  425.  519. 
Kirchengut  144.  146.  159  ff.  196  ff.  257. 
Kirchenleute,    Kirchenmuntleute    179  n. 

181.  217.  223  f.  268  n. 
Kirchenordnungen  144.  888. 

I  KiTchenpfründen  518. 

I  Kirchenzehnt  161.  209  n.  516  n. 
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Kirchspiel  145.  682  n.  K -Gericht  596. 
freiw.  Gerichtsbarkeit  der  K.  689.  705  f. 

Klage  83. 355. 358. 360 n.  regelmäßige  Vor- 
aussetzung des  GkrichtsyerfiEkhrens  72. 
K.*yon  Ajntswegen  578.  758  n.  Ein- 
teilung 751.  755  n.  um  Gut  (fahr. 
Habe)  82.  168.  270.  855.  872  ff.  377. 
698.  752.  um  Eigen  168.  752.  755  n. 
um  Schuld  168.  182.  751.  754.  um 
Erbschaft  754.  peinliche  754  f.  ge- 
mischte 755.  schlichte  359.  751  ff.  be- 
gründete 360.  751  f.  K.-Änderung  754n. 

Klagspiegel  881.  885. 

Kienkok,  Johann  653. 

Kleve,  Stadtrecht,  Oberhof  675. 

Klerus  (vgl.  Geistliche),  Nationalität, 
Recht  142.  228.  Eintritt  in  den  K. 
144. 

Kling,  Melchior  880. 

Klöster  511  n.  512.  Reichs-K.  113.  144. 
192.  208  f.  Privat-K.  144.  regierende 
K.  143.  K.  als  Kirchherren  208.  als 
Sendherren  578.  Revisionen  186.  Re- 
formen 462. 

Knappe  429.  442.  511.    K.-Lehen  442  n. 

Knechte  (vgl.  Unfreie)  46.  836.  Edel-K. 
442. 

Knie,  Verwandtschaft  64. 329.  K.-Setzung 
67.  69  n. 

Knut  d.  Gr.  249.  consiliatio,  instituta 
Cnuti  249. 

Kodifikationen  227.  285.  886.  891  ff.  895  f. 

Kohlenbergbau  584. 

Kohlenwald  95  f.  231. 

Kollegialgerichte  839  f.  878  ff. 

Kollegialsjstem  844.  856. 

Kollegiatstifter  796  n. 

Kölmer  780. 

Köln  124.  631  n.  632.  636.  847.  Stadt- 
recht 675  f.  678.  Reformation  889  f. 
Dienstrecht  682.  kölnische  Mark  520. 
821.  868.  Erzbischof  als  Herzog  389. 
548  n.  571  n.  Statthalter  der  westf. 
Gerichte  570  ff.  574.  Erzkanzler  473  n. 
484.  Kurfürst  469  f.  473  n.  krönt  den 
König  474.    mediatisiert  801. 

Kolonen,  Kolonat  48.  158.  219. 

Kolonisationsgebiete  427  ff.  447. 454.  623. 
638  f.  685.  791. 

Kolonisationsverträge  426  n.  428  f. 

Kolonistendörfer  425.  427. 

Kommendation  118.  156  f.  159.  162  f. 
177.  398. 

Kommentatoren  des  röm.  Rechts  770. 

Kommissar,  kaiserlicher  545. 

Kondominate  580.  592  n. 

Konfiskation  (vgl.  Fronung,  Vermögens- 
einziehung) 192. 

König  (vgl.  Ejiiser),  germanischer  21. 
24  ff.  89  f.  104  ff.  Klein-K.  104  f.  230. 
Stammes-K.  106.  111.  Ober-K.  109. 
Vorsitzender  des  Fürstenrates  22.  des 


Thinges  23.  25.  Priester  23.25.  30  f.  38. 
Einnahmen  22.  26.  46.  49.  Mn- 
kischer  K.  106  ff.  deutscher  465  ff. 
Rechtsnachfolger  des  Landesthinges 
112.  152.  172.    207.    222.      Titel    25. 

111.  465.  795.  Wahrzeichen  25. 
106  ff.  466.  474.  Wahl  28  f.  51. 
97  f.  109.  150.  466  ff.  639.  795. 
Designation  467.  päpstliche  Appro- 
bation 475  f.  795.  Wählbarkeit  476. 
—  Erblichkeit  25  n.  50  f  108  ff.  466  f. 
795.    Schilderhebung,  Thronerhebung 

25.  97  n.  107.  Umfahrt  109. 
Krönung  110  f.  474  ff.  689.  795. 
Salbung  98.  110.  Reichsteilung  96  ff. 
109.    unmündiger  K.    110.    473.  478. 

795.  fränkisches  Recht  384.  478. 
639.  Inhalt  der  königl.  Gewalt  25  f. 
30  f.  111  ff.  231.  251  ff.  480  f.  795  f. 
Gerichtshoheit,  oberster  Richter  (26.) 

112.  178  ff.  181.f.  477.  539  ff.  545  f. 
564  f.  573  ff.  796.  814  f.  850.  seine 
Anwesenheit  legt  alle  Gerichte  nieder 

112.  127.  168.  183.  540.  564.  573. 
verhängt  Acht  und  Todesstrafe  112. 
175.  338.  541.  816.  straft  nach 
Ermessen  75  n.  338  f.  350.  354. 
Recht  der  Begnadigung  117.  339.  796. 
832.  Entziehung  der  Gnade  117. 
504.       Obervormundschaft     823.      — 

.  Inquisitionsrecht  381.  526  n.  685. 
Beamtenhoheit  (26).  118.  128.  (130  f. 
133).  134  ff.  Landesorganisation  118. 
oberster  Kriegs-  und  Lehnsherr  25  f. 
32.  35.  38.129.  147.  152  f.  154  f.  160. 
394. 896.  481.  508.  512.  796.  Lehns- 
mann geistlicher  Fürsten  397  n.  481. 
Bann-  und  Verordnungsrecht  (vgl. 
Königsbann)  113  ff.  251  ff.  466.  480. 
Privilegien  und  Dispense  118.  187  ff. 
196  ff.  425.  504.  510.  796.  Standes- 
erhöhungen   436  n.     443  f.     787.    789. 

796.  810  n.  Freilassung  vor  dem  K. 
47  n.  222  f.  bestätigt  Landes-  und 
Hausgesetze  796.  826.  Berufung  u. 
Leitung  des  Reichstages  503  ff.  506. 
796.  Ratihabition  und  Publikation 
der  Reichsgesetze,  Initiative  796.  805  f. 
Kirchenhoheit  144  ff.  208  ff.  515  f. 
Recht  der  ersten  Bitte  518  n.  796. 
Vertretung  des  Reiches  nach    außen 

26.  112.  480.  795.  Königsgut  26. 
58.  118.  194  f.  280.  515.  705.  Re- 
sidenz 111.  479  f.  795.  Wergeid 
79  n.   850  n.       Richter  über   den   K. 

113.  477.  499.  575.  Absetzung, 
Bannung  26.  98.  476  f.  Vertreter 
des  K.  178  f.  478  f.  Römischer  K. 
467.  478.  480.  542.  795. 

Königin  70  n.  110.  478. 
Königsbann   (vgl.   Bannleihe)   114.  129. 
152.  169  n.  170  n.   171.   176.  193.  198. 
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206  n.  222  f.    d40  n.    848  n.    551.  556. 

563.  616. 
Königsbote  80  n.    99.    134  ff.    145.    151. 

153.    166  11.    168.    169x1.    172  n.    176. 

183  n.    195.    198  n.    247.    250.   279  n. 

379.    482  n.    497.    547.     ständiger  K. 

186  f.  497.     in  Italien  137  n. 
Königsbrief  (vgl.    Königsurkunde)    151. 

206  n.  210.  256  f.  280. 
Königsdienst  214f.  217f.  229n.  842.  870n. 
KönigsMeden  26.  113  n.  116  f.  466. 
Königsgericht  (vgl.  Hofgericht,  Kammer- 
gericht, Reichshofgericht,  Beichshofrat) 

80  n.    112  ff.    116.    149.    173  ff.    182  f. 

251.  255  f.  275  n.  280.  346  f.  866.371. 

878  n.  380  ff.  750.  755.  757. 
Königsland  26.  207.  245. 
Königsleute  217  f.  223. 
Königsmaß,  K.-Hufe  202  n.  426. 
Königsnotar  489  n. 
Königspfalzen  111.  479  f. 
Königsscheffel  191  n. 
Königsschenkung  101  n.    117.    161.   210. 

212  f.  280  ff.  325.  538. 
konigsschielde  527  n. 
Königsschatz  (K.-Munt)    113.    128.    144. 

157.  160.  175.  223  f.  228  n.  229.  268  n. 

269.  323.  463  f.  480.  517  n. 
Königssklaven  217  f.  346  n. 
Königssteuer  604. 
Königsstraße  393.  529.  642. 
Königsstuhl  551. 
Königsurkunde  255  f.  268.  280.  357.  485. 

686  f.  798.  Anfechtung  206  n.  255. 
Königszeugen  (koninges  orkenen)  557. 
Königszins  190  f.    217  n.    219.  527.  536. 

604. 
Konkordate  646.  865. 
Konkurs  757.  K.-Ordnung,  deutsche  896. 
Konrad  II.,  Lehnsgesetz  408.    688.      K. 

von  Mure  693. 
Konsistorium  828.  845  f. 
Konskription  s.  Aushebung. 
KoDStabel  631  n. 
Konstanz  632.    Konkordat  646. 
Konsul,  Chlodovech  107  n.  römischer  102. 
Kontribution  843  n. 
Konzilien  145.  148  f.  176  n. 
Kopfsteuer,    Kopfzins    191  f.    220.    222. 

451.  453.  819. 
Kopialbücher  689  f. 
Körperkraft  als  Erfordernis  derGreschäfts- 

föhigkeit  739  n. 
Körperschaften  697.    lehnsunf&hig  403. 
Körperverletzung  50  f.  340.  746. 
Korporationsgericht  464.  635. 
Korrespondenztage ,      reichsritterschaftl. 

849. 
Kossäten  421  n.  448  n. 
Köter  421. 
koufstat  615. 
Krakau  655. 


Krautland  203. 

Kreise,  Reichs-  549.  .765  f.  807  f.  810  f. 
812.  814.  817  f.  821.  824.  849.  K.-Tage, 
K.-Standschaft  810.  824  f.  K.-Depnta- 
tionen  810  f.  K. -Lasten  818.  8341 
K.-Hauptmann,  -Direktor,  -ansschrei- 
bender  Fürst  810.  K.-Oberat  810.  818. 
K-Generäle,  K.-Operationskasse,  K.- 
Exekution 818.  K- Polizei  810. 
Brandenburgisch-preußische  Kreisver- 
fassung (K.-Tag,  K.-Direktor,  K.-Ein- 
nehmer)  845.  879.    Ritter-K.  849. 

Kreisgericht  879. 

V.  Kreitmayr  891. 

Kreuz  107  f.  114  n.  189.  369.  466.  522  n. 
564  n.  585  n.  616.  K.-Probe  363.  375. 
K.-Weg  222. 

Krieg  und  Frieden  28.  26.  112.  133.150. 
506.  508.  807.  861. 

Kriegsartikel  838.  857. 

Kriegs-  u.  Domänenkasse  843.  K.-  und 
D.-Kammer  845.  856. 

Kriegsgefangene  46.  219.  266.  454. 

Kriegsgericht  837. 

KriegsKommissariat  845. 

Kriegsrfite  845. 

Kriegsrüstung  (vgl.  Heergewftte,  Waffen)^ 
Heimfall  84  n.   159.  400  n.  408  n.  435. 

Kriminalordnung,  preußische  891. 

Krone  107.  465. 

Kron£deikommißfond  848. 

Krongüter  26.  129.  136.  141.  151.  175. 
180.  194  f.  217.  426.  497.  500  f.  526. 
558.  Immunität  197.  Inventarisation 
125  n.  257.  Revision  186.  K.-Schen- 
kungen  281  ff.  Gerichtsbarkeit  auf  den 
K.  180. 

Krönungsmahl  471.  474.  482. 

Kronvassallen  159  f.  162.. 285. 
•  Krümper  857. 

Krüppel  737. 

Küchenmeister  139.  142.  482.  590. 

Kulm  669.  Handfeste  663.  Kulmiscfaes 
Recht  449.  780. 

Kultusverbände  11.  21  f.  81.   ^ 

Kummer  711. 

Kündigung,  bei  Rente  714.  bei  Satzung 
710. 

Kundschaft  755. 

kuni  64  n. 

Kunkelmagen  64. 

Kur,  Kürspruch  469  f. 

Kurfürsten  499.  507.  514.  515.  521.  535. 
541.  546.  579  f.  582  f.  586.  588  f.  646. 
696.  746.  795.  800  ff.  805.  808.  812. 
819.  822.  826.  828.  840  n.  Entstehimg 
468  ff.  Investitur  801  n.  K.-KoUegiiun 
655  n,  800.  805  f. 

Kurftlrstentum,  Unteilbarkeit  473.  582. 
Primogeniturordnung  473.  583.  Exem- 
tion 595.  verbundene  Gebiete  583  d. 
840.     neue  Kurfürstentümer  801. 
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Kurien  der  Landtage  608  n.  des  Beichs- 
tages  803  f.     des  Bundestages  859. 

Kurland  671. 

Kurmede  451. 

Kürrecht  101  n.  332.  736. 

Kurverein  507  f.  802.  von  Eense  478. 
475.  546.  646.  von  Boppard,  von 
Bingen  508  n. 

labor  204  n. 
lacina  365  n. 
Ladung  45.  83.  85. 178.  356.  858.  870  n. 

573  f. 
laesowerpire  60  n.  274. 
lag  14. 

Lagmann,  laghmaj^er  43  f. 
laghsaga  24.  44  n. 
lagh  ing  22. 
Lähmung  746. 
lahslit  80  n. 
Laienspiegel  881.  886. 
Laienzehnt  516  n. 
lakina  s.  lacina. 
lammesland  424  n. 
lancea  64  n. 
land  556.  607  n. 

Landabtretung  49.  100  ff.  206  n. 
Landbuch  210. 275.  schweizerische  Land- 
bücher 664. 
Landdrostei  601. 
Landesalmende  206.  425.  527. 
Landesflucht  350. 
Landesfreiheiten  662.    bairische   L.-Er- 

klärun^  888. 
Landesführer  (555).  557.  570  n.  591  n. 
Landesfürst  als  Richter  594  f. 
Landesgemeinde  s.  Landesthing. 
Landesgesetze    606  f.    660  ff.    796.    836. 

Verhältnis  zu  den  Reichsgesetzen  645. 

774.  832.  884  f.  886. 
Landeshauptmann  602. 
Landesherr  392.  579.  Wahl  des  L.  606. 

608.    Obermärkerschafk    423.    Rechte 

des  L.   §  48  (passim).     ins  episcopale 

828. 
Landeshoheit    606.    560  n.     Entstehung 

579  ff.     ünhalt    584  ff.     geteilte    580. 

824  f.  821.     niedere  580  f.  850. 
Landeskulturedikt,  preuß.  784. 
Landesordnungen  820.  887. 
Landesrecht  s.  Landrecht. 
Landesthing,  allgemeines  21  ff.  33  n.  36. 

38  ff.  41  ff.    45.  47.   49.    111  f.   146  ff. 

152.  173.  207.  222. 
Landesverrat  39.  72.  75  n.  349. 
Landesverweisung  743.  793. 
Landflüchtigkeit  61  n. 
Landfolge  (vgl.  Gerichtsfolge)  128.  132. 

151  n,  152.  512  f    584.   601.  629.  838. 
Landfrage  755.  759. 
Landfrieden  (Landheeg)  vgl.  Landwehr. 


Landfrieden  (vgl.  Gottesfrieden)  117.  122. 
128.  132.  548.  580.  601.  605  f.  641  f. 
741.  810.  L.-Bündnisse,  Einungen  392  n. 
546.  549.  625.  644.  L.-Gericht,  Ver- 
sammlung 176.  500.  547  ff.  550.  569. 
580.  595.  605  f.  629.  642.  Kommis- 
sionen 549  f.  Bezirke  549.  Hauptleute 
502.  549.  L.-Bruch  525  n.  744  f.  813. 
815.  Beeidigung  des  L.  645.  662. 
provinzieller  Charakter  645.  660.  Aus- 
gang für  die  Reichsgesetzgebung  643  ff. 
die  Landesgesetzgebung  660  ff.  ein- 
zelne   Reichs -L.     643  ff.       friesische 

660.  ronkalischer  643.  sächsischer  644. 

649.  651.  westfälischer  571.  645  n. 
Elsasser  643  n.  Frankfurter  644.  649  f. 
Mainzer  522.  544  f.  605  n.  633  n.  644. 

650.  654.  663.  Nürnberger  643.  rhein- 
fränkischer (Weißenburger)  648.  650  n. 
Würzburger  642.  644.  ewiger  643  n. 
766.  884.  Handhabung  des  ew.  L.  766. 

Lan(^meinde  604.  607.  626.  629. 
Landgericht    (vgL     Grafengericht)    539. 

548.  550  ff.  552  f.  556  f.  560.  562.  565. 

571.  592  ff.  618.  620  f.  703.  814.  879f. 

königliches  L.    (vgl.  Femgericht)  541. 

567  ff.  597.  816.  850  n.   höheres  561  f. 

571.    594.    niederes  561.    571.    594  ff. 

600  f.   622.   840  f.    patrimoniales  597. 

friesische  L.  555  ff. 
Landgeschrei(vgl.  Gerücht)  36  f.  45.  512. 
Landgraf  499  f.  524.  549.  580  n. 
Landgüterordnnng  786. 
Landherren  438.  579  n.  663. 
Landkapitel  578. 
Landkasten  843. 

Landleute,  Landmänner  (Ritter)  438. 
Landmarschall  591.  603  n. 
Landmilizen  838.  839  n. 
Landrat  845. 
Landrecht  225.  235.  237.  240.  453.  638. 

648.  713.    Landrechte  oder  L.-Bücher 

662  ff.  888  f.  nordische  225  f.  friesische 

661.  bairisches  554  f.  663.  682.  österr. 
662  f.  schlesisches  659  n.  Breslauer 
659  n. 

Landrecht  (Abgabe)  190.  196.  207.  252  f. 

425.  427.  527.  712. 
Landreiter  602. 
Landrichter  559.  561  ff.    565.    568.    601. 

oberster  561. 
Landsassen  211.  436  n.  448.  453. 
Landschenkung  160  f.  210.   212  l  280  ff. 

284.  325.  705. 
Landschreiber  602. 
Landshut,  Stadtrecht  679. 
Landsiedler  211  f.    447.    unfreie  46.  48. 

L.-Leihe  448  n. 
Landsknechte  837. 
Landstände  605  ff.  633.   662.  827.  888  ff. 

848.  855.  863.  866.  887.    Vgl.  Landtag. 
Landsturm  857. 
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Landtufel  691.  706.  756. 

Landtag  (vgl.  Landstände)  548.  580.  590. 

605  K  der  Rönigsboten  135.  der  Her- 
zoge 138.    605.    peuß.  vereinigter  L. 

867.    L.-Aa88chuß  845.   L.  als  außer- 

ord.  Gericht  548.  595. 
Landtaiding  561. 
Landteilungygermanische,  mit  den  Römern 

100  ff.  199. 
Landvogt,  Landvogtei  501  f.    526.    580. 

549.  559.  567.  601  f.  824.  850. 
Landwehr   (vgl.    Landfolge,   Landmiliz) 

856  f. 
Landwehr  (Landfrieden,  Grenzwall)  39. 

420. 
Landzwang  745. 
Lanfrancus  240  n. 
Langobarden,    Langobardisches    Recht 

11  f.  43.  60.  90  f.  98.  102.  105  f.  113n. 

118.    127,    146.    148.    184.   208.   220  n. 

222  f.    225.    227.    229  n.    235  n.   238  ff. 

253.   261.   263  n.  286.   288  f.  292.  295. 

362  n.    378  n.    683.    770.     Vgl.  Libri 

feudorum. 
Lantfnd  I.  241. 
Lassen,  Laten,  Laßbauem,  Lassiten  48  f. 

57  n.  219  f.  221  f.  448.  450.  457  n.  781. 

lassitisches    Recht    428  n.      Laßgüter 

782.     Vgl.  Hörige. 
Laten,  latus  48  f. 
Läten  48  f. 

latro,  latrocinium  351  n. 
Laubbusch  (Wahrzeichen)  189. 
laudatio  469. 
laudemium  400  n.  781. 
Lauenburg  858  n.  873.    Gericht  auf  der 

Brücke  548  n. 
launeeild  s.  Lohngeld, 
lausale  270  n. 
lazzus  48.  57  n. 

lebendig  begraben  39.  75  n.  742. 
Lebensfähigkeit  264.  307  n.  309  n. 
Ledigmann  435. 

Ledigwerden  von  Fahn-  oder  Gerichts- 
ieheu 491.    von  Gerichten  u.  anderen 

Regalien  130.  165.  168.  188.  517.  520. 

539.  564.  570  n.  573.  632.  847. 
legatio  134. 
Legestätten  820. 
legislatores  44  n.  226. 
Legitimation  67.  481.  732.  796. 
Lehn,   Lehnstaat,   Lehnwesen   128.  272. 

285.    392.    397.    489.  509  f.    567.    575. 

776  ff.    Entstehung,  Bedeutung  155  ff. 

393  f.  Beseitigung  (AUodifikation)  589. 

600.  778.  855.     rechtes  L.   394  f.   404. 

440  n.     Mann-L.,    Ritter-L.    394.  443. 

an  Eigen  394.  408  n.  575.  an  Kirchen- 
gut 481.  515  f.  Amts-L.  (vgl.  Gerichts- 

L)  128  f.  162.  192.  195.  895.  397.  482. 

502  n.   551.   556.   568.  587.  589  f.  593. 

596.    619.    621.    629.     an    Hofömtem 


779.  Pfand-L.  408.  707.  wiedergeb- 
liches  L.  403  f.  Bui^-L.  395.  405*n. 
Bauer-L.  395.  Kirchen-L.  395.  Knap- 
pen-L.    894.      Dienstmannen -L.    218. 

394.  396.  435  f.  439  f.  Gnaden-L.  779. 
Thron-L.    778.     (JeöamIrL.    401.    403. 

409  f.  708  f.  Gedinge  am  L.  402.  406. 
409.  416.  L.  mit  Gedinge,  mit  Unter- 
schied 402.  Anwartschart,  Anwartiug 
402.    406.    777.     Leibgedinge    an    L. 

404.  707.  veräußerl.  L.  406  n.  Neu- 
L.  400.  After-L.  285.  897.  406.  Ll- 
Fähigkeit  394  f.  404.  405  n.  408.  440. 
443.  778.  789.  L.-Eid  398.  (564.)  777. 
L.-Errichtung  400.  L.-Vertrag  400. 
L.-Auftrag  284  f.  400.  406  n.  410.  704. 
Belehnung  (vgl.  Investitur)  707  f.  777. 
Lehnsemeuerung  162.  898  n.  400.  404. 

410  n.  412  f.  417.  517.  (564.)  777.  80O. 
L.-Folge  394  n.  395.  401  f.  405.  L.- 
Dienst 163  n.  401.  405.  412  f. 
417.  481.  511  f.  777  f.  817  f.  L.-Treue 

405.  L.-Träger  401  ff.  409.  632.  697. 
L.-Vormundschaft  412  f.  777.  L.-Herr, 
Verfugungen  394  n.  405  f.  L.-Retrakt 
406  n.  412  n.  709.  Verwirkung  seiner 
Rechte  417  f.  L.-Mann  398.  seine 
Rechte  397.  406  f.  411  n.  416  f.  589. 
777.  L.-Gewere  402  n.  702  f.  L.- 
Schulden   777.     L.-Succe8sion    394  n. 

395.  402.  408  ff.  589.  703  n.  776  f. 
L.-Teilung  401. 409  f.  Auflassung  oder 
Kündigung  des  L.  durch  den  Mann 
277  n.  403  n.  404.  406  n.  408.  416. 
707.  Heimfall  160.  (404.)  413.  416. 
707.  709.  Entziehung  285.  395  n.  404. 
405  n.  411  n.  417.  510  f.  709.  753. 
826  n.  Ober-  u.  Untereigentum  709. 
776. 

Lehnrecht,  Quellen  639  f.  648.  659.  682. 
776.  888.  Sachs.  L.  648  f.  Schwab. 
655.  Görlitzer  649  n.  Vgl.  Libri  Feu- 
dorum. 

Lehnsadel  441. 

Lehnschulze  429.  556  n.  557.  589  n. 
596.  780. 

Lehnsgericht  404  f.  575.  598.  703.  707. 
777. 

Lehnshof  575. 

Lehnskanon  778.  ,843  n. 

Lehnsprozeß  542  n.  575.  752. 

Lehnware  400  n.  781. 

Leibbede,  Leibhuhn,  Leibzins  7 90  f.  825  n. 

Leibeigene  (vgl.  Unfreie)  452  ff.  790  ff. 
825  n.    in  Städten  790. 

Leibesstrafe  339  n.  344.  349.  743. 

Leibgedinge  404.  707.  729  n.  Vgl  Leib- 
zucht 

leibliche  Beweisung  (vgl.  Augenschein) 
758. 

Leibniz  891  n. 

Leibrente  714. 
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Leibzeichen  108. 

Leibzins  s.  Leibbede. 

Leibzucht    272.    806  n.    809.    812.    817. 

702.  707.  724.  728. 
Leichenraub  78  n.  851  n. 
Leihe  49  f.   194.   208  f.  2 LI  f.  220.  272. 

288  ff.    294  n.    400  n.    709.     freie    L. 

426  f.    447  ff.     451.    615.     628  f.    708. 

707  f.  780  f.   lebenslängliche  284.  ver- 

erbliche    284.    428.      kirchliche    209. 

288  ff.    slawische  428.    L.-Zwang  491. 

584  n.  782.  784  f.    L.-Brief  161.    283. 

708.   Investitur  284.  707.   Erneuerung 
.     284.  Gewere  702  ff.  707.  Auftrag  284. 

704.   Zinsrückstand  284  f.  Entziehung 

284  f.  421  n.  427  f.  758.  782.  HeimfaU 

707.     Veräußerung    191  n.    284.    707. 

781. 
Leinpfad  528. 
Leipzig  6ß9.   879.     Schöffenstuhl   778  n. 

841. 
Leistung  s.  Einlager. 
Leitkauf  716. 
l^n  160  n. 

Leovigild  91.  238.  235. 
Lestinnes,  Eeichstag  143  n.  160  n. 
lesan,  lesen  14  n. 
Leten  48  f. 
Letten  1.  89. 

letus  48.  218.    Vgl.  Lassen, 
leudes  216.    leudesamio  109. 
löudis,  iSuda,  leodis  79  n. 
Leumund,  Verfahren  auf  759  f.  L.-Brief 

760. 
Leutkircher  Halde  567. 
lex    227.    238  f.    243.    252.    660  n.     lex 

emendata  229.  231  n.  232  f.    lex  loci 

225  n. 
Lex  Alamann.    241  f.  185  n.    204.    227. 

246  f.  654.  Angl.  et  Werin.  244.  225. 

246.     Baiuwar.  242.   185  n.    227.   234*. 

655.     Bellimontis    446  n.     Burg.    237. 

262.     Chamay.  247.  225.  252  n.    Fris. 

244  ff.  188  n.  225.  227.  262.  L.  legum 

235  n.  Quicumque  683.  Ribuaria  232  f. 

157.  242  n.  243  f.  246.  250.  276  n. 

277.  Rom.  Burg.  238.  Rom.  Cur.  248. 

262,  Rom.  Wis.  234  ff.  238.  248.  258. 

262.  655.  Salica  230  ff.  82.  111.  164. 

185  f.  200.  204  f.  212  n.  213  n.  229  n. 

233  f.  360  n.  367  f.  377.  637  n.  660. 

Saxonum  243  f.  78  n.  246.  309.  Thuring. 

244.    225.      Wisig.    235.    188  n.    225. 

227.  Leges  barbarorum  226.  228.  Ed- 

wardi    249.     Anglorum    249.      Leges 

restitutae  778. 
Libellarvertrag  283  n. 
Über  (der  Freie)  214  n.  216. 
Liber  cartularii  261.  constitutionum  237. 

edictus  238.  iudiciorum  235.  Papiensis 

240.  261.  288  n.  Libri  Feudorum  683  f. 


895—417  (passim).  768.  778.  776.  Liber 
antiquus,  originalis  210. 

lidiscarti  746. 

Iddlohn  751. 

ligius  homo  435.  441  n.  447  n. 

Limburg  858  n.  875. 

Limes,  römischer  18.  92. 

Lindenbruch  882. 

Linealgradualordnung  880.  784.  735  n. 
776.    Linealordnung  776. 

liodthingf  liodwarf  21  n.  (546.) 

Lippstaat  673. 

Liquidation,  Erbschafts-  738. 

litemonium  220. 

litterae  apertae,  clausae,  patentes  687. 

litus  48.  171.  219.    Vgl.  Lassen. 

Liutprand  239. 

Livland  309  n.  671.  682. 

loben  469.  716. 

locator  428. 

lögma^,  lÖgsögumaSr  44  n. 

»lögsaga  24.  44  n.  226. 

Lohngeld  (Handgeld,  launegild)  281.  294  f. 
299.  306.  308.  320.  708.  716.  719. 
837. 

Lohnkämpfer  368  n.  461  n. 

Loire  96.  199  f.  23i: 

Lokalverwaltung  600  ff.  844  f. 

Lokationsverträge  428  n. 

Lombarda  240. 683.  L. -Kommentare  241  n. 

Lombarden  (Bankiers)  463.  698  n.  Lom- 
bardgeschäft  463  n. 

Lombard.  Lehnrecht  s.  Libri  Feudorum. 

Lombardische  Rechtsschule  240.  261. 
637. 

Los,  Losen  14.  30  n.  42  n.  49.  57.  101. 
147  n.  362.  786.  L.-Ürteil  74  f.  85. 
863.  Acker-L.,  L.-Äcker  101.  199. 
204.  273  n.  423  n. 

Lösung  des  Halses,  der  Hand  (vgl.  Hals- 
lösung) 336  n.  337.  344.  847.  353  fL 
461  n.  der  Ejiechtschaft  oder  Hörig- 
keit 266  n.  267  n.  269  n.  291  f.  des 
Pfandes  271.    286  ff.     Eönigs-L.  79  n. 

Idsunge  708  n. 

Lothar  I.  99.  L.  UI.  414  n.  Lehns- 
gesetz  406  n.  683. 

Lothringen  229  n.  385.  388  f.  394.  490  n. 
498.  762.  878. 

lotting,  lutthing  (21  n.)  552  n. 

Lübeck  393  n.  528  n.  529  n.  635  f.  841. 
855.     Recht  670  ff.  722.  774.  890. 

V.  Ludewig  883. 

Ludolf  von  Hildesheim  693. 

Ludwig  d.  Fr.  99.  110  f.  226.  254.  der 
Deutsche  99.  der  Baier  663.  679.  770. 

Luft  macht  frei  456.  624. 

Lugier  11  n. 

Lüneburg  672.  890. 

Lüneviller  Frieden  763.  851. 

Lupoid  von  Bebenburg  695. 

Lust  und  Unlust  23.  39  n. 
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Lästerer  592  n. 
Lutheriscbe  Kirche  798. 
Luxemburg  858.  875. 
Luzem,  Stadtrecht  677. 

maegd  16.  329  n. 

Magdeburg  682.    Oberhof  668  ff.    Becht 

668  ff.    680.    720.    774.     Fragen    670. 

M.-Breslauer  Recht  670.     M.-Görlitzer 

Recht  668  n. 
Mage,  Magschaft  88  n.  64.  162.  826.  784. 

Grenzen  65. 
Magiscampus  148. 
magister  civium  625.    cognicionum  545. 

curiae  481. 
Magistrat  848. 

magnates,  magnati  216  n.  481. 
Magnus  godi  226  n. 
Magsühne  78  n.  79.  841. 
mahal,  mal,  mallus  21  n.  40f.  164.  174n. 

mallus  legitimus,  publicus    164.    168. 

174  n.     mahalstat,    malloberg  41.    56. 

164.  281. 
Mahlschatz  719  n. 
Mahnung  288  f.  866  ff.  376. 
Mahnvenahren  876. 
Mähren  680  f.    Vgl.  Böhmen. 
Maiestas  Carolina  668.  768. 
Mcgestätsbeleidigung,  M. -Verbrechen  117. 

206  n.  349.  510.  525.  588.  746. 
Maifeld  148  f.  152.  154. 
Mailand,  Lehnhof  683  f.  Liber  constitu- 

tionum  684. 
Mainz  467.  632.     Erzbischof  143.     Erz- 
kanzler 484.  797.  Kurfürst  469  f.  474. 

Übertragung    auf    Regensburg     801. 

Landrecht  889.     Gerichtsformeln  694. 

Landfriede,  Reichstag  (von  1235)  522. 

544  f.  605  n.  688  n.  644.  650.  654.  668. 

759. 
maior  194.  218.     m.  natu  216  n. 
Majorat  736.  777. 
Majordomus  (vgl.  Hausmeier)  98.  140  f. 

488. 
malahereda  805. 

Malbergische  Glosse  202  n.  281.  282  n. 
mallus,  malloberg,  vgl.  mahal. 
malman  41  n.  446. 
malo  ordine  355.  378. 
manahoubit  46. 
mancipia  219.  222.  266.  452. 
mancosus  185  n. 
Mandate,  königliche  256.  687. 
mangSBld  79  n. 
Manifest  256. 
Mannheiligkeit  76. 
mannitio  83.  356.  858.  861  n.  868.  370f. 

378. 
Mannschaft  109.  140.  896  n.   398.  405  n. 

418.  440  n.  481.  564. 
Mannsfall  162.  284  n.  400. 
mansio,  mansionarius  48.  189.  157  n.  194. 


manslahta  78. 

mansuarius,  maasarius  218  f.  266.  450. 

mansus  57  n.  202.  208  n.  absus  211  n. 
420.  yestitus  211  £  284.  ingennilis 
211.  450  n.  litiUs  211.  220.  450  n. 
servilis  211.  218.  450  n.  indominicatos 
211  f.  284.    regalis  426. 

Mantel  69  n.  298.  299  n.  M.-Kind  782. 
M.-Recht  724  n. 

manu  firmare  60.  256. 

manus  collecta  352.    yestita  59.  61  n. 

marca  89  n.  56  n.  122. 

Marchfiitter,  Marchmutte  427. 

marchisus  184. 

Maria  Theresia  893. 

maritagium  450.  729. 

Mark  (Gewicht)  520. 

Mark,  gemeine  (vgL  Almende.  Aufteilung) 
599.  M.-Beamte  422.  -Einung  422. 
599.  -Frevel  422.  599.  747.  -Genossen- 
schaft 56  ff.  62.  204  ff.  208.  278  n. 
421  ff.  581.  599.  618.  626.  -Geschworene 
422.  -Hörigkeit  456.  -Kondominate 
428  n.  -Losung  204.  424  n.  -Meiater 
422.    -Weistum  685. 

Mark  (Markgrafschaft)  119.  184.  888.  489. 
510  n.  559  ff.  565  f.  606.  einheitliches 
Gebiet  561. 565.  ohne  Königsbann  563  ff 
Verbindung  mit  Grafischaften  134.391. 
561  n.  565. 

Märkerding  (Markrecht),  Mfirkerordnnng 
422.  598  f.  686. 

Markgraf  184.  152.  524.  561  f.  568  n.  565. 
581.  584.  589. 

Markomannen  12.  27.  91. 

Markrecht  (Markfatter,  Markdienst,  Mark- 
mutte)  427.  527. 

Markt  189.  523.  586  f.  601.  614  ff.  618. 
tägHcher615.  Wochen- 615.  617.  Jahi^ 

614  f.  616  f.  M.-Abgaben  624  n.  -Bann 
108  n.  189.  616.  -Fahne  617.  -Frieden 
114.  189.  616.  -Gemeinde  und  Hofge- 
meinde 615.  -Gericht  189  f.  618.  -Herr 

615  f.  -Kreuz  108  n.  114  n.  189.  616  £ 
-Polizei  189.  626.  -Privileg,  -Recht  581. 
584.  614—618.  796.  882.  -Regal  lö9. 
618  £  -Richter  180  n.  179  n.  190.  -Zei- 
chen 189.  616  £  -Zoll  188  £  616.  -Er- 
werb auf  dem  M.  698.  grundherrlicher 
M.  189. 

Markzahl,  nach  758. 
Mars  Thingsus  28  n. 
Marsen  11  n. 

Marschalk,  Marschall  139. 195. 434.  481  ff 
i       505.  512.  590.  597  n.  797.    M.-Gericht 

591.    Hof-M.  591.  799.    Land-M.  591. 

603  n.  Erz-M.  471.  482  £ 
Marschhufen  427.  449. 
Marsilius  von  Padua  (Marsiglio  Mainar- 

dino)  695. 
Märzfeld  147  ff.  152.  154.  289  n.  253. 
Maß-  und  Gewicht  587.  599.  625  £  868. 
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Matrikel,  Heeres-  514.  Wormser  8 1 7  f.  820. 

Reich8-M.824.  Bundes-M.861f.  Ritter- 

M.  850. 
Matrikularsteuer  537.  810.  817  ff.  825. 
Mattiaker  94. 
Maximilian  I.   766.  798  f.  808.  844.  885. 

Kurfürst  M.  IIL  von  Baiem  891. 
medem  190  f. 

Medemblik,  Stadtrecht  674. 
Mediatstädte  619.  848. 
Mediatisierung  von  Beichsständen  492  ff. 

515f.  582.763.  787 f.  829.  847.  852.  854f. 

858.  875.    der  Reichsdörfer  850.    Vgl. 

Standesherren. 
mediocres  (mediani,  medii)  216  f. 
Meersen,  Vertrag  385. 
Mehrheitsprinzip    422  n.    474.  506.    697. 

802.  806.  820. 
M«ier,  M.-Gut  177.  194.  218.  426  f.  447  ff. 

500  f.  558.  598.  598.  602.  784.  790. 
Meineid  345  n.  853.  365.  379.  576. 
Meinthat  72  f. 

Meißen,  Mark  388.  (489.)  562.  669.    Mei- 
ßener Rechtsbuch  658.  669. 
Meklenburg  792.  858. 
meldfeoh  344  n.  352  n. 
meliores  216  n. 
memoratorium  256. 
Menapier  12. 
Meran,  Stadtrecht  679. 
Mercia  94.  249  n. 

Merowinger  96  ff.  104.  108  ff.  111.  137  f. 
Messerziicken  347  n.  747. 
Meßprivileg  832  f. 
Meßzeit  202  n. 
meta  68.  296  ff.  310. 
meteban,  meziban  56  n.  338  xi. 
metewunde  746. 
metfio  310  n. 
Metz  626  n.  632.  762. 
Meuchelmord  350. 
Meurer  881  n. 

Miete  296  n.  701.  702  n.  752. 
miles  perpetuus  816.  milites  (eigene  Ritter) 

396.  433  n.  437  f.  441. 
MilitSrdepartement  845. 
millenarius  19. 
Ministerial  591. 
Ministerialen    125.    128.    139.    218.  426. 

432  ff.  443.  458.  460  f.  495.  511  n.  568. 
570.  572  n.  575.  578  n.  587.  607.  616. 
622.  629.  647.  649.  662.  682.  703  n. 
Herkunft  433  f.  durch  Ergebung  435. 
438  f.  durch  Erhebung  485.  Ehen  485  f. 
Unfreiheit  434.  436.  Freilassung  486. 
Lehen  894.  396.  435  f.  439  f.  600. 
Dienste  427  n.  433  f.  482.  590.  Beamte 

433  f.  559.  589.  600.  613.  619.  622. 
Grafen  128.  434.  440.  489.  551  n.  564  f. 
569.  LandstAnde  607.  Eid  434.  Ver- 
mögensrechte 434  f.  Disziplinargewalt 
des  Herin  435.   Lossagung  vom  Herrn 


436.  Überweisung  an  andere  Herren 
436  f.  568.  Gerichtestand,  Schöffenbar- 
keit  485.  440.  553  f.  562.  Hebung  des 
Standes  432  f.  438  f.  554.  Reichs-M. 
487.  482.  501.  505.  509.  512.  538.  541. 
fürstliche  437  f.  439.  543.  niedere  453. 

ministerium  123  n.  194. 

minoflidus  211.  216.  421  n. 

Minorat  736. 

minores  216  f. 

miserabiles  personae  116  n.  577. 

missaticum  119.  134.  176. 

missatisches  Gericht  136.  172  n.  176.  381. 

Missethaten,  Einteilung  72.  80.  344.  742. 
885.  absichtslose  80  f.  344  ff.  744. 

missio  in  bannum  369.  706.  in  bona  369  n. 

Mission,  angelsächsische,  irische  143. 

missus  dommicus  (fiscalis,  palatinus,  re- 
galis)  134  ff.  174.  missi  constituti,  di- 
recti,  maiores  137.  discurrentes  134. 
137.  m.  comitis  130.  165.  168.  Immu- 
nitätebeamter  196. 

Mißheirat  (vgl.  Ehe)  70.  220  n.  302  f.  449. 
558  ff.  789. 

Mitbelehnung  401. 

Miteigentum  709.  nach  Wertbetrfigen 
709.  712.  714.  mit  realen  Ausweisungen 
709.  zur  gesamten  Hand  709. 

Mitgift  729. 

mithio,  mitthio,  mitio*178n.  179  n. 

Mittelfreie  217.  432  n.  444  n. 

Mittelhausen,  Gericht  549  n. 

Mitvorsitz  im  Gericht  178  n.  183.  592  n. 
620  n. 

Mobiliargemeinschaft  723  f. 

modius  regis  191  n. 

moeteone  78  n. 

momper  59. 

monai-chisches  Prinzip  864  f.  866.  872. 

Mondzeiten,  polit  Bedeutung  23.  44. 

moneta,  monetarius  187. 

Monopol  833. 

monseigneur  160. 

Monumenta  Germaniae  8.  865. 

Monzambano  831. 

Moratorium  832. 

Mord  72  n.  73.  75  n.  342.  350.  745.  M.- 
Brand 352. 

mordTiche  Wunde  746. 

morganatica  302. 

Morgen  202. 

Morgengabe  69.  71  n.  269  n.  282  n.  298  n. 
299  n.  302.  307  ff.  314  ff.  817.  359  n. 
728  ff.  gelobte  780.  739  n.  gesetzliche 
728  n. 

Morgensprache  631. 

mortgage  710. 

Mosaisches  Recht  747. 

Moser,  J.  J.  883.  • 

Moser,  Justus  883. 

Mühlen  203  n.  528. 

Mahlhausen  (Thür.)  678  n.  804. 
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Mfilhausen  (Elsaß)  762  n. 

Manchen,  Stadtrecht  679. 

Mündigkeit  70.  109  n.  110.  151.  164.  169. 
264  f  412.  696.  782  f.  819  n.  des  Kö- 
nigs 110.  478.  der  Kurfürsten  478. 

mundinm  59  n.  296.  299.  facere  269  n. 
296  n.  liberare  324. 

mundling  59. 

mnndoaldus  59. 

mundr  68  n. 

Mondsühne  78  n. 

Münster,  Bischof  von  -548  n. 

Munt  (vgl.  Vormundschaft)  49.  59.  65  f. 
69.  177.  220.  228.  268.  295  f.  väter- 
liche 265.  818.  848.  über  Hörige  49  f. 
268.  (342  f.)  öffentlichen  Rechts  348. 
Königs- M.  vgl.  Königsschutz,  M.-Brüche 
68  n.  801.  312.  843  n.  354.  M.-Kauf 
68  n.  M.-Mann  628.  M.-Schatz  50.  68. 
296. 

muntporo,  muntwalt  59. 

Münze,  Münzwesen  102.  184  ff.  215.  231. 
282  n.  246  f.  519  ff.  586  f.  616.  821  f. 
M.-Bann  (Verruf)  521.  -Fuß  184  ff.  188. 
520  f.  821  f.  -Meister  186  f.  586  f.  622. 
-Probation  821  f.  -Regal  187.  517.  581. 
584.  586.  -Stätten  187.  189.  519  ff.  in 
den  Kreisen  821.  -Verbrechen  745. 
-Vereine  522.  821  f.  868.  -Verleihung 
187.  519  ff.  -Währung  796.  801.  Ent- 
ziehung des  M.-Rechte8  821. 

Münzergenossenschaft(ygl.  Hausgenossen) 
187.  586. 

Murten,  Stadtrecht  678. 

Musteil  722. 

Musterung  818.  837. 

muta  188  n. 

Mutschierung  401.  404.  410.  708  f. 

Mutter»  Folge  nach  der  46.  50.  70.  263. 
791  f.  M.-Recht  62  f.  70.  M.-Bruder  68. 
71.  Vormundschaft  der  M.  738.  Vgl. 
Kind. 

Mutung  400.  400  n.  412  n.  413.  417.  bei 
Bergbau  588. 

Nachbar  57.  211.  (421  n.)  -Losung  (62). 
204.  272.  424  n.  -Zeugnis  84.  753.  755. 
Dorffluren  zu  N.-Recht  210  ff.  215. 

Nachdruck  s.  Urheberrecht. 

nachfolgender  Herr  452.  455.  790  f.  825  n. 

Nachschreiber  545. 

Nachsteuer  791.  864  n. 

Nacht,  Zeitrechnung  nach  N.  13.  Nacht- 
verbrechen 78  n. 

Nfiherrecht  s.  Vorkaufsrecht. 

näma  73' n. 

Namengebung  65.  264. 

nasthait  315  n. 

Nationalversammlung,  konstituierende 
869. 

Natur  der  Sache  893. 

Naturalleistungen  der  Unterthanen  (vgl. 


servitinm  regis)  198  f.   195.   512.   518. 
538.  605.  607  n.  624. 

Naturalwirtschaft  18.  158.  185  £  519. 

Neffe  65  n. 

Neidingswerk  72. 

Nerthus  11  n. 

Neubruch  208.  N.-Zehnt  425.  516  n. 

Neubuch  275. 

Neuching  248. 

Neuenbürg,  Stadtrecht  678  n. 

Neumarkt  670. 

Neumünster,  Kirchspielgebräuche  694  n. 
888. 

Neuß,  Stadtrecht  676  n. 

Neustrien  97.  119  f.  141.  148. 

nexti  cantichio  868  n.  877. 

Niederbrennen  des  Hauses  76  n.  742. 

Niedeigericht  131.  589.  556  f.  564.  594  f. 
596.  618.  618. 

Niederlande  762.  851.  858  n.  Recht  674  f. 
Vgl.  Flämische  Kolonien. 

Niederlassung  (vgl.  Ansiedlung)  205  ff. 
272.  422.  792. 

Nikolsburger  Präliminarien  878. 

Nimwegen  674. 

nobilis  51.  214  n.  216  n.  431.  444. 

nödröf  78  n. 

nominatio  469. 

nona  161.  516. 

Nordalbingien  93. 

Norddeutscher  Bund  794.  854.  860  n. 
873  ff.  895.  Verhältnis  zu  den  süd- 
deutschen Staaten  876  f.  Eintritt  der- 
selben 877. 

Nordgermanen,  nordgerm.  Recht  1.  5. 
11.  14.  23.  25.  80.  40n.  43  f.  47.  60f. 
69  n.  78  n.  82  ff.  89.  104 ff.  108  n.  llOn. 
112.  116n.  122.  146.  160n.  194n.  214n. 
225  f.  253.  264  n.  265  n.  272  n.  288.  290. 
299.  800  n.  322.  327  n.  335.  340  f.  349. 
864n.  377n.  878n.  482n. 

Nordhausen  672.  804. 

Nordschwaben  98.  651  n. 

Normaljahr  (1624)  798.  826.  829. 

V.  Normann,  M.  881. 

Normannen  6  f.  112. 

Northumbrien  94. 

Norwegen  5.  11.  44n.  104ff:  llOn.  146n. 
214  n.  225  n.  264  n.  265  n.  266.  274  n. 
282n.  432n. 

Notar,  Notariat  138f.  166  n.  255.  4SI. 
485.  487.  689.  769.  796 f.  882  n.  notarius 
curiae  487  .545.  N.-Ordnung  689.  884. 

Not-Gericht  45.  169.  372.  558.  572.  5T4. 
596.  601.  N.-Pföndung  701.  N.-Ver- 
kauf  65.  266.  272n.  319  n.  822n.  831  n. 
709n.  721.  724.  781  n.  von  Frau  und 
Kindern  65.  266.  267  n.  318.  781.  N.- 
Wehr 837  n.  741.  885.  N.-Zucht  854. 
745. 

nbtitia  238.  247.  256.  687.    iudicati  257. 

nötnama,  nötnumft  351  n.  354. 
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Notorietät'77.  759. 

Notstand  845  n. 

novale  vgl.  Neubruch. 

Novempopolonia  120. 

Nowgorod  634  f.  671. 

Nürnberg  620  n.  621  n.  847.  855.  Ober- 
hof 681.  Reformation  890.  I/andge- 
rieht  567.  571.  Burggraf  567.  Handela- 
gesetzbnch-Kommission  872  n. 

Obai'zala  77. 

Oberacht  574.  743. 

Oberappellationsgericht  814  f.  840  f.  863. 

Obereigentom  422  f.  430.  447.  516.  709. 
713.  776.     des  Königs  206  f. 

Oberhof  559  f.  562.  622.  640.  666.  773. 
841.  landesgerichtlicher  597.  wirt- 
schaftlicher 195. 

Oberkonsistorium  845. 

Oberkriegskollegium  845. 

Oberlandesgericht  840  f.  845.  (850  n). 
SÖ6.  878.  städtisches  847.  Umbildung 
in  Kollegialgerichte  889  f. 

OTbermärker  56.  422  ff.  527.  588.  598. 
784, 

Oberpräsident  -856. 

Oberrechnungskammer  846. 

Oberrevision,  -Deputation,  -Kollegium  846. 

Oberschulkollegium  845. 

Obertus  de  Orto  683. 

Ob^rvormundschaft  70.  319.  322  f. 

obinfeudatio  406  n. 

oblatio  284.  400. 

Obligation  711. 

Obligationenrecht,  deutsches  894. 

obnoxiatio  266  n.  267.  . 

Obrigkeit,  hohe,  Landes-,  landesftirstliche 
830. 

Obrist  837  f. 

obsequium  157.  163.  177. 

Observanz  788. 

obstagium  s.  Einlager. 

octava  der  Ehefrau  311. 

oeconomus  198.  603. 

0(tal  51.  58  n.  445  n.  ödalsborinn  482  n. 
o^alsmenn  445  n. 

Odilo  243. 

Odovakar  91.  (101).  106. 

Ödungen  56  n.  204.  424  n.  781  f. 

Ofen  669. 

Offa  249  n. 

offenes,  offenbares  Ding  572. 

öffentlicher  Glaube  255.  689. 

officialis,  officiatus  433.  601.  bischöf- 
licher Ofifizial  577  f.  705.  718.  740. 
dessen  Siegel,  freiwill.  Gerichtsbarkeit 
689.  693. 

officium  630. 

Offiziere  837  f.  Pflicht  des  preuß.  Adels 

..  839. 

Öffnungen  685. 

Öffhungsrecht  513.  585  n. 


Oheim  63.  65  n.  71. 

Olenschlager  883. 

Olmütz  670.    Verü-ag  871. 

ömbecht  556. 

Onolzbach  567. 

Opfer,  O.-Stätte,  O.-Gemeinschaften  (vgl. 

Gelage)  11.  22.  25.  30  f.  40.  42n.  45n. 

74.  680. 
Oppenheim,  Oberhof  676  n. 
optimates  216  n. 

orator  380.  557.    orator  terrae  557. 
ordäl  43  n.  85. 
Ordenverleihung  444. 
Orderpapier  697.  714  n.  718.  751  n. 
ordines  iudiciorum  Dei  262. 
Ordnimg  des  Beiches  766. 
ordo  equestris  maior,  minor  441. 
orf  270  n. 
ortem  401  n. 
ostarstuopha  191  n. 
Ostfalen  93.  243.  554  f.  568.  720  f. 
Ostfranken,  Ostreich  384. 
Ostfriesen  245. 

Ostgermanen  2.  11.  21.  26.  81.  48. 
Ostgötalagen  226  n. 
Oslgoten  43  n.    90  f.    100  f.    284.    236  f. 

261. 
V.  ösfeld,  H.  659  n. 
Osnabrück  633. 
Österreich  390.  892  n.  410  n.  412  n.  438. 

489  n.  511  n.  551  n.  561.  581  n.  583  n. 

594.  765.   779.   792.   886  ff.    840.    844. 

848.  851.  866.  871  ff.  898.    Herzogtum 

390.  Kaisertum  852.  privil.  minus  584  n. 

malus  584  n.    587  ff.   Landrecht  662  f. 

Gesetzbücher  893. 
ostiarius  139. 

Ostmark  (vgl.  Österreich)  386.  561. 
Ostgötalagen  226  n. 
overbode  171.  555.  591. 
overtal  77. 

Pacbt,  Pächter  284n.  426  f.  447  ff.  702  n. 
711.  776.  781. 

pactum,  pactus  227.  231.  241  f.  660  n. 
Alamann.  241.  pro  tenore  pacis  232  n. 
253. 

pagus,  pagellus  18  n.  20.   121  n.  122  n. 

palatium  111.  194. 

pancarta  257. 

Pantaidinge  685. 

Papianus  238  n. 

Papienser  Rechtsbuch  240.  683. 

Papst,  Haupt  der  fränkischen  Kirche  143. 
salbt  den  König  98.  krönt  den  Kaiser 
99.  110.  475.  538.  795.  Approbations- 
recht 469.  472  f.  475  f.  bannt  476. 
herzogUche  Rechte  133.  187.  P.-Wahl 
469. 

para  20. 

parangariae  194. 

paratae  194. 
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paraveredi  194. 

Parentelenordnung  65  n.  329  f.  784.  776. 

fares  157. 
'axiser  Frieden  857  f.  Konzil  254  n. 
Paritfit  793.  806  f.  812.  815  f.  818. 
parlude,  parskalk  48.  219. 
parochi  446  n. 
Partikularrechte    225.    234.    244.    247  f. 

252. 
pascuaria  190. 
Passau,  Stadtrecht  679. 

?asta8  194. 
^ate  731  n. 
Patent  (vgl  litterae)  687.  833.    P.-Gesetz 
895. 

?atriciu8  111  n.  132. 
atrimonialgerichte  842.  872.  880. 
Patriziat  s.  Geschlechter, 
patrocinium  156. 
Patronat,  Kirchen-  519.  577  f. 
patronus  268. 
pauperes  216. 
ravia,    Kechtsschule,    Rechtsbuch   240. 

261  f.  683. 
pecunia  270. 
pensio  624. 
Pemeder  881  n. 
Personenstand  182. 
persönliche  Rechte  120.  225.  227 ff.  235£E 

263.  340.   637  f. 
Peter  von  Andlau  695.  von  Vinea  693. 

?etitio  536.  604. 
'ettau,  Stadtrecht  679. 

Pfaffensöhne  443  n. 

Pfahlbürger  629. 

Pfählen,  Strafe  742. 

Pfalz,  Königs-  111.  149.  173.  190.  194  f. 
P.-Gericht  178.  240  n.  496  f.  P.-Giraf 
138  f.  174.255.  380.  481  n.  487.  496  ff. 
543  f.  620  n.  825  n.  in  Baiem  489  n. 
497.  Schwaben  (Tübingen)  497.  Sachsen 
479.  497  f.  bei  Rhein  (Lothringen)  490n. 

497  ff.  Erzamt  471.  482  f.  797.  800. 
Kurfürst  470  f.  800.  Reichsvikar  477  ff. 

498  f.  795.  Gerichtsbarkeit  477  f.  498  f. 
543.  P.-Münz8tätte  1^7.  P.-Notar  487n. 
P.-Schöffen,  -Richter  167  n.  173  n.543n. 
P.-StÄdte  619.  P.-Siegel  139.  255. 

Pfand  271.  367  n.  an  beweglichen  Sachen 
270.  699  ff.  an  unbeweglichen  Sachen 
286.  710  ff.  am  ganzen  Vermögen  701. 
an  der  Person  266  f.  287.  an  Ämtern 
und  Hoheitsrechten  597.  602.  619. 
Nutzpfand  272.  699  f.  710  f.  Verfall- 
pfand 267.  271.  287  f.  699.  710.  712. 
Verkaufspfand700.710ff  Proprietäts-P. 
710.  Kisten-,  Schrein-P.  699.  711. 
essendes  699.  Faust-P.  270.  699.  712. 
Hypothek  286.  700  f.  711  f.  Schein-Pf. 
291.  293.  294  n.  Strafgedinge  271  n. 
712.  ausschließliche  P.-Haftung  271. 
699.    700  n,    710.    712.     accessor.    P.- 


Haftung 700.  712.  Einlösung  271.  286  C 
710.  Untergang  des  P.  271.  699.  Über- 
eignung 868  f.  700.  712.  P.-Betreibung 
699  f.  711  f.  P.-Verschreibung  711. 
mehrfache  Verpföndung  712. 

Pfandlehn  403  f. 

Pfändung  79.86.  gerichtliche  866  ff.  371. 
712.  außergerichtliche  288.  866  f.  376  f. 
701.  715  n.  durch  den  Bürgen  288  ffl 
316  n.  den  Rentengläubiger  714.  P.- 
Klausel 286.  781.  unerlaubte  P.  813. 
Vieh-P.  271  n.  701. 

Pfandwehrung  37i;  755. 

Pfantner  701  n.   715  n. 

Pfarrer,  freiw.  Gerichtsbarkeit  689.  70Ä. 
718. 

Pfeffinger  883. 

Pfeil,  Freilassung  mit  dem  223  n. 

Pfennig  187.  P.-Meister  812.  820. 

Pflege,  Pfleger  552.  565.  591  n.  601  n. 
604.  715  n. 

Pfleghafte  445.  447  n.  448  n.  554.  568. 
623. 

pfleglose  Hufen  211  n.  420. 

Pflegschaft  733. 

Pflichttheilsrecht  273.  412  n. 

Pflugrecht  699. 

Pflugschar,  glühende  364. 

Pfründen,  kirchliche,  Verwendung  zu 
Reichszwecken  518.  537. 

Pfund,  germanisches  18.  fränkisches  184. 
186.  P.-Geld  636.  P.  als  Landjthaß 
445.  n. 

?incema  139. 
Ippin  der  Ältere  98  n.    von   HeristaU 

98.  141.  der  Kleine  98.  110.  161.  254. 
placitum  126.  188.  149.  164  n.  168.  171. 

176.  255. 
Pienipotenz  815. 
plewat  746. 

poena  dupli  289.  293.  801  n.  834. 
pogwunde  746. 
Polen  385.  765.  791.  851.     Recht  566  n. 

665. 
Polizei  114.122.  128.  218.  584.  587. 597  n. 

601.    620  f.    820  f.    845.  887.     P.-Oid- 

nungen  667.  684  f. 
polyptycha  257. 
•  Pommern  885. 
Popularklage  758  n. 
portenaere,  porzenaere  600. 
possessio  182  n.  270. 
Post  778  n.  822.  830.  845.  876  n. 
potentes  156.  211.  216  n. 
potestas  198. 
praebendarii  453. 
praeceptum  regis    113.  206  n.   210.  255. 

257.  280.  281  n.  369  n.  705. 
praeco  555. 

praedium  libertatis  432  n. 
praefectus  555. 
praemium  78  n. 
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praepositos  198. 

praestaria  161.  288. 

Prag,  Stadtrecht  681.  Frieden  873.  876  n. 

Pragmatische  Sanktion  828  n. 

Pr&laten  437.  834.  •  Kurien    im  Reichs- 

furstenrate  808  ff. « 
Prämien  für  Verfolgung  von  Verbrechen 

122.  352. 
Prämonstratenser  517  n. 
precaria,  precarinm    160  f.    283  ff.    604. 

oblata  284.    verbo  regis  161  n. 
Preisgebnng  des  Verbrechers   46  n.    79. 

86  n.  338.  718, 
Preßburg,  Friede  847.  852. 
.Preßrecht  864.  872. 

?retium  308  n.  pudicitiae  348  n. 
Veußen  764  f.  778.  784.  798.  886.  888  f. 
843  ff.  848.  851.  855  f.  858.  867  f. 
870—875.  894.  Ordensland  427.  563 n. 
iura  Prutenorum  665.  Landrecht  889. 
Allgem.  Gesetzbuch  892.  AUgem. 
Landrecht  775.  776  n.  892  f.  Gerichts- 
verfassung 856.  879. 

Priester  23.  25.  30  f.  88.  42  f.  74.  144. 
182.  209.  218. 

primates,  primores  216  n. 

Primogenitur  478.  786. 

princeps  27.  111  n.  216  n.  896.  imperii 
489.    principis  dignitas  83  n. 

Prinzipalkommissarius  805. 

Privatarbeiten  s.  Juristische  Litteratur. 

Privilegien  115  ff.  395  n.  507.  546.  645  f. 
687.  800.  815.  826  n.  833.  de  non 
appeilando  541.  565  n.  595.  814.  840. 
de  non  evocando  540.  568.  malus 
583  n.     minus  890  n.  551  n.  588  n. 

proceres  216  n. 

proconsul  107  n. 

?rofes8io  442.     iuris  228.  687. 
^ofoß  837. 

Prokuratoren,  Reichskammergerichts-  812. 

Prologe  der  L.  Salica  280.  der  L.  Alam. 
241  n.     der  L.  Baiuw.  242  n. 

proprietas  270. 

proprisio  208. 

Propst,  Propstei  489.  492  f.  560.  578. 

protectores  32.  84  n. 

Protest,  Ungehorsams-  870  f.  376. 

Protonotar  486.  518.  545.  591.  iudicati 
487. 

Provence  97.  119  f.  234.  287. 

provendarii  453. 

provincia  121  n. 

provinciales  Austriae  488. 

Provinzialen  s.  Römer. 

Provinzen  111. 119ff.  145.  Kirchen-P.  143. 
145.  P.-Landesjustizkollegium  845.  P.- 
Landtage 606.  608.  848.  867.  P.-Rechte, 
nordische  225  f.  P.-Verwaltung844.856. 

Provisionalbelehnung  575. 

Prozeß,  Bußen  861  n.  368.  370  f.     -Dra- 
men 694.  882.    -Fähigkeit  220  f.  358. 
B.  ScbbOdeb,  Deutsche  Bechtsgeechichte.    8.  Aufl. 


-Fristen  358.  -Kaution  873.  717.  747  n. 
-Leitung  82.    356.    858  f.    862  n.    750. 
Formenstrenge  82.  281  n.  750. 
Prügelstrafe  89.  266  n. 

?rutigepa  67  n. 
^seudoisidor  181.  254.  576. 
Publikation  der  Gesetze  150.  252.  647. 
796.    806.    882  n.  •  849.   876.  888.     der 
Norddeutschen  Bundesverfassung  875. 
der  Reichsverfassung  870.  877. 
pueri  442.     regis  125.  128.  189.  218. 
Pufendorf  882.  882. 
pulislac  746. 
Purgoldt  694  n. 
Pütter  883. 

Quaden  24  n.  91.  104. 
Quadripartitus  249. 
Quaestiones  ac  monita  240. 
quarta,  langobard.  811.  818.  816. 
Quartierlast  (vgl.  Herberge)  512.  807.  818. 
Quasifelonie  411  n.  417. 

Bache  (vgl.  Blutrache,  Fehde)  46  n.  79. 

157.  351  n.  353. 
Rädern,  Strafe  .336.  742. 
Radolfzell,  Stadtrecht  614  n.    615.    677. 

HGO.  885. 
Raginburgen  44.  164  ff.  167  n.  169. 
Raimund  von  Peniafort  655. 
Raitkammer  844. 
rän  73  n. 
rann86kn  873. 
Ranshofer  Gesetze  660. 
raptus  854. 
Rasen  und  Zwei^  61.  274  f.  276  n.   705. 

Treten  unter  den  R.  .-Streifen  67  n. 
Rastadt,  Frieden  762. 
Ratchis  239. 
ratgeve  635. 

Ratihabition  der  Reichsgesetze  796.  805. 
Ratsdiener  682  n. 
Raub   39  n.   73.   122.    270  n.    851  f.    378. 

379.  461  n.  528.  576.  743n.  745.  R.-Ehe 

67.  68  n.  301  f.    R.-  u.  Wechselverträge 

486.  450  ff. . 
Rauchzins  45  i. 
ravestissement  725  n. 
Reallast  605.  712  f.  780  f. 
Realrecht  199  n. 
Realvertrag  298  f.  7i5. 
Recapitulatio  legis  Salicae  282  n. 
recessus  imperii  806. 
Rechnungslegung  195. 
Recht  14.    R.  und  Rede  14  n.  77.    von 

R.  wegen  77.  81  n.  87. 
Rechtlose  34.  89.  76.  80.  167  n.  338.  864f. 

417.  461  f.  732.  737.  742f.  756. 
Rechtsbelehrung  841.   Vgl.  Akten  verseng 

düng,  Oberhof,  Weistum. 
Rechtsbücher  647.  694.   R.  nach  Distink- 

tionen  658.  669. 

59 
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RechtsfiKhigkeit,  Beginn  65.  264. 

Rechtsgangbücher  648.  659. 

Bechtagebot  48.  169.  251. 

Rechtsgelehrte  547.  595.  767  ff.  (paasim). 
775.  839  ff.  847. 

Rechtsgeschäfte,  Form  59  f.  263. 

Rechtskraft  der  Urteile  175.  381.  540.  544. 

Rechtspflege  und  Verwaltung  600  ff.  855. 

Rechtsprecher  vgl.  Gesetzsprecher. 

RechtssprichwSrter  15.  78  n.  80  n.  225. 
266.  297n.  310n.  332.  344.  348n.  378f. 
444n.  451  n.  456.  458.  612.  689.  698 f. 
702  n.  714.  721.  728.  731.  734n.  736. 
739  n.  741.  747  n.  774.  831. 

Rechtsschule,  historische  883.  894.  phi- 
losophische 893  f. 

Rechtsunterricht  769  n.  882. 

Rechtsverweigerung  79.  81.  83f.  86. 175f. 
370.  417.  541.  553.  565  n.  568.  573. 
577.  701  n.  814. 

Rechtsvorträge  24.  44  n.  225  f.  660  n.  888. 
vgl.  Weistum. 

Rechtswissenschaft,  vergleichende  1. 

Rechtezu^  365  f.  560.  564  f.  574  f.  622. 
635.  Vgl.  Berufung,  Listanzen,  Ober- 
hof, Urteilschelte. 

record  755  n. 

Rectitudines  singul.  person.  249.  . 

sector  230. 

redditua  715.    . 

Rede  14n.  77. 

redjeva  557. 

redlicher  Besitzer,  Erwerber  698  f. 

Reebningverfahren  204.  424  n. 

Rees,  Stadtrecht  676  n. 

referendarius  138.  545.  797. 

Reformation,  kirchliche  826.  829.  Land- 
und  Stadtrechts-R.  775. 887.  890.  Ams- 
berger  572 n.  Frankfurter  564  n.  Sig- 
munds 765.     Friedrichs  III.  776  n. 

reformierte  Kirche  793.  828. 

refiitatio  feudi  416. 

Regalien  207.  397 u.  399.  416.  494f.  586 ff. 
600.  602.  825  n.  843.  R.-Recht  414  ff. 
511,  519 n.  520.  584.  Sperre517.  Klagen 
um  R.  541.  Regalität  des  Münzwesens 
187.  520. 

Regensburg  621  n.  632.  679  n.  Kurf&rst, 
Erzkanzler  797.  801. 

Regesten  257  n. 

Regierung  840.  844  f.  856. 

Regiment  844.     R.-Ordnung  807. 

RegiBterbücher  690.    • 

regnum  Francorum  384.  Saxonum,  Teu- 
tonicum  385  n. 

Regredienterbin  777. 

Reichenauer  Formeln  260. 

Reichs- Abschied  150.806.  Jüngster  805. 

Äbte,  -Äbtissinnen,  -Abteien  208  ff. 

395.  489.  493.  515.  518.  536.  -Adel 
788.  -Archiv  516  n.  -Burgen  584. 
-Defensionalverfassung  817.      -.Depu- 


tation 806.  816.  -D.H.Schl.  763.  801. 
804.  826.  829.  847.  850.  865.  -Dörfer 
850.  -Einnahmen,  Verwendung  537  f. 
-Fürsten  (vgl.  Fürsten)  582.  787  f. 
-Fürstenrat  802  ff.  -Fürstentümer  400. 
490  f.  506.  796.  800.  802  f.  -Generale 
81 7  f.  Gerichte  788.  795.  832.  876. 
879.  -Gesetze  (vgl.  Landesgesetz,  Publi- 
kation) 115f.  145.  149.  229.  250  ff.  355. 
506.  749  f.  883  ff.  895  f.  Ratihabition 
796.  805.  -Gesetzblatt  870.  895.  Zu- 
ständigkeit der  R.-(7«setzfebung  252  f. 
645.895.  -Grafen  787  f.  -Grundgesetze 
253  n.  884.  -Gutachten  805.  -Güter 
118.  400n.  502.  507.  515.  526.  541.  801. 
-Hofgericht  436  n.  496  f  499.  539—546. 
564.  565 n.  574f  595.  647.  742.  -Hof- 
rat 798 ff  814ff.  826.  -Hofratsordnun^ 
816.  -Hofrichter  543.  -Insignien  106  f. 
465f.  474.  515n.  -Kammergericht  766. 
772f  793.  8l0ff.  815.  819.  839.  885n. 
RKG.-Ordnungen  8 1 1  f.  -Kanzlei,  Kanz- 
ler (vgl.  Kanzlei)  483  ff.  488.  493.  518. 
537  f.  547.  693.  797  f.  815.  für  Burgund 
484.  für  Italien  484.  486.  -Kirchen 
160.  192.  198.  228  n.  (881.)  506n.  537. 
560.  -Kirchengut  146.  198.  208.  209  f. 
492f.  515ff.  537f.  619.  niederes  519. 
-Kriege  506.  807.  -Kriegsrac  81 S. 
-Lasten,  Verpflichtung  zur  Bestreitung; 
834 f.  -Lehen  394.  479  n.  800.  809  f. 
813  f.  819.  825.  -Ministerium  870. 
-Münzen  521.  -Organisation  118.  -Pfand- 
schaft 538.  819.  846.  -Polizeiordnung 
794.  820.  884.  -Pröpste  519.  796.  -Rat 
766.  -Rechte,  Klagen  um  541.  -Re- 
form 765f.  -Regiment  808ff.  -Ritter- 
schaft 788 n.  789.  793.  806  n.  818.  825. 
848  f.  852.  854.  864  n.  -Schluß  806. 
-Siegel  485.  487.  -Stände  149.  787  f. 
793.  825.  826  n.  Verhältnis  zum  Reiche 
830  ff.  -Steuern  506.  518.  536  f.  766. 
807.  819f.  849.  -Teilungen  97 ff.  109. 
118  n.  119:  150.  466  f  -Unmittelbare 
788.  812  ff.  824.  850.  -Verweser  141. 
478  f.  499.  504.  542.  869  ff.  -VikarUt 
479.  498  f.  795.  -Vikariatshofgericht 
477.  479  n.  499.  542  f.  -Vögte,  Vog- 
teien  391f.  500ff,  510.  512,-538.  558f. 
619.  621.  846.  -Wälder  501.  -Wappen 
466.     -Weistümer  647. 

Reichsstädte  510.  512.  517  n.  538.  540  f. 
619.  621.  632.  793.  819.  829.  846  £ 
889.  freie  846.  859  n.  875  n.  Reicha- 
standschaft  der  R.  504  f.  804.  Lehns- 
fähigkeit 395  n.  632.  Gerichtsstand  541. 
546.  632.  Landgebiete  847.  Hoheits- 
rechte 632.  846.  865.  889.  Metiatisie- 
rungen  632.  847.  852.  855.  875. 

Reichstag,  fränkischer  111.  135f.  146  ff 
173.  192.  251f.  mittelalterlicher  436 n. 
478  £    502  ff.    515.    517.    520.     632n. 
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neuerer  Zeit  768.  766.  778.  802 ff.  des 
Frankfurter  Entwurfes  870.  Erfurter 
871.  des  Nordd.  Bundes  874.  876. 
als  Gericht  507.  543.  814.  816.  Zu- 
ständigkeit 503.  506f.  512.  523.  807. 
816  ff.  Ort  508.  505.  805.  Berufung 
503  f.  805.  809.  Leitung  506.  796. 
805  f.  Umwandlung  in  eine  ständige 
Versammlung  805. 

reifa  202  n. 

reipus  231  n.  299. 

Reis'  und  Folge  838.  *  Vgl.  Landfolge. 

reisender  Richter,  König  40.  164  f.  539  f 
552.  561  f.  565.  569.  594.  602n. 

Reisige  218.  433.  789.  836  f. 

Reiterdienst,  Reiterheere  34.  37.  148  n. 
154  f.  158f.  160n.  162.  894.  508 f.  780. 

Rekkared  91.  235  n. 

Rekkessuinth  233.  235. 

Reklamationsrecht  113.  175.  180.  541. 
558.  756  n.  757  n. 

Rekognition  der  Urkunden  138  f.  485. 
486  n.  686. 

Relegation  der  Bauern  782. 

relevium  400  n. 

Religion,  Bann  798 f.  828 f.  850.  -Frei- 
heit 793 f  856.  864n.  872.  Augsb.  R.- 
Frieden 793. 

Reluition  (vgl.  Heersteuer)  818. 

Remedins  von  Chur  248. 

RemisBorien,  Repertorien  232  n.  262.  694. 

Rente  190.  204.  538.  628.  (711).  713. 
kündbare,  unkündbare  714.  Leib-R. 
714.  vorbehaltene  718.  als  Miteigen- 
tum 70%.  714.  Auflassung  713f.  Rück- 
auf iassung  714.  Siclierstellung  714. 
Betreibung 701.714.  Rangordnung?  1 4. 
Sachhaftung  714.  R.-Bank  785.  %rief 
713n,  785.  -Gut  787.  -Kauf  709.  713. 
-Lehn  405n.  -Steuer  605.  819.  Ab- 
lösungs-R.  784  f 

Rentmeister  602  f. 

rep  202  n. 

repaiia  298  n. 

Replik  359. 

Requisitionen,  militärische  512.  gericht- 
liche 178.  197. 

reroub  73  n.  351  n. 

res  192  n.  2^0.  praestita  377  n. 

Reservatrechte,  kaiserliche  796.  815.  832. 

Residenzpflicht  des  Kaisers  795. 

Rethoriken  881. 

Retrakt,  gutsherrlicher  781.  Lehns-R. 
406  n.  412  n.  709. 

Reuterbestallung  818. 

Reval  671. 

Revestierung  275  n.  280. 

Revindikation  von  Reichs-  oder  Stifts- 
gütern  502.  526.  606. 

Revision,  Rechtsmittel  814 f.  amtliche 
R.  136.  195. 

Revokatorienklage  406  n.  412  n. 


Rezeption  der  fremden  Rechte  481.  601. 
640.  767  ff.  839.  880.  885  f.  Einfluß  auf 
das  deutsche  Privatrecht  771.  774  f. 
der  Libri  Feudorum  684.  des  Sachsen- 
spiegels 639.  652.  des  Schwabenspie- 
gels 657.  des  kL  Kaiserrechts  658. 

Rezeßherrschaften  825. 

rhedo  305. 

Rheinbund  852  ff.  857.     -Akte  778.  854. 

Rheingauer  Landrecht  664. 

Ribuarie/  90.  96f.  106.  124.  145 n.  147 n. 
166.  225.  247.  277.  Recht  (vgl.  Lex 
Rib.)  237  f.  247.  478.  Herzogtum  132n. 
882.  548  n. 

Richter,  Eigenschaften  457.  462.  564  f. 
Bann  42.  169.  856.  Rechtsgebot  48. 
Recht  der  Str af festsetz ung  oder  Um- 
wandlung 75 n.  837  n.  Thatigkeit  bei 
der  Urteilfindung  43  f.  169.  251.  840. 
selbsturteilender  43.  170.  251.  543  n. 
555.  770  n.  840  ff.  Bezeichnung  fiir 
Fürsten  28.  579  n.  Vgl.  reisender 
Richter. 

Richtsteig  648.  659. 

Riga  614n.  671. 

Ring  und  Stab  399.  494. 

Ripen  671. 

rita  14n. 

Ritter,  Ritterschaft,  Ritterstand  (84.)  159. 
422.  431  f.  484.  437  f.  511.  595.  607. 
745  f  834.  höherer  und  niederer  433. 
441.  eigene,  einschlldige,  einspännige 
396.  437f.  441.  442  n,  Steuerfreiheit 
604.  —  R. -Bünde  849.  -Bürtigkeit  396. 
408  n.  442  f.  460.  -Gelübde  442.  -Ge- 
richte 559.  -Gurt  442.  -Güter  429.  779. 
788  ff.  789.  -Hauptleute,  Kantone,  Kreise 
849 f.  -Lehen  394.  429.  443.  Matrikel 
850.  -Orden  441  ff.  -Pferd,  Pferdgel- 
der 511.  778.  817f  843n.  -Rechte  682. 
-Schlag  394.  442. 

Rittmeister  837  f. 

Robot  781. 

Rodel,  Rotel  685. 

Rodung  206 f.  208 n.  423  f 

rogatio  testium  84n.  256.  861  n. 

Rolandsbilder  617. 

Romanus  miles,  professor,  tributarius, 
342 n.    homo  224. 

Römer,  römische  Einrichtungen  18.  32. 
38.  43n.  48f  54.  89.  lOOff.  107n.  109. 
112n.  117f  127f.  130.  137.  142f.  170. 
187.  193.  197.  199.  201.  204.  215.  219. 
220n.  235f  237 f  255 ff.  258.  287. 
dl9n.  Wergeid  lOSn.  im  Heere  112. 
151.  281.  Ehen  mit  Germanen  102. 
220n.  Römisches  Recht  8.  117n.  121. 
123f.  128.  179ff-  184.  188.  190f  199. 
207.  224.  226  f.  231  n.  282n.  234—240. 
248.  263.  283  f.  289  n.  292.  296  n.  300  n. 
309n.  311.  321.  341  n.  354.  535.  547. 
640.  651.  653.  669.  681.  683.  688.  701. 
59» 
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717.  732.  787n.  767flP.  791.  880 f.  Vul- 
garrecht 100.  108.  224.  227.  236.  248. 

273  ff.  283.  770. 
Bömermonat  817  f. 
Bömerstädte  s.  Stadt 
Romfahrt -505  f.  641  n.  647  n. 
Bonkalische    Reichstage,    Gresetze   505. 

683. 
Rostock  847.  890. 
Rote  Erde  574  n. 
Rotenhurg,  Landgericht  567.  Herzog  von 

R.  39 In. 
Rothari  239. 

Rothe,  Johann  441  n.    624. 
Rottbuschgemeinschaft  424. 
Rottland  191.  203.  207.  424. 
Rottweil,  Hofgericht  567.  571. 
Rottzehnt,  -Zins  425.  516  n. 
Rückenbrechen  75n. 
Rückfall  75n.  851  n.  R.-Recht  34n.-724f. 

Vgl.  Wiederkehr. 
Rudolf  L  472.  Rudolfsbuch  658. 
Rüge,    -Gericht,    -Verfahren    378.    573. 

577.  599.  741.  758  ff.  841.  Geschworene, 

Zeugen  136.  180,  378.  577. 
Rügen,  Insel  385.    Landgebrauch  78 n. 

881. 
Rumpfparlament  870. 
Runen  14.  60  n. 
ruoda  78  n. 
ruogstab  83  n. 
Ruprecht,    Fragen  564 n.    von  Freising 

659.  663.  679. 
Ryswicker  Friede  762. 

Saarbrücker  Landrecht  664. 

sacebaro  111.   125f.   130.   164. 

Sache  125  n.  bewegliche  u.  unbeweg- 
liche .218f.  266.  270.  701  f.  712.  Un- 
freie als  S.   46.  59.  217  ff.  265  f.  452. 

Sachfällig  359.  361.  370  f.  378  n. 

Sachsen,  Stamm  49.  51.  59.  80n.  90.  98 f. 
98.  105  n.  122.  126.  129.  171.  186  n. 
188  n.  214  f.  219  n.  220.  248  f.  272. 
275  n.  292.  340  n.  Recht  309.  705. 
708.  716.  gemeines  722  n.  774.  889. 
892.  Herzogtum  388  f.  Teilung  548  n. 
Kurfürstentum  471.  800.  851  f.  Erzamt 
482.  Reichsvikariat  479.  Pfalzgraf- 
schaft 498.  Königreich  854.  Bürgerl. 
Gesetzbuch  8u4.  Sachs.  Decisionen, 
Konstitutionen  889. 

Sachsenspiegel  64  7  ff.  131  n.*  396.  436  n. 
448n.  470.  477.  534.  589.  544n.  562n. 
563.  578u.  594.  599n.  639f.  644.  668. 
681.716n.  720ff.728f.  737 n. 774.  Glosse 

652  f.  6.76  n.  Vorreden  648.  650.  Bilder, 
Übersetzungen  59  n.  652.  Bearbeitungen 

653  ff.  658  f.  Extravaganten  650  n. 
articuli  reprobati  653.  Holl&ndischer 
658.  —  vermehrter  658. 

Sachwalt  82. 


sacire  275  n. 

sagio,  sajo  33  n.  170n.  867  n.  regis  125  n. 

saiga  185  n. 

saisina  275  n. 

Säkularisation    159  f.    161  f.    209.    826. 

828  ff. 
sala,  s^unga  62.  274  f.  278  f.  705. 
Salbuch  257.  517.  690. 
Salbürge  s.  Salmann. 
Salgut  58  n.  325.  419. 
salicus   (dominicus)   211  f.    213  n.   421  n. 

salisches  (Erb-)  Gesetz  108.  21 3  n.  825. 

473.  687  n. 
Salier    90.    95  ff.    102.    104  ff.    120.    147. 

Salisches  Recht  (vgl.  Lex  Salica)   96. 

138.  (222.) 
Salland  211  f.  420. 

Salmann  277  n.  278  n.  884  f.  440  n.  697. 

705. 
salvatorische  Klausel  886. 
Salzburg  143.  145.  257  n.  259  f.  484.  663. 
Salzehnt  516  n. 
Salz,  Regal  193.  207.  582  f.  587.     Zehnt 

584. 
Samenweg  202  n. 

Sankt  Maximin  511  n.    Dienstrecht  682. 
sapientes  44  n.  226. 
sariandi  513. 
satrapa  27.  105  n. 
Satzung   (vgl.  Pfand)   226  f.    251.   266  f. 

270  f.    700.     landrechtliche    707.    710. 

an   Lehen   408.     stadtrechtliche   709. 

711.   zu  Kistenpfandrecht  711.   Tod-S. 

267.  711.   »S.  mit  Miete   oder  Pacht 

701.    711.     Stra%edinge    271  n.    712. 

Auflassung  707.  710.    Fertigung  710. 

Kündigung  710. 
V.  Savigny  770.  894. 
Saxmund  246  f. 
scafdegi  152  n. 
8c4h,  scÄchroub  73  n.  351  n. 
scara,  scararii,  scaremanni,  scario  126n. 

139.  208  n.  483. 

Scepter  107.  465.  777n.   Lehn  399.  400n. 

490  ff.  495  f.  825. 
Schadensersatz  271  n.  882.    848  ff.    352. 

699.  718.  731.  752.    mehrfacher  288f. 

293.  759. 
schädliche  I^eute  758  ff. 
Schädlichkündigung  759. 
Schandgemälde  717. 
Scharwerk  781. 
Schatullvermögen  827.  848  f. 
Schatz,  Bedeutungen:  aerarium  118.  139. 

1951.  thesaurus534n.  535.  pecus  270n. 

denarius  187.    Bede,  Schoß,  Grafen- 

Seh.  603.    Sch.-Kammer  844.   -Meister 

797.  798.  800.  820.    Freilassung  di^rch 

Seh.- Wurf  221  f;  268.  458. 
Scheidemünze  184. 
Schein,  blickender  758.    zum  Seh.  gehen 

758  n. 
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Scheinprozeß  286. 

Schelmschimpfen  717. 

schelta  172. 

Schelte  vgl.  Eid,  Urteil,  Zeugen. 

Schemnitz,  Stadtrecht  68  L 

Schenk    189.    195.   434.  471.  473.  481  f. 

590.  797  n.     Erz.-Sch.  482  f. 
Schenkung  34. 161.  212f.  272.  281  ff.  306. 

unter  Ehegatten  282  n.  728.    wieder- 
holte 285  n.  Königs-Sch.  (84  n.).  101  n. 

116.  195.  281.  538. 
Bcher£a  305. 
Scherge   (vgl.  Gerichtsbote)    165  n.  555. 

602.  656  n.     Amt  602. 
Schichtung  727. 
Schiedsgericht  (vgl.  Austrag)  546  f.  778. 

813.  842.  862. 
Schiffe,  Verpfädung  700. 
SchiffeUändereien  424  n. 
Schild   (vgl.  Heerschüd)   39.    42  n.   107. 

617.    zum    Seh.   geboren    448.    Sch.- 

Erhebung  25.  97  n.  107  n. 
Schüling  187. 
Schilter  881.  883. 
Schirmvogtei  517  n.  588. 
Schisma  745  n. 
Schläge  (Felder)  201. 
Schlfige,  trockene  599.  755. 
Schlagschatz  186  £  521.  586. 
Schlesien    385.    427.    563  n.    764.    844  f. 

Landrecht  664. 
Schleswig  385.   640.  674.  773.  871.  873. 
Schlettstadt,  Stadtrecht  678  n. 
schloßgesessener  Adel  585  n. 
Schloßhauptmannschaft  602. 
Schlüsselgewalt  721. 
Schmauß  883. 
Schöffen  136  n.  167  ff.  170  ff.  173  n.  444. 

553f.  558.  672f.  598.  595f.  598f.  613. 

620.  626.  629.  656  n.  773.  841.  -Bücher 

690.'  -Meister  626.    -Stuhl  554. 
Schöffenbarfreie  436  n.  440.  554.  578  n. 

649.  651. 
Schöffengericht  879  f. 
schola   mHitiae  (35  n.)   140  f.    scholares 

140. 
scholderer  715  n. 
Schoß   (gremium)    64.    67.    735.      Sch.- 

Setzung67.    Wurf  61. 
Schoß  s.  Bede,  Grafenschatz,    schoßbare 

Leute  446. 
schotinge  61. 
schoub  108  n.  369. 
Schrae  667. 
Schranne  551  f. 
schreiben  14  n. 
Schreiber,  oberster  591.    Urkunden-Schr. 

255  f. 
Scbreimannen  77.  87.  359.   362  n.  372  f. 
Schrein,    Amt  706 n.    -Bücher,  -Karten 

464  n    690  f. 
Schuld,  -Schein  294 n.  -Klage  182.  576. 


751.  -Bekenntnis,  gerichtlich  711.  757. 

-Bücher   689.     -Haft    369.    454.     752. 

-Knechtschaft  46n.    86n.    219n..  266. 

287.  369.  454.  -Versprechen  700.  710. 

712.    715n.   716.   -Verträge  62.  291  ff. 

715  ff.     Vgl.  Haftung, 
schuldigaere,  schuldenaere  716n. 
Schulkollegium  845. 
Schultheiß,    Schulze    (vgl.    centenarius, 

Lehn -Seh.)    81  n.     42n.     130f.     165.' 

168  n.  169.  171  f.  180.  182.   189.   197  f. 

277n.    278n.    432.    500.    555ff.    564n. 

592  f.  596  f.  601.  619.  842.  ostfälischer 

171.  555.  562.  591  f.     friesischer  172f. 

556  f.  566  n.  JErb-Sch.  429.    Orts-Sch. 

845. 
Schuppos,  Schupposser  421  n. 
schütten  27 In. 

Schutz  (vgl.  Königs-Sch.,  Munt),  Hörig- 
keit 156f.  177.  228f.  268.  790.     Sch.- 

Juden  175n.  192n. 
Schutzgebiete,  deutsche  878. 
Schwaben  (vgl.  Alamannen)  11.  90.   92. 

550.     555  n.     Nord-S.  93.    Herzogtum 

388.    391.    490.     Schwäb.-Bund  634  n. 

849.     Schwab.  Recht  653  f.  656. 
Schwabenspiegel  654 ff.  478.  476  n.  478. 

535.  567  n.  606  n.  663.  677  f.    Bearbei- 
tungen 658  f.  Übersetzungen  657. 
Schw%erschaft  63  n.  64  n. 
Schweden  (vgl.  Nordgermanen)  5  f.     11. 

43.   146n.   226  n.   282  n.  288.     Beichs- 

stand  762  f.  851.  858. 
schweigender  Bichter  592  n. 
Schweine-Zehnt,  -Zins  49  n.  190.  191  n. 
Schweinskopf  37. 
Schweiz  392n.  501.  513.  558n.  728.  762. 

773.  894. 
Schweriner  Recht  549  n.  659  n. 
Schwert    42n.    61  n.    107.    277n.    299n. 

399.   466.   568  n.  «17.   777  n.     Zwei  S. 

475.  480.  S.-  und  Spindelteil  313.  724. 

726.  S.-Leite  36n.  442f.  -Mage  64.  70. 

320.    325  f.    332.     -Träger  107  n.    483. 

-Zücken  347  n,  747. 
Schwurgericht  855 f.  879  f. 
scire,  scirgemöt  120n.  146.   -ger^fa  129. 
scotatio  61. 
scriban  14n. 
Bculdasia  131. 
scutiferi  442. 
secretarii  485.  488. 
securitas  283  n. 
See,  über  S.  gekommene  Waren  375 n. 

698. 
Seeland,  Provinzialrecht  226n.. 
Seelgeräte  272.  278n.  576.  739. 
seil  202  n. 
Sekretierung  487  n. 
selbmündig  223.  265. 
Selbstanzeige  81.  345. 
Selbstbürgschaft  279 n.  291.  293.  716f. 
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Selbstverfluchnog  24.  61. 

Selbstverwaltung  612.  614. 

selisaocha  378. 

selja,  sellan  62  n. 

Senmonen  11.  92  f. 

Semperfreie (-leute,  -barones)  43 In.  432 n. 

578  n.  656  n. 
Senat  28  n. 
Senckenberg  883. 

Send  180.   -Gericht  180.  380.  571.  577  f. 
758.     -Herr  577  f.     -Rechte  659.  685. 
-Schöffen  577  f.  sendbare  Leute  431  n. 
Seneschalk  140f.  195.  218. 
senior^  Senioren  33 n.  Hin.  151n.  154 f. 
156.    158.    160.    398.  .510.      Seniorat 
736. 
Septem  causas  232  n.  262. 
Septimanien  91.  98.  228.  236. 
sermo  42  n.     regis  77.  117  n. 
servi  46.  452.    casati  218.  222.  450.   co- 
tidiani  453.    regis  217.    ecclesiae  217. 
servientes  433  n.  442.  513. 
servitium  538.  605.  607  n.  624.  regis  130. 

154.  193.  198.  512.  518.   536. 
Servituten,  öffentlichen  Bechles  850. 
Setzrecht  736. 
sessio  triduana  284. 
shupanie  19n. 
Sibidatum,  Reichstag  646. 
Sichard  882.  889. 

Sieben,   Zahl   164.   166 f.   173.   651.  759. 
Eid  574.  759  f.  Kampf  757.  der  Siebente 
190. 
Siebenbürgen  387.  428  n. 
Siebeneichen,  Gericht  549  n. 
Siegel  485.   487.   686  ff.     Reichs-S.   138. 
Pfalz-8. 139.     authentisches  688n.    zur 
Beglaubigung  für  andere  688  f. 
Sigibert,  König  97. 

Sigismund,  König  der  Burgunder  237. 
signifer  107  n.  591  n. 
Silberwähning  185. 
Simonie  495.  745  n. 
Simplum,  Truppen-  u.  Steuer-  817. 
sinista  25  n.  31. 
sinnen  400. 

Sippe,  Sippschaft  37.  53.  62 f.  734.    Glie- 
derung 64.     Begrenzung  65.  330.  734. 
im  Heere  16.     Teilnahme   an  Fehde 
74.  77 f.     an  Sühne  und  Wergeid  78ff. 
Friede  62  n.  70.     Strafrecht  65.     Vor- 
mundschaft 68.   70.   319.  321  f.  326  n. 
Lösung  von  der  S    71.  76. 
Sjaellandske  lov  226n. 
Sisebut  235. 
skalks  46. 
Skänelagen  226n. 
skeltata  172. 
skejting  61. 
skirskotan  84  n. 

Sklave,  Bedeutung  des  Wortes  452  n.  S.- 
Delikte (vgl.  Haftung)  337  n.  344.  346  f. 


Handel  .454.     Ehen   46.    70.     S.  von 

Hörigen  220.    von  Jaden  464. 
sköggangr  76  n. 
slahta  73. 
Slawen,    slawische   Gkbiete,   slawisches 

Recht  12.  19n.  89.  386f.  427  f.  455.  527. 
Smälandslagen  226  n. 
smarden,  smurden  455. 
Soedermannalagen  226  n. 
Soest  670.  673.  722. 
Sold  435.  (512.   513  n.).    518  f.     S.-Ritter 

511.  513.  629.     Soldaten  888.    Söldner 

509.  513  f.  778.  816  f.  836  ff.     soldarii 

513. 
solidus  184ff.  187. 
solis  coUocatio  44  n. 
Solmser  Landrecht  888. 
solsadia,  solsatire  44  n.  370. 
Sondergemeinden  628  n.  628.  630  f.  631  n. 
Sonderrechte  640.  648. 
Sonnenlehen  394. 
Sonntag  171. 
sors  57.  101.  204. 
Souveränität  830.  854.  864. 
Spaltzettel  687. 
Spanien,  spanisches  Recht  2.  7.  236.  255. 

Mark  99. 
spatarius  107  n.  139. 
Speculum  iudiciale  772.  881. 
Speer  59  f.  61  n.   69.   83.  .107.  399.  466. 

S.-Reichung  (vgl.  Gairethinx,  Waffen- 

reichnng)  25.  47  n.   60.  69.  274  n.  290. 

319  n.  469  n.     S.-Magen  64. 
Speier  632.  811.     Judenprivileg  468  u. 
sperantes  157.  177.  221. 
Spezialbefehl,  konigl.  167  n.  197  n. 
SpezialVerleihung    des    Beigwerkseigen- 

tuma  584  f. 
Spiel  62n.     -Schuld  701.  715n.  737. 
Spießrecht  837. 
Spill-,    Spindelmagen    63  f.    71  n.     300. 

331. 
Spion,  Spionage  39.  75  n. 
Spoleto,  Herzogtum  98. 
Spolienrecht  415 f.  517.  519n.  584. 
sponsalia  297. 
sponsalitia  largitas  311. 
Sprache   4 In.    149 n.  503.     deutsche  S. 

12.    229.    231  f.    238.    249.    384.    641. 

646 n.  648  f.  667.  795.  Vulgärlatein  229. 
Sprecher  557. 
Spurfolge  122.  372f. 
squire  442. 

Staat  u.  Kirche  vgl.  Kirche. 
Staatenhaus  im  deutscheu  Reichstage  870. 
Staatsgut  und  Königsgut  195.  515. 
Staatskanzler  856. 
Staatsministerium  846.  856. 
Staatsrat  856. 
Staatsrechtstheorien  830  f. 
Stab,  Wahrzeichen  37  n.  42 n.  45.  60.  61  n. 

77.    83.    107  f.   298  n.   361.   399.   465 1 
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586  D.  S.-Reichung  159n.  290 f.  Vgl. 
festucatio. 

stabon  292  n. 

Stadt  16. 128  f.  Begriff  612.  Entstehung 
612  ff.  Gründung  614.  618  f.  Arten 
619.  römische  124.  612  f.  614.  617  f. 
626.  königliche  (vgl  Reichs-S.)  632. 
freie  536  f.  Bischofetadt  617f.  Land- 
S.  619.  638.  845.  847.  889  f.  grund- 
herrliche (s.  Mediat-S.)  633.  Exemtion 
601.  621  f.  Gerichtsstand  594.  622.  633. 
Landstandschaft  607.  683.  Einwohner- 
schaft 615f.  617.  Wehrpflicht  510. 
Münzwesen  520.  521  f.  587.  eheliches 
Güterrecht  722.  S.- Adel  629.  -Bücher 
667.  690  ff.  701.  706.  711.  718.  756. 
-Frieden  616.  625.  629.  642.  745.  -Ge- 
richt 618.  620  ff.  629.  691.  840  f.  847. 
879.  -Herr  615.  617  ff.  -Kreuz  617. 
-Mauer  612.  617.  -Rat  613.  625  ff. 
846  ff.  -Rechte  640.  648.  666  f.  709. 
832.  -Schreiber  628  f.  769.847.  -Schult- 
heiß 619.  621  ff.  629.  -Siegel  628.  689. 
-Verweisung  743.  759.  -Vogt  501. 
620n.  621  ff  629.  Alt-  und  Neustadt 
616.     Dorf  u.  St.  612f. 

Städtebund,  rheinischer  638.  westfäli- 
scher 683  n.     schwäbischer  688  f. 

Städtekollegium  im  Reichstage  804  f. 

Städteordnung,  preußische  856. 

Städtesteuem  522.  537f.  604f.  632f.  819. 

Städtetage  587. 

stafa  60. 

Staffeigericht  178. 

Stahlhof,  Londoner  634. 

Stämme  11.  89f.  120.  145.  512.  Stammes- 
herzog (vgl.  Herzog)  97  f  116  n.  118n. 
120.  133.  148.  151.  176.  251.  469. 
König  106. 111.  -Recht  120.  225.  228  f. 
251.  543.  687.  -Reiche  89.  -Versamm- 
lung 22.  49n.  106.  111.  147 f.  230.288. 
241.   251. 

Stammgut  325  f.  381.  432.  445  n.  557. 
708.   736. 

Stammrolle  153.  888. 

Stand  45 ff.  57.  70.  213 ff.  342.  430ff.  786. 
Erhöhung  481.  796.  Aufhebung  der 
S.-Vorrechte  872. 

Standesherren  778.  788.  854.  864 n.  878 n. 
879  f. 

stantia  292  n. 

Stapelrechte  631  n.  796. 

stapsaken  83  n. 

Statthalter  478.  591  n.  603.  der  heim- 
lichen Gerichte  570.    S.-Rat  810. 

Statutum  in  fav.  princ.  520.  528.  529. 
582.  564  n.  583.  585.  594.  600  n.  646. 

statutarische  Portion  722  n.  Vgl.  Ehe- 
gatten. 

Statutarrechte,  Exemtion  von  denselben 
789. 

staua  43  n. 


Staveren  661  n.  674. 

stefna  88. 

stehende  Heere  887  f. 

Steiermark  488.  668. 

V.  Stein,  Freiherr  855. 

Steinigung  75  n.  886. 

stelan,  stein,  stehlen  78  n. 

Stellinga  445  n. 

Stellvertreter  in  Rechtsangelegenheiten 
50  n.  66.  101  n.  113.  157.  178  f.  183. 
197.  221.  265.  316.  319.  821.  878n. 
880.  485.  453.  696  f.  718.  788.  750. 
812.  884.  im  Heerdienst  154  f.  509  ff. 
855.  862.  des  Königs  (vgl.  Reichsvikar) 
477  ff.  543  ff.  547.  570.  des  Richters 
130f.  165.  168.  171  f.  543ff.  555.  561. 
570.  575  f. 

Stendal  670. 

steora  191  n. 

Sterbfall  427.  435.  451.  598.   790. 

Sterzing  679. 

Steuern  115n.  118.  190f.  513f.  518.  603 ff. 
städtische  628.  688.  landständische 
884 ff.  842 f.  indirekte  867  f  876.  Be- 
freiungen 196  f.  604  f.  834  f.  842.(856.) 

Steuerräte  845. 

Stift,  als  Sendherr  578.  evangelisches 
803 f.  St-mäßiger  Adel  443.  789..  St.- 
Vogt  179.  183.  560.  564.  581.  588.  600. 
St.- Administrator  803  n.  826  n*. 

Stiftung,  milde  128.  272.   697. 

stille  Wahrheit  760.     st.  Frage  759. 

Stillgericht  572. 

stipendiarii  458. 

stipula,  stipulatio  60.  291  n.  298.  inter- 
posita  298  n.     subnixa  291  n.  293  n. 

stiura  536. 

Stockwerkseigentum  709. 

Strafangriff  181. 

Strafbarkeit,  Erhöhung  850. 

Strafe,  System  75  ff.  835  ff.  885.  891. 
sakrale  75.  Öffentliche  642.  peinliche 
741  ff.  an  Haut  u.  Haar  344.  742  f.  im 
Heere  88  f.  ablösbare  (vgl.  Halslösung, 
Lösung)  836 n.  337  f.  344.  346.  351. 
353  ff.  461  n.  555  n.  nach  Ermessen  75  n. 
888  f.  850.  854.  742.  S.-Gedinge  192. 
271  n.  712.  -Gesetzbücher  898  ff. 
-Klausel  192.  335  n.  -Knechtschaft 
266.  887  f.  354.  454.  -Prozeß  82.  168. 
355.  872.  879.  886.  891.  898f.  -Recht, 
Umbildung  772.  872.  885f.  891.  Um- 
wandlung (vgl.  Gnade)  75 n.  117.  337. 
748.  748.  -Vollzug  74 f.  86.  886.  351  n. 
748  n.  Straflosigkeit  65.  74.  76—79. 
80.  86  f 

Strandregal  198.  207.  527.  588. 

Straßbur^  620n.  621n.  625n.  632.  689 n. 
762.     Formeln  260.     Stadtrecht  676. 

Straßen,  Bau  128.  194.  198.  529f.  628n. 
-Frieden  117.   597  n.  697  n.    -Gericht 
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529.  597.     -Raub  759.     -Regal  206  ff. 

898.  524.  -529.  584  f. 
Streitgedinge  358  n.  859.  871.  378.  380. 
Strohwisch  108d.  369.  466.  563d.  617. 
Strom,  Bett  529.  -Regal  206  ff.  893. 528  f. 

581.  58011.  585.     -Zoll  188.     -Bauten 

128.  52911. 
stmdis  366  n. 
Stryk   881. 
Stuhl  (vgl.  Prei-S.X  -Freie  446  n.  -Herren 

570.  572.  580  n. 
stuofa  191  n. 
Sturmsold'  887. 
Suarez  892. 
Subdiakon  182. 
Subsidien  185.  192. 
subsidium  caritativum  818.  849.    regium 

536. 
subsidiäres  Recht  774.  886  f.  892. 
Sueben,  Sueven  11  £  19.  37.  58.  88.  90. 

92  f.  208. 
Sugambem  94. 
suggestio  380. 
Sühne  40n.  68.  78f.  83.  178f.  183.  290. 

461  n.  743.  748.     verboten  348.  352. 
Summa  Aegidiana  655.    curiae  regis  693. 

dictaminis  693.  Iegum680n.  de  poeni- 

tentia  655.    prosarum  693.    der  rechte 

Weg  880 n.   leges  Langobardorum  241. 
sunnis  83.  370  n. 
suona,  siionari,  suonstuol  83  n. 
Superintendent  828. 
suscepti  157. 
sväs-scara  278  n. 
Syagrius  96. 

Syndikatsklage  813.  (863.) 
Syndikus  769.  847. 
Synode,  synodus   144  f.  148f.    180.  182. 

synodalis  149.  431  n.   578  n.     Synodal- 
verfassung 828. 

tabularii  179  n.  181.  223. 

Tag,  zu  seinen  T.  kommen  413  n.  696. 

T.-Löhner   628.     T.-Werk    202.     T.- 

Werker  453. 
tagadinc  44  n. 
taka  llOn. 
Talion  747. 
tallia  536.  604  n. 
Tanfana  11  n. 
tangano  83  n.  358 f. 
tanodo  311. 
Tassilo  162  n.  242  f. 
Taufe  264. 
Tausch,  Tauschhandel  13.  62.  270.  276n. 

294  n. 
Tausendschaft  19.  28.  37.    Führer  19.  28. 
tazaca  73  n. 

Teck,  Herzog  von  391  n. 
teidiug,  teidingen  44  n. 
Teilbau  425. 
Teilnahme  an  Verbrechen  347  f.  747  f. 


Teilrecht  725.  774. 

Teilung  der  Grafschaften,  Territorien  551. 

826  ff.    der  Grundstücke  786. 
Teilzettel  687.  718. 
teloneum  188  n. 
Tempel,  Gut  56.  -Schfindung  75  n.  -Raab 

245.    T.-Bünde  11.    Eigen- oder  Haus- 
tempel 80  n.  208. 
Tenngier,  Ulr.  881. 
teoda  174  n. 
terminus  121  n. 

terra  270.    salica  211  f.    213  m 
terragium  190. 
Territorial  -  Kommission ,     Rezeß     858. 

-Prinzip  225.  229.  258.  637  f.     -Recht 

229.  285.  237.  240.  251  ff.  —  -Stimmen 

im  Reichstage  803. 
Territorien,  Entstehung  392  f.  Abrundimg 

588  f.  zusammengesetzte  834. 840.  reichft- 

ständische  824.  ohne  Reichsstandschaft 

825.     städtische  847. 
territorium  121  n. 
tertia,  firankische  313.  816. 
Testament  71.  263.  416  n.  481.  576.  740. 

771.  884  n.  Vollstrecker  740.  testamen- 

tum  256.     regis  206  n.  210.  280.    vgL 

Verfügung  von  T.  w. 
testatio  368.  376. 
testes  rogaü,  per  aures  tracti  84  n.  256  n. 

274  n.    synodales  577. 
testimoniatio  188.  174.  255. 
tezaca  73  n. 
Theodebald  97  n. 
Theodebert  97. 
Theoderich  I.  97,  U.  97.  (Franken),    der 

Große    91.    96.    286   f.      Edikt    234. 

236.  241  n.    Theoderich  I.  (Westgote) 

283. 
thesaurarius  189.  196. 
Thervingi  90. 
Theudis  234  n. 
Thibaut  894. 
Thingsus,  Mars  23  n.  42. 
thinx,  thingatio  60  n.  222  n.  334. 
thiot  11. 

thiotmalli,  thiodothing  21  n. 
thiudans  25.  (174  n.). 
Thomasius  883. 
Thron,  Erhebung  107.    -Folge  108  f.  607. 

-Lehn  778. 
thunchinium  126.  164  n. 
thunginus  111.  125  f.  128.  147. 164. 174  n. 

368. 
Thüringen  49.  90.  91  ff.  96  f.  109.  121  n. 

128.   171.   188  n.   225.  227.  244.   388. 

489.  639.     Landgrafschaft  499  f.  549. 
Thum  und  Taxis  778  n.  822.  876  u. 
tie,  tigge  41  n. 
Tiere,  Haftung  für  345  ff.  718.     T.-Pro- 

zesse,  -Strafen  345  n. 
Tirol,  Landrecht  888.    Halsgerichtsord- 
nung 885. 
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Toeco,  Carolas  de  241  n. 
Tocbterdorf  58  n. 
Tochterstadt,  vgl.  Oberhof. 
Todesstrafe  24.  88.  45  n.  74  ff.  76  n.  86. 

112.   117.   127.   152.   174.   181.   244  n. 

255.  349  ff.  352  ff.  357.  372.  379.  573. 

Arten  75  n.  336.  742.  Abschwftchungen 

336  f.    sakrale  75.  335.    Yolkiehung 

74  f.   86.   130.   165  n.  170.  336.  351  n. 

748  n.    Ablösung  206  n.   336  n.  337  f. 

344.  346.  351.  353  ff.  461  n.  555  n. 
Todesurteil  74  f.  112.  556  n. 
Todfall,  s.  Sterbfall, 
toi,  toloneum  188  n. 
tolva  557. 
torf  unde  twig  61. 
Totenschau,  gerichtliche  758. 
Toter  erbt  den  Lebendigen  332.  703  f. 

736. 
Totteilung  708.  725. 
Totschlag   Tötung   73.    79.   177  n.  339. 

350.    576.    745.      vermesseutlich    350. 

unabsichtlich  741.    in  Notwehr  337  n. 

741.     Straflosigkeit  (46.)  65.  74.  76  ff. 

79.  86  f.  217  n.  287.  318.  337  n.  339  n. 

353.  372.  (458.)  731.  747  n. 
Toul  632.     Stadtrecht  675. 
tractoria  198  f.  198. 
traditio  274.  278.  297.    cartae  256.  275  ff. 

278  n.  285  n.  286.   294  n.   299.   312. 

335.  689.  705  n.  711  f.    iterata  285  n. 

Traditionsbücher  257.  689. 
trse  ok  taka  291. 
transactum  286  n. 

transitoria,  transitura,  trastura  188  n. 
Trauung  69  f.  290.  297  ff.  719. 
tremissis,  tremissus  184.  188  n. 
Treue  (vgl.  fides,  Handtreue,  Schuld  ver- 
sprechen)  287  n.    T.- Pflicht   33.    66. 

117  n.     T.- Gelöbnis  34.   158  n.  716. 

T.- Bruch  35.  89.  80.  117  n.  282.  350. 

879.  404.  417. 
treuga  Dei  642.    Heinrici  759. 
Treuhänder  221  f.  268.  275  n.  293.  878. 

413  f.  697.  710.  728.  740.  751  n.    Vgl. 

Salmann. 
treuwa  59  n.  642  n.  716. 
Tre  virer  12. 
Triboker  15  n. 

Tribunal  840  f.  Ober-T.  841. 
tribunus  31  n.  130  f.  165.  592. 
Tribut  49.   185.  191  f.  535.     tributarius 

(191.)  .219.  342  n. 
triduana  possessio  284.  835.  707. 
triens  184. 

Trier  620.    Erzkanzler  473  n.  484.   Kur- 
fürst 469  f.  473  n.  474.  801.    Landrecht 

889. 
Tritt-  und  Trattrecht  202  n. 
Trost  32. 
Truchseß  35  n.  140.  142.  434.  481  ff.  590. 

797.  800. 


truht  32. 

Trupp  15  n.  17  n. 

trustis    32.    122.    140  f.    154.    156.    158. 

215.  218.  352.  873.  Abschichtung  140  f. 

162. 
trygdir  78. 

Tübinger  Vertrag  884  n.  888. 
Tuihanten,  Twente  23  n.  96  n. 
tuitio  113. 
tun  17. 

tunchinium  s.  thunchinium. 
tung  54. 
tuom  43. 

tumierm&ßiger  Adel  443.  789. 
tumliute  600. 

Überfall,  Überhang  699. 

übernächtige  That  77.  755. 

Ubier  49.  95. 

Übersagung  759. 

Übersiebenung  759  f. 

Überteuerung  709.  712.  713  n. 

Ugo  240  n. 

üheilagr  76. 

Ulfliodslög  226  n. 

um&r}>  61. 

Umstand  166. 

unbilde  14  n. 

underdinge  757  n. 

Unedelmann  445  n.  457  n. 

unfsehSe  78. 

Unfreie  (vgl.  Leibeigene)  36.  41.  46  ff. 
50.  57.  78  n.  101  n.  151  n.  154.  158. 
160  n.  211.  217  ff.  264  ff.  842.  364  f. 
379.  Entstehung  46.  48.  65.  219.  266  f. 
287.  302.  318.  837  f.  350.  854.  454. 
458.  790  f.  825  n.  Ehen  46.  70.  266. 
302.  451  n.  454.  458.  461.  790  f.  Un- 
zucht mit  Freien  358.  Missethaten 
46.  81.  88.  176  f.  266.  337  n.  844.  718. 
741.  Wergeid  346.  flüchtige  263  (vgl. 
nachfolg.  Herr).  Beendigung  der  Un- 
freiheit (vgl.  Freilassung)  267  f.  450  n. 
453  f.  792.  bewegliche  oder  unbeweg- 
liche Sachen  218  f.  U.  als  Geistliche 
144.  209.  218. 

Ungarn  387.  640. 

Ungefähr  80  f.  844  ff.  718.  744.  778. 
Ü.-Buße  346. 

Ungehorsam,  Protest  44  n.  83.  Verfahren 
356  n.  369  ff.  574.  755. 

Ungeld  522.  605.  628.    Vgl.  Accise. 

ungelücke,  ungeschiht  718. 

Ungericht  168.  742.  744. 

ungewerte  Leute  421  n. 
I  Universalsuccession  788. 
I  Universitäten     (vgl.    Aktenversendung) 
482  n.  768.  773.  796.  847.  864.  882. 

Unscheltbarkeit  255.  357.  756. 

Untereigentum  709.  776.  780. 

UntergenoBsen  457.  543.  545. 

Untergericht  s.  Niedergericht. 
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Untereraf  489  f.  551.  556.  564  f.  581.  592. 
Unterherrschaft  590  n.  607.  825  n. 
ünterrichter  172  n.  190.  592  f. 
Untersohied  790. 
Unterschlagung  351.  378. 
Unterthaiien,  Widersetzlichkeit  832.  834. 

863.     Klage  gegen  den  Landesherm 

813.  832.  835.  863. 
Untervogt  560.  593. 
Unterzug  451  n. 

Unzucht  65.  78.  75  n.  353.  576.  745. 
Uplandslagen  226  n. 
uppsaga  24.  226. 
Upstalsbom  660  f. 
urbar  534.     U.-Gericht  598. 
Urbarien  195  n.  257.  686.  690.  782. 
urbs  612. 
Urbuch  275. 
urchundo  84  n. 
Urfehde  78.  339.  748. 
urgiht  760. 

Urheberrecht  833.  865.  895. 
Urkunde    60.      Geschfifto-U.    256.    292. 

Beweis-U.  256.     Privat-U.  266.  857. 

687.  öffentliche  255  ff.  541  n.  Schreiber 

255  f.  358.  -Schelte  255.  357.  360  n.  364. 

756.    -Geld  84  n.  299.  361  f.  676.  719. 

Vgl.  Beweis,  carta,  Gerichtsurkunde, 

traditio  cartae,  Kanzlei, 
ursale  728. 
ursasse  730  n. 
Urteil  43.  75.  77.  79.  83.  164.  169.  172f. 

174.   359.     letztes  544  n.   556 n.   565  n. 

594  n.  618.  -Ausgabe  43.  251.  558.  757. 
-Bitte  83.  359.  -Buch  545.  -ErföUunga- 
vertrag  79.  83.  86.  290f.  293.  359.  366. 
368  ff.  376.  752.  -Frage  43.  359.  506. 
543  n.  595.  750.  Rechtskraft  175  n. 
381.  540.  544.  756f.  -Schelte  176. 192. 
365 f.  381.  457.  542.  554.  756 f.  -Vor- 
schlag 43f.  164f.  470.  -Vollstreckung 
(vgl.  Pfändung,  Strafvollzug)  74  f.  79. 
86f.  111.  128.  130f.  164f.  169.  171f. 
178.  182.  197.  251.  366  ff.  555.  573  f. 
766.  810.  814.  Vgl.  Beweis,  Folge, 
Vollbort,  Weistum. 

Urteiler  43  f.  112.  164.   166.   169.  171  ff. 
457.  459.  462.  470.  553  f.  557  f.  575.  593. 

595  f.  598  f.  620.  839  ff.  im  Königsge- 
richt 173.  542  f.  im  Kammergericht  547. 

usus  modernus  pandectarum  881. 

ütlagh,  ütlegS  76. 

Utrecht  675. 

uzheischen,  urheischen  540  n. 

Vadium  s.  wadia. 

v&dm&l  13. 

valvasor,  valvasinus  157  n.  396. 

Vandalen  lln.  56n.  88.  90f.  100.  127n. 

Vangionen  15  n. 

v&pnatak  24.  41.  97  n.  150  n. 

vare  750. 


vargr  74. 

varii  15  n. 

Vam,  Stadtrecht  679. 

vassus,    vassalluB  156  f.    159.    177.  898. 

Vaasallen  141.  156ff.  (175.)  216.  431  f. 

Vgl.  Heerschild,  Lehen, 
vastinge  716. 
Vater,  Recht  68  f.    Gewalt  (vgl  Munt) 

63.   65  f.   265  f.   318  f.   719.  731  f.  750. 

Aufhebung  265.  319  f.  als  Vormund  70. 
va{>aeidr,  va^averk  81. 
v6,  v6bond  38  n.  42  n. 
veizla  160  n. 
Vektigalrecht  191.  207. 
veme,  vemer,  vemedinc  569. 
Venetien  99. 

venia  aetatis  733.  796.  883. 
Verantwortung  157.  177  f.  222.  821. 
Verbannung  337  ff.  354.  743. 
Verbrechenkonkurrenz  348  f. 
verbum  42  n.     regis  113.  116  n. 
Verdun  633.     Vertrag  99  f.  119.  384. 
veredi  194. 
Verfahren   von  Amts   wegen   348.   352- 

378f.  741.  758ff.  885.    heimliches  759. 
Verfangenschaft  71  n.  309.  724  ff.  728  £ 

774. 
Verfassungsgesetze  866.  870ff.  874.  877. 
Verfemung  574  f. 

Verfestung  175n.  838n.  553.  742  f.  755ff. 
Verfluchung,  Selbst-  24.  61. 
Verfügungen,  Vergabungen   von  Todes 

wegen    280  n.   284  n.   285.   317  n.  335. 

407.  703  n.  739  f.     Vgl.  Testament 
Verhaftung  759. 
Verhandlungsprinzip  856. 
Verjährung  358.  376.  378.  707.  754.  778. 
Verklarung  81  n.  345.  748  n. 
Verknechtung  74.    79.    266.    837  f.    354. 

454.     Vgl.  Notverkauf. 
Verkoppelung  s.  Zusammenlegung. 
Verlassung  274. 
Verliegenschaftung  701. 
Verlober  297  ff.  318.  719. 
Verlobung  70.  297  ff.  811  f.  719.    Bruch 

300  f. 
Vermählung  297. 
Vermögen,   Einziehung   (vgl.   Fronung) 

181n.  338f.  349n.  350.  354.  368f.  371. 

515  n.   525.   742.   746.     Vorenthaltong 

294.  355.     Zerstörung  76  n.  742. 
Verordnung,  königliche  113  f.  116.  252  f. 
Verrat  745.    Vgl.  Hochverrat,  Treubruch. 
Versailler  Verträge  877. 
Versammlungsrecht  864.  872. 
verschiezen  60  n.  274. 
Verschollene  733. 
verschweigen,  sich  525.  706.  708.     Vgl. 

Gewere  (rechte),  Jahr  und  Tag,  Ver- 
jährung. 
Verschwender  733. 
Versprechen,  Bruch  755. 
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YerBtümmelungsstrafe  337.  851  n.  353. 
742.  746. 

Versuch,  Strafbarkeit  80.  347.  747  f.  885. 

verteidigen  44  n. 

Verträge,  Form  59flF.  286ff.  71öE  771. 
£ntgeltlichkeit  62.  84 n.  281.  294.  737. 
Bar-V.  62.  287.  298.  zu  Gunsten 
Dritter  718.  751  n.  internationale  506. 
524n.  527.  685.  795f.  861.  V.-Strafen 
61.  192. 

Vertretung  (vgl.  Stellvertreter)»  im  Lehn- 
dienst 405  n.  413.  510  f.  bei  der  K5- 
nigswahl  478.  V.  einer  Sache,  auf 
die  geklagt  wird  702.  755  n. 

Verwaltung,  Bann  114.  -Gericht  845  f. 
880.  Organisation  258.  der  Zentral-V. 
187  ff.  195  f.  590.  848  ff.  856.  mittlere 
127  ff.  602.  844  f.  855  f.  niedere  126. 
180  f.  194.  599  ff.  845.  grundherrliche 
426  f.    -Exekution  116.  251. 

Verwaltungs^emeinschaft,  eheliche  804. 
816.  720  ff  728  n.  729.  771.  774. 

Verwandte  (vgl.  Geschlecht,  Magen,  Sippe, 
Zeugen),  £idhelfer  84  f.  860  n.  362  n. 
halbbürtige  736.  Tötung  von  V.  850. 
Grenze  65.  850.  Zerschneidung  des 
Bandes  222. 

verweisen  72  n. 

verzellen  77.  117  n. 

Verzicht  295.  bei  Erbteilung  278.  708. 
bei  Auflassung  60  n.  707. 

vestigii  minatio  872. 

vestitura  208  n.  271.  278  f. 

Veto,  kaiserliches  796.  805.  835. 

Vettembuße  79. 

Vetterschaften  64  f.  880  n. 

via  lacina  365  n. 

vicaria,  vicarius  123.  130  f.  165.  168  n. 
169  n.  170.  178.  277  n. 

vicecomes  180.  168.  171.   Vgl.  Untergraf. 

vicedominus  130.  144.  168.  198.  488.  608. 

vicinus  57  n.  205.  211.  421  n. 

vicissitudo  281  n. 

Vidimus  689  n. 

Viehgeld  14.  78.  270  n. 

Viehpfändung  271  n. 

Vielweiberei  70.  110. 

Vierteilung,  -Strafe  742. 

Viertelshauptleute  608  n. 

vierzehn  Nilchte  13  n. 

vif-gage  711. 

vig  73. 

viliaverk  81. 

Villa  194.  200  n. 

villicus  177.  194.  558.  593. 

vingiaef  299. 

virga  pastoralis  899. 

Visitation,  der  Diözesen  880.  des  Reichs- 
hofrates 815.  des  Reichs-EG.  (Visi- 
tations-D.)  814. 

vitafe  877  n. 

vito}»  14  n. 


Vizekanzler  486.  487  n.  797  ff.  805. 
Viztum  595.  603.     Vgl.  vicedominus. 
vi>erlagh  88. 
vocatus,  vogatus  197. 
Vogt,  Vogtei  (vgl.  advocatus,  Stiftsvogt) 
186 n.  156.  177.  179.  197f.  447.  500f. 

597.  601.    hohe  892.   559  f.   593.    596. 

598.  niedere  178  ff  197.  559  f.  598. 
596  f.  grundherrliche  620.  621  n.  über 
Bergwerke  535  n.  Obermärker  422. 
Vo^ei  als  Amt  600.  602.  V.-Ding 
593  ff.  V.-Leute  (vgl.  Hörige)  217.  447  n. 
448.  452  n. 

Vöhdeu  424  n. 

Volk  für  Heer  15. 

Völkerschaft  11.  20.  120. 

Völkerwanderung  39  n.  58  n.  88  ff. 

volkfrei  50.  268. 

Volkland  26.  53.  56  n.  146  n.  207.  210. 
212  n.  215. 

Volklandskönige  104  f.  147. 

Volks-Frieden  26.  116  f.  -Gericht,  Um- 
Wandlung  839.  -Haus  870.  -Justiz  836. 
358.  742.  -Recht  112.  114.  116.  120. 
129.  173.  176.  210.  212  n.  219.  222. 
224ff.  248.  245.  250 ff.  263.  280.  340n. 
355  f.  636  f.  689.  645.  882.  -Versamm- 
lung 21  ff.  111.  226. 

Vollbort  (vgl.  Folge)  24.  48.  150.  164. 
166.  169.  172.  175  n.  250  n.  251  f.  866. 
468.  554.  558.  757  n. 

Vollgericht  41.  164.  167  f.  169  n.  171. 
556  f.  598. 

Voll-  und  Neumond  23.  37.  44. 

Vollhufrier  420  f. 

Volljährigkeit  320  f.  418  n.  732.  796. 

Vollstreckungsklausel  757. 

Vorbann  42  n.  838.  848.  869n.  871.  742. 

Vorbedacht  745  n. 

Vorbehalt,  fraulicher  728  f.  771.  geist- 
licher 766  n.  777  n.  826  n.  852  n.  884n. 

Vorberufnng  der  Enkel  785.  788  n. 

vorderunge  751  n. 

vordere  Band,  Berufung  an  757. 

Voreid  858. 

Vorflucht  757. 

vorhure  451.  624  n. 

Vorkaufsrecht  101  n.  204.  273.  286  n. 
451.   587.  708  n.  709.  712  n. 

Vorlesungen,  juristische  241.  883. 

Vormund,  Vormundschaft  (vgl.  Munt)  86. 
59.  320  ff.  457.  462.  481.  782  f.  750. 
884  n.  Gesamt-V.  70.  322.  326  n.  Indi- 
vidual-V.  70.  gekorener  719.  gesetzter 
323.  Ober-V.  70.  819.  322  f.  732  f. 
Alters-V.  70.  732.  Geschlechts- V.  70. 
265.  697.  719.  732.  ttber  Volljährige 
821  f.  696.  eheherrliche  697.  nutzliche 
272.  321.  412  f.  738.  fürsorgliche  733. 
Aussteueipflicht  304  f.  Verantwortung 
321.  Strafgewalt  822.  Erbreclit  326  n. 
Balemundung    323.    733.      V.  Gewere 
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702.    704.    — Kegierung3-V.  110.    473. 

478. 
Vorparlament  869. 
yorsate  745  u. 
yorschotinge  61. 
Vorsprecher  554. 
Voruntersuchung  181. 
Votum  ad  imperatorem  815.   votum  regis 

228  n. 
vrönunge  868. 

Wachdienst  128.  154.  198.  629. 

Wachszinsige  228.  450.  452  n. 

wacta  154.  194.  198. 

wadia,  wadium  49  n.  267.  271.  274  n. 
288  ff.  292  f.  859  n.  wadiatio  290. 

waepenget^c  41  n. 

Waffen  (ygl.  Gairethinx,  Heerschild,  v4p- 
natak,  Bewaffiiung),  im  Thing  22.  41. 
169  n.  -Fähigkeit  (vgl.  Heerschild)  22. 
24.  47.  -Reichung  25.  84.  89  n.  47  n. 
60.  66.  69.  159.  222.  298.  808.  834. 
398.  442.  469  n.  -Schau  22.  147  n. 
-Verbot  22  n.  23  n.  169  n.  642.  -Probe 
22.  36.  Eid  auf  die  W.  24.  Weg- 
werfen der  W.  24.  W.  von  Geistlichen 
576.  W.-Rührung  24.  41.  97  n.  150  n. 
222.  468. 

Wahlkapitulation,  Reichs-  795  ff.  801.  805. 
819.  833.  849.  884.  ständige  801.  W. 
der  geistl.  Fürsten  608.  884. 

Wahl,  politische  23ff.  28 ff.  31.  des  Rich- 
ters, Gesetzsprechers,  Vogtes  28.  38  n. 
44.  125  ff.  131.  136  n.  164.  170.  171  f. 
197.  568.  598.  596.  619.  der  Mark- 
beamten 422.  der  Schöffen  167.  (577). 
629.  des  Stadtrates  627  f.  der  Bischöfe 
und  Äbte  469.  494  f.  der  Fürsten  28. 
409  n.  607  n.  des  Königs,  vgl.  König. 

Wahldekret  469. 

Wahlgesetz,  Reichs-  869  f.  874.  876. 

Wahnsinnige  81.  718.  783. 

Währschaffcsbücher  690. 

Währung  185  f.  246  f.  521  n. 

Wahrzeichen  25.  37  n.  45.  59  ff.  69.  77. 
83.  106ff.  108n.  114n.  159.  267 n.  274. 
290.  292.  298.  361.  369.  399.  416.  465f. 
522  n.  563  n.  585  n.  616  f.  705.  707  n. 
777  n.     Vrf.  Investitursymbol. 

Waibel  (vgl.  Gerichtsbote)  555.  602.  656  n. 

Waisen  116  n.  577. 

Walahfrid  Strabo  262. 

walaraub  73  n.  351  n. 

Walcausus  240  n. 

Wald  (vgl.  Almende),  -Eigentum  207  n. 
423.  -Bote,  -Graf,  -Meister  422. 
-Recht  449.  -Schutzgesetzgebung  786. 
-Wechselwirtschaft  55.  200.  -Genossen- 
schaft 53.    -Gänger  76. 

waldbrond  352. 

wandelang  59  n. 


244. 


Wandelung  750. 

wanhoede  718. 

wanteporo  880. 

wanto  59  n. 

Wappen  432  n.  688  n.  789. 

warda  154.  194. 

warens  374. 

warf  21  n. 

waregang,  wargengus  229  n. 

warsida,  wargus  74.  80  n. 

warlöse  718. 

Warnen,  Werinen  11  n.  92.  225, 

Warner  im  Gericht  750. 

Wasser,  Bauten  526  f.  -Recht  786.  -Tauche 

347  n.    -Urteil  364  n.   757  n.     -Weihe 

65.  264. 
watschar  278  n. 
wealh  49  n. 
Wechsel   586  f.     -Bank 

463  n.    -Güter  424  a. 

888.  892.  894  f. 
wedde  292. 

wederstadinge  715  n.  787  n. 
~'  "  188. 


Sf.    33  f.    86  f.    47. 


521.    -GeschSft 
-Ordnung  868. 


151  ff.    160.   509  f. 
Vgl.  Aushebung, 


Wegelagerung  747. 
wehadinc  86. 
Wehrhaftmachung    2 

66.  70.  110. 
Wehrpflicht    36.    47. 

629.  857.  862.  876  f. 

Heer. 
Weiber  (vgl.  Geschlecht),  befriedet  642. 

im  Lehnsverhältnisse  408.  404  f.    W.- 
Lehen 401  n.  409  n.  412.  777. 
Weichbild  14n.  666.  für  Hauszins,  Rente, 

624.     710.       Sachs.    W.-Recht     668  f. 

mehrere  W.  632  n. 
Weide,  ewige  (54).  201  (vgl.  Almende). 

Gemeinde-W.  202.    -Gelder  190.  196. 

-Gerechtigkeit  785.  -Strang  75  n. 
Weinbauer  450. 
Weinkauf    84  n.    361.    451.    716.    719  n. 

781. 
Weise  des  Lehnrechts  660  n. 
Weistum   15.   225  f.   280  f.  244  n.   245  ff. 

252.  257.  596.  685  f.   690.     Reichs- W. 

506.  647.     Stadtrechts-W.  667. 
Weisung,  Rechts-  641. 
Wenden  vgl.  Slawen,  wendische  Gebiete 

385. 
Werber  514.  837. 
were  203  n. 
Wergeid  46  n.  50f.  57 n.  79.  86 n.  142n. 

157.   186.   188  n.   203.  216  f.   219.  221. 

226.  229  n.  246  f.  848  n.  351.  854.  453. 

457.  462.   642.  741  f.   754  n.     -Beträge 

246  n.  341  ff.   erhöhtes  146.  214  ff.  341  f. 

350.     dreifaches    117.    125.    129.   136. 

140.    147.    162.   215.   217.    342.    348  n. 

350.     des    Königs    79  n.    350  n.     der 

Fürsten    29.     der    Geistlichen    142  n. 

146.  342.  W.-Schuld  46  n.   Teilnahme 
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der  Sippe  78  f.  269.  341.    Ablehnung 

des  W.    339.    W.    des   Thäters    837. 

343  n.  846.     W.  und  Hufe  203. 
weijan  83. 

Weriner  vgl.  Warnen, 
werpitio  60.  274.  277  n.  291  n.  292  n. 
Werttarif,  gesetzlicher  186. 
Wesel  673. 

Wessez  94.  225  n.  249. 
Westfalen  93.  225  n.   243.    568  ff.    580  n. 

Herzogtum  389.  548 n.  Königreich  778. 

854.     Westfälisches  Kecht  309.  310n. 

651.    673.    722.     Westfälischer  Friede 

762.   793.   799  ff.   804.    806.    812.    815. 

818.  826.  828.  846.  884. 
Westfriesen  245. 

Westgermanen  2.  11.  21.  27.  48.  59  f 
Westgötalagen  226  n. 
Westgoten,  westg.  Recht  38 n.  43 n.  90. 

96ff.   99.   101.    106.    118.   170n.   179n. 

184.  199.  208.   224.   227.   232n.   233ff. 

261.  264.  308.  311  n.  362  n. 
Westmannalagen  226  n. 
Wette  (wadia,  wetteschatz)  270  f.  290 ff. 

715  n.  743.   748.  755.     W.  geben  und 

nehmen  716.  W.-Bürge  373.  W.-Ver- 

trag  62  n.  292  f  294  n.  298  ff.  359.  377. 

715n.  719.  744n. 
Wetzlar  676  n.  811.  890. 
wie,  wich,  wik  17.  73. 
wichgraf  621  n. 
widern  208.  292. 

widerdonum,  widergift,  widerlön  281  n. 
Widereid  358.  360 n. 
widergeld  79  n. 
Widerlegung  730. 
widersagunge  417. 
widrigild  337  n. 
Wiedemnfall  735  n: 

Wiederkauf,  Verkauf  auf  700.  710.  714. 
Wiederkehr  278 n.  282.  730.  735  n. 
Wien,  Stadtrecht  679  f.    Konkordat  646. 

Kongreß     858.      Konferenzen    864  n. 

Schlußakte  859.    Friede  873. 
Wiener-Neustadt,  Stadtrecht  680. 
wiffa,  wifB&tio  108  n.  369.  37»  n. 
Wihtraed  249. 
wijssheit  552n.  ' 
Wikingerzüge  106. 
Wildbann   114.  193.  207.  423.  425.  499. 

530  f.  588. 
Wildfangsrecht  790.  825  n. 
Wilhelm  I.,  Prinzregent  872.  König  von 

Preußen,  Bundespräsident  des  Nordd. 

Bundes   875.     deutscher   Kaiser   877. 

W.  der  Eroberer  249.  W.  von  Occam 

695. 
Wilihelmus  240  n. 
Willebriefe  507.  692. 
Willkür  667. 
Wimpfen,  Oberhof  676  n. 
wirdira  343.  349  n.  352. 


Wirt  698n.  751. 

Wisby  634  f.  671. 

Wismar  762.  848.  858. 

wissend  machen  573. 

witan  44  n. 

witan,  wite  72.  80  n. 

witenagemöt  146. 

Wittenberg,  Hofgericht  841. 

wittiskalk  126. 

Wittum  68.  282 n.  295 f.  300 ff.  305.  307 f. 
309n.  311  ff.  315f.  404.  450n.  719.  725. 
729  f. 

Witwe  70.  116n.  220n.  263.  265n.  296f. 
300f.  310f.  317n.  320f.  458.  577.  724 n. 

wizi,  wizen  72. 

wizzod  14n. 

Wlemar  246  f. 

wohlgeborene  Leute  446  n. 

Wolf  74. 

Worms  92.  99.  632.  Judenprivileg  463. 
Konkordat  399.  494  ff.  516.  646.  Ma- 
trikel 81 7  f  820.  Beformation  885. 
890.  Reichstag  766.  807.  809.  811. 
819  n.  886. 

wodbora  380. 

writan  14  n. 

Wrogen,  hohe  742. 

Wucher  463.  464.  576.  715n.  787.  794. 
Gesetze  700.  711.    Privileg  688  n. 

wunne  und  weide  421  n. 

Wurm,  Nikolaus  644.  658.  659.  669. 

Wurster,  Landrecht  888. 

Wurt,  Wurtzins  208  n.  420.  624.  718  f. 

Würtemberg  834  n.  854.  877.  878  n.  879. 
895.  Herzogtum  491.  Königreich  854. 
Landrecht  775.  888  f. 

Würzburg,  Herzogtum,  Landgericht  389. 
548  f.  567.  580  n.  692  n.  597  n.  Land- 
recht  839.  Würzburger  Entwurf  einer 
Bundesrefqrm  872. 

Wüstung  s.  Ödung. 

yrfe  270  n. 

Zadruga  19  n. 

Zähringen,  Herzog  von  391  n. 

zascon  73  n. 

Zasius  889  f. 

Zauberei  73.  75  n.  353.  745. 

Zehnt  161.  190  f.  192  n.  209  n.  425.  516n. 

534.  577.  713.  786.    Freiheit  516  n. 
Zehntschaft  38  n.  154. 
Zeidlerrechte  685. 
Zeitrechnung,  german.  13.  54. 
Zeige  201. 

Zender,  Zenderei  596. 
Zensur,  Bücher-  864. 
Zent  122.  551.  592.  595.   Z.-Gericht  594  f 

825  n.    Z.-Graf  592.  596  f  619  f.    Vgl. 

Hundertschaft. 
Zentralgewalt,  provisorische  869.  871. 
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Wort-  und  Sachregister. 


Zentralyerwaltong  187  ff.  195  f.  590  f. 
844  f.  856. 

Zerstdmn^  des  Hauses  76.  742. 

Zerstückelung,  als  Strafe  386. 

Zerter  687.  718. 

Zetergeschrei  87  n. 

Zeugen  80.  83  ff.  288.  356  f.  860.  881. 
457.  462.  751  n.  753.  756.  G^eschäfte-Z. 
274.  277  f.  361  f.  377  n.  719.  739  f. 
Inquis.-Z.  136.(176.)  862  n.  381.  526n. 
557  n.  755.  759.  Z.  über  Thatsachen 
361  f.  Urkunds-Z.  83  f.  361.  bei  Ur- 
kunden 255  f.  857  f.  687.  689.  Zu- 
fall-Z.  84.  360  n.  362  n.  £rfahrungs-Z. 
84.  Yerwandtenzeugnis  84.  267  f.  458  n. 
Nachbar-,  Gremeindezeagnis  84.  857. 
361  f.  706  n.  rogatio  84  n.  256.  274  n. 
362.  per  aures  tracti  84  n.  256  n.  274  n. 
Ladung  85. 167.  356.  362.  Pflicht  84  n. 
361  f.  Eid  362.  Vernehmung  362  n. 
Legitimation  356.  362.  Schelte  86  n. 
357.  362.  864.  381.  (756).  Vgl.  Ding- 
zeugnis, Eideshelfer. 

zeyentuigy  zeven  buren  557  n. 

zieh  41  n. 

ziht  83. 

Zms  420.  Grund-Z.  49  f.  161.  191  n. 
195.  288  f.  713.  ausgebliebener  284  f. 
294  n.  428.  Eintreibung  750  f.  Pfän- 
dung um  Z.  701.  Freiheit  428  f.  Z.- 
Verbot 711.  Z.-Versprechen  737.  Wurt- 
Z.  713.  erster  Z.  713.  Verzugs-Z. 
294  n.  zinsbares  Darlehn  463.  Z.  f. 
■  P£and  711.  Vgl.  Anerkennungszins, 
Hausleihe,  Leihe,  Q-ewere. 

Zinsleute  449.  452  n.  Vgl.  censuales, 
Wachszinsige. 

zise  597  n. 

Ziu  11.  23.  38.  41  n.  42.  45  n.  Ziuwarenll. 


Zoll,  Zollregal,  Zollprivileg  188.  506. 
517.  522  f.  580.  581.  584.  586.  616. 
796.  801.  882.  867.  Befireiungen  188. 
198.  522  f.  586.     Markt-Z.  188  f. 

Zöllner,  Zollschreiber  524  n.  602.  622. 

Zollverein  867  f.  877.  Zollkonferenz  868. 
Zollbundesrat,  Zollparlament  877.  Zoll- 
anschlüsse 867.  877  n.  Zollgesetze 
868.  877  n. 

Zuckerst<euer  868. 

Zugeid,  Zugift  729. 

Zunft  (227.)  613.  627  ff.  832.  848.  -Zwang 
630.  Z.-Meister  629.  631.  Vgl.  Ge- 
werbe, G-ilde. 

Zurechnung  80  f.  344  f.  718.  755.  885. 

Zürich,  privatr.  GB.  894. 

Zusammenlegung  der  Felder  783  ff. 

Zuständigkeit  der  Gerichte  24.  165.  169  n. 
175  f.  178  f.  181  ff.  453.  457.  541.  552  f. 
561.  567  f.  571  ff.  575  ff.   592  ff.  597  n. 

•  812  ff.  878  ff.  der  Reichsgesetzgebimg 
251  ff.  645.  807.  895. 

Zwangsenteignnng  529.  534.  584  n.  782. 

Zwangsvergleich  758. 

Zwangsvollstreckung  711.  752.  Vgl.  ürr 
teilsvollstreckung. 

Zweig  als  Bechtssjmbol  61.   899.  585  n. 

Zweikampf  85  f.  175.  357.  361  f.  383. 
366.  371  n.  375.  448.  457.  462.  542. 
544  n.  744  n.  753.  756  f. 

Zwiuff  und  Bann  43.  598.  601. 

Zwölfer  557. 

?egQ  214  n. 

?eow  219. 

^inglausn  44. 

>iubs  73  n. 

nuda,  J>ioJ  11. 

>ius  46. 

>rtell  46. 


Erläuterungen  zu  Tafel  V. 

Karte  der  Gerichtsorganisation  des  Deutschen  Reiches 
(nach  B.  Stammler). 


Da49  Keichsgericht  in  Leipzig. 

Oberstes  L^desgericht  für  Bayern  in  München. 

XXVIII  Oberlandesgerichte. 

172  Landgerichte. 

(Die  eingeklammerten  Zahlen  bedeuten  die  Amtsgerichte.) 


I.  Berlin. 

(Das  Oberlandesgerioht  fQhrt  die 
Bezeichnung  ,,Kanmiergericht".) 

1.  Berlin  I  (1). 

2.  Berlin  II  (14). 

3.  Kottbus  (12). 

4.  Frankfurt  a.  0.  (11). 

5.  Guben  (10). 

6.  Landsberg  a.  W.  (16). 

7.  Neu-Buppin  (15). 

8.  Potsdam  (11). 

9.  Prenzlau  (12). 

II.  Breslau. 

10.  Beuthen  i.  O.-SchL  (5). 

11.  Breslau  (5). 

12.  Brieg  (6). 

13.  Glatz  (11). 

14.  Gleiwitz  (6). 

15.  Glogau  (14). 

16.  Görlitz  (10). 

17.  Hirschberg  i.  Schi.  (12). 

18.  Liegnitz  (8). 

19.  Neisse  (8). 

20.  Öls  (10). 

21.  Oppeln  (14). 

22.  Ratibor  (9). 

23.  Schweidnitz  (10). 

HL  Posen. 

24.  Bromberg  (7). 

25.  Gnesen  (5). 

26.  Lissa  (8> 

27.  Meseritz  (8). 

28.  Ostrowo  (8). 

29.  Posen  (9). 

30.  Schneidemühl  (18). 

IT.  Marienwerder. 

81.  Danzig  (9). 

82.  Elbing  (8). 

33.  Graudenz  (5). 

34.  Konifez  (9). 

35.  Thom  (9). 


y.  Königsberg. 

36.  AUenstein  (10). 

37.  Bartenstein  (17). 

38.  Braunsberg  (10). 

39.  Insterburg  (6). 

40.  Königsberg  i,  Pr.  (8). 

41.  Lyck  (10). 

42.  Memel  (4). 

43.  Tilsit  (6). 

Tl.  Stettin. 

44.  Cöslin  (12). 

45.  Greifswald  (11). 

46.  Stargard  (14). 

47.  Stettin  (15). 

48.  Stolp  (7). 

TU.  Naumburg. 

49.  Dessau  (11). 

50.  Erfurt  (12). 

51.  Halberstadt  (8). 

52.  Halle  a.  S.  (18). 

53.  Magdeburg  (20). 

54.  Naumburg  (15). 

55.  Nordhausen  (14). 

56.  Stendal  (15). 

57.  Torgau  (16)l 

Vin.  CeUe. 

58.  Aurich  (9). 

59.  Detmold  (9). 

60.  Göttingen  (12). 

61.  Hannover  (16). 

62.  Hildesheim  (11). 

63.  Lüneburg  (12). 

64.  Osnabrück  (16). 

65.  Stade  (11). 

66.  Verden  (21). 

IX.  KieL 

67.  Altona  (26). 

68.  Flensburg  (22). 

69.  Kiel  (22). 


X.  Cassel. 

70.  Cassel  (34). 

71.  Hanau  (22). 

72.  Marburg  (20). 

XI.  Frankfurt  a.  M. 

73.  Frankfurt  a.  M.  (3). 

74.  Hechingen  (5). 

75.  Limburg  a.  L.  (14). 

76.  Neuwied  (14). 

77.  Wiesbaden  (16). 

XII.  Hamm. 

78.  Arnsberg  (19). 

79.  Bielefeld  (14). 

80.  Dortmund  (8). 

81.  Duisburg  (8). 

82.  Essen  (8). 

83.  Hagen  (12). 

84.  Münster  (22). 

85.  Paderborn  (17). 

XUL  K»ln. 

86.  Aachen  (16). 

87.  Bonn  (8). 

88.  Cleve  (9). 

89.  Düsseldorf  (12). 

90.  Elberfeld  (8). 

91.  Koblenz  (19). 

92.  Köln  (9). 

93.  Saarbrücken  (13). 

94.  Trier  (16). 

XI Y.  Mttnehen. 

95.  Deggendorf  (7). 

96.  Landshut  (8). 

97.  München  I  (2). 

98.  München  II  (14). 

99.  Passau  (9). 

100.  Straubing  (7). 

101.  Traunstein  (18). 
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XY.  Angrsbiirgr. 

102.  Augsburg  (8). 

103.  Eichstatt  (9). 

104.  Kempten  (10). 

105.  Memmingen  (11). 

106.  Neuburg  a.  D.  (11). 

XYL  Mrnbergr. 

107.  Amberg  (11). 

108.  Ansbach  (11). 

109.  Fürth  (8). 

110.  Nürnberg  (8). 

111.  Kegensburg  (12). 

112.  Weiden  (11). 

Xm.  Bamberg. 

il8.  Aschaffenburg  (10). 
lU.  Bamberg  (15). 

115.  Bayreuth  (10). 

116.  Hof  (8). 

117.  Schweinfurt  (15). 

118.  Würzburg  (12). 

XTin.  Zwelbrtteken. 

.119.  Frankenthal  (6). 

120.  Kaiserslautern  (9). 

121.  Landau  (6). 

122.  Zweibrücken  (9). 

XIX.  Stuttgart 

128.  Ellwangen  (7). 

124.  Hall  (7). 

125.  Heiibronn  (9). 


I  126.  Ravensburg  (8). 
127.  Rottweil  (8). 
I  128.  Stuttgart  (8). 
I  129.  Tübingen  (9). 
1  130.  Ulm  (8). 

I         XX.  Karlsrahe. 

I  131.  Freiburg  i.  B.  (12). 

132.  Karlsruhe  (11). 
!  188.  Konstanz  (9). 

134.  Mannheim  (6). 

135.  Mosbach  (9). 

136.  Offenburg  (8). 

137.  Waldöhut  (4). 

XXI.  Colmar. 

138.  Colmar  (15). 

139.  Metz  (10). 

140.  Mülhausen  (11). 

141.  Saareremünd  (11). 

142.  Strasburg  (14). 

143.  Zabem  (12). 

XXII.  Darmstadt. 

144.  Darmstadt  (18). 

145.  Gießen  (20).    . 

146.  Mainz  (11). 

XXIII.  Dresden. 

I  147.  Bautzen  (17). 

148.  Chemnitz  (16). 

149.  Dresden  (14). 

150.  Freiberg  (14). 


151.  Leipzig  (14). 

152.  Plauen  (12). 
158.  Zwickau  (16). 

XXIY.  Jena. 

154.  Altenburg  (6). 

155.  Eisenach  (8). 

156.  Gera  (8). 

157.  Gotha  (8). 

158.  Greiz  (3). 

159.  Meiningen  (21). 

160.  Rudolstadt  (14). 

161.  Weimar  (8). 

XXY.  Brannsehweigr. 

162.  Braunschweig  (16). 

163.  Holzminden  (8). 

XXYI.  Oldenburg:. 

164.  Bückeburg. 

165.  Oldenburg. 

XXYII.  Rostock. 

166.  Güstrow  (19). 

167.  Neustrelitz  (10). 

168.  Bostock  (9). 

169.  Schwerin  (15). 

XXYm.  Hamburg. 

170.  Bremen  (2). 

171.  Hamburg  (3). 

172.  Lübeck  (4). 


s. 

4  Z. 

s. 

7  Z. 

s. 

37  Z. 

s. 

51  Z. 

s. 

58  Z. 

s. 

69  Z. 

s. 

77,  n. 

s. 

84  Z. 

s. 

99  Z. 

s. 

170  Z. 

s. 

184  Z. 

8. 

282  Z. 

s. 

306  Z. 

s. 

361  Z. 

s. 

480  Z. 

s. 

608  Z. 

s. 

611  Z. 

s. 

634  Z. 

s. 

684  .Z. 

s. 

692  Z. 

s. 

793  Z. 

s. 

796  Z. 

s. 

853  Z. 

Berichtigungen  und  Nachträge. 

8  y.  u.  neueste  Ausgabe  des  Hugo  de  Groot  von  Fockema  Andbki£,  1895. 
30.  Der  2.  Band  erschien  1898.  —  Z.  34  lies  7  Bde,  1888—96. 

19  V.  u.  ist  hinzuzufügen:  Bbunneb  2,  481  f. 
7  Y.  u.  statt  ursprünglich  lies  später. 

16  y.  u.  füge  hinzu:  y.  Zallinqeb,  Wesen  u.  Ursprung  des  Formaliamos 
im  altdeutschen  Priyatrecht,  1898. 

18  y.  u.  Vgl.  jedoch  §  35,  n.  90. 
34.  Vgl.  jedoch  S.  117,  n.  63. 
16,  17.  Vgl.  jedoch  §  37,  n.  36. 

10  lies  weströmischen. 

22  statt  38  lies  36. 

17  hinzuzufügen:  Heck,  Altfties.  Gerichtsyerfassong  472  ff.  —  Z.  17  v.  o. 
statt  327  lies  324. 

19  lies  Homungsgabe. 
5  lies  die  federwat. 

1  y.  u.  st  L.  Sal.  49,  3  lies  L.  Sal.  49. 
5  .y.  u.  statt  449  lies  450. 

23  y.  u.  hinter  16,  523  erg.:  19,  173 ff. 

13  erg.:  Bar,  Urkunden  u.  Akten,  1898.  —  Z.  17  erg.:  Lau,  1898. 

22  erg.:  DIkell,  Geschichte  der  Hansa  i.  d.  2.  Hftltte  d.14.  JhB.,.1897. 

9  y.  u.  lies  8  Bde,  1870—96. 
12  lies  dederis  statt  dederit. 
4  y.  u.  statt  10  lies  9. 

3  lies  Ratihabition. 

11  y.  u.  erg.:    Altmann,  Ausgewählte  Urkunden   z.   deattiCk.  Verf. -Ge- 
schichte seit  1806,  2  Bde,  1.898. 
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